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Die  soziale  Theorie  der  Verteilung  und  des 

Wertes. 

Von 

Budolf  stolzmann, 
Ehrendoktor  der  Staatswisaenschaft. 

Inhalt:  Einleitung.  1.  Wesen  und  Programm  der  sozialen  VerteilunKstheorie 
Tugan•Ba^atow^kJ•s.  2.  ihre  Begründung  und  ihr  Zweck.  3.  Ihre  Kritik  im  allge- 
meinen. 4.  Die  Grundrente  vom  Standpunkti:  der  sozialen  Theorie  der  Verleiluug. 
5.  Der  Arbeitslohn  vom  gleichen  Standpunkte.  6.  Ebensoder  Profit.  7.  Die  kritischen 
Ergebnisse  für  eine  sozi;ile  Verteilungs-  und  Wcrtlehre.  8.  Der  Dualismus  im  Wesen 
der  Produktionsfaktoren  (technisch  und  sozial).  9.  Die  Zusammenfassung  der  positiven 
Ergebnisse  (/u  7.,  8.  und  9.  unter  Berücksichtigung  der  „psychischen"  Lehre  Licfmanns). 

Die  Geschichte  lehrt,  daß  erst  in  der  Reife  der  Wirklichkeit 
das  Ideale  dem  Realen  gegenüber  erscheint  und  sich  die  Welt  in 
Gestalt  eines  intellektuellen  Reichs  erbaut  .  .  .  Wenn  die  Philo- 
sophie ihr  Grau  in  Grau  malt,  dann  ist  eine  Gestalt  des  Lebens  alt 
geworden  .  .  .  die  Eule  der  Minerva  beginnt  erst  mit  der  ein- 
brechenden Dämmerung  ihren  Flug  (Hegel  im  Vorwort  seiner  Rechts- 
philosophie). 

Die  Versuchung  liegt  nahe,  diese  Worte  auch  auf  die  theo- 
retische Wirtschaftswissenschaft  anzuwenden;  Erst  als  der  helle 
Tag  der  Wirklichkeit  die  soziale  Frage  wachgerufen,  bequemte 
sie  sich,  ihrem  ureignen  Begriffe  gerecht  zu  werden:  nicht  länger 
mehr  Oekonomik,  sondern  Sozialökonomik  zu  sein.  Langsam  und 
träge,  dem  Vogel  der  Minerva  gleich  war  ihr  Gedankenflug,  und 
oft  genug  ging  er  nicht  vorwärts,  er  ging  zurück  ins  Oekonomische, 
ja  —  worüber  man  noch  stolz  war  —  zurück  ins  „Rein- Oeko- 
nomische". Ergab  sich  doch  diesem  rückschrittlichen  Zuge  gerade 
diejenige  Schule,  die  sich  mit  Vorliebe  die  „moderne"  nennt,  und 
noch  heute,  nachdem  Rodbertus,  Schäffle  und  Wagner  längst  ihr 
Werk  getan,  schwört  ein  großer  Teil  der  Jünger  Mengers  auf 
die  Worte  ihres  Meisters:  „Der  ökonomische  Charakter  der  Güter 
ist  in  keinerlei  Weise  an  die  Vorbedingung  der  menschlichen  Wirt- 
schaft in  ihrer  sozialen  Erscheinung  geknüpft."  Wie  aber  aller 
Fortschritt  sich  in  Schwingung  und  Gegenschwingung  bewegt,  so 
hat  auch  hier  die  auf  die  Spitze  getriebene  „rein-ökonomische"  Be- 
trachtung neuerdings  selbst  bei  Anhängern  der  Mengerschen  Schule 

Jahrb.  f.  Nationalök.  a.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd  55;.  1 
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eine  derartige  Reaktion  gezeitigt,  daß  sie  selbst  nicht  mehr  zu 
wissen  scheinen,  ob  sie  Bekehrende  oder  ob  sie  Bekehrte  sind.  Ich 
denke  an  Komorzynski  und  an  Ammon. 

Es  redeten  doch  auch  die  Tatsachen,  es  redeten  die  Forderungen 
des  Tages  eine  gar  zu  eindringliche  Sprache.  Die  soziale  Frage 
wandelte  sich  mehr  und  mehr  aus  einer  Frage  der  Erkenntnis  zu 
einer  Frage  des  Wollens  und  der  Tat,  zu  einer  Frage  der  Orga- 
nisation, in  deren  Mittelpunkt  das  Problem  der  Verteilung  steht. 
So  hauchte  der  soziale  Zug  der  Zeit,  der  vom  Leben  ausging,  auch 
der  Lehre  einen  neuen  Geist  ein.  Sie  erkannte  im  wirtschaftlichen 
Produktionsprozeß  den  ihm  immanenten  Verteilungsprozeß.  Es  war 
denn  auch  die  eherne  Logik  des  Kriegs,  die  uns  von  neuem  den 
innigen  Zusammenhang  zwischen  der  Erzeugung  der  Güter  und 
ihrer  Verteilung  lehrte,  das  organische  Wechselverhältuis  zwischen 
Einkommen  und  Preisbildung.  Die  Regelung  der  Hervorbringung 
und  die  Regelung  des  Verzehrs  erwiesen  sich  als  untrennbare  Teile 
eines  einheitlichen  Problems.  Die  tastenden  Versuche  unserer  Kriegs- 
wirtschaft mahnten  uns,  auch  in  der  Theorie  das  nachzuholen,  was 
in  der  Praxis  versäumt  war.  Ueberall  drängte  sich  die  Notwendig- 
keit der  Neuorientierung  und  des  Umlernens  auf. 

Der  Teil  der  Aufgabe,  der  hierbei  der  Wirtschaftstheorie  zu- 
fällt, ist  nicht  die  Darbietung  fertiger  Rezepte,  sondern  nur  die 
Herausarbeitung  und  Bereitstellung  des  gedanklichen  Rüstzeuges,  die 
Darlegung  der  sozialen  Grundbegriffe,  Grundtatsachen  und  Grund- 
zusamraenhänge  des  volkswirtschaftlichen  Seins.  Die  Theorie  ist 
nicht  Selbstzweck,  sie  läuft,  wie  Kant  sagt,  immer  auf  das  Praktische 
hinaus.  Die  rechte  soziale  Theorie  ist  die  bedingende  Grundlage 
der  rechten  sozialen  Praxis.  Sie  darf  sich  deshalb  auch  nicht  von 
dem  historischen  Boden  der  zu  erklärenden  Wirklichkeit  entfernen, 
sie  darf  nicht  im  sozialleeren  Räume  ihr  Luftgebilde  auffuhren,  sei 
es  auf  dem  Nirgendsheime  einer  „abstrakten  Gesellschaft",  sei  es  auf 
der  Fiktion  eines  gott-  und  weltverlassenen  Robinson,  sei  es  end- 
lich —  was  das  Allerschlimmste  ist,  jetzt  aber  in  die  Mode  zu 
kommen  scheint  —  auf  einem  irreführenden  Mischgebilde  von 
beidem. 

Noch  ein  Mann  wie  Röscher,  obgleich  Mitbegründer  der  histo- 
rischen Schule,  konnte  die  Abhängigkeit  der  wirtschaftlichen  Er- 
scheinungen von  der  jeweiligen  konkreten  Rechts-  und  Wirtschafts- 
ordnung so  sehr  verkennen,  daß  er  dem  Phantom  nachlief,  „gleichsam 
eine  Anatomie  und  Physiologie  der  Volkswirtschaft"  zu  begründen. 
Er  träumte  von  „einer  festen  Insel  wissenschaftlicher  Wahrheit  im 
Gewoge  der  Tagesmeinungen,  die  ebenso  allgemein  anerkannt  wäre, 
wie  die  Aerzte  der  verschiedenen  Richtungen  die  Lehren  der  mathe- 
matischen Physik  gleichmäßig  anerkennen"  (Röscher,  Grundlagen, 
§8  26,  27  ff.).  Man  ist  seitdem  bescheidener  geworden,  man  ließ  die 
Illusion  fahren,  „Naturgesetze"  des  Wirtschaftslebens  zu  entdecken. 
Die  Wirtschaftswelt  regiert  sich  nicht  aus  sich  selbst,  die  Volks- 
wirtschaft reift  nicht  wie  ein   natürlicher  Organismus  der  ihr  be- 
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stimmten  Entwicklung  entgegen,  sie  ist  kein  Natur-,  sondern  ein 
Zweckgebilde,  eine  Schöpfung  des  menschlichen  Willens,  von  dem 
sie  auch  ihre  Erhaltung  und  Fortbildung  erwartet.  Mit  der  uto- 
pischen Friedensinsel  ist  es  nichts.  Natur  allein  schafft  auch  auf 
volkswirtschaftlichem  Felde  keine  Harmonie,  sondern  den  Kampf 
aller  gegen  alle. 

Was  die  Natur  nicht  bietet,  das  muß  sich  die  Menschheit 
aus  Eigenem  schaffen,  aus  eigenem  Willen,  mit  eigener  Tat.  Der 
Intellektualismus  fügt  sich  dem  Primat  der  praktischen  Vernunft, 
die  aber  nicht  im  Individuum  als  natürlichem  Einzelwesen  wurzelt, 
nicht  im  homo  phaenomenon  mit  seinen  unfreien  Lust-  und  Un- 
lustgefühlen,  mit  seinem  persönlichen  Glückseligkeitsdrange,  sondern 
im  sozialen,  im  „höheren"  Menschen,  wie  ihn  Kant  fordert,  im 
freien  homo  noumenon.  Erst  die  Idee  der  Gemeinschaft  führt 
in  das  Reich  der  Freiheit  hinein.  Das  Ziel,  nach  dem  zu  streben, 
wird  so  ein  gemeinsames,  nur  um  die  Mittel  bewegt  sich  der 
Kampf.  Nur  so  wird  die  Wahlstatt  geschaffen,  auf  der  die  Waffen 
gleich  sind,  und  wo  man,  ohne  aneinander  vorbeizureden  und  vorbei- 
zustreben, erst  endlich  einmal  erkennt,  worum  man  sich  eigentlich 
streitet.  Die  Idee  der  Gemeinschaft  und  die  Gemeinschaft  der  Idee 
ist  es,  die  erst  unbewußt,  dann  aber  bewußt  sich  in  den  Ordnungen 
gesellschaftlicher  Bindung  verkörpert,  angefangen  von  der  Familie, 
aufsteigend  zur  Gruppe,  zur  Gesellschaft  und  zum  Staate,  bis  sie 
sich  in  das  Metaphysische  verläuft,  in  die  Idee  des  theologischen 
oder  teleologischen  Üniversalismus. 

Aber  im  Mittelpunkte  dieser  Kette  steht  für  den  Nationalöko- 
nomen  nüchtern  und  greifbar  das  soziale  Zweckgebilde  der  geregelten 
Wirtschaftsordnung,  durch  welche  die  Individuen  zur  organisierten 
Gemeinschaft  ihrer  materiellen  Bedürfnisbefriedigung  zusammenge- 
schlossen sind.  Damit  ist  die  sozial  o  rganische  Betrachtungs- 
weise ganz  von  selbst  gefordert  und  gegeben.  Ich  habe  sie  in 
meinen  früheren  Schriften  versucht  für  das  System  der  Volkswirt- 
schaftslehre und  ihre  Einzelmaterien  fruchtbar  zu  machen. 

Meine  jetzige  Aufgabe  besteht  darin,  sie  an  der  Hand  zweier 
neuerer  literarischer  Erscheinungen  kritisch  zu  erhärten.  Sie  bieten 
mir  die  willkommene  Gelegenheit,  den  gegenwärtigen  Stand  der 
nationalökonomischen  Erkenntnis  an  ihrem  erwähnten  Zentralproblem 
darzulegen:  es  ist  die  Lehre  von  der  Verteilung,  die  auch  für 
den  unausbleiblichen  Kampf  der  Geister  in  der  Friedenszeit  das 
Allgemeininteresse  ganz  besonders  herausfordert.  Es  handelt  sich 
um  folgende  beiden  Schriften: 

1)  Soziale  Theorie  der  Verteilung,  von  Michael  Tugan-Bara- 
nowsky,  Berlin  (J.  Springer)  1913,  Sonderabdruck  aus  den  Annalen 
für  soziale  Politik  und  Gesetzgebung,  Bd.  2,  Heft  5  und  6; 

2)  Das  Grundprinzip  der  Verteilungstheorie,  von  Joseph  S  c  h  u  m  - 
peter,  Archiv  für  Sozial  Wissenschaft  und  Sozialpolitik,  Bd.  42, 
Heft  1,  S.  1—88. 
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Die  letztere  Schrift  erschien  erst,  als  meine  Untersuchung  über 
Tugan-Baranowskys  Lehre  im  wesentlichen  abgeschlossen  war.  Ich 
muß  deshalb  ihre  Würdigung  einer  späteren  Abhandlung  vorbehalten. 
Eine  solche  Würdigung  ist  aber  auch  dringend  geboten,  schon  des- 
halb, weil  erst  durch  ihre  Einbeziehung  die  Möglichkeit  geboten 
wird,  unseren  Gegenstand  von  den  beiden  allein  denkbaren  Ex- 
tremen aus,  damit  aber  auch  erschöpfend  zu  behandeln:  von  dem 
sozialen  Gesichtspunkt  aus,  dem  der  Sozialist  T.-Baranowsky  huldigt, 
und  vom  rein-ökonomischen  Standpunkt  aus,  den  Schumpeter  so 
energisch  und  gewandt  verteidigt. 

Inzwischen,  noch  im  Jahre  1917,  erschienen  nun  auch  Lief- 
manns „Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre",  in  denen  er  seine 
neue  und  originelle  Theorie,  die  er  die  „psychische"  nennt,  vorführte, 
die  er  auch  schon  vorher  in  Auszügen,  besonders  in  mehreren  Ab- 
handlungen dieser  „Jahrbücher"  eingeführt  und  vorläufig  begründet 
hatte.  Da  er  hier  wie  dort  der  ganzen  „sozialen  Betrachtungsweise" 
in  seiner  kampffrohen  Art  den  Streit  angesagt  hat,  war  es  unab- 
weislich,  den  hingeworfenen  Fehdehandschuh  aufzunehmen.  Auch 
seine  Lehre  soll  uns  dazu  dienen,  an  ihrem  Gegensätze  das  Wesen 
unserer  eigenen  um  so  besser  abzuheben.  Ich  werde  sie  deshalb 
schon  in  der  vorliegenden  Abhandlung  —  in  den  Kapiteln  7,  8  und 
9  —  in  der  Kürze  berücksichtigen,  die  durch  den  begrenzten  Rahmen 
meines  Themas  geboten  ist. 

1.  Wesen  und  Programm  der  soxialeu  Yerteilungslehre  Tugau- 

Baranowskys. 

Zur  Kritik  der  „sozialen  Theorie  der  Verteilung"  ist  wohl  kein 
anderer  so  sehr  wie  ich  veranlaßt  und  legitimiert,  der  ich  zuerst 
in  dieser  Ausführlichkeit  und  Durcharbeitung  die  Verteilung  als 
den  Kern  aller  sozialökonomischen  Lehre  aufzuweisen  suchte,  und 
dies  auf  breiterer  Grundlage  als  Tugan-Baranowsky.  Denn  während 
dieser  die  Theorie  der  Verteilung  von  der  des  Wertes  streng  sondert 
und  den  gemeinsamen  Grundfehler  der  herrschenden  Lehren  darin 
erblickt,  daß  sie  die  Verteilungsphänomene  als  Wertprobleme  be- 
handeln, gehe  ich  von  deren  organischer  Zusammengehörigkeit  aus: 
nur  daß  ich  nicht,  wie  die  deshalb  von  T.-B.  mit  Recht  getadelte 
herrschende  Auffassung,  die  Verteilung  aus  dem  Werte,  sondern  den 
Wert  aus  dem  sozialen  Zweckbegriffe  der  Verteilung  ableite,  ähn- 
lich wie  Rodbertus,  der  als  erster  den  Wert  als  „Medium  der  Ver- 
teilung" bestimmte:  Wert  und  Verteilung  sind  nach  meiner  Lehre 
in  einem  Zuge  aus  den  sozialen  Funktionen  des  volkswirtschaft- 
lichen Organismus  a  priori  zu  erfassen,  und  die  Grundgebrechen  der 
allermeisten  Theorien  rühren  nach  meiner  Ansicht  gerade  von  dem 
nicht  überwundenen  Dualismus  zwischen  Wert  und  Verteilung 
her.  Seine  endliche  Ueberwindung,  die  Ueberwindung  des  damit 
sich  berührenden  Gegensatzes  von  Subjektivismus  und  Objektivismus, 
ihre  Versöhnung  und  „Verschmelzung  zur  sozialorganischen  Einheit" 
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halte  ich  für  die  nächste  und  vornehmste  Aufgabe  aller  volkswirtschaft- 
lichen Lehre.  Sie  war  Gegenstand  meiner  beiden  ')  vorangehenden 
Abhandlungen,  1914,  III.  F.  48.  Bd.,  S.  145  ff.,  und  1915,  IJI.  F.  49.  Bd., 
S.  145  ff.  dieser  „Jahrbücher",  über  Subjektivismus  und  Objektivismus, 
sie  drückt  sich  auch  in  der  von  mir  gewählten  Ueberschrift  des 
vorliegenden  Aufsatzes  aus:  nicht  Soziale  Theorie  der  Verteilung, 
wie  T.-B.s  Titel  lautet,  sondern  „Soziale  Theorie  der  Verteilung 
und  des  Wertes". 

Dagegen  legt  uns  T.-B.  sein  „Programm"  in  einem  kurzen 
Vorwort  dahin  vor:  Die  Eigentümlichkeit  der  von  ihm  dargelegten 
Verteilungstheorie  besteht  in  der  Hervorhebung  der  sozialen  Fak- 
toren der  Einkommensbildung.  Die  beiden  herrschenden  Hauptrich- 
tungen der  Theorie,  die  Grenznutzenlehre  so  gut  wie  die  Marxsche 
Wertlehre,  kranken  seiner  Ansicht  nach  an  dem  gemeinsamen  Grund- 
fehler, daß  sie  die  Verteilungsphänomene  als  Wertprobleme  behandeln. 
Er  könne  sich  deshalb  zu  keiner  der  beiden  Richtungen  bekennen, 
obwohl  seine  Theorie  viel  Gemeinsames  mit  der  einen  und  der 
anderen  habe.  In  der  Grenznutzenlehre  sehe  er  die(!)  wissenschaft- 
liche (!)  Theorie  des  wirtschaftlichen  Güterwerts,  im  Marxismus 
scheine  ihm  die  soziale  Grundlage  der  ökonomischen  Erscheinungen 
von  größter  Bedeutung.  Aber  von  der  Grenznutzenlehre  scheide  ihn 
eine  andersartige  Auffassung  des  Verteilungsproblems,  das  auf  Grund 
der  individualistisch-psychologischen  Methode  dieser  Schule  nicht 
zu  lösen  sei,  und  an  der  Marxschen  Verteilungslehre  tadelt  er,  daß 
sie  trotz  ihrer  sozialen  Grundlage  mit  individualistischen  Elementen 
durchsetzt  sei.  Die  wichtigste  Aufgabe  der  ökonomischen  Wissen- 
schaft unserer  Zeit  erblickt  er  in  der  „Synthese"  beider. 

Es  ist  auffallend,  daß  T.-B.  nicht  die  inneren  Widersprüche 
schon  dieses  seines  Programms  bemerkt  hat.  Liegen  sie  doch 
auf  der  Hand.  Ist  die  „soziale  Grundlage  der  ökonomischen  Er- 
scheinungen" so  bedeutungsvoll,  wie  kann  da  die  Grenznutzenlehre 
eine  „wissenschaftliche"  Theorie  sein,  o bschon  sie  doch  gerade 
nicht  sozialer,  sondern  individualistisch-psychologischer  Natur  ist, 
und  der  wichtigste  Teil  der  Wissenschaft,  das  Verteilungsproblem, 
„auf  Grund  der  Grenznutzenlehre  eben  nicht  zu  lösen  ist"  ?  Und 
ferner:  Wenn  die  wichtigste  A.ufgabe  in  der  Synthese  beider 
Lehren  liegt,  wie  kann  da  der  Dualismus  von  Wert  und  Ver- 
teilung eine  solche  Synthese  erbringen?  Wird  er  nicht  umgekehrt 
eine  solche  geradezu  unmöglich  machen  ? 

Gibt  es  doch  nur  ein  einziges  und  einheitliches  Objekt  für  die 
Sozialökonomik:  die  soziale  Volkswirtschaft  als  unteilbares  Ganzes, 
von  dem  die  Verteilung  wie  der  Wert  nur  je  eine  gedankliche  Seite 
darstellen.  T.-B.  hat  meines  Erachtens  eine  unzutreffende  Antithese 
aufgestellt,  wenn  er  seine  Theorie  auf  dem  Gegensatz  von  Verteilung 
und  Wert  gründet.  Der  Verteilung  steht  sprachlich  und  logisch 
die  Produktion   gegenüber  und  nicht  der  Wert.     Wert  und  Ver- 

1)  Ich  werde  die  erstere  kurz  als  „Subj.",  die  zweite  als  „Obj."  zitieren. 
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teilung  sind  überhaupt  keine  Gegensätze.  Der  Wert  ist  das  Ge- 
meinsame, die  Wertlehre  hat  gerade  die  eigentlichste  und  einzige 
Aufgabe:  die  von  T.-B.  gesuchte  Synthese  zu  erbringen,  die  ver- 
bindende Brücke  aufzuweisen,  welche  die  beiden  Hauptfunktionen 
der  Volkswirtschaft,  die  Produktion  und  die  Verteilung,  durch  das 
gemeinsame  Band  des  obersten  Sozialzwecks  zusammenhält. 

Der  Wert  darf  nicht  abseits  stehen.  Er  ist  der  Ausdruck 
der  volkswirtschaftlichen  Einheit  in  der  Wechselwirkung  und  dem 
ewigen  Kreislauf  ihrer  Funktionen,  er  ist  das  Maß  der  ökonomischen 
Dinge.  Hier  wie  in  aller  modernen  Wissenschaft  ist  deren  große 
Aufgabe  zu  lösen:  das  fließende  Moment  der  Qualitäten  auf  quan- 
titativ erfaßbare  Maßstäbe  zu  bringen.  Erst  dadurch  wird 
sie  in  gewissem  Sinne  zur  „Wissenschaft".  Für  die  nationalöko- 
nomische Wissenschaft  ist  dieses  Maß  eben  der  „Wert".  Daher  in 
allen  ökonomischen  Theorien  seit  Aristoteles,  seit  den  Physiokraten 
und  immer  intensiver  in  den  neueren  Systemen  die  wachsende  Ein- 
sicht in  die  Wichtigkeit,  die  der  Wertlehre  beizumessen  ist.  Der 
„gemeinsame  Grundfehler"  der  Systeme  liegt  nicht  in  der  Behand- 
lung der  Verteilungsphänomene  als  Wertphänomene.  Verteilungs- 
phänomene sind  Wertphänomene,  wie  alle  anderen  volkswirtschaft- 
lichen Erscheinungen,  sie  machen  hiervon  keine  Ausnahme.  Die 
Frage  ist  nur,  ob  die  Verteilung  aus  dem  Werte  oder  der  Wert  aus 
der  Verteilung,  oder  aber  drittens,  ob  Wert  und  Verteilung,  wie 
schon  gesagt,  in  einem  Zuge  aus  einer  übergeordneten  Einheit, 
als  einem  Dritten,  abzuleiten  sind.  Das  letztere  ist  die  von  mir  in 
allen  meinen  Schriften  vertretene  Grundauffassung.  Ich  glaube  dort 
den  Nachweis  erbracht  zu  haben,  daß  der  Wert  kein  Ding  für  sich, 
keine  primäre  Erscheinung,  sondern  nur  das  Ergebnis  der  im- 
manenten sozialorganischen  Zweckfunktionen  darstellt,  ihren  kurzen 
and  letzten  Ausdruck. 

Was  Kant  von  den  Kategorien  im  allgemeinen  sagt,  als  den 
Mitteln,  mit  denen  der  Verstand  die  Erscheinungen  „buchstabiert", 
das  gilt  im  besonderen  von  der  Wertkategorie  als  dem  Mittel  zur 
Buchstabierung  der  sozialökonomischen  Erscheinungen.  Und  wenn 
Kant  den  Verstand  „der  Natur  die  Gesetze  vorschreiben"  läßt,  so 
ist  die  Wertkategorie  das  Mittel  zur  Erfassung  und  zum  Ausdrucke 
der  sozialökonomischen  „Gesetze".  Die  Analyse  des  Wertes  geht 
in  der  Analyse  der  Volkswirtschaft  auf,  der  Wert  ist  ein  Letztes 
in  der  Ableitung,  er  ist  ein  Erstes  höchstens  für  die  systematische 
Darstellung  des  Abgeleiteten.  Der  Wert  ist  ein  sozialer  Zweck- 
begriff. Wie  die  Gesellschaft  eine  Sonderkategorie  darstellt,  die  aus 
dem  Wesen  des  Einzelindividuums  oder  der  Einzelindividuen  in 
ihrem  mechanisch  zufälligen  Kontakte  oder  ihrem  neuerdings  soge- 
nannten „übergreifenden  Funktionen"  nicht  zu  verstehen  ist,  so  geht 
luch  der  Zweck,  der  den  Wert  ausmacht,  aus  dem  in  besonderer  Analyse 
zu  entwickelnden  Zwecke  der  Gesellschaft  in  ihrer  konkreten  Wirt- 
schaftsordnung hervor.  Für  das  einzelne  Wirtschaftssubjekt  ist  dieser 
Zweck  ein  ihm  aufgezwungenes  Fremdes,  das  es  bewußt  oder  unbewußt 
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erst  hinterher  in  die  Autonomie  seines  Willens  aufnimmt.  Nur 
durch  Dienen  gelangt  es  zur  Herrschaft.  Sind  einmal  die  autarkisch 
abgeschlossenen  Natural-  und  i<;igenwirtschaften  in  der  arbeits- 
teiligen Volkswirtschaft  aufgegangen,  so  ist  es  ein  Unding,  das  Ge- 
bilde der  Volkswirtschaft  als  solches  aus  der  mechanischen  „Resul- 
tante" ihre  Teile  erkennen  zu  wollen,  den  Zweckorganismus  eines 
lebendigen  Ganzen  aus  den  ihm  eingegliederten  und  untergeordneten 
Bestandteilen.  Ebensowenig  wie  der  Sonnenkönig  können  die  In- 
dividuen sagen:  Wir  sind  der  Staat,  wir  „organisieren"  die  Volks- 
wirtschaft. Die  subjektivistische  Betrachtung,  so  führte  ich  an 
anderer  Stelle  aus,  kann  uns  wohl  veranschaulichen,  wie  sich  der 
Einzelwirtschafter  im  fertigen  Bau  der  Sozialwirtschaft  häuslich  ein- 
richtet, aber  sie  läßt  uns  den  Bau  selbst  in  seiner  Eigenart  uner- 
klärt. Die  Einzelakte  des  individuellen  „Handelns"  ergeben  nicht  das 
Wesen  des  Gesamtgefüges,  sie  sind  nur  die  Ausführung  des  sozialen 
Wirtschaftsplanes  an  der  den  Individuen  zugewiesenen  Stelle. 

T.-B.  setzt  sich  mit  der  blinden  Hinnahme  der  psychologischen 
Grenznutzentheorie  etwas  vornehm  über  alle  Einwendungen  hinweg, 
die  seitdem  gegen  sie  eingehend  und  —  wie  ich  meine  -  ver- 
nichtend erhoben  worden  sind,  nicht  nur  von  bürgerlichen,  sondern 
auch  von  sozialistischen  Forschern.  Aus  der  unbegrenzten  Zahl  der 
ersteren  möchte  ich  nur  K.  Diehl  hervorheben,  der  Bd.  51  dieser 
„Jahrbücher"  S.  419  ff.  in  seiner  Kritik  gegen  Wieser,  die  in  den 
wesentlichen  Grundzügen  mit  der  meinigen  im  Bd.  49,  S.  172  ff.  da- 
selbst übereinstimmt,  jene  Einwendungen  dahin  zusammengefaßt  hat: 

Da  die  Grenznutzenlehre  auf  den  individuellen  Nutzerwägungen  des  einzel- 
nen Wirtschaftssubjekts  basiert,  passen  ihre  Resultate  nur  für  Wirtschaftsformen, 
die  sich  auf  dieser  individualistischen  Basis  aufbauen,  nicht  aber  für  Sozialformen 
prinzipiell  gänzlich  verschiedener  Art.  Es  ist  daher  falsch,  zu  sagen,  daB  im 
Individuum  die  Dispositionen  nachgewiesen  werden  müßten,  durch  die  es  sich 
dem  gesellschaftlichen  Gefüge  verbände.  Nur  für  die  so  begrenzte  Aufgabe,  näm- 
lich für  die  Erklärung  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  innerhalb  einer  privat- 
kapitalistischen Wirtschaftsweise,  kann  also  die  Grenznutzentheorie  tanglich  sein. 
Es  fehlt  die  Brücke  von  ihren  idealisierenden  Annahmen  zu  den  realen  Verhält- 
nissen des  wirklichen  Marktverkehrs,  da  der  Preis  eine  gesellschaftliche  Erschei- 
nung ist  und  daher  nur  aus  den  Marktvorgängen  unter  dem  Einfluß  sozialer 
Machtverhältnisse  erklärt  werden  kann.  Wozu  diese  ganze  individuelle  Genuß- 
lehre mit  ihren  gekünstelten  Beispielen,  wie  z.  B.  dem  einer  Schiffsmannschaft 
mit  knappem  Wasservorrat?  Warum  geht  man  nicht  gleich  direkt  zur  Erklärung 
der  Markterscheinungen  vor  und  gibt  eine  empiristisch-realistische  Theorie? 

Aus  der  Zahl  der  sozialistischen  Theoretiker  greife  ich 
Conrad  Schmidt  heraus. 

Auch  er  sieht  den  Kardinalirrtum  der  Grenznutzentheorie  darin,  daß  „sie 
sich  in  psychologischen  Räsonnements  darüber  ergeht,  wie  der  Besitzer  eines  ihm 
zur  unmittelbaren  Bedarfsdeckung  zur  Vertugung  stehenden  Vorrats  von  Gütern 
verschiedener  Art  bei  einer  eventuellen  Abschätzung  des  subjektiven  Wertes,  den 
diese  für  ihn  haben,  verfahren  wird,  und  daß  sie  sich  allen  Ernstes  einbildet,  aus 
so  gewonnenen  Resultaten  Folgerungen  für  die  Regulierung  der  Austauschsätze 
im  Warenaustausch  ableiten  zu  können  ....  Die  psychologischen  Zwecksetzungen 
(der  im  Marktverkehr  Austauschenden)  sind  nicht  nach  Robinsonanalogien,  son- 
dern  in   ganz  anderer  Art  und  Weise  charakterisiert  ....   Der  Einfluß,  den  das 
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von  den  Grenznutzlern  als  letztbin  ausschlaggebende  Moment  proklamierte,  auf  den 
subjektiven  Gebrauchswert  der  Waren  fundierte  subjektive  Werturteil.  .  . 
auszuüben  imstande  ist,  reduziert  sich  im  wetientlichen  auf  einen  allgemein  be- 
kannten Umstand,  der  überall,  statt,  wie  die  Grenznut/.ler  wollen,  die  im  Markt- 
verkehr jeweils  bestimmten  Preise  zu  erklären,  sie  vielmehr  voraussetzt.  Das  Ein- 
kommen (Jahreseinkommen)  der  Funktionäre  des  wirtschaftlichen  Gesamtprozes- 
ses  .  .  .  gibt  nur  die  Maximalgrenze  an,  in  deren  Rahmen  sie  das  Hystem  ihrer 
Bedürfnisse  je  nach  der  Gröüe  ihres  Geldeinkommens  befriedigen  können  .  .  .  keine 
neue  Erkenntnis  eines  Sachverhalts  (ist  das,  sondern)  im  besten  Falle  ein  im 
Ausdruck  subtil  formuliertes  Etikett'  (C.  Schmidt,  »Vom  Begriff  de«  Warenwerts" 
in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1916,  Bd.  2,  8.  568,  569.) 

Aber  T.-B.  stellt  sich  nicht  nur  in  Gegensatz  zu  den  soziai- 
gerichteten  Schulen,  er  nimmt  in  seiner  Verteilungslehre  auch  den 
Kampf  gegen  die  Subjektivisten  auf,  ja  den  Kampf  gegen  alle 
Schulen.  Denn  sie  alle  entwickeln,  wie  er  sagt,  unterschiedlos  die 
Verteilungstheorie  als  eine  spezielle  Theorie  der  Werttheorie;  ein 
besonderes  Verteilungsproblem,  neben  dem  Wertproblem,  besteht  für 
sie  nicht,  sie  beziehen  in  die  allgemeine  Preislehre  auch  die  Ver- 
teilungstheorie ein.  Aber  gerade  diese  originelle  Stellungnahme  des 
auch  sonst  wegen  seiner  Tiefe  und  seines  ideellen  Zuges  geachteten 
Sozialisten  schien  mir  besonders  geeignet  zu  sein ,  um  an  seiner 
Lehre  das  trennende  und  gleichzeitig  das  trotzdem  Verbindende 
zwischen  den  antagonistischen  bürgerlichen  und  sozialistischen  Grund- 
anschauungen klarzustellen.  T.-B.  kämpft  den  Kampf  gegen  zwei 
Fronten;  aber  gleichzeitig  übernimmt  er  auch  von  beiden  Seiten  den 
„richtigen  Kern".  Seine  Lehre  ist  eklektisch,  ihre  Kritik  gibt  uns 
Gelegenheit,  beide  Richtungen  nach  ihrem  inneren  Verhältnis  zu- 
einander zu  würdigen,  oder  allgemeiner  gesagt,  sie  führt  uns  auf  das 
wichtige,  bisher  von  der  Wissenschaft  immer  noch  nicht  gelöste 
Problem,  welches  das  Verhältnis  der  natürlichen  und  der  gesellschaft- 
lichen Beziehungen  zum  Gegenstande  hat,  das  Verhältnis  des  Men- 
schen zur  Natur  und  das  Verhältnis  des  Menschen  zum  Menschen. 

2.  Die  Begründung  und  der  Zweck  „der  sozialen  Vertcilnng»- 

lehre". 

In  einer  besonderen  „Einleitung"  legt  uns  T.-B.  den  Zweck 
seiner  Theorie  dahin  dar:  Seine  Theorie  wolle  den  Ansprüchen  des 
praktischen  Lebens  gerecht  werden,  ihrem  Laufe  folgen,  nicht  ihnen 
nachhinken.  Das  habe  die  herrschende  Lehre  verabsäumt.  Sie  ver- 
fehlte die  Beantwortung  der  wichtigsten  Frage:  Ist  eine  ..Beein- 
flussung" der  Lohnhöhe  durch  die  Gewerkschaften  grundsätzlich 
möglich?  Ist  die  Lohnhöhe  „regulierbar",  oder  folgt  die  Verteilung 
der  gesellschaftlichen  Einkommen  in  der  kapitalistischen  Gesellschaft 
ihren  eigenen  unabänderlichen  Gesetzen?  Haben  die  Gelehrten,  so 
drückt  er  es  an  anderer  Stelle  aus,  recht,  die  das  behaupten  und  der 
neueren  Richtung  die  Verfolgung  unerreichbarer  Ziele  vorwerfen, 
oder  hat  die  Praxis  des  Lebens,  d.  i.  eine  vom  Standpunkte  der  prak- 
tischen Interessen  der  Sozialpolitik  ausgehende  Lohntheorie  recht? 
Man  sieht,   es  handelt   sich   um   dieselben  Grundfragen,  die  ich  in 
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meinen  Schriften,  zuletzt  in  meiner  Auseinandersetzung  mit  Böhm- 
Bawerk  unter  dem  von  letzterem  gewählten  Titel:  „Macht  oder 
ökonomisches  Gesetz",  Bd.  49,  S.  200  ff.  dieser  „Jahrbücher"  eingehen- 
der und  grundsätzlicher  als  T.-B.  erörtert  habe.  In  viel  weiterem 
Sinne  noch  als  ich  in  „Zweck"  S.  776,  erkennt  dieser  zwar  die  Grenz- 
nutzenlehre, soweit  es  ihre  We rtlehre  angehe,  als  „xx-^fJ!.«  £<:  aei" 
an.  Auf  dem  Gebiete  der  Verteilungstheorie  dagegen  habe  sie 
gänzlich  versagt.  Wie  ich  (Bd.  49,  S.  163),  weist  er  auf  den  für 
sie  letalen  Umstand  hin,  daß  jeder  ihrer  bedeutenderen  Vertreter 
seine  eigene  Verteilungstheorie  habe,  nur  daß  ich,  noch  weiter 
gehend,  Bd.  48,  S.  156  ff.  nachwies,  daß  sich  dieser  Mangel  an 
Uebereinstimmucg  keineswegs  auf  das  Gebiet  der  Verteilungslehre 
beschränkt,  sondern  schon  in  der  Verschiedenheit  des  „Grundpfeilers" 
der  ganzen  Theorie  einschließlich  der  Wertlehre  wurzele, 
mit  anderen  Worten  in  dem  „passe-partout",  als  welchen  v.  Böhm 
den  Fortfall,  v.  Wieser  aber  den  Gedanken  des  ruhigen  und 
ungestörten  Besitzes  bezeichnet.  Ich  weiche  von  T.-B.  nach  dem 
Gesagten  auch  darin  ab,  daß  er  jenen  Mangel  als  auffallendsten 
Beweis  für  die  besonderen  Schwierigkeiten  des  Problems  selbst  an- 
sieht und  als  Beweis  dafür,  daß  die  Grenznutzenlehre  mit  den 
anderen  Schulen  die  Verteilungslehre  zu  Unrecht  als  eine  spezielle 
Lehre  der  allgemeinen  Werttheorie  entwickle.  Ich  dagegen  sehe 
in  dem  Scheitern  ihrer  Verteilungstheorie  nur  den  Beweis  der  Un- 
zulänglichkeit der  ihr  zugrunde  liegenden  Werttheorie. 

Man  ist  nun  mit  Recht  gespannt,  zu  hören,  mit  welcher  Be- 
gründung T.-B.  die  seinerseits  behauptete  Kluft  zwischen  Wert  und 
Verteilung  begründen,  noch  mehr  aber,  wie  er  den  von  ihm  selbst 
zerrissenen  Faden  zwischen  beiden  wieder  verknüpfen  will.  Denn  er 
verkennt  ja  keineswegs  ihre  Zusammengehörigkeit  an  sich.  Wie 
kommt  es,  so  fragt  er  im  1.  Kapitel  „Zur  Methodologie  des  Ver- 
teilungsproblems", wie  kommt  es,  daß  die  Verteilungstheorie  im 
System  der  ökonomischen  Wissenschaft  eine  besondere  Stelle  neben 
den  Theorien  der  Produktion  und  des  Austausches  einnehmen  kann, 
da  die  Verteilungsphänomene  doch  mit  den  Produktions-  und  Aus- 
tauschphänomenen zusammenfallen  und  den  gesamten  wirtschaftlichen 
Prozeß  erschöpfen  ?  Warum  ist  die  Verteilung  ein  Problem  sui 
generis?  In  der  von  ihm  gewählten  Beantwortung  dieser  Frage  sieht 
T.-B.  das,  was  er  die  „Methodologie"  seiner  eigenartigen  Vertei- 
lungslehre nennt  —  nebenbei  eine  ungewöhnliche  Verwendung  des 
Begriffs  „Methode".  Denn  unter  einer  solchen  versteht  man  doch 
im  wissenschaftlichen  Sprachgebrauche  nur  die  formale  Art  des 
Forschungsweges,  es  gibt  z.  B.  eine  deduktive,  eine  induktive,  eine 
synthetische,  analytische,  naturalistische,  psychologische  und  allen- 
falls —  obgleich  es  bestritten  —  eine  historische  „Methode".  Der 
Weg  der  Untersuchung,  den  T.  B.  geht,  unterscheidet  sich  ganz  und 
gar  nicht  vom  Wesen  dieser  üblichen  Methoden,  er  kommt  mit  ihnen 
nur  zu  anderen  Ergebnissen.  Seine  Dialektik  ist  folgende:  Der 
psychologisch-individualistische  Wert  ist  der  unbestreitbare  „wissen- 
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schaftliche"  Ausgangspunkt,  er  ist  die  logisch  natürliche  Kategorie. 
Da  nun  die  Verteilung  im  Gegensatz  dazu  etwas  Historisch-Soziales 
ist,  eine,  wie  er  sagt,  soziale  Kategorie  xat'  kioyi,v  darstellt,  so  ist 
damit  für  sie  die  Notwendigkeit  einer  „besonderen  Methode"  ohne 
weiteres  gegeben.  Seine  Dialektik  nährt  sich  ganz  von  diesem 
Gegensatze,  und  zwar  in  folgender  Weise: 

1.  Die  Gesetze  der  Preisbildung  [Preis  und  Wert  werden  von 
T.-B.  mit  Recht ')  als  synonym  gebraucht]  seien  nur  vom  individua- 
listischen Standpunkte  aus  zu  erklären,  ihre  wissenschaftliche  Analyse 
könne  daher  nur  die  psychologischen  Prozesse  der  Individuen  zum 
Gegenstande  haben,  die  „im  Werturteile  zum  Ausdruck  kommen". 
Das  Gegenteil  müsse  für  die  Theorie  der  Verteilung  gelten.  Während 
das  Wertphänomen  eine  logische  Kategorie  und  auch  bei  der  iso- 
lierten Wirtschaft  eines  einzigen  Individuums  zu  beobachten  sei, 
sei  die  Verteilung  nur  in  einer  sozialen  Wirtschaft,  d.  h.  „nur  in 
der  Gesellschaft  einer  bestimmten  historischen  Struktur  möglich". 
Der  notwendige  Ausgangspunkt  sei  daher  für  die  kapitalistisch  orga- 
nisierte Gesellschaftsordnung  in  den  durch  sie  bedingten  Besitz- 
und  Abhängigkeitsverhältnissen  der  drei  sozialen  Klassen,  der  Lohn- 
arbeiter, Kapitalisten  und  Grundbesitzer  gegeben.  Es  ist,  sagt  er, 
„also  (!)  methodologisch  ganz  falsch,  die  Verteilungstheorie  in  die 
Werttheorie  einzuschließen.  Denn  (!)  der  Zusammenhang  verschie- 
dener Einkommensarten  beruht  keineswegs  auf  individuellen  Wert- 
schätzungen." Das  Individuum  könne  nicht  etwa  wählen,  Arbeiter, 
Kapitalist  oder  Grundbesitzer  zu  werden,  seine  soziale  Lage,  seine 
Zugehörigkeit  zu  dieser  oder  jener  Klasse  hänge  nicht  von  seinem 
individuellen  Willen  ab.  So  ist  der  Schluß  e  contrario  fertig,  der 
so  oft  schon  die  Forschung  auf  Abwege  geführt  hat. 

IL  T.-B.  hat  versucht,  die  Antithese  von  Wert  und  Verteilung 
noch  auf  einem  weiteren  Wege  zu  erhärten,  durch  Zergliederung 
der  Tauschakte,  die  ja  allerdings  in  unserer  heutigen  „Tausch- 
gesellschaft" das  formale  Bindeglied  abgeben,  durch  das  im  Wege 
des  Kaufes  und  Verkaufes  „das  Nationalprodukt  von  Stufe  zo 
Stufe  gehoben  wird"  (Rodbertus),  durch  Kauf  und  Verkauf  der 
Arbeits-  und  Kapitalleistungen  gegen  Lohn  und  Zins,  sowie  der 
produzierten  Güter  durch  Umsatz  zwischen  den  Betrieben  der  Pro- 
duktionsstufen herauf  bis  zum  Absatz  an  die  letzten  Konsumenten. 
Zu  seinen  theoretischen  Zwecken  zerlegt  T.-B.  diese  Tauschakte 
in  je  einen  Wert-  (Warenaustausch-)  und  einen  Verteilungsakt,  und 
zwar  in  recht  künstlicher  Weise.  Auf  dem  „Warenaustauschakte" 
beruhe  die  Preisbildung,  auf  dem  „Akte  der  Verteilung"  die  Aus- 
einandersetzung der  sozialen  Klassen.  Obgleich  nämlich  auch  der 
erstere  Akt  ein  sozialer  Prozeß  sei,  so  gut  wie  der  zweite,  und  ob- 

1)  leh  habe  „Zweck"  S.  570  und  ..Subj."  8.  149  das  Verhiltni»  von  Wert  und 
Preis  näher  dargelegt.  Danarh  ist  der  Preis  die  zu  eiklfin-nde  T«t!«iche,  der  „Wert" 
aber  nur  ein  —  manchmal  recht  verdächli)te!i,  tendenziöses  —  Deokmittel  der  Er- 
klärung, das  die  Objektivisten  wie  die  Subji.'ktivisten  ganz  nach  ihren  lychrzweckcn  ge- 
modelt haben. 
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gleich  die  Verteilungsphänomene  mit  den  Produktions-  und  Tausch- 
phänomenen zusammenfallen,  so  komme  es  eben  auf  die  Analyse 
der  Verbindung  an,  auf  die  Auflösung  in  ihre  beiden  Elemente,  es 
komme  darauf  an,  das  die  kapitalistische  Gesellschaftsordnung  kenn- 
zeichnende Verhältnis  der  drei  Einkommensarten  zueinander  dar- 
zustellen. Das  Problem  der  Verteilung  sei  als  das  Problem  der  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse zwischen  den  Einkommen  derjenigen  sozialen 
Klassen  zu  definieren,  die  durch  die  Bedingungen  der  Produktion 
und  des  Austausches  miteinander  verknüpft  sind,  und  zwar,  wie  er 
sagt,  durch  einen  „unauflösbaren  Knoten".  Die  Verteilungsphänomene 
seien  deshalb  keine  besonderen  und  selbständigen  ökonomischen  Tat- 
sachen, sondern  derselbe  Prozeß,  nur  von  einem  bestimmten  Stand- 
punkte aus  betrachtet,  als  „Schlußergebnis". 

Dieses  äußerliche  Zusammenfallen  der  Verteilungs-  mit  den 
Produktions-  und  Tauschphänomenen  habe  die  Mehrzahl  der  National- 
ökonomen verführt,  das  eigentlich  „Charakteristische  des  Vertei- 
lungsprozesses" zu  verkennen:  „die  soziale  Ungleichheit  der 
Kontrahenten"  beim  Zustandekommen  eines  Tauschaktes,  eine  Un- 
gleichheit, die  nicht  individuellen,  sondern  sozialen  Ursprungs  sei- 
Daraus  ergebe  sich  folgender  Unterschied:  „die  Preistheorie  be- 
ruhe auf  der  Voraussetzung  der  sozialen  Gleichheit  der  Teilnehmer 
des  Tauschaktes,  die  V  erteilungstheorie  auf  der  sozialen  Un- 
gleichheit jener.  Denn  um  was  handle  es  sich  bei  der  ersteren 
und  um  was  bei  der  letzteren?  Antwort:  bei  der  ersteren  um  die 
Bestimmung  der  Bedingungen,  die  den  Preis  einer  Ware  um  so  und 
so  viel  höher  oder  niedriger  als  den  einer  anderen  gestalten,  jede 
Ware  habe  ihren  besonderen  Preis,  und  gerade  in  der  Bestimmung 
dieser  individuellen  Preisunterschiede  bestehe  die  Aufgabe  der  Preis- 
theorie. „Alle  Waren  müssen  als  durch  die  Vertreter  derselben 
sozialen  Klassen  bewertet  betrachtet  werden,  nämlich  durch  die 
Kapitalisten,  von  denen  ja  jede  Ware  auf  dem  Markte  veräußert 
wird.  Hier  ist  die  Rolle  der  Käufer  und  Verkäufer  nicht  ver- 
schieden, sie  gehören  beide  zu  derselben  sozialen  Klasse.  Ein  Kapi- 
talist kann  heute  eine  Baumwollspinnerei  besitzen  und  Spinn- 
maschinen kaufen:  morgen  aber  kann  er  seine  Spinnerei  veräußern, 
eine  Maschinenfabrik  erwerben  und  zum  Verkäufer  der  Maschinen 
werden  .  .  .  Ganz  anders  die  Verteilungsphänoraene:  Im  Akte  der 
Verteilung  begegnen  sich  die  Vertreter  verschiedener  Klassen  .  .  . 
Wenn  der  Kapitalist  einen  Arbeiter  mietet,  so  sind  die  Rollen  des 
Käufers  und  Verkäufers  nicht  umzukehren  .  .  .,  da  der  Arbeiter  dazu 
aus  der  Arbeiterklasse  in  die  Kapitalistenklasse  übergehen  müßte". 
Diese  Ungleichheit  gerade  mache  die  Natur  der  sozialen  Klassen 
aus.  Auch  Marx  habe,  darin  der  Grenznutzenlehre  gleichend,  die 
Wertform  der  Verteilungsphänoraene  von  ihrem  sozialen  Inhalte 
nicht  genügend  unterschieden.  Seine  Profittheorie  habe  wegen  der 
werttheoretischen  Grundlage  seines  Systems  einen  individuellen  Aus- 
gangspunkt und  Charakter,  auch  er  sehe  im  Profitproblem  ein- Wert- 
problem  und   entwickle   bekanntlich  —  in  dem  berühmten  Beispiele 
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der  Baumwollspinnerei  —  seine  Profittheorie  ganz  individualistisch 
vom  Standpunkte  „einer  einzelnen  kapitalistischen  Unternehmung 
aus,  während  die  Profitbildung  vom  Standpunkte  des  Ganzen  der 
Gesellschaft  nicht  darin  zum  Ausdruck  komme,  daß  ein  Wertzuwachs 
in  den  Händen  der  Kapitalisten  da  ist,  sondern  im  Uebergang  eines 
Teils  des  gesellschaftlichen  Produkts  in  den  Besitz  der 
Kapitalistenklasse.  Der  Wertzusatz,  der  Mehrwert,  sei  nur  eine 
Folge  der  Tatsache  eines  Ueberschusses  an  Produkten  über  das  für 
die  Erhaltung  der  gesellschaftlichen  Produktion  nötige  sonstige  Pro- 
dukt. Der  Mehr  wert  sei  offenbar  nur  eine  bloße  Folge  des  Mehr- 
produktes. 

Damit  gelangen  wir  zur  positiven  Verteilungstheorie  T.-Ba 
III.  Dieselbe  ist  kurz  und  klar.  Ueber  die  Grundrente  später. 
Was  die  beiden  anderen  Abfindungen,  den  Lohn  und  den  Profit 
betrifft,  so  hängen  sie,  wie  er  —  wohl  nach  dem  Vorbilde  Rod- 
bertus'  —  ausführt,  einerseits  von  der  „Menge"  oder  „Masse"  des 
gesamten  gesellschaftlichen  Produkts  ab,  über  welches  die  Gesell- 
schaft nach  Abzug  der  Produktionsmittel,  die  im  Prozesse  der  Pro- 
duktion zu  verausgaben  sind,  verfügt,  und  zweitens  von  dem  je- 
weiligen Ergebnisse  des  „Kampfes  zwischen  den  gesellschaftlichen 
Klassen,  deren  jede  den  möglichst  größten  Teil  desselben  sich  an- 
zueignen strebt".  Hier  entscheiden  die  sozialen  Machtverhältnisse. 
Es  wird,  vom  Standpunkte  der  sozialen  Theorie  der  Verteilung,  die 
durchschnittliche  Lohnhöhe  in  einer  bestimmten  Gesellschaft  durch 
zwei  Faktoren  bestimmt:  durch  die  Produktivität  der  ge- 
sellschaftlichen Arbeit,  welche  die  Menge  des  gesellschaft- 
lichen Produktes,  das  zwischen  verschiedenen  sozialen  Gruppen  zu 
verteilen  ist,  feststellt,  und  durch  die  soziale  Macht  der 
arbeitenden  Klasse,  welche  die  Quote  des  gesellschaftlichen 
Produktes,  über  welche  die  Arbeiterklasse  verfügen  kann,  festsetzt". 
Da  Profit  und  Arbeitslohn  die  beiden  Teile  sind,  in  die  jenes  Pro- 
dukt zerfällt,  so  müssen  „die  realen  Faktoren,  welche  die  Höhe  des 
Profits  bestimmen,  dieselben  sein,  wie  die  Faktoren  der  Lohn- 
höhe, da  Lohn  und  Profit  die  Quotienten  derselben  Summe  sind. 
Hängt  die  Lohnhöhe  von  der  Arbeitsproduktivität  und  der  sozialen 
Macht  der  arbeitenden  Klasse  ab,  so  muß  von  diesen  Faktoren  auch 
die  Höhe  des  Profits  abhängen".  Die  nähere  Ausführung  wird  uns 
später  beschäftigen,  wenn  wir  T.-B.s  Einzellehren  von  der  Grund- 
rente, dem  Arbeitslohn  und  dem  Profit  vorführen,  die  er  „vom 
Standpunkte  der  sozialen  Theorie  der  Verteilung"  aus  in  den 
nächstfolgenden  Kapiteln  entwickelt.  Hier  ist  zunächst  die  kritische 
Stellungnahme  zu  seiner  vorgetragenen  Allgemeinlehre  geboten. 

3.   Die  Kritik  der  Lehre  Tngan-Baranowskys  im  allgemeinen. 

Der  Weg  zur  Wahrheit  geht  durch  Irrungen,  die  nicht  immer 
unfruchtbar  sind.  T.-B.  ist  ein  nicht  minder  verdienstvoller  Forscher 
wie  die,  welche  vor  ihm   den  Pfad  suchten.    Nachdem  sowohl  die 
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Rein-Sozialen  wie  die  Rein-Oekonomischen  am  Ziele  vorbeigingen, 
lag  es  für  T.-B.  nahe,  als  einzig  übrigen  Ausweg  die  kombinierte 
Route  zu  versuchen.  Aber  der  Doppelweg,  den  er  einschlug,  ließ 
ihn  die  Einheit  des  Zieles  verfehlen.  Wohl  winkte  ihm  als  rechter 
Leitstern  der  soziale  Gedanke,  aber  er  hat  ihn  nicht  ausge- 
dacht. Er  blieb  unfruchtbar  und  lebensfremd,  weil  er  in  seiner 
Abstraktheit  der  Rolle  nicht  gerecht  wird,  die  dem  leibhaften  Träger 
dieses  Gedankens,  dem  Individuum,  zukommt.  Statt  das  Band 
der  Gemeinschaft  zwischen  Gesellschaft  und  Individuum  im  so- 
zialen Wert  zu  suchen,  beraubt  er  beide  des  Besten,  das  ihnen 
aus  ihrer  Verbindung  zuteil  wird:  das  Individuum  bleibt  unsozial, 
und  das  Soziale  steht  in  abstrakten  Lüften. 

Der  Gang  unserer  Kritik  ist  danach  von  selbst  gegeben.  Sie 
strebt,  wo  T.-B.  überall  nur  das  Trennende  sieht,  zur  positiven 
Einheit;  der  dualistischen  Sonderung  stellt  sie  einen  versöhnenden 
Monismus  entgegen,  der  trennenden  Analyse  die  zusammenfassende 
Synthese.  Die  im  vorigen  Kapitel  unter  I  bis  111  behandelten  Ge- 
sichtspunkte ergeben  die  Reihenfolge  unserer  Untersuchung. 

1.  Gerade  der  von  T.-B.  aus  der  sozialen  Verbindung  ausge- 
schaltete Wert  ist  eine  durch  und  durch  gesellschaftliche 
^Tatsache,  aber  nicht  in  dem  vagen  Sinne,  wonach  er  in  der  Ge- 
sellschaft eine  Rolle  spielt,  oder  wonach,  wie  T.-B.  einräumt,  der 
Tausch  ein  sozialer  Prozeß  ist.  auch  nicht  im  Sinne  etwa  Dietzels, 
der  unter  Sozialphäuomenen  solche  versteht,  durch  welche  außer  der 
wirtschaftlichen  Lage  des  handelnden  Subjekts  auch  die  „irgendwelcher 
anderer,  mit  ihm  in  wirtschaftlichem  Kontakte  (!)  lebender  Subjekte 
irgendwie  (1)  berührt  wird",  durch  „Weiterwirkung  (!)  der  wirt- 
schaftlichen Handlungen  des  Robinson  auf  die  wirtschaftliche  Lage 
anderer  Individuen"  (0.  Spann  meint  dasselbe  mit  den  „übergreifen- 
den" Funktionen).  Der  Wert  ist  vielmehr  eine  Tatsache,  die  aller- 
erst durch  die  Gesellschaft  als  solche  als  ein  soziales  Element  kon- 
stituiert wird.  Erst  die  Gesellschaft  als  konstitutive  Kategorie  ist 
es,  die  alle  wirtschaftlichen  Erscheinungen  allererst  zu  Gegen- 
ständen der  sozialökonomischen  Erkenntnis  macht(Zweck,  S.  lläff.). 
So  vor  allem  den  Wert,  der  nicht  vorweg  durch  irgendeine  Art 
dialektischer  Abstraktion  konstruiert,  sondern  nur  erst  aus  der  Ge- 
sellschaft in  ihrer  jeweiligen,  spezifisch  historischen  Wirtschafts- 
ordnung abgeleitet  und  erklärt  werden  kann.  Auch  der  Wert  ist 
eine  sozialen  Kategorie  „par  excellence",  er  ist  der  oberste  und 
letzte  Kontrollapparat,  ohne  den  nicht  nur  die  Verteilung,  sondern 
auch  die  Produktion  der  Güter  nicht  durchführbar  wäre,  die  Ver- 
teilung nicht,  weil  in  der  Volkswirtschaft  nicht  —  wie  in  der 
Naturalwirtschaft  —  Güter  als  solche,  sondern  Güter  werte  zur 
Verteilung  gelangen,  die  Produktion  nicht,  weil  heute  der  kapita- 
listische Betriebsunternehmer  nicht  Gebrauchswerte  für  seinen  indi- 
viduellen Bedarf,  sondern  Tauschgüter  für  den  sozialen  Markt  her- 
stellt, um  aus  ihrem  Werterlöse  wieder  andere  WertgUter-  einzu- 
tauschen.   Der  Maßstab  zur  Vergleichung  beider  Güterreihen,  der 
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Wert,  kann  nur  aus  den  sozialen  „Verhältnissen"  entnommen  werden, 
aus  der  Eigenart  der  sozialen  Regelung. 

T.-B.  tat  recht  daran,  das  Problem  der  Verteilung  in  den  Vorder- 
grund zu  rücken;  denn  der  Zweck  der  Volkswirtschaft  ist  die  Ab- 
findung der  Anteilsberechtigten,  man  produziert  nicht  für  ein  Ding 
da  draußen,  was  man  die  „Gesellschaft"  nennt,  sondern  um  für  sich 
aus  der  gesellschaftlichen  Produktion,  d.  h.  den  Produkten  an  derer, 
seine  Befriedigung  zu  suchen.  Wie  kann  man  das  anders,  als  wenn, 
wie  Marx  sagt,  ein  Preis  gezahlt  wird,  der  auf  die  Dauer  die  Zu- 
fuhr und  die  Reproduktion  der  Ware  gewährleistet;  d.  h.  ein  solcher, 
durch  den  die  notwendigen  Abfindungen  in  Gestalt  von  Lohn,  Ge- 
winn und  Grundrente  gedeckt  werden.  Der  ganze  Produktionsprozeß 
ist  auf  die  Erzielung  dieser  Abfindungen  zugeschnitten,  er  kann 
nicht  durchgeführt  werden,  wenn  nicht  schon  auf  den  Einzelstufen 
der  Produktion  von  Betrieb  zu  Betrieb,  vom  Vormann  zum  ab- 
nehmenden Nachmann,  ein  Liquidationsmittel  geschaffen  wird,  das 
die  spätere  Einlösung  der  Anteile  am  gesellschaftlichen  Produkte 
gewährleistet.  Diese  Anweisung  auf  den  Markt,  dieses  Liquidations- 
mittel ist  eben  der  Wert  als  der  Vollstrecker  der  Zwecke  der  Wirt- 
schaftsordnung, welcher  erst  Ordnung  in  das  sonst  unvermeidliche 
Chaos  hineinbringt.  Wert  und  Verteilung  haben  deshalb  dieselbe 
Wurzel.  Sie  fallen  nicht  nur  wie  T.-B.  sagt  äußerlich  im  Tausch- 
akte zusammen,  sondern  sie  entspringen  einer  einheitlichen  Ur- 
sache, sie  sind  homogen,  weil  sie  beide  sozial  sind.  Der  Wert 
ist  nicht  ohne  die  Verteilung  zu  erklären,  denn  er,  sowie  sein  Aus- 
druck: der  Preis,  richtet  sich  nach  den  sozialbedingten  und  sozial- 
notwendigen Kosten,  die  in  den  auszutauschenden  Gütern  ent- 
halten und  zu  erstatten  sind,  d.  h.  nach  dem  Lohn  und  dem  Kapital- 
gewinn, die  sich  ihrerseits  gerade  nach  T.-B.s  Verteilungslehre  durch 
die  sozialen  Machtverhältnisse  der  beiden  Klassen  der  Arbeiter 
und  Kapitalisten  bestimmen.  Es  ist  also  die  „soziale  Struktur** 
auch  für  die  Preisbildung  entscheidend.  Der  Umstand,  den  T.-B. 
dagegen  ins  Feld  führt,  nämlich  daß  das  Wertphänomen  „auch  (I) 
bei  der  isolierten  Wirtschaft  eines  einzelnen  Individuums  zu  be- 
obachten, da  die  Wirtschaft  ohne  Werturteile  unmöglich"  sei,  trifft 
gänzlich  daneben.  Das,  was  Robinson  oder  vielmehr  seine  national- 
ökonomischen Verehrer  „Wert"  nennen,  hat  mit  dem  Wert  und  Preis 
der  Verkehrswirtschaft  nur  den  Namen  gemein.  Für  die  letztere 
kommen  eben  beide  Kategorien  in  Betracht,  es  handelt  sich  nur  um 
ihr  Verhältnis  zueinander,  nicht  um  das  Ob  der  einen  oder  der 
anderen.    Das  Argument  aus  dem  Gegensatz  versagt. 

IL  Noch  mehr  versagt  es  bei  dem  Versuche,  den  Dualismus  zwischen 
Wert  und  Verteilung  aus  der  sozialen  Gleichheit  oder  Ungleich- 
heit  der  Kontrahenten  beim  Tauschakte  herzuleiten,  mit  der 
Erwägung,  daß  sich  bei  dem  Austausch  der  gewöhnlichen  Ware  sozial 
Gleichgestellte,  nämlich  Kapitalisten,  beim  Austauch  der  „Ware  ganz 
besonderer  Art"  aber,  der  menschlichen  Arbeitskraft,  sozial  ungleich 
gestellte    Personen,    nämlich  Arbeiter    und  Kapitalisten,  gegenüber- 
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stehen.  Es  ist  das  ein  schlechtes  Kriterium  für  den  angeblichen 
Unterschied  der  Wertbildungs-  und  der  Verteilungsbedingungen. 
Denn  abgesehen  davon,  daß  es  sachlich  keine  getrennten  „Akte"  des 
Warenaustausches  und  der  Verteilung  gibt,  ist  schon  der  Ausdruck 
„Akt  der  Verteilung"  streng  abzuweisen,  ebenso  und  vielleicht  noch 
mehr  der  öfters  von  T.-B.  verwendete  Begriff  der  gesonderten  Wert- 
und  Verteilungsphänomene.  Alle  wirtschaftlichen  „Phänomene" 
treten  einheitlich  in  die  Erscheinung,  die  Scheidung  der  Kategorien 
ist  nur  ein  Denkmittel  der  Analyse.  Es  gibt  nicht  getrennte  Grup- 
pen von  Erscheinungen  („Subj.",  Bd.  48,  S.  148,  149),  sondern,  wie 
T.-B.  an  anderer  Stelle  selbst  sagt,  nur  verschiedene  „Gesichtspunkte" 
in  der  Betrachtung. 

Wenn   T.-B.   sagt:   „Setzen  (1)    wir   die  Teilnehmer  des  Tausch- 
aktes als  sozial  gleich,  so  abstrahieren  wir(I)  von  der  inneren  Struk- 
tur der  Gesellschaft,  worin  der  Tauschakt  sich  vollzieht",  so  geht  diese 
Begründung  um   den  Kern   der  Sache  herum.     T.-B.   begründet  den 
Satz  so:   „Jede  Ware  wird  heute  durch    die  Kapitalisten   auf  dem 
Markte  veräußert,   es  tauscht  Kapitalist   gegen  Kapitalist,  und   wir 
haben   kein  methodologisches  Recht,   den  Verkäufer  der  einen  Ware 
als  den  sozial  Stärkeren   oder  Schwächeren  im  Vergleich  mit  dem 
Verkäufer  einer  anderen  Ware  zu  betrachten."     Aber  das  behauptet 
auch  niemand,  und  es  kommt  gar  nicht  darauf  an.    Es  kommt  nicht 
an  auf  das  mehr   äußerliche  Moment   der  Gleichheit  oder  Ungleich- 
heit beim  Tauschakte,  nicht  auf  „Uebervorteilung"  aus  dem  Rechte 
des  Stärkeren.     Es  kommt  nur  darauf  an,  worauf  sich  derPreis 
gründet,   und   ob  er  nicht   soziale  Elemente  enthält   und  ver- 
wirklicht.    Das  tut  er  aber;  denn  wir  sehen,  daß  er  die  Kosten 
decken  muß,  die  sich  durch  die  sozial  bedingten  Abfindungen,  also, 
nach  T.-B.  selbst,  aus   Verteilungsmomenten    ergeben.    So   ist  auch 
der  Preis   in  der  bestehenden  Volkswirtschaft   durch   und  durch 
sozial,     Warenaustausch    und    Arbeitsvertrag    stehen    beide    auf 
sozialem  Grunde.     Wie  es  —  wir  sahen  es   —  keine  Werterklärung 
ohne  Erklärung   der  Verteilungsverhältnisse   gibt,   so  ist  keine  Ver- 
teilung  denkbar    ohne    das   Medium    des   Wertes.     Der   Dualismus 
zwischen  beiden  Kategorien   ist  schon  dadurch   als  haltlos  erwiesen. 
Gerade  mit  dem  unorganischen  und  deshalb  unsozialen  Formal- 
begriff  der   „Verteilungsakte"    bleibt    T.-B.    in    der   von   ihm   für 
die   Verteilung    verworfenen    individualistischen   Betrachtung 
stecken.     Die   Einzelakte    der   Individuen    sind    nicht  Bedingendes, 
sondern  Bedingtes.     Sie  richten   sich   nach   den    organischen   Funk- 
tionen,  die  ihnen  durch  die  planmäßige  Anlage  der  Wirtschaftsord- 
nung vorweg  gegeben  sind;  denn  durch  sie  erhalten  sie  erst  Anstoß 
und  Wesen.     Die   einzelnen  Kauf-,  Tausch-   und  alle   übrigen   Akte 
der  sozialen  Produktion   und  Verteilung  vollführen  erst  den  großen 
sozialen   Wirtschaftsplan.     Es   gibt   keine   gesonderten   Verteilungs- 
akte,  sondern  jeder  Akt   dient  gleichzeitig   der  Produktion   und  der 
Verteilung.     Es   ist  eine  schiefe  Auffassung,   soziale  Akte   von  rein 
ökonomischen  Akten   zu  trennen,  es  ist  schief,  die  Verteilangsakte 
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auf  Akte  zwischen  sozial  „ungleichen"  Personen  und  Klassen  zu  be- 
schränken. Wenn  der  kapitalistische  Vormann  das  Zwischen- 
produkt an  den  ebenfalls  kapitalistischen  Nachmann  der  folgen- 
den Produktionsstufe  veräußert,  so  schließt  das  gleichfalls  einen  Akt 
der  Verteilung  in  sich  ein.  Der  Wert  ist  das  Medium  der  Ver- 
teilung unter  Gleichen  wie  unter  Ungleichen.  Es  ist  der 
Sozialist  T.-B.  der  Versuchung  unterlegen,  die  Begriffe  des  Sozialen 
und  der  Ungleichheit  miteinander  zu  vermischen.  Der  Wert  ist  nur 
das  Mittel  der  sozialen  Auseinandersetzung,  als  solches  bildet  er 
auch  den  gleichmachenden  Faktor.  Ich  stellte  das  bereits  in 
meinem  „Zweck"  an  dem  sogenannten  „Urtypus"  klar,  in  dem  nur 
Arbeitsprodukt  gegen  Arbeitsprodukt  zu  vertauschen  ist  und  es  über- 
haupt keine  „Klassen"  gibt.  Hier  wird  es  zur  Evidenz  klar,  wie 
der  Wert  sehr  wohl  den  Schlüssel  der  Verteilung  zwischen  „Freien 
und  Gleichen"  ergeben  kann.  Der  soziale  Wert  stellt  im  Grund- 
sätze nichts  anderes  als  die  Messung  der  in  den  Produktionsprozeß 
eingeworfenen  Sonderleistungen  an  einem  gemeinsamen  Durch- 
schnittsmaße dar,  er  hat  lediglich  den  Ausgleich  der  Abfindungen 
zum  Ziele  und  ist  insofern  gerade  der  Ausdruck  der  sozialen 
Gleichheit  und  Gleichberechtigung.  Das  ist  das  Grundwesen  des 
Wertes.  Daß  er  in  einer  klassenmäßig  geordneten  Sozial  Wirt- 
schaft den  Ausgleich  auch  zwischen  sozial  Ungleichen  bewirkt,  ist 
im  Vergleich  zu  jenem  seinem  Wesen  etwas  Zufälliges,  eine  Modi- 
fikation, eine  Akzidenz  des  kasuistischen  Sachverhalts. 

Auch  mitten  in  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  von 
heute  ist  der  Wert  der  Maßstab  der  Verteilung  sowohl  zwischen 
verschiedenen  wie  zwischen  den  Mitgliedern  einer  und  derselben 
Klasse,  und  schon  in  der  mittelalterlichen  Zunftverfassung,  die  ängst- 
lich die  Gleichheit  der  Handwerkernahrung  gegen  den  eindringenden 
Kapitalismus  verteidigte,  fiel  dem  Wert  sicher  die  Verteilungsfunk- 
tion unter  Gleichen  zu.  Auch  im  rein-sozialistischen  Staate,  wo 
jeder  Klassenunterschied  gefallen,  würde  der  Wertausgleich  „wichtiger 
wie  je  sein"  (Marx).  Auch  hier  wie  in  jeder  arbeitsteiligen  Gesell- 
schaft hat  die  soziale  Regelung  letzthin  nur  das  gegenseitige  Ver- 
hältnis der  Individuen  zum  Gegenstande,  der  Begiff  der  Gesellschaft, 
obgleich  an  sich  überindividuell,  besteht  in  der  Regelung  dieses 
Verhältnisses.  Es  ist  ein  Irrtum,  daß  in  einer  sozialistischen  Gesell- 
schaft nur  die  Produktion  der  Güter  in  Frage  komme,  die  Produktion 
für  das  Ganze.  Die  Sozialisten,  führte  ich  „Zweck"  S.  367  aus,  denken 
sich  meistens  ihren  Zukunftsstaat  als  ein  einheitliches  Kollektivsubjekt, 
dessen  Funktionen  sie  sich  kurzerhand  nach  dem  äußerlichen  Klappern 
des  rein  technischen  Räderwerks  einer  großen  Produktions- 
maschine vorstellen,  in  der  leichtsinnigen  Annahme,  daß  mit  dem 
Ablauschen  dieser  Produktionstechnik  das  Problem  erschöpft  und 
der  ganze  komplizierte  Rechts-  und  Verwaltungsapparat  der  heutigen 
sozialen  Regelung  entfiele.  Im  Gegenteil  müßte  hier  die  Regelung 
viel  intensiver  und  umfangreicher  sein  als  in  dem  sich  selbst  über- 
lassenen  Verkehr  von   heute,   von    dem   eine   gewisse  Schule   sagte: 
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le  monde  va  de  lui-meme.  Die  häufige  Nichtbeachtung  dieser  Not- 
wendigkeit ist  nur  dadurch  erklärlich,  daß  der  sozialistische  Zu- 
kunflsstaat  nicht  praktisch  ausgedacht  wird,  seine  Regelung  ist  un- 
bekannt, seine  utopistische  Ausmalung  bewegt  sich  überall  nur  in 
formaler  Gegenüberstellung  mit  den  Mängeln  von  heute,  zum  Ziele 
könnte  nur  der  Vergleich  mit  einer  positiv  in  das  Einzelne  aus- 
gedachten Regelung  führen  —  ein  nicht  nur  schwieriges,  sondern 
unmögliches  Geschäft! 

Aber  während  dieser  Mangel  erklärlich  und  entschuldbar,  ist  es 
unentschuldbar,    das    Wesen   der   geregelten    "Wirtschaftsordnung,   in 
der  wir  leben   und   deren  Wirken  sich   so  klar   vor  unseren  Augen 
abspielt,   in  ihrem  Hauptzwecke  zu  verkennen:   der  Produktion  und 
Verteilung   der   Güter    nach    dem    Maßstab   der    zuteilenden    Wert- 
bestimmung.   Daß  die  Käufer  und  Verkäufer  einer  Ware  der  gleichen 
sozialen  Klasse   angehören,   „berechtigt",    sagt   T.-B.   S.  83,   „in   der 
Preis theorie  von  der  Klasseneigenschaft  der  Teilnehmer  des  Tausch- 
akts (!)  ganz  zu  abstrahieren".    Aber    der  mechanische    „Tauschakt" 
als  solcher  ist  nach  dem  Gesagten    für  die  regelmäßige  Preisbildung 
überhaupt   nicht   grundlegend,    das   könnte   er   höchstens   im   außer- 
ordentlichen Falle  der  mißbräuchlichen  Ausbeutung  und  Uebervortei- 
iung   oder  in   anormalen  Wirtschaftslagen  sein,   wo  die  Konkurrenz 
und   der   soziale   Kontakt    ausgeschaltet   oder   behindert   ist,    so   bei 
den  Mustertypen  der  Grenznutzenlehre,  den  Robinsonaden  und  Wüsten- 
reisenden.    Einer  „wissenschaftlichen"  Preislehre  liegt  die  Erklärung 
des  Regalzustandes  ob,  sie  fragt  nach  den  konstanten  Sozialgründen, 
die   hinter  jedem   Tauschakte   stehen,   sie   „sucht   die   allgemeinen 
ökonomischen  Bedingungen  auf,   die  vom  Willen   des  Einzelnen  un- 
abhängig sind",   sie  strebt   die  Ermittelung   dessen   an,    „was  hinter 
ihrem  Rücken  durch  die  Macht  von  ihnen  unabhängiger  Verhältnisse 
vorgeht"    (Marx),    sie    erforscht    die    gesellschaftlichen    Zu- 
sammenhänge,  in   welche   die   Einzelwirtschaften  eingeschlossen 
und   von   denen   sie   abhängig  sind.     Zu   diesen   vorweg    gegebenen 
Verhältnissen   und  Zusammenhängen   gehören   die  Preise.     Die   aus- 
tauschenden   Kapitalisten,    trotz    ihrer   sozialen    Gleichheit,    reali- 
sieren  im  Preise   lediglich   die   in    Wert    bezifferten   Verteilungs- 
quoten, die  sie  in  Gestalt  der  Lohnabfindungen  und  Auslagen  voraus- 
gezahlt haben,   einschließlich  natürlich  ihres  Gewinnes.     Sie  sind  in 
diesem   Sinne   heute    als   Leiter   der   gesamten    Volkswirtschaft    die 
Distributeure   auch   für   die    anderen  Klassen,   Geschäftsführer  ohne 
Auftrag,   negotiorum  gestores.     Der  gesellschaftliche  Körper,   führte 
ich  an  anderer  Stelle   (zuletzt  „Obj."  S.  174)  aus,   schwebt  nicht  als 
abstrakter  Astralleib  über  den  Individuen,  sie  sind  sein  Zweck  und 
Inhalt,   das   Gesellschafts-   und   das   Individualinteresse   sind   soli- 
darisch  und   komplementär.     Es  ist   die  Nichtbeachtung   des   höchst 
individualistischen  Unterbaus   unserer  Volkswirtschaft,   welche  auch 
T.-B.  bei  seiner   nun   zu  würdigenden   positiven  Verteilungslehre 
in  die  Irre  geführt  hat. 
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III.  Teilt  T.-B.  in  der  Preislehre  den  Individuen  mit  ihren 
subjektiven  Willensäußerungen  und  Wertschätzungen  eine  über- 
schwängliche  Bedeutung  zu,  so  läßt  er  sie  in  der  Verteilungs- 
lehre eine  allzu  klägliche  Rolle  spielen.  Ihre  persönlichen  Funk- 
tionen und  Rechte  verlieren  sich  im  sozialen  Massenbrei  —  rudis 
indigestaque  moles.  In  seiner  Verteilungstheorie  ist  alles  „Masse" 
und  „Menge",  die  Dinge  und  die  Personen,  das  „Sozialprodukt"  und 
die,  an  welche  es  aufgeteilt  wird.  Der  Kernsatz  seiner  Lehre  ist 
uns  bekannt:  Lohnhöhe  und  Kapitalprofit  „hängen  von  der  Menge  (I) 
des  gesamten  gesellschaftlichen  Produkts  ab,  über  das  die  Gesell- 
schaft . . .  verfügt.  Um  dieses  Produkt  wird  der  Kampf  der  gesell- 
schaftlichen Klassen  geführt..."  Woher  diese  Menge  des  „ge- 
sellschaftlichen" Produkts  kommt,  durch  welche  sozialen  Be- 
dingungen sie  bestimmt  wird,  bleibt  ununtersucht  —  ein  auf- 
fallendes Manko  einer  „sozialen  Theorie" !  Vor  allem  aber:  Welchen 
Wert  haben  denn  diese  Mengen,  aus  welchen  Wertbestandteilen 
setzen  sie  sich  zusammen?  Denn,  wie  wir  sahen,  nicht  Gütermengen, 
sondern  Güterwerte  werden  heute  verteilt.  Und  die  Hauptfrage: 
Was  ist  denn  das  eigentlich  für  ein  greifbares  Wesen,  dieses  als 
ein  Ganzes  postulierte  Ding,  diese  „Gesellschaft",  die  über  das  „ge- 
sellschaftliche" Massenprodukt  „verfügt"  ?  Das  alles  bleibt  ein  Rät- 
sel. Keine  Spur  der  Erklärung  des  grautheoretischen  Gedanken- 
dinges „Gesellschaft".  Es  fehlt  jede  Analysierung  der  bestehenden, 
„bestimmten",  konkreten  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  mit 
ihrem  erwähnten  durch  und  durch  individualistischen  Unterbau.  Man 
sollte  doch  meinen,  daß  das  „gesellschaftliche  Produkt"  nur  in  solchem 
Umfange  und  zu  solchen  Preisen  erzeugt  wird,  als  das  treibende 
Motiv  der  Lohn-  und  Gewinnerzielung  die  Einzelwirtschaften,  aus 
denen  sich  das  gesellschaftliche  Gesamtgefüge  zusammensetzt, 
allererst  in  Aktion  bringt. 

Nichts  von  alledem  bei  T.-B.l  Wie  sich  die  meisten  Sozialisten 
so  wenig  die  Mühe  gegeben  haben,  die  spezifische  Regelung  ihres 
Zukunftsstaates  im  Verhältnis  zu  den  ihn  bildenden  Individuen 
auszudenken,  so  wenig  halten  sie  sich  bei  der  Erklärung  der  be- 
stehenden Wirtschaftsordnung  mit  der  grundsätzlichen  Unter- 
suchung ihres  Wesens  auf.  Und  soweit  sie  es  tun,  so  z.  B.  Marx, 
betrachtet  ihr  kritisches  Auge  nur  negativ  den  „Antagonismus"  der 
heutigen  Klassen  und  nicht  die  eigentümliche  Art  ihres  positiven 
Zusammen-  und  Ineinanderwirkens.  Statt  die  Individuen  und  die 
Gesellschaft  als  einander  bedingende  Komplementärbegriffe,  als  Pole 
einer  und  derselben  Einheit  zu  betrachten,  schwebt  bei  ihnen  die 
Gesellschaft  mystisch  und  fremd  über  den  Individuen,  der  Gedanke 
über  dem  Stoff,  wie  der  Geist  über  den  Wassern  (Marx).  Genau 
wie  für  den  Zukunftsstaat  das  inhaltslose  Wort  die  Lücke  auszu- 
füllen meint:  die  Gesellschaft  leitet  künftig  ihre  Produktion  selbst, 
so  drückt  sich  die  ganze  Blässe  des  Gedankens  für  die  heutige  Volks- 
wirtschaft in  dem  überabstrakten  Begriffe  des  gesellschaftlichen  Ge- 
samtprodukts aus.    Auch  T.-B.  führt  uns  durch  das  Dunkel  der  Ab- 
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straktion  in  das  Reich  der  Gespenster  und  Schatten,  das  die  lebens- 
warmen Gestalten  der  Einzelwirtschafter  in  die  fleisch-  und  blut- 
losen Schemen  „schlechthinniger"  Individuen  verwandelt. 

T.-B.  differenziert  sie  zwar,  aber  nur  nach  Klassen,  innerhalb 
deren   der   Einzelne  keine   Rolle  mehr  spielt.    Er  billigt  das  Ver- 
fahren von  Rodbertus,  wonach   dieser  die  gesamten  Arbeiter,  Kapi- 
talisten   und    Grundherren    der    Gesellschaft  je   als    einen    einzigen 
kollektiven  Arbeiter,   Kapitalisten  und  Grundherrn   betrachtete,   und 
erläutert  das  wieder  aus  dem  Gegensatze  von  Preis  und  Verteilung. 
Während,    sagt   er,   die    Warenpreise   zusammen    kein    einheitliches 
Ganze  ausmachen,  weil  jede  Ware  ihren  besonderen  Preis  habe  und 
gerade  in  der  Bestimmung  dieser  individuellen  Preisunterschiede  die 
Aufgabe  der  Preislehre  bestehe,  interessiere  für  die  Verteilung  nicht 
der  Arbeitslohn   in   diesem   oder  jenem   besonderen  Industriezweige, 
sondern    vor   allem  der  durchschnittliche    Lohn,   also   die  Summe  (I) 
der  Arbeitslöhne   in  allen  Industriezweigen,   durch   die  Summe  aller 
Vertreter  der  Arbeitklasse  dividiert  (I).     Die  Aufgabe  der  Verteilungs- 
theorie bestehe  gerade  in  der  Bestimmung  der  gesamten  Summe 
der  Löhne,   Gewinne   und  Grundrenten.     Nun   ist   doch   aber  dieser 
alte,  an  den  Queteletschen  homme  moyen   erinnernde  Summenirrtum 
seit  Knies  und  dann  von  Lexis  und  anderen  längst  widerlegt,  zu  ver- 
gleichen „Zweck"  S.  369.   Ueberdies  scheint  mir  T.-B.  hier  zwei  Dinge 
zusammenzuwerfen:   die  annähernd  gleiche  Durchschnittseinheit   der 
Abfindungen,  die  sich  aus  den  tieferen,  erst  gerade  aufzufindenden 
Gründen  der  Konkurrenz  usw.  ergibt,  und  zweitens  das  bloße  Aggre- 
gat  der   Summeneinheit,    die    nur    einen   mechanischen   Effekt    der 
ersteren  darstellt.    T.-B.  hat  eingesehen:  „die  Bestimmung  der  Preis- 
summe des  gesellschaftlichen  Ertrages  steht  außerhalb  der  Aufgabe 
der  Preistheorie"  (S.  13).    Aber  nicht  anders  steht  es  mit  dem  Sum- 
menbegriffe, von  dem  T.-B.  in  der  Verteilungslehre  ausgeht,  und 
um  die  Teilsummen  („Quoten"  sagt  T.-B.  an  andererStelle),  welche 
davon   den  Klassen  zufallen.    Auch   sie  sind  unbrauchbare  Abstrak- 
tionsbegriffe.    Es   lassen   sich   wohl  vergangene   und   allenfalls  auch 
künftige    Wirtschaftszustände   ausdenken,   in   denen  Naturalmengen 
gemeinsam    hergestellter    Gesamtgütermengen    hinterher    wieder    in 
natura   an   die   Mitglieder  oder   Klassen   der   Gesellschaft   ausgeteilt 
werden.     Aber  was  hat  das  mit  der  zu  erklärenden  Volkswirtschaft 
von  heute  zu  schaffen?     Wo  werden  heute  Naturalgüter  ohne  Wert- 
bemessung je   an    die  Arbeiter,    Kapitalisten   und   Grundherren    als 
kollektive    Körperschaften    ausgeteilt?     Die    bestehende    Volkswirt- 
schaft zeigt  uns   die  Güter  und  Leistungen  überall  in  ihrem  Wert- 
gewande,  nicht  Güterhaufen,  sondern  „Waren"  d.  h.  Güter  und  Lei- 
stungen  mit   einer   „Wertetikette".     T.-B.    selbst    hat   uns   auf   den 
ersten   Seiten   seiner   „Krisentheorie"   in   Anlehnung   an   Marx   sehr 
treffend   den   großen    Warenmarkt   der    Volkswirtschaft   geschildert, 
als  den  Knotenpunkt,  wo  alle  Fäden  des  wirtschaftlichen  Lebens  zu- 
sammenlaufen.    Dieser   Markt,   sagt   er,    beherrsche   die    Produktion, 
und  nicht  die  Produktion   den   Markt,   die  Schwierigkeit  für  den 
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Unternehmer  bestehe  nicht  darin,  eine  Ware  zu  produzieren,  sondern 
für  sie  einen  Markt  zu  finden.  Das  heißt  doch  aber  nichts  anderes 
als:  den  Absatz  zu  einem  bestimmten  Werte.  Das  Bindeglied  allen 
Verkehrs  ist  diese  Wertbestimmtheit,  es  werden  nicht  sinnliche  Dinge 
als  „Naturdinge",  sondern  die  Waren  als  „Wertdinge",  d.  h.  als 
Ausdruck  ihrer  sozial  wirtschaftlichen  Bedeutung  vertauscht. 

Aber  T.-B.  läßt  die  soziale  Kategorie,  obwohl  er  ihr  grundsätz- 
lich für  seine  Verteilungslehre  die  entscheidende  Bedeutung  beilegt, 
schließlich  noch  weiter  in  den  Hintergrund  treten,  er  geht  noch 
einen  letzten  Schritt  in  das  Rein-Oekonomische  zurück,  er  macht 
Miene,  den  Wert  als  Medium  der  Verteilung  ganz  aus  dem  Gesichts- 
kreis der  Betrachtung  schwinden  zu  lassen,  nämlich  in  einer  Polemik 
gegen  Marx,  dem  er  ja  vorwirft,  das  Profitproblem  als  Wertproblem 
behandelt  zu  haben.  Vom  Standpunkt  des  einzelnen  Unternehmers 
habe  Marx  recht;  denn,  sagt  er,  „die  Elemente  der  Auslage  in  einer 
einzelnen  Fabrik  und  das  von  ihr  produzierte  Produkt  sind  materiell 
inkommensurabel  und  lassen  nur  als  Werte  eine  Vergleichung  zu". 
Anders  vom  Standpunkte  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  als  Ganzes, 
dann  verschwinde  die  Notwendigkeit,  den  Profit  als  ein  Wertproblem 
anzusehen. 

„Zwar  sind",  sagt  er,  „in  einer  einzelnen  Fabrik  die  Produktionselement« 
Dinge  ganz  anderer  Natur,  als  das  Produkt.  Kohle,  Maxchinen.  Konsumtions- 
mittel sind  in  einer  Baumwollspinnerei  ganz  andere  materielle  Dinge  als  Uaum- 
wollgesplnnst.  Aber  indem  wir  die  gesamte  ge.scltschafllicbe  Wirtschaft  ins  Auge 
fassen,  verschwindet  dieser  Unterschied.  Die  ücsellsi-haft(I)  verwendet  und  er- 
zeugt im  großen  und  ganzen  dieselben  materiellen  Dinge.  Sie  verwendet  Eisen, 
Kohlen,  Holz,  Konsumgegenstände  usw.  und  erzeug  ebendieselben  Einen, 
Kohlen,  Holz,  Konsumgegenstände  usw.  —  Und  in  seiner  Krisenibeorie  führt 
T.-B.  den  Gedanken  so  aus:  Wenn  wir  die  Volkswirtschaft  in  ihrem  Ganzen 
nehmen,  so  erfolgt  die  Warenzirkulation  innerhalb  dieses  Ganzen,  in  bezug  auf 
das  Ganze  wird  kein  Kauf  oder  Verkauf  von  Waren  geschehen,  und  der  Waren- 
preis wird  also  seine  Bedeutung  verlieren,  die  Geseilschuft  als  solche  hat  mit 
niemandem  ihr  Produkt  zu  teilen,  und  daher  ist  der  gesamte  Iteichfum  unab- 
hängig vom  Preise.  Er  kann  nur  in  Gebrauchswerten  ausgedrückt  werden.  Im 
Anfange  einer  Produktionsperiode  verfügt  die  Gemeinschaft  über  ein  gewisses  Kapi- 
tal in  Produkten  und  Kunsumtlonsmitteln  der  Arbeit.  Zum  Ende  hat  sie  ein 
Mehr  von  allem,  sie  reproduziert  alles  in  vermehrter  Menge.  Es  wird  ein  Mehr- 
produkt erzeugt,  es  entsteht  der  von  Marx  sogenannte  .Mehrwert.  Die  Abhängig- 
keit des  Profits  vom  Momente  der  Vermehrung  im  Produktionsprozesse 
der  Gütermenge  ist  begreiflich,  es  ist  eine  Entstehung  des  Mehrwerts  ohne 
Mehrprodukt  undenkbar,  da  der  Warenkörper  die  materielle  Grundlage  des  Tausch- 
werts ist.  Der  Stand  der  gesellschaftlichen  Produktionstechnik  ermöglicht  es, 
eine  größere  Gütermenge  zu  schaffen,  als  es  für  die  Erneuerung  de«  gesellschaft- 
lichen Produkts  technisch  notwendig  ist,  das  Mehrprodukt  wird  von  den  Kapita- 
listen angeeignet,  welche  die  Macht  dazu  haben,  weil  sie  Monopolbesitzer  einer 
notwendigen  materiellen  Vorbedingung  des  Produktionsprozesses  sind." 

Es  ist  auffallend,  wie  sich  diese  Art  der  Massenbetrachtnng  auch  bei  Ver- 
tretern bürgerlicher  Richtung  findet.  Ich  denke  z.  H.  an  v.  Wieser.  Hier  reichen 
Bioh  Vertreter  der  reinökonomischen  Methode  und  der  Vertreter  der  „sozialen 
Kategorie  par  exeellence",  T.-B,  die  Hand.  Sie  vertreten  beide  da.sselbe  8tiick 
Naturalismus.  Bekanntlich  (zu  vergleichen  Bd.  49,  S.  16:i)  hat  v.  Wieserden  Kapital- 
zins ebenfalls  aus  der  physischen  Produktivität  begründet.  Das  Kapital  eines 
Jägers  z.  B.,  eines  Fischers,  d.  h.  Pfeile,  Bogen  und  Netze,  sagt  er  „Natürlicher 
Weit"  8.  129  ff.,  erzeuge  sich  zwar  nicht  in   dem  trockensten  Sinne  des  Wortes 
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wieder  in  Gestalt  von  neuen  Pfeilen,  Bogen  und  Netzen,  sondern  nur  von  fremd- 
artigen Dingen,  Jagdbeute  und  Fischen.  Aber  das  mittelbare  Gesamtergebnis 
laute  docli  schließlich  auf  dasselbe  hinaus:  der  Besitz  von  Pfeilen,  Bogen  und 
Netzen  erleichtere  die  Bedingungen  der  Wiedererzeugung  durch  Steigerung  des 
Rohertrages  an  Wild  und  Fischen,  infolgedessen  nun  weit  mehr  Arbeit  als  Irüher 
für  die  Kapitalbeschaffung  frei  sei.  Das  Schlußejgebnis  sei  dasselbe,  als  ol)  jedes 
Kapital  sich  selber  mit  einem  Ueberschuß  erzeugte. 

Nun  hat  dies  schon  alles  v.  Böhm-B.  treffend  widerlegt.  Ein 
Kapital,  sagt  er  I  S.  667  ff.,  erzeugt  nicht  buchstäblich  sich  selbst 
wieder  und  noch  etwas  anderes.  Sondern  es  erzeugt  irgendwelche 
andersartigen  Produkte,  und  diese  sind  mit  ihm  nicht  anders  kom- 
mensurabel als  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Wertes.  Bogen  und 
Pfeile  liefern  ihr  Produkt  nicht  wieder  in  Bogen  und  Pfeilen,  son- 
dern im  erlegten  Wild;  daß  aber  dieses  mehr  wert  ist,  als  die  bei 
seiner  Erlegung  benutzten  Bogen  und  Pfeile,  ist  nicht  eine  tech- 
nische Tatsache,  mit  welcher  man  den  Reinertrag  des  Kapitals,  das 
ist  den  Gegenstand  des  Zinsproblems,  erklären  könnte,  sondern  es 
ist  die  den  Gegenstand  dieses  Problems  bildende,  also  die  zu  er- 
klärende Tatsache  selbst.  Es  ist,  meint  v.  B.  mit  Recht,  durch  nichts 
erwiesen  und  erklärt,  daß  die  größere  Menge  von  Produkt  auch  einen 
größeren  Wert  haben  müsse  als  das  Kapital,  aus  dem  sie  hervor- 
gegangen ist.  Roh-  und  Reinertrag  sei  wohl  auseinanderzuhalten. 
Die  Zurechnungstheorie  könne  nur  immer  die  Anteile  der  einzelnen 
Produktionsfaktoren  an  der  Erzielung  des  Rohertrags  ermitteln.  Ob 
sich  in  der  Rohertragsquote  auch  eine  Reinertragsquote  findet,  das 
seien  Fragen,  die  über  das  Problem  der  Zurechnung  hinausgehen,  da 
dieses  -  auch  nach  der  richtigen  Voraussetzung  v.  Wiesers  -  auf 
dem  Satze  beruhe,  daß  der  Wert  der  Produktivgüter  vom  Werte 
ihrer  Produkte  abhänge,  dem  letzteren  gleichsam  als  ihrem  Bilde 
folge,  das  sie  restlos  zu  sich  heranziehe.  Für  einen  Wertüberschuß 
bleibe  kein  Platz. 

Auch  T.-B.  vertritt  zwar  mit  aller  Energie  den  Satz,  daß  „der 
Preis  des  Produktionsmittels  vom  Preise  des  mit  seiner  Hilfe  er- 
zeugten endgültigen  Produktes  abhängen  muß".  Um  aber  aus  dem 
Dilemma  herauszukommen,  in  dem  sich  schon  v.  Wieser  verstrickte, 
muß  er  sich  über  dieser  Welt  der  Wirklichkeit  eine  zweite,  künst- 
lich abstrakte  aufbauen,  die  beschriebene  Welt  der  naturalen  Massen 
und  Summen.  Er  beachtet  nicht,  daß  dieser  theoretische  Aufbau 
von  der  wissenschaftlichen  Kritik  längst  zertrümmert  ist,  weil  er 
nachgewiesenermaßen  auf  einer  argen  Verwechslung  von  Wert-  und 
Stoffproduktion  beruht.  Auch  hier  hatte  schon  v.  Böhm  in  unüber- 
trefflicher Weise  diejenigen  Möglichkeiten  zergliedert,  die  für  das 
Verhältnis  zwischen  Produkt  und  Produktionsgütern  allein  denkbar 
sind:  man  faßt  das  Verhältnis  der  Masse  des  Produkts  zur  Masse 
des  Aufwandes  ins  Auge,  oder  stellt  der  Masse  des  einen  den  Wert 
des  anderen  gegenüber,  oder  endlich  -  was  auch  v.  Böhm  für  das  einzig 
Richtige  hält  —  man  setzt  Wert  auf  der  einen  Seite  dem  Wert 
auf  der  anderen  entgegen.  Die  ersteren  Varianten  fertigt  er  ein  für 
allemal  mit  der  Erwägung  ab:  „Auf  die  Masse  kommt  es  im"  Wirt- 
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schaftsieben  überhaupt  nicht  an."  Insbesondere  tut  er  die  Versuche, 
„den  Zins  aus  einer  produktiven  Kraft  des  Kapitals  erklären  zu 
wollen",  mit  den  Worten  ab:  „ein  vergebliches  Bemühen,  da  es  keine 
Kraft  gibt,  ,die  ebenso,  wie  auf  dem  Acker  Weizen  wächst,  direkt 
einen  , Mehrwert'  wachsen  lassen  könnte"  (v.  Böhm,  I,  S.  227  und 
253). 

Einzig  die  Gegenübersetzung  von  Wert  gegen  Wert  läßt  die 
Gleichung  auf  einen  Generalnenner  bringen,  nur  freilich,  daß  v.  Böhm 
diesen  im  Wert  des  Produkts  zu  finden  meint,  weil  er  den  „kau- 
salen Vorrang"  des  letzteren  behauptet  und  lehrt,  „daß  der  Wert 
der  Kostengüter,  und  zwar  durch  Vermittelung  des  Wertes  ihrer 
Produkte,  sich  selbt  aus  einem  Grenznutzen  ableitet",  während  ich 
hier  den  kausalen  Vorrang  irgendwelcher  Faktur  überhaupt  verwerfe 
und  den  Wert  der  Produkte  und  ihrer  Produktivgüter  gleichmäßig 
aus  der  übergeordneten  Zweckeinheit  der  sozialorganisch  bestimmten 
Volkswirtschaft  ableite  (v.  Böhm,  Exk.  S.  245  —  „Zweck"  S.  356, 
„Obj."  S.  197  -  200,  „Subj."  S.  172  ff.,  184).  Ohne  dies  tertium  com- 
parationis  führt  auch  die  Gegenüberstellung  von  Wert  auf  beiden 
Seiten  nicht  zum  Ziel.  Die  Gleichung  ist  nur  lösbar,  wenn  beide 
Werte  einer  dritten  Größe  gleich  sind. 

So  ist  T.-B.  mit  seiner  Dialektik  auf  den  letzten  Posten  zurück- 
gedrängt, von  dem  aus  eine  Abwehr  noch  denkbar  wäre:  er  könnte 
geltend  machen,  daß  es  doch  eben  keine  Utopie,  sondern  eine  „ge- 
sellschaftliche" Tatsache  sei,  daß  in  Wirklichkeit,  im  „Erfolge",  das 
„gesellschaftliche"  Produkt  unter  die  drei  sozialen  Klassen  der  Ar- 
beiter, Kapitalisten  und  Grundbesitzer  aufgeteilt  wird  und  zwar 
wirklich  nach  der  sozialen  Macht,  die  ihnen  als  Besitzern  der  drei 
Faktoren :  Arbeitskraft,  Kapital  und  Boden  gegeben  ist.  Aber  da- 
mit ist  er  doch  nur  auf  den  Ausgangspunkt  zurückgedrängt,  auf  eine 
bloße  Tatsache,  auf  eine  Binsenwahrheit,  um  deren  wissenschaft- 
liche Erklärung  es  sich  gerade  erst  handelt.  Die  „ Wissenschaf t- 
keit"  jeder  „Theorie"  besteht  in  der  zureichenden  Erklärung  der 
Dinge,  ohne  sie  bleibt  sie  eine  bloße  Beschreibung,  und  die  be- 
sondere Aufgabe  einer  „Theorie  der  Verteilung"  wäre  die  Auf- 
deckung des  begründenden  Verhältnisses  für  die  einzelnen  Bestand- 
teile des  volkswirtschaftlichen  Getriebes  zueinander  und  zum  Ganzen. 
Da  nur  der  Wert  den  Ausdruck  und  das  Maß  dieses  Verhältnisses 
ergibt,  hat  sich  T.-B.,  wie  gesagt,  des  besten  und  einzigsten  Binde- 
mittels beraubt,  er  hält  die  Stücke  in  der  Hand,  es  fehlt  ihm  das 
geistige  Band. 

4.  Die  Grundrente  vom  Standpunkte  der  sozialen  Tlieorle 
der  Verteilung. 

Eine  „soziale  Theorie"  muß  den  beiden  Anforderungen  ge- 
recht werden,  die  in  ihrem  Begriffe  enthalten  sind:  sie  muß  eine 
Theorie  und  sie  muß  sozial  sein.  In  dem  Wesen  der  Theorie 
liegt  die   Forderung,   rein   objektiv  kausal,    ohne  Seitenblicke   und 
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Nebensprünge  ins  Moralische,  das  bloße  Sein  des  Bestehenden 
systematisch  zu  erklären.  Das  bedeutet  negativ  den  Ausschluß 
der  rein  genetischen  Betrachtung,  des  Gewordenseins  und  des 
vorausgesagten  Seinwerdens,  dann  aber  positiv  die  Darlegung  der 
Wirksamkeit  der  Einzelelemente  in  ihrem  synthetischen  Zusammen- 
hange und  in  ihrem  Verhältnis  zum  Ganzen.  -  „Sozial"  aber 
ist  eine  Theorie,  wenn  sie,  negativ  genommen,  sich  vom  begriff- 
lichen Gegenteil,  dem  Rein-Oekonomisch-Natürlichen,  abhebt,  posi- 
tiv aber  das  spezifisch  „Gesellschaftliche"  in  seinem  Wesen  und 
in  dem  inneren  Zusammenhange  seiner  Einzelerscheinungen  ergründet. 

Dem  Kenner  der  Soziallehre  sind  die  ewigen  Grenzverschie- 
bungeu  bekannt,  die  aus  der  Nichtbeachtung  jener  notwendigen 
Unterscheidungen  von  jeher  entstanden  sind,  und  das  Heer  der  Irrungen 
sowie  die  unfruchtbaren  Streitfragen,  die  sie  hervorgerufen  haben. 
Ich  meine:  1)  die  Verwischung  des  Unterschiedes  zwischen  Genesis 
<Historik)  und  Systematik,  2)  zwischen  den  rein-ökonomischen  und 
den  sozialen  Kategorien  und  endlich  3)  zwischen  Kausalbetrachtung 
und  Ethik.  Ohne  radikale  Ausrottung  dieser  drei  erkenntnistheore- 
tischen Grundirrtümer  kann  der  Boden  der  wissenschaftlichen  Er- 
kenntnis nicht  fruchtbar  gemacht  werden. 

T.-B.  erkennt  das  gelegentlich  selbst  an.  Die  gebotene  Unter- 
scheidung zwischen  rein-ökonomischen  (er  nennt  sie  mit  Rodbertus 
auch  „logische"  Kategorien)  und  sozialen  Kategorien  hat  T.-B. 
grundsätzlich  beachtet,  wie  wir  in  dem  bisher  schon  erörterten  Teile 
seiner  Lehre  feststellen  konnten.  Auch  seine  grundsätzliche  Be- 
achtung der  Unterscheidung  zwischen  genetischer  und  syste- 
matischer Erklärung  der  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  be- 
kundet er  unter  anderem  S.  8  in  den  Worten :  „Die  Volkswirtschafts- 
lehre stellt  sich  nicht  zur  Aufgabe,  allgemeine  Gesetze  der  sozialen 
Klassenbildung  in  der  Geschichte  festzustellen,  oder  konkrete  Be- 
sitzverhältnisse in  diesem  oder  jenem  Lande  zu  erklären.  Sie  setzt 
solche  vielmehr  als  ihren  notwendigen  Ausgangspunkt  voraus;  und 
sie  in  ihrer  Entwicklung  zu  verfolgen,  überläßt  sie  der  allgemeinen 
Geschichte  und  der  Soziologie."  Auch  hinsichtlich  der  Abgrenzung 
des  Theoretischen  vomEthischen  finden  sich  bei  ihm  treffende 
Aeußerungen. 

S.  30:  Die  „Theorie  soll  objektive  Bedingungen  des  Arbeitslohns  feststellen, 
nicht  aber  soziale  Normen  postulieren.  Die  Bedingungen  des  kapitalistischen 
Marktes  werden  nicht  durch  Humanitätsrücksichten  bestimmt,  so  erhaben  und 
allgemein  gültig  diese  auch  sein  mögen."  Und  8.  70:  „In  der  realen  kapita- 
listischen GeseUschaft  sind  beide  Bestandteile  des  Kapitals  —  Produktionsmittel 
und  Subsistenzmittel  der  Arbeiter  —  gleich  unentbehrlich  zur  Profitbildung,  und 
•ee  gibt  keinen  objektiven  Grund,  die  Rolle  der  Produktionsmittel  oder  des 
Arbeiters  im  Prozesse  der  Profitbildung  höher  oder  niedriger  zu  stellen."  Während 
vom  Standpunkte  der  Ethik  das  Produkt  nur  dem  Arbeiter,  als  dem  Subjekte 
der  Wirtschaft,  zuzurechnen  sei,  also  als  Arbeitsprodukt  erscheine,  sei  vom  Stand- 
punkte der  objektiven  materiellen  Prozesse  aus  die  Rolle  der  Arbeit  und  der 
Maschine  keine  verschiedene,  insofern  von  beiden  gleichmäßig  der  Produktions- 
ertrag erzielt  werde.  Endlich  aber  besonders  klar  8.  228  der  Krisentheorie :  „Auf 
die  Frage,  wem  das  Mehrprodukt  gehören"  solle,  den  Arbeitern  oder  den  Kapita- 
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listen,  gebe  die  Theorie  des  Profits  gar  keine  Antwort.  Sie  leugne  die  Wich- 
tigkeit dieser  Frage  nicht,  sie  erkenne  aber  ihre  Inkompetenz  zur  Lösung  der- 
selben an.  Sie  habe  sich  auf  die  Erklärung  der  sozialen  Tatsachen  und  die  Auf- 
zeigung ihrer  Gründe  zu  beschränken.  Das  Gebiet  des  Sollens  liege  auUerbalb 
der  Kompetenz  der  objektiven  Wissenschaft,  der  nur  die  Aufdeckung  der  ursäch- 
lichen Zusammenhänge  der  Erscheinungen  zukomme. 

Etwas  anderes  ist  jedoch  die  Anerkennung  richtiger  Grundsätze, 
etwas  anderes  ihre  Durchführung  im  Systeme.  Die  Irrungen  T.-B.S 
kommen  meistens  aus  der  Ueberspannung  des  sozialen  Begriffs  ins 
sozialistische  Extrem,  das  schon  v.  Böhm-Bawerk  darin  erblickte, 
daß  „die  sozialistischen  Theorien  in  der  Grundrente  und  im  Kapital- 
zins das  ausschließliche  Produkt  eines  brutalen  Nehmens,  also  kein 
naturgemäßes  wirtschaftliches,  sondern  ein  ganz  und  gar  künstliches 
Machtphänomen  erblicken".  „Stolzmann",  so  fährt  er  fort,  „scheint 
mir  diesem  zweiten  Extrem  ganz  nahezustehen,  ohne  daß  er  sich 
selbst  klar  darüber  wäre,  wie  nahe  er  ihm  steht."  Ich  habe  bereits 
„Zweck"  S.  XU  ff.  diesen  Vorwurf  nachdrücklich  abgelehnt  und 
die  Charakterisierung  meiner  Lehre  und  anderer,  so  der  von  Dietzel, 
Lexis  usw.,  als  eines  „vulgär-ökonomischen  Ablegers  der  sozia- 
listischen Ausbeutungstheorie",  als  eine  verfehlte  zurückgewiesen. 
Was  ich  und  die  zunehmende  Zahl  von  Vertretern  der  sozialen 
Richtung  unter  sozialer  Kategorie  und  „sozialen  Machtverhältnissen" 
verstehen,  hat  mit  dem  uns  v.  Böhm  imputierten  F^xtrem  nichts  ge- 
mein. Nachdem  jedoch  jetzt  auch  Schumpeter  mich  und  die  übrigen 
Vertreter  meiner  Richtung  mit  T.-B.  in  eine  Linie  gestellt  hat, 
liegt  alle  Veranlassung  vor,  die  Gemeinschaft  mit  jener  Auffassung 
gründlichst  abzuweisen.  Dies  ist  einer  der  Hauptzwecke  der  vor- 
liegenden Abhandlung. 

Auch  in  seiner  Lehre  von  der  Grundrente  unterscheidet 
T.-B.  grundsätzlich  sehr  wohl  deren  genetischen  Ursprung  von  ihrem 
systematischen  Wesen.  Der  „soziale"  Ursprung  der  Grundrente 
sei  klar,  er  beruhe  auf  „krasser  politischer  Gewalt",  auf  der  An- 
eignung des  nationalen  Territoriums  aus  dem  Besitze  der  den  Boden 
bearbeitenden  kleinen  Produzenten.  T.-B.  folgt  hier  ganz  dem 
Marxschen  Vorbilde,  der  in  dem  Kapitel  24  seines  Hauptwerks  die 
Geschichte  dieser  Expropriation  als  das  „Geheimnis  der  ursprüng- 
lichen Akkumulation  des  Kapitals"  in  den  düstersten  Farben  ge- 
schildert hat  und  von  ihr  sagt,  daß  sie  „in  die  Annalen  der  Mensch- 
heit mit  Zügen  von  Blut  und  Feuer  eingeschrieben"  sei.  Nach 
dieser  Entstehung,  sagt  T.-B.,  erscheine  die  Grundrente  als  eine 
soziale,  historische  Kategorie  des  modernen  Wirtschaftssystems  par 
excellence.  Aber  dieser  gewaltsame  Ursprung  bestimme  nicht  im 
mindesten  den  ökonomischen  Charakter  der  Grundrente  in  der 
heutigen  Wirtschaft.  Die  Höhe  der  Grundrente  werde  nicht 
durch  den  sozialen  Kampf  der  gesellschaftlichen  Klassen  bestimmt, 
sondern  durch  Gesetze  ganz  anderer  Art,  die  Ricardo  in  dem  Be- 
griffe der  „differentialen   Grundrente"    endgültig   festgestellt  habe. 
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Sie  werde  bestimmt  durch  die  Lage  uad  Fruchtbarkeit  des  Bodens, 
also  durch  äußere  Bedingungen  rein-ök.onomisch-natürlicher  Art.  Ob- 
wohl der  politische  Kampf  der  gesellschaftlichen  Klassen  indirekt, 
z.  ß.  bei  der  heutigen  agrarischen  Bewegung  (Schutzzoll  usw.),  eine 
sehr  große  Rolle  spiele,  übe  der  Klassenkampf  eine  direkte  Wir- 
kung auf  die  Grundrente  nie  (!)  aus,  weil  ia  ihr  eben  nur  die  Ab- 
hängigkeit der  menschlichen  Wirtschaft  von  der  äußeren  Natur, 
also  die  Bedeutung  „außersozialer  Mächte"  und  nicht  die  „sozialen 
Machtverhältnisse"  zum  Ausdrucke  kommen. 

Vielmehr,  sagt  er,  schaffen  nur  die  Unterschiede  (!)  der  natür- 
lichen Produktionsbedingungen  auf  den  durch  sie  bevorzugten 
Grundstücken  größere  Produktmassen  und  überschüssige  Einkommen 
im  Vergleich  mit  solchen  geringerer  Produktivität.  Es  sei  also 
methodologisch  ganz  richtig,  die  Grundrente  als  etwas  außerhalb  des 
Prozesses  der  sozialen  Verteilung  Liegendes  zu  betrachten  und  von 
ihr  in  der  Untersuchung  dieses  Prozesses  zu  abstrahieren.  Die 
Grundrente  sei  ihren  eigenen  Gesetzen  unterworfen,  die  in  gewissem 
Sinne  außerhalb  des  sozialen  Kampfes  ständen:  die  Grundherren 
brauchten  nicht  im  mindesten  ihre  Macht  zn  entfalten,  um  ihren 
Teil  des  gesellschaftlichen  Produkts  zu  erhalten,  ihr  Einkommen 
fließe  ihnen  mit  der  Veränderung  „der  allgemeinen  Wirtschaftsbe- 
dingungen der  Gesellschaft"  von  selbst  zu,  es  sei  ein  „arbeitsloses" 
Einkommen.  Dies  jedoch  nur  im  Falle  des  Großgrundbesitzes;  das 
„Bauerneinkommen"  sei  keine  „arbeitlose  Grundrente",  der  Bauer 
wirtschafte  nicht  kapitalistisch,  sein  Einkommen  habe  bloßen  Arbeits- 
charakter. 

Mit  dieser  Charakterisierung  der  Rente  als  eines  „arbeitslosen" 
Einkommens  mündet  T.-B.  also  doch  wieder  in  das  Gebiet  des 
„Sozialen"  und  gar  des  Ethischen  hinein.  Denn  wir  wissen  ja, 
„sozial"  bedeutet  bei  ihm  die  Ungleichheit,  die  Ausbeutung  und  damit 
eben  den  arbeitslosen  Erwerb.  Es  ist  deshalb  auffällig,  wie  er  die 
Grundrente  außerhalb  der  Einflußsphäre  der  sozialen  Kategorie 
stellen  kann.  Man  sollte  meinen,  auch  das  Wesen,  nicht  nur  der 
Ursprung  der  Rente  sei  eminent  sozial,  und  zwar  mehr  noch  als 
alle  anderen  „arbeitslosen"  Einkommen,  mehr  noch  als  der  Kapital- 
profit, welcher  ja  gemeinsam  mit  der  Grundrente  entstanden,  näm- 
lich, wie  T.-B.  selbst  (S.  29)  nach  Marxschem  Muster  ausführt,  durch 
„Freisetzung"  des  Arbeiters  frei  in  dem  Doppelsinne,  den  Marx 
damit  verbindet,  frei  als  Person  und  frei  von  den  Produktions- 
mitteln, unter  denen  der  Boden  das  ursprünglichste. 

Es  ist  unbegreiflich,  weshalb  T.-B.  sich  gerade  in  der  Grund- 
rentenlehre das  „soziale"  Moment  hat  entgehen  lassen.  Schumpeter 
hat  denn  auch  diesen  Umstand  in  seiner  Kritik  gegen  ihn  gründ- 
lich ausgenützt.  „Mit  Vergnügen",  sagt  er  a.  a.  O.  S.  19,  kon- 
statiere ich  hier  die  Gemeinsamkeit  des  theoretischen  (rein-öko- 
nomischen) Bodens,  „mit  um  so  größerem  Vergnügen,  als  von  vorn- 
herein gerade  für  den  Fall  der  Grundrente,  deren  Bezug  doch  Folge 
einer  zum   Teil  so    zweifellos  auf  , Machtverhältnissen'  beruhenden 
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Eigentumsposition  ist,  das  Gegenteil  zu  erwarten  war".  Wenn,  so 
fragt  er,  T.-B.  so  klar  erkenne,  daß  der  einfache  Hinweis  auf  den 
„Machtfaktor"  dabei  gar  nichts  leistet,  und  die  ökonomische  Er- 
klärung nur  aus  ökonomischen  Momenten  fließen  könne,  muß  sich 
da  bei  den  anderen  Einkommensarten  nicht  a  fortiori  dasselbe 
Resultat  gewinnen  lassen?  —  Lassen  wir  Schumpeter  diesen  kritischen 
Triumph  bis  dahin,  wo  die  Kritik  seiner  eigenen  Lehre  uns 
zwingen  wird,  einige  Tropfen  Wermut  in  den  Becher  seiner  Freude 
zu  tun. 

Was  T.-B.  betrifft,  so  hat  er,  trotz  der  grundsätzlichen  Schei- 
dung der  Kategorien,  ihre  Grenzen  nicht  eindeutig  abgesteckt.  Er 
scheut  sich  nicht,  die  logische  Scheidelinie  nach  Belieben  zu  über- 
springen, einmal  nach  der  einen  und  dann  wieder  nach  der  ent- 
gegengesetzten Seite.  Statt  beiden  Kategorien  gleichmäßig  gerecht 
zu  werden,  statt  beiden  Kausalreihen  der  volkswirtschaftlichen  Er- 
scheinungen, der  rein-ökonomischen  und  der  sozialen,  gerecht  zo 
werden,  verfällt  er  abwechselnd  bald  in  die  Uebertreibung  des  natür- 
lichen, bald  des  sozialen  Faktors  und  vermengt  damit  noch  die 
ethische  Betrachtung.  Die  „soziale  Quelle"  der  Grundrente  sieht  er 
historisch  in  der  Herkunft  des  Grundbesitzes  aus  krasser  poli- 
tischer Gewalt  und  systematisch  in  der  Erzielung  des  „arbeits- 
losen" Einkommens  der  Großgrundbesitzer,  das  er  dem  Einkommen 
der  „Bauern"  entgegensetzt.  Wenn  er,  wie  er  doch  will,  die  Grund- 
rente in  der  bestehenden  Wirtschaftsordnung  zu  erklären  unter- 
nahm, so  mußte  er  die  „soziale  Quelle"  ohne  den  ethischen  Ein- 
schlag der  sozialen  Ungleichheit,  ohne  Hineintragung  des  morali- 
sierenden Gegensatzes  von  Arbeits-  und  Besitzeinkommen,  von 
Großgrund-  und  bäuerlichem  Besitz,  reinlich  kausal  aus  der  Eigenart 
der  bestehenden  Regelung,  ohne  Abirrung  in  Genetik  und  Ethik 
erklären.  Bei  strenger  Festhaltung  dieses  rein  systematischen  Stand- 
punktes hätte  er  das  Wesen  der  Grundrente  lediglich  in  dem  Er- 
tragsüberschuß finden  müssen,  den  Arbeitslohn  und  Kapitai- 
gewinn  zur  Verfügung  des  Grundeigentümers  übrig  lassen,  und  den 
auch  der  rechnende  „Bauer"  nicht  außer  Ansatz  läßt.  Die  Blüte 
und  das  Behagen  des  deutschen  Bauernstandes  wird  gerade  durch 
diesen  Ueberschuß  erzeugt,  und  daß  mit  ihm  recht  genau  gerechnet 
wird,  zeigt  sich  bei  der  Festsetzung  der  Grundstückspreise,  bei  der 
Beleihung  und  den  Erbabfindungen.  Der  systematische  Schnitt 
zwischen  „arbeitsloser"  Rente  und  solcher  Rente,  bei  deren  Erzeu- 
gung der  Bauer  mit  Hand  anlegt,  ist  willkürlich  und  augenschein- 
lich durch  die  Tendenz  diktiert.  In  dem  unklaren  Begriff  des 
„Bauerneinkommens"  steckt  eine  petitio.  Der  Ueberschuß  des  bäuer- 
lichen Ertrages,  der  übrigens  zur  größeren  Hälfte  durch  Verschul- 
dung an  die  Kapitalbesitzer  übergeht,  beruht,  wie  der  Ertrag  selbst, 
nur  zum  Teil  auf  der  Arbeit  des  Bauern,  zum  anderen  Teil  genau 
wie  beim  Großgrundbesitz  auf  Aneignung.  Das  Mehr  über  den 
bloßen  Unterhalt,  der  überdies  mehr  oder  weniger  reichlich  sein 
kann,    ist    „angeeigneter   positiver    Reichtum",    ein    wirkliches  Pro- 
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duktenmehr,  wie  T.-B.  selbst  ausführte,  er  ist  es  ebensogut  wie  das 
Einkommen  aus  allen  anderen  Ueberschußerträgen  qualifizier- 
ter Kapital-  und  Arbeitsleistungen. 

Ueberspannte  T.-B.  im  Begriffe  der  arbeitslosen  Großgrund- 
besitzrente den  sozialen  Gedanken,  so  verläuft  er  sich  dann  wieder 
in  das  andere  Extrem:  die  Grundrente  ist  ihm  eine  rein  natürliche 
Kategorie,  die  Differenz  im  natürlichen  Ertrage,  aus  der  er,  mit 
Ricardo,  Wesen  und  Höhe  der  Rente  ableitet.  Er  berührt  mit 
keinem  Worte  die  Ergebnisse  der  neueren  Forschungen,  welche  die 
Unzulänglichkeit  der  Differentialbetrachtung  ergeben  haben:  Nicht 
die  Differenz  zwischen  den  Erträgen  verschiedener  Grundstücke, 
sondern  der  Ueberschuß  auf  jedem  Grundstücke,  das  einen  solchen 
trägt,  ergibt  die  Grundrente,  mit  anderen  Worten,  der  errechnete 
Ueberschuß  über  den  üblichen  Lohn  und  den  üblichen  Kapitalgewinn. 
T.-B.  spricht  immer  nur  von  der  Höhe  der  Grundrente  und  versäumt 
damit  die  Untersuchung  ihres  Wesens.  Höhe  und  Wesen  können 
nur  aus  einem  Prinzip  erklärt  werden.  Die  Grundrente  hat  nicht 
ihr  Prinzip  in  sich  als  eine  selbständige  Größe,  sondern  muß  aus 
dem  Gefüge  der  ganzen  Volkswirtschaft  heraus  verstanden  werden. 

T.-B.  selbst  weist  mit  Recht  auf  die  „allgemeinen  Wirtschafts- 
bedingungen der  Gesellschaft"  als  die  letzte  Grundlage  auch  der 
Rente  hin.  Da  also  das  Wesen  der  Rente  erst  im  Ueberschuß  über 
Lohn  und  Profit  liegt,  gebührt  der  Lehre  dieser  beiden  Einkommens- 
arten der  didaktische  Vorrang.  So  wollen  auch  wir  —  wie  T.-B.  — 
die  Grundrente  vorläufig  „beiseite  lassen".  Wir  wenden  uns  seiner 
Lohn-  und  Profitlehre  zu. 

(Fortsetzung  folgt  im  nächsten  Heft.) 
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Die   öffentliche  Ernäliriiiigswirtscliaft  aiul 
die  Organisationen  der  Landwirtschaft  unter 
besonderer  Berücksichtig'ung  des  Genossen- 
schaftswesens. 
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1.  Einleitung. 

Die  Ausschließung  vom  Weltverkehr,  mit  dem  das  deutsche 
Wirtschaftsleben  durch  tausend  und  aber  tausend  Fäden  verknüpft 
war,  führte  im  Laufe  der  Kriegsjahre  dazu,  unsere  ganze  Volks 
Wirtschaft  in  einem  bisher  kaum  für  möglich  gehaltenen  Maße 
staatlicher  Regelung  zu  unterwerfen.  Es  galt  einmal,  die  gesamte 
Industrie,  insbesondere  die  für  den  Export  und  für  den  Luxus  ar 
beitende,  auf  den  Kriegsbedarf  umzustellen  und  ihr  die  dazu  nötigen 
Rohstoffe  zu  verschaffen,  zweitens,  die  Ernährung  des  Volkes  und 
Verpflegung  des  Heeres  und  der  Marine  sicherzustellen.  Die  Maß 
nahmen,  die  zur  Lösung  dieser  Aufgaben  ergriffen  wurden,  sind 
zu  bekannt,  als  daß  wir  uns  im  einzelnen  auf  sie  einlassen  müßten. 
Es  sind  die  Preisfestsetzungen,  Beschlagnahmen,  Bewirtschaftung 
durch  eigens  dazu  neu  gegründete  Kriegsgesellschaften  mit  behörd- 
lichem Charakter,  zum  Teil  vollständig  neue  Begriffsformeu,  Or- 
ganismen ohne  jeden  Vorgang  in  der  Geschichte  des  Wirtschafts- 
lebens. Auf  dem  Gebiete  der  Rohstoffversorgung  für  die  gesamte 
Rüstungsindustrie  hat  eine  rechtzeitige,  großzügige  Organisation, 
von  der  Kriegs-Rohstoff- Abteilung  des  Kriegsministeriums  in  die 
Wege  geleitet,  in  kürzester  Zeit  die  zum  Durchhalten  erforderliche 
Umstellung  der  in  Betracht  kommenden  Industrie-  und  Gewerbe- 
zweige  bewirkt  und  die  Aufgaben  in  fast  jeder  Beziehung  befrie 
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digend  gelöst.  Ein  Gleiches  läßt  sich  von  der  Volksernährungs- 
wirtschaft nicht  sagen.  Hier  ist  man  bis  in  die  jüngste  Zeit  in 
vielen  Zweigen  der  öffentlichen  Bewirtschaftung  über  Versuche 
und  Experimente  nicht  hinausgekommen  und  bat  die  Schwierigkeiten 
nicht  beseitigt,  obwohl  hier  eine  verhältnismäßig  hohe  Produktions- 
fähigkeit in  Rechnung  gestellt  werden  kann.  Zahllos  und  für  den 
einzelnen,  von  den  Forderungen  des  Tages  in  Anspruch  genommenen 
Landwirt  nicht  mehr  übersehbar,  sind  die  Verordnungen  über 
Höchstpreise,  Beschlagnahmen,  Fütterungsverbote  usw.,  die  zur  Er- 
reichung einer  geregelten  Versorgung  mit  Nahrungsmitteln  in  un- 
unterbrochener Eeihenfolge  während  der  Kriegsjahre  erlassen  wur- 
den. Die  in  der  Folge  sich  fortgesetzt  ablösenden  Aenderungen, 
Ergänzungen  und  Aufhebungen  haben  die  Fortführung  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  außerordentlich  erschwert  und  schließlich 
lähmend  statt  fördernd  auf  die  an  und  für  sich  schon  aus  rein  sach- 
lichen Gründen,  wie  Mangel  an  Arbeitskräften,  Zugvieh  und  Be- 
triebsstoffen, stetig  zurückgegangene  Erzeugung  gewirkt,  wo  doch 
gerade  eine  Steigerung  derselben  als  das  dringendste  Bedürfnis 
erscheint.  Mit  dieser  nicht  beabsichtigten  Wirkung  hat  die  staat- 
liche Zwangswirtschaft  die  äußerste  Grenze  des  Zweckmäßigen 
erreicht,  wenn  nicht  bereits  überschritten,  obwohl  sie  sich  im 
wesentlichen  nur  auf  die  Erfassung  und  Verteilung  der  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  und  Bedarfsartikel  erstreckte.  Eine 
Zwangsregelung  der  Erzeugnisse  selbst,  der  hier  und  da  geforderte 
Produkt ionszwang,  ist,  von  allen  Sachkennern  als  undurch- 
führbar bezeichnet  1),  von  den  maßgebenden  Behörden  mit  Recht 
verworfen  worden.  Die  öffentliche  Bewirtschaftung  der  Nahrungs- 
mittel war  festgefahren,  obwohl  sie  sich  derselben  Zwangsmittel  be- 
diente, wie  die  staatliche  Regelung  der  Rohstoffversorgung.  Die 
zentrale  Bewirtschaftung,  wie  sie  vom  Kriegsernährungsamt  und 
von  den  zahllosen  für  jede  einzelne  Warengattung  ins  Leben  ge- 
rufenen Kriegsgesellschaften  stattfindet  und  in  der  Rohstoffver- 
sorgung gerade  die  beste  Grundlage,  das  Geheimnis  des  Erfolges, 
gewesen  ist^).  hat  sich  hier  nicht  bewährt 3). 

1)  Vgl.  hierüber  W.  Wygodzinski,  Produktionszwang  und  Produktionsförde- 
rune In  der  r,andwirtschaft.  Heft  5  der  BeiträKC  zur  Kriogswirtschnft,  hrsg.  von  der 
Volkswirtschaftlichen  Ahtcilima;  des   Kiip|jsernahrun?samts,   Berlin   1917. 

2)  Vgl.  hierzu  dm  kleinen  Von  rag  von  Walther  Rathenau,  Deutschlands 
Rohstoffversorgung,  Berlin  1!)16.  Die  !?ohstoffvcrsorgung  vollzieht  sich  in  diT  Stille, 
für  ihre  gute  Abwicklung  haben  in  cr-iter  Linie  die  einzelnen  Industriezweige  ein  Inter- 
esse. Die  Oeffontlichkeit  erfährt  von  den  Schwierigkeiten  erst,  wenn  sie  nicht  über- 
wunden wurden,  d.  b.  wenn  Waren  aus  den  bestimmten  Rohstoffen  nicht  mehr  her- 
gestellt werden  können,  also  auf  dem  Markte  knnpp  werden,  wie  z.  B.  Gummi-  oder 
Lederartikel.  Scbwieriirkciten  in  der  Volksernährung  werden  dagegen  jedem  eiizelnen 
sofort  fül.lbar  und  deshalb  das  Tagesgespräch  der  Oeffen  lichkcit.  Dies  ist  ein  Grund 
mit  d:ifiir,  daß  die  Volksernährungsmüßnahmen  so  viel  öffentliche  Kritik  erfahren 
mußten,  die  die  Rohstoffversorgung  im  engeren  Kreise  und  weniger  offenkundig  auch 
erfahren  bat. 

3)  Beschlüsse  der  45.  Plenarversammlung  des  Deutschen  Landwirtachaftsrats  vom 
17.  Febru!vr  1017. 
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2.  Die  Ursachen  der  Schwierigkeiten  in   der  OfTentlichen  Er- 
nährungswirtschaft. 

Der  Grund  für  die  so  verschiedene  Wirkung  gleicher  wirtschaft- 
licher Maßnahmen  liegt  in  der  gänzlichen  Verschiedenheit  der  Wirt- 
schaftsgebiete, der  Landwirtschaft  und  der  Industrie.  Rein  äußer- 
lich tritt  dies  schon  in  die  Erscheinung.  Wohl  hat  seit  mehr  als 
einem  Jahrzehnt  die  Industrie  in  bezug  auf  die  Zahl  der  in  ihr 
Erwerbstätigen  die  Landwirtschaft  überflügelt;  denn  bereits  im 
Jahre  1907,  dem  Jahr  der  letzten  Berufs-  und  Betriebszählung, 
fanden  nur  27,4  v.  H.  der  Bevölkerung  ihren  Unterhalt  in  der 
Landwirtschaft,  42,8  v.  H.  dagegen  in  der  Industrie.  Aber  dies 
Verhältnis  kehrt  sich  völlig  um,  wenn  man  die  Zahl  der  Betriebe, 
in  welchen  die  Erwerbstätigen  beschäftigt  sind,  zugrunde  legt. 
Dann  haben  wir  5,7  Millionen  Landwirtschaftsbetriebe  und  nur 
etwas  über  2  Millionen  Betriebe  in  der  Industrie.  Von  letzteren 
kommt  für  die  Rüstungsindustrie  im  engeren  Sinne  nur  ein  Teil  in 
Betracht,  und  zwar  nur  Bergbau  und  Hüttenwesen,  Metallverarbei- 
tung, Industrie  der  Maschinen,  Instrumente  und  Apparate,  che- 
mische Industrie  und  Industrie  der  Leuchtstoffe,  Oele  und  Fette. 
Auch  innerhalb  dieser  Gruppen  sind  noch  manche  Gewerbearten 
abzusetzen,  wie  die  Verarbeitung  der  edlen  Metalle,  die  Her- 
stellung von  Schmuckwaren,  Spielsachen,  Heizanlagen,  Fahrstühlen, 
Mühlenbau,  Uhrmacher,  Musikinstrumentenfabrikation  usw.,  so  daß 
nur  etwa  160000  Betriebe  übrigbleiben').  Nimmt  man  dazu  noch 
die  für  die  Ausrüstung  der  Streitkräfte  nicht  minder  wichtigen 
Textil-  und  Lederindustrien,  soweit  sie  Rohstoffe  beschaffen,  mit 
rund  132000  und  5000  Betrieben,  und  die  stoff verarbeitenden  Ge- 
werbe, das  gesamte  Bekleidungsgewerbe  (ohne  Putzmacherei,  Pup- 
penkleiderherstellung,  künstliche  Blumenfabrikation),  mit  rund 
650000  Betrieben,  darunter  die  Hälfte  Alleinbetriebe  (Näherinnen. 
Heimarbeiter,  Handschuhmacher,  Schuster  usw.),  und  das  Sattler- 
gewerbe mit  rund  25000  Betrieben,  so  ergibt  sich  eine  Gesamtzahl 
von  982000  oder  knapp  eine  Million  Betriebseinheiten,  die  auf  rein 
industriellem  Gebiet  zur  Beschaffung  der  unentbehrlichsten  militäri- 
schen Rüstungsgegenstände  zu  organisieren  waren.  Dagegen  mußte 
die  Organisation  der  Ernährungswirtschaft  außer  den  5,7  Millionen 
landwirtschaftlichen  Betrieben  noch  die  Betriebe  des  Handeis  mit 
landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  und  Bedarfsartikeln  (rund  400000) 
und  des  Nahrungsmittelgewerbes  (rund  300000)  umfassen,  mithin 
rund  6Y2  Millionen  Betriebseinheiten.  Also  1  Million  Einheiten  in 
der  Rüstungsorganisation  gegen  6V2  Millionen  in  der  Ernährungs- 
wirtschaft. 

Diese  Verschiedenheit  der  Grundlagen,  auf  welchen  die  staat- 
hche  Organisation  dieser  beiden  Hauptgebiete  der  Kriegswirtschaft 

1)  Nnch  der  Gewerbestatistik  von  1907.  (Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Eeieh.  1909,  S.  77  ff.)  Auch  die  folgenden  Ziffern  beziehen  iicb  darauf,  nur  nach  oben 
abgerundet. 
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aufzubauen  war,  tritt  nocli  schärfer  zutage,  wenn  man  das  Arbeits- 
gebiet der  einzelnen  Unterorganisationen  vergleicht.  In  der  Rüstungs- 
industrie braucht  eine  jede  Spezialkriegsgesellschaft  bei  ihren  Ver- 
fügungen nur  die  in  ihrem  Zweige  tatigen  Betriebe  zu  berücksich- 
tigen; oft  handelt  es  sich  nur  um  einige  Dutzend,  z.  B.  im  Hütten- 
wesen und  in  der  chemischen  Großindustrie  (Kupfer-,  Nickel-,  Blci- 
hütten,  Zink-  und  Zinnhütten,  Schwefel-  und  Salpetersäureanlagen 
usw.).  Selbst  größere  Industriegebiete,  wie  die  Textilindustrie 
und  Lederindustrie,  sind  begrenzt  und  zu  überschauen  (z.  B.  Ger- 
berei 4500  Betriebe,  Wachs-  und  Ledertuchfabrikation  100,  Verfer- 
tigung von  Gummiwaren  400,  Seilerei  6000).  Und  gerade  die 
Urproduktion,  die  Erzeugung  der  llohstoffe,  die  Voraussetzung 
jeder  weiteren  Bewirtschaftung,  beruht  in  der  Rüstungsindustrie  im 
Gegensatz  zur  Landwirtschaft  auf  wenigen  großen  "Betrieben.  Da 
sind  einheitliche  Vorschriften  über  Art  und  Umfang  der  Pro- 
duktion und  Ablieferung  der  Erzeugnisse  leichter  zu  geben,  und  ihre 
tatsächliche  Befolgung  kann  ohne  besondere  Schwierigkeiten  über- 
wacht werden.  Ferner  können  die  zur  Steigerung  der  Gesamter- 
zeugung oder  Verarbeitung  eines  Rohstoffes  erforderlichen  Betriebe, 
Fabrikanlagen,  sobald  nur  Kapital  und  Arbeitskräfte  zur  Verfügung 
stehen,  in  beliebiger  Zahl  und  Größe  neu  errichtet  werden,  wie 
denn  auch  zahlreiche  Munitionswerkstätten,  Salpetersäureanlagen, 
Metallraffinationen,  elektrolytische  und  elektrothermische  Werke  auf 
Veranlassung  der  Kriegsgesellschaften  teils  erweitert,  teils  neu  er- 
richtet wurden.  Unsere  vorgeschrittene,  wissenschaftliche  Technik 
ermöglichte  die  Zubereitung  und  Verarbeitung  von  Ersatzstoffen 
für  Salpeter,  Kupfer,  Mineralöle,  Baumwolle  und  viele  andere  wich 
tige  Grundstoffe;,  sowie  die  erforderliche  rasche  Umstellung  der  Be- 
triebe auf  die  Ersatzmittelproduktion. 

Das  alles  ist  auf  dem  Gebiete  der  Ernährungswirtschaft  anders. 
Hier  ist  der  wichtigste  Produktionsfaktor  der  landwirtschaftlich 
nutzbare  Boden,  und  der  kann  nicht  beliebig  vermehrt  werden.  In 
beschränktem  Umfange,  und  für  die  allgemeine  Ernährungswirtschaft 
kaum  von  Bedeutung,  kann  wohl  Oedland  urbar  gemacht  und  bebaut 
werden,  aber  ein  regelrechter  Landwirtschaftsbetrieb  gebraucht 
mehrere   Jahre,    um    Ertrag    zu    bringen').      Dagegen    mußte    ein 

1)  Ein  gutes  Beispiel  hierfür  ist  das  Ergebnis  der  im  Frühjahr  1915  auf  An- 
regung des  Schutzverbandes  für  den  deukchen  Grundbesitz  gegründeten  Genossenschaft 
„Landwirtschafiliohe  Verwertung  von  Baugelände".  Diese  Genossenschaft  hat  sieh  die 
Aufgabe  gestellt,  das  in  Berlin  und  Umgebung  ungenutzt  liegende  Baustell  e  n  land 
landwirtschaftlich  für  die  Volksernähruug  auszunutzen.  Auf  einen  Aufruf  wurden  der 
Genossenschaft  für  d.is  Erntejahr  1915  etwa  1000  Morgen  kostenlos  zur  Verfügung 
gestellt,  wovon  nach  Prüfung  durch  Sachverständige  rund  400  Morgen  als  zum  Anbau 
geeignet  von  der  Genossenschaft  durch  Motorpflug  urbar  gemacht,  gedüngt  und  mit  Kar- 
toffeln bestellt  wur'cn.  Das  Ersrebnis  war  kläglich,  die  Genossenschaft  schloß  ihr  erstes 
Geschäftsjahr  mit  einem  buchmäßiaen  Verlust  von  160  000  M.  ab.  Im  folgenden  Jahre 
beschränkte  daher  die  Genossenschaft  den  Betrieb  in  eigener  Regie  auf  das  annähernd 
100  Morgen  große  Gebiet  des  ehemaligen  Tcltowsees,  auf  welchem  im  Jahre  1915  die 
Ernte  befriedigend  gewesen  war,  und  gab  das  übrige  zur  Verfügung  gestellte  -Land  in 
kleineren    Stücken   an   Pächter   ab.     Auch  im  Jahre    1916    war   das  Ernteergebnis  de» 
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größerer  Teil  des  Bodens  als  in  Friedenszeiten  zur  Beschaffung 
fehlender  Industrie-Rohstoffe,  z.  B.  zum  Anbau  von  Hanf  und 
Flachs,  der  Landwirtschaft  entzogen  werden.  Jede  noch  so  detail- 
lierte Einzelbewirtschaftung  eines  landwirtschaftlichen  Erzeugnisses 
(Nahrungsmittels),  wie  Hafer,  Gerste,  Milch,  Butter,  Kartoffeln 
usw.,  mußte  alle  5,7  Millionen  landwirtschaftlicher  Betriebe  um- 
fassen. Und  jeder  Einzelbetrieb  hat  seine  wirtschaftlichen  Eigen- 
heiten, die  weniger  in  den  leitenden  Personen,  als  vielmehr  in  den 
natürlichen  Produktionsbedingungen  begründet  sind  und  die  in 
jedem  Fall  eine  gewisse  Berücksichtigung  finden  müssen,  soll 
anders  die  Erzeugung  auf  der  Höhe  bleiben.  Alle  natürlichen  Ver- 
schiedenheiten, alle  persönlichen  Wünsche  bei  Millionen  von  Be- 
trieben, die,  weit  ausgebreitet  über  das  ganze  Land,  im  einzelnen 
oft  schwer  erreichbar  sind,  auch  nur  einigermaßen  zu  berücksich- 
tigen, erscheint  schlechterdings  kaum  möglich,  ganz  unmöglich  von 
einer  Zentralstelle  aus.  Auf  dieser  Tatsache  beruhen  die  in  der 
staatlichen  Regelung  der  Ernährungswirtschaft  entstandenen  Schwie- 
rigkeiten und  Fehlgriffe  in  erster  Linie.  Nach  oben  hin  hatte  die 
staatliche  Ernährungswirtschaft  im  Kriegsernährungsamt  einen 
gewissen  Abschluß  gefunden ;  doch  es  war  das  Dach  allein,  es 
fehlte  der  Unterbau  der  Organisation,  hineingreifend  ins  platte 
Land,  gestützt  auf  den  unteriten,  letzten  Träger  der  Nahrungs- 
mittelerzeugung, den  landwirtschaftlichen  Betrieben.  Die  beabsich- 
tigte Vereinheitlichung  des  Baues  durch  völlige  staatliche  Zentrali- 
sation der  Ernährungswirtschaft  von  der  Erzeugung  bis  zum  Ver- 
brauch ist  nicht  erreicht  worden.  Im  Gegenteil  hat  die  Ausschal- 
tung solcher  vorhandenen  Einrichtungen  und  Organisationen,  die 
als  lang  eingearbeitete  Glieder  für  eine  glatte  Abwicklung  der 
Volksernährungswirtschaft  im  Kriege  nicht  minder  als  im  Frieden 
unentbehrlich  erscheinen,  die  Stockungen  in  der  Lebensmittclver- 
-sorgung  vermehrt.  Die  an  ihrer  Stelle  neu  geschaffenen  kost- 
spieligen, behördlichen  Einrichtungen,  deren  Leiter  und  Personal 
häufig  die  erforderli:;he  Fachkenntnis  und  kaufmännische  Gewandt- 
heit nicht  besaßen  und  deshalb  die  außer  Tätigkeit  gesetzten  Fach- 
betriebe ganz  unvollkommen  ersetzten,  haben  mit  ihrem  vielgestal- 
teten Nebeneinander  von  Kriegsgesellschaften  für  jede  Warengat- 
tung, deren  Verordnungen  und  Maßnahmen,  oft  unabhängig  von- 
einander erlassen,  am  Ziel,  d.  h.  im  landwirtschaftlichen  Betrieb, 
erst  zusammentrafen  und  sich  dort  vielfach  kreuzten,  einen  un- 
nötigen Aufwand  von  Kräften  und  eine  Unklarheit  über  den  im 
Einzelfall  einzuschlagenden  Weg  verursacht.  Die  unausbleiblichen 
Folgen  waren  eine  sachlich  nicht  begründete  Verteuerung  der  land- 
wirtschaftlichen  Erzeugnisse,   eine   Verlangsamung   ihres   Absatzes, 

Teltnwscegeländes  »ehr  bpfrimligcnd ;  üher  dnsjeniee  der  verpnphtPten  BaiistcUfn  fchlpn 
Aneibon.  Diese  Erfahronüen  zi-is-'n  denili<-li,  daß  >lie  Urb.irniachnnft  "nd  Btbauung 
von  Ocdland  nicht  ohne  weiteres  zur  KrliöhunR  der  Pro.jnktion  führt.  VkI.  ,.Vo<s.  Zi?." 
vom  5.  April  1917  (Morgenau3i{abe)  und  „Landwirbichalllicbes  Genossenschaflsblatt", 
1917,  Nr.   10. 
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oft  ein  Verschwinden  der  Waren  vom  Markte,  eine  zuweilen  unsach- 
gemäße, Verluste  verursachende  Vorratswirtschaft  und  damit  eine 
unbefriedigende  Versorgung  der  Städte  mit  Lebensmitteln.  Eine 
Besserung  kann  nur  der  Ausbau  der  Organisation  bis  ins  platte 
Land  und  vor  allem  die  Uebertragung  der  geschäftlichen  Aufgaben 
der  Bewirtschaftung  auf  solche  Einrichtungen  bringen,  die  einerseits, 
in  enger  Fühlung  mit  den  einzelnen  landwirtschaftlichen  Betrieben, 
deren  Leistungsfähigkeit  zu  beurteilen  und  daher  bei  der  Zuteilung 
von  Produktionsmitteln  und  der  Pestsetzung  vorgeschriebener  Pflicht- 
lieferungen gerecht  zu  verfahren  vermögen,  und  die  anderseits  auch 
die  kaufmännische  Erfahrung,  Fachkenntnis  und  Beweglichkeit  be- 
sitzen, um  die  Produkte  beim  Erzeuger  zu  erfassen,  zu  sammeln, 
sachgemäß  aufzubewahren  und  dem  Bestimmungsort  ohne  jede  un- 
nötige Verteuerung,  ohne  Umweg  zuzuführen. 

3.  Der  Weg  zur  Abhilfe  der  Schwierigkeiten  in  der  Ernährungs- 
wirtschaft. 

Einen  Ansatz  zur  Schaffung  dieses  fehlenden  Unterbaus,  d.  h, 
des  örtlichen  Ausbaues  der  öffentlichen  ernährungswirtschaftlichen 
Organisation,  und  zur  Heranziehung  der  geeignetsten  Kräfte  zur 
Mitarbeit  und  Beratung  haben  die  Zentralbehörden  zu  Beginn  des 
Jahres  1917  in  Preußen  gemacht.  In  mehreren  gemeinsamen  Er- 
lassen des  Landwirtschaftsministers  und  des  Ministers  des  Innern 
wurde  unter  Hinweis  auf  den  Aufgabenkreis  des  im  November  1916 
geschaffenen  Kriegsamts i)  angeordnet,  daß  in  Verbindung  mit 
den  stellvertretenden  Generalkommandos  und  in  Anlehnung  an  die 
bestehenden  Provinzialbehörden  für  jede  Provinz  ein  Kriegs- 
wirtschaftsamt und  für  jeden  Kreis  eine  Kriegswirtschafts- 
stelle gebildet  werden,  deren  Aufgabe  es  sein  soll,  innerhalb  ihres 
Bezirks  die  landwirtschaftliche  Produktion  zu  fördern 
durch  Beschaffung  der  Produktionsmittel  (Arbeitskräfte,  Pferde,  Ma- 
schinen, Brennmaterial,  Düngemittel  usw.)  und  durch  Fürsorge 
für  restlose  Bestellung  der  Felder,  sowie  Einbringung  der  Ernte. 


1)  Die  Erlasse  sind  abfiedruckt  im  Zentralblatt  der  Preußischen  Landwirtschafts- 
kammern, 16.  Jahrg.,  1917,  Nr.  2  und  3,  desgl.  im  10.  Nachtrag  zu  der  „Denkschrift 
über  wirtschaftliche  Maßnahmen  aus  Anliiß  des  Krieges",  Rcichstagsilrueksache  Nr.  650 
(13.  Legislaturperiode  11.  Session  1914/17),  S.  8 — 9.  Die  Mitwirkung  des  Kr  iegsam  ts 
wird  damit  begründet,  daß  die  militärischen  Behörden  es  in  erster  Linie  gewesen  sind, 
die  der  Landwirtschaft  die  besten  Arbeitskräfte  und  Betriebsmittel  entzonen  haben  und 
ständig  über  einen  großen  Teil  der  wichtigsten  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikel  ver- 
fügen, d:iß  daher  auch  mit  Recht  von  Ihnen  zu  foidern  sei,  das  Ihrige  zur  Erhaltung 
ond  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Erzeugung  zu  tun.  Dies  um  so  mehr,  als  ge- 
rade die  Versorgung  des  Heeres  wie  der  für  Heereszwecke  beschäftigten  heimischen 
Arbeitskräfte  mit  möglichst  nahrhaften  Lebensmitteln  eine  der  wichtigsten  Voraus- 
setzungen für  die  Fortführung  der  militärischen  Maßnahmen  ist.  —  Laut  der  erwähnten 
Denkschrift  (S.  9)  wurde  zu  gleicher  Zeit  durch  Bundesratsbeschluß  auch  die  au  ß er- 
preu ßischen  Landesregierungen  ersucht,  in  Anlehnung  an  die  in  Preußen  angewandten 
Grumlsätze  nach  näherer  Vereinbarung  mit  dem  Kriegsamt  für  ihre  Gebiete  ähnliche 
Einrielitungcn  zu  schaffen  oder  vorhandene  Stellen  mit  der  Wahrnehmung  der 
Obliegenheiten  zu  betrauen. 

Jahrb.  (.  Nationalök.  a.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  SB).  3 


34  Willy  Krebs, 

Der  Vorsitzende  der  Kriegswirtschaftsstelle  ist  der  Landrat,  sein 
Stellvertreter  ein  praktischer  Landwirt.  Ausdrücklich  wird  die 
Mitarbeit  von  Fachleuten  gefordert,  die  auch  mit  der  selbständigen 
Erledigung  einzelner  Geschäfte  betraut  werden  sollen  i).  Ferner  ist 
bestimmt,  daß  die  Kriegswirtschaftsämter  und  -stellen  als  Organe 
des  Kriegsamts  für  den  vaterländischen  Hilfsdienst  nur  die  Auf- 
gabe haben,  die  landwirtschaftliche  Produktion  zu  unterstützen  und 
zu  fördern,  nicht  aber  bei  der  Erfassung  und  Verteilung  der  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse  mitzuwirken.  Letzteres  sei  nach  wie 
vor  Aufgabe  des  Kriegsernährungsamts  und  der  ihm  unterstellten 
Kriegsgesellschaften. 

Hier  wurde  ebenfalls  eine  Vereinheitlichung  der  Organisation 
in  die  Wege  geleitet,  zunächst  durch  die  Bestellung  eines  Staats- 
kommissars für  die  Volksernährung.  Der  Staatskommissar 
soll  auf  dem  Gebiet  der  Volksernährung  die  Befugnisse  in  sich  ver- 
einigen, die  bisher  den  zuständigen  Ministern  als  Landeszentralbe- 
hörden gegenüber  den  während  des  Krieges  errichteten  Landes- 
stellen (Landesgetreideamt,  Landesfleischamt,  Landesfuttermittelamt 
usw.)  oblagen,  und  die  Kommunalaufsicht  in  Ernährungsfragen 
führen.  Er  ist  befugt,  den  Landesämtern  und  ihren  Provinzial-, 
Bezirks-  und  Lokalstellen  sowie  den  beteiligten  staatlichen  Provin- 
zial- und  Lokalbehörden  Anweisungen  zu  erteilen.  Damit  wurde 
für  Preußen  einem  Mangel  in  der  Organisation  des  Kriegser- 
nährungsamts abgeholfen,  das  zwar  Anordnungen  treffen,  «aber  ihre 
Durchführung  nicht  erzwingen  kann.  Um  diesem  staatlichen  Zen- 
tralkommissariat eine  einheitliche  Durchbildung  der  Erfassungs-  und 
Verteilungsorganisation  bis  ins  platte  Land  hinaus  zu  geben,  stellte 
ein  Erlaß  des  Ministers  des  Innern  vom  15.  Februar  1917  -)  an> 
sämtliche  staatlichen  Verwaltungsbehörden  die  Richtlinien  auf, 
welche  zur  Erreichung  des  Zieles  zu  beachten  sind.  Davon  aus- 
gehend, daß  es  verfehlt  sein  würde,  plötzlich  durch  eine  durch- 
greifende Neugestaltung  der  Organisation  im  Interesse  einer  äußer- 
lichen Vereinheitlichung  Veränderungen  vorzunehmen  und  hierdurch 
bestehende,  gut  wirkende  Einrichtungen  in  ihrem  Wirken  zu  hemmen, 
fordert  der  Erlaß  dennoch  eine  Nachprüfung  der  Frage  durch  die 
Landräte,  ob  die  Organisation  „den  bestehenden  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  und  dem  derzeitigen  Stande  unserer  Ernährungswirt- 
schaft angepaßt  ist,  und  ob  nicht  durch  Neuschaffungen  und  Ver- 
besserungen   größere    Wirksamkeit    erzielt    werden    kann."    Dem 

,  1)  •• Die  Dinge  sind  so  sohwer  zu  beurteilen,  daß  der  klügste  und  ge- 
scheiteste Mensch  nicht  ohne  Fachkenntnis  von  Fachleuten  arbeiten  kann  und  es  irt 
mein  Bestreben  beim  Kriegsamt,  überall,  wo  etwa»  zu  bearbeiten  ist.  die  Sachen  durch 
Fachleute  bearbeiten  zu  lassen.  Deshalb  sind  auch  an  die  Spitze  der  Kriegswirtschafts- 
ämter praktische  Landwirte  gestellt  und  sind  den  Landräten  als  Stellvenreter  bei  den 
Kriegswirtschaftsstellen  praktische  Landwirte  zugewiesen "  Der  Chef  des  Kriegs- 
amts, Generalleutnant  Gröner,  in  einer  Besprechung  im  Herrenhaus  am  18.  Januar  1917. 
2)  Der  Erlaß  ist  abgedruckt  in  der  „Deutschen  Landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaftspresse", Berlin  1917,  Nr.  6,  8.  102,  dem  Inhalt  nach  wiedergegeben  im  „Land- 
wirtschaftlichen Genossenschaftsblatt",  Neuwied  1917,  Nr.  5,  S.  68. 
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freien  Ermessen  des  einzelnen  Landrats  bleibt  es  überlassen,  in 
jedem  Falle  zu  entscheiden,  ob  und  wo  Neueinrichtungen  zweck- 
mäßig sind,  und  ob  er  diesen  oder  jenen  in  dem  Erlaß  gegebenen 
Richtlinien  folgen  will.  Diese  Richtlinien  empfehlen  neben  allge- 
meinen Anregungen  für  die  praktische  Ausführung  u.  a.,  Persön- 
lichkeiten heranzuziehen,  die  sich  in  selbständigen  kaufmännischen 
Stellen  bewährt  haben,  „da  gerade  die  kaufmännische  Erfahrung 
für  die  den  Kreisen  erwachsenen  Kriegsaufgaben  von  großer  Be- 
deutung ist".  Hierfür  sei  die  Bildung  einer  Kreiskommission  die 
geeignete  Form  für  das  Zusammenarbeiten  mit  privaten  Persönlich- 
keiten. Eine  solche  Kreiskommission  könne  gegebenenfalls  die 
gleichen  Persönlichkeiten  wie  die  durch  Erlaß  vom  8.  Januar  1917 
gegründeten  Kriegswirtschaftsstellen  umfassen,  nur  müsse,  um  Irr- 
tümer über  Zuständigkeit  und  Aufsichtsbefugnisse  auszuschließen, 
stets  hervortreten,  in  welcher  Eigenschaft  beschlossen  oder  verfügt 
wird.  Erscheine  es  aber  angebracht,  den  betreffenden  Geschäftskreis 
mehr  von  der  amtlichen  Stelle  zu  lösen,  so  biete  sich  die  Form  der 
Gesellschaft  m.  b.  H.  mit  dem  Landrat  als  Vorsitzenden  des  Auf- 
sichtsrats. „Auch  bestehende  genossenschaftliche  Organisationen 
können  als  privatrechtliche  Rechtsträger  für  die  dem  Kreis  oblie- 
genden kriegswirtschaftlichen  Maßnahmen  in  Frage  kommen.  Privat- 
firmen, insbesondere  Banken,  die  sich  als  Geschäfts-  oder  Finanz- 
stellen für  den  Kreis  bewährt  haben,  sollen  gleichfalls  nicht  ausge- 
schlossen sein.  Von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist  allein,  daß 
sich  in  jedem  Kreis  eine  finanzkräftige,  bewegliche, 
nach  kaufmännischen  Grundsätzen  geleitete  Organi- 
sation befindet Wenn  neben  einer  solchen  kriegswirtschaft- 
lichen Krcisgescbäftsstelle  für  mehrere  Kreise,  den  Regierungsbezirk 
oder  die  Provinz  auf  einzelnen  Gebieten  entsprechend  ausge- 
staltete Organisationen  für  bestimmte  einzelne  Auf- 
gaben bestehen,  so  soll  deren  Tätigkeit  nicht  durch 
Neugründung  von  Kreisgesellschaften  auf  dem  glei- 
chen Gebiete  durchkreuzt  werden.  Es  wird  vielmehr  als- 
dann zu  prüfen  sein,  wie  ihnen  in  der  Kreisinstanz  ein  geeigneter 
Unterbau  gegeben  werden  kann,  durch  den  ihre  Wirksamkeit  er- 
höht oder  gefördert  wird."  Des  weiteren  wird  dargelegt,  daß  es 
einerseits  erforderlich  ist,  durch  unmittelbare  Fühlung  mit  jedem 
einzelnen  Landwirt  diesem  die  Ablieferung  seiner  Erzeugnisse  in 
jeder  Weise  so  leicht  wie  möglich  zu  machen  und  ihm  die  Ueber- 
zeugung  zu  geben,  daß  die  entnommenen  Nahrungsmittel  auch  un- 
verzüglich, und  ohne  dem  Verderben  ausgesetzt  zu  sein,  dem  Ver- 
braucher zugeführt  werden.  Anderseits  müsse  der  Großkonsument 
(Stadtgemeinde  oder  die  mit  der  Bewirtschaftung  betraute  amtliche 
Stelle),  der  einen  Lieferungsvertrag  abschließen  will,  eine  leistungs- 
fähige Organisation  der  Erzeuger  vorfinden.  „An  Vorhandenes, 
insbesondere  das  Genossenschaftswesen  ist  in  der 
Regel  anzuknüpfen,  es  muß  den  besonderen  Aufgaben 
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der    Kriegswirtschaft     angepaßt    und    auf     breiteste 

Grundlage    gestellt   werden Die    Erfahrung,    die 

Warenkunde,  die  Kenntnis  der  Personen  und  Wirt- 
schaftsverhältnisse, die  der  eingeführte  Handel  be- 
sitzt, werden  nutzbar  zu  machen  sein."  Zur  Fühlung- 
nahme aller  Lebensmittelstellen  untereinander,  zum  Ausgleich  wider- 
streitender Interessen  verschiedener  Kreise  oder  Bezirke,  um  Rat 
und  Unterstützung  bei  den  Fragen  der  Weiterleitung  und  des  Ab- 
satzes der  gesammelten  Nahrungsmittel  zu  finden,  soll  ein  allgemein 
zuständiges  Referat  vorhanden  sein.  Auch  für  solche  Nahrungs- 
mittel, bei  denen  eine  völlige  Zwangsbewirtschaftung  noch  nicht 
eingeführt  ist,  wird  empfohlen,  ihrer  Bewirtschaftung  Aufmerk- 
samkeit zu  schenken  und  gegebenenfalls  der  Kreisverwaltung  eine 
besondere  privatrechtliche  Geschäftsabteilung  anzugliedern,  welche 
die  betreffenden  Geschäfte  abschließt  oder  vermittelt.  „Eine  solche 
Geschäftsabteilung  könnte  auch  an  Kreise  oder  Kreisgesellschaften 
Vorschüsse  geben,  könnte  Verbindung  mit  größeren  Geldinstituten 
anknüpfen  und  sich  zu  einer  zentralen  Geldausgleichstelle  für  die 
gesamten  Lebensmittelgeschäfte  einer  Provinz  entwickeln.  Wo 
aber  bestehende  Institute  bereits  diese  oder  ähnliche 
Funktionen  ausüben,  wird  es  dabei  zu  belassen  sein." 
Wir  haben  den  Inhalt  dieses  Erlasses  so  ausführlich  wiederge- 
geben, weil  er  das  Ergebnis  zweieinhalbjähriger  Erfahrungen  einer 
sich  von  Monat  zu  Monat  steigernden  Zwangsbewirtschaftung,  die 
über  vorhandene  Einrichtungen  hinwegsah  und  eingearbeitete  Fach- 
betriebe ausschaltete,  darstellt.  Eine  leistungsfähige,  finanzkräftige, 
nach  kaufmännischen  Grundsätzen  geleitete  Organisation  der 
Erzeuger  selbst,  nicht  der  Behörden  und  Außenstehenden,  \virdals 
notwendig  bezeichnet  und  als  solche  werden  mehrfach  die  Genossen- 
schaften hervorgehoben.  Warum  gerade  die  Genossenschaften? 
Diese  Frage  zu  stellen  erscheint  nicht  müßig  angesichts  der  Tat- 
sache, daß  infolge  der  öffentlichen  Zwangswirtschaft  ein  heißer 
Wettkampf  der  bestehenden  Organisationen  um  die  Erlangung  von 
Aufträgen  zum  Vertrieb  von  Waren  entstanden  ist.  Die  Ansichten 
über  Wert  und  Fähigkeiten  des  ländlichen  Genossenschaftswesens 
sind  noch  immer  recht  geteilt,  es  wird  nicht  überall  und  nicht  in 
gleichem  Maße  anerkannt,  vor  allem  ist  die  eigentliche  Aufgabe, 
ihr  Arbeitsgebiet,  im  Urteil  der  Oeffentlichkeit  nicht  scharf  um- 
grenzt, ihr  Charakter  als  wirtschaftliche  Einrichtung,  als  Unter- 
nehmung und  zwar  gemeinnützige,  wird  von  den  Außenstehenden 
nicht  genügend  gewürdigt.  Die  genossenschaftliche  Presse  klagt 
seit  Jahr  und  Tag  bis  in  die  jüngste  Zeit  darüber.  Insbesondere 
sei  es  vielfach  bei  entscheidenden  kriegswirtschaftlichen  Maß- 
nahmen übergangen  worden,  wo  es  als  leistungsfähige,  in  langer 
Friedenszeit  bewährte  und  mit  den  Aufgaben  vertraute  Einrichtung 
dem  Vaterlande  in  dieser  schweren  Kriegszeit  noch  ganz  anders 
hätte  dienen  können,  als  es  freiwillig  aus  sich  heraus  in  allen 
Fällen  getan  hat,  in  denen  es  zur  Mitwirkung  herangezogen  wurde. 
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Im  Hinblick  hierauf  erscheint  es  zweckmäßig,  zu  unter- 
suchen, welche  Stellung  das  ländliche  Genossenschafts- 
wesen innerhalb  der  bestehenden  landwirtschaftlichen 
Organisationen  einnimmt,  welche  besonderen  Aufgaben  sich 
ihm  ergeben,  die  es  besser  als  die  anderen  Organisationen  erfüllen 
konnte.  Um  hier  zu  einem  klaren  Urteil  zu  kommen,  ist  es  unum- 
gänglich, etwas  weiter  auszuholen  und  einen  flüchtigen  Blick  auf 
die  Entstehung  und  den  Aufgabenkreis  der  landwirtschaftlichen 
Interessenvertretungen  überhaupt  zu  werfen,  wie  sie  sich  unter 
den  natürlichen  und  geschichtlichen  Bedingungen  herausgebildet 
haben.  Daraus  werden  sich  dann  Stellung  und  Aufgabe  der  Ge- 
nossenschaften von  selbst  ergeben,  und  es  wird  sich  zeigen,  wie 
sie  diesen  Aufgaben  gerecht  geworden  sind.  Es  bleibt  dann  nur  noch 
zu  untersuchen,  ob  diese  Aufgaben  denen  ähnlich  sind,  welche  heute 
die  Kriegswirtschaft  fordert,  und  ob  die  Lösung  jener  Aufgaben  in 
der  Vergangenheit  durch  die  Genossenschaften  eine  derartige  war, 
daß  sie  die  Forderung,  die  ländlichen  Genossenschaften  zur  Mit- 
wirkung bei  den  kriegswirtschaftlichen  Maßnahmen  heranzuziehen, 
rechtfertigen.  Und  endlich  wäre  die  Frage  zu  stellen,  ob  die  Ent- 
wicklung der  ländlichen  Genossenschaftsorganisation  in  all  ihren 
Zweigen  so  weit  gediehen  ist,  d.  h.  ihre  Leistungsfähigkeit  und  Aus- 
dehnung so,  um  den  Anforderungen  einer  das  ganze  Land  umfassen- 
den öffentlichen  Ernährungswirtschaft  zu  genügen.  Eine  Klärung 
aller  dieser  Fragen,  wie  wir  sie  im  folgenden  in  großen  Zügen  ver- 
suchen i),  wird  allein  vor  einer  Ueber-  wie  Unterschätzung  der 
Leistungsfähigkeit  des  heutigen  ländlichen  Genossenschaftswesens 
bewahren  und  ihm  die  richtige  Stellung  innerhalb  der  Kriegswirt- 
schaft zuweisen.  Alles  ist  aus  Vergangenem  geworden,  und  darum 
ist  auch  trotz  der  gewaltigen  Umwälzungen,  die  der  Krieg  auf  allen 
Gebieten  hervorgerufen  hat,  die  Geschichte  der  beste  Lehrmeister. 

4.  Die  Organisation  der  Landwirte  in  landwirtseliaftlielien  und 
wirtscliaftsi)olitisclicn  Vereinen  und  in  Landwirtschafts- 

kammern. 

Der  Beginn  der  neuzeitlichen  landwirtschaftlichen  Interessen- 
vertretungen fällt  in  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  in  eine 
Zeit,  in  der  die  ganze  Landwirtschaft  vom  größten  bis  zum  kleinsten 
Betrieb  in  jeder  nur  denkbaren  Beziehung  eine  völlige  Umgestaltung 
erfuhr.  Die  großzügige  Agrarreform,  die  sogenannte  Ablösungsge- 
setzgebung, hatte  den  Bauernstand  aus  der  rechtlichen  und  wirt- 
schaftlichen  Gebundenheit   der   alten   Grundherrlichkeit,   Lehensge- 


1)  Wir  beschränken  uns  auf  die  Darstellung  der  Entwicklung  im  preußischen 
Staate,  in  welchem  wegen  seiner  größten  Ausdehnung  die  Frage  der  wirtschaftlichen 
Organisation  der  Landwirtschaft  am  brennendsten  ist.  In  den  übrigen  Bundesstaaten 
war  die  Lösung  der  Organisationsfrage  im  wesentlichen  die  gleiche,  vielfach  eine  gün- 
stigere, durch  die  Kleinheit  der  Gebiete  erleichtert  and  aus  gleichem  Grunde  auch 
minder  wichtig. 
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richtsbarkcit  und  Erbiuitertänigkeit  befreit  und  ihn  aus  seiner  ge- 
drückten Lage  zu  einem  freien,  unabhängigen  Herrn  auf  seinem 
Hofe  gemacht.  Die  Zusammenleffung  von  Grundsttlcken  rFeldbereini- 
gung,  Arrondierung,  Kommassation),  die  Lockerung  des  Flurzwanges 
und  die  Aufhebung  der  gemeinsamen  Wald-  und  Weiderechte  (Ge- 
raeinheitsverteilung) hatten  ihm  ein  abgerundetes,  geschlossenes 
Besitztum  gegeben,  über  das  er  nach  eigenem  Ermessen  frei  verfügeJi 
durfte.  Die  Früchte  seiner  Arbeit  fielen  ihm  selbst  und  den  Seinigen 
zu.  Damit  war  der  Weg  zum  Fortschritt  frei,  der  Uebergang  zu 
intensiver  Kultur  ermöglicht.  Die  Wirtschaftsführung  auf  eigene 
Reclinung  und  Gefahr,  auf  eigenem  Grund  und  Boden  gab  erst 
den  nötigen  Anreiz  zur  höchstmöglichen  Entfaltung  der  Wirtschaft 
liehen  Fähigkeiten  und  Tugenden.  Aber  der  Bauer  mußte  auch 
bald  erkennen,  daß  ihn  die  Loslösung  von  der  Bevormundung  und 
damit  auch  von  dem  Schutze  nun  ausschließlich  selbst  für  seine 
Existenz  sorgen  hieß,  und  sein  Wohl  und  Wehe  von  seinem  eigenen 
Tun  und  Lassen  abhängig  geworden  war.  Es  fehlte  jeder  Rückhalt 
in  Zeiten  der  Not.  Da  auch  der  Großgrundbesitz,  der  Adel,  nach 
dem  das  gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis  gelöst  war,  selbst  wirt- 
schaften lernen  mußte,  schon  um  seiner  materiellen  Existenz 
willen  1),  so  wurde  in  beiden  Ständen  das  Interesse  am  eigenen 
Betrieb  ein  stärkeres.  Die  einzelnen,  auf  sich  selbst  gestellt,  von- 
einander unabhängig,  fühlten  nun  das  Bedürfnis,  zusammenzu- 
kommen, sich  über  die  Führung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
gegenseitig  zu  belehren  und  zu  verständigen  und  insbesondere  Stel 
lung  zu  nehmen  zu  den  damals  auftretenden,  den  ganzen  landwirt- 
schaftlichen Betrieb  umgestaltenden  neuen  Lehren  über  die  Frucht 
wechsehvirtschaft,  Stallfütterung,  Drainage  usw.  Gerade  die  Refor 
matoren  der  Landwirtschaft,  Albrecht  Thaer  an  der  Spitze,  legten 
Gewicht  auf  die  Bildung  von  landwirtschaftlichen  Ver- 
einen, welche  zur  Aussprache  und  Vermittlung  der  neuen  Lehren 
am  geeignetsten  waren.  Selbst  die  Staatsbehörden  ließen  sich  die 
Gründung  von  Vereinen  oder  die  Anregung  dazu  angelegen  sein*). 
Die  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  errichteten 
Vereine  bilden  so  die  erste  Organisation  der  Landwirtschaft  tind 
haben  den  Grund  zu  den  gegenwärtigen  landwirtschaftlichen  In 
teressevertretungen  gelegt.  Die  Vereine  verbreiteten  sich  allmählich 
über  das  ganze  Land.  Mit  ihrem  Wachstum  wurde  es  notwendig, 
für  die  innerhalb  eines  Landes  oder  einer  Provinz  gelegenen  Ver 
eine  einen  gemeinschaftlichen  Mittelpunkt  zu  schaffen,  sowohl  zur 
Durchführung  größerer  gemeinsamer  Unternehmungen,  wie  auch 
zur  Erleichterung  des  Verkehrs  mit  den  Staatsbehörden,  die  sich 
nicht  mit  jedem  Lokalverein  in  Verbindung  setzen  konnten.  Es  ent- 
standen die  landwirtschaftlichen  Haupt-  oder  Zentralvereine, 

1)  Vgl.  Frhr.  v.  <l.  Goltz,  Geschichte  der  deutschen  Landwirtschaft,  Bd.  2,  8.  165  ff. 

p)  In  PreuBen  hatte  das  Landeakulturedikt  vom  14.  September  1811  auf  die  groBe 
Wichtigkeit  der  landwirtschaftlichen  Vereine  hingewiesen  nnd  «nr  Bildung  solcher  auf- 
gefordert. 
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von  denen  die  preußischen  wiederum  eine  Zentralstelle  in  dem 
1842  gegründeten  Preußischen  Landes-Oekonomie-Kol- 
legium  fanden.  Zur  intensiveren  Bearbeitung  einzelner  Aufgaben 
bildeten  sich  neben,  aber  in  der  Regel  in  gewisser  Verbindung  mit 
diesen  Vereinsorganisationen  für  allgemein  landwirtschaftliche 
Zwecke  besondere  Spezial vereine,  sogenannte  zweckverwandte  Ver- 
eine, wie  Obst-,  Wein-  und  Gartenbauvereine,  Tier-,  Geflügel-  und 
Bienenzuchtvereine  u.  ä. 

In  all  diesen  Vereinen  fanden  die  Ergebnisse  der  staunenswerten 
Forschungen  der  Agrikulturchemie,  der  Pflanzenbiologie,  der  Tier 
Physiologie  und  der  landwirtschaftlichen  Maschinentechnik  ihre 
Nutzanwendung.  Die  Vereine  bildeten  die  Vermittler  zwischen 
Theorie  und  Praxis.  Sie  suchten  ihre  Aufgaben  zu  erfüllen 
durch  Vorträge,  Veranstaltung  von  Versammlungen  zur  Aussprache, 
durch  Herausgabe  von  Fachzeitschriften  und  Vereinsblättern,  durch 
Ausstellungen,  Preisausschreiben,  Auswerfung  von  Prämien,  durch 
Maschinenprüfungen  und  durch  Errichtung  von  agrikulturchemi- 
schen Versuchs-  und  Untersuchungsstationen,  auf  welchen  sie  durch 
Anbau-  und  Düngungsversuche  zur  Nacheiferung  anreizten  und  so 
eine  vollkommene,  den  Erfordernissen  der  wachsenden  Bevölkerung 
angepaßte  Umwandlung  der  Bodenkultur  bewirkten.  Diese  Auf- 
gaben haben  sie  bis  heute  als  ihr  ureigenes  Gebiet  betrachtet  und 
daran  festgehalten.  Ohne  diese  Tätigkeit  der  Vereine,  die  auf  diese 
Weise  die  Fortschritte  der  Landwirtschaftswissenschaft  der  Praxis 
vermittelten  und  die  Einsicht  Weniger  zum  Gemeingut  machten, 
erscheint  der  gewaltige  Aufschwung  der  Landwirtschaft  im  19. 
Jahrhundert,  ihr  Schritthalten  mit  dem  Wachstum  der  deutschen  Be- 
völkerung undenkbar. 

So  großartig  und  ausgedehnt  indessen  sich  dieses  landwirt- 
schaftliche Vereinswesen  im  engeren  Sinne  auch  entwickelt  hat, 
.so  segensreich  die  umfassende  und  vielseitige  Tätigkeit  der  Ver- 
eine war,  so  waren  ihrem  Wirken  doch  gewisse  Grenzen  gestellt, 
Sie  konnten  vornehmlich  nach  zwei  Richtungen  hin  nicht  allen 
Bedürfnissen  und  Wünschen  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
genügen,  die  sich  teils  aus  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
Deutschlands  im  19,  Jahrhundert,  aus  der  immer  engeren  Ver- 
knüpfung seiner  Volkswirtschaft  mit  der  Weltwirtschaft  ergaben, 
teils  gerade  der  eigenen  anregenden  Tätigkeit  der  Vereine  ent- 
sprangen. Im  ersten  Falle  war  es  das  Bedürfnis  einer  organisierten 
machtvollen  Interessenvertretung,  die  der  deutschen  Landwirtschaft 
im  wirtschaftspolitischen  Leben  den  Einfluß  geben  sollte,  der  ihr 
nach  ihrer  Bedeutung  und  Stellung  im  Vaterlande  zukam,  einer  Or- 
ganisation, welche  alle  Interessen  der  Landwirtschaft  in  der  Oeffent- 
lichkeit  den  anderen  Bevölkerungsklassen  gegenüber  wirksam  zu  ver- 
treten und  zur  gehörigen  Anerkennung  zu  bringen  vermochte. 
Hierzu  waren  die  landwirtschaftlichen  Vereine  aus  mancherlei  Grün 
den  nicht  imstande,  denn  sie  umfaßten  nur  einen  Bruchteil  des 
landwirtschaftlichen  Berufsstandes,  waren  nicht  überall  gleichmäßig 


40  Willy  Krebi, 

verbreitet  und  zu  lose  organisiert,  das  Versammlungsweseu  —  die 
Vereine  tagten  in  der  Regel  nur  im  Winter  —  zu  willkürlich,  um 
eine  rechtzeitige,  planmäßige  und  fortdauernde  Besprechung  der 
Zeitfragen  zu  sichern.  Ihre  auf  niedrigen  und  schwankenden  Mit- 
gliederbeiträgen, sowie  Staatszuschüssen  basierenden  Geldmittel 
reichten  neben  ihren  landwirtschaftlich-technischen  Aufgaben  nicht 
aus,  die  Anforderungen  zu  erfüllen,  welche  die  neue  Zeit  der  Berufs 
kämpfe  stellte.  Auch  aus  vereinsrechtlichen  Gründen  war  die  land- 
wirtschaftliche Vereinsorganisation  nach  älterem  Recht  nicht  zur 
Besprechung  öffentlicher  Angelegenheiten  geeignet. 

Aus  der  Empfindung  dieser  Unzulänglichkeit  entstanden  in  den 
60er  und  70er  Jahren  die  christlichen  Bauern  vereine^), 
die  sich  in  vielen  deutschen  Gauen  gebildet  haben.  Diese  machten 
die  Wirtschaftspolitik  zum  Ausgang  ihrer  Bestrebungen  und 
betrachteten  es  als  ihre  vornehmste  Aufgabe,  die  Interessen  des 
Bauernstandes  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung,  wo  über  die  wich- 
tigsten Lebensfragen  der  Landwirtschaft  entschieden  wird,  wahr- 
zunehmen. Abgesehen  davon,  daß  sie  nur  die  Interessen  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  vertraten  und  nur  ihren  Bezirk,  also  nur  einen 
Teil  der  deutschen  Landwirte  umfaßten,  machten  sie  auch  häufig 
lokalpolitische  Angelegenheiten  zum  Gegenstand  agitatorischer 
Tätigkeit  und  rückten  trotz  mancher  Ableugnung  das  konfessionelle 
Element  meistens  stark  in  den  Vordergrund.  Sie  bedeuteten  demnach 
keine  allgemeine  Interessenvertretung,  auch  nicht,  als  sie  sich  im 
Jahre  1900  zur  „Vereinigung  der  christlichen  deutschen  Bauern- 
vereine" zusammenschlössen  2).  Einen  Organisationsversuch  zui 
Interessenvertretung  der  gesamten  deutschen  Landwirtschaft  im 
großen  Stile  machten  zu  Beginn  der  90er  Jahre,  als  die  Landwirt- 
schaft ihren  mächtigsten  Beschützer,  Bismarck,  verlor  und  Graf 
Caprivi  die  Wege  einer  Konsumentenpolitik  betrat,  weitblickende 
und  rührige  Männer.  Eine  mächtige  wirtschaftspolitische  Vereini- 
gung entstand,  der  Bund  der  Landwirte,  der  sich  über  das 
ganze  Reichsgebiet  erstreckte  mit  dem  Ziel,  alle  landwirtschaft- 
lichen Interessenten  ohne  Rücksicht  auf  politische  Parteistellung, 
auf  Religion  und  auf  Größe  des  Besitzes  zusammenzuschließen,  um 
der  Landwirtschaft  eine  Vertretung  in  den  parlamentarischen  Körper- 
schaften zu  verschaffen  und  den  ihr  gebührenden  Einfluß  auf  die  Ge- 
setzgebung zu  erlangen.  Als  mächtige  Kampforganisation  hat  er 
zweifellos  Gewaltiges  geleistet,  indem  er  einerseits  weite  Kreise  der 
Landwirtschaft  aus  der  Apathie  und  Gleichgültigkeit  in  politischen 
Dingen  aufrüttelte  und  zum  Selbstbewußtsein  brachte,  anderseits  als 

1)  Der  älteste,  der  Westfälische  Baaemverein,  wurde  1862  gegründet;  über  seine 
EntstehuDg  und  Entwicklong,  die  geradezu  ein  typisches  Beispiel  der  Schwierig- 
keiten bietet,  welche  Vereinsgründungen  mit  politischem  Charakter  bei  den  damaligen 
Bechtsverhältnissen  haben  konnten,  vül.  Kellermann,  Der  Westfälische  Bauemrereiii, 
in  „Beiträge  zur  Geschichte  des  westfälischen  Bauernstandes",  Berlin  1912. 

2)  Die  Geschäfte  der  Vereinigung  wurden  bis  vor  kurzem  abwechselnd  von  einem 
der  Bauernvereine  als  geschäfuführendem  Vorort  erledigt.  Zu  Beginn  des  Jahres  1917 
wurde  eine  besondere,  selbständige  Geschäftsstelle  in  Berlin  eingerichtet. 
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ausgedehnte  Interessentengruppe  der  Landwirtschaft  im  politischen 
Leben  Geltung  verschaffte.  Die  unverblümte  Art  der  Kampfes- 
weise, die  nicht  immer  ruhige  Behandlung  agrarischer  Fragen, 
haben  in  erster  Linie  weite  Kreise  des  Landvolkes  vom  Beitritt 
abgehalten,  wie  denn  überhaupt  bestimmte  Richtungen  der  allge- 
meinen Wirtschaftspolitik  nie  die  ungeteilte  Zustimmung  großer  viel- 
köpfiger Berufsstände  finden.  Deshalb  blieben  auch  der  Bund  der 
Landwirte,  wie  die  veischiedenen,  ähnlicheZiele  verfolgenden Baueru- 
bünde  in  bezug  auf  eine  lückenlose  Gesamtinteressenvertretung 
der  Landwirtschaft  Stückwerk.  Die  Oeffentlichkeit,  bzw.  die 
Regierung  konnte  und  kann  alle  diese  auf  Freiwilligkeit  beruhenden 
Vereinigungen  mit  sehr  verschiedener  Beteiligung  in  den  einzelnen 
Landesgegenden  unmöglich  als  die  für  sie  maßgebende  Vertretung 
der  gesamten  Landwirtschaft  betrachten.  Der  Bund  der  Landwirte 
zählte  kurz  vor  dem  Kriege  knapp  300  000 1),  die  christlichen 
Bauernvereine  insgesamt  390000  Mitglieder  2).  Sie  umfassen  also 
nur  einen  Bruchteil,  und  zwar  nicht  einen  sehr  großen,  der  landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung,  bei  einer  Zahl  von  2,9  Millionen  land- 
wirtschaftlicher Betriebsinhaber  (-leiter)^)  nur  10  und  13  Proz. 
der  Hauptbetriebsinhaber.  Demgemäß  kann  auch  die  lokale  Organi- 
sation dieser  wirtschaftspolitischen  Vereinigungen  in  Ortsgruppen 
nur  eine  zufällige  und  unvollkommene  sein.  Nur  als  Ganzes,  als 
komplette  Masse,  gewinnen  sie  politische  Bedeutung  und  sichtbaren 
Einfluß. 

Eine  korporative  Organisation  des  ganzen  Berufsstandes  der 
Landwirte,  welche,  als  legitime  Vertretung  der  landwirtschaftlichen 
Interessen  geltend,  für  Regierung  und  Regierte  ein  vermittelndes 
ausführendes  Organ  darstellte,  sollte  in  Preußen  mit  den  Land- 
wirtschaftskammern  nach  dem  Gesetz  vom  30.  Juni  1894  ge- 
schaffen werden.  Das  Ziel  ist  auch  hiermit  nicht  erreicht  worden. 
Denn  das  Gesetz  selbst  war  ein  Ausgleich  verschiedener  Strömun- 
gen, von  denen  die  eine  nach  einem  Ausbau  der  alten  bestehenden 
landwirtschaftlichen  Zentralvereine  durch  Verleihung  des  Be- 
steuerungsrechts verlangte,  die  andere  auf  eine  lückenlose  Organi- 
sation des  Berufsstandes  zur  politischen  Interessenvertretung  ab- 
zielte. So  bestimmt  das  Gesetz  die  Gründung  von  Kammern  „zum 
Zwecke  der  korporativen  Organisation  des  landwirtschaftlichen 
Berufsstandes",  schreibt  ihrem  Betätigungskreis  aber  hauptsächlich 
rein  landwirtschaf tlich  -  technische  Aufgaben  zu.  In  Betreff  des 
Gründungszweckes  bestimmt  §  2  des  Gesetzes  allgemein,  daß  sie  die 
„weitere  Organisation  des  Berufsstandes  der  Landwirte  fördern" 
sollen.  Was  damit  gemeint  ist,  ist  weder  in  den  Motiven  noch  in 
den  Verhandlungen  beider  Häuser  des  Landtages  klar  zum  Aus- 
druck gekommen.    Die  Entwicklung  sollte  sich  unter  Mitwirkung 

1)  Nach  einer  Mitteilung  der  Geschäftsstelle  des  Bandes  der  Landwirte. 

2)  Nach  dem  auf  der  Versammlung  des  Westfälischen  Bauern  Vereins  am  18.  Dezem- 
ber 1916  in  Münster  erstatteten  Geschäftsbericht  der  „Vereinigung  der  christlichen  Banern- 
▼ereine"  für  das  Jahr  1916. 

3)  Nach  der  Betriebszählung  Tom  12,  Juni  1907. 
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der  bestehenden  Einrichtungen  erst  vollziehen,  die  passende  und 
richtige  Form  sich  erst  herausbilden  i).  Das  Gesetz  hatte  in  den 
Landwirtschaftskammern  zentrale  Organisationen  mit  großen  Be- 
zirken für  den  Umfang  einer  Provinz  geschaffen,  ihnen  aber  keine 
lokale  Gliederung,  keinen  Unterbau  gegeben.  Da  sie  für  die  Re- 
gierung indessen  die  Vermittlung  mit  dem  Wirtschaftsleben  bedeuten 
sollen  und  im  Gegensatz  zu  den  städtischen  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern, deren  Tätigkeit  sich  immer  nur  auf  den  engen  Kreis  ein- 
zelner Berufszweige  beschränkt,  für  oder  mit  100000  von  Betrieben 
arbeiten  müssen,  sie  daher  einer  örtlichen  Organisation  zum  erfolg- 
reichen Wirken  bedürfen,  wurde  ihnen  der  unentbehrliche  Unter- 
bau durch  eine  enge  Verbindung  mit  den  landwirtschaftlichen  Zen- 
tralvereinen gegeben,  die  ja  einen  solchen,  allerdings  recht  lücken- 
haften, in  ihren  Kreis-  und  Ortsvereinen  besaßen.  So  vorteilhaft  aus 
mancherlei  Gründen  die  Verschmelzung  der  neuen  Landwirtschafts- 
kammern mit  der  alten  Vereinsorganisation  auch  erscheint,  die  Frage 
des  örtlichen  Unterbaus,  der  lokalen  Organisation,  ist  dadurch  leider 
bis  heute  ungelöst  geblieben.  Nach  oben  hin  fand  die  Kammer- 
organisation einen  gewissen  Abschluß  in  der  alten  amtlichen  Zen- 
tralstelle der  landwirtschaftlichen  Haupt-  und  Provinzialvereine, 
dem  Kgl.  Preuß.  LandesökonomiekoUegium.  In  natürlicher  Ent- 
wicklung gestaltete  sich  das  LandesökonomiekoUegium  zu  einer  Ge- 
schäftsstelle der  Landwirtschaftskammern  zur  Bearbeitung  ihrer  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  und  trat  damit  an  ihre  Spitzes  dem 
Landwirtschaftsministerium  als  zentraler  technischer  Beirat  dienend. 
Das  Bewußtsein  eines  Mangels  im  Unterbau  hat  die  Regierung 
bei  Erlaß  des  Gesetzes  wohl  gehabt,  denn  in  §  26  des  Gesetzent- 
wurfs war  die  Bildung  von  Unterverbänden,  welche  eine  Art  Kreis- 
kammern werden  sollten  und  mit  welchen  die  Möglichkeit  einer 
organischen  Entwicklung  von  vornherein  vorgesehen  war,  beab- 
sichtigt. Es  wurde  indessen  davon  Abstand  genommen,  da  die 
Mehrheit  der  Volksvertreter  befürchtete,  daß  durch  diesen  Ausbau 
nach  unten  das  freie  Vereinsleben  gefährdet  und  insbesondere  den 
Kreisvereinen,  deren  Fortdauer  man  so  dringend  wünschte,  der 
Boden  vollständig  entzogen  würde.  Es  ist  außerordentlich  inter- 
essant und  bezeichnend  für  das  jetzt  in  der  Kriegswirtschaft  doppelt 
stark  zutage  getretene  Bedürfnis  nach  lokaler  Organisation  der 
Landwirtschaft,  daß  dieses  Bedürfnis  von  Anbeginn  bestanden  und 
ein  Vierteljahrhundert  hindurch  als  Mangel  empfunden  wurde.  Bei 
einer  der  jüngsten  Landwirtschaftskammern,  derjenigen  für  das 
Großherzogtum  Hessen  ist  die  lokale  Organisation  in  Provinz-  und 
Bezirksausschüssen  von  vornherein  durchgeführt  worden.  Und  vor 
einem  Jahre  schrieb  Wygodzinski  in  Schmollers  Jahrbuch  in 
einer  Abhandlung  über  die  Landwirtschaftskammern  2) :  „Vielleicht 
wäre  von  vornherein  das  Zusammenarbeiten  mit  der  landwirtschaft- 

^)  ^Sl-  Witt  ig,   Die  Landwirtschaftskammern   nach   dem   Gesetz    vom   30.  .luni 

1894,  Berlin  1895. 

2)  Schmollers  Jahrbuch,  40.  Jahrg.,  Heft  3,  S.  308. 
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liehen,  namentlich  mit  der  bäuerlichen  Bevölkerung  ein  engeres, 
das  Vertrauen  zur  Kammer  mancherorts  ein  größeres  gewesen,  wenn 
diese  versucht  hätte,  die  ihr  Angehörigen  (als  solche  sind  nicht  die 
„Mitglieder",  sondern  alle  zu  Beiträgen  Verpflichteten  anzusehen) 
lokal  zu  organisieren.  Dies  wäre  möglich  durch  Bildung  von  Kreis- 
abteilungen (die  man  auch  Kreiskammern  nennen  könnte),  unter  dem 
gegebenen  Vorsitz  der  Kammermitglieder  aus  diesem  Kreise.  (Im 
Großherzogtum  Hessen  ist  tatsächlich  eine  solche  Organisation 
durchgeführt  worden.)  Man  kann  beobachten,  daß  eine  solche  Kreis- 
zentrale  vielfach  schon  zum  Bedürfnis  geworden  ist ;  der  Landrat 
bildet  oft  (manchmal  unter  Zuziehung  des  zuständigen  Winterschul- 
direktors  oder  eines  für  den  Zweck  angestellten  Mannes)  einen 
Kristallisationspunkt  für  die  „Kreisinteressen"  der  Landwirtschaft ; 
eine  Selbstverwaltungszcntrale  daneben  bleibt  ein  Bedürfnis."  Die 
Not  der  Zeit  hat  diese  Lokalinstanzen  jetzt  in  den  in  den  oben  mit- 
geteilten Erlassen  empfohlenen  bzw.  angeordneten  Kriegswirtschafts- 
stellen für  jeden  Kreis  unter  dem  Vorsitz  des  Landrats  geschaffen. 
Den  Aufgabenkreis  der  Landwirtschaftskammern  hat  ebenfalls 
das  Gesetz  nicht  scharf  umgrenzt,  im  Gegenteil  so  allgemein 
und  weit  gefaßt,  daß  man  darin  „eine  Generalvollmacht  für  die  Be- 
tätigung innerhalb  des  ganzen  Gebietes  der  Agrarpflege"!)  er- 
blicken kann.  Dadurch  hat  das  Arbeitsgebiet  der  Kammern  je  nach 
den  vorhandenen  Einrichtungen,  Traditionen  (Zentralverein),  agrari- 
schen und  ökonomischen  Verhältnissen  (Besitzverteilungen)  usw.  eine 
recht  verschiedene  Ausdehnung  in  den  einzelnen  Provinzen  erhalten. 
Vielleicht  ist  diese  Unbestimmtheit  und  wenig  scharfe  Abgrenzung 
ihres  Aufgabenkreises  ein  Erbteil  der  alten  Zentralvereine,  deren  Ar- 
beitsgebiet sie  im  allgemeinen  als  das  ihrige  betrachtet  und  an  sich 
gezogen  haben.  Schon  bei  jenen  waren  die  Forderungen  der  Oeffent- 
lichkeit  geteilt  gewesen.  Die  einen  wollten  das  landwirtschaftliche 
Vereinswesen  als  Grundlage  für  die  Organisation  der  Interessen- 
vertretung gewahrt  wissen,  die  andern  ihnen  dagegen  wesentlich  nur 
die  Gebiete  der  Wissenschaft  und  Technik  zuweisen,  indem  sie  für 
die  Interessenvertretung  besondere  Organisationen  verlangten^). 
Auf  gesetzlicher  Grundlage  errichtet,  mit  eigenen  Geldmitteln  durch 
Besteuerungsrecht  ausgestattet,  von  den  Behörden  in  jeder,  beson- 
ders finanzieller  Beziehung  unterstützt  und  als  ihre  organischen  Ver- 
mittler betrachtet,  haben  sie  mehr  als  zwei  Jahrzehnte  überaus  er- 
folgreich gewirkt.  Ueber  3  Millionen  M.  waren  es  in  den  letzten 
Priedensjahren  alljährlich,  welche  die  preußischen  Landwirte  in 
Form  von  Steuern  aufbrachten,  um  durch  die  Landwirtschaftskam- 
mern ihre  eigenen  Interessen  zu  fördern.  Ueber  4^/3  Millionen  M. 
Staatszuschüsse,  über  1  Million  M.  Provinzial-  und  Kreisbeihilfen 
und  rund  10  Millionen  M.  eigene  Erwerbs-  und  Gebühreneinnahmen 
verwendeten  und  vermittelten  sie  jährlich  zur  Förderung  der  Land 
Wirtschaft. 

1)  Wygodzinski,  a.  a.  O.,  Schmollers  Jahrbuch,  40.  Jahrg.,  Heft  3,  S.  289. 

2)  Stadelmann,  a.  a.  O.  8.  314. 
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Eine  Beeinträchtigung  des  freien,  landwirtschaftlichen  Vereins- 
wesens, die  den  Haupteinwand  bei  den  Beratungen  des  Gesetzent- 
wurfs bildete,  hat  nicht  stattgefunden.  Im  Gegenteil  ist  das  Vereins 
wesen  gefördert  und  neu  belebt  worden ;  die  Vereine  sind  die  Wur 
zeln  geworden,  welche  die  Kammern  mit  dem  heimischen  Boden 
verbinden.  Sie  haben  sich  kräftig  weiterentwickelt,  bei  wenigen 
Tausend  zur  Zeit  der  Gründung  der  ersten  Kammern  betrug  ihre 
Zahl  im  Jahre  1913  einschließlich  der  zweckverwandten  Vereinig 
rund  12000  mit  etwa  900000  Mitgliedern i).  Wenn  der  heute  so 
schmerzlich  vermißte  seinerzeit  im  Gesetzentwurf  beabsichtigte  ört- 
liche Ausbau  der  Kammerorganisation  in  Kreisstellen  oder  kam- 
mern,  der  deshalb  unterblieb,  um  das  freie  Vereinswesen  nicht  zu 
beeinträchtigen,  geschaffen  worden  wäre,  dann  verfügte  die  heutige 
Kriegswirtschaft  über  eine  gleichmäßige  dezentralisierte  lückenlose, 
die  ganze  Landwirtschaft  umfassende  lokale  Organisation.  Im 
Gegensatz  zu  den  freien  Vereinen,  die  oft  nur  auf  den  bis  zu  dej- 
nächsten  Jahres-  oder  Halbjahrsversammlung  im  Schreibtische 
eines  Vorstandsmitgliedes  ruhenden  Mitglieder-  und  Beitragslisten 
beruhen,  beständen  dauernd  in  Tätigkeit  befindliche  Verwaltungs- 
oder Geschäftsstellen  mit  einem  oder  mehreren  eingearbeiteten  Fach- 
beamten. Im  Jahre  1894  mit  dem  Landwirtschaftskammergesetz 
eingerichtet,  würden  sie  sich  in  mehr  als  zwanzigjähriger  Wirk- 
samkeit die  heute  in  der  Kriegsernährungswirtschaft  so  unentbehr- 
lichen Kenntnisse  über  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  undPro- 
duktionsmöglichkeiten  eines  jeden  Bezirkes  (Kreises)  erworben  haben, 
würden  in  enger  Fülilung  mit  einem  großen  Teil  der  Landwirte,  zum 
mindesten  mit  den  Ortsbehörden  stehen  und  hätten  so  ganz  unschätz- 
bare Dienste  leisten  können.  Indessen  wäre  für  das  freie  Vereins- 
wesen kein  Raum,  kein  Betätigungsfeld  mehr  gewesen,  und  es  ist 
.trotz  aller  gerade  jetzt  in  die  Augen  springenden  Vorzüge  noch  sehr 
die  Frage,  wo  der  größere  Vorteil  zu  suchen  ist,  im  freien  Vereins- 
wesen oder  in  zwangsmäßiger  Korporation.  Nur  Freiheit  und  Frei- 
willigkeit verbürgen  Fortschritt  und  Entwicklung,  Zwang,  Unfrei- 
willigkeit  und  Verpflichtung  führen  zur  Bürokratisierung,  Ver- 
knöcherung und  hindern  unter  Umständen  die  Weiterentwicklung. 
Die  Vertretungsorgane  eines  wirtschaftlichen  Beruf sstan de*;  müssen 
elastisch  und  beweglich  bleiben,  um  sich  der  oft  im  Handumdrehen 
sich  ändernden  wirtschaftlichen  oder  politischen  Lage  sofort  an- 
schmiegen zu  können.  Auch  die  Vertretung  der  Interessen  vor  der 
Regierung  durch  eine  von  letzterer  protegierte,  begünstigte  Stelle 
genügt  nicht.  Das  beweisen  die  zahlreichen  freien  Organisationen 
und  Verbände,   die  neben   Handels-   und  Landwirtschaftskammern 

1)  Die  Zalilen  bemben  anf  einer  Aufstellung  des  Preußischen  L,aiidesökonomie- 
kollegiums  für  sämtlicbe  preußischen  Provinzen,  mit  Ansnahme  von  Pocen,  Sacbsen  und 
Biieinland,  die  nur  schätzungsweise  ermittelt  wurden.  Ein  vollständiges  Verzeichnis 
aller  deutsehen  landwirtschaftlichen  Vereine  befindet  sich  ii)  Mentzel  und  v.  Len- 
gerkes  Landwirtschaftlichem  Hilfs-  und  Schreibkalender,  hrsg.  von  Dr.  G.  Thiel. 
II.  Teil  (Landwirtschaftliches  Jahrbuch),  1917  im  70.  Jahrgang  erschienen. 
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zur  Vertretung  wirtschaftspolitischer  Interessen  entstanden  sind. 
Und  es  haben  ja  auch  die  christlichen  Bauernvereine  und  der  Bund 
der  Landwirte  die  Wirtschaftspolitik  im  Interesse  der  Landwirt- 
schaft als  fast  ausschließlich  ihr  Arbeitsgebiet  behalten,  während 
die  Landwirtschaftskammern,  auf  das  landwirtschaftliche  Vereins- 
wesen gestützt,  als  ihre  Hauptaufgabe  die  Förderung  der  Technik 
und  die  ordnungsmäßige  Vermittelung  zwischen  der  Praxis  und  den 
höchsten  Behörden  bilden. 

5.  Die  Grenzen  der  Wirksamkeit  der  Vereins-  und  Kammer- 
organisation. 

So  entbehrt  der  Berufsstand  der  deutschen  Landwirte  heute 
noch  einer  Organisation,  die  nicht  auf  einer  von  Zufälligkeiten  ab- 
hängigen Mitgliederzahl,  sondern  auf  einem  geeigneten,  die  Gesamt- 
heit der  Landwirte  im  richtigen  Verhältnis  umfassenden  Unterbau 
beruht,  einer  Interessenvertretung,  von  der  man  sagen  kann,  daß 
sie  die  Gesamtheit  der  Landwirtschaft  treibenden  Bevölkerung 
repräsentiert  und  den  vollkommeneren  Ausdruck  ihrer  Wünsche 
und  Bedürfnisse  bedeutet.  Vielleicht  wären  beim  Vorhandensein 
einer  solchen  Organisation  die  Interessen  der  Landwirtschaft  bei 
den  Vorberatungen  der  zu  ergreifenden  kriegswirtschaftlichen  Maß- 
nahmen mit  mehr  Nachdruck  und  vor  allem  mehr  Erfolg  vertreten 
worden,  die  Interessen  der  Verbraucher  wären  nicht  so  in  den 
Vordergrund  gestellt,  und  die  unerläßlichen  Erfordernisse  der  land- 
wirtschaftlichen Erzeugung  wären  nicht  so  vernachlässigt  worden, 
wie  geschehen.  Eine  weitere  Frage  ist  es,  ob  eine  derartige  offizielle 
Interessenvertretung  auch  die  zur  Durchführung  kriegswirtschaft- 
licher Maßnahmen,  soweit  sie  die  Erfassung,  Bewirtschaftung  und 
Verteilung  der  Nahrungsmittel  und  landwirtschaftlichen  Bedarfs- 
artikel, d.  h.  die  geschäftlichen  Aufgaben  der  Kriegswirt- 
schaft betreffen,  geeigneteste  Organisation  abgegeben  hätte.  Die 
Frage  kann  bei  dem  Nichtvorhandensein  der  gedachten  Organisation 
hier  unerörtert  bleiben.  Angesichts  der  Tatsache  freilich,  daß  im 
Laufe  der  Kriegszeit  öffentliche  politische  und  berufsständische 
Selbstverwaltungskörper  (Gemeinden,  Kommunalverbände  und  Land- 
wirtschaftskammern) im  großen  Umfange  die  vollständige  Bewirt- 
schaftung von  in  Friedenszeiten  ausschließlich  privatwirtschaftlich 
vertriebenen  Waren  selbsttätig  ausführen  und  auch  den  daraus 
sich  ergebenden  Ueberschuß  einnehmen,  also  gewissermaßen  Er- 
werbswirtschaft treiben,  dürfte  es  von  besonderem  Reize  sein,  der 
Frage  im.  allgemeinen  nachzugehen  und  zu  prüfen,  wo  die  Grenzen 
der  erwerbswirtschaftlichen  Tätigkeit  öffentlicher  Körperschaften, 
mithin  der  öffentlichen  Unternehmungen  überhaupt  liegen,  oder  vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  zu  ziehen  sind.  Es  wäre  zu 
untersuchen,  inwieweit  der  im  Geschäftsgange  öffentlicher  Ein- 
richtungen notwendige  Formalismus,  um  nicht  zu  sagen,  Bürokratis- 
mus, das  Fehlen  des  persönlichen  Interesses  und  die  damit  in  der 
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Regel  verbundene  Schwerfälligkeit  sowie  Verteuerung  des  Betriebs 
durch  den  volkswirtschaftlichen  Nutzen  aufgewogen  werden,  oder 
wieweit  das  sogenannte  fiskalische  Prinzip,  d.  i.  die  Notwendigkeit 
der  Aufbringung  großer  Mittel  für  allgemeine  öffentliche  Zwecke 
und  das  allgemeine  Interesse  es  rechtfertigen,  in  bestimmten  Ge- 
werbszweigen den  bestehenden  privatwirtschaftlichen  Betrieben  Kon- 
kurrenz zu  machen  oder  sie  gar  ganz  auszuschalten.  Dies  zu  er- 
örtern, liegt  außerhalb  des  vorgesehenen  Rahmens  unserer  Unter- 
suchung, die  lediglich  die  Kriegs-  und  Uebergangswirtschaft  zum 
Gegenstand  hat.  Die  Kriegswirtschaft  ist  ein  vorübergehender  Zu- 
stand. Sie  hat  daher  mit  dem  Vorhandenen  und  Gegebenen  zu 
rechnen.  Sie  muß  sich  an  das  halten,  was  war  und  ist,  nicht  was 
sein  könnte  oder  sein  wird.  Und  da  ist  zum  mindesten  das  eine 
festzustellen,  daß  die  oben  bezeichneten  Körperschaften  (Gemeinden, 
Kreise,  Landwirtschaftskammern)  im  Frieden  sich  nicht  mit  dem 
Vertrieb  von  Waren,  insbesondere  von  landwirtschaftlichen  Bedarfs- 
artikeln und  Lebensmitteln  befaßt  haben  und  deshalb  auch  nicht 
die  kaufmännische  Gewandtheit  und  sonstige  Sach-  und  Fachkennt- 
nis erworben  haben,  die  zum  erfolgreichen  Vertrieb,  selbst  wenn 
derselbe  nur  in  Kommission  und  ohne  Erwerbsabsicht  ausgeführt 
wird,  unerläßlich  sind.  Damit  gelangen  wir  unversehens  zu  dem 
zweiten  der  beiden  Punkte,  in  welchem  wir  oben  (S.  39)  sagten, 
daß  das  landwirtschaftliche  Vereinswesen  den  Bedürfnissen  der 
Landwirtschaft  nicht  genügte.  Dies  ist  die  kaufmännische 
Tätigkeit,  welche  zur  Umsetzung  der  von  den  Vereinen  den 
Landwirten  gelehrten  Neuerungen  der  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
lehre in  die  Praxis  erforderlich  wurde,  die  Beschaffung  von  Geld 
und  Kredit  zum  Ankauf  der  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikel,  de)- 
Bezug  derselben  und  die  Verwertung  der  Erzeugnisse. 

Wie  oben  gezeigt  wurde,  hatten  die  Großgrundbesitzer  an  der 
*  gemeinsamen  Beratung  und  Aussprache  in  Vereinen  zur  Erweiterung' 
ihrer  Kenntnisse  ein  ebensolches  Interesse  wie  die  mittleren  und 
kleineren  Landwirte.  Als  es  nun  aber  hieß,  diese  neuen  Kenntnisse 
praktisch  zu  verwerten,  sie  in  die  Tat  umzusetzen,  den  Landwirt- 
schaftsbetrieb intensiver  zu  gestalten,  da  fehlte  es  den  kleinen  und 
mittelbäuerlichen  Kreisen  einerseits  an  Geldmitteln,  anderseits  an 
Einrichtungen  und  Voraussetzungen,  die  nötigen  Produktionsmittel 
(künstlichen  Dünger,  Futtermittel  usw.)  vorteilhaft  und  reell  zu 
beziehen,  sowie  die  zur  Anschaffung  empfohlenen  Maschinen  und 
Geräte  genügend  auszunutzen.  Es  war  aber  von  besonderer  Wich- 
tigkeit, daß  gerade  diesen  Kreisen  die  Hebung  ihrer  Wirtschaft 
und  Produktion  in  jeder  Weise  ermöglicht  wurde.  Denn  der  bäuer- 
liche Betrieb  bildete  und  bildet  noch  heute  in  seinen  verschiedenen 
Abstufungen  den  Schwerpunkt  der  deutschen  Landwirtschaft.  Im 
Deutschen  Reiche  kommt  noch  kein  ganzes  Viertel  der  landwirt- 
schaftlichen Fläche  (1907:  24  Proz.)  auf  die  Großbetriebe  von 
über  100  ha,  nahezu  drei  Viertel  entfallen  auf  die  bäuerlichen  Be- 
triebe von  2—100  ha  (72,4  Proz.).    Der  Rest  der  landwirtschaft- 
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liehen  Fläche  (5,4  Proz.)  ist  in  kleinste  Parzellen  von  unter  2  ha 
zersplittert.  Scheidet  man  aus  den  bäuerlichen  'Betrieben  von 
2—100  ha  noch  die  Gruppe  von  2—5  ha,  weil  zum  Teil  noch  unselb- 
ständige, zum  Teil  noch  bäuerliche  Zwergbetriebe  enthaltend  i), 
aus,  so  verbleiben  als  mittlere  und  größere  bäuerliche  Betriebe 
(von  5—20  ha  und  von  20—100  ha)  immer  noch  1327  730  mit 
einer  Wirtschaftsfläche  von  19  743  667  ha  oder  62,0  Proz.  der 
gesaraten  landwirtschaftlichen  Bodenfläche.  Die  einzelnen  deutschen 
Landesteile  weichen  allerdings  von  diesem  Reichsdurchschnitt  ab. 
Die  Beteiligung  dieser  wichtigsten  Gruppe  der  bäuerlichen  Betriebe 
an  der  landwirtschaftlichen  Fläche  schwankt  zwischen  80,9  Proz. 
in  Bayern  als  der  stärksten  und  33,6  in  Mecklenburg-Schwerin ;  in 
Preußen  beträgt  der  Anteil  59,0  Proz. 

Sollte  also  die  in  den  Vereinen  gewonnene  Einsicht  in  der  brei- 
testen und  wichtigsten  Gruppe  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung, 
der  bäuerlichen,  die  gewünschten  Früchte  bringen,  so  mußte  reichlich 
Geld  beschafft  und  ein  Weg  gefunden  werden,  dasselbe  nutzbrin- 
gend anzuwenden.  Jahrzehnte  sind  gebraucht  worden,  bis  beides 
erreicht  war,  zahllose  Ansätze  und  Versuche  sind  auf  halbem  Wege 
stehen  geblieben  und  haben  die  in  sie  gesetzten  Hoffnungen  uner- 
füllt gelassen.  Den  Grundsatz  verfechtend,  daß  jeder  Landwirt 
seinen  Berufsgenossen  nach  Möglichkeit  helfen  müsse,  und  mitunter 
auch  wohl  aus  Sorge,  sie  möchten  das  Interesse  ihrer  bäuerlicher» 
Mitglieder  mit  der  bloßen  Belehrung  ohne  Mittel,  sie  auszunutzen, 
nicht  dauernd  fesseln,  begannen  die  Vereine,  ihre  Wirksamkeit  zu 
erweitern,  und  ließen  sich  die  Beschaffung  von  Hilfsmitteln  zur 
Hebung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  angelegen  sein.  Sie  im- 
portierten die  neuen  Geräte  und  Maschinen  und  verkauften  sie  an 
die  Mitglieder,  brachten  auch  solche  in  ihren  eigenen  Besitz,  um 
sie  den  weniger  bemittelten  Landwirten  unentgeltlich  zum  Gebrauch 
zu  leihen.  Zur  Hebung  des  bäuerlichen  Betriebes  gründeten  sie 
unter  Staatsbeihilfe  Musterwirtschaften  auf  kleineren  Gütern  2), 
Diese  regten  wohl  an,  aber  ihr  Nutzen  war  ein  zweifelhafter,  ja,  er 
mußte  sich  in  das  Gegenteil  verkehren,  wenn  die  bäuerliche  Existenz- 
durch  von  außen  kommende  und  namentlich  nicht  unter  Bedingung 
der  Rückzahlung  geleistete  Unterstützungen  gefristet  wurde.  Es 
ward  auf  Rechnung  der  Staatsbeihilfe  geschrieben,  wenn  die  Wirt- 
schaft guten  Erfolg  zeigte,  d.  h.  man  nahm  an,  ohne  solche  Beihilfe 
würde  der  Erfolg  nicht  eingetreten,  würde  also  auch  beim  gewöhnlichen 
Betrieb  auf  eigene  Rechnung  nicht  erreichbar  sein.  Aus  dem 
gleichen  Grunde  hatten  auch  eigens  zum  Zweck  der  Unterstützung 

1)  Viele  Betriebe  anter  5  ha,  ja  auch  unter  2  ha  sind  in  fruchtbaren  Gegenden 
des  Obst-,  Gemüse-,  Weiu-,  Tabak-  und  Hopfenbaues  bauerlichen  Betrieben  durchaus 
gleichzustellen.  Auch  von  den  Betrieben  mit  über  100  ha  haben  namentlich  in  Nord- 
deutschland eine  groläe  Anzahl  ein  ausgesprochen  bäuerliches  Gepräge.  Der  bäuerliche 
Besitz  ist  daher  noch  stärker  vertreten,  als  die  Zahlen  der  Statistik  erkennen  lassen. 
Vgl.  Statistik  des  Deutschen  Reiches,   Bd.  212,  2b,  S.   12. 

2)  R.  Stadelmann,  Das  landwirtschaftliche  Vereinswesen  in  Preußen.  Seine  Ent- 
wicklung, Wirksamkeit,  Erfolge  und  weitere  Ziele,  Halle  1874,  S.  23. 
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der  Unbemittelten  von  Wohlhabenden  gegründete  Wohltätigkeits- 
vereine nur  wenig  Erfolg.  Auch  sind  Fälle  bekajQnt,  in  welchen 
Vereine  eine  Geldvermittlung  einrichteten!).  Vielfach  führten 
die  Vereine  den  gemeinsamen  Bezug  von  landwirtschaftlichen  Be- 
darfsartikeln ein,  um  so  die  Transport-  und  Untersuchungskosten 
dem  einzelnen  erträglich  zu  machen.  Hier  war  der  Erfolg  größer, 
und  noch  heute  wird  in  vielen  Gegenden  der  gemeinsame  Bezug 
durch  landwirtschaftliche  Vereine  getätigt  2).  Solange  sich  die 
gemeinsamen  Bezüge  in  engen  Grenzen  hielten  und  nur  einzelne 
„aufgeklärte"  Landwirte  künstlichen  Dünger  verwandten,  war  das 
Geschäft  einfach  und  leicht.  Es  wurde  nebenher  unentgeltlich  aus 
Gefälligkeit  vom  Vorstand  oder  einem  Vertrauensmann  der  Orts- 
gruppe ausgeführt.  Es  war  nicht  schwer,  für  sich  selbst  und  ein  halb 
Dutzend  Vereinsbrüder  eine  Wagenladung  kommen  zu  lassen,  zu 
verteilen  und  zu  bezahlen.  Aber  mit  der  zunehmenden  allgemeinen 
Verwendung  landwirtschaftlicher  Bedarfsartikel  zur  Steigerung  des 
intensiven  landwirtschaftlichen  Betriebes  änderte  sich  dies.  Di« 
selbstlose  unentgeltliche  Arbeit  der  Vorstands-  und  Ausschußmit- 
glieder wurde  allmählich  zu  weitgehend  in  Anspruch  genommen. 
Nicht  selten  mußte  der  Vorstand  den  Bankier  spielen,  Geld  vor- 
schießen und  regelmäßig  dem  Händler  oder  Lieferanten  gegenüber 
die  Verantwortung  der  Zahlung  übernehmen,  da  ja  der  Verein  in 
der  Regel  keine  Rechtspersönlichkeit  besaß.  Die  Einziehung  der 
Beträge  für  die  bezogenen  Artikel  wickelte  sich  ebenfalls  nicht 
glatt  ab;  es  entstanden  Unstimmigkeiten  und  Streitigkeiten.  Die 
Verantwortung  und  Arbeitslast  wurde  für  den  Leiter  des  Geschäfts 
noch  größer,  als  letzteres  aus  dem  Rahmen  der  Gelegenheitsbezüge 
trat  und  sich  die  Mehrzahl  der  Ortsbewohner  am  Bezug  beteiligen 
wollte.  Da  genügte  das  Notizbuch  des  Vereinsvorstehers  oder  Ver- 
trauensmannes nicht  mehr;  ein  umfangreicher  Schriftverkehr  wurde 
notwendig,  eine  klare,  übersichtliche  kaufmännische  Buchführung, 
bares  Geld  zum  Einkauf  der  Waren,  Raum,  wo  sie  nach  Eingang 
bis  zur  Verteilung  lagern  konnten,  ein  Lagerhalter  und  Geschäfts- 
führer unter  der  Kontrolle  des  Vorstandes.  Es  genügte  nicht  mehr 
das  Vertrauen  in  die  persönliche  Ehrenhaftigkeit  und  Zuverlässig- 
keit des  einzelnen.  Um  Unannehmlichkeiten  und  Mißhelligkeiten 
zu  vermeiden,  wurden  rechtliche  und  wirtschaftliche  Sicherheiten 
nötig,  besonders  für  unvorhergesehene  und  vom  Vereinsvorstand  oder 
Vertrauensmann  als  dem  Leiter  des  ganzen  Geschäftes  unver- 
schuldete Fälle,  z.  B.  Verlust  auf  dem  Transport,  Betrug  seitens  des 
Lieferanten  u.  ä.  Nach  dem  Stande  der  damaligen  Rechtsprechung 
konnten  die  Vereine  diese  rechtlichen  Garantien  nicht  bieten,  und 
auch  die  Einführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  brachte  ihnen 
nicht  die  zu  größeren,  mit  Risiko  verbundenen  Geschäften  geeignete 


1)  Beiträge  zur  Geschichte  des  westfäli«chen  BanncrDstandes,  Berlin  1912,  S.  418. 

2)  So  besonders  in    den  landwirtschaftlichen   Kasinos   der  Rheinprovinz,   den  Orte- 
vereinen des  Landwirtschaftlichen  Vereins  für  Bheinpreußen. 
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rechtliche  Grundlage^).  Vor  allem  aber  fehlte  das  zu  jedem  um- 
fangreicheren Geschäftsbetriebe  erforderliche  Betriebskapital.  Zahl- 
reich finden  sich  in  der  landwirtschaftlichen  und  genossenschaft- 
lichen Literatur  Belege  für  das  Gesagte,  vielfach  direkt  aus  dem 
Munde  in  der  Praxis  erfahrener  Männer 2), 

6.jDie  ländlichen  Oenossenschaften,  ihre  Stellung,  Aufgabe  und 
Entwicklung  im  allgemeinen. 

Die  Vereine  konnten  somit  das  Bedürfnis  der  mittleren  und 
kleinen  Landwirte  nach  Geld  und  Kredit  gar  nicht,  dasjenige 
nach  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikeln  durch  gemeinsamen  Bezug 
nur  in  beschränktem  Maße  befriedigen.  Sie  mußten  es  in  ihrer 
Wirksamkeit  im  wesentlichen  bei  der  Aufklärung,  Anregung  und 
gelegentlicher  Warenvermittlung  für  ihre  Mitglieder  bewenden 
lassen.  Die  Wege,  welche  die  bäuerlichen  Kreise  beim  Uebergang 
zum  intensiveren  Wirtschaftsbetrieb  aus  der  Familien-  und  haus- 
wirtschaftlichen Eigenproduktion  zur  Marktproduktion  und  damit 
aus  der  Naturalwirtschaft  zur  Geld-  und  Kreditwirtschaft  beschrei- 
ten mußten,  um  ihr  Kreditbedürfnis  zu  befriedigen,  bilden  kein 
Ruhmesblatt  in  der  Geschichte  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung. 
Es  ist  sattsam  bekannt  und  hier  nicht  weiter  zu  berühren,  wie  der 
deutsche  Bauer  trotz  des  blühenden  und  mit  den  Behörden  in  enger 
Fühlung  stehenden  landwirtschaftlichen  Vereinswesens  in  der  zwei- 

1)  Vgl.  hierüber:  Landgerichtsrat  Dr.  Mcisel,  Wie  ist  der  mit  Einführung  des 
BGB.  drohenden  Entrechtung  der  in  Vercinsform  bestehenden  sogenannten  ..freien  Ge- 
nossensehafien"  am  wirksamsten  zu  begegnen?  Vortrag,  gehalten  auf  deu  Allgemeinen 
Vereinstag  der  deutsthen  landwirtseb.iftlichen  Genossenschiiflen  zu  Karlsruhe  1898.  Jahr- 
buch des  Allgemeinen  Verbandes  der  deut-clien  landwirtschaftlichen  i'enossenschaften 
(Reichsverb  ind)  für  1898,  S.  57  ff.  —  Rechtsanwalt  Niese,  Die  sogenannten  freien  Ge- 
no'isen-'chafien  und  d.is  Bürgerliche  Gesetzbuch.  Vortrag.  Im  Bericht  über  den  Ver- 
baiidstag  der  sohleswig-hosteinischcn  landwirlschaftliclien  Genossenschaften  zu  Lauenburg 
im  Jahre  1898,  Kiel  1898,  S.  10.  —  Fr.  Bussen,  Landwirtschafiliches  Genossen- 
schaftswesen. Bibliothek  der  gesamten  Landwirtsehafr,  hrsg.  von  K.  Steinbrück,  Bd.  52, 
S.  17  ff.  —  Dr.  C.  Neu  mann.  Das  deutsche  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen, 
Stuttgart  (Uliiicr)   1903,  S.  526. 

2)  Aus  der  Fülle  nur  einige  Stellen:  Der  landwirtschaftliche  Verein  für  Rhein- 
preußen und  seine  Wirksamkeit  von  1883  bis  1908.  Fist-chrift  zur  Feier  seines  75-jährigen 
Bestehens,  Bonn  1908,  S.  43.  —  Kellermann,  Der  Westfälische  Hauernverein,  a.  a.  O. 
8.  419.  —  Quabeck,  Das  ländliche  Genossenschatrswosen  in  Westfalen,  ehenda  S.  460, 
486,  529/30.  —  Söchting,  Das  landwirt-chaftliche  Genossenschaftswesen  in  der  Pro- 
vinz Sachsen,  Halle  1906,  S.  87/88.  —  Deutsche  landwirtschaftliche  Ge- 
nossenschaftspresse, 1912,  S.  422:  Sind  Bezugsorganisationen  in  genossenschaft- 
liiher  Rechtsform  notwendig?  —  Zehn  Prcisarbeiien  über  die  Entstehung 
und  weitere  Entwicklung  landwirtschaftlicher  Berufsgenossenschaf- 
ten, Halle  1906,  S.  37,  39,  51,  65  und  113.  „Alle  Achtung  vor  dem  groOcn  Sninmel- 
rufe  Ruprechts  aus  Schlesien  zum  Bunde  der  Landwirte,  der  Nutzen,  den  uns  Mindel 
bot,  war  greilbarer",  ruft  der  Verfasser  der  vorletzten  Preisarbeit,  ein  praktischer  Land- 
wirt, aus  (S.  117).  —  Preis  a  rbeiten  über  die  Frage:  Durch  welche  Mittel  läßt 
«ifh  der  genossen-^chaftliche  Bcztig  von  landwirts<'haftliehen  Beilai'fsartikelu  seitens  der 
Einzelgcnos^en-chaftcn,  in~beson<lcre  durch  Vermittlung  von  Zcniral-Ein-  und  Verkaufs- 
gcnossenschaften  siei>.ern?  Deutsehe  l>auiiwirischartlichc  Qcnosaenschaftsbibliotfack,  Bd.  13, 
Darm.stMlt   1908,   1.   Preisarbeit  (llildehnind)  S.   13—15. 

Jahrb.  f.  Nationaläk.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd  55).  4 
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ten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  in  die  Macht  des  privaten  Geld 
maklers  und  Händlers  geriet,  wie  der  Wucher  sich  auf  dem  Lande 
in  all  seinen  Formen,  wie  Geld-  und  Viehwucher,  Verquickung  des 
Handels  mit  dem  Geld-  und  Kreditgeschäft  bei  den  GeidverlciherD 
sowohl  wie  bei  den  Händlern  mit  landwirtschaftlichen  Bedarfs- 
artikeln ungehindert  breit  machte  und  die  Existenz  des  gesaraten 
deutschen  Bauernstandes  aufs  äußerste  gefährdete.  Es  ist  weiter 
bekannt,  wie  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts,  von  der  Not  der 
unter  der  wucherischen  Ausbeutung  jüdischer  Viehhändler  und 
Güterschlächter  seufzenden  Bauern  seines  Bezirkes  ergriffen,  der 
Bürgermeister  P.  W.  Raiffeisen  mit  dem  ganzen  Feuereifer 
eines  von  Liebe  zu  seinem  Volke  brennenden  Herzens  nach  Abhilfe 
suchte,  wie  er  nach  jahrelangen,  mit  unermüdlict.er  Geduld  angc 
stellten  Versuchen  das  bereits  in  den  Städten  von  dem  Patrimonial- 
richter  Schulze-Delitzsch  angewandte  Mittel,  diese  schwere 
Krankheit  des  Volkskörpers  zu  heilen,  fand  und  es  den  Bedürfnissen 
und  Bedingungen  des  Dorfbewohners  in  einer  Form  anzupassen  ver 
standen  hat,  die  in  ihren  wesentlichen  Grundzügen  noch  heute  allein 
vollgültig  ist.  Das  Mittel  war,  wie  jemand  einmal  treffend  gesagt 
hat,  das  Heilserum,  entnommen  aus  der  dem  Mittelstand  zum  Gift 
gewordenen  schrankenlosen  Freiheit,  das  Recht,  sich  freiwillig  zu 
sammenzuschließen  und  so  aus  vielen  kleinen  und  schwachen  Glie- 
dern in  Genossenschaften  starke  Organisationen  zu  bilden. 
Auch  Raiffeisen  war  vom  Wohltätigkeitsverein  ausgegangen,  er 
kannte  aber  bald  wie  Schulze-Delitzsch  den  genossenschaftlichen 
Zusammenschluß  der  Hilfsbedürftigen  selbst  als  das  wirksamere 
Mittel.  Nicht  Wohltätigkeit,  nicht  Unterstützung  von  außen,  son- 
dern „Selbsthilfe"  wurde  die  Losung.  Nicht  Wohltätigkeitsvereine, 
denen  nur  solche  Mitglieder,  die  anderen  helfen  wollen,  angehören, 
sondern  Vereinigung  der  Hilfsbedürftigen  selbst  zur  gegenseitigen 
Hilfe  unter  der  Devise:  „Einer  für  alle,  alle  für  einen". 

Im  Gegensatz  zu  den  Städten,  in  denen  eine  beweglichere,  allen 
Neuerungen  zugängliche  Bevölkerung  schneller  die  Vorteile  des  ge- 
nossenschaftlichen Zusammenschlusses  erkannte  und  sich  zunutze 
machte,  hielt  sich  indessen  die  ländliche  Bevölkerung  noch  Jahrzehnte 
hindurch  dem  Gedanken  der  Vergesellschaftung  im  Erwerb  ablehnend 
gegenüber,  nur  ganz  langsam  und  senfkornartig  entfaltete  sich  in 
unermüdlicher  Werbe-  und  Aufklärungsarbeit  der  geistigen  Führer 
der  genossenschaftliche  Keim ;  nachdem  er  aber  einmal  Wurzel  ge- 
schlagen, entwickelte  er  sich  in  ungeahnter  Weise.  In  den  25 
Jahren,  in  denen  man  überhaupt  von  einer  genossenschaftlichen 
Gründungstätigkeit  sprechen  kann,  von  1865  bis  1890,  war  die  Zahl 
der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  nur  bis  auf  3000  ge- 
stiegen, von  da  ab  stieg  sie  in  den  folgenden  25  Jahren  auf  nahezu 
30000  und  zwar  in  einem  erstaunlich  gleichmäßigen  Tempo,  so  daß 
im  Jalire  1906  K.  Thieß  in  einer  Abhandlung  über  „die  Zukunft 
des  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens   in  Deutschland"  i) 

1)  Zeitschrift  für  Soiialwissenschaft,  Berlin,  9.  Jahrgang,  1906,  Heft  6—8. 
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mit  Zuversicht  schreiben  konnte:  „Darüber  haben  wir  keine  Sorge, 
daß  wir  im  nächsten  Jahrzehnt  die  30000.  ländliche  Genossen- 
schaft registrieren  werden,  wie  im  Sommer  1906  die  20000.  und 
Ende  1896  die  10  000."  Das  30.  Tausend  wäre  im  vergangenen 
Jahre  zweifellos  überschritten  worden,  wenn  nicht  der  Ausbruch 
des  Weltkrieges  eine  vorübergehende  Stockung  in  der  Gründungs- 
tätigkeit mit  sich  gebracht  hätte.  Denn  in  den  letzten  Friedcns- 
jaliren  wurden  alljährlich  mehr  als  1000  ländliche  Genossenschaften 
gegründet,  im  1.  Kriegsjahr  1914  nur  einige  hundert,  im  zweiten  1915 
kaum  200.  Ende  des  Jahres  1916  belief  sich  die  Zahl  der  länd- 
lichen Genossenschaften  auf  28  9671).  Die  Zahl  der  ange- 
schlossenen Mitglieder  geht  in  die  dritte  Million. 

Nur  ein  außerordentlich  starkes  Bedürfnis  und  eine  dieses  Be- 
dürfnis in  jeder  Beziehung  befriedigende  Form  und  Struktur  konnte 
einer  neuen  Wirtschaftsform  zu  solchem  unerhörten  Siegeslauf  ver- 
helfen, daß  sie  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  allen  früheren  und 
gegenwärtigen  Organisationen  den  Rang  ablief.  Ein  solches  Be- 
dürfnis war  entstanden  durch  den  vollständigen  Uebergang  der 
Landwirtschaft  von  der  Natural-  zur  Geld-  und  Kreditwirtschaft, 
durch  die  Aenderung  des  Geldwertes,  durch  die  Aufgabe,  für  den 
Markt  zu  produzieren,  die  Waren  in  Geld  umzusetzen  und  auf 
dem  Markte  die  zum  intensiveren  Wirtschaftsbetrieb  erforderlichen 
Rohstoffe  und  Bedarfsartikel  (Dünge-,  Futtermittel,  Sämereien,  Ma- 
schinen usw.)  für  Geld  zu  kaufen.  Wird  doch  der  Wert  der  von 
der  deutschen  Landwirtschaft  im  letzten  Friedensjahr  von  aus- 
wärts (nicht  nur  vom  Ausland!)  d.  h.  auf  dem  Markte  gekauf- 
ten Bedarfsartikel  auf  21/^  Milliarden  M.  geschätzt,  davon  Han- 
delsdünger rund  500  Millionen  M.,  Futtermittel  über  1000  Mil- 
lionen AI.  2).  Der  Wert  der  gesamten  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion Deutschland  wird  auf  rund  11  Milliarden  M.  3)  be- 
rechnet. Diese  Zahlen  geben  einen  Begriff  von  den  Geldsummen, 
welche  die  deutsche  Landwirtschaft  produktiv  verwendet,  und  welche 
Mengen  von  Erzeugnissen  auf  den  Markt  gebracht  werden  müssen, 
sie  geben  aber  auch  einen  Begriff  von  dem  Maße,  mit  dem  sich  die 
Landwirtschaft  der  Gegenwart  kaufmännisch  betätigen  muß. 
Die  Genossenschaft  war  das  Mittel,  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
den  mangelnden  kaufmännischen  und  spekulativen  Sinn,  der  zum 
ausgesprochenen  Geld-  und  Kreditgeschäft,  Warenein-  und  -verkauf 
erforderlich  ist,  zu  erwerben,  oder  besser  gesagt,  dem  einzelnen  ganz 
von  seinem  Beruf  in  Anspruch  genommenen  Landwirt  die  kauf- 
männische Tätigkeit  abzunehmen. 


1)  Nach  den  Aufzeichnungen  des  Reichsverbandes  der  deutsehen  landwirtschaft- 
lichen Gi'iiosscnsch.iftcn  (Ddii>i<he  iMiidH-irtxhiiftliche  Gonossrnschnfispicsse,   1017,  Nr.  1). 

2)  flrabein,  Gemiiiisiime  Bezüne  der  deuiw-hcn  Landwiiischnft,  S.  39,  in  „Ein- 
knuf^vcrciiiigungen  auf  dem  Lande".  Bchriflen  des  Verein»  für  Sozialpolitik,  Bd.  151, 
2.  Teil. 

3)  Wcihltmann  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  3.  Auflage,  Jena 
1910,  Bd.  6,  S.  353/54. 

4* 
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Es  muß  im  Zusammenhang  dieser  Untersuchung  betont  werden, 
daß  das  gesamte  landwirtschaftliche  Vereinswesen,  das  allgemeine 
und  das  wirtschaftspolitische,  an  Haupt  und  Gliedern  fast  ohne 
Ausnahme  diesen  Zweck  der  Genossenschaft  von  Anfang 
an  richtig  erfaßt,  ihre  Bedeutung  voll  gewürdigt  und  für  ihre  Aus- 
breitung seinen  ganzen  Einfluß  nach  oben  wie  nach  unten  hin 
mit  Nachdruck  geltend  gemacht  hat.  Die  Geschichte  ist  reich  an 
Belegen  dafür  i).  Auf  Rechnung  der  Vereine  ist  auch  die  Vor- 
arbeit zu  setzen,  die  nötig  war,  um  die  Bauern  die  Vorteile  genossen- 
schaftlichen Wirkens  erkennen  zu  lassen,  sie  haben  ihnen  den 
Wert  des  einträchtigen  Zusammenarbeitens  gelehrt  und  ihnen  ge- 
zeigt, was  ein  Stand  vermag,  wenn  er  geschlossen  sich  für  eine 
gemeinsame  Angelegenheit  einsetzt.  In  zahlreichen  Bezirken  land- 
wirtschaftlicher Vereine,  großer  wie  kleiner,  haben  die  Vereine 
selbst  den  Anstoß  zur  Gründung  von  Genossenschaften  gegeben, 
sämtliche  wirtschaftspolitischen  Vereinigungen,  die  christlichen 
Bauernvereine  und  der  Bund  der  Landwirte  haben  ihren  Organi- 
sationen Genossenschaften  angegliedert  und  haben  sich  in  richtiger 
Erkenntnis  der  Vorzüge  der  genossenschaftlichen  Rechtsforra  frei- 
willig wirksamer  Werbemittel  begeben  und  namentlich  auf  oft  schon 
seit  Jahren  mit  Erfolg  getätigte  gemeinsame  Warenbezüge,  ein  sehr 
zugkräftiges  Mittel,  um  Mitglieder  zu  gewinnen,  zugunsten  der 
Genossenschaften  verzichtet.  Wohl  pflegen  noch  eine  Anzahl  von 
landwirtschaftlichen  Lokalvereinen  und  Ortsgruppen  die  gemein- 
samen Bezüge  in  einfacher  Weise.  Auf  die  Dauer  werden  auch  sie 
dem  genossenschaftlichen  Bezüge  weichen  2).  Zu  umfangreicheren 
Bezügen,  d.  h.  also  zu  größerer  Geschäftstätigkeit  überhaupt,  fehlt 
den  Vereinen,  wie  wir  oben  schon  erwähnten,  die  rechtliche  und 
wirtschaftliche  Grundlage,  wie  sie  die  Genossenschaften  besitzen. 
Bei  letzteren  ist  die  Genossenschaft  als  solche,  also  der  Mitglieder 
kreis  in  der  Gesamtheit  für  die  Bezahlung  haftbar.  Rechte  und 
Pflichten  der  Bezieher  sind  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  durch 
Statut,  Geschäftsordnung  und  Gesetz  in  bestimmter  Weise  geregelt. 
Die  gesetzliche  Vorschrift,  eigenes  Vermögen  durch  Geschäftsanteile 
und  Reserven  zu  bilden,  gibt  dem  ganzen  Unternehmen  einen  festen, 
finanziellen  Rückhalt,  die  Uebernahme  von  Haftsummen  ermöglicht 
die  Inanspruchnahme  von  ausreichendem  Kredit,  womit  das  erfor- 
liche  Betriebskapital  zum  pünktlichen,  geordneten  und  kulanten  Ge- 
schäftsgebaren erlangt  wird.  Die  gesetzliche  Mitgliedschaft  bindet 
den  einzelnen  Landwirt  inniger  an  das  Geschäft  und  erweckt  leb- 


1)  Bekannt  ist  das  erste  Eintreten  des  Landwirtschaftlichen  Vereins  für  Rhein- 
preußen für  die  Raitfeiscnschen  Durlehnskassenvcrcine.  Vgl.  darüber:  Havenstein, 
Der  Landwirtschriftliihe  Verein  für  Rheinpreußen  und  seine  Wirksamkeit.  Festsihrift  zur 
Feier  seine«  50-jährigcn  Be>teliens,  Bonn  1883,8.304—334.  —  Müller,  Die  geschicht- 
liche Kntwicklung  des  landwirUchaftlichen  Genossensihaftswesens  in  Deutschland  von 
1848/49  bi^<  zur  Gegenwart,   Leipzig  1901,  8.  36  ff. 

2)  Seihst  t»et  den  Kasinos  des  Landwirlschnfllichen  Vereins  für  Rheinpreußen,  die 
bereits  seit  einem  halben  Jahrhundert  den  gemeinsamen  Bezug  ausüben,  ist  der  Ueber- 
gang  nnverkennbar. 
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haftere  Teilnahme  an  dem  Gedeihen  der  Genossenschaft.  Die 
reichere  Ausstattung  mit  Kapital  gestattet,  Waren  bei  günstiger  Ge- 
legenheit im  großen  einzukaufen  und  im  kleinen  nach  und  nach  an 
die  Mitglieder  abzusetzen,  Lager  einzurichten,  Maschinen  zur  ge- 
meinsamen Benutzung  anzuschaffen  und  den  Absatz  landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse  zu  übernehmen,  indem  sie  die  Waren  den  Mit- 
gliedern abkauft,  sammelt  und  im  großen  bei  günstiger  Konjunktur 
weiterverkauft.  Weiter  ermöglicht  die  vorgeschriebene  geordnete 
Buchführung  die  öffentliche  Rechnungslegung,  sowie  die  Revision 
den  Mitgliedern  einen  Einblick  in  die  Geschäftsführung. 

Die  größten  und  schwierigsten  Geschäfte  finden  also  in  der 
Genossenschaft  einen  geordneten  Rechtsboden  und  eine  feste  wirt- 
schaftliche Grundlage.  Diese  Eigenschaften  besitzen  die  größten 
wie  die  kleinsten  Genossenschaften  im  Verhältnis  zu  ihrem  Ge- 
schäftsumfang  in  gleicher  Weise  und  befähigen  sie  im  hohen  Maße, 
den  kaufmännischen  Aufgaben,  die  der  modernen  Landwirtschaft 
gestellt  sind,  gerecht  zu  werden.  Diese  Aufgaben  haben  sie  in  einer 
Weise  gelöst,  daß  man  nicht  weiß,  worüber  man  sich  mehr  wundern 
soll,  darüber,  daß  sie  sich  trotz  einer  bis  ins  kleinste  durch  Gesetz 
geregelten  Geschäftsführung  und  Struktur  dennoch  den  allerver- 
schiedensten  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  mit  größter  Schmieg- 
samkeit angepaßt  haben,  oder  darüber,  daß  sie  alle  diese  Verschieden- 
heiten in  umfassenden,  einheitlich  gegliederten  Organisationen  aus- 
geglichen haben  und  über  den  Gesichtskreis  des  Gesetzgebers  hinaus, 
man  möchte  sagen,  neben  dem  Gesetz  her,  ohne  Ruf  nach  neuen 
Paragraphen,  freilich  nicht  ganz  ohne  die  altväterliche  Fürsorge 
des  Staates,  ein  äußerst  feinmaschiges,  aber  stark  verknüpftes  Ge- 
webe gebildet  haben,  dessen  Fäden  sich  von  den  Zentren  der  Be- 
völkerung und  des  Verkehrs  über  das  ganze  Land  erstrecken  und  die 
entlegensten  Wohnstätten  der  Menschen  auf  einfachste  Weise  mit 
der  großen  Stadt  verbinden.  Aus  der  Freiheit  geboren,  haben  die 
Genossenschaften  zur  Wahrung  des  Selbstverwaltuugsrechts  und 
im  Bewußtsein  ihrer  Selbstverantwortung  den  genossenschaftlichen 
Gedanken  fortgebildet  und  sich  ihrerseits  zusammengeschlossen  und 
für  die  verschiedenen  Aufgaben  besondere  Einrichtungen  zu  ge- 
meinsamer Benutzung  geschaffen.  Zur  Wahrnehmung  gemeinsamer 
Interessen  und  zur  einheitlichen  Fortbildung  der  Verfassung,  zur 
Kontrolle  der  Geschäftsführung  der  verbundenen  Genossenschaften, 
zur  Unterweisung  der  genossenschaftlichen  Verwaltungsmänner 
haben  sie  sich  in  Verbänden  vereinigt,  denen  vom  Staat  das  Recht 
und  die  Pflicht  der  Revision  gesetzlich  übertragen  wurde.  Zur 
Durchführung  ihrer  gemeinsamen  geschäftlichen  Aufgaben  schlössen 
sie  sich  zusammen  in  Zentralkredit-  und  Zentralwarengenossen- 
schaften  und  haben  sich  damit  eine  potenzierte  Machtvertretung 
auf  dem   Geld-   und  Warenmarkt  geschaffen  i).    Diese  Zusammeji- 

1)  Zurzeit  bestehen  im  Deutschen  Reiche  57  landwirtschaftliche  Genossen- 
sohaf  ts  verban  de,  denen  93  Proz.  der  ländlichen  Uenossenschaften  angeschlossen 
sind.     46  der  Verbände  sind  wiederum    in    zwei  großen  Zeutralverbändcn,  dem  Reichs- 
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fassung  befähigt  die  kleinen,  weit  im  Lande  zerstreuten,  weltent- 
rückten Landwirte,  der  großen  privaten,  vom  Eigennutz  getriebenea 
Handelswelt  im  Tauschgeschäft  als  ebenbürtige  starke  Partei  gegen 
überzutreten. 

Auf  allen  Gebieten,  wo  die  mit  der  modernen  Volkswirtschaft 
eng  verknüpfte  Landwirtschaft  in  erster  Linie  eine  kauf  man 
nische  Tätigkeit  erfordert,  haben  sich  die  Genossenschaften  am 
nachhaltigsten  betätigt.  Zu  diesen  Gebieten  rechnet  der  Geld-  und 
Kreditverkehr,  der  Bezug  von  landwirtschaftlichen  Produktions 
mittelu  (Kunstdünger,  Futtermittel,  Sämereien,  Maschinen,  Kohlen 
usw.)  und  der  Absatz  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse.  Das 
Wichtigste  zum  kaufmännischen  Geschäft  ist  das  Geld.  Jeder 
Geschäftsmann  braucht  heute  seine  Bank.  Es  ist  daher  erklärlich, 
wenn  dort,  wo  das  Bedürfnis  am  stärksten  war,  sich  auch  die  Gc 
nossenschaften  am  stärksten  entwickelten.  Von  den  zurzeit  be 
stehenden  30000  ländlichen  Genossenschaften  sind  über  18000 
Kreditgenossenschaften  (Spar-  und  Darlehnskassen-Vereine).  Wie 
diese  durch  die  ihnen  von  ßaiffeisen  verliehene  vorbildliche  Form 
ihre  Aufgabe  gelöst  haben,  ist  bekannt.  Durch  die  Einhaltung  ganz 
bestimmter  Grundsätze  (Beschränkung  des  Vereinsgebietes  auf  ein 
oder  wenige  Dörfer,  die  Ausschließung  jeden  Gewinnstrebens  u.  a.) 
haben  sie  es  ermöglicht,  trotz  kleinsten  Umfangs  im  abgelegensten 
Dorf  dem  einzelnen  Landwirt  in  leicht  erreichbare  Nähe  gerückt, 
in  Gegenden  und  in  einer  Kleinheit,  wie  sie  sich  als  Filialstellen 
einer  Großbank  niemals  rentieren  würden,  billigen  und  langfristigen 
Kredit  in  geeigneter  Form  zu  gewähren  und  das  überschüssige  Geld 
zu  günstigen  Zinssätzen  aufzubewahren.  Es  ist  hier  nicht  der  Raum, 
auf  die  1000-fach  den  Geldverkehr  auf  dem  Lande  befruchtenden 
Nebenwirkungen  einzugehen.  Es  ist  reichlich  in  der  Literatur  und 
Fachpresse  des  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens  dargc 
stellt  worden.  Im  Rahmen  dieser  Betrachtung  genüge  der  Hinweis, 
daß  die  Spar-  und  Darlehnskassen-Vereine  (Raiffeisen-Vereinc),  nach 
dem  sie  ihren  ursprünglichsten  Zweck,  den  Wucher  und  die  Kredit 

verband  der  deatsphen  landwirtsrhaftlicben  Genossenschaften  (31)  und  dem  Geneml- 
Terband  der  deutschen  Raiffeisen-Genos^enschaflen  (15)  vereinigt. 

Im  Reichsverband  haben  die  Genosscnsihaften  jedes  Verbandsbeiirks  ihre  eigenen 
Zentralkrcditgenossensebaften,  Zentralkassen,  alle  e.  G.  ui.  b.  H.,  gebildet,  die  den 
Geldausjjleich  besorgen.  Die  wegen  der  Kleinheit  der  Bezirke  nötige  Rüikrndeckong 
bei  Mehrbedarf  an  Kredit  und  zur  Unterbringung  eines  Ueborschusses  gibt  ihnen  der 
Staat,  in  Preußen  durch  die  Preußische  Zentral-Genossensihafts-Kasse  und  in  den  ühricen 
Bundesstaaten  direkt  in  Form  niedrig  verzinslicher  StaatMlarlchen.  Die  Genossenschaften 
des  Generalverbandes  (Raitfeisenorganisation)  finden  ihre  Gcldausgleicbsstelle  in  der  von 
Baiffeisen  bereits  im  Jahre  1876  gegründeten  Lan  d  wirtscha  ftl  ich  en  Zentral- 
Darlehnsk  asse  für  Deutschland,  einer  Aktiengesellschaft  mit  gemeinnülzigeni 
Charakter.  Diese  unterhält  in  den  einzelnen  Veibandsbezirkcn  Filialen,  im  ganzen  14. 
Bei  Bedarf  tritt  sie  direkt  an  den  offenen  Geldmarkt  heran. 

An  Zentralhandelsgcnossenschaflen  zählt  der  Reichsverband  26,  ebenfalls  für  die 
Uehrzahl  der  Verbandsbezirke  gegründet  und  sich  mit  diesen  deckend.  In  der  Raiffcisen- 
Organisation  üliemehmcn  die  Aufgaben  der  Zentralisation  des  genossenschaftlichen  Waren- 
geschäfts 5  Warenabteilungen  der  Filialen  der  Landwirtschaftlichen  Zcntral-Darlchns- 
kasse  und  7  selbständige  Handelsgesellschaften. 
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losigkeit  auf  dem  Lande  zu  beseitigen,  vorzüglich  erreicht  haben, 
in  keiner  Weise  in  den  Hintergrund  getreten  sind,  sondern  im 
Gegenteil,  sie  bilden  als  geordnete  und  festgefügte  Geld-  und  Kredit- 
organisation das  Flußbett  und  Staubecken  für  den  Nervus  rerum, 
woraus  die  übrigen  zahlreichen  genossenschaftlichen  Unternehmun- 
gen gespeist  werden.  Sie  sammeln  mittels  einer  aufs  sorgfältigste 
ausgebildeten  Kleinspareinrichtung  (Heirasparkassen,  Marken-  und 
Abholungssystem)  die  kleinen  und  kleinsten  Spargroschen  der  länd- 
lichen Bevölkerung  und  leiten  sie,  soweit  sie  nicht  schon  im  eigenen 
Bezirk  produktive  Verwendung  finden,  in  ihre  Zentralkassen,  die 
die  zu  ansehnlichen  Summen  gestauten  kleinen  Gelder  wieder  den 
geld-  und  kreditbedürftigen  Gliedern  der  Organisation  zuführen. 

Um  welch  umfangreichen  Geldverkehr  es  sich  handelt,  darüber 
ein  paar  Zahlen.  Den  15830  Spar-  und  Darlehnskassen vereinen 
in  den  beiden  Hauptverbänden  [Reichsverband  und  Generalver- 
bandj  ^')  flössen  im  Jahre  1913,  also  allein  im  Zeitraum  eines 
Jahres  686  Millionen  Spargelder  zu,  am  Jahresschluß  belief  sieb 
der  Stand  der  Einlagen  auf  2166  Mill.  M.  An  Darlehen  auf 
feste  Frist  wurden  im  gleichen  Jahre  ausgegeben  332  Mill.  M., 
Ende  des  Jahres  standen  1558  Mill.  M.  Darlehen  aus.  Doch 
damit  ist  der  Geldverkehr  nicht  erschöpft.  Der  Landwirt  ist 
durch  die  Raiffeisenkassen  zum  Kaufmann  erzogen  worden,  er 
hat  sein  Kontokorrent,  seine  laufende  Rechnung,  bei  seinem 
Darlehnskassenverein,  gleich  dem  städtischen  Gewerbetreibenden 
bei  der  Bank.  Die  Mitglieder  hoben  im  Jahre  1913  bei  ihren  Ver- 
einen in  laufender  Rechnung  971  Mill.  M.  ab  und  legten  905 
Mill.  M.  ein.  Sie  hatten  ein  Guthaben  in  laufender  Rechnung  von 
244  Mill.  M.  und  Schulden  in  laufender  Rechnung  von  686  Mill.  M. 
Im  Durchschnitt  hatte  ein  Genossenschaftsmitglied  einen  Konto- 
korrentverkehr über  2500  M.  Der  Gesamtumsatz  der  Vereine 
belief  sich  im  Jahre  1913  auf  über  7  Milliarden  M.  Ein  solch  ge- 
waltiger Geldfluß  durchströmt  das  ganze  Land  und  zwar  ein  Strom, 
der  auf  dem  Lande  selbst  entspringt,  aus  tausend  Quellen  die 
Wässerchen  aufnimmt  und  wieder  ins  flache  Land  hineinleitet.  Das 
ist  das  Großartige  an  der  Organisation,  es  ist  kein  städtisches, 
kein  industrielles  Kapital,  sondern  das  Geld,  die  Ersparnisse  des 
platten  Landes,  die  Ueberschüsse  der  Landwirtschaft  selbst,  die  auf 
diese  Weise  dem  Lande  erhalten  bleiben  zu  stets  gesteigerter  produk- 
tiver Verwendung. 

Bei  weitem  die  Mehrzahl  der  ländlichen  Kreditgenossenschaften 
hat  auch  das  zweite  Hauptgebiet  genossenschaftlicher  Betätigung, 
den  gemeinsamen  Bezug  landwirtschaftlicher  Bedarfs- 
artikel, in  ihren  Aufgabenkreis  gezogen.  Bei  den  Spar-  und  Dar- 
lehnskassenvereinen  Raiffeisenscher  Organisation  hat  diese  Vereini- 

1)  Auch  die  nachfolftendcn  Zahlen  beziehen  sich  immer  auf  die  dem  Reiohs» 
verband  und  General  verband  angeschlossenen  Genossenschaften  und  zwar  beim  Reicba- 
▼erband  einschließlich  der  ihm  im  Jahre  1916  beigetretenen  großen  Verbinde,  Trier, 
Baden  und  Württemberg. 
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gung  des  Bezugsgeschäftes  mit  dem  Kreditgeschäft  von  Anfang  au 
als  Grundsatz  bestanden  und  sich  vorzüglich  bewährt,  so  daß  auch 
die  Spar-  und  Darlehnskassenvereine  der  übrigen  Organisationen 
allmählich  das  Bezugsgeschäft  ihrem  Betrieb  angegliedert  haben, 
insbesondere  dort,  wo  besondere  Bezugs- (An-  undVerkaufs-)Genossen- 
schaften  nicht  bestehen.  Solcher  gibt  es  allerdings  eine  große  Zahl,  am 
I.Januar  1917  insgesamt  2909;  sie  umfassen  in  der  Regel  einen  weit 
größeren  Bezirk  als  der  Darlehnskassenverein.  Gewaltig  und  unbe- 
rechenbar ist  der  Erfolg  des  gemeinsamen  Bezuges  durch  die  Genossen- 
schaften gewesen;  ihnen  ist  es  zu  verdanken,  daß  heute  über  zwei  Mil- 
lionen deutscher  Landwirte  ihre  Dünge-  und  Futtermittel,  die  in  ihrer 
schier  unbegrenzten  Verfälschungsmöglichkeit  dem  unreellen  Handel 
eine  fette  Weide  waren,  in  unverfälschter,  auf  den  Kontrollstationen 
erprobter  Qualität  und  zu  angemessenen  Preisen  erhalten,  in  jeder 
Beziehung  billiger,  als  wenn  der  einzelne  in  kleinen  Mengen  bezieht. 
Der  Bezug  im  großen  ermöglicht  Ersparnisse  am  Einkaufspreise, 
an  den  Transport-  und  Handlungskosten,  sowie  an  Untersuchungs- 
gebühren. Durch  die  Genossenschaften  ist  die  Benutzung  der  von 
den  landwirtschaftlichen  Vereinen  schon  früher  eingerichteten  agri- 
kultur-chemischen  Untersuchungsstationen  erst  allgemein  geworden. 
Der  Kampf  um  den  Preis  hat  gegenüber  den  sich  bildenden  Ringen 
und  Syndikaten  in  der  Händler-  und  Fabrikantenwelt  auf  diesem 
Gebiete  die  örtlichen  Genossenschaften  ihrerseits  zu  größeren  Ein- 
kaufszentralen zusammengeschlossen  1).  Wo  Hunderte,  ja  Tausende 
von  Genossenschaften  die  gleiche  Ware  in  ungefähr  gleicher  Menge 
benötigen  und  bei  ihrem  Zentralwareninstitut  bestellen,  da  kann 
letzteres  mit  dem  Millionenauftrag  in  der  Tasche  auf  dem  Markt  ein 
gewichtiges  Wort  mitsprechen  und  günstige  Einkaufspreise,  Kauf- 
und Lieferungsbedingungen  sichern.  Der  Wert  der  durch  die  ge- 
nossenschaftlichen Warenzentralen  der  beiden  Zentralverbände  be- 
zogenen landwirtschaftlichen  Bedarfsartikel  belief  sich  im  letzten 
Friedensjahr  1913  auf  270,7  Mill.  M.,  davon  123  Mill.  M.  Dünge- 
mittel, 98,7  Mill.  M.  Futtermittel,  die  übrigen  entfielen  auf  Ma^ 
schinen,  Kohlen,  Saatgut  und  sonstige  Bedarfsartikel.  Die  Lieferung 
preiswürdiger  Bedarfsartikel  aber  sind  das  wirksamste  Mittel,  den 
Landwirt  zur  vermehrten  Anwendung  derselben  zu  verleiten  und 
so  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  stetig  zu  verbessern; 

Ein  Kapitel,  und  zwar  ein  sehr  wichtiges,  für  sich  bildet  das 
dritte  große  Gebiet  der  kaufmännischen  Betätigung  der  Genossen- 
schaften, der  Absatz  der  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nisse, der  sich  für  viele  Artikel  in  denselben  Bahnen  vollzieht  wie 
der  Einkauf.  Das  genossenschaftliche  Absatzgebiet,  an  das  die 
genossenschaftlichen  Kreise,  von  den  Erfolgen  auf  den  anderen  Ge- 
bieten angesteckt,  in  den  90er  Jahren  mit  mehr  Begeisterung 
als  Sachkenntnis  herantraten  und  zur  Sammlung  und  zum  Verkauf 
große  Lager-  und  Kornhäuser  bauten,  ist  ein  Schulbeispiel  für  den 

1)  Vgl.  oben  Anmerkang  3  auf  S.  54. 
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kaufmännischen  Charakter  der  Genossenschaft  und  die  sich  daraus 
ergebende  Notwendigkeit  der  kaufmännischen  Erfahrung  des  Ge- 
nossenschaftsleiters. Indem  man  dies  nicht  beachtete  und  Ge- 
treidespeicher, Silos,  Keller  und  Läger  baute,  ohne  genügende  Er- 
fahrung in  diesen  Dingen,  wurden  verhängnisvolle  Fehler  gemacht 
beim  Bau  sowohl,  wie  bei  der  Geschäftsführung,  wodurch  mannig- 
fache Verluste  entstanden.  Aber  die  Opfer  waren  nicht  ver- 
geblich gewesen,  man  hat  die  Fehler  erkannt  und  Wege  gefunden, 
sie  zu  vermeiden.  Trotz  aller  vorgekommenen  Mißerfolge  hat  der 
genossenschaftliche  Absatz  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse,  be- 
sonders der  Getreideverkauf,  von  Jahr  zu  Jahr  zugenommen.  So 
wurden  durch  die  Zentralwareninstitute  des  Reichsverbandes  und 
des  Generalverbandes  im  .Jahre  1913/14  für  151  Mill.  M.  Ge- 
treide gegen  13,2  Mill.  M.  im  Jahre  1900  abgesetzt.  Wie  aus- 
dehnungsfähig allein  die  genossenschaftliche  Getreideverwertung 
ist,  hat  die  Kriegszeit  gelehrt,  in  der  .sich  die  Korn-  und  Lager- 
häuser, die  einstigen  Sorgenkinder  der  Genossenschaftsorganisa- 
tionen großartig  bewährt  und  ausgewachsen  haben.  Sie  sind  für 
ihre  Umgebung  und  für  die  Allgemeinheit  von  dem  größten  Nutzen 
gewesen  und  werden  bestimmt  noch  einen  weiteren  Ausbau  er- 
fahren. Im  ersten  Kriegsjahr  ist  der  Umsatz  in  Getreide  bei  den 
Zentralwareninstituten  bereits  auf  439,6  Mill.  M.  gestiegen.  Auch 
hier  muß  eine  Dezentralisierung  wie  im  Geldverkehr  und  Bezugs- 
geschäit  eintreten,  indem  kleine  primitive  Speicher,  in  den  in  der 
Nähe  von  Bahnhöfen  liegenden  Dörfern  errichtet,  mit  einfachen, 
durch  Elektrizität  getriebenen  Reinigungsmaschinen,  das  Getreide  im 
Bezirk  sammeln.    Wir  kommen  auf  die  Einzelheiten  noch  zurück. 

Auf  den  übrigen  Gebieten  der  Verwertung  landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse,  auf  die  hier  einzugehen  der  begrenzte  Raum  nicht 
reicht,  läßt  sich  überall  die  gleiche  Beobachtung  machen:  In  den 
ferngelegensten  Dörfern  und  Landstädten,  wo  kein  Privatunter- 
nehmer sich  herbeilassen  mag,  Fabrikations-  und  Vertriebsstätten 
einzurichten,  um  die  Erzeugnisse  der  kleinen  Landwirte  in  der  be- 
treffenden Gegend  zu  sammeln,  zu  verwerten  und  dem  großstädti- 
schen Konsum  zuzuführen,  da  schaffen  sich  die  Landwirte  in  der 
Form  der  Genossenschaft  mit  allen  technischen  Errungenschaften 
der  Neuzeit  ausgestattete  Einrichtungen,  wo  die  aus  Hunderten  von 
Betrieben  kommenden  Erzeugnisse  gesammelt  und  unter  möglichster 
technischer  Ausnützung  zur  leicht  transportablen  Handelsware  in 
der  erforderlichen  gleichmäßigen  Form  und  Aufmachung  verar- 
beitet, aufbereitet  und  verpackt  und  im  großen  verkauft  werden.  Di« 
so  erreichte  vorteilhafte  Verwertung  seines  Erzeugnisses  regt  den 
Landwirt  zur  gesteigerten  und  immer  mehr  verbesserten  Erzeugung 
an.  Aber  nicht  nur  indirekt  auf  dem  Wege  vorteilhafter  Verwer- 
tung, sondern  auch  direkt  findet  eine  Förderung  der  Erzeugung 
durch  Genossenschaften  statt.  Das  geschieht  durch  die  sogenannten 
Werkgenossenschaften,  die  Maschinengenossenschaften,  UeUerland- 
zentralen,   die   dem   kleinen   bäuerlichen   Besitzer  die  Möglichkeit 
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geben,  den  Mangel  an  Arbeitskräften  durch  Maschinen  zu  ersetzen, 
ohne  ungenügende  Ausnützung  derselben  befürchten  zu  müssen. 

So  ist  es  das  Genossenschaftswesen,  welches  den  Bauer  stadt- 
ferner Gegenden  aus  einem  vorwiegend  familienwirtschaftlichen 
Eigenerzeuger  zu  einem  Marktproduzenten  und  damit  wieder  einem 
gewichtigen  Glied  in  der  Volkswirtschaft  gemacht  hat.  Es  gab  ihm 
die  Mittel  an  die  Hand,  seinen  Boden  mit  der  ganzen  Intensität 
zu  pflegen  und  zu  bearbeiten,  welche  die  moderne  Agrikultur  ver- 
langt und  so  den  Ertrag  seines  Stückchens  Erde  derartig  zu  er- 
höhen, daß  es  im  Verhältnis  selbst  dem  des  Großgrundbesitzes  nicht 
nachsteht,  ja  ihn  in  manchen  Zweigen  übertrifft.  Nach  den  Ver- 
öffentlichungen des  Kalisyndikates  1)  verbrauchte  im  letzten 
Friedensjahr  1913  das  Bauernland  Oldenburg  von  allen  Provinzen 
und  Landesteilen  die  größten  Quantitäten  Kali  auf  den  Hektar.  Uie 
Kreise  mit  dem  höchsten  Kaliverbrauch  waren  durchweg  Kreise 
mit  vorwiegend  bäuerlicher  Bevölkejung.  Von  den  41  Kreisen,  die 
im  Jahre  1913  mehr  als  70  Zentner  Kali  auf  den  Hektar  brachten, 
kamen  11  auf  Hannover,  6  auf  das  nördliche  Westfalen,  7  auf  Olden- 
burg, 2  auf  das  Kheinland,  3  auf  Rheiuhessen,  also  29  auf  Bauern- 
länder. Dabei  verbrauchte  ganz  Deutschland  nur  30  Zentner  auf 
den  Hektar.  Die  übrigen  12  Kreise  verteilten  sich  auf  Posen  (7), 
die  Altmark  (1),  Anhalt  (2),  Schlesien  (1)  und  Sachsen  (2),  sie 
liegen  sämtlich  in  Gegenden  mit  stark  bäuerlichem  Einschlag.  In 
Posen  sind  es  die  Kreise  mit  den  von  der  Ansicdlungskommission  an- 
gelegten Dörfern.  Ebenso  hat  der  Bauer  sich  die  Eortschritte  der 
Maschinentechnik  in  ausgedehntestem  Maße  angeeignet  und  so  teil 
weise  den  Mangel  an  Arbeitskräften  und  ihre  Verteuerung  über- 
wunden, die  Industrie  landwirtschaftlicher  Maschinen  hat  keinen 
besseren  Kunden  als  ihn.  So  waren  nach  den  Ergebnissen  der 
landwirtschaftlichen  Betriebszählung  von  1907  im  Betriebsjahr 
1906/07  in  den  bäuerlichen  Betrieben  (2—100  ha)  400182 
Dampfdreschmaschinen  und  893190  andere  Dreschmaschinen  im 
Gebrauch  gegen  nur  63102  Dampf-  und  276847  andere  Dresch- 
maschinen im  Jahre  1882.  An  breitvvürfigen  Sämaschinen  waren  in 
den  gleichen  Betrieben  im  Jahre  1907  in  Gebrauch  246083  Stück 
gegen  nur  12  252  im  Jahre  1882.  Außerdem  wurden  1907  in  den 
bäuerlichen  Wirtschaften  11287  Hackmaschinen,  1233  Kartoffcl- 
pflanz-  und  9731  Kartoffelerntemaschinen  und  317  733  Milchzentri 
fugen  gezählt.  Nach  der  Statistik  der  Bodenbenutzung  ergibt  sich, 
daß  die  Bauernwirtschaften  ihr  Ackerland  stärker  für  den  Getreide- 
bau ausnutzen  als  die  Großbetriebe.  Desgleichen  ist  die  Futter- 
fläche, d.  i.  im  Verhältnis  zu  der  landwirtschaftlich  genutzten 
Fläche  bei  den  bäuerlichen  Besitzern  am  größten  2).  Bekannt  ist 
es,  daß  der  Bauer  der  vornehmste  Unternehmer  auf  dem  Gebiet  der 

1)  In  „Die  Ernährung  der  Pflanze".     Halbmonatsschrift,   hrsg.  Tom  Kalisyndikat, 
G.  m.  b.  H.,  5.  Jahrgane,  Berlin   1914,  S.  18«  n.  207. 

2)  Vgl.    Die    deutsche    Lendwirtschaft.     Hauptergebnisse   der   Reichsstatistik.     Be- 
arbeitet im  Kaiserl.  Statistischen  Amt,  Berlin  1913,  S.  118—122. 
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modernen  deutschen  Viehzucht  geworden  ist.  Das  bestä,tigen  eben- 
falls die  Ergebnisse  der  Statistik,  die  1907  feststellen  konnte,  daß 
bei  allen  wichtigen  Viehgattungen  die  bäuerlichen  Betriebe  die 
größte  Zahl  zu  verzeichnen  haben  i). 

Der  Versuch  einer  Produktionsstatistik  der  Mitglieder  von 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  die  zahlenmäßige  Anhalts- 
punkte über  den  fördernden  Einfluß  der  genossenschaftlichen  Arbeit 
auf  die  Erzeugung  zu  geben  vermöchte,  ist  unseres  Wissens  erst 
einmal  unternommen  worden  und  zwar  unter  den  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  des  Königreichs  Sachsen  von  Herbert 
Kretzschmar  mit  Unterstützung  des  dortigen  Verbandes.  Die 
Ergebnisse  werden  in  dessen  Buch  über  das  ländliche  Genossen- 
schaftswesen im  Königreich  Sachsen  2)  mitgeteilt.  Danach  ergai) 
ein  Vergleich  der  Anbaufläche  und  Ernteerträge  der  Genossen- 
schaftsmitglieder, nachgewiesen  bei  Winterroggen,  Winterweizen, 
Sommergerste,  Hafer,  Kartoffeln,  Klee,  Wiesenheu  und  Grummet, 
mit  den  entsprechenden  amtlichen  Ermittelungen  für  das  gesarate 
Gebiet  des  Königreichs,  daß  die  durchschnittlichen  Ernteerträge 
innerhalb  des  Bezirkes  von  262  Genossenschaften  bis 
auf  2  (Klee  in  der  Kreishauptmannschaft  Leipzig  und  Weizen  in 
der  Kreishauptmannschaft  Dresden)  sich  durchgehend  höher  stellten 
als  die  Zahlen  der  amtlichen  Ermittelung.  Bei  aller  Unsicherheit 
der  Erntestatistik  überhaupt,  glaubt  der  Verfasser  doch,  daß  diese 
Erscheinung  nicht  als  rein  zufällig  zu  betrachten  sei.  Ein  ähnliches 
Ergebnis  hatten  die  vergleichenden  Dichtigkeitsberechnungen  über 
den  Viehbestand.  Dieser  war  in  den  meisten  Fällen  bei  den  Ge- 
nossenschaftsmitgliedern ein  teilweise  v»esentlich  höherer  als  im 
Landesdurchschnitt,  was  unter  Mitwirkung  mancherlei  anderer  Um- 
stände gewiß  auf  den  günstigen  Einfluß  zurückgeführt  werden 
darf,  den  die  Genossenschaften  auf  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse ihrer  Mitglieder  ausüben. 

Die  Zaubermittel  aber,  die  dem  Genossenschaftswesen  es  er- 
möglichten, aus  dem  am  Rande  des  Unterganges  stehenden  länd- 
lichen Mittelstande  in  zwei  Jahrzehnten  einen  blühenden,  wohl- 
habenden, für  die  nationale  Volkswirtschaft  gewichtigen  Berufs- 
stand zu  machen,  waren  nicht  allein,  wie  es  nach  obiger  Schilderung 
den  Anschein  erweckt,  das  Geld  und  die  Handelsfähigkeit,  sondern 
vor  allem  die  genossenschaftliche  Idee,  die  das  materielle 
Wohl  nur  als  Mittel  zur  Hebung  des  geistigen  und  sittlichen  Lebens 
gefördert  wissen  will.  Es  ist  dies  die  soziale  Mission,  die  Raiff- 
eisen,  der  Vater  des  ländlichen  Genossenschaftswesens,  seinen 
Schöpfungen  zugedacht  hat.  Diese  höhere  Auffassung  von  den 
letzten  Zielen  der  Genossenschaften  war  und  ist  es,  die  eine  große 
Anzahl  vortrefflicher,  sclbstlosci'  Menschen,  denen  das  geistige  und 

1)  Ebenda  S.  109  und  Statistilc  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  212,  2b  S.  51  f. 

2)  Dr.  11.  Kretzschmar,  Das  ländliche  Genossenschaftswesen  im  Königreich 
äacbscn.  Eine  Itritische  Untei-suehung  zwanzigjähriger  genossenschaftlicher  Entwicklung, 
Stuttgart  1914. 
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leibliche  Wohl  ihrer  Mitmenschen  am  Herzen  lag,  in  den  Dienst  der 
genossenschaftlichen  Arbeit  stellte  und  die  geistigen  Führer  auf 
dem  Lande,  die  Pfarrer  und  Lehrer,  die  sich  auch  wohl  als 
Bauernsöhne  ein  besonderes  Interesse  für  die  väterliche  Scholle  be- 
wahrt haben,  zur  Mitarbeit  heranzog.  Deren  geschulte  Köpfe  halfen 
über  die  ersten  Verwaltungsschwierigkeiten  hinweg.  Diese  höhere 
Idee  genossenschaftlichen  Wirkens  ist  wohl  in  der  mächtigen  Strö- 
mung übersättigter  Friedenszeit,  die  mehr  auf  die  Besserung  der 
materiellen  Lage  Bedacht  nahm,  in  den  Hintergrund  getreten  und 
nur  bei  einer  Minderheit  wachgeblieben.  Erst  das  furchtbare  Er- 
lebnis des  Krieges  hat  diese  Idee  aufs  neue  erweckt  und  zwar  in 
stark  erweiterter  Bedeutung,  nicht  als  Hilfe  für  den  einzelnen  — 
der  Bauer  ist  heute  nicht  mehr  so  arm  wie  vor  20  Jahren  -  sondern 
in  dem  Gemeinschaftsgefühl  des  großen  Ganzen.  Und  das  ist  das 
Wesentliche :  das  Genossenschaftswesen  ist  nicht  Theorie  und  uner- 
füllbares Ideal  geblieben,  wie  etwa  der  Kommunismus  und  Sozialis- 
mus, sondern  es  steht  in  der  Wirklichkeit  als  eine  sichtbare  macht- 
volle Tatsache  vor  uns,  obwohl  es  seinen  Höhepunkt  noch  lange 
nicht  erreicht  hat. 


7.  Stellung  und  Aufgabe  der  ländlichen  Oenosseusckaften 
in  der  öffentlichen  Ernährnngswirtsch.ift. 

Aus  der  vorstehenden  geschichtlichen  Betrachtung  über  die 
Entstehung  und  den  Aufgabenkreis  der  landwirtschaftlichen  In- 
teressenvertretungen haben  sich,  wie  wir  es  in  der  Einleitung  vor- 
aussagten, Stellung,  Aufgabe  und  Wirksamkeit  der  Genossenschaften 
ganz  wie  von  selbst  ergeben.  Kaum  erscheint  es  nötig,  noch  klarzu- 
legen, daß  diese  Aufgaben,  die  die  Genossenschaften 
ihrem  Zweck  entsprechend  in  der  Vergangenheit  mit 
Erfolg  gelöst  haben,  denen  ähnlich  sind,  welche  heute 
die  staatlich  eBewirtschaftung  der  Nahrungsmittel  for- 
dert, und  daß  ihr  örtlicher  Aufbau  dem  entspricht,  was 
gerade  bei  den  staatlichen  Organisationen  als  Mangel 
empfunden  wird.  Was  die  neuen  in  den  erwähnten  Erlassen  ange- 
ordnetei.  und  empfohlenen  behördlichen  Wirtschaftsämter,  -ausschüsse 
und  -stellen  wirken  sollen,  das  haben  die  Landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften von  jeher  als  ihr  ureigenstes  Arbeitsfeld  betrachtet,  im 
Kriege  nicht  minder  als  im  Frieden.  Was  die  Erlasse  zur  erfolgreichen 
Durchführung  der  kriegsernährungswirtschaftlichen  Maßnahmen  for- 
dern, nämlich  eingehende  Fachkenntnis,  kaufmännische  Gewandt- 
heit, Fühlungnahme  mit  dem  einzelnen  Landwirt,  Vertrauen  des 
Erzeugers  zu  der  von  ihm  benötigten  Organisation,  preiswerte  Be- 
schaffung und  gerechte  Verteilung  der  vorhandenen  Produktions- 
mittel, restlose  Erfassung  auch  der  kleinsten  Mengen  landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse  bei  der  kleinsten  Bauernwirtschaft,  sachgemäße 
Behandlung  und  Aufbewahrung,  leichte  unbehinderte  Weiterleitung 
der  Waren  und  einfachste  Verbindung  vom  entlegensten  Dorf  bis 
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zur  Großstadt,  das  alles  finden  wir  in  den  ländlichen  Genossen- 
achaftsorganisationen  bereits  in  langer  Friedenszeit  erworben,  vor- 
bereitet und  ausgebaut.  „Es  ist  für  den  Genossenschaftler  eine 
wunderbare  Genugtuung,  festzustellen,  wie  die  in  den  Erlassen  auf- 
gestellten Postulate  beinahe  Satz  für  Satz  von  der  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftsorganisation  erfüllt  werden",  schrieb  das  Land- 
wirtschaftliche Genossenschaftsblatt  gelegentlich  einer  Besprech- 
ung der  preußischen  kriegswirtschaftlichen  Organisationspläne  im 
Frühjahr  19171).  Die  Genossenschaftsorganisation  streckt  ihre 
äußersten  Glieder  weit  ins  flache  Land  bis  zu  den  letzten  Trägern 
der  Landwirtschaft.  In  ihr  besteht  eine  lückenlose  Verbindung,  die 
vom  einzelnen  Landwirt  als  Mitglied  zur  Genossenschaft,  von  dieser 
zum  Zentralinstitut  und  von  da  weiter  zur  staatlichen  Zentralstelle, 
Kriegsbehörde  oder  direkt  zum  Großkonsumenten,  d.  h.  in  die 
Großstadt  führt.  Der  Unterbau  bis  ins  platte  Land,  den  die  kriegs- 
wirtschaftlichen Organisationen  vermissen  lassen,  hier  ist  er.  Es 
ist  die  Einzelgenossenschaft,  auf  der  die  ganze  Organisation  ruht, 
die  den  einzelnen  kleinen  Landwirten  nicht  als  Behörde,  oder  als 
vom  Eigeninteresse  beseelter  privater  Kaufmann  gegenübertritt,- 
sondern,  von  den  Erzeugern  selbst  gebildet,  in  ihrer  Hand 
sich  befindet,  die  die  Interessen  und  Wünsche  der  Erzeuger  in  der 
Handhabung  des  Geschäftes  berücksichtigen  muß.  Sie  steht  daher  in 
ganz  anderer  Fühlung  mit  den  landwirtschaftlichen  Erzeugern,  als 
der  Handel  oder  als  Behörden.  Sie  ist  darum  wohl  als  Sammel-  und 
Aufkaufstelle  für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  sehr  geeignet.  Das 
Zentralwareninstitut  (Zentralgenossenschaft),  dem  die  Einzelge- 
nossenschaft angeschlossen  ist,  besorgt  mit  kaufmännisch  geschultem 
Personal  die  erforderlichen  Gefäße,  Körbe,  Säcke  und  sonstiges 
Verpackungsmaterial  im  geraeinsamen  Bezug,  verarbeitet  die  Stoffe 
mit  allen  Hilfsmitteln  der  Technik,  Reinigungsmaschinen,  Trock- 
nungsapparaten usw.,  macht  die  Ware  handelsfähig,  organisiert  den 
Bahntransport  und  übernimmt  die  Weiterbeförderung  und  den  Ab- 
satz, ohne  einen  persönlichen  Gewinn  erzielen  zu  wollen.  Es  würde 
zu  weit  führen,  darzulegen,  welche  Vorteile  im  einzelnen  durch  die 
Uebertragung  der  kriegsernährungswirtschaftlichen  Arbeiten  auf  die 
Genossenschaftsorganisationen  sich  für  die  Versorgung  der  Bevöl- 
kerung mit  Nahrungsmitteln  ergeben.  Wir  begnügen  uns  mit  der 
Aufzählung  der  Vorteile  auf  dem  großen  und  wichtigsten  Gebiete  der 
Brotversorgung  durch  eine  Getreideabsatzgenossenschaft  oder  ein 
Zentralwareninstitut  mit  zahlreichen  Kornhäusern,  zerstreuten 
Kleinspeichern,  mit  allen  neuzeitlichen  technischen  Einrichtungen 
versehen.  Dort  kann  der  Bauer  sein  Getreide,  wie  es  von  der 
Dreschmaschine  kommt,  ungereinigt  anliefern  und  erspart  somit 
Arbeit.  Die  Reinigung  findet  im  Lagerhause  mittels  Maschinen 
statt,  die  Ausputzfrucht,  das  Unkraut,  erhält  er  in  geschrotetem 
Zustande,  desgleichen  das  nicht  zur  Brotbereitung  geeignete  Getreide 


1)  Landwirtschaftliches  Qeaossenschaftsblatt,   1917,  Kr.  4. 
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als  Viehfutter  zurück.  Der  Bauer  rechnet  mit  dieser  liücklieieruug 
und  gibt  deshalb  größere  Mengen  Getreide  ab.  Die  maschinelle 
Heißlufttrocknung  macht  das  Getreide  sofort  vermahlungs-  und  back 
fähig,  so  daß  kerne  Zeit  mit  Lagerung  verloren  geht.  Bei  langer 
Lagerung  auer  wird  durch  die  mit  Trocknungsanlagen,  Riesclböden 
usw.  versehenen  Lagerhäuser  auch  bei  minderwertiger  Ernte  das 
Getreide  vor  dem  Verderben  geschützt,  es  womöglich  noch  verbessert. 
Der  Bauer  kann  feuchtes,  ja  nasses  Getreide  aufliefern,  das  er  sonst 
verfüttern  müßte,  also  der  Volksernährung  verloren  ginge.  Er  er- 
hält, da  das  Getreide  sofort  automatisch  auf  Schüttböden  befördert 
wird,  seine  Säcke  gleich  zurück,  was  bei  dem  Sackmangel  sehr 
wertvoll  ist.  Der  Bauer  kann  jederzeit  seine  Erzeugnisse  abliefern, 
er  ist  nicht  mehr  an  bestimmte  Tage  gebunden  und  kann  gleich  seine 
landwirtschaftlichen  Bedarfsartikel  (Dünger,  Futtermittel),  die  vor- 
rätig gehalten  werden,  mitnehmen  und  erspart  so  doppelte  Euhren 
und  Zeit.  Ferner  erhält  er  gleich  nach  der  Ablieferung  sein  Geld, 
was  günstig  auf  die  Lieferungsfreudigkeit  wirkt,  bringt  ihm  Zins- 
gevvinn,  macht  wiederholte  Gänge  des  Geldes  wegen  unnötig.  Die 
Vereinigung  der  Anlieferung  der  Bedarfsartikel  wie  der  Erzeugnisse, 
sowohl  der  öffentlich  bewirtschafteten  als  der  freien  an  einer  Stelle, 
vereinfacht  die  Bewirtschaftung,  erspart  Zeit  und  Arbeitskräfte, 
während  zugleich  die  behördlichen  Stellen  von  umfangreichen  und 
sehr  schwieligen,  Sachkenntnis  erfordernden  Arbeiten  befreit  werden. 
Die  Trocknungsanlagen  können  als  „AUestrockner"  auch  zur  Dör 
rung  von  Obst  und  Gemüse  benutzt  werden,  wodurch  viel  Fallobst, 
das  sonst  verfaulen  und  den  Schweinen  zur  Fütterung  gegeben 
würde,  für  die  Volksernährung  gerettet  wird.  Wir  haben  hier  nur 
die  Vorteile  des  rein  technischen  Vertriebes  der  Erzeugnisse  auf- 
gezählt und  die  günstige  Rückwirkung  auf  die  Steigerung  der  Pro- 
duktion, die  Qualitätsverbesserung  u.  a.  außer  acht  gelassen. 

Ihrer  Eignung  und  Fähigkeiten  wohl  bewußt,  haben  die  Ge- 
nossenschaftsverbände es  nicht  unterlassen,  den  Behörden  bei  der 
Erfüllung  ihrer  kriegswirtschaftlichen  Aufgaben  ihre  Dienste  an- 
zubieten. Die  Behörden  aber  haben  von  diesem  Angebot  anfänglich 
nur  zögernd  Gebrauch  gemacht,  erst  als  die  Schwierigkeiten  über- 
hand nahmen,  die  Geschäfte  ihnen  über  den  Kopf  wuchsen,  und  sie 
erfahren  mußten,  daß  ihre  kostspieligen  Neueinrichtungen  und 
Gründungen  in  bezug  auf  Fachkenntnis  und  kaufmännische  Ge- 
wandtheit die  ausgeschalteten  Fachbetriebe  ganz  unvollkommen 
ersetzten,  kamen  sie  zur  Einsicht,  alle  verfügbaren  und  geeigneten 
bestehenden  Einrichtungen  auszunutzen  und  die  Genossenschaf- 
ten wie  den  Handel  wieder  zur  Mitwirkung  heranzuziehen,  sei 
es  als  Kommissionär  zur  Verteilung  der  Artikel,  sei  es  als  Unterauf- 
käul'er  der  Erzeugnisse.  Da  haben  die  Genossenschaften  und  ihre 
Zentralinstitute  ihre  Leistungsfähigkeit  in  großartiger  Weise  be- 
kunden können.  In  ausgedehntem  Maße  haben  sie  sich  an  dem 
Aufkauf  und  der  Lagerung  des  Getreides,  der  Verteilung  der  Futter- 
und  Düngemittel,  der  Mehlverteilung,   der  Heeresversorgung  und 
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anderen  kriegswirtschaftlichen  Maßnahmen  beteiligt.  In  zahlreichen 
Bezirken  (Kreisen)  waren  sie  die  alleinigen  Verteilungs-,  Aufkaufs- 
und Ablieferungsstellen.  Nicht  geringer  als  ihre  Leistungen  war 
ihre  Anpassungsfähigkeit,  denn  die  neuen  Aufgaben  als  Kom- 
missionäre der  verschiedensten  Kriegsgesellschaften,  sowie  der  Zen- 
tralstelle für  Heeresverpflegung  und  als  Beauftragte  von  Kom- 
munalverbänden brachten  große  Umwandlungen,  kostspielige  Er- 
weiterungen des  Geschäftsbetriebes,  Ersatzanlagen,  Neuanlagen, 
Lagerhäuser,  Trocknereien  usw.  mit  sich.  Der  Geschäftsumfang 
vergrößerte  sich  in  den  betreffenden  Zweigen  um  das  Vielfache  gegen- 
über den  Umsätzen  in  früheren  Jahren.  Nach  den  Berichten  des  > 
Reichsverbandes  und  Generalverbandes  stieg  der  Umsatz  ihrer  38 
genossenschaftlichen  Zentralwareninstitute  von  401,3  Mill.  M.  im 
Geschäftsjahre  1913/14  auf  460,7  Mill.  M.  in  1914/15  und  758,6 
Mill.  M.  im  Geschäftsjahr  1915/16.  Auch  im  Jahre  1916  haben 
sich  die  Geschäfte  fortgesetzt  erweitert. 

Mit  weiser  und  gerechter  Hand  haben  diese  genossenschaft- 
lichen Institute  die  Sammlung  und  insbesondere  Verteilung  durchge- 
führt ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dadurch  hier  und  da  Unzufrieden- 
heit geweckt  wurde.  Gerade  bei  der  Verteilungsarbeit  der  zur  Ver- 
fügung stehenden  Vorräte  an  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikeln 
zeigt  sich  die  Eignung  der  Genossenschaften  für  die  Gemeinwirt- 
schaft in  besonderem  Maße,  wie  sie  der  Handel  nimmer  besitzt. 
Letzterer  behandelt  die  einzelnen,  wie  es  ihm  beliebt,  die  Zahlkräf- 
tigen werden  als  gute  Freunde  zuerst  bedacht;  ist  die  Ware  vorteil- 
haft abgesetzt,  so  kümmert's  den  Händler  nicht  weiter,  ob  viele 
nichts  erhalten  haben,  einzelne  alles.  Die  Genossenschaft  dagegen 
fragt  bei  jeder  Zuteilung  von  Waren  nicht  nur,  ob  der  Kunde 
(das  Mitglied)  zahlungsfähig  ist,  sondern  ob  die  anderen  nicht 
ebensoviel  Bedarf  und  Anspruch  haben.  Ihr  kommt  es  darauf  an, 
allen  nach  Möglichkeit  gerecht  zu  werden.  Solches  Verfahren  ge- 
währleistet allein,  daß  der  Zweck  der  öffentlichen  Bewirtschaftung 
erreicht  wird,  ermöglicht  die  so  notwendige,  das  ganze  Volk  um- 
fassende Arbeits-  und  Wirtschaftsgemeinschaft,  wo  einerseits  keine 
Kräfte  brachliegen,  anderseits  jeder  einzelne  nur  in  der  Mitwirkung 
am  Gemeinwohl  gewertet  wird. 

Um  die  Bedeutung  der  Genossenschaften  auf  diesem  Gebiete, 
wie  auch  auf  dem  der  Erfassung  und  Heranschaffung  von  Nahrungs- 
mitteln recht  zu  würdigen,  muß  man  sich  fragen,  ob  die  staatlichö 
Regelung  und  öffentliche  Bewirtschaftung  fast  aller  für  die  mensch- 
liche Ernährung  in  Betracht  kommenden  Stoffe  nötig  gewesen  wäre, 
wenn  zu  Beginn  des  Krieges  nur  Genossenschaften  und  kein  privater 
Handel  bestanden  hätten.  Man  muß  fragen:  wodurch  ist  die  Fest- 
setzung von  Höchstpreisen  nötig  geworden?  Doch  nur  durch  einen 
Mißbrauch  der  durch  den  Krieg  entstandenen  Verschiebung  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage,  Erzeugung  und  Verbrauch,  durch  Aus- 
nutzung der  Lage  im  eigenen  Interesse,  unter  völliger  Hintenan- 
setzung  des  Gemeinwohls.   Hat  man  je  gehört,  daß  Genossenschäften 
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und  gar  ihre  großen  Zentralen,  mit  denen  viele  Hunderttausende 
von  Landwirten  mittelbar  als  Mitglieder  der  Einzelgenosseuschaiten 
arbeiten,  sich  Preistreibereien  an  den  Warenbörsen  haben  zu- 
schulden kommen  lassen?  Daß  sie  Waren  zurückhielten,  um  mit 
der  künstlich  gesteigerten  Knappheit  die  steigenden  Preisangebote  aus- 
zunutzen? Für  die  Genossenschaft,  als  rein  wirtschaftlich-techniscnes 
Gebilde  genommen,  besteht  natürlich  die  Möglichkeit  eines  Miß- 
brauchs ihrer  Aufgabe  durch  Voranstellung  des  Eigeninteresses 
ihrer  Mitglieder  vor  das  Wohl  des  Ganzen.  Aber  aus  psychiscnen 
Gründen  ist  es  nicht  so,  kann  es  nicht  so  sein.  Es  liegt  im  Wesen 
der  Genossenschaft,  in  der  Genossenschaftsidee  die  Sorge  für  alle, 
ihre  erfolgreiche  Wirksamkeit  gründet  sich  auf  Gemeinsinn,  auf 
den  Grundsatz:  „Einer  für  alle,  alle  für  einen."  Ihr  Grundsatz  ist 
es,  möglichst  vielen  dienen,  nicht  aber  möglichst  viel  verdienen.  Be- 
schränkt sich  dieser  auch  zunächst  nur  auf  den  Mitgliederkreis,  so 
kann  er  doch  in  der  über  den  Kreis  der  Genossen  hinausgehenden 
Wirksamkeit  der  Genossenschaft  seine  ethische  Kraft  nicht  ver- 
leugnen. Aus  den  gleichen  Gründen  lag  den  Genossenschaften,  als 
Höchstpreise  festgesetzt  wurden,  die  möglichst  gerechte  Güterver- 
teilung am  Herzen,  während  andere  Kreise,  vom  Eigennutz  ge- 
trieben, unter  Mißachtung  der  Bedürfnisse  des  Volkes  ihr  Augen- 
merk darauf  richteten,  wie  sich  die  Höchstpreise  am  leichtesten 
und  ungefährlichsten  umgehen  ließen.  Als  mittätiges  oder  mitschul- 
diges Glied  im  Kettenhandel  ist  eine  Genossenschaft  schlechter- 
dings nicht  leicht  denkbar.  Als  wiederum  durch  die  Höchstpreis- 
festsetzung im  Verein  mit  der  Beschlagnahme  der  Waren  jeglicher 
Verdienst  begrenzt  wurde,  da  fehlte  dem  Handel  das  Interesse  daran, 
für  Heranschaffung  der  Waren  zu  sorgen ;  und  als  die  Schwierig- 
keiten begannen,  die  Landleute  aus  welchen  Gründen  nur  immer 
keine  weiteren  Erzeugnisse  abliefern  wollten  und  es  nichts  mehr 
zu  kaufen  gab,  da  setzte  der  Handel  aus,  die  organisierte  Klein- 
arbeit der  örtlichen  ländlichen  Genossenschaften,  von  ihren  Zen- 
tralen in  den  Städten  aus  geleitet,  beauftragt  von  den  Behörden, 
insbesondere  Kommunalbehörden,  mußte  eingreifen.  Diese  Klein- 
arbeit des  Sammeins  und  Auffindigmachens  kleiner  und  kleinster 
Mengen  von  Lebensmitteln,  durch  ständige  Fühlungnahme  mit  den 
einzelnen  Landwirten,  durch  umfassende  persönliche  Kontrolle  von 
Dorf  zu  Dorf,  von  Haus  zu  Haus  ist  Arbeit,  die  dem  Handel  nicht 
liegt.  Aufrufe,  Aufklärungen,  Versammlungen  und  sonstige  kost- 
spielige Unternehmungen  zu  dem  Zweck,  die  Ablieferung  von 
Nahrungsmitteln  anzuregen  und  zu  steigern,  wie  sie  in  dieser  Kriegs- 
zeit in  großem  Umfange  die  Genossenschaftsorganisationen  in  ihren 
angeschlossenen  Kreisen,  bei  ihren  Mitgliedern  und  deren  Ange- 
hörigen und  Nachbarn,  keine  Kosten  scheuend,  veranstaltet  haben, 
würden,  vom  privaten  Handel  ausgehend,  niemals  den  gleichen  Erfolg 
haben.  Auch  ist  es  nicht  bekannt  geworden,  daß  der  Handel  über- 
haupt diese  Wege  beschritten  hätte.    Er  könnte  es  kaum.    Diese 
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Wege  können  mit  Erfolg  nur  die  Organisationen  der  Bauern  zu  den 
Bauern  gehen  i). 

Ebenso  wichtig,  ja  wichtiger  als  die  Erfassung  und  Heran- 
schaffung landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  ist  eine  planmäßige  För- 
derung der  landwirtschaftlichen  Produktion.  Ein  allgemeiner  Pro- 
duktionszwang in  jeder  Form  wird,  wie  wir  schon  eingangs  fest- 
stellten, von  allen  Sachkennern  als  undurchführbar  bezeichnet.  Die 
Erörterungen,  die  hierüber  in  allen  mit  den  landwirtschaftlichen 
Verhältnissen  vertrauten  Kreisen  gepflogen  worden  sind,  sind  zu 
dem  Ergebnis  gekommen,  daß  ein  Zwang  niemals  auch  nur  an- 
nähernd eine  gleiche  Anstrengung  bewirke,  wie  der  freiwillige  und 
freudige  Einsatz  aller  Kräfte,  daß  die  höchste  Leistung  nur  auf 
Freiwilligkeit  beruhe 2).  Das  schließt  nicht  aus,  daß  durch 
eine  planmäßige  Förderungspolitik  versucht  wird,  die  land- 
wirtschaftliche Erzeugung  zu  steigern.  Die  Förderungspolitik  aber 
stand  schon  in  Friedenszeiten  in  fast  allen  vorgeschlagenen  Formen 
im  Arbeitsprogramm  der  ländlichen  Genossenschaften,  den  auf  Frei- 
willigkeit beruhenden  Organisationen  der  Selbsthilfe.  Es  war  und 
ist  ja  gerade  der  Zweck  des  freiwilligen  genossenschaftlichen  Zu- 
sammenschlusses, die  eigene  Wirtschaft  und  damit  die  gesamte  Pro- 
duktion zu  fördern  durch  Beschaffung  der  nötigen  JProduktions- 
mittel  (billigen  Betriebskredit,  einwandfreie,  preiswerte  Futter-  und 
Düngemittel,  auserlesene  Saatsorten),  durch  Aufklärung  und  Be- 
lehrung in  der  eigenen  Fachpresse,  in  Aussprachen  auf  Verbands- 
und Vereinstagen  und  durch  machtvolle  Vertretung  ihrer  Interessen 
bei  den  Behörden.  Der  genossenschaftliche  Zusammenschluß  ermög- 
licht allein  auch  den  kleinen  bäuerlichen  Besitzern  die  zur  För- 
derung der  Erzeugung  so  wünschenswerte  vermehrte  Anwendung 
von  Kraftmaschinen  (Motorpflügen,  Dresch-,  Drill-,  Mäh-  und  Sä- 
maschinen, Trieuren  usw.)  sowie  von  Elektrizität.  Der  Einzelne  hat 
in  der  Eegel  nicht  das  Geld  zur  Anschaffung  und  würde  auch  die 
Maschinen  niemals  genügend  ausnützen  können.  Während  der  Kriegs- 
zeit haben  die  ländlichen  Genossenschaftsverbände  diese  Tätigkeit 
den  Erfordernissen  entsprechend  ausgebaut,  haben  auch  bei  den 
amtlicherseits  eingeschlagenen  Wegen  zur  Förderung  der  Produk- 
tion, wie  z.  B.  den  Schweinemastverträgen,  Lieferungsverpflich- 
tungen. Preissicherungen  usw.,  mit  Erfolg  mitgewirkt.  Der  Privat- 
handel, dem  das  Geschäft  Selbstzweck  ist,  kann  weder  zur  Stei- 
gerung der  Erzeugung  etwas  tun,  noch  diese  verbilligen ;  desgleichen 
können  auch  Behörden,  nachdem  sie  sich  nie  mit  diesen  Dingen 
befaßt  haben,  nicht  auf  einmal  die  Verhältnisse  überschauen  und 
das,  was  nottut,  erkennen.    Ist  die  Bereitwilligkeit  und  Freudigkeit 

1)  Vgl.  iiierzu:  „Spur-  und  Dnrlehnskassenvereine  im  Dienste  der  Volksemähmng". 
Landwirtsph.  Gen.-Bl.,   1916,  Nr.   19,  8.  .S19. 

2)  VbI.  Wyeodzinski,  Prodiiktionszwang  nnd  Produktionsfördcrunif  in  der 
Landwirtschaft,  Berlin  1917,  S.  21.  —  M  i 1 1 ci  1  unften  der  Deutschen  Land- 
wirtschaf tsKesellsch  aft,  1916.  Nr.  20-30  (zahlreiche  Beiträge). 

Jahrb.  t  Nationalök.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  65).  5 
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der  Landwirte  die  erste  Voraussetzung  zur  Steigerung  der  Produk 
tion,  so  muß  gesagt  werden,  daß  es  nicht  die  Willigkeit  erhält  und 
hebt,  wenn  jeder  einzelne,  nachdem  er  jahrelang  die  Fürsorge  für 
die  Befriedigung  seiner  Wirtschaftsbedürfnisse  vertrauensvoll  seiner 
Genossenschaft  überlassen  hat,  nun  auf  einmal  mit  uneingeweihten, 
in  der  Regel  schwerfällig  arbeitenden  Behörden  seine  geschäftlichen 
Angelegenheiten  erledigen  soll. 

Aber  ganz  ohne  gewisse  Zwangsmaßnahmen  wird  es  dennoch 
nicht  abgehen.  Das  hat  die  Kriegswirtschaft  zur  Genüge  gezeigt. 
Da  fragt  es  sich:  Kann  die  Genossenschaft  einen  Zwang  auf  die 
wirtschaftliche  Tätigkeit  ihrer  Mitglieder  ausüben?  Kann  sie  von 
ihren  Mitgliedern  den  Anbau  bestimmter  Sorten  und  Mengen  ver 
langen,  die  Arbeiten  überwachen  und  die  Ablieferung  der  Erzeug- 
nisse erzwingen?  Haben  die  Genossenschaften  auch  auf  diesem 
Gebiet  Erfahrungen  aus  der  Friedenszeit  aufzuweisen  ?  Auf  letzteres 
kommt  es  an.  Experimente  sind  genug  gemacht  worden,  es  muß, 
wie  schon  häufig  betont,  auf  Vorhandenem  aufgebaut,  ge- 
sammelte Erfahrung  nutzbar  gemacht  werden.  Solche  Er- 
fahrung haben  wir  tatsächlich  aus  den  letzten  Friedensjahren  in  der 
jungen  Ackerbauvereinsorganisation  in  Bayern,  wie  sie  von  dem 
Vorstand  der  Kgl.  bayer.  Saatzuchtanstalt  in  Weihenstephn,  Prof. 
Dr.  Kießling,  angeregt  und  in  beachtenswertem  Umfange  durch- 
geführt worden  ist.  Diese  Organisation  begnügte  sich  nicht  mit  der 
Bildung  von  technischen  Ackerbau-  und  Saatbau  vereinen, 
sondern  suchte  auch  die  bestehenden  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften und  die  innerhalb  der  technischen  Vereinsorganisation  neu- 
gegründeten Genossenschaften  1)  in  Produktionstechnik  und  Quali- 
tätsbau zu  beeinflussen.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  das  groß- 
artige Arbeitsprogramm  dieser  Arbeitsvereinigung  der  techfiischen 
und  landwirtschaftlichen  Organisationen  unter  Wahrung  ihrer 
Selbständigkeit  zum  Vorteil  der  landwirtschaftlichen  Erzeugung 
näher   einzugehen.    Uns   interessiert  nur  ein   Teil   dieser   vielver- 

1)  Interessant  ist  es,  dnQ  wir  hier  Beispiele  aas  jüngster  Zeit  bähen,  wo  die  ün- 
luläDglichkeit  der  landwirt'chaftlieben  Vereine  für  gröUere  kaufmännische  Geschäfte 
neben  den  landwirtschaftlich-lerbni^chen  Aufgaben  erkannt  and  zugestanden  wird.  Ea 
heißt  in  dem  unten  aufgeführten  Schriftrhen  von  Kießling  auf  S.  2l:  „Außerdem  wird 
aber  bei  verschiedenen  Verbänden  auch  der  gemeinschaftliihe  Einkauf  von  Bedarfs- 
artikeln, besonders  Maschinen  und  Saatgut,  in  die  Hand  gennmmcn,  und  ebenso  der 
gemeinschaftliche  Verkauf  der  Frucht.  Das  geht  allerdings  nur  inneihalb  gewisser 
Grenzen,  weil  den  reinen  Ackerbauvereinen  die  finanzielle  Organisation  fehlt.  Deshalb 
arbeiten  viele  solcher  Körperschaften  auch  mit  Darb  hnska>senvereinen  und  Lngt-rhnus- 
genossenschaften  rein  wirtschaftlicher  Struktur  ju^ammen,  eine  Arbeit-tcilung,  die  l'ciilrrlei 
Organisationen  Vorteile  bringt  und  eine  sehr  glückliche  Lö>ung  eines  schwieiigi'n  Prohlemg 
in  der  Gesamtorganisation  bedeutet.  Wo  derartige  genossenschiiftliche  Unternehmungen 
fehlten,  wje  z.  B.  im  Ausgangsbezirk  der  Ackerbauvereine,  wurde  bei  dir  Steigerung 
des  Gerstenabsatzes  aus  den  Vereinen  heraus  eine  hesondere  Lngerhau«genossenschaft 
nach  den  reichsgeselzlichen  Vorschriften  über  die  Erwerbs,  und  Wirtschaftsgcnossen- 
schaften  g>  bildet;  andere  Vereinigungen  organisierten  sich  direkt  als  Genos>ensehaften 
mit  beschränkter  Haftung."  L.  KieQling,  Ackerbauvereine  und  einschläjtige  Organi- 
sationsmaßnahmen  zur  Förderang  des  Acker-  und  Saatfruchtbaues.  Heft  19/20  der  vom 
gleichen  Verfasser  heraasgeg.  „Landw.  Hefte",  Berlin  1913. 
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sprechenden  und  bereits  bewährten  Maßnahmen,  nämlich  die  amt- 
liche Saatbauüberwachung  bei  Genossenschaften,  wofür 
die  Regierung  eine  von  der  Saatzuchtanstalt  entworfene  Grund- 
regel vom  25.  9.  1909  mit  Zusatzentschließung  vom  26.  10.  1911 
erließ.  Die  Genossenschaften,  die  sich  beteiligen  wollen,  müssen 
sich  bei  der  Anstalt  anmelden  und  ihre  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete 
ies  Saatgutbaues  nachweisen;  dabei  wird  in  der  Regel  der  einheit- 
liche Anbau  der  betreffenden  Saatfrucht  und  deren  Züchtung  in 
einem  im  Genossenschaftsgebiet  oder  benachbart  gelegenen  Zucht- 
garten verlangt.  Ferner  müssen  gute  Einrichtungen  zur  Saatgut- 
lagerung und  -reinigung,  z.  B.  Lagerhäuser,  zur  Verfügung  stehen, 
Hnd  die  Genossenschaftsleitung  muß  für  die  Hebung  der  gesamten 
Saatbautechnik  wirken.  Die  Saatzuchtanstalt  kann  auf  Grund  ihrer 
Kenntnis  der  Verhältnisse  aussichtslose  Bewerbungen  von  vorn- 
herein abweisen.  Andernfalls  werden  Felderbegehungen  und  Frucht- 
schauen unter  Leitung  der  örtlich  zuständigen  wissenschaftlichen 
Berater  organisiert,  und  außerdem  finden  durch  einen  Prüfungsaus- 
schuß unter  Teilnahme  eines  Anstaltsbeamten  noch  Kontrollbesich- 
tigungen statt.  Die  Mitglieder  der  Genossenschaften  müssen  ein- 
heitliche Sorten  für  jede  Fruchtgattung  anbauen.  Satzungsgemäß 
wählt  die  Generalversammlung  der  Genossenschaft  zur  Ausführung 
der  Züchtungsarbeiten  und  zur  Anleitung  der  Mitglieder  bei  der  Ver- 
besserung der  Produktionstechnik  einen  aus  3 — 4  Mitgliedern  be- 
stehenden Zuchtausschuß  für  mehrjährige  Tätigkeit i).  Dieser 
Zuchtausschuß  hat  die  Aufgabe,  die  Durchführung  der  Züchtung 
nach  den  vorgeschriebenen  Grundsätzen  zu  überwachen,  für  die 
erforderlichen  Arbeitsleistungen  und  die  gute  Bewirtschaftung 
der  Zuchtplätze  zu  sorgen,  die  Mittel  dafür  bereitzu- 
stellen und  deren  sachgemäße  Verwendung  zu  veran- 
lassen. Er  entscheidet  auch  über  Annahme  und  Ablehnung  der 
abgelieferten  Erzeugnisse  zum  weiteren  Verkauf  durch  die  Genossen- 
schaft. 

Nicht  nur  reine  Zucht-  und  Saatbaugenossenschaften,  sondern 
auch  andere  Genossenschaftsarten  (Spar-  und  Darlehnskassenvereine, 
Bezugsgenossenschaften  usw.)  können  sich  an  dieser  Ackerbauorga- 
nisation beteiligen.  So  zählte  der  nordostbayrische  Saatbauverbaud 
im  Februar  1913  bereits  69  saatbautreibende  Spar-  und  Darlehns- 
kassen-Vereine  und  3  große  Lagerhausgenossenschaften  mit  zahl- 
reichen Lagerhäusern,  neben  508  Ackerbauvereinen.  Die  Verträge, 
welche  die  Genossenschaften  mit  ihren  Mitgliedern  abschließen,  sind 
teilweise  sehr  streng.  Das  Mitglied  muß  sich  unter  anderem  ver- 
pflichten, nicht  die  geringste  Menge  einer  anderen  als  der  ihm  von 
der  Genossenschaft  übergebenen  Saatfrucht  anzusäen,  nichts  davon 
an  dritte  Personen  abzugeben,  dem  Prüfungsausschuß  für  genossen- 
schaftlichen Saatbau  seine  Felder  im  einwandfreien  Zustand  vor 


1)   Vgl.  Statut  der  Rübenzuchtgennsscnsphnft  Eamlingcn   nebst  Zuchtplan,  .abge- 
druckt in  angegebener  Schrift  von  Kießling,  8.  52  f. 
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zuführen,  nur  bestimmte  Sorten  und  Mengen  anzubauen,  die  Her- 
richtung der  Saat  ganz  nach  dem  Willen  der  Genossenschaft  zu 
besorgen  und  die  Ernte  bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  auf 
eigene  Gefahr  sachgemäß  aufzubewahren  oder  der  Genossenschaft 
zur  weiteren  Verwendung  zu  übergeben. 

Beschränkt  sich  diese  Organisation  auch  nur  auf  die  Saatgut- 
bereitung und  -Züchtung,  so  zeigt  sie  doch,  wie  ausgedehnte  Zwangs- 
maßnahmen, denen  sich  alle  Mitglieder  einer  Genossenschaft  aus 
freien  Stücken  unterwerfen,  nicht  nur  denkbar,  sondern  bereits 
in  Wirklichkeit  mit  Erfolg  durchgeführt  worden  sind.  In  ähnlicher 
Weise  haben  ja  die  Genossenschaften  in  der  Mastorganisation  und 
in  den  Lieferungsverträgen  gearbeitet,  eine  Ausdehnung  solcher,  sei 
es  auf  gemeinsamem  freiwilligen  Entschluß,  sei  es  auf  Einzelver- 
trägen beruhenden  Zwangsmaßnahmen  auf  andere  Produktionsge- 
biete ist  sehr  wohl  denkbar.  AuCih  besteht  bei  der  Mehrzahl  der  Ver- 
kaufsgenossenschaften   ein   Lieferungszwang. 

Angesichts  der  während  der  Kriegszeit  mehr  als  einmal  äußerst 
schroff  zutage  getretenen  und  daher  nicht  zu  bestreitenden  Unzu- 
länglichkeiten der  behördlichen  Kriegsorganisationen  einerseits  und 
des  privaten  Handels  anderseits  ist  die  Forderung  erhoben  worden, 
die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  zu  ausschließlichen  Trä- 
gern der  staatlichen  Bewirtschaftungsaufgaben  in  der  Kriegs-  wie 
üebergangswirtschaft  zu  machen.  Im  Hinblick  auf  die  Fähigkeiten 
und  Möglichkeiten  der  Genossenschaftsform  an  und  für  sich  und  auf 
ihre  glänzende  Bewährung  in  langer  Friedenszeit  und  jetzt  im 
Kriege,  wie  wir  sie  oben  in  großen  Umrissen  dargelegt  haben,  kann 
dieser  Forderung  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  versagt  werden. 
Es  ist  aber  zu  fragen,  ob  das,  was  in  der  Theorie  und  nachge- 
wiesenermaßen in  einer  sehr  großen  Zahl  von  Einzelfällen  für  be- 
stimmte Gegenden  zutrifft,  sich  verallgemeinern  läßt,  d.  h.  ob  die 
Entwicklung  und  Ausdehnung  des  Genossenschaftswesens  in  all 
seinen  Gliedern  so  weit  gediehen  und  der  Idee  gerecht  geworden 
ist,  um  den  Anforderungen  einer  das  ganze  Reich  umfassenden 
öffentlichen  Ernährungswirtschaft  zu  genügen.  Wenn  als  das  wich- 
tigste Erfordernis  der  kriegsernährungswirtschaftlichen  Organisa- 
tionen ein  Unterbau,  der  bis  ins  flache  Land  reicht,  bezeichnet  wird, 
so  ist  es  klar,  daß  dieser  Unterbau  überall  ein  gleichmäßiger,  gleich 
weit  und  tief  greifender,  lückenloser  sein  muß.  In  einer  Besprechung 
über  die  Ernährungswirtschaft  betonte  Exzellenz  v.  Batocki  im 
Februar  1917,  daß  die  Organisation  nicht  beim  Kommunalverband 
(Kreis)  stehen  bleiben  dürfe,  sondern  weitergreifen  müsse.  Wir 
zählen  in  Deutschland  1206  Kommunalverbände,  mithin  gehen  die 
30000  ländlichen  Genossenschaften  weit  über  den  Kommunal  ver- 
band hinaus,  im  Durchschnitt  entfallen  rund  25  Genossenschaften 
auf  einen  Kommunalverband,  eine  recht  große  Zahl,  die  sich  noch 
beträchtlich  erhöht,  wenn  man  nur  die  ländlichen  Kommunalverbände 
in    Betracht    zieht.     Nach    den    Aufzeichnungen    des    Reichsver 
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bandest)  kam  am  1.  Juni  1916  im  Deutschen  üeiche  eine  land- 
wirtschaftliche Genossenschaft  auf  2258  Einwohner.  Im  Jahre 
1896,  also  20  Jahre  früher,  waren  es  5814.  Die  ländlichen  Ge- 
nossenschaften haben  demnach  nicht  nur  mit  dem  Wachstum  der 
Bevölkerung  des  Reichs  Schritt  gehalten,  sondern  sich  im  Ver- 
hältnis zur  Bevölkerung  ganz  bedeutend  vermehrt  und  ihren  zahlen- 
mäßigen Bestand  mehr  als  verdoppelt.  Berücksichtigt  man  nur  die 
Orte  bis  zu  20000  Einwohnern,  also  nur  die  ländliche  Bevöl- 
kerung, so  entfielen  zum  gleichen  Zeitpunkt  nur-  1476  Einwohner  auf 
eine  Genossenschaft.  In  den  einzelnen  Landesteilen  zeigen  sich 
indessen  auffällige  Unterschiede  in  der  Verbreitung  der  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften.  Im  rechtsrheinischen  Bayern  kommen 
auf  eine  Genossenschaft  nur  901  ländliche  Bewohner,  in  Pommern 
904,  in  Waldeck  921,  in  Baden  946,  in  Oldenburg  999,  alles  Ge- 
genden mit  ausgesprochen  bäuerlicher  Bevölkerung.  Bedeutend 
schwächer  ist  die  Besetzung  mit  Genossenschaften  naturgemäß  in 
Gebieten  mit  vorwiegendem  oder  doch  stark  vertretenem  Großgrund- 
besitz, wie  Königreich  Sachsen  und  einigen  thüringischen  Staaten, 
wo  über  5000  Landbewohner  auf  eine  Genossenschaft  entfallen,  in 
Westpreußen  und  Rheinprovinz  über  3000,  in  den  Provinzen 
Schlesien,  Sachsen  und  Hessen-Nassau  über  2000.  Der  Bestand 
an  landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  in  Heziehung  zur  land- 
wirtschaftlichen Fläche  gesetzt,  ergibt  ein  ähnliches  Bild.  Auf  eine 
Genossenschaft  kommen  im  Deutschen  Reich  1211  ha  der  land- 
wirtschaftlich genutzten  Fläche,  gegen  3913  im  Jahre  1896. 
Auch  hier  sind  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Gegenden  außer- 
ordentlich verschieden,  sie  schwanken  von  433  ha  in  der  Pfalz 
und  2675  ha  im  Herzogtum  Anhalt. 

Eä  sind  rohe  Durclischnittszahlen,  aber  sie  zeigen,  daß  gerade 
in  denjenigen  Gegenden,  in  welchen  wegen  der  Vielheit  der  bäuer- 
lichen Betriebe,  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  ein  weit  aus- 
greifender Unterbau,  ein  Netz  von  Sammel-,  Beobachtungs-  und 
Wlrtschafisstellen  der  zentralen  KTiegsgesellschaften  am  nötigsten 
erscheint,  die  Genossenschaften  dieses  Netz  schon  geknüpft  und 
über  das  flache  Land  ausgebreitet  haben,  wenn  es  auch  noch  nicht 
lückenlos  ist.  Die  durchschnittliche  Mitgliederzahl  der  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  im  Deutschen  Reich  kann  mit  100 
angesetzt  werden,  sie  betrug  Ende  1914  im  Reichsdurchschnitt  bei 
den  Spar-  und  Darlehnskassen  des  Reichsverbandes  98,  bei  denen 
des  Generalverbandes  108,  bei  den  Bezugsgenossenschaften  117 
und  85,  bei  den  Molkereigenossenschaften  104  und  87.  Die  30000 
bestehenden  Genossenschaften  umfassen  also  in  ihren  rund  3  Mil- 
lionen Mitgliedern  mehr  als  die  Hälfte  der  deutschen  Landwirte, 
aber  doch  nui   einen  Teil.    Weder  gehören  der  Ortsgenossenschaft 

1)  Jiihresbericht  des  Anwalts  des  Beiehsverbandcs  der  deutschen  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  für  die  Zeit  vom  1.  Juni  1915  bis  31.  Mai  1916.  (TeU  1  de« 
Jahrbuches  für  1916,  S.  19.) 
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alle  Ortsangesessenen  an,  noch  befindet  sich  bereits  in  jedem  Dorf- 
eine Genossenschaft.  Die  gewaltige  Entwicklung,  die  das  Ge 
nossenschaftswesen  in  den  letzten  Jahrzehnten  zu  verzeichnen  hat, 
hat  noch  nicht  ihr  Ende  erreicht,  man  möchte  sagen,  der  Krieg 
ist  zu  früh  gekommen,  ehe  das  Genossenschaftswesen  seinen  Ausbau 
vollendet,  das  Ziel  des  Finanzministers  von  Miquel,  daß  jedes 
Dorf  seine  Genossenschaft  habe,  erreicht  hatte,  das  Ziel,  worauf 
auch  der  Vertreter  des  Kriegsernährungsamts,  Direktor  v.  Oppen, 
auf  der  Kriegstagung  des  Generalverbandes  ländlicher  Genossen- 
schaften für  Deutschland  am  10.  Januar  1917  im  Preußischen  Ab 
geordnetenhause  zu  Berlin  hinwies:  „Vielleicht  wäre  die  ganze 
Frage  der  Regulierung,  der  Aufbringung,  der  Verteilung  der  Pro- 
dukte längst  zur  Zufriedenheit  gelöst,  wenn  jeder  Ort  im  großen 
deutschen  Vaterlande  wirklich  genossenschaftlich  durchorganisiert 
wäre.  Wie  würde  sich  die  Aufbringung  von  Fett,  die  Verteilung 
dessen,  was  auf  die  Landwirtschaft  entfällt  —  ich  denke  an 
künstlichen  Dünger,  an  die  Verteilung  von  Kriegsgefangenen  auf 
die  einzelnen  Wirtschaften  —  viel  leichter  organisieren  lassen, 
wenn  in  jedem  Orte  eine  vollständige,  alle  Besitzer  umschließende, 
von  echtem  genossenschaftlichen  Geist  durchdrungene  Genossen- 
schaft vorhanden  wäre !"  Dieses  Ziel  haben  die  landwirtschaftlichen 
Genossenschaftsorganisationen  noch  nicht  erreicht.  Es  ist  darum 
von  verschiedenen  Seiten  vorgeschlagen  worden,  Zwangsgc 
nossenschaften  zu  bilden,  denen  sämtliche  Landwirte  beizu- 
treten hätten  und  denen  große  Machtbefugnisse  zur  Ueberwachung 
der  Landwirtschaft  verliehen  werden  sollten.  Aber  ebenso,  wie  der 
Produktionszwang  als  undurchführbar  bezeichnet  wurde,  so  ist  auch 
von  der  Errichtung  von  Zwangsgenossenschaften  nichts  .zu  er- 
warten, der  Zwang  ist  der  Tod  jeglicher  Unternehmungslust  von 
jeher  gewesen.  Die  jetzt  schon  beklagte  und  stark  empfundene 
Lähmung  unseres  Wirtschaftslebens,  insbesondere  unserer  Nahrungs 
mittel  Versorgung,  würde  nur  noch  größer  werden.  Es  gibt  eine 
große  Zahl  von  Menschen,  die  der  Arbeit  in  der  Genossenschaft  aus 
welchen  Gründen  nur  immer  hinderlich  sind^).  Es  bleibt  deshalb 
in  der  kommenden  Friedenszeit  eine  der  bedeutendsten  wichtigsten 
Aufgaben  der  ländlichen  Genossenschaftsorganisationen,  sich  weiter 
und  zwar  einheitlich  auszubauen,  unter  Vermeidung  weiterer 
Zersplitterung,  vielmehr  durch  Verschmelzung  des  unnütze  Kosten 
und  doppelte  Arbeit  verursachenden  Nebeneinanderbestehens  auf 
den  gleichen  Zweck  gerichteter  Vereinigungen. 

Wie  wir  schon  einmal  betonten,  muß  sich  die  gegenwärtige 
öffentliche  Ernährungswirtschaft  an  das  Bestehende  halten,  an 
das  Vorhandene.  Wollte  man  das  Heil  in  der  Gründung  neuer 
Genossenschaften  erblicken,  statt  in  behördlichen  Wirtschaftsstellen, 
so  verfielt  man  in  den  gleichen  Fehler  der  Uebertragung  wichtiger 


1)  Vgl.  hierüber  die  Reihe  von  Aufsätzen :   „Zwangsgenossenschaften"   im  „Land- 
wirtschaft!. Gcnossenschaftsbl.",  1915,  Nr.  12,  und  1916,  Nr.  2. 


Die  öffentliche  Ernährangswirtschaftund  die  Organisationen  der  Landwirtschaft  etc.   71 

Bewirtschaftungyaufgaben  auf  Organe,  denen  die  nötige  Erfahrung 
und  Vertrautheit  fehlt.  Auch  hier  genügt  nicht  die  Eignung  der 
Genossenschaftsform  an  sich,  sondern  es  muß  eine  reiche  Fach- 
kenntnis und  kaufmännische  Gewandtheit  vorhanden  sein,  die  nur 
auf  Grund  langjähriger  Erfahrung  erworben  werden  kann.  Darum 
können  als  Träger  der  kriegs-  wie  der  tibergangswirtschaftlichen 
Maßnahmen  nur  ältere,  erfahrene,  wirtschaftlich  erstarkte  Genossen- 
schaften in  Betracht  kommen,  d.  h.  also  nur  ein  Teil,  allerdings  der 
bei  weitem  größte  Teil  der  bestehenden  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften. Zweifellos  ist  ein  kleiner  Teil  nicht  in  der  Lage, 
schwere  verantwortungsvolle  Aufgaben  der  Kriegswirtschaft  durch- 
zuführen ;  gerade  den  jüngsten,  aber  auch  vielen  älteren  Genossen- 
schaften fehlen  bei  dem  durch  den  Krieg  verursachten  Männer- 
mangel die  geeigneten,  eingearbeiteten,  erfahrenen  und  fähigen 
Manne-  zur  Leitung.  Aber  die  Grundlagen  zur  Mitwirkung  bei 
diesen  oder  jenen  Aufgaben,  insbesondere  den  leichteren  des  Ein- 
sammelns  kleiner  Mengen  von  Nahrungsmitteln,  bei  der  Förderung 
der  Produktion  durch  Heranschaffung  von  Produktionsmitteln,  mit 
Unterstützung  der  Genossenschaftszentralen  mit  Geld  und  Rat,  der 
Ueberwachung  der  Erzeugung  und  ähnlichem,  sind  bei  allen  Genos- 
senschaften ohne  Ausnahme  vorhanden,  so  daß  ihre  Heranziehung 
durch  die  Behörden,  Kriegswirtschaftsämter,  Kreisverwaltungen  in 
größerem  Umfange  als  bisher  der  gesamten  öffentlichen  Ernährungs- 
wirtschaft nur  zum  Vorteil  gereichen  dürfte. 

Von  gleichen  Gesichtspunkten  geleitet,  hat  auch  der  „Freie 
Ausschuß  der  deutschen  Genossenschaf  tsverbändc" 
unter  Ablehnung  jeglicher  auf  Zwangsgenossenschaften  gerichteten 
Bestrebungen  den  zuständigen  Reichs-  und  Landesbehörden  Vor- 
schläge über  die  Heranziehung  der  Genossenschaften  zu  kriegswirt- 
schaftlichen Aufgaben  gemacht  i).  In  den  Vorschlägen  werden 
Zwangsverbände  der  Erzeuger  mit  der  Aufgabe,  die  Ablieferung  der 
landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  sicherzustellen,  als  zweckdienlich 
und  notwendig  bezeichnet,  aber  zugleich  betont,  daß  auch  diese  Ver- 
bände nicht  in  der  Lage  sein  würden,  die  geschäftliche  Erledigung 
dieser  Aufgabe  selbst  zu  übernehmen,  da  die  Erfahrung,  die  Waren- 
kunde, die  Kenntnis  der  Personen  und  Wirtschaftsverhältnisse, 
die  die  Genossenschaften  und  der  eingeführte  Handel  besitzen, 
nicht  entbehrt  werden  können.  Dafür  sollten  besondere  Geschäfts- 
stellen unter  Mitwirkung  der  Genossenschaftsorganisationen  er- 
richtet werden.  Die  Geschäftsstelle  ist  nur  geschäftlich  tätig,  jeg- 
liche Ausübung  von  Zwang  zur  Ablieferung  ist  allein  Sache  der 
Zwangsverbände.  Auch  soll  keine  Genossenschaft  gegen  ihren 
Willen  zur  Uebernahme  der  Obliegenheiten  einer  Geschäftsstelle  ge- 
zwungen werden,  wie  auch  ein  Beitrittszwang  nicht  ausgeübt  werden 
darf  auf  Landwirte,  die  der  als  Geschäftsstelle  dienenden  Genossen- 
schaft nicht  als  Mitglieder  angehören,  aber  an  sie  im  Auftrage  des 

1)  Vgl.  „Blatter  für  Genossenschaftswesen",   1917,  Nr.  13. 
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Zwangsverbandes  ihre  Erzeugnisse  abliefern  müssen.  Die  durcli  die 
Organisation  der  Zwangsverbände  und  ihre  geschäftliche  Tätigkeit 
entstehenden  Kosten  der  Geschäftsstellen  sind  im  Uralageverfahren 
zu  decken.  Bei  Abwicklung  des  Geldverkehrs  sind  die  am  Ort 
oder  im  Bezirk  des  Zwangsverbandes  bestehenden  Kreditgenossen- 
schaften und  Spar-  und  Darlehnskassen  nicht  minder  als  die  öffent- 
lichen Kreditinstitute  zu  berücksichtigen. 

Diese  Vorschläge  von  authentischer  Seite  decken  sich  gauz  mit 
dem  Ergebnis  unserer  Untersuchung  und  weisen  den  Genossen- 
schaften innerhalb  der  öffentlichen  Ernährungswirtschaft  den  Platz 
an,  der  ihnen  nach  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung,  ihren 
Fähigkeiten  und  Eigenschaften  zukommt.  Sie  dürften  auch  den 
beteiligten  Behörden  die  Richtlinien  geben,  die  im  Genossenschafts- 
wesen ruhenden  Kräfte  und  gesammelten  Erfahrungen  in  vorteil- 
haftester Weise  der  ganzen  Kriegswirtschaft  dienstbar  zu  machen. 
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Nationalökonomische  Gesetzgebung. 


Die  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, Bekanntmachungen  usw.,  soweit  sie  im 
Reichsgesetzblatt  veröffentlicht  worden  sind. 

[7.  Fortsetzung  ij.] 

(Die  Monate  Dezember  1916  bis  März  1917  umfassend.) 

Von  Dr.  Johannes  Müll  er- Halle,  Weimar. 

Vorbemerkung:  Die  sieben  bisher  veröffentlichen  üebersiehten  sind  er- 
Hchienen  in  Bd.  49,  S.  52— 76  f.  (von  Kriegsausbruch  bis  Ende  November  1914), 
Bd.  50,  8.  44-68  (Dezember  1914  bis  März  1915),  Bd.  50,  8.  313-335  (AprU  bia 
Juli  1915)  Bd.  51,  S.  349-375  (August  bis  November  1915),  Bd.  ,52,  8.  215-238 
(Dezember  1915  bis  März  1916),  Bd.  53,  8.  65-80  und  183-211  (AprU  bis  Juli  1916), 
Bd.  54,  8.  164-180  und  304— .322  (August  bis  November  1916)'). 

Bekanntmachung  zur  Ergänzung  der  Bekanntmachung 
über  Gerste  aus  der  Ernte  1916.  Vom  1.  Dezember  1916 
(RGBl.  S.  1313).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  der  Verordnung 
vom  6./24.  Juli  1916  (vgl.  Bd.  53,  8.  200  f.)  zulassen.  (Vgl.  ferner  Bekanntmachung 
vom  5.  August  1916,  Bd.  54,  S.  167,  13.  September  1916,  Bd.  54,  S.  304.) 

Bekanntmachung  über  Kartoffeln.  Vom  1.  Dezember  1916 
(RGBl.  S.  1314  ff.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1916 
(RGBl.  S.   401). 

Kartoffelerzeuger  dürfen  vom  1.  Januar  bis  28.  Februar  1917  für  sich  und 
ihre  Wirtschaftsangehörigen  1  Pfd.,  in  der  übrigen  Zeit  l'/,  Pfd.  auf  Kopf  und  Tag 
verwenden  (bisher  nach  Bekanntmachung  vom  14.  Oktober  1916,  vgl.  Bd.  54, 
8.  313,  durchweg  1'/,  Pfd.,  nach  Bekanntmachung  vom  7.  Februar 
1917  durchweg  nur  noch  1  Ptd.);  der  Tageskopfsatz  der  übrigen  Bevölke- 
rung wird  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1917  ab  auf  höchstens  "/,  Pfd.  (bisher  1  Pfd.) 
herabgesetzt,  Schwerarbeiter  können  vom  1.  Januar  1917  ab  bis  zu  1';.,  Pfd.  (bisher 
1  Pfd.),  nach  Bekanntmachung  vom  7.  Februar  nur  noch  '/^  Pfd.  täg- 
liche Zulage  erhalten.  Die  Verfütterung  von  Kartoffeln  wird  auf  ungesunde  und 
ganz  kleine  Kartoffeln  beschränkt,  nach  Bekanntmachung  vom  7.  Februar  1917 
dürfen  nur  noch  zur  menschlichen  Nahrung  ungeeignete  Kartoffeln,  die  weder  ge- 
trocknet noch  verarbeitet  werden  können,  verfüttert  werden.  Die  Provinzial-  und 
Landeskartoffelsteilen  haben  für  die  Kommunalverbände  mit  einem  Fehlbedarf 
die  erforderlichen  Kartoffel  mengen  sicherzustellen.  Vgl.  die  weitere  ergän- 
zende Bekanntmachung  vom  24.  März  1917  unten  Fortsetzung. 
Die  Bekanntmachungen  vom  2.  August  und  14.  Oktober  1916  (vgl.  Bd.  54,  8.  164 
und  8.  313)  werden  aufgehoben.  (Vgl.  wegen  Kartoffeln  die  Bekanntmachung  vom 
15.  April  1916,  Bd.  53,  8.  71,  und  2.  August  1916,  a.  a.  O.,  ferner  Bekanntmachung 

1)  Die  zweite  Hälfte  dieser  7.  Uebersicht  wird  im  nächsten  Heft  erscheinen ;  ant 
sie  wird  im  Folgenden  mit  dem  Vermerk:  „unten  Forts."  verwiesen  werden. 

2)  Vgl.  auch  die  Vorbemerkung  in  Bd.  49,  S.  52  und  Bd.  53,  S.  597. 
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vom  2.  Februar  1917,  unten  Forts.,  19.  März,  unten  Forts.,  22.  März  1917,  unten 
Forts.,  24.  März  1917,  unten  Forts.) 

Bekanntmachung  über  Kohlrüben.  Vom  1.  Dezember  1916 
(RGBl.  S.  1316  ff.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai 
1916  (RGBl.  S.  401). 

I.  Beschlagnahme.  Sämtliche  im  Reiche  vorhandenen  Kohlrüben  werden 
zugunsten  des  Kommunalverbandes  (vgl.  aber  Abs.  11  8atz  1),  in  dem  sie  sich 
befinden,  beschlagnahmt.  Trotz  der  Beschhignahrae  dürfen  Besitzer  von  Kohl- 
rüben diese  zur  Ernährung  der  Wirtschaftsangehörigen  verwenden.  Die  Verfütte- 
rung  ist  an  bestimmte  Grenzen  (täglich  '  ,  v.  H.  der  Vorräte)  gebunden  und  be- 
darf außerdem  der  Genehmigung  des  Kommunalverbandes. 

II.  Enteignung.  Falls  die  Kohlrüben  nicht  freiwillig  an  den  Kommunal- 
verband oder  die  Reichskartoffelstelle  veräußert  werden,  können  sie  durch  Anord- 
nung der  zuständigen  Behörde  für  die  Reichskattoffelstelle  enteignet  werden.  Dem 
Besitzer  ist  auf  Tag  und  Kopf  seiner  Wirtsehaftsangehörigen  für  die  Zeit  bis 
zum  1.  April  1917  1  Pfd.  zu  belassen.  Bei  der  Enteignung  wird  der  unter  Be- 
rücksichtigung des  Höchstpreises  (vgl.  Bekanntmachung  vom  26.  Oktober  1916 
(vgl.  Bd.  54  S.  316)  angemessene  Uebernahmepreis  um  1  M.  für  den  Zentner  gekürzt. 

III.  Bewirtschaftung  der  Kohlrüben  und  Verb  rauch  sregelune. 
Die  Reichskartoffelstelle  hat  für  die  Deckung  des  Bedarfs  an  Kohlrüben,  die  ab 
Ersatz  für  fehlende  Kartoffeln  erforderlich  sind,  zu  sorgen.  Sie  kann  sich  hier- 
bei der  Hilfe  der  Provinzial-  und  Landeskarloffelstellen  und  der  Kommunalver- 
bände bedienen.  Die  Kommunalverbände,  denen  durch  die  Reichskartoffelstelle 
Kohlrüben  zugewiesen  werden,  haben,  falls  dies  nicht  bereits  von  übergeordneten 
Stellen  geschieht,  deren  Verbrauch  in  ihrem  Bezirke  zu  regeln.  Grundsätzlich 
ist  davon  auszugehen,  daß  zwei  Teile  Kohlrüben  einem  Teile  Kartoffeln  gleich- 
stehen. 

IV.  Schlußbestimmungen.  Die  Laudeszentralhehörden  erlassen  die 
Ausführungsbestimmungen.      Weiter    werden    Strafbestimmungen    erlassen. 

(Vgl.  wegen  Gemüse  die  Bekanntmachung  vom  5.  August  1916,  Bd.  54  8.  166 
und  vom  29.  März  1917,  unten  Forts.,  wegen  Kohlrüben  insbesondere  auch  die  Be- 
kanntmachung vom  25.  August  1916,  Bd.  54  S.  173/166  und  19.  März  1917,  unten 
Forts.) 

Bekanntmachung  über  die  Durchfuhr  von  Eiern.  Vom'l.  De- 
zember 1916  (RGBl.  S.  1322).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom 
18.  April  1916  (RGBl.  S.  299). 

Die  Durchfuhr  von  Eiern  wird  verboten.  (Vgl.  wegen  Eiern  Bekanntmachung 
vom  18.  AprU  1916,  Bd.  53.  S.  72,  und  12.  August  1916,  Bd.  5t  S.  168.) 

Bekanntmachung  betr.  die  Unterstützung  von  Familien 
in  den  Dienst  eingetretener  Mannschaften.  Vom  3.  De- 
zember 1916  (RGBl.  S.  1323).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914 
(RGBl.  S.  327). 

Für  die  Wintermonate  November  1916  bis  April  1917  werden  die  Mindest- 
sätze von  monatlich  15  auf  20  M.  für  die  Ehefrauen  und  von  7,50  M.  auf  10  M. 
für  die  sonstigen  Berechtigten  erhöht.  Auch  erhalten  die  Familien  der  au» 
dem  Heeresdienste  entlassenen  Manschaften  nach  dem  Tage  der  Entlassung  noch 
eine  Halbmonatsrate  als  außerordentliche  Unterstützung  (vgl.  Bekanntmachung 
vom  21.  Januar  1916,  Bd.  52,  S.  .' .' . 

Bekanntmachung  über  Rohzucker  upd  Zuckerrüben  im 
Betriebsjahr  1917/18.  Vom  2.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1324  ff.) 
Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Es  werden  zunächst  eine  Reihe  von  Preisvorschriften  erlassen,  und  zwar  (durck 
Bekanntmachung  vom  2.  März  1917  etwas  erhöhte)  Mindestpreise  für  Zuckerrübea 
und  ein  fester  Preis  (18  M.  für  50  kg  frei  Magdeburg,  durch  Bekanntmachung  vom 
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2.  März  1917  auf  22  M.  erhöht  — )  für  Kohzucker.  Rüben  verarbeitende  Zucker- 
fabriken sind  berechtigt,  von  Rübenbauern,  die  ihnen  Zuckerrüben  aus  der  Ernte 

1916  zu  liefern  verpflichtet  waren,  für  das  Erntejahr  1917  Lieferung  von  Zucker- 
rüben von  einer  gleich  großen  Anbaufläche  wie  1910  zu  verlangen.  Kaufverträge 
über  Rohzucker  aus  dem  Betriebsjahre  1917/18  dürfen  bis  auf  weiteres  nicht  ab- 
geschlossen werden.  Bereits  abgeschlossene  Verträge  sind  nichtig.  Weiterhin 
wird  die  Rücklieferung  von  zuckerhaltigen  Futtermitteln  seitens  der  Zuckerfabriken 
an  die  Landwirte  geregelt.  Für  Schnitzel  und  Melasse,  die  im  öffentlichen  In- 
teresse in  Anspruch  genommen  werden  (vgl.  hierzu  Bekanntmachung  vom  5.  Ok- 
tober 1916,  Bd.  .54,  S.  309),  werden  Uebernahmepreise  festgesetzt.  —  Vgl.  auch 
Bekanntmachung  vom  14.  September  1916,  Bd.  54,  S.  179  f. 

Verordnung  über  Höchstpreise  für  Hafer  und  Gerste. 
Vom  4.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  13271).  Auf  Grund  der  Bekannt- 
machung vom  22.  Mai  1916  (RGBl.  S.   401). 

Der  durch  Bekanntmachung  vom  J.8.  September  (vgl.  Bd.  54,  8.  304  f.)  für 
die  Zeit  vom  1.  Oktober  1916  ab  festgesetzte  Haferhöchstpreis  von  280  M.  (vor- 
her nach  Bekanntmachung  vom  24.  Juli  1916  :  300  M.,  vgl.  Bd.  53,  S.  208)  für 
die  Tonne  soll  noch  bis  zum  31.  Januar  1917  (nach  Bekanntmachung  vom  2.  Februar 

1917  bis  30.  April  1917)  gelten;  für  die  spätere  Zeit  soll  er  250  M.  betragen;  für 
Heereslieferungen  gelten  besondere  Bestimmungen.  Ebenso  .soll  der  durch  Be- 
kanntmachung vom  18.  September  1916  (vgl.  Bd.  54,  S.  305)  für  die  Zeit  vom 
1.  September  1916  ab  festgesetzte  Gerstenhöcnstpreis  von  280  M.  (vorher  nach  der 
Bekanntmachung  vom  24.  Juli  1916:  300  M.,  vgl.  Bd.  53,  8.  207)  für  die  Tonne 
noch  bis  zum  10.  Dezember  1916  gelten;  für  die  spätere  Zeit  soll  er  gleichsfalls 
250  M.  betragen.  Durch  Bekanntmachung  vom  19.  März  1917  (vgl.  unten  Forts.) 
sind  beide  Höchstpreise  auf  270  M.  festgesetzt  worden. 

Gesetz  über  den  vaterländischen  Hilfsdienst.  Vom  5.  De- 
zember 1916  (RGBl.  S.  1333  ff.).  Mit  Uebergangsbestimmungen  vom 
21.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1410  f.)  und  Ausfuhrungsbestimmungen 
vom  21.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1411  ff.)  30.  Januar  1917  (RGBl. 
S.  85ff.  und  87  ff.)  und  1.  März  1917  (RGBl.  S.  202  ff.). 

Jeder  männliche  Deutsche  vom  vollendeten  17.  bis  zum  vollendeten  60.  Lebens- 
jahie  ist,  soweit  er  nicht  zum  Dienste  in  der  bewaffneten  Macht  einberufen  ist, 
zum  vaterländischen  Hilfsdienst  verpflichtet.  Als  vaterländischer  Hilfsdienst  gilt 
die  Tätigkeit  bei  Behörden,  behördlichen  Einrichtungen,  in  der  Kriegsindustrie, 
in  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  in  der  Krankenpflege,  in  kriegswirtschaftlichen 
Organisationen  jeder  Art  oder  in  sonstigen  Berufen  oder  Betrieben,  die  für  Zwecke 
der  Kriegsführung  oder  Volksversorgung  Bedeutung  haben,  soweit  die  Zahl  der 
beschäftigten  Personen  das  Bedürfnis  nicht  übersteigt.  Ueber  die  zwischen  dem 
30.  Juni  1857  und  31.  Dezember  1869  geborenen  und  nach  vorstehenden  Be- 
stimmungen noch  nicht  im  Hilfsdienst  beschäftigten  Hiltsdienstpflichtigen  haben 
die  Ortsbehörden  nach  Bekanntmachung  vom  1.  März  1917  (RGBl.  S.  202  ff.) 
Listen  zu  führen.  Die  Leitung  des  vaterländischen  Hilfsdienstes  liegt  dem  beim 
preußischen  Ministerium  errichteten  Kriegsamt  ob.  Ueber  die  Bedürfnisfrage  bei 
Behörden  und  behördlichen  Einrichtungen  und  die  Frage,  was  als  behördliche 
Einrichtung  anzusehen  ist,  entscheiden  die  zuständigen  Zentralbehörden  oder  das 
Kriegsamt  (die  Angabe  der  Einzelheiten  würde  hier  zu  weit  führen);  über  die 
Bedeutung  .sonstiger  Betriebe  usw.  und  die  Bedürfnisfrage  bei  ihnen  entscheiden 
besondere,  aus  je  einem  Offizier,  zwei  höheren  Staatsbeamten  und  je .  zwei  Ver- 
tretern der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zusammengesetzte  Ausschüsse.  Von 
solchen  Ausschüssen  (vgl.  wegen  ihrer  auch  die  Ausführungsbestimmungen)  wird 
mindesten  je  einer  für  jeden  IJezirk  jedes  stellvertretenden  Generalkommandos  ge- 
bildet. Gegen  die  Entscheidung  einses  Ausschusses  findet  Beschwerde  an  eine 
beim  Kriegsamt  einzurichtende,  ähnlich  wie  die  Ausschüsse  zusammengesetzte 
Zentralstelle  statt. 

Die  noch  nicht  im  Hilfsdienst  beschäftigten  Hilfsdienstpflichtigen  können 
><.^rferzeit  zum  Hilfsdienst  herangezogen  werden.    Die  Heranziehung  erfolgt  in  der 
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Kegel  zunächst  durch  eine  allgemeine  Aufforderung  zur  freiwilligen  Meldung. 
Wird  dieser  Aufforderung  nicht  in  ausreichendem  Maße  entsprochen,  so  wird  der 
einzelne  Hilfsdienstpflichtige  durch  besondere  schriftliche  Auflorderung  eines  be- 
sonderen Ausschusses  (nicht  zu  verwechseln  mit  den  oben  erwähnten  Ausbchüssen, 
die  Beschwerdeinstanz  für  die  letzterwähntenAusschüsse  sind),  der  in  der  Kegd 
für  jeden  Bezirk  einer  Ersatzkommission  zu  bilden  ist  und  aus  je  einem  Offizier, 
einem  höheren  Beamten  und  je  zwei  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
zusammengesetzt  ist,  aufgerufen.  Jeder,  dem  die  besondere  schriftliche  Aufforderung 
zugegangen  ist,  hat  eine  als  Hilfsdienst  anerkannte  Beschäftigung  zu  suchen;  nö- 
tigenfalls findet  die  Ueberweisung  zu  einer  Beschäiligung  durch  den  Ausschuß  statt. 
Hierbei  ist  auf  die  bisherigen  Verhältnisse  des  Hillsdieustpflichtigen,  insbesondere 
bezüglich  der  Entlohnung  nach  Möglichkeit  Rücksicht  zu  nehmen,  auch  findet 
Beschwerde  statt  (vgl.  das  oben  in  Klammern  Stehende).  Im  Hilfsdienst  beschältigte 
Hilfsdienstpflichtige  dürfen  von  neuen  Arbeitgebern  nur  mit  Zustimmung  de» 
vorigen  Arbeitgebers  in  Beschäftigung  genommen  werden.  Wird  die  beantragte 
Zustimmung  verweigert,  so  steht  dem  Uilfsdienstpflichtigen  Beschwerde  an  einen 
besonderen  AusschuÜ  (wiederum  nicht  identisch  mit  den  bisher  erwähnten  Aus- 
schüssen) zu,  der  bei  Vorliegen  eines  wichtigen  Qrundes  eine  die  Zustimmung  des 
Arbeitgebers  ersetzende  Bescheinigung  ausstellt ;  als  wichtiger  Grund  gilt  u.  a. 
Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen. 

In  allen  für  den  Hilfsdienst  tätigen  Betrieben,  in  denen  in  der  Kegel 
mindestens  50  Arbeiter  beschäftigt  werden,  müssen  ständige  ArbeiterauBschüsse 
bestehen  und  nötigenfalls  errichtet  werden ;  gleiche  Bestimmungen  gelten  in  ent- 
sprechenden Fällen  für  Angestellte.  Bei  Streitigkeiten  über  Lohn-  und  sonstige 
Arbeitsbedingungen  können  unter  Umständen  die  Ende  vorigen  Absatzes  erwähnten 
Ausschüsse  als  Schlichtungsstellen  angerufen  werden.  Die  Hilfsdienslpfüchtigen 
sind  in  der  Ausübung  des  Vereins-  und  Versammlungsrechts  nicht  beschränkt 
Nach  Verordnung  vom  24.  Februar  1917  unterliegen  die  im  Hilfsdienst  Be- 
schäftigten (vgl.  Einzelheiten  unten  Forts.)  der  reicnsgesetzlichen  Arbeiter-  und 
Angestellten  Versicherung. 

Bekanntmachung  betr.  Verjährung  rückständiger  Bei- 
träge nach  §  29  der  Reichsversicherungsordnung.  Vom 
2.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1341).  Auf  Grund  de.s  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 

Rückstände  verjähren  nicht  vor  dem  Schlüsse  des  Jahres,  das  dem  Jahie 
folgt,  in  welchem  der  Krieg  beendet  ist.  (Vgl.  hierzu  auch  Bekanntmachung  vom 
23.  Dezember  1915,  RGBl.  8.  845.) 

Bekanntmachung  tiber  das  Außerkrafttreten  der  Verord- 
nung, betr.  die  Einschränkung  der  Arbeitszeit  in  Be- 
trieben, in  denen  Schuhwaren  hergestellt  werden.  Vom 
6.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1342).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung 
vom  14.  Juni  1916  (RGBl.  S.  519). 

Die  genannte  Bekanntmachung  vom  14.  Juni  1916  (vgl.  Bd.  53,  S.  191)  tritt 
außer  Kraft.  Vgl.  wegen  Schuhwaren  Bekanntmachung  vom  i.  Januar  1917. 
unten  S.  84  f. 

Bekanntmachung  betr.  Erhebungen  über  Trocknungsein- 
richtungen. Vom  7.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1343  f.).  Auf  Grund 
des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Die  Besitzer  von  Darren  einer  bestimmten  Mindestgröße  müssen  der  Zentnti- 
stelle  für  das  Trocknungswesen  Angaben  über  Art,  Lage,  Größe,  Leistungsfähig- 
keit u.  ä.  m.  ihrer  Darre  machen.    Auch  müssen  sie  ßetriebsübersichten   führen. 

Bekanntmachung  über  Bezugsscheine.  Vom  S.Dezember  1916 
(RGBl.  S.  1345).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  10.  Juni  1916 
(RGBl.  S.  463). 
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Es  handelt  sich  um  eine  weniger  wesentliche  Vorschrift.  (Vgl.  wegen  der 
Hegelung  des  Verkehrs  mit  Web-  usw.  Waren  im  übrigen  die  Bekanntmachung 
vom  31.  Oktober  1916  (Bd.  54,  8.  317)  und  23.  Dezember  1916,  unten  b.  82.) 

Bekanntmachung  zur  Ausfulirung  des  §  4  der  Verordnung 
tiber  die  Malz-  und  Gersten  kontingente  der  Bierbrauereien 
sowie     den     Malzhandel    vom     7.     Oktober      1916     (RGBl. 

5.  1137).     Vom    8.  Dezember  1916    (RGBl.    S.    1347  ff.)     Auf   Grund 
der   genannten  Bekanntmachung. 

Es  handelt  sich  um  Ausführungsvorschriften  für  die  üebertragung  von 
Malzkontingenten.  (Vgl.  im  übrigen  Bd.  54,  8.  310f.,  ferner  Bekanntmachung 
vom  16.  Dezember  1916,  unten  8.  81.) 

Verordnung  über  Bierhefe.  Vom  10.  Dezember  1916  (RGBl. 
8.  1351  ff.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1916 
(RGBl.  S.  401). 

Die  Bierbrauereien  sind  verpflichtet,  ihre  Gesamterzeugung  an  Bottichhefe 
(Kernhefe)  an  den  Verband  Deutscher  Brauereihefe-Trocknungsanstalten  zu  liefern, 
Es  wird  ein  bestimmter  Uebernahmepreis  festgesetzt.  Der  Verband  hat  für  Ver- 
arbeitung der  übernommenen  Hele  auf  Nährhefe  oder  Nährmittelerzeugnisse  zu 
sorgen ;  der  Absatz  der  Erzeugnisse  hat  nach  den  Weisungen  des  Kriegsernäh- 
rungsamtes zu  erfolgen.  Er  hat  mit  dessen  Genehmigung  Verkaufspreise  für  die 
Erzeugnisse  festzusetzen.  (Vgl.  wegen  Bierhefe  die  Bekanntmachung  über  Kraft- 
futtermittel vom  24.  März  1916,  Bd.  52,  8.  236,  26.  März  1916,  Bd.  52,  8.  236  f., 

6.  Juni  1916,   Bd.  53,   8.  185  f.,  5.  Oktober  1916,  Bd.  54,  8.  308.) 

Bekanntmachung  betr.  die  Ersparnis  von  Brennstoffen 
und  Beleuchtungsmitteln.  Vom  11.  Dezember  1916  (RGBl. 
8.   1355  f.).    Auf  Grund  des  Ges    vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Jede  Art  von  Lichtreklame  ist  verboten.  Mit  bestimmten  Ausnahmen  (ins- 
besondere Lebensmittelgeschätte !)  sind  alle  offenen  Verkaufsstellen  um  7,  8onn- 
abends  um  8  Uhr  abends  zu  schließen.  Gastwirtschaften,  Kaffees,  Theater  usw. 
sowie  öffentliche  Vergnügungsstätten  aller  Art  sind  um  10  Uhr  abends  zu 
schließen.  Die  Landeszentralbehörden  können  einzelne  Ausnahmen  bis  zur  Zeit 
von  11'/,  Uhr  zulassen.  Die  Beleuchtung  der  8chaufenster,  Läden  usw.  ist  auf 
das  unbedingt  erforderliche  Maß  einzuschränken.  Die  Außenbeleuchtung  von 
Schaufenstern  ist  verboten.  Die  Beleuchtung  der  öffentlichen  8traßen  und 
Plätze  ist  auf  das  zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  notwendige 
Maß  einzuschränken.  Straßenbahnen  haben  ihren  Betrieb  weitmöglichst  einzu- 
schränken. Die  Aufsichtsbehörden  können  die  entsprechenden  Anordnungen  tref  len. 
Die  dauernde  Beleuchtung  der  gemeinsamen  Hausflure  und  Treppen  in  Wohn- 
gebäuden ist  nach  9  Uhr  abends  verboten. 

Bekaiintmacbuug  über  Pferdefleisch.  Vom  18.  Dezember  1916 
(RGBl.  S.  1357  f.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1916 
(RGBl.  S.  401). 

Es  werden  Kleinhandelshöchstpreise  für  Pferdefleisch  festgesetzt.  Die  Kom- 
munalverbände bzw.  Gemeinden  mit  mehr  als  10000  Einwohnern  können  den 
Verkehr  mit  Pferdefleisch  regeln,  falls  dies  nicht  bereits  von  übergeordneten  Stellen 
geschehen  ist.    Die  Herstellung  von  Dauerwurst  aus  Pferdefleisch  wird  untersagt. 

Verordnung  über  Hülsenfrüchte.  Vom  14.  Dezember  1916 
(RGBl.  S.  1360ff.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl. 
8.  327). 

Die  Verordnung  vom  29.  Juni  1916  (vgl.  Bd.  53,  8.  198,  auch  Bd.  50, 
8.  352  f.)  wird  auf  Ackerbohnen  und  Peluschken  und  Gemenge  ausgedehnt,  in 
dem  sich  Hülsenfrüchte  befinden ;  für  diese  Gegenstände  werden  Höchstpreise 
festgesetzt.     Für  Hülsenfrüchte  aus  der  Ernte  1917  werden  die  Höchstpreise  schon 
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jetzt  um  iO  M.  für  den  Doppelzentner  erhöht.  Die  Bestimmungen  über  Saatgut 
erfahren  eine  weitere  Verschärfung.  Vgl.  hierzu  noch  Bekanntmachung  vom 
23.  März  1917,  unten  Forts.  (Vgl.  wegen  Hülsenfrüchten  weiter  Bekanntmachun  g 
vom  25.  Juli  1916,   Bd.  53,  S.  208,  30.  August  1916,  Bd.  54,  S.  174.) 

Bekanntmach urg  über  die  Verwendung  weiblicher  Hilfs- 
kräfte im  Gerichtsschreiberdienste.  Vom  14.  Dezember  191  6 
(RGBl.  S.  1362  f.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  Augnst  1914  (RGBl. 
S.   327). 

Die  einstweilige  Wahrnehmung  von  Amtsgeschäften  der  Gerichtsschreiber 
kann  Frauen  übertragen  werden. 

Bekanntmachung  über  die  Geschaftsaufsicht  zur  Abwen- 
dung des  Konkurses.  Vom  14.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1363  ff.). 
Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

I.Voraussetzungen  und  Wirkungen  der  Geschäft  sauf  sich  t 
Wer  infolge  des  Krieges  zahlungsunfähig  geworden  ist,  kann  die  Anordnung  einer 
Geschäftsauf  sieht  zur  Abwendung  des  Konkurses  beantragen.  Soweit  das  Konkurs- 
verfahren im  Falle  der  Ueberscbuldung  stall  iindet,  kann  der  Antrag  auch  ge- 
stellt werden,  wenn  infolge  des  Krieges  eine  Uebersohuldung  eingetreten  ist.  Dem 
Antrag  ist  stattzugeben,  wenn  Aussicht  besteht,  daß  die  Zahlungsunlähigkcit  oder 
die  Uebersohuldung  nach  Wegfall  der  Kriegsverhältnisse  behoben  oder  der  Kon- 
kurs durch  ein  Uebereinkommen  mit  den  Gläubigern  abgewendet  werden  wird. 
Die  Geschäftsführung  des  Schuldners  wird  durch  eine  oder  mehrere  Aufsichts- 
personen unterstützt  und  überwacht,  unter  Umständen  auch  ganz  durch  diese 
übernommen  oder  anderen  Personen  übertragen.  Der  Schuldner  erleidet  gleichzeitig 
umfangreiche  Einschränkungen  seiner  Verfügungsmacht.  Die  vorhandenen  Mittel 
sind  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  zu  verwenden,  soweit  sie  nicht  vom  Schuldner 
zu  einer  bescheidenen  Lebenshaltung  benötigt  werden.  Die  Geschäftsaufsicht  hat 
die  Wirkung,  daß  während  ihrer  Dauer  das  Konkursverfahren  über  das  Vermögen 
des  Schuldners  nicht  eröffnet  werden  darf.  Ebensowenig  können  Arreste  und  Zwangs- 
vollstreckungen stattfinden  u.  ä.  m.  Von  dem  Verfahren  werden  alle  persön- 
lichen Gläubiger  betroffen,  die  einen  vermögensrechtlichen  Anspruch  gegen  den 
Schuldner  haben,  mit  bestimmten  Ausnahmen  (Gläubiger,  die  im  Falle  eines  Kon- 
kur.ses  aussonderungs-  und  absonderungsberechtigt  sein  würden  —  u.  a.  m.). 

II.  Verfahren.  Die  lediglich  forniellrecntlichen  Vorschriften  dieses  Ab- 
satzes sind  hier  im  allgemeinen  nicht  von  Interesse.  Von  Bedeutung  ist  jedoch 
u.  a.,  daß  während  der  Dauer  der  Geschäftsaufsicht  auf  Antrag  des  Schuldners 
auch  ein  Zwangsvergleich  zur  Abwendung  des  Konkurses  geschlossen  »erden 
kann.  Die  Geschäftsaufsicbt  ist  aufzuheben,  wenn  der  Schuldner  es  beantragt  oder 
ein  wichtiger  Grund  für  die  Aufhebung  vorliegt. 

III.  Schlußvorschriften.  Es  wird  eine  Reihe  von  Sondervorschriften  für 
Nachlässe  und  andere  Sonderfälle  erlassen.  Die  Verordnung  vom  8.  August 
1914  (vgl.  Bd.  49,  8.  61)  wird  aufgehoben. 

Bekanntmachung  betr.  Aenderung  der  Ausf  Oh  rungsbe - 
Stimmungen  zur  Verordnungüber  den  Verkehr  mit  Seife, 
Seifenpulver  und  anderen  fetthaltigen  Waschmitteln 
vom  21.  Juli  1916/28.  August  1916  (RGBl.  S.  766/970). 
Vom  14.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1381).  Auf  Grund  der  Bekannt- 
machung vom   18.  Apiil   1916   (RGBl.  S.  307). 

Unter  Tag  arbeitende  Grubenarbeiter  in  Kohlenbergwerken  sollen  keine  Zu- 
satzkarten mehr  erhalten.  (Vgl.  wegen  Seife  die  Bekanntmachung  vom  18.  April 
1916,  Bd.  53,  8.  72  f.,  21  Juli  1916,  Bd.  53,  8.  206,  und  Bekanntmachung  vom 
28.  August  1916,  Bd.  54,  8.  173,  sowie  die  daselbst  aufgetührien  weiteren  Bekannt- 
machungen.) 
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Bekanntmachung  betr.  Krankenversicherung  von  Arbei- 
tern im  Ausland.  Vom  14  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1383  ff.). 
Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Deutsche,  die  während  des  gegenwärtigen  Krieges  in  dem  von  deutschet! 
Truppen  besetzten  Ausland  von  deutschen  Unternehmern  für  Zwecke  des  deut- 
Rchen  Heeres  oder  der  Kaiserlichen  Marine  beschäftigt  werden,  werden  gegen 
Krankheit  versichert,  wenn  sie  bei  einer  gleichen  Beschäftigung  im  Inland  der 
reichsgesetzlichen  Krankenversicherung  unterliegen  würden.  Für  die  freiwillige 
Krankenversicherung  gelten  die  Vorschriften  der  Reichsversicherungsordnung  ent- 
sprechend. Wegen  Hiilfsdienstpflichtiger  vgl.  die  Verordnung  vom  24.  Februar 
1917  unten  Forts.  Das  Gleiche  gilt  für  Angehörige  der  verbündeten  und  neu- 
tralen Staaten.  Diese  Bestimmungen  können  auf  unmittelbare  Beschäftigungs- 
verhältnisse  zur  Heeres-  und  Marineverwaltung,  auf  Beschäftigungsverhältnisse  für 
Zwecke  der  verbündeten  Heere  u.  a.  m.  ausgedehnt  werden.  Im  Ausland  ge- 
währt die  Heeres-  oder  Marineverwaltung  die  Krankenhilfe;  die  zuständige  Kran- 
kenkasse (hierüber  eingehende  Bestimmungen !)  erstattet  die  Kosten.  (Vgl.  wegen 
Krankenversicherung  auch  Bekanntmachung  vom  23.  April  1915,  Bd.  oO,  8.  315  f. 
14.  Juni  1916,  Bd.  53,  S.  190,  2.  November  1916,  Bd.  54,  8.  318,  16.  November 
1916,  Bd.  54,  S.  320,  25.  Januar  1917,  unten  Forts.,  24.  Februar  1917,  unten 
Forts.,  und  1.  März  1917,  unten  Forts.) 

Bekanntmachung  betr.  Zollerleichterungen  für  Industrie- 
erzeugnisse aus  den  besetzten  feindlichen  Gebieten. 
Vom  14.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1386).  Auf  Grund  des  Ges.  vom 
4.  August   1914  (RGBl.  S.  327). 

Im  besetzten  feindlichen  Gebiet  erzeugte  Eisenwerkzeuge,  Maschinen,  son- 
stige aus  Bisen  hergestellte  Gegenstände  u.  ä.  m.  bleiben  bis  auf  weiteres  zollfrei. 
gTgl.  Bekanntmachung  vom  6.  Januar  1916,  Bd.  52.  8.  221  f.,  12.  Oktober  1916, 
d.  54,  8  312,  und  vom  21.  Dezember  1916,  unten  8.  81  f.,  ferner  auch  Bekannt- 
machung vom  8.  Februar  1917,  unten  Forts.) 

Bekanntmachung  über  Befreiung  von  Pfandbriefen  der 
ritterschaftlichen  Kreditanstalten  in  Preußen  von  der 
ßeichsstempelabgabe.  Vom  14.  Dezember  1916  (RGBl.  8.  1386  f.) 
Auf  Grund  des  Ges.  vom  4    Aufrnst   1914  (RGBl.  S.  327). 

Pfandbriefe  der  ritterschaftlichen  Kreditanstalten  in  Preußen,  nach  Bekannt- 
machung vom  29.  März  1917  auch  Pfandbriefe  und  Kommunal-Schuldverschrei- 
bungen  mländischer  öffentlich-rechtlicher  Kreditanstalten  bleiben  unter  bestimmten 
Bedingungen  von  der  Reichsstempelabgabe  befreit,  wenn  sie  lediglich  zu  dem 
Zwecke  ausgegeben  werden  oder  ausgegeben  worden  sind,  um  bei  einer  Darlehns- 
kasse  (vgl.  Gesetz  vom  4.  August  1914,  Bd.  49,  8.  59)  zwecks  Anschaffung  von 
Reichskriegsanleihe  verpfändet  zu  werden.  (Vgl.  auch  Bekanntmachung  vom 
13.  8eptember  1914,  Bd.  49,  8.  66.) 

Bekanntmachung  über  die  Stempelpflicht  ausländischer 
Wertpapiere.  Vom  14.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1387ff.).  Auf 
Grund  des  Ges.  vom  4.  August   1914  (RGBl.  S.  327). 

Es  werden  Erleichterungen  bezüglich  der  durch  das  Reichsstempelgesetz  und 
das  Abänderungsgesetz  dazu  vom  3.  Juli  1913  festgesetzten  tstempelpflicht  für 
Veräußerungen  usw.  ausländischer  Wertpapiere  gewährt.  Die  Anführung  von 
Einzelheiten  würde  hier  zu  weit  führen. 

Bekanntmachung  betr.  Ergänzung  der  Ausf  ührnngsbe- 
stimmnngen  vom  10.  Oktober  1916  zu  der  Verordnung 
über  Rohtabak.  Vom  15.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1389).  Auf 
Grund   der  Bekanntmachung  vom    10.  Oktober    1916   (RGBl.    S.  1145). 
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Es  handelt  sich  um  eine  unwesentliche  Ergänzung  der  Bekanntmachung 
vom  10.  Oktober  1916  (vgl.  Bd.  54,  8.  311  f.). 

Bekanntmachung  zur  Ergänzung  der  Verordnung  vom 
18.  April  1916  über  die  Einfuhr  von  kondensierter 
Milch  und  von  Milchpulver.  Vom  16.  Dezember  1916  (RGBl. 
S.  1391).     Auf  Grnnd    des  Ges.   vom   4.  Augu.st   I9l4   (RGBl.  S.  327). 

Die  Bekanntmachung  vom  18.  April  1916  (vgl.  Bd.  53,  8.  72  —  Abliefe- 
rungspflicht an  dieZentral-Einkaufsgesellschaft  — )  kann  auch  auf  andere  Milch- 
erzeugnisse  sowie  auf  Nährmittel,  die  Dauermilch  enthalten,  ausgedehnt  werden. 
Der  ßeichskanzier  hat  von  dieser  Befugnis  durch  die  folgende  Bekanntmachung 
Gebrauch  gemacht,  die  auch  die  Durchfuhr  von  Milcberzeugnissen  alier  Art 
(vgl.  die  bisherige  Bekanntmachung  vom  13.  Oktober  1916,  Bd.  54,  S.  313)  ver- 
bietet. (Vgl.  auch  die  ergänzende  Bekanntmachung  vom  5.  Januar  1917,  unten 
8.  85.) 

Bekanntmachung  über  die  Einfuhr  und  Durchfuhr  von 
Milcherzeugnissen  aller  Art.  Vom  16.  Dezember  1916  (RGBl. 
S.   1392).     Auf  Grand  der  vorigen  Bekanntmachung. 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  vorstehenden 
Bekanntmachung  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  Zündwaren.  Vom 
16.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1393).  Mit  Ausführungsbestimmungen 
vom  gleichen  Tage  (RGBl.  S.  1394  ff.)  Auf  Grund  des  Ges.  vom 
4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Es  werden  Hersteller-,  Großhandels-  und  Kleinhandelshöchstpreise  für  Zünd- 
hölzer festgesetzt.  Die  Höchstpreise  gelten  jedoch  nicht  für  aus  dem  Auslände 
eingeführte  Streichhölzer.  Vgl.  wegen  dieser  die  Bekanntmachung  vom  26.  Februar 
1917,  unten  Forts.  Hersteller  dürfen  nur  an  solche  Kleinhändler  liefern,  mit 
denen  sie  bereits  vor  dem  1.  Dezember  1916  in  dauernder  Geschäftsverbindung 
gestanden  haben.  Dem  Verein  deutscher  Zündholzfabrikanten  liegt  es  ob,  den 
Bedarf  der  Heeresverwaltungen  und  der  Marineverwaltung  auf  die  einzelnen  Her- 
steller umzulegen. 

Bekanntmachung  betr.  Vertrage  mit  feindlichen  Staats- 
angehörigen. Vom  16.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1396  ff)  Mit 
Ausführungsbestimmungen  vom  17.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1398  f.). 
Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Kauf-  oder  Lief erungs vertrage  eines  Deutschen  mit  englischen,  französischen 
oder  italienischen  Staatsangehörigen  können  auf  Antrag  des  Deutschen  für  auf- 
gelöst erklärt  werden.  Für  Streitigkeiten  über  die  Einwirkung  des  Krieges  auf 
B«chte  und  Pflichten  aus  einem  zwischen  einem  Deutschen  und  einem  Ange- 
hörigen eines  feindlichen  Staates  geschlossenen  Vertrage  wird  ein  besonderer  Ge- 
richtsstand in  Deutschland  festgesetzt. 

Bekanntmachung  über  die  Anmeldung  von  Auslandsforde- 
rungen. Vom  16.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  14()0f.).  Auf  Grund  des 
Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327).  Mit  Ausfuhrungsbestim- 
mungen  vom  23.  Tebiuar  1917  (RGBl.  S.   183  ff.). 

Forderungen  gegen  Schuldner  im  feindlichen  Ausland  sind,  soweit  sie  be- 
reits vor  Ausbruch  des  Krieges  mit  dem  betr.  Lande  bestanden  haben,  (mit  be- 
stimmten Ausnahmen)  anzumelden.  (Vgl.  die  entsprechende  Bekanntmachung  über 
die  Anmeldung  von    Wertpapieren    vom   23.  August    1916,    Bd.   54,   8.    172,   und 

,n;„"'''°°'^'^  ^^'6'  Bd.  54,  8.  316/172,  ferner  Bekanntmachung  vom  8.  Februar 
1917,  unten  Forts.) 
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Bekanntmachung  betr.  Festsetzung  des  Zuschlags  zu  den 
Friedenspreisen  der  zum  Kriegsdienst  ausgehobenen 
Pferde.     Vom   16.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1402). 

Der  Zuschlag  wird  für  die  Zeit  yom  20.  November  1916  ab  auf  75  v.  H. 
(nach  Bekanntmachung  vom  30.  August  1916:  50  v.  H.)  festgesetzt.  Durch 
Bekanntmachung  vom  23.  Februar  1917  ist  der  Zuschlag  auf  die  Zeit  vom  1.  Sep- 
tember 1916  ab  zurückdatiert. 

Verordnung  über  die  Einschränkung  der  Malzverwen- 
dung in  den  Bierbrauereien.  Vom  16.  Dezember  1916  (RGBl. 
S.   1403  f).     Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Die  durch  Bekanntmachung  vom  7.  Oktober  1916  (vgl.  Bd.  54,  8.  310  f.)  auf 
48  V.  H.  der  im  entsprechenden  Kalendervierteljahre  1912  und  1913  verwendeten 
Malzmenge  beschränkte  Malzverwendung  wird  weiter  auf  25  v.  H.  (für  das  rechts- 
rheinische Bayern  auf  35  v.  H.)  eingeschränkt.  Für  kleinere  Brauereien  werden 
Vergünstigungen  vorgesehen.  Vgl.  wegen  Malz  Verordnung  vom  4.  Mai  1916, 
Bd.  53,  S.  75  f.,  18.  Mai  1916,  Bd.  53,  8.  78,  8.  September  1916,  Bd.  54,  S  177, 
7.  Oktober  1916,  Bd.  54,  S.  310  f.,  8.  Dezember  1916,  oben  8.  77. 

Bekanntmachung  über  Aenderung  der  Höchstpreise  für 
Soda.  Vom  18.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1405  f.).  Auf  Grund  der 
Bekanntmachung  vom  26.  Mai   1916  (RGBl.  S.  417). 

Die  durch  Bekanntmachung  vom  26.  Mai  1916  (vgl.  Bd.  53,  S.  183)  fest- 
gesetzten und  durch  Bekanntmachung  vom  26.  Juni  1916  (vgl.  Bd.  53,  S.  198) 
abgeänderten  Höchstpreise  für  Soda  werden  erhöht. 

Gesetz  zur  Ergänzung  des  Kriegssteuergesetzes.  Vom 
17.  Dezember  191«   (RGBl.  S.   1407). 

Noch  nicht  fällige  Ansprüche  aus  Lebens-  usw.  Versicherungen  sind  bei 
Feststellung  des  Vermögeiisstandes  über  bestimmten  Mindestgrenzen  mit  der 
Summe  der  eingezahlten  Prämien  oder  der  einmaligen  Kapitalzahlung  einzu- 
setzen.    (Vgl.  Bd.  53,  S.  193  f ) 

Bekauntmachung  betr.  die  Regelung  des  Verkehrs  mit 
Kraftfahrzeugen.     Vom   18.  Dezember   1916    (RGBl.  S.   1408). 

Es  darf  unter  bestimmten  Voraussetzungen  von  der  Forderung  der  elastischen 
Bereifung  der  Personenkraftfahrzeuge  abgesehen  werden.  (Vgl.  wegen  Kraftfahr- 
zeugen die  Bekanntmachung  vom  22.  Dezember  1915,  Bd.  52,  8.  219,  und  25.  Fe- 
bruar 1917,  unten  Forts.) 

Bekanntmachung  betr.  Zulassung  einer  Ausnahme  von 
der  Verordnung  über  die  Höchstpreise  für  Benzin  vom 
27.  Mai  19  16  (RGBl.  S.  426).  Vom  20.  Dezember  1916  (RGBl. 
S.   1409).     Auf  Gmiid   der  genannten  Bekanntmachung. 

Die  erhöhten  Höchstpreise  für  Testbenzin  (vgl.  Bekanntmachung  vom  27.  Mai 
und  27.  Juni  1916,  Bd.  53,  S.  184)  sollen  bis  zum  31.  März  1917  Geltung  behalten. 

Bekanntmachung     betr.     die    Zuckerung    von     Wein.       Vom 

21.  Dezember    1916    (RGBl.    S.    1409  f.).      Auf    Grund    des    Ges.    vom 
4.  August   1914  (RGBl.  S.  327). 

Das  durch  das  Weingesetz  vorgesehene  Höchstmaß  der  Zuckerung  von 
Vs  der  gesamten  Flüssigkeit  wird  auf  'j,  erhöht  und  die  Zuckerungsfrist  bis 
zum  30.  Juni  1917  verlängert.    (Vgl.  für  die  Vorjahre  die  Bekanntmachung  vom 

22.  Dezember  1915,  Bd.  52,  S,  218  f.) 

Bekanntmachung  betr.  Z  oll  er!  eicbterungen  für  Waren, 
die     zur    Verarbeitung     auf    fette    Oele     bestimmt    sind. 

Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.  Bd.  UO  (Dritte  Folge  Bd.  85).  Q 
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Vom  21.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1410).  Auf  Grund  des  Ges.  vom 
4.  August  HH4  (RGBl.  S.  B27). 

Die  genannten  Waren  sollen  zollfrei  sein.  (Vgl.  wegen  früherer  Bekannt- 
machungen betr.  Zollerleichterungen  die  Bekanntmachung  vom  6.  Januar  1916, 
Bd.  52,  8.  221  f.,  und  14.  Dezember  1916,  oben  8.79;  wegen  früherer  Maßnahmen 
betr  Fette  und  Oele  die  Uebersicht  in  Bd.  51,  8.  373  f.,  die  Bekanntmachung 
vom  6.  Januar  1916,  Bd.  52,  8.  221,  die  Bekanntmachung  vom  13.  April  1916, 
Bd.  53,  8.  69  f.,  und  Bekanntmachung  vom  3.  August  1916,  Bd.  54,  S.  165,  wegen 
weiterer  Maßnahmen  die  Bekanntmachungen  vom  18.  Januar  1917,  unten  Forts., 
22.  Januar  1917,  unten  Forts..  15.  Februar  1917,  unt«n  Forts  ,  17.  Februar  1917, 
unten  Forts.,  24.  Februar  1917,  unten  Forts.,  1.  März  1917,  unten  Forts.,  24.  März 
1917,  unten  Forts.) 

iiekauntmachung  über  Druckpapier.  Vom  21.  Dezember  1916 
(RGBl.  8.  1414  ff.).  Auf  Grund  der  Verordnung  vom  18.  April  1916 
(RGBl.  S.  306). 

Die  durch  Bekanntmachung  vom  20.  Juni  1916  (vgl.  Bd.  53,  8.  72)  für  den 
Papierverbrauch  der  Zeitungen  angeordnete  Beschränkung  von  5—17  v.  H.  (gegen 
den  Umfang  im  Jahre  1915  berechnet)  je  nach  Größe  der  Zeitung  wird  lür  die 
Zeit  vom  1.  Januar  bis  31.  März  1917  (nach  Bekanntmachung  vom  31.  März  1917 
bis  30.  Juni  1917)  auf  6'  ,-23'  ,  v.  H.  verschärft.  Alle  übrigen  Bezieher  von 
Druckpapier  dürfen  nur  85  v.  H.  der  früheren  Menge  (nach  1915  berechnet)  be- 
ziehen. (Vgl.  wegen  früherer  Bekanntmachungen  die  Bekanntmachung  vom 
18.  April  1916,  Bd.  53,  8.72,  16.  Juli  1916,  Bd.  53,  8.  204,  22.  August  1916, 
Bd.  54,  8.  172,  weiter  die  Bekanntmachungen  vom  17.  Januar  1917,  unten 
8.  87,  12.  Februar  1917,  unten  Forts.,  30.  März  1917,  unten  Forts.,  und  31.  März 
1917,  unten  Forts,  auch  vom  15.  Februar  1917,  unten  Forts.) 

ßekauiituiachuug  bell-.  Aeuderuug  der  Verordnung  über 
die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Web-,  Wirk-  und  Strick- 
waren für  die  bürgerlicheBevölkerungvom  10.  Juni  1916 
(RGBl.  S.  463).  Vom  23.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1417  ff.).  Auf 
Grund  des  Ge.s.  vom  4.  Ai.gust  1914  (RGBl.  S.  327). 

Die  Verkehrsregelung  wird  mit  bestimmten  Ausnahmen  auf  Schuhwaren 
ausgedehnt.  Vgl.  hierzu  Ergänicungsverordnung  vom  gleichen  Tage  (übernächst« 
Verordnung).  Auch  wird  eine  Reibe  weiterer  kleinerer  Aenderungen  über  den  Ver- 
kehr mit  getragenen  Kleidungsstücken,  Wäscheslücken  und  Schuhwaren  —  vgl. 
hierzu  die  Bekanntmachung  vom  23.  Dezember  1916,  unten  8.  83  -  u.  a.  m. 
getroffen.  Die  so  geänderte  Bekanntmachung  ist  in  ihrer  neuen  Fassung  noch 
einmal  veröffentlicht  (vgl.  folgende  Bekanntmachung).  —  Vgl.  auch  die  bis- 
herigen Abänderungsbekanntmachiingen  vom  31.  Oktober  1916,  Bd.  54,  8.  317, 
und  8.  Dezember  1916,  oben  8.  76  f.,  weiterhin  Bekanntmachung  vom  1.  März 
1917,  unten  Forts.,  22.  März  1917,  unten  Forts.  Vgl.  wegen  8chuhwaren  Be- 
kanntmachung vom  14.  Juni  1916,  Bd.  53.  8.  191,  21./22.  Juni  1916,  Bd.  53, 
8.  192,  28.  September  1916,  Bd.  54,  8.  306,  19.  Oktober  1916,  Bd.  54,  8.  306, 
6.  Dezember  1916,  oben  8.  76,  die  beiden  folgenden  Bekanntmachungen,  Be- 
kanntmachung vom  4.  Januar  1917,  unten  8.  &i  f.,  25.  Januar  1917,  unten  Forts., 
17.  März  1917,  unten  Forts.,  22.  März  1917,  unten  Forts.,  24.  März  1917  —  zwei 
Bekanntmachungen  —  unten  Forts. 

BokaiiutmachuLg  der  Fat^suiig  der  liekanntmacbung  aber 
die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Web-,  Wirk-,  Strick- 
und  Schuhwaren  vom  10.  Juni/2  3.  Dezember  1916.  Vom 
28.  Dezember  1916  (RGBl.  S.   1420  ff.). 

Vgl.  hierzu  die  vorige  Bekanntmachung. 

Bekanntmachung  über  ScLuli  waren.  Vom  23.  Dezember  1916 
(RGBl.  S.  1426  f.).     Auf  Grund  der  vorstehenden  Bekanntmachung. 
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Für  bestimmte  Luxusschuhwaren  können  Bezugsscheine  (vgl.  Bekanntmachung 
Tom  23.  Dezember  1916,  oben  und  31.  Oktober  1916,  Bd.  54,  S.  317)  ohne  Prüfung 
der  Notwendigkeit  abgegeben  werden,  wenn  der  Antragsteller  nachweist,  daß  er 
einer  amtlichen  Abgabestelle  ein  gebrauchsfähiges  Paar  Schuhe  oder  Stiefeln  ab- 
geliefert hat.  (Vgl.  wegen  Schuhwaren  Bekanntmachung  vom  4.  Januar  1917, 
unten  S.  84  f.) 

Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  getragenen  Klei- 
dun gs  -  u  n  d  Wasch  est  ücken  und  getragenen  Schuhwaren. 
Vom  23.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1427  f.).  Auf  Grund  der  Bekannt- 
machung vom  gleichen  Tage. 

Nach  vorliegender  Bekanntmachung  und  den  erwähnten  Abänderungen  in 
der  Bekanntmachung  vom  gleichen  Tage  (RGBl.  8.  1417  ff.,  oben  8.  82)  dürfen 
die  genannten  Gegenstände  nur  durch  Vermittlung  der  Kommunalverbände  ver- 
äußert werden.  Die  Reichsbekleidungsstelle  kann  für  diesen  Verkehr,  insbesondere 
über  die  Preise,  besondere  Bestimmungen  treffen.  Die  Kommunalverbände  sind 
verpflichtet,  ihr  die  gesamten  erworbenen  Uniformstücke,  die  gesamten  nicht 
mehr  verwendbaren  Stücke,  die  Abfälle  und  auf  Verlangen  ein  Drittel  der  ver- 
wendbaren Stücke  zu  überlassen,  und  zwar  gegen  einen  angemessenen  Ueber- 
nahraepreis.  Vgl.  wegen  Kleidungsstücken  Bekanntmachung  vom  23.  Dezember 
1916,  oben  S.  82,  wegen  Schuhwaren  Bekanntmachung  vom  4.  Januar  1917,  unten 
S.  84  f. 

Bekanntmachung  betr.  Veräußerung  von  Aktien  oder  son- 
stigen Geschäftsanteilen  deutscher  Seeschiffahrtsge- 
sellschaften ins  Ausland.  Vom  23.  Dezember  1916  (RGBl. 
S.   1429  f.).     Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August   1914  (RGBl.  S.  327). 

Rechtsgeschäfte  der  bezeichneten  Art  sind  verboten.  (Vgl.  auch  die  Be- 
kanntmachung vom  21.  Oktober  1915,  Bd.  51,  S.  364,  17.  Februar  1916,  Bd.  52, 
8.  229  und  6.  Juli  1916,  Bd.  53,  S.  201.) 

Bekanntmachung  betr.  die  Verlängerung  der  Prioritäts- 
fristen in  Dänemark.  Vom  22.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  143(V). 
Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  7.  Mai   1915  (RGBl.  S.  272). 

Die  durch  Bekanntmachung  vom  8.  September  1916  bis  1.  Januar  1917  vor- 
gesehene Verlängerung  der  Priovitätsfristen  wird  bis  zum  1.  Juli  1917  hinaus- 
geschoben. (Vgl.  Bekanntmachung  vom  12.  Januar  1917,  unten  S.  86,  wegen 
früherer  Bekanntmachungen  die  Bekanntmachung  vom  8.  April  1916,  Bd.  53, 
8  68,  18.  August  1916,  Bd.  54,  8.  171,  8.  September  1916,  Bd.  54,  8.  177.) 

Bekanntmachung  über  die  Einfuhr  von  Wild,  zahmen  Ka- 
ninchen, Geflügel  und  Wildgeflügel.  Vom  24.  Dezember 
1916  (RGBl.  S.  1431).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  18.  Mäiz 
1916  (RGBl.  S.  175). 

Die  Bekanntmachungen  vom  18./22.  März  1916  (Bd.  52,  8.  235),  18.  Juni  1916 
(Bd.  53,  S.  191)  und  21.  August  1916  (Bd.  54,  8.  170)  sollen  auf  eingeführtes 
Wild  usw.  Anwendung  finden,  d.  h.  im  wesentlichen :  es  muß  an  die  Zentral- 
Einkaufsgesellschaft  abgeliefert  werden. 

Bekanntmachung  über  die  Verftitterung  von  Hafer  an  Ein- 
hufer und  Zuchtbullen.  Vom  23.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1432). 
Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  6.  Juli  .1916  (RGBl.  S.  811). 

Vom  1.  Januar  bis  31.  Mai  1917  dürfen  an  jeden  Einhufer  insgesamt 
6'/.  Ztr.  Hafer  verfüttert  werden,  an  jeden  Zuchtbullen  täglich  1  Pfd.  (Vgl.  die 
frühere  Bekanntmachung  vom  19.  August  1916,  Bd.  54,  8.  169,  und  die  daselb.st 
aufgeführten  weiteren  Bekanntmachungen,  ferner  Bekanntmachung  vom  14.  Ja- 
nuar 1917,  unten  S.  87,  26.  Februar  1917,  unten  Forts..  22.  März  1917,  unten 
Forts.) 

6* 
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Bekanntmachung  einer  Aenderung  der  Ausführungsbe- 
stimmungen  zu  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Cumaronharz  (RGBl.  S.  1126).  Vom  24.  Dezember  1916  (RGBl. 
S.  1433).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  5.  Oktober  1916 
(RGBl.  S.   1125). 

Es  handelt  Bich  um  eine  ganz  unwesentliche  Abänderung.  (Vgl.  im  übrigen 
Bd.  54,  8.  309.) 

Bekanntmachung  betr.  Aenderung  der  Ausf ührungsbe- 
stimmungen  vom  10.  und  2  7.  Oktober  1916  zu  der  Ver- 
ordnung über  Rohtabak.  Vom  30.  Dezember  1916  (RGBl. 
1917,  S.  1  ff.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  10.  Oktober  1916 
(RGBl.  8.   1145). 

Tabak  darf  nur  entsprechend  den  Weisungen  der  deutschen  Zentrale  für 
Kriegslieferungen  von  Tabakserzeiignissen  verarbeitet  werden.  Der  Zentrale  sind 
bestimmte  Miiidestmengen  von  Erzeugnissen  zur  Verfügung  zu  halten.  Die  Ver- 
arbeiter  und  Kleiaverkäufer  sollen  im  wesentlichen  die  gleiche  Menge  (nach  Be- 
kanntmachung vom  20.  März  1917,  jedoch  20  -30  v.  H  weniger)  als  Bedarf  zur  Ver- 
arbeitung erhalten,  die  sie  bisher  verarbeitet  hatten.  (Eine  kleine  unwesentliche  Ab- 
äaderung  letzterer  Bestimmung  ist  durch  Bekanntmachung  vom  17.  Januar  1917 
erfolgt.) 

Bekanntmachung  über  die  Geltendmachung  von  Ansprüchen 
von  Personen,  die  im  Ausland  ihren  Wohnsitz  haben. 
Vom  4.  Januar  1917  (RGBl.  S.  5).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 

Die  oben  genannten  Personen  (vgl.  hierzu  jedoch  die  Bekanntmachungen 
vom  20.  April  1915  —  Bd.  50.  S  314  —  und  vom  25.  Juni  1915  -  Bd.  50, 
S.  323  — )  können  vermögensrechtliche  Ansprüche  bis  zum  30.  April  1917  (nach 
Bekanntmachung  vom  26.  März  1917:31.  Juli  1917)  nicht  geltend  machen;  bei 
bereits  rechtshängigen  Ansprüchen  ruht  das  Verfahren  bis  zum  30.  April  (31.  Juli) 
1917.  (Vgl.  die  früheren  Bekanntmachungen:  Bd.  50,  S.  332,  Bd.  51,  8.  363,  Bd.  52, 
S.  220  f.,  Bd.  53,  8.  69,  und  Bd.  54,  8.  310.) 

Bekanntmachung  betr.  die  Fr  isten  des  Wechsel-  und  Scheck- 
rechts für  Elsaß  Lothringen.  Vom  4.  Januar  1917  (RGBl. 
S.  6). 

Durch  die  Bekanntmachung  werden  die  Fristen  des  Wechsel-  und  Scheck- 
rechts für  Elsaß-Lothringen  bis  zum  .30.  April  1917  (nach  Bekanntmachung  vom 
26.  März  1917:31.  Juli  1917)  verlängert.  (Vgl.  die  frühere  Bekanntmachung  vom 
5.  Oktober  1916,  Bd.  54,  8.  310.) 

Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  Schuhsohlen, 
Sohlenschonern,  Soh len b e w e h r un gen  und  Lederersatz- 
stoffen. Vom  4.  Januar  1917  (RGBl.  S.  7  ff.).  —  Mit  Ausführungs- 
bestimmungen vom  gleichen  Tage  (RGBl.  S.  10  f.).  Auf  Grund  des  Ges. 
vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Schuhsohlen,  die  nicht  ausschließlich  aus  Leder  oder  Holz  in  einem  Stück 
bestehen.  Sohlenschoner  und  Sohlenbewehrungen,  zu  deren  Herstellung  Leder  ver- 
wandt wird,  und  Lederersatzstoffe  dürfen  nur  mit  Zustimmung  der  Ersatzeohlen- 
Gesellschaft  gewerbsmäßig  hergestellt  oder  gewerbsmäßig  verwandt  oder  sonst  in 
den  Verkehr  gebracht  werden.  Die  Bekanntmachung  über  untaugliches  Schuh- 
werk vom  21.  Juni/19.  Oktober  1916  (Bd.  53,  S.  192,  und  Bd.  54,  8  313  tritt 
außer  Kraft.  (Vgl.  wegen  Schuhwaren  auch  die  Bekanntmachungen  vom  14.  Juni 
1916,  Bd.  53,  S.  191,  21.22.  Juni  1916,  Bd.  53,  8.  192,  28.  September  1916, 
Bd.  54,  S.  306,  19.  Oktober  1916,  Bd.  54,  8.  113,  6.  Dezember  1916,  oben  S.  76, 
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23.  Dezember  1916,   oben   8.  82  und  S.  82 f.,  25.  Januar  1917,   unten  Forts., 

17.  März  1917,  unten  Forts.,  22.  März  1917,  unten  Forts.,  24.  März  1917  —  zwei 
Bekanntmachungen  —  unten  Forts.) 

Bekaiintmachung  zur  Aenderung  der  Ausführungsbestim- 
mungen  zur  Verordnung  des  Bundesrats  über  die  Ein- 
fuhr  von  kondensierter  Milch  und  von  Milchpnlver  vom 

18.  April/16.  Dezember  1916  (RGBL  S.  303,  1392).  Vom 
6.  Januar  1917  (RGBL  S.  13).  Auf  Grund  der  genannten  Bekannt- 
machung. 

Es  handelt  sich  um  eine  unwesentliche  Bestimmung  über  den  Zeitpunkt  des 
Ueberganges  des  Eigentums  an  eingeführter  und  von  der  Zentral-Einkautcgesell- 
schaft  übernommener  Milch  usw.  (Vgl.  im  übiigen  Bd.  53,  8.  72,  und  Bekannt- 
machung vom  16.  Dezember  1916  oben  S.  80.) 

Bekanntmachung  über  S  aat  gu  t  v  on  B  u  eh  wei  zen  und  Hirse, 
Hülsenfrüchten,  "Wicken  und  Lupinen.  Vom  6.  Januar  1917 
(RGBl.  S.  14  fL).     Auf  Grund  verschiedener  Verordnungen. 

Die  genannten  Früchte  dürfen  zu  Saatzwecken  nur  abgesetzt  werden,  wenn 
sie  zu  8aatzwecken  ireigegeben  sind.  Der  Bändel  mit  Saatgut  ist  nur  den  von 
den  Landeszentralbehörden  bezeichneten  Saatstellen  und  den  von  diesen  zuge- 
lassenen Händlern  und  Erzeugern  von  Saatgut  gestattet.  Er  geschieht  vermittels 
Saatkarten,  die  für  Händler  durch  die  zulassende  Saatstelle,  für  Verbraucher  durch 
den  Kommunalverband  ausgestellt  wird.  Es  werden  Erzeugerhöchstpreise  und 
höchstzulässige  Zu.schläge  tur  den  Handel  festgesetzt.  Die  Bestimmungen  finden 
keine  Anwendung  auf  Saatgut  von  Hülsenfrüchten,  das  zum  Gemüseanbau  be- 
stimmt ist.  Diese  Ausnahme  ist  durch  Bekanntmachung  vom  23.  März  1917  im 
wesentlichen  wieder  aulgehoben.  Für  Saatgut  von  Wicken  und  Lupinen  werden 
durch  Bekanntmachung  vom  16.  Januar  1917  Höchstpreise  festgesetzt.  Vgl.  auch 
Bekanntmachung  vom  11.  Januar  1917.  unten  8.  86. 

Verordnung  betr.  Abänderung  der  Prisenordnung  vom 
30.  September  1909  (RGBL  1914,  S.  275,  441,  481,  509; 
1915,  8.  227;  1916,  S.  437,  773).  Vom  9.  Januar  1917  (RGBL 
8.  21  f.). 

Die  Prisenordnung  (vgl.  Bd.  49,  8.  54  f.)  erhält  in  Vergeltung  gegen  Eng- 
land und  seine  Verbündeten  weitere  Verschärfungen.  (Die  bisherigen  entsprechen- 
den Bekanntmachungen  sind  in  der  Ueberschrilt  angeführt.) 

Bekanntmachung  betr.  Aenderung  der  Postordnung  vom 
20.  März   19  00.     Vom  7.  Januar  1917  (RGBL  S.  23  f.). 

Die  Bekanntmachung  enthält  die  mit  Rücksicht  auf  die  Bekanntmachung 
vom  4.  Januar  1917  (vgl.  oben  8.  84)  nötige  Aenderung  der  postalischen  Vor- 
schriften. 

Bekanntmachung  zur  D  ur  eh  f  üh  ru  n  g  der  Verordnung  über 
phosphorhalt  ige  Mineralien  und  Gesteine.  Vom  8.  Januar 
1917  (RGBL  S.  25).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai 
1916  (RGBL  S.  402). 

Die  mit  der  Durchführung  der  genannten  Verordnung  vom  30.  November 

1916  (vgl.  Bd.  54,  8.  322)  betraute  Stelle  ist  die  Kriegs-Phosphat-Gesellschaft. 
(Vgl.  die  weitere  Bekanntmachung  vom  5.  März  1917,  unten  Forts.,  auch  Be- 
kanntmachung vom  1.  März  1917,  unten  Forts.) 

Bekanntmachung  über  Branntwein   aus  Wein.    Vom  9.  Januar 

1917  (RGBl.  S.  25  fL).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.-Mai 
1916  (RGBL  S.  401). 
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Inländischer  Wein  BOwie  ausländischer  Kotwein  bestimmter  Art  darf  (tot- 
behaltlich  von  Uebergangsbestimmungen)  nicht  mehr  zur  Herstellung  von  Brannt- 
wein verwendet  werden.  Hersteller  von  Branntwein  aus  oder  mit  Zusatz  von 
Wein  dürfen  ihre  Bestände  nur  noch  mit  Genehmigung  des  Vorsitzenden  der  ßeichs- 
branntweinstelle  absetzen,  der  auch  alle  bei  ihnen  vorhandenen  Vorräte  gegen  einen 
angemessenen  Preis  übernehmen  kann.  Auch  sonst  darf  derartiger  Branntwein 
nur  mit  Genehmigung  der  gleichen  Stelle  in  den  freien  Verkehr  übergeführt 
werden.  Bestimmte  Anzeigepflichten  werden  festgesetzt.  (Vgl.  wegen  Branntwein 
Bekanntmachung  vom  15.  April  1916,  Bd.  53,  8.  70  f.,  3.  August  1916,  Bd.  54, 
S.  165,  5.  August  1916,  Bd.  54,  S.  166,  und  vom  14.  September  1916,  Bd.  54, 

5.  304,  und  die  daselbst  aufgeführten  Bekanntmachungen,  ferner  Bekannt- 
machungen vom  24.  Februar  1917,  unten  Forts.,  2.  März  1917,  unten  Forts., 
22.  März  1917,  unten  Forts.) 

Bekanntmachung  betr.  gewerbliche  Schutzrechte  von  An- 
gehörigen Italiens.  Vom  9.  Januar  1917  (RGBl.  S.  29).  Auf 
Grund  der  Verordnung  vom   1.  Juli   1916  (RGBl.  S.  414). 

Die  Bekanntmachung  vom  1.  Juli  1915  (vgl.  Bd.  50,  8.  328  f.)  soll  bezüglich 
Neuanmeldung  von  Patenten  usw.  auch  auf  Italiener  Anwendung  finden.^ 

Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  Hafer  und  Sommer- 
gerste zu  Saatzwecken.  Vom  11.  Januar  1917  (RGBl.  S.  31  ff.). 
Auf   Grund    der  Verordnung  vom  6.  Juli    1916  (RGBl.  S.  800  und  811). 

Veräußerung,  Erwerb  und  Lieferung  von  Hafer  und  Sommergerste  zu  Saat- 
zwecken sind  nur  gegen  Saatkarte  erlauDt,  die  dem  Erwerber  von  seinem  Kom- 
munalverbande ausgestellt  wird.  Außerdem  bedarf  die  Veräußerung  von  Saatgut 
im  allgemeinen  der  Genehmigung  des  Kommunalverbandes,  für  den  es  beschlag- 
nahmt ist;  der  Handel  mit  nicht  selbst  gebautem  Saatgut  bedarf  einer  besonderen 
Zulassung  der  Reichsfuttermittelstelle.  Vgl.  wegen  Saatgut  insbesondere  Bekannt- 
machung vom  27.  Juli  1916,  Bd.  53,  8.  209,  16.  November  1916,  Bd.  54,  S.  320, 

6.  Januar  1917,  oben  8.  85. 

Bekanntmachung  über  die  Wahlen  nach  der  Reichever- 
sicherungsordnung. Vom  11.  Januar  1917  (RGBl.  S.  39).  Auf 
Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Die  nach  Bekanntmachung  vom  18.  April  1916  (vgl.  Bd.  53,  S.  73)  bis  zum 
31.  Dezember  1917  verlängerte  Amtsdauer  der  Vertreter  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  bei  Versicherungsbehörden  usw.  wird  weiter  bis  auf  den  Schluß  des 
Kalenderjahres  verlängert,  das  dem  Jahre  folgt,  in  welchem  der  Krieg  beendet  ist. 

Bekanntmachung  betr.  die  Verlängerung  der  Priorit&ts- 
fristen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko.  Vom 
12.  Januar  1917  (RGBl.  S.  39  f.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung 
vom  7.  Mai  191 B  (RGBl.  S.  272). 

Es  wird  mitgeteilt,  daß  Mexiko  die  in  der  Bekanntmachung  vom  7.  Mai 
1915  (vgl.  Bd.  50,  S.  316)  genannten  Prioritätsfristen  zugunsten  der  deutschen 
Reichsangehörigen  verlängert  hat.  (Vgl.  wegen  früherer  Bekanntmachungen  die  Be- 
kanntmachung vom  22.  Dezember  1916,  oben  S.  83.)- 

Bekanntmachung  über  die  Regelung  der  Einfuhr.  Vom 
16.  Januar  1917  (RGBl.  S.  41  f.).  Mit  Aasführungsbestimmungen  vom 
gleichen  Tage  (RGBl.  S.  42  ff.)  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGB1._  S.  327). 

Die  Einfuhr  aller  Waren  über  die  Grenzen  des  Deutschen  Reiches  ist  nur 
mit  Bewilligung  des  Eeichskommissars  für  Aus-  und  EinfuhrbewiUigung  in  Berlin 
gestattet.  Eine  Reihe  von  Ausnahmen  ist  vorgesehen.  Vgl.  Bekanntmachung 
vom  8.  Februar  1917,  unten  Forts. 
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Bekanntmachung  über  die  Gewährung  einer  Haferzulage 
an  Holzabfuhi-pferde.  Vom  14.  Januar  1917  (RGBl.  S.  45). 
Auf  Onind   der  Bakanntmachnng  vom  6.  Juli   1916  (RGBl.  S.  811). 

An  Holzabfuhrpferde  kann  eine  Zulage  von  bis  zu  1'/,  Pfd.  täglich  auf  die 
Dauer  der  Holzabfuhr  bewilligt  werden.  (Vgl.  Bekanntmachung  vom  19.  August 
1916,  Bd.  54,  B.  169,  Bekanntmachung  vom  23.  Dezember  1916,  oben  S.  83,  und 
die  daselbst  aufgeführten  weiteren  Bekanntmachungen.) 

Bekanntmachung  über  die  Vornahme  einer  Erhebung  der 
Vorräte  an  Brotgetreide  und  Mehl,  Gerste,  Hafer  sowie 
Hülsenfrüchten  am  16.  Februar  1917.  Vom  14.  Januar  1917 
(RGBl.  8.  46  ff.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1916 
(RGBl.  S.  401). 

Die  Erhebung  erstreckt  sich  auf  sämtliche  landwirtschaftlichen  Betriebe, 
Kommunalverbände,  im  wesentlichen  auch  auf  Bäcker,  Konditoren,  Händler  und 
Tierhalter.  Vgl.  auch  Bekanntmachung  vom  22.  April  1915,  Bd.  50,  8.  315, 
22.  Oktober  1915,  Bd.  51,  8.  365,  und  3.  August  1916,  Bd.  54,  8.  165  f. 

Bekanntmachung  betr.  die  Reichsstelle  für  Druckpapier. 
Vom  17.  Januar  1917  (RGBl.  S.  50).  Auf  Grund  der  Verordnung  vom 
18.  April   1916    (RGBl.  8.  306). 

Die  in  den  Monaten  November  und  Dezember  1916  erfolgten  Lieferungen 
von  maschinenglattem,  holzhaltigem  Druckpapier  sind  zu  den  von  der  Reichs- 
Btelle  für  Druckpapier  festgesetzten  Preisen  zu  berechnen,  soweit  das  Papier  zum 
Druck  von  Tageszeitungen  bestimmt  ist.  (Vgl.  wegen  weiterer  Bekanntmachungen 
die  Bekanntmachung  vom  21.  Dezember  1916,  oben  8.  82.) 

Bekanntmachung  betr.  die  Stundungsvorschriften  der  Zah- 
lungsverbote gegen  das  feindliche  Ausland.  Vom  17.  Januar 
1917   IRGB\.  8.  51  f.).     Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl. 

5.  327). 

Durch  Bekanntmachung  vom  30.  September  1914  (vgl.  Bd.  49,  8.  67)  sind 
Vermögensansprüche  von  Personen,  die  im  feindlichen  Ausland  ihren  Sitz  oder 
Wohnsitz  haben,  gestundet  worden.  Nach  vorliegender  Bekanntmachung  kann 
die  Erfüllung  doch  gefordert  werden,  wenn  der  Anspruch  einem  Deutschen  zu- 
steht, der  sicn  im  Inland  oder  innerhalb  der  verbündeten  Staaten  oder  in  einem 
besetzten  Gebiet  aufhält.  Dies  gilt  jedoch  nicht  für  Forderungen,  die  erst  nach 
der  Erklärung  des  Kriegszustandes  mit  dem  betreffenden  feindlichen  Staate  von 
deutscher  Seite  erworben  sind.  Der  Reichskanzler  kann  weitere  Ausnahmen 
zulassen,  insbesondere  die  Vergünstigung  auf  sämtliche  Personen  ausdehnen, 
die  in  den  besetzten  Gebieten  ihren  Wohnsitz  bzw.  Sitz  haben.  (Letzteres  für 
Rußland  ges(^hehen  durch  Bekanntmachung  vom  3.  Februar  mit  der  Forderung, 
daß  der  gegenwärtige  Aufenthalt  bzw.  Verwaltung  tatsächlich  im  besetzten  Ge- 
biete ist.) 

Bekanntmachung  über  die  Preise  für  Saatgut  von  Wicken 
und  Lupinen.  Vom  16.  Januar  1917  (RGBl.  8.  53).  Auf  Grund 
der  Bfkanntmachung  vom  6.  Januar  1917  (RGBl.  S.   14). 

Der   Inhalt   ist   bereits   in    die    Inhaltsangabe    der    Bekanntmachung    vom 

6.  Januar  1917  (vgl.  oben  8.  85)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  betr.  weitere  Aenderung  der  Ausfüh- 
rungsbestimmungen vom  10.  und  2  7.  Oktober  1916  zu 
der  Verordnung  über  Rohtabak.  Vom  17.  Januar  1917  (RGBl. 
S.  64).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  10.  Oktober  1916  (RGBl. 
S.  1145). 
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Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekannt- 
machung vom  30.  Dezember  1916  (vgl.  oben  S.  84)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  über  die  Beurkundung  von  Geburts-  und 
Sterbefällen  Deutscher  im  Ausland.  Vom  18.  Januar  1917 
(RGBl.  S.  55  ff.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914'  (RGBL 
S.  327). 

Sind  während  des  Krieges  Deutsche  in  die  Gewalt  des  Feindes  geraten  und 
in  das  Ausland  verbracht  worden,  so  können  Geburten  und  Sterbefälle,  die  sich 
vor  der  Rückkehr  in  das  Inland  ereignet  haben,  doch  durch  einen  deutschen 
Standesbeamten  beurkundet  werden.  :v,'.i-r.-.ti  .«^.  i 

Bekanntmachung  über  die  Eintragung  der  Legitimation 
unehelicher  Kinder  von  Kriegsteilnehmern  in  da.s  Ge- 
burtsregister. Vom  18.  Januar  1917  (RGBl.  S.  67).  Auf  ;Grund 
des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327).  jf-  .  -J 

Hat  ein  uneheliches  Kind,  dessen  Vater  Kriegsteilnehmer  ist  *■  oder'  ge- 
wesen ist,  dadurch  die  Rechtsstellung  eines  ehelichen  Kindes  erlangt,  daß  der 
Vater  die  Mutter  geheiratet  hat,  so  hat  das  Vormundschaftsgericht  auf  Antrag 
eines  Beteiligten  die  Beischreibung  dieser  Tatsache  ara  Rande  der  Geburtsurkunde 
anzuordnen.  Vgl.  wegen  unehelicher  Kinder  auch  Gesetz  vom  4.  August  1914, 
Bd.  49,  8.  57,  Bekanntmachung  vom  21.  Januar  1916,  Bd.  52,  8.  225  und  vom 
1.  März  1917,  unten  ForU. 

Bekanntmachung  über  die  Verfolgung  von  Zuwiderhand- 
lungen gegen  Vorschriften  über  wirtschaftliche  Maß- 
nahmen. Vom  18.  Januar  1917  (RGBl.  8.  68).  Auf  Grund  des  Ges. 
vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327).  "31 

Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  Vorschriften  über  wirtschaftliche  Maßnahmen 
(vgl.  Ges.  vom  4.  August  1914,  Bd.  49,  8.  56)  kann,  solange  die  öffentliche  Klage 
noch  nicht  erhoben  ist,  von  der  Staatsanwaltschaft  Einstellung  des  Verfahrens 
beantragt  werden,  weun  der  Beschuldigte  in  unverschuldetem  Irrtum  über  tias 
Bestehen  oder  die  Anwendbarkeit  der  übertretenen  Vorschrift  die  Tat  für  erlaubt 

fehalten  hat.  Ueber  den  Antrag  entscheidet  der  Amtsrichter.  Ist  die  öffentliche 
^lage  bereits  erhoben,  und  erachtet  das  Gericht  die  erwähnten  Voraussetzungen 
für  gegeben,  so  hat  es  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  abzulehnen  bzw.  den 
Angeschuldigten  außer  Verfolgung  zu  setzen.  Ergibt  endlich  die  Hauptverhand- 
lung, daß  die  genannten  Voraussetzungen  vorliegen,  so  ist  der  Angeklagte  frei- 
zusprechen. 

Bekanntmachung  über  Stickstoff.  Vom  18.  Januar  1917  (RGBl. 
S.  69 f.).     Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August   1914  (RGBl.  S.  327). 

Der  Reichskanzler  ernennt  einen  Reichskommissar  für  Stickstoffwirtschaft, 
der  dem  Kriegsamt  untersteht.  Der  Reichskoramissar  kann  Anordnungen  über 
die  Herstellung  und  den  Verbrauch  von  Stickstoff  sowie  über  den  Verkehr  mit 
Stickstoff  treffen.  Seine  Befugnisse  erstrecken  sich  jedoch  nicht  auf  den  Ver- 
kehr und  den  Verbrauch  stickstoffhsJtiger  Düngemittel,  die  zur  Zuständigkeit  des 
Kriegsernährungsamts  gehören.  ( G~~C.') 

(Fortsetzung  folgt.) 


Miizellen.  gQ 


Miszelien. 


I. 
Probleme  der  Elektrizitätswirtschaft. 

Von  Dr.  W.  H.  Eilwards  iGöltiiigen). 

S^eit  der  Jahrhundertwende  ist  ein  progressiv  wachsender  ununter- 
brochener Fortschritt  in  der  Zahl  der  Krafterzeugungsstätten  und  in 
ihrer  Leistungsfähigkeit  in  der  Maximallieferung  elektrischer  Kraft 
festzustellen.  Das  Hilfsmittel  der  Reklame  und  das  Licht  der  Reichen 
sind  heute  nicht  mehr  die  wesentlichsten  Bedarfsquellen  für  elektrische 
Arbeit.  Im  Gegenteil  tritt  der  häusliche  und  geschäftstechnische  Be- 
leuchtungsbedarf gegenüber  den  Kraftansprüchen  des  Kleinbahnwesens 
und  der  chemischen  Großindustrie  völlig  in  den  Hintergrund.  Dieser 
größeren  Bedeutung  der  Stromerzeugung  und  -Verteilung  für  die  ganze 
Volkswirtschaft  entspricht  die  Wandlung  der  Probleme  der  Elektrizitäta- 
wirtschaft  aus  Gegenständen  der  Kommunalpolitik  zu  Lebensfragen  der 
Nationalwirtschaft. 

Schon  vor  dem  Kriege  befaßten  sich  die  deutschen  Bundesstaaten 
mit  der  Regelung  der  Elektrizitätsversorgung  ihrer  Gebiete '),  sei  es, 
daß  sie  unter  Ausnutzung  vorhandener  Naturkräfte  selbst  als  Strom- 
erzeuger wirkten,  sei  es,  daß  sie  nur  Richtlinien  für  die  privatwirt- 
schaftliche Stromerzeugung  und  -Verteilung  in  ihren  Ländern  aufstellten. 
Diese  Eingriffe  der  Staatsgewalt  boten  Anlaß  und  Handhabe  zur  Er- 
öffnung einer  allgemeinen  Diskussion  der  Elektrizitätsfragen.  Die  tiefere 
Ursache  der  Neubelebung  dieser  Fragen  war  aber  eine  Folge  der  volks- 
wirtschaftlichen und  staatswirtschaftlichen  Aufgaben  der  Kriegs-  und 
üebergangswirtschaft.  Die  lange  Dauer  des  Weltkrieges,  seine  unge- 
heuren Kosten  und  seine  möglichen  wirtschaftlichen  Folgen  ließen  eine 
allseitige  Betrachtung  der  Verwertungs-  und  Organisationsmöglichkeiten 
aller  deutscher  Kraftquellen  angezeigt  erscheinen. 

L    Großkraftwerke,  Nabkraftwerke  und  Einzelkraftstätten. 

In  der  Geschichte  der  Entwicklung  der  Stromerzeugung  macht  sich 
dasselbe  Problem  bemerkbar,  das  der  gesamten  modernen  Produktion 
den  Stempel  aufdrückt:  Inwiefern  erfordert  der  Stand  der 
Produktionstechnik  den  Großbetrieb  mit  Ueberschuß- 
erzeugung    oder    den    Kleinbetrieb   mit    nur    momentaner 

1)  Eine  übeisiebtlichc  und  mit  reichlichem  amtlichen  Material  beichte  Darstellung 
dieser  stiialliohen  Müßnahmcn  bietet  die  Schrift  von  Passow,  Staatliche  Elektrizität«- 
werke  in  Deutschland.  (Bcitrüjjc  zur  Lehre  Ton  den  industriellen,  Handels-  und  Vtr- 
kehrsuntcrnehniuugen,   Heft  1.)     Jena  (G.  Fisrln  r)   1916. 
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Bedarfsdeckung?  In  der  Elektrizitäts Wirtschaft  bedeutet  dies  die 
Abgrenzung  des  Wirkungsbereiches  und  die  Erkenntnis  der  Produktions- 
bedingungen  der  Groß-  bzw.  Fernkraftwerke,  der  Nahkraftwerke  und 
der  Einzelkraftstätten.  Hierbei  verkörpern  Großkraftwerk  und  Nah- 
kraftwerk den  bedeutungsvollen  Gegensatz,  während  die  Einzelkraft- 
stätten  mehr  abseits  liegen.  Die  letzteren  sollen  daher  vorwegge- 
nommen werden. 

Zum  Verständnis  der  Erörterung  der  obigen  Tjpen  sei  daran  er- 
innert, daß  Elektrizität  bisher  vorwiegend  durch  Verwendung  von 
Wassergefällen,  Dampfmaschinen  oder  Oelmotoren  erzeugt  wurde.  Wind 
und  die  Gezeiten  des  Meeres  sind  bishur  nur  sehr  unvollkommen  und  dann 
nur  in  fast  bedeutungslosen  Anlagen  in  Anspruch  genommen.  Da  die 
Dampfkraft  und  jetzt  neuerdings  auch  der  Oelmotor  in  fast  allen  Oe- 
werbezweigen  als  Kraftquelle  benutzt  wird,  leuchtet  es  ohne  weiteres 
ein,  daß  alle  Unternehmungen,  die  neben  größerem  Bedarf  an  mecha- 
nischen Antriebkräften  auch  Strombedarf  haben,  diesen  aus  einer 
eigenen  Zentrale  —  der  Einzelkraftstätte,  so  genannt,  weil  sie  keinen 
Kollektivbedarf  (Dorf,  Stadt  oder  Kreis),  sondern  nur  einen  Einzelbcdarf 
befriedigt  — ,  die  von  einer  der  beiden  obengenannten,  an  sich  schon 
unentbehrlichen  Kraftquellen  betrieben  wird,  zu  decken  suchen  werden. 
Ueberall,  wo  daher  starke  mechanische  Kraftquellen  mit  ungleichartiger 
Beanspruchung,  dagegen  nur  untergeordneter  Strombedarf  vorhanden 
sind,  hat  sich  bisher  die  Einzelkraftstätte  als  die  rentabelste  Erzeu- 
gungsart bewährt.  So  ist  es  denn  gekommen,  daß  mit  Ausnahme  der 
elektrochemischen  Industrie  fast  kein  Industriezweig  mit  größeren 
Unternehmungstypen  bisher  zu  den  lukrativen  Abnehmern  der  öffent- 
lichen Stromerzougungsstätten  zu  rechnen  ist.  Wollen  die  öffentlichen 
Kraftwerke  diese  Abnehmer  gewinnen,  so  müssen  sie  fast  immer -Preis- 
koDzessionen  machen,  die  sogar  die  Erstattung  der  durchschnitt- 
lichen Selbstkosten  aus  dieser  Stromlieferung  in  Frage  stellen.  Sonst 
ist  eine  Konkurrenz  mit  der  Einzelkraftstätte  ausgeschlossen.  Anders 
in  der  elektrochemischen  Industrie. 

Die  in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  und  vor  allem  in  den  Kriegs- 
jahren immer  mehr  vervollkommneten  elektrochemischen  (elektroana- 
lytischen  und  elektrosynthetischen)  Fabrikationsverfahren,  die  sowohl 
Metallgewinnung,  als  Herstellung  von  Chemikalien  des  Massenverbrauches 
umfassen,  haben  eine  Revolution  des  Stromverbrauches  herbeigeführt. 
Hier  treten  zum  ersten  Male  Abnehmer  von  Kraftstrom  auf,  die  einen 
großen  Teil  der  Stromerzeugung  ununterbrochen  —  Tag  und  Nacht  — 
abnehmen  können.  Kurze  Zeiten  der  Höchstleistung  brauchen  jetzt 
nicht  mehr  mit  langen  Zeiten  ganz  geringer  Stromabnahme  abzuwechseln, 
sondern  durch  die  Gewinnung  der  elektrochemischen  Fabriken  kann  die 
durchschnittliche  Stromabgabe  des  Werkes  in  den  24  Stunden  des  Tages 
ziemlich  nahe  an  das  technische  Leistungsmaximum  gebracht  werden. 
Um  diese  neue  Konjunkturentwicklung  ausnutzen  zu  können,  müssen 
jedoch  zwei  Vorbedingungen  erfüllt  werden : 

a)  Der  Strompreis  für  Kraftstrom  muß  seitens  der  öffentlichen 
Stromerzeuger   so   gestellt    werden,    daß   die  Abnahme  des   Stromes  aus 
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•eibständigen  Werken  für  die  elektrochemische  Industrie  vorteilhafter 
ist,  als  die  Eigenerzeugung  in  Einzelkraftstätten  in  Anschloß  an  die 
Fabriken. 

b)  Zur  weitgehenden  Verbilligung  des  Stromes  muß  eine  Vergemein- 
schaftlichung  der  zu  verschiedenen  Zeiten  zur  Aushilfe  heranzuziehen- 
den Reservekraftquellen  eingeleitet  werden. 

Wie  B.  Thierbach  in  seiner  vorzüglichen  Schrift')  ausführt, 
sind  heutzutage  die  Erzeugungsbedingungen  des  elektrischen  Stromes  in 
Deutschland  nicht  die  rationellsten  und  günstigsten.  Vielmehr  sind 
neben  den  rentabelsten  und  rationellsten  Großkraftwerken  (Ueberland- 
tentralen)  zahlreiche  kleinere  Stromerzeugungsstätten  (Nahkraftwerke) 
in  vollem  Betriebe,  die  den  Strom  auch  mit  Gewinn  erzeugen  wollen, 
aber  dies  nur  zu  einem  Preise  tun  können,  der  den  Strombezug  für 
Großabnehmer  unrentabel  macht.  Es  sind  nun  schon  solche  kleineren 
und  kleinsten  Werke  dazu  übergegangen ,  die  eigene  Stromerzeugung 
einzustellen,  um  sich  ausschließlich  mit  der  Verteilung  des  von  einem 
größeren  Werke  bezogenen  billigen  Stromes  zu  begnügen.  Solche  Still- 
iegungen unrentabler  Werke  haben  zwar  schon  an  manchen  Orten  eine 
wesentliche  Verbilligung  des  Strombezuges  herbeigeführt,  aber  sie  haben 
bisher,  da  sie  auf  der  Einsicht  der  Beteiligten  beruhten  bzw.  die  An- 
schlußmöglichkeit an  eine  billige  Zentrale  voraussetzten,  nur  örtliche 
Fortschritte  bedingt. 

Bei  der  großen  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  einer  allge- 
meinen rationellen  Stromerzeugung  ist  naturgemäß  die  Forderung 
geltend  gemacht  worden,  durch  einheitliche  Maßnahmen  für  Preußen 
oder  am  besten  für  das  Reich  einen  technischen  und  organisatorischen 
Aufbau  der  Stromerzeugung  zu  entwerfen,  der  die  billigste  und  betriebs- 
sicherste Stromherstellung  und  Stromabgabe  ermöglichen  würde.  Während 
die  organisatorischen  Gesichtspunkte  zusammen  mit  dem  Problem  des 
Elektrizitätsmonopols  erst  im  dritten  Teile  unserer  üebersicht  behandelt 
werden  sollen,  interessiert  uns  hier  zunächst  die  technische  Lösung 
der  Frage. 

Zwei  Folgerungen  können  unzweifelhaft  aus  dem  heutigen  Stande 
der  Elektrotechnik  gezogen  werden:  Die  vorteilhafteste  Stromerzeugung 
findet  in  Großkraftwerken,  die  in  unmittelbarer  Nähe  von  billigen  Kraft- 
quellen (Wasser  oder  Kohlen)  errichtet  sind,  statt,  während  die  günstigste 
Stromverteilung  von  ihnen  aus  in  der  Form  des  hochgespannten  (100  000 
Volt)  Drehstromes  an  Bezirksumformerstationen  für  zusammenhängende 
Versorgungsgobiete  erfolgt. 

Diese  Erfahrungen  sind  nun  von  dem  bekannten  Theoretiker  des 
Kraftwerkbaues  Prof.  G.  Klingenberg  in  seinem  Vortrage  auf  der 
Jahresversammlung  des  Verbandes  deutscher  Elektrotechniker  (1916) 
über  „Elektrische  Großwirtschaft  unter  staatlicher  Mitwirkung"  zu 
einem  Organisationsplan  ausgestaltet  worden. 


1)  „Fernkraftpläne,    Nahkriittwerke    und    Ein«clkr«ftatättcn,    ihr    Geltungsbereich 
unj  ihre  gegenseitigen  Grcu/.linien."     Berlin  (J.  Springer)  1917. 
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KÜDgenberg  empfiehlt  für  Preußen  und  die  kleineren  Bundesstaaten 
—  da  Sachsen,  Baden  und  Bayern  schon  eigene  Eichtlinien  in  Aussicht 
genommen  haben  (man  vergleiche  darüber  Passows  obengenannte 
Schrift)  —  die  Errichtung  von  etwa  25  staatlichen  Großkraftwerken 
mit  Maschineneinheiten  von  15000  bis  20000  Kilowatt  und  einer  Ge- 
samtleistung von  je  80  000  bis  100  000  Kilowatt  an  geeigneten  Punkten, 
also  in  der  Nähe  von  Kohlengruben  und  Wasserkräften  oder  Orten  mit 
günstigen  Frachtbedingungen. 

Dieses  System  von  Großkraftwerken  würde  nun  in  dem  Maße,  in 
welchem  sich  der  Elekrizitätsverbraueh  steigern  würde  ^  also  zu  Er- 
weiterungsbauten bestehender  Werke  geschritten  werden  müßte  —  und 
als  Ersatz  für  ausfallende  abgenutzte  bzw.  stillgelegte  Maschinensätze 
unrentabeler  Werke  sich  als  Haupterzeugungsquelle  neben  den  fortbe- 
stehenden Einzelkraftstätten  einführen.  Klingenberg  rechnet  f(:r  da« 
Jahr  1926  und  für  Deutschland  —  wie  ihm  kürzlich  vorgehalten  worden 
ist,  viel  zu  vorsichtig  —  mit  einer  Erzeugung  der  fortbestehenden 
öffentlichen  Werke  von  etwa  1,5  Milliarden  Kilowattstunden  und 
mit  einer  Stromabgabe  aller  Großkraftwerke  an  öffentliche  Werke 
von  etwa  8,5  Milliarden  Kilowattstunden.  Bei  günstigen  Strompreisen 
nimmt  er  ferner  an,  daß  der  im  Jahre  1926  mit  20  Milliarden  Kilo- 
wattstunden angesetzte  Bedarf  der  Einzelkraftstätten  zu  etwa  einem 
Drittel  —  wiederum  recht  niedrig  bemessen  —  mit  6  Milliarden  Kilo- 
wattstunden aus  den  Großkraftwerken  gedeckt  werden  würde.  Dann 
ergibt  eine  —  für  1926  vorsichtig  geschätzte  —  üebersicht  der  Elek- 
trizitätserzeugung folgendes  Bild: 

Oi^ffentliche  Nabkraftvteike  IS  Milliatilcn  Kilowalt»tundeii 

Großkraftwerke  14,6  „  „ 

EinzelkraftstäUen  14,0  „  „ 

Diese  die  technisch  günstigste  Verteilung  der  Erzeugungsaufgaben 
darstellende  Arbeitsteilung  bedingt  aber,  daß  keins  der  dann  bestehen- 
den Werke  genötigt  ist,  seinen  Betrieb  auf  die  mögliche  höchste  Lei- 
etungsanforderung  seines  Versorgungsgebietes  einzurichten.  Zur  Ver- 
meidung der  weiteren  Festlegung  großer  Kapitalien  in  Maschinensätzen 
und  sonstigen  Anlagen,  die  nur  selten  als  lokale  Reserven  zur  Erzeu- 
gung herangezogen  werden,  verbindet  Klingenberg  daher  sein  OroB- 
kraftwerkprojekt  mit  einer  Vergemeinschaftlichung  der  Reservekraft. 
Er  erreicht  dies  durch  eine  Verkuppelung  aller  Großkraftwerke. 

Im  Interesse  der  Einheitlichkeit  sind  Umdrehungszahlen  und  Lei- 
stungen der  einzelnen  Maschinensätze  sowie  Erzeugungsspannung,  Ober- 
spannung und  Periodenzahl  für  alle  Werke  gleich  zu  wählen  und  diese 
untereinander  mit  Hochspannungsleitungen  von  100  000  Volt  derartig 
zu  verbinden,  daß  sie  sich  gegenseitig  mit  20  000  bis  40  000  Kilowatt 
unterstützen  können.  An  dieses  Hochspannungsnetz ,  das  zwar  da- 
zwischenliegende große  Verbrauchsorte  berühren  darf,  aber  doch  mög- 
lichst wenig  Anzapfungen  enthalten  soll,  sind  auch  die  auszunützenden 
Wasserkräfte  anzuschließen.  Der  Betrieb  ist  dann  so  zu  führen,  daß 
der  Ausnutzungsfaktor  der  am  billigsten  erzeugenden  Werke  innerhalb 
des  Netzes  möglichst  hoch  gehalten  wird.     Um  ein  Beispiel  zu  wählen 
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müßte  also  stets  im  Rabmon  des  Netzes  des  Bayernwerkes,  dem  unter 
anderen  das  staatliche  Wasserkraftwerk  am  Walchensee  neben  bestehen- 
den örtlichen  Dampfkraftwerken  angehört,  dafür  gesorgt  werden,  daß 
die  Dampfkraftwerke  erst  dann  zur  Stromerzeugung  mitherangozogen 
würden ,  wenn  die  Maschinensätze  des  Walchenseewerkes  fast  am 
Maximum  der  Leistungsfähigkeit  angelangt  sind.  Nur  so  würde  man 
dem  Unterschied  der  Produktionskosten  der  Stromerzeugung  aus  Kohlen 
(teuere  Fracht  nach  Bayern)  und  aus  Wasserkräften  gerecht.  So  sichert 
man  erst  dem  gesamten  Versorgungsgebiete  den  billigsten  Preis  in  der 
Großerzeugung  des  Stromes. 

Der  Strom,  der  in  den  Großkraftwerken  erzeugt  wird,  muß  nun, 
noch  bevor  er  an  die  bisher  selbst  erzeugenden  kleineren  Werke  zur 
Abgabe  an  die  einzelnen  Abnehmer  verteilt  werden  kann,  von  der 
100  000  Volt  Spannung  auf  die  Mittelspannung  von  möglichst  einheit- 
lich 15  000  Volt  herunter  transformiert  werden.  Dazu  sind  an  den 
Uebergangsstellen  aus  der  Hochspannleitung  in  die  lokale  Vertoilungs- 
leitung  Transformalorenanlagen  zu  errichten.  Klingenberg  berechnet  — 
vorsichtig  wie  immer  —  die  i^aukosten  der  Großkraftwerke,  und  der  Hoch- 
spannungsleitung mit  den  Transformatorenanlagen  auf  zusammen  etwa 
1  Milliarde  M.  Den  Reinertrag  aus  der  Stromerzeugung  berechnet  er 
nach  Verzinsung  des  obigen  Betrages  auf  etwas  über  40  Mill.  M. 

Dieser  epochemachende  Vorschlag  von  Klingenberg  hatte  zwei  wesent- 
liche Vorläufer.  Für  das  rechtsrheinische  Bayern  hatte  O.  v.  Miller 
in  dem  von  ihm  entworfenen  Gründungsplan  des  gemischtwirtschaft- 
lichen Bayern  Werkes ')  eine  auf  das  Walchenseewerk  gestützte  Lan- 
de 8 elektrizitätsversorgung  vorgesehen,  während  die  sächsische  Regie- 
rung im  Jahre  1916  eine  Vorlage  2)  über  die  einheitliche  staatliche 
Versorgung  des  Elektrizitätsbedarfes  Sachsens  der  sächsischen  Volks- 
vertretung vorlegte  und  nach  längeren  Verhandlungen  mit  ihr  zur  Ver- 
abschiedung brachte.  Während  in  Bayern  der  Strom  möglichst  von  den 
billigen  Wasserkraftwerken  am  Walchensee  und  an  der  Saalach  bei 
Reichonhall  erzeugt  werden  soll,  ist  für  Sachsen  —  zum  Teil  unter 
Heranziehung  staatlicher  Kohlenfelder  --  eine  Stromerzeugung  aus 
Braunkohlen  in  zwei  jeweils  in  der  östlichen  und  westlichen  Hälfte  des 
Landes  gelegenen  Großkraftwerken  in  Aussicht  genommen. 

Diese  in  weitgehendster  Vorbereitung  befindlichen  staatlichen  Elek- 
trizitätsversorgungsprojekte bedeuteten  für  Klingenbergs  Gegner  schwer 
TU  überwindende  Schranken.  Es  nimmt  daher  nicht  wunder,  daß  Thier- 
bach  in  seiner  obengenannten  Schrift  bei  der  Wiedergabe  der  Diskus- 
sion über  Klingenbergs  Vorschlag  keine  Darstellung  schwerwiegender 
Gegengründe  vorbringen  kann.  Der  einzige  ernsthafte  Versuch  der 
Widerlegung  des  Vorschlages  (gemacht  von  Voigt  in  einem  Vortrage 
in  der  Voreinigung  der  Elektrizitätswerke)  zeichnete  sich  durch  das 
Fehlen    größerer  Gesichtspunkte  aus.     Die   gemachten   technischen  Ein- 

1)  Vgl.    dazu    Passow,    Staatliche   Elektrizitätswerke   in    Deutsehland.    S.    6 — 18. 

2)  Vgl.  dazu  Passow  1.  c.  S.  56  ff.  und  die  die  sächsischen  Organisationsgesichts- 
punkte behandelnde  Schrift  von  Beut  1er,  Die  geplante  staatliche  Eiektrizität«ver8or- 
gung  im   Königreich  Sachsen,  Berlin  (J.  Springer)   1916,  42  SS. 
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würfe  sind  von  Thierbach  —  nach  sorgfältigen  Berechnungen  —  in 
seiner  Schrift  entkräftet  worden. 

Es  nimmt  daher  nicht  wunder,  daß  die  tatsächliche  Entwicklung 
der  preußischen  Elektrizitätspolitik  sich  in  der  Richtung  der  Klingen- 
bergschen  Vorschläge  bewegt.  Die  vom  preußischen  Ministerium  der 
Öffentlichen  Arbeiten  ständig  geförderte  einheitliche  Elektrizitätsversor- 
sung  des  Gebietes  zwischen  Bremen  und  dem  Main  aus  den  staatlichen 
Wasserkraftwerken,  die  an  den  Talsperren  im  Oberwesergebiet  und  an 
den  Stufen  des  Mains  gelegen  sind,  sowie  aus  dem  jetzt  vom  Landtage 
bewilligten  Dampfgroßkraftwerk  bei  Hannover  stellt  eine  wesentliche 
Etappe  des  Klingenbergschen  Vorschlages  dar. 

Nachdem  wir  gesehen  haben  wie  die  einzelnen  Bundesstaaten  für 
g^oße  Teile  oder  für  die  Gesamtheit  ihrer  Gebiete  dazu  übergehen,  ein- 
heitliche staatliche  oder  unter  staatlichem  Einfluß  stehende  Großkraft- 
werksysteme zu  bauen  und  zu  betreiben  und  damit  das  Prinzip  der 
rationellsten  Stromerzeugung  durchzuführen,  verbleibt  dem  wirtschaft- 
lichen Sachverständigen  nur  die  Aufgabe,  auf  die  Notwendigkeit  hinzu- 
weisen, nicht  aus  übermäßiger  Ehrfurcht  vor  innerdeutschen  Grenzen 
dieses  Prinzip  im  einzelnen  zu  durchbrechen.  Dem  Reichshochspannungs- 
netz  und  der  Reichsstromreserve  gehört  in  der  deutschen  Elektrizit&ts- 
wirtschaft  die  Zukunft '). 

n.  Die  Strompreise  und  die  privaten  Elektromonopole. 

Aus  den  vorhergehenden  Ausführungen  ging  hervor,  daß  die  billige 
Erzeugung  und  der  daraus  folgende  große  dauernde  Verbrauch  an  Kraft- 
strom die  Selbstkosten  der  gesamten  Stromerzeugung  maßgeblich  be- 
einflussen werden.     Wie  wird  dies  geschehen? 

Der  Zusammenhang  zwischen  Selbstkostenfaktoren  und  Preisbildung 
der  elektrischen  Arbeit  ist  zum  ersten  Male  im  Jahre  1907  von 
G.  Siegel  in  seiner  grundlegenden  Schrift  „Die  Preisstellung  beim 
Verkaufe  elektrischer  Arbeit"  klargelegt  worden.  Gerade  zur  rechten 
Zeit  erscheint  die  wertvolle  Schrift  in  zweiter,  vermehrter  und  um- 
gearbeiteter Auflage  unter  dem  Titel:  „Der  Verkauf  elektrischer  Ar- 
beit" 2).  Der  Verfasser,  der  die  mehr  theoretischen  Ausführungen  seines 
Jugendwerkes  an  der  Hand  eigener  Erfahrungen  durch  praktische  Ge- 
sichtspunkte aus  der  Elektrizitätswirtschaft  glücklich  ergänzen  konnte, 
legt  uns  endgültige  Ergebnisse  über  den  Ausgleich  von  Leistung  und 
Entgelt  bei  der  Abgabe  elektrischer  Arbeit  vor. 

Allen  seinen  Ausführungen  ist  der  Gedanke  übergeordnet,  daß  die 
Stromerzeugungsbetriebe,  wie  in  früheren  Jahren  Eisenbahnen  und  Post- 
aostalten,  in  viel  zu  einseitiger  Weise  die  Preisbildung  ihrer  Leistung 
nach  den  eigenen  Selbstkosten  der  einzelnen  gebotenen  Leistung  und 
nicht  genug  nach  der  Wertschätzung  der  elektrischen  Arbeit  seitens 
der  gewonnenen  und  der  noch  zu  gewinnenden  Benutzer  vornahmen. 
Dabei  wurde  nämlich    völlig  verkannt,    daß    diese    Selbstkosten    keines- 

1)  üeber  das  Beichselektrizität<monopoI  vergleiche  maii  unten  lU. 

2)  Bei  .J.  Springer,  Berlin   1917. 
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wegs  annäheiud  konstante,  sondern  im  Gegenteil  mit  dem  Maße  der 
Ausnutzung  der  Leistungsfähigkeit  des  Betriebes  veränderliche  Größen 
darstellen.  Damit  berührt  Siegel  die  Kernfrage  in  der  Elcktrizitäts- 
wirtschaft.  Sie  lautet :  Soll  die  Preisbildung  der  elektrischen  Arbeit 
von  zahllosen  privaten  oder  kommunalen  Werken  erfolgen,  die  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  vom  engen  Ertragsstandpunkt  wirtschaften,  oder 
soll  die  Preisbildung  vom  Staate  in  erster  Linie  nach  dem  Gesichtspunkt 
der  Steigerung  des  Stromverbrauches  bei  sinkenden  Selbstkosten  für 
die  abgegebene  Einheit  geregelt  werden  ? 

Hier  wird  die  Antwort  unbedenklich  zugunsten  einer  staatlich  ge- 
regelten Elektritäts Wirtschaft  abzugeben  sein.  Siegel,  der  diese  Schluß- 
folgerung noch  nicht  zieht,  vergleicht  den  gegenwärtig  in  der  Eiektrizi- 
tätswirtschaft  herrschenden  einseitigen  Ertragsstandpunkt  mit  den  primi- 
tiveren Tarifgesichtspunkten,  die  in  den  Anfängen  des  Post-  und  Eisen- 
bahnwesens vorherrschten.  Der  Volkswirt  wird  aus  diesem  treffenden 
Vorgleich  den  Schluß  ziehen,  daß  bei  der  Uebereinstimmung  des  wirt- 
schaftlichen Charakters  der  verglichenen  ünternehmungstypen  (Sach- 
monopole: in  denen  immer  nur  ein  Eisenbahnnetz  bzw.  e i n e  Slromver- 
teilungsanlage  ein  bestimmtes  Gebiet  wirtschaftlich  rationell  versorgen 
kann)  dieselbe  Entwicklung  zum  Staatsbetriebe  sich  auch  in  der  Elek- 
trizitätswirtschaft vollziehen  muß.  Siegel  hegt,  wie  aus  vielen  Stellen 
seines  Buches  direkt  und  indirekt  hervorgeht,  die  Hoffnung,  daß  der 
Staatssozialismus  im  Elektrizitätswesen  nicht  zu  siegen  braucht,  wenn 
die  Einzelunternehmungen  soziale  Gesichtspunkte  bei  der  Preisbildung 
zur  Geltung  kommen  lassen. 

Drei  wirksame  Mittel  dazu  —  die  übrigens  auch  seitens  einer 
später  durchzuführenden  staatlichen  Preispolitik  zu  beachten  wären  — 
führt  Siegel  an: 

1)  Die  Preisbildung  soll  der  Wertschätzung  des  elektrischen  Lichtes 
und  der  elektrischen  Kraft  seitens  der  Stromkonsumenten  Rechnung 
tragen. 

2)  Gesteigerter  Strombedarf  und  Vermehrung  der  Anschlüsse  sind 
durch  eine  planmäßige  Werbetätigkeit  zu  erreichen. 

3)  Dem  Stromkonsumenten  sind  mehrere  Tarifschemata  als  Ver- 
tragsgrundlage anzubieten,  damit  derselbe  sich  diejenige  Vertragsform 
aussuchen  kann,   die  seinen  Bedarfsverhältnisson  angepaßt  ist. 

Der  erste  Gesichtspunkt  bringt  eine  überaus  feine  praktische  Ver- 
wertung der  modernen  Monopolpreistheorien  zur  Geltung.  Er  geht  von 
dem  richtigen  Gedanken  aus,  daß  es  weder  ein  absolutes  Lichtmonopol 
noch  ein  absolutes  Kraftmonopol  in  sachlicher  Hinsicht')  gibt. 
Bei  der  an  sich  vorhandenen  allgemeinen  Vertretbarkeit  aller  Licht-  und 
Kraftquellen  entscheidet  für  die  Wahl  einer  bestimmten  Quelle  in  erster 
Linie  der  Preis  —  bei  ungleichen  Preisen  für  dieselbe  Leistung 
und  in  zweiter  Linie  —  bei  annähernder  oder  vollständiger  Preisgleich- 

1)  Vereinzelte  Fftlle,  in  denen  der  Benutzer  einer  Monopolstellung  des  öffent- 
lichen Werkes  gcgenüljei'stcht,  weil  er  nur  elektrisehe  Energie  gebrauchen  kunn,  sind 
»iemlieh  selten.  Die  elektrochemische  Industrie  gehört  nicht  zu  ihnen,  da  diese  Fabrikea 
dann  mit  einer  Einzelanlage  (vgl.  I )  billiger  arbeiten. 
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heit  —  das  Schwergewicht  der  Benutzungsvorzüge.  Der  Strompreis 
muß  also  nicht  einheitlich  einen  gleichmäßigen  Anteil  an  den  Selbst- 
kosten und  dem  veranschlagten  Betriebsgewinn  des  Werkes  enthalten, 
sondern  er  soll  nach  dem,  was  der  Benutzer  für  die  Leistung  zu  zahlen 
gewillt  ist,  bemessen  werden. 

Dieser  Begriff  der  Wertschätzung  ist  nun  bei  den  Stromabnehmern, 
abgesehen  von  großen  Betrieben,  die  mit  haarscharfen  Selbstkosten- 
berechnungen  arbeiten,  nicht  weit  verbreitet.  Im  üegenteil  besteht 
unter  den  Abnehmern  kleinerer  und  mittlerer  Strommengen  eine  ganz 
falsche  Vorstellung,  welche  Kraftform  für  sie  am  vorteilhaftesten  ist. 
Hier  müssen  nun  nach  Siegel  die  Elektrizitätserzeugungs-  und  Elektrizi- 
tätsverteilungsanstalten  durch  eine  planmäßige  Werbetätigkeit  eingreifen. 
Diese  Werbung  darf  aber  weder  darauf  gerichtet  sein,  um  jeden  Preis 
—  besonders  durch  Vorspiegelung  falscher  Verbrauchsangaben  —  neue 
Anschlüsse  zu  gewinnen,  noch  soll  sie  bestrebt  sein,  gewonnene  An- 
schlußinhaber durch  Anpreisung  elektrischer  Apparate,  die  den  produk- 
tiven Bedingungen  oder  den  wirtschaftlichen  Vorhältnissen  der  Ab- 
nehmer nicht  entsprechen,  zur  vorübergehenden  Steigerung  ihrer  Strom- 
abnahme zu  verleiten.  Vielmehr  soll  eine  zweckmäßige  Werbetätig- 
keit darauf  einwirken ,  die  vielen  angenommenen  Hindernisse  des 
Stromverbrauches  durch  Aufklärung  zu  beseitigen.  Ferner  soll  sie  jeden 
Abnehmer  liebevoll  überwachen,  um  die  Wirtschaftlichkeit  seines  Strom- 
verbrauches zu  kontrollieren  und  um  ihn  stets  mit  den  neuesten  tech- 
nischen Fortschritten  in  Installation  und  Apparaten  bekannt  zu  machen. 
Diese  Einzolwirkung  muß  natürlich  durch  die  Einwirkung  auf  die  Massen 
- —  Inserate,  Zeitungsartikel  und  elektrotechnische  Ausstellungen  ~  er- 
gänzt werden.  Die  Wirkung  dieser  Werbetätigkeit  dürfte  —  wie  Siegel 
mit  Recht  annimmt  —  darin  bestehen,  den  einzelnen  Benutzern  kon- 
krete Unterlagen  für  einen  sachgemäßen  Vergleich  der  Bezugsbedingungen 
und  Eigenschaften  der  verschiedenen  Energieformen  zu  verschaifen. 
Daraus  bildet  sich  dann  eine  individuelle  Wertschätzung  der  elektrischen 
Arbeit  aus. 

Der  zu  bewirkenden  Differenzierung  der  Wertschätzung  des  Strom- 
verbrauches muß  eine  Differenzierung  in  den  Methoden  der  Strompreis- 
berechnung entgegenkommen.  Dem  Stromabnahmeinteressenten  sind 
daher  zweckroäßigerweise  verschiedene  klare  und  für  den  Laien  be- 
greifliche Stromberechnungsarten  (Tarifschemata)  als  Vertragsgrund- 
lagen vorzulegen.  Die  für  die  verschiedenen  Schichten  und  Gruppen 
von  Abnehmern  zu  entwerfenden  Tarife  müssen  Wertschätzung,  spezielle 
Selbstkostenverursachung  und  Wirtschaftsweise  des  Abnehmers  berück- 
sichtigen. 

Die  Bedeutung  des  ersten  Faktors  leuchtet  ohne  weiteres  ein. 
Beleuchtungsstrom  zu  Luxuszwecken  kann  viel  höher  tarifiert  werden, 
als  der  Verbrauch  in  kleineren  Wohnungen.  Der  Millionär  in  der 
Grunewaldvilla  wird  seine  elektrische  Kristallkrone  auch  dann  noch 
brennen,  wenn  der  kleine  Beamte  lieber  auf  den  Anschluß  verzichtet. 
In  diesem  Sinne  berücksichtigt  Potsdam  den  Mietwert  der  Wohnungen, 
in  denen  elektrische  Anschlüsse  gelegt  werden. 


MUzellen.  97 

Der  zweite  Faktor  ist  technisch-wirtschaftlicher  Natur.  Es  ist 
offenbar  für  ein  Elektrizitätswerk  nicht  gleichgültig,  wann  die  Mehr- 
zahl der  Stromverbraucher  sich  einschalten.  Im  Interesse  eines  guten 
Betriobskoeffizienten  läge  es  offenbar,  wenn  der  stündliche  Durchschnitts- 
verbrauch im  Laufe  der  24  Stunden  des  Tages  möglichst  wenig  vom 
Maximalverbrauch  abweichen  würde.  Dieser  ideellen  Annäherung  wider- 
sprechen die  tatsächlichen  Gebrauchsverhältnisse.  Sie  liegen  bekannt- 
lich 80,  daß  nur  während  einiger  Stunden  der  größte  Teil  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Werkes  in  Anspruch  genommen  wird,  während  zu  anderen 
Zeiten  der  Verbrauch  auf  einen  Bruchteil  dieser  „Spitze"  der  Strom- 
abnahme beschränkt  bleibt.  Vom  Standpunkt  des  Elektrizitätserzeugers 
sind  nun  offenbar  die  Verbrauchsverhättnisse  der  Abnehmer  verschieden 
zu  bewerten,  je  nachdem  ob  diese  hauptsächlich  die  Spitze  belasten 
oder  in  Zeiten  schwachen  Stromverbrauches  die  Ausnutzung  der  An- 
lagen verbessern.  Im  ersten  Falle  —  es  handelt  sich  dabei  um  die 
meisten  Beleuchtungsanschlüsse  —  erfordert  der  Zuwachs  der  Ab- 
nehmerzahl eine  Erweiterung  der  teueren  und  unrentablen  Reserve- 
kräfte, die  nur  während  der  Zeit  der  Spitzenbelastung  zu  arbeiten 
haben.  Hieraus  allein  rechtfertigt  sich  schon  der  allgemeine  Tarif- 
grundsatz: Beleuchtungsstrom  wird  überall  und  in  allen  Ländern  am 
teuersten  verkauft,  da  der  Lichtbedarf  gleichmäßig  und  gegenüber  dem 
Werke  kumulativ  auftritt.  Anders  dagegen  bei  Kraftstromabnehmern 
mit  Tagesbetrieb.  Einmal  sind  sie  sichere  Großabnehmer,  und  dann 
wirkt  ihr  Bedarf  als  ein  Faktor  in  der  besseren  Ausnutzung  der 
Maschinenkraft.  Hier  rechtfertigen  sich  Rabatte,  denn  jeder  Zuwachs 
an  Stromverbrauch  bedeutet  am  Tage,  im  Gegensatz  zu  den  Abend- 
stunden keine  Steigerung,  sondern  eine  Verringerung  der  Selbstkosten 
des  Werkes,  bezogen  auf  die  abgegebene  Stromeinheit.  Tarife,  die  diesen 
Gesichtspunkten  Rechnung  tragen,  sind  nicht  nur  gerecht,  sondern  wirken 
ihrerseits  werbend,  indem  sie  den  Stromabnehmern  die  Ueberzeugung 
verschaffen,  nur  nach  dorn  Ausmaß  der  beanspruchten  Leistung  zur 
Eutgeltung  herangezogen  zu  werden. 

Neben  den  speziellen  Selbstkosten  muß  aber  der  zweckmäßige  Tarif 
zugleich  der  Wirtschaftsweise  der  Stromabnehmer  grecht  werden.  Der 
Großabnehmer  verlangt  genaue  Kalkulation  des  Stromverbrauches,  ge- 
schieden nach  Licht-  und  Kraftstrom  bzw.  nach  Beanspruchung  in 
Tages-  oder  Abendstunden,  während  der  kleine  Mann  mit  einer  kom- 
plizierten Berechnungsart  nichts  anzufangen  weiß,  dagegen  Wert  darauf 
legt,  in  einem  festen,  vorher  bekannten  Betrage  seine  Verbindlichkeit 
»  an  das  Werk  entrichten  zu  können.  So  haben  für  bestimmte  Benutzer- 
gruppen jeweils  Zähler-,  Gebühren-  oder  Pauschaltarife  bzw.  Kombina- 
tionen dieser  Grundtypen  ausschlaggebende  Vorzüge.  Es  wäre  ein  ver- 
hängnisvoller Fehler  jeder  staatlichen  Regelung  der  Elektrizitätsver- 
sorgung, wenn  dieselbe  eine  bürokratische  „Vereinfachung"  der  Tarif- 
typen zur  Folge  haben  würde. 

Was  jede  staatliche  Regelung  dagegen  wohl  bringen  muß,  ist  das 
gleichmäßige  Angebot  der  verschiedenen  Tarifschemata  an  allen  Orten. 
Es   darf   nicht   mehr   dem    Maße   der   Einsicht   des  Leiters  der  lokalen 

Jahrb  f  Nationalök.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  t6).  7 
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Stromverteilungsstello  überlassen  bleiben ,  festzusetzen ,  wieviel  und 
welche  Tariftypen  er  den  Stromabuahmeinteressenten  anzubieten  ge- 
neigt ist. 

An  sich  könnte  diese  Einheitlichkeit  wohl  auch  durch  ein  nor- 
matives Reichsgesetz  erreicht  werden.  Was  aber  die  Wirkung  eines 
solchen  Gesetzes  in  Frage  stellen  würde,  ist  die  Unmöglichkeit,  unter  den 
heutigen  anarchischen  und  zum  Teil  direkt  unwirtschaftlichen  Strom- 
erzeuguugsbedinguDgen  in  diese  Tariftypen  vernünftige  Sätze  hinein- 
arbeiten zu  können. 

Die  heute  noch  vielfach  trotz  der  Tendenz  auf  Verbilligung  des 
Stromes  zur  Erhebung  gelangenden  ungünstigen  Tarifsätze  werden  aber 
nicht  nur  durch  die  technischen  Betriebsbedingungen  der  einzelnen 
Werke,  sondern  vielfach  auch  durch  die  Wirkung  der  privaten  Monopole 
der  Konzerne  A.  E.   G.  und  Siemens-Schuckert  verursacht. 

Zum  Verständnis  der  Entstehung  und  der  Eigenart  dieser  Monopole 
muß  man  sich  die  Entwicklung  des  Elektrizitätsgebrauches  vergegen- 
wärtigen. Die  Elektrizitätserzeugung  kam  zuerst  als  Energieform  für 
eine  Beleuchtungsart  in  Aufnahme.  Das  elektrische  Licht  konnte  seine 
e\perimentellen  Stadien  nicht  im  Laboratorium  in  der  Stille  durch- 
machen, sondern  es  wurde  gleich  im  unfertigen  Zustande  der  viel 
fertigeren  Gasbeleuchtungstechnik  als  Konkurrent  gegenübergestellt. 
Wollte  die  Elektrizitätstechnik  siegreich  aus  diesem  Kampfe  hervor- 
gehen, so  mußte  ein  unsicheres  Herum  tasten  schwacher  Kräfte  ver- 
mieden, dagegen  mußte  die  energische  und  möglich>t  einheitliche 
Fortbildung  dieser  Beleuchtungstechnik  sichergestellt  werden.  In  diesem 
Sinne  gingen  die  beiden  obengenannten  größten  Fabriken  elek- 
trischer Beleuchtungskörper  und  Apparate  dazu  über  —  vielfach  unter 
Zwischenschaltung  einer  Finanzierungsgesellschaft  —  an  giößtren  Orten 
oder  billigen  Kraftquellen  Stromerzeugungswerke  als  Tochtergesell- 
schaften zu  gründen.  Diese  Tochtergesellschaften,  die  mit  den  einzelnen 
Stromabnehmern  verkehren  sollten,  wurden  nun  einerseits  gebunden, 
ihren  ganzen  Bedarf  an  Maschinen  und  Installationsmaterial  von  der 
ihnen  nahestehenden  Muttergesellschaft  zu  beziehen,  während  sie  anderer- 
seits gebunden  wurden,  ihrer  Kundschaft  den  Bezug  der  Installation 
und  des  Zubehörs  für  die  Wohnungsbeleuchtung  vom  Kraftwerke  vor- 
zuschreiben. Diese  Bindungen,  die  das  Er-tarken  der  beiden  deutschen 
Riesenkonzerne  sichergestellt  haben,  waren  so  lange  auch  gegenüber  den 
Tochtergesellschaften  und  deren  Ku  dschaft  gerechtfertigt,  als  ein 
leistungsfähiges  Installationsgewerbe  fehlte.  Seitdem  das  selbständige 
Installationsgewerbe  und  eine  große  Anzahl  elektrotechnischer  Spezial- 
fabriken  entstanden  sind  '),  liegen  diese  Bindungen  nicht  mehr  im  beider- 
seitigen Interesse  von  Käufer  und  Verkäufer,  sondern  besitzen  nur  noch 
einseitige  Bedeutung  als  Absatzsicherungen  für  die  großen  Konzerne. 


1)  Hierzu  vergleiche  man  den  ersten  Abschnitt  des  Buches  von  E.  Ritter,  Die 
öffentliche  Elektrizitätsversorgung  in  Deutschland,  Berlin  (Haudc  und  Spener)  1917, 
und  vor  allem  die  übersichtliche  Darstellung  dieser  Gewcrbezweige  bei  E.  Honig- 
mann, Die  Österreich-ungarische  Elektroindustrie  und  das  Wirtschaflsbünduis  der 
Mittelmächte,  Berlin  (J.  Springer)  1917. 
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In  einer  scharfsinnigen  privat  wirtschaftlichen  Studie  hat  E.  Schiff 
auf  diese  jetzt  vorwiegenden  Schattenseiten  hingewiesen.  In  seiner 
Schrift  [„Allgemeine  Elektrizitäts-Gesellschaft  und  Berliner  Elektri- 
zitätswerke", Berlin  (Franz  Siemenioth)  1917]  führt  er  den  Nachweis, 
■wie  diese  Bindungen  nicht  nur  geeignet  sind,  die  jetzt  technisch  nicht 
mehr  zusammengehörigen  Eluktrizitätsfabriken  und  Stromerzeugungs- 
unternehmungen stets  zum  Schaden  des  abhängigen  Teiles  in  ihrer 
Finanzpolitik  zu  verkuppeln,  sondern  daß  das  Abhängigkeitsverhältnis 
jetzt,  wo  die  großen  Konzerne  im  In-  und  Auslande  mit  leistungsfähigen 
Spezialfabriken  konkurrieren  müssen,  jene  dazu  verleitet,  ihr  besten 
Gewinne  auf  Kosten  der  abhängigen  Tochtergesellschaften  einzuheimsen. 
So  ist  Schiff  der  Ansicht,  daß  die  Berliner  Elektrizitätswerke  durch 
die  ihnen  von  der  A.  E.  G.  zu  hoch  berechneten  Verkaufs-  und  Montie- 
rungspreise  gezwungen  waren,  in  Berlin  einen  Strompreise  anzusetzen, 
der  an  sich  in  dieser  Höhe  durch  die  normalen  Stromerzeugungsbe- 
dingungen nicht  gerechtfertigt  werden  konnte. 

Daß  Schiffs  polemische  Ausführungen  gegen  die  monopolistischen 
Tendenzen  der  A.  E.  G.  keineswegs  einseitig  sind,  geht  aus  der  neuesten 
Entwicklung  auf  diesem  Gebiete  hervor.  Nicht  nur  hat  die  Stadt  Berlin 
trotz  der  Kriegszeit  die  Berliner  Elekrizitätswerke  zum  Buchwerte  von 
125  Mill.  M.  verstadtlicht,  sondern  auch  das  preußische  Abgeordneten- 
haus hat  im  Jahre  1914  einen  konservativen  Antrag  angenommen,  der 
lautet:  „Die  Königl  che  Staatsregierung  zu  ersuchen,  baldmöglichst 
wirksame  Maßnahmen,  eventuell  auf  gesetzlichem  Wege,  zu  treffen, 
welche  geeignet  sind,  einerseits  die  elektrotechnische  Kleinindustrie  und 
die  Installateure  in  ihren  berechtigten  gewerblichen  Interessen,  sowie 
andererseits  die  Stromverbraucher  gegenüber  der  übermächtigen  Ge- 
schäftsgebarung der  Elektrizitätsgesellschaften  zu  schützen."  Als  Folge- 
rung aus  diesem  Antrage  erschien  dann  am  26.  Mai  1914  ein  gemein- 
schaftlicher Erlaß  der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  der  öffent- 
lichen Arbeiten  und  des  Innern  an  die  preußischen  Regierungspräsidenten. 
Dieser  Erlaß  sichert  den  staatlichen  Behörden  ein  Mitbestimmungs- 
recht über  die  Modalitäten  der  Elektrizitätsversorgung  unter  ausdrück- 
licher Berufung  auf  die  Wegehoheitsrechto  und  Grundbesitzerrechte  des 
Staates,  die  bei  der  Genehmigung  neuer  Strom  verteiluegsanlagen 
(Netze)  oder  ihrer  Erweiterungen  im  öffentlichen  Interesse  geltend  zu 
machen  sind. 

m.    Die  staatliche  Organisation  nnd  die  stenertechnische  Erfassung 
der  Elektrizitätserzeugnng . 

In  der  Elektrizitätswirtschaft  drängen  die  Anwendung  der  ratio- 
nellen ErzeugungsbedinguDgen  und  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
einer  gerechten  Strompreisbemessung  unaufhaltsam  auf  eine  einheitliche, 
soziale  und  technisch  möglichst  vollendete  Organisation  der  Produktion 
hin.  Diese  natürliche  Tendenz,  deren  Entstehen  und  Wachstum  wir 
bisher  technisch  und  wirtschaftlich  zu  begründen  versucht  haben,  wird 
in  der  Literatur  vielfach  mit  unklaren  staatssozialistisohen  Bestrebungen 
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in  der  Industriepolitik  und  mit  eklektischen  Steuer-  und  Monopolvor- 
sohlägon  verquickt  und  verkuppelt.  Um  diese  begrifflichen  Unklar- 
heiten zu  beseitigen,  haben  wir  zuerst  die  technischen  und  dann  die 
wirtschaftlichen  Gründe  entwickelt,  die  zur  Zusammenfassung  der  Elek- 
trizitätserzeugung führen  werden.  Ohne  durch  aprioristische  Wert- 
urteile zugunsten  jedes  Staatssozialismus  an  sich  beeinflußt  zu  sein, 
kann  nunmehr  erstens  die  Frage  geprüft  werden,  ob  sich  der  Staat  und, 
falls  dies  bejaht  wird,  in  welcher  Form  an  der  Zentralisation  der 
Stromerzeugung  beteiligen  soll.  Zweitens  ist  zu  prüfen,  ob  eine  staat- 
liche Organisation  als  Steuerobjekt  oder  als  fiskalische  Monopolstellung 
des  Inhabers  zu  behandeln  ist. 

Nachdem  wir  aus  den  bisherigen  Ausführungen  entnommen  haben, 
daß  eine  zentralisierte  Leitung  der  Stromerzeugung  erforderlich  ist,  um 
jeweils  für  das  Gebiet  eines  Netzes  die  stärkste  Heranziehung  der 
am  billigsten  arbeitenden  und  die  weitestgehende  Einschränkung  der 
teuer  arbeitenden  Kraftquellen  sicherzustellen,  steht  man  vor  der  Wahl 
der  folgenden  Organisationsformen:  öffentlich-rechtlicher  Verband  der 
Elektrizitätserzeuger,  ohne  oder  mit  maßgeblichem  staatlichen  Einfluß 
in  der  Leitung,  staatliche  Großerzeugung  und  private  bzw.  kommunale 
Stromverteilung  und  endlich  staatliche  Erzeugung  und  Verteilung  des 
Stromes. 

Wie  und  inwieweit  diese  Organisationstypen  verwirklicht  sind  oder 
noch  zu  verwirklichen  sind,  darüber  goben  die  Schriften  von  Passow  '), 
Ried^),  Schifft;  und  Ritter*)  erschöpfend  Auskunft.  Da  die  ver- 
schiedenen in  dieser  Literatur  behandelten  Projekte,  Gesetzentwürfe 
und  unverbindlichen  Vorschläge  (wie  in  den  Schriften  von  Schiff  und 
Riedel)  bis  zu  ihrer  Verwirklichung  noch  manche  Modifikation  erleiden 
bzw.  überhaupt  wieder  verschwinden  werden,  sollen  hier  nui  einige 
hervorragende  Gesichtspunkte  behandelt  werden. 

Allen  Entwürfen  und  Vorschlägen  ist  der  Gedanke  gemeinsam,  daß 
die  Stromerzeugungsorganisation  nicht  dazu  berufen  ist,  die  Modalitäten 
der  Stromverteilung  innerhalb  lokaler  Bezirke  (Städte,  Kreise  ^  in  die 
Hand  zu  nehmen.  Wenn  die  Organisation  auch  nicht  darauf  verzichten 
soll,  mit  einzelnen  Großabnehmern  der  elektrochemischen  Industrie  oder 
des  elektrischen  Lokalbahnwesens  direkte  Abschlüsse  über  riesige  Strom- 
mengen zu  tätigen,  so  sind  dies  doch  Ausnahmen.  Im  allgemeinen  er- 
streben sie  doch,  als  Abnehmer  die  bisher  selbständig  erzeugenden 
kleineren  Werke  zu  gewinnen,  die  sich  nach  Anschluß  an  die  Zentral- 
organisation mit  der  Verteilung  des  billig  bezogenen  Stromes  in  den 
ihnen  gehörigen  Netzen  begnügen  sollen.  Bayern  verwirklicht  diese 
Umgestaltung,  indem  es  in  der  Gesellschaft  „Bayernwerk"  nicht  nur 
den  Staat  und  sonstige  Großerzeuger,  sondern  auch  die  Großabnehmer 
(Stromverteiler)  zu  einem  einheitlichen  gesamtbayerischen   Elektrizitäts- 


1)  1.  c. 

2)  „Gegenwart  und  Zukunft  der  Elekrizitätswirtschaft  in  Deutschland  und  Oester- 
reich",  Berlin  und  Wien  (ürban  und  Sohwarzenherg)   19 17. 

3)  „Staatliehe  Begelung  der  Elektrizilätawirtschaft",  Tübingen  (J.  C.  B.  Mohr)  1916 

4)  1.  c. 
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betrieb  zusammenfaßt.  In  der  Gesellschaft  Bayernwerk  hat  der  Staat 
kein  garantiertes  Uebergewicht. 

Als  in  Baden  der  Ausbau  des  Murgwerkes  in  Auesicht  genommen 
wurde,  unterbreitete  eine  Bank  der  badischen  Regierung  einen  Vor- 
schlag, dem  zufolge  Bau  und  Betrieb  des  Werkes  einer  Aktiengesell- 
schaft zu  überlassen  wären,  bei  der  neben  sonstigen  Interessenten  der 
Staat  mit  50  Proz.  plus  1  Aktie  zu  beteiligen  wäre.  Nach  längeren 
Erwägungen  lehnte  der  Staat  diesen  Vorschlag  ab;  er  beschloß,  wie  es 
nach  ihm  auch  Preußen  und  Sachsen  taten,  Bau  und  Betrieb  selbst  in 
die  Hand  zu  nehmen.  Aber  auch  in  diesen  Fällen  wurde  von  seiten 
des  Staates  nur  die  Strommassenerzeugung  in  Aussicht  genommen,  da- 
gegen auf  Stromverteilung  —  abgesehen  von  der  Abgabe  aus  dem 
Hochspannungsnetz  an  Großabnehmer  —    in   lokalen  Netzen    verzichtet. 

Sachsen  behält  die  grundsätzliche  Ueberlassung  der  Stromverteilung 
an  die  Gemeinden  zwar  auch  bei,  aber  der  Staat  nimmt  sich  doch  das 
Recht,  auch  in  allen  den  Gemeinden,  wo  selbständig  arbeitende  Kraft- 
werke in  Betrieb  sind,  Strom  an  Einzelverbraucher,  wenn  dies  im  volks- 
wirtschaftlichen Interesse  gelegen  ist '),  direkt  aus  dem  Staatsnetz  zu 
liefern.  Damit  will  sich  die  sächsische  Regierung  offenbar  eine  Hand- 
habe sichern,  widerhaarige  Werke,  die  zu  teuer  produzieren,  zur  Auf- 
gabe der  Eigenproduktion  und  zum  Anschluß  an  den  staatlichen  Groß- 
betrieb zwingen  zu  können.  Und  damit  streifen  wir  den  zweiten 
Gesichtspunkt,  der  bei  allen  diesen  Organisationsfragen  die  Hauptrolle 
spielen  wird:  Wie  muß  der  Staat  die  Kleinverkaufspreise 
für  elektrische  Arbeit  regeln? 

Oben  (sub.  II)  haben  wir  die  zu  beachtenden  Preisbildungsfaktoren 
gewürdigt,  hier  können  wir  das  Ergebnis  dahin  zusammenfassen,  daß 
der  Strom  im  Kleinverkauf  (Durchschnittspreis  der  abgegebenen  Einheit) 
nicht  mehr  einbringen  darf,  als  die  Selbstkosten  des  Bezuges  des 
Stromes  aus  der  billigsten  dieser  Verteilungsstelle  zugänglichen  Kraft- 
quelle, vermehrt,  sowohl  um  angemessene  Verzinsung  und  Tilgung  des 
Anlagekapitals  des  lokalen  Werkes,  als  um  den  durchschnittlichen  Ge- 
winn seines  Besitzers  (Stadt,  Privatunternehmen).  Offenbar  wird  die 
Durchführung  dieses  Grundsatzes  einige  Schwierigkeiten  bereiten,  mit 
ihm  steht  und  fällt  aber  die  günstige  volkswirtschaftliche  Wiikung 
eines  zentralen  Betriebes  der  Stromerzeugung.  Engherzige  privatwirt- 
schaftliche oder  kommunalwirtschaftliche  Gesichtspunkte  müssen  einer 
weitherzigen  volkswirtschaftlichen  Preisbildung  der  elektrichen  Arbeit 
Platz  machen. 

Diese  notwendige  Wandlung  kennzeichnet  die  Natur  der  entgegen- 
stehenden Widerstände.  Die  Kommunen  befürchten,  eine  ausbaufähige 
Steuerquelle  zu  verlieren,  während  manches  private  Kraftwerk  be- 
fürchten   muß,    sein  Versorgungsmonpol    einzubüßen.     Zwei   gleich  aus- 


1)  L.  Asolioff  vertritt  in  seiner  interessanten,  aber  einseitig  staaL^sozialistiscben 
Schrift;  „Form  und  Endziel  einer  allgemeinen  Versorgung  mit  Elektrizität"  den  Vor- 
schlag, dem  Staate  die  gesamte  Stromerzeugung,  dagegen  unter  Ausschaltung  der  Ge- 
meinden den  Provinzen  die  Stromverteilung  zu  übertragen.  Dies  wäre  im  Grunde  der 
leine  Staatsbetrieb. 
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eiohtslose  Wege  wurden  bisher  von  den  Gegnern  einer  einheitlichen 
Elektrizitätsversorgung  betreten.  Entweder  suchen  sie  darzulegen,  daß 
man  die  natürlichen  Unterschiede  der  Lage  und  der  Stromerzeugungs- 
bedingungen der  einzelnen  Kraftquellen  eines  Landes  nicht  ausgleichen 
dürfe,  da  dieses  ungerecht  sei,  oder  sie  kommen  mit  dem  unglaublich 
kleinlichen  Argument:  die  billige  Herstellung  des  Stromes  in  wenigen 
staatlichen  Großkraftwerken  sei  den  Staaten  von  den  beiden  Elektro- 
konzernen  gewissermaßen  inspiriert  worden,  um  am  Staate  bei  der 
Errichtung  dieser  Großkraftwerke  zu  verdienen. 

Der  erste  Einwand  ist  an  sich  gewiß  beachtlich,  denn  es  geht  aus 
dem  oben  formulierten  Grundsatz  ohne  weiteres  hervor,  daß  Gewinn- 
Steigerungen  aus  dem  Kleinverkauf  elektrischer  Arbeit  eben  nur  durch 
die  Absatzsteigerung,  aber  nicht  mehr  durch  willkürliche  Preiserhöhungen 
seitens  der  stromverteilenden  Gemeinden  erzielt  werden  konnten.  Der 
Aufschlag  auf  die  Selbstkosten  würde  in  Zukunft  pro  Einheit  konstant 
bleiben.  Aber  diese  Konstanz,  die  dem  Stadtkämmerer  recht  unbequem 
werden  mag,  muß  im  Interesse  der  in  den  Jahren  der  Uebergangs Wirt- 
schaft unbedingt  notwendigen  Beständigkeit  solcher  Produktionsgrund- 
lagen, die  eine  Festlegung  vertragen,  auf  diesem  Gebiete  erzielt 
werden.  Die  in  manchen  Städten  schon  vor  dem  Kriege  hervorgetretene 
Unsicherheit  und  Unstetigkeit  der  kommunalen  Finanzpolitik  läßt  es  bei 
der  Beweglichkeit  der  Zuschläge  zur  Grund-  und  Einkommensteuer 
doppelt  berechtigt  erscheinen,  den  Preis  des  Stromes  aus  diesem  Wechsel 
der  Anschauungen  und  Gesichtspunkte  auszuschalten. 

Der  zweite  Einwand  ist  dagegen  gänzlich  haltlos.  Dieselben  Schrift- 
steller —  wie  z.  B.  Eitter  —  die  dem  Staat  vom  Bau  großer  rentabel 
arbeitender  Kraftwerke  abraten,  weil  dadurch  die  finanzielle  Leistungs- 
fähigkeit der  Elektrokonzerne  (A.  E.  G.  und  Siemens-Schuckert),  die  an 
der  Lieferung  der  Kraftmaschinen  beteiligt  sein  würden,  weiter  ge- 
stärkt würde,  müßten  lachen,  wenn  man  dem  Eisenbahnminister  davon 
abraten  wollte,  auf  wichtigen  Strecken  doppelte  oder  vierfache  Gleise 
zu  legen,  nur  weil  der  große  Schienenauftrag  der  kartellierten  und 
syndizierten  Montanindustrie  zugute  kommen  müsse.  Wir  müssen 
uns  im  Gegenteil  freuen,  daß  wir  gerade  in  Deutschland  zwei  derart 
loistungsfähige  Großunternehmungen  besitzen,  daß  der  Staat  ihnen  un- 
bedenklich die  Errichtung  seiner  Kraftwerke  anvertrauen  kann,  ohne 
befürchten  zu  müssen,  daß  die  erste  Betriebszeit  ein  riskantes  Ex- 
perimentalstadium  darstellen  wird.  Wer  trotzdem  noch  Bodenken  hegen 
sollte,  der  sei  daran  erinnert,  daß  Klingenberg  die  Kosten  seines  Vor- 
schlages nur  auf  etwas  über  900  Mill.  M.  für  Preußen  bezifferte.  Diese 
Summe  vertritt  nur  den  zweijährigen  Ertrag  der  preußischen  Ein- 
kommensteuer bzw.  5  Proz.  des  Anlagekapitals  der  deutschen  Eisen- 
bahnen. 

Die  behandelten  Einwände  gegen  die  staatliche  Organisation  der 
Elektrizitätswirtschaft  lassen  es  aber  angezeigt  erscheinen,  eine  jede 
solche  Organisation  von  vornherein  nach  einem  klaren  und  durch- 
sichtigen Kostendeckungsprinzip  arbeiten  zu  lassen.  Will  der  Staat  aus 
volkswirtschaftlichen    Gründen   aus    der    Zahl    der    vorhandenen  Kraft- 
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erzeugungsverfahren  ein  Verfahren  herausgreifen,  um  es  einheitlich  zu 
regeln  so  muß  diese  Regelung  sich  auch  tatsächlich  ohne  fiskalische 
Nebenabsichten  im  öffentlichen  Interesse  vollziehen.  Von  diesem  neben 
anderen  Gesichtspunkten  aus  ist  Hartmann  zuzustimmen,  wenn  er 
in  seiner  Schrift  „Das  Reichs-Elektrizitätsmonopol"  ')  den  in  letzter  Zeit 
mehrfach  vorgetragenen  Monopolplänen  eine  Absage  erteilt. 

Wie  ist  diese  berechtigte  Absage  zu  verstehen  und  zu  begründen? 
Richtet  sie  sich  gegen  jede  steuertechnische  Erfassung  der  Strom- 
erzeugung oder  gegen  die  Monopolform? 

Zwei  außerhalb  dieser  Fragen  stehende  allgemeine  Gesichtspunkte 
von  großer  Bedeutung  sind  hier  vorweg  zu  berücksichtigen:  die 
Finanzlage  des  Reiches  und  der  Bundesstaaten,  sowie  die  steuertechnisch 
einfache   Erfaßbarkeit   der   Stromerzeugung   und    des  Stromverbrauches. 

Wie  die  Friedensverhandlungen  mit  unseren  verschiedenen  Feinden 
auch  verlaufen  mögen,  eins  steht  für  jeden  urteilsfähigen  Finanzfach- 
mann fest:  kein  Land  vermag  die  Kriegkosten  der  anderen  Länder 
gegen  es  voll  und  ganz  zu  übernehmen.  Alle  kriegführenden  Länder 
machen  sich  daher  heute  schon  mit  dem  Gedanken  vertraut,  mindestens 
den  überwiegenden  Teil  der  eigenen  Kriegskosten  als  Staatsschuld  kon- 
solidieren und  aus  eigenen  Mitteln  verzinsen  und  abzahlen  zu  müssen. 
Auch  im  Falle  der  Zahlung  einer  mehr  oder  weniger  großen  Kriegs- 
entschädigung seitens  der  Feinde  an  uns  würden  unsere  jährlichen 
Verbindlichkeiten  8  Milliarden  M.  überschreiten.  Davon  würde  der  größte 
Teil  dem  Reiche,  der  kleinere  Teil  den  Bundesstaaten  zur  Last  fallen. 
Beide  Faktoren  im  deutschen  Steuerwesen  ^  Reich  und  Einzelstaaten  — 
sind  also  auf  eine  Einnahmeerhöhung  aus  Steuern  angewiesen.  Beide 
Faktoren  werden  von  dem  berechtigten  Bestreben  geleitet  werden,  erst 
neue  Quellen  zu  erschließen,  bevor  alte  Quellen  stärker  ausgenutzt 
werden.  Die  ständig  wachsende  Stromerzeugung  bietet  sich  nun  beiden 
öffentlichen  Gewalten  als  dankbare  Steuerquelle  dar.  Nur  mit  einem 
wesentlichen  praktischen  Unterschied!  Das  Reich  hat  keinen  Ausgangs- 
punkt zur  Schaffung  eines  Stromerzeugungsmonopols,  denn  es  besitzt 
keine  Kraftwerke,  Kohlengruben  oder  Wasserläufe,  während  diese  nicht 
nur  im  Besitze  fast  jedes  größeren  Einzelstaates  sind ,  sondern  sich 
schon  zum  Zweck  der  Stromerzeugung  in  staatlicher  Verwaltung  und 
Betrieb  befinden.  Das  an  sich  aus  betriebstechnischen  Gründen  — 
größte  Einheitlichkeit  der  Leitung  (vgl.  L  Schlußabsatz)  —  erstrebens- 
werte Reichselektrizitätsmonopol  würde  zu  seiner  Verwirklichung  also 
eine  Machtprobe  zwischen  Reich  und  Einzelstaaten  hervorrufen. 

Sie  wäre  gewiß  nicht  zu  scheuen,  wenn  anders  die  betriebs- 
technischen und  steuertechnischen  Ziele  nicht  zu  erreichen  wären.  Die  be- 
triebstechnische Einheit  kann  aber  durch  einen  dem  Staatsbahnwagenver- 
bande  nachgebildeten,  auf  vertraglicher  Grundlage  beruhenden  Reichs- 
elektrizitätsverbande  erreicht  werden,  während  die  Besteuerung 
der  elektrischen  Energie  leichter  und  reibungsloser  durch  eine  Ver- 
brauchssteuer   als    durch    ein   Monopol   zu   erzielen    ist.      Während   bei 

1)  Bcrliu   (J.  Springer)   1897. 


104  Misxellen. 

manchen  Artikeln  des  Massenverbrauches  —  wie  beim  Tabak  und 
seinen  Erzeugnissen  —  eine  abgestufte  Steuererhebung  angesichts  der  ge- 
forderten Qualitätsverschiedenheiten  und  der  unterschiedlichen  Leistungs- 
fähigkeit der  Käufer  leichter  im  Preise  des  fertigen  Produktes  als  am 
einzelnen  Artikel  durchzuführen  ist  (Banderollenwirtschaft!),  bietet  die 
elektrische  Arbeit  das  entgegengesetzte  Bild.  Hier  gibt  es  nur  zwei 
Warenqualitäten  —  Kraftstrom  und  Lichtstrom  —  deren  Abgabe  seitens 
jeder  der  sich  insgesamt  vermindernden  Verteilungsstellen  im  eigenen 
Interesse  buchmäßig  genau  festgestellt  wird.  Eine  Reichssteuer,  die 
nur  zwei  Sätze  enthält  und  die  als  fester  Aufschlag  zum  Stromverbrauch 
vom  Werk  mit  der  Strombezahlung  eingezogen  wird,  stellt  eine  einfache, 
billige  und  nicht  leicht  umgehbare  i)  Einnahmequelle  dar. 

So  sind  wir  denn  schon  aus  Gründen,  die  der  Gestaltung  und  Ent- 
wicklung der  Elektrizitätswirtschaft  übergeordnet  sind,  zu  einer  Be- 
vorzugung einer  Reichssteuer  vor  einem  Reichsmonopol  gelangt.  Damit 
befinden  wir  uns  aber,  wie  Hartmann  in  der  Literaturübersicht  seiner 
obengenannten  wertvollen  Quellenschrift  nachweist,  in  Uebereinstimmung 
mit  den  politischen  und  literarischen  Aeußerungen  aller  wirklich  sach- 
verständigen Bearbeiter  dieser  Frage.  Ihre  Bedenken  decken  sich  zum 
Teil  mit  unseren  obigen  Ausführungen,  zum  Teil  gehen  sie  aus  anderen 
wirtschaftlichen  und   betriebstechnischen  Gründen  hervor. 

Der  hauptsächlichste  wirtschaftliche  Gegengrund  hängt  mit  der  all- 
gemein verbreiteten  Vorstellung  der  Notwendigkeit  einer  großen  Er- 
giebigkeit jedes  Monopols  zusammen.  Man  wendet  dieserbalb  gegen 
ein  Elektrizitätsmonopol  ein,  daß  der  erst  in  der  Entwicklung  befind- 
liche große  Stromverbrauch  keine  nennenswerte  Besteuerung  verträgt, 
folglich  wären  also  nur  geringfügige  Einnahmen  zu  erwarten  —  ergo 
wäre  auch  ein  Monopol  nicht  am  Platze.  Diese  Gedankengänge  können 
uns  nicht  einleuchten.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar,  daß  man  in  kluger 
Voraussicht  sofort  ein  Monopol  schafft,  wo  sich  ein  Massenverbrauch 
anbahnt.  Wenn  es  z.  B.  rechtzeitig  bei  der  Kaligewinnung  geschehen 
wäre,  so  wäre  einerseits  die  unOkonomische  und  überhastete  Erschlie- 
ßung der  Kalilager  unterblieben,  während  zugleich  bei  höheren  Ausfuhr- 
preisen dem  Reiche  eine  —  auch  aus  kleinsten  Anfängen  hervorgegangene 
—  ständig  wachsende  Einnahmequelle  erschlossen  wäre.  Dann  ist 
ferner  daran  festzuhalten,  daß  die  Elektrizität  nach  der  Verteuerung 
ihres  schärfsten  Konkurrenten:  der  Dampfkraft  aus  Steinkohlen-), 
wohl  einen  nennenswerten  Aufschlag  vertragen  kann.  Die  Verteuerung 
der  anderen  Kraftquellen  —  Kohlen  und  Gas  durch  die  Arbeitslöhne, 
Explosionsmotore  durch  die  Preiserhöhung  des  einzuführenden  Brenn- 
stoffes infolge  unseres  Valutastandes  —  ist  auch  bei  der  oben  be- 
handelten Besteuerung  der  elektrischen  Kraft  zu  berücksichtigen. 


1)  Die  lokale  VerteiluDgsstclle,  sei  sie  im  privaten  oder  kommunalen  Besit«,  hat 
taa  wirtschaftlichen  Gründen  dasselbe  Interesse  wie  das  Reich  aus  steuerterhnischeu 
Gründen  an  einer  genauen  Feststellung  des  tate&cblicheD  Strom verbranchri  ihrer 
Knndschaft. 

2)  Die  Dampfkraftwerke  arbeiten  f.ist  nur  mit  der  im  billigen  Tagebau  Jt- 
wonnencn   Braui;kulilf. 
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Schwerer  wiegt  der  betriebstechnische  Einwand.  Ein  rentables 
Monopol  bedingt  die  Zusammenfassung  der  Produktion  des  monopoli- 
sierten Gegenstandes  an  wenigen  Erzeugungsstätten.  Nun  haben  wir 
zwar  gesehen,  daß  eine  Betriebskonzentration  in  wenigen  Großkraft- 
werken in  der  Elektrizitätswirtschaft,  anzustreben  ist,  aber  dieser  Zu- 
stand ist  jetzt  und  in  der  nächsten  Zukunft,  in  der  die  Steuerprojekte 
des  Reiches  wirksam  werden  müssen,  nicht  zu  verwirklichen.  Alle 
Großversorgungsprojekte  arbeiten  mit  langen  Fristen  (Klingenberg  faßt 
für  Preußen  1926  ins  Auge),  so  daß  Monopolprojekte  mit  dem  derzeitigen 
Zustande  zu  rechnen  hätten.  Es  durfte  aber  ohne  weiteres  einleuchten, 
daß  ein  Reichsmonopol,  das  den  Reichsbetrieb  von  nicht  weniger  als 
4040  öffentlichen  Elektrizitätswerken  umfassen  müßte,  mehr  Schatten- 
ais Lichtseiten  aufweist.  Das  dadurch  dem  Reiche  zuwachsende 
Heer  an  pensionsberechtigten  Reichsbeamten  dürfte  allein  genügen,  den 
Reinertrag  des  Monopols  in  Frage  zu  stellen. 

Alle  diese  berechtigten  und  unberechtigten  Gegengründe  erscheinen 
aber  unsagbar  klein,  wenn  sie  zu  dem  Gesichtspunkt  in  Beziehung  ge- 
bracht werden,  der  in  der  Diskussion  dieser  Frage  bisher  vernach- 
lässigt ist,  nämlich:  Warum  soll  der  Einzelstaat  die  ihm 
inne  wohnenden  Produktionsbedi  n  gungen  für  elektrische 
Kraft  in  einem  Reichsbetriebe  ohne  Entschädigung  an- 
deren Bundesstaaten  zugute  kommen  lassen? 

Die  günstigsten  Erzeugungsbedingungen  für  elektrischen  Strom  sind 
örtlich  durch  Wassergefälle  und  abbauwürdige  Braunkohlenlager  bedingt. 
Diese  Faktoren  sind  aber  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  ganz  ungleich 
verteilt  (Württemberg  besitzt  weder  Braunkohlenlager  noch  bedeutende 
Wasserkräfte,  Bayern  besitzt  nur  Wasserkräfte,  Preußen  dagegen  beide 
Produktionsfaktoren  und  endlich  Sachsen  im  wesentlichen  nur  Kohlen- 
lager). Kann  den  einzelnen  Bundesstaaten,  denen  bekanntlich  die  Förde- 
rung von  Handel  und  Gewerbe  des  eigenen  Gebietes  obliegt,  zugemutet 
werden,  Vorzüge  des  eigenen  Gebietes  in  bezug  auf  Krafterzeugung 
anderen  Ländern  zur  Erhöhung  ihrer  Konkurrenzfähigkeit  in  der  ge- 
werblichen Produktion  zur  Verfügung  zu  stellen  ?  Diese  Frage  ist  nach 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Struktur  des  Reiches  zu  verneinen. 
Da  jedes  Reichselektrizitätsmonopol  ein  solches  zu  weitgehende  Opfer 
der  Einzelstaaten  fordern  würde,  verdient  die  den  fiskalischen  Bedürf- 
nissen des  Reiches  ebenso  gut  entsprechende  Verbrauchssteuer  unbe- 
dingt den  Vorzug.  Die  schon  erreichte  Einheitlichkeit  des  Reiches  ist 
kein  geeignetes  Gerät  für  unnötige  zentralistische  Kraftproben. 
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Die  neugegründete  ungarische  Geldinstituts-Zentrale. 

Voa  Dr.  Karl  Schlesinger-Budapcat. 

Die  Geldinstituts-Zentrale  wurde  im  Jahre  1916  in  Form  einer 
Oenossenschaft  gegründet;  Hauptanteilseigner  ist  der  ungarische  Staat 
mit  einer  Einlage  von  100  000  000  K.  und  einem  von  ihm  gestifteten 
Reservefonds  von  25  000  000  K ;  neben  ihm  wird  im  allgemeinen  jedes 
angarische  Geldinstitut  mit  einem  mäßigen,  seinen  eigenen  Mitteln  pro- 
portionierten Anteil  als  Mitglied  aufgenommen.  Gegenwärtig  sind  von 
ca.  2000  bestehenden  ungarischen  Geldinstituten  bereits  1350  beige- 
treten. 

Die  Geldinstituts-Zentrale  ist  kein  im  wesentlichen  auf  Erwerb  ge- 
richtetes Institut.  Die  drei  Ziele,  die  mit  der  Gründung  verfolgt  wurden, 
sind  vielmehr  gemeinnütziger  Art. 

Erstens  soll  die  Zentrale  den  kleineren  Geldinstituten  in  Zeiten 
der  Geldknappheit  und  der  Krise  einen  Rückhalt  gewähren;  zum  ersten- 
mal dürfte  sie  in  dieser  Richtung  in  den  auf  den  Friedensschluß  folgen- 
den Zeiten  großen  und  drängenden  Kapitalbedarfes  in  Wirksamkeit 
treten. 

Ihre  zweite  Bestimmung  ist  eine  therapeutische.  Vor  dem  Kriege 
sind  in  Ungarn  auf  dem  Gebiet  der  gänzlich  freigegebenen  Bank-  und 
Sparkassengründung  gewisse  Uebertreibungen  begangen  worden;  ins- 
besondere wurden  viele  Zwerginstitute  gegründet,  die  infolge  der  zu 
hohen  Spesen  und  der  scharfen  gegenseitigen  Konkurrenz  zu  keiner 
rechten  Lebensfähigkeit  gelangen  konnten.  Diesem  Uebelstaude  ging 
man  einerseits  dadurch  zu  Leibe,  daß  man  in  das  Gesetz  über  die  Geld- 
instituts-Zentrale eine  Bestimmung  aufnahm,  wonach  im  allgemeinen  bis 
«um  1.  Januar  1919  kein  neues  Geldinstitut  gegründet  werden  dürfe, 
andererseits  dadurch,  daß  man  der  Zentrale  die  Aufgabe  zuwies,  schwache 
oder  in  Schwierigkeiten  geratene  Geldinstitute  zu  sanieren,  eventuell 
mit  anderen  Instituten  zu  fusionieren  oder  zu  liquidieren. 

Die  dritte  Bestimmung  der  Zentrale  ist  eine  vorbeugende,  hygi- 
enische. Sie  hat  bei  allen  kleineren  Geldinstituten,  die  darum  ansuchen, 
und  bei  jenen,  die  bei  ihr  Kredit  in  Anspruch  nehmen,  eine  eingehende 
Revision  vorzunehmen  und  ihren  moralischen  und  geschäftlichen  Ein- 
Ifuß  auch  in  anderen  Beziehungen  im  Sinne  einer  gesunden  Entwick- 
lung des  ungarischen  Bankwesens  geltend  zu  machen.  Es  ist  zu  er- 
warten, daß  die  Revision  auf  diese  Weise  zu  einer  allgemeinen  und 
■tändigen  Einrichtung  des  ungarischen  Bank-  und  Sparkassenwesens  wird. 
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Die  vorerwähnten  drei  Hauptgebiete  der  Betätigung  der  Oeld- 
inatituts-Zentrale  werden  dadurch  ergänzt  und  abgerundet,  daß  die  Zen- 
trale für  ihre  Mitglieder  laufende  bankgeschäftliche  Transaktionen  be- 
sorgt, auch  dem  ungarischen  Aerar  in  ähnlichen  Beziehungen  an  die 
Hand  geht  (Verwaltung  der  ungarischen  Klassenlotterie,  Verkauf  von 
Schatzscheinen,  usw.)  und  ihre  überschüssigen  Mittel  in  jederzeit  greif- 
baren, erstklassigen  Aktiven  anlegt. 

Vielleicht  bietet  es  eine  anschauliche  Vorstellung  vom  Wesen  und 
von  der  Bedeutung  des  Instituts,  wenn  darauf  hingewiesen  wird,  daß 
ein  Teil  seiner  Funktionen  in  Preußen  durch  die  Seehandlung,  ein 
zweiter  Teil  durch  den  Zentralverband  Deutscher  Sparkassen,  ein  dritter 
durch  die  Treuhandgesellschaften  erfüllt  wird  und  gewisse  Funktionen 
den  Diensten  korrespondieren,  welche  die  Zentralgenossenschaftskasse 
ihren  Mitgliedern  leistet. 


IQg  Miszellen. 


III. 

Die  Jute  in  England. 

Von  Dr.  Ernst  SchuUze. 

Der  Jutehandel  und  nicht  minder  die  Jutefabrikation  in  England 
haben  durch  den  Krieg  schwere  Erschütterungen  erlitten.  Es  gewinnt 
den  Anschein,  als  sei  der  Krieg  der  Beginn  eines  neuen  Zeitraums  in 
der  Geschichte  des  Jutehandels  und  der  Juteverarbeitung  in  Grol- 
britannien. 

Zum  ersten  Male  wird  der  Name  Jute  in  England  in  einem  hand- 
schriftlichen Warenverzeichnis  der  E  a  s  t  India  Company  vom  Jahre 
1796  erwähnt.  Dieser  au.s  den  Fasern  einer  flachsähnlichen,  zu  der 
Gattung  der  Tiliaceen  zählenden  Pflanze  gewonnene  Webstoff  war  bis 
dahin  in  Europa  unbekannt,  und  es  dauerte  noch  mehrere  Jahrzehnte, 
bis  man  auf  ihn  aufmerksam  wurde,  obwohl  die  Einwohner  der  nord- 
östlichen Bezirke  Bengalens  schon  seit  langem  Kleiderstoffe  aus  den 
feineren  Jutefasern  anzufertigen  wußten.  Ein  paar  Jahrzehnte  darauf 
hatte  sich  der  neue  Stoff  in  Europa  so  eingebürgert,  daß  in  mehreren 
Industriestädten  Schottlands  Jutefabriken  aufblühten,  die 
Webstoffe  aller  Art  daraus  herstellten  und  die  Jute  ferner  beispiels- 
weise zu  künstlichem  Haar  verarbeiteten  ;  eine  einzige  Fabrik  in  Glas- 
gow erzeugte  zentnerweise  künstliche  Chignons  aus  Jute. 

Großen  Umfang  nahm  die  Einfuhr  von  Jutefasern  jedoch  erst  in 
den  60er  Jahren  an.  Bis  dahin  begnügte  man  sich  damit,  die  gewebten 
Jutesäcke  —  die  sogenannten  Gunny-bags  —  die  aus  Indien  oder 
anderen  Kolonialländern,  gefüllt  mit  Eeis  oder  Zucker,  Leinsaat  oder 
Pfeffer,  Salpeter  usw.,  eintrafen,  weiterznverwenden.  Nachdem  diese 
Jutesicke  ihre  Ladung  in  Europa  gelassen  hatten,  pflegte  man  sie  nach 
Amerika  zu  verschiffen,  wo  sie  zum  Verpacken  von  Baumwolle  dienten 
und  mit  ihr  abermals  die  Reise  nach  Europa  machten. 

Noch  im  Jahre  1829  betrug  die  gesamte  Juteausfuhr  ans 
Kalkutta  nicht  mehr  als  20  Tonnen  im  Werte  von  60  £.  Dagegen 
führte  England  1862  bereits  964000  Tonnen  ein,  1864  schon  2025 OCO, 
1878  bereits  4243000  Zentner  i). 

Die  Juteindustrie  entwickelte  sich  in  England  seit  1834. 
Damals  entstand  eine  Jutefabrik  in  Dundee.  Die  Juteindustrie  blühte 
dann    in    den    Bezirken    von    Dundee,    Glasgow   und   Arbroath    empor; 


1)    Dr.  Karl  t.  Scherzer,    Weltindostricn,    Stuttgart  (Julius  Maier)  1880,  S.  76  M. 
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aaßer  in  Schottland  machte  sie  sich  in  Irland  (in  Belfast)  und  in  London 
ansässig. 

Gegen  Ende  der  70er  Jahre  schätzte  man  den  Wert  der  aus 
England  ausgeführten  Jutewaren  auf  nahezu  4  Mill.  £;  eine 
gonaue  Angabe  ist  infolge  der  Vermischung  der  Jute  mit  anderen 
Faserstoffen  nicht  möglich.  Die  englische  Juteausfuhr  betrug  beispiels- 
weise  1877: 


Jutegarn: i 

nach 

Pfd. 

Deutschland 

3  260000 

Spanien  und  Canar.  Inseln 

6  039  000 

Ver.  Staaten 

3  o(>7  000 

Holland 

1  48 1  000 

anderen  Ländern 

I  152  000 

zusammen 

14  999  000 

Gewebte  Jutestoffe: 

Ellen 

Deutschland 

39441000 

Ver.  Staaten 

34  698  000 

Holland 

5  040  000 

Brasilien 

5573000 

anderen  Ländern 

32002  000 

zusammen 

116  754000 

S  ii  e  k  e : 

Dutzend 

Deutsphlund 

I  789  000 

BuQland 

766  000 

Ver.  Staaten 

371  000 

Australien 

208  000 

anderen  Ländern 

zusammen 

I  789  000 

4923000 

Schon  damals  begnügte  man  sich  weder  in  den  englischen  noch 
in  den  zunächst  durch  Schotten  begründeten  indischen  Jutefabriken 
damit,  die  rohen  Packstoffe  und  Säcke  aus  Jute  zu  verfertigen,  denen 
dieser  Stoff  ursprünglich  allein  gedient  hatte.  Vielmehr  verwendete  man 
die  Jutefasern  allein  oder  gemischt  mit  anderen  Gespinstfasern,  um 
Webstoffe  aller  Art  daraus  herzustellen.  Man  lernte  kunstvolle 
und  farbenreiche  Teppichgewebe  daraus  zu  inachen,  Möbel-,  Gardinen- 
und  Portierenstoffe,  auch  Plüsche  und  Samte. 

Zahlreiche  Fabriken  dienten  dem  neuen  Gewerbe,  das  sich  außer 
in  England  und  Indien  auch  in  Frankreich  und  in  Deutschland,  in 
Oesterreich-Ungarn  und  anderen  Ländern  heimisch  machte.  In  Deutsch- 
land entstand  die  erste  Jutefabrik  in  Vechelde  bei  Braunschweig, 
alsbald  traten  neben  sie  ähnliche  Fabriken  in  anderen  Landesteilen : 
in  Hannover,  Oldenburg,  Bremen,  am  Rhein,  in  Barmen,  Gera  und 
Meißen. 

Seit  der  Mitte  der  70er  Jahre  ist  der  Verbrauch  der 
englischen  Jutefabriken  nur  sehr  wenig  gestiegen,  wäh- 
rend der  des  europäischen  Festlandes  und  der  indischen  Jutespinnereien 
außerordentlich    zugenommen    hat;    dagegen    ist    auch    der    Verbrauch 
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Amerikas  nicht  wesentlich  gestiegen.    Die  Steigerung  des  Weltbedarfen 
an  Rohjute  ergibt  sich  aus  folgenden  Zahlen  i) : 


in 

1000  Ballen 

1874 

1884 

1894 

1904 

1910 

OroBbritannien 

lOOO 

1200 

1200 

1200 

"45 

Enrop.  Festland 

300 

650 

1100 

1800 

»315 

Amerika 

300 

500 

500 

500 

600 

Indische  Spinnereien 

460 

900 

1500 

2900 

4300 

Oerüiclier  Verbrauch  Indient 

500 

500 

500 

500 

Soo 

znsaminen 


2560 


3750 


4800         6900         8960 


Am  meisten  fallt  die  Steigerung  des  Verbrauchs  der 
indischen  Jutespinnereien  in  die  Augen.  1874  verarbeiteten 
sie  noch  nicht  die  Hälfte  der  in  Großbritannien  verwandten  Mengen  — 
1910  beinahe  viermal  so  viel.  Innerhalb  dieser  36  Jahre  stieg  der 
Verbrauch  der  indischen  Fabriken  auf  beinahe  das  Zehnfache,  während 
der  der  englischen  sich  noch  nicht  einmal  um  den  fünften  Teil  hob. 
Die  gewaltigsten  Fortschritte  machten  die  indischea  Spinnereien  seit 
dem  letzten  Jahrfünft  des  19.  Jahrhunderts:  1895  betrug  die  Zahl 
ihrer  Webstühle  9841,  1910  bereits  31755.  Gleichzeitig  stieg  die  Ans- 
fuhr  indischer  Jutefabrikate  gewaltig,  allein  von  1904/05  auf  1908/09 
von  100  auf  167  Mill.  Rupien. 

Im  Juteanbau  steht  Indien  durchaus  an  erster  Stelle,  wenn 
auch  die  Philippinen  und  Mexiko  ihre  Juteerzeugung  wesentlich  steigerten. 
Es  betrug  die  Ausfuhr  von  Jute  und  anderen  Pflanzen- 
fasern, außer  Baumwolle,  Hanf,  Flachs  und  Haifa*;: 


LSnder  (Jahr) 

Millionen 
M. 

Faserart 

Britisch-Indicn   (1908/09 

265 

Jute 

Philippinen  (1908/09) 

71,4 

Manilahanf 

Mexiko  (1910) 

59-» 

Hennpqnrn,  Istle,  Zakatonwnrzel 

Neuseeland  (1908) 

8 

Neuseelandischer  Flachs 

China  (1908) 

7,» 

Ramie,  Jute 

Algier  (1908) 

3.6 

Seegras 

Japan  (1910) 

3,* 

Seegras 

Niederl.-Ostindien  (1909) 

2,7 

Kapok  (Pflanzendanen) 

Deutseh-Oslafrika  (1909) 

2,8 

Sisalhanf 

Madagaskar  (1909) 

«,s 

Raffia  u.  a. 

Bahama  (1909) 

I 

Babamahanf 

Liberia  (1908) 

I 

Hiassava 

Formosa  (1909) 

o,s 

Ramie 

Brasilien    (1909) 

0.« 

Piaiisava  u.  a. 

Mauritius  (1909) 

0,7 

Aloefasem 

Sierra  Leone  (1908) 

0,1 

Piaasav« 

1)  „Berliner  Tageblatt"  vom  15.  Juli   1910. 

2)  Rudolf    Sinwel,     Statisiiscbe    üebcrsichtcn    zur    Wirtschaft»-    und    Verkehr«- 
konde,  Wien  und  Leipzig  (Alfred  Holder)   1912,  S.  90. 
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Die  Bedoutuiig  der  Einfuhr  von  Jute  nach  Großbritan- 
nien ergibt  sich  am  besten  aus  den  Wertziffern  für  die  wichtigsten 
Einfuhr  Stapelartikel  von  Indien  dorthin,  woftlr  3  Jahre  mit  stark  ab- 
weichenden Gesamtziffern  gewählt  seien*): 


Jahr 


Baumwolle 
H. 


Weizen 
M. 


Jute 
M. 


Samen 
H. 


Tee 
M. 


Beis 
M. 


Indigo 
M. 


1910 
1911 
1912 


54<)i2  8oo 

43  95«  34° 
2b  117  8bo 


148  170980 
157  891  460 
218893340 


93  169000 
118  877  640 
165  703  260 


129952560 
1 12  633  080 
93  098  860 


124627  700 
141  931  680 
140648060 


3972'  980 
35054540 
53391800 


531  260 

113  460 

I  756080 


Nun  ging  von  der  Juteeinfuhr  nach  Großbritannien  ein  bedeutender 
Teil  unverarbeitet  wieder  außer  Landes.  Bis  zum  Ausbruch  des  Krieges 
mußte  man  von  einer  Vorherischaft  Englands  auf  dem  Jutemarkt 
sprechen.  Der  Weltkrieg  hat  diese  Vorherrschaft  stark  ins  Wanken 
gebracht. 

Im  Herbst  1914  schätzte  man  die  indische  Juteernte  auf 
lOYi  Mill.  Ballen,  während  sie  im  Vorjahr  9  Mill.  betragen  hatte.  In- 
folgedessen fielen  die  Jutepreise  in  Kalkutta  reißend :  von  69  auf  39 
Rupien.  Der  Preisdruck  wurde  um  so  unerträglicher,  als  die  kühnen 
Fahrten  der  „Eimden''  die  Juteausfuhr  behinderten  und  damit  die 
Aufspeicherung  der  Rohjute  in  Indien  vermehrten.  Auf  der  hinderen 
Seite  ging  der  Jutepreis  in  London  in  den  ersten  Kriegsmonaten  be- 
trächtlich in  die  Höhe;  im  Juli  1914  hatte  er  28  £  betragen,  im  Ok- 
tober 1914  stand  er  auf  3G  £.  Wurde  doch  Jute  auch  für  Kriegs- 
zwecke stark  benötigt.  Als  jedoch  nach  Vernichtung  der  ,, Emden"  die 
Zufuhr  von  Indien  nach  England  wieder  regelmäßig  vor  sich  ging, 
stellte  sich  dort  ein  solcher  Uebeifluß  an  Jute  ein,  die  ja  sonst  zum 
großen  Teil  an  Deutschland  weitergegeben  war,  daß  der  Preis  im 
Dezember  1914  auf  20  £  herunterging. 

Die  deutschen  Außenhandelsziffern  für  Jute  und  Jute-Werg  be- 
trugen in  den  beiden  Jahren  vor  dem  Kriege*): 


1912 
t  1000  M. 

Einfuhr  1589^5       74728 

Britisch-Indien  usw.  157  896       74  211 
Ausfuhr  7  899         3  940 

Bußland  5  036         2  709 


1913 
t  1000  M. 

162  063       93  997 
158456       91904 

7  822  4  122 

6  396        3  479 


Die  englischen  Jute-Fabriken  gewannen  durch  den  Krieg. 
Es  herrschte  lebhafter  Bedarf  für  alle  Arten  von  Juteerzeugnissen ;  so 
Uenötigte    die   englische  Regierung   und    die    der   mit   ihr   verbündeten 


1)  Die  Kolonien  der  europäischen  Mächte  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Herausgegeben  von  der  DeuLschcn    Koloninlgescllschaft  Berlin,  Berlin   1915,  S.  37. 

2)  ätatiütischcs  Jahrbuch    für  daa  Deutsche  Beich   (Berlin,   Puttkammer  &  Uübl- 
breeht),  Jahrg.  36,  1915,  S.  185. 
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Länder  Sandsäüke  und  Tuch  in  großen  Mengen.  Da  gleichzeitig  der 
Durchschnittspreis  für  die  Tonne  Rohjute  aus  den  angegebenen  Granden 
niedriger  war  als  in  den  3  Jahren  vorher,  so  heimsten  die  britischen 
Jute-Fabriken  große  Gewinne  ein,  zumal  sie  bedeutende  Mengen  des 
Rohstoffes  in  Indien  zu  den  dort  herrschenden  niedrigen  Preisen  kauften. 
Dem  britischen  Schatzamt  flössen  daher  nicht  unbedeutende  Summen 
als  Kriegsgewinnsteuer  der  Jute-Fabriken  zu  *). 

Andererseits  verdüsterte  sich  der  Ausblick  in  die  Zukunft,  -weil 
die  indische  Regierung  eine  Ausfuhrsteuer  auf  Jute  ein- 
führte. Das  Jahr  1916  zeigte  daher  wesentlich  schlechtere  Ergebnisse, 
zumal  da  gleichzeitig  der  Roh  jute -Markt ,  der  noch  im  Januar  1916 
einen  Preisstand  von  27  £  für  die  Tonne  gezeigt  hatte,  bereits  im 
April  auf  34  £  5  sh  heraufgegangen  war  und  nach  vorübergehendem 
Sinken  am  31.  Dezember  auf  42  £  anlangte.  Namentlich  war  es  die 
Torpedierung  eines  Jutedampfers  im  Oktober  1916,  die  ein  plötzliches 
scharfes  Anziehen  der  Frachten  und  der  Jutepreise  veranlaßte.  Als  im 
November  ein  zweiter  Jutedampfer  verloren  ging,  wiederholte  sich  diese 
Aufwärtsbewegung.  Ein  englisches  Fachblatt  berichtet :  dies  sei  bisher 
die  heftigste  Preisbewegung  für  Jute  gewesen. 

Die  Ziffern  für  den  englischen  Jutemarkt  1916  betrugen*): 

Jan. 

Jute  erste  Marken  pr.  ton     £27. — /  — 
Fracht   Caicutta/Dundee 

pr.  ton  „     7. — / — 

Garn  8  11).  S  6  Cops  s  pr.  spdl.         3/10 
Gewebe  Hessians  40"/ lo'/^  d 

pr.  yard  4'"« 

Juli 
Jute  erste  Marken  pr.  ton     £30. — / — 
Fracht    Oaloutta/Dundee 

pr.  ton  „     7.  5/— 

Garn  8  Ib.  S  6  Cops  s  pr.  spdl.        3/6 
Gewebe  Hessians  40"/ 10'/,  d 

pr.  yard  4»%, 

31.  Dez. 
Jute  erste  Marken  pr.  ton  £  42. — / — 

Fracht  Caicutta/Dundee  pr.  ton         „   15. — / — 
Garn  8  Ib.  S.  6  Cops  s  pr.  spdl.  3/10 

Gewebe  Hessians  4o"/io'/,  d  pr.  yard       S"/« 

Um  sich  ungebührlichen  Preissteigerungen  zu  entziehen,  prüfte  die 
englische  Regierung  die  Preise  der  Juteerzeugnisse  scharf  nach. 
Infolgedessen  stiegen  die  Preise  für  Jutegarn  und  Jutegewebe  sehr  viel 


Febr. 

März 

April 

Mai 

Juni 

3i.-/- 

32.10/— 

34-  5/- 

32.10/- 

31.10/— 

7.16/- 

9.12/6 

8.  7/6 

7.12/6 

7.12/6 

4/' 

4/6 

4/5 

4/3 

3/9 

57« 

5"'., 

5'V« 

5'V« 

5 

Aug. 

Sept. 

Oktbr. 

Nov. 

•    Dei. 

30.10/ — 

33.-/- 

33-'o/- 

35-/- 

40.10/— 

7.12/6 

9.-/- 

8.15/6 

9-15/- 

11.-/- 

3/1 

3/4 

3/4 

3/2 

3/9 

4'V« 

4™/« 

4"« 

4"/« 

5'/« 

1)  „Economist"  vom  11.  März  1916. 

2)  „Wirtschaftsdienit"  vom  20.  April  1917. 
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weniger  als  die  fttr  Rohjiite:  die  Preissteigerung  der  Fabrikate  zwischen 
Dezember  1915  und  1916  betrug  nur  etwa  12  Proz.,  die  der  Rohjute 
etwa  50  Proz. 

Dennoch  erzielte  die  schottische  Juteindustrie  1916  abermals 
Riesengewinne.  War  sie  doch  nicht  einmal  imstande,  den  Bedarf 
der  Entente- Regierungen  zu  decken.  Trotz  der  Knappheit  des  Schiffs- 
raums mußten  viel  mehr  Aufträge  von  bis  dahin  unerhörter  Größe  an 
die  indischen  Jutespinnereien  vergeben  werden.  Aus  Kalkutta 
wurden  ausgeführt  ^) : 

Säcke 
1913    43J  760  8oo  Stück    i  1 10  350  500  Yard» 
1915     734058100      „       1148110500      „ 

davon  an  Säcken  nach  London : 

1913  8  489  000 

1915  184775000 

und  nach  England  überhaupt  1915  229  844100  Stück,  die  zum  größten 
Teil  als  Sandsäcke  an  der  Front  verwendet  werden. 

Säcke  für  Kriegszwecke  wurden  den  Entente- Regierungen 
etwa  zum  l'/^f^ichen  des  Marktpreises  in  Kalkutta  geliefert.  Auch  die 
indischen  Jutefabriken  erzielten  daher  bedeutende  Gewinne.  Es  gab 
wenige  unter  ihnen,  deien  Kursstand  nicht  bereits  Anfang  1916  das 
Dreifache  des  Pari-Preises  erreicht  hatten. 

Dennoch  wurden  zu  Beginn  des  Jahres  1917  die  Jutevorrftte 
in  England  so  knapp,  daß  das  Kriegsministerium  eine  Bestand- 
aufnahme verfügte  und  zugleich  Angabe  der  von  jeder  Firma  verar- 
beiteten Mengen  forderte.  Es  hieß,  die  Fabriken  hätten  sämtlich  ge- 
nügende Voriäte,  und  die  Maßnahme  sei  nur  durch  den  Wunsch  weiterer 
Frachtersparnis  veranlaßt.  Der  Jutemarkt  erfuhr  daher  keine  Ver- 
änderung. Der  Preis  für  Rohjute  stellte  sich  Ende  Januar  1917  auf 
etwa  42  £    10  sh  «). 

Der  sehr  starke  Bedarf  der  Entente-Regierungen  führte  bereits  1917 
zu  einer  Ausdehnung  der  Bepflanzungsflächen  für  Jute  in 
Ostindien :  in  den  Provinzen  Bihar,  Orissa  und  Assam  stieg  die  Jute- 
fläcfae  gegen  1915  um  etwa  13  Proz.  Der  Ernteertrag  wurde  gegen- 
über dem  Vorjahre  um  etwa   12  Proz.  höher  veranschlagt. 

Dennoch  bleibt  dies  gegenüber  dem  gewaltig  gestiegenen  Verbrauch 
unzureichend,  so  daß  in  dem  September-Rundschreiben  der  zuverlässigen 
Firma  Soutar  &  Co.  in  Dundee  ein  vermutlicher  Jahresfehlbetrag 
von  578869  Ballen  für  1916/17  verzeichnet  wird.  Der  Be- 
darf soll  nämlich  9  445000  Ballen  betragen,  der  sich  folgendermaßen 
verteilt : 


1)  „Morninj?  Post"  vom  12.  April  1916. 

2)  „Manehi'ster  Guardian"  vom  27.  Janaar  1917. 
Jahrb.  f.  NaUonalOk.  n.  Stat.  Bd.  HO  (Dritte  Folge  Bd.  56). 
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Schottland 

EagXstnd 

Irland 

das  europäische  Festland 

davon  Frankreich  400  000 

Spanien  150  000 

Niederlande  bo  000 

Norwegen  und  Schweden  90  000 
BuBland  100  000 

Italien  300  000 

Amerika  und  andere  Länder 

Indien 


I  200  000  Ballen 
20  000       „ 
25  000       „ 

I  230000       „ 


750000 
6  250000 


9  445  000  Baileo  ') 


Der  Vorrat  an  Jute  zusammen  mit  den  in  Dundee  und  Kalkutta 
liegenden  500000  Ballen  wird  auf  8  866131  Ballen  geschätzt,  so  dal 
sich  ein  Fehlbetrag  von  578  869  Ballen  ergibt. 

Alles  dies  sind  ungewöhnliche  Zahlen,  namentlich  auch  die  groß« 
auf  Indien  entfallende  Verbraiichsmenge.  Alle  Fabriken,  die  gegen- 
wärtig Jute  in  Händen  haben,  erzielen   bedeutende  Gewinne. 

Geht  der  Krieg  zu  Ende,  so  diiifte  freilich  dieser  günstige  Stand 
des  indischen  und  des  englischen  Jutegeschäfts  stark  bedroht  sein. 
Denn  inzwischen  haben  die  Mittelmächte  aus  der  Not  eine  Tugend 
gemacht,  indem  sie  die  Rohjute,  von  deren  Bezugsquellen  sie  durch 
England  abgeschnitten  wurden,  durch  andere  Stoffe  eisetzten.  Im 
Frieden  bezogen  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  zusammen  etwa 
V9  der  Rohjiite  der  ganzen  Welt:  905  Mill.  Ballen  für  Deutschland, 
275  Mill.  Ballen  für  Oesterreich-Ungarn.  Der  Ankauf  erfolgte  aller- 
größtenteils  in  England ,  so  daß  der  britische  Handel  bedeutend« 
Zwischengewinne  einheimste.  Die  Abschneidung  der  Zufahren  hat  nun 
eine  Anzahl  von  techni  sehen  Verfahren,  durch  die  man  aus  Papier 
Garne  und  Gewebe  ähnlich  denen  aus  Jute  gewinnen  kann,  verbessern 
lassen,  so  daß  in  Mitteleuropa  heute  die  in  Ostasien  schon  viel  länger 
heimische  Kunst,  aus  Papiergarnen  Fächer  und  Wandschirme,  Wasche 
und  Kleidung,  Kopfbedeckungen  und  Teppiche,  Hegen-  und  Sonnen- 
schirme herzustellen,  sich  eingebürgert  hat. 

Namentlich  das  sogenannte  Trockenspinn-Ver fahren,  das 
der  deutsche  Fabrikant  Emil  Claviez  erfand,  gestattet  es,  aus  Papier- 
garnen alle  möglichen  Gebrauchsgegenstände  von  einer  Haltbaikeit  und 
Güte  herzustellen,  daß  sich  eine  bedeutende  Industrie  darauf  aufbauen 
läßt.  Bis  dahin  hatte  man  sich  mit  dem  Naßspinn- Verfahren  begnügen 
müssen:  die  Papiergarne  waren  aus  der  auf  der  Papiermaschine  fließenden 
nassen  Masse  bearbeitet  worden.  Das  Claviezsche  Trockenspinn  -  Ver- 
fahren dagegen  erlaubt  es,  als  Rohstoff  die  fertigen  Papierrollen  za 
nehmen,  die  durch  Schneidemaschinen  in  schmale  Streifen  zerschnitten 
werden,  um  nun  auf  eigens  erbaute  Maschinen  gebracht  und  durch 
diese  zu  Garnen  versponnen  zu  werden.  —  Weiter  erfand  Claviez  ein 
Papiergarn,    das  er  „Textilose"   nennt;    es  ist  mit  Jute    und  Baum- 


1)   Eine  Einzclziffer  muß  um  30  000   lu  hoch  angegeben   sein,   da  sich   bei  der 
Zusammenzählung  9  475  000  ergibt. 
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wolle  vermischt  und  besitzt  alsdann  größere  Widerstandskraft.  Im 
einen  wie  im  anderen  Falle  werden  diese  beiden  Stoffe  gespart.  Aehn- 
liches  gilt  für  das  Text ilit- Verfahren,  das  der  österreichische  Ritt- 
meister Steinbrecher  erfand :  auch  hier  wird  trockenes  Papier  in  Streifen 
geschnitten  und  zusammen  mit  Abfällen  von  Uanf,  Flachs,  Jute  oder 
Werg  versponnen. 

Für  die  neuen  Verfahren  wurde  der  wichtigste  Rohstoff 
demnach  Holzstoff.  Diesen  gewinnen  wir  in  großen  Mengen  au) 
eigenem  Boden,  und  können  weiteren  wohl  von  Schweden  und  anderen 
Ländern  heranziehen,  zu  denen  wir  die  wirtschaftlichen  Eeziehungen 
pflegen  wollen. 

Unmengen  der  für  Heereszwecke  gebrauchten  Säcke  sind  in  diesem 
Kriege  auf  deutscher  Seite  bereits  aus  diesen  neuen  Stoffen  gearbeitet. 
Ebenso  hat  Papiergarn  dazu  gedient,  Lazarettanzüge,  Bettlaken  und 
Pferdedecken  herzustellen.  Als  nächstes  Erzeugnis  werden  wir  wohl 
Papiergarn-Anzüge  in  größeren  Mengen  erhalten.  Die  Einfuhr  von  Jute 
aus  Indien  über  England  dürfte  auch  nach  Friedensschluß  in  Mittel- 
europa sehr  bedeutend  unter  den  früheren  Mengen  bleiben.  Vielleicht 
ist  durch  die  neuen  Verfahren  außerdem  die  Wettbewerbsfähigkeit  der 
britischen  Jutefabriken  bedroht.  (G-  C.) 


8* 
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„Von  der  Statistik  zur  Gesellschaftslehre!" 

Von  Dr.  Wilhelm  Feld. 

Mit  den  Worten  dieser  Ueberschrift  läßt  Professor  Ferdinand 
Schmid-Leipzig  eine  längere  Abhandlung  im  letzten  Hefte  des  Allge- 
meinen Statistischen  Archiv  i)  ausklingen,  welche  ein  großzügiges  In- 
stitut füi-  Gresellschaftsforschung  fordert,  das  Statistik  und  Soziologie  z« 
harmonischer  Gesamtbetätigung  vereinigen  soll.  Zwischen  beides 
Wissenschaftszweigen  beständen  weit  innigere  Beziehungen,  als  dies  bis- 
lang ihren  Vertretern  zum  Bewußtsein  gekommen  sei.  Sie  seien  wahr- 
hafte Schwesterdisziplinen,  die  sich  auf  derselben  Grundlage  aufbauen, 
den  gleichen  Forschungsgegenstand  besitzen  und  dieselben  Endziele 
verfolgen.  Schmid  verweist  auf  die  ,, höchst  bemerkenswerte"  Angliede- 
rung  der  Deutschen  Statistischen  Gesellschaft  an  die  Soziologische  Ge- 
sellschaft und  sieht  diese  Tatsache  wohl  als  das  bedeutsamste  Zeichen 
an,  wie  sehr  das  Bedürfnis  eines  engeren  Zusammen.schlusses,  ja 
geradezu  einer  wissenschaftlichen  Kooperation  zwischen  den  Vertretern 
der  beiden  Schwesterdisziplinen  in  immer  weiteren  Kreisen  als  eine 
dringende  Notwendigkeit  empfunden  werde.  Die  Soziologie  möge  empi- 
rischer vorgehen,  sich  enger  an  die  Statistik  anschließen ;  ernste  Sta- 
tistiker begännen  mit  Besorgnis  auf  die  wachsenden  ,, Zahlenfriedhöfe" 
zu  blicken  und  wünschten  der  mitunter  schon  recht  bedenklichen  sta- 
tistischen „Ueberproduktion"  [  ?]  2)  durch  stärkere  soziologische  Durch- 
dringung der  numerischen  Massenbeobachtungen  zu  steuern  (S.  8). 
Durch  solch  innigere  Verbindung  werde  zwar  die  Statistik  in  formeller 
Beziehung  vieles  von  ihrer  Selbständigkeit  verlieren,  aber  auch  reichlich 
entschädigt  werden  durch  gegenständliche  Befruchtung  (23).  —  Schmid 
kann  die  Meinung  von   Z  i  z  e  k  ^  nicht  teilen,  welcher  beiden  Wissen- 


1)  10.  Band,  1916/17,  Heft  1/2,  S.  1—74:  Statistik  und  Soziologie. 

2)  Diesen  Aufdruck  sollten  die  Statistiker  strenge  vermeiden.  Er  schadet  dem 
Ansehen  unserer  Arbeit  sehr  und  ist  durchaus  falsch  :  Statistische  Materialien  sind  aui 
keinem  Gebiete  zu  viel  vorhanden.  Im  Gegenteil  sind  sie  f:ist  überall  ungenügend. 
Zwar  mögen  einzelne  Erhebungen  überflüssig  sein,  aber  doch  höchstens  insofern,  als  sie 
nicht  ausführlich  genug  sind.  Und  die  leider  bestei  enden  „Zahlenfrirdhöfe"  werde» 
nicht  durch  einen  üebcrfluß  an  Zahlen,  sondern  durch  einen  Mangel  an  wissenschaft- 
licher Veraibeitung  verursacht,  durch  das  Mißverhältnis  zwischen  statisti.icher  Produklio» 
und  Konsumtion,  welch  letztere  n i c h t  Aufgabe  der  amtliihcn  Statistik  ist.  Etwas  näher 
ausgeführt  habe  ich  dies  in  der  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft,  N.  F.  Bd.  1,  1910, 
8.  25 1  :  Zu  viel  Statistik  ? 

Einen  weiteren  Gesichtspunkt  erörtere  ich  im  Deutschen  Statistischen  Zentralblatt, 
1918:  Statistische  Unterproduktion. 

3)  Soziologie  und  Statistik,  1912. 
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•ohaften  ihre  Selbständigkeit  erhalten  wissen  will  und  den  Schwer- 
punkt ihres  Kontaktes  auf  die  monographische  Behandlung  legt.  Er 
bezweifelt,  daß  sich  dieser  grundsätzliche  Standpunkt  angesichts  des 
«ynthetischen  Charakters  der  allgemeinen  Gesellschaftswissenschaft  auf- 
rechterhalten  läßt. 

Die  Forderungen  gehen  solu-  weit  und  werden  wohl  auf  manchen 
Widerspruch  stoßen.  Zwar  erwartete  schon  vor  bald  vierzig  Jahren 
Neumann-Spallart  neue  höhere  Leistungen  von  dorn  Zusammea- 
wirkeu  der  Soziologie  und  Statistik,  wenn  sie,  ganz  ähnlich  wie  die 
exakte  Naturwissenschaft  und  die  Naturphilosophie,  sich  in  die  Hände 
arbeiten ;  er  betonte  die  Dienste,  welche  die  beiden  Wissenschaften  sich 
gegenseitig  leisten  könnten :  insbesondere  solle  die  Soziologie  der  Sta- 
tistik und  der  Geschichte  alle  jene  Gegenstände  bezeichnen,  welche  sie 
für  die  Lösung  der  sozialen  Probleme  als  bedeutsam  ansehe ;  und  sie 
solle  dann  auf  Grund  der  statistischen  und  historischen  Beobachtungs- 
tatsachen die  Probe  auf  ihre  Sätze  und  Behauptungen  machen.  — 
Oefter  indes  wird  lediglich  auf  die  Vorteile  hingewiesen,  welche  die 
Soziolop:ie  von  der  Statistik  ziehen  kann.  Ausführlich  hat  sich  neuer- 
dings ^izek  darüber  geäußert:  Nach  vier  Bichtungen  liefere  die 
Statistik  der  soziologischen  Forschung  bedeutsames  Wissen;  sie  er- 
mögliche eine  ziffernmäßige  Feststellung  der  Struktur  der  Ge- 
sellschaft; belehre  über  die  zeitliche  Beständigkeit  der  gesell- 
schaftlichen Zustände  und  Erscheinungen;  weise  über  die  Grenze  ein- 
zelner sozialwLssenschaftlicher  Sonderfäoher  hinaus  ursächliche  Be- 
ziehungen nach  und  unterstütze  die  Forschungen  der  Rassen- 
biologio  und  hygiene  ').  —  Schmid  vermißt  aber  bei  Zi?,ek  eine 
Antwort  auf  die  umgekehrte  Frage,  welche  Dienste  die  Soziologie  der 
Statistik  zu  leisten  vermag.  Dieser  gehe  von  demselben  Grund- 
gedanken aus  wie  -Georg  v.  Mayr  ä),  der  die  große  Bedeutung  der 
Statistilc  für  die  ,,noch  ziemlich  uferlos  dahin  schwebende"  Soziologie 
wiederholt  betont  habe,  dagegen  der  Statistik  eine  zu  große  Autarkie 
zuerkenne,  wenn  er  jeden  Versuch  ablehne,  die  „vollständig  selbständige 
und  in  ihrer  'Ergebnissen  vielfach  überragende"  Statistik  einer  vermeint- 
lich höheo  stehenden  Gesamtdisziplin  der  Gesellschaftswissenschaft  unter- 
zuordnen. 

Selbst  wer  mehr  zu  der  Mayrschen  Auffassung  neigt,  wird  Schmid 
dankbai-  sein  für  den  Versuch,  einmal  ausführlicher  darzustellen,  wie 
die  Statistik  von  der  Soziologie  zu  lernen  vermag.  Auch 
der  statistische  Praktiker  wird  manche  Anregung  empfangen ;  weshalb 
ich  hier  auf  die  Abhandlung  aufmerksam  mache.  Da  diese  aber  etwas 
breit  geraten  und  ihre  Uebersichtlichkeit  wie  überhaupt  ihre  literarische 
Form  wohl  unter  der  Hast  und  Arbeitsüberhäufung  gelitten  hat,  die  ja 
fast   alle    unsere   Arbeiten    während   des    Krieges    beeinflußt,    so    hoffe 


1)  Ueber  die  Bestrebungen  zum  Zusammenarbeiten  auf  diesem  letzteren  Gebiete, 
Tgl.  2i2ek,  Statistik  und  Rassenbiologie  einschließlich  Bassenbygiene.  Statistische 
Monatsschrift,   N.  F.  Bd.   17,   1912,  S.  431  ff. 

2)  Allgemeines  Statistisches  Archiv,  Bd.  9,  1915,  S.  454. 
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ich,  den  statistischen  Kollegen  einen  gewissen  Dienst  zu  erweisen,  wenn 
ich  ihnen  durch  kurze  Skizzierung  des  Inhalts  das  Lesen  des  umfäng- 
lichen Aufsatzes  zu  erspai-en  suche.  Gleichzeitig  knüpfe  ich  einige 
eigene  Bemerkungen  an,  beschränke  mich  aber  im  ■wesentlichen  auf  die- 
jenigen Stellen,  die  für  ums  Praktiker  Intereese  haben  möchten. 

Schmid  weist  zujLächst  auf  den  großen  Nutzen  hin,  den  die 
Statistik  der  „abstrakten"  oder  Begriffssoziologie  verdankt  (Bei- 
spiel einer  solchen  ist  ihm  das  bekannte  Systxsm  der  Gesellschaftslehre 
von  Spann).  Klare  Begriffe  zu  schaffen  ist  eine  der  ersten  und  wichtig- 
sten Aufgaben  aller  sozialwissenschaftlichen  Forschung.  Die  Statistik 
ist  aus  sieh  heraus  selten  dazu  fähig;  soweit  sie  selbst  verwickeitere  Be- 
g^ffo  nicht  als  bekannt  voraussetzt,  entnimmt  sie  sie  meist  der  Wirt- 
schaftstheorie. Allein  deren  herkömmliche  Begriffsbestimmungen  sind 
nicht  immer  allgemein  tmd  tief  genug,  um  in  der  Geeellschaftswissen- 
schaft  ohne  weiteres  Verwendung  finden  zu  können.  Diese  muß  daher 
selbst  die  Begriffe  pragen,  und  eie  hat  der  Statistiker  zu  übernehmen. 
Die  Zahl  dieser  -B^riffe,  die  wir  täglich  in  den  Gesellschaftswissen- 
schafteu  anwenden  und  trotz  ihrer  Kompliziertheit  und  Unklarheit  ein- 
fach hinzunehmen  pflegen,  ist  außerordentlich  groß,  und  viele  sind  von 
erheblicher  Tragweite.  Es  handelt  sich  nicht  bloß  um  den  Begriff  der 
Gesellschaft  selbst  und  ihrer  einzelnen  Sekretionen  (Sprache,  Religion, 
Kunst  und  Wissenschaft,  Wirtschaft,  Technik,  Sitte,  Recht,  Moral),  son- 
dern auch  um  nicht  wenige  sonstige  Begriffsfeststellungen,  die  sich 
namentlich  aus  der  gesellschaftlichen  Dynamik  ergeben  (Kultur, 
Zivilisation,  Fortschritt,  Verfall  u.  a.  m.).  Viele  dieser  allgemein 
soziolcgiachen  Begriffe  vermag  die  Statistik  aus  sich  selbst  heraus  nicht 
befriedigend  zu  erklären ;  so  z.  B.  den  des  ,, Milieus",  das  bekanntlich 
in  der  Lehre  von  der  Kausalitätsforschung  und  den  sozialen  Gesetzen 
eine  höchst  wichtige  Rolle  spielt.  Oder  den  Begriff  des  sozialen  Ge- 
setzes selbst.  Was  haben  wir  unter  Degeneration  zu  verstehen,  und  ist 
der  Geburtenrückgang  stets  als  Zeichen  einer  solchen  aufzufassen  ? 
Welche  Verwirrung  ißt  nicht  in  der  Statistik  lange  Zeit  dadurch  hervor- 
gerufen worden,  daß  der  Begriff  der  nationalen  Gemeinschaft  nicht 
immer  scharf  von  jenem  der  sprachlichen  Zugehörigkeit  getrennt  wurde ! 
Besonders  notwendig  er.scheint  eine  Klärung  jener  Begriffe,  die  mit  der 
sozialen  Pathologie  in  Verbindung  stehen.  Außerordentliche  Tragweite 
wohne  z.  B.  der  richtigen  Unterscheidung  zwischen  dem  gesellschaft- 
lich Normalen  und  Pathologißchen  inne.  Von  der  Beantwortung  dieser 
Grundfrage  der  theoretischen  wie  praktischen  Gesellschaftswissenschaft 
seien  die  Endziele  der  modernen  Strafreehtswissenschaft  abhängig,  und 
ohne  sie  lasse  isich  auch  nicht  zu  einer  haltbaren  Ethik  oder  zu  einer 
Moralstatistik  gelangen.  —  Kurz,  auch  der  Statistik  sind  scharfe  Grund- 
begriffe unentbehrlich,  die  ihr  aber  nur  die  Soziologie  zu  liefern  vermag. 
Wohl  jedem  von  uns,  der  zu  klarem  Denken  sieh  erzogen  und  erkannt 
hat,  wie  schwer  die  Statistik  von  der  überhand  nehmenden  Denkfaulheit 
eines  oberflächlichen  Journalismus  bedroht  wird,  ist  die  eindringlidie 
Mahnung  Schmids  aus  dem  Herzen  gesprochen,  ebenso  wie  man  seine 
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Bemerkung  über  den  großen  Vorzug  anerkennen  muß,  den  die  öster- 
i«ichificho  ökonomische  Schule  durch  ihre  scharfen  Begriffe  gegenüber 
iem  deutschen  Historismus  hat,  der  vielfach  über  recht  schwankende 
und   verschwommene   Vorstellungen   nicht  hinausgelangt. 

Neue  gesellschaftliche  Tatsachen,  neuen  Forschungsstoff  kann  frei- 
lich die  Begriffssoziologie  der  Statistik  nicht  bieten.  Eine  solche  Be- 
reicherung ist  nur  von  der  empirischen  Soziologie  zu  crwartop, 
welche  im  Wege  der  Tatsachenforschung  die  soziale  Ordnung  und  die 
Ausstrahlungen  (Sekretionen)  des  Gemeinschaftslebens  studiert,  sowie 
die  sozialen  Tatsachen  entwicklungsgeschichtlich  beschreibt.  Wobei  sie 
freilich  nicht  diese  in  ihren  Einzelheiten  zu  schildern  hat,  sondern  alp 
Wissenschaft  von  den  Elementen  und  Prinzipien  des  sozialen  Lebens 
eine  ähnlich  überragende  Stellung  gegenüber  den  einzelnen  gesellschaft- 
lichen Wissenszweigen  einnehmen  muß,  wie  die  Biologie  gegenüber  den 
einzelnen  Naturwissenschaften  (17).  Das  letzte  Ziel  der  empirischen 
Soziologie  müsse  nicht  auf  die  Häufung  von  Detailangaben,  sondern 
auf  eine  zusammenfassende  Darstellung  gerichtet  sein,  aus  der  sich  all- 
gemeine Gnmdprinzipien  und  Entwicklungslinien  ableiten  lassen  (23). 
Von  dieser  empirischen  imd  der  vorher  erwähnten  abstrakten  Soziologie 
unterscheidet  Schmid  die  spekulative  Soziologie  und  die  Philosophie  der 
G«echichte,  welch  letztere  "beide  keine  Beziehungen  zur  Statistik  unter- 
halten. Um  so  enger  sind  die  Beziehungen  zwischen  Statistik  und 
empirischer  Soziologie.  Dafür  werden  eine  Reihe  anregender  Beispiele 
gegeben. 

Ganz  allgemein  hält  es  Verfasser  für  einen  Fehler,  daß  die 
materielle  wissenschaftliche  Statistik  ihren  Stoff  regelmäßig  nach  ge- 
wissen größeren  Forschung^ob jek ten  und  nicht  nach  Forschungs- 
zielen gruppiert.  Er  versteht  darunter,  daß  der  Mensch  hier  zwar  als 
Massenerscheinung,  aber  doch  zunächst  in  seiner  Isolierimg  aufgefaßt 
werde  (22).  Deshalb  ist  die  Verwaltungsstatistik  in  der  Populationistik 
lange  Zeit  rein  atomistisch  vorgegangen  und  hat  nur  Menschenmassen 
in  konkreter  und  abstrakter  Häufung'  aneinandergereiht,  ohne  diese 
Massen  auch  in  ihrem  sozialen  Zusammenhalte  zu  erfassen  (25).  Diese 
i.*Dlierendo  Betrachtungsweise  müsse  zum  mindesten  ergänzt  werden 
durch  Zusammenfassung  aller  auf  die  sozialen  Verbände  (vor  allem 
Familie)  und  die  (räumlichen,  beruflichen  usw.)  Schichtungsverhältnisse 
Ixizüglichen  statistischen  Tatsachen,  etwa  wie  sie  Inama-Sternegg 
als  „Sozialstatistik"  verlangt  hat^).  Gründliche  Abhilfe  sei  aber  auch 
nicht  hierdurch,  sondern  nur  durch  engeren  Anschluß  an  das  System 
der  empirischen  Soziologie  zu  erwarten,  indem  durchweg  die  sozialen 
Verbände  und  Schichtungen,  aus  denen  sich  die  Massen  zusammensetzen, 
an  di(^  Spitze  der  Forschung  gesetzt  werden.  —  Für  den  Verwaltungs- 
statistiker  kommt  das  meines  Erachtens  auf  die  sehr  wichtige,  neuer- 
dings ja  auch  allgemeiner  sich  durch-setzende  Forderung  heraus,  das 
Zählmaterial  nicht  rücksichtslos  zu  atomisieren  und  die  Individuen  nicht 
aus  ihren  sozialen   Zusammenliäng«n   zu  reißen,   sondern   die   vergesell- 

1)  Statistische  Monatsschrift,  N.  F.  Bd.  12,   1907,  S.  289. 
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schaftendea  Merkmale  sorgfältig  zu  erfassen  (wie  z.  B.  den  Beruf  dee 
Vaters,  die  Beziehungen  zum  anderen  Ehegatten,  die  Kinderzahl  usw.) 
oder  gar  die  gesellschaftlichen  Verbände  selbst  (vor  allem  die  Familie 
oder  den  Haushalt)  zur  Zähleinheit  zu  machen,  wie  ee  in  der  Haus- 
haltsstatistik schon  länger  oder  neuerdings  auch  bei  der  familienweisen 
Erfassung  der  ehelichen  Fruchtbarkeit  geschieht.  —  Schmid  mahnt 
die  „wissenschaftliche  Statistik"  (gemeint  sind  wohl  die  Statistischen 
Aemter),  sich  in  bezu^  auf  Ehe  und  Familie  nicht  allzusehr  in  relatir 
untergeordnete  Probleme  zu  verlieren  oder  allzuviel  ( ! )  Scharfsinn  auf 
verfeinerte  Methoden  zu  verwenden  i),  statt  lieber  bedeutungsvolleren  ge- 
sellschaftswissenschaftlichen Sonderfragen  nachzugehen.  ,Er  stellt  den  Be- 
mühungen Richard  Boeckhs  auf  ganz  entlegenen  (?  )  Sondergebieton 
der  modernen  Ehestatistik  unser  geringes  Wissen  über  die  polygamen*) 
Ehen,  die  Stiefvaterfamilie,  die  Inzuchtsverhältnisse  und  ähnliche  Fragen 
entgegen;  er  rügt,  daß  sogar  in  der  Eommunalstatistik  Untersuchungen 
über  getrennt  lebende  Ehegatten  und  eheverlassene  Frauen  so  selten 
zu  finden  sind.  Die  Familie  sei  außerdem  ein  Wirtschaftsverband  und 
müsse  deshalb  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Produktionsgemeinschaft 
(südslavische  Hauskommunion)  wie  der  Verbrauchsgemeinschaft  ("Sta- 
tistik  der  Wirtschaftsrechnungen)   betrachtet   werden. 

Auch  die  Frauenfrage  will  Schmid  innerhalb  der  Ehestatistik  be- 
handelt wissen.  Wegen  der  Vielverzweigtheit  des  Problems  werde  dessen 
konzentrische  Behandlung  durch  die  hergebrachte  Systematik  der  Sta- 
tistik unmöglich  gemacht;  diese  müsse  deshalb  geändert  und  soziologis«^ 
orientiert  werden.  Es  gehe  nicht  an,  die  Frage  auf  den  Weg  der 
Monographien  zu  verweisen.  —  Hier  vermag  ich  dem  Autor  nicht  zm 
folgen ;  ich  sehe  nicht  ein,  worin  sich  praktisch  die  beiden  Wege 
unterscheiden ;  mit  anderen  Worten,  wie  überhaupt  die  allseitige  Er- 
örterung dieses  und  anderer  Probleme  anders  als  monographisch  durch- 
gefühlt werden  kann.  Wobei  ich  allerdings  davon  ausgehe,  daß  ihre 
,, konzentrische  Behandlung"  (deren  Notwendigkeit  natürlich  auch  ioh 
unbedingt  anerkenne)  Sache  der  wissenschaftlichen  Forschung  ist  und 
die  amtliche  Statistik  als  solche  gar  nichts  angeht.  Die  letz- 
tere hat  doch  lediglich  Zahlen  herbeizuschaffen ;  und  bei  dieser  Tätigkeit 
muß  sie  sich  nach  der  beschränkten  Besonderheit  ihres  konkreten  Beobach- 
tungsmaterials, ihres  Zählg^tes  richten.  Dieses  Zählgut  kann  unmög- 
lich auf  alle  oder  auch  nur  auf  die  Mehrheit  der  Beziehungen  Ant- 
wort geben,  die  für  die  allseitige  Behandlung  der  Fragen  in  Betracht 
kommen.  Freilich  wird  das  vorhandene  Zählmaterial  oft  erheblich 
eingehender  imd  vielseitiger  aufgearbeitet  werden  können,  als  es  bisher 
geschieht :  oft  werden  manche  wichtige  Kombinationen  bei  der  Auf- 
bereitimg nicht  berücksichtigt,  "wenigfer  aus  Tabellenfurcht  oder  Zeit- 
mangel als  weil  man  sich  nicht  genügend  über  ihre  soziologische  Be- 


1)  Diese  Mahnung  ist  aber  doch  uar  äußerst  selten  gerechtfertigt !  Aus  diesen 
und  anderen  AeuBernngen  ist  man  versucht  2U  schließen,  daß  Seh.  mit  den  eigent- 
lichen Aufgaben  und  der  Arbeitsweise  der  Zahlen  schaffenden  statistischen  Praxis  nicht 
genügend  vertraut  ist. 

2)  Druckfehler  für  „palingam"? 
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deutun^  bewußt  geworden  war.  Und  außerdem  hätte  sich  wohl  häufig 
auch  der  soziologische  (und  damit  auch  der  statistische)  Wert  des 
Materials  durch  eine  kloine,  sehr  wohl  mögliche  Zusatzfrago  (oder 
bloß  deren  bessere  F'ormuliorung)  erheblich  bereichern  laisscn ;  sie  unter- 
blieb aber,  weil  der  amtliche  Statistiker  das  Problem  nicht  genügend  in 
aeineni  ganzen  Umfange  überblickte. 

Solche  Unterla.s8ungen  der  Verwaltungsstatistik  sind  allerdings  von 
grundlegendem  Einflüsse.  Wenn  die  amtlichen  Erhebungen  in  dieser 
Beziehung  versagen,  dann  kann  die  beste  Monographie,  die  stets  aus 
verschiedenen  Quellen  für  verschiedene  Beobachtungsmassen  oder 
doch -Zeiten  Material  herbeischleppen  muß,  dasVer.^änmte  nicht  gutmachen. 
Hieraus  leuchtet  ohne  weiteres  ein,  wie  töricht  as  ist,  wenn  gewis-se 
Kollegen  behaupten,  die  statistische  Praxis  verlange  keine  sachlichen 
Kenntnisse  auf  den  einzelnen  zu  bearbeitenden  Gebieten,  sondern  ledig- 
lich einige  allgemeine  technische  Eoutino.  Das  gerade  Gegenteil  ist 
allein  richtig!  Selbst  die  einfachste  Erhebung-,  die  nicht  bloß  nach 
bewährtem  —  oder  auch  nicht  bewährtem !  —  Schema  erledigt  wird, 
kann  nur  daun  gelingen  und  wirklich  Frucht  bringen,  wenn  .sie  auf 
Gruni  eines  vielseitigen  Ueberblicks  über  die  einschlägigen  sachlichen 
Verhältnisse,  deren  soziologische  Bedeutung  und  über  den  Stand  der 
wissenschaftlichen  Forschung  —  namentlich  auch  in  methodischer  Be- 
ziehung —  sorgfältig  vorbereitet  wurde. 

Ich  weiß  nicht,  ob  Schmid  diesen  eng  umgi-enzten  Sinn  meinte. 
Oder  ob  er  etwa  der  amtlichen  Statistik  zumutet,  eigene  große  Er- 
hebungen zu  machen  zu  dem  unmittelbaren,  ausgesprochen  soziologisch- 
wissenschaftlichen  Zwecke,  dieses  oder  andere  der  viel  ver.sChliingenen 
,, Zentralprobleme"  der  Gesellschaft  in  die  zahlreichen  Gebiete  des 
•ozialeu  Lebens  zu  verfolgen  und  ein  lebensvolles  Gesamtbild  von  dem 
ganzen  Fragenkomplex  zu  entwerfen  ?  So  könnte  man  z.  B.  versucht 
sein  die  Bemerkungen  zu  deuten,  mit  denen  er  die  Wünschbarkeit  um- 
fassender Untersucbungen  über  die  Nationalitätenfrage  begleitet.  Er 
weist  darauf  hin,  daß  in  den  meisten  Staaten  die  Nationalitätenstatistik 
bis  jetzt  über  eine  im  Eahmen  der  Volkszählungen  durchgeführte 
Sprachenerhebung  nur  wonig  hinaus  gelangt  ist,  und  schließt  daraus, 
der  amtlichen  Statistik  fehle  jetzt  noch  in  der  Regel  die  Vorstellung, 
daß  die  Nationalität  in  unserer  modernen  Zeit  das  gesamte  gesellschaft- 
liche und  vielfach  auch  das  politische  Leben  mit  geradezu  beherrschen- 
der Gewalt  durchdringt  und  erfüllt.  Vielleicht  darf  man  aber  eher 
aagen,  daß  ihr  weniger  die  Vorstellung  davon  fehlt  als  die  Mög- 
lichkeit, die  Vorhältnisse  zahlenmäßig  zu  erfassen;  wenn  etwa  nicht 
geradezu  die  theoretisch-methodische  Möglichkeit  an  sich,  .so  doch  die 
praktisch-technische  infolge  der  sachlichen  Beschränktheit  ihrer  Arbeits- 
kräfte, die  durch  dringendere  Bedürfnisse  der  Verwaltung  völlig  in 
Anspruch  genommen  sind.  Ich  glaube,  man  kann  auch  als  amt- 
licher Statistiker  sehr  wohl  die  hervorragende  Bedeutung 
gewisser  zentraler  Probleme  einsehen  und  doch  es  ab- 
lehnen müssen,  sich  und  sein  Amt  mit  ihnen  oingolieüder 
au  befassen.    Leicht  wird  dieser  Verzicht  mitunter  freilich  nicht  sein! 
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Aber  das  gehört  in  das  Kapitel  der  Resignation,  über  die  wir  uns  ja 
früher  1)  unterhalten  haben 

Es  ist  sehr  zu  bedauern,  daß  Seh.  wegen  der  anders  gerichteteti 
Absicht  seines  Aufsatzes  (nämlich  auf  Begründung  eines  Forschungs- 
institutes hin)  es  unterlassen  mußte,  näher  darzulegen,  wie  er  sich 
speziell  die  Teilnahme  der  amtlichen  Statistik  bei  der  Zusammen- 
arbeit von  Soziologie  und  Statistik  denkt;  daß  er  stets  die  „soziologisch 
orientierte  Statistik"  als  ein  Ganzes  zusammennimmt,  unbekümmert 
darum,  ob  er  seine  Einzelforderung  an  die  analytische  oder  gar  syn- 
thetische Arbeit  der  statistischen  Gelehrten  oder  aber  an  die  bloß 
Material  zubereitende  Kleinarbeit  richtet,  zu  der  die  amtliche  Sta- 
tistik nun  einmal  ihrem  Wesen  nach  verurteilt  ist.  Ich  fürchte,  daß 
dieses  mangelnde  Auseinanderhalten  den  guten  Gedanken  des  Verfassers 
bei  vielen  amtlichen  Statistikern  schaden  wird.  Diese  werden  geneigt 
sein,  sich  selir  zweifelnd  gegen  die  Forderungen  zu  stellen,  sie  für  über- 
trieben zu  halten,  weil  sie  sich  von  vornherein  sagen  müssen,  daß 
die  amtliche  Statistik  sie  niemals  wird  erfüllen  können ;  weil  sie  aber 
gleichzeitig  vielleicht  übersehen,  daß  jene  Ansprüche  gar  nicht  an  sie, 
sondern  an  die  wissenschaftlichen  Statistiker  gerichtet  sind.  Ja, 
sogar  ausdrücklich  nicht  an  den  einzelnen  Gelehrten,  sondern  an  eine 
wissenschaftliche  Arbeitsgemeinschaft,  an  ein  Forschungsinstitut,  das 
in  wohldurchdachter  Organisation  forschende  Statistiker  und  Soziologen 
zu  harmonischer  Gesanitbetätigung  vereinen  soll.  Gesteht  Schmid  doch 
zu,  dai3  bei  der  von  ihm  vertretenen  Auffassung  der  Gesellschafts- 
wissenschaft die  Schwierigkeiten  für  den  einzelnen  Forscher  ins  Unge- 
ahnte wacliseu,  daß  ihre  *Ziele  so  hoch  und  allumfassend  sind,  daß  sie 
den  Gedanken  einer  isolierten  Lösung  von  vornherein  ausschließen.  — 
Ob  jene  Ziele  in  absehbarer  Zeit  überhaupt  zu  erreichen  sind  und  ob 
ein  Forschungsinstitut  sie  wirksam  fördern  könnte,  ist  in  unserem  Zu- 
sammenhang nicht  zu  erörtern.  Jedenfalls  kann  man  sehr  verschiedener 
Meinung  darüber  sein  2). 

Ich  glaube  aber,  wer  von  dem  liier  dargelegten  Standpunkt  aus 
die  Schmidschen  Ausführungen  über  die  Aufgaben  einer  soziologisch 
orientierten  Statistik  überschaut,  wird  diesen  kaum  noch  viel  wider- 
sprechen. Freilich  wird  er  bei  manchem  Nachweise  von  Lücken  und 
Mangelliaftigkeiten  der  bisherigen  offiziellen  Erhebungsverfahren  — 
von  denen  er  selbst  oft  schon  lange  überzeugt  ist  —  wünschen,  Verfasser 
hätte  zugleich  gesagt,  wie  es  besser  gemacht  werden  könne').  Bleiben 
wir  um  bewußt,  daß 'unter  der  soziologisch  orientierten  Statistik  nicht 
—  oder  doch  längst  nicht  ausschließlich  —  die  amtliche  Statistik 
gemeint  ist,  sondern  die  plangemäß  zusammen  arbeitende  Forschung 
der  wissenschaftlichen    Statistik    und    der  empirischen    Soziologie,   dana 

1)  Deutsches  Statistisches  Zentralblatt,  1916. 

2)  Ebenso  über  Sch.s  Auffassung  vom  Wesen  der  Statistik  als  selbständiger  Wissen- 
schaft, namentlich  in  der  Art,  wie  er  sie  z.  B.  in  der  Statisti-chen  Monatsschrift,  N.  F. 
Bd.  20  (1915),  S.  359  vertrat,  wo  er  unter  anderem  eine  scharfe  Grenze  zwischen  der 
Ökonomisehen  und  wirtschaftsstatistisehen  Forschung  verlangte. 

3)  Einige  beherzigenswerte  Beispiele  in  dieser  Bichtung  sind  aber  beigebracht. 
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wird  unser  Praktüerherz  sogar  von  einem  gewissen  Stolz  geschwellt, 
ivenn  wir  sehen,  wie  unsere  mühselige  Kärrnerei  gewürdigt  ist,  wahr- 
haft königlichen  Bauten  grundlegendes  Material  zuzuführen.  Einige 
Beispieh  möchte  ich  kurz  anführen. 

Da  die  mächtigeu  Soüialgebilde  der  Beligionsverbände  auch  heute  noch  die 
verschiedensten  Seiten  des  gcHellschaftlichen  Lebens  in  hohem  Maße  beeinflussen 
(unter  anderem  im  Schulwesen,  in  der  Fürsorge  und  Armenpflege),  genügt  es 
nicht,  wenn  sich  die  Statistik  [doch  wohl  die  amtliche]  im  Rahmen  der  großen 
Bestands-  und  Bewegungsaufnahmen  mit  der  Feststellung  der  konfessionellen  Zu- 
gehörigkeit der  einzelnen  Individuen  bescheidet,  sondern  ihre  [hier  aber  wohl 
nicht  der  amtlichen  Statistik]  Aufgabe  muß  es  sein,  uns  ein  lebensvolles  Gesamt- 
bild von  dem  ganzen  Dasein  und  der  Wirksamkeit  der  verschiedenen  Glaubens- 
gemeinschaften zu  entwerfen  (28).  Wesen  und  Einfluß  der  Antiedlungsgemein- 
schaften  lehrt  uns  die  Statistik  der  Bevölkerungsdichte  und  Anhäufung  in 
manchen  Beziehungen  kennen  Aber  wir  müssen  uns  diese  membra  disjecta  ge- 
wöhnlich erst  mühsam  zusammentragen,  da  die  heutige  Statistik  diese  Dinge 
nur  selten  unter  einem  zentralen  Gesichtswinkel  zu  betrachten  pflegt.  Die 
soziologisch  orientierte  Statistik  ist  sich  hingegen  darüber  klar,  daß  steigende 
Bevölkerung.sdichte,  Landflucht  und  Urban  Ismus  Zentralprobleme  der  Gesell- 
schaftswissenschaft bilden,  deren  zusammenfassende  und  allseitige  Beleuchtung 
wir  zu  den  wichtigsten  Aufgaben  der  ganzen  Disziplin  zählen  müssen.  Nament- 
lich in  einer  künftigen  Bevölkerungslehre  wird  diesen  Problemen  ein  breiter 
Raum  zu  widmen  sein.  Wir  werden  nicht  nur  die  Herkunft,  die  natürliche  und 
famUienhafte  Gliederung  der  städtischen  Bevölkerung,  ihre  berufliche  und  soziale 
Zusammensetzung,  ihre  Einkommens-  und  Vermögensverhältnisse,  ihre  leibliche  und 

festige  Vereigenschaftung  sorgfältig  zu  erforschen  haben,  sondern  auch  den  ganzen 
influß  dieser  städtischen  Umgebung  durch  eingehendes  Studium  der  feineren  ge- 
sellschaftlichen Ausstrahlungen  erfassen  müssen  (wirtschaftliche  Folgewirkungen, 
städtische  Sitten,  religiöse  und  moralische  Eigenheiten  gegenüber  weniger  dicht 
besiedelten  Landstrichen).  Wo  ist  der  statistische  Ausdruck  für  die  Unterschiede 
zwischen  städtischer  und  ländlicher  Zivilisation  ?  —  Wir  sprechen  von  Prie.ster-, 
Beamten-,  Militär-  und  Klassenstaaten,  von  Feudalreichen,  Plutokratien,  Aristo- 
kratien und  Demokratien,  vom  Rechtsstaate  und  Selfgovernment,  ohne  damit 
mehr  als  allgemeine' Vorstellungen  verbinden  zu  können.  Wäre  es  nicht  möglich, 
diese  schlagwortartigen  Ausdrücke,  soweit  sie  noch  für  die  Gegenwart  Bedeutung 
haben,  an  Hand  der  Statistik  näher  zu  fundieren  ?  —  Nur  eine  statistisch-sozio- 
logische Betrachtung  kann  uns  zeigen,  wie  die  verschiedenen  sozialen  Kräfte  (in 
den  poUtischen  Parteien)  sich  zu  politischen  Machtpotenzen  entfalten,  das  Regi- 
ment in  die  Hand  nehmen  und  dieses  trotz  aller  Betonung  der  allgemeinen 
Interessen  mehr  oder  minder  zu  eigenem  Nutzen  und  Froramen  führen.  —  Auch 
bei  den  Kommunalverbänden  gilt  es,  nicht  bei  den  äußeren  Organisationsformen 
stehen  zu  bleiben,  sondern  auf  den  wirklichen  Kern  der  Dinge  loszusteuern.  Es 
muß  vor  allem  der  Zusammenhang  zwischen  den  Gemeindebewohnern  sowie  den 
aus  ihnen  hervorgehenden  sozialen  Klassen  einerseits  und  den  um  das  Gemeinde- 
regiment ringenden  Parteien  andererseits  klargestellt,  das  bestehende  kommunale 
Wahlrecht  unter  diesem  Gesichtspunkte  beleuchtet  und  der  den  bürgerschaftlichen 
Vertretungen  zufallende  gesellschaftlich-politische  Machteinfluß  (Aemterpatronage, 
Vergebung  von  Lieferungen  usw.)  in  das  gehörige  Licht  gesetzt  werden.  —  Eine 
der  wichtigsten  Aufgaben  jeder  Gesellschaftswissenschaft  ist  die  Erforschung  der 
sozialen  Schichtungsverhältnisse,  der  sozialen  Klassen.  Gerade  hier  können  Statistik 
und  Soziologe  einander  auf  das  wirksamste  in  die  Hände  arbeiten.  Zu  dem  Ende 
wird  sich  die  Statistik  allerdings  daran  gewöhnen  müssen,  die  sozialen  Schichten- 
Tcrhältnisse  schon  von  sich  aus  zum  Gegenstande  selbständiger  zusammenfassender 
Betrachtung  zu  machen.  Alles,  was  auf  die  sozialen  Klassen  Bezug  hat,  muß  zu 
einem  eigenen  Teilgebiete  der  materiellen  Statistik  vereinigt  werden,  in  welchem 
auch  die  verschiedenen  anderen  sozialen  Verbände  (Familie,  Geschlechterverbände, 
nationale,  reUgiöse  Verbände  u.  a.  m.)  ihren  Platz  zu  finden  haben.  Bereits  vor 
einigen    Jahren    hatte   Schmid    in    Ausführung   einer    Forderung    von    Inama- 
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Sternegg')  das  Programm  einer  solchen  „Sozialstatistik"  entworfen-).  Gerade 
von  ihr  erwartet  er  „unermeßliche"  Anregungen  für  die  Soziologie,  die  aber  mit 
ebenso  reichlichen  Zinsen  zurückzahlen  werde.  In  langer  Iteihc  ziehen  vor 
unserem  Auge  vorüber  die  alten  Kasten  und  Stände  sowie  die  modernen  sozialen 
Klassen.  Erst  mit  Hilfe  der  Statistik  können  wir  uns  nunmehr  vom  Proletariate, 
vom  Mittelstande,  von  der  Bourgeoisie,  von  den  privilegierten  Klassen  und  dem 
vierten  Stande  eine  deutlichere  Vorstellung  machen.  Erst  dadurch  erhalten  wir 
festere  Umrisse,  während  die  heutige  Gesellschaftswissenschaft  die  Klassen  und 
Stände  vielfach  nur  psychologisch  zergliedert,  ohne  viel  Gewicht  auf  weiteres  Tat- 
sachenmaterial zu  legen.  Außer  dem  Bestand  der  sorgfältig  gegliederten  Volks- 
schichten hat  die  Statistik  zum  Studium  der  sozialen  Ausiese  auch  deren  Be- 
wegung vorzuführen:  den  Aufstieg  aus  den  unteren  Klassen  und  die  umgekehrte 
Erscheinung  der  Proletarisierung,  ebenso  wie  die  im  Wege  der  Eheschließung  und 
des  Berufswechsels  erfolgenden  Uebergänge  von  einer  sozialen  Schicht  zur  anderen. 
Aber  die  gesellschaftswissenschaftlicri  orientierte  Statistik  soll  nicht  nur  die 
populationistischen  Eigenheiten  der  sozialen  Klassen  und  ihre  wirtschaftliche  Lage 
untersuchen,  sondern  auch  die  übrigen  Merkmale,  welche  sozusagen  einen  spezi- 
fisch sozialen  Menschentypus  erkennen  lassen,  wie  z.  B.  die  anthropologischen 
Daten  und  jene,  welche  die  experimentelle  Psychologie  mit  Hilfe  der  statistischen 
Methode  über  die  geistige  Kapazität  und  über  das  Gefühlsleben  der  verschiedenen 
Menschenklassen  gesammelt  hat.  Der  zünftige  Statistiker  steht  diesen  Dingen 
gewöhnlich  etwas  fern,  weil  die  Verwaltungsstatistik  mit  derlei  Untersuchungen 
sich  nicht  zu  befassen  pflegt.  Den  wissenschaftlichen  Statistiker  muß  aber  allet 
interessieren,  was  auf  das  Leben  der  menschlichen  Gesellschaft  Bezug  hat  und 
wodurch  die  einzelnen  Klassen  sich  charakterisieren,  weil  alle  diese  Fragen  mit 
den  Problemen  der  Klassenbildung  und  Klassenherrschaft  auf  engste  zusammen- 
hängen. Auch  für  die  soziale  Auslese  und  die  Hebung  der  unteren  Klapsen 
sind  diese  sozialen  Differenzen  von  ganz  außerordentlicher  Tragweite. 

Hier  muß  ich  abbrechen.  So  unbedin^  os  richtig  ist,  daß  der 
größte  Teil  der  eben  erwähnten  Forderungen  weder  jetzt  noch  in 
absehbarer  Zukunft  die  VerwaltungsstatLatik  angehen,  so  muß  doch  auch 
zugegeben  werden,  daß  viele  der  angedeuteten  Probleme  auch  im  Rahmen 
des  bisherigen  Aufgabenkreises  und  Arbeitsumfanges  der  amtlichen  Sta- 
tistik erheblich  mehr  berücksichtigt  werden  könnten,  als  es  jetst  ge- 
schieht. Oft  wäre  dazu  weiter  nicht  viel  nötig,  als  daß  die  soziolog^ischeo 
oder  statistischen  Forscher  dem  Verwaltungsstatistikcr  ihre  Wünsche 
vortragen,  daß  sie  ihm  sagen,  welche  Ermittlungen  und  au,s  welchen 
Gründen  (in  welchem  Zusammenhange)  ihnen  von  Bedeutung  sind . 
daß  sie  diejenigen  sozialen  Verhältnisse  bezeichnen,  deren  tatsächliche 
Gestaltung  durch  statistische  Beobachtungen  irgendwelcher  Art  zur 
Lösung  bestimmter  Probleme  (der  allgemeinen  Soziologie,  aber  auch 
der  einzelnen  Sozialwissenschaften)  aufzuklären  Ist;  kurz,  daß  sie  bei 
den  statistischen  Produzenten  Zahlenmaterial  bestellen,  das  zur  Be- 
leuchtung gewisser,  genau  zu  bezeichnender  gesellschaftlicher  Zustände 
dienlich  ist.  Das  Produktionsverfahren  aber,  die  statistische  Erhebungfs- 
methodo  ausfindig  zu  machen,  wäre  Sache  der  statistischen  Techniker. 
Immerhin  könnte  diesen  ihre  Arbeit  oft  erheblich  erleichtert  werden, 
wenn  die  „auftraggebenden"  Forscher,  die  sich  ja  meist  bereits  ein- 
gehend mit  dem  Probleme  und  der  einschlägigen  Literatur  beschäftigt 


1)  Statistische  Monatsschrift,  N.  F.  Bd.  12,  1907,  S.  289  f. 

2)  Ueber  Begriff  nnd  Umfang  der  Sozialstatistik.    Statistische  Monatsschrift,  N.  F. 
Bd.  20,  1915,  S.  359ff. 


Literatar.  125 

haben  werden,  dem  Verwaltungsstatistiker  eine  Ueborsicht  über  die  bis- 
herigen statistischen  Leistungen  auf  dem  Sondorgebiet  liefern  wollten. 
In  diesem  Sinne  scheint  mir  eine  nähere  Fühlung  zwischen 
Wissenschaft  und  Verwaltungsstatistik  vor  allem  nötig. 
Man  wird  mir  einwenden,  an  wissenschaftlichen  Problemstellungen  und 
Ratschlägen  füi'  die  amtliche  Statistik  habe  <»  auch  bisher  schon  nicht 
gefehlt ;  aber  die  Leute,  die  es  anginge,  läsen  sie  nicht.  Gewiß  ist  dag  zum 
großen  Teile  leider  richtig.  Indes  darf  man  daraus  in  der  Hauptsache  keinem 
der  Beteiligten  einen  Vorwurf  machen.  Jene  Anregungen  der  Wissen- 
schaft verstecken  sieh  oft  an  Stellen,  auf  die  der  viel  beschäftigte  amt- 
liche Statistiker  mehr  nur  durch  einen  glücklichen  Zufall  stößt.  Sind 
doch  die  meisten  Kollogen,  die  ihre  Arbeit  ernst  nehmen,  schlechter- 
ding.<  nicht  in  der  Lage,  die  große  Fülle  der  Fachliteratur  systematisch 
zu  verfolgen,  oder  auch  nur  die  gerade  für  sie  besonders  in  Betracht 
kommenden  Arbeiten  auszuwählen.  An  welchen  Merkmalen  .sollten  sie 
diese  unter  den  vielen  anderen  Sachen  erkennen  ?  Die  Ansprüche  der 
Forschung  an  die  statistische  Praxis  können  nur  dann  Wirkung  haben, 
wenn  sie  der  letzteren  genügend  bekannt  werden !  Hier  besteht  in  der 
Tat  eine  wichtige  Aufgabe  für  die  Organisation  der  geistigen  Arbeit. 
Und  ich  glaube,  daß  diese  Verbindung  zwischen  Wissenschaft  und 
Praxis  von  einem  entsprechend  aufgebauten  Forschungsinstitute  er- 
heblich gefördert  werden  könnte.  Diese  Aufgaben  sind  es  auch  zum 
großen  Teil,  auf  die  ich  bei  meinen  früheren  Vorschlägen  eines  sta- 
tistischen Lehr-  und  Forschungsinstitutes  abzielte  ^).  Und  ich  möchte 
auch  nach  Prüfung  des  Schmidschen  Planes  die  Beschränkung  auf 
jene  näher  liegenden  und  leichter  zu  erfüllenden  Aufgaben  für  dring- 
licher halten,  als  das  große,  nahezu  uferlose  Programm,  das  Schmid 
seinem  Forschungsinstitute  vor.schreiben  will.  Für  uns  amtliche  Sta- 
tistiker wenigstens  ist  es  am  wichtigsten,  vor  ganz  konkrete  Aufgaben 
gestellt  zu  werden,  indem  die  freie  Forschung  uns  ihre  unmittelbaren 
Bedürfnisse  nach  statistischen  Ermittlungen  bekanntgibt.  Dagegen 
ist  es  uns  gleichgültig,  wie  jene  Bedürfnisse  von  der  Forschung  er- 
kannt und  von  welcher  Wissenschaft  sie  festgestellt  wurden,  ob  vom 
Soziologen  oder  vom  wissenschaftlichen  Statistiker,  oder  von  einer  Ver- 
einigung beide;'  oder  aber  auch  von  Vertretern  anderer  gesellschafts- 
wissenschaftlicher Forschungszweige.  Und  da  der  gründliche  Ausbau 
der  amtlichen  Statistik  auch  für  den  Schmidschen  Plan  sehr  wichtig 
ist,  80  müssen  unsere  nächstliegenden  Interessen  auch  ihm  bedeut- 
sam sein. 


1)  Die  Statistik  als  akademischer  Lchrjtegenstand.  Zeitschrift  für  sehwei^eri'che 
Statistik  und  Volkswirtschaft,  Bd.  52  (1916),  S.  180  ff.  Vgl.  auch  einen  kurzen  Hin- 
weis im  Deutschen  Statistischen  Zentralblatt,  1916. 
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1917.     gr.  8.     18  SS.     M.   1.—. 
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2.  Geschichte  und  Darstellnnp  der  wirtschaftlichen  Knltnr. 
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Uebersicht  &ber  die  neuesten  Publikationen  Dentschlands  nnd  des  Aoslandes.     127 
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bäuerliche  Verbältniiise.  Lehrbuch  für  den  Unterricht  an  landwirtschaftlichen  Schulen 
und  für  den  praktischen  Landwirt.  5.  Aufl.  Hrsg.  vom  Verbände  der  Lehrer  an  dem 
landwirtschaftlichen  Schulen  der  Schweiz.  Verfaßt  unter  Mitwirkung  d<-8  schweizerischen 
Bauernsekretariats.  (Landwirtschaflliche  Lehrbücher.)  Aarau,  Emil  Wirz,  1917.  8. 
IV— 368  SS.     M.  5,50. 

Niklas  (Aswess.),  Dr.  ing.  H.,  Bayerns  Bodenbewirtschaftung  unter  Berücksich- 
tigung der  geologischen  und  klimatischen  Verhältnisse.  Hrsg,  vom  Kgl.  staiist.  Landes- 
amt. München,  J.  Lindauersche  Univ.-Buchhdlg..  1917.  32,5X24  cm.  15  SS.  mit 
17  färb.   Karten  in  3lX34  cm.     M.  5.—. 

Nowacki,  Prof.  Dr.  Anton,  Anleitung  zum  Getreidebau  auf  wissenschaftlicher 
und  praktischer  Grundlage.  6.  sorgfällig  durchgesehene  und  verbesserte  Aufl.  (Thaer- 
Bibliothek,  Bd.  63.)  VI -244  SS.  M.  2,80.  —  Den..,  Praktische  Bodenkunde.  An- 
leitung zur  Uolersuchung,  Klas.>ifikaiion  und  Kartierung  des  Grund  und  Bodens. 
6.  ncubcarb.  Aufl.  (Thaer-Biblioihik,  Bd.  81.)  VIU— 208  SS.  mit  12  Teit-Abb.  u. 
1  Färbend rucktafeL     M.  2  80.     Berlin    Paul  Parey,   1917.     8. 

Scheerbarth  (Oer.-Assess.,  Syud.,  Rechtsschutzabt.- Vorsteher),  Rnd.,  Die  Reichs- 
getreideordnung 1917,  nebst  Nachtrags-  und  fOrgänzungsverordnuogen,  erläutert.  Balle 
(Saale),  Otto  Tniele,   1917.     gr.  8.     IV— 140  SS.     M.  2.—. 

Stehler  (Versuchsanst.-Vorst.),  Dr.  Frdr.  G.,  Der  rationelle  Fulterbau.  Prak- 
tische Anleitung  für  Landwirte  und  für  den  Unterricht  an  landwirtschaftlichen  Lehr- 
an^taltl'n.  8.  umgearb.  Aufl.  Mit  157  Tcztabb.  (Tbaer-Bibliothek,  Bd.  101.)  Berlin, 
Paul  Parey,   19l7.     8.    VIII— 210  SS.     M.  2,80. 

Wagner  (Geh.  Hofr..  Vcrsuohsstat.-Vorst.),  Prof.  Dr.  ing.  Paul,  Anwendung 
künstlicher  Düngemittel.  (Thaer-Bihliolbek,  Bd.  100.)  6.  neubearb.  Aufl.  Berlin, 
Paul  Parey,   1917.     8.     VIII— 191   SS.     M.  2.80. 

Werner  (Geh.  Reg.-R.),  Prof.  Dr.  Hugo,  Der  Kartoffelban  nach  seinem  jetzigen 
ratiouellen  Stanclpunkte.  7.  neubearb.  Aufl.,  hrsg.  vom  (Abt.- Vorsieh.)  Prof.  Dr.  C.  T. 
Eckenbrecher.  (Thaer-Bibliothek,  Bd.  28.)  Berlin,  Paul  Parey,  1917.  8.  IV— 204  88. 
mit  29  Textabb.     M.  2,80. 


Black,  C.  Crofton,  Corn  production  act,  1917.  With  explanatory  memorandum. 
London,  Land   Union.    4/. — . 

Gilbert,  A.  W.,  M.  F.  Barras  and  D.  Dean,  The  potato.  „Rural  science" 
series.     London,   Macmillan.     Cr.  8.     6/.6. 

Materials  for  the  study  of  mineral  prodncts  of  Rnssia,  in  six  parts.  Imperial 
Academy  of  Sciences,   Petrograd  Publication   Luzac.     roy.  8.     2/.6. 

Bonomo,  Giuseppe,  11  prezzo  d'imperio  del  grano  e  la  politica  agraria  ed 
annonuria  di  guerra.     Partei  (La  produzione).    Messina.  tip.  D'Angelo,   1917.    8.    81p. 

Mortara,  Augusto  e  Minno  Enrico,  relatori,  La  questione  agraria  e  la 
funzinnalliä  sociale  della  proprietä  della  terra:  relazione  dulla  commis^ione  speciale  per 
uno  Schema  di  discgno  di  legge  sulla  colonizzazione.  (Partito  democratico  costituzionale 
italiauo.)     Roma,  tip.   Nazionale,   Bertero,   1917.     8.     41   p. 

Supino,  F.,   Piscicoltura  pratica.     Milnno,   Hoepli.     8.     1.  5,50. 

Todaro,  Francesco,  Li'zioni  di  agricoliura  nella  r.  scuola  superiore  di  agraria 
dell'  universitä  di  Bologna.  Vol.  II.  Casale  Monferrato,  fratelli  Marescalchi  (ditta 
C.  Ca-ssone),   1917.     16.     VIII,  327  p.     1.  4.-. 

Mijnbouw  (Onze  koloniale),  Populaire  handboekjes  over  Nederl.  Indische  mijn- 
bouwproducten  onder  reilactie  van  J.  Dikker.  II.  U.  Witkamp,  De  petroleum. 
Baarlem,  H.  D.  Tjeenk  Willink  en  Zoon.  gr.  8.  8  en  96  blz.,  met  57  afb.  tusschea 
tekst  en  1  plt.     fl.  2. — . 

5.   Oewerbe  und  Industrie. 
Jahrbuch  der  österreichischen   Industrie   1917.     Hrsg.  von  Rnd.  Hanel.    2  Bde. 
Wien,  Compaßverlag.     8.     XI,  452,  1294  SS.,  VII  SS.  u.  SS.  1297—3209.     M.  24.—. 
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Moos,  Ferd.,  Die  französischen  Absichten  auf  die  Oebiete  der  Industrien:  Erz, 
Kohle,  Eisen  und  Stahl.  Hrsg.  vom  Deutsch-französischen  Wirtschaftsvercin,  Berlin. 
Berlin,  Liebheit  u.  Thiesen,   1917.     gr.    8.     15  SS.    M.   1,25. 

Wilden  (Handwerksk.-Synd.),  Dr.  Josef,  Die  Zukunft  des  Handwerks.  (Schützen- 
graben-Bücher für  das  deutsche  Volk,  Nr.  79.)  Berlin,  Karl  Siegismund,  1917.  lö. 
48  SS.     M.  0,20. 

Carpenter,  Edward,  Towards  industrial  freedom.  London,  Allen  and  Unwiu. 
«.     3/.6. 

Costamante,  Alberto,  L'avvenire  industriale  della  Sicilia:  considerazioni. 
(Camera  di  commercio  ed  industria  di  Palermo:  per  la  preparazione  del  dopo-guerra.) 
Palermo,  scuola  tip.  Bocconc  del  povcro.     1916.     4.     14  p. 

Pfatisch,  Giuseppe,  II  sistema  Taylor  di  organizzazione  del  lavoro  e  i  pro- 
blemi  del  dopo-guerra.     Roma,  off.  poligrafica  Italiana,  1917.     8.    14  p. 

6.  Handel  nnd  Verkehr. 

Borgius,  Dr.  W.,  Schaffung  eines  zentralen  Außenhandels-Instituts  durch  Kar- 
lellierung  der  deutschen  Außenhandelsvcreine.  (Hrsg.  vom  Handelsvcrtragsverein.  Ver- 
band zur  Förderung  des  deutschen  Außenhandels.)  Berlin,  Liebheit  u.  Tbiesen,  1917, 
gr.  8.     19  SS.     M.  1.— . 

Bum,  Dr.  Ernst,  Die  Zukunft  unserer  Wirtschaft.  Wien,  Moritz  Perles,  1917. 
8.    30  SS.     M.  0,80. 

Dessauer,  Dr.  Lothar,  Die  Neugestaltung  des  deutschen  Handelskammer- 
wesens. (Industrie-Bücherei.  Eine  Sammlung  wirtschaftspolitischer  und  technischer 
Flugschriften,  Heft  1.)     Stuttgart,   Eugen   Wahl,   1917.     gr.  8.     VIII-47  SS.    M.   1,50. 

Düringer  (Oberlaniiesger.-Präs.),  Dr.  A.,  und  (Rechtsanw.)  Dr.  M.  Hachen- 
burg,  Das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  V.  1897  (mit  Ausschluß  des  Secrechts),  auf  der 
Grundlage  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  erläutert  unter  Mitwirkung  von  Rechtsanw.  Dr. 
J.  Breit,  Prof.  Dr.  .1.  Flechtheim,  Rechtsanw.,  Handelshochsch.-Doz.  Dr.  K.  Geiler, 
Oberlandasger.-R.  Dr.  V.  Hoeniger.  2.  Aufl.  Bd.  4,  Abt.  2:  Gesellschaft  des  bürger- 
lichen Rechts,  offene  Handelsgesellschaften,  Kommandilgesellschaften,  unter  Mitwirkung 
von  Drs.  A.  Düringer  und  M.  Hachenburg  bearbeitet  von  Prof.  Dr.  J.  Flechthcim  und 
Rechtsanw.  Dr.  K.  Geiler.  Mannheim,  J.  Bensheimer,  1917.  Lex.-S.  XX  u.  SS.  513— 
916.     M.  17.—. 

Handbuch  des  gesamten  Handelsrechts  mit  EinschluQ  des  Wechsel-,  Scheck-, 
See-  und  Binnenscliiffahrtsrechts,  des  Versicherungsrechts  sowie  des  Post-  und  Tele- 
graphenrechts, bearbeitet  von  (Geh.  Justizr.)  Prof.  Dr.  Ludwig  v.  Bar  f,  hrsg.  von 
Prof.  Dr.  Victor  Ehrenberg.  Bd.  4,  Abt.  1.  Leipzig,  O.  R.  Reisland,  1917.  gr.  8. 
VI- 672  SS.     M.  20.—. 

Koch  (stellvcrtr.  Dir.),  Dr.  ing.  Wald.,  Handelskrieg  und  Wirtschaftsexpansion. 
Ueberblick  über  die  Maßnahmen  und  Bcstrebuneen  des  feindlichen  Auslandes  zur  Be- 
kämpfung des  dcutsclicn  Handels  und  zur  Förderung  des  eigenen  Wirtschaftslebens. 
Jena,  Gustav  Fischcir,  1917.     Lex.-8.    VIII— 283  SS.     M.  5,50. 

Neukamp  (Rcichsgcr.-R.),  Dr.  Ernst,  Die  Ausschaltung  unseres  Handels  durch 
das  Kriegswirtscbaftsrecht  —  eine  nationale  Gefahr!  Berlin,  Otto  Liebmann,  1917.  8. 
86  SS.     M.  3.—. 

Pfeiffer  (Handelshochsch.-Doz.),  Bruno,  Holzhandel  und  Holzindustrie  Ost- 
preußens. (Schriften  des  Instituts  für  ostdeutsche  Wirtschaft  in  Königsberg  (Pr.),  hrsg. 
von  Prof.  Dir.  Dr.  Albert  Hesse,  Prof.  Dr.  Albert  Brackmann,  Prof.  Dr.  Otto  Gerlach, 
Prof.  Dr.  Jobs.  Hansen,  Prof.  Dr.  Felix  Curt  Albert  Werner.  Heft  2.)  Jena,  Gustav 
Fischer,   1918.     gr.  8.     VII— 79  SS.     M.  2,40. 

Schwiedland,  Eugen,  Das  Transportwesen.  2.  Aufl.  Wien,  Manz,  1918. 
gr.  8.     33  SS.     M.  1,40. 

Singer  (Ing.),  Max,  Die  Zukunft  des  Hnndelsstandcs.  Eine  volkswirtschaftliche 
Untersuchung.  Wien,  Anzengruber- Verlag  Brüder  Suschitzky,  1917.  gr.  8.  62  SS. 
M.   1,50. 

Suppan,  C.  V..  Die  Donau  und  ihre  Schiffahrt.  Wien,  Franz  Deuticke,  1917. 
Lcx.-8.     VII— 192  SS.'  mit  Abb.  u.  1  Karte.     M.  9.—. 

Jahrb.  {.  Nationalök.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  U|.  9 
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Wirtschaftskrieg,  Der.  Die  Maßnahmen  und  Bestrebungen  des  feindlicbeu 
Auslandes  zur  Bekäuipfung  des  deutseben  Handels  uud  zur  Förderung  des  eigeuen  Wirt- 
scbaltsiebens.  Hrsg.  vom  Kgl.  lustiiui  für  Seeverkehr  und  Wültwiitschufi  au  dir  Uni- 
versität Kiel,  Kaiser- VVilhelui-StifiuDg.  1.  u.  3.  Abt.:  Schuster  (wiss.  Uilfsaibi'iter], 
Ernst,  und  (wiss.  Hilfsarb.)  Dr.  H  a  ns  W  ehberg,  England.  X VI -398  SS.  M.  13,50. 
(1.  Abt.)  —  Ulrich  (Kons.),  Leo,  Japan.  IX— 183  SS.  M.  9.  (3.  Abt.)  Jen», 
Gustav  Fischer,  1917.     Lex.-8. 

Lavergne,  Bernard,  L'Union  commerciale  des  alli^s  apr%<  la  guerre.  Hoeti- 
litis  douani^res  envers  l'Austro-Alleuiafiue.  Tarifs  pielerentiels  entre  Allies.  Paris, 
J'felix  Alean,  1917.     8.     81   pag.     fr.   1,&0. 

Ireland,  Tariff  reform  (Home  produelion — trade  protection)  versus  free  trade. 
London,   Wilson,  Hartbell  and  Co.     Cr.  8.     49  pp.      1./. 

Commercio  (Sul)  dugli  agrumi  italiani  nel  Regno  Uoito.  (Camera  di  commercio 
ed  industria  di  Palermo:  per  la  preparazione  del  dopo-guerra.)  Palermo,  scuola  tip. 
Boccone  del  povero,   1917.     8.     34  p. 

Luciani  Vito,  Problem!  economici  del  dopo-guerra:  conferenza  tenuta  a  Bari 
il  29  luglio  1917.     Koma,  casa  ed.  Italiana,   1917.     8.     C7  p. 

Virgilii,  Filippo,  Problem!  di  economia  commerciale.  Torino,  fratelli  Bocc« 
(Siena,  dilta  C.  Nava),  1917.     8.     17  p. 

Kleyntjes,  J.,  en  H.  H.  Knippenberg,  Over  handel  en  uijverheid.  Nij- 
megen,  L.  C.  G.  Malmberg.     gr.  8.     10  en  284  blz      met  16  pltn.     fl.  2,25. 

7.  nnanswesan. 

HauBmann  (ßecbtaanw.),  Dr.  Fritz,  Der  Rechtsgmndsatz  der  Gleichmäßigkeit 
im  preußischen  Komiuunalabgabenrecbt  und  seine  Verletzung  als  Ungüliigkeitsgrund 
kommunaler  Abgubeordnuugen  uud  Sleuetvereinbarungen.  Berlin,  W.  Moeser,  1917. 
gr.  8.     VII  — 132  SS.     M.  5.—. 

M  eerwarth  (Priv.-Doz.),  Dr.  Rud.,  Die  Steuern  im  klassischen  Land  des  Steuer- 
drucks Italien.  (Kioauz-  und  volk^wirtsrhuftliche  JCeitfragen.  Hrfg.  von  Ktiihsr.  Prot. 
Dr.  Georg  v.  Schanz  u.  Geh.  Reg.-R.  Prof.  Ur.  Julius  Wolf.  Heft  42.)  Stuttgart,  Ferdi- 
nand Euke,   1917.     Lex.-8.    80  S8.    M.  3.—. 

Mollat  (Uandel^k.•Syud.),  l)r.  Georg,  Einführung  in  das  Kriegssteuergesetz  vom 
31.  VI.  191t>.  Eine  gi^meinverMändliobe  Darstellung  seiner  wichtixsten  BeMimniuogen. 
2.  durchges.  Aufl.     Siegen,  Koglersibe   Buchhdlg.,   1917.     8.     IV— 42  SS.  M.    1.—. 

Koller,  Benno,  Ueber  die  Möglichkeiten  der  Sanierung  der  SiaaC-<fiiianzen. 
1.  Die  Wiederherstellung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte.  2.  Die  Vuluiaregu- 
lierung.  Mit  einem  Kommentar  van  Franz  Carl  Graf  Marerzi.  Budapest,  C.  Grills  Hof- 
buchhdlg.  (Julius  Benkö),  1917.    gr.  8.     53  SS.     M.  4.—. 


Roger,  Fran$ois,  Les  impöts  sur  le  capital.  Paris,  Marcbai  et  Godde.  8. 
fr.  7,50. 

CoIIins,  C.  Wallaoe,  The  national  budget  System.  New  York,  Macmillan. 
12.     151  p.     I   1,25. 

De  Santis,  Giovanni,  II  diritto  finanziario  privato  e  puhblico.  Vol.  I:  Stori« 
e  Organ izzazione.  Con  pref.  di  Luigi  Luzzatti.  Torino,  Unione  Tip.  Ed.  Torinese.  8. 
1.  16.—. 

8.  Oeld-,  Bank-,  Kredit-  nnd  VersicherangfSweBen. 

Nußbaum,  Arthur,  Die  Kriegsprobleme  des  großstädtischen 
Realkredits.  Tübingen  (J.  C.  B.  Mohr)  1917.  VIII  u.  116  öö.  8«. 
(Preis:  M.  2,40.) 

Der  Verf.,  dem  die  neuere  Hypothekenliteratnr  zwei  eindringende  um- 
fassende Arbeiten  von  hohem  Rang  (Deutsches  Hypotheken  wessen,  19 13; 
Die  Zwangsversteigerung  und  Zwaiigsverwahung,  1916)  verdankt,  be- 
tritt mit  seiner  Kriegsbroschüre   bewußt   und   ausgeprägt   in  der  Wahl 
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der  Wege  und  des  Ziels  das  schwierige  Gebiet  der  Bodeokreditpolitik. 
Als  verdienstvoller  Literat  des  Hypothekenwesens,  als  Sachverständiger 
der  vom  Keichbauit  des  Jnuern  berufenen  Immobiliarkreditkomiuission  und 
als  stellvertretender  Vorsitzender  des  Bypothekeneinigiingsamts  Berlin 
will  er  mit  seiner  Schrift  an  der  Lösung  der  Kriegsprobleme  des  groß- 
städtischen Kealkredits  mitarbeiten. 

Der  Verf.  geht  davon  aus,  daß  sich  die  bisherigen  Erörterungen 
Aber  die  Kriegwprobleme  des  großstädtischen  Realkredits  „überwiegend 
vom  Parteistandpunkt"  leiten  lassen,  und  will  im  Gegensatz  zu  dieser 
«inseitigen  Methode  die  einschlagenden  Fragen  „ausschließlich  vom 
Standpunkt  der  allgemeinen  Interessen"  darstellen.  Der  Verf.  beginnt 
also  in  seinen  ersten  Sätzin  mit  einer  Kritik,  die  —  wenn  ich  recht 
verstehe  —  den  Wert  der  vom  Parteistandpunkt  beherrschten  Erörte- 
rungen zur  Bodenkreditpohtik  in  Frage  ziehen  will,  und  beansprucht 
zugldich  für  die  eigene  Arbeit  eine  Methodik,  deren  Durchführung 
meines  Erachtens  gerade  auf  dem  Gebiet  der  Bodenkreditpolitik,  wo 
jeder  Schritt  und  Tritt  notwen  lig  in  die  Interessen  von  Gläubiger  und 
Schuldner,  Mieter  und  Vermieter,  Großkapital,  Mittelstand  und  unver- 
mögenden Bevölkerungsklassen  eingreift,  außerhalb  der  praktischen 
Möglichkeit  liegt  und  liegen  muß.  Gerade  so  eindringende  Stellung- 
nahme zur  Bodenkreditpolitik,  wie  die  vorliegende  von  Nußbaum, 
dürfte  von  subjektivem  Sehen  und  Denken  nicht  zu  trennen  sein  und 
sollte  meines  Erachtens  nicht  ernstlich  versuchen,  einen  so  stark  um- 
strittenen Teilabschnitt  unserer  Volkswii  tschaltspolitik  „ausschließlich 
vom  Standpunkt  der  allgemeinen  Interessen,  der  zugleich  derjenige  der 
Wissenschaft  ist",  sehen  und  durchdenken  zu  wollen. 

Auch  der  Verf.  sieht  und  denkt  in  seiner  Arbeit  —  das  darf  kri- 
tisch und  erklärend  zugleich  berührt  weiden  —  wiederholt  ausgeprägt 
subjektiv,  z.  B.  dort,  wo  er  feststellt,  daß  „allzulange  im  großstädtischen 
Hypothekenwesen  —  so  sehr  wie  wohl  auf  keinem  anderen  Gebiet  des 
deutschen  Wirtschaftslebens  —  das  nackte  Shylock- Prinzip  gegolten 
hat,  nirgends  wohl  die  Ausbeutung  rücksichtsloser  geübt  —  und  an- 
standsloser  gebilligt  worden  ist",  oder  dort,  wo  er  die  —  meines  Er- 
achtens nicht  ohne  weiteres  belegbare  —  Auffassung  der  Hypotheken- 
institute von  ihrem  „ganz  besonrieis  anzuerkennenden,  gewissermaßen 
charitativen  Entgegenkommen"  (den  Kriegsschuldnern  gegenüber)  „mit 
Stumpf  und  Stiel  auszurotten  für  dringend  geboten"  hält,  oder  endlich 
dort,  wo  er  das  Dividendeninteresse  der  Hypothekenbank- Aktionäre 
der  Regulierung  des  Hypothekenzii/sfiißes  in  der  Kriegszeit  und  Nach- 
kiiegszeit  unterordnen  will  und  offenbar  außer  Rücksicht  läßt,  daß 
gerade  dieses  Mittel  vordem  von  Tlieoiie  und  Praxis  ungezählte  Male 
als  für  den  Hypothekenschuldner  praktisch  bedeutungslos  gewertet 
worden  ist  (nebenbei  wird  sich  auch  der  Begriff  der  Hypothekenbank- 
Aktionäre  durchaus  nicht  vorwiegend  oder  gar  restlos  mit  dem  großen 
Kapital  decken,  auf  das  der  Verf.  offenbar  zielt). 

Die  Kriegsprobleme  des  großstädtischen  Realkredits,  im  einzelnen 
die  Zwangsstundung  der  Hypotheken,  die  Lage  der  Hypothekenbanken, 
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Versicherungsgesellschaften  und  anderen  Hypothekengläubiger,  die  Zins- 
rückstände  und  Zinsherabsetzung,  die  Zwangsversteigerung,  der  Schutz 
der  nachstelligen  Hypothekengläubiger,  der  Uebergang  des  Grundstücks 
in  die  stärkere  Hand,  die  Zwangsverwaltung,  die  Fälligkeits-  und 
anderen  Klauseln  der  Schuldurkunden  über  erste  Hypotheken,  die 
Amortisationshypothek  mit  ihren  Einzelheiten,  die  Hj'pothekeneinigungs- 
ämter,  die  neuen  Bodenkreditinstitute,  insbesondere  die  Stadtschaften 
werden  mit  jener  besonderen  Gründlichkeit,  die  Nußbaums  Arbeiten 
auszeichnet,  in  die  Erörterung  einbezogen  und  in  reicher  Fülle  mit 
Vorschlägen  durchsetzt.  Zur  Frage  des  immer  noch  ausstehenden  all- 
gemeinen Nachlasses  der  Besitzwechselabgaben  beim  Grundstückserwerb 
durch  den  ersteigernden  oder  Versteigerung  vermeidenden,  freihändig 
erwerbenden  Hypothekengläubiger  befürwortet  der  Verf.  an  Stelle  jener 
Vorschläge,  die  die  Befreiung  von  den  Abgaben  abhängig  machen  wollen 
von  einem  festen,  80  Proz.-  oder  90  Proz.- Verhältnis  des  Erstehungs- 
preises  zum  gemeinen  Wert,  als  finanzpolitisch  günstiger  und  doch 
wirtschaftlich  ausreichend  eine  Staffelung,  im  Grundgedanken  etwa  in 
der  Art,  daß  völlige  Befreiung  eintritt,  wenn  der  Erstehungspreis  (ein- 
schließlich des  Hj'pothekenkapitals  und  der  notwendigen  Aufwendungen) 
95  Proz.  des  gemeinen  Werts  übersteigt,  dagegen  nur  eine  Ermäßigung 
um  75  bzw.  50  Proz.,  wenn  der  Erstehungspreis  85  bzw.  75  Proz.  des 
gemeinen  Werts  übersteigt.  Bei  der  Erörterung  des  Uebergangs  der 
Grundstücke  in  die  stärkere  Hand  und  der  sogenannten  „Ausfallhaftung" 
des  Schuldners  (Subhastaten)  —  der  Hypothekengläubiger  bietet  nur 
die  ihm  vorgehenden  Lasten  aus,  seine  eigene  Hypothek  fällt  formell 
aus,  die  mit  ihr  verbundene  persönliche  Forderung  (gegen  den  Sub- 
hastaten) bleibt  trotz  der  Deckung  des  Gläubigers  durch  das  ersteigerte 
Grundstück  in  voller  Höhe  bestehen  —  berührt  der  Verfasserden  Vor- 
schlag des  Senatspräsidenten  am  ßeichsgericbt  Predari:  „dem  Schuldner 
soll  gegen  die  Ausfallhaftung  eine  Einrede  insoweit  gegeben  werden, 
wie  der  Hypothekengläubiger  das  Grundstück  unter  dem  Wert  er- 
standen hat  und  sich  auf  Kosten  des  Schuldners  bereichem  würde", 
und  will  den  letzteren  Satz  noch  zweckmäßiger  folgendermaßen  fassen:  .... 
„(wie  der  Hypothekengläubiger)  das  Giundstück  unter  dem  Wert  er- 
standen hat  und  die  Inanspruchnahme  des  Schuldners  der  Billigkeit 
widerstreiten  würde".  Besonderes  Interesse  dürften  auch  die  Vorschläge 
des  Verfassers  zur  Frage  der  Zwangsverwaltung,  dann  zum  Kapitel  der 
Fälligkeitsklauseln  usw.  (hier  wird  meines  Erachtens  der  Verf.  nicht 
auf  allseitige  Zustimmung  rechnen  dürfen,  namentlich  nicht  mit  seinem 
Vorschlag  der  Aufstellung  „sachgemäßer"  Fälligkeitsklauseln  usw.  vor  dem 
Forum  einer  neuen,  alle  Interessentengruppen  vertretenden  Immobiliar- 
kreditkommission) und  nicht  minder  zum  Abschnitt  über  die  Amortisations- 
hypothek   und    über  die  Einzelheiten    dieser  Verschuldungsform   finden. 

Am  Schlüsse  seiner  Betrachtung  zieht  der  Verf.  für  seine  Forde- 
rungen folgende  rückblickende  Gesamtbilanz: 

1)  Eine  Erhöhung  der  Hypothekenzinsen  sollte  für  die  Kriegszeit 
regelmäßig  unterbleiben  ;  darauf  ist  auch  seitens  der  Gerichte,  Einigungs- 
ämter und  Aufsichtsbehörden  hinzuwirken. 
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2)  Dem  Richter  muß  die  Befagniä  verliehen  werden,  Mehrleistungen, 
die  der  Hypothekenschuldner  unter  dem  Drucke  der  Kriegsnot  über- 
nommen hat,  herabzusetzen. 

3)  Andererseits  muß  den  Hypothekengläubigern  gegenüber  ihren 
eigenen  Gläubigern  nötigenfalls  ein  verstärkter  Schutz  zugebilligt  werden, 
namentlich  auch  nach  der  Richtung,  daß  die  den  Hypothekenbanken 
obliegenden  Pfand briefauslosungen  hinausgeschoben  werden. 

4)  Die  Rechtsstellung  des  zweiten  Hypothekengläubigers  in  der 
Zwangsversteigerung  ist  zu  verbessern,  insbesondere  ist  anzustreben, 
daß  er  schon  vor  dem  Versteigerungstermin  Klarheit  gewinnen  kann, 
ob  die  Zwangsversteigerung  zur  Durchführung  gelangt. 

5)  Der  Uebergang  notleidender  Grundstücke  in  die  stärkere  Hand 
ist,  wenn  die  Lage  des  Eigentümers  aussichtslos  ist,  zu  fördern,  ins- 
besondere durch  Aufhebung  oder  Ermäßigung  der  Besitzwechselabgaben 
(sehr  dringlich !)  und  durch  Beseitigung  der  Ausfallhaftung  des  Schuldners ; 
auch  sollten  die  an  erster  Stelle  eingetragenen  Institute  regelmäßig  da- 
von absehen,  dem  zur  Erstehung  gedrängten  nachstelligen  Hypotheken- 
gläubiger für  die  Kriegszeit  Mehrleistungen  aufzuerlegen. 

6)  Die  Zwangsverwaltung  ist  in  der  von  der  Gesetzgebung  bereits 
beschrittenen  Richtung  weiter  zu  entwickeln. 

Der  Verf.  will  durch  seine  Vorschläge  an  der  „dringend  erforder- 
lichen, möglichst  gründlichen  und  möglichst  gerechten  Fortbildung  der 
unmittelbaren  Kriegsmaßnahmen  auf  dem  Gebiete  des  Hypothekenwesena 
zur  weiteren  Eindämmung  der  Kriegsschäden"  mitarbeiten  helfen.  Viel- 
leicht könnte  seine  Schrift  die  Anregung  geben,  daß  auch  andere  Prak- 
tiker des  Bodenkredits  in  eine  gleich  gründliche  Erörterung  der 
Kriegsprobleme  des  großstädtischen  Realkredits  eintreten,  denn  in  der 
Bodenkreditpolitik  kann  wohl  nur  die  Summe  von  Einheiten  ein 
Ganzes  schaffen,  auf  dem  die  Nachkriegszeit  mit  Vertrauen  weiter- 
bauen darf. 

Berlin.  Dr.  Walter  Leiske. 

Blinken,  Die  deutaclien,  im  Jahre  1916,  zugleicti  eine  yollständige  Statistik  der 
deutschen  Banken  seit  dem  Jahre  1883.  Von  Dr.  Willy  Baecker.  Berlin,  Wilhelm 
Christian»,  1917.  35,5  X  26,5  cm.  46  SS.  M.  2,50.  (S.-A.  aus  der  Zeitschrift:  Dentsoher 
Oekononiist.) 

Bengert,  Ludwig,  Die  Versicherungsprojekte  der  bayerischen  Verkehrsver- 
waltung.     München,    Militärische   Verkehrsanstalt,  1917.     S.     80   SS.     M.   1,75. 

Oraniebstaedten-Czerva,  Dr.  Rud.,  Die  Prämiengeschäfte  an  der  Wiener 
Börse.  Frankfurt  a.  M.,  Belazek  u.  Bergmann,  1917.  8.  VII— 68  SS.  mit  4  Tab. 
11.  3.—. 

Kann,  Dr.  Herb.,  Gold  oder  Papier?  Ein  Beitrag  zur  Währuugs-  und  Valata- 
frage.  (Kriegshefte  aus  dem  Industriebezirk,  23.  Heft.)  Essen,  G.  D.  Baedeker,  1917. 
8.     44  88.     M.   1,40. 

Mori.  Dr.  Paul,  Exportbanken  und  deren  Nutzbarmachnng  für  die  schweize- 
rinche  Volkswirtschaft.  (Schweizer  Zeitfragen,  53.  Heft.)  Zürich,  Orell  FüBli,  1917. 
gr.  8.     28  SS.     M.  1.—. 

Prion,  (Handelshochsch.- Prof.)  Dr.  Willi,  Die  deutschen  Kreditbanken  im 
Kriege  und  nachher.  (Finanz-  und  volkswirtschaftliche  Zeitfragen.  Hrsg.  von  Reichsr. 
Prof.  Dr.  Georg,  v.  Schanz  u.  Geh.  Reg.-R.  Prof.  Dr.  Julius  Wolf.  Heft  44.)  Stutt- 
gart, Ferilinand    Enke,   1917.     Lex.-8.      165  SS.  mit  1   Kurve.     M.  6,20. 
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Salings  Börsen-Papiere,  3  Teile  (Schluß):  3.  (finanzieller)  Teil.  Salings  Börsen- 
Jahrb.  für  1917/18.  Ein  Handbuch  für  Bankiers  und  Kapitalixten.  Bearb.  von  Otto 
Hartberg.  18.  Aufl.  Berlin,  Verlag  f.  Börsen-  u.  Finanzliteratur,  1918.  8.  LVII,  XIX, 
1314  SS.     M.  22.—. 

Schwarz,  Rieh.,  Das  Valuta-Problem  und  die  Rohstoff  frage  im  Verhältnis  n 
„Mitteleuropa".     Wien,  Manz,  1917.     gr.  8.     55  SS.     M.  1,40. 


Sanders,  T.  E.,  Saving  and  investing  money,  or  teu  lessons  in  thrift.  Racine, 
Wis.,  Thrift  Publishers.     16.     201  p.     $  1.—. 

Todd,  J.  Acten,  The  mechanism  of  ezchange,  a  handbook  of  currency,  banking 
and  trade  in  ppace  and  in  war.  New  York,  Oxford  Dniversity.  12.  14  -4-  255  pp. 
tabs.,  diagrs.    $  2,25. 

Murray,  Roberto  A.,  La  necesi^itä  di  una  graode  banca  per  il  finanziamento 
dei  lavori  pubblici,  a  proposito  della  legislazione  sulle  opere  di  bonificazione.  Rom», 
Oasa  ed.  italiana,   1917.     16.     11   p. 

Santoponte,  Oioranni,  II  mercato  monetario  e  la  guerra,  oon  l'aggiunta  di 
una  nota  su  la  circolazione  e  il  debito  pubblico  in  Italia  e  la  guerra  (1914 — 1917),  e 
di  un' appondice.  Roma,  Athcnaeum  (Cittä  di  Castello,  soc.  Leonardo  da  Vinci),  1917. 
8.  159  pp.  1  4. — .  (Studi  di  economia,  finauza  e  statistica,  editi  dal  Giornale  degli 
economisti  e  Rivista  di  statistica.) 

£f  f  ektenb  oek.  Administratieboek  voor  bezitters  van  cffecten.  Groningen, 
H.  Edzes  jr.     Roy.-8.     24  en  202  biz.     fl.  8  — . 

9.  Soiiale  Fragra. 

Braun,  Adolf,  Oewerkschaftsstaat  und  Gewerkachaftskampf.  Ein  ernstes  Wort 
in  harter  Zeit.  Nürnberg,  Fränkische  Verlagsanstalt  und  Buchdruckerei,  1917.  gr.  8. 
24  SS.     M.  0,30. 

Dratben  (Lehr.),  Joseph,  Das  moderne  Jugendgericht  und  die  Mitarbeit  der 
Laien  bei  demselben.  Freibnrg  i.  B.,  Geschäftsstelle  des  Caritasverbandes  f.  d.  kathol. 
Deutschland,   1917.     kl.  8.     lX-82  SS.     M.  0,75. 

Feilsch  (Abt -Chef,  Wirkl.  Geh.  Adm.-R.),  Dr.,  Neuordnung  der  Menscheuliebe. 
Berlin,  E.  S.  Mittler  n.  Sohn,   1918.     8.     VI- 167  SS.     M.  2.—. 

Liudemann,  Anna  Charlotte,  Handbuch  der  Mittebtandsfürsorge  für  Berlin 
und  die  Provinz  Bi-andenburg.  Berlin.  Carl  Heymanns  Verlag.  1918.  8.  V1II^284  S8. 
M.  8.—. 

Mayreder,  Ro.<<a,  Der  typische  Verlauf  sozialer  Bewegungen.  Vortrag,  geballen 
am  19.  V.  1917  in  der  Soziologischen  Gesellschaft  zu  Wien.  (Der  Aufstieg.  Nene 
Zeit-  und  Streitschriften,  Nr.  3.)  Wien,  Anzeogruber-Verlag  Brüder  Suschitzky,  1917. 
8.     29  hS.     M.  0  40. 

Schulz  (Geh.  Reg.-R),  Dr.  Herrn.,  Soziale  Versicherung  und  Arbeiterschutz  bei 
uns  und  unseren  Feinden.  (Schützengraben-Bücher  für  das  deutsche  Volk,  Nr.  76.) 
Berlin,  Karl  Siegismund,  1917.     16.     48  SS.     M.  0,20. 

Fleagle,  Fred.  K.,  Social  problems  in  Porto  Rico.   Boston,  Heath.    8.    $  1. — . 

Amicis  (De),  Edmondo,  La  quistione  sociale.  Milano,  Istituto  editoriale  itali- 
ano,  1917.     32.     232  p. 

Barbieri,  Achille,  Degli  studt  sociali  all' etä  nostra.  Pavia,  tip.  G.  Callc- 
gari,  1917.     8.     14  p. 

Zapelloni,  Carlo,  Le  assieurazioni  sociali  nel  sistema  del  diritto  e  dell' eco- 
nomia nazionale.     Roma,  off.  poligrafica  Italiana,  1917.     8.     48  p. 

11.  Oesets^ebnngr,  Staats-  nnd  Verwaltoagfsrecht.    Staatsb&rgerkunde. 

Czedik  (Wirkl.  Geh.  R.  Reichsr.-Mitgl.),  Alois  Frhr.  v.,  Zur  Geschichte  der  k.  k. 
österreichischen  Ministerien  1861  —  1916.  Nach  den  Erinnerungen.  (3  Bde.)  1.  Bd.: 
Der  Zeitabschnitt  1861—1893.  Teschen,  Karl  Prochaska,  1917.  Lex.-8.  XXX— 592  88. 
M.  10.—. 
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Delbrück,  Clemens  t.,  Die  Ausbildung  für  den  höheren  Verwaltungsdienst 
in  Preußen.     Jena,  Gustav  Fisohpr,  1917.     gr.  8.    IV— 40  88.    M.  1.—. 

Fazekas,  Paul  v.,  Das  Staatsrecht  des  Weltkrieges.  (Flugschriften  für  Oester- 
reich-Ungarns  Erwachen.  Hmg. :  Rob.  Strache.  Liierarische  Leitung:  Ferd.  Grüner. 
Heft  27/28.)     Warnsdorf,  Ed.  Sira.hes  Verlag.  1917.     gr.  8.     76  SS.     M.  0,80. 

Friedberg  (Abg.),  Dr.  Rob.,  Die 'Neuorientierung  in  Preußen.  Berlin,  Reichs- 
verlag Hermann  Kalkoff,   1917.     gr.  8.     19  SS.     M.  0,75. 

Gubler,  Dr.  Ed.,  Interkantonales  Armenrecht.  Eine  Darstellung  der  bundes- 
rechtlicben  und  überkantonalen  Normen  betr.  die  Fürsorgepflivhlen  der  Kantone  und 
<Semeinden  gegenüber  Bürgern  anderer  Kantone.  Zürich,  Orell  FüBli,  1917.  gr.  8. 
VIII— 161  SS.     M.  6.— . 

Handwörterbuch  der  Kommunal- Wissenschaften.  Hrsg.  von  J.  Briz,  H.  Linde- 
mann, O.  Most,  H.  Preuss,  A.  Südekum.  7.  Lfg.  3.  Bd.  8.  1—160.  Jena,  Gustav 
Fischer,  1917.    Lex.-8.     M.  3,50. 

Uartmaun,  Ludwig,  Der  materiell-rechtliche  Schuldnerschutz  des  deutschen 
Kriegssonderrcehts.   üöttingen,  Vandenhoeck  u.  Ruprecht,  1917.    8.    VI — 58  SS.    M.  1,20. 

Hoff  mann  (Wirkl.  Geh.  Oberreg.-R.,  vortr.  K.),  Dr.  Franz,  Der  vaterländifche 
Hilfsdienst.  Gesetz  vom  5.  XII.  1916  nebst  den  Ausführungsbestiumungen,  erläutert.  4. 
u.  5.  Aufl.     Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918.     kl.  8.     VII- 188  SS.     M.  2.50. 

Kar  plus.  Dr.  Sigmund,  Handbuch  des  englischen  Privatrechts.  Leipzig, 
Theodor  Weicher,  1917.     gr.  8.     261  SS.     M.  10.—. 

Laun,  Prof.  Dr.  ßud.,  Das  Nationalitätenrccht  als  internationales  Problem. 
Wien,  Manz,  1917.  gr.  8.  22  SS.  M.  0,70.  (S.-A.  aus  der  Oesterreich.  Zeitschr.  für 
öffentliches  Recht.) 

Lewinski  (Amtsrichter),  Karl  v..  Vaterländischer  Hilfsdienst.  Bundesratsver- 
ordnnng  vom  13.  XI.  1917.  betr.  weitere  Bestimmungen  zur  Ausführung  des  §  7  des 
Gesetzes  über  den  vaterläadischen  Hilfsdienst.  (Zweite  Meldcverordnung.)  Textausgabe 
mit  Erläuterungen.  Auf  Veranlassung  des  Kriigsamls  hr:<g.  Mannheim,  J.  Bensheimer, 
1917.     kl.  8.     24  SS.     M.  0,50. 

Koppe  (Synd.,  Rccht^anw.),  Dr.  Fritz,  Die  Bundesratsverordnung  über  die  Zu- 
sammenlfgung  von  Brauereibetrieben  vom  2.  XI.  1917.  Mit  Einführung,  Erläuterung, 
Ausführungsvorschriften,  behördlichen  Erlassen,  Musterverträgen  und  Sachregister.  Berlin, 
Industrieverlag  Spacth  u.  Liüde,  1917.     kl.  8.     211  SS.     M.  4,50. 

Krienen  (Handelsk.-Synd.),  Dr.  W.,  Das  Reichswirtschaftsamt  als  Gesamtver- 
tretung der  Interessen  von  Industrie  und  Handel  im  Frieden  und  im  Kriege.  Karls- 
ruhe, G.  Braun,  1917.     8.     28  SS)     M.  0,80. 

Maumann  (M.  d.  R.),  Fr„  Der  Kaiser  im  Volksstaat.  (Der  deutsche  Volks- 
staat. Schriften  zur  inneren  Politik,  hrsg.  von  Wilh.  Heile  und  Walter  Schotte.  Heft  l.) 
Berlin-S<hönebeig,  Fortsehritt  (Buchverlag  der  „Hilfe"),  1917.    gr.  8.    56  SS.   M.  1,20. 

Pannier,  Karl,  Kriegsgesetze  des  Deutschen  Reichs.  5.  Erg.-Heft.  Abgeschlossen 
am  1.  IX.  1916.  Textausgabe  mit  kurzen  Anmerkungen  und  Suchregister.  2.  verm. 
Aufl.  (Reclams  universal  Bibliothek  Nr.  5894  —  5898).  Leipzig,  Philipp  Reclam  jun., 
1917.    kl.  8.     536  SS.     M.  1,80. 

Seipel,  Prof.  Dr.  Ignaz,  Gedanken  zur  österreichischen  Verfassungsreform. 
Innsbruck,  Verlagsanstalt  Tyrolia,  1917.     8.     45  SS.     M.  0,60. 

Enoyolopaed  ia  of  the  laws  of  England.  Edited  by  Max  Robertson.  (Supple- 
ment 1914,  1915  and  1916,  by  Bertram  Jacobs.)   London,  Sweet  and  Maxwell.   8.    15.—. 

Capograssi,    Giuseppe,    Saggio   sullo    Stato.     Torino,    Fili    Bocca.     8.     1.  4. 

Ercole.  Francesco,  Lo  Stato  nel  pensiero  di  N.  Machiavelli:  studi.  I.  lo 
stato  bene  ordinato  o  libero.     Palermo,  tip.  Industriale,   1917.     8.      196  p. 

Kosters,  J.,  Het  international  burgerlijk  recht  in  Nederland.  Haarlem,  De 
Erven  E.  Bohn.     gr.  8.     10  cn  848  blz.     fl.  16,50. 

12.  Statistik. 
Oesterreich. 
Söhner,   Dr.  Paul  Arthur,    Die  Anbauflächen-  und  Erntestatistik   in  Oester- 
.'eich   in   den  Jfehren  1916  und  1917,   zugleich   ein  Beitrag   zur  Reform   der  landwirt- 
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schaftlichen  Prodnktiousstatistik.  (Abhandlungen  ans  dem  Gebiete  der  Kriegswirtschaft. 
Hrsg.  von  der  wissenschaftlichen  Abteilung  der  Kriegsgetreide- Verkehrsanstalt,  1.  Heft.) 
Wien,  Franz  Deuticke,   1917.     gr.  8.     103  SS.  mit  l  Formular.     M.  2.—. 

Spezialortsrepertorium  der  österreichischen  Länder.  Bearbeitet  auf  Grund 
der  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  31.  XII.  1910.  Hrig.  von  der  k.  k.  statistischen 
Zentralkommission.  11:  Schlesien.  Wien,  k.  k.  Hof- und  Staatsdrnckerei,  1917.  Lei. -8. 
XII— 72  SS.     M.  6. 

Statistik,  Oesterreichische.  Hrsg.  von  der  k.  k.  statistischen  ZentralkommisaioD. 
N.  F.  Bd.  5,  Heft  2.  Ergebnisse  der  Viehzählung  vom  31.  XII.  1910  in  Oesterreich  i 
Die  Viehbesitzverhiiltnisse  Ende  1910.  Bearbeitet  vom  Bureau  der  k.  k.  statistischen 
Zcntralkommission.  Wien,  Carl  Gerolds  Sohn,  1917.  32,5  X  25,5  cm.  20,  81  88. 
M.  3,20. 

Fran  kreich. 
Statistiques  du  mouvement  maritime  et  oommercial  du  Maroc,  publikes  par  U 
„Comit^  des  douanes".     Ann^e  1915.     Dijon,  impr.  Paul  Bertbier,  1917,     8.     235  pu;. 

Holland. 

Holwerda,  A.  O.,  De  wetcnschappelijke  richting  in  de  statistiek.  Openbare  la« 
gegeven  tot  opening  van  de  lessen  in  de  statistiek  en  de  verzekeringswetenschap  aan 
de  Nederlandsche  handels-boogeschool  te  Rotterdam,  op  10  October  1917.  Rotterdam, 
W.  I.  van  Hengel.     gr.  8.     19  blz.     fl.  0,50. 

Statistiek  van  de  in-  en  uitklaringen  van  zee-  en  rivierschepen  over  het  jaar 
1916.  üitgegeven  door  het  Centraal  bureau  voor  de  statistiek.  's  Gravcnhage,  Boek- 
handel  vrhn.  Gebr.  Belinfante.     roy.  8.     75  blz.     fl.   1. 

Veerijn  Stuart,  C.  A.,  Inleiding  tot  de  beoefening  der  statistiek.  Deel  Ili. 
De  toepassing  der  statistische  metbodc  op  het  gebied  van  het  sociaaleconomisch  leven 
en  van  de  huishouding  der  publiek-rechtelijke  lichamen.  2e  stuk.  De  statistiek  van 
Tolksrijkdom,  volksinkomen  en  der  publiek-rechtelijke  lichamen.  Haarlem,  De  Errea 
F.  Bohn.     gr.  8.     8  en  307-626  blz.     fl.  6,50. 

13.  Verschiedeaes. 

Reetz,  Der  Krieg,  die  Gemeinden  und  die  Gastwirtschaften. 
2.  Aufl.     Leipzig  (Xenien- Verlag)  1916.  8».  68  SS.  (Preis:  M.   1.) 

Die  nach  dem  Krieg  zu  erwartende  finanzielle  Beklemmung  der 
öffentlichrechtlichen  Körperschaften  und  die  nach  dem  Krieg  in  An- 
.sehung  der  gesunkenen  Nervenkraft  der  Heimkehrenden,  der  gestiegeneu 
Verwahrlosung  der  Jugendlichen  sowie  der  Notwendigkeit  bis  aufs 
äußerste  angespannter  Arbeit  erhöhte  Gefahr  des  Alkoholismus  läßt  den 
Verf.  mit  vermehrtem  Nachdruck  die  von  seilen  des  Deutschen  Verein« 
für  Gasthausreform  schon  oft  erhobene  Forderung  auf  Ueberführung 
des  ganzen  Gasthauswesens  in  die  Hände  gemischtwirtschaftlicher  Ge- 
sellschaften unter  ausschlaggebendem  Einfluß  der  Kommunen  geltend 
machen.  Andere  vor  dem  Kriege  gemachte  ßeformvorschläge,  die 
durch  Ausgestaltung  der  Gewerbeordnung  dem  Uebel  beizukommeu 
trachteten,  werden  an  der  Hand  der  Geschichte  des  heute  geltenden 
Rechts  als  in  der  Vergangenheit  bereits  verwirklicht  und  nicht  be- 
währt erwiesen. 

Die  Schrift  verdient  Beachtung.  Zwar  sind  die  finanziellen  Er- 
fahrungen, die  bisher  in  Deutschland  mit  kommunalen  Unternehmungen 
auf  dem  Gebiete  der  „Beherbergung  und  Erquickung"  gemacht  worden 
Hind,  nicht  gerade  günstig,  und  es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  gerade 
der  gegenseitige  Wettbewerb  am  selben  Ort  den  hohen  Stand  beispieln- 
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weise  des  deutschen  Hotelwesens  ganz  wesentlich  befördert  hat.  Auch 
■wird  es  bei  der  gerade  jetzt  und  nach  dem  Kriege  so  erheblichen 
Häufung  von  Aufgaben  in  der  kommunalen  Instanz  fraglich  sein,  ob 
diese  überhaupt  in  der  Lage  sein  würde,  eine  solche  neue  Riesenauf- 
gabe (um  eine  solche  handelt  es  sich)  zu  übernehmen.  Trotzdem  möchte 
ich  eine  eingehende  Prüfung  des  Vorschlags  gerade  auch  in  dem  Kreise 
der  Kommunalverwaltung  wünschen.  Vielleicht  wird  man  auf  die  Dauer 
doch  diese  Möglichkeit  einer  bei  Grundlage  des  Monopolbetriebes 
eicher  nicht  unerheblichen  Einnahmequelle  nicht  ohne  weiteres  über- 
gehen können.  Zu  Näherem  fehlt  hier  der  Raum.  Ich  denke,  in  anderem 
Znsammenhang  demnächst  auf  die  Sache  zurückkommen  zu  können. 
Sterkrade.  Otto  Most. 

Koch,  Städtische  Ansiedlungs-  und  Bebauungsfragen.  (Schriften 
des  Vereins  für  Kommunalwirtschaft  und  Kommunalpolitik,  hrsg.  von 
E.  Stein,  Heft  7.)  Berlin-Eriedenau  (Deutscher  Kommunalverlag)  1916. 
8«.     52  SS.     (Preis  M.  1,50.) 

Es  handelt  sich  um  die  Niederschrift  eines  Vortrags  im  Frank- 
furter staatswissenschaftlichen  Eortbildungskursus  von  1914.  Sie  ist 
ungewöhnlich  frisch  geschrieben ,  und  ihr  eigentümlicher  Vorzug 
anderen  ähnlichen  Darstellungen  gegenüber  beruht  darin,  dal>  sie  auf 
jeder  Seite  aus  dem  Quell  der  Erfahrung  eines  Verwaltungspraktikers 
schöpft,  der  ein  warmes  Herz,  ein  vorsichtiges  Urteil  und  einen  klaren 
Verstand  hat.  Die  Schilderung  der  Mißstände  im  Wohnungswesen  mag 
in  ihren  großen  Zügen  nicht  viel  Neues  bringen,  in  Einzelheiten  um 
80  mehr.  Das  Gleiche  trifft  auf  die  Ausführungen  über  die  zur  Be- 
hebung solcher  Mißstände  verfügbaren  öffentlichrechtlicheu  und  kom- 
munalwirtschaftlichen Maßnahmen  zu.  Koch  legt  das  Schwergewicht 
auf  letztere,  weiß  aber  auch  hier  die  richtige  Mitte  zwischen  dem  Zu- 
viel und  dem  Zuwenig  zu  halten.  Jedem,  der  wissen  will,  wie  eine 
allem  Uebermaß  abholde,  das  Erreichbare  aber  scharf  ins  Auge  fassende 
und  nachdrücklich  verfolgende  Boden-  und  Wohnungspolitik  eines 
modernen  Gemeinwesens  jeder  Größe  auszusehen  hat,  sei  das  Büchlein 
empfohlen.  Was  es  auch  dem,  der  sich  selbst  seit  langem  eingehend 
theoretisch  und  praktisch  mit  den  einschlägigen  Fragen  beschäftigt,  an 
Anregung  und  Bereicherung  des  Gesichtswinkels  .'.u  geben  vermag, 
weiß  ich  aus  eigener  Erfahrung. 

Sterkrade.  Otto  Most. 

Prutz,  Hans,  Die  Friedensidee.  Ihr  Ursprung,  anfänglicher 
Sinn  und  allmählicher  Wandel.  München  und  Leipzig  (Duncker  u.  Hum- 
blot)  1917.     feo. 

Nach  einer  Einleitung,  die  die  biblische  Begründung  der  Friedens- 
idee zum  Gegenstande  hat,  gibt  Prutz  einen  Ueberblick  über  die  mittel- 
alterlichen Friedensbestrebuugen,  behandelt  das  Aufkommen  der  Friedens- 
idee  in  der  Reformationszeit,  den  angeblichen  „großen  Plan"  Heinrichs  IV. 


138     (Tebersicht  über  die  nenesten  Poblikationen  Deatschlands  und  des  Auslandes. 

von  Frankreich,  die  Vertretung  der  Friedensidee  in  England  und  da» 
Aufkommen  der  Quäker,  erörtert  den  Friedensplan  des  Abtes  von 
Saint-Pierre  und  schließlich  die  Friedensidee  in  Deutschlaud,  wie  sie 
von  Leibniz  und  Kant  vertreten  worden  ist.  In  einem  „Rückblick  und 
Schluß"  faßt  Prutz  seine  Ergebnisse  etwa  dahin  zusammen,  daß  da» 
Altertum  die  Friedensidee  nicht  gekannt,  insonderheit  auch  das  Christen- 
tum sie  nicht  in  die  Welt  gebracht  habe.  Als  den  Vater  der  modernen 
Friedensidee  glaubt  der  Verf.  erst  Kant  bezeichnen  zu  sollen,  indem 
nur  dieser  „mit  seinen  Vorschlägen  zur  Anbahnung  eines  allgemeinen 
Friedens  den  Boden  der  ihn  umgebenden  Wirklichkeit  zunächst  nicht 
verlassen"  habe,  „insofern  er  den  Krieg  als  zur  Zeit  nicht  abstellbar 
erkannte,  und  demgemäß  behutsam  vorgehend  die  Dinge  nur  allmählich 
zum  Besseren  zu  wandeln  gedachte". 

Das  Buch  gibt  —  wie  sein  Untertitel  sagt  —  einen  Ueberblick 
über  den  Ursprung,  anfänglichen  Sinn  und  allmählichen  Wandel  der 
Friedensidee,  vertritt  aber  seinerseits  diese  Idee  nicht.  Vielmehr  unter- 
streicht der  Verf.  aus  den  Erfahrungen  der  Gegenwart  heraus  die  Aus- 
sichtslosigkeit der  Friedensbewegung,  die  durch  den  Weltkrieg  für 
lange  Zeit  erwiesen  sei,  und  bekennt  sich  zu  dem  Moltkeschen  Worte: 
„Der  ewige  Friede  ist  ein  Traum  und  nicht  einmal  ein  schöner,  und 
der  Krieg   ist    ein  Element    in  der  von  Gott   gesetzten  Weltordnung." 

Liegnitz.  Karl  Elster. 

Martineck,  Das  Gesetz  über  Kapitalabfindang  an  Stelle  von 
Kriegsversorgung  (Kapitalabfindungsgesetz)  in  sozialmedizinischer  Be- 
leuchtung.    Jena  (Gustav  Fischer)  1916.     S".     62  SS.  (Preis:  M.   1,20.) 

Zweifellos  hat  der  Versorgungsgedanke,  der  in  dem  Kapitalab- 
findungsgesetz seine  besonders  geaitete  Verwirklichung  gefunden  hat, 
sozialmedizinische  Bedeutung.  Einmal  um  deswillen,  weil  die  Ansied- 
lung  der  Kriegsbeschädigten  einen  Heilfaktor  darstellt,  und  zweitens 
deshalb,  weil  die  Ermittlung,  ob  sich  ein  bestimmter  Fall  für  die  Ab- 
findung eignet,  eine  sozialmedizinische  Denkweise  und  Schulung  des 
Militärarztes  erfordert.  Diese  Gesichtspunkte  schält  der  Verf.  in  der 
vorliegenden  Schrift  klar  heraus.  Nach  einem  Abdruck  des  Gesetzes 
vom  3.  Juli  gibt  er  zunächst  eine  inhaltliche  Analyse  und  geht  dann 
auf  sein  Thema  ein,  den  Versorgungsgedanken  und  die  sozialhygienischen 
Vorteile  des  Abfind  ngsverfahrens  sowie  die  besondere  Aufgabe  des 
ärztlichen  Gutaciiters  zu  besprechen.  Der  Verf.  erwartet  von  dem 
Gesetz  eine  Einwirkung  auf  die  Wohnungsfürsorge,  eine  Mitwirkung 
bei  er  Bekämpfung  der  Tuberkulose  und  Säuglingssterblichkeit,  eine 
Einwirkung  auf  die  Erleichterung  der  Familiengiündung  und  ganz  be- 
sonders auf  die  gesundheitliche  Förderung  des  Kriegsbeschädigten  selbst. 
In  dem  Kapitel  über  die  Aufgabe  des  militäräiztlichen  Gutachters 
werden  in  interessanter  Erörterung  die  Schwierigkeiten  dieser  Begut- 
achtung dargelegt,  die  namentlich  in  der  Unsicheiheit  der  Prognose 
liegen,  da  diese  sich  auf  keinerlei  statistische  Unterlagen  stützen  kani* 
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und  daher  nur  auf  Grund  individueller  klinisch-ärztlicher  Erfahrungen 
urteilen  kann.  Der  Verf.  meint  aber,  daß  der  erforderliche  ßiöikoaus- 
gleich  in  der  Beschaffenheit  des  Personenkreises  selber  liege. 

Berlin-rriedenau.  Alexander  Elster. 

Wygodzinski,  Die  Nationalisierung  der  Volkswirtschaft.  ( Kriegs- 
-wirtschaftliche  Zeitfragen,  hrsg.  von  Franz  £ulenburg,  Heft  8.) 
Tübingen  (J.  C.  B.  Mohr)  1917.  Gr.  8«.  IV  u.  68  SS.  (Preis: 
M.  1,60.) 

Verf.  bebandelt  in  seiner  bekannten  anregenden  Weise  die  Mög- 
lichkeit einer  Nationalisierung  der  Volkswirtschaft  der  einzelnen  Staaten, 
insbesondere  Deutschlands.  Das  Problem  zerfällt  nach  ihm  in  zwei 
Teilprobleme,  Nationalisierung  der  Produktion  und  des  Konsums,  wobei 
die  erstere  naturgemäß  die  Voraussetzung  der  letzteren  ist;  auf  ihr 
ruht  somit  das  Schwergewicht  der  ganzen  Frage.  Diese  Nationalisierung 
der  Produktion  muß,  um  vollkommen  zu  sein,  die  gesamten  Toilglieder 
der  Produktion  umfassen,  nämlich:  die  Gewinnung  der  Rohstoffe,  deren 
Weiterverarbeitung,  den  Verkehr,  die  Arbeitskräfte,  das  Kapital  und 
die  Unternehmungen.  Verf.  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  namentlich  rück- 
sichtlich des  ersten  Teilgliedes,  der  Gewinnung  der  Rohstoffe,  nur  eine 
relative  Nationalisierung  möglich,  eine  restlose  Nationalisierung  dagegen 
so  gut  wie  ausgeschlossen  sei.  Diese  Ansicht  wird  zwar  von  seilen 
einiger  Optimisten  (Ballod  u.  a.)  nicht  geteilt,  doch  wird  man  dem 
Verf.  darin  recht  geben  müssen,  daß  gerade  die  Ernährungsschwierig- 
keiten des  jetzigen  Krieges  den  Beweis  für  die  Richtigkeit  seiner 
Behauptung  liefern. 

Weimar.  Johannes  Müller-Halle. 

Fürth,  Henriette,  Die  deutschen  Frauen  im  Kriege.  (Kriegs- 
wirtschaftliche Zeitfragen,  hrsg.  von  Franz  Eulenburg,  Heft  9.) 
Tübingen  (J.  C.  B.  Mohr)  1917.  S».  III  u.  63  SS.  (Preis:  M.  1,60) 

Die  ausgezeichnete  Vorkärapferin  der  Frauenbewegung  untersucht 
ein  Problem,  das  in  seiner  gunzen  Ausdehnung  freilich  erst  nach  dem 
Kriege  zu  erfassen  sein  wird.  Immerhin  sind  doch  auch  jetzt  schon 
einige  Züge  so  klar,  daß  sie  einer  wissenschaftlichen  Betrachtung  unter- 
zogen werden  können.  Die  Verfasserin  bebandelt  insbesondere  die 
Fabrikarbeit  der  Frauen,  wobei  sie  nachdrücklichst  auf  das  auch  im 
Kriege  bestehen  gebliebene  Mißverhältnis  zwischen  der  Entlohnung 
männlicher  und  weiblicher  Arbeiter  hinweist.  Sie  vertritt  die  Auf- 
fassung, daß  auch  später  die  Frauenerwerbsarbeit  aus  pioduktionstech- 
nischen,  handeis-  und  finanzpolitischen  Gründen  im  weitesten  Umfang 
beibehalten  werden  muß,  wobei  sie  den  bekannten  Argumenten  noch 
das  weitere  hinzufügt,  daß  in  den  vielen  Fällen  der  Ehe  mit  Kriegs- 
invaliden der  ökonomische  Träger  der  Glücksmö^lichkeit  nicht  die 
Arbeitskraft  des  Mannes,  sondern  ganz  oder  teilweise  die  der  Frau 
sein  wird. 
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Um  die  ökonomische  Aufgabe  der  Frau  mit  der  Arbeit  im  Dienst 
der  Fortpflanzung  zu  vereinigen,  verlangt  die  Verfasserin  einen  wirk- 
samen Mutter-  und  Familienschutz  (Mutterschaftsversicherung,  günstigste 
Aufzucht-  und  Daseinsgestaltung,  Unehelichenschutz  usw.).  Sehr  be- 
achtenswert sind  ihre  Erfahrungen  mit  Zentralktichen ;  sie  scheinen  ihr 
nicht  geeignet,  die  Frau  ihrer  Aufgabe  als  Hausfrau  zu  entsetzen;  nur 
dort,  wo  sie  unbedingt  notwendig  sind  —  allerdings  auch,  falls  nötig,  als 
Voraussetzung  der  dauernden  Erwerbsarbeit  der  Frau  —  will  sie  sie 
über  ihre  Funktion  als  Notstandseinrichtung  hinaus  bestehen  lassen. 
Sie  verlangt  die  gewerkschaftliche  und  politische  Mündigkeit  der  er- 
werbenden Frau  und  schließt  mit  einer  Schilderung  der  sozialen  Kriegs- 
arbeit  der  Frauen. 

Bonn  a.  Rh.  W.  Wygodzinski. 

Berger,  Dr.  ßich.,  Die  deutsche  Sozialdemokratie  im  3.  Kriegsjabr.  Müncben- 
Gladbach,  Volksvereins-Verlag,  1917.     gr.  8.     131  SS.     M.  1,90. 

Bonn,  Prof.  Dr.  Moritz  Julius,  Amerika  als  Feind.  (Die  Staaten  und  der 
Krifcg  [Umschlag:  Die  Staaten  im  Weltkrieg  .  Hrsg.  von  Falatinus,  1.  Heft.)  München. 
Georg  Müller,  1917.     8.     107  SS.     M.  2.—. 

Chatterton-Hill,  Dr.  Georges,  Irland  und  seine  Bedeutung  für  Europa. 
Mit  einem  Geleitwort  von  Prof.  Eduard  Meyer.  2.  umgearb.  Aufl.  Berlin,  Karl  Cortina, 
1917.     8.     XV— 94  SS.     M.  2,50. 

Deutschland  und  der  Orient.  Ihre  Beziehungen  in  Vergaugeoheit,  Gegen- 
wart und  Zukunft.  (In  türkischer  Sprache.)  (Türkische  Bücherei,  Bd.  1.)  Berlin, 
Verlag  „Der  Neue  Orient",   1917.     Lcx.-8.     72  SS.  mit  12  Taf.     M.  2.—. 

Eggenschwy  1er,  Walter,  Europa  nach  dem  Kriege.  Zürich,  Orell  FüBli, 
1917.     gr.  8.     80  SS.     M.  3.—. 

Fraknoi  (Titularbisch.),  Dr.  Wilh.,  Kritische  Studien  zur  Geschichte  des  Drei- 
bundes, 1882—1915.  Budapest,  Friedrich  Kilians  Nachf.,  1917.  gr.  8,  VI— 297  SS. 
M.  6.—. 

Fried  jung,  Heinr.,  Der  Kampf  um  die  Vorherrschaft  in  Deutschland,  1866 
bis  1866.  Bd.  2  (Schluß).  10.  Aufl.  Stuttgart,  J.  G.  Cotta,  1917.  gr.  8.  -XIV— 
705  SS.  mit  6  Karten.     M.  14.—. 

Hoensbrocch,  Paul  Graf  v.,  Papst,  Wilson,  ßeichstugsmehrheit  und  deutsche« 
Volk.  Vortrag,  gehalten  zu  Berlin  am  17.  X.  1917.  Berlin,  Karl  Curtius,  1917.  8. 
47  SS.     M.   1,50. 

Kjell^n,  Prof.  Dr.  ßud. ,  Schweden.  Eine  politische  Monographie.  Deutsch 
von  Dr.  C.  Koch.  (Nachbarvölker  Deutschlands.  Monogniphien  ihres  politischen  and 
kulturellen  Lebens.  Hrsg.  von  Prof.  Dr.  Frdr.  Meinccke.  Bd.  1.)  München,  R.  Olden- 
bonrg,  1917.     8.     VIII— 174  SS.     M.  4,50. 

Liese  (Regiemngs-  und  Schulrat),  Dr.  Ernst,  Die  Volksschule  nach  dem  Kriege. 
Halle  a.  S.,  Hermann  Schroedel,  1917.     gr.  8.    IV— 312  SS.     M.  4,50. 

Peez  (Herrenhausmitglied),  Alxdr.  v.,  England  und  der  Kontinent.  II.  Handels- 
}>olitischer  Teil.     2.  unveränd.  Aufl.     Wien,  Manz,   1917.     gr.  8.     32  SS.     M.  0,70. 

Schrörs,  Prof.  Dr.  Heinr.,  Deutscher  und  französischer  Katholizismus  in  der 
letzten  Jahrzehnten.  Freiburg  i.  Br.,  Herdersche  Verlagshandlung,  1917.  8.  XV — 
228  SS.     M.  4. 

Stegemanns,  Herrn.,  Geschichte  des  Krieges.  Bd.  2,  Stuttgart,  Deutsche 
Verlags-Anstalt,  1917.     gr.  8.     XII— 504  SS.  mit  4  färb.  Kriegskarten.     M.  12,50. 

Steinen,  Helmut  v.  den,  Die  Bulgaren  und  wir.  Betrachtungen  über  di>> 
innerlichen  Beziehungen   der   beiden  Völker.     Berlin,    Dietrich  Beimer   (Ernst  Vohaenj, 

1917.  gr.  8.     96  SS.     M.  4.—. 

Wolff,  Theodor,    Vollendete  Tatsachen    1914  —  1917.     Berlin,    Kronen-Verlag, 

1918.  8.  256  SS.     M.  4.—. 
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Kawakami,  Karl  Kiyosbi,  Japan  in  world  politica.  New  York,  Macmillaa. 
12.     27  +  300  p.     $  1,50. 

Pollak,  Gustav,  The  House  of  Hobenzollern  and  the  Habsborg  Monarcbf. 
New  York,  New  Yorker  Eveniug  Post.     12.     107  p.     $  5.—. 

Citati,  Pietro,  La  reintegrazionc  della  Polonia.  Roma,  tip.  E.  Voghera,  1917. 
8.     3&  p. 
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A.   Frankreich. 

Journal  des  ^conomistes.  76*  Annfee,  octobre  i»  dfecembre  1917:  De  l'in- 
ilation,  pur  Arthur  Raffalovich.  —  La  commercialisation  des  »yndicats  professionneLs, 
par  Fern:ind-Jacq.  —  L'or,  ies  prix,  la  guerre,  par  Renfe  Pupiu.  —  I.e  projct  de 
monopole  de  l'alcool  cn  Espagne,  par  P.  de  M.  —  Le  problfeme  fiscal  on  Italie,  par 
L.  P.  — 

B.  England. 

Century,  The  Nineteenth ,  and  after.  October  1917,  No.  488:  Ircland  as  a 
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Deutschland,  Bulgarien,  Türkei,  Schweiz,  Frankreich,  England,  Italien,  Rußland). —  Die 
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land, Rumänien,  Schweiz,  Rußland,  Frankreich,  England).  —  Die  englischen  Häfen  im 
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die  Entente.  —  etc. 

Bank,  Die.  November  1917,  Heft  11:  Vom  bayeri.xchen  Bankwesen,  von  Alfred 
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Dr.  Oito  Heyn  —  Schälzuiigsamtsgesetz  und  Herrenhaus.  —  etc.  —  Nr.  5:  Börsen- 
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des  Deutwhtums  in   Brasilien  (ächluß),  von   A.   W.  Seilin.  —  etc. 
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Abgeordnetenhuuse.  —  Ein  gewerkschufilicher  Arbeilskamniergcsetzentwurf.  —  Geburten- 
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Oerling.  —  Welche  Forderungen  hinsichtlich  der  Betriebssicherheit  muß  ein  städtisches 
Elektrizitätswerk  bei  Anschluß  an  ein   Ueberlandnetz  stellen?,  von  Prof.  H.  ZIpp.  —  etc 


Frommanngehe  Bncbdruckerei  (Hermann  Fohle;  in  Jena  —  464* 


Rudolf  Stolzmann,  Die  soziale  Theorie  der  VertelluDg  und  des  Wertes.     145 


III. 

Die  soziale  Theorie  der  Yerteilung  und  des 

Wertes. 

Von 

Rudolf  Stolzmann, 

Ehrendoktor  der  Stuatswissenschaft. 
[Fortsetzung').] 

5.  Der  Arbeitslohn  Toni  Standpunkte  der  sozialen  Theorie  der 

Verteilung. 

Wollte  Tugan-Baranowsky  sich  treu  beiben,  so  mußte  er  im  Sinne 
Schumpeters  Lolin  und  Gewinn  genau  so  wie  die  Grundwerte  als  natür- 
liche Kategorien  begründen.  Und  er  macht  wirklich  beim  Arbeits- 
lohn einen  Ansatz  hierzu,  aber  nur  zu  dem  Zwecke,  den  Antago- 
nismus des  Lohnes  gegen  den  Kapitalgewinn  herauszuarbeiten.  Wie 
überall,  so  ist  der  Gegensatz  der  Begriffe  auch  hier  die  Waffe  seiner 
Dialektik. 

„Zuerst",  so  beginnt  er  die  Lehre,  „ist  es  klar,  daß  zwischen 
Arbeitslohn  und  Profit  ein  prinzipieller  Unterschied  in  dem  Sinne 
besteht,  daß  der  Unterhalt  der  Arbeiter  eine  technische  Vorbedingung 
der  Möglichkeit  der  Produktion  überhaupt  ist,  während  der  Profit 
der  Kapitalisten  bloß  sozialen  Ursprungs  ist .  .  .  Ein  Wirtschafts- 
system ohne  Arbeiter  ist  schlechterdings  unmöglich ;  dagegen  sind 
Wirtschaftssysteme  ohne  Kapitalisten  nicht  nur  möglich,  sondern 
auch  oft  historische  Tatsache  gewesen."  Allerdings  treibt  ihn  sein 
„theoretisches"  Gewissen  an,  schon  auf  der  nächsten  Seite  (S.  29)  fortzu- 
fahren :  „Aber  zweifellos  ist  im  Arbeitslohn  ein  gewisses  soziales 
Moment  enthalten.  Bei  jedem  Wirtschaftssystem  müssen  die  Leute, 
die  an  der  Produktion  des  gesellschaftlichen  Produkts  beleiligt  sind, 
ihren  Unterhalt  bekommen.  Aber  (sie),  daß  dieser  Unterhalt  in  der 
Form  von  Arbeitslohn  erscheint,  ist  durchaus  nicht  notwendig  .  .  . 
Der  Unterhalt  des  arbeitenden  Menschen  ist  also  eine  logische  Kate- 
gorie der  Wirtschaft,  aber  der  Arbeitslohn  ist  ohne  Frage  eine 
historische  Kategorie."  Wir  wissen,  daß  T.-B.  auch  sonst  gelegent- 
lich den  Arbeiter  genau  wie  den  Kapitalisten  als  eine  sozialhistorische 
Figur   richtig  erfaßt.     „In   der  realen  kapitalistischen  Gesellschaft", 

1)  S.  oben  S.  1  fg. 
Jahrb  t.  Nationaifik.  a  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  5S).  10 


]^46  Kudolf  Stolzmann, 

sagt  er,  „gibt  es  keinen  objektiven  Grund,  die  Rolle  der  Produktions- 
mittel oder  des  Arbeiters  .  .  .  höher  oder  niedriger  zustellen."  „Die 
Produktivität  der  Arbeiter  ohne  Produktionsmittel  und  umgekehrt 
diese  letzteren  ohne  Hilfe  der  Arbeit  sind  beide  gleich  Null"  (S. 
42  u.  70). 

Aber  T.-B.  kann  einmal  nicht  anders,  immer  wieder  kommt  er 
auf  den  Antagonismus  zwischen  beiden  Einkommensarten  zurück. 
Er  leitet  ihn  wieder  aus  dem  Unterschiede  zwischen  der  Ware  Arbeits- 
kraft und  den  übrigen  Waren  ab.  „Alle  übrigen  Waren",  sagt  er 
S.  30,  „sind  äußere  Produkte  oder  Mittel  der  wirtschaftlichen  Tätig- 
keit von  Menschen,  wirtschaftliche  Objekte.  Die  Arbeitskraft  des 
Menschen  aber  ist  der  Mensch  selbst,  kein  Objekt  der  Wirtschaft." 
Das  sei  nicht  bloß  für  die  sozialpolitische  Schlußfolgerung,  sondern 
auch  für  die  objektive  Erklärung  von  großer  Bedeutung.  Denn  erstens 
werde  die  Arbeitskraft  nicht  wie  die  anderen  Waren  produziert,  wie 
etwa  bei  der  Sklavenzüchterei,  der  Arbeiter  arbeite,  um  zu  leben, 
aber  er  lebe  nicht,  um  zu  arbeiten,  seine  Arbeitskraft  entstehe  von 
selbst  als  Folge  seines  Lebens,  sie  sei  der  Mensch  selbst.  Zweitens 
aber  ergebe  sich  aus  der  Verschiedenheit  der  sozialen  Position  der 
beiden  Klassen  folgender  Unterschied:  „Während  die  Arbeiter  durch 
den  Verkauf  ihrer  Arbeitskraft  ihre  Freiheit  und  die  Herrschaft  über 
ihre  Person  verlieren,  behaupten  die  Kapitalisten  durch  den  Kauf 
der  fremden  Arbeitskraft  ihre  eigene  Freiheit." 

Fragt  man  nach  dem  Zweck  dieser  Entgegensetzung,  so  liegt 
er  auf  der  Hand.  Er  gipfelt  mit  unverhüllter  Schärfe  S.  58  ff.  in 
folgenden  Ausführungen :  Obschon  Lohnarbeit  und  Sklavenarbeit  nach 
ihrer  Rechtsform  nichts  Gemeinsames  haben,  sind  sie  „ihrer  öko- 
nomischen Natur  nach"  darin  ähnlich,  daß  beide  die  Ausbeutung 
der  arbeitenden  besitzlosen  Klasse  durch  die  nicht  arbeitenden,  be- 
sitzenden Klassen  herbeiführen.  „Der  Begriff  der  Ausbeutung",  so 
sind  die  bezeichnenden  Worte,  „ist  ein  charakteristisches  (!)  Beispiel 
derjenigen,  der  ökonomischen  Wissenschaft  (?  !)  eigentümlichen  Be- 
griffe, in  denen  die  Elemente  des  Seins  und  des  Seinsollenden  so 
eng  miteinander  verknüpft  sind,  daß  sie  ein  unzertrennliches  lo- 
gisches (?)  Ganzes  bilden.  Der  Begriff  der  Ausbeutung  schließt  in 
sich  einerseits  die  rein  objektive  Anerkennung  der  ökonomischen 
Ungleichheit  der  arbeitenden  und  nicht  arbeitenden  Klasse,  anderer- 
seits aber  sind  in  diesem  Begriffe  auch  (I)  ethische  Momente  einbe- 
griffen, da  wir  das  Verhältnis  eines  Menschen  zum  andern  als  ein 
Ausbeutungsverhältnis  kennzeichnend,  dies  Verhältnis  vom  Stand- 
punkte der  Ethik  verurteilen.  Ja  noch  mehr  —  gerade  im  morali- 
schen Verurteilen  besteht  das  Wesentlichste  des  Begriffes  der  Aus- 
beutung." 

Das  ist  allerdings  „charakteristisch",  charakteristisch  für  T.-B.s 
Dialektik;  aber  was  die  „Wissenschaft"  und  die  „Logik"  mit  dieser 
Zusammenmengung  der  Kategorien  zu  tun  haben  soll,  ist  nicht  ein- 
zusehen. Die  zu  erklärenden  Phänomene  bilden  ein  „Ganzes",  aber 
der   Wert    der  logischen   (erkenntnistheoretischen)   Analyse    besteht 
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gerade  in  der  Schärfe  der  gedanklichen  Sonderung.  Es  geht  nicht 
an,  erst  grundsätzlich  diese  Sonderung  als  eine  theoretische  Notwendig- 
keit hinzustellen,  dann  aber  in  der  Anwendung  die  Vermischung  zu 
einer  logischen  Tugend  zu  stempeln.  T.-B.  hat  damit  den  Anspruch 
verwirkt,  eine  „soziale"  Theorie  der  Verteilung  geliefert  zu  haben, 
es  ist  eine  „sozialistische"  Theorie.  Damit  ist  aber  das  Urteil  über 
sie  gesprochen,  ich  meine  nicht,  weil  sie  „sozialistisch",  sondern  weil 
sie  überhaupt  keine  „Theorie"  mehr  ist;  denn  der  Sozialismus  ist 
ein  System  des  SeinsoUens,  nicht  des  Seins,  eine  sozialistische  The- 
orie ist  ein  Widerspruch  in  sich  selbst. 

Die  Theorie  als  solche  hat  ohne  moralisierende  Seitenblicke  den 
ursächlichen  Zusammenhang  der  volkswirtschaftlichen  Elemente  als 
gleichwertiger  Tatsachen  objektiv  klarzulegen:  Kapital  und 
Arbeit,  Gewinn  und  Lohn  sind  solche  Tatsachen.  Arbeiterund 
Kapitalisten  sind,  sagt  er  selbst,  solche  „Leute,  die  an  der  Produk- 
tion des  gesellschaftlichen  Produkts  beteiligt,  und  deshalb  gleich- 
mäßig ihren  Unterhalt  bekommen  müssen."  Man  braucht  nicht  An- 
hänger der  sogenannten  Arbeitstheorie  zu  sein  und  den  Gewinn  als 
Honorierung  einer  Arbeitsleistung  anzusprechen,  aber  es  geht  nicht 
an,  ihre  Wirksamkeit  in  der  bestehenden  „kapitalistischen"  Volks- 
wirtschaft, deren  Nerv,  wie  T.-B.  selbst  sagt,  das  Kapital  ist,  gleich 
Null  anzusetzen,  indem  man  alle  Werterzeugnisse  als  bloße  Arbeits- 
produkte behandelt.  Die  Leistungen  der  Kapitalisten  sind  heute 
indispensabel:  das  Ansammeln  der  Fonds,  wodurch  jede  „Unterneh- 
mung" erst  möglich  wird,  die  Bereitstellung  der  sachlichen  Produktions- 
mittel, die  Entwerfung  des  Wirtschaftsplans,  die  Leitung  der  Einzel- 
unternehmungen, ihr  Eingliedern  in  den  großen  Plan  der  Volks- 
und Weltwirtschaft  und  damit  die  Leitung  des  ganzen  gesellschafts- 
wirtschaftlichen Getriebes.  Von  Wert  ist  heute  was  bezahlt  wird: 
the  value  of  a  thing  is  just  as  much  as  it  will  bring.  Der  Theorie 
bleibt  nur  die  ursächliche  Erklärung  des  Warum  und  Wie.  Wohl 
ist  die  Volkswirtschaft  ein  veränderliches  Menschenwerk  und  unter- 
liegt als  solches  der  teleologischen  Behandlung;  aber  in  ihrem  je- 
weiligen Bestände,  als  verkörperte  Idee  und  geschichtliche  Tatsache 
erschließt  sich  das  Gesetz  ihres  Wirkens  und  Wesens  nur  der  reinen 
Kausalbetrachtung  (Zweck  S.  IV  und  101  ff.). 

Dem  Kausalgedanken  und  der  Teleologie  kommt  je  ihr  besonderes 
Herrschaftsgebiet  zu,  das  der  ersteren  ist  die  Statik  des  Seins,  das 
der  letzteren  das  Seinsollen  in  der  Dynamik  der  sozialen  Entwick- 
lung. Schon  Marx  und  der  historische  Materialismus  haben  diese 
Grenzscheide  nach  hüben  und  drüben  übersprungen:  die  Grenze  des 
Seins  durch  die  Hineintragung  eines  ethischen  Postulats  in  Gestalt 
des  Arbeitskostenwerts,  der  keine  Tatsache  der  zu  erklärenden  Wirk- 
lichkeit ist,  sondern,  nach  Rodbertus,  nur  die  „großartigste  staats- 
wirtschaftliche Idee,  die  je  ihre  Verwirklichung  angestrebt  hat", 
während  Marx  in  ihr  „das  ökonomische  Grundgesetz  der  heutigen 
Gesellschaft"  zu  finden  meint,  das  sich  „als  regelndes  Naturgesetz 
gewaltsam  durchsetzt,  wie  etwa  das  Gesetz  der  Schwere,  wenn  einem 
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das  Haus  über  den  Kopf  zusammenpurzelt".  Andererseits  sieht 
der  ökonomische  Materialismus  in  dem  üesetze  der  ökonomischen 
Entwicklung  nur  ein  Gesetz  des  kausalen  iSeins.  Nicht  die  Idee 
(das  „Bewußtsein"  sagt  Marx)  ergibt  das  Sein,  sondern  das  Sein  das 
Bewußtsein,  das  ihm  letzthin  nur  das  „im  Menschenkopfe  umgesetzte 
Materielle"  bedeutet  So  entsteht,  konnte  ich  Zweck  S.  678  aus- 
führen, der  Widersinn,  daß  Marx  in  der  Wertlehre  das  Sein  aus  dem 
Seinsollen,  in  seiner  Entwicklungslehre  aber  das  Seinsollen  aus  dem 
Sein  erklärt  Der  Sozialist  T.-B.  hat  die  letztere  GrenzUberschrei- 
tung  glücklich  vermieden,  er  ist  der  ethisch-ästhetischen  Kicblung 
zuzurechnen,  die  der  Ethik  ihr  volles  Recht  zuteil  werden  läßt.  Unser 
Autor  ist  durch  und  durch  Idealist  Von  seiner  tief  sittlichen  Welt- 
anschauung legen  die  herrlichen  Kapitel  3—5  seiner  „Theoretischen 
Grundlagen  des  Marxismus"  ein  beredtes  Zeugnis  ab.  Er  sagt  sich 
in  aller  Offenheit  von  den  Ueberschwengiichkeiten  des  historischen 
Materialsmus  los,  so  von  dessen  Auffassung  der  materiellen  Bedürf- 
nisse als  letzthin  treibender  Krafi  der  Eutwicklung  und  von  der 
materialistischen  Deutung  des  Klassenkampfes.  Er  erkennt  unzwei- 
deutig den  Primat  der  menschlichen  Willensfreiheit  und  die  zuneh- 
mende Bedeutung  und  Selbständigkeit  an,  die  sie  im  Laufe  der 
Entwicklung  gewinnt,  die  wachsende  Herrschaft  der  Idee  in  Kunst, 
Wissenschaft  und  Religion,  den  Sieg  des  Geistes  über  die  Materie. 
Hätte  nun  T.-B.  das  Gebiet  der  Seins  lehre  von  allem  ethischen 
Beiwerke  gesäubert,  wie  er  das  Gebiet  des  Seinsollens  von  der  Ver- 
mischung mit  Elementen  des  Seins  rein  gehalten  hat,  so  wäre  er 
allen  Lobes  wert,  er  wäre  seinem  eigenen  Posiulate  treu  geblieben, 
die  „Theorie",  die  „objektive  Wis.senschaft",  auf  die  Erklärung 
der  sozialen  Tatsachen  zu  beschränken.  Es  ist  lehrreich  und  für 
viele  der  sozialistischen  Systeme  bezeichnend,  wie  er  durch  eine  ge- 
wundene Dialektik  trotzdem  wieder  die  Ethik  in  die  ökonomische 
Seinslehre  künstlich  hineingebracht  hat  Um  ihn  ganz  zu  verstehen, 
muß  man  aber  auf  seine  eigenartige  Arbeitstheorie  zurückgreifen, 
die  er  in  seinem  „Marxismus"  vom  Jahre  1905  (S.  133—165)  ent- 
wickelt hat  Nachdem  er  dort  die  Theorie  vom  justum  pretium  (Tho- 
mas von  Aquino),  als  eine  rein  ethische,  aus  der  Betrachtung  aus- 
geschieden, zerlegt  er  die  objektiven  Arbeitstheorien  in  Arbeitswert- 
und  in  Arbeitskosten theorien,  und  beide  Arten  wieder  in  rela- 
tive und  absolute.  Die  relativen  Arbeitswerttheorien  nennt 
er  so  in  Anlehnung  an  Ricardo,  der  in  der  Arbeit  nur  den  „relativ" 
wichtigsten  Bestiramungsgrund  der  Warenwerte  erblicke.  (Ricardo 
selbst,  was  hier  gleich  bemerkt  sein  mag,  versteht  unter  „relativem" 
Arbeitswert  freilich  etwas  anderes,  nämlich  den  verglichenen 
Tauschwert  zweier  Güter:  sie  „verhalten"  sich  zueinander  im  Werte 
gleich,  wenn  sie  gleich  viel  Arbeit  gekostet  haben,  und  zwar  des- 
halb, weil  der  zweite  Bestandteil  ihres  Wertes,  die  Gewinne 
sich  im  großen  ganzen  ebenso  zueinander  „verhalten",  wie  die  Arbeits- 
kosten, welche  auf  ihre  Herstellung  verwendet  worden  sind  (vgl. 
„Soziale  Kategorie",  S.  51  ff.,  62  iL)    Unter  den  absoluten  Arbeite- 
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Werttheorien  versteht  T.-B.  die  Werttheorien  von  Rodbertus  und 
Marx,  wonach  die  Arbeit  die  absolute  Substanz  des  "Wertes  dar- 
stellt und  alle  Waren  als  Werte  „nur  bestimmte  Maße  festgeronnener 
Arbeitszeit"  sind,  die  sich  in  ihnen  „vergegenständlicht".  T.-B.  ver- 
wirft diese  Lehre  aus  allbekannten  Gründen  als  wirklichkeitsfremd: 
der  Wert  „vergegenständlicht"  sich  nur  im  Preise,  und  dieser  wird 
nicht  durch  die  Arbeit,  sondern,  grob  gesagt,  durch  die  Kapital- 
auslagcn  bestimmt. 

Sei  aber  —  und  nun  folgt  die  Schwenkung  ins  Ethische  — 
die  absolute  Arbeitswerttheorie  falsch,  so  gebe  es  daneben  noch 
eine  andere  Arbeitstheorie,  die  für  „das  wissenschaftliche  Begreifen 
des  Wirtschaftsprozesses"  unentbehrlich  sei:  die  von  der  absoluten 
Arbeitswerttheorie  streng  zu  unterscheidende  absolute  Arbeits- 
kostentheorie. Wert  und  Kosten  seien  verschiedene 
Kategorien,  der  erstere  beziehe  sich  auf  die  Güter  als  Genußmittel, 
die  letzteren,  die  Kosten,  aber  beziehen  sich  auf  die  wirtschaftliche  Tä- 
tigkeit, mit  anderen  Worten,  der  erstere  auf  den  genießenden  Menschen 
die  letzteren  nur  auf  den  Aufwand  seiner  Arbeit.  Dieser  Aufwand 
seien  die  Kosten  im  absoluten  Sinne,  aus  dem  einfachen  Grunde,  „weil 
nur  der  Mensch  das  Subjekt  der  menschlichen  Wirtschaft"  sei. 
Das  einzige  wirkliche  Kostenelement  in  menschlicher  Wirtschaft  sei 
nur  und  einzig  der  Mensch  selbst.  Nur  seine  Arbeit  habe  ihm  als 
Menschen  etwas  „gekostet".  Das  Material  leihe  die  Natur  dem  Menchen 
umsonst  (Rodbertus).  Die  Arbeit  sei  entschieden  nicht  Wertsub- 
stanz, wohl  aber  die  alleinige  Substanz  der  absoluten  Kosten.  Die 
Einwendungen,  die  dagegen  erhoben  zu  werden  pflegen,  bezögen  sich 
gar  nicht  auf  die  absoluten,  sondern  auf  die  „relativen"  Kosten.  Als 
relative  Kosten  könne  jeder  Gegenstand  von  Wert  erscheinen,  Grund- 
stücke und  Menschen,  welche  letzteren  in  der  Kategorie  der  ka- 
pitalistischen Produktionskosten  als  Dinge  von  gleicher  Art  wie  die 
sachlichen  Produktionsmittel  erscheinen,  als  Mittel,  als  Objekte 
der  Wirtschaft  und  nicht,  wie  Kant  mit  Recht  fordere,  „nur  als 
Zweck".  „Relative"  Kosten  (NB.  wieder  eine  neue  Wendung  des 
Begriffes  „relativ"!)  seien  jene  Mittel  alle  deshalb,  „weil  ihre  Kosten- 
eigenschaft eine  abgeleitete,  nämlich  ein  Derivat  ihrer  Werteigen- 
schaft" sei.  „Die  Kosten  des  Bodens  haben  einen  relativen  Charakter 
—  sie  gelten"  —  hier  eine  dritte  Nuance  von  „relativ"  —  „nur  vom 
privatwirtschaftlichen  Standpunkt  .  .  .  vom  Standpunkte  der  ganzen 
Gesellschaft  aber  bleibt  der  Boden  kostenlos  —  die  Gesellschaft,  als 
das  Ganze,  hat  für  die  Anschaffung  des  Bodens  kein  Opfer  gebracht." 
„Der  objektiven  (!)  Gesellschaftswissenschaft  gebührt  es  nicht,  auf 
den  kapitalistischen  Standpunkt  sich  zu  stellen,  da  die  Kapitalisten 
nicht  die  ganze  menschliche  Gesellschaft  sind,  sondern  nur  ein  Teil 
derselben  ausmachen.  Die  Auslagen  der  Unternehmer  sind  vom  ge- 
sellschaftlichen Standpunkte  aus  keine  wahren  Kosten,  da  (?)  sie  in 
die  Einkommen  anderer  Gesellschaftsmitglieder  eingehen."  Die  Ka- 
tegorie der  absoluten  Kosten  sei  freilich  „auf  der  Oberfläche  der 
kapitalistischen  Welt  nicht  zu  bemerken".    Trotzdem  sei  sie  „nicht 
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minder  real  (I)  wie  die  Wertkategorie".  Es  gelte  für  die  „Wissen- 
schaft", die  eigenartig  wirkenden  Kräfte  zu  entdecken,  die  im  Hinter- 
grunde ihre  Geltung  beanspruchen :  die  Kategorie  der  Arbeitskosteu 
„soll  (I)  der  Angelpunkt  werden  der  neueren  ökonomischen  Wissen- 
schaft, welche,  frei  vom  Warenfetischismus,  die  durch  Warenver- 
hältnisse verdeckten  sozialen  Verhältnisse  der  Menschen  untersuchen 
wird." 

Es  sind  die  vorgeführten  Stellen  zum  Verständnis  „der  sozialen 
Theorie  der  Verteilung"  T.-B.s  und  des  Werdeganges  seiner  ganzen 
Lehre  von  großer  Wichtigkeit  Erst  jetzt  wird  uns  die  Bedeu- 
tung der  oben  angeführten  drei  Argumente  klar  werden,  welche 
T.-B.  als  Grundlage  seiner  Lehre  vom  Arbeitslohn  verwertet  hat: 
das  Argument,  daß  der  Mensch  nur  Subjekt  der  Wirtschaft  sei, 
das  Argument  aus  dem  Begriff  der  Freiheit  und  Unfreiheit  und 
drittens  dasjenige  des  Ausbeutungsmoments.  Erst  jetzt  wird  es 
auch  klarer  hervortreten,  wie  T.-B.  zum  Ausbruch  aus  dem  Gebiete 
der  rein  theoretischen  Untersuchung  in  das  Reich  der  Ethik  ver- 
führt wurde. 

Den  Satz:  Nur  Subjekt  soll  der  Mensch  sein,  hat  T.-B.  der 
„Grundlegung  der  Metaphysik  der  Sitten"  entlehnt  (S.  62  der  Kirch- 
mannschen  Ausgabe  von  1897,  S.  63  ff.  der  Kehrbachschen  Reclam- 
Ausgabe).  Aber  Kant  hat  niemals  und  nirgends  die  Ansicht 
vertreten,  daß  der  Mensch  nur  Subjekt  und  nur  Selbstzweck  ist 
oder  sein  soll.  Schon  die  voü  T.-B.  S.  237  ff.  a.  a.  0.  selbst  ange- 
führten Stellen  aus  Kant,  mehr  noch  unzählige  andere  ergeben  d&s 
zur  Genüge. 

So  S.  63  Becluu:  ,Nuii  sage  ich:  der  Mensch  .  .  .  existiert  als  Zweck 
an  sich  selbst,  nicht  bloß  als  Mittel  zum  beliebigen  Gebrauche  für  diesen 
oder  jenea  Willen,  sondern  muß  in  allen  seinen  sowohl  (!)  auf  sich  selbst  •!• 
auch  auf  andre  (!)  vernünftigen  Wesen  gerichteten  Handlungen  jederzeit  zu- 
gleich als  Zweck  betrachtet  werden."  So  stehen  .alle  Wesen  unter  dem  Qe- 
setz*  ...  sie  gehören  jedes  .als  Glied  zum  Reiche  der  Zwecke  .  .  .  (worin) 
ee  zwar  gesetzgebend,  aber  auch  diesen  Gesetzen  selbst  unterworfen  ist*,  es  ist 
diesem  I&iche,  das  in  ihm  und  über  ihm  steht,  zugleich  .selbst  unterworfen*, 
zugleich  Untertan  wie  .Oberhaupt",  also  gesetzgebend  vermöge  der  Autonomie 
seines  Willens,  in  die  ein  jeder  die  Gesetze  jenes  Reichs  der  Zwecke  in  sich  auf- 
nimmt, so  .daß  er  nur  seiner  eigenen  und  dennoch  (!)  allgemeinen  Ge- 
setzgebung unterworfen*  ist  Worauf  sich  die  Ansprüche  der  Individuen 
gründen,  ist  ihr  .Anteil  an  der  allgemeinen  Gesetzgebung*,  als  Glieder 
.Denn  es  hat  nichts  einen  Wert,  als  den,  welchen  ihm  (dem  Einzelnen)  das- 
Gesetz  bestimmt.*  Das  gibt  ihm  seine  .Würde"  ...  .es  wäre  doch  nur  eine 
negative  und  nicht  positive  Uebereinstimmung  zur  Menschheit  (I)  als  Zweck 
an  sich  selbst,  wenn  jedermann  auch  (!)  nicht  die  Zwecke  anderer  (!),  soviel 
an  ihm  ist,  zu  befördern  trachtete*.  Nicht  der  natürliche  Mensch,  der  .schlecht 
genug"  ist,  der  Mensch  mit  seinen  natürlichen  .Interessen"  und  Neigungen, 
sondern  der  „höhere  Mensch",  nicht  der  einzelne  Mensch  als  solcher,  sondern  nur 
der  Mensch  als  .Träger  der  Menschheit  in  seiner  Brust",  das  ist  jenes 
.gesetzgebende  überhaupt",  mit  anderen  Worten  die  .Idee  der  Menschheit 
als  Zwecks  an  sich  selbst".  Die  Oberherrschaft  und  Selbständigkeit  der  allge- 
meinen Gesetzgebung,  ohne  daß  sie  dadurch  zu  einer  .Heteronomie"  wird, 
ergibt  sich  auch  aus  der  logischen  .ümkehrung«  des  subjektiv  gefaßten  Satzes 
des  kategorischen  Imperativs,  die  Kant  selbst  schon  (8.  69)  mit  den  Worten  an- 
deutet: .oder  noch  besser,  indem  wir  den  Satz  umkuiren:   wenn  es  einen   kate- 
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gorischen  Imperativ  gibt  (d.  i.  ein  Gesetz  für  jeden  Willen  eines  vernünftigen 
Wesens),  so  kann  er  nur  gebieten,  alles  aus  der  Maxime  seines  Willens  als 
einen  solchen  (er  meint  den  Willen  des  Imperativs)  zu  tun  .  .  ."  Ich  habe 
„Zweck"  S.  201,  609,  653  und  „Objektivismus"  S.  209  sowie  „Subj."  8.  179  in 
mehr  modernem  „sozialen"  Ausdrucke  jene  notwendige  Ergänzung,  nämlich  die 
von  Kant  angedeutete  objektivistische  „Umkehr"  so  formuliert:  du  Staat,  du  Gesell- 
schaft, regelt,  organisiert  euch  so,  daß  die  freiwollenden  Individuen  die 
Gesetze  und  Gebote  der  Gemeinschaft  in  die  Autonomie  ihres  Willens  aufnehmen 
können! 

Vor  der  Autonomie  des  Subjekts  hat  man  im  individualistischen 
Zeitalter  nur  allzuoft  die  „Autonomie"  des  Ganzen  vergessen,  welche 
vor  der  des  Individuums  da  ist,  ursprünglich,  und  aus  der  ja  nur  im 
"Wege  begrifflicher  Abstraktion,  als  gedankliches  Gleichnis  sprach- 
lich und  sachlich  jene  „Autonomie"  des  Individuums  abgeleitet  ist 
und  ihren  Namen  erhalten  hat. 

Neuerdings  hat  Simmel  (Hauptprobleme  der  Philosophie,  1911, 
S.  71,  72,  76,  116,  119,  167)  einer  solchen  objektiv  gerichteten 
Dimension  des  Denkens  besondere  Beachtung  geschenkt.  Er  meint 
treffend,  daß  der  Gedanke  dieser  objektiven,  vom  Subjekte  an  die 
Welt  gerichteten  Ansprüche  bisher  nicht  das  gleiche  Maß  der  Ueber- 
legung  und  Ausgestaltung  gefunden  habe  wie  der  im  gewöhnlichen 
Sinne  moralische,  der  die  Ansprüche  von  der  Welt  aus  an  uns 
stellt.  Das  Ueberwuchern  der  subjektivistisch-psychologischen  Welt- 
anschauung habe  uns  die  Autarkie,  die  völlige  Selbständigkeit  der 
durchaus  autochthonen  Kategorie  des  „objektiven  Geistes",  des 
„dritten  Reiches",  vernachlässigen  lassen,  das  ein  eigentümlich  ob- 
jektives Dasein  führt  und  gestattet,  Uebermaterielles  im  Materiellen, 
Uebersubjektives  im  Subjektiven  aufzuheben  und  für  die  Entwick- 
lung der  Menschheit  als  dauernden  Schatz  über  dem  Wechsel  der 
Personen  in  besonderen  „Gebilden"  zu  bewahren. 

Eine  solche  objektive  Kategorie  ist  auch  die  Volkswirtschaft 
in  dem  gegebenen  Status  ihrer  jeweiligen  Entwicklung,  sie  ist 
Grundlage  und  unentbehrlich  fester  Ausgangspunkt  für  alle  weitere 
Entwicklung,  die  nicht  als  abstrakt  gedanklicher  Sprung  („Um- 
schlag" usw.),  sondern  nur  in  organischer  Weiterentwicklung  des 
Bestehenden  vollzogen  werden  kann.  Auch  von  dieser  „sozialen 
Kategorie"  gilt,  was  Kant  a.  a.  0.  S.  70  von  dem  objektiven  Reich 
der  Zwecke  im  allgemeinen  sagt:  „Hierdurch  entspringt  eine  syste- 
matische Verbindung  vernünftiger  Wesen  durch  gemeinschaftliche 
objektive  Gesetze,  welche  eben  die  Beziehung  dieser  Wesen  aufein- 
ander als  Zwecke  und  (!)  Mittel  zur  Absicht  haben  .  .  ."  Das  gilt 
natürlich  in  gleicher  Stärke  sowohl  für  die  Volks  Wirtschaftspolitik, 
für  das  Seinsollen,  als  für  die  Erkenntnis  des  Bestehenden, 
in  dem  sich  die  Idee  auf  der  jeweiligen  Stufe  der  Entwicklung  ver- 
wirklicht und  verkörpert. 

Auch  Stammler  hat  kürzlich,  Bd.  53  dieser  „.Jahrbücher",  S.  239,- noch 
einmal  betont,  wie  der  für  die  soziale  Erkenntnis  entscheidende  Begriff  der  „sozialen 
Verhältnisse",  durch  den  erst  die  logische  Bedingung  des  Begriffs  „Gesellschaft" 
geschaffen  werde,  nur  in  dem  Zusammenleben  der  Menschen  gefunden  werden 
kann,  worin  ihre  Zwecke  wechselseitig  als  Mittel  füreinander  gesetzt 
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werden,   d.  h.  der  eine  WUlensiDbalt  aU  Mittel  (!)  ffir  einen  anderen  und  um- 
gekehrt. 

Der  Mensch,  sage  ich  daher  gegenüber  T.-B.,  ist  dem  Menschen 
das  wichtigste  Objekt,  das  wichtigste  Mittel,  nicht  also  homo  homini 
lupus.  Aller  Fortschritt  und  alle  Kultur  läuft  auf  die  Einheit  des 
Menschen  als  Subjekt  und  Objekt  hinaus,  erst  dadurch  wird  er 
der  eigentliche,  der  soziale  Mensch,  er  ist  zugleich  gebend  und 
empfangend,  und  erst  dadurch  potenziert  sich  die  Macht  des  Ein- 
zelnen und  die  Macht  des  Ganzen,  hinein  in  den  ungemessenen 
Raum  der  Entwicklung. 

Hätte  T.-B.  die  gegen  Man  gerichtete  Wahrheit,  daß  der  Wert 
sich  nur  in  dem  faßbar  konkreten  Dinge,  dem  Preise,  „vergegen- 
ständlichen" könne,  verallgemeinert,  so  wäre  er  von  einer  Teilwahr- 
heit zur  Grundwahrheit  aller  „sozialen  Theorie"  durchgedrungen: 
die  ganze  Gesamtheit  der  objektiv  zu  analysierenden  Einzelerschei- 
nungen „vergegenständlicht"  sich  ausschließlich  nur  in  der  kon- 
kreten Gesellschaft,  in  dem  Gebilde  von  Fleisch  und  Blot,  in  dem 
Gebilde  der  Volkswirtschaft,  wie  es  sich  durch  die  positive  Rechts- 
und Wirtschaftsordnung  ergibt.  Wie  es  nur  einen  Wert  gibt, 
keinen  „absoluten"  neben  einem  konkreten,  so  gibt  es  auch  nur 
eine  Gesellschaft,  es  gibt  auch  keine  absolute  gespensterhafte,  aus 
dem  Hirn  gezogene  Volkswirtschaft,  sondern  nur  die,  in  der  wir 
leben  und  atmen,  als  Subjekte  far  uns  und  als  Objekte  für 
andere. 

Es  ist  richtig:  „die  Kapitalisten  machen  nicht  die  ganze  ipensch- 
liche  Gesellschaft,  sondern  nur  einen  Teil  derselben  aus".  Aber 
gilt  denn  das  für  die  Arbeiter  nicht  ganz  ebenso?  Wenn  wir  —  wie 
notwendig  —  alle  Ethik  aus  der  Betrachtung  ausscheiden,  dann 
müssen  wir  vom  reinlich  theoretischen  Standpunkte  aus  Arbeit 
und  Kapital  als  in  jeder  Beziehung  gleichberechtigte  Gegenstände 
unserer  Erklärung  behandeln;  es  ist  dann  verkehrt,  einen  logischen 
Gegensatz  zwischen  ihnen  dadurch  gewinnen  zu  wollen,  daß  man 
bei  dem  einen,  der  Arbeit,  zwischen  Unterhalt  des  Arbeiters  und 
seinem  Lohn  unterscheidet,  indem  man  den  ersteren  als  eine  ewige 
Naturnotwendigkeit,  als  natürlich-logische,  den  Lohn  aber  als  eine 
soziale  Kategorie  stempelt,  die  sich  aus  den  historisch  geg'benen 
„Machtverhältnissen"  ergibt.  Abgesehen  von  der  Berechtigung, 
Arbeitsunterhalt  und  Arbeitslohn  überhaupt  miteinander  in  Gegen- 
satz zu  bringen,  da  sie  sachlich  zusammenfallen,  wie  im  Natural- 
lohn augenfällig  hervortritt,  so  wäre  auch  nicht  einzusehen,  weshalb 
nicht  ebensogut  ein  paralleler  Unterschied  zwischen  Profit  und 
Unterhalt  des  Kapitalisten  zu  machen  wäre,  der  nach  A.  Smiths 
ewig  wahrem  Spruche  auf  die  Dauer  ohne  Gewinn  ebensowenig  wie 
der  Arbeiter  ohne  Lohn  leben  kann. 

Die  Erklärung  der  ökonomischen  Erscheinungen  der  sozialen 
Wirtschaft  hat  davon  auszugehen,  daß  sie  alle  natürlichen  und 
sozialen  Charakters  zugleich  sind,  kein  Stoff  ohne  Regelung,  keine 
Regelung  ohne  materiellen   Stoff.    Diese   doppelte   Kausalreihe   be- 
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herrscht  alle  volkswirtschaftlichen  Dinge  und  mit  ihnen  gleichmäßig 
die  Gesetze  des  Kapitalgewinns  und  des  Arbeitslohns.  Es  gibt  keine 
„Monroedoktrin"  des  rein-ökonomischen  Stoffes  (Schumpeter),  es 
gibt  keine  solche  der  Regelung.  Schumpeter  spricht  eine  Binsen- 
wahrheit aus,  wenn  er  a.  a.  0.  S.  27  sagt,  daß  die  „Macht"  doch 
offenbar  von  der  produktiven  Bedeutung  der  durch  sie  beherrschten 
Produktionsmittel  und  ihrer  Nutzungen  abhängt.  Nur  ist  doch  auf 
der  anderen  Seite  zu  beachten,  daß  umgekehrt  erst  die  „Machtver- 
hältnisse" (ich  verstehe  darunter  die  durch  die  Eigentums-  und 
Wirtschaftsordnung  bedingte  Kausalreihe)  den  Produktions-,  Ver- 
teilungs-  und  Wertverhältnissen  endgültig  ihre  greifbare  Gestalt  ver- 
leihen, in  der  sie  überhaupt  erst  Gegenstand  der  sozialökonomischen 
Betrachtung  sind.  Freilich  ist  T.-B.  gegenüber  zu  betonen,  daß  auch 
die  „Verteilung"  nicht  des  rein-ökonomischen  Elementes  entbehrt 
und  daß  deshalb  auch  der  Kapitalgewinn  ein  Produkt  von  „Aneig- 
nung" und  Leistung  darstellt,  einer  Leistung,  die  in  der  bestehen- 
den Volkswirtschaft  unentbehrlich  ist.  In  dieser  ist  auch  der 
Kapitalist  nicht,  wie  T.-B.  sagt,  nur  Subjekt,  er  ist  für  die  anderen 
Beteiligten,  für  die  Arbeiter  besonders,  auch  Objekt,  er  ist  mit 
seinen  Leistungen  ein  Mittel  der  Beschaffung  des  Unterhalts  aller 
Klassen,  nicht  zum  mindesten  der  Arbeiterklasse.  „Die"  Kapita- 
listen haben  sich  in  die  Funktionen  einzufügen,  die  ihnen  die  über- 
geordnete „höhere"  Macht  der  Verhältnisse  zuweist.  Sie  sind  zu 
gleicher  Zeit  frei  und  unfrei,  wie  alle  anderen  Glieder  der  mensch- 
lichen Gesellschaft. 

Denn  welches  dieser  Glieder  —  und  damit  kommen  wir  zum 
Begriffe  der  Freiheit  und  Unfreiheit,  die  T.-B.  als  Kriterium  des 
Sozialbegriffs  aufstellte  —  welches  Glied  einer  gesellschaftlichen 
Wirtschaftsordnung  ist  denn  heute  oder  jemals  frei  in  dem  Sinne, 
den  T.-B.  an  den  einschlägigen  Stellen  mit  dem  viel  gemißhandelten 
Worte  Freiheit  verbindet?  So  lange  T.-B.  im  theoretischen 
Fahrwasser  bleibt,  vertritt  er  ganz  richtige  Anschauungen.  So  er- 
kennt er  S.  60  das  „Institut  (des  kapitalistischen  Eigentums)  bei 
den  herrschenden  Bedingungen  der  sozialen  Wirtschaft  als  unent- 
behrlich" an.  Diese  herrschenden  Bedingungen,  sagt  er  S.  40,  ver- 
knüpfen den  Arbeiter  mit  dem  Kapitalisten  zu  einem  wirtschaft- 
lichen Ganzen,  in  welchem  die  Stellung  einer  jeden  Partei  voraus- 
bestiramt  ist,  derart,  daß  z.  B.  im  Falle  einer  Lohnerhöhung  der 
Kapitalist  durch  Uebertragung  seines  Kapitals  in  rentablere  Pro- 
duktionszweige keine  Erhöhung  des  Profits  erzwingen  könnte,  er 
wäre  „gezwungen,  die  Verringerung  seines  Profits  auf  Kosten  der 
Vermehrung  der  Löhne  hinzunehmen".  Er  sieht  ein  (S.  58),  daß 
der  Kapitalist  auch  dem  Arbeiter  etwas  gibt,  nämlich  sein  Kapital. 
Wie  reimt  sich  aber  damit  die  Behauptung  S.  33,  34,  daß,  während 
die  Arbeiter  durch  den  Verkauf  ihrer  Arbeitskraft  ihre  Freiheit 
und  die  Herrschaft  über  ihre  Person  verlieren,  die  Kapitalisten 
durch  den  Kauf  der  fremden  Arbeitskraft  ihre  Freiheit  behaupten? 
Und  ferner  S.  58:  Indem  der  Arbeiter  seine  Arbeitskraft  veräußert. 
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verliert  er  seine  Freiheit,  tritt  in  Abhängigkeit  von  einer  anderen 
Person;  der  Kapitalist  aber,  indem  er  fremde  Arbeitskraft  erwirbt, 
sichert  sich  seine  eigene  Freiheit  von  Arbeit?  Und  S.  12,  13:  „der 
Verkäufer  der  Arbeitskraft  kann  nicht  zum  Käufer  derselben  werden, 
da  er  dazu  aus  der  Arbeiterklasse  in  die  Kapitalisteuklasse  über- 
gehen müßte,  was  als  allgemeiner  Fall  unmöglich  ist"  Aber  hat 
denn  der  Kapitalist  im  „allgemeinen"  Falle  die  freie  Möglich- 
keit des  Ueberganges?  Ist  er  nicht  viel  weniger  frei  und  freizügig 
als  der  Arbeiter,  weil  er  mit  seinem  Kapital,  seinen  Talenten  und 
seiner  Ehre  seinem  Betriebe  auf  Gedeih  und  Verderb  verbunden, 
kurz  in  die  Kette  der  volkswirtschaftlichen  Bedingungen  einge- 
schmiedet ist? 

In  diesem  „Reiche  der  Zwecke"  ist  er  genau  wie  der  Arbeiter 
ein  Diener  wie  alle,  vom  obersten  Diener,  dem  Monarchen,  ange- 
fangen. Durch  unseren  „Beruf"  sind  wir  alle,  ein  jeder  an  seiner 
Stelle,  eingegliedert  in  den  Dienst  für  das  Ganze.  Auch  der  Kapitalist 
übt  kraft  seines  „Amtes"  die  gesellschaftliche  Funktion  aus,  zu  der. 
wie  in  der  patriarchalischen  Wirtschaft  der  pater  familias  oder  der 
Häuptling,  in  einer  vorgestellten  sozialistischen  Gesellschaft  aber 
die  allmächtige  und  allgegenwärtige  Zentralleitung  berufen  wäre,  die 
mit  der  Uebernahme  allen  Besitztums  in  das  fiskalische  Eigentum 
auch  die  Berufswahl  und  die  Freiheit  der  Arbeit  beengen  müßte. 
Die  Arbeiter  —  und  das  wären  nun  alle  Menschen  —  hätten  sich 
statt  des  alten  Herrn  einen  neuen  Tyrannen  eingetauscht  Die 
Autonomie  des  „dritten  Reiches"  würde  hier  ihre  „unzerstörbaren 
Rechte"  viel  energischer  geltend  machen  als  heute,  wo  der- stumme 
Zwang  der  automatisch  wirkenden  Wirtschaftsordnung  seine  sanfte 
Herrschaft  ausübt  Und  wenn  ihr  —  wie  vorauszusehen  —  die  Ein- 
ordnung des  Subjekts  in  ihre  Botmäßigkeit  nicht  gelänge,  so  würde 
das  Chaos  der  Dinge  mit  einer  neuen  Gesellschaftsordnung  schwanger 
gehen,  es  würde  die  Anarchie  ihren  allbekannten  Nachfolger,  die 
Autokratie  und  den  Absolutismus,  gebären.  Im  rein  sozialistischen 
Staate,  wo  kein  Subjekt  mehr  Objekt  sein  wollte,  wäre  dem  Indivi- 
duum die  Instanz  entzogen,  bei  der  es  heute  seine  Klagen  gegen 
die  „andere"  Klasse  mit  Erfolg  anbringen  kann,  der  Antagonismus 
wäre  nach  innen  geschlagen  (Näheres  ,.Zweck"  S.  64fi     673). 

Wie  mit  dem  Freiheitsbegriffe,  so  steht  es  auch  mit  den  anderen, 
damit  im  engsten  Zusammenhange  stehenden  weiteren  Begriffen,  die 
T.-B.  für  seine  Lehre  verwertet:  mit  den  Begriffen  der  Abhängig- 
keit, der  Ausbeutung  und  der  Macht  Mit  der  „Abhängigkeit",  in 
der  wir  alle  stehen,  hat  das  Individuum  nicht  „die  Herrschaft  über 
seine  Person  verloren".  Diese  Abhängigkeit  ist  ein  vom  Sozialen 
unabtrennbarer  Begriff,  es  kommt  nur  immer  auf  das  Maß  und  die 
Art  der  Abhängigkeit  an.  Es  ist  das  Wesen  jeder  gesellschaftlichen 
Organisation:  das  Arbeiten  des  einen  für  alle,  und  aller  für  einen. 
Diesem  „Sozialismus"  kann  keine  Gesellschaft  entrinnen.  Es  trifft 
nicht  zu,  daß  der  Arbeiter  mit  Abschluß  des  Arbeitsvertrages  seine 
Arbeitskraft  und  damit  seine  Person  und  seine  Freiheit  verkauft. 
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Was  er  hingibt,  ist  trotz  Marx  nicht  seine  Arbeitskraft  als  solche, 
sondern  nur  eine  vorübergehende  Aeußerung  derselben.  Auf  des 
Arbeiters  Arbeitskraft  als  bleibenden  Bestandteil  seiner  Persönlich- 
keit erhält  der  Unternehmer  keinerlei  Recht,  und  das  ganze 
Arbeitsrecht,  der  ganze  moderne  Arbeiterschutz  trägt  Sorge  dafür, 
daß  der  Unternehmer  sich  immer  bewußt  bleibe,  nur  die  Arbeit, 
aber  nicht  die  Arbeitskraft  seines  Mitkontrahenten  gekauft  zu 
haben.  Zu  vergl.  „Zweck"  S.  559  ff.,  wo  ich  den  Nachweis  geführt 
habe,  daß  die  Ausnützung  der  Unterscheidung  von  Arbeit  und 
„Arbeitskraft"  für  das  System  des  Wertes  und  des  Mehrwertes 
keineswegs  eine  Leistung  von  Marx  sei,  die  der  epochemachenden 
Entdeckung  des  Sauerstoffes  durch  Pristley  gleichzustellen  (Vorrede 
zu  Teil  11  des  „Kapitals",  von  Engels),  daß  sie  vielmehr  juristisch 
und  wirtschaftlich  unhaltbar  sei.  Uebrigens  mißt  ja  auch  T.-B.  an 
anderer  Stelle  (S.  18)  dieser  Unterscheidung  „keine  ernste  logische 
Bedeutung"  bei. 

Auch  was  er  über  das  Wesen  der  „Ausbeutung"  sagt,  hält  da- 
her einer  theoretischen  Kritik  nicht  stand.  Zwar  weist  er  S.  59 
selbst  darauf  hin,  daß  der  Begriff  Ausbeutung  auch  farblos  in  ethisch- 
neutralem Sinne  gebraucht  wird,  so  wenn  man  rein  technisch  von 
der  Ausbeutung  der  Bergwerke  und  des  Bodens  spricht;  aber,  sagt 
er,  indem  wir  diesen  Begriff  auf  die  Menschen  übertragen,  verstehen 
wir  (I)  darunter  auch  die  Ausbeutung  eines  Menschen  durch  einen 
anderen,  jedoch  unter  Verletzung  des  Gleichheitsprinzips.  Infolge 
seines  antagonistisch-polemischen  Sozialbegriffes'  hat  T.-B.  hier  den 
—  theoretisch-wichtigsten  —  dritten  Sinn  des  Ausbeutungsbegriffes 
vergessen:  den  ethisch  ganz  neutralen  Sinn  der  gegenseitigen 
Ausbeutung,  wie  er  einer  jeden  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung  und 
jedem  sozialen  Zusammenwirken,  ja  dem  Begriffe  der  Gesellschaft 
selbst,  immanent  notwendig  zugrunde  liegt.  In  diesem  besten  Sinne 
beutet  ein  jeder  alle  aus,  und  diese  Ausbeutung  würde  in  einem  denkbar 
idealsten  reinen  Sozialstaate  am  intentivsten  platzgreifen.  —  Und 
was  von  der  Ausbeutung,  das  gilt  alles  auch  von  dem  Begriffe  der 
Macht  und  der  Machtverhältnisse,  wie  ich  das  Zweck  S.  352  ff.  und 
653,  zuletzt  „Obj."  S.  203  eingehend  ausgeführt  habe;  Macht  ist  in 
diesem  ethisch-neutralen  Sinne  nur  ein  Komplementärbegriff  von 
Recht,  das  Essentiale  des  Rechts  ist  seine  Erzwingbarkeit,  Rechts- 
verhältnisse sind  Machtverhältnisse. 

Was  sonst  noch  über  T.-B.s  Lehre  vom  Arbeitslohn  zu  sagen 
ist,  geschieht  am  besten  zugleich  mit  der  Würdigung  seiner  Profit- 
lehre,   da   beide  Lehren   im  Grunde  ein   untrennbares  Ganze  bilden. 

6.  Der  Profit  vom  Standpunkte  der  sozialen  Tlieorie  d  er  Ver- 
teilung. 

Zur  Würdigung  der  Profit-  wie  Lohnlehre  T.-B.'s  ist  dreierlei 
zu  untersuchen:  ihr  Zweck,  der  sie  leitete,  die  Mittel,  mit  denen  sie 
ihm  nachging,  und  der  Erfolg,  den  sie  damit  erzielt  hat. 
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Der  Zweck  ist  uns  schon  bekannt.  T.-B.  kommt  auf  ihn  in 
seiner  Schlußbetrachtung  noch  einmal  zurück:  Seine  „neue  Betrach- 
tangsweise"  soll  die  Möglichkeit  nachweisen,  durch  die  sozialpoli- 
tische Gesetzgebung  auf  die  Hebung  des  Arbeiterstandes,  besonders 
des  Arbeitslohnes,  einzuwirken.  Das  Mittel  zu  diesem  Zweck  sieht 
er  in  dem  Nachweis  der  Unmöglichkeit,  „die  Eigentümlichkeit  der 
Verteilungsphänomene  aus  den  Preiserscheinungen  zu  erklären".  „Ist"*, 
sagt  er  S.  82,  „der  Arbeitslohn  durch  Preisgesetze  bestimmt,  so  ist 
es  höchst  verkehrt,  auf  dessen  Höhe  durch  die  soziale  Gesetzgebung 
einwirken  zu  wollen",  diese  hohe  und  schwierige  Aufgabe  des  mo- 
dernen Staates  sei  unerfüllbar,  wenn  der  Lohn  ein  für  alle  mal  durch 
die  Natur  der  Preisgesetze  unabänderlich  festgelegt  sei.  Daher  be- 
dürfe „der  Umschwung  auf  dem  Gebiete  der  sozialen  Praxis  einer 
Wandlung  der  Theorie". 

Das  ist  auch  meine  Ansicht.  Aber  diese  Mahnung  trifft  doch 
nur  die  Theorien,  die  sie  angeht,  nicht  diejenigen,  die  mindestens  von 
A.  Wagner  und  Schäffle,  von  Rodbertus  bis  heute,  genau  wie  die 
T.-B.s,  den  Anspruch  auf  den  Namen  einer  „sozialen  Theorie"  erhoben 
haben  und  denen  gegenüber  sich  die  seinige  nur  als  eine  Konknr- 
renztheorie  darstellt.  Sie  haben  sogar  den  Vorzug  vor  der  seinen, 
daß  sie  positiv  sein  wollen,  während  T.-B.s  Programm,  wie  er  es 
Seite  24  ausspricht,  zunächst  nur  besagt,  was  eine  Theorie  der  Ver- 
teilung nicht  sein  soll.  Er  sagt  dort:  „Die  Verteilungsphänomene 
sind  nach  ihrer  innersten  Natur  keine  (I)  Wertphänomene,  obschon 
sie  in  Wertform  erscheinen.  Dieser  Satz  sollte  die  Grundlage  einer 
wirklich  wissenschaftlichen  (!)  sozialen  Theorie  der  Verteilung  wer- 
den." Ein  unmöglich  Ding,  wie  eine  bloße  Verneinung  ein  solch 
hochgestecktes  Ziel  erreichen  und  wie  die  innerste  Natur  der  Phä- 
nomene, losgelöst  von  ihrer  konkreten  Wertform,  erkannt  werden  solL 

Das  bestätigt  sich,  wenn  wir  T.-B.s  Profit-  und  Lohnlehre  im 
einzelnen  nachgehen,  wir  sehen  es  gleich  an  ihrem  Kemsatze,  der 
nnr  von  Mengen  und  Massen  der  Güter,  nicht  aber  von  ihrem 
Werte  handelt:  Entscheidend  ist  die  Menge  des  gesellschaftlichen 
Gesamtprodukts,  in  das  sich,  abgesehen  von  der  Grundrente,  Kapi- 
talisten und  Arbeiter  nach  Maßgabe  der  sozialen  Machtverhältnisse, 
als  Klassen  teilen.  So  ist  der  Dividendus  der  aufzuteilenden  Güter- 
masse auf  der  Produktivität  der  gesellschaftlichen  Arbeit,  also  auf 
rein  ökonomisch-technischer  Grundlage  aufgebaut,  dagegen  ist  der 
Verteilungsschlüssel  ein  sozialer,  also:  rein  ökonomische  Pro- 
duktionsverhältnisse auf  der  einen  Seite,  reine  Verteilungsverhält- 
nisse auf  der  anderen. 

Wie  trefflich  und  scharf  hat  doch  schon  Marx  ein  derartiges 
Vorgehen  in  seiner  Hinfälligkeit  gekennzeichnet,  und  zwar  nicht 
gegenüber  einer  „neuen  Betrachtungsweise",  sondern  gegenüber  einer 
solchen  von  recht  ehrwürdigem  Alter  1 

»Die  Ansicht",  sagt  er  Bd.  3  Kap.  51,  „die  nur  die  Verteilungsverhält- 
nisse  als  historisch  betrachtet,  aber  nicht  die  Produktionsverhältnisse,  ist  einer- 
seits nur  die  Ansicht  der  beginnenden,  aber  noch  befangenen  Kritik  der  bürg'-r- 
lichen  Oekonomie.    Andererseits  aber  beruht  sie  auf  Verwechslung  und  Identi- 
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fizierung  des  gesellschaftlichen  Produktionsprozesses  mit  dem  einfachen  Arbeits- 
prozeß, wie  ihn  auch  ein  abnorm  isolierter  Mensch  ohne  alle  gesellschaftliche  Bei- 
hilfe verrichten  müßte.  Soweit  der  Arbeitsprozeß  nur  ein  bloßer  Prozeß  zwischen 
Mensch  und  Natur  ist,  bleiben  seine  einfachen  Elemente  allen  gesellschaftlichen 
Entwicklungsformen  desselben  gemein.  Aber  jede  bestimmte  historische  Form 
dieses  Prozesses  entwickelt  weiter  die  materiellen  Grundlagen  und  geKclIschaft- 
lichen  Formen  desselben."  Marx  unterscheidet  an  derselben  Stelle  ganz  richtig 
zwischen  dem,  was  T.-B.  unter  Verteilungsverhältnissen  zu  verstehen  scheint, 
nämlich  den  Verhältnissen,  die  es  lediglich  mit  der  Distribution  des  fertigen 
Nationalprodukts  zu  tun  haben,  d.  h.  den  „verschiedenen  Titeln  auf  den 
TeU  des  Produkts,  der  der  individuellen  Konsumtion  anheimfällt",  und  den  von 
den  ersteren  „durchaus  verschiedenen",  nämlich  denen,  die  jener  Distribution 
schon  als  Voraussetzung  zugrunde  liegen.  Sie  sind,  sagt  er,  „eine  spezifisch 
gesellschaftliche  Qualität",  sie  sind  „nur  der  Ausdruck  der  gesellschaftlich  be- 
stimmten Produktionsverhältnisse",  worunter  er,  wie  er  in  dem  Leitfaden  seines 
Systems  (Vorwort  zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie)  ausdrücklich  erklärt, 
„nur  einen  juristischen  Ausdruck"  für  die  Eigentumsverhältnisse,  also  genau  das 
versteht,  was  man  heute  mit  Rechts-  und  Wirtschaftsordnung  bezeichnet. 
„Sie  bestimmen  den  ganzen  Charakter  und  die  ganze  Bewegung  der  Produktion 
.  .  .  Die  Hauptageuten  d  eser  Produktionsweise  selbst,  der  Kapitalist  und  der 
Lohnarbeiter  sind  als  solche  nur  Verkörperungen,  Personifizierungen  von  Kapital 
und  Lohnarbeit;  bestimmte  gesellschaftliche  Charaktere,  die  der  gesellschaftliche 
Produktionsprozeß  den  Individuen  aufprägt;  Produkte  dieser  bestimmten  gesell- 
schaftlichen Produktionsprozesse."  Auch  selbst  die  Preise  („Produktionspreise") 
sind  deren  Produkt:  ,die  bestimmte  gesellschaftliche  Gestalt  des  herrschenden 
Produktionsprozesses"  „entwickelt  aus  sich  heraus  ...  die  Gestalt  der  Produk- 
tion. Im  Zins  usw  gehen  die  .  .  Verteilungsformen  als  bestimmende  Produktions- 
momente  in  den  Preis  ein." 

Preis  und  Abfindungen  wären  danach  durchaus  Korrelatbegriffe, 
von  denen  der  eine  ohne  den  anderen  gar  nicht  zu  verstehen  ist.  Ich 
habe  dies  Zweck  S.  567  ff.  und  S.  !")94  näher  erläutert  und  die  eben  wie- 
dergegebenen Aussprüche  von  Marx  als  Beleg  dafür  bezeichnet,  wie  nahe 
er  mit  ihnen  der  sozialorganischen  Betrachtungsweise  gekommen  ist. 
Es  fehlt  bei  ihm  blos  noch  die  Ziehung  des  letzten  Schlusses:  Also 
muß  der  Wert  der  Arbeit  wie  der  Wert  aller  übrigen  Produktions- 
faktoren im  Werte  der  Produkte  wiedererscheinen;  denn  nach  der 
ganzen  Anlage  des  gesellschaftlichen  Produktionsplanes  werden  jene 
seitens  ihrer  Besitzer  oder  Darbieter  schon  von  vornherein  in 
Gestalt  des  stipulierten  Aequivalents  (Arbeitslohn,  Zins,  Rente)  gleich 
mit  der  Anwartschaft  und  der  Anweisung  auf  einen  gleichwertigen 
Anteil  am  Nationalprodukt  in  die  gesellschaftliche  Produktionsgemein- 
schaft eingewiesen;  die  angewiesenen  Werte  sollen  beim  regulären 
Gange  der  Volkswirtschaft  in  den  realisierten  Werten  erstattet  wer- 
den, der  Wert  der  Produktionsfaktoren  oder  der  Kostenwert  ergibt 
sich  aus  dem  Werte  des  Einkommens,  das  auf  sie  fällt  und  das  als 
ihr  Ziel  und  Zweck  dem  ganzen  Produktionsprozesse  vorgeschwebt 
hat.  Ich  nannte  das  die  sozialorganische  Zweckeinheit  und  den  in 
sich  bilanzierenden  volkswirtschaftlichen  „Kreislauf",  den  Kreislauf 
von  Produktion  und  Verteilung,  von  Kosten  und  Nutzen,  von  Er- 
zeugung und  Verzehr,  von  Verkaufskraft  und  Kaufkraft,  zu  vergl. 
Zweck  S.  758  ff.,  besonders  S.  764. 

Was  Marx  sowohl  als  die  Schule  Mengers  verhindert  hat,  die 
beiden  Pole  des  volkswirtschaftlichen  Kreislaufs  in  ihrer  organischen 
Einheit  zu  erkennen,  war  nicht,  daß  sie  wie  T.-B.  ihnen  vorwirft, 
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Wert  und  Verteilung  zueinander  in  Verbindung  brachten;  es  war 
nur  ihre  unzulängliche,  weil  einseitige  Wertlehre,  die  sie 
verhinderte,  die  scheinbare  Diskrepanz  zwischen  den  Momenten  der 
Wert-  und  der  Einkommensbildung  zu  überwinden  („Obj."  S.  197). 
Es  war  T.-B.,  der  diese  Diskrepanz  mit  einer  kühnen  Durchhauung 
des  Knotens  zu  tilgen  dachte,  indem  er  die  Wertbetrachtung  mit 
Stumpf  und  Stiel  aus  der  Verteilungslehre  herausriß.  Und  lehrreich 
ist  es,  wie  er  durch  die  Logik  der  Dinge  auf  sie  dennoch  immer 
zurückgetrieben  wird. 

Es  ist  erklärlich,  daß  seine  vorgeführte  Mengenanschauung  ihn 
hierbei  in  den  Bannkreis  und  die  Denkweise  der  ürenznutzenlehre 
hineinzog,  die  ja  ebenfalls,  obgleich  sie  sich  die  subjektivistische 
Wertlehre  nennt,  sich  durchaus  auf  der  objektivistischen  Grundlage 
einer  Quantitätenanschauung  aufbaut:  „das  Kriterium  des  ökonomi- 
schen Charakters  der  Güter  ist  ausschließlich  in  dem  Verhältnis 
von  Bedarf  und  verfügbaren  Quantitäten  (I)  derselben  zu  suchen**, 
sagt  der  Begründer  der  Schule.  Und  v.  Böhm,  Pos.  Theorie 
S.  225:  „Jedenfalls  ist  fest  daran  zu  halten,  daß  Quantitätenverbält- 
nisse  allein  es  sind,  welche  darüber  entscheiden,  ob  ein  Gut  .  .  . 
Wert  hat  .  ."  Nicht  viel  anders  v.  Wieser,  der  den  schließlichen 
„Sinn"  der  ganzen  Volkswirtschaft  in  den  rein  ökonomischen  Mengen- 
verhältnissen erblickt  (zu  vergl.  „Subj."  S.  155,  „Obj."  S.  177  und 
207,  V.  Böhm,  a.  a.  0.  S.  388—391  und  Exk.  S.  25t»). 

In  völliger  Uebereinstimmung  mit  der  Grenznutzenlehre  geht 
denn  T.-B.  auch  von  dem  ihre  Verteilungslehre  bestimmenden  Grund- 
gedanken aus,  wonach  sich  die  Abfindungen  im  Prinzipe  aus  dem 
Werte  der  fertigen  Genußgüter  ableiten.  „Es  ist  klar",  sagt  er  S.  55, 
„daß  der  Preis  des  Produktionsmittels  vom  Preise  des  mit  seiner 
Hilfe  erzeugten  endgültigen  Produktes  abhängen  muß",  oder  im  Aus- 
drucke der  Grenznutzenschule:  der  Wert  der  Güter  höherer  (ent- 
fernterer) Ordnungen  von  dem  der  Güter  niedriger  (näherer)  Ord- 
nung. Und  doch  sieht  er  ein,  daß  diese  Lehre  damit  die  Erklärung 
des  Profits  schuldig  geblieben  ist. 

,Die  Erfahrung  zeigt*,  sagt  er  ebenda,  ,dafi  der  Preis  der  KCMunten  Pro- 
duktionsmittel, die  zur  Erzeugung  eines  bestimmten  Gutes  nötig  sind,  in  der  Regel 
den  Preis  dieses  Produkts  nicht  erreicht  und  mehr  oder  minder  unter  diesem 
Preise  bleibt",  die  Produktionsmittel  Arbeitskraft,  Boden  und  Kapital  erschöpfen 
den  Wert  des  Gesamtprodukts.  ,Der  Profit  muB  dieser  Theorie  als  etwas  Anor- 
males erscheinen  —  als  ein  Phänomen,  das  im  statischen  Zustande  der  Gesellschaft 
keinen  Platz  finden  kann.  Zu  diesem  Schluß  muß  die  Grenznutzenlehre  kommen, 
und  sie  ist  schon  dazu  gekommen  in  der  Person  eines  ihrer  besten  Vertreter. 
J.  Bchumpeter,  der  .  .  die  Unmöglichkeit  des  Bestehens  des  Kapitalprofits  in  einer 
statischen  Gesellschaft  als  eine  Art  wissenschaftlicher  Entdeckung  proklamiert. 
Ein  solches  Resultat  der  fleißigen  Untersuchung  von  Schumpeter  ist  in  der  Tat 
wichtig  und  lehrreich,  als  ein  Wichen  des  Beginns  der  richtigen  Erkenntnis  seitens 
der  Grenznutzler,  daß  sie  das  Verteilungsproblem  mit  ihren  Mitteln  nicht  be- 
wältigen können"  (8.  16). 

Den  naheliegenden  Schluß  aber,  daß  danach  die  Ableitung  des 
Wertes  der  Produktionsmittel  aus  dem  Werte  ihrer  Produkte  eben 
unzulänglich  ist,  daß  durch   sie  eine  solch  wichtigste  Ersehet- 
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nung  wie  der  Profit  nicht  erklärt  wird,  hat  T.-B.  nicht  gezogen, 
wohl  im  richtigen  Gefühle,  daß  man  doch  irgendein  Wertmaß  nötig 
habe,  wenn  die  ökonomische  Erklärung  nicht  ins  Bodenlose  sinken 
soll.  Die  Grenznutzenwertlehre  bleibt  ihm  der  letzte  Anker  der 
Rettung. 

Aber,  so  muß  man  fragen,  wie  wird  denn  nun  T.-B.  seinerseits  mit 
diesem  Eätselwesen,  dem  Profit,  fertig  ?  Was  einfacher  ?  Er  macht  aus 
der  Not  eine  Tugend.  Indem  er  den  Profit  theoretisch  beinahe 
bis  zur  Bedeutungslosigkeit  verflüchtigt,  läßt  er  vom  ethischen 
Standpunkte  aus  die  Is'ichtberechtigung  seiner  brutalen  Existenz  um 
so  kräftiger  hervortreten.  Es  geschieht  das  -  und  zwar  mit  Hi  Ife 
der  verpönten  Wertbetrachtung  —  in  folgender  Weise:  er  setzt 
das  fertige  Nationalprodukt  mit  einem  bestimmten  Werte  ein  und 
dies,  obgleich  er  dem  Werte  nur  eine  Bedeutung  für  die  subjektive 
Wertschätzung  des  Einzelwirtschafters  zubilligte,  eine  Summierung 
derselben  zu  einem  nationalen  Gesamtproduktenwerte,  also  doch  lo- 
gisch ausgeschlossen  ist,  und  endlich  obgleich  er  selbst  uns,  S.  13, 
darüber  belehrt  hat,  daß  „die  Summe  der  Preise  der  gesamten  Masse 
aller  Waren  zu  bestimmen,  außerhalb  der  Aufgaben  der  Preistheorie 
steht",  also  doch  wohl  auch  unmöglich  ist.  Der  Preis  des  National- 
produkts bleibt  eine  inhaltsleere  Abstraktion,  der  Preis  ist  ein- 
fach da,  aus  der  Pistole  geschossen,  von  der  Grenznutzenlehre  auf 
Treu  und  Glauben  übernommen.  Alle  die  letalen  Einwendungen 
gegen  die  Verwertung  der  subjektiven  Wertschätzung  für  die  Er- 
klärung der  objektiv-sozialen  Preiserscheinung,  die  ihm  doch  bekannt 
sein  müssen,  läßt  er  unbeachtet.  Ich  habe  sie  noch  einmal  in  meinem 
„Subj."  (vgl.  besonders  S.  190  ff.)  zusammengestellt.  Einen  dieser 
von  m  i  r  erhobenen  Einwände  ~-  aber  nur  einen  —  berührt  und 
billigt  er  selbst  (Marxismus  S.  162). 

Dem  Verhältnis  des  Profits  zu  dem  so  postulierten  Gesamtwerte 
des  Nationalprodukts  sucht  T.-B.  nun  auf  zwei  verschiedenen  Wegen 
nahezukommen.  Er  nimmt  zunächst  auch  die  Größe  des  Profits  als 
gegeben  an.  Er  nimmt  an  (S.  35),  daß  er  z.  B.  10  Proz.  vom  aus- 
gelegten Kapital  ausmache,  infolge  der  „objektiven  Bedingungen  der 
kapitalistischen  Wirtschaft",  die  er  vorläufig  ununtersucht  läßt.  Der 
Profit  ist  dann  einfach  der  Preisunterschied  zwischen  der  Preis- 
summe des  Nationalprodukts  und  derjenigen  ihrer  Produktionsmittel, 
d.  h.  der  Arbeit  und  den  Produktionsmitteln  im  engeren  Sinne,  den 
produzierten  Produktionsmitteln.  Es  seien  nämlich  diese  beiden  Arten 
der  Produktionsmittel,  die  im  engeren  und  die  im  weiteren  Sinne, 
streng  auseinanderzuhalten.  Die  Menge  der  produzierten  Produktions- 
mittel sei  vermehrbar,  ihr  Angebot  veränderbar,  während  die  Menge 
der  Arbeitskraft,  da  diese  nicht  wie  eine  andere  Ware  beliebig  pro- 
duziert werden  könne,  eine  gegebene,  und  von  Angebot  und  Nach- 
frage im  großen  ganzen  und  auf  die  Dauer,  unabhängig  sei.  Erhöhe 
sich  also  der  Arbeitslohn,  so  finde  eine  Ueberwälzung  statt.  Die 
Kapitalisten  seien  der  leidende  Teil,  die  Nachfrage  nach  Arbeit  bleibe 
ihr  Preis  könne  nicht  durch  die  Konkurrenz  herabgedrückt  werden 
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die  Nachfrage  nach  Arbeitskraft  sei  unabhängig  von  deren  Preise. 
Die  Kapitalisten  könnten  sich  den  Folgen  der  Lohnerhöhung  auch  nicht 
durch  Preisaufschlag  auf  den  Produktenpreis  entziehen.  Es  werde 
die  kapitalistische  Produktion  ihren  Lauf  weiter  gehen,  wenn  die 
durchschnittliche  Profitrate  z.  B.  auf  5  Proz.  fällt,  „da  die  Einstel- 
lung der  Produktion  das  Verschwinden  des  kapitalistischen  Betriebs 
bedeutet,  und  der  Kapitalist  einen  so  kleinen  Profit  dem  völligen 
Mangel  an  Profit  vorziehen  muß".  „Falls  nur  irgendein  Profit  da 
ist",  werde  „seine  Nachfrage  nach  den  Arbeitshänden  sich  nicht  ver- 
ringern, wie  hoch  der  Arbeitslohn  —  bis  zu  dieser  (?  welcher)  Grenze 
—  steigt." 

Es  muß  auffallen,  wie  T.-B.  hier  mit  dem  „Nerv"  der  kapita- 
listischen Wirtschaftsordnung  umspringt,  wie  er  ihn  sozusagen  als 
unsystematischen  Eindringling  von  beweglich  kautschukartigem  Cha- 
rakter behandelt,  und  sich  so  in  bedenklicher  Weise  der  doch  von 
ihm  verworfenen  Ansicht  Schumpeters  von  der  Nichtexistenz  des 
Profits  im  statischen  Zustande  nähert.  Aber  immerhin  muß  er  doch 
zugestehn,  daü  der  Profit  im  Prinzip  („bis  zu  einer  gewissen  Grenze") 
den  grundlegenden  Satz  von  dem  restlosen  Uebergang  des  Wertes 
der  Güter  verschiedener  Ordnung  ineinander  durchbricht 

Zur  sozialen  Bedeutung  des  Profits  dringt  dann  T.-B.  auf  dem 
zweiten,  dem  eigentlich  entscheidenden  Wege  vor,  auf  dem  er  zu 
den  „objektiven  Bedingungen"  der  Profitbildung  gelangt.  Jetzt 
wird  dem  Profit  sein  volles  Recht  zuteil,  das  Kapital  bildet  neben 
der  Arbeit  einen  ebenbürtigen  Teilhaber  an  den  Früchten  der  Er- 
zeugung, ja  es  nimmt  infolge  seiner  Machtstellung  eine  dominierende 
Stellung  ein.  Die  entscheidenden  „objektiven  Bedingungen"  bestehen 
in  nichts  anderem  als  in  den  sozialen  Machtverhältnissen 
der  beiden  konkurrierenden  Gesellschaftsklassen.  Hatte  T.-B.  früher 
immer  betont,  daß  das  Profitphänomen  einer  ganz  anderen  Be- 
trachtungsweise als  das  Arbeitslohnphänomen  bedürfe,  so  nähert  er 
sich  hier  der  von  mir  vertretenen  Paralleltheorie  (Zweck  S.  282,  283. 
431,  461),  nach  der  sich  Profit  und  Lohn  gleichmäßig  als  sozialnot- 
wendige Abfindungen  be.stimmen.  Innerhalb  der  festen  Schranke  des 
gegebenen  Nationalprodukts,  führt  T.-B.  aus,  spielt  sich  der  Kampf 
der  Klasseo  um  ihren  Anteil  ab,  bald  zugunsten  der  einen,  bald  der 
anderen  Klasse:  „Folgende  Kombinationen  des  Profits  und  des  Arbeits- 
lohns (als  Quoten)  sind  möglich:  hoher  Lohn  und  niedriger  Profit, 
niederer  Lohn  und  hoher  Profit",  endlich  noch  drittens  hoher  Lohn  und 
hoher  Profit,  letzteres  bei  erhöhter  Produktivitilt  infolge  von  Einfüh- 
rung ergiebigerer  Produktionsmethoden  pp.  Dann  nimmt  die  Masse  des 
zwischen  den  Kapitalisten  und  Arbeitern  zu  verteilenden  gesellschaft- 
lichen Produkts  zu,  und  der  Profit  und  der  Arbeitslohn  können  gleich- 
zeitig steigen;  das  Steigen  des  Profits  wird  in  diesem  Falle  nicht  auf 
Kosten  des  Sinkens  des  Arbeitslohns,  sondern  auf  Kosten  der  Zunahme 
der  Produktivität  der  Arbeit  erreicht.  T.-B.  erkennt  für  diesen  Fall 
sogar  eine  gewisse  Solidarität  der  Klasseninteressen  an.  Nur  im  Falle 
stabiler  Produktivität  seien  Arbeitslohn  und  Profit   komplementäre 
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Quotienten  des  nationalen  Gesamtprodukts,  die  Erhöhung  des  einen 
übe  eine  ungünstige  Tendenz  auf  den  anderen  aus,  die  Mittel  des 
hierüber  entscheidenden  Kampfes  seien  heute  besonders  die  beider- 
seitigen Organisationen,  so  die  Gewerkvereine  und  Unternehmerver- 
einigungen (Kartelle,  Trusts) ;  auf  der  einen  Seite  der  Streik,  auf  der 
anderen  der  Lockout.  „Alles,  was  die  Abhängigkeit  des  Arbeiters 
vom  Kapitalisten  verhindert,  steigert  seine  Macht  im  Kampfe  mit 
mit  dem  Kapital  und  also  seine  Quote  vom  gesellschaftlichen  Ein- 
kommen." Arbeiterschutzgesetzgebung  und  Arbeiterversicherung,  die 
Einmischung  der  Regierung,  die  öffentliche  Meinung  wirken  nach 
der  gleichen  Richtung.  Das  gelte  natürlich  alles  auch  für  den  zweiten 
Fall,  den  Fall  der  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Produkts.  Wenn 
T.-B.  auch  betont,  daß  dabei  der  Gewinn  des  Kapitalisten  in  der 
Regel  größer  als  der  des  Arbeiters  sei,  so,  sagt  er,  müsse  er  doch 
„zugestehen",  daß  die  „Erhöhung  der  Arbeitsproduktivität  eine  steigende 
Tendenz  (!)  der  Löhne  erzeugt".  „Je  höher  (sie)  ist,  desto  höher 
muß  auch  die  Höhe  des  realen  durchschnittlichen  gesellschaftlichen 
Arbeitslohnes  sein,  d.  h.  die  Menge  der  Konsumtionsmittel,  über  welche 
der  Arbeiter  verfügen  kann.  Gerade  dieses  Moment  ist,  wie  es 
scheint,  bisher  das  mächtigste  in  der  Bestimmung  des  nationalen 
Niveaus  der  Löhne  in  verschiedenen  Ländern  gewesen.  Der  Lohn 
in  Amerika  ist  viel  höher  als  in  Europa,  und  in  Europa  ist  er  höher 
in  England,  als  auf  dem  Kontinent.  Diese  Unterschiede  entsprechen  (I) 
dem  Unterschiede  der  Arbeitsproduktivität  in  diesen  Ländern."  „Das 
Vorhandensein  freien  Staatsbodens  in  Amerika,  den  ein  jeder  gegen 
Zahlung  eines  unbedeutenden  Pachtzinses  zur  Bebauung  erhalten 
konnte,  hat  eine  lange  Zeit  in  Amerika  die  Rolle  eines  Sicherheits- 
ventils des  Kapitalismus  gespielt  .  .  .  und  hielt  die  Lohnhöhe  auf 
einem  höheren  Niveau."  „.  .  .  jedermann  weiß,  daß  durchschnittliche 
Löhne  in  verschiedenen  Ländern  höchst  verschieden  sind,  daß  sie  in 
Amerika  z.  B.  viel  höher  sind  als  in  Europa,  in  Europa  in  England 
höher  als  in  Deutschland,  und  in  Deutschland  höher  als  in  Rußland." 
Um  mit  der  letzten  Behauptung  zu  beginnen,  so  ist  doch  zu  be- 
achten, daß  sich  mit  der  Zeit  der  Lohn  in  Amerika  und  vollends  in 
England  immer  mehr  den  deutschen  Löhnen  angenähert  hat,  daß  aber 
zum  mindesten  ihre  Differenz  keineswegs  der  unvergleichlich  größeren 
Differenz  des  natürlichen  Nahrungsspielraumes  in  den  verglichenen 
Ländern  und  Landstrichen  „entspricht".  Dann  ist  auch  der  Begriff 
der  „Tendenz"  bei  T.-B.  zu  unbestimmt,  ebenso  das  „Entsprechen". 
Tendenz  bedeutet  zunächst  nur  die  technische  Möglichkeit,  es  bleibt 
zu  untersuchen,  ob  ihr  nicht  soziale  Möglichkeiten  störend  in  den 
Weg  treten  können.  Daß  und  wie  solche  tatsächlich  wirken,  habe 
ich  Zweck  S.  439  ff.  und  zuletzt  zusammenfassend  „Obj."  S.  191, 
192  an  den  internationalen  Nivellierungstendenzen  gezeigt,  die  allen 
Ländern  gemeinsam  sind,  weil  sie  alle  dieselben  Grundlagen  der 
kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  gemein  haben.  Die  Schwerkraft 
der  Konkurrenz  drückt  automatisch  Lohn  und  Profit  auf  internatio- 
nale, annähernd  gleiche  „sozialnotwendige"  Sätze  herab.     Soweit 
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diese  Nivellierungstendenz  sich  nicht  ganz  durchsetzt  und  die  Höhe 
der  Abfindungen  erhalten  bleibt,  spielt  die  größere  Ergiebigkeit  nur 
eine  mittelbare  Rolle,  indem  sie  die  soziale  Machtsteilung 
des  Arbeiters  durch  die  bloße  Möglichkeit  der  Abwanderung  und 
der  Gründung  einer  selbständigen  Existenz  stärkt.  Die  höhere 
Ergiebigkeit  allein  ist  nicht  entscheidend,  sie  schafft  nur  Möglich- 
keiten. Ob  sie  ausgenutzt  werden,  hängt  davon  ab,  ob  die 
Konkurrenz  es  dazu  kommen  läßt.  Ohne  Klassenbewußtsein 
und  Organisationen,  kurz  ohne  all  die  sozialen  Momente,  die 
T.-B.  selbst  hervorgehoben  hat,  wird  der  potentielle  Nahrungsspielraum 
nicht  zum  effektiven,  die  technische  Möglichkeit  nicht  zur  sozialen 
Wirklichkeit.  Der  natürliche  Segen  wird  zur  sozialen  Plage,  die 
Volkswirtschaft  verkümmert  in  ihrem  Ueberfluß  („Obj."  S.  182).  Der 
Absatz  stockt,  der  reguläre  Kreislauf  des  Stoffwechsels  ist  unter- 
bunden, der  harmonische  Zusammenhang  zwischen  Produktion  und 
Konsumtion  ist  gestört. 

Gerade  auch  hier  wieder  hat  die  naturalistische  Mengenanschau- 
nng  T.-B.s  ihn  verhindert,  die  vollen  Konsequenzen  einer  sozialen 
Theorie  der  Verteilung  zu  ziehen,  sie  hat  ihn  verhindert,  neben  den 
drei  von  ihm  erkannten  „Kombinationen"  noch  eine  vierte  in  Rech- 
nung zu  ziehen,  der  eine  ganz  besondere  Bedeutung  zukommt,  ob- 
gleich sie  der  ob  rflächlichen  Betrachtung  sich  leicht  entzieht!  Ka- 
pitalgewinn und  Arbeitslohn  können  sich  aus  eigener  Kraft  durch 
entsprechende  Organisierung  von  Kapital  und  Arbeit  über  das  Niveau 
der  Abfindungen  hinaus  erheben,  auf  das  sie  alle  beide  trotz  aller 
natürlicher  Ergiebigkeit  der  gesellschaftlichen  Produktion  ohne  den 
Schutz  sozialer  Ordnungen  sich  selbst  durch  ihre  eigene  Konkurrenz 
herabdrücken  und  dadurch  den  Absatz  sowie  in  weiterer  Folge  den 
Umfang  der  gesellschaftlichen  Produktion  verringern.  Man  hat  immer 
mehr  eingesehen,  wie  dieser  Umfang  von  der  Hebung  der  Einkommen 
abhängig  ist.  Keine  Konsumtion  ohne  entsprechende  Produktion, 
aber  auch  umgekehrt,  keine  Produktion  ohne  entsprechende  Kon- 
sumtion. Bürgerliche  und  sozialistische  Schulen  sind  gleichmäßig  zu 
dieser  Einsicht  durchgedrungen,  Marx  und  Engels  haben  sogar  den 
künftigen  Zusammenbruch  der  ganzen  Wirtschaftsordnung  aus 
der  chronischen  Ueberproduktion  beweisen  wollen,  die  aus  dem  stei- 
genden Mißverhältnis  der  kapitalistischen  Produktion  und  gesell- 
schaftlichen Konsumtion  hervorgehen  oder,  nach  Marx,  aus  dem  Wider- 
streit zwischen  dem  einen  Akte  des  kapitalistischen  Wirtschafts- 
prozesses, der  unmittelbaren  Produktion,  und  ihrem  zweiten  und 
schwierigeren  Akte,  der  Realisation,  der  Verwertung  des  erzeugten 
Produktes,  oder  mit  anderen  Worten  zwischen  der  unbeschränkten 
Produktivkraft  und  der  engen  Basis,  worauf  die  Konsumtionsverhält- 
nisse beruhen.  T.-B.  hat  dem  mit  ganz  eigenartiger  Begründung  wider- 
sprochen. Der  Umfang  der  gesellschaftlichen  Produktion,  sagt  er, 
bestimme  sich  heute  nicht  durch  den  der  gesellschaftlichen  Kon- 
sumtion, sie  gehe  nicht  mit  ihm  parallel.  Wenn  man  gesagt 
habe,  produzieren  heiße  Konsumtionsmittel  für  den  menschlichen  Ge- 
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brauch  herstellen,  weil  das  schon  im  logischen  Begriffe  des  Pro- 
duzierens  liege,  so  gelte  dieser  Satz  nur  für  ideale  und  „harmonische" 
Wirtschaftszustände,  wie  etwa  die  sozialistische  Wirtschaft,  wo  der 
Bedarf  mit  der  Deckung  zusammenfalle,  weil  der  Arbeiter  hier  als 
Subjekt  der  Wirtschaft  wirklich  deren  einziger  Zweck  sein  würde. 
Anders  in  der  „antagonistischen"  Wirtschaftsform  der  kapitali- 
stischen Gesellschaft,  wo  der  Arbeiter  nur  Mittel,  „nur  ein  Glied 
des  wirtschaftlichen  Mechanismus  sei  und  nicht  seinen  Zwecken 
dient,  sondern  den  Zwecken  einer  anderen  Person.  Kurz  der  Arbeiter 
ist  kein  Subjekt,  sondern  nur  Objekt  dieser  Wirtschaft,  wie  Arbeits- 
vieh, Werkzeuge  und  Rohmaterial."  Die  kapitalistische  Produktion 
sei  nicht  auf  die  Vermehrung  der  menschlichen  Konsumtion,  sondern 
auf  die  Vermehrung  des  Kapitals  gerichtet,  der  Fortschritt  in  der 
Produktionstechnik  habe  die  Tendenz,  den  menschlichen  Konsum 
durch  den  Verbrauch  der  Produktionsmittel  relativ  zu  ersetzen:  „Sind 
einmal  alle  Arbeiter  bis  auf  einen  einzigen  verschwunden  und  durch 
Maschinen  ersetzt,  so  wird  dieser  einzige  Arbeiter  die  ungeheure 
Masse  von  Maschinen  in  Bewegung  setzen  und  mit  ihrer  Hilfe  neue 
Maschinen  —  und  Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten  — herstellen." 
T.-B.  sagt,  er  wolle  damit  zeigen,  „daß,  selbst  in  der  unsinnigsten  Weise 
auf  die  Spitze  getrieben,  seine  Theorie  nicht  abgebrochen  würde,  wo- 
nach bei  ,proportioneller'  Einteilung  der  gesellschaftlichen  Produk- 
tion kein  Rückgang  der  gesellschaftlichen  Konsumtion  an  sich  im- 
stande ist,  ein  überflüssiges  Produkt  zu  erzeugen".  Damit  (?)  falle 
die  ganze  „Zusammenbruchstheorie"  in  sich  zusammen.  Der  Wider- 
spruch, an  dem  die  kapitalistische  Gesellschaftsordnung  zugrunde 
gehen  müsse,  liege  nur  auf  ethischem  Gebiete,  es  sei  der  Wider- 
spruch zwischen  dem,  was  ist,  und  dem,  was  sein  soll,  d.  h.  mit  der 
ethischen  Norm:  der  Mensch  soll  nicht  bloß  Mittel,  sondern  zu- 
gleich Zweck  sein! 

Das  paradoxe  Bild,  an  dem  der  Sozialist  T.-B.  seine  Theorie  versinnbildlicht,  ist 
nicht  neu,  es  findet  sich  in  sehr  ähnlicher  Form  schon  bei  einem  anderen  Schrift- 
steller von  sozialistischer  Tendenz,  bei  Sismondi,  der  es  polemisch  gegen  Ricardos 
Theorie  verwertet,  die  er  in  dem  berüchtigten  Kapitel  XXVI  seines  Hauptwerkes 
mit  der  Ueberschrift:  Ueber  rohes  und  reines  Einkommen,  vorträgt.  Ricardo  sagt 
dort,  es  sei  „von  gar  keiner  Bedeutung,  ob  das  Volk  aus  10  oder  aus  12  Millionen 
Einwohnern  besteht.  Sein  Vermögen,  seine  Flotte  und  Heer  und  alle  Arten  von 
nicht  hervorbringender  Arbeit  zu  erhalten,  muß  im  Verhältnis  stehen  zu  seinem 
reinen,  nicht  zu  seinem  rohen  Einkommen",  d.  h.  zu  den  Renten  und  zu  dem 
Gewinne,  den  nach  Abzug  der  notwendigen  Hervorbringungsauslagen,  wozu  die 
Auslagen  an  Arbeitslohn  gehören,  der  Boden  und  das  Kapital  abwerfen,  einerlei, 
ob  damit  viel  oder  wenig  Menschen  ernährt  werden.  Sismondi,  sagt  Schmoller  in  seiner 
Lehre  vom  Einkommen  (Zeitschr.  für  die  gesamte  Staatsw.,  Bd.  19,  Jahrgang  1863 
8. 12)  war  es  hauptsächlich,  der  die  düstere  und  menschenfeindliche  Lebensauf- 
fassung, die  in  der  Ricardoschen  Binkommenslehre  liegt,  zuerst  klar  hervorhob, 
der  zeigte,  in  welch  unglücklicher  und  zugleich  unwürdiger  Lage  die  Arbeiter  er- 
scheinen, wenn  man  den  ganzen  Wirtschattsprozeü  nur  als  eine  Gütermaschine 
auffasse,  um  Kapitalüberschüsse  zu  erzielen.  „Quoi  donc",  ruft  er,  „la  richesse  est 
tout,  les  hommes  ne  sont  absolument  rien  ?"  und  verspottete  die  Ricardasche 
Lehre  mit  dem  bekannten  Bilde,  als  ob  es  nach  ihr  der  vollkommenste  Zustand  wäre, 
wenn  der  König  von  England  allein  übrig  bliebe  und  durch  Drehung  einer  Kurbel 
den  ganzen  maschinenartigen  Güterprozeß  vollführte. 
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T.-B.  könnte  vielleicht  einwenden,  daß  diese  Kritik  lediglich 
ethischer  Natur  sei  und  die  objektive  Erklärung  des  Seins  nicht  be- 
rühre. Das  wäre  ein  gründlicher  Irrtum.  Sowohl  er  wie  Ricardo 
machen  sich  einer  gleichen  Verkennung  der  Bedeutung  schuldig,  die 
dem  Arbeiterkonsum  in  der  bestehenden  Volkswirtschaft  zufällt. 
Auch  in  dieser  tritt  beute,  und  heute  immer  mehr,  neben  der  Be- 
deutung des  Arbeiters  als  Produzenten  seine  andere,  nicht  minder 
machtvolle  Funktion  als  Verbraucher  und  Abnehmer  der  kapitalistisch 
erzeugten  Massengüter  hervor.  Das  geht  so  weit,  daß  man  heute  den 
Ansatz  macht,  der  Lösung  der  ganzen  sozialen  Frage  von  der  Konsum- 
seite aus  durch  entsprechende  Organisationen  zu  Leibe  zu  rücken! 
Der  letzte  Zweck  jeder  sachlichen  Leistung,  sagt  Lexis,  ist  auf  die 
F>zeugung  von  Konsumtionsgütern  gerichtet.  „Sie  stellt  zwar  auch 
Werkzeuge,  Maschinen,  Transportmittel  usw.  her,  also  Güter,  die 
nicht  der  Befriedigung  unmittelbarer  menschlicher  Bedürfnisse  dienen ; 
aber  diese  Güter  sind  Hilfsmittel  für  die  Erzeugung  anderer,  die  für 
eigentliche  Konsumtionszwecke  bestimmt  sind,  sie  haben  nur  in 
dieser  Eigenschaft  einen  vernünftigen  Zweck,  und  ihre  Hersteliang 
ist  daher  lediglich  als  ein  vorbereitender  Teil  der  auf  die  Produk- 
tion von  Konsumtionswaren  zu  verwendenden  Gesamtarbeit  zu  be- 
trachten, ähnlich  etwa  wie  die  Errichtung  eines  Maurergerüstes  eine 
Vorbereitungsarbeit  für  den  Bau  eines  Hauses  bildet." 

Demgegenüber  sucht  T.-B.  („Marxismus"  S.  224,  „Krisenlehre" 
S.  18  u.  ff.)  mit  Hilfe  von  Tabellen  als  „Grundgesetz  der  ka- 
pitalistischen Entwicklung"  den  Satz  zu  erhärten :  „Die  Erweiterung 
der  Produktion,  also  die  produktive  Konsumtion  der  Produktions- 
mittel, tritt  an  Stelle  des  menschlichen  Konsums,  und  alles  geht  eben- 
so glatt,  als  ob  nicht  die  Wirtschaft  dem  Menschen,  sondern  dei 
Mensch  der  Wirtschaft  diente."  Die  aufgestellten  Tabellen  „unter- 
stellen", daß  Vi  (Ics  gesamten  Profits  eines  angenommenen  ersten 
Jahres  von  den  Kapitalisten  akkumuliert  (d.  h.  auf  die  ü^rweitening 
der  Produktion  verwendet)  und  in  den  folgenden  Jahren  ein  immer 
größerer  Teil  des  Profits  akkumuliert  wird,  daß  dabei  der  „Arbeits- 
lohn seinem  Werte(I)  nach  um  25",,  sinkt,  und  der  Wert(l)  des 
Konsums  der  Kapitalisten,  trotz  der  Zunahme  der  Profitmasse,  eine 
feste  unveränderliche  Größe  bildet",  „also(l  wird  damit  das  gesell- 
schaftliche Produkt  des  ersten  Jahres  durch  die  Produktion  and 
Konsumtion  des  zweiten  Jahres  ohne  Rest  verbraucht  ...  so  wird 
es  möglich,  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  eine  Richtung  zu  geben, 
bei  der  sie  aus  einem  Mittel  zur  Deckung  des  gesellschaftlichen  Be- 
darfs zum  Mittel  der  bloßen  Ausdehnung  der  Produktion  auf  Kosten 
dieses  Bedarfes  wird  .  . .  ohne  die  leiseste  Störung  des  Verwertungs- 
prozesses hervorzurufen." 

Leider  „unterstellen"  diese  Tabellen  nur,  was  sie  beweisen 
sollen.  Der  in  Mark  ausgedrückte  Wert  der  hergestellten  Produkten- 
einheit, ebenso  der  Profitsatz  bleiben  dieselben,  wie  in  der  voran- 
gehenden Periode,  ihre  Größen  bleiben  konstant,  trotz  der  voraus- 
gesetzten   Revolution  aller  sachlichen  und  sozialen   Produktionsbe- 
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dingungen,  sie  fügen  sich  in  das  vom  Schriftsteller  ihnen  diktierte 
Ergebnis,  es  erfolgt  keine  Preisrevolution;  denn,  wie  T.-B.  in  der 
Krisenlehre  S.  lö  ff.  die  gleichen  Tabellen  erläutert,  ist  zwar  diese 
gewaltige  Veränderung  in  der  Einteilung  der  gesellschaftlichen  Pro- 
duktion „durchaus  keine  leichte  Sache,  aber  uns  (!)  interessiert  hier 
nicht  der  Prozeß  dieser  Veränderung,  sondern  seine  Resultate  .  .  . 
Die  Tabellen  beweisen,  daß  die  kapitalistische  Produktion  für  sich 
selbst  einen  Markt  schafft".  Gütermassen  und  ihre  Preise  bleiben 
danach  im  gleichen  Verhältnisse,  und  doch  kam  es  auf  den  „Beweis" 
an,  daß  dies  der  Fall  ist,  und  daß  nicht  der  gedrückte  Preis,  die 
sinnlose,  inzuchtartige  Vermehrung  der  Produktivmittelmasse  und 
des  Gesamterzeugnisses  den  Absatz  und  den  Verwertungsprozeß  un- 
möglich macht,  daß  endlich  auch  damit  der  Profit  sich  in  selbst- 
mörderischer Weise  sein  eigenes  Grab  gräbt.  Alle  von  T.-B.s  bei- 
gebrachten Daten  über  die  wirklich  stattfindende  fortgesetze  Ver- 
mehrung des  Produktionsmittelstammes  im  Verhältnis  zu  der  durch 
ihn  in  Bewegung  gesetzten  Masse  von  Arbeit  (das,  was  Marx  die 
höhere  organische  Zusammensetzung  des  Kapitals  nennt)  erklären 
sich  völlig  ausreichend  durch  die  fortschreitende  Arbeitsteilung  auf 
verbreiterter  kapitalistischer  Basis.  Hierdurch,  sagt  C.  Schmidt  ganz 
treffend,  wird  die  Abhängigkeit  des  Produktionsumfanges  von  der 
Konsumtion  höchstens  verschleiert,  aber  nicht  aufgehoben  oder  auch 
nur  eingeschränkt.  Die  vermehrte  Konsumtion  bleibt  Zweck  und 
Bedingung  des  Vorganges. 

T.-B.  wird  mit  seiner  entgegengesetzten  Theorie  vereinsamt 
bleiben,  sie  diente  mir  nur  dazu,  die  Irrungen  aufzuweisen,  in  die 
sich  eine  Lehre  verstricken  kann,  welche  den  organischen  Zusammen- 
hang zwischen  "Wert  und  Verteilung  verkennt.  Es  ist  ein  logisches 
Unding,  in  einer  Gesellschaft  den  Wert  als  ein  individualistisch 
natürliches,  die  Verteilung  aber  als  ein  soziales  Phänomen  er- 
fassen zu  wollen.  Sie  sind  nicht  heterogen,  sondern  homogen,  weil 
sie  beide  sozialen  Ursprung  haben.  Es  geht  nicht  an,  das  gesell- 
schaftliche Gesamtprodukt,  als  naturale  Produktenmasse,  in  hetero- 
gene, weil  soziale  Teile  aufzulösen,  der  Wert  der  zu  verteilenden 
Gütermengen  ist  nur  der  Ausdruck  der  Anteile,  die  den  Klassen 
und  Mitgliedern  der  Gesellschaft  nach  Maßgabe  des  sozialbedingten 
Wirtschaftsplanes  zufallen.  Abfindungen  sind  Werte,  und  Werte 
gründen  sich  auf  Abfindungen.  "Nur  Werte  lassen  sich  mit  Werten 
in  meßbare  Beziehung  setzen,  nicht  Massen  gegen  Werte,  nicht 
Naturdinge  gegen  Wertdinge.  Es  gilt  auch  hier,  was  Marx  sagt: 
solche  Gegenüberstellung  ist  unlogisch,  weil  durch  sie  ein  soziales 
Verhältnis,  als  Ding  gefaßt,  zur  Natur  in  eine  Proportion  ge- 
setzt wird,  also  zwei  inkommensurable  Größen,  die  ein  Verhältnis  zu- 
einander haben  sollen. 

Nicht  also  eine  Wandlung  der  Theorie  im  Sinne  T.-B.s,  sondern 
nur   eine   Radikalkur   kann   hier  zum   Ziele   führen,  kann   uns  da 
Rätsel  lösen,  weshalb  der  Wert  des  Produkts  in  Gestalt  des  Profit 
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einen  Ueberscbuß  über  den  Wert  der  Produktionskosten  übrig  l&8t : 
die  ganze  Ueberschußbetrachtung  muß  endgültig  fallen.  Nur 
Tom  Standpunkte  der  rechnenden  Privatwirtschaft  ist  der  Profit  ein 
Ueberscbuß,  in  der  Volkswirtschaft  ist  er  wie  jedes  andere  Ein- 
kommen ein  Wert  höherer  Ordnung.  Arbeitslohn,  Profit  und  Grund- 
rente fallen  in  ihrer  Summe  mit  den  Werten  niedrigster  Ordnung, 
den  Werten  der  Genußmittel,  restlos  zusammen.  Sie  sind  deren 
vorweggenommenes  Abbild.  Nicht  also  „Güter"  höherer  Ordnung 
sind  Gütern  niederer  Ordnung  gegenüberzustellen,  sondern  Werte 
der  einen  Ordnung  denen  der  anderen.  Der  Gutsbegriff  bat  schon 
viel  Unheil  in  der  Sozialwissenschaft  angerichtet  Die  Volkswirt- 
schaft ist  keine  Güterlehre,  man  könnte  sie  eher  eine  Wertlehre 
nennen,  wenn  man  den  Begriff  Wert  nur  weit  genug  faßt,  nicht 
im  Sinne  eines  Wertes  naturaler  BedUrfnisbefriedigune:,  sondern  als 
Ausdruck  eines  sozialen  Verhältnisses.  Der  Wert  in  diesem 
umfassenden  Sinne  ist  nicht  naturalistisch-individualistisch,  er  ist 
der  Generalnenner  der  gesellschaftlichen  Funktionen,  ihr  prak- 
tischer Gradmesser.  Er  ist  nichts  Geringeres  als  der  KontroU- 
apparat  der  sozialen  Funktionen,  der  ihre  Vergleichung  und  Würdi- 
gung erst  möglich  macht,  er  stellt  die  auf  eine  kurze  Formel  ge- 
brachte Quintessenz  der  ganzen  Volkswirtschaft  dar.  Die  „Güter" 
dagegen  sind  nur  die  materiellen,  die  stofflichen  Träger,  sie  sind 
nicht  Werte,  sondern  der  Wert  „steckt"  in  ihnen,  wie  man  ent- 
sprechend von  der  einen  Art  dieser  Güter,  den  KapitalgUtern,  seit 
Hermann  treffend  gesagt  bat:  Sie  sind  nicht  Kapital,  sondern  Kapital 
steckt  in  ihnen,  sie  sind  nur  das  körperliche  Substrat  des  körper- 
lich ungreifbaren  Kapitals  in  der  sozialfunktionalen  Bedeutung  des 
Wortes.  Und  wie  die  Kapitale  keine  .Güterhaufen"  sind,  sondern  in 
„Geldwerten  kalkulierte  Vermögensteile",  aber  mit  sozialorganischen 
Funktionen  und  Beziehungen,  so  muß  man  im  Lichte  volkswirt- 
schaftlicher Betrachtung  auch  alle  anderen  in  Geldwert  ausge- 
drückten ökonomischen  Erscheinungen  als  gesellschaftsorganische 
Beziehungs-  und  Zweckbe^riffe  des  großen  sozialen  Wirtschafts- 
planes erfassen.  Der  wechselnde  Stoff  der  nationalökonomischen 
Erscheinungen  löst  sich  uns  in  feste  Sozialbegriffe  auf,  die  den 
bleibenden  Rahmen  ihres  bunten  und  vergänglichen  Inhalts  in  sich 
einschließen.  Es  gilt  von  ihnen  allen,  was  Marx  vom  Kapital 
sagt:  Rohstoffe,  Maschinen,  Fabriken  werden  „nur  in  bestimmten 
Verhältnissen  zu  Kapital.  Die  Maschinen  und  die  Fabriken  sind 
ebensowenig  eine  ökonomische  Kategorie  als  der  Ochse,  der  den 
Pflug  zieht",  sie  sind  als  solche  nur  eine  Produktivkraft.  Ein 
gesellschaftliches  Produktionsverhältnis  werden  sie  erst  durch  die 
soziale  Regelung. 

Wie  das  im  einzelnen  geschieht,  wie  sich  der  natürliche  Stoff 
zur  Regelung,  die  Regelung  zum  Stoffe  findet,  wie  alles  sich  zum 
Ganzen  webt,  eins  in  dem  anderen  wirkt  und  lebt,  das  zu  er- 
kennen, ist  die  Aufgabe  der  Nationalökonomie. 

(SuliluB  folgt  im  DäcLiiten  lieft.) 
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IV. 

Die  Kriegsanleihen  Deutschlands  und  Oester- 
reieh-Ungarns. 

IL 

Von 

Professor  Dr.  H.  Koppe  in  Marburg  a.  d.  Lahn. 

Wie  das  deutsche  Volk  in  den  ersten  anderthalb  Jahren  des 
Weltkrieges  die  Finanzmittel  für  seinen  an  Umfang  und  Stärke 
immer  gewaltiger  anschwellenden  Verteidigungskampf  aufbrachte, 
ist  bereits  früher  in  einer  zusammenfassenden  und  vergleichenden 
Darstellung  geschildert  worden').  Diese  soll  hier  eine  Fortsetzung 
erhalten,  welche  die  4.  bis  6.  deutsche  Kriegsanleihe,  also  die  Peri- 
ode vom  März  1916  bis  April  1917  umfaßt.  Daran  schließt  sich 
eine  gleiche  Fortführung  der  Darstellung  der  österreichisch-ungarischen 
Kriegsanleihen  ■'),  welche  gleichfalls  die  4.  bis  6.  Anleihe  beider 
Staaten  der  Monarchie  zum  Gegenstande  hat"). 

A.  Deutsches  ßcicli. 

In  kaum  mehr  als  einem  Jahre,  vom  September  1914  bis  September 
1915,  hatte  das  deutsche  Volk  für  die  ihm  aufgezwungene  kriegerische 
Selbstbehauptung  25  723,7  Mill.  M.  in  Gestalt  der  drei  ersten 
Kriegsanleihen  aufgebracht.  Davon  entfielen  23  609  Mill.  auf 
dauernde  Anleihe,  2114,7  Mill.  auf  Schatzanweisungen.  Mit  dieser  Art 
der  Deckung  seines  finanziellen  Kriegsbedarfs  ganz  überwiegend  durch 
langfristige  Anleihen  überragt  Deutschland  alle  seine  Gegner,  die 
durchweg  mit  höchst  kurzfristigen  Schulden  verschiedenster,  zum 
Teil  recht  abgequälter  Typen  eine  Kriegsführung  gleichsam  von  der 
Hand  in  den  Mund  zu  wege  bringen.  Nicht  minder  aber  auch  durch  den 
Gesamtertrag  seiner  Emissionen,  durch  die  Ausgestaltung  seiner  An- 


1)  Vgl.  meinen  Aufsatz  „Die  deutschen  Kriegsanleihen"  im  Märzheft  1916  dieser 
„Jahrbücher",  Bd.  106  (III.  Folge,  Bd.  51),  S.  321  ff. 

2)  Vgl.  meinen  Aufsatz  „Die  Kriegsanleihen  Oesterreieh-Ungarns"  im  Aprilheft 
1916  der  „Jahrbücher",  Bd.  106  (III.  F.,  Bd.  51),  S.  449  ff. 

3)  Die  neue  Arbeit  ward  am  1.  Oktober  1917  abgeschlossen.  Eine  Fortsetzung 
der  gleichfalls  in  Bd.  106  und  weiterhin  in  Bd.  107  von  mir  gegebenen  Darstellung 
der  Kriegsanleihen  der  feindlichen  Großmächte  soll  nachfolgen. 
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leihebedingungen  und  die  Kursbewegung  seiner  Kriegsanleihen.  Eben 
diese  ungeahnt  glänzenden  Erfolge  hätten  aber  zugleich  die  Ver- 
mutung einer  beginnenden  Erschöpfung  der  finanziellen  Volkskraft 
nahelegen  können.  Die  Versuchung  war  daher  für  die  Reichsre- 
gierung gegeben,  vom  bisherigen  geraden  Wege  der  Kriegsanleihen 
mehr  oder  weniger  abzuweichen.  Daß  sie  dies  nicht  getan,  vielmehr 
der  wirtschaftlichen  Kraft  des  Volkes  ebensosehr  wie  dessen  Willens- 
energie zum  unbedingten  Durchhalten  unverändert  fest  vertraut  hat, 
ist  zum  Segen  fUr  die  drei  folgenden  Kriegsanleihen  geworden. 
Nur  in  einer  Hinsicht  hat  sie,  durchaus  berechtigterweise,  der  Tat- 
sache, daß  die  3.,  nur  dauernde  (nicht  auch  Schatzanweisungs-) 
Anleihe  einen  die  Ergebnisse  der  beiden  ersten  weit  hinter  sich 
lassenden  Erfolg  erzielte,  Rechung  getragen.  Sie  hat  nämlich  von 
der  4.  Anleihe  ab  wieder  die  Wahl  zwischen  dauernder  Anleihe 
und  Schatzanweisungen,  beide  in  unbegrenzter  Höhe,  gelassen.  Mußte 
doch  damit  gerechnet  werden,  daß  die  Kapitalisten  infolge  ihrer 
starken  Beteiligung  an  den  bisherigen  Kriegsanleihen  noch  nicht 
wieder  in  den  Stand  gesetzt  wären,  Mittel  in  gleich  gewaltiger  Höhe 
für  Kapitalanlagen  dauernden  Charakters  aufzuwenden.  Doch  schien 
es  dank  den  bisherigen  Erfolgen  angebracht,  die  neuen  Schatzan- 
weisungen mit  einem  niedrigeren  Zinsfuße,  4Vt  gegen  ö  bei  der  1. 
und  2.  Kriegsanleihe,  dafttr  aber  bei  der  4.  und  ö.  Anleihe  mit 
einem  gegen  die  dauernde  Anleihe  etwas  niedrigeren  Begebungskurse 
auszustatten.  Es  bedeutete  dies  die  erste  Abweichung  vom  fj-proz. 
Kriegsanleihetyp.  Im  übrigen  weisen  die  4.  und  5.  Kriegsanleihe 
nur  finanztechnische,  wenn  auch  zum  Teil  beträchtliche,  aus  den 
bisherigen  Erfahrungen  abgeleitete  Verbesserungen  auf.  Erst  bei  der 
6.  Anleihe  wurde  den  im  Begebungskurse  der  festen  Anleihe  wieder 
gleichgestellten  Schatzanweisungen  ein  neuer  Anreiz  durch  eine  ziem- 
lich komplizierte  Neugestaltung  der  Gewinnchancen  auf  Grund  plan- 
mäßiger Auslosung  und  Rückzahlung  zu  110  v.  H.  sowie  gewisser, 
in  den  vorgesehenen  Kündigungsfällen  eintretender  Umtauschrechte 
verliehen.  Im  übrigen  sind  die  Grundsätze  und  Richtlinien  für  die 
Ausgabe  der  Kriegsanleihen  unverändert  geblieben. 

Den  drei  ersten  Kriegsanleihen  lagen  Kreditbewilligungen 
in  Höhe  von  insgesamt  80  Milliarden  M.  zugrunde.  Sie  erhöhten 
sich  um  weitere  10  Milliarden  M.  durch  die  Bewilligung  des  Reichs- 
tags vom  21.  Dezember  1915,  so  daß  in  Höhe  von  (40— 25*/4=^) 
14'/4  Milliarden  M.Spielraum  für  den  weiteren  Anleiheweg 
erwuchs. 

1.  Sie  vierte  Kriegsanleihe. 

Bei  Herannahen  des  Zeitpunktes  für  die  Ausgabe  der  4.  Kriegs- 
anleihe hatte  die  Geldflüssigkeit  auf  den  deutschen  Geldmärkten 
trotz  der  voraufgegangenen  Emissionen  von  25'*'4  Milliarden  M. 
Kriegsanleihe  zugenommen.  Die  Einlagen  bei  den  Banken  und  Spar- 
kassen erreichten  nicht  nur,  sondern  überschritten  erheblich  den 
Stand  vor  dem  Kriege.    Auch   die  Versicherungsgesellschaften  und 
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anderen  Kreditquellen  waren  gut  ausgestattet.  Die  gesamten  Aus- 
leihungen der  Darlehnskassen  betrugen  nur  l'/j  Milliarden  M.,  wo- 
von dem  Reiche  nur  äußerst  wenig,  das  weitaus  meiste  vielmehr 
den  kleineren  Bundesstaaten,  den  Provinzen,  Kreisen,  Gemeinden 
und  anderen  kreditbedürftigen  öffentlichen  Korporationen  für  Zwecke 
öffentlichen  Bedarfs  —  da  der  Weg  dauernder  Anleihe  dem  Reiche 
vorbehalten  bleiben  sollte  —  sowie  den  mittleren  und  kleineren  Ge- 
werbe- und  Handeltreibenden  für  ihren  Geschäftsbedarf  zugeflossen 
war.  Die  Banken  und  Bankiers  hatten  beträchtliche  Teile  der  von 
ihnen  selbst  übernommenen  älteren  Kriegsanleihen  bei  ihrer  Kund- 
schaft untergebracht,  so  daß  ihre  eigenen  Mittel  für  neue  Anleihen 
entsprechend  frei  geworden  waren.  Nach  gleicher  Richtung  hatten 
bei  ihnen  auch  die  inzwischen  bewirkte  allmähliche  Abwicklung  der 
bei  Kriegsbeginn  bestehenden  Börsenengagements  sowie  ihre  Beteili- 
gung an  gewinnreichen  Kriegslieferungsunternehmungen  und  an  dem 
freien  Börsenhandel  in  Kriegswerten  gewirkt.  Im  übrigen  hatte  der 
Gang  des  Kriegswirtschaftslebens  zahlreichen  Klassen  der  Bevölke- 
rung weitere  reiche  Einnahmen  —  mit  dem  Steigen  der  Preise  so- 
gar reichere  als  zuvor  —  gebracht,  für  die  keine  bessere  und  sicherere 
Anlagemöglichkeit  als  diejenige  neuer  Kriegsanleihen,  ja  bei  der  Ab- 
sperrung vom  Auslandsverkehr  und  dem  Stillstande  der  Emissionstätig- 
keit auf  dem  Kapitalmarkte  überhaupt  kaum  eine  andere  sich  darbot. 

Die  vierte  Kriegsanleihe  wurde  vom  4.  bis  22.  März 
1916  zur  öffentlichen  Zeichnung  aufgelegt.  Für  Feldzeichnungen,  die 
nur  auf  Anleihe,  nicht  auf  Schatzanweisungen,  bis  zum  Höchstbe- 
trage von  10  000  M.  zugelassen  waren,  lief  die  Frist  bis  zum  1.  Mai, 
für  Zeichnungen  aus  Uebersee  bis  zum  15.  Mai  1916.  Die  5-proz. 
Anleihe  ist  wiederum  bis  zum  1.  Oktober  1924  unkündbar.  Stücke- 
lung (von  100  bis  zu  20  000  M.),  Zinsenlauf  (Beginn  am  1.  Juli  1916, 
Fälligkeit  des  ersten  Zinsscheins  am  2.  Januar  1917),  Zinstermine 
(2.  Januar  und  1.  Juli)  und  Stückzinsberechnung  stimmen  mit  den- 
jenigen der  Schatzanweisungen  überein.  Ihr  Zeichnungspreis 
war  9  8,50  v.  H.  für  Stücke,  98,30  v.  H.  für  Schuldbucheintragungen 
mit  Sperre  bis  15.  April  1917,  gegen  99  v.  H.  (98,80)  bei  der  3., 
98,50  (98,30)  bei  der  2.  und  97,50  (97,30)  bei  der  1.  Anleihe.  Die 
Preisermäßigung  um  V2  v.  H.  gegen  die  3.  Anleihe  wurde  damit 
gerechtfertigt,  daß  die  'neue  Anleihe  auch  nur  bis  zum  1.  Oktober 
1924  unkündbar  ist,  also  nur  für  eine  um  1/2  Jahr  kürzere  Besitzzeit 
den  sicheren  Genuß  der  5-proz.  Verzinsung  gewährt  Der  Preis 
der  4.  stimmt  also  mit  dem  der  2.  Anleihe  überein  und  steht  um 
V,  V.  H.  über  dem  der  1.  Bei  Berücksichtigung  des  Rückzahlungs- 
kürsgewinns  von  1,50  v.  H.  erhöht  sich  ihre  reine  Verzinsung,  die 
nach   dem  Zeichnungspreise  von  98,50  5,07   beträgt,   auf  5.24  v.  H. 

Die  Vermittlungstätigkeit  war  in  derselben  Weise  wie 
bei  der  3.  Anleihe  organisiert.  Diejenige  der  Post  erstreckte  sich 
nicht  auch  auf  die  Zeichnung  von  Schatzanweisungen. 

Diediesmal  4V2-prozentigen  Schatzanweisungen  sind  in 
10  Serien  eingeteilt,  deren  je  eine  in  den  Jahren  1923—32  zur  Til- 
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gung  durch  ParirUckzahlung  ausgelost  wird.  Die  Auslosung  er- 
folgt jedesmal  im  Januar,  die  Rückzahlung  am  1.  Juli.  Es  können 
aber  die  Inhaber  ausgeloster  Stücke  statt  Barzahlung  den  Um  tausch 
in  4'/j-proz.,  bis  zum  1.  Juli  1932,  dem  Endtermin  der  Verlosungs- 
zeit,  unkündbare  Stücke  fordern.  Darin  liegt  ein  besonderes  Ent- 
gegenkommen gegen  diese  Besitzer,  die  infolgedessen  so  lange,  als 
überhaupt  möglich,  im  sicheren  Genuß  der  4'/j-proz.  Verzinsung  ver- 
bleiben können.  Der  Zeichnungspreis  der  Schatzanweisungen 
war  95  v.  H.  Ihre  reine  Verzinsung  beträgt  danach  4,74  v.  H.  und 
erhöht  sich  bei  Berücksichtigung  des  Kursgewinns  von  5  v.  H.  je 
nach  dem  Eintritt  des  vom  I.Juli  1923  ab,  also  zuerst  nach  7  Jahren 
gegebenen  Auslosungsfalls,  dergestalt,  daß  sie  bei  Auslosung  am 
ersten  Termine,  dem  1.  Juli  1924,  4,74  +  V,  (oder  0,71)=  5,45  v.  H., 
nach  8  Jahren  noch  5,36  v.  H.,  und  so  abnehmend  bis  zu  5,0.0  v.  H. 
im  äußersten  Falle  der  letzten  Auslosung  am  1.  Juli  1932,  also 
nach  16  Jahren,  beträgt.  Obwohl  nominell  4V;-proz.,  verzinsen  sie 
sich  also  tatsächlich  in  jedem  Falle  mit  mehr  als  5  v.  H. 

Die  EinZahlungstermine  waren  so  gelegt,  daß   zu  zahleu 
waren : 

30  T.  H.  da  EogeteiltcD  Betrages  bia  tarn  18.  April  1916 

»o      „        „  „  , 24.  Uti 

»S       ..        ..  ..  23.  Juni       „ 

25       ..        ..  ..  20.  Juli        „ 

Doch  konnte  Vollzahlung  schon  vom  31.  März  ab  geleistet  werden. 
Bei  der  Post  mußte  sie  bis  zum  18.  April  erfolgen.  Teilzahlungen 
waren  wieder,  wie  bei  der  3.  Anleihe,  allgemein,  auch  für  kleinste 
"Zeichner,  in  durch  100  teilbaren  Beträgen  und  in  Mindesthöhe  von 
KX)  M.  zulässig.  Auf  sämtliche  bis  zum  30.  Juni  erfolgenden  Zahlungen 
wurden,  da  der  Zinsenlauf  erst  am  1.  Juli  begann,  für  Anleihe  5, 
für  Schatzanweisungen  4%  v.  H.  Stückzinsen  vom  Zahlungstage, 
frühestens  vom  31.  März  ab  gutgerechnet  Bei  Postzeichnungen 
wurden  für  bis  zum  31.  März  geleistete  Vollzahlungen  Zinsen  für 
90  Tage,  für  alle  später,  also  bis  zum  18.  April  erfolgenden,  unter- 
schiedslos Zinsen  für  72  Tage  vergütet.  In  Zahlung  wurden  ge- 
nommen (auch  bei  den  nachfolgenden  Anleihen)  die  im  Umlauf  be- 
findlichen, in  großen  Beträgen  ausgegebenen  „unverzinslichen 
Reichsschatzanweisungen",  und  zwar  unter  Abzug  von 
5  V.  H.  Diskont  vom  Zahlungstage,  spätestens  vom  31.  März,  bis 
zum  Tage  ihrer  Fälligkeit.  Es  sind  dies  nicht  mit  Zinsscheinen 
versehene  Schatzanweisungen,  welche,  wie  Wechsel,  spätestens  nach 
W)  Tagen  fällig  werden  und  über  Beträge  von  1000,  10  000,  50  000, 
100000  und  1  Mill.  M.  lauten.  Ihr  Aussteller  ist  die  Reichsschulden- 
verwaltung, als  Auszahlungsstelle  ist  die  Kgl.  Preußische  Staats- 
schuldentilgungskasse in  Berlin  angegeben.  Sie  werden  von  allen 
Reichsbankanstalten  verkauft.  Der  Käufer  bezahlt  beim  Ankauf  den 
Nennbetrag  abzüglich  der  nach  wechselndem  Zinssatz  bemessenen  und 
srleich  bei  der  Bezahlung  in  Abzug  gebrachten  Zinsen,  die  für  ihn 
vom  Bezahlungs-  bis  zum  Fälligkeitstage  laufen.    Er  kann  die  Schatz- 
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anweisungen  jederzeit  bei  der  Reichsbank  zum  Banksatz  diskontieren 
oder  bei  einer  Darlehnskasse  lombardieren.  Die  Reichsbank-Haupt- 
stellen und  -Stellen  bewahren  sie  auf  Wunsch  kostenlos  auf  und 
ziehen  sie  bei  Fälligkeit  unentgeltlich  ein.  8  Tage  vor  Fälligkeit 
teilt  der  Besitzer  der  Aufbewahrungsstelle  schriftlich  mit,  wie  und 
wo  er  den  Gegenwert  empfangen  will.  Diese  verfährt  demgemäß, 
nachdem  sie  die  Stücke  zuvor  an  die  Staatsschuldentilgungskasse 
behufs  Anerkennung  eingesendet  und  deren  Anweisung  zur  Zahlung 
eingeholt  hat.  Die  unverzinslichen  Reichsschatzanweisungen  mit 
Laufzeit  bis  zu  einem  Jahre  sind  seit  Ende  Mai  1917  zur  Beleihung 
bei  den  Darlehnskassen  bis  zu  85  v.  H.  ihres  Nennwertes  zugelassen. 
Außer  diesen  im  Umlauf  befindlichen  „unverzinslichen"  wurden 
auch  die  am  1.  Mai  1916  fälligen  80  Mill.  M.  4-proz.  Reichsschatz- 
anweisungen von  1912,  Serie  2,  unter  Abzug  von  4  v.  H.  Stück- 
zinsen vom  Verrechnungs-  bis  zum  Fälligkeitstage,  bis  zum  3ü.  April 
auf  gezeichnete  4.  Kriegsanleihe  in  Zahlung  genommen,  sodaß  deren 
Besitzer  schon  vom  Verrechnungstage,  statt  erst  vom  1.  Mai  ab,  in 
den  Genuß  der  höheren  Verzinsung  eintraten. 

Die  bisher  nur  bei  der  2.  Kriegsanleihe  unterbliebene  Erteilung 
von  Zwischenscheinen  fand,  wie  bei  der  3.,  auf  Antrag  und 
für  Stücke,  einschließlich  Schatzanweisungen,  von  1000  M.  und  mehr 
statt.  Auch  kostenfreie  Aufbewahrung  und  Verwaltung  von 
Stücken  beider  Arten  wurde  wieder  von  der  Reichsbank,  und  zwar 
bis  zum  1.  Oktober  1917  (unter  Erstreckung  der  Frist  für  die  Ver- 
wahrung und  Verwaltung  der  Stücke  der  früheren  Anleihen  bis  zum 
gleichen  Termin),  aber  auch  von  zahlreichen  Privatbanken  auf  An- 
trag übernommen,  und  zwar  ohne  Sperre  und  mit  dem  Recht  jeder- 
zeitiger  Abhebung.  Die  darüber  ausgestellten  Verwahrungsscheine 
werden  von  den  Darlehnskassen  wie  die  Wertpapiere  selbst  be- 
liehen. 

Die  Sparkassen  und  Kreditgenossenschaften  ver- 
zichteten wieder  auf  Innehaltung  ihres  satzungsgemäßen  Kündigungs- 
rechts. Die  Darlehnskassen  gewährten  für  Darlehen  zu  Zwecken 
dieser  Anleihe  wiederum  den  Vorzugssatz  von  ö'/i  v.  H.  Die  Werbe- 
tätigkeit für  die  Anleihe  war  wie  bisher,  nur  umfassender  orga- 
nisiert. Die  Zeichnungsaufforderung  erschien  in  rund  5000  Zeitungen 
und  Zeitschriften. 

Das  Zeichnungsergebuis  übertraf  dasjenige  der  beiden 
ersten  Anleihen  beträchtlich  und  blieb  nur  hinter  dem  überraschend 
großen  Ergebnis  der  dritten  zurück.  Es  betrug  bei  Zeichnungsschluß 
10712  Mill.  M.,  einschließlich  der  nachträglich  eingegangenen  Feld- 
und  Uebersee-Zeichnungen  aber  10767598000  M.  Davon  waren 
1571949700  M.  Schatzanweisungen  und  9195648300  M. 
Schuldverschreibungen,  unter  letzteren  2028344200  M. 
zur  Eintragung  in  das  Reichsschuldbuch  bestimmt.  Die 
3  ersten  Kriegsanleihen  hatten,  gleichfalls  mit  den  nachträglichen 
Zeichnungen,  erbracht:   4480,8  —  9106,3  —  12162,6  Mill.  M.    Die 
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Zahlen  der  Zeichnungen  und  der  gezeichneten  Beträge  stellten  sich, 
Vergleichungsweise  zusammengefaßt,  wie  folgt: 


. 

Betrag  in  MiUioaoi  lUik 

4.  Aal.     3.  AnL  |  3.  Anl. 

1.  AdI. 

4.  Aal. 

8.  AaL 

2.  AnL 

1.  AaL 

BeirhaaDleihertficke 

Bchiildbueheintra^DKen 

BcichrttcbatzanweisuDgen 

4  46o939  3  5«9  357«»S'4«6 
656170    447  061 1    275433 
162536       —      1    164  211 

73863« 
'«5  34J 
313*60 

7  120 

2  02} 

1569 

993» 
2  169 

6610 

•675 

775 

19*2 
1199 
«339 

mummen 

S»79<>45l3  9W>4'8|*«>9"o6o 

•  177  «35 

1071» 

12  101 

9060  1  4460 

Die  außerordentliehe  und  beständige  Zunahme  in 
der  Zahl  der  Zeichnungen  fällt  sofort  auf.  Die  Kriegsanleihen 
sind  immer  mehr  zu  wahren  Volksanleihen  geworden.  Die  Be- 
teiligung an  ihnen  hat  alle  Volkskreise  ergriffen  und  in  allen,  wenn 
auch  in  verschiedenem  und  wechselndem  Maße,  an  Umfang  ge- 
wonnen. 

Noch  tieferen  Einblick  in  die  Beteiligung  gewährt  die  Gliede- 
rung der  Zeichnungen  und  Beträge,  welche,  ebenfalls  ver- 
gleichend dargestellt,  die  folgende  ist: 


Zahl  der  Zeicbnungen 

Betraff  ia  Uillioocn  Mark 

4.  AnL 

3.  AnL 

2.  AdL 

1.  Anl. 

4.  AnL 

3.  AnL 

8.  AnL 

l.  AaL 

Ui 

300  M. 

2406  118 

984358 

45«  "3 

231  112 

toi 

130 

•  71 

3« 

▼OB         300   „ 

500   „ 

967929 

858  259 

581  470 

241804 

407 

369 

«54 

III 

600   „ 

1000    ., 

885941 

918595 

660776 

Atl   lÄl           ^'* 

844 

604 

JSV 

1100   „ 

2  000   „ 

468  724 

53017b 

418  861 

4bi  '4^ 

79» 

928 

733 

2  100   „ 

5000    „ 

347  725 

422626 

3«>«  459 

«57  591 

«»47 

«563 

«354 

579 

„        5  100    „ 

10  000   „ 

113  9»; 

«47  593 

130903 

56438 

907 

I  202 

1057 

450 

„       10  100    „ 

20  000    „ 

42158 

53  445 

46105 

193131      666 

858 

745 

307 

„       20  100   „ 

50  000    „ 

30361 

32840 

J6407 

11584I      980 

I  167 

926 

410 

„       50  100   „ 

100000   „ 

9  100 

10090 

7742 

3629 

734 

850 

648 

3«S 

„     100100   „ 

500  000   „ 

6308 

7074 

4361 

2050 

«53« 

1766 

1066 

*? 

„     500100    „ 

1000  000   „ 

780 

832 

538 

36« 

641 

695 

440 

287 

über 

1000  000   „ 

574 

530 

3«5 

210 

1812 

1729 

1162 

869 

5279645 

3966418 

2691060 

«  '77  «35 

10712 

la  lOi 

9060 

4460 

Danach  ist  in  den  beiden  untersten  Stufen,  bis  zu  .'JOO  M.,  sowohl 
die  Zahl  der  Zeichner  als  die  der  Beträge  gegen  die  3.  Anleihe 
gewaltig  gestiegen,  und  zwar  um  1531430  Zeichner  und  1(M)  Mill.  M. 
Beträge.  Gerade  die  kleinen  und  kleinsten  Zeichner  und  die  Ge- 
samtzahl ihrer  Zeichnungen  sind  also  an  dem  Erfolge  dieser  An- 
leihe und  dem  Entwicklungsfortschritt,  den  sie  bildet,  am  stärksten 
beteiligt.  In  den  höheren  Stufen  treten  die  Zahlen  beider  Arten 
zurück,  um  in  der  obersten  (über  1  Mill.  M.)  wieder  einer  Zu- 
nahme (um  44  Zeichner  mit  83  Mill.)  Platz  zu  machen.  Daß  die 
Gesamterträge  der  Kriegsanleihen  nicht  eine  beständig  aufsteigende 
Linie  bilden,  kann  dagegen  nicht  befremden.  Denn  zunächst  be- 
wegt sich  auch  das  wirtschaftliche  Kräftemaß,  aus  dem  die  Zeich- 
nungskraft entspringt,  im  Kriege  so  wenig  wie  im  Frieden,  ja  noch 
viel  weniger,  in  andauerndem  und  gleichmäßigem  Aufstieg.    Sodann 
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wirkt  die  Belehrung  und  Aufklärung  des  Volkes  erst  allmählich 
zumal  in  den  kreditwirtschaftlich  überhaupt  noch  wenig  oder  doch 
weniger  als  die  anderen  orientierten  Volksklassen  und  Berufen  vor 
allem  auf  dem  Lande.  Tritt  dann  aber  ihre  Wirksamkeit  voll  ein 
—  und  darauf  dürfte  der  ganz  überraschend  große  Erfolg  der 
dritten  Anleihe  wesentlich  mitzurückzuführen  sein  —  so  ver- 
ringert sich  naturgemäß  der  Spielraum  weiterer  Erfolgsmöglich- 
keiten, soweit  diese  Verursachung  in  Betracht  kommt. 

Von  Interesse  ist  auch  bei  dieser  Anleihe  das  Ergebnis  der 
Sammelzeichnungen  bei  den  höheren  und  mittleren  Schul-  und  Lehrer- 
bildungsanstalten. Es  wurden  bei  2876  derselben  mit  einer  Schüler- 
zahl von  915535  durch  419971  Schüler  (=  61  v.  H.  aller  Schüler) 
insgesamt  53089994  M.  gezeichnet.  Im  Durchschnitt  fielen  auf 
jeden  Schüler,  genau  wie  bei  der  3.  Anleihe,  126  M. 

Nach  der  Verteilung  auf  die  Zeichnungs-  und  Ver- 
mittlungsstellen wurden  gezeichnet,  in  Millionen  Mark: 


4.  Anl.      3.  Anl.      2.  Anl.       1.  Anl. 


bei  der   Reichsbank 

461 

5^9 

565 

479 

„     den  Banken  und  Bankiers 

6165 

7  39' 

5S92 

2895 

„       „     Sparkassen 

2727 

2877 

«977 

883 

„       „     Lebensversicherungsgesellschaftcn 

349 

417 

384 

203 

„       „     Kreditgenossenschaften 

839 

680 

430 

„       „     Postanstalten 

.     171 

'67 

HZ 

— 

zusammen  (ohne  die  Nachtragszeichnungen)     10712         12  loi  9000         4460 

Die  Einzahlungen  erfolgten  ohne  Erschütterung  des  Geld- 
marktes und  erreichten  am  15.  April,  dem  dritten  Tage  vor  dem 
ersten  Pflichttermine,  schon  die  Höhe  von  7563  Mill.  M.  =  70,2 
V.  H.  der  Gesamtzeichnung,  am  23.  Juni  aber  10007  Mill.  M.  == 
92,9  V.  H.  der  letzteren  (statt  der  fälligen  75  v.  H.).  Wie  früher 
erwähnt  (Bd.  106,  S.  347,  Anm.  2),  rediskontiert  die  Reichsbank 
einen  großen  Teil  der  an  sie  begebenen  Reichsschatzanweisungen  an 
Banken  und  Bankiers,  die  solche  für  sich  selbst  wie  für  ihre  Kund- 
schaft gern  aufnehmen.  Die  flüssigen  Mittel  des  Geldmarktes  werden 
damit  schon  jeweils  zur  Vorbereitung  für  die  kommende  Kriegs- 
anleihe von  der  Reichsbank  an  sich  gebracht,  so  daß  die  späteren 
Einzahlungen  auf  diese  keine  erhebliche  Störung  des  Geldmarktes 
verursachen. 

Die  Inanspruchnahme  der  Darlehnskassen  war  auch  für  die 
Zwecke  der  4.  Anleihe  sehr  gering.  Es  wurden  dafür  bei  ihnen 
entnommen:  bis  zum  7.  April  139,7  Mill.  M.  =  2  v.  H.  der  bis 
ebendahin  gemachten  Einzahlungen,  und  bis  zum  30.  Juni  649,4 
Mill.  M.  =  6,4  V.  H.  der  letzteren,  welche  Summe  das  Höchstmaß 
der  Beanspruchung  darstellt,  das  bis  zum  31.  August  1916  schon 
wieder  auf  7492.6  Mill.  =  4,6  v.  H.  sank.  Vom  Gesamtertrage  der 
vier  ersten  Kriegsanleihen  —  367?  Milliarden  M.  —  waren  am 
letztgenannten  Tage  nur  noch  943,8  Mill.  =  2,6  v.  H.  der  Gesamt- 
summe mit  Hilfe  der  Darlehnskassen  aufgebracht.    Davon  entfielen: 
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auf  die  1.  Krieg>auleibe    100,2  Mill.  =  2,s  ▼.  II.  dn  gezeiebncten  Anleihehctrafa 

ff        *i      3-                  t»                     *35'^        ri        =^    '»•    M     -1        it  M  1, 

„      ,.     4.  „  492,«       „      =  4,« 

Bei  jeder  folgenden  dieser  Anleihen  war  überdies  die  Beanspruchung 
der  Darlehnskassen  geringer.  Denn  von  den  bis  zu  den  ersten 
Pflichtcinzahlungstagen  gezahlten  Beträgen  waren  mit  Hilfe  der 
Darlehnskassen  gezahlt:  27,6  —  8,6   -  6,5  —  4,8  v.  H. 

Für  die  Auflegung  und  Abwicklung  der  Anleihe  erhielt  die 
Reichsbank  eine  Vergütung  von  0,4<)  M.  für  je  100  M.  Nenn- 
wert, wovon  an  die  Vermittlungsstellen  0,30  M.  für  die  durch  diese 
vermittelten  Beträge  weiterzugeben  waren.  Geregelt  wurde  zugleich 
die  bisher  streitige  Frage,  ob  die  Vermittlungsstellen  von  ihrer  Ver- 
gütung einen  Teil  an  ihre  Zeichner  weitergeben  dürfen,  und  zwar 
dahin,  daß  jede  solche  Weitergabe,  außer  an  berufsmäßige  Vermittler 
von  Effektengeschäften,  untersagt  wurde,  also  auch  die  bisher  üb- 
liche an  große  Vermögensverwaltungen. 

Zwischen  der  4.  und  5.  Anleihe  erging  eine  Fürsorgeer- 
klärung der  Regierung  nach  der  Richtung,  Genossenschaften, 
Stiftungsfonds  und  anderen  Besitzern  erheblicher  Beträge  von  bis- 
herigen und  künftigen  Kriegsanleihen  nach  Friedensschluß  die  Mög- 
lichkeit zu  deren  billiger  Lombardierung  durch  die  Darlehnskassen 
zu  geben.  Es  wurden  umfassende  organisatorische  Maßnahmen  in 
Aussicht  gestellt,  um  Besitzern  von  Kriegsanleibe  deren  Wieder- 
umwandlung  in  Betriebskapital,  anderseits  solchen,  die  ihren  Besitz 
zu  behalten  wünschen,  aber  noch  einige  Jahre  zu  dessen  voller  Be- 
zahlung brauchen,  den  Darlehnskassenzinsfuß  von  ÖV4  v.  H.  auch 
im  Falle  der  Erhöhung  des  Bankdiskonts  über  5  v.  H.  hinaus  zu 
belassen.  Nach  einer  Erklärung  des  Reichsbankpräsidenten  Haven- 
stein  vor  Vertretern  alller  Zweige  der  Volkswirtschaft  sollen  diese 
Maßnahmen  geeignet  sein,  auch  einen  sehr  großen,  nach  Milliarden 
zählenden  Andrang  solcher  Wertpapiere  unter  der  Mitwirkung  der 
Darlehnskassen  aufzunehmen  und  die  allmähliche  Wiederaufsaugung 
und  Unterbringung  dieser  aufgenommenen  Bestände  auf  eine  ent- 
sprechende Anzahl  von  Jahren  zu  verteilen  ^). 


1)  Spater,  im  Septrmber  1917,  rrkllrte  Prisident  HarrDStrin  in  einem  Vortrage 
über  die  7.  Krieg:»anleihe  in  Frankfurt  nochmale,  daß  er  für  die  Zeit  nnmitielbar  Jtaeit 
dem  Kriege  mit  Hilfe  der  Darlehnskassen  nnd  der  ganzen  Bankwelt  eine  K*^^  Aktion 
für  die  Aufnahme  und  Beleihung  iler  Kriegsanleihen  plane,  die  diesem  Bedürfoine  ge- 
recht werden  solle.  „Es  ist",  so  führte  er  aus,  „eine  Anfnahmeaktion  in  ganz  großem 
Stil  in  Aussieht  genommen,  die,  wie  ich  hoffe  und  wünsche,  die  Reirhsbank  mit  der 
gesamten  deutschen  Bankwelt  ins  Werk  setzen  wird,  die  sich  ja  schon  heute  zu  meiner 
Genugtuung  fast  überall  zu  Bankvereinigungen  zusammengeschlossen  hat,  und  diese 
werden  sich  dann  wohl  unschwer  zu  jener  gemeinsamen  Aktion  zusammenfassen  la>seD. 
Auch  hier  sollen  die  Darlehnskassen,  die  ja  überhaupt  erst  nach  dem  Kriege 
ihre  volle  Bedeutung  erhalten  werden,  zur  Lösung  der  Aufgabe  mitherangezogen 
werden,  nötigenfalls  mit  einer  kleinen  Ergänzung  des  Darlehnskassengesetzes.  Mit  ihrer 
Hilfe  soll  ein  großer  Teil  des  für  die  Aufnahme  erforderlichen  Betriebskapitals  be- 
schafft werden,  während  andererseits  die  Zusammenarbeit  von  Reichsbank  und  Bankwelt, 
die  ja  schon  während  des  ganzen  Krieges  in  außerordentlich  dankenswerter  nnd  erfolg- 
reicher Weise  sich  betätigt  hat,  wieder  die  Aufgabe  übernehmen  soll,  die  gemeinsam 
aufgenommenen   Werte   in   einer   Anzahl  von  Jahren   wieder  abzustoßen  und  ihre  Auf- 
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Für  die  Beschaffung  weiterer  Kriegsführungsmittel  wurde  im 
Juni  1916  ein  neuer  Kriegskredit  von  12  Milliarden  M.  be- 
willigt, wodurch  die  Höhe  der  Kriegskredite  auf  ö2  Milliarden 
stieg.  Am  21.  Juni  1916  erging  das  Kriegssteuergesetz,  das  in  §  32 
die  Entrichtung  dieser  Abgabe  in  der  Form  zuläßt,  daß  die  5-proz. 
Schuldverschreibungen,  Schuldbuchforderungen  und  Schatzanweisungen 
der  Reichskriegsanleihen  zum  Nennbetrage  und  der  4  Va-proz.  Schatz- 
anweisungen dieser  Anleihen  zu  einem  vom  Reichskanzler  festzu- 
setzenden Kurse  an  Zahlungsstatt  gegeben  werden.  Diese  Verwert- 
barkeit der  Kriegsanleihen  soll  für  die  Beteiligung  an  ihnen  und 
die  Nachfrage  nach  ihnen  ein  weiterer  Antrieb  sein,  der  um  so  mehr 
in  das  Gewicht  fällt,  als  ein  Ertrag  aus  dieser  Steuer  von  etwa 
1  Milliarde  M.  erwartet  wird^). 

2.  Die  fünfte  Kriegsanleihe. 

Die  fünfte,  in  der  Zeit  vom 4.  September  bis  5.  Oktober 
1916  —  so  daß  die  am  Quartalsschluß  frei  werdenden  Gelder  dafür 
verwendbar  wurden  — ,  für  Feldzeichnungen  bis  zum  15.  November 
und  für  üeberseezeichnungen  bis  zum  1.  Dezember  aufgelegte  Kriegs- 
anleihe entsprach  in  allen  wesentlichen  Punkten  ihrer  Organisation 
wie  ihrer  Bedingungen  der  4.  Anleihe.  Die  Hauptabweichung  lag 
im  Zeichnungskurse  für  die  5-proz.  Anleihe,  der  mit  98  v.  H.  (bei 
Schuldbucheintragungen  mit  Sperre  bis  15.  Oktober  1917  97,80  v.  H.) 
um  V2  V.  H.  niedriger,  doch  gegen  die  1.  Anleihe  um  ebensoviel 
höher  war.  Der  erstere  Umstand  findet  in  der  kürzeren  Dauer 
einer  sicheren  5-proz.  Verzinsung  seine  Rechtfertigung.  Für  die 
4Vj-proz.  Schatzanweisungen  war  der  Zeichnungspreis  wieder  95  v.  H. 
Für  ihre  Tilgung  durch  serienweise  Auslosung  und  Parirückzahlung 
oder  Umtausch  gelten  dieselben  Fristen  wie  bei  der  4.  Anleihe.  Die 
Vollzahlung  konnte  diesmal  schon  vor  Ablauf  der  Zeichnungsfrist, 
nämlich  vom  30.  September  ab  erfolgen.  Die  Teilzahlungen  hatten 
zu  erfolgen: 

zu  30  V.  H.  bis  zum  18.  Oktober      1916 

„   20   „    „      „  „  24.  November     „ 

„   25   „    „      „  „       9.  Januar       1917 

„    25    „    „      „  „       6.  Februar        „ 

Auch  die  Krediterleichterungen,  der  Vorzugssatz  der  Darlehnskassen, 
die  Inzahlungnahme  unverzinslicher  Schatzanweisungen  und  die 
Werbetätigkeit  blieben  gleichartig.  Die  letztere  war  nur  noch  um- 
fassender und  zudem  durch  die  gegen  die  früheren  Anleihen  erheb- 
lich längere  Dauer  der  Zeichnungsfrist  begünstigt.  Auch  die  plan- 
mäßig im  Oktober  1916  ausgelosten  37 V2  Mill.  M.4-proz. preußische 


saogung  zu  ermöglichen.  Auch  hierfür  werden  starke  Kräfte  in  Bewegung  gesetzt 
werden  können.  Neben  dem  Tilgungsfonds  des  Reiches  wird  der  andauernde  Anlage- 
bedarf unseres  eigenen  Volkes  einen  Teil  dieser  Werte  wieder  aufnehmen." 

1)  Nach  einer  Erklärung  des  Staatssekretärs  Graf  Rödcm  bei  der  Kundgebung 
für  die  7.  Kriegsanleihe  am  23.  September  1917  wird  die  Reich>finaniTerwaltung  be- 
müht sein,  diese  Art  der  Steuerzahlung  auch  für  die  eine  oder  die  andere  dafür  ge- 
eignete Steuer  nach  dem  Kriege  beizubehalten  und  dadurch  der  Flüssigmachung  der 
Anleihen  wie  der  Haltung  ihres  Kurses  zu  dienen. 
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Schatzanweisungen  von  1914  wurden  auf  die  gezeichnete  Anleihe  in 
Zahlung  genommen  und  um  deswillen  die  Ziehung  auf  den  2.  Ok- 
tober vorverlegt. 

Besonders  wichtig  und  erfolgreich  war  die  Vorarbeit  der 
Banken,  indem  die  Reichsbank  die  am  1.  Oktober  1916  fällig 
werdenden  Reichsschatzwechsel  mit  einer  Zinsvergütung  von  4'/i  v.  H. 
und  bei  Posten  von  ö  Mill.  M.  und  mehr  sowie  ohne  Rücksicht  auf 
die  Höhe  des  Betrages  an  alle  Bankiers,  Banken,  Genossenschaften 
und  Sparkassen  mit  einer  solchen  von  4^/,«  v.  H.  für  den  Fall  begab, 
daß  die  Erwerber  sich  verpflichteten,  sie  bei  Fälligkeit  in  die  neue 
Anleihe  umzutauschen  und  bis  dahin  in  Verwahrung  bei  der  Reichs- 
bank zu  belassen,  und  die  übrigen  Banken  ihren  Kunden  auf  deren 
Einlagen  4'/,  v.  H.  Zinsen  zahlten,  wenn  diese  zu  gleichem  Zwecke 
verwendet  wurden.  Der  Stand  an  Geldeinlagen  bei  den  Banken  und 
Sparkassen  und  der  Geldsätze  an  der  Börse  war  ein  äußerst  günstiger. 

Das  Gesamtergebnis  war  bei  Zeichnungsschluß  10  651,7 
Mill.  M.,  mit  den  nachträglichen  Feld-  und  Uebersee-Zeichnungen 
10  698  994  000  M.  Von  ersterer  Summe  entfielen  9579  Mill. 
auf  Anleihe  (und  zwar  7398  Mill.  auf  Schuldverschreibungen. 
2181  Mill.  auf  Schuldbucheintragungen)  und  1073  Mill.  auf 
Schatzanweisungen.  Gegen  die  4.  Anleihe  waren  68 598 000  M. 
weniger  gezeichnet" 

Die  Zahlen  der  Zeichnungen  und  der  gezeichneten 
Beträge  waren: 


Zahl  der  Zrirhaangea 

BrtniK  in  Hill.  If. 

6.  AdL 

4.  AoL 

3.  Anl. 

2.  Aol. 

1.  Anl. 

S.AdI. 

4.ABI. 

3.  AdL 

2.A11L 

l.A 

Beiehmnlrihextürke 

ScbuldburhrininiKUDe^'i 
ReioiuccbatzaDweiAUDKrn 

3290726 

438807 

80443 

4  460  939 
656  1 70 

162  536 

35'9  357 
447061 

2  251  416 

»75  433 
164  21 1 

738632 

i»5  343 
313*60 

7398 
2181 
1073 

7  120 
2023 
1  5^9 

993* 

2  169 

6610 

«675 

775 

19 

I  1 

«3 

zusammen 

3809976 

5  »7964  s 

3966418 

2  691  060 

•  '77 »3» 

10652 

10712 

la  101 

9o6<^ 

44 

Die   Gliederung  und   Stückelung   der  Zeichnangen 
war  die  folgende: 


Zahl  der  ZeicbDaaieo 

BMrag  in  MUL  IL 

5.  Anl. 

4.  AdI. 

3.  Anl. 

2.  Anl. 

1.  Anl. 

5.  Anl. 

4.  Aol. 

3.A11L 

2.AnL 

t.A 

bis  200  M. 

I  794  084 

2406  118 

984  358 

45»  ««3 

231  112 

«54 

201 

«30 

7« 

TOD        300  bU        500  „ 

681  027 

q67  9»9 

858  259 

581  470 

241804 

»93 

40: 

369 

»5« 

600    „      1  000  „ 

605494 

885941 

918595 

660776 

1  453  «43 

55» 

794 

844 

601 

l3 

.       1  100    „      2  000  „ 

301  863 

468  7»4 

530  176 

418861 

520 

791 

92« 

733 

.       2100    „      5  000  „ 

»4587} 

347725 

422  62b 

361  459 

«57  59' 

911 

«»47 

1563 

«354 

,       5  100    „    10  000  „ 

93  '81 

113927 

«17  593 

130903 

56438 

768 

907 

1  202 

«057 

,     10  100    „    20  000  „ 

40571 

42158 

53  445 

46  105 

'93'3 

65' 

666 

858 

745 

,     20  100    „    50  000  „ 

28  SCO 

30361 

32840 

26407 

II  584 

982 

980 

I  167 

926 

,     50  100    „  100  000  „ 

9748 

9  100 

10090 

7  74» 

3  62q 

810 

731 

850 

648 

,  100  100    „  500  000  „ 

7  8-'o 

6308 

7074 

4361 

»050 

I  710 

«53' 

1766 

1066 

.  500  100  b.  1000  000  „ 

I  032 

780 

832 

5J8 

361 

853 

641 

69S 

440 

ü 

\>er  1000  000  M. 

7»5 

574 

530 

3  »5 

210 

»44« 

1  8i2 

1  729 

1162 

8 

(Oiiammen 

3809976] 

5»79  645| 

3906418 

2691060 

•  «77  »35 

10652 

10712 

12  lOI 

9060 

44 
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Bei  3136  Schulanstalten  mit  1056687  Schülern  wurden 
durch  362  645  Schüler  (=  34  v.  H.  aller  Schüler)  54  093  362  M.  ge- 
zeichnet.    Auf  einen  Schüler  entfielen  im  Durchnitt  149  M. 

Es  wurden  gezeichnet,  nach  Zeichnungs-  und  Vermitt- 
lungsstellen, in  Millionen  M.: 

bei  der  Reichsbank 
„    den  B:inken  und  Bankiers 
„       „     Sparkassen 

„       „     I.ob'naversioherungssresellsehaften 
,,       „     KrcdiiKeiiossenbchaften 
„       ,,    Postjinstalten 


5.  Anl. 

4.  Anl. 

3.  Anl. 

2.  Anl. 

l.Anl, 

685 

461 

569 

S&5 

479 

6082 

6165 

7391 

5592 

2895 

2567 

2727 

2877 

1977 

883 

337 

349 

417 

384 

203 

847 

839 

680 

430 

134 

171 

167 

112 

— 

zusammen (olincdieNachtragszeichnnngen)  10652        1071*        12  loi         9060        4460 

Die  Einzahlungen  erfolgten  so  rasch,  daß  am  ersten  VoU- 
zahlungstage,  dem  hO.  September,  bereits  48,4  v.  H.  der  Gesamt- 
zeichnung, am  23.  Oktober  78,7,  am  15.  Januar  1917  96,6  v.  H.  be- 
zahlt waren,  und  zwar  auch  diesmal  ohne  ungünstige  Beeinflussung 
des  Geldmarktes  durch  diese  gewaltige  Geldabflußbewegung.  Die 
Einzahlungsverhältnisse  haben  sich  bisher  bei  jeder  neuen  Kriegs- 
anleihe günstiger  gestaltet.  Es  sind  nämlich  an  dem  auf  den  ersten 
EinZahlungstermin  folgenden  Reichsbank-Ausweistage  bezahlt  ge- 
wesen: 57,3,  66,8,  71,8,  76,8  und  78,7  v.  H.  der  Gesamtzeichnung. 
Die  Beanspruchung  der  Darlehnskassen  war  auch  bei  der 
5.  Anleihe  gering.  Sie  betrug  bis  zum  7.  Oktober  1916  nur  38,3 
Mill.  M.  =  0,61  V.  H.  der  bis  ebendahin  vollbezahlten  Beträge,  bis 
zum  23.  Oktober,  dem  auf  den  ersten  Pflichteinzahlungstermin  fol- 
genden Reichsbank-Ausweistage,  235,1  Mill.  M.  -=  2,79  v.  H.;  endlich 
im  Höchstmaß,  am  Jahresende  1916,  356,9  Mill.  M.  =  3,64  v.  H. 
Am  31.  Januar  1917  war  die  Inanspruchnahme  für  alle  5  Kriegs- 
anleihen nur  854,4  Mill  M.  von  47  Milliarden  M.,  also  1,8  v.  H., 
für  die  fünfte  allein  272,1  Mill.  M.  =  2,34  v.  H. 

Vergleicht  man  das  Ergebnis  der  5.  Anleihe  mit  dem- 
jenigen ihrer  Vorgängerinnen,  so  fällt  die  beträchtliche  Abnahme  in 
der  Zahl  der  Zeichnungen  wie  in  der  Zahl  und  den  Beträgen  der 
kleinen  und  der  mittleren  Zeichnungen  gegen  die  4.  und  3.  Anleihe 
auf.  Die  Gesamtzahlen  der  Zeichnungen  betrugen  von  der  3.  An- 
leihe an  3  966  418,  5  279  645  und  3  809^76.  Die  Zahlen  der  Zeich- 
nungen auf  die  5.  Anleihe  weisen  in  den  Stufen  bis  zu  50  000  M. 
durchweg  Rückgänge  gegen  die  4.  Anleihe  auf.  Bei  den  kleinsten 
Zeichnungen,  bis  zu  200  M.,  ist  der  Rückgang  besonders  stark, 
nämlich  612  034.  Dagegen  besteht  hier  eine  Steigerung  gegen  die 
3.  Anleihe  um  809  726.  Bei  den  Zeichnungen  über  200  bis  -zu 
50  000  M.  liegen  durchweg  Rückgänge  gegenüber  der  4.  und  der 
3.  Anleihe  vor.  Erst  bei  den  höheren  Zeichnungen  hat  die  5.  An- 
leihe den  Vorrang  vor  der  4.,  und  erst  bei  den  Zeichnungen  über 
500  000  M.  auch  vor  der  dritten.  Bei  den  Zahlen  der  Beträge 
besteht  ein  Rückgang  gegen  die  4.  Anleihe  in  den  Stufen  bis  zu 
20  000  M.  hinauf.     Er  beträgt  insgesamt   1165  Mill.  M.     Gegen  die 

Jahrb.  I.  Nationalök.  u.  Stat.  Bd.  110  (Driue  Folge  Bd  65).  12 
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3.  Anleihe  besteht  ein  solcher,  von  der  untersten  Stufe  bis  zu  200  M. 
abgesehen,  bei  welcher  ein  Vorsprang  der  5.  Anleihe  von  24  Mill.  M. 
vorliegt,  sogar  bis  hinauf  zur  Stufengrenze  von  500000  M.  Es 
haben  also  die  Zahlen  der  großen  Zeichner  und  der  von  ihnen  ge- 
zeichneten Betrage  gegen  die  4.  Anleihe  so  stark  zugenommen,  daß 
der  gegen  diese  vorliegende  Ausfall  in  den  Zahlen  der  kleinen  und 
kleinsten  Zeichner  und  ihrer  Beträge  bis  auf  den  Unterschied  in 
den  Gesamtergebnissen  beider  Anleihen  von  rand  68,6  Mill.  M.  aus- 
geglichen wurde.  Dieser  Ausfall  ist  in  der  Hauptsache,  abgesehen 
von  der  Vorwegnahme  künftiger  Einnahmen  bei  der  an  sich  schon 
außerordentlich  starken  Beteiligung  dieser  Schichten  an  den  früheren 
Kriegsanleihen,  und  abgesehen  auch  von  der  bei  ihnen  langsameren 
Eapitalbildung,  wohl  auf  die  starke  Verteuerung  der  I^benshaltung 
zurückzuführen,  welche  die  Leistungsfähigkeit  der  Minderbemittelten 
aufzehrte.  Dafür  sprang  das  Großkapital  mit  seiner  durch  die  Er- 
trägnisse der  Kriegswirtschaft  gewaltig  gestärkten  Leistungskraft 
in  die  Bresche.  Auch  kommt  in  Betracht,  daß  die  Werbetätigkeit 
trotz  aller  Verbesserangen  ihre  natürlichen  Grenzen  hat,  die  sich 
mit  jeder  neuen  Anleihe  fühlbarer  machen  müssen.  Hiernach  erklärt 
sich  auch  die  starke  Zunahme  der  Zeichnungen  bei  der  Reichsbank 
(685  gegen  461  und  569  Mill.)  und  die  Abnahme  derjenigen  bei  den 
Sparkassen  und  Postanstalten.  Die  kleinen  und  mittleren  Landwirte 
haben  sonach,  da  auch  die  Kreditgenossenschaften  nur  eine  Steige- 
rang um  8  Mill.  aufweisen,  den  vornehmlich  die  minderbemittelte 
städtische  Bevölkerang  treffenden  Ausfall  an  Finanzkraft  trotz 
der  Steigerang  der  Preise  der  landwirtschaftlichen  Produkte  bei 
dieser  Anleihe  nicht  ausgeglichen.  Trotz  dieser  Verschiebungen  in 
den  Kräfteverhältnissen  und  in  der  dadurch  bedingten  Zusammen- 
setzung des  Ergebnisses  war  dieses  doch  ein  sehr  befriedigendes. 
Die  Leistungsfähigkeit  der  Volksgesamtheit  für  die  finanziellen  Be- 
dürfnisse der  Kriegführung  war  auf  der  Höhe  geblieben. 

8.  Die  sechste  Kriegsanleibe. 

Auch  dieser  ging  eine  sehr  starke  Geldflüssigkeit  vor- 
aus, für  deren  Umfang  die  Feststellung  genügen  mag,  daß  die  Ein- 
lagen der  deutschen  Sparkassen  im  Jahre  1916  um  3130  Mill.  M.  ') 
und  im  ersten  Halbjahr  1917  um  1300  Mill.  (gegen  1265  Mill.  im 
ersten  Halbjahr  1916)  —  ohne  die  Abbuchungen  auf  die  Kriegsan- 
leihen —  ferner  im  Jahre  1916  die  Depositen  allein  bei  der  Deutschen 
Bank  um  1  Milliarde  zunahmen.  Freilich  bedurfte  das  Reich  auch 
noch  größerer  finanzieller  Kraftaufwendungen  als  bisher.  Denn  die 
monatlichen  Kriegskosten  waren,  nach  der  Mitteilung  des  Reichs- 
schatzsekretärs  im    Reichstage   am   28.   Oktober   1916,   damals   auf 


1)  Nämlich  2430  Mill.  H.  Ueb«n>chnB  der  Ein-  aber  die  Rückzablant;en  nnd 
700  Mill.  M.  Zinsenzuschreibung.  Die  Durchschnittabetrige  der  Einlagen  waren  300  bii 
350  M.  gegen  150  M.  in  der  Friedenszeit.  Der  gexamte  Einlagenbestand  war  Ende  1916 
nar  um  50  Mill.  M.  geringer  als  Ende  1914  (ßeichs-Arbeitxblatt   Nr.  2,   1917,   S.  144). 
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2180  Mill.  M.,  hauptsächlich  infolge  der  Ausdehnung  der  Fronten 
auf  Siebenbürgen  und  Rumänien,  gestiegen.  Darin  sind  allerdings 
nicht  nur  die  Aufwendungen  für  Heer  und  Flotte,  sondern  auch  die 
Unterstützungen  im  Inlande,  wie  namentlich  die  Reichsbeihilfen  von 
zweimal  je  2u0  Mill.  M.  an  die  Kommunen  für  Kriegsfürsorgezwecke, 
enthalten.  Die  gesamten  bis  dahin  erwachsenen  Kriegskosten  aller 
am  Kriege  beteiligten  Länder,  ohne  die  durch  den  Krieg  zerstörten 
Werte  und  durch  ihn  begründeten  Staatenverpflichtungen,  gab  er 
gleichzeitig  auf  250  Milliarden  M.  an,  wovon  Vh  auf  Deutschland 
und  seine  Verbündeten,  f  3  auf  seine  Gegner  entfielen. 

Die  Kriegskredite  von  bisher  52  Milliarden  M.  waren  durch 
neue  Bewilligungen  von  12  Milliarden  am  27.  Oktober  1916  und  von 
15  Milliarden  am  23.  Februar  1917  auf  74  Milliarden  M.  ge- 
stiegen, denen  ein  Gesamtergebnis  der  5  Anleihen  von  47,19  Milliarden 
gegenüberstand.  Auf  Grund  der  jedesmaligen  Bewilligungen  ging  die 
Reichsfinanzverwaltung  stets  in  der  bewährten  Weise  mit  der  Aus- 
gabe kurzfristiger  Schatzscheine  vor,  zu  deren  Einlösung  der  Er- 
trag der  neuen  Anleihen  diente.  In  diesen  Schatzscheinen  vollzieht 
sich  andauernd  der  Hauptdiskontverkehr,  so  daß,  da  sie  die  Vorläufer 
der  Kriegsanleihen  sind,  der  Privatdiskont  sich  annähernd  auf  der 
Höhe  ihres  Emissionszinssatzes  hielt  'j.  Auf  dieser  Unterlage  wurde 
diesechsteKriegsanleihe  vom  15.  März  bis  16.  April  1917 
wiederum  in  5-proz.,  bis  1.  Oktober  1924  unkündbaren 
Schuldverschreibungen  und  4Vs-proz.  Schatzanwei- 
sungen aufgelegt,  beide  zu  98  v.  H. ,  erstere  bei  Schuldbuchein- 
tragung mit  Sperre  bis  zum  15.  April  1918  zu  97,80  v.  H.  und 
beide  unter  Anrechnung  von  5.  v.  H.  Stückzinsen  für  V4  Jahr,  da 
beider  Zinsenlauf  am  1.  Juli  1917  begann.  Voll-  und  (wie  bisher  ab- 
gerundete) Teilzahlungen  aber  schon  vom  31.  März  ab,  also  wieder- 
um noch  während  der  Zeichnungsfrist,  erfolgen  durften.  Die  Stücke- 
lung ging  diesmal  bei  den  Schatzanweisungen,  wohl  weil  mit  diesem 
Typ  nur  auf  die  bemittelteren  Schichten  gerechnet  wurde,  nur  auf 
1000  M.  hinunter,  im  übrigen  blieb  sie  dieselbe.  Die  Pflichtein- 
zahlungen hatten  zu  erfolgen: 

mit  30  V.  H.  bis  zum  27.  April 

„  20   „    „  „      „     24.  Mai 

„  25    „    „  „      „     21.  Juni 

„  25    „    „  „       ,.     18.  Juli 

Den  Schatzanweisungen  ward  diesmal  in  zwei  Hinsichten 
ein  neuer,  eigenartiger  Typ  verliehen,  nämlich  durch  die  Ge- 
staltung ihrer  Rückzahlung  und  durch  das  Recht  ihres  Eintausches 
gegen  ältere  Kriegsanleihen.  Sie  werden  nämlich  vom  1.  Januar 
1918  ab  jährlich  im  Januar  und  Juli  zur  Rückzahlung  am  folgenden 

1)  Fast  den  ganzen  übrigen  Teil  des  Diskontverkehrs  bilden  die  Wechsel,  in  denen 
die  Bundesstaaten,  Kommunalverbände  und  Kommunen  während  des  Krieges,  mit  Rück- 
sicht auf  die  Ansprüche  des  Reiches  an  den  Anleihemaikt,  ihre  starken  Kredilbrdürfnisse 
befriedigen.  Die  Privatdiskonten  sind,  da  der  Industrie  ausreichende  Bankguthaben  auf 
Verfügung  stehen,  nur  noch  in  sehr  geringem  Maße  am  Diskontverkehr  beteiligt 
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1.  Juli  oder  1.  Januar  in  so  vielen  Gruppen  ausgelost,  als  dem  plan- 
mäßigen Tilgungsbetrage  entspricht.  Und  zwar  werden  für  die  Ver- 
zinsung und  Tilgung  zusammen  jährlich  5  v.  H.  des  ursprüng- 
lichen Betrages  verwendet  Von  dieser  Annuität  fällt  auf  die 
Tilgung  also  V,  v.  H.,  das  sich  um  die  durch  die  fortschreitende 
Tilgung  ersparten  Zinsen  erhöhet  Die  Rückzahlung  der  ausgelosten 
Stücke  erfolgt  aber  bei  dieser  Anleihe  nicht  zu  Pari,  sondern  zu 
110  V.  H.,  so  daß  eine  Auslosungsprämie  von  10  v.  H.  bei 
ihr  gezahlt  wird.  Die  Tilgungsperiode  läuft  normalerweise  bis  zum 
1.  Juli  lSt67.  Jedoch  hat  das  Reich  das  Recht,  frühestens  zum 
1.  Juli  1927  die  bis  dahin  unausgelosten  Schatzanweisungen  mit 
t)-monatiger  Frist  zu  einem  Zinstermin  zu  kündigen.  Ihre  Inhaber 
können  dann  entweder  Barzahlung  zum  Nennwerte  oder  4-proz.,  bei 
der  weiteren  Auslosung  zu  ll5  v.  H.  rückzahlbare,  sonst  den  gleichen 
Tilgungsbedingungeu  unterliegende  Schatzanweisungen  fordern.  Nach 
weiteren  10  Jahren,  also  frühestens  zum  1.  .luli  1937,  hat  das  Reich 
noch  zum  zweiten  und  letzten  Male  ein  gleiches  Kündigungsrecbt. 
Die  Inhaber  dürfen  dann  statt  Barzahlung  S'j-proz.,  zu  120  v.  H. 
auslosbare  Schatzanweisungen  fordern.  Gekündigte  und  bar  zurück- 
gezahlte Schatzanweisungen  nehmen  für  Rechnung  des  Reichs  an 
der  weiteren  Verzinsung  und  Auslosung  teil.  Praktisch  besagt  dies, 
daß  durch  die  Kündigung  und  Parirückzahlung  eines  Teils  der  Schatz- 
anweisungen die  Auslosungsaussichten  für  die  übrigen,  nicht  zurück- 
gezahlten weder  verschlechtert  noch  verbessert  werden.  Am  1.  Juli 
1967  werden  alle  dis  dahin  unverlosten  Schatzanweisungen  mit  dem 
dann  für  die  Rückzahlung  der  ausgelosten  maßgebenden  Betrage 
(110,115  oder  120  v.  H.)  zurückgezalilt.  F-ine  Tilgung  durch  frei- 
händigen Rückkauf  ist  ausgeschlossen.  Das  den  Zeichnern  der  Schatz- 
änweisungen  ferner  gewährte  Umtausch  recht  berechtigte  sie, 
während  der  Zeichnungsfrist  bis  zur  doppelten  Höhe  ihres  Zeichnungs- 
betrages ältere  Kriegsanleihen  —  Schuldverschreibungen  oder  Schatz- 
anweisungen -  in  Umtausch  (nach  dem  Nennwerte)  gegen  neue 
Schatzanweisungen  zu  geben.  Der  Umtausch  erfolgte  bei  Hingabe 
von  5-proz.  Schuldverschreibungen  ohne  Aufgeld,  bei  Hingabe  von 
Schatzanweisungen  der  ersten  Anleihe  gegen  Vergütung  von  1,6,  von 
solchen  der  zweiten  gegen  Vergütung  von  0,5  v.  H.,  von  solchen 
der  4.  und  5.  Anleihe  gegen  Zuzahiung  von  3.  v.  H.  des  Nennwerts, 
und  zwar  mit  Wirkung  vom  1.  Juli  1917  und  entsprechender  Stück- 
zinsenvergütung. 

Die  tatsächliche  Verzinsung  stellt  sich  bei  den  Schatz- 
anweisungen ohne  Berücksichtigung  des  Auslosungsgewinnes  auf 
4,59  V.  H.  Anderenfalls  ist  sie  je  nach  dem  Zeitpunkte,  zu  dem  die 
Auslosung  erfolgt,  und  je  nachdem  das  Reich  von  seinem  Kündigungs- 
rechte Gebrauch  macht,  ganz  verschieden  hoch,  da  nach  dem  ersteren 
Zeitmomente  sich  die  Zahl  der  Jahre,  auf  die  der  Auslosungsgewinn 
sich  verteilt,  nach  dem  letzteren  aber  sich  die  Höhe  dieses  Gewinnes 
selbst  (10-15  20  v.  H.)  bestimmt  Für  die  Schuldverschreibungen 
ist  die  tatsächliche  Verzinsung  5,10  v.  U. 
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Die  mit  der  Auslosung  und  gegebenenfalls  mit  der  Kündigung 
für  den  Inhaber  verbundenen  Chancen  sind  so  geartet,  daß  durch  sie 
zweifellos  ein  starker  Anreiz  zu  möglichster  Beteiligung  an  der 
Zeichnung  der  neuen  Schatzanweisungen  gegeben  werden  sollte.  Je 
früher  die  Auslosung  erfolgt,  um  so  größer  ist  natürlich  der  Vor- 
teil, aber  schon  an  sich  ist  eine  Prämie  von  10  v.  H.  ein  Vorzug, 
der  durch  den  Nachteil  der  (gegen  die  Schuldverschreibungen)  um' 
Va  v.  H.  niedrigeren  laufenden  Verzinsung  nicht  wettgemacht  wird, 
wenigstens  nicht  für  den,  dem  es  bei  der  Zeichnung  mehr  oder  noch 
mehr  auf  Kapitalgewinn  als  auf  hohe  Verzinsung  ankommt.  Zieht 
man  den  Auslosungsgewinn  in  die  Zinsberechnung  ein,  so  ergibt 
sich  andererseits  in  jedem  Falle  eine  5  v.  H.  erheblich  übersteigende 
Nettoverzinsung.  Nach  dieser  Richtung  wird  man  daher  die  Motive 
für  die  freilich  ziemlich  komplizierte,  doch  wesentlich  für  das  Ver- 
ständnis der  in  der  Regel  geschäftsgewandteren  Kapitalisten  berech- 
nete Gestaltung  der  Rückzahlungsbedingungen  zu  suchen  haben.  Daß 
nun  der  Antrieb  zur  Zeichnung  gerade  auf  die  Schatzanweisungen 
gelenkt  wurde,  würde,  wenn  es  sich  um  solche  des  bisherigen,  ge- 
wöhnlichen Typs  handelte,  befremden,  weil  eine  allzu  starke  Häufung 
kurzfristiger  Schulden  dem  Reiche  aus  den  oben  angegebenen  Gründen 
finanzpolitisch  unerwünscht  sein  muß.  Indessen  sind  die  Schatzan- 
weisungen der  6.  Kriegsanleihe  nur  dem  Namen  nach  solche,  in  Wirk- 
lichkeit vielmehr  eine  feste  Rente  mit  Zwangstilgung  innerhalb 
50  Jahren,  bei  der  die  Regierung  sich  die  Möglichkeit  ihrer  Kon- 
vertierung zu  bestimmten  früheren  Zeitpunkten  mittels  Ersetzung 
durch  gleichartige,  mit  fallendem  Zins,  aber  steigender  Kapitalgewinn- 
chance ausgestattete  Schuldverschreibungen  vorbehalten  hat.  Diese 
gesteigerten  Gewinnchancen  sollen  den  Gläubiger  bestimmen,  im 
Konvertierungsfalle  den  Umtausch  der  Bezahlung  vorzuziehen.  Die 
Gefahr,  daß  er  die  letztere  bevorzugt,  ist  deshalb  nicht  groß,  weil 
er  dies  nur  dann  tun  würde,  wenn  ein  sehr  hoher  Zinsfußstand  die 
Anlegung  von  Bargeld  erwünschter  erscheinen  ließe  als  den  mit  so 
großem  Gewinn  am  Kapital  verbundenen  Ersatzbezug  von  niedriger 
verzinslichen  Schatzanweisungen,  bei  so  hohem  Zinsfuß  aber  die  Re- 
gierung natürlich  zur  Konvertierung  nicht  schreiten  wird.  Für  das 
Reich  liegt  der  Nutzen  der  Konversion  in  der  beträchtlichen  Er- 
leichterung der  Zinslast  um  '/.,  oder  später  1  v.  H.,  die  zu  der  schon 
von  Anbeginn  gegen  die  5-proz.  Anleihe  vorhandenen  Marge  von 
'Ij  V.  H.  hinzukommt.  Diesem  Nutzen  steht  freilich  der  Nachteil 
der  höheren  Rückzahlung  gegenüber,  der  ihn  aber  nur  zum  Teil  auf- 
wiegt. Für  beide  Teile,  Gläubiger  und  Reich,  ist  endlich  der  Vor- 
teil gegeben,  daß  mit  so  hohem  und  sicherem  Kursgewinn  ausge- 
stattete Schatzanweisungen  der  Gefahr  eines  erheblichen  Kursrück- 
gangs nicht  ausgesetzt  sind.  Für  das  Reich  ist  dies  in  dreifacher 
Hinsicht  wichtig:  sein  Kredit  gewinnt  dadurch,  namentlich  nach 
außen,  sodann  wird  der  Kurs  der  5-proz.  Anleihe  durch  den  Hoch- 
stand desjenigen  dieser  Schatzanweisungen  gestützt,  und  endlich  wird 
die  Konvertierung  der  letzteren,  sobald  die  Möglichkeit  dazu  sich 
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bietet,  wesentlich  erleichtert,  wenn  die  um  '/,  v.  H.  niedriger  ver- 
zinslichen Schatzanweisungen  sich  andauernd  hoch  im  Kurse  halten. 
Zu  alledem  mag  noch  das  psychologische  Moment  kommen,  daß  ins- 
besondere den  nicht  an  Kriegsgewinn  irgendwelcher  Art  beteiligten 
Kapitalisten  hier  eine  Gelegenheit  zu  einem  höchst  soliden  und 
sicheren  Kapitalgewinn  geboten  wird,  die  sie  als  Ausgleich  in  der 
Gunst  des  Schicksals  empfinden  werden.  Im  übrigen  wird  man  nicht 
fehlgehen,  wenn  man  annimmt,  daß  die  Regierung  mit  der  Gefahr 
einer  Abnahme  der  Quellen  für  die  Zeichnung  der  5-proz.  festen 
Anleihe  gerade  infolge  der  bisherigen  kräftigen  Beteiligung  der 
weitesten  Volkskreise  an  den  Kriegsanleihen  rechnen  und  deshalb 
bei  der  neuen  Anleihe  den  Parallelweg  der  Schatzanweisungen  um 
so  reizvoller  ausgestalten  zu  müssen  geglaubt  hat.  Kreditaufnahme, 
Vorwegnahme  künftiger  Einnahmen,  Kriegsanleihenbeteiligung  mittels 
Rentenzahlungen  hatt'  n  zweifellos  eine  um  so  größere  Rolle  bisher 
gespielt,  je  mehr  durch  diesen  Methoden  entgegenkommende  Ein- 
richtungen und  darauf  gerichtete  aufklärende  Werbetätigkeit  nach 
dieser  Richtung  vorgearbeitet  worden  war. 

Der  Umtausch  gegen  ältere  Anleiben  reizte  zu  einer  stärkeren 
Beteiligung  an  der  neuen,  da  hierzu  in  Höhe  der  Hälfte  des  Nenn- 
betrages der  alten  Stücke  neue  gezeichnet  werden  mußten.  Sodann 
hat  das  Reich  den  Vorteil  von  ihm,  die  Verzinsung  und  Tilgung 
zusammen  fortan  mit  der  niedrigen  und  festen  Annuität  von  5"v.  H. 
durchführen  zu  können.  An  Stelle  5-proz.  Verzinsung  tritt  in  Höhe 
des  Umtausches  eine  neue  4Vt-proz.  Besonders  in  der  vielleicht 
sehr  langen  Uebergangszeit  nach  dem  Kriege,  für  die  mit  sehr  hohen 
Zinssätzen  zu  rechnen  ist,  wird  sich  dieser  V^orteil  angenehm  fühl- 
bar machen.  Weiterhin  lag  in  der  tauschweisen  Einbeziehung  älterer 
Anleihen  in  das  Verzinsungs-  und  Tilgungs verfahren  des  neuen  Typs 
zugleich  eine  wünschenswerte  Konsolidierung  derselben  im  Sinne 
einer  wenigstens  teilweisen  Vereinheitlichung  der  Kriegsschulden. 
Endlich  wurde  den  Besitzern  älterer  Anleihen,  die  solche  in  neue 
Schatzanweisungen  umzutauschen  wünschten,  es  dadurch  erspart,  die 
ersteren  verkaufen  zu  müssen,  was  der  neuen  Anleihe  eine  unlieb- 
same Konkurrenz  bereitet  haben  würde'). 

In  ganz  besonders  umfassender  und  gründlicher  Weise  wurde 
diesmal  die  Werbetätigkeit  organisiert  und  gehandhabt.  Das 
Vorbild  der  englischen  Agitation  war  dabei  unverkennbar  von  be- 
stimmendem Einfluß.  Der  Zinsfuß  der  Darlehnskassen 
wurde  für  Darlehen  zu  Zeichnungszwecken  für  die  Zeit  bis  31.  März 
1918  von  5V4  auf  5'/g  v.  H.  herabgesetzt.  Dieser  Satz  gilt  zugleich 
vom  1.  April  1917  ab  bis  zum  Ende  des  Krieges  für  die  zu  Ein- 
zahlungen auf   alle  6   Kriegsanleihen    entnommenen   Darlehen.     Da 


1)  RieSer  sagt  von  dem  neuen  SchatMnweisungstyp  (im  „Bankarehiv",  Jahrg.  16, 
Nr.  12,  S.  222):  „Im  ganzen  dürfte  kein  Zweifel  sein,  daB  bei  der  Ausget^taltung  der 
neuen  Reichsschatzanweisungen  eine  geniale  Kombination  TOn  Amortisation  durch  Ver- 
losung mit  erhcbli<-hem  Aufschlag  und  von  Konversion  und  Umtauschrechten 
zusammen  mit  der  Möglichkeit  einer  —  dringend  wünschenswerten  -:-  Tilgung  der  bis- 
herigen Kriegsanleihen  vorliegt." 
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diese  unter  Pari  ausgegeben  sind,  so  besteht  zwischen  ihrer  tat- 
sächlichen Verzinsung  und  dem  Darlehnsliassenzinsfuß  kein  nennens- 
werter Unterschied  mehr.  Die  Benutzung  der  Darlehnskassen  für 
Zeichnungen  auf  Kriegsanleihe  ist  dadurch  wesentlich  erleichtert 
worden.  Uebrigens  hatten  die  Darlehnskassen  am  23.  März  1917 
nur  noch  771  Mill.  M.  oder  1,6  v.  H.  der  auf  die  5  ersten  Anleihen 
gezeichneten  Summe  an  Kriegsanleihedarlehen  ausstehen.  Für  die 
Rückzahlung  aller  zu  Zeichnungen  auf  Kriegsanleihen 
bei  den  Darlehnskassen  aufgenommenen  Darlehen 
wurde  vom  Reichsschatzsekretär  das  weiteste  Entgegenkom- 
men sowie  die  Beibehaltung  dieser  Kassen  auf  mindestens  3  Jahre 
nach  Friedensschluß  und  eine  billige  Bemessung  ihres  Zinssatzes  für 
Kriegsanleihedarlehen  in  Aussicht  gestellt.  Damit  und  durch  in  Vor- 
bereitung befindliche  besondere  Einrichtungen  wird  auch  die  Ver- 
wertung erworbener  Anleihe  zu  angemessenen  Bedingungen,  durch 
Veräußerung  oder  Verpfändung,  ermöglicht.  Die  Kreditvergün- 
stigungen der  übrigen  Kreditinstitute  blieben  die  nämlichen  wie 
bisher. 

Der  Zentralverband  des  deutschen  Bank-  und  Bankiergewerbes 
veranlaßte  die  ihm  angeschlossenen  Hypothekenbanken,  deren 
große  Mehrheit  sich  bei  Kriegsbeginn  bereit  erklärt  hatte,  den  Be- 
sitzern erstklassiger  Hypotheken  zu  bestimmten  Bedingungen  Dar- 
lehen auf  diese  in  bei  den  Darlehnskassen  lombardfähigen  Pfand- 
briefen zu  gewähren,  derartigen  zwecks  Zeichnung  auf  die  6.  An- 
leihe nachgesuchten  Darlehnsgesuchen  zu  entsprechen.  Verschiedene 
Lebensversicherungsgesellschaften  schufen  Einrichtungen, 
wonach  durch  Verbindung  mit  einer  zu  diesem  Zwecke  einzugehen- 
den Lebensversicherung  schon  mit  geringen,  augenblicklich  flüssigen 
Mitteln  hohe  Zeichnungen  auf  die  Anleihe  ermöglicht  wurden.  Die 
Versicherungssumme  wird  von  der  Gesellschaft  für  den  Versicherten 
auf  die  Anleihe  gezeichnet.  Dieser  zahlt  nur  eine  einmalige  Prämie 
bei  steigender  Gewinnbeteiligung.  Den  Restbetrag  deckt  die  Gesell- 
schaft durch  ein  vom  Versicherten  ratenweise  zu  tilgendes  Darlehen. 
Bei  Kündigung  der  Anleihe  durch  das  Reich  hat  der  Versicherte 
das  Recht,  die  Einlösung  der  Stücke  zu  verlangen.  Die  Spar- 
kassen gaben  diesmal  vielfach  für  kleinste  Sparer  Anteilscheine 
über  10,  20  oder  50  M.  aus,  durch  deren  Zusammenstellung  auch 
jede  andere,  durch  10  teilbare  Summe  zu  bilden  war.  In  Höhe  des 
Erlöses  zeichneten  sie  die  Kriegsanleihe,  deren  volle  5  v.  H.  Zinsen 
sie  an  jedem  1.  April  den  Anteilscheininhaberu  von  1918  ab  aus- 
zahlen. Am  1.  April  1921  werden  die  eingezahlten  Summen  selbst 
zurückgezahlt.  Wer  diese  schon  früher  braucht,  kann  sie  sich  durch 
Verkauf  seines  Scheines  beschaffen.  Zur  Erleichterung  der^  Zeich- 
nungen wurden  ferner  die  preußisch-hessischen  Eisen- 
bahnkassen angewiesen,  die  Zinsscheine  aller  Kriegsanleihen,  zu- 
nächst versuchsweise,  in  Zahlung  zu  nehmen  und  auch  in  kleineren 
Mengen,  soweit  möglich,  gegen  bar  umzutauschen.  Dadurch  wurde 
namentlich  dem  flachen  Lande  bessere  Gelegenheit  zur  Einlösung 
der  kleinen  Zinsscheine  geboten.    Endlich   wurde  von   der  Regie- 
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ning  auch  in  Aussicht  gestellt,  die  gesetzlich  zugelassene  Verwen- 
dung von  KriegsanleibestUcken  zur  Bezahlung  der  Kriegssteuer  und 
des  Zuschlages  zu  ihr  zum  Nennwerte  auch  auf  die  künftigen  Kriegs- 
gewinnsteuern und  überhaupt  auf  alle  zur  Schuldentilgung  bestimmten 
Abgaben  zu  erstrecken. 

Das  Ergebnis  der  6.  Kriegsanleihe  war  die  Höchstleistung, 
die  das  deutsche  Volk  seit  Kriegsbeginn  auf  diesem  Gebiete  auf- 
gebracht hat,  nämlich  einschließlich  der  nachträglichen  Feld-  und 
Ueberseezeicbnungen,  die  sich  auf  7063347  M.  beliefen,  insgesamt 
13122069600  M.  Das  sind  2423  Mill.  mehr  als  die  ö.  und 
962  Mill.  mehr  als  die  bisher  weitaus  ertragreichste  3.  Anleihe.  Ks 
entfielen  davon: 

•uf  Reichunleihe-St&oke 
„  „  -SchnldbiicheiDtragUDgeD 

„     ScbatznnweiiiDnf;cn 

Der  Anteil  der  Schatzanweisungen  neuen 
heblicher,  aber  quotenmäßig   mit   10,47  v, 
wartet  worden  war. 

In  diesen  Zahlen  sind  nicht  inbegriffen  die  Anmel- 
dungen älterer  Anleihe  zum  Umtausch  in  die  neuen 
Schatzanweisungen.    Sie  stellten  sich  auf  492  7  26  000  M. 

An  dem  Ergebnis  war  trotz  der  Beschränkung  der  Werbetätig- 
keit auf  das  Inland  doch  auch  das  Ausland  mit  erheblichen  Be- 
trägen beteiligt.  Die  zur  Bezahlung  nach  Deutschland  fließenden 
Gelder  wirkten  auf  den  Stand  der  deutschen  Valuta  vorteilhaft  ein. 
Sehr  beträchtlich  war  der  Anteil  des  Feld-  und  des  Heimat- 
heeres an  der  Gesamtzeichnung.  Er  übertraf  mit  1,3  Mil- 
liarden M.,  wovon  0,5  Milliarde  reine  Feldzeichnungen  und 
0,8  Milliarde  M.  Heimatzeichnungen  von  Heeresaugehörigen  waren, 
die  gleichen  Anteile  an  den  früheren  Anleihen  um  ein  Vielfaches.  Die 
von  den  Sparkassen  geschaffene  Einrichtung  von  Kriegssparkarten  und 
-Sparmarken   für   Kriegsteilnehmer  hat  dazu  wesentlich  beigetragen. 

Das  beim  Zeichnungsschluß  vorliegende  Zahlungsergebnis  von 
12978  840700  M.  setzte  sich,  wie  folgt,  zusammen: 


9  i82  863  $00  II. 

2575054900  „ 
I  364  151  JOO  „ 

Typs  ist  absolut  ein 
H.  geringer  als  wohl 


Zahl  der  ZeiehnuD«rrn 

6.  AdI.  6.  AnL  |  4.  AdI. 

3.  Anl. 

3.  Anl. 

1.  Anl. 

bis     200  11. 

j  844  834  17940842406118 

984  358 

45*  "3 

231  112 

Ton    300  „      500  „ 

1058  861  681027  937929 

858  259 

581470 

241  804 

600  „     1000  „ 

893  611  6054941  885941 

918595 

660-76 

}  453 '43 

1  100  „     2  000  „ 

4075581  301  8b3i  468724 

530176 

418861 

2  100  „    5  000  „ 

320762  245873 

347  725 

422  626 

361  459 

»57  59« 

„   5  100  „    10  000  ., 

122  514   93189 

113  927 

«47  593 

130903 

56438 

„   10100  „    20  000  „ 

51659   40571 

42  .58 

53  445 

46105 

'93'3 

„   20  100  „    50  000  „ 

40463 

28  500 

30361 

32840 

26  407 

11584 

„   50100  „   100  000  „ 

'3564 

9748 

9  100 

10090 

7  74» 

3fc29 

„  100  100  „   500  000  „ 

12332 

7870 

6308 

7074 

4361 

2050 

„  500  100  „  1  000  000  , 

1184 

1032 

78a 

832 

538 

361 

über  1  000  000  „ 

7-01     7*5 

574 

530 

325 

210 

SQBUniDCO 

6  768  082 

3809976 

5279645 

3  966  4»» 

2  691  060 

•  «77  -ii 
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Betrag  in  Millionen  Mark 

6.  Anl. 

5.  Anl. 

4.  Anl. 

3.  Anl.  1  2.  Anl. 

1.  Anl. 

bis     200  M. 
von    300  „      500  „ 

286,5 
437,2 

154 
293 

201 

407 

'30 
369 

71 

251 

36 
III 

600  „     1  000  „ 

1  100  „     2  000  „ 

2  100  „     5  000  „ 
5  100  „    10  000  „ 

„   10  100  „    20  000  „ 
„   20  100  „    50  000  „ 

8oi,o 

"01,7 

I  169,4 
988,7 

813,9 
I  297,1 

552 
520 
9.1 
768 

651 
982 

794 
792 
1247 
907 
666 
980 

844 
928 

•563 

I  202 

858 

I  167 

60. 

733 
'354 
'057 

745 
926 

}  587 

579 
450 

307 
410 

315 
509 
287 

„   50  100  „   100  000  „ 

I  062,8 

810 

734 

850 

648 

„  100  100  „   500  000  „ 

2  110,7 

I  710 

'  53' 

1  766 

1066 

„  500  100  „  1  000  000  „ 

961,2 

853 

641 

695     440 

über  1  000  000  „ 

2  348,7 

2448 

I  812 

I  729    1162 

869 

zusammen 

12978,» 

10652 

10712 

12  lOI 

9060  1 

4460 

Es  wurden  gezeichnet,  in  Millionen  Mark: 


bei 


der  Reichsbank 
den  Banken  und  Bankiers 
„     Sparkassen 
;,     Lebensversichernngs- 

gesellsebaften 
,,    Kreditgenossen- 
schaften 
,,    Postanstalten 


!.  Aul. 
625 

7  545 
3  202 

387 

I  103 

117 


5.  Anl. 
685 
6082 
2567 

337 

847 
'34 


4.  Anl. 

461 
6  165 
2727 

349 

839 
'7' 


3.  Anl. 

569 

7391 

2877 

417 

680 
107 


2.  Anl. 

565 

5592 

«977 

384 

430 
112 


1.  \d\. 

479 

2895 

883 

203 


zusammen      12979       10652       10  712         9060        9060        4460 

An  den  Zeichnungen  waren  504  Schulen  mit  27  775  werben- 
den Schülern  und  Schülerinnen  und  einem  Betrage  von  52291901  M. 
beteiligt. 

Sonach  ergibt  sich  eine  sehr  beträchtliche  Steigerung 
sowohl  der  Zahl  der  Zeichner  wie  der  Zahl  der  Beträge, 
und  zwar  mehr  oder  weniger  in  allen  Klassen,  gegen  die 
5.  Kriegsanleihe.  Besonders  hat  die  Zahl  der  kleinsten 
Zeichner,  bis  zu  200  M.,  gegen  die  5.  Anleihe  um  2050750 
oder  214  v.  H.,  und  die  des  von  ihnen  gezeichneten  Betrages  um 
132156441  oder  185  v.  H.  zugenommen.  Aber  auch  gegen  die 
4.  Anleihe,  die  mit  2406118  Zeichnungen  bisher  den  Höchstpunkt 
bedeutete,  liegt  eine  Zunahme  derselben  um  1 438  716  vor.  Die 
kleinen  Zeichner  bis  zu  2000  M.  haben  gegen  die  5.  Anleihe 
um  282237  oder  83  v.  H.,  der  von  ihnen  gezeichnete  Betrag  um 
706840795  oder  146  v.  H.  zugenommen.  Der  Rückgang  in  den 
Zahlen  der  Zeichnungen  bis  zu  50000  M.  und  der  gezeichneten  Be- 
träge bis  zu  20000  M.,  insbesondere  der  kleinsten  Zeichnungen,  bei 
der  5.  Anleihe  ist  damit  durch  die  6.  in  glänzender  Weise  nicht  4iur 
ausgeglichen,  sondern  weit  überholt  worden. 

Die  Einzahlungen  erfolgten  so  rasch,  daß  bis  zum  ersten 
Pflichteinzahlungstage,  dem  27.  April,  bereits  10065  Mill.,  also  76,7 
V.  H.  der  Gesamtzeichnung  einbezahlt  waren.  Ende  Mai  waren 
91,1  V.  H.    eingezahlt   und  am    14.  Juli,  4  Tage  vor  dem  letzten 


186  H.  Koppe, 

Pflichteinzahlungstermin,  an  dem  25  v.  H.  zu  zahlen  waren,  standen 
nur  noch  2  v.  H.  aus.  Der  Betrag  der  von  den  Darlehnskassen 
für  diese  Anleihe  überhaupt  gegebenen  Gelder  war  am  selben  Tage 
332,7  Mill.  M.  =^  2,6  v.  H.  der  Gesamtzeichnung. 

4.    BQckblick. 

Rückschauend  sehen  wir  die  für  die  Begriffe  der  Friedenszeit 
-  an  deren  Schlüsse  die  gesamte  Reichsschuld  rund  5  Milliarden  M. 
betrug  —  fabelhafte  Summe  von  60312361600  M.,  also  rund 
60Vii  Milliarden,  durch  die  6  Kriegsanleihen  auf  Grund  der  be- 
willigten 79  Milliarden  M.  Kriegskredite  (=  76,33  v.  H.  derselben) 
aufgebracht.  Das  sind  2,5  Milliarden  mehr  als  England  und  24,8 
Milliarden  mehr  als  Frankreich  an  kurz-  und  langfristigen  In-  und 
Auslandsanleihen  insgesamt  im  gleichen  Zeitraum  aufgebracht  haben  *). 
Daß  die  finanzielle  Leistungskraft  des  Volkes  für  den  Kriegsan- 
leihenbedarf in  fortgesetztem  Steigen  begriffen  ist,  ergibt  die  Gegen- 
überstellung der  Ergebnisse  der  3  ersten  und  der  3  letzten  Kriegs- 
anleihen von  25723,7  und  34588,6  Mill.  M.,  namentlich  aber  auch 
die  glänzende  Höchstziffer  der  6.  Anleihe,  die  alle  ihre  Vorgänge- 
rinnen weit  übertroffen  hat.  Wie  sehr  insbesondere  die  Spar- 
kraft des  Volkes  zur  Erzielung  der  Anleiheergebnisse  beigetragen 
hat,  ergibt  sich  daraus,  daß  die  deutschen  öffentlichen  Sparkassen 
zeichneten : 


lUf 

die  1. 

Kriegsanleihe 

884  MQL  M. 

..    2. 

11 

1 940     „      „ 

..    3. 

ft 

»876      „       ,. 

„    4. 

ff 

» 735     ff      f. 

.,     5. 

»f 

« sw    »     .. 

„    «• 

3  »0»     ..      H 

nuammen 

14  204  Mill.  M. 

oder  23,5  v.  H.,  während  die  Zeichnungen  bei  den  Banken  und 
Bankiers  nahezu  60  v.  H.  der  Gesamtsumme  der  Zeichnungen  auf 
alle  6  Anleihen  ausmachen.  Daß  und  warum  der  Aufstieg  der  Er- 
gebnisziffern kein  ununterbrochener  noch  etwa  ganz  gleichmäßiger 
sein  konnte,  ward  schon  dargelegt.  Die  Steigerungstendenz  kommt 
aber  gleichwohl  im  Gesamtverlauf  der  Kurve  zu   klarem  Ausdruck : 

1.  Kricgsanleilie  4460  Mill.  M. 

2.  „         9060   „   „ 

3.  „        I»  loi   „   ,, 
♦•     .,        10767   „ 

5.  „        10699   „   „ 

6.  „        13  122   „   ,. 

Von  den  gesamten  60,31  Milliarden  entfalten  auf  Schatz- 
anweisungen 6,12  =  10.15  V.H.,  auf  feste  Anleihe  54,19 
=-  89,85  V.  H.     Von  den  letzteren   sind    11,83    Milliarden   = 

1)  So  bei  Zn^rnndelegung  der  von  Schwan  im  „Bankarehiv",   Jahrg.  16,  Mr.  14 
in  Millionen  M.  zusammengestellten  Zahlen. 
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21,83  V.  H.  Schuldbucheintragungefi  und  42,36  Mil- 
liarden =  78,17  V.  H.  Anleihestücke.  Von  einem  Volksver- 
mögen von  300  Milliarden  M.  (nach  Helfferich)  bei  Kriegsbeginn 
ist  sonach  bisher  etwa  der  fünfte  Teil  kriegsmobil  gemacht  worden. 
Die  Jahreszinslast  der  6  Kriegsanleihen  beträgt  rund  2995,64  Mill.  M.j 
das  sind  7,48  v.  H.  des  auf  40  Milliarden  geschätzten  Volksein- 
kommens vor  dem  Kriege. 

Nächst  den  Kriegsanleihen  war  es  wiederum  die  Hilfe  der 
Reichsbank,  durch  welche  die  erfolgreiche  finanzielle  Fortführung 
des  Krieges  bewerkstelligt  wurde.  Die  ßeichsbank  vermochte  den 
Kriegskreditbedürfnissen  des  Reiches  „andauernd  ohne  Schwierigkeit 
und  ohne  irgendeine  Einbuße  an  ihrer  Leistungsfähigkeit  voll  zu 
entsprechen"  »).  Die  starke  Flüssigkeit  des  Geldmarktes  half  ihr  da- 
zu ganz  wesentlich.  Ihre  Hilfe  besteht,  wie  früher  dargestellt"^),  in 
der  Gewährung  von  Vorschüssen  auf  die  kommenden  Kriegsanleihen 
hauptsächlich  mittels  Diskontierung  von  Reichsschatzanweisungen, 
die  sie  größtenteils  an  andere  Banken  weiterabgibt,  bis  durch  die 
Einzahlungen  auf  Kriegsanleihe  eine  Entlastung  eintritt.  Ihre  Ent- 
wicklung ist  dabei  in  der  ganzen  Kriegszeit  eine  aufsteigende  und 
zugleich  ruhige  und  stetige  gewesen.  Mit  dem  Umfange  ihrer  Be- 
anspruchung stieg  in  gleichem  Grade  auch  ihre  Leistungsfähigkeit. 
Auch  dem  privaten  Kreditbedarf  der  Kriegszeit  vermochte  sie  voll- 
kommen gerecht  zu  werden.  Die  Durchführung  der  Kriegsanleihe 
hat  immer  nur  vorübergehend,  während  der  Periode  der  Vorbereitung 
auf  die  Anleiheeinzahlungen,  auf  ihren  Status  eingewirkt,  durch  Ver- 
änderungen auf  dem  Konto  der  Kapitalanlage  und  dem  der  „fremden 
Gelder". 

Im  einzelnen  steigerte  sich  zunächst  ihr  Notenumlauf 
von  2909  Mill.  M.  am  31.  Juli  1914  auf  8107,1  Mill.  am  28.  Februar 
1917.  Die  notwendige  Versorgung  der  besetzten  feindlichen  Ge- 
biete mit  Papiergeld  hat  darauf  starken  Einfluß  geübt.  Diese  hatte 
Ende  August  1916  eine  Höhe  von  l%—2  Milliarden  M.  erreicht'). 
Dazu  kamen  der  Ersatz  für  die  aus  dem  Verkehr  an  sie  abgelieferten 
Goldmünzen  mit  rund  1  Milliarde,  ferner  die  notwendigen  Gold- 
versendungen zu  Zahlungszwecken  in  das  Ausland  und  der  durch 
die  Steigerung  aller  Preise  sowie  durch  die  in  Zusammenhang  mit 
dem  Rückgang  des  Wechselumlaufs  zunehmenden  Barzahlungen  ver- 
ursachte große  Zahlungsmittelbedarf  des  Inlands.  Um  den  letztge- 
nannten Faktor  der  Notenumlaufssteigerung  wirksam  zu  bekämpfen, 
wurde  eine  systematische,  freilich  der  Vervollkommnung  sowohl  noch 
bedürftige  wie  fähige  Propaganda  und  zugleich  Ersatzmittelorgani- 
sation  für   die  Einführung  des   bargeldlosen   Zahlungsverkehrs   von 

1)  Vgl.  Denkschrift  über  wirtschaftliche  MaOnahmen  ans  Anlaß  des  Krieges,  TO« 
5.  März  1917,  Nr.  650,  S.  130. 

2)  Vgl.  Bd.  106,  S.  325  ff. 

3)  Inzwischen  sind  im  Gebiete  des  Oberkommandos  Ost  besondere  papieme  Zah- 
lungsmittel durch  Gründung  von  Darlehnskassen,  welche  eigene  Scheine  ausgeben,  g«- 
achaffen  worden. 
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ihr  ins  Werk  gesetzt.  Die  Schwankungen  des  Notenumlaufs  ent- 
sprachen im  wesentlichen  den  periodisch  wechselnden  und  daher  ge- 
wohnheitsmäßigen Verkehrsbedurfnissen  und  wurden  nur  vorüber- 
gehend von  den  zur  Einzahlung  auf  die  Kriegsanleihen  erforderlichen 
geld geschäftlichen  Transaktionen  beeinflußt.  Die  Annahme  in  der 
Denkschrift  der  Regierung  vom  5.  März  1917  (S.  133),  es  sei  un- 
zweifelhaft, daß  schon  die  Anpassung  des  Notenumlaufs  an  die  Kriegs- 
verhältnisse seit  längerer  Zeit  in  der  Hauptsache  vollendet  und  der 
inländische  Verkehr  im  wesentlichen  mit  Noten  gesättigt  sei,  hat  sich 
nicht  als  zutreffend  erwie.sen,  denn  der  Umlauf  war  bis  zum  14.  Juli 
1917  auf  H640,7  Mill.  gestiegen  und  erreichte  am  22.  September  1917 
die  Höhe  von  9  603  573  000  M. 

Die  Bardeckung  des  Notenumlaufs  schwankt  ziemlich 
stark.  Sie  wechselte  in  der  Periode  März- August  1916  von  53,9 
bis  zu  39,7  und  betrug  im  Wochendurchschnitt  45,3  v.  H.  Die  Gold- 
deckung hatte  am  31.  Juli  1914  43,1  v.  H.  betragen  gegen  62  bei 
der  Bank  von  Frankreich  und  98,2  v.  H.  bei  der  Russischen  Staats- 
bank, im  Wochendurchschnitt  derselben  Periode  bewegte  sie  sich 
zwischen  37,5  und  34,7  v.  H.,  überstieg  also  für  gewöhnlich,  d.  h. 
von  den  Zeitpunkten  besonderer  Beanspruchung  um  die  Quartalstermine 
herum  abgesehen,  immer  noch  '/s-  Die  nach  der  Kriegsgesetzgebung 
zulässige  Heranziehung  der  bei  der  Reichsbank  befindlichen  Dar- 
lehnskassenscheine  zur  Dritteldeckung,  die  uns  das  feindliche  Aus- 
land immer  wieder  zum  Vorwurf  macht,  brauchte  also  bisher  nicht 
zu  erfolgen.  Im  ganzen  Jahresdurchschnitt  1916  betrug  die  Gold- 
deckung 36  V.  H.,  das  ist  etwa  der  Stand  während  der  ersten  Kriegs- 
wochen. Die  gesamten  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten 
(Noten  und  fremde  Gelder),  für  die  gesetzliche  Deckungsvorschriften 
nicht  bestehen,  waren  trotz  ihrer  erheblichen  Steigerung  durchschnitt- 
lich durch  Gold  mit  26,  durch  den  Barvorrat  mit  31,3  v.  H.  gedeckt, 
d.  h.  besser  als  im  ersten  Kriegsmonat,  wo  die  entsprechenden  Ziffern 
23,8  und  27,1  waren.  Uebrigens  steht  die  Reichsbank  mit  ihrer 
Deckung  auch  noch  immer  besser  da  als  die  Bank  von  Frankreich 
und  die  Russische  Staatsbank,  die  längst  unter  die  Dritteldeckung 
herabgesunken  sind. 

Der  Goldbestand  stieg  von  1253,2  Mill.  bei  Kriegsbeginn 
auf  2524  Mill.  M.  Ende  Januar  1917.  Er  wuchs  außer  durch  die 
systematischen  Bemühungen  um  Herausziehung  der  aus  dem  Verkehr 
zurückgehaltenen  Goldmünzen  auch  durch  den  organisierten  und 
propagandierten  Ankauf  von  Goldsachen.  Doch  hat  sich  das  Tempo 
der  Zunahme  i.  J.  1917  sehr  verlangsamt.  Mit  der  Zeit  mußte  näm- 
lich Gold  in  ständig  wachsendem  Umfange  zur  Bezahlung  von  not- 
wendiger Einfuhr  abgegeben  werden.  Daß  trotzdem  der  Goldbestand 
noch  im  ganzen  zunahm,  ist  daher  hoch  zu  werten.  Am  23.  Juni 
1917  wies  der  Goldbestand  zum  ersten  Male  einen  Rückgang  um 
76,47  Mill.  auf,  bei  einem  Stande  von  2  456  879  0<0  M.  In  den 
folgenden  Wochen  hat  er  zwischen  geringer  Zu-  und  Abnahme  ge- 
schwankt und  am  Quartalsende  (29.  Sept.  1917)  sich  auf  2404  Mill.  M 
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gestellt.  Seiner  Zunahme  bis  Ende  August  1916  um  1215,8  Mill.  M. 
standen  eine  solche  bei  der  Bank  von  England  um  365,  bei  der 
Bank  von  Frankreich  um  79,1  und  bei  der  Russischen  Staatsbank  eine 
Abnahme  um  113,7  Mill.  M.  gegenüber  (die  beiden  letzteren  aller- 
dings ohne  die  „Goldguthaben  im  Auslande",  die  jedoch  illiquide 
Forderungen  an  fremde  Banken,  besonders  an  die  Bank  von  England, 
auf  Rückgabe  überwiesenen  Goldes  bedeuten).  Ende  Dezember  1916 
wies  der  Goldbestand  gegenüber  dem  31.  Juli  1914  bei  der  Reichs- 
bank eine  Zunahme  um  1267  Mill.,  bei  der  Bank  von  England  um 
326  Mill.  M.,  bei  der  Bank  von  Frankreich  eine  Abnahme  um  614, 
bei  der  Russischen  Staatsbank  eine  solche  um  283  Mill.  M.  auf. 

Der  Diskont  der  Reichsbank  konnte  in  Höhe  von  5  v.  H. 
seit  dem  23.  Dezember  1914  unverändert  beibehalten  werden.  Zur 
Erleichterung  der  Goldheranziehung  erging  am  13.  Juli  1916  ein 
Verbot  der  Ausfuhr  von  Goldwaren.  Der  Industrie  ward  Gold 
hauptsächlich  nur  noch  zur  Herstellung  unentbehrlicher  Gegenstände 
und  von  solchen  Exportwaren  überlassen,  durch  die  fremde  Valuten 
zu  erheblich  höherem  Werte  als  dem  des  verarbeiteten  Goldes  er- 
worben wurden.  Die  dadurch  auf  gemünztes  und  ungemünztes  Gold, 
das  sich  im  freien  Verkehr  befindet,  konzentrierte  Nachfrage  hatte 
für  die  Goldpolitik  der  Reichsbank  gefährliche  Preissteigerungen 
zur  Folge,  zu  deren  Verhütung  durch  Verordnung  vom  8.  Februar 
1917  Höchstpreise  für  Gold  festgesetzt  wurden. 

Wie  es  wirtschaftlich  möglich  wurde,  daß  das  deutsche  Volk 
in  nicht  ganz  2V4  Jahren  60'/3  Milliarden  aufbrachte,  nachdem  noch 
kurz  zuvor  die  Aufbringung  von  '/.^  Milliarde  durch  den  Wehrbeitrag 
innerhalb  gleicher  Frist  für  eine  einzigartige  Kraftleistung  gegolten 
hatte,  ward  bereits  früher  erörtert.  Die  gelungene  Umstellung  der 
Friedens-  in  die  Kriegswirtschaft  findet  in  dieser  Leistung  ihren 
entsprechenden  finanziellen  Ausdruck.  Hier  bleibt  nur  erneuet  das 
Fazit  zu  ziehen  und  im  Hinblick  auf  die  über  alles  Erwarten  ge- 
steigerten Ergebnisse  der  3.  bis  6.  Kriegsanleihe  kräftig  zu  unter- 
streichen, daß  unser  Volk  in  diesem  Weltkriege,  mag  er  auch  noch 
so  lange  dauern,  auf  finanziellem  Gebiete  ebensowenig  niederzuringen 
wie  im  Waffenkampfe  zu  besiegen  oder  im  Wirtschaftskriege  zu 
entkräften  ist. 

B.  Oestcrrelcli-Ungarn. 

1.  Die  vierte  Kriegsanleihe. 
a)  Oesterreich. 
Durch  die  drei  ersten  Kriegsanleihen  war  Oesterreichs  ge- 
samte Staatsschuld  von   13  004,07  Mill.  K.  bei   Kriegsbeginn 
angewachsen  auf; 

i7  96o,«i!  MiU.  K.  am   31.  Dez»mber  1914 

22  453,41      „      „      „     30.   Juni   1915 

27  048,00      „      „     „     31.  De».embcr  1915 
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Das  Jahreserfordernis  stieg  von  454,6  Mill.  K.  (nach  dem  Etat  für 
das  Finanzjahr  vom  1.  Juli  1914  bis  30.  Juni  1915)  auf  889,89  MilL 
Ende  Juni  1915  und  1125,5  Mill.  K.  Ende  Dezember  1915.  Die 
Kriegsschuld  Oesterreichs  betrug: 

5044        Mill.  K.  am  31.  Dexcmbcr  1914 

9499,1» 30.  Juni   1915 

14  140  „      „      „    31.  Dnrmber  1915 

Zq  ihr  gehören  außer  den  Eriegsanleiheerträgen  —  die  Ergebnisse 
der  drei  ersten  Kriegsanleihen  stellten  sich  auf  9  091  668  900  K.  — 
die  Vorschüsse  des  Staates  bei  der  Oesterreichisch-Ungarischen 
Bank  und  beim  österreichischen  Bankenkonsortium  sowie  die 
„Valutaanleihen  bei  deutschen  Banken"  (s.  Bd.  106,  S.  469,  477, 
481).  Diese  Bankschulden  der  genannten  drei  Arten  betrugen  Ende 
1915  also  14140-9091,6  =  5048,4  Mill.  K.  Den  weitaus  größten  Teil 
davon  bilden  die  Notenbankschulden,  von  deren  jeweiligem  Stande 
jedoch,  da  sie  von  der  österreichischen  und  der  ungarischen  Regie- 
rung in  Befolgung  des  Prinzips  gemeinsamer  Bestreitung  der  Kriegs- 
kosten (s.  Bd.  106,  S.  459)  gemeinschaftlich  aufgenommen  werden, 
die  Anteile  Oesterreichs  und  Ungarns  nach  dem  gesetzlichen  Ver- 
teilungsschlüssel 63,60 :  36,40  v.  H.  immer  erst  zu  errechnen  sind. . 
Ende  1914  betrugen  diese  gemeinsamen,  doch  damals  noch  nicht  voll 
in  Anspruch  genommenen  Notenbankdarlehen  4,8  Milliarden  K. 

Die  Kriegskosten  betrugen  in  den  beiden  ersten  Kriegs- 
jahren für  die  Gesamtmonarchie  im  Monatsdurchschnitt  1260  bis 
1270  Mill.  K.,  wovon  nach  dem  gesetzlichen  Quotenverhältnis  rund 
800  Mill.  auf  Oesterreich  und  460  Mill.  auf  Ungarn  entfielen,  so  daß 
Oesterreich  in  diesen  beiden  Jahren  rund  19  200  Mill.  K.  Kriegs- 
kosten hatte.  Hauptsächlich  infolge  des  Eintritts  Italiens  in  den 
Krieg  stiegen  die  Kriegskosten  Oesterreich-Ungams  bei  Beginn  des 
dritten  Kriegsjahres  auf  etwa  1600  (also  1017,60  -|-  582,40)  Mill.  und 
bis  Ende  1916  auf  1800  (1144,80  -h  655,20)  bis  1900  1208,40  +  691,60) 
Mill.  im  Monatsdurchschnitt.  Zu  ihnen  gehört,  wie  in  Deutschland, 
das  gesamte,  aus  den  laufenden  Ausgaben  des  Etats  ausgeschiedene 
Budget  der  Heeresverwaltung. 

Die  Notwendigkeit  einer  vierten  Kriegsanleihe  ergab  sich  im 
Frühjahr  1916  zu  einer  Zeit,  in  der  die  besten  Vorbedingungen  für 
ihren  Erfolg  gegeben  waren.  Die  Bilanzen  der  Banken  erwiesen 
eine  außerordentliche  Geldflüssigkeit.  Ihre  Einlagen  hatten  den  Stand 
bei  Auflegung  der  ersten  Kriegsanleihe  um  mehrere  Milliarden  über- 
schritten. Es  waren  diese  Vermehrungen  teils  in  der  Kriegswirt- 
schaft und  durch  ihren  günstigen  Verlauf  erzielte  Gewinne  von  In- 
dustrie, Handel  und  Landwirtschaft,  teils  Betriebskapitalien,  die  durch 
den  Krieg  ihrer  bisherigen  produktiven  Verwendung  entzogen  und 
neuer,  dauernder  noch  nicht  zugeführt  waren.  Aber  auch  vor  dem 
Kriege  gemachte  Ersparnisse,  die  der  Ueberführung  in  feste  Anlage 
noch  harrten,  waren  darunter.  Die  große  Vermehrung  des  Notenum- 
laufs in  Verbindung  mit  dem  System  vorzugsweiser  Barzahlung  statt 
Kreditierung  im  Kriegswirtschaftsverkehr  erzeugte  eine  Barmittel- 
lülle,  die  im  andauernden  Sinken  des  Privatdiskontes  bis  auf  2  v.  H. 
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herab  zum  Ausdruck  kam.  Trotzdem  natürlich  auch  der  Kredit  der 
Banken  für  die  drei  ersten  Kriegsanleihen  in  Anspruch  genommen 
worden  war,  blieben  die  dadurch  entstandenen  Verbindlichkeiten  er- 
heblich hinter  dem  Gesamtstande  der  Guthaben  bei  den  Banken  zu- 
rück. Der  Staat  kam  daher  mit  der  Ausbringung  der  neuen  Anleihe 
zugleich  einem  weitverbreiteten  und  starken  Anlagebedürfnis  ent- 
gegen, das  noch  dazu  bei  der  Unterbindung  des  Kapitalmarktes  durch 
den  Krieg  auf  andere  Weise  keine  oder  nur  eine  sehr  erschwerte 
Befriedigung  zu  finden  vermocht  hätte.  Diese  durch  den  Krieg 
selbst  erzeugte  oder  gesteigerte  neue  Kapitalkraft  zu  konzentrieren 
und  im  höchsten  Interesse  des  Staates  selbst,  im  Interesse  seiner 
Selbstbehauptung  zu  verwerten,  war  das  Gebot  der  Stunde. 

Die  4.  Kriegsanleihe  bedeutet  für  Oesterreich  einen  Umschwung 
in  den  Grundsätzen  der  Aufbringung  des  finanziellen 
Kriegsbedarfs.  Bisher  hatte  die  Regierung  immer  nur  Schatz- 
anweisungen zur  Zeichnung  aufgelegt,  wenn  auch  mit  steigender 
Lauffrist,  nämlich  von  5  auf  10  und  weiter  auf  15  Jahre.  Die 
Gründe  dafür  waren  teils  staatsrechtlicher,  teils  finanzpolitischer 
Natur  und  sind  bereits  früher  (Bd.  lOö,  S.  456)  dargelegt  worden. 
Dieser  Modus  entsprach  aber  nur  den  Interessen  derjenigen  Zeichner, 
welche  ihre  Gelder  lediglich  für  eine  gewisse  Zeit,  nämlich  bis  zur 
Wiederherstellung  einer  geordneten  Friedenswirtschaft,  festlegen 
wollten.  Diesen  Kreisen  gibt  allerdings  eine  kurzfristige  Kriegs- 
anleihe einen  stärkeren  Anreiz  zur  Beteiligung  als  eine  dauernde, 
die  keine  sichere  Aussicht  auf  Rückzahlung  in  der  Uebergangszeit 
nach  dem  Kriege  bietet.  Für  kapitalisierungsreife  Einkommensteile 
und  für  in  naher  Zeit  sicher  zu  erwartende,  daher  im  voraus  ver- 
fügbare Einnahmen  war  die  Form  vorübergehender  Anlage  dagegen 
ungeeignet.  Aus  erfolgreicher  Ausnutzung  der  Kriegskonjunkturen 
waren  solche  reichlich  vorhanden.  Hatten  doch  beispielsweise  Waren, 
die  noch  unter  den  schlechten  Konjunkturen  der  letzten  Friedens- 
iahre  erzeugt  waren,  jetzt  mit  enormem  Nutzen  abgestoßen  werden 
können.  Aber  auch  für  den  Staat  war  die  Aufnahme  dauernder  An- 
leihen vorzuziehen  vor  der  Aufhäufung  von  schwebenden  Schulden, 
da  deren  gesamte  Rückzahlung  schon  binnen  kurzer  Frist  nach  dem 
Kriege  ihn  in  große  Verlegenheit  bringen  konnte.  Die  bisherige 
Art  der  Verteilung  dieser  Last  auf  3  Rückzahlungstermine  mit  5- 
jährigen  Zwischenräumen  vermochte  diese  Schwierigkeit  nur  etwas 
zu  mildern,  nicht  zu  beseitigen.  Weder  die  Finanzlage  des  Staates 
noch  die  wirtschaftlichen  Kräfte  seiner  Bevölkerung  konnten  so  bald 
nach  einem  so  furchtbaren  Kriege  wieder  in  den  Stand  gesetzt  sein, 
sich  der  schweren  Miiliardenlast  mit  wenigen  ruckweisen  Stößen 
dauernd  zu  entledigen.  Aber  auch  die  Konsolidierung  einer  so  unge- 
heueren schwebenden  Schuld  müßte  auf  die  größten  Schwierigkeiten 
stoßen.  Die  Regierung,  die  noch  immer  die  Einberufung  des  Reichs- 
rates aus  den  bekannten  politischen  Gründen  i)  scheute,  bemühte  sich 
daher  ernstlich,  die  Zustimmung  seiner  auch  während  der  VerUgung 


1)  Vgl.  Bd.  106,  S.  456. 
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des  Parlaments  fungierenden  StaatsschuldenkontroUkommission  zar 
Ausgabe  einer  erheblich  länger  laufenden,  jedoch  tilgungspflichtigen 
Anleihe  zu  erhallen.  Dies  gelang  ihr,  und  daher  wurde  die  neue 
Anleihe,  wieder  ohne  Begrenzung  ihres  Betrages,  in  folgender  doppelter 
Form  zur  öffentlichen  Zeichnung  vom  17.  April  bis  15.  Mai 
1916,  doch  mit  nachträglicher  Verlängerung  bis  zum  23.  Mai,  auf- 
gelegt. 

Die  Anleihe  zerfiel  in  öVj-proz.  Schatzscheine  mit  7- 
jähriger  Lauffrist,  da  sie  sämtlich  am  1.  Juni  1923  zurückgezahlt 
werden,  und  in  eine  5 '/t-proz.  amortisable  Staatsanleihe, 
deren  Tilgung  von  1922  bis  1956  im  Auslosungswege  erfolgt  Der 
Zinsfuß  blieb  also  für  beide  Arten  der  bisherige.  Auch  sind  beide 
vom  1.  Juni  1916  ab  verzinslich  und  mit  gleichen  Zinsterminen, 
1.  ,luni  und  i.  Dezember,  ausgestattet,  so  daß  ihr  erster  Kupon  am 
1.  Dezember  1916  fällig  wurde.  Beider  Kupons  sowie  Umsätze  in 
beiden  Anleihearten  sind  steuerfrei.  5'/,  v.  H.  StUckzinsen  wurden 
für  die  Zeit  vom  16.  April  bis  31.  Mai  1916  vergütet  Die  Schatz- 
scheine wurden  zu  93  v.  H.  mit  V»  v.  H.  Vergütung  für  jeden 
Zeichner,  also  tatsächlich  zu  92,50,  die  Anleihe  zu 95,50  mit  gleich- 
artiger Vergütung,  also  tatsächlich  zu  95  v.  H.  aufgelegt  Die  ersteren 
lauten  über  Beträge  von  1000  bis  zu  50000  K.,  die  letzteren  über 
solche  von  100  bis  20  000  K.  Beträge  bis  zu  200  K.  waren  bei  der 
Zeichnung  voll  zu  zahlen.  Größere  Zeichnungen  konnten  in  Tjeilbe- 
trägen  bezahlt  werden,  und  zwar  10  v  H.  bei  der  Anmeldung,  je 
20  v.  H.  am  15.  Juni  und  15.  Juli,  25  v.  U.  am  16.  August,  der 
Rest  am  15.  September  1916. 

Die  Anleihe  ist  in  Serien  zu  je  5  Mill.  K.  eingeteilt  Ihre 
Verlosung  erfolgt  serienweise  je  im  Dezember,  von  1921  ab,  die 
Rückzahlung  zum  Nennwert  je  am  folgenden  1.  Juni,  zuletzt  am 
1.  Juni  1956.  Der  Annuitätenaufwand  soll  eine  annähernd  gleiche 
Zinsen-  und  Kapitalzahlung  umfassen.  Vom  1.  Juni  1926  ab  kann 
die  Auslosung  verstärkt  oder  der  dann  noch  ungetilgte  Anleihebe- 
trag mit  3-monatiger  Kündigungsfrist  zum  Nennwert  zurückgezahlt 
werden. 

Die  Zeichnungsstellen  waren  die  nämlichen  wie  bisher,  ein- 
schließlich der  Kreditgenossenschaften.  Zwischenscheine  wurden 
auf  Antrag  verabfolgt  Die  Banken  erhielten  je  '/<  v.  H.  eigene 
Provision  und  Spesenvergütung  für  die  von  ihnen  vermittelten  Zeich- 
nungen. Berufsmäßige  Geschäftsvermittler,  Spar-  und  Vorschußver- 
eine erhielten  '/*  v.  H.  Provision,  Sparkassen  ^/g  v.  H.  als  Provision 
und  Spesenvergütung. 

Die  Vergünstigungen  in  Gestalt  niedrigeren  Zinsfußes  von 
Seiten  der  Notenbank  und  der  Darlehnskasse  für  Darlehen  zwecks 
Zeichnungen  auf  die  4.  Anleihe  gegen  Verpfändung  von  Stücken  der 
neuen  Anleihe  selbst  oder  der  älteren  Kriegsanleihen  oder  von  ande- 
ren bei  ihnen  beleihbaren  Effekten  bis  zu  75  v.  H.  ihres  Nennwertes, 
ebenso  zur  Abstattung  von  bei  anderen  Kreditanstalten  zu  gleichem 
Zwecke  aufgenommenen  Darlehen,  waren  die  nämlichen  wie  b^  der 
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3.  Anleihe.  Außerdem  versprach  aber  die  Regierung  im  Prospekte, 
dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  diese  Begünstigungen  nach  Ablauf  der 
für  sie  wiederum  bis  Ende  1917  gewährten  Frist  von  der  Noten- 
bank oder  einer  anderen  zu  bezeichnenden  Anstalt  verlängert 
werden,  und  zwar  bezüglich  der  Anleihe  bis  zum  bO.  Juni  1921,  be- 
züglich der  Schatzscheine  bis  zum  30.  Juni  1919.  Dies  geschah  auf 
vielseitigen  Wunsch,  weil  bei  der  langen  und  ungewissen  Dauer  des 
Krieges  die  bisherige  Befristung  zu  kurz  erschien.  Denn  die  Gefahr, 
noch  während  weiterer  schwerer  Kriegsjahre  plötzlich  einen  höheren 
Zinssatz  als  bisher  für  zu  Kriegsaaleihezwecken  aufgenommene  Dar- 
lehen zahlen  zu  müssen,  konnte  abschreckend  auf  die  Beteiligung  an 
dieserund  den  künftigen  Kriegsanleihen  wirken.  Nun  wäre  es  das  Natür- 
lichste gewesen,  die  bisherige  Frist  um  eine  angemessene  Spanne  zu 
verlängern.  Da  aber  das  Privileg  der  Notenbank  Ende  1917  abläuft, 
seine  Erneuerung  also,  wenn  auch  nur  formal,  ungewiß  ist,  so  wurde 
der  Ausweg  gefunden,  daß  die  österreichische  und  die  ungarische 
Regierung  eine  jede  von  sich  aus  für  die  Kriegsanleihen  ihres  Landes 
die  Verlängerung  zusagten.  Diese  wurde  aber  für  die  beiden  Arten 
der  neuen  Anleihe  je  nach  ihrem  Charakter  verschieden  bemessen, 
nämlich  kürzer  (3  Jahre)  für  die  eine  zeitlich  enger  begrenzte  An- 
lage bietenden  Schatzscheine,  länger  (5  Jahre)  dagegen  für  die  kon- 
solidierte Anleihe.  Bei  der  Regelung  der  Erneuerung  des  Notenbank- 
privilegs wird  dann  von  beiden  Regierungen  die  üebernahme  der 
Fristverlängerung  mit  zur  Bedingung  gemacht  werden  ').  Die  Fest- 
legung des  Zinsfußes  für  alle  diese  Darlehen  während  dieser  Jahre 
bindet  allerdings  der  Notenbank  in  bezug  auf  ihre  Zinsfußpolitik 
in  diesem  Zeitraum  die  Hände,  doch  ist  dieses  Opfer  verhältnis- 
mäßig gering  gegenüber  der  Notwendigkeit  der  methodisch  zweck- 
mäßigsten Heranziehung  aller  verfügbaren  Mittel  für  die  finanzielle 
Durchhaltung  des  Krieges.  Den  Gemeinden  durften  für  den  vierten 
Teil  ihrer  Kriegsanleihe-Zeichnungen,  also  auf  die  von  der  Noten- 
bank und  den  Darlehnskassen  nicht  beleihbaren  25  v.  H.  des  Nenn- 
werts, die  Landeshypothekenbanken  langfristige  Darlehen  in  kommu- 
nalen Schuldverschreibungen  geben,  auf  welche  die  Banken  Vor- 
schüsse gewährten.  Endlich  wurde  auch  die  Verpfändung  von  Hypo- 
theken, welche  die  gesetzliche  Sicherheit  bieten,  bei  den  Darlehns- 
kassen für  Zeichnungen  auf  die  Kriegsanleihe  wieder  zugelassen. 

Die  tatsächliche  Verzinsung  stellt  sich,  unter  Einrech- 
nung  des  Kursgewinns  bei  der  Rückzahlung,  bei  den  Schatzscheinen 
auf  6,4  V.  H.  gegen  6,25,  6,22  und  6,20  v.  H.  bei  der  1.  bis  3.  An- 
leihe,  weist  also  eine  nicht  unerhebliche  Steigerung  statt  des  bis- 


1)  Die  VerhandlnnpeD  zur  Krnenerung  des  Notenbankprivilegs  waren  am  20.  August 
1917  im  wesenilifben  abgeschlossen.  Den  Parlamenten  sollte  ein  entsprechendes  Ge- 
setz unterbriitet  weiden,  doch  bnbcn  die  beiden  Regierungen  wegen  der  infolge  des 
Kriegs7,u»iandc8  noch  ungeklärten  handelspoliiisirhen  Verhältnisse  beschlossen,  nur  eine 
vorläufige,  bis  längstens  zum  31.  Dezember  1919  währende  Verlängerung  der  geltenden 
Vereinbarungen  über  den  wirtschaftlichen  Ausgleich,  das  Privileg  der  Oesterreichisch- 
Ungarischen  Bank  und  den  Münz-  und  Währungsvertrag  tu  beantragen. 
Jahrb.  f  Naüonalök.  u  Stat.  Bd  110  (Dritte  Folge  Bd.  H).  13 
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herigen  Fallens  auf.  Bei  der  Anleihe  beträgt  sie  je  nach  dem  Zeit- 
punkt der  Auslosung  durchschnittlich  6,10  v.  H.  Dieser  niedrigeren 
Verzinsung  steht  gegenüber  der  Vorteil  längerer  gesicherter  liesitz- 
dauer.  Zunächst  beträgt  dieser  zeitliche  Unterschied  zwar  nur  2 
Jahre,  aber  die  dann  beginnende  Auslosung  vollzieht  sich  nur  all- 
mählich. 

Die  Ausgabe  von  langfristiger  Rente  neben  kurzfristigen  Schatz- 
scheinen bedeutet  eine  erhebliche  Verbesserung  der  Kriegs- 
anleiheprinzipien, ächatzscheine  eignen  sich  ihrer  Natur  nach 
hauptsächlich  für  Großkapitalisten  (Private  und  Erwerbi^gesellscbaf ten), 
welche  bei  der  Anlage  ihrer  Kapitalien  die  Gunst  der  wechselnden 
politischen,  finanziellen,  wirtschaftlichen  Konjunkturen  auszunutzen 
bestrebt  sind  und  daher  von  vornherein  keine  dauernde  Anlage  be- 
zwecken. Sodann  für  Unternehmer  und  Unternehmungen,  die  flüssige, 
infolge  der  Kriegsverhältnisse  zurzeit  nicht  produktiv  verwertbare 
Betriebsmittel  besitzen  und  darüber  für  die  Kriegs-  und  spätere 
Uebergangszeit  zu  verfügen  wünschen.  Soll  die  Anleihe  dagegen, 
wie  in  Deutschland,  eine  Volksanleihe  sein,  so  muß  sie  auch  allen 
Volkskreisen  möglichst  zugänglich  gemacht  und  vor  allem  so  aus- 
gestaltet werden,  daß  die  Einkommensbezieher  aller  Klassen  ihre 
gegenwärtigen  oder  sicheren  künftigen  Ersparnisse  einer  dauernden, 
soliden  und  soweit  als  möglich  ergiebigen  Anlage  zuführen  können. 
Außerdem  muß  es  auf  die  rationellste  Weise  ermöglicht  werden,  be- 
stehende feste  Anlagen  in  Kriegsanleihe  gleichfalls  fester  Art  um- 
zuwandeln. Daß  und  warum  für  den  Staat  die  langfristige  Anleihe 
erwünschter  ist,  ward  früher  bereits  ausgeführt  Aber  auch  die  Ge- 
stalt zwangsweiser  Tilgung  ist,  zumal  für  einen  Staat  mit  —  im 
Vergleich  zu  Deutschland  —  geringer  entwickelten  Kräften,  ein  Vor- 
zug, da  die  Entfaltung  dieser  Kräfte,  in  der  die  Wiedererstarkung 
und  Erneuerung  des  gesamten  Staatswesens  vorzüglich  zum  Ausdruck 
kommen  soll,  äußerst  erschwert  würde  durch  eine  die  Steuerzahler 
auf  unabsehbare  Zeiten  hinaus  schwer  belastende  Kriegsschuld. 

Beide  Arten  Anleihe  werden,  wie  in  Deutschland,  zur  Bezahlung 
von  Kriegsgewinnsteuer  zum  Nennwerte  angenommen. 

Die  Werbetätigkeit  war  eine  sehr  rührige,  sachgemäße  und 
gntorganisierte.  Der  Erfolg  war  ein  Gesamtergebnis  der  Zeich- 
nungen von  rund  4520  MiU.  K.  gegen  2200,7  Mill.  bei  der  ersten, 
2688,3  Mill.  bei  der  zweiten  und  4202,6  MiU.  bei  der  dritten  Anleihe, 
so  daß  die  Steigerung  sich  also  fortsetzte.  Davon  entfielen  236öMill. 
auf  die  Rente  und  2155  Mill.  K.  auf  die  Schatzscheine. 
Die  Anteile  beider  Anleihetypen  am  Gesamtergebnisse  halten  sich 
also  nahezu  die  Wage.  Die  Rente  macht  nur  wenig  über  dessen 
Hälfte  aus  (52,32  gegen  47,68  v.  H.).  Die  Gründe  dafür  liegen  wohl 
hauptsächlich  in  der  innerlich  unbegründeten  größeren  Höhe  des 
tatsächlichen  Zinsfußes  der  Schatzscheine,  sodann  in  der  Gewöhnung 
des  Publikums  an  den  schon  vor  dem  Kriege  üblich  gewordenen 
Schatzscheintyp.  Von  den  verschiedenen  Gesellschaftsklassen  und 
Organisationen  beteiligten  sich  Industrie,  Handel,  Banken,  Sparkassen, 
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Kreditgenossenschaften,  Versicherungsgesellschaften  und  öffentliche 
Verbände  wiederum  am  stärksten,  die  Landwirtschaft  am  schwächsten. 
Am  meisten  hielten  wieder  zurück  der  Großgrundbesitz  und  nament- 
lich die  Grundaristokratie.  Von  der  Beleihbarkeit  der  Hypotheken 
wurde  auch  diesmal  nur  ein  geringer  Gebrauch  gemacht.  Die  Zahl 
der  kleinen  Zeichnungen  auf  Rente,  bis  zu  100  K.,  war  erfreulicher- 
weise ungewöhnlich  groß.  Sie  betrug  258  249,  gegen  155  540,  35  682 
und  54  949  bei  der  3.  bis  1.  Anleihe.  An  den  Zeichnungen  über 
1000  K.  hatten  die  Schatzscheine  (Mindestbetrag:  1000  K.)  den 
größeren  Anteil. 

Die  relativ  geringe  Beteiligung  der  Landwirtschaft  an  den 
sämtlichen  österreichischen  Kriegsanleihen  und  ihre  richtige  Er- 
klärung ist  ein  Problem  für  sich.  Gewiß  ist  es  an  und  für  sich 
schon  schwierig,  den  Boden  für  Anleihezwecke  in  bewegliche  und 
verfügbare  Wertformen  zu  überführen,  und  ganz  besonders  schwierig 
für  den  in  bezug  auf  Kapital-  und  Kreditgeschäfte  unerfahrenen 
kleineren  Landwirt.  Für  den  größeren  Betrieb  kommt  dagegen  gegen- 
über den  durch  die  Preissteigerungen  aller  Nahrungsmittel  und 
Rohstoffe  allerdings  verursachten  beträchtlichen  Steigerungen  der 
Roherträge  in  Betracht  die  gleichfalls  gewaltige  Steigerung  der  Er- 
zeugungsunkosten, die  sich  aus  dem  Mangel  an  Arbeitskräften,  Zug- 
tieren, Futter-  und  künstlichen  Düngemitteln  usw.  ergibt.  Der  Ma- 
schinenverwendung insbesondere  und  gar  ihrer  Erweiterung  steht 
der  Mangel  an  Kohle  und  Schmieröl  im  Wege.  Mit  der  Größe  des 
Besitzes  steigen  im  allgemeinen  diese  Schwierigkeiten  und  ihre  Ein- 
wirkungen auf  die  Gestaltung  der  Reinerträge  und  mithin  auf  die 
Zeichnungsmöglichkeit,  üebereinstimmend  wird  daher  berichtet,  daß 
der  mittlere  und  kleine  ländliche  Besitz  in  Oesterreich  in  bezug  auf 
seine  Reinerträge  in  der  Kriegszeit  erheblich  besser  abgeschnitten  hat 
als  der  große,  zugleich  aber  auch,  daß  er  diese  Gewinne  in  großem 
Umfang  benutzt  hat  zur  Tilgung  seiner  bekanntlich  außerordentlich 
hohen  Besitzschulden.  Diese  Verwendungsart  lag  ihm  privatwirt- 
schaftlich am  nächsten,  ist  aber  auch  volkswirtschaftlich  sehr  be- 
deutsam, da  die  Ueberschuldung  des  ländlichen  Besitzes  und  die 
Fragen  ihrer  Verursachung  und  Heilung  für  Oesterreich  ein  sehr 
schwieriges  agrarpolitisches  Problem  bilden.  Die  zurückgezahlten 
Schuldkapitalien  sind  aber  von  den  Gläubigerinstituten  (hauptsächlich 
Sparkassen  und  Darlehnskassenvereinen)  in  hohem  Ausmaße  zu 
Kriegsanleihezeichnungen  verwendet  worden.  Immerhin  sind  auf 
diese  Weise  sicherlich  nur  Teile,  wenn  auch  nicht  unbeträchtliche, 
der  kapitalisierungsfähigen  landwirtschaftlichen  Kriegskonjunktur- 
gewinne der  Kriegsanleihe  zugeführt  worden.  Denn  die  Bauern 
haben  gleichzeitig  ihren  Besitz  an  Vieh  und  Betriebsmitteln  erheblich 
erweitert,  auch  (wie  in  Deutschland  gleichfalls,  und  zwar  besonders 
bei  Kleinbauern  zu  beobachten)  vielfach  Luxusanschaffungen  gemacht 
Anderseits  sind  gewiß  auch  viele  derartige  Gewinne  der  bedauer- 
lichen bäuerlichen  Unsitte  der  Thesaurierung  von  Bargeld,  besonders 
in  den  Alpenländern,  zum  Opfer  geworden,  die  zudem  noch  die  Uebel 
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der  Knappheit  an  Bargeld  für  Umlaufszwecke  und  der  dadurch  be- 
dingten weiteren  Vermehrung  des  Notenumlaufs  mit  der  Wirkung 
gesteigert«r  Entwertung  der  Valuta  zur  Folge  hat '). 

Mit  der  Frage  der  Beteiligung  der  österreichischen  Landwirt- 
schaft an  den  Kriegsanleihen  fällt  zum  Teil  die  Frage  des  Umfangs 
der  Beteiligung  der  verschiedenen  Nationalitaten  des 
Staates  an  ihnen  zusammen.  Denn  die  Deutschen  überwiegen  in 
Oesterreichs  Industrie  und  Handel,  die  Slawen  in  seiner  Landwirt- 
schaft. Jedenfalls  haben  die  Deutschen  an  Anstrengungen  des  Willens 
und  der  Tat  für  den  Erfolg  der  Kriegsanleihen  das  weitaus  Meiste 
unter  den  Nationalitäten  geleistet  So  betrugen  bei  der  Zentralbank 
der  deutschen  Sparkassen  die  Zeichnungen  auf  die  4.  Anleihe  333,7 
Mill.  K.,  bei  der  Zentralbank  der  tschechischen  Sparkassen  57  Mill.  K. 
Die  Gesamtzeichnung  auf  alle  4  Anleihen  erreichte  bei  der  ersteren 
1250  Mill.  K.  Die  im  Zentralverband  der  deutschen  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  Böhmens  vereinigten  Raiffeisen-  und  anderen 
Genossenschaften  zeichneten  auf  die  4.  Anleihe  21,8  Mill.,  auf  alle 
4  Anleihen  63  545  000  K.»). 

Zur  Deckung  der  Zinslast  der  österreichischen  Kriegs- 
schuld wurden  im  Wege  kaiserlicher  Verordnung  auf  Grund  des 
§  14  der  Verfassung  neue  Einnahmen  erschlossen,  im  Jahre  1915 
wurden  die  Erb-,  Versicherungs-  und  GerichtsgebQhren  um  zusammen 
25  Mill.  K.,  ferner  die  Spiritus- und  die  Biersteuer,  die  erstere  ■  sogar 
dreimal  erhöht,  damit  aber  nur  der  Ausfall  durch  den  Verbrauchs- 
rUckgang  gedeckt.  Die  Erhöhung  der  Tabakpreise  erbrachte  dagegen 
100  Mill.  K.  Im  1.  Halbjahr  1916  wurden  sodann  eine  Zilndmittcl- 
steuer  (Ertrag:  15  Mill.  K.),  ferner  Kriegszuschläge  zur  Grundsteuer 
(80  V.  H.),  allgemeinen  Erwerbssteuer  (60 — 100  v.  H.),  Renten-  und 
Tantiemensteuer  (100  v.  H ),  Einkommensteuer  (15  120  v.  H.,  mit 
einem  Mehrertrag  von  84  Mill.  K.),  Steuer  der  Erwerbsgesellschaf t€n 
(20  V.  H.  und  bei  einem  Reinertrage  über  6  v.  H.  ein  Rentabilitäts- 
zuschlag von  30 — 80  V.  H.)  eingeführt.  Diese  Zuschläge  auf  direkte 
Steuern  sollten  210—220  Mill.  K.  ergeben.  Die  Stempel  und  Ge- 
bühren wurden  um  60  100  v.  H.  mit  einem  Mehrertrag  von  70  Mill.  K. 
erhöht.  Endlich  wurden  die  Eisenbahn-  und  Posttarife  zur  Erzielung 
einer  Mehreinnahme  von  350  Mill.  K.  erhöht,  von  der  30  Mill.  auf 
die  Post,  20  Mill.  auf  die  Fahrkarten,  250  Mill.  auf  die  Staatsbahnen 
entfielen.  Nebenher  ging  die  Einführung  einer  Steuer  auf  Kriegs- 
gewinne. 


1)  Siehe  darüber  namentlich  die  Artikel  in  Nr.  10  and  11  des  „Oesterreichiocben 
Volkswirt",  Jahre.  9,  und  den  Anfüatr  von  Dr.  Vogel,  „Oesterreich-Üngams  Kriegs- 
anleihen", im  „Bankarchiv",  Jihrg.  16,  Nr.  11. 

2)  Die  im  ernten  Artikel,  B<l.  106,  S.  489  vermerkte  gerinite  Trilnahme  der 
tscheohischeD  Kreditinstitute  an  den  Kriegsanleihen  wird  auf  ihre  Festleeung  in  illiquiden 
Werten  verschiedenster  Arten,  nicht  nur,  wie  daselbst  angegeben,  in  Immobilien,  zurück- 
geführt. 
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b)  Ungarn. 

Ungarn  hatte,  durch  keinerlei  verfassungspolitische  Schwierig- 
keiten bei  der  Auswahl  seines  Kriegsanleihetyps  gehemmt,  seinen 
drei  ersten  Kriegsanleihen  die  Form  von  steuerfreier  6-proz.  Rente 
ohne  Tilgungspflicht,  nur  mit  dem  staatlichen  Rechte  der  Kündigung 
und  Parirückzahlung  nach  5  Jahren,  gegeben.  Der  Zeichnungspreis 
hatte  im  Falle  sofortiger  Vollzahlung  bei  den  beiden  ersten  Anleihen 
97,50  (sonst  98  v.  H.),  bei  der  dritten  97,10  v.  H.  (sonst  97,40—98 
V.  H.)  betragen.  Bei  der  zweiten  Anleihe  war  daneben  wahlweise 
eine  ö'/^-proz.,  10  Jahre  lang  unkündbare  Staatsrente  zu  90,80  v.  H. 
(bzw.  91,20)  aufgelegt  worden.  Die  ausschließliche  Form  der  Rente 
entsprang  dem  hauptsächlich  infolge  des  fast  ganz  agrarischen  Cha- 
rakters des  Landes  stark  überwiegenden  Bedürfnis  dauernder 
Kapitalanlage.  Der  gegen  die  österreichischen  Kriegsanleihen  höhere 
Zinsfuß  entsprach  der  schon  vor  dem  Kriege  bestehenden  Ver- 
schiedenheit der  Zinsfüße  beider  Länder.  Etwas  angenähert  dem 
Charakter  der  österreichischen  Schatzscheinanleihen  waren  die  un- 
garischen Kriegsanleihen  durch  das  „Vinkulierungsrecht"  der  Zeichner 
(vgl.  Bd.  106,  S.  468),  das  ihnen  im  Falle  und  während  einer  frei- 
willigen und  widerruflichen  5-jährigen  Sperre  ein  Recht  der  Kün- 
digung zur  Parirückzahlung  nach  einem  Jahre  gibt.  Diese  Möglich- 
keit kurzfristiger  Anlegung  erschien  aber  doch  nicht  ausreichend  für 
das  Interesse  der  nur  oder  vorläufig  nur  zu  zeitweiliger  Anlegung 
verfügbaren  oder  doch  bestimmten,  hauptsächlich  aus  Industrie,  Handel 
und  Verkehr  stammenden  Kapitalien,  vielleicht  auch  die  Sperrver- 
pflichtung zu  drückend.  Daher  ward  die  vierte  Kriegsanleihe 
in  der  Zeit  vom  19.  April  bis  21.  Mai  1916  aufgelegt  in  der 
doppelten  Form  von  wiederum  6-proz.  Staatsrente,  die  der  Staat 
vom  1.  November  1921  ab  zur  Parirückzahlung  mit  Dreimonatfrist 
kündigen  kann,  und  von  5V2-proz.  Staatskassenscheinen,  die 
spätestens  am  1.  Juni  1926  zum  Nennbetrag  zurückgezahlt  werden, 
sofern  der  Staat  nicht  schon  von  dem  ihm  vom  1.  Dezember  1921 
ab  zustehenden  Kündigungs-  und  gleichartigen  Rückzahlungsrechte 
Gebrauch  macht. 

Der  Zeichnungspreis  betrug  für  die  Rente  im  Falle  ihrer 
vom  19.  April  ab  bis  zum  5.  Mai  1916  erfolgenden  Zeichnung  und 
Vollzahlung  97,20,  bei  Zeichnung  und  Vollzahlung  nach  dem  5.  und 
bis  zum  23.  Mai  97,50,  bei  Ratenzahlung  an  bestimmten  Terminen 
98  V.  H.  Für  die  Staatskassenscheine  betrug  er  in  den  gleichen 
Fällen  91,90  —  92,20  -  92,65  v.  H.  Den  Zeichnern  beider  Arten 
ward  wiederum  V-  v.  H.  des  Nennwerts  in  jedem  Falle  vergütet 
Der  erste  Kupon  der  Rente  ward  am  1.  November,  der  der  Sch'atz- 
scheine  am  1.  Dezember  1916  fällig.  Eine  Stückzinsenvergütung  er- 
folgte nicht,  so  daß  die  Zeichnungspreise  sich  einschließlich  der 
laufenden  Zinsen  verstanden.  Die  Einzahlungstermine  waren 
für  je  25  v.  H.  des  Zeichnungsbetrages  der  9.,  17.  und  28.  Juni  und 
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der  8.  Juli  1916  (in  Oesterreich  erstreckten  sie  sich  bis  zum  15.  Sept. 
19lü).  Die  Vergünstigungen  der  Kreditinstitute  für  die  Zeich- 
nungsbeteiligung waren  die  nämlichen  wie  in  Oesterreich.  Die  tat- 
sächliche Verzinsung  stellt  sich  unter  Zugrundelegung  der 
niedrigsten  Zeichnungspreise  und  Einrechnung  der  '  j-proz.  Vergütung 
auf  6,21  bei  der  Rente,  6,6  v.  H.  bei  den  Schatzscheinen  (gegen  6,10 
bei  der  österreichischen  Rente  und  6,4  v.  H.  bei  den  österreichischen 
Schatzscheinen). 

Das  Ergebnis  der  Anleihe  war  insgesamt  1930  Mill.  K. 
(gegen  1175,  11H2  und  1980  Mill.  der  drei  ersten  Anleihen),  blieb 
also  nur  um  50  Mill.  hinter  dem  der  dritten,  das  diejenigen  der 
beiden  ersten  erheblich  übertroffen  hatte,  zurück ').  Ueber  schwache 
Beteiligung  der  Landwirtschaft  an  den  Kriegsanleihen  wird  auch  in 
Ungarn  geklagt  Sie  fällt  dort  besonders  ins  Gewicht,  da  Ungarn 
ganz  überwiegend  Agrarland  ist 

Die  Deckung  der  Zinslast  der  Kriegsschulden  er- 
folgte, außer  durch  Einführung  einer  der  öster:  "len  nachge- 
bildeten Kriegsgewinnsteuer,  durch  Inki  .  ^..g  der  vor 
dem  Kriege  beschlossenen  allgemeinen  und  progressiven 
Einkommensteuer,  zuerst  für  die  Einkommen  über  20000  and 
sodann  für  die  von  10  000-20  000  K.,  desgleichen  der  diese  ei^ 
gänzenden  Vermögenssteuer  und  der  Erwerbssteuer  der 
zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen, 
ferner  durch  Erhöhung  der  Gebühren,  Verbrauchssteuern  und  Tabak- 
fabrikatpreise in  Uebereinstimmung  mit  den  gleichartigen  Erhöhungen 
in  Oesterreich.  Mit  Hilfe  dieser  Steuerreform  gestalteten  sich  die 
ungarischen  Staatseinnahmen  so  günstig,  daß  im  Budgetjahre  1916 
die  laufenden  Einnahmen  die  erhöhten  laufenden  Ausgaben,  ein- 
schließlich der  Kriegszulagen  für  die  Staatsbeamten,  vollständig 
deckten.  Auch  ergaben  die  Einnahmen  aus  den  bisherigen  Steuern 
ein  Mehr  von  113  Mill.  K. 


Trotz  dieser  günstigen  Ergebnisse  der  nunmehr  4  Kriegsanleihen 
von  zusammen  19828,6  Mill.  K.  für  die  Gesamtmonarchie, 
wovon  13  611,6  Mill.  mit  einem  Jahreszinsaufwand  von  748  Mill.  K. 
auf  Oesterreich,  6217  Mill.  K.  auf  Ungarn  entfielen,  blieben  die  Er- 
träge hinter  den  beständig  wachsenden  Kriegsausgaben  zurück.  Beide 
Regierungen  mußten  sich  daher  auch  weiterhin  des  Kredits  der  ge- 
meinsamen Notenbank  und  des  Bankenkonsortiums  ihres  Landes  in 
dem  noch  darzustellenden  Umfange  bedienen. 

2.  Die  fünfte  Kriegsanleihe. 

a)  Oesterreich. 

Zwischen  die  4.  und  5.  Kriegsanleihe  fällt  der  Eintritt  R«- 
mäniens  in  den  Krieg,  der  die  Kriegsausgaben  der  Gesamtmonarchie 

1)  üeber  die  Vcrtcilanfr  des  Ergebnitu-es  auf  Rente  and  Slastskasscnitcbcine  war 
Zuverlässiges  nicht  zu  ermittelo.     Auf  die  letxtcrcn  sollen  700  UiU.  entfallen. 
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noch  weiter  anschwellen  ließ.  Anderseits  waren  die  Voraussetzungen 
für  den  Erfolg  der  neuen  Anleihe  mehr  als  je  gegeben  durch  die  sehr 
große  Geldflüssigkeit  —  der  Privatdiskont  war  noch  weiter  bis  auf 
IV4  V.  H.  gesunken  —  das  Wachstum  der  Einlagen  bei  den  Kredit- 
instituten und  die  Herabsetzung  des  Ausleihezinsfußes  durch  die 
letzteren  einschließlich  der  Sparkassen.  Die  neue  Anleihe  ')  trug  den 
Doppeltyp  ihrer  unmittelbaren  Vorgängerin:  in  40  Jahren  tilg- 
bare 5Vj-proz.  Staatsrente  und  kurzfristige  Schatz- 
scheine, diesmal  jedoch  nur  mit  5 '/2-jähriger  (statt  7-jähriger) 
Laufzeit,  wurden  wahlweise  und  in  unbegrenzter  Höhe  vom  20.  No- 
vember bis  16.  Dezember  1916  zur  Zeichnung  aufgelegt.  Die 
Zeichnungsfrist  ward  wegen  des  Thronwechsels  und  der  damit  ver- 
bundenen Ablenkung  der  Aufmerksamkeit  der  Bevölkerung  von  der 
Emission  zweimal  —  zuerst  bis  zum  16.  Dezember,  dann  bis  zum 
10.  Januar  1917  —  verlängert.  Die  erste  Auslosung  der  Rente  er- 
folgt am  1.  Dezember  1921,  die  erste  Rückzahlung  am  1.  Juni  1922, 
am  letzteren  Termine  auch  die  Rückzahlung  der  Schatzscheine  Ver- 
stärkte Auslosung  oder  Rückzahlung  der  ganzen  Rente  kann  vom 
I.Juni  1926  ab  erfolgen.  Der  Zeichnungspreis  der  Rente  war 
92,50  V.  H.  (gegen  93  bei  der  4.  Anleihe),  derjenige  der  Schatzscheine 
96,50  V.  H.  (gegen  95,50).  Der  Unterschied  von  1  v.  H.  bei  diesen 
gegen  die  Anleihe  entspricht  ihrer  kürzeren  Laufzeit.  Die  tatsäch- 
liche Verzinsung  beträgt,  in  der  früheren  Weise  berechnet,  bei 
der  Rente  durchschnittlich  6,13  (gegen  6,1),  bei  den  Schatzscheinen 
6,4  V.  H.  (wie  bei  der  4.  Anleihe).  Darin  lag  wieder  ein  Anreiz 
zur  Bevorzugung  der  letzteren.  Die  Werbetätigkeit  wurde 
durch  eine  Aufklärungspropaganda  auf  dem  Lande  verstärkt. 

Das  Ergebnisder  Gesamtzeichnung  war  4464, 61Mill. 
K.  (um  55,39  Mill.  weniger  als  das  der  4.),  von  denen  2439,61  Mi  11. 
auf  die  Schatzscheine,  2025  Mill.  auf  die  Rente  entfielen. 
Auf  die  Schatzscheine  kamen  sonach  54,6  (bei  der  4.  Anleihe  nur 
47,68)  V.  H.,  auf  die  Rente  45,4  (gegen  52,32)  v.  H.  der  Gesamt- 
beteiligung. Die  erheblich  geringere  Zeichnung  der  Rente  diesmal 
noch  nicht  die  Hälfte  —  erklärt  sich  teils  aus  der  höheren  tätsäch- 
lichen Verzinsung  der  Schatzscheine,  teils  wohl  aus  deren  Vorzuge 
kürzerer  zeitlicher  Bindung  der  Kapitalanlage^).    Dieser  Vorzug  ist 


1)  In  der  weitereu  Darstellung  sind  immer  nur  die  erheblicheren  Abweichangen 
der  neuen  Anleihen  von  ihren  Vorgängerinnen  und  ihre  sonstigen  Eigenheiten  lom 
Ausdruck  gebracht. 

2)  Sartorius  v.  Waltershausen,  „Die  Kriegsanleihen  in  der  volkswirtschaft- 
lichen Eigenart  der  einzelnen  Länder",  Heft  26  der  „Finanzwirtichaftliohen  Zeitfrsgen", 
S.  28,  charakterisiert  die  Notwendigkeit  und  den  Erfolg  der  Schatzschein  ■  Emission 
dahin:  „Die  Industrie  diesseits  der  Leitha  hat  gewiß  seit  1895  einen  bedeutenden 'Auf- 
schwung zu  verzeichnen,  kann  sich  aber  im  ganzen  mit  dem  Hochstand  der  reicbs- 
deutschen  nicht  messen.  Sie  ist  weniger  kapitalkräftig,  weniger  konsolidiert,  die  Ge- 
winne, Volksersparnisse  und  Löhne  sind  geringer;  die  Preise  der  Rohstoffe  für  die 
Industrie,  der  Halbfabrikate  sind  höher.  Daher  kann  auf  eine  dauernde  Festlegung  der 
Kapit:iUen  in  Anleihen  nicht  leicht  eingegangen  .werden.  So  mußten  mehrjährige  SohaU- 
Anweisungen  gewählt  werden,  die  leichter  verkäuflich  sind  als  die  Rentenwerte." 
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freilich  ein  sehr  fraglicher,  da  es  ganz  ungewiß  ist,  ob  bei  der  RQck- 
zablung  oder  Konsolidierung  der  Scbatzscheinschuid  Gelegenheit  zu 
ergiebigerer  Kapitalanlage  sein  wird.  Für  den  Staat  bedeutet  die 
unverhältnismäßige  Bevorzugung  des  Schatzsrheintyps  jedenfalls  in- 
sofern eine  Erschwerung  seiner  auf  Abtragung  der  Kriegsschulden 
gerichteten  Politik,  als  in  den  nächsten  Jahren  nach  Friedensschluß 
eine  entsprechend  große  Masse  kurzfristiger  Kriegsschulden  gleich- 
zeitig oder  rasch  nacheinander  fällig  wird,  die  sofort  und  endgültig 
zu  tilgen  er  auch  bei  sehr  starker  Anspannung  der  Steuerkraft  nicht 
in  der  Lage  sein  wird,  deren  Umwandlung  in  eine  konsolidierte 
Schuld  aber  vielleicht  nur  unter  ungünstigeren  Verhältnissen  und 
Bedingungen  möglich  sein  wird  als  denjenigen  bei  Ausbringung  der 
betreffenden  Anleihen.  Die  Ausstattung  der  Kriegsschatzscheine  mit 
einer  tatsächlich  höheren  Verzinsung  als  die  Rente  war  daher  eine 
zweischneidige  Maßregel. 

Die  kleinen  Zeichner  waren  diesmal  erheblich  geringer  beteiligt, 
was  sich  aus  der  Aufzehrung  ihrer  Einkommen  durch  die  allgemeine 
Teuerung  und  aus  ihrer  starken  Beteiligung  an  den  früheren  An- 
leihen zur  Genüge  erklärt.  Dafür  nahm  das  bewegliche  Großkapital 
in  noch  stärkerem  Maße  teil. 

Mit  der  Zeichnung  auf  die  5.  Kriegsanleihe  wurde  eine  wichtige 
und  dringend  notwendige  Um  tau  seh  o  per  ation  großen  Stiles  ver- 
bunden. Es  war  nämlich  zu  befürchten,  daß  der  Fälligkeitstermin 
für  die  Schatzscheine  der  1.  Kriegsanleihe,  der  1.  April  1920,  in 
Zeitverhältnisse  fallen  würde,  die  den  Charakter  der  Uebergangs- 
wirtschaft  nach  dem  Kriege  trügen.  Offenbar  hatte  man  auf  eine 
so  lange  Dauer  des  Krieges  bei  Ausbringung  der  ersten  Kriegs- 
anleihen nicht  gerechnet  und  war  sich  daher  dieser  Gefahr  nicht 
bewußt  gewesen.  In  einer  so  schwierigen  und  im  voraus  schwer  zu 
übersehenden  Zeit  die  Tilgung  so  großer  Schuldsummen  vornehmen 
zu  müssen,  mußte  aber  mit  Recht  bedenklich  erscheinen.  Daher  er- 
ging Mitte  Januar  1917  durch  Vermittlung  der  Postsparkassen  an  die 
Besitzer  von  Schatzscheinen  der  ersten,  zugleich  aber  (der  größeren 
Sicherheit  halber)  auch  der  zweiten,  am  1.  Mai  1925  fälligen  Kriegs- 
anleihe') die  Einladung,  diese  Scheine  in  40-jähnge  Rente  der  neuen, 
5.  Kriegsanleihe  umzutauschen,  und  zwar  so,  daß  vom  20.  Januar  bis 
28.  Februar  die  Besitzer  von  1.  Anleihe  ihre  Stücke  zu  98,60,  die 
Besitzer  zweiter  die  ihrigen  zu  94,75  v.  H.  —  also  erstere  zu  1,6 
V.  H.  über  ihrem  Zeichnungspreis,  letztere  genau  zu  diesem  —  in 
Tausch  gegen  40-jährige  Rente  der  5.  Anleihe  geben  konnten,  welche 
letztere  dabei  zu  ihrem  tatsächlichen  Zeichnungspreise  von  92  v.  H. 
angerechnet  wurde.  Die  Unterschiede  von  6,60  und  2,75  v.  H.  wurden 
ebenso   wie  die  aus  der  Verschiedenheit  der  Zinsteimine  sich  er- 


1)  Die  Schatzsebeinc  der  3.  Anleihe  waren  erst  am  1.  Oktol>er  1930  fälli»?.  Die- 
jenigen der  4.  Anleihe  wnren  »war  schon  am  1.  Juni  1923,  also  nm-h  früher  als  die- 
jenigen der  2.  füllig,  doch  war  bei  der  4.  Anleihe  zum  ersten  Male  die  Wahl  der 
Zeichnung  auf  Rente  tagelaaaen  und  damit  dem  Bedürfnis  nach  dancrader  Anleihe  ge- 
nügend Bechnung  getragen  frorden. 
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gebenden  Stückzinsen  von  0,92  und  0,46  K.  für  je  100  K.  Kapital 
bar  vergütet.  Diese  Vergütung  schloß  eine  teilweise  Voraus- 
bezahlung des  bei  der  Parirückzahlung  der  Kriegsanleihen  beider 
Arten  sicheren  Kriegsgewinnes  in  sich,  ohne  im  übrigen  eine  Sonder- 
vergünstigung für  den  Umtausch  zu  enthalten.  Die  tatsächliche 
Vergünstigung  stellt  sich  im  Umtauschfalle  dem  niedrigeren  An- 
rechnungswerte  entsprechend  höher.  Diejenigen  Gläubiger  der  beiden 
ersten  Anleihen,  wie  namentlich  Sparkassen,  Versicherungsgesell- 
schaften, Stiftungen,  öffentliche  Korporationen,  aber  auch  sehr  viele 
private  Sparer,  welche,  sei  es  von  vornherein  eine  dauernde  Kapital- 
anlage, sei  es  im  Laufe  der  Zeit  die  Umwandlung  ihrer  Anlage  in 
eine  solche  wünschten,  aber  wegen  der  ausschließlich  kurzfristigen 
Form  jener  Anleihen  nicht  hatten  erhalten  können,  waren  nun  in 
den  Stand  gesetzt,  ihren  Wunsch  zu  befriedigen.  Sie  genossen 
übrigens  damit  ohne  weiteres  auch  den  Vorzug  der  von  der  Re- 
gierung von  der  4.  Anleihe  an  zugesicherten  längeren  Dauer  der  von 
der  Notenbank  gewährten  Kreditvergünstigungen. 

Dieser  Umtausch  bedeutet  eine  schon  im  voraus,  d.  h.  noch 
während  des  Krieges  erfolgte  Konsolidierung  eines  Teiles  der 
Schatzschein-Kriegsschulden  zur  Verhütung  der  Ueberbürdung  des 
Staates  mit  Verpflichtungen  zu  voraussichtlich  in  sehr  ungelegene 
Zeiten,  nämlich  in  solche  der  Uebergangswirtschaft,  fallenden  großen 
Kapitalrückzahlungen.  An  die  Stelle  der  kurzfristigen  Gesamtrück- 
zahlung des  betreffenden  Schuldenteils  tritt  die  planmäßige  Amor- 
tisierung. Diese  Verschiebung  innerhalb  des  Kriegsschuldensystems 
zugunsten  der  langfristigen  und  tilgungspflichtigen  Schuldform  ist 
eine  teilweise  Nachholung  früherer  Versäumnis  und  ein  zweifelloser 
Fortschritt  in  der  finanzpolitischen  Erkenntnis.  Die  Umtauschfrist 
ward  später  bis  zum  8.  März  verlängert.  Es  wurden  von  der  1.  und 
2.  Anleihe  im  ganzen  17Ü0  Mill.  K.  umgetauscht,  wovon  rund  700  Mill. 
auf  die  1,  rund  1000  Mill.  auf  die  2.  entfielen.  Das  sind  mehr  als  %  von 
der  rund  4889  Mill.  K.  betragenden  Gesamtsumme  der  1.  und  2.  An- 
leihe. Der  Gesamtbestand  an  40-jähriger  Rente  stieg  dadurch  auf 
6090  Mill.  K.,  wogegen  der  Betrag  der  Schatzscheine  der  1.  Anleihe 
auf  1500,7  Mill.,  derjenige  der  2.  auf  1688,3  Mill.  sank  Dazu 
kommen  die  2155  Mill.  Schatzscheine  aus  der  4.  und  2439,61  Mill. 
K.  aus  der  5.  Anleihe,  so  daß  insgesamt  77H3,61  Mill.  K.  bchatz- 
scheine  verblieben.  Diese  beträchtliche  Erleichterung  des  Staates  in 
bezug  auf  die  Rückzahlungszeit  war  um  so  mehr  geboten,  weil  seine 
übrigen  schwebenden  Schulden,  bei  der  Notenbank,  dem  österreichi- 
schen und  dem  deutschen  Bankenkonsortium,  wie  noch  zu  zeigen, 
andauernd  sehr  groß  sind.  Der  Umtausch  hatte  zudem  auch  die  günstige 
Wirkung,  daß  der  Kurs  der  Kriegsschatzscheine  infolge  der  Ver- 
minderung ihrer  Menge  noch  stärker  als  derjenige  der  Rente  stieg. 


Sc 


b)  Ungarn. 
In  Ungarn  wurden  wiederum  6-proz.  Rente  und  5 V»- pro z. 
hatzscheine  wahlweise  zur  Zeichnung  vom  23.  November 
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bis  22.  Dezember  1916  und  weiterhin  bis  zum  8.  Januar  1917 
aufgelegt.  Der  Zeichnungspreis  der  Rente  war  97,70,  bei  P^inzahlung 
nach  dem  5.  Dezember  98  v.  H.  Den  Scbalzscbeinen  wurde  aber 
ein  neuer  Typ  gegeben,  und  zwar  die  Gestalt  von  Schuldverschrei- 
bungen, die  von  1922  ab  innerhalb  20  Jahren  je  zu  gleichen  Beträgen 
im  Wege  der  Auslosung  und  Rückzahlung  zu  105  v.  H.  getilgt  werden. 
Ihr  Zeichnungspreis  war  96  und  bei  Einzahlung  nach  dem  15.  De- 
zember 96,25  V.  H.  Zeichnern  beider  Arten  wurde  allgemein  wieder 
%  V.  H.  vergütet  Die  tatsächliche  Verzinsung  ist  im  Falle  des 
niedrigen  Zeichnungspreises  bei  der  Rente  6,18  v.  H.  (bei  der  4.  An- 
leihe 6,21),  bei  den  Schatzscheinen  je  nach  der  Auslosung  verschieden, 
im  Durchschnitt  6,635  v.  H.  Die  Aussicht  auf  einen  schon  nach 
6  Jahren  möglichen  Kursgewinn  von  4'/»  v.  H.  sollte  zu  Zeichnungen 
in  dieser  Form  anreizen. 

Gleichzeitig  mit  der  5.  Kriegsanleihe  machte  die  ungarische  Re- 
gierung ein  Kreditgeschäft  mit  den  an  deren  Aufbringung  mit- 
wirkenden österreichischen  und  ungarischen  Banken. 
Es  wurden  nämlich,  während  die  Zeichnung  im  Gange  war,  von 
diesen  600  Mill.  K.  5'/,-proz.  einjährige  Staatskassen- 
scheine übernommen,  welche  die  Besitzernach  einem  Jahre  jederzeit 
mit  halbjähriger  Rückzahlungsfrist  kündigen  können.  Dadurch  erhielt 
die  Regierung  schon  sogleich  einen  erheblichen  Teil  der  zu  deckenden 
Kriegskosten  neben  dem  erst  allmählich  eingehenden  Anleiheerlöse. 
Insofern  wird  diese  Kreditoperation,  die  materiell  eine  schwebende 
Schuld  bei  jenem  Bankenkonsortium  ist,  dem  Ergebnis  der  5.  Kriegs- 
anleihe zugerechnet,  zumal  ja  anzunehmen  ist,  daß  die  Banken  diese 
flüssigen  Gelder  sonst  zur  Zeichnung  auf  die  5.  Anleihe  verwendet 
haben  würden.  Immerhin  kann  diese  ohne  öffentliche  Zeichnung 
aufgenommene  Schuld  nur  in  sehr  bedingtem  Sinne  als  ein  Teil  der 
5.  Anleihe  angesehen  werden. 

Der  Erfolg  der  Anleihe  war  eine  Gesamtzeichnung  von 
rund  1700  Mill.  K.,  also  230  Mill.  K.  weniger,  als  die  vierte  er- 
bracht hatte.  Rechnet  man  die  bei  den  Banken  untergebrachten 
600  Mill.  Staatskassenscheine  hinzu,  so  ist  das  Gesamtergebnis 
2300  Mill.  K.,  also  370  Mill.  mehr  als  dasjenige  der  4.  Anleihe»). 

Zwischen  die  4.  und  5.  Anleihe  fällt  eine  Umtausch-Kredit- 
operation der  ungarischen  Regierung,  welche  die  Verlängerung 
schwebender  Schulden  bezweckte  und  vollen  Erfolg  hatte.  Am  1.  Ok- 
tober 1913  waren  von  ihr  250  Mill.  K.  47,-proz.  Staatskassenscheine 
begeben  worden,  die  am  1.  Oktober  1916  fällig  wurden.  Ihr  Um- 
tausch in  3-jährige  ö'/j-proz.  Staatskassenscheine,  die  zu  97,40  v.  H. 
berechnet  wurden,  unter  barer  Auszahlung  des  Unterschieds  vom 
Nennwert  mit  2,60  v.  H.,  ward  den  Besitzern  vom  7.  bis  14.  Sep- 
tember 1916  angeboten.  Fast  alle  machten  davon  Gebrauch.  Vor- 
aufgegangen   war   im    Februar   1916   ein    gleichartiger,    aber  durch 


1)  Seine  Verteilung  auf  Rente  und  SUaskaasenscheioe  ist  auch  bei  dieser  Anleih« 
«uthentiscli  nicht  bekannt  geworden. 


Die  Kriegsanleihen  Deutschlands  und  Oesterrcich-Ungarns.  203 

Bankenvermittlung  erfolgter  Umtausch,  indem  die  Berliner  Mitglieder 
des  „Rotschildkonsortiums"  vertragsmäßig  150  Mill.  M.  5-proz.  Staats- 
kasstnscheine  mit  2V2-jäliriger  Laufzeit  übernahmen,  die  von  ihnen 
den  Bezitzern  der  am  1.  April  fällig  werdenden  4V2-proz.  Staats- 
kassenscheine von  1913  zum  Umtausch  angeboten  wurden. 

3.  Die  sechste  Kriegsanleihe. 
a)  Oesterreich. 

Der  neuen,  6.  Kriegsanleihe  ging  wiederum  eine  starke  An- 
sammlung von  flüssigen  Geldern  bei  den  Banken,  Sparkassen,  Ver- 
sicherungsgesellschaften, Genossenschaften  und  anderen  Geldsammel- 
stellen voraus.  Der  weitere  Verlauf  der  Kriegswirtschaft  hatte  in 
seinem  wiederkehrenden  Kreislauf  aus  den  Lieferungen  für  Kriegs- 
zwecke wie  aus  dem  Verkaufe  von  vor  dem  Kriege  erzeugten  so- 
wie während  desselben  nur  noch  in  beschränktem  Umfange  und  da- 
her zu  stark  steigenden  Preisen  erzeugbaren  Waren  aller  Arten  große 
Gewinne  hervorgehen  lassen,  die  der  Anlage  harrten.  So  sicher  und 
dabei  so  gut  verzinslich  wie  in  den  Kriegsanleihen  bot  sich  aber 
keine  andere  Anlageart  dar,  zumal  da  der  Kurs  vieler  Aktien  durch 
ein  unnatürliches,  zu  amtlichen  Warnungen  Anlaß  gebendes  Speku- 
lationsfieber gewisser  Kreise  bereits  eine  übermäßige  Steigerung  er- 
fahren hatte.  Dagegen  hatte  sich  der  Kurs  der  bisherigen  Kriegs- 
anleihen erfreulich  hoch  und  im  ganzen  nur  sehr  wenig  unter  dem 
Ausgabekurse  gehalten,  trotzdem  die  Unterbringung  übernommener 
großer  Beträge  von  solchen  seitens  der  Geld-  und  Kreditinstitute 
und  die  fortgesetzte  Ausbringung  weiterer  Kriegsanleihen  auf  die 
Kursgestaltung  nachteilig  einwirken  mußten. 

Die  vom  10.  Mai  bis  8.  Juni  1917  zur  Zahlung  aufgelegte 
sechste  Kriegsanleihe  trägt  den  Doppel typus  ihrer  beiden 
Vorgängerinnen:  die  Wahl  zwischen  40 -jähriger,  von  1923  bis 
1957  durch  Auslosung  tilgbarer  Rente  und  Schatzscheinen, 
beide  mit  5'|.,  v.  H.  verzinslich  und  steuerfrei,  die  letzteren  diesmal 
aber  mit  10-jähriger  Laufzeit  (vorher  5",  und  7  Jahre),  nämlich  bis  zum 
1.  Mai  1927.  Der  Zeichnungspreis  war  nach  Abzug  der  Vergütung 
von  V2  V.  H.  für  jenen  92.  für  diese  93,50  v.  H.  Die  tatsäch- 
liche Verzinsung  stellt  sich  für  die  erstere  auf  6,22  v.  H. 
(gegen  6,13  bei  der  5.  Anleihe),  für  die  letztere  auf  6,4  v.  H.  (wie 
bei  der  4.  und  5.  Anleihe).  Obwohl  die  Zinsen  vom  1.  Mai  an  laufen, 
ward  der  erste  Halbjahrskupon  der  Rente  schon  am  1.  Oktober  fällig, 
so  daß  die  Besitzer  die  Zinsen  für  einen  Monat  über  ihre  Besitzzeit 
hinaus  genossen.  Die  Einzahlungen  konnten  gleich  nach  der  Zeichnung 
oder  in  Raten  bis  zum  8.  Oktober  geleistet  werden.  Die  Kreditver- 
günstigungen blieben  dieselben,  doch  unter  Erstreckung  der  Dauer 
des  festen  5-proz.  Zinsfußes  um  1  Jahr,  also  bis  zum  30.  Juni  1920 
für  die  Schatzscheine,  bis  zum  30.  Juni  1922  für  die  Rente.  Auf- 
fällig ist,  daß  die  tatsächlich  höhere  Verzinsung  der  Schatzscheine 
beibehalten  wurde,  obwohl  deren  dadurch  bewirkte  Bevorzugung  durch 
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die  Zeichner  dem  staatlichen  Finanzinteresse,  wie  dargetan,  nicht 
förderlich  war.  Es  wurde  sogar  ein  Vorschlag  aus  dem  Schöße  des 
Anleihe-Finanzkonsortiums,  die  Rente  mit  größerem  Anreiz  auszu- 
statten durch  Verlängerung  ihrer  Tilgungsperiode  auf  50  Jahre  und 
Gewährung  einer  alle  60  Jahre  von  1  bis  5  v.  H.  ansteigenden  RUck- 
zahlungsprämie,  abgelehnt. 

Der  Erfolg  der  Anleihe  bestand  in  einer  Gesamtzeichnung 
von  6  189  066  000  K.  durch  896  134  Zeichner,  wovon  2720  Mill. 
mit  284  7Ö5  Zeichnern  auf  die  Rente,  2569  Mill.  mit  111379  Zeich- 
nern auf  Schatzscheine  entfielen.  Damit  ward  das  bisher  günstigste 
Ergebnis,  das  der  4.  Anleihe,  um  rund  'f,  Milliarde,  das  der  letzten, 
5.  Anleihe  um  rund  600  Mill.  noch  übertroffen.  Nur  die  rapide 
Steigerung  von  der  2.  Anleihe  (2(588  Mill.)  zur  3.  (4202  Mill.)  ging 
darüber,  und  zwar  sehr  beträchtlich,  noch  hinaus. 

b)  Ungarn. 

Die  ungarische  Regierung  legte  diesesmal  nur  6-proz.  Rente 
vom  12.  Mai  bis  zuerst  zum  12.  dann  zum  26.  Juni  1917 
zur  Zeichnung  auf.  Sie  kann  vor  dem  1.  August  1922  nicht  zurück- 
gezahlt werden.  Ihr  Zeichnungspreis  war  96  v.  H.  bei  Zeichnung 
und  Vollzahlung  bis  zum  25.  Mai,  bei  späterer  96,30,  bei  Zahlung 
in  den  zugelassenen  vier  Raten  zu  je  25.  v.  H.  bis  zum  28.  Juli 
5)6,80  V.  H.,  wozu  noch  die  allgemeine  Vergütung  von  '/»  v.  H."  trat 
Stuckzinsenvergütung  erfolgte  auch  diesmal  nicht.  Außerdem  schloß 
sie  ein  gleichartiges  ücbernahmegeschäft  wie  bei  der  5.  Anleihe  mit 
dem  Anleihe-Bankenkonsortium  ab,  welches  700  Mill.  K.  5','t-proz. 
Staatskassenscheine  zu  98,75  v.  H.  übernahm  und  davon  600  Mill. 
zu  99  50  V.  H.,  mit  Stückzinsenvergütung  bis  31.  August,  der  Oeffent- 
lichkeit  anbot.  Diese  Scheine  können  von  ihren  Besitzern  vom 
1.  März  1920,  von  der  Regierung  vom  1.  September  1923  ab  halb- 
jährlich zum  1.  März  und  1.  September  (den  Kuponterminen)  ge- 
kündigt werden. 

Gezeichnet  wurden  einschließlich  jener  700  Mill.  K.  Staatskassen- 
scheine rund  2540  Mill.  K.  Dieses  Ergebnis  übertrifft  alle  bis- 
herigen erheblich,  ist  mehr  als  das  Doppelte  desjenigen  der  1.  und 
erst  recht  der  2.  Anleihe  und  stellt  sich  noch  um  200  Mill.  höher 
als  das  der  5.  Dem  Sprung  von  rund  4'/«  Milliarden  der  4.  und  der 
5.  österreichischen  Kriegsanleihe  auf  5  Milliarden  der  6.  entspricht  in 
Ungarn  das  gleichzeitige  Hinaufschnellen  von  noch  nicht  2  Milliarden 
der  3.  und  4.  (bei  schwieriger  Beurteilung  des  Ergebnisses  der  5. 
wegen  deren  zwiespältiger  Gestalt)  auf  2Vj  Milliarden  K.,  also  um 
den  gleichen  Betrag  von  Vj  Milliarde.  Bei  seiner  geringeren  wirt- 
schaftlichen Gesamtkraft  schneidet  Ungarn  aber  mit  dieser  absolut 
gleich  hohen  Leistung  in  Wirklichkeit  bedeutend  besser  ab. 

4.  Qesamtergebnisse. 

Der  Gesamtertrag  dersechs  Kriegsanleihen  Oester- 
reich-Ungarns  (einschließlich  der  600  Mill.  K.  Staatskassenscheine 
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der  5.  ungarischen  Anleihe)  stellt  sich  auf  rund  34  Milliarden 
K.  Davon  entfallen  auf  Oesterreich  rund  23  Milliarden 
(=67"V3  V.  H.),  auf  Ungarn  rund  11  Milliarden(=32V3  v.  H.j.  Sie  be- 
stehen in  Oesterreich,  unter  Berücksichtigung  des  inzwischen  erfolgten 
Umtauschs  von  1,79  Milliarden  K.  Schatzscheinen  der  1.  und  2.  Kriegs- 
anleihe in  40-jährige  Rente,  zu  6,18  Milliarden  aus  tilgbarer  Rente, 
zu  11,87  Milliarden  aus  Schatzscheinen  mit  Laufzeiten  von  5,  7  10 
und  15  Jahren,  und  sind  sämtliche  mit  5'/^  v.  H.  verzinslich.  Von 
den  8195,06  Mill.  K.  Notenbankdarlehen  Ende  1916  sind  das  erste 
(1914)  von  510  Mill.  zum  Lombardzinsfuß  (jetzt  5V2  v.  H.), 
3678,26  Mill.,  die  im  Jahre  1916  aufgenommen,  mit  V2  v.  H.,  alle 
übrigen  (4006,8  Mill.)  mit  1  v.  H.  (6  v.  H.  abzüglich  5  v.  H.  staat- 
liche Notensteuer)  verzinslich.  Die  Vorschüsse  beim  Bankenkon- 
sortium sind  mit  4V4  v.  H.  zinspflichtig,  die  Valutaanleihen  in 
Deutschland  mit  6  v.  H.,  außer  der  ersten  von  1914  in  Höhe  von 
235,2  Mill.  mit  5  v.  H.  Vom  gesamten  Zinserfordernis 
der  ganzen  Kriegsschuld  —  Ende  1916  waren  es  1314,13  Mill. 
K.  —  istbisher  wenig  mehr  als  die  Hälfte  durchneu  er- 
schlossene Einnahmen  gedeckt,  so  daß  in  Höhe  von  nahe- 
zu der  Hälfte  das  Fehlende  bisher  aus  den  Erlösen  der  neuen  An- 
leihen beschafft  werden  mußte.  Zur  Beseitigung  dieses  Uebelstandes 
ist  eine  organische  Steuerreform  nötig,  die  eine  Hauptauf- 
gabe im  Programm  des  nun  endlich  einberufenen  Reichsrats  bildet. 
Ein  wichtiger  Schritt  in  dieser  Richtung  ist  die  den  Reichsrat  be- 
schäftigende ertragreichere  Ausgestaltung  der  Kriegsgewinnsteuer 
mit  auf  das  Etatjahr  1916  rückwirkender  Kraft. 

Jener  Gesamtertrag  von  34  Milliarden  K.  wird  auf  etwa  V5  bis 
■-(3  der  bis  zum  1.  Juli  1917  erwachsenen  Kriegskosten  geschätzt. 
Die  übrigen  Vs — ^5  mußten  durch  Bankkredite  gedeckt  werden. 
Darüber  verlautet,  was  Oesterrei  ch  betrifft.  Authentisches  nur 
durch  die  je  ein  halbes  Kalenderjahr  umfassenden,  aber  sehr  spät 
erscheinenden  Berichte  der  ständigen  Staatsschulden-Kontrollkom- 
mission des  Reichsrats  ')•  Solche  erschienen  in  der  Kriegszeit  erst- 
malig im  November  1915  über  das  2.  Halbjahr  1914,  sodann  im 
Juni    1916   über  das  1.  Halbjahr  1915,  im  September  1916  über  das 

2.  Halbjahr  1916,  im  Februar  1917  über  das  1.  Halbjahr  1916  und 
im  Juni  1917  über  das  2.  Halbjahr  1916.  Aus  ihnen  ergibt  sich 
das  in  der  nachfolgenden  Uebersicht  zusammengefaßte  Bild 
der  Entwicklung  der  Kriegs-  und  der  Gesamtschulden  bis  Ende 
1916.  Es  ist  für  das  1.  Halbjahr  1917  vervollständigt  durch  die 
zahlenmäßigen  Angaben  aus  dem  am  26.  September  1917  vom  Finanz- 
minister dem  Abgeordnetenhause  vorgelegten  Staatshaushaltsplan  für 
191718.    Zu  seinem  Verständnis  sei  das  Folgende  vorausgeschickt*). 

In  den  Kommissionsberichten  sind  sämtliche  Kriegsan- 
leiheschulden,  auch   die  40-jährige  tilgungspf lichtige  Rente  der 

3.  bis  6.  Anleihe,  der  „schwebenden  Schuld"  zugerechnet, 


1)  In  der  Folge  abgekürzt  mit  St.  Seh.  K.  K.  bezeichnet. 

2)  üebcr  die  Entwicklung  bis  Ende  1914  siehe  Bd.  106,  S.  459—469  und  482  ff. 
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weil  sie  nur  von  der  Kommission  gegengezeichnet,  nicht  vom  Par- 
lament selbst  genehmigt  und  daher  nicht  dauernde  Schulden  im  Tcr- 
fassungsrechtiichen  Sinne  sind.  Diese  Auffassung  ist  natürlich  nur 
fonnalrechtlich  zutreffend.  Zum  mindesten  die  40-jährige  Rente 
ist  finanzwissenschaftlich  als  dauernde,  feste  Schuld  anzusehen.  Bei 
den  Schatzscheinen  der  3.  Anleihe  mit  15-jahriger  Lauffrist  und 
selbst  bei  den  10-jährigen  der  2.  kann  man  darüber  im  Zweifel 
sein.  Die  „schwebende  Schuld"  im  Sinne  der  Berichte  besteht  da- 
her fast  ganz  aus  Kriegsschulden.  An  älteren  Schulden  gehörten  ihr 
Ende  Juni  1916  insgesamt  nur  524,11  Mili.  K.  an  ')■ 

Die  „gesamte  Staatsschuld"  hat  sich,  soweit  sie  dauernde 
ist,  seit  Kriegsbeginn  außer  durch  die  Kriegsschulden  noch  vermehrt 
durch  die  Ausgabe  von  170  Mill.  K.  Kronenrente  im  2.  Halbjahr 
1915,  die  zur  Konsolidierung  älterer  schwebender  Schulden  (Sthatz- 
scheinemissionen  von  1912,  die  im  selben  Halbjahr  fällig  wurden) 
erfolgte. 

Schuldentilgungen  sind  auch  in  der  Kriegszeit  alljährlich 
erfolgt').  Es  handelt  sich  dabei  hauptsächlich  um  die  Rückzahlung 
kurzfristiger  Kriegsschulden.  Von  den  im  2.  Halbjahr  1915  bei 
der  Notenbank  aufgenommenen  954  Mill.  K.  wurden  nämlich  im 
selben  Zeitraum  562,64  Mill.  zurückgezahlt.  Femer  wurden  die  beim 
österreichischen  Bankenkonsortium  im  1.  Halbjahr  1915  aufgenom- 
menen 6(X)  Mill.  K.  durch  Verrechnung  auf  Kriegsanleihe-Einzahlungen 
im  2.  Halbjahr,  die  ebenda  im  2.  Halbjahr  1915  aufgenommenen 
300  Mill.  K.  im  gleichen  Zeitraum  und  weitere  200  Mill.  K.  im 
-nächsten  zurückgezahlt.  Im  Wege  der  gesetzlichen  organischen  Til- 
gung wurden  im  1.  Halbjahr  1916  29  Mill.  K.  der  1.  Kriegsanleihe, 
im  zweiten  43,19  Mill.  K.  ältere  Staatsschulden  getilgt 

Die  Bankkredite,  die  mit  den  Kriegsanleihen  zusammen 
die  Kriegsschuldetilast  bilden,  setzen  sich  zusammen  ans:  1)  Schulden 
(nämlich  Kontokorrentvorschüssen  und  Anleihen  gegen  Schatzwechsel) 
bei  der  Notenbank;  2)  Vorschüssen  beim  österreichischen  Bankenkon- 
sortium; 3)  den  Valutaanleihen  in  Deutschland;  4)  Schatzscheinan- 
leihen bei  einem  ausländischen  Bankenkonsortium. 


1)  D<>r  Hanshaltoan^schoB  des  Abg.-Hausn  hat  am  27.  September  1917  auf  einen 
iw>iialdemokrati»'hpn  AntraK  be«cbloM>en,  den  Berirht  der  8t.  Srh.  K.  K.  nur  mit  Be- 
danprn  zur  Kenntnis  zn  nehmen  and  den  anx  dem  Hanse  gewihltrn  Mitgliedern  seine 
MiBbilligung  auszusprechen,  weil  sie  wiederholt  eine  nirht  Terfassungsm&Oif;  (d.  b.  ohne 
die  Uitwirkung  des  Reirbsrats)  zuftande  gekommene  S<'hald  (ntmlicfa  die  Auflegang 
Ton  Krieg-anleihe)  gegengezeichnet  b&tten.  Das  Plenum  ist  diesem  Resrhlui-sc  am 
28.  November  beigetreten.  Ueber  die  ebenso  »rbwierige  wie  Terfas^ung'rechllioh 
and  Terfa!>sung^poliIi9ch  Äußerst  wichtige  Frage,  ob  die  8t.  8ch.  K.  K.  bei  ihren 
Qegenteichnungen  der  Kriegsschulden  yerfassungs-  und  gpsetzmiBig  gebandilt  hat. 
Tgl.  den  Aufsatz:  „Die  St.  Seh.  K.  K.  im  Kriege'  im  „Oesterr.  Volksw.",  Jahrg.  9, 
Nr.  43,  8.  700  f.,  dessen  Verf.  einen  scharf  ablehnenden  Standpunkt  einnimmt.  Schon 
knr»  vor  dem  Kriege  hatte  übrigens  die  St  Seh.  K.  K.  der  auf  Grand  des  §  14  der 
Verfassung  wahrend  einer  Vertagung  de«  Parlamentes  erfolgenden  Au.<bringung  von 
375  Mill.  K.  15-jähriger  Schatzanweisungen  zugestimmt  und  damit  ein  ihr  Terbingnis- 
ToU  gewordenes  Präjudiz  geschaffen  —  „ihren  Sündenfall  begangen". 

2)  Vgl.  darüber  auch  Bd.  106,  S.  491. 
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1.  DieNotenbankschuld  betrug  Ende  Juni  1916  in  Wirklich- 
keit erheblich  weniger  als  die  im  Berichte  der  St.  Seh.  K.  K.  dafür  ein- 
gesetzten 6424,80  Mill.  K. ').  Während  nämlich  in  den  früheren 
Berichten  nur  die  eröffneten  und  auch  schon  abgehobenen  Noten- 
bankkredite eingestellt  wurden,  erschienen  in  diesem  alle  der  Re- 
gierung von  der  Notenbank  gewährten  Kredite,  ob  abgehoben  und 
verwendet  oder  nicht,  in  voller  Höhe  in  der  Aufstellung,  einschließ- 
lich der  Guthaben,  über  die  sie  noch  nicht  verfügt  hatte.  Die 
Kriegs-  wie  die  gesamte  Staatsschuld  am  30.  Juni  1916  erscheinen 
insoweit  höher,  als  sie  in  Wirklichkeit  waren.  Tatsächlich  hatte 
die  Regierung  damals  noch  ein  Guthaben  von  fast  1  Milliarde  bei 
der  Notenbank,  sodaß  die  tatsächliche  Steigerung  im  1.  Halbjahr 
1916  l'/a  Milliarden  nicht  erreichte.  In  ihrem  letzten  Bericht  über 
den  Stand  Ende  1916  hat  die  St.  Seh.  K.  K.  dagegen  ihren  früheren, 
richtigen  Standpunkt  wieder  eingenommen  und  das  damals  bestehende 
offene  Guthaben  des  Staates  bei  der  Notenbank  von  1,09  Milliarden 
in  Abzug  gebracht.  Von  den  zu  diesem  Zeitpunkt  ausgewiesenen 
8195,06  Mill.  sind  4632,26  Mill.  gegen  Schuldschein  aufgenommen, 
1782  Mill.  Lombarddarlehen  und  1780,8  Mill.  Darlehnen  gegen  Sola- 
wechsel. Die  Beanspruchung  der  Notenbank  durch  den  Staat  er- 
scheint nach  ihrem  letzten  Ausweise  vom  30.  Juni  1917  mit 
8680  Mill.  K.  absolut  recht  hoch.  Daher  hat  auch  der  Haushalts- 
ausschuß des  Abgeordnetenhauses  auf  den  Bericht  seines  Referenten 
über  die  unter  Mitwirkung  der  St.  Seh.  K.  K.  seit  1912  durchge- 
führten Finanzoperationen  im  September  1917  die  St.  Seh.  K.  K. 
aufgefordert,  dahin  zu  wirken,  daß  der  gesamte  Kriegsaufwand  durch 
kurzfristige  Schatzscheine,  Anleihen,  Steuern  und  Abgaben,  jedoch 
ohne  weitere  Erhöhung  der  Notenmenge  gedeckt  wird. 
Andererseits  hat  der  Finanzminister  v.  Wimmer  in  seiner  Haushalts- 
rede vom  26.  September  1917  im  Abgeordnetenhause  die  aus  der 
staatlichen  Inanspruchnahme  sich  ergebende  Lage  der  Notenbank 
als  verhältnismäßig  günstig  bezeichnet,  besonders  wenn  man  berück- 
sichtige, daß  zur  Finanzierung  der  Kriegsanleihen  die  Notenbank 
und  die  Darlehen  fast  gar  nicht  in  Anspruch  genommen  und  für  die 
Kriegsanleihen  keine  neuen  Noten  ausgegeben  worden  seien.  Im 
ganzen  hat  sich  aber  die  in  der  ersten  Kriegszeit  naturgemäß  starke 
Inanspruchnahme  späterhin  in  absteigender  Linie  bewegt.  Dasselbe 
gilt  auch  für  den  Notenbankkredit  der  ungarischen  Regierung. 
Diese  Abnahme  entspricht  der  Steigerung  der  Kriegsanleiheerträge 
und  deren  Nutzbarmachung  im  voraus  durch  die  Voreinzahlungen 
der  Banken  und  Sparkassen  bei  der  Postsparkasse,  von  denen  gleich 
noch  weiter  die  Rede  sein  wird.  t,      i       i - 

2.  Die  Schuld  beim  österreichischen  Bankenkon- 
sortium erscheint  mit  ihrem  Stande  von  Ende  Juni  und  Ende 
Dezember  1916  -  3271,79  und  3293,85  gegen  nur  500  MiU.  K.  Ende 
1915  —  gleichfalls  erheblich  höher,  als  sie  damals  in  Wirklichkeit 


1)  Daher  ist  diese  Ziffer  in  der  nachfolgenden  Oebersioht  eingeklammtrt. 
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war.  In  diesen  beiden  Beträgen  sind  nämlich  die  Voreinzahlungen 
enthalten,  welche  die  Banken  und  Sparkassen  aus  ihren  verfügbaren 
Einlagen  auf  künftige  Kriegsanleihe  bei  der  Postsparkasse  zu  machen 
pflegen  und  welche  später  auf  den  erzielten  Anleiheertrag  verrechnet, 
bis  dahin  aber  als  Vorschüsse  an  den  Staat  geführt  werden.  Bis 
Ende  1915  waren  bedeutende  derartige  Voreinzahlungen  geleistet 
worden,  ohne  jedoch  von  der  St.  Seh.  K.  K.  in  ihren  Staatsschulden- 
ausweis raitaufgenommen  zu  werden.  Letzteres  gescjiah  erst  in  den 
Ausweisen  zum  30.  Juni  und  31.  Dezember  1916,  die  also  inso- 
weit Schulden  enthalten,  welche  noch  dem  Jahre  1915  angeboren, 
so  daß  sie  eine  beträchtlich  stärkere  als  die  auf  die  Berichtsperiode 
entfallende  Vermehrung  der  Staatsschuld  angeben.  Außerdem  ist  aber 
auch  nur  der  jeweils  bis  zu  jenen  beiden  Zeitpunkten  auf  den  An- 
leiheerlfis  buchmäßig  verrechnete  Teil  dieser  Voreinzahlungen,  und 
auch  er  nur  so  weit,  als  die  betreffende  Abrechnung  der  St.  Seh.  K. 
K.  rechtzeitig  vorher  mitgeteilt  worden  war,  von  ihr  als  Minderung 
der  Staatsschuld  berücksichtigt  worden.  Soweit  dies  nicht  geschehen, 
enthält  ihr  Bericht  daher,  indem  er  die  4.  und  die  5.  Anleihe  in 
ihrer  vollen  Krtragshöhe  einsetzt,  eine  Doppelzählung,  so  daß  der 
Stand  der  Staatsschuld  unrichtigerweise  um  ebensoviel  höher  er- 
scheint. Es  handelt  sich  dabei ')  um  nicht  weniger  als  2,3  Milliarden 
K.  am  30.  Juni  und  3,8  Milliarden  K.  am  31.  Dezember  1916. 

3.  Die  Valutaanleihen  bei  den  deutschen  Großbanken  *)  be- 
zwecken die  Beschaffung  von  deutschen  Zahlungsmitteln  zur  Be- 
zahlung fälliger  Lieferungsschulden  und  laufender  Scbuldenzinsen 
an  Deutschland  im  Interesse  des  Schutzes  der  österreichischen  Va- 
luta gegen  Entwertung.  Ihre  Hauptzunahme  fällt  in  die  beiden  letzten 
Berichtsperioden.  Im  Februar  1916  wurde  nämlich  von  der  öster- 
reichischen und  der  ungarischen  Regierung  gemeinsam  durch  Ver- 
mittlung der  Postsparkasse  einer-  und  der  Ungarischen  Kreditanstalt 
andererseits,  im  Anschluß  an  die  Errichtung  je  einer  Devisenzentrale, 
ein  neuer  Anleihevertrag  mit  einer  deutschen  Bankengruppe  abge- 
schlossen, der  die  Deutsche  Bank,  die  Discontogesellschaft,  die  Bank- 
häuser Bleichröder  und  Mendelssohn  angehörten.  Danach  bewilligten 
diese  den  beiden  Regierungen  einen  in  6  Monatsraten  von  je  100  Mill. 
M.  abhebbaren  Kredit  gegen  einjährige  5-proz.  (bisher  6-proz.)  Schatz- 
wechsel. Auf  Oesterreichs  Anteil  entfielen  von  diesen  600  Mill. 
381,6  Mill.  M.  Dazu  kommen  in  derselben  Periode  noch  zwei  Kre- 
dite für  besondere  Zwecke  von  45,076  und  150  Mill.  M.  bei  derselben 
Stelle,  insgesammt  also  576,67  Mill.  M.  oder  670,6  Mill.  K.  In  der 
nächsten  Periode  betrug  die  weitere  Steigerung  579,62  Mill.  K. 

Die  „Allgemeine  Staatsschuld"  ist  derjenige  aus  der  Zeit 
vor  dem  Ausgleich  von  1867  stammende  Teil  der  österreichischen 
Staatsschuld,    zu    dessen    in    Höhe    von  59,041   Mill.   K.   erforder- 

1)  Nach  der  Darstellnni;  and  Berechnang  von  W.  Federn  im  „Oesterr.  Volks- 
wirt.", Jahrg.  9,  Nr.  18,  19  und  35. 

2)  fliehe  darüber  Bd.  106  S.  469. 
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liehen  Verzinsung  Ungarn  jährlich  58,33  Mill.  K.  zuzuschießen 
durch  Vertrag  Oesterreich  (nicht  den  Gläubigern)  gegenüber  ver- 
pflichtet ist.  Die  auffallend  starke  Verminderung  ihres  Standes  vom 
30.  Juni  1916  um  1415,75  Mill.  (von  5108,34  auf  3692,6  Mill.)  ist 
iu  Höhe  von  1405,74  Mill.  dadurch  verursacht,  daß  der  jener 
„ungarischen  Blockrente"  entsprechende  Teil  des  Schuldkapitals  im 
Schuldenstande  von  der  Kommission,  entgegen  der  bisherigen  Ge- 
pflogenheit, nicht  ausgewiesen  ward,  im  übrigen  durch  die  fort- 
schreitende Auslosung  der  alten  Lotterieanleihen.  Diese  wohl  aus 
dem  Wunsche,  die  österreichische  Staatsschuld  möglichst  niedrig  er- 
scheinen zu  lassen,  entstandene  Ausscheidung  ist  wegen  ihres  tenden- 
ziösen Charakters  nicht  zu  billigen,  aber  auch  sachlich  ungerecht- 
fertigt. Denn  die  aus  den  Nachweisungen  ausgeschiedene  Kapital- 
schuld ist  eine  unverändert  fortbestehende  rein  österreichische 
Staatsschuld  1).  Im  jüngsten  Bericht  über  den  Stand  Ende  1916  ist' 
daher  die  alte  Praxis  mit  Recht  wieder  aufgenommen. 




am  31.  Dez. 

am  30.  Juni 

am  31.  Dez. 

am  30.  Juni 

am  31.  Dez. 

amSOJmii 

stand  in  Millionen  Kronen 

1914 

1915 

1915 

1916 

1916 

1917 

Gesamte  Kriegsschuld  Oester- 

reichs 

5044,75 

9498,75 

14  139,96 

24552,50 

31  389,0» 

'*'?!! 

Kapitalzuwachs 

4  454 

4641,21 

10412,54 

6  836,50 

9  867,»7 

Jahreszinslast 

186,74 

372,10 

614,55 

I  027,26 

1  3'4 

1  702 

A.  Kriegsanleihen 

I 

I  u.  II 

1— III 

I-IV 

I— v 

I— VI 

2  200,75 

4889,07 

9092,13 

i3  59'.4S 

18  056,04 

23229 

B.  Schuld  bei  der  Notenbank 

2  6o8,80 

3  562,80 

3  955.'"> 

(6  424,80) 

8  i95,«6 

8  680 

C.   Schuld  beim  österreichischen 

6943 

Bankenkonsortium 

— 

600 

500 

3271,79 

3  293-»» 

D.  Valutaanleihen   in  Deutsch- 

land 

235.S0 

446,88 

593.88 

1  264,48 

I  839,90 

2405 

£.  Schatzscheinanleihe  b,  einem 

ausländischen  Bankenkonsor- 

tium (5-proz.) 

— 

— 

— 

— 

4.»' 

Gesamte    Staatsschuld 

44  226,9» 

Oesterreichs 

17  960,88 

22453,41 

27  048,81 

36027,80 

bei  Kriegsbeginn 
Kapitalzuwachs 

13  004,07 
4956,79 

4492,55 

4  595.40 

8  978,99 

8  199,1» 

— 

Anteil    der    „Allgemeinen 

Staatsschuld" 

5  369 

5  "Ml 

5  108,34 

3  692,60 

505s.»« 
I  763,*» 

Jahreszinslast 

700,61 

889,89 

I  125,50 

I  478,04 

bei  Kriegsbeginn 

S'7,79 

— 

— 



Gesamte  Kriegsschuld  Oester- 
reich-Ungarns 

7817,72 

14935,1» 

22  332,66 

36931,90 

47  559.0» 

— 

Gesamte  Staatsschuld  Oester- 

reich-üngarns  (bei Kriegs- 
beginn 19  721,07) 



— 

— 

55  55«.'« 

— 

— 

Schuld       Oesterreich-Un- 
garns bei  der  Notenbank 



5600 

6  217 

— 

— 

1288s 

Valutaanleihen  Oesterreich- 

2  892,** 

Ungarns  in  Deutschland 

— 

— 

■" 

1)  Näheres  darüber  im  „Oesterr.  Volkswirt«,  Jahrg.  9,  Heft  19,  S.  312  f. 
Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.  Bd.  HO  (Dritte  Folge  Bd.  68).  14 


210 


H.  KSppe, 


Hierzu  sei  bemerkt,  daß  nach  dem  dem  Abgeordnetenhause  im 
Juli  1917  erstatteten  Berichte  der  St  Seh.  K.  K.  die  österreichische 
Kriegsschuld  am  17.  Mai  1917  35413,83  Mill.  K.  betrug.  Nach  der 
dem  Haushaltsausschusse  vom  Finanzminister  vorgelegten  Uebersicht 
über  den  Stand  der  Kriegsschuld  am  30.  April  1917  belief  sie  sich 
auf  34081,49  Mill.  K. 

In  Ungarn  ist  der  amtliche  Staatsschuldenausweis,  auch  hin- 
sichtlich der  Kriegsschulden,  trotz  des  parlamentarischen  Systems 
dieses  Landes  gänzlich  vernachlä.ssigt.  Ungarns  Anteile  an  den  Noten- 
bankvorschüssen  und  an  den  Valutaanleihen  in  Deutschland  lassen 
sich  daher  nur  im  Berechnungswege  auf  Grund  der  Ausweise  der 
österreichischen  St.  Seh.  K.  K.  und  des  gesetzlichen  Quotenverhält- 
nisses (63,6 :  36,4  v.  H.)  ermitteln,  welches  letztere,  wie  früher  er- 
wähnt (s.  Bd.  106,  S.  459),  der  späteren  Verteilung  der  während  des 
Krieges  von  beiden  Staaten  gemeinsam  getragenen  Kriegskosten 
übereinkunftgemäß  zugrunde  zu  legen  isL  Mit  Rücksicht  auf  diese 
Abmachung  erscheint  es  auch  berechtigt,  die  Höhe  der  Schuld 
Ungarns  beim  ungarischen  Bankenkonsortium  nach  dem  gleichen 
Verteilungsschlüssel  zu  errechnen.  Unter  Hinzurechnung  der  Kriegs- 
anleiheergebnisse läßt  sich  so  die  Kriegsschuld  in  ihrer  Ent- 
wicklung verfolgen.  Dagegen  ist  das  Wachstum  der  gesamten  Staats- 
schuld während  des  Krieges  ziffermäßig  deshalb  nicht  zu  verfolgen, 
weil  nicht  bekannt  ist,  ob  und  welche  Tilgungen  in  der  Kriegs- 
zeit erfolgt  sind.  Danach  läßt  sich  die  folgende  Uebersicht  *)  ge- 
winnen: 


am  31.  Des. 

am  30.  Juni 

am  31.  Des. 

am  30.  Jani 

am  31.  Des 

Bund  in  MillioDen   Kronen 

1914 

1915 

1915 

1916 

1916 

OcMinte  Krirgrarhnld  Ungarns 

«7r».tt 

5436,40 

809t,«« 

«•  379.«» 

ttiro 

KipiUliuwarhi 

— 

»6oj,«i 

2656,10 

4  a86.«« 

3  790,«« 

A.  KriegsuDleihen 

I 

I  D.  II 

I-III 

I— IV 

I— V 

"75.»» 

J307,«« 

4««7.»I 

6ii7,»T 

8  5«7,«» 

B.  Schuld  bei  der  Notenbank 

1480 

2038 

3670,— 

4^90- 

C.   Sobald  beim  ungarischen  Banken- 
konsortium 

^ 

«-«,»• 

3804,7» 

I  87«,6» 

— 

D.  Valotaanleihen   in  Dentwbland 

117,«« 
bei  Kriegs- 
beginn 

tll,«4 

619 

1053 

Oasamte  Staatsschnld  Ungarns 

6717 

— 

— 

— 

— 

Anteil     an     der    „Allgemeinen 

Staatmcbnld" 

1400 

— 

— 

— 

— 

Jahrcaainalast 

338,«« 

— 

— 

— 

— 

Sind    auch    die    Kriegsausgaben    der   österreichisch-ungarischen 
Monarchie  durch   den  Eintritt  immer   neuer  Völker  in  den  Kampf 


1)  Die  Betrige  der  Notenbankachnld,  der  Valntaanleihen  nnd  der  Schuld  beim 
Bankenkonsortium  sind  darin  nach  den  fortlaufenden  Umrechnongen  im  „Oesterr.  Volks- 
wirt", Jahrg.  8,  Nr.  9  b.  36,  Jahrg.  9,  Nr.  19,  35  u.  42  eingesteUt. 
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gegen  die  Mittelmächte  und  die  dadurch  bedingte  wachsende  Aus- 
dehnung und  Intensivierung  der  Kriegsoperationen  zu  Lande  und 
zu  Wasser  einer  fortgesetzten  beträchtlichen  Steigerung  unterworfen, 
mit  der  ihre  Deckung  im  Anleihewege  bisher  nicht  Schritt  zu  halten 
vermochte,  so  daß  der  Kredit  der  Notenbank  und  anderer  Banken 
zur  Ergänzung  andauernd  beansprucht  werden  mußtet),  so  ist  doch 
die  finanzielle  Kraftleistung  der  beiden  Hälften  des  Reiches  eine  ge- 
waltige, die  bei  Kriegsbeginn  gehegten  Erwartungen  erheblich  über- 
steigende. Das  Verhältnis  der  Inanspruchnahme  von  Bankkredit 
jeder  Art  zum  Ergebnis  der  Kriegsanleihen  ist  auch  nur  annähe- 
rungsweise kaum  in  Ziffern  zu  berechnen,  da  es  immer  offen  bleibt, 
wie  weit  die  gewährten  Kredite  in  einem  bestimmten  Zeitpunkt 
ausgenutzt  sind^).  Es  ist  aber,  wenn  es  auch  besser  sein  könnte, 
doch  kein  ungünstiges.  In  der  Sitzung  der  St.  Seh.  K.  K.  vom 
28.  April  1917  nannte  der  Finanzminister  v.  Spitzmüller  es  ein 
„relativ  befriedigendes",  und  in  der  Abgeordnetenhaussitzung  vom 
14.  Juni  1917  erhoffte  er  sogar  keine  weitere  Inanspruchnahme  der 
Notenbank.  Daß  die  günstigeren  Verteilungszahlen,  deren  Deutsch- 
land sich  erfreut,  hier  der  Beurteilung  nicht  untergelegt  werden 
dürfen,  folgt  aus  der  sehr  verschiedenen  Stärke  der  wirtschaftlichen 
Kräfte  beider  Reiche  (vgl.  darüber  Bd.  106,  S.  487).  Die  Leistungs- 
fähigkeit der  österreichisch-ungarischen  Volkswirtschaft  hielt  sich 
bei  den  drei  letzten  Anleihen  etwa  auf  der  gleichen  Höhe,  während 
in  Deutschland  die  annähernd  gleich  hohen  Erträge  der  vierten  und 
fünften  von  der  sechsten  ganz  erheblich  übertroffen  wurden,  die 
selbst  den  bisherigen  Höchsterfolg  der  dritten  noch  in  den  Schatten 
stellte.  Doch  kann  in  Oesterreich-Ungarn  die  Anleihetechnik  noch 
sehr  verbessert  werden.  Aber  auch  die  Aufklärungs-  und  "Werbe- 
tätigkeit ist,  zumal  auf  dem  Lande,  noch  sehr  steigerungsfähig.  Die 


1)  Der  dem  Abgeordnetenhause  vorjtelegte  Staatshanshaltplan  für  1917/18  veran- 
schlagt die  gesamten  Ausgaben  auf    22  169  Mill    K.,    davon    5360  Mill.   dauernde  und 

16  809  Mill.  vorübergehende,  tfnter  den  letzteren  befinden  sich  12  000  Mill.  Qnoten- 
beiträge  Oesterreichs  für  die  mobilisierte  bewaffnete  Macht  und  338  Mill.  für  Kriegs- 
beschädigte und  Kriegsflüchtlinge.  Die  Einnahmen  sind  veranschlagt  auf  4194  Mill., 
und  zwar  3890  Mill.  dauernde  und  304  Mill.  hauptsächlich  aus  Kriegssteuem 
(darunter  300  Mill.  K.  Ertrag  der  Kriegsgewinnsteuer  gegen  100  Mill.  im  Vorjahr)  er- 
wachsende vorübergehende.     Zur  Ausgleichung  des  sonach  sich  ergebenden  Ausfalls  von 

17  975  Mill.  beansprucht  die  Regierung  einen  Kredit  von  18  Milliarden  K.  ein- 
schließlich der  im  laufenden  Haushalt  provisorium  enthaltenen  Ermächtigung  von 
6  MiUiarden  K.  Um  den  Fehlbetrag  bei  den  dauernden  Ausgaben  tu  decken,  sollen 
neue  Steuern  zum  Jahresertrage  von  800  Mill.  K.  angefordert  werden,  die  aber  keine 
direkten  sein  sollen,  da  letztere  im  Kriege  schon  nm  57  v.  H.  "^ö^*'  "»™*'L '*'"• 
Die  direkten  Kriegsausgaben  betrugen  in  den  3  ersten  Kriegsjahren  27  29d,d  Mül.  K.  nna 
sind  für  1917/18  auf  12   Milliarden  K.  veranschlagt. 

2)  Nach  der  Berechnung  von  W.  Federn  (im  „Oesterr.  Volkswirt  ,  Jahrg.- 9, 
Nr.  35,  S.  619)  entfallen  von  der  ganzen  Kriegsschuld  57,5  v.  H.  auf  innere  Kriegs- 
anleihen, 5,9  V.  H.  auf  die  Auslandsanleihen,  10,5  v.  H.  auf  Voreinzahlungen  an  die 
Postsparkasse,  26,1  y.  H.  auf  Vorschüsse  der  Notenbank  Von  den  sonach  "'cht  ^» 
'/.  der  Kriegsschuld  deckenden  Anleihen  entfallen  nach  erfolgtem  Umtausch  von  1. 
o^d  2.  Anleihe  noch  nicht  34  v.  H.  auf  langfristige,  keiner  Konsolidierung  mehr  be- 
dürfende Titres. 

14* 


212       H-  Koppe,  Die  Kriegunleihen  DentochUndi  and  Oesterreich-Ungum. 

Ungleichheit  des  Interesses  für  die  Kriegsanleihen  je  nach  der 
Nationalität  wird  freilich  in  Oesterreich  immer  bleiben.  Ungarn 
ist  in  dieser  Hinsicht,  wie  überhaupt  in  bezug  auf  die  Bildung  und 
Betätigung  eines  einheitlichen  Staatswillens  erheblich  besser  daran, 
doch  ist  es  als  ganz  überwiegendes  Agrarland  auch  wieder  durch 
die  Schwerfälligkeit  der  Landwirtschaft  auf  diesem  Gebiete  ge- 
hemmt. 

So  kann  denn  Oesterreich-Ungam  der  eigenen  wirtschaftlichen 
Kraft  auch  für  die  weiteren  finanziellen  Anforderungen  des  Krieges 
getrost  vertrauen.  Ihre  immer  stärkere  Nutzbarmachung  erscheint 
nach  dem  Gesamtergebnis  seiner  sechs  Kriegsanleihen  sehr  wohl 
möglich,  ist  in  gleichem  Grade  aber  auch  zu  wünschen. 


Nationalökonomiscbe  Gesetzgebung.  019 


Nationalökonomische  Gresetzgebung. 

IL 

Die  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, Bekanntmachungen  usw.,  soweit  sie  im 
Reichsgesetzblatt  veröffentlicht  worden  sind. 

[7.  Fortsetzung^)]. 
(Die  Monate  Dezember  1916  bis  März  1917  umfassend.) 

Von  Dr.  Johannes  Müller-Halle,  Weimar. 

(Fortsetzung.) 

Bekanntmachung  über  Mineralöle,  Mineralölerzeugnisse, 
Erdwachs  und  Kerzen.  Vom  18.  Januar  1917  (RGBl.  S.  60f.). 
—  Mit  Auöführungsbestimmungen  vom  gleichen  Tage  (RGBl.  8.  61  ff.) 
Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Die  genannten  Gegenstände  dürfen,  gleichviel  ob  sie  im  Inland  erzeugt  oder 
aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  nur  durch  die  &iegs8chmieröl-GeselTsduift 
abgesetzt  werden.  Den  Preis  für  die  übernommenen  Vorräte  setzt  die  Gfesell- 
schaft  engültig  fest.  Sie  hat  bei  Abgabe  der  erworbenen  Gegenstände  den 
Weisungen  des  Reichskanzlers  Folge  zu  leisten.  —  Für  den  Handel  mit  Kerzen 
wird  bestimmt,  daß  auf  den  Packungen  Name  und  Niederlassungsort  der  her- 
stellenden Firma,  Kleinverkaufspreis  und  Inhalt  angegeben  sein  müssen.  (Vgl. 
wegen  Fetten  und  Gelen  Bekanntmachung  vom  21.  Dezember  1916,  oben  8.  81  f.) 
D»rrch  Bekanntmachung  vom  24.  Februar  1917  wird  der  Reichskanzler  ermächtigt, 
allgemeine  Bestimmungen  über  den  Verkehr  mit  Paraffin,  Montanwachs,  Erd- 
wachs, Kerzen,  Kerzenersatzmitteln,  mineralischem  Rohöl  und  Rohölerzeugnisaen 
zu  treffen. 

,,v  Bekanntmachung  zur  Ergänzung  der  Bekanntmachung 
vom  31.  Juli  1916,  betr.  Liquidation  britischer  Unter- 
nehmungen. Vom  18.  Januar  1917  (RGBl.  S.  66  f.).  Auf  Grund 
des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Es  handelt  sich  um  Sonderbestimmungen  für  mit  Hypotheken  belastete 
Grundstücke.    (Vgl.   im   übrigen  Bekanntmachung  vom  31.  Juli  1916,  Bd.  53, 

S.  211.) 

Bekanntmachung  zur  Ausführung  der  Verordnung  über 
die  Sicherstellung  von  Kriegsbedarf.  Vom  18.  Januar  1917 
(RGBl.  S.  67).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  24.  Juni  1915 
(RGBl.  S.  867). 

Es  handelt  sich  um  eine  unwesentliche  Einzelheit  (vgl.  im  übrigen  Bd.  50, 
8.  323,  Bd.  51,  8.  361  und  372,  Bd.  54,  8.  178). 

1)  Das  letzte  Drittel  dieser  Uebersioht  wird  im  nächsten  Heft  erscheinen ;  auf  dieses 
wird  im  Folgenden  mit  dem  Vermerk.;  „unten  Forts."  verwiesen. 


2H  M>tioii)UAkonomiaeiia  Ommtagtkmng. 

Verordnang  zur  Aenderung  der  Verordnung  Über  die 
Bereitung  von  Backware  in  der  Fassung  der  Bekannt- 
machung vom  26.  Mai  1916  (RGBL  S.  413).  Vom  18.  Januar 
1917  (BQBl.  8.  68).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (BGBL 
8.  327). 

Bei  der  Bereitung  ron  Roggenbrot  dürfen  an  Stelle  von  Kartoffeln  auch 
andere  (nach  BekanntmachunK  vom  5.  Februar  1917  sind  Rüben  auBer  Zucker- 
rüben auBdrücklich  zugelassen)  als  die  bisher  genannten  (vgl.  insbesondere  Be- 
kanntmachungen vom  5.  Januar/31.  Mirc  1915,  Bd.  50,  S.  52,  26.  Mai  1916, 
Bd.  53,  S.  80,  und  20.  Juni  1916,  Bd.  53,  8.  192)  Ersatutoffe  verwandt  werden. 
Die  BroUtreckung  mit  Kartoffeln  und  Kartoffelerzeugnissen  kann  g^nz  verboten 
und  die  Verwendung  eines  anderen  Slreckungsmittels  ausdrücklich  vorgeschrieben 
werden.  (Vgl.  wegen  Bereitung  von  Backware  insbesondre  Bekanntmachung 
vom  5  Januar  1915,  Bd.  50,  8.  52,  26.  Mai  1916.  Bd.  53,  8.  80,  20.  Juni  1916. 
Bd.  53,  8.  192,  28.  September  1916,  Bd.  54,  8.  306.) 

Bekanntmachung  über  Ausdehnung  der  Verordnung  über 
den  Verkehr  mit  Harz  vom  7.  September  1916  (RGBl. 
S.  1002).  Vom  22.  Januar  1917  (RGBl.  8.  69).  Mit  Ausfahrunge- 
bestimmungen vom  gleichen  Tage  (RGBl.  S.  70  ff). 

Die  Bestimmungen  der  Bekanntmachung  vom  7.  September  1916  (vgl.  Bd.  54 
8.  176)  über  Harz  werden  auf  eine  Reibe  weiterer  Stoffe  (Schellack,  Gummi 
arabikum,  Gummi-Tragant,  Gummi-Mastix,  Oummi-Ohatti,  Japan-Waefaa, 
chinesisches  Wachs  u.  a.  m.)  ausgedehnt  Vgl.  wegen  Fetten  und  Oel»  Be- 
kanntmachung vom  21.  Dezember  1916,  oben  8.  81  f. 

Bekanntmachung     betr.     die     Verordnung     über     gewerb- 
liche 8chutzrechte  feind  lieber    StaatsangehSriger.     Vom 
25.  Januar  1917  (RGBl.  8.  73).     Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom 
*1.  Juli  1915  (RGBl.  S.  414). 

Die  genannte  Verordnung  (Bd.  50,  8.  328  f.)  wird  für  die  unter  deutaeher 
und  österreichisch-ungarischer  Verwaltung  stehenden  Gebiete  im  weeenüiehea 
aufier  Kraft  gesetzt. 

Bekanntmachung  über  Zement.  Vom  25.  Januar  1917  (RGBl. 
S.  74).     Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1917  (RGBl.  8.  327). 

Der  Reichskanzler  kann  Bestimmungen  über  die  Erzeugung  und  den  Ab- 
satz sowie  über  Preise  und  Liefern ngsbedmgungen  von  Zement  treffen.    Er  J 

femer  Verträge  über  Lieferungen  von  Zement,  die  eine  Lieferungspflicht  für  : 


als  sechs  Monate  begründen,  für  aufgelöst  erklären.    (Vgl.  Bekanntmachtmg  vom 
29.  Jnni  1916,  Bd.  M,  8.  199,  24.  November  1916,  Bd.  54,  8.  321.) 

Bekanntmachung  über  Preiebeschränkungen  bei  Aas- 
besserungen von  Schuhwaren.  Vom  25.  Januar  1917  (RGBl. 
8.  75  ff.).  Mit  AusfUhruDgsbestimmungen  vom  gleichen  Tage  (RGBl. 
8.  77  f.).     Auf  Grund  des  Ges.  vom    4.  August  1914  (RGBl.  8.  327). 

Ausbessenmgen  von  Schuhwaren  dürfen  zu  keinem  höheren  Preise  berechnet 
werden,  als  sich  aus  den  Unkosten  zuzüglich  eines  angemessenen  Gewinns  ergibt. 
Den  ausgebesserten  Schuhwaren  muß  bei  der  Rückgabe  an  den  Verbraucher  ein 
Begleitschein,  enthaltend  Art  der  Ausbesserung,  Preis  u.  ä.  m.  beigefügt  werden. 
Wer  gewerbsmäSig  Schuhe  ausbessert,  muS  eine  Preistafel  mit  den  Preisberech- 
nungen für  Besohlen  und  Flecken  zum  Aushang  bringen.  Der  Besteller  der  Aus- 
besserungen kann  gegebenenfalls  ein  .Schiedsgericht  anrufen.  (Vgl.  w^n  Schuh- 
waren Bekanntmachung  vom  4.  Januar  1917,  oben  8.  84  f.,  und  die  dasdbst 
aufgeführten  Bekanntmachungen,  insbesondere  Bekanntmachung  vom  28.  Sep- 
tember 1916,  Bd.  ;>4,  S.  306.) 
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Bekanntmachung  über  Kranken-,  Unfall-  und  Invaliden- 
versicherung von  Angehörigen  feindlicher  Staaten.  Vom 
25.  Januar  1917  (RGBl.  S.  79  f.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 

Diejenigen  Angehörigen  feindlicher  Staaten,  welche,  ohne  Kriegsgefangene 
zu  sein,  auf  Grund  von  Maßnahmen  der  deutschen  Heeresverwaltung  zum  Zwecke 
ihrer  Beschäftigung  nach  Deutschland  gekommen  oder  überführt  worden  sind, 
werden,  soweit  sie  wegen  der  durch  diese  Maßnahmen  bedingten  Gestalt  ihres 
Arbeitsverhältnisses  nicht  als  versichert  im  Sinne  der  Reichsversicherungsordnung 
gelten,  den  Vorschriften  der  Reichsversicherungsordnung  über  Kranken-  und  Un- 
fallversicherung (nicht  auch  der  Invalidenversicherung)  unterstellt.  (Vgl.  Bekannt- 
machung vom  14.  Dezember  1916,  oben  8.  79  wegen  Krankenversicherung, 
14.  Juni  1916,  Bd.  53,  S.  190,  24.  Februar  1917,  unten  S.  221,  und  30.  März  1917, 
nnten  Forts.,  wegen  Unfallversicherung.) 

Bekanntmachung  über  die  Vornahme  kleiner  Viehzäh- 
lungen. Vom  30.  Januar  1917  (RGBl.  S.  81  ff.).  Auf  Grund  des 
Ges.  vom  4.  August    1914    (RGBl.  S.  327). 

Vom  1.  März  1917  ab  sind  viertel]' ährUch  kleine  Viehzählungen  vorzunehmen, 
die  sich  auf  Pferde,  Rindvieh,  Schafe  und  Schweine  erstrecken.  (Vgl.  die 
früheren  Bekanntmachungen  vom  4.  März  1915,  Bd.  50,  S.  64,  26.  August  1915, 
Bd.  51,  8.  353,  15.  November  1915,  Bd.  51.  8.  371,  23.  März  1916,  Bd.  52,  8.  236, 
4.  November  1916,  Bd.  54,  8.  318.) 

Bekanntmachung  betr.  Festsetzung  der  Inlandsverkaufs- 
preise für  bestimmte  Arten  von  Kalisalzen.  Vom  2.  Fe- 
bruar 1917  (RGBl.  S.  93).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  25.  Mai  1910 
(RGBl.  S.  775). 

Es  werden  Inlandsverkaufspreise  für  einige  Arten  von  Kalisalzen  festgesetzt. 
(Vgl.  auch  Gesetz  vom  21.  Juni  1916,  Bd.  53,  8.  193.) 

Bekanntmachung  über  eine  Erhebung  der  Vorräte  an  Kar- 
toffeln am  1.  März  1917.  Vom  2.  Februar  1917  (RGBl.  S.  94  ff.). 
Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1916  (RGBl.  S.  401). 

Die  Erhebung  erstreckt  sich  auf  sämtliche  Vorräte,  auch  die  der  Haus- 
haltungen.  (Vgl.  die  entsprechenden  Bekanntmachungen  vom  4.  März  1915, 
Bd.  50,  8.  63,  und  4.  AprU  1916,  Bd.  53,  8.  65,  wegen  Kartoffeln  im  übrigen  Be- 
kanntmachung vom  1.  Dezember  1916,  oben  8.  73.) 

Verordnung  über  Höchstpreise  für  Hafer.  Vom  2.  Februar 
1917  (RGBl.  S.  100).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mftrz 
l!tl6  (RGBl.  S.  401). 

Der  Inhalt  der  Verordnung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekanntmachung 
vom  4.  Dezember  1916  (vgl.  oben  8.  75)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  über  die  Verwendung  von  ^ <**>«"  J'«' ,*J.®f 
Bereitung  von  Roggenbrot.  Vom  6.  Februar  1917  (RGBl.  b.  101). 
Auf  Grund  verschiedener  Bekanntmachungen. 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekannt- 
machung vom  18.  Januar  1917  (vgl.  oben  S.  214)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  betr.  die  Stundungs  vor  sehr  ift  das 
Zahlungsverbots  gegen  Rußland.  Vom  3.  Februar  1917 
(RGBl.  S.  103).     Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  17.  Januar  lyib 

/RGBl.  S.  51).  ^       „  .       . 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekannt 
machung  vom  17.  Januar  1917  (vgl.  oben  8.  87)  eingearbeitet. 
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Bekanntmachung  Über  Kartoffeln.  Vom  7.  Februar  ]9l7 
(RGBl.  S.  104).  Auf  Ornnd  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  19lt> 
(RGBl.  S.  401). 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ut  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekannt- 
machung vom  1.  Dezember  1916  (vgL  oben  S.  73)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  ttber  den  Zahlungsverkehr  mit  dem  Au:;- 
land.  Vom  8.  Februar  1917  (RGBl.  S.  105  ff.).  Mit  Auaführungs 
bestimmungen  vom  gleichen  Tage  (RGBl.  8.  109  ff.).  Auf  Grund  des 
Ges.  vom  4.  August   1914  (KGBI.  8.  327). 

"^  Der  gesamte  Verkehr  (Kauf,  Umtauach,  Verkauf,  Einziehune  usw.;  nni 
Zahlangsmitteln  und  Forderungen,  die  auf  auaUndiache  Währung  lauten,  darf 
nor  noch  durch  bestimmte  Personen  und  Firmen  (Devisenstellen)  gehen ;  doch 
dürfen  gewerbsmäflige  Geldwechsler  Geldwechselgeschifte  im  Betrag  bis  zu  1000  M. 
auf  Person  und  Tag  vornehmen.  Der  Kurs,  zu  dem  die  Devisenstellen  kaufen 
und  verkaufen,  wird  mit  Zustimmung  der  Reichsbank  festgesetzt.  Auf  Reicbs- 
währung  lautende  Zahlungsmittel  dürfen  nur  mit  Ejnwilligung  der  Reichsbank 
nach  dem  Ausland  versendet  oder  überbracbt  werden;  auch  hier  sind  ähnliche 
Ausnahmen  für  Beträge  bis  zu  1000  M.  täglich  (monatlich  3000  MJ  vorgesehen. 
Verbindlichkeiten  gegenfiber  im  Auslande  ansässigen  Personen  oder  Firmen  zwecks 
Elrwerb  von  Waren,  Wertpapieren  n.  a.  m.,  dürfen,  gleichgültig  ob  in  Beichs-  oder 
ausländischer  Währung,  nur  mit  Einwilligung  der  Beichsbank  eingegangen  werden. 
Ejner  im  Auslande  ansässigen  Person  (xler  Firma  darf  ein  auf  Beicliswihrung 
lautender  Kredit  nur  mit  Einwilligung  der  Keichsbank  eingeräumt  werden.  Ueber 
"     '  °       im  Ausland  ansässige  Person  oder 

Dg  der  Beichsbank   verfügt  werden. 
,  mg  lauten,    Forderungen  gegen  das 

verbündete  und  neutrale  Ausland  (wegen  des  feindlichen  vgl.  Bekanntmachung 
vom  16.  Dezember  1916,  oben  8.  80)  sowie  die  einer  im  Ausland  ansässigen  Person 
oder  Firma  gewährten  Kredite  müssen  angemeldet  werden.  Der  Reichskanzler 
kann  anordnen,  daß  die  eing^gs  erwähnten  Zahlungsmittel  und  Forderungen 
der  Beichsbank  zum  Tageskurse  zu  übertragen  sindT  (Vgl.  die  früheren  Be- 
kanntmachungen vom  aO.  und  22.  Januar  1916,  Bd  52,  8.  224,  25.  Februar  1916, 
Bd.  52,  8.  230,  16./23.  März  1916,  Bd.  52,  8.  235,  17.  April  1916,  Bd.  53,  S.  71, 
23.  Augnst/28.  Oktober  1916,  Bd.  54,  8.  172,  16.  Januar  1917,  oben  S.  86,  die 
späteren  vom  17.  März  1917,  vgl.  unten  Forts,  und  22.  März  1917,  unten  Forte.) 

Bekanntmachung  ttber  Preisbeschr&nknngen  bei  Ver- 
käufen von  Spinnstoffen,  Garnen  und  Fäden.  Vom  8.  Fe- 
bruar 1917  (RGBl.  S.  111  f.).  Auf  Gmnd  des  Ges.  vom  4.  August  1914 
(RGBl.  8.  827). 

Die  Bekanntmachung  vom  30.  März/ 14.  September  1916  (v^.  Bd.  52,  S.  238, 
und  Bd.  54,  8.  178  d.  h.  im  wesentlichen:  keine  höheren  Preise  als  vor  dem 
1.  Februar  1916!)  findet  auf  die  genannten  Gqj^nstände  Anwendung.  (Vgl. 
auch  folgende  Bekanntmachung.) 

Bekanntmachung  über  Kettenhandel  in  Textilien  und 
Textilorsatzstoffen.  Vom  8.  Februar  1917  (RGBl.  8.  112  f.).  Auf 
Gmnd  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  8.  327). 

Die  Steigerung  der  Preise  der  genannten  Gegenstände  durch  unlautere 
Maschenschaften,  insbesondere  Kettenhandel,  wird  unter  besondere  Strafe  gestellt. 
(Vgl.  auch  vorige  Bekanntmachung.) 

Bekanntmachung  zum  Schutze  von  Kriegsf lüchtlingen. 
Vom  8.  Februar  1917  (RGBl.  S.  113  ff.).  Auf  Grund  des  Gef.  vom 
4.  August  1914  (RGBl.  8.  827). 
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In  bürgerlichen  Kechtsstreitigkeiten  hat  das  Gericht  auf  Antrag  einer  Partei, 
die  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  gewerbliche  Niederlassung  im  Kriegsgebiet  (sein 
Umfang  ist  festgelegt  durch  Bekanntmachung  vom  26.  Februar  1917,  llGBl.  8. 192) 
hatte,  die  Aussetzung  des  Verfahrens  anzuordnen,  wenn  die  Partei  durch  kriege- 
rische Unternehmungen  oder  durch  militärische  Anordnung  genötigt  worden  ist, 
den  Wohnsitz  oder  die  gewerbliche  Niederlassung  zu  verlassen  und  infolgedessen 
an  der  Wahrnehmung  ihrer  Rechte  behindert  ist.  Der  Antrag  ist  abzulehnen, 
wenn  die  Aussetzung  offenbar  unbillig  ist.  Entsprechend  können  Zahlungsfristen 
und  Einstellung  der  Zwangsvollstreckung  bewilligt  werden.  (Vgl.  insbesondere  Ge- 
setz und  Bekanntmachung  vom  4.  August  1914,  Bd.  49,  8.  57,  Bekanntmachunf 
vom  7.  August  1914,  Bd.  49,  S.  60  f.,  20.  Mai  1915,  Bd.  50,  8.  318,  8.  Juni  1916^ 
Bd.  53,  8.  187). 

Bekanntmachung  betr.  die  Entschädigung  für  Verhaftung 
oder  Aufenthaltsbeschränkung  auf  Grund  des  Kriegs- 
zustandes und  des  Belagerungszustandes.  Vom  8.  Fe- 
bruar 1917  (RGBl.  S.  lief.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914 
(ßGBl.  S.  327). 

Das  Beichsmilitärgericht  hat  über  die  Zuerkennung  eines  Entschädigungs- 
anspruchs in  den  in  der  Ueberschrift  bezeichneten  Fällen  Beschluß  zu  fassen. 
Auf  Grund  eines  entsprechenden  Beschlusses  kann  dann  ein  Antrag  auf  Ent- 
schädigung bei  bestimmt  bezeichneten  Stellen  eingebracht  werden,  über  den  dann, 
je  nachdem  die  Verhaftung  usw.  von  einer  militärischen  oder  nichtmilitärischen 
Stelle  ausgegangen  war,  die  zuständige  oberste  Militärverwaltungsbehörde  oder 
oberste  Reichsbehörde  oder  Landeszentralbehörde  entscheidet.  Gegen  die  Elnt- 
scheidung  ist  Berufung  auf  den  Rechtsweg  zulässig. 

Bekanntmachung  über  Goldpreise.  Vom  8.  Februar  1917 
(RGBl.  S.  117  ff.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl. 
S.  327). 

Es  wird  für  Roh-,  Abfall-  und  Bruchgold  ein  Höchstpreis  festeesetzt;  der 
Reichskanzler  wird  ermächtigt,  auch  für  Halbfabrikate  Höchstpreise  festzusetzen. 

Bekanntmachung  betr.  Zollerleichterungen  für  Arbeits- 
erzeugnisse der  in  der  Schweiz  untergebrachten 
deutschen  Gefangenen.  Vom  8.  Februar  1917  (RGBl.  S.  119). 
Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Die  genannten  Gegenstände  sind  bis  auf  weiteres  zollfrei.  (Vgl.  Bekannt- 
machung vom  14.  Dezember  1916,  oben  8.  79.) 

Bekanntmachung  betr.  Anwendung  der  Vertragszolls&t«e. 
Vom  8.  Februar  1917  (RGBl.  S.  120).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 

Für  Waren,  die  aus  Rumänien  durch  die  Heeres-  und  Marineverwaltung 
oder  durch  gemeinnützige,  der  deutschen  Volkswirtschaft  dienende  Kriegsgesell- 
schaften  eingeführt  werden,  kann  die  Anwendung  der  VertragszoUsatze  genehmigt 
werden  (Vgl  wegen  früherer  ähnlicher  Bekanntmachungen  die  Bekanntmachung 
vom  30.  März  1916,  Bd.  52,  8.  238.) 

Bekanntmachung  über  den  Ausschluß  der  Oeff entlichkeit 
für  Patente. und  Gebrauchsmuster.  Vom  8.  Februar  1917 
(RGBl.  S.  121  f.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl. 
S.  327).  ^      j 

Die  Oeffentlichkeit  kann  im  Interesse  der  Landesverteidigung  oder  der 
Kriegswirtschaft  ausgeschlossen  werden. 

Bekanntmachung  über  Beschaffung  von  Papierholz  für 
Zeitungsdruckpapier    in    Elsaß-Lothringen.      \  om    8     üe- 
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brnar  1917  (ROBL  S.  122{.).     Aaf   Onind    der   Bekanntmachang   vom 
80.  November  1916  (RGBl.  S.  1306). 

&  werden  der  Kreis  der  lieferungspflichtiKen  Forgteigentümer  festgeetellt  und 
die  nötigen  Zwangsmaflnahmen  vorgMehen.  (Vgl.  Bekanntmachung  vom  30.  No- 
vember 1916,  Bd.  54,  8.  322.) 

Bekanntmachang  betr.  vorübergehende  Aenderang  der 
Eisenbahnverkehrsordnung  (ROBl.  1909,  8.  93{f.).  Vom  7.  Fe- 
bmar  1917  (RGBl.  8.  125). 

Ffir  Sonn-  nnd  Festtage  ist  Wagenstandgeld  nor  dann  zu  zahlen,  wenn  die 
Ladefrist  schon  am  Tage  vorher  abgelaufen  ist.  Nach  Bekanntmachnnc  TOm 
14.  Februar  1917  gilt  dies  insoweit  nicht,  als  die  Eiaenbabn  an  dieaea  T^g«i 
Güter  annimmt  oder  die  Anfuhr  von  Gütern  statthaft  iat 

Bekanntmachung  über  die  Durchfuhr  von  Marmeladen 
und  anderen  Fruchtkonserven.  Vom  9.  Februar  1917  (RGBl. 
8.  126).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1916  (RGBl. 
8.  401). 

Die  Durchfuhr  von  Marmeladen  und  anderen  Fruchtkonserren  wird  verboteo. 
Vgl.  insbeaondere  Bekanntmachung  vom  5.  August  1916,  Bd.  54,  S.  166. 

Bekanntmachung  betr.  die  Reichsstelle  für  Druckpapier. 
Vom  12.  Februar  1917  (RGBl.  8.  126  1)  Auf  Grand  der  Bekannt- 
machung vom  18.  April  1916  (RGBl.  8.  806). 

llaschinenglattes,  holzhaltiges  Druckpapier,  das  für  den  Druck  von  Tages- 
zeitungen bestimmt  ist,  darf  nur  zu  den  von  der  Keichsstelle  für  Druckpapier 
festgesetzten  Preisen  abgesetzt  werden.  Dies  hat  rückwirkende  Kraft  für  die  vor 
dem  1.  Januar  1917  mit  Wirkung  Ober  diesen  Zeitpunkt  hinaus  abgeschlossoieo 
Vertrige.  (Vgl.  die  früheren  Bekanntmachungen  vom  31.  Juli  1916,  Bd.  53,  8.  210, 
und  18.  Oktober  1916,  Bd.  54,  8.  313,  ferner  Bekanntmachung  vom  21.  Desember 
1916,  oben  S.  82,  und  17.  Januar  1917,  oben  8.  87.) 

Bekanntmachung  über  die  Einfuhr  von  Schal-  nnd 
Erustentieren  so  wie  Zubereitungen  von  diesen  Tieren. 
Vom  14.  Februar  1917  (ROBl.  S.  129  ff.).  Auf  Grund  der  Bekannt- 
machung vom  22.  Mai   1917  (RGBl.  8.  401). 

Von  der  Einfuhr  der  genannten  Gegenstände  ist  der  Zentraleinkaufsgesell- 
Bchaft  Mitteilung  zu  machen;  sie  dürfen  nur  durch  die  ZentnüeinkanfsKesellschaft 
oder  mit  ihrer  Oenehmigung  in  den  Verkehr  (gebracht  werden.  Bei  Uebemahme 
durch  erstere  setzt  diese  (fen  Uebernahmepreis  fest.  Die  Durchfuhr  wird  ver- 
boten. 

Bekanntmachung  über  Druckfarbe.  Vom  15.  Februar  1917 
(RGBl.  S.  133).  Mit  Ausführungsbestimmungen  vom  16.  Februar  1917 
(RGBl.  S.  134  ff.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  191 1  (RGBl. 
8.  827). 

Alle  Vorr&te  an  Druckfarbe  sind  der  Kriegswirtschaftsstelle  für  das  deutsche 
Zeitungsgewerbe  anzuzeigen,  ebenso  der  Umfang  der  bisherigen  Verwendung  von 
Druckfarbe;  über  den  ferneren  Verbrauch  ist  genau  Ruch  zu  führen  und  umge- 
kehrt der  Kriegswirtschaftsstelle  über  jede  erfolgte  hieferung  Bericht  zu  er- 
statten. Die  Beteiligten  werden  zur  Deckung  der  entstehenden  Unkosten  heran- 
gezogen. (Vgl.  auch  Bekanntmachung  vom  18.  April  1916,  Bd.  53,  8.  72,  22.  August 
1916,  Bd.  54,  8.  172,  30.  November  1916,  Bd.  54,  8.  322,  21.  Dezember  1916,  oben 
8.  82.) 

Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  Knochen,  Enochen- 
ersengnissen,  insbesondere  Knochenfetten,  und  anderen 
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fatthaltigen  Stoffen.  Vom  15.  Februar  1917  (RGBL  S.  137  ff.) 
Mit  Ausführungsbestimmungen  vom  16.  Februar  1917  (RGBl.  S.  140  ff.). 
—  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  8.  327). 

a)  Knochen  dürfen  weder  vernichtet,  noch  (mit  bestimmten  Ausnahmen)  zu 
Dünee-  oder  Futterzwecken  verwandt  werden.  Soweit  sie  nicht  bereit»  anderweitig 
verarbeitet  werden,  sind  sie  an  bestimmte  Stellen  abzuliefern;  jede  Verarbeitung 
bedarf  indes  der  Genehmigung  des  Kriegsausschusses  für  pflanzliche  und  tierische 
Fette  und  Oele;  für  die  Verarbeitung  der  gesammelten  Knochen  trägt  der  Kriegs- 
ausschuß Sorge ;  nach  erfolgter  Entfettung  müssen  sämtliche  Knochen  dem  Kriegs- 
ausschuß  für  Ersatzfutter  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Dieser  hat  eine  Eßr- 
stellung  von  Gelatine  und  Leim  in  angemessenem  Umfange  zu  veranlassen. 

b)  Eine  Reihe  von  Fetten  und  Oelen  müssen  dem  Kriegsausschuß  angemeldet 
und  auf  Verlangen  abgeliefert  werden ;  für  sie  werden  zum  Teil  Höchstpreise  fest- 
gesetzt. Die  Anordnungen  beziehen  sich  auf  alle  aus  Knochen  gewonnenen  Oele 
und  Fette  sowie  Oel-  und  Fettsäuren,  ferner  auf  alle  Spülwasserfette  und  Klär- 
schlammfette, alle  in  Abdeckereien  u.  ä.  m.  anfallenden  Oele  usw.,  alle  mit  Wasser, 
Dampf  oder  Lösungsmitteln  und  diurch  Umwandlung  aus  Robstoffen  aller  Art 
gewonnenen  Oele  usw.,  WoUfett,  Tran,  alle  durch  Pressung  gewonnenen  Oele  usw., 
öl-,  fett-,  öl-  oder  fettsäurehaltige  oder  tranhaltige  Klär-  und  Bleichmassen,  alle 
verdorbenen,  aus  tierischen  Stoffen  hergestellte  Konserven,  Fleischwaren  usw.  so- 
wie endlich  Fleisch-  und  Fettwaren,  die  in  gewerblichen  oder  Handelsbetrieben  an- 
fallen. 

c)  Die  Verordnung  tritt  an  die  Stelle  der  Bekanntmachungen  vom  13.  April  1916 
(Bd.  53,  S.  69  f.),  25.  Mai  1916  (Bd.  53,  8.  80),  5.  Oktober  1916  (Bd.  54,  S.  309) 
und  17.  November  1916  (Bd.  54,  S.  320).  —  Vgl.  wegen  Oelen  und  Fetten  Be- 
kanntmachung vom  21.  Dezember  1916,  oben  8.  81  f.,  sowie  die  daselbst  aufge- 
führten weiteren  Bekanntmachungen. 

Bekanntmachung  über  Wohlfahrtspflege  während  des 
Krieges.  Vom  15.  Februar  1917  (RGBl.  S.  143  ff).  Auf  Grund  dea 
Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Wer  zu  Zwecken  der  Kjiegswohlfahrtspflege  oder  zu  sonstigen  Wohlfahrts- 
zwecken eine  öffentliche  Sammlung,  Unterhaltung,  Vertrieb  von  Gegenständen 
u.  ä.  m.  oder  eine  öffentliche  Werbung  von  Mitgliedern  usw.  unternehmen  will, 
bedarf  einer  besonderen  Erlaubnis.  Diese  wird  entweder  einmalig  oder  nur  auf  be- 
stimmte Dauer  bzw.  Widerruf  erteilt.  Für  die  Erteilung  der  Erlaubnis  werden 
bestimmte  Grundsätze  aufgestellt  (die  Unkosten  dürfen  emen  angemessenen  Be- 
trag nicht  überschreiten,  der  Reingewinn  muß  dem  Wohlfahrtszweck  unverkürzt 
zugeführt  werden  u.  ä.  in.).  Die  zuständigen  Behörden  sind  zur  Kontrollierung 
der  genannten  Unternehmungen  berechtigt,  gegebenenfalls  können  sie  sie  unter 
besondere  Verwaltung  stellen.  —  Bestimmte  Ausnahmen  werden  vorgesehen.  — 
Die  Verordnung  tritt  an  die  Stelle  der  Bekanntmachung  vom  22.  Juli  1915  (vgl. 
Bd.  50,  S.  332). 

Bekanntmachung  betr.  vorübergehende  Aonderuug  der 
Eisenbahnverkehrsordnung  (RGBl.  1909,  S.  93  ff.).  Vom 
14.  Februar  1917  (RGBl.  S.  149  f.). 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekannt- 
machung vom  7.  Februar  1917  (vgl.  oben  S.  218)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  über  die  Vorverlegung  der  Stunden 
während  der  Zeit  vom  16.  April  bis  17.  September  1917. 
Vom  16.  Februar  1917  (RGBl.  S.  151).  Auf  Grund  des  Ges.  vom 
4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Vom  16.  April  bis  17.  September  1917  wird  die  gesamte  Zeitrechnung  um 
eine  Stunde  vorverlegt.  (Vgl.  für  das  Vorjahr  Bekanntmachung  vom  b.  AprU 
1916,  Bd.  53,  8.  67.) 
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Bekaontmacbung  betr.  Beschränkongen  des  Verkehrs  mit 
Kampfer.  Vom  16.  Februar  1917  (RGBl.  8.  151  f.).  Auf  Grund  des 
GeH.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  8.   327). 

Natürlicher  Kampfer  darf  nur  noch  zur  Herstellung  von  Arzneien  und 
Einspritzungen  verwandt  werden ;  auf  jede  Verachreibung  darf  die  betr.  Arcenei 
nur  einmal  abgegeben  werden.  Fax  «onatige  Zwecke  mufi  künstlicher  Kampiir 
verwendet  werden,  der  bestimmten  Anforderungen  entsprechen  mufi.  (Vgl.  auch 
Bekanntmachung  vom  1.  Mai  1916,  Bd  53,  8.  74  und  am  22.  M4rz  191?!  unten 
Fort«.) 

BekanntmachuDg  Aber  den  Verkehr  mit  Schwefelkies.  Vom 
18.  Februar  1917  (RGBl.  S.  158).  Auf  Grand  der  Bekanntmachung 
vom  27.  Oktober  1916  (RGBl.  8.  1196). 

Schwefelkies  mufi  an  die  KriegachemikaUen-A.-G.  abseliefeit  werden.  (Vgl. 
im  übrigen  Bekanntmachung  vom  13.  November  1915,  Bd.  51,  8.  371,  und  27.  Ok- 
tober 1916,  Bd.  54,  8.  315.) 

Bekanntmachung  über  die  Einfuhr  von  Walfischen,  Robben, 
Ttimmlern  und  Fleisch  von  diesen  Tieren.  Vom  17.  Febroar 
1917  (RGBl.  S.  153  ff.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai 
1916  (RGBL  8.  401). 

Die  genannten  Tiere  oder  ihr  Fleisch  dürfen  nur  durch  den  KiiegaanasehaA 
für  pflanzliche  und  tierische  Oele  und  Fette,  dem  die  Einfuhr  anzuzeigen  ist, 
oder  mit  dessen  Genehmigung  in  den  Verkehr  gebracht  werden.  Der  Knegaana- 
sdiufi  setzt  den  Uebernuimepreis  fesL  —  £>ie  Durchfuhr  wird  verboten.  (Vgl. 
wegen  Oelen  und  Fetten  Bekanntmachung  vom  21.  Dezember  1916,  oben  S.  81  f.) 

Bekanntmachung  betr.  die  Pr&gung  von  FUnfpfennig- 
stücken  aus  Aluminium.  Vom  15.  Februar  1917  (RGBl.  S  l.^R  . 
Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Es  können  anfierbalb  der  durch  das  Münzgesetz  festlegten  Grenze  zum 
Ersätze  für  einzuziehende  Fünfpfennigstücke  aus  Nickel  Funfpfennigstücke  aus 
Aluminium  bis  zur  Höhe  von  20  MiU.  M.  hergestellt  werden.  (Vgl.  mtgetx  eiserner 
Geldstücke  die  Bekanntmachungen  vom  26.  August  1915,  Bd.  51,  8.  %4,  22.  De- 
zember 1915,  Bd  52,  S.  230,  11.  Mai  1916,  Bd.  53,  8.  77  f.,  wesen  Einpfennigstücke 
aus  Aluminium  die  Bekanntmachung  vom  23.  November  1916,  Bd.  ."H,  S.  '-^21, 
wcf^en  Zehnpfennigstücken  aus  Zink  die  Bekanntmachung  vom  22.  März  1917, 
unten  Forts.). 

Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  Terpentinöl  and 
Kienöl.  Vom  17.  Februar  1917  (RGBl.  S.  157 f.).  Mit  Ausführungs- 
bestimmungen vom  20.  Febmar  1917  (RGBl.  8.  168  ff.).  Auf  Grund 
des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Terpentinöl  und  Kienöl  (auch  aus  dem  Auslande  eingeführtes)  sind  dem 
Kriegsausschtiß  für  pflanzlliche  und  tierische  Oele  und  Fette  anzuzdeen  und  ab- 
zuliefern. Der  Kriegsausschufi  setzt  den  üebernahmepreis  fest.  jVgl.  wegen 
Oelen  und  Fetten  Biäanntmachung  vom  21 .  Dezember  1916,  oben  8.  öl  f.) 

Verordnung  über  Bier.  Vom  20.  Februar  1917  (RGBl.  S.  162  ff.). 
Auf  Grund   der  Bekanntmachung   vom    22.    Mai   1916    (RGBl.  S.  401). 

Untergäriges  Bier,  dessen  Stammwürze  weniger  als  6  v.  H.  an  Extrakt- 
stoffen enthält,  darf  nicht  hergestellt  werden.  Ausnahmen  (Einfachbiere)  können 
von  den  Landeszentralbehörden  zugelassen  werden.  Eis  werden  Herstellerhöchst- 
preise festgesetzt;  die  Inhaber  von  Betrieben,  die  Bier  im  Kleinverkauf  abgeben, 
haben  die  Verkaufspreise  auf  deutlich  sichtbarem  Anschlag  bekanntzugeben. 
(Vgl.  auch  Bekanntmachung  vom  20.  Juli  1916,  Bd.  53,  8.  305.) 
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Bekanntmachung  betr.  Festsetzung  des  Zuschlags  zu  den 
Friedenspreisen  der  zum  Kriegsdienst  ausgehobenen 
Pferde.  Vom  23.  Februar  1917  (RGBl.  S.  166).  Auf  Grund  der  Be- 
kanntmachung vom  30.  August  1916  (RGBl.  S.  983). 

Der  durch  Bekanntmachung  vom  30.  August  1916  (vgl.  Bd.  54,  8.  174)  auf 
50  V.  H.  festgesetzte  Zuschlag  wird  für  die  vom  1.  September  bis  19.  November 

1916  ausgehobenen  Pferde  auf  75  v.  H.  erhöht.  (Wegen  der  Aushebungen  nach 
dem  19.  November  1916  vgl.  Bekanntmachung  vom  16.  Dezember  1916,  oben 
S.  81.) 

Bekanntmachung  über  Regelung  des  Verkehrs  mit  Kohle. 
Vom    24.  Februar  1917  (RGBl.   S.    167  f.).     Auf  Grund   des  Ges.   vom 

4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Der  Reichskanzler  kann  die  gesamten  vorhandenen  Erzeugnisse  an  Stein- 
kohlen, Braunkohlen,  Briketts  und  Koks  für  die  Versorgung  des  Inlandes  sowie 
für  die  Ausfuhr  in  Anspruch  nehmen.  Er  kann  die  Lieferung  von  Kohlen  usw. 
an  bestimmte  Stellen  anordnen.  Der  Uebernahmepreis  wird  nötigenfalls  durch 
ein  Schiedsgericht  (vgl,  wegen  dieses  die  Ausführungsbestimmungen  vom 
21.  März  1917,  (RGBl.  S.  250  ff.)  festgesetzt.  (Vgl.  die  ergänzende  Bekannt- 
machung vom  28.  Februar  1917,  unten  S.  222 ;  im  übrigen  wegen  Kohle  die  früheren 
Bekanntmachungen  vom  12.  Juli  1915,  Bd.  50,  8.  330,  30.  August  1915,  Bd.  51, 

5.  353  und  353  f.,  13.  AprU  1916,  Bd.  53,  8.  69.) 

Bekanntmachung  betr.  Aenderung  der  Verordnung  über 
Mineralöle,  Mineralölerzeugnisse,  Erdwachs  und  Ker- 
zen,   vom    18.    Januar    1917    (RGBl.  S.  60).     Vom  24.    Februar 

1917  (RGBl.  S.  169).  Mit  entsprechender  Aenderung  der  Ausfiihrungs- 
bestimmungen  vom  18.  Januar  1917  vom  gleichen  Tage  (RGBl.  S.  170). 
Auf  Grund  der  genannten  Bekanntmachung  (RGBl.  S.  60.) 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekannt- 
machung vom  18.  Januar  1917  (vgl.  oben  S.  213)  eingearbeitet  worden. 

Verordnung  über  Versicherung  der  im  vaterlandischen 
Hilfsdienst  Beschäftigten.  Vom  24.  Februar  1917  (RGBl. 
S.  171  ff.).  Auf  Grund  der  Ges.  vom  5.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1333) 
und  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Die  im  vaterländischen  Hilfsdienst  Beschäftigten  unterliegen  im  allgemeinen 
der  reichsgesetzlichen  Arbeiter-  und  AngesteUtenversicherung.  Ausnahmen  sind 
insbesondere  für  die  Invaliden-  und  Hinterbliebenen-Versicherung  vorgesehen, 
faUs  der  HUfsdienstpflichtige  vor  seinem  Eintritt  in  den  Hilfsdienst  keine  die 
Versicherung  begründende  Beschäftigung  ausgeübt  hat  und  auch  nach  Beendigung 
des  HUfsdienstes  voraussichtlich  eine  solche  nicht  ausüben  wird.  In  solcien 
Fällen  tritt  die  Versicherungspflicht  nur  dann  ein,  wenn  der  Beschäftigte  dies. 
innerhalb  bestimmter  Frist  veriangt.  (Letztere  beiden  Bestimmungen  gelten  nach 
Bekanntmachung  vom  15.  März  1917  entsprechend  für  eine  Beschäftigung  in 
der  freiwilligen  Kriegskrankenpflege.)  Im  übrigen  enthält  die  Verordnung  zahl- 
reiche Einzelbestimmungen.  (Vgl.  das  Hilfsdienstgesetz  vom  5.  Dezember  191b. 
oben  B.  75  f.) 

Bekanntmachung  über  die  Abänderung  der  Bekannt- 
machung über  die  Errichtung  eines  Kriegsernährungs- 
amte.  Vom  23.  Februar  1917  (RGBl.  S.  177).  Auf  Grund  der  Be- 
kanntmachung vom  22.  Mai  1916  (RGBl.  S.  402.) 

Der  Vorstand  des  Kriegsernährungsamts  bestdit  einschließlich  des  Vor- 
sitzenden aus   zwölf  (bisher  sieben  bis  neun)  Mitgliedern.  —  Vgl.  Bd.  53,  B.  ^W- 
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Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  Branntwein  aus 
Klein-  nnd  Ob 8 1 brenner eien.  Vom  24.  Februar  1917  ^ROBl. 
S.  179  ff.).  Auf  Orund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1916  ROBI. 
S.  401). 

Branntweio,  der  in  Kleinbrenoereien  oder  der  aus  übet,  Obetwein,  Kun(t- 
wein,  Most  u.  ä.  m.  hergeatellt  ist,  und  Miachunfren,  zu  denen  der  firenner  der- 
artieen  Branntwein  verwendet  hat,  dürfen  vom  Bre&acr  anr  an  die  Süddeutoehe 
SpiritusinduHtrie,  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  abgesetzt  werden.  Die  Qe- 
sellschaft  muU  den  Branntwein  abnehmen  und  hat  einen  angemessenen  Ueber- 
nahmepreis  zu  zahlen.  Der  Vorsitzende  der  Reichsbranntweinutdle  bestimmt,  an 
wen,  zu  welchen  Zwecken  und  in  welchen  Mengen  der  Branntwein  tob  der  Qe- 
sdlschaft  abzusetzen  ist.   (Vgl.  Bekanntmachung  vom  9.  Januar  1917,  oben  8.  8Sf.) 

Bekanntmachung  über  Aenderung  der  Verordnung,  betr- 
die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Last-Kraftfahrzeugen, 
vom  22.  Dezember  1915  (RQBl.  S.  886).  Vom  26.  Februar 
1917  (RGBl.  8.   182). 

Es  handelt  sich  um  eine  unwesentliche  Aenderung.  (Vgl.  Bd.  52.  ä.  219, 
aaeh  Bekanntmachung  vom  18.  Dezember  1916,  oben  S.  81.) 

Bekanntmachung  zur  Aenderung  derAuafUhrungsbestim- 
mnngen  über  den  Verkehr  mit  Zündwaren  vom  16.  De- 
zember 1916  (ROBI.  S.  1894).  Vom  26.  Februar  1917  (RGBl. 
8.  182).     Auf  Orund  der  genannten  Bekanntmachung. 

Xeben  einer  Reihe  weniger  wesentlicher  Aenderungen  werden  insbesondere 
KleinhandelsbüchRtpreise  für  aus  dem  Auslande  einf^eführte  Streichhölzer  feetge- 
setst    (Vgl.  Bekanntmachung  vom  16.  Dezember  1916,  oben  S.  80.) 

Bekanntmachung  über  die  Verf  tttternng  von  Hafer  an  Ocli- 
-aen  undZugkUhe  w&hrend  der  Frühjahrsbestellung.  Vom 
26.  Februar  1917  (RGBl.  S.  191).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung 
vom  6.  Juli  1916  (RGBl.  8.  811). 

In  der  Zeit  vom  1.  März  bis  31.  Mai  1917  darf  an  zur  Feldarbeit  verwendete 
Ochsen  und  Kühe  (von  letzteren  höchstens  an  2  in  jedem  Betrieb)  ie  1  Ztr.  Hafer 
Torfüitert  werden.  (Vgl.  die  frühere  Bekanntmachung  vom  6.  Juli  1916,  Bd.  53, 
S.  201,  19.  August  1916,  Bd.  54,  S.  169,  und  2.3.  Dezember  1916,  oben  8.  83.) 

Bekanntmachung  über  Bestimmung  des  Kriegsgebiets  im 
8inne  der  Verordnung  zum  Schutze  von  Kriegsf Ificht- 
lingen  vom  8.  Februar  1917.  (RGBl.  8.118).  Vom  26.  Feb- 
ruar 1917  (RGBl.  8.  192). 

Der  Inhalt  der  Bekuintmacbung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Verordnung 
vom  8.  Februar  1917  (vgl.  oben  8.  216  f.)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  über  die  Bestellung  eines  Reichskom- 
missars für  die  Koh  len  verteil  ung.  Vom  28.  Februar  1917 
(RGBl.  8.  193  f.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  24.  Februar 
1917  (RGBl.  8.   167). 

Die  Ausübung  der  Befugnisse,  die  durch  Bekanntmachung  vom  24.  Februar 
1917  (vgl.  oben  S.  221)  dem  Reichskanzler  übertragen  sind,  wird  einem  besonderen 
Reichskommissar  für  Kohlen  verteil  ung  übertragen ;  er  kann  an  geeigneten  Stdlen 
Kohlenauggleichstellen  als  seine  Organe  einrichten.  Ihm  wird  ein  Beirat  beige- 
geben. 

Verordnung  über  Labm&gen  von  Kälbern.  Vom  1.  März 
1917  (RGBL  8.  195  f.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai 
1916  (RGBl.  8.  401). 
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Labmägen  von  Kälbern  dürfen  nur  mit  Erlaubnis  des  Kriegsausschnsses 
fuj  pflanzliche  und  tierische  Oele  und  Fette  abgesetzt  werden.  (Vgl.  wegen  üelen 
und  Fetten  Bekanntmachung  vom  21.  Dezember  1916,  oben  8.  81  f.) 

Bekanntmachung   betr.   Aenderung    der   Verordnung    tlber 
die    Regelung    des    Verkehrs    mit    Web-,    Wirk-,    Strick- 
und  Schuhwaren  vom  10.  Juni/2  3.  Dezember  1916  (RGBl 
S.  1420).     Vom  1.  März  1917  (RGBl.  S.  196  f.).    Auf  Grund  des  Ges'. 
vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Es  handelt  sich  um  weniger  wesentliche  Aenderungen.  (Vgl.  im  übrigen 
Bekanntmachung  vom  23.  Dezember  1916,  oben  8.  82.) 

Bekanntmachung  über  Manganerze  und  Eisenerze  mit 
niedrigem  Phosphorgehalte.  Vom  I.März  1917  (RGBl.  S.  197 ff.). 
Mit  Ansfilhrungsbestimmungen  vom  2.  März  1917  (RGBl.  S.  199  f.). 
Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Der  Manganerzgesellschaft  obliegt  es,  die  Versorgung  des  deutschen  Wirt- 
schaftslebens mit  Manganerzen  usw.  zu  fördern  und  sicherzustellen.  Sie  erhält 
zu  diesem  Zwecke  umfangreiche  Befugnisse,  unter  anderem  auch,  gegen  Entschädi- 
gung Erze  auf  fremden  Grundstücken  und  in  fremdem  Bergwerkseigentum  auf- 
zusuchen und  zu  gewinnen,  dort  Anlagen  zu  errichten  und  zu  betreiben,  die 
Ueberlassung  bestehender  Anlagen  und  die  Mitförderung  der  genannten  Erze  im 
Zusammenhange  mit  anderen  Mineralien  zu  verlangen.  Gegebenenfalls  werden 
Entschädigungen  gewährt.  Der  Gesellschaft  muß  eine  Reihe  von  zweckdienlichen 
Berichten,  Angaben  usw.  gemacht  werden  (vgl.  Bekanntmachung  vom  30.  Novem- 
ber 1916,  Bd.  54,  S.  322,  8.  Januar  1917,  oben  8.  85,  und  5.  März  1917,  unten 
Fort.). 

Verordnung  betr.  Krankenversicherung  und  Wochen- 
hilfe während  des  Krieges.  Vom  1.  März  1917  (RGBl.  S.  200ff.). 
Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

a)  Die  Vorstände  von  Krankenkassen  können  während  des  Krieges  Ange- 
stellten der  Kasse  ohne  Zuziehung  des  Kassenausschusses  Teuerungszulagen  ge- 
währen. 

b)  Für  Personen,  die  Kriegs-  oder  ähnliche  Dienste  leisten,  ruht  der  Fristen- 
lanf  der  Wartezeit  während  der  Dauer  einer  Erwerbslosigkeit  bis  zu  6  Wochen, 
die  in  die  ersten  6  Wochen  nach  der  Rückkehr  aus  solchen  Diensten  in  die 
Heimat  fällt;  auch  einige  andere  ähnliche  Bestimmungen  betr.  Wartezeit  usw. 
werden  erlassen. 

c)  Wochenhilfe  ist  unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch  für  uneheliche 
Kinder  von  Kapitulanten  zu  gewähren. 

(Vgl.  wegen  Wochenhilfe  Bekanntmachung  vom  3.  Dezember  1914,  Bd.  50. 
8.  44,  28.  Januar  1915,  Bd.  50,  8.  56,  23.  April  1915,  Bd.  50,  8.  315  f.,  und 
16.  November  1916,  Bd.  54,  8.  320,  wegen  Krankenversicherung  die  Bekannt- 
machung vom  14.  Dezember  1916,  oben  8.  79,  wegen  unehelicher  Kinder  Be- 
kanntmachung vom  18.  Januar  1917,  oben  8.  88. 

Bekanntmachung  betr.  Bestimmungen  zur  Ausführung  des 
§  7  des  Gesetzes  über  den  vaterländischen  Hilfsdienst. 
Vom  1.  März  1917  (RGBl  S.  202  ff.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  5.  De- 
zember 1916  (RGBl.  S.  1333). 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  des  Geg.  vom 
5.  Dezember  1916  (vgl.  oben  8.  75 f.)  eingearbeitet.  (a_C.) 

(SchlaQ  folgt.) 
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III. 

Gesetz,   betreffend   Abänderung   des   Zohlensteuer- 
gesetzes,  vom  28.  Dezember  1917. 

Das  seit  dorn  1.  August  v.  Js.  in  Kraft  getretene  Kohlenstenerge- 
seU  vom  8.  April  1917  -  in  Bd.  rj4,  S.  678  f.  dieser  „Jahrbaoher" 
abgedruckt  —  bestimmt  in  Abs.  2  §  6 : 

Sofern  (Jemeioden  oder  Oemeindeverbände  nsch  \om  Bundesrat  anfsostal- 
lenden  Grundsätzen  Einriphtungen  treffen,  die  den  Inhabern  von  Klein  wohn  unscn 
den  Bexnir  von  Hausbrandkcohlen  verbilligen,  so  werden  die  für  diesen  Zweck  De- 
zogenen  Kohlen  von  der  Steuer  zur  Uälite  befreit. 

Die  Absicht  dieser  Vorschrift  war,  die  minderbemittelte  Bevölke- 
rung von  der  Eohlensteuer  tunlichst  au  befreien.  Aber,  wie  schon  aus 
den  Verhandlungen  des  deutschen  St&dtetages  hervorgegangen  ist,  hat 
sich  diese  gutgemeinte  Absicht  nicht  verwirklichen  lassen,  weil  die  Ge- 
meinden nicht  in  der  Lage  waren,  die  Einrichtungen,  an  die  man  bei 
Erlaß  des  Gesetzes  gedacht  hatte,  zu  treffen.  Mit  Rücksick  hierauf 
hat  der  Abgeordnete  Liesching  im  Reichstage  den  Antrag  gestellt, 
diese  Bestimmung  des  §  6  aufzuheben  und  dafür  den  Gemeinden,  die 
den  Inhabern  von  Kleinwohnungen  den  Bezug  von  Brennmaterial  er- 
leichtern wollen,  als  Entgelt  für  die  volle  Zahlung  der  Kohlensteuer 
einen  Zuschuß  zu  gewfthren.  Wenn,  so  führte  der  Antragsteller  im  B«iohs- 
tage  aus,  schon  zur  Zeit  der  Beratung  des  Kohlensteuergesetzes  das 
Bedürfnis  vorhanden  gewesen  sei,  den  minderbemittelten  Schichten  zu 
helfen,  so  sei  dies  jetzt,  nachdem  inzwischen  die  Kohlenpreise  erheb- 
lich gestiegen,  nur  um  so  dringender  geworden. 

Unter  Zustimmung  des  Staatssekretärs  des  Reichsschatzamtes  wurde 
daher  vom  Reichstage  die  Aufhebung  des  Abs.  2  §  6  und  zugleich  die 
nachstehende  Entschließung: 

den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  aus  Mitteln  des  Reiches  Ober 
die  Dauer  des  Krieges  und  des  dem  Friedensschluß  folgenden  Jahres 
den  Betrag  von  30  Mill.  M.  jährlich  den  Kommunalverb&nden  und 
Gemeinden  zur  Unterstützung  der  minderbemittelten  Bevölkerung  zwecks 
Beschaffung  der  für  ihren  Hausdedarf  erforderlichen  Kohle  cur  Ver- 
fügung zu  stellen, 
einstimmig  angenommen. 

Gesetz,     betreifend     Abänderung     des     Kohlensteaerge- 

setzes  vom  8.  April  1917,  vom2  8.  Dezember  1917 

(RGBl.  1918  S.  9.) 

Einziger  Artikel. 

§  6  Abs.  2  des  Kohlensteuergesetzes  wird  aufgehoben. 
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IV. 


Die  reichsgesetzlichen  Maßnahmen  znr  Sicherung 
der  deutschen  Volksernährung  im  Kriege. 

Von  Dr.  Herbst- Halle. 
[Fortsetzung')]. 


Zacker. 

(Ende  Juli  1914  bis  Ende  Februar  1918.) 

Inhalt:  Die  Unterschiede  in  der  Icriegswirtschaftlichcn  Behandlang  des  Zuckere 
im  Vergleich  zu  Brot,  Kartoffeln,  Fleisch  und  Fett.  —  Die  ersten  Bestimmungen  im 
Jahre  1914  sehräniien  die  Zuckererzeugung  ein:  Rohznclserfabrilien  und  Zuckerrüben- 
anbau —  Betricbfjahr  1914/15  —  desgl.  1915/16  —  Einschränkung  der  Herstellung 
von  Süßigkeiten  und  Schokolade,  Kuchen  und  Torte,  Verbot  der  Verwendung  von  Ver- 
brauchszuvker  zur  Herstellung  von  Branntwein  und  zu  technischen  Zwecken  sowie  als  Futter- 
mittel —  Verteilungsstellen  für  Rohzucker  —  ITebergang  zu  schärferen  Bestimmungen, 
da  die  Zuckervorräte  beginnen  knapp  zn  werden  —  die  Keicbszuckerstelie  —  Zucker- 
karten —  Bezugscheine  —  die  Zuckerzuteilungsstelle  für  das  deutsche  Süssigkeitengewerbe 
in  Würzburg  —  Anglicderung  der  VerteilungsstcUe  für  Rohzucker  an  die  ßeichszucker- 
Btelle,  welcher  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Verbrauchs-  und  Robzucker  übertragen 
wird  —  Betrieb>jahr  1916/17  —  desgl.  1917/18.  —  Die  Zuckcrpreispoliiik :  Zuckerrüben, 
Rohzucker,  Verbrauchszucker,  zuckerhaltige  Futtermittel.  —  Die  Regelung  des  Verkehrs 
mit  zuckerhaltigen  Futtermitteln.  —  Süßstoff.  —  Bestandsaufnahmen  für  Zucker,  Emte- 
flächenerhcbungen  und  Emtevorschätzungen  für  Zuckerrüben.  —  Ergänzende  Bestim- 
mungen 1917,  insbesondere  die  Verordnung  über  Zuckirrübensamen  vom  3.  Oktober  1917. 
—  Zucker  für  die  gewerbliche  und  häusliche  Ob'stverwertuDg  —  Herstellung  von 
Antstriehmitteln:  Marmelade,  Kunsthonig,  Rübensaft.  —  Verwendung  des  Zucker» 
für  technische  Zwecke.  —  Ausfuhr  von  Zucker.  —  Anbau  und  Brennen  von  Zuckerrüben 
im  Betricb^jahr  1918/19.  —  Die  Kriegsbewirischaftung  des  Zuckers  schließt  sich  eben- 
bürtig der  für  Brot,  Kartoffeln  und  Fleisch  an.  ^ 

Nach  Brot,  Kartoffeln,  Fleisch  und  Fett  ist  ein  weiteres  wichtiges 
Nahrungsmittel  der  Zucker,  dessen  Bedeutung  zwar  dem  der  Haupt- 
nahrungsmittel nicht  gleich  kommt,  der  aber  in  der  menschlichen  Er- 
nährung nicht  ganz  fehlen  darf.  Gerade  in  Deutschland  mit  seiner 
großen  Zuckerproduktion  bildet  der  Zucker  eines  der  wichtigsten  Ge- 
nußmittel des  Menschen  und  hat  auch  als  Nahrungsmittel  eine  nicht 
geringe  Bedeutung  erlangt.  Bei  Ausbruch  des  Krieges  dachte  man 
noch  nicht  daran,  und  hatte  es  auch  gar  nicht  nötig,  den  Zucker 
in  das  System  der  Kriegsernährungs Wirtschaft  einzubeziehen,  und  auch 
in  den  späteren  Kriegsmonaten  wurden  keine  einschränkenden  Bestim- 
mungen über  den  Zuckerverbrauch  erlassen.  Es  wurde  zunächst  jedoch 
dafür  gesorgt,    daß  die  Herstellung  des  Zuckers  vermindert  wurde,  um 

1)  Vgl.  die  vorangehenden  Artikel:   I.  (Allgemeine  Maßnahmen)   III.  F.   53.  Bd. 
8.  81  fg   -  II    (Brotgetreide.   Mehl  und   Brot)   53.  Bd.  S.  736  f«.  -  III.   (Kartoffeln) 
54.  Bd.  S.  181  fg.  —  IV.  (Vieh,  Fleisch  und  Fette)  54.  Bd.  S.  694  fg. 
Jahrb.  1.  NationalBk.  u.  Stat.  Bd.  ItO  (Dritt«  Folge  Bd.  55).  16 
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den  Markt  nicht  unnötig  mit  Zucker  zu  überschwemmen,  da  eine  Aus- 
fuhr unmöglich  war.  Fflr  die  menschliche  Ern&hrung  war  aber  noeh 
genügend  Zucker  vorhanden,  und  auch  die  herabgeminderte  Erzeugung 
konnte  den  Bedarf  an  Zucker  gut  befriedigen.  Zuckerhaltige  Futter- 
mittel standen  ebenfalls  in  ausreichenden  Mengen  zur  Verfügung.  Der 
Zucker  brauchte  also  nicht  im  vollen  Umfange  von  der  Kriegswirtschaft 
erfaßt  zu  werden,  wie  wir  es  bei  den  Hauptnahrungsmitteln  teils  früher, 
teils  später  erlebt  haben,  bei  denen  die  Verhältnisse  eben  anders  liegen 
als  beim  Zucker.  Erst  mit  der  längeren  Dauer  des  Krieges  mußte 
auch  die  Zuckerversorgung  einheitlich  geregelt  werden,  und  das  Kationen- 
system fand  auch  auf  den  Zucker  Anwendung,  dessen  Herstellung  nicht 
allein  nur  kontingentiert  ist,  sondern  den  die  Kriegswirtschaft  auch  im 
Verbrauch  eingeschränkt  hat  wie  die  früher  behandelten  Hauptnahrungs- 
mittel.  Während  bei  diesen  in  der  Hauptsache  starke  Einschränkungen 
im  Verbrauch  herbeigeführt  werden  mußten  und  auf  der  anderen  Seit* 
die  Erzeugung  eher  gesteigert  als  vermindert  werden  sollte,  wie  ea  die 
natürliche  Lage  der  Dinge  mit  sich  brachte,  war  beim  Zucker  gerade 
das  Gegenteil  der  Fall,  dessen  Herstellung  bald  nach  Kriegsausbruch 
an  Umfang  herabgesetzt  wurde,  dessen  Verbrauch  dagegen  vorläufig  un- 
berührt blieb  vom  gesetzlichen  Eingreifen.  Hierin  liegt  der  Unterschied 
von  der  kriegswirtschaftlichen  Behandlung  der  Hauptnahrungsmittel 
Brot,  Kartoffeln  und  Fleisch,  von  denen  letzteres  mit  seiner  vorüber- 
gehenden Herabminderung  der  Erzeugung  in  zeitweisen  Massenab- 
schlachtungen  aus  B^uttermangel  nur  eine  kleine  Parallele  bildet',  einer- 
seits und  Zucker  andererseits.  Bei  jenen  Verbrauchsbeschränkung 
und  möglichste  Steigerung  der  Erzeugung,  bei  diesem  Herabsetzung  der 
Erzeugung  ohne  Verbrauchsbeschränkung,  die  erst  zu  Beginn  des  dritten 
Kriegsjahres  für  den  Zucker  eingeführt  ist.  Damit  ist  der  Unterschied 
etwas  gemildert,  besteht  aber  immer  noch  in  der  Erzeugung,  die  beÜB 
Zucker  herabgesetzt  bleibt,  für  die  anderen  Lebensmittel  aber  stindif 
zu  erhohen  versucht  wird. 

Die  Möglichkeit  einer  durchgreifenden  Anwendung  des  kriegawiii- 
sohaftlichen  Systems  liegt  beim  Zucker  verhältnißmäßig  am  günstigsten 
im  Vergleich  zu  den  Hauptnahrungsmitteln,  bei  denen  infolge  ihrer 
natürlichen  Beschaffenheit  teils  mehr  teils  weniger  Schwierigkeiten  im 
Falle  der  Beschlagnahme,  Aufbewahrung  und  Verteilung  entgegenstehen. 
Oetreide  und  Mehl  werden  darin  noch  am  wenigsten  betroffen,  schwieriger 
liegen  die  Verhältnisse  schon  bei  den  Kartoffeln,  namentlich  hinsicht- 
lich der  Aufbewahrung,  am  ungünstigsten  aber  beim  Fleisch.  Der 
Zucker  ist  dagegen  leichter  zu  beschlagnahmen,  aufzubewahren  und  zu 
verteilen.  Die  Rationierung  hat  hier  wohl  die  geringsten  Schwierig- 
keiten verursacht.  Die  Einbeziehung  des  Zuckers  in  die  Kriegswirt- 
schaft ist  somit  unter  wesentlich  günstigeren  Umständen  erfolgt,  als  die 
der  Hauptnahrungsmittel,  die  ungleich  schwieriger  zu  behandeln  sind, 
deren  Bestände  stark  herabgemindert  waren  und  für  die  daher  von  An- 
fang an  der  Verbrauch  eingeschränkt  werden  mußte,  während  wir  beim 
Zucker  von  einem  Ueberschuß  in  einen  genügenden  Vorrat  gingen,  die 
Erzeugung  daher  herabsetzen  konnten  und  erst  nach  dem  Brot  und  Mehl. 
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sowie  den  Kartoffeln,  aber  noch  vor  dem  Fleisch  die  Einschränkung 
des  Verbrauchs  einzuführen  brauchten,  da  sich  im  weiteren  Verlaufe  des 
Krieges  die  Verhältnisse  für  den  Zucker  gänzlich  verschoben  hatten,  der 
außerdem  berufen  war,  eine  andere  sehr  wichtige  Rolle  für  die  Tech- 
nik des  Krieges  zu  spielen. 

Anfangs  begnügte  man  sich  mit  dem  allgemeinen  auch  den  Zucker 
treffenden  Ausfuhrverbot  vom  31.  Juli  1914  (EGBl.  S.  260).  In  den 
nächsten  Monaten  stellte  es  sich  jedoch  heraus,  daß  mit  Rücksicht  auf 
die  Volksernährung  und  die  Unterhaltung  des  Viehstandes  eine  weitere 
Regelung  der  Zuckerfrage  erwünscht  sei.  Der  Bundesrat  erließ  daher 
eine  Bekanntmachung  betr.  Regelung  des  Verkehrs  mit  Zucker  und  der 
Verwertung  der  Zuckergewinnung  im  Betriebsjahr  1914/15  vom  31.  Ok- 
tober 1914  (RGBl.  S.  467),  mit  Ergänzungen  vom  12.  Februar  1915 
(RGBl.  S.  73)  und  15.  April  1915  (RGBl.  S.  223).  Danach  gelten  bei 
Herstellung  undVerbrauch  von  Inlandzucker  bestimmte 
Kontingente,  die  nach  den  in  den  einzelnen  Fabriken  im  Betriebs- 
jahr 1913/14  hergestellten  Mengen  festgesetzt  werden.  Von  diesen  Kon- 
tingenten durften  bis  zum  1.  Januar  1915  nur  25  Hundertteile  zum 
steuerpflichtigen  Inlandsverbrauch  abgelassen  werden.  Die  Höhe  der 
später  abzulassenden  Mengen  bestimmt  der  Bundesrat.  Der  übrige 
Zucker  ist,  sofern  er  nicht  ausgeführt  oder  steuerfrei  abgelassen  wird, 
von  der  Steuerverwaltung  unter  Sperre  zu  halten.  Für  den  zum  steuer- 
pflichtigen Inlandsverbrauch  freigegebenen  Zucker  sind  Höchstpreise 
festgesetzt,  und  die  Kaufverträge  über  Rohzucker  des  Betriebsjahrs 
1914, 15  werden,  soweit  sie  nach  dem  31.  Oktober  1914  zu  erfüllen 
sind,  mit  dem  Inkrafttreten  der  Verordnung  so  angesehen,  als  ob  ein 
Vertragsteil  gemäß  eines  ihm  zustehenden  Rechts  zurückgetreten  ist. 
Bis  zum  15.  Januar  1915  wurde  die  Menge  des  zum  steuerpflichtigen 
Inlandsverbrauch  abzulassenden  Zuckers  nicht  erhöht  (RGBl.  1914, 
S.  539),  dagegen  werden  bis  zum  30.  April  1915  weitere  16  Hundert- 
teile abgelassen  (RGBl.  1915,  S.  20);  für  spätere  Lieferungen  vgl.  RGBl. 
1915,  S.  223.  Am  8.  Februar  1916  wurde  auch  noch  die  Verarbeitung 
von  Nachprodukten  der  Zuckerfabrikation  auf  Verbrauchszucker  und 
vom  15.  des  gleichen  Monats  an  die  Entzuckerung  der  Melasse  verboten 
(beides  nach  der  Bekanntmachung  vom  8.  Februar  1915,  RGBl.  S.  67). 
Herstellung  und  Absatz  zuckerhaltiger  Futtermittel  erfuhren  ebenfalls 
eine  genaue  gesetzliche  Regelung.  Nach  der  Bekanntmachung  vom 
12.  Februar  1915  über  zuckerhaltige  Futtermittel  (RGBl.  S.  78  und 
224)  dürfen  diejenigen,  die  aus  Erzeugnissen  der  Zuckerfabrikation  im 
Betriebe  ihres  Gewerbes  Futtermittel  herstellen  oder  mit  solchen  handeln, 
die  Futtermittel  vom  15.  März  1915  an  nur  durch  die  Bezugsvereini- 
gung der  deutschen  Landwirte  in  Berlin  absetzen.  In  Verbindung  da- 
mit steht  die  Bestimmung  über  die  Verwendung  von  Rohzucker  (Erst- 
produkt) vom  19.  Februar  1915  (RGBl.  S.  103).  Endlich  wurde  auch 
für  die  Einschränkung  des  Anbaues  von  Zuckerrüben 
Sorge  getragen.  Alle  vor  dem  Inkrafttreten  der  darauf  bezüglichen 
Bekanntmachung  vom  4.  März  1915  (RGBl.  S.  126)  geschlossenen  Ver- 
träge   über    den  Anbau    von  Zuckerrüben    im  Jahre  1915    auf  Flächen, 
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die  einen  Hektar  übersteigen,  bleiben  nur  in  Hohe  von  */«  dor  verein- 
bcu-ten  Anbaufläche  in  Kraft.  Der  Zuckerrübenanbau  sollte  zugunsten 
der  Brotgotreideerzeugung  vermindert  werden,  denn  bei  der  Zuspitzung 
des  Weltkrieges  zu  einem  Wirtschaftskampfe  mußte  möglichst  zeitig  dar- 
auf geachtet  werden,  den  Ausfall  der  Weizenzufuhr  durch  Steigerung 
der  inländischen  Erzeugung  einigermaßen  auszugleichen  —  s.  III.  F. 
53.  Bd.  S.  93. 

Wichtig  ist  femer  die  Bekanntmachung  über  Verbrauchszucker  vom 
27.  Mai  1915,  (BOBl.  S.  308),  die  zum  1.  Mai  1915  die  Meldepflicht  für 
Verbrauchszucker  an  Mengen  von  über  50  dz  gegenüber  der  Zentral- 
einkaufsgesellschaft in  Berlin  anordnete,  welcher  auch  auf  Aufforderung 
aller  Verbrauchszucker  käuflich  zu  den  festgesetzten  UebemahmepreiMn 
zu  überlassen  war;  diese  wurde  am  15.  Juli  1915  etwa«  abgeändert 
(BOBl.  S.  436  und  437).  Wiederholungen  der  Anzeigen  der  BesUnde 
von  Verbrauchszucker  wurden  am  1.  Juli  und  1.  August  1915  angeord- 
net  (BOBl.  S.  355,  466).  Den  Verkehr  mit  Zucker  im  Betriebsjahre 
1915/16  regelt  die  Bekanntmachung  vom  26.  August  1916  (BOBl.  S.  516), 
deren  Hauptbestimmungen  in  Anlehnung  an  die  Vorschriften  für  daa 
vorangegangene  Betriebsjahr  sind: 

1)  Die  voraussichtliche  Oewinnung  wird  für  die  einzelnen  rfiben- 
verarbeitenden  Fabriken  von  der  Steuerbehörde  festgesetzt.  Hierzu  wird 
für  die  letzten  drei  Betriebsjahre  die  Bübenanbaufläche  und  die  Zucker- 
gewinnung ermittelt  und  nach  dem  gefundenen  Durchschnittsertrag  und 
dem  Anfangs  Juni  für  die  Steuerbehörde  aufzustellenden  Anbaunachweis 
die  voraussichtliche  Gewinonng  für  das  Betriebsjahr  1915  16  berechnet. 
Auf  Antrag  wird  bei  der  Berechnung  eines  der  drei  Jahre  ausgelassen 
und  der  Durchschnittsortrag  der  beiden  anderen  Jahre  zugrunde  gelegt. 
Bei  neuen  Fabriken  und  solchen,  die  in  den  letzten  drei  Betriebsjahren 
nicht  voll  gearbeitet  haben,  wird  die  voraussichtliche  Gewinnung  nach 
dem  Abbau  für  das  Betriebsjahr  1915/16  durch  Sachverständige  geschätzt; 
eine  solche  Schätzung  erfolgt  auch  auf  Antrag  und  auf  Kosten  einer 
Bohzuckerfabrik,  falls  sie  geltend  macht,  daß  für  das  laufende  Betriebs- 
jahr eine  Mißernte  vorliegt. 

2)  Von  dem  im  Betriebsjahr  1915/16  in  den  einzelnen  rflbenver- 
arbeitendeo  Fabriken  hergestellton  Bohzucker  sind  15  Hundertleile  der 
voraussichtlichen  Gewinnung  zur  Lieferung  im  Oktober,  20  Hundertteile 
der  voraussichtlichen  Gewinnung  zur  Lieferung  im  November,  20  Hundert- 
teile der  voraussichtlichen  Gewinnung  zur  Lieferung  im  Dezember  1915 
auf  die  Verbrauchszuckerfabriken  durch  eine  vom  Beichskanzler  be- 
stimmte, seiner  Aufsicht  unterstehende  Verteilungsstelle  zu  verteilen. 
Einzelne  Bohzuckerfabriken  können  von  der  Verteilung  ausgeschlossen 
werden. 

3)  Bübenverarbeitende  Fabriken  dürfen,  wenn  sie  im  Betriebsjahr 
1913,14  ihre  gesamte  Erzeugung  auf  Weißzucker  verarbeitet  haben,  ohne 
fremden  Rohzucker  in  einer  10  vom  Hundert  ihrer  eigenen  Bohzucker- 
erzeugung  übersteigenden  Menge  in  den  Fabrikbetrieb  aufgenommen  zu 
haben  (reine  landwirtschaftliche  Wt>ißzuckerfabriken),  im  Betriebsjahr 
1915/16  nur  30  vom  Hundert  mehr  Verbrauchszucker  nach  Versteuerung 
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in  den  freien  Verkehr  bringen,  als  sie  unmittelbar  oder  mittelbar  in  12 
aufeinanderfolgenden,  aus  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1908  bis  zum  31. 
August  1914  auszuwählenden  Monaten  steueramtlich  zum  Inlandsver- 
brauche haben  abfertigen  lassen,  zuzüglich  der  versteuerten  Vorräte  bei 
Beginn  und  abzüglich  der  versteuerten  Vorräte  am  Ende  der  ge- 
wählten 12  Monate;  sie  sind  berechtigt,  20  vom  Hundert  mehr  Ver- 
brauchszucker herzustellen,  als  sie  in  den  steuerpflichtigen  Inlandsverkehr 
bringen  dürfen;  wenn  sie  regelmäßig  im  wesentlichen  nur  für  einen  be- 
schränkten Personenkreis,  z.  B.  ihre  Angestellten,  Arbeiter  und  die  be- 
teiligten rübenbauenden  Landwirte,  Verbrauchszucker  herstellen,  nur  30 
vom  Hundert  mehr  Verbrauchszucker  herstellen  und  in  den  freien  Ver- 
kehr bringen  als  im  Betriebsjahr  1913/14 ;  oder  unterliegen ,  wenn 
sie  im  Betriebsjahr  1913/14  Bohzucker  zum  Zwecke  der  Raffination  in 
den  Fabrikbetrieb  in  einer  Menge  aufgenommen  haben,  die  10  vom 
Hundert  der  in  der  Fabrik  aus  Buben  hergestellten  Menge  übersteigt, 
keiner  Beschränkung  hinsichtlich  der  Herstellung  und  des  Absatzes  von 
Verbrauchszucker;  oder  werden,  wenn  sie  im  Betriebsjahr  1913/14  Roh- 
zucker und  Verbrauchszucker  abgegeben  haben,  ohne  aber  für  einen  be- 
schränkten Personenkreis  herzustellen  oder  den  Rohzucker  zur  Raffination 
aufgenommen  zu  haben,  wie  die  vorstehend  zuerst  aufgeführten  Fabriken 
behandelt.  Die  Verbrauchszuckermengen,  die  von  diesen  und  den  letz- 
teren Fabriken  in  den  freien  Verkehr  gebracht  werden  dürfen,  werden 
von  der  Verteilungsstelle  festgesetzt. 

4)  Der  Reichskanzler  kann  bestimmen,  daß  von  jeder  Rohzuoker- 
fabrik  für  den  verteilten  und  von  jeder  Verbrauchszuckerfabrik  für  den 
zugeteilten  Rohzucker  eine  Gebühr  von  'Z,  Pf.  für  je  50  kg  und  daß 
von  jeder  rübenverarbeitenden  Verbrauchszuckerfabrik  für  den  im  eigenen 
Betrieb  erzeugten  und  auf  Verbrauchszucker  verarbeiteten  Rohzucker 
sowie  für  den  im  eigenen  Betrieb  aus  Rüben  hergestellten  Verbrauchs- 
zucker eine  Gebühr  von  '  ,  Ptg.  für  je  50  kg  Rohzuckerwert  zu  er- 
heben ist. 

5)  Der  Preis  des  von  den  Rohzuckerfabriken  zu  liefernden  Roh- 
zuckers beträgt  für  50  kg  von  88  vom  Hundert  Ausbeute  ohne 
Sack  frei  Magdeburg  12  M.  bei  Lieferung  bis  zum  31.  Dezember  1916 ; 
bei  späterer  Lieferung  erhöht  er  sich  am  Ersten  jedes  Monats  um 
0,10  M.  bis  auf  höchstens  12,50  M.  Der  Bundesrat  bestimmt  auf 
dieser  Grundlage  die  Preise,  die  für  die  einzelnen  Fabriken  frei  Ver- 
ladestelle gelten,  sowie  die  Preise,  die  für  Rohzucker  gelten,  der 
außerhalb  des  Standorts  der  Fabriken  eingelagert  ist.  Rohzucker,  "der 
innerhalb  der  zur  Verteilung  gelangenden  55  Hundertteile  hegt,  ist 
auf  Verlangen  der  Verbrauchszuckerfabrik  in  Säcken  zu  liefern,  die  diese 
stellt;  ist  die  Rohzuckerfabrik  bis  zum  ersten  Tage  des  Lieferungs- 
monats  nicht  im  Besitze  der  Säcke,  so  steht  es  ihr  frei,  den  »ohz«"« 
bis  zum  Eingang  der  Säcke  in  eigenen  Säcken  zu  liefern,  üeber  55 
Hundeitteile  ist  der  Rohzucker  nach  Wahl  des  Verkäufers  m  Säcken, 
die  der  Verkäufer  oder  die  Verbrauchszuckerfabrik  stellt,  zu  liefere. 
Bei  Lieferung  in  Säcken  des  Verkäufers  ist  eine  Leihgebühr  von  höch- 
stens   10  Pf    für    50  kg  für  die   ersten   6  Wochen  vom  Tage  des  Ein- 
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ganges  des  Zuckers  in  die  Verbrauchszuckerfabrik  bis  zum  Tage  derBSek- 
Sendung  der  Säcke  und  für  jeden  weiteren  Monat  eine  solche  von  je 
2'/i  Pf.  zu  berechnen.  Die  Säcke  sind  längstens  binnen  6  Monaten 
zurückzQsenden. 

6)  Die  Verbrauchszuckorfabriken  dürfen  vom  1.  Oktober  1915  ab 
gemahlenen  Molis  nicht  teurer  verkaufen  als  zu  einom  Preise,  der  bei 
Lieferung  ab  Magdeburg  für  50  kg  ohne  Sack  einschließlich  der  Ver- 
brauchssteuer nicht  mehr  beträgt  als  22,60  M.  Der  Preis  erhobt  sich 
bei  Lieferung  nach  dem  31.  Dezember  1915  am  Ersten  jeden  Monats  um 
0,10  M.  bis  auf  höchstens  23,10  M.  Der  Bundesrat  bestimmt  auf 
dieser  Grundlage  die  Höchstpreise  der  Qbrigen  Verbrauchszuckerarten  so- 
wip  die  Höchstpreise,  die  für  Lieferung  ab  Verladestelle  der  einzelnen 
Fabriken  gelten. 

Einschränkende  Bestimmungen  für  die  Verwendung  von  Zucker  wur- 
den erlassen  für  die  Herstellung  von  Süßigkeiten  und  Scho- 
kolade -  die  Bekanntmachung  vom  16.  Dezember  1915  (RGBl.  S.  821) 
ordnet  an,  daß  gewerbliche  Betriebe,  in  denen  Süßigkeiten  oder  Schoko- 
lade oder  beides  hergestellt  werden,  im  Jahre  1916  nur  noch  die  Hälfte 
der  Zuckermengo  zu  Süßigkeiten  und  Schokolade  verarbeiten  dürfen, 
die  sie  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1914  bis  30.  November  1915  hier- 
zu verarbeitet  haben  (in  der  Fassung  vom  28.  Februar  1916  —  RGBl. 
S.  125)  —  sowie  für  die  Bereitung  von  Kuchen  und  Torte  nach 
der  Bekanntmachung  vom  16.  Dezember  1915  (RGBl.  S.  823),-  welche 
bestimmte,  daß  in  gewerblichen  Betrieben,  insbesondere  in  Bäckereien, 
Konditoreien,  Keks-,  Zwieback-  und  Kuchenfabriken  aller  Art,  in  Gast-, 
Schank-  und  Speisewirtsohaften,  Stadtküchen  und  Erfrischungsräumen, 
sowie  in  Vcroinsräumen  zur  Bereitung  von  Kuchenteig  auf  500  g 
Mehl  oder  mehlartige  Stoffe  nicht  mehr  als  100  g  Zucker,  von 
Tortenmassc  auf  500  g  Mehl  oder  mehlartige  Stoffe  nicht  mehr 
als  160  g  Zucke:-,  von  Rohmasse  für  Makronen  auf  500  g  Mandeln 
nicht  mehr  al»  150  g  Zucker  und  von  Makronen  auf  500  g  Roh- 
masse nicht  mehr  als  500  g  Zucker  verwendet  werden  dürfen. 
Nach  der  sich  hier  anschließenden  Bekanntmachung  Ober  die  Ver- 
wendung von  Verbrauchszucker  vom  8.  Februar  1916  (RGBl.  S.  82) 
darf  Verbrauchszucker  ausgenommen  an  Bienen  nicht  verfüttert  so- 
wie zur  Herstellung  von  Branntwein  und  zu  technischen  Zwecken  ohne 
Genehmigung  des  Reichskanzlers  nicht  verwendet  werden.  Unter  das 
Verbot  fällt  auch  die  Verarbeitung  zu  Futtermitteln,  aber  auf  die  Her- 
stellung von  Heil-,  Genuß-  und  Nahrungsmitteln  findet  die  Vorschrift 
keine  Anwendung.  Inwieweit  und  unter  welchen  Bedingungen  Zucker 
in  gewerblichen  Betrieben,  mit  Ausnahme  der  Gasthäuser,  Bäckereien 
und  Konditoreien,  zu  einer  solchen  Herstellung  bezogen  und  verwendet 
werden  darf,  ist  der  Entscheidung  der  Reichszuckerstelle  gemäß  der 
später  angeführten  Bekanntmachung  vom  10.  bezw.  12.  April  1916  vor- 
behalten worden. 

Die  erste  Periode  der  Kriegszuckerwirtschaft  (Betriebsjahr  1914/15) 
ist  gewissermaßen  charakterisiert  durch  die  Kontingentierung 
der  Zuckererzeugung.     Die  einschränkenden  Bestimmungen  treffen 
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den  Rohzucker  und  gelten  für  die  Erzeuger,  die  Zuckerfabriken.  Auf 
{Jrund  der  Bekanntmachung  vom  12.  Februar  1915  (§  6  Abs.  2,  RGBl. 
S.  77)  wurde  unter  Beteiligung  der  Verbände  der  Raffinerien  und  der 
ttohzuckerindustrie  eine  Verteilungsstelle  für  Rohzucker  geschaffen,  der 
die  Durchführung  der  Verteilung  nach  Weisung  des  Reichskanzlers  über- 
tragen wurde.  Diese  Verteilungsstelle  bestimmt,  welche  Rohzucker- 
fabrik an  eine  bestimmte  Verbrauohszuckerfabrik  Rohzucker   zu   liefern 

hat.     In  Anbetracht    des    Zuckerüberflusses    im    ersten    Kriegsjahre    

Deutschland  steht  mit  seiner  Zuckererzeugung  von  fast  3  Mill.  t 
(2  706  327  im  Betriebsjahre  1912/13)  weitaus  an  der  Spitze  der  euro- 
päischen Staaten  und  auch  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
: —  sowie  mit  Rücksicht  auf  das  Ausfuhrverbot  für  Zucker  gleich  zu  Be- 
ginn des  Krieges  brauchten  daher  strengere  Maßnahmen  auf  diesem 
Gebiete  nicht  ergriffen  zu  werden.  Der  Zucker  gewann  als  Ersatz  für 
einige  Nahrungs-  und  Futtermittel,  die  durch  die  allmähliche  Ab- 
schließung  Deutschlands  nach  und  nach  knapper  wurden,  in  steigendem 
Maße  an  Bedeutung.  Es  lag  noch  keine  Veranlassung  vor,  den  Zucker- 
verbrauch zu  rationieren.  Die  Zuckererzeugung  mußte  dagegen  ein- 
geschränkt werden,  um  das  Inland  mit  Zucker  nicht  zu  überschwemmen, 
da  die  Kriegslage  die  Ausfuhr  nicht  gestattete.  Trotz  des  Zuckerüber- 
flusses ergaben  sich  aber  mit  der  Zeit  Schwierigkeiten  in  der  Zucker- 
versorgung der  Bevölkerung  infolge  der  Zurückhaltung  größerer  Be- 
stände durch  die  Händler  und  der  allgemeinen  Preissteigerung,  die 
natürlich  auch  auf  den  Zucker  übergreifen  mußte.  Dagegen  wurden 
einmal  Anordnungen  getroffen,  daß  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  in 
Berlin  Zucker  enteignen  konnte,  um  besonderen  örtlichen  Schwierig- 
keiten abzuhelfen,  und  dann  auf  Grund  der  bestehenden  Oroßhandels- 
höchstpreise  für  das  Reich  noch  lokale  Kleinhandelshöchstpreise  fest- 
gesetzt. Bei  dem  gesteigerten  Verbrauch  für  die  menschliche  Ernährung 
und  als  Viehfutter  einerseits  und  der  Beschränkung  der  Erzeugung  sowie 
der  Verminderung  der  Anbauflächen  andererseits  konnte  selbst  ein 
Ueberfluß  an  Zucker  auf  die  Dauer  nicht  ausreichen,  und  die  Länge 
des  Krieges  führte  auch  bei  dem  Zucker  zu  immer  schärferen  Maß- 
nahmen, die  sich  letzten  Endes  nicht  mehr  mit  der  Kontingentierung 
der  Erzeugung  und  der  Beaufsichtigung  der  Verteilung  begnügten, 
sondern  neben  den  anderen  Verkehrs-  und  Verwendungsbeschränkungen 
sowie  dem  Verfütterungsverbot  schließlich  sogar  den  Verbrauch  des 
Zuckers  für  die  menschliche  Ernährung  erfaßten,  erheblich 
einschränkten  und  der  Rationierung  unterstellten,  worin  wir  das  Merkmal 
der  zweiten  Periode  unserer  deutschen  Kriegszuckerwirtschaft  in  den 
Betriebsjahren  1915/16  und  1916/17  sowie  schließlich  1917/18  erblicken 
können. 

Das  Jahr  1916  brachte  einen  weiteren  und  bedeutenden  Scbritt 
vorwärts  in  ^er  Regelung  der  Zuckerfrage  durch  die  Vereinheitlichung 
und  Konzentration  des  Verkehrs  mit  Zucker  in  der  Reichszucker- 
stelle, deren  Errichtung  gemäß  der  Bekanntmachung  über  den  Ver- 
kehr mit  Verbrauchszucker  vom  10.  April  1916  (RGBl.  S.  261)  erfolgte. 
Diese    neue    Iteichsstelle    ist    wie    die    anderen    auf    dem    Gebiete    der 
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Kriegsern&hrungswirtsobaft  auch  eine  Behörde  unter  der  Aufsieht  de« 
Beiohskanzlers,  die  für  die  Verteilung  der  Zuckervorrftte  auf  die  Kom- 
munalverb&Dde,  die  gewerblichen  und  sonstigen  Betriebe  sowie  auf  die 
Heeresverwaltungen  und  die  Marineverwaltung  zu  sorgen  bat.  In  der 
vorstehenden  Bekanntmachung  sind  die  Bestimmungen  erlassen,  nach 
denen  die  Kommunalverbände  und  größeren  Gemeinden  den  Vorkehr 
mit  Verbraucbszucker  in  ihren  Bezirken  zu  regeln  haben,  was  die  all- 
gemeine EinfQhruDg  der  Zuckerkarte  zur  Folge  hatte.  Die  Frei- 
zQgigkeit  der  Zuckerkarte  bildete  den  Gegenstand  lebhafter  Erörterungen, 
insbesondere  trat  der  Handel  für  eine  Reichszuckerkarte  ein.  Wenn 
sich  auch  die  Einführung  einer  allgemeinen  Beichszuckerkarte  nicht 
ermöglichen  ließ,  so  haben  die  Erörterungen  Qber  diese  Frage  dooh 
dazu  beigetragen,  die  Einführung  einheitlicher  Zuckerkarton  für  grOAan 
Gebiete,  wie  für  die  Provinzen  Schlesien  und  Ostpreußen,  zu  verwirk- 
lichen ').  Die  Reichszuckerstelle  überweist  den  Kommunalverbfiaden 
und  den  gewerblichen  Botrieben,  ausgenommen  Oasthftusern,  Bäckereien 
und  Konditoreien,  deren  Bedarf  die  Kommunal  verbände  zu  decken  habea, 
zur  Herstellung  von  Nahrungs-  (Brotautstrichmittel,  s.  S.  243  fg.;,  OeaoS- 
und  Heilmitteln,  mit  Ausnahme  von  Fruchtsirup  und  Limonaden,  OMh 
der  Bekanntmachung  vom  13.  Mai  1916  (RGBl.  S.  371)  —  s.  anefa 
8.  234  —  Bezugsscheine  über  die  Zuckermengen,  die  nach  den  Ver- 
teilungsgrundsätzen auf  jeden  Kommunalverband  entfallen  und  nach  be- 
sonderen Festsetzungen  den  gewerblichen  Botrieben  zustehen.  Für  die 
Herstellung  von  Süßigkeiten  und  Schokolade  erteilt  die  Ende  1916 
errichtete,  unter  Aufsicht  des  Reichskanzlers  stehende  und  von  der  Ver- 
einigung deutscher  Zuckerwaren-  und  Schokoladenfabrikanten  in  WOrc- 
burg  verwaltete  Zuckerzuteilungsstelle  für  das  deutsche 
Süßigkeitengewerbe  in  Würzburg  nebst  einem  ihr  angegliederten 
Beschwerdeausschuß  die  Bezugsscheine  nach  Maßgabe  der  Gesamt- 
menge von  Zucker,  welchen  die  Rcichszuckerstelle  hierzu  für  bestimmte 
Zeitabschnitte  festsetzt.  Hierbei  soll  kein  gewerblicher  Betrieb,  soweit 
das  nicht  bereits  geschehen  ist,  zu  Süßigkeiten  und  Schokolade  mehr 
als  den  vierten  Teil  der  Zuckermenge  erhalten,  die  er  in  der  Zeit  vom 
1.  Oktober  1914  bis  30.  September  1915  hierzu  verarbeitet  hat.  Wer 
im  Jahre  1916  mehr  Zucker  erhalten  hat,  als  ihm  hiemach  zusteht,  hat 
insoweit  keinen  Anspruch  mehr  auf  Zuteilung  von  Zucker  RGBl. 
S.  574,  §  6  der  Bekanntmachung  zur  Ausführung  der  Verordnung  über 
den  Verkehr  mit  Verbrauchszucker  vom  10.  April  1916,  vom  24.  Juni 
1916  und  RGBl.  S.  1089,  §  21  Abs.  3  der  Ausführnngsbestimmungen 
zu  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Zucker  im  Betriebsjahr 
1916/17  vom  14.  September  1916).  Die  LandeszentralbehOrden  können 
eigene  Vermittlungsstellen  errichten,  welche  die  auf  die  Kommunalver- 
bände ihres  Bezirks  entfallende  Gesamtmenge  unterverteilen.  Die  Kom- 
munalverbände können  den  auf  sie  entfallenden  Zucker  selbst  beziehen 
oder   die    Bezugsscheine    an    den    Handel    weitergeben.      Die    Hersteller 


1)  Beiträge  rar  Kriegawirtschtft,  herausgegeben  von  der  Volkswirtacbaftlichea  AIh 
teüoDg  des  KriegsernUiniDgeaniU,  Heft  12/13,  Der  Zocker  im  Kriege,  S.  30,  81. 
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von  Zucker  dürfen  Zucker  nur  gegen  Bezugsscheine  oder  nach  den  An- 
weisungen der  Reiehszuckerstelle  abgeben,  was  von  den  übrigen  Vor- 
schriften gesondert  erst  vom  20.  Mai  1916  ab  galt  (Bekanntmachung 
vom  19.  Mai  1916,  RGBl.  S.  395j.  Nach  den  Ausführungsbestimmungen 
zu  dieser  Verordnung  vom  12.  April  1916  (RGBl.  S.  265)  ist  eine 
Zuckermenge  von  1  kg  monatlich  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  fest- 
gesetzt worden;  sie  verfügen  auch  die  Entrichtung  einer  Gebühr  für 
die  Ausstellung  der  Bezugsscheine,  die  10  Pf.  für  jeden  Doppelzentner 
Zucker  betragen  soll.  Wichtig  ist  auch  die  in  diesem  Zusammenhange 
angeordnete  Anzeige  über  Vorräte  an  Zucker  nach  dem  Stande  des 
25.  April  1916,  die  alle  Einzelpersonen,  Haushaltungen,  Bäckereien, 
Konditoreien,  Gasthäuser,  Händler,  gewerblichen  Betriebe,  Lagerhalter, 
Gemeindebehörden  und  Kommunal  verbände  erfaßte,  welche  Zucker  in 
Gewahrsam  haben. 

Der  Reiehszuckerstelle  war  also  zunächst  nur  die  Aufsicht  und 
Regelung  des  Verkehrs  mit  Verbrauchszueker  übertragen,  während  da- 
neben noch  eine  besondere  Verteilungsstelle  für  Robzucker  gemäß  der 
Bekanntmachung  vom  26.  August  1915  für  das  Betriebsjahr  1915' 16 
bestand.  Die  weitere  Entwicklung  brachte  jedoch  auch  hierin  bald  die 
z  weckmäßigere  Vereinheitlichung. 

Die  Verordnuiig  über  den  Verkehr  mit  Zucker  im  Betriebsjahr 
1916/17  vom  14.  September  1916  (RGBl.  S.  1032)  schließt  sich  mit  ihren 
Ausführungsbestimmungen  (RGBl.  S.  1085  und  1093)  zunächst  in  der  Haupt- 
sache den  entsprechenden  Vorschriften  für  1915|16  an,  soweit  die  allgemeinen 
Anordnungen  über  die  Gewinnung,  die  Verteilung  und  den  Verbrauch 
des  Zuckers  in  Betracht  kommen.  Wichtig  und  neu  ist  vor  allem  die 
Bestimmung,  daß  der  Reiehszuckerstelle,  der  bisher  nur  die  Regelung 
des  Verkehrs  mit  Verbrauchszucker  übertragen  war,  zur  Verteilung  des 
Rohzuckers  die  bis  jetzt  selbständige  Verteilungsstelle  für  Rohzucker 
als  Abteilung  angegliedert  wird.  Damit  hat  die  Reiehszuckerstelle  so- 
wohl den  Verkehr  mit  dem  Rohzucker  als  auch  mit  dem  Verbrauchs- 
zucker zu  überwachen  und  die  Regelung  der  Zuckerfrage  die  ihr  bis- 
her fehlende  feste  und  breite  Grundlage  gefunden. 

Die  Richtlinien  für  das  Betriebsjahr  1916/17  waren  angesichts  der 
Entwicklung  vom  Zuckern  beriluß  zur  Zuckerknappheit  und  in  Anbetracht 
der  damit  verbundenen  starken  Einschränkung  des  Verbrauchs  der  Zivil- 
bevölkerung und  der  zuckerverarbeitenden  Industrie  darauf  eingestellt, 
den  Zucker  soweit  wie  irgend  möglich  für  die  menschliche  Ernährung 
nutzbar  zu  machen  und  sicherzustellen.  Daher  erfolgte  zuerst  das  grund- 
sätzliche Verbot  der  Verfütterung  von  Zuckerrüben.  Rohzucker  einschließ- 
lich der  Nacherzeugnisse  war  wie  Zuckerrüben  der  Verfütterung  ent- 
zogen und  mußte  auf  Verbrauchszucker  verarbeitet  werden.  Ausnahmen 
konnten  von  der  Reiehszuckerstelle  genehmigt  werden.  Von  dem  im 
Betriebsjahre  1916/17  in  den  einzelnen  rübenverarbeitenden  Fabriken 
hergestellten  Rohzucker  waren  zur  Lieferung  im  Oktober  20  Hundert- 
teile, im  November  25  Hundertteile  und  im  Dezember  15  Hundertteile 
der  um  15  Hundertteile  gekürzten  voraussichtlichen  Gewinnung  an  die 
Verbrauchszuckerfabriken   zu  verteilen.     Während  in  den  Vorjahren  bei 
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dor  Zuteilung  von  Bohzucker  an  die  Verbrauchssuckerfabriken  nur  deren 
in  Friedenszeiten  zum  inlftndischen  Verbrauche  bestimmtes  Kontingent 
Berücksichtigung  gefunden  hatte,  wurde  für  das  Betriebsjahr  1916  17 
bestimmt,  daß  nach  der  Verteilung  von  92'/t  Hundertteilen  der  noch 
verbleibende  Rest  an  die  früher  am  Ausfuhrgeschäft  beteiligten  Ver- 
brauchszuckerfabriken verteilt  werden  sollte.  Der  Preis  des  von  den 
Bohzuckorfabriken  zu  lielernden  Rohzuckers  war  schon  im  Februar 
1916  für  Ersterzeugnis  von  88  vom  Hundert  Ausbeute  je  60  kg  ohne 
Sack  frei  Magdeburg  bei  Lieferung  bis  zum  30.  September  1917  mit 
15  M.  festgesetzt  worden.  Der  Verbrauchszuckerpreis  wurde  ausschließ- 
lich des  B'rachtvorschosses  mit  26  M.  je  50  kg  gemahlenen  ^fclis  ohne 
Sack  ab  Magdeburg  festgesetzt.  Die  Preise  für  Rohzucker  und  Ver- 
brauchszucker  für  die  einzelnen  Fabriken  wurden  wie  bisher  nach  ihrer 
Lage,  insbesondere  der  BVachtlage,  vom  Reichskanzler  festgesetzt.  Da- 
bei wurde,  wie  im  vorigen  Jahre,  ein  Frachtzuschlag  von  25  Pf.  für 
Magdeburg  zugrunde  gelegt,  so  daß  der  Magdeburger  Verbrauchszucker- 
preis nunmehr  26,25  M.  insgesamt  betrug.  Weiter  wurde  in  Anlehnung 
an  die  Bestimmungen  vom  28.  Februar,  13.  Mai,  24.  Juni  und  12.  Juli 
1916  (ROBl.  S.  125.  373.  573  und  748)  zusammenfassend  festgeseUt, 
daß  die  Verwendung  von  Zucker  verboten  ist  zur  Herstellung  von  1. 
natürlichen  und  künstlichen  Fruchtsirupen  aller  Art,  mit  Ausnahme 
solcher,  die  dazu  bestimmt  sind,  bei  der  Zubereitung  von  Arzeneien 
verwendet  zu  werden,  sowie  von  Limonaden  (natürlichen  und  künstlichen, 
und  limonadenartigen  Oetrftnken  aller  Art,  mit  und  ohne  Kohlensfturei 
oder  deren  Grundstoffen,  2.  gezuckerten  (kandierten)  Früchten,  über- 
zuckerten Mandel-  und  Nußkemen,  Fruchtpasteten,  Gcleefrüchten, 
3.  Pralinen,  4.  Schaumwein  und  schaumweinähnlichen  Getränken,  deren 
Kohlensäuregehalt  ganz  oder  teilweise  auf  einem  Zusatz  fertiger  Kohlen- 
säure beruht,  Ti.  Wermutnein  und  wormutähnlichen,  mit  Hilfe  von  wein- 
ähnlichen Getränken  hergestellten  Genußmitteln,  LikOren  und  süßea 
Trinkbranntweinen  aller  Art.  Bowlen  (Maitrank,  Maiwein  und  dergl.), 
Punsch-  und  Grogextrakten  aller  Art,  sowie  zur  Bereitung  von  Grund- 
stoffen für  solche  und  ähnliche  Getränke,  6.  Karamelzucker,  Brauzucker 
und  Zuckerfärbemittel,  7.  Essig,  8.  Mostrich  und  Senf.  9.  Fischmarinaden. 
10.  Kautabak,  11.  Mitteln  zur  Reinigung,  Pflege  oder  Färbung  der  Haut, 
des  Haares,  der  Nägel  und  der  Mundhöhle.  (§  22  der  Ausführungsbe- 
stimmuDgen  zu  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Zucker  im  Be- 
triebsjahr 1916  17.  RGBl.  S.  1089  und  1090.)  Diese  Vorschriften  gelten 
bis  auf  weiteres  auch  für  den  Verkehr  mit  Zucker  im  Betriebsjahr 
1917/18  mit  der  Maßgabe,  daß  Verbrauchszucker,  der  von  den  Fabriken 
nach  dem  mit  dem  Tage  ihrer  Bekanntgabe  erfolgenden  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung  zum  Verbrauche  nach  dem  80.  September  1917,  bei 
den  Kommunal  verbänden  zum  Verbrauche  nach  dem  31.  Oktober  1917 
geliefert  wird,  nach  dem  Preise  für  das  Betriebsjahr  1917/18  zu  be- 
zahlen ist  —  Verordnung  über  vorläufige  Regelung  des  Verkehrs  mit 
Zucker  im  Betriebsjahr  1917  18  vom  28.  September  1917  —  RGBl. 
S.  873.  Die  endgültige  Fassung  der  Vorschriften  für  das  neue  Betriebs- 
jahr bringt  die  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Zucker  vom  17.  Ok- 
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iober  1917  (RGBl.  S.  914),  die  sich  im  weaentliohen  an  die  Bestim- 
mungen für  das  Betriebsjahr  1916/17  anschließt  und  in  der  Hauptsache 
höhere  Preise  festsetzt,  worauf  wir  noch  eingehen. 

Die  Zuckerpreispolitik  ist  gekennzeichnet  durch  ein  fortge- 
setztes Heraufsetzen  der  Höchstpreise  für  Zuckerrüben,  Roh-  und  Ver- 
brauchszucker, was  namentlich  für  die  beiden  letzteren  gilt,  denn  für 
die  Zuckerrüben  sind  Preisbestimmungen  erst  für  die  Betriebsjahre 
1916/17  und  1917/18  erlassen  worden.  Die  Bekanntmachung  vom 
3.  Februar  1916  (RGBl.  S.  80)  bestimmt,  daß  rübenverarbeitende  Fa- 
briken in  Verträgen  über  Lieferung  von  Zuckerrüben  für  das  Betriebs- 
jahr  1916/17  keinen  niederen  Preis  für  50  kg  vereinbaren  als  0,45  M. 
über  dem  im  Betriebsjahr  1913/14  von  ihnen  für  Kaufrüben  gezahlten  Preise. 
Bei  Fabriken,  die  solche  Verträge  nicht  abgeschlossen  haben,  beträgt  der 
Mindestpreis  für  Rüben  1,50  M.  für  50  kg.  Die  Bekanntmachung  vom 
2.  Dezember  1916  (RGBl.  S.  1324)  erhöht  die  Sätze  für  das  Betriebs- 
jahr 1917/18  auf  0,95  M.  bezw.  2,00  M.  und  die  Bekanntmachung  vom 
2.  März  1917  (RGBl.  S.  409.  wiederum  auf  1,45  M.  bezw.  2,50  M. 
Das  bedeutet  eine  Steigerung  von  etwa  150  Proz.  gegen  die  Zeit  vor 
dem  Kriege,  denn  im  Betriebsjahr  1913/14  wurden  die  ZuokerrOben- 
preise  in  Höhe  von  0,90  bis  1,05  M.  für  50  kg  notiert.  Höchstpreise 
für  Roh-  und  Verbrauchszucker  haben  wir  schon  seit  Anfang  des  Krieges 
und  zwar  wurde  festgesetzt : 


für  50  kg  ohne  Sack  für  Magdeburg 


durch 
Bekannt- 
machung 

vom 


31.  Okt.  1914 

12.  Febr.  1915 

27.  Mai   1915 

15.  Juli  1915 

26.  Aug.  1915 

3.  Febr.  1916 

14.  Sept.  1916 

2.  Dez.  1916 

2.  März  1917 

17.  Okt.  1917 


RGBl. 

S.  467 
„  73 
„  308 
„  436 
„  516 
„  80 
„1032 
„  1324 
„  209 
„  914 


Rohzucker 

(i.  Produkt) 

9,60  M. 

9,80    ,. 

II, 2e    .. 

12,00     „ 

15,00  ,. 

15,00  „ 

12,00  ,. 

22,00  „ 

2J,00      „ 


Melis 
(einschl.  Steuer) 

19,60  M. 
19,80  „ 
20,«6  „ 
21,46  „ 
22,»0      „ 

26,00   „ 


36,00 


Der  Preis  für  Melis  nach  der  Bekanntmachung  vom  14.  September  1916 
erhöht  sich  durch  den  Frachtzuschuß  auf  26,25  M.  Für  Rohzucker 
war  bestimmt,  daß  die  Preise  gemäß  den  vier  ersten  Bekanntmachungen 
sieh  nach  Ablauf  einer  bestimmten  in  den  Verordnungen  gesetzten  i-nst  am 
Ersten  eines  jeden  Monats  automatisch  um  10  bezw.  15  Pf.  bis  zu  einem 
ebenfalls  gesetzten  Höchstbetrage  erhöhten,  sodaß  die  Reihe  folgendes 
Auesehen  erhielt:  Oktober  bis  Dezember  1914:  9.50f.  1915:  Januar 
9,65  M..  Februar  9,80  M.,  März  9,95  M.,  April  10 10  M.,  Mai 
10,25  M:,  Juni  bis  September  1125  M. ,  Oktober  bis  Dezember 
12  00  M  1916:  Januar  12,10  M.,  Februar  12,20  M.,  März  12,30  M., 
April  12,40  M.,  Mai  12,50  M.  (Höchstsatz).  Für  Melis  betrugen  diese 
Aufschläge  15,  40  und  10  Pf.,  also  Oktober  bj>s  Dezember  1914 . 
19  50  M     1915:   Januar   19,65  M.,  Februar   19,80   M.,   März   19,95   M., 
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April  20,10  M.,  Mai  20,2ö  M.,  Juni  20,ti6  \1.,  Juli  21,06  IL, 
August  21,45  M.,  Septembür  21,45  M.,  Oktober  bis  Dezember  22,60  M., 
1916:  Januar  22,70  M.,  Februar  22,80  M.,  Märe  22,90  M.,  April 
23,00  M.,  Mai  23,10  M.  (Höchstsatz).  Nachdem  sind  Monatezuschllge 
nicht  mehr  gewahrt  worden.  Erst  durch  die  Bekanntmachung  über  den 
Verkehr  mit  Zucker  vom  17.  Oktober  1917  (BUBI.  S.  914)  wird  fest- 
gesetzt, daß  bei  Lieferung  nach  dt'm  31.  Dezember  1917  eich  der  Preis 
am  Ersten  eines  jeden  Monats  um  20  Pf.  für  den  Verbrauchs-  und  am 
15  Pf.  fttr  den  Bohzuoker  erhöht.  Als  Zeitpunkt  der  Lieferung  gilt 
dabei  der  von  der  Beichszuckerstelle  für  die  Lieferung  vorgeschriebene 
Zeitpunkt.  Die  Preise  stellen  eich  somit  1918  für  Rohzucker  pro  50  kg 
im  Januar  auf  23,15  M.,  im  Februar  auf  23,30  M.,  im  Mars  auf 
23,45  M.  usw. ,  für  Verbrauchszucker  desgleichen  entsprechend  mat 
36,20  M.,  36,40  M.,  36,60  M.  usw.,  bis  weitere  Bestimmungen  dea 
Höchstsatz  festsetzen. 

Dabei  ist  zu  beachten,  daß  der  mitgeteilte  Preis  von  36,00  M.  fOr 
den  Zentner,  wie  schon  bemerkt,  für  Magdeburg  gilt  und  als  niedrigater 
Preis  zugleich  die  Grundlage  bildet  für  die  übrigen  Preise,  die  ia  den 
verschiedenen  Uegenden  und  Bezirken  verschieden  sind,  was  für  die 
früheren  Festsetzungen  entsprechend  gilt.  Der  höchste  Preis  ist  fftr 
Süddeutschland  festgesetzt  und  erreicht  für  Stuttgart-Cannstatt  die  Grenze 
von  37,75  M.  für  den  Zentner.  Für  Nordostdeutschland  gilt  ein  gleich- 
bleibender Preis  von  36,125  M.,  für  Schlesien  und  Posen  von  36,00  M. 
Für  den  nördlichen  Teil  Mitteldeutschlands  schwanken  die  Preise  zwisohen 
36,00  M.  und  36,50  M.,  wobei  Braunschweig  und  Hamburg  die  Mitte 
-  mit  36,25  M.  halten.  Im  südlichen  Teil  Mitteldeutschlands  sind  Preia« 
von  36,125  M.  bis  36,375  M.  festgelegt,  darunter  Halle  und  Leipzig 
mit  36,25  M.  Im  Rheinland  gelten  Preise  von  37,25  M.  bis  37,375  M 
(darunter  KOln).  In  Süddeutsohland  schwanken  die  Preise  zwizohsa 
37,00  M.  und  37,75  M.  für  den  Zentner.  P'ür  sogenannten  Muad- 
zucker  tritt  überall  ein  gleichbleibender  Aufschlag  von  6,00  .M.  für 
den  Zentner  ein.  Allgemein  sind  Zuschlüge  zu  den  Grundpreisen  vor- 
gesehen in  Hohe  von  0,50  M.  für  Meliazuckor,  1,00  M.  für  lose  Brote, 
1,375  M.  für  lose  Platten,  1,375  M.  für  feinkörnige  geschnittene 
Würfel,  1,625  M.  für  grobkörnige  geschnittene  Würfel,  0,875  M.  fftr 
gepreßte  Würfel;  außerdem  tritt  für  Würfel  mit  mehr  als  130  Stück  auf 
ein  Pfund  noch  ein  weiterer  Zusehlag  von  0,25  M.  hinzu.  Gewöhnliche 
Sorten  Zucker  erhalten  einen  Zuschlag  von  0,50  M.,  besondere  Sorten, 
namentlich  gemahlene  Raffinaden  ans  Broden,  Platten  oder  gleich- 
wertigem Gut  1,25  M.    Der  Zuschlag  versteht  sich  für  den  Zentner 

Durch  die  Festsetzung  von  GroßhandelshOchstpreisen  war  den 
LandeszentralbehOrden  die  Möglichkeit  gegeben,  ihrerseits  unter  Berück- 
sichtigung der  Ortlichen  Eigentümlichkeiten  KleinhandelshOchst- 
preise  festzusetzen,  was  auch,  soweit  die  LandeszentralbehOrden  nichts  an- 
deres bestimmten,  den  Kommunalverbänden  fiberlassen  war.  Vor  dem  Kriege 
betrug  der  Preis  für  0,5  kg  gemahlenen  Zucker  19—22  Pf.  und  24  Pf. 
für  Würfelzucker.  Mitte  1917  stellte  sich  der  entsprechende  Höchstpreis 
im  Durchschnitt  auf  30  und  32  Pf.,  das  bedeutet  eine  Steigerung  von 
8  Pf.  =  33  Proz.,    woraus    hervorgeht,    daß    sich    die    Zuckerpreise    in 
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Deutschland  im  Vergleiche  zum  Auslande  und  zu  den  Friedensjahren, 
und  ganz  besonders  im  Vergleich  zu  anderen  Lebensmitteln,  nur  wenig 
erhöht  haben.  Aber  das  Jahr  1918  wird  eine  weitere  Steigerung 
bringen,  da  die  Preise  für  Roh-  und  Verbrauchszucker  in  Anbetracht 
der  Erhöhung  der  Zuckerrübenpreise  im  März  1917  auf  2,50  M.  pro 
50  kg,  im  Oktober  1917  auf  23,00  M.  und  36,00  M.  für  je  50  kg 
heraufgesetzt  werden  mußten.  Dementsprechend  würde  sich  der  Klein- 
handelspreis auf  45  Pf.  das  Pfund  und  noch  etwas  darüber  stellen.  Um 
jedoch  der  Bevölkerung  den  Zucker  möglichst  zu  verbilligen,  ist  beab- 
sichtigt, die  Preise  soweit  wie  möglich  auszugleichen,  worauf  in  folgen- 
dem kurz  hingewiesen  wird,  so  daß  der  Kleinhandelspreis  gegen 
38 — 42  Pf.  das  Pfund  betragen  dürfte,  d.  i.  10  Pf.  mehr  als  im  vorigen 
Jahre  und  18  Pf.  gegen  die  Friedenszeit,  also  eine  Gesamtzunabme 
von  75—80  Proz. 

Die  Verbilligung  des  Verbrauchszuckers  für  die  Bevölkerung  trotz 
Erhöhung  der  Großhandelspreise  für  Zucker  ist  durch  die  Heranziehung 
der  unter  Beteiligung  des  Kelches,  der  Zuckerindustrie  und  der  Zentral- 
einkauf sgesellschaft  gegründeten  Reichszuckerausgleichsgesell- 
schaft  möglich  geworden.  Die  Einnahme  dieser  Ausgleichskasse  soll 
dazu  herangezogen  werden,  die  Preiserhöhung  des  Zuckers  für  den  all- 
gemeinen Zuckerbedarf  (Mundzucker)  auszugleichen.  Für  den  Bedarf 
der  Bevölkerung,  wie  er  auf  die  Kommunal  verbände  verteilt  wird,  wird 
jedenfalls  die  alte  Preisgrundlage  beibehalten  werden,  so  daß  eine  Er- 
höhung der  Zucker'preise  für  den  allgemeinen  Verbrauch  durch  die  Er- 
höhung der  allgemeinen  Rohzucker-  und  Verbrauchzuckerpreise  vermieden 
werden  kann. 

Die  fortgesetzt  steigende  Tendenz  der  Preise  für  Zuckerrüben, 
Roh-  und  Verbrauchszucker  wird  in  der  amtlichen  Bearbeitung  über 
die  Kriegszuckerwirtschaft  damit  begründet,  daß  man  einen  weiteren 
Rückgang  der  Anbauflächen  und  des  Hektarertrags,  als  es  im  Interesse 
der  allgemeinen  Versorgung  mit  Zucker  angängig  erschien,  befürchtete 
und  daher  der  Zuckererzeugung  gewissermaßen  einen  Ansporn  geben 
zu  müssen  glaubte,  indem  nach  und  nach  Preiserhöhungen  für  Zucker- 
rüben und  Rohzucker  bewilligt  wurden  ').  Die  Festsetzung  von  Mindest- 
preisen für  Zuckerrüben  erfolgte,  um  den  rübenbauenden  Landwirten 
einen  Anreiz  zu  geben,  denn  ihnen  wurden  dadurch  Preise  gewähr- 
leistet, auf  die  sie  bestimmt  rechnen  konnten,  ohne  den  üblichen  im  Kriege 
besonders  starken  Preisschwankungen  allzusehr  ausgesetzt  zu  sein,  wo- 
gegen die  Wirkung  der  Höchstpreise  nach  den  Erfahrungen,  die  wir 
bisher  damit  gemacht  haben,  nicht  immer  durchschlagend  gewesen  ist. 
Außerdem    wird    die   Erhöhung    dieser    Preise    auch   an    anderer   Stelle 

richtig  beurteilt^).  . 

Die  weitere  Heraufsetzung  der  Zuckerpreise  seitens  der  Regierung 
nach  dem  31.  Mai  1915  ist  naturgemäß  auf  Anregung  der  Rohzucker- 
fabriken  und  der  Raffinerien  erfolgt.  Da  aber  das  Interesse  der  Kon- 
sumenten, die  bereits  schwer  unter  der  allgemeinen  Teuerung  für  ü&h- 


1)  Der  Zucker  im  Kriege,  a.  a.  O.  8.  61.  ^J-,      ^  .      .  .      ,ai*HK    a    aa 

2)  Jakobs,  Zuckerindastrie  und  Zuckerhandel  im  Kriegsjahr  1914/15,  8.  43. 
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ruogsiiiittel  und  andere  Bedarfnisse  des  t&glioben  Lebens  litten,  eia« 
Ermäßigung  der  Preise  fOr  Zucker  im  Eleinverkauf  erheischte,  wss 
natürlich  infolge  der  herrschenden  Marktverhältnisse  bei  erhöhten  Preisen 
für  Raffinade  unmöglich  sein  mußte,  ist  es  angebracht,  zu  untersuchen, 
ob  das  wohlverstandene  Interesse  der  Produzenten  unbedingt  die  tob 
der  B«gierung  getroffene  Maßregel  rechtfertigte.  Vor  allem  ist  eu  b«- 
denken,  daß  ohne  die  behördliche  Regelung  zu  Anfang  des  Krieges  die 
Preise  fflr  Zucker  sehr  stark  zurückgegangen  wären  und  sich  in  der 
Folgezeit  kaum  wesentlich  gehoben  hätten.  Für  die  Konsumenten  w&re 
demnach  der  Zucker  vorteilhafter  zu  beziehen  gewesen.  Der  Regierung 
mußte  aber  daran  liegen,  die  Zuckerindustrie  so  kräftig  zu  erhalten, 
daß  sie  über  die  schwerste  Krisenzeit,  die  sie  je  zu  bestehen  hatte, 
hinwegkam.  Für  die  Oesamtwirtschaft  war  dies  Ziel  wichtiger  »Is 
vorübergehende  Preisvorteile  für  die  Verbraucher.  Deshalb  Behütete 
die  Regierung  die  Zuckerindustrie  mit  bestem,  allseitig  anerkanntem 
Erfolge  vor  den  schlimmen  Wirkungen  eines  Zusammenbruchs  der 
Zuckerpreise.  Sie  mußte  sich  jedoch  immer  vor  Augen  halten,  dafi 
der  Erfolg  erzielt  worden  war  auf  Kosten  der  Konsumenten  und  eine 
zu  weitgehende  Forderung  der  Industrio  von  der  zu  jedem  Opfer  bereiten 
Bevölkerung  als  einseitige  Interessenpolitik  ausgelegt  werden  konnte. 
Die  Preise  fflr  zuckerhaltige  Futtermittel  wurden  erst- 
malig durch  die  Bekanntmachung  vom  2ö.  September  1916  (ROBl 
S.  620)  festgesetzt: 

Für  }C  50  kg  ohne  Saek 

Nmm  SdiDitul  o,«*  M. 

TrorkcDM-hnitxel  8,00  „ 

Zuckerarhoitzel  Dich  dem  Stcffraarchcn   BröhTCrfahrcn  9,10  „ 

frische  Zackerrüben  i,10  „ 

getrocknet«  Zuekerräben  10,00  „ 

F&r  <Ua  KiiogruBmprotent  Zocker 
MolaMc  o,ie  „ 

Neue  Festsetzungen  brachte  die  Bekanntmachung   vom    5.  Oktober 
1916  (RGBl.  S.  1120): 


F&i  je  50  kg 

Nim«  Schniliel 

0,40 

Ocdaerte  Schnitzel 

JaDomr/MtrS' Liefern  Dg 

o,*t 

spdtcre  Läeferung 

o,i* 

Trockenschnitiel 

ohne  S«ck 

8,00 

mit  Sack 

10,10 

Zackerschnitzel  nach  dem  SteffeiuBcben  BrährerfahrcD 

ohne  Sack 

9." 

mit  Rank 

I3,0t 

Für  dai  Kilogram mprozent  Zocker 

MelaMC 

o,i« 

Torfmelane 

ohne  Sack 

0,t4 

mit  Sack 

o,t» 

Hickselmelaaac 

ohne  Sack 

o.«i 

mit  Sack 

o,fo 
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Weitere  Abänderungen  wurden  am  2.  Dezember  1916  (BOBl. 
S.  1324)  —  §  6  der  Bekanntmachung  über  Rohzucker  und  Zuckerrüben 
im  Betriebsjahr  1917/18  —  verfügt  für 

Nasse  Schnitzel  o,80  M.  für  50  kg 

Trockenschnitzel  ohne  Sack  12,00  „      „     50 

Zuckerschnitzcl  nach  dem  Steffensschen  BrühTerfahren 

ohne  Sack  15,00   „     „     50   „ 

Rohzuckermelasse  mit  einem  Zuckergehalt  von  50  v.  H.        7,50   ,,     „     50    „ 
Am    15.    November    1917    (RGBl.    S.    1047j    wurden    Zusätze    an- 
gefügt und  abermals  Abänderungen  vorgenommen : 

1.  Rüben  verarbeitende  Zuckerfabriken  dürfen  von  den  zuckerhal- 
tigen Futtermitteln,  die  sie  im  Betriebsjahr  1917/18  herstellen,  an  die 
rübenliefernden  Landwirte  höchstens  zurückliefern: 

a)  85  V.  H.  des  Gesamtgewichts  der  anfallenden  nassen  Schnitzel 
in  Form  von  nassen  Schnitzeln  oder  die  entsprechende  Menge  in  Form 
von  Trockenschnitzeln  oder  Melasseschnitzeln  oder  50  v.  H.  des  Ge- 
samtgewichts der  anfallenden  Zuckerschnitzel  (Steffenssche  Brühschnitzel), 
wobei  ein  Teil  Trockenschnitzel  oder  Melasseschnitzel  mindestens  zehn 
Teilen  nasser  Schnitzel  gleichzusetzen  ist; 

b)  Rohzuckermelasse  im  Gesamtgewichte  von  einem  Fünftel  vom 
Hundert  der  gelieferten  Rüben ;  die  Melasse  kann  als  Melasse  oder  an- 
getrocknet an  Schnitzel  geliefert  werden;  im  letzteren  Falle  dürfen 
entsprechend  mehr  Melasseschnitzel,  als  nach  a)  zulässig,  zurückgelierfert 
werden. 

2.  Die  Zuckerfabriken  haben  der  Bezugsvereinigung  auf  Verlangen 
eine  steueramtliche  Bescheinigung  über  die  von  ihnen  verarbeiteten 
Rüben  und  die  daraus  gewonnene  Melasse  einzureichen.  Sie  sind  ver- 
pflichtet, der  Bezugsvereinigung  auf  Verlangen  die  zur  Feststellung  der 
Menge  der  abgelieferten  Futtermittel  erforderliche  Auskunft  zu  erteilen. 
Die  Menge  der  Rohzuckermelasse,  die  an  die  Landwirte  geliefert 
werden  darf,  ist  am  Schlüsse  jedes  Kalendermonats  aus  der  Menge  der 
jeweils  verarbeiteten  Rüben  zu  errechnen. 

3.  Die  Bezugsvereinigung  hat  dem  Eigentümer  für  die  von  ihr 
abgenommenen  Mengen  einen  angemessenen  Uebernahmepreis  zu  zahlen. 
Dieser  Preis  darf  folgende  Beträge  nicht  übersteigen: 

für  nasse  Schnitzel 

„     gesäuerte  Schnitzel  Jannar/März-Lieferung 

„     spätere  Lieferung 

„     Trockenschniizel  oder  Melassesohnitzel  ohne  Sack 

„     Zuckerschnitzcl  nach  dem  Steffensschen  Brühver- 
fahren  ohne  Sack 

„  Melasse  mit  einem  Zuckergehalte  von  50  v.  H. 
Die  Preise  für  zuckerhaltige  Futtermittel  anderer  Art  und  die  Sack- 
preise kann  der  Reichskanzler  festsetzen.  Für  zuckerhaltige  Futter- 
mittel aus  der  Ernte  1916  bleiben  die  bisherigen  Preise  in  Geltung. 
Der  Reichskanzler  kann  bestimmen,  daß  für  Melasse,  die  aus  nach  dem 
30.  September  1917  verarbeiteten  Rohzucker  alter  Ernte  gewonnen  ist, 
der  neue  Preis  maßgebend  ist. 

Den  Verkehr  mit  zuckerhaltigen  Futtermitteln  regelt  die 
Verordnung    vom    5.    Oktober    1916    (RGBl.    S.    1114),   durch  welche 


o,«o  M. 

für  50  kg 

0,»B    „ 

,.     50   „ 

1,06    „ 

„     50   ,. 

12,00    „ 

„     50    „ 

15.0«    .. 

„     50    „ 

7,60    „ 

„     50   „ 
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die  früheren  Verordnungen  über  zuckerhaltige  Futtermittel  vom  12.  Fe- 
bruar 1915  (RGBl.  S.  78)  mit  Abänderungen  und  Ergänzungen  vom 
15.  April  und  27.  Mai  1916  (ROBl.  S.  224  und  312),  28.  Juni  1915 
(BOBl.  S.  405)  und  25.  September  1905  (ROBl.  S.  614)  aufler  Kraft 
gesetzt  wurden.  Den  Vorschriften  dieser  Verordnung  unterliegen  die 
zuckerhaltigen  Futtermittel  Melasse,  Melassefuttcr,  Schnitzel,  naO  oder 
getrocknet  (RQbenschnitzel,  Melassescbnitzel,  Zuckerschnitzel);  sie  dürfen 
nur  durch  die  Bezugs  Vereinigung  der  deutschon  Landwirte  in  Berlin  ab- 
gesetzt werden,  welcher  zu  Beginn  eines  jeden  Ealendervierteljahres  die 
Bestände  an  zuckerhaltigen  Futtermitteln  anzuzeigen  sind.  Ausgenommen 
sind  die  Landesfuttermittelstellen,  die  von  diesen  bestimmten  Stellen,  die 
Kommunalverbände  und  die  vom  Reichskanzler  bestimmten  besonderen  Stel- 
len, die  zuckerhaltige  Futtermittel,  die  sie  von  der  Bezugsvereinigung  cum 
Zwecke  des  Absatzes  erhalten  haben,  absetzen  dürfen,  soweit  sie  ihren 
Abnehmern  für  Weiterverkäufe  bestimmte  Bedingungen  und  Preise  vor- 
schreiben und  ihre  Einhaltung  überwachen.  Sie  haben  insbesondere  vor- 
zuschreiben, daß  die  zuckerhaltigen  Futtermittel  nur  zur  Viehverfütte- 
rung  innerhalb  ihres  Bezirke  verwendet  werden  dürfen.  B.ben ver- 
arbeitende Zuckerfabriken  dürfen  hOchotens  75  vom  Hundert  des  Gesamt- 
gewichts der  anfallenden  Schnitzel  in  Form  von  nassen  Schnitzeln  oder 
die  entsprechende  Menge  in  Form  von  Trockenschnitzelo  oder  Melasse- 
schnitzeln, 40  vom  Hundert  des  Gesamtgewichts  der  anfallenden  Zucker- 
schnitzel (Steffenssche  Brühschoitzel)  an  die  rfibenliefernden  Landwirte 
zurflckliefern.  Ein  Teil  Trockenschnitzel  oder  Melasseschnitzel  ist  min- 
destens 10  Teilen  nasser  Schnitzel  gleichzusetzen.  Zuckerfabriken  dürfen 
ihren  Schnitzeln  Melasse  eigener  Erzeugung  antrocknen,  doch  darf  im 
ganzen  nicht  mehr  Melasse  angetrocknet  werden,  als  einem  halben  vom 
Hundert  des  Gesamtgewichts  der  auf  Zucker  zu  verarbeitenden  Rüben 
entspricht.  Die  Rücklieferung  der  Schnitzel  bildete  meistens  einen 
wesentlichen  Teil  der  vereinbarten  Gegenleistungen  der  Zuckerfabriken. 
Die  landwirtschaftlichen  Betriebe  sind  vielfach  auf  die  volle  Rück- 
lieferung der  Schnitzel  zur  Erhaltung  des  Viehbestandes  angewiesen,  so 
daß  sie  durch  die  Einschränkung  der  Rücklieferung  zur  Beschaffung  teurer 
Futtermittel  genötigt  wurden.  Aus  diesem  Grunde  wurde  auch  später  bei 
Erörterung  der  Maßnahmen  zur  Hebung  des  Rübenanbaues  vielfach 
die  Forderung  der  ungekürzten  Rücklieferung  der  Schnitzel  aufgestellt. 
Von  Interesse  ist  in  diesem  Zusammenhange  ein  kurzes  Eingehen  auf  die 
Süßs  tof  f -Frage,  die  schon  kurz  nach  Kriegsbeginn  aufgeworfen  wurde, 
indem  man  vorschlug,  Süßstoff  an  die  Stelle  des  Zuckers  treten  zu  lassen, 
wenn  dieser  nicht  mehr  in  ausreichenden  Mengen  vorhanden  sein  sollte.  Da 
das  jedoch  vorläufig  nicht  der  Fall  war,  blieb  die  Süßstoff-Frage  ungelöst. 
Als  sich  aber  nach  l'/j  Jahren  die  Zuckerverhaltnisse  derart  verschlech- 
tert hatten,  daß  größere  Einschränkungen  im  Zuckerverbrauch  notwendig 
wurden,  kamen  Bostimmungen,  welche  der  Verwendung  des  Süßstoffes 
den  Weg  ebneten.  Es  ist  bekannt,  daß  das  Süßstoffgesetz  vom  7.  Juli 
1902  (RGBl.  S.  253)  Vorbote  enthält,  Süßstoff  herzustellen  oder  Süß- 
stoff NahruDgs-  und  Gcnußtnitteln  bei  deren  gewerblicher  Herstellung 
zuzusetzen,  Süßstoff  oder  si.ßstoffhaltige  Nahrungs-  und  Genußmittel  aus 
dem  Auslande  einzuführen,  Süßstoff  oder  süßstoffhaltige  Nahrungs-  und 
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Oenoßmittel  feilzuhalten  oder  zu  verkaufen.    Von  diesen  fiestimmungen 
können  nunmehr  Ausnahmen  zugelassen  werden,  wie  die  Bekanntmachung, 
betreffend  die  Abänderung  des  Süßstoffgesetzes  vom  7.  Juli  1902,  vom  30. 
März  1916  (RGBl.  S.  213)  ausspricht.    Daraufhin  erfolgte  die  Bekannt- 
machung vom  25.  April  1916  (RGBl.  S.  340),  die  anordnete,  daß  zur  Her- 
stellung von  Süßstoff  unter  Vorbehalt  des  jederzeitigen  Widerrufs  außer  der 
Sacharin-Fabrik,  Aktiengesellschaft  vormals  Fahlberg,  List  &  Co.  zu  Magde- 
burg-Südost, welcher  nach  dem  Süßstoffgesetz  früher  die  Herstellung  des 
Süßstoffes  allein  erlaubt  war,  die  Chemische  Fabrik  von  Heyden,  Aktien- 
gesellschaft zu  Radebeul-Dresden  ermächtigt  wird.    Beide  Fabriken  haben 
hinsichtlich  der  Art  und  des  Umfanges  der  Herstellung  die  Weisungen  der 
Exiegschemikalien-Aktiengesellschaft   zu  Berlin   zu   befolgen.     Der  her- 
gestellte   Süßstoff    ist    an   die    Kriegschemikalien-Aktiengesellschaft   zu 
Berlin  zu  liefern,    die    den  Süßstoff   der  Zentral-Einkaufsgesellschaft  in 
Berlin  zur  Verfügung  stellt.    Für  Süßstoff,  der  nach  dem  Süßstoffgesetz 
in  Apotheken  zum  Verkauf  zugelassen  war,  finden  diese  Bestimmungen 
keine  Anwendung.     Süßstoff  darf  zu  anderen  als  den  im  Süßstoffgesetz 
genannten    Zwecken    nur   gegen   Bezugsschein   an   die  Verbraucher   ab- 
gegeben werden.     Die  Preise  bestimmt  der  Reichskanzler.     Die  Bezug- 
scheine stellt  die  Reiehszuckerstelle  aus,  sie  sind  nicht  übertragbar.    Die 
Eeichszuckerstelle    kann    den  Bezug    von  Süßstoff  bis  auf  weiteres  Ge- 
werbetreibenden   zum    Zwecke    der  Herstellung  von  Limonaden   (natür- 
lichen und  künstlichen  sowie  limonadenartigen  Getränken  aller  Art  mit 
und    ohne    Kohlensäure)    gestatten.     Die   Reiehszuckerstelle    erläßt    die 
n&heren  Bestimmungen ;  sie  kann  die  Bedingungen  für  die  Lieferung  und 
die  Verwendung   festsetzen   und   iosbesondere   bestimmen,    daß   die   mit 
Süßstoff  hergestellten  Waren  mit  einer  kennzeichnenden  Erklärung  ver- 
sehen   sein  müssen.     Die  Abgabe    von   Süßtoff   durch   den  Verbraucher 
ist  nur  mit  Erlaubnis  der  Reiehszuckerstelle  zulässig.    Die  Beauftragten 
der  Reiehszuckerstelle  sind  befugt,  in  die  Räume  der  Süßstoff  herstellen- 
den Betriebe  einzutreten,  Aufschlüsse  einzuholen  und  von  Geschäftsauf- 
zeichnungen Einsicht  zu  nehmen.     Sie   sind  verpflichtet,    über   die  Ein- 
richtungen  und    Geschäftsverhältnisse,    die    hierbei    zu    ihrer   Kenntnis 
kommen,  Verschwiegenheit  zu  beobachten.   Weiter  wurde  ergänzend  be- 
stimmt (Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  Süßstoff   vom   26.  Mai 
1916,  RGBl.  S.  421),  daß  die  Reiehszuckerstelle  den  Bezug  von  Süßstoff 
auch  gestatten  kann,  Gewerbetreibenden  zum  Zwecke    der  S  ,ßung   von 
natürlichen  und  künstlichen  Fruchtsäften  alier  Art  —  ausgenommen  zur 
Herstellung  von  solchen  Fruchtsirupen,  die  dazu  bestimmt  sind,  bei  der 
Herstellung  von  Arzneien  Verwendung  zu  finden,  -   also  insbesondere  zum 
Zwecke    der   Siißung    von  Grundstoffen  für  die  Herstellung   von    Limo- 
naden sowie  von  sonstigen  gesüßten  natürlichen  und  künstlichen  Frucht- 
säften und  fruchtsaftartigen  Getränken  aller  Art.    Dann  wurde  am  7.  Juni 
1916  (RGBl  S   459)  Süßstoff  freigegeben  zur  Herstellung  von  Dunstobst, 
Kompott  (das  sind  eingemachte  ganze  Früchte  oder  größere  Fruchtstücke), 
Schaumwein  und  schaumweinähnlichen  Getränken,  Wermutwein   Likören, 
Bowlen  (Maitrank),  Punschextrakten  aller  Art  sowie  Grundstoffen  für  solche 
und  ähnliche  Getränke,  Obst-  und  Beerenwein,  Essig,  Mostrich  und  Senf, 

Jahrb.  f.  NationaWk.  n.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  55).  16 
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FischmariDaden,  Kautabak,  Mittel  zur  ReiniguDg,  Pflege  oder  K&rbuog 
der  Haut,  des  Haares,  der  Nftgel  oder  der  Mundhöhle.  Außerdem  ist 
die  Beichszuckerstelle  ermächtigt  worden  (20.  Juni  1916,  RGBl.  S.  533),  in 
Fällen  dringenden  Bedarfs  zu  anderen  als  den  in  den  vorhergehenden 
Bekanntmachungen  (26.  April  und  7.  Juni  1916)  bezeichneten  Zwecken 
an  Eommunalverbände  Süßstoff  nach  Maßgabe  der  verfügbaren  Bestände 
zu  verweisen.  Die  Eommunalverbände  haben  den  Bezug  und  Verbrauch 
von  Süßstoff  in  ihrem  Bezirke  nach  näherer  Anweisung  der  Beichs- 
zuckerstelle zu  regeln.  Endlich  ist  noch  nebenbei  zu  erwähl  en,  daß  SflB- 
stoff  auch  bei  der  Bereitung  von  obergärigem  Bier  Verwendung  finden 
darf  (Bekanntmachung  wegen  Verwendung  von  Süßstoff  zur  Bierbereitung 
vom  20.  Juni  1916,  ROBl.  S.  763).  Der  den  Konununal verbänden  nach 
Maßgabe  ihrer  Bevölkerungszahlen  Qberwiesene  Süßstoff  ist  bestimmt 
für  die  gewerblichen  Betriebe,  insbesondere  Gastwirtschaften  und  Kaffee- 
häuser, an  die  er  als  Kristallsüßstoff  von  450-facher  Süßkraft  in  Packun- 
gen von  20,  50,  100  und  500  g  oder  in  Schachteln  zu  ie  500  Stück 
Süßstofftäfelchen  von  110-facher  Süßkraft  abgegeben  wird,  und  für  den 
Gebrauch  in  den  Haushaltungen  als  Kristallsflßstoff  von  450-facher  Süß- 
kraft in  Briefchen  zu  je  ly^  g  Kristallsüßstoff. 

Bestands  au  fnafamen  für  Zucker  fanden,  wie  schon  aof  S.  228 
erwähnt,  am  1.  Juni,  1.  Juli  und  1.  August  1915  für  Mengen  von  Ober 
50  dz  statt.  Deber  die  allgemeine  Zuckervorratserhebung  am  25.  April  1916 
ist  auf  S.  233  berichtet.  Die  große  Bestandsaufnahme  aller  Xiebena- 
mittel  am  1.  September  1916  erfaßte  auch  den  Zucker  in  Haushaltungen 
mit  30  oder  mehr  zu  verpflegenden  Haushaltungsmitgliedem,  Öffentlichen 
Körperschaften,  Anstalten,  Handels-  und  Gewerbebetrieben  u.  a.  Die 
Ernteflächenerhebung  im  Juni  und  die  Emtevorschätzung  September/Ok- 
tober 1916  wurden  auf  die  Zuckerrüben  ausgedehnt,  desgleichen  die  ent- 
sprechenden Vornahmen  des  Jahres  1917.  Auf  die  vierteljährliche  An- 
zeige des  Bestandes  an  zuckerhaltigen  Futtermitteln  ist  auf  S.  240 
hingewiesen. 

Ergänzend  sind  noch  die  Bestimmungen  zu  erwähnen,  die  zur  Be- 
reitung von  Roggenbrot  statt  Kartoffeln  die  Verwendung  von  Rüben, 
mit  Ausnahme  von  Zuckerrüben,  zulassen  —  Bekanntmachung  vom 
6.  Februar  1917  (RGBl.  S.  101)  —  und  die  Verordnung  über  Zucker- 
rübensamen vom  3.  Oktober  1917  (RGBl.  S.  885),  welche  folgende  An- 
ordnungen enthält:  Verträge  über  Lieferung  von  Zuckerrflbensamen,  die 
vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  abgeschlossen  sind,  werden  aufge- 
hoben, soweit  noch  nicht  geliefert  ist.  Diese  Vorschrift  gilt  nicht  für 
Verträge  zwischen  Züchtern  von  Zuckerrübensamen  und  ihren  Vermehrunge- 
stellen.  Sofern  auf  Grund  solcher  Verträge  Zuckerrübensamen  bis  mindestens 
einschließlich  des  Jahres  1919  an  den  Züchter  zu  liefern  ist,  treten  an 
die  Stelle  des  vereinbarten  Preises  folgende  Preise  für  je  50  kg: 

für  Samen  aas  der  Ernte  1917  40  11. 

„         „         „    den  Ernten  1918  and  1919        45    „ 

Beim  Verkaufe  von  Zuckerrübensamen  dürfen,  vorbehaltlich  der  folgende« 
Vorschriften,  folgende  Preise  für  50  kg  nicht  überschritten  werden: 

fär  Lieferang  rar  Aoaaaat  im  Jahre  1918  52  M. 

.,  „  „  „    in  den  Jahren  1919  oder  1920  57    „ 
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Der  Preis  gilt  für  Lieferung  ohne  Sack  und  Barzahlung  ohne  Abzug 
am  1.  August  nach  Lieferung.  Er  schließt  die  Kosten  der  Beförderung 
bis  zur  Verladestelle  des  Ortes,  vom  dem  die  Ware  mit  der  Bahn  oder 
zu  Wasser  versandt  wird,  ein.  Zuckerfabriken  dürfen  bei  Lieferung 
von  Zuckerrübensamen,  den  sie  nicht  selbst  oder  durch  Vermehrungs- 
stellen  gezogen  haben,  an  rübenbauende  Landwirte  dem  Erwerbspreis 
ihre  Unkosten  bis  zur  Höhe  von  3  M.  für  50  kg  zuschlagen,  auch  wenn 
dadurch  die  festgesetzen  Höchstpreise  überschritten  werden.  Beim  Ver- 
kaufe von  Zuckerrübensamen  unter  50  kg  durch  Samenhandlungen  an 
ßübenbauer  darf  zu  den  festgesetzten  Höchstpreisen  ein  Zusehlag  er- 
hoben werden,  der  40  Pf.  für  das  Kilogramm  nicht  übersteigen  darf. 
Zuckerrttbensamen  darf  zu  anderen  als  zu  Saatzweeken  nur  mit  Genehmi- 
gung der  Reichszuckerstelle  abgesetzt  oder  verwendet  werden.  Dies 
gilt  nicht  für  nichtkeimfähigen  Samen ;  dieser  unterliegt  den  Vorschriften 
über  Futtermittel.  Wer  unbefugt  Zuckerrübensamen,  den  er  auf  Grund 
eines  Vermehrungsvertrags  gezogen  hat,  an  andere  Personen  als  den 
Vertragsgegner  absetzt,  oder  wer  Zuckerrübensamen  der  vorstehenden 
Vorschrift  zuwider  zu  anderen  als  zu  Saatzweeken  absetzt  oder  verwendet, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  zehn- 
tausend Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  bestraft.  Neben  der  Strafe 
kann  auf  Einziehung  der  Vorräte  erkannt  werden,  auf  die  sich  die  straf- 
bare Handlung  bezieht,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  gehören  oder 
nicht.  Die  in  diesem  Bekanntmachung  festgesetzten  Preise  sind  Höchst- 
preise im  bekannten  Sinne  des  Gesetzes. 

Die  Frage  der  Obstverwertung  ist  in  diesem  Zusanomenhange 
von  besonderer  Bedeutung.  Im  Frieden  hatten  wir  schon  immer  eine  starke 
Verwendung  von  Zucker  bei  der  Obstverwertung;  wie  viel  mehr  liegt 
es  erst  im  Kriege,  und  noch  dazu  im  gegenwärtigen  bei  dem  ausge- 
sprochenen Mangel  an  fetthaltigen  Brotaufstrichmitteln,  nahe,  Obst  ein- 
zukochen und  zu  Marmeladen  usw.  zu  verarbeiten,  um  Ersatz  für  die 
fehlende  Butter  als  Brotaufstrich  zu  beschaifen.  Zu  diesem  Zwecke 
müssen  aber  genügende  Zuckermengen  vorhanden  sein;  aber  bei  einer 
Zuteilung  von  rund  1000  g  pro  Kopf  und  Monat  ist  es  nicht  möglich, 
noch  Zucker  für  Einmachzwecke  oder  zur  Marmeladenbereitung  zu  er- 
übrigen. Es  war  daher  folgerichtig,  daß  §  3  der  Bekanntmachung  Ober 
den  Verkehr  mit  Verbrauehszucker  vom  10.  April  1916  (RGBl.  S.  261) 
ausführte :  Der  Reichskanzler  bestimmt  die  Grundsätze  für  die  Bemessung 
des  Zuckerverbrauchs  der  Zivilbevölkerung.  Dabei  ist  der  Bedarf 
für  die  Obstverwertung  imHaushalt  zu  berücksichtigen. 
Die  gleiche  Bestimmung  enthält  §  16  der  Verordnung  über  den  Verkehr 
mit  Zucker  vom  17.  Oktober  1917.  Auf  Grund  dieser  Vorschrift  wurden 
den  Landeszentralbehörden  im  Sommer  und  Herbst  1916  und  1917  be- 
sondere Mengen  Zucker  zur  Verteilung  an  die  Haushaltungen  für  die 
Zwecke  der  Obstverwertung  zur  Verfügung  gestellt  und  zwar  entfielen  durch- 
schnittlich etwa  1200  g  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  stellenweise 
wurden  sogar  gegen  2000  g  gewährt,  bisweilen  jedoch  auch  erheblich 
weniger  —  nur  ein  oder  einige  hundert  Gramm  — ,  da  die  Kommunal- 
verbände  die  Bedarfsermittlung  in  verschiedener  Weise  vornahmen.    Diese 
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Mengen  langten  jedoch  bei  weitem  nicht  /u,  daher  wurde  frühuitig 
durch  Flugblatter  und  Veröffentlichungen  auf  die  Möglichkeit  hingewiesen, 
Obst  ohne  Zuckerzusatz  durch  Verwendung  von  Chemikalien  haltbar 
zu  machen  oder  Oberhaupt  ohne  Zucker  einzukochen.  Bei  der  außer- 
ordentlichen Bedeutung  der  Haltbarmachung  und  Verarbeitung  von  Obst 
in  den  Haushaltungen  im  Interesse  der  VolksornAhrung  ist  auch  im 
Jahre  1917  auf  die  Freigabe  und  Zuteilung  größerer  Zuckermengen  fflr 
diese  Zwecke  besonderes  Augenmerk  gerichtet  worden.  Einer  allgemeinen 
Einmachzuckerverteilung,  bei  der  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  2'/,  Pfd. 
entfielen,  folgte  eine  außerordentliche  Ende  September  1917,  bei  der 
durchschnittlich  1  Pfd.  auf  den  Kopf  kam.  Bei  der  Wichtigkeit,  die 
gerade  in  dieser  Kriegszeit  die  Beschaffung  von  Brotaufstrich  in  steigen- 
dem Maße  gewonnen  hat,  ist  die  Tatsache  einer  zweiten  Einmacheucker- 
verteilung  von  einer  nicht  zu  unterschätzenden  Bedeutung  für  unsere 
gesamte  Volksernährung.  Daß  wir  in  der  Lage  sind,  neben  den  im 
Bahmen  der  Öffentlichen  Zuckerbewirtschaftung  hergestellten  Brotauf- 
strichmitteln, insbesondere  Marmelade  und  Kunsthonig,  den  Hausfrauen 
die  Möglichkeit  zu  geben,  auf  Grund  ihrer  Erfahrungen  eigenes  Kriegs- 
mus  zu  bereiten,  ist  ein  Beweis  fQr  die  Sicherheit  unserer  VolksemÄh- 
rung  auch  auf  diesem  Gebiete. 

Zur  Herstellung  von  Marmelade  darf  Zucker  bis  zu  höchstens 
50  V.  H.  der  Gesamtmenge  verwendet  werden.  Die  Unterverteilung  der 
Bezugsscheine  erfolgt  durch  die  Kriegsgesellschafft  für  Obstkenserven 
und  Marmelade  in  Berlin.  Die  hergestellte  Marmelade  wird  nach  einem 
bestimmten  SchlQssel  an  die  Bundesregierungen  zur  Weiterverteilung  ab- 
gegeben. Höchstpreise  sind  hierfür  durch  die  Bekanntmachung  vom 
14.  Dezember  1916  festgesetzt.  Betriebe,  die  im  Normaljahre  1914  16 
weniger  als  50  dz  Marmelade  hergestellt  hatten,  werden  von  den  Kom- 
munalverbftnden  mit  Zucker  vorsorgt.  Ueber  die  in  diesen  Betrioben 
hergestellte  Marmelade  kann  der  Kommunalverband  zugunsten  seiner 
Bevölkerung  verfügen. 

Die  Unterverteilung  der  Bezugsscheine  für  Kunsthonig  erfolgt 
durch  die  Vereiaigung  der  Kunsthonigfabriken  in  Berlin,  die  287  Fabriken 
versorgt.  Die  Höchstpreise  für  Kunsthonig  sind  durch  die  Bekannt- 
machung vom  14.  November  1917  RGBl.  S.  1271)  festgelegt.  Die  Ver- 
teilung des  Kunsthonigs  erfolgt  gemeinsam  mit  der  Marmelade  an  die 
Bundesregierungen  zur  Weiterverteilung  an  die  Kommunal  verbände.  Die 
Verwendung  von  Kunsthonig  zur  gewerbsmäßigen  Herstellung  von  anderen 
Nahrungsmitteln  (insbesondere  Backwaren)  ist  verboten.  Betriebe,  die 
in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1915  bis  31.  März  1916  durchschnittlich 
weniger  als  5  dz  im  Monat  zu  Kunsthonig  verarbeitet  hatten,  werden 
von  ihren  Kommunalverbändon  mit  Zucker  versorgt.  Der  in  diesen  Be- 
trieben hergestellte.  KuDSthonig  steht  zur  Verfügung  des  Kommunaiver- 
bandes.  Ferner  können  Kommunalverbände  aus  Ersparnissen  der  kom- 
munalen Zuckerwirtschaft  Zucker  zur  Verarbeitung  zu  Kunsthonig  ver- 
wenden. Zur  Herstellung  von  1  dz  Kunsthonig  werden  unpeföhr  80  kg 
Zucker  verwendet,  der  Kunsthonig  besteht  also  zu  */5  aus  Zucker. 

Die  Verwendung  von  Kunsthonig  als  Aufstrichmittel  hat  im  Laufe 
des  Krieges    an    Bedeutung   gewonnen.     Daher    sind    im    freien    Handel 
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die  Preise  für  Kunsthonig  schnell  in  die  Höhe  getrieben  worden.  Der 
von  den  Fabriken  zu  einem  Preise  von  35  M.  für  den  Zentner  abge- 
gebene Kunsthonig  stieg  im  Zwischenhandel  mitunter  bis  zu  80,  90 
oder  100  M.,  so  daß  der  Kleinverkaufspreis  oft  über  1  M.  das  Pfund 
betrug.  Durch  die  Höchstpreisbestimmungen  vom  14.  November  1917 
wurden  folgende  Preisvorschriften  gegeben : 

Der  Preis  für  Kunsthonig  in  Würfeln  oder  Platten  zu  '/.,  kg  Bein- 
gewicht, in  Pappschachteln  (Kartons)  verpackt,  darf  beim  Verkaufe 
durch  den  Hersteller  an  den  Großhändler,  vorbehaltlich  der  Vorschrift 
des  2.  Absatzes,  einschließlich  Verpackung  40  M.  für  je  50  kg  Bein- 
gewicht nicht  übersteigen.  Bei  anderen  Verpackungen  dürfen  folgende 
Preise  einschließlich  Verpackung  für  je  50  kg  Beingewicbt  nicht  über- 
schritten werden  bei  Lieferung 

in  '/,  fcg-Dosen  aus  Hartpapier  45iOO  M. 

soDstigen  '/,  kg-Gefäßen  50,00    „ 

I       kg-Gefäßen  47)tO    >. 

2'/j    ..        ..  45.00    .. 

4  „        „         (5  kg-Brutto-Gefäße  für  Postversand)    44,4S    „ 

5  >.        ..  4',00    „ 
17' I,    „       „  39,»o   „ 

Andere  Packungen  sind  nicht  zulässig.  Die  Preise  schließen  die 
Kosten  der  handelsüblichen  Verpackung  und  der  Versendung  bis  zur 
Station  (Bahn  oder  Schiff)  des  Abnehmers  ein.  Soweit  der  Hersteller 
unmittelbar  an  den  Kleinhändler  oder  Verbraucher  liefert,  darf  er  einen 
Zuschlag  zu  den  vorstehenden  Preisen  bis  zum  Betrage  von  4  M.  auf 
je  50  kg  nehmen.  Beim  Verkaufe  von  Kunsthonig  vom  Händler  zum 
Händler  darf  ein  Zuschlag  von  insgesamt  4  M.  für  je  50  kg  nicht  über- 
schritten werden.  Die  Preise  gelten  frei  Lager  oderLaden  des  Empfängers. 
Bei  der  Abgabe  von  Kunsthonig  im  Kleinverkaufe  darf  zu  den 
aus  vorstehend  ergebenen  Preisen,  abgesehen  vom  Falle  des  Verkaufs 
durch  den  Hersteller,  höchstens  ein  Betrag  von  11  M.  für  je  50  kg 
Reingewicht  zugeschlagen  werden.  Dabei  dürfen  für  die  nachstehend 
aufgeführten  Packungen  die  folgenden  Preise  nicht  überschritten  werden : 

für     '/,  kg  Reingewicht,  einschließlich  Verpackung  in 
Würfeln   oder  Platten,   verpackt  in  Papp- 
schachteln (Kartons)  o.»5   M. 
„     '/,    „     in  Dosen  aus  Hartpapier  einschließlich  Ver- 
packung "'«o    " 
7,    „     in    sonstigen    Gefäßen    einschließlich    Ver- 
packung °'*'    " 
I              -Gefäßen  einschließlich  Verpackung  i,»6    ,. 

"  2'/,    l  ;  "  '•  ^■•°    •' 

]]  ^        „  „        (5  kg-Brutto-Gefäße  für  Postversand)       4,76    ., 

Bei  losem  Verkaufe  (Ausstich  aus  den  größeren  Gefäßen  darf  -im 
Kleinverkaufe  der  Preis  von  0,55  M.  für  je  %  kg  nicht  überschritten 
werden.     Als    Kleinverkauf    gilt    die    Abgabe    an    den    Verbraucher    in 

Mengen  unter  5  kg.  .    ,  ,    c.  •  j 

Die  Erhöhung  der  Zuckerpreise  und  die  bedeutende  Steigerung  der 
allgemeinen  Betriebsunkosteu,  insbesondere  der  Kosten  des  Verpackung*- 
materials    haben    eine    Neuregelung    der    Kunsthonigpreise    erforderlich 
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gemacht.  Der  ätaaUsekret&r  des  Kriegsem&lirungsamta  hat  demgemäß 
durch  eine  Vorordnung  vom  7.  Dezember  1917  (ROBL  8.  1094)  die 
Preise  neu  festgesetzt: 

Der  Preis  für  Kunsthonig  darf  beim  Verkaufe  durch  den  Her- 
steller, soweit  nicht  unmittelbar  an  Kleinhändler  oder  Verbraucher  ver- 
kauft wird,  eiDscblieOlich  Verpackung  für  je  60  kg  Beingewicht  nicht 
übersteigen:  bei  Lieferung  in  Paketen  oder  Dosen  mit  einem  Inhalt 
bis  zu  1  kg  58,25  M.,  bei  Lieferung  in  Behältnissen  mit  einem  Inhalt 
von  mehr  als  1  kg  53,75  M.  Die  Preise  schließen  die  Kosten  der 
handelsüblichen  Verpackung  der  Versendung  bis  zur  Station  (Bahn  oder 
Schiff)  des  Empf&ngers  ein.  Der  Preis  für  Kunsthonig  darf  beim  Ver- 
kauf an  Kleinhändler  sowie  beim  Verkaufe  durch  den  Hersteller  an  Ver- 
braucher einschlieQlich  Verpackung  für  je  50  kg  Beingewicht  nicht 
übersteigen:  bei  Lieferung  in  Paketen  oder  Dosen  mit  einem  Inhalt 
bis  zu  1  kg  63,00  M.,  bei  Lieferung  in  Behältnissen  mit  einem  Inhalt 
von  mehr  als  1  kg  58,75  M.  Diese  Preise  gelten  frei  Lager,  Laden  oder 
Wohnung  des  Empfängers  und  schließen  die  Kosten  der  handelsüblichen 
Verpackung  ein.  Der  Preis  für  Kunsthonig  darf  beim  Verkauf  an  Ver- 
braucher (Kleinhandel),  abgesehen  vom  Falle  des  Verkaufs  durch  den 
Hersteller,  für  1  Pfd.  Beingewicht  nicht  übersteigen:  bei  Abgabe  in 
Paketen  oder  Dosen  mit  einem  Inhalt  bis  zu  1  kg  75  Pf.,  im  übrigen 
73  Pf.  Bei  Abgabe  in  Paketen  oder  Dosen  gilt  der  Preis  einschließ- 
lich Verpackung.  Beim  Verkaufs-  kleinerer  Mengen  dürfen  Bruchteile 
eines  Pfennigs  auf  ganze  Pfennig  abgerundet  werden. 

Die  Abgabe  von  Zuckerrüben  zur  Branntweinbereitung  und  zur 
Herstellung  von  Bflbensaft  als  weiteres  beliebtes  Brotaufstrichmittel 
konnte  durch  die  zuständigen  Hauptzollämter  im  Einvernehmen  mit  der 
Beichszuckerstello  genehmigt  werden.  Außer  zur  Branntweinbereitung 
und  Bübensaftherstellung  fanden  Zuckerrüben  noch  Verwendung  zur 
Herstellung  von  Kaffee-Ersatzmitteln  und  Marmelade.  Die  Preise  ffir 
Bübensaft  betragen  im  Betriebsjahr  1917/18  für  50  kg  durch  die  Kriegs- 
Bübensaft-Oesellschaft  in  Berlin  bezogen  31,50  M.,  im  Oroßhandelspreis 
37,50  M.  ohne  Faß,  während  der  Kleinverkaufspreis  (Verbraucherpreis) 
auf  50  Pf.  für  1  Pfd.  festgesetzt  ist.  Die  Lieferung  durch  die  Kriega- 
Rübensaft-Gesellschaft  erfolgt  ab  Verladestation  der  jeweiligen  Fabrik 
nicht  unter  Ladungen  von  weniger  als  10  000  kg  Brutto.  Der  von 
den  bundesstaatlichen  bzw.  provinziellen  und  diesen  nachgeordneten 
Verteilungsstellen  zu  berechnende  Großhandelspreis  darf  37,50  M.  aus- 
schließlich Faß  nicht  übersteigen,  im  genannten  Preise  sind  Fasttage- 
und  Gewichtsverluste,  BoUgelder  usw.  einbegriffen. 

Ungefähr  zwei  Drittel  der  für  die  zuckorverarbeitenden  Gewerbe 
im  Wirtschaftsjahr  1916/17  vorgesehenen  Zuckermenge  wurden  für  die 
Herstellung  von  Aufstrichmitteln  verwendet.  Während  im  letzten 
Halbjahre  des  Wirtschaftsjahres  1915/lG  die  Zuweisungen  an  gewerb- 
liche Betriebe  und  zur  häuslichen  Obstverwertung  erheblichen  Ein- 
schränkungen unterworfen  werden  mußten,  ermöglichte  die  vorsichtige 
Bewirtschaftung  im  Wirtschaftsjahre  1916  17  eine  reichlichere  Freigabe 
von  Zucker  an  gewerbliche  Betriebe,  vorzugsweise  zur  Herstellung  von 
Aufstrichmitteln,  und  die  Freigabe  von  180  Mill.  Pfd.  Zucker  zur  häus- 


Misiellen.  247 

liehen  Obstverwertung,  so  d&&  im  Winter  1917  vorläufig  für  das  ganze 
Beich  500000  Ztr.  Marmelade  von  der  Kriegsgesellschaft  für  Obst- 
koneerven und  Marmeladen  zur  Verfügung  gestellt  werden  konnten.  Das 
Pfund  wird  im  Kleinhandel  zum  Preise  von  90  Pf.  abgegeben,  was 
wesentlich  teurer  ist  als  der  Marmeladenpreis  im  Jahre  1915,  der  ge- 
mäß der  Bekanntmachung  über  die  Preise  von  Marmeladen  vom  14.  De- 
zember 1915  (EGBl.  S.  817)  zwischen  65  und  72  Pf.  schwankte.  Die 
Versorgung  mit  Aufstrichmitteln ,  insbesondere  Marmelade ,  und  zwar 
dieses  Jahr  mit  einer  besseren,  die  ohne  verschlechternde  Zusätze  ist 
und  vor  allem  der  früheren  Kohlrübenmarmelade  erfreulicherweise  wenig 
gleicht,  ist  somit  auch  ausreichend  gesichert. 

Für  den  Anbau  von  Zuckerrüben  und  das  Brennen  von 
Rüben  im  Betriebsjahr  1918/19  ist  am  2.  Februar  1918  (EGBl.  S.  69) 
bestimmt  worden,  daß  rübenverarbeitende  Zucker-  und  Eübensaftfabriken 
berechtigt  sind,  von  Eübenbauern,  die  ihre  Zuckerrüben  aus  der  Ernte 
des  Jahres  1916  zu  liefern  verpflichtet  waren,  für  das  Erntejahr  1918 
Lieferung  von  Zuckerrüben  von  einer  gleich  großen  Anbaufläche  wie 
1916  zu  verlangen.  Die  Genehmigung  zum  Brennen  von  Zuckerrüben 
ist  im  Einvernehmen  mit  der  Eeichszuckerstelle  für  Zuckerrüben  zu  er- 
teilen, die  durch  Mehranbau  gegenüber  dem  Jahre  1917  gewonnen 
werden,  sowie  für  Zuckerrüben,  von  denen  anzunehmen  ist,  daß  ihre 
Verwertung  in  Zuckerfabriken  oder  Eübensaftfabriken  wirtschaftlich 
nicht  möglich  ist. 

Endlich  ist  auf  die  große  EoUe  hinzuweisen,  welche  der  Zucker 
im  längeren  Verlaufe  des  Krieges  für  technische  Zwecke  zu 
spielen  berufen  war.  Des  weiteren  war  es  bei  der  nach  jeder 
Richtung  hin  zweckmäßig  und  erfolgreich  angelegten  Durchführung 
der  deutschen  Kriegszuekerbewirtschaftung  möglich,  etwas  Zucker  ans 
neutrale  Ausland  abzugeben  zum  Ausgleich  für  einige  notwendige 
von  dort  eingeführte  Gegenstände  und  Waren,  üeber  die  Mengen  und 
Bestimmungsorte  können  Angaben  natürlich  nicht  gemacht  werden. 
Durch  diese  Tatsachen  einerseits  und  die  Verringerung  der  Anbaufläche 
sowie  die  Herabsetzung  der  Erzeugung  bei  einer  stärkeren  Heran- 
ziehung des  Zuckers  zur  menschlichen  Ernährung  in  der  ersten  Zeit 
dee  Krieges  erklärt  sich  der  Umstand,  daß  dem  anfänglich  großen 
Ueberfluß  an  Zucker  allmählich  eine  Knappheit  folgen  mußte,  die  nur 
durch  die  einsichtige  und  wirkungsvolle  Anwendung  des  knegswirt- 
pchaftlichen  Systems  ausgeglichen  werden  konnte,  so  daß  der  Zucker 
neben  der  Erfüllung  einer  überaus  wichtigen  kriegswirtschaftlichen 
Aufgabe  vor  allem  den  Zwecken  der  Volksernährung  in  gleicher  Weise 
wie  unsere  Hauptnahrungsmittel  Brot,  Kartoffeln,  Fleisch  und  Fett 
und  in  vollem  Umfange  wie  diese  dienstbar  gemacht  werden  konnte 
und  uns  auch  im  neuen  Jahre  weiter  wertvolle  Dienste  leisten  wird, 
denn  die  gute  Zuekerrübenernte  1917,  was  die  Gewichtsmenge  anbetrifft, 
und  besonders  befriedigend  hinsichtlich  des  Zuckergehalts  der  Rüben, 
bietet  die  besten  Aussichten  für  das  Gelingen  der  Kriegszuckerwirt- 
f  ohaft  im  Jahre  1918  bis  zur  nächsten  Ernte.  o  c 
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V. 

Eräftezersplitterimg  und  Planlosigkeit  im  gewerb- 
lichen Genossenschaftswesen. 

Von  Biehard  WkimaDsdorf f,  8«ubrtckM. 

Der  UrgaoisatioDsgedanke,  der  ffir  unsere  wirUcbaftlichen  VerhAit- 
nisse  in  dem  ge^nw&rtigen  schweren  Völkerriogen  eine  so  große  Be- 
deutung erlangt  hat,  wurde  bereits  Jahrzehnte  vor  Kriegsauabmeb  in 
der  Landwirtschaft,  in  der  Arbeiterschaft  und  im  gewerblichen  Mittel- 
stände eifrig  gepflegt;  er  fand  in  einem  das  ganxe  Beich  aberspannoii - 
den  Netze  blQhender  Landwtrtschaftsgenossenschaften,  stattlich  ent- 
wickelter Konsumvereine  und  angesehener  Kreditgenossenschaften  mit 
insgesamt  rund  6  Millionen  Mitgliedern  einen  beredten  Ausdruck.  Jedoch 
ist  die  genossenschaftliche  Bet&tigung  des  gewerblichen  MittelstanÖM, 
indem  sie  sich  bisher  im  großen  und  ganzen  auf  eine  Beteiligung  an 
den  Kreditgenossenschaften  beschrankt  und  den  nicht  minder  notwen- 
digen Zusammenschluß  zum  vorteilhafteren  Bezug  von  Roh-  und  Hilfs- 
stoffen sowie  zur  günstigeren  Verwertung  von  Nebenprodukten  und  Er- 
zeugnissen vernachlässigt  hat,  eine  recht  unvollkommene  geblieben.  Wie 
ein  Blick  in  die  Genossenschaftsstatistik  lehrt,  ist  die  Zahl  der  ge- 
werblichen Ein-  und  Verkaufsgenossenscbaften  und  ihrer  Mitglieder  noch 
außerordentlich  gering.  Sie  betrug  am  31.  Dezember  1916:  2398  mit 
insgesamt  etwa  100000  Mitgliedern  (die  statistischen  Cnterlagen  sind 
leider  sehr  mangelhaft),  w&hrend  sich  die  Zahl  der  höchstens  5  Per- 
sonen beschäftigenden  gewerblichen  Kleinbetriebe  auf  reichlich  3  Millionen 
mit  6,35  Millionen  Arbeitskräften  und  die  der  Mittelbetriebe  mit  6  bis 
50  Personen  auf  267  000  mit  3,64  Millionen  ArbeiUkräften  stellt.  Bei 
Kriegsausbruch  haben  Handwerk  und  Gewerbe  das  Fehlen  einer  aus- 
reichenden Genossensohaftsorganisation  ihres  Standes  als  einen  schweren 
Nachteil  empfinden  müssen,  indem  ihnen  nicht  schon  von  vornherein 
die  ihnen  gebührende  Mitwirkung  an  den  großen  Heereslieferungen 
sowie  auch  an  der  Durchführung  zahlreicher  kriegswirtschaftlicher  Maß- 
nahmen zuteil  wurde.  Eine  alsbald  einsetzende  lebhafte  Oenossen- 
schaftspropaganda,  in  der  Genossenschaftsverbände  und  Handwerks- 
kammern miteinander  wetteiferten,  suchte  das  Versäumte  nachzuholen 
und  hatte  hierbei  auch  vielfach  gewissen  Erfolg.  So  wurde  auf  der  im 
Juni  1916  abgehaltenen  Tagung  des  Hauptverbandes  deutscher  gewerb- 
licher Genossenschaften  berichtet,  daß  in  der  Zeit  von  August  1914 
bis  April  1916  in  Deutschland  314  gewerbliche  LieferungsgenoaMB- 
schaften    gegründet    worden   sind.     Die  gegenwärtig  bereits  begonneaMi 
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Vorarbeiten  für  den  üebergang  in  die  Friedenswirtschaft  haben  erneut 
dazu  geführt,  Handwerk  und  Gewerbe  auf  die  Wichtigkeit  der  Bildung 
von  Genossenschaften  nachdrücklichst  hinzuweisen.  Ob  diese  mannig- 
fachen Bemühungen  den  im  Interesse  des  gewerblichen  Mittelstandes 
wünschenswerten  Erfolg  endlich  einmal  zeitigen  werden,  muß  jedoch 
aus  mehr  als  einem  Grunde  fraglich  erscheinen. 

Zunächst  herrscht  in  weiten  Kreisen  des  gewerblichen  Mittelstandes 
noch  eine  außerordentliche  Unkenntnis  sowohl  über  den  hohen  Wert 
der  Genossenschaften  als  auch  über  die  Art  und  Weise  ihrer  Errich- 
tung und  Verwaltung.  Wohl  das  größte  Hindernis  für  die  Ausbreitung 
des  Genossenschaftsgedankens  im  gewerblichen  Mittelstande  bilden  aber 
gewisse  so  sehr  vielen  Handwerkern,  aber  auch  zum  Teil  Kleinkaufleuten 
anhaftende  Eigenheiten,  wie  engherziger  Egoismus,  Konkurrenzneid  und 
kleinliche  Eifersucht.  In  einer  manchmal  etwas  sehr  eitlen  Einschätzung 
des  eigenen  Könnens,  die  nicht  selten  mit  einer  erhebliehen  Geringschätzung 
des  kaufmännischen  und  genossenschaftstechnischen  Fachwissens  ver- 
bunden ist,  glaubt  namentlich  der  Handwerker  nur  zu  oft,  in  wirt- 
schaftlichen Fragen  einer  sachverständigen  Beratung  nicht  zu  bedürfen. 
Die  Folge  hiervon  ist  eine  weitverbreitete  Eigenbrödelei,  die  nicht  nur 
die  Entstehung  wirtschaftlicher  Vereinigungen  außerordentlich  erschwert 
und  sowohl  ihre  geringe  Zahl  als  auch  die  im  allgemeinen  recht  mäßige 
Beteiligung  an  ihnen  erklärt,  sondern  auch  bei  der  Gründung  von  ge- 
werblichen Genossenschaften  eine  nicht  unbedenkliche  Kräftezer- 
splitterung undPlanlosigkeit  zeitigt.  Zwar  macht  die  Bildung 
von  Genossenschaften  im  Handwerke  neuerdings  unter  der  Macht  der 
Verhältnisse  Fortschritte,  aber  an  einer  zielbewußten  Zusammenfassung 
aller  Kräfte,  wie  sie  vor  allem  durch  einen  möglichst  lückenlosen  Zu- 
sammenschluß der  Genossenschaften  zu  großen  Interessenverbänden  und 
Einkaufszentralen  erreicht  wird,  fehlt  es  vorläufig  noch  sehr.  Nament- 
lich aber  herrscht  bei  den  gewerblichen  Genossenschaften  eine  große 
Verständnislosjgkeit  gegenüber  den  genossenschaftliehen  Revisions- 
verbänden, die  durch  das  Genossensehaftsgesetz  zu  einer  sachver- 
ständigen üeberwachung  der  Genossenschaften  berufen  sind  und  sich 
auch  um  die  Gründung  von  Genossenschaften  sowie  um  die  Vertretung 
il.rer  Interessen  besonders  bemühen.  Man  kann  geradezu  von  einer 
Abneigung  der  gewerblichen  Genossenschaften  gegen  den  Anschluß  an 
einen  Revisionsverband  sprechen.  (Vgl.  hierzu:  Jahrbuch  des  Haupt- 
verbandes deutscher  gewerblicher  Genossenschaften  für  1915,  S.  VIII.) 
Diese  Erscheinung  ist  eine  äußerst  bedenkliche  und  verdient  besondere 
Aufmerksamkeit. 

Wie  aus  der  Genossenschaftsstatistik  hervorgeht,  gehört  eine  recht 
beträchtliche  Zahl  gewerblicher  Genossenschaften  überhaupt  keinem 
Revisionsverbande  an,  ja  dürfte  sogar  den  Hauptprozentsatz  der  soge- 
nannten „wilden«  Genossenschaften  bilden.  Auf  der  bereits  erwähnten 
Tagung  des  Hauptverbandes  deutscher  gewerblicher  Genossenschaften, 
auf  der  aligemein  der  Standpunkt  vertreten  wurde,  daß  es  für  die 
künftige  Entwicklung  der  Handwerker-Lieferungsgonossenschaften  von 
größter    Wichtigkeit    sei,    sie    von    vornherein    einer   zuverlässigen    Ver- 
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bandsrerision  zu  imterwerfen,  wurde  von  dem  Referenten  mitgeteilt, 
daß  allein  von  den  seit  Kriegsausbruch  bis  Juni  1916  neugegrfindeteD 
345  gewerblicüen  Genossenschaften  nur  rund  7Ü  RevisionsverbftndeD 
beigetreten  waren.  Ferner  f&Ut  bei  einem  Blick  in  die  Jahrbücher  der 
verschiedenen  Oenossenschaftsverbände  ins  Auge,  daß  nicht  nur  die 
eigentlichen  Bevisionsverbände  gewerblicher  Oenossenaohaften,  sondern 
auch  die  landwirtschaftlichen  Bevisionsverb&nde  sowohl  Raiff - 
eisenscher  als  Haas'scher  Richtung,  ferner  Kreditgenossenschaftsver- 
bände Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften  von  Handwerkern  und  Ge- 
werbetreibenden zu  ihren  Mitgliedern  z&hlen.  Auch  mit  der  Gründung 
gewerblicher  Genossenschaften  befassen  sich  alle  diese  Verbinde  ge- 
legentlich, ohne  sich  um  das  Vorhandensein  der  hierfür  natorgemlB  in 
erster  Linie  zust&ndigen  gewerblichen  Revisionsverbftnde  zu  kümmern. 
So  wurde  beispielsweise  kürzlich  in  einer  Großstadt  unter  Mitwirkung 
der  am  gleichen  Platze  befindlichen  landwirtschaftlichen  Zentral-Oe- 
uosseuschaftskasse  eine  Einkaufsgenossenschaft  der  Hoteliers  und  Gast- 
wirte, an  einem  anderen  Platze  in  derselben  Weise  eine  solche  der 
Kolonialwarenhändler  unter  gleichzeitigem  Anschluß  an  die  betreffenden 
landwirtschaftlichen  Revisionsverb&nde  errichtet,  wftlirend  es  doch  wohl 
mehr  im  Interesse  dieser  Neugründungen  gelegen  h&tte,  sie  dem  am 
gleichen  Orte  befindlichen  Revisionsverbande  gewerblicher  Ge- 
nossenschaften oder  im  zweiten  Falle  auch  dem  Verband  deutscher 
kaufmännischer  Genossenschaften  zuzuführen.  Als  nicht,  minder 
verfehlt  muß  die  seitens  einiger  landwirtschaftlicher  Revisionsverb&ade 
erfolgte  Aufnahme  von  Schneider-,  Schlosser-,  Schreiner-  und  ahnliehar 
Genossenschaften  bezeichnet  werden.  Ganz  besonders  aber  verdient  es 
verurteilt  zu  werden,  wenn  sogar  eine  Handwerkskammer  trotz 
Vorhandenseins  eines  gewerblichen  Genossenächaftsverbaudes  im  Kammer- 
bezirke die  von  ihr  ins  Leben  gerufenen  gewerblichen  Genossenschaften 
einem  landwirtschaftlichen  Verbände  zuführt.  Daß  auch  aus  einem 
Revisionsverbande  nach  erfolgter  Maßregelung  ausgetretene  oder  gar 
ausgeschlossene  Genossenschaften  bei  einem  anderen  Revisionsverbande 
glatt  Aufnahme  gefunden  haben,  sei  der  Vollständigkeit  halber  hier 
ebenfalls  erwähnt. 

Ebenso  schädlich  wie  diese  Zersplitterung  ist  die  nicht  selten  mit 
ihr  Hand  in  Hand  gehende  Planlosigkeit  der  Genossenschaftsgrün- 
dungen  im  Handwerk.  Zwar  lassen  es  der  deutsche  Handwerks-  und 
Gewerbekammertag,  der  Hauptverband  deutscher  gewerblicher  Genossen- 
schaften und  der  Allgemeine  deutsche  Genossenschaftsverband  seit 
langem  nicht  daran  fehlen,  in  die  Gründung  neuer  gewerblicher  Go- 
nossenschaften  ein  gewisses  System  zu  bringen,  aber  es  scheint  leider, 
als  ob  vielfach  merkwürdigerweise  die  Handwerks-  und  Gewerbekammem 
diese  Bemühungen  nicht  immer  in  dem  erforderlichen  Maße  unterstützen. 
(Vgl.  namentlich  die  Ausführungen  von  Dir.  Korthaus  auf  S.  35  bis  37 
des  Berichtes  über  die  Verhandlungen  des  12.  deutschen  gewerblichen 
Oenossenschaftstages.)  Zu  einer  Zeit,  in  der  im  Interesse  unserer 
Kriegswirtschaft  mit  der  Zusammenlegung  von  gewerblichen  Betrieben 
begonnen  wird,  erlebt  man  beispielsweise,  wie  in  einer  mittleren  Stadt, 
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die  bereits  seit  Jahien  eine  gutgehende  Schneider-Einkaufsgenossenschaft 
mit  allerdings  nur  wenigen  Mitgliedern  besitzt,  in  kurzer  Aufeinander- 
folge zwei  weitere  Einkaufs-  und  Lieferungsgeuossenschaften  und 
schließlich  noch  eine  reine  Einkaufsgenossenschaft  des  Schneiderge- 
werbes  gegründet  werden.  Zwei  dieser  Genossenschaften  entstanden 
unter  Mitwirkung  des  gewerblichen  Revisionsverbandes,  die  dritte  wurde 
lediglich  im  Einverständnis  mit  der  Handwerkskammer  und  die  vierte 
auf  Veranlassung  einer  für  die  Beichsbekleidungsstelle  tätigen  Zentral- 
einkaufsgenossenschaft gegründet,  die  weder  den  zuständigen  ßevisions- 
verband  noch  die  Handwerkskammer  hiervon  unterrichtete.  Die  bei 
einer  derartigen  Genossenschaftsgründerei  entstehenden  Organisationen 
werden  kaum  in  absehbarer  Zeit  die  Leistungsfähigkeit  und  Geltung 
erlangen,  die  zu  einer  kräftigen  Stützung  von  Handwerk  und  Gewerbe 
gegenüber  den  mächtigen  Unternehmungen  der  Industrie  und  des  Groß- 
handels notwendig  sind.  Wenn  an  jenem  Platze  statt  der  vier  Schneider- 
genossenschaften mit  insgesamt  knapp  100  Mitgliedern  nur  eine  Ein- 
kaufs- und  Lieferungsgenossenschaft  wirken  würde,  wäre  dem  betreffen- 
den Gewerbe  sicher  mehr  gedient.  Ferner  sei  hier  auf  die  kürzlich 
bekannt  gewordenen,  neuestem  Vernehmen  nach  jedoch  vorläufig  wieder 
beiseite  gelegten,  Pläne  für  den  weiteren  Ausbau  des  Bäckerei- 
genossenschaftswesens hingewiesen.  Man  wollte  nicht  nur  innerhalb  des 
Zentralverbandes  deutscher  Bäckerinnungen  Germania  eine  große  Zentral- 
einkaufsgenossenschaft für  das  ganze  Reich  mit  Bezirkszentralen  inner- 
halb der  einzelnen  Zweigverbände  schaffen,  sondern  auch  die  Aufgaben 
der  Genossenschaftsrevisionen  und  die  Bildung  einer  eigenen  Zentral- 
genossenschaftskasse  in  die  Hand  nehmen.  In  Nummer  37  der  Blätter 
für  Genossenschaftswesen  (vom  15.  September  1917)  wurde  hierzu  sehr 
treffend  bemerkt :  „Hierin  steckt  sehr  viel  Eigenbrödelei  —  was  könnte 
sonst  der  Grund  sein,  auf  die  jahrzehntelange  Erfahrung  der  bestehen- 
den Genossenschaftsverbände  zu  verzichten  und  wahrscheinlich  noch- 
mals alle  die  Kinderkrankheiten  durchzumachen,  die  schon  längst  hinter 
uns  liegen?  Zu  einer  derartigen  Zeit-,  Geld-  und  Kräftevergeudung  ist 
die  heutige  Zeit  wirklich  nicht  angetan."  .      *  v.  • 

Diesen  Mißständen  muß,  wenn  nicht  alle  genossenschaftliche  Arbeit 
für  den  gewerblichen  Mittelstand  Stückwerk  bleiben  ja  vielleicht 
ihren  Endzweck  gänzlich  verfehlen  soll,  in  erster  Linie  gesteuert  *e>-den- 
Vor  allem  dürfte  es  unbedingt  notwendig  sein,  dafür  zu  sorgen,  daß 
sowohl  bei  Gründung  gewerblicher  Genossenschaften  als  auch  bei 
ihrer  Verwaltung  eine  weitgehende  Mit-  und  Einwirkung  der  hienn  be- 
sonders erfahrenen  genossenschaftlichen  Revisionsverbände  sichergestellt 
wird.  Schon  durch  das  rechtzeitige  Zurateziehen  eines  Revisionsver- 
bandes bei  der  Errichtung  einer  gewerblichen  Genossenschaft  lassen 
sich  erhebliche  Mängel,  wie  beispielsweise  die  nicht  selten  anzutreffen- 
den unglaublichen  Statuten,  eine  unzureichende  Buchführung  und  auch 
Fehlgründungen  vermeiden.  Es  muß  darum  zu  verhüten  gesucht  werden, 
daß  die  gewerblichen  Genossenschaften,  wie  es  jetzt  leider  allzuoft  der 
FaU  ist,  womöglich  erst  dann  zu  einem  Revisionsverband  kommen,  wenn 
P!e    mit    der   Aufstellung   ihrer   ersten   Jahresbilanz    m  Schwierigkeiten 
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geraten  und  der  Verbandsrevisor  dann  nicht  selten  eine  recht  unziüluiK- 
Hcho  Buch-  und  Rechnungsführung  feststellt. 

Dem  üobcrbandnehmen  der  sogenannten  „wilden''  Oenoesenschaftcn 
konnte  augenblicklich  wohl  am  einfachsten  dadurch  entgegengetreten 
werden,  daß  sowohl  sflmtlichen  Staats-  und  Gemeindebehörden  als  aaeh 
den  amtlichen  Kriegsgesellschaften  seitens  der  Reichsregierung  nah*- 
gelegt  wird,  nur  mit  solchen  Genossenschaften  in  Gesch&ftsTerbindnag 
zu  treten,  die  einem  für  sie  cust&ndigen  Revisionsverbande  aa- 
gehören.  Der  preußische  Minister  fflr  Handel  und  Gewerbe  hat  bereits 
in  diesem  Sinne  vor  einiger  Zeit  an  sämtliche  Aufsichtsbehörden  der 
Handwerkskammern  einen  besonders  ausfflhrlicbcn  und  eindringliehen 
Erlaß  gerichtet,  in  dem  er  darauf  hinweist,  daß  sich  die  gewerblichen 
Genossenschaften  nur  dann  gedeihlich  entwickeln  werden,  wenn  eine 
ständige  Beobachtung  und  Beaufsichtigung  der  einzelnen  Gonosaan- 
Bchaften  und  eine  fortgesetzte  Beratung  und  Belehrung  ihrer  Verwal- 
tungsorgane stattfindet,  wie  sie  nur  von  den  hierfür  über  saaliver- 
stftndige  Krftfte  und  jahrelange  genossenschaftliche  Erfahrungen  verfflgan- 
den  Revisionsverb&nden  vorgenommen  werden  kann.  Der  Herr  Minister 
sagt  weiter  in  diesem  Erlaß,  daß  für  den  Anschluß  der  Liefemaga- 
genoBsenschaften  in  erster  Linie  diejenigen  Verb&nde  in  Frage  kSowD, 
die  sich  besonders  die  Pflege  der  Handwerkergenossenschaften  zur  Auf- 
gabe gestellt  haben,  bzw.  bereit  und  befähigt  sind,  den  besonderen  Be- 
dürfnissen dieser  neuen  Genossenschaftsart  gerocht  zu  werden.  Damit 
die  neue  Bewegung  vor  einem  Mißerfolg,  der  den  genossenschaftlichen 
Gedanken  im  Handwerk  stark  beeinträchtigen  müßte,  bewahrt  bleibe, 
stellt  der  Herr  Minister  am  Schlüsse  seines  Erlasses  in  Aussicht,  bei 
den  arbeitgebenden  Stellen  für  die  dauernde  Berüek- 
sichligung  nur  solcher  Genossenschaften  einzutreten, 
die  durch  ihre  Unterwerfung  unter  eine  jederzeit  mög- 
liche Verbandsrevision  die  Oew&hr  dafür  bieten,  daß 
ihre  Anlage,  Geschäftsführung  und  Verwaltung  nach 
allen  Richtungen  hin  einwandfrei  aufgebaut  ist.  (Erlaß 
vom  23.  September  1916  J.  No.  IV  5353.)  Ueber  die  Wirkungen  dieae« 
Erlasses  in  Preußen  ist  bis  jetzt  noch  nichts  Authentisches  bekannt  ge- 
worden. Auch  hat  man  noch  nichts  davon  gehört,  daß  in  anderen  Bunde^!- 
staaten  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen  wird.  Im  Gegenteil  ist  außer- 
halb Preußens  noch  in  jüngster  Zeit  die  Erfahrung  gemacht  worden, 
daß  weder  Militär-  noch  ZivilbehOrden  nach  der  Zugehörigkeit  der  mit 
ihnen  in  Verbindung  tretenden  Genossenschaften  zu  einem  Revisions- 
verbandc  fragen.  Bei  der  großen  Bedeutung,  welche  die  behördlichen 
Geschäftsverbindungen  für  die  Genossenschaften  während  des  Krieges 
gewonnen  haben,  würde  eine  Beschränkung  der  amtlichen  Begünstigung 
auf  die  zuständigen  Revisionsverbänden  angehörenden  Genossenschaften 
sicherlich  den  schnellsten  und  heilsamsten  Einfluß  auf  die  Entwicklung 
des  gewerblichen  Genossenschaftswesens  ausüben  Ein  einheitliche« 
Einwirken  auf  das  ganze  Reich  im  Sinne  des  angeführten  preußischen 
Ministerialerlasses  konnte  hier  in  kurzer  Zeit  eine  ganz  erhebliche 
Besserung  herbeiführen,  und  das  Reichswirtschaftsamt  wäro 
wohl  die  gegebene  Stelle,  die  erforderlichen  Maßnahmen  einzuleiten. 
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Ließe  sich  schon  durch  einen  derartigen  amtlichen  Druck  erreichen, 
dafl    sich    die    Genossenschaften   nicht   nur   überhaupt   einer    Verbands- 
revision   unterstellen,    sondern    auch    dem    für  sie    zuständigen   Ver- 
bände anschließen,  so  sollte  letzteres,  namentlich  soweit  die  den  landwirt- 
schaftlichen  ßevisionsverbänden   angehörenden   gewerblichen    Genossen- 
schaften in  Betracht  kommen,  auch  durch  eine  freiwillige  Verständigung 
der    großen    Genossenschaftsverbände    gefördert    werden.     Mögen    auch 
hier  und  da  ein  landwirtschaftlicher  Revisionsverband  bzw.  seine  Zentral- 
kasse ein  besonderes   Interesse    an   der   einen   oder  anderen  womöglich 
unter  ihren  Fittichen  entstandenen  gewerblichen  Genossenschaft   haben, 
so  sollten  sie  dieselbe  trotzdem  nicht  bei  sich  festhalten,  sondern  selbstlos 
den  Verbänden   zuweisen,    deren   Haupttätigkeit   dem  gewerblichen  Ge- 
nossenschaftswesen  gilt.     Die    so   ganz   und    gar   nicht    dem    sittlichen 
Geiste  des  Genossenschaftsgedankens  entsprechende  unschöne  Konkurrenz 
der    Bevisionsverbände    untereinander    sollte    sowohl    im   Interesse    der 
großen  Sache,    der   sie    doch  alle   zu  dienen  bestrebt  sind,  als  auch  im 
Interesse  des  eigenen  Ansehens  der  Verbände   endlich  einmal  aufhören. 
Der    jetzige    Zustand,    bei    dem    sieh    eine    Genossenschaft    den    wohl- 
gemeinten, aber  strengen  und  unbequemen  Mahnungen  eines  Revisions- 
verbandes   ohne  weiteres  durch  Uebertritt  zu  einem  anderen  Revisions- 
verbande,   bei    dem    violleicht    im    Augenblick    die    bloße   Erweiterung 
seines  Wirkungskreises   mehr   als    die   gesetzliche   Revision  im  Vorder- 
grund steht,  entziehen  kann,  setzt  die  zur  Förderung  des   gewerblichen 
Genossenschaftswesens    unbedingt   erforderliche    Autorität  der   Revi- 
sionsverbände   einer    nicht   unbedenklichen   Gefährdung   aus.     Es    wäre 
vielleicht  für  den  „freien    Ausschuß"    unserer   großen    Genossenschafts- 
verbände eine  dankbare  Aufgabe,  hierin  Wandel  zu  schaffen,   indem  er 
dahin  wirkt,  daß  sich  die  denselben  angehörenden   einzelnen  Revisions- 
verbände  gegenseitig    verpflichten,   erstens   nur  Genossenschaften   ihres 
eigentlichen  Interessenkreises  aufzunehmen  und  zweitens    die  Aufnahme 
einer  aus  einem  Verband  ausgeschiedenen  Genossenschaft    seitens  eines 
anderen    Revisionsverbandes    von   der   Beibringung  einer  Bescheinigung 
des  bisherigen  Revisionsverbandes  über  eine  ehrenvolle  Entlassung  (Ab- 
kehrschein),   oder   aber   von  dem   wenigstens  zweijährigen  Zurückliegen 
eines  eventuellen  Ausschlusses  abhängig  zu  machen. 

Da  es  immerhin  fraglich  bleiben  muß,  ob  eine  solche  Verständi- 
gung unter  den  Genossenschaftsverbänden  auf  freiwilligem  Wege  zu- 
stande kommt,  dürfte  noch  die  Erwägung  naheliegen,  durch  entsprechende 
gesetzliche  Maßnahmen  die  Stellung  der  Revisionsverbände  zu 
stärken  und  den  Verbandsanschluß  der  einzelnen  Genossenschaften  dem 
Belieben  und  der  Laune  derselben  zu  entziehen,  so  daß  den  Genossen- 
schaften lediglich  die  Wahl  zwischen  der  Zugehörigkeit  zu  dem  für  sie 
zuständigen  Revisionsverbande  oder  der  völligen  Verbandslosigkeit 
bleibt.  Allerdings  würden  sich  hierbei  auch  nicht  gewisse  staatliche 
Eingriffe  in  die  Selbstverwaltung  der  Genossenschaftsverbände  ver- 
meiden lassen.  Denn  der  Staat  müßte  sich  bei  Durchführung  der  an- 
geregten Regelung  des  Verbandsanschlusses  natürlich  ebenso  wie  bei- 
spielsweise den  kommunalen  Selbstverwaltungskörperschaften  gegenüber 
wenigstens  das  Recht  vorbehalten,  darüber  zu  wachen,  daß  die  Geschäfts- 
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leitung  der  Revisionsverb&nde  stets  in  die  U&nde  aiureicbeDd  qu«li- 
ficierter  Direktoren '  i  oder  Syndici  gelegt  wird.  Wenn  man  jedoch 
die  im  Osterreichischen  Genossenschaftswesen  mit  der  St&rkung  des 
staatlichen  Einflusses  gemachten  wenig  günstigen  Erfahrungen  in  Be> 
tracbt  zieht,  wird  man  sich  von  einem  staatlichen  Ueberwachungsreoht 
gegenüber  den  Verbandsverwaltangen  keinen  erheblichen  Erfolg  Ter- 
sprechen  und  eine  freiwillige  Verst&ndigung  der  Genossenschaf tarer- 
bände  über  diese  Frage  für  das  erstrebenswerteste  halten.  Jedenfalls 
wird,  wenn  nicht  alle  Anzeichen  trügen,  für  die  künftige  Stellung  der 
Genossenschaftsorganisation  in  unserem  Wirtschaftsleben  viel  davon  ab- 
hängen, welche  Rolle  den  Revisionsverbänden  zugewiesen  sein  wird. 

Zur  Eindämmung  der  geschilderten  Planlosigkeit  bei  der 
Schaffung  gewerblicher  Oenossenschaftsorganisationen  wären  besoodan 
die  Handwerkskammern  auf  die  hiermit  für  das  Allgemeinwohl  des  Ge- 
werbes verbundenen  Nachteile  seitens  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde 
nachdrücklichst  hinzuweisen  und  dazu  anzuhalten,  daß  sie  die  Gründung 
neuer  Genossenschaften  bei  Vorhandensein  gutgeleiteter  gleichartiger 
Genossenschaften  in  keiner  Weise  begünstigen.  Auch  konnte  dem  Ent- 
stehen allzuviel  kleiner,  weniger  lebensfähiger  Genossenschaften  an  ein 
und  demselben  Platze  gegenwärtig  vielleicht  von  den  Kriegsamts- 
stellen sehr  wirksam  entgegengetreten  werden,  wenn  diese  nur  solche 
Genossenschaften  als  „kriegswichtig"  anerkennen  würden,  die  die  Mehr- 
zahl der  in  Betracht  kommenden  Gewerbetreibenden  des  Genossen- 
schaftsbezirkes umfassen  und  dem  zuständigen  Revisionsverbande  an- 
geboren. Schließlich  wäre  empfehlenswert,  daß  die  in  Betracht  kommen- 
den Reichsstellen  von  ihren  organisatorischen  Maßnahmen,  soweit  sie 
den  gewerblichen  Mittelstand  berühren,  die  genossenschaftlichen  Haupt- 
verbände  stets  rechtzeitig  und  ausreichend  unterrichten,  damit  sie  in 
die  Lage  versetzt  werden,  durch  ihre  Revisionsverbände  alle  erforder- 
lichen Genossenschaften  bilden  zu  lassen. 

Wenn  es  bisher  an  einer  wirklich  tatkräftigen,  zielbewußten  und 
großzügigen  Forderung  des  Genossenschaftsgedankens  im  gewerblichen 
Mittelstande  noch  sehr  gefehlt  hat,  so  ist  hieran  vielfach  der  Mangel 
eines  verständnisvollen  Zusammenarbeitens  der  Handwerkskammern  und 
Revisionsverbände  schuld  gewesen.  Die  im  wesentlichen  auf  der 
Innungsorganisation  beruhenden  Handwerkskammern  haben  sieh 
der  Genossenschaftsbildung  gegenüber,  jedenfalls  bis  Kriegsausbruch, 
häufig  recht  zurückhaltend  gezeigt  und  dürften  zum  Teil  aus  Sorge 
um  die  Erhaltung  ihres  Einflusses  auf  das  Handwerk  das  Wachsen  der 
von  ihnen  unabhängigen  Revisionsverbande  gewerblicher  Genossen- 
schaften nicht  besonders  gern  gesehen  haben.  Auch  hier  gilt  es,  ein 
anderes  und  besseres  Verhältnis  anzubahnen.  Der  Weg  dazu  konnte 
vielleicht  darin  gefunden  werden,  daß  sich  die  Revisionsverbände  ledig- 
lich   auf    die    organieatorische,    kaufmännisch    kontrollierende    und    be- 

1)  Die  in  den  JahrbScbern  der  OcDouenscbaftBTrrbiDde  eDtbaltenen  PenoBal- 
nachweixungen  der  VerbaoditleitnDi^n  lassen  erkennen,  daB  gegen»4rtig  »ar  Wahl  tnm 
Verbandüdirc-ktor  nicht  selten  wohl  mebr  reprisentative  nnd  agiiatoris« be  F&bigkeitcn 
als  kaufmännische,  jaristische  und  Tolkswirtscbafüiche  Vorbildung  ausschlaggebend  aisd. 
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ratende  Tätigkeit  im  Genossenschaftswesen  beschränken,  während  die 
Handwerkskammern  die  gewerbetechnische,  branchemäßige  Beratung 
der  gewerblichen  Genossenschaften  sowie  die  unparteiische  Vorsorge 
für  eine  gerechte  Auftrags-  und  Warenverteilung  bei  ihnen  übernehmen. 
Auch  die  Beschaffung  von  Aufträgen  für  die  Lieferungsgenossenschaften 
wird  für  die  Kammern  stets  eine  dankenswerte  Aufgabe  sein.  Hieraus 
ergeben  sich  für  die  Handwerkskammern  genug  Möglichkeiten,  mit  den 
genossenschaftlich  organisierten  Gewerbetreibenden  in  einflußreicher 
Verbindung  zu  bleiben.  —  Wenn  die  Handelskammern  dem  ge- 
nossenschaftlichen Zusammenschluß  der  Kleinkaufleute  fast  durchweg 
gleichgültig  gegenüberstehen,  so  erklärt  sich  das  wohl  genugsam  daraus, 
daß  die  Vertretung  der  Interessen  des  Kleinkaufmanns  bei  ihnen  im 
allgemeinen  überhaupt  nicht  die  wünschenswerte  Aufmerksamkeit  findet. 
Die  bekannten  Bestrebungen  zur  Schaffung  besonderer  Kleinhandels- 
kammern dürften  dies  zur  Genüge  bestätigen.  Sofern  diese  erst  einmal 
überall  errichtet  worden  sind,  wird  eine  Verständigung  derselbpn  mit 
den  gewerblichen  bzw.  kaufmännischen  Bevisionsverbänden  über  die 
Genossenschaftsarbeit  ebenfalls  sehr  ratsam  sein. 

Die  Durchführung  mancher  der  vorstehend  angeregten  Maßnahmen 
könnte  gewiß  zur  Eindämmung  der  augenblicklichen  Kräftezersplitterung 
und  Planlosigkeit  wesentlich  beitragen  und  leistungsfähige,  gutverwaltete 
Genossenschaften  sichern,  doch  würde  'sie  nicht  ausreichen,  die  Ge- 
nossenschaftsorganisation zum  wirkliehen  Gemeingut  des  gewerb- 
lichen Mittelstandes  zu  machen,  was  für  die  Erhaltung  und  Förderung 
desselben  heute  mehr  denn  je  notwendig  wäre.  Hierin  einen  bedeuten- 
den Schritt  vorwärts  zu  kommen,  bietet  sich  eine  so  bald  nicht  wieder- 
kehrende Möglichkeit  bei  der  Ordnung  des  Uebergangs  in  die 
hoffentlich  nicht  mehr  allzu  ferne  Friedenswirtschaft.  Bei  dieser 
Gelegenheit  könnte  der  Staat  einmal  durchgreifende  Mittelstandspolitik 
treiben,  indem  er  die  Verhältnisse  mit  Macht  dahin  gestaltet,  daß  die 
leider  allzusehr  und,  wie  wir  wissen,  nicht  zu  ihrem  Vorteil  zu  einer 
kurzsichtigen  wirtschaftlichen  „Einspännerei"  neigenden  Angehörigen 
des  gewerblichen  Mittelstandes  zum  genossenschaftlichen  Zusammen- 
schluß im  weitesten  umfange  gedrängt  werden.  Die  von  der  Reichs- 
beklöidungsstelle  ausgegangene  Organisation  der  Stoffverteilung 
gibt  für  die  auf  solche  Weise  zu  erzielenden  Erfolge  ein  beachtens- 
wertes Beispiel.  Wer  heute  Kleider-  oder  Futterstoffe  beziehen  will, 
muß  einer  Bezugsvereinigung  bzw.  Genossenschaft  angehören;  diese 
wiederum  muß  einer  Zentraleinkaufsgenossenschaft,  wie  sie  in  Nürnberg 
und  Berlin  besteht,  angeschlossen  sein,  die  ihrerseits  wieder  ihre  Zu- 
teilung unmittelbar  durch  die  Reichsbekleidungsstelle  erhält. 

Allerdings  ist  mit  dieser  Regelung,  bei  der  nur  noch  der  Waren- 
bezug unmittelbar  von  der  Fabrik  oder  durch  den  Großhandel  möglich 
ist,  dem  Zwischenhandel  dos  Stoffgewerbes  ein  empfindlicher  Stoß 
versetzt.  Doch  wird  man  diesen  Nachteil  im  Hinblick  auf  das  doch 
wohl  überwiegende  Interesse  an  der  Existenz  der  größeren  produzierenden 
Erwerbsgruppe,  im  vorliegenden  Fall  dem  Schneidergewerbe,  wohl  oder 
übel  mit  iu  Kaufnehmen   müssen.     Es  allen  recht  zu  tun,  ist  ein  Ding 
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der  Unmöglichkeit;  darum  ist  bei  allen  Maßnahmen  ausschlaggebend, 
wie  weit  sie  far  die  grfißere  Gesamtheit  der  Volksgenossen  too  Nutzen 
sind.  Aeußerst  bemerkenswert  sind  die  zu  diesem  Gegenstände  kQrzlich 
vom  Präsidenten  der  Allgemeinen  Elektrizit&tsgesellschaft,  Walther 
Rathenau,  gemachten  Ausfahrungen,  die  wir  auf  S.  37  —  39  seiner 
Schrift  „Probleme  der  Friedenswirtschaft"  findn.  Rathenau  warnt 
davor,  daß  wir  uns  durch  eine  falsche  Mittelstandspolitik  bestimoien 
lassen,  „denn  falsch  ist  jode  Politik,  die  einen  Stand  zu  unwirtschaft- 
licher Tätigkeit  verurteilt".  An  ein  Beispiel  der  Tätigkeit  des  Provinz- 
geschäftsreisenden  knüpft  Rathenau  folgende  treffende  und  ganz  be- 
sonders auf  den  genossenschaftlichen  Zusammenschluß  hindeutende 
Bemerkung:  „Es  ist  wirtschaftlich  nicht  nOtig,  daß  ungezählte  schaffena- 
kräftige  Menschen  auf  der  Bahn  liegen,  um  den  Kunden  kleine  Wege 
zu  erleichtem,  um  Einrichtungen  zu  ersetzen,  die  mit  ganz  geringer 
Mühe  und  geringem  Aufwände  hundertfach  verbessert  geschaffen  werden 
können.  Hier  sind  Sammellager  möglich,  hier  sind  Zu- 
sammenschlüsse von  Kunden  und  Verkäufern  durch- 
führbar, hier  konnten  gewaltige  Ersparnisse  an  Arbeitskraft,  an 
Lagerbeständen,  an  Sortimenten,  an  Krediten  und  Ausfällen  geschaffen 
werden." 

Sobald  man  von  einem  gewissen  Zwang  zum  genossenschaftlichen 
Zusammenschluß  spricht,  sind  viele  geneigt,  in  derartigen  Maßnahmen 
mit  großer  Besorgnis  die  ernste  Gefahr  einer  Lähmung  des  Selbst- 
verantwortungsgefühles und  der  freien  Initiative  des 
einzelnen  zu  erblicken.  Diese  Wirkung  ist  natürlich  unbedingt  zu  ver- 
hüten. Auch  Rathenau  sagt  an  gleicher  Stelle:  „Freilich  sollen  dies« 
Dinge  nicht  zum  Aeußersten  getrieben  werden;  es  handelt  sich  nie 
darum,  bis  zu  den  letzten  Grenzen  zu  gelangen."  Und  sicher  bleibt 
auch  bei  einer  sehr  weitgehenden  Geoossenschaftsorganisation  des  ge- 
werblichen Mittelstandes  noch  ein  recht  beträchtlicher  Komplex  von 
Möglichkeiten  für  die  Entfaltung  persönlicher  Tüchtigkeit  uni  für  die 
Wahrung  des  Selbstverantwortungsgefühles  übrig.  Denn  einmal  werden 
längst  nicht  alle  Rohstoffe  staatlich  rationiert  werden,  so  daß  noch 
viele  im  freien  Verkehr  mehr  oder  weniger  günstig  bezogen  werden 
können.  Andererseits  wird  der  einzelne  immer  noch  genügend  Gelegen- 
heit behalten,  durch  die  besonders  entwickelte  Qualität  seiner 
Leistungen  und  durch  sonstige  mannigfache  Geschicklichkeiten  seinen 
Gewerbebetrieb  individuell  zu  gestalten  und  sich  so  in  voller  Selb- 
ständigkeit erfolgreich  voranzubringen.  Diese  Erfahrung  ist  bis  jetzt 
auch  überall,  wo  gutgeführte  Genossenschaften  bestehen,  gemacht 
worden;  und  es  wäre  nur  zu  wünschen,  daß  die  bis  jetzt  erst  wenigen 
einsichtsvollen  und  weitblickenden  Gewerbetreibenden  zugefallenen  Seg- 
nungen des  genossenschaftlichen  Zusammenschlusses  künftig  recht  vielen, 
ja  womöglich  allen  Angehörigen  des  gewerblichen  Mittelstandes  zuteil 
würden,  damit  diese  sozial  so  wichtige  BevOlkerung^pruppo  als  ein 
kraftvolles  Gebilde  zum  Wohle  des  Volksganzen  erhalten  bleibe. 
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Deutschlands  und  des  Auslandes. 

1.  Oeaohiclite  der  Wisseusohaft.   EncyUop&dischei.    Lehrbttoher.    Speslelle 

theoretische  Untersnchangfen. 

Abderhalden,  Prof.  Emil,  Die  Grundlagen  unserer  Ernährung  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Jetztzeit.  Mit  2  Textfig.  2.  unveränd.  Aufl.  Berlin, 
Julius  Springer,  1917.     8.     VII— 144  SS.     M.  2,80. 

Beyme,  Carl,  Die  Ernährung  Deutschlands  und  seiner  Gegner.  Vortrag,  ge- 
halten im  städtischen  Museum  zu  Bremen  am  7.  IX.  1917.  Bremen,  Bnchhdlg.  Otto 
Melohers,  1917.     8.     15  SS.     M.  0,25. 

Conrad,   Dr.  Otto,   Die   individualistische  Wirtschaftsordnung  und   der  Krieg. 

2.  AuO.     Berlin,  Verlag  f.  Fachliteratur,  1917.     8.     24  SS.     M.  2,40.     (8.-A.  a.  d.  Z. 
„Der  österreichische  Volkswirt".) 

Damaschke,  Adolf,  Geschichte  der  Nationalökonomie.  Eine  erste  Einführung. 
9.  erweiterte  Aufl.     1.  Bd.     Jena,  Gustav  Fischer,  1918.     XIV— 400  SS.     M.  5,50. 

Krebs,  Prof.  Dr.  Engelb. ,  Die  Wertprobleme  und  ihre  Behandlung  in  der 
katholischen  Dogmatik.  (Akademische  Antrittsrede,  gehalten  am  8.  VI.  1917  in  der 
Universitäts-Aula  zu  Freiburg  i.  Br.)  Freiburg  i.  B.,  Herdersche  Verlagshandlung, 
1917.     8.    56  SS.     M.  1.—. 

Lehmann,  Dr.  Edith,  Die  Grundrentenichre  der  wichtigsten  Sstorreichischen 
Qrenznntzentheoretiker.  (Rechts-  und  staatswissenschaftliche  Studien,  veröffentlicht  von 
Dr.  Emil  Ehering,  Heft  48.)  Beriin,  Emil  Ehering,  1917.  gr.  8.  XIII— 183  88. 
M.  6.—. 


Chapman,  Sidney  J.,  Outlines  of  political  eoonomy.  3rd  ed.,  rev.  and  enlarged. 
New  York,  Longmans.     12.     16  +  463  p.     $  1,75. 

3.  CNsohichte  and  Darstellimf  der  wirtsohaftliohen  Kultvr. 

Die  Testamente  der  Kurfürsten  von  Brandenburg 
und  der  beiden  ersten  Könige  von  Preußen.  Hrsg.  von 
Hermann  v.  Cämmerer.  (Veröffentlichungen  des  Vereins  für  Ge- 
schichte der  Mark  Brandenburg.)  München  und  Leipzig  (Duncker  & 
Humblot)  1915.     XIV,  87  u.  465  SS.     8«.  (Preis:  16  M.) 

Wir  haben  es  hier  mit  einem  nachgelassenen  Werk  eines  gründ- 
lichen, kenntnisreichen  und  geistvollen  Forschers,  des  preußischen  Ar- 
chivars H.  v.  Cämmerer,  zu  tun,  der  im  September  1914  im  Kampf  für 
das  Vaterland  gefallen  ist.  Als  er  ins  Feld  zog,  hatte  er  den  Text  der 
Edition  und  einen  beträchtlichen  Teil  der  Darstellung  fertiggestellt, 
von  der  Edition  auch  die  Korrektur  der  ersten  13  Bogen  gelesen; 
für  den  fehlenden  Teil  der  Darstellung  und  eine  „Einleitung"  hatte  ?r 
wenigstens  eine  Skizze  entworfen.  Mit  einigen  Zutaten  haben  dann  die 
Archivare  M.  Klinkenborg  und  G.  B.  Voltz  die  Beendigung  der  Druck- 
legung besorgt.  , 

Den  reichen  Vorrat  der  HohenzoUernschen  Testamente  —  von  der 
väterlichen  Disposition  Kurfürst  Friedrichs  L  (7.  Juni  1437)  bis  «um 
Jahrb.  t.  Nationalök.  n.  Stat.  Bd.  HO  (Dritte  Folge  Bd.  W).  17 
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zweiten  Testament  König  Friedrichs  des  Großen  (8.  Janaar  1769)  — 
der  Forschung  bequem  und  zuverl&ssig  r.ug&nglich  gemacht  zu  habwi, 
ist  ein  namhaftes  Verdienst  Der  die  Aktenstücke  begleitende  Kommen- 
tar ist  vortrefflich,  die  InSere  Einrichtung  der  Exilition  zweckm&fiig. 
Ich  freue  mich,  daS  den  l&ngeren  Aktenstücken  Inhaltsregesten  voraus- 
geschickt sind,  was  ich  oft  als  unentbehrlich  gefordert  habe,  worum  man 
sich  aber  leider  noch  keineswegs  überall  bemüht  (vgl.  diese  „Jahrbücher", 
Bd.  108,  S.  616).  Die  Kolumnenüberschriften  sind  sehr  praktisch.  Fflr 
die  Wertschätzung  der  Edition  hat  man  sich  gegenwärtig  zu  halten, 
daß  diese  Testamente  wahrlich  nicht  bloC  privatrechtliche  Anordnungen  im 
engen  Sinn  enthalten,  sondern  den  bedeutungsvollsten  staatsrechtlichen 
Dingen  gewidmet  sind  und  auch  ftlr  Fragen  der  allgemeinen  Politik 
in  Betracht  kommen.  Für  die  Kontroversen  des  alteren  Territorial- 
Staatsrechts  und  die  Probleme  des  werdenden  modernen  Staates  sind  sie 
eine  wertvolle  Fundgrube. 

Wie  bedeutend  der  Ertrag  der  Testamente  fttr  die  historische  For- 
schung ist,  das  hat  v.  C.  in  dem  Teil  der  Darstellung,  den  er  noch 
vollenden  konnte,  erfolgreich  zu  zeigen  Gelegenheit  gehabt.  Schon  so- 
gleich das  erste  Kapitel  „Die  Goldene  Bulle  und  die  Mark  Branden- 
burg" mit  seinen  Erörterungen  über  den  Begriff  der  Kurmark  verdient 
die  Aufmerksamkeit  aller  Staatsrechtler.  Die  anderen  noch  von  v.  C. 
ansgearbeiten  Kapitel  der  Darstellung  haben  zum  Gegenstand :  die  An- 
fänge der  Hohenzollemschen  Hausverfassung  und  ihre  Uebertragoog  auf 
die  Mark;  die  Dispositio  Achilles;  Joachim  I.  und  Joachim  IL;  der 
Qeraische  Hausvertrag.  Von  hier  an  liegt  für  die  Darstellung  nur  die  von 
v.  C.  entworfene  Skizze  vor,  die  aber  die  Herausgeber  mit  Recht  von 
der  Veröffentlichung  nicht  ausgeschlossen  haben.  Es  sind  im  allgemeinen 
nur  Stichworte,  die  v.  C.  hier  niedergeschrieben  hat;  aber  sie  enthalten 
Winke,  die  aus  reichster  historischer  Anschauung  heraus  gegeben  werden. 
S.  5  nimmt  er  Bezug  auf  meine  Deutung  des  grundlegenden  Edikts 
Friedrich  Wilhlems  I.  vom  IS.  August  1713;  ich  habe  sie  in  der  Hi- 
storischen Ztschr.,  Bd.  107,  S.  144  ausgesprochen  (vgl.  dazu  meine 
Schriften :  Der  deutsche  Staat  des  Mittelalters,  Bd.  1,  S.  209,  und  Deutsch- 
land und  die  HohenzoUem  (Leipzig  1915),  S.  21 ;  s.  auch  meine  Anzeige 
von  L.Tümpel,  Die  Entstehung  des  brandenburgisch-preußischen  Einheits- 
staates im  Zeitalter  des  Absolutismus,  Ztschr.  ftlr  Sozialwissenschaft, 
1916,  S.  69  f.) 

Aus  den  mitgeteilten  Aktenstücken  gewinnt  man  Anregungen  für 
die  Verfolgung  der  mannigfaltigsten  historischen  Fragen.  So  w&re  es 
lohnend,  natürlich  unter  Benutzung  weiteren  Qaellenmaterials,  den  Nach- 
richten über  die  Behandlung  der  Kriegsgefangenen  (vgl.  z.  B.  S.  41 
und  69)  weiter  nachzugehen,  ein  Thema,  das  ja  heute  sehr  zeitgem&fi 
ist.  Die  Bemerkung  auf  S.  69  der  Darstellung,  daß  territoriale  Neu- 
erwerbungen, die  nicht  selbständige  Fürstentümer  des  Reichs  sind,  mit 
dem  Land,  zu  dem  sie  kommen,  zu  einer  rechtlichen  Einheit  zusammen- 
wachsen und  schon  bald  als  ihm  inkorporiert  betrachtet  werden,  möchte 
ich  etwas  einschränken.  Mir  sind  nicht  wenige  Beispiele  des  Gegen- 
teils bekannt. 
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Bei  dem  mannigfaltigen  Inhalt  des  stattlichen  Bandes  wäre  ein 
Sachregister  willkommen  gewesen.  Aber  wir  wollen  auch  so  den  Heraus- 
gebern dafür  dankbar  sein,  daß  sie  uns  das  wertvolle  Werk  des  Ver- 
storbenen mit  pietätvollem  Verständnis  zugänglich  gemacht  haben. 

Freiburg  i.  B.  G.  v.  Below. 

Brodnitz,  Prof.  Dr.  Georg,  Engliüclie  Wirtschaftsgeschichte.  1.  Bd.  (Hand- 
buch der  Wirtschaftsgeschichte.  Hrsg.  von  Prof.  Dr.  Georg  Brodnitz.)  Jena,  Oostav 
Fischer,  1918.     gr.  8.    VII— 516  SS.     M.  16.—. 

Dove,  Prof.  Dr.  Karl,  Afrikanische  Wirtscfaaftastadien.  Die  natürlichen  Grund- 
lagen des  Wirtschaftslebens  in  Südafrika.  Die  Wasserkräfte  Afrikas.  (Hambnrgischc- 
Torschangen.  Wirtschaftliche  und  politische  Studien  aus  hanseatischem  Interessengebiet, 
hrsg.  von  Dir.  Prof.  Dr.  Karl  fiathgcn  und  Geh.  Beg.-ß.  Gen.-Sekr.  Dr.  Franz  Stuhl- 
Bann,  Heft  4.)     Braunschweig,  Georg  Westermann,  1917.    gr.  8.    VII— 80  SS.    H.  4. — . 

Endres  (Maj.  a.  D.],  Franz  Carl,  Die  Türkei.  Eine  Einführung  in  das  Ver- 
ständnis von  Land  und  Volk.  Mit  einem  Bild  des  Verfassers.  4,  teilweise  veriod. 
Aufl.  München,  C.  H.  Becksche  Verlagsbuchhdlg.  (Oscar  Beck),  1918.  8.  Xll  — 
325  SS.     M.  7.—. 

Fallet-Scheurer,  Dr.  M a r i u s ,  Geschichte  der  Uhrmacherknnst  in  Basel 
1370 — 1874.  Ein  Beitrag  zur  Entwicklungsgeschichte  der  Uhrmacherkunst  im  allge- 
meinen sowie  zur  Wirtschafts-  und  Kulturgeschichte  Basels.  (Beiträge  zur  schweiie- 
rischen  Wirtschaftskunde,  hrsg.  von  Prof.  Dr.  Bachmann,  Heft  9.)  Bern,  Stämpfli  u. 
Cie.,  1917.     gr.  8.     XIX— 284  SS.     M.  15.—.     (Zürcher  Diss.) 

Goeldel,  Dr.  Herb.,  Wohlstandsverhältnisse  in  Ostpreußen.  (Grundlagen  de* 
Wirtschaftslebens  von  Ostpreußen.  Denkschrift  zum  Wiederaufbau  der  Provinz,  im  amt- 
lichen Auftrage  hrsg.  in  Gemeinschaft  mit  Prof.  Geh.  Reg.-R.  Dr.  Jobs.  Hansen  und  Prof. 
Dr.  Felix  Curt  Albert  Werner  von  Prof.  Dr.  Albert  Hesse,  5.  Tl.)  Jena,  Gustav 
Fischer,  1917.     Lex.-8.     VIII— 127  SS.     M.  2,50. 

Rheinprovinz,  Die,  1815—1915.  Hundert  Jahre  preußischer  Herrschaft  am 
Rhein.  In  Verbindung  mit  L.  Baeck  .  . .  bearb.  und  hrsg.  von  Joseph  Hansen.  2  Bde. 
Hit  einer  (färb.)  üebersichtskarte  der  Rheinprovinz  und  eiuem  Register  zu  beiden  BSa- 
den.  Bonn,  A.  Marcus  u.  E.  Weber,  1917.  Lex.-8.  XVI,  861  u.  VU,  558  88. 
M.  20.—. 

Simson,  Dr.  Paul,  Geschichte  der  Stadt  Danzig  in  4  Bdn.  7.  n.  8.  lieterung. 
7.  Bd.  II,  3.  XI  u.  S.  385—615  mit  1  Taf.  M.  6;  8.  Bd.  IV,  2.  XIV  u.  8.  12»— 
259.     M.  5.     Danzig,  A.  W.  Kafemann,  1918.     Lex.-8. 

Sombart,  Werner,  Der  moderne  Kapitalismus.  Historisch-systematische  Dar- 
stellung des  gesamten  europäischen  Wirtschaftslebens  von  seinen  Anfängen  bis  zur  Gegen- 
wart. 2.  neubearb.  Aufl.  2.  Bd.  Das  europäische  Wirtschaftsleben  im  Zeitalter  de* 
Frnhkapitalismus,  vornehmlich  im  16.,  17.  und  18.  Jahrhundert.  2.  Halbbd.  München, 
Dnnckcr  u.  Humblot,  1917.     gr.  8.     IX  u.  S.  587—1155.     M.  16.—. 

Stern  (Geh.  Eeg.-B.),  Prof.  E.  v.,  Warenaustausch,  Wirtschaftsfragen  and  Ver- 
jorgungsprobleme  im  klassischen  Altertum.  (Flugschriften  des  Bunde»  zur  Erhaltung 
•nd  Wahrung  der  deutschen  Volkskraft.  Hrsg.  von  Prof.  Dr.  Emil  Abderhalden. 
Heft  14.)     HaUe,  Wilhelm  Knapp,  1917.     8.     49  SS.     M.  1,20. 

Strakosch,  Dr.  Siegfr.  v..  Die  Grundlagen  der  Agrarwirtschaft  m  Oesterreich. 
Eine  handeis-  und  produktionspolitische  Untersuchung.  Mit  einer  Karte.  2.  verm.  Ann. 
Wien,  F.  Tempsky,  1917.    gr.  8.     VIII-468  SS.     M.  15.-. 

Szen drei,  Prof.  Michael,  Englands  weltwirtschaftliche  Hegemonie.  (Biblto- 
thek  für  Volks-  und  WeltwirUchaft.  Hrsg. :  Prof.  Dr.  Franz  v  Mammen.  Heft  48.) 
Dresden,  „Globus"  WissenschafÜ.  Verlagsanstalt,  1917.    gr.  8.     VII-122  88.    M.  2,50. 

Stoyanowitch,  Nikola,  La  Serble  d'hier  et  de  demain.  Prfeface  d'Andr* 
Tardieu.     Paris.  Bergcr-Levrault,  1917.     XIII-179  pag.     fr.  3,50. 

Calhoun,  Arth.  W.,  A    social  history  of  the  Amencan  family  from  the  oolonial 

times    to   the  present.     Vol.  I.     Colonial    period.     Cleveland,   O.    A.  H.  Clark  Co.    8. 

Chapin,  Fs.  Stuart,  An  historioal  introduction  to  social  economy.  New  York, 
Century  Co.     8.     11  +  316  p.     (3  p.  bibl.)     $  2.—. 
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Hobson,  J.  Atkinson,  EvolatioD  of  modern  napitalum.  New  and  enl.  «d. 
New  York,  Soribner.     12.     488  pp.     $  1,75. 

Beade,  Artb.,  Fialand  and  the  Fions.  New  York,  Dodd,  liead.  8.  336  p. 
$  2— . 

Thompson,  C.  Manfred,  History  of  the  United  Statea;  poUtieal,  indostiial, 
sooiaL    Boaton,  B.  E.  Sambom  and  Co.     12.     20  +  540  p.     )  1,60. 

3.    B*T01k*raii|rsl»hr«  nad  BevSXkeriuig'apoUtlk.     ▲«■waadarmmf 

and  KoloniaatioB. 
Wermingboff,    Prof.    Dr.   Albert,    ünaere  Volkaiahl    in    Vergangenheit   und 
Gegenwart.     (Flogscbriften  des  Bandes  lar  Erfaaltong  und  Wahrung  der  deutschen  Volks- 
kraft.    Hrsg.    von    Prof.   Dr.    Emil    Abderhalden.     Heft    13.)     Halle,   Wilhelm    Knapp, 
1917.     8.    30  SS.     M.  0,60. 


Galiot,  A.  L.,  L'arenir  de  la  raoe.  La  probUme  dn  penplement  en  Frmee. 
Paria,  Noot.  llbr.  naL    8.    fr.  4.—. 

4.  BMvb»«.    !«»&•  «ad  7oratwirta«h«ft.    risehaxalwMMi. 

Arnstadt  (M.  d.  B.),  Albert,  Demokratie  und  I>andwirtachaft.  Langenaalaa, 
Wendt  n.  KlauweU,  1017.     8.     48  SS.     H.  1.—. 

Bekanntmaohnngen  aber  den  Emteverkehr  nebit  den  anderweitigen  Ge. 
seuen  and  Verordnnngen  wirtaehaftUeher  Natur  aus  dem  Jahre  1915/17.  16.  Nach- 
trag: Vom  13.  VIIL  1917  bb  31.  X.  1917.  Berlin,  Klemans  Beuschel,  1917.  gr.  8. 
XI— 273  SS.    M.  5.—. 

Farag6  (Oblt.  i.  d.  B.,  Getreiderefer«nl).  Desiderioa,  Die  lokünftigc  Getreide- 
Tcraoigang  Oeaterreich-Cngom*.  Bndapeit,  C.  Grills  Hofbachhdlg.  (Jolina  BenkO),  1917. 
gr.  8.     27  88.  mit  1  Tab.     II.  1,50. 

Keyierlingk  (MinisU-Dir.  a.  D.),  Graf  Bob.  ▼.,  Deataehlands  Getnidewirt- 
aohaft  und  Versorgung  nach  dem  Kriege.  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918.  gr.  8. 
III— 40  SS.     M.  1,50. 

Krentier  (Forrtmatr.),  Ernst,  Streiflirbter  anf  das  Gebiet  der  forstlichen  Be- 
triebslehre.    Prag,  GusUt  Nengebauer,  1917.     Ux.-8.     49  SS.     M.  1,40. 

Liwehr  (Berging.),  August  Eugen,  Die  Aufbereitung  von  Kohle  und  Enea. 
Zusammengestellt  und  bearbeitet  1.  Bd.  Leipzig,  Arthur  Felix,  1917.  Lex.-8.  VUt  — 
459  SS.  mit  553  Abb.     M.  20.—. 

P  o  1 1  w  e  i  n ,  Dr.  B  u  d. ,  Die  Uebertragung  des  Gemeindejagdpaehtrsehlas  in  Bayern. 
(Art  12  de*  Jagdgeaetxes  Tom  30.  UI.  1850.)  Augsburg,  J.  P.  HimraefMifae  Baeh- 
druckerei,   1917.     Lei.-8.     VUI— 70  88.     M.   1,50. 

Sedlmayr,  Prof.  tL  C,  Die  Landwirtschaft  Serbien*  vor  dem  Kriege.  Mit  6 
(eingedr.)  Karten  und  8  Abb.  (anf  Taf.).  (Xlitteiluuf;en  der  Deutivhcn  Landwirtachafla- 
geacllschaft  für  Oesterreich,  Veröffentlichung  Nr.  8.;  Wien,  Wilhelm  Friok,  1917. 
gr.  8.     63  SS.     M.  3.—. 

W ald hecker  (Geh.  Beg.-B.),  Panl,  Bcntengüler  inderBheinproTini.  M&bcImii- 
Gladbach,  Volksvereins- Verlag,  1918.    kL  8.    6S  88.     M.  1,60. 

Barns,  Dan.,  The  elementa  of  ooal  mining.  New  York,  Loogmaas.  19. 
7  -f  236  p.     $  1,10. 

Kinney,  jay  P.,  The  development  of  foreit  law  in  America.  New  York,  WUey. 
8.     8  -f  21  -(-  252  p.    $  2,50. 

Noarse,  Edn.  Q.,  Outlines  for  the  study  of  agricnltaral  economic«.  Chicago, 
üniT.  of  Chic     12.     10  +  96  p.     54  c 

5.   Oawarba  oad  ladaatria. 

Beckh,  Dr.  Max,  Die  Nürnberger  echte  und  leon.  Gold-  und  Silberdraht- 
industrie. (Statistische  nnd  nationalskonomische  Abbandlangen,  insbesondere  Arbeiten 
ans  dem  statistischen  Seminar  der  UniTeraitit  München,  hrsg.  von  Unterstaatasekr.  a.  D. 
Prof.  Dr.  Georg  Bitter  t.  Mayr,  Heft  9.)  München,  Ernst  Beiohardt,  1917.  Lex..8. 
X— 163  SS.     M.  5.—. 

Lasch  in  ski,  O. ,  Die  Selbstkostcnberechnung  im  Fabrilibetriebe.  Praktische 
Beispiele  zur  richtigen  Erfassung  der  Generalunkosten  bei  der  Selbstkostcnberechnung 
in    der  MetaUindnatrie.     Berlin,   Julias  Springer,    1917.    gr.  8.     IV— 68  88.     M.  3.—. 
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Sachsenberg,  Dr.  ing.  Ewald,  Grundlagen  der  Fabrikorganisation.  BerUn 
Julius  Springer,  1917.     Lex.-8.     VIII— 140  SS.     M.  8.—. 

Taylor,  Frederick  Winslow,  Die  Betriebsleitung,  insbesondere  der  Werk- 
stätten. Autorisierte  deutsche  Bearbeitung  der  Schrift  „Shop  management"  von  Prof. 
Adolf  Wallichs.  3.  verm.  .iufl.  Unveränderter  Neudruck.  Mit  26  Fig.  und  2  Zahlen- 
tafeln.    Berlin,  Julius  Springer,  1917.     gr.  8.     VIII— 158  SS.     M.  7,20. 

Guillet,  Leon,  Les  Industries  mfetallurgiques  ä  l'avaDt-guerre.  Leur  avenir. 
Paris,  Dunod  et  Pinat.     8.     fr.  45. — . 

Guyot,  Yves,  L'iudustrie  et  les  industriels.  Paris,  Libr.-Impr.  r^unies.  1917. 
18.     XXVIII— 356  pag.     fr.  5.—. 

LabourSe,  S.,  Notes  sur  l'iudustrie  en  Algferie.  .\lger,  inipr.-libr.-6diteur 
Adolphe  Jourdan,  1917.     8.     160  pag. 

Cole,  G.  D.  H.,  Self-government  in  industry.     London,  Bell.     8.     4/.6. 

Crammond,  Edg. ,  The  British  shipping  industry.  New  York,  Dutton.  12. 
67  p.     60  c. 

Jenks,  Jeremiah  Whipple,  The  trust  problem;  with  the  collaboration  of 
Wa.  Ernest  Clark.  4th  ed.  enl.  and  completely  revised.  Garden  City,  New  York, 
Donbleday,  Page.     8.     17  -f  499  p.     $  2.—. 

6.  Handel  und  Verkehr. 

Jöhlinger,  Otto,  Die  Praxis  des  Getreidegeächäf tes.  Ein  Hand- 
und  Lehrbuch  für  den  Getreidehandel.  2.  Auflage.  Berlin  (Julius 
Springer)   1917.     X  u.  385  S8.     8».     (Preis:  M.  7.20.) 

Der  Getreidehandel,  über  den  von  berufenen  und  unberufenen 
Nationalökonomen  schon  ein  Meer  von  Tinte  ausgegossen  ist,  soll  hier  vom 
privatwirtschaftlichen  Standpunkt  aus,  als  Praxis  des  Getreidegescbäftes, 
betrachtet  werden.  Es  wird  die  Organisation  des  Berliner  G«treide- 
handels,  das  Lokogeschäft,  Getreideimportgeschäft,  Getreideexport,  Zeit- 
geschäft, Kursfeststellung,  Berichterstattung  und  Tendenz,  endlich  das 
Schiedsgerichtswesen  im  Getreidehandel  eingehend  erörtert.  Die  Dar- 
stellung ist  anregend  und  instruktiv;  sie  verrät  den  Praktiker:  es  bo- 
schleicht einen  bei  der  Lektüre  nicht  das  Gefühl  der  Uninteressiertheit, 
das  sonst  leicht  bei  dem  Studium  privatwirtschaftlicher  Werke  aufkommt. 
Es  berührt  angenehm,  daß  alle  Parteien  gleich  liebevoll  behandelt  sind, 
sowohl  das  höchstinteressante  Leben  eines  öetreidesackes  wie  die  Gh-und- 
züge  der  russischen  Getreideausfuhr.  Obwohl  Verf.  nur  dem  Praktiker 
ein  Nachschlagewerk  in  die  Hand  geben  will,  bietet  er  dem  National- 
ökonomen manche  Anregung.  Dagegen  ist  alles,  was  an  politische 
Streitfragen  erinnert,  sorgsam  vermieden.  An  Systematik  des  Aufbaues, 
an  klarer  Trennung  der  privatwirtschaftlichen,  juristischen  und  volks- 
wirtschaftlichen Probleme  sowie  an  instruktiver  Darstellnngsart  möchte 
ich  das  Werk  wohl  als  Vorbild  für  privatwirtschaftliche  Untersuchungen 
hinstellen. 

Köln  a/Rh.  F.  Beckmann. 

Bericht  über  Handel  und  Industrie  der  Schwein  im  Jahre  1916.  Erstattet  vom 
Vorort  des  Schweizerischen  Handels-  und  Industrie- Vereins.  Zürich,  Schweiier.  Handels- 
u.  Industrie-Verein,  1917.     Lex.-8.     V— 394  SS.     M.  5.-. 

L  e  i  t  n  e  r  Prof  F  r  d  r. ,  Die  Kontrolle  in  kaufmännischen  Untemehmungeu.  Frank- 
furt a.  M.,  F.  b.  Sauerländers  Verlag,  1917.     8.     VIII-216  88.     M.  6.-. 

Renard,  Georges,  Les  rtperoussions  tconomiques  de  la  guerre  actuelle  sur  la 
France.     Paris,  Alcan.     8.     fr.  10.—. 
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Allen,  Alfr.  H.,  Commerdsl  organic  aoalysis.  Philadelphia,  Blakeston.  S. 
18   +  836  pp.    $  5.—. 

Fnrniss,  H.  Sanderson,  Edwin  Cannan,  and  A.  E.  Zimmern,  Somc 
economic  aspects  of  international  relations.    Oxford,  Ruskin  College.    8.     7/. — . 

Herrick,  Cheesman  Abiah.,  History  of  commerce  and  indaatry.  New  York. 
MacmUlan.     12.     25  +  562  p.     %  1,60. 

Bolaffio,  Leone,  II  diritto  commerciale.  Cono  nnirersitario.  Torino,  Dnioo« 
Tip.-Ed.  Torinese.     8.     1.   14.—. 

7.  Finaasweaan. 

Ballod,  Prof.  Dr.  C,  Die  Finanxcn  nach  dem  Kriege.  I.  Einleitendes.  Der 
Bedarf.  Die  groBen  direkten  Steuern.  II.  Indirekte  Steaem.  III.  Die  Monopole. 
Berlin,  Verlag  der  „Enropftischen  Staats-  ond  Wirtichaftaieitung",  1917.  8.  52  88. 
M.  0,75. 

Borgbt,  Dr.  K.  van  der,  Entwicklung  und  Ausbau  der  dentschen  Flnaniaa. 
Denkschrift,  vorgelegt  dem  Finanzaasscbnß  des  Zentralvorstandes  der  Nationalliberalen 
Partei  Deutschlands.  Berlin  -  Zehlendorf,  Scbriftcnvertriebestellc  der  Nationalliberalen 
Partei  Dentscbland^  1917.     Lex.-S.     60  88.     M.  1,50. 

Bnck  (Beigeordn.,  Reg.-B.),  Ludw.,  Zur  Frage  der  Aufwandsbesteucrung  (Lnxoa- 
ateuer).  (Finanx-  und  volkswirt'chaftliche  Zeitfragen.  Hr«g.  v.  Beicbsr.  Prof.  Dr.  Oeorg 
V.  Schanx  und  Geh.  Beg.-R.  Prof.  Dr.  Julius  Wolf.  Heft  46.)  Stuttgart,  Ferdinand 
Enke,  1917.     Lex.-8.    52  SS.     M.  1,80. 

Fechner,  Karl,  Die  Hinterbliebenen-  und  Kriegsbescbidigten - Fönwrge  in 
Kriegs-  und  Friedenszeiten,  sowie  das  Besoldongs-  nnd  Pensionswesen.  12.  Bd.  (Hit 
Sachreg.  xu  Bd.  1  —  12.)  Berlin-Wilmersdorf,  Fecbners  GeseUgebnngs-Bibliothek,  1917. 
16.     IV— 149  SS.     M.  3,75. 

Herkner  (Geh.  Iteg.-R.),  Prof.  Dr.  Heinr.,  Die  Neuordnung  der- dentaohea 
Finaaiwirtschaft.  Hrsg.  im  Auftrage  des  Vereins  fär  Sozialpolitik.  1.  Teil.  Mit  Bei- 
trügen Ton  Karl  Diehl (Schriften  den  Vereins   für  Sozialpolitik,  Bd.    156,   Teil   1.) 

München,  Dnncker  u.  Hnmblot,  1918.     gr.  8.     VIII— 345  88.     M.  11.—. 

Kaufmann,  Dr.  Panl,  Geschichte,  Dogmatik  und  Ergebnisse  des  kantonaleo 
Finanireferendoms.     Zürich,  Orell  Füßli,  1917.     gr.  8.     83  88.     M.  3.—. 

Marcuse  (Recbtsanw.),  Dr.  Paul,  Die  Einkommensteuer  der  Kriegsteilnehmer 
in  PreuSen.  2.  Aafl.  mit  Einschluß  der  Besteuerung  der  Militärpensionen,  Renten  und 
Hinterbliebenen  Versorgung.     Berlin,  W.  Moeser,  1918.     gr.  8.     100  88.     M.  5.—. 

Mellin,  Dr.  Ignaz  v.,  Die  Schutzzölle  und  ihr  EinfloB  auf  die  dentvehea 
Reichafinanzen  (von  1892— 1912).  München,  Ernst  Reinhardt,  1918.  gr.  8.  IV— 60  88. 
M.   2,50. 

Cntting,  H.  Colman,  Financial  independence,  and  bow  to  attain  it.  New  York, 
Financial  Libertj  League.     12.     11  -f-  71  p.     75  c. 

8.  0«ld-,  Bank-,  Kredit-  nnd  yaraioharanr*^***'^- 

V.  Mering,  0.  Frh..  Die  Liquidität  der  deutschen  Kreditbanken 
mit  Berücksichtigung  der  gegenwartigen  durch  den  ELrieg  hervorgerufenen 
außerordentlichen  Verhältnisse.  Jena  (Gustav  Fischer)  1916.  8»  79  SS. 
(Preis:  M.  2.—) 

Die  Liquidität  der  deutschen  Kreditbanken  ist  ein  Thema  von  so 
eminent  nationaler  Bedeutung,  daß  seine  Behandlung  im  Rahmen  der 
vorliegenden  Schrift  außerordentliches  Interesse  beanspruchen  muß.  War 
doch  der  planmäßigen,  seitens  des  Reichsbankprasidenten  Havenstein 
nach  den  Herbsttagen  der  Marokkokrise  des  Jahres  1911  verfolgten 
Politü  der  Liquiderhaltung  unseres  Wirtschaftslebens  der  Erfolg  be- 
schieden, daß  unsere  Finanzinstitute,  voran  die  Reichsbank,  in  den  Stand 
gesetzt  wurden,  den  ersten  Stoß  des  Krieges  mit  einer  das  Ausland 
wie    das  Inland    in    gleicher  Weise   überraschenden  Leichtigkeit  aufzu- 
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fangen.  Seitdem  hat  die  mehr  und  mehr  hervorgetretene  Geldflüssigkeit 
in  der  Hauptsache  infolge  der  weitgehenden  Liquidierung  unserer  Waren- 
bestände die  Frage  der  Liquidität  unserer  Kreditbanken  etwas  zurücktreten 
lassen.  Sie  wird  aber  nach  Beendigung  des  Krieges  wieder  erhöhte  Be- 
deutung gewinnen  und  erfordert  deshalb  die  besondere  Beachtung  unserer 
Bankleiter.  Der  Reichsbankpräsident  hat  kurz  vor  Kriegsausbruch  seine 
Forderungen  an  die  Bankwelt  dahin  formuliert,  daß  ihre  fremden  Gelder 
künftig  im  Jahresdurchschnitt  mit  10  Proz.  in  bar  oder  Guthaben  bei 
Noten-  und  Abrechnungsbanken  gedeckt  sein  sollten.  Zur  Auffüllung 
dieser  Aktivposten  hatte  er  einen  Zeitraum  von  2  Jahren  als  ausreichend 
erachtet.  In  den  letzten  vor  Ausbruch  des  Krieges  veröffentlichten 
Zweimonatsbilanzen  von  Ende  Juni  1914  betrug  das  Verhältnis  der 
Kassen-  etc.  Bestände  und  Guthaben  bei  Noten-  und  Abrechnungsbanken 
zu  den  Kreditoren  überhaupt  bei  den 

8  Berliner  Großbanken  7,1   Proz. 

bei  den  übrigen  85  inländischen  Kreditbanken  4,8       „ 

(vgl.  Chronik  dieser  „Jahrbücher"  1914,  8.  449).  Der  10-proz.  Barbestand 
sollte,  wie  es  Lansburgh  einmal  ausgedrückt  hat,  den  beweglichen  Puffer 
darstellen,  der  sich  zwischen  das  Geldbedürfnis  der  Banken  und  die  Kredit- 
bereitschaft der  Reichsbank  schiebt;  er  sollte  den  Stoß,  den  die  Banken 
bei  plötzlicher  Häufung  ihrer  Auszahlungen  gegen  die  Geldbestände  der 
Reichsbank  zu  führen  pflegen,  auffangen  und  mildern.  Dem  Reichs- 
bankpräsidenten  kam  es  hauptsächlich  darauf  an,  durch  Steige- 
rung der  Kassenbestände  der"  Banken  sowie  ihrer  Guthaben  bei  Noten- 
und  Abrechnungsbanken  ein  besseres  Deckungsverhältnis  der  Kreditoren 
zn  erzielen  und  so  die  Zahlungsbereitschaft  der  Banken  zu  erhöhen  (vgl. 
diese  „Jahrbücher,"  III  F.  48.  Bd.  S.225  ff.).  Der  Verf.  betrachtet  die  ge- 
samte Liquidität  der  Banken,  das  Verhältnis  der  leicht  greifbaren  Aktiva 
zu  der  Summe  der  Verbindlichkeiten,  unter  dem  Gesichtspunkt  verschie- 
dener volkswirtschaftlicher  Krisenzustande.  Er  konstruiert  6  Möglich- 
keiten, angefangen  von  dem  Falle,  daß  keine  Bank,  auch  die  Reichsbank 
nicht,  ihre  Verpflichtungen  gegenüber  der  stützungsbedürftigen  Bank  er- 
füllen kann  bis  zu  dem  Falle,  daß  sämtliche  Banken,  auch  die  Reichs- 
bank, dazu  in  der  Lage  sind,  beschränkt  sich  aber  für  seine  Liquiditäts- 
untersuchungen auf  3  Fälle,  indem  er  die  für  jeden  Einzelfall  nach 
seiner  Ansicht  in  Betracht  kommenden  liquiden  Mittel  der  Berechnung 
zugrunde  legt. 

Zugegeben  selbst,  daß  der  getroffenen  Auswahl  gewisse  UnvoU- 
kommenheiten  anhaften,  so  wird  man  doch  die  Darstellung  als  einen 
ersten  recht  beachtenswerten  Versuch  ansehen  müssen,  das  vorliegende 
Bilanzmaterial  in  umfassender  Weise  wissenschaftlich  kritisch  zu  werten 
und  für  seine  Beurteilung  inmitten  der  Fülle  des  volkswirtschaftlichen 
Geschehens  einen  gangbaren  Weg  zu  weisen.  Die  Ergebnisse  sind  inter- 
essant genug,  um  auch  die  Aufmerksamkeit  des  Praktikers  zu  erregen. 
Mit  Recht  bezeichnet  der  Verf.  einen  Stand  des  Liquiditätsgrades  A 
(Verhältnis  des  gesamten  Kassa-  und  Reichsbankgirobestandes  zu  den 
Verbindlichkeiten)  von  2  Proz.  als  unzureichend  und  begegnet  sich  in 
seiner  Forderung    nach  Erhöhung   mit    dem  Wunsche    des  Reichsbank- 
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Präsidenten,  ohne  freilich  zu  verkennen,  daß  unter  dem  Einfluß  des  er- 
weiterten bargeldlosen  Zahlungsverkehrs  der  Liquiditätsgrad  A  sich, 
allerdings  zugunsten  des  Liqnidit&tsgrades  B,  verschlechtem  muH.  Die 
ftir  Ende  des  Jahres  1914  angestellten  Berechnungen  des  Verf.  weisen 
mit  wenigen  Ausnahmen  eine  wesentliche  Verbesserung  der  Liqaidit&t 
gegenüber  den  letzten  Friedensjahren  anf.  Wie  sehr  die  Vergleichbar- 
keit der  Bilanzen  beeinträchtigt  wird,  sobald  keine  Einheitlichkeit  in 
der  Auslegung  der  Posten  besteht,  wird  treffend  am  Beispiel  der  „Lom- 
bards" dargelegt.  Auch  die  Ausführungen  des  Verf.  über  die  Frage 
der  Verbesserang  des  Bilanzschemas,  den  Liquiditätsgrad  der  franzö- 
sischen und  englischen  Banken,  die  Liquiditätspolitik  der  Banken  und 
die  Frage  einer  Erhöhung  der  Bankliquidität,  die  Reformvorschläge,  welche 
eine  Aenderung  der  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Bankwesens 
bezwecken,  sind  wohl  durchdacht  und  beruhen  auf  gründlicher  Kennt- 
nis der  Literatur;  die  Lektüre  der  vorliegenden  Schrift  ist  deshalb  fOr 
jeden,  der  sich  mit  diesen  Fragen  beschäftigt,  unerläSlich. 

Berlin.  H.  Schippel. 

Conrad,  Dr.  Walter,  Technik  des  Bankwesens.  (Bankbetriebslehre.)  3.  Aufl. 
Neubearb.  von  Dr.  Hans  Hubert.  (SammlaoK  Ucischen,  Nr.  484.)  Berlin,  G.  J.  0<l*ehen- 
sche  Verlagsbandlung.   1917.     kl.  8.     148  SS.     M.   1.—. 

Oescbftf  tsergebnisse  im  Jahre  1916  der  deutschen  und  im  Deutschen  Beiolie 
arbeitenden  Fenerversicherungs  -  Gesellschaften  nebst  den  Ergebnissen  der  Einbmchs- 
diebstablTersicherung,  WasserlcitungsschädenTereichemng  sowie  der  Versicherung  gegen 
Hietverlust  und  Betriebsunterbrechong  infolge  von  Brand,  Blitzschlag  oder  Explosion  usw. 
Berlin-Lankwitz,  Wallmanns  Verlag  und  Buchdruckerei,  1917.   kl.  8.    V— 165  88.  M.  2.— . 

Moldeuhauer  (Handelühoehscb.-Prof.),  Dr.  Paul,  D»s  Versicherungawesea. 
3.  verb.  Aufl.  I.  Allgemeine  Vcraicherucgslebre.  (Sammlung  Göschen,  Nr.  262.)  Berlin, 
O.  J.  G<^hen9che  Verlagshandlang,   1917.     kl.  8.     148  88.     M.  1.—. 

Moll  (Priv.-Doz.t,  Dr.  Bruno,  Die  modernen  Geldtheorien  und  die  Politik  der 
Beichsbank.  (Finanz-  und  volkswirtschaftliche  Zeitfragen.  Hrsg.  von  Beichxr.  Prof. 
Dr.  Georg  v.  Schanz  and  Geh.  Reg.-E.  Prof.  Dr.  Jiiliu.«  Wolf.  Heft  45.)  Stuttgart,  Ferd. 
Enke,  1917.     Lex.-8.     75  88.     M.  2,80. 

Schaefer,  Dr.  Wilb.,  Untersnchangen  über  den  wirtschaftlichen  Wirkungsgrad 
der  Feuerversicherung  in  Deutschland.  Hannover,  B«chta-,  Staats-  and  sosUlwiisen- 
schaftlicher  Verlag,  1917.     gr.  8.     LXXIX— 112  88.     M.  10.—. 

Schütz,  Franz,  Der  Zinsschein.  Zusammenstellung  sämtlicher  deutschen  und 
der  hauptsächlichsten  ausländischen  Eisenbahn-,  Bank-,  Industrie-  und  Veraicherungs- 
Aktien  und  -Obligationen,  sowie  der  Anleihen  und  Pfandbriefe  von  Staaten,  Städten, 
Kreisen,  Genossenschaften,  Hypothekenbanken  etc.  mit  Angabe  des  Wertes  der  Zins- 
bzw. Eitrazinsscheine  und  der  in-  und  auslän<lischen  Zahlstellen.  Hrsg.  von  Martin 
Brandus.  38.  Jahrg.,  1918.  Mit  Nachträgen.  Berlin,  Brandusschc  Verlagshuchhdk., 
gr.  8.     IV,  871  +  596  SS.     M.  24.—. 

Tremblau,  Dr.  Ernst,  Der  AufsichUrat  der  .Aktiengesellschaft.  Eine  Dar- 
stellung seiner  Aufgaben,  Rechte  und  Pflichten  für  die  Pra.xis.  Bonn,  A,  Marcos  u. 
E.  Weber,  1917.     8.     VIII— 100  88.     M.  3,40. 

Vorträge,  Drei,  zum  Geld-  und  Währungsproblem.  Die  neuere  Geldtheorie 
und  die  Frage  der  Neuregelung  unserer  Währung  nach  dem  Kriege,  von  Prof.  Dr.  J.  B. 
Esslen.  —  .\ufgaben  der  Geldpolitik  nach  dem  Kriege,  von  Prof.  Dr.  Liefmann.  — 
Der  Krieg  und  das  Geldproblem,  von  Dr.  Kurt  Singer.  (Veröffentlichungen  des  deutschen 
Wirtsehaftsverbandes  für  Süd-  und  Mittelamcrika,  Heft  1.)  Berlin,  Dietrich  Reime.-- 
(Ernst  Vohscn),  1917.     8.     117  SS.     M.  3.—. 


Credit  (Le)  agricole.  II.:  CrMit  oollectif  en  faveur  des  socifet^  coopfrative»  d«? 
prodnction  et  de  vente  des  syndicats  agricoles  et  des  societts  d'assnranoes  matnelles 
contre  les  risques  agricoles.     Formalit^   de  Constitution   et    fonctionnement   des   soeiftlia 
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coopferatives.  ßfesultats  obtenus.  Paris,  Impr.  nationale,  1917.  8.  124  pag.  (Ministfere 
de  l'agriculture.     Service  du  crfedit  de  Cooperation  et  de  la  mutualitg  agricoles.) 

Holdsworth,  J.  Thom.,  Money  and  banking.  New  York,  Appleton.  12. 
13  +  511  p.     $  2,25. 

Wolfe,  O.  Howard,  Practical  banking.  Chicago,  La  Salle  Extension  Univ. 
8.     U  +  290  p.     $  2.—. 

9.  Sosiale  Frage. 

Löhner  (Keg.-Assess.,  Landeswohnungsr.),  Dr.  Otto,  Die  Wohnungsfürsorge  in 
Bayern  in  den  Jahren  1913,  1914,  1915  und  1916.  Im  Auftrage  des  K.  Staatsmini- 
steriums des  Innern  bearb.  München,  Ernst  Reinhardt,  1918.  Lex.-8.  103  SS.  m.  Fig. 
M.   3.—. 

Schober  (Geh.  ßeg.-R.  u.  Landesr.  Prov.-Kommiss.),  G.,  Oeffentliche  Jugend- 
fürsorge und  Fürsorgeerziehung  Minderjähriger  in  Deutschland.  Fünf  Vorlesungen  im 
Fachhochschulkursus  für  Wirtschaft  und  Verwaltung  (in  Anlehnung  an  die  Universität 
Breslau).     Breslau,  Wilh.  Gottl.  Korn,  1917.     kl.  8.     XVI— 138  SS.     M.  3.—. 

Tag,  Der,  der  Heimkehr.  Soziale  Fragen  der  Uebergangs Wirtschaft.  (Schriften 
der  Gesellschaft  für  soziale  Reform,  hrsg.  von  dem  Vorstande,  Heft  59.)  Jena,  Gustav 
Fischer,  1918.     8.     VI— 103  SS.     M.  2.—. 

II.  Oeietigrebnng,  Staats-  und  Verwaltangsrecht.    Staatsbfirgrerknnde. 

Aisberg  (Rechtsanw.),  Dr.  Max,  Kriegswucherstrafrecht.  4.  Aufl.  Berlin, 
W.  Moeser,  1918.     gr.  8.     184  SS.     M.  6,25. 

Breithaupt  (Geh.  Reg.-R.),  Herm.,  Fünf  Jahre  Reichsversicherungsordnung. 
München,  Verlag  für  Reichaversicherung,  1917.  gr.  8.  95  SS.  M.  4,75.  (S.-A.  aus 
der  Sammlung  von  Entscheidungen  des  Reiehsvereicherungsamts,  der  Landes-  und  Ober- 
versicherungsämter, 5.  Jahrg.) 

Czedik  (Wirkl.  Geh.-R.,  Reichr.-Mitgl.),  Alois  Frhr.  v.,  Zur  Geschichte  der 
k.  k.  österreichischen  Ministerien  1861 — 1916.  Nach  den  Erinnerungen.  (3  Bände.) 
2.  Bd.  Der  Zeitabschnitt  1893—1904.  Teschen,  Karl  Prochaska,  1917.  Lex.-8.  504  SS. 
M.  10.—.     Vollst.  M.  25.—. 

Handbuch  des  kommunalen  Verfassungs-  und  Verwaltungsreohts  in  Preußen. 
Unter  Mitwirkung  von  (Geh.  Reg.-R.)  Baath  . . .  hrsg.  und  mitbearb.  von  (Äbt.-Dir.)  Prof. 
Dr.  Fritz  Stier -Somlo.  2.  Bd.  Das  kommunale  Verwaltungsrecht  in  Preußen. 
2.  Hauptbl.    Das  Recht   der  kommunalen  Finanzverwaltung.      Bearbeitet  von  (Reg.-R.) 

Bück Oldenburg  i.  Gr.,  Gerhard  Stalling  Verlag,    1917.     Lcx.-8.     XVI— 656  SS. 

M.  20.—. 

Hornek  (Mag.-Sckr.),  Rud.,  Die  österreichischen  Heimat-  und  Armengesetze. 
1.  Heft.  (Handbücher  für  berufliche  und  freiwillige  soziale  Arbeit.  Bd.  1.)  Wien, 
Gerlach  u.  Wiedling,  1917.     gr.  8.     IV— 120  SS.     M.  2.—. 

Jäschke,  Dr.  Gotthard,  Die  Entwicklung  des  osmanischen  Verfassungsstaates 
von  den  Anfängen  bis  zur  Gegenwart.  Berlin,  Verlag  Der  Neue  Orient,  1917.  gr.  8. 
57  SS.     M.  1,50.     (Erw.  Äbdr.  aus  der  Z.  „Die  Welt  des  Islams",  Bd.  5.) 

Korselt  (Rfdr.),  Thdr.,  Die  völkerrechtliche  Handlungsfähigkeit  der  deutschen 
Einzelstaaten  in  Vergangenheit  und  Gegenwart.  Ein  Beitrag  zur  Untersuchung  der 
Staats-  und  rechtstheoretischen  Grundlagen  der  deutschen  Verfassung.  Leipzig,  Theodor 
Weicher,  1917.     gr.  8.     XXIII— 206  SS.     M.  7,50. 

Kralik,  Dr.  Rieh,  v.,  Entdeckungsgeschichte  des  österreichischen  Staats- 
gedankens.    Innsbruck,  Verlagsaustalt  Tyrolia,  1917.     gr.  8.     48  SS.     M.  1,30. 

Kriegs-Gesetze,  -Verordnungen  und  -Bekanntmachungen,  Sämt- 
liche. Eingeleitet  durch  einen  Auszug  aus  der  Denkschrift  des  Reichskanzlers  über 
wirtschaftliche  Maßnahmen  aus  Anlaß  des  Krieges  1914/17,  und  Anhang:  Preußische 
Ausführungsbestimmungen.  Mit  Inhaltsverzeichnis,  ausführlichem  Sachregister  und 
Gesetzesverzeichnis  nach  der  Zeitfolge,  hrsg.  von  der  Redaktion  des  Deutschen  Reichs- 
gesetzbuches für  Industrie,  Handel  und  Gewerbe.  3.  Erg.-Heft  zu  Bd.  4.  (15.  Erg.-Heft 
zu  Bd.  1.)  Abgeschlossen  am  31.  X.  1917.  Berlin,  Verlag  Deutsches  Reiehsgesetzbuch 
für  Industrie,    Handel  und  Gewerbe  (Otto  Drewitz),  1917.     8.     XI— 228  SS.     M.  3,50. 

Meyer  (Postr.),  Otto,  Das  preußische  Wahlrechtsproblem.  Ein  Einigungs- 
vorschlag. (Allgemeines  gleiches  Wahlrecht  ohne  die  Mängel  des  Reichstagswahlrechts.) 
Mainz,  Viktor  v.  Zabern,  1917.     8.     24  SS.     M.  0,50. 
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Möndel,  K.  J.,  Deutschland  auf  dem  Wege  zur  Demokratie.  (Deutsche  Zeit- 
fragen ;  hrsg.  von  der  Oentscben  Vereinigung.  Heft  0.)  Bonn,  Verlag  der  Deutechen 
Vereinigung,  1917.     VI— 144  SS.     M.  2.—. 

Niemcyer,  Thdr.,  Aufgaben  künftiger  Völkerrecbtswissenscbaft  (VerOffent- 
liehungen  des  Seminars  für  intcrnaiionalcs  Recht  an  der  UniversitAt  Kiel.  Hrsg.  von  Thdr. 
Niemeycr.    Heft  5.)   München,  Duncker  u.  Humblot,  1917.   gr.  8.   VII— 40  SS.    M.  1,50. 

Nussbaum  (Priv.-Dos.),  Dr.  Arthur,  Tatsachen  und  Begriffe  im  deutschen 
Kommissionsrecht.  Beiträge  inr  Kenntnis  des  Rechtsleben:«,  hr»g.  von  (Priv.-Doi.)  Dr. 
Arthur  Nassbanm,  Heft  1.    Berlin,  Julius  Springer,  1917.   gr.  8.    VIII  — 111  SS.   M.  4.S0. 

Pomtow,  Max,  Preußen  und  dos  Reichstagswahlrecht.  Ein  Wort  in  elfter 
Stunde     Leipzig,  Theodor  Weicher,  1017.     gr.  8.     168  SS.     M.  3.—. 

Piloty,  Prof.  Dr.  Rob.,  Da?  parlamentarische  System.  Eine  Untersuchang 
»eines  Wesens  und  Wertes.  Rerlin-Wilmer?dorf,  Dr.  Walthcr  Rothschild,  1917.  gr.  8. 
III— 81  SS.     M.  2,80. 

Rohde  (Beigeordn.),  Hugo,  Die  Micter-Schutzverordnung  (Bekanntmachung  des 
Bundesrmts  vom  26.  VII.  1917)  nebst  der  Anordnung  für  das  Verfahren  vor  den 
Einigungsämtem  vom  26.  VII.  1917  und  amtlicher  Begründung  sowie  den  sonatigen 
Bundesratsverordnungen  und  Ausführnngsbestimmungen  über  Einignngtmter.  Mit  Ein- 
leitung, Erläuterung  und  Anhang  verfaßt.  IJcrlin.  Industrieverlag  Spaeth  u.  Linde,  1917. 
IC.     90  SS.     M.  1,80. 

Trützschler  t.  Falkenstein,  Curt,  Der  politische  Imperativ.  (Die 
deutsche  Staatsidee.  StaatnpoIilik.  Stiat^nethische  Pordcrnng:  ..Mehr  Rechte  der 
Fran".)     Magdeburg,  Carl  E.  Klotz,   1917.     8.     42  SS.     M.  1,10. 

Weber,  Prof.  Max,  Wahlrodit  und  Demokratie  in  Deut'cbland.  (Der  deutMihe 
Volkntaat.  Schriften  zur  inneren  Politik,  hrsg.  von  Wilh.  Flcllc  und  Walther  Schotte, 
Heft  2.)     Berlin-Schöneberg,  „Fortschritt",  1917.     gr.  8.     48  SS.     M.  1,20. 

Brinvillc,   .1.  C,    HohcnzoUern   et  dimocratie.     Paris,   Attingcr.     8.     fr.  1. — . 

Farrcr,  James  Anson,  The  monarohy  in  politics.    London,  Ünwin. '  8.    10/.6. 

Schier brnnd,  Wolf  v.,  Anstria-flungary.  thc  polyglot  empire.  New  York, 
Stokes.     8.     $  3.—. 

Wallace,  D.  Dnncau,  The  govemment  of  England;  national,  local  and  im- 
perial.    New  York,  Putnam.     8.     1 1  -f  384  p.     %  2.—. 

Völlmar,  H.  F.  A.,  Bijdroge  tot  de  herziening  van  het  vereenigingsreoht. 
(Proebchrift,  üniv.  Leiden.)    's  Gravcnhage,  M.-irt.  Nijhoff.   gr.  8.    lOenllSblz.   fL  1,60. 

12.  Statistik. 

Jahrbuch,  ätatistiMshes.  für  das  Deutsche  Reich.  Hrsg.  vom  Kaiserl.  Statist. 
Amte.  38  Jahrg.  1917.  Beriin,  Puttkammer  u.  Mühlbrecht,  1917.  gr.  8.  XXXII— 
192  SS.     M.  1.—. 

Lange  (Landwirtechaftsk.-Geschäftsführ.),  Dr.  F.,  I^ndwirtschaftliob-sUtistischer 
Atlas.  Die  landwirtschaftliche  Erzeugung  der  Welt  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Landwirtschaft  in  Deutschland,  Oesterrcich-Ungarn  und  Polen  und  der  deutsche 
AuBenhandel  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Erzengnissen.  In  105  (färb.)  Karten 
(je  47,5  X  66  "o)  ""«l  «'"«•'  Einleitung.  Nebst  einem  Geleitwort  von  (Geh.  Reg.R., 
Dir.)  Prof.  Dr.  F.  Wohltmann.  Berlin,  Dietrich  Reimer  (Ernst  Vohsen) ,  1917. 
50X36,5  cm.     XIII  SS.     M.  72.—. 

Frankreich. 
Statistique  de  la  produotion  de  la  soie  en  Frauoe  et  ä  l'ätranger.     45*  annie. 
Rfecolte  de  1915.     Lyon,  impr.  A.  Rcy,  1917.     8.     68  pag.   et  tableanx.     (Syndioat  de 
I'ünion  des  marchands  de  soic  de  Lyon.) 

13.  VeraoUedeiiaa. 

Grabowsky,  Dr.  Adolf,  Die  poltiische  Frage.  Zweite,  durch- 
gesehene Auflage.  Berlin  (Carl  Heimann)  1916.  8«.  108  SS.  (Preis  : 
M.  2.—.) 

Das  Buch  ist  eine  ausgezeichnete  Einführuug  in  die  Fülle  der 
Probleme,    die    mau  in  ihrer  Gesamtheit  als  „die  polnische  Frage"   be- 
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zeichnet.  Der  als  einer  der  Herausgeber  der  „Zeitschrift  für  Politik" 
bekannte  Verf.  behandelt  den  Gegenstand  wesentlich  vom  Standpunkt 
des  Historikers.  Er  bezeichnet  seine  Arbeit  als  einen  „kleinen  Beitrag 
zur  Methode  der  politischen  Forschung".  Die  ihm  „allein  wirksam  er- 
scheinende" Methode  besteht,  wie  er  im  Vorwort  sagt,  darin,  „die  Be- 
standteile eines  verwickelten  Komplexes  zu  ergreifen,  ein  Pragenbündel, 
das  das  Leben  bietet,  zu  sichten  und  zu  ordnen".  „Ist  dies  mit  dem 
deatlichen  Willen  zur  Tat  geschehen,  so  erfolgt  ohne  viel  Zutun  die 
Lagerung  des  künftigen,  besser  geformten  Bündels".  So  ergibt  sich 
dem  Verf.  aus  der  „Entwirrung"  beinahe  von  selbst  die  „Lösung"  des 
Problems.  Ob  die  Methode  neu  ist,  dürfte  wohl  zu  bezweifeln  sein. 
Besagte  nicht  das  uralte  „qui  bene  distinguit,  bene  judicat"  dasselbe? 
Zum  Unglück  ist  auch  die  „Lösung",  die  sich  dem  Verf.  nach  seiner 
Sichtung  und  Ordnung  des  Stoffes  als  selbstverständlich  ergibt  —  er 
selbst  nennt  sie  die  „rechte"  Lösung  (S.  89)  —  die  Schaffung  des  so- 
genannten „Kondominiums"  Deutschlands  und  Oesterreich-Ungarns  über 
Russisch-Polen,  gerade  diejenige,  die  den  meisten  Politikern  am  aller- 
wenigsten einleuchtet  und  auch  durch  die  tatsächliche  Entwicklung 
der  Dinge  längst  überholt  ist.  Wie  dem  aber  auch  sei,  Grabowskys 
Art,  die  verwickelten  Fragen  anzufassen  und  die  Probleme  richtig  zu 
bestimmen,  hat  sehr  große  Vorzüge,  und  niemand,  der  bestrebt  ist, 
sich  über  die  polnischen  Verhältnisse  zu  unterrichten,  sollte  versäumen, 
die  klare,  gut  geschriebene  Schrift  Grabowskys  zu  lesen.  Mag  auch 
manches  in  ihr  anfechtbar  sein,  alles  regt  sehr  zum  Nachdenken  an. 
Trotz  seines  polnischen  Namens  behandelt  der  Verf.  das  Problem  aus- 
schließlich vom  reichsdeutschen  Standpunkt,  natürlich  unter  Berück- 
Mchtigung  der  Interessen  Oesterreich-Ungarns.  Aus  eigener  Anschau- 
ung kennt  er  Russisch-Polen  anscheinend  erst  seit  dem  Ausbruch  des 
Krieges.  Eine  sehr  lehrreiche  militärische  Stellung  ermöglichte  es  ihm, 
wie  er  mitteilt,  viel  im  Lande  herumzukommen.  Interessant  sind  be- 
sonders seine  Schilderungen  des  Charakters  der  Völker,  welche  Russisch- 
Polen  bewohnen,  vor  allem  der  Polen  selbst  (S.  54  ff.),  daneben  aber 
auch  der  Litauer  und  besonders  der  Ostjuden.  Wertvoll  sind  auch  die 
vielfach  eingestreuten  Betrachtungen  über  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse Polens;  natürlich  bedürfen  sie  der  Ergänzung  durch  eingehende 
Untersuchungen  der  einzelnen  Erwerbszweige  des  Landes. 

Frankfurt  a.  M.  Paul  Arndt. 

Bonne  (San.-R.,  Oberstabsarzt),  Dr.  Georg,  Der  deutsche  Militarismus  in  seiner 
Bedeutung;  für  die  menschliche  Kuliur.  München,  Krnst  Reinhardt,  1917.  er.  8. 
IV-54  SS.     M.  1,50. 

Delbrück.  Hans,  Krieg  und  Politik  1914—1916.  1.  Bd.  Berlin,  Georg 
Stilke,  1918.     gr.  8.     XV— 271  SS.     M.  6.— . 

Hacks  (Stadtschul r.),  Dr.  Jacob,  Der  Aufstieg  der  Begabten   und  die  Einheits- 
schule.     Ein    Problem    der     praktischen    Volkswirtschaftslehre.      Breslau,    Priebatach 
Buchhdlg.,   1917.     8.     IV— 72  SS.     M.  1,25. 

Hettner,  Prof.  Alfred,  Der  Friede  und  die  deutsche  Zukunft.  Stuttgart, 
Deutsche  Verlags-Anstalt,  1917.     8.     244  SS.     M.  3,50. 

Hoeber,  Dr.  Karl,  Englands  Kriegs-  und  Blutschuld  vor  dem  Bichterstuhl  der 
Geschichte.     Tatsachen  und  Akten,  hrsg.     (Zeit-  und  Streitfragen  der  Gegenwart.    Eine 
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Sammlung  von  Schriften  zur  politischen  und  kulturellen  Tagesgesohichtc.  Hng.  Ton 
Dr.  Karl  Hoeber.     Bd.  10.)     Köln,  J.  P.  Bachern,  1917.     gr.  8.     235  SS.    M.  3,20. 

KiBling,  Dr.  Johs.  B.,  Der  deutsche  Protestantismus  1817 — 1917.  Eine  ge- 
schichtliche Darstellung.  In  2  Bdn.  Bd.  1.  Münster  i.  W.,  Aschendorffscfae  Verltg»- 
buohhdlg.,  1917.     gr.  8.    XI— 422  SS.     M.  6.  — . 

Kretschmar,  Prof.  Dr.  Paul,  Staatskunst  und  Weltkrieg.  Innsbruck,  Verlag 
der  Wagnersehen  Unir.-Bnchdruckerei,  1917.     gr.  8.     '5  SS.     M.  2. — . 

Observator,  Austriacus  (Psend.  f.  Scbmid),  Germanentum,  Slaventum, 
Orientvölker  und  die  Balkanereignisse.  Knlturpolitiscbe  ErwSgnngen.  Kempten,  Jos. 
Köselsche  Buchhdlg,   1917.     8.     XVI— 322  SS.     M.  4,50. 

Otto,  Berth. ,  Mammonbmus,  Militarismus,  Krieg  und  Frieden.  (Bficber  der 
Wende.  Neu-geisteswissenschaftliche  Keihe,  Nr.  1.)  Berlin- Wilmersdorf,  Die  Wende, 
1918.     8.     391  SS.     H.  6,80. 

Papst,  Kurie  und  Weltkrieg.  Historisch-kritische  Studie  von  einem  Deutaehea. 
Beriin,  Saemann-Veriag,  1918.     8.     156  SS.     U.  2,50. 

Beventlow,  Oraf  Ernst  zu.  Der  Einfluß  der  Seemacht  im  großen  Kriege. 
Berlin,  E.  S.  Mittler  u.  Sohn,   1918.     gr.  8.     XXII— 278  SS.     M.  8,50. 

Stiglmayr,  Joseph,  Das  humanistische  Gymnasium  und  sein  bleitwnder  Wen. 
(Stimmen  der  Zeit.  Erg.-Hefte.  1.  Reibe:  Kulturfragen.  Heft  4.)  Freiburg  i.  Br., 
Herdersche  Veriagshdlg.,  1917.     gr.  8.     XII— 156  SS.     M.  3.—. 

Stolper.  Dr.  Gustav,  Wir  und  DeuUchland.  Wien,  Franz  Denticke,  1917. 
gr.  8.     40  SS.     M.   1.—. 

Stritzko  (Staatsarch.-Konzipist),  Dr.  Eud. ,  Der  Weltkrieg  und  die  politisehea 
Gedankengänge  Europas.  (Flugschriften  für  Oesterreich-üngarcs  Erwachen.  Hng. : 
Rob.  Stracbe.  Literar.  Leitung:  Ferd.  Grüner.  Heft  30.)  Wamsdorf,  Ed.  Strache» 
Veriag,  1917.     gr.  8.     36  SS.     M.  0,80. 

Caulery,  Maurice,  Les  universit^  et  la  vie  scientifique  auz  £tats-Unis. 
Paris,  Colin.     8.     fr.  3,50. 

Kiewiet  de  Jonge,  H.  J.,  De  politiek  der  toekomst.  Een  vretenscfaappelijk 
onderzoek.     Amsterdam,  P.  N.  van  Kampen  en  Zoon.     gr.  8.     i  en  240  blz.     fl.  4.W. 
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A.   Frankreich. 

Journal  de  la  Soci^ti  de  Statistique  de  Paris.  58*  ann^e,  norembre  1917, 
No.  11.  Procfes-verbal  de  la  sfeance  du  17  octobre  1917.  Communication  de  M.  Raigi: 
Les  finances  et  le  regime  fiscal  de  guerre  de  l'Angleterre.  —  Ij»  rfepartition  des  langnes 
en  Belgiqne,  par  Paul  Meuriot.  —  Le  progrfes  de  la  Corte  sous  la  domination  japa- 
naise,  par  Paul  Meuriot.  —  etc. 

B.  England. 
Review,    The  Fortnightly.    October  1917:  Armenia  and  the  Armeuians,  by  His 
Ezcellency  Ismail  Kemal  Hey.  —  Some  secret  pages  of  German  bistory,  1870 — 1914,  by 
Politieus.  —  The    troubles  and  desires  of  labour,  by  F.  Hareourt  Kitchin.  —  etc. 

C.  Oesterreich-Ungarn. 
Handelsmuseum,  Das.  Hrsg.  von  der  Direktion  des  k.  k.  («tcrreichisch-n; 
Handelsmuseums.  Bd.  32,  1917,  Nr.  48:  Wirtechaftskunde  von  Oesterreich- Ungar», 
von  (Priv.-Doz.)  Dr.  Siegmnnd  Schilder.  —  Wirtschaftspolitiache  Ucbersicht  (üngaru, 
Bosnien  und  Herzegowina,  Deutschland,  Türkei,  England,  Frankreich,  Italien).  —  D»s 
Zuckermonopol  in  Rußland.  —  etc.  —  Nr.  49:  Die  industrielle  Entwicklung  der 
Schweiz  während  des  Krieges,  von  Dr.  Julius  Wilhelm.  —  Wirtschafupolitische  Ucber- 
sicht (Ungarn,  Deutschland,  Türkei,  Schweiz,  England,  Frankreich,  Italien,  Rußland). 
—  Eine  Kriegsstatistik  des  Handels  in  Ungarn.  —  etc.  —  Nr.  50:  Wirtscbaftspolitische 
Uebersicht  (Ungarn,  Deutschland,  Polen,  Bulgarien,  Schweiz,    Holland,   .Schweden,  Eng- 
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land,  Franiireich,  Italien,  KuBland).  —  Die  Kartoffelversorgung  Deutschlands.  —  Die 
chemische  Industrie  in  Polen.  —  Die  Aussichten  der  Zuckerindustrie  in  der  Türkei.  — 
etc.  —  Nr.  51 :  Der  Zusammenhang  zwischen  militärischer  und  wirtschaftlicher  Ver- 
kcbrspolitik,  von  Dr.  Victor  Krakauer.  —  Wirtschaftspolitische  Uebersicht  (Ungarn, 
Deutschland,  Bulgarien,  Türkei,  Schweiz,  England,  Frankreich,  Bußland,  Italien).  — 
Der  handelspolitische  Zusammenschluß  der  skandinavischen  Länder  —  etc. 

Volkswirt,  Der  österreichische.  Jahrg.  10,  1917,  Nr.  11:  Krieg  und  Geldlehre 
(XIII.  Wechselkurse  im  Frieden),  von  Walther  Federn.  —  Banken  und  Gründungs- 
wesen in  Italien,  von  A.  S.  —  etc.  —  Nr.  12:  Krieg  und  Geldlehre  (XIV.  Wechsel- 
kurse im  Kriege),  von  Walther  Federn.  —  Das  Vermögen  als  Besteuerungsgrundlage 
in  Oesterreich,  von  (Priv.-Doz.)  Dr.  Emanuel  Hugo  Vogel.  —  etc.  —  Nr.  13:  Krieg 
und  Geldlchre  (XIV.  Wechselkurse  im  Kriege,  Schluß),  von  Walther  Federn.  —  Das 
Vermögen  als  Besteucrungsgrundlage  in  Oesterreich  (II.)  von  (Priv.-Doz.)  Dr.  Emanuel 
Hugo  Vogel.  —    etc.    —    Nr.    14:  Oesterreieh-Ungarn   zum  Jahreswechsel,   von  W.  F. 

—  Das  Vermögen  als  Besteuerungsgrundlage  iu  Oesterreich  (III.),  von  (Priv.-Doz.)  Dr. 
Emanuel  Hugo  Vogel.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung.  Organ  der  Ge- 
sellschaft österreichischer  Volkswirte.  Bd.  26,  1917,  Heft  1—3:  Dr.  Eugen  v.  Philippo- 
Anch  t-  —  D*''  Einfluß  von  Wohlhabenheitsgrad,  Einkommenshöhe  und  Familiengröße 
auf  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse.  Theorie  und  statistische  Tatsachen,  von  Prof. 
Walter  Schiff.  —  Die  Frage  der  wirtschaftlichen  Annäherung  zwischen  Oesterreieh- 
Ungarn  und  Deutschland,  von  Dr.  Friedrich  Hertz.  —  Die  behördliche  Organisation  des 
Arbeitsnachweises  in  Ungarn,  von  Dr.  Emerich  Ferenczi.  —  Die  Alters-Selbstversorgung 
und  die  unmittelbare  Leibrentenversichcrung,  von  (Reg.-E.)  J.  Berger.  —  Die  Gewerk- 
schaften   Deutsehlands    und    Oesterreichs    iu    der     Kriegszeit,     von     Hans     Fehlinger. 

—  Nahrungsspielraum  und  Volkswachstum,  von  Dr.  Wilhelm  Winkler.  —  Beschlüsse 
der  mitteleuropäischen    Wirtschaftskonferenz   in   Budapest   11.   bis  12.  Dezember    1916. 

—  etc. 

G.  Holland. 

Economist,  De.  Opgericht  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  Jaarg.  C6,  Dezember 
1917,  No.  12 :  De  weduwen-  en  weezenfondsen  onder  toezicht  van  het  rijk,  door  H.  T. 
Hoven.  —  Het  West-Indische  bankwezen,  door  Dr.  C.  F.  Schoch.  —  etc. 

Gids,  De  Socialistische.  Maandschrift  der  sociaal-democratische  arbeiderspartij. 
Jaarg.  II,  Dezember  1917,  No.  12:  De  economische  ontwikkeling  van  Japan  (II.  Slot), 
door  Andr.  Stemheim.  —  Staat  en  maatschappij  (III.  Slot),),  door  Jos.  Loopuit.  —  etc. 
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Annalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirt- 
schaft. Jahrg.  50,  1917,  Nr.  5/6:  Konjunkturgewinn,  von  Job.  Kempkens.  —  Kriegs- 
fragen der  Steuerpolitik,  von  (Oberlandesgerichtsrat)  G.  Gotthardt.  —  Zur  Eeichsfinanz- 
reform,  von  (Oberfinanzrat)  Dr.  Eicbmann.  —  Ist  der  Hilfsdienstausschuß  des  Reichs- 
tages eine  staatsrechtliche  Neubildung?,  von  Prof.  Dr.  jur.  Friedrich  Giese.  —  Die 
kriegerische  Besetzung.  Eine  Staatsrechtsstudie,  von  Dr.  Adolf  Merkl.  —  Die  deutsche 
Branntweinsteuergesetzgebung  im  Kriege,  von  Dr.  Ludwig  Wassermann.  —  Zur  Be- 
völkerungsfrage (Forts.),  von  R.  Manscbke.   —  etc. 

Archiv  für  Rechts-  und  Wirtschaftsphilosophie.  Bd.  11,  Oktober  1917 /Januar 
1918,  Heft  1/2:  Recht  und  Gesetz,  von  (Geh.  Justizr.)  Prof.  Dr.  Josef  Kohler.  —  Ueber 
Aufgaben  und  Methoden  der  Rechtswissenschaft.  Vortrag  von  (Sr.  Exz.  Wirkl.  Geh. 
Rat)  Prof.  Dr.  Alexander  Pl&sz- Budapest.  —  Die  Besoldung  der  Professoren  an  den 
räterreichischeu  Universitäten  und  den  ihnen  gleichgestellten  Hochschulen,  von  (Univ.- 
Prof.)  Dr.  Sigmund  Adler.  —  Versuch  einer  Rechtsenergetik  (Schluß),  von  (Ger.-Ass.) 
Erich  Warschauer.  —  Da»  parlamentarische  System.  Eine  Untersuchung  seines  Wesens 
und  Wertes,  von  (ord.  Prof.  der  Rechte  an  der  Universität  Würzburg)  Dr.  Robert 
Piloty.  —  Die  VoUstreckungsurkunde  als  Verkehrsmittel  (Schluß),  von  (Geh.  Justizr.) 
Prof.  Dr.  Kohler.  —  etc. 
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Archiv,  Weltwirtschaftliches.  Bd.  11,  Dezember  1917,  Heft  4:  luriation  uud 
Wechselkurse ,  von  Dr.  Josef  Jadik.  —  EmaDzipalioDsbestrebungeo  der  chemischcD 
Industrie  Frankreichs  w&hreud  des  Krieges,  von  Dr.  Hermann  Curtb.  —  Der  englicch- 
französische  Kanaltunnel,  von  Dr.  Oscar  Wingen.  —  Der  Krieg  und  sein  Eioflafi  auf 
das  gewerbliche  Urheberrecht,  von  (Geh.  Reg.-B.)  Neuberg.  —  etc. 

Außenhandel,  Deutscher.  Zeitschrift  des  Handels  Vertrags  vereiDs.  Jabrg.  17, 
1917.  ' —  Nr.  15:  Liquidatiooeu  deutscher  Firmen  in  Feindesland.  —  Wie  wird  der 
nftohste  Handelsvertrag  mit  Rußland  aussehen?  —  etc.  —  Jahi^g.  18,  1918,  Nr.  1  : 
Schutz  deutscher  Forderungen  in  Feindesland.  —  Internationale  BiunenwasecratrafieD , 
von  (M.  d.  R.)  Gothein.  —  AusUndische  Valuta  für  deutsche  Exporte,  von  (Handelsk- 
Synd.)  Dr.  Heyn.  —  etc. 

Bank,  Die.  Dezember  1917,  Heft  12:  Aktienwesen  und  Aktienrecht,  von  Alfrvd 
Lausburgh.  —  Die  Kehrseite  des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs  (SehlaB),  von  I>r. 
Franz  Dübring.  —  Vorwirknngen  der  Monopole,  von  Ludwig  Eschwege.  —  Die  Be- 
dingnngsgemeinschaft   im   Bankgewerbe.   —   Zur   Wiedereinführung    des  EiDbeitskurse». 

—  Die  deutschen  Kaliwerte  und  das  Ausland.  —  Nolenthesauriening  und  Gegenmittel. 

—  etc. 

Bank-Archiv.  Jahrg.  17,  1917,  Nr.  6:  Geld  und  Einkommen,  von  i,Dir.  der 
Hypothekenbank  in  Hamburg)  Dr.  Friedrich  Bendizen.  —  Zur  amtlichen  Korafest- 
Stellung  an  der  Berliner  Bdree.  ~-  etc.  —  Nr.  7 :  Zar  Wiederaufnahme  des  amtlieben 
Börsenverkehrs,  von  (Kommerzienrat)  Paul  Boehme.  —  Vorzüge  und  Schaltenseiten  dea 
Einbeitskursea,  von  (Bankier)  Richard  Pohl.  —  etc. 

Concordia.  Zeitschrift  der  Zeutraktelle  für  VolkswohUabrt.  Jahrg.  24,  1917 
Nr.  24:  Bethel,  von  Prof.  D.  Mahling.  —  Der  Deutsche  Volkshausbund.  —  VoUu- 
bildungskougresse.  —  etc.  —  Jahrg.  25,  1918,  Nr.  1:  Gemeinnützige  Absablnngs- 
gcschafte.  —  Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  über  ihre  Amtstätigkeit  im  Jahre 
1915.  —  Aus  dem  Jahrbncbe  der  Krankenkassenveniicherung  1915,  von  Dr.  med. 
Haeseler.   —  etc. 

Export.  Jahrg.  40,  1918,  Nr.  1 — 5:  Garantien  für  den  Frieden,  von  Dr 
K.  Jannasch.  —  Adolph  Wagner  f,  von  Georg  Stamper.  —  Die  Eisenerzlager  in  fran- 
ateisch  Lothringen.  —  Zur  Lage  in  Spanien.  —  Der  Norden  in  der  kommenden  Win- 
scbaflapolitik.  —  Die  italienische  Industrie.  —  Amerikanischer  Bericht.  —  Die  Forde- 
rung des  nordamerikanischea  Exports  durch  die  Bankreform  von  1914.  —  Südamerika- 
nischer Beriebt.  —  Der  Handel  mit  Südamerika  wUirend  des  Krieges.  —  etc. 

Jahrbücher,  Preußische.  Bd.  171,  Januar  1918,  Heft  1:  Herrenhaus,  von 
K.  V.  Kienitz.  —  Das  Selbslbestimmuugsrecht  der  Völker  und  der  Friede,  von  Prof. 
Dr.  Alfred  Weber.  —  Armenien  und  Polen,  von  Dr.  Emil  Daniels.  —  Entente  und 
Papsttum;  Schwindende  Zuversicht  in  Frankreich  und  England-,  der  Tauchbootkrieg 
und  die  Seesperre  in  der  Geschichte;  von  Emil  Daniels.  —  Zwei  Reden:  Prinz  Mai 
y.  Baden,  Staatnekr.  Solf;  die  zweite  russische  Revolution;  Brest-Litowsk ;  von  H.  Del- 
brück. —  etc. 

Kultur,  Soziale.  Jahrg.  37,  Dezember  1917,  Heft  12:  Das  Recht  auf  eis 
Existenzminimum,  von  Dr.  Alois  Wurm.  —  Die  Arbeitsgemeinschaft  der  selbständigen 
Handwerker,  von  Dr.  Lübbering.  —  üeber  die  deutsche  Krankenversicherung  im  Kriege, 
von  A.  R.  Erlbeck.  —  Die  Unterbringung  von  Stadtkindern  auf  dem  Lande,  von  Marg. 
Weinberg.  —  Deutscher  ßechtsfriede.  Gütcverfabren  im  Privatrecht  und  im  soziale» 
Leben,  von  Dr.  Cl.  Heiß.  —  Die  Bodenfrage  und  die  Stellung  der  Arbeiterschaft  zum 
Bauernstand,  von  Carl  Oscar  Frhr.  v.  Soden.  —  etc. 

Monatshefte,  Sozialisüsche.  Jahrg.  23,  Bd.  49,  1917,  Heft  26/26:  Klare  Eni 
Scheidung,  von  Max  Cohen.  —  England  und  die  deutscb-rcssische  Annthemng,  vo« 
Max  Sch'.ppel.  —   Wirtschaftsimperialismus  und  Handelskrieg,  von  Dr.  Ludwig  Quessel. 

—  Besteht  Aussicht,  die  Landarbeiterinnen  gewerkschaftlich  zu  organisieren  ?,  von  Georg 
Schmidt.  —  etc.  —  Jahrg.  24,  Bd.  50,  1918,  Heft  1  und  2:  Der  Weg  zur  Demokratie, 
von  Wolfgang  Heine.  —  Der  Aufbau  des  neuen  Rußlands,  von  Dr.  Ludwig  Quessel.  — 
Konsumeutcnstandpunkt  und  Arbeiterorganisationen,  von  Max  Scbippel.  —  Die  Not- 
wendigkeit produktiver  Kolonialpolilik,  von  Max  Cohen.  —  Die  nächsten  Aufgaben  der 
Produktionspolitik  in  der  Landwirtschaft,  von  Hermann  Kranold.  —  Arbeits-  und  Wohl- 
fahrtsämter beim  Wiederaufbau  Deutschlands,  von  Paul  Dmbreit.  —  Die  engliache  and 
die  russische  Frau,  von  Wally  Zepler.  —  etc. 
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Oekonomist,  Der  Deutsche.  Jahrg.  3ti,  1918,  Nr.  1829:  Finanzielles  und 
Wirtschaftliches  aus  Frankreich.  —  Die  Konzeutrationsbcwegung  im  deutschen  Bank- 
gewerbe.  —  etc.  —  Nr.  IbSO:  Die  Kapitalserböbuugen  und  Börsenzulassungen  im  Jahre 
1917.  —  Die  Preisbewegungen  im  Weltmarkt.  —  etc. 

Plutus.  Jahrg.  14,  1917,  Heft  51/52:  Eußland.  -  Ucbergangswirtschaft  (XVI), 
Ton  G.  B.  —  etc.  —  Jahrg.  15,  1918,  Heft  1/2:  Wohnungsnot.  —  Uebergangswirt- 
schalt  (XVII),  von  G.  B.  —  etc. 

Praxis,  Soziale,  und  Archiv  für  Volkswohlfahit.  Jahrg.  27,  1917,  Nr.  12: 
Gegner  des  Wirtsehaftsfriedens.  —  Die  Soziale  Hygiene  an  den  Hochschulen,  von 
(Priv.-Doz.)  Dr.  Ludwig  Teleky.  —  Kohlennot  und  Bergatbeitcrverhältnisse.  —  Die 
Arbeiterschaft  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  —  Zur  Systematik  der  Kammern- 
Organisation.  Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Arbeitskammeru,  von  Dr.  Klaus  Wagner- 
Boemmich.  —  Drei  Jahre  Kriegswohlfahrtspflege  in  Berlin.  —  etc.  —  Nr.  13:  Zur 
Frage  der  Beseitigung  der  Sonderversichcrung  der  Angestellten,  von  (Landesrat)  Dr. 
Brunn.  —  Die  Soziale  Hygiene  an  den  Hochschulen  (Schluß),  von  (Priv.-Doz.)  Dr. 
Ludwig  Teleky.  —  Zwangswirtschaft  und  Schleichhandel.  —  Die  Lohnbewegungen  des 
Jahres  1916  nach  der  Gewerkschaftsstatistik.  —  etc.  —  Nr.  14:  Kampflose  Lohn- 
regelung, von  (1.  Staatsanw.)  A.  Zeiler.  —  Die  Gesellschaft  für  Soziale  Keform  für 
sozialpolitische  Vereinbarungen  beim  Friedensschluß.  —  Die  Mängel  unserer  Gemüse- 
versorgung  und  ihre  Beseitigung,  von  (Stadtverordn.)  Emil  Kloth.  —  Die  Not  im 
Lehrlingswcsen ,  vou  (städt.  Berufsvormund)  H.  Burghart.  ■ —  etc.  —  Nr.  15 :  Zur 
Lösung  der  Tritkgeldfrage,  von  Friedrich  Scholz.  —  Erbrechtsfragen  und  Bevölkerungs- 
politik. —  Ein  freigewerkscbaftliches  Arbeiterprogramm.  —  Das  Heim  der  Angestellten, 
von  Werner  Heinemann.  —  etc. 

ßeeht  und  Wirtschaft.  Jahrg.  7,  Januar  1918,  Nr.  1:  Ueber  die  Notwendig- 
keit und  den  Umfang  der  preußischen  Verwaltungsreform,  von  (Miuisterialdir.  a.  D.) 
Dr.  Graf  Robert  v.  Keyserlingk.  —  Gegenwart  und  Zukunft  des  deutschen  Ausfuhr- 
handels, von  (Vors.  des  Verbandes  Deutscher  Exporteure)  Hermanu  Hecht.  —  Kriegs- 
kosten und  direkte  Steuern,  von  Georg  Jaffß.  —  Arbeitskammern,  von  (stell vertret. 
Vors.  des  Deutschen  Bauarbeiterverbandes  in  Hamburg)  August  Winnig.  —  Beform  des 
Beamtentums,  von  Dr.  Ernst  Schnitze.  —  Zwang  zum  Kartellschluß  und  Zwangskartelle, 
von  (Oberlandesgerichtsrat  Geh.  Justizr.)  Grünebaum.  —  etc. 

Verwaltung  und  Statistik  (Monatsschrift  für  Deutsche  Beamte).  Jahrg.  7 
Dezember  1917,  Heft  12:  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Deutschen  ßeiehes  und  der 
deutschen  Bundesstaaten.  —   Die  wirtschaftlichen  Kräfte  Deutschlands,   von  Dr.  Ehlers. 

—  Bayerische  Landessicdelung,  von  Franz  Xaver  Kagl.  —  etc. 

Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Hrsg.  vom  Kaiscrl. 
Statistischen  Amte.  Jahrg.  26,  1917,  Heft  2:  Krankenversicherung  in  den  Knappschafts- 
kassen und  -vereinen  1915.  —  Streiks  und  Aussperrungen.  1.  Vierteljahr  1917.  Vor- 
läufige Uebersicht  (und  Jahr  1916);  Anhang:  Zusammenfassende  Uebersicht  (1914, 
1915    und    1916).    —    Konkursstatistik.     1.  Vierteljahr   1917.     (Vorläufige   Ergebnisse.) 

—  Produktion  der  Eisenindustrie  Luxemburgs  1914.  —  Produktion  der  Kohlen-,  Eisen- 
und  Hüttenindustrie  in  Deutschland  1914.  —  Zur  Statistik  der  Preise:  1.  Amtlich  (von 
Reichs-,  Staats-  bzw.  Kommunalbehörden)  festgesetzte  Höchstpreise  für  wichtige  Lebens- 
und Verpflegungsmittel  im  Deutschen  Reich  im  April  1917;  2.  Lebensmittelpreise  im 
Kleinhandel  in  einzelnen  deutschen  Städten  für  das  Jahr  1916  nach  Monaten ;  3.  Vieh- 
preise im  Ausland  im  I.Vierteljahre  1913  — 1917;  4.  Kohlenpreise  in  einzelnen  Städten 
im  Jahre  1916  nach  Monaten.  —  Kohlenversorgung  einiger  Blädte  im  Jahre  1916  nach 
Monaten.  —  Bestands-  und  Kapitaländerungen  der  deutschen  Aktiengesellschaften  im 
1.  Vierteljahr  1917.  —  Bestands-  und  Kapitaländerungen  der  deutschen  Gesellschaften 
m.  beschr.  Haftung  im  1.  Vierteljahr  1917. 

Weltwirtschaft.  Zeitschrift  für  Weltwirtschaft  und  Weltverkehr.  Jahrg.  7, 
Dezember  1917,  Nr.  12:  Was  sind  uns  die  Erzbecken  von  Briay  und  Longwy?,  Vou 
Dr.  J.  Reichert.  —  Die  Vermittlungstätigkeit  der  deutschen  Banken  im  Ueberseeverkehr 
vor  und  nach  dem  Kriege,  von  B.  Romm.  —  Der  zukünftige  Wirtschaftskrieg  in  den 
Gedankengängen  unserer  Feinde,  von  Marcello  Ro^ge.  —  Riga  als  Handelsstadt,  von 
Dr.  Fritz  Wertheimer.  —  Ungarns  wirtschaftliche  Zukunftsarbeit,  von  (Bankdirektor) 
Max  GM.  —  Rumäniens  Interesse  an  der  Neugestaltung  der  Donaufrage,  von  Dr.  Neu- 
bauer. —    Rumäniens  bisherige  See-  und  Binnenschiff ahrtspolitik ,   von  Dr.  Hamburger. 

—  etc. 
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Wirtscfaafts-Zeitnog,  Deutsdie.  Jahrg.  13,  1917,  Nr.  23:  Krieg  und  Wirt- 
schaft, yon  Dr.  Leo  Blam.  —  Zar  Soziologie  des  Rechts,  von  (Diplomkaofmann,  Assess.) 
Dr.  jar.  et  rer.  pol.  Bemecken.  —  Die  Indtutrie  im  eroberten  Italien.  —  Entwicklung 
der  japanischen  Industrie  im  Kriege.  —  Die  Einwirkung  des  Krieges  auf  das  amerika- 
nische Wirtschaftsleben.  —  Deutsch-amerikanischer  Wirtscbaftsverband :  Zur  Beschlag- 
nahme deutschen  Eigentums  in  den  Vereinigten  Staaten ;  Wirtschaftliche  Vergeltungs- 
maBnahmcn  gegen  die  Vereinigten  Staaten.  —  etc.  —  Nr.  24:  Die  Reform  des  Herren- 
hauses, Ton  (Handclskammersynd.)  Dr.  Wiedemann.  —  Englische  Sozialwirtschaft  im 
Kriege  und  die  kommenden  Friedensproblemc,  von  Prof.  Dr.  L.  V.  Birck.  —  Die  Un- 
möglichkeit der  Vernichtung  deutscher  Wirtschaftskraft  durch  einen  Wirtschaftskrieg.  — 
Die  Handelaschif  fahrt  im  Kriege  und  nachher.  —  Deutsch  -  Amerikanischer  Wirtschafts- 
verband:   Die  deutschen  Patente  in  den  Vereinigten  Staaten.  —  etc. 

Zeit,  Die  Neue.  Jahrg.  36,  Bd.  1,  1917,  Nr.  12:  Krieg  und  Landwirtschaft, 
ron  Robert  Leinert.  —  Spaltungen  in  der  Sozialdemokratie  (Schluß),  von  Wilhelm  Bio«.  — 
Aus  der  Frühreit  bürgerlicher  Verfassungskämpfe.  Zur  100.  Wiederkehr  der  Burschen- 
schaftsjahre, von  Karl  Wendemnth.  —  etc.  —  Nr.  13:  Parteipsychologisches,  von 
Heinrich  Cunow.  —  Die  Arbeiterlöhne  während  des  Krieges,  von  Friedrich  Kleeis.  — 
efo.  —  Nr.  14 :  Die  Geheimdokumente  des  russisobeD  Auswärtigen  Amts,  von  L.  Qaessel. 

—  Die  Agrarfrage  in  Rußland,  von  E.  N.  Verow.  —  Agrarisches  lur  preuBischen  Ver- 
fassungsreform,  von  (M.  d.  R.)  Max  Quarck.  —  etc.  —  Nr.  15:  Für  das  parUmeo- 
tarische  Regierungssystem,  von  Georg  Oradnauer.  —  Nochmals  Volksherrschaft  und 
parlamentarisches  System,  von  Heinrich  Cunow.  —  Die  Agrarfrage  in  Rußland  (Schluß), 
von  E.  N.  Verow.  —  etc. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Versicherungs- Wissenschaft,  Bd.  18,  Januar  1918, 
Heft  1 :  Mitteleuropäische  Versicherung.  Ihre  Zweckmäßigkeit,  Formen  und  Möglichkeit, 
von  Kurt  Lindeboom.  —  Kriegslehren  und  Friedensaufgaben  der  sozialen  Kranken- 
versicherung, von  (Rechtsanw.)  Dr.  jur.  Georg  Baum.  —  Die  Bedeutung  des  Krieges 
und  der  deutschen  Kriegsnotgesetze  für  die  Privatversieherung,  von  (Rechtsanw.)  Dr.  jur. 
Toop.  —  Die  deutsche  Feuerversicherung   im  Kriege,   von  Dr.  phil.  Karl  Lutten  berger. 

—  Die  Provision  bei  der  laufenden  Rückversicherung,  von  (Geh.  Hofr.)  Prof.  Dr.  jur. 
Victor  Ehrenberg.  —  Die  Beteiligung  Minderjähriger  bei  Versicherungsverträgen,  von 
(Finanzassess.)  Dr.  jur.  Hans  Berolzheimer.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Kommunalwirtschaft  und  Kommunalpolitik.  Jahrg.  7,  Dezember 
1917,  Nr.  23/24:  Die  Begründung  der  deutachen  Giro-Zentrale,  von  (Oberbürgerm.) 
Dr.  Scholz.  —  Ausübung  einer  Erwerbstätigkeit  durch  Kriegerfrauen,  Arbeitszwang  bei 
ZaUung  der  Kriegsunterstützung,  besondere  Verhältnisse  auch  von  sonstigen  Angehörigen, 
vom  Städtischen  Fürsorgeamt  für  Kriegerfamilien  in  Hagen  (Westf.).  —  Die  städtische 
Wirtschaftsführung  und  ihre  Prüfung  durch  die  Stadtverordneten,  von  (Stadtsekr.)  Ger- 
ling.  —  Zuschüsse  zu  den  Nahrungsmittelpreisen,  von  (Bürgermstr.)  Dr.  Frommhold. 
'— ~  etc- 

Zeitschrift  für  Sozialwissenschalu  Jahrg.  8,  1917,  Heft  11/12:  Probleme 
modemer  Völkerpsychologie,  von  Dr.  E.  Hurwicz.  —  Die  Utopie  des  Thomas  Morus 
und  der  platonincbe  Idealstaat,  von  Dr.  H.  Knüfermann.  —  Die  Gliederung  der  deutschen 
Gewerbegeschichte  nach  sozialen  Gesichtspunkten  (4.  [Schluß-] Artikel),  von  Prof.  Dr. 
Carl  Koehne.  —  Die  Voraussetzungen  der  sozialen  Fürsorge,  von  W.  Wygodzinski.  — 
Produktive  und  unproduktive  Arbeit,  von  L.  Pohle.  —  Die  Assimilierungakraft  der  Ir- 
länder.  Eine  Anregung  für  die  Geschichtswissenschaft,  von  Dr.  Ernst  Schnitze.  —  Zur 
Geschichte  des  Schiffsklafsifikationswesens,  von  Dr.  P.  Martell.  —  Die  Wirtschaftslage 
und  die  Lebcnsmitteltenerung  des  Auslandes,  von  Dr.  Julius  Lucbeck.  —  Zur  Frage 
der  wirtschaftlichen  Erschließung  Afrikas,  von  Hans  Fehlinger.  —  Bautätigkeit  und 
Wohnungsmarkt  des  Jahres  1916  in  Deutschland.  —  etc. 
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V. 

Die  soziale  Theorie  der  Verteilung  und  des 

Wertes. 

Von 

Rudolf  Stolzmann, 

Ehrendoktor  der  Staatewissenscliaft. 
I  Schluß').] 

7.  Die  kritischen  Ergebnisse  für  eine  soziale  Verteilungs-  und 

Wertlehire. 

Da.s  Zeichen,  unter  dem  auch  eine  „soziale"  Verteilungs-  und 
Werttheorie  den  Zusammenhang  der  Dinge  allein  erforschen  kann, 
ist  und  bleibt  —  trotz  Tugan-Baranowsky  -  der  Wert,  weil  nur 
er  die  Glieder  des  volkswirtschaftlichen  Organismus  in  der  Wechsel- 
wirkung ihrer  organischen  Funktionen  verbindet.  Er  verbindet  vor 
allem  die  beiden  volkswirtschaftlichen  Hauptfunktionen,  die  Funk- 
tionen der  Produktion  und  der  Verteilung,  die  ihrerseits  wieder 
alle  beide  gleichmäßig  den  drei  sozialen  Produktionsfaktoren  des 
Bodens,  des  Kapitals  und  der  Arbeit  zufallen.  Auf  dieser  Verbin- 
dung beruht  die  trinitarische  Formel,  mit  der  Quesnay,  Say  und 
A.  Smith  erstmalig  versucht  haben,  die  Quintessenz  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft auf  eine  übersichtliche  Gleichung  zu  bringen.  Aber  die 
Lösung  dieser  Gleichung  scheiterte  an  der  mangelhaften  Unter- 
scheidung der  Kategorien.  Zwar  hatte  schon  Say  das  soziale  Mo- 
ment, das  er  in  den  Funktionen  der  Aneignung  und  Verteilung 
richtig  erkannte,  gelegentlich  in  Erwägung  gezogen  (Soz.  K.  S.  104 ff.); 
aber  er  verfehlte  ihre  organische  Eingliederung  in  das  System, 
es  überwucherte  bei  ihm  noch  der  hergebrachte  Naturalismus: 
auf  der  Kostenseite  bleibt  er  mit  seinen  Services  productifs,  auf  der 
Seite  der  Konsumtion  mit  dem  von  ihm  betonten  Moment  der 
„Brauchbarkeit"  der  erzeugten  Güter  in  der  rein  ökonomischen  Be- 
trachtungsweise befangen. 

Auch  die  folgenden  Schulen  konnten  sich  von  ihr  nicht  eman- 
zipieren. Sie  vermochten  mit  dem  überkommenen  Rüstzeug  allen- 
falls eine  scheinbare  Symmetrie  zwischen  den  Naturelementen  Arbeit 
und  Boden  einerseits  und  den  ihnen  entsprechenden  Einkommens- 
teilen Arbeitslohn   und  Grundrente   andererseits  aufzuweisen.     Aber 

1)  S.  oben  S.  1  fg.  u.  S.   HSfsr. 
Jahrb.  f.  NationalSk.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd  55).  18 
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der  Kapital  gewin  n  wollte  sich  diesem  Schema  nicht  fügen.  Dem 
Suchen  nach  dem  Stein  der  Weisen  glich  ihr  aussichtsloses  Unter- 
fangen, für  den  dritten  Einkommenszweig  ein  ähnliches  naturales 
„Etwas"  zu  entdecken,  wie  es  ihnen  für  den  Arbeitslohn  in  Gestalt 
der  produktiven  Arbeit^  für  die  Grundrente  im  naturalen  Produktiv- 
faktor Boden  bereitlag.  Sowohl  die  objektivistischen  als  auch  die 
subjektivistischen  Theorien  versagten,  weil  sie,  am  natürlichen  Stoffe 
klebend,  nicht  das  Geheimnis  ergründen  konnten,  wie  aus  dem  Stoffe 
ein  sozial  bedingtes  Einkommen  sich  hervorzaubern  soll.  Es  gibt 
keine  sozialen  Abfindungen  nach  Naturgesetzen.  Das  Heer  der  Produk- 
tivitäts-,  Nutzungs-,  Abstinenz-  und  Arbeitstheorien  scheiterte  nach- 
einander an  der  unerbittlichen  Tatsache,  daß  der  Stoff  niemals  Werte, 
sondern  immer  nur  Produkte  erzeugt. 

Auch  die  Grenznutzenlehre  kam  nicht  zum  Ziele,  obgleich  ihre 
Vertreter  es  auf  den  verschiedensten  Wegen  versuchten.  Ihre  Ver- 
suche widersprachen  einander  und  machten  sich  gegenseitig  den 
Garaus,  v.  Wieser  blieb  dem  Sayschen  Vorbilde  am  nächsten,  in- 
dem er  an  Stelle  der  Services  productifs  in  seinem  „produktiven  Bei- 
trage" das  natürliche  Substrat  (er  sagt:  das  Gerüste)  des  Kapital- 
gewinns aufzudecken  vermeinte.  Seine  Lehre  hat  v.  Böhm  schon 
mit  der  Erwägung  ein  für  allemal  abgetan,  daß  das  Zurechnungsgesetz 
nur  den  Anteil  erklären  könne,  welcher  dem  Kapital  als  Rohkapital- 
zins  zufalle,  nicht  aber  das  innere  Verhältnis  des  Roh-  zum  Rein- 
zinse,  und  den  letzteren  selbst,  dessen  Erklärung  allein  in  Frage  steht. 
Der  Wert  des  Produktionsfaktors  Kapital  folgt  dem  Werte  seines 
Produkts  wie  ein  Schatten  auf  und  ab,  es  bleibt  keine  Lücke  für 
einen  Kapitalgewinn  (Obj.  S.  162,  163).  Nicht  glücklicher  war 
V.  Böhm  selbst,  dessen  von  keinem  namhaften  Vertreter  anerkannte 
Agiotheorie  das  vielgenannte  Etwas,  das  den  Kaptialgewinn  erzeugt, 
in  dem  geheimnisvollen  Unterschiede  zwischen  gegenwärtigen  und 
künftigen  Gütern  entdeckt  zu  haben  glaubte. 

Kühn  und  folgerecht  zog  aus  diesem  Versagen  der  Grenznutzen- 
lehre einer  ihrer  Epigonen,  Schumpeter,  den  Schluß,  daß  die  Tat- 
sache selbst,  an  deren  Erklärung  jene  gescheitert  war,  in  Abrede 
zu  stellen  sei,  die  Tatsache,  das  Dasein  des  Kapitalgewinns I  Frei- 
lich nicht  sein  unbestrittenes  Dasein  in  der  lebendigen  Wirklichkeit, 
wohl  aber  in  dem  eigens  ausgedachten  theoretischen  Kunstgebilde 
einer  ruhenden,  passiven,  fortschritts-  und  entwicklungslos  stationären 
Wirtschaft,  in  der  „statischen"  Volkswirtschaft.  In  einer  solchen 
werde  zunächst  der  Gewinn  der  Unternehmer  durch  deren  eigene 
Konkurrenz  bis  zum  Nullpunkt  „fortgeschwemmt",  wie  sich  das 
unter  anderem  in  den  sogenannten  stillen  Zeiten  zeige.  Mit  dem  Unter- 
nehmergewinn schwinde  dann  aber  auch  der  Kapitalgewinn;  denn 
dieser  leite  sich  aus  jenem  erst  ab,  er  sei  ein  bloßer  Ausfluß,  eine 
Art  Besteuerung  desselben,  er  stelle  sich  als  die  „Konsequenz  einer 
im  Wesen  der  privatwirtschaftlichen  Organisation  liegenden  Eigen- 
tümlichkeit" dar,  nämlich  der  Tatsache,  daß  die  nötigen  Produktions- 
mittel sich  im  Eigentum  anderer  Wirtschaftssubjekle,  der  Kapita- 
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listen,  befinden,  von  denen  der  Unternehmer  sich  durch  den  Zins  die 
Kaufkraft  als  Herrschaftsmittel  über  die  benötigten  Produktions- 
mittel verschaffen  müsse.  Wir  werden  bei  der  Betrachtung  der  Ver- 
teilungslehre Schumpeters  des  näheren  zu  untersuchen  haben,  wie 
er  es  möglich  machen  will,  die  von  ihm  selbst  aufgestellte  Frage  zu 
beantworten:  Wie  löst  sich  aus  den  stets  temporären,  fortwährend 
auftauchenden,  aber  auch  fortwährend  versinkenden,  den  flüchtigen, 
immer  wechselnden  Unternehmungsgewinnen  der  vorübergehenden 
Entwicklungsperioden  das  endlos  dauernde  Zinseneinkommen  immer 
desselben  Kapitals  heraus,  also  ein  ständig  fließender  Einkommens- 
strom aus  der  intermittierenden  Quelle  eines  irregulären  und  stoß- 
weise gewonnenen,  zufälligen  Erzeugnisses  vorübergehender  Entwick- 
lung, und  das  alles  auf  der  Grundlage  rein  ökonomischer  Betrachtung 
mit  Hilfe  des  naturalistischen  Zurechnungsgesetzes?  Zu  vergl.  Schum- 
peters „Theorie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung",  1912,  S.  87—91, 
226  -  240,  278  ff.,  besonders  S.  283,  dann  S.  343     359  und  369. 

Nun  ist  Sch.s  paradoxe  Lehre  von  der  Nichtexistenz  sowohl 
des  Unternehmer-  wie  des  Kapitalgewinns  in  der  statischen  Volks- 
wirtschaft nichts  weiter  als  eine  vor  keiner  Konsequenz  zurück- 
schreckende Kette  von  Folgerungen  aus  dem  von  der  Grenznutzen- 
lehre und  sonst  vertretenen  naturalistischen  Kostengesetze.  Wie 
nach  jener,  so  bestehen  auch  nach  Seh.  „Kosten"  letzthin  nur  aus 
Arbeits-  und  Bodenleistungen.  Sie  sind,  sagt  er  S.  44  a.  a.  O.,  die 
letzten  Elemente,  auf  welche  der  Zurechnungsprozeß  zurückgeht;  die 
produzierten  Produktionsmittel  (das  Kapital)  sind  im  Wertungs- 
prozesse nur  durchlaufende  Posten.  Die  Differenz  zwischen  dem 
Kostensatze  und  dem  Erlöse  der  Produkte  ist  im  Gleichgewichts- 
zustande der  Volkswirtschaft  gleich  Null.  Im  gewöhnlichen  Kreis- 
laufe der  statischen  Wirtschaft  ist  der  Gesamterlös  „nur  Deckung 
der  Ausgänge",  bestehend  aus  den  Boden-  und  Arbeitsleistungen. 
Nicht  größer  und  nicht  kleiner  als  sie  ist  der  Preis  der  mit  ihnen 
hergestellten  Erzeugnisse.  In  der  statischen  Wirtschaft  gibt  es  keinen 
Unternehmergewinn  und  deshalb  auch  keinen  Kapitalzins,  nur  in 
der  „dynamischen"  Wirtschaft,  d.  i.  der  Wirtschaft  im  Stadium 
ihres  Wachstums  und  ihrer  Fortentwicklung,  ist  der  Erlös  größer 
und  fällt  ein  Unternehmergewinn  ab.  Das  Ergebnis  ist  dann  aber 
immer  wieder  ein  neuer  statischer  Gleichgewichtszustand,  in  dem 
das  alte  Kostengesetz  in  seiner  Reinheit  herrscht  der  Ueberschuß 
an  Erlös  verschwindet  (Seh.  a.  a.  0.  43—45,  S.  283).  Eine  auf 
die  Tiefe  gehende  Würdigung  dieser  wirklichkeitsfremden  Konstruk- 
tionen muß  der  in  Aussicht  genommenen  besonderen  Abhandlung 
vorbehalten  bleiben. 

Jedenfalls  aber  ist  einer  solchen  Verteilungslehre  gegenüber  die 
Lehre  T.-B.s  ein  Fortschritt,  wenn  man  das  einen  Fortschritt  nennen 
will,  was  nur  die  Ueberwindung  eines  Rückschritts  bedeutet,  dessen 
sich  Seh.  durch  die  Verneinung  der  Tatsache  des  Kapitalgewinns 
schuldig  gemacht  hatte.  T.-B.  setzt  nur  die  zu  erklärende  Wirk- 
lichkeit in  ihre  Rechte,  er  streicht  das  Problem  als  solches  wieder 

18* 


276  Rudolf  Stolzmann, 

glatt,  das  jener  kühnlich  verrückt  hatte.  Ihm  ist  der  Kapitalgewinn 
etwas  selbstverständlich  Gegebenes,  es  handelt  sich  nicht  um  Sein 
und  Nichtsein  desselben,  sondern  um  seine  theoretische  Erklärung. 
Hie  salta!  Es  gibt  Kapital,  wie  es  Grundbesitz  und  Arbeit,  es 
gibt  Kapitalgewinn,  wie  es  Grundrente  und  Lohn  gibt,  es  sind  die 
sozialen  Machtverhältnisse  der  gegebenen  Wirtschaftsordnung,  welche 
der  einen  wie  der  anderen  Klasse  den  Anteil  erzwingen,  der  ihnen 
aus  dem  gemeinsamen  Nationalprodukt  zufällt.  Woran  T.-B.,  sahen 
wir,  scheiterte,  war  nur  der  von  ihm  so  hartnäckig  verfochtene  Dua- 
lismus von  Wert  und  Verteilung.  Der  von  ihm  nur  anerkannte 
subjektive  „Wert"  der  Güter  und  ihr  objektiver  Kosten  wert 
laufen  unverbunden  nebeneinander  daher.  Seine  unzureichende  Wert- 
lehre verführte  ihn  zu  einer  Verwechslung  von  Güterwerten  und 
Gütermassen,  es  bleibt  von  seiner  ganzen  Theorie  keine  weitere 
Frucht  der  Erkenntnis  übrig  als  die  Tatsache,  daß  im  Ergebnis 
die  Güter massen  des  Nationalproduktes  an  die  sozialen  Klassen 
nach  deren  Machtverhältnis  aufgeteilt  werden.  Die  soziale  Kategorie 
wirkt  bei  T.-B.  nur  auf  der  einen  Seite  der  volkswirtschaftlichen 
Gleichung,  auf  der  Seite  der  Verteilung,  sie  durchdringt  nicht  gleich- 
zeitig die  Seite  der  Produktion,  weil  er  nicht  sehen  will,  daß  Ver- 
teilung und  Genuß,  Gewinn  und  Abfindung  den  Endzweck  und  die 
logische  Voraussetzung  auch  aller  Produktion  ausmachen.  Er 
übersieht,  daß  die  Produktionskosten,  im  Lichte  sozialer  Betrachtung, 
das  Verteilungsmoment  in  sich  tragen,  daß  jeder  „Akt"  der  sozialen 
Produktion  gleichzeitig  einen  Akt  der  sozialen  „Verteilung"  bedeutet, 
daß  endlich  die  sozial  erfaßten  „Kosten"  nur  antizipiertes  Einkommen 
darstellen.  T.-B.  endigt  schließlich  mit  der  ganz  abstrakten  Betrach- 
tung der  Gütermassen  Verteilung,  seine  „soziale"  Theorie  hat  den 
Naturalismus  nicht  überwunden,  er  huldigt  ganz  wie  dieser  der  An- 
schauung einer  „abstrakten  Gesellschaft".  Er  unterscheidet  sich  von 
den  naturalistischen  Vertretern  dieser  Anschauung  nur  dadurch,  daß 
er  die  Volkswirtschaft  als  eine  s o z i a  1 -abstrakte  Verteilungs- 
gesellschaft behandelt,  während  jene  sie  ausschließlich  als  reinöko- 
nomisch-abstrakte Produktionsgemeinschaft  erfassen. 

Die  reale  Wirklichkeit  des  Wirtschaftslebens  läßt  sich  nur  durch 
die  Aufdeckung  der  größenmäßigen  Beziehungen  seiner  natürlichen 
und  sozialen  Bestandteile  bemeistern.  Alle  volkswirtschaftlichen 
Erscheinungen  insgesamt  tragen  in  sich  das  Doppelgepräge  ihrer 
natürlichen  und  sozialen  Herkunft  zugleich,  es  gilt  das  von  allen 
Produktionsfaktoren,  es  gilt  von  allen  ihren  Erzeugnissen.  Es  wäre 
und  war  ein  halber  Schritt,  nur  die  Lehre  vom  Kapital  und 
Kapitalgewinn  aus  den  Fesseln  rein  ökonomischer  Betrachtung  zu 
befreien.  Diese  Lehre  war  nur  die  offensichtlich  schwächste  Stelle, 
an  der  sich  dogmenhistorisch  der  Durchbruch  durch  die  erstarrte 
Front  der  hergebrachten  Phalanx  vollzog.  Ihre  gänzliche  Aufrollung 
ist  nur  eine  Frage  der  Zeit.  Das  zeigt  sich  z.  B.  daiin,  daß  selbst 
ein  so,  ich  möchte  sagen,  fanatischer  Verfechter  des  Reinökonomischen 
wie  Seh.   sich   nicht   der  Einsicht   verschließen  konnte,   daß   er  mit 
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der  schließlichen  Ableitung  des  Kapitalgewinns  aus  dem  „eigentüm- 
lichen" Wesen  der  Eigentumsordnung,  das  heißt  doch  aber  aus  den 
von  ihm  sonst  als  „Phrase"  gekennzeichneten  „Machtverhältnissen", 
die  Herrschaft  der  sozialen  Kategorie  für  einen  wichtigen  Teil  der 
Volkswirtschaftslehre,  die  Kapitalzinslehre,  implicite  anerkennen  mußte. 
Aber  um  den  Arbeitslohn  und  die  Grundrente  kann  es  dann  wohl 
nicht  anders  stehen,  weil  —  mit  T.-B.  zu  reden  —  alle  drei  Ab- 
findungen wie  alle  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  überhaupt 
in  einem  unlösbaren  Knoten  miteinander  verbunden  sind. 

Danach  würde  die  alte  trinitarische  Formel  naturalisti- 
scher Faktur  ein  ganz  verändertes  Gesicht  erhalten.  Mindestens 
stellte  sich  ihr  eine  neue  dreiteilige  Formel  sozialen  Charakters 
zur  Seite.  Sie  würde  lauten:  das  organische  Machtverhältnis  des 
Grund  besitzes,  des  Besitzes  freier  Arbeitskraft  und  des  Kapital- 
besitzes,  also  die  drei  Produktivfaktoren  als  Aneignungs-  und 
Machtmittel  auf  der  einen  Seite,  auf  der  anderen  Seite  die  daraus 
erzwungenen  entsprechenden  Abfindungen  an  Grundrente, Arbeits- 
lohn und  Kapitalgewinn  als  ihr  Ergebnis.  Aus  der  Nebenein- 
anderstellung der  alten  und  der  neuen  Formel  würde  sich  dann  wie 
ich  schon  Soziale  Kategorie  S.  11, 39, 41  ausführte  —  die  Unterscheidung 
von  nicht  drei,  sondern  von  sechs  Gegenreihen  ergeben:  Boden, 
Arbeit,  Kapital  je  in  ihrer  doppelten  Funktion  als  Produktions- 
und Verteilungsmittel,  und  entsprechend  auf  der  Gegenseite  Grund- 
rente, Arbeitslohn,  Kapitalgewinn,  und  zwar  ebenfalls  einmal  in 
ihrer  technischen  (konsumtionstechnischen)  Bedeutung,  nämlich  als 
die  mit  jenen  (Geld-)Abfindungen  aus  dem  Nationalprodukt  zu  ent- 
nehmenden, für  sie  bereitliegenden  naturalen  Genuß-  und  Bedarfs- 
befriedigungsmittel, und  das  andere  Mal  als  Anteile,  als  realisierte, 
soziale  Machtergebnisse.  Eine  Durchmusterung  der  einzelnen 
Produktionsfaktoren  wird  diesen  Dualismus  der  Doppelformel  be- 
kräftigen. Als  Uebergang  hierzu  soll  uns  die  neue  und  eigen- 
artige Lehre  Liefmanns  dienen,  in  dessen  Person  —  abgesehen  von 
Schumpeter  —  dem  naturalistischen  Monismus  ein  letzter  Ritter  er- 
standen ist. 

Liefmann  hat,  zuletzt  in  seinen  „Grundsätzen  der  Volkswirt- 
schaftslehre", Leipzig  1917,  die  rein  ökonomische  Betrachtungsweise 
durch  die  Aufstellung  einer  „rein  psychischen"  Theorie  zu  retten 
versucht.  Er  übertrumpft  den  Subjektivismus  der  Grenznutzenlehre, 
die,  wie  er  meint,  auf  halbem  Wege  stehen  geblieben  sei.  Sie  stelle, 
sagt  er,  nur  ein  unlogisches  Gemisch  von  Subjektivismus  und  Ob- 
jektivismus dar,  weil  sie  als  eine  technisch-nmaterialistische"  Lehre 
über  die  mechanische  Quantitätentheorie  nicht  hinauskomme.  „Stolz- 
mann", sagt  er  S.  26,  „hätte,  wenn  er  wirklich  den  Subjektivismus 
kritisieren  wollte,  nicht  Böhm-Bawerks  Theorie  bekämpfen  müssen, 
sondern  meine  Auffassung."  Nach  ihr,  der  rein  psychischen  Auf- 
fassung, seien  nicht  nur  alle  Nutzerwägungen,  sondern  auch  die 
Kosten,  an  der  Spitze  der  Kostenfaktor  Arbeit,  ganz  und  gar  auf 
die  subjektiven  Lust-  und  Leidempfindungen  der  Einzelwirtschafter 
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zurückzuführen.  So  behandelt  er  den  Kostenfaktor  Arbeit  letzten 
Endes  als  bloßen  Ausdruck  der  Unlustempfindungen,  die  mit  der 
Arbeits  mühe  empfunden  sind.  Sei  danach  der  Kostenbegriff 
ebensogut  wie  der  Begriff  des  Nutzens  grundsätzlich  nur  aus  der 
„Seele"  des  Wirtschafters  zu  erfassen,  so  liege  die  entscheidende  Be- 
deutung des  Wirtschaftens  in  der  gegenseitigen  Abwägung  von  Nutzen 
und  Kosten,  das  "Wirtschaften  bestehe  in  nichts  anderem  als  der 
gegenüberstellenden  Vergleichung  jener  beiden  psychischen  Kompo- 
nenten, in  der  Bilanzierung  der  Unlustgefühle  des  entbehrten  Ge- 
nusses mit  denjenigen  Unlustgefühlen,  welche  die  Arbeitsmühe  her- 
vorrufe. Der  Ueberschuß  des  Nutzens  über  die  Kosten,  die 
Spannung  zwischen  beiden,  mit  andern  Worten,  der  „Konsumertrag" 
in  der  Konsum-  oder  Hauswirtschaft  sei  als  der  ökonomische  Grund- 
begriff anzusprechen,  dem  in  der  „Erwerbs-  und  Verkehrswirtschaft 
der  volkswirtschaftliche  Grenzertrag  „entspreche",  den  er  in  den 
Arbeits  grenzertrag  (Lohn)  und  den  K  api  tal  grenzertrag  (Unter- 
nehmergewinn, Grundrente,  Kapitalzins)  scheidet. 

So  sehr  der  äußere  Schein  dagegen  spricht  und  so  wenig  es 
Liefmann  wahr  haben  will,  so  hat  diese  seine  Lehre  zwei  sehr  wesent- 
liche Berührungspunkte  mit  der  sozialen  Betrachtungsweise:  den  einen 
schon  angedeuteten,  die  Bekämpfung  der  technisch-„mat  erial isti- 
schen" Richtung  der  hergebrachten  Lehren,  und  sodann  positiv 
das  Bemühen  um  die  Herstellung  einer  organischen  Einheit  zwischen 
Nutzen  und  Kosten,  mit  anderen  Worten  um  das,  was  ich  die  wirt- 
schaftliche Gleichung  nenne.  Meine  Uebereinstimmung  mit  L.  in 
dem  ersten  Punkte  geht  so  weit,  daß  ich  nicht  begreife,  wie  wenig 
er  sie  erkannt  und  anerkannt  hat.  War  ich  es  doch,  der  nach  Rod- 
bertus,  Schaf fle  und  Wagner  zuerst  wieder,  gleichzeitig  und  überein- 
stimmend mit  Stammler  und  Diehl,  den  naturalistischen  Quanti- 
tätsgedanken  als  das  Grundgebrechen  der  herrschenden  Richtungen 
nachgewiesen  habe,  und  zwar  wie  ich  glaube  auf  tieferem  und  breiterem 
Grunde  als  L.  Ich  darf,  abgesehen  von  der  schon  1896  erschienenen 
„Soz.  Kategorie",  neben  unzähligen  anderen  Stellen  auf  folgende  hin- 
deuten :  „Zweck"  S.  257,  287,  298,  342,  367  bis  370,  393  ff.,  397,  413  ff., 
435,  466,  490,  .596,  606,  701,  773;  „Subj."  S.  151  ff..  161;  „Obj." 
S.  147,  171  bis  175  und  179. 

Der  zweite  Punkt  der  Berührung,  der  von  jeher  mein  Interesse 
für  L.  weckte,  der  Einheitsgedanke,  ist  deshalb  von  entscheidender 
Bedeutung,  weil  dieser  Gedanke  die  positive  Ausfüllung  der  klaffen- 
den Lücke  erstrebt,  den  die  Kritik  im  ersten  Punkte  aufgedeckt  hatte: 
die  Kluft  zwischen  der  technischen  und  der  „wirtschaftlichen"  Be- 
trachtung der  Dinge.  Geht  es  hierbei  doch  auf  die  tiefsten  Wur- 
zeln aller  volkswirtschaftlichen  Erkenntnis,  auf  das  Verhältnis  nicht 
bloß  ihrer  beiden  grundlegenden  Begriffspole,  nicht  bloß  auf  das  Ver- 
hältnis zwischen  Nutzen  und  Kosten,  sondern  auf  das  Verhältnis 
von  Subjekt  und  Objekt  aller  wirtschaftlichen  Erscheinungen  und  auf 
alles,  was  dahintersteckt,  auf  das  Wert-,  das  Zurechnungs-,  das  Ver- 
teilungs-  und  Einkommensproblem,  das  auch  L.  als  das  Zentralproblem 


Die  soziale  Theorie  der  Verteilung  und  des  Werte«.  279 

der  Volkswirtschaftslehre  bezeichnet.  Aber  so  sehr  ich  L.s  beharr- 
liches Ringen  um  die  Lösung  des  Einheitsproblems  zu  würdigen 
weiß,  so  sehr  gehen  doch  die  Wege  auseinander,  auf  denen  er 
und  ich  seine  Lösung  erstreben.  L.  sucht  sie  in  der  Seele  der  wirt- 
schaftenden Subjekte,  die  mit  ihren  persönlichen  Empfindungen  und 
Begehrungen  die  Volkswirtschaft  mittelbar  „organisieren",  ich  da- 
gegen glaube  sie  unmittelbar  aus  der  vorweg  gegebenen  Organisation 
der  Sozialwirtschaft  zu  gewinnen,  aus  der  gesellschaftlichen  Ordnung, 
die  schon  nach  Aristoteles  logisch  vor  den  Individuen  da  ist  und 
in  deren  Zweckgebilde  sie  sich  wollend  oder  nicht  wollend  einfügen. 
In  der  Erörterung,  ob  die  Volkswirtschaft  ein  „Zweckgebilde" 
sei,  sieht  auch  L.  „den  Kern  des  ganzen  Problems".  Leider,  sagt  er 
S.  133  von  mir,  ich  habe  die  wichtige  methodische  Vorfrage  nach  der 
Priorität  der  Kausal-  und  der  Zweckbetrachtung  nur  ganz  gelegent- 
lich (I)  angeschnitten,  womit  er  wiederum  beweist,  daß  er  meinen 
„Zweck",  welcher  diese  Frage  zum  H a u p t gegenständ  hat,  immer 
noch  nicht  durchgelesen  hat.  Ich  verweise  u.  a.  auf  S.  III  ff.,  81  ff., 
111,  154,  217,  219,  224,  232,  323  ff.,  676  ff.,  679,  773—777  daselbst, 
und  auch  in  meinem  „Subj."  wird  die  Frage  nicht  bloß  „gelegentlich" 
auf  S.  172,  sondern  systematisch  im  ganzen  Kapitel  6  auf 
10  Seiten,  bis  181,  behandelt.  Liefmann  seinerseits  setzt  meiner  Sy- 
stematik eine  Polemik  entgegen,  welche  die  ganze  Enge  seines  Sub- 
jektivismus in  Worten  kennzeichnet,  die  dem  hinlänglich  bekannten 
Waffenschatze  der  Individualisten  entlehnt  sind.  „Gewiß",  sagt  er 
S.  131,  „sind  Zwecke  Ursache  alles  Wirtschaftens,  aber  nur  indivi- 
duelle Zwecke,  Streben  nach  Bedarfsbefriedigung."  Die  „Volkswirt- 
schaft" sei  überhaupt  keine  „Wirtschaft",  denn  zum  Begriffe  einer 
solchen  gehöre  als  Träger  ein  Subjekt  mit  einheitlichem  Willen, 
der  das  Ganze  leitet.  Daran  fehle  es  dem  Tauschverkehre  und  der 
Volkswirtschaft.  Es  gebe  nur  zwei  Arten  von  Zwecken,  Zwecke  der 
Einzelnen  und  —  was  aber  nur  den  Staat  (Fiskus)  und  die  Politik 
angehe  —  Zwecke  von  Gemeinschaften  mit  eigener  Vertretung  und 
eigenem  Vermögen.  All  das  entbehre  die  Volkswirtschaft  als  an- 
geblich besonderer  ,. Gesamtkörper"  mit  einem  ihm  künstlich  an- 
gedichteten „sozialen  Wirtschaftsplan"  und  einer  behaupteten  „Arbeits- 
gemeinschaft". Diese  sei,  sagt  er  S.  129,  „vollkommen  erfunden. 
Der  Tauschverkehr  ist  keine  Arbeitsgemeinschaft,  er  ist  eben  keine 
Wirtschaft.  Jedermann  weiß,  daß  das  Charakteristikum  des  heutigen 
Tauschverkehrs  seine  Planlosigkeit  ist",  „keine  Gemeinschafts- 
beziehungen" ..  .  „keine  gleichgerichteten  Zwecke,  sondern  im 
Gegenteil  gegensätzliche,  widerstrebende  Beziehungen  der 
Einzelnen  führen  zum  Tauschverkehr" ;  die  sozialrechtliche  Ordnung, 
insbesondere  das  Privateigentum,  diene  gerade  dazu,  die  wider- 
strebenden Interessen  von  einander  abzugrenzen  und  gegeneinander 
zu  sichern,  S.  54.  Es  fehle  durchaus  an  einem  „sozialen  Zweck- 
subjekt". Ja,  L.  steht  nicht  an,  mit  einem  Seitenblick  auf  die  sonst 
von  ihm  aus  der  Theorie  streng  abgewiesene  Soziologie  und  Politik, 
den  ganzen  Kulturfortschritt  trotz,  wie  er  sagt,  der  scheinbar  ent- 
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gegengesetzten  Lehren  des  Krieges  nicht  in  zunehmender  Sozialisie- 
ning,  vielmehr  in  zunehmender  Individualisierung  der  Menschen, 
in  ihrer  Erziehung  zu  Individuen,  zu  mutmaßen  (S.  39). 

"Wie  verträgt  sich  das  alles  mit  der  im  Laufe  der  Jahrtausende 
errungenen  Erkenntnis,  daß  Individuum  und  Gesellschaft  als  ein- 
ander bedingende  Komplementärbegriffe  eine  sachliche  und  logische 
Einheit  bilden,  in  der  sie  als  Teile  eines  Ganzen  miteinander  ent- 
stehen und  gedeihen,  daß  in  der  Gesellschaft  wie  in  jedem  orga- 
nischen Gebilde  jede  stärkere  Differenzierung  mit  einer  um  so  in- 
tensiveren Einordnung  und  Anpassung  der  Teile  verbunden  ist,  daß 
jede  Spezifizierung  zu  einer  entsprechenden  Integrierung  führt,  Ar- 
beitsteilung und  Arbeitsgemeinschaft  nur  die  beiden  Seiten  einer 
Sache  sind?  Wenn  nun  aber  noch  niemand  hat  bestreiten  wollen, 
daß  die  volkswirtschaftlichen  nur  ein  Teil  der  gesellschaftlichen 
Erscheinungen  darstellen,  wie  soll  dann  vom  Teil  nicht  gelten,  was 
vom  Ganzen  gilt?  Kampf  und  Gemeinschaft  der  Teile,  Antagonis- 
mus und  Solidarität,  Attraktion  und  Repulsion,  Diastole  und  Systole 
sind  überall  die  ewig  immanenten  Bestandteile  des  natürlichen  und 
geistigen  Universums,  sie  sind  das  Bild  alles  pulsierenden  Lebens, 
ja  der  ganzen  antagonistisch-dualistischen  Weltordnung,  die  ihre 
Glieder  aus  einem  Kampfe  gegeneinander  zu  einem  Kampfe  mit- 
einander zusammenzwingt.  (Näher  ausgeführt  in  den  §§  9  und  10, 
besonders  S.  149,  159  ff.  meines  „Zweck*'.) 

L.  übersieht  in  seinem  Uebersubjektivismus  den  Sinn  des  Zweck- 
begriffs im  weiteren  Sinne,  den  die  Vertreter  der  sozialen  Be- 
trachtungsweise damit  verbinden.  L.  erkennt  an,  daß  es  jede  „Be- 
trachtungsweise" auf  wirtschaftlichem  Gebiete  mit  einer  Zweck- 
betrachtung zu  tun  habe.  Nun  gibt  es  dabei  nicht  nur  Einzelzwecke 
und  Einzelwillen  von  Individuen,  sondern  auch  einen  Gesamtzweck, 
einen  Gesamtwillen,  das  von  Stammler  so  genannte  „verbindende 
Wollen"  einer  Gemeinschaft,  ganz  gleich,  wer  das  „Subjekt",  den 
äußerlichen  Träger  des  Gesamtwillens  bildet.  Mit  der  Individual- 
psychologie  ist  das  freilich  nicht  zu  erfassen,  und  wer  terminologisch 
den  Begriff  „Zweck"  für  die  Einzelsubjekte  reserviert  wissen  will,  er 
mag  es,  für  Wortstreitigkeiten  habe  ich  nichts  übrig.  In  der  sach- 
lichen Wirklichkeit  ist  die  Zweckgemeinschaft  ein  recht  realistisches 
Ding.  Selbst  ein  Subjektivist,  wie  Böhm-Bawerk,  hat  schließlich  den 
Einfluß  der  sozialen  Machtfaktoren  gegenüber  den  rein  wirtschaft- 
lichen im  Prinzip  zugestehen  müssen  („Zw."  S.  VIII  u.  „Obj."  S.  200  ff.). 
Auch  Schumpeter  —  Theorie  der  Verteilung  S.  9  und  Entwicklungs- 
theorie S.  85  —  räumt  ein,  daß  sich  als  Resultat  aus  der  Fülle 
der  wirtschaftlichen  Beziehungen  ein  soziales  Wertsystem  ergibt, 
das,  obgleich  es  die  Volkswirtschaft  als  solche  nicht  geschaffen,  doch 
von  ihrem  Standpunkte  aus  als  „planvoll"  erscheine.  Zwar  liege 
das  ganz  außerhalb  des  Gesichtskreises  der  einzelnen  Wirtschafts- 
subjekte, da  kein  bewußtes  planmäßiges  Zusammenwirken  derselben 
gegeben  sei.  Aber  das  Fehlen  bewußter  Motive  und  das  Fehlen 
von  Motiven  überhaupt  sei  nicht  dasselbe;  es  ergebe  sich  immerhin 
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die  Vorstellung  eines  Ganzen  und  der  „Eindruck"  eines  sozialen 
"Wirtschaftsplanes,  „wie  wenn"  die  Voraussetzung  eines  solchen 
gegeben  sei.  Mit  dieser  Philosophie  des  Als-Ob  kann  man  sich  vor- 
läufig zufriedengeben.  Der  große  einheitliche  Wirtschaftsplan,  sagte 
auch  ich  „Zw."  S.  411,  wird  zwar  nicht  von  einer  Seite  aus  ent- 
worfen und  durchgeführt,  aber  in  ihn  müssen  sich  heute  die  Einzel- 
unternehmungen ebensogut  einfügen,  als  ob  er  von  einer  Zentral- 
stelle ausgearbeitet  worden  wäre.  Einmal  entstanden,  wirkt  die  Volks- 
wirtschaft, selbst  wenn  man  ihren  individualistischen  Ursprung 
zugeben  wollte,  die  Herrschaft  über  ihre  Urheber  aus,  das  Werk 
meistert  seine  Schöpfer.  Dagegen  sagt  L.,  S.  47  und  51:  keine 
Regelung,  keine  Rechtsordnung  habe  jemals  einen  Tauschakt  „herbei- 
führen" können.  Das  hat  auch  niemand  behauptet,  le  mehr,  führte 
ich  „Zw."  S.  370  aus,  die  sozialorganische  Auffassung  die  „Regelung" 
als  ursächliches  Moment  für  die  Ausgestaltung  der  wirtschaftlichen 
Phänomene  hervorhebt,  desto  mehr  muß  betont  werden,  daß  diejenige 
Regelung,  welche  ich  —  mit  Stammler  —  im  Auge  habe,  mit  einer 
produktionstechnischen  Regelung  absolut  nichts  zu  schaffen 
hat.  Erst  im  langen  Laufe  historischer  Entwicklung  sind  die  Einzel- 
wirtschaften zu  einem  volkswirtschaftlichen  Organismus  zusammen- 
gewachsen, dessen  bleibendes  Wesen  aber  seine  privatwirtschaftliche 
Entstehung  (!)  und  Zusammensetzung  nicht  verleugnen  kann,  ich 
habe  stets  auf  diesen  Charakter  des  indirekten  in  der  sozialen  Rege- 
lung hingewiesen,  auf  die  Regelung  „am  langen  Seile",  im  Gegen- 
satz zu  der  direkten  Produktionsregelung  im  vorgestellten  Sozial- 
staate auf  Grund  eines  einheitlichen  Kommandos.  Heute  sind  die 
produzierenden  Einzelbetriebe  keineswegs  automatische,  willenslose 
Werkzeuge  eines  abstrakten  Gesamtprozesses  (S.  40,  413). 

L.  kämpft  gegen  Windmühlen,  wenn  er  der  sozialorganischen 
Betrachtungsweise  das  Operieren  mit  einer  den  Einzelwirtschaften 
irgendwie  gleichgearteten  Gesamtwirtschaft  unterschiebt,  da  doch 
Stammler  und  ich  diese  Personifikation  der  Volkswirtschaft  mit 
aller  Entschiedenheit  zurückgewiesen  haben,  so  ich  außer  in  meinen 
oben  gegen  T.-B.  gerichteten  Ausführungen,  u.  a.  im  „Zw."  S.  707  ff., 
„Subj."  S.  185—187,  „Obj."  S.  186  ff.  und  172—175,  wo  ich  gegen 
Dietzel  und  v.  Wieser  der  nicht  sterben  wollenden  Idee  entgegenge- 
treten bin,  die  Volkswirtschaft  als  produktionstechnische  Einheit  oder 
als  einen  großen  Robinson  zu  behandeln  —  und  Stammler  u.a. 
in  Wirtschaft  und  Recht,  3.  Aufl.,  S.  138  -  143,  wo  er  es  als  eine 
Irrung  abweist,  von  dem  Begriff  einer  „Wirtschaft"  in  abstracto 
auszugehen  und  ihn  dann  als  einheitlichen  Oberbegriff  hinterher 
in  die  Unterabteilungen  von  Einzelwirtschaft  und  „Sozialwirtschaft" 
zu  zerlegen.  Beide  Begriffe,  sagt  er,  seien  durchaus  heterogen  und 
nach  Wesen  und  Charakter  unter  ganz  verschiedenen  grundlegenden 
Erkenntnisbedingungen  zu  untersuchen.  Die  Sozialwirtschaft  ist 
kein  für  sich  bestehendes  Ding,  sondern  nur  die  Summe  der  Einzel- 
wirtschaften, allerdings  nicht  als  äußerlich  mechanisches  Aggregat 
derselben,  vielmehr  in  ihrem   organischen  Zusammenwirken  zu  ge- 
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meinsamen  Zwecken.  Der  sozialwirtschaftlichen  Betrachtung  ver- 
bleibt der  logische  Primat,  jede  individualpsychologische  Zergliede- 
rung steht  nur  an  zweiter  Stelle,  sie  hat  es  nur  mit  der  „Materie" 
der  Sozialwirtschaft  zu  tun,  sie  ist  nur  eine  naturwissenschaftliche 
Betrachtung.  L.  dagegen,  S.  131,  nennt  die  tauschwirtschaftlichen 
Beziehungen  ein  „sozusagen  naturwissenschaftliches  Ergebnis".  Dar- 
über, wie  sehr  die  psychologische  Betrachtung,  trotz  ihrer  Bedeutung 
an  der  gebührenden  Stelle,  im  Mechanistisch-Materialistischen  stecken 
bleibt,  ist  zu  vergleichen  Stammler  a.  a.  O.  S.  111 — 115,  126  ff., 
140  ff.,  auch  132,  und  meine  Schlußausführungen  im  „Zw."  S.  773—777. 
Es  ist  daher  befremdend,  wie,  umkehrt,  L.  gerade  an  uns  den  Ma- 
terialismus der  sozialen  Betrachtungsweise  zu  erweisen  sucht,  und 
wie  er  gar  gegen  Stammler,  der  die  Lehre  vom  „sozialen  Ideal"  ge- 
schrieben, den  denkwürdigen  Satz  aufstellen  konnte,  S.  42:  „Er,  der 
auszog,  um  den  Drachen  der  ,materialistischen  Geschichtsauffassung' 
zu  töten,  ist  in  den  Klauen  einer  viel  gefährlicheren  ,materialistischen 
Wirtschaftsordnung'  hängen  geblieben" !  Die  Vertreter  der  sozialen 
Richtung,  so  wird  er  nicht  müde  zu  wiederholen,  hätten  die  er- 
künstelte Konstruktion  eines  über  den  Einzelnen  stehenden  Sozial- 
gebildes nur  deshalb  ersonnen,  „um  dennoch  (!)  die  technisch-mate- 
rialistische Auffassung  der  Wirtschaft  aufrechtzuerhalten".  Der 
Versuch,  die  gesamte  Volkswirtschaft  als  eine  Einheit  hinzustellen, 
sei  ein  Schritt  der  „Verlegenheit"  und  der  „Verzweiflung"  (I)  ge- 
wesen; denn  nur  „in  dieser  Weise",  sagt  er,  „konnte  man  die  tech- 
nischmaterialistische  Auffassung  fortsetzen",  nur  so  bleibe  das  Ziel 
der  Volkswirtschaft  nach  wie  vor  die  Sachgüterbeschaffung,  die  Er- 
zeugung eines  „volkswirtschaftlichen  Gesamtprodukts",  einer  „Pro- 
duktenmenge, die  dann  (1)  verteilt  wird"  (S.  101  ff.,  112  und  an 
vielen  anderen  Stellen). 

Im  übrigen  ist  der  „Materialismus",  den  L.  so  ziemlich  sämtlichen  National- 
ökonomen  anhängt,  schon  ein  terminologisch  verfehltes  Wort.  Während  alle  Welt 
darunter  nur  den  Gegensatz  zum  Idealismus  versteht,  meint  L.  tatsächlich 
damit  nur  den  Objektivismus,  d.  i.  die  didaktische  Voranstellung  der  Güterobjekte 
in  ihren  konsumtions-  und  produktionstechnischen  Funktionen,  denen  gegenüber 
er  die  seelischen,  die  subjektiven  Momente  der  Wirtschaftshandlungen  in  den 
Vordergrund  rückt.  Nun  gibt  es,  wie  in  jedem  philosophischen  Wörterbuche 
nachzulesen,  drei  Arten  von  Materialismus:  den  kosmischen  Materialismus  — 
ich  zitiere  nach  Eisler  —  der  alles  Geschehene  in  der  Welt,  die  ihm  als  großer 
Mechanismus  gilt,  auf  Bewegungen  verschiedener  Art  zurückführt,  dann  den 
psychologischen  M.,  welcher  die  psychischen  Erlebnisse  als  körperliche  Phä- 
nomene, deren  Substrat  das  Gehirn  bildet,  betrachtet,  und  drittens  den  e  thische  n 
M.,  der  den  Lebenszweck  in  Genuß  und  Wohlfahrt  allein  setzt.  Nur  dieser  letzte 
könnte  hier  in  Frage  stehen ;  damit  ist  dann  aber  auch  L.s  terminologische  Ent- 
gleisung klar  erwiesen;  denn  L.  will  ja  nicht  Wirtschaf ts e t h i k ,  sondern  nur 
Wirtschaftstheorie,  nicht  eine  Lehre  des  Seinsollens,  sondern  eine  Lehre  des  wirt- 
schaftlichen Seins  liefern.  Es  sieht  danach  beinahe  so  aus,  als  wolle  er  so  bei- 
läufig mit  dem  Schreckworte  Materialismus  ein  gewisses  ethisches  Gruseln  gegen 
seine  Widersacher  erwecken,  nämlich  gegen  die  Objektivisten,  denen  seine  Pole- 
mik im  Grunde  gelten  soll. 

Aber   so   schlimm    steht  es  ja  gar  nicht  um  diesen  Objektivis- 
mus.   Enthält  er  doch  eine  nicht  zu  verachtende  Teilwahrheit,  wenig- 


Die  soziale  Theorie  der  Verteilung  und  des  Wertes.  288 

stens  für  das  rein  ökonomische  Gebiet.  Denn  wie  ist  ein  Subjekt 
in  seiner  ganzen  Seelenverlassenheit,  ein  Subjekt  ohne  Objekt  denk- 
bar, und  wie  kann  gerade  der  Nationalökonom  von  der  „Materie" 
absehen,  da  seine  Wissenschaft  die  materielle  Bedürfnisbefriedigung 
zum  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Gegenstande  hat?  Interessant 
ist  hier  der  häusliche  Streit  zweier  Reinökonomiker,  L.s  und  Sch.s. 
Ersterer  verübelt  diesem  den  Ausspruch,  daß  wir  ja  im  wesentlichen 
das  gleiche  tun,  ob  wir  von  Gütermengen  oder  von  individualpsycho- 
logischen Wertgrößen  ausgehen.  Ich  nenne  es  einen  häuslichen 
Streit;  denn  „materialistisch"  und  mechanisch  bleiben  ja  doch  beide, 
sie  behandeln  denselben  Gegenstand  nur  von  verschiedenen,  aber 
einander  ergänzenden  Seiten  her,  der  eine  vom  Objekt  aus,  der  andere 
vom  Subjekt  („Zw."  S.  699—702,  760).  Auch  der  Individualismus  ist 
nur  eine  Unterart  des  Materialismus.  Soll  der  fruchtlose  Streit 
zwischen  Subjektivismus  und  Objektivismus  endlich  zu  Ende  kommen, 
so  muß  sich  jener  wie  dieser  über  sich  selbst  emporschwingen,  zur 
sozialen  Höhe,  wo  sich  beide  vermählen  und  vereinigen.  Ihr  Dualis- 
mus sowohl  als  auch  ihr  Zusammenschluß  zur  sozialen  Einheit  soll 
nunmehr  kurz  an  dem  Wesen  der  sogenannten  Produktionsfaktoren 
erörtert  werden. 

8.  Der  Dualismus  im  Wesen  der  Produktioiisfaktoreu  (technisch 

und  sozial). 

Um  mit  dem  wichtigsten  Faktor  zu  beginnen:  der  Arbeit,  so 
ist  uns  seine  „Zwieschlächtigkeit"  schon  bei  der  Kritik  T.-B.s  in 
Schärfe  entgegengetreten.  T.-B.  hat  sie  wohl  erkannt,  wenn  sein 
Blick  auch  durch  Hineinziehung  des  ethischen  Moments  getrübt 
wurde,  er  hält  nicht  streng  genug  am  Thema  fest,  das  nur  die  Arbeit 
im  engeren  Sinne  des  Wortes,  die  Lohnarbeit,  angeht.  Um  ihren 
ethischen  Gegensatz  gegen  die  beiden  anderen  Faktoren  polemisch 
herauszuarbeiten,  muß  er  die  Arbeit  im  weiteren,  mehr  philosophischen 
Sinne  einsetzen,  alle  nützliche,  einschließlich  der  intellektuellen, 
schöpferischen,  anordnenden  und  zwecksetzenden  Arbeit,  weil  er  ja 
nur  das  ganz  „arbeitslose"  Einkommen  stigmatisieren  will  (S.  60, 
65).  Wie  ich  „Zw."  S.  307  ff.,  311,  540—544,  615—622  nachwies, 
ist  durch  solche  und  andere  Verwässerung  des  Begriffs  Arbeit  schon 
oft  Unheil  gestiftet  worden. 

Die  Arbeit  also,  um  die  es  sich  hier  handelt,  die  Arbeit,  welche  der 
Lohnarbeiter  leistet,  ist  als  „Naturding",  „als  Bildnerin  von  Gebrauchs- 
werten", als  nützliche  Arbeit  in  ihrer  ganzen  „Waldursprünglichkeit", 
eine  von  allen  Gesellschaftsformen  unabhängige  ewige  Naturnotwendig- 
keit, um  den  Stoffwechel  zwischen  Mensch  und  Natur  zu  vermitteln 
(Marx),  sie  ist  eine  objektiv  natürliche  Produktivkraft  ebensogut, 
wie  diejenigen  Naturkräfte  es  sind,  welche  der  Boden  spendet  oder 
die  der  Mensch  in  den  produzierten  Produktionsmitteln  fürsorgend 
aufspeichert.  Da  die  Arbeit  nur  im  Verein  mit  ihnen  ihr  -Werk 
zeitigt,   so  ist  es  nichts  mit  dem  Versuche,  aus  dem  ununterscheid- 
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baren,  einmassigen  Gesamterzeugnisse  ein  „spezifisches  Arbeitspro- 
dukt" herauszuschälen,  das  Ergebnis  der  Arbeitsproduktivität  ist  im 
Gesamtergebnis  des  Produktionsprozesses  „aufgehoben". 

Es  ist  daher  jeder  Versuch  einer  rein  ökonomischen  Zurechnung  zur  Un- 
fruchtbarkeit verdammt,  mag  er  von  der  Psyche,  mag  er  von  der  Gütermenge 
ausgehen.  Der  Zusammenbruch  der  naturalistischen  Zurechnungslehre  ist  so- 
wohl nach  L.8  Methode  wie  nach  den  beiden  Lesarten  der  Grenznutzenlehre  un- 
abänderlich besiegelt,  nach  derjenigen,  die  v.  Böhm,  und  nach  derjenigen,  die 
V.  Wieser  vertritt.  Die  erstere  arbeitet  mit  dem  Fortfallgedanken,  indem  sie  zwei 
verschiedene  Wirtschaften  miteinander  vergleicht:  eine,  in  welcher  der  zu  be- 
wertende Produktionsfaktor  als  vorhanden  eingesetzt,  und  eine  andere,  worin  er 
als  fortgefallen  gedacht  wird ;  der  Ausfall,  die  Differenz  an  Bedürfnisbefriedigung 
ergibt  den  dem  Produktionsfaktor  zuzurechnenden  Wert.  Diesen  Ausbruch  aus 
der  zu  erklärenden  Wirtschaft  vermeidend,  läßt  v.  Wieser  die  Wirtschaft  in 
ihrem  unversehrten  Bestände  und  nennt  den  Anteil,  den  sie  durch  den  ruhigen 
Besitz  des  Produktionsfaktors  erlangt,  dessen  Produktionsbeitrag,  indem  er 
das  Problem  mit  seiner  Lösung  verwechselt.  Schumpeter  meint  gelegentlich,  daß 
die  Diskrepanz  der  beiden  Lesarten  nicht  besonders  tragisch  zn  nehmen,  aber  er 
hat  uns  nicht  darüber  aufgeklärt,  wie  er  seinerseits  jenem  Dilemma  entrinnen 
will,  das  für  die  ganze  Grenznutzenlehre  letal  war  (oben  und  ,Subj."  S.  157). 

Gerade  am  Wesen  der  Arbeit  und  des  Arbeitereinkommens  muß 
die  Unzulänglichkeit  der  rein  ökonomischen  Zurechnung  am  sinn- 
fälligsten hervortreten,  weil  der  Faktor  Arbeit  die  wichtigste  und 
höchstpersönliche  Leistung  eines  jeden  leben  müssenden  und  wollenden 
Gliedes  der  Arbeitsgemeinschaft  darstellt.  Die  Abfindung  und  Er- 
haltung des  Arbeiters  kann  niemals  von  dem  zufälligen  Ergebnisse 
eines  rein  ökonomisch-technischen  Zurechnungsgesetzes  abhängig  ge- 
macht werden,  selbst  wenn  sich  —  was  nicht  der  Fall  —  ein  solches 
ausklügeln  ließe  („Zw."  S.  710  ff.).  Menger  sagt,  die  Arbeit  sei  so  viel 
wert,  als  sie  nach  diesem  Zurechnungsgesetze  der  „Gesellschaft" 
wert  sei.  Aber  wenn  die  Individuen  mit  Recht  sagen  dürfen;  die 
Gesellschaft  das  sind  wir,  so  gilt  dies  vornehmlich  für  die  Arbeiter, 
ohne  deren  starken  Arm  alle  Räder  stillestehen.  Sie  könnten  und 
würden  nicht  warten  wollen,  bis  es  irgendeinem  Zurechnungsgesetze 
gefallen  würde,  einen  für  sie  notwendigen  und  gebührenden  Anteil 
am  Gesamtprodukt  herauszurechnen.  Hier  zeigt  sich  besonders  klar, 
der  Zweck  aller  gesellschaftlichen  Produktion  sind  die  Abfindungen, 
man  produziert  nicht,  man  arbeitet  nicht  bloß,  um  naturale  Güter 
zu  erzeugen,  der  privatwirtschaftliche  wie  der  volkswirtschaftliche 
Zweck  z.  B.  einer  Schuhfabrik,  darin  hat  Liefmann  —  S.  80,  81, 
126,  347  —  recht,  ist  nicht,  Schuhe  zu  fabrizieren,  sondern  die  Ge- 
winnerzielung,  beim  Arbeiter  die  Erzielung  von  Arbeitslohn.  Ich 
habe  das  schon  in  der  „Sozialen  Kategorie"  S.  12  betont.  Aber  dar- 
in ist  L.  im  Irrtum,  wenn  er  folgert,  dies  private  Gewinnstreben 
„organisiere"  die  Volkswirtschaft.  Das  würde  eine  ümkehrung  des 
Sachverhalts  bedeuten,  der  Gewinnzweck  organisiert  nicht  die  Volks- 
wirtschaft, schafft  nicht  seinerseits  den  volkstümlichen  Organismus, 
sondern  dieser  selbst  in  seiner  ganzen  Anlage  zwingt  den 
Unternehmer  wie  den  Arbeiter,  ihren  Lebensunterhalt  durch  Eingliede- 
rung in  das  große  Zweckgebilde  auf  dem  Wege  der  Konkurrenz  und 
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des  Jagens  nach  Gewinn  und  Arbeitslohn  zu  erringen.  Das  Eigen- 
tum und  das  Arbeitsrecht,  die  sozialen  Machtverhältnisse  sind  und 
bleiben  das  Bestimmende.  Logisch  (beileibe  nicht  genetisch  und 
zeitlich,  was  L.  und  andere  stetig  verwechseln)  ist  der  Plan  das 
erkenntnistheoretische  Prius,  zu  vergl.  auch  „Subj."  S.  191,  192  und 
„Zweck"  S.  737. 

Und  wie  mit  der  Arbeit  als  Produktions-  und  Verteilungsfaktor 
steht  es  auch  mit  ihrem  Entgelt.  Der  Arbeitslohn  ist  einerseits 
letzthin  eine  naturale  Menge  von  Bedürfnisbefriedigungsmitteln,  von 
Lohngütern,  andererseits  ist  er  ein  soziales  Machtergebnis.  Wir 
sahen,  wie  T.-B.  S.  25  diesen  Dualismus  richtig  erkannte:  der  Lohn, 
als  Unterhalt  des  arbeitenden  Menschen  gefaßt,  ist  eine  natürliche 
(logische)  Kategorie,  der  Arbeitslohn  dagegen  als  Institut  eines  be- 
stimmten Wirtschaftssystems  enthält  ein  soziales  Moment,  ist  eine 
soziale  Kategorie. 

Die  Doppelstellung  des  Bodenfaktors  haben  wir  an  der  Grund- 
rentenlehre T.-B.s  dargelegt,  der  hier  die  soziale  und  natürliche 
Kategorie  völlig  zusammenwirft;  ebenso  verwirrend  ist  die  vielbe- 
sprochene Wendun;;  Ricardos  (S.  40),  in  der  er  die  „ursprünglichen 
und  unzerstörbaren  Kräfte  des  Landes"  als  das  Objekt  bezeichnet, 
für  dessen  Benutzung  dem  Grundbesitzer  eine  Rente  gezahlt  wird. 
Aehnlich  Smith,  Buch  2,  Kap.  5,  der  die  Rente  als  das  „Erzeugnis  jener 
Naturkräfte"  bezeichnet,  die  der  Grundherr  dem  Pächter  leiht,  wo- 
mit dann  allerdings  wenig  harmoniert,  daß  Ricardo  das  Ergebnis 
dieser  Naturkräfte,  die  Rente,  nicht  als  einen  naturalen  Ueberschuß, 
als  ein  wichtiges,  positives  Mehr  an  natürlichem  Reichtum  effektiver 
Gebrauchswerte,  sondern  nur  als  eine  Folge  der  Knappheit  an 
fruchtbarem  Boden  und  der  Preissteigerung  der  landwirtschaftlichen 
Produkte  und  deshalb  als  einen  Raub,  als  eine  Schiebung,  eine 
bloße  „Uebertragung  von  einer  Bevölkerungsklasse  auf  eine  andere" 
angesehen  wissen  will  (.,Zw.'-  S.  481  ff.  und  „Obj."  S.  189  ff.  näher 
dargelegt).  Unsere  Kritik  gegen  T.-B.  hat  ergeben,  wie  irreführend 
das  Bestreben  wirkt,  die  Grundrente  auf  rein  natürliche  Momente 
einseitig  zu  fundieren,  sie  zeigte,  daß  letztere  zwar  nicht  zu  übersehen 
sind,  aber  daß  sich  das  Wesen  auch  der  Grundrente  auf  das  ent- 
scheidende Moment  der  sozialen  Machtverhältnisse  gründet.  Nur 
sie  ergeben  eine  „Rente"  als  gesondertes  Einkommen,  der  Boden  als 
solcher  gibt  nur  natürliche  Früchte. 

Mit  dem  dritten  Faktor  steht  es  nicht  anders:  das  Kapital  bringt 
Gewinn  und  Zinsen,  aber  es  trägt  keine  Früchte.  Ganz  unzutreffend 
versteht  man  unter  ihm  leibhafte  „produzierte  Produktionsmittel", 
naturale  angesammelte  Gütermassen,  „Güterhaufen"  (v.  Böhm),  „be- 
stehend aus  Nahrung,  Kleidung,  Werkzeugen,  Rokstoffen.  Maschinen 
usw.,  die  notwendig  sind,  um  die  Arbeit  ins  Werk  zu  setzen",  natür- 
lichen Reichtum  an  Gütern  (Ricardo  S.  (i8  und  239):  der  Kapital- 
zins ist  danach  nur  das  Ergebnis  ihrer  Produktivität.    Ein  Ausfluß 
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dieser  Auffassung  ist  dann  v.  Böhms  Definition:  „die  Produktion, 
die  kluge  Umwege  einsclilägt,  ist  (!)  nichts  anderes,  als  was  die  Na- 
tionalökonomen die  jkapitalistische'  Produktion  nennen",  je  nach 
der  durchschnittlichen  zeitlichen  Ausdehnung  jener  Umwege  gibt  es 
„Grade  des  Kapitalismus".  Ja,  v.  Böhm  endet  damit,  diesen  pro- 
duktionstechnischen („materialistischen")  Gedanken  von  der  Einzel- 
wirtschaft auf  die  Volkswirtschaft  zu  übertragen  und,  zum  gerechten 
Schrecken  Liefmanns,  den  privatwirtschaftlichen  Aufbau  der  Volks- 
wirtschaft vergessend,  den  abstrakten  Summenbegriff  eines  „National- 
kapitals" zum  Ausgangspunkt  zu  nehmen  und  die  Früchte  des  kapi- 
talistischen „Gesamtprozesses",  den  man  sich  als  einheitlichen  divi- 
dendus  vorstellt,  an  die  Kapitalisten  in  Gestalt  des  Kapitalzinses  pro 
rata  ihrer  Kapitalanweisungen,  wie  unter  die  Aktionäre  einer  Ge- 
sellschaft, hinterher  aufzuteilen  (v.  Böhm  II,  S.  21,  89,  96,  „Zweck" 
S.  337,  341  ff.,  369,  414).  Ganz  folgerecht  bestimmt  dann  v.  Böhm 
die  Höhe  des  Kapitalzinses  durch  die  Ergiebigkeit,  durch  das  Mehr- 
ergebnis der  letzten  noch  gestatteten  Produktionsverlängerung  („Zw." 
S.  319  ff.).  Ueberall  dieselbe  trostlose  Mengen-  und  Massenbetrach- 
tung, in  der  sich  Freund  und  Feind,  Grenznutzenlehrer  und  T.-B. 
friedlich  begegnen ! 

Und  so  sehr  Liefmann  (ganz  wie  ich)  dieser  Betrachtungsweise 
mit  Recht  entgegentritt,  in  dem  wichtigsten,  positiven  Ergebnisse 
seiner  Lehre  bleibt  er  mit  Mengers  Schule  in  Harmonie,  wie  sehr 
er  sie  im  übrigen  befehdet.  Er  kann,  wie  sie,  aus  dem  naturalisti- 
schen Fahrwasser  nicht  heraus.  Hatte  jene  vergebens  versucht,  das  Ab- 
straktionsergebnis aus  der  "Wirtschaft  des  kleinen  Robinson  auf  die  an- 
gebliche „Einheitswirtschaft"  des  „großen  Robinson",  d.  i.  in  die  völlig 
heterogene  Sozialwirtschaft  zu  übertragen,  sie  „ins  Soziale  zu  über- 
setzen" („Zw."  S.  714  ff.,  719  ff.,  „Subj."  S.  186,  189),  so  ist  Liefmann 
mit  einem  ähnlichen  salto  mortale  gescheitert. 

Sein  Sprung  nimmt  den  Ausgang  von  dem  eigenartigen  Gebilde  des  Kon- 
sumertrags, der  sich  zunächst  in  der  höchst  individualistischen  Eonsum- 
oder  Hauswirtschaft  bildet,  d.  i.  derjenigen  Wirtschaft,  „die  direkt  die  Be- 
friedigung ihrer  eigenen  Bedürfnisse  kalkuliert  und  dafür  tätig  ist",  nicht  aber 
als  Wirtschaft  eines  ßqbinson  gedacht,  wie  er  betont,  sondern  als  „eine  in  den 
Tauschverkehr  (Naturaltausch  und  Geldtausch)  verflochtene  Konsumwirtschaft". 
Ihr  steht  die  „Erwerbswirtschaft"  gegenüber,  worunter  er  eine  solche  versteht, 
welche  „die  Erzielung  eines  Geldertrages  im  Tauschverkehr  bezweckt".  Da  aber 
auch  die  Konsumwirtschaft  „in  den  Tauschverkehr  verflochten"  ist,  so  handelt 
L.  ganz  folgerecht,  wenn  er  eine  höhere  Einheit  zwischen  beiden  Wirtschaften 
annimmt  und  betont,  daß  die  Erwerbswirtschaft  nur  eine  Teil  Wirtschaft,  „ein 
Teil  der  eigentlichen,  erst  in  der  Konsumwirtschaft  abschließenden  wirtschaftlichen 
Erwägungen  ist",  „da  hinter  ihr  immer  die  Konsumtionswirtschaft  des  Inhabers 
steht,  der  den  Geldertrag  als  Einkommen  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse 
verwendet".  Schon  hier  stößt  die  Frage  auf,  weshalb  er  dann  aber  nicht  auch 
die  Konsumwirtschaft  eine  Teil  Wirtschaft  nennt,  wenn  sie  doch  mit  der  Er- 
werbswirtschaft zusammen  der  höheren  Einheit  untersteht,  in  der  sie  mit  jener 
„verflochten"  ist.  Wir  wissen,  alle  Wirtschaften,  worunter  man  im  Leben  haupt- 
sächUch  das  versteht,  was  L.  die  Erwerbs  wirtschaften  nennt,  sind  sich  gegen- 
seitig Zweck  und  Mittel,  die  einen  produzieren  für  die  anderen,  die  Produkte  der 
einen  gehen  in  den  Konsum  der  anderen.  Darin  besteht  das  Wesen  der  sozialen 
Arbeits-  und  Genußgemeinschaft,  in  deren  Plan  sich  die  Einzelwirtschaften  ein- 
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gliedern.  Will  man  dem  gegenüber  heute  überhaupt  noch  von  einer  besonderen 
Konsum  Wirtschaft  sprechen,  so  dürfte  es  sich  empfehlen,  diesen  Begriff  nur  in 
seiner  strengen  Bedeutung  anzuwenden,  d.  h.  ihn  auf  diejenigen  Erwägungen  und 
Handlungen  zu  beschränken,  welche  den  Einkauf  und  die  Verwendung  von 
letzten  Bedürfnisbefriedigungsraitteln  zum  Gegenstande  haben. 

Die  Rolle,  die  der  „Konsumwirtschaft"  dann  bleibt,  ist  einfach 
und  klar,  ebenso  ihr  Verhältnis  zur  Erwerbswirtschaft.  Wie  hinter 
der  letzteren  im  Sinne  L.s  die  erstere  steht,  so  steht  auch  hinter  der 
Konsumwirtschaft  die  Erwerbswirtschaft.  Ja,  sie  selbst  steht  im 
gewissen  Sinne  vor  ihr,  sie  gibt  ihr  erst  die  Vorbedingungen  und 
die  festen  Grenzen  ihrer  Bewegung:  jene  ist  ganz  und  gar  abhängig 
von  dem  Segen,  der  ihr  von  außen  kommt,  von  der  Erwerbswirtschaft, 
aus  der  ihr  das  E  i  n  k  o  m  m  e  n  als  Erwerbsertrag  zufließt,  m  i  t  dem 
sie  „haushält".  Das  ist  das  erste  Fixum,  in  das  sie  eingebannl 
ist:  das  Geldeinkommen,  auf  welches  (wie  L.  in  seinem  früheren 
Werke:  „Die  Entstehung  des  Preises  aus  subjektiven  Wertschätzungen", 
Arch.  f.  Sozw.,  1912,  S.  33,  sagt)  der  Wirtschafter  seine  Bedürfnisse 
„projiziert".  Zweitens  aber  ist  er,  wie  L.  dort  ebenfalls  ausführt, 
an  die  Preise  gebunden,  zu  denen  er  seine  Bedürfnisbefriedigungs- 
mittel ersteht:  „in  der  Geldwirtschaft  stehen  die  Preise  der  großen 
Mehrzahl  aller  Güter  innerhalb  gewisser  Grenzen  fest  und  sind  mehr 
oder  weniger  bekannt".  Die  Preise  der  zu  erstehenden  Güter  sind 
also  das  zweite  Fixum.  Wie  eng  gebunden  ist  da  alles  Erwägen 
und  Handeln  in  der  ewigen  Leier,  in  der  es  sich  abrollt;  denn  auch 
das  „Projizieren"  und  die  vorteilhafteste  Rangordnung  der  Bedürfnisse 
stehen  für  kleine  und  große  Einkommen  durch  Erfahrung  und  Ge- 
wohnheit von  langer  Hand  her  fest.  Auch  hierfür  haben  die  Er- 
werbs wirtschaften  schon  kräftig  vorgearbeitet,  die  Produktion  der 
Erwerbswirtschaften  mit  ihrem  ineinander  arbeitenden  Gesamtplane 
hat  sich  schon  ihrerseits  antizipierend  der  Skala  der  Bedürfnisrang- 
folge angeschmiegt,  welche  sowohl  dem  Begehr  wie  der  Kaufkraft 
der  Abnehmer  entspricht.  Was  der  Konsumwirtschaft  übrig  bleibt, 
sind  bloße  Korrekturen,  die  notwendig  werden,  soweit  die  Gemein- 
schaft der  Erwerbswirtschaften  es  an  der  Voraussicht  der  künftigen 
Konjunktur  hat  fehlen  lassen,  oder  diese  nicht  voraus  kalkulieren 
konnte,  z.  B.  im  Falle  von  lieber-  oder  Unterproduktion,  bei  plötz- 
licher Aenderung  der  Technik  und  der  Gebrauchsgewohnheiten,  zu 
vergleichen  besonders  v.  Zwiedineck,  der  in  der  Zeitschrift  f.  d.  ges. 
Staatswiss.  1908,  „Kritisches  und  Positives  zur  Preislehre",  S.  629  und 
685,  jene  Korrekturen  und  das  „Spekulieren"  auf  die  Wertschätzungen 
der  Konsumenten  näher  geschildert  hat. 

Danach  liegt  der  Schwerpunkt  aller  volkswirtschaftlichen  Be- 
trachtung in  der  Feststellung  des  Wesens  der  Erw  erbs  wirtschaften 
und  des  Erwerbsertrages  —  Arbeitslohn,  Kapitalgewinn  usw.  Nur 
einen  Erw  erbs  ertrag  gibt  es,  nicht  daneben  einen  Konsum  er  trag. 
Man  kann  nicht  zweimal  einen  „Ertrag"  haben,  einen  in  der  Er- 
werbs- und  einen  anderen  in  der  Konsumwirtschaft,  die  letztere  zehrt 
von  dem  Erwerbe,   der  in  der  ersteren  erzielt  wird,  sie  ver-teilt 
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ihn  nur  nach  gewissen  „innerwirtschaftlichen"  Gesetzen,  auf  deren 
Erforschung  die  subjektivistischen  Schulen  allzuviel  Talent  und  Mühe 
verschwendet  haben.  Was  ist  denn  eigentlich  dieser  Konsumertrag? 
Er  soll  nach  L.  bestehen  in  der  Spannung  zwischen  Nutzen  und  Kosten, 
in  dem  Ueberschuß  der  Lust-  über  die  Unlustempfindungen.  Ich  will 
der  Versuchung  widerstehen,  an  dieser  Stelle  die  vielfältigen  Ein- 
wendungen zu  vermehren,  die  bisher  schon  von  den  verschiedensten 
Gesichtspunkten  aus  gegen  die  Konstruktion  des  L.schen  Konsum- 
ertrages erhoben  sind,  zuletzt  und  zwar  am  durchschlagendsten 
von  K.  Elster,  Bd.  54  dieser  „Jahrbücher"  in  seiner  Abhandlung: 
„Analyse  des  Geldproblems".  Gewiß,  sagt  E.,  das  Streben  nach  einem 
Maximum  von  Genuß  bestimmt  das  Handeln  des  Wirtschaftens,  das 
in  seinem  aus  Lust  und  Unlust  resultierendem  Ergebnis  die  stärkste 
Verschiebung  des  wirtschaftlichen  Gesamtzustandes  nach  der  Lust- 
seite hin  bedeutet.  Aber  ein  „Ueberschuß"?  Dies  ist  ein  Begriff 
aus  der  Zahlenwelt,  und  L.  selbst  erkennt  ja  an,  daß  dieser  Ueber- 
schuß zahlenmäßig  nicht  festzustellen  ist.  Ein  Ueberschuß,  der  sich 
in  Zahlen  nicht  ausdrücken  läßt,  ist  eine  contradictio  in  adjecto  (a. 
a.  O.  S.  268,  291).  Da  es  sich  nach  dem  Gesagten  in  der  Konsum- 
wirtschaft lediglich  um  die  Aufteilung  einer  festen  Summe,  der  ge- 
gebenen Einkommenssumme,  handelt,  läßt  die  Bilanz  keinen  Saldo, 
weder  im  ganzen  noch  bei  den  einzelnen  Gütern,  sie  läßt  keinen 
besonderen  Extrabetrag,  keinen  Grenzertrag,  den  L.  übrigens  höchst 
atomistisch  als  den  „Ertrag  der  letzten  Teilquantität  eines  jeden 
(I)  Gutes"  definiert. 

Aber  selbst  wenn  es  so  etwas  wie  einen  Ueberschuß  geben  sollte, 
und  der  Grenzertrag,  um  mit  Elster  (S.  291)  zu  sprechen,  nur  ein 
schlechter  Ausdruck  für  jene  Verschiebung  des  Gesamtzustandes  nach 
der  Lustseite  wäre,  wie  will  L.  mit  diesem  rein  individual-psycho- 
logischen  Gedankendinge  eine  Brücke  von  der  Hauswirtschaft  in  das 
Reich  der  sozialen  Beziehungen  schlagen?  Wie  kann  er  die  mit 
heißem  Bemühen  gesuchte  Einheit  zwischen  beiden  Sphären  in  der 
begrifflichen  Einheit  eines  allgemeinen  Ertragsbegriffes  zu  finden 
hoffen,  der  erst  hinterher  sich  in  die  Unterabteilung  eines  Konsum- 
iind  eines  Erwerbsertrages  zerlegt  ?  Wie  kann  er  -  S.  38  a.  a.  0.  — 
hiervon  „demselben  Gesetze"  beider  Unterbegriffe  reden,  die  so  wesens- 
fremd sind,  daß  sie  nur  den  Namen  gemein  haben  ?  Empfangen  die 
Hauswirtschaften  die  festen  Grundlagen  ihres  Haushalts  in  Gestalt 
des  Einkommens  und  der  Güterpreise  fix  und  fertig  aus  den  Erwerbs- 
wirtschaften, so  ist  es  eine  Umkehrung  des  Sachverhalts,  wenn  L. 
„die  Aufgabe  der  ökonomischen  Theorie"  in  dem  von  ihm  immer 
wiederholten  Postulate  erblickt,  „darzulegen,  wie  aus  subjektiven 
Bedarfsempfindungen  ein  objektiver  Preis  entsteht",  ja,  wie  sie  den 
ganzen  tauschwirtschaftlichen  Mechanismus  erst  „organisieren". 

Die  Logik  der  Tatsachen  zwingt  auch  L.  schließlich,  diesen  ex- 
trem subjektivistischen  Standpunkt  zu  verlassen  und  den  Einflüssen 
nachzugehen,  welche  aus  den  organischen  Wechselbeziehungen  der 
Erwerbswirtschaften  sich  ergeben.  Es  geschieht  das  S.  36  ff.  a.  a. 
O.  in  folgendem  Gange  der  Gedanken: 
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Mit  seinen  in  üelil  ausgedrückten  BedarfserapfindunKen  tritt  nun  das  Wirt- 
schaf t8ubjel(t  auf  den  Marie  t.  Hier  ist  der  Punlct,  wo  sich  Nachfrage  und  An- 
gebot berühren,  der  Nachfrage  der  Konsumenten  nach  Produkten  und  Leistungen 
stellt  sich  das  Heer  derer  gegenüber,  die  sie  anbieten.  Woher  kommt  ihr  An- 
gebot, was  veranlalät  sie  zum  Angebot,  und  in  welchem  Umfange  erfolgt  es?  L. 
antwortet:  „Das  ist  die  so  einfache  und  selbstverständliche  Lösung  des  Preig- 
problems,  die  so  selbstverständliche  Antwort  auf  jene  Fra^e,  woher  sich  das  An- 
gebot bestimmt  ...  Es  ist  wieder  das  Gesetz  des  Ausgleichs  der  ürenzerträge. 
Genau  wie  der  einzelne  Wirtschafter  jedes  Bedürfnis  nur  soweit  befriedigt,  daß 
die  Grenzerträ^e  aller  Güter  gleich  hoch  sind,  genau  so  handelt  die  Gesamtheit 
aller  Anbieter  in  der  Tauschwirtschaft.  Die  Produzenten  stellen  alles  Gut  nur  in 
der  Menge  (!)  her,  daß  der  Grenzertrag,  d.  h.  der  Ertrag,  den  der  teuerste  noch 
Produzierende  erzielt,  für  alle  Produktionszweige  ungefi£r  gleich  hoch  ist  .  .  . 
So  wird  durch  das  Gesetz  des  Ausgleichs  der  ( rrenzerträge  die  Angebotsmenge 
und  damit  auch  (H  die  Grenze  der  zu  befriedigenden  Nachfrage  festgestellt",  kurz  : 
»Der  Preis  wird  bei  freier  Konkurrenz  bestimmt  (!)  durch  den  volkswirtschaft- 
lichen Grenzertrag  plus  den  Kosten  des  Anbieters"  d.  h.  plus  seinen  Grenz- 
kosten. 

Man  sieht,  es  handelt  sich  um  das  altehrwürdige  Produktions- 
kostengesetz, da  auch  die  Kosten  sich  schließlich  in  den  Erwerbs- 
ertrag anderer  Personen  (Löhne,  Gewinne)  auflösen.  Auch  das  Neue, 
was  L.  dem  alten  Gesetz  hinzugefügt  zu  haben  meint:  der  Aus- 
gleichsgedanke in  Verbindung  mit  dem  Grenzertragsgedanken,  ist,  wie 
ich  -Obj."  S.  171  nachgewiesen,  ebenfalls  schon  ein  Bestandteil  der 
alten  Lehre.  Ueberdies  führt  er  auch  schwerlich  bis  zum  Kerne  des 
Problems.  Denn  der  Sekundärbegriff  des  Ausgleichens  besagt  noch  lange 
nichts  über  das  primäre  Wesen  des  Auszugleichenden,  hier 
des  volkswirtschaftlichen  Grenz-  und  Erwerbsertrags.  Die  Tendenz 
der  Ausgleichung  ist  nur  eine  selbstverständliche  Funktion  unseres 
„Konkurrenzsystems".  Sie  ist  ein  durch  den  Begriff  der  Konkur- 
renz gegebener  anderweitiger  Ausdruck  derselben.  Daß  sich  über- 
haupt entscheidende  Grenzsätze  ergeben,  führte  ich  „Zw."  S.  390  ff. 
aus,  ist  doch  im  Grunde  zunächst  nur  eine  durch  das  Konkurrenzsystem 
gegebene  formale  Tatsache.  Die  Wissenschaft  als  solche  beginnt 
auch  hier  erst  mit  ihrer  Erklärung,  erst  sie  erhebt  die  Tatsachen 
in  die  Höhe  der  verstandenen  und  für  die  Politik  verwertbaren 
Wahrheiten,  sie  macht  aus  der  Verbaldefinition  eine  fruchtbare  Sach- 
bestimmung. Soll  sich  die  Nationalökonomie  über  den  Rang  einer 
„Eselsbrücke"  emporheben,  so  muß  sie  die  letzten  Gründe  aufweisen, 
die  hinter  den  Erscheinungen  stehen.  Mit  Recht  zwar  nennt  L. 
die  Konkurrenz  die  „Steuerung,  die  Seele  der  wirtschaftlichen  Dampf- 
maschine". Schon  Mill  hat  betont,  daß  „nur  mittels  des  Prinzips 
der  Konkurrenz  die  Wirtschaftslehre  auf  den  Charakter  einer  Wissen- 
schaft Anspruch  hat",  und  daß  nur,  „soweit  Bodenrente,  Kapital- 
gewinn, Arbeitslohn,  Preise  durch  Konkurrenz  bestimmt  werden,  da- 
für Gesetze  angegeben  werden  können"  („Zw."  S.  390).  Aber,  führte 
ich  dort  aus,  das  letzte  Wesen  und  die  effektive  Wirksamkeit  der 
Konkurrenz  erschließt  sich  uns  nur  durch  die  Aufdeckung  der  Schranke, 
innerhalb  deren  sie  sich  bewegt,  und  des  Zieles,  durch  das  sie 
Sinn  und  Richtung  erhält.  Das  Problem  geht  dahin,  was  hinter 
der  Konkurrenz  steht  und  deren  „Seele"  ergibt,  ob,  wie  L.  S.  45  a. 
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a.  0.  meint,  hinter  dem  ganzen  Organismus  der  Volkswirtschaft  „im 
letzten  Grunde  immer  Bedürfnisse,  Wertschätzungen  stehen,  die  das 
ganze  vielgestaltige  Getriebe  der  heutigen  technischen  Tätigkeiten 
erst  veranlassen",  oder  ob,  wie  ich  meine,  es  soziale  Kategorien 
sind,  die  den  „Organismus"  vorweg  aufbauen  und  auch  den  Erwerbs- 
erträgen Bedeutung  und  Wesen  verleihen.  Wohl  ist  heute  und  immer 
„das  Erwerbsstreben  des  einzelnen  Wirtschafters  das  treibende  Mo- 
ment, das  den  ganzen  Tauschverkehr  in  Bewegung  setzt"  (L.),  wohl 
ist  das  persönliche  Erwerbsinteresse  sein  unentbehrlicher  Motor.  Aber 
wie  keine  Maschine  ohne  Motor,  so  hat  der  Motor  ohne  Maschine, 
der  er  dient,  seinen  Zweck  verfehlt.  Das  Erwerbsstreben  kommt 
heute  nur  auf  einem  Umwege  zum  Ziele,  durch  Einfügung  in  den 
Gang  der  großen  Maschine  und  durch  die  kluge  Benutzung  ihrer 
eigentümlichen  Institutionen:  Geld,  Preise,  Eigentum,  Verträge,  An- 
gebot und  Nachfrage  sind  die  in  untrennbarer  Einheit  verbundenen 
Funktionen  der  großen  Zweckgemeinschaft,  welche  ihrerseits  wieder 
die  auf  Gewinn  berechneten  Zwecke  ihrer  Glieder  in  sich  begreift, 
sie  benutzt  und  fördert,  sie  ihrem  eigenen  Zwecke  dienstbar  macht. 
Einkommen,  Preis,  Geld  entstammen  schon  ihrem  Begriffe  nach 
der  sozialen  Wirtschaftssphäre,  sie  sind,  wie  es  Elster  glücklich 
ausdrückt,  in  der  Konsuinwirtschaft  „ungeborene  Begriffe".  Ein- 
kommen ist  das  Ziel,  die  Preise  sind  das  Mittel  der  sozialen  Aus- 
einandersetzung, das  Geld  ist  nur  der  zahlenmäßige  Ausdruck  der 
Austauschverhältnisse.  Rodbertus  behält  wiederum  recht:  Wert 
und  Preis  sind  das  Medium  der  Verteilung.  „In  der  modernen 
Wirtschaft",  sagt  Elster  treffend,  „bedarf  der  Produktionsprozeß  der 
Ergänzung  durch  den  Prozeß  der  Güterverteilung  (!).  .  .  Einkommen 
und  Preise  sind  deren  Mittel,  sie  sind  nichts  anderes  als  die  Ver- 
hältniszahlen, nach  denen  der  Produktenverteilungsprozeß  vor  sich 
geht."  Das  Geld  aber  ist  nur  „die  rechnerische  Einheit,  die  der 
Produktenverteilung  in  der  modernen  Wirtschaft  zugrunde  liegt,  als 
der  Generalnenner  des  „Produktenverteilungsprozesses".  Es  erfüllt 
mich  mit  Freude  und  Genugtuung,  daß  so  die  Grundanschauung 
meiner  seit  1896  veröffentlichten  Schriften,  die  Zurückführung  aller 
volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  auf  den  „Verteilungsprozeß", 
nunmehr  auch  im  Kreise  der  jüngeren  Nationalökonomen  an  Boden 
gewinnt. 

9.  Die  Zusammenfassung  der  positiven  Ergebnisse. 

Es  gilt  nun,  die  positiven  Ergebnisse  unserer  dogmenkri- 
tischen Würdigung  so  kurz  wie  möglich  zusammenzufassen.  Dem 
„Produktionsfaktor"  Kapital,  den  wir  deshalb  bisher  schon  in 
unserer  Darstellung  bevorzugten,  kommt  die  entscheidende  Bedeutung 
zu.  Denn  im  Kapital,  als  dem  beherrschenden  Machtzentrum  unseres 
Wirtschaftssystems,  laufen  alle  Fäden  zusammen,  in  ihm  besonders 
tritt  der  geschilderte  Dualismus  der  ökonomischen  Erscheinungen 
handgreiflich    zutage.      Auch    Elster    hat    ihn    gut    hervorgehoben. 


Die  loziale  Theorie  der  Vertellang  aod  des  Werte«.  291 

Schon  im  Vermögensbegriffe  —  und  das  Kapital  ist  der  wichtigste 
Vermögensteil     -   unterscheidet   er  die   natürliche   und   die   soziale 
Kategorie,  indem  er  das  Vermögen  in  Sach-  und  in  „Forderungs- 
vermögen" sondert.     Ihre  Wesensverschiedenheit   erblickt   er  darin, 
daß  das  Sachvermögen  „aus  den   realen  Objekten   des  Güter- 
produktionsprozesses   besteht,    das   andere    (das    Forderungs- 
vermögen) ein  funktioneller  Faktor  der  Güterverteilung 
ist  —  nichts  anderes  als  das  Einkommen  und  die  Preise,  mit  denen 
es  in  seinen  funktionellen  Beziehungen   letzten  Endes   innerlich  zu- 
sammenhängt."    „Sachliche  Vermögensobjekte  lassen  sich  in  Geld 
nur  auf  dem   Umwege   über   ihre   präsumptiven   Preise   ausdrücken. 
Guthaben   aber   (und   entsprechend   ihr   Widerspiel,   die   Verbind- 
lichkeiten), die  unmittelbar  in  Geld  ausgedrückt  werden,  sind  ihrer- 
seits selbst  nur  zahlenmäßige  Erscheinungen  im  Produktenverteilungs- 
prozeß",    Elster,    a.   a.   O.   S.   287.      Gutachten,    Forderungsrechte, 
Anweisungen    auf    Güter,    in    Geld    kalkulierte    Wert  an  teile    am 
„Nationalvermögen"  und   „Nationalprodukt"   sind,   wie  auch   ich   in 
meinen   Schriften    überall    ausgeführt   habe,    der   Kern   dessen,    was 
heute  in  der  Wirklichkeit  des  Lebens,  als  „Popularbegriff"  (Menger) 
unter  Kapital  und  Kapitalgewinn  verstanden  wird.     Das  Kapital  in 
diesem   weiteren   Sinne   hält   die   ganze   Volkswirtschaft  zusammen, 
die  —  trotz  aller  Einwendungen  —  ganz  treffend  die  „kapitalistische" 
Wirtschaftsordnung  genannt  werden  kann.   Es  ist  nur  eine  Nebenfrage, 
ein  terminologischer  Streit,  ob  man  mit  den  „Schlagworten"  Kapitalis- 
mus und  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  lediglich  den  Gegensatz 
zur  sozialistischen  Wirtschaftsordnung  treffen  will,  oder  mit  Passow, 
III.  F.  52.  Bd.  S.  433  ff.  dieser  „Jahrbücher",  sie  definiert  als  das 
Wirtschaftssystem,  das  durch  das  Vorwiegen  des  unternehmungs- 
weisen Betriebes,   insbesondere   durch  die  Ausbreitung  der  großen 
Unternehmungen,  sein  besonderes  Gepräge  erhalten  hat,  oder  ob  man 
näher  mit  Liefmann  (Zusammenfassende  Grundsätze,  S.  682  ff.)  von 
dem  Begriffe  des  Unternehmungskapitals  ausgeht  „als  Veranschlagung 
aller  Kosten   einer  selbständigen  Erwerbswirtschaft   in  Geld,  um 
die  Gelderträge  derselben    feststellen  und  vergleichen    zu  können", 
was  seinen  Höhepunkt  in  den  großen  modernen  Gesellschaften  und 
öffentlichen  Körperschaften  erreicht,  die  durch  ihre  „Effekten"  den 
Kredit  in  großem  Umfange  entpersönlichen  (Obligationen)   und   mit 
allem  dem  das  Kapital  „mobilisieren"  (Effektenkapitalismus). 

Dieser  im  praktischen  Leben  oft  gebrauchte  Begriff  der  „Mo- 
bilisierung" trifft  das  Wesen,  die  Entstehung  und  die  Fortentwick- 
lung des  Kapitals  auch  theoretisch  am  besten,  und  zwar  nach  zwei 
sehr  bedeutsamen  Richtungen,  nämlich  in  dem  Verhältnisse  des  Ka- 
pitals zu  seinen  sogenannten  Substraten,  und  dann  in  seiner 
eigenen  sozialorganischen  Wirksamkeit.  In  ersterer  Beziehung  er- 
faßt er  seine  Beziehungen  zum  naturalen  Stoffe  der  wirschaft- 
lichen  Erscheinungen.  Ich  habe  das  noch  kürzlich  wieder  in  meiner 
Broschüre  „Konjunktur  und  Aufschwung  nach  dem  Kriege",  1917  im 
Verlage  von  Vahlen  erschienen,  beleuchtet,  wo  ich  die  Bedeutung 
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des  Kapitals  und  des  Kredits  für  die  kommenden  Tage  des  Friedens 
und    für    die   Uebergangswirtschaft   zu    entwickeln   versuchte.     Das 
Kapital,   nicht   dasjenige,   was  die  naturalistischen  Schulen  darunter 
verstanden,  sondern   das  Kapital,   wie   es   im  Geschäftsverkehr  ver- 
standen wird,   schwebt  über  den  materiellen  Gütern,  freilich   nicht 
als  bloßes  Produkt  weltfremder  Abstraktion,  sondern  als  ein  soziales 
Machtverhältnis,   das   seinen   Inhabern   heute   die  Verfügungsgewalt 
über  die  Güter  und  damit  zu  einem  großen  Teile  die  Funktion  der 
volkswirtschaftlichen   Führerschaft  verleiht.     Geld   und  Kapital   — 
das  weiß  unsere  Geschäfts-  und  Finanzwelt  sehr  gut  —  sind  etwas 
anderes  als  der  Wert   erzeugter  Güter,   sie   sind   nicht  gewöhnliche 
Marktwerte  wie  die  anderen  „Waren",  sie   sind  Werte  höherer  Po- 
tenz, Essenz  und  Ausdruck  gesellschaftlicher  Funktionen,  sie  sind 
ein  gesellschaftliches  Verhältnis,  Krönung  und  architektonischer 
Abschluß    des   volkswirtschaftlichen    Aufbaues.      Dem    gegnerischen 
Tadel  (v.  Böhm),   daß   dies  „Kapital"  eine  Fiktion,   eine  Metapher, 
eine  falsche  Idealisierung  darstelle,  setzt  die  soziale  Betrachtung  die 
Tatsache  der  doch  recht  realistischen  Wirksamkeit  dieses  Ge- 
dankendinges entgegen.     Es  „steckt"  in  allen  Dingen  als  ein  Stück 
machtvoller  Ordnung,  die  hinter  ihnen  gebieterisch  steht.    Alle  Güter, 
alle  Verhältnisse,   die  Zins  abwerfen,  sind  Kapital.     Seiner  Macht 
sind  die  Dinge  und  die  Menschen   unterworfen,   so  auch  die  beiden 
natürlichen    Grundfaktoren,   die  Arbeit   und   der   Boden.     Die   Ar- 
beitskräfte, wie  Lief  mann  sagt,  sind  in  der  kapitalistischen  Er- 
werbswirtschaft selbst  nichts  anderes  als  ein  Teil  des  Kapitals, 
wie  die  Löhne  zu  ihrer  Bezahlung  es   sind,   nämlich  das,   was   man 
früher  irreführend  sogar  den  Arbeiterlohnfonds  nannte.    Und  über 
die    zunehmende   Kapitalisierung  des   Bodens   ist   überhaupt   kein 
Wort  zu  verlieren,  er  wird  als  Kapital  gerechnet,  indem  man  seinen 
Ertrag  kapitalisiert.    Ja,  das  Kapital  der  großen  Banken  und  Kredit- 
institute bekommt  es  fertig,  daß  es  das  Kapital,  anderes  Kapital,  mo- 
bilisiert.   Das  bedeutet  die  höchste  Potenz  seiner  Verselbständigung. 

Dies  führt  uns  zur  Betrachtung  der  zweiten  und  größten  Be- 
deutung der  Kapitalfunktionen,  zur  organischen  Bedeutung  des  Ka- 
pitals als  Mittel  des  ganzen  sozialwirtschaftlichen  Zusammenhalts. 
Wir  sahen  bereits  oben,  wie  die  Macht,  die  natürlichen  Produktions- 
kräfte in  „Unternehmungen"  zu  vereinigen  und  zusammenwirken  zu 
lassen,  wie  diese  heute  gleichsam  automatisch  geräuschlos  wirkende 
Macht  des  Kapitals  mit  ihrer  Vermögens-  und  Organisationskraft 
für  die  moderne  privatwirtschaftliche  Produktionskraft  die  Autorität 
des  gesellschaftlichen  Willens  vertritt,  die  in  der  patriarchalischen 
Eigenwirtschaft  durch  die  Machtfülle  des  pater  familias  oder  des 
Häuptlings  ersetzt  wurde  und  in  der  Utopie  des  reinen  Sozialstaates 
durch  eine  allmächtige  Zentralbehörde  erst  zu  schaffen  und  vielleicht 
nur  geräuschvoll  mit  Ach  und  Krach  durchzuführen  sein  würde. 

Das  unentbehrlichste  Hilfsmittel  für  diese  seine  weltumspannende 
Aufgabe  des  heutigen  Kapitals  ist  der  Kredit,  der  kein  Ding  für 
sich,  sondern  nur  eine  gewaltigste  immanente  Funktion  des  Kapitals 


Die  soziale  Theorie  der  Verteilung  und  des  Werte».  293 

darstellt.  Er  ist  das  Kapital  in  seiner  lebendigen  Kraft,  verleiht  ihm 
die  Schwingen  für  den  hohen  Flug  seiner  vielberufenen  Expansions-, 
Attraktions-  und  Akkumulationstendenz.  Da  der  Kredit  das  Kapital 
zum  Objekte  hat,  so  kann  auch  jede  Kreditlehre  nur  auf  der  Grund- 
lage einer  richtigen  Kapitallehre  aufgebaut  werden,  auf  der  Grund- 
lage der  sozialorganischen  Lehre  vom  Kapital,  wie  sie  zuerst  aus- 
führlicher von  Komorzynski  ausgebaut  ist,  angeregt  und  stark  be- 
einflußt von  meiner  eigenen  Kapital-  und  Kreditlehre,  wie  ich  das 
„Obj."  S.  168  und  „Subj."  S.  146  nachgewiesen  habe.  Erst  die 
Kreditfunktion  des  Kapitals  zeigt  uns  dessen  machtvolle  Rolle  der 
Führung  in  seiner  ganzen  Machtfülle.  Der  Kapital-  und  der  Kredit- 
markt ist  die  gebietende  Stelle,  er  ist  das  „Hauptquartier",  von  dem 
auf  der  ganzen  Linie  Kommando  und  Parole  ausgeht  (Schumpeter). 
Mittels  des  Kredits  wächst  das  Kapital  über  sich  selbst  hinaus  und 
vollführt  seine  große  Kulturmission,  die  Förderung  des  Wachstums 
der  Volkswirtschaft:  durch  den  Kredit  wird  neue,  als  Geldkapital 
erscheinende  Kaufkraft  in  den  Umlauf  eingeschoben  (Lexis).  Durch 
diese  Schöpfung  von  Kaufkraft  wird  Kapital  und  Kredit  der 
Hebel  der  antizipierten  Entwicklung. 

Es  ist  also  gerade  der  Kredit,  an  dem  die  Verselbständigung 
des  Kapitals  und  seine  Loslösung  von  den  materiellen  Substraten 
besonders  sinnfällig  hervortritt:  das  Kapital  wird  hier  ein  abge- 
sonderter Gegenstand  des  Verkehrs,  es  wird  als  ein  übersinnliches 
Objekt  veräußert,  es  wird  wie  jede  andere  Ware  ausgeliehen, 
so  daß  sich  seine  Machtfunktion  auf  zwei  verschiedene  Personen 
verteilt,  den  Kreditgeber  und  den  Kreditnehmer,  welch  letzterer 
es  werbend  in  den  Produktionsprozeß  einweist,  seinem  Gläubiger 
aber  einen  Teil  des  Ertrages  als  Zinstribut  abgibt  —  ein  modern 
umgewandeltes  Verhältnis  des  Vasallen  zum  Lehnsherrn.  Ich  habe  des- 
halb („Soziale  K."  S.  166)  als  die  beiden  Grundelemente  des  Kredits 
bezeichnet:  1)  das  Kapital  in  seiner  Funktion  als  soziales  Macht- 
mittel, 2)  seine  wirtschaftliche  Bindung  zwischen  zwei  Wirtschafts- 
subjekten oder  einer  Kette  von  solchen  in  der  Weise,  daß  der  je- 
weilige Inhaber  des  Kapitals  mit  derjenigen  Person  auseinander- 
fällt, in  dessen  Vermögen  es  verbleibt.  Das  Grundverhältnis  des 
Kredits  ist  demnach  der  übertragene  Anteil  an  der  Aneignung  des 
Nationalprodukts,  der  abgeleitete  Rentengenuß  an  fremdem  Ka- 
pitale. Man  hat  das  Grundverhältnis  des  Kredits  auch  wohl  im 
Moment  des  „Vertrauens"  gesucht,  und  andere,  wie  Knies,  haben  das 
geleugnet,  weil  eine  bloße  subjektive  Gemütsstimmung  im  Innern 
des  einen  Menschen  gegen  einen  anderen  keine  in  das  wirtschaftliche 
Leben  real  heraustretende  Erscheinung  sei.  Der  Einwand  ist  nicht 
durchgreifend,  es  kommt  als  Grundlage  des  Kreditverhältnisses  bei 
seiner  sozialen  Würdigung  gar  nicht  auf  die  psychologischen  Mo- 
mente beim  Abschluß  des  einzelnen  Kredit akts  zwischen  den  kon- 
trahierenden Einzelsubjekten  an,  sondern  es  handelt  sich  um  ein 
objektives,  soziales  Zustandsverhältnis,  das  Rodbertus  ganz  richtig 
dahin   erläutert:    Seiner   Idee  nach    ist  der  Kredit  nichts   als^  das 
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Vertrauen,  daß  sich  die  Ansprüche  aller  Änteilsberechtigten  am 
Nationalprodukt  zuletzt  richtig  liquidieren  werden. 

Und  was  vom  Kredit  gilt,  das  gilt  a  fortiori  von  dam  Begriffe, 
von  dem  er  sich  nur  als  eine  Funktion  darstellt,  es  gilt  vom  Ka- 
pital und  seinem  Ausdruck,  dem  Gelde.  Auch  das  Kapital,  in  seiner 
oben  geschilderten  sozialfunktionellen  Absonderung  von  seinen  mate- 
riellen Substraten,  ist  —  könnte  man  sagen  —  ein  auf  den  ge- 
sicherten Bestand  der  Wirtschaftsordnung  und  sein  richtiges  Funk- 
tionieren gegründetes  Vertrauensverhältnis,  das  nur  im  Einzelfall 
den  gesicherten  Rückgriff  auf  die  Person  und  das  Vermögen  be- 
stimmter Schuldner  als  ultima  ratio  gewissermaßen  nur  theoretisch 
im  Hintergrunde  hat.  Es  mag  allerdings  zweifelhaft  sein,  ob  für 
ein  solches  Verhältnis  noch  der  subjektiv  gefärbte  Begriff  des  „Ver- 
trauens" am  Platze  ist.  Elster  —  a.  a.  O.  S.  300  —  hebt  bei  Er- 
örterung des  Geldbegriffs  hervor,  daß  dies  Vertrauen  eigentlich  eine 
reine  sozial  begründete  Selbstverständlichkeit  darstellt. 


Wir  wollen  das  prüfen,  wenn  wir  nun  die  zwei  für  das  Wesen 
des  Kapitals  wichtigsten  Verhältnisse  betrachten,  nämlich  das  Ver- 
hältnis des  Kapitals  zum  Gelde  und  das  Verhältnis  beider  zu  dem, 
was  man  kurz  ihr  Substrat  zu  nennen  pflegt.  Es  ist  beinahe  be- 
schämend, daß  hier  vor  langer  Zeit  nicht  Fachgenossen,  sondern 
Juristen  zum  erstenmal  bereits  das  klargelegt  haben,  was  jetzt  erst 
die  neuere  Nationalökonomie  etwas  post  festum  in  ihr  Lehrgebäude 
einfügt.  Ich  meine  —  und  habe  es  schon  in  der  „Soz.  Kategorie" 
(S.  146  ff.,  155  ff.,  163,  und  dann  „Zweck"  S.  346  ff.)  ausgeführt  — 
den  Juristen  Kühnast  und  den  Lehrer  des  Handelsrechts,  Endemann. 
Was  also  das  Verhältnis  von  Geld  und  Kapital  betrifft,  so  ergibt  es 
sich  sehr  einfach  aus  ihrem  gemeinsamen  Oberbegriffe,  dem  Werte, 
wenn  man  ihn  in  seiner  sozialen  Allgemeinheit  und  Tiefe  erfaßt, 
nämlich  nicht  „materialistisch",  aber  auch  nicht  „psychologisch",  nicht 
als  Ausdruck  der  Funktion  naturaler  Bedürfnisbefriedigung,  sondern 
nur  in  seiner  Wesensfunktion  als  Mittel  der  Aneignung  und  Ver- 
teilung, die  allen  Gütern  und  nicht  nur  dem  Kapitale  neben  ihrer 
allerdings  irgendwie  näher  oder  entfernter  dahinterstehenden  Funktion 
der  natürlichen  Bedürfnisbefriedigung,  gleichsam  als  eine  zweite 
Seele  innewohnt.  Diese  sozial  erfaßte  Wertfunktion  durchdringt 
alle  Güter  und  wirtschaftlichen  Erscheinungen:  die  Funktion  der 
Aneignung  und  gesellschaftlichen  Auseinandersetzung,  sie  haftet  an 
den  Produktionsmitteln  wie  an  den  Produkten,  jene  sind  das  Mittel 
der  Aneignung,  diese  deren  Erfolg,  der  Ertrag,  das  Angeeignete. 
Das  trifft  auf  das  Geld  und  das  Kapital  zu. 

Zunächst  auf  das  Geld.  Geld  ist  Wert,  und  Wert  stellt  sich 
nur  im  Geldpreise  dar,  er  ist  —  was  Menger  nur  vom  Kapital- 
wert sagt  —  durchweg  in  Geld  „kalkuliert".  Das  Geld,  man  könnte 
in  Mengerschem  Ausdrucke  sagen :  der  Popularbegriff  Geld,  das  Geld, 
was  die  Leute  meinen,  wie  es  etwa  im  Kontor  von  Rothschild  sein 
W^esen    treibt,    ist    durchaus   von   dem    Metallgeld,    der    Münze,    zu 
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scheiden.  Die  Münze,  sagt  Endemann,  ist  nur  ein  durch  sie  ver- 
tretener Wert,  nur  dessen  sinnlicher  Körper,  sie  ist  nur  inkorporiertes 
Geld,  nur  Vehikel  oder  Repräsentant  allgemeinerer  Begriffe,  nämlich 
Repräsentant  der  in  allen  Gütern  enthaltenen  sozialen  Funktion. 
Das  Metallgeld  ist  nur  eine  der  vielen  Arten  des  Geldes,  es  wird 
durch  seine  Surrogate  ersetzt  und  wird  nur  dort  notwendig,  wo  es 
aus  besonderen  Gründen  den  mit  ihm,  gleich  wie  durch  eine  An- 
weisung zu  liquidierenden  Wert  „selbst  schon  als  Gleichwert,  als 
Pfand  oder  Bürgschaft  mit  sich  herumschleppen,  d.  h.  selbst  schon 
aus  einem  wertvollen  Gut,  aus  Gold  oder  Silber  bestehen"  muß  (Rod- 
bertus).  Darin  liegt  seine  soziale  Vermittlungsfunktion.  Ihre 
„binnenwirtschaftliche"  Funktion  ist  eine  Sache  für  sich,  das  Geld 
ist,  wie  Elster  a.  a.  0.  S.  296  ausführt,  übrigens  auch  hier  nur  eine 
rechnerische  Größe.  Auch  nach  Elster  (S.  300)  hat  das  Geld  als 
solches  keinen  „Substanzwert",  es  gibt  keinen  Wert  des  Geldes,  aller 
Wirrwarr  in  der  Geldlehre  kommt  von  der  Vermengung  des  Geldes 
im  volkswirtschaftlichen  Sinne  mit  den  bloßen  Geldzeichen  her,  nur 
die  letzteren  sind  Gegenstand  der  nationalen  und  internationalen  Geld- 
und  Münzpolitik  (Goldpolitik). 

Das  Kapital  aber,  als  der  andere  Unterbegriff  des  sozialen  Wertes, 
ist  nur  eine  bestimmte  Art  des  Geldes  und  des  Wertes,  es  hebt 
sich  von  ihm  nur  dadurch  ab,  daß  es  „als  Quelle  von  Neuwerten  ge- 
setzt wird",  es  ist  diesen  gegenüber  das  „capitale",  wie  Kühnast 
ausführt. 

Das  Kapital,  sagt  er,  ist  wohl  ein  Produkt,  aber  nicht  ein  gewöhnliches,  ein 
Produkt  nicht  aus  nur  Arbeit  und  Natur,  es  ist  auch  ein  Produkt  der  Rechts- 
ordnung. Seine  Substanz  bleibt  bei  allen  seinen  Wandlungen  und  Verkörpe- 
rungen. Dies  gelte  insbesondere  von  der  elementaren  Form  des  Kapitals,  der 
aus  dem  Darlenn  entstehenden  Geldforderung,  sie  entsteht,  sagt  er,  für  den 
Darlehnsgeber  als  eine  Metamorphose  in  der  Substanz  seines  Kapitals.  Die 
wirtschaftliche  Potenz,  die  in  der  Sache  liegt  und  mit  ihr  verbunden  ist,  nicht 
aber  die  Sache  selbst,  das  ist  der  Wert  der  Sache,  das  ist  der  Wert  auch  des 
Kapitals.  Die  Produktion  wird  nicht  um  ihrer  selbst  willen  betätigt,  sondern 
mit  Rücksicht  auf  die  Rentabilität,  „indem  es  die  allgemeine  Signatur  der  be- 
stehenden Rechtsordnung  ist,  den  sozialen  Produktionsberuf  durch  das  privatwirt- 
Bchaftliche  Rentabilitätsinteresse  zu  stimulieren".  Rentabilität  ist  die  Ergiebigkeit 
an  Aneignungsobjekten,  an  Kapitalgewinn,  Zins  und  Grundrente. 

Man  sieht  also  bei  Kühnast  schon  alle  Keime  einer  sozialorga- 
nischen Erfassung  des  Kapitalbegriffs,  insbesondere  auch  die  An- 
sätze zu  einer  modernen  Wert-  und  Geldlehre.  Welch  andrer  Geist 
schon  weht  darin,  als  in  den  rein  subjektivistischen  und  rein  öko- 
nomischen, an  der  Materie  klebenden  Theorien,  die  sich  mit  Unrecht 
die  „modernen"  nennen.  Näheres  über  Kühnast  bei  Knies,  der  ihm 
verständnislos  gegenübersteht,  in  „Geld"  2.  Aufl.  S.  77  ff.,  femer 
„Zweck"  S.  346  ff.  und  ,schon  eingehender,  „Soz.  Kategorie"  S.  146  und 
163.  Ueber  meine  eigene  Theorie  von  Geld,  Kapital  und  Kredit 
überhaupt  handeln  daselbst  die  ganzen  §§  18—20,  S.  140—168. 

Eine  wirkliche  Vertiefung  aber,  eine  Ueberwindung  des  äußer- 
lichen  Formalismus,   ist   nicht  mit  dem  gewonnen,  was  L.  — .  mit 
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Sombart  —  als  die  .Rechen barkeit  des  wirtschaftlichen  Ge- 
barens", und  damit  als  die  charakteristische  Eigentümlichkeit  der 
kapitalistischen  Unternehmung,  bezeichnet.  Sie  wird  erst  gewonnen, 
wenn  man  der  Form  ihren  sachlichen  Inhalt  gibt.  Von  einer 
Rechenbarkeit  kann  nur  die  Rede  sein,  wenn  das  Wesen  dessen  fest- 
gestellt wird,  mit  dem  zu  rechnen  ist,  sein  Substrat,  d.  h.  für  die 
Lehre  vom  Kapital:  das  ganze  Kapitalvermögen  der  Unternehmung, 
auch  soweit  es  nicht  in  Geld,  sondern  in  anderen  Gütern  besteht. 
Schon  näher  rückt  man  dem  Kern  durch  Einfügung  des  R  e  n  t  a  - 
bili  tätsgedankens  in  den  Kapitalbegriff,  aus  dem  sich  erst  wahr- 
haft der  Ertragsbegriff,  der  Geldertrag,  ergibt:  die  Differenz 
zwischen  den  Geldkosten  und  dem  Bruttoerlös  der  Unternehmung 
als  Reinertrag. 

Um  einen  solchen  festzustellen,  sagt  Liefmann  recht  anschaulich,  müssen 
auch  die  Kosten  in  Geld  veranschlagt  werden,  der  ganze  Kapitalbegriff  diene 
dieser  Veranschlagung  des  Minuendus  und  des  Subtrahendus  zum  Zwecke  der 
Feststellung  ihrer  Differenz  in  Gestalt  des  Ertrages,  das  ist,  sagt  er,  der  ganze 
Zweck  des  Kapitalbegriffs,  dazu  ist  er  „erfunden"  (8.  578.)  Derselbe  enthält  also, 
wie  L.  treffend  entwickelt,  drei  wesentliche  Elemente:  die  Kosten  als  Mittel, 
den  Ertrag  als  das  Ziel  und  endlich  das  Geld  als  den  (Jeneralnenner  fiir  beide 
zum  Zwecke  ihrer  Vergleichung  und  der  Feststellung  ihrer  Relation  zueinander. 
Danach  lautet  L.s  erste,  noch  ganz  formaJe  Definition;  Kapital  ist  eine  Geldmenge 
(nicht  materialistisch  als  Gütermenge  gedacht).  Kapital  ist  Geld,  das  in  Geld 
kalkulierte  Vermögen  einer  Erwerbswirtschaft.  Aber  nicht  jedes  Geld  ist  Kapi- 
tal, es  hebt  sich  vom  Geldbegriff  erst  durch  den  Kostenbegriff  ab,  erst  die  Kosten 
machen  das  Kapital,  aber  auch  nur  die  Geldkosten  als  solche,  nicht  die  Real- 
güter (Kostengüter);  denn  diese,  einschließlich  der  gedungenen  Arbeit,  sind  nur 
materielle  Substrate  des  Kapitals.  Fügt  man  nun  das  dritte  Element,  den  Ertrags- 
begriff hinzu,  so  lautet  die  vollständige  Definition  dahin:  „Kapital  ist  Veran- 
schlagung der  Kostengüter  in  Geld  als  Mittel  zur  Feststellung  des  Geldertrages", 
oder:  „Kapital  ist  die  Geldrechnungsform  aer  Kostengüter  als  Mittel  zur  Fest- 
stellung eines  Geldertrags."  Es  soU,  wie  L.  sagt,  durch  diese  Definition  aller  Materia- 
lismus aus  der  Begriffbestimmung  gründlichst  ferngehalten  werden,  indem  das 
Kapital  so  gut  wie  die  Kosten,  aus  denen  es  besteht,  als  eine  bloße  „Betrachtungs- 
weise", nämlich  als  eine  gedankliche  .Veranschlagung"  der  Kostengüter  in  Geld, 
als  eine  „Methode"  erfaßt  wird,  um  den  regelmäßigen  Geldzufluß  in  Gestalt  des 
periodischen  (jährlichen)  Geldertrages  festzustellen  (a.  a.  O.  S.  553  ff.,  558,  562  ff.. 
567). 

""  Aber  trotz  allen  anzuerkennenden  Fortschritts  in  dieser  äußer- 
lichen Zurechtrückung  des  Problems  wird  dieses  selbst  nicht  gelöst. 
Es  bleibt  bei  der  ganz  formalen  Feststellung  des  erst  zu  erklärenden 
Tatbestands.  Damit  bleibt  die  Betrachtung  auf  dem  Vorhofe  der 
eigentlichen  "Wissenschaft  stehen.  L.  glaubt  den  letzten  und  tiefsten 
Erklärungsgrund  durch  seine  psychische  Betrachtungsweise  aufge- 
deckt zu  haben,  nach  welcher  subjektive  Bedarfsempfindungen  und 
Schätzungen  Bau  und  Leben  der  ganzen  Volkswirtschaft  erklären  sollen. 
Schon  Elster  (S.  264—268)  hat  es  als  einen  Grundfehler  bezeichnet, 
Elemente  des  inneren  psychischen  Geschehens  als  „Wirtschaften''  zu 
bezeichnen,  alles  Wirtschaften  ist  Handeln,  ist  Einwirken  auf 
die  Umwelt,  innere  Erwägungen  sind  höchstens  Vorbereitungen  zum 
äußeren  Tun.  Wirtschaften  bedeutet :  M  i  1 1  el ,  zur  Bedürfnisbefriedi- 
gung beschaffen.    Ich  möchte  hinzufügen:   innerhalb  des  von  außen 
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gegebenen  Rahmens  der  vor  den  Erwägungen  des  Subjekts  vor- 
handenen und  wirksamen  Sozialbedingungen.  In  der  ersten  Beziehung, 
also  vom  Standpunkt  des  Subjekts  aus  gesehen,  sind  die  innerlichen 
„Erwägungen"  nur  Vorbereitung  des  wirtschaftlichen  Handelns,  in 
letzterer,  der  sozialen  Beziehung,  sind  sie  und  das  Handeln  nur 
Ausführung  der  sozialen  Gebote,  nur  Anpassungen  an  sie. 
Sie  „organisieren"  die  Volkswirtschaft  nicht,  ebensowenig  wie  nach 
der  Anschauung  des  biederen  Sancho  Pansa  die  Gedärme  das  Herz 
zusammenhalten. 

So  muß  denn  die  psychische  Betrachtungsweise  bei  dem  Versuche 
ihrer  Durchführung  auf  der  ganzen  Linie  Schiffbruch  leiden.  Von 
all  dem,  was  L.  mühselig  für  die  „Konsum Wirtschaft"  ausgedacht, 
will  nichts  recht  in  die  Erwerbswirtschaften  passen,  die  doch  den  eigent- 
lichen Gegenstand  der  Nationalökonomie  ausmachen.  Er  muß  selbst 
den  „Dualismus"  anerkennen,  der  beide  Wirtschaften  voneinander 
scheidet:  in  der  Konsumwirtschaft  führen  innerliche  Erwägungen 
quantitativ  unmeßbarer  Art  die  Herrschaft,  überdies  sind  die  indi- 
viduellen Schätzungen  in  jeder  Einzelwirtschaft  verschieden.  „Nur"  (!), 
so  fährt  L.  S.  467  fort,  „nur  die  Erwerbswirtschaften,  bei  denen  es 
sich  um  einen  Geldertrag  handelt,  betrachten  auch  die  Kosten  in 
Geld  rein  quantitativ.  Denn  auch  der  Geldausdruck  ist  an  sich 
noch  kein  Schätzungs-,  sondern  ein  ganz  objektiver  Mengenbegriff." 
Man  beachte  das  „Nur",  das  öfters  in  gleicher  Verbindung  wieder- 
kehrt, so  S.  555.  Naturgemäß  finden  wir  diese  nämliche  Dialektik 
bei  allen  Vertretern  subjektivistischer  Richtung.  Sie  lieben  die 
vornehmlich  interessierenden  Wirtschaften  von  heute,  die  Erwerbs- 
wirtschaften, und  alle  deren  aus  dem  Sozialverbande  entstammenden 
eigentümlichen  Erscheinungen  als  Ausnahmen,  Substitutionen, 
Komplikationen,  Verwicklungen  ihrer  künstlich  konstruierten,  indi- 
vidualistisch und  rein  ökonomisch  gedachten  Ausgangs-  und  „Elemen- 
tarfälle" hinzustellen.  Ich  erinnere  beispielshalber  an  eine  ähnliche 
Verschiebung  der  Kernfrage  bei  v.  B.  („Zw."  S.  714,  722,  730,  738, 
„Subj."  S.  165,  166). 

Die  Verbindung  vom  dogmatischen  „Regelfall"  zum  angeblichen 
Nebenfall  ist  dann  recht  schwer,  es  steht  nicht  Maß  gegen  Maß, 
sondern  Wesen  gegen  Wesen,  Kategorie  gegen  Kategorie.  Auch 
L.  betritt  hier  eine  schwankende  Brücke.  War  schon  die  Zusammen- 
koppelung des  „Konsumsertrages"  mit  dem  ihm  wesensfremden  Er- 
werbsertrage  in  einen  gemeinsamen  Oberbegriff  „Ertrag"  eine  pre- 
käre Sache,  so  folgerecht  ebensosehr  die  „Synthese"  der  Kategorien, 
die  jenen  beiden  Begriffen  zugrunde  liegen.  L.  unternimmt  das  Wag- 
nis ihrer  Synthese  in  folgenden  Worten  (S.  554  ff.) :  „Kapital  ist  eine 
Art  von  Kosten  .  .  .  Kosten  ist  ein  psychischer  Begriff,  Unlustge- 
fühle,  und  nur  (!)  bei  den  Erwerbs  wirtschaften,  bei  denen 
auch  Nutzen  (!)  und  (!)  Ertrag  als  Geldausdrücke  erscheinen,  kann 
man  ihn  quantitativ  als  Geldsumme  auffassen."  Also  auch  der 
„Nutzen"  als  quantitative  Geldsumme  aufgefaßt!  Obgleich  .doch  L. 
an  andern  ungezählten  Stellen  nicht  müde  wird,  die  Unmöglichkeit 
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ZU  betonen,  Nutzenerwägungen,  weil  sie  rein  innerlich  psychischer 
Natur  sind,  quantitativ  zu  messen  und  in  Geld  auszudrücken!  So 
noch  besonders  S.  473:  „die  quantitative  Kostenrechnung  ist  ein 
quantitativer  Wirtschaftsplan,  bei  welchem  statt  (I)  der  eigentlichen 
Nutzen  (!)  und  Kosten  Geldausdrücke  substituiert  (!)  werden."  Also 
wieder  einmal  die  beliebten  „Substitutionen",  mit  denen  der  Logik 
der  Dinge  nachgeholfen  wird.  Was  hinter  dieser  Substitution  steht, 
ersieht  man  dann  näher  aus  folgenden  Gedankengängen,  die  mir 
mehr  ein  Gleichnis  als  eine  sachliche  Brücke  für  die  einander  aus- 
schließenden Kategorien  darzustellen  scheinen.  Wie  bei  den  Klas- 
sikern, bei  Marx  und  Engels  der  Begriff  „letzten  Endes  —  ultimatly" 
seine  zweifelhaften  Dienste  tut,  so  hier  bei  L. 

„Man  muß",  sagt  er  S.  473,  „um  den  ganzen  tauschwiitschaftlichen  Mecha- 
nismus erklären  zu  können,  letzten  Endes  (!)  immer  auf  die  Nutzen-  und  Kosten- 
schätzungen der  Konsumenten  zurückgehen,  die  erst  den  Anstoß  (!)  zu  allem 
Tauschverkehr  geben."  Ferner  S.  562:  Hinter  (!)  der  Geldmenge,  in  denen  die 
Kosten  quantitativ  ausgedrückt  werden,  „stehen  immer  die  eigentlichen  (!),  psychisch 
aufgefaßten  Kosten  der  Konsum  wirtschaften  .  .  ."  Und  8.  572:  „alle  tauschwirt- 
schaftlichen Tätigkeiten  leiten  ihre  Existenz  und  ihre  Ertr^e,  die  Gründe,  wes- 
halb sie  Kosten  aufwenden,  aus  den  Nutzenschätzungen  der  Konsumenten  für 
die  Genußgüter  ab".  Und  noch  derber  S.  573:  „Der  Ertrag  fließt  (!)  aus  den 
Nutzschätzungen  der  Konsumenten,  der  Geldertrag  ergibt  sicn  letzten  Endes  aus 
dem  Konsumertrag.  Die  Wirtschaftstheorie  muß  annehmen,  daß  alle,  die  in  den 
Tauschverkehr  verflochten  sind,  dabei  eine  tauschwirtschaftliche  Funktion  (!)  er- 
füllen und  auf  sie  hin  sich  Anteile  an  jenen,  aus  den  Konsumerträgen,  den 
Nutzenschätznngen  der  Konsumenten  stammenden  Gelderträgen  ausbedingen 
können." 

Welch  Widerspruch:  Auf  der  einen  Seite  sozialorganische  „Funktionen", 
„Anstöße"  aus  der  sozialen  Wirtschaftsordnung,  auf  der  anderen  Seite  subjektive 
Konsumentenschätzungen,  die  sich  in  diese  Ordnung  erst  einmal  einzugliedern 
haben  und  die  dennoch  ihrerseits  die  Volkswu-tschaft  „organisieren"  sollen! 
Und  immer  lockerer  wird  der  „psychische"  Verbindungssteg:  L.  sagt  S.  602  und 
öfters,  man  dürfe  nie  vergessen,  daß  hinter  dem  erstrebten  möglichst  hohen  Geld- 
ertrage, als  Ziel  der  Wirtschaft,  immer  Nutzenschätzungen,  erstrebte  Bedarfsbe- 
friedigung von  Konsumwirtschaften  stehen.  Und  gar  8.  563  ff. :  die  Trennung  (?) 
von  Konsum-  und  Erwerbswirtschaft  „ermöglicht  es,  innerhalb  der  Erwerbswirt- 
schaft sich  mit  Geldausdrücken  als  (! !)  Faktoren  der  Nutzen-  und  Kostenver- 
gleichungen zu  begnügen  .  .  .  Die  Gegenüberstellung  von  Einnahmen  und  Aus- 
faben  der  Erwerbswirtschaften  in  Geld  bedeutet  (! !)  dasselbe  wie  Nutzen-  und 
'osten vergleiche,  und  deshalb  kann  man  diese  (!)  Begriffe  auch  auf  die  Brwerbs- 
wirtschaft  anwenden."  Welch  verwässerter  Begriff  ist  doch  dieser  „Nutzen",  der 
dem  Geldertrag  gewissermaßen  gleichgestellt  wird!  Und  welche  Verschwommen - 
heil  drückt  sicli  in  den  weiteren  Worten  aus:  „Diese  Art  der  Nutzen-  und  Kosten- 
vergleichungen in  Geld  ist  in  gewissem  (?!)  Sinneeine  Potenzierung  (!)  der  psychischen 
Nutzen-  und  Kosten  vergleich  ungen,  in  denen  das  Wesen  der  Wirtschaft  besteht". 
„Nutzen"  und  Kosten  in  der  Erwerbswirtschaft  sind  denen  in  der  Konsumwirtschaft 
durchaus  wesensfremd,  entstammen  sie  doch  auch  Erwägungen  ganz  verschiedener 
Subjekte,  hier  des  Konsumenten,  dort  solchen  des  Erzeugers.  Sie  dienen  dement- 
entsprechend  auch  ganz  verschiedenen  Zielen,  hier  der  unmittelbaren  Bedarfsbe- 
friedigung, dort  der  Erzielung  eines  Gewinnes,  des  Erwerbsertrages,  der  erst  den 
Umfang  und  damit  auch  den  Inhalt  des  Konsumtionsniveaus,  der  möglichen  Be- 
dürfnisrangfolge, die  feste  Grundlage  gibt. 

Von  einer  für  beide  Wirtschaften  auf  dem  Boden  der  rein  „psy- 
chischen" Betrachtungsweise  gegründeten  „Gleichartigkeit  des  regeln- 
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den  Prinzips"  kann  deshalb  gar  nicht  die  Rede  sein,  so  sehr  L.  glaubt, 
eine  solche  aufgedeckt  und  bewiesen  zu  haben.  Nutzen,  Kosten, 
Ertrag  „bedeuten"  in  der  Erwerbswirtschaft  etwas  anderes  wie  in 
der  Konsumwirtschaft  des  Individuums.  Hinter  dem  Gleichklang  der 
Namen  steht  der  Dualismus  der  Dinge,  den  eine  psychische  Betrach- 
tungsweise nicht  bemeistert.  Die  gesuchte  Einheit  kommt  nicht  aus 
den  Individuen,  sie  kommt  aus  der  Gesellschaft,  wie  L.  selbst 
stillschweigend  zugibt,  wenn  er  von  „Funktionen",  von  „Anteilen" 
und  sogar  von  „Machtverhältnissen"  spricht,  nach  denen  sich  diese 
Anteile  bestimmen  (Preislehre  S.  934),  sogar  von  einem  „Resultate 
ökonomischer  Kämpfe"  (S.  445),  ja  unversehens  auch  vom  tauschwirt- 
schaftlichen „Mechanismus",  von  der  Wirtschaftsordnung,  vom  Ka- 
pitalismus als  einer  „besonderen  Organisation  des  Wirtschaftslebens" 
(„Grunds."  S.  573,  591,  600). 

Wäre  L.  diesen  Empfindungen  nachgegangen,  so  wäre  er  not- 
wendig auf  die  sozialorganische  Grundeinheit  gestoßen,  die  alle  Dinge 
zusammenhält,  auf  die  Zweckeinheit  der  sozial  bestimmten  Abfindungen, 
welche  zu  erlangen,  wie  uns  Kühnast  belehrte,  erst  den  sozialen  Pro- 
duktionsberuf „stimuliert".  Wenn  L.  selbst  tiberall  auf  die  Ein- 
kommenssummen stieß,  die  für  die  Erwerbswirtschaft  das  Ziel,  für 
die  Konsumtionswirtschaft  aber  das  gegebene  Fixum  geben,  wie  nahe 
hätte  es  da  gelegen,  den  alles  erklärenden  Grund-  und  Zweckbegriff 
der  Volkswirtschaft  in  dem  Begriffe  des  Einkommens  zu  suchen ? 
Wie  nahe  war  er  mit  seinem  „Grenzertrage",  in  der  Form  der  er- 
werblichen Grenzerträge  und  ihrer  Ausgleichung,  an  den  Begriff  der 
sozialnotwendigen  Grenzabfindungen,  Grenzbedarfe,  „Grenznahrungs- 
einheiten"  herangekommen,  von  welchen  letzteren  er  selbst  sagt  (Bd.  46 
S.  613  dieser  „Jahrb."  und  S.  292  der  „Grundsätze"),  daß  sie  bei  mir 
in  gleicher  Weise  das  die  Verteilung  Bestimmende  seien  und  wie  nach 
seiner  Theorie  der  volkswirtschaftliche  Grenzertrag  den  tauschwirt- 
schaftlichen Mechanisnus  reguliere.  Er  meint  nur,  daß  ich  von  meinem 
sozialorganischen  Standpunkte  aus  auf  Grund  richtiger  Beobachtung 
zwar  zu  richtigen  Erklärungen,  aber  nicht  zur  „tiefsten  systematischen 
Fundierung  des  volkswirtschaftlichen  Mechanismus"  gelangt  sei.  Und 
doch  kommt  er  gelegentlich  zu  Ergebnissen,  die  sich  mit  der  Lehre 
von  den  sozialnotwendigen  Abfindungen  eng  berühren,  so  z.  B.  in 
seiner  Preislehre  S.  50.  Er  sagt  dort  treffend:  „Der  gesamte  Geld- 
ertrag aus  dem  Verkauf  der  Produkte  oder  Leistungen  muß  so  hoch 
sein,  daß  der  Produzent  oder  Arbeit  Leistende  mindestens  die  not- 
wendigen Gebrauchsgegenstände  dafür  kaufen  kann  .  .  .  Denn  der 
Gesamtheit  der  Bedarfsschätzungen  (der  Konsumenten)  steht  eben  die 
Gesamtheit  der  Geldeinkommen  gegenüber,  auf  die  jene  projiziert 
werden,  und  auf  der  anderen  Seite  sind  eben  diese  Geldeinkommen 
doch  wieder  das  Ergebnis  der  auf  den  Ertrag  gerichteten  tauschwirt- 
schaftlichen  Tätigkeiten." 

Es  fehlte  nur  noch  der  letzte  Schluß  zur  wirklichen  „Tiefe": 
Da  auf  diese  Weise  Geld,  Nutzen,  Kosten  und  Einkommen  in  Ein- 
heit verknüpft  sind,  das  Einkommen  aber  das  letzte  Ziel  aller  sozial- 


300  Rudolf  Stolzmann, 

verbundenen  Wirtschaften  bildet,  so  ist  die  große  Gleichung  voll- 
endet; der  zusammenfassende  Grundbegriff  als  sachlicher  General- 
nenner sind  die  sozialnotwendigen  Abfindungen,  ist  das  allem  Tun 
teleologisch  vorschwebende  Ziel  des  Erwerbsertrages.  Mit  der 
kausalen  Betrachtungsweise  ist  das  allerdings  nicht  zu  erfassen, 
von  ihr  aus  ist  das  Einkommen  Folge,  aber  nicht  Grund  der  Ver- 
hältnisse, nur  nach  der  teleologischen  Betrachtung  ist  es  Zweck  und 
bestimmt  es  das  Wesen  der  ihm  dienenden  Mittel.  Nur  mit  dem 
Denkmittel  der  sozialen  Zweckbetrachtung,  wonach  auch  die  „Kosten" 
als  ein,  sogar  als  das  wichtigste  Z  w e c k mittel  der  Volkswiftschaft 
erscheinen,  wonach  also,  wie  man  kurz  gesagt  hat,  die  Kosten  Ein- 
kommen „sind",  kann  man  dem  vielgehörten  Einwände  begegnen,  der 
sich  in  den  Worten  L.s  ausdrückt  „(Grunds."  S.  424) :  „Was  würde  ein 
Kaufmann  dazu  sagen,  wenn  man  den  Gewinn,  den  er  erwartet  (!), 
zu  den  Kosten  rechnen  wollte?"  Nur  vom  privatrechtlichen  Stand- 
punkte aus  trifft  der  Einwand  zu,  von  ihm  aus  sind  Kosten  nur 
immer  dasjenige,  was  den  „andern"  Beteiligten  zu  erstatten  ist.  Da 
aber  diese  Anderen  wieder  das  als  Gewinn  rechnen,  was  die  andern 
Anderen  als  ihre  Kosten  buchen,  so  liegt  es  vom  überschauenden 
Standpunkte  des  Ganzen  d.i.  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus 
auf  der  Hand,  daß  sich  alle  „Kosten"  zusammen  mit  den  Gewinnen 
und  sonstigen  Erträgen  (Abfindungen),  einschließlich  des  Arbeitslohnes, 
decken  müssen.  Das  ist  nur  ein  besonderer  Ausfluß  des  allgemeineren, 
von  mir  oben  gegen  T.-B.  geltend  gemachten  sozialen  Grundgesetzes, 
wonach  jedes  einzelne  Wirtschaftssubjekt  gleichzeitig  ein  Zweck 
für  sich  und  ein  Mittel  für  andere  ist.  Kosten  sind,  von  diesem 
Standpunkte  aus,  die  sämtlichen  Werteinsätze,  die  den  Bezügen  der 
abfindungsberechtigten  Personen  und  Klassen  entsprechen  („Obj." 
S.  164,  165).  Einen  ähnlichen  Gedanken  hat  auch  Schumpeter  a.  a. 
0.  S.  43,  44  ausgesprochen,  wenn  er  den  hergebrachten  ..Residual- 
gedanken" entsprechend  erweitert.  Was  für  den  einen  ein  Ueber- 
schuß,  ist  für  den  anderen  eine  ursprüngliche  Größe.  L.  hätte  die 
regelnde  Einheit  gefunden,  wenn  er  von  der  volkswirtschaftlichen 
Höhe  der  Betrachtung  aus  auch  den  „Nutzen"  nicht  in  der  engen 
Begrenzung  der  individualistischen  Bedarf sbefrisdigung,  als  „Konsum- 
ertrag", sondern  in  dem  zusammenfassenden  Rahmen  der  Ertrags- 
einheit, der  Einheit  der  volkswirtschaftlichen  Grenzabfindungen,  als 
einheitliche  Zweckgröße  erfaßt  hätte,  also  als  soziale  Verteilungs- 
größe, in  der  sich  volkswirtschaftlich  der  Nutzen-  und  der  Kosten- 
begriff verkörpern. 

Istdochder„Ueberschuß"-Gedanke  nur  der  Ausfluß  einer  weiteren 
und  allgemeineren  Vorstellung,  die  sich  z.  B.  bei  Liefmann  in  der 
Aufstellung  des  Begriffs  des  „Konsumertrages",  als  eines  Ueber- 
schusses  des  Nutzens  über  die  Kosten,  zeigt,  und  deren  Haltlosig- 
keit sich  schon  in  dem  Bekenntnisse  L.s  ausdrückt:  „Theoretisch 
würde  das  Maximum  an  Bedarfsbefriedigung  erreicht  sein,  wenn  der 
Grenzkonsumertrag  bei   allen   Bedürfnisarten   nahezu   =  0  würde." 
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Auch  die  wiederholte  Bekämpfung  des  Aequi valenzgedankens 
seitens  der  Subjektivisten  ist  ein  solcher  Ausfluß.  Von  ihrem 
egozentrischen  Gesichtswinkel  aus  sind  die  im  Austausche  für 
einander  gegebenen  Güterquantitäten  keine  Aequivalente,  man  tausche 
gerade,  weil  der  einzutauschende  Gegenstand  für  das  Individuum 
einen  größeren  Wert  wie  das  ausgetauschte  Gut  habe;  die  Gesetze 
des  TauschAverts  und  der  Anstoß  zum  Tausche  seien  also  geradezu 
aus  der  abweichenden,  ja  entgegengesetzten  Schätzung  der  tauschen- 
den Personen  herzuleiten.  In  Wahrheit  ist  die  Voraussetzung  für 
das  Zustandekommen  von  Tauschen  in  der  zwingenden  Anlage  der 
heutigen  ganzen  „Tauschgesellschaft"  begründet,  durch  welche  alle 
Glieder  derselben,  ob  sie  wollen  oder  nicht,  zur  Erzeugung  von  Tausch- 
gütern für  andere  gezwungen  sind.  Wir  sahen,  die  individuellen 
Tauschakte  des  Marktes  realisieren  nur  -  post  festum  den  gesell- 
schaftlichen Arbeitsplan  („Zw."  S.  737  ff.). 

Aber  damit  nicht  genug;  man  kann  sagen,  daß  der  egozentrische 
Ueberschußgedanke  es  war,  der  die  ganze  Kapi  talge  winnlehre 
in  eine  Sackgasse  geführt  hat.  Mit  seiner  Beseitigung  fällt  der  bis- 
herige Grundirrtum  dieser  Lehre:  die  Auffassung  des  Kapitalgewinns 
als  eines  Güterzuflusses  zum  Kapital.  In  Wahrheit  liegt  hier 
nur  ein  vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkte  aus  ganz  korrektes 
Rechnungsmanöver  vor,  das  Kapital  ist  von  diesem  Standpunkte 
aus  wirklich  als  eine  bloße  „Geldrechnungsform'"  zu  definieren:  der 
Gewinn  wird  auf  das  Kapital  „verrechnet" ;  denn  dieses  allein  hat 
dem  Kapitalisten  etwas  „gekostet",  der  Gewinn  entsteht  „aus"  dem 
Kapital,  er  wird  aus  ihm  „geboren",  nach  der  kapitalistischen  Rech- 
nungssprache liegt  wirklich  ein  töxo?  vor,  das  Kapital  scheint  um 
sein  eigenes  Inkrement  „anzuschwellen"  —  eine  Terminologie  und 
eine  Auffassung,  die  auch  ein  Böhm-Bawerk  nicht  hat  überwinden 
können.  Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  schwindet  der 
Schein,  man  muß  sich  an  Stelle  der  privatkapitalistischen  eine  den 
ganzen  gesellschaftlichen  Produktionsprozeß  zusammenfassende  Rech- 
nungsführung vorstellen.  Dann  ist  das  Kapital  der  Unternehmer  nur 
die  Auslage,  die  sie  als  Vorschuß  in  den  sozialen  Prozeß  einweisen. 
Sie  wird  ihnen  zwar  auf  einem  besonderen  Konto  gutgeschrieben, 
aber  sie  ist  nur  ein  Teil  des  ganzen  volkswirtschaftlichen  Ver- 
mögensbestandes. Man  hat  letzteren  wohl  den  nationalen  Sub- 
sistenzfonds  genannt  (v.  Böhm).  Ob  dieser  Ausdruck  in  jeder 
Beziehung  zutrifft,  sei  dahingestellt.  Liefmann  würde  ihn  als  eine 
Fiktion  und  als  „materialistisch"  verwerfen.  Aber  er  enthält  immer- 
hin den  richtigen  Kern  sozialer  Zweckbetrachtung,  er  sieht  diesen 
gesellschaftlichen  Grundstock  in  der  Werdeform,  unter  dem  her- 
gebrachten Bilde  des  wachsenden  Halmes,  der  seiner  Frucht  ent- 
gegenreift („Zw."  S.  323).  Das  Unternehmerkapital  ist  dann  „nur 
ein  Teil  des  gesamten  in  der  Form  von  Waren  befindlichen  Reich- 
tums,  der  früher  im  Lande  akkumuliert  wurde"  (Marx,  Bd.  2, 
S.  131). 
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Man  dart  sich  den  letzteren  nicht  in  der  Ruhe,  man  muß  sich 
ihn  im  ewigen  Flusse  der  Verwandlung  vorstellen,  nicht,  wie  es 
sich  V.  Wieser  und  T.-Baranowsky  (oben  2.  Kapitel)  denken,  als  eine 
Masse,  über  welche  „die  Gemeinschaft  im  Anfange  (!)  einer  Produk- 
tionsperiode verfügt",  um  „am  Ende  derselben"  sich  im  Besitze  eines 
Mehrprodukts  an  Gütern  zu  befinden.  „Betrachten  wir",  sagt  Marx 
im  2.  Bande  S.  451,  „die  jährliche  Reproduktion  .  .  .  ,  so  beginnen 
wir  nicht  ab  ovo,  es  ist  ein  Jahr  im  Fluß  vieler,  nicht  das  erste 
Geburtsjahr  der  kapitalistischen  Produktion."  Das  trifft  den  Kern. 
Die  Produktion,  führte  ich  „Zw."  S.  259  aus,  geht  nicht  ruck-  und 
stoßweise  vor  sich,  was  z.  B.  v.  Böhm  in  der  Erklärung  des  Zinses 
als  eines  „Wartelohnes"  verkannt  hat.  Ich  verweise  vielmehr  auf 
„Zw."  S.  258,  259,  264,  268,  269,  275,  wo  ich  das  Gleichnis  des  gleich- 
mäßig fließenden  Stromes  verwertete:  dem  gemeinsamen,  gesellschaft- 
lichen Güterstrome  entfließt  nicht  am  Schlüsse  einer  abgelaufenen 
Periode,  sondern  fortlaufend  täglich,  stündlich  der  Segen  an  reifen- 
der Frucht,  der  sich  in  zwei  Arme  teilt,  in  die  Konsumtionsgüter 
der  Arbeiter  (die  Lohngüter)  und  die  der  Kapitalisten  (Gewinngüter). 
Sie  sind  alle  beide  im  Laufe  des  Produktions-  und  Verteilungs- 
prozesses von  langer  Hand  her  „präformiert",  ihrer  leiblichen  Gestalt 
als  auch  ihrem  Werte  nach;  denn  jedes  Zwischenprodukt  und  jede 
Zwischenleistung  hat  im  Verkaufspreise  bzw.  im  Arbeitslohne  seine 
Anweisung  auf  den  großen  Gütermarkt  vorweg  mit  auf.  den  Weg 
bekommen. 

Bei  dieser  sozialen  Betrachtungsweise  ist  es  ein  Unding,  von 
„Ueberschüssen"  zu  reden,  man  müßte  dann  allen  Abfindungen  jenen 
selben  Charakter  zubilligen,  quod  est  absurdum.  Vielmehr  stehen 
Kapitalgewinn  und  Arbeitslohn  in  völliger  Parallele,  beide  stammen 
aus  gemeinsamer  Quelle,  man  kann  den  Kapitalgewinn  den  Zwillings- 
bruder des  Arbeitslohnes  nennen,  die  gleichzeitige  Geburt  des  ganzen 
und  vollen  Subsistenzfonds,  der  mit  beiden  Brüdern  schwanger  geht. 
Und  will  man  dies  nun  eine  Geburt,  ein  „Hecken"  nennt,  nun  dann 
heckt  eben  der  Subsistenzfonds  beide  Abfindungen  zugleich.  Näheres 
„Zweck"  S.  275  ff.,  280,  284. 

Bei  T.-Baranowsky  finden  sich  jetzt  auffallend  ähnliche  Aus- 
führungen (a.  a.  0.  S.  55,  56).  Auch  er  nennt  den  „Wertzuwachs" 
vom  Standpunkte  des  Ganzen  einen  trügerischen  Schein,  nur  eine 
Folge  der  kapitalistischen  Rechnungsmethode,  weil  die  Kapitalisten 
nur  den  Lohn,  nicht  aber  ihr  eigenes  Einkommen  zu  den  Auslagen 
rechnen.  Ich  kann  nicht  entscheiden,  ob  T.-B.  hierbei  den  An- 
regungen in  meinen,  ihm  bekannten  Schriften  gefolgt  oder  ob  er  auf 
Grund  selbständiger  Forschung  zum  gleichen  Ergebnisse  gelangt  ist 
Der  Ruhm  der  Priorität  des  Grundgedankens  gebührt  jedenfalls 
Lexis,  der  die  sozialorganische  Parallelstellung  des  Kapitalgewinns 
und  Arbeitslohnes,  zum  Teil  beeinflußt  durch  Marx,  besonders  an  einer 
Stelle  so  einleuchtend  versinnbildlicht  hat,  daß  ich  sie  hier  an  den 
Schluß  meiner  Abhandlung  setzen  kann: 
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,Alle  Teilnehmer  an  der  sachlichen  Produktion  —  mögen  sie  von  der  letzten 
Stufe  der  Herstellung  von  KongumtionHgütern  noch  so  weit  abstehen,  empfangen 
doch  in  dem  laufenden  Jahre  von  Tag  zu  Tag  ihren  Unterhalt  in  Gestalt  fertiger 
Konsumtionsgüter.  Die  Arbeiter  verwenden  zu  diesem  Zwecke  ihren  Ix)hn,  den 
die  Kapitalbesitzer  auf  den  in  den  werdenden  Produkten  sich  ansammelnden 
Wert  vorschießen.  Die  Kapitalbesitzer  ihrerseits  .  .  .  leisten  sich  zur  Deckung 
ihres  laufenden  Unterhaltsbedarfs  gleichsam  selbst  Vorschüsse,  sei  es  aus  dem 
nach  und  nach  eingehenden  Gewinn  aus  ihrem  früheren  Betriebe,  sei  es  aus 
anderweitigen  Mitteln,  und  als  Deckung  dieser  Vorschüsse  erscheinen  ebenfalls 
die  Wertansätze,  welche  die  in  der  Herstellung  begriffenen  Produkte  von  Tag  zu 
Tag  erhalten  und  die  in  ihrer  äußersten  Verteilung  sich  früher  oder  später  ein- 
mtfl  in  den  Preisen  von  irgendwelchen  Konsumtionsgütern  wieder  finden  werden." 
Damit  hat  Lexis  auch  gleichzeitig  die  ganze  Anschwellungs-,  Warte-  und  Agio- 
theorie V.  Böhms  erledigt;  denn,  sagt  er,  es  „erhält  der  Kapitalist  für  das  von  ihm 
felieferte  Teilprodukt  schon  von  dem  Vertreter  der  nächstfolgenden  8tufe  den 
'reis,  der  seinen  Gewinn  in  flüssiger  Form  enthält",  er  braucht  nicht  ,auf  das 
Eingehen  seines  Gewinns  zu  warten  (!)  bis  der  letzte  Käufer  der  fertigen  Kon- 
Bumtionswaren  dem  Kleinhändler  den  Preis  derselben  bezahlt  hat'  (Lexis:  Ueber 
gewisse  Wertgesamteinheiten,  Tüb.  Zeitschr.  Bd.  44,  8.  227  ff. ;  zu  vergl.  im  übrigen 
.Zweck«  S.  261  ff.,  278-281,  285). 


Das  Ergebnis  unserer  Betrachtung  läßt  sich  in  Ktlrze  dahin  zu- 
sammenfassen: 

Die  Schwerkraft  der  natürlichen  und  gesellschaftlichen  „Daten" 
erzeugt  aus  sich  heraus  in  notwendiger  Folge  ein  Gebilde  von  im- 
manenter Zielstrebigkeit,  das  wie  ein  Organismus  seinen  eigenen 
Gesetzen  gehorcht:  das  Zweckgebilde  der  Volkswirtschaft.  Sein  An- 
trieb und  sein  Ziel  ist  die  Gewinnung  von  Einkommen  in  Ge- 
stalt der  sozialnotwendigen  Abfindungen,  als  unentbehrlicher 
Bedingung  aller  nachhaltigen  Güterversorgung. 

Und  dies  wäre  nun  —  um  im  Stile  Liefmanns  zu  reden  —  die 
„ebenso  einfache  wie  selbstverständliche  Lösung"  nicht  nur  des  Preis- 
problems, sondern  fast  aller  übrigen  Probleme  der  theoretischen 
Nationalökonomie:  die  sozialnotwendigen  Abfindungen  bestimmen 
teleologisch  den  Gang  und  die  Gliederung  des  ganzen  Produktions- 
und Verteilungsprozesses,  sie  sind  die  formgebenden  Werteinheiten, 
die  beharrenden  Wertgefäße,  die  den  wechselnden  Stoff  der  natür- 
lichen, d.  h.  der  produktions-  und  konsumtionstechnischen  Elemente 
als  Inhalt  in  sich  aufnehmen.  Sie  bestimmen  auch  das  Wesen  der 
„Kosten",  da  diese  —  vom  umfassenden  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkte aus  gesehen  —  nichts  anderes  sind  als  die  teleologisch  im 
Wert  antizipierten  Einkommen  oder,  mit  anderen  Worten,  die  ihnen 
entsprechende   Gegenseite   der  volkswirtschaftlichen   Wertgleichung. 

Wenn  so  zwar  erst  die  sozialbedingten  Zweckgrößen  der  Ab- 
findungen dem  ökonomischen  Stoffe  Ziel  und  Gestalt  geben,  so  ist 
doch  andrerseits  alle  „Regelung"  von  der  Eigenart  des  zu  regelnden 
Stoffes  und  seiner  Kräfte  abhängig.  Bei  der  Gebundenheit  aller 
geistigen  Erscheinungen  an  die  Materie,  stellen  auch  die  volkswirt- 
schaftlichen Erscheinungen  nur  ein  Produkt  von  Stoff  und  regelnder 
Form  dar,  und  der  Volkswirtschaftslehre  fällt  nur  die  Aufgabe  zu, 
den   organischen   Zusammenhang  der   Verursachungen  aufzudecken, 
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durch  welche  die  Ausprägung  des  natürlichen  Stoffes  der 
Dinge  zu  sozialökonomischen  Enderscheinungen  erfolgt. 
Ohne  diesen  erdigen  Bezug  schwebt  unsere  Wissenschaft  in  theore- 
tischen Lüften. 

Obgleich  also  das  sog.  rein  ökonomische  (natürliche)  Element 
nur  den  sinnlichen  Träger  der  sozialen  Werterscheinungen  ausmacht, 
beansprucht  es  doch  sein  eigenes  Recht,  das  nicht  ungestraft  verletzt 
werden  kann.  Der  Nationalökonom,  der  das  nicht  beachtet,  arbeitet 
an  einem  untauglichen  Objekte.  Es  soll  daher  eine  besondere  Ab- 
handlung versuchen,  dem  Wesen  und  der  Bedeutung  der  „rein  öko- 
nomischen" Grundlagen  der  Volkswirtschaft  gerecht  zu  werden.  Es 
wird  das  zunächst  in  kritischer  Anknüpfung  an  die  von  Schumpeter 
so    bezeichnete  „Monroetheorie  des  Reinökonomischen"  geschehen. 
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VI. 

Produktive  und  uuproduktive  Arbeit. 

Eine  Antikritik. 

Von 

P.   Mombert. 

Unter  der  obigen  Ueberschrift  hat  Po  hie  in  der  „Zeitschrift 
für  Sozialwissenschaft"  (N.  F.  8.  Jahrg.  Heft  11/12)  sich  gegen  die 
Darlegungen  gewandt,  die  sich  über  die  gleiche  Frage  in  meinem 
Aufsatze  „Die  Oekonomie  der  Arbeitskraft"  in  diesen  „Jahrbüchern" 
(III.  F.  Bd.  53,  1917,  S.  545—596)  finden.  An  sich  läge  für  mich 
wenig  Veranlassung  vor,  auf  Pohl  es  Kritik  hier  eine  Antikritik 
folgen  zu  lassen.  Der  Streit  über  das  Wesen  und  den  Begriff  der 
Produktivität  ist  in  unserer  Wissenschaft  so  alt,  es  herrschen  darüber 
so  vielerlei  Gegensätze,  daß  kein  Anlaß  für  mich  vorläge,  eine  solche 
Meinungsverschiedenheit  nun  ohne  weiteres  zum  Gegenstand  einer 
Erwiderung  zu  machen.  Auch  über  die  Tatsache,  daß  mir  Pohle 
eine  ganz  unglaubliche  Naivität  des  ökonomischen  Denkens  zutraut, 
und  meine  Ausführungen,  die  er  bekämpft,  nur  recht  unaufmerksam 
gelesen  hat  und  infolgedessen  überhaupt  nicht  sieht,  worauf  es  mir 
ankommt,  könnte  ich  leichten  Herzens  mit  Stillschweigen  hinweg- 
gehen. Denn  derartiges  gehört  ja  nicht  zu  den  Seltenheiten,  auch 
in  unserer  Wissenschaft. 

Es  ist  aber  ein  anderes,  das  mir  die  Feder  zur  Erwiderung  in 
die  Hand  drückt.  In  dem  von  Pohle  angegriffenen  Aufsatze  hatte 
ich  gesagt,  daß  er  im  Hinblick  auf  den  kommenden  Wiederaufbau 
der  deutschen  Volkswirtschaft  geschrieben  worden  sei,  und  daß,  so 
allgemein  auch  der  Ausgangspunkt  meiner  Ausführungen  wäre,  um 
so  spezieller  die  Nutzanwendungen  seien,  die  daraus  gezogen  werden 
müßten.  In  diesem  Zusammenhang,  in  dessen  Mittelpunkt  das  Problem 
der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Volkswirtschaft 
stand,  hatte  dann  die  Frage  nach  den  Merkmalen  der  produktiven 
und  unproduktiven  Arbeit  eine  ganz  besondere  Bedeutung  auch  in 
wirtschaftspolitischer  Beziehung,  und  diese  für  unsere  Zukunft  so 
praktische  Seite  der  P'rage  ist  für  mich  der  Grund,  weshalb  ich  auf 
Pohles  Ausführungen  erwidern  will.  Es  handelt  sich  für  mich  dabei 
einmal  darum,  auf  die  Irrtümer  und  Mißverständnisse  hinzuweisen, 
die  ihm  bei  der  Darlegung  meiner  Ausführungen  vorgekommen  «ind, 

Jahrb.  (.  Nationalfik.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folce  Bd.  66).  2U 
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und  zweitens  dasjenige  kritisch  zu  prüfen,  was  er  selbst  positiv  in 
dieser  Frage  beibringt.  Denn  es  handelt  sich  hier  doch  um  Be- 
hauptungen, die  im  Interesse  unserer  wirtschaftlichen  Zukunft  nicht 
unwidersprochen  bleiben  dürfen.  Dabei  gehe  ich  aus  Gründen  des 
Raumes  nur  auf  das  Allerwesentlichste  seiner  Ausführungen  ein. 

Der  hauptsächlichste  Einwand,  den  Pohle  gegen  mich  erhebt, 
ist  der,  daß  ich  die  persönlichen  Dienstleistungen  als  nicht  produktiv 
bezeichne.  Er  sagt  (S.  715):  „Nach  Mombert  gibt  es  Arbeiten  in  der 
Volkswirtschaft,  die,  am  ,rein  wirtschaftlichen  Maßstabe  gemessen', 
die  Bezeichnung  produktiv  nicht  verdienen.  Und  diese  Arbeiten 
sind,  wie  dann  die  folgenden  Ausführungen  deutlich  ergeben,  eben 
diejenigen,  die  man  zusammenfassend  als  persönliche  Dienste  be- 
zeichnet, also  die  Arbeit  des  Lehrers,  des  Künstlers,  des  Arztes,  aber 
auch  die  der  häuslichen  Dienstboten,  der  Krankenpfleger  usw.  Erstaunt 
wird  man  fragen,  was  für  ein  rein  wirtschaftlicher  Wertmaßstab 
das  denn  ist,  der  zu  diesem  eigentümlichen  Ergebnis  führt.  Und  die 
Antwort  von  Mombert  darauf  lautet :  weil  diese  Arbeiten  nichts  zur 
Schaffung  des  Volkseinkommens  beitragen." 

Es  ist  mir  natürlich  niemals  eingefallen,  solch  ungereimtes  Zeug 
zu  behaupten,  wie  es  mir  Pohle  hier  in  die  Schuhe  schiebt.  Ich 
weiß  wirklich  nicht,  mit  was  für  Augen  er  meine  Ausführungen  ge- 
lesen hat. 

Ich  gehe  freilich  davon  aus,  welche  Art  der  Arbeit  zur  Schaffung 
von  Volkseinkommen  beiträgt,  und  bei  welcher  das  nicht  der  Fall 
ist,  unterscheide  dabei  ursprüngliches  und  abgeleitetes  Einkommen, 
und  sage  dann  sofort  (S.  568),  daß  die  Tätigkeit  derer  mit  abge- 
leitetem Einkommen  „unmittelbar  keine  wirtschaftlichen  Werte  zu 
erzeugen  vermöge".  Schon  dieses  Wort  unmittelbar  hätte  eigentlich 
Pohles  Aufmerksamkeit  erregen  müssen.  Kurz  darauf  (S.  573)  heißt 
es  nämlich  auch  gerade  mit  Rücksicht  auf  diese  persönlichen  Dienste 
bei  mir  wörtlich: 

„Um  hier  etwas  klarer  sehen  zu  können,  müssen  wir  zwischen  Er- 
werbstätigkeiten unterscheiden,  die  mittelbar  oder  unmittelbar 
produktiveArbeit  verrieb  ten"  ...  „Von  einer  solch  mittel- 
baren Produktivität  kann  auch  bei  der  Berufsabteilung  E  ge- 
sprochen werden  ^).  Es  gehören  hierher  so  verschiedene  Berufsarten, 
eine  solche  Mannigfaltigkeit,  daß  sich  ein  Eingehen  auf  Einzelheiten 
verbietet,  und  nur  einiges  Allgemeine  gesagt  werden  soll.  Es  liegt 
jedoch  auf  der  Hand,  daß  Erwerbstätigkeiten,  wie  die  des  Lehrers, 
der  zu  produktiver  Arbeit  heranzieht  und  ausbildet,  oder  wie  die  des 
Arztes,  der  arbeitsfähige  Personen  am  Leben  erhält  und  vor  Krank- 
heiten bewahrt,  mittelbar  einen  unbedingt  produktiven  Charakter 
tragen.  Es  sei  einstweilen  nur  darauf  hingewiesen,  in  welchem  Um- 
fange die  Verlängerung  der  durchschnittlichen  Lebensdauer  das  Maß 
von  Arbeitskraft  vermehrt  hat,   das   zu  wirtschaftlicher  Arbeit   zur 


1)    Militär-,    Hof-,    bürgerliche  und   kirhliche  Dienste,    auch  sogenannte    freie  Be- 
ruf sarten. 


Produktive  und  onproduktiTe  Arbeit.  307 

Verfügung  steht.  In  diesem  mittelbaren  Sinne  wird  man  auch  der 
in  der  Verwaltung  und  Rechtsprechung  ausgeübten  Erwerbstätigkeit 
grundsätzlich  produktiven  Charakter  zubilligen  müssen.  Denn 
es  unterliegt  wohl  kaum  einem  Zweifel,  daß  eine  wohlgeordnete  Ver- 
waltung und  Rechtspflege  in  hohem  Maße  zur  Sicherung  der  Pro- 
duktion und  damit  zu  ihrem  Erfolg  beiträgt." 

Solchen  bestimmten  Ausführungen  gegenüber  kommt  nun  Pohle 
und  stellt  die  Behauptung  auf,  daß  ich  die  Auffassung  vertrete,  daß 
die  persönlichen  Dienste  die  Bezeichnung  produktiv  nicht  verdienen! 
Einer  solchen  Art  der  Kritik  gegenüber  ist  jedes  weitere  Wort  über- 
flüssig. 

Ueber  die  persönlichen  Dienste  in  der  Berufsabteilung  D.  (häus- 
liche Dienste,  Lohnarbeit  wechselnder  Art)  hatte  ich  gesagt,  um  zu 
zeigen,  daß  auch  hier  von  produktiver  Arbeit  gesprochen  werden 
kann :  „Eine  Frau  hält  sich  ein  Mädchen,  um  sich  dadurch  im  Haus- 
halt zu  entlasten,  damit  sie  selbst  in  der  Lage  ist,  eine  Erwerbs- 
tätigkeit, die  vielleicht  wie  diejenige  der  Fabrikarbeit,  produktiven 
Charakter  haben  kann,  auszuüben.  Insoweit  dies  der  Fall  ist,  wird 
die  Tatsache,  daß  ein  Dienstmädchen  häusliche  Dienste  leistet,  unter 
Umständen  zur  Vermehrung  von  produktiver  Arbeitsleistung  bei- 
tragen, also  insoweit  mittelbar  selbst  solche  leisten."  Diese  Stelle 
findet  sich  bei  Pohle  auch  wörtlich  zitiert  S.  716.  Er  mußte  also 
wissen,  daß  es  mir  nie  eingefallen  war,  häusliche  Dienste  schlechthin, 
auch  nicht  die  in  der  Hauswirtschaft,  für  unproduktiv  zu  erklären. 
Er  bringt  es  aber  trotzdem  fertig,  mir  das  Gegenteil  in  den  Mund  zu 
legen.  S.  718  sagt  er:  „.  . .  zu  dieser  Konsequenz  wird  man  durch 
seine  Anschauung  unabweisbar  genötigt,  daß  die  Arbeit  der  Köchin 
in  einer  Hauswirtschaft  unproduktiv,  dagegen  dieselbe  Arbeit,  wenn 
sie  in  einem  Restaurant  geleistet  wird,  produktiv  sei  I"  Und  S.  721 
schreibt  er  sogar:  „Wenn  Mombert  trotzdem  sogar  die  Arbeit  der 
häuslichen  Dienstboten  generell  als  unproduktiv  ansieht,  so  zeigt  das 
eben  nur  . .  .  ." 

Es  bedarf  wohl  nur  dieser  einfachen  Gegenüber- 
stellung dessen,  was  ich  gesagt  habe,  und  dessen,  was 
Pohle  seinen  Lesern  als  m  eine  Anschauung  vorsetzt, 
um  eine  solche  Art  der  Kritik  niedriger  zu  hängen. 

Für  die  ältere  Anschauung  gab  es  eben  für  die  Frage  nach  dem 
produktiven  oder  unproduktiven  Charakter  der  persönlichen  Dienste 
nur  ein  entweder  —  oder;  auch  Pohle  kommt  anscheinend  nicht  über 
diesen  einfachen,  groben  Gegensatz  hinaus,  während  es  mir  gerade 
darauf  ankam,  zu  zeigen,  daß  man  diese  Frage  nicht  so  oberflächlich 
behandeln  darf,  sondern  daß  es  eben  für  das  mir  vorschwebende 
Problem  in  erster  Linie  darauf  ankommt,  welcher  Art  die  Dienste 
sind,  die  geleistet  werden,  und  welche  Rolle  sie  im  Rahmen  der  ge- 
samten wirtschaftlichen  Tätigkeit  eines  Volkes  spielen. 

Daß  Pohle  nicht  gesehen  hat,  auf  was  es  mir  ankommt,  zeigt 
deutlich  seine  Bemerkung  (S.  718),  daß  eine  solche  Betrachtungsweise 
einen  ähnlichen  Vorwurf  verdiene,'  wie  er  gegen  die  klassische  Na- 

20* 


308  P-  Mombert, 

tionalökonomie  erhoben  wurde,  daß  sie  sich  nur  um  die  Reichtums- 
erzeugung bekümmert,  aber  die  Menschen  vernachlässigt  habe,  daß 
dann  die  Frage  Sismondis  zu  Recht  bestehe :  ist  denn  der  Reichtum 
alles,  sind  die  Menschen  nichts?  Hat  Pohle  nicht  gelesen,  daß  ich 
selbst  diese  Zusammenhänge  mehrfach  berührt  habe,  daß  ich  z.B. 
am  Schlüsse  meiner  Darlegungen  schrieb:  „Es  handelt  sich  hier  um 
wichtige  Richtlinien  unserer  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik.  Wenn 
dabei  immer  wieder  nur  das  rein  Wirtschaftliche  in  den  Vordergrund 
gestellt  worden  ist,  und  die  kulturelle  und  sozialpolitische  Seite 
unserer  Entwicklung  dahinter  zurückgetreten  ist,  so  hat  dies  seine 
Hauptursache  darin,  daß  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  eines 
Volkes  es  ist,  von  der  es  abhängt,  welche  Mittel  für  kulturelle  und 
soziale  Zwecke  verfügbar  sind."  Pohle  hat  anscheinend  also  gar 
nicht  gesehen,  daß  auch  für  mich  das  Wirtschaftliche  nur  Mittel  für 
außerwirtschaftliche  Zwecke  ist  (z.  B.  meine  Ausführungen  auch 
S.  546). 

Ehe  ich  nun  auf  das  eingehe,  was  Pohle  positiv  als  seine  Meinung 
über  das  Wesen  der  produktiven  uud  unproduktiven  Arbeit  ausführt, 
möchte  ich  noch  einmal  kurz  zusammenfassend  sagen,  in  welchem 
Sinne  ich  davon  gesprochen  habe.  Für  Einzelheiten  muß  ich  auf 
den  genannten  Aufsatz  selbst  verweisen. 

Der  Ausgangspunkt  meiner  Erörterungen  war  unter  dem  Ein- 
druck der  gewaltigen  Verluste,  die  wir  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung durch  diesen  Krieg  erlitten  haben,  das  Problem  der  größten 
wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  der  Volkswirtschaft  gewesen,  im 
speziellen  die  Frage,  „welche  Mittel  und  Wege  am  geeignetsten 
sind,  die  in  einem  Volke  schlummernde  Arbeits-  und  Handlungs- 
fähigkeit im  Hinblick  auf  die  Größe  des  Konsumtionsfonds  am  wirt- 
schaftlich nutzbringendsten  anzuwenden".  Je  größer  diese  Leistungs- 
fähigkeit der  Volkswirtschaft  nach  dem  Kriege  sein  wird,  um  so 
schneller  werden  wir  die  Verluste  und  Schäden,  welche  der  Krieg 
bewirkt  hat,  wieder  einholen  können,  und  um  so  eher  auch  wieder 
in  der  Lage  sein,  die  unerläßlichen  wirtschaftlichen  Voraussetzungen 
weiteren  kulturellen  und  sozialen  Fortschrittes  zu  beschaffen.  Die 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  der  Volkswirtschaft  findet  ihren 
äußeren  Ausdruck  in  der  Höhe  des  jährlichen  Volkseinkommens, 
oder  des  Konsumtionsfonds,  verschiedene  Ausdrücke,  die  ich  für  die 
gleiche  Sache  gebraucht  hatte.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  kommt 
der  Art  und  Weise,  wie  die  Arbeitskraft  in  einem  Lande  verwandt 
wird,  unbestreitbar  eine  ganz  wesentliche  Bedeutung  zu.  Es  kann 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  daß  dieser  Konsumtionsfonds  größer 
oder  kleiner  sein  wird,  je  nachdem  die  Arbeitskraft  in  diesen  oder 
jenen  Zweigen  der  Volkswirtschaft  Verwendung  findet,  daß  demge- 
mäß auch  den  einzelnen  Erwerbstätigkeiten  dafür  eine  verschiedene 
Bedeutung  zukommt.  Diejenige  Art  der  Arbeit,  die  in  diesem  volks- 
wirtschaftlichen Sinne  eine  positive  Bedeutung  hat,  habe  ich  als 
produktiv,  diejenige,  bei  der  dieses  nicht  der  Fall  ist,  als  unproduk- 
tiv bezeichnet  und,  weil  es   sich  hierbei  nur  um  Grenzfälle  handelt, 
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auch  von  mittelbarer  und  teilweise  produktiver  Arbeitsleistung  ge- 
sprochen und  ausdrücklich  dabei  betont  (S.  568) :  „Im  Einzelnen  läßt 
sich  nicht  ohne  weiteres  sagen,  von  welchen  Berufen  das  eine,  von 
welchen  das  andere  gilt.  Die  Unterscheidung  ist  nur  gedanklich  in 
ihrer  vollen  Schärfe  möglich."  Es  handelt  sich  dabei  keineswegs 
um  den  Gegensatz  persönlicher  Dienste  und  der  Herstellung  rein 
materieller  Brauchbarkeiten.  Jene  können  ebensosehr  an  der  Her- 
stellung dieses  Konsumtionsfonds  beteiligt,  also  in  diesem  Sinne  pro- 
duktiv sein,  wie  es  bei  diesen  nicht  der  Fall  zu  sein  braucht.  Dar- 
über habe  ich  eingehend  gesprochen.  Man  sieht  daraus  aber  auch, 
wie  sehr  Pohle  danebengreift,  wenn  er  es  als  meine  Auffassung  hin- 
stellt: „Die  Arbeit,  die  im  Dienste  einer  auf  Geldverdienst  abzielenden 
Erwerbswirtschaft  geleistet  wird,  wird  mit  dem  Prädikat  ,produktiv' 
beehrt,  der  gleichen  Arbeit  dagegen,  wenn  sie  unmittelbar  im  Dienste 
der  Bedürfnisbefriedigung  selbst  vorgenommen  wird,  wird  die  Pro- 
duktivität abgesprochen." 

Die  Begriffe  produktive  und  unproduktive  Arbeit,  wie  ich  sie  ge- 
braucht habe,  beziehen  sich  also  auf  das  Verhältnis,  in  dem  die 
einzelne  Arbeitsleistung  zur  Schaffung  des  Konsumtionsfonds  der 
Volkswirtschaft  steht.  In  dieser  Hinsicht  haben  die  beiden  Begriffe 
einen  eindeutigen  und  brauchbaren  Sinn,  und  derjenige,  welcher  sieht, 
in  welchem  Maße  die  Möglichkeit  des  Wiederaufbaues  unserer  Volks- 
wirtschaft von  der  Größe  ihres  Konsumtionsfonds  abhängt,  erkennt 
auch  die  wirtschaftspolitische  Bedeutung  einer  solchen  Unterscheidung. 

Pohles  Auffassung  vom  Wesen  der  produktiven  und  unproduk- 
tiven Arbeit  scheint  am  besten  aus  folgenden  Sätzen  hervorzugehen : 

Er  meint  mit  Bezug  auf  meine  Person:  „Nach  ihm  handeln 
eigentlich  alle  Leute  unglaublich  töricht,  die  die  Dienste  eines  Arztes 
in  Anspruch  nehmen  oder  das  Konzert  eines  Künstlers  besuchen 
oder  sich  einen  Dienstboten  halten.  Sie  geben  von  ihrem  sauer  ver- 
dienten Einkommen  einen  Teil  weg,  ohne  dafür  einen  entsprechenden 
wirtschaftlichen  Gegenwert  zu  erhalten;  die  Gegenleistung,  für  die 
sie  ihr  gutes  Geld  hergeben,  ist  ja  wirtschaftlich  unproduktiv"  (S.  717). 
S.  718  wird  in  Uebereinstimmung  damit  von  Pohle  ausgeführt:  „Alle 
Arbeit,  die  im  Dienste  der  menschlichen  Bedürfnisbefriedigung  ver- 
richtet wird  und  zu  dieser  beiträgt,  ist  produktiv,  gleichviel,  ob  ihre 
Verbindung  mit  der  Bedürfnisbefriedigung  eine  nähere  oder  fernere 
ist." 

Pohle  vertritt  also  die  Anschauung,  daß  sich  der  einzelne  Mensch 
bei  seinen  wirtschaftlichen  Ueberlegungen  von  dem  Streben  nach 
Produktivität  leiten  lasse;  denn  die  Gegenleistung,  für  welche  er 
sein  gutes  Geld  hergibt,  muß  ja  produktiv  sein,  wenn  er  nicht  un- 
glaublich töricht  handeln  soll.  Es  ist  dies  eine  Entdeckung,  die 
Pohle  vorbehalten  geblieben  ist.  Wir  anderen  waren  wohl  bisher 
ausnahmslos  der  Ansicht  gewesen,  daß  das  wirtschaftliche  Handeln 
der  Menschen  vom  Streben  nach  dem  größten  Ertrage,  d.  h.  von 
dem  Rentabilitätsgedanken  auf  der  heutigen  Stufe  der  Wirtschaft, 
beherrscht  sei,  und  daß  Rentabilität  und  Produktivität  keineswegs 
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zusammenzufallen  brauchen,  daß  sogar  gerade  die  Frage,  ob  und  in 
welchem  Maße  das  bei  uns  der  Fall  ist,  wirtschaftspolitisch  ein  sehr 
ernstes  Problem  enthalte.  „Ob  daher  das  Maß  der  höchsten  für  die  Volks- 
wirtschaft wünschenswerten  Produktivität  erreicht  wird,  hängt  da- 
von ab,  ob  sie  zugleich  die  höchste  Rentabilität  verbürgt"  ').  Für 
Pohle  ist  also  schlechthin  alle  Arbeit,  die  im  Dienste  der  mensch- 
lichen Bedürfnisbefriedigung  verrichtet  wird  und  zu  dieser  beiträgt, 
produktiv.  Kann  man  eine  ausgesprochenere  privatwirtschaftliche  Ab- 
leitung der  Produktivität  geben,  als  es  in  diesen  Worten  der  Fall 
ist!  Es  handelt  sich  doch  hier  um  einen  Produbtivitätsbegriff,  der 
seinen  Ausgangspunkt  ganz  allein  in  den  subjektiven  Begehrungen 
der  Menschen  nimmt.  Pohles  Satz  (S.  718):  „Wir  halten  diese  ganze 
Einteilung  der  Arbeit  in  produktive  und  unproduktive  und  die  dar- 
aus entspringende  Kritik  der  gegenwärtigen  volkswirtschaftlichen 
Zustände  für  sinnlos"  wird  man  ohne  weiteres  verstehen,  wenn  man 
diese  merkwürdige  Auffassung  vom  Wesen  der  produktiven  Arbeit 
kennen  gelernt  hat. 

Bei  einer  solchen  Auffassung  besitzt  man  keinerlei  brauchbaren 
Maßstab  dafür,  um  zu  beurteilen,  ob  und  in  welchem  Maße  die  Ver- 
wendung und  Verteilung  der  Arbeitskraft  in  einem  Lande  die  Größe 
des  Konsumtionsfonds  günstig  oder  ungünstig  beeinflußt.  Man  steht 
diesem  für  unsere  Zukunft  so  wichtigen  Zusammenhange  vollkommen 
blind  gegenüber,  wenn  man  in  der  einmal  vorhandenen  Verwendung 
und  Verteilung  der  Arbeitskraft,  wie  sie  sich  auf  Grund  rein  privat- 
wirtschaftlicher  Erwägungen  herausgebildet  hat,  kein  Problem  erblickt, 
das  nach  dem  Kriege  für  uns  wichtiger  als  je  zuvor  ist. 


1)  Pbilippovioh,  OmadriB  der  politischen  Oekonomie,  Bd.  1,  1914,S   138. 
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Genossenschaften  oder  freier  Handel? 

Von 
Otto  Jöhlinger. 

In  der  letzten  Zeit  wird  vielfach  die  Frage  erörtert,  wie  die 
Bewirtschaftung  der  Lebensmittel  verbessert  werden  kann.  Man 
läßt  sich  dabei  in  der  Hauptsache  von  der  Ansicht  leiten,  daß  in 
Wirklichkeit  die  Erzeugung  von  Lebensmitteln  wesentlich  größer 
gewesen  ist,  als  die  Menge,  die  durch  staatliche  Organisation  er- 
faßt wurde,  und  daß  der  Schleichhandel  immer  größere  Quantitäten 
der  Lebensmittel  an  sich  zu  ziehen  imstande  wäre.  Hat  doch  eine 
amtliche  Schätzung  die  Zahl  der  Schleichhändler  auf  nicht  weniger 
als  500  000  beziffert!  Die  Regierung  ist  sich  selbst  im  klaren  dar- 
über, daß  durch  das  außerordentliche  Anwachsen  der  Schleichwege 
die  Durchführung  des  Ernährungsprogramms  auf  das  schwerste  ge- 
fährdet werden  kann,  und  sie  hat  deshalb  eine  neue  Strafordnung 
für  den  gewerbsmäßigen  und  vorsätzlichen  Schleichhandel  erlassen. 
In  Zukunft  soll  jeder,  der  gewerbsmäßig  Schleichhandel  treibt,  mit 
Gefängnis  und  in  späteren  Fällen  mit  Zuchthaus  bestraft  werden. 
Ob  man  aber  mit  derartigen  Sonderstrafbestimmungen  den  Miß- 
stand wirklich  vollständig  ausschalten  kann,  erscheint  fraglich.  Die 
sehr  hohen  Gewinne,  die  bisher  dem  Schleichhandel  bei  seinem  Ver- 
kehr zwischen  Erzeuger  und  Verbraucher  geblieben  sind,  werden 
vermutlich  viele  Existenzen  immer  wieder  zu  einem  unerlaubten 
Handel  anreizen.  Man  braucht  ja  nur  an  Butter  zu  denken,  wo- 
für im  amtlichen  Verkehr  der  Preis  2,50  M.  pro  Pfund  beträgt, 
während  im  Schleichhandel  15  M.  bis  18  M.  pro  Pfund  gezahlt 
werden.  Mit  Strafbestimmungen  allein  wird  man  hier  nichts  aus- 
richten können. 

Nun  ist  von  mehreren  Seiten  der  Vorschlag  gemacht  worden, 
man  solle  die  Art  der  Erfassung  grundsätzlich  ändern.  Man 
schob  die  Hauptschuld  an  den  jetzigen  Zuständen  der  Tatsache  zu, 
daß  dem  Kriegsernährungsamt  in  der  jetzigen  Verfassung  der  „Unter- 
bau" fehle.  Dieses  fehlende  Stück  soll  dadurch  ersetzt  werden,  daß 
man  den  berufsmäßigen  Handel,  der  bisher  als  Zubringer  für  die 
Kriegsernährungswirtschaft  tätig  war,  ausschaltet  und  an  seine 
Stelle  ein  vollkommen  ausgebildetes  System  landwirtschaftlicher  Ge- 
nossenschaften setzt. 
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Am  deutlichsten  trat  dieser  Vorschlag  in  der  „Deutschen  Tages- 
zeitung" vom  22.  Januar  1918  in  die  Erscheinung.  Dort  wurde 
ausgeführt,  daß  man  die  ganze  Erfassung  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  Zwangsgenossenschaften  übertragen  solle,  die 
von  den  einzelnen  Gemeinden  verwaltet  werden.  Diese  Gemeinde- 
Genossenschaften  sollen  in  Kreis-Genossenschaften  zusammengefaßt 
werden,  über  sie  soll  die  Zentral-Genossenschaft  der  Provinz  ge- 
setzt werden,  und  eine  Vereinigung  aller  dieser  Zentral-Genossen- 
schaften  soll  die  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Land- 
wirte bilden.  Alsdann  würde,  das  warder  Sinn  dieses  Vorschlages, 
ein  lückenloses  System  von  der  Landwirtschaft  bis  zur  Bezugsver- 
einigung der  deutschen  Landwirte  geschaffen,  eine  Selbstverwaltung 
der  Erzeuger,  die  alle  Schäden,  die  bisher  unserer  Kriegsernährungs- 
wirtschaft anhafteten,  völlig  beseitige. 

Von  anderer  Seite  wurde  alsdann  der  Gedanke  der  Selbstver- 
waltung der  Erzeuger  weiter  ausgesponnen.  So  trat  der  Sozialist 
Julius  Kaliski,  einer  der  klarsten  Köpfe  der  sozialdemokratischen 
Partei,  in  Heft  4/5  der  „Sozialistischen  Monatshefte"  vom  5.  Februar 
1918  ebenfalls  für  einen  Ausbau  der  Genossenschaften  ein  ^).  Kaliski 
führte  in  seinem  Aufsatz  des  näheren  aus,  warum  die  jetzige  Kriegs- 
wirtschaft scheitern  mußte,  und  betonte  dabei,  daß  mit  Strafvor- 
schriften  eine  Aenderung  des  jetzigen  Zustandes  nicht  zu  erreichen 
sei.  Das  einzige  Mittel,  den  Schleichhandel  auszuschalten,  sei  der 
Ausbau  der  Genossenschaften.  Im  Anschluß  an  die  Vorschläge  der 
„Deutschen  Tages-Zeitung"  schreibt  Kaliski : 

„Zunächst  handelt  es  sich  hier  um  einen  Vorschlag,  der  den 
eigentlichen  Plan  nur  in  Umrissen  erkennen  läßt.  Aber  das  Grund- 
prinzip dieses  Planes  tritt  klar  genug  hervor,  um  gewürdigt  werden 
zu  können.  Es  handelt  sich  um  die  Absicht,  unsere  künstlich  auf- 
getürmte Lebensmittelorganisation  unserer  Volkswirtschaft  organisch 
anzugliedern,  also  um  ein  Bestreben,  das  in  den  , Sozialistischen 
Monatsheften'  stets  vertreten  und  in  seiner  Grundidee  in  allen 
Stadien  unserer  Kriegswirtschaft  gefordert  worden  ist"^). 

Kaliski  weist  alsdann  darauf  hin,  daß  schon  vor  Monaten  der 
Freie  Ausschuß  der  Genossenschaften,  zu  dem  sich  landwirtschaft- 
liche Genossenschaften  und  Konsumvereine  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  zusammenfanden,  Richtlinien  für  die  Stellung  der  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  und  der  Konsumvereine  aufgestellt 
hätte,  in  denen  für  die  restlose  Erfassung  der  vorhandenen  land- 
wirtschaftlichen Erzeugung  die  Errichtung  von  Zwangsverbänden 
der  Produzenten  gefordert  wurde.  Diese  Zwangsverbände  sollten 
die  Aufgabe  haben,  die  Ablieferung  der  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nisse sicherzustellen.  Sie  sollten  jedoch  die  geschäftliche  Erledigung 
dieser  Aufgabe  nicht  übernehmen,  sondern  lediglich  die  Ausübung 
des  Zwanges  zur  Ablieferung  bewirken.    Im  Gegensatz  zu  dem  Vor- 


1)  Julius  Kaliski :  Der  notwendige  Umbau   unserer  Lebensmittelversorgung. 

2)  S.  123 
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schlag  der  „Deutschen  Tages-Zeitung"  tritt  Kaliski  nicht  für  die 
völlige  Ausschaltung  des  Handels  ein,  er  wünscht  vielmehr  eine  An- 
gliederung  des  berufsmäßigen  Getreidehandels  an  das  System  der 
Zwangsgenossenschaften.  Dabei  empfiehlt  Kaliski  noch  etwas  Neues, 
nämlich:  jeder  einzelnen  Wirtschaft  ein  bestimmtes  Maß  von  Pro- 
duktion zu  vorgesehenen  Preisen  zur  zwangsweisen  Ablieferung  auf- 
zuerlegen. Nach  Ablieferung  des  Zwangskontingents  unter  so- 
lidarischer Haftung  der  Gemeinde  solidem  Produzenten 
das  Recht  zugestanden  werden,  für  seine  Ueberschußmengen  wesent- 
lich höhere  Preise  zu  verlangen.  Es  sollen  alsdann  nach  Auffassung 
von  Kaliski  Preisvereinbarungen  zwischen  den  Ablieferungs-  und 
Verteilungsverbänden  getroffen  werden,  so  daß  ein  „wilder  Handel" 
zum  Zweck  der  Preistreiberei  ausgeschlossen  bleibt. 

Des  weiteren  hat  sich  mit  dem  Plan  der  Heranziehung  der  Ge- 
nossenschaften der  Berliner  Rechtsanwalt  Dr.  Hans  Fritz  Ab- 
raham in  der  „Vossischen  Zeitung"  vom  20.  Februar  1918  beschäftigt. 
Abraham  beschränkt  sich  darauf,  im  Anschluß  an  die  Vorschläge 
der  „Deutschen  Tages-Zeitung"  und  an  die  Ausführungen  von  Kaliski 
lediglich  die  juristische  Grundlage  für  eine  derartige  Organisation 
zu  schaffen.  Er  gibt  den  Entwurf  einer  Gesetzesverordnung  für 
die  Erfassung  der  Erzeugung,  das  Umlegeverfahren  und  die  gesamte 
Haftung  der  Erzeuger.  Da  Abraham  sich  lediglich  auf  die  juristische 
Seite  beschränkt,  zur  Frage  selbst  aber  nicht  Stellung  nimmt,  sei 
sein  Aufsatz  hier  nur  registriert. 

Die  umfassendste  und  wertvollste  Arbeit  auf  diesem  Gebiet  hat 
zweifellos  der  sehr  sachverständige  Verfasser  Dr.  Willy  Krebs, 
Berlin-Steglitz,  in  seinem  Aufsatz :  „Die  öffentliche  Ernährungs- 
wirtschaft und  die  Organisationen  der  Landwirtschaft  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  des  Genossenschaftswesens"  in  diesen 
„Jahrbüchern" ')  gegeben.  Dr.  Krebs  bringt  umfangreiches  und  sehr 
instruktives  Material  zur  ganzen  Frage  und  er  hat  damit  nicht  un- 
wesentlich zur  Klärung  des  Problems  beigetragen.  Dabei  sei  aber 
von  vornherein  betont,  daß  (wenn  auch  Krebs  das  Ideal  der  Erfassung 
in  den  Genossenschaften  sieht  und  er  ein  Gegner  des  freien  Handels 
ist)  die  Schlußfolgerungen,  die  er  aus  den  jetzigen  Verhältnissen 
zieht,  zu  einer  Verneinung  der  Durchführbarkeit  im  gegenwärtigen 
Zeitpunkt  kommt. 

Krebs  geht  davon  aus,  daß  sich  im  Gegensatz  zur  Kriegsroh- 
stoffwirtschaft die  Kriegsernährungswirtschaft  nicht  bewährt  habe, 
was  er  zum  Teil  darauf  zurückführt,  daß  es  sich  hier  um  zu  viele 
Betriebseinheiten  handelt.  Während  nämlich  für  die  Kriegsrohstoff- 
wirtschaft knapp  1  Million  Betriebseinheiten  in  Betracht  kommen, 
mußte  die  Organisation  unserer  Ernährungswirtschaft  sich  auf  6V,  Mill. 
Betriebseinheiten  erstrecken.  Im  Anschluß  an  diese  Feststellungen 
betont  Krebs,  daß  die  beabsichtigte  Vereinheitlichung  des  Baues  der 

1)  Bd.  110,  in.  Folge  Bd.  65  (Junnar  1918),  oben  S.  28  f. 
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Ernährungswirtschaft  von  der  Erzeugung  bis  zum  Verbrauch  nicht 
erreicht  worden  ist,  und  er  sagt  alsdann  wörtlich: 

„Im  Gegenteil  hat  die  Ausschaltung  solcher  vorhandenen  Ein- 
richtungen und  Organisationen,  die  als  lang  eingearbeitete  Glieder 
für  eine  glatte  Abwicklung  der  Volksernährungswirtschaft  im  Kriege 
nicht  minder  als  im  Frieden  unentbehrlich  erscheinen,  die  Stockungen 
in  der  Lebensmittelversorgung  vermehrt.  Die  an  ihrer  Stelle  neu 
geschaffenen  kostspieligen  behördlichen  Einrichtungen,  deren  Leiter 
und  Personal  häufig  die  erforderliche  Fachkenntnis  und  kaufmännische 
Gewandtheit  nicht  besaßen  und  deshalb  die  außer  Tätigkeit  gesetzten 
Fachbetriebe  ganz  unvollkommen  ersetzten,  haben  mit  ihrem  viel- 
gestaltigen Nebeneinander  von  Kriegsgesellschaften  für  jede  Waren- 
gattung, deren  Verordnungen  und  Maßnahmen,  oft  unabhängig  von- 
einander erlassen,  am  Ziel,  d.  h.  im  landwirtschaftlichen  Betrieb, 
erst  zusammentrafen  und  sich  dort  vielfach  kreuzten,  einen  unnötigen 
Aufwand  von  Kräften  und  eine  Unklarheit  über  den  im  Einzelfall 
einzuschlagenden  Weg  verursacht.  Die  unausbleiblichen  Folgen 
waren  eine  sachlich  nicht  begründete  Verteuerung  der  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse,  eine  Verlangsamung  ihres  Absatzes,  oft 
ein  Verschwinden  der  Waren  vom  Markte,  eine  zuweilen  unsach- 
gemäße, Verluste  verursachende  Vorratswirtschaft  und  damit  eine 
unbefriedigende  Versorgung  der  Städte  mit  Lebensmitteln" '). 

Dabei  gibt  Krebs  selbst  zu,  daß  die  Art,  wie  man  den  freien 
Handel  ausgeschaltet  hat,  von  Nachteil  für  die  Gesamtheit  war, 
und  auch  in  seinen  folgenden  Ausführungen  weist  Krebs  immer 
wieder  darauf  hin,  „daß  gerade  die  kaufmännische  Erfahrung 
für  die  den  Kreisen  erwachsenden  Kriegssaufgaben  von  großer  Be- 
deutung ist" '').  Krebs  wirft  nun  die  Frage  auf,  ob  die  Entwick- 
lung der  landwirtschaftlichen  Genossenschaftsorganisation  in  allen 
ihren  Zweigen  so  weit  gediehen  ist,  d.  h.  ob  ihre  Leistungsfähigkeit 
und  Ausdehnung  so  ist,  um  den  Anforderungen  einer  das  ganze 
Land  umfassenden  Ernährungswirtschaft  zu  genügen  '^).  Zur  Beant- 
wortung dieser  Frage  gibt  Krebs  einen  sehr  interessanten  geschicht- 
lichen Ueberblick  über  die  Entwicklung,  Konstruktion  und  Technik 
der  Genossenschaften.  Er  charakterisiert  ihre  Stellung  innerhalb 
der  deutschen  Landwirtschaft,  wobei  er  die  Gesamtziffer  der  länd- 
lichen Genossenschaften  Ende  1916  auf  28967  beziffert.  Diesen 
Genossenschaften  gehören  insgesamt  3  Mill.  Mitglieder  an  bei  einer 
gesamten  landwirtschaftlichen  Betriebsziffer  von  5,7  Mill.  Krebs 
zeigt  nun  im  einzelnen  die  Vorteile,  die  die  Genossenschaft  dem 
Landwirt  bietet:  ihre  innige  Bindung  des  Landwirts  an  das  Ge- 
schäft und  die  gemeinsame  Haftung,  vergißt  aber  gleichzeitig  zu 
erwähnen,  daß  gerade  die  Bindung  und  Haftung  für  sehr  viele  Land- 
wirte das  Hemmnis  des  Beitritts  gewesen  ist  und  daß  nament- 
lich vielfach  die  großen  Landwirte  im  Hinblick  auf  die  Haftpflicht 

1)  S.  32/33. 

2)  S.  35. 

3)  S.  37. 
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die  Zugehörigkeit  zu  den  Genossenschaften  verweigert  haben,  und 
daß  hierin  zu  einem  großen  Teil  der  Grund  dafür  zu  suchen  ist, 
daß  noch  nicht  einmal  die  Hälfte  der  deutschen  Landwirtschaft  in 
Genossenschaften  organisiert  ist.  Dabei  ist  zu  beachten,  daß  ein 
sehr  großer  Teil  der  Genossenschaften  (von  30  000  sind  18  000 
Kreditgenossenschaften)  sich  gar  nicht  mit  Warengeschäften,  sondern 
mit  Kreditvermittiung  und  dergleichen  befaßt.  Die  Zahl  der  Bezugs- 
und Absatzgenossenschaften  ist  wesentlich  geringer,  wobei  zu  be- 
rücksichtigen ist,  daß  eine  ganze  Reihe  derartiger  Genossenschaften 
über  einen  kleinen  Betrieb  gar  nicht  hinausgekommen  sind.  Wenn 
nun  Krebs  darauf  hinweist,  daß  der  Wert  der  durch  die  landwirt- 
schaftlichen Warenzentralen  der  beiden  Zentralverbände  bezogenen 
landwirtschaftlichen  Artikel  sich  im  letzten  Friedensjahr  1913  auf 
270  Mill.  M.  belaufen  hat,  so  ist  diese  Ziffer  verschwindend, 
wenn  man  den  gewaltigen  Bedarf  der  deutschen  Landwirtschaft  an 
Dünge-  und  Futtermitteln  gegenüberstellt.  Aehnlich  liegt  es  auch 
bei  den  Absatzziffern.  Krebs  erwähnt,  daß  durch  das  Zentral- Waren- 
institut des  Reichsverbandes  und  des  Generalverbandes  im  Jahre 
1913/14  für  151  Mill.  M.  Getreide  abgesetzt  worden  ist  und  daß 
dieser  Umsatz  im  ersten  Kriegsjahr  auf  rund  400  Mill.  M.  gestiegen 
sei.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  zu  einem  großen  Teil  die  Steige- 
rung mit  der  Erhöhung  der  Preise  im  Zusammenhang  steht,  muß 
auch  hier  gesagt  werden,  daß  diese  Ziffern  im  Vergleich  mit  der 
gesamten  inländischen  Ernte  außerordentlich  gering  sind.  Zuzu- 
stimmen ist  freilich  Krebs,  wenn  er  sagt,  daß  das  Genossenschafts- 
wesen seinen  Höhepunkt  noch  nicht  erreicht  hat  und  zweifellos  sehr 
ausdehnungsfähig  ist.  Andererseits  überschätzt  Krebs  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Genossenschaften,  wenn  er  (auf  S.  61)  davon  spricht, 
daß  die  Genossenschaften  mit  kaufmännisch  geschultem  Personal, 
Verpackungsmaterial  u.  dergl.  arbeiten.  Gerade  der  Krieg  hat  ge- 
zeigt, daß  bei  den  Genossenschaften  weder  das  eine  noch  das  andere 
in  ausreichendem  Maße  vorhanden  war.  Ob,  wie  Krebs  (auf  S.  64) 
anführt,  die  Genossenschaften  in  bezug  auf  Beachtung  des  Gemein- 
wohls dadurch  besser  sind  als  der  Handel,  daß  sie  sich  niemals 
Preistreibereien  zu  schulden  kommen  lassen,  soll  hier  nicht  unter- 
sucht werden.  Grundsätzlich  kann  man  jedenfalls  nicht  sagen, 
daß  eine  Genossenschaft  sich  niemals  an  den  Preistreibereien  be- 
teiligen würde.     Die  Möglichheit  ist  hier  sicherlich  vorhanden. 

Nachdem  Krebs  selbst  zugegeben  hat,  daß  die  Zahl  der  Ge- 
nossenschaften und  auch  die  Ziffer  der  angeschlossenen  Mitglieder 
in  Deutschland  zu  gering  ist,  wendet  er  sich  der  Frage  der  Z  wangs- 
genossenschaften  zu,  die  ja  gerade  neuerdings  im  Zusammen- 
hang mit  den  jüngsten  Vorschlägen  sehr  propagiert  werden,  wobei 
er  aber  —  und  das  ist  besonders  bemerkenswert  —  zu  einer 
vollständigen  Ablehnung  des  Zwanges  kommt.  Er  sagt 
selbst ') : 

n  s.  60. 
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„Die  30000  bestehenden  Genossenschaften  umfassen  also  in  ihren 
rund  3  Mill.  Mitgliedern  mehr  als  die  Hälfte  der  deutschen  Land- 
wirte, aber  doch  nur  einen  Teil.  Weder  gehören  der  Ortsgenossen- 
schaft  alle  Ortsangesessenen  an,  noch  befindet  sich  bereits  in  jedem 
Dorf  eine  Genossenschaft." 

Deshalb  sei  das  Ziel  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
noch  nicht  erreicht.  Durch  einen  Zwang  lasse  sich  aber  nichts  be- 
wirken; denn  der  Zwang  sei  „von  jeher  der  Tod  jeglicher  Unter- 
nehmungslust" gewesen.  Es  gäbe  immer  eine  große  Zahl  von 
Menschen,  die  der  Arbeit  in  der  Genossenschaft  unter  allen  Um- 
ständen hinderlich  seien.  Krebs  sagt,  daß  die  heute  bestehenden 
Organisationen  nicht  imstande  sind,  die  Erfassung  der  ge- 
samten Getreideernte  zu  übernehmen.  Er  vertröstet  die  Ausführung 
des  Planes  auf  die  Zukunft,  d.  h.  auf  die  Friedenszeit,  indem  er  sehr 
zutreffend  (auf  S.  70)  ausführt: 

„Wollte  man  das  Heil  in  der  Gründung  neuer  Genossen- 
schaften erblicken,  statt  in  behördlichen  Wirtschaftsstellen,  so 
verfiele  man  in  den  gleichen  Fehler  der  Uebertragung  wichtiger  Be- 
wirtschaftungsaufgaben auf  Organe,  denen  die  nötige  Erfahrung  und 
Vertrautheit  fehlt.  Auch  hier  genügt  nicht  die  Eignung  der  Genossen- 
schaftsform an  sich,  sondern  es  muß  eine  reiche  Fachkenntnis  und 
kaufmännische  Gewandtheit  vorhanden  sein,  die  nur  auf  Grund 
langjähriger  Erfahrung  erworben  werden  kann." 

Darum  vertritt  Krebs  die  Auffassung,  daß  als  Träger  der  kriegs- 
wirtschaftlichen Maßnahmen  nur  ältere,  erfahrene,  wirtschaftlich 
erstarkte  Genossenschaften  in  Betracht  kommen  können,  d.  h.  ein 
Teil,  allerdings  der  bei  weitem  größte  Teil  der  bestehenden  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften.  Bei  den  jüngsten,  aber  auch  bei 
vielen  älteren  Genossenschaften  fehlen,  so  schreibt  Krebs,  die  ge- 
eigneten Männer  zur  Leitung. 

Zusammenfassend  läßt  sich  der  Standpunkt  von  Krebs  dahin 
charakterisieren,  daß  er  die  Heranziehung  der  Genossenschaften  in 
größerem  Umfang  als  bisher  befürwortet,  daß  aber  in  dem  Umfang, 
wie  es  von  landwirtschaftlicher  Seite  geplant  war,  jetzt  eine  Heran- 
ziehung noch  nicht  möglich  ist,  da  das  Genossenschaftswesen  noch 
zu  wenig  ausgebaut  ist.  Diese  Ausführungen  von  Krebs  haben 
sicherlich  in  erhöhtem  Umfange  zur  Aufklärung  der  ganzen  Frage 
beigetragen  und  sehr  viel  von  den  Uebertreibungen,  deren  sich 
die  Anhänger  des  Planes  schuldig  gemacht  haben,  auf  das  richtige 
Maß  zurückgeführt. 

Es  soll  nun  an  dieser  Stelle  kurz  untersucht  werden,  ob  aus  all- 
gemeinen wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  sich  die  Uebertragung 
der  gesamten  Erfassung  der  Ernährung  auf  die  Genossenschaften 
überhaupt  empfiehlt  oder  nicht.  Es  ist  zweifellos  verfehlt,  wenn 
man  den  Plan,  der  in  der  „Deutschen  Tages-Zeitung"  vom  22.  .Januar 
1918  ausgeführt  wurde,  einfach  damit  abtut,  daß  es  sich  hier  um 
eine  „agrarische"  Forderung  handele.  Darauf  kommt  es  hier  gar 
nicht  an.     Liegt  die  Uebertragung  unserer  Ernährungswirtschaft  an 
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die  Genossenschaften  im  allgemeinen  Interesse,  dann  spielt  es  gar 
keine  Rolle,  ob  diese  Forderung  von  „agrarischer"  oder  von  „frei- 
sinniger" Seite  erfolgt.  Wir  müssen  uns  hier  endlich  einmal  von 
der  Herrschaft  der  Phrase  befreien  und  objektiv  untersuchen,  wo 
der  Vorteil  liegt.  Genau  so  wie  auf  selten  der  Landwirtschaft  über- 
trieben worden  ist,  genau  so  haben  auch  die  Händler  in  der  Protest- 
versammlung, die  in  Berlin  am  31.  Januar  1918  stattfand,  über- 
trieben, und  das  gilt  namentlich  von  den  Ausführungen  des  Land- 
tagsabgeordneten Justizrat  Lippmann,  der  in  zu  scharfer  Weise  den 
Plan  der  Landwirte  bekämpfte,  andererseits  aber  doch  zu  sehr  die 
Getreidehändler  in  Schutz  nahm,  wenn  er  behauptete,  daß  der 
„Handel  eine  richtige  Vorratswirtschaft  vor  dem  Kriege  betrieben" 
habe.  Davon  kann  gar  keine  Rede  sein,  und  es  wäre  gut,  wenn 
man  sich  in  Zukunft  vor  derartigen  Uebertreibungen  mehr  hüten 
würde. 

Zunächst  ist  zu  untersuchen,  ob  die  Genossenschaften  überhaupt 
imstande  sind,  das  zu  leisten,  was  ihnen  das  Projekt  aufbürden  will, 
und  da  wird  man  in  Uebereinstimmung  mit  Krebs  sagen  müssen, 
daß  unsere  Genossenschaften  bis  jetzt  von  dem  Ziel  weit  entfernt 
sind,  daß  sie,  solange  sie  nicht  mindestens  90  Proz.  der  Landwirte 
umfassen,  als  alleinige  Träger  der  Ernährungswirtschaft  gar  nicht  in 
Betracht  kommen  können.  In  sehr  vielen  Gebieten  Deutschlands 
sind  die  Genossenschaften  außerordentlich  dünn  gesät.  Man  braucht 
ja  nur  an  den  Osten  unseres  Vaterlandes  zu  denken,  wo  das  Ge- 
nossenschaftswesen eine  ganz  untergeordnete  Rolle  spielt.  Auch 
führt  Krebs  mit  Recht  an,  daß  viele  Landwirte  sich  den  Genossen- 
schaften gar  nicht  anschließen  wollen,  und  wenn  man  nicht  Zwangs- 
genossenschaften gründen  will,  so  wird  es  kein  Mittel  geben,  diese 
grundsätzlichen  Genossenschaftsgegner  in  den  Rahmen  der  Genossen- 
schaften hineinzubekommen.  Tatsache  ist  ferner,  daß  bisher  die 
Genossenschaften  nur  sehr  wenig  Anteil  an  der  gesamten  Erfassung 
der  Ernte  hatten.  So  behauptet  z.  B.  der  Vorsitzende  des  Vereins 
Berliner  Getreidehändler,  Leopold  Badt,  daß  die  gesamten  Genossen- 
schaften höchstens  5  Proz.  der  deutschen  Ernte  in  Friedenszeiten 
erfaßt  hätten  ').  Denselben  Standpunkt  vertritt  der  Generalsekretär 
dieses  Vereins,  Dr.  Walter  Pinner,  wenn  er  sagt,  „daß  die  Genossen- 
schaften in  Friedenszeiten  im  Getreidehandel  eine  ganz  unterge- 
ordnete Rolle  gespielt  hätten".  Damit  deckt  sich  eine  Feststellung 
von  Fräulein  Dr.  Franck,  die  den  Umsatz  in  Kartoffeln,  die  durch 
den  Handel  vermittelt  wurden,  auf  4  Mill.  t,  den  Umsatz  der  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  aber  nur  auf  900000  t,  d.  h.  auf 
V<  Proz.,  beziffert,  und  dieser  Umsatz  beschränkte  sich  auf  Fabrik- 
kartoffeln, bei  denen  es  auf  die  Qualität  nicht  ankommt'). 

i^s  wäre  wirtschaftlich  nicht  zu  rechtfertigen,  wenn  man  eine 
derartig  schwach  ausgebaute  Organisation  über  Nacht  plötzlich  zum 


1)  Zeitschrift   „Der  Gctreidehandel",   I.  Jahrg.  S.  244. 

2)  Zeitschrift  „0er  Qetreidchaadel",  I.  Jahrg.  S.  345. 
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Träger  unserer  gesamten  Ernte  machen  wollte;  denn  man  kann  un- 
möglich von  einem  Institut  verlangen,  das  vor  dem  Kriege  5  Proz. 
der  Erzeugung  umgesetzt  hat,  jetzt  im  Kriege  unter  den  besonders 
erschwerten  Verhältnissen  plötzlich  100  Proz.  umfassen  soll. 

Was  nun  die  angeblichen  Vorteile  der  Genossenschaften  gegen- 
über dem  Handel  anbelangt,  so  kann  man  hier  nur  sagen,  daß  diese 
Auffassung  einer  sehr  erheblichen  Einschränkung  bedarf.  Es  gibt 
zweifellos  Genossenschaften,  die  dem  Handel  erfolgreich  Konkurrenz 
machen,  andererseits  gibt  es  solche,  deren  Vorhandensein  der  Handel 
kaum  spürt.  Es  hängt  hier  stets,  wie  so  oft,  von  dem  Leiter  ab. 
Ist  der  Leiter  eine  kaufmännisch  geschulte  Kraft,  dann  wird  er  im- 
stande sein,  dem  Handel  empfindlichen  Wettbewerb  zu  machen. 
Steht  aber  kein  kaufmännisch  gebildeter  Mann  an  der  Spitze,  dann 
werden  die  Schwerfälligkeit,  die  Bürokratie  und  andere  Mißstände 
sich  hemmend  der  Tätigkeit  der  Genossenschaft  in  den  Weg 
stellen,  und  daß  nicht  alle  Genossenschaften  kaufmännisch  geleitet 
sind,  ist  eine  bekannte  Tatsache.  Ein  weiteres  Moment,  das  zu  berück- 
sichtigen ist,  ist,  daß  die  Hälfte  aller  Genossenschaften  nicht 
über  die  genügende  Erfahrung  verfügt,  die  zur  Durchführung  des 
Planes  notwendig  ist,  daß  man  im  Anfang  außerordentlich  viel  ex- 
perimentieren müßte  und  sicher  viel  Lehrgeld  bezahlen  würde.  Dabei 
muß  man  sich  vor  Augen  halten,  daß  durch  die  Uebertragung  der 
Erfassung  unserer  Getreidevorräte  an  die  Genossenschaften  der 
Schleichhandel  keineswegs  ausgeschaltet  würde.  Es  gibt  zu  viele 
Gegner  der  Genossenschaften  in  Kreisen  der  Landwirte  selbst,  und 
diese  Gegner  werden  namentlich  bei  den  Ueberpreisen  sich  viel  mehr 
an  die  Schleichhändler  wenden  als  an  die  ihnen  unsympathischen 
Genossenschaften.  Jetzt  haben  derartige  Landwirte  immer  die  Mög- 
lichkeit, zwischen  mehreren  Getreidehändlern  und  der  Genossenschaft 
als  Absatz  zu  wählen.  Fällt  diese  Konkurrenz  fort,  dann  ist  die 
Folge,  daß  der  Landwirt,  der  mit  der  Genossenschaft  auf  schlechtem 
Fuße  steht,  erst  recht  bestrebt  ist,  eine  andere  Absatzmöglichkeit 
zu  finden. 

Ein  weiterer  Gesichtspunkt,  den  man  nicht  aus  dem  Auge  lassen 
darf,  liegt  auf  politischem  Gebiet.  Zunächst  würde  durch  die 
Zusammenfassung  der  Genossenschaften  und  ihre  Krönung  durch 
die  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte  die  jetzige  Organi- 
sation der  Reichsgetreidestelle,  die  sich  sicherlich  sehr  be- 
währt hat,  völlig  verdrängt  werden.  An  ihre  Stelle  würde  die  Be- 
zugsvereinigung der  deutschen  Landwirte  treten.  Hierdurch  würden 
gewiß  weiteste  Kreise  im  deutschen  Volke  bei  einem  Versagen  der 
Organisation  ihrem  antiagrarischen  Herzen  Luft  machen,  was  bei  der 
immerhin  objektiv  verwalteten  Reichs-Getreidestelle  ausgeschlossen 
ist.  Hinzu  kommt,  daß  bei  der  geplanten  Neuregelung  die  Stellung 
des  Landrates  völlig  verändert  würde.  Jetzt  ist  der  Landrat  der 
Vorsteher  des  Kreises.  Er  ist  derjenige,  der  die  Ueberwachung  hat 
und  der  sowohl  den  Genossenschaften  als  auch  den  Kaufleuten  gegen- 
über als  Vorgesetzter  auftritt.     Würde  die  Genossenschaft  alleiniger 
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Träger  der  Ernährungswirtschaft  werden,  so  wird  damit  der  Landrat 
zu  einem  Beamten  der  Genossenschaft  degradiert.  Er  muß  ihren 
Wünschen  sich  viel  mehr  fügen,  als  das  jetzt  der  Fall  ist,  er  muß 
gegen  Landwirte  einschreiten,  sobald  es  die  Genossenschaft  verlangt 
und  es  ist  für  ihn  sehr  schwer,  festzustellen,  ob  hier  wirklich  eine 
Schuld  des  Landwirts  vorliegt,  oder  ob  es  sich  nicht  um  einen  Mann 
handelt,  der  als  grundsätzlicher  Gegner  der  Genossenschaft  nun  von 
dem  Leiter  der  Genossenschaft  schikaniert  werden  soll. 

Schließlich  ist  zu  beachten,  daß  in  der  Provinz  Posen  die 
meisten  Genossenschaften  einen  ausgesprochen  polnischen  Charakter 
haben.  Die  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  haben  es  zur  Genüge  be- 
wiesen, was  das  heißt.  Soll  man  diese  polnischen  Genossen- 
schaften zu  Trägern  der  staatlichen  Ernährungswirt- 
schaft machen? 

Franz  Oppenheimer  hat  in  seiner  neuesten  Broschüre') 
sich  in  bemerkenswerter  Weise  auch  mit  der  Elastizität  der  Ge- 
nossenschaften befaßt  und  er  kommt  dabei  zu  einem  treffenden 
Urteil,  wenn  er  Vergleiche  zwischen  dem  freien  Handel  und  der 
Genossenschaft  zieht.     Hier  sagt  er  wörtlich: 

„Bei  unserer  zweiten  These  können  wir  uns  kürzer  fassen.  Sie 
lautet,  daß  keine  Zwischenhandelsorganisation  so  große  volkswirtschaft- 
liche Ersparnisse  bringt,  d.  h.  so  billig  liefern  kann,  wie  der  private 
Händler.  Körperschaftlich  organisierte  Zwischenhandelsgebilde  müssen 
immer  durch  Beamte  geleitet  werden.  Nun  besitzt  der  landläufige 
Beamte  selbstverständlich  die  Warenkenntnis  und  Verwaltungskunst 
niemals,  die  der  berufsmäßige  Privathändler  sich  in  langen  Jahren 
angeeignet  hat.  Aber  das  ist  noch  das  Wenigste.  Man  kann  ja  er- 
probte Kaufleute  an  die  Spitze  von  Handelsgenossenschaften  oder 
Behörden  stellen  und  hat  es  oft  genug  getan.  Aber  es  hat  sich  regel- 
mäßig herausgestellt,  daß  auch  die  tüchtigsten  Männer,  sobald  sie 
erst  einmal  in  eine  Beamtenstellung  eingerückt  sind,  gerade  die- 
jenigen Eigenschaften  größtenteils  verlieren,  die  den  privaten  Kauf- 
mann allein  befähigen,  seine  volkswirtschaftliche  Funktion  vollkommen 
zu  erfüllen.  Das  kommt  daher,  daß  sie  auf  der  einen  Seite  an  ge- 
wisse Formalitäten  gefesselt  sind,  an  schematische  Bedingungen,  die 
bei  körperschaftlicher  Organisation  unerläßlich  sind;  daß  sie  oft 
genug  an  Reibungen  mit  einem  Kollegialsystem  einen  guten  Teil 
ihrer  Kraft  verbrauchen,  und  daß  sie,  wenn  sie  gewissenhaft  sind, 
vor  Verantwortungen  zurückschrecken,  die  sie  in  eigener  Sache  auf 
sich  genommen  hätten,  die  ihnen  aber  gegenüber  fremdem,  anver- 
trautem Vermögen  zu  schwer  sind.  Auf  der  anderen  Seite  stachelt 
den  Beamten  nicht  mehr  der  Sporn  des  eigenen  Interesses,  nicht 
mehr,  trotz  aller  Tantiemen,  die  Hoffnung  starker  Gewinne  —  und 
treibt  ihn  nicht  mehr  die  Besorgnis,  mit  seinem  eigenen  Vermögen 
für  Fehlgriffe  haften  zu  müssen,  zur  äußersten  Vorsicht  und  Be- 
hutsamkeit.    So    z.  B.   haben    große    Konsumvereine    in    der    Regel 


1)  „Freier  Handel  and  Qenossenschaftawesen",  S.  19. 


320  Otto  Jöhlinger, 

schlechte  Erfahrungen  mit  ihren  Fleischereibetrieben  gemacht, 
trotzdem  die  technischen  Einrichtungen  auf  der  höchsten  Höhe  der 
Zeit  standen:  aber  es  hat  sich  eben  herausgestellt,  daß  selbst  der  als 
Privatmann  erfolgreichste,  zum  leitenden  Beamten  erhobene  Schlächter- 
meister oder  Viehhändler  das  vorteilhafte  Einkaufen  nicht  mehr  ver- 
stand. Der  Erfolg  des  Händlers  setzt  sich  eben  aus  unzähligen  kleinen 
Einzelvorteilen  beim  Einkauf,  bei  der  Lagerung,  beim  Verkauf  und 
Transport  zusammen,  winzige  Einzelvorteile,  die  doch  eben  nur  der 
ganz  der  Sache  hingegebene,  auf  Gedeih  und  Verderb  mit  ihr  ver- 
knüpfte Privatmann,  die  aber  niemals  der  Beamte  herausholen  wird. 
Und  deswegen  werden  Initiative  und  Wagemut,  Fachkenntnis  und 
Anpassungsfähigkeit  des  vom  Selbstinteresse  getriebenen  Einzelnen 
den  Wettbewerb  mit  beamteter  Konkurrenz  immer  zu  ertragen  im- 
stande sein,  selbst  wenn  diese  mit  leichterem  Gewicht  läuft.  Um 
dafür  noch  ein  Beispiel  zu  erbringen,  so  halten  sich  private  Hypo- 
theken-Aktienbanken und  private  Versicherungsgesellschaften  vor- 
trefflich gegen  den  Wettbewerb  der  von  den  Staatsbehörden  nicht 
nur  mit  allen  moralischen  Mitteln,  sondern  auch  mit  billigem  Ka- 
pital und  Zinsgarantie  geförderten  gemeinnützigen  Anstalten,  wie 
die  der  Landschaften  usw." 

In  der  Tat  muß  man  denn  auch  sagen,  daß  die  Genossenschaften 
dem  Handel  bisher  in  der  Regel  erfolgreich  Konkurrenz  nicht  ge- 
macht haben,  daß  vielmehr  der  Handel  meist  wesentlich  elastischer 
gewesen  ist.  Man  kann  infolgedessen  mit  Bestimmtheit  behaupten, 
daß  die  Genossenschaften  nicht  imstande  sind,  die  Aufgabe,  die  man 
ihnen  aufbürden  will,  zu  bewältigen.  Das  haben  auch  einsichtige 
Fachleute  selbst  gesagt.  Am  klarsten  kommt  dies  zum  Ausdruck  in 
der  Rede,  die  der  bayerische  Landwirt  Dr.  Schlittenbauer  am 
30.  Januar  1918  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  in  München  ge- 
halten hat,  wobei  er  wörtlich  ausführte: 

„In  letzter  Stunde  sollen  die  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schäften einspringen  und  die  Träger  des  ganzen  Systems  werden. 
Ich  habe  gegen  diesen  Plan  die  schärfsten  Bedenken.  Es  bedeutet 
den  Umsturz  unserer  ganzen  Lebensmittelorganisation  mitten  im  Be- 
triebe. Das  könnte  nach  meiner  Ansicht  nicht  anders  als  kata- 
strophal enden.  Die  neuen  Träger  sind  nicht  allumfassend  organisiert. 
In  vielen  Gegenden  fehlt  es  sogar  am  genossenschaftlichen  Oberbau 
und  an  der  vollständigen  Verästelung  und  Verzweigung  der  ganzen 
Organisation.  Außerdem  können  die  Genossenschaften  nicht  gegen 
ihre  eigenen  Mitglieder,  gegen  ihr  eigenes  Fleisch,  gegen  die  Land- 
wirte die  staatlichen  Zwangsmittel  anwenden.  Sie  würden  sich  ihr 
Grab  selber  graben.  Und  ferner,  die  Genossenschaften  sind  gegen- 
über der  jetzigen  Macht  des  alle  Preise  überbietenden  Kapitals  und 
des  Schleichhandels  genau  so  ohnmächtig  wie  der  Staat  selbst.  Wir 
würden  die  ganze  Verantwortung  bekommen,  und  es  würde  der  Satz 
gelten :  den  Letzten  beißen  die  Hunde.  Besonders  verdächtig  kommt 
mir  der  Plan  vor,  weil  er  von  denjenigen  Männern  des  Kriegs- 
ernährungsamtes, die  bisher  die  entsprechenden  Träger  des  reinen 
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Verteilungssystems  waren,  so  lebhaft  befürwortet  wird,  nämlich  von 
Stegerwald  und  Unterstaatssekretär  MtlUer.  Die  Herren  wollen 
vielleicht  die  Verantwortung,  die  letzten  Endes  sie  treffen  kann, 
bei  dem  Schlußakt  des  ganzen  Dramas  auf  die  Landwirtschaft  ab- 
wälzen." 

Mit  Recht  schreibt  hierzu  die  „Deutsche  Volkswirtschaft- 
lich e  Cor  respon  den  z"  in  Nr.  13  vom  1.5.  F'ebruar  1918,  43.  Jahr- 
8»ng: 

„Diese  Aeußerung  eines  Mannes,  der  im  landwirtschaftlichen 
Genossenschaftswesen  Bescheid  weiß,  ist  sehr  bedeutsam.  Trotzdem 
könnte  dieser  Plan,  den  Genossenschaften  die  Erfassung  zu  übertragen, 
der  ja  von  der  Landwirtschaft  ausgegangen  ist,  noch  eine  große  Zu- 
kunft habeh,  wenn  man  ihn  nämlich  verbände  mit  einer  Umkehr  von 
dem  System  der  lokalen  Beschlagnahme.  Der  Fehler  des  jetzigen 
Systems  ist,  daß  es  Unmögliches  vom  Bauern  verlangt.  Man  ver- 
lange nur  noch  das  Mögliche,  so  wird  es  gehen.  Es  genügt,  wenn 
man  für  die  großen  Verbraucherkreise  der  Industrie  und  der  großen 
Städte  ein  bestimmtes  Kontingent,  eine  Art  eiserne  Ration  an  Brot, 
Kartoffeln  und  Fleisch  sicherstellt  und  dieses  zahlenmäßig  genau 
bestimmte  Quantum  durch  ein  Umlageverfahren  beim  Erzeuger  erhebt, 
z.  B.  8  Mill.  t  Getreide,  4  Mill.  t  Kartoffeln,  10  Mill.  Ztr.  Fleisch. 
Diese  eiserne  Ration  wird  nicht  alles  liefern,  aber  das  tut  ja  das 
gegenwärtige  System  auch  nicht.  Daneben  würde  ein  ehrlicher  freier 
Handel  entstehen.  Der  Erzeuger  würde  nach  Lieferung  dieses  Quantums 
mit  dem  Rest  seiner  Ernte  frei  sein.  Wer  die  öffentliche  Versorgung 
nicht  entbehren  kann,  sind  heute  übrigens  nicht  die  Arbeiter,  sondern 
die  festbesoldeten  Stände  und  der  erwerbslose  Mittelstand." 

In  ähnlicher  Weise  wie  Schlittenbauer  iat  sich  auch  Dr.  Heim, 
ein  genauer  Kenner  der  bayerischen  Genossenschaftsbewegung,  ge- 
äußert, wenn  er  im  „Bayerischen  Kurier"  schreibt; 

„Der  Plan  bedeutet  eine  vollständige  Abkehr  und  eine  tiefein- 
greifende Umwälzung.  Das  veranlaßt  an  und  für  sich  Bedenken. 
Man  kann  eine  Maschinerie  nicht  plötzlich  umstellen. 
Nachdem  einmal  drei  Kriegswirtschaftsjahre  nach  einem  anderen 
System  gearbeitet  wurde,  bedeutet  die  Durchführung  des  Vorschlages 
immerhin  einen  Systemwechsel.  In  5  Monaten  beginnen  die  Ernte- 
arbeiten. Zunächst  steht  der  Plan  noch  auf  dem  Papier.  Bis  er 
überhaupt  in  Angriff  genommen  wird,  werden  noch  einige  Wochen 
vergehen.  Eine  derartige  umfassende  Neuorganisation  in  wenigen 
Monaten  durchzuführen,  halte  ich  nicht  für  möglich. 

Der  ganze  Plan  ist  aufgebaut  auf  die  Erzeugerverbände  der  Land- 
gemeinden. Hier  fehlt  es  schon  in  erster  Linie  an  den  Personen, 
die  die  Sache  durchführen  können.  Wer  heute  mit  der  Schmalz- 
und  Butteransammlung,  mit  der  Eier-,  Getreide-,  mit  der  Kartoffel- 
ansammlung zu  tun  hat,  weiß,  daß  es  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  ist, 
in  den  meisten  Landgemeinden  Personen  zu  finden,  die  sich  mit  der 
Sache   abgeben.     Auch  die  Bürgermeister  versagen  vollständig,   xyeil 
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sie   SO   Überlastet   sind,   daß   sie  den  Dingen    nicht  mehr  nachgehen 
können. 

Wie  steht  es  nun  bei  den  Genossenschaften  ?  Diese  haben  bisher 
die  ihnen  aufgetragenen  Arbeiten,  bei  uns  wenigstens  in  Bayern, 
mit  Erfolg  und  zur  Zufriedenheit  durchgeführt.  Aber  auch  hier 
werden  die  Schwierigkeiten  täglich  größer.  Die  zahlreichen  Ein- 
berufungen zum  Heeresdienst  haben  das  geschulte  Personal  bedenklich 
gelichtet,  und  zwar  zum  Schaden  der  zu  lösenden  Aufgaben.  Ohne 
geschultes  Personal  sind  diese  Arbeiten  nicht  durchzuführen.  Aber 
selbst  wenn  vielleicht  jetzt  durch  Befreiung  von  Personen  vom  Heeres- 
dienst das  Personal  vermehrt  würde,  so  ist  es  unmöglich,  inner- 
halb weniger  Monate  die  notwendigen  Vorarbeiten  für  die  Durch- 
führung dieses  ganz  neuen  Planes  rechtzeitig  vor  Beginn  der  Ernte 
zu  machen. 

Nicht  allein  Getreide,  sondern  alle  landwirtschaftlichen  Produkte 
soll  diese  neue  Organisation  erfassen  und  dem  Konsum  zuführen,  Ge- 
treide, Heu,  Kartoffeln,  Obst,  die  Erzeugnisse  des  Stalles,  Milch,  Butter, 
Eier  usw.  usw.  Das  hat  einen  ganz  gewaltigen  Apparat  zur  Voraus- 
setzung, und  dieser  Apparat  muß  funktionsfähig  sein  und  eingearbeitet. 
Im  vierten  Kriegswirtschaftsjahre,  in  dem  naturnotwendigerweise  die 
Anfälle  immer  geringer  und  knapper  werden,  halte  ich  eine  solche  tief- 
einschneidende Neuordnung  für  bedenklich. 

Ich  möchte  dann  den  Gedanken  zur  Erwägung  anheimgeben,  ob 
das  nicht  für  die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  ein  Danaer- 
geschenk wäre,  denn  ihnen  würde  man  die  Verantwortung  alsdann 
für  alles  aufbürden,  was  sie  auch  beim  größten  Eifer,  bei  der  besten 
Arbeit  nicht  vertreten  können  und  nicht  zu  vertreten  haben,  beispiels- 
weise einen  Rückgang  in  den  Anfällen  durch  Mißernte,  den  natür- 
lichen Rückgang  und  die  natürlicherweise  zunehmende  Knappheit. 
Man  nimmt  ein  Rad  aus  einer  Maschine,  wenn  es  noch  so  schlecht 
läuft,  nur  heraus,  wenn  man  einen  Ersatz  sofort  zur  Hand  hat.  Es 
ist  für  die  Genossenschaften  unmöglich,  sofort  mit  Beginn  der  neuen 
Ernte  nach  einer  so  kurzen  Zeit  der  Vorbereitung  diese  neuen  Auf- 
gaben zu  übernehmen." 

Beide  Ansichten  verdienen  die  weitgehendste  Aufmerksamkeit, 
und  es  kann  noch  hinzugefügt  werden,  daß  man  bereits  über  Er- 
fahrung genug  verfügt,  um  sich  ein  Urteil  zu  erlauben.  In  mehreren 
Fällen  hat  man  versucht,  die  Genossenschaften  in  stärkerem  Maße 
für  die  Bewirtschaftung  heranzuziehen  als  früher,  und  man  hat  an 
einzelnen  Stellen  damit  auch  recht  gute  Erfahrungen  gemacht.  Anderer- 
seits sind  dem  Verfasser  dieses  die  Fälle  genau  bekannt,  in  denen 
man  den  Versuch  wieder  aufgehoben  hat  und  zur  Verwendung  des 
freien  Handels  zurückkehren  mußte.  In  verschiedenen  Gegenden 
Deutschlands  hat  sich  die  Uebertragung  der  Erfassung  der  Ernte  an 
die  Genossenschaften  nicht  bewährt,  und  die  Erfahrungen,  die  man 
dort  gemacht  hat,  sind  im  höchsten  Grade  dazu  geeignet,  vor  dem 
Experiment  zu  warnen. 
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IV. 

Die  durch  den  Erieg  hervorgerufenen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, Bekanntmachungen  usw.,  soweit  sie  im 
iReichsgesetzblatt  veröflfentlicht  worden  sind. 

(7.  Fortsetzung.) 
(Die  Monate  Dezember  1916  bis  März  1917  umfassend.) 

Von  Dr.  Johannes  Müller-Halle,  Weimar. 

[Schluß').] 

Gesetz  betr.  die  Teststellung  eines  dritten  Nachtrags 
zum  Reichshaushaltsetat  für  das  Rechnungsjahr  19  16. 
Vom  28.  Februar  1917  (RGBl.  S.  207). 

Es  werden  15  Milliarden  M.  weiterer  Kriegskredite  bewilligt.  Mit  diesen 
15  Milliarden  sind  bis  jetzt  insgesamt  79  Milliarden  M.  bewilligt,  und  zwar  je 
5  Milliarden  am  4.  August  und  3.  Dezember  1914,  je  10  Milliarden  am  22.  März, 
31.  August  und  24.  Dezember  1915,  je  12  Milliarden  am  9.  Juni  und  30  Ok- 
tober 1916. 

Bekanntmachung  über  Rohzufcker  und  Zuckerrüben  so- 
wie über  das  Brennen  von  Rüben  und  Topinamburs  im 
Betriebsjahr  1917/18.  Vom  2.  März  1917  (RGBl.  S.  209 f.).  Auf 
Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

a)  Es  werden  einige  Preiserhöhungen  vorgenommen;  vgl.  hierüber  Bekannt- 
machung vom  2.  Dezember  1916,  oben  8.  74  f.,  in  deren  Inhaltsangabe  diese  Be- 
stimmungen eingearbeitet  sind. 

b)  Landwirtschaftlichen  und  unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch  g^ 
werblichen  Brennereien  kann  für  das  ßetriebsjahr  1917/18  die  Verarbeitung  von 
Rüben  aller  Art  und  Topinamburs,  ohne  daß  ihnen  hierdurch  irgendwelche  steuer- 
liche oder  ähnliche  Nachteile  entstehen,  gestattet  werden.  (Vgl.  für  die  Vorjahre 
Bekanntmachung  vom  26.  November  1914,  Bd.  49,  8.  75,  23.  April  1915,  Bd.  50, 
8.  316,  und  23.  März  1916,  Bd.  52,  8.  236.)  Das  Brennen  von  Zuckerrüben  darf 
jedoch  nur  im  Einvernehmen  mit  der  Reichszuckerstelle  genehmigt  werden. 

Bekanntmachung  über  die  Höchstpreise  für  Kleie.  Vom 
4.  März  1917  (RGBl.  S.  214).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom 
6.  Januar  1916  (RGBl.  S.   12). 

Es  handelt  sich  lediglich  um  Bestimmungen  betr.  S&cke  bei  Lieferung  von 
Roggen-  und  Weizenkleie.  (Vgl.  wegen  Kleiehöchstpreisen  Bekanntmachung  vom 
28.  Oktober  1914,  Bd.  49,  8.  72,  19.  Dezember  1914,  Bd.  50,  8.  49,  5.  Januar  1915, 
Bd.  50,  8.  52,  19.  August  1915,  Bd.  51,  8.  351.) 

Bekanntmachung    zur   Ausführung    der    Verordnung   über 

phosphorhaltige   Mineralien    und    Gesteine   vom    30.  No- 

1)  Vgl.  oben  S.  73  fg.  u.  8.  213  fg. 
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vember  1916  (RGBl.  S.  1321).   Vom  5.  März  1917  (RGBl.  S.  215 f.). 
Auf  Grnnd  der  Verordnung  vom  30.  November  1916  (RGBl.  S.  1321)_ 

Der  Keichskanzler  macht  von  der  ihm  durch  Bekanntmachung  vom  30.  No- 
vember 1916  (vgl.  Bd.  54,  8.  322)  verliehenen  Befugnis  Gebrauch  und  trifft  Be- 
stimmungen über  den  Verkehr  mit  den  genannten  Gegenständen.  Zunächst 
werden  bestimmte  Anzeigepflichten  festgesetzt;  weiterhin  müssen  die  genannten 
Gegenstände  an  die  Kriegsphosphat-Gesellßchaft  (vgl.  Bekanntmachung  vom  8.  Ja- 
nuar 1917,  oben  S.  85)  gegen  einen  angemessenen  Uebernahmepreis  abgeliefert 
werden.     Funde  an  phosphorhaltigen  Mineralien  usw.  müssen  der  Gesellschaft  an- 

fezeigt  und   die  Fundstelle  zur  Besichtigung  offengehalten    werden.    (Vgl.  auch 
tekanntmachung  vom  1.  März  1917,  oben  S.  223.) 

Gesetz  betr.  die  Einberufung  von  Hilfsrichtern  zum 
Reichsmilitärgericht.     Vom  6.  März   1917  (RGBl.  S.  217). 

Es  können  ständig  angestellte  Richter  in  der  erforderlichen  Anzahl  als  Hilfs- 
richter zum  Reichsmilitärgericht  einberufen  werden. 

Bekanntmachung  über  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
und  andere  Rechtsangelegenheiten  in  Heer  und  Marine. 
Vom  8.  März  1917  (RGBl.  S.  219  f.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 

Die' Vorschriften  betr.  Rechtsgültigkeit  von  Urkimden  erfahren  für  im  Felde 
aufgenommene  Urkunden,  die  Vorschriften  betr.  öffentliche  Beglaubigung  von 
Unterschriften  erfahren  für  von  Kriegsgefangenen  abgegebene  Unterschriften  Er- 
leichterungen u.  a.  m.  fVgl.  u.  a.  auch  Bekanntmachung  vom  14.  Januar  1915, 
BGBl.  8.  15.) 

'  Bekanntmachung  über  die  staatliche  Genehmigung  zur 
Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen  und  Vorzugs- 
aktien. Vom  8.  März  1917  (RGBl.  S.  220  f.).  Aul  Grund  des  Ges. 
vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

§  1 :  im  Inland  ausgestellte,  auf  Geld  lautende  Teilschuldverschreibungen 
mit  bestimmtem  Nennwerte,  die  nach  dem  Verhältnis  dieser  Nennwerte  zum  Ge- 
samtbetrage der  aufgenommenen  Schuld  den  Gläubigern  im  wesentlichen  gleiche 
Rechte  gewähren,  dürfen  bis  auf  weiteres  nur  mit  staatlicher  Genehmigung  aus- 
gegeben werden.  Für  die  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber  bewendet  es 
bei  den  geltenden  Vorschriften.  Inländische  Gesellschaften  dürfen  bis  auf  weiteres 
solche  Aktien,  welche  vorzugsweise  vor  den  übrigen  Aktien  das  Recht  auf  eiae 
im  voraus  bestimmte,  nach  oben  fest  begrenzte  Dividende  gewähren,  nur  mit 
staatlicher  Genehmigung  ausgeben. 

Bekanntmachung  über  Vereinfachungen  im  Patentamt.  Vom 
9.  März  1917  (RGBl.  S.  221),  und  Bekanntmachung  betr.  die  Zah- 
lung patentamtlicher  Gebühren,  vom  8.  März  1917  (RGBl. 
S.  222).     Auf   Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Es  handelt  sich  lediglich  um  formelle  Vorschriften.  (Vgl.  auch  Ges.  vom 
20.  Februar  1916,  RGBl.  S.  139.) 

Bekanntmachung  zur  Ergänzung  der  Bekanntmachung 
über  den  Verkehr  mit  Kakaoschalen.  Vom  9.  März  1917 
(RGBl.  S.  222).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl. 
S.  327). 

Es  handelt  sich  um  eine  weniger  wesentliche  Ergänzung  der  Bekanntmachung 
vom  19.  August  1915  (vgl.  Bd.  51,  8.  351). 
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Bekanntmachung  über  den  V e r k e h r  mit  eisernen  Flaschen. 
Vom  8.  Mirz  1917  (RGBl.  S.  223).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 

Es  wird  ein  Kommissar  für  die  Bewirtschaftung  eiserner- Flaschen  für  ver- 
flüssigte und  verdichtete  Gase  ernannt,  der  Anordnungen  über  Herstellung,  Ver- 
brauch und  Verkehr  mit  eisernen  Flaschen  treffen  kann. 

Bekanntmachung  über  die  Sicherung  der  Ackerbestellung. 
Vom  9.  März  1917  (RGBl.  8.  224).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 

Die  Bekanntmachung  vom  31.  März  1915  (—  Möglichkeit  der  Zwangsbewirt- 
schaftung —  vgl.  Bd.  50,  8.  68)  soll  auch  für  das  Jahr  1918  Geltung  haben; 
die  Bekanntmachung    vom  4.  April   1916   betr.  städtisches  Gelände   (vgl.  Bd.  53, 

8.  66)  wird  mit  ihr  zu  einer  Bekanntmachung  vereinigt.  Die  so  umgestaltete 
Bekanntmachung  ist  noch  einmal  im  Zusammenhang  veröffentlicht  worden  (vgl. 
folgende  Bekanntmachung). 

Bekanntmachung  der  Fassung  der  Bekanntmachung  über 
die    Sicherung    der    Acker-    und    Gartenbestellung.      Vom 

9.  März  1917  (RGBl.  S.  225  f.)  Auf  Grund  der  vorigen  Bekannt- 
machung. 

Vgl.  vorige  Bekanntmachung. 

Bekanntmachung  betr.  Liquidation  französischer  Unter* 
nehmungen.  Vom  14.  Mftrz  1917  (RGBl.  S.  227).  Auf  Grund  der 
Bekanntmachung  vom  31.  Juli  1916  (RGBl.  S.  871). 

Die  Vorschriften  der  Verordnung  vom  31.  Juli  1916  (vgl.  Bd.  53,  S.  211) 
werden  auf  französische  Unternehmungen  ausgedehnt. 

Verordnung  über  den  Verkehr  mit  ausländischem  Mehl. 
Vom  13.  März  1917  (RGBl.  S.  229  f.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung 
vom  22.  Mai  1916   (RGBl.  S.  401). 

Die  Kommunalverbände  haben  Höchstpreise  für  ausländisches  iWeizen-  und 
Roggenmehl  oder  Mehl,  das  aus  ausländischem  Getreide  ermahlen  ist,  und  Brot, 
das  aus  solchem  Mehl  hergestellt  ist,  an  Verbraucher  festzusetzen,  die  aber  die 
für  die  betr.  inländischen  Waren  festgesetzten  Höchstpreise  nicht  überschreiten 
dürfen.  Letztere  gelten  bis  zu  einer  Freisfestsetzung  ohne  weiteres  auch  für  aus- 
ländisches Mehl  usw.  Weiterhin  werden  bestimmte  Anzeigepflichten  festgesetzt; 
ausländisches  Weizen-  und  Boggenmehl  ist  mit  bestimmten  Ausnahmen  dem 
Kommunalverband  gegen  einen  angemessenen  Ueberuahmepreis  (der  nicht  durch 
die  neuen  Höchstpreise  nach  oben  Degrenzt  wird,  sondern  bei  dem  auch  der  Ein- 
standspreis Berücksichtigung   finden  soll)   auf  Verlangen   käuflich   zu  überlasaen. 

Bekanntmachung  über  die  Invalidenversicherung  bei  dar 
freiwilligen  Krankenpflege.  Vom  16.  März  1917  (RGBL 
S.  231  f.).      Auf  Grund  des  Ges.  vom    4.  August  1914  (RGBl.  S.  327.) 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekannt- 
machung vom  2t.  Februar  1917  (vgl.  oben  S.  221)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  über  die  Preise  für  Verpackung  von 
Kalkstickstoff.  Vom  16.  März  1917  (RGBl.  S.  233).  Auf  Grund 
der  Bekanntmachung  vom  11.  Januar  1916  (RGBl.  S.   13). 

Es  handelt  sich  um  einen  Zusatz  zur  Bekanntmachung  vom  11.  Jannar 
1916  (vgl.  Bd.  52,  8.  222). 
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Bekanntmachung  betr.  Verbot  der  Ein-  und  Durchfuhr 
von  Rubeln.  Vom  17.  März  1917  (RGBl.  S.  236  f.).  Auf  Grund 
des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Ein-  und  Durchfuhr  von  Bubeln  mit  Ausnahme  der  Einfuhr  von  Gold- 
mbeln  und  von  Bubeln  aus  den  besetzten  Gebieten  werden  verboten.  Vgl.  auch 
Bekanntmachung  vom  8.  Februar  1917,  oben  S.  216. 

Bekanntmachung  über  die  Errichtung  von  Herstellungs- 
und Vertriebsgesellschaften  in  der  Schuhindustrie.  Vom 
17.  März  1917  (RGBl.  S.  236  ff.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 

Der  Eeichskanzler  wird  ermächtigt,  die  Hersteller  von  Schuhwaren  jeder 
Art  auch  ohne  ihre  Zustimmung  zu  Gesellschaften  zu  vereinigen,  denen  die  Bege- 
lung  der  Herstellung  und  der  Absatz  nach  Maßgabe  der  verfügbaren  Kohstoffe 
und  der  volkswirtschaftlichen  Bedürfnisse  obliegt.  Die  Errichtung  der  einzelnen 
(insgesamt  11)  Gesellschaften  ist  durch  Bekanntmachung  vom  24.  März  1917 
(BGBl.  S.  274  f.)  erfolgt.  Die  Satzungen  der  Gesellschafien,  die  über  alle  wich- 
tigeren Punkte  (Regelung  des  Absatzes,  Festsetzung  der  Preise  und  Lieferungs- 
bedingungen u.  a.  m.)  Bestimmungen  zu  treffen  haben,  werden  gleichfalls  vom 
B«ichskanzler  erlassen.  Im  allgemeinen  sind  die  Gesellschaften  verpflichtet,  ihre 
Erzeugnisse  an  Schuhwaren  der  Gesellschaft  zum  Zwecke  des  Absatzes  zu  über- 
lassen ;  zur  Ueberwachung  der  Herstellung  und  des  Absatzes  wird  ein  besonderer 
jüeberwachungsausschuß  der  Schuhindustrie"  gebildet.  Der  Ausschuß  hat  ins- 
besondere (auf  Grund  der  Satzungen)  die  näheren  Anweisungen  über  die  Er- 
zeugung, den  Absatz  und  die  Verkaufspreise  zu  erteilen.  Er  verteilt  die  Eoh- 
stone  und  vermittelt  die  Verteilung  der  Aufträge  der  Heeresverwaltungen  und 
der  Marineverwaltung.  Verfügungen  der  Gesellschafter  über  Bohstoffe  und  Halb- 
erzeugnisse bedürfen  im  allgemeinen  seiner  Zustimmung.  Dem  Ueberwachungs- 
ausschuß  sind  bestimmte  Auskünfte  zu  erteilen.  Er  kann  verlangen,  daß  Her- 
steller von  Schuhwaren  ihre  Bestände  an  Rohstoffen,  Halberzeugnissen  und 
Fertigerzeugnissen  sowie  ihre  Fabrikationsmittel  einer  Gesellschaft  gegen  eine 
angemessene  Vergütung  zu  Eigentum  oder  zur  Benutzung  überlassen,  er  kann  sie 
auch  beschlagnahmen.  (Vgl.  wegen  Schuhwaren  die  frühere  Bekanntmachung 
vom  4.  Januar  1917,  oben  S.  84.) 

Verordnung  über  die  Preise  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  aus  der  Ernte  1917  und  für  Schlachtvieh. 
Vom  19.  März  1917  (RGBl.  S.  243  ff.).  Auf  Grund  der  Ges.  vom 
4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Der  Zweck  der  Verordnung  ist,  die  Preise  für  pflanzliche  und  tierische  Er- 
zeugnisse miteinander  in  Einklang  zu  bringen. 

Die  Boggenhöchstpreise  aus  der  Ernte  1917  werden  gegen  die  des  Vorjahres 
um  50  M.  erhöht  und  bewegen  sich  zwischen  265  M.  (Königsberg)  und  280  M. 
(Aachen)  für  1  t;  die  neuen  Weizenhöchstpreise  erfahren  eine  Erhöhung  von 
30  M.,  liegen  also  nunmehr  20  M.  (bisher  40  M.;  vgl.  wegen  der  bisherigen 
Höchstpreise  Bekanntmachung  vom  24.  Juli  1916,  Bd.  53,  8.  207)  über  den 
Roggenhöchstpreisen;  der  Höchstpreis  für  Hafer  wird  von  280  (vgl.  Bekannt- 
machung vom  4.  Dezember  1916,  und  2.  Februar  1917,  oben  8.  75)  auf  270  M. 
für  die  Tonne  herabgesetzt,  der  Höchstpreis  für  Gerste  dagegen  von  250  (vgl. 
Bekanntmachung  vom  4.  Dezember  1916,  oben  S.  75)  auf  270  M.  erhöht ;  die 
Höchstpreise  für  Buchweizen  und  Hirse  werden  in  der  gleichen  Höhe  wie  für 
das  Vorjahr,  vgl.  Bekanntmachung  vom  14.  September  1916,  festgesetzt. 

Die  Höchstpreise  für  Kartoffeln  aus  der  Ernte  1917  werden  gleichfalls  er- 
höht und  betragen  für  Lieferungen  zwischen  dem  1.  Juli  und  14.  September  1917 
160  M.,  für  später  100  M.  für  die  Tonne  (vgl.  für  das  Vorjahr  die  Bekanntmachung 
vom  13.  Juh  1916,  Bd.  53,  8.  203).  Die  Landeszentralbehörden  können  die 
Preise    innerhalb    bestimmter    Grenzen    mit    Zustimmung    der    Reichskartoffel- 
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stelle  erhöhen  oder  auch  sie  herabsetzen.  Die  Höchstpreise  ffir  Futterrüben 
der  Ernte  1917  werden  auf  30  M.,  für  Wruken  auf  35  M.,  für  Futtermöhren  auf 
50  M.  für  die  Tonne  festgesetzt  (liegen  also  im  allgemeinen  etwas  unter  den  vor- 
jährigen ;  vgl.  für  das  Vorjahr  Bekanntmachungen  vom  25.  Januar  1916,  Bd.  52, 
S.  225,  und  26.  Oktober  1916,  Bd.  54,  S.  316).  Die  durch  Bekanntmachung  vom 
26.  Juni  1916  (vgl.  Bd.  53,  8.  197)  festgesetzten  Preise  für  Oelfrüchte  usw. 
bleiben  im  wesentlichen  die  gleichen.  Sämtliche  Höchstpreise  sind  Erzeuger- 
höchstpreise. 

Während  so  die  Höchstpreise  für  die  pflanzlichen  Erzeugnisse  in  groSem 
Umfange  erhöht  werden,  erfahren  die  Höchstpreise  für  Vieh  eine  wesentliche  Herab- 
setzung. Die  Höchstpreise  für  Schweine  betragen  (mit  bestimmten  Ausnahmen) 
für  Bcblachtschweine  bis  zu  100  kg  Lebendgewicht  vom  1.  Mai  1917  ab  bei  Ver- 
käufen durch  den  Viehhalter  53—80  M.  je  nach  Gewicht  für  50  ke  I^ebendge- 
wicht,  bisher  63—110  M.,  für  die  Schweine  von  mehr  als  100  kg  Lebeudeewicht 
bleibt  die  Festsetzung  der  Höchstpreise  dem  Präsidenten  des  Kriegsernänrungs- 
amtes  vorbehalten.  Die  Bindviehhöchstpreise  betragen  (gleichfalls  mit  bestimmten 
Ausnahmen)  vom  1.  Juli  1917  ab  55—90  M.  für  50  kg  Lebendgewicht.  Sie  ent- 
halten gegen  die  bisherigen,  von  den  Viehhandelsverbänden  festgesetzten  Höchst- 
preise eine  Ermäßigung  von  etwa  15  v.  H. 

Bekanntmachung  einer  Aenderung  der  Ausführungsbe- 
stimmungen  zu  der  Verordnung  über  die  Höchstpreise 
für  Petroleum  usw.  vom  1.  Mai  1916  (RGBl.  S.  350).  Vom 
19.  März  1917  (RGBl.  S.  247).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom 
8.  Juli  1916/1.  Mai  1916  (RGBl.  S.  350). 

Petroleum  darf  bis  einschließlich  31.  August  1917  (mit  bestimmten  Aus- 
nahmen) zu  Leuchtzwecken  an  Wiederverkäufer  vom  1.  April  1917  ab  und  an 
Verbraucher  vom  1.  Mai  1917  ab  nicht  mehr  abgesetzt  werden.  (Vgl.  für  das 
Vorjahr  Bekanntmachung  vom  1.  Mai/ 23.  Juli  1916,  Bd.  53,  8.  75  ferner 
28.  August/9.  September  1916,  Bd.  54,  8.  173  f.) 

Bekanntmachung  betr.  weitere  Aenderung  der  Ausfüh- 
rungsbestimmungen vom  10.  Oktober  1916  zu  der  Ver- 
ordnung über  Rohtabak.  Vom  20.  März  1917  (RGBl.  S.  249). 
Auf  Grund  der  Verordnung  vom   10.  Oktober  1916  (RGBl.  S.  1145). 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Verordnung 
vom  30.  Dezember  1916  (vgl.  oben  S.  84)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  über  die  Höchstpreise  von  gedarrten 
Zicborienwurzeln.  Vom  20.  März  1917  (RGBl.  8.  250).  Auf 
Grund  der  Bekanntmachung  vom  11.  November  1915/4.  April  1916 
(RGBl.  S.  760/233). 

Der  durch  Bekanntmachung  vom  6.  April  1916  (vgl.  Bd.  53,  8.  67  f.)  fest- 
geseute  Höchstpreis  von  32  M.  für  100  kg  gedarrte  Zichorienwurzeln  wird  auf 
38  M.  erhöht. 

Anordnung  über  das  Schiedsgericht  für  die  Kohlenver- 
teilung. Vom  21.  Mftrz  1917  (RGBl.  S.  260ff.).  Auf  Grund  der 
Verordnung  vom  24.  Februar  1917  (RGBl.  S.  167). 

Vgl.  hierzu  die  Inhaltsangabe  der  Verordnung  vom  24.  Februar  1917  (oben 
8.  221). 

Bekanntmachung  über  die  Aenderung  des  Gesetzes  betr. 
Höchstpreise.  Vom  22.  März  1917  (RGBl.  S.  253).  Auf  Grund 
des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 
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Der  §  5  Abs.  1  (vgl.  Bd.  50,  8.  47)  erhält  folgende  Fassung : 
Der  Bundesrat,  der  Reichskanzler  oder  die  von  diesem  bestimmten  Behörden 
(bisher  nur  der  Bundesrat)  setzen  die  Höchstpreise  fest.  Soweit  der  Bundesrat, 
der  Reichskanzler  oder  die  von  diesem  bestimmten  Behörden  Höchstpreise  nicht 
festgesetzt  haben,  können  die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be- 
stimmten Behörden  Höchstpreise  festsetzen. 

Weiterhin  wird  neben  der  Strafe  die  Einziehung  der  Gegenstände,  auf  die 
sich    eine    strafbare    Handlung    bezieht,    für  zulässig   erklärt.     (Vgl.    Ges.    vom 

4.  August  1914,  a.  a.  O.,  und  Bekanntmachung  vom  23.  März  1916,  Bd.  52,  S.  235  f., 
auch  die  übernächste  Bekanntmachung.) 

Bekanntmachung  über  die  Pfändung  des  Kuhegeldes  der 
im  Privatdienst  angestellten  Personen.  Vom  22.  März 
1917  (RGBl.  8.  264).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914 
(RGBl.  S.  827). 

Das  Ruhegeld  der  im  Privatdienst  angestellten  Personen  ist  der  Pfändung 
nur  insoweit  unterworfen,  als  der  Gesamtbetrag  die  Summe  von  2000  M.  jährlicE 
übersteigt.    (Vgl.  auch  Bekanntmachung  vom  17.  Mai  1915,  Bd.  50,  8.  318.) 

Bekanntmachung  betr.  einige  dieKriegsverordnungen  er- 
gänzende Vorschriften  über  Einziehung  und  über  Ver- 
äußerung beschlagnahmter  Gegenstände.  Vom  22.  März 
1917  (RGBl.  S.  255).    Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl. 

5.  327). 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  geht  aoa  der  Ueberschrift  hervor.  (Vgl. 
auch  die  vorvorige  Bekanntmachung.) 

Verordnung  betr.  den  Handel  mit  Opium  und  anderen  Be- 
täubungsmitteln. Vom  22.  März  1917  (RGBl.  S.  256).  Auf  Grund 
des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327.) 

Die  genannten  Betäubungsmittel  dürfen  außerhalb  des  Großhandels  nur  in 
Apotheken  und  nur  als  Heilmittel  abgegeben  werden.  Im  Großhandel  dürfen  sie 
nur  an  Apotheken  und  an  Aerzte  usw.  abgegeben  werden.  (Vgl.  Verordnung 
vom  22.  März  1917,  unten  8.  329  f.) 

Bekanntmachung  über  Befugnisse  der  Reichsbekleidungs- 
stelle. Vom  22.  März  1917  (RGBl.  S.  257  f.).  Auf  Grund  des  Ges. 
vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327.) 

Die  Beichsbekleidungsstelle  wird  ermächtigt,  sämtliche  vorhandene  Web-, 
Wirk-,  und  Strickwaren  und  deren  Ersatzstoffe,  die  aus  diesen  gefertigten  Er- 
zeugnisse, sowie  getragene  Schuhwaren  und  das  von  solchen  herstammende  Alt- 
leder für  den  Bedarf  der  bürgerlichen  Bevölkerung  in  Anspruch  zu  nehmen 
soweit  sie  nicht  von  den  Heeresverwaltungen  in  Anspruch  genommen  sind. 
(Vgl.  Bekanntmachung  vom  23.  Dezember  1916,  oben  8.  82.) 

Bekanntmachung  über  Verarbeitung  von  Kartoffeln  auf 
Branntwein.  Vom  22.  März  1917  (RGBl.  S.  259f.)  Auf  Grund 
der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1916  (RGBl.  S.  401). 

Kartoffeln  dürfen  auf  Branntwein  nur  noch  verarbeitet  werden,  soweit  sie 
sich  zur  menschlichen  Ernährung  nicht  eignen  und  nicht  in  einer  Trockenanlage 
oder  Stärkefabrik  verarbeitet  werden  können.  (Vgl.  wegen  Kartoffeln  Bekannt- 
machung vom  1.  Dezember  1916,  oben  S.  73,  wegen  Branntweins  Bekanntmachung 
vom  9.  Januar  1917,  oben  S.  85  f.) 

Bekanntmachung  über  ausländische  Wertpapiere.  Vom 
22.  März  1917  (RGBl.  S.  260  ff.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 
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Der  Reichskanzler  kann  anordnen,  daß  ausländische  Wertpapiere  dem  Reiche 
gegen  angemessene  Vergütung  überlassen  werden  müssen.  Sie  dürfen  an  das 
Ausland  nur  durch  Vermittlung  der  Keichsbank  oder  anderer  Banken  versandt 
oder  überbracht  werden.  (Vgl.  wegen  ausländischer  Wertpapiere  die  Bekannt- 
machung vom  23.  August/ 28.  Oktober  1916,  Bd.  5t,  S.  172,  wegen  ausländischer 
Zahlungsmittel  Bekanntmachung  vom  8.  Februar  1917,  oben  8.  216,  ferner  die 
weiteren  daselbst  angeführten  Bekanntmachungen ) 

BekanntmachuDg  über  InansprucLnahme  von  Getreide  und 
Hülsenfrüchten.  Vom  22.  März  1917  (RGBl.  S.  263ff.).  Auf 
Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai   1916  (RGBl.   S.  401). 

Sämtliches  nicht  zur  Ernährung  der  Selbstversorger  und  ihrer  Wirtschafts- 
angehörigen sowie  zur  Verfütterung  und  zu  Saatzwecken  notwendige  Getreide  und 
ebenso  Hülsenfrüchte  werden  für  die  Volksernährung  in  Anspruch  genommen,  und 
zwar  zugunsten  des  Kommunalverbandes,  in  dessen  Bezirk  sich  die  Vorräte  be- 
finden. Der  wesentliche  Inhalt  der  Verordnung  besteht  in  einer  Herabsetzung  der 
den  Selbstversorgern  zu  belassenden  Mengen ;  so  wird  insbesondere  der  Grundsatz 
aufgehoben,  daß  */,„  der  geernteten  Gerste  im  eigenen  Betriebe  verwendet  werden 
dürfen;  an  Hafer  dürfen  vom  1.  Juni  ab  (für  die  Zeit  vorher  vgl.  Bekannt- 
machung vom  23.  Dezember  1916,  oben  S.  83)  noch  3'/,  Ztr.  an  jeden  Einhufer, 
vom  15.  April  ab  (für  die  Zeit  vorher  vgl.  Bekanntmachung  vom  23.  Dezember 
1916,  oben  8.  83)  1'/,  Ztr.  an  jeden  Zuchtbullen  verfüttert  werden;  für  Ochsen 
und  Zugkühe  verbleibt  es  bei  der  Bekanntmachung  vom  26.  Februar  1917,  vgl. 
oben  8.  222,  endlich  für  Zuchtschafböcke.  Schafbocklämmer  und  Ziegenböcke  je 
2  Ztr.  An  Brotgetreide  dürfen  die  Selbstversorger  vom  16.  April  1917  ab  bis 
zur  neuen  Ernte  27  kg  auf  den  Kopf  verbrauchen. 

Zur  Feststellung  und  Erfassung  der  in  Anspruch  genommenen  Vorräte 
werden  besondere  Ausschüsse  gebildet. 

(Die  entsprechenden  Bestimmungen  für  Kartoffeln  sind  in  der  Bekannt- 
machung vom  24.  März  1917   -  vgl.  unten  8.  328  —  erlassen.) 

Bekanntmachung  über  Hülsenfrüchte.  Vom  23.  Mftrz  1917 
(RGBl.  S.  267).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1916 
(RGBl.  S.   401). 

Die  Bestimmungen  über  Saatgut  erfahren  einige,  jedoch  im  wesentlichen 
formelle  Aenderungen ;  materielle  Aenderungen  sind  durch  die  folgende  Bekannt- 
machung (vgl.  Inhaltsangabe  oben  8.  85)  getroffen.  (Vgl.  wegen  Hülsenfrüchten 
auch  im  übrigen  Bekanntmachung  vom  14.  Dezember  1916,  oben  S.  77  f.) 

Bekanntmachung  zur  Aenderung  der  Bekanntmachung 
über  Saatgut  von  Buchweizen  und  Hirse,  Hülsenfrüchten, 
Wicken  und  Lupinen  vom  6.  Januar  1917  (RGBl.  S.  14). 
Vom  23.  März  1917  (RGBl.  S.  267  f.). 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekanntmachung 
vom  6.  Januar  1917  (vgl.  oben  8.  85)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  zur  Aenderung  der  Ausführungsbestim- 
mungen zur  Vor  Ordnung  über  Preisbeschränkungen  b«i 
Verkäufen  von  Schuhwaren  vom  2  8.  September  1916 
(RGBl.  S.   1080).     Vom  24.  März   1917  (RGBl.  S.  269  f.). 

Es  handelt  sich  um  ganz  unwesentliche  Aenderungen  (vgl.  Bd.  54,  8.  306). 

Verordnung  über  den  Handel  mit  Arzneimitteln.  Vom 
22.  März  1917  (RGBl.  S.  270  ff.).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 

Der  Handel  mit  Arzneimitteln  ist  nur  solchen  Personen  gestattet,  denen 
hierzu  besondere  Erlaubnis  erteilt  ist.    Es  wird  verboten,  sich  in  Leitungen,  Zeit- 
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Bchiiften  usw.  ohne  besondere  Erlaubnis  zum  Erwerb  von  Arzneimitteln  zu 
erbieten,  zur  Abgabe  von  Preisangeboten  auf  Arzneimittel  aufzufordern  u.  &.  m. 
(Vgl.  auch  Bekanntmachung  vom  £1.  Juli  1914,  Bd.  49,  8.  53,  vom  1.  Mai  1916, 
Bd.  53,  S.  74,  16.  Februar  1917,  oben  8.  220,  22.  März  1917,  oben  8.  328.) 

Bekanntmachung  über  örtlichen  Bereich  und  Sitz  der 
Herstellungs-  und  Vertriebsgesellschaften  in  der  Schuh- 
industrie. Vom  24.  März  1917  (RGBl.  S.  274f.).  Auf  Grand  der 
Verordnung  vom  17.  März  1917  (RGBl.  S.  236). 

Der  Inhalt  der  Bekanntmachung  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Verordnung 
vom  17.  März  1917  (vgl.  oben  8.  326)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  über  die  Geltendmachung  von  Ansprüchen 
von  Personen,  die  im  Ausland  ihren  Wohnsitz  haben. 
Vom  26.  März  1917  (RGBl.  S.  277).  Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August 
1914  (RGBl.  S.  327). 

Der  Inhalt  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekanntmachung  vom  4.  Januar 
1917  (vgl.  oben  8.  84)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  betr.  dieFristen  des  Wechsel-  und  Scheck- 
rechts für  Elsaß-Lothringen.  Vom  26.  März  1917  (RGBl. 
(S.  278).     Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Der  Inhalt  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekanntmachung  vom  4.  Januar 
1917  (vgl.  oben  8.  84)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  über  Kartoffeln.  Vom  24.  März  1917  (RGBl. 
S.  278  ff.).  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  22.  Mai  1916  (RGBl. 
S.  401). 

Die  Kartoffelerzeuger  haben  auf  Erfordern  alle  Kartoffeln  abzugeben,  die  zur 
Fortführung  ihrer  Wirtschaft  nicht  erforderlich  sind.  Mindestens  müssen  aber 
von  jedem  Hektar  Anbaufläche  4  dz  abgegeben  werden.  Es  werden  ihnen  auf 
den  Kopf  der  Wirtschaftsangehörigen  bis  zur  neuen  Ernte  90  Pfd.  belassen,  außer- 
dem das  notwendige  Saatgut.  (Vgl.  die  früheren  Bekanntmachungen  vom  1.  De- 
zember 1916  und  7.  Februar  1917  oben  8.  73).  In  Trockenanlagen  imd  Stärke- 
fabriken dürfen  nur  zur  menschlichen  Nahrung  ungeeignete  Kartoffeln  verarbeitet 
werden.  —  Vgl.  die  entsprechenden  Bestimmungen  über  Getreide  und  Hülsen- 
früchte in  der  Bekanntmachung  vom   22.  März  1917,  oben  8.  329. 

Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  Zentrifugen  und 
Buttermaschinen.  Vom  24.  März  1917  (RGBl.  S.  280  ff.).  Auf 
Grund  der  Bekanntmachung  vom  20.  Juli  1916  (RGBl.  S.  755). 

Der  Erwerb  von  Zentrifugen  und  Buttermaschinen  darf  nur  noch  gegen  Be- 
zugsscheine erfolgen.  Das  Anbieten  von  Zentrifugen  und  Buttermascninen  in 
Zeitungen  usw.,  sowie  das  Ausstellen  in  Schaufenstern  ist  verboten,  ebenso  der 
Handel  mit  ihnen  im  Umherziehen  u.  ä.  m.  (Vgl.  wegen  Fetten  und  Gelen  Be- 
kanntmachung vom  21.  Dezember,  oben  8.  81 1.) 

Bekanntmachung  betr.  die  Prägung  von  Zehnpfennig- 
stücken aus  Zink.  Vom  22.  März  1917  (RGBl.  S.  282  f.).  Auf 
Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Es  dürfen  außerhalb  der  im  Münzgesetz  festgesetzten  Grenze  zum  Ersatz 
für  einzuziehende  Nickelmünzen  Zehnpfennigstücke  aus  Zink  bis  zur  Höhe  von 
10  Mill.  M.  hergestellt  werden.  (Vgl.  Bekanntmachung  vom  15.  Februar  1917, 
oben  8.  220.) 
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Gesetz  über  eine  weitere  Kriegsabgabe  der  Beichsbank 
für  1916.     Vom  27.  März  1917  (RGBl.  S.  286). 

Von  dem  Gewinne  der  Keichsbank  werden  für  1916  wieder  wie  für  das  Jahr 

1915  (v§l.  Gesetz  vom  24.  Dezember  1915,  Bd.  52,  S.  219)  100  Mill.  M.  dem  Reich 
vorweg  überwiesen.    Weiterhin  werden  über  die  für  Kriegsverluste  zurückzustellende 
Rücklage  Sonderbestimmungen  getroffen. 

Bekanntmachung  über  den  Anbau  von  Frühgemttse  auf 
Tabakfeldern.  Vom  29.  März  1917  (RGBl.  S.  287).  Auf  Grund 
des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

In  Abweichung  von  der  Vorschrift  des  §  32  Ziff  .2  des  Tabaksteuergesetzes 
(„Tabak  darf  nicht  mit  anderen  ßodengewächsen  gemischt  gebaut  werden  .  .  .  ") 
kann  zugelassen  werden,  daß  auf  den  für  die  Anpflanzung  von  Tabak  bestimmten 
Feldern  Frühgemüse  angebaut  wird.  (Vgl.  wegen  Gemüse  die  Bekanntmachung 
vom  5.  August  1916,  Bd.  54,  8.  116  und  1.  Dezember  1916,  oben  8.  74.) 

Bekanntmachung  über  die  Befreiung  von  Pfandbriefen 
(Zwischenacheinen)  und  Kommunal-Schuldverschrei- 
bnngen  (Zwischenscbeinen)  inlandischer  öffentlich- 
rechtlicher  Kreditanstalten  von  der  Reichsstempelab- 
gabe.    Vom  29.  März  1917  (RGBl.  S.  292). 

Der  Inhalt  ist  in  die  Inhaltsangabe  der  Bekanntmachung  vom  14.  Dezember 

1916  (vgl.  oben   8.  79)  eingearbeitet. 

Bekanntmachung  über  Druckpapier.  Vom  30.  März  1917 
(RGBl.  S.  293  ff.).  Auf  Grund  der  Verordnung  vom  18.  April  1916 
(RGBl.  S.  306). 

Zur  Herstellung  von  Druckwerken,  Musikalien,  Zeitschriften  und  sonstigen 
periodisch  erscheinenden  Druckschriften  (wegen  Zeitungen  vgl.  folgende  Bekannt- 
machung) dürfen  deren  Verleger  und  Drucker  nur  noch  die  von  der  Kriegs- 
wirtschaftsstelle  für  das  deutsche  Zeitungseewerbe  festgesetzten  Mengen  an  Druck- 
papier beziehen.  Diese  Menge  wird  für  die  Zeit  vom  1.  April  bis  30.  Juni  1917 
auf  90  V.  H.  der  im  Vorjahr  verwendeten  Menge  festgesetzt.  Dies  gilt  auch  für 
Zeitungen,  die  auf  anderem,  als  maschinenglattem,  holzhaltigem  Druckpamer  ge- 
druckt werden.    Vgl.  Bekanntmachung  vom  21.  Dezember  1916,  oben  8.  82. 

Bekanntmachung  über  Druckpapier.  Vom  31.  März  1917 
(RGBl.  S.  295  f.).  Auf  Grund  der  Verordnung  vom  18.  AprU  1916 
(RGBl.  S.  306). 

Verleger  und  Drucker  von  Zeitungen,  die  auf  maschinenglattem,  holzhaltigem 
Druckpapier  gedruckt  werden  (wegen  anderer  Zeitungen  vgl.  vorige  Bekannt- 
machung), sowie  alle  sonstigen  Personen,  die  unbedrucktes  Papier  der  genannten 
Art  im  Betriebe  ihres  Gewerbes  beziehen  (außer  den  in  der  vorigen  Bekanntmachung 
genannten  Personen),  dürfen  vom  1.  Aprü— 30.  Juni  1917  die  gleiche  Menge  der 
genannten  Papierart  beziehen  wie  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  31.  März  1917 
(vgl.  Bekanntmachung  vom  21.  Dezember  1916,  oben  8.  82). 

Gesetz  zur  Aenderung  desReichsstempelgesetBes.    Vom 

30.  März  1917  (RGBl.  8.  297). 

Der  durch  das  Reichsstempelgesetz  und  das  Gesetz  über  Aenderungen  im 
Finanzwesen  vom  3.  Juli  1913  für  die  Zeit  bis  zum  31.  März  1917  vorgesehene 
Zuschlag   zu   der   Stempelabgabe   für  Qrundstücksübertragungen   wird   bis   zum 

31.  März  1920  aufrechterhalten. 

Bekanntmachung  über  Herstellung  von  fettarmem  Hart- 
käse. Vom  30.  März  1917  (RGBl.  S.  297  f.).  Auf  Grund  der  Ver- 
ordnung vom  20.  Oktober  1916  (RGBl.  S.  1179). 
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Die  Landeszentralbehörden  können  die  Herstellung  von  Hartkäse  mit  einem 
Fettgehalte  von  weniger  als  10  v.  H.  der  Trockenmasse  gestatten.  Für  diese 
Käsesorten  werden  Höchstpreise  festgesetzt.  Sie  dürfen  nur  an  die  Reichsfett- 
stelle, die  Landes-  oder  Provinzialfettstellen  und  bestimmte  andere  Stellen  abge- 
setzt werden.    (Vgl.  Verordnung  vom  20.  Oktober  1916  ,ßd.  54,  8.  314.) 

Bekanntmachung  über  Unfallversicherung  von  Ange- 
hörigen feindlicher  Staaten.  Vom  30.  März  1917  (RGBl. 
S.  301).     Auf  Grund  des  Ges.  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327). 

Diejenigen  Angehörigen  feindlicher  Staaten,  welche  wegen  der  ihnen  als 
solchen  durch  Anordnung  deutscher  Behörden  auferlegten  Beschränkungen  den 
Vorschriften  der  Reichsversicherungsordnung  über  UnfaUversicherung  nicht  unter- 
liegen, werden  diesen  Vorschriften  unterstellt.  (Vgl.  Bekanntmachung  vom  25.  Ja- 
nuar 1917,  oben  S.  215.) 

Bekanntmachung  betr.  Aenderung  der  Postordnung  vom 
20.  März  1900.     Vom  30.  März  1917  (RGBl.  S.  301  f.). 

Die  Bekanntmachung  enthält  die  mit  Rücksicht  auf  die  Bekanntmachung 
vom  26.  März  1917  (vgl.  oben  8.  330)  nötige  Aenderung  der  postalischen  Vor- 
schriften. (OTC.) 
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VI. 

Die  Bedeutung  des  Deutschen  Ausland  Museums 
und  Instituts  als  wirtschaftliche  Organisation. 

Von  Ur.  Hftiis  Goldschmid  t-Stuttgarl. 

Der  Krieg  hat  in  der  Mehrzahl  der  beteiligten  Länder  neben 
kriegswirtschaftlichen  Organisationen  solche  hervorgerufen,  welche  wirk- 
liche oder  vermeintliche  Mängel  der  Privatwirtschaft  künftig  abstellen 
sollen.  Vor  dem  Kriege  war  den  privatwirtschaftlichen  Kräften  überall 
verhältnismäßig  freies  Spiel  gelassen.  Die  Privatwirtschaft  hatte  die 
politische  Landesgrenze  überall  übersprungen,  sie  war  internationale 
Weltwirtschaft  geworden.  Deutsche  Arbeit  und  deutsche  Leisttmgs- 
fähigkeit  hatten  es  zuwege  gebracht,  daß  die  deutsche  Wirtschaft  hier- 
aus vielfach  den  größten  Gewinn  zog.  Deutsche  Fabriken  lieferten 
entweder  direkt  oder  auch  durch  im  Abnehmerland  errichtete  Tochter- 
gesellschaften unter  Ausnützung  ihrer  dort  ebenfalls  geschützten  Ur- 
heberrechte so  billig  und  gut,  daß  das  Ausland  in  ganzen  Zweigen, 
wie  der  chemischen,  optischen  und  elektrischen  Industrie,  darauf  ver- 
zichtete, die  heimische  Industrie  zu  fördern  und  sich  gern  die  fremde 
Arbeit  gefallen  ließ. 

Es  ist  unserer  Diplomatie  nicht  möglich  gewesen,  unserer  Wirtschaft 
die  Wege  zu  ebnen  oder  ihr  wenigstens  auf  diesem  Wege  zu  folgen. 
Der  Panslawismus  im  Osten,  der  Chauvinismus  und  Imperialismus  im 
Westen  konnten  mit  dem  Hinweis  auf  das  wirtschaftliche  Vordringen 
der  Deutschen  Kreise  gewinnen,  welche  ursprünglich  ihren  nationa- 
listischen Ideen  ganz  fernstanden.  Als  ihre  politischen  Anschauungen 
mit  Kriegsausbruch  von  den  Regierungen  der  verschiedenen  Länder 
übernommen  wurden,  bemächtigte  sich  naturgemäß  die  nationalistische 
Reaktion  auch  der  internationalen  Wirtschafts-  und  Handelsbeziehungen, 
und  es  begann  neben  dem  militärischen  Kampf  der  Nationen  die  Be- 
kämpfung unseres  Handels  und  die  wirtschaftliche  Vernichtung  unserer 
Volksgenossen  im  Ausland.  Die  feindlichen  Machthaber  erkannten  wohl : 
wollten  sie  den  deutschen  Handel  an  der  Wurzel  treffen,  mußten  sie 
auch  seinen  wichtigsten  Träger,  den  Deutschen,  wo  er  ihnen  erreichbar 
war,  vernichten. 

Nun  erwies  es  sich  zwar  leicht,  unter  Nichtbeachtung  aller  völker- 
rechtlichen Verträge  mit  roher  Gewalt  deutschen  Handel  und  deutsche 
Industrie  im  Ausland  zu  vernichten,  weit  schwerer  war  es  aber,  an 
die  Stelle  der  fremden  Arbeit  und  Intelligenz  gleichwertige  eigene  zu 
setzen,    welche    einmal    dem    eigenen    Lande    die    nunmehr    fehlenden 
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deutschen  Erzeugnisse  liefern,  dann  auch  im  Ausland  den  bisherigen 
deutschen  Handel  an  sich  reißen  konnte.  Andere  Handelsmethoden, 
andere  Formen  der  Kreditgewährung  und  gründlichere  wissenschaftliche 
Durchdringung  einzelner  Industrien,  wie  der  chemischen  und  optischen, 
sind  da  erforderlich.  Die  Regierungen  wie  die  privaten  Interessenten- 
kreise haben  in  den  feindlichen  Ländern  nicht  gezögert,  die  entspi  echen- 
den  Schritte  zu  tun.  Studienkommissionen,  Interessenverbände,  doppel- 
staatliche Vereine  sind  überall  begründet  worden  und  versprechen  je 
nach  ihrer  Eigenart  mehr  oder  minder  ihrem  Heimatlande  dauernden 
Erfolg  zu  bringen.  Für  Frankreich  sei  auf  die  Association  nationale 
d'Expansion  ^conomique  verwiesen,  die  viele  große,  wirtschaftliche  Ver- 
bände einschließt  und  die  Arbeit  methodisch  auf  die  Eroberung  des 
Weltmarktes  durch  Erschließung  neuer  Absatzgebiete,  Gründung  neuer 
Industrien  usw.  lenkt.  Die  Mehrzahl  der  übrigen  Verbände  in  diesem 
Lande  zeichnet  sich  mehr  durch  ihre  fanatische  Sucht,  alles  deutsch 
Erscheinende  in  Frankreich  zu  zertrümmern,  als  durch  positive  Leistungen 
aus.  In  England  ist  man  den  Ursachen  deutscher  Ueberlegenheit  mehr 
auf  den  Grund  gegangen.  Verschiedene  Verbesserungen  im  Unterrichts- 
wesen sind  eingeführt,  insbesondere  ist  der  Unterricht  an  den  tech- 
nischen Lehranstalten  ausgestaltet  worden.  An  der  Universität  Sheffield 
wurde  eine  Abteilung  für  Glasindustrie  eingerichtet,  am  Huddersfield 
Technical  College,  wo  die  Farbenindustrie  ihren  Mittelpunkt  hat,  eine 
Abteilung  für  technische  Chemie,  an  der  Manchester  School  of  Techno- 
logy eine  Unterabteilung  für  die  Chemie  der  Farbstoffe  usw.  Außer- 
dem stiftete  z.  B.  die  Firma  Vickers  zunächst  auf  10  Jahre  die  Mittel 
für  den  Unterricht  im  Russischen  an  der  Universität  Sheffield.  Die 
während  des  Krieges  ausgebaute  Forschungsabteilung  des  Imperial  In- 
stitute, welches  dem  Colonial  Office  angegliedert  ist,  versorgt  die  In- 
dustrien mit  Nachrichten  über  Vorkommen,  Beschaffenheit,  Preis  und 
Verarbeitung  von  Rohstoffen.  Besondere  Beachtung  verdient  bekannt- 
lich die  mit  einem  königlichen  Freibrief  ausgestattete  British  Trade  Cor- 
poration, welche  durch  ausgedehntere  Kreditgewährung,  als  sie  sonst 
bei  englischen  Banken  üblich  ist,  die  Finanzierung  des  Handels  künftig 
auf  eine  bessere  Basis  als  bisher  stellt  und  die  umfangreiche  Tätigkeit 
der  englischen  Niederlassungen  deutscher  Banken  auf  diesem  Gebiet  er- 
setzen will.  Zu  ähnlichen  Zwecken  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  im  November  1915  die  American  International  Corporation 
mit  50  Mill.  $  Kapital  zur  Finanzierung  größerer  Auslandsgeschäfte  ge- 
gründet worden.  Ebenda  hat  die  Pan-American  Union  eine  besondere 
Abteilung  zur  kulturellen  und  wirtschaftlichen  Durchdringung  Süd- 
amerikas eingerichtet. 

Und  diese  Neigung,  Handel  und  Industrie  zu  nationalisieren,  hat 
unter  dem  Eindruck  des  Krieges  und  der  für  sie  so  unangenehmen  Folgen 
bereits  auf  die  neutralen  Staaten  übergegriffen.  Unter  dem  Sehlagwort 
„Ueberfremdung"  hat  in  der  Schweiz  eine  lebhafte  Agitation  begonnen, 
die  heimische  Industrie  von  fremdem  Kapital  und  fremder  Arbeit  un- 
abhängig zu  machen.  Die  Notwendigkeit  einer  Schweizer  Exportbank 
wird  ventiliert,  und  sogar  der  Plan    einer    eigenen    Schweizer    Handels- 
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flotte  steht  ernsthaft  zur  Diskussion.  Auch  in  Skandinavien  sind  Be- 
strebungen zum  engeren  Zusammenschluß  der  drei  Staaten  im  Gange, 
um  die  interskandinavische  Unternehmungslust  gegenüber  der  inter- 
nationalen durch  die  Gesetzgebung  zu  bevorzugen. 

Es  ist  klar,  daß  wir  gegenüber  diesen  Tendenzen  die  Augen  nicht 
verschließen  dürfen.  Unsere  Stellung  ist  hier,  wie  überhaupt  in  diesem 
Kriege,  eine  defensive.  Wollen  wir  auch  künftig  eine  Großmacht  sein, 
müssen  wir,  wie  unsere  politische,  auch  unsere  wirtschaftliche  Stellung 
behaupten;  sie  darf  ebensowenig  wie  unsere  Landesgrenze  eine  Ver- 
schlechterung erfahren.  Die  Grundlage  zur  Wiederaufnahme  unseres 
Außenhandels  mag  zwar  der  Friede  schaffen.  Durch  seine  Bedingungen 
müssen  alle  Gesetze  der  feindlichen  Länder,  welche  uns  den  Handel  in 
ihnen  erschweren ,  verschwinden  und  günstige  Handelsverträge  ge- 
schaffen werden,  aber  kein  Gesetz  kann  die  Fortschritte,  welche  in- 
zwischen die  eigene  Industrie  in  den  feindlichen  und  neutralen  Ländern 
gemacht  hat,  ausschalten  oder  die  anderen  Bezugsquellen,  zu  denen 
unsere  Gegner  wie  die  Neutralen  bei  der  langen  Kriegsdauer  zu  greifen 
genötigt  waren,  beseitigen,  vor  allem  nicht  den  Schaden  der  jahre- 
langen Verfolgung  und  die  Beeinträchtigung  seiner  wirtschaftlichen 
Existenz,  welcher  der  Deutsche  im  Ausland  ausgesetzt  war,  mit  einem 
Schlage  wieder  gutmachen.  Nur  erhöhte  Leistungsfähigkeit,  Vermeiden 
jeder  Kraftverschwendung  und  ebenfalls  das  Ausfüllen  aller  Lücken, 
welche  unsere  wirtschaftliche  Organisation  etwa  aufweist,  können  hier 
annähernden  Ausgleich  schaffen.  Dabei  dürfen  wir  uns  zweifellos  nicht 
auf  den  sachlichen  Ausbau  einzelner  Zweige  des  Wirtschaftslebens  be- 
schränken. Sicherlich  ist  z.  B.  der  erfolgte  engere  Zusammenschluß 
unserer  bedeutendsten  Anilinfarben  erzeugenden  Fabriken  hochwichtig, 
um  unnötigen  Wettbewerb  deutscher  Fabriken  im  Ausland  unterein- 
ander zu  vermeiden.  Ebenso  muß  ein  eigener  Schiffsnachrichtendienst 
geschaffen  werden,  wie  er  jetzt  in  einer  Neugründung  entstehen  soll, 
da  der  Krieg  uns  unsere  bisherige  Abhängigkeit  von  Lloyds  Institute 
in  London  aufs  empfindlichste  fühlen  ließ,  außerdem  Lloyds  in  Aus- 
sicht gestellt  haben ,  uns  auch  nach  dem  Kriege  zu  boykottieren 
und  uns  keine  Nachrichten  mehr  über  Schiffsbewegungen  oder  über  Un- 
fälle zu  liefern.  In  ihrem  Kern  richten  sich  aber  alle  Maßnahmen 
der  Feinde  wie  der  Neutralen,  wie  schon  hervorgehoben,  gegen  die 
hervorragendste  lebendige  Kraft  unseres  Außenhandels,  den  Deutschen 
im  Ausland  selbst.  Welche  Bedeutung  er  für  unsere  Weltwirtschaft 
gehabt  hat,  ist  weiteren  Kreisen  in  Deutschland  erst  klar  geworden, 
als  seine  Arbeit  in  allen  Weltteilen,  soweit  dies  überhaupt  mOglich 
war,  vernichtet  wurde.  Wenig  oder  garnichts  ist  bis  Kriegsausbruch 
geschehen,  um  ihn  von  der  Heimat  aus  zu  stützen.  Soll  er  auch  künftig 
imstande  sein,  unter  den  so  unendlich  erschwerten  Verhältnissen  in  der 
Ferne  deutsche  Arbeit  zur  Geltung  zu  bringen,  so  gilt  es,  seine 
Leistungen  besser  als  bisher  in  der  Heimat  zu  würdigen  und  ihm 
stärkeren  Rückhalt  im  Vaterlande  zu  schaffen. 

Diese  Aufgabe  hat  das  Deutsche  Ausland  Museum  und  Institut 
übernommen.     Es    ist   im  Januar    1917  unter  Teilnahme  von  führenden 
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Männern  aller  Kreise  Deutschlands  in  Stuttgart  gegründet  worden  in 
der  Erkenntnis,  daß  die  Pflicht  der  Dankbarkeit  ebenso  wie  die  der 
Selbsterhaltung  uns  gebietet,  dem  Auslanddeutschen  rechtzeitig  die  durch 
den  Krieg  unbedingt  notwendig  gewordene  Unterstützung  zu  gewähren. 
Die  Kraft  jedes  Einzelnen  ist  wertvoll  in  dem  bevorstehenden,  scharfen 
Wirtschaftskampf,  der  infolge  des  Mangels  an  Schiffsraum  und  Roh- 
stoffen kommen  wird,  gleichgültig,  ob  die  während  des  Krieges  ge- 
troffenen Abmachungen  unserer  Gegner  ins  Leben  treten  oder  nicht. 
Kein  Deutscher  darf  künftig  dauernd  seiner  Heimat  verloren  gehen. 
Diesem  Ziel  gelten  die  gesamten  Arbeiten  des  Museums  und  Instituts. 
Wissenschaft  und  Praxis,  deren  Zusammenarbeit  wir  bereits  vor  dem 
Kriege  unseren  Vorsprung  vor  anderen  Ländern  verdankten,  sollen  auch 
hier  eng  miteinander  zusammenwirken.  Durch  stärkere  Verbindung  mit 
der  Praxis  als  sonst  üblich  werden  aber  hier  die  wissenschaftlichen 
Einrichtungen  dem  Wirtschaftsleben  im  allgemeinen  wie  dem  einzelnen 
unmittelbarer  nutzbar  gemacht  werden. 

Im  Mittelpunkt  wird  eine  Auskunft-  und  Vermittlung- 
stelle stehen,  die  in  ähnlicher  Weise  die  Aufgabe  einer  Außenhandels- 
Auskunftstelle  zu  versehen  hat,  wie  es  in  kleinem  Maßstabe  z.  B. 
in  Belgien  bis  Kriegsausbruch  durch  die  Handelsauskunftstelle  des 
Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten  (Bureau  officiel  de  ren- 
seignements  commerciaux)  geschah.  Dieser  gegenüber  wird  sie  den 
Vorzug  der  Unabhängigkeit  von  den  Behörden  haben.  Leichtere  Be- 
weglichkeit und  energischere  Interessenvertretung  des  Auslanddeutschen, 
wenn  es  nötig  ist  auch  der  Regierung  gegenüber,  sind  dadurch  ge- 
sichert. Sie  wird  den  Auskunftsdienst  für  die  deutsche  Handelswelt 
und  für  ausreisende  junge  Kaufleute  einerseits,  für  die  Auslanddeutschen 
zwecks  Nachweises  von  Bezugsquellen  andererseits  besorgen.  Die  un- 
mittelbare Aufnahme  von  Geschäftsbeziehungen  zwischen  Fabrikanten 
und  Abnehmern  soll  dadurch  nicht  gefördert  werden,  sondern  nach  wie 
vor  den  deutschen  Ausfuhrhäusern  überlassen  bleiben.  Ebensowenig 
ist  die  periodische  Veröffentlichung  von  Nachrichten  geplant,  die  ja 
bereits  in  musterhafter  Weise  durch  eine  andere  Stelle  geschieht.  Da- 
gegen wird  sie  so  ausgebaut,  daß  sich  hier  auch  der  Arbeiter  über 
die  Arbeitsverhältnisse  im  Ausland  (Lebens-  und  Rechtsverhältnisse, 
Zustände  auf  den  Arbeitsmärkten,  Arbeiterfürsorge,  Rohproduktion  usw.) 
unparteiisch  unterrichten  kann.  Eine  besondere  Aufgabe  erwächst  ihr 
sofort  für  die  Zeit  der  Uebergangswirtsehaft,  in  welcher  es  gilt,  einer  zu 
starken  dauernden  Rückwanderung  der  zurzeit  im  Ausland  festgehaltenen 
und  in  wenig  beneidenswerter  Lage  befindlichen  Kaufleute  und  Ge- 
werbetreibenden vorzubeugen.  Wir  haben  sie  mit  ihren  großen  Aus- 
landkenntnissen zur  Wiederaufnahme  unserer  Auslandsbeziehungen 
draußen  dringend  nötig.  Sie  sollen  von  der  Auskunft-  und  Vermitt- 
lungsstelle beraten,  ihnen  in  der  Uebergangszeit  Unterstützung  gewährt 
und  die  Vorbereitung  ihrer  Wiederausreise  erleichtert  werden.  Das 
Auslandinstitut  geht  hier  in  naher  Fühlung  mit  der  Fürsorgeorganisation 
vor,  wie  überhaupt  enge  Zusammenarbeit  mit  allen  Vereinigungen,  die 
der  Pflege  der  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Beziehungen  Deutsch- 
lands zum  Ausland  dienen,  in  die  Wege  geleitet  ist. 
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Der  Auskunft-  und  Vermittlungsstelle  dienen  das  eigentliche 
Museum,  die  Bibliothek  und  das  Archiv  in  erster  Linie.  In 
den  Schausammlungen  werden  die  Produktionsverhältnisse  der  Länder, 
in  welchen  deutsche  Arbeit  und  deutsches  Kapital  interessiert  sind, 
dargestellt  und,  da  sich  Deutsche  in  fast  allen  Ländern  der  Welt  be- 
tätigen, wird  sich  das  Museum  so  allmählich  von  selbst  zum  Weltwirt- 
sohaftsmuseum  auswachsen.  Eine  Sammlung  von  Rohstoffen  der  Kolonien 
die  deren  Wichtigkeit  für  europäische  Länder  als  Quelle  der  Rohstoffe 
für  die  heimische  Industrie  veranschaulicht,  konnte  der  Oeffentlichkeit 
bereite  zugänglich  gemacht  werden.  Jährliche  Ausstellungen  werden 
jeweils  die  Leistungen  des  Deutschtums,  seine  soziale  Stellung  und 
seine  Bedeutung  für  das  Wirtschaftsleben  in  einem  bestimmten  Lande 
oder  in  Ländergruppen  darstellen,  außerdem  aber  die  weiteren  wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten  für  die  deutsche  Industrie  in  den  betreffen- 
den Staaten  zeigen.  England  ist  hier  der  Lehrmeister.  Seine  doppel- 
staatlichen Ausstellungen  in  den  letzten  Jahren  vor  Ausbruch  des 
Krieges,  die  englisch-japanische,  die  englisch-französische  usw.  in  Earls 
Court  in  London  hatten  erheblich  zur  Festigung  seiner  wirtschaftlichen 
und  politischen  Beziehungen  zu  diesen  Ländern  beigetragen.  Der  An- 
fang ist  vom  Ausland  Museum  mit  einer  Kxirland-Ausstellung  gemacht, 
die  einen  erschöpfenden  Ueberblick  über  die  Leistungen  des  Deutsch- 
tums in  Kurland  im  Laufe  der  Jahrhunderte  wie  über  die  gegenwärtigen 
Verhältnisse,  unter  starker  Betonung  der  wirtschaftlichen  Möglichkeiten, 
gibt.  Nach  Friedensschluß  werden  eine  deutsche  Balkanausstellung, 
welche  auch  die  kriegerische  und  wirtschaftliche  Arbeit  seit  August 
1914  zur  Geltung  bringen  wird,  eine  lieutsch-skandinavische,  eine 
deutsch-spanische  Ausstellung  usw.  folgen. 

Die  Bibliothek  wird  eine  erschöpfende  Sammlung  der  Literatur 
über  das  Auslanddeutschtum  enthalten,  wie  sie  bisher  noch  nirgends 
besteht,  und  in  ein  ergänzendes  Verhältnis  zu  den  bedeutendsten  deutschen 
Bibliotheken  treten.  Weiter  wird  die  Bücherei  eine  ausgewählte  Samm- 
lung von  Werken  zur  Kunde  des  Auslandes  umfassen,  wie  sie  den  täg- 
lichen wirtschaftlichen  Bedürfnissen  entspricht  und  geeignet  ist,  das 
rechte  Verständnis  und  die  rechte  Wertung  des  Auslandes  zu  wecken. 
Das  Archiv  wird  einmal  als  Zeitungsarchiv  sämtliche  Zeitungsnach- 
richten über  das  Auslanddeutschtum  systematisch  sammeln  und  ordnen, 
dann  die  ständigen  Berichte  der  im  Ausland  zu  bestellenden  Vertrauens- 
leute des  Instituts,  Briefe  und  biographische  Notizen  von  einzelnen 
Auslanddeutschen,  Denkschriften,  Nachrichten  der  deutschen  Vereine  im 
Ausland  usw.  aufnehmen.  Der  Herstellung  ständiger  Verbindung  zwischen 
den  letzteren  und  der  Heimat  widmet  das  Deutsche  Ausland  Museum 
besondere  Sorgfalt ;  es  dient  als  ihre  Zentrale  in  der  Heimat  und  wird 
auch  die  Fühlungnahme  der  deutschen  Vereine  im  Ausland  unterein- 
ander nach  Kräften  fördern.  Dank  dem  verständnisvollen  Entgegen- 
kommen der  Missionen  konnte  gemeinsame  Arbeit  mit  diesen  bereits 
eingeleitet  werden.  Auch  hier  sind  uns  die  Engländer  vorangegangen, 
sie  haben  es  bereits  längst  verstanden,  deren  segensreiche  Tätigkeit 
und    ihre    Erfahrungen    auch    der    heimatlichen   Wirtschaft    zunutze    zu 
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machen.  Haben  die  Missionen  doch  vielfach  als  erste  Kulturträger 
zugleich  mit  ihren  Glaubensboten  Bauern  und  Handwerker  ausgesandt, 
eigene  Handels-  und  Pflanzungsunternehmen  begründet  und  den  nach- 
kommenden Landsleuten  durch  ihr  Wirken  erst  die  Möglichkeit  ge- 
geben, der  Arbeit  ihres  Heimatlandes  eine  dauernde  Stätte  zu  schaffen. 
Auf  diese  Weise  wird  das  Deutsche  Ausland  Museum  und  Institut 
ein  Gegengewicht  gegen  die  Bestrebungen  unserer  Gegner,  die  wirt- 
schaftliche Kraft  des  Auslanddeutschen  auszuschalten.  Das  Vorhanden- 
sein eines  Mittlers  in  Deutschland,  der  es  als  seine  ausschließliche 
Aufgabe  ansieht,  ihm  den  Zusammenhang  mit  der  Heimat  zu  wahren 
und  nutzbringend  zu  gestalten,  wird  ihm  erhöhte  Stoßkraft  verleiben, 
und  andererseits  wird  das  Deutsche  Ausland  Museum  und  Institut  als 
Sammelstelle  der  praktischen  Erfahrungen  des  Auslanddeutschtums  von 
höchstem  Werte  für  die  Heimat  werden:  es  wird  den  einzelnen  wie 
die  Gesamtheit  vor  Mißgriffen  bewahren  und  Kräftezersplitterung  sowie 
Krafteinsatz  an  falscher  Stelle  verhindern. 
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VII. 

Teuerungspreise  in  den  Vereinigten  Staaten  in  dem 
jetzigen  und  in  früheren  Kriegen. 

Von  Dr.  Ernst  Schultze. 

Bis  gegen  die  Mitte  des  Jahres  1916  wuchsen  die  Lebenskosten 
in  den  Vereinigten  Staaten  seit  Kriegsausbruch  nur  langsam.  1915 
hatte  sich  der  Gesamtbetrag  der  Durchschnittspreise  für  17  der  wich- 
tigsten Nahrungsmittel  sogar  1  Proz.  niedriger  gestellt  als  im  Vorjahre. 
In  der  zweiten  Hälfte  von  1916  aber  machte  sich  eine  beträchtliche 
Preissteigerung  auf  allen  Gebieten  bemerkbar.  Gegen  Ende  des  Jahres 
erreichte  sie  eine  Höhe,  wie  sie  seit  der  schweren  Zeit  des  Bürger- 
krieges (1861  — 1866)  nicht  mehr  dagewesen  war. 

Die  Ursache  wurde  zum  größten  Teil  in  dem  Minderertrag 
der  Ernte  des  Jahres  1916  gesucht. 

Diese  Verringerung  belief  sich  für 

Weizen  auf       504  Mill.  Scheffel  1916  wenif^er  als   1015 
Gerste      „          300      „            „            „  „  „       „ 

Kartoffeln  auf    70     „ 
Äepfel  auf  9     „       Fässer        „  „  „ 

Ebenso  stand  das  Ernteergebnis  an  Pataten,  Bohnen,  Erbsen,  To- 
maten, Kraut  und  allen  anderen  Gemüsen  tief  unter  dem  Durchschnitts- 
ertrag der  Jahresernten.  Es  trat  daher  eine  außerordentliche  Preis- 
erhöhung für  frische  und  eingemachte  Früchte  und  Gemüse  ein. 

Dennoch  stellte  sich  der  Gesamterlös  der  Erzeugnisse  der  Land- 
wirtschaft und  Viehzucht  im  Festlandgebiet  der  Vereinigten  Staaten 
für  1916,  laut  Angabe  des  Bundes-Landwirtschaftsminiateriums,  auf 
16  Milliarden  $,  während  der  größere  Ertrag  des  Jahres  1916  nur 
10  Milliarden  $  gebracht  hatte.  Ein  nicht  unbedeutender  Teil  des 
Mehrertrages  war  auf  die  Käufe  der  Ententelftnder  zurückzuführen ; 
der  überwiegende  Teil  mußte  jedoch  vom  amerikanischen  Volke  ge- 
tragen werden. 

Infolgedessen  brachte  der  Abgeordnete  John  J.  Fitzgerald  von 
New  York  im  Herbst  1916  im  ReprÄsentantenhause  in  Washington  einen 
Antrag  auf  Erlaß  eines  Ausfuhrverbotes  für  Nahrungs- 
mittel ein. 

Die  Bäckergewerkschaft  richtete  Ende  1916  an  175  der  bedeutendsten 
Zeitungen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Partei,  eine  Rundfrage  über  die  An- 
sichten des  Leserkreises  über  ein  Ausfuhrverbot.  Die  Antworten 
deuteten  darauf  hin,    daß  man    in  den  Großstädten  wie   auch  in 
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den  kleineren  Industriestädten  eine  solche  vom  Kongreß  zu 
beschließende  Einschränkung  befürwortete,  während  die  Ackerbau- 
gegenden, die  aus  der  Preissteigerung  bei  geringeren  Erträgen  be- 
deutenden Nutzen  zogen,  nichts  von  dem  Ausfuhrverbot  wissen  wollten. 
Wo  man  sich  in  Industriekreisen  gegen  das  Ausfuhrverbot  er- 
klärte, geschah  dies  zum  nicht  geringen  Teil  deshalb,  weil  man  Schi- 
kanen Englands  für  den  Bezug  solcher  Rohstoffe  befürchtete,  die  nur 
auf  dem  englischen  Markte  gekauft  werden  können.  Freilich  sind  dies 
im  Grunde  nur  wenige  Stoffe.  Am  ängstlichsten  waren  die  Automobil- 
Erzeuger,  weil  England  den  Rohgnmmi-Markt  fast  ganz  beherrscht. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1917  nahm  die  Teuerung  in  beängstigendem 
Maße  ihren  Fortschritt.  Die  riesige  Ausfuhr  von  Nahrungsmitteln  nach 
England  hatte  die  Preise  so  in  die  Höhe  getrieben,  daß  in  den  armen 
Stadtvierteln  (namentlich  im  östlichen  New  York)  bitteres  Elend 
herrschte.  Sogar  die  fliegenden  Straßenhändler,  die  auf  Kan-eu 
Nahrungsmittel  feilboten,  verschwanden.  Das  Volk  dort,  das  durch  die 
Kriegsindustrie  nicht  bereichert  wird,  weil  es  keinerlei  Anteil  an  ihr 
hat,  kaufte  sein  Brot  jetzt  in  Schnitten;  Salzgurken,  die  es  früher  in 
ganzen  Stücken  kaufte,  wurden  nun  in  halben  und  viertel  Stücken  ver- 
trieben ;  selbst  die  Heringe  wurden  zu  Vierteln  verkauft,  weil  die 
Aermsten  nicht  einmal  mehi-  das  Geld  für  einen  ganzen  Hering  er- 
schwingen konnten.  Auch  Kartoffeln  waren  von  armen  Leuten  kaum 
noch  zu  bezahlen.  Für  5  Cents  gab  es  nur  4  oder  5  Stück,  so  daß 
jede  Kartoffel  mehr  als  4  Pfennige  kostete.  Die  Eier  gingen  so  rasch 
im  Preise  herauf,  daß  die  New  Yorker  Hausfrauen  durch  einen  großen 
Boykott  die  Händler  zwingen  wollten,  Eier  wieder  billiger  auf  den 
Markt  zu  bringen.  Ein  Laib  Brot,  der  früher  für  5  Cents  zu  haben 
war,  kostete  jetzt  6  und  ist  um  Y^  kleiner.  In  den  Frühatüc'ksräumen 
zahlte  man  für  ein  Butterbrot  7  Cents  statt  5.  Alle  Gasthäuser  er- 
höhten ihre  Preise ;  Fleisch  war  bedeutend  gestiegen,  Zucker  beinahe 
unerschwinglich  teuer  geworden. 

Im  Februar  1917  kam  es  in  New  York  zu  Nahrungsmittel - 
Tumulten.  Kartoffeln  kosteten  nun  bereits  8  Cents  das  Pfund, 
mithin  jede  Kartoffel  etwa  8  Pfennige.  Fleisch  war  selbst  für  den 
Mittelstand  unerschwinglich  teuer  geworden.  Für  das  amerikanische 
Pfund  Brot  (=  453  g)  zahlte  man  10  Cents.  Bohnen  waren  so  knapp, 
daß  in  den  billigen  Speisehäusern  an  ihrer  Statt  Ersatzgemüse  aufge- 
tischt wurden.  In  mehreren  Speisehäusern  waren  die  Kartoffeln  von 
der  Karte  gestrichen,  statt  ihrer  gab  es  Reis.  Schweizerkäse  kostete 
das  Pfund  bereits  80  Cts.  Alles  war  teurer  geworden ;  die  Lebens- 
mittel binnen  Jahresfrist  um  etwa  50  Proz.,  Schuhe  25 — 50  Proz., 
Hemden  und  Kragen  15  Proz.  Für  einzelne  Lebensmittel  ging  die 
Steigerung  über  alles  Maß  hinaus,  beispielsweise  betrug  sie  für  Zwiebeln 
600  Proz. 

Der  Bushel  (Scheffel)  Weizen  (Winterweizen  Nr.  2)  kostete  in 
New   York: 

im  Juli  1914  8;  Cts. 

Anfang    1917  191      ,. 

am  U.  April  1917  233     „ 
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Diese  Steigerung  des  Weizenpreises  auf  das  Dreifache  ging  mithin 
weit  über  die  Preissteigerung  in  Deutschland  hinaus.  Aber  auch  ver- 
glichen mit  England  und  Frankreich,  nahm  die  Teuerung  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  schärfsten  Formen  an.  Trotz  des  gewaltigen  Gold- 
stromes, der  ihnen  aus  ihren  Kriegslieferungen  zufloß  —  oder  infolge 
dieses  Goldstromes ?  —  sprangen  die  Lebenskosten  mit  unerhörter 
Schnelligkeit  hinauf.  Im  April  1917  gab  das  Stockholmer  „Afton- 
bladet"  auf  Grund  der  Mitteilungen  eines  schwedisch  -  amerikanischen 
Arbeiters  an:  die  gleiche  Menge  Kartoffeln,  die  man  vor  2  Jahren  für 
1,16  $  bekommen  habe,  bezahle  man  jetzt  mit  10  $;  Mehl  sei  in  der 
gleichen  Zeit  von  4,50  auf  9  $  gestiegen,  Tomaten  von  20  Cents  auf  41, 
Zwiebeln  von  1  $  auf  12,50,  Salat  von  1/2  $  s^uf  3,  Butter  hätte  ihren 
Preis  mehr  als  verdoppelt  und  sei  im  Verhältnis  2 : 5  teurer  geworden, 
Schweizerkäse,  der  35  Cts.  gekostet  habe,  werde  jetzt  mit  80  Cts.  be- 
zahlt, amerikanischer  Käse  sei  von  18  auf  32  gestiegen,  und  während 
man  vor  2  Jahren  einen  Kohlkopf  für  5  Cts.  habe  kaufen  können,  gebe 
man  jetzt  beinahe  das  8-fache  (38  Cents)  daftlr. 

Als  Anfang  Juni  1917  Präsident  Carranza  die  sämtliche  L  e  b  e  n  s - 
mittelausfuhr  von  Mexiko  nach  den  Vereinigten  Staaten 
verbot,  empfand  man  dies  als  eine  unangenehme  Erschwerung  der 
Lage.  Daß  man  mit  dem  Vorhandenen  sparen  müsse,  um  auszukommen, 
wurde  allmählich  auch  dem  größten  Optimisten  klar.  Die  Schaffung 
einer  Lebensmittel-Diktatur,  die  zunächst  bei  der  Presse  und 
der  öffentlichen  Meinung  auf  starke  Ablehnung  stieß,  konnte  nicht  mehr 
hinausgeschoben  werden. 


Dennoch  sprangen  die  Preise  weiter  in  die  Höhe,  sie  lassen  sich 
nur  noch  mit  den  maßlosen  Preisen  des  Bürgerkrieges 
in  Vergeich  stellen. 

Seitdem  Wilson  eine  Milliarde  nach  der  anderen  aufbringt,  um  sie 
in  den  Krieg  hineinzuwerfen,  ist  die  Lage  in  der  Tat  eine  ganz  ähn- 
liche wie  damals.  Die  damaligen  Lebensverhältnisse  der  Sildstaaten 
seien  nur  mit  einem  Worte  gestreift,  da  es  allbekannt  ist,  auf  welche 
märchenhafte  Höhe  dort  die  Preise  für  die  unentbehrlichsten  Lebens- 
bedürfnisse stiegen.  Alle  Angaben  stimmen  darin  überein.  Beispiels- 
weise erzählt  ein  deutscher  Offizier,  der  den  Krieg  auf  Seiten  der 
Konföderierten  beobachtete,  er  habe  in  Charleston,  wo  das  Leben  ent- 
setzlich teuer  war,  Lebensmittel  nur  noch  im  Norden  der  Stadt  ge- 
funden ;  dort  wohnten  auch  der  englische,  französische  und  spanische 
Konsul.  Da  sie  einem  deutschen  und  einem  englischen  Offizier  mit 
Gemüse  und  Früchten  aushalfen,  so  luden  diese  beiden  sie  zu  einem 
einfachen  Diner  mit  Rotwein  in  einem  französischen  Speisehaus  ein. 
Die  Rechnung  betrug  für  7  Kuverts  3000  M.  in  Papier!*) 

In  Richmond,  der  Hauptstadt  der  Konföderierten,  kostete  1  Pfd. 
Fleisch  20  $,  und  ein  Faß  Mehl  200  $  —  während  der  Arbeiter  täg- 
lich nur  8—10  $  verdiente»). 

1)  Scheibert,   Mit  Schwert  und  Feder.    Berlin,  Mittler  A  Sohn,  1903,  S.  161  L 

2)  Friedrich  Kapp,  Aas  und  6ber  Amerik*.  Berlin,  Julia«  Sprinjcer,  1876, 
Bd.  2,  8.  366. 
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Die  üraache  der  furchtbaren  Teuerung  war  keineswegs  nur  die 
Entwertung  des  südlichen  Papiergeldes,  sondern  vor  allem  die  erfolg- 
reiche Blockade  durch  die  Schiffe  der  Nordstaaten.  Innerlich  ver- 
brauchte sich  die  wirtschaftliche  Kraft  der  Konföderierten  schon  in 
den  ersten  beiden  Kriegsjahren  so  stark,  daß  Beauregard  am  9.  Fe- 
bruar 1863  aus  Charleston  mit  Recht  schrieb:  „Unser  Land  erschöpft 
sich  schnell."  Freilich  war  nun  eine  größere  Landfläche  mit  Getreide 
bepflanzt  als  vorher.  ludessen  hatte  1862  arge  Trockenheit  geherrscht 
und  die  Ernte  beeinträchtigt,  so  daß  der  Weizeuertrag  in  Virginia 
nicht  mehr  als  Y*  <^6S  sonstigen  Durchschnitts  betrug.  Aehnlich  miß- 
lang die  Maisernte  in  Südkarolina,  und  in  Alabama  lagen  die  Dinge 
nicht  besser.  Genau  so  ging  es  im  Staate  Mississippi.  Nur  Texas  hatte 
nicht  unter  der  Trockenheit  zu  leiden,  sondern  brachte  die  größte  Ge- 
treideernte hervor,  die  man  dort  bis  dahin  kannte.  Es  versorgte  die 
Schwesterstaaten  mit  Getreide,  Rind-  und  Hammelfleisch. 

Dennoch  konnte  dies  nicht  verhindern,  daß  in  den  meisten  TeUen 
des  Südens  die  Nahrungsmittelpreise  auf  unerträgliche 
Höhe  stiegen.  Der  Gouverneur  des  Staates  Mississippi  sprach  es 
schon  in  der  Botschaft  vom  20.  Dezember  1862  an  sein  Parlament 
aus,  daß  diese  unerschwinglichen  Preise  die  Nahrungsmittel  „außerhalb 
der  Reichweite  vieler  unserer  armen  Mitbürger  bringen".  Der  Gouver- 
neur von  Georgia  schrieb  an  den  Präsidenten  der  Konföderierten, 
Jefferson  Davis :  aus  Mangel  an  Mais  würden  die  Soldatenfamilien  in 
der  Cherokee-Grafschaft  „wahrscheinlich  verhungern".  Von  allen  Seiten 
liefen  Hiobsbotschaften  über  die  Nahrungsmittelknappheit  ein.  Allen 
Ernstes  machte  man  sich  auf  den  Gedanken  gefaßt,  daß  man  alsbald 
genötigt  sein  werde,  Ratten  zu  essen. 

Im  Frühjahr  1863  besserten  sich  die  Zustände;  allein  für  die 
Armen  waren  zu  wenig  Nahrungsmittel  verfügbar,  die  Reichen  dagegen 
waren  dauernd  imstande,  gegen  teures  Geld  ihre  Wünsche  zu  befrie- 
digen. Wer  auf  festes  Gehalt  angewiesen  war,  litt  ebenso  wie  die 
Armen  Not.  Da  man  den  Krieg  dennoch  nicht  abzubrechen  wünschte, 
schob  man  die  ganze  Schuld  den  Wucherern  und  Speku- 
lanten zu.  Die  Zeitungen  führten  die  heftigste  Sprache.  Da  wurde 
den  Kaufleuten  im  Süden  der  Vorwui-f  gemacht,  sie  hätten  „Yankees 
und  Juden  übertroffen"  i).  Am  17.  September  1862  brach  der  Gouver- 
neur Vance  von  Nordkarolina  in  seiner  Botschaft  an  sein  Parlament 
ebenso  über  die  Kriegswucherer  den  Stab.  Nordkarolina  erließ  ein 
Ausfuhrverbot  auf  verschiedene  wichtige  Lebensmittel.  In  Südkarolina 
suchte  man  durch  Gesetze  den  Wucher  zu  hemmen,  ebenso  machten 
es  die  anderen  Einzelstaaten  und  nicht  minder  der  Kongreß  der  Kon- 
föderierten. 

Indessen  war  alles  vergeblich  —  zumal  da  man  kaum  den  Ver- 
such machte,  diese  Gesetze  durchzuführen.  Infolgedessen  kam  es  im 
Frühjahr  1863  zu  schweren  Nahrungsmittelunruhen.  Am  2.  April 
war  in  Richmond  der  Teufel  los.     Früh  morgens  rotteten  sich  mehrere 


1)  „Biohmoad  Examiner"  vom  22.  Juli  1862. 
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Hundert  Frauen  und  Knaben  zusammen:  sie  seien  hungrig  und  müßten 
Brot  haben.  An  die  Spitze  stellte  sich  ein  kriegerisches  Weib  namens 
Mary  Jackson.  Einen  Hut  mit  weißer  Feder  auf  dem  Kopfe,  in  der 
Hand  ein  Bowiemesser,  führte  sie  ihre  Gefolgschaft  nach  dem  Kriegs- 
ministerium und  durch  die  Hauptstraße  (Main  Street)  in  die  Cary  Street, 
wo  sie  in  mehrere  Läden  einbrachen  und  Mehl ,  Schinken ,  Schuhe 
und  andere  Dinge  raubten.  Immer  neuer  Zuzug  kam  heran :  Strolche 
und  Diebe,  Spieler  und  Prostituierte  vermehrten  den  Haufen.  Nun 
ging  es  zurück  nach  Main  Street,  wo  ebenfalls  Laden  geplündert 
wurden.  6000  Männer  und  500  Frauen  waren  es  nunmehr,  die  die 
Glasfenster  der  Läden  zerbrachen  und  Seide  und  Schmuckgegenstande 
verlangten.  Es  gelang  erst  nach  mehreren  Ansprachen,  an  denen  sich 
auch  der  Präsident  Jefferson  Davis  beteiligte,  die  Menge  unter  der 
Drohung,  es  müsse  sonst-  auf  sie  geschossen  werden,  zu  zerstreuen. 

Zum  Glück  erwies  sich  die  Ernte  sowohl  1863  wie  1864  als  sehr 
reichlich.  Nur  für  Baumwolle  war  sie  schlecht.  Doch  hatte  dies  kaum 
Einfluß,  da  die  Hoffnungen,  durch  den  Verkauf  von  Baumwolle  die 
Kriegskosten  zu  decken,  sich  infolge  der  Blockade  doch  nicht  verwirk- 
lichen ließen.  Nur  gingen  die  Preise  immer  weiter  hinauf.  War  doch 
die  Entwertung  des  Papiergeldes  so  weit  fortge.schritten,  daß 
30  $  in  Papier  1  Münzdollar  gleichkamen !  Hatte  ein  kleinerer  Be- 
amter monatlich  126  $  Gehalt  und  wurde  ihm  dies  auf  260  $  erhöht, 
80  konnte  er  auch  damit  unmöglich  auskommen.  Denn  nun  kostete 
das  Faß  Mehl  bereits  300  $.  Selbst  der  Präsident,  dem  ein  Jahres- 
gehalt von  25  000  $  gezahlt  wurde,  schalt  über  die  Wucherer.  Die 
Teuerung  wurde  um  so  schärfer  gefühlt,  als  man  im  Süden  an  ein 
sehr  reichliches  Leben  gewöhnt  war  i). 

Aber  auch  im  Norden  spürte  man  das  Heraufgehen  aller  Preise. 
Auch  dort  grollte  man  den  Wucherern  und  schalt  auf  den  gesamten 
Nahrungsmittelhandel. 

Eine  ähnliche  Teuerung  hatte  man  nur  imRevolationskriege 
(1776 — 1783)  erlebt.  Der  Druck  der  Preise  war,  so  klagte  Washing- 
ton 1778  und  wiederum  1779,  nicht  mehr  zu  ertragen.  Am  4.  Oktober 
1 778  schrieb  er  an  seinen  Freund  Gouverneur  Morris :  „Welcher  Offizier 
vermag  den  Druck  der  Preise  zu  ertragen,  der  zurzeit  bei  allen  not- 
wendigen Gegenständen  eingetreten  ist?  Eine  Ratte  in  der  Gestalt 
eines  Pferdes  ist  nicht  unter  200  Pfd.,  ein  Sattel  nicht  unter  30 — 40 
zu  haben,  Stiefel  kosten  20  Pfd.,  und  Schuhe  und  andere  Artikel  müssen 
in  einem  ähnlichen  Verhältnis  bezahlt  werden.  Wie  ist  es  dem  Offizier 
also  möglich,  ohne  Vermehrung  des  Soldes  auszukommen?  Und  wie 
ist  es  möglich,  den  Truppen  Geldvorschüsse  zu  machen,  wenn  man  an 
verschiedenen  Orten  für  den  Zentner  Mehl  6 — 16  Pfd.,  für  Heu  10  bis 
30  Pfd.  bezahlen  muß,  und  wenn  Rindfleisch  und  andere  unentbehrliche 
Dinge  ebenso  teuer  sind  ?" 

1)  James  Ford  Rhodes,  Hiatory  of  the  United  State*  from  the  oomprüe  o{  1850 
to  the  final  restoration  of  Borne  Rule  at  the  Sonth  in  1877.  New  York,  The  Ifac- 
millan  Company,  1010,  Bd.  5,  S.  359  ff. 
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Am  23.  April  1779  klagte  Washington  von  neuem,  wiederum  in 
einem  Briefe  an  Morris;  „Ein  Wagen  voll  Papiergeld  wird 
kaum  hinreichen,  einen  Wagen  mit  Lebensmitteln  zu 
bezahlen." 

Außerordentlich  bezeichnend  und  wie  auf  die  Gegenwart  gemünzt 
ist  ferner  ein  Brief,  den  Washington  am  30.  Dezember  1778  an  Ben- 
jamin Harrison  richtete :  „Fordert  man  mich  auf,  nach  dem,  was  ich  ge- 
sehen, gehört  und  teilweise  genau  kennen  gelernt  habe,  ein  Gemälde 
der  Zeiten  und  der  Menschen  zu  entwerfen,  so  muß  ich  mit  einem 
Worte  sagen,  daß  Faulheit,  Zerstreuungssucht  und  Ver- 
schwendung in  Amerika  sehr  fest  zu  sitzen  scheinen,  daß  Speku- 
lationsgeist, Veruntreuungen  und  ein  unersättlicher 
Durst  nach  Geld  jede  andere  Betrachtung  überwältigt  und  sich 
fast  jedes  Standes  bemächtigt  haben,  daß  Parteizwiste  und  persönliche 
Streitigkeiten  die  großen  Anlegenheiten  des  Tages  sind,  während  die 
wichtigsten  Sorgen  des  Reichs,  eine  große  und  zunehmende  Schuld, 
zugrunde  gerichtete  Finanzen,  entwertetes  Geld  und  Mangel  an  Kredit, 
der  die  Folge  des  Mangels  an  allem  andern  ist,  wie  untergeordnete 
Dinge  behandelt  und  von  Tag  zu  Tag,  von  Woche  zu  Woche  ver- 
schoben werden,  als  ob  unsere  Angelegenheiten  den  heitersten  Anblick 
darböten ....  Unser  Papiergeld  ist  in  dieser  Stadt  an  einem  Tage 
um  60  Proz.  gesunken,  und  es  würde  mich  nicht  überraschen,  wenn 
sein  Umlauf  innerhalb  einiger  Monate  gänzlich  aufhörte.  Dennoch  ent- 
ziehen eine  Gesellschaft,  ein  Konzert,  ein  Mittag-  oder  Abendessen, 
welches  300 — 400  Pfd.  kostet,  die  Leute  nicht  bloß  aller  Tätigkeit  in 
Geschäften,  sondern  anch  jedem  Gedanken  an  sie,  während  ein  großer 
Teil  unserer  Offiziere  wegen  der  drückendsten  Not  den  Dienst  ver- 
läßt .  .  .  Ich  hege  keinen  Groll  und  deute  nicht  auf  bestimmte  Persön- 
lichkeiten. Ich  versichere  dies  auf  meine  Ehre,  denn  der  Kongreß  hat 
mir  jede  Aufmerksamkeit  erwiesen,  die  ich  möglicherweise  erwarten 
konnte.  Aber  mein  Gemälde  ist  wahr,  wie  ich  bei  meiner  Seele  ver- 
sichere ,  und  ich  bekenne  Ihnen ,  daß  ich  über  die  gegenwärtige 
Lage  der  Dinge  bekümmerter  bin,  als  ich  es  je  seit  dem  Beginn  des 
Streites  war." 

Je  länger  der  Krieg  dauerte,  desto  schwerer  wurde  die  Teuerung. 
Im  Jahre  1782  klagte  der  Oberbefehlshaber  der  amerikanischen  Truppen 
im  Süden,  General  Greene:  seit  länger  als  2  Monaten  gehe  der  S.Teil 
der  Soldaten  dort  völlig  nackt  oder  trage  höchstens  Beinkleider 
und  verlasse  niemals  das  Zelt,  „während  der  Rest  so  struppig  wie 
Wölfe  aussieht.  Im  Punkte  der  Lebensmittel  ist  unsere  Lage 
wenig  besser.  Unser  Rindfleisch  ist  bloßes  Aas,  und  so 
schlecht  es  ist,  fehlt  auch  dieses  uns  häufig." 

Der  Brief  Greenes  vom  13.  August  1782  ist  heute  von  besonderem 
Interesse,  wenn  man  ihn  mit  dem  amtlichen  Bericht  des  damaligen 
Kriegsministers,  Generals  Benjamin  Lincoln,  zusammenhält,  der  näm- 
lich im  Herbste  desselben  .Jahres,  obwohl  er  wußte,  daß  er  damit  die 
ärgste   Lüge    niederschrieb,    an   Franklin,   den    Gesandten    der  jungen 


I 


Miszellen.  346 

Bepublik  in  Paris,  schrieb:  „Wir  haben  jetzt  eine  bessere  Armee  im 
Felde,  als  zu  irgendeiner  früheren  Zeit  des  Krieges.  Die  Leute  aind 
gut  gekleidet,  und  die  Kriegszucht  ist  vortrefflich"  *). 

Und  doch  lagen  dein  Kriegsminister  nicht  nur  die  trostlosen  Mel- 
dungen des  Generals  Greene,  sondern  auch  die  genau  ebenso  hoffnungs- 
los lautenden  des  Generals  Washington  vor.  Dieser  schrieb  in 
seinem  Bericht  vom  2.  Oktober  1 782 : 

.Die  Hoffnung  ist  vergeblich,  daß  Militairs  sich  ruhi^  mit  bloßen  Rationen 
begnügen  werden,  wenn  die  bürgerlichen  Beamten,  die  nicht  die  Hälfte  unserer 
Mühen  zu  ertragen  haben,  ihre  Gehälter  regelmäßig  ausgezahlt  erhalten.  Denken 
Sie  sich  nur  die  Beschämung,  der  selbst  Generale  ausgesetzt  sind,  daß  man  einen 
französischen  Offizier,  einen  besuchenden  Freund  oder  einen  reisenden  Bekannten 
zu  keinem  anderen  Mahle  einladen  kann,  als  zu  stinkendem  Branntwein 
heiß  von  der  Blase  weg,  und  nicht  einmal  immer  zu  dem,  und  zu  einem  Bissen 
Rindfleisch  ohne  Gemüse.  —  Ich  könnte  Anekdoten  von  Elend  und  Vaterlands- 
liebe erzählen,  die  in  der  Geschichte  der  Menschen  kaum  je  erreicht  und  nie  über- 
troffen worden  sind.  Sie  können  mir  aber  glauben,  die  Langmut  und  Geduld 
dieser  Armee  sind  fast  erschöpft,  und  es  herrschte  nie  ein  so  unzufriedener 
Geist,  als  in  diesem  Augenblicke.  Es  ist  hohe  Zeit,  daß  wir  Frieden 
schließen." 

In  der  Tat  war  es  die  höchste  Zeit,  daß  es  kurz  darauf  znm 
Frieden  kam,  da  die  Teuerung  die  unerträglichsten  Formen  angenom- 
men hatte.  Das  junge  Staatswesen  hatte  noch  viele  Jahre  später 
unter  den  traurigen  Verhältnissen  zu  leiden,  in  die  es  durch  die  lange 
Dauer  des  Revolutionskrieges  hineingestellt  wurde.  Die  Kriegsteue- 
rung machte  sich  noch  lange  Zeit  danach  insbesondere  in  schwerstem 
Geldmangel  für  alle  öffentlichen  Angelegenheiten  geltend,  so  daß  die 
Lebensfähigkeit  der  nordamerikanischen  Union  in  den  ersten  2  Jahr- 
zehnten auch  von  freundlichen  Beobachtern  als  sehr  gering  angesehen 
wurde.  Allmählich  erst  stellte  sich  eine  Besserung  ein.  Aber  noch 
der  Krieg  der  Jahre  1812 — 1814  gegen  England  zeigte  die  Union  nicht 
eben  in  glänzenden  Verhältnissen. 

Dann  erst  kam  der  große  wirtschaftliche  Aufschwung, 
der  namentlich  durch  die  Besiedelung  des  Westens  herbeigefflhrt  wurde. 
Nachdem  1830  der  Bau  von  Eisenbahnen  begonnen  hatte,  mehrte  sich 
der  Reichtum  des  Landes  schnell,  so  daß  man  1860,  als  die  Vorboten 
des  Bürgerkrieges  wie  ein  schweres  Gewitter  über  das  Land  zogen, 
vertrauen  mochte,  wirtschaftlich  einem  Sturm  gewachsen  zu  sein.  In- 
dessen führte  die  lange  Dauer  des  Krieges  Verhältnisse  herbei,  wie  man 
sie  doch  nicht  für  möglich  gehalten  hätte  —  und  wie  sie  nun  im  Jahre 
1917  wiederkehren. 


Dies  ist  das  auffallendste  an  der  Preisgestaltung  der  Gegen- 
wart in  Nordamerika,  daß  schon  vor  dem  Beginn  eigentlicher  Kriegs- 
handlungen  und    vor  Einberufung   der   großen  Truppenmassen,  die  auf 


1)  Franklin,  Worka,  Bd.  9,  S.  413. 
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Wilsons  Programm  stehen,  die  Teuerung  mit  Riesenschritten  vorwärts- 
schritt. Schon  seit  Anfang  1917  sind  die  Preise  erreicht  oder  über- 
schritten, die  sich  erst  gegen  Ende  des  Bürgerkrieges  einstellten. 

Nehmen    wir    die    Verhältnisse    des    Getreidemarktes.      Die 
Großhandelspreise  für  Winterweizen,  Mais  und  Weizenmehl  betrugen  *) : 


Winterweizen 

Mai.s 

Weizenmehl 

Fahre 

1  Bcheffel 

1  Scheffel 

1  Faß  (barrel) 

1 

$ 

1 

1861 

0,940 

ü,284 

8,376 

1862 

O  8S6 

O  2B6 

8,886 

1863 

1,098 

O  687 

— 

1864 

I,47G 

1,087 

— 

1865 

1,417 

0,681 

— 

1866 

2,100 

0,492 

l6,488 

1867 

2,160 

0,886 

l6,125 

1868 

Frühling 

1,782 

0,900 

14  686 

1869 

Frühling 

1.189 

0,610 

11,876 

1870 

0818 

0,729 

0,260 

1914 

1,006 

0.696 

4,S6S 

1915 

1,807 

O,7S0 

5,860 

1916 

1,861 

0,8!6 

6,364 

1917 

Jan./Mftn 

1,893 

1,810 

8,888 

Sowohl  für  Weizen  wie  für  Mais  sind  also  die  Großhandelspreise 
schon  zu  Anfang  1917  mit  einem  gewaltigen  Sprung  (gegenüber  dem 
Vorjahre  um  mehr  als  60  Proz.)  gestiegen  und  haben  in  beiden  Fällen 
einen  höheren  Stand  erreicht,  als  er  während  der  ganzen  Jahre  des 
Bürgerkrieges  herrschte.  Freilich  kletterten  die  Preise  für  Winterweizen 
damals  in  den  beiden  Jahren  nach  Friedensschluß  noch  höher  — 
was  auch  für  die  Gegenwart  einen  Vorgeschmack  des  Kommenden 
geben  mag. 

Aehnlich  scharfe  Preissteigerungen  sind  für  andere  Nahrungs- 
mittel zu  verzeichnen: 

Großhandelspreise : 


Gelbetf  Maismehl        Butler 

ESse 

Jahre 

1  Faß 

1  Pfd. 

1   Pfd. 

1 

$ 

$ 

1861 

3,826 

0,164 

0,078 

1862 

3,818 

0,186 

O.073 

1863 

4,688 

0,28S 

0,120 

1864 

7,000 

0,386 

0,166 

1865 

6,888 

0,S9S 

0,178 

1866 

4,800 

0,444 

0,18S 

1867 

6,126 

0,326 

0,168 

1868 

6,800 

0,433 

0,164 

1869 

5,288 

0,4 14 

0,18I 

1870 

5,160 

0,346 

0,144 

1914 

1,671 

0,288 

0,144 

1915 

1,726 

0,286 

0,142 

1916 

2,060 

0,327 

0,174 

1917 

2,717 

renden   Tabellen 

0,400 

entnehme  ich  ^ 

0,224 

1)  Diese   und   die  fol 

rerschied 

des  „New  York  Times  Annalist", 

Jahrgang 

1917. 
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OroBh 

andelap 

reise: 

Jahre 

Eier 
IDtzd 

Frische  Milch 
1  Quart 
(0,946  1) 

,„„.    ,             Weiße 
f-^r          Kartoffeln 
*  ""•           1  Scheffel 

Bohnen 
1  Scheffel 

$ 

1 

t 

1 

t 

18G1 

0,144 

0,060 

0,066 

2,000 

2,078 

1862 

0,1(8 

0,040 

0,078 

2,136 

2,718 

1863 

U,308 

— 

0,10t 

2,188 

2,866 

1864 

0.261 

— 

0,168 

3,760 

2,816 

1866 

0,294 

— 

0,188 

3,000 

2,644 

1866 

0,284 

0,071 

0,107 

3.1«» 

2,876 

1867 

0,274 

0,076 

0,108 

3, »89 

4,000 

1868 

0,521 

0,078 

0,111 

4,000 

5.«08 

1869 

0,813 

0,078 

0116 

2,818 

3,988 

1870 

0,S18 

0,068 

0,097 

2,600 

2,499 

1914 

0,366 

0,086 

0,047 

0,698 

4,083 

1915 

0,267 

0,086 

0,066 

0,4  6  6 

5.81» 

191« 

0,29S 

0,089 

0,068 

■  111 

8,460 

1917  Jan 

./März    0  399 

0,060 

0,069 

2,180 

11,617 

Großh 

andelsp 

reise: 

Rind- 

Schweine- 

fleisch 

fleisch 

Schweine-         Süßer 

Gesalzenes 

Jahre 

100  Pfd 

100  Pfd. 

fleisch 

1         Schinken       '^°' 

»eine-        specs 

Lebend- 

Lebend- 

1  Pfd 

1  Pfd. 

IieiBCD 

1   rra. 

gewicht 

)te  wicht 

1    "'" 

ran 

S 

$ 

$ 

$ 

$ 

1 

1861 

3,876 

4,188 

0,056 

0,067 

16, 

*S8 

0,088 

1862 

3.1S6 

3.000 

0,048 

0,089 

'I. 

876 

O,0T8 

1863 

4,000 

3.786 

0,062 

0,163 

•4. 

688 

0,100 

1864 

6,063 

8,438 

0,103 

0,214 

32. 

760 

0,168 

1865 

7,626 

12,063 

0,146 

0,340 

3'. 

000 

0,191 

1866 

6,988 

10,160 

0,169 

0,249 

30, 

876 

0,188 

1867 

7,063 

6,488 

0,1 16 

0,241 

22,938 

0,126 

186tl 

Ö,7S0 

8,000 

0,183 

0,182 

26, 

281 

0.1 64 

1869 

5,488 

9,188 

0,148 

0,186 

30 

40« 

0,178 

1870 

5,760 

8.G00 

0,143 

0,206 

27. 

938 

0,144 

1914 

9,039 

8,871 

0,1»2 

0,167 

-2, 

786 

0  104 

1915 

8,702 

7,169 

0,1 16 

0,1  63 

18, 

317 

0,094 

1916 

9,678 

9,608 

0  149 

0,186 

26, 

770 

0,186 

1917  Jan./März 

11,177 

12,684 

0,179 

0,»12 

33, 

846 

0,173 

Endlich    i 

seien    n 

lOch    die 

Preise 

für    einige 

andere 

wichtige 

Lebensb 

edürfnisse  wieder 

gegeben 

OroBh 

andelsp 

reise: 

Jahre 

Weiße«          Baumwolle 
S«l                  (Upland 
Fahren-         «:iji;„„N 
.    ,              Middlmg) 

■""'               1  Pfd. 

Wolle 
1  Pfd. 

Roheisen 
1  t 

Stabeisen 
1  t 

'    *                  1    t 

$ 

1 

$ 

$ 

$ 

$          ) 

1861 

33. 

26 

0,1  64 

0,680 

20,26 

60,88 

3,»J6               4,»t8 

1862 

33.76 

0,400 

0,7  6  6 

23,88 

70,4! 

3,700              6,«7» 

1863 

4°. 

76 

0,7S6 

1,186 

35.«'» 

91,04 

6,088               7,760 

186-J 

55. 

00 

1,080 

1,890 

59.«» 

146.46 

9,600              9,68» 

1865 

63, 

7S 

0,833 

1,288 

46,11 

103,88 

9.088            10,7*8 

1866 

72,00 

0,409 

0,986 

46,88 

98,1s 

9,616              9,068 

1867 

64, 

26 

0,2  7  6 

0,798 

44.1« 

87,08 

5,760              7,«»8 

1868 

58, 

,76 

0,261 

0,708 

39.«» 

85,88 

5,876               7.18» 

1869 

57, 

60 

0,292 

0,748 

40,68 

8l,«8 

6  116  •           7.«»» 

1870 

5V8 

0,214 

0,096 

33.«» 

78,96 

5,400              6,788 

1914 

29 

68 

0.121 

0,440 

12,873 

35.8*0 

5  081               »,10» 

1916 

28, 

,18 

0,10! 

0,6  71 

13.7*1 

38.8T« 

5.046               2,10« 

1916 

3«. 

,89 

0,146 

O,«80 

19,760 

73.«*« 

5.464               3,87t 

1917  ,T.in,;,Iuni 

0,1  98 

0,967 

36,8*2 

97,731 

5  88*              4.8SS 
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Im  Durchschnitt  wuchsen  die  Großhandelspreise  für  diese 
24  Warenklassen,  die  zum  Leben  am  unentbehrlichsten  sind,  wahrend 
der  Jahre  1861 — 1870  um  165  Proz ,  während  die  Steigerung  der- 
selben Warenklassen  (ebenfalls  für  die  Großhandelspreise)  zwischen  den 
Jahren  1914  und  dem  1.  Vierteljahr  1917  sich  bereits  auf  79  Proz. 
stellte. 

Gibt  man  sich  aber  nicht  mit  dem  Gesamtbilde  zufrieden,  sondern 
dringt  in  die  Einzelheiten  ein,  so  enthüllt  sich  die  überraschende  Tat- 
sache, daß  wahrend  des  zweiten  Jahres  des  Bürgerkrieges 
(1862)  die  Preise  fast  überall  niedriger  waren  als  im  1.  Kriegs- 
jahre, und  daß  die  gleiche  Erscheinung  1915  eintrat  —  während  als- 
dann die  Steigerung  im  Weltkriege  der  Gegenwart  weit  schneller 
vor  sich  ging  als  damals.  Nachdem  der  heutige  Krieg  2  Jahre  über 
das  Land  gegangen  war,  betrug  die  durchschnittliche  Steigerung  der 
Großhandelspreise  erst  27  Proz.,  während  sie  im  Laufe  de.s  Jahres 
1916  um  52  Proz.  zunahmen. 

Der  große  Unterschied  zwischen  der  Wirtschaftsgestaltung 
Nordamerikas  währenddes  Bürgerkrieges  und  während  des  W e  1 1 - 
krieges  unserer  Tage  liegt  darin,  daß  man  damals  imstande  war, 
sich  noch  mit  Lebensmitteln  aus  den  angrenzenden  Ländern  und  aus 
Europa  zu  versorgen,  wahrend  man  heute  aus  dem  Todesringen  der 
europäischen  Völker  ein  gutes  Geschäft  zu  machen  sucht,  indem  man 
neben  gewaltigen  Lieferungen  von  Mordgerät  auch  eine  Nahrungsmittel- 
ausfuhr gewaltigen  Umfangs  trieb  —  ohne  Rücksicht  auf  die  eigenen 
Lebensbedürfnisse.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  sich  dadurch  selbst 
eines  Teils  ihrer  Nahrungsquellen  beraubt  —  und  müssen  nun  den  Preis 
dafür  zahlen. 

Zum  Teil  noch  mehr  als  die  Preise  des  Großhandels  sind  die  des 
Kleinhandels  gestiegen.  Die  folgenden  Zahlen  müssen  dies  ver- 
deutlichen : 

Kle  in  band  eispreise: 


i 


15.  Juli 

15.  Juni 

1914 

1915 

1916 

1917 

$ 

8 

$ 

s 

Eier  (1  Dutzend) 

o.soo 

0,378 

0,S19 

0,40* 

Butter  (1  Pfd.) 

0,$4S 

0,S43 

0,366 

0,469 

Milch  (1  Quart  =  0,946  1) 

0,088 

0,087 

0,088 

0,10« 

Brot  (1   Laib  von   16  Unzen) 

0,066 

O,06S 

0,068 

0,085 

Weizenmehl  (1  Sack  von    '/,  Faß) 

0,787 

I,00S 

0,927 

I,97S 

Maismehl  (1  Pfd.) 

0,0  Sl 

0,033 

0,033 

0,086 

Kartoffeln  (V,  Scheffel) 

0,406 

0,33S 

0,362 

0,980 

Znelter  (1  Pfd.) 

O,06S 

0,070 

0,087 

0,093 

Sirloin  stcak  (1  Pfd.) 

0,270 

0,3«6 

0,887 

0,338 

Kound  Steak  (1  Pfd.) 

0,S46 

0,240 

0,860 

0,301 

Rib  roast  (1  Pfd.) 

O,«0S 

0,306 

0,320 

0,3«! 

Chuck  roast  (1  Pfd.) 

0,175 

0,167 

0,179 

0,J33 

Plate  beef  (1  Pfd.) 

0,187 

0,133 

0,1S2 

0,170 

Pork  chops  (1  Pfd.) 

0,338 

0,311 

0,2S4 

O,S09 

Schweinefleisch   (1  Pfd.) 

0,37S 

0,370 

0,390 

0,4«6 

Schinken  (1  Pfd.) 

0,87  9 

0,366 

0,838 

0,S91 

Speck  (1    Pfd.) 

0,164 

0,146 

0,808 

0,280 

Hühner  (1   Pfd.) 

0,«19 

0,308 

0,341 

0,988 
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Die  Steigerung  iat  also  von  der  Mitte  des  Jahres  1916  auf  1917 
mit  außerordentlicher  Gewalt  erfolgt.  Für  Weizenmehl  hat  sich  der 
Preis  in  dieser  kurzen  Frist  mehr  als  verdoppelt,  für  Kartoffeln  ist  er 
beinahe  auf  das  3-fache  gestiegen.  Seither  sind  die  Preise  weiter  un- 
geheuerlich in  die  Höhe  gegangen.  Die  „New  York  Times",  deren 
•wirtschaftlicher  Wochenausgabe  (The  Annalist)  ich  diese  Ziffern  ent- 
nehme, hat  berechnet,  daß  die  Lebensmittelpreise  für  den  Kleinhandel 
vom  1.  Oktober  1915  bis  1.  Januar  1917  im  Durchschnitt  um  65  Punkte 
stiegen  —  vom  1.  Januar  bis  31.  Mai  1917  um  85  Punkte!  Während 
der  ersten  beiden  Kriegsjahre  verteuerte  sich  der  Kleinhandelspreis  ftlr 
Weizenmehl  um  27  Proz.,  während  er  im  3.  Kriegsjahre  um  127  Proz. 
in  die  Höhe  sprang ! 

Jedenfalls  hat  die  Teuerung  in  den  Vereinigten  Staaten  auf 
manchen  Gebieten  nunmehr  eine  Höhe  erreicht,  die  die  Preissteigerung 
in  Deutschland  noch  übertrifft.  Aller  Voraussicht  nach  dürfte  die 
Preiskurve  in  Nordamerika  dieses  scharfe  Ansteigen  noch  fortsetzen. 
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VIII. 

Die  bisherige  Entwicklung  des  Fanamakanals. 

Von  Dr.  Bicibard  Hennig,  Berlin. 

In  einer  Zeit,  wo  die  deutsche  Handelsschiffahrt,  mit  Ausnahme 
eines  bescheidenen  Ueberrestes  in  der  Ostsee,  zum  völligen  Still- 
stand verurteilt  ist,  kann  es  nicht  weiter  überraschen,  daß  den  großen 
Vorgängen  im  überseeischen  Weltverkehr  bei  uns  gar  keine  oder  nur 
sehr  geringe  Aufmerksamkeit  gewidmet  wird.  So  hat  der  Panamakanal, 
der  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriegsausbruch  sich  regen  Interesses 
in  Deutschland  erfreute  und  der  zeitweilig  (Juli  1912)  sogar  im  Brenn- 
punkt des  weltpolitischen  Geschehens  stand,  neuerdings  hier  so  gut  wie 
gar  keine  Beachtung  mehr  gefunden.  Seine  ErOffnuug  fiel  ja  gerade  in  die 
allerersten  Wochen  des  Weltkrieges  und  fand  daher  unter  dem  denkbar 
ungünstigsten  Stern  statt:  amerikanische  Eitelkeit  hatte  gehofft,  daß 
das  Fest  der  Kanaleröffnung  die  größte  Feier  werden  würde,  die  jemals 
alle  Kulturnationen  vereinigt  habe  —  nun  ging  es  sang-  und  klanglos 
von  statten,  und  ein  großer  Teil  der  Kulturmenschheit  erfuhr  erst 
Wochen  und  Monate  nach  dem  Erreignis  mehr  oder  weniger  zufällig, 
daß  in  der  Zeit  wilder  Erregung  des  Erdballs  u.  a.  auch  der  Kanal 
das  Licht  der  Welt  erblickt  habe,  der  fast  4  Jahrhunderte  lang  unzählige 
Köpfe  beschäftigt  hatte. 

Bald  4  Jahre  ist  nun  der  Panamakanal  bereits  im  Betriebe,  und 
68  ziemt  sich  daher  wohl,  einmal  genauer  zu  prüfen,  was  er  geleistet 
und  inwieweit  er  die  auf  ihn  gesetzten,  hochfliegenden  amerikanischen 
Hoffnungen  erfüllt  hat.  Noch  dauert  der  Krieg  fort,  der  die  deutsche 
Handelsflotte  vorübergehend  von  den  Weltmeeren  fortgefegt  hat,  aber 
die  sichere  Hoffnung  auf  ein  baldiges  siegreiches  Ende  des  Krieges 
rechtfertigt  es,  wenn  man  sich  auch  in  Deutschland  langsam  mit  den 
zum  Teil  recht  bedeutenden  Aenderungen  vertraut  macht,  die  im  über- 
seeischen Verkehrsleben  gegenüber  der  Zeit  bis  1914  eingetreten  sind. 
Die  unbedingt  einschneidendste  Neuerung  wird  das  Vorhandensein  des 
Panamakanals  darstellen.  Was  nun  hat  dieser  bisher  der  Menschheit 
bedeutet,  und  inwieweit  hat  er  den  auf  ihn  gesetzten  Erwartungen  ent- 
sprochen ? 

Gerade  in  den  letzten  2  bis  3  Jahren  vor  Kriegsausbruch  schwankte 
das  Urteil  über  den  technischen  und  wirtschaftlichen  Wert  des  Kanal- 
baus in  ungewöhnlich  weiten  Grenzen.  Optimisten  waren  geneigt,  den 
Kanal  in  seiner  Bedeutung  für  den  internationalen  Güteraustausch  auf 
dieselbe  Stufe  wie  den  Suezkanal,  vielleicht  sogar  noch  höher,  zu  stellen. 
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Demgegenaber  erhoben  jedoch  auch  Pessimisten  ihre  Stimme,  und  zwar 
gerade  kurz  vor  Kriegsausbruch  in  steigender  Häufigkeit,  mahnten  zu 
äußerster  Skepsis  und  behaupteten,  der  Kanal  werde  sich  sowohl  tech- 
nisch  wie  wirtschaftlich  nahezu  als  ein  vollkommenes  Fiasko  erweisen. 

Beide  extreme  Urteile  haben  sich  in  gleichem  Maße  als  irrig  er- 
wiesen. Die  auf  den  Kanal  gesetzten  Hoffnungen  sind  nur  zum  kleinen 
Teil  in  Erfüllung  gegangen,  und  weit  davon  entfernt,  eine  rentable  An- 
lage zu  sein,  verschlingt  die  Wasserstraße  noch  Jahr  für  Jahr  ganz  ge- 
waltige Betriebs-  und  Unterhaltungskosten.  Der  Krieg  ist  hieran  nur 
zum  Teil  schuld,  denn  wenn  auch  deutsche  und  Osterreichische  Schiffe 
bisher  im  Kanal  naturgemäß  überhaupt  nicht  vertreten  waren,  und  wenn 
auch  der  sonstige  Weltschiffsraum  durch  den  Krieg  sehr  in  Anspruch 
genommen  oder  vernichtet  und  jedenfalls  dem  Kanal  entfremdet  worden  ist, 
so  hat  doch  andererseits  die  abschreckende  Wirkung  des  deutschen  U- 
Boot-Krieges  insofern  einen  förderlichen  Einfluß  auf  den  Panamakanal- 
Verkehr  ausgeübt,  als  erhebliche  Bruchteile  der  neutralen,  dazu  auch 
der  amerikanischen  und  vor  allem  der  japanischen  Handelsschiffahrt 
aus  den  Sperrgebieten  der  europäischen  Gewässer  verscheucht  und  in 
die  ungefährlicheren  amerikanischen  und  ostasiatischen  Meere  gewechselt 
sind.  Das  Bestreben  der  Vereinigten  Staaten,  den  europäischen  Entente- 
ländern von  den  eigenen  Vorräten  tunlichst  mehr  abzugeben,  als  der 
Bedarf  der  eigenen  Bevölkerung  eigentlich  gestattet,  hat  im  übrigen 
dazu  geführt,  daß  die  Union  das  eigene  Manko  zum  Teil  aus  asiatischen 
und  australischen  Beständen  zu  decken  genötigt  ist.  Auch  hierin  äußert 
sich  sicherlich  ein  belebender  Einfluß  auf  den  Verkehr  im  Panamakanal. 

Andererseits  haben  sich  die  Befürchtungen  für  den  Kanal,  die  vor 
dem  Kriege  von  Skeptikern  geäußert  wurden,  nur  zum  Teil  als  berechtigt 
erwiesen.  Gänzlich  unzutreffend  waren  die  Besorgnisse,  die  sich  auf 
die  Möglichkeit  einer  unzureichenden  Wasserversorgung  des  Kanals  be- 
zogen. Zwar  stützten  sie  sich  auf  die  Autorität  des  Altmeisters  Otto 
Intze,  der  dereinst  abgeraten  hatte,  den  Panamakanal  zu  bauen,  weil 
bei  diesem  die  Wasserversorgungsfrage  sich  nicht  befriedigend  werde 
regeln  lassen  '),  und  dafür  dem  Nikaraguakanal  das  Wort  geredet  hatte. 
Mißverständliche,  etwas  unklare  Angaben  der  Kanalverwaltung  kamen 
hinzu,  um  1913  und  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1914  gerade  in 
Deutschland  warnende  Stimmen  zum  Erklingen  zu  bringen,  daß  unge- 
nügende Niederschläge  und  starke  Versickerungen  im  Stausee  die  dauernde 
Benutzbarkeit  des  Kanals  arg  in  Frage  zu  stellen  schienen  *),  Die 
Kanalverwaltung   sorgte   zwar  dafür,    daß  diesen  Unkenrufen  entgegen- 


1)  Vortrag  vom  4.  April  1894  im  Aarhener  Bezirksverein  deutlicher  Ingenieure 
(abgedruckt  in  der  „Zeitschr.  des  Vereins  deutsclier  Ingenieure",  1894,  S.  1132):  „Es 
war  immer  fraglicii,  ob  die  nötige  Wasaermenge  lur  Speisung  der  Scbeitetstrecke  ge- 
funden worden  wäre  ...  Es  siud  große  Zweifel  aufgeütiegen,  ob  man  jemals  am  Pana- 
makanal die  nötigen  Bctriebswnssermcngen  in  trockner  Zeit  aus  den  in  Frage  kommenden 
Wasserläufen  würde  entnehmen  können." 

2)  Obering.  W.  Ewald:  Trübe  Aussichten  für  die  Wasserversorgung  des  Panama- 
kanals,   in  „Weltverkehr  und  Weltwirtschaft",  Februarheft  1914,  8.  426. 
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getreten  wurde '),  aber  erst  heute  darf  man  wohl  endgültig  zugeben, 
daß  diese  Besorgnisse  durchaus  gegenstandlos  waren. 

Berechtigter  ist  dagegen  eine  andere  sehr  ernste  Befürchtung  tech- 
nischer Art  gewesen,  über  die  bis  heute  noch  nicht  das  letzte  Wort  ge- 
sprochen werden  kann,  der  Hinweis  nämlich  darauf,  daß  der  fertige 
Kanal  noch  oftmals  erhebliche,  ja  selbst  katastrophale  Betriebsstörungen 
erfahren  werde  von  den  zahlreichen  Böschungseinstürzen  im  Culebra- 
und  Cucarachaeinschnitt  der  Gebirgsdurchbruchstrecke.  Bis  Ende  1912 
waren  während  der  Bauarbeiten  insgesamt  26  größere  und  kleinere  Ab- 
rutschungen an  den  Böschungen  vorgekommen '),  darunter  einige  von 
geradezu  unheimlich  großem  Umfang.  Nicht  weniger  als  21 — 22  Mill. 
Kubik-yards  Erdreich  mußten  infolge  der  Abstürze  bis  Anfang  1913  mehr 
beseitigt  werden,  als  es  sonst  nötig  gewesen  wäre  ^).  Um  Mitte  1912 
hatte  man  im  Kanalbereich  18  von  Abstürzen  bedrohte  Stellen,  die  3 
größten  davon  im  Umfang  von  47,  51  und  63  acres  Umfangt).  Ohne 
die  Böschungseinstürze,  deren  man  mit  keinem  Mittel  Herr  zu  werden 
vermochte,  hätte  der  Kanal  schon  im  Juni  1912  dem  Betrieb  übergeben 
werden  können.  Nun  zog  sich  die  Eröffnung  bis  zimi  Sommer  1914 
hin,  da  auch  1913  noch  wiederholt,  so  besonders  am  16.  Mai  und  5.  Sep- 
tember, katastrophale  BOschungseinstürze  zu  verzeichnen  waren,  welche 
die  Arbeiten  jedesmal  um  mehrere  Monate  verzögerten.  Es  wurde  von 
vornherein  darauf  hingewiesen,  daß  auch  im  günstigsten  Falle  noch 
mehrere  Jahre  vergehen  mußten,  bevor  der  labile  Zustand  der  Böschungen 
einer  leidlichen  Festigung  Platz  machen  werde,  so  daß  auch  der  betriebs- 
fertige Kanal  noch  mit  Verschüttungen  zu  rechnen  haben  werde. 

Die  Vorhersage  traf  ein,  und  die  Schiffahrt  hatte  von  den  unsicheren 
Verhältnissen  im  Kanal,  mindestens  bis  ins  Jahr  1916  hinein,  wieder- 
holt sehr  empfindlich  zu  leiden.  Am  15.  August  1914  war  die  Wasser- 
straße endgültig  dem  Betriebe  übergeben  worden.  Schon  am  14.  Ok- 
tober mußte  infolge  eines  Absturzes  der  Kanal  auf  einige  Tage  gesperrt 
werden.  Am  31.  Oktober  wiederholte  sich  ein  solches  Ereignis,  wodurch 
die  gerade  im  Kanal  befindlichen  Schiffe  einen  Aufschub  von  einer 
ganzen  Woche  erlitten.  Unter  ihnen  befand  sich  der  große  amerikanische 
Doppelschraubendampfer  „Arizona"  (8762  t),  dessen  Reeder  der  Kanal- 
verwaltung für  den  unfreiwilligen  Aufenthalt  eine  Entschädigungsforde- 
ung  von  3150  $  zugehen  ließen.  Bezeichnenderweise  wurde  diese  Forde- 
rung jedoch  abgelehnt,  und  die  Kanalverwaltung  erklärte  sich  grund- 
sätzlich nicht  haftbar  für  alle  durch  Abstürze  entstehenden  Schiffs- 
aufenthalte und  Schiffsbeschädigungen.  Ein  dritter  Absturz  fand  An- 
fang Dezember  1914  statt,  ein  vierter  am  8.  März  1915.  Alle  vorauf- 
gegangenen Ereignisse  ähnlicher  Art  wurden  jedoch  in  Schatten  gestellt 
durch  einen  Absturz  von  wahrhaft  ungeheuerlichen  GrOßenverhältnissen, 

1)  Prof.  Dr.  W.  L  u  t  z -Panama,  Zur  Frage  der  Wasserversorgung  des  Panama- 
kanals, in  ,, Weltverkehr  und  Weltwirtschaft",  August-Septemberheft  1914,  S.   178. 

2)  Offical  Handbook  of  the  Panama-Canal,  3.  edit.,  p.  33,  Ancon  1913. 

3)  Ebendort  p.  36. 

4)  Annual  Report  of  the  Isthmian  Canal  Commission  for  the  fiscal  jear  ending 
June  30,  1912,  p.  162,  Washington  1912. 
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der  am  4.  August  1915  eiusotztu  und  eiuige  Wochen  anhielt,  bis  schließ- 
lich am  18.  September  der  Kanalbetrieb  auf  nicht  absehbare  Zeit  völlig 
eingestellt  werden  mußte.  30  Schiffe  wurden  dadurch  an  der  Weiter- 
reise verhindert  und  mußten  den  weiten  Weg  ums  Kap  Hörn  antreten. 
Etwa  10  Mill.  Kubik-yards  Erdmassen  waren  in  die  Wasserstraße  hin- 
untergestürzt !  Zuerst  hieß  es,  der  Kanal  müsse  bis  Ende  Oktober  ge- 
schlo8.sen  bleiben,  dann  wurde  der  Termin  der  Wiedereröffnung  auf  De- 
zember, dann  auf  März  vertagt,  und  schließlich  hieß  es  gar,  die  Sperrung 
werde  wohl  ein  ganzes  Jahr  dauern  müssen.  Nach  210-tftgiger,  gänz- 
licher Stockung  des  Durchgangsverkehr  wurde  dann  der  Betrieb  end- 
lich am  15.  April  1916  wieder  aufgenommen.  Am  31.  Mai  1916 
fand  jedoch  bereits  wieder  ein  kleiner  Absturz  statt,  dann  wiederum 
am  30.  August  191(}  und  in  Amerika  wurden  nun  Stimmen  laut,  daß 
infolge  der  Unmöglichkeit,  der  BOschungseinstürze  Herr  zu  werden,  der 
ganze  Kanal  verloren  scheine  ^). 

Trotzdem  scheinen  in  der  Folge  die  Störungen  durch  gleitende 
Böschungen  geringer  und  seltner  geworden  zu  sein.  Vom  9.  Januar 
1917  wurde  nochmals  ein  Einsturz  gemeldet,  der  aber  anscheinend  wieder 
nur  von  bescheidener  Bedeutung  war.  In  dem  seither  verflossenen  Jahr 
ist  von  ähnlichen  Ereignissen  nichts  mehr  bekannt  geworden,  doch  ist  es 
nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Nachrichten  hierüber  absichtlich  unter- 
drückt werden,  seitdem  die  Vereinigten  Staaten  Kriegsteilnehmer  ge- 
worden sind.  Größere  Unterbrechungen  von  langer  Dauer  sind  jeden- 
falls seit  dem  Winter  1915/16  nicht  mehr  vorgekommen.  Ob  der  Höhe- 
punkt der  Absturzgefahr  bereits  überwunden  ist,  oder  ob  der  Kanal 
erneut  so  großen  Störungen  ausgesetzt  bleibt,  wie  sie  im  Herbst  1916 
eintraten,  ist  zurzeit  von  hier  aus  nicht  sicher  zu  beurteilen.  Auffällig 
bleibt  es  in  jedem  Falle,  daß  die  Vereinigten  Staaten  nach  wie  vor  so 
eifrig  den  Gedanken  eines  zweiten  mittelamerikanischen  Kanals  durch 
den  Isthmus  von  Nigaragua  hindurch  pflegen.  Irgendein  vernünftiger 
Grund  für  einen  solchen  zweiten  kostspieligen  Kanal  ist,  wenn  der 
Panamakanal  zuverlässig  benutzbar  bleibt,  nicht  wohl  zu  erkennen,  es 
sei  denn,  daß  der  Kanalplan  der  Union  nur  als  Vorwand  dient,  Nika- 
ragua in  politische  Abhängigkeit  zu  bringen. 

Ist  somit  über  die  technische  Seite  des  Panamakanal-Problems  noch 
nicht  das  letzte  Wort  gesprochen,  wenn  sie  auch  heut  günstiger  als 
vor  4 — 5  Jahren  erscheint,  so  ist  doch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  das 
Unternehmen  heute  schon  einigermaßen  klar  zu  beurteilen,  trotz  der  ab- 
normen Verhältnisse,  die  durch  den  langdauernden  Krieg  bedingt  worden 
sind.  Auch  in  dieser  Hinsicht  haben  sich  die  schlimmsten,  vor  dem 
Kriege  ausgesprochenen  Befürchtungen  wirtschaftlicher  Art  nicht  be- 
wahrheitet ;  noch  weniger  freilich  sind  bis  heut  die  optimistischen  Hoff- 
nungen in  Erfüllung  gegangen,  die  zumal  von  amerikanischer  Seite 
während  des  Kanalbaus  geäußert  werden.  Amerikanische  Fachleute 
rechneten   von  Anfang    an    mit    einem    täglichen  Verkehr  von  20  Fahr- 

1)  Vgl.  den  Aufsatz  von  Richard  Nordhansen,  Da»  Fiasko  de*  PaDamakanMs, 
im  „Tag"  vom  .5.  August  1916. 

Jahrb.  f.  NationalOk.  u.  Stat.  Bd.  tlO  (DrittelFolK*  Bd.  U).  28 
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zeugen  im  Kanal  und  kamen  auf  Grund  sorgfältigster  Berechnungen 
zu  der  Annahme,  der  Kanal  werde  1915  rund  IOV2  Mill.,  im  Jahre  1925 
etwa  14  Mill.  t  Güter  bewältigen  *).  Hiervon  ist  nun  vorläufig  noch 
keine  Rede.  Der  Verkehr  des  Jahres  1915  umfaßte  nur  eine  Netto- 
tonnage von  nicht  ganz  4  Mill.  t,  wobei  freilich  zu  beachten  ist,  daß 
der  Kanal  während  der  letzten  S'/,  Monate  fast  ganz  gesperrt  war. 
Der  Tagesdurchsschnitt  hat  im  ersten  Halbjahr  nach  der  Betriebsüber- 
gabe nicht  20,  sondern  nur  2,7,  im  ganzen  ersten  Jahr  3,4  Schiffe  be- 
tragen, im  Betriebsjahr  1916/17  dagegen  5,2.  Die  genauen  monatlichen 
Verkehrszahlen  bis  Ende  1916  waren  die  folgenden  2): 


Verkehr 

von  Ost 

Verkehr 

von  West 

Gesamt- 

Monat 

nach 

West 

nacli 

1  Ost 

zahl 

Netto- 

Ladung 

Netto- 

Ladung 

der 

Tonnage 

in  t 

Tonnage 

in  t 

Schiffe 

1914 

Angnst 

41931 

49  106 

44047 

62  178 

24 

September 

109  684 

141  762 

111375 

180276 

57 

Oktober 

'74  472 

168069 

153744 

253  288 

84 

November 

172825 

206  510 

149  906 

242  291 

92 

Dezember 

148  676 

179235 

198  618 

271  219 

IQO 

Summe 

647  588 

744682 

657690 

I  009252 

357 

1915 

Januar 

i6<)  228 

208  082 

177  984 

240925 

98 

Februar 

149339 

150987 

175523 

276078 

91 

März 

187  568 

217447 

288416 

417  610 

«37 

April 

199213 

237  384 

205  326 

285  457 

«19 

Hai 

240  098 

246  534 

252252 

332  174 

142 

Juni 

296  694 

320619 

201  116 

282  561 

«43 

Juli 

297  329 

316773 

250041 

388  696 

170 

Augast 

288  194 

249  119 

236857 

326218 

161 

September  ') 

166  751 

181  380 

178  619 

274937 

100  . 

Oktober 

— 

— 

— 

— 

November 

— 

— 

— 



— 

Dezember 

851 

67. 

8957 

12908 

9 

Summe 

I  995  265 

2  128  996 

197509« 

2  837  564 

1170 

1916 

Januar 

— 

— 

600 

550 

2 

Februar 

694 

I  100 

1790 

5 

März 

203 

— 

II  605 

7  000 

7 

April 

102378 

144  133 

140  306 

224620 

80 

Mai 

215473 

248  289 

179070 

245  861 

129 

Juni 

236358 

292771 

163686 

225  020 

124 

Juli 

260  521 

296  094 

228437 

352  863 

«49 

August 

261  638 

246  149 

203  340 

270672 

142 

September 

219398 

224  661 

294  580 

437  509 

154 

Oktober 

221  610 

231  oi6 

272  164 

416877 

«58 

November 

220  806 

198718 

215398 

320325 

148 

Dezember 

261  181 

341  987 

222  633 

305  696 

155 

Summe 

2  000  260 

2  224918 

1  933  609 

2  806  993 

1253 

1)  Prof.    Emory    E.    Johnson,    Panama    Canal   traffic    and    tolls   in   „North 
American  Review",  Augustheft  1912. 

2)  Panama  Canal  Kecord,   14.  IL   17. 

3)  Kanal  infolge  von  Erdrutschen  für  den  Durchgangsverkehr  gesperrt  vom  18.  Sep- 
tember 1915  bis  15.  AprU  1916. 
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Hierzu  kamen  im  ersten  Halbjahr  1917  noch  970  weitere  Schiffe, 
und  der  gesamte  Kanalverkehr  vom  1.  Juli  1916  bis  30.  Juni  1917 
stellte  sich  auf  8  530121  Brutto-Reg.-T.  und  6  009  358  Netto-Reg.-T., 
die  Gesamtladung  der  Schiffe  auf  7  229  255  t ').  Der  Anteil  der 
Nationen  am  Kanalverkehr  vom  1.  bis  3.  Betriebsjahr  gestaltete  sich 
folgendermaßen.  Es  stellten  zum  Schiffsverkehr  im  Kanal  an  Fahr- 
zeugen : 


1914/15 

1915/16 

1916/17 

England 

464 

358 

780 

Vereinigte  Staaten 

471 

228 

464 

Norwegen 

4' 

45 

150 

Chile 

35 

33 

u 

Peru 

4 

? 

Dänemark 

24 

18 

r 

Schweden 

18 

? 

T 

Holland 

7 

«5 

74 

Japan 

6 

»4 

7* 

Rußland 

6 

? 

f 

Frankreich 

3 

I 

? 

Honduras 

3 

3 

? 

Italien 

2 

I 

? 

Nicaragua 

2 

— 

? 

Panama 

2 

? 

? 

Argentinien 

— 

I 

? 

Sonstige 

— 

60 

>5' 

1088  787  1876 

Das  starke  Anwachsen  der  europäischen  Schiffahrt  trotz  der 
wachsenden  Tonnage-Knappheit  ist  sehr  auffällig  und  in  seinen  Ur- 
sachen nicht  ganz  sicher  festzustellen.  Es  hat  entschieden  den  An- 
schein, als  ob  diejenigen  Schiffe,  die  ihre  Fahrten  überhaupt  noch  frei 
wählen  können,  sich  allmählich  aus  den  deutschen  „Sperrgebieten" 
in  die  außereuropäischen  Gebiete  zurückziehen.  Mit  Sicherheit  trifft 
diese  Vermutung  auf  die  japanischen  Fahrzeuge  zu,  die  ihre  Tätigkeit 
mehr  und  mehr  auf  die  asiatischen  und  amerikanischen  Gewässer  be- 
schränken. Bemerkenswert  ist  auch,  daß  die  amerikanische  Schiffahrt 
ihre  anfängliche  Ueberlegenheit  über  die  englische  trotz  ihrer  starken 
Vergünstigungen  nicht  hat  behaupten  können :  im  3.  Betriebsjahr  stellten 
die  Vereinigten  Staaten,  Chile  und  Peru  zusammen  noch  nicht  so  viel 
Schiffe  wie  England  allein ! 

Vom  1.  Betriebsjahr  wurde  noch  bekannt  gegeben,  daß  folgende 
Produkte  im  Panamakanal  am  häufigsten  vertreten  waren : 

Nitrate  652000  t  Eisen-  und  Stahlwaren  202000  t 

Zucker  299000  „  Holz  182000  „ 

Kohlen  287  000  .,  Eisenerx  86  000  „ 

Petroleum  252  000  „  Mehl  54  000  ., 

Weizen  230  000  „  Kupfer  50000  „ 

Roggen  205  000  „ 

Die  Schiffe,  die  den  Kanal  benutzten,  verkehrten  in  der  Hauptsache 
auf  folgenden  Fahrten : 


1)  „Schiffbau",   1917,  Nr.  4,  S.  74. 

23* 
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zwischen  östlicheo  und  westlichen  Unionshäfen     37,1  Proz. 
Nord-  and  Südamerika                              19,07 
„         Ostasien  und  Ostamerika                            14,8        „ 

„         Europa  und  dem  pazifischen  Nordamerika  13,06  „ 
„               n         M      >■           M           Südamerika    10,13      „ 

Bund  26  Proz.  aller  Schiffe  sollen  allein  in  New  York  beheimatet 
gewesen  sein,  und  diese  haben  angeblich  nicht  weniger  als  90  Proz. 
▼om  Werte  der  gesamten  Güter  befördert. 

Für  die  geldlichen  Ergebnisse  des  Unternehmens  bleibt  zu  be- 
achten, daß  ein  nicht  geringer  Bruchteil  der  den  Kanal  durchfahrenden 
Schiffe,  nämlich  alle  vereinsstaatlichen  Fahrzeuge,  die  zwischen  pazifi- 
schen und  atlantischen  Häfen  der  Vereinigten  Staaten  verkehren,  gemäß 
der  eigenartigen  Auslegung  der  amerikanischen  Gesetzgebung  als  zur 
„Küstenschiffahrt"  gehörig  gerechnet  werden  und  demgemäß  Ton  allen 
Kanalabgaben  befreit  sind.  Dadurch  ergibt  sich  ein  ziemlich  be- 
deutender Ausfall  in  den  Einnahmen  des  Kanals,  die  ohnehin  nichts 
weniger  als  glänzend  sind,  lieber  das  letzte  Betriebsjahr  1916/17  sind 
die  entsprechenden  Zahlen  in  Deutschland  noch  nicht  bekannt  geworden. 
Sie  dürften  zwar  erheblich  günstiger  sein  als  die  der  beiden  vorauf- 
gegangenen  Jahre,  und  die  Einnahmen  werden  wohl  auch  weiterhin 
steigen,  aber  ehe  das  Unternehmen  Erträge  abwirft,  die  auch  nur  eine 
bescheidene,  regelmäßige  Verzinsung  des  riesigen  Anlagekapitals  (bis 
zur  Betriebsübergabe,  schlecht  gerechnet,  1575  Mill.  M.)  gewährleisten, 
dürfte  noch  geraume  Zeit  vergehen,  zumal  da  die  rechtlichen  Verhält- 
nisse hinsichtlich  der  Verpflichtungen  der  Kanalverwaltung  noch  keines- 
wegs ganz  geklärt  sind. 

Anfänglich  übertrafen  die  Betriebskosten  die  Einnahmen.  Die  Ab- 
gaben der  Schiffe  stellten  sich  auf  IV4  $  für  die  Kegistertonne,  wie 
gesagt,  jedoch  unter  Befreiung  der  in  der  „Küstenschiffahrt"  tätigen 
nordamerikanischen  Fahrzeuge  von  den  Durchfahrtsgebühren.  Die  vor- 
läufige Eröffnung  des  Kanals  hatte  vorzeitig  am  9.  Mai  1914  stattge- 
funden, als  die  für  den  amerikanischen  Ueberseehandel  so  wichtige 
Tehuantepecbahn  infolge  der  amerikanischen  Wirren  des  Frühjahrs  1914 
gesperrt  war;  die  endgültige  Betriebsübergabe  fand  dann  erst  am  15. 
August  1914  statt.  Im  Geschäftsjahr  1914/15  übertrafen  nun  die  Aus- 
gaben bis  zum  1.  März  die  Einnahmen  um  861 000  $,  bis  Mitte  April 
um  366  000  $  (2  600000  gegen  2  234  000  $).  Bis  zum  Ende  des  1.  Be- 
triebsjahres am  30.  Juni  1915  wurde  rein  zahlenmäßig  zwar  ein  Ueber- 
Bchuß  von  54  224  $  erzielt  (4  343  383  gegen  4  289  159  $).  Aber  von 
diesem  an  sich  schon  sehr  schlechten  Ergebnis,  das  eine  Verzinsung 
von  nur  0,01  Proz.  dargestellt  hätte,  gingen  noch  bedeutende  Summen  ab. 
Die  Entschädigungsprozesse  der  Reeder,  deren  Schiffe  durch  Böschungs- 
einstürze aufgehalten  worden  waren,  gegen  die  Kanalverwaltung  waren 
noch  nicht  entschieden,  und  überdies  verfügte  der  amerikanische  Ge- 
neralanwalt, die  Gebührenberechnung  habe  nur  den  Netto-,  nicht  den 
Brutto -Registertonnengehalt  der  Schiffe  zugrunde  zu  legen.  Diese 
Entscheidung   verpflichtete    die   Kanalverwaltung   zur  Rückzahlung   von 
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400  000  $  zuviel  erhobener  Oebühren,  wodurch  der  kleine  leber- 
8chuß  des  1.  Betriebsjahres  in  ein  bedeutenderes  Defizit  verwandelt 
wurde. 

Das  2.  Betriebsjahr,  das  infolge  der  langdauernden  Sperrung  des 
Kanals  verringerte  Einnahmen  und  gleichzeitig  stark  erhöhte  Ausgaben 
für  die  Bewältigung  der  im  Culebra-Einschnitt  abgestürzten  Erdmassen 
brachte,  zeitigte  noch  sehr  viel  schlechtere  Ergebnisse.  Die  Einnahmen 
betrugen  nur  2  399  380  $,  die  Ausgaben  dagegen  nicht  weniger  als 
6  999  750  $,  wovon  allein  3  513  350  $  auf  die  durch  die  Katastrophe 
im  Culebra-Einschnitt  nötig  gewordenen  Baggerarbeiten  entfielen.  Das 
Defizit  des  2.  Betriebsjahres  betrug  demnach  gar  4  599  920  $!  —  Wenn 
nun  auch  im  3.  Betriebsjahr  zweifellos  ein  Ueberschuß  herausgewirt- 
schaftet  worden  ist,  so  sind  doch  bisher  sicher  noch  nicht  einmal  die 
Mindererträgnisse  der  beiden  ersten  Betriebsjahre  getilgt,  und  die  er- 
hoffte, ohnehin  nur  2-prozentige  Verzinsung  der  Anlage,  die  einen  Jahres- 
überschuß von  rd.  10  Mill.  $  nötig  machen  würde,  steht  in  weitem 
Felde ! 

Diese  trübseligen  finanziellen  Ergebnisse  sind  durchaus  unerwartet 
gekommen.  Nur  teilweise  waren  die  großen  Störungen  des  Kanal- 
betriebs daran  schuld,  die  schließlich  eine  vorübergehende  Erscheinung 
bildeten.  Stark  mitgewirkt  hat  auch  die  Konkurrenz  der  Ueberland- 
bahnen  in  Mittel-  und  Nordamerika.  Daß  die  schon  genannte  Tehu- 
antepecbahn  in  Mexiko  dem  Güterverkehr  des  Kanals  erheblichen  Ab- 
bruch tun  würde,  wurde  schon  früher  erwartet  •).  Aber  gänzlich  über- 
raschend kam  ein  nicht  für  möglich  gehaltener  Wettbewerb  der  großen 
nordamerikanischen  Ueberlandbahnen.  Wie  am  11.  Februar  1915  aus 
Washington  gemeldet  wurde,  waren  damals  die  Pacificbahn-Oesellschaften 
damit  beschäftigt,  ihre  Frachtsätze  für  Durchgangssendungen  so  weit  zu 
ermäßigen,  daß  sie  dem  Kanal  im  Gütertransport  Wettbewerb  zu  machen 
vermochten.  Ob  ihnen  diese  Absicht  gelungen  ist  und  in  welchem  Um- 
fange, ist  zurzeit  nicht  sicher  zu  übersehen. 

Ein  privates  Unternehmen  würde  unter  so  hoffnungslos  schlechten 
finanziellen  Ergebnissen  überhaupt  nicht  dauernd  arbeiten  können.  Die 
Regierung  der  Vereinigten  Staaten,  des  neben  Japan  größten  „Kriegs- 
gewinnlers" der  Jahre  1914 — 18,  kann  sich  den  Luxus  eines  unrentablen 
Kanals  unschwer  leisten  und  kann  dies  um  so  eher,  als  der  Hauptzweck 
der  Wasserstraße,  der  strategische  Wert,  einen  bedeutenden  Aufwand 
an  staatlichen  Mitteln  ohne  weiteres  rechtfertigt  ^).  Bisher  hat  ja  der 
Kanal  seine  militärische  Bedeutung,  deren  Spitze  sich  vornehmlich  gegen 
Japan  richtet,    noch  nicht  unmittelbar   an  den  Tag  legen  können,    aber 

1)  Dr.  Peter  Stnbmann,  „Die  Tehu»ntepeobahn"'  in  „Weltverkehr  nnd  Welt- 
wirtschaft", Septemberheft  1911,  S.  256  nnd  Alb.  Rencke,  „Tehuantepeebahn  und 
Panamakanal"  ebendort,  Oktoberheft  1913,  8.  212.  —  Vjfl.  die  Zahlenangaben  Nr.  29  769 
der  „Times"  vom  15.  Dezember   1911. 

2)  Vgl.  u.  a.  Dr.  R.  Hennig,  „Da»  Problem  den  PanamakanaU"  in  ..Probleme 
de»  Weltverkehrs"  (Berlin-Wilmersdorf  1913),  S.  228—320. 
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mittelbar  hat  sich  seine  militärische  entlastende  Wirkung  für  die  Ver* 
einigten  Staaten  doch  schon  fühlbar  gemacht,  denn  die  Vereinigten 
Staaten  hätten  ihre  kriegerischen  Vorbereitungen  gegen  Deutschland 
nieht  in  dem  nunmehrigen  Maße  vornehmen  können,  wenn  ihnen  nicht  der 
Panamakanal  eine  starke  Rückendeckung  gegen  Japan  gewährt  hätte. 
Das  Urteil  eines  Deutsch- Südamerikaners  ist  daher  vielleicht  nicht  ganz 
unrichtig  1),  daß  die  Fertigstellung  des  Panamakanals  bei  Kriegsausbruch 
nachteilig  für  Deutschland  im  Kriege  gewesen  ist. 

Möge  nun  ein  baldiger  guter  Friede  zeigen,  daß  Deutschlands 
Schiffahrt  und  der  Panamakanal  auch  gegenseitig  voneinander  Nutzen 
liehen  können! 


1)   Alfred  Hartwig  im  Dezemberheft  1917  der  „Deutschen  Bundschaa" 
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IX. 

Die  Tarifverträge  im  Deutschen  Reiche  am  Ende 
des  Jahres  1915. 

Bearbeitet  im  Kaiserl.  Statistischen  Amte,  Abteilung  {flr  Arbeiterstatistik. 
Berlin  (Carl  Heymanns  Verlag),  1917.    40.     14  und  36  SS.     1,60  M. 

Von  Profesior  Dr.  H.  Koppe  in  Marburg  a.  d.  Lahn. 

Die  neue  Statistik  der  Arbeitstarifverträge  für  1915  steht  im 
Gegensatze  zu  der  letzten,  nur  die  5  ersten  Kriegsmonate  umfassenden 
für  1914,  fast  ganz  unter  der  Einwirkung  des  Krieges.  Hatte  jene  ein 
im  wesentlichen  zutreffendes  Bild  von  den  kurz  nach  Eriegsbeginn  b«- 
stehenden  tariflichen  Arbeitsverhältnissen  gegeben,  das  nur  durch  einen 
sehr  geringen  Bückgang  der  Bestandszahl  der  Tarifverträge  vom  Kriege 
beeinflußt  war,  so  bietet  diese  ein  durchweg  und  wesentlich  geändertes 
Bild.  Dieses  kann  leider  kein  klares  und  zuverlässiges  sein,  da  dia 
berichtenden  Stellen,  in  der  Hauptsache  wieder  die  Arbeitnehmerverbände, 
nicht  in  der  Lage  waren,  die  durch  den  Krieg  stark  geänderten  Zahles 
an  die  Stelle  der  ihren  vorjährigen  Berichten  noch  zugrunde  gpelegtea 
Friedenszahlen  einzusetzen.  Der  Wert  der  neuesten  Statistik  ist  daher, 
wie  der  Referent,  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Poensgen,  voransohickt,  nicht 
der  gleiche  selbständige,  wie  derjenige  ihrer  Vorgängerinnen.  Das  g^lt 
sowohl  für  die  Beurteilung  des  Umfangs  and  der  Verbreitung  der 
Tarifverträge  als  auch  für  die  Beschaffenheit  der  tariflich  geregelten 
Arbeitsverhältnisse.  Ungleich  wertvoller  sind  die  Angaben  über  die 
im  Jahre  1915  neu  in  Kraft  getretenen  (neu  abgeschlos- 
senen oder  erneuerten)  Verträge.  Es  sind  dies  227  Tarif- 
gemeinschaften für  3324  Betriebe  und  71873  erfaßte 
Personen.  Davon  sind  145  für  2140  Betriebe  mit  29  597  Personen 
erneuerte  und  82  für  1184  Betriebe  mit  42  276  Personen  neu  abge- 
schlossene. Diese  Zahlen  sind  viel  niedriger  als  die  entsprechenden 
der  Friedenszeit,  weil  nämlich  zumeist  die  alten  Verträge  stillschweigend 
in  Kraft  gelassen  worden  sind.  Die  neuen  Verträge  gehören  größten- 
teils Kriegsindustrien  an.  Daher  weisen  die  in  ihnen  festgesetzten 
Löhne  auch  schon  beträchtliche  Erhöhungen  auf.  Während  zuletzt  nur 
82  V.  H.  der  Arbeiter  zu  Tarifgemeinschaften  mit  einem  Stundenlohn 
von  über  45  Pf.  für  gelernte  Arbeiter  und  nur  5,7  v.  U.  in  der  hOchatMi 
Stundenlohnstufe  von  über  75  Pf.  für  gelernte  gehörten,  sind  es  in  dioMB 
neuen  Verträgen  99  bzw.  32,7  v.  H. 

Der  im  ganzen  geringere  Wert  der  neuen  Statistik  ergibt  sich  .aus 
der  Unsicherheit   der  Zahlen    der    von  Tarifverträgen   erfaßten  Betrieb« 
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und  Arbeiter.  In  der  letzten  Statistik  waren  die  Arbeiterzahlen  nach 
dem  Stande  bei  Kriegsausbruch  ersatzweise  an  Stelle  derjenigen  nach 
dem  Jahresschlußstande  eingesetzt  worden.  Auch  diesmal  konnten  die 
Zahlen  für  Ende  1915  großenteils  nicht  beschafft  werden  und  wurden 
daher  vielfach  auf  die  gleiche,  jetzt  aber  noch  viel  weniger  genügende 
Weise  ersetzt.  Als  Unterlage  für  Schlußfolgerungen  und  Vergleichungen 
kann  dieses  gemischte  Material  nicht  dienen.  Daher  ist  die  neue  Statistik 
auch  in  ihrem  Umfange  erheblich  beschränkt  worden.  Beigegeben  ist 
ihr  eine  Uebersicht  über  die  Tarifverträge  in  Norwegen  in  den  Jahren 
1913- — 1915.  Neu  ist  bei  der  Zusammenziehung  der  Tarifverträge  und 
der  von  ihnen  erfaßten  Betriebe  und  Personen  zu  Tarifgemeinschaften 
die  Gruppierung  der  letzteren  nach  der  Betriebsart,  für  die  sie  abge- 
schlossen sind,  statt,  wie  bisher,  nach  der  Berufsart  des  Verbandes. 
Sie  dient  der  Bearbeitung  der  Statistik  in  den  Uebersichten  als  Unter- 
lage. Im  folgenden  seien  die  wichtigsten  Ergebnisse  in  gedrängter 
Kürze  mitgeteilt. 

Am  1.  Januar  1915  bestanden  von  den  in  den  Vorjahren  abge- 
schlossenen Verträgen  noch  12  722  für  200  256  Betriebe  und  1919  112 
beschäftigte  Personen.  Am  Jahresende  waren  von  diesen  noch  11  701 
Verträge  für  181 029  Betriebe  und  1 362  239  Personen  in  Kraft.  Es 
hat  sich  aber  die  Zahl  der  Betriebe  und  Personen  über  die  sonach  in 
Abgang  gekommenen  1015  Verträge  für  6247  Betriebe  und  77  655 
Personen  (über  6  Verträge  fehlten  sichere  Angaben)  hinaus  ganz  wesent- 
lich vermindert.  Denn  viele  Betriebe  sind  eingegangen,  viele  Arbeiter 
zum  Heeresdienst  eingezogen  oder  in  andere  Berufe  übergegangen,  während 
anderseits,  wenn  auch  in  viel  geringerem  Maße,  eine  Vermehrung 
durch  Entstehung  neuer,  kriegsindustrieller  Betriebe  mit  Zugang  von 
Arbeitern  aus  anderen  Berufen  stattgefunden  hat.  Das  Endergebnis 
ist  also  ein  starker  Rückgang  der  tatsächlichen,  doch  nicht  erfaßbar 
gewesenen  Zahlen  der  Betriebe  und  (noch  mehr)  der  Arbeiter.  Neu  in 
Kraft  traten  im  Berichtsjahr  278  Verträge  für  5093  Betriebe  und 
126  051  Personen.  Der  Oesamtbestand  stellt  sich  sonach  Ende 
1915  auf  11977  Verträge  für  186210  Betriebe  mit 
1  488  191  Personen.  Zieht  man,  wie  bisher,  die  Tarifverträge 
(da  mehrere  solche  an  einer  Tarifgemeinschaft  beteiligt  sein  können) 
zu  Tarifgemeinschaften  zusammen,  so  ergeben  sich  die  oben  genannten 
227  neuen  Tarifgemeinschaften  für  3324  Betriebe  und  71  873  Personen. 
Darunter  sind  10  kriegsindustrielle  Tarifgemeinschaften  für  1511  Be- 
triebe mit  32  393  Personen.  Soweit  letztere  in  der  Statistik  noch  unter 
den  Angehörigen  von  stillschweigend  fortlaufenden  Friedens-Tarifge- 
meinschaften  erscheinen,  liegen  allerdings  Doppelzählungen  vor.  Natür- 
lich ^ind  auch  an  anderen  Tarifgemeinschaften  Betriebe  beteiligt,  die 
für  irgendwelche  Kriegszwecke  arbeiten.  Sowohl  jene  Zuwachs-  wie 
diese  Neubestandszahlen  bleiben  erheblich  hinter  den  gleichartigen  Zahlen 
der  Vorjahre  zurück.  Jene  bilden  nur  5,7  v.  H.  der  Tarifgemeinschaften 
des  Jahres  1913  und  11,1  v.  H.  der  von  den  letzteren  erfaßten  Arbeiter. 
Bei  diesen  läßt  sich  nicht  errechnen,  um  wieviel  sie  hinter  den  nach 
der  bisherigen  Entwicklung  zu  erwarten  gewesenen  Ziffern  zurückbleiben, 
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da  die  Kündigung  vieler,  aber  unbekannt  wievieler  Tarifgemeinschaften 
infolge  des  Krieges  unterblieben  ist,  so  daß  sie  stillschweigend  weiter- 
dauern. Für  die  Vergleichung  der  neuen  Ziffern  mit  denen  der  früheren 
Statistiken  sind  die  oben  wiedergegebenen  diesmaligen  (aber  auch  die 
in  meinen  früheren  Berichten  mitgeteilten  voraufgegangenen)  Abweichungen 
im  Aufbau  der  Tarifvertragsstatistik  zu  beachten. 

Mit  allem  angegebenen  Vorbehalt  ergibt  sich  das  folgende  Bild 
tariflicher  Entwicklung.     Es  bestanden: 

Tarifgemeinscbaftcn  für  Betriebe  für  PerBonen 

Ende  1912                 lo  739  '59  93°  '574  2^5 

„      1913                 10885  143088  1398597 

„      1914                 10840  143650  «395723 

„      1915                 10  171  121  697  943442 

Was  die  Vertragschließenden  des  Bestandes  von  Ende  1915 
betrifft,  so  standen  nur  in  3  Fällen  lediglich  auf  der  Arbeitgeberseite 
Verbände.  Bei  74  v.  H.  der  Tarifgemeinschaften  waren  auf  Arbeitgeber- 
seite Verbände  nicht  beteiligt,  doch  fällt  die  überwiegende  Mehrheit 
aller  erfaßten  Arbeiter  unter  beiderseitig  von  Verbänden  abgeschlossene 
Tarifgemeinschaften.  Innungen  waren  beteiligt  an  5,6  v.  H.  aller 
Tarifgemeinschaften.  Firmen-Tarifverträge  waren  74,8  v.  H. 
aller,  aber  die  von  ihnen  erfaßten  Personen  machten  nur  38,4  v.  H.  aus. 
Eeichstarife  waren  14  Tarifgemeinschaften  (0,1  v.  H.  aller)  für 
9983  Betriebe  (8,2  v.  H.  aller)  und  102  075  beschäftigte  Personen 
(10,8  v.  H.  aller).  Von  den  3  neu  hinzugetretenen  für  Sattler  usw., 
Geschoßkorb-  und  ßeisekorbmacher  sind  die  beiden  ersteren  kriegs- 
industrielle und  durch  Vermittlung  des  Kriegsministeriums  abgeschlossen. 

Die  Stunden-  und  Wochenlöhne  für  gelernte  und  un- 
gelernte männliche  Arbeiter  sind  wiederum  angegeben.  Bei 
den  Stundenlohnen  der  gelernten  sind  innerhalb  der  neuen  Tarifgemein- 
sohaften  solche  von  über  45  Pf.  pro  Stunde  der  niedrigste  Vertrags- 
lohn für  99  V.  H.  aller  Arbeiter.  Fast  7,  der  Arbeiter  der  Tarifge- 
meinschaften mit  Stundenlohnangabe  gehören  solchen  an,  in  denen  der 
niedrigste  Vertragsstundenlohn  über  75  Pf.  ist.  Die  durch  die  Kriegs- 
verhältnisse  bewirkten  Lohnsteigerungen  kommen  auf  diesem  beschränkten 
Gebiete  freilich  nur  zu  unvollkommenem  Ausdruck. 

Nach  der  Einordnung  der  Tarif gemeinschaften  in  die 
verschiedenen  Gewerbegruppen  (nach  dem  System  der  Berufs- 
und Betriebszählungen)  verteilt  sich  ihr  Gesamtbestand  von  Ende  1915, 
ohne  Doppelzählungen,  wie  in  der  Tabelle  auf  nächster  Seite  folgt. 

Der  Krieg  hat  auf  den  umfang  und  die  Verbreitung  der  Tarif- 
gemeinschaften noch  weit  tiefgehendere  Wirkungen  ausgeübt,  als  diese 
Zahlenzusammenstellungen  erkennen  lassen.  Aber  die  innere  Kraft  des 
Tarifgedankens  ist  durch  den  Krieg  nicht  geschwächt.  Seine  Wurzeln 
hat  die  zerstörende  Macht  des  Krieges  nicht  erfaßt.  Die  Veränderungen 
bewegen  sich  auf  der  Oberfläche,  nicht  in  der  Tiefe  seiner  Wirksamkeit. 
Wie  vor  allem  im  Bau-  und  im  Buchdruckgewerbe,  so  hat  er  auch  in 
zahlreichen  anderen  wichtigen  Gewerben  konzentrierend  und  stärkend 
gewirkt,    Kriegsarbeitsgemeinschaften    entstehen    lassen    und 
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Tarifgemeinschaften     Betriebe     Personen 
auf  die  Landwirtschalt,  Gärtnerei,  Tier- 
zucht, Forstwirtschaft,  Fischerei  82 

„    den  Bergbau  (nur  Torfgräberei)  2 

„    die  Industrie  der  Steine  u.  Erden  585 

„      „    Metallverarbeitung  und  Indu- 
strie der  Maschinen  usw.  •  *•? 

„    die  chemische  Industrie  62 

„      „    Industrie    der    forstwirtschaft- 
lichen Nebenerzeugnisse  usw.  57 

„    das  Spinnstoffgewerbe  181 

„    die  Papierindustrie  17 1 

„      „    Lederindustrie  247 

„    das  Holz-  und  Schnitzstoffgewerbe  i  230 

„      „    Nahrungs-   und  Gennfimittel- 

gewerbe  2  i6" 

„   das  Bekleidungsgewerbe  694 

„      „     Reinigungsgewerbe  8" 

„      „    Baugewerbe  I  940 

„      „    VerTielfältigungsgewerbe  87 

„      „    Handelsgewerbe  766 

„      „    Verkehrsgewerbe  308 

„    die  Gast-  und  Schankwirtschaft  256 

„    das  Musik-,  Theater-  und  Sehau- 

stellungsgewerbe  28 

„    Sonstiges  4^ 


569 

*34^ 

2 

52 

3  220 

26305 

12947 

129885 

66 

3407 

66 

*635 

445 

10  191 

2  026 

27410 

5050 

28  156 

14647 

71  041 

10380 

75840 

16001 

74416 

646 

1982 

36981 

342  793 

10  290 

83235 

2684 

33822 

4163 

25738 

1429 

3730 

78 

391 

7 

67 

loi?!  121 697      943  44*' 


dadurch  den  Verlust  an  äußerem  Umfang  vielleicht  mehr  als  ausge- 
glichen. Nach  dem  Kriege,  wenn  es  gilt,  alle  Kräfte  des  Wirtschafts- 
lehens zusammenzufassen  und  neu  zu  beleben,  um  die  großen  Lebens- 
aufgaben der  Versorgung  des  Inlandmarktes  und  der  Wiederherstellung 
unserer  Ausfuhr  auf  neu  gestalteten,  den  Kriegserfahrungen  und  den 
veränderten  weit-  und  wirtschaftspolitisohen  Verhältnissen  angepaßten 
Grundlagen  in  Angriff  zu  nehmen,  ist  die  Herstellung  und  Erhaltung 
vertraglich  geordneter  und  gewährleisteter  Arbeitsverhältnisse  eine  der 
wichtigsten  Vorbedingungen  für  das  Gelingen  dieser  Friedensarbeit. 
Schon  jetzt  wird  das  Wachstum  und  die  Erstarkung  der  Unternehmer- 
Verbände,  als  Folge  des  Krieges  und  zugleich  als  Vorbedingung  der 
Neugestaltung  des  Wirtschaftslebens,  vielfach  vorausgesagt.  Ihre  logische 
Ergänzung  ist  der  organische  Ausgleich  auf  dem  Gebiete  des  Arbeits- 
verhältnisses, von  oben  angebahnt  durch  die  angekündigte  neue  Vorlage 
über  Arbeitskammern,  von  unten  anzustreben  durch  den  planmäßigen, 
energischen  Ausbau  der  organisierten  sozialen  Selbsthilfe  in  den  glück- 
licherweise schon  vor  dem  Kriege  dafür  geschaffenen  und  bewährten 
Ausdrucksformen  des  Tarifvertrags.  Die  Neubelebung  der  Tarifgemein- 
schaften und  ihre  Fortentwicklung  in  die  Breite  und  in  die  Tiefe  muß 
das  Ziel  sein,  und  viele  früher  mit  äußerem  Erfolg  dagegen  geltend  ge- 
machten Bedenken  werden  verblassen  müssen.  Daß  der  Tarifvertrag 
durch  die  Nöte  der  Kriegszeit  hindurch  seine  Lebenskraft  bewahrt  und 
betätigt,  ist  daher  als  eine  sehr  erfreuliche,  durch  diese  Statistik  aufs 
neue  bestätigte  Tatsache  zu  werteu. 


Miazellen.  SQg 


X. 

Wohlfahrtspflege,  Caritas  und  soziale  Arbeit. 

Eine  Bichtigstellung. 
Von  Dr.  R.  v.  Erdberg. 

Auf  S.  77  des  54.  Bandes  (der  dritten  Folge)  dieser  „Jahrbücher"  wird 
ein  Beitrag  der  leider  zu  früh  verstorbenen  Frau  Q  n  a  u  c  k  -  Kü  h  n  e 
unter  dem  oben  angegebenen  Titel  veröffentlicht,  der  eine  Bichtigstel- 
lung  notwendig  macht.  Nach  einer  feinsinnigen  Unterscheidung  zwischen 
Caritas  und  sozialer  Arbeit,  die  in  gegenseitiger  Ergänzung  das  Qe- 
samtgebiet  der  Wohlfahrtspflege  umfassen,  geht  die  Verfasserin  des 
näheren  auf  den  Begriff  der  ^Wohlfahrtspflege,  insbesondere  auf  die 
von  Stammler  und  mir  gegebenen  Definitionen  ein.  Stammler 
definiert^)  die  Wohlfahrtspflege  als  „eine  freie  Tätigkeit  zu  einer  so- 
zialen Besserung,  die  durch  besondere  ßechtseinwirkungen  gerade  nicht 
erreicht  werden  kann."  Meine  schon  früher  aufgestellte  Definition  für 
Wohlfahrtseinrichtungen  lautete  ^) :  „Wohlfahrtseinrichtungen  sind  Ein- 
richtungen, welche  beruhen  auf  freiwilliger  Tätigkeit  der  Gesellschaft 
und  welche  geschaffen  werden  zur  Linderung  oder  Beseitigung  solcher 
aus  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  notwendig  hervorgehenden  sozialer 
Schäden,  die  auf  dem  Wege  rechtlicher  Zwangsnormen  noch  nicht  oder 
überhaupt  nicht  gemildert  oder  beseitigt  werden  können." 

Frau  Gnauck-Kühne  hat  nun  den  Begriff  der  freien,  bzw.  frei- 
willigen Tätigkeit  so  aufgefaßt,  als  gestatte  er  nur  dort  von  Wohl- 
fahrtspflege zu  reden,  wo  ihre  praktische  Durchführung  durch  unbe- 
soldete, freiwillige  Hilfskräfte  erfolge.  Daran  haben  weder  Stammler 
noch  ich  gedacht.  Es  ist  mir  nicht  verständlich,  wie  die  geistvolle 
Verfasserin  auf  diese  Interpretation  unserer  Definitionen  kommen  konnte. 
Wenn  wir  von  freier,  bzw.  freiwilliger  Tätigkeit  sprechen,  so  wollen 
wir  die  Freiheit,  bzw.  Freiwilligkeit,  in  der  diese  Arbeit  zu  geschehen 
habe,  natürlich  nur  in  einen  Gegensatz  zu  dem  gesetzlichen  Zwange 
stellen,  dem  das  soziale  Leben  sonst  untersteht.  Daß  die  Gesell- 
schaft etwas  freiwillig  tut,  hindert  sie  in  keiner  Weise  daran,  sich 
für  die  von  ihr  freiwillig  übernommene  Tätigkeit  besoldeter  Hilfskräfte 
zu  bedienen.  Frau  Gjn auck-Kühne  stimmt  ganz  mit  uns  überein, 
wenn  sie   das  Wesen  der  Wohlfahrtspflege  „in  Ergänzung  des  Gesetzes 

1)  Da«  Programm  der  Wohlfahrtspflege  (Heft  1  der  Schriften  der  Zentralstelle 
ür  Volkswohlfahrt).     Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,   1908,  S.  9. 

2)  Dr.  Robert  t.  Erdberg,  Die  Wohlfahrtspflege,  Jena,  GnsUv  Fischer,  1903, 
.  22. 
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durch  freiwillige  Maßnahmen"  sucht.  Wenn  sie  aber  am  Schluß  aU 
Definition  empfiehlt:  „Wohlfahrtspflege  ist  besoldete  oder  ehrenamt- 
liche Berufsarbeit  zwecks  Durchführung  freiwilliger  Maßnahmen  ta 
sozialer  Besserung",  so  wird  man  doch  geneigt  sein,  der  Stammler- 
schen  Formulierung  den  Vorzug  zu  geben.  Wohlfahrtspflege  braucht 
nicht  ausschließlich  als  Berufsarbeit  ausgeübt  zu  werden,  sie  braucht 
nicht  einmal  immer  „Arbeit"  zu  sein.  Damit  werden  aber  auch  die 
näheren  Bezeichnungen  „besoldete  oder  ehrenamtliche"  hinfällig. 

Alle  Ausführungen,  welche  die  Verfasserin  auf  Orund  dieses  Miß- 
verständnisses in  dem  genannten  Artikel  (S.  88 — 92)  macht,  erledigen 
sich  damit  von  selbst. 

Ich  bin  mir  bewußt,  mit  dieser  Bichtigstellung  im  Sinne  der  auch 
von  mir  aufrichtig  und  tief  verehrten  Verfasserin  zu  handeln,  für  die 
Gründlichkeit  und  Klarheit  der  Oedankenführung  die  ersten  Forderungen 
in  ihrer  wissenschaftlichen  Arbeit  waren. 
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XI. 

Arbeiteriuuenkinder  und  ihre  Beaufsichtigung. 

Von  Dr.   Wilhelm  Feld. 

Die  im  Gefolge  des  Krieges  so  stark  vermehrte  Beschäftigung  der 
Frauen  in  gewerblichen  Betrieben  hat  endlich  auch  die  Aufmerksam- 
keit weiterer  Kreise  auf  die  Kinder  gelenkt,  die  durch  die  außerhäus- 
liche Berufsarbeit  ihrer  Mütter  die  familiäre  Pflege  und  Aufsicht  für 
den  größten  Teil  des  Tages  entbehren  müssen.  Auch  die  maßgebenden 
Amtsstellen  haben  sich  nun  diese  Erkenntnis  zu  eigen  gemacht,  daß 
hier  eine  wichtige  Aufgabe  der  sozialen  Fürsorge  der  Erfüllung  harrt. 
Als  das  Kriegsamt  eine  eigene  Frauenarbeitszentrale  schuf,  wies  es 
in  deren  Arbeitsplan  ausdrücklich  darauf  hin,  daß  sie  neben  der  Für- 
sorge für  die  Erhöhung  der  persönlichen  Arbeitsfähigkeit  der  Frauen 
auch  Einrichtungen  treffen  müsse,  die  dem  Wohle  der  zu  den  Frauen  ge- 
hörigen Familienmitglieder  dienen  und  dazu  beitragen,  die  Arbeitswillig- 
keit zu  erhöhen,  wie  Ausgestaltung  von  Pflegestellen,  Krippen,  Be- 
wahrungsanstalten, Kindergärten,  Horten,  Stillstuben,  Mütter-,  Säuglings- 
und Kleinkinderberatungsstellen  usw. 

In  Fürsorgekreisen  hatte  man  zwar  schon  die  letzten  Jahre  vor 
dem  Kriege  die  Bedeutung  dieser  Frage  erkannt  und  die  Errichtung 
von  Kinderhorten,  Tagesheimen  u.  dgl.  eifrig  gefördert,  im  Zusammen- 
hange hiermit  auch  einige  Statistiken  über  den  Umfang  der  hier  be- 
stehenden Bedürfnisse  veranstaltet.  Zu  den  ersten  'j  Erhebungen  dieser 
Art  gehören  meines  Wissens  die  im  Jahre  1899  von  einige  Gewerbe- 
Inspektoren  gemachten  Ansätze  gelegentlich  der  auf  Anweisung  des 
Reichskanzlers  vorgenommenen  Ermittelungen  über  die  Fabrikarbeit  ver- 
heirateter Frauen.  Der  Erlaß  des  Reichskanzlers  war  angeregt  worden 
durch  eine  Resolution  des  Reichstages  vom  22.  Januar  1898,  „den  Reichs- 
kanzler zu  ersuchen,  eine  eingehendere  Berichterstattung  über  die  Be- 
schäftigung verheirateter  Frauen  in  Fabriken  in  den  nächsten  Jahres- 
berichten der  Gewerbeaufsichtsbeamten  zu  veranlassen".  Der  Erlaß  selbst 
hatte  indes  nicht  ausdrücklich  Ermittelungen  über  die  Unterbringung  der 
Arbeiterinnenkinder  vorgeschrieben,  obgleich  er  eine  ganze  Reihe  anderer 
Erhebungsdaten  beispielweise  anführte.  Dagegen  waren  bereits  Anfangs 
1898  von  Prof.  Hitze  im  Anschlüsse  an  die  erwähnte,  kurz  vorher  ge- 

1)  Vgl.  aber  vorher  schou :  Rudolf  Martin,  Die  AoaschlieBuiiK  der  Terheirateten 
Frauen  aus  der  Fabrik,  Zeitschrift  f.  d.  ges,  Staatawissenschaft,  Jahrg.  52,  1896 
8.  402. 
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faßte  Beichtagsresolution  neben  manchem  anderen  auch  Erhebungen  über 
die  Lage  der  Arbeiterinnenkinder  vorgeschlagen  worden  '). 

Die  Ergebnisse  der  genannten  Berichte  sind  zusammengestellt  in 
der  Verarbeitung  der  Crimmitschauer  Statistik,  die  ich  gelegent- 
lich des  sächsischen  Textilarbeiterstreiks  von  1904  veranstaltet  hatte '). 
In  der  Folgezeit  diente  diese  Arbeit  als  Anregung  mehrerer  anderer, 
80  z.  B.  für  Chemnitz,  Brunn  und  München,  besonders  auch  für 
den  umfassenden  Versuch  einer  Umfrage  bei  über  1200  reichsdeutschen 
Gemeinden  mit  mehr  als  5000  Einwohnern,  den  Dr.  Rott  vom  Kaiserin- 
Auguste-Viktoria-Haus  zur  Bekämpfung  der  Säuglingssterblichkeit  in 
Charlottenburg  unternommen  hat.  Leider  ist  über  die  Ergebnisse  bis- 
her nur  ganz  vorläufig  berichtet  worden  ^).  Die  geplante  ausführliche 
Verarbeitung  scheint  durch  die  dringlicheren  Aufgaben,  die  der  Krieg 
mit  sich  brachte,  vereitelt  worden  zu  sein.  —  Eine  bibliographische 
Uebersicht  dieser  und  der  übrigen  Erhebungen,  die  zu  meiner  Kenntnis 
gelangten,  gab  ich  unlängst  an  anderer  Stelle*). 

Heute  kann  ich  eine  neue  hier  einschlägige  Schrift  anzeigen,  näm- 
lich über  die  Erhebung,  welche  der  Deutsche  Ausschuß  für 
Kleinkinderfürsorge  in  Dezember  1916  zu  Frankfurt  a.  M.  machte  ^). 
Er  wollte  Anhaltspunkte  gewinnen,  wie  sich  die  Notlage  aufsichtsbe- 
diirftiger  Kinder  im  Kriege  gestaltet,  auf  welche  Art  von  Fürsorge- 
maßnahmen man  sich  während  des  Krieges  einstellen  müsse.  Mit  Bück- 
sicht auf  diesen  praktischen  Zweck  beschränkte  man  sich  auf  eine 
Stichprobe,  wobei  neben  zwei  Munitionsbetrieben  noch  die  Eisenbahn- 
direktion, die  Oberpostdirektion  und  die  Städtische  Straßenbahn  als 
besonders  kennzeichnend  ausgewählt  wurden.  Und  auch  sachlich  wurde 
nur  das  Wichtigste  gefragt ;  nämlich  getrennt  für  die  drei  Altersgruppen 
der  Kinder  unter  3  Jahren,  3 — 6  Jahren  und  6 — 14  Jahren:  deren 
Zahl  und  die  Art  der  Beaufsichtigung  während  der  Arbeitszeit  der 
Mutter ;  ferner  für  alle  Kinder  zusammen :  wer  die  Kinder  während  der 
Nachtschicht  der  Mutter  versorgt  und  ob  sich  bei  Unterbringung  der 
Kinder  Schwierigkeiten  ergeben  hätten.  Auf  weitere  Fragen  (wie  z.  B. 
über  das  Alter  der  einzelnen  Kinder,  die  Art  ihrer  Verpflegung  in  und 
außer  dem  Hause,  die  Entgeltlichkeit  der  Aufsichtsführung  durch  fremde 
Personen),    deren    Klärung    der    Bericht   als    wünschenswert   bezeichnet 


1)  Im  „Arbeiterwohl"  1898  S.   16. 

2)  Wilhelm  Feld,  Die  Kinder  der  in  der  Fabrik  arbeitenden  Frauen  und  ihre  Ver- 
pflegung, Bd.  3  der  „Probleme  der  Fürsorge",  hrsg.  von  Chr.  J.  Klnmker,  Dresden, 
Böhmert  1906. 

3)  Rott,  Die  Kinder  außerhäuslieh  erwerbstätiger  Frauen  und  ihre  Versorgung,. 
Ergänzungshefte  der  Zeitschr.  f.  Säuglingsschutz.  Berlin,  Stilke,  Jahrg.  1  Nr.  2.  S.  108  —  122 

4)  Wilhelm  Feld  „Statistische  Erhebungen  über  die  soziale  Lage  von  Kindern"  ; 
Foriwehritte  des  Kinderschntzes  und  der  Jugendfürsorge,  hrsg.  von  Chr.  J.  Klumker, 
Jahrg.  2,  Heft  2,  Berlin,  Springer,  1917,  S.  24.  —  Den  dort  angeführten  Erhebungen 
von  Kinderhorten  ist  nachzutragen  eine  Umfrage  des  Vereins  für  Volkskindergärten  zu 
Frankfurt  a.  M.  vom  Dezember  1915  über  die  Beschäftigung  der  Mütter,  deren  Kinder 
in  Kindergärten  sind.     Vgl.  Polligkeit  (nächste  Anmerkung)  S.  25. 

5)  Wilhelm  Polligkeit,  Die  Kriegsnot  der  aufsichtslosen  Kleinkinder,  Deutscher 
Ausschuß  für  Kleinkinderfürsorge,  Kleine  Schriften,  I.  Leipzig,  Teubner  1917.  35  SS. 
kl.  8«. 
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und  die  ich  in  der  Crimmitschauer  Erhebung  gestellt  hatte,  wurde  ver- 
zichtet, da  keine  sozial  wissenschaftliche  Untersuchung  über  die  Ver- 
sorgung der  Kinder  bezweckt  war.  —  Die  Ergebnisse  der  Umfrage  sind 
recht  ansprechend  dargestellt  und  von  wertvollen  Hinweisen  auf  ihre 
praktische  Bedeutung  begleitet.  Da  sich  Verf.  einer  wohltuenden  Kürze 
und  üebersichtlichkeit  befleißigt  hat,  so  wird,  wer  sich  für  die  hier 
behandelte  Frage  interessiert,  das  Schriftchen  wohl  selbst  zur  Hand 
nehmen.  Ich  kann  mich  deshalb  darauf  beschränken,  an  einigen  Bei- 
spielen die  Frankfurter  Zahlen  mit  meinen  Crimmitschauer  Berechnungen 
zu  vergleichen : 

Von  je  100  befragten  Frauen  hatten 

12         3  4  5  und  mehr  Kinder 

Frankfurt  a.  M.  1916     46,2     29,8     13,8  6,1             4,1 

Crimmitschau   1904          45,4     30,3     14,0  7,1              2,7 

In  welchem  Umfange  die  Frankfurter  Zahlen  auch  ledige  Mütter  um- 
fassen, ist  nicht  ersichtlich.  Ich  nehme  an,  daß  sie  die  Berechnungen 
nur  wenig  beeinflussen,  und  setzte  die  Crimmitschauer  Zahlen  für  die 
mit  ihrem  Ehemann  zusammen  lebenden  verheirateten  Frauen  gegenüber. 
Meine  Zahlen  beziehen  sich  nur  auf  Kinder  unter  14  Jahren ;  bei 
Polligkeit  könnten  vielleicht  auch  einige  hundert  ältere  Kinder  einbe- 
griffen sein  (vgl.  dessen  Tabelle  9). 

Die  große  üebereinstimmung  der  beiden  Zahlenreihen  muß  auf  den 
ersten  Blick  überraschen.  Gehen  sie  doch  aus  ganz  verschiedenen  Ver- 
hältnissen hervor:  Auf  der  einen  Seite  steht  ein  sächsischer  Textilindu- 
sfriebezirk  der  Friedenszeit,  der  von  jeher  auf  die  Fabrikarbeit  der  Frau 
eingerichtet  war;  auf  der  anderen  Seite  eine  Bevölkerung,  der  in  normalen 
Zeiten  großenteils  die  hauptberufliche  Erwerbstätigkeit  ihrer  Frauen 
recht  fern  gelegen  haben  mag,  und  die  erst  während  des  Krieges 
dazu  übergegangen  ist.  Wenn  trotz  dieser  starken  Gegensätze  der  allge- 
meinen Verhältnisse  die  Zahlen  so  gleichmäßig  verlaufen,  wird  das  wohl 
als  ein  wichtiger  Beleg  dafür  aufgefaßt  werden  dürfen,  daß  in  beiden  Fällen 
gewisse  gleiche  Ursachen  für  die  Annahme  der  Erwerbsarbeit  wirk- 
sam waren.  Und  ich  glaube,  hier  möchten  Bücksichten  auf  die 
körperliche  und  hauswirtschaftliche  Eignung  der  Frauen  zu  ange- 
strengter Arbeit  und  langer  Abwesenheit  vom  Haushalte  eine  Rolle 
spielen.  Man  könnte  einwenden,  jene  zahlenmäßige  Üebereinstimmung 
beruhe  in  der  Hauptsache  darauf,  daß  sich  in  ihr  der  Kinderreichtum 
der  Familie  überhaupt  widerspiegele ;  mit  anderen  Worten,  daß  die 
Frauen,  die  in  die  Fabriken  usw.  gehen,  sich  nach  der  Zahl  ihrer 
unmündigen  Kinder  nicht  anders  gliedern,  als  der  große  Durchschnitt 
der  Bevölkerung  überhaupt:  das  würde  bedeuten,  daß  die  Zahl 
(und  auch  das  Alter)  der  Kinder  keinen  wesentlichen  Einfluß  habe  auf 
die  Uebernahme  von  Fabrikarbeit.  —  Ein  zuverlässiges  Urteil  hierüber 
ließe  sich  nur  gewinnen,  wenn  man  die  Arbeiterinnen  mit  der  übrigen 
Bevölkerung  (oder  vielleicht  besser  mit  dem  Beste  der  gleichen  Volks- 
schichten) nach  ihrem  Kinderreichtum  vergliche.  Das  ist  jetit  leider 
nicht  möglich.  Ich  habe  in  meiner  Schrift  S.  12  die  oben  angeführten 
Zahlen   für  Crimmitschau   mit    ähnlichen  Berechnungen    für  andere  Ge- 


368  Missellen. 

biete  zusammengestellt,  welche  häufig;  eine  erheblich  stärkere  Vertretung 
der  kinderreichen  Familien  aufweisen.  Dies  erklärt  sich  nun  freilich 
mindestens  zu  einem  Teile  aus  dem  Umstände,  daB  für  die  letzteren 
Bezirke  auch  die  zu  versorgenden  Kinder  von  mehr  als  14  Jahren  in 
die  Erhebung  einbezogen  waren.  Dadurch  mußten  notwendig  die  Familien 
größer  erscheinen ;  insofern  waren  also  die  Ergebnisse  überhaupt  nicht 
streng  vergleichbar  mit  denen  für  die  sächsische  Textilindustrie.  Ich 
glaubte  aber  damals  doch  auch  darauf  hinweisen  zu  müssen,  daß  jener 
anscheinende  größere  Kinderreichtum  sich  vorzugsweise  in  solchen  Be- 
zirken zeigte,  wo  die  Zigarrenindustrie  in  ziemlichem  Umfange  vertreten 
ist.  Weil  es  den  Zigarrenfabriken  aber  technisch  möglich  ist,  häufigere 
und  längere  Unterbrechungen  der  Arbeit  zu  gewähren,  so  vermögen  sie 
viele  Frauen  zu  beschäftigen,  die  ohne  diese  Vergünstigung  keine  Fabrik - 
arbeit  übernehmen  könnten,  da  sie  sich  infolge  einer  größeren  Kinder- 
zahl an  keine  feste  Arbeit  binden  wollen.  —  Eine  gründliche  Prüfung 
meiner  damaligen  Berechnungen  läßt  mich  zweifeln,  ob  sie  sich  so  ent- 
schieden, wie  ich  es  damals  in  jugendlichem  Eifer  meinte,  verwerten 
lassen.  Grundsätzlich  aber  wird  der  Gedanke  nicht  von  der  Hand  zu 
weisen  sein,  daß  auch  Eigenheiten  der  Arbeitsbedingungen  (wie  sie  z. 
B.  in  der  Zigarrenindustrie  bestehen,  oder  sonst  mitunter  in  besonders 
leichten  und  sauberen  bzw.  besonders  schweren  Arbeitsverrichtungen 
vorhanden  sind)  die  Uebernahme  von  Fabrikarbeit  ebensogut  beein- 
flussen mögen  wie  der  allgemeine  wirtschaftliche  Druck  der  gesamten 
Bevölkerung  eines  Gebietes  (z.  B.  in  den  Textilindustriebezirken  mit 
ihren  niedrigen  Männerlöhnen,  die  eine  Einkommensergänzung  durch  Be- 
rufsarbeit der  Frau  verlangen)  oder  die  besondere  Notlage  der  einzelnen 
Familie.  Der  Fragenkomplex  verdient  jedenfalls  eine  eingehende  sta- 
tistische Untersuchung. 

Daß  die  Fabrikarbeit  eine  gewisse  Auslese  unter  den  Frauen  be- 
wirkt, steht  natürlich  außer  Frage.  Leicht  ersichtlich  ist  diese  Wirkung 
bekanntlich  an  der  verhältnismäßigen  Seltenheit  der  Arbeiterinnen  mit 
ganz  kleinen  Kindern.  Ebenso  wie  in  Crimmitschau  sind  auch  für  Frank- 
furt die  jüngsten  Alter,  unter  3  Jahren,  schwach  vertreten. 

Unter  100  Kindern  der  Arbeiterinnen  standen  im  Alter  tob 

unter  3  3—6  6—14  Jaliren 

in  Frankfurt  15,3  26,5  58,3 

in  Crimmitschau  18,4  23,8  57,8 

Dagegen  war  die  entsprechende  Gliederung  in  der  gesamten  Bevölkerung 
des  Deutschen  Reiches  nach  der 

VolkszätiluDg  von  1900:     24,6  22,6  52,9 

Der  Bearbeiter  der  Frankfurter  Erhebung  meint,  die  geringere  Ver- 
tretung der  jüngsten  Kinder  ließe  sich  als  eine  erfreuliche  Verzicht- 
leistung von  Müttern  mit  solchen  Kindern  auf  außerhäusliche  Erwerbs- 
tätigkeit deuten,  wenn  hier  nicht  eine  näher  liegende  Erklärung  darin 
zu  finden  wäre,  daß  infolge  des  durch  den  Krieg  bedingten  Sinkens  der 
Geburtenziffer  die  Ein-  und  Zweijährigen  erheblich  weniger  zahlreich  als 
sonst  sein  werden.     Aber  einige  Seiten  später  glaubt  er  doch,    anderen 
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Betrachtungen  das  beruhigende  Bewußtsein  entnehmen  zu  dürfen,  daß 
in  unseren  Frauen  das  Pflichtbewußtsein  als  Mutter  gerade  gegenüber 
den  Säuglingen  und  Kleinkindern  in  der  Regel  stark  genug  ist,  um 
nicht  leichtfertig  sich  zur  Arbeitsübernahme  zu  entschließen,  ohne  sich 
Gedanken  zu  machen,  was  aus  ihren  Kindern  wird. 

Polligkeit  wird  zu  diesem  Schlüsse  geführt  durch  die  Beobachtung, 
daß  ältere  Kinder  entschieden  seltener  von  eigenen  Angehörigen  beauf- 
sichtigt werden  als  die  jüngeren.  Seine  Berechnungen  gipfeln  in  den 
folgenden   Prozentzahlen : 

Art  der  Aufsicht:       Unter  3  Jahren     3 — 6  Jahre     6— 14  Jahre 
In  voller  Pflege  9i«  6.»  3,» 

Großeltern  48,6  38,«  *8,J 

schulentlassene  Geschwister  2,*  2,s  5,8 

sonstige  Verwandte  16,1  15,8  I2,S 

Fremde  «Si»  'S.*  '4.« 

Tagesheime  5i«  'S.«  'O.« 

ohne  Aufsicht  3;^ Sj^ 30« 

zusammen      100,0  IOO,0  IOO,0 

Es  entschließen  sich  am  ehesten  solche  Frauen  zu  außerhäuslicher 
Erwerbstätigkeit,  die  in  eigenen  Angehörigen  natürliche  Stellvertreter 
während  ihrer  Abwesenheit  besitzen.  Das  Bedenken,  die  Kinder  fremden 
Personen  oder  Heimen  zur  Aufsicht  anzuvertrauen  oder  aufsichtslos  zu 
lassen,  sei  am  stärksten  bei  Kindern  im  zarten  Lebensalter  und  mindere 
sich,  je  älter  die  Kinder  werden. 

Verf.  gilt  es  als  das  bedeutsamste  Ergebnis  dieser  Zahlen,  daß  die 
größte  Gruppe  der  Kinder  durch  eigene  Angehörige,  namentlich  Groß- 
eltern, beaufsichtigt  wird.  Hierbei  legt  er  Wert  darauf,  daß  dies  mit 
den  Crimmitschauer  Untersuchungen  aus  der  Friedenszeit  übereinstimmt. 
Mit  Recht,  denn  je  allgemeiner  solche  Uebereinstimmungen  sich  finden, 
um  so  eher  darf  man  ihnen  grundsätzliche  Bedeutung  beilegen. 

Außer  meiner  Beobachtung  von  der  starken  Beteiligung  der  Groß- 
mütter an  der  Kinderaufsicht  bestätigt  die  vorliegende  Schrift  auch  die 
bereits  früher  erhobenen  Bedenken  über  die  geringe  Tauglichkeit 
mancher  Großeltern  für  die  Versorgung  der  Kinder  (vgl.  meine  Seite  66). 
Polligkeit  betont,  der  Umstand,  daß  die  Großmutter  oder  sonstige  An- 
gehörige die  Kinder  beaufsichtigen,  gebe  noch  keine  unbedingte  Gewähr 
dafür,  daß  die  Aufsicht  immer  ausreichend  sei.  Schon  höre  man,  daß  diese 
versagt  habe.  Sollte  der  Krieg  noch  lange  andauern  oder  sollte  darüber 
hinaus  noch  für  längere  Zeit  mit  einer  umfangreichen  Erwerbsarbeit 
der  Mütter  zu  rechnen  sein,  so  werde  man  der  Frage  nicht  aus  dem 
Wege  gehen  können,  ob  nicht  doch  Vorhandensein  und  Güte  der  Auf- 
sicht über  Kinder  erwerbstätiger  Frauen  auch  dann  nachzuprüfen  ist, 
wenn    die    Mütter   Angehörige    als    aufsichtführende    Personen    angeben. 

Weiter  bestätigt  die  Frankfurter  Statistik  die  freilich  von  vornherein 
einleuchtende  Beobachtung,  daß  die  Kinder  um  so  häufiger  ohne  Auf- 
sicht sich  selbst  überlassen  bleiben,  je  älter  sie  sind.  Zur  besseren 
üeberschau  dieser  und  anderer  Vergleiche  sind  hierunter  die  wichtigsten 
Zahlen  über  die  Art  der  Aufsicht  für  die  Frankfurter  und  Crimmit- 
schauer Arbeiterinnenkinder  zusammengestellt. 

Jahrb.  f.  NationalSk.  u.  Stat.  Bd.  tlO  (Dritte  Folge  Bd  I>5).  24 
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unter  je  100  Kindern  gleichen  Alters  waren 
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wandte und 
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Kinder  unter  3  Jahren: 

Frankfurt 

48,6 

33,8 

9.« 

5.« 

3,8 

100,0 

Crimmitschau 

47,1 

26,7 

20,8 

0,* 

5.6 

lOO.O 

Kinder  von  3 — 6  Jahren: 

Franlcfurt 

38-« 

33.8 

6.» 

«5.8 

5.» 

100,0 

Crimmitschau 

47,8 

27,8 

9,» 

7.8 

7,8 

100,0 

Kinder  von   6 — 14  Jahren: 

Frankfurt 

22,7 

3«,« 

3,6 

io,e 

30,6 

100,0 

Crimmilschan 

3'.» 

15.» 

1,8 

2,8 

48,8 

100,0 

Im  Durchschnitt: 

Frankfurt 

30,8 

33.« 

5.» 

11,1 

19,8 

100,0 

Crimmitschau 

38,J 

20,6 

6,9 

3,* 

30,9 

100,0 

Die  geringe  Bedeutung  der  Tagesheime  in  Crimmitschau  war  durch 
die  dort  damals  erst  bescheidene  Entwicklung  dieser  ünterbringungs- 
mOglichkeit  bedingt.  Weitere  Einzelheiten  müssen  dem  Studium  des 
Lesers  überlassen  bleiben. 
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TTebersicht  über  die  neuesten  Publikationen 
Deutsclilands  und  des  Auslandes. 

1.  aeaohiohte  der  WisBenachaft.   EncyUop&disohas.    Iiehrbftoher.   Speiielle 
thaoretiaolie  Uutarsaoliaiigfexi. 

Diener,  Richard,  Das  Problem  der  Arbeitspreisstatistik  und 
seine  Lösung  mit  Hilfe  von  Berufssterblichkeits-  und  Lohnstatistik.  Eine 
methodologisch-kritische  Studie.  (Staats-  und  sozialwirtschaftliche 
Forschungen,  hrsg.  von  Schmoller  und  Sering,  Heft  184.)  München 
und  Leipzig  (Duncker  und  Humblot)  1915.     8».     84  SS. 

Die  Frage :  inwieweit  findet  der  Verbrauch  an  menschlicher  Ar- 
beitskraft sein  Entgelt  durch  die  Entlohnung  der  Arbeit?  ist  ein  Pro- 
blem, das  unter  den  höchsten  Gesichtspunkten  der  Sozialwissenschaft 
steht,  in  den  wichtigsten  und  schwierigsten  Gebieten  sozialökonomi- 
scher Forschung  —  Arbeit  und  Preis  —  tief  eindringt,  gewichtige 
Fragen  der  Methodik  entrollt  und  schließlich  die  Grundlagen  seiner 
Lösung  durch  die  Mittel  der  damit  vor  besonders  komplizierte  Auf- 
gaben gestellten  Statistik  finden  muß.  Es  handelt  sich  hier  um  die 
Grundfragen  individuellen  und  gesellschaftlichen  Daseins :  die  Gewinnung 
einer  sich  im  Gleichgewicht  zwischen  Opfer  und  Ersatz  haltenden  wirt- 
schaftlichen Existenz  des  Einzelnen  uud  um  den  Ausgleich  zwischen 
der  Einbuße  an  Volkskraft  und  ihrer  materiellen  Vergeltung.  Angerührt 
worden  ist  die  Frage  schon  durch  den  Statistiker  Ernst  Engel  in 
seinem  „Preis  der  Arbeit"  (1866)  und  seiner  Untersuchung  über  den 
„Wert  des  Menschen"  (1883),  denen  ähnliche  Gedankengange  schon 
seit  Petty  voraufgegangen  sind.  Hier  wird  nun  vom  Gesamtproblem 
der  wichtige  Teil  der  Methodenfrage  selbständig  und  zielbewußt, 
aus  dem  Gesichtspunkte  der  Einheit  der  Problemteile  heraus  in  An- 
griff genommen  und  versucht,  sie  nach  doppelter  Richtung  hin  klarzu- 
stellen und  kritisch  zu  erfassen.  Einmal  nämlich  nach  derjenigen  der 
Volksgesundheitsstatistik  und  sodann  nach  der  der  Arbeits- 
preis-, also  der  Lohnstatistik.  Abschließend  sind,  als  kurzer  dritter 
Teil,  einige  kritische  Betrachtungen  über  das  Problem  der  Lohneinheit 
überhaupt  beigegeben.  Vorausgeschickt  ist  eine  Uebersicht  über  die 
reichhaltige  und  vielseitige,  vom  Verf.  gründlich  verarbeitete  und  sach- 
dienlich verwertete  Literatur. 

Enger  umschriebenes  Ziel  dieser  Untersuchung  ist  also  die  Auf- 
klärung darüber,  welchen  Gesamtverdienst  der  einzelne  Beruf  während 
der  produktiven  Lebenszeit  dem  Berufsangehörigen  durchschnittlich 
bietet.  Es  bedarf  sonach  einmal  der  Berechnung  des  durchschnittlichen 
lebenslänglichen  Gesamtverdienstes  im  einzelnen  Berufe  und  sodann 
einer  für  diesen  Zweck  ausgebauten  Berufssterblichkeitsstatistik.     Die 
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erstere  Berechnung  ist  angesichts  der  großen  Schwierigkeiten  der 
Berechnung  der  individuellen  Gesamtverdienste  über  den  Um- 
weg der  Multiplikation  des  durchschnittlichen  Jahresverdienstes  mit 
der  Zahl  der  produktiven  Lebensjahre  zu  leiten,  wozu  die  Zahl  der 
produktiven  Lebensjahre  und  der  Jahresverdienst  des  Einzelberufs  zu 
ermitteln  sind.  Daher  wird  im  ersten  Teile  unter  den  die  Volks- 
gesundheit  wesentlich  bestimmenden  äußeren  Faktoren  der  Beruf,  und 
zwar  die  spezielle  Beschäftigungsart,  in  Hinsicht  dieser  seiner  Wirk- 
samkeit besonders  erörtert.  Die  Maßstäbe  zur  Messung  der  Einflüsse 
des  Berufs  auf  die  Volksgesundheit  —  die  Krankheits-  und  Invaliditäts- 
statistik, die  anthropometrische  und  die  Sterblichkeitsstatistik  —  werden 
nach  ihrem  gegenwärtigen  Stande  unter  dem  Gesichtspunkte  des  an- 
zustrebenden Ziels  kritisch  besprochen.  Am  relativ  brauchbarsten  er- 
scheint dabei  die  Sterblichkeitsstatistik,  deren  Ausbau  auf  der  Grund- 
lage eines  Zusammenarbeitens  der  drei  großen  Sozialversicherungszweige 
und  unter  Entwicklung  zu  einer  möglichst  gleichartigen  Individual- 
statistik  gefordert  wird.  Die  hierbei  einzuhaltenden  Gesichtspunkte 
werden  aufgeführt  und  unter  Aufzeigung  der  methodischen  Mängel  der 
bisherigen  Statistik  durchgesprochen. 

Für  die  besonders  wichtige  Bildung  gleichartiger  Personengruppen 
erscheint  wesentlich  einmal  eine  sinngemäße  Abgrenzung  des  Unter- 
suchungsgebietes und  sodann  eine  hinlänglich  tiefgreifende  Gliederung 
nach  den  Beschäftigung-sarten  der  Arbeiter  (Individualberuf),  nach  der 
Betriebsgröße,  nach  dem  Lohnsystem,  der  Wohnweise,  dem  Familien- 
stände, dem  Geschlecht,  Alter  und  der  körperlichen  Beschaffenheit.  Zur 
gebotenen  Aussonderung  nach  körperlichen  Eigenschaften  wird  die  Ein- 
führung von  periodisch  zu  ergänzenden  Gesundheitskarten  auf 
Grund  einer  vor  Eintritt  in  den  Beruf  vorzunehmenden  ärztlichen  Unter- 
suchung gefordert. 

Im  zweiten  Teile  wird  auch  für  die  Lohnstatistik  nach  der 
besten  Methode  gesucht.  Zu  diesem  Zweck  werden  zunächst  die  Mängel 
der  bisherigen  Lohnstatistik  kritisch  aufgezeigt.  Ihr  Hauptfehler  wird 
darin  gefunden,  daß  heute  in  ihr  wie  in  der  ganzen  Gewerbepolitik 
überall  die  Produktion  den  Ausgangspunkt  bildet,  während  doch 
der  Lohn  als  Arbeitseinkommen,  das  für  die  Lebenshaltung  des  Ar- 
beiters als  Konsumenten  verfügbar  ist,  angesehen  werden  muß.  Dieser 
Auffassung  ist  durchaus,  und  zwar  hauptsächlich  deshalb  beizustimmen, 
weil  damit  der  richtige  volkswirtschaftliche  Staudpunkt  an  Stelle  des 
irreführenden  privatwirtschaftlichen  eingenommen  wird.  Der  Stand  und 
die  Systeme  der  heutigen,  teils  auf  den  freiwilligen  oder  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Mitteilungen  der  Arbeitgeber,  teils  auf  Angaben  der 
Arbeiterorganisationen,  teils  auf  den  Auskünften  beider  Teile  beruhenden 
Lohnstatistik  bilden  den  Stoff,  an  dem  diese  Kritik  geübt  wird  und 
dessen  Darstellung  eine  umfassende  und  gut  orientierende  ist.  Daran 
schließen  sich  eigene  Vorschläge  zur  Neugestaltung  der  heutigen  Lohn- 
statistik, deren  Reformbedürftigkeit  mit  der  aus  der  bisheii^en  Dar- 
stellung sich  ergebenden  ungewöhnlichen  Vielgestaltigkeit  der  Methoden 
in    der  Praxis,    dem    in    der    Wissenschaft    bestehenden  Methodenstreit 
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und  dem  darin  begründeten  Mangel  an  Einheitlichkeit  gerechtfertigt 
wird,    wodurch   jeder  Vergleich    der  Ergebnisse    fast  unmöglich  werde. 

Diese  Reformvorschläge  zeugen  von  gutem  Verständnis  für  das 
Wesen  des  Problems  und  die  seiner  Lösung  sich  entgegensetzenden 
Schwierigkeiten  wie  auch  für  die  Eigenheiten  der  Lebensführung  des 
Arbeiters  in  ihrer  vielseitigen  Abhängigkeit  und  Bedingtheit.  Das 
praktische  Ziel  ist  dabei  die  Ermittelung  des  wirklichen,  für  die  Lebens- 
haltung des  Arbeiters  verfügbaren  Arbeitsverdienstes,  statt  bloßer  Sta- 
tistik der  Lohnsätze  oder  Lohnenqueten  und  anderer  bloßen  Lohn- 
schätzungen. Hier  kommen  hauptsächlich  in  Betracht:  die  Feststellung 
der  maßgebenden  Lohnzeiteinheit,  als  welche  der  Jahresverdienst  emp- 
fohlen und  gerechtfertigt  wird,  ferner  die  Berechnung  von  Durch- 
schnittlöhnen als  geeignete  Mittelwerte,  besonders  aber  die  sinngemäße 
Gliederung  der  Lohnarbeiterschaft  in  unter  sich  möglichst  einheitliche 
Gesamtheiten  und  nach  den  dafür  zweckmäßigsten  Gesichtspunkten,  wie 
Beschäftigungsart,  Berufsspezialität,  soziale  Stellung,  Betriebsgröße, 
Lohnform,  aber  auch  außerberuflich  nach  Wohnweise,  Nebenverdienst, 
Familienstand  und  -große,  Geschlecht,  Lebens-  und  Dienstalter  und 
körperlicher  Beschaffenheit.  Das  Reformprojekt  lehnt  sich  hierbei  mög- 
lichst an  die  für  die  Berufssterblichkeitsstatistik  gemachten  Vorschläge 
an.  Aul'  diese  Weise  wird  das  Ziel  einer  Kombination  von  berufs- 
sterblichkeits-  und  lohnstatistischen  Größen  zu  einer  brauchbaren,  als 
dauernde  Führerin  und  Beraterin  in  der  Sozialpolitik  geeigneten  Arbeits- 
preisstatistik angestrebt.  Die  Vereinheitlichung  der  Methode  der  amt- 
lichen Lohnstatistik  und  darüber  hinaus  ihre  internationale  Regelung 
wird  zum  Schluß  gefordert. 

Die  Notwendigkeit  wie  die  Wichtigkeit  der  Neugestaltung  der 
amtlichen  und  privaten  Lohnstatistik,  die  in  dieser  Arbeit  überzeugend 
nachgewiesen  wird,  ist  bisher  zwar  grundsätzlich  anerkannt,  aber  noch 
lange  nicht  mit  der  Entschiedenheit  gefordert  worden,  die  erforderlich 
ist,  um  diese  Voraussetzung  für  die  Lösung  schwierigster  sozialer  Pro- 
bleme auf  eine  sichere  Unterlage  zu  stellen.  Es  ist  erfreulich,  daß  hier 
nun  auch  gangbare  Wege  gewiesen  werden,  um  das  Ziel  einer  möglichst 
einwandfreien  Lohnstatistik  zu  erreichen,  und  daß  dies  unter  Gesichts- 
punkten geschieht,  die  das  Problem  in  seiner  ganzen  Bedeutung  und 
Tragweite  umfassen,  indem  sie,  es  vom  privatwirtschaftlichen  Produk- 
tionskosten-Standpunkte loslösend  und  emporhebend,  Arbeitseinkommen 
und  Verbrauch  der  Arbeitskraft  in  Beziehung  und  gegenseitige  Be- 
dingtheit setzen.  Der  Bedeutung  der  Arbeit  als  dem  Triebwerk  und 
dem  Regulator  aller  Volkswirtschaft  wird  damit  Rechnung  getragen 
und  die  Frage  als  ein  Zentralproblem  der  letzteren  an  die  ihr  ge- 
bührende Stelle  gerückt.  Daß  freilich  eine  vollkommene  Lösung  uner- 
reichbar ist,  erkennt  auch  der  Verf.  an,  ja,  er  weist  selbst  auf  die 
unlösbaren  Reste  hin,  die  bei  der  Zergliederung  des  Problems  bleiben 
müssen,  vor  allem  auf  die  im  dritten  Teil  gewürdigten  Schwierig- 
keiten ernährungsphysiologischer  Art,  welche  dem  gleichen  Nominal- 
lohn selbst  bei  ganz  gleichen  Lebensmittelpreisen  eine  sehr  verschiedene 
Bedeutung    für    den  Empfänger   zukommen    lassen.     Gleiche    Geldlölme 
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können  eine  ganz  verschiedene  physische  Leistungsfähigkeit,  verschiedene 
Geldlöhne  dagegen  die  gleiche  Arbeitsleistungsfähigkeit  erzeugen.  Die 
Verschiedenheiten  in  der  Lebenshaltung  gleichgelohnter  Arbeiterfamilien 
sind  große  und  natürlich  bedingte,  ziehen  aber  keineswegs  entsprechende 
Verschiedenheiten  in  der  körperlichen  Leistungsfähigkeit  nach  sich. 
Dennoch  darf  die  Reform  darum  nicht  unterbleiben.  Sie  wird  viel- 
mehr nach  dem  Kriege  unabweisbar  werden,  wenn  es  gilt,  den  Nomi- 
nallohn der  Arbeit  wieder  in  ein  richtiges  Verhältnis  zu  der  durch  die 
Umwälzung  der  Ernährungsverhältnisse  in  der  Kriegszeit  vollständig 
desorganisierten  Kaufkraft  der  Löhne  zu  bringen.  Die  vorliegende, 
vor  dem  Kriege  entstandene  Arbeit  darf  darum  nicht  nur  als  eine  recht 
achtungswerte  wissenschaftliche  Leistung  auf  dem  Gebiete  der  sozial- 
statistischen Methodik,  sondern  auch  als  ein  erfreulicher  Impuls  nach 
der  Eichtung  fortschreitender  Lösung  des  Zentralproblems  gerechter 
Vergeltung  der  abhängigen  Lohnarbeit  gewertet  werden. 

Marburg  a.  d.  Lahn.  H.  Koppe. 

rorth,  Henriette,  Die  soziale  Bedeutung  der  Käufersitten. 
Jena  (Gustav  Fischer)  1917.     8.     IV  u.   124  SS.    (Preis:  3,60  M.) 

Unter  dem  obigen  viel  verheißenden  Titel  liegt  uns  eine  Schrift 
vor,  die  unsere  bescheidensten  Erwartungen  leider  nicht  zu  erfüllen 
vermag.  Sie  stellt  den  Versuch  dar,  unter  den  verschiedensten  Ge- 
sichtspunkten (Kauf  von  Waren,  Diensten  und  Genüssen)  den  Einfluß 
der  Sitten  —  besser  wäre  wohl  gesagt,  der  Unsitten  und  schlechten 
Gewohnheiten  —  der  Käufer  auf  die  Verkäufer  und  die  Beschaffenheit 
der  Kaufgegenstände  zu  untersuchen.  Dieses  sozialpolitisch  außer- 
ordentlich bedeutsame  Vorhaben  setzte,  ganz  abgesehen  von  gründ- 
lichem Fachwissen,  den  Willen  zur  Objektivität  und  Verständnis  für 
Klarheit  und  Einheitlichkeit  der  Gedankenführung  voraus. 

Beide  grundlegenden  Voraussetzungen  fehlen  hier  in  weitestem 
Maße.  Eine  wissenschaftliche  Betrachtung  einer  sozialen  Frage 
kann  wohl  dazu  gelangen,  bestimmte  objektive  Forderungen  zu  postu- 
lieren, aber  es  muß  als  unstatthaft  bezeichnet  werden,  wenn  im  Ab- 
schnitt „Jugenderziehung  und  Käufermoral"  einer  sozialen  Erziehung 
der  Kinder  so  das  Wort  geredet  wird:  „So  wird  mit  der  Achtung  vor 
der  Arbeit  und  der  Eigenart  anderer  der  Grund  zur  demokratischen 
Gesinnung  und  damit  zu  einem  allseitig  sich  auswirkenden  Ge- 
rechtigkeitsgefühl gelegt,  .  .  ." 

Es  muß  nachdrücklich  dagegen  protestiert  werden,  daß  die  demo- 
kratische Gesinnung  oder  vielleicht  die  Mitgliedschaft  einer  freisinnigen 
Partei  zur  conditio  sine  qua  non  einer  sozialen  Erziehung  gemacht 
wird.  Die  dem  englischen  Hochadel  angehörigen  Förderer  der  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung in  den  30er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts, 
D.  Stöcker  bei  uns  und  der  Vater  der  holländischen  Sozialgesetzgebung, 
der  konservative  Minister  Talma  —  um  nur  einige  Namen  ad  hoc  zu 
nennen  —  waren  gewiß  sachkundige  und  begeisterte  Vertreter  sozialer 
Bestrebungen  und  Anschauungen,  ohne  im  geringsten  dazu  zu  neigen, 
demokratische  Gesinnungen  zu  vertreten.     Ebenso  bedauerlich  und  un- 
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geschickt  mutet  die  Verquickung  des  Genossenschaftswesens  und  der 
•  Fortbildung  der  Submissionsbedingungen  mit  politischen  Tagesfragen  an. 
[  Jeder  ruhige  und  besonnene  Freund  eines  sozialpolitischen  Fort- 
'  Schrittes  in  Deutschland  hat  es  von  jeher  bedauert,  daß  das  Ge- 
nossenschaftswesen und  insbesondere  die  Arbeiterkonsumvereine  lange 
Zeit  wegen  ihrer  engen  Beziehungen  zur  sozialdemokratischen  Partei 
nicht  immer  die  Förderung  erfahren  haben,  die  der  Bedeutung  ihrer 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Mission  entspricht.  Freunde  des  Genossen- 
schaftswesens aus  allen  politischen  Lagern  haben  mit  zunehmendem 
Erfolge  die  staatlichen  Bedenken  gegen  die  Arbeiterkonsumvereino 
gerade  mit  dem  Argument  der  rein  objektiven  Betätigung  dieser 
Einrichtungen  bekämpft.  Die  Verfasserin  wünscht  dagegen,  daß  die 
Konsumgenossenschaften  „ihre  Macht  zugunsten  demokratischer 
Wirtschaftsverfassungen  und  Sitten  in  die  Wagschale" 
werfen  sollen.  Diese  gefährliche  Forderung  kann  leicht  dazu  führen, 
daß  die  großen  Unternehmerverbände,  die  im  Kriege  zahlreicher  und 
nicht  schwächer  geworden  sind ,  sich  der  Genossenschaftsbewegung 
feindlich  entgegenstellen.  Besonders  wenn  Einzelfälle,  wo  Konsumge- 
nossenschaften bei  ihren  Lieferanten  wegen  Verbesserung  der  Arbeits- 
bedingungen in  deren  Betrieben  energisch  vorstellig  geworden  sind, 
sogleich  von  der  Verfasserin  zu  der  übertriebenen  Schlußfolgerung  miß- 
braucht werden,  daß :  „Die  wachsende  Ausdehnung  und  Macht  der 
Konsumgenossenschaften  eröffnet  hier  verheißungsvolle  Perspektiven 
auf  eine  demokratische  Allgemeinregelung  des  Arbeitsverhältnisses 
und  des  Arbeiterrechts." 

Ebenso  wirtschaftsunf riedlich  verfährt  die  Verfasserin  bei  der 
Erörterung  des  Submissionswesens.  Es  dürfte  wohl  noch  in  aller  Er- 
innerung sein,  wie  die  Oeffentlichkeit  das  forsche  Vorgehen  der  Militär- 
behörde gegen  die  Lohndrücker  unter  den  Heereslieferanten  begrüßt 
hat.  Damals  kam  den  weiteren  Kreisen  außerhalb  der  Produktion  erst 
zum  Bewußtsein,  welche  Macht  der  Staat  als  Konsument  ausüben  kann. 
Es  ist  nun  zweifellos  berechtigt  und  dankenswert,  darauf  hinzuweisen, 
daß  der  Staat  auch  bei  allen  Arbeiten,  die  für  ihn  von  privaten  Unter- 
nehmern ausgeführt  werden,  auf  die  Gewährung  anständiger  Arbeits- 
bedingungen zu  sehen  habe.  Wer  nun  auf  Grund  einiger  elementarer 
technischer  Kenntnisse  weiß,  in  welchem  Umfange  Bau-  und  Erdarbeiten 
unter  den  Kommunal-  und  Staatsaufträgen  vorwiegen  und  daß  gerade 
diese  Arbeiten  zu  einem  erheblichen  Teile  nur  von  billigen  unorgani- 
sierten Arbeitern  ausgeführt  werden  können,  freut  sich  des  Schutzes 
dieser  Schutzbedürftigsten  unter  den  Arbeitern.  Anders  die  Verfasserin, 
sie  postuliert:  „diese  Regelungen  müßten  in  aller  Selbstverständlichkeit 
auch  die  Wahrung  des  Koalitionsrechtes  und  die  Bevorzugung 
der  organisierten  Arbeiterschaft  umschließen."  Nein!  Es  ist 
im  Gegenteil  zu  begrüßen,  wenn  die  starke  Hand  des  Staates  und 
der  Kommune  in  der  Lage  ist,  möglichst  vielen  der  unorganisierten 
Arbeiter  erträgliche  Lebensbedingungen  zu  sichern. 

Diesen  Beispielen  könnten  noch  etliche  andere  angereiht  werden, 
die    ersichtlich    machen   würden,    wie    vorgefaßte  politische    oder   wirt- 
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schaftliche  Anschauungen  zu  sachlich  unrichtigen  Folgerungen  und 
Forderungen  geführt  haben. 

Erschwert  wird  die  Lektüre  des  Werkes  besonders  in  den  ersten 
Abschnitten  durch  eine  unklare  und  unübersichtliche  Anordnung  des 
Stoffes.  So  werden  die  Nachteile  der  Heim-  und  Saisonarbeit  nicht 
etwa  im  Unterabschnitt  „Heimarbeit",  sondern  unter  „Blumentage  und 
Bazare"  abgehandelt.  Auch  innerhalb  der  einzelnen  Unterabschnitte 
—  man  empfindet  es  besonders  beim  Genossenschaftswesen  —  fehlt 
der  Segen  einer  straffen  Disposition.  Dann  ist  endlich  zu  bedauern, 
daß  manche  UebelstÄnde  —  so  in  der  Heimarbeit  und  im  Ladenge- 
werbe —  die  unschwer  sachlich  durch  statistische  Angaben  erhärtet 
werden  könnten,  nur  durch  eine  kleine  Geschichte,  deren  Allgemein- 
gültigkeit nicht  nachgeprüft  werden  kann,  illustriert  werden. 

Göttingen.  W.  H.  Edward». 

OrundriB  der  SozialSkonomik.  Bearbeitet  von  8.  Ältmann  ...  V.  Abi.  1.  Tl. 
V.  Abt. :  Die  einzelnen  Erwerbsgebiete  in  der  kapitalistischen  Wirtschaft  and  der 
ökonomischen  Binnenpolitik  im  modernen  Staat.  1.  Tl.:  Handel.  1.  2.  Bearbeitet 
von  H.  Sieveking,  J.  Hirsch.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1918.  Lex.-8.  V— 240  SS. 
M.  8.—. 

Stephinger,  Prof.  Dr.  Lndwig,  Wert  und  Geld.  Gmndzüge  einer  Wirt- 
schaftslehre.    Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1918.     gr.  8.     IV— 319  88.     M.  9.—. 


Passerini,  Napoleone,  Economia  degli  alimenti  e  dei  oombnatibili  in  tempo 
di  guerra.  Firenze,  R.  Bemporad  e  figlio  (G.  Bamella  e  C),  1917.  16.  110  p. 
1.  1,75. 

2.  Oaaohiolite  nad  Darstellnn^  der  wirtsohaftUoban  Knltwr. 

Steinmann-Bucher,  Arnold,  Deutschlands  Volksvermögen 
im  Krieg.  (Finanzwirtschaftliche  Zeitfragen ,  hrsg.  von  Dr.  Georg 
V.  Schanz  u.  Dr.  Julius  Wolf,  Heft  24.)  Stuttgart  (Ferdinand  Enke) 
Iflie.     8».     93  SS.     (Preis:  3  M.) 

Der  Verf.  setzt  sich  zunächst  mit  der  Kritik  auseinander,  die  seine 
früheren  Schätzungen  des  deutschen  Volksvermögens  („350  Milliarden 
deutsches  Volksvermögen.  Neue  Maßstäbe  und  Wege  für  deutsche 
Politik  und  Finanzwirtschaft",  Berlin  1909  und  „Das  reiche  Deutsch- 
land. Ein  Wehrbeitrag",  Berlin  1914)  gefunden  haben,  und  vertritt 
seine  Schätzung  des  deutschen  Volksvermögens  vor  dem  Kriege  auf 
400  Milliarden  M.  insbesondere  gegenüber  den  von  dem  seinigen  ab- 
weichenden Ergebnissen  Ballods  und  Helfferichs.  In  diesem  Zusammen- 
hange polemisiert  er  gegen  die  „akademische  Begriffsbestimmung"  des 
Volksvermögens,  der  er  seinen  „Leitspruch"  :  „Das  Volksvermögen  schließt 
in  sich  alles,  was  das  Volk  vermag",  gegenüberstellt.  Nun  wird  wohl 
niemand  bestreiten,  daß  dieser  Satz,  mit  dem  das  Buch  beginnt  und 
endet,  und  den  wir  zudem  auf  dem  Umschlage  des  Heftes  lesen,  inso- 
fern einen  durchaus  zutreffenden  Kern  enthält,  als  die  produktiven 
Kräfte,  die  in  einem  Volke  lebendig  sind ,  einen  eminent  wichtigen 
Faktor  seiner  wirtschaftlichen  und  politischen  Entwicklung  bilden,  und 
seine  Zukunft  vielleicht  in  höherem  Maße  bestimmend  zu  beeinflussen 
geeignet    sind,    als    nur    das    Volksvermögen,    wie   es    sich    nach    der 
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„akademischen  Begriffsbestimmung"  darstellt,  nämlich  als  reale  Güter- 
menge. Desungeachtet  aber  dürfte  es  abwegig  sein ,  wollte  man 
Bismarcks  oder  Friedrichs  II.  Staatskunst  oder  die  bahnbrechenden 
Geisteskräfte  und  Charaktereigenschaften  eines  Zeppelin  als  Aktivposten 
des  Volksvermögens  in  eine  Vermögensstatistik  einstellen.  Und  ich 
für  meinen  Teil  ziehe  es  vor,  wenn  humanistische  Gymnasien,  Regie- 
rungsgebäude  und  rürstenschlössei-  in  einem  Aufsatze  über  das  Volks- 
vermögen als  das  bebandelt  werden,  was  sie,  aus  diesem  Gesichtswinkel 
heraus  betrachtet,  allein  sind,  nämlich  als  Baulichkeiten,  wenn  ich  auch 
gern  zugebe,  daß  der  Geist  klassischer  Bildung,  die  hingebende  Tätig- 
keit eines  gewissenhaften  und  geschulten  Beamtenstandes  und  die  in 
der  geschichtlich  entstandenen  Eigenart  der  deutschen  Einzelstaaten 
begründet  liegende  Vielseitigkeit  der  Entwicklungstendenzen  eine  nicht 
leicht  zu  überschätzende  Quelle  deutscher  Kraft  ausmachen.  Gewiß: 
für  die  „Wissenschaft"  handelt  es  sich  nicht  lediglich  darum,  „auf  dem 
Wege  einer  möglichst  sicheren  Methode  den  Verkehrswert  der  einzelnen 
Teile  und  des  gesamten  Volksvermögens  zu  ermitteln".  Das  Gebiet 
der  Wissenschaft  kennt  keine  Grenzen.  Wohl  aber  ist  dies  —  und 
nur  dies  allein  —  die  Aufgabe,  die  einer  Untersuchung  der  Höhe  des 
Volksvermögens  gestellt  ist,  und  eine  Untersuchung,  die  sich  dieser  ihr 
gesteckten  Grenzen  bewußt  bleibt,  ist  durchaus  nicht  „Spielerei",  son- 
dern —  sofern  sie  ihrer  Aufgabe  genügt  —  eine  wissenschaftliche 
Leistung. 

Der  Hauptteil  des  Aufsatzes  (8.  39 — 93)  behandelt  das  Volksver- 
mögen während  und  nach  dem  Kriege.  Steinmann-Bucher  begnügt  sich 
damit,  „hier,  wo  es  sich  um  Werdendes,  in  der  Bewegung  Begriffenes 
und  Zukünftiges  handelt,  Thesen  und  Anregungen  in  aphoristischer 
Form  hinzustellen".  Es  soll  gern  anerkannt  werden,  daß  unter  diesen 
Aphorismen  manche  treffende  Bemerkung  enthalten  ist,  und  daß  manche 
richtige  Beobachtung  in  ihnen  ihren  Ausdruck  findet.  Immerhin  geben 
sie  zu  einer  näheren  Besprechung  meines  Dafürhaltens  keinen  genügen- 
den Anlaß.  Ich  hätte  es  vielmehr  für  erwünscht  erachtet,  wenn  der  Verf. 
mit  einer  Veröffentlichung  seiner  Gedankengänge  so  lange  gewartet 
hätte,  bis  sie  über  das  Stadium  der  „Empfindung"  hinaus  sich  zur 
„abgeschlcssenen  Ueberzeugung"  entwickelt  hätten.  Dann  wäre  es  uns 
vielleicht  auch  erspart  geblieben  den  frivolen  Satz  (S.  78,  79)  lesen  zu 
müssen,  daß  das  friedliche  deutsche  Volk  „sozusagen  den  Braten  ge- 
rochen und  am  Kriege  Geschmack  gefunden"  habe,  eine  Behauptung, 
deren  unerhörter  Inhalt  und  abstoßende  Form  in  gleicher  Weise  schärfste 
Zurückweisung  verdient. 

Liegnitz.  Karl  Elster. 

Anders,  Dr.  Erwin,  Fiandem  und  Brabant  im  Wandel  der  Geschichte.  Stutt- 
gart, Deutsche  Verlags-Anstalt,  1917.  8.  95  SS.  mit  1  Bildnis  und  7  Kartenskizzen. 
M.  1,25. 

Aschmies,  M.,  Land  und  Leute  in  Litauen.  Mit  9  Abb.  (auf  Tafeln)  n.  1  Karte. 
Breslau,  Priebatschs  Buchhdlg.,   1918.     8.     86  SS.     M.   1,80. 

Schindler,  Herrn.,  Bulgarien.  Land  und  Leute,  Volkswirtschaft,  Bildungs- 
wasen.  Landschafts-  und  Städtebilder,  Bulgariens  Werdegang,  König  Ferdinand  I. 
Dresden,  Friedrich  Schindler,  1918.     8.     77  SS.     M.   1,20. 
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Szekfn  (Priv.-Doz.),  J-,  Der  Staat  Ungarn.  Eine  Qeschichtsstndie.  Stuttgart, 
Deutsche  Verlags-Anstalt,  1918.     8.     224  SS.     M.  3,20. 

Brazil,   commercially   considered.     London,   Syren  and   Shipping.     Fol.     5/. — . 

Oberholtzer,  Ellis  Paxson,  A  history  of  the  United  States  sinee  the  Civil 
war.     In  5  volumes.     Vol.  I,  1865—1868.     New  York,  Macmillan.     8.     $  3,50. 

Dugard,  Henry,  Le  Maroc  de  1917.  Dix  ans  d'oocupation.  Les  r^gions  du 
Maroc.  L'organisation  du  Maroc  du  Sud.  Villes  nonrelles.  L'avenir  de  Casablanca. 
La  raleur  agricole  du  pays.  Problimes  alimeutaires.  La  Cooperation  du  Maroc  &  la 
guerre.  F&s  hier  et  aujourd'hui.  Marocains  et  Fran^ais  en  1917.  L'avenir  industriel 
da  Maroc.     Paris,  libr.  Payot  et  Cie,  1917.     16.     246  pag.     fr.  4.—. 

Ward,  Sir  Adolphus  William.  Germany,  1815—1890.  VoL  2,  1852—1871. 
Cambridge,  Univ.  Press.     8.     12/.—. 

Bachi,  Biceardo,  L'Italia  economica  nel  1916  (anno  VIII):  annuario  della 
Tita  commerciale,  industriale,  agraria,  bancaria,  finanziaria  e  deUa  politica  economica. 
(Le  ripercussioni  delle  guerre  italiana  ed  europea  nell'  economia  nazionale.)  Cittii  dl 
Castello,  casa  ed.  S.  Lapi;  Milano-Roma-Napoli,  soc.  ed.  Dante  Alighieri,  di  Albrighi, 
Segati  e  C,  1917.     8.     XVI— 394  p.     1.  7.—. 

Borgatta,  Gino,  Bassegne  critiohe  di  economia,  finanza,  soäologia.  Serie  III 
(1915—1917).     Torino,  soc.  tip.  ed.  Nazionale,  1917.     8.     VII,  350  p.     l.  6.—. 

Citati,  Pietro,  Serbia  e  Serbi.     Borna,  tip.  E.  Voghera,  1917.     8.     25  p. 

Zapelloni,  Federico,  La  Grecia  finanziaria  ed  economica.  Cittä  di  Caätello, 
tip.  Unione  arti  grafiche,  1917.     8.     25  p. 

3.    BaTOlkemng'slelire  and  Bev61keraa|fspolltik.     A.uwand«rui|^ 
nad  Kolonisation. 

Schutzbar-Milchling,  v.  (Eammerberr,  Bittmstr.  a.  D.),  Kolonialpolitik  und 
Kriegsziele.  Mit  einer  (farbigen)  Karte  und  Kartenskizzen.  Berlin,  Georg  StUke,  1817. 
gr.  8.     88  SS.     M.  2.—. 

Marchant,  James,  Birtb-rate  and  empire.  London,  Williams  and  Norgate. 
8.     5/.—. 

Presti  (Lo),  Domenico,  Natura  giuridica  del  fondo  per  1' emigrazione.  Miliano, 
Societ&  editrice  libraria  (tip.  Indipendenza),  1917.     8.     14  p, 

4.  Berc^baa.    Land-  and  ForstwlrtaoIiKft.    riselieraiwaaea. 

Mtiller-Erzbach,  Das  Bergrecht  Preußens  und  des  weiteren 
Deutschlands.  Zweite  Hälfte.  Stuttgart  (Ferdinand  Enke)  1917.  8«. 
XII  u.  S.  303—603.     (Preis:   geh.  12  M.) 

Der  ersten  Hälfte  des  vorliegenden  Buches,  welche  in  dieser  Zeit- 
schrift bereits  eingehend  besprochen  wurde  (III.  F.  Bd.  54,  S.  226  f.), 
ist  nunmehr  die  zweite  Hälfte  gefolgt,  die  außer  dem  Inhaltsverzeichnis, 
einer  Gesetzesübersicht  und  einem  ausführlichen  Sachverzeichnis  folgende 
Kapitel  enthält:  V.  Das  Verhältnis  des  Bergbaues  zum  Grundeigentum; 

VI.  Das  Verhältnis  des  Bergbaues  zu  den  öffentlichen  Verkehrsanstalten ; 

VII.  Das  Bergarbeiterrecht;  VIII.  Das  Dienstverhältnis  der  Werks- 
beamten; IX.  Das  Knappschaftsrecht;  X.  Die  Bergbehörden;  XI.  Die 
Verwaltung  der  Staatswerke;  XII.  Die  Bergpolizei;  XIII.  Das  Privat- 
bergregal;  XIV.  Der  Grundeigentümerbergbau. 

Von  besonderem  Interesse  ist  im  Abschnitt  über  das  Verhältnis 
des  Bergbaues  zum  Grundeigentum  die  Durchführung  des  Gedankens, 
daß  das  Dauerverhältnis  zwischen  Bergbau  und  Grundbesitz  im  Interesse 
befriedigender  Schadensausgleichung  nur  in  einer  Verdinglichung  der 
Beziehungen    einen    ausreichenden   rechtlichen    Ausdruck    finden   könne 
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und  daß  es  sowohl  nach  der  subjektiven  (berechtigten)  wie  nach  der 
objektiven  (verpflichteten)  Seite  hin  der  Verdinglichung  bedürfe. 

Im  übrigen  ist  es  auch  hier  wieder  wie  in  der  ersten  Hälfte  des 
Buches  dem  Verf.  gelungen,  in  geschickter  Weise  seine  Darlegungen 
auf  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Rechtsverhältnisse  und  ihrer 
Beziehungen  zum  Wirtschaftsleben  aufzubauen.  Dazu  tritt  in  den 
wichtigen  Abschnitten  über  das  Bergarbeiterrecht  und  über  das  Knapp- 
schaftsrecht eine  verständnisvolle  Betonung  der  sozialen  Bedeutung 
aller  hierhergehörigen  Einrichtungen.  In  dieser  Beziehung  möge  her- 
vorgehoben werden,  was  auf  S.  388  über  die  Bedeutung  der  sozialen 
Fürsorge  nicht  nur  für  das  materielle  Wohl  der  Lohnarbeiter,  sondern 
auch  für  die  möglichste  innere  Förderung  des  einzelnen,  für  die  Aus- 
bildung und  Erhaltung  seiner  körperlichen  und  geistigen  Kräfte,  für 
die  Entwicklung  wertvoller  wirtschaftlicher  und  sozialer  Eigenschaften 
gesagt  ist.  Angenehm  berührt  auch,  was  der  Verf.  auf  S.  426  und  427 
über  die  Bedeutung  der  in  der  Oeffentlichkeit  leider  viel  zu  wenig  be- 
kannten Bergschulen  bemerkt,  die  dem  Bergmann  die  zur  Entwicklung 
seiner  ganzen  Persönlichkeit  bedeutsame  Möglichkeit  geben,  ein  festes 
Ziel  vor  Augen  zu  haben  und  sich  vom  einfachen  Arbeiter  zum  Steiger, 
Fahrsteiger  und  Obersteiger  hinaufzuarbeiten.  Mit  Recht  heißt  es  dann 
weiter:  „So  ist  es  ein  nicht  hoch  genug  zu  schätzender  Vorzug  des 
Bergarbeiterstandes  geworden,  daß  jeder  einigermaßen  Befähigte  und 
Zielbewußte  einen  weiten  Weg  der  Weiterentwicklung  vor  sich  sieht." 

Dem  günstigen  Urteil,  das  man  über  den  ersten  Teil  des  Buches 
fällen  konnte,  hat  auch  der  zweite  Teil  durchaus  entsprochen. 

Halle  a.  S.  Bergrat  Schrader. 

Arnstadt  (M.  d.  R.),  Albert,  Die  deutsche  Landwirtschaft  eine  Siegesursache 
(Schriften  zur  Tagespolitik,  Heft  3.)  Berlin,  Konservative  Schriftenvertriebsstelle,  1917 
8.     24  88.     M    0,60. 

Ehrenberg,  P. ,  und  J.  P.  van  Zyl,  Zur  Kenntnis  der  Bodenlösung.  Berlin 
Verlag  für  Fachliteratur,  1917.  gr.  8.  S.  141—175.  M.  1.80  (8.-A.  aus  der  Zeit 
schritt  „Internationale  Mitteilungen  für  Bodenkunde"  1917.) 

Forderungen  der  österreichischen  Landwirtschaft  auf  dem  Gebiete  der  Kriegs 
und  Uebergangswirtschaft.  Denkschrift  der  Deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft  für 
Oesterreich.  Bearbeitet  vom  Sonderausschuß  für  Kriegs-  und  Uebergangswirtschaft, 
(Arbeiten  der  Deutschen  Landwirtschaftsgcsellschaft  für  Oesterreich,  hrsg.  vom  Direk- 
torium, Heft  1.)     Wien,  Carl  Gerolds  Sohn,  1918.     gr.  8.     39  SS.     M.  1.—. 

Kam  an  n,  Prof.  Dr.  E.,  Bodenbildung  und  Bodencinteilnng  (System  der  Böden) 
Berlin,  Julius  Springer,  1918.     8.     VIII— 118  SS.     M.  4,60. 

I;  Versluys  (Priv.-Doz.),  Dr.  J.,  Die  Kapillarität  des  Bodens.  Berlin,  Verlag  für 
Fachliteratur,  1917.  gr.  8.  8.  117—140  mit  11  Fig.  M.  1,50.  (S.-A  aus  der  Zeit 
Schrift  „Internationale  Mitteilungen  für  Bodenkunde"   1917.) 

Wieninger  (Konsulcnt),  Georg,  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Ge 
flügelzucht  in  Oesterreich.  Im  Anhang:  Welcher  Schade  erwächst  der  Geflügelzucht 
and  Volkswirtschaft  Oesterreichs  durch  den  Mangel  an  Körnerfutter?  (Mein  Sonntags- 
blatt.  Wochenschrift  für  Haus,  Hof  und  Garten.  Praktischer  Ratgeber  für  Jedermann 
Sonderdruck.  Folge  31.)  Neutitschein,  Verlag  der  L.  V.  Endersschen  Kunstanstalt, 
1918.     kl.  8.     55  SS.     M.  0,70. 


Agricultare  et  guerre  en  1917.     2  yols.     Paris,  BailliKre.     8.     fr.  15. — . 
Moldenke,  R.  G.  Gottlob,  The  principles  of  iron  fonnding.      New  York,  He 
Graw-Hill.     8.     $  4.—. 
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Sa  vor  y,  A.  H.,  The  nakedness  of  tbe  land.  The  agricaltoral  problem  and  ita 
Solution.     London,  B.  H.  Blackwell.     Cr.  8.     71  pp.     1/.6. 

Washburn,  R.  M.,  Productive  dairying.     London,  Lippincott.     8.     7/.6. 

Albizi  (Degli)  Ardimanno,  Agricoltura.  Vol.  IL:  Coltivazione  delle  piante 
legnose.     Pisa,  E.  Spoerri  (F.   Mariotti),   1917.     16.     213  p.     1.  3,50. 

Jemina,  Auguste,  Corso  d'agraria.  Vol.  III,  parte  II  (Frutticultura,  geUi- 
cnltura).  Seconda  edizione.  Torino,  soc.  tip.  ed.  Xazionale,  1017.  8.  VII,  304  p. 
1.  5.—. 

Marengbi,  Ernesto,  Vicende  della  cultnra  granaria  nell'attuale  periodo  di 
guerra.  (Ministero  di  agricoltura:  ufficio  di  statistica  agraria.)  Roma,  tip.  Nazionale, 
Bertero,  1917.     8.     48  p. 

5.   Oe werbe  und  Imdnatrie. 

B  r  a  n  d  t  -  Düsseldorf ,  Otto,  Zwangssyndikate  und  Staatsmonopole.  (dchriften 
der  Vereinigung  zur  Förderung  deutscher  Wirtschafts-Interessen  im  Auslände,  Nr.  2.) 
Berlin-Zehlendorf-West,  ßeichsverlag  Hermann  Kalkoff,  1918.  8.  61  SS.  M.  1,50. 
—  Die  Industrie  während  des  Krieges.  (Schützengraben-Bücher  für  das  deutsche  Volk, 
Nr.  31.)     Berlin,  Karl  Siegismund,  1917.     16.     48  SS.     M.  0,20. 

Eppler,  Dr.  Alfred,  Der  Diamant  im  deutschen  Gewerbe  und  auf  dem  Welt- 
markt, mit  zahlreichen  Ahblldangen  nach  Zeichnungen  von  Ferd.  Eppler.  Crefeld, 
Gustav  Cohns  Verlag,  1917.     8.     84  SS.     M.  6.—. 

Horus,  L'avenir  de  l'indnstrie  chimique  en  France.  Paris,  impr.  G.  Cadet, 
1917.     8.     47  pag.     fr.  1,50. 

Caudiani,  Ettore  (presidente),  II  depo  guerra  e  le  oondizioni  della  no6tnt 
industria:  indagini  e  conclusioni.  (Societä  anonima  Super,  Milano.)  Hilano.  tip. 
Rebeschini,  di  Turati  e  C,  1917.     4.     43  p. 

Carli,  Filippo,  L' organizzazione  dell' industria  nel  dopo  guerra  dal  ponto  di 
visto  dei  rapporti  fra  capitale  e  lavoro:  relazione  al  congresso  delle  camere  di  oom- 
mercio  interalleate,  Parigi,  novembre  1917.  (Camera  di  commercio  e  industria,  Brescia.) 
Brescia,  tip.  F.  ApoUonio  c  C,  1917.     8.     28  p. 

Fasolis,  Giovanni,  L' imposizione  del  salario.  Milano,  Societä  editrice  Ubraria 
(tip.  Indipendenza),  1917.     8.     72  p. 

Noticie  sulle  indostrie  chimiche  in  Italia:  principali  acidi  minerali.  (Comluto 
nazionale  per  le  tariffe  doganali  e  per  i  trattati  di  commercio.)  Milano,  tip.  la  Stampa 
commerciaie,  1917.     8.     24  p. 

6.  Handel  und  Verkehr. 

Doerr,  Alzdr.,  und  Alf  red  Schneider  (Handelssch.- u.  Fortbildgssch.-Oirr.), 
Handelskunde  im  Schriftverkehr.  Nebst  AbriB  der  Staats-  und  Bürgerknnde.  Unter 
Zugrundelegung  der  Pläne  des  Herrn  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  für  die 
preußischen  kaufmännischen  Fortbildungsschulen.  2.  Teil :  Mittel-  und  Oberstufe. 
2.  verb.  Aufl.  (Sammlung  kaufmännischer  Unterrichtsbücher,  begründet  von  weiland 
Dir.  Dr.  Ludwig  Voigt,  fortgesetzt  von  Dir.  Alexander  Doerr.)  1917.  8.  VI— 185  88. 
M.  2,20. 

Gothein  (M.  d.  R.),  Georg,  Das  Interesse  von  Handel  und  Industrie  an  der 
internationalen  Verständigung.  (Weltwirtschaft  und  Weltfriede.  Schriftenfolge,  hrsg. 
vom  Handelsvertragsverein,  Verband  zur  Förderung  des  deutschen  Außenhandels,  Heft  1.) 
Berlin,  Liebheit  u.  Thiesen,   1917.     gr.  8.     19  SS.     M.  0,75. 

Gottdiener,  S.,  Die  Aussichten  des  freien  Handels  nach  dem  Kriege.  Bonn, 
Alexander  Schmidt,  1918.     gr.  8.     III— 77  SS.     M.  2.50. 

Langer  (Oberstaatsanw.- Stellvertreter),  Dr.  A.,  Kettenhandel  und  preistreibende 
Machenschaften.  Mit  einem  Beitrage:  Die  Mitwirkung  des  Finanzkapitals  am  Ketten- 
handel. Von  (Staatsanw.-Stellvertreter)  Dr.  A.  Formanek.  Wien,  Manz,  1917.  kl.  8. 
58  SS.     M.  1,70. 

Rathenau,  Walt  her,  Die  neue  Wirtschaft.  Berlin,  S.  Fischer,  1918.  8 
87  SS.     M.  1,50. 

Schippel,  Max,  Die  Praxis  der  Handelspolitik.  Eine  gemeinfaß  liehe  Einfüh- 
rung. (Sozialwissensohaftliche  Bibliothek,  Bd.  4.)  Berlin,  Verlag  für  Sozialwissen- 
«chalt,  1917.     8.     117  SS.     M.  2.—. 
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Schuchart  (Dipl.-Ing.),  Dr.  Th.,  Die  deutaclie  Außenhandelsförderung  unter 
besonderer  Berücksichtigung  de«  Wirtschaftsnachrichtenwesens.  Zeitgemäße  Mahnungen 
and  Vorschläge.  2.  erweiterte  Aufl.  Berlin,  Leonhard  Simion  Nachf.,  1918.  gr.  8. 
232  aS.     M.  8.—. 

Schwiedland,  Eugen,  Der  Handel.  Vorlesung,  gehalten  an  der  Technischen 
Hochschule  in  Wien.     3.  Aufl.     Wien,  Manz,  1918.     gr.  8.     41  88.     M.  1,70. 

W ygodzi  uski,  Prof.  Dr.,  Deutschland  und  die  Weltwirtschaft.  Beideutung  des 
Krieges  für  den  deutschen  Handel.  (Schützengraben-Bücher  für  das  deutsche  Volk, 
Nr.   19.)     Berlin,  Karl  Siegismund,   1917.     16.     48  SS.     M.  0,20. 

Zoepfl  (Geh.  Ober-Reg.-ß.),  Prof.  Dr.  Gottfr.,  Mitteleuropäische  Verkehra- 
politik.  Vortrag,  gehalten  bei  der  25.  Jubiläumsversammlung  des  bayerischen  Kanal- 
Vereins  in  Nürnberg  am  2.  IX.  1917.  Mit  4  färb.  Taf.  (Vereinsschriften  der  Deutschen 
weltwirtschaftlichen  Gesellschaft,  Heft  ö.)  Berlin,  Carl  Ueymanns  Verlag,  1918.  gr.  8. 
IV— 28  SS.     M.  2,50. 

Ajam,  Maurice,  Le  problfeme  de  l'exportation,  Paris  Vandecrane  et  Cie. 
8.     fr.  4.—. 

Hourst  (commandant),  Le  probl&me  commercial  dans  l'industrie.  Organisation 
rationelle  du  commerce  industriel.  Paris,  libr.  de  l'ficole  speciale  des  travaux  public«, 
1917.     ö.     99  pag.     fr.  1.—. 

Schweitzer,  U.S.,  L'iuterdiction  du  commerce  avec  l'enuemi.  Paris,  Rousseau 
et  Cie.     8.     fr.  6.—. 

Hooker,  W.  H.,  Britain's  commercial  dilemma.  London,  £ffingham  Wilson. 
Cr.  8.     178  pp.     2/6. 

Jacob y,  Harold,   Navigation.     New   York,  Macmillan.     8.     |  2,25. 

Osborne,  B.  S.,  Commercial  calculations.  Parts  1  and  2.  London,  Effingham 
WiLion.     each  2/.6.  or  2  vols.  in  1.     4/.6. 

Cabiati,  Attilio,  Osservazioni  su  aloune  recenti  dottrine  protezioniste.  Borna, 
Alhenaeam  (Cittä  di  Castello,  soc.  Leonardo  da  Vinci),  1917.     8.     23  p. 

Esportazione  (Per  laj  dei  manufatti  di  cotone.  (Associazione  italiaua  espor- 
t*«ori,  Milano.)     Milano,  tip.  A.  Cordani,   1917.     8.     30  p. 

Gide,  Charles,  La  politica commerciale del dopo-guerra.  Appendice :  E n g e  1 ,  £,, 
e  A.  Verner,  La  politica  doganale  del  Belgio  e  della  Knssia.  Milano,  libr.  ed  Avant! ! 
(ooop.  tip.  Operai),  1917.     16.    39  p.     cent.  30. 

Hauser,  Enrico,  I  metodi  tedeschi  di  espansione  economica.  Prima  traduzione 
italiana,  autorizzata  dall' autore.  Citta  di  Castello,  tip.  Unione  arti  grafiche,  1917.  16. 
313  p.     1.  2,50. 

Nava  (De),  Giuseppe  (ministro),  Stndi  e  provvedinienti  circa  la  preparazione 
economica  e  sociale:  relazione  a  8.  E.  11  presideute  del  Consiglio  dei  ministri.  Roma, 
tip.  Nazionale,   Bertero,  1917.     8.     LXXII,  162  p. 

Lacombl^,  L.,  Noorwegen,  zijn  handel,  uijverheid  en  verkeer.  Rotterdam, 
Nijgh  en  van  Ditmar's  Uitg.-Mij.     gr.  8.     fl.  5,50. 

7.   Z*inausweaen. 

Fechner,  Karl,  Die  Hinterbliebenen-  und  Kriegsbeschädigten-Fürsorge  in 
Kriegs-  und  Friedenszeiten,  sowie  das  Besoldung»-  und  Peusionswesen,  Bd.  11,  Berlin- 
Wilmersdorf,   Fechners  Gesetzgebungs- Bibliothek,  1917.     IV— 136  SS.     M.  3,75. 

Fnrger,  Dr.  Franz,  Die  Staatsanleihen  der  schweizerischen  Kantone.  Bern, 
Ferd.  Wyß,  1917.     gr.  8.     VIII— 81  SS.  mit  Tab.     M.  5.—. 

Hüttlinger,  Ernst,  Die  Warenumsatzstcuer.  Ein  Führer  für  Handel  und 
Industrie  durch  das  Gesetz  vom  1.  X.  1916  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Er- 
mittelung des  steuerpflichtigen  Betrages  durch  die  Buchhaltung.  Berlin,  Haude  u. 
Spenersehe  Buchhdlg.,  Max  Pasohke,  1918.     gr.  8.     VIU— 84  SS.     M.  3.—. 

Kohlens teuergese tz  vom  8.  IV.  1917.  Mit  Ausführungsbestimmungen  vom 
14.  VI.  und  12.  VII.  1917.  Textausgabe  mit  Einleitung,  Anmerkungen,  Kernworten 
und  alphabetischem  Inhaltsverzeichnis.  Bearb.  von  (1.  Staatsanw.)  M.  Hahn.  (Deutsche 
Reichsgesetze  iu  Einzelabdruckeu.  Begr.  v.  Geh.  Just.-R.  Prof.  Dr.  Karl  Gareis,  fortges.  vom 
1.  Staatsanw.  M.  Hahn.     Nr.  583—590.)     Gießen,  Emil  Roth,  1917.     8.    95  SS.'  M.  1,60. 

Kunze  (weil.  Wirkl.  Geh.  Ob.-Reg.-R.),  Fr.,  u.  (Kanalamts-Präs.)  Dr.  G.  Kautz, 
Die  Reohtsgruudsätzc  des  Kgl.  preußischen  Oberverwaltungsgerichts.     Begr.  von  K.  Parey. 
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4.  gänzlich  neubearb.  nnd  bis  zur  Gegenwart  ergänzte  Aufl.  Erg.-Bd.  1915/16  zu  Bd.  3 
(Steuersachen):  Die  Entscheidungen  in  Reichszuwachs-,  Provinzial-,  Kreis-,  Kommonal- 
nnd  Staatssteuer-Angelegenheiten.  Nebst  einem  Anhang:  Wehrbeitrag.  Bearb.  yon 
(Wirkl.  Geh.  Ob.-Reg.-K.,  Kanalamts-Präs.)  Dr.  G.  Kautz.  Erg.-Bd.  1915/16.  Berlin, 
J.  Gnttentag,  1917.     gr.  8.     XII-548  SS.     M.  18.-. 

Moeller  (Wirkl.  Geh.  Ober-Konsist.-B.),  D.  R.,  Die  Umlagen  der  altpreuBisclien 
Landeskirche.     Berlin-Lichterfelde,  Edwin  Runge,   1918.     8.     75  88.     M.  2,25. 

Sieghart,  Dr.  Rud.,  Zur  österreichischen  Finanzpolitik.  Rede,  geh.  in  der 
16.  Sitzung  des  Herrenhaases  am  26.  X.  1917.    Wien,  Minz,  1917.     8.    22  SS.    M.  0,70. 

Ardouin-Dumazet,  Antonr  d'un  monopole:  Les  entrepAts  des  tabacs.  Parii, 
Berger- Levrault,  1917.     16.     32  pag. 

Moyg  (prof.),  Marcel,  Pr^cis  Mimentaire  de  Ugislation  financiire,  ä  l'usage  des 
itudiants  des  facultfei  de  droit.  5.  idition  revis^e  et  mise  &  jour.  Paris,  libr.  de  la 
Socifetfe  du  „Recueil  Sirey",  1917.     8.     XII— 432  pag.     fr.  7.—. 

Bachi,  Cesare,  La  finanza  dello  stato  nell'anno  1916.  Milano-Roma-Napoli, 
Soc.  ed.  Dante  Alighieri,  di  Albrighi,  Segati  e  C.  (Cittä  di  Castello,  8.  Lapi),  1917. 
8.     40  p. 

Garelli,  Alessandro,  11  concetto  di  reddito  nella  scienza  finanziaria.  Milano, 
Societä  editrice  libraria  (tip.  Indipendenza),   1917.     8.     46  p. 

Pavoni,  Alfredo,  Gestione  e  riscoutro  del  bilancio  dello  Stato.  Milano,  Isti- 
tnto  editoriale  italiano  (Roma,  tip.  coop.  Sociale),  1917.     8.     149  p.     1.  16. — . 

8.  Geld-,  Bank-,  Kredit-  and  Versioherung'Bweaen. 

Brühlmann  (Bank-Vizedir.),  Dr.  W.,  Grundbesitz  und  Hypothekarverhältuisae. 
Aktuelle  Probleme  des  Bodenkredits  in  der  Schweiz.  Vortrag,  geh.  in  der  Jahrea- 
hanptversammlung  des  Verbandes  der  Haus-  nnd  Grundeigentümer  von  St.  Gallen,  am 
2.  IV.   1917.     2.  Aufl.     St.  Gallen.   W.  Schneider  n.  Cie.,  1917.     8.    44  SS.     M.  1,50. 

Iränyi,  Beruh.,  Die  Qeschäftsresultate  der  österreichisch-ungarischen  Lebens- 
Tersicherungsgesellschaften  und  der  ausländischen  Lebensversicherungsgesellschaften  in 
Oesterreich- Ungarn  im  Jahre  1916.  47.  Jahrg.  Wien,  J.  Eisenstein  u.  Co.,  1917. 
Lex.-8.     24  SS.     M.  1,25.     (S.-A.  aus  der  Zeitschr.:   „Der  National-Oekonom".) 

Lief  mann,  Prof.  Dr.  Rob.,  Die  Geldvermehmng  im  Weltkriege  und  die  Be- 
seitigung ihrer  Folgen.  Eine  Untersuchung  zu  den  Problemen  der  Uebergangswirtschaft. 
Stuttgart,  Deutsche  Verlagsanstalt,  1918.     gr.  8.     199  SS.     M.  5.—. 

Pahl,  W.,  Die  Vorschriften  über  den  Zahlungsverkehr  im  Auslände.  Im  Auf- 
trage der  Handelskammer  zu  Berlin  zusammengestellt  und  erläutert.  (Veröffentlicbangen 
des  Verkehrsbureaus  der  Handelskammer  zu  Berlin,  XI.)  Berlin,  Handelskammer,  1918. 
gr.  8.     67  SS.     M.  2,25. 

Weyermann,  Prof.  Dr.  M.  R.,  Volksvermögen  und  Staatskredit  in  Krieg  und 
Frieden.  (Finanz-  und  volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  hrsg.  von  Reichsrat  Prof.  Dr. 
Georg  V.  Schanz  n.  Geh.  Reg.-R.  Prof.  Dr.  Julius  Wolf,  Heft  47.)  Stattgart,  Ferdinand 
Enke,  1918.     Lei.-8.     144  SS.     M.  5,40. 


Favre,  J.  E.,  La  boarse  clairement  expliqu6e.  Ouvrage  m^hodiqne  et  pratique 
englobant  sous  une  forme  attrayante  et  substantielle,  tous  les  Moments  d'une  solide  io- 
strnction  financi^re  pour  placer,  gerer  et  d^fendre  son  argent.  Suivi  d'un  pricis  de 
droit  financier.  Paris,  Impr.  speciale  et  libr.  de  la  BibliothSqne  financiire,  1917.  16. 
XX— 356  pag.     fr.  6.—. 

Armstrong,  Leroy,  Financial  California,  an  historical  review  of  the  beginnings 
and  progress  of  banking  in  the  State.  San  Francisco,  Coast  Banker  Pub.  4.  191  -f-  95  p. 
$  2,50. 

Escher,  Franklin,  Foreign  exchange  explained,  a  practical  treatment  of  the 
subject  for  the  banker,  the  business  man,  and  the  Student.  New  York,  Macmillan.  12. 
12  +  219  p.     $  1,25. 

Angell,  Normann.  La  mobilitazione  della  ricchezza.  Hilano,  libr.  ed.  Avant! I 
(coop.  tip.  Operai),  1917.     16.     64  p.     cent.  50. 

Gobbi,  Ulisse,  L' assicurazione  obbligatoria.  (Assooiazione  liberale.)  Milaoo, 
tip.  Impresa  generale  affissioni  e  pnbblicitä,   1917.     8.     43  p. 

Vecchio  (Del),  Gustavo,  Questioni  fondamentali  sul  valore  della  moneta. 
Roma,  Athenaenm  (Citti  di  Castello,  soc    Leonardo  da  Vinci),  1917.     8.     60  p. 
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Jongh,  J.  G.  de,  De  resultaten  van  het  Nederlandsche  levensverzekeringsbedrijf 
orer  de  jaren  1912,  1913,  1914  en  1915.  (In  verband  met  het  monopolie-plan  Treub.) 
Ditgeg.  door  het  Institnut  voor  economische  geschriften.  Rotterdam,  Nijgh  en  van  Dit- 
maPs  Uitgevers-maatschappij.     roy.  8.     44  biz.  m.  8  tab.     fl.  1,50. 

Timmers,  W.  Wichard,  Levensverzekering  bij  de  Romeihen.  Rotterdam, 
C.  Geleyns.     8.     80  blz.     fl.  1,50. 

9.  Soziale  Frag'e. 

Niederer,  Eduard,  Das  Krankenkassen wesen  der  Schweiz  und 
da8  Bundesgesetz  vom  13.  Juni  1911.  (Heft  9  der  „Zürcher  Volks- 
wirtschaftlichen Studien,  hrsg.  von  Prof.  H.  Sieveking  in  Ztirich.)  Zürich 
u.  Leipzig  (Rascher  u.  Co.)  1916.     8«.     302  SS. 

Der  Einführung  und  dem  Ausbau  der  staatlichen  Sozialversicherung 
in  der  Schweiz  steht  die  Tatsache  entgegen,  daß  die  freien  Hilfskassen 
dort  eine  so  reiche  Ausbreitung  und  Entwicklung  erfahren  haben  wie 
sonst  nur  noch  in  Großbritannien.  Obwohl  der  Bund  um  die  Mitte  der 
80er  Jahre  in  seine  Verfassung  einen  Artikel  einfügte,  der  die  Einrichtung 
der  Kranken-  und  Unfallversicherung  und  hierzu  den  allgemeinen  oder 
auf  bestimmte  Bevölkerungsklassen  beschränkten  Beitrittszwang  in  Aus- 
sicht nahm,  so  wurde  gleichwohl  durch  den  Einfluß  der  Kassen  der  die 
obligatorische  Krankenversicherung  vorsehende  Entwurf  des  National- 
rats Forrer  im  Jahre  1896  durch  eine  allgemeine  Volksabstimmung  mit 
großer  Mehrheit  abgelehnt.  Diese  Verwerfung  bedeutete  jedoch  keine 
Abneigung  gegen  den  Versicherungsgedanken  selbst,  sondern  nur  gegen 
die  ihm  gegebene  Gestalt,  vor  allem  wohl  gegen  den  dem  freiheitlichen 
schweizerischen  Empfinden  unsympathischen  Versicherungszwang.  Sie 
erfolgte  aber  auch  deshalb,  weil  der  Entwurf  als  „Klassengesetz"  hin- 
gestellt wurde,  insofern  er  den  Kreis  der  Versicherungspflichtigen  not- 
wendigerweise näher  bestimmte  und  somit  die  diesen  ausfüllende  Arbeiter- 
klasse zum  Gegenstande  einer  besonderen  Gesetzgebung  machte.  Da 
die  Schweiz  „keinen  aus  der  übrigen  Gesellschaft  ausgeschiedenen  Ar- 
beiterstand hat",  so  konnte  der  Entwurf  als  ein  schwerer  Eingriff 
in  das  Volksbewußtsein  erscheinen.  Daß  der  Versicherungsgedanke  selbst 
allseitige  Sympathie  genießt,  bewies  die  nun  erst  recht  einsetzende  starke 
Bewegung  für  eine  bundesgesetzliche  Regelung  der  Krankenversiche- 
rung, die  schließlich  in  dem  Bundesgesetz  über  die  Kranken-  und  Un- 
fallversicherung vom  13.  Juni  1911  von  Erfolg  gekrönt  wurde.  Immer- 
hin war  es  eine  recht  geringe  Mehrheit,  mit  der  dieses  in  der  ent- 
scheidenden Volksabstimmung  angenommen  wurde. 

Mit  diesem  Gesetze  ist  die  Entwicklung  des  schweizerischen  Kranken- 
versicherungswesens in  eine  neue  Epoche  eingetreten,  die  eine  solche 
weiteren  und  bedeutenden  Aufschwungs  sein  dürfte.  Dadurch  ward 
auch  der  Anlaß  für  die  Abfassung  dieses  Werkes  gegeben,  das  eine 
Lücke  ausfüllen  will,  indem  es  die  Organisation  dieser  Kassen  schildert, 
Beschreibungen  einzelner  derselben  damit  verbindet  und  schließlich  die 
Grundzüge  des  neuen  Gesetzes,  die  Einrichtung  und  die  Funktionen 
des  Bundesamts  für  Sozialversicherung  sowie  die  mutmaßlichen,  un- 
mittelbaren und  mittelbaren  Wirkungen  des  Gesetzes  auf  die  Kranken- 
versicherung darstellt.  Vorausgeschickt  ist  eine  kurze,  die  Hauptge- 
sichtspunkte gut  zusammenfassende  Charakterisierung  und  Wertung  der 
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Krankenversicherung  im  allgemeinen  sowie  ein  geschichtlicher  Abriß 
des  Werdens  der  schweizerischen  Krankenkassen  und  der  die  Kranken- 
versicherung betreffenden  kantonalen  und  Bundesgesetzgebung.  Als 
Hauptquellen  dienten  die  nach  einem  Schema  von  33  Fragen  untersuchten 
Satzungen  und  Jahresberichte  von  etwa  1800  Kassen.  In  die  Darstellung 
der  Ergebnisse  sind  kurze  kritische  Bemerkungen  eingeflochten.  L)ie 
Gesamtarbeit  bekundet  ein  hervorragendes  systematisches  Geschick.  Sie 
geht  in  ihrem  Hauptteile  die  bei  allen  Arten  und  Gruppen  von  Kassen 
wiederkehrenden  Normen  durch  und  zeigt  in  klarer,  übersichtlicher 
Weise  auf,  welche  Regelung  diese  bei  den  verschiedenen  Kassen  ge- 
funden haben,  stellt  die  Uebereinstimmungen,  Abweichungen  und  Lücken 
fest  und  geht  überall  den  Ursachen  der  bemerkenswerten  Erscheinungen 
nach.  Die  naheliegende  Gefahr  einer  trockenen  Behandlung  dieses 
Stoffes  ist  durchweg  mit  Glück  vermieden,  die  Darstellung  vielmehr 
anschaulich  und  lebendig,  so  daß  ein  das  Interesse  durchweg  fesselndes 
und  steigerndes  Gesamtbild  au»  ihr  erwächst.  Ein  reichhaltiges  Quellen- 
und  Literaturverzeichnis  ist  vorausgeschickt,  eine  Anzahl  gutgegliederter 
statistischer  Tabellen  beigegeben.  Das  Werk  bietet  im  ganzen  eine 
sehr  dankenswerte  Bereicherung  der  Kenntnisse  von  der  Entwicklung 
des  Krankenkassenwesens  und  von  den  Fortschritten  der  sozialen  Ver- 
sicherungsgesetzgebung, aber  auch  von  dem  Wesen  und  Wirken  sowie 
von  den  wichtigen  Einzelproblemen  der  Krankenversicherung  selbst,  dem 
Ziele  dieser  Organisationen  der  sozialen  Selbsthilfe  und  der  staatlichen 
Hilfsgesetzgebung. 

Als  das  bemerkenswerteste  Ergebnis  kann  wohl  der  Eindruck  be- 
zeichnet werden,  den  man  von  der  Fähigkeit  höchst  verschiedenartiger 
Gestaltung  des  Versicherungsgedankens,  je  nach  den  besonderen  Ver- 
hältnissen des  Landes,  in  dem  er  Wurzeln  schlägt,  gewinnt.  Das  gilt 
besonders  für  die  vom  Verf.  vielfach  vorgenommene  Vergleichung  mit 
der  Ausgestaltung,  die  diese  Versicherung  in  Deutschland  erfahren  hat. 
Die  demokratische  Schweiz  scheint  zunächst  der  beste  Boden  für  die 
gesetzliche  Regelung  der  Versicherung  weitester  Volkskreise  auf  Gegen- 
seitigkeit gegen  die  wirtschaftlich  nachteiligen  Folgen  von  Krankheiten 
zn  sein.  Aber  die  schon  erwähnte  Abneigung  gegen  die  doch  praktisch 
notwendige  Abgrenzung  des  Kreises  der  Versicherungsnehmer,  als  welche 
die  unselbständig  Erwerbstätigen  nach  ihrer  ganzen  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Lage  hauptsächlich  in  Betracht  kommen,  ruft  den  Wider- 
stand derer  hervor,  welchen  die  Erstreckung  der  Versicherung  auf  die 
gesamte  Bevölkerung  allein  naturgemäß,  weil  ihren  Grundanschauungen 
entsprechend  erscheint.  So  entfaltet  sich  denn  zwar  ein  vielgestaltiges, 
blühendes  Krankenkassenwesen  auf  dem  Boden  der  reinen  und  freien 
Selbstorganisation  der  Interessenten,  sowohl  in  „offenen"  als  in  „ge- 
schlossenen", d.  h.  entweder  jeder  gesunden  Person  zugänglichen  oder 
aber  nach  Beruf,  Konfession  oder  parteipolitischer  Zugehörigkeit  im 
Selbstbestimmungswege  abgegrenzten  Kassen.  Aber  die  Gesetzgebung 
des  Bandes  beschränkt  sich  nach  dem  Willen  der  Volksmehrheit  unter 
Verzicht  auf  jeden  Beitrittszwang  lediglich  darauf,  den  darum  nach- 
suchenden und  gewissen  gesetzlichen  Anforderungen  hinsichtlich  der 
Leistungsfähigkeit    und    anderer   Essentialien   genügenden    Kassen    be- 
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stimmte  Beiträge  aus  Bandesmitteln  zuzusichern.  Also  das  bloße  Sub- 
veutious-  statt  des  Zwangsprinzips,  nur  ergänzt  durch  das  den  Kantonen 
eingeräumte  Recht,  die  allgemeine  Versicherungspflicht  unter  Berück- 
sichtigung schon  bestehender  Kassen  bei  sich  einzuführen.  Der  von 
einigen  derselben  unternommenen  Ausübung  dieses  Rechtes  dürfte  aber 
die  schmale  Basis  solcher  kantonalen  Versicherung  wohl  ychwierigkeiteu 
bereiten.  Es  entfällt  daher  auch  jede  Beitragspflicht  der  Arbeitgeber. 
Die  Versicherten  müssen  die  Mittel  mit  alleiniger  Unterstützung 
durch  den  Bund  selbst  aufbringen.  Diese  praktische  Erschwerung  fällt 
aber  in  der  Schweiz  dem  Gleichheitsprinzip  gegenüber  nicht  in  das 
Gewicht.  Andererseits  sind  die  Anforderungen  des  Gesetzes  niedrig 
bemessen.  Jede  solide  organisierte  Kasse,  wenn  sie  nur  das  Gegen- 
seitigkeitsprinzip festhält  und  ihre  Mittel  nur  zu  Versicherungszwecken 
verwendet,  hat  Anspruch  auf  Subvention.  Dieser  ist  nicht  einmal  von 
der  Erfüllung  der  Anforderungen  einer  strengen  Versicherungstechnik 
abhängig  gemacht.  Ebensowenig  ist  ein  Aufsichtsrecht  des  Bundes 
festgesetzt.  Die  Kassen  können  sich  einrichten,  wie  sie  wollen.  Dagegen 
müssen  sie  eine  gewisse  Mitwirkung  bei  der  Unfallversicherung  als 
Agenturen  bei  der  Unfallversicherungsanstalt  und  bei  der  Versicherung 
kleinerer  Unfälle  leisten.  Es  ist  der  schweizerische  Volkscharakter, 
der  sich  in  dieser  Art  der  Lösung  dieser  G-esetzgobungsfrage  wider- 
spiegelt. Erst  recht  finden  wir  seinen  Niederschlag  natürlich  in  den 
Verfassungen  und  in  der  Wirksamkeit  der  freien  Kassen  selbst. 

Gleichwohl  bahnt  das  Bundesgesetz  den  Kassen  den  Weg  zu 
stärkerer  Entfaltung.  So  dadurch,  daß  fortan  den  Frauen  die  Großzahl 
der  Kassen  offensteht,  daß  die  Freizügigkeit  in  bestimmten  Grenzen 
denen  gesichert  ist,  welche  die  Arbeitstelle,  den  Beruf  oder  den  Wohn- 
ort wechseln,  und  daß  die  richtige  Verwendung  der  Mitglieder-  und 
Bundesbeiträge  durch  die  Tätigkeit  des  Bundesamtes  gesichert  ist.  Ins- 
besondere erwartet  der  Verf.  eine  Zunahme  der  Zahl  der  anerkannten 
Kassen,  die  allgemeine  Schaffung  von  Versicherungsklassen,  die  Um- 
wandlung geschlossener  in  offene  Kassen  sowie  die  Verschmelzung  von 
Kassen  und  ihre  Angliederung  an  größere  Verbände.  Auch  haben  die 
Freizügigkeitsverbände  die  Freizügigkeit  über  das  gesetzliche  Mindest- 
maß hinaus  erweitert.  Die  Wirkung  der  sonach  zu  erwartenden  Fort- 
schritte im  schweizerischen  Krankenkassenwesen  auf  die  Entwicklung 
der  Krankenversicherung  in  den  anderen  Ländern,  auch  solchen  mit  Ver- 
.sicherungszwang,  wird  sicherlich  nicht  ausbleiben. 

Marburg  a.  d.  Lahn.  H.  Koppe. 

Somogyi,  Emanuel,  Der  Arbeitsmarkt  nach  dem  Kriege.  Wien 
(Moritz  Perles)   1916.     8».     51  SS.     (Preis:  K.  1,20.) 

Die  Organisation  des  Arbeitsmarktes  ist  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben der  Uebergangswirtschaft.  Vorbereitende  Schritte  werden  bereits 
während  des  Krieges  getroffen.  Dabei  drängt  sich  zunächst  die  Frage 
auf,  wie  sich  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  bei  Friedensschluß  gestalten 
wird.  Der  Verf.  beantwortet  diese  Frage  —  unter  Berücksichtigung 
der  Jahreszeit  der  Abrüstung  —  für  die  wichtigsten  Zweige  des  Wirt- 
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Schaftslebens,  weist  auf  die  unausbleiblichen  Schwierigkeiten  hin  und 
geht  dann  zur  Besprechung  der  Organisation  des  Arbeitsmarktes  in 
Deutschland,  Oesterreich  und  Ungarn  über.  Bei  den  folgenden  Erörte- 
rungen über  die  Schaffung  von  Arbeitsgelegenheit  tritt  der  Verf.  be- 
sonders dafür  ein,  daß  die  öffentlichen  Arbeiten  nicht  an  einzelne  General- 
unternehmer, sondern  tunlichst  an  Produktions-  und  Arbeitsgenossen- 
schaften von  Kleinunternehmern  und  Handwerkern  vergeben  werden. 
Er  faßt  weiter  eine  Verkürzung  des  Arbeitstages  ins  Auge,  um  mehr 
Arbeitskräfte  beschäftigen  zu  können,  und  hält  ein  Anziehen  der  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung besonders  in  Hinblick  auf  die  Frauenarbeit 
für  nötig.  Befremden  erregt  der  Hinweis,  daß  man  sich  in  Deutsch- 
land bereits  eingehend  mit  der  Frage  beschäftige,  ob  nicht  der  Zuzug 
ausländischer  Arbeiter  wenigstens  für  eine  Weile  fernzuhalten  wäre. 

Derartige  Erwägungen  kommen  für  Deutschland  voraussichtlich 
kaum  in  Frage.  Viel  größer  ist  die  Sorge,  ob  nach  Friedensschluß  der 
Zuzug  ausländischer  Arbeiter  groß  genug  sein  wird,  um  den  dringenden 
Bedarf  der  deutschen  Landwirtschaft  und  Montanindustrie   zu    decken. 

Stettin.  Dr.  Syrup. 

Arbeiterforderungen,  Sozialpolitische,  der  deutschen  Gewerki^chaften.  Ein 
sozialpolitisches  Arbeiterprogramm,  als  Denkschrift  der  Oeneralkommission  der  Gewerk- 
schaften Deutschlands  überreicht  an  die  gesetzgebenden  Körperschaften  des  Reiches  und 
der  Bundesstaaten.  Berlin,  Buchhandlung  Vorwärts,  Paul  Singer,  1918.  34  X  "^^i^  <^''>- 
60  SS.     M.  1,50. 

Ausbau  der  städtischen  Jugendfürsorge  in  Wien.  Gemeinderatsbeschlnfi  vom 
27.  IV.  1917.     Wien,  Gerlach  u.  Wiedling,  1917.     Lei.-S.     145  SS.     M.  6.—. 

Lange,  Paul,  Lohnarbeit  und  Kapital  während  des  Krieges.  (Sozialdemokra- 
tische Gewerkschaftsbücherei,  Heft  2.)  Leipzig,  Leipziger  Buchdruckerei,  1917.  8. 
39  SS.     M.  0  30. 

Schöndorf,  Frdr.,  Der  Arbeitstarif  vertrag  in  Oesterreich,  Eine  zivilietische 
Studie.     Wien,  Alfred  Holder,  1917.     gr.  8.     VIII— 124  SS.     M.  2.—. 

Stocker  (Geh.  Reg.-R.),  Dr.  Ä.,  Kriegshinterbliebenenfürsorge.  Ein  Handbuch 
der  sozialen  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  im  Kriege  Gefallenen.  Karlsruhe, 
Macklotsche  Buchhandlung  u.  Buchdruckerei,  1918.     8.     272  SS.     M.  3,60. 

Zeitfragen,  Soziale.  Beiträge  zu  den  Kämpfen  der  Gegenwart.  Hrsg.  von 
Adolf  Damaschke.  Heft  66:  Damaschke,  Adolf ,  Kriegerheimstätten,  eine  Schicksals- 
frage für  das  deutsche  Volk.  Vortrag.  —  Anh.:  Weiskirchner  (Exz.,  Bürgermstr.) 
und  Peter  Rosegger,  Ueber  Kriegerheimstätten.  Berlin,  Bodenreform,  1917.  gr.  8. 
23  SS.     M.  0,50. 

10.  Oenossenschaftewesen. 

Jahrbuch  des  Hauptverbandes  deutscher  gewerblicher  Genossenschaften,  e.  V., 
für  1915.  12.  Jahrg.  Hrsg.  von  dem  Hauptverbande  deutscher  gewerblicher  Genossen- 
schaften (eingetragener  Verein).  Berlin,  Pnttkammer  u.  Uühlbrecht,  1917.  31  X^3>^  d>- 
LX VIII— 159  SS.     M.  6.—. 


Abisso,   Angelo,   I   consorzi   amministrativi   per  opere  pubbliche.     Roma,    tip. 
Iride,  1917.     8.     386  p.     1.  10.—. 

11.  OesetBgrebiuig,  Staats-  und  Verwaltung srecht.    StaatabUrgerkunde. 

Schwarz,  Kurt,  Rechtliche  Fürsorge  für  die  von  Jugend  an 
körperlich  Gebrechlichen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  Bayerns. 
München  und  Leipzig  (Duncker  u.  Humblot)  1915.  XXI  u.  307  SS. 
(Preis:  8  M.) 

Der  Verf.    gibt    eine    Darstellung    des   gesamten    Rechtes  der  Ge- 
brechlichen im  privaten  und  öffentlichen  Recht,  insbesondere  also  auch 
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des  Fürsorgerechts.  Er  unterscheidet  Nichtvollsinnige,  Krüppel  und 
orthopädisch  Kranke.  Nach  dem  neuesten  Stande  der  ärztlichen  Wissen- 
schaft sind  die  Heillingsaussichten  für  krüppelhafte  Kinder  recht  günstig. 
Lang  schätzte  1912  die  Heilungs-  und  Entkrüppelungsmöglichkeit  auf 
75  Proz.  und  die  Kosten  auf  durchschnittlich  140  M.  für  das  Kind. 
Wohltätigkeitsanstalten  und  auch  Behörden  haben  Beratungsstellen  ein- 
gerichtet, um  orthopädisch  kranken  Kindern  rechtzeitig  ärztliche  Hilfe 
zu  bringen.  Alle  diese  zur  Aufklärung  berufenen  Berater  können  eine 
wirkliche  Unterstützung  nur  dann  leisten,  wenn  sie  zuvor  selbst  in 
dieses  neue  Tätigkeitsfeld  eingewiesen  wurden  durch  Vorträge  und 
kurz  gefaßte  Leitfäden ,  wie  der  von  Biesalski ,  den  das  sächsische 
Ministerium  des  Innern  den  nachgeordneten  Behörden  zugewiesen  hat, 
oder  durch  Merkblätter,  wie  sie  die  sächsische  Regierung  ihren  Ver- 
ordnungen vom  8.  Oktober  und  8.  November  1913  beigefügt  hat.  Diese 
beratende  Tätigkeit  setzt  einige  Kenntnisse  der  Erfolgsmöglichkeiten 
und  viel  Takt  voraus,  damit  nicht  vergeblich  Hoffnung  erweckt  und 
auf  der  anderen  Seite  in  aussichtsreichen  Fällen  die  Hilfe  versagt  wird. 
Die  letzte  Entscheidung  hat  natürlich  der  Arzt  zu  treffen. 

Für  gebrechliche  und  nichtvollsinnige  Kinder  ist  eine  Sonder- 
beschulung notwendig.  Die  Aussichten  auf  Erlangung  der  Erwerbs- 
fähigkeit sind  günstig.  Im  Jahre  1911  brachte  dafür  die  Allgemeinheit 
im  Durchschnitt  400  M.  für  jedes  Kind  auf.  Weiter  behandelt  der 
Verf.  die  Fürsorgepflicht  der  Eltern  und  der  unehelichen  Erzeuger  ge- 
brechlicher Kinder,  die  Unterhaltspflicht  auf  Grund  von  Schadensersatz, 
die  Fürsorge  durch  die  Sozialversicherung,  insbesondere  durch  die  Un- 
fallversicherung und  durch  eine  private  Gebrechlichkeitsversicherung, 
wie  sie  in  Rotterdam  von  einer  Versicherungsgesellschaft  versucht 
worden  ist. 

Besonders  wertvoll  ist  die  zusammenfassende  Darstellung  der  Ent- 
scheidungen der  Gerichte  und  höchsten  Verwaltungsbehörden,  die  zeigen, 
wie  weit  die  Armenpflege  zur  Krankenhilfe,  Erziehung  und  Ausbildung 
gebrechlicher  Kinder  verpflichtet  ist. 

Das  Schulrecht  der  gebrechlichen  und  nichtvollsinnigen  Kinder  in 
den  einzelnen  deutschen  Staaten  stellt  der  Verf.  eingehend  dar.  Er 
zeigt,  wie  die  Heilbehandlung  und  Sonderbeschulung  gegen  Eltern,  die 
ihren  Kindern  nicht  die  notwendige  Fürsorge  zuteil  werden  lassen, 
durch  behördliches  Einschreiten  erzwungen  werden  kann.  In  Sachsen, 
Preußen,  Bayern  und  Dänemark  erhalten  Lehrherren,  die  gebrechliche 
Kinder  ausbilden,  Prämien.  An  der  Hand  der  Entscheidungen  des 
Reichversicherungsamts  stellt  dann  der  Verf.  die  Versicherungspflicht 
und  -berechtigung  der  Gebrechlichen  dar.  Die  Zuweisung  der  Ge- 
brechlichen an  Sonderberufe,  wie  Korbflechten ,  Massage  usw.,  hält 
Schwarz  für  verkehrt,  weil  damit  die  Gefahr  verbunden  ist,  daß  man 
•hnen  ihre  Arbeit  onter  dem  Vorwand  der  Wohltätigkeit  unter  dem 
Marktpreise  abnimmt.  Die  richtige  Unterstützung  bestehe  vielmehr 
darin,  daß  öffentliche  Stellen,  die  Waren  brauchen,  ihren  meist  sehr 
großen  Bedarf  bei  den  gebrechlichen  Handwerkern  und  den  in  Betracht 
kommenden    Anstalten    decken.     Weiter    erörtert    Schwarz    den  Einfluß 
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der  Gebrechen  auf  die  Befähigung  und  Zulassung  au  einzelnen  Berufen 
und  Ehrenämtern,  insbesondere  auf  die  Thronfolge-  oder  Regierungs- 
fähigkeit, auf  die  Rechtsfähigkeit,  die  Deliktsfähigkeit,  den  Abschluß 
von  Rechtsgeschäften,  die  Eheschließung,  die  Errichtung  letztwilliger 
Verfügungen,  die  Eigenschaft  als  Solennitäts-  und  Tatsachenzeugen. 
Endlich  widmet  er  seine  Aufmerksamkeit  den  gebrechlichen,  besonders 
taubstummen  Angeklagten  vor  dem  Strafgericht  und  ihrem  Schutze  im 
materiellen  Strafrecht.  Das  letzte  Kapitel  befaßt  sich  mit  der  Ver- 
hütung erworbener  und  angeborener  Gebrechen.  Die  Erfahrungen  der 
ärztlichen  Wissenschaft  und  der  Fflrsorgeanstalten  eröffnen  einen  recht 
günstigen  Ausblick  in  die  Zukunft,  auf  einen  verhältnismäßigen  Rück- 
gang der  Zahl  der  Gebrechlichen  und  auf  erhöhte  Heilungsaussichten 
für  die  immer  noch  verbleibenden  Gebrechlichen. 

Der  Verf.  hat  die  vorhandene  umfangreiche  Literatur  und  die 
zahlreichen  Entscheidungen  von  obersten  Gerichten  und  Verwaltungs- 
behörden zu  einem  Gesamtbilde  des  Rechtes  der  Gebrechlichen  und 
der  Verwaltungsgrundsätze  vereinigt,  nach  denen  sie  behandelt  werden. 
Der  vielseitige  Stoff  ist  gründlich  durchgearbeitet,  knapp,  klar  und 
übersichtlich  dargestellt. 

Berlin-Mariendorf.  Cl.  Heiss. 

Slawitschek,  Dr.  Rudolf,  Unsere  Selbstverwaltung,  ihr  Wesen, 
Recht  and  Ziel.  (Beihefte  zu  der  Sammlung  Gemeinnütziger  Vorträge, 
hrsg.  vom  Ausschuß  des  Vereins  zur  Verbreitung  gemeinnütziger  Kennt- 
nisse in  Prag,  Nr.  4.)     Prag,  1915.     8».     72  SS.     (Preis:   1   K.) 

Das  Heft  gibt  eine  ausführliche,  jedoch  nicht  überall  gleich  klare 
Darstellung  der  in  Oesterreich  bestehenden  Selbstverwaltung.  Als 
Träger  kommen  Krooländer,  Bezirke  und  Gemeinden  in  Betracht;  auch 
das  Problem  der  Kreisvertretungen  in  Böhmen  ist  kurz  gestreift.  Ge- 
lingt es  schon  nur  mit  Mühe,  sich  überall  ein  klares  Bild  vom  Wesen, 
Recht  usw.  der  österreichischen  Selbstverwaltung  aus  den  Ausführungen 
des  Verfs.  herauszuschälen,  so  sind  die  von  ihm  gezogenen  Parallelen 
mit  reichsdeutschen  Verhältnissen  als  ganz  verunglückt  zu  bezeichnen. 
Es  dürfte  z.  B.  in  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  nicht  vorkommen, 
daß  „Ortsgesetz"  und  „Polizeiverordnung"  nur  als  zwei  verschiedene 
Bezeichnungen  für  ein  und  denselben  Gegenstand  angesehen  werden 
fS.  32).     Solche    und   ähnliche  Irrtümer   finden   sich    aber    des    öfteren. 

Weimar.  Joh.  Müll  er -Halle. 

Bernatzik,  Prof.  Dr.  £.,  Das  österreichische  Nationalitätenrecht.  Wien,  Manc, 
1917.  8.  V.  u.  S.  879—1144.  M.  3,50.  (S.-A.  a.  d.  W.:  Die  österreichischen  V»r- 
fassnn^gesetze.) 

Beuster  (Stadtbanr.  a.  D.),  F.,  GroB-Berlin  nach  dem  Kriege.  Städtebau  und 
Verwaltuogsorganisation.  Mit  14  Abb.  (Vortrag,  gehalten  am  29.  X.  1917  im  Archi- 
tektenverein zu  Berlin.)     Berlin,   Carl  Heymanns  Verlag,    1918.     8.     46  SS.     M.  1,60. 

Boor  (Ger.-Assess.,  Priv.-Doz.),  Dr.  H.  O.  de,  Urheberrecht  und  Verlagsrecht. 
Ein  Beitrag  zur  Theorie  der  ausschlieSlichen  Rechte.  Stuttgart,  W.  Kohlhammer,  1917. 
gr.  8.     XV— 402  SS.     M.  12.—. 

Braun  (Unterstaatssekr.,  Staatsr.),  t.,  Verkehr  mit  Lebens-  und  Futtermitteln 
Die  Verordnungen  über  den  Verkehr  mit  Lebens-  und  Futtermitteln   und  über  Höchst' 
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preise.  Hrsg.  mit  den  bayerischen  Ausführungsvorscbriften  nach  dem  Stande  vom 
1.  Vni.  1917.  Bd.  3.  (1.  Nachtragsbd.)  München,  Buchdruckerei  u.  Verlagsanstalt 
Carl  Gerber,   1917.     kl.  8.     XX— 742  88.     M.  11.—. 

Frautz,  Const.,  Deutschland  und  der  Föderalismus.  (Summa-Schriften.  Ver- 
antwortlicher Hrsg.  Franz  Blei.  1.  Publikation.)  Hellerau,  Helleraner  Verlag  Jacob 
Hegner,  1917.     gr.  8.     228  SS.     M.  5.—. 

F  riedberg  (Staatsmin.-Vizepräs.),  Dr.  Bob.,  Zur  Wahlreform  in  Preußen.  Rede. 
1918.     Berlin-Zehlendorf- West,  Eeichsverlag  Hermann  Kalkoff.     gr.  8.     16  SS.    M.  0,50. 

Hertling,  Dr.  Georg  Graf  v.,  Exz.,  Recht,  Staat  und  Gesellschaft.  4.  Aufl. 
(Sammlung  Kösel,  Bd.  1.)  Kempten,  Jos.  Köselsche  Buchhdlg.,  1917.  kl.  8.  V— 
181  SS.     M.  1,20. 

Kahrstedt,  Dr.  Ulrich,  Wahlreehtsbedenken  und  Wahlrechtsmöglichkeiten. 
(Schriften  zur  Tagespolitik,  Heft  5.)  Berlin,  Konservative  Schriftenvertriebsstelle,  1917. 
8.     87  SS.     M.  1,50. 

Kapp,  Prof.,  (Lio.)  W.,  Ist  Elsaß-Lothringen  als  autonomer  Bundesstaat  denkbar? 
Berlin,  Julius  Springer,  1918.     gr.  8.     24  88.     M.  0,60. 

Lebmann  (Landger.-R.),  Dr.  Arnold,  Kriegswirtschaftliche  Verordnungen  betr. 
den  Wirkungskreis  des  k.  k.  Handelsministeriums.  Im  Auftrage  des  Generalkommis- 
sariats für  Kriegs-  und  üebergangswirtschaft  hrsg.  Wien,  Manz,  1917  8.  XXXIV, 
1006,  27,  28  u.  10  SS.     M.  16,10. 

Mably,  Gabriel  de.  Diplomatische  Verhandlungen.  Hrsg.  und  eingeleitet  von 
Albert  Ritter.     Berlin,  Wilhelm  Borngräber,  1918.     8.     278  SS.     M.  5.—. 

Münster,  Dr.  Wilh.,  Das  Verordnungsrecht  der  kommandierenden  Generale 
und  Festungskommandanten  auf  Grund  des  Gesetzes  über  den  Belagerungszustand  vom 
4.  VI.  1851.  Nebst  einem  Anhang:  das  preußische  Gesetz  über  den  Belagerungs- 
zustand vom  4.  VI.  1851,  das  Reichsgesetz,  betr.  die  Verhaftung  und  Aufenthaltsbe- 
schrfinknng  auf  Grund  des  Kriegszustandes  und  des  Belagerungszustandes  vom  4.  XII. 
1916,  und  das  Reichsgesetz  über  den  Kriegszustand  vom  4.  XII.  1916  nebst  der  kais. 
Ausführungsverordnung  dazu.  Berlin,  R.  v.  Deckers  Verlag  G.  Schenck,  1917.  8.  IX — 
123   SS.     M.  6.—. 

Petri  (Wirkl.  Geh.  R.,  Unterstaatssekr.  a.  D.),  Dr.  E.,  Zwangsverwaltung  und 
Liquidation  des  feindlichen  Vermögens  im  Inlande.  Straßburg,  Strafibnrger  Druckerei 
■nd  Veriagsanstalt  vorm.  R.  Schultz  n.  Co.,  1917.     8.     26  SS.     M.  0,50. 

Pinner  (Reohtsanw.,  Just.-R.},  Albert,  Beiträge  zum  Aktienrecht.  Berlin, 
J.  Gnttentag,  1918.     gr.  8.     80  SS.     M.  2.—. 

Posener,  Paul,  Die  Militärversorgungsgesetze,  erläutert.  Berlin,  Carl  Hey- 
manns Verlag,   1918.     8.     VIII— 211  SS.     M.  7.—. 

Riekes  (Dir.),  Dr.  Hugo,  Ein  Wahlverfahren  mit  wirklicher  Wahlrechtsgleich- 
heit.    Leipzig,  Otto  Wiegand,  1917.     8.     64  SS.     M.  2,75. 

Ruh  1  mann,  Prof.  Dr.  P a u  1 ,  Staatsanschauungen.  Quellenstücke  zur  Geschieht« 
des  Staatsgedankens  von  der  Antike  bis  zur  Gegenwart,  zusammengestellt.  Leipzig, 
B.  G.  Teubner,  1918.     8.     IV,  32,  36  n.  32  SS.     M.  2. — 

Schäfer,  Prof.  Dr.  Dietr.,  Das  Reichsland.  (Schriften  zur  Zeit  und  Geschichte, 
7.   Bdch.)     Berlin,  G.  Grotesche  Verlagsbuchhdlg.,   1917.     kl.  8.     120  SS.     M.   1.—. 

Schlegelberger  (Kammerger.-E.),  Dr.  Franz,  Kriegsbuch.  Die  Kriegsgesetze 
mit  der  amtlichen  Begründung  und  der  gesamten  Rechtsprechung  und  Rechtslehre.  Be- 
gründet von  Dr.  Georg  Gnthe  und  Dr.  Franz  Schlegelberger.  Bd.  5.  (Jahrbuch  da« 
deutschen  Rechtes.  Begründet  von  Dr.  Hugo  Neumann.  Hrsg.  von  Kammerger.-R. 
Dr.  Franz  Schlegelberger  und  Reg.-R.  Dr.  Thdr.  v.  Olshausen.  Sonderbd.)  Berlin, 
Franz  Vahlen,  1917.     gr.  8.     LXXIII— 743  88.     M.  28.—. 

Schoen,  Prof.  Dr.  Paul,  Die  völkerrechtliche  Haftung  der  Staaten  aus  uner- 
laubten Handlungen.  (Zeitschrift  für  Völkerrecht.  Hrsg.  von  Geh.  Just.-R.  Prof.  Dr. 
Josef  Kohler  und  Prof.  Dr.  Max  Fleischmann.  Bd.  10.  2.  Erg.-Heft.)  Breslau,  J.  U. 
Kerns  Verlag  (Max  Müller),   1917.     Lex.-8.     VIII— 143  SS.     M.  6,50. 

Schuchardt,  Ottomar,  Der  mitteleuropäische  Staatenbund.  (Bibliothek  für 
Volks-  und  Weltwirtschaft.  Hrsg.:  Prof.  Dr.  Franz  v.  Mammen.  Heft  50.)  Dresden, 
„Globus"  Wissenschaftl.  Verlagsanstalt,  1917.     gr.  8.     31  SS.     M.  1.—. 

Slawitschek  (Priv.-Doz.l,  Dr.  R.,  Die  Selbstverwaltung  nach  dem  Kriege. 
(Flugschriften  für Oesterreich- Ungarns  Erwachen.  Hrsg.:  Rob.  Strache.  Liter. Leitg. :  Ferd. 
Grüner.    Heft  31/32.)     Warnsdorf,  Ed.  Straches  Verlag,  1918.     gr.  8.     58  SS.    M.   1,60. 
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Strupp,  Dr.  Karl,  Die  wichtigsten  Arten  der  völkerrechtlichen  Schiedsgerichts- 
verträge. (Veröffentlichungen  des  Seminars  für  internationales  Recht  an  der  Universität 
Kiel.  Hrsg.  von  Thdr.  Niemeyer.  Heft  4.)  München,  Duncker  u.  Humblot,  1917. 
gr.  8.     IX— 131  SS.     M.  5.—. 

Walde  cker  (Priv.-Doz.),  Dr.  Ludwig,  Die  Zwangsvollstreckung  gegen  Kom- 
mnnalverbände  in  Preußen.  Ein  Beitrag  zu  den  Grundlagen  des  kommunalen  Kredits. 
Berlin,  W.  Moeser,  1918.     gr.  8.     14  88.     M.  1.—. 

Wolzendorlf,  Prof.  Dr.  Kurt,  Der  Polizeigedanke  des  modernen  Staats.  Ein 
Versuch  zur  allgemeinen  Verwaliungslehre  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Ent- 
wicklung in  Preußen.  (Abhandlungen  aus  dem  Staats-  und  Verwaltungsrecht  mit  Ein- 
schluß des  Kolonial-  und  Völkerrechts,  hrsg.  von  Prof.  D.  Dr.  Siegfr.  Brie,  Prof.  Dr. 
Max  Fleischmann  in  Verbindung  mit  Prof.  Dr.  Frdr.  Qiese.  Heft  35.)  Breslau,  H.  n. 
H.  Marcus,  1918.     gr.  8.     VU— 277  SS.     M.  10.—. 

Dnguit  (prof.),  L6on,  Manuel  de  droit  constitutionnel.  Theorie  g^n^rale  de 
l'£tat.  Les  libertfes  publiqnes.  Organisation  politique.  3*  Mition.  Paris,  E.  de  Boccard, 
1918.     16.     XI— 589  pag.     fr.  8.—. 

Dnpond,  Octave,  Le  Sfenat  fran^ais  et  le  vote  des  lois  de  finance«.  Thfese 
ponr  le  doctorat  en  droit.  Paris,  Libr.  generale  de  droit  et  de  jarisprudence;  F.  Pichon 
et  Durand-Auzia»,   1917.     8.     147  pag. 

Barker,  J.  Ellis,  The  great  problema  of  British  statesmanship.  London,  John 
Murray.     8.     456  pp.     10./6. 

Hazen,  C.  Downer,  Alsace- Lorraine  under  Oerman  rule.  New  York,  Holt. 
8.     I  1,25. 

Troward,  T.,  The  law  and  the  word.  Foreword  by  Paul  Derrick.  London, 
Uc  Bride  Nast.     Cr.  8.     5/.—. 

Legislazione  sui  consumi  dnrante  la  guerra  nazionale ;  raccolta  dl  tutte  le  dis- 
posizioni  legislative  in  vigore  inerenti  alla  polizia  dei  consumi,  (a  cura  del)  tenente 
Osvaldo  Boeri.     Firenzc,  tip.  E.  Ducci,  1917.     8.     136  p.     1.  3.—. 

Martini,  Carlo,  Elementi  di  diritto  costituzionale,  con  prefazione  di  Carlo 
Lessano,  ad  uso  degli  istituti  tecnici.  Seconda  edizione,  interamente  ri?atta  e  note- 
Tolmente  accresciuta;  naova  tiratnra.  Firenze,  G.  C.  Sansoni,  1917.  16.  125  p. 
1.  1,20. 

Moffa,  Giuseppe,  La  responsabilitk  civile  dei  ministri  vereo  lo  Stato  (art.  67 
teste  unico  17  febbraio  1884).     Milano,  Societä  editrice  libraria,  1917.     8.     61  p. 

Montemayor  (De),  Guglio,  Nazionalismo  e  diritto  intemazionale.  Campo- 
basso,  casa  ed.  G.  Colitti  e  figlio,  di  E.  Colitti,  1917.     8.     47  p.     1.  1.—. 

Orlando,  Vittorio  Emanuele,  Prinzipl  di  diritto  costituzionale.  Quinta 
edizione,  riveduta  cd  ampliata  dall'  autore.  Firenze,  G.  Barbara  (Alfani  e  Venturi)  1917. 
16.     323  p.     1.  3.—. 

Rovelli,  Francesco,  A  proposito  del  progresso  di  riforma  delle  leggi  su  la 
giustizia  ammiuistrativa.  Milano,  Societä  editrice  libraria  (tip.  Indipendenza),  1917.  8. 
52  p. 

Bnbba  (Di),  Domenico,  Bismarck  e  la  qnestione  romana  nella  formazione  della 
Triplice.     Santamaria  Capua  Vetere,  tip.  Progresso,  1917.     8.     34  p.     cent.  75. 

Oving  Jr.,  H.  E.,  Statenbond  of  wereldbond.  's-Gravenhag,  Boekhandel  vrhn. 
Gebr.  Belinfante.     gr.  8.     32  blz.     fl.  0,30. 

Seh  aper,  J.  H.,  De  waardering  van  het  parlament.  Amsterdam,  Boekhandel 
en  uitgevers-maatschappij   „Ontwikkeling".     gr.  8.     44  blz.     fl.  0,50. 

12.  Statistik. 

Deutsches  Reich. 

Beiträge  zur  Kenntnis  der  Lebenshaltung  im  3.  Kriegsjahre.     Auf  Grund  einer 

Erhebung   des  Kriegsausschusses   für  Konsumenteninteressen    bearbeitet   im  Kais.  Statist. 

Amte,   Abteilung    für   Arbeiterstatistik.      (Reichs- Arbeitsblatt,    17.    Sonderheft.)     Berlin, 

Carl  Heymanns  Verlag,  1917.     30,5X21,5  cm.     48  SS.     M.  2,40. 

Frankreich. 
Statistique  gfenferale.     34' volume  1914  et  1915.     Paris,  Impr.  nationale,  1917. 
8.     LXI— 643  pag.     (Ministftre  du  travail  et  de  la  prevoyance  sociale.) 
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Schweiz. 

Die  Züricher  Heiraten,  statistische  Untersuchungen  nebst 
internationalen  Vergleichen  und  geschichtlich-methodischen  Rückblicken 
auf  die  Heiratsstatistik.  (Nr.  19  der  „Statistik  der  Stadt  Zürich", 
hrsg.  vom  Statistischen  Amte  der  Stadt.)  Zürich  (Rascher)  1916.  8". 
262  SS.  (Preis:  2  frcs.) 

Wenn  demnächst  das  erste  Vierteljahrhundert  seiner  Tätigkeit  sich 
vollendet,  wird  das  seit  seiner  Gründung  unter  Thomanns  umsichtiger 
Leitung  stehende  Statistische  Amt  der  Stadt  Zürich  auf  eine  ansehn- 
liche Reihe  wertvoller  Arbeiten  zurückblicken  können,  um  die  es  die 
amtliche  Statistik  deutscher  Zunge  bereichert  hat.  Mit  drei  neuen  Ver- 
öffentlichungen ist  es  erst  vor  kurzem  wieder  auf  dem  Plan  erschienen, 
von  denen  die  in  der  Ueberschrift  genannte  hier  zur  Besprechung  steht. 
Wie  das  Vorwort  des  Buches  berichtet  —  und  wie  es,  nebenbei  be- 
merkt, der  aufmerksame  Leser  dieser  „Jahrbücher"  unschwer  auch  ohne 
solche  Belehrung  erraten  würde  —  ist  die  umfangreiche  Studie  aus  der 
Feder  des  Dr.  W.  Feld,  bisherigen  wissenschaftlichen  Mitarbeiters  im 
Züricher  Statistischen  Amt,  geflossen.  Leicht  und  schwer  zugleich 
macht  der  Verf.  dem  Berichterstatter  seine  Aufgabe :  leicht,  weil  er  in 
einem  zu  wörtlicher  Wiedergabe  verführerisch  einladenden  Schlußwort 
Erstrebtes,  Erreichbares  und  Erreichtes  zusammenfassend  hervorhebt, 
aber  schwer  durch  seine  bei  aller  Gründlichkeit  der  Darstellung  stets 
geübte  Sparsamkeit  in  der  Auswahl  der  wertvollen  unter  den  vielen 
möglichen  Kombinationen,  die  eine  weitergehende  Siebung  und  Wägung 
zur  undankbaren  Aufgabe  macht.  Den  vom  Veri.  mit  Recht  und  hoffent- 
lich nicht  vergebens  seinem  Buch  gewünschten  größeren  Leserkreis  auf 
dieses  selbst  verweisend,  müssen  wir  uns  darum  mit  wenigen  Anmer- 
kungen und  Fragezeichen  zu  seinen  Darlegungen  begnügen.  Mit  einem 
wiederholt  angeführten  Satz  von  Montesquieu,  der  uns  in  der  Schiller- 
schen  Prägung  vom  glücklich  liebenden  Paar  vertrauter  ist,  beginnt 
Feld  seinen  einleitenden  historischen  Abschnitt  über  die  allgemeine 
Heiratshäufigkeit  und  deren  wechselnde  Bewertung  durch  die  Bevölkerungs- 
politiker. In  dankenswerter  Reichhaltigkeit  sind  zu  diesem  wie  zu  den 
anderen  Abschnitten  des  Buches  die  Belegstellen  aus  vielfach  schwer 
zugänglichen  Schriften  und  Quellenwerken  im  Anhang  beigesteuert 
worden.  Dem  reichsdeutschen  Leser  wird  namentlich  die  eingehende 
Berücksichtigung  der  ihm  wohl  zumeist  unbekannten  älteren  Schweizer 
Literatur  wertvoll  sein,  allein  auch  mancherlei  zu  Unrecht  fast  in  Ver- 
gessenheit geratene  bundesstaatliche  Statistik  aus  der  Zollvereinszeit  und 
den  ersten  beiden  Jahrzehnten  nach  der  Reichsgründung  wird  wieder 
in  ihre  wissenschaftlichen  Rechte  eingesetzt.  Mit  besonderer  Liebe  hat 
sich  der  Verf.  in  die  ältere,  an  die  Namen  Beckers  und  K  o  1 1  m  a  n  n  s 
geknüpfte  oldenburgische  Statistik  vertieft,  deren  hochachtungsvolle  Er- 
wähnung zwar  seit  geraumer  Zeit  zur  statistischen  Etikette  gehört,  die 
aber  der  jüngeren  Generation  unserer  Statistiker  kaum  mehr  bekannt 
ist  *).    Gerade  die  verschiedene  Bewertung  der  bevölkerungsstatistischen 

1)  Die  Literaturberiohte  Kollmanns,  so  namentlich  noch  seine  ausführliche  Be- 
sprechung der  Festechrift  Für  G.  v.  Mayr  haben  hierauf  mit  der  aus  naheliegenden 
Gründen  gebotenen  Zurückhaltung  manchmal  hingewiesen. 
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Arbeiten  dieser  beiden  hochverdienten  Statistiker  stellt  aber  der  Ur- 
teilskraft Felds  das  beste  Zeugnis  aus.  Hier  war  Becker  auch  über 
die  Konstruktion  der  Sterbetafel  hinaus  ein  originaler  Kopf;  KoUmanns 
Stärke  dagegen  lag  auf  anderen  Gebieten :  die  bevölkerungsstatistischen 
Untersuchungen  überließ  er  gewöhnlich  seinem  jeweiligen  wissenschaft- 
lichen Hilfsarbeiter,  er  holte  sich  auch  wohl  in  späterer  Zeit  gelegent- 
lich Rats  bei  dem  nach  seinem  Ausscheiden  aus  dem  Reichsdienst 
wieder  in  Oldenburg  im  Ruhestand  lebenden  Becker  selbst. 

Die  im  engeren  Sinne  bevölkerungspolitischen  Ausführungen  schließt 
Feld  mit  dem  ersten  Kapitel  ab  oder  verweist  sie  wenigstens  in  die 
Anmerkungen,  da  er  die  kühnen  Forderungen  A.  Wagners  in  bezug 
auf  die  Ausdeutung  der  Heiratsstatistik  mit  dem  vorsichtigen  Becker 
für  kaum  erfüllbar  hält.  In  der  spekulativen  Verwertung  seiner  Zahlen- 
ergebnisse  hat  der  Verf.  sich  überhaupt  großer  Zurückhaltung  befleißigt, 
wenn  er  auch  aus  seinem  bevölkerungspolitischen  Bekenntnis  kein  Ge- 
heimnis macht.  Zu  dem  in  7  Abschnitten  gebotenen  Hauptteii  der 
Untersuchung,  den  Ergebnissen  der  stati.stischen  Aufbereitung  der  Züricher 
Heiraten  in  den  Jahren  1893 — 1914,  leitet  der  zweite,  an  die  Fachge- 
nossen  im  besonderen  gerichtete  Abschnitt  über,  der  zur  Streitfrage: 
„Ortsanwesende  oder  Wohnbevölkerung"  in  ihrer  Bedeutung  für  die 
Statistik  der  Eheschließung  Stellung  nimmt.  Die  Erfahrungen  des 
Krieges  haben  die  schon  vorher  zuletzt  deutlich  erkennbare  Stimmung 
der  amtlichen  Statistiker  für  die  mindestens  akzessorische  Berücksichti- 
gung der  Wohnbevölkerung  mächtig  verstärkt;  der  schlagende  Nach- 
weis Felds,  wieviel  für  das  Kapitel  der  Heiratsstatistik  aus  ihr  her- 
auszuholen ist,  wo  sich  unsere  reichsdeutsche  Statistik  mangels  gesetz- 
licher Grundlagen  mit  dürftigem  Ersatz,  wie  Aufgeboten,  Absicht 
künftiger  Niederlassung  n.  dgl.  begnügen  muß,  darf  daher  als  sehr  zeit- 
gemäß gelten.  Bei  einer  Gesamtzahl  von  9620  in  Zürich  1908/12  ge- 
schlossenen Ehen  wichen  die  beiden  Auszählungsergebnisse  —  gleich- 
zeitige Eheschließungen  in  der  Stadt  einerseits,  innerhalb  der  Wohn- 
bevölkerung andererseits  —  um  nicht  weniger  als  2440  Paare  von- 
einander ab.  Ueberflüssig  zu  sagen,  wieviel  bedeutsamer  gerade  jetzt 
in  der  Kriegszeit  und  später  nach  Friedensschluß  die  Wohnbevölkerung 
als  Grundlage  der  Heiratsstatistik  an  Stelle  der  unmaßgeblichen  Präsenz- 
statistik sein  würde ! 

Es  kann  nicht  die  Aufgabe  dieser  Literaturanzeige  sein,  dem  Verf. 
durch  die  7  Abschnitte  seiner  Darstellung  der  Ergebnisse  der  Züricher 
Heiratsstatistik  zu  folgen,  obgleich  sie  auch  dort,  wo  sie  ausgesprochen 
örtliche  oder  loch  Schweizer  Färbung  tragen,  wie  etwa  beim  Nachweis 
der  Beziehungen  zwischen  Heimat  und  Gebürtigkeit,  durchweg  mit  dem 
Blick  aufs  Ganze  der  Bevölkerungsstatistik  (in  Methodik  und  Resultat) 
geschrieben  sind.  Für  sehr  ergiebig  halten  wir  die  durchgängige 
Scheidung  nach  dem  bisherigen  Familienstand  der  eheschließenden  Männer 
und  Frauen  und  die  sorgfältige  Beziehung  auf  die  jeweils  in  Betracht 
kommenden  Gesamtheiten  bei  Feststellung  der  Intensitäten,  die  oft 
genug  rohe  allgemeine  Häufigkeitszahlen  in  höchst  überraschende  be- 
sondere Häufigkeitszahlen  auflöst.    So  ist   —  um  nur  ein  Beispiel  an- 


Uebersicht  Fiber  die  neneaten  Publikationen  Deutschlands  and  des  Anslandes     393 

zuführen  —  die  allgemeine  Heiratsziffer  der  Witwen  gegenüber  jener 
der  Jungfrauen  sehr  gering  (14,7  gegen  51,8  auf  1000  Heiratsfähige 
in  den  Jahren  1908/12);  spaltet  man  aber  beide  Gesamtheiten  in  Alters- 
klassen, so  ergibt  sich,  daß  auf  jeder  Altersstufe  die  Witwen  häufiger 
heiraten  als  die  Jungfrauen  und  daß  ihre  Heiratshäufigkeit  nur  von 
jener  der  geschiedenen  Trauen  —  vielleicht  —  noch  etwas  übertroffen 
wird. 

Selbst  dem  Schlemihl  der  Statistik  der  Bevölkerungsbewegung,  dem 
Beruf,  hat  f  eld  einige  gute  Seiten  abzugewinnen  gewußt,  wenn  er 
auch  natürlich  keinen  voll  verwendungsfähigen  statistischen  Heeres- 
pflichtigen aus  ihm  machen  konnte.  Den  Unterschied  zwischen  Unter- 
nehmerberuf und  persönlichem  Beruf,  eine  in  der  deutschen  Statistik 
im  ganzen  doch  wenig  übliche  Bezeichnungsweise,  hätten  wir  uns  noch 
etwas  deutlicher  herausgestellt  gewünscht.  Bemerkenswert  ist  die  be- 
sonders große  Ehefreudigkeit  der  Angestellten  der  Verkehrsgewerbe, 
die  auch  eindringender  Analyse  standhält,  während  die  Entzifferungen 
nach  der  Wohlhabenheit  im  ganzen  nur  Bekanntes  unterstrichen  haben. 
Daß  eine  weitere  Differenzierung  nach  Altersklassen  und  früherem 
Familienstand  aber  sogar  bei  diesem  Unterscheidungsmerkmal  über- 
raschende Abweichungen  vom  großen  Durchschnitt  aufzuschließen  ver- 
mag, verdient  als  bedeutsamer  Fund  der  Züricher  Untersuchung  be- 
zeichnet zu  werden. 

Den  Abschluß  der  Untersuchung  bildet  die  Darstellung  des  wechsel- 
seitigen Verhältnisses  von  Alter  und  seitherigem  Familienstand  der 
neuen  Gatten,  die  sich  zunächst  mit  der  von  Süßmilch  u.  a.  sogenannten 
„polygamia  successiva",  d.  h.  der  Wiederverheiratungshäufigkeit  und 
ihren  Aenderungen  beschäftigt.  Der  schon  erwähnte  überragende  Ein- 
fluß des  Alters  auf  die  Gliederung  der  Ehen  und  Eheteile  nach  den 
verschiedensten  Richtungen  —  auch  solchen  übrigens,  die  sich  stati- 
stischer Erfassung  für  heute  oder  für  immer  entziehen  —  kommt  in 
diesen  letzten  Abschnitten  natürlich  zu  stärkstem  Ausdruck.  So  betrug 
während  des  ganzen  Berichtszeitraums  —  wiederum  nur  ein  herausge- 
griffenes Beispiel!  —  der  Anteil  der  Ehen  mit  früher  verheiratet  ge- 
wesenen Frauen  an  der  Gesamtzahl  der  Eheschließungen  lediger  Männer 
im  Alter  von  .  .  .  Jahren 

unter  25     25—30     30—35     35—40     40—45     45  und  mehr 
Pros.       3,7  5>8  9,8  iS,4         «o>3  33,° 

Im  großen  ganzen  bestätigen  ja  auch  die  Züricher  Angaben  die  schon 
dem  ersten,  an  den  einzelnen  Zahlen  noch  gar  nicht  haftenden  Blick 
auf  eine  nach  dem  gegenseitigen  Alter  der  eheschließenden  Gatten  ge- 
gliederte Tabelle  sich  aufdrängende  Wahrheit  des  Sprichworts,  daß 
gleich  und  gleich  sich  gern  gesellt.  Aber  wieviel  lehrreiche  und  manch- 
mal überraschende  Schollen-  und  Korollartabellen  zu  dieser  Grundweis- 
heit versteht  Feld  seinem  Material  abzugewinnen!  Wie  verschieden 
sieht  sich  der  Altersabstand  der  neuen  Ehegatten  an,  wenn  er  nach 
Jahrfünften  des  Heiratsalters  der  neuvermählten  Frau,  statt  wie  üblich, 
bloß  nach  denselben  Altersstufen  des  „jungen"  Ehemanns  gegliedert  wird 
Bei  der  großen  Belesenheit  des  Verf.  wundert  man  sich  fast  ein  wenig 


394     Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Dentschlands  und  des  Aoslande». 

daß  er  auf  die  ihm  doch  jedenfalls  bekannten  Berechnungen  der  indici 
d'atU-azione  bei  der  Gattenwahl  nicht  eingegangen  ist,  die  B  e  n  i  n  i  in 
seiner  qualitativen  Bevölkerungstheorie  vorgenommen  und  begründet  hat. 
Wie  schon  in  früheren  Abhandlungen,  so  lenkt  der  Verf.  auch  diesmal 
häufig  die  Aufmerksamkeit  des  Lesers  durch  Pfeile  in  der  gewünschten 
Richtung  längs  der  Zeilen  und  Spalten  seiner  Tabellen,  ein  Verfahren,  das 
uns  sehr  zweckmäßig  und  nachahmenswert  erscheint.  Auch  der  Fach- 
mann wird  sich  leichtes  Unterfassen  von  einer  liebenswürdigen  Begleitung 
gern  gefallen  lassen,  da  er  nun  doch  einmal  nicht  allem  selbst  nach- 
gehen kann.  Der  graphischen  Darstellungen,  die  mit  einfachen  Mitteln 
zuweilen  recht  überzeugend  zu  wirken  wissen  (z.  B.  schachbrettartige 
Darstellung  der  Häufigkeit  der  einzelnen  Alterskombinationen  in  ver- 
schiedenen Großstädten  mit  wechselnder  Schraffur  der  Felder!)  sei  des- 
gleichen rühmend  gedacht.  Daß  die  erwähnte  liebenswürdige  Begleitung 
freilich  auch  gelegentlich  unaufmerksam  sein  kann,  wollen  wir  nicht 
verschweigen.  Auf  S.  158  gehen  Bild  und  Worte  ihre  eigenen  Wege, 
in  Tabelle  VII  b  ziert  die  Schlußspalte  eine  durchaus  zweideutige  Ueber- 
schrift,  im  Vorwort  dauert  einmal  ein  Jahrzehnt  zwanzig  Jahre,  redliches 
Bemühen  würde  am  Ende  gar  noch  weitere  Beispiele  hinzufinden. 

Mit  Absicht  haben  wir  in  unserer  Besprechung  nicht  eines  der 
nach  der  eigenen  Ansicht  des  Verf.  bemerkenswertesten  materiellen  Er- 
gebnisse der  Untersuchung  aufgeführt,  denn  deren  gedrängte  Wieder- 
gabe im  Zusammenhang  kann  nicht  Aufgabe  dieser  Buchanzeige  sein. 
Unseres  Erachtens  hat  das  Statistische  Amt  der  Stadt  Zürich  mit  dieser  nach 
der  methodischen  und  stofflichen  Seite  gleich  ausgezeichneten  Sonderstudie 
einen  Beitrag  zur  amtlichen  Bevölkerungsstatistik  geliefert,  an  dem  keine 
künftige  Darstellung  des  Gegenstandes  achtlos  vorbeigehen  kann.  Da 
eben  dieser  Gegenstand  aber,  die  Heiraten  und  ihre  Häufigkeit, .  gegen- 
wärtig mehr  denn  je  den-  Blick  des  Statistikers  und  Demographen  fesseln 
muß,  so  ist  das  Werk  unter  glücklichem  Stern  geboren.  Kein  Zweifel : 
es  wii'd  sich  durchsetzen. 

Mannheim.  S.  Schott. 

Statistik,  Schweizerische  —  Statistique  de  la  Snisse  —  Statistica  delle  Syit- 
lera.  —  Hrsg.  vom  eidgenöss.  stat.  Bureau.  208.  Lfg. :  Schweizerische  Anbaastatistik 
vom  Jahre  1917.  Statistique  suisse  des  cnltnres  en  1917.  Statistica  svizzera  delle 
ooltivazioni  nel  1917.  Bern,  A.  Francke,  vorm.  Schmid  u.  Francke,  1918.  Lex.-8. 
XXVIII— 463  SS.     M.  4.—. 

I  tal  ien. 

Calza,  Guido,  La  statistica  delle  abitazioni  e  il  calcolo  della  popolazione  in 
Borna  imperiale.     Roma,  tip.  r.  accademia  dei  Lincei,  1917.     8.     30  p. 

Cenni,  statistici,  del  movimento  economico  dell'Italia;  La  legislazione  economica 
della  gnerra  e  le  imposte  e  tasse  in  Italia.  Anno  IX,  vol.  XI.  (Banca  commerciale 
italiana.)     Milano,  tip.  Capriolo  e  Massimino,   1917.     8.     1083  p.,  con  4  tavole. 

Dati  statistici  sul  commercio  serlx)  con  alcuni  paesi  d' Europa  (Italia,  Inghilterra, 
Francia,  Germania,  Austria-Üngheria)  negli  anni  1910 — 1912  (r.  Delegazione  commer- 
ciale serba  in  Roma).     Borna,  tip.  coop.  Minerva,  1917.     8.     24  p. 

Statistica  delle  carceri,  anno  1915.  (Ministero  dell'intemo:  direzione  generale 
delle  carceri  e  dei  riformatori.)     Roma,   tip.  delle  Mantellate,    1917.     4.     VIII,    655  p. 


Ueb«nioht  aber  die  neuesten  Publikationen  Deutechlande  und  des  AuBlanden.     395 

13.  Verschiedenea. 

V.  Gierke,  Otto,  Unsere  Friedensziele.  Berlin  (.Julius  Springer) 
1917.     8«.     79  SS.     (Preis:  M.   1,60.) 

Die  kleine  Schrift  wendet  sich  vornehmlich  gegen  den  vom  Aus- 
schuß der  alten  sozialdemokratischen  Partei  unter  Zustimmung  öster- 
reichischer und  ungarisclier  Sozialdemokraten  einstimmig  gefaßten  Be- 
schluß, der  einen  Frieden  „ohne  Annexionen  und  Kriegsentschädigungen", 
Verzicht  auf  jede  „Eroberungspolitik",  Beitritt  zu  einer  „überstaat- 
lichen Organisation"  und  „Anerkennung  einer  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsbarkeit", alles  in  allem  einen  Frieden  ohne  Sieger  und  Besieg- 
ten propagiert  und  sich  somit  —  wie  Gierke  treffend  hervorhebt  — 
„in  nichts  von  den  doktrinären  Forderungen  der  vaterlandslosen  Inter- 
nationale unterscheidet".  Gierke  hofft,  daß  an  dem  „gesunden  Wirk- 
lichkeitssinne des  deutschen  Volkes,  an  dem  einmütigen  Willen  unseres 
siegreichen  Heeres  und  an  der  leidenschaftlichen  Verbissenheit  unserer 
Feinde  die  auf  einen  vorzeitigen  Friedensschluß  ohne  Annexionen  und 
Entschädigungen  gerichteten  Bestrebungen  scheitern  werden".  Die  „Erz- 
bergersche  Resolution"  ist  erst  nach  dem  Erscheinen  der  betiprochenen 
Schrift  gefaßt  worden,  hat  also  —  leider  —  noch  keine  Berücksichtigung 
gefunden.  Immerhin  dürfte  die  Stellungnahme  des  Verf.  ihr  gegen- 
über nicht  zweifelhaft  sein. 

Ein  Eingehen  auf  die  Friedersziele,  wie  Gierke  sie  vertritt,  ver- 
bietet sich  an  dieser  Stelle.  Doch  sei  hervorgehoben,  daß  alle  Vor- 
schläge und  Ausführungen  des  Verf.  von  einem  kühlen  Sinn  für  die 
Wirklichkeit  getragen  sind,  der  gegenüber  den  lebensfremden  Dogmen 
mancher  unbelehrbaren  Doktrinäre  besonders  erfreulich  berührt.  Wir 
können  nur  wünschen,  daß  im  Widerstreite  der  Meinungen  auch  die 
Stimme  Gierkes  den  ihr  gebührenden  Widerball  finden  möge. 

Liegnitz.  Karl  Elster. 

Frauenaufgaben  im  künftigen  Deutscliland.  Jahrbucli  des  Bundes  deutscher 
Frauenvereine  1916.  Im  Auftrage  des  Bundes  deutscher  Frauenvereine  hrsg.  von  Dr. 
Elisab.  Altmann-Gottheiner.  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1918.  8.  XVI,  97  u.  160  SS. 
M.  5.—. 

Loewe  (Gym.-Lehr.,  Priv.-Doz.),  Dr.  H.,  Schulbewegung  und  Weltkrieg.  Eine 
Untersuchung  über  staatsbürgerliche  Erziehnng,  Einheitsschule  und  körperliche  Ana- 
bildung der  Jugend.     München,  Verlag  Natur  u.  Kultur,   1918.     8.     40  SS.     M.  1.—. 

Mecrfeld  (M.  d.  R.),  J.,  Die  deutsche  Zentrumspartei.  (Sozialwissenschaftliche 
Bibliothek,  Bd.  3.)     Berlin,  Verlag  f.  Sozialwissenschaft,   1918.     8.     111   SS.     M.  2.—. 

Meyer  (Geh.  Reg.-B.),  Prof.  Dr.  Eduard,  Das  britische  Weltreich.  (Macht- 
und  Wirtschaftsziele  der  Deutschland  feindlichen  Staaten.  Hrsg.  von  der  Handelshoch- 
schule in  Königsberg  i.  Pr.,  Heft  2.)  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918.  gr.  8. 
92  SS.     M.  2.—. 

Negenborn  (Oberreg.-R.,  Abg.),  Dr.  Karl  Georg,  Unsere  Feinde  und  wir 
Berlin,  Karl  Siegismund,   1918.     8.     96  SS.     M.   1.—. 

Oncken,  Prof.  Herrn.,  Die  weltgeschichtlichen  Probleme  des  Krieges.  (Macht- 
und  Wirtschaftsziele  der  Deutschland  feindlichen  Staaten.  Hrsg.  von  der  Handelahoch- 
schule  in  Königsberg  i.  Pr.,  Heft  1.)  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918.  gr.  8. 
24  SS.     M.  1.-. 
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Anerbach  (prof.),  Bertrand,  Les  races  et  les  nationalit^s  en  AutricfaeHoogrie. 
Ayec  1  carte  en  couleur«  hors  texte  et  18  graphiques  dans  Ic  texte.  2*  Mition  reme 
Pari»,  FMix  Alcan,   1917,     8.     XXVI— 496  pag.     fr.   10.—. 

Hill,  D.  Jayne,  The  rebailding  of  Europe.  A  survey  of  forcea  and  conditions. 
New  York,  Century  Co.     8.     $   1,50. 

Bresciani  Turroni,  Costantino,  Mitteleuropa,  l'impero  economico  del- 
l'Enropa  centrale.     Palenno,  stab.  tip.  Industriale,   1917.     8.      105  p. 

Cramb,  John  Adam,  L' imperialismo  britannico:  sue  organi  e  sao  avrenire 
eon  una  introdnzione  di  Quglielmo  Salvador!.  Torino,  fratelli  Boeca  iV  Bonai 
1918.     16.     VIII,  356  p.     1.  6.—. 

Liebknecht,  Karl,  II  aocialismo  e  la  guerra.  Prefazione  di  Georges  Pioch. 
Milano,  libr.  ed.  Avanti !,  1917.     16.     23  p.     cent.  15. 

Bonger,  W.  A.,  De  oorlog  en  de  schuld vraag.  Amsterdam,  Boekhandel  en 
uitgevers-maatschappi}  „Ontwikkeling".     gr.  8.     56  blz.     fl.  0,50. 
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A.   Frankreich. 

Journal  de  la  Sociiti  de  Statistique  de  Paris.  58*  annie,  D6cembre  IBIT, 
No.  12 :  L'intlation  de  la  circnlation  fiduciaire,  par  Ren£  Pnpin.  —  Cbroniqne  des 
qnestions  ouvri%res  et  des  assurances  sur  la  vie,  par  Maurice  Bellom.  —  Quelques 
donn^es  sur  le  chomäge  aux  fitats-Unis,  par  Daniel   Bellet.  —  etc. 

Journal  des  fconomistes.  76*  ann^e,  Novembre  1917:  Les  emprunts,  par  Tves 
Guyot.  —  Les  mutil^  de  la  guerre  et  la  vie  6conomique,  par  A.  L.  Bittard.  —  La 
banque  ngerlandaise  en  1916 — 1917,  par  Arthur  Raffalovich.  —  Les  tarifs  de  chemins 
de  fer,   par   Y.  6.   —    Le   papier-monnaie   de   la   r^volution,    par  Georges   de   Nouvion. 

—  etc. 

B.  England. 

Century,  The  Nineteenth.  November  1917,  No.  489:  How  to  break  Anstria, 
by  William  Barry.  —  The  peril  of  Underground  Germanism,  by  W.  Morris  Collea.  — 
flilver  in  the  new  era,  by  Moreton  Frewen.  —  The  tnie  freedom  of  the  sea,  by  Joho 
Uacdonell.  —  etc. 

Edinburgh  Review,  The.  Vol.  226,  October  1917,  No.  462:  International 
socialism  and  war,  by  Dr.  A.  Sbadwell.  —  The  future  of  the  public  health  Services, 
by  William  A.  Bread.  —  The  Lette,  by  C.  Hagberg  Wright.  —  What  is  Anstria?,  by 
Henry  Wickham  Steed.  —  etc. 

Review,  The  Fortnightly.  November  1917:  Finland's  independence :  a  letter 
from  Helsingfors,  by  Robert  Crozier  Long.  —  A  real  second  Chamber,    by  J.  B.  Firth. 

—  Goal  and  iron  in  war :  The  importance  of  Alsace  and  Lorraine,  by  „Y".  —  Problems 
of  finance :  An  open  letter  to  Lord  Milner,  by  Oswald  StoU.  —  etc.  —  December  1917 : 
Pmssia's  eclipse,  by  Dr.  E.  J.  Dillon.  —  The  riddle  of   the   war,    by  Archibald  Hard. 

—  The  American  embargo,  by  James  Davenport  Whelpley.  —  The  balance  of  power, 
by  Prof.  F.  J.  C.  Heamshaw.  —  etc. 

Review,  The  National.  November  1917:  Fresh  light  on  Haldaneism :  Tb« 
Bagdad  railway,  by  Lovat  Fräser.  —  The   industrial   unrest   commission,    by   F.n^'neer, 

—  The  perils  of  secret  diplomacy,  by  L.  J.  Maxse.  —  etc. 

C.  Oesterreich-Ungarn. 
Handelsmnseum,  Das.  Hrsg.  von  der  Direktion  des  k.  k.  österreichischea 
Handelsmuseums.  Bd.  32,  1917,  Nr.  52:  Ein  Welthandelsvertrag,  von  (Reg.-R.)  Prof. 
Dr.  Josef  Gruntzel.  —  Wirtschaftspolitisehe  üebersicht  (Ungarn,  Deutechland,  Bulgarien, 
Schweiz,  Holland,  England,  Frankreich,  Italien,  Rußland).  —  Der  ostasiatische  Papier- 
markt. —  etc.  —  Bd.  33,  1918  Nr.  1 :  Annäherung  der  deutschen  und  österreichisch- 
■ngarischen  Bahntarife,  von  Dr.  Victor  Krakauer.  —  Wirtschaftepolitische  üebersicht 
Ungarn,    Deutechland,   Schweiz,   Frankreich,   England,    RuBland).    —    Die    industrielle 
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Erzeugang  von  Fetten  in  Rußland.  —  Die  Aluminiamindustrie  in  den  Vereinigten 
Staaten.  —  etc.  —  Nr.  2:  Die  wissenacliaftlictien  Grundlagen  der  türkischen  Wirtschafts- 
▼erjüngung,  von  Gustav  Hcrlt.  —  Wirtscbaftspolitiache  Uebersicht  (Ungarn,  Deutschland, 
Serbien,  Bulgarien,  Türkei,  Schweiz,  England,  Frankreich ,  Italien ,  Rußland).  — 
Schwedischer  Holzmarkt.  —  etc.  —  Nr.  3 :  Exportware,  von  Dr.  Julius  Wilhelm.  — 
Wirtschaftspolitische  Uebersicht  (Ungarn,  Deutschland,  Bulgarien,  Türkei,  Schweiz, 
England,  Frankreich,  Italien,  Rußland).  —  Sicherung  der  deatschen  Forderungen  an 
nusische  Firmen.  —  Die  russische  Handelsflotte.  —  etc. 

Monatsschrift,  Statistische.  Hrsg.  von  der  k.  k.  Statistischen  Zentralkom- 
mission. Jahrg.  22,  1917,  I — III:  Versuch  eines  Vergleichs  der  neueren  BenifszSh- 
Inngen  des  Deutschen  Reichs  und  Oesterreichs,  von  Erich  Goldenberg.  —  etc. 

Volkswirt,  Der  österreichische.  Jahrg.  10,  1918,  Nr.  15:  Die  Armeefrage,  von 
Dr.  G.  St.  —  Großvorratswirtschaft  und  Notenbankpolitik,  von  Dr.  Otto  Neurath.  — 
etc.  —  No.  16:  Deutsche  Politik,  —  Die  Qetreideversorgnng.  —  Rußlands  Zahlungs- 
einstellung. —  etc.  —  Nr.  17 :  Die  Notwendigkeit  der  Vermögensabgabe,  von  Walther 
Federn.  —  Die  Krise  der  staatlichen  Getreideaufbringung,  von  Dr.  M.  S.  —  etc.  — 
Kr.  18:  Die  Bohstoffquote,  von  Dr.  G.  St.  —  etc.  —  Nr.  19:  Krieg  und  Geldlehre 
(XV.  Geldentwertung  und  Inflation),  von  Walther  Federn.  —  Das  Recht  der  Kollektiv- 
verträge, von  Sigmund  Kaff.  —  etc. 

G.  Holland. 

Economist,  De.  Opgericht  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  Jaarg.  67,  Janaari 
1918,  No.  1 :  Marxisme,  materialisme  en  revisionisme.  — 

Gids,  De  Socialistische.  Maandschrift  der  sociaaldemocratische  arbeiderspartij. 
Jaarg.  3,  Januari  1918,  No.  1:  Extraparlementaire  kabinetten.  Een  stuckje  ge- 
schiedenis,  door  J.  J.  de  Roode.  —  Kunst  en  Industrie,  door  A.  H.  Jansen.  —  Orga- 
nisatie  in  het  transportbedrijf,  door  H.  Overst.  —  etc. 

H.    Schweiz. 
BibliothSque  Universelle  et  Revue  Suisse.    Tome  LXXXVIII,  D^cembre  1917, 
No.  264:    A   propos   de   l'^dncation   nationale,    par   Jean-Paul    Zimmermann.  —  Notr« 
pun  qaotidien  (seconde  partie),  par  Georges  Paillard.  —  etc. 
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Annaleu  für  soziale  Politik  und  Gesetzgebung,  Bd.  5,  1917,  Heft  4 — 6:  Studien 
zur  künftigen  Sozial-  und  Bevölkerungspolitik,  von  Adolf  Günther.  —  Von  künftiger 
guter  Polizei,  von  (Oberverwaltungsgeriehtsrat)  Dr.  Heinrich  Lindenau.  —  Die  Anony- 
mität in  der  Presse,  von  (Chefred.)  Dr.  Adolf  Braun.  —  Grundlegung  der  vergleichen- 
den Wirtschaftstheorie  (Forts.),  von  Prof.  Dr.  Johann  Plenge.  —  Die  Reform  dei 
preußischen  Wahlrechts,  von  (Bibliothek.-Dir.)  Dr.  Friedrich  Thimme.  —  Die  Be- 
schränkung der  Männerarbeit  und  die  Vorschriften  über  Arbeitspausen.  Eine  inter- 
nationale Studie  über  den  Stand  de.«  Arbeitsschutzes  bei  Beginn  des  Weltkrieges,  von 
(Ministerialrat)  Dr.  Walther  Schiff.  —  etc. 

Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Hrsg.  im  Kgl.  preußischen  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten.  Jahrg.  1918,  Januar  und  Februar,  Heft  1:  Die  Preußische  Ober- 
rechnungskammer und  die  Volkswirtschaft  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung, von  (Geh.  Bechnungsrevisor)  Hans  Haase.  —  Der  Austausch  der 
Güterwagen  im  Bereich  des  Vereins  Deutscher  Eisenbabnverwaltungcn  (Schluß),  von 
(Geh.  Reg.-R.)  Marx.  —  Die  österreichischen  Staatsbahnen  im  vierten  Kriegshalbjahr, 
von  Dr.  Victor  Krakauer.  —  Die  Arbeiterpensionska.sse,  die  Krankenkassen  und  die 
Unfallversicherung  bei  der  preußisch-hessischen  Eisenbabngemeinschaft  im  Jahre  1915 
und  1916,  von  (Geh.  Beg.-R.  u.  vortr.  Rat)  Dr.  Vogt.  —  etc. 

Arohiv  für  exakte  Wirtschaftsforschung  (Thünen-Archiv).  Bd.  8,  1917,  Heft  4: 
Alt«  und  Junge  über  Deuschlands  Gegenwart  und  Zukunft.  Unterhaltungen  zwischen 
T*ld  und  Heimat.  — 
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Archiv,  Weltwirtschaftliches.  Bd.  12,  1918,  Heft  1:  Zur  Theorie  der  Preis- 
bewegung, von  Dr.  W.  H.  Edwards.  —  Die  Valutaruckgänge  im  Weltkriege,  ihre  Ursachen 
und  die  Mittel  zu  ihrer  Abhilfe,  von  Prof.  Dr.  Kobert  Liefmann.  —  Gerichtsorganisa- 
tion und  Kechtspflege  Oesterreich-Üngarns  in  Montenegro  und  Albanien,  von  (ord. 
Univ.-Prof.)  Dr.  Eudolf  PoUak.  —  Birmesische  Bauernwirtschaft,  von  (Konsul)  Ixso 
Ulrich.  —  etc. 

Außenhandel,  Zeitschrift  des  Handelsvertragsvereins.  Jahrg.  18,  1918,  Nr.  2: 
Die  wirtschaftliehe  Seite  des  Friedensschlusses  mit  KuBland.  —  unsere  künftigen 
handelspolitischen  Beziehungen  zu  Rußland.  —  Die  künftige  Erneuerung  des  Weltpost- 
vereins. —  Die  Nichtigerklärung  aller  Staatsanleihen,  von  Borgius,  —  etc.  —  Nr.  3: 
Deutschlands  Boh  Versorgung  nach  dem  Kriege.  —  Zur  Neuorientierung  der  Handels- 
statistik, von   Borgius.  —  etc. 

Bank,  Die.  Januar  1918,  Heft  1:  Staatsbankerott,  von  Alfred  Lansburgh.  — 
Verbesserungen  im  bargeldlosen  Zahlungsverkehr,  von  Prof.  Dr.  F.  Schmidt.  —  Zum 
Streit  um  den  Einheilskurs,  von  Ludwig  Eschwege.  —  Die  Pariausgabe  junger  Aktien 
und  die  Konzessiouspflicht.  —  Die  ZusammenschluBbewegnng  im  englischen  Bankwesen. 
—  Vom  deutschen  Scheckwesen.  —  Zum  preußischen  Handelskammergesetz.  —  Provinz- 
börsen. —  etc. 

Bank-Archiv.  Jahrg.  17,  1918,  Nr.  8:  Vom  Aktienwesen.  Eine  juristische 
Betrachtung,  von  (Geh.  Justizrat)  Heinrich  Dove.  —  Noch  einmal :  Der  Einheitskurs 
an  der  Berliner  Börse,  von  (Kommerzienrat)  Adolf  Moser.  —  etc.  —  Nr.  9:  RuQlan<ls 
Finanzen  und  Volkswirtschaft,  von  Dr.  Richard  Häuser.  —  Zar  Tantiemepflicht  der 
Souderrücklage,  von  (Landrichter  a.  D.)  Dr.  Hofmann.  —  etc. 

Blätter,  Kommunalpolitische.  Jahrg.  9,  1918,  Nr.  1:  (Der  Zentmms-Stadtver- 
ordnete) :  Das  Programm  des  Zentrums-Stadtverordneten.  Richtlinien  für  Stadtverordnete 
und  Gemeindevertreter,  insbesondere  für  die  praktische  kommunale  Arbeit  nach  dem 
Kriege  (Orundzüge  eines  Zentrums-Kommunalprogramms).  —  Die  Organisation  des 
Zentrnms-Stadtverordneten.  Satzungen  der  Kommnnalpolitischen  Vereinigung;  Satznngs- 
entwurf  für  Zentrumsfraktionen.  —  Statistik  der  Zentrums-Stadtverordneten  in  den 
rheinischen  und  westfälischen  Städten.  —   etc. 

Concordia.  Zeitschrift  der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt.  Jahrg.  25,  1918, 
Nr.  2:  Minderjährige  in  der  Uebergangswirtschaft.  —  Aus  der  Arbeit  der  Wohlfahrts- 
atelle der  Kgl.  Regierung  zu  Trier,  von  (Regierungsbezirks-Fürsorgerin)  Freiifl  Eaitz 
T.  Frentz.  —  etc.  —  Nr.  3:  Geburtenhäufigkeit,  Säuglingssterblichkeit  und  Säuglings- 
scbutz  in  den  ersten  beiden  Kriegsjahren,  von  Dr.  Haeseler.  —  etc. 

Export.  Jahrg.  40,  1918,  Nr.  6 — 9:  Polen  and  das  baltische  Deutschtum,  von 
Prof.  Dr.  R.  Jannasch.  —  Zum  Nachrichtendienst,  von  E.  Treumund.  —  Finnland  als 
Wirtschaftsstaat.  —  Deutsch-russischer  Handel.  —  England  im  künftigen  Handels- 
verkehr. —  Der  niederländische  Geldmarkt.  —  Japan  und  Nordamerika  um  den 
chinesischen  Markt,  von  O.  Corbacb.  —  Nordamerikanischer  Bericht.  —  Südamerika- 
nischer Bericht.  —  etc. 

Jahrbücher,  Preußische.  Bd.  171,  Februar  1918,  Heft  2:  Die  amerikanische 
Politik  in  Ostasien  seit  1844,  von  Dr.  Paul  Ostwald.  —  Zur  deutschen  Geistesgeschichte 
im  Zeitalter  des  Idealismus,  von  Prof.  Dr.  Robert  Petsch.  —  Schiffsfrachtenraum  und 
Kriegsende,  von  (Kapitän  zur  See  a.  D.)  L.  Persius.  —  Die  innere  Zersetzung  bei  un- 
seren Gegnern,  von  E.  Daniels.  —  Die  preußische  Wahlreform;  Die  Bedrohung  der 
Monarchie ;  Die  Friedensverhandlungen  in  Brest- Litowsk ;  Reden  und  Gegenreden  der 
leitenden  Staatimänner ;  von  H.  Delbrück.  —  etc. 

Kultur,  Soziale.  Jahrg.  38.  Januar  1918,  Heft  1:  Zur  Würdigung  der  körper- 
lichen Arbeit,  von  Prof.  Dr.  Adolf  Meyer.  —  Die  Mechanisierung  der  Arbeit,  von 
Prof.  Dr.  E.  Schwiedland.  —  Staatliche  Kinderheime  zur  Lebensrettung  unehelicher 
Kinder,  von  (Amtsgerichtsrat,  M.  d.  R.)  Warmuth.  — -  Bevölkerungspolitische  Fragen  im 
Lichte  der  Literatur,  von  Dr.  Hans  Rost.  —  Zur  Frage  Industrie  und  Landwirtschaft 
nach  dem  Kriege,  von  (Hofrat)  H.  Osel.  —  etc. 

Monatshefte,  Sozialistische.  Jahrg.  24,  Bd.  50,  1918,  Heft  3:  Realitäten  der 
kontinentaleuropäischen  Politik,  von  Dr.  Ludwig  Quessel.  —  Konsumentenvertretung 
und  Wirtschaftspolitik,  von  Max  Schippel.  —  Unnützer  Kampf,  von  Heinrich  Pens.  — 
Eine  verkümmerte  Wurzel  des  Sozialismus,  von  Alfred  Moeglich.  —  etc.  —  Heft  4/5 : 
Rußland  und  die  deutsche  Zukunft,  von  Max  Cohen.  —  Der  notwendige  Umbau  unserer 
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Lebensmittelversorgung,  von  Julies  Kaliski.  —  Der  Wiederaufbau  der  deutschen  Handels- 
flotte, von  Paul  Müller.  —  Da»  Erwachen  von  Zollfragen  unter  Arbeitern,  von  Max 
Schippel.  —  Zur  Frage  der  Frauenberufsarbeit,  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Bäckerberufs,  von  Felix  Weidler.  —  etc. 

Oekonomist,  Der  Deutsche.  Jahrg.  36,  1918,  Nr.  1831:  Der  Niedergang  der 
rassischen  Wirtschaft.  —  Der  preußische  Staatshaushaltsplan  1918.  —  Aktiengesell- 
Schafts-Statistik.  —  etc.   —  Nr.  1832:  Trübe  Aus.sichten  für  die  französischen  Finanzen. 

—  Das  Hypothekengeschäft  der  Versicherungsgesellschaften.  —  etc.  —  Nr.  1833:  Schiffs- 
hypothekenljanken.  —  etc.  —  Nr.  1834 :  Das  heutige  Kurssystem.  —  Die  deutschen 
Hypothekenbanken  im  Jahre  1917.  —  etc. 

Plutus.  Jahrg.  15,  1918,  Heft  3/4:  Sombarts  Kapitalismus,  von  Carl  Brink- 
mann.        Uebergangswirtschaft  (XVIII),   von  G.  B.  —   etc.  —   Heft  5/6:  Börsenkurse, 

—  Uebergangswirtschaft    (XIX,  Schluß),  von  G.  B.  —  etc.  —   Heft  7/8:   Der  Frieden 

—  Der  Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen,   von   (Geh.  Beg.-R.)   Dr.  jur.  Mieden, 

—  etc. 

Praxis,  Soziale,  und  Archiv  für  Volkswohlfahrt.  Jahrg.  27,  1918,  Nr.  16 
Das  Lohnbeschlagnahmegesetz  in  der  Neugestaltung  der  Bundesratsbekanntmachung  über 
Lohnpfändung  vom  13.  Dezember  1917,  von  (Stadtamtmaun)  Dr.  Auerswald.  —  Inter 
nationales  Arbeitsrecht  und  Friedensverträge.  —  Die  Kriegsorganisation  der  Kon, 
sumentcn  (in  den  ersten  drei  Kriegsjahren),  von  Dipl.  merc.  Robert  Schloesser.  —  Ge 
werkschaftliche  Rückschau  auf  das  Jahr  1917.  —  etc.  —  Nr.  17:  Der  Marktpreis,  von 
(Amtsrat)  Dr.  Emil  Hofmann.  —  Zur  Neuordnung  des  gewerblichen  Arbeitsvertrages, 
von  (Magistratsrat)  Paul  Wölbliug.  —  Zur  Not  im  Lehrliugswescn,  von  (Oberstadtsekr.) 
Schroeder.  —  Für  und  wider  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit.  —  Die  Wolinungsfrage 
in  den  beiden  Häusern  des  Preußischen  Landtags.  —  etc.  -  Nr.  18:  Arboiterscbutz 
und  Arbeiterversicherung  in  der  Schweiz.  —  Der  Marktpreis  (Schluß),  von  (Amtsrat) 
Dr.  Emil  Hofmann.  —  Billige  Lebensmittel  als  Lösung  der  sozialen  Frage,  von  Dr. 
Heinz  Potthoff.  —  Die  Neugestaltung  des  städtischen  Arbeitsamts  in  Guben,  von  (Ober- 
bürgermstr.)  Dr.  Glücksmann.  —  Lohnpolitik  und  Produktionspolitik  der  Gewerkschaften. 

—  etc.  —  Nr.  19:  Ein  abschreckendes  Beispiel,  von  Prof.  Dr.  E.  Francke.  —  Auf- 
gaben, Einrichtungen  und  Organe  von  Wohlfahrtsämtern  in  Stadt-  und  Landkreisen, 
von  Dr.  Marie  Baum.  —  Einblick  in  die  Lebenshaltung  des  Mittelstandes  und  der 
Arbeiterschaft  im  3.  Kriegsjahre.  —  Der  Kartellverband  Deutscher  Werkvereine.  —  Er- 
neute Mahnung  zum  Schutz  der  Arbeiterinnen.  —  etc.  —  Nr.  20:  Der  Weg  der  Re- 
formen und  des  Friedens,  von  Prof.  Dr.  E.  Francke.  —  Aufgaben,  Einrichtungen  und 
Organe  von  Wohlfahrtsämtern  in  Stadt-  und  Landkreisen  (Forte.),  von  Dr.  Marie  Baum. 

—  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Erzeugung  durch  Verbesserung  der  Betriebs- 
technik. —  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnot.  —  etc. 

Recht  und  Wirtschaft.  Jahrg.  7,  Februar  1918,  Nr.  2:  Bodenreform,  von 
(Jnstizrat)  Georg  Bamberger.  —  Kriegswucher  und  Außenhandel,  von  (Oberlandesge- 
richtsrat) Dr.  Heslenfeld.  —  Die  Lage  der  Baumwollindustrie  in  England,  von  Prof.  Dr. 
W.  F.  Brack.  —  Die  Preissteigerung  im  Buch-  und  Musikalienhandel,  von  (Rechtsanw.) 
Dr.  Glaser.  —  Rohstoffversorgung  und  Regelung  der  Erzeugung  in  der  Uebergangs- 
wirtschaft, von  (Ing.)  Otto  Scbulz-Merin.  —  etc. 

Schmollers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im 
Deutschen  Reiche.  Jahrg.  41,  1917,  Heft  4:  Autorität  und  Prestige,  von  Alfred  Vier- 
kandt.  —  Thesen  über  einige  Grundfragen  der  Sozialwissenschaft,  von  Georg  Jäger.  — 
Die  Gesetzmäßigkeit  des  sozialen  Geschehens.  Ein  Beitrag  zur  Methodologie  der  Geistes- 
wissenschaften, von  Albert  Haas.  —  Die  sozialpolitischen  Wandlungen  von  John  'Stuart 
Mill,  von  Frieda  E.  Gotthelft.   —  Gewerbliches  Schulwesen  in  Belgien,  von  Hans  Bessell, 

—  Entwürfe  zur  staatlichen  Regelung  der  Elektrizitätsversorgung  und  der  Tariffrage, 
von  Clemens  Heiß.  —  Die  Schwankungen  in  der  Kaufkraft  des  Geldes  und  in  den 
Kosten  der  Lebenshaltung.  Mit  Rücksicht  auf  die  Frage  der  festen  Besoldungen,  von 
A.  Zeiler.  —  Die  wirtschaftlichen  Zustände  der  Föderativropublik  Guatemala,  von 
Bruno  Simmersbach.  —  Uebcrnahme  der  Kriegsgefahr  durch  die  deutschen  Lebens- 
versicherangsgescUschaften,  von  H.  Quester.  —  Djawid  Beys  Kriegsfinanzpolitik,  von 
Alphons  J.  Sußnitzki.  —  Ressentiment,  Kapitalismus  und  Bourgeoisie,  von  Leopold 
▼.  Wiese. 
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Statistik  des  Deutschen  Beichs.  Bearbeitet  im  Kaiserl.  Statistischen  Amte. 
Bd.  281,  1918,  Zweiter  Teil:  Verkehr  und  Wasserstände  der  deutschen  Binnenwasser- 
straßen im  Jahre  1914. 

Verwaltung  und  Statistik  (Monatsschrift  für  Deutsche  Beamte).  Jahrg.  8, 
1918,  Heft  1 :  Der  EinfluB  des  Krieges  auf  die  Lebenshaltung  im  In-  und  Ausland, 
von  Dr.  Ehrler.  —  Entwicklung  der  japanischen  Industrie  im  Kriege.  —  etc. 

Viertel)  ahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Hrsg.  vom  Kaiserl. 
Statistischen  Amte.  Jahrg.  26,  1917,  Heft  3:  Dampfkesselexplosionen  1916.  —  Konkara- 
statistik.  2.  Vierteljahr  1917.  (Vorläufige  Mitteilung  über  neue  Konkurse.)  —  Kon- 
kursstatistik für  das  Jahr  1916.  —  Zur  Statistik  der  Preise:  A.  Amtlich  (von  Reichs-, 
Staats-  bzw.  Kommunalbehörden)  festgesetzte  Höchstpreise  für  wichtige  Lebens-  und 
Verpflegungsmittel  im  Deutschen  Reich  im  Juli  1917 ;  B.  Viehpreise  im  Ausland  im 
zweiten  Vierteljahre  1913 — 1917.  —  Die  Bestands-  und  Kapitaländerungcn  der  deutschen 
Aktiengesellschaften  im  2.  Vierteljahr  1917.  —  Die  Bestands-  und  Kapitaländernngen  der 
deutschen  Gesellschaften  m.  beschr.  Haftung  im  2.  Vierteljahr  1917. 

Wirtschafts-Zeitung,  Deutsche.  Jahrg.  14,  Januar  1918,  Nr.  1 :  Die  Auf- 
gaben des  Großhandels  in  der  Zukunft,  von  (Synd.)  Arthur  Cohn.  —  Friedensaussichten 
und  Valutakurse.  —  Die  neue  deutsche  Textilindustrie.  —  Mitteilungen  des  Deutsch- 
Amerikanischen  Wirtschaf ts Verbandes :  Handelsbilanz  und  Farbstoffe  nach  dem  Kriege; 
Abnahme  der  Nahrungsmittelausfuhr  in  den  Vereinigten  Staaten ;  Gestaltung  der  Preise 
für  wichtige  Handelsartikel ;  Mitteilungen  über  die  Wirtschaftslage  in  den  Vereinigten 
Staaten.  —  etc.  —  Nr.  2:  Die  Neugestaltung  der  preußischen  Handelskammern,  von 
Prof.  Dr.  A.  Wirminghaus.  — ■  Krieg  und  Wirtschaft,  von  Dr.  Leo  Blum.  —  Die  deutsche 
Kaliindustrie  im  Kriege.  —  Die  Finanzreform  nach  dem  Kriege.  —  etc.  —  Mitteilungen 
des  Deutsch- Amerikanischen  Wirtschaftsverbandes :  ZusammenschluB  in  der  amerikanischen 
Industrie;  EinfluB  der  amerikanischen  Ausfuhrverbote  auf  den  Außenhandel  der  Ver- 
einigten Staaten ;  Die  Lage  auf  dem  amerikanischen  Kupfermarkt ;  Mexikos  Sympathien 
für  Deutschland.   —  etc. 

Zeit,  Die  Neue.  Jahrg.  36,  Bd.  1,  1918,  Nr.  16:  Gewerkschaftsbewegung  und 
Parteispaltung,  von  Hermann  Müller.  —  Zur  Selbstverständigung  in  der  deutschen 
Sozialdemokratie,  von  Heinrich  Cunow.  —  Das  Baugewerbe  während  des  Krieges,  von 
August  EUinger.  —  Zur  Wiedervereinigung,  von  Emil  Kloth.  —  Kleinbauer  und  Ar- 
beiter. —  etc.  —  Nr.  17:  Die  Sinn-Fein-Bewegiing  in  Irland,  von  Heinrich  Cunow.  — 
Der  neue  russische  Staat,  von  Wilhelm  Bios.  —  Das  Baugewerbe  während  des  Krieges 
(SchluS),  von  August  Ellinger.  —  Aus  der  preußischen  Einkommen-  und  Steuerstatistik, 
von  Otto  Hue.  —  etc.  —  Nr.  18:  Die  politischen  Ideen  in  Polen,  von  Hermann  Wendel. 

—  Grundlagen  der  Hegel-Marxschen  Geschichtsauffassung,  von  Heinrich  Cunow.  —  etc. 

—  Nr.    19 :  Demokratie  und  Plutokratie,  von  Ferdinand  Tönnies.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Kommunalwirtschaft  und  Kommunalpolitik.  Jahrg.  8,  1918, 
Nr.  1/2:  Zur  Reform  des  Beamtentums,  von  (Bürgerm.)  Dr.  Otto  Most.  —  Die  üeber- 
gangswirtschaft,  von  (Oberbürgerm.)  Dr.  Scholz.  —  Die  preußische  Verwaltungsreform, 
von  (Wirkl.  Geh.  Oberreg.-R.)  Dr.  Strutz.  —  Stadtverordnete  und  Magistrat,  Aufsichtsrat 
und  Vorstand,  ein  Vergleich,  von  (Stadtsekr.)  Gerling.  —  etc. 

Zentralblatt,  Deutsches  Statistisches.  Jahrg.  9,  November  -  Dezember  1917, 
Nr.  9/10:  Die  Sprachenstatistik,  von  Eugen  Würzburger.  —  Die  dreifache  Funktion 
der  Statistik.  Eine  Erwiderung  auf  den  Aufsatz  von  (Kreisamtmann  a.  D.)  Dr.  Emil 
Wolff,  von  Dr.  Arnold  Madl^  von  Lenzbrugg.  —  Gewerbliche  Betriebszählung  vom 
15.  August  1917  in  Deutschland,  von  (Präs.  d.  K.  Bayer.  Statist.  Landesamts)  Dr.  Fried- 
rich Zahn.  —  Erwiderung,  von  Dr.  Rudolf  Meerwarth.  —  etc. 
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VIII. 

Die  private   deutsche   Lebensversicherung 

im  Kriege. 

Ein  Beitrag  zur  Kriegsgeschichte  der  deutschen 
Volkswirtschaft. 

Von 

E.  Mittermüller,  Gotha. 

Inhalt:  Einleitimg.  —  I.  Die  deutsche  Lebensversicherung  in  den  Kriegsjahren 
1864,  1866  und  1870/71.  —  II.  Die  private  deutsche  Lebeusversieherung  am  Vorabend 
des  Weltkrieges  und  ihre  allgemeine  geschäftliche  Entwicklung  in  den  Kriegsjahren 
1914,  1915  und  1916.  —  III.  Maßnahmen  zur  Verbesserung  und  Erweiterung  des  Ver- 
sicbemngsscbutzes.  a)  Die  Uebernahme  und  Deckung  der  Kriegsgefahr,  b)  Die  Ab- 
gelehntcnversicherung.  c)  Die  Wiederherstellung  der  durch  den  Krieg  erloschenen 
Lebens-  und  Krankenversicherungen.  —  IV.  Die  Finanzen,  a)  Der  Einfluß  des  Krieges 
auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  b)  Die  Bank  Deutscher  Lebensversicherungs-GeseU- 
schaften.  c)  Die  Kapitalanlagen.  1.  Die  Wertpapiere  und  die  Lehre  des  Krieges  für 
den  Anlagezwang.  2.  Die  Lebensversicherungsgesellschaften  als  Hypothekengläubiger. 
3.  Die  Lebenaversicherungsgesellschaften  und  der  Staatskredit,  a)  Die  Kriegsauleihen. 
ß)  Die  Kriegsanleihevcrsicherung.  —  SchluB. 

Der  gegenwärtige  Krieg  zeigt  so  gewaltige  Ausmaße,  wie  sie 
nie  ein  früherer  Krieg  auch  nur  annähernd  erreicht  hat.  Alle  fünf 
Erdteile  nehmen  am  Kriege  teil,  die  Kampfeslinien  erstrecken  sich 
über  mehr  als  5000  km,  die  Heere  zählen  nach  so  vielen  Millionen, 
wie  ein  mittlerer  Staat  einschließlich  der  Kinder,  Frauen  und  Greise 
Einwohner  hat.  Die  Kosten  des  Krieges  betrugen  nach  einer  Mit- 
teilung des  deutschen  Reichsbankpräsidenten  bereits  im  Herbst  1917 
450  Milliarden  M.,  das  ist  mehr  als  das  gesamte  deutsche  Volks- 
vermögen. Noch  empfindlicher  als  die  Kapitalverluste  ist  die  Ein- 
buße am  wertvollsten  wirtschaftlichen  Gut,  an  der  menschlichen 
Arbeitskraft,  die  schon  jetzt  durch  den  Tod  und  die  Verkrüppelung 
von  Millionen  ungeheuer  geschwächt  worden  ist.  Diesen  gewaltigen 
Umfang  und  diese  mächtigen  Wirkungen  hätte  der  Krieg  nicht  er- 
reichen können  ohne  die  Errungenschaften  des  19.  und  20.  Jahr- 
hunderts auf  den  Gebieten  der  Technik  und  der  Wirtschaft,  die  den 
von  der  jetzigen  Kriegführung  erforderten  Reichtum  an  wirtschaft- 
lichen Gütern  und  an  Menschen  zur  Folge  hatten.  Ein  hervor- 
ragendes Beispiel  für  diesen  Fortschritt  ist  das  Deutsche  Reich,  das 
in  kurzer  Zeit  durch  rastlose  friedliche  Arbeit  einen  vielbeneideten 
wirtschaftlichen   Aufschwung   genommen   und   seine   Einwohnerzahl 
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stark  vermehrt  hat,  zumal  hier  die  politische  Einigung  von  1871 
noch  besonders  fördernd  wirkte.  Die  blühende  und  unaufhaltsam 
vorwärtsschreitende  deutsche  Volkswirtschaft  ist  eine  der  Ursachen 
des  Krieges  geworden,  sie  hat  aber  auch  anderseits  dank  ihres 
hohen  Standes  die  Mittel  und  die  Fähigkeit  zum  Durchhalten  gegen 
die  feindliche  Uebermacht  gegeben.  Sie  hatte  bei  Beginn  des  Well- 
krieges die  Entwicklungsstufe,  auf  der  sie  zu  Anfang  der  Kriege  in 
der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  angelangt  war,  weit 
überschritten.  Infolgedessen  sahen  sich  zahlreiche  wichtige  Wirt- 
schaftszweige im  jetzigen  Kriege  vor  viel  umfang-  und  verant- 
wortungsreichere Aufgaben  gestellt  als  in  den  früheren  Kriegszeiten. 
Das  gilt  in  vollem  Maße  auch  für  die  private  deutsche  Lebensver- 
sicherung. 

Die  Lebensversicherung  ist  bei  der  schnellen  Entwicklung  des 
deutschen  Wirtschaftslebens  nicht  zurückgeblieben  und  hat  zu  der 
starken  wirtschaftlichen  Rüstung,  mit  der  das  Deutsche  Reich  in 
den  Krieg  eintrat,  das  ihr  zukommende  Teil  beigetragen.  Aber 
während  der  mit  dem  Krieg  plötzlich  in  andere  Bahnen  ein- 
schwenkende Bedarf  an  wirtschaftlichen  Gütern  für  viele  und  große 
Zweige  der  deutschen  Volkswirtschaft  eine  glänzende  Hochkonjunktur 
brachte,  war  die  Lebensversicherung  von  einem  empfindlichen  Rück- 
schlag bedroht.  Denn  im  Kriege  mußten  sich  gerade  diejenigen  Er- 
eignisse häufen,  gegen  deren  schädliche  Wirkungen  sie  versicherte, 
nämlich  die  vorzeitigen  Sterbefälle,  und  sie  mußten  sich  um  so  mehr 
häufen,  als  die  gesamte  waffenfähige  Mannschaft  und  nicht  nur  wie 
1870,71  deren  kleinerer  Teil  zum  Heere  einberufen  wurde,  und  als 
die  Kriege  der  neuesten  Zeit  ungleich  höhere  Verluste  an  Menschen- 
leben verursachen  als  die  früheren  Kriege.  Eine  plötzliche  starke 
Steigerung  der  Ausgaben  war  unvermeidlich.  Und  zu  dieser  in  der 
Natur  der  Lebensversicherung  liegenden ,  Bedrohung  traten  die  all- 
gemeinen Folgen  des  Krieges,  wie  Teuerung,  Verarmung,  Mangel  an 
Arbeitskräften,  die  auch  auf  die  Lebensversicherung  nachteiligen 
Einfluß  ausüben  mußten. 

Zur  besseren  Veranschaulichung  der  Größe  der  Aufgaben,  denen 
sich  die  private  deutsche  Lebensversicherung  bei  Beginn  des  Welt- 
krieges gegenüber  sah,  und  ihrer  Leistungen  im  Kriege  möge  zu- 
nächst ein  Blick  in  die  Vergangenheit  geworfen  werden,  auf  die 
Verhältnisse  kurz  vor  und  in  den  Kriegsjahren  1864,  1866 
und  1870/7L  Die  üebersicht  1  S.  403  gibt  darüber  näheren 
Aufschluß. 

Die  vorstehenden  Zahlen  lehren,  daß  in  den  Jahren  1863  bis 
1865  ein  gleichmäßiger  Fortschritt  stattgefunden  hat,  den  auch  das 
Kriegsjahr  1864  nicht  zu  hemmen  vermochte.  Welcher  Unterschied 
zwischen  den  Wirkungen  des  damaligen  und  des  heutigen  Krieges  besteht, 
kennzeichnen  folgende  Worte  aus  einem  Bericht  über  die  deutsche 
Lebensversicherung   im   Jahre   1864 ') :   „Selbst  durch  den  dänischen 

1)  „Zustand  und  Fortschritte  der  deutschen  Lebensversicherungs-Änstalten  im  Jahre 
1864."     Aus  Nr.  737  des  „Bremer  Handelsblatts". 
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Uebersicht  l*). 


Mener  Zugang  im 
Laufe  des  Jahres 

Per-    I     Summe 
soaen  {  (in  Mark) 


Versicbemngsbestand  am 
Ende  des  Jahres 


Personen 

5 


Summe 
(in  Mark) 


Einnahme 

an  Bei- 
trägen und 
Zinsen 

(in  Mark) 


6 


Ausgabe  für     . 
Sterbefälle      {  Geschaft»- 
Zahl  1  Stöcke 

.  Summe    ,  (in  Mark) 

Fälle   ('"Mark)! 


8 


9 


10 


28 


28 


J0005 
38666 
50458 
41915 


72849 


44036 


28  46  992 


91902483 

"03  994  742 
125556891 
111  236680 


180752  211 


"8169535 


133  581  201 


«35  921 
163  920 
200  530 
220951 

338  189 


463  234  062 

535  624  704 
622  527  498 
675314484 

972  567  180 


Begräbnisgeldvers.    22339818 
AussteuerTersich.      22776039 


338  189 


1  017683037 


348  930  I  007  725  017 
Begräbnisgeldverf.  22  520  5 14 
Aussteuerversich.       23  872  698 


348930         1054118229 

367  665  I  074  352  764 
Begräbnisgeldvers.  24  468  075 
Aussteuerversich.      30  245  772 


19330878 
21  886  131 
24940611 

27453777 


38  597  295 


41  703216 


367665        1 1129  066  611  45180414 


2132 
2454 
2893 
4736 


4801 


5721 


7041 


7  748  277 

8  046  975 

9  033  099 
13519935 


13671249 


16  468  788 


18900996 


82  687  896 

90095442 

99  880  338 

107  242  764 


143  166852 


58  320  110 


172  447  185 


Krieg  erlitt  der  innere  Verkehr  in  Deutschland  keine  Beeinträch- 
tigung. Alle  diese  Verhältnisse  (gemeint  sind  die  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse,  d.  Verf.)  blieben  unverändert,  sie  waren 
der  Benutzung  der  Lebensversicherung  im  vorigen  Jahre  weder  be- 
sonders  günstig   noch    besonders    ungünstig.      Gleichwohl   hat   die 


1)  Zum  Verständnis  der  Uebersicht  ist  folgendes  su  beachten :  Die  Zahl  der  Per- 
sonen in  den  Spalten  3  und  5  ist  nur  annähernd  genau,  weil  in  manchen  Gesellschafts- 
berichten, denen  diese  Zahlen  entnommen  sind,  nicht  die  Zahl  der  Personen,  sondern 
die  Zahl  der  Versicherungsscheine  angegeben  und  manche  Person  durch  mehrere  Ver- 
sicherungsscheine versichert  ist.  Erheblich  weichen  die  hier  angegebenen  Zahlen  aber 
nicht  von  der  Wirklichkeit  ab.  —  In  der  Spalte  6  ist  für  die  Jahre  18C9 — 1871  auch 
der  Bestand  an  Bcgräbnisgcld-  und  an  Aussteuerversicherungen  angegeben;  für  die 
Jahre  1863 — 1866  konnte  der  Bestand  an  diesen  Versicherungen  nicht  festgestellt 
werden.  Die  hier  angeführten  Zahlen  zeigen  deutlich,  wie  unbedeutend  damals  die 
kleine  und  die  Aussteuer-  (Lcbensfall-)Vcrsicherung  waren.  —  Bei  einem  Vergleich  der 
üebei-sicht  1  mit  der  nachfolgenden  Uebersicht  2  fällt  auf,  daß  letztere  in  den  Spalten 
10  und  11  auch  Aufschluß  über  die  bei  Lebzeiten  fällig  gewordenen  Versicherungen 
gibt,  während  entsprechende  Angaben  in  Uebersicht  1  fehlen.  Das  liegt  daran,  daß  in 
früheren  Jahren  von  der  abgekürzten  Lebensversicherung  kaum  Gebrauch  gemacht 
worden  ist.  Noch  im  Jahre  1885  sind  z.  B.  bei  19  von  insgesamt  34  deutschen  Ge- 
sellschaften nur  350  Versicherungen  über  1 400  087  M.  durch  Erleben  des  vertrag- 
lichen Ablauftcrmins  fällig  geworden,  bei  10  Gesellschaften  wurde  dadurch  überhaupt 
keine  Versicherungssumme  fällig,  und  5  Gesellschaften  machen  keine  hinreichenden 
Angaben  darüber. 
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Lebensversicherung  in  dieser  Epoche  wiederum  bedeutende  Fort- 
schritte gemacht."  Anders  ließ  sich  das  Kriegsjahr  1866  an.  Zwar 
ist  auch  in  ihm  ein  Fortschritt  erzielt  worden.  Denn  der  Ver- 
sicherungsbestand, die  Einnahmen  und  das  Vermögen  sind  weiter 
gewachsen.  Das  Wachstum  war  aber  geringer  als  in  den  vorher- 
gehenden Jahren,  ferner  waren  die  Ergebnisse  in  der  F]rwerbung 
neuer  Versicherungen  und  in  der  Sterblichkeit  ungünstiger.  Aber 
was  im  Jahre  1866  die  deutsche  Lebensversichung  schädigte,  war 
weniger  der  Krieg;  seine  schädliche  Wirkung  beschränkte  sich,  ab- 
gesehen von  der  Verlangsamung  der  Entwicklung,  im  wesentlichen 
auf  die  starke  Zunahme  des  vorzeitigen  Abgangs  (Erlöschen  der  Ver- 
sicherungen infolge  Einstellung  der  Beitragszahlung).  Viel  ein- 
schneidender war  der  Einfluß  der  Cholera,  die  damals  —  haupt- 
sächlich im  nördlichen  Deutschland  —  viele  Opfer  forderte.  Sie 
verursachte  die  große  Steigerung  der  Ausgabe  für  Sterbefälle,  die 
um  1977  637  M.  größer  war,  als  die  Sterblichkeitslisten  erwarten 
ließen.  Die  Sterblichkeit  wäre  allerdings  noch  größer  gewesen,  wenn 
nicht  nach  den  damaligen  Versicherungsbedingungen  die  Gefahr 
des  Kriegstodes  von  der  Versicherung  ausgeschlossen  gewesen 
wäre.  Zwar  erklärte  sich  eine  Anzahl  Gesellschaften  bereit,  gegen 
einen  Zuschlag,  der  sich  zwischen  5  und  10  v.  H.  der  Versiche- 
rungssumme bewegte,  auch  die  Kriegsgefahr  zu  übernehmen.  Von 
dieser  Einrichtung  machten  aber  nur  wenige  Kriegsteilnehmer  Ge- 
brauch. 

Nach  dem  geringfügigen  Rückschlag  von  1866  setzte  rasch  wieder 
ein  ungehemmter  Aufschwung  ein,  und  das  Jahr  1869  wartet  mit 
Zahlen  auf,  die  im  Durchschnitt  ungefähr  doppelt  so  hoch  sind  wie 
diejenigen  des  Jahres  1863.  Die  Sterbefallausgabe  betrug  1869  nur 
ein  Geringes  mehr  als  1866.  Der  im  Jahre  1870  ausbrechende 
deutsch-französische  Krieg  pwar  länger  und  schwerer  als  die  beiden 
vorhergehenden  Kriege,  dementsprechend  war  auch  sein  Einfluß  auf  ■ 
die  Lebensversicherung  größer.  Das  äußerte  sich  am  schärfsten  in 
der  Minderung  des  Zugangs  an  neuen  Versicherungen  und  in  dem 
stark  verlangsamten  Wachstum  des  Versicherungsbestandes  sowie  in 
der  Zunahme  der  Ausgabe  für  Sterbefälle.  Auch  im  Jahre  1870  über- 
nahm eine  Anzahl  Gesellschaften  die  nach  den  Allgemeinen  Ver- 
sicherungsbedingungen ausgeschlossene  Kriegsgefahr  nachträglich 
gegen  einen  Zuschlag,  der  für  Kämpfer  5 — 10  v.  H.  und  für  Nicht- 
kämpfer  (Aerzte,  Sanitätspersonal,  Militärbeamte)  S'/j— 6%  v.  H.  der 
Versicherungssumme  betrug.  Die  Kriegsgefahr  wurde  aber  nur  bis 
zu  einer  gewissen  Höhe  übernommen,  bei  einer  Anstalt  zum  Beispiel 
bis  zu  18000  M.  Der  Betrag,  um  den  die  Versicherungssumme 
diesen  Höchstbetrag  überschritt,  fiel  nicht  unter  die  Kriegsversiche- 
rung. Andere  Anstalten  bildeten  unter  den  Kriegsversicherten  be- 
sondere Gesellschaften,  die  die  Kriegsgefahr  unter  Ausschluß  der 
nicht  am  Kriege  teilnehmenden  Versicherten  trugen,  und  behielten 
sich  die  Kürzung  der  Versicherungssumme  nach  Maßgabe  der  für 
die    Kriegssterbefälle    vorhandenen    Mittel    vor.      Von   diesen    Ein- 
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Rchlungen  wurde  in  firößerem  Umfang  als  1866  Gebrauch  gemacht, 
was  auf  eine  stärkere  Zunahme  der  Sterbefallausgabe  hinwirkte. 
Aber  obwohl  die  Sterbefallausgabe  um  2  797  539  M.  größer  war  als 
1869,  entstand  doch  kein  Verlust  aus  der  Sterblichkeit,  weil  diese 
sich  innerhalb  der  nach  den  Sterblichkeitslisten  erwarteten  Grenzen 
hielt.  Das  Jahr  1871  brachte  im  zeitigen  Frühjahr  den  Waffen- 
stillstand und  bald  darauf  den  P'rieden.  Sofort  hob  sich  auch  das 
Neugeschäft  wieder.  Aber  die  Sterblichkeit  verlief  noch  schlechter 
als  1870.  Wir  finden  im  Jahre  1871  hinsichtlich  der  Sterblichkeit 
ähnliche  Verhältnisse  wie  1866.  Der  ungünstige  Einfluß  des  Krieges 
war  bereits  gebrochen.  Wieder  war  es  eine  Seuche,  die  Blattern, 
die  viele  Opfer  unter  der  bürgerlichen  Bevölkerung  forderte  und 
allein  eine  Sterbefallausgabe  von  1500000  M.  verursachte.  Die  Folge 
war  ein  Ueberschreiten  der  nach  den  Sterblichkeitstafeln  zu  er- 
wartenden Ausgabe  um  966504  M. 

Die  politische  Einigung  von  1871  leitete  eine  Zeit  günstiger 
wirtschaftlicher  Entwicklung  ein,  die  mit  den  Jahren  immer  mehr 
anwuchs  und  bis  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges  im  Jahre  1914  zu 
einer  zuvor  nicht  erreichten  Höhe  führte.  Auch  die  private  deutsche 
Lebensversicherung  hat  diese  Entwicklung  mitgemacht.  Die  Ueber- 
sicht  2  S.  406  u.  407  legt  davon  Zeugnis  ab. 

Ende  des  Jahres  1913,  am  Vorabend  des  Weltkrieges, 
hatte  die  private  Lebensversicherung  einen  Kapitalversicherungs- 
bestand von  16  205  885  724  M.  erreicht;  ihre  gesamten  Rücklagen 
und  Verbindlichkeiten,  denen  Vermögenswerte  in  gleicher  Höhe 
gegenüberstanden,  betrugen  damals  5  820371414  M.  Das  ist  35  und 
70  mal  so  viel  wie  Ende  1863  und  14  und  34mal  so  viel  wie  Ende  1871. 
Die  Jahreseinnahmen  waren  mit  964  797  572  M.  und  die  Ausgaben 
für  planmäßige  Versicherungsleistungen  (das  sind  solche,  die  durch 
Tod  oder  Erleben  des  im  Vertrag  festgesetzten  Ablauftages  fällig 
werden)  waren  mit  338  296  195  M.  im  Jahre  1913  50  und  44mal  so 
groß  wie  1863  und  21  und  18mal  so  groß  wie  1871.  Ende  1863 
bestanden  etwa  135  921,  Ende  1871  367  665,  Ende  1913  dagegen 
3  240042  Versicherungen  in  der  großen  und  10308992  Versicherungen 
in  der  kleinen  Lebensversicherung,  die  1871  in  nennenswertem  Um- 
fang überhaupt  noch  nicht  vorhanden  war.  Diese  Vermehrung  um 
Tausende  von  Hundertteilen  veranschaulicht,  welche  Arbeit  die 
deutsche  Lebensversicherung  in  42  Friedensjahren  bewältigt  hat. 
Sie  veranschaulicht  vor  allem  auch,  wieviel  größere  Aufgaben  und 
eine  wieviel  schwerere  Verantwortung  auf  der  Lebensversicherung 
lasteten  als  5  und  4  Jahrzehnte  zuvor.  Mit  den  beträchtlich  ge- 
stiegenen Einnahmen  und  Vermögenswerten  standen  ihr  aber  auch 
entsprechend  größere  Mittel  zur  Bewältigung  der  gesteigerten  An- 
sprüche zu  Gebote.  Und  dazu  trat  die  in  Zahlen  nicht  zu  veran- 
schaulichende innere  Festigung,  die  die  Lebensversicherung  im  Laufe 
der  Jahrzehnte  durch  Verbesserung  der  Technik,  der  Auslese  und 
der  Finanzgebarung  sowie  durch  den  Rückgang  der  allgemeinen  Sterb- 
lichkeit erreicht  hatte. 
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ü  e  b  e  r 


Geschäftsjahr 

Zahl  der 
Gesell- 
schaften 

Neuer  Zugang  im  Laafe  des 
Jahres 

Zahl  der  Ver-          Summe 
Sicherungen         (in  Mark) 

Versichemogsbestand   am   Ende 
des  Jahres 

Zahl  der  Ver-           Summe 
Sicherungen          (in  Mark) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

44 
44 
43 
43 

284  548 
1  336  238 

I  389470991 
322  133920 

3  240  042 
10308  992 

14  150  175  769 
2055709955 

1913 

I  620  786 

202  165 
826  150 

I  711  604  911 

I  016  526964 

215625773 

13549034 

3  236  489 
10335639 

16  205  885  724 

14306386874 

1  991  887  787 

16  298  274661 

13967277722 
1892584515 

1914 

1028315 

66831 
318980 

I  232152737 

454  262  798 
81  647401 

13572  128 

3  115888 
9973316 

1915 

385811 

74  593 
677  536 

535910199 

495824077 
143  470314 

13089204  ]    15859862237 

3047403  '    13855  100959 
10086963  i      1904083699 

1916 

752  129 

639294391 

13  134366 

■    15  759  184658 

Da  kam  der  Weltkrieg,  der  an  Schwere  und  Dauer  die 
kriegerischen  Auseinandersetzungen  von  1864,  1866  und  1870/71 
weit  übertrifft.  Er  hat  auch  die  deutsche  Lebensversicherung  tiefer 
beeinflußt  als  diese  früheren  Kriege.  Zwar  kam  seine  Wirkung  im 
Jahre  1914  noch  nicht  zur  vollen  Geltung,  weil  die  guten  Ergebnisse 
der  7  Friedensmonate  dieses  Jahres  den  durch  den  Krieg  verursachten 
Rückschlag  milderten.  Der  Zugang  an  neuen  Versicherungen  ließ 
allerdings  sofort  erheblich  nach  und  blieb  im  ganzen  um  28  v.  H. 
hinter  dem  des  Jahres  1913  zurück;  der  Rückgang  wäre  noch  stärker 
gewesen,  wenn  nicht  die  Wehrpflichtigen  noch  während  der  ersten 
Kriegsmonate  in  großer  Zahl  Versicherungen  abgeschlossen  hätten. 
Anderseits  trat  schon  in  den  ersten  5  Kriegsmonaten  eine  starke 
Steigerung  der  Sterblichkeit  ein;  die  Sterbefallausgabe  betrug 
68  913  601  M.  mehr  als  1913.     Aber  der  Versicherungsbestand   war 

1)  In  den  Spalten  3,  4,  5,  6,  8,  9,  10  und  1 1  sind  in  der  ersten  Reihe  die  Zahlen 
für  die  groQe  Lebensversicherung  —  Kapitalversicherungen  auf  den  Todes-  und  Er- 
lebensfall, femer  mit  Ausnahme  der  Spalten  8  und  .9  Kapitalversicherungen  auf  den 
Lebensfall  (Militär-,  Aussteuerversicherungen)  — ,  in  der  zweiten  Reihe  die  Zahlen  für  die 
kleine  Lebensversicherung  gegen  monatliche  oder  wöchentliche  Beitragszahlung  —  haupt- 
sächlich Volks-  oder  Arbeiter  versicherungen,  daneben  Begräbnisgeld  Versicherungen — ,  in 
der  dritten  Reihe  die  Zahlen  für  die  große  und  kleine  Iiebensversicberung  zusammen, 
also  für  die  gesamte  Kapitalversicherung,  mitgeteilt.  —  Die  in  Spalte  9  angegebenen 
Summen  der  durch  Tod  erloschenen  Versicherungen  sind  höher  als  die  wirkliche 
Sterbefallausgabe,  weil  die  Versicherungssumme  vielfach  nicht  in  dem  Fälligkeitsjabre, 
sondern,  wenn  sich  die  Beibringung  der  Sterbefallpapiere  verzögert,  erst  später  ausbe- 
zahlt werden,  und  weil  während  des  Krieges  Versicherungen  durch  Tod  erlöschen,  ohne 
daß  sie  ausgezahlt  oder  voll  ausgezahlt  werden,  weil  die  Kriegsgefahr  überhaupt  nicht 
oder   nicht   bis   zur  vollen  Höhe   des  versicherten  Betrages   in  die  Versicherung   einge- 
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sieht  21). 


Einnahme  an 
Beiträgen, 

Zinsen  usw. 
(in  Mark) 


964  797  572 


993  1 16  250 


971  415698 


Durch  Tod  erloschene 
Versicherungen 

Zahl  der 
Versiche- 
rungen 


Summe 
(in  Mark) 


Bei   Lebzeiten   fällig  ge- 
wordene Versicherungen 

Zahl  der 


Veraiche- 
rungen 


8 


9 


10 


Summe 
(in  Mark) 


1)  JahresüberschuU  und 

2)  Stöcke  der  Kapital 
n.  Rentenversicherung 
(einschl.  ein^ezaliUes  Be- 
triebskapital) und  sonst. 

Verbmdlichkeiten 
(in  Hark)     


11 


29318 

98661 


136  122  589 

18  845  068 


50339 
237976 


150843085 
37800853 


127979 

154967657 

288315 

188643938 

46523 

100767 

218  563  272 
21  06631b 

61863 
230  605 

172583686 
36  955  986 

147  290 

239  629  588 

292  468 

209539672 

59706 

«27  575 

260719742 
27  956  190 

60250 
248  506 

181  259193 
40  780  74« 

187  281 

288  675  932 

308  756 

222039934 

47790 
"5  795 

212411  481 
2431434« 

54894 
298  130 

181  022  897 
47921965 

986751760  I  163585  '  236725822  I  353024  I  228944862 


12 


1)  '77  30'  022 

2)  5820371  414 

1)  «53  794  492 

2)  6  199  315  615 

1)  «49592595 

2)  6498617830 

1)  172  219  890 

2)  6  759  III  570 


Ende  1914  trotz  des  viel  niedrigeren  Zugangs  und  des  verstärkten 
Abgangs  durch  Tod  doch  höher  als  Ende  1913,  und  auch  die  Ein- 
nahmen und  Vermögenswerte  hatten  beträchtlich  zugenommen. 

Im  Jahre  1915,  dem  ersten  voll  vom  Kriege  ausgefüllten  Jahre, 
verschärften  sich  die  Wirkungen  des  Krieges  zusehends.  Der  Neu- 
zugang litt  besonders  stark,  er  erreichte  nur  eine  Höhe  von  31  v.  H. 
des  Neuzugangs  von  1913  und  von  43  v.  H.  der  im  Jahre  1914  neu 
erworbenen  Versicherungen.  Die  Todesfälle  stiegen  weiter.  Diesen 
beiden  Ursachen  ist  es  zuzuschreiben,  daß  die  private  deutsche 
Lebensversicherung  aus  dem  Geschäftsjahre  mit  niedrigerem  Ver- 
sicheningsbestand  schied,  als  sie  zu  Beginn  des  Jahres  hatte;  das 
war  vorher  noch  nicht  vorgekommen.  Der  Minderung  des  Neu- 
zugangs ist  es  ferner  in  erster  Linie  zuzuschreiben,  daß  auch  die 
Beitragseinnahme  hinter  der  des  Vorjahres  zurückblieb;   auch  dieser 

schlössen  war.  Die  tatsächliche  Sterbefallausgabe  betrug  1913:  149  652  257  M.,  1914: 
218565  858  M.,  1915:  239  809  152  M.,  1916:  209  066  449  M.  —  Die  in  Spalte  11  an- 
gegebenen Zahlen  können  als  wirkliclie  Ausgabe  angesehen  werden,  weil  sich  die  Aus- 
zahlung bei  Lebzeiten  fälliger  Versichernngssummen  selten  verzögert,  und  weil  hier 
keine  einschränkenden  Bedingungen  wie  bei  einer  Anzahl  Gesellschaften  hinsichtlich 
der  durch  Kriegstod  erloschenen  Versicherungen  bestehen.  —  In  der  Spalte  12  ist  unter 
1)  der  üeberschuß  aus  dem  Lebensversicherungsgeschäft,  unter  2)  sind  die  auf  da» 
Lebcnsversichernngsgeschüft  entfallenden  Rücklagen  und  Verbindlichkeiten  mitgeteilt; 
die  unter  1)  und  2)  mitgeteilten  Summen  stellen  zusammen  das  am  Schluß  der  Ge- 
schäftsjahre vorhandene,  auf  die  Lebensversicherung  entfallende  Vermögen  dar. 
Diese«  ist  niedriger  —  aber  nur  unwesentlich  —  als  die  in  Uebersicht  3  mitgeteilten 
Vermögensanlageu,  weil  in  diesen  auch  die  aus  anderen  Versicherungszweigen  als  dem 
Lebensversicherungsgeschäft  herrührenden  Vermögensbestandteüe  enthalten  sind. 
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Vorgang  ist  ohne  Beispiel  in  der  Geschichte  der  deutschen  Lebens- 
versicherung. Da  aber  die  Einnahme  an  Zinsen  aus  den  Kapital- 
anlagen weiter  gewachsen  ist,  gingen  die  Gesamteinnahmen  nur  um 
2,2  V.  H.  des  im  Jahre  1914  erreichten  Betrags  zurück.  Die  Aus- 
gabe für  Sterbefälle  wuchs  um  21  Millionen  M..  und  die  bei  Leb- 
zeiten fällig  gewordenen  Versicherungen  waren  gleichfalls  —  wie 
regelmäßig  seit  Jahren  —  höher  als  im  Jahre  zuvor.  Im  ganzen 
wurden  an  Versicherungssummen,  Renten  und  Abgangsvergütungen 
509  984  754  und  an  Ueberschußan teilen  127  678  576  M.,  zusammen 
also  637  663  330  M.  ausgezahlt.  Immerhin  blieben  die  gesamten  Aus- 
gaben beträchtlich  hinter  den  Einnahmen  zui-ück,  so  daß  die  Kapital- 
anlagen weiter  gewachsen  sind,  wenu  auch  in  minderem  Maße  als 
im  Jahre  1914. 

Das  Jahr  1916  brachte  einen  Umschwung  zum  Besseren.  Der  Zu- 
gang an  neuen  Versicherungen  und  die  Einnahmen  waren  höher  als  1915, 
die  Sterbefallausgabe  um  fast  30  Mill.  M.  niedriger.  Die  gesamten 
den  Versicherungsnehmern  gezahlten  Leistungen  —  Versicherungs- 
summen ,  Renten,  Abgangsvergütungen  —  betrugen  473  764  792,  die 
üeberschußanteile  132  393  292,  zusammen  606158  084  M.  Der  Be- 
stand an  Kapitalversicherungen  ging  zwar  trotz  erhöhten  Zugangs 
an  neuen  Versicherungen  weiter  zurück,  den  Rückgang  verschuldete 
jedoch,  wie  aus  Spalte  6  der  Uebersichl  2  ersichtlich  ist,  allein  die 
große  Lebensversicherung,  während  der  Bestand  an  kleinen  Versiche- 
rungen gestiegen  ist.  Die  Kapitalanlagen  vermehrten  sich  wieder, 
aber  um  einen  geringeren  Betrag  als  im   Vorjahr. 

Blickt  man  auf  die  Geschäftsjahre  1864,  1866.  1870/71  zurück, 
so  springt  die  viel  tiefer  gehende  Wirkung  des  jetzigen  Krieges  so- 
fort in  die  Augen.  Im  Jahre  1864  war  das  Geschäft  wie  im  Frieden. 
In  den  anderen  Jahren  finden  sich  im  Vergleich  zu  jetzt  gering- 
fügige Minderungen  des  Neuzugangs;  sie  können  aber  das  fort- 
schreitende Wachstum  des  Versicherungsbestandes  nicht  hemmen. 
Auch  die  Steigerung  der  Einnahmen  erleidet  keinen  Aufenthalt,  und 
die  Geschäftsstöcke  nehmen  im  gleichen  Maße  zu  wie  in  dem  vor- 
hergehenden Friedensjahr.  Die  Sterblichkeit  geht  dlerdings  stark 
in  die  Höhe,  aber  nur  infolge  von  mittelbaren  Kriegswirkungen, 
nämlich  von  Seuchen.  Der  gegenwärtige  Krieg  dagegen  bringt  ein 
unvergleichlich  stärkeres  Sinken  des  Neuzugangs,  Abnahme  des  Ver- 
sicherungsbestandes und  der  Einnahmen  und  eine  größere  Verlang- 
samung im  Wachstum  der  Vermögensanlagen.  Vergleicht  man  ferner 
die  Ausgabe  für  Sterbefälle  im  jetzigen  und  in  den  früheren  Kriegen, 
indem  man  sie  in  Beziehung  zu  den  Jahreseinnahmen  setzt,  so  ge- 
langt man  zwar  zu  einem  für  den  jetzigen  Krieg  günstigeren  Ergeb- 
nis. Der  Vergleich  ist  aber  in  dieser  einfachen  Form  unrichtig.  In 
der  Zeit  der  früheren  Kriege  waren  abgekürzte  Versicherungen  selten, 
die  planmäßigen  Versicherungsleistungen  beschränkten  sich  im  wesent- 
lichen auf  die  Sterbefallzahlungen.  Inzwischen  haben  sich  die  Ver- 
hältnisse vollständig  geändert.  Die  abgekürzten  Versicherungen  machen 
jetzt   etwa   drei  Viertel   aller  großen  Lebensversiclierungen  aus.     Es 
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ist  daher  nicht  angängig,  die  Sterbefalizahlungen  der  .lahre  1864, 
1866  und  1870/71  lediglich  mit  den  Sterbefallzahlungen  der  jetzigen 
Kriegsjahre  zu  vergleichen;  man  muß  vielmehr  die  gesamten  plan- 
mäßigen Versicherungsleistungen  in  beiden  Zeitabschnitten  vergleichen, 
für  den  neueren  Zeitabschnitt  also  unter  Einrechnung  der  bei  Leb- 
zeiten fällig  gewordenen  Versicherungssummen.  Wenn  man  das  und 
andere  durch  die  veränderten  Verhältnisse  herbeigeführte,  aus  Zahlen 
nicht  ohne  weiteres  ersichtliche  Abweichungen  berücksichtigt,  so 
fällt  der  Vergleich  auch  hier  zuungunsten  des  jetzigen  Krieges  aus. 
In  einer  weiteren  nicht  unwichtigen  Beziehung  weicht  dagegen 
die  F^ntwicklung  im  jetzigen  Krieg  von  der  in  den  früheren  im  gün- 
stigen Sinne  ab.  Die  Aufgabe  von  Versicherungen  durch  vorzeitige 
Einstellung  der  Beitragszahlung  war  nämlich  in  den  letzten  Kriegs- 
jahren viel  geringer  als  früher.  Sie  betrug  1864 1)  6,06  v.  H.  der 
Summe  der  im  Laufe  des  Jahres  in  Kraft  gewesenen  Versicheningen 
(Bestand  zu  Beginn  des  Jahres  und  Neuzugang),  1866  für  17  deutsche 
Gesellschaften,  für  die  nähere  Angaben  vorliegen,  6,25  v.  H.,  1870 
für  24  Gesellschaften  5,59  v.  H.  und  1871  für  24  Gesellschaften 
4,12  v.  H.  Für  die  Jahre  1914,  1915  und  1916  sind  dagegen  die 
entsprechenden  Hundertsätze  in  der  großen  Kapitalversicherung  auf 
den  Todes-  und  Erlebensfall  3,03,  2,36  und  1,41.  Zwar  ist  bei  einem 
Vergleich  zu  beachten,  daß  die  Ziffer  des  vorzeitigen  Abgangs  früher 
auch  in  Friedenszeiten  höher  war  als  jetzt.  Aber  die  Kriege  von 
1864,  1866  und  1870,71  steigerten  die  Ziffer  beträchtlich,  schon  im 
Jahre  1872  ging  sie  wieder  auf  3,33  v.  H.  zurück.  Im  jetzigen  Kriege 
findet  sich  dagegen  nach  vorübergehender  Steigerung  um  0,14  v.  H. 
im  Jahre  1914  ein  starkes'  Abschwellen  gegen  die  letzten  Friedens- 
jahre, die  1910  bis  1913  folgende  Sätze  aufwiesen:  2,35,  2,53,  2,65 
und  2,89  v.  H.  Hinter  diesem  bezeichnenden  Unterschied  birgt  sich 
die  besondere  Fürsorge,  die  die  Gesellschaften  denjenigen  Kriegs- 
teilnehmern angedeihen  lassen,  die  ihre  Beiträge  nicht  weiter  zahlen 
konnten.  In  zahlreichen  Fällen  werden  nämlich  die  Versicherungen 
trotz  der  Einstellung  der  Beitragszahlung,  und  obwohl  die  Versicherungs- 
bedingungen die  Kündigung  und  Herabsetzung  oder  völlige  Auf- 
lösung dieser  Versicherungen  vorsehen,  von  den  Gesellschaften  in 
voller  Höhe  aufrechterhalten,  indem  sie  die  Beiträge  stunden.  Die 
Gesellschaften  tragen  freiwillig  und  ohne  sofortige  Gegenleistung  die 
mit  den  Versicherungen  übernommene  Gefahr  weiter.  Es  handelt 
sich  um  große  Summen.  Im  Jahre  1916  betrug  der  vorzeitige  Ab- 
gang in  der  großen  Lebensversicherung  auf  den  Todes-  und  Erlebens- 
fall 210  Mill.  M.  Versicherungssumme  weniger  als  1913,  während 
im  natürlichen  Lauf  der  Dinge  der  Abgang  hätte  zunehmen  müssen. 
Diese  freiwillige  Fürsorge,  die  einen  wesentlichen  Schutz  der  Kriegs- 
teilnehmer  darstellt,   ist   durch   den   vorzüglichen  finanziellen  Stand 

1)  Bei  Berechnung  der  hier  angegebenen  Hundertsätze  sind  1  schweizerische  und 
5  österreichische  in  Deutschland  arbeitende  Anstalten  mitberücksichtigt  worden.  Für 
die  deutschen  Gesellschaften  allein  konnten  die  Hnndertsfitze  nicht  ermittelt  «erden. 
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lind  den  großen  Umfang  der  deutschen  Lebensversicherung  möglich 
geworden.  Denn  ihre  in  jahrelanger  sorgfältiger  Finanzgebarung 
angesammelten  Rücklagen  setzen  sie  instand,  auch  Leistungen,  die 
über  die  vertraglichen  Verpflichtungen  hinausgehen,  zu  übernehmen, 
und  durch  den  großen  Bestand  an  Versicherungen  ist  eine  weite 
Verteilung  und  dadurch  eine  Minderung  der  freiwillig  weiter  ge- 
tragenen Gefahr  erreicht. 

Mit  dieser  Maßregel  sind  die  Unternehmungen  bereits  über  die 
Abwehr  der  Kriegsschäden  (im  weiteren  Sinne)  hinausgegangen,  sie 
haben  damit  die  Intensität  des  Versicherungsschutzes  für  zahlreiche 
Versicherungsnehmer  beträchtlich  erhöht.  Darin  erschöpft  sich  aber 
nicht  die  fortbildende  Arbeit  der  Lebensversicherung,  die  sie  auch 
während  des  Krieges  geleistet  hat.  Zu  der  wirksamen  Bekämpfung 
der  aus  dem  Krieg  erwachsenen  Widerstände  traten  bald  nach  Ueber- 
windung  der  ersten  Schwierigkeiten  Bestrebungen  zur  Förde- 
rung des  Versicherungsschutzes.  Sie  bewegen  sich  in  zwei 
Richtungen :  ihr  Ziel  war  einmal  Vertiefung  und  Ausdehnung  des 
bei  den  bestehenden  Versicherungseinrichtungen  gebotenen  Versiche- 
rungsschutzes und  femer  Erweiterung  des  Kreises  der  versicherungs- 
fähigen Personen  durch  neue  Versicherungseinrichtungen. 

Der  Krieg  hat  die  Nachteile  einer  Lücke  im  Versicherungsschutz, 
wie  er  jetzt  meist  geboten  wird,  offenbar  werden  lassen ;  sie  besteht 
darin,  daß  die  Kriegsgefahr  von  zahlreichen  Gesellschaften  nicht 
oder  nur  zum  Teil  getragen  wird.  Alle  Beschränkungen,  die  man 
auf  früheren  Entwicklungsstufen  der  Lebensversicherung  hinsicht- 
lich besonderer  Gefahren,  z.  B.  solcher  von  Reisen,  der  Lebensweise, 
der  Selbsttötung,  dem  Versicherungsnehmer  auferlegte,  waren-  in  den 
letzten  Jahrzehnten  aufgehoben  oder  auf  das  zulässige  Mindestmaß 
herabgesetzt  worden.  Allein  die  Uebernahme  der  größten  der  Ge- 
fahren, die  einem  fast  ausschließlich  aus  Männern  bestehenden  Ver- 
sicherungsbestande drohen  kann,  die  Kriegsgefahr,  war  bei  der 
überwiegenden  Zahl  der  Gesellschaften  nur  mit  zum  Teil  erheb- 
lichen Einschränkungen  möglich,  obwohl  auch  hier  bereits  im  Jahre 
1888  bei  einer  großen  Gegenseitigkeitsanstalt,  deren  Beispiel  später 
einige  andere  Gesellschaften  folgten,  jede  Erschwerung  beseitigt  wurde. 
Der  Krieg  ließ  die  Frage  der  Mitversicherung  der  Kriegsgefahr  in 
ihrer  vollen  Schwere  erkennen.  Aus  dem  Rückblick  auf  die  früheren 
Kriege  geht  hervor,  daß  damals  die  Kriegsgefahr  für  die  bereits  vor 
dem  Kriege  abgeschlossenen  Versicherungen  nur  unter  besonderen 
Bedingungen  übernommen  wurde,  und  daß  sie  meist  ausgeschlossen 
war;  die  wirtschaftlichen  Folgen  dieses  lückenhaften  Versicherungs- 
schutzes waren  gering;  denn  die  Heere  waren  klein,  die  Kriege  kurz, 
und  die  Kriegssterblichkeit  hielt  sich  in  mäßigen  Grenzen.  Der 
jetzige  Krieg,  der  bereits  dreieinhalb  Jahre  andauert  und  ein  Volks- 
krieg im  weitesten  Sinne  des  Wortes  geworden  ist,  lieh  auch  dem 
Problem  der  Uebernahme  der  Kriegsgefahr  eine  wesentlich  erhöhte 
Bedeutung.  Es  war  natürlich,  daß  in  dem  gewaltigen  Wirtschafts- 
krieg, der  die  Ausnützung  der  kriegswichtigen  wirtschaftlichen  Eia- 
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richtuiigen  bis  zum  Aeußersten  erforderte,  eine  sich  gerade  im  Kriege 
öffnende  Lücke  des  Versicherungsschutzes  als  großer  Nachteil  emp- 
funden werden  mußte.  Eine  Anzahl  derjenigen  Gesellschaften,  die  die 
Kriegsgefahr  nicht  oder  nur  mit  Beschränkungen  übernommen  hatten, 
suchte  zunächst  von  sich  aus  diesem  Nachteil  zu  begegnen,  indem  sie 
die  Bedingungen  für  den  Einschluß  der  Kriegsgefahr  freiwillig  milderte. 
Die  Frage  drängte  aber  zu  einer  allgemeinen  Lösung  für  künftige  Kriege. 
Der  Verband  deutscher  Lebensversicherungsgesellschaften  hat  es  unter- 
nommen, durch  die  in  seiner  Versammlung  vom  27.  Oktober  1916 
beschlossenen  „Musterbestimmungen  für  Uebernahme  und  Deckung 
der  Kriegsgefahr  für  Kapitalversicherungen  auf  den  Todesfall"  diese 
Lösung  herbeizuführen.  Die  Musterbestimmungen  stellen  den  Grund- 
satz auf,  daß  mit  jeder  vor  Ausbruch  eines  Krieges  abgeschlossenen 
Versicherung  auch  die  Kriegsgefahr  übernommen  ist,  und  daß  die 
Gesamtheit  der  Versicherungsnehmer  die  Kriegsschäden  trägt;  sie 
sind  für  die  einzelnen  Unternehmungen  nicht  verbindlich,  sondern 
sie  sollen  ihnen  lediglich  zur  Richtschur  dienen,  von  denen  sie  nach 
ihren  besonderen  Verhältnissen  abweichen  können.  Das  Kaiserliche 
Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  hat  die  Musterbestimmungen 
gebilligt,  behält  aber  ihre  Anwendung  durch  die  einzelnen  Gesell- 
schaften der  Prüfung  im  Einzelfalle  vor. 

Die  Musterbestimmungen  haben  in  den  Reihen  der  deutschen 
Lebensversicherungsgesellschaften  Gegner  gefunden,  die  an  dem  von  ^ 
ihnen  früher  eingenommenen  Standpunkt  festhalten,  daß  die  der  Kriegs- 
gefahr Ausgesetzten  eine  Sondergruppe  von  Versicherten  bilden,  die 
die  Verluste  aus  der  Kriegssterblichkeit  allein  ohne  Inanspruchnahme 
der  anderen  Versicherungsnehmer  decken  müsse.  Ihre  Einwände 
wurzeln  in^  dem  Grundsatz,  daß  jeder  nur  nach  Maßgabe  der  Gefahr, 
die  er  bietet,  zu  den  Kosten  der  Versicherung  herangezogen  werden 
dürfe,  und  daß  die  Deckung  der  Kriegsgefahr  auf  Kosten  der  Ge- 
samtheit der  Versicherungsnehmer  der  versicherungstechnischen  Ge- 
rechtigkeit widerspreche.  Die  Anhänger  der  Musterbestimmungen 
dagegen  gehen  von  dem  Standpunkt  aus,  daß  es  ungerecht  sei,  den- 
jenigen, die  gemäß  Artikel  57  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
mit  Gut  und  Blut  für  das  Vaterland  einstehen  müssen,  wegen  der 
aus  gesetzlichem  Zwang  erwachsenden  Kriegsgefahr  den  Versicherungs- 
schutz zu  beschränken.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  das  Für  und 
Wider  erschöpfend  zu  erörtern:  dazu  wäre  ein  gründliches  Eingehen 
auf  die  technischen  Einzelheiten  nötig.  Hier  handelt  es  sich  um  die 
allgemein-volkswirtschaftliche  Seite  des  Problems,  und  es  fragt  sich, 
welche  Lösung  der  Volkswirtschaft  mehr  Nutzen  bringt. 

Um  das  zu  erkennen,  muß  man  auf  den  wirtschaftlichen  Zweck 
der  Lebensversicherung  zurückgehen.  Dieser  Zweck  ist,  Kapital  da- 
hin zu  leiten,  wo  durch  vorzeitigen  Tod  ein  Geldbedarf  entstanden 
ist.  Die  Höhe  der  zu  verteilenden  Beträge  bestimmen  die  Versiche- 
rungsnehmer, die  die  Versicherungssummen  bei  Abschluß  des  Ver- 
trages festsetzen  und  zwar  in  dem  Betrage,  in  dessen  Höhe  sie  das 
Bedürfnis  bei   vorzeitigem  Tode  sehen.    Stirbt   der  Versicherte   in- 
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folge  des  Krieges,  ohne  daß  die  Kriegsgefahr  überhaupt  oder  ohne 
Beschränkung  eingeschlossen  war,  so  wird  das  Versicherungsziel  nicht 
erreicht.  War  die  Kriegsgefahr  dagegen  ohne  Einschränkung  mit- 
versichert, so  tritt  die  beabsichtigte  Hilfe  ebenso  wie  beim  Tode  im 
Frieden  ein.  In  diesem  Falle  wird  allerdings  die  Gesamtheit  der 
Versicherungsnehmer  stärker  belastet  als  im  ersteren  Fall.  Das  wird 
sich  in  der  Regel  darin  äußern,  daß  sich  die  üeberschußanteile,  die 
den  Versicherungsnehmern  zufließen,  verringern  und  die  Versiche- 
rungsbeiträge, an  denen  die  üeberschußanteile  meist  gekürzt  werden, 
erhöhen.  Gegen  diese  Erhöhung  wirkt  aber  das  Vorhandensein  von 
besonderen  Rücklagen,  die  entweder  zur  Deckung  von  Kriegsverlusten 
oder  zur  Speisung  der  UeberschußrUcklagen  in  .Jahren  mit  niedrigen 
Ueberschüssen  bestimmt  sind.  Den  Tausenden  von  im  Kriege  ge- 
fallenen Versicherten  stehen  ferner  Hunderttausende  von  Lebenden 
gegenüber,  auf  die  sich  die  Höherbelastung  verteilt.  Auf  den  Einzel- 
nen entfällt  aus  diesem  Grunde  nur  ein  geringer  Betrag.  Djis  möge 
ein  Beispiel  aus  dem  Leben  zeigen.  Eine  Gesellschaft  hatte  in  den 
drei  Kriegsjahren  1914,  1915  ynd  1916  3102  Kriegssterbefälle  zu 
verzeichnen,  das  ist  fast  der  dritte  Teil  aller  in  diesen  Jaliren  ein- 
getretenen Todesfälle.  In  diesem  Zeitraum  waren  durchschnittlich 
141  992  Personen  bei  ihr  versichert.  Die  Zahl  der  Beisteuernden, 
der  Gesamtheit  der  Versicherungsnehmer,  überragt  also  weit  die 
Zahl  der  Nehmenden.  Dieselbe  Gesellschaft  trägt  die  Kriegsgefahr 
ohne  weiteres  für  alle  Versicherungen,  die  vor  dem  Kriege  abge- 
schlossen sind;  sie  gehört  zu  denjenigen  Anstalten,  die  eine  hohe 
Kriegssterblichkeit  aufzuweisen  haben,  und  hat  infolge  der  Kriegs- 
schäden die  den  Versicherungsnehmern  zufließenden  üeberschuß- 
anteile herabsetzen  müssen.  Wie  gering  aber  die  auf  den  einzelnen 
Versicherungsnehmer  entfallende  Höherbelastung  ist,  zeigt  der  Ver- 
lauf einer  Versicherung,  die  bei  dieser  Anstalt  ein  Fünfundzwanzig- 
jähriger mit  Abkürzung  auf  das  Alter  von  65  .lahren  zehn  .Jahre 
vor  Ausbruch  des  Krieges  abgeschlossen  hat.  In  den  Versicherungs- 
jahren 1914  und  1915  bezog  er  noch  die  gleichen  üeberschußanteile 
wie  vor  dem  Krieg,  erst  im  Jahre  1916  trat  bei  einer  Versicherungs- 
summe von  7500  M.  (das  ist  der  durchschnittlich  auf  eine  Versiche- 
rung dieser  Anstalt  entfallende  Betrag)  eine  Höherbelastung  um  5  M. 
80  Pf.  im  .Jahre  ein,  um  welchen  Betrag  der  Ueberschußanteil  sank. 
1917  betrug  die  Höherbelastung  8  M.  75  Pf.,  und  1918  wird  sie  3  M. 
60  Pf.  betragen.  Die  auf  den  Einzelnen  treffende  Höherbelastung 
ist  also  geringfügig  und  wirtschaftlich  einflußlos,  zumal  die  üeber- 
schußanteile allmählich  wieder  ihre  frühere  Höhe  erreichen  werden. 
Natürlich  schwankt  die  Höherbelastung  innerhalb  derselben  Gesell- 
schaft je  nach  der  Höhe  der  Versicherungssumme  und  auch  nach 
der  Dauer  der  Versicherung  und  bei  verschiedenen  Gesellschaften  je 
nach  der  Kriegssterblichkeit,  der  Höhe  der  üeberschuß-  und  anderer 
Rücklagen  und  den  sonstigen  besonderen  Verhältnissen. 

Dieses   Beispiel   kann   als   bezeichnend   für   die   ganze   deutsche 
Lebensversicherung  und  als  nicht  zu  günstig  angesehen  werden,  weil 
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es  sich  um  eine  Gesellschaft  mit  zahlreichen  Kriegssterbefälleu  handelt. 
In  der  großen  Lebensversicherung  sind  in  den  Kriegsjahren  1914, 
1915  und  1916  im  Jahresdurchschnitt  2  853  588  Versicherungen  in 
Kraft  gewesen;  um  auf  die  Zahl  der  versicherten  Personen  zu.  kom- 
men, die  zum  Teil  mehrfach  versichert  sind,  muß  man  schätzungs- 
weise 15  V.  H.  abziehen;  es  waren  mithin  im  Durchschnitt  2  425  550 
Personen  versichert.  Bei  allen  Gesellschaften  ereigneten  sich  in  den 
drei  Jahren  154  019  Sterbefälle  in  der  großen  Lebensversicherung. 
Nimmt  man  davon  nach  dem  obigen  Beispiel  den  dritten  Teil  als 
Kriegssterbefälle  an,  was  aber  sehr  wahrscheinlich  zu  hoch  geschätzt 
ist,  so  stehen  den  2  425  550  Prämienzahlern  51  340  im  Krieg  gefallene 
Versicherte  gegenüber.  Die  infolge  des  Kriegstodes  ausgezahlten 
Summen  sind  nicht  gleichbedeutend  mit  den  den  Gesellschaften  aus 
der  Kriegsübersterblichkeit  erwachsenen  Verlusten;  diese  sind  viel- 
mehr niedriger  als  die  Sterbefallsummen.  Denn  auch  für  die  Ver- 
sicherungen der  Kriegsteilnehmer  standen  den  Gesellschaften  Mittel 
im  Deckungskapital  zur  Verfügung  und  zwar  um  so  mehr,  je  länger 
die  Versicherungen  schon  bestanden.  Ferner  boten  auch  die  in  der 
gesamten  Beitragseinnahme  enthaltenen  Gefahrbeiträge  rechnung.s- 
mäßig  Zuschüsse  zu  den  durch  Kriegstod  zahlbar  gewordenen  Sum- 
men, weil  ein  Teil  der  Kriegssterbefälle  innerhalb  der  in  den  Sterbe- 
tafeln angenommenen  Grenzen  lag,  also  zur  Uebersterblichkeit  nicht 
beitrug:  denn  auch  bei  Fortdauer  des  Friedens  wäre  eine  Anzahl 
der  im  Kriege  Gefallenen  vorzeitig  gestorben.  Der  durch  diese  Um- 
stände noch  geminderte  Verlust,  den  ein  im  Kriege  fallender  Ver- 
sicherter verursacht,  würde  sich,  wenn  bei  allen  Gesellschaften  die 
Gesamtheit  der  Versicherungsnehmer  die  Kriegsgefahr  trüge,  bei 
51  340  Kriegstodesfällen  auf  47  Ueberlebende  verteilen  und  zwar  in 
einem  mäßigen,  wirtschaftlich  unmerklichen  Betrag. 

Wie  ist  dagegen  die  wirtschaftliche  Folge,  wenn  die  Kriegs- 
gefahr nicht  oder  nur  mit  Einschränkungen  übernommen  war?  Im 
ersteren  Falle  verfehlt  die  Lebensversicherung  ihren  wirtschaftlichen 
Zweck  vollständig.  Waren  Beschränkungen  vorgesehen,  so  laufen 
diese  in  der  Regel  darauf  hinaus,  daß  die  Verluste  aus  der  Kriegs- 
sterblichkeit allein  von  den  Kriegsteilnehmern,  im  günstigeren  Falle 
von  den  Kriegsversicherten,  also  auch  von  denjenigen,  die  zwar  die 
Kriegsgefahr  mitversichert  haben,  am  Kriege  aber  nicht  teilnehmen, 
und  schließlich  im  günstigsten  Falle  von  den  Kriegsversicherten  nur 
bis  zu  gewisser  Höhe  zu  tragen  sind,  während  das  Mehr  die  Ge- 
samtheit der  Versicherungsnehmer  übernimmt.  Die  Wirkungen  dieser 
verschiedenen  Regelungen  sind  übereinstimmend  die,  daß  die  Ver- 
sicherungssumme um  den  auf  den  Einzelnen  entfallenden  Teil  des 
Kriegssterblichkeitsverlustes  gekürzt  wird.  Diese  Kürzung  ist  um 
ein  Vielfaches  größer  als  die  Höherbelastung,  die  den  einzelnen 
Versicherungsnehmer  träfe,  wenn  die  Gesamtheit  der  Versicherungs- 
nehmer die  Kriegsgefahr  trüge.  Sie  ist  aber  nicht  nur  zahlenmäßig 
höher,  sondern  gewinnt  an  Schwere  noch  dadurch,  daß  sie  diejenigen 
trifft,  die  ohnedies  durch  den  Tod  eines  Angehörigen  einen  empfind- 
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liehen  wirtschaftlichen  Verlust  erlitten  haben,  während  die  Höher- 
belastung der  Gesamtheit  der  Versicherungsnehmer  nicht  von  einer 
solchen  Verschärfung  begleitet  wird. 

Es  stehen  sich  also  die  beiden  Alternativen  gegenüber:  höhere 
Belastung  einer  geringeren  Anzahl  wirtschaftlich  geschwächter  Per- 
sonen und  mäßige,  wirtschaftlich  einflußlose  Belastung  einer  vielfach 
größeren  Zahl  von  Personen  ohne  durch  den  Tod  eines  Angehörigen 
verursachte  wirtschaftliche  Schwächung.  Es  liegt  klar  auf  der  Hand, 
daß  die  letztere  Alternative  für  das  Ganze,  für 'die  Volkswirtschaft 
die  günstigere  ist.  Die  von  der  Lebensversicherung  gewollte  Kapital- 
verteilung erfährt  in  diesem  Falle  nicht  wie  bei  der  ersteren  Alter- 
native eine  störende  Abweichung  von  der  vorgezeichneten  Richtung. 
Sie  verschlechtert  nicht  die  Besitzverhältnisse  von  ohnedies  wirt- 
schaftlich Geschwächten,  während  sie  anderseits  denjenigen,  die  die 
Gesamtheit  der  Versicherungsnehmer  bilden,  nur  ein  erträgliches,  ihre 
Wirtschaftslage  nicht  verschlechterndes  Opfer  auferlegt.  Die  Kapi- 
talverteilung ist  gleichmäßiger  und  trägt  zu  einer  ungünstigen  Ver- 
schiebung der  Besitzverhältnisse  nicht  bei.  Das  ist  in  einer  Zeit, 
in  deren  Zug  das  Anwachsen  der  größeren  Vermögen  auf  Kosten 
der  kleineren  liegt,  besonders  wertvoll.  Die  Tragung  der  Verluste 
aus  der  Kriegssterblichkeit  durch  die  Gesamtheit  der  Versicherungs- 
nehmer ist  nach  alledem  also  diejenige  Lösung,  die  vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkt  den  Vorzug  verdient. 

Während  die  Musterbestimmungen  für  Uebernahme  und  Deckung 
der  Kriegsgefahr  unmittelbar  dem  Kriege  ihre  Entstehung  verdanken, 
ist  die  Beziehung  zwischen  den  Bestrebungen  auf  Erweiterung 
des  versicherbaren  Personenkreises  und  dem  Krieg  nicht 
so  eng.  Es  handelt  sich  hier  darum,  auch  denjenigen  Personen  Ver- 
sicherungsschutz zu  bieten,  deren  Gesundheit  durch  körperliche  Män- 
gel, Vorerkrankungen  oder  erbliche  Belastung  als  so  geschwächt  oder 
gefährdet  angesehen  werden  muß,  daß  sie  nach  den  üblichen  Tarifen 
der  großen  Lebensversicherung  mit  ärztlicher  Untersuchung  nicht 
versichert  werden  können.  Zwar  hat  eine  Anzahl  von  Gesellschaften 
die  Versicherung  solcher  Personen,  die  nach  den  normalen  Tarifen 
abzulehnen  war,  schon  vor  dem  Kriege  betrieben;  diese  Abgelehn- 
tenversicherung  hat  aber  einen  großen  Umfang  nicht  erreicht. 
Sie  beruht  bei  den  einzelnen  Gesellschaften,  die  sie  nur  als  Neben- 
zweig betreiben,  auf  schmalem  Grunde;  die  technischen  Unterlagen 
sind  unvollkommen ,  die  Kleinheit  der  Versicherungsbestände  ge- 
stattete nur  langsame  Fortschritte  auf  Grund  der  praktischen  Er- 
fahrung. Mit  dem  rasch  zunehmenden  Umfang  der  Lebensversiche- 
rung wuchs  auch  die  Zahl  der  Abgelehnten  immer  mehr,  und  der 
Krieg  hat  mit  einem  Schlage  die  Zahl  der  anbrüchigen  Risiken  stark 
vermehrt.  Es  wurde  immer  mehr  zur  wirtschaftlichen  Notwendig- 
keit, diesen  Höhergefährdeten  die  Möglichkeit  eines  Versicherungs- 
schutzes zu  öffnen.  Der  beste  Weg,  der  dazu  führen  konnte,  war 
angesichts  der  noch  geringen  Erfahrungen  und  der  Unübersichtlich- 
keit  der   zu  versichernden   Gefahr  der  der   Vereinigung  schon   be- 
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stehender  Unternehmungen  zum  gemeinsamen  Betrieb  der  Abgelehnten- 
versicherung.  Denn  nur  diese  Vereinigung  bot  die  Gewißheit  eines 
von  vornherein  großen  Zugangs,  eines  viel  größeren,  als  die  einzelne 
Anstalt  erreichen  kann,  sie  gewährte  mithin  eine  breite  Grundlage, 
auf  der  sich  mit  größerer  Sicherheit  arbeiten  läßt  als  mit  geringem 
Zugang  und  Bestand,  und  das  von  Anfang  an  gesicherte  schnelle 
Wachstum  des  Versicherungsbestandes  mußte  den  Aerzten  uJid 
Mathematikern  so  bald  wie  möglich  die  Gelegenheit  bieten,  gründ- 
liche Erfahrungen  auf  diesem  noch  wenig  bekannten  Gebiet  zu  machen 
und  zur  Verbesserung  der  technischen  Grundlagen  auszuwerten. 
Dieser  Weg  ist  auch  beschritten  worden.  Am  24.  Juli  1916  wurde 
die  „Hilfe"  Vertragsgesellschaft  deutscher  Lebensversicherungsunter- 
nehmungen A.-G.  in  Stuttgart  zum  alleinigen  Betrieb  der  Abgelehnten- 
versicherung  begründet;  18  deutsche  und  eine  schweizerische  Lebens- 
versicherungsgesellschaft mit  einem  Versicherungsbestand  von  mehr 
als  8  Milliarden  M.  großen  Lebensversicherungen  und  mehr  als  der 
Hälfte  des  jährlichen  Zugangs  an  neuen  großen  Versicherungen  waren 
Ende  1916  der  „Hilfe"  als  Aktionäre  angeschlossen.  Am  15.  Januar 
1917  wurde  der  Geschäftsbetrieb  eröffnet.  Seitdem  gehen  alle  von 
den  angeschlossenen  Anstalten  abgelehnten  Anträge,  für  die  noch 
Aussicht  auf  Annahme  durch  die  „Hilfe"  besteht,  an  diese  Gesellschaft 
weiter.  Damit  ist  eine  planmäßige  und  bedeutende  Erweiterung  des 
Kreises  der  Personen  erreicht,  denen  die  deutsche  Lebensversiche- 
rung Versicherungsschutz  gewähren  kann. 

Diesen  bedeutendsten  Förderungen,  die  die  Lebensversicherung 
von  innen  heraus  während  des  Krieges  erfahren  hat,  steht  ein  Vor- 
gang gegenüber,  durch  den  von  außen  versucht  wurde,  den  Versiche- 
rungsschutz intensiver  zu  gestalten.  Dieser  Vorgang  knüpft  sich 
zunächst  an  den  Namen  des  Reichstagsabgeordneten  Albrecht.  Der 
Abgeordnete  Albrecht  und  Genossen  unterbreiteten  im  März  1917 
dem  Reichshaltsausschuß  des  Reichstags  bei  Beratung  des  Haushalts- 
plans für  das  Reichsamt  des  Innern  beim  Titel  Aufsichtsamt  für 
Privatversicherung  folgenden  Antrag:  „Der  Reichstag  wolle  be- 
schließen :  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  auf  Grund  des  §  3 
des  Ermächtigungsgesetzes  vom  4.  August  1914  alsbald  gesetzliche 
Maßnahmen  anzuordnen,  wonach  alle  vor  dem  1.  August  1914  ab- 
geschlossenen Lebensversicherungen  von  Kriegsteilnehmern  und  ihren 
Angehörigen,  für  welche  während  der  Dauer  des  Krieges  die  Prämien- 
zahlung eingestellt  wurde,  bis  drei  Monate  nach  Friedensschluß  da- 
durch wieder  in  Kraft  gesetzt  werden  können,  daß  die  Versiche- 
rungsnehmer entweder  die  nicht  bezahlten  Prämien  zinsfrei  nach- 
bezahlen oder  verlangen  können,  daß  der  Beginn  und  Endtermin 
der  Versicherung  ohne  Kürzung  der  Versicherungssumme  um  den 
Zeitraum  hinausgeschoben  werden,  während  dessen  Prämien  nicht 
bezahlt  wurden."  Dieser  Antrag  wurde  später  zugunsten  eines  von 
der  Fortschrittlichen  Volkspartei  im  Einverständnis  mit  dem  Zeiltrum 
eingebrachten  Antrags  zurückgezogen,  der  im  Haushaltsausschuß  und 
nach  dessen  Vorschlag  auch  in  der  Vollversammlung  des  Reichstags 
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vom  14.  Mai  1917  Annahme  fand.  Der  Beschluß  lautet:  „den 
Reichskanzler  zu  ersuchen,  auf  Grund  des  §  3  des  Ermächtigungs- 
gesetzes vom  4.  August  1914  alsbald  Anordnungen  zu  treffen,  durch 
welche  das  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  ermächtigt  wird,  in 
solchen  Fällen,  in  welchen  die  durch  den  Krieg  verursachte  Nicht- 
erfüllung der  Vertragspflichten  das  Erlöschen  von  Versicherungs- 
verträgen bewirkt  hat,  das  Wiederaufleben  der  Versicherungsverträge 
herbeizuführen."  Die  vom  Reichstag  geforderte  Maßnahme  ist  in- 
zwischen getroffen  worden.  Am  20.  Dezember  1917  hat  der  Bundes- 
rat auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes  über  die  Ermächtigung  des 
Bundesrats  zu  wirtschaftlichen  Maßnahmen  vom  4.  August  1914 
eine  Verordnung  über  die  Wiederherstellung  von  Lebens- 
und Krankenversicherungen  erlassen.  Die  erste  und  zu- 
gleich wichtigste  Bestimmung  dieser  Verordnung  räumt  den  Ver- 
sicherungsnehmern das  Recht  ein,  die  Wiederherstellung  der  Rechte 
aus  der  Versicherung  zu  verlangen,  wenn  sie  nach  dem  31.  Juli 
1914  erloschen  oder  gemindert  worden  sind,  weil  der  Versicherungs- 
nehmer seine  Verpflichtung  zur  Beitragszahlung  oder  andere  ver- 
tragliche Obliegenheiten  „infolge  des  Krieges"  nicht  rechtzeitig  er- 
füllt hat.  Also  nicht  nur  die  Kriegsteilnehmer  werden  des  gesetz- 
lichen Schutzes  teilhaftig,  sondern  auch  diejenigen  Versicherungs- 
nehmer, die  aus  anderer  Ursache  als  wegen  der  Teilnahme  am  Krieg 
ihren  Beitrags-  oder  anderen  Pflichten  nicht  nachkommen  konnten, 
sofern  nur  im  Kriege  die  Ursache  zu  finden  ist.  Der  Kreis  dieser 
Personen  ist  im  Gesetz  .so  weit  wie  möglich  gezogen;  denn  die  nicht 
rechtzeitige  Erfüllung  einer  Vertragspflicht  gilt  ohne  weiteres  als 
durch  .den  Krieg  verursacht,  wenn  sie  auf  eine  Verschlechterung  der 
wirtschaftlichen  Lage  zurückzuführen  ist;  der  Nachweis,  daß  der 
Krieg  die  Ursache  ist,  braucht  nicht  erbracht  zu  werden.  Die  Vor- 
stände der  Gesellschaften  haben  die  näheren  Bestimmungen  aufzu- 
stellen, die  für  die  Wiederherstellung  maßgebend  sein  sollen;  diese 
Bestimmungen  bedürfen  der  Genehmigung  des  Aufsichtsamtes. 

Nach  dem  Geiste  der  Bundesratsverordnung  vom  20.  Dezember 
1917  haben  die  Lebensversicherungsgesellschaften  oder  jedenfalls  ein 
großer  Teil  von  ihnen  schon  vorher  gehandelt,  indem  sie,  wie  an 
früherer  Stelle  berichtet  ist,  in  weitem  Maße  Stundung  der  Ver- 
sicherungsbeiträge bewilligt  und  von  ihrem  Recht,  wegen  rückstän- 
diger Zahlungen  die  Versicherungen  aufzuheben,  keinen  Gebrauch 
gemacht  haben.  Dieses  freiwillige  Entgegenkommen  wird  auch  in 
der  Begründung  zur  Verordnung  ausdrücklich  anerkannt.  Es  wurde 
gleichwohl  für  angemessen  gehalten,  den  Versicherungsnehmern  eine 
gesetzliche  Grundlage  zu  schaffen,  von  der  aus  sie  die  Wiederher- 
stellung ihrer  Rechte  betreiben  können.  Die  freiwillige  Fürsorge 
der  Gesellschaften  und  die  sie  ergänzende  gesetzliche  Maßregel 
machen  für  die  Versicherungsnehmer  den  wirtschaftlichen  Schaden, 
den  sie  durch  Verlust  oder  Verminderung  ihrer  Rechte  aus  dem 
Versicherungsvertrage  erleiden,  so  weit  wie  möglich  ungeschehen.  Die 
Anforderungen    an   die   Gesellschaften   werden   dadurch   beträchtlich 
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gesteigert.  Denn  die  Gruppe  der  Versicherten,  die  im  Laufe  des 
Krieges  die  Zahlungen  eingestellt  hat  und  entweder  trotzdem  weiter 
den  Versicherungsschutz  genießt  oder  die  Wiederbelebung  fordert, 
stellt  jetzt  und  nach  dem  Kriege  ein  höheres  Risiko  dar  als  zu  Be- 
ginn des  Krieges,  weil  viele  Kriegsteilnehmer,  aber  auch  zahlreiche 
zu  Hause  Gebliebene  durch  den  Krieg  eine  Verschlechterung  ihrer 
Gesundheit  erlitten  haben. 

Mit  der  Bundesratsverordnung  vom  20.  Dezember  1917  ist  der 
Ring  der  Maßnahmen  geschlossen  worden,  die  nach  dem  jetzigen 
Stand  von  Technik  und  Wirtschaft  in  der  deutschen  Lebensver- 
sicherung zur  Vervollkommnung  des  Versicherungsschutzes  getroffen 
werden  konnten.  Es  sind  gute  Fortschritte  erzielt  worden.  Das 
aber  hatte  eins  zur  Voraussetzung:  die  wirtschaftliche,  auch  durch 
den  Krieg  nicht  gefährdete  Leistungsfähigkeit  der  Gesellschaften. 
Ohne  sie  wären  die  versicherungstechnischen  Einrichtungen  bei  noch 
so  großer  Vollkommenheit  leere  Formen.  Erst  durch  sie  sind  sie 
im  Kriege  Tausenden  zum  Segen  geworden,  erst  durch  sie  ist  ihre 
Fortbildung  in  schwerer  Kriegszeit  möglich  geworden. 

Die  in  der  Uebersicht  2  mitgeteilten  Zahlen  aus  der  Finanz- 
wirtschaft  der  Gesellschaften  zeigen,  daß  die  wirtschaftliche  Lage 
der  privaten  deutschen  Lebensversicherung  durch  den  Krieg  nicht 
erschüttert  worden  ist.  Mit  dem  Ausbruch  des  Krieges  war  die 
Gewißheit  gegeben,  daß  die  Ausgaben  steigen  würden;  in  welchem 
Maße,  war  aber  angesichts  der  Unkenntnis  der  Kriegssterblichkeit 
ungewiß.  Die  in  langen  Friedensjahren  gesammelte  finanzielle  Kraft 
ließ  zwar  voraussehen,  daß  auch  stark  steigenden  Ansprüchen  würde 
Genüge  geleistet  werden  können.  Dafür  aber,  daß  dies  ohne  Auf- 
zehrung oder  auch  nur  allzu  starke  Inanspruchnahme  der  Rücklagen 
und  ohne  verlustbringende  Veräußerungen  von  Kapitalanlagen  ge- 
schehen konnte,  war  Voraussetzung,  daß  sich  auch  während  des 
Krieges  die  Einnahmen  auf  angemessener  Höhe  hielten.  Ein 
starker  Rückgang  der  Einnahmen  hätte  die  Finanzwirtschaft  der 
Gesellschaften  sehr  geschwächt  und  ihnen  die  Bewältigung  ihrer 
Aufgaben  im  Kriege  erschwert.  Aber  diese  Gefahr  war  nie  vor- 
handen. Denn  so  zahlreich  auch  die  Versicherungen  sein  mögen, 
die  während  des  Krieges  fällig  geworden  oder  mangels  Beitrags- 
zahlung erloschen  sind  oder  trotz  Einsteilens  der  Beitragszahlung 
in  Kraft  erhalten  werden,  so  stellen  sie  doch  nur  einen  geringen 
Teil  des  gesamten  Versicherungsbestandes  dar,  den  die  Gesellschaften 
im  Laufe  der  Zeit  aufgebaut  haben.  Für  die  übrigen,  die  weitaus 
größere  Mehrzahl  bildenden  Versicherungen  wurden  dagegen  die 
Beiträge  auch  während  des  Krieges  weitergezahlt.  Das  war  mög- 
lich dank  der  Sicherheit  und  Festigkeit,  mit  denen  die  deutsche 
Volkswirtschaft  dem  gewaltigen  Druck  des  Krieges  von  Anfang  an 
widerstand.  Ein  allgemeines  Moratorium  war  überflüssig,  außer  in 
Ostpreußen  und  in  einem  kleinen  Teil  des  Oberelsaß  wurde  infolge 
feindlicher  Besetzung  des  Landes  niemand  zahlungsunfähig,  in  Ost- 
preußen wurden  die  schädlichen  Folgen  der  Besetzung  zudem  schon 
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während  des  Krieges  durch  reichliche  Geldmittel  zum  Teil  wieder 
behoben.  Den  gleichen  Gründen  ist  auch  die  fast  ungehemmte 
Weiterzahlung  der  Zinsen  aus  den  Kapitalanlagen  zu  danken.  In 
erster  Linie  stehen  hier  die  Hypothekenzinsen.  Wenn  auch  Rück- 
stände an  Hypothekenzinsen  zahlreicher  sind  als  im  Frieden,  so  be- 
tonen doch  die  Gesellschaften  vielfach  in  ihren  Geschäftsberichten, 
da£  der  Zinseneingang  während  des  Krieges  wider  Erwarten  gut 
sei,  und  die  in  Vorbereitung  befindliche  amtliche  Statistik  über  den 
Eingang  der  Hypothekenzinsen  im  Kriege  wird  für  die  Lebensver- 
sicherungsunternehmungen ein  günstiges  Bild  geben. 

Diese  Verhältnisse  beschränkten  den  Rückgang  der  Einnahmen 
im  wesentlichen  auf  das  Maß,  das  sich  aus  der  durch  den  geringeren 
Neuzugang  und  durch  den  erhöhten  Abgang  verursachten  Minderung 
des  Versicherungsbestandes  natürlich  erklärt.  Im  übrigen  flössen 
den  Unternehmungen  nach  wie  vor  so  beträchtliche  Einnahmen  zu, 
daß  sie  nicht  nur  daraus  alle  Ausgaben  bestreiten  und  die  zur 
Deckung  der  künftig  zahlbar  werdenden  Versicherungssummen  nötigen 
Rücklagen  zum  Deckungskapital  sowie  sonstige  erforderliche  Rück- 
stellungen machen,  sondern  noch  wie  im  Frieden  große  Ueberschüsse 
erzielen  konnten.  Deren  Höhe  ist  aus  Spalte  12  der  Uebersicht  2 
ersichtlich. 

Bei  dieser  günstigen  Entwicklung  brauchte  die  Bank  Deutscher 
Lebensversicherungs-Gesellschaften  Aktien-Gesellschaft 
zu  Berlin  kaum  in  Anspruch  genommen  zu  werden.  Sie  wurde  von 
einer  Anzahl  Lebensversicherungsanstalten  im  September  1914  ge- 
gründet, mit  10  Mill.  M.  Grundkapital  ausgestattet  und  am  11.  Sep- 
tember eröffnet.  Als  Gegenstand  des  Unternehmens  ist  im  Gesell- 
schaftsvertrage die  Befriedigung  des  infolge  des  Krieges  hervor- 
getretenen Kreditbedürfnisses  bezeichnet  und  zwar  durch  Ent- 
gegennahme und  Verwertung  von  flüssigen  Geldmitteln  unter  den 
Aktionärgesellschaften,  deren  Zahl  35  beträgt,  und  durch  Gewährung 
von  Darlehen  an  die  Aktionäre  gegen  Wechselakzept  und  Verpfän- 
dung erststelliger,  zur  Belegung  des  Deckungskapitals  nach  den 
§§  59,  60  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes  vom  12.  Mai  1901  ge- 
eigneter Hypotheken.  Nach  dem  Rechenschaftsbericht  für  das  Ge- 
schäftsjahr 1914  wurden  in  diesem  Jahre  nur  drei  Darlehen  ent- 
nommen und  auch  diese  nur,  weil  die  betreffenden  Gesellschaften 
große  Posten  Kriegsanleihe  gezeichnet  hatten  und  sich  für  den 
Uebergang  über  den  Vierteljahresschluß  sichern  wollten.  Auch  im 
Jahre  1915  wurden  nur  drei  neue  Darlehen  in  mäßigem  Betrage  auf- 
genommen, in  den  Geschäftsjahren  1916  und  1917  wurde  dagegen 
weiterer  Kredit  überhaupt  nicht  beansprucht,  die  noch  bestehenden 
Darlehen  wurden  verlängert  und  die  vorhandenen  Mittel  in  Kriegs- 
anleihe angelegt. 

Für  die  wirtschaftliche  Lage  der  Gesellschaften  im  Kriege  war 
aber  nicht  nur  das  Fortbestehen  eines  gesunden  Verhältnisses  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  wichtig,  von  großer  Bedeutung  war  auch, 
wie  sich   der  Vermögensbesitz  angesichts  der  vom  Kriege  zu 
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erwartenden  Wertveränderungen  bewähren  würde.  Er  hat  sich  gut 
bewährt.  Kapitalverluste  waren  zwar  nicht  ganz  zu  vermeiden,  aber 
die  Anlagepolitik  der  Gesellschaften  hat  verhindert,  daß  sie  einen 
gefährlichen  Umfang  annahmen  und  die  Ueberschüsse  der  Kriegs- 
jahre zu  stark  beeinträchtigten. 

Ueber sieht  3»). 
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Die  Uebersicht  3  veranschaulicht  die  Anlagepolitik  der  Lebens- 
versicherungsgesellschaften; sie  lehrt,  daß  stets  Anlagen  bevorzugt 
wurden,  die  Kapitalverluste  möglichst  ausschließen.  Das  Rückgrat 
der  Kapitalanlagen  sind  Hypotheken.  Ihnen  folgten  nach  dem  An- 
teil am  Gesamtanlagenbestand  im  Frieden  die  Dahrlehen  auf  Ver- 
sicherungen und  die  Schuldverschreibungen  kommunaler  Körperschaften. 
Erst  an  vierter  Stelle  stehen  die  Wertpapiere,  also  diejenige  An- 
lageart, die  sich  von  den  zuvor  genannten  und  dem  an  fünfter  Stelle 
folgenden  Grundbesitz  grundsätzlich  dadurch  unterscheidet,  daß  sie 
fortwährenden  Wertschwankungen  unterliegt.  Die  Gesellschaften 
haben  im  Frieden  ihren  Wertpapierbestand  im  allgemeinen  auf  der 
Höhe   gehalten,  die  genügte,  um  die  von  ausländischen  Regierungen 


1)  Die  Zahlen  beruhen  auf  den  Geschäftsberichten  von  44  and  für  die  Jahre 
1915  und  1916  von  43  privaten  die  Lebensversicherung  betreibenden  Oesellscbaften 
und  umfassen  deren  Gesamigescbäft,  also  auch  soweit  sie  neben  der  Lebensversicherung 
noch  andere  Versicherunjiszweige  betreiben.  Die  Anlagen  treffen  aber  lum  weit  über- 
wiegenden Teil  auf  das  Lebensversicherungsgeschäft,  die  Uebersicht  gibt  somit  das  die 
Ijebensversicberung  kennteichnende  Bild. 

2)  Die  Darlehen  auf  Wertpapiere  machen  nnr  einen  geringen  Bruchteil  des  Wert- 
papierbeatandes  aus. 
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geforderten  Sicherheiten  zu  hinterlegen  und  im  übrigen  die  Liqui- 
dität zu  sichern.  Diese  Beschränkung  ist  früher  vielfach  bekämpft 
worden.  Vor  allem  ist  in  den  Jahren  1910  bis  1912  ein  heftiger 
Meinungsstreit  ausgetragen  worden  darüber,  ob  die  Gesellschaften 
nicht  gesetzlich  genötigt  werden  sollten,  in  höherem  Maße  deutsche 
Staatspapiere  zu  kaufen.  Den  Anlaß  hierzu  gab  der  niedrige  Kurs- 
stand der  deutschen  Staatsanleihen.  Die  Kurse  dieser  Anleihen, 
insbesondere  der  Reichs-  und  preußischen  Anleihen,  wurden  als  zu 
niedrig  und  im  Widerspruch  mit  dem  inneren  Wert  der  Papiere 
stehend  angesehen.  Den  Anleihen  sollte  daher  ein  großer  regelmäßiger 
Absatz  gesichert,  ihr  angeblich  notleidender  Kurs  sollte  dadurch  ge- 
stützt werden;  gleichzeitig  sollten  damit  die  Mittel  der  Gesellschaften 
flüssiger  gemacht  werden,  denn  die  Anhänger  des  Anlagezwangs 
setzten  Zweifel  in  die  genügende  Liquidität. 

Der  Krieg  mit  seinem  tiefgreifenden  Einfluß  auf  den  Markt  der 
Wertpapiere  gibt  eine  neue  Handhabe,  die  Frage  des  Anlage- 
zwangs zu  prüfen. 

Die  Lebensversicherung  ist  eine  wirtschaftliche  Panrichtung, 
sie  muß  dem  wirtschaftlichen  Gebot  folgen,  mit  geringstem  Aufwand 
den  höchsten  Erfolg  zu  erstreben.  Sie  folgt  diesem  Gebot,  wenn 
sie  Anlagen,  die  nach  der  Entwicklung  der  letzten  Jahrzehnte  mit 
größter  Wahrscheinlichkeit  zu  Verlusten  führen,  meidet.  Sie  darf 
ihre  Liquidität  dabei  nicht  in  Frage  stellen.  Da  sie  mit  einer  Sicher- 
heit wie  kaum  ein  anderes  Geldinstitut  ihren  Bedarf  an  baren  Mitteln 
voraussehen  kann,  so  muß  die  von  ihr  gewählte  Höhe  der  Wert- 
papieranlagen als  genügend  angesehen  werden.  Sie  wären  sogar,  wie 
die  Entwicklung  im  Kriege  bewiesen  hat,  in  solcher  Höhe  auch  ent- 
fernt nicht  nötig  gewesen.  Denn  die  Gesellschaften  vermochten  mit 
einer  Ausnahme  '■)  auch  im  Kriege  ihre  Ausgaben  für  Versicherungs- 
leistungen trotz  starker  Steigerung  aus  den  laufenden  Einnahmen  zu 
decken.  Aus  Gründen  der  Liquidität  ist  also  die  Forderung  des 
Anlagezwangs  nicht  aufrechtzuerhalten. 

Es  bleibt  die  Frage,  ob  der  Anlagezwang  dem  Staatskredit  den 
gedachten  Nutzen  gebracht  hätte.  Die  Voraussetzung  für  das  Ver- 
langen nach  dem  Anlagezwang  war,  daß  die  Kurse  notleidend  seien. 
Diese  Meinung  ist  aber,  soweit  sie  wissenschaftlich  nachgeprüft  worden 
ist,  überwiegend  als  unzutreffend  bezeichnet  worden'^).  Für  die 
Wirkung  des  Anlagezwangs  wäre  es  aber  gleichgültig  gewesen,  ob 
die  Voraussetzung  richtig  war  oder  nicht.  Die  weitere  Frage,  ob 
der  Anlagezwang  tatsächlich  entsprechenden  Nutzen  gehabt  hätte, 
lä£t  sich   mangels  wirklicher  Erfahrung  nicht  mit  Sicherheit  beant- 

1)  Diese  Ausnahme  bildete  die  Deutsehe  Militärdienst-  und  Lebensversicherungs- 
Anstalt  a.  G.  In  Hannover.  Ihren  Hauptgeschäftszweig  bildete  die  Militärdienstver- 
Sicherung,  die  zu  Beginn  des  Krieges  durch  den  Eintritt  von  Tausenden  ihrer  Ver- 
sicherten Auszahlungen  in  solcher  Höhe  nötig  machten,  daß  die  laufenden  Einnahmen 
nicht  ausreichten. 

2)  An   erster  Stelle   ist  hier  zu  verweisen   auf  die  in  diesen  „Jahrbüchern",   III. 
Folge    Bd.   41,    erschienene   üntersucWing  von   Elster:    Der   Kursstand   der  deutschen   i 
Reichsanieiben  und  der  preußischen  Staatsanleihen. 
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Worten.  Wahrscheinlich  hätte  die  Nachfrage  der  I.ebensversicherungs- 
unternehmungen  die  Kurse  anfangs  gesteigert;  nach  Auffüllung  des 
Staatspapierbestandes  auf  die  vorgeschriebene  Höhe  wäre  aber  die 
Nachfrage  abgeebbt  und  hätte  von  der  anfänglichen  Wirkung  ver- 
loren. Auch  mit  Gegenwirkungen,  die  von  Anfang  an  den  Erfolg 
verkleinert  hätten,  wäre  zu  rechnen  gewesen ;  die  Kurssteigerungen 
hätten  z.  B.  ein  erhöhte.s  Angebot  hervorrufen  können,  wodurch 
wieder  Kurssenkungen  bewirkt  worden  wären. 

Sicher  ist  aber,  daß  der  Krieg  durch  die  ungeheure  Steigerung 
der  Staatsschuld  der  Voraussetzung,  daß  der  gesetzlich  festgelegte 
Bedarf  der  Lebensversicherung  an  Staatspapieren  auf  den  Kurs  ein- 
wirken könnte,  den  Boden  entzogen  hat.  Denn  wenn  die  Gesell- 
schaften auch  10,  15  oder,  wie  höchstens  verlangt  worden  ist,  25 
V.  H.  ihres  Vermögens  in  deutschen  Staatsanleihen  anlegten,  das 
wären  nach  dem  Vermögensstand  von  Ende  1916  704  1055  oder  1759 
Mill.  M.,  so  wären  doch  diese  Beträge  zu  gering,  um  den  Kurs  von 
Staatsanleihen  in  Höhe  von  mehr  als  120  Milliarden  M.  zu  beeinflussen. 
Die  gewaltige  Steigerung  der  Staatsschulden  im  Krieg  entfällt  zwar 
ganz  aufs  Reich ;  es  ist  aber  ausgeschlossen,  daß  deswegen  der  Kurs 
der  bundesstaatlichen  Anleihen,  von  geringfügigen  Abweichungen  ab- 
gesehen, eine  andere  Entwicklung  nimmt  als  der  Kurs  der  Reichs- 
anleihen, weil  Reich  und  Bundesstaaten  unlösbar  verbunden  sind  und 
in  ihrer  Kreditwürdigkeit  nicht  verschieden  beurteilt  werden  können. 
Der  Hauptgrund,  von  dem  die  ganze  Bewegung  für  den  Anlagezwang 
ausgegangen  ist,  ist  somit  weggefallen. 

Der  Krieg  hat  nicht  nur  der  Forderung  des  Anlagezwangs  auch 
vom  Standpunkt  seiner  Befürworter  die  Berechtigung  genommen,  er 
hat  auch  Gelegenheit  zur  Prüfung  gegeben,  welche  ungünstigen  Folgen 
der  Anlagezwang  gezeitigt  hätte.  Seine  erste  unmittelbare  Wirkung 
wäre  gewesen,  daß  die  Gesellschaften  erheblich  größere  Kursverluste 
erlitten  hätten. 

Damit  ein  Vergleich  zwischen  den  Folgen,  die  bei  Bestehen 
eines  Anlagezwangs  eingetreten  wären,  und  den  wirklich  eingetre- 
tenen Nachteilen  gezogen  werden  kann,  soll  zunächst  die  durch  die 
Kursveränderungen  tatsächlich  hervorgerufene  Wirkung  festgestellt 
werden.  Aus  den  Geschäftsberichten  läßt  sich  ermitteln,  daß  sich 
die  Ueberschüsse  der  in  üebersicht  2  und  B  behandelten  Gesellschaften 
in  den  Jahren  1914,  1915  und  1916  durch  Kursrückgänge  einschließ- 
lich der  Abschreibungen  auf  Wertpapiere  und  der  Rückstellungen 
für  Verluste  aus  Wertpapieren  um  17  714  081  M.  und  nach  Abzug 
der  in  diesen  .Jahren  —  hauptsächlich  durch  Auslosung  —  erzielten 
Kursgewinne  um  16  356  579  M.  vermindert  haben.  Diese  Zahlen 
beziehen  sich  auf  den  Gesamtbestand  an  Wertpapieren,  also  nicht 
nur  auf  die  deutschen  Staatsanleihen ;  sie  sind  in  Wirklichkeit  noch 
höher,  weil  Rückstellungen  für  Kapitalverluste,  in  denen  auch  Be- 
träge für  andere  als  Verluste  aus  Wertpapieren  enthalten  sind,  nicht 
berücksichtigt  wurden,  sofern  sich  der  auf  die  Wertpapiere  entfallende 
Betrag   nicht   genau   aussondern   ließ.     Soweit  die   Rechenschaftsbe- 
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richte  der  auch  andere  Versicherungszweige  betreibenden  Unterneh- 
mungen nur  die  Zahlen  für  das  Gesamtgeschäft  angeben,  sind  diese 
für  das  Lebensversicherungsgeschäft  nur  mit  der  Hälfte  angenommen 
worden,  obwohl  darauf  in  Wirklichkeit  wahrscheinlich  mehr  entfällt. 

In  den  einzelnen  Jahren  1914,  1915  und  1916  betrugen  die  Ver- 
luste, Abschreibungen  und  Rückstellungen  nach  Abzug  der  Kursge- 
winne 4383  738,  5  899  673  und  6  073  168  M.  oder  1,31,  1,17  und  0,93 
V.  H.  der  am  Ende  dieser  Jahre  vorhanden  gewesenen  Wertpapier- 
bestände. Da  sich  während  des  Krieges  die  Bestände,  vom  Zugang 
durch  die  Kriegsanleihen  abgesehen,  nur  unerheblich  verändert  und 
die  Kriegsanleihen  Kursverluste  bis  jetzt  nicht  verursacht  haben  — 
sie  sind  durchweg  zum  Anschaffungspreis  in  die  Vermögensausweise 
eingestellt  — ,  so  entfallen  diese  Abgänge  im  wesentlichen  auf  die 
zu  Beginn  des  Krieges  vorhanden  gewesenen  Wertpapiere.  Die  vor- 
stehend mitgeteilten  Hundertsätze  sind  also  nach  Ausscheiden  der 
Kriegsanleihen  beträchtlich  höher,  sie  betragen  beispielsweise  für 
1914  2,01  und  für  1915  2,56.  Diese  Zahlen  zeigen  das  Mißliche, 
das  schon  ein  geringer  Bestand  an  Wertpapieren  hat.  Die  Kursver- 
luste haben  den  Zinsertrag  zum  großen  Teil  aufgezehrt  und,  die 
Kursgewinne  abgerechnet,  die  in  den  drei  Kriegsjahren  erzielten 
Jahresüberschüsse  von  zusammen  475  606  977  M.  um  3,44  v.  H.  ge- 
schmälert. Infolge  des  geringen  Wertpapierbestandes  hält  sich  diese 
.Schmälerung  in  erträglichen  Grenzen,  so  daß  die  geordnete  Fort- 
führung des  Lebensversicherungsgeschäftes  nicht  gefährdet  worden 
ist.  Dieser  Gesichtspunkt  muß  ausschlaggebend  für  die  Bemessung 
der  Höhe  des  Wertpapierbestandes  bleiben.  Denn  der  eigentliche 
wirtschaftliche  Zweck  der  Lebensversicherung  so  gut  wie  jeder  anderen 
wirtschaftlichen  Einrichtung  darf  durch  von  außen  hineingetragene 
Nebenziele  nicht  beeinträchtigt  werden.  Er  würde  beeinträchtigt, 
wenn  dem  Vermögen  der  Gesellschaften  Verluste  auferlegt  würden, 
die  die  Kosten  der  Versicherung  unwirtschaftlich  erhöhten.  Die 
bisherige  Anlagepolitik  hat  das  zu  vermeiden  gewußt;  soweit  einzelne 
Gesellschaften  zur  Herabsetzung  der  Ueberschußanteile  schritten,  ist 
das  nicht  durch  Kapitalverluste,  sondern  durch  die  Zunahme  der 
Sterbefallausgabe  veranlaßt  worden.  Wie  hätten  sich  die  Verhält- 
nisse aber  gestaltet,  wenn  der  Anlagezwang  vor  dem  Kriege  Wirk- 
lichkeit geworden  wäre  ? 

Der  Bestand  an  deutschen  Staats-  und  staatlich  garantierten 
Wertpapieren  allein  betrug,  abgesehen  von  Kriegsanleihe,  Ende  1914 
bei  43 1)  Gesellschaften  97156220  M.  Das  ist  der  Bestand,  mit  dem 
die  Gesellschaften  in  den  Krieg  eingetreten  sind:  denn  während  des 
Krieges  sind  außer  Kriegsahleihe  Staatspapiere  nicht  oder  jedenfalls 
nicht  in  nennenswertem  Umfang  angekauft  worden.  Nach  dem  Ber- 
liner Kurszettel  vom  31.  Dezember  1913  hatten  diese  97  156  220  M. 
Ende  1913  einen  tatsächlichen  Wert  von  84  940173  M.  40  Pf.     Nach 


1)    Eine  Gesellschaft   gibt  die  Wertpapiere   in    ibren  Rechenschaftsberichten    nicht 
nach  einzelnen  Gattungen  geordnet  an  und  fäUt  daher  aus. 


Die  private  deotache  Lebenaversichemng  im  Kriege.  423 

dem  Steuerkurszettel  vom  31.  Dezember  1916  dagegen  betrug  der 
Wert  dieser  Papiere  nur  noch  75  367  631  M.  40  Pf.  Es  ist  in  den 
3  ersten  Kriegsjahren  mithin  aus  deutschen  Staatspapieren  ein  Ver- 
lust von  9  572  542  M.  erwachsen.  Der  Betrag  von  97  156  220  M. 
macht  in  Hundertteilen  1,506  der  Ende  1914  vorhanden  gewesenen 
Gesamtanlagen  aus.  Wären  nicht  nur  1,506  v.  H.,  sondern  unter  der 
Wirkung  eines  Anlagezwangs  10  v.  H.  in  deutschen  Staatspapieren 
angelegt  gewesen,  so  wäre  mithin,  wenn  der  prozentuale  Anteil  der 
einzelnen  Wertpapiergattungen  an  den  10  v.  H.  gleich  angenommen 
wird  mit  dem  Anteil  an  den  1,506  v.  H.,  ein  Verlust  von  63561  679  M. 
entstanden.  Hätten  die  Zwangsanlagen  aber  15,  20  oder  25  v.  H.  be- 
tragen, so  beliefen  sich  die  Verluste  auf  95  342  518,  127  123  358  oder 
158  904  197  M.  Die  Wirkung  auf  die  Ueberschußbiidung  wäre  ge- 
wesen, daß  die  in  den  Jahren  1914,  1915  und  1916  erzielten  Ueber- 
schüsse  von  475  606  977  M.  allein  wegen  des  Rückgangs  der  Staats- 
papierkurse um  13,36,  20,05,  26,73  oder  33,41  v.  H.  niedriger  aus- 
gefallen wären,  je  nachdem  die  Zwangsanlagen  10,  15,  20  oder  25  v.  H. 
betragen  hätten.  Dazu  wäre  die  Ueberschußminderung  durch  das 
Sinken  der  Kurse  der  anderen  Wertpapiere  getreten. 

Auch  wenn  man  in  Rücksicht  zieht,  daß  sich  die  hier  ange- 
gebenen Hundertsätzc  verringern,  wenn  man  zu  ihrer  Berechnung 
einen  späteren  Zeitpunkt  wählt,  weil  die  Kurse  seit  Ende  1916  wieder 
gestiegen  und  inzwischen  neue  Ueberschüsse  erzielt  worden  sind,  daß 
ferner  die  Verluste  zum  überwiegenden  Teil  nur  buchmäßig  sind  und 
im  Laufe  der  Jahre  zum  Teil  wieder  ausgeglichen  werden  können, 
so  zeigt  obige  Untersuchung  doch,  in  welch  weitem  Umfang  der 
Anlagezwang  Schaden  angerichtet  hätte.  Die  Gesellschaften  hätten 
sich  zunächst  mit  den  hohen  Kursverlusten  abfinden  müssen,  ohne 
etwaige  künftige  Besserungen  in  Betracht  ziehen  zu  dürfen.  Die  auch 
im  Kriege  ziemlich  gleichmäßig  gebliebene  finanzielle  Entwicklung 
hätte  einen  empfindlichen  Rückschlag  erlitten.  Zwar  hätte  dieser 
nur  die  Ueberschüsse  stark  geschmälert,  ohne  sie  aufzuzehren  oder 
gar  in  Verluste  zu  verwandeln,  aber  eine  tiefere  Wirkung  wäre  nur 
ausgeblieben,  weil  alle  anderen  Umstände,  von  denen  die  finanzielle 
Entwicklung  abhängt,  verhältnismäßig  günstig  waren.  Das  hätte 
aber  auch  anders  sein  können.  Ein  weniger  glücklicher  Verlauf  des 
Krieges,  die  feindliche  Besetzung  großer  Landesteile  mit  ihrem  ver- 
heerenden Einfluß  auf  das  Wirtschaftsleben  hätten  die  Ausgaben 
und  Einnahmen  und  den  Vermögensbesitz  der  Gesellschaften  in  ganz 
anderem  Maße  ungünstig  beeinflußt,  als  der  wirkliche  Verlauf  des 
Krieges  es  tat,  der  keineswegs  vorausgesehen  werden  konnte;  bei 
einer  solchen  Sachlage  wären  hohe  Kapitalsverluste  infolge  der  Kurs- 
rückgänge noch  viel  schwerer  ins  Gewicht  gefallen. 

Die  Verluste,  die  der  Anlagezwang  verursacht  haben  würde, 
wären  letzten  Endes  von  den  Versicherungsnehmern  zu  tragen  ge- 
wesen ;  denn  ihnen  gehören  die  Ueberschüsse  bei  den  Gegenseitigkeits- 
anstalten ganz,  bei  den  Aktiengesellschaften  zum  weitaus  größten 
Teil.     Die  Ueberschußanteile  wären  stark  gesunken,   die  Kosten  der 
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Versicherung  in  gleichem  Maße  gestiegen.  Keine  Gesellschaft  hätte 
bei  den  hohen  Kapitalverlusten  infolge  des  Anlagezwangs  die  Ueber- 
schußanteile  auch  nur  annähernd  in  früherer  Höhe  aufrechterhalten 
können.  Allein  in  der  großen  Lebensversicherung  wären  dadurch 
mehr  als  2'/2  Millionen  Versicherungsnehmer  betroffen  worden.  Der 
nachteilige  Einfluß  des  Anlagezwangs  hätte  also  weite  Kreise  ge- 
zogen. 

Es  ist  schon  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die  Gesellschaften 
wahrscheinlich  auch  die  schädlichen  P'olgen  des  Anlagezwangs  über- 
wunden hätten,  ohne  ihre  Jahresrechnungen  mit  Verlusten  abschließen 
zu  müssen,  vorausgesetzt,  daß  die  Kursverluste  nicht  mit  anderen, 
besonders  ungünstigen  Umständen  zusammentrafen.  Es  ist  in  diesem 
Zusammenhang  wichtig,  zu  beachten,  daß  die  Gesellschaften  gerade 
auf  die  Gestaltung  dieser  anderen  Umstände,  wie  Steigerung  der 
Ausgaben,  Verringerung  der  Einnahmen,  Entwertung  der  Hvpotheken- 
forderungen  durch  feindliche  Besetzung,  keinen  Einfluß  ausüben 
können;  sie  konnten  sich  gegen  wirtschaftliche  Krisen  nur  in  eiüer 
Richtung  schützen,  dadurch  nämlich,  daß  sie  nur  einen  kleinen  Wert- 
papierbestand hielten.  Sie  haben  das  auch  getan,  und  nach  dem  Ge- 
bot kaufmännischer  Vorsicht  und  Voraussicht  mußten  sie  so  handeln, 
wollten  sie  nicht  von  vornherein  ihren  einzigen  Schutz  gegen  finan- 
zielle Erschütterungen  preisgeben. 

Der  Krieg,  der  große  Lehrmeister,  hat  gezeigt,  daß  der  Anlage- 
zwang für  die  Lebensversicherung  ein  schwerer  Mißgriff  gewesen 
wäre;  er  hätte  die  von  seinen  Anhängern  gewollten  Folgen  nicht 
gezeitigt  und  für  die  Gesellschaften  und  die  Versicherungsn^mer 
nur  schwere  wirtschaftliche  Nachteile  gehabt. 

Durch  Bevorzugung  der  ihren  Zwecken  am  besten  entsprechenden 
Hypothekenanlagen  übt  die  Lebensversicherung  einen  maß- 
gebenden Einfluß  auf  dem  Hypothekenmarkt  aus.  Im  Durchschnitt 
der  letzten  5  Friedensjahre  haben  die  privaten  Gesellschaften  etwa 
230  Mill.  M.  jährlich  neu  auf  Hypotheken  ausgeliehen;  Ende  1916 
belief  sich  ihr  Hypothekenbestand  auf  4914  Mill.  M.'j.  Während 
des  Krieges  ruht  das  Beleihungsgeschäft  fast  ganz,  weil  die  Bau- 
tätigkeit sehr  beschränkt  ist  und  alle  flüssigen  Mittel  dem  Reiche 
zur  Verfügung  gestellt  werden.  Die  Tatsache,  daß  sich  das  Anlage 
suchende  Kapital  im  Kriege  allgemein  vom  Hypothekenraarkt  fern- 
hält, drohte  den  Notstand,  in  den  viele  Hausbesitzer  durch  den 
Rückgang  der  Mietseinnahmen  und  durch  die  Stundung  der  Mieten 
an  die  Familien  von  Kriegsteilnehmern  gekommen  sind,  dadurch  be- 
denklich zu  verschärfen,  daß  die  Hausbesitzer  sich  durch  anderweitige 
Beleihung  ihres  Hausbesitzes  die  Mittel  zur  Rückzahlung  im  Kriege 
fälliger  Hypothekenschulden  vielfach  nicht  beschaffen  können.  Hier 
sind  die  Lebensversicherungsgesellschaften  mit  anderen  Grundkredit- 


1)   Bei  den  37  deutschen  Hypothekenbanken    betrag  der  Hypothekenbestand  eiu- 
schlieBlirh  Kommunaldarlehen,  Wertpapiereintragungen  usw.  Ende  1917  1 1  952  Mill.  U. 
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anstalten  helfend  eingesprungen.  Sie  haben  sich  zum  größten  Teil 
einem  im  Jahre  1915  getroffenen  Abkommen  mit  dem  Schutzverband 
für  Haus-  und  Grundbesitz  e.  V.  angeschlossen,  wonach  sie  im 
Kriege  zur  Rückzahlung  fällige  Hypotheken  zu  einem  Zinsfuß  von 
höchstens  4^/^  v.  H.  und  unter  sonstigen  entgegenkommenden  Be- 
dingungen bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  nach  dem  Kriege  ver- 
längern. Die  wirtschaftliche  Lage  des  deutschen  Hausbesitzes  hat 
durch  dieses  Abkommen  eine  wesentliche  Entlastung  und  Sicherung 
erfahren.  Diese  allgemein- volkswirtschaftliche  Auswirkung  der 
Lebensversicherung  ist  aber  nur  dadurch  möglich  geworden,  daß  die 
Liquidität  der  Gesellschaften  auch  im  Kriege  stets  gesichert  war. 
Diese  gründet  sich  nicht  nur  auf  die  dauernd  genügende  Höhe  der 
laufenden  Einnahmen  an  Beiträgen  und  Zinsen  und  auf  das  Vor- 
handensein leicht  verkäuflicher  Kapitalanlagen,  sondern  auch  auf  den 
bei  nennenswertem  Hypothekenbestand  regelmäßigen  Kapitalrückfluß. 
Auf  diesen  aus  dem  Kreislauf  des  Kapitals  erwachsenden  Beitrag 
zur  Sicherung  der  Liquidität  konnte  die  Lebensversicherung  unbe- 
denklich verzichten  und  dadurch  der  deutschen  Volkswirtschaft  einen 
ihrem  ursprünglichen  Zweck  fernliegenden  Dienst  erweisen. 

Der  Krieg  lenkte  die  Anlagetätigkeit  der  Lebensversicherungs- 
gesellschaften in  neue  Bahnen.  Das  Deutsche  Reich  bedurfte  zur 
Kriegführung  gewaltiger  Summen.  An  deren  Aufbringung  haben 
sich  die  Gesellschaften  nach  Kräften  beteiligt.  Die  zur  festen  An- 
legung bestimmten  Mittel  wurden  auf  die  Reich skricgsanleihen 
gezeichnet;  auf  diesen  Umstand  ist  das  aus  Uebersicht  3  ersichtliche 
Anwachsen  des  Wertpapierbestandes  von  187  auf  651  Mill.  M.,  von 
3,08  V.  H.  auf  9,25  v.  H.  des  Gesaratanlagebestandes  zurückzuführen. 
Die  Gesellschaften  beschränkten  sich  aber  nicht  darauf,  den  Zuwach.*; 
ihres  Vermögens  vorzugsweise  in  Kriegsanleihen  anzulegen;  sie  wirkten 
mit  gutem  Erfolg  auch  als  Vermittlungsstellen  neben  den  Banken, 
Sparkassen  und  anderen  Anstalten,  indem  sie  ihren  nach  Zehn- 
tausenden zählenden  Vertreterstab  in  den  Dienst  der  Werbung 
für  die  Kriegsanleihen  stellten.  Welche  Erfolge  erzielt  wurden, 
zeigt  Uebersicht  4. 

Uebersicht  4. 

Die    dentschen    I^ebensveräicherungsanRtalten   (Aktiengesellschaften   und   groBe  Vereiche- 
rungsvereine  a.  G.)  zeichneten 

für  eigene  für  fremde  inseesamt 

auf  die  Rechnung  Rechnung  * 

M.  U.  M. 

1.  Kriegsanleihe  133107300  55  03"  50°  188  144800 

2.  „  167674500  159676300  317350800 

3.  „  149  121  500  225984700  375106200 

4.  ,,  129  816  300  152682000  282498300 

5.  „  124  315  500  149459200  273774700 

6.  „  143579400  171  318  800  314898200 

7.  „  ißj,  217  400 '^^üTj+E? 325  434800 

1.— 7.  Kriegsanleihe  1  000831  900  I  083  375  900  2084207800 
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Die  Gesellschaften  erfüllen  durch  die  starke  Beteiligung  an  den 
Kriegsanleihen  nicht  nur  eine  vaterländische  Pflicht,  sondern  sie 
handeln  damit  auch  nach  richtigen  wirtschaftlichen  Beweggründen. 
Denn  ihr  Gedeihen  ist  von  einer  geordneten  Staatswirtschaft  in 
hohem  Maße  abhängig:  durch  kräftige  Förderung  des  Staatskredits, 
der  in  diesem  schweren  Kriege  die  restlose  Zusammenfassung  aller 
Kräfte  erfordert,  wahren  sie  mithin  ihren  eigenen  Vorteil.  Aber 
nicht  nur  in  diesem  allgemeinen  Sinne  ist  die  Beteiligung  an  den 
Kriegsanleihen  vorteilhaft,  sie  ist  es  auch  unmittelbar  durch  den 
hohen  Zinsertrag,  den  die  Anleihen  sichern.  Dieser  ist  bei  der 
hauptsächlich  erworbenen  5-proz.  Anleihe  mit  etwas  mehr  als  5  v.  H. 
beträchtlich  höher  als  der  von  den  Gesellschaften  im  Durchschnitt 
erzielte  Ertrag  aus  ihrei^  Vermögenswerten.  Dadurch  werden  die 
Ueberschüsse  gesteigert  und,  da  sie  hauptsächlich  den  Versicherungs- 
nehmern zugute  kommen,  die  Kosten  der  Versicherung  ermäßigt. 
Wie  die  Kriegsanleihen,  in  geringerem  Maße  auch  die  höhere  Ver- 
zinsung von  Hypotheken  und  sonstigen  Anlagen,  schon  jetzt  die 
Zinserträgnis.se  gehoben  haben,  zeigt  ein  Vergleich  der  Durchschnitts- 
zinssätze, die  die  einzelnen  Gesellschaften  in  den  Jahren  1913  und 
1916  erzielten  haben.  Im  Jahre  1913  bewegten  sich  die  Zinssätze 
zwischen  4,13  und  4,59  v.  H.,  1916  dagegen  zwischen  4,16  und 
4,74  V.  H.  (Eine  Gesellschaft,  bei  der  besondere,  abweichende  Ver- 
hältnisse vorliegen,  ist  dabei  nicht  berücksichtigt.)  1913  hatte  nur 
eine  Gesellschaft  eine  durchschnittliche  Verzinsung  von  mehr  als 
4V»  V.  H.  zu  verzeichnen,  1916  dagegen  7  Gesellschaften. 

Die  umfangreichen  Käufe  von  Kriegsanleihe  könnten  Anlaß  zu 
der  Meinung  geben,  daß  sich  die  Lebensversicherungsuntemehmungen 
damit  durch  die  Tat  auf  den  Standpunkt  der  Anhänger  des  Anlage- 
zwangs gestellt  hätten.  Das  ist  aber  nicht  zutreffend.  Die  Ver- 
hältnisse, die  jetzt  vorliegen,  haben  Voraussetzungen  geschaffen,  die 
grundverschieden  von  denjenigen  sind,  die  vor  dem  Kriege  be- 
standen. Vor  allem  bedurfte  damals  der  Staat  nicht  wie  im  Kriege 
aller  Mittel,  die  ihm  nur  irgend  zur  Verfügung  gestellt  werden 
konnten;  sein  Bedarf  war  vielmehr  gegen  jetzt  mäßig  und  wurde 
leicht  gedeckt:  die  Hilfe  der  Lebensversicherung  war  nicht  von- 
nöten.  Ferner  verfolgen  die  Gesellschaften  jetzt  nicht  den  Zweck, 
die  Staatspapierkurse  zu  stützen,  und  schließlich  passen  die  Kriegs- 
anleihen ganz  anders  in  ihre  Anlagepolitik  hinein  als  die  schon  vor 
dem  Kriege  käuflich  gewesenen  Staatspapiere;  denn  sie  sichern  einen 
höheren  Zinsertrag  und  lassen  Kapitalverluste  nicht  im  gleichen 
Maße  befürchten,  weil  sie  in  Zeiten  höchster  Anspannung  des  Staats- 
kredits zu  einem  gegen  Friedenszeiten  niedrigen  Kurs  erworben 
sind.  Wohl  aber  ist  hier  noch  eines  Nachteils  zu  gedenken,  den  der 
Anlagezwang  gehabt  hätte.  Er  würde  nämlich  der  Beteiligung  an 
den  Kriegsanleihen  Eintrag  getan  haben.  Denn  er  hätte  große  Kapi- 
talverluste verursacht,  und  wenn  dadurch  auch  die  für  die  Kriegs- 
anleihen verfügbaren  Mittel  bei  sonst  gleichen  Verhältnissen,  wie 
sie  jetzt  vorliegen,   nicht   geschmälert   worden  wären,   so  hätten  die 
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Kapitalverluste  doch  die  Gesellschaften  von  dem  Ankauf  neuer  Reichs- 
anleihen in  dem  tatsächlich  erfolgten  Umfang  abhalten  können,  und 
die  Frage  „Wie  weit  beteiligen  wir  uns  an  den  Kriegsanleihen?" 
wäre  nicht  so  einfach  und  so  restlos  in  dem  dem  Reiche  günstigen 
Sinne  zu  beantworten  gewesen. 

Die  Kriegsanleihen  haben  zur  Schaffung  einer  eigentümlichen 
neuen  Versicherungseinrichtung  geführt,  der  Kriegsanleihever- 
sicherung. Sie  verdankt  ihr  Entstehen  einmal  dem  Bestreben, 
die  Kriegsanleihen  nach  Möglichkeit  zu  fördern,  indem  man  auch 
denjenigen  einen  Weg  zur  Zeichnung  öffnet,  die  den  Kaufpreis  nicht 
alsbald  bezahlen  können,  nicht  minder  aber  auch  der  Absicht,  die  in 
dem  Ruf  „Zeichnet  Kriegsanleihe!"  steckende  Werbekraft  der  Ver- 
größenmg  des  Versicherungsbestandes  dienstbar  zu  machen.  Die 
Kriegsanleiheversicherung  wurde  zuerst  von  englischen  Gesellschaften 
betrieben,  dann  von  österreichischen  Anstalten  aufgenommen.  Ob 
diese  selbständig  oder  angeregt  durch  das  englische  Beispiel  die 
neue  Versicherungsform  eingeführt  haben,  ist  nicht  festgestellt.  Die 
deutschen  Gesellschaften  ahmten  das  Beispiel  der  österreichischen 
Unternehmungen  nach,  einige  wenige  schlössen  zum  ersten  Male  ge- 
legentlich der  sechsten  Kriegsanleihe  Kriegsanleiheversicherungen 
ab,  gelegentlich  der  siebenten  Kriegsanleihe  wurde  aber  die  neue 
Versicherungsart  schon  von  zahlreichen  Anstalten  in  großem  Maß- 
stab betrieben. 

Der  Gedanke,  auf  dem  die  Kriegsanleiheversicherung  beruht,  ist 
einfach.  Die  Versicherungsunternehmung  verpflichtet  sich  im  Ver- 
sicherungsvertrage statt  zur  Leistung  in  barem  Gelde  zur  Leistung 
in  Kriegsanleihe.  Im  übrigen  verläuft  eine  Kriegsanleiheversiche- 
rung ebenso  wie  eine  Bargeldversicherung.  Einige  Gesellschaften 
haben  allerdings  besondere  Tarife  eingeführt,  durch  die  lediglich  der 
Kriegsanleihebetrag  versichert  wird,  während  andere,  die  ihre  bis- 
herigen Tarife  auch  der  Kriegsanleiheversicherung  zugrunde  legen, 
bei  Fälligkeit  der  Versicherung  neben  der  Kriegsanleihe  den  Unter- 
schied zwischen  Zeichnungspreis  und  Versicherungssumme  in  bar 
vergüten.  Das  Zeichnungsergebnis  wird  nicht  um  die  Summe  der 
Kriegsanleiheversicherungen  erhöht.  Die  Versicherungsnehmer  ent- 
richten den  Kaufpreis  für  die  Kriegsanleihe  in  der  Form  der  auf 
eine  Reihe  von  Jahren  verteilten  Versicherungsbeiträge,  die  Gesell- 
schaften dagegen  müssen  ihn  innerhalb  einer  Frist  von  etwa  vier 
Monaten  völlig  bezahlen.  Sie  müssen  ihn  also  vorschießen,  daher 
bleibt  ihnen  zur  Zeichnung  für  eigene  Rechnung  entsprechend 
weniger  übrig.  Trotzdem  erhöht  auch  die  Zeichnung  durch  Ver- 
sicherung das  Anleiheergebnis,  weil  die  bei  Abschluß  der  Kriegs- 
anleiheversicherungen zu  bezahlenden  ersten  Versicherungsbeiträge 
sowie  die  von  manchen  Gesellschaften  außerdem  geforderten  An- 
zahlungen die  zur  Zeichnung  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  er- 
höhen, und  ferner,  weil  die  Gesellschaften  auch  ohne  diesen  Zufluß 
bei  starkem  Zugang  von  Kriegsanleiheversicherungen  unter  Um- 
ständen   mehr   zeichnen    müssen,   als   sonst  erforderlich  wäre,    damit 
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sie  die  in  Kriegsanleilie  zu  erfüllenden  Leistungen  auch  bewirken 
können.  Daneben  hat  diese  Versicherungsart  eine  mittelbare  gute 
Wirkung;  denn  die  werbende  Tätigkeit,  die  für  die  Kriegsanleihe- 
Versicherungen  in  der  Hauptsache  während  der  Zeichnungsfristen 
durch  Zeitungsanzeigen,  Briefe  und  vor  allem  durch  zahlreiche  per- 
sönliche Besuche  der  Vertreter  ausgeübt  wird,  kommt  auch  den 
Kriegsanleihen  selbst  zugute,  da  viele,  die  zum  Abschluß  einer  Kriegs- 
anleiheversicherung veranlaßt  werden,  vorher  von  der  Wichtigkeit 
der  Förderung  der  Kriegsanleihen  überzeugt  werden  müssen. 

So  ist  der  Wirkungsbereich  der  privaten  deutschen  Lebensver- 
sicherung, der  sich  bis  zum  Kriege  nicht  über  ihre  versicherungs- 
und  volkswirtschaftlichen  Aufgaben  hinaus  erstreckte,  auch  auf  die 
Staatswirtschaft  ausgedehnt  worden.  Die  Lebensversicherung  hat 
sich  als  eine  starke  stille  Reserve  in  der  Bilanz  der  Staatsbedürf- 
nisse und  -kräfte  erwiesen,  die  im  Krieg  guten  Nutzen  gebracht 
hat.  Vom  Gesichtspunkt  ihrer  wirtschaftlichen  Nebenwirkungen  aus 
betrachtet,  hat  die  Lebensversicherung  in  der  staatswirtschaftlichen 
Auswirkung  den  Höhepunkt  ihrer  Entwicklung   im  Kriege  erreicht. 

Innerhalb  der  Grenzen  des  so  vergrößerten  Wirkungsbereichs 
finden  sich  aber  noch  manche  Probleme,  die  der  Krieg  aufgerührt 
hat,  ohne  daß  sie  schon  gelöst  worden  wären.  Der  Geldbedarf  des 
Reiches  ist  gewaltig  gewachsen,  eine  istarke  Erhöhung  der  Steuer- 
erträgnisse ist  unvermeidlich.  Auch  die  Lebensversicherung  wird 
dazu  beitragen  müssen.  Als  Grundkreditanstalten  werden  die  Lebens- 
versicherungsunternehmungen ferner  auch  von  den  durch  den  Krieg 
in  den  Vordergrund  gerückten  Fragen  des  Hjpothekarkredits  .nahe 
berührt.  Die  Bestrebungen  zur  Förderung  zweiter  Hypotheken 
haben  die  Aufmerksamkeit  wieder  auf  die  Hypotheken-Lebensversiche- 
rung als  Mittel  zur  Erhöhung  des  Gläubigerschutzes  und  zur  Til- 
gung gelenkt.  Es  ist  auch  schon  vorgeschlagen  worden,  daß  die 
Lebensversicherung  den  Kleinwohnungsbau  besonders  fördern  solle; 
ihre  Wirksamkeit  bekäme  dadurch  einen  sozialpolitischen  Einschlag. 
Alle  diese  Fragen  sind  aber  mehr  solche  des  künftigen  Friedens, 
wenn  sie  auch  der  Krieg  an  die  Oberfläche  gebracht  hat;  die  von 
ihnen  getragene  Bewegung  ist  noch  in  vollem  Fluß  und  läßt  noch 
nicht  erkennen,  wie  das  Ergebnis  sein  wird.  Aber  mag  auch  manches 
noch  ungeklärt  und  nicht  spruchreif  sein,  die  Grundzüge  der  Entwick- 
lung im  Kriege  und  durch  den  Krieg  sind  jedenfalls  schon  deutlich 
sichtbar,  und  die  Bahnen  der  weiteren  Entwicklung  haben  bereits 
jetzt  ihre'  bestimmte  Richtung.  Als  Ergebnis  des  Krieges  steht  fest, 
daß  sich  die  private  deutsche  Lebensversicherung  vom  Standpunkt 
der  Versicherungs-,  Volks-  und  Staatswirtschaft  als  kriegstüchtig 
bewährt,  daß  sie  sich  außerdem  aber  auch  durch  neue  Versicherungs- 
einrichtungen und  bereichert  durch  die  Kriegserlahrungen  zu  einem 
verfeinerten  und  vielseitigeren  Werkzeug  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft herausgebildet  hat,  dessen  neue  Vorzüge  vor  allem  der  Zu- 
kunft zugute  kommen  werden. 
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IX. 

Volkswirtschaftliche  Wandlungen  in  den 
Balkanländern  als  Dauerwirkungen  des 

Krieges. 

Von 
Arthur  Dix,  z.  Zt.  Sofia  i). 

Inhalt:  Einleitung:  Umgrenzung  des  zu  betrachtenden  Gebietes.  —  I.  Bul- 
garien: Steigerung  des  Volksvermögens  —  der  Kaufkraft  —  der  Unternehmungslust. 
—  Der  Tabak  als  Reichtumsquelle.  —  Die  Gründungsära.  —  Verhältnis  zum  auswärtigen 
Kapital.  —  Hebung  der  Kultur.  —  Hebung  des  Verkehrswesen».  II.  Rumänien: 
Landwirtschaft,  Fischerei  und  Industrie  vor  dem  Kriege.  —  Soziale  Strukturverände- 
rung in  der  Landwirtschaft.  —  Verbesserte  Verwertung  der  ländlichen  Erzeugnisse.  — 
Neue  Märkte  für  die  Viehzucht.  —  Hebung  der  Fischerei  und  Fischverwertung.  — 
Schädigung  der  Oelindustrie,  Beseitigung  der  Schäden  und  Steigerung  der  Produktions- 
werte. —  Verkehrswesen.  Schluß:  Die  Wirtschaftsbeziehungen  der  Mittelmächte  zu 
den  Balkanstaaten. 

Einleitung. 

Der  Krieg  hat  in  seinem  Verlauf  das  Gesamtgebiet  der  Baikan- 
staaten  in  Mitleidenschaft  gezogen,  alle  Balkanländer  sind  auch  von 
den  wirtschaftlichen  Kriegswirkungen  demgemäß  unmittelbar  berührt 
worden.  Serbien  und  Montenegro  wurden  aus  eigener  Schuld  zum 
Kriegsgebiet;  Albanien  mußte  als  Rückzugsgebiet  der  den  Mittel- 
mächten gegenüberstehenden  Truppen  und  besonders  infolge  italieni- 
schen Eingreifens  gleichfalls  zum  besetzten  Gebiet  werden ;  Griechen- 
land hat  sich  lange  gesträubt,  aus  seiner  mühsam  behüteten  Neutrali- 
tät herauszutreten,  die  Ententeheere  aber  haben  dieser  Neutralität 
keine  Rechnung  getragen,  und  sie  haben  schließlich  das  unglückliche 
Land  in  den  Krieg  hineingepreßt.  Rumänien  ist  aus  eigenem  Willen 
auf  die  Seite  der  Gegner  jener  Mächte  getreten,  mit  denen  es  ur- 
sprünglich verbündet  war,  und  sah  in  der  Folge  auch  sein  Gebiet 
zu  zwei  Dritteln  von  feindlichen  Heeren  besetzt.  Lediglich  die 
Grenzen  Bulgariens,  das  seinen  Platz  an  der  Seite  der  Mittelmächte 
wählte,  sind  bis  auf  einige  wenige  Geschosse,  die  bulgarischen 
Donauhäfen  galten,  völlig  unversehrt  geblieben,  ja  sogar  weit 
hinausgerückt  über  neue  Gebiete  auf  Kosten  Serbiens,  Rumäniens  und 
Griechenlands. 


1)  Abgeschlossen  am  30.  November  191 T 
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Mannigfach  sind  die  wirtschaftlichen  Wirkungen,  die  in  allen 
Balkanländern  eintraten.  Vielfach  werden  sie  weit  über  den  Krieg 
hinaus  wirken  —  und  zwar  keineswegs  etwa  nur  in  nachteiligem 
Sinne,  sondern  in  beträchtlichem  Umfange  auch  als  neue  und 
dauernde  Wirtschaftsbelebung.  Es  reizt  besonders,  die 
volkswirtschaftlichen  Wandlungen  und  die  voraussichtlichen  Dauer- 
wirkungen des  Krieges  in  den  beiden  größten  Balkanstaaten  Bul- 
garien und  Rumänien  zu  betrachten,  deren  Eingreifen  in  den 
Krieg  für  dessen  Verlauf  von  erheblicher  Bedeutung  geworden  ist. 
Bulgariens  Zutritt  zum  Bunde  der  Mittelmächte  hat  dazu  verholten, 
diesem  die  Wege  nach  der  verbündeten  Türkei  zu  öffnen  und  Ein- 
heitsfronten zu  schaffen,  die  sich  von  der  Nord-  und  Ostsee  bis 
tief  hinein  nach  Vorderasien  erstreckten.  Rumäniens  Kriegsanteil 
sollte  im  Zusammenwirken  mit  den  Ententetruppen  auf  dem  süd- 
lichen Balkan  jene  Wege  der  Mittelmächte  wieder  versperren,  die 
Einheitsfront  wieder  zerstören.  In  der  tatsächlichen  Wirkung  aber 
hat  es  die  Ostfront  der  mitteleuropäischen  Verbündeten  nur  erheb- 
lich günstiger  gestaltet,  hat  es  auch  der  Kriegswirtschaft  der  Länder, 
an  deren  Vernichtung  es  sich  beteiligen  wollte,  erheblich  zu  Buch 
schlagende  Hilfe  leisten  müssen. 

Die  nachfolgenden  Betrachtungen  sollen  sich  auf  Bulgarien  und 
Rumänien  beschränken,  da  dem  Verfasser  während  des  Krieges  nur 
in  diesen  beiden  Ländern  ergiebige  Gelegenheit  geboten  war,  die 
Kriegswirtschaft  und  die  voraussichtlichen  wirtschaftlichen  Dauer- 
wirkungen des  Krieges  zu  studieren.  Griechenland  muß  schon  des- 
halb ausscheiden,  weil  wir  über  die  dortigen  Verhältnisse  seit  der 
Ententeherrschaft  nicht  mehr  genügend  unterrichtet  sind,  und  die 
außerhalb  des  bulgarischen  Einflusses  stehenden  West-  und  Nordwest- 
gebiete der  Balkanhalbinsel  hängen  mit  ihrer  weiteren  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  in  hohem  Grade  von  de/  zur  Stunde  noch  nich- 
deutlich  beantworteten  Frage  ihrer  politischen  Zukunft,  vornehmlich 
von  dem  künftigen  Maß  wirtschaftlichen  Einflusses  der  Donaumon- 
archie, ab. 

I.  Balgarien. 

Die  Grundlagen  der  bulgarischen  Volkswirtschaft  sind  mehrfach, 
auch  in  diesen  Blättern,  zum  Gegenstand  eingehender  Darlegungen 
des  Verfassers  gemacht  worden,  auf  die  hier  verwiesen  werden  kann, 
ohne    die   Einzelheiten   zu   wiederholen*).     In   diesen  früheren    Be- 

1)  „Vom  bulgarischen  Wirtschaftsleben  und  seinen  Aussichten",  in  diesen  „Jahr- 
büchern" III.  F.  51.  Bd.  —  „Deutschland  und  der  Balkanmarkt",  ebenda,  III.  F. 
51.  Bd.  —  „Werdegang  der  bnigarischen  Industrie",  ebenda,  III.  F.  53.  Bd.  — 
„Bulgarien  in  Wirtschaft»-  und  verkehrsgcographischer  Betrachtung",  Geographische 
Zeitschr.,  Jahrg.  1916.  —  „Bulgariens  Außenhandel",  Allg.  Archiv  für  Statistik,  Jahrg. 
1916.  —  „Die  Landwirtschaft  Bulgariens",  Landwirtschaft!.  Jahrb.,  Bd.  50.  —  „Die 
Privatversicherung  in  Bulgarien",  Zeitschr.  f.  d.  gea.  Versicherungswissenschaft,  Bd.  16, 
—  Ferner:  „Bulgariens  wirischaftliche  Zukunft",  Leipzig,  8.  Hirzcl,  1916.  —  „Die 
Wiedergeburt  der  Alten  Welt",  Dresden,  Verlag  Das  größere  Deutschland,  1916.  — 
„Die  Völkerbrücke  des  Balkan",  Leipzig,  Heimat-  und  Weltverlag,  1917.  —  Volksw. 
Einleitung  in  „Bulgarien",  Hamburg,  Richters  Eeiseführer- Verlag,  1917.  —  „Entwiek- 
longslinien  der  bulgarischen  Volkswirtschaft",  Europäische  Staats-   und  Wirtschalts-Ztg., 
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trachtungen  wurde  durchweg  der  Ansicht  Ausdruck  gegeben,  daß 
die  bulgarische  Volkswirtschaft  vor  großen  Entwicklungsmöglich- 
keiten stehe.  Es  konnte  zur  Zeit  ihrer  Ausarbeitung  aber  noch  nicht 
entfernt  ermessen  werden,  in  welchem  Umfange  das  bulgarische  Volks- 
vermögen sich  schon  während  des  Krieges  vermehren  sollte.  Heute 
müssen  alle  früheren  Schätzungen  dieses  bulgarischen  Volksvermögens 
als  weit  überholt  gelten. 

Die  eingehendsten  Schätzungen  des  bulgarischen  Volksvermögens 
nach  dem  Stande  vor  den  Balkankriegen  finden  wir  in  dem 
leider  bisher  nur  in  bulgarischer  Sprache  vorliegenden  Werk  „Das 
bulgarische  Wirtschaftsleben"  von  K.  Popov,  dem  früheren  General- 
direktor der  Statistik  in  Sofia.  Diese  Schätzungen  führten  zu  den 
nachstehenden  Ergebnissen : 


1892—1895 

1911 

in  Millionen 

Lewa 

Privatvermögen: 

1.  Unbebanter  Boden 

1064,5 

3794 

2.  Bebauter  Boden 

900 

23«>o 

3.  Viehstand 

250,» 

511,» 

4.  Landwirtschaft,   totes  In- 

ventar 

22 

46,« 

5.  Handelskapitalien 

120 

250 

6.  Industriekapitalien 

22 

HO 

7.  Wertpapiere: 

Fremde 

— 

10 

Bulg,  Staatspapiere 

30   (1892)    80 

Bulg.  Aktien 

70 

190 

Gold 

43 

50 

8.  Geld,  SUber 

38,8 

57 

9.  Haasgeräte 

210,4 

330,8 

10.  Nahrungsmittel 

300 

350 

zasammen : 

3071,6 

8039,9 

Oeffentliche  Vermögen: 

1 .  Unbebauter  Boden  (Wälder 

Bergwerke,  Gassen,  Plätze, 

Gärten  etc.) 

660 

2166 

2.  Bebauter  Boden 

100 

240 

3.  Eisenbahnen,  Häfen, 

Straßen,  Wege, 

107 

2867,5 

Telegraph,  Telephon 

2 

4.  Kapitalien    der    bulgari- 

schen National-  und  Agrar- 

bank 

3».* 

67.1 

5.  Militärgut  —  (ohne 

Festungen) 

'            80 

250 

zusammen : 

981,* 

3»«4.« 

Hiervon  ab   die  Schulden 

im  Auslande :  (des  Staates, 

der  Gemeinden,  der  Kreise 

und    der   zwei    genannten 

Banken) 

«30 

753.» 

Verbleiben : 

851.« 

»43«.« 

2.  Jahrg.  Nr.  84.  —  „Wirtschaftliche  Möglichkeiten  auf  dem  Balkan",  München-Angs- 
bnrger  Abendzeitung,  Jahrg.  1917,  Nr.  390,  406,  431,  458,  465,  471,  516,  517,  529, 
532,  537,  552  und  573. 


432  ,  Arthur  Dix, 

Vom  Durchschnitt  der  Jahre  1892,95  bis  zum  Jahre  1911  finden 
wir  hier  eine  Vervielfachung  des  geschätzten  bulgarischen  Volks- 
vermögens. Sie  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  die  bulgarische  Volks- 
wirtschaft im  Laufe  dieser  Zeit  eigentlich  erst  in  engere  Verbindung 
mit  dem  Weltmarkt  getreten  ist.  Dadurch  erfuhr  vor  allen  Dingen 
der  Wert  von  Grund  und  Boden  eine  sehr  erkleckliche  Steigerung, 
aber  auch  das  lebende  und  tote  Inventar  gewann  reichlich  an  Wert, 
die  Verkehrsanlagen  wurden  vervielfacht,  und  es  begann  sich  auch 
in  Handel  und  Industrie  Kapital  in  stärkerem  Maße  als  zuvor,  wenn 
auch  immer  noch  in  bescheidenen  Grenzen,  anzusammeln.  Nun  ver- 
spricht der  Krieg  den  Bodenumfang  des  bulgarischen  Staates  um 
ein  Bedeutendes  zu  vermehren.  Freilich  ist  das  eroberte  Land  zum 
großen  Teil  noch  sehr  dünn  bevölkert,  so  daß  ihm  bisher  nur  mäßige 
Erträge  abgewonnen  werden  können ;  es  ist  aber  von  hervorragendem 
natürlichen  Reichtum,  so  daß  in  der  Dauerwirkung  diese  Landge- 
winne eine  Steigerung  des  bulgarischen  Volksvermögens  um  Milliarden- 
werte darzustellen  versprechen.  Da  das  Land  großenteils  herrenlos 
ist  und  demgemäß  weite  Teile  dem  Staatsbesitz  zugeschlagen  werden 
können,  so  findet  dieser  Staatsbesitz  einen  solchen  Zuwachs,  daß  die 
bedeutenden  Kriegsschulden,  die  Bulgarien  aufgenommen  hat,  da- 
durch reichlich  ausgeglichen  erscheinen. 

Bezüglich  dieser  Kriegsschulden  ist  zu  sagen,  daß  Deutsch- 
land seit  dem  Eintritt  Bulgariens  in  den  Krieg  dem  Zartum  monat- 
liche Vorschüsse  auf  eine  künftige  Anleihe  in  Höhe  von  je  50  Mill. 
Lewa  zugebilligt  hat.  Außerdem  sind  die  gesamten  deutschen  Kriegs- 
lieferungen an  Bulgarien  einstweilen  gestundet  worden.  Minister- 
präsident Dr.  Radoslawow  teilte  in  der  Sobranjesitzung  vom  31.  Ok- 
tober 1917  über  diese  Lieferungen  folgendes  mit: 

„Bulgarien  erhielt  an  Stoffen  und  Sanitätsmaterial  von  Deutsch- 
land und  Oesterreich  insgesamt  220  Mill.  Lewa,  technischen  Mate- 
rialien insgesamt  für  123  Mill.,  Waffen  für  760  Mill.,  alles  in  allem 
für  1,13  Milliarden  Lewa  Kriegsmaterial.  Bulgarien  seinerseits 
lieferte  an  Rohmaterial  für  Waffen  26  Mill.,  für  Stoffe  20  Mill., 
für  technische  Materialien  2  Mill.,  insgesamt  an  Deutschland  und 
Oesterreich-Üngam  für  48  Mill.  Lewa  Rohmaterialien,  die  es  bar 
bezahlt  erhielt." 

Bei  weitem  nicht  alles  Kriegsmaterial,  das  Bulgarien  von  den 
Mittelmächten,  vornehmlich  von  Deutschland,  geliefert  wurde,  ist 
auf  dem  Schlachtfelde  im  wörtlichen  Sinne  „verpulvert"  worden. 
Es  wurden  auch  viele  Anlagen  geschaffen,  die  dauernden  Wert  haben 
und  zur  weiteren  Steigerung  des  Volksvermögens  beitragen,  zumal 
auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens,  von  dem  weiterhin  noch  zu 
sprechen  sein  wird. 

Zu  der  Erweiterung  des  Bodenbesitzes  und  der  Steigerung  der 
Bodenwerte  ist  eine  augenfällige  Vermehrung  des  mobilen 
Kapitals  getreten.  Das  ausländische  Kapital,  das  in  bulgarischen 
Unternehmungen  arbeitet,  ist  heute  weit  in  den  Schatten  gestellt 
durch  das  bulgarische  Kapital,  das  in  ausländischen  Banken  Anlage 
gesucht  hat.    Im  Lande  selbst  häuften  sich  früher  ungekannte  Reich- 
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tümer  und  machte  sich  eine  ganz  außerordentliche  Spekulationsiust 
bemerkbar.  Mit  Bezug  auf  diese  Ansammlung  mobilen  Kapitals  ist 
folgendes  im  Auge  zu  behalten:  Der  bulgarische  Staat  hat  für  die 
Deckung  der  Kriegskosten  bisher  keine  innere  Anleihe  aufge- 
nommen, die  Kriegsgewinne  sind  bisher  auch  nicht  durch  eine 
Kriegsgewinnsteuer  geschmälert  worden.  Erst  im  Spätherbst  1917 
ging  die  staatliche  Nationalbank  daran,  eine  größere  Propaganda  für 
die  Ausgabe  verzinslicher  Schatzscheine  zu  betreiben,  die  in  gewissem 
Umfange  eine  innere  Kriegsanleihe  ersetzen  sollen.  Eine  Kriegs- 
gewinnsteuer  wurde  im  Entwurf  fertiggestellt  und  soll  im  De- 
zember 1917  zur  Verabschiedung  gelangen. 

Die  Möglichkeit  eigentlicher  Kriegsgewinne,  d.  h.  obenan  der 
Gewinne  aus  Heereslieferungen,  erscheint  zunächst  sehr  beschränkt. 
Das  für  die  Kriegführung  notwendige  Material  ist  ja,  wie  wir  oben 
sahen,  im  Werte  von  bisher  rund  1  Milliarde  M.  aus  Deutschland 
und  zum  geringeren  Teil  von  Oesterreich-Ungarn  geliefert  worden. 
Sowohl  Geschütze  und  Munition  wie  die  überwiegende  Menge  aller 
Ausrüstungsgegenstände  für  die  bulgarischen  Truppen  kamen  aus 
dem  Auslande,  ohne  daß  diese  Lieferungen  jedoch  vorläufig  den 
bulgarischen  Geldmarkt  irgendwie  belasteten.  Anderseits  wurde  ver- 
schiedenes Rohmaterial  gegen  Barzahlung  an  die  deutsche  Kriegs- 
wirtschaft abgegeben,  wodurch  nach  den  erwähnten  Ausführungen 
des  Ministerpräsidenten  48  Mill.  Lewa  ins  Land  kamen. 

Die  Ausfuhr  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  aller  Art  war 
während  des  Krieges  geringer  als  in  normalen  Zeiten,  weil  die  Ver- 
pflegung des  Heeres  größere  Mengen  erheischte,  als  sonst  für  die 
Volksernährung  benötigt  werden,  weil  die  besetzten  Gebiete  zu  ver- 
sorgen waren  und  auch  deutsche  Truppenkörper  wenigstens  teilweise 
ihren  Bedarf  an  Nahrungsmitteln  aus  den  Erzeugnissen  der  bulga- 
rischen Landwirtschaft  decken  mußten.  Auch  gestattete  der  Mangel 
an  Arbeitskräften  und  Arbeitsvieh  nur  eine  weniger  vollständige 
und  sorgfältige  Bestellung  des  Bodens,  so  daß  die  Ernte  sich  ver- 
ringerte. Dafür  aber  waren  die  Preise  für  alle  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  um  so  höher,  und  da  die  Zahl  der  reinen  Konsumenten 
in  der  bulgarischen  Bevölkerung  viel  geringer  ist  als  die  Zahl  der 
landwirtschaftlichen  Produzenten,  so  zog  die  große  Mehrheit  der 
Bevölkerung  aus  diesen  wesentlich  gestiegenen  Preisen  beträchtlichen 
Nutzen.  Nach  Angaben,  die  der  Generaldirektion  der  bulgarischen 
Statistik  entstammen,  stellten  sich  die  Preise  für  1  kg  der  nach- 
benannten Waren  im  Jahre  1917  (gerechnet  nach  dem  Stande  von 
etwa  Anfang  Oktober)  im  Vergleich  mit  den  Durchschnittspreisen 
von  1910  in  Stotinki  (0,8  Pfennig)  folgendermaßen : 


1  kg 

1910 

1917 

1  kg 

1910 

1917 

Weizen 

17 

48 

Fleisch 

79 

328 

Koggen 

14 

37 

Zucker 

114 

276 

Mais 

«4 

40 

Butter 

275 

1314 

Botin  en 

35 

176 

Käse 

103 

330 

Kartoffeln 

17 

93 

1  Ei 

5 

19 

Reis  54       234 
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434  Arthur  Dix, 

Durch  diese  Preissteigerungen  kam  der  Bauer  in  den  Besitz  reich- 
lichen Geldes  und  zu  gesteigerter  wirtschaftlicher  Selbständigkeit, 
die  von  dauernder  Wirkung  ist. 

Unter  den  Geschäften  in  Landeserzeugnissen  blüht  aber  ganz 
besonders  dasjenige  in  Tabak,  auf  den  weiterhein  noch  zurückzu- 
kommen sein  wird.  Vorweg  sei  nur  bemerkt,  daß  aus  diesem  Pro- 
dukt allein  der  bulgarischen  Volkswirtschaft  im  Jahre  1917  min- 
destens 700  Mill.  Lewa  frisch  zuflössen.  In  der  Hauptsache  ging 
der  Tabak  auf  die  Märkte  der  Mittelmächte,  teilweise  auf  dem  Wege 
durch  sie  auch  ins  Ausland,  nach  Holland,  der  Schweiz  usw.  Aus 
der  Schweiz  wurde  eine  gewisse  Gegeneinfuhr  bezogen  in  Gestalt 
einiger  Waggons  Käse,  Schokolade  und  anderer  Genußmittel.  Der 
Schweizer  Käse  wurde  mit  etwa  25  Lewa  für  das  Kilogramm  ver- 
kauft, die  Schokolade  bis  zum  Oktober  mit  etwa  35,  späterhin  mit 
45  und  50  Lewa  für  1  kg.  Auch  aus  diesen  Quellen  flössen  also 
nicht  geringe  Einkünfte,  von  denen  die  ziemlich  umfangreichen  Ver- 
käufe an  die  zahlreichen  Fremden  im  Lande  als  reine  Steigerung 
des  Volksvermögens  zu  betrachten  sind. 

Dieser  Fremdenzustrom,  der  teils  auf  die  engen  Kriegs- 
verbindungen zwischen  Bulgarien  und  seinen  Verbündeten  zurück- 
zuführen war,  teils  auf  üppig  ins  Kraut  schießende  Spekulationslust, 
brachte  überhaupt  viel  Geld  ins  Land,  wurden  doch  natürlich  auch 
die  Hotelpreise  und  dergleichen  auf  eine  bisher  unbekannte  Höhe 
getrieben.  Als  obendrein  noch  das  Erdbeben  vom  18.  Oktober  1917 
eine  beträchtliche  Anzahl  von  Wohnungen  in  der  Hauptstadt  in 
Mitleidenschaft  zog  und  dadurch  die  Wohnungsnot  in  dem-  über- 
füllten Sofia  bedeutend  steigerte,  konnten  für  ganz  einfach  möblierte 
Zimmer  Monatspreise  von  200  Lewa  erzielt  werden.  Die  Versorgung 
der  ständig  anschwellenden  Bevölkerung  der  Hauptstadt  (vor  dem 
Kriege  zählte  man  108000,  im  Jahre  1917  170-200000  Einwohner) 
verursachte  schließlich  derartige  Schwierigkeiten,  daß  die  städtische 
ünterkommission  des  vom  Staate  im  Kriege  eingesetzten  Ernährungs- 
amts im  November  1917  auf  die  Abschiebung  der  Fremden,  die  keine 
triftigen  Gründe  für  ihre  Anwesenheit  geltend  machen  konnten,  Be- 
dacht nehmen  mußte. 

Die  dauernden  Folgen  der  im  Kriege  eingetretenen  wesentlichen 
Steigerung  des  bulgarischen  Volksvermögens  müssen  sich  geltend 
machen  in  einer  Steigerung  der  Kaufkraft.  Vermögen,  wie 
sie  sich  im  Kriege  angesammelt  haben,  wecken  auch  bei  einem  sonst 
so  sparsamen  Volk  wie  dem  bulgarischen  neue,  bisher  unbekannte 
Bedürfnisse  der  persönlichen  Lebenshaltung  und  eine  gewisse  Neigung 
zu  Luxusausgaben.  Während  des  Krieges  mußte  sich  schon  wegen 
der  Transportschwierigkeiten  die  Zufuhr  aus  dem  Auslande  in  engsten 
Grenzen  halten.  Je  mehr  wieder  normale  Handelsverhältnisse  ein- 
treten werden,  um  so  deutlicher  wird  zutage  treten,  daß  der  bul- 
garische Markt  nach  dem  Kriege  ungleich  aufnahmefähiger  sein 
wird  als  je  zuvor,  nicht  nur  wegen  seiner  Ausdehnung  über  weitere 
Käume,  sondern   vor  allen  Dingen  auch,  weil  die  einzelnen  Wirt- 
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Schaftskörper,  aus  denen   sich   dieser  Markt  zusammensetzt,  in  er- 
heblich günstigere  finanzielle  Verhältnisse  versetzt  worden  sind. 

Trotz  des  Ueberwiegens  der  anspruchslosen  Bauernschaft  kann 
als  sicher   gelten,   daß   Bulgarien   als   Absatzmarkt   durch  das  plötz- 
liche Anschwellen  des  Volksvermögens  seine  Bedeutung  viel  schneller 
und    intensiver    steigert,    als    man    noch    vor   etwa   Jahresfrist    zu 
schätzen   berechtigt   war.     Nicht   nur   die   persönlichen   Bedürfnisse 
der  Lebenshaltung   sind   rapid   gestiegen,   sondern   auch  die  Bedürf- 
nisse der  produktiven  Volkswirtschaft,  die  Nachfrage  nach  Materialien 
für    technischen    Fortschritt,    der   Bedarf   an   jeder   Art   von   Aus- 
rüstungsgegenständen   für    die     eingeleiteten     Neugründungen    von 
Fabriken  usw.    Das  mobile  Kapital  wird  in  Zukunft  diese  seine 
Bezeichnung  in  Bulgarien  in  weit  stärkerem  Maße  als  vordem  ver- 
dienen.   Alte  Bauernsitte  war  es,  das  Geld  in  eigenem  Verwahrsam 
zu  halten   und   die  Schätze   dort   zu   sammeln,   wo   sie   „die  Motten 
und  der  Rost  fressen".    Diese  Neigung  zum  Festhalten  des  Geldes 
machte  sich  auch  noch  während  des  Krieges  in  einer  für  den  Staat 
sehr  unangenehmen  Weise  fühlbar,   las   man   doch   in  einem  Rund- 
schreiben der  Nationalbank:  „Hunderte  von  Millionen  liegen  in  der 
Erde  vergraben  oder  in  Bündel  geschnürt,  und  die  neuen  in  Umlauf 
gesetzten  Banknoten  werden  von  diesen  Verstecken  der  Bevölkerung 
aufgenommen".    Hartgeld  hat  sich  im  bulgarischen  Verkehr  nie  recht 
zu  halten  vermocht;  es  wanderte  immer  wieder  in  die  Gewahrsame 
der  bäuerlichen  Bevölkerung;  aber  auch  die  Banknoten  wurden  von 
diesem  Schicksal  betroffen.     Obwohl  die  Nationalbank   zur  Ausgabe 
der  für  bulgarische  Verhältnisse  außerordentlich  hohen  Menge  von 
etwa   IV2    Milliarden    Banknoten    schritt,   herrschte   immer   wieder 
empfindlicher  Mangel  an  Zahlungsmitteln.    So  sah  sich  die  National- 
bank, wie    schon    erwähnt,    veranlaßt,    das   Geld   durch  aufklärende 
Propaganda  aus   dem   „Strumpf"   zu   locken,   indem  sie  unbefristete 
Einlagen   gegen   4   Proz.   Zinsen   annahm   und  verzinsliche    Schatz- 
scheine ausgab. 

Der  im  staatlichen  Interesse  notwendige  Kampf  gegen  die  alt 
eingewurzelte  Gewohnheit  der  Zurückhaltung  des  Geldes  verspricht 
kaum  leichte  und  schnelle  Wirksamkeit.  In  dem  Maße  aber,  in  dem 
er  schließlich  doch  von  Erfolg  gekrönt  wird,  gewinnt  das  Geld  an 
Flüssigkeit,  wird  der  Sparer  gewöhnt,  es  umlaufen  zu  lassen,  wird 
neben  der  Unternehmungslust  auch  die  Kauflust  angereizt. 

Die  im  Kriege  erzielten  Millionengewinne  haben  tatsächlich  die 
Unternehmungslust  ganz  außerordentlich  gesteigert.  Während 
man  früher  besorgt  war,  für  größere  industrielle  Anlagen,  für  Berg- 
werke und  dergl.  fremdes  Kapital  heranziehen  zu  müssen,  und  zu  der 
Befürchtung  neigte,  dadurch  einen  Teil  des  Nationalvermögens  an 
das  Ausland  aus  der  Hand  zu  geben,  ist  heute  so  viel  flüssiges 
Kapital  in  Bulgarien  selbst  vorhanden,  daß  die  nationalistischen 
Strömungen,  die  das  ausländische  Kapital  mehr  oder  weniger  aus- 
geschlossen sehen  möchten,  an  Selbstsicherheit  in  hohem  Grade  ge- 
wonnen haben. 
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Bevor  wir  auf  die  Aeußerungen  der  Unternehmungslust  ein- 
gehen, die  besonders  seit  Juli  1917  erkennbar  geworden  sind,  sei  auf 
ihre  Hauptquelle  eingegangen,  die  hohen  Gewinne  aus  dem  Tabak- 
handel.  Alt-Bulgarien  führte  nur  für  etwa  2  Mill.  Lewa  Tabak 
aus.  Daß  der  Tabak  aber  auch  in  den  alten  Grenzen  und  bei  den 
alten  Preisen  schon  von  höherer  Bedeutung  für  die  bulgarische  Volks- 
wirtschaft war,  als  diese  Ziffer  erkennen  läßt,  geht  aus  dem  Um- 
stand hervor,  daß  der  bulgarische  Staat  30  Mill.  jährlicher  Ein- 
künfte aus  dem  Tabak  zog.  Im  Jahre  1913  brachte  Bulgarien  aus 
den  Balkankriegen  besonders  reiche  Tabakgebiete  heim.  Was  es 
während  dieses  Krieges  neu  besetzt  hat,  ist  für  Tabakbau  und  Tabak- 
handel von  überragender  Bedeutung. 

In  Alt-Bulgarien  waren  nur  0,22  Proz.  des  überhaupt  genutzten 
Bodens  mit  Tabak  bepflanzt.  Von  den  8890  ha  Tabak,  die  im  Jahre 
1912  ermittelt  wurden,  entfielen  3386  ha  auf  den  Bezirk  Stara 
Zagora,  2055  auf  den  Bezirk  Philippopel,  2015  auf  den  Bezirk 
Küstendil.  Weit  wichtiger  als  die  Hochebenen  von  Philippopel- 
Stara  Zagora  und  von  Küstendil  sind  aber  die  thrazischen  Ebenen 
and  die  mazedonischen  Flußtäler  für  den  Tabakbau. 

In  guten  Jahren  erbrachte  in  Alt-Bulgarien  1  ha  eine  Durch- 
schnittsernte von  800  kg;  der  Durchschnittswert  der  rohen  Tabak- 
blätter schwankte  zwischen  0,86  und  1,23  Lewa  für  1  kg.  Die  Aus- 
fuhr ging  vorwiegend  nach  Oesterreich-Ungarn  und  Deutschland, 
ferner  nach  Aegypten,  Griechenland  und  anderen  Ländern.  In  Neu- 
Bulgarien  ist  der  Tabakbau  erheblich  ertragreicher  als  in  den  alten 
Gebieten.  Hier  steigt  der  Durchschnittsertrag  auf  1500kg  vom 
Hektar  und  darüber,  ebenso  war  der  Durchschnittswert  wesentlich 
höher  als  in  Alt-Bulgarien.  Im  ägäischen  Küstengebiet  hat  Bulgarien 
im  Jahre  1913  mit  den  Bezirken  Dedeagatsch,  Gümürdjina  und 
Xanthi  Gebiete  wertvollster  Tabakkultur  gewonnen.  Auf  diesen  be- 
schränkten Räumen  war  die  Tabakernte  an  Menge  ebenso  groß  wie 
in  ganz  Alt-Bulgarien,  an  Wert  um  ein  Vielfaches  höher;  1  kg 
kostete  in  Xanthi  und  Umgegend  in  normalen  Zeiten  je  nach  der 
Qualität  5,  8,  20,  auch  40  und  50  Lewa.  Aus  den  von  Bulgarien 
besetzten  Teilen  Serbiens,  d.  h.  aus  dem  Morawagebiet,  ganz  be- 
sonders aber  auch  Mazedonien,  bezogen  die  serbische  und  die 
ungarische  Tabakregie  große  Mengen  Tabak.  Auch  die  rumänische 
Tabakregie  bedurfte  der  Zufuhr  von  Qualitätstabak  aus  den  heute 
bulgarischen  Gebieten,  da  die  mindere  Qualität  des  rumänischen 
Tabaks  zur  Herstellung  besserer  Zigaretten  einen  Zusatz  von  20  bis 
50  Proz.  ehemals  türkischen,  jetzt  bulgarischen  Tabaks  erfordert. 
Als  der  Eintritt  Griechenlands  in  die  Reihen  der  Vierbundfeinde 
auch  das  ganze  Gebiet  von  Drama,  Seres  und  Kawalla  in  die  Hand 
der  bulgarischen  Verwaltung  legte,  verfügte  Bulgarien  über  die 
reichsten  Quellen  von  hochwertigem  Zigarettentabak.  Hiermit  er- 
reichte auch  die  Tabakspekulation  in  Bulgarien  ihren  Höhepunkt. 

Es  entwickelte  sich  ein  Emporschnellen  der  Preise,  das  sprung- 
haft in  solcher  Weise   voranging,   daß  im  Oktober  1917  bereits  die 
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Grenze  von  30  und  35  Lewa  für  1  kg,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Qualität,  überschritten  war.  Die  Zeitungen  verzeichneten  zeitweise 
sogar  Preise  von  40—45  Lewa.  Ebenso  wie  in  der  Türkei,  wo  sich 
die  gleiche  Bewegung  bemerkbar  machte,  kam  es  vor,  daß  gerade 
auch  die  Preise  für  mindere  Qualitäten  ins  Ungemessene  getrieben 
wurden  und  denen  der  besten  Qualitäten  vollkommen  gleichstanden. 
Der  Wert  der  Ernte  1917  wurde  im  Oktober  auf  700  Mill.  Lewa 
geschätzt.  Diese  gewaltige  Steigerung  des  Preises  veranlaßte  die 
bulgarischen  Bauern  zu  einer  wesentlichen  Vermehrung  des  Bodens, 
der  für  den  Tabakbau  bestimmt  war,  so  daß  im  Falle  gleich- 
bleibender Preise  die  nächste  Ernte  weit  über  1  Milliarde  erbringen 
müßte. 

Erst  als  diese  Preisbewegung  einen  kaum  mehr  zu  überbieten- 
den Höhepunkt  erreicht  hatte,  wurde  in  Deutschland  vorgegangen 
mit  der  Beschlagnahme  sämtlicher  dort  vorhandenen  Rohtabake  zu- 
gunsten der  Tabak-Einkaufsgesellschaft  in  Dresden  und  einer  ent- 
sprechenden Regelung  der  Tabakeinfuhr.  Die  deutsche  Maßregel 
erfolgte  in  erster  Linie  zu  dem  Zweck,  billiges  Zigarettenmaterial 
für  das  Heer  sicherzustellen.  Aufkäufer  des  bulgarischen  Zigaretten- 
tabaks waren  aber  nicht  nur  die  großen  deutschen  Zigaretten- 
fabriken in  Berlin  und  Dresden,  sondern  auch  die  österreichische 
Tabakregie,  das  neutrale  Ausland:  Schweiz,  Holland,  Norwegen  und 
Amerika. 

Der  amerikanische  Tabakhandel  besaß  besonders  in  Kawalla 
Riesenläger.  Bis  Ende  November  1917  bestanden  auch  noch  die 
diplomatischen  Beziehungen  zwischen  Bulgarien  und  den  Vereinigten 
Staaten,  so  daß  die  Amerikaner  in  Sofia  ungehindert  ihren  Ge- 
schäften jeder  Art  nachgehen  konnten.  Bei  dieser  Sachlage  ist  es 
noch  nicht  zu  übersehen,  ob  es  gelingen  wird,  den  balkanisch-orien- 
talischen Tabakmarkt  von  den  Mittelmächten  aus  im  Sinne  einer 
Dämpfung  der  Spekulation  einzudämmen.  Allerdings  hatten  Balkan 
und  Orient  keine  unmittelbaren  Ausfuhrmöglichkeiten  mehr  ins 
neutrale  Ausland ;  sie  waren  in  dieser  Beziehung  abhängig  von  der 
Zulassung  der  Durchfuhr  durch  die  Mittelmächte;  auch  könnte  die 
bedeutende  Steigerung  der  Anbaufläche  wohl  dazu  führen,  daß  die 
im  Herbst  1917  betriebene  Tabakspekulation  sich  auf  die  Dauer  als 
Ueberspekulation  erwiese,  unter  deren  Wirkung  die  Preise  die  er- 
reichte Höhe  nicht  mehr  behaupten  können  \). 

Wenn  auch  bei  diesen  Preisen  der  tatsächliche  Absatz  der  Ware, 
in  der  die  Spekulation  im  Lande  betrieben  worden  ist,  ins  Aus- 
land noch  nicht  völlig  sichergestellt  ist,  so  hat  sich  doch  schon 
allein  aus  dieser  Quelle  ein  Geldzufluß  von  einigen  Hunderten  von 
Millionen  ergeben,  die  nun  Anlage  in  Gründungen  aller  Art 
suchten.  Aus  den  Kriegsgewinnen  in  Tabak  ist  mit  in  erster  Linie 
der  Gründungseifer  zu  erklären,  der  sich  im  Sommer  und  Herbst 
1917  in  Bulgarien  fühlbar  machte. 


1)  Während  der  Drucklegung  sind  bereits  erhebliche  Preisabschläge  erfolgt. 
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Nach  geltendem  bulgarischen  Recht  können  Aktien  zu  100  Lewa 
Nennkapital  ausgegeben  werden,  auf  die  zunächst  nur  eine  Einzah- 
lung von  30  Proz.  des  Nennwertes  notwendig  ist.  Mit  30  Lewa 
„Kapital"  kann  demnach  eine  Aktie  erworben  und  die  Spekulation 
begonnen  werden.  Es  sind  also  die  weitesten  Volksschichten  in  der 
Lage,  sich  an  diesen  Spekulationen  zu  beteiligen.  Aus  der  be- 
schränkten wirtschaftlichen  Urteilskraft  dieser  breiteren,  durch  den 
Krieg  zu  Geld  gekommenen  Schichten  erklärt  es  sich  mit,  daß  in 
den  Aktien  jeder  heu  gegründeten  Gesellschaft  ohne  merkbare  Rück- 
sicht auf  ihren  inneren  Wert  sofort  gewaltige  Kurssteigerungen  zu 
verzeichnen  waren. 

Der  Anreiz  zu  Neugründungen  lag  natürlich  nicht  nur  darin, 
daß  plötzlich  so  große  Geldsummen  dem  bulgarischen  Markt  zu- 
strömten. Die  Zeit  der  plötzlichen  Bereicherung  durch  Kriegs- 
gewinne fiel  zusammen  mit  einer  Zeit  gehobener  wirtschaft- 
licher Zukunftsaussichten.  Der  innere  Markt  erweiterte  sich 
durch  die  Eroberungen  von  5  auf  8  Millionen  Köpfe:  als  äußerer 
Markt  wurde  das  deutsche  Absatzgebiet  für  die  Zukunft  in  weit 
stärkerem  Maße  gewonnen  als  in  früheren  Zeiten.  Bulgarien  rückte 
dem  Weltverkehr  näher,  indem  seine  Grenzen  an  der  Donau  und 
an  den  Meeren  sich  ausdehnten.  Mit  dem  politischen  Selbstvertrauen 
stieg  das  wirtschaftliche.  So  fand  der  Unternehmungsgeist  eine 
Fülle  von  Anregungen  in  der  Zeit,  in  der  sich  zugleich  das  flüssige 
Kapital  zur  Nutzung  dieser  Anregungen  vorfand.  Es  kann  nicht 
überraschen,  daß  bei  dieser  Sachlage  der  Gründungseifer  sich  regte, 
und  es  entspricht  Erscheinungen,  die  man  auch  in  anderen. Ländern 
in  und  nach  anderen  Kriegen  gemacht  hat,  daß  er  sich  bis  zum 
Gründungsfieber  steigerte. 

In  welchem  Grade  die  Struktur  der  bulgarischen  Volkswirtschaft 
durch  diese  Neugründungen  beeinflußt  wird,  ergibt  sich  aus  einem 
kurzen  Ueberblick  über  den  Stand  des  Aktienwesens  in  Vergangen- 
heit und  Gegenwart.  Am  22.  Juni  1917  berichtete  das  offiziöse 
„Echo  de  Bulgarie":  „Die  Zahl  der  augenblicklich  in  Bulgarien  be- 
stehenden Aktiengesellschaften  beträgt  104  mit  einem  Nennkapital 
von  138  Mill.  Lewa,  davon  sind  eingezahlt  98  Mill.  "Während  des 
Krieges  sind  43  Mill.  bei  Kapitalserhöhungen  eingezahlt."  Vor  dem 
Kriege  also  noch  keine  100  Mill.  gesamten  Aktienkapitals  in  Bul- 
garien. Im  Jahre  1900  bezifferte  sich  das  Kapital  der  größeren 
Fabrikanlagen  in  Bulgarien,  die  den  Schutz  des  Industrieförderungs- 
gesetzes genossen,  noch  auf  kaum  20  Mill.  Lewa.  1904  waren  es 
31  Mill.,  1909  rund  66  Mill.  und  1912  (ungerechnet  die  staatlichen 
Werke)  88  Mill.  Von  den  66  Mill.  des  Jahres  1909  entfielen  auf 
Aktiengesellschaften  25  Mill.  (Für  1912  liegen  entsprechende  Einzel- 
angaben nicht  vor.) 

Das  Nominalkapital  der  Banken  und  Kreditgesellschaften  belief 
sich  1912  auf  rund  77  Mill.,  die  jedoch  bei  weitem  nicht  voll  ein- 
gezahlt waren.  Solcher  Unternehmungen  mit  einem  Nominalkapital 
von  1  Mill.  und  darüber  zählte  man  17.  An  der  Spitze  standen 
folgende  Banken : 
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Fraiizösiacb-bulgarische  Hypothekenbank 
Balkanische  Handels-  und  Hypothekenbank 
Balkanbank  (ö3tereichisch) 
Handelsbank  (bulgarisch) 
Qeneralbank  (international) 
Kreditbank  (deutsch) 
Bank  Girdap  (bulgarisch) 

Lediglich  an  Neugründungen  mit  einem  Nominalkapital  von  je  min- 
destens 1  Mill.  wurden  allein  im  August  und  September  1917  ins 
Handelsregister  eingetragen : 

MiU. 


20    Mill. 

eingezahlt  5) 

10       „ 

..       .3) 

6      „     ( 

6) 

5      .. 

S) 

5      .. 

5) 

3      ..     ( 

3) 

2 

2) 

Äkt.-Ges.  Seedinenie 

5 

Grundstücksbank  Stopani 

5 

Donaubank 

5 

Weinbaubank 

I 

Allgemeine  Kreditbank 

6 

Mühle   Bistritza 

2 

Betonbau  Cyklop 

I,« 

Bosenbank 

4 

Grube  Kurilo 

4 

Eisengesellschaft 

2 

Unionbank 

s 

Fondsbank 

3 

Bank  für  internationalen  Handel 

10 

Bulgarische  Sparbank 

I 

Belo  More  (Acgäisches  Meer) 

30 

Bulgarien-Orient- Bank 

5 

Dazu  kamen  bedeutende  Kapitalserhöhungen  bestehender  Gesell- 
schaften. So  erhöhte  die  Balkanbank  ihr  Kapital  von  10  auf  15  Mill., 
die  Bank  Girdap  das  ihre  um  6  Mill.,  die  Eskompte-Bank  in  Rust- 
schuk  von  1  auf  3  Mill.  Bald  machten  die  neugegründeten  Gesell- 
schaften nicht  mehr  Halt  bei  einem  Kapital  von  10,  20  oder  30  MiU., 
sondern  schritten  infolge  des  sich  ihnen  geradezu  aufdrängenden 
Kapitals  auf  50  Mill. 

Als  erste  50  Millionen-Gründung  entstand  im  Oktober  die  Gorska 
Banka  (Waldbank).  Sie  sollte  nach  dem  ursprünglichen  Plan  nur 
30  Mill.  auflegen,  doch  wurden  sofort  140  Mill.  gezeichnet,  so  daß 
man  sich  entschloß,  das  Nennkapital  auf  50  Mill.  festzusetzen.  Dieser 
Gesellschaft  zur  Ausbeutung  bulgarischer  Forsten  sind  große  Re- 
gierungsaufträge sicher.  Der  Waldbestand  Alt-Bulgariens  beläuft 
sich  auf  annähernd  3  Mill.  ha  oder  30  Proz.  der  gesamten  Fläche  des 
Landes.  Es  wurden  im  Jahre  1912  gewonnen  382  000  Festmeter  Bau- 
holz im  Durchschnittswert  von  11,18  Lewa,  1,4  Mill.  Festmeter  Brenn- 
holz im  Werte  von  je  3,90  Lewa  und  6  Mill.  kg  Holzkohle  im  Werte 
von  je  5,0  Lewa.  Der  Staat  zog  aus  dem  Holzverkauf  gegen 
600  000  Lewa,  die  Gemeinden  reichlich  das  Doppelte.  Wenn  die 
bulgarische  Holzindustrie  zum  Teil  auf  Einfuhr  angewiesen  war,  so 
geschah  dies,  da  die  bulgarischen  Wälder  infolge  ungünstiger  Ver- 
kehrslage nicht  genügend  ausgebeutet  werden  konnten.  In  dieser 
Beziehung  hat  die  Erschließung  neuer  Verkehrsstraßen  durch  den 
Krieg  bereits  erhebliche  Veränderungen  gebracht,  doch  fehlt  während 
der  Kriegszeit  noch  die  Möglichkeit,  die  neuen  Transportwege  privat- 
wirtschaftlich  nutzbar  zu  machen. 
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Ein  weiteres  50  Millionen-Unternehmen,  das  ursprünglich  gleich- 
falls nur  30  Mill.  umfassen  sollte,  ist  eine  von  führenden  Mitgliedern 
der  demokratischen  Partei  gegründete  Bank.  Es  gehört  überhaupt 
zu  den  besonderen  Erscheinungen  des  bulgarischen  Wirtschaftslebens, 
daß  die  Gesellschaftsgründungen  vielfach  als  Parteigründungen  auf- 
treten. Die  Volkspartei  ist  beispielsweise  an  der  oben  erwähnten 
Bank  Belo  More  mit  ihren  30  Mill.  Aktienkapital  beteiligt,  die 
Nationalpartei  an  einer  größeren  Anzahl  minder  umfangreicher  Grün- 
dungen. Dieser  Parteicharakter  vieler  wirtschaftlicher  Gründungen 
erklärt  sich  einmal  daraus,  daß  in  Bulgarien  alles  Parteisache  ist,  des 
weiteren  aus  der  in  demokratisch-parlamentarisch  regierten  Ländern 
verbreiteten  Tatsache,  daß  Angehörige  der  Regierungsparteien  jeweils 
auf  wirtschaftliche  Vorteile  und  Erleichterungen  rechnen  können 
(Bevorzugung  in  Transportsachen,  bei  Lieferungen  für  den  Staat, 
überhaupt  behördliche  Unterstützungen),  die  naturgemäß  als  „künftig 
wegfallend"  zu  etatisieren  sind,  da  die  Parteien  sich  ziemlich  schnell 
in  der  Regierung  abzulösen  pflegen. 

Den  oben  erwähnten  Neugründungen  folgten  im  Oktober  1917 
ferner  noch: 

Balkanische  Seidenfabrik  mit  i,2  Mill. 

Bangesellschaft  Sredetz  „  lo  „ 

Textilgesellschaft  „Sweti  Georgi"  „  1,5  ,, 
Akt.-Ges.  für  Landwirtschaft, 

Viehzucht  und  Handel  „  lo  „ 

Waren  also  vor  dem  Kriege  in  allen  bulgarischen  Aktiengesell- 
schaften kaum  100  Mill.  Lewa  Kapital  eingezahlt,  so  verzeichneten 
die  im  Juli,  August,  September,  Oktober  neugegründeten  bulgarischen 
Aktiengesellschaften  ihrerseits  zusammen  gegen  "4  Milliarde  Nenn- 
kapital. Dabei  ist  noch  zu  berücksichtigen,  daß  ein  Teil  der  neuen 
Aktien  schon  alsbald  nach  ihrer  Auflegung  zu  hohen  Kursen  ge- 
handelt wurden. 

Im  November  1917  begann  sich  die  Bankengründung  auch  auf 
Mazedonien  auszudehnen.  In  Skopje  wurde  unter  dem  Namen  einer 
Handelsbank  von  Skopje  die  erste  Bank  Mazedoniens  gegründet  und 
zwar  von  ansässigen  Kaufleuten.  Sie  soll  den  Handel  durch  Ge- 
währung von  Krediterleichterungen  an  die  Kaufleute  fördern  und 
durch  hypothekare  Kredite  auch  den  Grundbesitz  unterstützen. 

Es  kann  hier  nicht  die  Aufgabe  sein,  zu  untersuchen,  welche 
neuen  Gründungen  als  gesund  und  welche  vielleicht  als  Ausfluß  über- 
hitzter Spekulation  zu  betrachten  sind.  Sicher  entspricht  es  einem 
vorhandenen  Bedürfnis,  wenn  der  Boden  für  einen  künftigen  weiteren 
Ausbau  des  bulgarischen  Wirtschaftslebens  bereitet  wird;  ander- 
seits wirft  sich  bei  dem  Emporsprießen  so  vieler  neuer  Banken  in 
einem  so  kurzen  Zeitraum  von  selbst  die  Frage  auf,  ob  hier  das  Be- 
dürfnis des  produktiven  Wirtschaftslebens  entscheidend  war  oder 
nicht  im  stärkeren  Grade  das  Spekulationsbedürfnis  neu  nach  An- 
lage suchenden  Reichtums.  Die  Erwägung  läßt  sich  kaum  von  der 
Hand  weisen,  daß  einzelne  Neugründungen  nur  angeregt  worden  sind 
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durch  die  Erfahrung,  daß  neue  Aktien  sozusagen  unbesehen  zu  höchsten 
Kursen  willige  Käufer  finden;  der  letzte  Käufer  hat  etwaige  Ver- 
luste  schließlich   nur   seiner  eigenen  Spekulationslust  zuzuschreiben. 

Das  Ueberwuchern  der  wilden  Spekulationen  führte  zu  dem 
Wunsch,  ihnen  durch  einen  organisierten  öffentlichen  Börsenhandel 
Grenzen  zu  setzen.  Die  Erwägungen  darüber  zogen  sich  monatelang 
hin ;  wiederholentlich  wurde  die  Eröffnung  einer  Börse  in  Sofia  als 
nahe  bevorstehend  angekündigt,  doch  wurde  die  Entscheidung  immer 
wieder  vertagt.  Soviel  über  den  Stand  der  Dinge  Ende  November 
1917  zu  erfahren  war,  ist  überhaupt  nicht  die  Gründung  einer  eigent- 
lichen Börse,  d.  h.  eines  Marktes  für  internationale  Werte  zu  er- 
warten, sondern  lediglich  die  Eröffnung  eines  lokalen  Marktes,  da 
ausländische  Werte  zur  Notiz  an  der  Börse  Sofia  nicht  zugelassen 
werden  sollen  ').  Dieser  p]ntschluß  hängt  offensichtlich  zusammen  mit 
dem  Bestreben,  den  Erweiterungsbau  der  großbulgarischen  Volkswirt- 
schaft ganz  dem  bulgarischen  Kapital  vorzubehalten.  Wohl  hat  die 
Regierung  für  ihr  Teil  wiederholt  den  Standpunkt  vertreten,  daß 
sie  gern  bereit  wäre,  fremdes  Kapital  für  das  Land  nutzbar  zu 
machen ;  wohl  geben  auch  die  Industrieförderungsgesetze  ausländischem 
Kapital  durchaus  die  gleichen  Rechte  wie  dem  bulgarischen;  in  der 
Praxis  aber  herrscht  entschieden  das  Bestreben,  Wirtschaft  und 
Handel  rein  bulgarisch  zu  entwickeln,  und  dieses  Bestreben  hat  sich 
außerordentlich  gefestigt,  seitdem  Bulgarien  selbst  so  viel  kapital- 
reicher geworden  ist  als  in  den  vorangegangenen  Zeiten. 

Nach  der  Befreiung  von  1878  wurde  Bulgarien  namentlich  von 
französischen  Gründern  heimgesucht,  wodurch  die  gesunde  Wirtschafts- 
entwicklung starke  Hemmungen  erlitt.  Jene  Erfahrungen  haben  mit 
dazu  beigetragen,  das  ohnehin  große  Mißtrauen  des  Bulgaren  gegen 
ausländische  Unternehmungen  zu  steigern.  Es  ist  bemerkenswert, 
daß  vor  dem  Kriege  ausländische  Kapitalisten,  die  Staatsangehörige 
der  Großmächte  waren,  in  der  bulgarischen  Industrieentwicklung 
verhältnismäßig  nur  wenig  Boden  gefunden  haben.  Am  willkom- 
mensten waren  anscheinend  Gründungen  im  belgischen  Gewände,  da 
von  Seiten  dieser  kleineren  Macht  aus  irgendwelche  politischen  Neben- 
beeinflussungen nicht  zu  befürchten  waren.  Ohnehin  fand  ja  das 
internationale  Kapital  an  der  Brüsseler  Börse  die  größten  Erleichte- 
rungen für  die  Schaffung  von  Neugründungen  in  fremden  Ländern. 

Bei  der  gegenwärtigen  Hochflut  der  bulgarischen  Gründungen 
aus  rein  bulgarischem  Kapital  ist  die  Gefahr  nicht  zu  übersehen,  daß 
das  jetzt  im  Lande  selbst  gesammelte  Kapital  im  Gründungsfieber 
zum  Teil  wieder  zerrinnt;  doch  sind  die  natürlichen  Grundlagen  der 
bulgarischen  Volkswirtschaft  und  ihre  Zukunftsaussichten  offenbar 
viel  zu  stark,  um  durch  solche  Rückschläge,  wenn  sie  im  einzelnen 
Falle  auch  empfindliche  Wirkungen  zeitigen  können,  ernstlich  er- 
schüttert zu  werden.  Anderseits  ist  nicht  zu  erwarten,  daß  die 
Ausschließung  fremder  Wertpapiere  von  der  in  Sofia  zu  schaffenden 

1)  Die  Eröffnung    der  Börse  in  diesem  begrenzten  Rahmen  ist  inzwischen  erfolgt. 
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Börse  das  neu  geschaffene  Kapital  Bulgariens  in  seiner  Gesamtheit 
etwa  veranlassen  kann,  sich  nun  ganz  in  der  bulgarischen  Volkswirt- 
schaft zu  bestätigen.  Es  sind  zweifellos  große  Teile  dieses  neuen 
Kapitals  in  ausländischen  Banken  angelegt,  an  denen  ihr  Wirkungs- 
bereich solchen  Beschränkungen  nicht  unterliegt. 

Dem  Zuwachs  des  Volksvermögens,  der  im  Laufe  des  Krieges 
unmittelbar  als  Zuwachs  an  immobilem  Kapital  in  die  Erscheinung 
getreten  ist,  wird  sich  als  weitere  Dauerwirkung  jener  Zuwachs  bei- 
gesellen, der  erst  nach  und  nach  aus  der  rationelleren  Bear- 
beitung des  altbulgarischen  Bodens  und  aus  der  Bewirt- 
schaftung des  neugewonnenen  Bodens  gezogen  werden  wird.  Diese 
Wertsteigerungen  müssen  mit  längeren  Fristen  rechnen.  Erweitert 
sich  auch  der  Boden  des  Landes,  und  zwar  gerade  der  besonders  er- 
tragsfähige Boden,  wesentlich  durch  die  Grenzerweiterungen,  so  sind 
doch  einstweilen  die  Erwartungen  auf  gesteigerte  Erträge  aus  dem 
Grunde  nicht  zu  hoch  zu  schrauben,  weil  das  neue  Land  zum  Teil 
äußerst  dünn  bevölkert  und  vorläufig  in  sehr  geringer  Kultur  ist. 
Das  gilt  namentlich  von  Mazedonien.  Nun  plant  aber  der  bulgarische 
Staat  eine  großzügige  Innenkolonisation.  Diese  ist  keineswegs 
nur  etwa  wirtschaftlich  gedacht,  sondern  soll  vornehmlich  auch  den 
Charakter  nationaler  Grenzmarkenpolitik  tragen,  d.  h.  es  soll  der 
planmäßige  Versuch  unternommen  werden,  Flüchtlinge,  Rückwanderer, 
alte  Soldaten  usw.  in  den  thrazischen,  mazedonischen  und  serbischen 
Grenzgebieten  möglichst  zahlreich  anzusiedeln,  um  das  bulgarische 
Gepräge  dieser  Landstriche  sicherzustellen  und  eine  starke  Grenz- 
wacht zu  schaffen.  Der  bulgarische  Landwirtschaftsminister  Dr. 
Dintschew  hat  sich  in  Unterredungen  mit  Pressevertretern  über  die 
geplante  Innenkolonisation  wiederholentlich  in  diesem  Sinne  geäußert. 
Er  hat  auch  auf  die  Zehntausende  von  Bulgaren  verwiesen,  die  in 
der  Fremde  ihr  Brot  als  Gärtner  verdienen  und  denen  nunmehr 
Bodenbesitz  und  alle  möglichen  Reiseerleichterungen  geboten  werden 
sollen,  um  sie  zur  Ansiedlung  in  der  Heimat  zu  bewegen.  Dadurch 
käme  dann  eine  kräftige  Ackerbau-  und  Gärtnerbevölkerung  in  solche 
Gebiete,  die  hohe  Erträge  versprechen  und  bisher  nur  wenig  genutzt 
worden  sind. 

Der  Bulgare  genießt  in  der  Welt  einen  guten  Ruf  als  Gärtner; 
gleichwohl  führte  Bulgarien  Obst  und  Gemüse  kaum  aus.  Nicht 
Obst  und  Gemüse  gingen  über  die  Grenze,  sondern  Obst-  und  Ge- 
müseproduzenten; auch  fehlte  es  in  Bulgarien  für  diesen  Markt  der 
Nahrungs-  und  Genußmittel  an  jeder  Marktorganisation.  Der  bul- 
garische Gärtner  ging  ins  Ausland  (Ungarn,  Südrußland,  auch  Eng- 
land und  Amerika),  umgab  dort  Großstädte  mit  einem  Kranz  von 
Gärtnereien  und  versorgte  den  Obst-  und  Gemüsemarkt.  Dagegen 
wurde  in  Serbien  besonders  die  weltbekannte  Pflaumenzucht  gepflegt 
und  eine  große  Ausfuhr  von  Pflaumen  und  Pflaumenmus  betrieben. 
Wichtige  Gebiete  der  serbischen  Pflaumenkultur  dürften  an  Groß- 
Bulgarien  fallen.  Auch  Bulgarien  selbst  verfügt  über  sehr  pflaumen- 
reiche  Gebiete,    die    in   Mazedonien    eine    wesentliche    Erweiterung 
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finden  werden.  Als  Pflaumenprodukt  ist  auf  dem  Balkan  ferner 
der  Slivovitz  (Pflaumenschnaps,  ähnlich  etwa  dem  deutschen  Kirsch- 
wasseri  sehr  bekannt. 

An  Obst  wachsen  ferner  hervorragend  gute  und  sehr  transport- 
fähige Aepfel  und  Birnen;  Hasel-  und  "Wallnüsse  gedeihen  in  Un- 
mengen. Feigen  trifft  man  in  der  Nähe  des  Aegäischen  Meeres 
wild  wachsend.  Der  "Wein  ist  in  der  Traube  zum  Teil  recht  schön, 
doch  steht  die  Kelterung  nur  in  den  kgl.  "Weinbergen  des  Schlosses 
Euxinograd  wirklich  auf  der  Höhe.  Gut  gepflegter  bulgarischer 
"Wein  erinnert  lebhaft  an  weißen  Bordeaux. 

Der  Gartenbau  liefert  in  erster  Linie  Zwiebeln,  Paprika,  Me- 
lonen und  Kürbisse,  ferner  Tomaten  und  ähnliche  Früchte.  An 
Hülsenfrüchten  können  Bohnen  und  Erbsen  bei  erweiterter  Boden- 
bestellung in  ausfuhrfähigen  Mengen  gewonnen  werden.  Ferner 
wären  an  Oel-  und  Industriepflanzen  neben  Raps  besonders  Sesam, 
Anis,  Mohn  zu  erwähnen.  Daneben  stehen  die  Faserpflanzen,  von 
denen  der  Hanfbau  namentlich  in  Serbien  eine  nennenswerte  Seiler- 
industrie gezeitigt  hat. 

Gewissermaßen  als  Uebergang  zwischen  Obst-  und  Gartenbau 
einerseits  und  der  Gewinnung  tierischer  Nahrungsmittel  anderseits 
ist  der  Bienenzucht  zu  gedenken,  die  bedeutende  Mengen  Honig  und 
Bienenwachs  durch  tierische  Vermittlung  aus  den  Gartenkulturen 
gewinnt.  Wichtigstes  Ausfuhrprodukt  des  Balkans  an  tierischen 
Nahrungsmitteln  sind  die  Eier  von  hervorragender  Qualität.  Serbien 
lieferte  dem  "Weltmarkt  auch  Speck.  In  Bulgarien  ist  die  Schweine- 
zucht hierzu  bisher  noch  nicht  genügend  entwickelt.  Hier  ist  es 
das  Schaf,  das  Ausfuhrprodukte  liefert;  aber  der  Schafkäse  (Kasch- 
kawal)  hat  bisher  nur  in  der  Türkei  seinen  Markt  gefunden.  Aus- 
fuhr auch  nach  Europa  erscheint  jedoch  nicht  ausgeschlossen. 

Fast  ganz  unbeachtet  hat  der  Weltmarkt  bisher  den  Reichtum 
Bulgariens  an  Fischen  gelassen.  Nur  der  Donau-Kaviar  von 
"Widdin  kam  unter  russischer  Flagge  auf  den  Markt.  Die  Flüsse 
und  Binnenseen,  die  Donau,  das  Schwarze  und  das  Aegäische  Meer 
und  sein  Haff,  der  Buru  Göl,  können  dem  europäischen  Markt  aber 
viel  hochwertige  Fische,  wie  Stör  und  Sterlet,  liefern.  Ferner  sind 
Forelle,  Aal,  Karpfen  und  alle  erdenklichen  anderen  Fischsorten, 
auch  große  Krebse,  sehr  häufig.  Besonders  der  Fischreichtum  des 
Buru  Göl  (bei  Porto  Lagos)  gilt  als  ganz  ungewöhnlich.  Die  Brauch- 
barkeit der  kleinen  Schildkröten,  die  in  Thrazien  massenhaft  vor- 
kommen, für  Suppenzwecke  wurde  bezweifelt,  ist  aber  mit  Erfolg 
erprobt. 

Die  bisherige  Ausfuhr  Alt-Bulgariens  gibt  keineswegs  einen 
Maßstab  für  die  Ausfuhrmöglichkeiten  Groß-Bulgariens.  Die  alten 
statistischen  Anschreibungen  umfassen  noch  nicht  das  für  Tabak-  und 
andere  Industriepflanzen,  für  Fische  usw.  besonders  wichtige  Gebiet 
Thraziens.  Künftig  kommt  das  Gebiet  der  rechten  Morawa  und  das 
ganze  mazedonische  Binnenland  aller  "Voraussicht  nach  neu  hinzu. 
Für  die  Förderung  der  Ausfuhr  Groß-Bulgariens  an  Nahrungs-  und 
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Genußmitteln  kommt  es  nicht  nur  auf  die  Weiterentwicklung  des 
Transportwesens  und  nicht  nur  auf  die  Steigerung  der  Produktion 
in  den  fruchtbaren,  aber  dünn  bevölkerten  Gebieten  an,  sondern 
ganz  besonders  auch  darauf,  die  Erzeugnisse  weltmarktfähig  zu 
machen  und  den  Absatz  zu  organisieren. 

Die  Weltmarktfähigkeit  bulgarischer  Erzeugnisse  wird  auf  die 
Dauer  schwer  beeinträchtigt,  wenn  der  Handel  fortfährt,  Landes- 
erzeugnisse zu  fälschen  (wie  es  besonders  bei  Rosenöl  und  Getreide 
der  Fall  ist).  Die  Weltmarktfähigkeit  ist  anderseits  wesentlich  zu 
erhöhen  durch  sachgemäße  Behandlung  der  Landesprodukte.  Als 
hervorstechende  Beispiele  wären  zu  erwähnen:  Bessere  Kelterung 
des  Weines;  sorgfältige  Verpackung  des  guten  Tafelobstes;  Schaffung 
von  Gemüsekonservenfabriken,  Marmeladenfabriken  u.  dgl.  Ferner 
ist  an  Hebung  der  Fischerei,  Pflege  der  Fischzucht  und  Beistellung 
geeigneten  Transportmaterials  zu  denken,  wie  auch  Anlage  guter 
Fischräuchereien  (Stör). 

Für  die  weltmarktfähige  Behandlung  von  Obst  und  Gemüse  und 
ihren  eventuellen  Produkten  wird  man  sich  am  besten  an  die  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  zu  halten  haben,  die  unter  anderem 
auch  veranlaßt  werden  könnten,  Winzerlehrer  heranzuziehen.  Das 
landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen  ist  verhältnismäßig  weit 
entwickelt.  Von  dieser  Seite  werden  auch  landwirtschaftliche  Wander- 
schulen unterhalten.  Hier  ist  das  gegebene  Organ  zu  finden  für  die 
Unterweisung  der  Bauern  bezüglich  der  Heranziehung  weltmarkt- 
fähiger Produkte.  Der  landwirtschaftlich -technische  Fortschritt 
stützt  sich  ganz  wesentlich  auf  die  Genossenschaften,  die  in  erster 
Linie  gegründet  sind,  um  bei  dem  sehr  zersplitterten  Grundbesitz 
die  Beschaffung  und  Nutzung  landwirtschaftlicher  Maschinen  mög- 
lich zu  machen.  Auch  die  Fischerei  könnte  durch  Angliederung 
entsprechender  Lehrkräfte  an  die  landwirtschaftlichen  Wanderschulen 
wesentlich  gefördert  werden. 

Die  Verwertung  der  in  Aussicht  stehenden  bulgarischen  Pro- 
duktionssteigerung hängt  ab  von  der  weiteren  Ausgestaltung  des 
Verkehrswesens,  der  sich  durch  den  Krieg  gleichfalls  günstige 
Aussichten  erschlossen  haben,  lieber  die  Verkehrslage  der  einzelnen 
Hauptproduktionsgebiete  ist  in  kurzem  folgendes  zu  bemerken:  Die 
vornehmlich  dem  Weizen-  und  Maisbau  zugehörige  Donausenke  nörd- 
lich des  Balkans  stützt  sich  auf  den  Donauverkehr.  Zu  beachten  ist 
ferner  das  Donaugebiet  selbst  wegen  der  Fische  und  des  Kaviars. 
Für  Garten-  und  Obstkultur  kommen  in  erster  Linie  die  Täler  und 
Hochebenen  südlich  des  Balkans  in  Frage.  Aber  auch  das  Morawatal 
im  Norden  der  Halbinsel  ist  ausgezeichnet  z.  B.  durch  seinen  Pflaumen - 
reichtum. 

Die  größte  der  fruchtbaren  Hochebenen  ist  jene  von  Philippopel- 
Stara  Zagora.  Sie  hat  gute  Bahnverbindung,  da  sie,  an  der  Strecke 
des  Balkanzuges  liegend,  dem  internationalen  Schnellzugsverkehr  er- 
schlossen ist.  Zur  Donau  führt  die  Transbalkanbahn  nach  Rustschuk, 
zum  Schwarzen  Meer  die  Bahn  nach  Burgas,   und   zum  Aegäischen 
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Meer  wird  demnächst  die  Bahn  nach  Porto  Lagos  führen.  Auf 
etwa  gleichem  Breitengrad  liegen  die  gesegneten  Hochebenen  von 
Küstendil  und  Skopje.  Küstendil  hat  Bahnverbindung  mit  Sofia 
und  erhält  später  Anschluß  auch  nach  Skopje,  das  seinerseits  an  der 
Bahn  Belgrad-Salonik  liegt. 

Weiter  südlich  kommen  in  Frage  die  Hochebenen  von  Monastir 
(Bahn  nach  Salonik),  Ochrida  (Bahn  nach  Skopje  im  Bau)  und  das 
Tabakland  von  Xanthi-Gümürdjina  nördlich  des  fischreichen  Buru 
Göl,  dessen  Umgegend  durch  Entsumpfung  enorm  fruchtbar  gemacht 
werden  könnte,  ebenso  wie  das  Gebiet  der  Maritza-Mündung. 

Noch  ist  das  politische  Geschick  des  Bezirkes  Seres-Drama- 
Kavalla  mit  seinem  gewaltigen  Tabakreichtum  und  seinem  fisch- 
reichen Tachinosee  nicht  entschieden.  Dagegen  ist  das  heiße  Stru- 
mitzatal  und  das  weinreiche  Gebiet  an  der  mittleren  Struma  schon 
seit  den  Balkankriegen  fest  in  bulgarischer  Hand.  Auch  diesen, 
früher  weltabgelegenen  Landstrichen  ist  jetzt  Bahnanschluß  gesichert, 
haben  doch  unsere  Feldgrauen  eine  Kleinbahn  bereits  durch  das  ganze 
Strumabecken  von  Radomir  bis  an  die  alte  Grenze  gelegt,  der  künf- 
tigen Vollbahn  den  Weg  ebnend. 

Die  Flußgebiete  der  Maritza,  der  Struma,  des  Wardar  und  der 
Morawa  sind  mir  aus  mehrfacher  Bereisung  bekannt.  Ihre  Fracht- 
barkeit  springt  in  die  Augen.  Um  sie  voll  nutzbar  zu  machen,  ist 
allerdings  noch  viel  Arbeit  erforderlich:  Aufforsten  der  Berge,  wofür 
Zar  P'erdinand  lebhaftes  Interesse  betätigt;  hierdurch  wird  mit  der 
Zeit  der  Ueberschüttung  fruchtbarer  Landstrecken  durch  Geröll  Ein- 
halt geboten  werden  — ;  dichtere  Besiedelung,  wofür  zum  Teil  die 
oben  erwähnte  Innenkolonisation  in  Zukunft  sorgen  soll;  Flußregu- 
lierung, die  freilich  wohl  nur  bei  der  Maritza  auf  weite  Strecken 
auch  zur  Schiffbarkeit  des  Stromes  wird  führen  können.  Auch  ab- 
seits der  diese  Flußläufe  umgebenden  Hochebenen  und  Talgebiete 
ist  das  Land  in  zahllosen  Seitentälern  von  teils  hoher  Fruchtbarkeit. 
Hier  fehlt  es  aber  ganz  überwiegend  noch  an  der  rechten  Verkehrs- 
erschließung. 

Als  Handelszentren  kommen  außer  den  Donauhäfen  vornehmlich 
in  Frage :  Fhilippopel,  Skopje,  Küstendil,  ferner  Nisch,  Veles,  Xanthi, 
Gümürdjina  (Drama,  Kavalla,  Seres),  Gorna  Orechovitza,  Monastir, 
Varna  (Pflanzenöl,  Hülsenfrüchte).  Die  Hauptstadt  Sofia  liegt  in 
weniger  kultivierter  Hochebene  und  ist  für  die  eigene  Versorgung 
mit  Nahrungs-  und  Genußmitteln  auf  Einfuhr  aus  Philippopel, 
Küstendil  etc.  angewiesen. 

Der  Ausfuhr  stehen  folgende  Wege  zur  Verfügung: 

Die  Eisenbahn  über  Sofia  bzw.  Skopje  nach  Nisch-Belgrad- 
Mitteleuropa. 

Die  Donau:  Haupthafen  Rustschuk.  Transport  stromauf  oder 
zum  Schwarzen  Meer. 

Der  Seeweg  vom  Schwarzen  Meer  (Varna,  Burgas)  oder  vom 
Aegäischen  Meer  (Dedeagatsch,  Porto  Lagos-Kavalla,  Salonik).  Porto 
Lagos   und  Kavalla  ermangeln  vorläufig  noch  des  Bahnanschlusses. 
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Sollte  die  künftige  griechisch-bulgarische  Grenze  der  unteren  Struma 
folgen,  so  dürfte  sich  in  der  Bucht  von  Orfano  ein  neuer,  mit 
Salonik  konkurrierender  Hafen  entwickeln,  der  namentlich  für  das 
äußerst  fruchtbare  und  reiche,  aber  noch  abseits  des  Verkehrs  liegende 
Strumitzatal  hohe  Bedeutung  erlangen  könnte. 

Für  den  Seetransport  ist  wichtig,  daß  die  Hauptausfuhrgebiete 
künftig  nicht  auf  den  Umweg  über  das  Schwarze  Meer  angewiesen 
sind,  sondern  auch  über  —  wenigstens  zum  Teil  —  groß-bulgarische 
Häfen  am  Aegäischen  Meer  werde»  gehen  können.  Das  ganze  Ge- 
biet südlich  der  Bahn  Nisch-Sofia-Odrin  (Adrianopol)  gravitiert  nach 
dem  Aegäischen  Meer.  Der  Verkehr  Mazedoniens  zum  Weltmarkt 
wird  in  erheblichem  Grade  bedingt  werden  durch  die  künftige  Grenz- 
führung zwischen  Bulgarien  und  Griechenland  und  das  Schicksal 
von  Salonik,  deutlicher  gesagt :  durch  die  Entscheidung  darüber,  ob 
auch  Kavalla  und  Hinterland  bulgarisch  werden  und  ob  ein  trans- 
porterleichterndes Abkommen  über  die  Verhältnisse  in  Salonik  und 
auf  der  Bahn  von  dort  ins  Hinterland  getroffen  wird.  Jeder  Blick 
auf  die  Karte  belehrt  über  die  Bedeutung  dieser  Fragen  für  die  Aus- 
fuhr Groß-Bulgaries  so  klar,  daß  es  weiterer  Ausführungen  hierüber 
kaum  bedarf. 

Die  Donauhäfen  haben  im  Kriege  erhebliche  Verbesserungen  er- 
fahren, und  die  Donauflotte  ist  wesentlich  verstärkt.  Von  besonderer 
Wichtigkeit  ist  die  Frage,  wie  sich  nach  dem  Kriege  die  Trans- 
porte donauabwärts  gestalten  werden.  Liefert  Deutschland  (zumal 
nach  Ausbau  seines  eigenen  Wasserstraßennetzes)  auf  diesem  Wege 
nach  Bulgarien  Schwergüter  wie  Kohle,  landwirtschaftliche  Maschinen, 
Eisenbahnmaterial  usw.,  so  wird  durch  die  gesicherte  Talfracht  die 
Bergfracht  naturgemäß  wesentlich  günstiger.  Andernfalls  bliebe  der 
Donauverkehr  „rückläufig"  und  die  Bergfracht  infolge  fehlender  Tal- 
fracht zu  kostspielig. 

Die  Eisenbahnen  Bulgariens  sind  (wie  übrigens  auch  diejenigen 
Ungarns)  durchweg  eingleisig,  selbst  auf  der  Strecke  des  Balkan- 
zuges. Das  rollende  Material  ist  spärlich.  Der  Krieg  hat  bereits 
große  Verbesserungen  insofern  gezeitigt,  als  nicht  nur  neue  Eisen- 
bahnen in  Bau  genommen  und  mit  einer  in  Friedenszeiten  auf  dem 
Balkan  undenkbaren  Energie  gefördert  worden  sind,  sondern  auch 
die  alten  Hauptstrecken  mit  so  zahlreichen  neuen  Ausweichen  ver- 
sehen wurden,  daß  künftig  eine  wesentlich  bessere  Zugfolge  mög- 
lich ist. 

Von  zuständiger  Stelle  werden  über  die  Leistungen  Deutsch- 
lands für  Bulgarien  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  folgende 
Mitteilungen  zur  Verfügung  gestellt: 

Wenn  auch  die  bulgarischen  Eisenbahntruppen  sehr  anerkennens- 
werte Leistungen  beim  Bau,  bei  der  Wiederherstellung  und  beim 
Betrieb  der  Bahnen  vollbracht  haben,  so  waren  sie  doch  an  Zahl  zu 
gering,  um  allein  der  umfangreichen  Aufgaben  Herr  zu  werden. 
Zahlreiche  deutsche  Eisenbahntruppen  sind  daher  seit  dem  Oktober 
1915  auf  dem  Balkan   eingesetzt   worden.     Sie  haben   im  Morawa- 
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und  im  Wardartal  die  von  den  bulgarischen  Eisenbahntruppen  be- 
gonnene Wiederherstellung  der  zerstörten  Eisenbahnen  über  Nisch- 
Uesküb,  Richtung  Salonik,  zu  Ende  geführt,  wobei  eine  sehr  große 
Anzahl  von  Brücken  über  die  genannten  beiden  Flüsse  neu  zu  bauen 
waren.  Deutsche  Eisenbahntruppen  haben  auf  der  genannten  Strecke 
etwa  50  Bahnhöfe  vergrößert  und  etwa  40  Bahnhöfe  und  Ausweichen 
neu  gebaut  und  sie  mit  allen  für  den  Betrieb  notwendigen  Anlagen 
versehen,  um  die  geringe  Leistungsfähigkeit  der  Strecke  zu  ver- 
bessern, so  daß  mehr  Züge  als  bisher  verkehren  können.  7  Lokomotiv- 
bahnhöfe und  18  Wasserstationen  sind  teils  verbessert,  größten- 
teils erst  ganz  neu  angelegt  worden.  Die  Bahnhofsgebäude,  die 
Rampenanlagen  und  Zufahrtstraßen  sind  erweitert,  neue  Telegraphen- 
und  Fernsprechleitungen  geschaffen,  durch  neue  Signalanlagen  ist 
die  Sicherheit  des  Zugverkehrs  gewährleistet  worden. 

Im  Anschluß  an  die  bestehende  Vollbahn  sind  von  deutschen 
Kompanien  mit  Unterstützung  durch  bulgarische  Truppen  normal- 
spurige  und  schmalspurige  Bahnen  und  Drahtseilbahnen,  zum  Teil 
von  beträchtlicher  Länge,  zu  den  verschiedenen  Teilen  der  Front 
gebaut  worden,  wobei  sehr  große  Geländeschwierigkeiten  zu  über- 
winden waren,  denen  Kolonnen  und  Tragtiere  auf  die  Dauer  nicht 
gewachsen  gewesen  wären. 

In  gleicher  Weise  haben  deutsche  Eisenbahntruppen  auch  in 
Altbulgarien  und  in  der  Dobrudscha  gewirkt.  Sie  haben  die  Strecken 
Nisch-Sofia,  Sofia-Pleven-Varna  und  die  von  der  letztgenannten 
Strecke  nach  den  Donauhäfen  führenden  Bahnen  sowie  die  Bahnen 
in  der  Dobrudscha  auf  eine  höhere  Leistungsfähigkeit  gebracht. 
Etwa  35  neue  große  und  kleine  Bahnhöfe  sind  durch  deutsche  Ar- 
beit entstanden,  ebensoviel  bestehende  Bahnhöfe  sind  —  zum  Teil 
sehr  erheblich  —  vergrößert  worden.  16  Wasserstationen  und 
7  Lokomotivbahnhöfe  sind  teils  neu  angelegt,  teils  verbessert  worden. 
Insbesondere  hat  der  Bahnhof  Sofia,  der  dem  gesteigerten  Verkehr 
nicht  mehr  gewachsen   war,   eine   großzügige  Erweiterung  erfahren. 

Hervorgehoben  muß  auch  noch  werden,  daß  auf  allen  Strecken 
zahlreiche  Werkstätten  für  Lokomotiven  und  Wagen  neu  eingerichtet 
worden  sind. 

An  neuen  normalspurigen  Eisenbahnen  sind  in  Altbulgarien  und  in 
der  Dobrudscha  eine  von  10  und  eine  von  50  km  Länge  durch  deutsche 
Eisenbahntruppen   neu   gebaut   oder  im  Weiterbau   beendet  worden. 

Von  dem  für  die  Erweiterungsbauten  der  Vollbahnen  benötigten 
Material  an  Gleisen,  Weichen  usw.  ist  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  in 
Serbien  und  Rumänien  erbeutet  worden.  Das  meiste  mußte  von  der 
deutschen  Industrie  geliefert  werden,  insbesondere  auch  die  Rohre 
und  Pumpen  für  die  Wasserstationen  und  ein  großer  Teil  der  Werk- 
stättenanlagen. Ueber  1000  km  Vollbahngleis  und  175  Weichen  sind 
aus  Deutschland  bezogen  worden.  Für  die  Feldbahnen  und  für  die 
Drahtseilbahnen  ist  das  gesamte  Material  von  Deutschland  zur  Ver- 
fügung gestellt  worden;  dabei  handelt  es  sich  allein  an  Feldbahn- 
material bis  jetzt  schon  um   über  500  km   Gleis  mit  zugehörigen 
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Lokomotiven  und  Wagen.  Die  Lieferung  weiteren  Voll-  und  Feld- 
bahnmaterials ist  zugesagt  worden. 

Ebenso  hat  Deutschland  für  die  Durchführung  des  Betriebes  auf 
den  Vollbahnstrecken  eine  sehr  große  Anzahl  Lokomotiven  und 
Wagen  und  außerdem  Kohlen  gestellt. 

Diese  Leistungen  Deutschlands  an  Bahnmaterial  (sowohl  an 
Gleis  usw.  wie  an  Lokomotiven  und  Wagen)  müssen  um  so  höher 
gewertet  werden,  als  auch  die  deutsche  Industrie  durch  den  Kriegs- 
zustand in  ihrer  Leistungsfähigkeit  naturgemäß  eingeschränkt  ist, 
während  die  Anforderungen  an  Kriegsmaterial  von  allen  Kriegs- 
schauplätzen außerordentlich  groß  sind.  Es  wird  Aufgabe  Bulgariens 
sein,  der  deutschen  Industrie  nach  Kräften  zu  helfen  und  zwar 
durch  Lieferung  derjenigen  Rohstoffe,  die  in  Deutschland  fehlen 
oder  nicht  in  genügender  Menge  vorhanden  sind  (besonders  die  für 
die  Herstellung  von  Stahl  nötigen  Erze),  und  durch  Ausbeutung  der 
eigenen  Kohlengruben,  um  die  Kohlenzufuhr  aus  Deutschland  ein- 
zuschränken. 

Wenn  auch  die  Neubauten  von  Voll-,  Feld-  und  Drahtseilbahnen 
und  die  Erweiterungsbauten  an  den  Vollbahnstrecken,  die  Deutsch- 
land im  Kriege  geleistet  hat,  in  erster  Linie  dazu  bestimmt  waren, 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen  für  den  Kriegsbetrieb  zu  erhöhen 
und  so  zur  siegreichen  Durchführung  des  Krieges  beizutragen,  so 
kommen  sie  doch  auch  schon  jetzt  dem  Wirtschaftsleben  Bulgariens 
zugute.  Noch  viel  mehr  wird  dies  künftig  im  Frieden  der  Fall 
sein.  Die  Vollbahnen  werden  vermöge  der  auf  ihnen  geschaffenen 
Neuanlagen  imstande  sein,  mehr  Personen  und  Güter  als  früher  zu 
befördern.  Die  Feldbahnen  werden  bisher  abseits  gelegene,  frucht- 
bare Gebiete  erschließen  und  den  Güteraustausch  zwischen  diesen 
und  den  anderen  Landesteilen  ermöglichen.  Das  gesamte  wirtschaft- 
liche Leben  Bulgariens  wird  auf  der  Grundlage  besserer  Eisenbahn- 
verbindungen, wie  sie  im  Kriege  geschaffen  sind  und  nach  dem 
Kriege  noch  weiter  zu  schaffen  sein  werden,  einen  neuen  Aufschwung 
erfahren  zum  Besten  des  bulgarischen  Volkes.  Deutsche  Kriegs- 
arbeit hat  so  in  Bulgarien  Werte  geschaffen,  die  in  ihrer  Bedeu- 
tung für  die  friedliche  Entwicklung  und  das  Aufblühen  des  Landes 
nach  dem  Kriege  gar  nicht  hoch  genug  eingeschätzt  werden  können. 

Der  Sobranje  sollen  neuerdings  Vorlagen  unterbreitet  werden 
über  den  Bau  neuer  Eisenbahnlinien,  deren  wichtigste  eine  direkte 
Verbindung  der  altbulgarischen  Hauptstadt  Sofia  und  der  mazedo- 
nischen Hauptstadt  Skopje  sowie  eine  unmittelbare  Verbindung  von 
Sofia  südwärts  nach  dem  Aegäischen  Meer  zu  darstellen  sollen.  Für 
die  erstere  Linie  fehlt  nur  noch  die  Strecke  Güschewo-Kumanowo, 
die  allerdings  erhebliche  technische  Schwierigkeiten  darbietet,  aber 
eine  außerordentliche  Abkürzung  des  Verkehrs  zwischen  Mazedonien 
und  Sofia  herstellt.  Ebenso  wie  diese  Strecke  war  jene  von  Rado- 
mir  nach  Demir  Hissar,  die  Anschluß  findet  an  die  Küstenbahn, 
schon  seit  längerer  Zeit  geplant  worden.  Ihre  Durchführung  ist 
jetzt  wesentlich  erleichtert  worden  dadurch,  daß  während  des  Krieges 
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seitens  deutscher  Eisenbahntruppen  eine  Kleinbahn  von  Radomir 
durch  das  Strumatal  nach  dem  Rupelpaß  geführt  worden  ist,  die 
auch  die  schwierige  Kresnaschlucht  überwunden  hat.  Desgleichen 
ist  während  des  Krieges  am  Ausbau  einer  Verbindung  von  Skopje 
nach  dem  Ochridasee  gearbeitet  worden.  Ferner  ist  eine  Verbindung 
über  den  Ost-Balkan  zwischen  Schumen  und  Jamboli  eingeleitet,  so  daß 
eine  neue  Verbindung  der  Gebiete  an  der  Westküste  des  Schwarzen 
Meeres  —  Konstantinopel,  Ädrianopel,  Ostbulgarien  und  Dobrudscha  — 
in  Aussicht  steht. 

Zu  den  Verkehrsverbesserungen  gesellten  sich  große  Fortschritte 
auch  im  Ausbau  der  Telegraphen-  und  Fernsprechlinien,  die  im 
Frieden  ohne  Zweifel  sehr  viel  länger  auf  sich  hätten  warten  lassen. 
Gleichzeitig  mit  dem  Bau  direkter  deutscher  Telegraphenleitungen 
zwischen  Deutschland,  Bulgarien  und  der  Türkei  wurde  für  die  bul- 
garische Telegraphenverwaltung  der  Wiederaufbau  der  zerstörten 
Telegraphenverbindung  für  den  Wirtschaftsverkehr  Bulgariens  durch- 
geführt und  ihr  durch  besondere  Leitungen  von  Sofia  über  Nisch 
nach  Belgrad- und  Semendria  der  Verkehr  mit  Budapest  und  darüber 
hinaus  unabhängig  von  Rumänien  ermöglicht. 

Ferner  wurde  eine  Telephonleitung  von  Sofia  nach  Kon- 
stantinopel gebaut  und  damit  ein  lange  zwischen  Bulgarien  und  der 
Türkei  schwebendes  Projekt  rasch  durchgeführt.  Dadurch  wurde 
auch  die  Telephonverbindung  Konstantiuopel-Sofia-Berlin  hergestellt. 

Die  deutsche  Telegraphenabteilung  auf  dem  Balkan  baute  8700  km 
Telegraphen-  und  Fernsprechleitungen  und  betrieb  diese  mit  18  Tele- 
graphen- und  17  Fernsprechstationen.  Sie  arbeitete  mit  7  Schnell- 
telegraphen. 

Diese  Leistungen  für  das  bulgarische  Verkehrswesen  stehen  an 
hervorragender  Stelle  unter  den  Dauerwirkungen  des  Krieges  für 
die  bulgarische  Volkswirtschaft  und  sind  namentlich  für  das  Aus- 
maß des  Tempos  der  wirtschaftlichen  Weiterentwicklung  von  mit- 
entscheidender Bedeutung. 

II.  Rumänien. 

in  der  Zeit  vor  dem  Kriege  genoß  Rumänien  in  der  europäischen 
Staaten  weit  das  Ansehen  einer  Vormacht  unter  den  Balkanvölkern. 
Diese  Stellung  fand  hervorstechenden  Ausdruck  noch  bei  dem  Ab- 
schluß der  Balkankriege  durch  den  Friedensschluß  in  Bukarest 
Rumänien  stand  in  dem  Ruf,  unter  den  Ländern  des  südöstlichen 
Europas  den  weitestgehenden  Anschluß  an  europäische  Kultur  ge- 
funden zu  haben;  es  hatte  auch  wirtschaftlich  unter  den  Balkan- 
staaten die  verhältnismäßig  größte  Bedeutung  für  den  Weltmarkt 
gewonnen.  Vergleichen  wir  das  alte  Rumänien  und  das  alte  Bul- 
garien nach  dem  Stande  vor  den  Balkankriegen,  so  haben  wir  in 

Fläche  in  qkm         Bevölkerung  Einwohner  auf  1  qkin 
Rumänien                 13' 353                   7228976  55,0s 

Bulgarien  9*>  34^  4  337  5 '6  45.«« 
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Die  natürliche  Bevölkerungsvermehrung  war  in  beiden  Ländern 
stark,  sie  betrug  in  Rumänien  auf  10000  Einwohner  160,  in  Bul- 
garien 188.  Von  der  gesamten  Bodenfläche  waren  landwirtschaft- 
lich genutzt  in  Rumänien  7691000  ha,  in  Bulgarien  3325000  ha, 
das  ist  in  Rumänien  mehr  als  die  Hälfte,  in  Bulgarien  nur  etwas 
mehr  als  Vs  der  Gesamtfläche  des  Landes,  wobei  in  Betracht  zu 
ziehen  ist,  daß  in  Rumänien  ein  wesentlich  kleinerer  Teil  des  Ge- 
samtgebietes als  in  Bulgarien  auf  die  Gebirge  entfällt.  Trotz  der 
dem  Ackerbau  günstigeren  Verhältnisse  waren  die  Hektarerträge  in 
Rumänien  übrigens  nicht  etwa  höher  als  in  Bulgarien.  So  zog  im 
Jahre  1913  Rumänien  vom  Hektar  14  dz  Weizen,  Bulgarien  16  dz. 

In  dem  letzten  Jahre  vor  den  Kriegen,  d.  h.  im  Jahre  1911,  war 
Rumänien  am  Welthandel  beteiligt  mit  etwas  über  1  Milliarde  M., 
Bulgarien  nur  mit  wenig  über  307  Mill.,  und  zwar  bezifferte  sich 
in  Rumänien  die  Ausfuhr  auf  555  Mili.  M.,  die  Einfuhr  auf  456  Mill. 
in  Bulgarien  die  Ausfuhr  auf  148,  die  Einfuhr  auf  159  Mill.  Ein 
Vergleich  des  Eisenbahnnetzes  in  beiden  Ländern  ergibt  folgende 
Ziffern : 


GesamtläDge 

auf  100  qkm 

auf  100  000  Einwohner 

Bamänien 

3607  km 

2,7 

53  km 

Bulgarien 

«930     .. 

2,0 

46     „ 

Bei  diesem  Vergleich  muß  natürlich  im  Auge  behalten  werden,  daß 
Rumänien  beträchtlich'  früher  als  Bulgarien  zur  staatlichen  Selb- 
ständigkeit gelangt  ist.  Moldau  und  Walachei  haben  eine  weit 
kürzere  Türkenzeit  durchgemacht  als  die  Länder  der  eigentlichen 
Balkanhalbinsel  südlich  der  Donau;  zugleich  mit  Griechenland  wurden 
sie  im  Jahre  1821  aus  der  türkischen  Herrschaft  befreit.  Sie  kamen 
dann  freilich  zunächst  unter  den  russischen  Einfluß,  der  nach  Aus- 
bruch des  Krimkrieges  vorübergehend  durch  österreichische  Ok- 
kupation abgelöst  wurde.  Anfang  1859  vereinigten  sich  die  beiden 
alten  Fürstentümer  unter  Alexander  Cuza,  der  das  Land  mit  einer 
vollständigen  Umwälzung  seines  früheren  sozialen  Zustandes  be- 
dachte, über  seine  großzügige  Agrarreform  aber  zum  Sturz  kam. 

Ganz  im  Gegensatz  zu  der  rein  bäuerlichen  Bevölkerung  Bul- 
gariens herrschte  in  Rumänien  die  Landaristokratie  der  Bojaren. 
Aus  ihnen  gingen  die  rumänischen  Fürsten  hervor,  alle  Aemter 
wurden  durch  die  Bojarenfamilien  besetzt.  Kaufleute  und  Hand- 
werker der  Städte  bildeten  eine  wenig  zahlreiche  Mittelklasse.  Die 
breite  Unterschicht  wurde  gestellt  von  der  ländlichen  Bevölkerung, 
die  nahezu  die  Rolle  besitzloser  Sklaven  spielte.  Durch  russische 
Einflüsse  erhielten  die  rumänischen  Fürstentümer  erstmals  im  Jahre 
1820  ein  Reglement,  das  einen  Schritt  zur  Verfassung  bedeutete. 
Weitere  Schritte  in  dieser  Richtung  wurden  nach  der  Revolution 
von  1848  und  nach  dem  Pariser  Kongreß  vollzogen. 

Im  Jahre  1864  gab  Alexander  Cuza  dem  Lande  eine  neue  Ver- 
fassung, die  jedoch  keine  lange  Dauer  hatte,  da  er  von  den  all- 
mächtigen Bojaren  wegen  seiner  bauern freundlichen  Agrarrreform 
gestürzt  wurde.     An  seine  Stelle  trat  Prinz  Karl  von  Hohenzollern 
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als  Fürst  Carol  I.  Unter  ihm  erhielt  der  geeinigte  rumänische 
Staat  eine  Verfassung,  die  der  belgischen  Verfassung  von  1831  ähn- 
lich, wie  übrigens  später  auch  die  bulgarische  nachgebildet  wurde. 
Nach  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  gab  es  nunmehr  keine  Privi- 
legien mehr,  in  der  Tat  aber  blieben  die  Bojaren  die  Herren  des 
Grundbesitzes,  und  die  große  Mehrzahl  der  Bauern  verharrte  in  tiefer 
Abhängigkeit.  Trotz  der  freiheitlichen  Verfassung  hat  sich  ein  wirk- 
lich freier  Bauernstand  bisher  nicht  zu  entwickeln  vermocht.  Ueber 
die  Bodenverteilung  ist  einem  Bericht  des  rumänischen  Finanz- 
ministeriums von  1905  folgendes  zu  entnehmen : 

_    .    ,  ,  Oberfläche      in  Proz.  der      Zahl  der 

«esitzKiasse  .^  ^qqq  ^^     Gesamtfläche      Besitzer 

Kleinbesitz  bis  zu  10  ha  3320  41,7  1015302 

mittlerer  Besitz  P*^-^^     '"'  ^^6  8,7  36318 

mittlerer  Besitz  |r,o_ioo  ha  165  2,1  2381 

„    „.     .,    /lOO— 500  ha                  786                  9,9                     2608 
Großbesitz  ^^^^^  ^^^  ^,^  ^^,  3^;^ ,^ 

insgesamt  7968  100  i  058  172 

Die  Gruppe  der  Kleinbesitzer  umfaßt  in  der  Hauptsache  nur 
die  ganz  kleinen  Besitzer  von  V2 — 2  ha;  weit  über  ein  Drittel  des 
Bodens  ist  in  den  Händen  der  ganz  großen  Besitzer  von  mehr  als 
500  ha.  Diese  sind  in  der  Regel  selbst  keine  Landwirte,  sie  geben 
ihre  Ländereien  auch  nicht  etwa  direkt  an  bäuerliche  Pächter, 
sondern  mit  kurzfristigen  Verträgen  an  große  Generalpächter,  in  der 
Regel  Griechen  oder  Juden,  die  ihrerseits  das  Land  von  den  Bauern 
bearbeiten  lassen,  die  somit  unter  doppelte  Abhängigkeit  geraten. 
Obendrein  haben  diese  Bauern  bei  weitem  die  Hauptlast  der  Steuern 
zu  tragen,  die  die  an  der  Quelle  der  Gesetzgebung  sitzenden  Bojaren 
von  sich  abzuwälzen  wissen.  Die  sozialen  Verhältnisse  sind  somit 
sehr  ungünstige. 

Entsprechend  diesem  krassen  Gegensatz  in  der  sozialen  Schich- 
tung, die  großen  Reichtum  und  nackte  Armut  hart  nebeneinander 
stellt,  liegen  die  Verhältnisse  auch  bezüglich  der  allgemeinen  Volks- 
bildung sehr  ungünstig.  Wohl  ist  dem  Namen  nach  auch  in  Rumänien 
die  allgemeine  Volksschule  eingeführt,  aber  während  sie  in  dem 
jüngeren  bulgarischen  Staatswesen  nicht  nur  auf  dem  Papier,  sondern 
auch  in  der  Praxis  so  weit  verwirklicht  worden  ist,  daß  bei  der 
Rekrutenaushebung  beispielsweise  in  den  letzten  Jahren  nur  noch 
etwa  10  Proz.  Analphabeten  ermittelt  wurden,  läßt  die  praktische 
Verwirklichung  der  allgemeinen  Schulpflicht  in  Rumänien  noch 
außerordentlich  viel  zu  wünschen  übrig.  In  Rumänien  kommt  eine 
Volksschule  auf  1470  Einwohner,  in  Bulgarien  auf  800.  Der  Schul- 
besuch ist  namentlich  auf  dem  Lande  nur  ein  höchst  unregelmäßiger. 
Von  401000  Schülern  und  Schülerinnen,  die  in  den  ländlichen 
Schulen  eingeschrieben  waren,  konnten  nur  283000  als  regelmäßige 
Besucher  bezeichnet  werden.  Auf  dem  Lande  und  in  den  Städten 
zusammen  waren  474  000  Schulkinder  eingeschrieben,  diese  bildeten 
aber  nur  57  Proz.  der  vorhandenen  Knaben  und  Mädchen  im  Alter 
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von  7 — 14  Jahren,  die  dem  Gesetze  nach  schulpflichtig  waren,   und 
deren  Zahl  sich  auf  über  863000  belief  i). 

Unter  diesen  sozialen  Verhältnissen  hat  das  rumänische  Wirt- 
schaftsleben noch  bei  weitem  nicht  die  Entwicklung  nehmen  können, 
zu  der  es  nach  den  natürlichen  Schätzen  und  Fähigkeiten  des  Bodens 
berufen  erscheint.  Das  Land  verfügt  in  der  walachischen  Ebene 
über  ein  außerordentlich  fruchtbares  Tiefland,  das  ganz  besonders 
geeignet  erscheint  zur  Nutzung  im  landwirtschaftlichen  Großbetrieb 
mit  allen  Hilfsmitteln  moderner  Technik.  Es  bietet  weite  Acker- 
flächen, die  sich  hervorragend  eignen  zur  Bestellung  mit  hoch- 
wertigen Industriepflanzen,  insbesondere  auch  mit  Oelfrüchten.  Seine 
Tierwelt  hat  von  Natur  einen  ungewöhnlichen  Reichtum.  Von  den 
alpinen  Gebieten  der  Hochkarpathen  mit  ihrem  Wild  über  die  leicht 
gewellte  Moldau  und  die  walachische  Ebene,  die  ein  besonders  gutes 
Pferdematerial  zu  liefern  vermag,  bis  zur  Donau  mit  ihren  Ueber- 
schwemmungsgebieten,  die  schier  unerschöpflich  reich  an  Fischen 
und  Wasservögeln  aller  Art,  gestaltet  sich  die  rumänische  Fauna  um 
so  mannigfacher,  als  das  Land  ein  Durchgangsgebiet  ist  für  jede 
Art  von  Wandertieren.  Unter  den  unterirdischen  Schätzen  steht 
an  erster  Stelle  das  Erdöl,  das  vornehmlich  dort  gewonnen  wird, 
wo  die  Karpathenhänge  in  die  walachische  Ebene  übergehen. 

Wenn  die  Bevölkerung  von  Rumänien  auch  ähnlich  derjenigen 
Bulgariens  zu  mehr  als  80  Proz.  auf  dem  Lande  lebt,  so  haben  sich 
hier  doch  in  stärkerem  Maße  als  dort  auch  größere  Städte  entwickelt. 
Die  Hauptstadt  Bukarest  zählte  vor  dem  Kriege  340  000  Einwohner 
(Sofia  etwa  110  000),  und  es  waren  ferner  an  Städten  mit  mehr  als 
50000  Einwohnern  vorhanden:  Jassy  mit  78  000,  Galatz  mit  65  000, 
Ploesti  mit  57  000,  Braila  mit  56  000  und  Craiova  mit  52  000. 

Weitaus  das  Hauptgewicht  des  wirtschaftlichen  Lebens  aber  lag 
wie  gesagt  in  der  Landwirtschaft.  Mit  Ausnahme  besonders  dürrer 
Jahre  ist  das  Klima  der  Landwirtschaft  in  Rumänien  sehr  günstig, 
so  daß  sich  hier  eine  verhältnismäßig  erhebliche  Ausfuhr  landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse  entwickeln  konnte.  10  Proz.  des  Bodens 
sind  ungenutzt,  nur  21  Proz.  fallen  auf  Waldungen,  anderseits  der 
verhältnismäßig  hohe  Satz  von  über  6  Proz.  auf  Wasser  und  Sümpfe ; 
etwa  40  Proz.  sind  unter  dem  Pfluge.  Von  dem  kultivierten  Lande 
dienen  94  Proz.  dem  Getreidebau,  und  zwar  sind  40  mit  Mais,  32 
mit  Weizen  bestellt,  Oelfrüchte  werden  auf  kaum  4  Proz.  der  Fläche 
gewonnen.  Der  Mais  steht  im  Vordergrund  der  ganzen  Landwirt- 
schaft. Er  deckt  auch  in  erster  Linie  den  eigenen  Nahrungsmittel- 
bedarf der  Bevölkerung,  während  Weizen  mehr  für  die  Ausfuhr 
produziert  wird.  Unter  den  Oelfrüchten  steht  der  Raps  obenan, 
der  namentlich  in  der  walachischen  Ebene  gebaut  wird.  Seine  Ernte 
unterliegt  mit  den  Witterungsverhältnissen  den  größten  Schwankungen. 


1)    Offizielle   Statistik    des    rumftnischen   Unterrichtsministeriams ,    henosgegeben 
Bukarest  1906. 
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Ein  weiteres  wichtiges  Produkt  bildet  der  Tabak,  der  im  Staats- 
monopol  zu  Zigaretten  verarbeitet  wird;  er  ist  jedoch  minderer 
Qualität  und  bedarf  zur  Herstellung  besserer  Zigaretten  der  Bei- 
mischung bulgarischen  Tabaks. 

Von  großer  Bedeutung  ist  für  die  rumänische  Volkswirtschaft 
die  Fischerei.  Der  Donaustör  steht  an  Wert  nicht  zurück  hinter 
dem  Wolgastör;  Karpfen  erreichen  in  den  rumänischen  Gewässern 
eine  ungewöhnliche  Größe.  Alle  anderen  Fischsorten  sind  in  reich- 
lichem Maße  vorhanden.  Die  Fischerei  in  und  an  der  unteren  Do- 
nau insgesamt  stellt  nächst  der  unteren  Wolga  das  wichtigste  Fisch- 
gebiet in  Europa  dar.  Nicht  nur  die  Führung  der  geographischen 
Grenze,  sondern  namentlich  auch  der  Umstand,  daß  das  bulgarische 
Donauufer  mehr  oder  weniger  steil  abfällt,  auf  der  rumänischen  Seite 
aber  ein  weites  Ueberschwemmungsgebiet  die  Donau  begleitet,  macht 
den  Anteil  Rumäniens  an  den  Erträgnissen  der  Donaufischerei  wesent- 
lich höher  als  jenen  Bulgariens. 

Planloser  Raubbau  drohte  vor  etwa  20  Jahren  diese  reiche 
Quelle  rumänischen  Volkseinkommens  versiegen  zu  lassen.  In  rich- 
tiger Erkenntnis  dieser  Gefahr  nahm  der  rumänische  Staat  sich  der 
Fischerei  an  und  machte  ihrem  irrationellen  Betrieb  auf  gesetzlichem 
Wege  ein  Ende.  Im  Jahre  1896  wurde  ein  Fischereigesetz  erlassen, 
das  Schonzeiten  und  Schongebiete  festsetzte  und  sich  die  Wieder- 
belebung des  JFischreichtums  im  unteren  Donaugebiet  angelegen  sein 
ließ')-  Da  die  Schonmaßregeln  für  die  Donaufischerei  nur  dann 
durchgreifend  wirksam  zu  sein  versprachen,  wenn  auch  die  anderen 
Donauanlieger  sich  an  dem  Schutz  der  Fischerei  beteiligten,  so  führte 
Rumänien  Fischereiverträge  mit  den  Nachbarstaaten  Bulgarien, 
Serbien,  Ungarn  und  Rußland  herbei.  Diese  Verträge  regelten  den 
Schutz  der  Donaufischerei  gleichmäßig  über  das  ganze  Stromgebiet 
von  Preßburg  bis  zur  Mündung.  Die  Erträgnisse  der  rumänischen 
Donaufischerei  werden  auf  einige  Hauptmärkte  wie  Braila  und  Ga- 
latz gebracht  und  kommen  dort  in  Fischauktionen.  Der  rumänische 
Staat  hat  seit  Einführung  des  Fischereigesetzes  seine  Einkünfte  aus 
der  Fischerei  von  IV-^  auf  3  Mill.  Lei  erhöht,  also  verdoppelt. 
Die  Jahresernte  schwankt  zwischen  12  und  18  Mill.  kg,  in  guten 
Jahren  werden  allein  5  Mill.  kg  Donaukarpfen  gefangen. 

Unter  den  Schätzen  des  Erdinnern,  die  in  Rumänien  gewonnen 
werden,  steht  das  Erdöl  bei  weitem  an  erster  Stelle.  Seine  Erzeug- 
nisse, Benzin,  Leuchtöl,  Brennöl,  Schmieröl,  Paraffin  usw.,  haben  an 
Bedeutung  auf  dem  Weltmarkt  ständig  gewonnen,  und  seine  Rück- 
stände liefern  der  rumänischen  Volkswirtschaft  begehrtes  Brenn- 
material. Auch  die  Lokomotiven  der  rumänischen  Eisenbahnen  werden 
mit  diesen  Rückständen  gefeuert.  Das  Vorkommen  des  rumänischen 
Erdöls  erstreckt  sich  vornehmlich  auf  das  Grenzgebiet  zwischen  der 
walachischen  Ebene  und  den  Karpathen.   Die  Hauptquellgebiete  liegen 

1)  Vgl.  die  Terschiedenen  im  Balletin  des  rumftuischen  Landwirtscbaftiministeriuins 
beransgegebenen  Arbeiten  von  Dr.  Gr.  Antipa. 
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innerhalb  dieses  Bezirks  der  Karpathenvorberge  zerstreut,  in  sehr 
schwankender  Tiefe  von  einigen  Metern  bis  zu  800  m. 

Um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  begann  die  regelmäßige 
Ausbeute,  die  gleich  anfangs  sehr  befriedigende  Ergebnisse  zeitigte. 
Bald  aber  konnte  das  rumänische  Petroleum  neben  dem  amerikani- 
schen und  dem  russischen  auf  dem  Weltmarkt  nicht  bestehen,  und 
die  Produktion  wurde  durch  längere  Zeit  wenig  beachtet.  Erst  seit 
1897  nahm  sie  wieder  einen  Aufschwung,  nachdem  der  amerikanische 
Petroleumtrust  die  europäischen  Konsumenten  mittelbar  veranlaßt 
hatte,  seinen  möglichen  Wettbewerbern  erhöhte  Aufmerksamkeit  zu 
schenken. 

Das  Erdöl  wird  in  Rumänien  durch  Sonden  gewonnen  und  zwar 
vornehmlich  nach  dem  kanadischen  System.  Namentlich  im  Prahowa- 
tal,  bei  Bustinari,  Campina  usw.  ist  die  Produktion  sehr  ergiebig; 
im  ganzen  belief  sie  sich  im  Jahre  1902/03  auf  325  Mill.,  im  Jahre 
1905|06  auf  682  Mill.  kg  und  stieg  weiter  bis  zu  Beginn  des  Krieges. 

Das  in  der  rumänischen  Erdölgewinnung  arbeitende  Kapital  ist 
ganz  überwiegend  ausländisch  und  zwar  großenteils  deutsch.  Im 
Jahre  1904  belief  es  sich  insgesamt  auf  rund  24V2  Mill. 

Auch  in  der  rumänischen  Industrie,  die  im  ganzen  keine  starke 
Entwicklung  zeigt,  steht  die  Erdölindustrie,  d.  h.  vornehmlich  die 
Raffinerie,  an  hervorstechender  Stelle.  Die  gesamte  Industrieent- 
wicklung in  Rumänien  ist  jungen  Datums.  Im  Jahre  1887  wurde 
ein  Industrieförderungsgesetz  geschaffen,  dessen  Inhalt  in  dem  späteren 
bulgarischen  Industrieförderungsgesetz  ziemlich  genau  übernommen 
worden  ist.  Einem  Jubiläumswerk  über  die  rumänische  Industrie 
vom  Jahre  1906 ')  entnehmen  wir  folgende  Daten :  Es  bestanden  ins- 
gesamt 471  Fabrikanlagen,  an  denen  weitaus  am  zahlreichsten  die 
Nahrungsmittelindustrie  mit  169  Unternehmungen  beteiligt  war.  Es 
folgte  die  Holzindustrie  mit  64,  die  Metallindustrie  mit  55  und  die 
chemische  Industrie  mit  53;  die  Textilindustrie  hatte  nur  33  Unter- 
nehmungen zu  verzeichnen.  In  der  ganzen  rumänischen  Industrie 
waren  damals  kaum  50  000  PS  Dampfkraft  in  Anwendung:  das  an- 
gelegte Gesamtkapital  belief  sich  auf  357  Mill.  Lei,  die  Zahl  der 
Arbeitskräfte  erreichte  kaum  38  000.  Der  Wert  der  Jahresproduktion 
wurde  auf  273  Mill.  Lei  beziffert,  davon  215  Mill.  in  der  Nahrungs- 
mittelindustrie, 30  Mill.  in  der  chemischen  Industrie  (vorwiegend 
Petroleumraffinerie),  22  in  der  Metallindustrie.  Hiernach  nahm  die 
chemische  Industrie  den  zweiten  Platz  unter  den  rumänischen  In- 
dustriegruppen ein,  was  wiederum  die  Bedeutung  der  Erdölverarbei- 
tung im  Rahmen  der  rumänischen  Volkswirtschaft  beleuchtet.  Die 
an  erster  Stelle  stehende  Nahrungsmittelindustrie  war  vornehmlich 
Mühlenindustrie.  In  diese  Gruppe  rechnet  auch  die  Tabakindustrie, 
die  mit  etwa  2000  Arbeitern  für  40  Mill.  Lei  Zigaretten  verfertigte. 


1)  N.  J.  Paianu,  Industra  Mare,   1866  —  1906,  Bukarest  1906  (amtliche  Veröffent- 
lichung des  Ministeriums  für  Ackerbau,  Industrie,  Handel  und  Domänen). 
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Die  Petroleumraffinerie  hat  in  Rumänien  schon  verhältnismäßig 
frtihzeitig  Bedeutung  gewonnen.  Bereits  im  Jahre  1874  gab  es  in 
Ploesti  eine  Anlage  zur  Erdöldestillation,  die  mit  einer  Konzession 
für  die  Petroleumbeleuchtung  von  Bukarest  ausgestattet  wurde.  Das 
war  der  erste  Versuch  einer  öffentlichen  Beleuchtungsanlage  unter 
Anwendung  von  Petroleum,  der  überhaupt  unternommen  worden  ist. 
Heute  gibt  es  in  Rumänien  eine  große  Anzahl  von  Petroleumraffi- 
nerien, darunter  einige  zwanzig  große  Unternehmungen.  Sie  liegen 
überwiegend  am  Ort  der  Erdölgewinnung;  ihre  Erzeugnisse  gliedern 
sich  in  Leichtöl,  Leuchtöl,  Schweröl  und  Rückstände.  Im  Jahre 
1903/4  wurden  in  runden  Zahlen  gewonnen :  50  000  t  Benzin,  85  000  t 
Leuchtöl,  39  000  t  Schweröl  und  144  000  t  Rückstände.  Bis  vor 
wenigen  Jahren  mußte  Rumänien  seinerseits  noch  Petroleum  aus 
Rußland  einführen,  im  Jahre  1910  verzeichnete  es  eine  Petroleum- 
ausfuhr im  Wert  von  annähernd  40  Mill.  Lei. 

Was  nun  die  Veränderungen  im  rumänischen  Wirtschaftsleben 
durch  den  Krieg  anbetrifft,  so  ist  die  Walachei  verhältnismäßig  nur 
wenig  berührt  worden  von  unmittelbaren  Kriegsschädigungen.  Der 
Siegeszug  der  verbündeten  Truppen  führte  in  schnellem  Vormarsch 
durch  das  walachische  Gebiet,  die  Stadt  Bukarest  wurde  durch  frei- 
willige Aufgabe  der  Festung  von  selten  der  rumänischen  Heeres- 
leitung Kriegszerstörungen  entzogen.  Nur  wo  mit  Einwilligung  der 
rumänischen  Regierung  engliche  Zerstörungskommissionen  hausten, 
um  den  siegreich  vordringenden  Feinden  kein  wertvolles  Material 
in  die  Hände  fallen  zu  lassen,  sind  schwere  Schädigungen  verursacht 
worden.  So  war  in  der  Großmühlenstadt  Braila  nach  dem  Einzug 
der  verbündeten  Truppen  nur  eine  einzige  Mühle  betriebsfähig,  so 
war  vor  allen  Dingen  in  den  Erdölfeldern  ein  außerordentlich  gründ- 
liches Zerstörungswerk  angerichtet  worden,  auf  das  wir  noch  zu- 
rückkommen. 

Die  Landwirtschaft  der  Walachei  litt  mittelbaren  Schaden  da- 
durch, daß  ein  Teil  der  Bevölkerung  geflüchtet  war  und  daher 
Mangel  an  Arbeitskräften  für  die  reguläre  Fortsetzung  der  Land- 
bestellung herrschte.  Gelitten  hat  der  Holzbestand,  da  einerseits 
durch  das  Verstopfen  der  Erdölquellen  die  gewohnten  Brennmittel 
für  die  rumänischen  Eisenbahnen  und  für  die  Fabriken  zunächst  in 
Wegfall  kamen,  und  da  ferner  bei  der  durch  den  Krieg  bedingten 
Erschwerung  der  Transportverhältnisse  die  Heranschaffung  von 
Brennmaterial  auf  weiten  Wegen  undurchführbar  war  und  daher 
vielfach  auf  die  Holzbestände  des  Landes  zurückgegriffen  werden 
mußte. 

Die  wesentlichste  Dauerwirkung  des  Krieges  auf  dem  Gebiete 
der  rumänischen,  wenigstens  der  walachischen  Landwirtschaft,  eine 
Dauerwirkung,  die  angesichts  der  Bedeutung  dieser  Landwirtschaft 
im  Rahmen  der  gesamten  rumänischen  Volkswirtschaft  auch  für 
diese  einschneidende  Folgen  haben  muß,  ist  wohl  in  der  Tatsache 
zu  erblicken,  daß  der  Krieg  eine  soziale  Strukturveränderung  in  der 
Landwirtschaft  angebahnt  hat. 
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Wir  haben  oben  einen  Blick  geworfen  auf  die  soziale  Rück- 
ständigkeit im  ganzen  System  des  rumänischen  Großgrundbesitzes. 
Dieser  Zustand  wird  nach  den  Knegswirkungen  in  alter  Weise  kaum 
wiederkehren  können.  Die  bäuerliche  Bevölkerung,  die  bis  dahin  in 
doppelter  Abhängigkeit  stand  von  dem  Großgrundbesitzer  und  dem 
Generalpächter,  eine  Bevölkerung,  die  in  tiefer  Armut  und  Unbildung 
lebte,  ist  im  Kriege  erstmals  zu  einer  gewissen  Selbständigkeit  ge- 
langt. Unter  fast  völliger  Ausschaltung  des  Zwischenhandels  konnte 
sie  ihre  Erzeugnisse  an  die  Militärverwaltung  zu  hohen  Preisen  ver- 
kaufen,  so   daß   sie  plötzlich   zu  ungewohntem  Wohlstand  gelangte. 

Einem  von  (dem  Kieler  Privatdozenten)  Oberleutnant  Mann  am 
15.  November  1917  in  Bukarest  vor  neutralen  Journalisten  gehaltenen 
Vortrag  über  die  wirtschaftliche  Ausnutzung  Rumäniens  können 
wir  über  die  plötzliche  Hebung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  in  der 
Walachei  in  der  Zeit  der  Tätigkeit  der  deutschen  Militärverwaltung 
folgende  Angaben  entnehmen :  Von  einer  Requisition  landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse,  wie  sie  völkerrechtlich  zulässig  gewesen  wäre, 
ist  ganz  überwiegend  abgesehen  worden,  die  Produkte  wurden  viel- 
mehr gleich  bar  bezahlt,  um  durch  diesen  Zufluß  von  Mitteln  der 
ländlichen  Bevölkerung  ein  ordnungsmäßiges  Wirtschaften  zu  er- 
möglichen. Dabei  trat  eine  allmähliche  Erhöhung  der  Preise  ein. 
Während  z.  B.  der  Doppelzentner  Weizen  der  Ernte  1916  zu  einem 
Preise  von  16  Lei  angekauft  wurde,  erhöhte  sich  der  Weizenpreis 
für  die  Ernte  1917  auf  20  Lei.  Für  die  Ernte  1918  wurde  ein  Preis 
von  28  Lei  zugesichert.  Der  Maispreis  wurde  von  12  Lei  1916  auf 
14  Lei  1917  und  auf  20  Lei  1918  festgesetzt.  Eine  noch  stärkere 
Steigerung  wurde  bei  den  Preisen  der  Oelfrüchte  vollzogen.  Während 
er  für  die  Ernte  1916  zwischen  14  und  25  Lei  pro  Doppelzentner 
schwankte,  stieg  er  bei  der  Ernte  1917  auf  28 — bO  Lei  und  ist  für 
die  Ernte  1918  auf  35—50  Lei  festgesetzt. 

Durch  diesen  Anreiz  der  höheren  Preise  und  auch  durch  direkte 
Mitwirkung  der  Militärverwaltung  bei  der  Bodenbewirtschaftung  ist 
eine  Vervielfachung  der  mit  Oelsaaten  bestellten  Fläche  herbeigeführt 
worden.  Bis  dahin  waren  die  Oelsaatenkulturen  in  Rumänien  einiger- 
maßen vernachlässigt  worden,  obgleich  der  Boden  der  Walachei  sich 
außerordentlich  für  sie  eignet.  Man  hatte  sich  vielleicht  an  den  sehr 
ungleichen  Erträgnissen,  namentlich  beim  Raps,  gestoßen,  hatte  auch 
in  der  Gewinnung  vegetabilischer  Oele  noch  nicht  die  nötige  Sorg- 
falt angewandt.  Die  Erträge,  die  jetzt  während  des  Krieges  aus 
den  Oelsaaten  in  Rumänien  gezogen  werden,  versprechen  die  Dauer- 
wirkung, daß  Mitteleuropa  in  Zukunft  nicht  unbedeutende  Mengen 
vegetabilischer  Oele  aus  Rumänien  wird  gewinnen  können. 

Wichtiger  aber  ist  meines  Erachtens,  wie  andeutungsweise  schon 
hervorgehoben,  jene  andere  Dauerwirkung  der  volkswirtschaftlichen 
Veränderungen  im  Kriege,  die  angebahnt  ist  durch  die  soziale  Hebung 
des  walachischen  Bauern.  Die  Geldmittel,  die  ihnen  jetzt  zugeflossen 
sind,  werden  es  ihm  ermöglichen,  in  Zukunft  eine  größere  Selb- 
ständigkeit zu  erringen.    Eignet  sich  auch  der  Boden  der  walachischen 
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Ebene  weit  mehr  zum  landwirtschaftlichen  Großbetriebe  als  zur  Be- 
ackerung in  kleinbäuerlicher  Zersplitterung,  so  ist  es  doch  keine.s- 
wegs  erforderlich,  daß  dieser  landwirtschaftliche  Großbetrieb  in  jenen 
Formen  vollzogen  wird  wie  vor  dem  Kriege.  Das  alte  System  der 
Verpachtung,  das  den  Bauer  in  doppelte  Abhängigkeit  1)rachte  und 
ihn  auf  keinen  grünen  Zweig  kommen  ließ,  scheint  durch  die  mittel- 
baren Kriegswirkungen  unwiederherstellbar  beseitigt.  Der  Bauer 
wird  sich  künftig  auch  als  Pächter  eine  selbständigere  Stellung  er- 
werben können.  Der  alte  Widerstand  der  Bojaren  gegen  jede  Art 
der  Agrarreform  kann  wohl  als  gebrochen  angesehen  werden.  Der 
Bauer  ist  zu  Geld  gekommen,  er  wird  höhere  soziale,  kulturelle  und 
wirtschaftliche  Bedürfnisse  entwickeln;  der  innere  Markt  Rumäniens 
wird  auf  diese  Weise  einen  neuen  Aufschwung  nehmen,  und  die 
Fähigkeit  des  rumänischen  Landes  zu  engerem  Anschluß  an  Mittel- 
europa wird  mit  dieser  sozialen  und  kulturellen  Hebung  einen  höheren 
Grad  als  bisher  erreichen. 

Nicht  nur  die  landwirtschaftliche  Produktion  hat  durch  den 
Krieg,  durch  die  Tätigkeit  unserer  Militärverwaltung,  durch  die  so- 
ziale Hebung  der  walachischen  Bauernschaft  neue  Anreize  erfahren, 
sondern  auch  die  Verwertung  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse. 
In  dieser  Beziehung  steht  neben  der  stärkeren  Gewinnung  vegeta- 
bilischer Gele  beispielsweise  die  rationelle  Ausgestaltung  der  Obst- 
und  Gemüseverwertung,  die  von  selten  der  Militärverwaltung  in  die 
Wege  geleitet  worden  ist  und  gleichfalls  wirtschaftliche  Dauer- 
wirkungen verspricht.  Konservenfabriken  waren  vor  dem  Kriege 
in  Rumänien  ähnlich  wie  in  Bulgarien  nur  sehr  wenig  bekannt;  die 
beträchtlichen  Obstschätze  des  Landes  erfuhren  keine  systematische 
Nutzung. 

Die  unter  deutscher  Leitung  stehende  Militärverwaltung  der 
Mittelmächte  hat  sich  der  Obst-  und  Gemüseverwertung  in  großem 
Maßstabe  angenommen.  Einige  tausend  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
fanden  in  Marmeladenfabriken  und  anderen  Konservierungsanstalten 
Arbeit.  Fls  wurden  auf  diesem  Gebiet  in  Bukarest  Unternehmungen 
geschaffen,  wie  sie  in  gleichem  Umfange  nach  fachmännischem  Ur- 
teil zuvor  in  Europa  kaum  bekannt  waren.  Wie  auf  dem  ganzen 
Balkan  und  auch  in  Ungarn  sind  in  Rumänien  Melonen  und  Kür- 
bisse sehr  verbreitet;  sie  fanden  eine  namhafte  Wertsteigerung,  indem 
sie  mit  Pflaumenmus  zusammen  als  Marmelade  verarbeitet  wurden. 
Die  Obstanfuhr  aus  dem  ganzen  Lande  nach  Bukarest  und  anderen 
Hauptsammeistätten  ist  durch  die  Obstabteilung  des  Wirtschaftsstabes 
der  Militärverwaltung  in  Rumänien  planmäßig  organisiert  worden, 
und  die  Produktion  von  Marmelade,  Saft  und  anderen  Obstkonsenren 
belief  sich  auf  viele  Millionen  Kilogramm. 

In  entsprechender  Weise  wurde  die  Gemüseverwertung  durch- 
geführt, Sauerkohl,  Salzgurken  usw.  en  gros  gewonnen,  desgleichen 
Dörrgemüse.  Nicht  unerwähnt  bleibe,  daß  einige  Gemüsearten,  die 
sonst  nur  in  kleinem  Maßstabe  Verwendung  finden,  hier  während 
des    Krieges    im    großen    nutzbar    gemacht   wurden    als    Ersatz    für 
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fehlende  Gewürze,  wie  etwa  der  gedörrte  Porree.  Die  zum  Teil  aus 
dem  Nichts  geschaffenen  Fabrikanlagen  der  Militärverwaltung,  die 
auf  diesem  Gebiet  mit  großem  Erfolg  arbeitete,  werden  nach  dem 
Kriege  vermutlich  nicht  einfach  wieder  verschwinden,  sondern  die 
rationelle  Art  der  Obst-  und  Gemüseverwertung  wird  dauernd  hinüber- 
genommen werden  in  die  rumänische  Volkswirtschaft. 

Zu  jenen  Teilen  dieser  Volkswirtschaft,  die  im  Kriege  erheblich 
gelitten  haben,  gehört  wie  überall  in  den  vom  Kriege  betroffenen 
Staaten  die  Viehzucht.  In  früheren  Zeiten  stand  die  Viehzucht  so- 
wohl in  der  Moldau  wie  in  der  Walachei  in  hoher  Blüte.  Die  alte 
Türkei  deckte  ihren  Heeresbedarf  an  Pferden  vornehmlich  aus  der 
Moldau,  aus  der  bis  ins  erste  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  übrigens 
auch  die  leichte  Kavallerie  in  Preußen  ihre  Remonten  bezogen  hatte. 
Später  machten  sich  günstigere  Absatzverhältnisse  für  rumänisches 
Getreide  auf  dem  Weltmarkt  geltend,  und  der  Ackerbau  verdrängte 
die  Viehzucht.  Dazu  kam,  daß  Oesterreich- Ungarn  seine  Grenze 
gegen  die  Einfuhr  und  Durchfuhr  rumänischen  Viehs  sperrte.  Einen 
gewissen  Ersatz  für  die  verlorenen  Märkte  versprach  England  der 
rumänischen  Viehzucht  zu  liefern. 

Die  Gesamtausfuhr  lebender  Tiere  aus  Rumänien  beschränkte 
sich  im  Jahre  1910  aber  auf  kaum  6  Mill.  Lei.  Wenn  sich  nach 
dem  Kriege  die  Viehzucht  in  Rumänien  wieder  hebt,  kann  ihren 
Erzeugnissen  in  gesteigertem  Maße  der  deutsche  Markt  offenstehen, 
der  erheblicher  Einfuhren  auf  diesem  Gebiet  bedürfen  und  darauf 
bedacht  sein  wird,  diesen  Bedarf  aus  Gebieten  zu  decken,  die  ihm 
nicht  wieder  verschlossen  werden  können  und  durch  deren  wirt- 
schaftliche Förderung  Deutschland  als  Kunde  sich  unabhängiger 
machen  kann  von  anderen  Ländern,  die  ihm  Anlaß  gegeben  haben, 
seine  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  ihnen  mit  allen  Kräften 
herabzudrücken.  Die  politische  Stellung  Rumäniens  wird  nach  dem 
Kriege  ja  kaum  eine  solche  sein,  daß  es  in  absehbarer  Zukunft 
wieder  in  die  Reihe  der  Gegner  jener  Mittelmächte  treten  könnte, 
mit  denen  es  bis  zu  Kriegsbeginn  verbündet  war.  In  einem  ihm 
wirtschaftspolitisch  näher  gerückten  Rumänien  würde  es  wohl  den 
eigenen  Interessen  Deutschlands  entsprechen,  beispielsweise  die 
Pferdezucht  wieder  zu  einer  solchen  Entwicklung  anzuregen,  die 
eine  Ergänzung  der  im  Kriege  so  stark  mitgenommenen  deutschen 
Produktion  aus  diesem  auf  dem  Gebiete  der  Pferdezucht  besonders 
bewährten  Gebiet  gestattet. 

Schwer  gelitten  hat  ferner  durch  den  Krieg  fürs  erste  die  ru- 
mänische Fischerei,  die  volkswirtschaftlich  eine  bedeutende  Rolle 
spielte;  aber  die  Zeit  der  Unterbrechung,  in  der  die  Fahrzeuge  und 
Geräte  der  Fischerei  vernichtet  waren,  war  in  gewissem  Grade  für 
die  Fischwelt  doch  eine  Zeit  der  Schonung,  und  es  fließen  schon 
jetzt  wieder  reiche  Schätze  aus  der  vorübergehend  unterbundenen 
Quelle.  Auch  hier  hat  die  deutsche  Militärverwaltung  förderlich  ge- 
wirkt, indem  sie  die  Fischverwertung  gesteigert  hat.  Die  in  Ru- 
mänien  bis   dahin   üblichen  Systeme   der  Fischkonservierung   warea 
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nach  unseren  Begriffen  rückständig,  und  es  sind  nunmehr  in  den 
Haupthandelsplätzen  rumänischer  üonaufische,  insbesondere  in  Braila, 
große  Fischräuchereien  eingerichtet  worden. 

Nicht  belanglos  ist  auch,  daß  der  Fischreichtum  des  Donau- 
gebietes in  Deutschland  durch  das  Hinaustragen  deutscher  Kriegs- 
wirtschaft bis  an  die  Donaumündung  bekannt  geworden  ist.  Dadurch 
wird  für  die  Zukunft  dem  rumänischen  wie  auch  dem  bulgarischen 
Fisch  und  seinen  Produkten  der  deutsche  Markt  weit  geöffnet,  und 
es  können  demgemäß  an  den  Gewinnungsstellen  höhere  Preise  erzielt 
werden.  Rumänischer  und  bulgarischer  Kaviar  beispielsweise  wird 
nicht  mehr  unter  russischer  Flagge  zu  segeln  brauchen,  was  für  den 
Ort  des  Ursprungs  bedeutete,  daß  ein  unverhältnismäßig  großer 
Teil  des  Gewinnes  dem  Zwischenhandel  und  nicht  dem  ursprüng- 
lichen Lieferanten  zufiel. 

Ein  besonderes  Kapitel  bildet  im  Hinblick  auf  die  wirtschaft- 
lichen Kriegswirkungen  die  rumänische  Oelindustrie.  lieber  die 
systematische  Zerstörung  der  Erdölquellen  und  Petroleumraffinerien 
unter  Leitung  einer  englischen  Zerstörungskommission  ist  seinerzeit 
in  der  Tagespresse  ausführlich  berichtet  worden.  Die  Arbeit  war 
in  der  Tat  mit  großer  Gründlichkeit  betrieben  worden.  Das  Land 
hat  dadurch  zunächst  einen  unermeßlichen  Schaden  genommen,  das 
internationale  Kapital  ist  ohne  Rücksicht  auf  seine  Staatsangehörig- 
keit schwer  betroffen.  Die  Leiter  der  englischen  Zerstörungskom- 
mission waren  überzeugt,  den  Betrieb  der  rumänischen  Oelfelder 
auf  Jahre  hinaus  vernichtet  zu  haben.  Anfangs  hatte  die  rumänische 
Regierung  dem  englischen  Verlangen  nicht  in  vollem  Umfange  will- 
fahren wollen.  Oberst  Tompson  und  Sir  John  Morton  Griffith  be- 
standen aber  darauf,  ganze  Arbeit  zu  machen,  und  drangen  mit  ihrem 
Willen  durch.  Gegenvorstellungen  namhafter  rumänischer  Politiker, 
wie  Alexander  Marghilomans  und  Prof.  Steres,  waren  vergeblich. 
Noch  Ende  November  1916  wies  Konstantin  Stere  in  einem  Brief 
an  den  König  darauf  hin,  daß  ohne  Nutzen  für  die  Zukunft  die 
Zerstörung  der  Sonden  und  sonstigen  Einrichtungen  der  Erdöl- 
industrie den  Ruin  über  das  Land  verbreiten  würde.  Er  konnte 
jedoch  das  Verhängnis  für  die  rumänische  Volkswirtschaft  nicht  ab- 
wälzen. Als  die  rumänische  Regierung  dem  Zerstörungswerk  einmal 
zugestimmt  hatte,  maß  auch  sie  seiner  vollen  Durchführung  eine 
solche  Bedeutung  zum  Schaden  des  Gegners  bei,  daß  die  Leiter  der  eng- 
lischen Zerstörungskommission  schließlich  für  den  schweren  Schaden, 
den  sie  dem  Lande  zugefügt,  noch  hohe  rumänische  Orden  bezogen. 

Im  September  1917  hielt  eine  der  beteiligten  Erdölgesellschaften 
in  London  ihre  Generalversammlung  ab.  Ein  englischer  Parlamen- 
tarier erklärte  bei  dieser  Gelegenheit:  „Die  Zerstörung  der  rumäni- 
schen Erdölfelder  sei  so  vollständig  gelungen,  daß  trotz  aller  fieber- 
haften Bemühungen  der  deutschen  Ingenieure  Mineralöl  nur  in  ge- 
ringem Maße  gewonnen  werden  könne  und  eine  durchgreifende 
Wiederherstellung  der  Erdölindustrie  mindestens  2  Jahre  in  Anspruch 
nehmen  werde." 
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„Die  Vorräte  an  Rohöl-  und  Mineralölerzeugnissen  einschließ- 
lich Petroleum  in  Höhe  von  mehreren  hunterttausend  Tonnen,  im 
Werte  von  Millionen  Pfund  Sterling  und  von  ungeheurem  Wert 
für  den  Feind,  wurden  direkt  unter  den  Augen  seiner  vorrückenden 
Truppen,  innerhalb  weniger  Stunden  vor  Ankunft  der  deutschen 
Patrouillen,  in  einigen  Fällen  sogar  nur  Minuten  vorher  zerstört. 
Außerdem  wurden  auch  die  Sonden  und  Fabriken,  um  das  Mineral- 
öl zu  verarbeiten,  vollständig  zerstört.  Die  Oelquellen  wurden  so 
beschädigt,  daß  keine  Hoffnung  besteht,  sie  wiederherzustellen.  Die 
Bohrtürme  wurden  bis  auf  das  letzte  Stück  verbrannt;  die  Raffine- 
rien wurden  verbrannt  und  in  die  Luft  gesprengt;  die  Maschinerien 
wurden  in  tausend  Stücke  zerschlagen,  die  Gebäude  wurden  nieder- 
gerissen, die  Rohrleitungen  zerschnitten  und  die  Tanks  in  die  Luft 
gesprengt.  Sogar  die  Vorräte  an  Holz  und  andere  Vorräte  an 
Materialien,  welche  vielleicht  dazu  gebraucht  werden  können,  um 
die  Einrichtungen  wieder  aufzusetzen,  wurden  total  vernichtet.  Alles, 
was  nur  menschenmöglich  war,  wurde  in  kurzer  Zeit  ausgeführt,  um 
zu  bewerkstelligen,  daß  der  Feind  nichts  von  den  Vorräten  bekom- 
men sollte  und  daß  nicht  die  geringsten  Erleichterungen  in  seine 
Hand  fallen  sollten,  welche  ihn  in  den  Stand  setzen  könnten,  die 
Industrie  wieder  zu  eröffnen.  Alles  dieses  wurde  getan  unter  an- 
dauernder Lebensgefahr  mit  einer  Energie  und  Ausdauer,  verbunden 
mit  einer  glänzenden  Kenntnis  und  Wagemut,  wie  diejenigen,  die 
Augenzeugen  waren,  näher  erzählt  haben." 

Ueber  die  Ueberwindung  der  durch  die  englische  Zerstörungs- 
kommission geschaffenen  Schwierigkeiten  entnehmen  wir  dem  oben 
erwähnten  Vortrag  von  Oberleutnant  Mann  folgende  Angaben:  „Die 
äußeren  Umstände,  unter  denen  der  Wirtschaftsstab  den  Wiederauf- 
bau der  rumänischen  Erdölindustrie  begann,  waren  in  der  Tat  un- 
gewöhnlich schwierig;  das  Ergebnis  jedoch  erheblich  günstiger,  als 
unsere  Gegner  es  vermuteten.  Die  Entnagelung  der  Sonden,  die  von 
vielen  Sachverständigen  zunächst  als  aussichtslos  betrachtet  wurde, 
führte  gleichfalls  zu  verhältnismäßig  schnellen  Erfolgen.  Die  Ver- 
nagelung  war  bei  den  Schöpfsonden  im  allgemeinen  so  durchgeführt, 
daß  zuerst  Löffel  und  Seile  und  späterhin  Holzstücke,  Eisenteile, 
Eisenrohre  und  Steine  in  das  Bohrloch  geworfen  worden  waren. 
Bei  den  Pumpsonden  waren  die  eingehängten  Pumpen  in  die  Bohr- 
löcher versenkt  und  dann  gleichfalls  —  teilweise  bis  zum  oberen 
Rande  —  Fremdkörper  nachgeworfen  worden.  Es  galt  nun,  diese  in 
einer  Tiefe  von  300  bis  600  m  ruhenden  Teile  zu  entfernen.  Es 
mußten  geeignete  Fangwerkzeuge  herbeigebracht  werden,  um  die 
Steine,  Holzstücke  und  eiserne  Rohre  zu  erfassen.  Zur  Entnagelung 
war  es  vielfach  erforderlich,  Paraffinabdrücke  in  der  Tiefe  zu  machen, 
die  ein  Bild  über  die  vermutliche  Form  des  zu  fangenden  Gegen- 
standes vermittelten.  Erst  dann  gelang  es  endlich,  das  Seil  oder 
das  Pumpgestänge  zu  fassen  und  zutage  zu  fördern. 

Die  Dauer  der  Entnagelung  war  verschieden.  Bei  einigen  Son- 
den betrug  sie  nur  eine  Woche,  bei  anderen  Sonden  dehnte  sie  sich 
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Über  einen  Monat  und  länger  aus.  Die  erste  Sonde  wurd  ebereits  am 
12.  Februar  entnagelt,  nachdem  die  Arbeiten  erst  am  6.  Februar  be- 
gonnen hatten. 

So  hat  sich  die  Produktion  im  Erdölgebiet  ständig  vermehrt; 
gleichzeitig  auch  die  Verarbeitung  des  Rohöls  in  den  hiesigen 
Raffinerien.  Neben  das  deutsche  Kommando  der  Oelfelder  ist  ein 
österreichisch-ungarisches  Rohölkommando  getreten,  das  gleichfalls 
die  Ausnutzung  der  Oelquellen  eifrig  betreibt.  Die  wiederentstandene 
Erdölindustrie  verschafft  uns  erhebliche  Mengen,  die  der  heimischen 
Kriegswirtschaft  zugute  kommen  und  die  in  nächster  Zeit  weitere 
befriedigende  Steigerungen  erfahren  dürften." 

Verfasser  hatte  Gelegenheit,  sich  an  Ort  und  Stelle  von  der 
Tätigkeit  der  rumänischen  Erdölindustrie  unter  der  Leitung  des 
Kommandos  der  Oelfelder  zu  überzeugen  und  eingehend  Kenntnis 
zu  nehmen  von  der  in  der  Tat  erstaunlichen  Leistung,  die  bei  der 
Wiedererschließung  der  mit  allem  erdenklichen  Raffinement  ver- 
nagelten Sonden  vollbracht  worden  ist.  Auch  die  Raffinerie  war 
in  weitgehendem  Umfange  wieder  in  Gang  gesetzt.  Eine  neue  Oel- 
leitung,  die  von  den  Oelfeldern  bzw.  Raffinerien  nach  Giurgiu  an 
der  Donau  führt,  war  im  November  1917  im  Bau  und  bereits  weit 
vorgeschritten.  Dadurch  wird  den  rumänischen  Oeltransporten  mit 
Dauerwirkung  eine  neue  Richtung  gegeben;  während  nämlich  die 
Oelleitung  früher  nach  Konstanza  führte  und  die  Ausfuhr  durch  das 
Schwarze  Meer  sich  nach  verschiedenen  Ländern  hin  verteilte,  ist 
sie  jetzt  einem  Donauhafen  zugeführt  worden,  von  dem  aus  der 
Transport  donauaufwärts  zu  den  Mittelmächten  gravitieren  kann. 

Um  welche  Werte  es  sich  handelt,  deren  Zerstörung  die  Eng- 
länder sich  im  verbündeten  Rumänien  angelegen  sein  ließen,  mag 
aus  folgenden  Zahlen  ersehen  werden.  Die  Rohölproduktion,  die 
während  des  Krieges,  auch  in  der  Zeit,  in  der  Rumänien  sich  noch 
neutral  hielt,  aus  mancherlei  Gründen  bereits  eine  beträchtliche  Ein- 
schränkung erfahren  hatte,  belief  sich  im  letzten  Jahr  vor  dem  Kriege 
auf  nahe  an  2  Mill.  t  im  Werte  von  132  Mill.  Lei.  Von  den  er- 
zielten Oelen  gingen  mehr  als  60  Proz.  ins  Ausland.  In  der  Petro- 
leumindustrie Rumäniens  war  im  Jahre  1914  gegen  400  Mill.  M. 
investiert  worden;  daran  war  deutsches  Kapital  erheblich  beteiligt, 
aber  auch  englisches,  holländisches  und  amerikanisches  Kapital  hatte 
viele  Millionen  in  den  rumänischen  Oelfeldern  und  Raffinerien 
stecken.  Eine  unter  holländischer  Flagge  segelnde  Gesellschaft  war 
tatsächlich  bereits  ganz  in  englische  Hände  übergegangen. 

Von  dem  Zerstörungswerk  sind  also  auch  englische  Kapitalien 
nicht  wenig  betroffen  worden.  Die  englischen  Aktionäre  mochten 
sich  über  die  Unbrauchbarmachung  ihrer  rumänischen  Oelfelder 
trösten :  denn  erstens  stiegen,  wenn  diese  Aktien  vorübergehend  oder 
dauernd  wertlos  wurden,  dafür  ihre  Aktien  in  anderen  Oelgebieten 
der  Erde  um  so  höher  im  Kurse,  und  zweitens  hatte  die  englische 
Regierung,  um  das  Zerstörungswerk  durchzusetzen,  seinerzeit  gegen- 
über dem  rumänischen  Verbündeten  versprochen,  für  den  ganzen  an- 
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gerichteten  Schaden  aufzukommen.  Als  nun  aber  englische  An- 
sprüche in  dieser  Hinsicht  geltend  gemacht  wurden,  lehnte  die  englische 
Regierung  die  Forderung  der  englischen  Interessenten  ab.  Sie  fügte 
zum  Schaden  Rumäniens  den  Spott,  indem  sie  im  Gegensatz  zu  ihrem 
früheren  Versprechen  behauptete,  die  rumänische  Regierung  sei  haft- 
bar. Für  den  Fall,  daß  die  rumänische  Regierung  den  Schaden  nicht 
tragen  wolle  oder  könne,  sei  nach  nunmehriger  Auffassung  der  eng- 
lischen Regierung  die  Gesamtheit  der  Ententemächte  zur  Ersatz- 
leistung verpflichtet,  da  das  Zerstörungswerk  im  Gesamtinteresse 
des  ententistischen  Kriegsplanes  gelegen  hätte. 

Bemerkenswert  sind  in  diesem  Zusammenhang  noch  die  Auf- 
schlüsse, die  im  letzten  Geschäftsbericht  der  Deutschen  Petroleum- 
Akt.-Ges.  in  Berlin  gegeben  worden  sind.  Die  Abschlüsse  der  Gesell- 
schaft vom  30.  September  1916  und  1917  gestatteten  die  Ausschüttung 
von  je  8  Proz.  Dividende  auf  das  eingezahlte  Kapital  von  23,75  Mill.  M. 
Die  deutsche  Petroleum-Akt.-Ges.  besaß  auch  Aktien  der  Steaua 
Romana  und  teilt  über  deren  Geschäfte  im  Kriege  etwa  folgendes  mit: 

„Die  Steaua  Romana  A.-G.  in  Bukarest  hatte  im  Geschäftsjahr 
1915  günstig  gearbeitet.  Auch  das  Geschäftsjahr  1916  ließ  sich  zu- 
nächst gut  an.  Für  den  Absatz  in  Rumänien  wurden  von  der  rumä- 
nischen Regierung  Verkaufspreise  festgesetzt,  die  weit  unter  den 
Herstellungskosten  lagen.  Die  Rohölausbeute  vom  1.  Januar  bis 
Ende  August  1916  ging  infolge  der  Erschwernisse  auf  236  802  t 
gegen  267  188  t  zurück.  Gleich  nach  der  Kriegserklärung  der  rumä- 
nischen Regierung  wurde  von  dieser  die  Steaua  Romana  als  ein  von 
Deutschen  geleitetes  Unternehmen  unter  Zwangsverwaltung  gestellt. 
Die  Herstellung  betrug  in  den  folgenden  Monaten  nur  noch  etwa 
die  Hälfte  der  vorherigen  Ausbeute.  Als  die  rumänische  Armee 
sich  nach  der  Moldau  zurückzog,  nahmen  die  Zwangsverwalter  sämt- 
liche Bücher,  Konzessionsakten  und  andere  wertvolle  Urkunden  der 
Gesellschaft,  auch  die  Kasse,  mit  und  führen  seither  eine  Neben- 
regierung der  Gesellschaft  in  Jassy,  von  wo  aus  sie  vermutlich  auch 
die  in  der  Moldau  gelegenen  Grubenbetriebe  des  Gesellschaft  ver- 
walten. 

„Die  Zerstörungen  an  dem  Unternehmen  lassen  sich  nach  den 
bisherigen  Feststellungen  etwa  in  folgenden  Ziffern  ausdrücken: 
der  Wert  der  vernichteten  Warenvorräte,  nach  den  Verkaufserlösen 
des  Jahres  1916  berechnet,  beläuft  sich  auf  etwa  50  Mill.  Lei, 
die  Zerstörungen  an  den  Anlagen  der  Gesellschaft '  (Raffinerien, 
Werkstätten,  Gruben)  haben  Werte  im  Herstellungspreis  von  über 
50  Mill.  Lei  vernichtet. 

„Die  deutsche  Petroleum-A.-G.  erwartet,  daß  die  rumänische 
Regierung,  die  trotz  der  Anstiftung  durch  England  für  den  Schaden 
verantwortlich  bleibt,  die  Gesellschaft  angemessen  entschädigen  wird. 
Im  laufenden  Jahr  ist  es  bekanntlich  inzwischen  gelungen,  die  Aus- 
beute der  Gesellschaft  neuerdings  zu  guter  Entwicklung  zu  bringen, 
so  daß  das  Unternehmen  für  die  Kriegsführung  und  Volkswirtschaft 
der  Verbündeten  weiter  gute  Dienste  leisten  kann." 
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Auch  hier  also  wird  bestätigt,  daß  die  größte  deutsche  Petroleum- 
gesellschaft in  Rumänien  in  wesentlich  kürzerer  Frist,  als  die  Eng- 
länder angenommen,  eine  beträchtliche  Ausbeute  in  ihren  Oelfeldern 
verzeichnen  kann.  Die  nachteiligen  Dauerwirkungen  der  Zerstörungs- 
arbeit werden  also  nicht  entfernt  so  stark  sein,  wie  England  be- 
rechnet hat,  und  das  rumänische  Wirtschaftsleben  verdankt  es  der 
deutschen  Militärverwaltung,  daß  mit  einem  so  großen  Aufgebot 
technischer  Energie  ein  wesentlicher  Teil  der  Schäden  schon  in  ver- 
hältnismäßig wenigen  Kriegsmonaten  wieder  beseitigt  worden  ist. 

Es  kommt  hinzu,  daß  der  Krieg  den  Konsum  von  Erdöl  und 
demgemäß  seinen  Wert  sprunghaft  gesteigert  hat;  auch  die  gewalt- 
same Zerstörung  großer  Vorräte  trägt  dazu  bei,  daß  diese  Wert- 
steigerung keine  mit  dem  Kriege  unmittelbar  vorübergehende  sein 
wird.  Die  neue  Ausfuhrrichtung,  die  durch  die  Röhrenleitung  nach 
Oiurgiu  bezeichnet  wird,  gewährleistet  der  rumänischen  Oelproduk- 
tion  überdies  auch  nach  dem  Kriege  ein  gesteigertes  Interesse  der 
Abnehmer  im  Bereich  der  oberen  Donau,  wie  denn  ja  Deutschland 
nach  den  Erfahrungen  des  Krieges  wohl  allgemein  darauf  bedacht 
sein  wird,  seine  Abhängigkeit  von  amerikanischer  Petroleumzufuhr 
nach  Möglichkeit  zu  verringern,  was  geschehen  kann  einmal  durch 
rationellere  Nutzung  der  eigenen  Kohlenschätze  und  sodann  durch 
verstärkte  Einfuhr  des  Erdöls  und  seiner  Produkte  aus  Südost- 
Europa. 

Werfen  wir  noch  einen  Blick  auf  das  rumänische  Verkehrs- 
wesen, so  hat  der  Krieg  empfindliche  Lücken  im  Eisenbahnnetz  der 
Walachei  aufgewiesen;  insbesondere  fehlt  zwei  Städten  von  der  Be- 
deutung Craiovas  und  Brailas  die  unmittelbare  Verbindung  mit  der 
Hauptstadt.  Craiova  ist  bis  heute  nur  erreichbar  durch  den  weiten 
Umweg  über  Pitesti,  Braila  auf  dem  Umweg  über  Ploesti-Buzau. 
Direkte  Bahnen  waren  geplant,  zum  Teil  auch  schon  im  Bau;  ihre 
beschleunigte  Durchführung  erscheint  nun  gerade  durch  die  Kriegs- 
erfahrungen sichergestellt.  Wesentlich  ist  der  große  Aufschwung 
des  Donauverkehrs,  den  der  Krieg  nach  ursprünglicher  Unterbindung 
dieses  Verkehrs  gebracht  hat.  Dieser  Aufschwung  verspricht  in  um 
so  stärkerem  Grade  Dauer,  je  mehr  es  gelingt,  den  rückläufigen 
Charakter  des  Donauverkehrs  einigermaßen  dadurch  auszugleichen, 
daß  nicht  nur  zu  Berg  Massengüter,  wie  Getreide  und  Petroleum, 
verfrachtet  werden,  sondern  auch  zu  Tal  entsprechende  Frachten,  wie 
Kohlen,  namentlich  für  Bulgarien,  und  landwirtschaftliche  Maschinen 
sowie  andere  sperrige  Erzeugnisse  der  Metall-  und  Maschinenindustrie 
für  beide  Anlieger  der  unteren  Donau  sich  als  Transporte  aus  Deutsch- 
land einstellen. 

Bohlaß. 

Mit  der  zuletzt  erwähnten  Aussicht  für  den  Handelsverkehr 
zwischen  den  Ländern  an  der  oberen  und  unteren  Donau  ist  ein 
Gesichtspunkt  erwähnt,  der  für  die  künftige  Wirtschaftslage  sowohl 
rechts   wie  links  der  unteren  Donau  von  entscheidender  Bedeutung 
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ist.  Beiden  Ländern,  dem  verbündeten  Bulgarien  und  auch  dem  er- 
oberten Rumänien,  sind  die  Mittelmächte,  ist  speziell  Deutschland 
durch  den  Krieg  erheblich  näher  getreten.  Deutschland  bezog  auf 
direktem  Wege  aus  Altbulgarien  als  Hauptabnehmer  vor  dem  Kriege 
nur  Eier  und  Rosenöl.  Alle  anderen  Waren  wählten  ihren  Weg  in 
der  Hauptsache  auf  indirektem  Wege,  durch  österreichische,  englische, 
belgische  u.  a.  Vermittlung.  (Als  bezeichnendes  Beispiel  ist  zu  er- 
wähnen, daß  Deutschland  nach  den  statistischen  Anschreibungen  nur 
einen  winzigen  Anteil  am  bulgarischen  Weizenhandel  hatte,  tatsäch- 
lich aber  letzten  Endes  Hauptabnehmer  des  bulgarischen  Weizens 
war;  der  vom  Produzenten  schlecht  gereinigte,  vom  Händler  ver- 
fälschte Weizen  ging  nach  Belgien,  wurde  dort  gereinigt  und  fand 
dann  unter  anderer  Flagge  seinen  Weg  ins  Dortmunder  Industrie- 
revier.) 

Jetzt  haben  wir  die  Produktionsfähigkeiten  des  bulgarischen 
Gesamtgebiets  kennen  gelernt  und  werden  auf  die  Nutzung  jeder 
Möglichkeit  bedacht  sein,  sowohl  aus  diesem  wie  aus  Rumänien  in 
möglichst  weitem  Umfange  alle  jene  Warenbezüge  an  uns  zu  ziehen, 
die  dazu  mithelfen  können,  unsere  frühere  Abhängigkeit  von  ameri- 
kanischen und  anderen  unsicheren  Bezügen  zu  verringern.  Was 
die  Rückfrachten  anbetrifft,  so  können  sie  sich  wenigstens  nach 
Bulgarien  in  weit  über  das  früher  erwartete  Maß  hinaus  gesteigertem 
Umfange  entwickeln  infolge  der  so  wesentlich  gesteigerten  bulgari- 
schen Kaufkraft,  die  oben  des  näheren  nachgewiesen  wurde. 

Im  Donauverkehr,  der  bei  diesen  verengerten  Beziehungen  be- 
deutende Steigerungen  namentlich  dann  gewinnen  kann,  wenn  die 
obere  Donau  durch  Kanäle  Anschluß  findet  an  das  sonstige  Netz 
der  deutschen  Binnenwasserstraßen,  steht  zwischen  Deutschland  und 
den  Ländern  rechts  und  links  der  unteren  Donau  Oesterreich-Ungam. 
Oesterreich-Ungarn  seinerseits  wird  es  sich  besonders  angelegen  sein 
lassen,  den  Handel  mit  den  Balkanländern,  d.  h.  vornehmlich  den 
Absatz  der  österreichischen  Industrie  nach  den  Balkanländern,  zu 
fördern.  Der  Donaumonarchie  sind  auf  diesem  Gebiet  monopolistische 
Bestrebungen  nicht  fremd.  Es  ist  aber,  wie  in  früheren  Arbeiten 
wiederholt  betont  wurde,  nicht  zu  vergessen,  daß  Deutschland  für 
die  Balkanländer  nicht  nur  Lieferant,  sondern  auch  wertvoller  Kunde 
sein  will,  und  daß  es  auf  eine  entsprechende  Rolle  als  Lieferant 
Anspruch  erheben  kann.  Von  einer  Kundschaft  Oesterreich-Ungarns 
auf  dem  Balkanmarkt  dagegen  wäre  kaum  zu  reden. 

Neuerdings  haben  sich  österreichische  und  ungarische  Politiker 
und  Volkswirte  wiederholentlich  dahin  vernehmen  lassen,  daß  in  Zu- 
kunft eine  liberalere  Handelspolitik  Oesterreich-Ungarns  gegenüber 
den  Balkanländern  notwendig  sein  würde,  und  zwar  nicht,  weil  die 
Donaumonarchie  selbst  die  Produkte  des  balkanischen  Bodens  für 
sich  beziehen  will,  sondern  weil  es  durch  eine  solche  Politik  seine 
Stellung  als  Zwischenhändler  zwischen  den  Balkanländern  und  Deutsch- 
land zu  festigen  glaubt.  Bezeichnend  waren  einige  Aufsätze,  die  im 
Oktober  1917   in  ganz  kurzer  Folge  in  der  „Bulgarischen  Handels- 
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Zeitung"  in  Sofia,  einem  österreichischen  Organ,  veröffentlicht  wurden. 
Am  25.  Oktober  veröffentlichte  dieses  Blatt  aus  einem  Gespräch 
mit  Julius  V.  Rubinek,  Direktor  des  Landes-Agrikultur- Vereins  in 
Budapest,  Aeußerungen,  die  davon  ausgingen,  daß  es  bis  zum  heutigen 
Tage  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Bulgarien  noch  keinen  Handels- 
vertrag gibt  und  daß  dieser  Zustand  nicht  mehr  lange  anhalten  könne. 

„Die  gemeinsame  Grenze  zwischen  Bulgarien  und  Ungarn  ist 
geschaffen,  und  auf  selten  der  Agrarier,  die  seinerzeit  am  heftigsten 
gegen  die  Einlassung  des  bulgarischen  Viehes  waren,  ist  ein  großer 
Umschwung  eingetreten.  Namentlich  die  ungarischen  Agrarier  fordern 
eine  engere  wirtschaftliche  Annäherung  an  Deutschland,  eine  Zollunion, 
in  die  auch  naturgemäß  Bulgarien  eingezogen  werden  müsse.  Eine 
Zollunion  bedingt  einen  freien  Verkehr  zwischen  zollgeeinten  Ländern, 
und  so  ist  der  Standpunkt  der  ungarischen  Agrarier  gegenüber  der 
Vieheinfuhr  vom  Balkan  von  ausschlaggebender  Wichtigkeit,  da  die 
ungarischen  Agrarier  in  der  ungarischen  Politik  einen  dominierenden 
Einfluß  ausüben,  der  durch  den  Agrarcharakter  des  Landes  erklärt 
erscheint. 

„Direktor  v.  Rubinek  sagte:  ,Mein  Standpunkt  ist  im  allgemeinen 
der,  daß  der  ganze  Balkan  von  einem  einheitlichen  Zollgebiet  um- 
rahmt werde.  Wir  müssen  den  Balkan  wirtschaftlich  gewinnen,  um 
ihn  auch  in  politischer  Hinsicht  gewinnen  zu  können.  Es  ist  ganz 
unmöglich,  daß  wir  in  Zukunft  dieselbe  Wirtschaftspolitik  befolgen, 
die  uns  gegenüber  Deutschland  befolgt  hat,  als  es  mit  allerlei  ZoU- 
vexationen  und  anderen  Schwierigkeiten  unsere  Ausfuhr  erschwert 
hat.  Damals  war  es  ganz  unmöglich,  dem  Balkan  gegenüber  eine 
andere  Politik  zu  befolgen.  Im  Interesse  des  zu  erreichenden  Zieles 
erachte  ich  einen  vollständig  freien  Verkehr  mit  Deutschland  für 
unbedingt  notwendig,  damit  der  Verbrauch  Deutschlands  in  erster 
Reihe  sich  auf  unsere  und  in  zweiter  Reihe  auf  die  Rohstoffe  der 
Balkanstaaten  stützen  könne.  Dann  werden  alle  jene  Schwierigkeiten, 
die  in  der  Vergangenheit  die  wirtschaftliche  Gewinnung  des  Balkans 
erschwerten,  aus  der  Welt  geschafft  sein,  wenigstens  was  uns  an- 
belangt. 

, Meinerseits  stehe  ich  bezüglich  des  interstaatlichen  Verkehrs 
ganz  auf  dem  Standpunkte  des  freien  Verkehrs,  ausgenommen  das 
Veterinärwesen,  wo  unbedingt  eine  Kontrolle  notwendig  ist.  Wahr- 
scheinlich wird  es  auch  hier  einer  hoffentlich  nicht  anzulangen 
Uebergangszeit  bedürfen,  damit  das  Veterinärwesen  Bulgariens  das 
Niveau  der  westeuropäischen  Staaten  erreiche.  In  dieser  Beziehung 
ist  es  uns  in  Oesterreich  und  später  in  Deutschland  ebenso  ergangen, 
wie  jetzt  den  Balkanstaaten,  solange  wir  gegen  die  Tierkrankheiten 
nicht  hinreichend  ankämpften  und  nicht  eine  solche  Veterinär-Or- 
ganisation geschaffen  hatten,  den  Oesterreich  und  später  auch  Deutsch- 
land volles  Vertrauen  entgegenbringen  konnten.  Bulgarien  grenzt 
auch  heute  noch  an  die  Türkei,  in  deren  kleinasiatischen  Vilajets 
die  Rinderpest  sozusagen  zuhause  ist.  Aber  auch  die  Einschleppung 
anderer  Rinderkrankheiten  ist  nföglich,  und  so  kann  man  nicht  ver- 
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laDgen,  daß  wir  auf  dem  Gebiete  des  Viehverkehrs  den  Standpunkt 
des  freien  Verkehrs  einnehmen,  solange  wir  keine  Garantie  dafür 
haben,  daß  das  Veterinärwesen  völlig  einwandfrei  gestaltet  ist." 

Dasselbe  Blatt  veröffentlichte  am  29.  Oktober  1917  Aeußerungen 
aus  einer  Unterredung  mit  dem  Direktor  der  Allgemeinen  Verkehrs- 
bank in  Wien  Philipp  Broch,  die  auf  folgende  Gedanken  hinauslief : 

„Bei  der  künftigen  Neuordnung  der  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  zwischen  Bulgarien  und  der  Donaumonarchie 
sollten  zwei  Momente  richtunggebend  sein:  Erstens  eine  unmittel- 
bare Grenze  zwischen  den  Verbündeten.  Der  Handelsverkehr  zwischen 
den  beiden  Staaten  soll  in  Hinkunft  nicht  mehr  durch  Schikanen 
und  Vexationen  von  Konkurrenzstaaten  gehindert  werden.  Für 
Bulgarien  bedeutet  eine  direkte  Grenze  mit  der  Monarchie  den  freien 
Zugang  nach  Europa.  Zweitens  die  ungehinderte  und  zollfreie  Ein- 
fuhr von  Vieh  und  landwirtschaftlichen  Produkten  nach  Oesterreich, 
für  welches  die  Verbilligung  der  Volksernährung  eine  Notwendig- 
keit bedeutet.  Die  Zukunft  der  bulgarischen  Landwirtschaft  hängt 
wesentlich  davon  ab,  wie  weitgehend  die  Konzessionen  sein  werden, 
die  Bulgarien  zu  erlangen  vermag.  Ich  schätze  diese  Konzessionen 
höher  als  territoriale  Fragen.  Für  die  Monarchie  bedeutet  die  Er- 
füllung dieser  zwei  Postulate  im  Wege  des  verstärkten  Güteraus- 
tausches auch  einen  verstärkten  Export  seiner  Industrieerzeugnisse 
nach  Bulgarien." 

Am  31.  Oktober  1917  kam  wiederum  ein  Ungar  zum  Wort,  der 
Wirkl.  Geheime  Rat  Czterenjy,  woraus  folgende  Bemerkungen  über 
die  Handelsbeziehungen  zwischen  den  oberen,  mittleren  und  unteren 
Donauländern  erwähnenswert  erscheinen: 

„Die  südlichen  Teile  Deutschlands,  namentlich  aber  Bayern, 
ebenso  die  an  der  Donau  gelegenen  Teile  Oesterreichs  und  Ungarns 
werden  sich  den  Balkanstaaten  nähern  müssen,  in  größerem  Maße 
als  dies  früher  geschehen  ist.  Industriell  müssen  wir  den  ganzen 
Balkan  beherrschen,  es  ist  also  für  uns  eine  Lebensnotwendigkeit, 
daß  wir  dort  den  Kampf  mit  den  uns  feindlichen  Staaten  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  aufnehmen.  Wir  müssen  bestrebt  sein,  diese 
Staaten  wirtschaftlich  in  unseren  Interessenkreis  zu  ziehen.  Die 
engherzige  wirtschaftliche  Politik  der  Vergangenheit  den  Balkan- 
staaten gegeijüber  ist  in  der  Zukunft  ganz  einfach  unmöglich,  wenn 
wir  unsere  politische  Lage  auf  dem  Balkan  nicht  neuerlich  gefährden 
wollen.  Die  wirtschaftliche  Erstarkung  des  mit  uns  verbündeten 
Bulgariens,  die  Entwicklung  dieses  in  mächtigen  Schritten  vorwärts- 
strebenden Landes  ist  unser  allereigenstes  Interesse.  Ohne  den  Donau- 
weg dürfte  dies  kaum  möglich  sein.  Der  Donauweg  ist  für  Bulgarien 
eine  Lebensfrage.  Mit  diesem  Verkehrswege  stehen,  aber  fallen  auch 
die  bulgarischen  wirtschaftlichen  Interessen. 

„Die  Politik  der  wirtschaftlichen  Absperrung  hat  sich  nicht  be- 
währt. Ihre  Stelle  muß  die  Politik  der  Annäherung  einnehmen.  Wie 
sich  die  Politik  der  Absperrung  von  Westen  gegen  Osten  richtete, 
von   Seiten  Deutschlands   gegen   uns,'  so  hatten  wir  unsere  Grenzen 
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den  Balkanstaaten  gegenüber  abgesperrt.  Das  war  das  Bild  der 
Vergangenheit.  Aus  unserer  veränderten  wirtschaftlichen  Annäherung 
an  Deutschland  wird  auch  unsere  Wirtschaftspolitik  den  Balkan- 
staaten gegenüber  ein  anderes  Bild  gewinnen. 

„Der  Donauweg  ist  vom  Standpunkte  dieser  Politik  von  hervor- 
ragender Bedeutung.  Doch  die  Vorbedingung  hierfür  ist,  daß  die 
Verbindung  zwischen  der  Ostsee  und  der  Donau  geschaffen  werde. 
Welche  Perspektive  öffnet  sich  hier  den  Donaustaaten,  welche  riesige 
Bedeutung  gewinnt  die  freie  Donau  für  Bulgarien  1" 

Ueberall  klingt  hier  der  Wunsch  nach  einer  Beherrschung  des 
Balkanmarktes  durch  Oesterreich-Ungarn  als  Lieferant  und  nach  einer 
Beherrschung  des  Zwischenhandels  zwischen  den  Balkanländern  und 
Deutschland  als  Kunde  durch.  Demgegenüber  wird  das  deutsche 
Wirtschaftsleben  den  natürlichen  Wunsch  geltend  machen  müssen, 
als  kauf  willigster  Abnehmer  der  Balkanmärkte  und  als  leistungsfähigster 
industrieller  Lieferant  auch  unmittelbare  Beziehungen  zu  pflegen. 
Daß  diese  unmittelbaren  Beziehungen  durch  den  Krieg  in  großem 
Umfange  geschaffen  worden  sind,  gehört  zu  den  wertvollsten  volks- 
wirtschaftlichen Wandlungen  in  den  Balkanländern  als  Dauerwirkung 
des  Krieges.  (oc.) 
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Xll. 

Aegyptens  BaiunwoUgewinnuiig  seit  1900. 

Von  Dr.  Ernst  Schnitte. 

Auch  in  das  wirtschaftliche  Leben  Aegyptens  hat  der  Krieg  mit 
starker  Faust  eingegriffen.  Dabei  erwies  sich,  daß  der  Aufbau  des 
Ägyptischen  Wirtschaftslebens,  wie  er  sich  in  den  letzten 
zwei  Jahrzehnten  infolge  des  von  England  geübten  Druckes  gestaltete, 
dem  Lande  nicht  zum  Besten  gereicht.  Dem  Baumwollbau  ist  ein  zu 
hervorragender  Platz  eingeräumt  worden,  während  man  den  Getreidebau 
ungebührlich  einschränkte.  Das  hat  sich  im  Kriege  so  schwer  gerächt, 
daß  nicht  einmal  die  englische  Regierung  umhin  konnte,  eine  andere 
Verteilung  der  Bodenkultur  anzustreben. 

Wie  in  allen  britischen  Kolonien,  legte  die  englische  Regierung 
auch  in  Aegypten,  sobald  sie  das  Land,  wenn  auch  nicht  staatsrechtlich, 
so  doch  in  Wirklichkeit  unter  ihre  Oberherrschaft  gebracht  hatte.  Ge- 
wicht auf  die  Ausdehnung  derjenigen  Pflanzungsarten,  die  den  höchsten 
Geldertrag  bringen  und  gleichzeitig  dem  Wirtschaftsleben  Großbritanniens 
die  größten  Dienste  leisten.  Deshalb  wurde  in  ganz  Aegypten  die  Er- 
zeugung von  Getreide  eingeschränkt  (bis  dahin  hatte  man  im  Norden 
mehr  Weizen  und  Reis,  im  Süden  mehr  Durra-Hirse  gebaut)  und  statt 
dessen  in  Oberägypten  der  Zuckeranbau,  in  Unterägypten  der  Baum- 
wollbau gepflegt.  Als  der  Krieg  ausbrach  und  die  Schiffahrtsverbin- 
dungen erlahmten,  mußte  sich  die  englisch-ägyptische  Regierung  dann 
freilich  dazu  bekehren,  um  nicht  ganz  Aegypten  einer  Hungersnot  aus- 
zusetzen, die  für  die  Selbsternährung  des  Volkes  nicht  zureichende  Ge- 
treidefläche wieder  auszudehnen,  falls  man  sich  nicht  noch  dazu  mit 
der  Sorge  belasten  wollte,  dauernd  bedeutende  Nahrungsmittelmengen, 
die  man  noch  nötiger  in  England  selbst  brauchte,  nach  Aegypten  ein- 
zuführen. Die  Folge  war  eine  Verminderung  der  in  Aegypten  erzeugten 
Baum  wollmengen. 

Die  Baum wollerzeugung  belief  sich  seit  Beginn  des  20.  Jahr- 
hunderts in  Aegypten  und  den  wichtigsten  anderen  Erzeugungs- 
l&ndern  in  Tausenden  von  Ballen  i) : 


1)  B.  C.  Stempel,  Dentsohes  BanmwoU-Handbuch,  3.  Jahrg.,  Bremen  1916,  S.  206. 
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Brasilien 

Ernten 

41 
Verbrauch 

Amerika 

Ostindien 

Acgypten 

nsw. 

zusammen 

zusammen 

1915/16 

12634 

3490 

910 

220 

17254 

'9  573 

1914/15 

14766 

3337 

■235 

240 

"9  578 

"8735 

1913/14  ') 

14495 

4592 

1440 

388 

20915 

19858 

1912/13 

'3  943 

3468 

1416 

370 

19  198 

'9  544 

1911/12 

15684 

3108 

1396 

342 

20530 

18566 

1910/11 

u  805 

3236 

1416 

407 

16863 

16750 

1909/10 

10225 

3788 

938 

295 

15246 

16188 

1908/09 

13552 

2977 

1246 

266 

18  041 

17  154 

1907/08 

11  258 

2487 

1432 

299 

15476 

16276 

1906/07 

13307 

3535 

.326 

446 

18  614 

16978 

1905/06 

II  003 

3054 

1117 

477 

«5651 

16435 

1904/05 

13420 

2953 

124s 

326 

•7  944 

'5  542 

1903/04 

9842 

2734 

1276 

307 

•4159 

14  310 

1902/03 

10511 

2737 

1148 

329 

14726 

«4  477 

1901/02 

10380 

2475 

1292 

266 

14413 

14414 

1900/01 

10  218 

2200 

1064 

«SO 

13632 

i3  4«5 

Ging  die  Menge  der  in  Aegypten  erzeugten  Baumwolle  im  Kriege 
zurück,  so  steigerte  sich  doch  ihr  Wert.  Schon  in  den  letzten  Friedene- 
jahren  trat  dies  zutage: 

Menge  in  Kantars  Wert  in  ägypt.  £ 

(1  Kantar  =  45  kg)  (1  ägypt.  £  =  £  1/—/») 

16051  000 
17  722  000 
21334000 

23  812000 
21  211  000 

24  586000 
30  065  000 
30  117  000 
24  590  000 
26  470000 
35  840  000 
29  863  000 
32004000 
33  000000 

Baumwolle  hatte  sich  mithin  von  1900 
bis  1913  nur  um  etwa  2  Mill.  Kantars  gehoben,  der  Wert  aber  stieg 
gleichzeitig  etwa  auf  das  Doppelte. 

Im  Verhältnis  zu  der  Welternte  sind  freilich  die  gewonnenen  Mengen, 
wie  die  erste  Tabelle  zeigt,  nicht  groß.  Allein  die  ägyptische  Baum- 
wolle zeichnet  sich  durch  Eigenschaften  aus,  wie  sie  kein  anderes 
Herkunftsland  bietet,  weil  nirgends  die  merkwürdig  günstigen  Verhält- 
nisse vorhanden  sind,  die  die  ägyptische  Baumwolle  zu  der  reinsten 
und  gleichmäßigsten  der  Welt  machen.  Schon  im  Jahre  1820 
lenkte  Mako  Bey  mit  Hilfe  des  Franzosen  Jumel  die  Aufmerksamkeit 
der  ägyptischen  Kegierung  auf  den  Baumwollbau ;  daher  die  noch  heute 
üblichen  Marken  „Mako"  und  „Jumel"  für  ägyptische  Baumwolle.  Dem 
schnellen  Aufschwung,  den  Aegypten  als  ßaumwolland  während  des 
amerikanischen  Bürgerkrieges  nahm,  folgte  ein  scharfer  Bückgang,  als 
die  Vereinigten  Staaten    nach  Schluß    des  Krieges    ihre  gewohnte  -wirt- 


1900/01 

5435000 

1901/02 

6  369000 

1902/03 

5838000 

1903/04 

6  508000 

1904/05 

6  313  000 

1905/06 

5  959  000 

1906/07 

6  949000 

1907/08 

7  234  000 

1908/09 

6  751  000 

1909/10 

5  000000 

1910/11 

7  573000 

1911/12 

7  424  000 

1912/13 

7499000 

1913/14 

7530000 

Die  Menge 

der 

erzeugten 

1913  nur    um    etwa    2  Mil 

1)  Ab  1913/14  1.  Angnst  bis  31.  Juli;  übrige  Jabre  1.  September  bis  31.  August. 
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schaftliche  Tätigkeit  wieder  aufnahmen.  Indessen  wurde  damals  Indien, 
das  sich  ebenfalls  auf  den  Baumwollbau  geworfen  hatte ,  schneller 
aus  dem  Felde  geschlagen  als  Aegypten,  das  einzige  Land,  dessen 
Baumwollhandel  in  dieser  schweren  Krisis  nicht  zurückging.  Die 
indische  Baumwollfaser  ist  erheblich  gröber  und  ungleichmäßiger  als 
die  ägyptische,  die  ihre  Vorzüge  dem  außerordentlich  ^eichmäßigen 
und  milden  Klima  des  Landes  zu  danken  hat.  So  behauptete  sich  die 
ägyptische  Baumwolle  leichter  auf  dem  Weltmarkt  als  die  indische, 
wozu  auch  die  geringere  Entfernung  von  den  europäischen  Fabrikbe- 
zirken beitrug. 

Seitdem  Aegypten  in  englischen  Händen  ist,  hat  sich  der  Anbau 
von  Baumwolle  dort  beträchtlich  gehoben.  Die  großen  Bewässe- 
rungsanlagen trugen  dazu  bei,  die  von  den  neuen  Herren  des  Landes 
um  so  lieber  unternommen  werden,  als  sie  nicht  nur  die  wirtschaftliche 
und  damit  die  Steuerkraft  der  Eingeborenen  erhöhen,  sondern  gleich- 
zeitig die  Beherrschung  des  Landes  in  höchst  bequemer  Art  sichern. 

1894/95  erzielte  Aegypten  eine  Baumwollernte  von  650  000,  1913/14 
von  966  000  Ballen.  Schnell  ist  dieses  Wachstum  kaum  zu  nennen ; 
es  schien  jedoch  sicher  zu  sein,  bis  der  Weltkrieg  ausbrach.  Das 
Wachstum  der  ägyptischen  Baumwollernte  ist  langsamer  als  das 
der  Gesamternte  der  Welt. 

In  Afrika  ist  Aegypten  einstweilen  das  einzige  Land,  das  als 
nennenswerter  Baumwollerzeuger  für  den  Weltmarkt  in  Betracht  kommt. 
Indessen  deutet  die  langsame  Steigerung  der  ägyptischen  Baumwoll- 
ergebnisse darauf  hin,  daß  besondere  Verhältnisse  einer  schnellen  Zu- 
nahme der  Gewinnung  entgegenstehen.  Die  Gründe  werden  Iiauptsäch- 
lich  darin  zu  suchen  sein,  daß  sich  die  Baum  wollfläche  nicht  über  ein 
ziemlich  beschränktes  Gebiet  ausdehnen  kann,  das  meist  künstlich  be- 
wässert werden  muß  und  dessen  Bodenpreise  immer  weiter  in  die  Höhe 
gehen ;  ferner  darin,  daß  die  Bewässerung  gewisse  Nachteile 
hervorgerufen  hat,  die  in  den  letzten  Jahren  stark  in  Erscheinung 
traten.  Seitdem  nämlich  das  Staubecken  von  Assuan  in  Betrieb  ge- 
nommen wurde ,  zeigte  sich  eine  wesentliche  Verschlechterung  der 
ägyptischen  Baumwolle.  In  Oberägypten  regnet  es  sehr  selten,  so 
daß  die  Bewässerung  der  Baumwollfelder  ganz  auf  das  Nilwasser  an- 
gewiesen ist.  Nun  brachte  früher  die  Ueberschwemmung  eine  Reihe 
vegetabilischer  Stoffe  sowie  eine  Menge  zerriebenen  abessinischen  Ge- 
steins mit,  beide  als  Düngemittel  wertvoll.  Seitdem  jedoch  die  Flut 
des  Nils  im  Staubecken  zurückgehalten  wird,  setzen  sich  diese  wichtigen 
kleinen  Bestandteile  dort  als  Schlammschicht  ab,  so  daß  das  später 
den  Feldern  zugeführte  Wasser  zwar  in  reichlicherer  Menge  zur  Ver- 
fügung steht,  aber  seiner  besten  Kraft  beraubt  ist.  In  der  Tat  zeigte 
sich  eine  merkwürdige  Veränderung  der  Farbe  der  Baumwolle :  bisher 
war  sie  bräunlich  gewesen,  jetzt  wurde  sie  heller,  weil  ihre  Fäden  be- 
deutend schwächer  wurden. 

Noch  eine  weitere  unangenehme  Folgeerscheinung  der  großen  Nil- 
stauwerke, denen  man  den  schönen  Tempel  von  Philae  geopfert  hat, 
zeigte  sich:  die  Stauanlage  führte  eine  Ueberwässerung  der  tieferen 
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Bodenschichten  herbei,  wodurch  die  Wurzelentwicklung  der  Baumwoll- 
stauden verhindert  wurde.  Entwässerung  war  früher  niemals  nötig, 
jetzt  wurde  sie  in  den  großen  Baumwollbezirken  erforderlich  und  ver- 
ursachte bedeutende  Kosten.  Man  suchte  des  Uebels  durch  Anpflanzung 
wasserbedürftiger  Sträucher  Herr  zu  werden.  Auch  pflanzte  man  eine 
andere  Art  Baumwolle  an,  deren  Stauden  ihre  Wurzeln  nicht  so  tief 
in  den  Boden  treiben.  Indessen  erfordern  diese  Aenderungen  eine  Zeit 
von  vielen  Jahren,  und  ob  die  dann  erzielte  Baumwolle  die  Güte  der 
früheren  besitzt,  ist  zweifelhaft.  Jedenfalls  ist  die  Baumwollerzeugung 
Aegyptens,  d.  h.  seine  wichtigste  landwirtschaftliche  Einnahmequelle, 
durch  Entartung  der  mittleren  Mitaf ifi- Art  bedroht. 

In  Priedensjahren  ging  von  der  ägyptischen  Baumwolle  ein  großer 
Teil  außer  nach  England  und  Frankreich  nach  Deutschland  und 
Oesterreich-Ungarn.  Da  England  nun  den  Mittelmächten  die 
Zufuhr  abschnitt,  blieb  zunächst  ein  bedeutender  Ueberschuß.  Er  wurde 
mit  zum  Anlaß  für  die  Einschränkung  der  Baumwollanbau- 
fläche durchdie  Regierung.  Die  mit  Baumwolle  bepflanzte  Fläche 
betrug : 

1914     I  755  270  Feddan 
•  1915     I  186003        .. 

,  Die  Verringerung  betrug  mithin  32 V2  Proz.  Dennoch  erreichte  die 
Baumwollernte  1915  6'/.>  Mill.  Kantars.  Die  Ausbeute  sank  also  nur 
unerheblich,  weil  man  bessere  Sorten  ansäte  und  vor  allem  solche  Flächen 
ausschied,  die  sieh  für  Baumwollbau  weniger  eignen. 

Dennoch  ergaben  sich  für  die  geringeren  Anbauflächen  bedeutende 
Schwierigkeiten.  Zunächst  verringerte  sich  die  Kohlenzufuhr  1915 
um  beinahe  35  Proz.  und  1916  noch  mehr.  Gleichzeitig  stiegen  die 
Kohlenpreise,  so  daß  die  Bauern  für  ihre  Bewässerungspumpen  den 
unentbehrlichen  Feuerungsstoff  nicht  mehr  oder  nur  zu  unerschwinglichen 
Preisen  erhalten  konnten.  Die  Untersuchung  der  ägyptischen  Kohlen- 
lager bei  Edfu,  die  von  der  Regierung  in  dieser  Not  unternommen  wurde, _ 
ergab  ein  so  schlechtes  Ergebnis,    daß  man  auf  den  Anbau  verzichtete^ 

So  ging  denn  in  Untorägypten  die  Ernte  1915  beträchtlich  zu 
rück:  statt  67}  Mill.  betrug  sie  nicht  einmal  5  Mill.  Kantars.  1916 
sank  sie  sogar  unter  4  Mill.  Kantars.  Die  Regierung  sah  dies  kommen 
und  verbot  daher  schon  Ende  April  1915  die  Ausfuhr  ägyptischer 
Baumwolle  nach  neutralen  Ländern.  Alle  Aufsätze  der  ägypti- 
schen Presse,  namentlich  der  „Egyptian  Gazette",  die  darauf  hinwies, 
daß  das  Land  diesen  Verlust  von  40  Mill.  M.  jährlich  nicht  ertragen 
könne,  da  infolge  des  Krieges  bereits  die  Baumwollausfuhr  nach  Deutsch- 
land, Oesterreich-Ungarn,  Belgien  und '  der  Schweiz  (die  wegen  ihrer 
Nachbarschaft  zu  Deutschland  boykottiert  werden  sollte)  im  Gesamt- 
werte von  etwa  200  Mill.  M.  fortgefallen  sei,  änderten  an  dieser  Ent- 
schließung nichts. 

Die  gesamte  ägyptische  Baumwollernte  (in  Unter-  und  Ober- 
ägypten) belief  sich'): 

1)  Niicli  MittciluuKen  <'es  Konsuls  Knntisen  in  Manchester  in  der  Kopenhagener 
,, Börse".     Wiedergegeben  im  „Hamburgischen  Correspondent"  vom  22.  Juli  1917. 
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1913/14  (12  Monate)  anf       7684000  Kanun 
1914/15  (11         „      )    „        6464000 
1915/16  (12         „      )    „        4747000 

Für  1916  wurde  die  Beschränkung  der  Anbaufläche 
aufgehoben,  da  es  nun  England  selbst  ernsthaft  an  Baumwolle  zu 
mangeln  begann.  Dennoch  vergrößerte  sich  die  ägyptische  Baumwoll- 
fläche nur  unwesentlich  —  sie  stellte  sich  1916  auf  1655  512  Feddan; 
die  Bestellung  von  Weizen  verringerte  sich  gleichzeitig  um  140  000 
Feddan.  Die  Ernte  des  Jahres  1915  war  in  Unterägypten  auf  4  862  872 
Kantars  geschätzt  worden  und  ergab  tatsächlich  4  774  768  Kantars.  Der 
Voranschlag  für  1916  ergab  unter  Berücksichtigung  des  beim  Entkörnen 
entstehenden  Abfalls  einen  Ertrag  von  6  020  382  Kantars. 

Im  August  1916  ergab  sich  für  den  ägyptischen  Baumwoll- 
handel eine  schwere  Krisis.  Die  Vorräte  in  Alexandrien  waren 
um  diese  Zeit  gänzlich  erschöpft;  die  Ernte  des  Vorjahres  war  zu  ge- 
ring gewesen,  während  der  Baumwollhunger  der  Ententeländer  und  der 
Neutralen  die  stärksten  Anforderungen  stellte.  Alle  Hoffnung  hatte 
man  auf  die  neue  Ernte  gesetzt  —  jetzt  sah  man,  daß  die  Erwartungen 
zu  hoch  gespannt  waren.  Gleichzeitig  trafen  beunruhigende  Nachrichten 
über  den  schlechten  Stand  der  Baumwollernte  in  Nordamerika  ein.  Die 
Preise  für  ägyptische  Baumwolle  gingen  daher  stark  in  die  Höhe  — 
und  ebendeshalb  hielten  die  Pflanzer,  um  möglichst  günstigt  Erträge 
zu  erzielen,  ihre  Baumwolle  zurück.  Andererseits  hatte  die  Baisse- 
spekulation so  großen  Umfang  angenommen,  daß  die  Makler,  denen  die 
Preisunterschiede  zur  Last  fielen,  ohne  die  Zustimmung  des  Börsen- 
ausschusses zu  erbitten,  unter  sich  den  Höchstpreis  auf  23  $  für  den 
Kantar,  d.  h.  auf  etwa  IIV2  d  für  das  englische  Pfund  festsetzten. 

Infolgedessen  kam  es  in  Alexandrien  zu  sehr  erregten  Auf- 
tritten, weil  sich  die  einheimischen  Pflanzer  diese  willkürlichen  Preis- 
beschränkungen, die  sie  arg  schädigten,  nicht  gefallen  lassen  wollten. 
Die  Eegierung  sah  sich  daher  gezwungen,  eine  Untersuchung  zum 
Ausgleich  der  widerstrebenden  Interessen  einzuleiten.  Auch  mußte 
die  Börse  mehrere  Tage  lang  geschlossen  werden.  Um  die  Anlieferung 
neuer  Baumwolle  nicht  noch  weiter  zu  verzögern  —  war  doch  der  Vor- 
rat im  August  bereits  fast  ganz  erschöpft,  was  seit  dem  amerikanischen 
Bürgerkriege  nie  geschehen  war  —  mußte  die  Regierung  zu  dem  un- 
gewöhnlichen Mittel  greifen,  die  Zahlung  der  Differenz  von  2  $  auf 
den  Kantar  zu  übernehmen. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  diese  Vorgänge  auf  den  englischen 
Baumwollmarkt  beunruhigend  wirkten.  Die  Preise  stiegen  außer- 
ordentlich, und  als  nun  gar  kurz  hintereinander  2  Baumwolldampfer 
versenkt  wurden,  erreichten  sie  die  abenteuerlichste  Höhe. 

1916/17  ging  die  ägyptische  Baumwollgewinnung  etwas 
herauf:  sie  betrug  5  111  080  Kantars.  Hierzu  kommt  ein  Bestand  von 
93  000  Kantars  am  31.  August  1916  und  766  000  Kantars  am  31. 
August  1915.  Zusammen  waren  also  1917  5  204  080  verfügbar  gegen- 
über 5  696  661  im  Jahre  1916  und  7  256  521  im  Jahre  1915. 
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Die  Auefuhr  erreichte  630  610  Ballen  im  Gewicht  von  4  813  129 
Kantars  gegen  728  319  Ballen  mit  5  533  116  Kantare  1915/16  gegen 
832  731  Ballen  mit  6  318  990  Kantars  1914/15.  Die  Spinnereien  in 
Alexandrien  verarbeiteten  63  345  Kantars  gegen  56  500  bzw.  46  890 
Kantars.  Gibt  es  doch  Baumwollspinnereien  in  Aegypten  fast 
gar  nicht.  England  wünschte,  zumal  nachdem  Indien  auf  der  Grund- 
lage seines  Baumwollbaus  allmählich  auch  eine  Baumwollindustrie  be- 
gann, Aegypten  als  reines  Erzeugungsland  zu  behalten,  das  seine  Baum- 
wollwaren im  möglichst  großen  Mengen  von  England  zu  beziehen  habe. 
So  betrug  die  Einfuhr  von  Webstoffen  nach  Aegypten  im 
Jahre  1912  aus 


GroBbritannien 

3810794 

ägyptische  Pfnnd 

Italien 

695915 

jj               »> 

Oesterreioh-  Ungar  n 

584  534 

Frankreich 

547  122 

i>               »» 

Indien 

379  535 

i>               11 

DeotscUand 

285  791 

>f                   fr 

Türkei 

176714 

M                             fl 

Japan  nnd  China 

J69  532 

Belgien 

117  121 

n                         t» 

Andererseits  erhielt  England  schon  im  Frieden  einen  sehr  bedeu- 
tenden Teil  der  ägyptischen  Baumwollernte,  der  sich  im  Kriege  noch 
steigerte.     Die  ägyptische  Baumwollernte  betrug : 

der  Saison 
1916/17  1915/16 

580601   Ballen         601  950  Ballen 
gleich      4433125   Kantar     5250674  Kantar 
Davon    wurden   u.  a. 


ausgeführt  nach : 

BaUen 

BaUen 

den  Verein. 

Staaten 

128248 

■83  «37 

Spanien 

12254 

»8383 

Frankreich 

26233 

4«  754 

Italien 

30303 

36979 

Japan 

6072 

25578 

Kußland 

27395 

45  544 

Schweiz 

'9456 

II  652 

England 

329634 

328038 

Die  reiche  Ernte  des  Jahres  1917  brachte  nun  wieder  einen 
Preissturz.  Namentlich  in  den  letzten  Julitagen  war  er  erheblich. 
Als  nun  gar  Anfang  September  die  Nachricht  eintraf,  daß  die  englische 
Regierung  von  der  Ernte  nur  180  000  Ballen  statt  wie  im  Vorjahre 
346  000  Ballen  ankaufe,  fiel  der  Baum  wollpreis  für  November  von  41 
auf  37,80  Tallerii). 

Nun  strebte  das  englische  Schaukelsystem  wiederum  auf  Ein- 
schränkung der  Anbaufläche  für  Baumwolle  in  Aegypten  hin,  und  zwar 
in  starkem  Ausmaß.  Am  11.  September  1917  erließ  der  ägyptische 
Sultan  „in  Anbetracht  dessen,  daß  auf  Einfuhr  von  Getreide  und  Mehl 
nicht  zu  rechnen  jst,  das  Land  sich  daher  aus  der  eigenen  Produktion 
erhalten  muß,  die  gegenwärtige  Produktion  an  Getreide  aber  hinter  dem 

1)  „Memaggero  Egiziano"  Tom   13.  September  1917. 
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Bedarf  des  Landes  zurückbleibt  und  so  die  Notwendigkeit  vorliegt,  den 
Baumwollbau  einzuschränken",  eine  Verordnung,  deren  wesentlichster 
Punkt  lautete: 

„1.  a)  Der  Baumwollanbau  in  Oberägypten  ist  vollständig  verboten. 

b)  Allen  Besitzern  oder  Pächtern  ist  es  verboten,  mehr  als  ein  Drittel  eines 
und  desselben  Besitztumes  mit  Baumwolle  zu  bebauen.' 

Das  Landwirtschaftsministerium  machte  in  einem  Rundschreiben 
allen  Mudiren  (Landräten)  die  strenge  Durchführung  der  Einschränkung 
der  Baumwollanbaufläche  auf  zwei  Drittel  der  bisherigen  Fläche  zur 
Pflicht.  In  dem  Rundschreiben  wird  darauf  hingewiesen,  daß  Aegypten 
jährlich  2  500  000  Ardeb  (308  000  t ;  1  Ardeb  in  Kairo  =  123  kg)  Ge- 
treide einführen  müsse.  Da  diese  Einfuhr  jetzt  wegen  Schiffsraummangels 
vollständig  aufgehört  habe,  sei  die  Erhöhung  der  Anbaufläche  von  Ge- 
treide notwendig '). 

Besonderes  Augenmerk  -  richtet  England  ferner  auf  die  dauernde 
Ausschaltung  des  deutschen  und  österreichischen  Wett- 
bewerbs. Die  „Association  of  Chambers  of  Commerce"  erhielt  von 
der  ägyptischen  Regierung  eine  Mitteilung,  die  das  Ergebnis  einer  vom 
Kriegshandelsamt  in  Kairo  angestellten  üntersuchun^g  zusammenfaßt. 
Danach  erfolgte  im  Kriege  die  zwangsweise  Auflösung  einer  Anzahl 
feindlicher  Firmen,  die  etwa  den  3.  Teil  der  ägyptischen  Baumwollernte 
im  Werte  von  10  000  ägyptischen  Pfund  Sterling  umzusetzen  pflegten. 
Die  dadurch  entstandenen  Lücken  in  der  Organisation  des  Warenbe- 
triebes in  Aegypten  ist  bisher  weder  durch  ein  britisches  Handelshaus 
noch  durch  ein  solches  der  verbündeten  Staaten  ausgefüllt  worden.  Es 
sei  daher  dringend  geboten,  unverzüglich  zu  handeln,  und  das  um  so 
mehr,  als  drei  neue  nichtbritische  Firmen  während  der  letzten 
Wochen  Vorbereitungen  getroffen  hätten,  Geschäfte  zu  eröffnen.  Ver- 
mutlich handelt  es  sich  um  japanische  Firmen,  da  die  englische 
Presse  die  Nationalität  der  3  Handelshäuser  schamhaft  verschweigt. 

Im  übrigen  fordert  der  englische  Baumwollhandel  von  der  Regie- 
rung tatkräftige  Maßnahmen  zur  Abwehr  des  überhandnehmenden 
deutschen  Einflusses,  da  dieser  einen  Umfang  angenommen  habe, 
der  die  englischen  Interessen  geradezu  bedroht.  Nach  einer  Unter- 
suchung hätten  die  in  Alexandrien  ansässigen,  im  Besitz  von  Deutschen 
befindlichen  Baumwollhäuser  nicht  weniger  als  28  Proz.  der  gesamten 
ägyptischen  Baumwollausfuhr  in  Händen  gehabt,  so  daß  sogar  1/5  der 
in  England  eingehenden  ägyptischen  Baumwolle  durch  eine  deutsche 
Firma  in  Alexandrien  vermittelt  worden  sei.  Merkwürdig  genug,  scheint 
der  englische  Baumwollhandel  bisher  noch  nicht  die  Tatkraft  aufge- 
bracht zu  haben,  diese  28  Proz.  selbst  zu  erobern. 


1)  „The  Egyptian  Gazette"  vom  27.  September  1917, 
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XIII. 

Die  Hausindustrie  in  Schweden')- 

Von  Dr.  Wolfgang  Ritscher. 

Im  Jahre  1912  gab  es  in  Schweden  3252  hausindustrielle  Ge- 
werbeunternehmungen, die  insgesamt  28953  Heimarbeiter  (6739 
Männer  und  22  214  Frauen)  beschäftigten.  Nicht  ganz  ein  Fünftel  hiervon 
befand  sich  in  Stockholm ;  die  Mehrzahl  der  übrigen  Unternehmungen  war 
auf  die  Provinzen  Malmöhus,  Göteborg,  Bohus,  Aelvsborg  und  Oester- 
götland  verteilt.  Der  Arbeiterzahl  nach  stand  die  Provinz  Aelvsborg, 
in  welcher  sich  allein  der  vierte  Teil  der  Heimarbeiter  aufhielt,  an  erster 
Stelle.  Für  die  Verteilung  zwischen  Stadt  und  Land  ergibt  die  Er- 
hebung.'daß  nur  27  Proz.  der  hausindustriellen  Unternehmungen  ihren 
Sitz  in  den  Provinzen  hatten;  sie  beschäftigten  31,4  Proz.  der  gesamten 
Arbeiterzahl.  Die  Durchschnittszahl  der  innerhalb  einer  Unter- 
nehmung beschäftigten  Heimarbeiter  betrug  in  den  Städten  8,4,  in 
den  Provinzen  10,3. 

Die  Beteiligung  der  wichtigsten  Industriezweige  an  der  Beaoh&fti- 
gung  von  Heimarbeitern  zeigt  folgende  üebersicht: 


Zahl 

Zahl  der  Heimarbeiter 

» 

Indnstriegruppe 

der  Betriebe 

Männer 

Frauen 

Zusammen 

absolut 

V.   H. 

absolut 

v.  H. 

absolut 

V.  H. 

absolut 

y.  H. 

Bekleidnng 
Textilindustrie 
Holzindustrie 
Sonstige  *) 

2133 
630 

"97 
292 

19.« 
6,0 
9,0 

4i«3 
910 

938 
708 

62,1 

»3.5 
13,9 
10,.^ 

I0  2S4    I    46 
10  201        45,9 
97         0,4 
1662         7,0 

14437 
II  III 

«035 
2370 

49.» 

/38,4 
3.« 
8.« 

Zwammen 

3«52 

100 

,  6739 

100 

22214 

100 

28953 

100 

Bevölkerungszahl  Schwedens  1912: 


Männer  Frauen 

2740737       2863455 


Zusammen 

5  604  192 


1)  „Sveusk  Hern  industri",  Bd.  I.  Utrcdningcus  huvudresultat  (XVIII  und 
197  88.),  Bd.  II.  Monografier  (558  SS.),  Stockholm  1917.  —  Zum  Zweck  einer  Unter- 
suchung über  die  Hausindustrie  in  Schweden,  insbesondere  über  ihre  wirtschaftlichen 
und  gesellschaftlichen  Bedingungen  ist  von  der  amtlichen  schwedischen  Statistik  eine 
eingehende  Erhebung  durchgeführt  worden,  deren  Hauptergebnisse  dargelegt  werden  sollen. 

Als  Hausindustrie  wurde  jeder  Betrieb  betrachtet,  in  dem  die  von  einem 
Unternehmer  gelieferten  Rohstoffe  oder  Halberzeugnisse  gegen  Lohn  be-  oder  verarbeitet 
werden,  und  zwar  in  der  Hauptsache  durch  Personen,  die  ihre  Wohnung  al^  Arbeits- 
stätte benützen. 

2)  Insbesondere  Metallindustrie  und  Papierbearbeitung. 
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Danach  haben  im  Jahre  1912  die  zwei  großen  Gruppen  der 
Bekleidungs-  und  der  Webwarenindustrie  allein  25  548  Heimarbeiter 
(88,2  Proz.)  in  2763  (85  Proz.)  Unternehmungen  beschäftigt.  Hierbei 
steht  an  erster  Stelle  die  Herstellung  von  Männeranzügen  nach  Maß 
und  nach  bestimmten  Mustern  als  Heimarbeit  von  26,9  Proz.  der  ge- 
samten Heimarbeiter. 

Die  Größe  der  einzelnen  Unternehmungen  ist  sehr  verschieden. 
Nach  der  folgenden  üebersicht  haben  Dreiviertel  aller  Unternehmungen 
höchstens  5  Arbeiter,  nur  8  Proz.  je  20  Arbeiter  beschäftigt. 


Zahl  der  Unternehmungen  mit 

Oeaamtzahl  der 

Indnatriegmppe 

1—6 

6—10  |ll— 20  21—50  51—100  über  100 

Unter- 
nehmungen 

Arbeiter 

Heimarbeitern 

Bekleidnng 
Webwaren 
Holzbearbeitang 
Sonstige 

1683 

387 
'54 
217 

226 

76 
16 
28 

102 
48 
16 

31 

78 
61 

9 
20 

36 
39 

3 
I 

18 
«9 

5 

a'33 
630 

197 
292 

«4437 

II  III 

t035 

2370 

Insgesamt 

2441 

346 

187 

168 

68 

42 

3252 

28953 

Die     in    der    Bekleidungsindustrie    beschäftigten    Männer    stellten 
62,1  Proz.   aller  männlichen  Heimarbeiter  dar;    von    ihnen    waren  mehr 


ist  auch  das  Verhältnis  der 
heimarbeitenden  Frauen; 
gerechnet,    weitaus    die 


von    Heim- 
ein Fünftel 


als  40  Proz.  als  Schneider  tätig.  Aehnlieh 
bei  der  Bekleidungsindustrie  beschäftigten 
im  übAgen  stellen  die  Frauen,  absolut 
Mehrzahl  der  Heimarbeiter. 

Sondererhebungen,  die  sich  auf  eine  geringere  Zahl 
arbeitern  (807  Männer  und  4257  Frauen),  d.  h.  auf  etwa 
der  in  der  allgemeinen  Erhebung  festgestellten  Arbeiterzahl  beschränkten, 
bezogen  sich  auf  die  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Lebensverhältnisse  dieser  Personen.  Zunächst  konnte  ein  wesent- 
licher Unterschied  dahingehend  festgestellt  werden,  daß  von  den 
männlichen  Heimarbeitern  beinahe  drei  Viertel,  von  den  heim- 
arbeitenden Frauen  nicht  ganz  die  Hälfte  verheiratet  war. 
Im   einzelnen  waren 


Unverheiratet 

Terheiratet 

Terwitwet 


Männer 
absolat        v.  H. 

22,8 
73»! 


Frauen 
absolut         T.  H. 


177 
568 


32 


4.1 


1755 

1974 

527 


4«,» 
46,4 
12,4 


Heimarbeiter    777 


100 


4257 


lOO 


Dem  Alter  nach  verhalten  sich  die  beiden  Geschlechter  ziemlich 
gleichmäßig.  Ungefähr  die  Hälfte  auf  beiden  Seiten  war  3  0  bis  5  0 
Jahre  alt.  Die  älteren  Jahresklassen  setzten  sich  etwas  mehr  aus 
Männern,  die  jüngeren  mehr  aus  Frauen  zusammen.  Es  standen  im 
Alter  von 
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Minner 

absolut 

V.  H 

anter   20  Jahren 

4' 

5,» 

20—29  Jahren 

•*3 

15,9 

30-39 

219 

28,» 

40-49 

160 

20,7 

50—59 

'23 

«5.9 

60  und  mehr  Jahren 

107 

«3.9 

unbekannt 

4 

Heimarbeiter 

777 

100 
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Fraue 

n 

absolut 

V.  H 

214 

5.0 

862 

20,4 

■324 

3',» 

972 

23,0 

520 

12,5 

340 

8.0 

25 

— 

4257        100 

Nicht  weniger  als  die  Hälfte  der  männlichen  Heimarbeiter  war  im 
Zeitpunkt  der  Erhebung  schon  länger  als  10  Jahre  in  gleicher 
Weise  tätig  gewesen.  Von  den  Frauen  konnte  dies  nur  bei  einem 
Drittel  festgestellt  werden.  Weniger  als  5  Jahre  war  ein  Viertel  der 
Männer  und  etwas  über  die  Hälfte  der  Frauen  in  der  Hausindustrio 
beschäftigt.     Die  Zahl  der  Heimarbeitsjahre  betrug  bei  den 


Männern 

Frauen 

absolut         V.  H. 

absolut        T.  H 

höchstens  1  Jahr 

6             o,g 

95            2.» 

1—5     Jahre 

179           24,0 

1710          4',« 

6—11       „ 

172           23,0 

922          22, s 

U-15       ., 

121              l6,!I 

519             '2,« 

16-20       „ 

74            9.» 

272            6,« 

mehr  als  20  Jahre 

195          26,1 

bi3           14,8 

unbekannt 

30            — 

126            — 

Helmarbeiter 

777         «00 

4257         100 

'  Was  die  Stetigkeit  der  Beschäftigung  in  der  Hausindustrie 
während  des  Jahres  betrifft,  so  gestaltete  sich  die  Heimarbeit  der 
Männer  weit  regelmäßiger  als  jene  der  Frauen ;  von  den  ersteren 
hatten  ungefähr  drei  Viertel,  von  den  Fraben  nicht  ganz  zwei  Drittel  Arbeit 
während  des  ganzen  Jahres.  In  Ausgliederung  auf  die  Hauptindustrie- 
zweige ergibt  sich : 


Industriegruppe 

Zahl  der  Heimarbeiter 

Hiervon  waren  während  des  ganzen 
Jahres  beschäftigt  vom  Hundert 

Männer 

Frauen 

Zusammen 

Männer 

Frauen 

Zusammen 

Bekleidung 

Webwaren 

Holzbcarbeitang 

Sonstige 

538 
39 

105 
95 

2119 

1721 

4>7 

2657 
1760 

105 

S>2 

82.T 
61,6 

84,8 
37.9 

63.« 

67,8 

64,7 

67.4 
67.7 
84,8 
59  8 

Heimarbeiter 

777 

4257 

5034 

76,* 

65.* 

67,1 

Die  Unregelmäßigkeit  dieser  Heimarbeit  als  Erwerbsquelle  kommt 
noch  klarer  zum  Ausdruck,  wenn  man  die  Dauer  der  täglichen 
Arbeitszeit  (unter  Abzug  der  für  das  Essen  und  für  die  Beförderung  der 
Arbeit  notwendigen  Zeit)  betrachtet.  Von  der  Gesamtzahl  der  Heimarbeiter 
hatten  nur  etwa  zwei  Fünftel  so  viel  Arbeit,  daß  sie  an  jedem  Tag 
gleich  lange  beschäftigt  waren.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  war  .hieran 
der  Umstand    des    Stillstandes    der  Arbeit    während    des  Sommers    und, 
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bei  den  sogenannten  Saieongewerben,  während  der  „toten  Jahreszeit'' 
schuld.  Die  tägliche  Arbeitsdauer  derjenigen  Heimarbeiter,  die 
im  Laufe  des  Jahres  meist  regelmäßige  Beschäftigung  hatten,  betrug 
bei  mehr  als  der  Hälfte  der  Arbeiter  (53,1  Proz.)  mindestens  10,  für  ein 
gutes  Fünftel  derselben  (22,2  Proz.)  12  und  mehr  Stunden ;  weniger  als 
8  Stunden  arbeitete  nur  ein  Viertel,  weniger  als  6  Stunden  nur  etwas 
mehr  als  ein  Zehntel  der  Heimarbeiter.  Interessant  ist  dabei  die  Fest- 
stellung, daß  und  in  welchem  Verhältnis  die  tägliche  Männer- 
arbeit länger  als  jene  der  Frauen  dauerte : 

Nicht  weniger  als  88  Proz.  der  Männer  gegenüber  44  Proz.  der 
Frauen  waren  mindestens  10  Stunden  am  Tage  tätig;  die  entsprechen- 
den Ziffern  für  die  Mindestarbeitszeit  von  12  Stunden  waren  40  Proz. 
bzw.  18  Proz.  Allerdings  ist  nicht  zu  vergessen,  daß  schon  aus  natür- 
lichen Gründen  die  Arbeitszeit  der  verheirateten  Frauen  beschränkt  ist. 

Die  Lohnverhältnisse  weisen  einen  wenig  günstigen 
Stand  auf.  Zwar  waren  die  Grenzen  des  aus  dem  Lohn  für  die  Heim- 
arbeit stammenden  Einkommens  verhältnismäßig  weit  gezogen;  die 
Mehrheit  aller  Arbeiter  fiel  jedoch  in  die  niedrigsten  Lohnklassen.  Es 
betrug  der  > 


Standenlohn 

Männer 

Frauen 

Zusammen 

in  Oere 

absolat 

V.  H. 

absolut 

T.  H.  . 

absolut      j      T.  H. 

1—5 

6—10 
H— 15 
22—25 
26-30 
30  und  mehr 

30 

5° 

109 

89 

90 

240 

4.4 

7.S 

IS-9 

13,0 
J3,8 
3&,1 

338 
1151 

705 
403 
204 

235 

8.4 

28,8 
17,6 
10,1 

5,1 
5.» 

368                7,« 
1201            25,6r 

814           .17,4 
492             10,1 
294              6,1 
475             10.« 

Zusammen 

684 

100 

3999 

IOC 

4683       !    100 

Die  Uebersicht  zeigt,  daß  weniger  als  die  Hälfte  der  Heimarbeiter 
einen  höheren  Stundenlohn  als  15  Oere  und  nur  ungefähr  ein  Viertel 
mehr  als  20  Oere  in  der  Stunde  verdienen.  Beinahe  ein  Zehntel  sämt- 
licher Heimarbeiter  erhielt  nicht  mehr  als  5  Oere  in  der  Stunde. 
Auffallend  ist  die  bessere  Verdienstmöglichkeit  der  heim- 
arbeitenden Männer,  von  denen  über  ein  Drittel  der  höchsten  Lohn- 
klasse angehören,  während  die  gleiche  Bezahlung  nur  6  Proz.  der  Frauen 
erhielten.  Wesentliche  unterschiede  bestehen  je  nach  Art  der  Industrie. 
Die  besten  Löhne  sind  bei  der  Heimarbeit  der  Männer  und  Frauen 
in  der  Bekleidungsindustrie  zu  verzeichnen  gewesen,  wo  im 
Durchschnitt  auf  den  Mann  33  Oere,  auf  die  Frau  34  Oere  in  der  Stunde 
trafen.  Verhältnismäßig  gute  Löhne  konnten  sich  die  Heimarbeiter  auch 
bei  der  Zusammensetzung  von  Telephonapparaten  (32  Oere),  bei  der  Holz- 
bearbeitung (26  Oere),  in  der  Buchbinderei  (25  Oere),  bei  der  Schirm- 
fabrikation (24  Oere),  bei  der  Herstellung  von  Seilerwaren,  Brand- 
malereien und  Kravatten  erwerben.  Die  schlechtesten  Löhne 
wurden  für  Knüpfarbeiten  (5  Oere),  für  Webarbeiten  (6  Oere)  —  hier 
waren   hauptsächlich    alte   Frauen   und  Kinder   beschäftigt   — ,   für  die 
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Herstellung  von  Zündholzschachteln,    umsponnenen  Knöpfen    und   Spiel- 
zeug bezahlt. 

Die  große  Mehrheit  der  Arbeiter,  ungefähr  zwei  Drittel,  ver- 
diente in  der  Woche  nicht  mehr  als  10,  beinahe  ein  Drittel  nicht 
mehr  als  5  Kr.  Begünstigt  durch  die  stetigere  Beschäftigungsart,  ver- 
dienten von  den  Männern  beinahe  60  Proz.  mehr  als  15  Kr.  in  der 
Woche;  ihnen  stehen  nur  8,4  Proz.  der  heimarbeitenden  Frauen  mit 
gleichem  Einkommen  gegenüber.  Ungefähr  ein  Viertel  der  Männer  hatte 
einen  Wochenlohn  von  25  Kr.,  ein  Einkommen,  das  nur  eine  unbe- 
deutende Zahl  der  Frauen  erreichte.  Im  allgemeinen  sind  die  Unter- 
schiede zwischen  dem  Wochenlohn  der  Männer  und  jenem  der  Frauen 
etwas  größer  als  zwischen  ihren  beiderseitigen  Stundenlöhnen.  Als  Ur- 
sachen können  auf  der  einen  Seite  die  stärkere  hauswirtschaftliche  In- 
anspruchnahme der  Frauen,  auf  der  andern  Seite  die  von  den  Männern 
in  vielen  Fällen  benützte  Arbeitsunterstützung  durch  gar  nicht  oder 
ganz  geringfügig  entlohnte  Arbeitskräfte  (Kinder)  angesehen  werden 
(siehe  unten  S.  480). 

•Der  Jahresverdienst  der  schwedischen  Heimarbeiter  war 
natürlich  von  der  Dauer  ihrer  Jahresarbeit,  d.  h.  von  der  Zahl  der 
Arbeitswochen  während  des  ganzen  Jahres  abhängig:  Im  allgemeinen 
wurde  die  Zahl  von  52  Wochen  nicht  erreicht.  Im  Durchschnitt  ergab 
sich  für  drei  Fünftel  der  Heimarbeiter  ein  geringeres  Jahreseinkommen 
als  400  Kr.  Nur  12  Proz.  erreichten  einen  Botrag  von  800  Kr.  Es 
überrascht  nicht,  wenn  die  wirtschaftliche  Lage  der  Männer  auch  hin- 
sichtlich des  Jahresverdienstes  aus  der  Heimarbeit  weit  günstiger  als 
jene  der  Frauen  ist:  beinahe  70  Proz.  von  ihnen  verdienten  wenigstens 
600  Kr.,  mehr  als  die  Hälfte  wenigstens  800  Kr.  im  Jahre ;  die  ent- 
sprechenden Verhältniszahlen  für  die  Frauen  waren  nur  14  und  5  Proz. 
Von  besonderer  volkswirtschaftlicher  Bedeutung  für  die  Beurteilung 
der  Lage  der  Heimarbeiter  sind  die  Wohnungsverhältnisse. 
Zwei  Drittel  der  von  der  Erhebung  erfaßten  Heimarbeiter  arbeiteten  in 
Mietwohnungen,  nicht  ganz  ein  Viertel  in  Häusern  oder  Hütten,  deren 
Besitzer  sie  selbst  oder  ihre  Gatten  waren.  Die  übrigen  arbeiteten 
teilweise  in  den  vom  Unternehmer  zur  Verfügung  gestellten  Arbeits- 
stätten, teilweise  ohne  daß  sie  Miete  zu  bezahlen  brauchten. 

Die  Heimarbeiter  in  Mietwohnungen  waren  naturgemäß  mehr  in 
den  Städten,  jene  auf  eigenem  Besitztum  mehr  auf  dem  Lande  zu 
finden.  Von  den  Heimarbeitern,  die  zur  Miete  wohnten,  verfügten  die 
große  Mehrzahl,  vier  Fünftel,  über  ein  Zimmer  und  eine  Küche  bzw. 
zwei  Zimmer  und  eine  Küche.  Im  übrigen  waren  die  kleinsten  Woh- 
nungen —  ein  Zimmer  oder  eine  Küche  —  fast  ausnahmslos  durch 
städtische  Heimarbeiter,  die  größten  mit  vier  oder  mehr  Zimmern  und 
Küche,  durch  Heimarbeiter  auf  dem  Lande  und  ihre  Familien  bewohnt. 
Von  den  verheirateten  Heimarbeitern  verwendeten  52  Proz.,  von  den  unver- 
heirateten nicht  weniger  als  74  Proz.  ihre  Werkstätte  als  Schlafzimmer ; 
bei  ungefähr  der  Hälfte  beider  Gruppen  von  Heimarbeitern  diente  die 
Arbeitsstätte  auch  als  Küche;  als  Wohnzimmer  und  Küche  wurde  die 
Werkstätte  bei  den  verheirateten  Heimarbeitern  in  27  Proz.,  bei  den  un- 
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vorheirateten  in  44  Proz.  benutzt.  Der  Arbeitsraum  diente  in  23  Fror. 
aller  Fälle  als  Schlafzimmer  für  eine,  in  33  Proz.  aller  Fälle  für  zwei, 
in  18  Proz.  der  Fälle  für  drei  und  in  nicht  weniger  als  26,1  Proz. 
aller  Fälle  für  vier  und  sogar  mehr  Personen.  Aehnlich  waren  die 
Verhältnisse  bei  der  Benützung  der  Werkstätte  als  Wohnraum  gelagert. 
Von  den  Wohnräumen  der  Heimarbeiter  konnte  weiterhin  folgendes 
festgestellt  werden: 


Luftraum 


Tageslicht 


Anzahl 

der  bekannten 

Fälle 

4305 


4552 


Könstliche 
lenchtung 


Be- 


4556 
4528 


fbiü 
l    7. 

178,4 

I 


10  cbm 
1  Proz. 


gut 
Proz. 


10—14  cbm 

14.5  Proz. 

mittel 

14.6  Proz. 

Ga« 

3,2  Proz. 

Kachelöfen 
53,1   Proz. 


15—19  cbm 
14,7  Proz. 

schlecht 
7,0  Proz. 

elektrisch 
7,8   Proz. 

eiserne  Oefen 
13,0  Proz. 


über  20  cbm 
63,»  Proz. 


Petroleum 
89,0  Proz.(!) 

„         ,     Kamine  Kachelöfen      eiserne  Oefen   Dampfheizung 

Heizung  4528         |  ^^^  p^.^^         ^^  j   p^^  ,j  ^  p^^,^  ^^  p^^ 

Die  Wohnungsverhältnisse  kennzeichnen  sich  demnach  wegen 
der  großen  Zahl  der  in  einem  Baum  wohnenden  oder  schlafenden  Per- 
sonen in  gesundheitlicher  und  sittlicher  Hinsicht  als  wenig  günstig. 

Schließlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  im  Durchschnitt  jeder  der 
gezählten  Heimarbeiter  2  Hilfskräfte  beschäftigte.  Nur  bei  der 
Industrie  der  Damenbekleidung  arbeitete  im  Durchschnitt  jede  Heim- 
arbeiterin mit  5  Hilfen.  Von  der  Gesamtzahl  der  Hilftskräfte  ge- 
hörten sechs  Zehntel  zur  Familie  des  betreffenden  Arbeiters,  16,3  Proz. 
von  ihnen  (399)  waren  männlichen,  83,7  Proz.  weiblichen  Geschlechts. 
Ein  Fünftel  stand  im  Alter  unter  18  Jahren,  wobei  sowohl  unter  wie 
über  dieser  Altersgrenze  das  weibliche  Geschlecht  weit  überwog.  Die 
größte  Zahl  von  Kindern  wurde  bei  der  Heimarbeit  für  die  Herstellung 
von  Hauben  beschäftigt. 

Der  genossenschaftliche  Gedanke  ist  unter  den  schwe- 
dischen Heimarbeitern  wenig  verbreitet.  Nur  ein  Fünftel  von  ihnen, 
in  der  Mehrzahl  Frauen,  gehören  einer  Unterstützungs-,  Kranken-  oder 
Beerdigungskasse  an.  Die  Beteiligung  an  abstinenzlerischen  oder  an 
gewerkschaftlichen  Verbänden  ist  sehr  gering. 
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XIV. 

Wirtschaftsrechnungen  und  Lebensverhältnisse  von 
Wiener  Arbeiterfamilien   in   den  Jahren  1912  bis 

1914. 

Von  Dr.  Wilhelm  Winkler,  derzeit  Wien. 

Unter  obigem  Titel  sind  vor  kurzem  die  Ergebnisse  einer  vom  k.  k. 
Arbeitsstatistischen  Amte  im  Handelsministerium  veranstalteten  und 
durchgeführten  Erhebung  (Bearbeiter  Professor  Dr.  Walter  Schiff)  er- 
schienen 1).  Mit  dieser  Statistik  hat  Oesterreich  nicht  nur  eine  seit  langem 
bestehende  Schuld  eingelöst,  sondern  es  hat  sich  durch  die  Vorzüglioh- 
keit  seiner  Arbeit  an  die  Spitze  aller  Haushaltrechnungsstatistik  treibenden 
Staaten  gestellt. 

Der  Umfang  der  Erhebung  —  es  wurden  in  die  Erhebung  280,  in 
die  Verarbeitung  119  Familien  einbezogen  —  ist  ja  im  Vergleiche  zu 
anderen  Erhebungen  nicht  besonders  groß.  Um  so  reichlicher  und  gründ- 
licher ist  dafür  die  Aussehöpfung  des  gewonnenen  Materials. 

Der  ursprüngliche  Erhebungsplan  war  sehr  weit  gesteckt.  Nicht 
nur  die  bisher  üblichen  Feststellungen  der  Haushaltungsstatistik  sollten 
vorgenommen  werden,  sondern  man  hoffte  auch,  weitgehende  Aufklärungen 
über  die  auf  die  Lebensführung  wirkenden  Einflüsse,  über  die  Ernährung 
des  niederen  Volkes,  sowie  über  die  Ernährungsfrage  überhaupt  zu  er- 
langen. Der  Ausbruch  des  Krieges  vereitelte  einen  Teil  dieser  Hoffnungen ; 
das  Arbeitsstatistische  Amt  mußte  sich  zum  Teil  damit  begnügen,  das 
diesbezügliche  Material  für  eine  spätere  Aufarbeitung  sicherzustellen. 
Aber  auch  das,  was  jetzt  schon  der  Oeffentlichkeit  vorgelegt  wurde, 
enthält  eine  reiche  Fülle  des  Interessanten  und  Neuen. 

Die  Erhebung  wurde  von  Anfang  an  mit  der  größten  Sorgfalt  an- 
gelegt und  durchgeführt.  Ein  sprechender  Beweis  hierfür  ist  die  hohe 
Zahl  der  erreichten  ganzjährigen  Rechnungen  (119  von  280  =  42,5  Proz. ; 
in  Deutschland  im  Jahre  1907  960  von  3855  =  26,8  Proz.;  in  Berlin 
im  Rahmen  der  gleichen  Erhebung  2  von  361  =  0,6  Proz.).  So  kam 
ein  Material  zustande,  welches  durch  Güte  das  ersetzte,  worin  es  an 
Umfang  anderen  Erhebungen  nachstand. 

Die  hauptsächlichste  Stärke  der  vorliegenden  Erhebung  liegt  in 
der  Klarheit  der  Begriffe,  mit  welchen  der  Bearbeiter  an  die  Aufgabe 
herantrat  '^).     Dadurch    ist  vielfach  in  bahnbrechender  Weise  Licht  und 


1)  Wien,  Alfred  Holder  1916,  «r.  4,  223  SS. 

2)  Vgl.   hierzu   auch    Walter   Schiff,    ,,Zur  Methode   und   Technik    der    Haus- 
haltungsstatiütik"  in  den  Aunalen  für  soziale  Politik  und  Gesetzgebung 3.  Jalirg.,  Nr.  1,  2  und 
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Ordnung  dort  geschaffen  worden,  wo  bisher  Unklarheit  und  Verwirrung 
herrsehte.  Die  bei  der  Erhebung  getroffenen  Maßnahmen,  wie  das 
aufgelegte  Haushaltungsbuch  mit  dem  Erfordernis  des  täglichen  Rechnungs- 
abschlusses, die  neuartige  Behandlungsweise  der  Borgkäufe,  die  Er- 
fassung der  Ausgaben  anderer  Familienmitglieder  als  der  Hausfrau 
durch  Taschenbücher,  sowie  die  ständige  Belehrung  und  üeberwachung 
der  rechnungführenden  Familien  verbürgten  von  vornherein  ein  gutes 
zuverlässiges  Material. 

Von    neuen    Behandlungsweisen ,    die    bei    der    Bearbeitung    zur 
Geltung  kamen,  seien  besonders  folgende  hervorgehoben: 

Die  erwerbs  wirtschaftlichen  Momente  sind  mit  der  größten 
Folgerichtigkeit  aus  der  Haushaltungsrechnung  ausgeschieden  worden. 
Die  Durchführung  dieses  Grundsatzes  führte  dazu,  auch  bei  der  ünter- 
vermietung   und    Kostabgabe    die  Erwerbskosten    zu    berechnen    und    in 
Abzug  zu  bringen,  so  daß  die  Familienrechnung  rein  und  ungetrübt  zu- 
tage   tritt.     Es    wurde   also  z.  B.    im    Falle    der  Aftervermietung   nicht 
einerseits    der   gesamte    Mietzins    als  Ausgabe,    andererseits   der    After- 
mietzins   als    Einnahme    gebucht,    sondern    der   Mietzins    wurde   nur    so 
weit    als    Ausgabe    eingerechnet,    als    der    wirkliche    Anteil    des    Ver- 
mieters   an    der  Wohnung  betrug;    der   auf   den  Aftermieter  entfallende 
Mietzins    erscheint    somit    als  Abzugspost    von    der    gesamten  Mietzins- 
ausgabe.      Als    Einnahme    aus    dem    Aftermietzins    erscheint    dann    der 
üeberschuß    des    vom    Aftermieter    tatsächlich    gezahlten    Zinses    über 
den  auf  ihn  entfallenden  Anteil  vom  Wohnungszins.    Ein  Beispiel  möge 
dies  ganz  klar  machen:  Zahlt  jemand  für  eine  Wohnung  1000  K  Miet- 
zins, vermietet  aber  die  Hälfte  weiter,  so  beträgt  sein  wahrer  Mietzins 
nur    500  K;    erhält    er    dagegen   für   die    vermietete  Hälfte    700  K,    so 
sind    davon    500    K    als    Selbstkosten    abzuziehen,    die    übrigen    200    K 
sind   Einnahmen    aus    der  Untervermietung   (also:    Ausgaben   für  Miete 
500  K,  Einnahmen    aus    der  Untermiete  200  K).    Mögen  bei  der  prak- 
tischen Durchführung  dieser  Ausscheidung  infolge  der  Schwierigkeit  der 
Berechnung   des  Anteils    (insbesondere  bei  Hinzukommen  von  Möbelab- 
nützung   usw.    oder   gar    bei  den  ähnlichen  Berechnungen  anläßlich  der 
Kostgängerei)    gewisse    Schwankungen    vorgekommen    sein,    welche    das 
wahre  Bild  etwas  entstellen,  theoretisch  bedeutet  der  vom  Arbeitsstati- 
stischen Amte    eingeschlagene    Weg   die    einzig  richtige  Lösung.      Eine 
Trübung   des  Bildes    wird   dadurch  vermieden,    daß  die  Bearbeitung  im 
Tabellenteile    unter    „Geldeingang"    die   Elemente    dieser  Rechnung    an- 
führt,  wodurch  der  tiefere  Einblick  gewahrt  bleibt. 

Auch  die  Naturalbezüge  und  Naturalnutzungen  haben 
eine  abweichende  richtige  Behandlung  von  der  bisherigen  falschen 
erfahren:  sie  wurden  ihrem  Werte  nach  abgeschätzt  und  in  den  zu- 
treffenden Rubriken  sowohl  als  Einnahmen  als  auch  als  Ausgaben  ge- 
bucht.    Diese  Behandlungsweise  hat  auf  den  ersten  Blick  etwas  Ueber- 


meine  Stellungnahme  dazu  in:  Wilhelm  Winkler,  „Einnahmen  und  Ausgaben  in 
Haushaltnngsmonographie  und  -Statistik",  Zeitschrift  fär  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  Verwaltung,  1914,  Heft  6. 
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raschendes.  Es  widerstrebt  dem  ersten  Enipfinden,  in  die  Geldrechfaung 
ein  erhaltenes  Freibier,  eine  gewährte  Freiwohnung  mit  ihrem  Werte  als 
Einnahme  einzusetzen,  und  noch  mehr,  dieselbe  gleichzeitig  als  Ausgabe 
auszutragen ;  dieses  Widerstreben  hat  darin  seinen  Grund,  daß  hier  tat- 
sächlich zwei  verschiedene  Kechnungsvorgänge  vereinigt  werden :  der  der 
Geldrechnung  (Geldein-  und  -ausgänge)  und  der  der  Güterrechnung  (Güter- 
ein- und  -ausgängej.  Die  übliche  Erhebungsart  der  Haushaltungsrech- 
nuugen  weiß  mit  den  Naturaleingängen  nichts  Rechtes  anzufangen.  Und 
dennoch  spielen  diese  eine  so  wichtige  Rolle,  d<iß  sie  nicht  vernachlässigt 
werden  dürfen ;  werden  doch  in  manchen  Erwerbszweigen  wesentliche 
Teile  des  Entgeltes  in  natura  abgestattet  (Freiwohnung,  Deputate 
u.  dgl.).  Die  Einbeziehung  der  unentgeltlichen  Naturaleingftnge  in  die 
Geldrechnung  nach  Art  der  Schiffschen  Behandlungsweise  stellt  die 
einzige  richtige  Lösung  der  Frage  vor,  wenn  man  ohne  Aufstellung  der 
Güterrechnung  sein  Auslangen  finden  will.  Den  Zustand  des  Neben- 
einanderbestehens von  Geld-  und  Güterrechnung,  welcher  die  ideale 
Lösung  der  Einrechnung  der  Naturalbezüge  vorstellen  würde,  kann  und 
will  die  Schiffsche  Behandlungsweise  nicht  ersetzen.  Sie  nimmt  daher 
auch  jenen  Nachteil  mit  in  Kauf,  welcher  der  alleinigen  Geldrechnung 
überhaupt  anhaftet :  daß  der  gebuchte  Geldausgang  und  der  Konsum 
zeitlich  auseinander  fallen  können.  Es  entspricht  nämlich  der  Buchung 
als  Geldausgabe  nur  derjenige  Güterausgang,  der  auch  tatsächlich  so- 
fort stattfindet,  also  z.  B.  bei  allen  Gegenständen  des  sofortigen  oder 
wenigstens  baldigen  Verbrauches  (Nahrungsmittel,  Kleidung,  analog  auch 
bei  der  Wohnung,  bei  welcher  das  Mietrecht  im  jeweiligen  Augenblick 
verbraucht  wird).  Schwierigkeiten  bereiten  dagegen  die  Sachen  von 
längerer  Verbrauchsdauer;  die  sofortige  Buchung  als  Ausgabe  entspricht 
bei  diesen  insofern  nicht  den  Tatsachen,  als  ja  das  Dauergut  vielleicht  erst ' 
nach  Menschenaltern  verbraucht  ist.  Es  liegt  also  hier  der  Ausgaben- 
buchung die  Eskomptierung  eines  vielleicht  in  ferner  Zukunft  liegenden 
Verbrauchsvorganges  zugrunde.  Streng  genommen  dürfte  also  das  Dauer- 
gut  nur  in  den  Einnahmen  ausgewiesen  werden.  Der  Ueberschuß  der- 
selben über  die  Ausgaben  (Abnutzungsquoten)  wäre  nicht  in  der  Ein- 
nahmen- und  Ausgabenrechnung,  sondern  als  Vermögenszuwachs  in  der 
Vermögensrechnung  ersichtlich  zu  machen.  Da  die  Führung  einer 
solchen  Vermögensrechnung  neben  der  Gebarungsrechnung  den  Höhe- 
punkt der  Haushaltungrecbnungstechnik  darstellt  und  wegen  ihrer 
Schwierigkeit  bei  einer  Massenerhebung  kaum  durchführbar  ist,  wird 
man  sich  bei  einer  solchen  mit  der  durch  die  Naturalbezüge  nach  Schiff- 
scher Darstellungsweise  ergänzter  Geldrechnung  begnügen  müssen. 

Bis  zu  einem  Teile  ist  allerdings  die  Vermögensreohnung 
auch  hier  durchgeführt  worden :  in  der  klaren  Scheidung  derjenigen 
Geldvorgänge  (Einnahmen  und  Ausgaben),  welche  eine  Veränderung  und 
welche  keine  Veränderung  des  Gesamtvermögensstandes  herbeiführen 
(„wirksame"  und  „unwirksame"  Wirtschaftsvorgänge ;  das  Geben  eines 
Geldgeschenkes  ist  z.  B.  eine  wirksame,  eine  Sparkasseneinlage  eine 
unwirksame  Ausgabe).  Auch  in  dieser  Richtung  ist  gegen  die  früheren 
Erhebungen  ein  neuer,  verbesserter  Zustand  geschaffen  worden. 
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Ein  weiterer  interessanter  Punkt  ist  die  Art  und  Weise,  wie  die 
Abgrenzung  der  Haushaltung  nach  außen  hin  vorgenommen  wurde. 
Es  ist  zu  begrüßen,  daß  der  Bearbeiter  hier  seine  seinerzeit  ausge- 
sprochene Absicht,  die  familienfremden  Personen,  welche  mit  einem  TeUe 
ihrer  Wirtschaft  in  die  betrachtete  Hauswirtschaft  hineinreichen,  in  die- 
selbe einzubeziehen,  aufgegeben  und,  unserem  Standpunkte  beipflichtend, 
diese  Personen  mit  ihrem  Anteile  aus  der  Wirtschaftsrechnung  ausge- 
schieden hat  1).  Mag  diese  Ausscheidung  in  der  praktischen  Durch- 
führung auch  Schwierigkeiten  bereiten,  theoretisch  erscheint  sie  wohl 
als  der  einzig  richtige  Weg. 

Eine  weitere  Eigentümlichkeit  der  Wiener  Erhebung  ist  die  folge- 
richtige Durchführung  der  schon  von  Engel  angeregten 
Betrachtung  nach  Konsumeinheiten.  Als  Einheit  wurde  da- 
bei der  erwachsene  Mann  von  mindestens  19  Jahren  genommen,  die 
jüngeren  Alter  und  das  weibliche  Geschlecht  erscheinen  dann  in  ent- 
sprechenden Abstufungen.  Diese  Betrachtungsweise  ermöglicht  ganz 
neue  Einblicke  von  hohem  Interesse  und  großer  Wichtigkeit.  So  ergab 
sich  daraus  z.  B.  ein  neuer  Wohlhabenheitsbegriff,  der  weit  entsprechender 
erscheint  als  alle  bisher  aufgestellten  (bestimmt  durch  das  auf  die  Kon- 
Bumeinheit  entfallende  Einkommen). 

Diese  wenigen  Andeutungen  mögen  genügen,  um  den  ferner  Stehendeu 
zu  zeigen,  wie  viel  Neues  und  Anregendes  in  theoretischer  Be- 
ziehung die  Veröffentlichung  des  österreichischen  Arbeitsstatistischen 
Amtes  über  die  Wirtschaftsrechnungen  gebracht  hat. 

Aus  dem  reichen  Zahlenmaterial  der  Veröffentlichung  seien 
nur  folgende  kurze  Angaben  herausgegriffen : 

Bearbeitet  wurden  119  Haushaltungen  mit  572  Köpfeü  (Durch- 
•  schnitt  4,8  Köpfe),  davon  331  Kinder,  welche  in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  nicht  über  14  Jahren  standen  (284  oder  85,8  Proz.). 

39  von  den  119  Familien  hatten  Aftermieter  oder  Bettgehor, 
wobei  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  zwei  oder  mehr  Aftermieter  oder 
Bettgeher  vorkamen.  Es  waren  dies  naturgemäß  die  wirtschaftlich 
schwächeren  Familien,  wie  aus  der  Gegenüberstellung  des  Familienein- 
kommens mit  und  ohne  Untervermietung  hervorgeht:  2195,0  K  (ohne 
den  Gewinn  aus  der  Untervermietung)  gegenüber  2593,3  K.  Noch 
deutlicher  geht  das  bei  der  Betrachtung  nach  der  „Wohlhabenheit" 
(siehe  oben)  hervor:  je  geringer  die  Wohlhabenheit,  desto  größer  die 
Neigung  zur  Untervermietung.  So  hatten  von  allen  Familien  Aftermieter 
oder  Bettgeher 

bei  einem   Einkommeu  „ 
pro  Konsumeinheit 

bis  800  44,7 

800    „  1000  23,8 

1000    „  1200  30.« 

über  1200  15,8 

Auf  einen  Wohnraum  entfielen  durchschnitt'ich  4,6  Bewohner. 
In  50  Fällen  wurde  dieser  Durchschnitt  noch  überschritten.    Das  Höchst- 
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maß  (Durchschnitt  bei  den  4  kinderreichsten  Familienj  betrug  8,40  Be- 
wohner auf  den  Wohnraum.  Der  im  Durchschnitt  auf  einen  Bewohner 
entfallende  Luftraum  betrag  14,4  cbm  (Höchstmaß  29,9,  Mindestmaß  10,0). 
Dabei  wurde  in  36  Fällen  die  Wohnung  auch  noch  zu  gewerblichen 
Zwecken  benutzt. 

Für  616  Bewohner  (Familienangehörige  und  Familienfremdej  standen 
im  ganzen  nur  449  Schlafstellen  zur  Verfügung.  358  Personen 
(58  Proz.)  mußten  zu  zweit  schlafen,  nur  258  Personen  (42  Proz.)  ge- 
nossen die  Wohltat  einer  ungeteilten  Schlafstelle. 

Die  Erhebung  betraf  meist  hochqualifizierte  Arbeiter.  In 
der  Mehrzahl  stellte  sich  daher  die  Summe  der  Geldeingänge  auf 
2000  bis  3000  K.  Der  Durchschnitt  sämtlicher  Geldeingänge  betrug 
2695,8  K  ( Höchstbetrag  5663  K,  Mindestbetrag  1373  K).  Vom  Durch- 
schnitt der  Geldeingänge  entfielen  2472,8  K.  (91,7  Proz.)  auf  Einkommen, 
223  K.  auf  sonstige  Geldeingänge. 

Vom  Einkommen  entfielen: 

auf  den  Arbeitsverdienst  de»  Mannes  79,5     Proz. 
auf  deu  von  Frau  und  Kindern  '4,52        ,, 

auf  sonstige«  6  „ 

(namlicb  Uutervermietnng,  Bettahgabe,    Versicherung,   Kapitalzinsen    und  unentgeltliche 

Zuwendungen). 

Von  den  225  K  „sonstiger  Geldeingänge"  (die  nicht  Einkommen 
waren)  stammten  '/,;  aus  der  Flüssigmachung  von  Kapitalien,  Y5  aus 
der  Aufnahme  von  Schulden.  Die  Geldausgänge  betrugen  durchschnitt- 
lich 2685  K  (höchst.  5614  K  und  mind.  1417  K).  Von  diesem  Durch- 
schnitt entfielen  2480  K.  (92  Proz.i  auf  Verbrauchsausgaben  (wirksame 
Ausgaben),  205  K  auf  andere  Zwecke  (unwirksame  Ausgaben). 

Sehr  interessant  erscheint  die  Kombination  des  Einkommens  mit 
der  Familiengroße  (nach  Konsumeinheiten  betrachtet). 

durcfasrhnittliche  Verbranchs- 

_.   ,  ausgäbe  in  K.  pro  Konsumeinheit 

Emkommen  °..  .•     o  ■•.  -u      r> 

mit  bis  2  mit  über  3 

Konsnnieinheiten 

bis  2000    K.  942,4  496,2 

2000   „    2300    „  1133,1  650,0 

2300    „    2800    „  1362,«  712,0 

iiber2800  K.  1645, ."i  840,5 

Diese  Zahlen  sind  in  unserer  von  bevölkerungspolitischen  Ideen  so  er- 
füllten Zeit  von  besonderem  Interesse.  Sie  zeigen,  um  wieviel  schlechter 
bei  gleichem  Einkommen  die  kinderreichen  Familien  gestellt  sind.  Der 
Unterschied  geht  so  weit,  daß  die  kinderarme  Familie  der  niedrigsten 
Einkommenstufe  noch  immer  eine  höhere  Lebensführung  aufweisen  kann 
als  die  kinderreiche  der  höchsten  Einkommenstufe  (942,4  K  und  840,5  K). 
Für  Nahrungsmittel  wurden  im  Durchschnitt  für  die  Familie  1253,5  K 
(höchst.  2588,  mind.  684)  ausgegeben.  Die  Betrachtung  nach  der  Wohl- 
habenheit ergab,  daß  mit  zunehmender  Wohlhabenheit  die  Ausgaben  für 
eiweißstoffhaltige  Nahrung  (Fleisch,  Wurst,  Fische,  Eier,  Käse)"  sehr 
stark   wachsen,    diejenigen  für  kohlehjdrathaltige  Nahrung  (Mehl,  Brot, 
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ei   einein  ü^inKuiaiuou 

(oh 

ne 

Genoßmittel) 

von 

Pros. 

des  Einkommens: 

bis     800  K. 

57,0 

800    „     1000   „ 

50,8 

1000    „     1200    „ 

49,1 

über  1200    ,. 

42.4 

Kartoffeln,  Hülsenfrüchte,  Zucker)  entweder  nur  ganz  schwach  zunehmen 
oder  gar  abnehmen. 

Das  Engeische  und  das  Schwabesche  Gesetz  wurde  auch  in  Wien 
für  richtig  befunden. 

Es  betrugen  nämlich 
p.   ,  die  Nahrungsmittelausgnben     die  Wohnungsausgaben 

Proz.  des  Einkommens  : 

14,8 
12,8 
I*,» 

12,6 

Die  Wirtschaftsrechnung  (Gegenüberstellung  der  wirksamen 
und  unwirksamen  Ausgaben)  ergab  in  50  Fällen  üeberschüsse  (durch- 
schnittlich 96  K),  in  69  Fällen  Abgänge  (durchschnittlich  82  K),  welch 
letztere  durch  Aufnahme  von  Schulden  oder  Aufzehrung  von  Erspar- 
nissen gedeckt  wurden. 

So  viel  aus  dem  reichen  Zahlenmaterial  der  Veröffentlichung.  Wenn 
die  Ergebnisse  im  großen  und  ganzen  nur  das  bestätigen  konnten,  was 
bereits  anderswo  gefunden  worden  war,  so  haben  sie  dieses  doch  mit 
verfeinerten  Mitteln  getan  und  haben  dadurch  ihren  besonderen  Wert. 
Der  Forscher  wird  in  den  eingehenden,  manchmal  vielleicht  etwas  zu 
weit  ausholenden  und  deshalb  verwirrenden  Kombinationen  der  Ver- 
arbeitung noch  manche  weiteren  Aufschlüsse  finden. 

Was  der  Wiener  Erhebung  noch  ein  erhöhtes  Interesse  verleiht 
und  der  Sorgfalt  ihrer  Durchführung  das  ehrendste  Zeugnis  ausstellt, 
ist,  daß  von  den  119  Familien  bei  der  Herausgabe  der  Veröffentlichung 
70  Familien  schon  ein  zweites  Jahr  die  Durchführung  beendet  hatten, 
50  aber  schon  im  dritten  Jahre  standen.  So  erscheint  in  dankenswerter 
Weise  der  Zusammenhang  zwischen  der  Friedens-  und  der  Kriegszeit 
gewahrt :  der  Wert  der  Wiener  Erhebung  wird  sich  daher  erst  dann 
voll  erschließen,  wenn  die  hoffnungsfrohe  Aussicht  auf  die  zeitliche  und 
sachliche  Erweiterung  der  bisherigen  Betrachtungen  ihre  Erfüllung  findet. 
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XV. 

Die  Anmeldepflicht  ansteckender  Krankheiten  and 
die  Grenzen  ihrer  Wirksamkeit. 

Von  Dr.  jur.  Alexander  Elster  (Berlin). 

Die  durch  den  Krieg  bedeutungsvoller  gewordene  Frage  des  Melde - 
Zwangs  bei  Geschlechtskrankheiten  ist  im  Reichstagsausschuß  für  Be- 
völkerungspolitik vor  einiger  Zeit  erörtert  worden.  Eine  Erörterung, 
die  nicht  lediglich  von  medizinischen  oder  standesärztlichen  Erwägungen 
ausgeht,  sondern  sozialhygienisch  orientiert  bleiben  will,  kann  zu  voller 
Erfassung  dieses  Problems  nur  gelangen,  wenn  sie  grundsätzlich  das 
Wesen  des  Meldezwanges  und  damit  seine  natürlichen  Grenzen  be- 
trachtet. Im  Seuchengesetz  (Reichsgesetz,  betr.  die  Bekämpfung  ge- 
meingefährlicher Krankheiten)  vom  30.  Juni  1900  steht  die  Anzeige- 
pflicht beherrschend  als  Grundlage  der  Seuchenbekämpfung  in  §  1. 
Pur  die  großen  Seuchen  Aussatz,  Cholera,  Fleckfieber,  Gelbfieber,  Pest 
und  Pocken  gilt  sie  grundsätzlich  auch  schon  beim  Verdachte  einer 
Erkrankung.  Die  Anzeigepflicht  ist  durch  dieses  Gesetz  nicht  als  et- 
was völlig  Neues  eingeführt,  vielmehr  ist  eine  frühere  ungleichmäßige 
Behandlung  in  Deutschland  dadurch  nur  vereinheitlicht  und  mit  der 
erforderlichen  Rechtsgrundlage  versehen  worden,  und  es  ist  damit  zu- 
gleich den  vom  Deutschen  Reiche  übernommenen  internationalen  Ver- 
pflichtungen genügt  worden. 

Die  Wirksamkeit  der  Einführung  solcher  Anzeigepflicht  an  Zahlen 
nachzuweisen,  wäre  verlockend.  Aber  dafür  fehlt  die  ratio  statistica. 
Denn  erstens  fehlt  es  vor  Einführung  einer  Anzeigepflicht  an  der  er- 
forderlichen zuverlässigen  Erfassung  aller  Erkrankungen,  und  zweitens 
war  es  gerade  eine  Klage,  die  vor  der  Verabschiedung  des  Reichs- 
seuchengesetzes häufig  erhoben  wurde,  daß  trotz  obrigkeitlicher  An- 
ordnung die  Anzeigepflicht  nur  sehr  unvollkommen  erfüllt  wurde.  So 
wurde  (nach  „Sanitätswesen  des  preuß.  Staates  1892 — 94")  beispiels- 
weise von  den  Typhuserkrankungen  im  Regierungsbezirk  Danzig  nur 
Vs,  in  Gumbinnen  ^/si  Oppeln  '/;  angemeldet  usw.  Es  ist  hiemach 
und  auf  Grund  anderer  Erwägungen  nicht  möglich,  einwandfrei  fest- 
zustellen, in  welchem  Maße  die  Anzeigepflicht  die  Erkrankungshäufig- 
keiten an  der  betreffenden  Krankheit  verminderte.  Da  es  aber  vor  dem 
Bestehen  der  Anzeigepflicht  an  dem  nötigen  statistischen  Mittel  der 
Feststellung  fehlt,  so  muß  mit  der  Ausbreitung  der  Anzeigepflicht  sogar 
die  Erkrankungsziffer  in  der  Statistik  naturgemäß  sich  anschwellend 
darstellen.  Man  darf  ferner  nicht  vergessen,  daß  die  Anzeige  der  Erkrankung 


488  Miexellen. 

an  zuständiger  Stelle  nur  ein  Olied,  wenn  auch  eiuB  der  wichtigsten,  bei 
der  Bekämpfung  der  Krankheit  ist.  Vorbeugende  Maßnahmen  allge- 
meiner Art  stehen  außerhalb  der  Wirkung  der  Anzeigepi'licht,  aber  für 
ihre  akute  Anwendung  im  besonderen  Fall  und  für  alle  Abwehrmittel 
gegen  erfolgten  Krankheitsausbruch  ist  die  Anzeigepflicht  die  notwen- 
dige Grundbedingung,  ohne  die  der  hygienische  Schutz  der  Anwendungs- 
möglichkeit entbehrt. 

Als  Glied  des  sanitären  Seuchenschutzes  ist  die  Anzeigepflicht 
also  ohne  Zweifel  mitbedingend  für  den  Abstieg  der  Morbidität  und 
der  Mortalität  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Aber  auch  ein  Vergleich  der 
Todesursachenziffern  beweist  an  sich  nichts  für  die  Wirkung  der  An- 
zeigepflicht allein,  selbst  wenn  beispielsweise  in  dem  Jahr  des  Inkraft- 
tretens des  Seuchengesetzes  bei  den  betreffenden  Krankheiten  ein  be- 
sonders sichtbarer  Rückgang  festzustellen  wäre.  Da  eine  Reihe  kos- 
mischer, meteorologischer,  allgemein  hygienischer  und  sozialer  Faktoren 
mit  im  Spiele  sind,  bleibt  nur  eine  —  immerhin  stark  wahrscheinliche 
—  Vermutung  für  die  günstige  Wirkung  des  Anmeldezwanges  übrig. 
Ebenso  verhält  es  sich  mit  internationalen  Vergleichen  zwischen  Ländern 
mit  und  ohne  Anmeldezwang,  da  auch  da  die  Anmeldung  nur  ein  Teil 
des  gesamten  sanitären  Status  ist. 

Diese  Bedingtheit  der  Wirkung  des  Anmeldezwangs  erfährt  noch 
eine  weitere  Bekräftigung,  wenn  wir  das  Wesen  der  Erkraukungs- 
art  betrachten.  Der  Erfolg  hängt  hier  ganz  ersichtlich  von  der  Not- 
wendigkeit der  Zuziehung  eines  Arztes  und  von  dem  Vorhandensein 
oder  Nichtvorhandensein  von  ps\'chischen  Hemmungen  der  Anzeige- 
pflichtigen ab.    Diese  beiaen  Momente  bedürfen  besonderer  Beachtung. 

Eine  Anmeldepflicht  wird  stets  am  leichtesten  bei  Krankheiten 
erfüllt  werden,  bei  denen  ein  Arzt  zugezogen  wird.  Dieser  steht  nach 
§  2  des  Seuchengesetzes  nicht  nur  an  erster  Stelle  der  Anzeigepflich- 
tigen, sondern  er  ist  auch  zweifellos  der  zuverlässigste  Anzeigende 
wegen  seiner  öffentlichen  Stellung,  seiner  gewerblichen  Pflicht  und 
seiner  Sachlichkeit.  In  diesen  drei  Faktoren  steht  er  sichtlich  über 
den  nächst  ihm  Anzeigepflichtigen :  dem  Haushaltungsvorstand,  einer 
„sonst  mit  der  Pflege  oder  Behandlimg  des  Erkrankten  beschäftigten 
Person",  dem  Vermieter,  bzw.  Wohnungs-  oder  Hauseigentümer,  dem 
Leichenschauer.  Mithin  wird  die  Anzeigepflicht  auch  durchgängig  am 
zuverlässigsten  bei  den  Krankheiten  erfüllt  werden,  die  ihrer  Art  nach 
die  ärztliche  Behandlung  verlangen,  sei  es,  daß  sie  als  schwer  gelten, 
sei  es,  daß  sie  aus  den  Spezialgebieten  der  Kurpfuscher  oder  Quack- 
salber herausfallen,  sei  es  besonders,  daß  sie  als  unbedingt  unverschul- 
dete angesehen  werden,  so  daß  man  also  den  öffentlichen  Schutz  mit 
gewissem  staatsbürgerlichen  Recht  glaubt  in  Anspruch  nehmen  zu 
können.  So  liegt  es  bei  Cholera,  Pocken,  Aussatz,  Pest,  Fleckfieber 
und  ähnlichen  Erkrankungen  sicher,  bei  Fleischvergiftung  (die  in  Preußen 
anzeigepflichtig  ist),  Kindbettfieber,  Krätze,  Trichinose,  Wurmkrankheit 
gewiß  schon  weniger,  bei  Geschlechtskrankheiten  gar  nicht.  Ueberall, 
wo  persönliche  Verantwortung  am  Krankheitsausbruch  oder  peinliche 
Begleitumstände  mitspielen,  wird  sowohl  der  ärztliche  Beistand  um  so 
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eher  vermieden  wie  die  Anzeige  unterlassen.  Damit  sind  eben  die 
psychischen  Hemmungen  gegeben,  die  der  Wirkung  des  Anmeldezwangs 
entgegenstehen.  So  wird  eine  Hebamme,  wenn  irgend  möglich,  einen 
Fall  von  Kindbettüeber  zu  verheimlichen  suchen,  weil  bei  seiner  An- 
meldung sie  ihre  ganze  Tätigkeit  zurzeit  einstellen  muß,  und  bei  Fleisch- 
vergiftungen, Trichinose  oder  dergleichen  wird,  wenn  die  Herkunft  der 
Nahrungsmittel  nicht  einwandfrei  war,  die  Anzeige  leicht  vermieden 
werden.  So  hat  auch  Geh.  Med. -Rat  Prof.  Dr.  Lentz  bei  den  (unten 
näher  zu  erwähnenden)  Ausschußberatungen  des  Reichstags  besonders 
betont,  daß  die  Geschlechtskrankheiten  beispielsweise  mit  der  Cholera 
in  dieser  Hinsicht  nicht  verglichen  werden  können ;  vor  der  Cholera 
habe  die  Bevölkerung  so  große  Angst,  daß  sie  alle  notwendigen  behörd- 
lichen Maßnahmen  lebhaft  unterstützt;  schon  beim  Typhus  sei  das 
anders,  und  im  Südwesten  des  Reichs  sei  es  in  der  ersten  Zeit  häufiger 
vorgekommen,  daß  Aerzte,  die  Typhus  angezeigt  hatten,  an  ihrer  Praxis 
Einbuße  erlitten. 

Diese  Erwägungen  müssen  berücksichtigt  werden,  wenn  die  jetzt 
brennend  gewordene  Frage  des  Meldezwangs  bei  geschlechtlicher  Er- 
krankung gelöst  werden  soll.  Dabei  .stehen  die  Hemmungen  sowohl 
der  Wirksamkeit  des  bereits  eingeführten  Anmeldegebots  wie  der  Neu- 
einführung eines  Anmeldezwangs  entgegen.  Denn  daß  außerhalb  dieser 
Hemmungen  und  sogar  trotz  ihrer  die  hygienische  Bedeutung  der  An- 
zeigepflicht sehr  groß  ist,  unterliegt  gar  keinem  Zweifel.  Es  fragt 
sich  jedoch,  ob  es  nicht  Kategorien  gibt,  bei  denen  in  dem  Kampf 
zwischen  Gesetz  und  Hemmung  das  Gesetz  unterliegt.  Ob  das  bei 
den  Geschlechtskrankheiten  der  Fall  ist,  darum  geht  das  Problem  letzten 
Endes. 

Aus  dem  Ausschußbericht  über  die  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten im  Heer  und  in  der  Gesamtbevölkerung  —  datiert  vom 
7.  Juli  1917  — ,  der  als  Nr.  912  der  Drucksachen  dem  Reichstag  vor- 
gelegt worden  ist,  geht  hervor,  daß  von  den  bis  dahin  aus  dem  Heeres- 
verband enblassenen  Dienstuntauglichen  etwas  mehr  als  1  Proz.  ge- 
schlechtskrank befunden  worden,  aber  nur  6  Proz.  von  diesen  sich  be- 
reit erklärt  haben,  ihre  Meldung  an  die  Landesversicherungsanstalt 
zwecks  Nachkontrolle  und  Weiterbehandlung  zu  gestatten.  Mangels 
einer  gesetzlichen  Handhabe,  zu  solcher  Meldung  zu  zwingen,  hat  man 
es  zunächst  mit  freiwilliger  Meldung  versuchen  wollen.  Auf  Grund  der 
Tatsache  der  so  geringen  Gestattung  der  Kontrolle  und  Nachbehand- 
lung hat  aber  die  Heeresverwaltung  zugeben  müssen,  daß  dieses  System 
der  Befragung  und  der  Berücksichtigung  der  Freiwilligkeit  als  miß- 
lungen anzusehen  sei,  und  sie  hat  eine  erneute  Prüfung  dieser  Frage 
zugestanden,  zumal  da  im  Reichstagsausschuß  die  Einführung  einer  all- 
gemeinen, nicht  mehr  freiwilligen  Meldung  aufgeworfen  wurde.  Wenn 
sich  nun,  wurde  weiter  betont,  unsere  Feldgrauen,  darunter  zahlreiche 
bisher  im  Zivilberuf  gewesene  Männer,  diesem  Meldezwang  fügen  müssen, 
warum  solle  dann  die  Zivil-  und  Heimatbevölkerung  unbehelligt  bleiben 
und  weiter  unbewachte  Ansteckungsherde  bilden  können?  Diese  Aus- 
führungen   eines  Mitglieds    des  Ausschusses,    die   die  Zweckdienlichkeit 
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der  Zivil-Meldepflicht  der  Geschlechtskranken  u.  a.  mit  der  Tatsache 
belegten,  daß  im  Jahre  1915  bei  der  allgemeinen  Ortskrankenkasse  Berlin 
bei  männlichen  Mitgliedern  471,  bei  weiblichen  4532  Fälle  geschlecht- 
licher Erkrankungen  ärztlich  gemeldet  und  sachgemäßer  Behandlung 
zugeführt  wurden,  riefen  eine  sehr  lebhafte  und  eingehende  Debatte  im 
Reichstagsausschuß  hervor,  bei  der  die  Bedenken  gegen  die  Meldepflicht 
besondere  Beachtung  fanden.  Diese  Bedenken  liegen  vorzugsweise 
darin,  daß  man  eine  Ausschaltung  des  Arztes  aus  der  Behandlung  der 
Geschlechtskranken  fürchtet,  wenn  dem  Arzt  die  Pflicht  auferlegt  wird, 
den  Kranken  zu  melden.  Auch  werde  leicht  die  ärztliche  Behandlung 
vorzeitig  abgebrochen,  von  dem  Hauptzweck  der  Meldung,  nämlich  der 
Isolierung,  könne  keine  Rede  sein,  und  wenn  auch  der  von  einem  Mit- 
glied des  Ausschusses  ausgesprochene  und  mit  eingehenden  Darlegungen 
überzeugend  vertretene  Satz,  daß  eine  eingreifende  und  wirksame  Be- 
handlung aller  Geschlechtskrankheiten  ohne  Meldepflicht  unmöglich  sei, 
so  sind  doch  auch  Neisser  und  Blaschko  immer  mehr  von  der  Ein- 
führung des  Meldezwangs  abgekommen. 

Diese  ablehnende  Haltung  fand  schließlich  auch  besondere  Unter- 
stützung bei  den  Regierungsvertretern  im  Ausschuß.  So  führte  der 
Präsident  des  Kaiserlichen  Gesundheitsamtes  unter  Berufung  auf  den 
Standpunkt  erfahrener  Aerzte  aus,  daß  nach  Einführung  eines  Melde- 
zwanges die  Geschlechtskranken  nicht  mehr  zum  Arzt  gehen  werden, 
und  erinnerte  daran,  daß  schon  im  Jahre  1908  der  Reichsgesundheitsrat 
sich  einstimmig  gegen  die  Einführung  der  Anzeigepflicht  ausgesprochen 
habe ;  damals  wurde  auch  mitgeteilt,  daß  in  Bremen  ein  Versuch  mit 
der  Meldepflicht  gemacht  worden  sei,  dieser  aber  scheiterte  und  nach 
6  Monaten  wieder  eingestellt  werden  mußte.  Noch  in  keinem  Staate 
sei  bisher  eine  solche  Meldepflicht  eingeführt  worden. 

Aehnliches  legte  auch  der  Direktor  im  Kaiserlichen  Gesundheits- 
amt, Geh.  Reg.-Rat  Dr.  Wutzdorff  dar,  der  aus  der  Anmeldepflicht 
eine  so  starke  Einschränkung  der  ärztlichen  Behandlung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten erwarten  zu  müssen  fürchtet,  daß  schwerere  ge- 
.snndheitliche  Schäden  als  bisher  die  Folge  sein  würden :  eine  dem  be- 
handelnden Arzt  aufzuerlegende  Anzeigepflicht  würde  auch  deshalb 
überflüssig  sein,  weil  der  Zweck,  den  Kranken  der  Behandlung  zuzu- 
führen, ja  schon  vorher  erreicht  sei.  Wutzdorff  steht  also  auf  dem 
Standpunkt,  daß  die  Verhütung  weiterer  Ansteckung  dann  am  sichersten 
gewährleistet  sei,  wenn  jeder  Geschlechtskranke  möglichst  geheim,  aber 
deshalb  um  so  sicherer  den  Arzt  aufsuchen  könnte.  Die  Befürworter 
des  Meldezwangs  dagegen  wollen  weniger  denjenigen  treffen,  der  be- 
handelt wird,  als  wohl  denjenigen,  den  der  Behandelte  als  Ansteckungs- 
quelle nennt,  damit  dieser  der  Behandlang  zugeführt  werde.  Zur  Offen- 
kundigkeit der  Ansteckungswege  soll  ihnen  das  Namenregister  dienen. 
In  dieser  Hinsicht  aber  fürchten  die  Regierungsvertreter,  daß  ein  un- 
geheures Angeber-  und  Erpressertum  sich  daraus  entwickeln  müsse 
und  mehr  Schaden  stiftete,  als  aus  dem  Meldezwang  bestenfalls  Gutes 
hervorgehen  könne  —  eben  aus  dem  Grunde,  weil  die  Geschlechts- 
krankheiten   in  gesellschaftsmoralischer  Wertung    eine    gegenüber  allen 
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anderen  ansteckenden  Krankheiten  eigenartige  Stellung  einnehmen. 
Staatsbürgerliche  Erwägungen  fallen  hier  ins  Gewicht  und  schützen 
freilich  zugleich  einen,  der  es  nicht  verdient,  und  schutzunwürdige 
Interessen,  aber  aus  dem  Grunde,  weil  dies  immer  noch  als  das  kleinere 
Uebel  erscheint. 

Gegner  der  seit  langem  umstrittenen  Anzeigepflicht  sind  unter 
anderen  die  Dermatologen  Bettmann,  Blaschko,  Lesser,  Neisser,  Siebert; 
Anhänger  sind  unter  anderen  Flesch,  Jellinek,  Merck. 

Bei  diesem  Stande  der  Frage  ist  es  erklärlich,  daß  der  neue 
Reichsgesetzentwurf  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  (Reichs- 
tags-Drucks. 1914/18  No.  1287)  von  dem  Versuch,  eine  Anzeigepflicht 
einzuführen,  von  vornherein  abgesehen  und  den  geraden  Weg  der  Be- 
strafung des  Geschlechtsverkehrs  eines  Geschlechtskranken  gewählt 
hat.  Diese  Bestrafung  erfolgt  (auf  Antrag)  ohne  Rücksicht  auf  den 
Eintritt  oder  Nichteintritt  der  Ansteckung,  damit  den  Schwierigkeiten 
und  Gefahren  eines  Nachweises  des  Kausalzusammenhanges  einer  An- 
steckung von  vornherein  aus  dem  Wege  gegangen  wird.  Denn  auch 
diesem  Uebelstande  läßt  sich,  wie  die  Begründung  des  Entwurfs  aus- 
führt, „nicht  dadurch  begegnen,  daß  man  den  Aerzten  eine  Anzeige- 
pfiicht  auferlegt.  Denn  durch  eine  solche  Maßregel  würde  man  den 
Kranken  lediglich  in  die  Hände  der  Kurpfuscher  treiben  und  einer 
vom  Standpunkt  des  Kranken  wie  seiner  Umgebung  gleich  uner- 
wünschten Geheimhaltung  der  Erkrankung  Vorschub  leisten."  Weiter 
betont  die  Begründung  ausdrücklich,  daß  das  Schwergewicht  des  neuen 
Gesetzes  auf  dem  Gebiete  der  „Generalprävention"  liegen  mußte,  weil 
die  Falle,  in  denen  es  ohne  Folgen  nur  bei  der  Gefährdung  geblieben 
ist,  nicht  vor  den  Richter  gelangen,  die  anderen  Fälle  aber  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  Körperverletzung  alle  Schwierigkeiten  der  Beweis- 
führung in  sich  .schließen.  Diese  Beweisführung  würde  sich  auf  die 
Meldepflicht  in  hohem  Maße  stützen  können  und  müssen,  die  geradlinige 
Regelung  des  Entwurfs  kann  indessen,  wie  man  sieht,  der  Meldepflicht 
leichter  entraten.  (Die  Bedeutung  des  neuen  Gesetzes  wird  in  einem 
der  nächsten  Hefte  unter  ,, Nationalökonomische  Gesetzgebung"  besonders 
erörtert  werden.) 

Ein  Wort  aber  verdient  noch  die  Frage  der  Meldung  der  Heeres- 
angehörigen bei  der  Sozialversicherung,  die  oben  schon  kurz  ge- 
streift wurde,  und  —  damit  zusammenhängend  —  die  Frage,  ob  unter 
Umständen  ein  Anzeige  recht  mit  Außerachtlassung  des  §  300  RStGB. 
über  das  Schweigegebot  anzuerkennen  wäre. 

Die  hier  auftauchenden  Fragen  wurden  im  Reichstagsausschuß  zu 
einer  Anfrage  an  die  Regierung  verdichtet,  die  folgende  Antwort  fand ; 
„Die  Entscheidung  darüber,  ob  geschlechtliche  Erkrankungen  von  Per- 
sonen, die  dem  Heere  oder  der  Marine  angehören,  den  Versicherungs- 
behörden  gegen  den  Willen  der  Patienten  von  den  zuständigen  mili- 
tärischen Stellen  mitgeteilt  werden  sollen,  ist  ausschließlich  von  der 
Heeres-  oder  Marineverwaltung  zu  treffen.  Denn  bei  der  Entscheidung 
kommen  nicht  nur  Gesichtspunkte  der  Hygiene  in  Betracht,  sondern 
auch  allgemeine  militärische  Interessen,  die  eine  solche  Mitteilung  unter 
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Umständen  als  unerwünscht  erscheinen  lassen  können.  Die  Heeres- 
und  Marineverwaltung  wird  ihre  Entscheidung,  auch  ohne  daß  es  einer 
besonderen  Einwirkung  des  Reichskanzlers  bedarf ,  unter  Abwägung 
der  in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte  pflichtmäßig  nach  sorg- 
samem Ermessen  treffen." 

Ob  eine  solche  Mitteilung  nicht  mit  den  gegenwärtig  gültigen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  im  Widerspruch  stehe,  fand  folgende  Antwort  : 

„Nach  §  300  des  StGB,  werden  Rechtsanwälte ,  Advokaten, 
Notare,  Verteidiger  in  Strafsachen,  Aerzte,  Wundärzte,  Hebammen, 
Apotheker  sowie  die  Gehilfen  dieser  Personen  bestraft,  wenn  sie  un- 
befugt Privatgeheimnisse  offenbaren,  die  ihnen  kraft  ihres  Amtes, 
Standes  oder  Gewerbes  anvertraut  sind.  Mitteilungen  von  Behörden 
fallen  danach  überhaupt  nicht  unter  die  Strafbestimmungen,  Mittei- 
lungen von  Aerzten  nur,  wenn  sie  unbefugt  sind.  Befugt  ist  eine  Mit- 
teilung, wenn  sie  mit  Einwilligung  des  Kranken  erfolgt  oder  wenn  eine 
öffentlich-rechtliche  Befugnis  oder  eine  Pflicht  zur  Mitteilung  besteht. 
Darüber  hinaus  wird  in  der  Literatur  wie  in  der  Rechtsprechung,  ins- 
besondere des  Reichsgerichts,  der  Standpunkt  vertreten,  daß  auch 
höhere  sittliche  Pflichten  die  Befugnis  zur  Preisgabe  des  Berufsgeheim- 
nisses begründen  können.  Inwieweit  diese  Pflichten  so  überragend 
sind,  daß  sie  den  Arzt  von  der  Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit  zu 
entheben  vermögen,  kann  nur  im  Einzelfall  unter  Abwägung  der  sich 
gegenüberstehenden  Pflichten  beurteilt  werden.  Letzten  Endes  steht 
die  Entscheidung  bei  den  Gerichten.  •  Mitteilungen,  die  von  Kassen- 
ärzten über  die  Erkrankungen  von  Ka.ssenmitgliedern  au  die  Träger 
der  Sozialversicherung  und  von  diesen  an  die  von  den  Landesversiche- 
rungsanstalten eingerichteten  Beratungsstellen  im  Interesse  der  Ge- 
sundung dieser  Personen  erfolgen,  werden  nicht  als  unbefugt  angesehen 
werden  können,  vorausgesetzt,  daß  die  Beratungsstellen  organisch  in 
die  Landesversicherungsanstalten  eingegliedert  und  damit  der  Schweige- 
pflicht des  §  141  der  Reichsversichernng.sordnung  unterworfen  sind 
und  daß  die  Mitteilungen  auf  das  Notwendigste  beschränkt  werden." 

Dieser  Gedanke  eines  gewissen  Anzeigerechts  ist  zweifellos  be- 
rechtigt und  gesund  und  stellt  sich  auch,  wenn  man  ihn  in  verstän- 
diger Weise  ausdehnt,  als  brauchbarer  Mittelweg  zwischen  den  Be- 
denken der  unbedingten  Anzeigepflicht  und  ihren  teilweisen  Vorzügen 
dar.  Das  ist  Albert  Neissers  Meinung.  Der  hervorragende  Dermatologe 
hat  sich  hierüber  in  seinem  letzten  großen  Werk,  das  auch  in  diesen 
„Jahrbüchern"  unten  S.  521  fg.  besprochen  worden  ist  („Die  Geschlechts- 
krankheiten und  ihre  Bekämpfung",  Berlin  1916),  eingehend  geäußert.  Er 
ist  da  für  ein  Anzeigerecht  der  Aerzte  eingetreten  bei  denjenigen  Kranken, 
die  in  gemeingefährlicher  Weise  trotz  ihrer  Erkrankung  geschlechtlich 
verkehren  oder  sich  der  ärztlichen  Behandlungsordnung  nicht  fügen. 
Damit  wären  also  beispielsweise  gerade  auch  diejenigen  getroffen,  die 
eine  Behandlung  zu  früh  abbrechen,  was  stets  besonders  gefährlich  für 
den  Geschlechtsverkehr  ist.  Neisser  wünscht,  daß  dei-  Arzt  die  sich 
gemeingefährlich  machenden  Geschlechtskranken  dem  Gesundheitsamt 
(nicht    der    Polizei)    melden    darf.     An    dem    ethischen    Grundsatz    der 
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Schweigepflicht  des  Arztes  will  Neisser  nicht  rütteln,  er  will  ihm  aber 
praktisch  einen  AuBgleich  geben,  der  seine  schwersten  Schäden  be- 
beseitigt und  somit  geeignet  ist,  den  Grundsatz  noch  zu  erhöhen.  Wer 
freilich  die  ärztliche  Schweigepflicht  für  so  überaus  wichtig  im  allge- 
mein-hygienischen Interesse  hält,  daß  jede  Beeinträchtigung  des  be- 
kannten §  300  StGB,  als  Sakrileg  erscheint,  wird  Gegner  auch  dieser 
vermittelnden  Ansicht  Neissers  sein.  Die  oben  mitgeteilte  Ansicht  der 
Regierung  über  die  Auslegung  des  §  300  bei  öffentlich-rechtlichen  Be- 
fugnissen zeigt  aber,  nach  welcher  freieren  Richtung  hier  die  Entwick- 
lung geht,  freier  im  Sinne  eines  unter  Umständen  gegebenen  Anzeige- 
rechts ohne  eine  Anzeigepflicht,  da  der  Zwang  hier  sich  doch  bald  an 
den  Grenzen  seiner  Wirksamkeit  stößt. 
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1.  Oesohichta  der  Wlssensohaft.   Encyklop&diaclieB.    Lehrbftcher.   Spasiella 
tliaoretiaclie  UntarsncliaagezL. 

ßetzbacb,  Anton,  Der  Boykott.  Eine  sozial-ethische  Unter- 
suchung. Freiburg  i.  Br.  (Herdersche  Verlagsbuchhandlung)  1916.  8. 
XII,   143  SS.     (Preis:  2  M.) 

Der  Verf.,  Doktor  der  Staatswissenschaften  und  Domkustos  in 
Freiburg  i.  Br.,  legt  bei  seiner  Arbeit  über  den  Boykott  das  Haupt- 
gewicht auf  die  sittliche  Beurteilung  der  Aechtung.  Die  moraltheo- 
logische Untersuchung,  bei  der  eine  Reihe  katholischer  Stimmen  heran- 
gezogen und  die  Probleme  auch  im  Lichte  der  älteren  katholischen 
Theologie  besprochen  werden,  bietet  viel  Interessantes  und  für  den 
Nationalökonomen  und  Sozialpolitiker  auch  vielfach  Neues,  was  ihm 
sonst  aus  der  landläufigen  sozialpolitischen  Literatur  nicht  vertraut  ist. 
Daß  ßetzbach  von  der  ethischen  Warte  aus  zu  einer  Verurteilung  der 
Aechtung  gelangt,  ist  erklärlich.  Immerhin  heißt  es  S.  86 :  „Da  der 
Boykott  begrifflich  nichts  anderes  ist  als  eine  vereinbarte  Vorenthal- 
tung von  Vorteilen,  auf  welche  der  Boykottierte  kein  Recht  hat,  zu 
deren  Vorenthaltung  die  Boykottierenden  aber  einzeln  wie  in  Gemein- 
schaft befugt  sind,  so  ist  derselbe  an  sich  keine  Verletzung  der  Ge- 
rechtigkeit. Dies  gilt  von  allen  Arten  des  Boykotts,  dem  Abnahme- 
boykott wie  dem  Lieferungsboykott,  dem  Einzel-  und  dem  Gruppen - 
boykott,  dem  primären  und  sekundären  Boykott  usw.  Indes  kann  der 
Boykott  sehr  wohl  durch  die  Umstände  eine  Verletzung  der  Gerichts- 
barkeit in  sich  schließen ;  z.  B.  wenn  ungerechte  Mittel  angewendet 
werden,  wie  Lüge,  Betrug,  physische  Gewalt,  unberechtigte  Drohung, 
mögen  diese  Mittel  gegen  die  Boykottierten  oder  die  Personen  An- 
wendung finden,  die  am  Boykottieren  sich  beteiligen  oder  dafür  ge- 
wonnen werden  sollen.  Es  ist  allgemeine  Ansicht  der  Moralisten,  daß 
eine  ungerechte  Schädigung  des  Nebenmenschen  vorliegt,  wenn  man 
ihm  durch  ungerechte  Mittel  einen  Vorteil  entzieht  oder  an  der  Er- 
langung eines  solchen  hindert,  auf  den  er  kein  eigentliches  Recht  hat."^ 

Bei  der  Eigenart  des  Boykotts  ist  diese  Abstellung  seiner  Be- 
urteilung auf  die  ihm  zugrunde  liegenden  Beweggründe  oder  die  in  ihm 
zutage  tretenden  Zwecke  und  Arten  auch  rechtlich  durchaus  zutreffend. 
Im  Anschluß  an  diese  Kapitel  äußert  sich  der  Verf.  auch  über  den 
gerechten  Preis  und  den  gerechten  Lohn,  ohne  jedoch  hier  viel  mehr 
als  moralische  Forderungen  zu  bringen.  Aber  auch  die  volkswirtschaft- 
liche Seite  des  Boykottproblems  wird  vom  Verf.  nicht  beiseite  gesetzt. 
Ueber  den  Abnahmeboykott  äußert  er  sich  dabei  dahin,  daß  er  für  die 
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Arbeiterschaft  als  Ganzes  zurzeit  und  in  der  nächsten  Zukunft  kein 
geeignetes  Mittel  darstellt,  um  'ihre  Arbeitsbedingungen  zu  bessern. 
„Nicht  einmal  für  einzelne  ganze  Arbeiterkategorien  kann  er  als  ge- 
werkschaftliches Mittel  in  Betracht  kommen;  bestenfalls  kann  er  für 
verhältnismäßig  kleine  Teile  einiger  Berufsarten  in  den  größeren  Städten 
und  großen  Industrieorten,  zumeist  in  Verbindung  mit  Streiks,  seinen 
Zweck  erreichen ;  und  dies  nur  in  dem  Falle,  daß  die  betreffenden 
Arbeitergruppen  die  weiteste  Unterstützung  durch  die  übrige  Arbeiter- 
schaft und  weitere  Kreise  finden.  Er  ist  demnach  überhaupt  kein 
gewerkschaftliches  Mittel  im  eigentlichen  Sinne"  (S.  57).  Sehr  beifalls- 
würdig ist  das  Eingangskapitel  des  Buches  über  die  Begriffsbestim- 
mung des  Boykotts,  und  sehr  interessant  ist  der  Vergleich  mit  boykott- 
ähnlichen Vorgängen  in  früherer  Zeit  sowie  die  geschichtliche  Dar- 
stellung des  Boykotts  in  Irland,  in  Nordamerika  und  in  Deutschland. 
Ein  Anhang  des  Buches  behandelt  in  zutreffenden  Ausführungen  die 
strafrechtliche  und  zivilrechtliche  Seite  des  Boykotts  aus  der  Feder 
von  Dr.  jur.  W.  Stein  in  Leipzig. 

Berlin-Friedenau.  Alexander  Elster. 

Riedler,  A.,  Emil  Rathenau  und  das  Werden  der  Großwirt- 
schaft.   Berlin  (Julius  Springer)  1916.    8.    VIII,  249  SS.  (Preis :  6  M.) 

Dieses  bedeutsame  Werk  hat  sowohl  wegen  seines  Gegenstandes 
als  wegen  der  Persönlichkeit  des  Verf.,  die  überall  stark  hervortritt, 
großes  Interesse  gefunden,  am  meisten  wohl  in  den  Kreisen  der  In- 
genieure, darüber  hinaus  aber  auch  bei  vielen  anderen,  und  es  verdient 
gründliche  Beachtung  auch  von  selten  der  Nationalökonomen. 

ßiedler  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  einmal  ein  Bild  von  dem 
'  Lebensgang  und  der  Persönlichkeit  des  kürzlich  verstorbenen  Schöpfers 
und  obersten  Leiters  der  Allgemeinen  Elektrizitätsgesellschaft  zu  zeichnen 
und  zum  andern  „das  Werden  der  Großwirtschaft"  nicht  zu  schildern, 
sondern  den  inneren  Zusammenhang  der  technischen  und  wirtschaft- 
lichen Umgestaltung  aufzudecken  und  damit  einen  Beitrag  zur  Geschichte 
der  Technik  und  Wirtschaft,  zur  Geschichte  unserer  Zeit  zu  liefern. 
Zu  beidem  hat  Riedler  als  hervorragender  Fachmann,  der  diese  Ent- 
wicklung miterlebt  und  an  ihr  seinen  Anteil  gehabt  hat,  sowie  als 
ein  Manh,  der  Emil  Rathenau  persönlich  nahegestanden  hat,  ihn  gründ- 
lich kennen  lernen  konnte,  besondere  Kompetenz  mitgebracht  und  in 
der  Tat  ist  das,  was  er  über  diese  Dinge  sagt,  von  großem  Wert,  wenn 
er  sich  auch  vielfach  auf  bloße  Behauptungen  beschränkt  und  es  unter- 
läßt, den  Beweis  für  seine  Auffassung  anzutreten.  Hervorgehoben  muß 
aber  werden,  daß  ich  die  Art,  wie  er  seine  beiden  Aufgaben  mit  einan- 
der verquickt,  für  verfehlt  halte.  Ich  denke  dabei  nicht  an  den  äußer- 
lichen Umstand,  daß  in  dem  Buche  Partien,  die  speziell  Rathenau  be- 
handeln, mit  anderen,  die  nur  eine  lose  Beziehung  zu  seiner  Persönlich- 
keit aufweisen,  miteinander  abwechseln,  sondern  an  das  Grundprinzip 
des  Buches,  den  Entwicklungsgang  der  modernen  „Großwirtschaft"  durch 
die  Schilderung  einer  bestimmten  Persönlichkeit  zu  illustrieren.  Da- 
durch bekommt  der  Leser  (wie  das  auch  von  anderer  Seite  schon  her- 
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vorgehoben  ist,  vgl.  W.  Richter  in  „Stahl  und  Eisen",  1917,  S.  234  f., 
P.  Eieppel  in  der  Zeitschrift  des  Vereins  deutscher  Ingenieure  Bd.  61, 
S.   197)  ein  völlig  unzutreffendes  Bild  von  dem  Anteil,  den  gerade  die 

dargestellte  Persönlichkeit  an  der  Entwicklung  gehabt  hat.  „Das 
Werden  der  Großwirtschaft",  sagt  Rieppel  an  der  zitierten  Stelle  ganz 
zutreffend,  „ist  eine  viel  zu  gewaltige  Erscheinung,  als  daß  eine  Dar- 
stellung, die  einen  einzelnen  Mann  in  den  Mittelpunkt  der  Strömungen 
und  Kämpfe  dieser  Werdezeit  zu  stellen  sucht,  in  der  Beurteilung  dieses 
Mannes  und  seiner  Erfolge  nicht  einseitig  sein  müßte.  Es  wird  sich 
mancher  Widerspruch  dagegen  erheben,  daß  dem  Schöpfer  der  AEG, 
wenn  auch  nicht  immer  ausdrücklich,  so  doch  durch  die  Art  der  Dar- 
stellung eine  so  überragende  Bedeutung  zugewiesen,  daß  die  große 
Entwicklung  dieser  Zeit  so  ausschließlich  mit  seinem  Namen  verknüpft 
wird."  Demgegenüber  kann  sich  Riedler  nicht  darauf  berufen,  daß  er 
im  Vorwort  gesagt  habe:  „Auf  eine  Würdigung  von  Erstverdiensten 
ist  hier  grundsätzlich  nicht  eingegangen  und  auch  nicht  auf  die 
Leistungen  der  vielen  Mitarbeiter  und  Vorgänger,  auf  die  sich  jedes 
große  Werk  und  jeder  Fortschritt  aufbaut."  Gewiß  kann  sich  an  sich 
jeder  Autor  seinen  Stoff  und  seine  Problemstellung  so  zuschneiden, 
wie  es  ihm  beliebt;  aber  er  darf  dabei  nicht  von  unmöglichen  Voraus- 
setzungen ausgehen,  und  unmöglich  ist  es,  das  Wirken  eines  Mannes 
für  seine  Zeit  richtig  darzustellen ,  wenn  man  die  Leistungen  der 
anderen  auf  gleichen  oder  ähnlichen  Arbeitsgebieten  Tätigen  unberück- 
sichtigt läßt. 

I  So  viel  über  den  Grundcharakter  des  Buches.  Auf  Einzelheiten 
(so  z.  B.  auf  die  Schilderung  des  Verhältnisses  Rathenaus  zu  der  Firma 
Siemens  &  Halske,  bei  der  Riedler  dem  Sachverhalt  wohl  kaum  ge- 
recht geworden  ist)  soll  hier  nicht  eingegangen  werden.  Es  sei  nur 
erwähnt,  daß  die  Darstellung  mit  persönlichen  Erinnerungen  an  Rathe- 
nau  beginnt  und  in  eine  Charakterisierung  seiner  Persönlichkeit  aus- 
mündet. Dazwischen  stehen  Kapitel  über  Energiewirtschaft  und  Massen- 
fabrikation, frühere  Verhältnisse  und  Anschauungen  der  Technik,  Groß- 
betrieb und  Großwirtschaft.  Eröffnet  wird  das  Buch  durch  den  Abdruck 
des  Bruchstücks  einer  Selbstbiographie  (S.  1 — 29),  die  Rathenau  in 
hohem  Alter  niedergeschrieben  hat.  Sie  bietet  viel  Interessantes,  bricht 
aber  leider  vor  der  Hauptzeit  seiner  geschäftlichen  Tätigkeit  ab. 
Den  Beschluß  bildet  ein  „Kommendes  und  Vergangenes"  überschrieben  er 
Anhang,  in  dem  Riedler  kurz  seine  Ansichten  über  Großbetrieb,  Staats- 
betrieb, Bildungsfragen  (hierüber  stellt  er  eine  besondere  Schrift  in 
Aussicht),  Organisation  der  technischen  Forschung  und  Aufgabe  einer 
Geschichte  der  Technik  zusammenfaßt. 

Kiel.  Richard  Passow. 

Pierson  (ancien  pr^ident  du  conseil  des  ministres  du  royaume  des  Pays-Bas), 
N.  G.,  Trait§  d'economie  politique.  Traduit  du  hoUandais  par  Louis  Suret.  Tome  2. 
Paris,  M.  Giard  et  E.  Bri6re,  1917.  8.  695  pag.  fr.  12,50.  L'ouvrage  complet  denx 
volumes,  brochfis  25  fr. 

Howe,  Frederic  Clemson,  The  high  cost  of  living.  New  York,  Scribner. 
8.     10  +  275  p.     I  1.50. 
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2.  Oeaohiohte  und  Daratellang^  der  wlrtsohaftliolian  Kultur. 

L  a  n  d  r  y ,  A. ,  Essai  economiquo  sur  les  mutatious  des  monnaies 
dans  l'ancienae  Trance  de  Philippe  le  Bei  ä  Charles  VIII.  (Biblio- 
thöqae  de  l'ecole  des  hautes  etudes,  T.  185.)  Paris  1910.  XVII  und 
219  SS. 

Der  Verf.  weist  nach  einer  kurzen  Uebersicht  über  die  ältere  Lite- 
ratur, welche  sich  mit  den  MUnzveränderungen  im  Frankreich  des 
Mittelalters  beschäftigt,  in  seinem  Vorwort  auf  die  besonderen  Probleme 
materieller  und  methodischer  Art  hin,  mit  denen  eine  Untersuchung 
jener  Veränderungen  zu  rechnen  habe.  Sie  treten  besonders  dann  auf, 
wenn  nicht  nur  eine  Tatsache  wiedergegeben,  sondern  ihre  Stellung 
im  Fluß  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  dargestellt  werden  solle. 
Letzteres  zu  tun  ist  das  Streben  des  Verf.  So  heißt  es  S.  V,  daß  der 
Historiker  nicht  allein  die  Ursachen  der  tatsächlichen  Erscheinungen 
erforschen,  sondern  darüber  hinaus  sich  bemühen  müsse,  ihre  Folgen 
zu  erkennen.  Diese  Folgen  seien  nicht  aus  sich  selbst  heraus  klar 
ersichtlich;  denn  eine  zeitliche  Aufeinanderfolge  sei  noch  keineswegs 
eine  Kausalfolge  von  Ereignissen.  Der  Hauptnachdruck  wird  stets 
auf  die  ökonomische  Seite  der  Probleme  gelegt.  Neben  einer  Betrach- 
tung der  Münzveränderungen  unter  dem  wirtschaftlichen  Gesichtswinkel 
sei  durchaus  noch  eine  Betpachtung  vom  Standpunkt  des  Rechtes  mög- 
lich. Letztere  will  der  Verf.  indessen  nicht  geben.  Ihm  kommt  es 
darauf  an,  die  französischen  Münzveränderungen  einer  ganz  bestimmten 
Periode  in  systematischer  Weise  zu  erforschen.  Er  befleißigt  sich,  die 
Veränderungen  festzustellen,  sie  zu  klassifizieren,  ihre  Ursachen  zu  er- 
kunden, den  Erfolg  der  Maßnahmen  zu  schildern  und  schließlich  anzu- 
geben, welche  Folgen  letztere  nach  sich  gezogen  haben. 

Die  Beschränkung  auf  die  Zeit  von  Philipp  dem  Schönen  bis  zu 
Karl  VIII.,  d.  h.  auf  die  Zeit  vom  Ende  des  13.  bis  zur  Mitte  des 
15.  Jahrhunderts,  wird  eingehend  begründet.  Der  Verf.  zerlegt  die 
ganze  Geschichte  Frankreichs  bis  zur  Revolution  in  zwei  Teile,  wobei 
der  Einschnitt  bei  der  Regierung  des  heiligen  Ludwig  erfolgt.  Der 
Unterschied  zwischen  beiden  Perioden  sei  in  vierfacher  Hinsicht  ge- 
geben. Von  der  Zeit  des  heiligen  Ludwig  habe  erstens  das  königliche 
Geld  nur  auf  den  königlichen  Domänen  Geltung  gehabt,  da  der  König 
nicht  anders  als  jeder  Grundbesitzer  gestanden  habe  und  sein  Geld 
nur  lokales  Geld  gewesen  sei.  Erst  von  Ludwig  wird  1262/3  prinzi- 
piell bestimmt,  daß  das  königliche  Geld  im  ganzen  Königreich  Umlaufs- 
kraft besitze.  Die  zweite  Differenz  liege  darin,  daß  nach  dem  heiligen 
Ludwig  das  Geld  tiefer  in  das  ganze  Wirtschaftsleben  hineindringe. 
Einerseits  habe  naturgemäß  jene  Erweiterung  des  Umlaufs  des  könig- 
lichen Geldes  sehr  stark  zur  Ausdehnung  des  Geldgebrauches  geführt, 
andererseits  sei  indessen  unzweifelhaft  die  Zunahme  des  Geldverkehrs 
ein  starker  Anlaß  zu  jener  Maßnahme  gewesen.  Der  dritte  Unterschied 
ergebe  sich  aus  der  veränderten  Wirtschaftsverfassung.  Vorher  sei 
der  Typus  der  geschlossenen  lokalen  Wirtschaft  vorherrschend  gewesen, 
wie   auch    die  Volkswirtschaft  national  abgeschlossen  gewesen  seL     In 

Jahrb.  (.  NationalSk.  a.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  55).  32 
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der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  werden  die  lokalen  Abgrenzungen  immer 
stärker  und  erfolgreicher  durchbrochen  und  immer  festere  internationale 
Fäden  geknüpft.  Dabei  dürfe  freilich  nicht  übersehen  werden,  daß 
diese  Durchbrechungstendenz  schon  vorher  sich  bemerkbar  gemacht  habe. 
So  werde  bereits  aus  dem  Jahre  1141  zum  ersten  Male  der  Handel 
mit  Wechseln  in  Paris  gemeldet.  Der  vierte  und  letzte  Gegensatz  sei 
die  Schaffung  einer  Goldmünze  durch  den  heiligen  Ludwig,  wenn  auch 
das  Gold  erst  seit  der  Regierung  Philipps  des  Schönen  einen  beträcht- 
lichen Platz  im  Geldumlauf  einnahm.  Eine  so  weitgehende  Verschieden- 
heit beider  Münzepochen  bedingt,  wie  der  Verf.  mit  Recht  betont,  ganz 
verschieden  gestaltete  Wirkungen  einer  Münzveränderung.  Bei  unent- 
wickeltem Geldverkehr  im  Innern  und  Abgeschlossenheit  gegenüber 
dem  Auslande  löst  eine  Aenderung  keine  allzu  nachhaltigen  Folgeer- 
scheinungen aus.  Anders  aber  ist  es,  wenn  der  äußere  Verkehr  eine 
relativ  hohe  Stufe  erreicht  hat  und  intensivere  Beziehungen  zum  Aus- 
lande bestehen.  In  diesem  Falle  wird  das  ganze  inländische  Tausch- 
system revolutioniert  und  werden  die  Handelsakte  mit  den  fremden 
Ländern  auf  eine  völlig  neue  Basis  gestellt. 

Die  Zeit  nach  dem  heiligen  Ludwig  bis  zur  Revolution  will  der 
Verf.  im  Hinblick  auf  die  stattgehabten  Münzveränderungen  in  drei 
Unterabschnitte  zerlegen.  Der  erste  umfaßt  die  Periode  von  Philipp 
dem  Schönen  bis  zu  Karl  VIII.  In  dieser  sind  sehr  große  Münzver- 
änderungen vorgenommen  worden.  Das  Hauptstreben  war,  dem  König- 
tum Einnahmen  zu  verschaffen.  Die  zweite  Periode  der  Münzverände- 
rungen umfaßt  die  letzte  Hälfte  des  16.  und  den  Beginn  des  17.  Jahr- 
hunderts. Hier  waren  wirtschaftliche  Erwägungen  entscheidend  für 
die  Maßnahmen.  Die  dritte  Reihe  von  Münzveränderungen  endlich 
fällt  in  die  25  Jahre  des  Regierungsausgangs  Ludwigs  XIV.  und  in  den 
Regierungsbeginn  Ludwigs  XV.  Hier  ist  im  Anfang  wiederum  die  Be- 
reicherung des  Staatsschatzes  der  oberste  Gesichtspunkt,  während  in 
den  letzten  Jahren  mehr  das  krampfhafte  Bemühen,  das  bestehende 
System  zu  erhalten  und  zu  stützen,  entscheidend  war. 

Der  Verf.  behandelt  lediglich  die  Periode  des  ersten  Unterab- 
abschnittes.  Seine  weit  gezogenen  und  eingehenden  Studien  gliedern 
sich  in  sieben  Kapitel,  die,  abgesehen  von  der  einleitenden  Betrachtung 
des  Münzsystems  im  alten  Frankreich,  stets  prinzipielle  Erörterungen 
verflechten  mit  einer  Darstellung  der  Geschehnisse.  Seine  Arbeit  wächst 
dadurch  über  den  Rahmen  einer  rein  wirtschaftshistorischen  Betrach- 
tung hinaus  und  gewährt  die  Möglichkeit,  das  Wesen  ökonomischer 
Gesetze  auf  dem  Gebiete  des  Geldwesens  zu  erkunden  und  ihre  Rich- 
tigkeit wie  Wirksamkeit  nachzuprüfen. 

Konstantinopel.  Friedrich  Hoffmann. 

Bab,  Julius,  n.  Willi  Handl,  Wien  nnd  Berlin.  Vergleichendes  zur  Kultnr- 
geschichte  der  beiden  Hauptstädte  Mitteleuropas.  Berlin,  Osterheld  u.  Co.,  1918.  8. 
335  SS.     M.  5,50. 

Bulgaren,  Die,  in  ihren  historischen,  ethnographischen  und  politischen  Grenzen 
(Atlas  mit  40  Landkarten).  Vorwort  von  iGes.)  D.  Eizoff.  (In  deutscher,  englischer, 
französischer  und  bulgarischer  Sprache.)  Leipzig,  K.  F.  Koehler  1917.  29,5  X  30,5  cm. 
18  Bl.  n.  SS.  u.  40  meist  färb.  Kart,  mit  je  1  Textbl.     M.  10.—. 
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Uassert,  Prof.  Dr.  Kurt,  Das  türkische  Eeich.  Politisch,  geographisch  and 
wirtschaftlich.     Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1918.     gr.  8.     VII— 242  8S.     M.  7,50. 

Michaelis,  Dr.  Paul,  Kurland  und  Litauen  in  deutscher  Hand.  Mit  8  mehr- 
farbigen Vollbildern  und  25  Bildseiten.  3.  Aufl.  Berlin-Steglite,  Friti  Würtz,  1918. 
8.     196  SS.     M.  5.—. 

Publikationen  der  Gesellschaft  für  rheinische  Geschichtskunde.  XX,  3.  Bd. : 
Rheinische  Urbare.  Sammlung  von  Urbaren  und  anderen  Quellen  zur  rheinischen  Wirt- 
schaftegeschichte. 3.  Bd.  Die  Urbare  der  Abtei  Werden  a.  d.  Buhr.  B.  Lagerbücher, 
Hebe-  und  Zinsregister  vom  14.  bis  17.  Jahrb.  Hrsg.  von  Bud.  Kötzschke.  Bonn, 
Hermann  Behrendt,  1917.     gr.  8.     XXVI— 802  SS.     M.  27.—. 

Stein,  Armin  (Pseud.  f.  Herrn.  Nietschmann),  Die  geschichtliche  Entwicklang 
der  Stadt  Hfille  nebst  einem  Ueberblirk  über  die  Entstehung  des  Saalkreises  und  des 
Beg.-Bez.  Merseburg.  Für  Haus  und  Schule  gemeinverständlich  dargestellt.  Halle, 
Hermann  Gesenius,  1918.     8.     68  SS.     M.  1,20. 

Stern  (Geh.  Hofr.),  Prof.  R.,  G.  Herlt,  E.  Schnitze,  Dr.,  Geld,  Industriali- 
sierung und  Petroleumschätze  der  Türkei.  (Das  Wirtschaftsleben  der  Türkei.  Beiträge 
zur  Weltwirtschaft  und  Staatenkunde.  Hrsg.  im  Auftrage  der  deutschen  Vorderasien- 
Gesellschaft  von  Privatdoz.  Dr.  Hugo  Grothe,  Bd.  2.)  Berlin,  Georg  Reimer,  1918. 
gr.  8.     VIII— 171  SS.     M.  8,60. 

Dechesne,  Dr.  Laurent,  £conomie  giographique.  Principes  de  giographie 
^conomique.  La  nature  et  l'homme,  production ,  circulation,  produits  commerjables. 
TroisiSme  fedition,  consid^rablement  augment^e  et  complStement  transform^e.  Paris, 
Libr.  de  la  Socifete  du  Recueil  Sirey,  1917.     23,5  X  15.     287  pag.     fr.  5.—. 

D  ewavrin,  Maurice,  et  Jean  Duhamel,  La  puissance  6conomiqae  da  Japon. 
Paris,  G.  Cadet,  1917.     8.     35  pag. 

Martin,  Perry  F.,  La  Gr6ce  nqnvelle.  Adaptg  de  l'anglais,  par  Th.  Pont- 
sevrez.     Paris,  E.  Guilmoto,  1914.     XVI— 294  pag.  et  grav.     fr.  4,50. 

Russie  (La),  commerciale  et  industrielle.  Traduit  de  Panglais,  par  Georges  Mis. 
Ouvrage  documentaire  d'inlferßt  pratique.  7  cartes.  Paris,  H.  Dnnod  et  E.  Pinat,  1917. 
16.     306  pag.     fr.  4,50.     (The  Times  book  of  Russia.) 

Porter,  Robert  P.,  Japan.  The  rise  of  a  modern  power.  Oxford,  üniv. 
Pres».     8.     5/.—. 

Jaarboek  (Economisch-historisch).  Bijdragen  tot  de  economische  geschiedenis 
van  Nederland.  Uitgcg.  door  de  Vereeniging  Het  Nederlandsch  economisch-historisch 
archief,  gevestigd  te  's-Gravcnbage.  Dl.  III.  's  Gravenbage,  Mart.  Nijhoff.  gr.  8.  6, 
290  en  51  blz.  met  1  plt.  en  1  tab.     fl.  8.—. 

3.   BevBlkemngrBlehre  nnd  BevSlkerongipolitik.     Anawandernng 
und  Kolonisation. 

Kleinkinderfürsorge  und  Bevölkerungspolitik.  Bericht  über  den 
vom  deutschen  Ausschuß  für  Kleinkinderfürsorge  vom  1.  bis  11.  X.  1917  in  Frank- 
furt a.  M.  veranstalteten  2.  I^hrgang  über  Kleinkinderfürsorge.  Frankfurt  a.  M.,  Eng- 
lert  u.  Schlosser,  1918.     gr.  8.     VIII— 189  SS.     M.  4.—. 

Robert,  Frdr.,  Der  Geburten- Ausgleich  nach  diesem  Kriege.  Das  Gesetz  aal 
den  selbstgewoUten  Knaben!  Berlin- Pan kow ,  Linser- Verlag,  1918.  gr.  8.  15  SS. 
M.  0,60.  

Landbouw,  Onze  koloniale.  Twaalf  populaire handboekjes  ovcr  Nederl.-Indisohe 
landbouwproducten,  on  der  redactie  van  J.  Dekker.  Haarlem,  H.  D.  Tjeenk  Willink  en 
Zoon.  gr.  8.  VII.  J.  Hagen,  De  koffiecultuur.  2e  druk.  8  en  90  bl«.  met  afb.  tus- 
sohcn  tekst.  fl.  2.— .  XII.  G.  van  ItersonJr.,  Vezelstoffen.  80  blz.  met  afb.  tns- 
schen  tekst.     fl.  2. — . 

4.  Bergban.     Land-  und  Forstwirtschaft.     FisohereiwesaB. 

Wygodzinski,  Die  Landarbeilerfrage  in  DeutschlaDcl.  Tübingen 
(C.  B.  Mohr)  1917.     8.     IV,  85  SS.  (Preis:  2,40  M.) 

Obwohl  es  an  Veröffentlichungen  über  die  Landarbeiterfrage  nicht 
mangelt,  stellt  sich  Verf.  zur  Aufgabe,  eine  selbständige  nnd  zusammen- 
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fassende  wissenschaftliche  Darstellung  zu  geben.  Es  ist  ihm  dies  tat- 
sächlich auf  dem  knappen  Raum  von  85  SS.  gelungen.  Er  will  nament- 
lich die  großen  Probleme  in  ihrem  inneren  Zusammenhange  darstellen. 
Die  Landarbeiterfrage  wird  zuerst  als  Aufgabe  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes  und  dann  als  soziales  Problem  behandelt,  woran  sich  die 
Fragen  des  Ausgleichs  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  anschließen. 
Das  Ganze  wird  vom  Standpunkt  des  Staates  als  Träger  des  Gesamt- 
interesses aller  Volksteile  betrachtet. 

Die  betriebswirtschaftlichen  Untersuchungen  erstrecken  sich  auf 
den  Bedarf  an  Arbeitskräften  bei  den  verschiedenen  Betriebsformen. 
Gegenüber  der  Industrie  tritt  das  Schwanken  nach  Betriebsform  und 
im  Laufe  des  Jahres  deutlich  hervor.  Die  Größe  des  Betriebes  und  der 
Einfluß  des  Betriebsleiters  sind  weitere  stark  beeinflussende  Momente. 
Auch  in  der  Landwirtschaft  tritt  die  Maschine  immer  mehr  in  den 
Vordergrund  und  beeinflußt  hierdurch  stark  die  Arbeiterfrage.  —  Be- 
züglich der  Arbeitsverfasauug  unterscheidet  Verf.  die  Familienwirt- 
schaft und  die  Lohnarbeiter.  Er  stellt  acht  große  Arbeitsverfassungs- 
gebiete  in  Deutschland  auf,  gibt  ferner  recht  zeitgemäß  Daten  über  die 
ausländischen  Wanderarbeiter.  Auch  der  Abschnitt  über  Quantität 
und  Qualität  der  Landarbeiterschaft  bringt  ganz  neue  Gesichtspunkte. 
Beispielsweise  hat  von  1895  bis  1907  die  weibliche,  berufstätige  Be- 
völkerung in  der  Landwirtschaft  sich  um  67  Proz.  vermehrt,  die  männ- 
liche dagegen  um  4,6  Proz.  sich  vermindert. 

In  dem  Abschnitt  „Die  Landarbeiterfrage  als  soziales  Problem" 
;werden  zunächst  Untersuchungen  über  die  Löhne  gebracht  mit  dem 
Ergebnis,  daß  es  die  Lohnverhältnisse  allein  nicht  sein  können,  die 
den  Arbeiter  mit  seinem  Los  auf  dem  Lande  unzufrieden  machen.  Es 
sind  mehr  die  Arbeitsbedingungen  und  die  kulturelle  Lage  der  Land- 
arbeiter, die  zu  wünschen  lassen  und  die  zur  Landarbeiterbewegung 
geführt  haben.  Der  Verf.  bemüht  sich,  um  die  Differenzen  zwischen 
Unternehmer  und  Arbeiter  auszugleichen,  eine  Anzahl  von  Mitteln  aus- 
findig zu  machen,  beispielsweise  Betriebsänderung,  Aenderung  der 
Arbeitsverfassung,  Ausdehnung  des  Maschinenwesens,  Aenderung  der 
Arbeits-  und  Lohnmethoden.  Von  aktuellem  Interesse  sind  die  Ein- 
wirkungen des  Krieges,  die  auch  zu  einer  weitgehenden  Sozialisierung 
der  Unternehmung  und  des  Arbeitsverhältnisses  geführt  haben.  Die 
Verbesserungsvorschläge  gipfeln  in  dem  Satz:  „Das  geistige  Leben  auf 
dem  Lande  muß  so  reich  und  blühend  werden,  daß  auch  der  lebhaft 
Strebende  dort  sein  volles  Genüge  finden  kann."  Die  ländliche  Wohl- 
fahrts-  und  Heimatspflege  nach  dem  Vorbilde  Sobnreys  ist  somit  keines- 
wegs ein  kleines  Mittel,  vielmehr  von  großer  Bedeutung  für  die  Gesun- 
dung der  Landarbeiterverhältnisse. 

Berlin.  Backhaus. 

Bekanntmachungen  über  den  Ernteverkehr  nebst  den  anderweitigen  Gesetzen 
und  Verordnungen  wirtschaftlicher  Natur  aus  den  Jahren  1915/17.  17.  Nachtrag.  Vom 
1.  XI.  1917  bis  31.  XII.  1917.  Berlin,  Klemens  Beuschel,  1918.  gr.  8.  XII— 
310  SS.     M.  6.—. 

Groll  (Bez. -Tierarzt,  vorm.  Alpen-  u.  Zuchtinsp.),  E.,  Die  Hebung  der  Alpwirt- 
schaft, ein  Mittel  zur  Erhaltung  und  Mehrung  unserer  heimischen  Tierbestände.     2.  Aufl. 
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„Die  oberbayerischen  Alpen."  Trannstein,  G^  H.  Stifel,  1917.  8.  67  SS.  mit  10  Taf. 
M.  1,50. 

Jahresbericht  über  die  Erfahrungen  und  Fortschritte  auf  dem  Oesamtgebiete 
der  Landwirtschaft.  Zum  Gebrauche  für  praictische  Landwirte  begründet  von  (Oekon.-E.) 
Dr.  Rieh.  Bucrsteubinder.  31.  Jg.  1916.  Unter  Mitwirkung  von  (Landw.  Lehr.)  Dr.  J. 
Rippert  und  Dr.  v.  Krcuaeh  hrsg.  von  (Agrikulturchem.,  gepr.  Landw.-Lehr.)  Prof.  Dr. 
Max  Hoffmann.  Braunschweig,  Friedr.  Vieweg  u.  Sohn,  1917.  8.  XXXII — 378  SS. 
Mit  11  eingedr.  Abb.     M.  24.—. 

Kronacher,  Prof.  Dr.  C,  Die  deutsche  Schweinezucht  und  -Haltung  nach  dem 
Kriege.  (41.  Flugschrift  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Züchtungskunde.)  Berlin-Halen- 
see,  Deutsche  Gesellschaft  für  Züchtungskunde,  1918.     gr.  8.     47  SS.     M.  2.—. 

Sedlmayr,  Prof.  E.  C,  Mein  System  einer  staatlichen  Getreideaufbringung.  Ein 
Beitrag  zur  Lösung  des  Ernährungsproblems.  Wien,  Carl  Gerolds  Sohn,  1918.  gr.  8. 
18  SS.     M.  1.—. 

Skalweit,  Prof.  Dr.  B.,  Die  Landwirtschaft  in  den  litauischen  Gouvernements, 
ihre  Grundlagen  und  Leistungen.  (Schriften  des  Instituts  für  ostdeutsche  Wirtschaft  in 
Königsberg  (Pr.),  hrsg.  von  Prof.  Dir.  Dr.  Albert  Hesse,  Prof.  Dr.  Albert  Brackmann, 
Prof.  Dr.  Otto  Gerlaeh,  Prof.  Dr.  Jobs.  Hansen,  Prot.  Dr.  Felii  Curt  Albert  Werner, 
Heft  3.)     Jena,  Gustav  Fischer,  1918.     gr.  8.     VIII— 219  SS.  mit  2  Karten.    M.  7,50. 


Caziot,  Pierre,  La  valeur  de  la  terre  en  France.  Descriptions  des  grandes 
rjgions  agricoles  et  viticoles.  Pri.x  et  fermages  des  biens  mrauz.  Prjface  de  (prof.) 
U.  Gauwain.  Avec  88  figures  et  15  cartes.  Paris,  J.  B.  Baillifere  et  fils.  18.  VIII — 
460  pag.  fr.  5. — .  (EncyelopJdie  agricole  publice  par  une  r^union  d'inginienrs  agro- 
nomes  sous  la  direction  de  G.  Wery.) 

Counet,  Theo,  Encyclopedie  de  la  pöche.  Les  poissons  d'eau  douce  et  saamätre 
de  Belgiquc.  Illustre  de  52  figures  dans  le  texte  et  une  planche  hors  texte.  Bruxelles, 
J.  Lebegue  et  Cie.     18  X  11,5     27  +  160  pag.     fr.  2,50. 

Diffloth  (prof.),  Paul,  Agriculturc  generale.  II:  Les  semailles  et  les  r^coltes. 
Introduction  par  le  doctcur  P.  Kegnard.  4"  Edition  revue  et  augment^e.  Avec  274 
figures  intercalees  dans  le  texte.  Paris,  J.  E.  Bailli&re  et  fils,  1917.  18.  552  pag. 
fr.  5. — .  (EneyclopJdie  agricole  publice  par  une  rgnnion  d'ingenienrs  agronomes  sous  la 
direction  de  G.  W6ry.) 

Guiohen,  vicomte  de,  Le  probl6mc  agricole  allemand.  Conference  faite  le 
5  octobre  1917  h  la  socifetfe  d'economie  politique,  sous  la  prfeidence  de  M.  Raphael 
Georges  Levy.     Saint-Amand  (Cher),  impr.  Bussifere,  1917.     8.     31  pag. 

Joblin,  Fernand,  Le  remembrement  de  la  propri6t(!  rurale  en  France.  Th6se 
ponr  le  doctorat  en  droit.  Paris,  Libr.  de  la  Socifctf^  dn  „Bccneil  Sirey",  1917.  8. 
208  pag. 

Bailey,  Liberty  Hyde,  Cyclopaedia  of  American  agriculture.  New  edit.  New 
York,  Macmillan.     4  vol.     4.     $  20.—. 

5.   Oewerbe  und  Indnatrle. 

Beckerath  (Priv.-Doz.),  Dr.  Herb,  v.,  Zwangskartellierung  oder  freie  Organi- 
sation der  Industrie.  (Finanz-  und  volkswirtschaftliche  Zeitfragen.  Hrsg.  von  Reiohsr. 
Prof.  Dr.  Georg  v.  Schanz  u.  Geh.  Reg.-R.  Prof.  Dr.  Julins  Wolf.  Heft  49.)  Stuttgart, 
Ferdinand  Enke,  1918.     Lex.-8.     82  SS.     M.  3,60. 

Blum  (Ing.),  Dr.  Rieh.,  Die  Rechtskunde  des  Ingenieurs.  Ein  Handbuch  für 
Technik,  Industrie  und  Handel.  2.  vcrb.  Aufl.  Berlin,  Jolius  Springer,  1918.  8. 
XX-907  SS.     M.  16.—. 

Günther  (Reg.-R.),  Dr.  Adolf,  Der  Wein.  Seine  Bereitung,  Behandlung,  Zu- 
sammensetzung und  Beurteilung,  Statistik,  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung.  Nebst 
einem  Anhang  über  Schaumwein,  wciniihnliche  und  weinhaltige  Getränke.  Mit  24  in 
den  Text  gedruckten  Abbildungen.  I^eipzig,  Akademische  Verlagsgesellschaft,  1918. 
Lex..8.     III  u.  S.  453—779.     M.  16.—. 

Mainzer  (Rechtsanw.) ,  Dr.  Fr.,  Das  Zwangssyndikat  in  der  Schuhindustrie. 
Berlin,  W.  Mocser,  1918.     gr.  8.     68  SS.     M.  3.—. 

Nürnberg,  Dr.  Max,  Die  öffentlichrechtliche  Belastung  der  deutschen  Industrie. 
Ein  methodischer  Verbuch.  (Volkswirtschaftliche  Abhandlungen  der  badischen  Hoch- 
schulen,  hrsg.    von    Karl    Diehl,    Eberh.  Gothein,   Gerh.   v.    Schulze-Gävemitz,   Alfred 
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Weber,  Otto  v.  Zwiedineck-Südenhorst,  N.  F.  Heft  37.)     Karlsruhe,  G.  Braunsche  Hof- 
druckerei, 1917.     gr.  8.     IV— 56  SS.     M.  2,40. 

Bayle,  F.,  Les  salaires  ourriers  et  la  riebesse  nationale.  La  m^thode  de  Taylor 
et  le  salaire  moderne.  Premiers  Pigments  d'une  thfeorie  du  salaire.  Application  ii  la 
fabrication  dn  matferiel  de  guerre.  Paris,  H.  Dunod  et  E.  Pinat,  1917.  8.  219  pag. 
fr.  6,50. 

Enquete  sur  la  production  fran^aise  et  la  concurrence  Hraxigire.  Rapporteurs 
gfenferaux.  Industrie  et  commerce:  (prof.)  Henri  Hauser.  Agricnlture:  Henri  Hitier. 
Tome  4.  Fascicule  1".  Industries  diverses.  Paris,  Impr.  de  la  Bourse  de  commerce 
(G.  Bureau),  1917.  4.  295  pag.  (Association  nationale  d'expansion  economique.  In- 
dustrie.    Commerce.     Agriculture.) 

Lemaire,  Fernand,  Questions  de  rggimes  de  salaires  et  d'organisation  in- 
dustrielle. Hodes  de  r^mnn^ration,  salaires  ä  primes,  taylorisme.  2*  edition.  Lifege, 
impr.  Henri  Mambourg,  1917.     23  X  15.     125  pag.     fr.  3,50. 

6.  Handel  nnd  Varkehz. 

Gide,  Charles,  La  politique  commerciale  apres  la  guerre. 
Paris  1917. 

Man  ist  erstaunt,  in  einer  „Kriegsbibliothek ",  die  Antideutschen- 
hetze  üblen  Stils  treibt,  diese  Broschüre  des  bekannten  Pariser  National- 
ökonomen zu  treffen  —  aber  vielleicht  wirkt  sie  gerade  deshalb  er- 
nüchternd. Denn  sie  wendet  sich  gegen  die  bekannten  Beschlüsse  der 
Pariser  Wirtschaftskonferenz,  besonders  soweit  der  Boykott  deutscher 
Waren  in  Betracht  kommt.  Sie  weist  nämlich  nach,  daß  ein  solcher 
Boykott  Frankreich  mehr  schädigen  als  nützen  würde  —  schon  des- 
halb, weil  ein  wirtschaftlicher  Euin  Deutschlands  die  Zahlung  einer 
Kriegsentschädigung  seitens  des  besiegten  Gegners  unmöglich  machen, 
-vor  allem  aber  für  die  französische  Volkswirtschaft  den  Mangel  nicht 
entbehrlicher  Rohstoffe  und  Fabrikate  bedeuten  würde.  Hätten  doch 
die  Forderungen  des  Verbotes  deutschen  Imports  als  „Ergänzung"  zur 
Forderung  zwangsweiser  Lieferung  deutscher  Güter  geführt.  Welche 
Waren  da  im  einzelnen  in  Betracht  kommen,  soll  hier  nicht  wiederholt 
werden  —  bedeutungsvoll  erscheint  uns  die  Tatsache,  daß  dieser  For- 
scher, trotz  mancher  Konzessionen  an  die  „öffentliche  Meinung"  wie 
jenen  Glauben  an  die  Kriegsentschädigung  und  die  deutsche  Nieder- 
lage, nicht  so  die  Objektivität  verloren  hat  wie  die  meisten  seiner 
Fachgenossen,  beispielsweise  Blondel  oder  der  von  ihm  zitierte  Landry 
oder  Baphael  George  Levy,  dessen  Phrasen  (z.  B.  „je  mehr  wir  die 
Liste  der  hauptsächlichen  deutschen  Importgüter  durchlaufen,  desto  mehr 
sehen  wir,  wie  leicht  Frankreich  diese  Quelle  entbehren  kann")  er  ad 
absurdum  führt.  Nicht  nur  durch  Hinweise  auf  Interessentenäußerungen, 
wie  jene  der  Föderation  des  industriels  et  commer9ants  fran9ais  (welche 
die  Notwendigkeit  deutscher  Kohleneinfuhr  betonen),  sondern  durch  eigene 
Nachweise,  denen  gemäß  z.  B.  der  Boykott  deutscher  Waren  den  Ver- 
lust eines  regelmäßigen  Absatzes  im  Wert  von  etwa  einer  Milliarde 
Franken  in  Mitteleuropa  für  die  französischen  Exportindustrien  zur 
Folge  haben  müßte.  Auch  die  Rückwirkungen  eines  solchen  Wirt- 
schaftskrieges nach  dem  Kriege  auf  die  Neutralen  werden  gut  ange- 
deutet; dazwischen  bleibt  auch  erkennbar,  welche  Rolle  England  als 
Hauptfaktor  dieser  Boykottbewegung  spielt ;  keineswegs  alle  Verbündeten 
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würden  sich  an  das  Programm  halten  können  —  da  es  z.  B.  für 
Australien  ebensowenig  durchführbar  sein  würde  wie  für  Rußland. 
Selbst  der  positive  Teil  des  Pariser  "Wirtschaftsprogramms :  der  engere 
ökonomische  Zusammenschluß  der  Alliierten  löst  nicht  nur  den  allge- 
meinen Zweifel  aus:  eine  wirtschaftliche  Einheitsfront  sei  doch  noch 
schwerer  zu  halten  als  eine  militärische,  sondern  es  wird  deutlich  ge- 
sagt (S.  45):  man  darf  sich  nicht  verhehlen,  daß  eine  Wirtschaftsallianz 
mit  unseren  politischen  Alliierten  nicht  gelingen  würde,  ohne  daß  ge- 
wissen Gruppen  unserer  Landwirte  und  Gewerbetreibenden  recht  schwere 
Opfer  auferlegt  werden.  Noch  mehr  Mut  freilich  gehört  dazu,  bei 
der  jetzt  in  Frankreich  vorherrschenden  Volksstimmung  —  seine  Lands- 
leute darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  sie  wohl  ihren  eigenen  Vor- 
teil dabei  gefunden  hätten,  wenn  sie  vor  dem  Krieg  lieber  auf  den 
deutsehen  als  den  eigenen  Schiffen  gefahren  wären,  und  wenn  sie 
deutsche  Angestellte  und  deutsches  Kapital  verwendet  hätten ;  eine 
solche  „Einwanderung"  könne  nicht  als  Uebel  betrachtet  werden,  sei  für 
Frankreich  sogar  nötig !  Gewisse  Erzlager  (bei  Caen,  in  der  Normandie 
und  Bretagne)  und  damit  die  „Hebung  nationaler  Reichtümer",  wären 
überhaupt  ohne  die  Initiative  deutscher  Unternehmer  unausgebeutet  ge- 
blieben. So  wird  hier  offen  von  „Diensten,  die  Prankreich  erwiesen 
sind",  gesprochen,  und  das  wird  wohl  dort  zunächst  ebenso  verstimmen 
wie  in  England  etwa  des  Verfassers  Ansicht,  daß  das  Hauptergebnis 
des  Weltkrieges  in  der  Verschiebung  der  wirtschaftlichen  Weltachse 
nach  Amerika  liege. 

d.  Z.  Brüssel.  H.  Gehrig. 

Dentschman  □,  Ludwig,  Der  Kaffee-GroBhandel.  (Der  GroBhandel  und  die 
deutsciie  Volkswirtschaft.  Eine  Heftfoljfe,  hrsg.  vom  Zentralrerband  des  deutschen  GroB- 
handels,  Heft  3.)     Berlin,  Reiraar  Hobbing,  1918.     8.     40  SS.     M.  0,60. 

Levy  (Fabr.),  Benas,  Der  Großhandel  in  Baumwoll waren.  Seine  Entwicklung 
und  Bedeutung  in  Deutschland.  (Der  Großhandel  und  die  deutsche  Volkswirtschaft. 
Eine  Heftfolge,  hrsg.  vom  Zentralverband  des  deutschen  Großhandels,  Heft  2.)  Berlin, 
Reimar  Hobbing,  1918.     8.     32  SS.     M.  0,60. 

Reichesberg,  Prof.  Dr.  Naum. ,  Die  Meistbegünstigung  in  den  künftigen 
Handelsverträgen.  Bern,  A.  Francke,  vorm.  Schmid  u.  Francke,  1918.  gr.  8.  36  SS. 
M.  1,80. 

Schilder  (Priv.-Doz.),  Dr.  Sigmund,  Mitteleuropa  und  die  Handelspolitik  der 
offenen  Tür.  (Mitteleuropäischer  Wirtsohaftsverein  in  Oesterreich.)  Wien,  Carl  Fromme, 
1918.     Lex.-8.     VII— 80  SS.     M.  2,50. 

Schulze-Gävernitz  (Geh.  Hofr.),  Prof.  Dr.  Gerh.  v.,  Neubau  der  Welt- 
wirtschaft. (Vereinsschriften  der  Deutschen  weltwirtschaftlichen  Gesellschaft,  Heft  7.) 
Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918.     gr.  8.     36  SS.     M.  1,60. 

Wirtschaftskrieg,  Der,  Die  Maßnahmen  und  Bestrebungen  des  feindlichen 
Auslandes  zur  Bekämpfung  des  deutschen  Handels  und  zur  Förderung  des  eigenen 
Wirtschaftslebens.  Hrsg.  vom  Kgl.  Institut  für  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft  an  der 
Universität  Kiel,  Kaiser- Wilhelm-Stiftung  2.  Abt.:  Vogel  (wiss.  Hilfsarb.),  Adolf  T., 
Rußland.  Jena,  Gustav  Fischer,  1918.  Lex.-8.  VUI— 256  SS.  mit  2  Karten  u.  eln- 
gedr.  Kartenskizzen.     M.   10. — . 

Normand,  Gilles,  La  gnerre,  le  commerce  fran;ais  et  les  consommatenrs. 
Prfeface  de  Marc  Reville.     Paris,  Perrin  et  Cie,   1917.     16.     VI— 437  pag. 

Vogel,  Willem,  La  guerre  et  les  intferits  &conomique8  belgiques.  Ce  qui  sera 
changi  apr^s  la  guerre.  Bruielles,  Revue  internationale  d'^conomie  politique  et  de 
finanoet,   1916.     24  X  15,5.     122  pag.     fr.  2.—. 
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Gonrvitch,  Panl  Pensac,  How  Germany  does  business,  chapters  on  export 
and  finance  metbode;  with  a  preface  by  Dr.  B.  E.  Shatsky.  New  York,  Haebsch.  12. 
142  p.     $  1.—. 

Smissaert,  H.,  Holland'«  economiscbe  weerbaarbeid.  Amsterdam,  Van  Holke- 
ma  en  Warendorf.     8.     79  blz.     fl.  1,25. 

7.  Fiaanrvesau. 

König  (Dir.-SteUvertreter),  Wilh.,  Zur  Theorie  der  Steuern.  Vortrag,  gehalten 
in  der  sozialen  Sektion  der  österreichischen  Leogesellschait  in  Wien  am  14.  XU.  1917. 
Wien,  Manz,  1918.     gr.  8.     32  SS.     M.  1,50. 

Eonietzko  (Reg.-B.),  A.,  a.  C.  Joes,  Eriegsschnlden  und  Tolkstümliche  Steuer- 
reform.    Frankfurt  a.  M.,  Eeitz  u.  Koehler,  1917.     8.     39  SS.     M.  1.—. 

Morgenstern  (Hof-  u.  Ger.-Adv.),  Dr.  Hugo,  Die  Wertzuwachsabgabe.  Ab- 
gabeordnuDg  betr.  die  Einführung  einer  Gemeinde-Aufgabe  vom  Wertzuwachse  von 
Liegenschaften  im  Gebiete  der  k.  k.  P^eichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  (vom  19.  VIII. 
1916),  nebst  Anhängen,  enthaltend  die  Durchführung«-  und  Vollzugsvorschriften  des 
Fristen-  und  Verjährungsgesetzes  usw.  Erläutert  aus  den  Gesetzmaterialien,  aus  der 
Literatur  und  der  Eechtsprechung,  samt  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichtshofes. 
Wien,  Manz,  1917.     kl  8.     VIII— 104  SS.     M.  2,60. 

Stenger  (Bürgermstr.),  Dr.  Herm.,  Steuerwesen  in  Bayern.  (Staatsbürger- 
Bibliothek,  Heft  85.)  München-Gladbach ,  Volksvereins- Verlag,  1918.  8.  24  SS. 
M.  0,45. 

Vogel  (Priv.-Doz.)  Dr.  Em  an.  H.,  Das  Vermögen  als  Besteuerungsgrundlage  in 
Oesterreich.     Wien,  Moritz  Perles,  1918.     8.     42  SS.     M.  1.—. 


Nicholson,  Joseph  Shield,  War  finance.     London,  King.     8.     10/.6. 

8.  Oeld-,  Bank-,  Kredit-  und  Versicherang-aweaen. 

Lansburgh,  Alfred,  Der  internationale  Kapitalmarkt  im  Kriege 
und  nach  dem  Kriege.  (Finanz-  u.  volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  hrsg. 
von  V.  Schanz  und  Wolf,  Heft  27.)  Stuttgart  (Ferdinand  Enke)  1917. 
8«."    68  SS.     (Preis:  2,60  M.) 

Der  Verf.  gibt  eine  innerhalb  des  beschränkten  Kahmens  dieses 
Heftes  naturgemäß  nur  gedrängte,  aber  im  Aufbau  und  in  der  Dar- 
stellungsweise  vorbildlich  klare  Uebersicht  über  die  Verhältnisse  auf 
dem  internationalen  Kapitalmarkt  vor  und  während  des  Krieges  und 
erörtert  auf  dieser  Grundlage  die  Frage,  welche  Kapitalpolitik  uns 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  das  deutsche  Nationalinteresse  zu 
treiben  gebietet.  In  Abschnitt  II  des  Aufsatzes,  den  er  „Die  Kapital- 
wanderung und  ihre  Gesetze"  überschreibt,  unternimmt  Lansburgh  es, 
die  „Elementarursachen"  zu  bestimmen,  auf  die  es  zurückzuführen  ist, 
daß  die  internationale  Kapitalbewegung  vor  dem  Kriege  gerade  die 
Wege  gegangen  ist,  die  sie  tatsächlich  eingeschlagen  hat.  Indem  er 
erkennt,  daß  der  bekannte  Satz,  nach  dem  das  Kapital  von  den  Orten  des 
niedrigsten  Zinses  nach  denen  des  höchsten  Zinses  strebt,  zur  Lösung 
des  Problems  insofern  nicht  ausreicht,  als  der  Zins  selbst  nur  die 
ßesultante  und  der  sichtbare  Ausdruck  einer  bestimmten  Lagerung  der 
Kapitalien,  selbst  also  mehr  Wirkung  als  Ursache  ihrer  Bewegungs- 
tendenzen ist,  stellt  er  die  beiden  Voraussetzungen  fest,  die  erfüllt 
sein  müssen,  damit  ein  Land  in  die  Reihe  der  Kapitalexportstaaten 
eintreten  kann :  der  Spartrieb,  der  zur  gewohnheitsmäßigen  Kapital- 
ansammlung führt,  und  die  Kreditorganisation,  die  das  Kapital  „mobili- 
siert". Erst  wenn  diese  Voraussetzungen  erfüllt  sind,  entscheidet  über 
die  Frage,  ob  das  gesammelte  und  mobilisierte  Kapital  im  Inlande  oder 
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Auslande  Verwendung  findet,  die  Technik,  d.  h.  der  Stand  der  Arbeits- 
verfahren, Fähigkeiten  und  Fertigkeiten,  von  denen  es  abhängt,  ob  die 
Ergiebigkeit  des  Kapitals  im  Inlande  sich  auf  dieselbe  Stufe  heben 
läßt,  auf  der  sie  in  den  von  der  Natur  mehr  begünstigten  Ländern 
steht.  So  erklärt  Lansburgh  aus  der  Auffassung,  daß  der  Fortschritt 
im  Lande  auf  einem  toten  Punkte  angekommen  sein  müsse,  damit  für; 
das  Kapital  ein  begründeter  Anlaß  zur  Auswanderung  gegeben  sei,  die 
Erscheinung,  daß  in  den  letzten  Jahrzehnten  vor  dem  Kriege  die  Kapi- 
lalauswanderung aus  Frankreich  und  England  in  so  ungleich  stärkerem 
Maße  vor  sich  gegangen  ist,  als  die  Kapitalauswanderung  aus  Deutsch- 
land. Und  er  hebt  zutreffend  hervor,  daß  die  relativ  geringe  deutsche 
Kapitalausfuhr  vor  dem  Kriege  und  die  große,  jetzt  ihre  Feuerprobe 
bestehende  Kraft  Deutschlands  nur  zwei  verschiedene  Erscheinungs- 
formen eines  und  desselben  Entwicklungsprozesses  sei,  indem  der  hohe 
geistige  und  technische  Stand  des  deutschen  Erwerbslebens,  der  dem 
wachsenden  Kapital  eine  lohnende  Beschäftigung  im  Lande  selbst 
ermöglicht  habe,  im  Kriege  die  innere  Energiequelle  sei,  aus  der  das 
isolierte  Deutschland  zur  Verwunderung  der  Welt  eine  derartige  Fülle 
von  Hilfsmitteln  schöpft,  wie  sie  die  feindliche  Koalition  kaum  auf 
dem  ganzen  großen  Erdball  findet.  In  diesem  Zusammenhange  weist 
Lansburgh  darauf  hin,  daß  die  Kreditorgauisation,  die  ihrer  Bestimmung 
nach  die  Dienerin  der  Kapitalverteilung  ist,  es  vermag,  sich  zu  ihrer 
Herrin  aufzuwerfen  und  ihr  willkürlich  die  Richtung  vorzuschreiben. 
In  der  Sorge  dafür,  daß  die  Kreditorganisation  nicht  größere  Kapital- 
mengen, als  es  der  Sachlage  entspricht,  in  das  Ausland  lenkt  und  da- 
durch die  technische  Energie  im  Lande  erschlaffen  läßt,  erblickt  der 
Verf.  —  meines  Dafürhaltens  mit  Hecht  —  eine  Aufgabe  des  Staates, 
der  diejenigen  Organisationen  bzw.  ihre  Betätigung  verhindern  muß, 
die  eine  dem  Allgemeininteresse  zuwiderlaufende  Entwicklung  zu  fördern 
vermöchten. 

Im  folgenden  Abschnitt  geht  Lansburgh  dem  Dogma  von  der 
bankerottierenden  Wirkung  des  Krieges  auf  Europa  nach,  und  unter- 
zieht im  Anschlüsse  hieran  die  landläufige  Auffassung  von  der  „Blüte 
Amerikas"  der  näheren  Prüfung.  Sein  Ergebnis,  daß  der  weitaus  größte 
Teil  der  Kriegskosten  nicht  aus  dem  Nationalvermögen,  sondern  aus 
der  Reproduktionskraft  dieses  Vermögens  und  aus  der  Konsumkraft 
der  Bevölkerung  gedeckt  wird,  darf  um  so  mehr  befriedigen,  als  er 
die  tatsächlich  eingetretene  —  und  seit  Erscheinen  des  Aufsatzes 
naturgemäß  nicht  unerheblich  gestiegene  —  Wertminderung  mit  Be- 
trägen einsetzt,  die  keinen  Falles  als  aus  einer  optimistischen  Verkennung 
der  Verhältnisse  heraus  zu  niedrig  angesetzt  bemängelt  werden  dürften. 

Sein  Ergebnis  faßt  Lansburgh  dahin  zusammen,  daß  es  nach  dem 
Kriege  in  Europa  kapitalistisch  nicht  wesentlich  anders  aussehen  werde, 
als  es  vor  dem  Kriege  in  Zeiten  lebhafter  Kapitalbewegung  ausge- 
sehen hat.  Insbesondere  ist  er  überzeugt,  daß  das  vorhandene  Kapital 
ausreichen  wird,  um  den  mit  Eintritt  der  Friedenswirtschaft  an  ihn -her- 
antretenden Ansprüchen  zu  genügen.  Immerhin  weist  auch  Lansburgh 
darauf   hin  —    ein    näheres  Eingehen    auf  diese  Frage  liegt  allerdings 
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außerhalb  des  Rahmens  seiner  Erörterungen  —  daß  die  aus  dem  Kriege 
zurückbleibende  Vermögensverschiebung  innerhalb  der  Bevölkerung  und 
die  zu  erwartenden  Aenderungen  in  der  Wirtschaitsstruktur  die  Ge- 
fahr sozialer  Schädigungen  recht  naherücken. 

In  seinem  Schlußwort  befaßt  sich  Lansburgh  mit  der  Stellung,  die 
der  Staat  mit  seiner  Politik  gegenüber  der  Kapitalbewegung  einzu- 
nehmen hätte.  In  die  Einzelheiten  gehende  Vorschläge  in  dieser  Rich- 
tung gibt  Lansburgh  nicht,  und  kann  er  rebus  sie  stantibus  natur- 
gemäß nicht  geben.  Aber  es  wird  ihm  darin  beizupflichten  sein,  daß  es 
eine  dringende  Aufgabe  der  Wirtschaftspolitik  ist,  die  Kapitalbewegung 
im  nationalen  Interesse  zu  beeinflussen,  und  daß  es  ihm  —  bequemer 
Resignation  zum  Trotze  —  auch  nicht  an  Mitteln  fehlt,  in  dieser  Rich- 
tung mitbestimmend  zu  wirken. 

Kiel.  Karl   Elster. 

Schmidt,  F.,  Der  bargeldlose  Zahlungsverkehr  in  Deutschland 
und  seine  Förderung.  Leipzig-Berlin  (B.  G.  Teubner)  1917.  8».  VIII 
u.  186  SS.     (Preis:  6,—  M.) 

Die  Diskussionen  über  den  bargeldlosen  Zahlungsverkehr  in  Zeit- 
schriften und  in  der  Tagespresse  bedürfen  nach  Ansicht  des  Verf. 
dringend  einer  Vertiefung  durch  planmäßige  und  vollständige  Darstellung 
der  gegebenen  Zahlungswege.  Die  interessante,  aus  der  Praxis 
schöpfende  Untersuchung  deckt  eine  Reihe  von  Organisationsfehlem 
auf,  zu  deren  Beseitigung  geeignete  Vorschläge  gemacht  werden.  Zum 
Inhalt  im  einzelnen  ist  folgendes  zu  sagen : 

Der  Verf.  gliedert  den  Stoff  in  5  Teile.  Der  erste  Teil  behandelt 
"nach  einigen  einleitenden  Worten  die  Grundzüge  des  nationalen  Zahlungs- 
verkehrs. Die  bargeldersparenden  Zahlungswege  ohne  Konto  (Bank- 
note, Postanweisung,  Wechsel)  werden  kurz  gestreift,  um  dann  näher 
auf  die  bargeldlosen  Zahlungswege  und  die  Mittel  des  bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs  einzugehen.  Voraussetzung  der  normalen  bargeldlosen 
Zahlung  ist  das  Vorhandensein  von  Konten  sowohl  beim  Zahlenden  als 
auch  beim  Empfänger.  Verf.  untersucht  nun  die  Motive,  die  zur  An- 
legung von  Konten  führen,  und  berichtet  dann  über  die  tatsächlichen 
Verhältnisse  und  Zahlen,  denen  das  Jahr  1913  zugrunde  gelegt  ist. 
Die  Konten  der  Sparkassen,  Kreditgenossenschaften,  Banken  und  Ban- 
kiers, der  Reichsbank  sowie  die  Postscheckkonten  werden  einzeln  be- 
sprochen, um  dann  den  Charakter  der  einzelnen  Kontenarten  zu  ver- 
gleichen. Als  Maßstab  für  den  Vergleich  hinsichtlich  der  Eignung  zum 
bargeldlosen  Zahlungsverkehr  dient  dem  Verf.  die  Umsatzgeschwindig- 
keit. Im  letzten  Kapitel  des  ersten  Hauptteils  werden  die  Mittel  für 
den  bargeldlosen  Zahlungsverkehr,  Scheck  und  Giro,  hinsichtlich  der 
Technik  ihrer  Verwendung  und  die  rechtlichen  Grundlagen  eingehend 
behandelt. 

Der  zweite  Hauptteil  befaßt  sich  mit  den  Organisationsformen  des 
bargeldlosen  Zahlungsverkehrs.  Der  Verf.  bedient  sich  der  Grundbe- 
griffe :  Kontostelle,  Zentralstelle  und  Zahlstelle.  Die  beiden  ersten  sind 
Kontostellen;    eine  Zahlstelle   ist    der  Kontostelle   unterstellt    und   hat 
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ausschließlich  die  Aufgabe,  Zahlungen  im  Verkehr  mit  den  Kontoinhaben 
anzunehmen,  auszuführen  und  darüber  mit  der  Kontostelle  abzurechnen. 
Verf.  untersucht,  in  welcher  Weise  sich  die  berufsmäßigen  Kontenführer 
als  Konto-  und  Zentralstelle  für  den  bargeldlosen  Zahlungsverkehr  be- 
tätigen, um  dann  auf  den  Giroverkehr,  den  Scheckverkehr  und  die 
Zentralen  näher  einzugehen. 

Bei  der  Behandlung  des  Giroverkehrs  wird  zwischen  Lokal-  und 
Femgiroverkehr  unterschieden,  wobei  als  Grenze  nicht  immer  das 
Weichbild  einer  Stadt  zu  betrachten  ist,  da  die  Entwicklung  der  letzten 
Jahrzehnte  eine  Reihe  von  Ortschaften  zu  wirtschaftlichen  Einheiten 
verschmolzen  hat,  innerhalb  deren  sich  ein  reger  persönlicher  Verkehr 
ohne  Eücksicht  auf  die  Bezirksgrenzen  vollzieht.  Die  einfachste  und 
ursprünglichste  Form  des  Giroverkehrs  ist  der  lokale  Giroverkehr  inner- 
halb einer  Kontostelle  (die  1619  gegründete  Hamburger  Girobank). 
Jede  Bank,  die  im  Auftrage  ihrer  Kunden  Umschreibungen  zwischen 
zwei  von  ihr  geführten  Konten  durchführt,  arbeitet  nach  diesem  alten 
Schema.  Der  Verf.  bespricht  im  einzelnen  diese  Art  der  Lokalum- 
schreibung bei  den  verschiedenen  Kontenführern,  um  dann  die  be- 
sprochenen Girowege  hinsichtlich  der  Art  der  Erledigung  des  Auftrages 
zu  vergleichen. 

Eine  erweiterte  Form  dieses  lokalen  Giroverkehrs  ist  der  Verkehr 
zwischen  zwei  Kontenstellen  ohne  Zentrale,  z.  B.  Ueberweisungen 
zwischen  zwei  Lokalbanken  oder  einer  Bank  und  der  Reichsbank  oder 
Postscheckamt,  und  mit  Zentrale.  Das  typische  Beispiel  für  diese  Art 
des  Lokalgiros  ist  die  Ueberschreibung  der  Bankkunden  durch  Ver- 
mittlung der  Reichsbank.  Mitunter  dient  auch  die  Postscheckorgani- 
sation als  Zentrale  für  Ueberweisungen  von  Bankkunden,  manchmal 
ist  auch  eine  Großbank  oder  eine  Bankenvereinigung  Zentrale  für  die 
Ueberweisungen  der  Kunden  zweier  Konzernbanken,  die  nicht  in  gegen- 
seitiger Verrechnung  stehen.  Der  Verf.  bespricht  hier  eingehend  die 
Technik  des  Hamburger  Lokalgiroverkehrs  und  widmet  noch  einige 
Worte  dem  lokalen  Giroverkehr  mit  Reichsbank,  Bank  oder  Postscheck- 
amt als  Zentrale.  Seltener  anzutreffen  ist  im  lokalen  Giroverkehr  der 
Verkehr  zwischen  zwei  Kontostellen  und  mehreren  Zentralen. 

Den  Uebergang  zum  Ferugiroverkehr  bildet  in  gewissem  Sinne  der 
lokale  Giroverkehr  über  auswärtige  Kontostellen  und  Zentrale ;  er  ist 
jedoch  noch  als  Lokalgiro  anzusprechen,  weil  Absender  und  Empfänger 
am  gleichen  Platze  ihren  Sitz  haben.  Ist  dies  aber  nicht  der  Fall,  so 
handelt  es  sich  um  Fernverkehr.  Der  Ferngiroverkehr  innerhalb  einer 
Kontostelle  ist  in  der  Praxis  hauptsächlich  wohl  nur  im  Postscheck- 
verkehr anzutreffen.  Für  den  Ferngiroverkehr  zwischen  zwei  Konto- 
stellen ohne  Zentrale  ist  wie  beim  gleichgearteten  Lokalgiroverkehr 
Voraussetzung,  daß  die  Kontostellen  gegenseitig  miteinander  über  Konten 
verrechnen.  In  der  Regel  liegt  hier  die  räumliche  Distanz  zwischen 
den  Kontenstellen,  die  sich  am  Platze  des  Absenders  und  des  Em- 
pfängers befinden.  Die  üblichste  Form  im  Ferngiroverkehr  ist  der 
Verkehr  zwischen  zwei  Kontostellen  mit  einer  Zentrale.  Verf.  bespricht 
eingehend    diese  Art   des  Giros   sowohl   bei    kontenführender   als    auch 
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bei  bestandhaltender  Zentrale.  Kurz  behandelt  wird  endlich  noch  der 
Perngiroverkehr  zwischen  zwei  Kontostellen  und  zwei  oder  mehr  Zen- 
tralen. 

Den  Scheckverkehr  gliedert  Verf.  gleichfalls  in  einen  lokalen  und 
einen  Fernscheckverkehr.  Mit  Recht  schaltet  er  gänzlich  aus  den  Bar- 
scheck, obgleich  auch  er  bargeldlos  verrechnet  werden  kann.  Sobald 
dies  aber  geschieht,  wird  er  Verrechnungssche(jJ{ ;  dieser  muß  jedoch 
unter  allen  Umständen  bargeldlos  verrechnet  werden. 

Der  lokale  Scheckverkehr  kann  über  eine  oder  zwei  Kontotitellen 
ohne  oder  mit  Zentrale  erfolgen.  In  dem  ersten,  einfachsten  Fall  ist 
die  Schnelligkeit  der  Abwicklung  erheblich.  Der  Lokalverkehr  über 
zwei  Kontostellen  ohne  Zentrale  kann  auf  verschiedene  Weise  erfolgen. 
Der  Fall,  daß  beide  Kontostellen  gegenseitig  Konto  führen,  ist  selten, 
da  zumeist  starker  Konkurrenzkampf  die  Lokalbanken  trennt.  Eine 
andere  Möglichkeit  ist  die,  daß  die  bezogene  Stelle  mit  einem  neuen 
Scheck  auf  eine  Stelle  zahlt,  bei  der  auch  die  präsentierende  Konto- 
stelle ein  Konto  hat  (z.  B.  Reichsbank).  Dieser  Weg  stellt  aber  keines- 
falls einen  idealen  Ausgleich  dar.  Ganz  anders  gestaltet  sich  der  lokale 
Scheckverkehr  über  zwei  Kontostellen,  die  durch  Zentrale  verrechnen. 
Verf.  bespricht  eingehend  die  Entwicklung  nnd  die  Technik  der  Ab- 
rechnung dieser  Art  des  Scheckverkehrs,  um  dann  auf  den  Fernscheck- 
verkehr einzugehen.  Merkmal  des  eigentlichen  Fernscheckverkehr.s  ist 
die  Verschiedenheit  der  Wohnsitze  des  Ausstellers  und  des  Scheck- 
empfängers einerseits  und  der  des  letzteren  und  der  bezogenen  Bank 
anderseits.  Durch  den  verschiedenen  Wohnsitz  der  Kontostellen  des 
Inhabers  und  Ausstellers  wird  nun  die  Hauptschwierigkeit  im  aus- 
wärtigen Scheckverkehr  gebildet.  Für  den  Fernverkehr  über  eine  Konto- 
stelle liefert  der  Postscheckverkehr  Beispiele.  Als  eigentlicher  Fern- 
verkehr ist  diese  Art  noch  nicht  anzusehen,  wohl  aber  der  Verkehr 
über  zwei  an  verschiedenen  Orten  belegene  Kontostellen.  Bei  dieser 
Art  des  Scheckverkehrs  sind  nun  verschiedene  Einziehungs-  und  Ver- 
rechnungsarten  zu  unterscheiden,  die  Verf.  des  näheren  behandelt.  In 
einem  zusammenfassenden  Kapitel  vergleicht  er  wie  bei  der  Besprechung 
des  Giroverkehrs  die  verschiedenen  Methoden.  Den  Abschluß  des  zweiten 
Hauptteils  bildet  eine  kurze  Besprechung  der  Zentralen,  wobei  Verf. 
zu  dem  Schluß  kommt,  daß  die  konzentrierte  Kompensation  der  Zen- 
tralen der  Einzelkompensation  sehr  überlegen  sei,  weil  sie  den  be- 
teiligten Kontostellen  die  Gelddispositionen  erheblich  erleichtere,  aller- 
dings  die  Abrechnung  verzögere. 

Die  Kosten  der  bargeldlosen  Zahlung  behandelt  der  dritte  Teil 
der  Arbeit.  Es  ist  technisch  unmöglich,  die  Faktoren,  welche  die 
Kosten  und  den  Preis  der  einzelnen  Zahlung  bei  jeder  der  beteiligten 
Parteien  für  jede  der  verschiedenen  Zahlungsweisen  bedingen,  zu  isolieren 
und  die  Resultate  exakt  zu  vergleichen.  Nm-  in  einer  Richtung  ist  es 
möglich,  einigermaßen  vergleichbare  Feststellungen  zu  machen,  nämlich 
hinsichtlich  der  Kosten  und  Gewinne  der  Kontenführer.  Verf.  bespricht 
zunächst  eingehend  die  Technik  der  Buchungen  und  der  Mitteilungen 
an  Hand    von    praktischen  Beispielen    und    Formularen,    um    sich   dann 
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mit  Stückzahl  und  Durchschnittsbetrag  der  Zahlungen  zu  befassen.  Er 
kommt  zu  dem  Schluß,  daß  Sparkassen,  Kreditgenossenschaften  und 
Scheckamt  die  Vermittler  des  Kleinverkehrs  sind,  den  Banken  mittel- 
große Einzelumsätze  zufallen,  die  Reichsbank  endlich  die  Kontostelle 
ist,  welche  weitaus  die  größten  Durchschnittszahlen  verzeichnet.  Der 
Einfluß  der  Durchschnittshöhe  des  umgesetzten  Einzelbetrages  auf  die 
Kosten  der  Vermittler  ist  gering;  von  größter  Bedeutung  sei  jedoch 
die  Durchschnittshöhe  dos  Einzelpostens  auf  den  Gewinn  des  Ver- 
mittlers, wenn  dieser  seinen  Gewinn  in  einer  Form  beziehe,  die  ihn 
von  der  Höhe  der  Umsätze  abhängig  mache. 

Das  folgende  Kapitel  behandelt  die  Gewinnquellen  der  Kontostellen 
und  Zentralen;  sie  können  sein  Zinnsgewinne,  Valutieruugsgewinne, 
Provisionsgewinne  oder  Gebühren.  Verf.  bespricht  die  verschiedenen 
Quellen  und  wendet  sich  dann  einer  eingehenden  Behandlung  der  Ge- 
winne selbst  zu.  Die  Gewinne  der  Eeichsbank  am  Giroverkehr  haben 
ausschließlich  die  Gestalt  von  Zinsen,  die  jedoch  in  zwei  Formen  auf- 
treten :  einmal  die  Verpflichtung  eines  jeden  Kontoinhabers,  eine  be- 
stimmte Mindesteinlage  zu  halten,  zum  andern  die  Zinslosigkeit  des 
gesamten  Guthabens.  Verf.  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Reichs- 
bank im  Prinzip  beim  Giroverkehr  erheblich  höhere  Gebühren  in  An- 
rechnung bringt,  als  die  einer  Barsendung  von  gleicher  Höhe  sein 
würden.  Was  die  Gewinne  dar  Postscheckverwaltung  betrifft,  so  setzen 
sie  sich  aus  Zinsen  und  Gebühren  zusammen.  Die  Zinsen  treten  eben- 
falls in  zwei  Formen  auf:  Mindesteinlage  und  Zinslosigkeit;  die  Mindest- 
einlage ist  dabei  für  alle  Konten,  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Umsatz, 
gleich  hoch  bemessen,  sie  beträgt  jetzt  25  M.  Mit  Recht  spricht  sich 
Verf.  für  eine  Differenzierung  der  Mindestbeträge  der  Postscheck- 
konten aus. 

Im  Gegensatz  zur  Reichsbank  und  zum  Postscheckamt  zahlen  die 
Privatbanken  in  alleü  Fällen  Zinsen.  Drei  Arten  von  Gewinnen  auf 
Zahlungsverraittlungen  stehen  nach  Ansicht  des  Verfs.  den  Banken 
offen :  Zinsdifferenz,  Valutierungszins  und  Provision.  Aus  meiner  Pra.xis 
ist  mir  noch  eine,  vierte  bekannt,  die  dem  Laien  nicht  ohne  weiteres 
erkennbar  ist:  sie  ist  in  dem  Posten  Spesen  enthalten.  Dieser  Posten 
enthält  in  vielen  Fällen  noch  Gebühren  für  ausgeführte  Ueberweisungen, 
und  zwar  wird  für  jede  Qiroüberweisung  ein  Satz  von  40  Pf.  in  Rech- 
nung gebracht. 

Verf.  berührt  noch  die  Gewinne  der  Sparkassen  und  Kreditgenossen- 
schaften kurz  und  vergleicht  dann  die  Ergebaisse,  wobei  er  recht  inter- 
essante Aufstellungen  bietet.  Der  heutige  Postschecktarif  ist  nach 
seiner  Ansicht  ein  starkes  Hemmnis  für  die  Verbreitung  des  Post- 
scheckverkehrs und  der  bargeldlosen  Zahlung  überhaupt.  Zusammen- 
fassend hält  er  die  Erfüllung  folgender  Punkte  im  Interesse  eines  rich- 
tigen, gerechten  und  anpassungsfähigen  Tarifsystems  im  bargeldlosen 
Verkehr  für  nötig:  1)  Verzinsung  der  Einlagen;  2)  Sondergebühr  auf 
den  Umsatz;    3)  Stückgebühr  für  jede  Zahlung. 

Der  vierte  Hauptteil  beschäftigt  sich  mit  der  Frage:  Scheck  oder 
Giro?     Nach    eingehenden    Untersuchungen    kommt   der    Verf.    zu    dem 
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Schluß,  daß  die  Entscheidung  zwischen  Scheck  oder  Giro  nicht  einseitig 
für  einen  der  Zahlungswege  fallen  kann.  Die  Parole  muß  heißen : 
Scheck  und  Giro. 

Der  letzte  Teil  bringt  Verbesserungsvorschläge.  Im  einzelnen 
stellt  der  Verf.  folgende  Forderungen  auf:  Anschluß  eines  jeden  Kontos 
an  das  bargeldlose  System;  Verbesserung  und  Vereinheitlichung  der 
Formulare,  Revision  der  Gebührenberechnung,  Vereinfachung  der  Or- 
ganisation der  einzelnen  Betriebe.  Für  den  Giroverkehr  ■wünscht  er 
eine  Verschmelzung  der  ßeichsbank  mit  den  Scheckämtem  zu  einem 
Giroverband  mit  gemeinsamer,  nur  verrechnender  Zentrale;  für  den 
Scheckverkehr  Ausbau  der  Scheckämter  zu  Bezirksabrecbnungsstellen, 
Verbreitung  des  Verrechnungsschecks;  Ermächtigung  zur  Akzeptierung 
von  Schecks.  Des  weiteren  gibt  der  Verf.  noch  Verbesserungsvorschläge 
für  die  eirzelnen  Kontostellen.  Im  großen  und  ganzen  kann  man  den 
Vorschlägen  des  Verf.,  wenn  man  auch  hier  und  da  Vorbehalte  machen 
muß,  beipflichten. 

Zurzeit  im  Felde.  Walter  Hoffmann,  Halle  (Saale). 

Rosendorff  (Kechtsanw.)  Dr.  Rieh.,  BetrachtDDgen  zur  Bilanz-  nnd  Dividen- 
denpolitik  der  Aktiengesellschaften  w&hrend  des  Krieges.  Berlin,  Carl  Heymanns 
Verlag,  1918.  kl.  8.  IV— 124  SS.  M.  3.—.  (S.-Ä.  aus  der  Monatsschrift  für  HandeU- 
recht  und  Bankwesen,  Steuer-  und  Stempelfragen,  1917,  1918.) 

Credit  (Le)  au  petit  et  aa  moyen  commerce,  ii  la  petite  et  moyenne  indnstrie. 
Premiere  partie:  Son  Utility.  Les  principes  directenrs.  Texte  et  commentaire  g6n6ral 
de  la  loi  du  13  mars  1917.  Paris,  Impr.  nationale,  1917.  8.  28  pag.  (Minist6re  du 
commerce,  de  l'industrie,  des  postes  et  des  t^l^graphee.  Direction  dn  personnel  des  ex- 
positions  et  des  transports.) 

Huart,  Albin,  £tude  compar^e  des  principaax  systgmes  de  banque.  I :  L'orga- 
nisation  du  credit  en  France.  Paris,  M.  Giard  et  E.  Brifere,  1917.  8.  356  pag. 
fr.  7.—. 

Trocheris,  Georges,  Le  credit  foncier  et  l'agricnltare.  Thtee  poar  le  doctorat 
en  droit.     Paris,  M.  Giard  et  E.  BriSre,  1917.     8.     156  pag. 

Edgeworth,  F.  Y.,  Currency  and  f inance  in  time  of  war.  Oxford,  Clarendon 
Press.     8.     1/.—. 

9.  Soliale  Frage. 

Ashworth,  John  H. ,  The  Helper  and  American  Trade  Uniona. 
Baltimore  1915.     8.     134  SS.     (Preis:  75  cts.) 

Dieser  Band  der  vortrefflichen,  in  diesen  „Jahrbüchern"  schon  öfter 
gewürdigten  „John  Hopkins  University  Studies  in  Historical  and  Poli- 
tical  Science"  bietet  ein  interessantes  Stück  sozialer  Zostandsschilde- 
rung.  Ein  „helper"  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  ein  Arbeitnehmer, 
dessen  Aufgabe  es  ist,  einem  oder  mehreren  gelernten  Arbeitern  (skilled 
journeymen),  unter  dessen  oder  deren  Aufsicht  er  arbeitet,  in  der  Ar- 
beit zu  helfen.  Die  Art  seiner  Hilfeleistung  und  der  Umfang  der  ge- 
übten Aufsicht  sind  bei  den  verschiedenen  Klassen  von  helpers  sehr 
verschieden.  Im  großen  ganzen  sind,  nach  der  Natur  der  Arbeit  und 
des  gegenseitigen  Verhältnisses  der  beiden  Arbeiter,  drei  solche  Klassen 
unterscheidbar:  remote  helpers,  helpers  proper  und  advanced  helpers. 
Alle  drei  oder  keine  dieser  Klassen  können  in  einem  Gewerbe  vor- 
kommen.    Gehilfen    ersterer  Art   sind  ungelernte  Tagarbeiter,    die  vor- 
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bereitende  oder  untergeordnete  Dienstleistungen  verrichten,  ohne  mit 
dem  gelernten  Arbeiter  in  engerer  Arbeitsgemeinschaft  zu  stehen.  Der 
Oehilfe  zweiter  Art  leistet  Arbeit,  die  mit  der  des  gelernten  Arbeiters 
in  engster  Verbindung  steht,  so  daß  er  notwendiger-  oder  zweck- 
mäßigerweise unter  dessen  unmittelbarer  Aufsicht  zu  stehen  hat.  Dabei 
kann  es  sich  entweder  um  Arbeit  handeln,  die  ein  Arbeiter  allein  nicht 
ausführen  kann,  oder  um  solche,  die  nur  aus  Gründen  rationeller  Ar- 
beitsteilung unter  beide  verteilt  ist.  Gehilfen  der  dritten  Art  verrichten 
die  Arbeit  eines  gelernten  Ai-beiters,  aber  unter  der  Aufsicht  eines 
solchen.  Der  Gesamtbegriff  der  „helpers"  schließt  also  die  Hilfs- 
arbeiter aller  Arten  und  Grade  in  sich,  ohne  sich  anderseits  mit  dem 
Begriff  des  untergeordneten  Arbeiters  zu  decken. 

Es  handelt  sich  hier  nun  nicht  um  die  wirtschaftlichen  oder  so- 
zialen Verhältnisse  dieser  Gehilfen  schlechthin  oder  auf  bestimmten  Ge- 
bieten, sondern  um  ihre  Stellung  gegenüber  und  innerhalb  der  in  den 
trade  unions  organisierten  Arbeiterschaft.  Denn  die  trade  unions  sehen 
Arbeiter  nur  so  weit  als  helpers  an,  als  deren  Arbeit  in  die  Rechts- 
sphäre (Jurisdiction)  der  von  trade  unions  kontrollierten  Gewerbe  f^llt. 
Anderseits  ist  der  Begriff  „helper"  in  der  Terminologie  der  trade  unions 
oft  unbestimmt  und  wechselnd.  Jedenfalls  gibt  es  keine  fest  und  dauernd 
gezogenen  Grenzlinien  zwischen  den  Arbeitsfunktionen  der  beiden  Teile. 
Auch  den  Lehrlingen  gegenüber  besteht  ein  Wesensunterschied  nur  im 
Zweck  ihrer  Beschäftigung,  der  für  den  Lehrling,  auch  wenn  er  einem 
gelernten  Arbeiter  in  der  Arbeit  hilft,  immer  der  der  Erziehung  zur 
Berufsausübung  ist.  Die  Politik  der  trade  unions  gegenüber 
den  organisierten  wie  den  nichtorganisierten  helpers 
steht  also  im  Mittelpunkte  der  Darstellung.  Besonders  kommen  dabei 
in  Betracht  die  Art  der  Beschäftigung,  die  Entlöhnung  und  die  Frage 
des  Aufrückens  des  helper  in  die  Stellung  des  gelernten  Arbeiters.  Die 
Studie  gliedert  sich  demgemäß  in  4  Abschnitte :  die  berufliche  Verwen- 
dung des  helper,  seine  Anstellung  und  Entlöhnung,  seine  Organisation 
und  die  helper-  und  trade  union-Politik. 

Die  Politik  der  trade  unions  auf  diesem  Gebiete  ist  eine  sehr  ver- 
schiedenfache und  wechselnde.  Manche  verlangen  geradezu  die  Ver- 
wendung von  helpers,  andere  stehen  ihr  gleichgültig  gegenüber  und 
überlassen  die  Regelung  der  Frage  den  Arbeitgebern,  ein  dritter  Teil 
erblickt  Mißstände  im  helper-System,  um  derentwillen  er  ihm  feindlich 
gegenübersteht  und  es  entweder  zu  beseitigen  oder  doch  möglichst  ein- 
zuschränken sucht.  Das  helper-Problem  kompliziert  sich  dabei  noch 
durch  das  Hineinspielen  der  gleichfalls  sehr  verschiedener  Auffassung 
und  Praxis  unterliegenden  Frage  des  Lehrlingswesens.  Die  Besorg- 
nisse, die  in  vielen  trade  unions  wegen  der  helpers  gehegt  werden, 
sind  namentlich  die  Furcht  vor  Ueberfüllung  des  Gewerbes  und  den 
daraus  hervorgehenden  Folgen  der  Desorganisation  und  Lohndrückung, 
ferner  vor  dem  Eindringen  der  helpers  in  die  Stellen  gelernter  Arbeiter, 
namentlich  aber  vor  der  Zergliederung  der  Arbeit  und  damit  der 
Arbeiterschaft.  In  letzterer  Hinsicht  wirkt  schon  die  fortgesetzte  Ar- 
beitsteilung  und  Maschinenverwendung   nach   ihrer  Auffassung  gefähr- 
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lieh.  Denn  wenn  Arbeiter  zur  Verfügung  stehen,  die  zur  Uebernahme 
der  geringere  Fertigkeit  erfordernden  Teile  der  Arbeit  zuständig  sind, 
so  kann  der  Arbeitgeber  diese  Differenzierung  der  Arbeitskräfte  zum 
Schaden  der  gelernten  Arbeiter  ausnutzen.  Man  braucht  nur  an  die 
Ersetzung  gelernter  Arbeiter  bei  der  Einführung  von  Maschinen  durch 
an-  oder  ungelerntes  Bedienungspersonal  zu  denken.  Die  Aufrechter- 
haltung der  von  den  trade  unions  durchgesetzten  Regeln  über  die  Be- 
schäftigung der  Arbeiter  in  ihrem  Gewerbe  wird  durch  solche  Ent- 
wicklung auf  das  stärkste  gefährdet.  Nach  gleicher  Richtung  scheint 
nun  vielen  die  Verwendung  von  helpers  zu  wirken.  Letztere  können 
namentlich,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  als  Streikbrecher  gebraucht  werden. 
Daher  sind  die  Bestrebungen  auf  „absolute"  oder  „modifizierte"  Ein- 
schränkung des  helper-Systems  begreiflich.  Erstere  bedeutet  die  ge- 
naue Festlegung  von  Art  und  Umfang  der  Beschäftigung  der  helpers, 
letztere  macht  ihre  Beförderung  abhängig  von  der  Einhaltung  bestimmter 
Regeln.  Diese  beiden  Richtungen  der  gewerkvereinlichen  Politik 
werden  eingehend  analysiert.  Wird  ein  helper  für  den  Posten  eines 
gelernten  Arbeiters  vom  Gewerkverein  qualifiziert  angesehen,  so  kommt 
es  darauf  an,  die  damit  verbundenen  Uebelstände  planmäSig  auf  ein 
Mindestmaß  herabzudrücken.  Entweder  rückt  der  helper  zunächst  zum  Lehr- 
ling auf,  so  daß  z.  B.  ein  bestimmter  Prozentsatz  der  Lehrlinge  immer 
aus  den  Reihen  der  helpers  entnommen  wird,  oder  es  wird  ein  Modus 
direkter  Beförderung  gewählt,  der  sich  dem  gebräuchlichen  Lehrlings- 
system so  eng  als  möglich  anschließt.  Einige  trade  unions  bestreiten 
wegen  des  Unvermögens,  die  helpers  in  fest  umschriebenen  Beschäfti- 
gungsgrenzen zu  halten  oder  ihr  Aufrücken  genau  zu  regulieren,  den 
Arbeitgebern  überhaupt  das  Recht,  helpers  zu  halten.  Aber  in  der 
Regel  sind  die  Arbeiter  gegen  die  Abschaffung  der  helpers,  da  es 
ihrem  Verlangen,  selbst  nur  gelernte  Arbeit  zu  verrichten,  sowie  ihrem 
Streben  nach  Kontrollierung  der  übrigen  Arbeiter  im  Wege  steht. 

Soweit  Akkordlöhnung  besteht,  bezahlte  früher  zumeist  der 
Arbeiter  seinen  helper  aus  seinem  Verdienst.  Aber  die  Mißstände  des 
helper-Systems  weraen  überall  da  verschärft,  wo  der  erstere  die 
Rolle  des  Arbeitgebers  übernimmt.  Jetzt  begünstigen  daher  die  trade 
unions  die  Bezahlung  der  helpers  durch  die  Unternehmer,  nicht  aber 
auch  ihre  Einstellung  durch  diese.  Vielmehr  geht  ihr  Streben  mit  Er- 
folg darauf,  daß  der  Arbeiter  sich  selbst  seinen  helper  annimmt.  Dies 
gibt  wiederum  einen  starken  Antrieb,  die  helpers  in  die  trade  unions 
einzubeziehen  und  sie  zur  Annahme  der  von  diesen  für  helpers  be- 
stimmten Lohnsätze  zu  zwingen. 

Was  die  Organisationsfrage  betrifft,  so  lehnten  die  nationalen 
trade  unions  ursprünglich  zumeist  die  Aufnahme  der  helpers  ab,  während 
die  American  Federation  of  labour  beide  Teile  in  einheitlicher  Organi- 
sation zusammenzufassen  suchte.  Schließlich  bildeten  sich  zwei  Haupt- 
formen: entweder  werden  die  helpers  in  Unabhängigkeit  von  den  ge-  ; 
lernten  Arbeitern  organisiert  oder  unter  der  „Jurisdiktion"  der  trade 
unions.  Die  erstere  Form  hat  vier  Unterformen:  völlig  unabhängige 
Ortsvereine,    von    der  American  Federation    of   labour   unabhängige  na- 
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tionale  Verbände,  ihr  direkt  angeschlossene  Ortavereine  oder  National- 
verbände. Doch  wollen  die  beiden  ersteren  aus  mannigfachen  Ursachen 
nicht  recht  gedeihen.  Uebrigens  widerstrebt  die  American  Föderation 
of  labour  nicht  der  selbständigen  Organisation  der  helpera,  wenn  die 
Grenzen  zwischen  gelernter  und  helper-Arbeit  klare  sind  und  wenig 
Wahrscheinlichkeit  für  den  Uebergaug  von  der  einen  zur  anderen  be- 
steht. Neuerdings  haben  viele  trade  unions  ihre  Politik  geändert  und 
Bestimmungen  über  die  Aufnahme  von  helpers  getroffen.  Die  Gründe 
dafür  sind :  bessere  Erkenntnis  der  gemeinsamen  Interessen ;  Unmög- 
lichkeit der  Kontrollierung  der  helpers,  solange  diese  gar  nicht  oder 
unabhängig  organisiert  sind ;  endlich  die  Zunahme  der  Arbeitsteilung. 
Besonders  die  Besorgnis,  daß  die  helpers  als  Streikbrecher  dienen  und 
die  „non-union  shops"  füllen  könnten,  spielt  dabei  eine  Rolle.'  Die 
Arbeitsteilung  bringt  das  System,  wonach  ein  Vollarbeiter  (artisan) 
alle  Zweige  seines  Berufs  erlernt,  notwendig  in  Verfall.  Dadurch  wächst 
die  Zahl  derer,  die  helper-Arbeit  erlernen,  und  nimmt  die  Zahl  der 
universell  gebildeten  Arbeiter  („all  —  round  mechanics")  entsprechend 
ab.  Die  letzteren  verlieren  damit  an  wirksamer  Kontrolle  über  die 
Werkstätten.  Um  sie  wiederzugewinnen,  müssen  sie  den  Zugang 
zu  ihrer  Organisation  erweitern  durch  Einbeziehung  der  Spezialarbeiter 
wie  der  helpers  selbst. 

Die  Anschauungen  wie  die  Erfahrungen  der  Arbeiterverbände  ver- 
schiedenster Berufe  auf  diesem  und  den  sonstigen  Einzelgebieten  so- 
wohl des  Organisations-  wie  des  Entlöhnungsproblems  lernt  der  Leser 
kennen.  Auch  die  Zusammenfassung  beider  Teile  zu  gemeinsamen 
Organisationen  hat  nicht  alle  Schwierigkeiten  zu  beseitigen  vermocht. 
Besonders  die  Fragen  der  Unterordnung,  der  Entlöhnung,  des  Zusammen- 
arbeitens  von  Arbeitern  mit  organisierten  helpers  und  von  helpers  mit 
unorganisierten  Arbeitern,  Jurisdiktionelle  Streitigkeiten  und  endlich 
die  Beförderungsfrage  bilden  ständige  Quellen  immer  neuer  Schwierig- 
keiten. Wo  eine  gemeinschaftliche  Organisation  in  einem  Nationalver- 
bande erfolgt,  da  beanspruchen  die  Arbeiter  allermeist  die  Unterord- 
nung der  helper- Vereinigungen  unter  ihre  eigenen  auf  irgendeine 
Weise.  Die  dafür  in  Betracht  kommenden  Formen  sind  zahlreich  und 
sehr  verschieden,  zugleich  mehr  oder  weniger  weitgehende.  In  allen 
diesen  Fällen  aber  sind  viele  Reibungsflächen  gegeben,  aus  denen  Kon- 
flikte reichlich  hervorgehen.  Wo  beide  Teile  in  demselben  Ortsver- 
eine verschmolzen  sind,  da  treten  solche  Konflikte  auch  auf,  sind  aber 
weniger  scharf. 

Im  letzten  Kapitel  wird  die  ganze  vielgestaltige  trade  unions-Poli- 
tik  vom  Standpunkte  der  wirtschaftlichen  Wohlfahrt  und  der  sozialen 
Gerechtigkeit  aus  einer  sachlichen  Kritik  unterzogen.  Der  Mißerfolg 
der  trade  unions  in  ihren  Bestrebungen,  die  helpers  von  sich  aus  zu 
organisieren,  wird  in  erster  Linie  den  Bemühungen  der  Arbeiter,  das 
Aufrücken  der  helpers  möglichst  einzuschränken,  sodann  der  Gegen- 
sätzlichkeit der  Standpunkte  beider  Teile  hinsichtlich  der  den  helpers 
als  Mitgliedern  von  trade  unions  zuzuerkennenden  Rechte  zugeschrieben. 
Die  Wohlfahrt  des  Gewerbes  läßt  es  zwar  nötig  erscheinen,  daß  dia 
Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  Bt).  33 
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Arbeiter  in  ihren  Verbänden  die  Kontrolle  behalten.  Aber  die  Billig- 
keit gegen  die  helpers  und  das  soziale  Interesse  fordern  die  Beseiti- 
gung aller  Behinderungen  ihrer  Beförderung  mit  alleiniger  Ausnahm© 
der-  Forderung  der  Fähigkeit,  den  Normallohn  des  Gewerbes  zu  ver- 
dienen. Damit  würde  den  helpers  der  Glaube  genommen,  daß  alle  Be- 
schränkungen ihrer  Mitgliederrechte  nur  dem  Zwecke  dienen,,  ihren 
Aufstieg  möglichst  zu  erschweren.  Ohne  diesen  Argwohn  dagegen 
würden  sie  nach  Meinung  des  Verf.  den  Erwerb  der  Mitgliedschaft 
schwerlich  nur  deshalb  verweigern,  weil  sie  nicht  dieselben  Rechte  wie 
die  gelernten  Arbeiter  genießen. 

Für  das  Verständnis  des  Denkens  und  Empfindens  der  organi- 
sierten amerikanischen  Arbeiter  und  ihrer  darauf  gegründeten  Politik 
gegenüber  ihren  Arbeitsgenossen  ist  diese  Studie  eine  reichhaltige  und 
lehrreiche  Quelle  sozialpsychologischer  Erkenntnis. 

Marburg  a.  d.  Lahn.  H.  Koppe. 

G  a  e  b  e  1  und  v.  Schulz,  Die  Heimarbeit  im  Elriege.  Berlin 
(Franz  Vahlen)  1917.    8.     210  SS.     (Preis:  3,60  M.) 

Zwei  mit  dem  Gebiete  der  Heimarbeit  vertraute  Praktiker  haben 
sich  zusammengefunden,  um  die  Wirkungen  des  Weltkriegs  auf  die 
Heimarbeit  in  erschöpfender  und  fesselnder  Weise  festzulegen :  die  Leiterin 
der  Auskunftsstelle  für  Heimarbeitreform  Dr.  Käthe  Gaebel  und  der 
Magistratsrat  v.  Schulz,  der  als  Direktor  des  Berliner  Kaufmanns-  und 
Gewerbegerichts  und  als  Vorsitzender  des  Schlichtungsausschusses  für 
das  Militärschneidergewerbe  tätig  ist.  Nach  dem  Erlaß  des  Hausai"beita- 
gesetzes  ist  das  Interesse  der  breiten  Oeffentlichkeit  für  die  Heimarbeiter 
schwächer  geworden,  da  vielfach  geglaubt  wird,  die  früher  erkannten 
und  verurteilten  Auswüchse  der  Heimarbeit  seien  durch  dies  Gesetz 
auf  ein  erträgliches  Mindestmaß  zm-ückgeführt.  Die  Ausführungen  von 
Dr.  Gaebel  zeigen  jedoch,  wie  es  bei  den  behördlichen  Zentralstellen 
an  einer  kraftvollen,  zielbewußten  Durchführung  des  Gesetzes  völlig 
gefehlt  hat.  Unter  Berufung  auf  die  Berufs-  und  Betriebszählung  von 
1907  weist  Dr.  Gaebel  darauf  hin,  daß  durch  das  Hausarbeitsgesetz 
von  1911  den  deutschen  Gewerbeaufsichtsbehörden  neben  ihrer  sonstigen 
Tätigkeit  die  Ueberwachung  von  316  620  Hausarbeitsbetrieben  über- 
tragen wurde,  und  knüpft  daran  die  berechtigte  Frage :  „Was  hat  der 
Staat  getan,  um  der  Gewerbeinspektion  die  Bewältigung  dieser  Riesen- 
aufgabe zu  ermöglichen?"  Mit  Recht  rühmen  wir  uns,  daß  unser  Ar- 
beitsschutz nicht  wie  in  manchen  anderen  Ländern  auf  dem  Papier  ge- 
blieben ist,  sondern  mit  deutschem  Ernst  und  deutscher  Gewissenhaftig- 
keit durchgeführt  wird.  Gegenüber  dem  Hausarbeitsgesetze  müssen 
wir  jedoch  nach  den  zutreffenden  Ausführungen  von  Dr.  Gaebel  be- 
kennen, daß  in  den  letzten  fünf  Jahren  kein  ernster  Versuch  gemacht 
ist,  der  Schwierigkeiten,  die  der  Durchführung  des  Hausarbeitsgesetzes 
entgegenstehen,  Herr  zu  werden.  Die  Heimarbeit  ist  nach  wie  vor 
ein  Stiefkind  des  Arbeiterschutzes. 

Bei   dieser  Sachlage   verdient  das  Eingreifen    der   Militärbehörden 
in    die  Arbeitsverhältnisse  einzelner  Heimarbeiterzweige  besondere  Be- 
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deutung.  Schulz  entwirft  in  einem  besonderen  Kapitel  über  die  Heim- 
arbeit im  Militärsattler-  und  Militärschneidergewerbe  ein  lebendiges 
Bild  von  diesen  Vorgängen.  Während  im  Militärsattlergewerbe  ein 
Reichslohntarif  ohne  vorangegangene  Lohnfestsetzungen  der  Heeresver- 
waltung zustande  kam,  nahmen  im  Schneidergewerbe  die  Kriegsbeklei- 
dungsämter  die  Regelung  der  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  vor,  und 
das  Ergebnis  wurde  dann  von  den  zuständigen  Arbeitgeber-  und  Arbeit- 
nehmerorganisationen  als  Tarifvertrag  angenommen.  Die  Ausführungen 
werden  durch  den  Abdruck  des  wichtigsten  Materials  der  einschlägigen 
Verordnungen  und  Entscheidungen  wertvoll  ergänzt. 

Ein  weiteres  beachtenswertes  Kapitel  bilden  Dr.  Gaebels  Aus- 
führungen über  die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  und  ihre  Folgen. 
Wir  sahen,  wie  der  Ausbruch  des  Krieges  auch  in  der  Heimarbeit  eine 
plötzliche  schwere  Krise  auslöste,  wie  sich  aber  bald  zahlreiche  Zweige 
des  Hausgewerbes  auf  den  Heeresbedarf  umstellten.  Der  Löwenanteil 
an  den  Heereslieferungen  kam  der  Konfektion  zugute,  aber  auch  die 
Korbmacherei,  Sattlerei  und  Schuhmacherei,  Tabak-  und  Kleineisenin- 
dustrie erfreuten  sich  erheblicher  Aufträge.  Viele  Gewerbe  konnten 
sich  umstellen.  Nürnberger  Spielwarenheimarbeiterinuen  fertigten  z.  B. 
Fliegerpfeile.  Am  schlimmsten  wurden  die  Ausfuhr-  und  Luxusgewerbe 
getroffen. 

Die  Schwierigkeiten  der  Rohstoffversorgung  führten  sodann  zu 
den  bekannten  Streckungsvorschriften,  die  sich  zur  Bundesratsver- 
ordnung vom  4.  April  1916  verdichteten.  Bei  diesem  Punkte  wären 
einige  Ausführungen  über  die  Zweckmäßigkeit  der  sehr  einschneidenden 
Bestimmungen  und  über  ihre  Durchführung  am  Platze  gewesen.  Auch 
bei  der  Erörterung  der  „Bezirksausschüsse  für  Heeresnäharbeiten"  wären 
die  von  diesen  Stellen  eingeleiteten  weitgehenden  statistischen  Er- 
hebungen, deren  Richtigkeit  und  Wert  etwas  zweifelhaft  sind,  einer 
kritischen  Würdigung  zu  unterziehen  gewesen.  Immerhin  ist  der  Ver- 
fasserin darin  beizustimmen,  daß  die  gemeinnützige  Vergebung  der 
öffentlichen  Aufträge  trotz  mancher  Auswüchse  und  Schattenseiten  so  große 
Vorzüge  hat,  daß  man  in  weiten  Kreisen  Wert  darauf  legt,  sie  als 
Dauereinrichtung  in  die  Friedenszeit  hinüberzunehmen.  Eine  planmäßige 
Verteilung  der  Aufträge  ist  nur  in  möglichst  engem  Anschluß  an  den 
öffentlichen  Arbeitsnachweis  durchzuführen.  Mit  Recht  legt  Gaebel 
klar,  daß  Notstandsarbeiten  für  Heimarbeiterinnen  nur  auf  größeren 
staatlichen  oder  gemeindlichen  Aufträgen  aufgebaut  werden  können, 
und  warnt  anschließend  in  recht  beachtenswerten  Ausführungen  vor 
einer  Neueinführung  und  Wiederbelebung  unwirtschaftlicher  Heimarbeit. 
Die  Verfasserin  stellt  sich  hier  auf  den  festen  Boden  der  Wirklichkeit 
und  tritt  mit  Nachdruck  allen  Gefühlserwägungen  entgegen. 

Erörterungen  über  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung, die  Versicherung,  die  Gewerkschaften  und  Genossenschaften, 
die  Unterbringung  Kriegsbeschädigter  in  der  Heimarbeit,  ein  Ueber- 
blick  über  die  Entwicklung  der  Gesetzgebung  im  Ausland  und  ein© 
Darstellung  der  Tätigkeit  der  Auskunftsstelle  fm-  Heimarbeitreform  ver- 
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vollständigen  das  Werk,  dem  ein  umfangreiches  Literaturverzeichnis 
beigegeben  ist. 

Die  Zukunftsaussichten  der  deutschen  Heimarbeit  sind  wenig  er- 
freulich. Die  gewaltige  ümschaltung  aller  Dinge,  die  der  Krieg  mit 
sich  brachte,  hat  nicht  zu  einem  sozialen  Aufstieg  der  Heimarbeiter 
geführt.  Die  zahllosen,  aus  den  verschiedensten  Bevölkerungskreisen 
stammenden  berufsfremden  Frauen  und  Mädchen,  die  sich  während  des 
Krieges  der  Heimarbeit  zuwandten,  zwischen  ihr  und  anderen  Erwerbs- 
gelegenheiten ständig  wechselnd,  machen  die  Heimarbeiter  noch  un- 
fähiger, aus  eigener  Kraft  eine  Besserung  ihrer  Lage  zu  erringen.  Man 
wird  den  Verfassern  in  ihrem  Rufe  nach  Staat'shilfe  beipflichten.  Kräftige 
Durchführung  des  Hausarbeitsgesetzes,  Schaffung  paritätischer  Ausschüsse 
mit  der  Befugnis,  die  Löhne  rechtsverbindlich  festzusetzen,  Abänderung 
der  Reichsversicherungsordnung  usw.  werden  im  einzelnen  als  die 
Staatsaufgaben  der  Zukunft  bezeichnet.  Eine  gesunde  Heimarbeit  kann 
wichtige  Aufgaben  bei  dem  Wiederaufbau  unserer  Volkswirtschaft  und 
Volkskraft  lösen. 

Stettin.  Dr.  Syrup. 

Fuchs,  C.  Job.,  Die  Wohnungsfrage  vor  und  nach  dem  Kriege. 
Aufsätze  und  Vorträge  zur  Wohnungsfrage,  Neue  Folge.  München 
Tind  Leipzig  (Duncker  &  Humblot)  1917.    8.    VI  u.  235  SS.  (Preis:  4  M.) 

In  diesem,  Lujo  Brentano  zum  70. Geburtstag  gewidmeten  Sammel- 
band vereinigt  F.  acht  in  der  Zeit  von  1904  bis  1916  entstandene  Vor- 
träge und  Aufsätze  zur  Wohnungsfrage,  die,  wie  er  in  der  Widmung 
ausführt,  ein  Bil  i  der  Entwicklung,  welche  die  Versuche  einer  Lösung 
des  Problems  in  diesen  zehn  Jahren  erfahren  haben,  geben  und  dazu 
beitragen  sollen,  in  weiteren  Kreisen,  denen  die  Fachliteratur  nicht  zu- 
gänglich ist,  das  Verständnis  für  diese  Lebensfrage  unseres  Volkes  zu 
verbreiten.  Wenn  auch  in  dem  kurzen  Rahmen  von  Vorträgen  natur- 
gemäß nicht  alle  Seiten  der  Wohnungsfrage  erschöpfend  behandelt  werden 
können,  so  gibt  Verf,  doch  in  knapp  und  klar  umrissenen  Zügen  ein 
Bild  der  wichtigsten  Probleme.  So  werden  uns  kurz  die  Tatsachen 
und  Ursachen  der  Wohnungsnot  vor  Augen  geführt,  deren  gesundheit- 
liche, sittliche  und  allgemein  kulturelle  Bedeutung,  die  Ziele  und  Wege 
der  Wohnungsreform,  die  tiefgreifenden  Einwirkungen  des  Krieges  und 
die  dringendsten  Forderungen  für  die  nächste  Zukunft  u.  a.  m.  Ein 
besonderer  Abschnitt  ist  der  Entwicklung  des  Gartenstadtgedankens 
gewidmet,  ein  anderer  der  Wahrung  des  Heimatschutzgedankens  bei 
Maßnahmen  der  Bebauungspolitik,  wieder  ein  anderer  den  gesetz- 
geberischen Aufgaben  des  Reichs  und  der  Einzelslaaten  auf  dem  Ge- 
biete der  Wohnungsreform.  Daß  F.  in  den  herrschenden  Wohnungs- 
mißständen  die  Wurzel  alles  Uebels  sieht  und  die  wirklichen  und  mög- 
lichen Folgen  mitunter  etwas  allzustark  betont,  wird,  bei  seinem  be- 
kannten Standpunkt  eines  extremen  Wohuungsreformers  nicht  über- 
raschen, erklärt  sich  zum  Teil  wohl  auch  aus  der  Natur  der  Aufsätze, 
die  als  Vorträge  besonders  tiberzeugend  auf  die  Zuhörer  wiiken  sollten. 
Ist  so  auch  die  Ursprtinglichkeit  der  Form  gewahrt,  so  wäre  doch  eine 
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leichte  Ueberarbeitung  für  den  Druck  an  manchen  Stellen  erwünscht 
gewesen.  Dabei  hätten  in  den  älteren  Beiträgen  auch  die  statistischen 
Belege  durch  neuere  Zahlen  ersetzt  werden  können,  die  jetzt  in  die 
Anmerkungen  des  Anhangs  verwiesen  sind,  wo  sie  sich  dem  Textbild 
nur  schwer  einfügen.  Das  vom  Verf.  gewählte  Beispiel  zum  Beweis 
der  Ueberlegenheit  des  Wohnungsstandes  der  englischen  Bevölkerung 
ist  wenig  glücklich  gewählt.  Denn  wenn  er  den  172  502  einräumigen 
Wohnungen  mit  386  489  Bewohnern  Londons  (1891)  die  202  943  Woh- 
nungen mit  1  heizbaren  Zimmer  nebst  ihren  710  322  Bewohnern  in 
Berlin  (1895)  gegenüberstellt,  so  verwechselt  er  dabei,  wie  dies  leider 
80  häufig  geschieht,  die  Begriffe  der  einräumigen  und  der  einzimmerigen 
Wohnungen ;  die  letzteren  enthalten  in  der  Regel  außer  dem  einen 
heizbaren  Zimmer  noch  eine  Küche  und  nichtheizbare  Zimmer.  In 
Wirklichkeit  entfielen  von  je  100  Wohnungen  und  Bewohnern  auf  die 
einräumigen  Wohnungen  in  Berlin  (1910)  7,4  Proz.  bzw.  2,9  Proz.  und 
in  London  (1911)  13,4  Proz.  bzw.  5,9  Proz.,  so  daß  die  Verhältnisse 
in  Berlin  umgekehrt  noch  einmal  so  günstig  liegen  wie  in  London. 
Doch  abgesehen  von  solchen  kleinen  Unebenheiten  läßt  sich  sagen, 
daß  das  Buch  den  ihm  gesetzten  Zweck ,  eine  Einführung  in  die 
wichtigsten  Probleme  der  Wohnungsfrage  zu  vermitteln,  in  glücklicher 
Weise  erfüllt. 

Dresden.  0.  Kürten. 

Bahr,  Prof.  Hans,  Die  Hohenzollem  und  ihre  Fürsorge  für  die  unteren  Stände. 
(Unterm  eisernen  Krenz,  1914 — 1917.  Kriegsschriften  des  Kaiser-Wilhelm-Dank,  Verein 
der  Soldatenfrcunde,  Heft  95/96.)     Berlin,  Kameradschaft,  1918.     8.     Je  M.  0,30. 

Becker,  Dr.  Otto,  Die  Regelung  der  Wanderarmenfürsorge  in  Europa  und 
Nordamerika.  (Schriften  des  Verbandes  deutscher  Arbeitsnachweise,  Nr.  14.)  Berlin, 
Carl  Heymanns  Verlag,  1918.     gr.  8.     VIII— 152  SS.     M.  5.—. 

Bedeutung,  Die,  der  Alkoholfrage  für  das  neue  Deutschland.  Vorträge,  ge- 
halten  auf  der  Frauenkonferenz   zum   Studium   der  Alkobolfrage  in  Dresden  im  Juni 

1917.  Auf  vielfachen  Wunsch  hrsg.  vom  Deutschen  Bund  abstinenter  Fraaen,  E.  V. 
Stuttgart,  Mimir,  1918.     8.     84  SS.     M.  1,50. 

Gerber,  Dr.  Otto  Paul,  Die  Boden-  und  Wohnungsfrage  in  Beziehung  anf 
die  Tuberkulose,  mit  besonderer  Berücksichtigung  Wiener  Verhältnisse.  Wien,  Georg 
Szelinski,  1918.     gr.  8.     29  SS.     M.  1,40. 

Hörn  (Priv.-Doz.,  Oberarzt),  Dr.  Paul,  Praktische  Unfall-  und  Invalidenbegut- 
achtung  bei  sozialer  und  privater  Versicherung,  sowie  in  Haftpflichtfällen.  (Fachbücher 
(ür  Aerzte,  Bd.  2.)     Berlin,  Julius  Springer,  1918.     gr.  8.     X— 234  88.     M.  9.—. 

Jahresbericht,  Bibliographischer,  über  soziale  Hygiene,  Demographie  und 
Medizinalstatistik,  sowie  alle  Zweige  des  sozialen  Versicherungswesens.  Hrsg.  von  Prof. 
Dr.  Alfred  Grotjahn  und  (Stadtrat)  Dr.  F.  Kriegel.  Bericht  über  das  Jahr  1916.  (Ver- 
öffentlichungen aus  dem  Gebiete  der  Medizinalverwaltung.  Im  Auftrage  Sr.  Exz.  des 
Herrn  Ministers  des  Innern  hrsg.  von  der  Medizinalabteilung  des  Ministeriums.  Schrift- 
leitung: Wirkl.  Geh.  Obcrmed.-Rat  Prof.  Dr.  Dietrich.  Bd.  7,  Heft  9.  Der  ganzen 
Sammlung  75.  und  76.  Heft.)  Berlin,  Vcrlagsbuchhdlg.  von  Richard  Schweiz,  1918. 
gr.  8.     180  SS.     M.  7.—. 

Manes,  Prof.  Dr.  Alfred,  Das  australische  Arbeiterparadies  in  Gefahr.  Eine 
Kriegsbetrachtung.  (Finanz-  und  volkwirtschaflliche  Zeitfragen.  Hrsg.  von  Beichsrat 
Prof.  Dr.  Georg  v.  Schanz  und  Geh.  Reg.-R.  Prof.  Dr.  Julius  Wolf.  Heft  18.)  Stuttgart, 
Ferdinand  Enke,  1918.     Lex.-8.     50  SS.     M.  2,20. 

Ricking,  Dr.  O.  F.  M.  Ephrem.,  Die  westfälische  Wanderarmenfürsol'ge 
während  des  Krieges.  Nach  dem  vom  (gescbäftsführenden  Direktor)  Stoetzer-Münster 
gesammelten  Material  bearbeitet.     Münster  (Westf.),  Üniv.-Buchhdlg.  Franz  Coppenrath, 

1918.  8.     48  SS.     M.  0,85. 
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Wagner  (Stadt-Sehulr.),  D.,  Kinder-  und  Jugendpflegearbeit  in  Altona.  Alton«, 
J.  Härder,  1918.     8.     50  SS.     M.  2.—. 

Wohnungsreform,  Die,  als  Volkswille.  Berieht  über  die  Wohnungsreform- 
knndgebung  des  deutschen  Wohnnngsausschusses  am  30.  X.  1917  in  Berlin.  Mit  einem 
Vortrage  von  Prof.  Dr.  C.  J.  Fuchs  und  den  anschließenden  Erklärungen.  (Schrifte« 
des  deutschen  Wohnungsausschusses,  Heft  4.)  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1018. 
gr.  8.     IV— 44  SS.     M.  1,50. 

Le  Baron,  Lion,  Le  probl^me  du  logement  ouvrier.  Les  mesures  l&gislatires 
prises  en  France  pour  le  rfeoudre.  Thfese  pour  le  doctorat  en  droit.  Paris,  M.  Giard 
et  E.  Bri6re,  1917.     8.     244  pag. 

Aengenent,  J.  D.  J.,  De  sociale  vereenigingen  en  de  politiek.  Bede,  nitge- 
gproken  op  de  vergadering  van  de  Älgemeene  E.  K.  werkgeversvereeniging ,  dea 
29en  November  1917  te  Utrecht.  Leiden,  üitgevere-vennootschap  „Futura".  gr.  8. 
39  bli.     fl.  0,40. 

10.  G«iios8eu8cliaftsw«sen. 

Uitteilungen  über  den  55.  allgemeinen  Genossenschaftstag  des  allgemeinea 
Verbandes  der  auf  Selbsthilfe  beruhenden  deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, e.  V.  zu  Eisenaoh  am  8.  IX.  1917.  Berlin,  J.  Guttentag,  1917.  gr.  8.  IV — 
216  SS.     M.  3.—. 

Oppenheimer,  Prof.  Dr.  Franz,  Freier  Handel  und  Genossenschaftswesen. 
(Der  Großhandel  und  die  deutsche  Volkswirtschaft.  Eine  Heftfolge,  hrsg.  vom  Zentral- 
verband des  deutschen  Großhandels.  Heft  4.)  Berlin,  Beimar  Hobbing,  1918.  8.  36  SS. 
M.  0,60. 

11.  Oesetzgrebong,  St&ate-  und  yerwaltiui|r*>^cl^t.    StaatsbOrgerkunde. 

Hirsch,  Paul,   Aufgaben    der   deutschen  Gemeindepolitik   nach 

dem   Kriege  {Sozialwissenschaftliche   Bibliothek,  Bd.  2).     Berlio  1917. 

(Verlag    für    Sozial  Wissenschaft    G.    m.    b.    H.)  8.     104    SS.      (Preis: 
1,50  M.) 

Die  Schrift  ist,  wie  Verf.  selbst  sagt,  aus  der  Praxis  für  die 
Praxis  geschrieben.  Es  wird  zunächst  dargetan,  daß  die  Gemeinden 
ihre  durch  den  Krieg  gewaltig  vermehrten  Aufgaben  nur  dann  erfüllen 
können ,  wenn  die  Selbstverwaltung  ausgedehnt ,  von  manchen 
sie  jetzt  noch  einengenden  rechtlichen  Schranken  befreit  wird.  Nach 
Behandlung  dieser  hauptsächlichsten  Aufgabe  der  deutschen  Gemeinde- 
politik nach  dem  Kriege  wird  untersucht,  in  welcher  Richtung  Einzel- 
gebiete auszugestalten  sind.  So  gliedert  sich  die  Schrift  in  zwei  Teile, 
deren  erster  (1)  zugleich  ein  in  seinen  Forderungen  entsprechend  der 
parteipolitischen  Richtung  des  Verf.  reichlich  extremer  Beitrag  zu  den 
Fragen  der  Verfassungs-  und  Verwaltungsreform  ist.  Im  zweiten  Teile 
werden  das  Finanzwesen  (2),  die  Armen-  und  Waisenpflege  (3),  die 
Arbeitslosenfürsorge  (4)  sowie  das  Schul-  und  Bilduugswesen  (5)  be- 
handelt. Das  Kapitel  über  das  Finanz wesen  bringt  verhältnismäßig 
wenig  Einzel  aufgaben  zur  Darstellung ;  Verf.  weist  vielmehr  nur 
die  Richtung  durch  eine  an  bekannte  Darstellungen  angelehnte  Schilde- 
rung der  Entwicklung  der  Gemeindefinanzen  in  den  letzten  Jahrzehnten 
(indirekte  Besteuerung  —  direkte  Besteuerung  —  Erwerbseinkünfte), 
wobei  die  Notwendigkeit  betont  wird,  aus  den  Erwerbseinkünften  neue 
Einnahmequellen  zu  erschließen.  —  Das  Armenwesen  bedarf  nach 
Verf.  einer  breiten  reichsrechtlichen  Grundlage,,  wobei  ihm  die  Ein- 
führung  des   Arbeitszwanges    gegen    säumige    Nährpflichtige    möglichst 


Uebcrsicht  über  die  neuesten  Pnblikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes.     519 

unter  Vermeidung  polizeilichen  Charakters  besonders  wichtig  ist.  Aus 
der  Fülle  der  Forderungen  des  Verf.  zu  diesem  Abschnitt  sind  die 
wichtigsten :  Verhinderung  der  Abwälzung  der  Armenlasten,  Ausbau 
des  Elberfelder  Systems  unter  stärkerer  Heranziehung  von  Frauen  und 
Arbeitern ,  Erweiterung  der  vorbeugenden  Armenpflege ;  Vermeidung 
der  Sohmälerung  der  politischen  Rechte,  insbesondere  bei  der  Armen- 
krankenpflege; bei  dieser  freie  Arztwahl.  Zur  Waisenpflege  weist 
Verf.  auf  die  Bedeutung  der  Generalvormundschaft  hin.  —  Die  beste 
Arbeitslosenfürsorge  ist  Verf.  die  Reichsarbeitslosenversicherung ; 
bis  zu  ihrer  Einftlhrung  empfiehlt  er  Ausbau  des  Genter  Systems.  — 
Zum  Schul-  und  Bildungswesen  endlich  wird  die  Forderung  der 
Einheitsschule  nachdrücklich  erhoben,  als  Ergänzung  dazu  wie  überhaupt 
werden  Unentgeltlichkeit  der  Lernmittel  und  Ausdehnung  der  Schul- 
speisungen wie  der  schulärztlichen  Maßnahmen  befürwortet. 

Methodisch  geht  Verf.  von  dem  richtigen  Gedanken  aus,  die  Dar- 
stellung der  künftigen  Aufgaben  der  deutschen  Gemeindepolitik  auf  der 
Schilderung  der  gegenwärtigen  und  ihrer  Erfüllung  aufzubauen.  Ist 
diese  Schilderung  bei  dem  engen  Rahmen  der  Schrift  unseres  Erachtens 
gelegentlich  zu  ausgedehnt,  so  gibt  vielleicht  gerade  nach  dieser  Rich- 
tung der  vom  Verf.  im  Vorwort  angekündigte  weitere  Teil  die  not- 
wendige Ergänzung. 

Quedlinburg.  Zehrfeld. 

Böhme  (M.  d.  R,),  Dr.,  Der  Kampf  um  die  preußische  Wahlreform.  Berlin- 
Zehlendorf-West,  Reichsverlag  Hermann  Kalkoff,  1918.     gr.  8.     16  SS.     M.  0,75. 

Bogeng,  Dr.  G.  A.  E.,  Die  Diplomatie,  ihre  Einrichtungen  und  ihre  Mittel. 
(Unterm  eisernen  Kreuz,  1914 — 1917.  Kriegsschriften  des  Kaiser-Wilhelm-Dank,  Verein 
der  Soldatenfreunde,  Heft  98—100.)  Berlin,  Kameradschaft,  1918.  8.  92  SS.  Je 
M.  0,30. 

Grnnenberg,  Dr.  Andreas,  Das  Religionsbekenntnis  der  Beamten  in  Preußen. 
Bd.  2,  Heft  1:  Die  höheren  Gemeindebeamten  sowie  die  Gemeinde-  und  Kreisver- 
treter. Heft  1 :  Die  Rheinprovinz.  Berlin,  Puttkammer  u.  Mfihlbrccht,  1918.  gr.  8. 
XII,  164  SS.     M.  5,80. 

H  e  n  ß ,  Dr.  T  h  d  r. ,  Die  Bundesstaaten  und  das  Reich.  (Der  deutsche  Volks, 
Staat.  Schriften  zur  inneren  Politik,  hrsg.  von  Wilh.  Heile  und  Walther  Schotte 
Heft  3.)     Berlin-Schöneberg,  Fortschritt,  1918.     gr.  8.     55  SS.     M.  1,50. 

Hildesheimer,  Dr.  Walther,  üeber  die  Revision  moderner  Staatsver- 
fassungen. Eine  Studie  über  das  Prinzip  der  Starrheit  und  die  Idee  eines  pouvoir 
constituant  in  den  heutigen  Verfassungen.  (Abhandlungen  aus  dem  Staats-,  Verwal- 
tunga-  und  Völkerrecht.  Hrsg.  von  Prof.  Dr.  Geh.  Justizr.,  Herrenh.-Mitgl.,  Kron-Synd. 
Philipp  Zorn  und  Prof.  Dr.  Fritz  Stier-Somlo.  Bd.  14,  Heft  1.)  Tübingen,  J.  C.  B. 
Mohr,  1918.     gr.  8.     VI— 120  SS.     M.  6-.— . 

Hornek  (Mag.-Sekr.),  Dr.  Bud.,  Die  österreichischen  Heimat-  und  Armengesetze. 
Heft  2.  Landesarmengesetze.  (Handbücher  für  berufliche  und  freiwillige  soziale  Arbeit. 
Bd.  1.)     Wien,  Gerlach  und  Wiedling,  1918.     gr.  8.     XV— 248  SS.     M.  4.—. 

Hübner,  Prof.  Rud. ,  Die  parlamentarische  Regiernngsweise  Englands  in  Ver- 
gangenheit und  Gegenwart.  (Recht  und  Staat  in  Geschichte  und  Gegenwart.  Eine 
Sammlung  von  Vorträgen  und  Schriften  aus  dem  Gebiet  der  gesamten  Staatswissen- 
schaften.   Nr.  10.)     Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1918.     gr.  8.     III— 38  SS.     M.  1,20. 

Kriegs-Gesetze,  -Verordnungen  und  -Bekanntmachangen,  Sämt- 
liche. Eingeleitet  durch  einen  Auszug  aus  der  Denkschrift  des  Reichskanzlers  über 
wirtschaftliche  Maßnahmen  aus  Anlaß  des  Krieges  1914/17  und  Anhang:  Preußische 
Ausführungshestimmungen.  Mit  Inhaltsverzeichnis,  ausführlichem  Sachregister  und  Ge- 
setzesverzcichnis   nach    der  Zeitfolge,   hrsg.   von   der   Redaktion   des   deutschen  Reichs- 
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gesetzbuchs  für  Industrie,  Handel  und  Gewerbe.  4.  Erg.-Heft  zu  Bd.  4  (16.  Erg.-Heft 
zu  Bd.  1).  Abgeschlossen  am  21.  XII.  1917.  Berlin,  Verlag  DeuUches  Reichsgeseti. 
buch  für  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  (Otto  Drewitz),  1918.  8.  VIII— 172  68. 
M.  3.—. 

Lammasch,  Heinr. ,  Das  Völkerrecht  nach  dem  Kriege.  (Pnblications  de  l'in- 
Btitut  Nobel  norvfegien,  Tome  III.)  Kristiania,  H.  Aschehong  n.  Co.,  1917.  Lex.-8. 
XXUI— 218  SS.     M.  10,35. 

Liebrecht  (.Mag.-E.),  Arthur,  Gesetz  betr.  die  Unterstützung  von  Familien 
in  den  Dienst  eingetretener  Mannschaften,  Tom  28.  II.  1888,  in  seiner  Neufassung  vom 
4.  VIII.  1914,  nebst  den  reichsrechtliehen  Abänderungen,  den  preußischen,  bayerischen, 
württembergischen  und  badischen  Ausführungsbestimmungen  und  den  Bundesratsver- 
ordnungen  betr.  Wochenhilfe  während  des  Krieges.  Mit  Erlänternngen.  4.  veim.  Aufl. 
Berlin,  Franz  Vahlen,  1918.     kl.  8.     380  SS.     M.  9.—. 

Liszt,  Prof.  Dr.  Franz  v..  Das  Völkerrecht.  Systematisch  dargestellt.  11.  um- 
gearbeitete Aufl.     Berlin,  Julius  Springer,  1918.     gr.  8.     XIII— 561  SS.     M.  18.—. 

Olshausen  (Minist.-Referent,  ßeg.-R.),  Dr.  Thdr.  v.,  Handbuch  zum  Milit&r- 
hinterbliebenengesetz.  Mit  Genehmigung  des  Königl.  preußischen  Kriegsministeriumi, 
unter  Benutzung  amtlicher  Quellen.  2.  durchgearb.  Aufl.  Mit  1  Beiheft:  Zuwen- 
wendnngen  für  Kriegshinterbliebene  (Zusatzrenten).  Berlin,  Franz  Vahlen,  1918.  8. 
311  u.  53  SS.     M.  9.—. 

Recht,  Unser,  auf  Elsaß-Lothringen.  Ein  Sammelwerk,  in  Verbindung  mit 
Proff.  Drs.  Karl  Stählin,  Ferd.  Wrede  und  Philipp  Zorn  hrsg.  von  Dr.  Karl  Strupp. 
München,  Dnncker  u.  Humblot,  1918.     gr.  8.     III— 228  SS.     M.  6.—. 

Szczesny  (Rechtsanw.  a.  D.),  Victor,  und  (ßechtsanw.)  Dr.  Heinr.  Neu- 
mann, Kriegsgesetze  und  Verordnungen  über  die  Höchstpreise  und  die  Sicherstellung 
der  Volksernährung  mit  den  Ausführungsbeslimmungen  von  Preußen,  Bayern,  Sachsen, 
Württemberg  und  Baden.  4.  Erg.-Bd.  8.  und  9.  Lfg.  Die  Rcichsgetreideordnung  über 
die  Ernte  1917,  mit  den  Ausführungsvorschriften  der  größeren  Bundesstaaten,  in  welchen 
zum  Teil  allgemeine  für  das  ganze  Reich  anwendbare  Auslegungen  enthalten  sind. 
2  Teile.  (Heß-Kriegsschriftensammlnng,  Nr.  74  und  75.)  Stuttgart,  J.  Heß,  1917  und 
1918.     III— 203  SS.     1.  Teil  M.  1,80,  2.  Teil  M.  4.—,  zusammen  M.  7.—. 

Stier-Somlo,  Prof.  Dr.  Fritz,  Vom  parlamentarischen  Wahlrecht  in  den 
Knlturstaaten  der  Welt.  Berlin,  Dietrich  Reimer  (Ernst  Vohsen),  1918.  kl.  8.  XI— 
311  SS.     M.  4.—. 

Schott  (Gymn.-Rekt.  a.  D.),  Dr.  Emil,  Das  staatsbürgerliche  Erziehungsideal 
im  Lichte  des  Weltkriegs,  (unterm  eisernen  Kreuz,  1914 — 1917.  Kriegsschriften  -de« 
Kaiser- Wilhelm-Dank,  Verein  der  Soldatenfreunde,  Heft  91/92.)  Berlin,  Kamerad- 
schaft,  1918.     8.     Je  M.  0,30. 


Wetterlfe,  AbbJ  E.,  Les  conlisses  du  Reichstag.  16  annSes  de  vie  parlemen- 
taire  en  Allemagne.     Paris,  Bossard.     8.     fr.  5. — . 

Beets,  N.,  Volksvertegenwoordiging  en  tractatenrecht.  Amhem,  S.  Gouda  Quint. 
gr.  8.     8  en  60  blz.    fl.  1,90. 

Grondwet  voor  het  koninkrijk  der  Nederlanden.  Naar  de  wijziging  van  1917 
met  aanteekeningen  van  de  wetten  ter  uitvoering,  eenige  dier  wetten  zelve,  als  bijlagen, 
en  een  alphabetisch  register,  door  J.  H.  W.  Verzijl.  (Nederlandsche  Staatswetten. 
Editie  Schuurman  en  Jordens.  No.  1.)  Zwolle,  W.  E.  J.  Tjeenk  Willink.  8.  203  blz. 
fl.  0,55. 

Struycken,  A.  A.  H.,  Het  Staatsrecht  van  het  koninkrijk  der  Nederlanden. 
Deel  I,  2e  stuk.     Arnhem,  S.  Gouda  Quint.     gr.  8.    177—413  blz.    fl.  4.—. 

12.  Statistik. 

Deutsches  Reich. 

Rienhardt  (Univ.-Sekr.),  Albert,  Das  üniversitätsstudium  der  Wnrttemberger 
seit  der  Beichsgründung.  Gesellschaftswissenschaftliche  und  statistische  Untersuchungen 
mit  einer  Darstellung  und  Beurteilung  akademischer  Gegenwartsfragen  (Studien-  und 
Bedarfsstatistik,  Beruf.sberatung,  Stipendien  u.  ä.)  Mit  Vorwort  von  Rekt.  Prof.  Dr. 
Beruh.  Harms.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1918.  Lei.-8.  VII— 122  SS.  M.  6.—. 
(8.-A.  a.  d.  Württemberg.  Jahrb.  für  Statistik  u.  Landeskunde  1918.) 
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Oesterreich. 
ArbeitszeitTerlän  gerungen  (Ueber^tundcn)  im  Jabre  1915  in  labrilimäßigen 
Betrieben  Oesterreicbs.     (K.  k.  atbeitsstatietiüches  Amt  im  Bandelcminibterium.)     Wien, 
k.  k.  Hof-  u.  Staatsdruckerei,  1917.     gr.  8.     28  SS.     M.  0,50. 

Frankreich. 

Statistique  de  l'industrie  min^rale  et  des  appareils  ^  rapeur  tn  France  et  en 
AlgJrie  1913.     Paris,  Ch.  BSranger.     4.     fr.  10.—. 

Belgien. 

Statistique  judiciaire  de  la  Belgique.  Six-septiSme  ann§e.  Statistique  pönale : 
1914.  Statistique  de  la  justice  civile  et  commerciale :  1913 — 1914.  Statistique  p^nl- 
tentiaire:  1914.  Statistique  de  la  mendicitt-  et  du  vagabondage:  1914.  Statistique  des 
gräces  et  de  la  libferation  conditionnelle  (patronnage  des  dJtenus):  1914.  Statistique 
de  la  police  des  Strangers:  1914.  Statistique  des  aliSn^s:  1914.  Statistique  des  sourd- 
muets  et  des  aveuglcs:  1914.  Statistique  de  la  protection  de  l'enfance  (loi  du  15  mai 
1912,  chapitres  I  et  11):  1914.  Bruxelles,  Vve  Ferdinand  Larcier,  Albert  Dewit,  1916. 
31X23,5.     XL,  XXX— 407  pag.     fr.  7.—  . 

Holland. 

Jaarboek,  Statistisch,  der  gemecnte  Amsterdam.  Uitgegeven  door  faet  Bureau 
Tan  statistiek  der  gemeente.  13e  jaarg.  1916.  Amsterdam,  Job.  Müller,  roy.  8.  24  en 
292  blz.     fl.  12,50. 

Statistiek  Tan  electriciteitsbedrijven  in  Nederland  voor  1918.  Amsterdam, 
TJitg.-Mij.  vh.  Van  Mantgem  en  de  Does.     Piano.     57  X  63.     fl.  0,75. 

13.  Verschiedenes. 

Neißer,  Albert,  Die  Geschlechtskrankheiten  und  ihre  Be- 
kämpfung. Vorschläge  und  Torderungen  für  Aerzte,  Juristen  und  So- 
ziologen. Mit  einem  Bildnis  des  Verfassers.  Berlin  (Julius  Springer), 
1916.     gr.  8".     XII,  331  SS. 

Kurz  vor  seinem  Tode  hat  der  bertlhmte  Breslauer  Dermatologe 
dieses  Werk  abgeschlossen  und  damit  eine  großzügige,  umfassende  Dar- 
legung der  Fragen  gegeben,  die  sich  als  sozialhygienische  aus  seiner 
reichen  ärztlichen  Erfahrung  und  medizinischen  Forschung  ergeben 
haben.  Es  ist  ein  für  weitere  wissenschaftliche  Kreise  und  auch  für 
Laien,  namentlich  aber  für  Verwaltungsbeamte  bestimmtes  Handbuch, 
das  nebenher  auch  eine  reichhaltige  Material-  und  Literaturnachweisung 
und  einen  sehr  instruktiven  Anhang  über  die  Erfahrungen  und  gesetz- 
geberischen Schritte  im  Ausland  enthält.  Von  den  Zielen  und  Aufgaben 
der  Deutschen  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten 
ausgehend,  gibt  der  Verf.  zunächst  einen  medizinischen  Abriß  über  die 
Bedeutung  der  einzelnen  venerischen  Erkrankungen.  Dann  tritt  er  in 
das  eigentliche  .Thema  seines  Buches  ein:  die  Maßnahmen  der  Be- 
kämpfung, und  gibt,  im  ganzen  genommen,  ein  erschöpfendes,  das  Für 
und  Wider  im  einzelnen  kritisch  besprechendes  Programm.  Dieses 
Programm  setzt  sich  im  wesentlichen  wie  folgt  zusammen : 

Ein  Sondergesetz  soll  alle  hierhergehörigen  Maßnahmen  zusammen- 
fassen und  regeln,  deren  Durchführung  einer  besonderen  Zentralbehörde, 
dem  „Gesundheitsamt",  zu  übertragen  ist  (zumindest  in  allen  größeren 
Städten  zu  errichten).  Die  Maßregeln  sollen  nicht  als  polizeiliche  Straf- 
maßregeln, sondern  als  hygienische  Vorsichtsmaßregeln  gestaltet  werden. 
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bei  denen  dem  Arzt  die  Hauptaufgabe  zufällt.  Trotzdem  schreckt 
Neißer  aber  nicht  vor  einschneidenden  gesetzlichen  Bestimmungen  zu- 
rück, wie  wir  noch  sehen  werden.  Die  ärztliche  Ueberwachung  bedarf 
besonderer  organisatorischer  Maßnahmen :  Erleichterung  durch  Ge- 
währung kostenloser  Anstalts-  oder  ambulatorischer  Behandlung,  Be- 
scheinigungskarte über  die  Vornahme  der  Ueberwachung,  Gesundheits- 
atteste für  die  Ehe,  Erleichterung  der  Kontrolle  der  Gewerbsmäßigen, 
Erforschung  der  Infektionsquelle  bei  Behandlung  eines  Krankheitsfalles, 
Errichtung  besonderer  Fürsorgestellen  für  an  Frauen-  und  Geschlechts- 
krankheiten leidende  Mädchen  und  Frauen,  psychiatrische  Untersuchung 
minderjähriger  Dirnen,  möglichst  auch  genaue  Erforschung  der  sozialen 
Verhältnisse  und  des  Milieus  ihrer  Herkunft,  Belehrung  bei  der  Be- 
handlung und  Unterschrift  des  Behandelten,  daß  er  über  Gefahr  und 
Polgen  belehrt  worden  sei.  Reichhaltig  sind  dann  weiter  auch  Neißers 
gesetzgeberische  Forderungen,  die  sich  an  das  allgemeine  Gesundheits- 
gesetz anschließen.  Gemäß  einem  Beschluß  der  Deutschen  Gesellschaft 
zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  betrifft  dies  u.  a.  die  Schutz- 
mittelfrage folgendermaßen:  a)  Dem  §  184  RStGB.  als  Abs.  3  hinzu- 
zufügen: „Der  Strafvorschrift  des  Abs.  1  Ziffer  3  unterliegen  nicht 
G^enstände,  die  zur  Verhütung  der  Verbreitung  von  Geschlechtskrank- 
heiten dienen,  sofern  sie  nicht  gesundheitsgefährdend  sind  und  nicht 
im  Umherziehen  .oder  in  einer  Weise,  die  geeignet  ist,  Aergernis  zu 
erregen,  dem  Publikum  angekündigt  oder  an  einem  dem  Publikum  zu- 
gänglichen Orte  ausgestellt  werden ;  b)  sofern  eine  Untersagung  oder 
Beschränkung  dos  Verkehrs  mit  empfängnisverhütenden  Gegenständen 
zu  erwarten  steht,  davon  auszunehmen :  Gegenstände,  die  zur  Verhütung 
der  Verbreitung  von  Geschlechtskrankheiten  dienen  und  auch  nicht 
gesundheitsgefährdend  sind,  sofern  die  Verbreitung  nicht  im  Umher- 
ziehen oder  in  ärgerniserregender  Weise  geschieht.  Weiter  fordert 
Neißer  eine  gesetzliche  Bestimmung,  daß  alle  Aerzte  und  Heilaiistalten 
verpflichtet  sein  sollen,  von  allen  wegen  Geschlechtskrankheiten  von 
ihnen  behandelten  Personen  eine  namenlose  Anzeige  an  das  Gesund- 
heitsamt zu  erstatten,  und  daß  sie  die  Befugnis  haben  sollen,  gemein- 
gefährliche Geschlechtskranke  dem  Gesundheitsamt  zu  melden,  das  über 
die  zu  ergreifenden  Maßnahmen  entscheidet.  Sehr  wichtig  erscheint 
auch  ein  Gesetzesparagraph,  der  bestimmen  soll:  Wer,  wissentlich  oder 
in  erheblichem  Grade  fahrlässig  handelnd,  einen  anderen  der  unmittel- 
baren Gefahr  der  Ansteckung  mit  einer  Geschlechtskrankheit  aussetzt, 
wird  dem  Gesundheitsamt  vorgeführt,  welches  je  nach  den  Umständen 
erkennt  auf  1)  Verwarnung,  2)  Verweis,  3)  Anklage  bei  dem  Richter. 
Ist  eine  andere  Person  angesteckt  worden,  soll  Gefängnisstrafe  darauf 
stehen,  außerdem  Haftung  für  Kurkosten  und  eine  Entschädigung  an 
den  Angesteckten ;  bei  Ehegatten  ist  eine  Verhandlung  nur  auf  Antrag 
des  anderen  Ehegatten  einzuleiten.  Für  den  Eheschutz  verlangt  Neißer 
die  gesetzliche  Einführung  von  Gesundheitsattesten,  die  spätestens  bei 
der  Anmeldung  zum  Standesamt  vorzulegen  sind,  und  es  haben  beide 
Parteien  bisher  die  Namen  aller  Aerzte,  die  sie  behandelt  haben,  an- 
zugeben   und    sie    von    der  Schweigepflicht   nach   §  300   zu    entbinden. 
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Für  die  Förderung  der  ärztlichen  Behandlung  Geschlechtskranker  wird 
eine  gesetzliche  Bestimmung  des  Inhalts  gefordert:  Jedem  Geschlechts- 
kranken ist  sofortige  Aufnahme  und  unentgeltliche  Behandlung  zu  ge- 
währen, und :  Jeder  Geschlechtskranke  und  jeder,  welcher  nach  Lage 
der  Umstände  wissen  muß,  daß  er  sich  mit  einer  Geschlechtskrankheit 
ajigesteckt  hat,  soll  verpflichtet  sein,  sich  von  einem  in  Deutschland 
approbierten  Arzt  beobachten  bzw.  behandeln  zu  lassen  und  auf  Ver- 
langen dem  Gesundheitsamt  den  Nachweis  zu  liefern,  daß  dies  der  Fall 
ist.     Gegen  Zuwiderhandelnde  kann  eingeschritten  werden. 

Die  Sanierung  und  gesundheitliche  Ueberwachung  der  Prostituierten 
ist  in  dem  vorliegenden  Buch  nur  kursorisch  behandelt,  da  Neißer  be- 
absichtigte, in  einem  zweiten  Teil  die  wichtigen  Fragen  der  Kasemierung 
und  Reglementierung,  und  was  damit  zusammenhängt,  besonders  zu  be- 
handeln. Nun  muß  uns  genügen,  was  er  hier  gegeben  hat,  und  auch 
dies  ist  schon  sehr  wertvoll.  Gesetzgeberisch  handelt  es  sich  hier 
außer  der  Kontrolle  gemeingefährlicher  Geschlechtskranker  um  Ver- 
besserung des  §  361,6  RStGB.  und  des  §  180  RStGB.  (Vorführung 
Gewerbsmäßiger  vor  das  Gesundheitsamt;  Milderung  des  Wohnverbotes.) 
Der  inzwischem  dem  Reichstag  vorgelegte  Gesetzentwurf  geht  ja  in 
einer  Richtung  über  diese  Forderungen  noch  hinaus,  ohne  die  An- 
regungen Neißers  in  anderer  Richtung  zu  verwirklichen. 

Das  Werk  Neißers  muß  wegen  seiner  ruhigen  Abwägung  aller 
Für  und  Widers,  seiner  trotzdem  energisch  vorgehenden  Mahnungen 
und  Vorschläge,  seiner  unbedingt  zuverlässigen  Aufschlüsse  und  seines 
auch  sonst  reichhaltigen  Materials  weitgehendste  Beachtung  finden. 
Hier  ist  noch  vieles  in  der  Praxis  zu  tun ;  der  Weg  aber  ist  gezeichnet. 
Kritik  am  einzelnen  ist  natürlich  vielfach  möglich,  ist  aber  in  dieser  Be- 
sprechung hier  absichtlich  vermieden  worden. 

Berlin-Pri edenau.  Alexander  Elster. 

Elsas,  Fritz,  Gemeindliche  und  provinzielle  Lebensmittel  Ver- 
sorgungsgesellschaften. Tübingen  (J.  C.  B.  Mohr)  1917.  8.  52  SS. 
(Preis:   1,40  M.) 

Verf.  gibt  eine  historische  und  systematische  Uebersicht  über  die 
gemeindlichen  und  provinziellen  Lebensmittelversorgungsgesellschaften, 
die  sich  zum  großen  Teil  zu  Bezirkszentralen  der  Zentraleinkaufsge- 
sellschaft ausgebildet  haben.  Er  schildert  weiterhin  deren  Tätigkeits- 
gebiet, wobei  er  zum  Schluß  auch  auf  die  Möglichkeiten  der  Erfassung 
landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  durch  die  Bezirkszentralen  hinweist,  wie 
sie  bereits  in  Elsaß-Lothringen  durchgeführt  wird.  Es  bleibt  abzu- 
warten, ob  diese  „neuen  Wege",  wie  sie  der  Verf.  nennt,  sich  wirklich 
in  größerem  Umfang  als  gangbar  erweisen  werden. 

Weimar.  Johannes  Müller- Halle. 

Book,  Prof.  Dr.  Franz,  Krieji;  und  Kultur.  Rede,  gehalten  zur  Feier  des  Ge- 
burtstags 8.  M.  d.  Kaisers.  Posen,  Ostdeutsche  Buchdruckerei  u.  Verlagsanstalt,  1917. 
8.     20  SS.     M.  0,50. 

Bonn  (Handelshochsch.-Dir.),  Prof.  Dr.  M.  J. ,  Irland  und  die  irische  Frage. 
München,    Duncker  u.  Humblot,    1918.     gr.  8.     VII— 268  SS.   mit    1   Karte.     M.  6.—. 
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Breuer,  J.,  Jndenproblem.  Halle  a.  S.,  Otto  Hendel,  1918.  8.  IV— 92  SS. 
M.  1,50. 

Endres   (Maj.    a.   D.),   Franz   Carl,    Zionismus   und    Weltpolitik.     München, 
.  Dnnckcr  u.  Humblot,  1918.     8.     112  SS.     M.  2.— . 

Franke,  Prof.  Dr.  O.,  Der  deutsche  Gedanke  und  der  englische  Imperialismns. 
Ein  Vortrag.     Hamburg,  C.  Boysen,  1918.     8.     22  SS.    M.  0,90. 

Greupner   (Leutn.   d.   L.,   Gfn.-Sekr.),   Kich.,   Das   Geheimnis   der  deutfcben 
Kraft.     Das    werktätige    Volk    Deutschlands   und    die    Kriegsziele    unterer   Feinde.     Mit 
27  bildl.  Darstellungen  im  Texte.     Berlin-Zehlendorf- West,  Beichsverlag  Hermann  Kai 
koff,  1918.     gr.  8.     64  SS.     M.  1,20. 

H  andbuch  der  Auslandpresse  1918.  Bearbeitet  von  der  Anslandstelle  des  Krieg» 
Presseamts.     Berlin,  E.  S.  Mittler  u.  Sohn,  1918.     8.     VII— 271  SS.     M.  10.—. 

Laun,  Prof.  Dr.  Bud. ,  Die  Intcrnationalisierung  der  Meerengen  und  Kanäle. 
Bericht,  erstattet  an  die  neutrale  Konferenz  in  Stockholm,  nebst  einem  Vertragsentwurf. 
Haag,  Martinus  Nijhoff,  1918.     gr.  8.     VIII— 172  SS.     M.  5,10. 

Kieppel  (Beichr.  Gen. -Dir.),  Dr.  A.  v.,  Deutsche  Zukunftsanfgaben  und  die  Mit- 
wirkung der  Ingenieure.     Berlin,  Julius  Springer,  1918.     gr.  8.     IV— 60  SS.     M.  1,60, 


Passelecq,  Fernand.,  La  question  ilamande  et  l'Allemagne.  Paris,  Berger 
Levranlt,  1917. ,  16.  VII— 334  pag.  avec  2  cartes  hors  texte  et  an  index  alphabitiqne. 
fr.  4. — . 

Liebknecht,   Karl,   Militarism.     New   York,    Hnebsch.     12.     18  +  178 
$  1.-. 

Marti,  Oscar  Alb.,  The  Anglo-Gennan  commercial  and  colonial  rivaJry  as  a 
cause  of  the  great  war;  a  thcsis  prcscnted  to  the  deparmcnt  of  hittory,  üniversity  of 
Southern  Califormia,  Los  Angeles.     Boston,  Stratford  Co.     12.     14  -f  83  p.     $  1. — . 

Vosnjak,  Bogumil,  A  dying  empire.  Central  Eurcpe,  Pan-Germanism,  and  the 
downfall  of  Austria-Hnngary.  Wilh  a  preface  by  T.  P.  O'Connor.  London,  Allen  and 
Unwin.     8.     4/.6. 

LabbertoD,  Dr.  J.  H.,  De  Vlaameche  bewrging.  's  Gravenbage,  W.  P.  Tan 
Stocknm  en  Zoon,  1916.     24X15,5.     95  blz.     fl.  0,50. 
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A.  Frankreich. 

Journal  de  la  Sociili  de  Statistique  de  Paris.  59*  AnnJe,  Janvier  1918,  No.  1: 
Les  iinances  et  le  regime  fiscal  de  guerre  de  l'Angleterre,  par  Eugene  Baiga.  —  Com- 
position  et  r^partition  de  la  population  etrang^re  en  Snisse  (1910),  par  P.  Menriot. 
—  etc. 

Journal  des  £conomistes.  76*  Ann^,  D^embre  1917:  Le  projet  de  bndget  de 
1918,  par  Yves-Guyot.  —  Le  contröle  des  d^penses  publiques  en  Angleterre,  par  Arthur 
Baffalovicb.  —  Les  finances  de  la  ville  de  Paris,  par  G.  Schelle.  —  La  guerre  et  la 
Situation  ^conomique  de  l'Italie,  par  Emest  L^monon.  —  etc. 

B.  England. 
Eeview,  The  Contemporary.     December  1917,  No.  624:  The  new  orientation  in 
Germany,  by  William  Harbutt  Dawson.  —  The  dismantling  of  the  British  Constitution, 
by  J.  G.  Swift  Mae  NeiU.  —  Conscription  of  wealth  :  right  and  wrong  ways,  by  Theo- 
dore Cooke  Taylor.  —  etc. 

C.  Oesterreich-Ungarn. 
Handelsmuseum,  Das.  Hrsg.  von  der  Direktion  des  k.  k.  österreichischen 
Handelsmuseums.  Bd.  33,  1918,  Nr.  4:  Wirtschaflspolitische  Uebersicht  (üngain, 
Deutschland,  Bulgarien,  Bumänien,  Schweiz,  Türkei,  Frankreich,  England,  Italien,  Ruß- 
land). —  Russischer  Holzexport.  —  Die  Maschinen-  und  elektrotechnische  Industrie 
in  der  Schweiz.  —  etc.  —  Nr.  5:  Vermögenssteuer  und  Handelspolitik,  von  (Priv.- 
Doz.)  Dr.  Sigmund  Schilder.  —  Wirtschaftspolitische  Uebersicht    (ÜBgarn,    Deutschland, 
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Bulgarien,  Türkei,  Schweiz,  England,  Frankreich,  Italien,  BaQland).  —  Der  englische 
Frachtenmarkt  im  Jahre  1917.  —  Die  norwegische  Handelsflotte.  —  etc.  —  Nr.  6: 
Die  Textilindustrie  in  der  Weltwirtschaft,  von  Karl  Janovsky.  —  Wirtschaftcpolitische 
üebersicht  (Ungarn,  Deutschland,  Bulgarien,  Türkei,  Schweiz,  Schweden,  Frankreich, 
Italien,  Rußland).  —  Regelung  der  Elektrizitätsversorgung  in  Preußen.  —  etc.  —  Nr.  7 : 
Ungarische  Exportbestrebungen  ([).  —  Wirtschaftspolilische  Üebersicht  (Ungarn,  Deutsch- 
land, Schweden,  England,  Frankreich,  Rußland).  —  Bank-  und  Geldwesen  der  ukra- 
inischen Republik.   —   Die  russische  Leinenindustrie.   —   Die  dänische  Textilindustrie. 

—  etc. 

Rundschau,  Soziale.  Hrsg.  vom  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amt  im  Handels- 
ministerium. Jahrg.  18,  1917,  Heft  9/10:  Errichtung  eines  Ministeriums  für  soziale 
Fürsorge  in  Oesterreioh.  —  Arbeiterschutz  (ICngland,  Gesetz).  —  Ausführung  des  Fabrik- 
gesetzes in  Japan.  —  Kinderarbeit,  Arbeitszeit  der  Frauen  und  Jugendlichen  und  Nacht- 
arbeit der  Jugendlichen  in  Oesterreich.  —  Siebenuhrsperre  im  Handelsgewerbe  (Oester- 
reich).  —  Ausbau  der  öffentlichen  Arbeitsvermittlung  (Oesterreich).  — •  Abänderung  des 
österreichischen  Krankcnvcrsicherungsgesctzcs.  —  Lohnklasseueinreihung  in  der  Kranken- 
versicherung (Oesterreich,  Erlaß).  —  Abänderung  der  Unfallversicherung  der  Arbeiter 
(Oesterreich,  Gesetz).  —  Wöehnerinnenunterstützung  während  des  Krieges  im  Deutschen 
Reiche.  —  Regelung  des  Verbrauches  von  Getreide  und  Mahlprodukten  in  Oesterreich. 

—  Schutz  der  .Mieter  (Oesterreich,  Deutsches  Reich,  Schweden,  Schweiz).  —  Jugend- 
fürsorge in  Oesterreich  (Regierungsvorlagen).  —  Die  der  Keichskommission  der  Gewerk- 
schaften Oesterreichs  angeschlossenen  Gewerkschaften  1916.  —  Ergebnisse  der  Arbeits- 
vermittlung in  Oesterreich  im  Mai  und  Juni  1917.  —  Die  Arbeitslosigkeit  bei  den  Ge- 
werkschaften in  Oesterreich  im  März,  April,  Mai,  Juni  und  Juli  1917.  —  Gebarung 
und  Ergebnisse  der  Unfallstatistik  in  Oesterreich  1912  und  1913.  —  Gewerbliche  Be- 
triebszählung'im  Deutschen  Reiche  1917.  —  Arbeitslöhne  während  des  Krieges  im 
Deutschen  Reiche.  —  etc. 

Volkswirt,  Der  österreichische.  Jahrg.  10,  1918,  Nr.  20:  Ukrainischer  Friede 
und  polnische  Krise,  von  Dr.  G.  St.  —  Krieg  und  Geldlehre  (XV.  Geldentwertung  und  In- 
flation), von  Walther  Federn.  —  etc.  —  Nr.  21:  Deutsche  und  Polen,   von  Dr.  G.  St. 

—  Die  Kontingentkpmmission,  von  Franz  Sedlak.  —  etc.  —  Nr.  22:  Friedensvertrag 
und  wirtschaftliches  Kampfrecht,  von  Dr.  Max  Sokal.  —  Die  Kootingentkommis^sion 
(Schluß),  von  Franz  Sedlak.  —  etc.  —  Nr.  23 :  Kriegsanleihen  und  Inflation,  von  Friedr. 
Bendixen.   —    Das    Gesetz  über    die  Elektrizitätswirtschaft,   von  (Ing.)   F.   v.   Gunesoh. 

—  etc. 

F.  Italien. 

Giornale  degli  Economisti  e  Rivista  di  Statistica.  Vol.  LV,  Settembre  1917, 
No.  3:  Questioni  fondamentali  sul  valore  della  moneta,  di  Gustave  del  Vecchio.  —  Le 
alternanze  dei  massimi  e  dei  minimi  nei  fenomeni  coUettivi,  di  Alberto  de'  Stefani.  —  etc. 

—  Ottobre  1917,  No.  4:  SuUe  nuove  tavolc  italiane  di  mortaliiä,  di  Filadelpho  Inso- 
lera.  —  Costo  dei  trasporti  in  terra  di  Bari  (1512 — 1722),  di  Carlo  Massa.  —  etc.  — 
Novembre  1917,  No.  5 :  SuU'  aumento  di  mortalitäi  dovuto  alla  guerra.  Riflessioni  cri- 
tiche  di  melodulogia  statistica,  di  P,  P.  CanlelU.  —  II  problema  economico  delle  con- 
cessioni  ferroviarie  in  rapporto  alle  vigenti  dispoüizioni  legislative,  di  P.  Concialini.  — 
etc.  —  Dicembre  1917,  No.  6:  Incidcnza  e  pressione  dei  tributi  sulle  societä  per  azioni, 
di  Benvenuto  Griziotti.  —  Costruzione  e  critica  della  tavole  di  mortalitä,  di  Gaetano 
Baldncoi.  —  etc. 

G.  Holland. 

Eoonomist,  De,  opgericht  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  Jaarg.  67,  Februari  1918: 
De  leer  van  het  geld,  door  G.  M.  B.  ßoissevain.  —  Een  nieuwe  geldtheorie.  Beschou- 
wingen  naar  aauleiding  van  Robert  Liefmanns  „Gold  und  Gold".  De  toekomst  van  het 
goud.  Rede  ter  aanvaarding  van  het  hoogleeraarsambt  aan  de  rijksuuiversiteit  te  Ut- 
recht uitgesproken  op  13  October  1917  door  Dr.  C.  A.  Verrijin  Stuart.  —  Uarxisme, 
materialisme  en  revisionisme  (11),  door  J.  A.  Eigeman.  —  etc. 
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Annalen  des  Deatschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirt- 
schaft. Jahrg.  50,  1917,  Nr.  7 — 9:  Der  allgemeine  Teil  des  Eechts.  Ein  Beitrag  zur 
Lehre  von  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  privaten  und  öffentlichen  EechU  und 
den  Grenzen  zwischen  beiden,  von  (Justizr.)  Dr.  Karl  Friedrichs.  —  Die  Wege  der  zu- 
künftigen Verwaltungsreform,  von  (Stadtsekr.)  Gerling.  —  Die  gegenwärtige  deutsche 
Tabakbesteuerung,  von  (Oberreg.-ß.  a.  D,)  Franz  Graf.  —  Das  deutsche  Braugewerbe, 
von  (wiss.  Hilfsarb.  beim  Magistrat  der  Stadt  Würzburg)  August  Meyer.  —  Die  eng- 
lische Landwirtschaft  im  Kriege,  von  G.  Buetz.  —  Zur  Bevölkerungsfrage  (Schluß),  von 
K.  Manschke.  —  Krankenversicherung  der  vollbeschäftigten  berufsmäßigen  Gemeinde- 
beamten, von  (Ministerialrat)  Dr.  M.  Reindl.  —  Die  Polizeiverfügung  im  bayerischen 
Becht,  von  (Rechtspraktikant)  Oscar  Gerstle.  —  Zur  preußischen  Wahlreform,  von 
(Bechtsanw.)  Dr.  Ernst  Wolff.  —  etc. 

Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik.  14.  Erg.-Heft :  Von  der  Kriegt- 
zur  Friedenswähmng,  von  Dr.  Albert  Hahn.  — 

Arohiv,  Weltwirtschaftliches.  Bd.  12,  Februar  1918,  Heft  2:  Englische  und 
französische  Versicherungsverträge  im  Kriegsfalle,  von  Dr.  Hans  Wehberg.  —  Grund- 
linien der  belgischen  Zoll-  und  Handelspolitik  von  der  Gründung  des  Königreiches  bis 
zur  Gegenwart,  von  Prof.  Dr.  Wilhelm  Gerloff.  —  Handel  und  Verkehr  in  Syrien. 
I.  Der  Handel,  von  Dr.  L^on  Schulman.  —  Zur  Entwicklung  der  Gemüseversorgung 
Deutschlands,  von  (Gartendirektor)  A.  Jansen.  —  Neuere  Literatur  zur  wirtschaftlichen 
Entwicklung  Oesterreich-Üngarns,  von  Prof.  Dr.  Oskar  Kende.  —  etc. 

Außenhandel,  Deutscher.  Zeitschrift  des  Handelsvertragsvereins.  Jahrg.  18, 
1918,  Nr.  4 :  Sozialpolitische  Abmachungen  in  den  Friedensverträgen.  —  Eine  provi- 
sorische Zollunion  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich-Üngam.  —  Die  einschneidende 
Wirkung  des  Kriegszustandes  auf  das  Schweizer  Wirtschaftsleben.  —  Englands  Außen- - 
handel  nach  Ländergruppen.  —  Reform  des  Konsulatswesens.  —  etc.  —  Nr.  5 :  Zur 
Behandlung  der  für  einheimische  Privatrechnung  im  neutralen  Ausland  lagernden  Rob- 
stoffe nach  Friedensschluß.  —  Geschäftslage  in  Polen.  —  Zur  Konsulatsreform.   —  etc. 

Bank,  Die.     Februar   1918,   Heft  2:    Der   „Bankenrat",    von  Alfred  Lansbnrgh. 

—  Die  Geldtheorie  von  Karl  Marx,  von  Ernst  Sucher.  —  Verbesserungen  im  bargeld- 
losen Zahlungsverkehr  (Schluß),  von  Prof.  Dr.  F.  Schmidt.  —  Die  Mündelsicherheit 
der  Hypothekenpfandbriefe.  —  Das  erste  Kriegsjahr  der  Aktienbanken.  —  Das  steuer- 
pflichtige Einkommen  in  Preußen.  —  etc. 

Bank-Archiv.  Jahrg.  17,  1918,  Nr.  10:  Zinsscheine  als  Zahlungsmittel,  von 
Prof.  Dr.  H.  Großmann.  —  Praktische  Erwägungen  über  die  Sicherungsübereignung, 
von  (Bankdir.)  Dr.  A.  Koch.  —  etc.  —  Nr.  11:  Die  Tätigkeit  der  deutschen  Spar- 
ka.ssen  während  des  Weltkrieges  (II.  Teil),  von  Dr.  Walter  Hoffmann.  —  Zur  Tantieme- 
pflicht der  Sonderrücklage,  von  (Geh.  Rat  n.  Senatspräs.  a.  D.)  Max  Hallbauer.  — 
Der  Treuhänder  für  das  feindliche  YermSgen,  von  (Qer.-Assess.  a.  D.)  Dr.  jur.  Friti 
Enlan.  —  etc. 

Blätter  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre.  Jahrg.  13, 
Dezember  1917  —  März  1918,  Nr.  6 — 9:  Studien  über  das  Wesen  und  die  Zukunft 
der  monarchischen  Staatsform,  von  Prof.  Dr.  R.  Erich.  —  Die  Einwirkung  des  Welt- 
krieges auf  den  norwegischen  Seehandel,  von  Dr.  Ernst  Schnitze.  —  üebersicht  der 
englischen  Gesetzgebung  1915/16,  von  (Advokat)  Prof.  Dr.  C.  H.  Huberich.  —  Der 
Einfluß  der  Mode  auf  die  Volks-  und  Weltwirtschaft.     Vortrag  von  Dr.  Norbert  Stern. 

—  Das  Wirtschaftsleben  Finnlands  und  dessen  Bedeutung  für  Deutschland.  Vortrag 
von  (Dir.)  Samuli  Sario.  —  Das  mitteleuropäische  Wirtschaftsproblem.  Vortrag  von 
G^za  Lukäcz.  —  etc. 

Blätter,  Kommunalpolitische.  Jahrg.  9,  1918,  Nr.  2  (Der  Gemeindebeamte): 
Bestrebungen  und  Wünsche  der  Gemeindebeamten,  von  (städt.  Finanzsekr.)  C.  Henrich. 

—  Zur  Lage  der  Gemeindebeamten,  von  (Abg.)  Dr.  Hess.  —  Gemeindebeamten  und 
Gemeindelieferanten.  —  Sollen  Gemeindebeamte  und  Volksschnllehrer  in  die  gemeind- 
lichen Körperschaften  gewählt  werden  ?  —  etc. 

Conoordia.  Zeitschrift  der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt.  Jahrg.  25,  1918, 
Nr.  4:  Die  Organisation  des  österreichischen  Ministeriums  für  Volksgesundheit.  —  Ge- 
sundheitliche Jugendfürsorge  aus  Mitteln  der  Invaliden-  und  Hinterbliebenenversiehe- 
mng.  —  etc.   —   Nr.  5:    Sozialpolitik   und   Bevölkerungspolitik,   von    (Stabsarzt  a.  D.) 
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Dr.  Christian.  —  Der  Ausbau  der  weiblichen  Arbeitsvermittlung,  von  Josephine  Levy- 
Bathenan.  —  Arbeitslosenunterstützung  für  Minderjährige.  —  etc. 

Export.  Jahrg.  40,  März  1918,  Nr.  10 — 13:  Wiederaufnahme  des  deutschen 
Wirtschaftslebens  während  des  Krieges  und  nach  demselben,  von  Dr.  R.  Jannasch.  — 
Zur  Lage  in  Spanien.  —  Zur  wirtschaftlichen  Lage  im  skandinavischen  Norden.  — 
Nene  Gründungen  in  der  italienischen  Industrie.  —  Der  niederländische  Geldmarkt 
(Schluß).  —  Preifbewegung  wichtiger  Rohstoffe  in  den  Jahren  1915 — 1917.  —  Nord- 
amerikanischer  Bericht.  —  Südamerikanischer  Bericht.  —  etc. 

Jahrbücher,  Landwirtschaftliche.  Bd.  51,  1918,  Ergänzungsbd.  I:  Achter 
Bericht  über  die  Versuchswirtschaft  Lauchstädt  und  erster  Bericht  über  die  Versuchs- 
wirtschaft Groß-Lübars.  Versuchswirtschaften  der  Landwirtschaftskammer  für  die  Provinx 
Sachsen.  Umfassend  die  Jahre  1910 — 1916.  Unter  Mitwirkung  von  Dr.  D.  Meyer, 
Dr.  F.  Munter  und  (Administrator)  W.  Gröbler  hrsg.  von  Prof.  Dr.  W.  Schneidewind 
(Vorsteher  der  agrikultur-chemischen  Versuchsstation  Halle  a.  8.) 

Jahrbücher,  Preußische.  Bd.  171,  März  1918,  Heft  3:  Humanität  und  Bil- 
dung, von  Gerhard  v.  Mutius.  —  Die  Weltgefahr  des  Chauvinismus,  von  (Priv.-Doz.) 
Dr.  Martin  Hobohm.  —  Bleuerdruck,  Prosperität  und  Angelsachsentum,  von  Dr.  Emil 
Daniels.  —  Afrika  und  die  Weltpolitik,  von  Emil  Zimmermann.  —  Das  ostpreußische 
Chaos ;  Die  mangelnde  Entschlossenheit  und  Geradheit  in  der  deutschen  Politik ;  Groß- 
admiral v.  Tirpitz ;  Polen  und  die  Ukraine ;  Der  Ententestreit  über  den  Oberbefehl  und 
über  die  Kriegsziele ;    von  H.  Delbrück.  —  etc. 

Masius'  Rundschau.  Blätter  für  Versicherungswissenschaft.  Jahrg.  29,  1917, 
Heft  8:   Die  private  deutsche  Lebensversicherung  im  Jahre  1916.  —  etc. 

Monatshefte,  Sozialistische.  Jahrg.  24,  Bd.  50,  1918,  Heft  6:  Das  Programm 
der  deutschen  Gewerkschaften  und  die  deutsche  Volkswirtschaft,  von  Emil  Kloth.  — 
Die  industriellen  Kräfte  Rußlands,  von  Dr.  Ludwig  Quessel.  —  Kriegsflotte  und  See- 
geltung, von  Max  Schippel.  —  etc.  —  Heft  7 :  Rußland  und  der  angelsächsische  Wirt- 
schaftskrieg, von  Dr.  Ludwig  Qnessel.  —  Die  Zukunft  Palästinas,  von  Hermann  Kranold. 

—  Ein  sozialpolitisches  Experiment,  von  Paul  Müller.  —  etc. 

Oekonomist,  Der  Deutsche.  Jahrg.  36,  1918,  Nr.  1835:  Die  wirtschaftliche 
Bedeutung  des  Friedensschlusses  mit  der  Ukraine.  —  Die  Bewegung  der  Wechselkurse 
in  Südamerika  und  Spanien.  ■ —  Der  englische  Kapitalmarkt  im  Jahre  1917.  —  etc.  — 
Nr.  1836:  Reichshaushalt  und  neue  Steuern.  —  etc.  —  Nr.  1837:  Die  Zukunft  unserer 
Kolonien.  —  Deutsche  Pfandbriefanstalt  in  Posen.  —  etc.  —  Nr.  1838:  Aus  dem 
englischen    Finanzwesen.    —    Die   Kriegsabgabe   der    Reichsbank    für   das    Jahr    1917. 

—  etc. 

Plutus.  Jahrg.  15,  1918,  Heft  9/10:  Außenhandelssorgen,  von  (Dipl.-Ing.)  Dr. 
Th.  Schuchard.  —  Kunstwerk  und  Marktwert.   Eine  Studie  von  Lothar  Brieger.  —  etc. 

—  Heft  11/12:  Daimler.  —  Deutsche  Finanzreform,  von  G.  B.  —  etc. 

Praxis,  Soziale,  und  Archiv  für  Volkswohlfahrt.  Jahrg.  27,  1918,  Nr.  21: 
Sozialpolitische  Aufgaben  des  Reichstags,  von  Prof.  Dr.  E.  Francke.  —  Aufgaben,  Ein- 
richtungen und  Organe  von  Wohlfahrtsämtern  in  Stadt-  und  Landkreisen  (Schluß),  von 
Dr.  Marie  Baum.  —  Die  Trinkgeldfrage.  Eine  Entgegnung,  von  (Vors.  des  Reichsver- 
bandes der  Gasthausangestellten  [Christliche  Gewerkschaft])  Adolf  Schaar.  —  Zur  Frage 
der  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  von  Dr.  Szimatis.  —  Arbeitsnachweise  für  Frauen, 
von  Dr.  Kaelhe  Gaebel.  —  etc.  —  Nr.  22:  Probleme  der  Frauenarbeit  in  der  Ueber- 
gangszeit,  von  Dr.  Kaethe  Gaebel.  —  Friedensverträge  und  internationaler  Arbeiter- 
schutz. —  Sozialpolitische  Wirkungen  der  Kriegswirtschaft  in  der  Schweiz.  —  Der 
deutsche  Industrierat.  —  Die  Frau  und  das  Genossenschaftswesen.  —  Zwei  Gesetzent- 
würfe zur  Bekämpfung  des  Geburtenrückgangs.  —  etc.  —  Nr.  23:  Streikklausel  und 
Einigungszwang  im  Arbeitsnachweiswesen,  von  Dr.  Klaus  Wagner-Roemmich.  —  Das 
Recht  der  Organisationen  im  neuen  Deutschland.  —  Die  Sozialpolitik  in  den  Etatbe- 
ratungen des  Reichstags.  —  Die  Maßnahmen  der  bayerischen  Regierung  zur  Bekämpfung 
der  Wohnungsnot  nach  dem  Kriege.  —  etc.  —  Nr.  24 :  Friede  im  Osten.  —  Neuord- 
nung im  Innern,  von  Prof.  Dr.  E.  Francke.  —  Eine  Eingabe  der  Gesellschaft  für 
Soziale  Reform  betr.  Frauenarbeit.  —  Gleichberechtigung  und  Mitarbeit!  —  Das  Tarif- 
amt der  Buchdrucker  und  der  politische  Streik.  —  Die  Arbeitgeberverbände  imd  die 
sozialpolitischen  Gesetzentwürfe.  —  Der  deutsche  Metallarbeiterverband  gegeA  neue 
Streiks.  —  Die  1.  Reichstagung  kaufmännischer  Angestellter  Deutschlands.  —  etc. 

Recht  und  Wirtschaft.     Jahrg.   7,   März   1918,   Nr.  3:    Der  erste   Friedcns- 
■chlnß,  von  (Geh.  Justizr.)  Prof.  Dr.  Heinrich  Triepel.  —  Freier  oder  gebundener  Ein- 
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fnhrhandel?,    von   (Geh.   Reg.-E.)   Schlegelbersrer.    —    Keime   künftiger   Bechtsentwick- 
lung  im  Kriegsprozeßrecht,  von  (Geh.  Jastizr.)  Dr.  Adolf  Heilberg.  —  etc. 

Verwaltung  und  Statistilc  (Monatsschrift  für  Deutsche  Beamte).  Jahrg.  7, 
Februar  1918,  Heft  2:  Papiergeldwirtschaft,  von  Dr.  Heinrich  Pudor.  —  Die  Vieh- 
besitzverhältnisse Oesterreichs.  —  Säuglings-  und  Kleinkinderfürsorge  in  Bayern.  —  etc. 

Wirtschafts-Zeitung,  Deutsche.  Jahrg.  14,  1918,  Nr.  3:  Die  Neugestaltung 
der  preußischen  Handelskammern  (Schluß),  von  Prof.  Dr.  A.  Wirminghaus.  —  Export- 
erleichterung durch  Vereinheitlichung  der  Bahntarife  (im  Verkehr  zwischen  Deutach- 
land und  Oesterreich-Üngarn),  von  (Staatsbabnrat  a.  D.)  Dr.  Victor  Krakauer.  —  Die 
russische  Volkswirtschaft  im  Jahre  1917.  —  Die  künftige  Erneuerung  des  Weltpost- 
vereins. —  Deutsch-amerikanischer  Wirtschaftsverband :  Der  amerikanische  Arbeitsmarkt 
und  die  Regierung;  Wirtschaftliche  Vergeltungsmaßnahmen  gegen  die  Vereinigten 
Staaten.  —  etc.  —  Nr.  4 :  Das  Volbsvermögen  Frankreichs  vor  dem  Kriege,  von  Dr. 
Forlan.  —  Wertzölle  und  spezifische  Zölle,  von  Prof.  Dr.  F.  Zadow.  —  Die  Formen 
des  wirtschaftlichen  Kampfes,  von  (Reg.-R.)  Dr.  Fritz  Kestner  f.  —  Die  Wechselkurs- 
frage als  Problem  der  Zukunft.  —  Der  amerikanische  Obligationenmarkt  —  etc.  — 
Deutsch-amerikanischer  Wirtschaftsverband:  Wilsons  Kriegspolitik;  Die  Verstaatlichung 
der  amerikanischen  Eisenbahnen;  Der  Rückfluß  amerikanischer  Wertpapiere;  Die 
Schwierigkeiten  des  amerikanischen  Schiffbaus;   Die  amerikanischen  Kriegskosten.  —  etc. 

Zeit,  Die  Neue.  Jahrg.  36,  Bd.  1,  1918,  Nr.  20:  Zur  Streikbewegung,  von 
Fritz  Ebert.  —  Grundlagen  der  Hcgcl-Markschcn  Geschichtsauffassung  (Schluß),  von 
Heinrich  Cunow.  —  Der  russische  Staatsbankrott,  von  Max  Grunwald.  —  etc.  — 
Nr.  21:  Kolonialpolitik  nach  dem  Kriege,  von  (M.  d.  R.)  Gustav  Noske.  —  Politik 
und  Wirtschaft  in  Spanien,  von  Ferd.  Moos.  —  Die  Kriegsgewinne  der  Landwirtschaft, 
von  Robert  Leinert.  —  etc.  —  Nr.  22:  Zur  Demokratisierung  des  Gemeindewahlrechts 
in  Preußen,  von  Hugo  Heimann.  —  Das  Sell)stbestimmungsrecht  der  Völker  in  der 
Auffassung  der  Bolschewicki,  von  N.  E.  Verow.  —  Die  Monopolfragc,  von  Georg 
Beyer.  —  etc.  —  Nr.  23:  Die  auswärtige  Politik  Japans,  von  Ludwig  Quesscl.  —  Kriegs- 
tatsachen und  Friedensth^rien,  von  E.  Kultner.  —  Das  Selbstbe>timmung8recht  der 
Völker  in  der  Auffassung  der  Bolhchewicki  (Schluß),  von  N.  E.  Verow.  —  etc.  — 
Nr.  24:  Revolutions- Experimente,  von  Wilhelm  Bios.  —  Kriegsmaßnahmen  und  deren 
Folgen   im  Holzgewerbe,   von   A.  Neumann.  —  Zur  Valutatrage,   von   Max   Grunwald. 

—  Fabrikpflegerinnen,  von  Gertrud  Hanna.  —  Das  preußische  Wahlkreisunreeht,  von 
Robert  Leinert.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Kommunalwirtschaft  und  Kommunalpolitik.  Jahrg.  8,  1918, 
Nr.  3/4:  Die  Uebergangswirtschaft  und  die  Gemeinden,  von  (Oberbürgermstr.)  Dr. 
Scholz.  —  Presse  und  kommunale  Lebensmittelversorgung  von  (Ger.-Assess.)  Karl  Menae. 

—  Schulbehörden  und  Schulverwallung,  von  Dr.  jur.  Georg  TiUing.  —  Vorschläge  zur 
Gemüseversorgung  für  das  Wirtschaftsjahr   1918,  von  (Ger.-Assess.)  Karl  Menne.   —  etc. 

Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft.  Jahrg.  9,  1918,  Heft  1  u.  2 :  Großstadt- 
wohnungen und  Großstadtmenschen,  von  Prof.  Dr.  Wilh.  Gemünd.  —  Eine  neue  Gcld- 
theorie?,  von  Dr.  Melchior  Palyi.  —  Statistik  und  Fürsorgewesen.  2.  Teil.  Zur  Statistik 
der  unehelichen  Geburten  und  des  unehelichen  Geschlechtsverkehrs,  von  Prof.  Klumker. 

—  Probleme  der  Zinstheorie  (I),  von  Andreas  Voigt.  —  Der  Betrieb  als  Zähleinbeit 
der  gewerblichen  Betriebsstatistik,  von  Richard  Passow.  —  Die  Neugestaltung  der 
Handelskammern  in  Preußen,  von  Dr.  Julius  Luebeck.  —  Krieg  und  Kinderechuti, 
von  (Amtsrichter)  Dr.  Albert  Hellwig.  —  Die  Industrie-  und  Arbeitervcrhältnisse  in 
Polen,  von  Dr.  P.  Martell.  —  Die  englischen  Gewerkschaften  im  Kriege,  nach  P.  Lensch. 

Zentralblatt,  Deutsches  Statistisches.  Jahrg.  10,  Januar  1918,  Nr.  1:  StalUtik 
und  Soziologie,  von  Dr.  Walter  Schöne.  —  Zwischen  Statistik  und  Soziologie,  von  Dr. 
Hans  Guradze.  —  etc. 

Bericht!  gnng. 
In  dem  Aufsatz  von  Jffhlinger,  Genossenschaften  oder  freier  Handel?  im  März- 
Heft    dieser    „Jahrbücher"    ist    oben    auf     S.    317    Z.    7    von    unten    statt    900  000  t 
9000  t  zu  lesen.  

Frommannsche  Buchdruokerei  (Hermann  Pohlej  in  Jena  —  4652 
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X. 

Vom  Begriff  der  Wirtschaft  zum  Begriffs- 
gebäude der  Volkswirtschaftslehre. 

Von 

Othmar  Spann  (BiUnD). 

Inhalt:  I.  Abschnitt.  Der  Begriff  der  Wirtschaft.  §  1.  Die  Elemente  des  Begriffes 
der  Wirtschaft.  1.  Die  Unterscheidung  von  Mittel  und  Zweck.  3.  Zwecluysteme  und  Mittel- 
system in  der  Gesellschaft.  3.  Die  reinen  Mittel.  4.  Die  Ziele  als  Mittel  oder  Mittel  höherer 
Ordnung.  5.  Die  Bestandteile  der  Zweckgebilde  (Ziele).  6.  Die  Gliederung  der  Ziele,  wie  der 
Wirtschaft  nach  ihren  Zielen.  §  2.  Strenge  Trennung  von  Mittel  und  Ziel.  §  3.  Die  Abgren- 
zung von  Wirtschaft  und  Technik.  1.  Die  begriffliche  Abgrenzung.  2.  Da»  Verhältnis  von 
Wirtschaft  und  Technik.  3.  Zur  Literatur.  §  4.  Vollendung  der  Begriffsbestimmung  der 
Wirtschaft.  1.  Widmen  und  Abwägen  der  Mittel  als  die  Grundbestimmungen  des  Be- 
griffs der  Wirtschaft.  2.  Die  Notwendigkeit  im  Begriff  der  Wirtschaft.  §  5.  Die  Erschei- 
nungsformen der  Wirtschaft:  reine  Wirtschaft,  UnWirtschaftlichkeit,  Wirtschaftsumschich- 
tung,  Nebenwirtschaft  und  Wirtschaftslosigkeit.  1.  UnWirtschaftlichkeit  im  engeren  Sinne 
(Mangel  in  der  Rangordnung  der  Mittel  und  ihrer  Neugestaltung).  2.  Wirtschaftslosig- 
keit. 3.  Neueinstellung  der  Wirtschaft  oder  Wirtschaftsumscliichtnng.  4.  Unwirtschaft- 
lichkeit  aus  vernunftwidrigem  Wechsel  der  Ziele  oder  wirtschaftliche  Unbeständigkeit. 
.').  Nebenwirtschaft  oder  abgeleitete  Wirtschaft.  §  6.  Der  Aufbau  der  Wirtschaft : 
Leistung  und  Wert  als  die  Grundelemente.  1.  Der  leistungsmäßige  Aufbau  der  Wirt- 
schaft. 2.  Die  Einheit  der  Wirtschaft.  3.  Die  Zielerreichung  im  besonderen.  Der 
Wertbegriff.  4.  Auseinandersetzung  mit  der  Arbeitstheorie.  5.  Der  Grenznutzen.  — 
II.  Abschnitt.  Die  elementare  Leistungslehre  oder  die  Lehre  von  den  allgemeinen 
leistungamäßigen  Grundbegriffen.  §  7.  Das  System  der  leistungsmäßigen  Kategorien 
oder  der  allgemeinen  leistungsmäßigen  Grundbegriffe.  §  8.  Die  Leistungsträger  oder 
leistenden  Elemente.  1.  Die  Gliederung  der  Mittel.  2.  Leistendes  Element  „Pro- 
dnktionsfaktor".  3.  Die  Handlung  als  die  wirtschaftliche  Elementarersoheinung.  §  9.  Die 
Kategorien  der  Leistungsgrößen.  §  10.  Die  Arten  der  Leistungen.  1.  Die  unmittel- 
bare Leistung  oder  Gebrauchsleistung.  2.  Die  mittelbare  oder  Kapitallcistung.  3.  Die 
negative  Kapitalleistung  oder  Gewährleistung.  4.  Die  Kapitalleistung  höherer  Ordnung. 
5.  Die  Vorbereitung  aller  Leistungen  oder  Vorleistung.  6.  Die  Rücklage  oder  Po- 
tentialleistung. 7.  Zusammenfassung.  §  11.  Die  Zeitabfolge  oder  Stufenfolge  der 
Leistungen.  §  12.  Die  Beeinflussung  der  Leistungen  (Leistungsmodifikation).  §  13. 
Die  Gesamtbewährung  oder  allgemeine  Erfolgkategorie  der  Wirtschaft:  wirtschaftliche 
Fruchtbarkeit  oder  Produktion.  —  III.  Abschnitt.  Die  Gestaltenlehre  der  Lei- 
stungen. (Der  morphologische  Aufbau  des  leistenden  Systems  der  Volkswirtschaft 
und  die  morphologischen  Grundbegriffe.)  §  14.  Die  morphologischen  Elemente.  §  15. 
Die  monogenetischen  Leistungserscheinungen.  1.  Das  Gebilde.  2.  Der  Aufbau  des  Ge- 
bildes. 3.  Das  Leben  des  Gebildes.  §  16.  Der  Bauplan  der  monogenetischen  Wirt- 
schaft. §  17.  Rückschau  über  die  monogenetischen  Grundbegriffe.  §  18.  Die  poly- 
genetischen oder  verkehrswirtschaftlichen  Leistungserscheinungen.  1.  Die  Gebilde  höherer 
Ordnung.  2.  Das  Gefüge  des  Gebildes  höherer  Ordnung.  3.  Die  innere  Umbildung  der 
monogenetischen  Gebilde.  4.  Die  Leistungen  im  Gebilde  höherer  Ordnung.  5.  Die 
Irfistungen  der  Kongregalgebilde  oder  Leistungen  höherer  Ordnung.  §  19.  Die  Häufung. 
Jahrb.  t.  Nationalök.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  5t).  34 
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I.  Der  Begriff  der  Häufung.  Die  Statistik.  2.  Kongregalmas^en  und  atomistische  Ma-sscn. 
3.  Das  HäafuDgsverhältnis.  4.  Häofungsverhältnis  und  Bauplan  der  Volkswirtschaft. 
5.  Der  freie  Wettbewerb.  —  IV.  Abschnitt.  Der  sachliche  Aufbau  der  Leistungen 
höherer  Ordnung  oder  der  Bauplan  der  Volkswirtschaft.     I.  Die  Gebilde  der  Werkreife. 

II.  Die  Gebilde  der  Marktreife.  III.  Die  Gebilde  der  GenuBreife,  IV.  Die  Gemein- 
samkeitsreife.    V.  Die  Vorreife.     VI.  Die  universale  Lebendigkeit  aller  Wirtschaft. 

Soll  die  Wirtschaftswissenschaft  mit  dem  Begriffe  ihres  Gegen- 
standes einen  fruchtbaren  Anfang  machen,  so  muß  sie  sich  aus  der 
alten  Fragestellung  befreien,  welche  Art  von  Betätigung  in  der  Wirt- 
schaft vorliege:  ob  psychische,  technische  oder  psychologische,  und 
in  welchem  Verhältnisse  daher  Wirtschaft  zum  Psychischen,  Physi- 
schen, Mechanischen,  Technischen,  Physiologischen  stehe.  Die  Wirt- 
schaftswissenschaft muß  als  Gesellschaftswissenschaft  begründet 
werden,  Wirtschaft  ist  eine  Erscheinung  der  menschlichen  Gesell- 
schaft; man  darf  daher  allein  fragen:  was  Wirtschaft  in  der 
menschlichen  Gesellschaft  sei?  Das  will  nichts  anderes 
besagen,  als  die  Frage:  was  ist  sie  in  unserem  Leben?  Auf  die 
lebendige  Wurzel  muß  man  gehen.  Im  Leben,  in  der  Gesellschaft 
wird  Wirtschaft  geboren,  als  Teil  von  ihr  erhält  sie  Gestalt  und 
Wesen. 


L  Abschnitt. 

Der  Begriff  der  Wirtschaft. 

§  1.    Die  Elemente  des  Begriffes  der  Wirtschaft 

1.  Die  Unterscheidung  von  Mittel  und  Zweck. 

Jene  Unterscheidung  nun,  die  allein  imstande  ist,  „Wirtschaft " 
von  den  übrigen  Bezirken  der  Gesellschaft  abzusondern  und  so  zu 
allererst  den  Begriff  der  Wirtschaft  zu  begründen,  ist  die  zwischen 
„Werten"  („Zwecken")  und  „Mitteln".  Die  Gesellschaft  zerfällt 
danach  in  Gebiete,  die  dem  Bereich  der  Werte  angehören,  "Wert- 
oder  Zwecksysteme,  wie  Wissenschaft,  Kunst,  Moral;  und  in  solche, 
die  dem  Bereich  der  Mittel  angehören. 

Was  sind  aber  Werte,  was  sind  Mittel? 

Diese  Frage  ist  eine  Hauptfrage  für  den  Anfang  unserer  Unter- 
suchung, verdient  aber  auch  um  des  allgemeinen  Bildungsinhaltes 
willen,  den  sie  erschließt,  eine  gründliche  Beantwortung. 

Werte  sind  Endzwecke,  die  zu  ihrer  Kechtfertigung  eines 
Höheren  nicht  bedürfen,  sondern  diese  Rechtfertigung  schon  in 
sich  selbst  haben,  wie  das  Heilige,  Wahre,  Gute,  Schöne,  Edle. 
„Wahr"  z.  B.  ist  etwas  nicht  aus  einem  äußerlichen  Grunde, 
sondern  kraft  des  eigenen  Wesens  des  Logischen.  Die  Wahr- 
heit ist  also  in  diesem  Sinne  ein  Endzweck  für  sich  und  zwar 
auch  angesichts  dessen,  daß  noch  höhere  Werte  über  ihr  sind, 
wie  etwa  die  Idee  des  höchsten  Wesens.  Als  das,  was  sich  selbst 
Gesetz  ist,  erlangt  etwas  „Wert",  und  in  demselben  Maße  erlangen 
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die  Werte  auch  „Geltung" ;  als  geltende  heißen  sie  „Normen",  als 
Normen  schließen  sie  ein  „Sollen"  in  sich,  d.  h.  sie  stellen  den  An- 
spruch, das  richtende,  imperative  Prinzip  in  der  Tatsachenwelt  zu 
sein.  Wert  ist  sonach  alles,  was  kraft  seines  eigenen  Wesens,  was 
kraft  seines  inneren,  apriorischen  Gesetzes  gilt;  im  Bereiche  seiner 
Geltung  ist  der  Wert  eine  Norm,  ein  Sollen.  —  Eben  in  diesem 
selbständigen  Wertcharakter  liegt  auch  eine  ganz  bestimmte  „Gel- 
tung" als  Wert  und  in  dieser  Geltung  liegt  wieder,  daß  Tihr  gemäß) 
jeder  Wert  eine  ganz  bestimmte  Stellung  in  der  „Rangordnung"  der 
Werte  einnimmt  Die  Welt  der  Werte  kann  nämlich,  indem  jeder  Wert 
eine  ganz  bestimmte  Geltung  für  sich  hat,  nur  in  Gestalt  einer 
festen  Stufenfolge  (Rangfolge,  Hierarchie)  erscheinen.  In  ihr  sind 
die  Werte  nach  „Höher"  und  „Niedriger"  geordnet,  dergestalt  daß 
ein  höchster  Wert  sei;  ob  es  nun  das  „Heilige"  oder  eine  ab- 
strakte „Entwicklung"  oder  ein  Höchstmaß  des  Nützlichen  ist,  das 
als  „höchstes  Gut"  zu  oberst  steht,  ändert  an  der  grundsätzlichen 
Tatsache  der  „Rangordnung"  nichts. 

Dieser  Welt  der  Werte  steht  eine  Welt  von  Ursache  und  Wir- 
kung schroff  entgegen.  Man  sieht  mit  ganz  anderen  Augen  den 
Dingen  ins  Antlitz,  man  sieht  eine  ganz  andere  Ebene,  ein  ganz 
neues  Reich,  wenn  man  statt  der  Wertgeltung,  statt  der  Welt  des 
„Höher"  und  „Niedriger",  die  Welt  des  Vorher  und  Nachher,  der 
Ursache  und  Folge,  der  Bedingung  und  des  Bedingten  betrachtet. 

Die  Welt  von  Ursache  und  Folge  ist  ein  rein  mechanisches, 
völlig  sinnloses  Fortgehen  zum  ewig  Nächsten,  ein  rastloses  Hin- 
und  Herwogen,  ein  Ineinanderwirren  von  notwendiger  Ursache  und 
notwendiger  Wirkung,  gleichwie  das  wogende  Weltmeer  unaufhörlich 
an  die  Rippen  seiner  Ufer  schlägt.  In  die  Stufenwelt  der  Werte» 
in  das  Reich  von  Höher  und  Niedriger  würden  die  Tropfen  des 
Weltmeeres  erst  gelangen,  wenn  dieses  als  eine  große  Midgard- 
schlange  jedem  Tropfen  den  Wert  eines  Gliedes  im  Organismus  des 
Ganzen,  ihm  eine  Stelle  im  der  Rangordnung,  dem  Gliedbau  von 
Höher  und  Niedriger,  der  nun  im  Ganzen  entstände,  anweist. 

Die  Welt  der  Werte  ist  zunächst  nur  als  gültige  Setzung,  nur 
als  „Willensgeltung"  gegeben ;  die  Werte  sind  nur  im  Wollen  gel-i 
tende  d.  h.  geschätzte  Werte.  Das  Heilige,  Edle,  Wahre,  Gute, 
Schöne  sind  Werte,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  in  der  Wirklich- 
keit angetroffen  werden.  Die  Werte  einerseits,  ihre  Verwirklichung 
(Realisierung)  im  stofflichen  und  psychischen  Dasein  andererseits  — 
das  sind  daher  zwei  ganz  verschiedene  Dinge.  Ein  Wert  muß  erst 
„verwirklicht"  werden,  die  Verwirklichung  des  Wertes  ist  etwas 
anderes  als  das  Wertvolle  an  ihm.  Die  Verwirklichung  des  Wert- 
vollen geschieht  nur  in  der  Welt  des  Seins,  in  der  Welt  von  Ursache 
und  Wirkung.  Deswegen  geht  neben  dem  Werte  als  solchem  jeder- 
zeit einher:  eine  stofflich-technische  Ursächlichkeit,  eine  psycho- 
logische und  eine  physiologische  Ursächlichkeit.  Chemische,  physi- 
kalische, technische,  psychologische,  physiologische  Vorgänge  und 
Dingheiten  sind  also  notwendig  die  Unterlagen  für  die  Verwirk- 
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lichung  der  zunächst  rein  als  Forderung  gegebenen,  d.  i.  rein  ideell 
gesetzten  Werte. 

J^ene  Ursächlichkeit,  welche  Werte  verwirklicht,  heißt  Mittel. 
Die  Mittel  sind  als  die  Verwirklicher  der  Werte  gleichsam  das 
Bindeglied  zwischen  der  Welt  der  Werte  und  der  Welt  von  Ursache 
und  Wirkung,  mit  anderen  Worten :  daß  aus  der  unabsehbaren,  un- 
unterbrochenen Kette  von  Ursachen  und  Folgen  gerade  jene  Kom^ 
plexe  und  Zusammenhänge  als  „Mittel"  herausgehoben  werden, 
die  Werte  verwirklichen,  daß  sie  nicht  als  kausale  Einheiten 
sondern  gleichsam  als  geschichtlich  (durch  ihre  Aufgabe)  bestimmte 
Dingheiten,  nämlich  als  diese  bestimmten  Wertverwirklicher  heraus- 
gehoben werden  —  das  macht  sie  zu  Mitteln.  Es  ist  das  teleo- 
iogiscTie  Moment,  die  Beziehung  auf  den  Wert,  was  jene  ürsächlich- 
keitsstückc  zu  Mitteln  macht. 

Der  Begriff  des  Mittels  enthält  daher  zwei  einander  ausschlie- 
ßende Elemente:  als  ein  System  von  Ursachen  und  Wirkungen,  die 
in  ihm  dinglich  oder  vorgänglich  zur  Erscheinung  kommen,  gehört 
das  Mittel  der  ursächlichen  Welt  an  und  ist  ein  Netz  mechanischer 
Kräfte,  ein  technisches  System,  ein  psychologisches  System,  ein 
biologisches  System,  oder  was  es  sonst  für  Arten  von  Wirklichkeit 
gibt.  Als  jene  Ursächlichkeit  aber,  welche  einen  Wert  verwirklicht, 
ist  es  eine  Vorstufe  zu  diesem  Werte,  ein  Zwischenwert,  eine  Halte- 
stelle zu  höheren  Werten :  selber  ein  Glied  in  der  Rangordnung  der 
Werte,  ein  Bürger  in  ihrem  Reiche.  In  dieser  Wertbeziehung,  dieser 
Wertnatur,  teleologischen  Natur  ist  ,, Mittel"  zum  Unterschied  vom 
Eigenwerte  alles  das,  was  seine  Rechtfertigung  erst  von  jenem  Werte 
ableitet,  dessen  Verwirklichung  es  dient.  Genauer  gesagt:  sofern 
es  seine  Rechtfertigung  von  einem  Höheren  ableitet,  sofern  es 
einem  Höheren  dient,  ist  es  Iklittel.  Denn  es  kann  auch  etwas  vollen 
Eigenwert  in  sich  haben,  z.  B.  das  Logische,  und  doch  als  Mittel  für 
ein  Anderes  dienen,  z.  B.  für  das  Nützliche.  Sofern  es  dient,  ist 
es  Mittel,  und  insofern  ist  auch  das,  dem  es  dient,  ein  Höheres. 
Außerhalb  dieser  Beziehung  kann  das  Mittel  entweder  völlig  wert- 
los sein  (wie  die  Werkzeuge,  Rohstoffe,  Sachen,  Arbeitsleistungen); 
oder  es  steht  in  seinem  eigenen  Werte  unbefleckt  und  in  vollem 
Glänze  da.  Sofern  die  Wissenschaft  dem  Nutzen  dient,  ist  der 
Nutzen  das  Höhere  und  die  Wissenschaft  nur  Mittel;  als  Wissen 
und  Wahrheit  für  sich  bleibt  sie  eigener  Wert,  unberührter  Selbst- 
bestand. Im  teleologischen  Begriff  des  Mittels  liegt 
nichts  als  daß  es  keine  eigenen  Werte  in  sich  schließt, 
sondern  nur  der  Weg  zum  Werte  nur  Haltestelle  dazu, 
nur  Vorstufe,  Vorzweck  sei.  Den  Wert  als  Endglied  einer 
Reihe  von  Mitteln  nennen  wir  „Zweck"  oder  „Ziel".  „Wert"  be- 
zeichnet dagegen  den  Selbstbestand,  die  Rechtfertigung  aus  sich 
selbst,  den  Innern  Eigenwert;  Zweck  oder  Ziel  bedeutet,  daß  der 
Wert  als  praktisch  geltendes  Sollen  eine  Reihe  von  Mitteln  zu  seiner 
Erreichung  (Verwirklichung)  in  Bewegung  setzt. 
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Zusammenfassend  können  wir  sagen :  Die  Welt  des  „Höher" 
und  „Niedriger"  ist  die  Welt  der  Werte;  Eigenwert  ist  ein  Wert 
als  Selbstbestand,  ist  das,  was  von  sich  selbst  aus  der  Rangordnung 
von  Höher  und  Tiefer  angehört ;  die  Welt  des  „Vorher"  und  „Nach- 
her" ist  dagegen  die  Welt  von  Ursache  und  Folge;  jene  Ursächlich- 
keiten, die  der  Verwirklichung  von  Werten  dienen,  bilden  die  Welt 
der  Mittel.  Das  Mittel  ist  daher:  1.  ein  Inbegriff  von  Ursächlich- 
keit, 2.  ein  Inbegriff  von  Wertbezug;  dieser  letztere,  der  teleo- 
logische Begriff  des  Mittels,  ist  der,  eine  Vorstufe,  ein  Vorzweck 
für  den  Endzweck,  den  Eigenwert  zu  sein.  Mittel  ist  also,  was  ver- 
möge seiner  bestimmt  beschaffenen  Ursächlichkeit  in  die  Rangord- 
nung der  Werte  eingetreten  ist,  Wertbezug  erlangt  hat. 

2.  Zwecksysteme  und  Uittelsystem  in  der  Gesellschaft. 

Betrachten  wir  die  verschiedenen  Bezirke  oder  Gebiete  der 
Gesellschaft,  so  finden  wir  als  solche,  die  ihrem  Wesen  nach  das 
Wertvolle,  die  Zwecke  zum  Inhalte  haben,  Gebiete  wie:  Wissen- 
schaft, Kunst,  Religion,  Sittlichkeit,  Recht,  Staat;  denn  das  Lo- 
giscJie.  das  Schöne,  das  Heilige,  das  Gute,  das.  Rechte  sind  schon 
für  sich  Werte.  Das  einzige  Gebiet  hingegen,  dem  der 
Wert  in  jenem  Sinne  des  Selbstbestandes,  Selbst- 
zweckes fehlt,  ist  die  Wirtschaft.  Sie  ist  das  Reich  der 
Mittel.  Sehen  wir  auf  die  Hervorbringung  in  der  Wirtschaft,  so 
finden  wir  Grund  und  Boden,  Rohstoffe,  MaschineUj  Eisenbahnen 
und  Arbeitsleistungen ;  sehen  wir  auf  den  Markt,  so  finden  wir  Geld 
und  Ware;  sehen  wir  auf  den  Haushalt,  so  finden  wir  Nahrung, 
Feuerung,  Wohnung,  Zimmergerät  —  immer  zeigt  sich  ein  Inbe- 
griff von  Dingen,  die  zu  etwas  dienen,  die  aber  (als  Wirtschaftsbe- 
standteile gesehen)  selbst  nichts  Wertvolles  sind^  eine  Eigenscliaft, 
die  kein  anderes  Gebiet  der  Gesellschaft  besitzt.  Die  erste  allge- 
meinste Formel  für  den  Begriff  der  Wirtschaft  lautet  daher :  „Wirt- 
schaft ist  ein  Inbegriff  von  Mitteln  für  Ziele." 

Was  nun  den  Gegensatz  von  Mittel  und  Ziel  so  verdunkelt  und 
bisher  verhindert  hat,  daß  er  zur  Achse  des  Begriffes  der  Wirt- 
schaft wurde,  sind  vornelimlich  drei  Erscheinungen:  erstens,  daß  fast 
jedes  Mittel  auch  Eigenwert,  Zweck  sein  kann,  und  daß  wirklich 
viele  Mittel  der  Wirtschaft  solche  sind,  die  zugleich  sehr  hohe, 
höchste  Zwecke  darstellen,  wie  die  Wissenschaft,  die  als  Mittel  in 
den  Dienst  des  Erzeugens,  Erfindens  und  überhaupt  des  Wirtschaf  tens 
gestellt  wird.  Echte  Werte  also,  die  ihre  Rechtfertigung  ganz  aus 
sich  selbst  zu  schöpfen  vermögen,  können  in  manchen  Beziehungen 
zugleich  doch  wieder  Mittel,  Zwischenzw«cke,  Haltestellen  zu 
anderen  Zwecken  werden;  zweitens  daß  je  nach  der  wirklichen 
Geltung  der  Werte  einmal  etwas  ein  höchstes  Ziel  sein  kann,  was 
für  andere  Wertsysteme  und  Menschen  niedrigstes  Mittel  ist,  so 
wenn  die  heilige  Eiche  Donars  von  Christen  gefällt  und  vielleicht 
als  Heizmittel  verwendet  wird,  oder  wenn  niedrige  Verrichtungem 
für  den  Asketen  Wert  bedeuten,  dem  Eudämonisten  Abscheu  er- 
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wecken  (dies  heißt  aber  nur,  daß  die  Z w eck inli alte  wechseln, 
nicht,  daß  bei  gegebener  Geltung  eines  Zweckes  Zweck  und  Mittel 
je  vermischbar  wären);  drittens  endlich,  daß  die  Bestandteile  oder 
Glieder  von  Werten,  z.  B.  die  Töne  in  einem  Lied,  fälschlich  als 
„Mittel"  betrachtet  werden,  während  sie  in  Wahrheit  dem  Werte 
selbst  zugehören.  —  Neben  diesen  verwickelten  Fällen  gibt  es  zum 
Glück  noch  Mittel,  die  fast  unter  allen  Umständen  bei  einigermaßen 
festgegebenem  Wertsystem  Mittel  bleiben,  wie  die  Sachdinge. 
Untersuchen  wir  diesen  Tatbestand  näher. 

3.  Die  reinen  Mittel. 

Was  bei  gegebener  Geltung  der  Ziele  (d.  h.  bei  einem  gegebenen 
Systeme  der  Werte,  sei  es  eines  bestimmten  Individuums,  sei  es  im 
Durchschnitt  eines  Volkes,  einer  Kultur,  einer  Zeit)  jeweils  nur  der 
Erreichung  eines  Zieles  dient  und  nicht  selbst  Ziel  (Eigenwert)  ist, 
nennen  wir  reines  Mittel.  Zu  ihnen  gehören  in  der  Regel  alle  stoff- 
lichen Mittel,  die  sogenannten  Sachgüter,  alle  energetischen  Mittel 
(z.  B.  Elektrizität)  und  von  Arbeitsleistungen  diejenigen,  welche 
nach  den  gegebenen  Wertungen  als  mühevolle,  schmerzliche,  unstan- 
desgemäßc  oder  ekelhafte  Verrichtungen  niemals  um  ihrer  selbst  willen 
vollbracht  würden.  Der  Begriff  des  Mittels :  daß  es  nur  eine  Halte- 
stelle, eine  Vorstufe  zum  Zweck  sei ;  der  Zweck  ater  unabhängig 
davon  entweder  der  Idee  nach  oder  der  Wirklichkeit  nach  (nämlich 
durch  andere  Mittel)  verwirklicht  werden  könne  —  dieser  Begriff 
wird  durch  die  reinen  Mittel  so  erfüllt,  daß  sie  immer  nur  als  Mittel, 
niemals  als  Selbstzweck  auftreten. 

4.  Die  Ziele  als  Uittel  oder  Kittel  höherer  Ordnung. 

Alles,  was  zwar  selber  Zweck  und  Ziel  für  sich  ist,  darüber 
hinaus  aber  noch  der  Erreichung  eines  anderen  Zieles  dient,  ist 
zugleich  Mittel.  Ich  gehe  spazieren  um  des  Genusses  willen; 
zugleich  (aber  in  einem  anderen  Zusammenhang)  sei  jedoch  der 
Spaziergang  ein  Mittel,  meine  Arbeitskraft  zu  erhalten ;  ich  treibe 
Mathematik  um  ihrer  selbst,  um  der  Freude  an  der  Erkenntnis,  um 
der  Wahrheit  willen;  außerdem  erweisen  sich  die  gefundenen  For- 
meln nützlich,  etwa  beim  Brückenbau.  Jener  Spaziergang,  jene 
mathematische  Forschung  ist  ein  Zwiefältiges :  sofern  Genuß  oder 
Erkenntnis  an  sich:  Selbstzweck;  sofern  der  Erreichung  eines  an- 
deren Zweckes  dienend:  Mittel.  Solche  Mittel  kann  man  „Gelegen- 
heitsmittel"  oder  „Mittel  höherer  Ordnung"  nennen. 

Zugleich  Mittel  und  Ziel  werden  vorzugsweise  geistige  Mittel 
(z.  B.  Kenntnisse)  sein,  indem  diese  auch  um  ihrer  selbst  willen 
(als  Ziel)  gewollt  werden  können,  weil  sie  selbst  dann  ihren  Wert 
behalten,  wenn  die  Beziehung  zu  anderen  Zielen  und  höheren  Werten 
wegfi'ele.  Allgemeiner :  alle  jene  Mittel,  die  aus  einer  elementaren 
sinnlichen   Empfindung   (Bewegung,    Wärme)   oder   einer   höheren 
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geisiigeu  Erscheinung  (Gedanken,  Gefühl;  bestehen,  können  zugleich 
selbst  Zwecke  in  sich  schließen. 

Sehen  wir  uns  den  Umkreis  dieser  Mittel,  wie  er  sich  etwa  bei  den  heu- 
tigen 'V^ertungen  ergibt,  näher  an,  so  finden  wir  insbesondere: 

1)  Die  Handlung  oder  Arbeit.  Diese  ist  zwar  grundsätzlich  nur  Mittel, 
da  sie  als  Mühe  und  Leid  nicht  selbst  gewollt  wird,  sondern  nur  weil  und 
sofern  sie  der  Erreichung  eines  Zieles  dient.  Sofern  die  Arbeit  aber  doch 
aus  Freude  an  der  Betätigung  der  Kräfte  und  um  des  sittlichen  Wertes  willen, 
der  in  ihr  steckt,  also  rein  um  ihrer  selbst  willen  gewollt  wird,  insofern  ist  sie 
zugleich  Selbstzweck,  nicht  mehr  Mittel.  Insofern  würde  sie  auch  nicht  um  der 
Bezahlung  willen  (also  weil  sie  Mittel  zum  Geldverdienen  sein  kanu)  vollzogen, 
sondern  lediglich  um  ihrer  selbst  willen.  Die  Allheit  ist  ein  Mittel,  das  mit 
seiner  Setzung  zugleich  negative  oder  positive  Werte  („Arbeitsleid",  „Arbeits- 
freude") verwirklicht. 

So  die  Handlungen  oder  Arbeiten  des  gelehrten  Forschers,  des  Künstlers, 
des  Schauspielers,  Kritikers,  Zeitungsschreibers,  Priesters,  Politikers,  Staats- 
mannes; sie  alle  trafen  grundsätzlich  die  Befriedigung  in  sich  selbst,  sie  sind 
selber  Endzwecke,  mit  denen  oft  die  höchsten  persönlichen  Werte  und  eieent- 
licheii  Lebenszwecke  ihrer  Träger  verwirklicht  werden.  Sofern  sie  aber  zugleich 
anderen  Zwecken  dienstbar  werden,  sind  sie  dennoch  Mittel.  Liebe  ist 
reinster,  sich  selbst  genügender  beseligender  Endzweck;  wo  nur  um  ihret- 
willen eine  Verbindung  geschlossen  wird,  die  aber  trotzdem  wegen  zufälligen 
Vermögensbesitzes  eine  „Geldheirat"  bedeutet,  so  _war  sie  in  diesem  Dienste 
unbeabsichtigtes  Gelegenheitsraittel.  Der  Erfinder  mag  aus  reinem  Idealismus 
seine  Nächte  opfern,  die  Lösung  seiner  Aufgabe  an  sich  schenkte  ihm  volle 
innere  Befriedigung;  sofern  er  dennoch  auch  arbeitet,  um  reich  zu  werden,  um 
die  erarbeiteten  Einsichten  als  Mittel  zu  verkaufen:  insofern  wird  der 
Selbstzweck  zugleich  Mittel.  Desgleichen:  der  Dichter  findet  sein  höchstes 
Glück  im  Erschauen  seiner  Gestalten,  sofern  er  diese  aber  zugleich  der  Er- 
reichung von  Zielen  dienstbar  macht,  als  Drama,  als  Buch,  als  Feuilleton  sein 
Erzeugnis  verkauft,  insofern  wird  es  Mittel.  Der  Schauspieler  spielt  in  Ergriffen- 
heit seine  Rolle,  der  Priester  ist  beseligt  von  seinen  Symbolen  der  Gottheit, 
der  echte  Forscher,  Politiker.  Zeitungsschreiber  hingerissen  von  seiner  Aufgabe; 
sie  alle  gehorchen  dabei  ihren  eigensten,  rein  geistigen,  den  innerem, 
apriorischen  Gesetzen  ihres  Ideenkreises:  der  Dichter,  Maler,  Schauspieler 
dem  Gesetz  der  Schönheit  und  der  Kunst,  der  Gelehrte  dem  apriorischen 
Gesetz  der  Logik,  der  Priester  dem  apriorischen  Gesetz  der  metaphysisch-reli- 
giösen Empfindung;  sie  alle  sind  im  Reiche  ihres  Zweckes  fern  von  jeder  wirt- 
schaftlichen Erwägung!  Sofern  alle  diese  Vorgänge  für  andere  Ziele  Mittel 
werden:  die  Dichtung  für  Zerstreuung  (oder  auch  echten  Kunstgenuß  der 
andern);  die  Forschung  für  die  Gütererzeugung,  die  Technik  für  die  Schulung 
und  Bildung  des  Geistes,  usf.  —  insofern  sind  jene  sich  selbst  völlig  genügenden 
Zweeie  doch  anderen  Zwecken  später  dienstbar  gemacht  und  damit  zu  (wirt- 
lichent  Mitteln,  Gelegenheitsmittel,  Mittel  höherer  Ordnung  geworden. 

Dieser  Zwittercharakter  wohnt  in  weit  höherem  Maße  den  Leistungen  und 
geistigen  Gütern  inne,  als  der  gewöhnlichen  Anschauung  geläufig  ist.  Selbst 
von  dem,  der  die  gröbste  Arbeit  macht,  verlangt  man,  er  mög«  seinen  Beruf 
mit  Hingebung,  mit  Pflichtgefühl,  mit  Liebe  ausüben,  das  heißt  aber:  seine 
Leistungen  mögen  ihm  nicht  reines  Mittel  zum  Erwerb  bleiben,  er  möge  sie 
zugleich  als  sittliches  Werk,  in  dem  er  seine  Bestimjnung  erfüllt,  als  &lbst- 
zweck  ansehen.  Der  Pensionist,  den  es  unwiderstehlich  zu  seiner  alten,  lieb- 
gewonnenen Arbeitsstätte  treibt,  jeder,  der  .,gern  arbeitet",  jeder,  der  etwas  von  der 
eigenen  Persönlichkeit  in  seinem  Beruf  und  Werk  einsetzt  —  sie  alle  legen 
Zeugnis  davon  ab,  wie  weit  das  Mittel  zugleich  zum  Ziel,  zum  Mittel  höherer 
Ordnung  werden  kann.  Dies  ist  ein  für  den  Aufbau  jeder  Kultur  wichtigstes 
Bestandstück,  weil  die  Wirtschaft  dadurch  gleichsam  entwirt- 
schaftet wird  —  in  demselben  Maße,  als  sie  ihre  Mittelhaftigkeit  verliert. 

Außer  den  angeführten  Mitteln  höherer  Ordnung  gibt  es  auch  solche,  bei 
denen  die  Arbeitsleistung  weniger  deutlich  in  Erscheinung  tritt,  die  daher  (weil 
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das  für  die  Erkenntnis  der  Grenzen  der    Wirtschaft  bedeutsam  ist)    besonders 
herausgehoben  werden  sollen.    Wir  finden  hier 

2)  Leibesübungen,  gesundheitsmäßiges  Verhalten  (darunter  z.  B.  das  schon 
erwähnte  Spazierengehen).  Dies  alles  ist  Selbstzweck,  sofern  es  Wohlbefinden.  Zer- 
streuung, angenehme  Empfindungen  in  sich  schließt.  Es  ist  Mittel,  sofern  es 
die  Arbeitskraft  stärken  oder  andere  Ziele  erreichen  helfen  soll.    Aehnlich 

3)  die  Leistungen  des  Staates  und  öffentlicher  Verbände,  wie  insbesondere 
Verwaltungsleistungen,  Rechtshilfe  und  ähnliche.  Sie  sind  Selbstzwecke,  sofern 
die  Gerechtigkeit,  die  Staatsidee,  die  sittliche  Ordnung,  die  Kulturidee,  in  ihnen 
verwirklicht  werden  und  zur  Erscheinung  kommen;  sie  sind  Mittel,  sofern  sie 
zugleich  in  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  der  Menschen  als  Hilfen  eingreifen,  wie 
es  das  Wechsel-  und  Handelsrecht  und  jene  öffentlichen  Leistungen,  die  dann 
zum  Teil  nach  dem  Enteeltsgrundsatz  (mittels  Gebühren  und  Beiträgen  statt 
Steuern)  bezahlt  werden.  Besonders  deutlich  zeigen.  Der  Rechtsakt  des  Wechsel- 
protestes ist  Selbstzweck,  sofern  er  die  Idee  der  Gerechtigkeit  verwirklicht;  er 
ist  wirtschaftliches  Mittel,  sofern  er  dem  Kredit  eine  wichtige  Hilfe  bietet, 
Kredit-   und  Rechtssicherheit  erzeugt.     Aehnlich  verhält  es  sich 

4)  bei  der  Erziehung,  die,  als  bloße  Vermittlungsmaschinerie  von  Kennt- 
nissen, besonders  fachlicher  praktischer  Art,  als  bloßer  Ausbildungsmechani.<mu3 
von  Fähigkeiten  betrachtet,  ein  Mittel  bildet,  hinterher  aber  Selbstzweck  werden 
kann,  indem  im  Verhältnis  von  Lehrer  und  Schüler  eine  eigene,  wertvolle  gei- 
stige Welt  entsteht.  Außerdem  ist  Erziehung  Selbstzweck  nach  dem  Satz: 
„Durch  Lehren  lernt  man". 

5.  Die  Bestandteile  der  Zweckgebilde  (Ziele). 

Die  Betrachtungsweise,  Ziele  zugleich  als  Mittel  anzuschauen 
und  so  den  Begriff  des  Mittels  auf  dem  Zweckgebiete  zu  verwenden, 
wird  oft,  wie  schon  angedeutet,  mißbräuchlich  so  weit  getrieben,  auch 
die  Bestandteile  der  Zwecke  als  „Mittel"  für  den  betreffenden  Zweck 
anzusehen.  Man  spricht  von  „ästhetischen  Mitteln"  in  der  Kunst,  von 
„methodischen  Mitteln"  in  der  Wissenschaft  und  dergleichen.  Der 
Ton  wäre  dann  das  Mittel  für  die  Weise,  der  Farbenfleck  für  das 
Bild,  der  Gedanke  für  den  Schluß,  die  Eingebung  Mittel  für  das 
Gedicht,  das  Sprechen  Mittel  für  den  schauspielerischen  Vortrag. 
Dies  ist  falsch,  führt  ins  Uferlose  und  zerstört  den  Begriff  des 
Mittels  gänzlich.  Gedanken,  Wahrheiten,  Schönheiten,  Ideen  sind 
keine  „Mittel"  zur  Herstellung  der  Theorien,  Kunstwerke  usf.,  son- 
dern deren  organische  Glieder  selbst,  ohne  welche  die  organische 
Einheit  des  Zweckes  nicht  zu  bestehen  vermöchte. 

Zweck,  Wert  ist,  was  unabhängig  vom  Mittel  besteht;  Mittel,  was  nur 
für  den  Zweck  besteht,  aber  ihm  nicht  angehört,  von  ihm  getrennt  bleibt, 
Bestandteile  als  „Glieder"  sind  dem  Zweck  endogen,  Mittel  exogen.  Die  Glieder 
bestehen  daher  nicht  getrennt  vom  Zweck,  sondern  gehören  ihm  selbst  an.  Ohne 
sie  besteht  der  Zweck  weder  in  der  Idee  noch  in  Wirklichkeit.  Ohne  Mittel  da- 
gegen besteht  er  wenigstens  der  Idee  nach.  Eine  künstliche  Speiseröhre  z.  B.  ist 
Mittel  (exogen),  die  natürliche  ist  Glied  (endogen).  Die  Vermengung  von  Glied 
mit  Mittel  ist  falsch.  Wenn  man  von  „Stimmitteln"  der  Schauspiäer  spricht, 
darf  man  nicht  das  gesprochene  Wort  meinen,  denn  dieses  ist  endogen,  ist 
Bestandteil  seiner  Darstellung,  des  Kunstwerkes;  man  darf  lediglich  die  tech- 
nischen Grundlagen  (Kehlkopf,  Kunstübung")  so  bezeichnen.  Die  Mittel  des 
Malers  sind  ebenfalls  nur  Farbe  (in  den  Tuben)  und  Leinwand;  die  „schöne 
Farbengebung",  die  „kühnen  Formen"  dagegen  sind  keine  "Mittel,  sondern 
schon  erreichte  „Effekte",  also  Schönheiten,  Kühnheiten,  Wertbestandteile, 
lebendige  Glieder  seines  Kunstwerkes. 

Sofern  aber  jene  Kunstwerke,  Theorien,  Lieder  usf.  zu  Mitteln  für 
andere  Ziele  werden,  nehmen  allerdings  alle  ihre  Bestandteile  an  dem  er- 
worbenen Mittelcharakter  teil,  werden  sie  exogen. 
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6.  Die  Gliederung  der  Ziele,   wie  der  Wirtschaft  nach  ihren  Zielen. 

a)  Inhalt  und  Gliederung  der  Ziele.  Ziel  wird  etwas 
nur  kraft  seiner  Geltung.  Ueber  das,  vva.s  gelten  soll,  darüber  hat 
zwar  die  Wirtschaftswissenschaft  nichts  auszumachen ;  aber  welche 
Arten  von  Willensinhalten  überhaupt  gelten  können,  das  geht  uns  hier 
an.  Die  Inhalte  der  Ziele  sind  in  den  niederen  und  höheren  Empfin- 
dungen beschlossen.  Wir  nennen  sie  Empfindungen  im  weiteren 
Sinn,  etwa  wie  man  auch  von  „sittlichen  Empfindungen"  neben 
Wärmeempfindungen  spricht.  Die  Empfindungen  in  solchem  wei- 
teren Sinn  sind  nun :  1.  Elementar-  oder  Vitalempfindungen,  auch 
psychophysische  Empfindungen  genannt,  wie :  die  Gesichts-  und 
Gehörseindrückc,  Hunger-,  Durst«,  Wärme-,  Bewegungs-,  Druckempfin- 
dungen ;  oder  2.  Empfindungen  höherer  Art,  die  bereits  wahrer 
Geistigkeit  angehören:  das  sittliche,  künstlerische,  religiöse  Urteilen, 
Denken  und  Fühlen,  Sinnen  und  Trachten.  (Auch  Wollen  gehört 
hierher,  jedoch  nur  als  Vermögen,  dagegen  nicht  das  Handeln,  denn 
dieses  ist  Mittel.) 

Diese  Welt  der  Empfindung  im  weitesten  Sinne  von  der  körper- 
lichen Eegung  bis  zur  höchsten  geistigen  Eingebung  ist  allein  fähig, 
Inhalt  von  Zielen,  Träger  von  Werten  zu  sein.  Andere  Gestalt 
können  die  ursprünglichen  Werte  nicht  annehmen,  nur  Empfin- 
dungen, nicht  Sachen  können  eigenen  Wertcharakter  erlangen.  Selbst 
ein  Fetiscli  ist  Fetisch  nur  kraft  der  Geistigkeit,  die  sich  in  ihm 
verbirgt. 

Die  nächste  Frage  ist  nun  die  nach  der  Gliederung  der 
Zielinhalte  und  in  der  Folge,  der  Mittel  für  sie.  Welches  sind  die 
letzten  Ziele,  die  das  ganze  menschliche  Leben  beherrschen,  und  wo- 
für die  Wirtschaft;  das  System  der  Mittel,  in  Bewegung  gesetzt  Wird? 
IcJi  möchte  diese  Ziele,  und  habe  es  in  meiner  „Gesellschaftslehre" 
näher  begründet,  folgendermaßen  einteilen:  Es  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Das  System  der  Vitalität;  das  sind  die  mit  dem  Ablauf  des  orga- 
nischen, körperlichen  Lebens  gegebenen  Ziele  oder  Bedürfnisse  nach 
Nahrung,   Kleidung,   Wohnung,   Schlaf,   Bädern,   Arzneien   u.    dgl. 

2.  Die  höheren  geistigen  Lebensinhalte:  Wissenschaft,  Kunst, 
Religion,  Philosophie,  Moral  und  Recht;  ferner  Liebe,  Neigung, 
Freundschaft,  die  jedoch  ihrem  Inhalt  nach  von  den  erstgenannten 
zusammengesetzt,  inhaltlich  nicht  primärer  Natur  sind.  —  Außer 
diesen  Grundzielen  ergeben  sich  noch  Mischziele,  die  aus  vitalen  und 
aus  ursprünglichsten  geistigen  Zielen  mannigfaltig  zusammengesetzt 
sind,  die  aber  doch  eigene  Systeme  von  Mitteln,  von  wirtschaftlicher 
Tätigkeit  in  Bewegung  setzen.  Ich  darf  sie  hier  unter  Verweisung 
auf  meine  Gesellschaftslehre  einfach  aufzählen:  3.  Einfache  Misch- 
ziele oder  Ziele  in  der  Form  des  Hilfshandelns  und  zwar  a)  der  Mit- 
teilung hauptsächlich  als  Sprache ;  Mittel  dafür  sind :  Druck,  Schrift, 
Signal;  und  b)  der  Organisation;  Mittel  dafür  sind:  Mitgliedsbei- 
trag (für  Vereine),  Steuern ;  4.  Mischziele  höherer  Ordnung  (Hilfs- 
handeln höherer  Ordnung),  welche  bestehen:  in  Politik  und  Krieg; 
welche  Mittel  der  Krieg  verschlingt,  weiß  ja  heute  jedermann ;  Par- 
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teigelder,  Werbegelder,  Wahlgelder,  Tagegelder  der  Abgeordneten  be- 
zeichnen den  Mittelverbrauch  der  Politik.  Hierzu  kommt  noch  5. 
die  Erziehung,  die  eine  Zwischenstellung  zwischen  Mischziel 
und  eigenem  Ziel  einnimmt  und  durch  die  Tatsache  bedingt  wird, 
daß  immer  neue  Menschen  dem  Gesellschaftskörper  eingegliedert 
werden  müssen,  während  die  alten  durch  den  Tod  ausscheiden. 

b)  Die  Gliederung  der  Wirtschaft  nach  ihren  Zielen. 
Mit  allen  diesen  Zielen  ist  Wirtschaft  nicht  zu  verwechseln  und  zu 
vermengen,  denn  Ziel  und  Mittel  scheiden  sich  wie  Wasser  und 
Feuer.  Gerade  darum  wird  das  Mittel,  als  vom  Ziel  bedingt  und 
abhängig,  nach  dem  Ziel  eingeteilt,  diesem  zugeordnet  werden  dürfen. 

Teilt  man  die  Wirtschaft  nach  den  Zielen  ein,  denen  sie  zu 
dienen  hat,  so  kann  man  unterscheiden :  1.  Wirtschaft  als  Lebens- 
und Unterhaitsfürsorge,  kurz  Unterhaltswirtschaf t,  d.  i, 
die  Wirtschaft,  insofern  sie  den  Zielen  der  Vitalität,  dem  Ablauf 
des  organischen  Lebens  dient.  Der  größte  Teil  der  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  dient  der  Unterhaltsfürsorge,  wozu  auch  all  jener  Luxus 
gehört,  der  nicht  geistiger  Art  ist.  Um  die  Sättigung  zu  verwirk'- 
liehen,  bedarf  es  der  Speise,  um  die  Wärmeempfindung,  der  Kleidung 
und  Wohnung.  Um  diese  Mittel  zu  sichern,  wieder  der  Rohstoffe, 
Bergwerke,  Fabriken,  Eisenbahnen,  des  Handels.  2.  Alle  übrige 
Wirtschaft  kann  man  als  geistige  Fürsorge  oder  Kultur  Wirt- 
schaft bezeichnen.  Es  ist  dies  die  wirtschaftliche  Tätigkeit,  welche 
für  die  Zielerreichung  in  Wissenschaft,  Kunst,  Religion,  Moral 
und  Liebe  durchgeführt  werden  muß.  Der  Bau  und  die  Erhaltung 
von  Theatern,  Kirchen,  Konzertsälen  und  Forschungsanstalten,  die 
Schriftgießereien,  Buchdruckereien,  Instrumentenindustrien,  Buch- 
und  Kunstverlage  und  -Handlungen  sind  Beispiele  von  wirtschaft- 
licher Tätigkeit,  die  unmittelbar  geistiger  Befriedigung  dient.  Als 
3.  Gruppe  wirtschaftlicher  Tätigkeit  sondert  sich  diejenigie  ab, 
welche  den  oben  genannten  Mischzielen  dient:  also  namentlich  alles 
Wirtschaften  für  Organisationen  (Organisationswirtschaft).  Orga- 
nisationen sind:  Familie,  Vereine;  Kirche,  Gemeinde,  Staat.  Die 
Organisationen  enthalten  eigene  Zweckinhalte,  aber  gemischt  aus  vi- 
talen und  den  höheren  geistigen  Inhalten.  Etwas  anderes  als  der 
Zweckinhalt  der  Organisation  ist  die  Wirtschaft  dafür,  z.  B.  die 
Besoldung  des  Organisators.  Die  Organisationswirtschaft  schlägt 
zuletzt  wieder  in  Unterhaltswirtschaft  oder  in  Kulturwirtschaft  aus. 
Die  Vereinsbeiträge,  die  wir  zahlen,  können  geistige  oder  vitale 
Ziele  erreichen  helfen,  die  Steuern,  die  wir  dem  Staate  entrichten, 
ebenso.  Die  gleiche  Bewandtnis  hat  es  4.  mit  der  Wirtschaft,^ 
welche  den  Zielen  des  Hilfshandelns  höherer  Ordnung  dienen,  d.  h. 
der  auf  die  Neuschöpfung  und  Veränderung  von  Organisationen 
(namentlich  staatlicher  Einrichtungen)  gehenden  Tätigkeit,  wie  sie 
in  Krieg  und  Politik  besonders  deutlich  zutage  tritt,  da  Krieg  und 
Politik  vor  allem  den  Staat  verändern  wollen.  Auch  die  wirtschaft- 
liche Tätigkeit,  die  für  politische  Bestrebungen  wie  für  kriegerische 
Handlungen  geleistet  wird,  schlägt  zufetzt  entweder  in  Unterhalts- 
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fürsorge.  oder  in  Kulturfürsoige  aus,  je  nachdem  geistige  Ziele  oder 
Ziele  der  Vitalität  im  Enderfolg  damit  erreicht  werden.  Diese  3. 
und  4.  Gruppe  von  Wirtscliaft  —  inan  kann  sie  kurz  „Organis^- 
tionswirtschaft  und  politische  Wirtschaft"  nennen  —  dienen  also  nur 
mittelbar  der  Unterhalts-  oder  der  Kulturwirtschaft.  Praktisch 
spielen  sich  diese  Wirtschaften  hauptsächlich  als  Wirtschaft  für 
Organisationen  ab;  diese  ist  als  solche,  wenigstens  von  einem  gewissen 
Standpunkte  aus,  nämlich  dem  der  Funktionen  und  Eigenschaften 
der  Beitragaufbringung  aus,  Gegenstand  einer  eigenen  wirtschaft- 
lichen Disziplin,  nämlich  der  Finanzwissenschaft.  Die  Art,  wie  die 
Beiträge  zu  dieser  doch  notgedrungen  gemeinsamen  Wirtschaft 
(denn  eine  Organisation  umfaßt  immer  viele  gemeinsame  Kräfte) 
bemessen  und  eingehoben  werden,  ist  für  die  Entwicklung  der  Wirt- 
schaftskräfte innerhalb  der  Organisation  durchaus  nicht  gleichgültig. 
5.  Die  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  und  Aufwendungen,  die  für  die 
Erziehung  geschehen  —  „ErzieJiungswirtschaft"  —  spiegein  sich 
namentlich  im  Schulwesen  deutlich  wider^  spielen  aber  auch  in  der 
Familie  und  in  der  Fabrik  (Lehrlingswesen)  eine  große  Rolle.  Die 
Erziehungswirtschaft  scheidet  sich  als  eigene  Gruppe  von  allen 
übrigen,  weil  sie  einerseits  nur  eine  besondere  Art  von  Hilfswirt»- 
Schaft  ist,  und  die  Schule  doch  nur  einer  zukünftigen  Unterhalts- 
und Kulturwirtschaft  dient,  andererseits  aber  zugleich  Wirtschaft; 
für  die  eigene  und  letzte  Zielerreichung  selbst  ist,  sofern  nUmlich 
in  der  Erziehung  eine  eigene  Bedürfnisbefriedigung,  eine  eigene  Her- 
vorbringung geistiger  Werte  liegt. 

Zusammenfassend  können  wir  sagen :  nach  den  Zielen,  denen 
die  ^A'irtschaft  dient,  sind  Unterhalts-  und  Kulturwirtscliaft  die  pri- 
mären Wirtschaftszweige;  Organ isatians-  und  politische  Wirtschaft 
sind  je  besondere,  abgeleitete  Wirtschaften,  Hilfszweige  jener  pri- 
jnären  Wirtschaft;  die  Erziehungswirtschaft  nimmt  eine  Zwitter- 
stellung ein. 

Zusätze.  1.  Zur  Einteilung  der  Wirtschaft.  Die  aus  den  Ziel- 
systemtn  gewonnene  Einteilung  der  Wirtschaft  ist  wichtig,  weil  sie  die  innersten 
und  letzten  Aufgaben  der  Wirtschaft  des  Individuums  und  Volkes,  die  Ab- 
hängigkeit der  Wirtschaft  von  allen  Zielen  des  Lebens  verstehen  lehrt  und  so 
zeigt,  daß  Wirtschaft  unmöglich  nur  mit  stofflichen  Gütern  und  vitalen  Bedürf- 
nissen zu  tun  hat.  Sie  ist  aber  auch  für  konkrete  Fragen,  wie  die  Handels- 
politik und  Handelsbilanz,  nicht  ohne  Bedeutung.  Z.  B.  spielt  die  Eiu-  und 
Ausfuijr  von  Mitteln  für  geistige  Bedürfnisbefriedigung  wie  literarischer  Er- 
zeugnisse, Malereien,  wissenschaftlicher  Arbeiten,  Vorträge,  Films,  Er- 
ziehuDgsgüter,  Bücher  als  Ein-  oder  Ausfuhrwert  in  den  Handelsbilanzen  der 
Völker  gar  keine  oder  eine  kaiun  sichtbare  Rolle;  dennoch  haben  diese  Güter 
große  Bedeutung.  Das  geistige  Gut,  das  der  deutsche  Verlagsbuchhandel 
verlegt  und  vertreibt,  stammt  z.  B.  zu  einem  weit  größeren  Teil  aus  Deutsch- 
Oesterreich,  als  in  der  Handelsbilanz,  ja  selbst  (auf  Grund  der  mageren  Honorare) 
in  der  Zahlungsbilanz  ztim  Ausdruck  kommen  kann.  Oder  man  beachte,  wie 
unsere  deutschen  Bühnen  mit  französischen  Stücken  leichtester  Sorte  seit 
Jahrzehnten  überschwemmt  werden,  oder  was  für  Modemodelle  dorthin  aufge- 
wandt wird.  Ueberhanpt  lehrt  die  Einteilung  der  Wirtschaft  nach  Zielen,  daß  die 
wirtschaftliche  Tätigkeit  eines  Volkes  nicht  mit  der  Bestellung  von  Grund  und 
Boden  und  der  Arbeit  in  Industriebetrieben  allein  ausgefüllt  wird.  Zwar  scheinen 
die    Ziffern    der    Haushaltrechnungen,     indem     sie    zeigen,     daß    das    kleine 
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Einkommen  sich  fast  ganz  iu  den  Au8gai)en  für  Nahrung  und  Wohnung  (also 
für  die  Vitalität)  erschöpft,  der  üblichen  „materiellen  Auffassung"  der  Wirtschaft 
recht  zu  geben;  denn  danach  rnüßte  die  Massenwirtschaft  fast  ganz  in  leib- 
licher Fürsorge  aufgehen.  Doch  wird  dabei  übersehen,  daß  im  Rahmen  des 
Ganzen  der  Volkswirtschaft  noch  immer  ungeheure  Aufwendungen  für  höhere 
geistige  Zwecke  geschehen,  die  von  der  Volkswirtschaftslehre  ebenfalls  erklärt 
werden  müssen.  Üeberdies  wird  ein  großer  Teil  der  Kulturwirtschaft  von  Kollek- 
tivkörperschaften (Staat,  Gemeinden,  Vereinen)  geführt;  ihre  Bedeutung  geht 
daher   weit  über  das,   was   Haushaltrechnungen   lehren,   hinaus. 

2.  Die  Einteilung  der  Ziele  kann  auch  statt  nach  genetischen  noch 
nach  anderen  Gesichtspunkten  erfolgen  als  oben.  Hauptsächlich  wären  dann 
zu  unterscheiden:  gegenwärtige  und  zukünftige  Ziele;  persönliche  und  gesell- 
schaftliche oder  Genieiuziele  (Individualwirtschaft,  Gleraein-  oder  Kongregalwirt- 
schaft,  Staatswirtschaft,  Volkswirtschaft);  ferner  teilbare  und  unteilbare  Ziele 
(z.  B.:  Durst  teilbar  —  Brille  unteilbar,  worauf  von  Böhra-Bawerk  hingewiesen 
wiude).  Alle  diese  und  andere  Einteilungen  sind  bereits  gelegentlich  in  theoreti- 
schen Untersuchungen  fruchtbar  gemacht  worden. 

3.  Zur  Abgrenzung  der  Wirtschaft  von  den  gesellschaft- 
lichen Zwecksystemen.  Wenn  Amonn  erklärt,  daß  weder  die  Be- 
ziehung von  Mittel  und  Zweck,  noch  die  Arbeitstätigkeit  das  Wesen  der 
Wirtschaft  abgrenzen  könne,  weil  die  erstere  Beziehung  technisch  sei,  die  zweite 
jede  Tätigkeit,  nicht  nur  die  wirtschaftliche,  enthalte,  so  ist  diese  Einwendung 
nicht  durchschlagend.  Die  Abgrenzung  vom  Technischen  wird  später  zu  unter- 
suchen sein.  Um  das  Verhältnis  von  „Mittel"  und  „Arbeit"  genau  festzustellen, 
handelt  es  sich  nur  darum,  den  Begriff  des  Mittelseins  eines  Dinge.s  genau  abzu- 
grenzen und  jene  Fälle,  in  welchen  ein  Ziel  hinterher  (später)  Mittel  oder  die 
Schöpfung  des  Mittels  zugleich  Erreichung  des  Zieles  ist  (wie  bei  den  Leibee- 
übuneen,  den  .staatlichen  Leistungen  und  anderen  Arbeiten),  in  ihrerGedoppelfheit 
zu  erkennen.  Sofern  eine  Erscheinung  in  .solchen  Fällen  der  Erreichung  anderer 
Ziele  dient,  ist  sie  Mittel,  reines  Mittel;  sofern  sie  als  Empfindung  in  sich  .selbst 
einen  Wert  trägt,  ist  sie  Selbstzweck  and  in  keiner  Weise  Mittel!  Daher  ge- 
hören solche  Erscheinungen  nicht  zur  Wirtschaft,  sofern  sie 
als  Gesundheit,  Moral,  Gerechtigkeit,  Staat  angesehen  werden; 
sie  gehören  aber  zur  Wirtschaft,  sofern  sie  Mittel  für  diese 
oder  irgendwelche  anderen  Zwecke  sind. 

So  ist,  wie  schon  erwähnt,  das  Wechselrecht  zwar  ein  Recht  und  ia=9fern 
in  keiner  Weise  Mittel;  es  ist  aber  auch  ein  MJttel,  Kredit  zu  erhalten  und 
Kreditgeld  in  die  Welt  zu  schaffen.  Solches  Mittel  ist  es  also  nicht,  sofern  es 
.iBecht"  ist,  sondern  sofern  es  (infolge  gewisser  bewirkender  Eigenschaften  i  zur 
Erreichung  jener  Ziele  dienlich  ist.  Wenn  in  der  empirischen  Realität  sich  auch 
Recht  und  Kreditgeld,  Zweck  und  Mittel  zugleich  verwirklicht,  so  sind  doch 
die  beiden  Elemente  grundsätzlich  niemals  miteinander  vermischt  noch  vermisch- 
bar,_  gleichwie  im  Januskopf  beide  Gesichter  zwar  demselben 
Träger  angehören,  aber  doch  nach  verschiedenenen  Richtungen 
blicKen.     Hierauf  wird  noch   öfter  zurückzukommen  sein. 

4.  Nochmals  das  Verhältnis  von  Mittel  und  Zweck.  Für  die 
methodologischen  Bedürfnisse  der  Volkswirtschaftslehre  dürfte  die  obige  Unter- 
scheidung vom  Mittel  und  Ziel  und  die  Ausgangsbestimmung  der  Wirtschaft 
als  ein  Inbegriff  von  Mitteln  für  Ziele  hinreichend  begründet  sein.  Erkennt- 
nistheoretisch ist  die  Sache  aber  namentlich  vom  Standpunkt  jener  Schule 
aus  nicht  erschöpft,  die  den  Gegensatz  von  Sollen  und  Sein  so  sehr  in  den 
Mittelpunkt  ihrer  Studien  gestellt  hat.  Hier  bietet  sich  nämlich  die  Frage, 
ob  das  Mittel  in  die  Welt  von  Ursache  und  Wirkung  oder  in  die  Welt  der 
Werte  gehört.  Offenbar  haben  beide  Elemente:  das  Wertelement  und  da?  der 
Ursächlichkeit  eine  Stellung  im  Begriffe  des  Mittels.  Denn  Mittel  ist  etwa.s  nur 
kraft  seiner  bewirkenden,  zielerreichenden  Ursächlichkeit.  Doch  sollte  diese 
Tatsache  keine  Verwirrung  anstiften:  Für  die  wirtschaftliche  Betrachtung  ist 
Mittel  etwas,  immer  nur  ak  Bestandteil  der  Hierarchie  der  Werte;  denn  indem 
etwas  Mittel  für  ein   Ziel  wird   (sei  es  eine  geistige  Tatsache,  sei  «s  ein  Stoff- 
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iichcrf  Diugj,  wird  es  Vorstufe,  Zwischeiizweck,  Vorzweck:  ea  geht  also  aot- 
wendig  in  das  System,  in  die  Kangordnung  der  Werte  ein  und 
zwar  vermöge  der  Kausalitäten,  die  sich  in  ihm  darstellen;  aber  indem  es  ein- 
geht und  zum  Vorzweck  wird,  erlangt  es  die  Relation  zum  Werte,  wird  es 
Glied  des  Wertsystems. 

Als  das  Wesentliche  in  der  Rangordnung  der  Werte  ergibt  sich  demnach: 
1)  der  jeweils  niedere  Wert  wird  zum  Zwischenzweck  oder  Vorzweck  gegenüber 
dem  höheren;  2)  in  dieser  Eigenschaft  heißt  er  Mittel.  Die  Ursächlichkeit 
des  Mittels  bleibt  solchermaßen  völlig  beiseite;  einzig  und  allein 
indem  etwas  in  die  Zweckrefation  eingeht,  erwirbt  es  den  Mittelcharakter  — 
gleichgültig  weiche  Stelle  ein  beliebiger  Wert  in  der  Rangordnung  der  Werte 
eiuiiiiumt:  stets  ist  es  das  Verhältnis  zum  höheren  Werte,  das  ihm  den  Charak- 
ter des  Vorzwecks  oder  Mittels  verleiht.  Nur  der  jeweils  oberste  Wert  in  der 
Ordnung  (z.  B.  das  höchste  Wesen)  kann  niemals  Mittel,  er  muß  immer 
Zweck  sein;  und  nur  der  jeweils  unterste  Wert  kann  niemals  Zweck,  er  muß 
immer  Mittel,  reines  Mittel  sein.  Was  so  im  System  der  Werte  den  Begriff  des 
Mittels  schafft,  ist,  um  es  wiederholt  zu  sagen,  die  Beziehung  als  „Vorzweck" 
zu  einem  höheren  Zweck.  Alles,  was  zu  einem  höheren  Werte  eine 
Beziehung  als  „Vorzweck"  hat,  wird  zum  Mittel,  es  wird  Mittel, 
sofern  diese  Beziehung  da  ist,  im  Bereich  dieser  Beziehung;  außerhalb  der- 
selben bleibt  es  Selbstzweck  (sofern  es  außerhalb  dieser  Beziehung  noch  da 
ist"!.  Statt  „Wirtschaft  ist  Mittel  für  Ziele"'  hat  man  daJier  bei  dieser  Art, 
die  Dinge  zu  sehen,  den  Begriff  des  Mittels  so  auszudrücken:  das  Hinauf- 
schauen der  Werte  zu  einem  höheren  Wert  begründet  die  Welt  der  Unterord- 
nung unter  Höheres,  und  dieses  Unterordnungsverliältuis  ist  der  Boden,  ist  die 
Grundlage  für  die  Wirtschaft;  oder:  die  Werte  als  sich  unterordnende  sind  der 
Stoff  der  Wirtschaft,  d.  h.  eben:  als  „Mittel  für  Ziele".  Umgekehrt:  das 
Hinuntersohauen  der  Werte  zu  jeweils  niederen  begründet  die  Welt  der  Ueberord- 
nung  über  Niederes,  und  dieses  UeberordnungsverhäJtnis  ist  dann  der  Stoff  reiner 
Wertbetrachtung,  einer  richtenden,  der  wirtschaftlichen,  mittelhaften  Betrachtung 
ganz  entgegengesetzten  (z.  B.  Ethik,  Rechtswissenschaft);  denn  als  geltende,  als 
nur  unter  sich  hinunterschauende,  sind  sie  in  sich  ruhende  Werte,  Selbst- 
bestand, kommen  als  schlechthin  Wertvolles  zur  Betrachtung  (so  nicht  nur 
das  Logische,  das  Schöne,  sondern  auch  die  Maschine,  sofern  ihre  Herstellimg 
..Ziel"    ist    und    Robstoffe,    Arbeitsleistungen    usw.    Mittel    dafür). 

Indem  der  Mittelbegriff  in  einen  teleologischen  Relationsbegriff  verwandelt 
wird  —  die  Beziehung  zum  höheirn  Zweck  ist  es  ja  allein,  die  ihn  ausmacht  — 
wird  die  Gefahr  der  Substanziierung  des  Mittels  vermieden.  Nicht  die 
Su.b stanz  ist  es,  was  das  Mittel  zum  Mittel  macht  (z.  B.  die  eiserne 
Schwere  des  Hammers),  sondern  immer  nur  die  Beziehung  als  Vorzweck,  als 
Vorstufe  7Aun  Zweck.  Wenn  wir  dennoch  von  „Sachdingen"  als  Mitteln 
sprachen,  so  ist  &s  nicht  eigentlich  die  Stofflichkeit,  die  in  Frage  kommt, 
sondern  es  sind  lediglich  die  spezifischen  Mitteloigenschaften,  die  dieser  Gruppe 
innewohnen,  was  zu  ihrer  Absonderung  als  „Sacnmittcl"  führt,  nämlich:  ihre 
Eigenschaft  stets  n  u  r  Vorzweck  zu  sein  (z.  B.  bei  Rohstoffen,  die  stets  nur 
erste  Stufe  von  Mitteln  sind).  Denkbar  ist  allerdings,  daß  auch  Sachdinge  statt 
der  untersten  eine  höhere  Stelle  im  System  der  Werte  einnehmen,  etwa  als 
Feti.?ciie.  Wie  indessen  auch  der  technisch-substanzielle  Träger  der  Mittel- 
eigenschaften  beschaffen  sei,  das  Mittel  darf  nicht  als  etwas  Stoffliches,  sondern 
nur   als   Glied   der   Wert  Ordnung,    als   Vorzweck    betrachtet   werden. 

Immer  wieder  ferner  muß  betont  werden,  daß  nur  bei  jeweils  gegebener 
Wertordnung  feststeht,  was  Mittel  sei  und  inwiefern.  Nur  bei  gegebener  Geltung 
aller  Werte  kann  der  Wertcharakter  und  die  Rangordnung  aller  Werte  fest  zur 
Erscheinung  kommen. 

In  der  neueren  Logik  pflegt  das  Mittel  schlechthin  alß  Inbegriff  von  Ur- 
sächlichkeit gefaßt  zu  werden  (was  auch  ich  früher  getan  habe).  Auch  Kant 
scheint  diese  Auffassung  zu  stützen,  wenn  er  sagt :  „Was  .  .  .  bloß  den  Grund  der 
Möglichkeit  der  Handlung  enthält,  deren  Wirkung  Zweck  ist,  heißt  das  Mittel"!). 

;:"-■  1)  Grundlegung    zur   Metaphysik    der    Sitten.     Ausgabe    von   Vorländer   (Philo- 
sophische Bibliothek),  S.  .'52. 
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An  anderer  Srelle  sagt  aber  Kant  sehr  richtig:  „Wer  den  Zweck  will,  will  (^iofem 
die  Verniüift  auf  seine  Handlungen  entscheidenden  Einfluß  hat)  auch  das 
Mittel.  Dieser  Satz  ist,  wa£  das  Wollen  betrifft,  analytisch  .  ."  ').  Damit  iat  die 
notwendige  Gültigkeit  des  Mittels  als  Vorzweck  zum  höhern  Zweck  aner- 
kannt, die  Eingliederang  des  Mittels  als  Vorzweck  in  die  „Rangordnung'"  der 
Werte;  upd  damit  wird  auch  die  teleologische  Beziehung  zum  primären  Element 
im  Mittelbegriff,  die  Ursächüchkeit  nur  zur  Grundlage  dieses  Elementes.  —  Eine 
weitere  Frage  dagegen,  die  Kelsen  aufwirft ''),  ob  die  GesoUtheit  eines  Zwecke« 
auch  die  GesoUtheit  eines  Mittels  verlange,  ist  so  zu  beantworten:  Das  Wesen 
der  GesoUtheit  ist  einerseits:  von  aUer  Wirkung,  allem  ursächüchen  Sein  unab- 
hängig zu  gelten ;  aber  andrerseits  Uegt  in  ihr  gleichwohl  die  Forderung,  daß  aUe 
Wirklichkeil  jenen  Wertcharakter,  den  die  GesoUtheit  in  sich  schließt,  erlange, 
kurz  gesagt:  in  der  GesoUtheit  liegt  die  Forderung,  verwirkUcht  zu  werden. 
Damit  erhalten  die  verwirklichenden  Vorstufen  die  Geltung  als  „Vorzwecke". 
—  Bei  diesen  Fragen  ist  stets  festzuhalten,  daß  GesoUtheit,  Geltung, 
Wert,  Zweck,  Norm  im  Wesen  ganz  gleichbedeutend  sind. 

Die  einzige  MögUchkeit,  den  Begrßf  des  Mittels  auf  Ursächlichkeit  zu  be- 
schränken, besteht  darin,  überhaupt  zu  leugnen,  daß  sich  Werte  in  eine  Rang- 
ordnung (Hierarchie)  gliedern.  Daim  gibt  es  kein  Höher  und  Niedriger  unter 
ihnen,  also  auch  keinen  „Vorzweck",  lediglich  Werte  schlechthin  und  deren 
schlechthin  ursächUche  Verwirklichung;  diese  hätte  dann  keinen  AVertcharakter 
(als  Vorzweck).  Dieser  Einwand  wäre  absurd  und  führt  zu  einem  chaotischen 
Pluralismus.  Ihm  wäre  alles  Wertvolle  ein  gleich  ursprünglicher  und  gleich 
gültiger,  gleich  hoher  ürwert.  Dann  wäre  aber  ein  einheitliches,  die  Normen 
zueinander  in  Beziehung  bringendes,  insbesondere  sittliches  Denken  und  Handeln 
im  Wertsinne  durchaus  unmöglich.  Dieses  verlangt  notwendig  einen  höchsten 
Wert,  eine  „oberste  Norm",  ein  „höchstes  Gut",  an  dem  alle  Werte  zu  richten 
sind. 

Nicht  zuletzt  beweist  der  alte  Satz  „Der  Zweck  heiligt  die  Mittel"  die 
Richtigkeit  upserer  Auffassung  vom  Wesen  des  Mittels.  Zwar  ist  er  in  dieser 
Form  gewiß  nicht  richtig.  Es  darf  nur  heißen  „Der  Zweck  heiligt  im 
Rahmen  des  Gel tu.ngszusammen banges  aller  Zwecke  das  Mittel; 
jedoch  beweist  er  methodisch  genug,  nämlich  den  Charakter  des  Mittels  als  Vor- 
zweck. Im  „Heiligen"  des  Mittels  liegt  seine  Aufnahme  in  die  Rangordnung  der 
Werte  unumstößlich  beecbloee^i. 

§  3.    Strenge  Trennung  von  Mittel  und  Ziel. 

Das  Wichtigste,  was  unsere  Bestimmung  des  Begriffes  der  Wirt- 
schaft: „Mittel  für  Ziele"  sagt,  ist: 

1)  daß  Wirtschaft  selbst  kein  Ziel  sei,  und  in  keiner  Weise 
werden  könne,  sondern  nur  Mittel ;  daß  daher  der  Genuß,  der  eigent- 
liche Verbrauch  als  Empfindung  von  der  Wirtschaft  streng  zu 
trennen  sei ; 

2)  daß  damit  auch  alles,  was  Ziel.  (Genuß,  Befriedigung)  ist, 
eine  andere  Stellung  und  Aufgabe  in  der  menschlichen  Gesellschaft 
und  ein  anderes  gesellschaftswissenschaftliches  Gefü^e  habe  als  die 
Wirtschaft  (nämlich  die  Stellung  und  das  Gefüge  von  Zweckin- 
halten).  Damit  sagt  jene  Bestimmung  ,, Mittel  für  Ziele", 

3)  daß  die  Wirtschaftswissenschaft  es  nur  mit  dem  System  der 
Mittel  zu  tun  habe,  alles  andere  gesellschaftswissenschaftliche  Den- 
ken aber  mit  den  Zielen  selbst,  d.  h.  mit  normativ  (apriorisch)  auf- 


1)  a.  a.  O.  S.  39. 

2)  Kelsen,  Die  Hauptprobleme  der  Staatsrechtslehre,  Tübingen  1911,  S.  57  ff. 
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gebauten  Gegenständen,  z.  B.  „dem  Schönen",  dem  „Wahren",  „dem 
Rechten" ;  daß  also  Wirtschaftswissenschaft  und  alle  anderen  Gesell- 
schaftswissenschaften grundverschiedene  Dinge  sind.  Doch  wird 
dies  erst  später  ganz  deutlich  zu  machen  sein. 

In  der  strengsten  Abgrenzung,  in  der  unbedingten 
Auseinanderhaltung  der  Mittel  von  den  Zielen  liegt 
vieHeicht  das  wichtigste  Geheimnis  des  Begriffes  der 
Wirtschaft  beschlossen. 

Aus  den  eben  entwickelten  Begriffen  der  Äüttel  wie  der  Ziele 
geht  immer  wieder  hervor,  daß  das  Ziel,  der  Genußakt,  die  Befrie- 
digung, die  Konsumtion  als  Bewußtseinserlebnis  (z.  B.Essen  nicht  als 
Kaubewegung,  sondern  als  Empfindung),  niemals  Mittel  ist,  daiher 
in  keiner  Weise  in  die  Wirtschaft  fällt  —  eben  weil  alle  Genüsse 
als  VerwirklicJiung  von  Zielen  das  absolute  Gegenteil  von  Mitteln 
sind.  Daher  ist  das  Zuhören  in  Konzert  und  Theater  nicht  Mittel, 
sondern  Genuß,  Ziel  (das  erreicht  wird  durch  andere  Mittel :  Schau- 
spieler, Kulissen,  Beleuchtung,  Instrumente,  Gebäude).  Wenn  aller- 
dings etwa  der  Zeitungskritiker  im  Schauspiel  zuhört,  so  ist  dieses 
Zuhören  wohl  Mittel ;  jedoch  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Genuß- 
akt, sondern  in  jener  als  Nachrichten-  und  Belehrungsarbeit  für  die 
Leser.  —  Der  Verbrauchsakt  ist  daher  als  solcher  nicht  etwa  das 
letzte  Moment,  in  welchem  die  vorherigen  Mittel  gipfeln,  sondern': 
schon  selbst  Ziel  oder  Zielbestandteil,  Zweck,  Wert  außerhalb  aller 
Wirtschaft. 

Wenn  so  Wirtschaft  Mittel  und  nicht  Ziel  ist,  so  gehört  es  zu 
ihrer  Natur,  nur  Mittel  zu  sein.  Wir  nennen  diese  Dienstbereit- 
schaft mit  einem  Kunstausdruck  di'e  Mittel haftigkeit  oder 
Dienstbarkeit  der  Wirtschaft.  Ist  die  Wirtschaft  ihrem  Be- 
griffe nach  dienstbar  (nur  Geiz  und  Verblendung  könnt,en  daraus 
Selbstzweck  wider  ihre  Natur  machen),  dann  zeigen  sich  alle  G«- 
schichtstlieorien,  die  im  äußeren  Mittel  den  Schwerpunkt  der  ge^ 
scJüchtlichen  Entwicklung  sehen,  als  im  Innersten  verkehrte  Auf- 
fassungen des  Verhältnisses  von  Wirtschaft  und  Gesellschaft.  Hier- 
her gehört  neben  den  Versuchen,  aus  Klima,  geographischer  Lage 
und  ähnlichen  Einflüssen  der  Umwelt  die  Kultur  und  ihre  Geschichte 
abzuleiten  (Milieutheorie:  Buckle,  Taine,  Gumplowicz),  insbesondere 
die  sogenannte  „materialistische  Geschichtsauffassung"  von  Marx 
und  Engels.  Diese  erklärt  bekanntlich  den  Ablauf  der  Geschichte 
nicht  aus  der  Ideenbewegung,  sondern  primär  aus  den  wirtschafte 
liehen  Vorgängen.  Nach  ihr  wäre  nicht  nur  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  für  sich  selbständig  primär,  sondern  es  wären  auch 
Recht,  Staat,  Wissenschaft,  Religion  und  alle  anderen  gesellschaft- 
lichen Zwecksysteme  nur  geistige  Reflexe  des  materiellen  Daseins. 
Marx  sagt:  „Es  ist  nicht  das  Denken  der  Menschen,  das  ihr  Sein, 
sondern  ihr  Sein,  das  ihr  Denken  bestimmt."  Religion,  Recht,  Staat 
wären  daher  als  „Ideologien"  nur  Abhängige,  nur  der  „Ueberbau" 
und  die  äußere  Form,  welche  die  Wirtschaft  der  Gesellschaft  gibt. 
„Die  Produktionsweise  des  materiellen  Lebens  bedingt  den  sozialen, 
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politischen  und  geistigen  Lebensprozeß  überhaupt"  ij.  Die  Ger 
schichte  der  Menschen  wäre  daher  nicht  eine  Geschichte  der  Ideen, 
nicht  eine  Geschichte  der  Staaten  und  der  größten  Männer,  son- 
dern eine  Geschichte  von  Wirtschaftsinteressen  und  Wirtschafts- 
kämpfen,  im  besonderen  in  der  Form  von  Klassenkämpfen.  Es  nützt 
nichts,  wie  Kammacher,  Max  Adler  und  andere  neuere  Sozialisten 
versuchen,  diese  innerlich  hohle,  ja  wirre  Geschichtstlieorie  durch 
Umdeutungskünste  zu  mildern  und  abzuschwächen.  Man  muß  aus 
dem  Begriffe  der  Wirtschaft  als  einem  System  von  Mitteln  für  Ziele 
die  grundsätzliche  Verkehrtheit  dieser  Ansicht  erkennen.  Dienst- 
bereitschaft bezeichnet  ja  das  Wesen  der  Wirtschaft.  Die  Ziele  sind 
so  das  Erste,  die  Mittel  das  von  ihnen  Erschaffene,  für  sie  Lebende. 
Die  reine  Dienstbarkeit,  nackte  Mittf-lhaf tigkeit  der 
Wirtschaft  ist  es,  die  ihr  jede  ursprüngliche  Rolle 
in  der  Geschichte  und  Gesellschaft  versagt.  Dies  folgt 
aber  auch  schon  aus  jedem  gesunden,  lebendigen  Gefühl  der  ge- 
schichtlichen Wirklichkeit.  Welche  öde  Mechanisierung  und  Ma- 
terialisierung des  menschlichen  Daseins  liegt  jener  Auffassung 
zugrunde,  wie  wenig  innere  Kenntnis  von  Bewegsamkeil  des  mensch- 
lichen Geschickes  muß  ihr  eigen  sein !  Und  dann :  wie  viele  nackte 
Not  des  Daseins  muß  in  einer  Zeit  aufgespeichert  worden  sein, 
damit  sie  eine  solch  geschichts- und  lebenswidrige  Lehre  glaube  —  wie 
dies  im  letzten  Jahrfünfzig  der  Fall  war!  —  Vor  allen  derartigen 
Verirrungen,  auch  wenn  sie  in  weniger  schroffer  Form  auftreten 
(Engels  hat  ja  später  eine  Abschwächung  versucht),  rettet  der  Be- 
griff von  der  reinen  Dienstbarkeit  aller  Wirtschaft.  Niemals  kann  in 
Wahrheit  das  Mittel  selber  Zweck  sein,  solange  die  Natur  ihre 
Rechte  behauptet ;  ebensowenig  wie  das  Urbild  zu,m  Spiegelbild,  der 
Herr  zum  Diener,  Stab  und  Stecken  der  Gestützte  werden  kann. 
Dieser  Verwirrung  in  allem  gesellschaftswissenschaftlichen  Denken 
sei  endlich  ein  Ende  gemacht! 

Der  Schein  vom  ökonomischen  Materialismus,  den  die  Ge- 
schichte mancJimal  zeigt,  sowie  alle  andere  Spiegelfechterei  dieser 
heute  in  tausend  ScJilagworten  über  die  „grundlegende  Bedeutung  des 
Wirtschaftlichen"  in  Leb'en,  Politik,  Staat.  Recht,  Religion.  Philo- 
sophie, Wissenschaft  herrschend  gewordenen  Theorie,  klärt  sich  ein- 
fach dahin  auf,  daß  oft  genug  im  Leben  wie  in  der  Geschichte  das 
Ziel  selbst  sehr  niedrig  gesteckt  war.  Es  ist  die  bloße  Vitalität, 
die  Befriedigung  ungeistiger  Lebensbedürfnisse,  welche  sich  häuiig 
inehr  in  den  Vordergrund  drängen,  als  der  Würde  und  dem  Begriffe 
des  menschlichen  Lebens  entspricht.  Auch  dann  werden  zwar  die 
Mittel  niemals  als  Ziele  gewählt,  aber  zu  solchen  verwendet,  die 
selbst  nur  mittelhaft  anmuten.  So  erklärt  sich  namentlich  die 
scheinbare  Annäherung  primitiver  und  barbarischer  Zustände  an 
die  Deutungsversuche  des  geschichtlichen  Materialismus.  Diejenigen 
Menschen,  Zeiten,  Völker,  bei  denen  das  Wirtschaftliche  eine  über- 


1)  Marx,  Zur  Kritik  der  politiscbea  Oekonomie,  Berlin  1859,  S.  V. 
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ragende  und  allbeherrschende  Stellung  einnimmt,  sind  eben  leer, 
schwunglos,  miproduktiv,  minderwertig.  Aber  selbst  bei  einem 
nackten  „Kampf  um  den  Futterplatz",  dessen  Lärm  die  Geschichte 
zeitweilig  erfüllt,  spielt  für  den,  der  zu  sehen  weiß,  das  wirtschaft- 
liclie  Mittel,  der  Futterplatz,  nicht  die  „primäre"  Rolle,  sondern  be- 
zeichnet nur  die  überragende  Bedeutung  vitaler  Ziele,  vitaler  Rich- 
tung deo  Lebens.  Formell  kann  also  der  geschichtliche  Materialis- 
mus in  keinem  Fall  recht  behalten,  denn  selbst  in  den  seiner 
Ansicht  am  meisten  angenäherten  Fällen  ist  nicht  die  Wirtschaft 
das  Primäre,  das  die  Gesellschaft  und  die  Geschi'chte  leitete  und 
entwickelte,  sondern  ein,  wenn  auch  niedriges,  Zielsystem,  das  Ziel- 
system der  Vitalität. 

Die  tiefere  Erkenntnisaufgabe,  die  hier  vorliegt,  besteht  bloß 
darin  :  die  verhältnismäßige  Selbständigkeit  des  Räderwerkes  der 
Mittel,  ihr  natürliches  Schwergewicht  zu  erkennen  und  festzustellen. 
Diese  verhältnismäßige  Selbständigkeit,  die  das  einmal  gegebene 
Mittel  dem  Ziel  gegenüber  hat,  bildet  den  berechtigten  Kern  des 
<:ebchichtlichen  Materialismus. 

§  3.    Die  Abgrenzung  von  Wirtschaft  und  Technik. 

1.  Die  begriffliche  Abgrenzung. 

In  der  einfachen  Bestimmung  „Wirtschaft  ist  Mittel  für  Ziele", 
liegt  die  Grundlage  des  ganzen  TBegriffes  beschlossen,  weil  sie  die 
Wirtschaft  als  Inbegriff  der  Mittel  von  den  Inbegriffen  der  Ziele  in 
der  Gesellschaft  scheidet.  Aber  Sie  enthält  doch  vorerst  nur  den 
Stoff  für  den  engeren,  den  strengen  Begriff  der  Wirtschaft,  denn 
in  ihr  ist  noch  das  technologische  wie  das  rein-wirtscliaftliche 
Moment  ungeschieden  enthalten.  „Mittel  für  Ziele",  das  könnte 
auch  auf  das  Technische  passen !  Wodurch  unterscheiden  sich  also 
Wirtschaft  und  Technik? 

Ii!  der  Bestimmung  „Mittel  für  Ziele"  liegt  die  positive  Aus- 
sage, daß  die  Mittel  für  ein  Ziel  da  seien.  In  welcher  Weise? 
Dies  muß  zur  Abgrenzung  der  Wirtschaft  von  der  Technik  be- 
stimmt werden. 

Für  die  Wirtschaft  gibt  es  zunächst  „Mittel"  nicht  in  dem- 
selben Sinne,  in  welchem  der  Technik  Mittel  zur  Erreichung  eines 
Zieles  dienen.  Technik  nämlich  geht  auf  die  ursächliche  Be,- 
wirkung  der  Zielerreichung,  damit  auf  die  bloße  Ursächlichkeit  des 
Mittels,  Wirtschaft  dagegen  gründet  sich  nur  auf  das  Verhältnis 
von  Mittel  als  Vorzweck  und  Ziel,  auf  das  ,, teleologische"  Verhält- 
nis, auf  den  reinen  Zweckbezug  des  Vorzweckes  zum  Endzweck. 
Welcher  Art  dieses  Verhältnis  ist,  wird  die  genaue  Entwicklung  des 
Begriffes  der  Wirtschaft  zu  bestimmen  haben.  Vorwegnehmend 
können  wir  aber  hier  schon  sagen,  daß  die  Erwägung  des  teleo- 
logischen Verhältnisses  von  Mittel  und  Ziel  auf  die  Zielerreichung 
in  Ansehung  aller  Ziele  und  aller  Mittel  gehen  wird,  d.  i.  auf  das 
Gesamtverhältnis  der  „Geltung"  der  Ziele  und  der  Mittel  dafür. 

Jihrb.  t.  NationilSk.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd  6().  85 
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Die  Technik  dagegen  kann  nur  auf  die  Ursächlichkeit  des  Mittels 
für  ein  „gegebenes"  Einzelziel  gehen;  der  gesamte  Geltungs- 
zusammenhang der  Ziele  hat  für  sie  keinen  Sinn,  da  audh  die 
Kausalitäten  verschiedener  Mittel  miteinander  nichts  zu  tun 
habrr.  Während  Wirtschaft  erwägt  und  untersucht,  ob  mit  dem 
Vorzweck  (Mittel)  für  ein  bestimmtes  Ziel  zugleich  Vorzwecke 
(Mittel)  für  andere  Ziele  verloren  gehen,  kennt  die  Technik  eine 
solche  Erwägung  nicht,  für  sie  gibt  es  grundsätzlich  nur  gegebene 
Einzelziele,  die  auf  kausalem  Wege,  d.  i.  als  „Wirkungen"  (also 
nicht  mehr  „Ziele")  hervorzubringen  sind.  Der  Wirtschaft  aber 
ist  die  ursächliche  Eignung  der  Mittel  schon  gegeben,  sie  verfügt 
über  Mittel  für  Ziele  erst  auf  Grund  dieser  (technischen)  Voraus- 
setzung ! 

Technik  also  heißt:  das  Mittel  nur  als  Ursächlichkeit  für  ..Wir- 
kungen" zu  sehen.  Die  technische  Frage  ist  immer  nur  die,  ob  ein 
Mittel  die  Ursächlichkeit  in  sich  schließe,  das  „Ziel"  als  „Wirkung" 
hervorzubringen,  nicht  ob  es  (angesichts  des  Gesamtzusammen- 
hanges der  Ziele)  vielleicht  für  andere,  wichtigere  Ziele  zu  widmen 
sei;  die  technische  Präge  ist  also  nicht  das  ,,0b"  der  Widmung, 
vielmehr  nur  das  „Wie"  für  die  Wirkung.  „Ob"  ist  als  eine  Frage 
der  Zielgeltung  die  wirtschaftliche  Frage,  sie  ist  teleologisch ;  ..Wie" 
ist  die  technische  Frage,  ist  eine  Frage  der  Ursächlichkeit,  der  Her- 
vorbringung des  Zieles  als  „Wirkung".  Die  vollkommenste  Technik 
umschließt  daher  nur  das  restlose  „Wie"  der  Zielerreichung,  z.  B. 
löst  sich  die  rein  technische  Aufgabe  der  vollkommensten  Beleuch- 
tung in  eine  Energie-Umsatzrechnung  auf,  der  Begriff  „teuer"  oder 
„billig"  aber  (die  Aufwendbarkeit  im  Verhältnis  aller  Mittel  und 
Ziele)  kann  darin  nicht  vorkommen.  Die  reine  Wirtschaft  dagegen 
setzt  ein  mögliches  „Wie",  das  sie  wählen  kann,  schon  vora"us  und 
schließt  daher  etwas  anderes  in  sich,  nämlich  die  teleologische  Er- 
wägung des  Verhältnisses  von  Mittel  und  Ziel;  sie  gebraucht 
jenes  „Wie"  nur  als  Zugeordnetes  zu  Vorzwecken  nach 
ihrem  eigenen  Gesetze:  deiji  -der  Geltung  nach  Maßgabe  der 
Ziele.  Sie  behandelt  die  Mittel  als  Vorstufen  der  Zwecke.  Technik 
dagegen  behandelt  die  Mittel  nur  als  Ursachen  für  Wirkungen 
und  damit  ohne  Zusammenhang  mit  Gültigkeitsverhältnissen  der 
Ziele  und  mit  den  daraus  abgeleiteten  Wichtigkeiten  der  Mittel. 

Im  Rahmen  der  menschlichen  Gesellschaft  ist  demnach:  die 
Technik  das  System  der  Alittel  als  Ursächlichkeiten 
betrachtet;  die  Wirtschaft  das  System  der  Mittel  als 
Zwischenzwecke  betrachtet.  Wirtschaft  entsteht  auf  Grund 
des  Verhältnisses:  Vorzwecke  für  Endzwecke;  Technik  auf  Grund 
des  Verhältnisses:  Ursachen  für  solche  Wirkungen,  die  von  der 
Wirtschaft  als  ihre  Ziele  angegeben   werden. 

Die  Gesellschaft  als  eine  Welt  der  Zwecke,  als  durchaus  teleologisch  zu 
begreifendes  System  kann  die  „Ursächlichkeit",  welche  in  der  Technik  gegeben 
ist,  nicht  unvermittelt  aufnehmen,  nicht  in  sich  „enthalten".  Diese  Ursächlich- 
lichkeit  ist  nur  als  „Zugeordnetes"  zu  den  Vorzwecken  denkbar,  nur  als  deren 
ParalleliBmus,  Unterlage,  Begleitreihe.  —  Gleichwie  wir  der  Lichtempfindung 
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„Sonnenlicht"  zugeoidnet  denken,  jene  bestimmten  Bewegungsformen  von  Ma- 
terie, die  wir  „Aetherwellen"  nennen,  so  auch  im  Verhältnis  von  Zweckwelt 
und  Ursachenwelt.  „Vorzweck"  ist  das  I.icht,  Vorzweck  schließt  nur  den 
Charakter  der  „Geltupg"  in  sich,  des  Zweckhaften;  die  Ursächlichkeiten,  die 
wir  „Technik"  nennen,  sind  gleichsam  die  parallelen  Aetherwellen  der  Materie, 
die  dort  der  Schemel  für  „Empfindung",  hier  für  die  Geltung,  die  Zielerreichung 
sind. 

2.  Das  Verhältnis  von  Wirtschaft  und  Technik. 

Wirtschaft  und  Technik  sind  so  zwei  grundverschiedene  Dinge. 
Obwohl  aufs  engste  im  Leben  verbunden,  so  daß  „Technik"  fast  nur 
als  wirtschaftlich  gestaltete  Technik  erscheint,  können 
Grenzfällc  vorkommen,  in  denen  beide  so  gut  wie  getrennt  sind. 
Es  gibt  sowohl  eine  Technik  fast  ohne  Wirtschaft  wie  eine  Wirt- 
schaft fast  ohne  Technik.  Technik  ohne  Wirtschaft  ist  überall  dort, 
wo  grundsätzlich  nicht  „gespart",  nicht  „gewogen"  sondern  ohne 
Rücksicht  auf  das  Geltungsverhältnis  von  Mittel  und  Zweck  die 
reine  Ursächlichkeit  des  Mittels  maßgebend  Wird.  So  bei  der  tech- 
nischen Verwendung  sogenannter  „freier  Güter"  (Atemtechnik); 
so  planmäßig  bei  aller  Art  von  Versuch,  Experiment  und  ähnlichen 
theoretischen  Konstruktionen  im  Laboratorium,  wo  es  allein  auf 
Ursächlichkeitsverknüpfungen  im  Erfolg  ankommt,  nicht  auf  Zweck- 
mäßigkeitsrücksichten der  Mittel.  Abgeschwächt  liegt  dieser  Fall 
auch  bei  allen  jenen  Erfindungen  vor,  die  zwar  kausal,  „technisch" 
gelungen,  aber  zu  ,, unwirtschaftlich",  zu  „teuer",  daher  unanwendbar 
sind.  Ein(!  besonders  wichtige  Annäherung  au  den  Fall  reiner 
Technik  ohne  Wirtschaft  ist  endlich  auch  im  Krieg  gegeben.  Steht 
man  da  der  Aufgabe  gegenüber,  Leben  und  Habe  zu  verteidigen,  so 
wird  das  Erfordernis,  möglichst  viel  Waffen,  Pulver,  Kriegsgerät 
zu  erzeugen,  nicht  nach  wirtschaftlichen,  sondern  so  sehr  nur  immer 
angängig  nach  rein  technischen  Gesichtspunkten  beurteilt  werden. 
Die  ursächlich  beste  und  restloseste  Erreichung  des  Zieles,  das  voll- 
kommenste „Wie"  muß  angestrebt  werden,  Sparen  und  alle  andern 
wirtschaftlichen  Rücksichten  treten  in  den  Hintergrund. 

Umgekehrt  gibt  es  als  Grenzfall  auch  eine  Wirtschaft  fast  ohne 
Technik.  So  wenn  die  Hausfrau  konservierte,  genußreife  Obst- 
vorräte nach  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  zum  Verbrauche  in 
verschiedenen  Zeitpunkten  einteilt.  Hier  ist  keine  technische  Auf- 
gabe mehr  zu  lösen.  Aehnlioh  tritt  auch  das  technische  Moment 
zurück,  wenn  der  Kapitalist  entscheidet,  wie  er  seine  Gelder  anlegt ; 
ebenso  bei  Kauf  und  Verkauf  aller  Art. 

Solche  Fälle  sind  allerdings  nur  Grenzfälle.  Sie  beweisen  aber, 
daß  Wirtschaft  und  Technik  innerlich  niemals  zusammenfallen 
können  und  stets  andern  spezifischen  Gesetzen  gehorchen.  In  der 
geschichtlichen  Wirklichkeit  sind  aber  beide  aufs  innigste  verknüpft. 
Alle  wirkliche  Technik  ist  Wirtschaftstechnik,  ist  an  die  Voraus- 
setzung gebunden,  daß  die  Mittel  „wirtschaftlich"  verfügbar  sind, 
daß  nämlich  die  Zielerreichung  wirtschaftlich  richtig  sei.  Die  Wirt- 
schaft wieder  kann  sich  nur  innerhalb  des  technisch  Möglichen  be- 
wegen. 3.')* 
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Mit  dem  Verhältnis  zwisclien  Wirtschaft  und  Technik  steht  es 
danach  so,  daß  neue  wirtschaftliche  Gestaltungen  vorhandene 
Techniken  auf  neue  Weise  ausnützen  und  damit  der  Entwicklung 
der  Technik  einen  Anstoß  geben.  So  bei  der  Zusammenlegung  von 
Betrieben  zur  „Betriebskonzentration",  was  neue  Arbeitsteilung, 
Abfallverwertung  u.  dgl.  schafft;  so  namentlich  bei  Einführung  ge- 
wisser Typen  und  Muster  als  Massenartikel,  was  für  die  Technik 
„Spezialisierung"  und  damit  Vervollkommnung  bedeutet;  so  bei 
üebergang  zu  anderen,  schon  bekannten  Verfahren,  die  nun  durch 
die  Massenanwendung  vervollkommnet  werden.  Die  Vervollkomm- 
nung des  Luftschiffbaues  z.  B.  hätte  ohne  die  Massenerprobung  der 
Motoren  in  der  wirtschaftlichen  Praxis  der  Automobilverwendung 
nicht  so  schnell  vor  sich  gehen  können,  wie  es  wirklich  geschah. 
Ein  anderes  Beispiel  ist  die  ganze  „Ersatz"-Technik  im  Kriege,  zu 
der  die  Wirtschaft  den  Anstoß  gab;  ein  gleiches  die  bekannte  Er- 
scheinung der  Einführung  von  Maschinen  bei  steigenden  Arbeits- 
löhnen. —  Umgekehrt  schaffen  neue  Techniken,  neue  Erfindungen, 
z.  B.  die  elektrischen  Ueberlandzentralen,  die  Grundlagen  für  neue 
wirtschaftliche  Erwägungen  und  Entwicklungen.  Im  Wesen  des 
Verhältnisses  beider  liegt  solchermaßen  keine  bloße  „Wechselwir- 
kung", denn  dieser  Begriff  würde  voraussetzen,  daß  beide  als  gleich 
ursprüngliche  (primäre)  Größen  aufeinander  wirken.  Dies  trifft 
aber  nicht  zu,  sondern:  die  Wirtschaft  ist  der  Technik  ge- 
genüber das  Primäre. 

Damit  stimmt  auch  die  geschiclitliche  Entwicklung  überein,  welche  zeigt, 
daß  es  im  Ganzen  die  wirtschaftlichen  Bestrebungen  waren,  die  zu  Verän- 
rungen  der  Technili  führten;  daß  nicht  eigentlich  eine  selbständig  technisch- 
wissenschaftliche Entwicklung  die  Führung  hatte').  Daher  war  eine  so  beständige 
Wirtschaft,  wie  es  die  geschlossene  Hauswirtschaft  oder  die  mittelalterliche  Stadt- 
wirtschaft war,  technisch  recht  lyifruchtbar,  daher  ist  die  fortschreitende  kapita- 
listische Wirtschaft  technisch  so  überaus  fruchtbar.  Auch  auf  der  heutigen  Stufe 
höchster  wissenschaftlicher  Rationalisierung  ist  nicht  die  technische  Ent- 
wicklung, sondern  die  wirtschaftliche  die  führende  und  primäre.  Die  technische 
Entwicklung  hat  immer  nur  eine  abhängige  Selbständigkeit  gegenüber  der  Wirt- 
schaft; diese  wünscht  oder  befiehlt,  die  Technik  gehorcht  oder  kommt  ihr 
höchstens  zuvor.  Wo  die  Wirtschaft  davon  keinen  Gebrauch  macht,  geht  sie 
als  Technik  wieder  unter.  In  diesem  Sirme  hat  nicht  die  Dampfmaschine  die 
Wirtschaft  umgestaltet,  sondern  die  Wirtschaft  war  schon  vorher  auf  Arbeits- 
teilung, Mechanisierung,  Kraftanwendung  im  Großen  und  Kapitalismus  ge- 
richtet; sie  hat  daher  auch  die  Technik  in  diese  Entwicklung  gedrängt  und 
alles,  was  diese  ihr  bot,  gierig  ergriffen.  Nur  unter  solchen  Umständen  ver- 
mochte die  Wirtschaft  überhaupt  von  derartigen  technischen  Fortschritten  Ge- 
brauch zu  machen.  Die  Dampfmaschine,  im  Jahre  1000  n.  Chr.  erfunden,  hätte 
jahrhundertelang  gar  keine  Wirkung  gehabt.  Das  Pulver,  seit  2000  Jahren  in 
China  bekannt,  wurde  dort  nur  zu  Feuerwerk  benützt.  Die  Wirtschaft  ist  es 
eben,  welche  die  Bedingungen  feststellt,  unter  denen  die  technische  (kausale) 
Zielerreichung  ausgeübt  werden  kann  und  gesucht  werden  soll.  Wenn  technische 
Erfindung  ihrerseits  zu  weit  darüber  hinausgeht,  bleibt  sie  außerhalb  der  wirt- 
schaftlichen Anwendu,ngsfähigkeit. 

1)  Dies  bestätigt  meines  Bedünkens  die  Darstellung  der  technischen  Entwicklung 
in  Sombarts  „Kapitalismus",  2.  Aufl.,  Bd.  1,  München  und  Leipzig  1916,  S.  463  ff. 
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3.  Zur  Literatur. 

Die  neueren  Versuclie,  das  Verhältnis  von  Wirtschaft  und  Technik  zu  be- 
stimmen, sind  dem  obigen  Ergebnisse  eng  verwandt. 

Schon  Albert  Schaff le  hat  das  Wesen  der  Technik  als  Umsetzung  der 
Idee  in  das  AeujJere  erklärt  „unter  wirksamer  Ueberwindung  der  der  Ideenver- 
äußerlichung  entgegenstehenden  Widerstände  ..."').  Diese  „Umsetzung"  oder 
Verwirklichung  kann  nur  als  Ursächlichkeit  des  Mittels  gedacht  sein.  Aller- 
dings verwirrt  Schäffle  diesen  Begriff  wieder,  indem  er  auch  Organisation,  Ver- 
waltung und  Betriebsführung  zur  Technik  rechnet.  „Es  sind  nicht  bloß  ein- 
fache, sondern  auch  zusammengesetzte  Aufgaben,  und  nicht  bloß  Kunstaufgaben 
der  Herstellung,  Gründung  oder  Organisation,  sondern  auch  der  Nutzung, 
Betriebsführung  und  Verwaltung  zu  lösen"  (a.  a.  0.  S.  177). 

Andreas  Voigt  hat  in  seiner  bahnbrechenden  „Technischen  Oekonomik"  ') 
erklärt:  „.  .  .  über  gegebene  Mittel  verfügen  d.  h.  über  deren  Verwendung 
entscheiden"  bilde  die  „wirtschaftliche  Au  gäbe",  dagegen  „einen  gegebe- 
nen Zweck  zu  erreichen,  ohne  daß  die  Mittel  vorgeschrieben  sind,  also  die  zur 
Erreichung  des  Zwecks  geeigneten  Mittel  .  .  zu  finden  oder  zu  wählen"  bilde 
die  technische  Aufgabe  .  .  ."  '). 

Deutlich  kann  also  danach  die  technische  Aufgabe  nur  darin  bestehen, 
die  Ursächlichkeit  der  Mittel  zu  finden  und  anzuwenden.  Wenn  der  Zweck 
feststeht  und  die  Mittel  frei  sind,  kann  nur  deren  ursächliche  Eignung  über 
ihre  Anwendung  entscheiden,  —  eine  Auffassung,  die  mit  der  oben  entwickelten 
übereinstimmt.  Auch  die  darin  niedergelegte  Auffassung  Voigts  vom  Wesen  der 
Wirtschaft  kommt  der  unserigen  sehr  nahe. 

Fr.  V.  Gottl-Ottilienfeld  sieht  „das  Technische  bei  irgendeiner 
Handlung  in  der  Art  und  Weise  des  Vorgehens  .  . ."  ♦ ).  „Technik  im  subjek- 
tiven Sinne  ist  die  Kupst  des  rechten  Weges  zum  Zweck.  Technik  im  objektiven 
Sinne  ist  das  abgeklärte  Ganze  der  Verfahren  und  Hilfsmittel  des  Han- 
delns .  ." ").  Sowohl  als  „Weg"  wie  als  „Verfahren  und  Hilfsmittel"  ist  also 
auch  hier  das  Technische  nur  in  Kausalität  aufzulösen.  Technik  und  Wirt- 
schaft, so  führt  V.  Gottl  weiter  aus,  entspringen  aus  einer  gemeinsamen  Wurzel. 
Der  Mensch  hängt  von  der  Außenwelt  in  der  Weise  ab,  daß  er  Bedürfnisse  hegt, 
die  nur  in  ihr  Befriedigung  finden;  aus  dieser  Abhängigkeit  entspringt  Sie 
Wirtschaft.  „Wenn  nun  die  Befriedigung  unvollständig  Dleibt  und  daraus  der 
Zwang  zum  Handeln  hervorgeht,  .  .  ^•prfalIpn  wir  der  zweiten  .Abhängigkeit"  °). 
aus  dieser  Abhängigkeit,  welche  die  Nötigung  enthält,  „Eingriffe  in  die  Außen- 
welt zu  tun",  „den  Naturgesetzen  Rechnung  zu  tragen",  entspringt  die  Technik. 
Daher  ist  „Wirtschaft  dje  Ordnu,ng  in  den  Handlungen  der  Be- 
darfsdeckung, Technik  die  Ordnung  im  Vollzuge  dieses  Han- 
delns" (S.  208).  —  Auch  V.  Gottls  Begriffsbestimmung  enthält  .sonach  das  Mo- 
ment der  Ursächlichkeit  der  Mittel,  als  wesentliches  Begriffsmerkmal  der  Technik, 
denn  nichts  anderes  bedeutet  das  „Rechnungtragen"  den  Naturgesetzen,  das 
„Vollziehen".  Ebenso  trennt  v.  Gottl  den  Begriff  der  Wirtschaft  in  verwandter 
Weise  von  der  Technik  ab,  wie  es  oben  von  uns  geschah.  Die  Wirtschaft  als 
Ordnung  und  Sorge  der  Bedarfsdeckung  (S.  212  ff.)  enthält  als  wesentlichen 
Bestandteil  notwendig  das  Abwägen  (das  ja  auch  „Vorsorge"  istV  Wenn  aber 
V.  Gottl  im  Moment  des  Ganzen  der  Bedarfsdeckune  die  Wirtschaft,  im  Moment 
der  Einzelausführung  oder  des  Vollzuges  das  Technische  sieht  (S.  212  f.),  so 
bleibt  unklar,  ob  damit  nicht  die  Technik  eine  Art  Wirtschaft  im  Kleinen,  im 
Einzelnen  würde.     Das  wäre  allerdings  nicht  richtig.     „Vollzug"  dürfte  nur  als 


1)  Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers,  2.  Aufl.,  Tübingen  1896,  Bd.  2,  S.  176« 

2)  Enthalten   in   dem  Sammelwerk  „Wirtschaft  und  Recht   der  Gegenwart",   hrsg. 
von  L.  V.  Wiese,  Bd.  2,  Tübingen,  1912. 

3)  a.  a.  O.  Bd.  2,  S.  222,  s.  auch  S.  228. 

4)  „Wirtschaft    und    Technik"    im    ,,GrundriB  der    Sozialökonomik",    11.    Abtlg., 
Tübingen  1914,  S.  205. 

h)  Ebenda  S.  206. 
6)  Ebenda  S.  208. 
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die  kausale.  Seite  des  Handelns  aufgefaßt  werden.  Auch  die  Wirtschaft  setzt 
sich  aus  dem  Abwägen  des  Einzelnen  zusammen;  auch  die  Ursächlichkeiten  des 
technischen  Vollzuges  müssen  umgekehrt,  wie  v.  Grottl  selbst  hervorhebt,  ein 
Ganzes  bilden.  Die  ^Virtschaft  kann  daher  nur  von  der  Erwägung  des  Anteils 
der  Mittel  an  der  Zielerreichung,  der  Erwägung  der  reinen  Zweckbeziehungen, 
die  Technik  nur  von  der  Erwägung  unsachlicher  Eigenschaften  der  Mittel 
geleitet  sein. 

§  4.    Vollendung  der  Begriffsbestimmung  der  Wirtschaft. 

1.  Widmen    und  Abwägen    der   Mittel   als    die   Qrundbestinimungen 
des  Begriffes  der  Wirtschaft. 

a)  Begriffsentwicklung.  Die  Welt,  aus  der  Wirtschaft 
hervorgeht,  haben  wir  durch  ^ie  Bestimmung  „Mittel  für  Ziele" 
als  eine  zweckhafte  Welt  abgegrenzt.  Wir  vermochten  dies,  indem 
wir  das  ursächliche  Moment,  das  im  Begriff  des  Mittels  liegt,  als 
technisch  ausschalteten  und  das  Verhältnis  von  Mittel  und  Ziel  nur 
teleologisch,  als  Verhältnis  von  Vorzweck  zu  Endzweck  faßten. 
Die  Technik,  so  sahen  wir,  geht  lediglich  auf  die  Ursächlichkeit  der 
Zielerreichung;  die  Wirtschaft  dagegen  hat  bei  gegebenen  Ursäch- 
lichkeiten (d.  i.  bei  vorausgesetzten  technischen  Möglichkeiten)  ganz 
allgemein  das  teleologische  Verhältnis  von  Mittel  und  Ziel  zu  ihrem 
Gegenstande.  Worin  besteht  nun  dieses  Verhältnis, 
welche  Momente  liegen  in  ihm  beschlossen?  Wenn  dies  bestimmt 
wird,  so  ist  der  Begriff  der  Wirtschaft  vollendet. 

Fassen  wir  zuerst  nur  das  Grundsätzliche  ins  Auge,  so  sehen 
wir,  wie  das  bloße  Verhältnis  von  Vorzweck  zum  Endzweck  nur 
schlummernde,  nur  latente  Wirtschaft  bedeutet.  Es  ist  noch  ein 
Zu.-iand,  den  man  als  „Wirtschaftslosigkeit"  kennzeichnen  muß. 
wenn  sich  die  Mittel  oder  Vorstufen  für  die  Ziele  wunschgemäß  ein- 
stellen, wie  die  frische  Luft  b«im  Atmen,  wenn  Boden,  Arbeit  und 
alle  Erzeugungsmittel  und  Genußmittel  im  Ueberfluß  da  sind,  also 
überhaupt  jeder  Vorzweck  beliebig  verwirkliclit  werden  kann. 
Erst  wenn  nicht  alle  Ziele  erreichbar  sind,  dadurch  nämlich,  daß 
nicht  für  alle  Ziele  Vorzwecke  da  sind,  erst  mit  diesem  Fehlen 
der  Mittel,  erst  mit  dieser  Knappheit,  Unzulänglichkeit  der  Vor- 
zwecke gegenüber  den  gültigen,  den  gesteckten  Endzwecken  wird 
das  teleologische  Verhältnis  vom  Mittel  zum  Zweck  lebendig :  indem 
nun  der  Endzweck  eine  ganz  bestimmte  Geltungsbedingung  der  Vor 
zwecke  wird.  Erst  damit  entsteht  Wirtschaft.  Diese  genau 
bestimmte  und  bestimmbare  Geltung  der  Endzwecke  für  die  Vor- 
zwecke, welche  allein  erst  lebendige,  wirkliche  Wirtschaft  begründet, 
ist  Gegenstand  jeder  Untersuchung  über  den  Begriff  der  Wirtschaft. 
Sie  stellt  sich  dar:  1)  als  Ausgleich  der  Vorzwecke,  indem  die  Vor- 
zwcckc  auf  die  Endzwecke  nach  dem  Maße  von  deren  Wichtigkeit 
(ihres  Geltungsgrades)  aufgeteilt  werden:  der  Ausgleichungsgrurid- 
satz;  2)  als  Sparen.  Jeder  nach  dem  Ausgleichungsgruhdsatz  ge- 
gebene Vorzweck  ist  seinem  gegebenen  Endzweck  gegenüber  voll  und 
ganz  gültig,  d.  h. :  wird  als  Vorzweck  vollständig  beachtet,  voll- 
ständig „ausgenützt",  ist  „soweit  als  möglich"  Vorzweck:  der  Spar- 


Vom  Begriff  der  Wirtschaft  «um  Begriffsgebäude  der  Volkswirtschaftalehre.     551 

grundsatz.  Ausgleichen  heißt  feststellen,  welche  Mittel  als  Vor- 
zwecke für  welche  Ziele  gelten  sollen;  Sparen  heißt  diese  Gültig- 
keit festhalten,  heißt  den  Verlockungen  des  Augenblickes  wider- 
stehen, heißt  diesen  Augenblickszielen  nicht  mehr  an  Vorzwecken 
zugestehen,  als  ihnen  ausgleichsgemäß  zukommt  —  was  „Verschwen- 
dung" wäre;  kurz  gesagt  heißt  sparen,  dafür  sorgen,  daß  jeder 
Vorzweok  für  den  Endzweck,  dein  er  zugedacht  ist,  voll  und  ganz  in 
Geltung  bleibe.  Ausgleichen  und  Sparen  sind  die  beiden  Erschei- 
nungsformen der  Unzulänglichkeit,  der  Knappheit  aller  Vorzwecke 
gegenüber  allen  Endzwecken.  Aber  der  Ausgleichungsgrundsatz  ist 
der  ursprünglichere;  der  Spargrundsatz  leitet  sich  aus  dem  Aus- 
gleicJiungsgrundsatz  ab,  er  ist  nur  seine  folgerichtige  Aufrechter- 
haltung, Durchführung. 

Als  die  bestimmenden  Momente  im  Begriffe  der  Wirtschaft 
fanden  wir  also  folgende:  „Mittel  für  Ziele"  im  Sinne  von  Vor-' 
zwecken  zu  Endzwecken  bilden  das  Grundverhältnis  aller  Wirf- 
scJiaft,  bestimmen  ihre  zweckhafte  (teleologische)  Natur  (zumünter- 
scJiie4  der  ursächlichen,  die  technisch  ist) ;  Knappheit  der  Mittel  ist, 
die  Entstehungsbedingung  wirklicher  Wirtschaft  aus  dieser  Welt 
von  Wertbeziehungen  heraus,  weil  erst  dann,  wenn  nicht  alle  Ziele 
erreicht  werden  können,  die  verschiedene  Geltung  der  Mittel  zur 
Erwägung  kommt;  Ausgleichen  und  Sparen  sind  die  Erscheinungs- 
formen des  Knappheitsverhältnisses  der  Vorzwecke  zu  den  End- 
zwecken. 

In  diesen  Bestimmungen  liegt  nicht,  daß  die  Wirtschaft  aus 
der  Knappheit  abgeleitet  wäre!  Diesen  Pehler  begehen  alle  jene 
Theorien,  welche  die  Wirtschaft  auf  Mengenverhältnisse 
(Quantitätsverhältnisse)  der  Güter  gründen  (z.  J^.  ScJiumpeter,  Her- 
mann). In  unserer  Ableitung  liegt  vielmehr,  daß  Wirtschaft  ent- 
steht, indem  die  verschiedenen  Gültigkeitsgrade  der  Endzwecke  den 
nicht  hinreichenden  Vorzwecken  (Mitteln)  jeweils  ganz  bestimmte 
Gültigkeit  als  Vorzwecke  verleihen,  sie  demgemäß  ausgleichend 
für  die  wichtigsten  Ziele  (Ziele  größten  Geltungsgrades)  ordnen.  Die 
Endzwecke  werden  so  zu  Bedingungen  für  die  Gültigkeit  der  Vor- 
zwecke. —  Alles  dieses  ist  nun  näher  zu  entwickeln. 

Die  hervorgehobenen  Bestimmungsstüoke  des  Begriffes  der  Wirt- 
sciiaft .  Knappheit,  Ausgleichen,  Sparen  sind  in  der  Literatur  für 
sicJi  sämtlich  schon  behandelt  worden.  Am  eingehendsten  wohl  von 
Karl  Menger.  Worauf  es  ankommt,  ist  aber,  diesen  Bestimmungs- 
stücken jenen  Sinn  zu  geben,  der  sie  zu  einem  widerspruchslosen 
Begriffe  macht  und  uns  die  Wirtschaft  aus  ihrem  innersten  Keime 
und  Leben  heraus  verstehen  lehrt.  Die  unentbehrliche  Voraus- 
setzung dafür  schafft  nur  die  Auffassung  der  Wirtschaft  als  eines 
zweckhaften  Zusammenhanges  von  Mitteln  für  Ziele. 

Das  Verhältnis  der  Mittel  zu  den  Zielen  wird  durch  die  be- 
kannten, empirisch  feststellbaren  Grundtatsachen  bei  den  Mitteln 
wie  bei  den  Zielen  bestimmt. 
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Diese  Grundtatsachen  liegen  bei  den  Zielen  darin,  daß 
sie  1)  in  einem  praktisch  fast  unbegrenzten  Maße  sich  geltend 
machen  und  immer  noch  weiter  anwachsen  können.  Nicht  nur  die 
Notdurft  des  Lebens  —  Nahrung,  Kleidung,  Wohnung  —  tritt  als 
beherrschendes  Ziel  auf;  es  ist  weiter  die  rege  geistige  Natur  des 
Menschen,  die  eine  ganze  Welt  geistiger  Ziele  stets  von  neuem  her- 
vorbringt und  so  die  Zahl  der  geforderten  Mittel  ins  Unendliche 
vermehrt.  Zur  Natur  der  Ziele  gehört  es  2),  trotz  verschiedener 
Art  und  Wichtigkeit  miteinander  in  einem  durchgehenden  Geltungs- 
zusammenhang zu  stehen.  In  diesem  genauen  Sinne  sprachen  wir 
von  einem  ..System"  der  Ziele,  was  auf  deutsch  heißt:  ihrem  Mit- 
Bestehen,  Zusammen-Bestehen.  Ihr  innerer  Zusammenhang  bedeutet, 
daß  nicht  ein  Ziel  für  sich  gilt,  d.  h.  für  sich  vollkommen  zu  Ende 
erreicht  werden  will,  sondern  ein  Ausgleich  in  den  Sättigungs- 
graden aller  Ziele  gefordert  wird.  So  ist  es  widerspruchsvoll,  in 
einer  Fabrik  bei  knappen  Geldmitteln  den  Bedarf  an  Maschinen 
vollkommen,  jenen  an  Rohstoffen  nur  teilweise  zu  decken ;  oder  im 
Haushalt  das  Wohnen  bis  zum  raffinierten  Luxus  zu  treiben  und 
aufs  Essen  zu  verzichten. 

Bei  den  Mitteln  sodann  obwaltet  die  Grundtatsache,  begrenzt 
zu  sein  und  daher  im  Verhältnis  der  „Knappheit",  Unzulänglichkeit, 
Seltenheit  zu  den  Zielen  zu  stehen.  Diese  Grundtatsache  gehört  der 
technischen  Seite  der  Wirtschaft  an.  Die  Natur  bietet  Ursächlich- 
keiten für  die  gewollten  Wirkungen  nicht  unbegrenzt  dar.  So  ist 
es  nur  die  Kehrseite  der  Ueberfülle  der  Ziele,  daß  die  Mittel  als 
begrenzte  in  das  Knappheitsverhältnia  kommen.  Beide  Tatsachen 
zusammen,  Grenzenlosigkeit  dort  und  Mangel  hier,  bilden  die  im 
Schrifttum  so  oft  als  Ausgangspunkt  der  Wirtschaf  t  bezeichnete  „Ab- 
hängigkeil des  Menschen  von  der  äußeren  Natur".  Es  ist  aber  außer 
dieser  äußeren  Abhängigkeit  (nämlich  von  natürlichen  Sach- 
mitteln) auch  jene  von  der  menschlichen  Arbeitskraft  selbst,  welche 
die  Wirtschaft  beherrscht,  der  „Knappheit"  an  Arbeit  neben  den 
Naturmitteln  entsprechend. 

Ferner  ist  an  dieser  Stelle  folgendes  zu  beachten:  Es  ist,  wie  oben  schon 
berührt,  liicht  ein  Mengenverhältnis,  das  in  der  „Knappheit"  von 
Mitteln  für  die  Wirtschaft  zum  Ausdruck  kommt,  sondern  ein 
Geltungsverhältnis,  ein  teleologisches  Verhältnis;  es  ist  ein  Fehlen  von 
Vorzwecken,  welches  bewirkt,  daß  die  wichtigen  Ziele  zuerst  befriedigt  werden, 
wodurch  die  Vorzwecke  je  ihre  bestimmte  Gültigkeit  erlangen,  mt  andern 
Warten:  die  „Knappheit"  bedeutet  Fehlen  von  Vorzwecken  und  setzt  sich  so  um 
in  Geltungsverhältnisse  dieser  Vorzwecke!  Denn  durch  jenes  Fehlen  treten  die 
Geltungsgrade  (Wichtigkeiten)  der  Endzwecke  in  Erscheinung  und  werden  Be- 
dingung für  die  ganz  bestimmte  Gültigkeit  der  Vorzwecke  .und 
zwar,  wie  wir  später  sehen  werden,  für  eine  rangmäßige  Gültigkeit.  Xicht 
eine  „Menge'  der  Mittel  bei  einer  „Menge"  von  Zielen  ist  das  Wesentliche,  son- 
dern die  Gültigkeitsgrade  der  Mittel  für  ihre  Ziele.  Wo  sollte  im  Begriff 
des  Zieles  ein  Mengenelement  liegen?  Hier  gibt  es  nur  Geltungs- 
grade;  und  daneben  gibt  ea  allerdings  noch  das  Moment  der  Vielheit  der 
Ziele,  das  sich  aber  als  Geltungszusammenhang  (z.  B.  Ausgleichung  der  Gel- 
t\ingsgrade)  äußert.  „Knappheit"  ist  daher  genau  gesprochen  nur  die  technische 
kausale  Grundlage  der  Gütermengen,  welche  die  jeweiligen  Gültigkeitsgrade  der 
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Vorzwecke  haben.  Das  Moment  der  Menge  der  Mittel  kommt  nu,r 
in  den  technisch-kausalen  Unterlagen  der  Wirtschaft  vor;  in 
der  Wirtschaft  selbst  sind  es  allein  die  auf  jener  Unterlage 
erscheinenden  Vorzweck-Gültigkeiten,  die  in  Frage  kommen. 
In  der  Wirtschaft  kann  wohl  eine  Vielheit  der  Ziele  und  Vorzwecke  den  Gel- 
tungsverhältnissen, die  daraus  entstehen,  •  vorangehen;  die  technisch-kausale 
„Menge"  der  Güter  aber  kann  in  ihr  nicht  vorkommen,  weil  es  überhaupt  dort 
am  stofflichen  Grund  und  ursächlichen  Element  fehlt,  wo  nur  die  teleologische 
Tatsache  obwaltet,  daß  nicht  für  alle  Ziele  Vorzwecke  bis  zum  Geltungsgrad 
Null  da  sind.  Tatsächlich  kann  denn  auch  nur  der  Techniker  von  „1000  kg" 
Kohle  sprechen.  Der  Kaufmann  spricht  von  diesen  Gütermengen  „im  Werte 
von  .  .  .",  d.  i.  von  den  „Werten",  Geltungsgraden,  nicht  von  diesen  Quantitäten 
selber.  (Weiteres  darüber  siehe  unten  bei  der  Besprechung  des  Grenznutzen- 
begriffes S.  576  fg.). 

Auo  dem  hervorgehobenen  Geltungszusamnienhang  der  Ziele 
bei  Knappheit  der  Mittel  folgt  nun :  daß  ein  Mittel,  für  ein  be- 
stimmtes Ziel  einmal  aufgewendet,  damit  unmittelbar  oder  mittelbar 
einem  anderen  Ziel  entzogen  wird.  Aus  dem  anderen  Moment,  dem 
Widerspruch  der  Knappheit  der  Mittel  zur  ünbegrenztheit  der  Zieie, 
folgt:  daß  nicht  alle  Ziele  erreicht  werden  können,  daß  vielmehr 
ein  solches  Geltungsverhältnis,  eine  solche  Rangordnung  der 
Mittel  platzgreifen  muß,  wie  es  dem  Geltungsgrad  der  Ziele  ent- 
spricht. Dies  bedeutet,  was  von  grundlegender  Wichtigkeit  ist,  ein 
rangmäßiges  Ordnen  der  Mittel  tiach  Maßgabe  der 
Wichtigkeit  der  Ziele,  eine  Stufenleiter  der  Geltungen  der 
Mittel ;  und  ferner  ein  Herauswählen  der  Mittel  für  die  dringendsten, 
wichtigsten  Ziele  gemäß  der  jeweils  gültigen  Rangordnung  der  Ziele. 
In  dieser  „Auswahl"  oder,  wie  wir  es  auch  nennen  wollen,  „Pür- 
wahl"  der  Mittel  auf  Grund  der  erwogenen,  aufgestellten  Rangord- 
nung liegt  die  Grundfrage,  das  Problem  uiid  der  Erfolg  aller  Wirt- 
schaft beschlossen,  nämlich :  ob  ein  Mittel  für  die  Erreichung  eines 
Zieles  mit  Rücksicht  auf  die  Schädigung  öder  Förderung  anderer 
Ziele  aufgewendet  werden  soll  oder  nicht;  oder  teleologisch  ausge- 
gedrückt;  ob  es  mit  Rücksicht  auf  die  Geltung  verschiedener  Ziele 
einem  gegebenen,  bestimmten  Ziel  als  Vorzweck  dienen  soll  oder 
nicht.  Damit  haben  wir  zwei  Grundmomente  des  Wirtschaften? 
vor  uns:  das  Moment  der  „Fürwahl"  oder  „Widmung",  d.  h.  der 
Bestimmung,  der  Zuweisung  des  Mittels  für  eine  bestimmte  Ziel- 
erreichung,  und  das  dieser  Entscheidung  zugrunde  liegende  „Ab- 
wägen" der  Mittel,  welches  ist:  eine  Bestimmung  der  Gültigkeit 
aller  Mittel,  eine  Bestimmung  'ihrer  Rangordnung  angesichts  der 
verschiedenen  Wichtigkeit  der  Ziele  und  angesichts  dessen,  daß 
nicht  alle  Ziele  erreicht  werden  können  (Knappheit),  und  ferner 
angesichts  dessen,  daß  die  Mittel  allen  Zielen,  die  ja  in  innerem 
Geltungszusammenhange  stehen,  dienen  sollen. 

Das  Moment  der  Fürwahl  oder  Widmung  des  Mittels  schließt 
in  sich  seine  Widmung  zu  einer  Leistung  für  ein  bestimmtes  Ziel, 
.JLieistung"  heißt  dabei:  tatsächlich  Vorstufe  für  den  Endzweck 
werden,  ein  Stück  Realisierung,  Erreichung  (kraft  der  im  Vorzweck 
enthaltenen  Ursächlichkeit)  des  Zieles  werden.  Die  fürwählende 
Entscheidung  darüber,  welches  Mittel  für  welches  Ziel  gelten  soll, 
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das  Widmen,  Bestimmen  oder  Zuweisen  der  Mittel  für  Ziele,  be- 
deutet also  die  Festlegung  derselben  auf  eine  bestimmte  „Leistung" 
oder  Verrichtung  bei  Erreichung  des  Zieles. 

b)Der  wirtschaftliche.  Grundsatz.  Das  Moment  des 
Abwägen^  der  Mittel  hinwieder  sciiließt  noch  keine  nach  außen 
gehende  Leistungszuweisung  Widmung  der  Mittel  in  sich,  sondern 
schafft  erst  die  Stufenleiter,  nach  der  diese  erfolgen  kann.  Von  der 
Knappheit  der  Mittel  zur  Unbegrenztheit  der  Ziele  muß  eine  Brücke 
geschlagen  werden.  Wie  geschieht  das?  Wie  ausgeführt:  kraft  des 
Geltungsbereiches  der  Endzwecke,  welcher  die  Vorzwecke  (Mittel) 
ganz  in  seinen  Bann  zieht  und  sie  daher  zu  einer  ihm  angemessenen 
rangmäßigen  Stufenleiter  ordnet.  Damit  ist  schon  der  Grundsatz 
jedes  wirtschaftlichen  Tuns,  tiie  Absteckung  jedes  wirtschaftlichen 
Weges,  der  „wirtschaftliche  Grundsatz"  bestimmt. 

Im  Begriffe  der  unzureichenden,  der  knappen,  Mittel  liegt, 
daß  nur  ein  Teil  des  Zieles  erreicht  werden  kann  —  nur  ein  Teil, 
aber  jener,  der  noch  möglich  ist.  Man  pflegt  diesen  eben  noch  mög- 
lichen Teil  den  ,, möglichst  großen"  oder  „größtmöglichen"  Teil  zu 
nennen.  Diese  „möglichst  große"  Erfolgerzielung  heißt  das  , .wirt- 
schaftlich Erste"  (Prinzip),  der  ,, wirtschaftliche  Grundsatz" 
—  eine  stilistisch  wohl  zweckmäßige,  aber,  begrifflich  genau  ge- 
nommen bereits  tautologische  Wendung,  da  das  jeweils  noch  „Mög- 
liche" notwendig  das  ,,größt"mögliche  ist.  „Möglich"  heißt  eben 
nicht:  weniger  als  möglich;  denn  wäre  der  mögliche  Teil  der  Er- 
reichung des  Zieles  kleiner,  so  wäre  er  weniger  als  der  „mögliche" 
Teil.  Streng  gefaßt,  darf  es  also  nur  heißen:  der  „mögliche"  Teil  der 
Zielerreichung.  Dadurch,  daß  ein  Ziel  wohl  erreicht  werden  soll, 
aber  nicht  ganz  erreicht  werden  kann,  wird  die  Wirtschaft  zu  einer 
Maximumaufgabe,  zum  „Abwägen"  der  Mittel.  Das  Abwägen  der 
Mittel  besteht  in  der  Festlegung  der  vollen  rangmäßigen  Gül- 
tigkeit des  Vorzweckes  für  den  Endzweck,  anders  gesagt:  des  mög- 
lichen Teiles  der  Zielerreichung  in  Ansehung  der  Knappheit  ge- 
gebener Mittel.  Die  „möglichst  große"  Zielerreichung  oder  der 
„größtmögliche"  Erfolg  als  Formel  für  den  wirtschaftlichen  Grund- 
satz enthält  sohin  schon  eine  Tautologie.  Eine  doppelt  tautologische 
Fassung  des  wirtschaftlichen  Grundsatzes,  die  noch  immer  vor- 
herrscht, ist  aber  die,  daß  er  in  der  Erreichung  des  ., größten" 
Erfolges  bei  den  „geringsten"  Mitteln  bestünde.  Diese  Ausdrucks- 
weise hat  schon  v.  Gottl  gerügt  i).  Man  darf  höchstens  vom  größten 
Erfolg  bei  gegebenen  Mitteln  sprechen. 

Der  wirtschaftliche  Grundsatz  geht  aber  nicht  nur  auf  den 
noch  möglichen  Erfolg  bei  gegebenen  Mittein  einem  bestimmten 
Ziele  gegenüber  (Spargrundsatz),  sondern  auch  auf  die  Gleichmäßig- 
keit der  Erfolge  in  allen  Zielen  —  der  Ausgleichsgrundsatz,  der,  wie 
ich  oben  hervorhob,  sogar  das  ursprünglichere  Element  im  Begriff 

1)  Herrschaft  des  Wortes,  Jena  1901,  neuerding«  in  „Wirtschaft  und  Technik,,, 
Grundriß  der  Sozialökonomik,  II.  Abteilung,  S.  210  f.,  Tübingen  1914. 
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der  Wirtschaft  ist  und  den  'die  Grenznutzentheorie  mit  so  grund- 
legenden Folgerungen  näher  entwickelle  ').  Es  liegt  im  wirtschaft- 
lichen Grundsatz  nicht  nur  „Sparsamkeit"  (als  Festhalten  der 
Gültigkeit  des  Mittels  seinem  Ziel  gegenüber),  sondern  ebenso  der 
„Ausgleich"  in  solcher  für  sich  je  sparsamen  Verwendung  der 
Mittel,  nämlich  als  Abwägen  aller  Ziele,  bedingt  durch  die  Viel- 
heit, der  Ziele  und  ihren  Innern  Geltungszusammenhang.  „Sparen" 
bedeutet  die  volle  Gültigkeit  des  'Vorzweckes  für  einen  gegebenen 
Endzweck,  ,, Ausgleichen"  bedeutet  die  Feststellung,  wie  weit  ange- 
sichts der  Gültigkeit  aller  Ziele  die  einzelnen  Vorzwecke  für  jedes 
einzelne  Ziel  gültig  sein  sollen. 

In  der  Litoralur  begegnet  man  öfters  der  Bemerkung,  der  wirtschaftliche 
Grundsatz  sei  überhaupt  ein  allgemeines  „Vernunftprinzip".  Ernst  Mach,  der 
ein  großer  Physiker,  aber  in  erkenntnistheoretisclien  Dingen  ein  Laie  war,  hat 
sogar  der  Welt  verkündet,  daß  der  Grundsatz  der  Oekonomie  als  „Denkökonoraie" 
das  logische  Denken  und  die  ganze  Wissenschaft  beherrsche.  Ändere  Em- 
piristen, besonders  solche  von  der  unvermeidlichen  amerikanisch-englischen 
Seichtheit,  wie  die  Pragmatisten,  lehren  Aehnliches. 

Wäre  das  richtig,  so  stünde  es  allerdings  .schlecht  um  die  Begründung 
gerade  der  Wirtschaft  durch  den  ., wirtschaftlichen"  Grundsatz,  weil  dann  auch 
das  Denken  „Wirtscliaft"  wäre.  Indessen  ist  der  Begriff  der  „Donkökonomie" 
oder  lies  „Denkens  der  Welt  nach  dem  Prinzip  des  kleinsten  Kraftmaßes"  (Ave- 
narius)  nicht  viel  mehr  als  ein  laienhafter  Sprachgebrauch.  Das  logi.sch  richtige 
Denken  wird  vom  Gesetz  der  Identität  und  des  Widerspruches  beherrscht,  kennt 
also  weder  „Verschwendung"  noch  „Sparen";  die  generalisierende  Begriffs- 
bildung wieder,  die  alle  theoretische  Wissenschaft  beherrscht,  hängt  an  der  Aus- 
wahl des  „Wesentlichen"  — -  von  „Oekonomie",  von  Ausgleichen  und  Sparen 
finden  wir  hier  nirgends  eine  Spur. 

Dietzel.  Amonn  und  ähnlieh  v.  Gottl  haben  diesen  Einwand  dahin  ge- 
wendet, der  wirtschaftliche  Grundsatz  sei  ein  allgemeiner  Grundsatz  der  Ver- 
nünftigkeit des  Handelns  und  könne  darum  kein  Merkmal  der  Wirtschaft  ab- 
geben *). 

Dieser  Einwand  ist  mißverständlich.  Handeln  nach  wirtschaftlichem  Grund- 
satz, heißt  nicht  „rationales  Handeln"  überhaupt  (wa.s  freilich  auch  ein  technisch 
richtiges  und  künstlerisch,  sittlich,  rechtlich,  staatsmännisch  richtiges,  ,, ra- 
tionales" Handeln  in  sich  schlösse),  sondern  nur:  rationales  Handeln  beim  Ab- 
wägen und  Widmen  knapp  vorhandener  Mittel  für  Ziele !  Wo  ein  solches  Ab- 
wägen .stattfindet,  ist  aber  immer  und  notwendig  Wirtschaft  da,  und  wenn  es 
stattfindet,  ist  es  seiner  Idee  nach  vernünftig  und  streng  logi.sch.  Daß  alles 
Handeln  die  Forderung  in  sich  hat,  vernünftig  zu  sein,  kann  nicht  geleugnet 
werden;  daß  alles  Handeln  die  Forderungen  des  ümgehens  mit  Mitteln:  Aus- 
gleichen und  Sparen  in  sich  tra^e,  ist  zu  leugnen.  Diese  Forderungen  finden 
sich  nur  dort,  wo  Umgehen  mit  Mitteln  ist:  in  der  wirtschaftlichen  Seite 
jeder  Art  von  Handeln.  Das  Handeln  für  sittliche,  staatsraännische  Ziele  mit 
Mitteln  unterliegt  ihr  ebenso  wie  das  Handeln  mit  Mitteln  für  Nahrungs- 
ziele. Selbst  der  Feldherr  muß  mit  Mann  und  Material  „sparen"  und  Aus- 
gleiche treffen.  Das  bedeutet  allerdings  nicht,  daß  die  Schlacht  ein  Wirt- 
schafteakt sei,  es  bedeutet  nur,  daß  zweifellos  in  der  Verwirklichung  der  Feld- 
herrnkunst  auch  ein  wirtschaftliches  Element  liegt;  das  wesentliche  Element  der 

1)  Siehe  Carl  Menger,  Grundsätze,  1871,  S.  52. 

2)  Dietzel,  Theoretische  Sozialökonomik,  1895,  S.  175  ff. ;  Amonn,  Objekt 
und  Grundbegriffe  der  theoretischen  Nationalfikonomie,  Wien  1911,  S.  1,  169,  236  n.  ö. 
—  V.  Gottl  (Wirtschaft  u.  Technik,  Tübingen  1914,  S.  210,  Bd.  2  des  „Grundriß")  nimmt 
den  wirtschaftlichen  Grundsatz  Tornefamlich  als  „Vemunftprinzip  der  Technik"  in  An- 
spruch. 
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Schlacht  isl,  indessen  ein  anderes,  etwa  eines,  das  die  Ursächlichkeit,  die  Technik 
der  Mittel  angeht  (z.  B.  daß  an  den  entscheidenden  Punkten  die  materielle 
üebermacht  anzuhäufen  sei).  Das  rationale  Umgehen  mit  Mitteln  in  der  Wirt- 
schaft hat  aber  die  spezifische  Forderung  nach  einem  epezifischen  Gelten  der  Mittel 
in  sich,  nämlich  als  nach  einem  rangordnuagsmäßigen,  das  in  Ausgleichung 
und  Sparen  seine  Gestalt  annimmt;  das  techniscn-rationale  Umgehen  mit 
Mitteln  kennt  nur  die  Richtigkeit,  Restlosigkeit  der  ursächlichen  Wirkungen  und 
Aufeinanderfolgen;  das  künstlerisch,  sittlich,  rechtlich  rationale  Handeln  kennt 
nur  die  künstlerische,  sittliche,  rechtliche  Richtigkeit  im  Sinne  der  Gel- 
tung ihrer  Normen.  Technisches,  künstlerisches,  sittliches,  rechtliches 
Handeln  folgen  also  alle  ihrem  eigenen  innersten  Gesetz,  nämlich  deir  ursächlichen 
Richtigkeit  oder  emer  apriorischen  Norm  des  Schönen,  Sittlichen  und  Rechten 
—  von  wirtschaftlicher  Rationalität,  vom  wirtschaftlichen  Grundsatz  ist 
darin  keine  Spur.  Das  wirtschaftliche  Handeln  hingegen  folgt  dem  wirtschaft- 
lichen Gesetz,  was,  wie  wir  sahen,  bei  gegebener  Knappheit  der  Mittel  in  sich 
schließt;  die  noch  mögliche  Zielerreichung  sicherzustellen;  und  diese  Si<Aer- 
stellung  zumal  ist  der  „wirtschaftliche  Grundsatz",  das  wirtschaftliche  Erste 
(Prinzip). 

Man  muß  nur  aus  dem  Fremdwort  „Rationalität"  herausfinden  und  zu  den 
wirklichen  Bestimmungsstücken :  Abwägen  ab»  Sparen  und  Ausgleichen,  zurück- 
kehren. Dann  zeigt  sich  klar,  daß  im  sittlichen  oder  rechtlichen  Denken  und 
Handeln  kein  „Abwägen  der  Mittel"  vorhanden  ist.  „Aesthetische  Mittel'', 
„Rechtsmittel"  im  strengen  Sinne  des  Wortes  gibt  es  nicht  (wie  schon  ausge- 
führt); sie  sind  Glieder,  Bestandteile  des  Schönen  und  Rechten,  gehören  selbst 
dem  Zwecke  an  und  sind  nicht  ihm  fremde  Mittel.  Nur  die  Wirtschaft 
kennt  Mittel  und  ist  daher  auch  ein  Abwägen  dieser  Mittel.  Während 
Schönheit,  Wahrheit,  Recht,  Sittlichkeit  reine  Eigenwerte  sind,  Ganze,  die  nur 
„Glieder",  nicht  Mittel  haben,  kann  die  Wirtschaft  allein,  da  sie  selbst 
kein  Zweck  ist,  als  Bau  ge  setz  ein  Gesetz  des  Umgehen. =  mit 
Mitteln  („Sparen  und  Ausgleichen  zur  möglichen  Zielerreichung"!  haben. 
Für  den  Architekten  dagegen  den  Satz  aufzustellen;  Handle  so,  daß  du  mit 
den  geringsten  Mitteln  deinen  Erfolg  erzielst,  wäre  wohl  füt  billiges  Bauen,  aber 
nicht  für  scjiönes  Bauen  von  Sinn.  Ebenmaß,  Harmonie,  monumentale  Gewalt, 
Feierlichkeil  —  das  sind  Ergebnisse,  die  sein  Bauen  anstrebt,  darauf  hat  er 
alle  „Mittel"  zu  „verschwenden",  weniger  zu  sparen !  Künstlerisch  sind  die 
,JMGttel"  in  Ueberfülle  da  (nur  Wirtschaft  geht  ja  darauf  aus.  der  Knappheit 
der  Mittel  gerecht  zu  werden),  und  es  handelt  sich  also  nicht  um  Sparen 
aus  Knappheit,  sondern  um  eine  Auslese  des  Schönsten,  die  noch  immer  so  viel 
Schönes  als  möglich  verschwendet  und  anwendet,  die  nur  Störendes,  Unpassen- 
des fernhält.  Dies  Gebot  der  möglichsten  Verschwpndunjr  erklärt  sich  so,  daß 
jene  scheinbaren  „Mittel"  eben  gar  keine  sind,  sondern :  „Glieder",  „Organe '  des 
Baues  und  seiner  Schönheit.  Die  Tragkraft  und  Würde  der  Säulen  und  Zweige, 
ihr  Verhältijis  und  Ebenmaß,  sie  machen  als  Bestandteile  des  Ganzen  die 
Schönheit  des  Werkes  aus.  „Mittel"  sind  nur  die  Behelfe  dafür:  Stein  und 
Mörtel,  Holz  und  Eisen.  Mittel  ist  nur  etwas,  was  exogene,  außerhalb  liegende 
Zwecke  erreichen  hilft,  nicht  was  Fleisch  vom  Fleische  des  Zweckes  selbst  bleibt. 
Ein  Grundsatz  des  Umgehens  mit  Mitteln,  wie  es  der  wirtsohafthche  Grundsatz 
ist,  kann  daher  nur  dem  Gebiet  der  Mittelanwendung  CWirtschaft),  keinem  andern 
Gebiete  des  menschlichen  Lebens  angehören. 

c)  Zusammenfassung:.  Kehren  wir  nach  dieser  Klärung 
des  Schlagwortes  vom  wirtschaftlichen  Grundsatz  zur  Untersuchung 
des  Begriffes  der  Wirtschaft  zurück.  Zusammenfassend  finden  wir, 
daß  drei  Bestimmungsstücke  in  ihm  enthalten  sind : 

1)  Die  Fürwahl,  Zuweisung  oder  Widmung  des  Mittels  für  eine 
bestimmte  Leistung  bei  der  Zielerreichung;  wir  nennen  die  Leistung 
auch  Dienst,  Verrichtung,  Rolle,  Amt,  Aufgabe  oder  Funktion 
(Funktion  im  Sinne  der  Physiologie,  nicht  der  Mathematik  und  des 
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Kaus-albegriffes).    Die  Widmung  können   wir  Leistungszuweisung 
oder  Funktionswidmung  nennen. 

2)  Die  Fürwahl  zeigte  sich  als  das  Ergebnis  des  Abwägens  der 
Mittel  —  das  zweite  Grundmerkmal  der  Wirtschaft.  Das  Abwägen 
ist  nach  der  Seite  der  Mittel  wie  nach  jener  der  Ziele  hin  bestimmt. 
Demgemäß  ergab  sich: 

a)  Das  Abwägen  derMittel  angesichts  des  ganzen  Zielsystems, 
des  inneren  Geltungszusammenhanges  aller  Ziele  ist  Ausgleichen 
der  Mittel  für  die  Ziele.  Es  gellt  auf  Gleichmäßigkeit  in  der  Er- 
reichung aller  Ziele  entsprechend  ihrer  verschiedenen  Wichtigkeit, 
wodurch  das  Ausgleichen  zum  rangmäßigen  Ordnen  der  Mittel  für 
die  Ziele  wird. 

b)  Das  Festhalten  des  durch  ausgleichendes  Abwägen  gefun- 
denen Gültigkeitsranges  jedes  Mittels  gegenüber  seinem  bestimmten 
Ziele  ist:  Sparen.  „Sparen"  als  Grundelement  alles  Wirtschaftens 
heißt  demnach  nicht:  etwas  er-sparen,  zurückleg'en,  sondern  ledigl- 
lich :  der  Knappheit  der  Mittel  .und  ihrer  dadurch  bedingten  Gültig- 
keitsordnung Rechnung  tragen. 

Ausgleichen  und  Sparen  sind  die  beiden  Seiten  oder  Bestim- 
mungsstücke eines  und  desselben  Momentes,  des  „Abwägens".  Aus- 
gleichen heißt,  dem  Ueberfluß  und  Geltungszusammenhang  der  Ziele 
durch  rangmäßiges  Ordnen  der  Mittel  Rechnung  tragen ;  daraus 
sich  ableitend,  ist  Sparen  Aufriechterhaltung  der  ranggemäßen  Gül- 
tigkeit jedes  Mittels  (Vorzweckes)  bei  gegebener  Knappheit.  Die 
Widmung  dagegen  ist  erst  das  Endergebnis  des  Abwägens;  sie  ist 
die  Entscheidung,  die  aus  Sparen  und  Ausgleichen  mit  Not- 
wendigkeit hervorgeht  und  den  Platz  des  Mittels  in  dem  überkom- 
meneu Räderwerk  oder  Sachgefüge  der  Wirtschaft  bestimmt.  Man 
kann  die  drei  unterschiedenen  Momente  nennen :  den  Widmune;s- 
grundsatz  oder  Grundsatz  der  Leistungszuweisung;  den  Ausgleich- 
erundsatz oder  Grundsatz  der  Berücksichtigung  des  Geltungszu- 
sammenhanges der  Ziele;  den  Spargrundsatz  oder  Grundsatz  der 
Vollgültigkeit  der  Mittel  gemäß  ihrer  aus  Knappheit  und  Geltungs- 
zusammenhang sich  ergebenden  Rangordnung.  Und  die  Begriffs- 
erklärung der  Wirtschaft  können  wir  nun,  wie  folgt,  fassen :  W  i  r  t- 
schaftistdie  Widmung  von  MittelnfürZieleaufGrund 
ausgleichenden  und  sparenden  Abwägens  bei  U eber- 
fülle an  Zielen  und  Knappheit  an  Mitteln;  oder  kürzer: 
Wirtschaft  ist  die  Widmung  von  Mitteln  für  Ziele  auf  Grund  des 
Abwägens  der  Mittel;  dabei  schließt  das  Abwägen  Ausgleich  als 
Rangordnen  und  Sparen  als  Rangfesthalten  der  Mittel  in  sicL  — 
Das  dritte  und  allgemeinste  Bestimmungsstück  „Mittel  für  Ziele" 
endlich  schließt  in  sich:  die  jeweils  noch  mögliche  Zielerreichung, 
oder  in  der  üblichen  Ausdrucksweise:  die  ,, größtmögliche  Er- 
reichung des  Zieles".  Die  noch  mögliche  Erreichung  liegt  zutiefst 
im  Begriffe  des  Erreichens.  Daher  hat  man  dieses  Bestimmungs- 
stück mit  Recht  als  das  „wirtschaftlich  Erste"  (Prinzip),  den  .„wirt- 
schaftlichen   Grundsatz"    bezeichnet.     Seine    übliche    Form :    mit 
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(„kleinsten")  gegebenen  Mitteln  den  „größten"  Erfolg  zu  erzielen,  ist 
zwar  tautologisch.  Der  Zwang  2um  noch  möglichen  (größtmög- 
lichen) klärt  sich  dahin  auf,  daß  die  Wirtschaft  ausgleichenden  und 
sparenden  Abwägens  der  Mittel  ihre  Schritte  machen,  ihrem  Ziel 
sich  nähern  muß. 

Während  die  Merkmale  des  Sparens  und  Ausgleichens  der  Technik  an  sich 
(z.  B.  im  Laboratorium)  fremd  sind,  da  sie  nur  die  reine  Ursächlichkeit  des 
Mittels  lennt,  ist  ihr  das  Moment  der  Zuweisung  des  Mittels  für  eine 
bestimmte  Leistung  nicht  fremd.  Was  jedooh  für  die  Wirtschaft  End- 
ergebnis ist:  die  Widmung  des  Mittels  für  eine  Leistung,  ist  für  die  Technik 
erst  Bedingung,  ist  für  sie  die  Aufgabenstellung.  Die  Technik  gehen  nur  die  Ur- 
sächlichkeiten an,  welche  der  Leistung  (d.  i.  dem  Zielant«ilj  zugrunde  liegen 
müssen,  nur  die  ursächlichen  „Wirkungen",  welche  lediglich  für  die  Wirtschaft 
(nicht  für  die  Technik)  den  Charakter  des  „Zweckes'"'  haben.  Die  der  Technik 
zugewiesenen  Leistungen  sind  nur  die  Bezeichnung  jener  ,,Wirkungen",  die  „ver- 
ursacht"  T^erden  sollen   —   die  gestellten   technischen   Aufgaben. 

Hierin  liegt,  wie  schon  oben  (S.  548 1  ausgeführt,  ein  Moment,  das  Wirt- 
schaft und  Technik  gemeinsam  haben,  die  Brücke  zwischen  beiden,  die  Er- 
klärung dafür,  daß  Technik  nur  die  ursächliche  Seite  oder  Unterlage  der  Wirt- 
schaft ist  und  daher  nur  eine  wi  rschaft  liehe  Technik  wirklich 
werden  kann. 

2.  Die  Notwendigkeit  im  Begriff  der  Wirtschaft 

Im  wirtschaftlichen  Abwägen  liegt  Notwendigkeit,  strenge  Ein- 
deutigkeit, Gesetzmäßigkeit.  Woher  kommt  diese?  Sie  liegt  bereits 
in  der  Aufgabe,  in  der  Beziehung  „Mittel  für  Ziele"  beschlossen. 
Sind  die  Mittel  knapp,  so  kann  nur  ein  Teil  des  Zieles  erreicht 
werden.  Dieser  Teil  ist,  wie  ausgeführt  der  noch  mögliche  Teil,  er 
ist  zugleich  notwendig  das  Höchstmaß  des  Erreichbaren,  der  soge- 
nannte „größtmögliche"  Teil.  Es  kann  nur  einen  eben  noch  mög- 
lichen Teil  der  Zielerr,€ichung  geben  (der  notwendig  auch  der  größte 
ist),  und  nur  eine  Rangordnung  der  Mittel,  die  jenen  möglichen 
Teil  in  sich  schließt.  Dies  birgt  bereits  die  Eindeutigkeit, 
die  Notwendigkeit  aller  Wirtschaftsakte  und  ihres 
Fortganges  in  sich.  Wir  sahen,  wie  diese  Notwendigkeit  des 
„Abwägens"  die  Formen  von  Ausgleichen  jund  Sparen  annimmt.  In 
diesen  Formen  findet  das  Abwägen  der  Mittel  jene  Funktionswid- 
mungen für  sie,  welche  die  noch  möglichen  Ziele  verbürgen. 

Hiermit  ist,  wenn  auch  nur  ganz  im  allgemeinen,  das  Walten 
einer  Notwendigkeit  in  der  Wirtschaft  aus  ihrer  innersten  Wesen- 
heit heraus  aufgezeigt.  Dies  mag  für  jetzt  genügen.  Von  der  methodo- 
logischen Seite  her  werden  wir  diese  Frage  später  noch  gründ- 
licher Xu  betrachten  haben. 

§  5.    Die  Erscheiiiuiigsforiiien  der  Wirtschaft :  roine  Wirtschaft, 

IJnwirtschaftlichkeit,  Wirtschaftsiimschichttmg,  Xehenwirtschaft 

und  Wirtschaftslosigkelt. 

Ea  war  ein  Mangel  aller  bisherigen  Begriffsbestimmungen  der 
Wirtschaft,  ausschließlich  die  strenge  oder  j,reine"  d.  i.  die  voll- 
ständige   und    vollkommene,    (nämlich    die   vollkommen    gelungene. 
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nicht  die  sogenannte  „abstrakte")  Wirtschaft,  welche  allerdings 
die  wesentlichste,  aber  auch  abgezogenste  Gestalt  der  Wirtschaft 
wiedergibt,  zu  erklären,  und  ihr  nur  die  UnWirtschaftlichkeit,  di© 
vieldeutige,  unstrenge  Wirtschaft  als  ihr  Widerspiel  entgegenzu- 
setzen. Damit  ist  aber  das,  was  die  Wirklichkeit  an  grundsätzlichen 
Formen  von  Wirtschaft  zeigt,  nicht  erschöpft.  „Wirtschaften"  setzt 
sich  in  Wahrheit  noch  durch  andere  Erscheinungsformen  ins  Werk, 
und  zwar  durch  solche,  wie  sie  den  eben  entwickelten  Bestimmungs- 
stücken des  Begriffes  streng  logisch  entsprechen.  Indem  man  die 
EntwicTclung  dieser  Begriffsabarten  versäumt  hat,  hat  man  nicht  nur 
die  realistische  und  geschichtliche  Forschung  erschwert,  sondern 
auch  die  strenge  Bestimmung  des  Wesens  der  Wirtschaft  selber,  da 
gewisse  Zwischenformen,  welche  die  Wirklichkeit  zeigte,  immer 
störend  gewirkt  haben. 

Nach  den  Bestimmungsstücken  unseres  Wirtschaftsbegriffes 
wären  zu  unterscheiden :  1)  Abwägen  und  Widmen  in  reiner  Gestalt: 
reine  Wirtschaft;  2)  Verstoß  gegen  richtiges  Abwägen  (Eangordnen) 
und  rangordnungsgemäßes  Widmen:  UnWirtschaftlichkeit;  3)  kein 
Abwägen,  weil  Ueberfluß  an  Gütern  besteht:  Wirtschaftslosigkeit 
(der  Fall:  kein  Widmen  scheidet  als  unmöglich  aus,  da  es  dann  zu 
wirklicher  Wirtschaft  nicht  kommt);  4)  .gibt  es  noch  ein  Widmen 
und  Abwägen  innerhalb  eingeschränkter  Grenzen  oder  teilweise 
unbewußt,  wenn  nämlich  das  Mittel  zugleich  Zweck  ist:  abhängige 
Wirtschaft.  Alle  diese  Formen  erscheinen  bei  bestimmt  geltenden 
Zielen ;  ändert  sich  die  Geltung,  so  folgt  daraus  eine  Umschichtung 
der  Wirtschaft,  die  als  eigene  (5.)  Erscheinungsform  betrachtet  werden 
darf. 

Diese  Formen  seien  im  folgenden  kurz  untersucht. 

1.  Unwirtschaftlichkelt  im  engem  Sinne  (Mangel  in  der  Rangordnung 
der  Mittel  und  ihrer  Neugestaltung). 

Alle  reine  Wirtschaft  baut  sich  in  abwägendem  Eangordnen  der 
Mittel  und  im  Festhalten  dieser  Eangordnung  (,, Ausgleichen  und 
Sparen")  auf;  darin  liegt  jene  strenge  Wirtschaitslogik,  jene  An- 
wendung des  „wirtschaftlichen  Grundsatzes"  bei  der  Zielerreichung 
beschlossen,  die  der  Wirtschaft  ihre  Eindeutigkeit  verleiht.  Wenn 
die  dem  „Abwägen"  innewohnende,  oben  erkannte  Notwendigkeit 
infolge  mangelhafter  Rangordnung  nicht  erfüllt  wird,  verwandelt 
sich  die  Wirtschaftlichkeit  in  UnWirtschaftlichkeit.  Tn  der  UnWirt- 
schaftlichkeit wird  trägen  Sinnes  wider  die  strenge  Logik  verstoßen, 
die  Eindeutigkeit  entschwindet  und  läßt  viele  Möglichkeiten  offen, 
die  Forderung  des  wirtschaftlichen  Grundsatzes,  jenen  Teil  der  Ziele, 
der  bei  gegebenen  Mitteln  erreichbar  ist,  zu  verwirklichen,  wird 
nicht  erfüllt. 

Zwei  Arten  von  UnWirtschaftlichkeit  müssen  wir  auseinander- 
halten:  1)  Es  mangelt  an  der  Fähigkeit  zur  Herstellung  eines  rich- 
tigen Wirtschaftsplanes,  d.  h.  einer  richtigen  Rangordnung  der 
Mittel  oder  daran,  diese  Rangordnung  (den  Wirtschaftsplan   und 
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-Betrieb)  so  abzuändern,  wie  es  eine  neue  Sachlage  erforderte,  sei  es 
durch  eine  Aenderung  in  den  Mitteln  (z.  B.  Anpassung  an  neue 
Erfindungen,  Maschinen,  Preise  der  Eostenelemente),  sei  es  durch 
eine  Aenderung  in  den  Zielen  (z.  B.  Anpassung  an  neue  Moden,  neue 
Muster,  denen  sich  der  Erzeuger  gegenübersieht).  —  2)  Es  ist  zwar 
ein  richtiger  Wirtschaftsplan  vorhanden,  doch  mangelt  es  an  der 
Beharrlichkeit,  ihn  festzuhalten ;  der  Wirt  unterliegt  (nicht  aus 
Trägsinnigkeit  sondern)  aus  Schwäche  und  Leichtsinn  der  Ver- 
lockung des  Augenblicks,  der  Verlockung  neuer  G-enußziele  (Ver- 
schwendung, Leichtsinn). 

Die  letztere  Abart  der  UnWirtschaftlichkeit  werden  wir  später 
zu  betrachten  haben.  An  dieser  Stelle  geht  uns  nur  die  erste  an,  die 
wir  „Unwirtschaftlichkeit  i.  e.  S."  nennen  wollen  oder  „Unausge- 
glichenheit" der  Wirtschaft,  weitläufiger  benannt:  „Unwirtschaft- 
lichkeit  aus  mangelhafter  Rangordnung  der  Mittel  und  ihrer  man- 
gelhaften Anpassung  an  neue  Lagen  und  Ziele". 

Ueberall,  wo  ein  schlechter  Wirtschaftsplan  vorliegt,  begegnen 
wir  dieser  Art  von  UnWirtschaftlichkeit.  Es  werden  dann  die  Mittel 
zwar  nicht  verschwenderisch,  aber  „unwirtschaftlich",  „unvernünf- 
tig", nämlich  unausgeglichen,  gewidmet.  Ein  „unordentlicher" 
Fabrikbetrieb,  ein  „ungeordneter"  Künstlerhaushalt  bieten  Bei- 
spiele. Das  Wesen  beider  ist  ein  schlechter  Wirtschaftsplan, 
schlechte  Rangordnung  der  Mittel.  Ferner  kann  zwar  ein  richtiger 
Wirtschaftsplan  übernommen,  aber  geänderten  Verhältnissen  nicht 
i-ichtig  angepaßt  worden  sein. 

Wenn  jemand  aus  Gewohnheit  zum  alten  teuren  Preise  weiter 
kauft  (oder  verkaufen  will),  während  der  Preis  auf  dem  Markte 
längst  gesunken  ist,  wenn  jemand  aus  Unkenntnis  und  Unfähig- 
keit ein  teueres  Erzeugungsverfahren  beibehält  und  eine  veraltete 
Warengattung  herstellt,  während  längst  überall  das  Neue,  "Billigere 
eingeführt  ist,  dann  ist  jene  Preisbildung  und  diese  Erzeugung  nach 
den  Gesetzen  der  reinen  Wirtschaft  theoretisch  nicht  mehr  zu  en-. 
klären,  weil  die  Rangordnung  der  Mittel  unrichtig  geworden  ist. 
Gewohnheit,  Trägheit,  mangelhaftes,  d.  i.  logisch  widerspruchsvolles 
Abwägen  und  Widmen,  Irrtum  und  Unkenntnis  (gegenüber  den  Mit- 
bewerbern) und  jede  andere  Art  von  unvollkommener  Rationalität 
des  Planmachens  im  Wirtschaften  verhindern,  daß  mit  den  Mitteln 
so  umgegangen  werde,  wie  es  den  inneren  Gesetzen  dieses  Um- 
ganges (dem  wirtschaftlichen  Grundsatz,  der  Beachtung  der  Rang- 
ordnung, der  Neuordnung  des  Ranges  bei  neuen  Zielen)  entspräche. 

Die  Erscheinung  der  UnWirtschaftlichkeit  i.  e.  S.  bildet  so 
notwendig  gegenüber  der  reinen  Wirtschaft  ein  weniger  eindeutig 
bestimmtes  System  von  Erscheinungen :  „Unwirtschait",  ,, Mißwirt- 
schaft". 

Trotzdem  die  Unwirtschaftlichkeit  nicht  eindeutig  die  wirt- 
schaftlichen Erscheinungen  hervorbringt,  ihre  Ergebnisse  daher  nicht 
an  allen  Stellen  theoretisch  zu  erTflären  sind,  haben  sie  doch  auch  — 
neben   dieser  Vieldeutigkeit  —   spezifische  Erscheinungen   auf- 
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zuweisen.  Spezifische,  "das  heißt  doch  auch  wieder  begrifflich  be- 
stimmbare, weil  in  dem  Widerspruch,  der  sie  beherrscht,  doch  wieder 
System,  wieder  Folgerichtigkeit  ist!  Di«se  spezifische  Erscheinung 
besteht  dann,  daß  bei  unrationalem  Abwägen,  bei  falscher  Rang- 
zuweisung an  die  Mittel,  das  Ausgleichen  zur  Unebenheit,  Unaus- 
geglichenheit in  der  Rangordnung  der  Mittel  (bzw.  in  der  Zieler- 
reichung) führt.  Statt  „Widmen  auf  Grund  sparenden  und  ausr 
gleichenden  Abwägens"  ist  die  UnWirtschaftlichkeit  i.  e.  S. :  Widmen 
bei  nichtausgleichendem  Abwägen  der  Mittel ;  und  Xichtausgleichung 
schließt  notwendig  Unebenheit  der  Zielerreichung  in  sich.  Die 
Ursache  der  Nichtausgleichung  'ist  entweder  Unfähigkeit  zum 
Wirtschaftsplan,  zum  Rangordnen  überhaupt  seitens  des  Wirt- 
schafters oder  Unfähigkeit  zur  Neugestaltung  des  Wirt- 
sc h  a  f  t  s  p  1  a  n  e  s. 

^  Die  spezifischen  Folgen  der  UnWirtschaftlichkeit  sind  bisher  noch  nicht 
planmäßig  untersucht  worden,  könnten  aber  namentlich  der  Preistheorie,  ebenso 
der  Phänomenologie  der  Wirtschaft  (der  beschreibenden  Volkswirtschaftslehre) 
nicht  unbedeutende  Dienste  leisten.  Der  Wucherzina,  der  Konsuintivzins  und  die 
Unterschätzung  der  Zukunftsgüter  (z.  B.  beim  Corpsstudenten,  der  heute  100  M. 
gegen  eine  Verpflichtung  von  150  am  Tage  des  „Wechsels"  überninunt) 
sind  bekannte,  aber  systematisch  doch  nicht  verwertete  Beispiele.  Das  Unter- 
liegen des  unwirtschaftlichen  Erzeugers  und  Händlers  auf  dem  Markte  bei 
freiem  Wettbewerb  ist  in  der  klassischen  Theorie  allgemeine  Voraussetzung, 
dennoch  sind  die  Erscheinungsformen  dieses  Unterliegens  (z.  B.  Zahlungsun- 
fähigkeit, Konkurs,  Arbeiten  bei  Zubußpreisen,  Entwertung  des  werbenden 
Kapitals)  noch  nicht  planmäßig  untersucht  worden;  ebenso  der  Niedergang 
des  unwirtschaftliohen  Haushalters:  Aufzehren  größerer  Vermögen  und  ins- 
besondere die  „Verarmung".  Die  ganze  Theorie  der  Armut  ist  als  Theorie 
der  UnWirtschaftlichkeit  aufzubauen,  auch  dann,  wenn  die  Uebervölkerungstheorie 
des  Malthus  angenommen  wird !  Denn  diese  erklärt  nur,  daß  eine  gewisse 
Anzahl  von  Menschen  den  Nahrungssppielraum  überschreitet,  daß  für  sie  „an 
der  Tafel  der  Natur  kein  Kuvert  gedeckt"  sei.  Die  Frage  aber:  nach  Tvelchen 
Merkmalen  diese  Ueberflüssigen  ausgewählt  wurden,  wer  nun  eigentlich  in  die 
Armut  herabsinke,  beantwortet  sie  nicht.  Hier  hat  die  Tlieorie  der  ünwirt- 
schaftlichkeit  einzusetzen.  Denn  offenbar  müssen  es  gerade  nach  der  Malthusi- 
sehen  Voraussetzung  die  schlechten  Wirte,  die  unwirtschaftlichen  Wirte  sein, 
die  jener  Auslese  zum  Opfer  fallen.  Wer  die  Geschichte  und  Statistik  der 
Armut  kennt,  weiß  denn  auch,  daß  willensschwache  (oft  sonst  ganz  wert- 
volle) Menschen,  ferner  minder  begabte,  minder  arbeitsfähige  Elemente  die  Haupt- 
zahl der  Armen  stellen,  demnach  auch  bei  organisierten  Wirtschaften  (z.  B. 
im  sozialistischen  Staate)  Armut  mindestens  in  der  Form  des  Zurückbleibens 
gewisser  Gruppen  hinter  der  wirtschaftlichen  Normalleistung  zur  Erscheinung 
kommen  muß  !  Außer  jener  Willensschwäche  und  verfa.ssungsmäßig  geringeren 
Wirtschaftsfähigkeit  (Fähigkeit  zu  folgerechtem,  überblickendem  Rangordnen  der 
Mittel)  ist  es  noch  die  geringere  wirtschaftliche  Ausstattung,  die  gewisse  gesell- 
schaftliche Gruppen  ins  Leben  mitbekommen,  welche  UnWirtschaftlichkeit  in  einer 
andern  Abart,  nämlich  als  konstitutives  Zurückbleiben  in  den  Mit- 
teln in  sich  schließt.  So  erweisen  sich  die  unehelich  Geborenen  als  eine 
Gruppe  von  geringerer  Militärtauglichkeit,  höherer  Kriminalität,  geringerer 
Berufsausbildung,  was  alles  zusammen  heißt:  von  geringerer  Wirtschaftafähig- 
kdt,    von    beziehungsweiser   UnwirtseJiaftlichkeit'X      Hierher    gehört    auch    die 


1)  Vgl.  meine  Schrift  „Die  Erweiterung  der  Sozialpolitik  durch  die  Berufsvor- 
mundschaft",  Tübingen.  1912,  in  der  ich  die  Ergebnisse  laugjähriger  statistischer  Dnter- 
snchungen  über  die  tlneheliclien  kurz  zusammengefaßt  habe. 

Jahrb.  f.  NationalSk.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  66).  36 
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Frage  der  Nichtausqützung  der  nur  halb  Arbeitsfähigen,  z.  B.  der  Unfallver- 
letzten und  der  Kriegsverletzten.  Diese  Nichtausnützung  ist  unwirtschaftlich 
vom  Standpunkt  der  ganzen  Volkswirtschaft,  ebenso  wie  von  dem  des  be- 
troffenen Einzelnen  aus '). 

2.  Wirtschaftslosigkeit. 

Neben  den  Hauptgegensatz  von  Wirtschaft  und  ünwirtschaft 
tritt  noch  jener  von  "Wirtschaft  und  Wirtschaftslosigkeit.  Je  weni- 
ger die  Voraussetzung  alles  Wirtschaftens  gegeben  ist,  daß  näm- 
lich Knappheit  an  Mitteln  gegenüber  dem  Ziele  bestehe,  um  so  mehr 
verwandelt  sich  die  Wirtschaftlichkeit  in  Wirtschaftslosigkeit,  in 
einen  solchen  Gebrauch  der  Mittel  für  Ziele,  der  bloß  technische, 
nicht  wirtschaftliche  Aufgaben  kennt ;  denn  um  so  weniger  kann  von 
einem  „Abwägen"  der  Mit]tel  zum  Zwecke  der  Zielerreichung  ge- 
sprocher  werden,  um  so  weniger  Boden  behält  die  Forderung  sparen- 
den und  ausgleichenden  Widmens  der  Mittel,  um  den  noch  mög- 
lichen Teil  der  Ziele  zu  erreichen.  Der  Uebergang  von  Wirtschaft 
zu  Wii-tschaftslosigkeit  ist  ein  stufenweiser.  Mit  frischer  Luft  im 
Walde  wird  nicht  gewirtschaftet ;  mit  frischer  Luft  im  geschlossenen 
Räume  indessen  muß  es  schon  j;eschehen,  wie  Lüftungsanlagen 
und  sauerstofferzeugende  Geräte  beweisen.  Wirtschaft  ist  der 
Un  Wirtschaft  gegenüber  ein  Gattungsbegriff,  der  Wirt- 
schaf tslosigkeit  gegenüber  ei'n  bloßer  Gradbegriff. 
Denn  die  Wirtschaftlichkeit  wird  zu  etwas  gattungsmäßig  anderem 
durch  UnWirtschaftlichkeit,  gleichwie  Wahrheit  dem  Irrtum,  Logik 
der  Unlogik  gegenüber;  zwischen  beiden  klafft  ein  Abgrund,  über 
den  keine  Brücke  führt.  Anders  die  Wirtschaftslosigkeit.  Diese 
kann  sich  allmählich  auf  Grund  ilnmer  geringerer  Knappheit  der 
Mittel  einstell'en.  Vollkommene  Wirtschaftslosigkeit  dürfte  es  kaum 
einem  Gute  gegenüber  geben.  Meist  aber  voUziicht  sich  in  den  be- 
treffenden Fällen  ein  großer  Teil  ihrer  Anwendung  ohne  „Wirt- 
schaft". So  wird  Wasser,  das  sich  der  Gutsbesitzer  mittelst  einer 
Wasserleitung  zuleitet,  in  diesem  Sinne  bewirtschaftet,  jeder  Raum- 
meter Wasser  kostet  eine  bestimmte  Summe.  Falls  aber  die  Wasser- 
leitung doppelt  so  viel  Wasser  liefert  als  im  schlimmsten  Falle  ge- 
braucht wird,  so  hat  innerhalb  des  Ertrages  der  Wasserleitung  das 
Wirtschaften  keinen  Siinn.  Hier  wird  wohl  im  ganzen,  aber  nicht 
im  einzelnen  gewirtschaftet.  Aehnlich  bei  einer  Anlage  für  Sonnen- 
bäder, oder  beim  Grundstück  und  der  Wohnung,  die  auf  der  Sonnen- 
seite liegen  —  mit  ihnen  allen  wird  zwar  als  Ganzem  gewirtschaftet, 
mit  dem  Sonnenlicht  im  einzelnen  nicht  mehr. 

Im  Sinne  dieses  Begriffes  der  Wirtschaftslosigkeit  wird  später 
die  Frage  der  ,, freien  Güter"  zu  beurteilen  sein. 

3.  Neueinstellung  der  Wirtachaft  oder  Wirtschaftsumsohichtung. 
UnWirtschaftlichkeit    und    Wirtschaftslosigkeit    sind    jene    Er- 
scheinungsformen der  Wirtschaft,  die  auf  einer  Beeinträchtigung  des 

1)  Siegfried  Kraus,  Ueber  das  Bernfsschicksal  der  Unfallverletzten,  Stuttgart,  1915. 
Derselbe,  Die  Eriegsinvaliden  nnd  der  Staat,  5.  Aufl.,  Manchen  1915. 
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wirtschaftlichen  Grundsatzes  beruhen.  Hingegen  ist  es  keine  Be- 
einträchtigung desselben,  wenn  ein  neues  Ziel  die  Verfolgung  der 
bisherigen  Ziele  stört  und  verändert.  Dann  liegt  keine  UnWirtschaft- 
lichkeit vor, sondern  ein  neuer  eigener  Wirtschaftsvorgang, 
der  vom  Ziele  ausgeht,  nämlich:  eine  neue  Einstellung  der  Wirt- 
schaft, ihre  Umorganisierung,  Umschichtung.  Ein  deutliches  Bei- 
spiel bietet  die  Mode.  Wenn  gemusterte  Seide  modern  wird,  verliert 
die  glatte  an  zielerreichender  Eigenschaft.  Das  bedeutet  Mittelver- 
nichtung (Wertverlust)  durch  ZLeländerung,  aber  nLcht  Unwirt- 
schaftlichkeit  in  der  Handhabung  der  Mittel.  Aehnlich  wenn  der 
Slawe  keine  deutsche  Ware,  der  Judenhasser  nicht  vom  Juden,  der 
Deutsche  nicht  vom  Engländer  kaufen  will,  wenn  der  Engländer 
das  Erkennungszeichen  „made  in  Germany"  verlangt,  wenn  der 
Unternehmer  keinen  sozialistischen  Arbeiter  anstellen,  ja  wenn  der 
Staat  als  solcher  mit  einem  anderen  Staat  keinen  Zollvertrag  ab- 
schließen will,  dann  bedeutet  dies  alles  keineStörung  der  Wirt- 
schaft durch  UnWirtschaftlichkeit,  keine  „Beeinflussung 
der  Wirtschaftlichkeit  durch  Politik",  sondern  bloß  die  Geltung  neuer 
Ziele ;  es  bedeutet  ein  solches  Hereinspielen  politischer  oder  anderer 
Ziele  in  die  bisherigen  Ziele,  das  ungewohnt  und  neu  ist,  daher  die 
bisherige  Mittelbeschaffung  (Wirtschaft)  stört.  Es  bedeutet  sogar 
eine  wirtschaftliche  Schädigung,  aber  dennoch  keine  ünwirtschaft- 
lichkeit.  Schädigung,  weil  neue  Ziele  die  Förderung  der  alten 
(falls  diese  in  Geltung  bleiben)  hindern,  indem  die  Mittelbeschaffung 
in  den  Dienst  auch  der  neuen,  anderen  Ziele  treten  muß  und  daher 
die  bisherigen  nicht  in  gleichem  Maße  mitversorgen  kann.  Zoll- 
krieg, Verruf  und  Sperre  wie  alle  ähnlichen  Arten  des  Neuauftre- 
tens von  Zielen  bedeuten  sohin,  wie  nun  wohl  von  allen  Seiten 
deutlich  ist,  kein  unlogisches  Umgehen  mit  Mitteln,  sondern  nur  eine 
Störung  der  bisherigen  Wirtschaft  als  Neueinstellung,  als  Um- 
organisierung auf  ein  neues  Zielsystem.  Das  Abwägen  und  Widmen 
findet  weiter  nach  dem  wirtschaftlichen  Grundsatz  statt:  aber  für 
neugestaltete  Ziele,  also  auf  Grund  geänderter  Voraussetzungen. 
Man  kann  diese  Erscheinung  ,, Wirtschaftsumschichtung  durch  Aen- 
derungen  der  Ziele"  nennen.  Solche  Umschichtungs Vor- 
gänge gehen  neben  der  ursprünglichen,  schaffenden 
Wirtschaft  unaufhörlich  einher.  Außer  den  genannten  Er- 
scheinungen von  Mode,  Verruf,  Sperre,  Zollkrieg  bilden  neue  Ent- 
deckungen und  Erfindungen,  neue  wissenschaftliche  Einsichten, 
das  Aufkommen  neuer  Strömungen  auf  allen  Gebieten  (so  von  Al- 
koholgegnern, Vegetariern,  Gruppen  und  Schulen  aller  Art)  Bei- 
spiele für  die  mannigfachen  Veränderungen  in  den  Zielen  der  Wirt-. 
Schaft;  immer  wieder  Altes  umstoßend,  verlangen  sie  oft  tiefgreifende 
Neueinstellungen  der  Wirtschaft.  Das  Beispiel  größten  Stils  dafür 
ist  der  Krieg,  der  die  alten  Ziele,  wenn  nicht  umstürzt,  so  doch 
verblassen  läßt  vor  den  neuen  Zielen  der  Abwehr  des  Feindes,  der 
Verteidigung  des  Lebens  und  dadurch  fast  jede  einzelne  wirtschaft>- 
liche  Tätigkeit  in  seinen  Dienst  zwingt.    Krieg  bedeutet  nicht  ,;Un- 
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Wirtschaftlichkeit",  aber  Vernichtung  oder  Schädigung  der  Mittel 
für  alle  andern  Ziele,  weil  sein  Ziel  fast  allein  gelten  will  oder  rniiß. 
—  Alle  solchen  Neueinstellungen  können  also  Mittel  Vernichtung  (Ent- 
wertungen) in  größtem  Maßstabe  und  damit  Verarmung  bedeuten: 
sie  können  aber  auch,  nämlich  bei  Vernünftigung  der  Ziele,  Be- 
reicherung (Wertsteigerungen)  in  sich  schließen;  keinesfalls  aber 
enthalten  sie  von  sich  aus  einen  Verstoß  gegen  das  genaueste  Um- 
gehen mit  den  Mitteln,  gegen  den  wirtschaitlichen  Grundsatz,  keine 
ün  Wirtschaftlichkeit. 

Indem  so  die  Neueinstellung  der  Wirtschaft  ihrem  Begriffe  nach 
keinen  Verstoß  gegen  den  wirtschaftlichen  Grundsatz  enthält,  er- 
scheint sie  als  eine  selbständige  Abart  der  reinen  Wirt- 
schaft. Eine  selbständige  Abart  und  nicht  sie  selber  deswegen, 
weil  sie  Vorgänge  Ln  sich  schließt,  welche  von  der  reinen,  nur  für 
gegebene  Ziele  schaffenden  Wirtschaft  aus  niemals  erklärbar  sind. 
Die  reine  Wirtschaft  kann  nur  von  gegebenen  Zielen  ausgehen; 
jene  Vorgänge  der  Umschichtung  aber  gehen  von  der  Aenderung  der 
Ziele  oder  ihrer  Geltung  aus.  Die  Vorgänge,  die  sich  bei  Aenderung 
der  Ziele  ergeben  (der  Inbegriff  von  „Wirtschaftsumschichtung") 
sind  Gegenstand  der  volkswirtschaftlichen  Theorie  des  Krieges, 
der  Mode,  und  überhaupt  der  Entwicklung  und  Aenderung 
der  Ziele  (Bedürfnisse)  —  versteht  sich  samt  den  preistheoretischen. 
Erklärungen,  die  sich  hieran  anschließen  i). 

Ferner  ist  auch  die  volkswirtschaftliche  Theorie  der  Krise 
insofern  eine  Theorie  der  Wirtschaftsumschichtung,  als  Zieländerun- 
gen an  der  Krise  Anteil  haben. 

Mit  der  sj^tematischen  Behandlung  der  Erscheinungen  der  Wirtschafts- 
umschichtung  wird  endlich  auch  das  Schlagwort  von  der  „politischen 
Beeinflussung  der  Wirtschaft"  aufgeklärt.  Heute  wird  es  in  dem 
Sinne  gebraucht,  daß  gewisse  Preis-  und  Erzeugungsrorgfinge  wie:  Kursstürze. 
Boykotte  u.  del.  unter  Hinweis  auf  außerwirtschaftliohe,  politische,  völkische, 
religiöse  Vorgänge  von  der  theoretischen  Erklärung  ausgeschlossen  werden. 
Dies  ist  falsch.  Denn  jede  Wirtschaft  steht  unter  der  Bedingung  von  Zielen, 
sie  selbst  ist  nor  dienend.  Welche  Ziele  Geltung  haben,  kann  für  die  inneren 
Gesetze  ihres  Aufbaues  und  d^her  für  ihre  Erklärung  gar  keinen  Einfluß  haben ! 
Der  Verruf  öst-erreichLscher  Waren  in  der  Türkei  nach  der  Einverleibung 
Bosniens  im  Jahre  1912,  die  gleichzeitige  Abberufung  der  französischen  Gut- 
haben aus  Deutschland  und  Oesterreich  mit  ihrer  Störung  des  österreichischen 
Wechselkurses  und  viele  andere  derartige  Ereignisse  bedeuten  daher  keine  „poli- 
tische Beeinflussung"  der  Wirtschaft,  welche  die  Theorie  nicht  zu  erklären 
brauchte  (denn  alle  Wirtschaft  steht  ja  auch  unter  politischen  Zielen);  son- 
dern sie  bedeuten  die  Umschichtung  der  Wirtschaft  auf  geänderte  Ziele  unter  pein- 
licher Beobachtung  des  wirtschaftlichen  Grundsatzes;  sie  bedeuten  wirtschaft- 
liche Vorgänge,  die  nicht  von  d)er  Aenderung  der  Mittel  in  der  Wirtschaft  aus- 
gehen, sondern  von  der  Aenderang  ihrer  Ziele.  Ebenso  bedeutet  der  erbitterte 
wirtschaftliche  Kampf  der  Tschechen  gegen  alles  Deutsche  in  Prag  keine  „poU- 
tische  Störung"  der  Wirtschaft,  sondern  bloß  die  Geltung  anderer  Wirtschafts- 

1)  Eine  Skizze  der  durch  den  Krieg  bedingten  ümschichtungsvorgänge  im  leistungs- 
mäßigen  Aufbau  der  Volkswirtschaft  (nicht  auch  der  Preise)  habe  ich  in  einem  Auf- 
satz „Beitrag  zur  volkswirtschaftlichen  Theorie  des  Krieges",  in  diesen  „Jahrbüchern" 
ni.  F.  50.  Bd.  S.  608  fg.  zu  geben  versucht.  —  Die  erste  größere  Untersuchung  dieser 
Art  dürfte,  wenn  man  von  Adam  Müller  absieht,  Ricardo  in  dem  Kapitel  „Von  den 
Aenderungen  im  Handelsgange"  der  „Principles"  angestellt  haben. 
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ziele  als  in  Berlin  und  Wien.  Die  deutsche  Ware  hat  für  den  Tschechen  einfach 
eine  andere  Qualität,  sie  wird  daher  unter  genau  jenen  Umständen,  die  die  Preis- 
theorie Yorsieht  (d.  h.  nach  Maßgabe  der  Gültigkeit  jener  —  in  diesem  Falle 
„absonderlichen"  —  Ziele),  auch  einen  anderen  Preis  und  Absatz  erlangen,  als  die 
deutsch-österreichische  Ware. 

Die  Vorgänge  der  Wertvernichtung  und  Werterhöhung  durch  Aenderung 
in  der  Geltung  der  Ziele  zeugen  fca'ner  von  der  Wichtigkeit  der  Wirtschaftsum- 
schichtung für  die  Fassung  des  Reichtumsbegriffes. 

Zuletzt  ist  von  jenen  Vorgängen,  die  durch  Umschichtung  der  Wirtschaft 
infolge  Aenderu,ng  der  Ziele  bedingt  sind,  noch  zu  unterscheiden  der  Fort- 
schritt ujid  Rückschritt  der  Wirtschaft  selbst,  d.  h.  der  Wirtschaft 
als  eines  Inbegriffes  von  Mitteln.  Fortschritt  und  Rückschritt  der  Ziele  ist  eine 
Angelegenheit  der  normativen  Untersuchung  und  Beurteilung  der  Ziele,  eine 
Frage  des  Werturteils.  Der  Wirtschaftsfortschritt  im  eigentlichen  Sinne  dieses 
Wortes  kann  nur  ein  Fortschritt  in  den  Mitteln  an  und  für  sich  sein,  gleich- 
gültig welchen  Zielen  sie  dienen,  ist  also  eine  formelle,  von  Werturteilen  unab- 
hängige Frage.  Wenn  z.  B.  die  Einschränkung  des  Alkoholgenusses  ein 
„Fortechritt"  genannt  wird,  so  ist  dies  ein  Werturteil  über  die  betroffenen  Ziele, 
also  ein  Fortschritt  in  den  Zielen,  eine  Vernünftigung  der  Ziele.  Eine  er- 
giebigere Maschine  dagegen  schließt  einen  Fortschritt  in  der  Mittelbeschaffung 
in  sich,  auch  dann,  wenn  es  sich  um  eine  Maschine  für  die  Alkoholerzeugung 
handelt.  Der  Begriff  der  Wirtschaft  von  etwas  Dienendem  ist  ein  rein  formeller 
und  geht  bloß  von  jeweils  gegebener  Gültigkeit  der  Ziele  aus;  welchem  Ur- 
teile die  Ziele  selbst  unterliegen,  fällt  dagegen  aus  der  Ebene 
des  wirtschaftlichen  Denkens  und   Erklärens   gänzlich   heraus. 

4.  Unwirtsohaftliohkeit  aus  Temunftwidrigem  Wechsel  der  Ziele 
oder  wirtsohaftliolie  Unbeständigkeit. 

Die  UnWirtschaftlichkeit  i.  e.  S.  haben  wir  oben  dahin  ent- 
wickelt, daß  sie  auf  schlechtem  Wirtschaftsplan,  auf  Unausge- 
glichenheit der  Rangordnung  der  Mittel  beruht,  oder  ein  Ver- 
sagen der  Neuordnung  derselben,  ein  Versagen  der  Anpassung  der 
Wirtschaftsunischichtung,  der  Neueinstellung  der  Wirtschaft  auf 
neue  Mittel  und  Ziele  ist.  Ihre  Kategorie  war  daher  hauptsächlich 
die  Unausgeglichenheit  der  Mittel. 

Ein  Sonderfall  der  Wirtschaftsumschichtung,  der  zugleich  eine 
zweite  Art  von  Unwirtschaftlichkeit  ist,  besteht  nun  in  jener 
Wirtschaft,  die  beim  vernunftwidrigen  Wechsel  der  Ziele  ein- 
tritt. Aus  dem  Wechsel  der  Ziele  folgt  Wirtschaftsumschichtung. 
Diese  Wirtschaftsumschichtung  kann  an  sich  ganz  dem  wirtschaft- 
lichen Grundsatz  gemäß  durchgeführt  werden.  Wenn  aber  dieser 
Wechsel  irrational,  unstet,  sprunghaft  und  unberechenbar  ist,  so 
können  die  wirtschaftlichen  Umschichtungsvorgänge,  die  daraus 
folgen,  nicht  in  gleiche  Linie  mit  jenen  Umschichtungen  gestellt 
werden,  die  aus  einer  stetigen,  vernünftigen  und  in  diesem  Sinne 
notwendigen  Entwicklung  der  Ziele  folgen.  Die  Wirtschaftsum- 
schichtung, welche  aus  wirrer,  vernunftwidriger  Aenderung  der 
Ziele  folgt,  ermangelt  des  Geltungszusammenhanges  der  Ziele  und 
hat  daher  den  gleichen  Charakter  wie  die  Unwirtschaftlichkeit 
i.  e.  S.  Jedoch  ist  Unwirtschaftlichkeit  Vernunftwidrigkeit  des  Um- 
gehens  mit  den  Mitteln  selbst,  aus  mangelhafter  Ausgeglichenheit 
der  Rangordnung  der  Mittel,  besonders  'auch  bei  notwendig  ge\vor- 
deoer  WirtschaftsumscJiichtung.   Unbeständig'e  Wirtschaft  dagegen 
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ist  auch  bei  Einiialtung  des  wirtsdia^ftlichen  Grundsatzes  möglich.^ 
weil  sie  grundsätzlich  nur  von  :dem  unlogischen  Schwanken  der  Ziele 
abhängig  ist.  UnwiTtschaftlichkeit  i.  e.  S.  ist  daher  vornehmlich  eine 
Erscheinung  der  erzeugenden,  erwerbenden  Wirtschaft,  Unbestän- 
digkeit eine  Erscheinung  der  verbrauchenden,  verwendenden  Wirt- 
schaft. „Leichtsinn",  „Verschwendung"  ist  die  Kategorie 
der  wirtschaftlichen  Unbeständigkeit.  Bedeutet  „Sparen" 
das  Festhalten  der  Gültigkeit,  welche  den  Mitteln  oder  Vorzwecken 
rangordnungsgemäß  zukommt,  so  ist  Verschwendung  und  Leicht- 
sinn das  Nichtfesthalten  der  Gültigkeit  der  Ziele  (wenn  sie  der 
„Entwicklung",  den  neuen  Zielen  nicht  Rechnung  trägt).  Drastisch 
druckt  dies  der  lustige  Wiener  Spruch  aus:  „Verkauft's  mei'  G'wand, 
ih  fahr'  in'  Himmel."  Er  sagt  deutlich,  daß  jene  Ziele,  denen  das 
„Gewand"  gedient  hat,  nicht  mehr  gelten,  sondern  die  jetzigen  den 
Himmel  bedeuten :  das  Augenblioksziel  gilt  allein,  der  Geltungs- 
zusammenhang der  Ziele  wird  nicht  beachtet,  der  Wirtschaftsplan 
geändert.  Nur  daß  diese  Aendcrung  so  vernunftwidrig  ist,  weil  bei 
Wiederkehr  und  Wiedergeltung  der  alten,  lebensnotwendigen  Ziele 
die  neuen  wieder  fallen  gelassen  werden,  —  das  macht  diese  Wirt- 
scliaftsumstellung  so  unbestimmbar,  raubt  ihr  die  Eindeutigkeit, 
gleichwie  es  bei  der  UnWirtschaftlichkeit  i.  e.  S.  infolge  des  un- 
logischen Uingehens  mit  den  Mitteln  der  Fall  ist.  Die  Unbestimm- 
barkeit  und  Vieldeutigkeit  hat  die  unbeständige  Wirtschaft  mit  der 
UnWirtschaftlichkeit  jedenfalls  gemein,  wie  denn  auch  in  der 
Wirklichkeit  beide  meist  gemeinsam  und  in  auflöslicher  Verbindung 
auftreten. 

6.  Nebenwirtschaft  oder  abgeleitete  Wirtschaft. 

Eine  zweite  Abart  der  Wirtschaft,  die  gleichfalls  ganz  auf  dem' 
Boden  der  Befolgung  des  wirtschaftlichen  Grundsatzes  steht,  ah&p 
dennoch  von  der  normalen,  reinen  Wirtschaft  sich  unterscheidet,  ist 
in  jenen  schon  oben  ('S.  534  ff.)  erörterten  Fällen  gegeben,  in  welchen 
ein  Zweck  zwar  um  seiner  selbst  willen  gewollt  und  verwirklicht 
wird,  in  anderen  Beziehungen  aber  als  Mittel  dient.  So,  wenn 
„Wissenschaft"  rein  um  der  Erkenntnis  willen  getrieben  wird,  nach- 
her aber  dem  Nützlichen  dient.  Wir  nannten  diese  Mittel  „Gelegen 
heitsmittel"  oder  „Mittel  höherer  Ordnung". 

Bei  dieser  Erscheinung,  die  schon  viele  Begriffsunklarheiten  ver- 
ursacht hat,  weil  sie  das  Gebiet  der  Wirtschaft  ins  Uferlose  auszu- 
dehnen droht,  sind  wieder  zwei  Sonderfälle  grundsätzlich  zu  trennen. 
Entweder  wird  der  um  seiner  selbst  willen  gewollte  Zweck  nebenher 
absichtlich  und  planmäßig  als  Mittel  für  andere  Ziele  verwertet; 
oder  es  ist  dies  nicht  der  Fall,  man  ist  sich  der  Wirksamkeit  dieses 
Zweckes  als  Mittel  vielleicht  gar  nicht  bewußt,  er  wirkt  nur  ge- 
wissermaßen automatisch.  Der  letztere,  schwierigere  Fall  ist  typisch 
für  viele  Ziele.  Wenn  z.  B.  die  Fastengebote  der  katholischen 
Kirche  oder  das  Verbot  der  Juden,  Schweinefleisch  zu  essen,  oder 
das  Alkoholverhot  bei  den  Mohammedanern,  Verbote,  die  aus  religiösem 
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Gehorsam  befolgt  werden,  zugleich  als  Mittel  für  hygienische  Ziele 
in  Leistung  treten,  so  sind  sich  doch  die  Gläubigen  dieses  Zweckes 
meist  nicht  bewußt.  Eine  „unbewußte  Wirtschaft",  eine  „automa- 
tische Wirtschaft"  gibt  es  aber  streng  genommen  nicht,  sofern  Widmen 
und  Abwägen  fehlt.  Daher  liegt  hier  wohl  Zielerreichung  vor, 
aber  eine  solche,  in  der  (ohne  Abwägen  und  Widmen)  unbeabsich- 
tigte selbsttätige  Wirkungen  der  Ziele  ajs  Mitt«!  stattfanden. 
Wirkliclic  „Wirtschaft"  darf  man  hierin  jedenfalls  nicht  sehen, 
sondern  einen  Grenzfall,  bei  welchem  Mittel  von  selber  zur  Leistung 
kommen.  Man  kann  diese  Erscheinung  unbewußte  Mittelan- 
weudung  nennen. 

Ein  echtes  Gebiet  der  Wirtschaft  bildet  hingegen  der  erste  oben 
genannte  Fali,  daJ5  Ziele  zwar  um  ihrer  selbst  willen  verfolgt  werden, 
daneben  aber  sich  aJs  Mittel  darbieten,  die  nun  bewußt  und  plan- 
mäßig Verwendung  finden.  „Wissenschaft"  ist  selbst  Zweck  und 
doch  zugleich  Mittel  des  Unterrichtes,  der  volkswirtschaftlichen,  der 
technischen  Verwertung  von  Fachwissen  und  Kenntnissen ;  „Kunst" 
ist  selbst  Zweck  und  dient  doch  zugleich  noch  praktischen  Zwecken, 
der  Erholung,  Zerstreuung,  wenn  sie  nicht  sogar,  wie  in  der  Bau- 
kunst,  in  ihrer  Schönheit  ganz  Selbstzweck,  in  ihrer  Materie  ganz 
Wirtschaftszweck  in  wunderbarem,  Schönheit  und  Nützlichkeit  stei- 
gerndem Wetteifer  ist;  „politische  Tätigkeit"  ist  selbst  Zweck  im 
Dienste  der  Geredhtigkeit,  der  Staatsidee,  des  Volkstums,  und  doch 
dient  sie  zugleich  aJs  Mitfei  zur  O^anisierung  der  Staatshilfe  für 
nützliche  Ziele,  z.B.  zurSchaifung  'eines  „Wirtschaftsrechtes";  ärzt- 
liche Hilfe  ist  Selbstzweck  als  Gebot  der  Menschlichkeit,  zugleich 
nur  Mittel  zur  Wiederherstellung  der  Arbeitskraft  der  Menschen. 
Aus  solchen  Gründen  sind  alle  diese  Tätigkeiten  im  bürgerlichen 
Leben  zumeist  auch  Erwerbsberufe  oder  damit  wesentlich  ver- 
bunden. —  Daß  der  Zweck  zugleich  Mittel  ist,  kommt  sogar  auf 
dei))  rein  wirtschaftlichen  Gebiete  selbst  vor,  nämlich  in  der  Form, 
daß  das,  was  zunächst  nur  für  sich  Mittel  ist,  es  auch  noch  für 
ganz  andere  Ziele  wird,  so  daß  das  Ziel  des  ersten  Mittels  gleich,- 
sain  ein  Mittel  für  ein  zweites  Ziel  abgibt.  Das  Hüttenwerk  ver- 
hüttet nur  um  des  Eisens  willen,  die  dabei  abfallenden  Gichtgase 
verwertet  es  nichtsdestoweniger  zum  Antrieb  von  Kraftmaschinen 
aufs  sorgfältigste;  die  intensive  Landwirtschaft  geht  auf  Getreide^ 
und  Gemüseexzeugung,  Vieh  ist  ihr  nur  Nebenerzeugnis  (wenn  nicht 
bloß  Werkzeug);  nichtsdestoweniger  wird  das  Vieh  sorg'fältig  ver- 
wertet. Diese  Erscheinung  der  Abfall-  oder  Nebenerzeugung  zieht 
sicli  durch  das  ganze  .Wirtschaftsleben,  durch  die  eigenste,,  innere 
Welt  der  Mittel  selber  hin.  Um  so  mehr  besteht  sie  auch  im  höheren 
geistigen  Leben. 

Das  Entscheidende  in  allen  derartigen  Fällen  ist  nun  immer, 
daß  der  Zweck  entweder  1)  rein  um  seiner  selbst  willen  erreicht 
wurde  (wie  ein  großes  Kunstwerk  nicht  um  des  Lohnes  willen  gei-, 
scJiaffen  wird,  sondern  weil  es  als  Kunstschöpfung  seinen  Zweck 
m    siöh   selbst   hat);    oder    2)    daß   der   Zweck   doch    mindestens 
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zugleich  um  seiner  selbst  -willen  gewollt  wurde,  so  daß  er  jeden- 
falls nicht  von  Anbeginn  nur  als  Mittel  verwirklicht  wurde.  Dieser 
Umstand  bewirkt,  daß  die  neben-  oder  hinterher  einsetzende  Be- 
wirtschaftung des  Zweckes  als  Mittel  nur  abgeleiteter  Art,  nur 
eine  Nebenerscheinung  ist.  Wir  nennen  daher  diese  Wirtschaft 
„Nebenwirtschaft"  oder  „abgeleitete  Wirtschaft";  man  könnte  sie 
auch  „Gelegenheitswirtschaft",  „sekundäre  Wirtschaft"  oder  „ver- 
wendende", „unvollständige  Wirtschaft"  nennen,  im  Ge- 
gensatz zur  vollständigen  Wirtschaft,  die  schon  ihr  Mittel  als 
Mittel  schafft  und  will,  nicht  als  Zweck  (um  seiner  selbst  willen); 
daher  die  abgeleitete  Wirtschaft  ihr  Mittel  aufgreift,  nicht 
schafft,  somit  unvollständig  ist.  Alles,  was  in  .der  abgeleiteten 
Wirtschaft  an  Mitteln  entsteht,  ist  Nebenergebnis  vorhergegangener 
Zielerreichung,  ist,  wenigstens  in  der  gegebenen  Gestalt,  nicht 
um  des  wirtschaftlichen  Zweckes  willen,  nicht  als  Mittel  ent- 
standen ;  daher  ist  sie,  wi«  gesagt,  nur  verwendende,  nicht 
schaffende  Wirtschaft;  das  Mittel  wird  nur,  weil  es  ge- 
geben ist,  benützt.  Die  Hervorbringung  (Produktion)  fällt 
daher  nicht  in  den  Bereich  dieser  Wirtschaft;  ent- 
weder gar  nicht  (wenn  ein  Kunstwerk  rein  als  Selbstzweck  entsteht) 
oder  nur  teilweise  (wenn  es  auch  um  des  Lohnes  willen  entsteht 
oder  zugleich!  auch  um  der  Nebenerzeugnisse  willen  das  Haupier- 
zeugnis hergestellt  wird).  Dajausfolgt,  da£  die  abgeleitete  Wirtschaft 
in  ihrer  reinen  Gestalt  erzeugungslose  Wirtsdhaft  ist,  also  wohl  Han- 
del, Kredit,  Haushalt  sich  des  MitCels  verwertend  bemächtigen,  aber 
die  Erzeugung  als  wirtsc'haftlicher  Akt  in  demselben  Ma£e  ausfällt, 
als  sie  Selbstzweck  war.  —  Sofern  nun  in  den  verwertenden  Vor- 
gängen ein  Abwägen  und  Widmen  dieser  Mittel  erfolgt,  ist  selbst- 
verständlich eine  strenge  Wirtschaft  und  Wirtschaftlichkeit  ebenso 
gut  möglich,  wie  bei  jener  reinen  Wirtschaft,  die  von  Anbeginn  ganz 
um  des  Mittels  willen  unternommen  wird.  Das  Umgehen  mit 
den  nun  einmal  gegebenen  Mitteln  gehorcht  dem  wirt- 
schaftlichen Grundsatz;  aber  das  Erzeugen  der  Mittel 
gehorcht  ihm  nicht,  sondern  war  ein  Erzeugen,  Ver- 
wirklichen eines  Selbstzweckes  und  steht  daher  ganz  oder 
teilweise  unter  dem  Gesetz  dieses  'ursprünglichen  Selbstzweckes 
selber,  z.  'B.  der  Kunst,  der  Wissenschaft.  Daraus  folgt  die  wichtige 
Einsicht:  daß  Handlungen  und  geistige  Güter,  die  zu- 
gleich Mittel  und  Zweck  sein  können,  nicht  auf  der 
Seite  des  Angebotes  (der  Erzeugung),  wohl  aber  auf  der 
Seite  der  Nachfrage  ganz  dem  wirtschaftlichen  Gesetz 
unterliegen  und  von  dieser  Seite  her  ganz,  von  jener 
aber  gar  nicht  zur  Wirtschaft  gehören;  das  macht,  s.ie  sind 
Gelegenheitsmittel,  Mittel  höherer  Ordnung,  Nebenerzeujgnisse,  Ab- 
fallergebnisse einer  auf  ganz  anderen  Grundlagen  beruhenden  Tätig- 
keit. Wie  viele  Kunstwerke  jährlich  entstehen,  wie  viele  wissen- 
schaftliche Erkenntnisse  jährlich  gewonnen  werden,  wie  viele 
gate  Aerztc  jährlich  aus  der  Universität  hervorgehen,   das  kann 
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niemand  regeln;  daß  ihre  Leistungen  aber,  sofern  sie  als  Mittel 
verwendet  werden  und  sofern  sie  einmal  entstanden  sind,  nach  den 
Prei&gesetzen  verkauft  und  gekauft  werden  müssen,  das  beweisen 
die  Verlage,  die  Kunsthandlungen  und  Buchhandlungen,  die  Ver- 
steigerungsämter, Anwalts-  und  Aerztehonorare.  Die  Folge  dieser 
eigentümlichen  Eingeschränktheit  der  geistigen  Güter  auf  die  An-' 
gebotseite,  wie  ferner  ihrer  höchst  verschiedenen  Qualitäten  (als 
Zweck  dinge)  ist  es,  daß  auch  ihre  Preisbildung  sich  in  hohem 
Grade  abgesondert,  m  kleinen  Zufallsmärkten,  überhaupt  monopoli- 
stisch unter  den  verschiedensten  Störungen  des  freien  W^ettbewerbes 
vollzieht,  daß  ferner  das  Kostengesetz  bei  ihrer  Preisbildung  (gegen- 
über dem  unmittelbaren  Nutzen)  mehr  EoUe  spielt.  Trotz  alledem 
bilden  sich  innerhalb  gewisser  Grenzen  für  journalistische,  ärztliche, 
anwaltartige,  schriftstellerische,  künstlerische,  wissenschaftliche  Lei- 
stungen regelrechte  Preisebenen  heraus. 

Indem  in  deu  Zwecksetzungen  Wirklichkeiten,  z.  B.  Kunstwerke,  entatehea, 
die  nachher  zur  mittelhaften,  d.  i.  wirtschaftlichen  Verwendung  gelangen,  sind 
diese  Erscheinungen  auch  für  den  Reich tumsbegriff  wichtig.  In  der  Be- 
achtung dieser  Sachlage  liegt  ein  Teil  der  Antwort  auf  die  Frage,  inwiefern  für 
den  Reichtum  nicht  nur  die  fertigen  Güter,  sondern  auch  die  „Produktivkräfte" 
in  Betracht  kommen :  in  den  reinen  Zwecktätigkeiten  und  Wert- 
hervorbringungen  von  Wissenschaft,  Bildung,  Kunst,  Reli- 
gion, Moral,  Liebe,  Freundschaft,  Volkstum  liegen  stets  un- 
endliche Mittel  und  Kräfte  auch  für  andere  Ziele  bereit;  sie 
sind  ein  Schatz,  den  auch  die  Wirtschaft  zu  heben  vermag !  —  Die  E  n  t  - 
wirtschaftung  der  Wirtschaft,  die  in  den  Zweckmitteln  oder  Mitteln 
höherer  Ordnung  liegt,  wurde  schon  früher  (s.  S.  535)  hervorgehoben. 

Zusammenfassend  können  wir  nun  unterscheiden:  die  reine 
Wirtschaft  als  streng  notwendig  und  eindeutig  aufgebautes  System 
von  Widmungen;  die  Unwirtschaft  (UnWirtschaftlichkeit)  als  nicht 
streng  notwendig  aufgebautes,  sondern  aus  mangelhaftem  Ausgleich 
der  Mittel,  aus  mangelhafter  Einstellung  der  Wirtschaf  t  auf  neueZiele 
gegen  den  wirtschaftlichen  Grundsatz,  gegen  die  Wirtschafts- 
logik verstoßendes,  daher  vieldeutig  entwickelbares  System;  die 
Wirtschaftslosigkeit  als  bloß  technisch,  aber  nicht  wirtschaftlich 
aufgebautes  System  von  Widmungen.  Wirtschaftslosigkeit  unter- 
scheidet sich  graduell,  Unwirtschaft  grundsätzlich  von  der  Wirt- 
schaft. Ferner :  die  Nebenwirtschaft  als  jene  Art  Wirtschaft,  die 
bloß  von  einem  gewissen  Punkte  des  Wirtschaftens  an  einsetzt, 
nämlich  bei  Mittein,  welche  nicht  durch  eigene  wirtschaftliche 
(mittelbeschaffende)  Tätigkeit,  sondern  durch  andere,  in  sich  selbst 
gerechtfertigte  Zwecke  entstanden  —  wodurch  die  Verwendung  dieser 
als  Mittel  zur  abgeleiteten,  zur  bloß  nebenher  laufenden  Wirtschaft 
wird;  endlich  die  Wirtschaftsumschichtung,  die  eine  Aenderung  im 
Aufbau  der  Wirtschaft  durch  Aenderung  der  Ziele  in  sich  schließt  — 
keine  aktive,  sondern  eine  passive  Aenderung,  eine  passive  Form  der 
Wirtschaft.  Als  Sonderfall  der  Wirtschaftsumschichtung  ergab  sich 
die  unbeständige  Wirtschaft,  welche  aus  vernunftwidrigem,  sprung- 
haftem Wechsel  der  Ziele  Verschwendung  der  Mittel  treibt,  daher 
eine  Sonderart  der  Unwirtschaftlichkeit  ist  und  ein  unbestimmtes, 
vieldeutiges  System  von  Mitteln  aufbaut. 
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Unter  all  diesen  Formen  und  Abarten  ist  es  die  reine  voll- 
ständige Wirtschaft  allein,  welche  den  wesentlichen  Gegenstand 
der  Theorie  bildet.  Jedoch  dürfen,  wie  oben  gezeigt  wurde,  die 
übrigen  Formen  keineswegs  gänzlich  vernachlässigt  werden,  sondern 
sind  bei  systematischer  Berücksichtigung  imstande,  die  bisherigen 
theoretischen  Untersuchungen  organisch  zu  ergänzen. 

§  6.    Der  Aufbau  der  Wirtschaft:  Leistung  und  Wert  als  die 

Grundelemente. 

1.  Der  leistungsmäßige  Aufbau  der  Wirtschaft. 

Der  allgemeine  Begriff  der  Wirtschaft  ist  entwickelt.  Nun 
erhebt  sich  die  Frage:  welches^  Haus  baut  sich  eine  so  bestimmte 
Wirtschaft,  wie  sieht  der  Körper  einer  nach  jenen  Kräften  sich  er- 
schaffenden Wirtschaft  aus? 

Wir  fanden  im  Begriffe  der  Wirtschaft  die  beiden  Grundbe- 
stimmungen der  Widmung  und  des  Abwägens  der  Mittel.  Für  den 
äußeren  Bau  der  Wirtschaft  ist  zunächst  das  Merkmal  der  Widmung 
maßgebend.  Widmen  heißt :  für  eine  Leistung  widmen.  Nun  sind 
gewidmete  Mittel  jederzeit  unterwegs.  Das  gibt  gleichsam  einen 
Körper  der  Wirtschaft,  einen  gefügten  Gliederbau  von  Verrich- 
tungen, Leistungen.  Einen  Gliederbau :  denn  die  Mittel  können 
niemals  einzeln  gewidmet  werden,  stets  müssen  mehrere  zusammen- 
stehen, um  ein  Ziel  zu  erreichen ;  und  in  diesem  gemeinsamen 
Gelten  der  Leistungen,  in  dieser  ihrer  Verflochtenheit  baut  sich  ein 
förmliches  Räderwerk,  ein  gegenständlicher  Gliederbau  von  Lei- 
stungen auf.  —  Auf  solche  Weise  bestimmt  die  Grundtatsache  der 
Widmung  ganz  das  Gefüge  der  Wirtschaft:  Abwägen  führt  zum 
Widmen,  Widmen  führt  zur  ständigen  Verflechtung  der  Leistungen, 
denen  die  Mittel  gewidmet  wurden,  und  so  entsteht  ein  gegenständ- 
liches System,  ein  Gliederbau  von  Leistungen  als  Körper  aller  Wirt- 
schaft. Die  Begriffserklärung  der  Wirtschaft  im  Hinblick  auf  diesen 
ihren  gefügemäßigen  ^strukturellen)  Aufbau  lautet  daher:  Wirt- 
schaft besteht  aus  einem  System  von  Leistungen;  deren 
Träger  sind  die  gewidmeten  Mittel. 

Sieht  man  sich  die  lebendige  Wirtschaft  daraufhin  näher  an, 
so  wird  man  sie  in  der  Tat  an  jeder  Stelle  als  System  von  Leistungen 
erkennen,  denn  man  wird  keinen  einzigen  Bestandteil  finden,  der 
nicht  eine  bestimmte  Verrichtung  vollbrächte.  Der  Grund  und 
Boden  in  der  Landwirtschaft,  die  Maschinen  und  Rohstoffe  in  den 
Fabriken,  die  Kredite  und  Kapitalien  der  Banken,  die  Arbeit  in 
allen  diesen  und  in  den  anderen  Zweigen  der  Volkswirtschlaft  — 
alle  sind  sie  dienende,  etwas  Bestimmtes  leistende  Glieder  im  Or- 
ganismus der  Wirtschaft. 

Man  kann  diese  Tatsadhe  des  durchgängig  leistsamen  (funktio- 
nellen) Aufbaues  der  Wirtschaft  auch,  ganz  allgemein  aus  der 
Natur  der  Wirtschaft  ableiten :  die  Bestandteile  der  Wirtschaft  sind 
immer  nur  „Mittel"  für  Ziele ;  daraus  folgt  als  entscheidende  Eigen- 
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Schaft  ihre  bloß  dienende  Art.  Dienen  heißt  aber  nichts  anderes 
als :  Dienste  verrichten,  eine  Leistung,  eine  Funktion  vollbringen. 
Wirtschaft  ist  daher  durch  und  durch  aus  Leistungen  gefügt,  ein 
Bau  von  Diensten,  von  Verridbtungen,  Leistungen  für  Ziele  oder,, 
wie  wir  es  auch  nennen  wollen,  ein  „leistungsartiges,  „leistungs- 
mäßiges",  „dienstJiaftes",  ein  „funktionelles"  System.  Die  Wirtschaft 
nimmt  damit,  wie  früher  schon  erwähnt,  eine  einzigartige  Sonderstellung 
im  Rahmen  der  Gesellschaft  ein ;  denn  nicht  dienende  Leistungen,, 
sondern  Zwecke  selbst,  Eigenwerte  sind  in  allen  andern  gesellschaft- 
lichen Systemen,  in  Kunst,  Wissenschaft,  Recht,  Staat,  entlialten, 
die  daher  im  weiteren  Sinne  als  „Zwecksysteme"  dem  dienendeji 
„Mittelsystem"  gegenübertreten.  Diese  Erkenntnis  legt  wie  die 
Sonderstellung  der  Wirtschaft  in  der  Gesellschaft,  damit  auch  die 
einzigartige  Sonderstellung  aller  Wirtschaftswissenschaft  unter  den 
Gesellschaftswissenschaften  klar  und  ist  daher  methodologisch 
von  grundlegender  Bedeutung. 

Daß  der  Begriff  „Funktion"  im  obigen  Sinne  nicht  als  mathema- 
tisclier  und  ursächlicher  iSegriff  zu  fassen  ist  [wonach  z  .B.  die 
Oberfläche  einer  Kugel  die  Funktion  ihres  Radius  ist:  O  =  (f)rj,  sondern 
in  iweckhaftem,  teleologiscJinm  Sinne,  nämlich  als  „Leistung",  „Dienst",  „Ver- 
richlnng",  ,Rolle"",  ,4?e(lieutung",  „Amt",  „Aufgabe"  —  das  ist  aus  der  bis- 
herigen Anwendung  wohl  klar  genug  hervorgegangen.  Und  die  Bezeichnung 
,  funKtJoncU"  ist  demgemäJ5  gleichfalls  nur  im  zweckhaften  Sinne  zu  verstehen, 
d.  i.  im  Sinne  von:  lei.«tpnd,  leistungsmäßig,  leistsam,  verrichtsam,  vorzweckartig, 
dien.-ithaft,   nicht  ,, bedingend",   ,.>irsächlich"   oder  matliematisch. 

Ich  werde  unter  jenen  eigenschaftswörtlichen  Bildungen  hauptsächlich  das 
Wort  „leistungsmäßig"  gebrauchen.  Nun  sehe  ich  schon  das  Lächeln  aller  jener 
iSprachmenger,  die  gleichgültig  genug  sind,  das  Deutsche  zur  Mischsprache  herab- 
sinken zu  lassen,  und  nicht  bedenken,  daß  Fremdwörter  nur  Schmuck,  nicht 
aufbauendes  Gut  der  Sprache  werden  dürfen.  Das  Deutsche  hat  genau  dieselbe 
Fähigkeil  zu  eigenschaftswörtlichen  Bildungen  wie  das  Romanische,  nur  wir 
haben  nicht  dieselbe  Freiheit,  solche  Fähigkeit  in  Gebrauch  zu  setzen.  Es 
fehlt  dem  Deutschen  einfach  an  der  nötigen  Einbildungskraft  und  Au.sdacht, sonst 
würde  er  auch  die  UnbekünmuTtheit  finden,  die  zu  jcflem  Abweichen  von  der 
gewohnten  Urgroßmutterwendung  gehört.  Die  Richtschnur,  nur  dem  Dichter 
die  Bildung  neuer  Worhe  zu  überlassen,  ist  der  Ausdruck  eben  dieser 
Kleingeislenei.  Da  könnte  unsere  Spr.ache  ruhig  verhungern,  denn  der 
Dichter  kann  nur  die  allertebendigsten  Bildungen,  die  geschliffensten  ynd 
zartesten  Gestalten  gebrauchen.  Dor  Alltag  dagegen  kann  auch  derbe  Ware 
verwenden,  die  Wissenschaft  im  besonderen  bedarf  genauer  und  folgerediter 
Formen:  der  Dichter  kann  ihr  diese  zumeist  gar  nicht  geben.  So  möge  man 
„lejstsam",  „verrichtsam",  „leistungsmäßig",  „diensthaft"  nur  beherzt  aufnehmen, 
nachdem  schon  unsere  Altvordern  von  „ausrichtsamen"  Dienern  gesprochen 
haben.     Es   wird   bald    betleutsamer   klingen   als   das   verwaschene   „funktionell". 

Ich  hebe  noch  hervor,  daß  „funktionell"  und  „Funktion"  bei  den  Ver- 
tretern der  mathematischen  Richtung  in  der  Volkswirtschaftslehre  einen  ganz 
andern  Sinn  hat,  wie  nach  der  oben  entwickelten  Auffassung.  Es  bedeutet  bei 
jenen  die  mathematische  Fassung  des  Ursächlichkeitsbegriffes  überhaupt  (als 
Grund  und  Folge,  Bedingung  und  Bedingtes);  bei  uns  dagegen  die  zweckhafte 
(teleologische)  Beziehung  von  Mittel  und  Ziel,  die  Vorzwecknaftigkeit  des  Mittels 
—  da.sselbe  wie  in  der  Physiologie,  die  auch  eine  Funktionen-  oder  Leistungs- 
lehre der  Organe  des  Körpers,  z.  B.  des  Hertens,  ist. 

Das  zweite  Grundelement  im  iBegriffe  der  Wirtschaft  war  das 
„Abwägen"  der  sets  knapp  gegebenen  Mittel,  in  Form  von  Aus- 
gkicheji  und  Sparen.   „Abwägen"  findet  nun  gleichfalls  nur  im  Hin- 
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blick  auf  die  rangmäßig  zu  bestimmenden  Dienste  statt,  die  ein  zu 
widmendes  Mittel  bei  der  Erreichung  des  Zieles  verrichtet.  Es 
kann  aber  ein  rangmäßiges  Ordnen  dieser  Dienste  nur  stattfinden 
mit  Eücksicht  auf  das  Maß  der  Erreichung  des  Zieles,  die  sie 
in  sich  schließen,  anders  ausgedrückt :  mit  Rücksicht  auf  den  Grad 
im  Gelten  als  Vorzweck  bei  gegebener  Wichtigkeit  der  Ziele.  So 
leisten  wirtschaftlich  zwei  Maschinen  mehr  als  eine  (sie  gelten  als 
Vorzwecke  mehr  wie  eine),  die  iEißenbahn  leistet  mehr  als  die  Post- 
kutsche; oder  hinsichtlich  verschiedener  Ziele  (bei  deren  jeweils 
genau  gegebener  Geltung):  die  Speisen  für  den  Notbedarf  an  Essen 
leisten  (d.  i.  gelten)  mehr  als  die  Zimmer  für  den  Luxusbedarf  an 
Wohnen;  Kleider  für  den  Notbedarf  leisten  (d.  i.  gelten)  mehr  al 
die  Reisemittel  für  die  Vergnügungsreise ;  und  entsprechend  in  der 
Fabrik ;  die  Maschinen  und  Arbeiter  für  das  Haupterzeugnis  leisten 
(gelten)  mehr  als  jene  für  das  Nebenerzeugnis.  Das  „Abwägen"' 
gründet  sich  daher  sowohl  als  rangmäßiges  Ausgleichen  wie  Sparen 
auf  die  Größen,  die  Geltungsgrade  der  Leistungen  für  die  Ziele, 
anif  die  Intensitäten  aller  Funktionen.  Die  Leistungsgrößen  sind- 
keine  technischen,  ursächlichen  Größen.  Die  Technik  sieht  bei  der 
Verursachung  der  Wirkungen  nur  etwa  Energie-Ümsatzgrößen  (Üm- 
satzrechnung),  die  Wirtschaft  dagegen:  Geltungsgrößen  der  Vor- 
zwecke. Die  Vorzwecke  gelten  bei  gegebener  Wichtigkeit  der  Ziele 
um  so  mehr,  je  mehr  Ziel  (als  Zielverwirklichung,  Zielabbau)  sie 
in  sich  schließen.  Dieses  Gelten  der  Vorzwecke  heißt  Leisten,  die 
Geltungsgrößen  heißen  Leistungsgrößen.  Das  „Abwägen"  ist  daher 
ein  rangmäßiges  Vergleichen  der  Leistungs-  oder  Funkfcionsgrößen. 
Die  Leistungsgröße  heißt  Nutzen,  der  Nutzen  als  Ver- 
gleichs- oder  Rechengröße  der  Wirtschaft  heißt  Wert. 
Die  Leistungsgrößen  der  Mittel  im  individualen  Handeln  sind  als 
sogenannter  subjektiver  Wert  Gegenstand  der  „subjektiven"  Wert- 
theorie, sie  sind  im  überindividuellen  Zusammenhang  des  Handelns 
(beim  Tausch)  als  sogenannter  objektiver  Wert  Gegenstand  der 
Preistheorie.  „Wert"  ist  ein  rein  formeller  Größenbegriff;  er  ist. 
vom  jeweiligen  Inhalt  der  Leistungen,  vom  Inhalte  der  geltenden 
Ziele,  denen  diese  dienen,  vollständig  unabhängig.  Die  Rechenge- 
setze mit  den  Werten  sind  die  gleichen,  welche  Ziele  auch  gelten. 
Die  Nutzen  sind  verschieden  je  nach  der  Zielgeltung. 

Die  Begriffserklärung  der  Wirtschaft  muß  nun  entsprechend 
der  entwickelten  Unterscheidung  von  Leistung  und  Leistungsgröße 
noch  eine  letzte  Erweiterung  finden  und  lautet  dann:  Wirtschaft 
bildet  als  System  von  Leistungen  zugleich  ein  System 
von    Leistungsgrößen    oder   von    Werten    und    Preisen. 

Hier  wird  der  organische  Zusammenhang  der  lebendigen  Tlei- 
stcnden,  tätigen)  Wirtschaft  mit  Wert  und  Preis  klar,  und  es  zeigt 
sich,  so  scheint  mir,  aufs  deutlichste,  wie  fruchtbar  unsere  Auf- 
fassung der  Wirtschaft  als  eines  Systems  von  Leistungen,  von  lei- 
stenden Mitteln  ist.    Danach    kann    die   Wirtschaftstheorie   weder 
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bloße  Preistheorie  noch  bloße  Geschichte  der  Leistungen  sein,  weil 
ein  und  dieselbe  wirtschaftliche  Wirklichkeit  eine  Preisseite  und 
eine  Leistungsseite  hat,  weil  erst  im  Zusammenhang  von  Preis  und 
Leistung  Wirtschaft  entsteht. 

Methodologisch  bedeutet  der  entwickelte  Unterschied,  daß  die 
Wirtschaft  als  Gegenstand  der  Volkswirtschaftslehre  der  Erkenntnis 
zwei  grundverschiedene  Elemente  darbietet.  Sie  ist  1)  ein  System 
von  Leistungen ;  in  dieser  Rtlcksicht  ist  die  Volkswirtschaftslehre 
gleich  der  Physiologie  Leistungslehre,  Beschreibung  und  Theorie  der 
Leistungen  oder  Funktionen  (z.  B.  der  Funktionell  dps  Geldes, 
der  Banken,  der  Börse,  des  Handels);  sie  ist  2)  ein  System  von 
verschiedenen  Leistungsgrößen;  in  dieser  Rücksicht  ist  sieLeistungs- 
größenlehrc  oder  Wert-  und  Preistheorie.  Somit  sind  auch  zweierlei 
Begriffe  zu  unterscheiden :  das  System  von  Leistungsbegriffen  und 
das  System  von  Begriffen   der   Leistnngsgrößen. 

2.  Die  Einheit  der  Wirtschaft. 

Die  „Mittel",  welche  die  Wirtschaft  ausmachen,  bilden  für 
je  ein  Ziel  notwendig  ein  zusammenhängendes  Ganzes,  ein  ein- 
heitliches System;  eben  weil  sie  alle  unter  der  Bedingung  eines, 
des  gleichen  Zieles  stehen.  Die  vielen  Einzelziele  stehen  wieder  imter- 
ema<nder  im  Wertverhältnis,  im  Zusammenhang  und  damit  wenig- 
stens ihrer  Idee  nach  unter  der  Bedingung  eines  obersten,  einheit- 
liciieu  Zieles.  Bilden  die  Ziele  so  eine  Einheit,  dann  müssen  notwen- 
dig aucli  die  Mittel  eine  Einheit  bilden,  da  sie  ja  nicht  vielen  Einzel- 
zielen, sondern  einem  Gesamtzusammenhang  von  Zielen  dienen. 
Dem  Ausgleich  und  der  Einheit  der  Ziele,  die  in  ihrem  Geltungs- 
zusammenhang beschlossen  liegen,  entspricht  von  selbst  Ausgleich 
und  Einheit  der  Mittel;  der  Geltungszusammenhang  der 
Zwecke  schafft  sich  einen  Geltungszusammenhang  der 
Vorzwecke  oder  Mittel.  Beides  ißt  dasselbe,  nur  von  verschie- 
denen Seiten  her  gesehen.  Die  Ziele  sind  eins,  gleichsam  nach 
dem  Gesetz  der  kommunizierenden  Röhren;  ihnen  folgen  die  Gültig- 
keiten der  Mittel.    Hierin  liegt  die  ideale  Einheit  aller  Wirtschaft. 

Diese  innere  Einheit  folgt  auch  ganz  allgemein  aus  dem  dienst- 
haften Aufbau  der  Wirtschaft,  welcher  abgestimmtes  Zusammen- 
wirken, Ergänzung  und  damit  Ausgleich  und  Einheit  verlangt.  Ein 
solcher  Zusammenhang  wurde  denn  auch  scillschweigend  von  allen 
großen  Theoretikern  vorausgesetzt.  Ausdrücklich  betont  und  bewußt 
entwickelt  fand  ich  ihn  bisher  nur  bei  Friedrich  von  Wieser  i). 
Jedoch  liegt  diese  Erkenntnis  auch  schon  in  dem  von  Carl  Menger 
begründeten  Grundsatz  des  „Ausgleichens"  und  überhaupt  im  Be- 
griff des  Grenznutzens  beschlessen.  - 


1)  Theorie   der  geüeUsohaftlichen  Wirtschaft,    im   „Qrnndriß  der  Sozialökonomie", 
Bd.  1. 
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3.  Die  Zielerreichang  im  besonderen.     Der  Wertbegriff. 

Die  Bestimmung:  Wirtschaft  ist  Mittel  für  Ziele,  sagt  niolit 
DUi"  verneinend,  daß  die  Wirtschaft  nicht  selber  Ziel  sei,  sondern 
auch  aufbauend:  daß  Wirtschaft  ein  Etwas  für  ein  Ziel  ist.  Dies 
bedeutet,  daß  die  einzige  Bedingung,  unter  der  die  Wirtschaft  (bei 
gegebenem  Umkreis  der  Mittel)  steht,  die  Ziele  sind,  daß  damit  die 
Erreichung  von  Zielen  den  Inhalt  der  Wirtschaft  ausmacht!  Da 
nun  Zielerreichung  wirtschaftlich  nichts  anderes  heißt  aJs: 
das  Ziel  haben,  „Nutzen  haben",  „Nutzung",  und  da  das 
Leisten,  funktionieren  für  das  Ziel  nichts  anderes  heißt  wie 
Nutzenstiften  oder  als  Vorstufe  dazu  verhelfen,  so  folgt: 
alle  Wirtschaft  beruht  auf  dem  Nutzen.  Indem  alle 
Wirtschaft  nur  dienend  ist,  indem  sie  stets  Erreichen  eines 
Zieles  in  sich  schließt,  liegt  der  Nutzen  notwendig  in  ihr  be- 
schlossen. Die  Nutzung  ha«  nun  ihr  notwendiges  Widerspiel  im 
Zielentgang  oder  Zielverlust.  Die  Aufwendung  (W^idmung)  eines 
Mittels  schließt  nämlich  notwendig  in  sich:  einerseits  nicht  nur  die 
Erlangung  des  Nutzens,  des  Zieles,  sondern  andererseits  auch  den  Ver- 
lust oder  Entgang  jenes  Nutzens,  den  das  Mittel  in  einer  anderen 
Verwendung  gebracht  hätte.  Dieser  Entgang  heißt  Kosten,  Opfer 
oder  Schaden.  Daher  ist  weder  die  Nutzung  ein  persönliches,  psycho- 
logisch zu  fassendes  Moment,  etwa  „Genuß",  „Lust",  „Befriedi- 
gung" ;  noch  sind  die  Kosten  ein  solches,  etwa  als  „Schmerz",  „Un- 
lust", „Unbefriedigtseiai" ;  vielmehr  sind  beide  rein  verrichtend,  rein 
leistungsmäßig  (funktionell)  zu  fassen.  Obzwar  Ziele  nur  subjektiv, 
z.  B.  als  „Genuß"  oder  „Schmerz",  verwirklicht  werden  können 
(das  ist  die  psychologische,  die  ursächliche  Begleitreihe),  ist  Ziel- 
verwirklichung wirtschaftlich  nichts  Subjektives  (Psychologi- 
sches), sondern  nur  leistend,  ein  objektiv  anzuschauender  Vorgang; 
bei  gegebenem,  bei  geltendem  Ziel  (ob  durch  Lust,  Unlust,  Vernunft 
oder  anderes  geltend,  ist  gleichgültig)  sind  die  Zielerreichungsgrade 
objektiv  Geltungsgrade,  sind  die  Leistungen,  Nutzungen,  der 
Zielabbau  objektive  Zielannäherungen  der  Mittel.  Die  jeweils 
nach  diesen  objektiven  Bestimmungsstücken  der  Gel- 
tung, des  Zielhabens,  Zielabbauens,  d.  i.  Leistens,  fest- 
zustellenden Erscheinungen  sind  es  also,  die  betrach- 
tet werden,  und  nichts  wird  daher  von  der  subjektiven  Seite  her 
gefaßt. 

Nutzen  erscheint  so  als  ein  objektives  Stück  Zielerreichung, 
Kosten  dagegen  als  ein  Stück  jEntgang  an  Zielerreichung,  als 
Zielentgang.  Kosten  sind  negativer  Nutzen.  Sie  sind 
kein  selbständiges  Element  in  der  Wirtschaft;  sondern 
leiten  sich  vom  Nutzen  ab,  sie  sind  dessen  bloß  mögliche, 
gleichsam  noch  schlummernde  Form..  „Negativer  Nutzen"  bedeutet 
dalier :  der  kleinere  Nutzen,  auf  den  verzichtet  wurde,  der  schlum- 
mernde (latente)  Nutzen,  auf  den  man  zurückgreifen  kann. 

„Nutzen"  heißt  ferner  ganz  formell:  Leisten,  Verrichten,  Ziel- 
erreichung überhaupt,  nicht  Ausübung  dieser  oder  jener  Verrichtung, 
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nicht  Erreichung  dieses  oder  jenes  bestimmten  Zieles.  Nutzen  ist 
daher  kein  Begriff  von  bestimmten  Leistungen  der  Mittel,  sondern 
ein  formeller  Begriff  und  damit  notwendig  ein  Größenbegriff  aller 
Verrichtung  oder  Leistung.  Genau  entsprechend  sind  j,Kosten"  der 
allgemeine  Größenbegriff  des  möglichen  Nutzens,  des  schlummernden 
Leistungsverlustes  (Verlustes  von  Zielerreichung).  Nutzen  ist  der 
positive  Leistungsgrößenbegriff,  Kosten  ist  der  negative  Leistungs- 
größenbegriff.  Nutzen  und  Kosten  sind  daher  die  Größenkategorien 
des  wirtschaftlichen  Wertes  und  damit  die  Grundbegriffe  der  Lei- 
stungsgrößenlehre oder  Werttheorie. 

4.  Auseinandersetzung  mit  der  Arbeitstheorie. 

Die  leistungsmäßige  Auffassung  der  Wirtschaft  vermag  aul 
sicherer  Grundlage  den  alten  Streit  zu  entscheiden  zwischen  jener 
Ansicht,  die  das  Wesen  der  Wirtschaft  in  der  Arbeit  erblickt, 
(Smith,  Ricardo,  ßodbertus,  Marx)  und  folgerichtig  den  Wert  in 
objektiv  meßbare  Kosten,  in  Arbeitsmengen,  auflöst,  und  der  andern 
Ansicht,  die  es  im  Nutzen  erblickt  (Grenznutzentheorie).  Welche 
Rolle  Arbeit  und  Nutzen  in  der  Wirtschaft  spielen,  ist  nach  dem 
Bisherigen  klar:  Die  Arbeit  ist  keine  Größenkategorie  der  Leistun- 
gen wie  der  Nutzen,  sondern  eine  Form  des  Leistens;  Arbeitskraft, 
ein  Träger  von  Leistung-en,  ein  verrichtendes  Element  ähnlich 
wie  die  Sachgüter.  Der  Begriff  der  Arbeit  ist  daher  nicht 
in  demselben  Sinne  ein  „Grundbegriff"  wie  der  des  Nutzens !  Dieser 
ist  Leisten  selbst  und  damit  notwendig  auch  Leistungs  g  r  ö  ß  e ;  jene 
ist  nur  eine  besondere  Form  des  Leistens  und,  als  Arbeitskraft  ge- 
dacht, Leistungs  trag  er.  Die  Arbeit  (sowie  ihre  Hilfsmittel,  die 
Güter)  muß  erst  in  Gestalt  ihrer  Leistungen  in  Nutzen- 
und  Kostenelemente  verwandelt  werden,  um  in  das  lei- 
stende Größen-System  der  Wirtschaft  eingehen  zu 
können;  erst  als  Nutzen-  und  Kostenmoraent  kann  die  Arbeit  eine 
Wirtschaftsgröße,  ein  Wert  werden. 

Diese  Einsicht  zeigt,  daß  die  Arbeitstheorie  falsch  ist.  Arbeit 
ist  wohl  die  echte,  'die  aktive  Elementarerscheinung  der  Wirtschaft, 
Arbeitskraft  der  primäre  Träger  aller  Leistungen  (wie  wir  später 
sehen  werden).  Aber  sie  wird  zu  „Wirtschaft"  als  System  von 
leistenden  Größen  erst  kraft  der  Nutzen -Größen,  die  ihre  Leistungen 
erlangen.  Als  „Abwägen"  des  Ranges  der  Mittel  für  Ziele  kann 
Wirtschaft  nur  in  Form  eines  Systems  leistender  Größen  aufgebaut 
werden,  die  positiv  Nutzen,  negativ  Kosten  in  sich  schließen. 

In  solcher  abwägender  Größenbestimmung  also,  nicht  in  der 
Arbeitsmenge  liegt  der  Ausgangspunkt  der  Werttheorie  wie  der 
praktischen  Wirtschaft  selbst  beschlossen. 

Nun  besteht  allerdings  die  Eigentümlichkeit,  daß  „Arbeit"  stets 
als  Arbeitsfreude  oder  Arbeitsleid  verwirklicht  wird.  Das  Wesen 
der  Wirtschaft  kann  aber  ebensowenig  im  Arbeitsleid,  in  der  Mühe 
des  Arbeitsaufwandes  liegen,  wie  eine  psychologisierende  Wehdung 
der  Arbeitskostentheorie  (Marshall,  Clark  und  andere)  will.  Schwie- 
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rigkeiten  böte  dann  schon  alle  mit  Arbeitsfreude  und  froiieim 
Sohaifensdrang  erfüllte  Wirtschaft,  die  eigentlich  keine  Wirt- 
schaft wäre,  weil  das  Arbeitsleid  fehlt!  Diese  Ansicht  beruht  ein- 
fach auf  der  üblichen  Verwechslung  psychologischer  und  wirtschaft- 
licher (leistungsmäßiger)  Betrachtung.  Das  Leisten,  die  Nutzen- 
stiftung der  aufgewandten  Arbeit  ist  allein  wesentlich;  (das  Moment 
des  Leides  oder  der  Freude  kommt  einfach  zu  dieser  Nutzenstiftung 
als  negative  oder  positive  Größe  hinzu).  Dann  ist  die  Aufwendung 
von  Arbeit  ebenso  die  Hingabe  eines  diensthaften  Mittels,  das  mit 
seiner  Aufwendung  andern  Zielen  entzogen  wird,  wie  die  Hingabe 
eines  Sachgutes.  Nicht  Freude  und  Leid  sind  also  wirtschaftlich: 
wesentlich,  sondern  das  Verhältnis  des  Mittels  zum  Ziel  beim 
Arbeitsaufwand,  die  Größe  des  erreichten  Zieles.  Freude  und  Leid 
sind  so  nur  die  seelisclien  Begleiterscheinungen  des  Wirtschaf - 
tens,  aber  selbst  nichts  Wirtschaftliches.  Wie  alles  Psycho- 
logische können  aber  Arbeitsfreude  und  -leid  die  Be- 
deutung erlangen,  Ziele  des  Wirtschaftens  zu  werden 
und  andere  Ziele  zu  beeinflussen.  Und  damit  vermögen 
sie  Bedingungen  (Ziele)  der  Wirtschaft,  niemals  aber  ihre  Be- 
standteile zu  werden ;  in  das  leistende  System  derselben,  das  nur  aus 
Mitteln  gebildet  wird,  vermögen  sie  niemals  einzugehen. 

Zusammenfassend  ergibt  sich  die  Arbeit  als  ein  solcher  sonder- 
gestellter  Leistungsträger,  mit  dessen  Betätigung  zugleich  positive 
oder  negative  Ziele  der  Wirtschaft  verwirklicht  werden.  Die  Wirt- 
schaft selbst  aber  beruht  nur  auf  Zielerreichung,  nicht  auf  Kosten 
oder  Arbeit;  Zielentgang  und  Arbeitsleid  sind  nur  der  Schatten  der 
WirtsdiajfiL 

6.  Der  Qrenznutzen. 

Der  Streit  zwischen  Nutzien-  und  Arbeitslehre  ist  bei  der 
leistungsmäßigen  Betrachtung  der  Wirtschaft  leicht  zu  schlichten, 
weil  die  Wesenheit  der  Wirtschaft  als  Zielerreichung  und  nicht  als 
Leistungsträger  dabei  klar  ist.  Anders  liegt  es  bei  der  Betrachtung 
der  Leustungsgröße.  Von  der  Wertlehre  a,us  konnte  jener  Streit 
nicht  eher  geschlichtet  werden,  bis  jene  Nutzengröße  gefunden  war, 
die  wirklich  bei  allem  „Abwägen"  und  „Vergleichen"  der  Mittel 
maßgebend,  die  mit  einem  Worte  die  Eechengröße  in  der  Wirt- 
schaft ist.  Diese  ist  der  jeweils  kleinste  Nutzen,  den  eine  Leistung 
darstellt,  ein  Gut  stiftet,  der  Grenznutzen  (der  unten  noch  einige  Er- 
läuterung finden  wird).  Oder  noch  allgemeiner :  das  Gesetz  des  Ab- 
wägen.^  und  Vergleichens  in  der  Wirtschaft  besteht  irii  Rechnen  mit 
den  jeweiligen  Grenzgrößen :  dem  Grenznutzen,  Grenzzuwachs, 
Grenzertrag,  Grenzkäufer,  Grenzverkäufer,  Grenzunternehmer  und 
anderen  Grenzelementen  oder  Grenzkomplexen-(Gesamtheiten).  Man 
kann  dies  das  Grenzrechengesetz  in  der  Wirtschaft  nennen  und 
darf  dann  sagen:  es  ist  das  Grenzrechengesetz,  welches 
die  W  irtschaf  tsrechnung  beherrscht. 
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Bevor  der  Begriff  des  Grenznutzens  und  damit  der  Grundbegriff 
der  Wirtschaftsrechnung  gefunden  war,  war  immer  der  alte  Smith- 
sche  Einwand  wirksam,  daß  die  nützlichsten  Dinge,  wie  Brot,  wohl- 
feil, die  tibexflüssigsten,  wie  Diamanten,  äußerst  kostbar  seien,  daß 
daher  die  Werte  sich  nicht  vom  Nutzen  herleiten  könnten.  Da- 
gegen schien  viel  handgreiflicher  in  der  Arbeit  ein  objektives  Maß 
gegeben,  dessen  sich  das  Werten  und  Abwägen  der  wirtschaftlichen 
Mittel  bediene.  Allerdings  ist  diese  Erklärung  schon  deswegen  unzu- 
länglich, weil  das  Maß  der  aufzuwendenden  Arbeit  doch  selbst  irgend- 
einen Beweggrund  finden  muß.  Nach  welchem  inneren  Gesetze 
sollen  die  Arbeitsaufwände  sich  größenmäßig  aufbauen,  wenn  es 
nicht  der  Nutzen  wäre?  Worin  sollen  sie  ihre  Rechtfertigung 
finden,  wenn  nicht  im  Nutzen?  Im  Ziele,  im  Nutzen  ist  der 
Nagel  gefunden,  an  dem  die  ganze  Wirtschaft  befestigt 
ist.  Nui"  der  Nutzen,  nur  ein  Zweck,  der  in  sich  selbst  ruht  (nämlich 
in  der  Geltung  des  Ziels,  das  in  ihm  erreicht  wird!),  kann  die 
Arbeit  rechtfertigen,  kann  ihrem  Aufwände  ebenso  wie  dem  Auf- 
wände anderer  Mittel  das  innere  Gesetz  geben. 

Der  Begriff  des  Grenznutzens  und  noch  mehr  der  allgemeinere 
des  Grenzrechengesetzes  hat  ferner  von  der  naheliegenden,  aber  ver- 
wirrenden Verwechslung  zwischen  Nutzen  und  Wert  befreit.  Wert 
und  Nutzen  können  zwar  zusammenfallen,  aber  allgemein  gilt  nur, 
daß  sich  der  Wert  vom  Nutzen  ableitet.  Das  Verhältnis  von  Nutzen 
und  Wert  ist  das  von  Leistung  und  Rechnung  mit  der  Leistung 
(Abwägen)  in  der  Wirtschaft.  Nutzen  ist  die  Leistungsgröße,  Wert 
ist  die  Reohengröße. 

Um  das  Vorstehende  auch  für  den  in  der  Grenznutzenlehre  weniger  bewan- 
derten Leser  verständlich  zu  machen,  sei  noch  folgendes  hinzugefügt.  Zunächst 
fragt  es  sich:  welches  das  Gesetz  der  Größe nbildung  der  Leistungen 
sei,  das  den  Widerspruch  zwischen  Brot-  und  Diamantenpreis  zu  erklären  rer- 
möchte?  Das  Grundgesetz  der  Lcistungsgrößenbildung,  das  unmittelbar  zu  dem 
Begriff  des  Grenznutzens  führt  —  ist  das  von  v.  Wieser  so  genannte  Gossensche 
Gr^tz.  Es  besagt,  daß  die  erste  Mengeneinheit  eines  Vorrates  einen  wichtigeren 
Teil  des  Zieles  zu  erreichen  hilft  als  die  zwleite,  die  zweite  einen  wichtigeren 
als  'die  dritte,  bis  der  Punkt  der  ZLelerreichung  (Sättigung)  gewonnen  ist.  Das 
erste  Glas  Wasser  rettet  das  Leben,  das  zweite  stillt  den  quälenden  Durst,  das 
dritte  leistet  eine  angenehme  Beruhigung:  jedes  Glas  Wasser  hat  eine  andere 
Größe  der  Leistung  aufzuweisen,  eine  andere  Gfeltung  als  Mittel  (Vorzweck). 
Dieses  Gesetz  ist,  wie  ersichtlich,  nicht,  wofür  es  fälschlich  gehalten  wird,  ein 
psychologisches  „Gesetz  der  Bedürfnissättigung",  oder  (ler  „Abnahme  der 
Intensität  unserer  Bedürfnisse  bei  fortgesetzter  Befriedigung"  (das  mag  es  für 
die  psychologische  Bedürfnisbetrachtung  sein);  sondern  für  die  wirtsch^ft- 
fiche  Betrachtung  in  Wahrheit  ein  Gesetz  der  Zielerreichung,  der 
Gültigkeit  der  Mittel  (als  Vorzwecke).  In  ihm  ist  die  verschiedene  Anteil- 
nahme der  Mengeneinheiten  an  der  Erreichung  der  Ziele,  die  Terschiedene 
Gültigkeit  oder  Leistungsgröße  der  einzelnen  Güter  aus  dem  gleichen  Vorrate 
das  wirtschaftlich  Wesentliche;  welche  „Geifühle"  der  Befriedigung,  welche  Eigen- 
schaften der  „Bedürfnisse"  dabei  vorkommen,  hat  lediglich  ein  psychologisches 
Interesse.  Die  grundlegende  Folgerung,  die  sich  daraus  ergibt,  haben  wir  bereits 
als  Grenzrechengesetz  kennen  gelernt:  daß  nicht  die  Leistungsgröße  des  ersten, 
sondern  des  letzten  aufgewandten  Teilgutes  maßgebend  ist  für  das  „Abwägen" 
der  Leistungen  jedes  Teilgutes  aus  einem  Vorrate.  Hierfür  ist  der  Grund  der: 
daß  im  Falle  der  Hingabe  des  Gutes  stets  nur  auf  den  letzten  Nutzen  verzichtet 
Jahrb.  f.  NationalSk.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  66).  37 
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wird.  Dieser  letzte  Nutzen  heißt,  wie  schon  erwähnt,  nach  Wieserg  treffender 
Bezeichnung  „Grenznutzen".  Der  Grenznutzen  ist  die  Grenzleistungsgröße,  d,  h. 
die  kleinste  Größe  jener  Leistungen,  die  ein  Stück  aus  dem  Vorrate  stiftet; 
und  das  Wertgesetz:  „die  Güter  werden  nach  dem  Grenznutzen  geschätzt" 
besagt,  daß  die  Größeneinheit,  nach  welcher  die  Güterrechnung  erfolet  (nach 
welcher  geschätzt  wird),  jene  der  jeweils  kleinsten  Leistung,  der  jeweils  kleinsten 
Intensität,  die  Grenzfunktion,  Grenzleistung  ist.  So  zeigt  sich  deutlich,  daß 
der  Grenznutzen  fern  von  jeder  psychologischen  oder  „subjektiven"  Be- 
eiehung  einfach  das  Elementarmaß  der  Leistungen  ist,  indem  er  maßgebend  wird 
für  die  rechenmäßige  Abwägung,  Vergleichung  und  Schätzung  der  wirtschaft- 
lichen Mittel.  Das  Grenznutzengesetz  zeigt,  wie  sich  die  Lei- 
stungsgrößen im  wirtschaftlichen  Handeln  durchsetzen:  Nicht 
alle  Leistungs großen  spielen  die  gleiche  Eolle;  nur  die  kleinste 
ist  Grundlage  der  Wertrechnungl  Daß  heute  die  Erkenntnis  der 
Grenzrechnung  noch  nicht  vollendet  ist,  daß  jene  Begriffe  und  Gesetze,  die 
Menger,  v.  Wieser  und  Böhm-Bawerk  (die  wichtigsten  Vertreter  dieser  Theorie), 
und  ferner  jene,  die  Walras,  Marshall,  Wicksell,  Clark,  Schumpeter  und  andere 
vortragen,  noch  nicht  ausreichen;  daß  namentlich  die  Theorie  der  Zurechnung 
als  der  Eckpfeiler  aller  Werttheorie  noch  gründlicher  Vertiefung  bedarf,  muß 
hier  anerkannt  weirden.  Nichtsdestoweniger  steht  fest,  daß  von  alt(»rs  her  alle 
richtigen  Einzellösungen  von  Wert-  und  Preisfragen,  so  bei  Ricardo,  Thünen, 
Adam  Müller,  sich  stets  im  Fahrwasser  der  Grenzrechnung  bewegten. 

Schon  das  Goesensche  Gesetz  der  Zielerreichung  enthält  die  Beziehung  von 
Vorratgröße  (in  der  das  Moment  der  Seltenheit  des  Gutes  beschlossen  liegt) 
und  der  Nutzengrößen,  die  stufenweise  gebildet  werden.  Der  Begriff  des 
Grenznutzens  als  Größenmaß  enthält  so  bereits  eine  Synthese 
von  Nutzen  und  Vorrat  (anders  ausgedrückt:  von  Nutzen  und  Seltenheit), 
weil  er  jene  Nutzgröße  darstellt,  welche  (als  die  kleinste)  von  der 
Größe  des  Vorrates  abhängt.  Mit  dieser  Synthesis  ist  der  Grenznutzen 
ferner:  die  Umformung  des  Mengenelementes  in  das  Geltungs- 
element. Die  „Menge"  der  Güter  (Vorräte),  die  ein  technischer  Begriff  ist 
und  nur  die  Unterlage  der  Wirtschaft  betrifft,  wird  übergeführt  in  den  „Gel- 
tungsgrad" und  zwar  jenen  Geltungsgrad,  der  für  die  Wirtschaftsrechnung,  die 
Rangordnung  der  Mittel  maßgebend  ist:  die  Grenzgeltung,  den  Grenznutzen. 

Wenn  ich  im  vorstehenden  Nutzen  und  entgangenen  Nutzen  (Kosten)  als 
die  Größenkategorien  aller  Wirtschaft  bestimme,  sage  ich  damit  eigentlich  nichts 
Neues,  sondern  wiederhole  nur  jene  Begriffsbestimmung,  mit  welcher  die  Grenz- 
nutzentheorie von  Anfang  ^n  gearbeitet  hat,  während  Lief  mann  in  seinen  vielen 
Aufsätzen  und  neuerdings  in  den  „Grundsätzen  der  Volkswirtschaftslehre"  (Stutt- 

fart  1917)  diese  Eeljation  (Kosten  zu  Nutzen)  als  grundlegend  neue  glaubt  ver- 
ündeu  zu  können,  ohne  übrigens  den  leistungsmäßigen  Aufbau  und  Charakter 
der  Wirtschaft  (die  er  fälschlich  „psychisch"  nennt)  zu  durchschauen.  Wenn 
für  Liefmann  Kosten  schlummernder,  negativer,  entgangener 
Nutzen  wären,  so  stünde  er  ohnehin  auf  dem  Boden  der  Grenz- 
nutzentheorie und  hätte  also  Amerika  neu  entdeckt;  faßt  er  aber  Kosten 
als  etwßs  spezifisches  Eigenes,  so  ist  der  „Vergleich"  der  Kosten 
mit  dem  Nutzen,  in  welchem  L.  den  Drehpunkt  seiner  Theorie  erblickt,  über- 
haupt unmöglich,  ja  sinnwidrig;  denn  nur  gleichartige  Dinge  lassen  sich  ver- 
gleichen. Ferner  kann  weder  in  jener  noch  in  dieser  Ansicht,  wie  Liefmann  will, 
etwas  „Psychisches"  liegen.  Denn  keineswegs  kommt  es  fiuf  die  subjektiven  Gefühle 
an,  die  dem  erreichten  Nutzen  und  de*  entgangenen  Nutzen  (Kosten)  psycho- 
logisch entsprechen;  vielmehr  allein  auf  das  Maß  der  Zielerreichung,  welches  ein 
Nutzen  in  sich  schließt,  d.  h.  auf  den  Dienst,  der  für  die  Zielerreichung  geschah, 
und  auf  das  Maß  des  Zielentganges,  den  ,er  in  sich  schließt.  Das  Räderwerfc 
der  Mittel  und  ihrer  Dienste  für  die  Zwecke  —  das  allein  ist  der  wirtschaft- 
liche Mechanismus;  die  Ziele  und  die  in  ihnen  liegenden  Gefühle,  Empfin- 
dungen, geistigen  Werte  dagegen  sind  eine  W«lt  für  sich;  sie  sind  wohl  dje 
Bedingungen,  damit  sogar  die  Hervorbringer  der  Wirtschaft,  niemals  aber  sie 
selber. 
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IL  Abschnitt. 

Die  elementare  Leistungslehre  oder  die  Lehre  von 
den  allgemeinen    leistongsmäßigen  Grundbegriffen. 

§  7.    Das  System  der  leistungsmäßigeii  Kategiorlen   oder  der 
allgemeinen  leistungsmäßigen  Grundbegriffe. 

Die  bisherige  Grundbegriffslehre  war  mehr  ein  gelegentliches 
Auflesen  grundsätzlich  wichtiger  Tatsachen  als  eine  strenge  Ent- 
wicklung aus  dem  Begriff  der  Wirtschaft  heraus.  Eine  solche  soll 
nun  versucht  werden. 

Da  die  Wirtsohaft  ein  Gebäude  von  Leistungen  für  Ziele  ist,  so 
müssen  ihre  ersten  begrifflichen  Momente  oder  Kategorien  solche 
sein,  die  sich  beim  Leisten,  Dienstmachen,  Funktionieren  der  Mittel 
ergeben,  mit  andern  Worten :  die  Grundbegriffe  haben  ihren  Boden 
erst  an  den  Eigenschaften  der  Leistung,  des  Dienstes;  sie  sind  daJier 
durchaus  diensthafte,  leistungsmäßige  Begriffe. 

Wir  unterschieden  bisher:  Leistung  und  Leistunggröße.  Die 
Leistung  als  solche  selbst  ist  keine  Kategorie,  sondern  bezeichnet 
das  Wesen  der  Wirtschaft  selber,  also  eben  das,  dessen  Eegriffs- 
momente,  Grundgestaltungen  oder  Kategorien  bestimmt  werden 
sollen.  Dagegen  steht  hinter  der  Leistung  ein  Mittel  als  Leistungs- 
träger, der  notwendig  das  letzte  Grenzelement  der  Wirtschaft  ist. 
Neben  Leistungsträger  und  Leistungsgröße  werden  sich  der  zerglie- 
dernden Untersuchung  noch  die  Leistungsarten,  die  Leistungs- 
abfolgen, die  Modifikation  oder  Abänderung  der  Leistungen  und  die 
allgemeine  Bewährung  des  Leistens  ergeben.  Demgemäß  unter- 
scheiden wir  als  die  Kategorien  des  leistungsartigen  Aufbaues  der 
Wirtschaft;  1.  Leistungsträger,  2.  Leistungsgröße,  3.  Leistungsarten^ 
4.  Leistungsabfolge,  5.  Leistungsbeeinflussung  und  6.  die  gesamte 
Bewährung  oder  die  allgemeine  Erfolgskategorie  der  Wirtschaft. 

§  8.    Die  Leistnngsträger  oder  leistenden  Elemente. 

1.  Die  Oliederung  der  Mittel. 

Der  Begriff  des  Mittels  ist  nur  gegeben  durch  dessen  Artung  als 
Vorzweck,  durch  die  Tatsache  seiner  Leistung  für  das  Ziel,  die 
leistende  Anteilnahme  am  Ziel;  denn  nur  im  Maße  dieser  Anteil- 
naJime  ist  ein  Mittel  „Vorzweok".  Dies  bedeutet:  der  Begriff  des 
Mittels  ist  gegeben  nach  Maßgabe  seines  Leistens. 

Nicht  alle  Mittel  sind  nun  von  gleichem  Gepräge,  gleicher 
Art  in  ihrem  Leisten.  Wie  unterscheiden  sie  sich  hierin?  In  der 
Antwort  auf  diese  Frage,  in  der  Zergliederung  dieser  Unterschiede, 
liegt  der  Weg  vom  abstrakten  Begriff  der  Wirtschaft  als  einem 
Gebäude  von  Mitteln  schlechthin  zu  ihrem  lebendigen,  leibhaftigen 
Dasein  beschlossen,  das  sich  in  vielfachen  Abstufungen  der  Mittel 
und  in  deren  verschiedenen  Fähigkeiten  zu  Leistungen  aufbaut  und 
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von  diesem  Boden  aus  wieder  zu  den  Grundg^estaltungen  der  Lei- 
stungen selbst  fortschreitet  und  so  die  formelle  wie  sachliche 
Systematik  der  Wirtschaft  schafft  und  bildet. 

Es  sind  zwei  grundverschiedene  Mittel  zu  trennen,  die  sich, 
welche  "konkrete  Leistung  sie  auch  verrichten,  immer  im  Ge- 
präge, in  der  Artung  dieses  Verri'chtens  unterscheiden :  führend© 
oder  aktive  Mittel  und  geführte  oder  passive  Mittel.  Aktives  Mittel 
nennen  wir  ein  solches,  das  in  seinem  Leisten  von  führender  Art  ist, 
indem  sie  nämlich  Mitleistungen  veranlassend  in  sich  schließt; 
psissiv  dasjenige,  daß  di'ese  „Mitleistung"  vollbringt,  also  geführt 
wird.  Aktives  Mittel  kaan  nur  die  menschliche  Handlung  (Arbeit) 
sein,  passive  Mittel  sind  zunächst  alle  stofflichen  Dinge  und  Werk- 
zeuge. Das  passive  Mittel  heißt  _.,Gut".  Ob  nicht  auch  die  mensch- 
liche Handlung  passiv  werden  kann,  das  ist  die  Frage,  deren  Beant- 
wortung den  ganzen  Streit  um  den  Gutbegriff  entscheidet.  Wir 
werden  diesen  später  noch  eingehend  behandeln,  hier  darf  vorweg- 
genommen werden,  daß  auch  aktive  Mittel  sich  passiv  benehmen 
können,  daß  auch  die  menschliche  Handlung  gewissermaßen  ver- 
sachlicht werden  kann. 

Aktives  und  passives  Mittel  üben  ihre  Leistungen  in  verschie- 
dener Weise  aus :  die  Handlung  kraft  ihrer  Aktivität  als  führendes, 
aufbauendes,  schöpferisches,  nützendes,  herrschendes  Mittel;  das 
Gut  kraft  seiner  Duldsamkeit  als  geführtes,  abhängiges,  genütztes, 
dem  herrschenden  dienendes  und  d.  i.  eben  „passives"  Mittel  oder 
Hilfsmittel. 

Die  Unterscheidung  führender  und  geführter  Mittel  bedeutet 
keine  Verstofflicihung  und  keine  Technologie  des  Mittelbegriffes, 
sondern  eine  Einteilung  der  Mittel  nach  der  Art  der  Leistungen, 
die  sie  vollbringen.  Beide  Arten  von  Mitteln  sind  als  „Jjeistungs- 
träger"  die  letzten  „Elemente"  des  dienenden  Systems,  das  die  Wirt- 
schaft enthält,  sie  sind  jene  „leistenden  Elemente",  auf  die  alle 
anderen  (komplexen)  Mittel  zurückzuführen  sind.  Sie  sind  es  aber 
nur  als  die  letzten  „Träger"  aller  Leistungen,  als  „elementare  Lei- 
stungsträger" oder,  wie  man  plastischer  sagen  darf,  sie  sind  die 
„Bausteine"  der  Wirtschaft.  , 

Der  Begriff  des  Leistungs-„Trägers"  wäre  (gleich  dem  des 
Mittels)  ein  technischer  Begriff,  wenn  man  die  Stofflichkeit  oder 
Seelischheit  (des  Trägers)  ins  Auge  faßte.  Dies  wäre  aber  nicht 
mehr  wirtschaftlich,  sondern  schon  technisch-psychologisch  gedacht. 
In  Wahrheit  kommt  es  nur  auf  das  aktive  (veranlassende)  und 
passive  (mitwirkende)  Gepräge  des  Leistens  an,  das  als  Element 
am  Anfang  der  Wirtschaft  steht.  „Träger"  bedeutet  daher  nur  die 
Zusajnmenfassung,  den  Inbegriff  dieses  Leistens.  Verstofflioht, 
hypcstasiert  gedacht,  könnte  er  lediglich  ein  Grenz- 
begriff des  wirtschaftlichen  Denkens  sein,  der  von  der 
ursächlich-technischen  Seite  oder  Grundlage  des  Mittels  herkommt. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmung  des  Mittels  aJs  „Leistungsträ- 
ger", „Elemente"  oder  „Bausteine"  hat  sidi  die  Theorie  der  Arbeit  wie 
des  Gutes  aufzubauen.  Für  das  Gut  soll  dies  später  versucht  werden. 
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Hier  genügt  es,  jedes  passive  Element,  und  habe  es  wsiche  sto£f- 
liche  Beschaffenheit  immer,  als  Gut  gegenüber  jedem  aktiven  Ele- 
mente festzuhalten. 

2.  Leisteodes  Element  oder  ,^rodaktionsfaktoi". 

Da  Wirtschaften  nur  durch  Leisten  verwirklicht  wird,  so  sind 
die  leistenden  Elemente,  Handlung  und  Gut,  zugleich  das,  was  man 
in  der  heutigen  'Grundbegriffslehre  „Produktionsfaktoren"  nennt. 
Denn  Produktionsfaktoren  sind  ihrerseits  nichts  anderes  als  die 
letzten  Elemente  oder  Träger,  auf  die  alles  Wirtschaften  zurückgeht, 
die  letzten  „Erzeugungsmittel"  aller  Wirtschaft.  Ich  sage  „zu- 
gleich", denn  im  Begriffe  „Leistungselemente"  liegt  nicht  nur,  daß 
sie  die  letzten  Mittel  („Faktoren")  sind,  sondern  auch  daß  sie  nur 
als  Teile  eines  leistenden  Systems  wirksam  werden,  nur  in  diesex 
verrichtsamen  Eigenschaft  zu  „Faktoren"  werden. 

Die  übliclie  Auffassung,  daß  Natur,  Arbeit  und  Kapital  die  Produktionsfalc- 
toren  seien,  igt  abzulehnen.  Die  tatsächlichen,  in  beetinunten  Zeitpunkten  jeweils 
wirksamen  (aktuellen) Letzten  können  stets  nur  daa  Handeln  (die  Arbeit)  und 
die  Güter  (die  passiven  Elemente  samt  dem  Boden)  sein.  Der  Ausdruck  „Ka- 
pital" ist  dabei  am  besten  zu  vermeiden,  denn  er  müßte  hier  so  gefaßt  werden^ 
daß  darunter  nicht  nur  produktives  Kapital,  sondern  jedes  fertige  Gut  ver-i 
standen  wird,  also  außer  den  Werkzeugen  auch  Rohstoffe,  die  au?  dem  We^ 
zum  Qebrauchsgute  sind,  und  schließlich  die  Gebrauchsgüter  selber,  sofern  sie 
noch  leistende  Bestandteile  wirtschaftlicher  Vorgänge  bilden.  Natur  dagegen 
ist  kein  eigener  Produktionsfaktor;  vielmehr  ist  „Natur"  so- 
wohl in  ArDeit  wie  in  Gut  jederzeit  wirksam.  Handlung  und 
Gut  sind  nur  Formen  der  Natur  —  nämlich  sofern  die  technisdie  Grund- 
lage der  Wirtschaft  ins  Auge  gefaßt  wird;  außerdem  aber  steht  die  Natur  noch, 
gewissermaßen  latent,  hinter  beiden.  In  der  Arbeit  ist  „Natur"  wirksam  ala 
entwickelte  „Begabun g",  als  gebildete  „Fähigkeit"  und  überhaupt  als  die 
Natur  des  Psychischen  und  Psychophysischen ;  in  den  Gütern  (im  Kapital)  als  phy- 
sikalisch-chemische und  physiolopschfi  Natur.  Man  kann  diese  Natur  gestaltete, 
gebundene  Natur  nennen  und  in  ihrer  Eigenschaft  als  leistendes  Element  den  ge- 
bundenen  Produktionsfaktor;  die  noch  ungenützte  übrige  Natur  kann 
man  als  schlummernden  Produktionsfaktor  bezeichnen,  indem  sie 
n£mlich  als  „Begabung"  der  Inbegriff  der  in  Zukunft  noch  möglichen  Ent- 
faltung der  Arbeitskrait  (des  Handelns)  ist;  als  Boden,  Klima,  geographische 
Lage  UBW.  der  Inbegriff  der  später  noch  möglichen  Indienststellung  von  Natur- 
krfiften  in  Güterform  (Kapitalform). 

Wie  leicht  ersichtlich  Ist,  deckt  sich  die  gebundene  Natur  mit  Arbeit 
und  Gut;  „Erdbeben"  z.  B.  ist  ein  wirtschaftliches  Ereignis  nur  dann,  wenn 
,3Iitter'  davon  betroffen  werden,  „Hervorsprudeln  neuer  Quellen"  nur,  wenn 
diese  „Mittel",  etwa  Heilquellen  sind.  Ein  „Bergsturz"  dagegen  in  einem 
nicht  bewirtschafteten  Gebiet  berührt  keine  „Mittel",  ist  ein  bloß  geographisches 
Ereignis.  Für  die  Wirtschaft  noch  „schlummernde  Natur"  ist  eben  kein  wirk- 
samer Bestandteil  der  Wirtschaft.  Die  „Natur"  als  Produktionsfaktor  zu  be- 
zeichnen, ergäbe  daher  eine  unklare,  nicht  entsprechende  Einteilung.  In  Arbeit 
und  Gut  muß  die  darin  enthaltene  Natur  als  inbegriffen  gedacht  werden;  noch 
nicht  entwickelte  „Begabung"  und  noch  nicht  in  Gflterschätzen  gemünzte 
,,Naturkräfte"  können  dagegen  nur  als  noch  schlummernde  (latente)  I^iatungs- 
elemente  (Produktionsfaktoren  t  angesehen  nnd  klassifiziert  werden.  Es  ist  daher 
richtiger,  nur  die  tatsächlich  leistenden  Elemente,  Handlung  und  Gut,  als  solche 
oder  „Produktionsfaktoren"  zu  bestimmen  nnd  als  latente  Elemente  oder  "Fak- 
toren die  noch  nicht  genützte  körperliche  Natur  nnd  geistige  Natur  (Begabung) 
zu  unterscheiden. 


582  Othmar  Spann, 

3.  Die  Handlung  als  die  wirtschaftliche  Elementarerscheinnng. 

Wenn  Handlung  und  Gut  sich  als  aktive  und  passive,  führende 
und  abhängige  Elemente  grundsätzlich  unterscheiden  so  nehmen  auch 
beide  nicht  dieselbe  Stufe  in  dem  leistenden  System  der  Mittel  ein, 
das  die  Wirtschaft  ausmacht.  Die  erste  Stufe  kommt  dem  aktiven 
Element  zu.  Nur  das  aktive  Mittel,  die  menschliche 
Handlung  kann  als  die  eigentliche  Elementarerschei- 
nung der  Wirtschaft  betrachtet  werden,  denn  sie  allein 
wird  nicht  von  höheren  Leistungen  mitgeschleppt,  sondern  ist  aus 
Eigenem  „Leistung"  und  führt  umgekehrt  veranlassend  Leistungen 
in  sich.  Alle  Handlungen  müssen  allerdings,  wie  schon  erwähnt, 
nicht  unbedingt  und  immer  aktiv  bleiben,  sondern  können  in  be- 
stimmten Beziehungen  passiv  werden,  nämlich  gegenüber  einer 
höheren  führenden  Handlung ;  dennoch  ist  es  immer  nur  eine  Hand- 
lung, die  aktiv  sein  kann.  Die  Güter  dagegen,  indem  sie 
schlechthin  passiv,  mitgeführt,  abhängig  sina,  ver- 
mögen nur  Hilf sbestandteile,^  abgeleitete  oder  un- 
eigentliche Elemente  der  Wirtschaft,  Elemente  nie- 
derer Ordnung  abzugeben.  Handlung  und  Gut  sind  zwar 
beide  die  letzten,  einfachen  Leistungsträger,  aber  darum  nicht 
gleichwertig.  Das  eigentliche  Wirtschaften  „Widmen"  auf  Grund 
von  „Abwägen"  kann  sich  nur  in  den  Handlungen  abspielen ;  deren 
Gegenstände  bloß  Mitleistungen,  deren  beziehungsweise  Objekte 
sind  die  Güter. 

Geäellschaftswissenscliaftlich  ist  dieser  Unterschied  noch  wichtiger  als  wirt- 
schaftswissenschaftlich. Denn  Empfindung  und  Gedanken  können  sich  zu  gei- 
stigen Gebilden,  „Gemeinschaften"  (z.  B.  Wissenschaft.  Kunst,  Rehgion)  eu- 
sammenschließen,  Handlun^n  zu  Gebilden  gemeinsamen  Wirkens,  die  ich  als 
„Genossenschaften"  (z.  B.  Vereine  und  Verbände)  bezeichnet  habe.  Die  Güter 
und  Güterkomplexe  hingegen  bilden  für  sich  niemals  etwas  anderes  als  totes 
Material,  totes  Inventar,  schlummernde  Leistungsschätze,  Hilfsmittel  für  das 
Handeln. 

Einen  wichtigen  Unterschied  zwischen  Handlung  und  Gut  haben  wir  schon 
oben  darin  gefunden,  daß  das  unbedingte  Gut  als  passir  notwendig  rdnes 
Mittel,  die  Handlung  oder  Arbeit  aber  oft  zugleich  Selbstzweck  ist. 

§  9.    Die  Kategorien  der  LeistuiigsgrSßen. 

Die  Kategorien  der  Leistungsgrößen  sind  Sache  der  Wert- 
theorie. Hier  ist  es  lediglich  auf  die  Begründung  der  Leistungg- 
lehre  abgesehen.  Nur  als  Bild  dafür,  wie  sich  die  Größenbegriffe 
in  unseren  Gesamtrahmen  eingliedern,  sei  dem  schon  früher  Ent- 
wickelten  noch   der  folgende  kurze   Ueberblick   hinzugefügt. 

Der  Begriff  der  Leistungsgröße  wurde  bereits  oben  entwickelt.  Wir 
fanden  aber,  daß  nicht  jede  einzelne  Leistungs-  oder  Nutzengröße  selbst  maß- 
gebend für  die  Wirtschaftsführung  ist,  sondern  nur  jene,  mit  der  beim  Ab- 
wägen gerechnet  wird,  die  „Rechengröße"  des  Nutzens,  nämlich  der  Grenz- 
nutzen. Die  Rechengröße  des  Nutzens,  die,  wie  wir  oben  sahen,  eine 
Synthesis  zwischen  Nutzen  und  Vorrat  ist  Cweil  der  letzte  Nutzen  mit  der 
Größe  des  Vorrates  sinkt),  heißt  daher  erst  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortee 
„wirtschaftlicher  Wert".  Die  Rechengröße  der  Aufwendungen,  welche  entgan- 
genen Nutzen  darstellen,  heißt  im  gleichen  Sinne  „Kosten".  „Ertrag"  da- 
gegen, der  in  der   Regel   als  dritte   Rechengröße  neben  Nutzen 
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und  Kosten  und  von  Liefraann  sogar  in  die  Mitte  des  Wirt- 
schaftsbegriffes gestellt  wird,  ist  keine  ursprüngliche  Qrößen- 
kategorie,  sondern  erst  ein  Ergebnis  des  Leistens,  im  besonderen  der  erzeu- 
genden Mittel.  Zum  Beweis:  Der  zu  erreichende  Nutzen  (Wert)  muß  mit 
dem  zu  verlierenden  Nutzen  (Kosten)  verglichen  werden.  Die  Spannung 
zwischen  dem  erreichten  Nutzen  und  dem  entgangenen  Nutzen  —  der  „Ertrag 
—  kann  also  keine  ursprüngliche  Größe  sein:  er  ist  ja  eben  vom  erstrebten 
Nutzen  abhängig;  dieser  ist  also  dag  Ursprüngliche,  Primäre!  Daß  das  Ver- 
hältnis der  größten  Spannung  (größter  Ertrag)  aufgesucht  wird,  ist  das  einzige, 
was  aus  dem  Vorhandensein  in  dieser  Spannung  überhaupt  folgt.  Dies  hat 
aber  seinen  Grund  nur  darin,  daß  die  größte  Nutzleistung  dabei  erzielt  wurde; 
und  auch  „geringste  Kosten"  heißt  ja  nur:  daß  in  der  Gesamtheit  der  Ziele 
der  höchste  Nutzen  erreicht  wurde.  „Ertrag"  ist  also  für  sich  nichts;  er  dient 
wieder  nur  der  Erreichung  anderen  Nutzens.  Dies  bewährt  dann  die  Wirtschafts- 
Rechnung.  Wenn  der  Landmann  für  10  gesäte  Körner  100  erntet,  so  sind  90 
der  (rohe)  Ertrag,  also  Frucht  aller  Leistungen.  War  dies  aber  z.  B.  in  einer 
geschlossenen  Wirtschaft  immer  so,  dann  sind  die  Rechengrößen  der  Kosten- 
elemente gleich  den  Rechengrößen  des  Erzeugnisses.  Es  entsteht  also  gar  kein 
JErtrag"  als  Rechengröße,  da  der  Wert  der  erzeugenden  und  der  erzeugten 
Güter  gleicli  sind.  Wenn  dagegen  jene  90  Einheiten  gegenüber  früheren  Auf- 
wänden ein  Mehr  bedeuten  würden,  lägen  in  ihnen  neue  Nutz-  wie  Wertgrößen. 
Erst  beim  wirtschaftlichen  Fortschritte  also  (ferner  beim  Tausch,  wo  Nutzung 
der  Arbeitsfrüchte  und  Erlös  getrennt  sind)  gewinnen  die  Rechengrößen  des  Er- 
zeugnisses als  ,  Ertrag"  eine  eigene  Bedeutung. 

,  Innig  verbunden  mit  Nutzen  und  Wert  des  einzelnen  leistenden  Elementes 
ist  die  Frage  von  Nutzen  und  Wert  zusammengehöriger  Gruppen  derselben. 
Auch  hier  decken  sich  Nutzengesamtheit  und  Wertgesamtneit  nicht,  sondern  ver- 
halten sich  wie  Nutzen-  und  Rechengröße.  Vom  Gesamtwert,  wie  schließlich 
auch  von  jeder  einzelnen  Arbeitsfrucht  aus  ergibt  sich  die  große  Frage  der 
„Zurechnung".  Durch  sie  sollen  die  einzelnen  an  der  Endleistung  beteiligt  ge- 
wesenen Teilleistungen  nach  ihren  Rechengrößen  ermittelt  werden,  es  sollen 
also  die  einzelnen  Leistungsgrößen  als  „Teilgrößen",  gewissermaßen  als  „Or- 
gane" im  Gesamtsystem  der  Größen  festgestellt  werden.  Die  Zurechnung  wird 
so  zum  Drehpunkt  der  ganzen  Wertlehre;  von  ihr  aus  wird  der  Aufbau  der 
Wert*  nach  aufwärts  (zu  den  Gesamtwerten  und  deren  Zusammenhang)  wie 
nach  abwärts  (zum  Teilgut  und  Produktivgut)  verfolgt  und  konstruiert  und 
damit  die  Werttheorie  erst  lückenlos  begründet.  Wer,  wie  J.  St.  Mill*),  Knies'), 
Komorzinsky '),  Cassel  *)  und  andere  die  Zurechnung  ablehnt,  wird  nicht  in 
der  Lage  sein,  eine  auf  dem  Nutzen  (den  Leistungsgrößen)  aufgebaute  Wert- 
theorie zu  schaffen. 

Zur  Größenrechnung  der  Wirtschaft  für  sich  kommt  die  Größenrechnung 
der  Wirtschaften  untereinander,  die  im  Tausch  vor  sich  geht.  Der  Wert  wira 
zum  Preis  —  eine  Rechengröße,  die  1)  durch  den  Grad  der  Gemeinsamkeit  der 
Ziele  zwischen  den  Tauschenden  und  2)  durch  deren  verschieden  reichliche  Vor- 
räte (Mittel)  bestimmt  wird.  Hier  allerdings  muß  der  „Ertrag"  des  Tausches 
wieder  als  spezifische  Rechengröße  auftreten.  Wenn  die  salzarme,  aber  vieh- 
reiche Wirtschaft  Salz  eintauscht  und  Vieh  hingibt,  kann  in  der  Salzsättigung 
ein  weit  größerer  Fortschritt  eingetreten  sein  als  Rückschritt  in  der  ViehsÄtti- 
gung;  dadurch  erst  wird  der  ,,Ertrag"  des  Tausches  eine  selbständige  Rechen- 
größe. Gewiß  ist  hier  ..Ertrag"  auch  eine  „Spannung",  aber  nicht  zwischen 
eigenem  Nutzen  und  Kosten,  sondern  nur  zwischen  Erlös  und  Kosten. 
Den  Nutzen  des  Gutes  hat  ein  Fremder,  daher  wird  für  mich  bloß  der  üeber- 
schuß  über  die  eigenen  Kosten  maßgebend:  der  Gewinn!  —  das  hat  man 
aber  schon  lange  vor  Liefmann  gewußt. 

Aehnlich  wie  so  der  Freie  eine  Mischung  individualer  und  gesellschaftlicher, 
gemeinsamer  Werte  (durch  die  verschiedene  Zielgeltung  und  die  verschiedenen 

1)  Principles,  Book  1,  eh.  1,  §  3.         2)  Der  Kredit,    1879,   2,   S.  128. 

3)  Der  Wert  in  Her  wolierten  Wirtschaft,  Wien  1889,  S.  9  f. 

4)  Das  Recht  aaf  den  vollen  Arbeitsertrag.  Oöttingen  1900,  S.  11  ff. 
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Vorräte)  ist,  ist  es  auch  der  Reichtum.  Der  Begriff  des  ßeichtoms  ist,  das 
hat  schon  Adam  Müller  Smithen  richtig  entgegengehalten,  nicht  ein  einfacher 
Summenbegriff  der  Leistunge-  oder  der  Rechengrößen  in  einer  Wirtschaft.  In 
der  Naturalwirtschaft  umfaßt  er  allerdings  die  Gesamtheit  aller  Nutzgrößen 
der  Güter  und  Besitztümer  der  Wirtschaft;  für  die  Rechnung  in  dieser  Wirt- 
schaft bedeutet  er  den  Gesamtwert.  (Denn  auch  der  Reichtum  ist  in  der  Wirt- 
schaft, wie  jedes  Nutzelement,  sowohl  ein  Nutzen-  wie  ein  Rechenbegriff,  i  Aber 
sowohl  als  Gesamtnutzen  wie  Greeamtwert  kann  „Reichtum"  weder  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zusammensetzung,  die  „Verteilung"  der  Einzelwerte,  noch  ohne 
Rücksicht  auf  die  Art  und  Beschaffenheit  der  Ziele  selbst  gefaßt  werden.  Der 
Romantiker  mit  seinem  Wanderstab  und  dem  freien  Herzen  —  kann  er  nicht 
such  „reich"  genannt  werden?  Reichtum  ist  so  mehr  als  ein  Größenbegriff  sei 
es  des  Nutzens,  sei  es  der  Nutz-Rechnung:  er  enthält  eine  Bezugnahme 
auf  die  geltenden  Ziele!  Und  enthält  mit  dem  Inhalt  und  dem  Gepräge 
dieser  Ziele  noch  mehr  als  das:  er  enthält  auch  eine  Bezugnahme  auf 
die  Zukunft,  auf  die  Beständigkeit  und  Dauer.  Und  dieses  heißt 
TOr  allem:  auf  die  Fähigkeit  der  Mittel,  sich  wiederzueraeugen,  auf  die  „Produk- 
tirkräfte".  Der  Reichtumsbegriff  der  englischen  Klassiker,  der  ein  Augenblicks- 
nnd  ein  bloßer  'Rechenbegriff  ist,  ist  unzulänglich. 

§  10.    Die  Arten  der  Leistangen. 

Die  Arten  der  Leistungen,  Dienste  oder  Punktionen,  welche 
die  Mittel  verrichten  können,  sind  darnach  zu  unterscheiden,  wie 
sie  der  letzten  Zielerreichung  dienen :  ob  unmittelbar,  mittelbar  oder 
noch  mittelbarer,  nämlich  als  allgemeine  Hilfe  und  „Bedingung" 
für  die  mittel-  wie  die  unmittelbare  Zielerreichung;  ferner  ob  sie 
nur  auf  eine  Vorbereitung  jeder  dieser  Leistungen  gehen  oder  endlich 
nur  auf  eine  Art  von  negativem  Schutz-  und  Gewährdienst.  Darnach 
ergäben  sich  die  Arten :  der  unvermittelten  oder  Gebrauchsleistung, 
der  mittelbaren  oder  Kapitalleistung,  der  noch  mittelbareren  oder 
Kapitalleistung  höherer  Ordnung,  der  vorbildenden  Leistung  und 
der  negativen  Kapital-  oder  Sicherungsleistung;  endlich  könnte  in 
der  noch  ungeschiedenen  Vorratbildung  ein  allgemeines  Vermögen  zu 
ailen  jenen  Leistungen  erblickft  werden.  Diese  grundlegend  wich- 
tigen Untersoh,eidungen  werden  nun  näher  zu  betrachten  sein. 

1.  Die  unmittelbare  Leistung  oder  Oebrauohsleistung. 

Jede  Leistung  von  Handlung  und  Gut,  die  geradewegs  auf 
ein  letztes  gegebenes  Ziel  geriahtet  ist,  nicht  aber  erst  auf  ein  Werk- 
zeug ein  Hilfsmittel  oder  einen  sonstigen  Umweg  und  Beistand  ftir 
diese  Erreichung  jenes  Zieles,  stellt  einen  unmittelbaren  ("keinen 
▼ermittelten)  Beitrag  zur  Zielerreichung,  zum  ..Gebrauch,  ..Ver- 
brauch", ,, Nutzen",  „Genuß"  dar.  Diese  Leistung  geht  also  nicht 
auf  den  Umweg,  auf  den  Zwischenverbrauch,  sondern  auf  die  je- 
weiligen Endzide,  den  Verbrauch  selbst,  und  kann  daher  „Leistung 
für  den  Verbrauch"  oder  „Gebrauch"  oder  kurz  „Gebrauchsleistung", 
„Genußleistung"  genannt  werden. 

Denselben  Charakter  wie  die  letzte  Gebrauchsleistung  selbst 
haben  auch  ihre  Vorstufen,  die  erst  in  der  Folge  zur  letzten  ziel- 
erreichenden Leistung  heranreifen.  Eine  einzelne  Leistung,  die  dem 
Verbrauch  selbst  diente,  ist  ja  nur  in  den  seltensten  Fällen  möglich,. 
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Wie  etwa  reifes  Obst,  das  vom  Baume  heruntergepflückt  und  ver- 
zehrt wird.  Meist  aber  ist  eine  ganze  Stufenfolge  von  Leistungein 
nötig,  bis  das  Ziel  erreicht  wird.  Darum  gehört  notwendig  die 
ganze  Kette  oder  Stufenfolge  der  Handlungen  und  Güter,  die  in 
gerader  zeitlicher  Abfolge  zum  letzten  Ziele  führt,  diesem  Ziele  zu : 
jedes  Glied  davon  verrichtet  eine  „Gebrauchsleistung",  „Genuß- 
leistung". Um  ein  einfaches  Beispiel  zu  wählen :  wenn  im  Walde 
Pilze  gesammelt,  dann  zu  Hause  aufbewahrt,  später  gekocht  und 
verzehrt  werden,  so  dienen  alle  beteiligten  Handlungen  und  Güter 
dem  einen,  letzten  Ziele;  allen  Handlungen  und  Gütern  kommt 
daher  ein  Anteil  am  Ziele  zu,  ihre  Leistungen  waren  alle  „Ge- 
brauchs"- oder  „Genußleistungen" ;  sie  gehören  nur  einer  früheren 
oder  späteren  Stufe  in  der  Abfolge  von  Handlungen  und  Güterver- 
wendungen an,  die  als  Ganzes  zur  Vollbringung  der  Gesamtleistung 
nötig  war.  (Dagegen  wären  Arbeiten  zur  Herstellung  von  Grab- 
schaufeln, Körben,  Töpfen,  Gläsern  zum  Pilzesammeln  —  also  für 
Werkzeuge  schon  Umwege,  schon  mittelbar,  söhin  nicht  mehr 
auf  den  Gebrauch,  sondern  aul'  die  Hilfsmittel  jeTiend.)  Desgleichen 
in  aJlen  andern  Fällen  dieser  Art:  wenn  Eisen  verhüttet,  gewalzt, 
zu  Trägern  geformt,  verhandelt,  verschickt  und  beim  Wohnhausbau 
verwendet  wird,  so  dienten  alle  Einzelleistungen  der  Reihe  nach 
demselben  letzten  Ziel:  dem  Wohnen.  Alle  beteiligten  Güter  und 
Handlungen  waren  also  der  letzten  Zielerreichung  (dem  Gebrauch, 
beim  Wohnen)  gewidmet:  sie  verrichteten  alle  Leistungen,  die  un- 
vermittelt, geradewegs,  ohne  Umweg  auf  den  Gebrauch  losgehen, 
diesem  zugehören,  zuzurechnen  sind.  Alle  geradewegs  dem  Ge 
brauch  gewidmete  Erzeugung  nennen  wir  daher,  unangesehen  ihrer 
Stufe,  „Gebrauchserzeugung"  oder  „Verbrauchserzeugung". 

Die  Wirklichkeit  kennt  wohl  kaum  eine  Abfolge  von  Leistungen, 
eine  Erzeugung,  einen  Handel,  die  als  Ganzes  nur  dem  Gebrauch 
diente,  außer  etwa  im  allerletzten  Fertigerzeugen,  wie  es  in  Haus- 
halt, Gasthaus,  Wohnungsbau  u.  dgl.  gegeben  ist.  Meistens  sind 
mehrere  Leistungsarten  in  einem  Betriebe  vereinigt.  Der  Forstwirt, 
welcher  Holz  fällt,  führt  nur  einen  kleinen  Teil  davon  dem  Ver- 
brauch, z.  B.  als  Brennholz  oder  als  Bauholz,  zu;  ein  anderer  Teil 
wird  in  Hilfsmittel  und  Werkzeuge  (z.  B.  Gerbstoffe,  Kisten,  Ma- 
schinenbestandteile) umgewandelt  werden  und  sohin  in  anderer  Art, 
nämlich  mittelba4r,  in  Gestalt  von  Hilfsmitteln  den  Zielen  dienen. 
Aehnlich  die  Erzeugnisse  der  Bergwerke,  Hütten,  Walzwerke  und 
ainderer  Großgewerbe,  der  Handelsbetriebe,  Verkehrsbetriebe.  Ancb. 
ihre  Arbeitsfrüchte  werden  nur  teilweise  für  den  Gebrauch  oder 
seine  Vorstufen  gewidmet  sein.  Immerhin  aber  sind  diejenigen 
Erzeugnisse,  die  jeweils  zur  stufenweisen  Weiterveredlung  (zum 
stufenweisen  Weiterleisten)  geraden  Schrittes  ihren  Marsch  bis  zum 
Gebrauch  fortsetzen,  in  ihrer  Menge  genau  bestimmt;  denn  alle 
Handlungen  und  Güter,  die  dem  letzten  Ziel  gedient  haben,  sind 
stufenweise  zurückverfolgbar  und  dem  letzten  Erfolge  zurechenbar : 
jene  Handlungen  verrichten  alle  Nutz-  oder  Gebrauchsleistungen, 
wenn  auch  in  verschiedenen  Stufen.    Es  ist  ganz  gfeichgültig,  ob 
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sie  in  Zielferne  oder  Zielnähe,  in  Haushalt,  Handel,  Fabrik,  Berg' 
werk  oder  Landwirtschaft  aufgewendet  wurden.  Stets  sind  sie  ein 
gleichwertiges  Glied  in  der  langen  Kette  der  Stufenfolge  aller  Lei- 
stungen zum  Gebrauch. 

Wenn  wir  alle  Leistungen,  die,  gleichgültig  in  wieviel  Stufen, 
geradewegs  auf  das  Ziel  des  letzten  Verbrauches  losgehen,  Gebrauchs- 
leistungen nennen,  so  müssen  wir  folgerichtig  alle  Handlungen 
und  Güter,  die  diese  Leistungen  verrichten,  ,, Gebrauchsgüter"  und 
„Gebrauchshandlungen"  (oder  ,, Genußgüter"  und  „Genußhandlun- 
gen") nennen,  und  zwar  unangesehen  ihrer  Erzeugungsstufe,  unan- 
gesehen der  Stufe  ihrer  Reife.  Der  ungefällte  Baum,  der  zu  Brenn- 
holz bestimmt  ist,  stellt  ein  Gebrauchsgut  dar,  zwar  kein  reifes,  aber 
als  Keim.  Die  Gebrauchsgüter  zerfallen  daher  im  Sinne  der  leistun^s- 
mäßigen  Betrachtung  der  Wirtschaft  (ebenso  wie  alle  anderen  Güter 
und  Handlungen)  in  Gebrauchsgüterkeime  und  fertige  Ge- 
brauchsgüter oder  Gebrauchsgüterfrüchte;  letztere  sind  die 
gereiften  Keime,  die  Fertigerzeugnisse,  erstere  die  Roherzeugnisse  auf 
verschiedenen  Stufen.  Maßgebend  für  die  Art  der  Güter  ist  lediglich : 
wofür  sie  Leistungsträger  sind,  welche  Leistungen  sie  verrichten, 
nämlich  Gebrauchsleistungen  oder  andere.  Die  Stufe,  auf  der  sie 
sich  im  Aufbau  der  Leistungen  befinden,  ist  dagegen  nicht 
wesentlich. 

2.  Die  mittelbare  oder  Kapitalleistung. 

Der  unvermittelten  Leistung  steht  die  mittelbare  gegenüber. 
Jene  Güter  und  Handlungen,  die  in  der  Folge  nicht  selbst  zum  Ziele 
füiiren,  dienen  einem  Umweg  in  der  Zielerreichung;  sie  schaffen 
ein  Hilfsmittel,  ein.en  Beistand,  ein  Werkzeug  im  weiteren  Sinne, 
daiS  zwar  selbst  dem  Ziele  nicht  dienen^  aber  zu  seiner  Er- 
reichung wirksam  mithelfen  kann.  Diese  Leistung  nennen  wir  die 
Sta^mleistung,  die  Beifetandleistung  oder  Kapitalleistung  der 
Handlungen  und  Güter.  Die  Erzeugung  von  Maschinen  und  Werk- 
zeugen, von  'Meliorationsgütern,  von  Fabrik-  und  Verkehrsanlagen 
sind  Beispiele  dafür.  Alle  Träger  von  KapitaJleistungen,  ob  Hand- 
lungen oder  Güter,  heißen  Kapital  oder  Stammittel  der  Wirtsohaft. 

Die  Einteilung  in  Gebrauchsgüter  und  Kapitalgüter  ist  be- 
kanntlich nicht  neu.  Daß  sie  auf  eine  Unterscheidung  der  Lei- 
stungen in  unmittelbare  und  mittelbare  zurückgeht,  beweist  nur, 
daß  die  bisherige  Grundbegriffslehre  schon  eine  unbewußte  Beach- 
tung der  Leistungen  in  sich  schloß.  Was  wir  hier  neu  hinzufügen, 
ist  ledigliioh  die  bewußte  Bezugnahme  auf  die  verrichtsame,  lei- 
stungsa^-tige  Natur  des  Gegenstandes. 

Die  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Stamm-  oder  Kapital- 
leistung  ist  keine  technische  (etwa  von  der  technischen  Ueberlegenheit 
derWerkzeugsgüter  hergenommene  —  diese  istnur  technische  Grund- 
lage für  Kapitalverwendung!),  sondern  eine  rein  teleologische,  denn 
sie  hat  nur  die  Mittelbarkeit  oder  Unmittelbarkeit  der  Beziehung  des 
Mittels  zum  Ziele  als  Einteilungsgrund.  —  Im  Begriffe  des  Lei- 
stungsumweges oder  Kapitals  sind  natürlich  wieder  alle  Vorstufen 
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der  betreffenden  Handlungen  und  Güter,  die  zuletzt  zum  Ergebnis 
(dem  Kapital)  führen,  inbegriffen.  Auch  hier  unterscheiden  wir 
aJso:  Kapitalgüterkeime  und  Kapitalgüterfrüchte.  Der 
Umstand,  daß  die  Gebrauchsleistung  der  Gebrauchsgüter  in  allen 
Stadien  weniger  reichlich  oder  überhaupt  nicht  möglich  wäre,  ohne 
den  Beistand  der  Kapitalgüter,  bildet  die  bekannte  Erscheinung 
der  „Mehrergiebigkeit  des  Kapitals";  für  uns  bedeutet  sie,  wie 
gesagt,  keine  technische  Tatsache,  sondern  ein  spezifisch  zielerrei- 
chendes  Vermögen,  das  in  der  Mittelbarkeit  (Stammartigkeit,  Bei- 
standartigkeit, Kapitalhaftigkeit)  der  Leistung  liegt,  eine  spezifische 
Leistsamkeit.  Auch  daß  die  hier  bezeichnete,  allgemeine  Kapital- 
leistung viele  „spezielle  Kapitalfunktionen^'  in  sich  schließt,  gehört 
nicht  hierher,  sondern  ist  Gegenstand  der  besonderen  Theorie  des 
Kapitals. 

3.  Die  negative  Eapitalleistung  oder  Oewährleistang. 

Außer  der  positiven  mittelbaren  Mitwirkung  an  der  Gebrauchs- 
erzeugung durch  Beistellung  von  Werkzeugen,  Maschinen  und  ähn- 
lichen Hilfen  gibt  es  noch  eine  andere  mittelbare  Mitwirkung,  eine 
Hilfe,  die  sich  jedoch  nur  auf  die  Wegräumung  .von  Hindernissen 
beschränkt.  Diese  Mitwirkung  besteht:  .1)  in  der  Schutz  versorge 
durcli  Beseitigung  drohender  Schäden  und  Gefahren,  welche  der 
Durchführung  der  Gebrauchsleistung  wie  der  Kapitalleistung  ent- 
gegenstehen. Ein  Damm,  der  vor  üeberschwemmung,  eine  Vorrich- 
tung, die  vor  Unfall  schützen  soll,  bietet  ein  Beispiel.  2)  besteht  jeno 
Mitwirkung  in  „Versicherung"  durch  Ausgleich  aller  Schäden,  die 
nach  Maßgabe  der  Gefalirenwahrscheinlichkeit  eintreten  werden. 
Die  Schutzvorsorge  wie  die  Schadenausgleichvorsorge  sind  beide 
nur  Leistungen  sichernder,  negativer  Art,  indem  sie  nur  Ver- 
nichtung und  Verlust  des  Erreichten  abwenden  oder  mildem,  aber 
nicht  positiv  an  der  Zielerreichung  mitwirken.  Sie  haben  nur 
Gewähr  zu  soha^ffen  für  den  ungestörten  Ablauf  und  Ertragaus- 
gleich (Schadenausgleich)  der  positiven  Leistungen.  Die  Hand- 
lungen und  Güter  der  Schutz-  und  Versicherungsvorsorge  erfüllen 
nur  eine  Gewähr-Leistung.  Als  „Kapital"  erscheinen  sie  insofern, 
als  sie  einen  Wirtschaftsumweg,  als  sie  Stammittel,  Beistand  dar- 
stellen und  den  Erfolg  der  unmittelbaren  und  mittelbaren  Erzeugung 
durch  Sicherung  und  Ausgleich  erhöhen. 

Beispiele  für  Güter,  die  der  Schutzvorsoree  dienen,  bilden:  die 
Schut^zvorrichtungen  gegen  Unfälle  in  Fabriken  und  auf  Bahnen,  Waffen,  Panzer, 
Sicherheitsschlösser,  Verpackungen,  Festungen ;  FlurwSchter,  Nachtwächter  (Wach- 
und  Schließgcsellschaften),  Feuerwehr,  Markt-,  Feuer-,  Wasser-Sicherheitspolizei 
und  Kriegsleute  aller  Art  sind  die  wichtigsten  persönlichen  Träger  der  Leistungen 
der  Schutzvorsorge.  Die  Güter  und  Handlungen,  die  der  Schutzvorsorge  dienen, 
nennen  wir  Schutzkapital. 

Die  Vorsorge  für  Gefahren-  oder  Schaden-Ausgleich  oder  Versicherung  im 
engeren  Sinne  besteht  in  Sicherstellung  gegen  die  (trotz  oder  ohne  Vorsorge 
eintretenden)  tatsächlichen  Schäden  durcn  (^uotenmäßige  Verteilung  der  Schaden- 
summe auf  die  beteiligten  Gruppen,  so  bei  der  Feuerversicherung,  der  .Unfall-, 
Transport-,  Hagel-,  Krankheit-,  Lebensversicherung  und  ähnlichen  quotenmäßigen 
Schadendeokungen.    Ausüber  dieser  Leistung  sind  vornehmlich  die  Versicherungs- 
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Bewerbe.    Die  Güter  und  Handlungen,  die  dem  Gefahren-  und  Schadenausgleich 
dienen,  nennen  wir  „Versicherungskapita  1". 

Alle  Träger  von  negativen  Kapitalleistungen  nennen  wir  negatives 
Kapital. 

4.  Die  EapitaUeistung  höherer  Ordnung. 

Diese  bedeutet  eine  mittelbare  Mitwirkung  sowohl  an  der  Ge- 
brauchs- wie  an  der  Kapital-  und  Sicherungsleistung  durch  Schaffung 
sogenannter  allgemeiner  „Bedingungen^'  oder  „Grundlagen"  aller 
jener  Leistungen.  Genau  gesehen,  eind  es  aber  keine  „Bedingungen", 
die  „hinter"  der  Wirtschaft  lägen  und  nicht  selbst  Wirtschaft 
wären,  sondern  werktätige,  positiv  eingreifende  Mithilfen  an 
allen  unmittelbaren  und  mittelbaren  Leistungen.  Diese  allgemeine 
Mithilfe  ist  daher  in  Wahrheit  eine  Kapitalarbeit,  welche  noch  um 
eine  Stufe  hinter  die  erste  Kapitalarbeit  (z.  B.  hinter  die  Her- 
stellung von  Maschinen)  zurückgeht.  Sie  hat  Mittelbarkeit  zweiten 
Grades,  da  sie  auch  für  das  Kapital  wieder  stammartiges  Hilfs- 
mittel, wieder  Beistand,  Kapital  darstellt.  Wir  nennen  sie  daher 
„Kapitalleistung  zweiter  Ordnung"  oder  allgemeiner  „Kapitallei- 
stung höherer  Ordnung".  Kapital  oder  Stammittel  höherer  Ord- 
nung leistet  Hilfe  für  alle  Hilfsmittel  der  Erzeugung;  es  ist  Stamm 
für  alle  Stammittel,  es  ist  Werkzeug  aller  Werkzeuge,  also  frucht- 
bares, in  die  wirtschaftliche  Arbeit  wirklich  eingehen- 
des Element!;  nicht  nebulos€v  unendlich  entfernte  „Bedingung" 
derselben  in  „Staat",  „Gesellschaft",  „Natur",  sondern  werkhaft 
teilnehmende  Beweg-  und  Triebkra(ft  alles  Wirtsohaftens. 

Das  Wesen  des  Kapitals  höherer  Ordnung  läßt  sich  seiner  gene- 
tischen Art,  sozusagen  seiner  Zweckqualität  nach  als  „Ordnung" 
oder  „Organisierung"  bestimmen.  In  den  Leistungen  dieses  .-.Ord- 
nens"  oder  „Organisierens"  als  Kapital  höherer  Ordnung  kann  man 
drei  Stufen  untersclieiden : 

a)  Zunächst  muß  sich  jede  persönliche  Arbeit  auf  die  „Ein- 
teilung" dei'  Arbeitshandlungen  gründen.  Dieses  „Einteilen'  der 
Arbeit  oder  „Herrichten"  zur  Arbeit  ist  nichts  anderes  als  das 
Ordnen  (Organisieren,  Veranstalten,  Regeln)  der  Teilhandlungen 
und  Gruppen  des  Arbeitsvorganges.  Die  Organisierung  bahnt  die 
Wege,  schafft  die  Bedingungen  für  di«  beste,  fruchtbarste  Ab- 
wickelung der  einzelnen  Arbeitshandlungen. 

Die  gleiche  Arbeit  der  Einteilung  oder  Organisierung  geht 
ferner  auf  höherer  Stufe  vor  sich : 

b)  innerhalb  des  Betriebes,  also  eines  Gebildes,  in  dem  schon 
das  Ineinandergreifen  mehrerer  Arbeitspersonen  zu  regeln,  die  .»Ein- 
teilung" im  Hinblick  auf  deren  Arbeitsteilung  zu  träfen  ist.  Die 
Berufe  der  Betriebsbeamten,  Direktoren,  Leiter^  hilfsweise  aucfi  der 
Buchhalter,  Bücherrevisoren  (Treuhandgesellschaften)  üben  vor- 
nehmlich solche  organisierende  Tätigkeit; 

c)  verbandmäßig,  d.  i.  zwischen  den  Betrieben,  im  Rahmen 
der  Volkswirtschaft.  Durch  Gesetz,  Recht,  Verwaltung  und  Er- 
ziehungsvorsorgen stellt  hier  die  organisatorische  Arbeit  dem  wirt- 
schaftlidhen  Zusammenwirken  der  Menschen  auf  Schritt  und  Tritt 
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Stammittel  zur  Verfügung,  welche  die  unentbehrlichsten  Hilfen 
leisten.  Man  kann  diese  organisatorische  Hilfe  auch  .jGeminsam- 
keitshilfe"  oder  „genossenschaftliche  Hilfe"  nennen.  Bei  diesen 
Hilfen  ist  es  besonders  deutlich,  wie  sie  Werkzeug  aller  Werkzeuge, 
Kapital  höherer  Ordnung  sind.  Ihre  Träger  sind:  Staat,  Gemeinde 
und  Verbände,  und  damit  die  Berufe  der  Politiker,  Staatsmänner 
und  öffentlichen  Beamten  aller  Art  in  Rechtsprechung,  Verwaltung 
und  Polizei. 

Da  das  Kapital  höherer  Ordnung  allgemeine  Hilfe  (Stamm- 
mittel) für  alle  Kapital-  wie  Gebrauchsleistung  ist,  so  entspricht 
dem  auch  sein  Ursprung :  es  hat  seinen  Ursprung  in  der  Allgemein- 
heit. So  ergibt  sich:  Kapital  höherer  Ordnung  sind  jene 
Stammittel,  die  von  allen  zusammen  für  alle  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden.  Der  Ursprung  ist  ein  gemeinsajner 
(daJier  vorwiegend  staatlicher),  die  Benutzung  eitie  allgemeine. 

Zweierlei  ist  gegenüber  dem  Kapital  höherer  Ordnung  festzuhalten:  erstens 
daß  es  nur  genetisch,  nur  technisch  für  sich,  nur  qualitativ  betrachtet,  „Ordnen, 
Organisieren"  in  sich  schlieSt,  zweitens  daß  es  nur  in  seiner  Zweckqualität, 
d.  ).  organisatorischen  Beschaffenheit,  „Staat",  als  jffittel  aber,  als  Kapital 
betrachtet,  „Wirtschaft"  ist.  Gleichwie  jede  Leistung  in  ihrer  Zweckbe- 
ziehung (nämlich  als  Zielerreicüungsantell,  als  Wirtschaftsbestandteil)  „Wirt- 
schaft", als  Bewirkung  aber,  als  eingeschaltete  Kausalität,  Technik  ist;  so  auch 
die  Kapitalleistung  höherer  Ordnung.  Als  bewirkendes  System  betrachtet,  ist 
sie  „Organisieren",  ist  sie  „staatliche"  Organisation.  Als  Wirtschaftsmittel  aber, 
als  abgewogenes  und  leistendes  (zielerreichendes)  Mittel  ist  sie  Wirtschafts- 
bestandteil,  ,Wirtschaft".  Nur  der  Bewirkungsmechanismus  dieses  Mittels  ist 
Organisieren,  Technik  des  Organisierens  (gleich  wie  andere  Tätigkeiten  Technik 
des  „Produzierens"  sind) ;  sofern  diese  Bewirkungen  aber  als  Mittel  ins  Auge 
gefaßt  werden,  sind  sie  „Wirtschaft"  und  nichts  weiter. 

Daraus  folgt,  und  es  ist  sehr  wichtig,  dies  von  Anfang  an  zu  beachten, 
daß  der  Staat  nicht  als  „Staat"  selbst  Kapital  höherer  Ordnung 
ist,  nämlich  als  Wertträger,  als  Gebilde  und  Träger  von  „Gerechtigkeit",  „Moral", 
..Nation"',  sondern  lediglich  in  der  Form  von  Hilfe  aller  Hilfen,  von  Beistand 
alles  Beistandes,  kurz  gesagt:  als  System  von  Mitteln.  Nur  so,  nur  als  Be- 
standteil des  Wirtschaftsystems  kann  „Kapital  höherer  Ordnung"  gegeben  sein. 
Daß  dieses  „Kapital"  darüber  hinaus  (d.  i.  in  anderen  Zusammenhängen,  für 
andere  Betrachtungsart)  auch  Zweckqualität  hat,  daß  der  Staat  auch  ein  System 
von  Zwecken  darstellt,  daß  er  „Gerechtigkeit",  „Moral",  „Nation"  enthält,  geht 
die  wirtschaftswissenschaftliche  Betrachtung  nichts  an.  Diese  Z weckbeschaff enneit 
zeigt  sich  erst  bei  der  genetischen  Betrachtung  des  Kapitals  höherer  Ord- 
nung; hier  ist  es  seiner  Zweckqualität  nach  „Staat",  „Organisation". 

Alle  oben  genannten  Leistungsträger,  welche  Kapitaldienste 
höherer  Ordnung  verrichten,  nennen  wir  Stammittel  höherer  Ord- 
nung oder  Kapital  höherer  Ordnung. 

Kapital  höherer  Ordnung  ist  nicht  nur  der  wirtschaftliche  Be- 
griff für  „Staat"  als  Wirtschaftsbestandteil,  sondern  auch  für  die 
sogenannten  „Produktivkräfte",  sofern  man  damit  nicht  unge- 
münzte  Naturschätze,  sondern  Handlungen  und  Güter  begreift, 
welche  die  betriebs-  und  verbandsmäßigen  Vorsorgen  der  geschil'- 
derten  Art  (z.  B.  Bildungs Vorsorgen)  leisten. 

5.  Die  Vorbereitung  aller  Leistungen  oder  Vorleistung. 

All  die  dargestellten  Leistungen:  die  un v^ermittelte  oder  Ge- 
brau chsleistung,  die  mittelbare  oder  Kapitalleistung  und  die  noch 
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mittelbarere  oder  Kapitalleistung  höherer  Ordnung  haben  zur  Be- 
dingung, daß  sie  erstens  irgendwann  einmal  erfunden  und  zweitens 
fortlaufend  weiter  bekannt  gemacht,  „gelehrt"  wurden.  Erfinden 
und  Lehren,  schöpferisches  Bilden  von  Mustern  und  Typen  ftir 
Handlung  wie  Gut,  sowie  das  reproduktive  Weitergeben  dieser  Typen, 
damit  sie  allen  zur  Hand  seien  und  angewendet  werden  können : 
dieses ,  schließt  die  unentbehrliche  Vorbereitung  aller  Wirtschaft 
ein,  jene  Leistungen,  die  allen  anderen  Leistungen  vorhergehen 
müssen.  Gebrauchsdienste,  Kapitaldienste  und  Kapitaldienste 
höherer  Ordnung  können  nur  geleistet  werden,  wenn  sie  vorher 
erfunden,  erkannt  wurdin ;  und  wenn  ferner  das  Erfundene  mitge- 
teilt, reproduziert  wurde.  Das  wirtschaftliche  Erfinden  ist  ein  Neu- 
schaffen sowohl  im  Abwägen  der  Mittel,  im  Bestimmen  der  Lei- 
stungsgrößen (z-  B.  neue  Kalkulationen)  wie  im  Widmen  der 
Handlungen  und  Güter  für  Leistungen  und  zwar  auf  Grund  der 
durch  neue  Erkenntnisse  dienstbar  gemachten  Ursächlichkeiten 
(denn  die  wirtschaftliche  Anwendung  der  Erfindung  ist  erst  möglich 
auf  Grund  technischer  Erfindung  —  beide  fallen  nicht  zu- 
sammen und  sind  streng  zu  unterscheiden). 

Wir  nennen  diese  vorbereitende  oder  vorbildende  Leistung, 
sei  sie  nun  schöpferisch  oder  lehrhaft  (reproduktiv)  kurz  ,rVor- 
leistung" ;  die  Vorleistung  ist  nicht  mehr  „Beistand",  „Werkzeug" 
für  irgendwelches  Wirtschaften,  sondern  nur  die  Vorbereitung  desBei- 
stande.i  und  der  Gebrauchswirtschaft.  Alle  Träger  von  Vorleistungen 
nennen  wir  „Vor kapital".  Sofern  die  Vorleistung  noch  mittel- 
barerer Art  ist  als  die  Kapitalleistung  höherer  Ordjnung  (welche  eine 
Mittelba^keit  zweiten  Grades  hat),  könnten  wir  sie  als  „Kapital- 
leistung dritten  Grades"  bezeichnen;  das  Vorkapital  als  „Kapital 
dritten  Grades".  Als  Beispiel  für  „Vorkapital"  mögen  die  Ver- 
suchslaboratorien dienen,  welche  sich  moderne  Riesenbetriebe  für 
ihre  eigenen  Zwecke  schaffen.  Im  Versuchslaboratorium  wird  nicht 
erzeugt,  sondern  künftiges   Erzeugen   vorbereitet. 

Ein  Teil  dessen,  was  man  als  „Produktivkräfte"  der  Volks- 
wirtschaft bezeichnet,  ist  (neben  jenem  Teil,  den  wir  oben  als  Kapital 
höherer  Ordnung  bestimmten)  Vorkapital;  jener  Teil  nämlich,  der 
als  schon  erreichtes  Maß  an  Erfindungen  und  Kenntnissen  z.  B. 
als  „Bildungsgrad  des  Volks"  jeweils  gegeben  ist. 

Auch  die  Vorleistung  (und  das  Vorkapital)  ist  nicht  etwa  „Be- 
dingung", „Grundlage",  „Voraussetzung"  der  Wirtschaft  in  dem 
Sinne,  daß  sie  nicht  melir  zur  Wirtschaft  selbst  gehörte.  Sie  gehört 
in  demselben  Sinne  zur  Wirtschaft  und  ist  deren  Bestandteil^  wie 
die  Wurzel  zum  Baum,  wie  der  Anfang  (nicht  nur  das  Ende)  zum 
Ganzen  gehört,  wie  das  Kind  (nicht  nur  Mann  und  Greis)  schon 
Mensch  ist.  Sie  ist  die  erste,  freilich  noch  dunkle  Stufe  der  Wirt- 
schaft, aber  als  solche  gerade  das,  was  sich  in  der  tätigen  Wirt- 
schaft auswächst  und  auswirkt,  das  Vermögen,  das  sich  in  ihr  ent- 
falten und  gestalten  kann. 

Das  Lehren  dessen,  was  schon  gefunden  wurde  und  gewußt 
wird,  dient  der  Erhaltung  des  Gegebenen  in  der  Wirtschaft.  Lehren 
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als  Wiedergabe  schafft  so  die  Vorbedingungen  dafür,  daß  die  Wirt- 
schaft sich  auf  ihrer  errungenen  Tiöhe  "behaupte,  daß  eine  ständige 
(statische)  Wirtschaft  überhaupt  möglich  sei.  Das  wirtschaftliche  Er- 
finden und  Entdecken  von  Neuem  dient  dagegen  der  Fortbildung, 
dem  Fortschritt  der  Wirtschaftsmittel. 

Erfinden  als  Neuerung  enthält  demnach  die  Vorleistung  für 
immer  neue  Fortbildung  der  Wirtschaft,  Lehren  als  Fo'rtpflanzung 
die  Vorleistung  für  die  Erhaltung  des  Errungenen. 

Auch  die  Unterscheidung  der  Vorleistung  gründet  sich  bloß 
auf  das  Verhältnis  von  Mittel  und  Zweck,  d.  h.  sie  ist  teleologisch, 
nicht  etwa  techniscli.  Gebrauchskapital  und  Kapitalleistung  höherer 
Ordnung  bezeichnen  den  Grad  der  Mittelbarkeit  einer  Leistung.  Die 
Vorleistung  entspricht  wieder  einer  Mittelbarkeit,  aber  nicht  als 
erster  Umweg  (Kapital)  noch  als  zweiter  (Kapital  höherer  Ord- 
nung), sondern  als  Vor-Zustand  sämtlicher  Wege  wie  Umwege. 

6.  Die  Bücklage  oder  PotentialleiBtung. 

Zu  den  entwickelten  fünf  Leistungsarten  gesellt  sich  noch  ein 
allgemeines  Vermögen,  eine  Potenz  aller  möglichen  künftigen  Lei- 
stungen :  die  Rücklage,  oder  der  Vorrat,  auch  Reserve-  oder  Fonds- 
bildung genannt.  Sie  besteht  in  der  Anhäufung  gegenwärtig  er- 
zielter Güter  für  irgendeinen  der  oben  behandelten  Zwecke  in  der 
Zukunft;  für  den  künftigen  Genuß,  die  künftige  Kapitalbildung,  die 
künftige  Bildung  negativen  Kapitals,  die  künftige  Kapitalbildung 
höherer  Ordnung  oder  die  künftige  Bildung  von  Vorkapital  (Wirt- 
schaftsvorbereitung). Die  Bildung  von  Rücklagen  oder  Vorräten  ist 
unter  Umständen  nur  Fortsetzung  einer  der  angeführten  Tätigkeiten. 
So  eine  Fortsetzung  der  Verbrauchserzeugung,  wenn  der  Landwirt 
die  geernteten  Obstmengen  für  den  späteren  Genuß  aufbewahrt,  der 
Kapitalbildung,  wenn  er  sie  als  Saatgut  aufbewahrt,  der  Sicherung, 
wenn  er  für  den  Erlös  der  Ernte  Versicherungsprämien  bezahlen 
will,  dei'  Kapitalbildung  höherer  Ordnung,  wenn  er  seinerzeit  davon 
Steuern  bezahlen,  der  Vorleistung,  wenn  er  einen  Erfinder  damit 
aushalten  will.  Alle  diese  Vorgänge  sind  aber,  solange  sie  in  der 
Form  des  Vorrates  schlummern,  doch  noch  nicht  endgültig  fest- 
gelegt; die  Vorräte  haben  noch  immer  das  Vermögen,  auch  eine 
andere  Leistung  zu  verrichten,  in  sich.  Ein  Vorrat  mag  immerhin 
zum  Genuß  bestimmt  sein,  er  wird  z.  B.  Saatgut  (Kapital)  werden, 
falls  das  ursprüngliche  Saatgut  durch  irgendeinen  Zufall  zugrunde 
geht.  Bei  Geldvorräten,  die  in  alle  Güter  umgesetzt  werden  können, 
ist  die  Verwandlungsfähigkeit  unbegrenzt;  bei  Naturalvorräten  ist 
das  Umsatteln  zu  einer  anderen  Verrichtung  um  so  leichter,  je  mehr 
sie  noch  Rohstoffe  (Keimgüter)  und  daher  technisch  zu  den  ver- 
schiedensten Verwendungen  befähigt  sind.  In  dieser  Vertret- 
barkeit der  leistenden  Güter  und  Handlungen  unter- 
einander liegt  es  beschlossen,  daß  jede  Anhäufung  von 
Vorräten  auch  eine  Anhäufung  von  Vermögen  ztt  Lei- 
stungen der   verschiedensten  Art  in  sich  schließt. 
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Diese  Bedeutung,  eine  schlummernde  Form,  ein  Vermögen  aller 
Leistungen  zu  sein,  hat  die  Rücklage.  Am  meisten  dann,  wenn  sie 
von  vornherein  für  unbestimmte  spätere  Zwecke  vorbehalten  bleibt, 
wie  dies  bei  vielen  privaten  Sparern,  teilweise  auch  bei  den  Rück- 
lagen der  Aktiengesellschaften  der  Fall  ist.  Dann  ist  es  deutlich, 
wie  in  ihnen  stets  'eine  Fähigkeit  für  alle  fünf  Orundleistungen 
niedergelegt  ist.  Darum  empfiehlt  es  sich,  die  Rücklage  als  eigene, 
wenn  auch  nur  beziehungsweise  selbständige  Kategorie,  als  die  der 
allgemeinen  Leistungspotenz  auszuscheiden. 

Wie  sehr  die  gesamte  Menge  aller  Leistungen,  die  jeweils  in  einer  Volks- 
wirtschaft iu  Bewegung  sind,  zugleich  neben  ihrer  Bestimmung  noch  das  Ge- 
präge der  „Rücklage"  trägt,  zeigt  der  Krieg,  zeigt  jeder  gebieterische  Umschwung 
der  Ziele,  zeigt  jede  darauf  folgende  „Wirtschattsumschichtung".  Die  schon  im 
Gange  befinduchen  Verrichtungen  werden  geändert,  andere  werden  mit  denselben 
Mitteln  oder  mit  andern  raschen  Entschlusses  an  ihre  Stelle  gesetzt.  Die  An- 
schauungskraft des  Volkswirtes  muß  in  dieser  Hinsicht  noch  planmäßig  geübt 
werden   —  siehe  die  Irrtümer   über   Einkreisung   und   Ü-Bootkrieg. 

Der  Begriff  der  Rücklage  als  Vertretbarkeit,  als  schlummernde  Form 
der  Leistungen  ist  auch  für  den  bisher  oft  unklaren  Begriff  des  Sparens 
wichtig.  „Sparen"  heißt  dann  nur  „der  Knappheit  der  Mittel"  Rechnung  tragen, 
durch  Bewahrung  der  Vollgültigkeit  aller  Älittel  gegenüber  ihren  Zielen  —  wie 
es  in  Durchführung  des  „Ausgleichens"  im  wirtschaftlichen  Grundsatz  liegt. 
„Er- sparen"  ist  etwas  anderes,  ist  Rücklagebildung,  die  nur  eine  Folge  des 
Sparens  (bei  erfolgreicher  Wirtschaft)  ist  und  schließt  als  Möglichkeiten  in  sich: 
die  Verwendung  von  üeberschüssen  zu  beliebigen  künftigen  Leistungsarten.  —  Di© 
konkreten  Rücklagen  der  Privaten  und  Aktiengesellschaften  dienen  allen  Lei- 
stungen meist  in  sehr  vermischter  Weise,  so  besonders  der  „Selbstversicherung" 
gegen  Konjunkturen,  für  die  eine  planmäßige  Versicherung  heute  nicht  besteht; 
auch  dem  künftigen  Genüsse  (Dividendenerhöhung) ;  wie  der  Kapitalbildung 
höherer  Ordnung,  wenn  z.  B.  zur  Deckung  rückwirkender  Kriegsgewinnsteuem 
die  „Reserven"  herangezogen  werden.  Daß  die  meisten  derartigen  Rücklagen 
nur  buchmäßig  gewonnen  wurden  und  als  Geschäftsvermögen  werbend  mitar- 
beiteten, nimmt  ihnen  das  Gepräge  der  Rücklage  nicht  gänzlich,  da  sie  z.  B. 
in  ihrei;  Eigenschaft  als  „dividendenlosee  Aktienkapital"  noch  immer  beziehungs- 
weise frei  sind. 

7.  ZasammenfasBung. 

Andere  Leistungs-  oder  Verrichtungsarten  als  die  angeführten 
dürften  sich  aus  der  Natur  der  Wirtschaft  schwerlich  ableiten 
lassen.  Güter  und  Handlungen  können  nur  dienen :  dem  Gebrauche 
selbst  und  unvermittelt  samt  allen  Vorstufen  (der  Erzeugung  u.  s.  f. 
zum  Gebrauch);  der  Hilfe  für  diese  Leistung  oder  der  Kapitaler- 
zeugung; dem  Schutz  und  der  Versicherung  beider  oder  der  nega- 
tiven Kapitalerzeugung;  der  Hilfe  für  allen  Gebrauch  wie  für  alle 
Gebrauchshilfe  oder  der  Erzeugung  von  Katpital  höherer  Ordnung; 
ferner  der  Bildung  von  Vorkapital  sowohl  zur  Erhaltung  wie  Weiter- 
bildung der  Wirtschaft;  endlixih  kann  die  Rücklage  irgendeiner 
dieser  Leistungen  dienen,  daher  ist  sie  keine  eigene  Leistungsart 
mehr,  sondern  nur  eine  schlummernde  Form,  eine  Fähigkeit  aller 
Leistungen,  eine  potentielle  Verselbständigung  derselben. 

Wenn  ein  Bild  zur  Veranschaulichung  des  Aufbaus  der  Leistun- 
gen gewagt  werden  darf,  so  vermöchte  das  von  Stamm,,  Zweig, 
Frucht  die  Entfaltung  der  Leistungsarten  darzustellen :  der  Stamm 
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als  Kapital  höherer  Ordnung,  der  Zweig  als  Hilfsmittel  oder 
Kapital,  die  Frucht  als  reife  Gestalt  aller  Leistung;  die  Wurzel 
ferner  kann  als  Vorstufe  oder  Vorleistung  gedacht  werden,  der 
Same  endlich  als  schlummernde  Form  aller  Leistungen.  Freilich 
ist  die  Wirklichkeit  weit  reicher  als  dieses  Bild,  da  der  Stamm  auch 
die  Frucht  tragen  müßte  und  jeder  Teil  des  Ganzen  die  Gestalt 
jedes  andern  vertretungsweise  müßte  annehmen  können. 

§  11.    Die  Zeitabfolge  oder  Stufenfolge  der  Leistungen. 

Von  den  eben  behandelten  Leistungsarten  ist  zu  unterscheiden 
jene  zeitliche  Abfolge  der  Leistungen,  welche  sich  aus  der  Ziel- 
nähe und  Zielferne  der  einzelnen  Leistungsarten  ergibt.  Wir  haben 
diese  Abfolge  innerhalb  der  einzelnen  Leistungsarten  (als  Urer- 
zeugung,  Enderzeugung)  schon  zu  erwähnen  gehabt.  Eine  spätere 
Anwendung  dieser  Begriffe  wird  gegeben  werden.  An  dieser  Stelle 
sei  daher  nur  das  Folgende  zur  grundsätzlichen  Bescheidung  gesagt. 

Wirtschaft  ist  Widmen  der  Mittel  für  Ziele.  Gewidmet  können 
Mittel  nur  werden,  wenn  sie  schon  vorhanden  sind.  Um  auch  über 
solche  verfügen  zu  können,  die  noch  nicht  vorhanden  sind,  müssen 
vorhandene  Mittel  zu  Leistungen  gewidmet  werden,  deren  Verwirk- 
lichung die  gewünschten  Mittel  in  sich  schließen.  Hier  ergibt  sich 
eine  zeitlidie  Abfolge,  Stufenfolge  oder  Stufenstellung  der  Leistungen, 
die  nicht  zusammenfällt  mit  der  Mittelbarkeit  oder  Unmittelbarkeit, 
welche  die  Leistungs arten  kennzeichnet.  Denn  diese  Mittelbarkeit 
bezieht  sich  auf  die  Verwendung  in  gerader  Folge  (Gebrauch)  oder 
in  vermittelter  Folge  (Kapital,  Maschine);  jene  zeitliche  Abfolge 
aber  findet  bei  jeder  mittelbaren  wie  unmittelbaren  Xieistung  statt. 

Wir  unterscheiden  demnach  die  Stufen  dieser  Abfolge:  1.  als 
zielferne  Leistungen,  deren  Ergebnisse,  sofern  sie  sich  in 
Gütern  vergegenständlichen,  wir  Güterkeime  oder  auch  ,, Keim- 
güter", und  2.  als  zielnahe  Leistungen,  deren  Ergebnisse,  so- 
fern sie  sich  in  Gütern  vergegenständlichen,  wir  Güterfrüchte 
oder  auch  „Genußgüter"  nennen.  Die  Herstellung  des  ersten 
Güterkeimes  heiße  uns  ,,werkmäßige  Urerzeugung";  die 
stufenweise  Reife  der  Güterkeime  heiße  „Veredelung"  oder  Weiterer- 
zeugung, die  letzte  Stufe,  deren  Ergebnis  die  Güterfrucht  ist,  Fer- 
tig- oder  Enderzeugung  oder  werkmäßige  ,, Genußreife".  Die  Her- 
stellung der  Güterkeime  und  -fruchte  als  Ganzes  heiße  „werkniäßige 
Herstellung",  „Werkzeugung"  oder  „Werkreif c"  (Produktion).  Dies 
sind  nun  in  gewissem  Sinne  (sofern  sie  auf  das  „Werkniäßige" gehen) 
technische  Ausdrücke;  uns  interessiert  jedocü  nur  ihr  leistungs- 
mäßiger Sinn,  welcher  besagt,  daß  durch  die  stufenweise  Aufein- 
anderfolge der  Leistungen  Voraussetzungen,  Mittel  (Vorzwecke) 
für  solche  Leistungen  erzielt  werden,  die  jeweils  dem  letzten 
Vorzweck  zum  Endzweck  immer  näher  kommen,  zu  diesem 
Vorzweck     immer     mehr    heranreifen.      In     diesem     strengen 
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Sinne  soll  man  statt  der  „Güter"  überhaupt  nur 
ihre  Leistungen  im  Auge  haben.  Dann  erscheinen  die 
zielfernen  Leistungen  als  eitwas  Halbwüchsiges,  als  bloße  Vor- 
stufen, als  „Keimleistungen",  die  zielnahen  schon  weit 
reifer  und  zuletzt  als  „Endleistungen"  („Fruchtleistungen", 
Endgebrauchsleistungen).  Jene  (zielfernen)  Leistungen,  welche  je- 
weils als  Keimleistungen  Vorstufen  weiterer  Leistungen  sind  und 
sich  in  einem  sachlichen  Ergebnis  verkörpern,  das  Träger  dieser 
weiteren  Leistungen  wird  (in  Gütern),  nennen  wir  „erzeugende  Lei- 
stungen" oder  schlechthin  „werkmäßiges  Erzeugen,  Produ- 
zieren" (1);  die  zugehörigen  Mittel  „erzeugende  Mittel"  oder,,Pro- 
duktivmittel" ;  jene  (zielfernen)  Leistungen,  welche  dieselben  Eigen- 
schaften haben,  sich  aber  nicht  in  einem  sichtbaren,  positiv-sach,- 
lichen  Ergebnis  verkörpern,  nennen  wir  „erzeugende  Leistungen 
im  weitern  Sinne"  „Erzeugen  im  weitern  Sinne"  oder  ,j)er- 
sön liehe  Dienste"  (2)  a,uch  „Produktivmittel  im  weitern  Sinne". 
Jene  Leistungen  endlichj  welche  keine  Früchte  mehr  ergeben,  die 
sich  in  Gütern  niederschlagen  könnten,  die  also  nicht  mehr  Vor- 
stufen weiterer  Leistungen  sind,  sondern  bei  ihrem  Ablauf  das  Ziel  in 
sich  schließen,  nennen  wir  „Endgebrauchsleistungen",  „verbrauchende 
Leistungen",  „Verzehrung",  „Verwendung"  (3)  die  zugehörigen 
Mittel  daher  „Genußmittel"  oder  „Konsumtivmittel". 

Mit  dieser  Bestimmung  erscheint  das  „Verwenden"  nur 
als  letzte  Stufe  des  „Erzeugens",  oder  umgekehrt  das 
Erzeugen  (ob  nun  „werkmäßig"  oder  in  „persönlicher" 
Dienstleistung  auftretend)  als  Vorstufe  der  Verwen- 
dung; beide  sind  wesensgleich,  es  gibt  nur  Einen  Wirt- 
schaftsvorgang! Alles  ist  Leisten  und  dieses  auf  allen  -Stufen 
von  gleicher  Notwendigkeit. 

Die  bisherigen  Unterscheidungen  sind  der  Robinsonadischen 
oder  überhaupt  der  Einzelwirtschaft,  der  einwurzeligen  Wirtschaft 
entnommen.  Für  die  Verkehrswirtschaft,  die  polygenetische  Wirt- 
schaft, tritt  noch  eine  andere  Abfolge  in  Kraft.  Hier  ist  der  Tausch, 
der  Uehergang  des  Gutes  oder  der  Leistung  in  die  andere  Wirtschaft 
die  Grunderscheinung,  der  Drehpunkt,  die  Stelle,  wo  ein  Einschnitt 
gemacht  werden  muß :  Alle  Leistungen,  'die  vor  'dem  Tausch  statt- 
finden, haben  daher  eine  eigene  Prägung,  bilden  einen  eigenen 
Abschnitt,  den  wir  die  „Stufe  vor  dem  Tausch"  oder  die  .,Be- 
triebsstufe"  nennen  können;  was  im  Tausch  mit  den  Gütern  und 
Leistungen  geschieht,  bildet  wieder  einen  eigenen  Abschnitt,  den 
wir  die  Stufe  des  Tausches  oder  die  „Marktstufe"  nennen  können. 

Unsere  Einteilung  zeigt,  daß  die  üblichen  Unterscheidungen  des 
volkswirtschaftlichen  Fortschreitungsganges  in  die  Abschnitte  etwa 
von:  Erzeugung,  Verfrachtung,  Verhandlung  (samt  Bank,  Börse, 
Aufstapelung),  Versicherung,  Verschleiß  und  Haushalt  (Verwendung) 
—  daß  diese  und  ähnliche  Gruppierungen  keine  einfachen  sind,  son- 
dern, wenn  schon  in  ihrer  Weise  berechtigt,  doch  Ausdruck  mehrerer, 
besonders  technischer  Einteilungsgründe  sind.    Dabei   ist  es  aber 
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wirtschaftlich  falsch,  die  bloße  Werkstufe  (einen  gewissen,  technisch 
markanten  Abschnitt  in  der  Leistungsfolge!)  allein  als  „Erzeugen" 
zu  fassen.  In  der  Leistungsfolge  kommt  es  gemäß  der  hervorge- 
hobenen Wesenscinheit  des  Wirtschaftsablaufes  allein  darauf  an, 
ob  die  Leistung,  z.  B.  die  verfrachtende  oder  verhandelnde^,  eine 
notwendige  Vorstufe  für  weitere  Leistungen  ist  oder  nicht. 

§  13.    Die  Beeinflussung  der  Leistungen  (Leistnngsmodifiication). 

Alle  wirtscliaftlichen  Leistungen  eines  Menschen  sind  durch 
Sparen  und  Ausgleichen  von  Anbeginn  aufeinander  abgestimmt  und 
einander  angemessen.  Diese  Erscheinung,  die  wir  später  als  „Ent- 
sprechung" oder  Korrelation  näher  kennen  lernen  werden,  beruht 
auf  dem  Einheitsbezug,  den  sie  alle  in  demselben  Ziele  oder  zuletzt 
im  Gesamtzusammenhange  aller  Ziele  haben. 

Wenn  nun  aber  viele  einzelne  Menschen  Leistungen  verwirk- 
lichen, die  untereinander  keinen  Einheitsbezug  im  gleichen  Ziele 
haben,  z.  B.  indem  der  A  mit  C  Tauschgeschäfte  macht,  so  können 
deren  Leistungen  nur  durch  nachträgliche  Abänderung,  Umge- 
staltung oder  Modifikation  beeinflußt,  vereinheitlicht  werden.  Die 
Kraft,  durch  welche  in  der  Verkehrswirtschaft  diese  Modifikation, 
Abänderung  oder  Beeinflussung  erfolgt,  heißt  Wettbewerb. 

Die  formelle  Stellung  des  Wettbewerbes  ist  aber  eine  zweifache ; 
einerseits  bedeutet  der  Wettbewerb  als  Beeinflussung  (Modifikation) 
der  Leistungen  eine  Leistungskategorie;  andererseits  ein  allgemein 
morphologisches  Element  dadurch,  daß  er  von  der  Tatsache  abhängt, 
ob  Ein  Wirtschafter  oder  deren  viele  vorhanden  sind.  Wo  nur  ein 
Wirtscliafter  ist,  gibt  es  keine  Beeinflussung  durch  Wettbewerb, 
Erst  in  der  Vielheit,  also  erst  innerhalb  eines  bestimmten  morpho- 
logischen  Aufbaues   der   Wirtschaft,   kann   Wettbewerb   entstehen. 

Es  genügt,  an  dieser  Stelle  die  Modifikation  der  Leistungen,  die 
vom  Wettbewerb  ausgeht,  festgestellt  zu  haben.  Das  Wesen  des  Wett- 
bewerbes sowie  auch  seine  beeinflussende  Wirkung  wird  später  er- 
örtert werden. 

Audi  in  der  organisierten  Wirtschaft  gibt  es  eine  Leistungs- 
beeinflussung. Die  Leistung  ist  in  ihr  nicht  von  dem  Ziel  und  Be- 
lieben jedes  Einzelnen  abhängig  gemacht,  sondern  nach  ihrem  Ziel 
wie  in  ihrer  besonderen  Art  durch  die  Leistung  der  Gesamtwirtschaft 
bestimmt.  Es  ist  Befehl  und  Strafe,  weldie  diese  Bestimmtlieit 
sicherstellen.  Die  Leistung  wird  so  zwar  nicht  erst  nachher  modi- 
fiziert, sondern  viel  systematischer  wie  vom  freien  Wettbewerb  von 
Anfang  an  bestimmt,  aber  auch  dieses  Bestimmen  ist  nur  ein  Ein- 
flußnehmen auf  das,  was  sich  sonst  beim  Individuum  durch  Druck 
des  Marktes  herausbilden  würde.  In  der  geschlossenen  Hauswirt- 
schaft, in  der  Stadtwirtschaft,  im  sozialistischen  Staat  sind  Befehl 
und  Strafe  die  leistungsabändernden  Kräfte. 

Eine  dritte  Leistungsbeeinflussung  findet  durch  Alachtund 
Gewalt  statt,  sofern  diese  nicht  innerhalb  einer  Organisation,  son- 

38* 
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dem  frei  waltet.  Die  Macht  von  Reichtum,  Monopol,  kartellähn- 
lichem Zusammenschluß  hat  zu  allen  Zeiten  leistungsverändernd 
gewirkt  und  das  Wirken  von  Organisation  wie  von  freiem  Wett- 
bewerb in  der  Gesellschaft  ergänzt.  Begrifflich  liegt  aber  hier  nur 
eine  Abart  des  freien  Wettbewerbes  vor.  Das  Wirken  dieser  Mächte 
unterscheidet  sich  vom  Wettbewerb  nur  dadurch,  daß  gleichwertige 
Gegner  nicht  vorhanden  sind,  daher  kein  „Wett"-Ka,mpf  stattfindet, 
sondern  die  Uebermacht  schlechthin  herrscht.  Man  kann  diesen 
Zustand  als  „schlummernden  Wettbewerb"  (latente  Konkurrenz) 
bezeichnen.  Denn  er  ist  dadurch  bestimmt,  daß  die  herrschen- 
den Mächte  jederzeit  durch  neu  erwachende  Gegenkräfte  einem 
Wettkampf  ausgesetzt  werden  können. 

§  13.  Die  Gesamtbewjlhruns:  oder  allgemeine  Erfoljiliategorie 
der  Wirtschaft :  wirtschaftliche  Fruchtbarlteit  oder  Produktivität. 

Notwendig  muß  das  ganze  leistende  Räderwerk  der  Wirtschaft 
in  allen  seinen  Teilen  und  im  Zusammenwirken,  d.  i.  im  Erfolg 
eine  Bewährung  finden.  Die  Wirtschaft  hat  entweder  das  Ziel, 
den  Erfolg,  „das  Mögliche  an  Zielerreichung"  zu  leisten  erlangt,  oder 
niclit.  Dieser  „Erfolg"  der  Wirtschaft  heißt  ihre  Fruchtbarkeit 
oder  Produktivität.  Im  Begriffe  der  Fruchtbarkeit  ist  somit  der 
allgemeine  Bewährungs-  oder  Erfolgsbegriff  gegeben ;  in  ihm  liegt 
eine  oberste  Zusammenfassung  aller  leistenden  Anteile  (Kom- 
ponenten) des  Wirtschaf tens  beschlossen.  Der  Fruchtbarkeitsbegriff 
ist  daher  kein  einfacher  Begriff,  wie  irrtümlich  angenommen  zu 
werden  pflegt;  vielmehr  von  vielfältiger  Zusammensetzung.  Schon 
darum  ist  es  falsch,  zu  sagen,  nur  die  Landwirtschaft  sei  produktiv 
(Physiokraten)  oder  nur  der  auswärtige  Handel  (Merkantilisten) 
oder  nur  die  Sachgüter  erzeugenden  Berufe  (vielfach  moderne  Mei- 
nung). Alles  das  geht  fehl.  Wirtschaftliche  Fruchtbarkeit  ist  zu- 
nächst das  Leisten  überhaupt  (Ergiebigkeit),  ferner  bezieht  sie  sich 
auf  die  Verhältnismäßigkeit  des  für  verschiedene  Ziele  Geleisteten, 
auf  den  Wertvergleich  der  Leistungsauf  wände  (Kosten)  und  des 
Geleisteten,  auf  die  Gültigkeit  der  Ziele,  für  die  etwas  geleistet 
wird  —  um  nur  die  Hauptmomente  zu  nennen. 

So  steht  der  Fruchtbarkeitsbegriff  nicht  am  Anfang,  sondern  am 
Ende  der  ganzen  Grundbegriffslehre.  Seine  Behandlung  wird  daher 
am  zweckmäßigsten  erst  nach  Beendigung  der  gesamten  Betrach- 
tung des  leistungsmäßigen  Aufbaues  der  Volkswirtschaft  erfolgen. 


(Fortsetzung  und  Schluß  folgt  im  nächsten  Hefte.) 
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XI. 

Handel  und  Verkehr  Finnlands. 

Von 

6.  Buetz,  Dessau. 

Durch  die  Angliederung  der  russischen  Ostseeprovinzen  an 
Deutschland  ist  das  vielumstrittene  dominium  maris  baltici  an  Deutsch- 
land übergegangen.  Die  Ostsee  ist  deutsches  Meer  geworden.  Eine 
Tatsache,  welche  wirtschaftlich  noch  schwerer  in  die  Wagschale  fällt 
als  politisch.  Englische  wie  schwedische  Blätter  haben  durch  ihre 
nervösen  Befürchtungen  den  wirtschaftlichen  Gewinn  einer  Vor- 
herrschaft im  Ostmeere  in  den  letzten  Zeiten  durch  den  „Observer" 
wie  durch  „Göteborgs  Handels-  och  Sjöfarts-Tiding"  genugsam  in 
das  rechte  Licht  gerückt.  In  dem  Handel  der  Ostsee  aber  spielt 
Finnland  neben  Schweden  und  Rußland  seine  Rolle.  Wir  sind 
heute  im  Begriff,  durch  die  Waffenhilfe  auch  in  Finnland  eine  wirt- 
schaftliche Vorherrschaft  anzubahnen.  Im  Hinblick  auf  die  Machen- 
schaften Großbritanniens  wie  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
ist  es  für  uns  ja  zu  einer  Notwendigkeit  geworden,  uns  durch  die 
Waffe  wirtschaftliche  Bewegungsfreiheit  zu  schaffen.  Es  ist  daher 
von  Bedeutung,  festzustellen  —  und  zwar  ohne  jede  künstliche  Ver- 
schönerung der  Aussichten  festzustellen  —  welche  Wirtschaftswerte 
Finnland  bietet,  in  welcher  Weise  eine  wirtschaftliche  Entwicklung 
Finnlands  vor  sich  gehen  kann. 

Infolge  der  wirtschaftlichen  Hemmungen,  welche  Rußland  Finn- 
land bereitete,  infolge  der  noch  stärkeren  Hemmungen  durch  das 
Klima  des  Landes,  der  Kultur  seiner  Bewohner  und  endlich  infolge 
der  geringen  Bevölkerung  ist  Finnland  ein  wirtschaftlich  zurück- 
gebliebenes Land.  Ein  dünn  besiedeltes  Land  ist  nie  wirtschaftlich 
leistungsstark.  Während  in  Deutschland  120  Einwohner  auf  den 
Quadratkilometer  kommen,  kann  Finnland  in  seinen  industriellen 
Teilen  auf  9,4  Einwohner  rechnen.  Seine  wirtschaftliche  Schwäche 
kommt  bereits  in  der  geringen  Bevölkerungszunahme  zum  Ausdruck. 
Die  Bevölkerung  vermehrte  sich  von  1870  zu  1913  nur  von  1,76  auf 
3,23  Millionen  Köpfe.  Günstig  für  eine  händlerische  Entwicklung 
ist,  daß  die  Bevölkerungsdichte  sich  nach  den  Städten  hinzieht.'     In 
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den  Landgemeinden  lebten  1800:  94,4  Proz.  der  Bevölkerung,  1913 
aber  nur  noch  84,3  Proz.  Die  Stadtbevölkerung  mehrte  sich  von 
5,6  Proz.  zu  15,4  Proz.  Trotzdem^  muß  berücksichtigt  werden,  daß, 
abgesehen  von  Helsingfors  und  Abo,  von  Großstädten  keine  Rede 
sein  kann.  Auch  Helsingfors  hatte  1913  nur  167  083  und  Abo  nur 
53  105  Einwohner.  Außer  jenen  beiden  Großstädten  kennt  Finnland 
überhaupt  nur  noch  7  Städte  über  10  000  Einwohner.  Es  sind  dies 
die  Städte  Tammerfors  mit  49900,  Viborg  mit  28900,  Vasa  mit  24  000, 
Uleäborg  mit  21500,  Björneborg  mit  17  200,  Kuopio  mit  17100  und 
Kotka  mit  12000  Einwohnern.  Die  noch  niedrige  Entwicklung  des 
ökonomischen  Lebens  Finnlands  geht  außerdem  auch  aus  seinen  AuS- 
wanderungsziffern  hervor;  von  1833  gerechnet,  ist  etwa  der  vierte 
Teil  des  Bevölkerungszuwachses  ausgewandert,  von  1870  an  gerechnet, 
etwa  der  fünfte  Teil.  Die  Auswanderung  geschieht  allerdings  von 
dem  platten  Lande,  doch  nimmt  sie  den  Städten  und  damit  dem 
Handelsleben  einen  Teil  des  so  notwendigen  Zuzuges.  (Die  Ziffern 
sind  entnommen :  Statistik  für  Finnland  1913,  Statistisches  .lahrbuch 
für  das  Deutsche  Reich,  1915.) 

Trotz  der  wirtschaftlichen  Hemmungen  ist  es  Finnland  dennoch 
gelungen,  sich  eine  Industrie  zu  schaffen.  Das  Vorhandensein  von 
billigen  "Wasserkräften,  das  Vorkommen  reicher  Rohstoffe  gab  einer 
industriellen  Entwicklung  seine  Grundlagen.  Finnland  hat  einen  un- 
gewöhnlich großen  Waldreichtum.  Von  der  Gesamtfläche  des  Landes 
waren  1910  57,1  Proz.  Waldboden.  Diese  Waldfläche  auszunützen, 
gelang  durch  die  zur  Industrie  benutzbaren  Wasserkräfte  wie  durch 
die  Wasserverkehrswege  in  der  Form  von  Flüssen  und  Kanälen. 
Schätzungsweise  verfügt  Finnland  über  3  Millionen  Pferdekräfte 
für  seine  Industrie.  Nach  Pohle,  „Finnland",  S.  1516  belief  sjch  die 
Zahl  der  verwendeten  Wasserkräfte  auf  89037  im  Jahre  1908.  Hierzu 
kommen  73  979  Pferdekräfte  Dampfkraft.  Mit  Wassermotoren  ar- 
beiteten 342  Papierfabriken,  145  Sägewerke,  49  Textilwerke,  158 
Metallwerke  und  17  elektrische  Werke.  Stellt  man  die  mit  Wasser- 
kraft und  die  mit  Dampfkraft  arbeitenden  Unternehmungen  zusammen, 
so  ergibt  sich  das  folgende  Bild: 

Wasserkraft  Dampfkraft 

Papierindastrie                         342  76   Werke 

Holzindustrie                            145  5 '9        >• 

Textilindustrie                            49  66        „ 

Metallindustrie                         158  107        „ 

Elektrotechnische  Industrie      17  58        „ 

Der  verhältnismäßig  hohe  Prozentsatz  verwendeter  Dampfkraft 
hat  seinen  Ursprung  in  der  billigen  Einfuhr  englischer  Industrie- 
kohle: die  Sägewerke  liegen  fast  durchgehend  am  Meer  und  haben 
so  die  Kohlen  billig,  die  Hauptwerke  liegen  am  Finnischen  und  am 
Bottnischen  Meerbusen.     Es  liegen  hier  in 

Kotka                    8  Werke  mit  11,9«     Mill.  F.  M.  Bruttoproduktion 

Björneboig  4       .,  ..       8,60        , 

Eemi                      4  „          „       3,74         „       „    „                  ,. 

uleäborg  2        „  0,^58       .,       „    „  

18  Werke  mit  24,518  Mill.  F.  M.  Bruttoproduktion 
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Insgesamt  hatte  man  1908:  611  Sägewerke  mit  einer  Brutto- 
produktion von  101,37  Mill.  F.  M.,  1911  670  Werke. 

Die  Ausfuhr  von  Holz  ist  eine  bedeutende.  Die  Einnahme  der 
Holzausfuhr  belief  sich  in  den  letzten  10  Friedensjahren  auf  rund 
200  Millionen  Rubel. 

Nach  den  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirt- 
schaft", Jahrg.  1914,  Nr.  104,  S.  3(4  steigerte  sich  der  Wert  in  fin- 
nischen Mark  in  der  folgenden  Weise.  Der  Wert  der  Ausfuhr  von 
Holz  und  Holzwaren  belief  sich  auf 


1909 

138,2  Millionen 

1910 

16. ,4 

„ 

1911 

167,0 

,, 

1912 

173,4 

»»V 

1913 

227,» 

.» 

An  unbearbeitetem 

Nutzholze  versandte  man 

in 

i  1000  cbm: 

19t  1 

1912 
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461 
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tt      tt 
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271 

.t 
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1 
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Es  gingen  ins  Ausland  1913  (Finnische  Statistik,  1915): 

An  Bauholz        7381  744  cbm  im  Werte  von  214,56  Mill.  F.M. 
An  Brennholz     1066449     „      „        .,         ..         4i*6      „      „    „ 

Die  Ausfuhr  der  wichtigsten  Sägeerzeugnisse  gestaltete  sich  in 
den  letzten  Friedensjahren  in  der  folgenden  Weise.  Es  wurden  aus- 
geführt in  1000  cbm: 

1911 

22,2  Mill.  F.  M.) 

38,6      

60,6      , 

3,4      

3,«      „      ,.    „ 

1913 
512  (Wert  29,7   Mill.  F.M.) 
•138       „      52.7      .,      „    ,. 

1892       „      25,7      , 

'66       „         5,6      „      „    „ 
'57      ,.        5.*      I,      „    ,, 

An  Holzwaren  hat  Finnland  größtenteils  nur  eine  Ausfuhr  von 
Garnrollen;  diese  aber  ist  bedeutend.  An  Garnrollen  wurden  ausge- 
führt, in  Tonnen: 

1911  9  553  =  5,8  Mill.  F.M. 

1912  9  768  =  5.7   „   „  .. 

1913  11322  =  6,2   „   „  „ 

Nach  der  Finnischen  Statistik  von  1915  macht  die  Ausfuhr  von 
Holz  und  Holzwaren  1913  56,58  Proz.  der  Gesamtausfuhr  aus  und 
steht   damit   mit   an   erster   Stelle   aller  Ausfuhrwaren   des   Landes; 
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erst  an  zweiter  Stelle  kommt  die  Ausfuhr  von  Holzfabrikaten, 
welche  mit  17,74  Proz.  vertreten  ist.  Nach  Frädericksen,  „Finland", 
gingen  1913  Holz  und  Holzwaren  in  folgenden  Werten  nach  den 
einzelnen  Staaten: 

Deutschland  nahm  1913  im  einzelnen 
nach  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs, 
Bd.  27 I.- 
Nadelholz     27,0  Hill.  H. 
Nutzholz  2,7      „       „ 

Garnspulen      1,0      „       ,, 
30,7  MiU.  H. 

Nach    dem    oben    angeführten   deutschen   Berichte   gingen  jene 
Waren  an: 

1910  1911  1912 

Großbritannien     50,9  50,0  50,3  Hill.  F.  M. 

Frankreich            23,4  25,1  25,3 

Deutschland         22,2  26,4  25.8 

Die  Hauptartikel,  welche  Deutschland  aufnahm,  waren  in 
1000  cbm: 

1911  1912 

Bretter          481     (Wert  19.7  MiU.  F.  M.)  482     (Wert  18,5  MilL  F.  M.) 

Hollen             51         „         2,s      „      „    „  59         „         2,4  „      „    „ 

Sparren          104         „         2,8      „      „    „  loi         „         2,s  „      „    „ 

Garnrollen  2295  t     „         1,8      2450  t     „         i,s  „      „    „ 

Infolge  des  wenig  kaufkräftigen  Marktes,  wie  infolge  der  Lage 
der  Industrie  an  den  Rändern  des  Landes,  ist  der  Hauptteil  der  Er- 
zeugung der  finnischen  Waldprodukte  zur  Ausfuhr  gelangt.  Von 
den  3,61  Mill.  cbm  von  der  Sägeindustrie  bearbeiteten  Holze  wurden 
1910  nicht  weniger  als  3,12  Mill.  cbm  ausgeführt.  Im  Jahre  1911 
stellten  sich  die  Ziffern  3,74  und  3,11.  —  Aus  den  Ausführungen 
geht  hervor,  daß  der  Hauptabnehmer  der  finnischen  Hölzer  bisher 
Großbritannien  war,  dessen  Holzabnahme  eine  doppelt  so  große  war 
wie  jene  Deutschlands.  Die  finnische  Sägeindustrie  pflegte  eben  ihre 
Kohlen  mit  der  Holzausfuhr  zu  bezahlen.  Von  108,56  Mill.  F.  M. 
der  englischen  Einfuhr  finnischer  Waren  kamen  66,76  Mill.  F.  M., 
also  über  die  Hälfte  der  Gesamteinfuhr,  auf  den  Posten  der  Holz- 
industrie. Nach  dem  Bericht  des  Generalkonsulates  in  London  nahm 
England  von  Rußland  mit  Finnland  1913  51  Proz.  seiner  gesamten 
Holzausfuhr  auf.  Rußland  lieferte  Eisenbahnschwellen,  Faßdauben 
und  Eichenbretter.  Seinen  Verlust  der  Ostseehäfen  wird  Rußland 
hinsichtlich  der  Holzverschiffung  nach  England  durch  die  Murman- 
bahn  auszugleichen  suchen.  13  Proz.  der  russischen  Holzausfuhr 
kam  im  Frieden  bereits  aus  der  Gegend  der  Murmanbahn.  Nur 
durch  diesen  Verkehrsweg  kann  Finnland  eine  fühlbare  Konkurrenz 
hinsichtlich  seiner  Holzausfuhr  gemacht  werden.  Ob  die  Murman- 
bahn den  in  diesem  Punkte  an  sie  gestellten  Hoffnungen  gerecht 
werden  wird,  bleibt  abzuwarten.  (Näheres  über  die  Murmanbahn 
R.  Hennig,  Die  Murmanbahn,  in  Perthes'  Geographische  Mitteilungen, 
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Jahrg.  1917,  und  Berichte  für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft, 
Jahrg.  1917,  Nr.  93.)  —  Nach  den  Angaben  über  den  Holzhandel 
zwischen  Finnland  und  Großbritannien  ist  ersichtlich,  daß  es  not- 
wendig ist,  daß  der  deutsch-finnische  Handel  sich  erweitert. 

Die  Papierindustrie  Finnlands  ist  von  der  nämlichen  Bedeutung 
wie  seine  Holzindustrie.  Die  Zahl  der  Fabriken  hob  sich  von  1885 
zu  1913  von  27  auf  87  Fabriken;  die  Zahl  der  Arbeiter  stieg  von 
2159  auf  10601.  Der  Wert  der  Erzeugung  steigerte  sich  in  dem 
angegebenen  Zeiträume  von  9,10  Mill.  F.  M.  auf  95,58  Mill.  F.  M. 
Es  bestanden  42  Holzverarbeitungs-  und  Pappenfabriken,  19  Zellulose- 
fabriken und  26  Papierfabriken.  (Die  Ziffern  stammen  aus  „West- 
nik  Finansow",  wiedergegeben  Wirtschaftsdienst,  Jahrg.  1918,  Nr.  14, 
S.  331.) 

Die  Zellstoffabriken  haben  ihren  Hauptsitz  in  Südfinnland  und 
nutzen  die  Wasserkräfte  des  Kymmeneflusses.  Ebenfalls  am  Kym- 
meneflusse  liegen  die  Papierfabriken,  die  sich  aber  auch  um  Tam- 
merfors  einen  Konzentrationspunkt  geschaffen  haben.  Die  weniger 
leistungsfähigen  Anlagen  nutzen  die  Stromschnellen  und  Wasserfälle 
im  Binnenlande,  doch  über  Südmittelfinnland  geht  keine  der  In- 
dustrien hinaus.  Die  lange  Vereisungszeit,  die  Ungunst  der  Verkehrs- 
wege bieten  hier  ein  natürliches  Hemmnis.  Die  Produktion  der 
Werke   ist  nicht   unbedeutend.     Es   wurden   hergestellt   in  Tonnen: 


Holzmasse,  Pappe 

Zellulose 

Papier 

1800 

«'355 

5  335 

13863 

1910 

i68  436 

104  798 

159616 

1913 

»i3  5>4 

«44  532 

167  631 

Wie  hinsichtlich  seines  Holzes  und  seiner  Holzwaren,  so  werden 
auch  die  Produkte  der  Papierindustrie  fast  sämtlich  ausgeführt. 
Nach  den  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft", 
Jahrg.  1914,  Nr.  104,  S.  4  betrug  die  Ausfuhr  jener  Produkte  in 
Mill.  F.  M. 

1909  42,s       1912   65,0 

1910  50,1       1913   73.» 

1911  58,2 

Im  einzelnen  stellte  sich  die  Ausfuhr  in  der  folgenden  Weise, 
in  Tonnen: 

1911  1912 

Holzmanse,  geschliffen     33  655  (Wert     3,6  Mill.  F.  M.)  46  166  (Wert  4,8  Mill.  F.  M.) 
„           chemisch, 

trocken                        66385       „      11,8  „      „   „  81810  „  14,8  „ 

Holzpappe                         47074      „        6,8  „     „   „  52776  ,,  7,6  „ 

Kartonpapier                      56757       „       11,9  „      „    „  64431  „  13,«  „ 

Tapetenpapier                      4276       „         l,s  „      „    „  3893  „  I,»  „ 

Druckpapier                      54352       „      17,8  „      „   „  57281  „  19,0  „ 

Schreibpapier                       4133       „         2,5  „      „    „  3027  „  1,8  „ 
Zigaretten-  und  Seiden- 

Papier                               4^9       »        ".l  ,  5'*  .,  «.l  ,. 
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1913 

Holzmasse,    geschliffen  40  386  (Wert  3,6  Mill.  F.  M.) 

„         chemisch,  trocken  73  891       „    14,1  „  „  „ 

Holzpappe  53  73°      ■>      8,s  „  „  „ 

Kartonpapier  66  154       „    14,7  „  „  „ 

Tapetenpapier  4216       „      i,s  „  „  „ 

Druckpapier  70066       „    23,«  „  „  „ 

Schreibpapier  4  034       „      2,5  „  „  „ 

Zigaretten-  u.  Seidenpapier         532       „      l,«  „  „  „ 

Während  in  der  Holzindustrie  die  Ausfuhr  nach  Großbritannien 
eine  Hauptrolle  spielte,  kam  für  die  Papierindustrie  vorwiegend  Ruß- 
land in  Frage.  Von  der  Gesamtausfuhr  an  Papierprodukten,  welche 
1913  71,273  Mill.  F.  M.  betrugen  und  17,84  Proz.  der  Gesamtausfuhr 
Finnlands  ausmachte,  kamen  auf  die  Hauptabnehmer  Finnlands,  in 
Millionen  Finnischer  M.  gerechnet,  auf 


1910 

1911 

1912 

Rußland 

30.' 

34.« 

37,s 

Großbritannien 

9.8 

,12,6 

14,5 

Deutschland 

4.3 

5.« 

5.1 

Im  einzelnen  gingen  1913  nach  Rußland: 

Trockene  geschliffene  Holzmasse        i  368  t 
Pappe  28  677  t 

Papier  36051  t 

Papier  und  Pappe  gingen  demnach  fast  ausschließlich  zuvor  nach 
Rußland.  Großbritannien  war  der  Hauptabnehmer  von  trockener 
chemischer  Holzmasse,  denn  von  der  Erzeugung  von  73891  t  gingen 
36  502  t,  also  die  Hälfte,  nach  England.  Deutschland  war  bisher 
der  Abnehmer  der  folgenden  Waren,  in  t: 

1911 
Geschliffene  trockene  Holzmasse  5  134 
Chemisch  trockene  ,,  15  081 

Holzpappe  8  882 

Kartonpapier,   Umschlagpapier  5  4'° 

Einen  guten  Ueberblick  über  die  Entwicklung  der  finnischen 
Papierfabrikation  gibt  wiederum  „Westnik  Finansow"  in  den  Aus- 
fuhrzahlen.    Danach  betrug  die  Ausfuhr  in  Mill.  t: 


1912 

1913 

3  339 

3738 

5or« 

15780 

7885 

7045 

3887 

2348 

Mechanische  Holzm. 

Chemische 

Holzm. 

Pappe 

Papier 

1890 

12,51 

I,8S 

6,65 

10,41 

1910 

36,50 

S0,«5 

45.58 

io6,go 

1913 

49.«« 

77.«« 

53.'» 

145,0» 

1915 

38,9s 

6i,»s 

57.«s 

146,40 

Aus  der  Statistik  ist  das  ungewöhnlich  schnelle  Wachstum  der 
Industrie  zu  erkennen,  außerdem  das  Ueberwiegen  der  Papierindustrie 
hinsichtlich  der  Produktionskraft.  Ueberraschend  ist  die  Entwick- 
lung der  auf  chemischem  Wege  hergestellten  Holzmasse,  welche  die 
auf  mechanischem  Wege  hergestellte  Holzmasse  1915  um  rund  19  Mill. 
Tonnen  überragte.  Die  Gesamtausfuhr  aller  Fabrikate  der  Papier- 
industrie belief  sich  auf  71,27  Mill.  finnische  M.  hiervon  entfielen  in 
Prozenten  gegeben  auf 
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RaQland 

60,6 

Proz. 

Großbritannien 

19,» 

jj 

Deutschland 
Niederlande 

7.» 
5.7 

fl 

Frankreich 

3.1 

., 

Es  ist  ersichtlich,  daß  der  deutsch-finnische  Handel  auch  hier 
einer  Erweiterung  bedarf.  Finnland  kann  nur  daran  gelegen  sein, 
seine  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  Großrußland  zu  vermindern. 
Wie  für  Hölzer,  so  hat  der  Krieg  auch  für  Papier  aus  Papierholz- 
stoff in  Deutschland  eine  große  Nachfrage  für  die  Zukunft  geschaffen. 
Es  gilt,  uns  den  Zugriff  zu  den  nicht  unerheblichen  finnischen  Pro- 
duktionsgütern zu  sichern.  Bei  dem  Friedensvertrage  des  Deutschen 
Reiches  mit  Finnland  vom  7.  März  1918  ist  denn  ja  auch  im  wei- 
testen Maße  der  Anbahnung  engster  Verkehrsbeziehungen  Rechnung 
getragen  (Wortlaut  insonderheit  des  Handels-  und  Schiffahrtsab- 
kommens im  Texte  S.  13,  Nr.  21,  Jahrg.  1918,  Beilage  der  Nachrichten 
für  Handel ,  Industrie  und  Landwirtschaft ,  vergl.  außerdem  „Die 
Handelsverträge  des  Deutschen  Reiches"  Mittler  u.  S.). 

Die  sonstige  Industrie  Finnlands  ist  nicht  in  der  Lage,  sich 
eine  Ausfuhr  zu  gestatten.  Sie  ist  nicht  einmal  im  entferntesten 
fähig,  den  eigenen  geringen  Markt  zu  decken.  Als  eigentliches  In- 
dustriegebiet Finnlands  kommt  Helsingfors  und  vor  allen  Dingen 
Tammerfors  in  Frage.  In  Helsingfors  ist  der  Sitz  der  finnischen 
Metallindustrie.  Außerdem  sind  dort  Zuckerfabriken  und  Tabak- 
fabriken. Tammerfors  ist  das  Zentrum  der  Textilindustrie.  Die 
Verarbeitung  von  Baumwolle  und  jene  von  Flachs,  die  Verarbeitung 
von  Wolle  zu  Geweben  ist  hier  in  Angriff  genommen.  Die  Textil- 
industrie war  hier  1908  nach  Pohle  mit  einem  Produktionswert  von 
27,85  Mill.  F.  M.  vertreten.  Auch  die  Metallindustrie  war  in 
Tammerfors  mit  2,70  Mill.  F.  M.  beteiligt.  In  Helsingfors  bestanden 
1908:  16  Fabriken  für  Metallverarbeitung,  3  Zuckerraffinerien, 
4  Tabakfabriken  mit  leistungsfähigem  Betriebe. 

Die  geringe  Leistungskraft  der  Anlagen  kommt  am  besten  in 
den  Ziffern  der  Einfuhr  zur  Geltung.  Obgleich  die  Bevölkerung 
dünn,  ihre  Ansprüche  äußerst  primitiv,  ihre  Kaufkraft  gering,  ist 
die  industrielle  Einfuhr  doch  eine  bedeutende.  Metalle  und  Fabrikate 
wurden  1913  in  einem  Umfange  von  37,21  Mill.  F.  M.  eingeführt. 
Maschinen,  Motore,  Apparate  und  Werkzeuge  konnten  für  die  Holz- 
und  Papierindustrie  so  gut  wie  gar  nicht  im  Inlande  hergestellt 
werden,  sie  wurde  in  einer  Höhe  von  33,06  Mill.  F.  M.  eingeführt. 
Textilstoffe  und  textile  Fertigfabrikate  kamen  in  der  Höhe  von 
53,34  Mill.  finn.  M.  zur  Einfuhr.  Gummi,  Guttapercha  und  Waren 
dieser  Produkte  wurden  zu  13,65  Mill.  F.  M.  eingeführt.  Die  ge- 
samte industrielle  Einfuhr  mußte  man  1913  auf  rund  222,40  Mill. 
F.  M.  rechnen;  die  gesamte  Ausfuhr  Finnlands  aber  stellte  sich 
1913  nur  auf  404,8  Mill.  F.  M.  Die  Gesamteinfuhr  aber  belief 
sich  auf  495,4  Mill.  F.  M. 

Betrachten   wir  die  einzelnen  Herkunftsländer,   dann   ergibt   sich, 
daß  die  Lieferanten  für  Metallware  bisher  Deutschland  und  Rußland 
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waren,  daß  Maschinen  vorzugsweise  aus  Deutschland  und  Schweden 
kamen,  daß  industrielle  Mineralstoffe  von  Großbritannien  bezogen, 
daß  Textilstoffe  aus  Deutschland  und  Großbritannien  kamen,  während 
man  Oele  und  Gummi  vorwiegend  von  Rußland  bezog.  Stellt  man 
die  einzelnen  Ziffern  zusammen,  so  ergibt  sich  das  nachfolgende  Bild. 
Es  lieferten  1913  an  industriellen  Fabrikaten  in  Mark; 

Dentschland  Bußland  England                  Schweden 

Metallwaren  lo  924  000  M.  5  705  000  M.  —                             — 

Maschinen  15  661  000  „  —  5  072  000  M.           7  048  000  M. 

Mineralien  5430000  „  —  14  960  000  „                      — 

Spinnstoffe  12  981  000  „  381000O    „  9  407  000  „                      — 

Gewebe  9619000  „  7879000   „  4507000  „                    — 

Oele  —  11254  000   „  —                             — 

Gnmmi  4  996  000  „  5  233  000  ,,  —                             — 

Im  Verhältnis  hierzu  ist  es  interessant,  die  Gesamteinfuhr  jener 
Länder  diesen  Ziffern  gegenüberzustellen.  Es  belief  sich  die  Gesamt- 
einfuhr 1913  in  Millionen  finnischen  Mark  wie  folgt: 

Deutschland  202,52 

Bu  Bland  140,1» 

England  6o,t>s 

Schweden  27,5« 

Außerdem  war  Dänemark  noch  mit  29,35,  die  Niederlande  mit 
10,41,  Belgien  mit  8,04  und  Frankreich  mit  7,11  Mill.  F.  M.  ver- 
treten. (Die  Ziffern  sind  entnommen  „Weltwirtschaftliches  Archiv", 
Chronik  und  Archivalien,  Bd.  10  (1917)  S.  357*.) 

Insgesamt  lieferte  Deutschland  (nach  der  deutschen  Reichsstatistik, 
Bd.  271)  an  Finnland  für  97,499  Mill.  M.  Von  dieser  Einfuhr  entfielen 
auf  die  industriellen  Produkte  folgende  Wertmengen: 


Bindshäute 

für 

S.S 

MUl. 

M. 

Maschinen 

5 

Elektrotechi 

tische  Erz 

3,« 

Fahrzeuge 

2,9 

Stoffe 

2.1 

Kammgarn 

I.« 

Stabeisen 

I>< 

Zement 

».* 

Baumwolle 

«,s 

Eisenbahnacfasen 

«,0 

Lederwaren 

2.« 

gleich 

28,0 

Mni. 

M. 

Wenn  auch  die  deutsche  Einfuhr  weit  erheblicher  ist,  als  die 
Ausfuhr  von  Finnland  nach  Deutschland,  so  kann  doch  auch  hier 
wiederum  nur  festgestellt  werden,  daß  Deutschland  in  dem  Außen- 
handelsleben Finnlands  hinsichtlich  der  Ausfuhr  erst  an  dritter  Stelle 
kommt.  Wenn  Rußland  mit  einer  Ausfuhr  von  113,30  Mill.  F.  M., 
Großbritannien  mit  einer  solchen  von  108,56  Mill.  F.  M.  beteilig 
war,  dann  erscheinen  die  52,15  Mill.  F.  M.  Deutschlands  nur  ge- 
ring. Wir  wissen,  daß  der  Handel  mit  Rußland  hinsichtlich  seiner 
Einfuhr  ein  gezwungener  war.  Rußlands  Bestreben  war  es,  seine 
Fabrikate   auf   den   Märkten    seiner    Randländer   abzusetzen.      (Vgl. 
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hierzu  Hettner  „Rußland",  S.  290 ff.).  Die  neuen  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  Finnlands  werden  hier  einen  Wandel  schaffen.  Es  steht 
zu  erwarten,  daß  die  Vorherrschaft  Rußlands  auf  dem  finnischen 
Markte  beseitigt  und  daß  die  überlegene  Stellung  Großbritanniens 
Einbuße  erleidet.  Das  finnische  Fabrikat  kann  auf  dem  deutschen 
Markte  noch  ein  weites  und  lohnendes  Absatzfeld  finden.  Daß  die 
Tendenz  hierzu  schon  lange  vorhanden  war,  geht  aus  der  Steigerung 
der  Handelsziffern  hervor.  Dtr  Ausfuhrhandel  mit  Deutschland,  der 
1890  noch  erst  5,98  Mill.  betrug,  stieg  1913,  wie  angegeben,  auf 
52,15  Mill.  F.  M.  Doch  auch  der  Handel  Rußlands  hob  sich  in  der 
finnischen  Ausfuhr  von  36,36  auf  113,30  Mill.  F.  M.  und  jener  Eng- 
lands von  17,65  auf  108,56  Mill.  F.  M. 

Hinsichtlich  der  Einfuhr  steht  Deutschland  an  erster  Stelle. 
Trotz  aller  Mühen  und  Zollschikanen  hat  es  Rußland  nicht  erreicht, 
den  deutschen  Markt  zurückzudrängen.  Allerdings  hatte  Deutschland 
die  Vorteile  des  Zollvertrags  von  1905/06  auf  seiner  Seite,  der  in 
den  Revolutionstagen  Rußlands  abgeschlossen,  d.  h.  von  Rußland  in 
seiner  damaligen  Schwäche  angenommen  werden  mußte.  Stellt  man 
für  1890  und  1913  die  Einfuhrziffern  Finnlands  nach  den  einzelnen 
Ländern  gegenüber,  dann  kommt  man  zu  dem  folgenden  Resultat. 
Es  entfielen  auf  die  Einfuhr  1913  und  1890  in  Millionen  finnische 
Mark  auf 

1913  1890  entspricht  einer 

Zunahme  von 
Deutsehland  202,5»  44.'8  '57,76 

Rußland  I40|ii>  47>8^  140,19 

Großbritannien  60,66  23, .iO  37i60 

Schweden  27,62  11,82  iS.«' 

Der  deutsche  Handel  hat  hinsichtlich  der  Einfuhr  also  eine  hoch- 
beachtenswerte Leistung  aufzuweisen  gehabt.  Da  es  schon  im  Hin- 
blick auf  ihre  Handelsbilanz  den  Finnländern  erwüncht  sein  muß,  ihre 
Fabrikate  mehr  auf  dem  deutschen  Markte  abzusetzen,  um  die  hohe 
Einfuhr  mit  ihrer  Ausfuhr  bezahlen  zu  können,  steht  zu  erwarten, 
daß  in  Zukunft  die  Ausfuhr  Finnlands  in  weit  verstärktem  Maße  die 
deutschen  Märkte  aufsuchen  wird. 

Das  russische  Element  war,  wie  insgesamt,  so  auch  im  Handels- 
leben ein  aufgezwungenes.  Sehen  wir  beispielsweise  das  Presseleben 
Finnlands  an  —  Publikationsorgane  und  Berufs-  wie  Nachrichten- 
schriften spielen  im  modernen  Handelsleben  ja  eine  stets  wachsende 
Rolle  —  so  erkennen  wir,  daß  in  Finnland  1913  von  401  Presseorganen 
273  in  finnischer  Sprache,  113  in  schwedischer  Sprache,  3  in  deutscher 
und  nur  3  in  russischer  Sprache  erschienen  (Statistisches  Jahrbuch 
für  Finnland,  1915).  Das  Russentum  in  Finnland  war  nur  durch 
Militär  und  Beamtentum  vertreten,  war  stets  bestgehaßt  und  keines- 
wegs bodenständig.  In  Finnland  wird  man  auf  die  teure  und  schlechte 
Ware  Großrußlands  gerne  verzichten. 

Auf  die  Entwicklungsfähigkeit  Finnlands  wird  von  Einfluß 
sein,  wie  das  Gebiet  die  Kriegszeit  wirtschaftlich  zu  überstehen  ver- 
mag.    Finnland   hat   in  jeder  Weise   auch  vor  der  russischen  .Revo- 
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lution  und  deren  Folgen  für  Finnland  unter  dem  Kriege  schwer  zu 
leiden  gehabt.  Die  Verarmung  des  Landes  ist  noch  dadurch 
angewachsen,  daß  Rußland  die  Lebensmittelversorgung  Finnlands 
gar  nicht  in  die  Hand  nahm,  im  Gegenteil  eine  Erpressungs- 
politik betrieb;  Rußland  hatte  die  Lebensmittelpreise  zu  einer  unnatür- 
lichen Höhe  gesteigert.  Da  die  Lebensmittel  aus  Deutschland  ohne- 
hin Finnland  nicht  erreichen  konnten,  da  England  für  Finnland  keinen 
Schiffsraum  freiließ,  ist  die  Lebensmittelknappheit  Finnlands,  das 
einer  Brotkorneinfuhr  in  so  überwiegendem  Maße  bedarf,  bis  zur 
Hungersnot  gesteigert  worden.  (Näheres  hierüber  „Finnlands  Ver- 
sorgungsnot", "Wirtschaftsbericht,  S.  80  Nr.  4,  Jahrg.  1918).  Doch 
auch  das  Handelsleben  hat  schwer  gelitten.  Rußland  mißbrauchte 
zu  seinen  Gunsten  Finnland  hinsichtlich  der  Valutafrage.  Im  Som- 
mer 1917  erzwang  die  russische  Regierung  jene  Maßnahme,  welche 
dazu  führte,  daß  bei  einem  Export  von  Rußland  nach  Finnland  ein 
dem  Rubelpreise  entsprechender  Beitrag  in  finnischer  Valuta  zu  einem 
Zwangskurse  von  206,50  für  Lebensmittel  und  200  für  sonstige  Waren 
der  Kreditabteilung  des  Finanzministeriums  zu  hinterlegen  war! 
Am  empfindsamsten  aber  hat  das  Handelslebeu  durch  den  Rückgang 
der  Ein-  und  Ausfuhr  zu  leiden  gehabt.  Die  Holzindustrie  litt  unter 
der  verminderten  Ausfuhr.  Die  Ausfuhr  von  gesägtem,  bearbeitetem 
Holze,  wie  Planken.  Bretter,  Latten  u.  dgl.,  hörte  fast  ganz  auf. 
Für  1915  sind  nach  den  „Wjestn.  finanzow"*,  Nr.  30,  1916  folgende 
Ziffern  angegeben  in  Kubikmeter 


1913 

1915 

Unbearbeit 

«tes  Holz 

522  122 

326187 

Pfähle 

2  327  226 

170369 

Bearbeitete 

8  Holz 

259991 

46  264 

Oesigtes 

»» 

4  170825 

46768 

Gute  Geschäfte  machte  nur  die  Papierindustrie.  Der  Wert  der 
Erzeugung  stieg  von  59,58  Mill.  F.  M.  1913  auf  122,45  Mill.  F.  M. 
für  1915.  Die  Herstellung  von  Pappe  hob  sich  von  167031  t  auf 
185887  t,  jene  von  Zellulose  von  144.592  auf  146541 1.  Der  Rückgang 
der  Ausfuhr  wurde  durch  das  Steigen  der  Preise  aufgewogen. 
Infolge  der  starken  Nachfrage  nach  Papier  war  es  sogar  möglich, 
die  Papierausfuhr  zu  steigern.  Die  Ausfuhr  von  Holzmasse  und 
Zellulose  ging  allerdings  ziemlich  beträchtlich  zurück.  In  welchem 
Maße  Finnland  seit  dem  Ausbruche  der  revolutionären  Bewegungen 
wirtschaftlich  zu  leiden  hatte,  entzieht  sich  der  Beurteilung.  Indessen 
ist  anzunehmen,  daß  die  Wirkungen  jener  Zustände  erheblich  sein 
werden.  Allerdings  muß  betont  werden,  daß  die  letzten  Wirtschafts- 
jahre des  Friedens  für  Finnland  sehr  günstig  waren.  Die  meisten 
Industriezweige  hatten  ebenso  gute  Preise  wie  reiche  Beschäftigung, 
die  Arbeitsverhältnisse  waren  günstig,  der  Frachtmarkt  war  unge- 
wöhnlich gut,  die  Verkehrsverhältnisse  für  den  Handel  ebenfalls, 
Einfuhr  wie  Ausfuhr  stiegen.  Leider  waren  die  Geldverhältnisse 
allerdings  insoweit  ungünstig,  als  der  Kredit  infolge  der  Anspannung 
des  Geldmarktes   teuer   war  und   blieb.     Finnlands   Bank   hielt   den 
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Diskontsatz  von  6  Proz.  Im  Frühling  1914  hatte  sich  aber  auch 
der  Geldmarkt  günstiger  gestellt.  Man  konnte  den  Bankdiskontsatz 
auf  4  Proz.  ansetzen. 

Die  gute  Entwicklung  wurde  nun  jäh  abgebrochen.  Schwere 
Zeiten  liegen  hinter  Finnland,  ernste  Zeiten  stehen  noch  bevor. 
Zielbewußte  Einigkeit,  Zähheit  und  eine  lebhafte  Anspannung  aller 
Kräfte  werden,  nachdem  unleidliche  Fesseln  sich  gelöst,  Finnland 
zu  einer  weiteren  Entwicklung  helfen.  Diese  Entwicklung  wird  nicht 
leicht  und  sie  wird  keineswegs  schnell  erfolgen,  zu  übertriebenen 
Hoffnungen  bietet  Finnland  wirtschaftlich  keinen  Raum.  Die  natür- 
lichen Hindernisse  sind  bisher  noch  zu  stark.  Das  Land  ist  unauf- 
geschlossen und  kann  nicht  wirtschaftlich  erobert,  sondern  nur  mit 
zähem,  zielsicherem  "Willen  Schritt  um  Schritt  entwickelt  werden. 

Daß  Deutschland  bereit  ist,  in  dem  finnischen  wie  in  dem  eigenen 
Interesse  Finnland  zu  entwickeln,  zu  festigen  und  ihm  auf  wirt- 
schaftlicher Grundlage  den  staatlichen  Bestand  zu  sichern,  das  hat 
es  bewiesen  und  beweist  es  heute  mehr  denn  je  mit  seinen  Waffen. 
Möge  Finnland  wirtschaftlich  wie  politisch  erkennen,  wie  die  Wege 
seiner  ökonomischen  Entwicklung  zu  laufen  haben. 
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XVI. 

Deutsche  Reformen  der  belgischen  direkten  Staats- 

steuem. 

Von  Hans  Gehrig  (Dresden). 

Im  folgenden  sollen  die  Aenderungen  dargestellt  werden,  die  seit 
der  Okkupation  durch  die  deutsche  besetzende  Macht  an  den  direkten 
Steuern  des  belgischen  Staates  vorgenommen  sind.  Mit  Absicht  wird 
dabei  infolge  der  Unzulänglichkeit  des  Vorhandenen,  das  die  deutsche 
Verwaltung  vorfand,  nicht  von  einem  belgischen  Staatssteuersystem  ge- 
sprochen ;  mit  Absicht  beschränkt  sich  die  Skizze  auch  auf  einfache  An- 
gabe des  von  der  deutschen  Verwaltung  Geleisteten,  das  als  Ganzes  vom 
Standpunkt  der  modernen,  sich  zu  sozialpolitischen  Prinzipien  bekennenden 
Finanzwissenschaft  anzuerkennen  ist ;  mit  Vorbedacht  wird  auch  von 
einer  Andeutung  der  Wirkungen  abgesehen,  nur  von  den  Motiven  und 
Grundsätzen  der  Reformen  gesprochen.  Diese  sind  unverständlich  ohne 
einen 

Ueberblick    über    die  Einnahmen  des  belgischen  Staates 

1908  bis  1914. 


Isteinnahme 
im  Durchschnitt 
1908  bis  1912 

(Franken) 
1912 

Sollertrag 
nach  dem 
Etat  1914 

Direkte  Steuern 
.,      ,         Zölle,  Verbrauchsabgaben 
ÄDgaoen   Verkcbreabgaben,  Registrier-  u. 
>».  Gebühren,  Erbschaftssteuern 

71  761  370 
147  041  716 

79  847  794 

73  093  932 
164  III  068 

873423.8 

87  148000 
168387000 

98  713  000 

Abgaben  insgesamt 

298  650  880 

324547318 

354  248000 

Erwerbseinkünfte         , 
„Kapitalien  und  Einkünfte" 
Rückzahlungen 

341  227416 

34283541 

9483  810 

376774  171 
38  864  208 
12636464 

409  685  955 

33  769  645 

9609924 

Einnahmen  insgesamt 

683  645  647 

752822  161 

807313524 

Schon  aus  dieser  Uebersicht  ergibt  sich  die  Stellung  der  Abgaben 
(gegenüber  den  anderen  Einnahmequellen)  im  belgischen  Staatshaushalt. 
Es  zeigt  sich  dann  weiter  innerhalb  der  Abgaben  die  Bedeutung  der 
indirekten  Steuern  für  die  belgischen  Staatsfinanzen:  sie  brachten 
mehr  als  das  Doppelte  des  Ertrages  der  direkten  Steuern  auf.  Auch 
wenn  z.  B.  der  Etat  1911  gesondert  betrachtet  wird,  zeigt  sich,  daß 
rund    ein  Drittel    der  Einnahmen   aus    direkten,    etwa   zwei  Drittel  aus 
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indirekten  Steuern  stammte.  Zur  Beurteilung  der  Stellung  jedoch,  welche 
diese  direkten  Steuern  im  Staatsbudget  einnahmen,  bedarf  es  einer  be- 
sonderen Aufstellung,  welche  sich  von  der  überkommenen  Rubrizierung 
der  amtlichen  Uebersichten  freimacht: 

Belgiens  direkte  Staatssteuern  1908  bis  1914. 


Direkte  Steuern 


Isteinnahme 
im  Darchschnitt 
1908—1912 


1912 


Sollenrsg  nach 
dem  Etat  1914 


Grundsteuer 

Personalsteuer 

Patent-(Gewerbe-)steuer 

Aktiengesellschaftssteuem 

Bergwerks  abgäbe 

Erbfallsteuern 


28  989  788 

25  416087 
16  276879 

I  078616 

26  545  264 


29  665  670 

26  348  666 
16  500000 

579596 

27  864  993 


30  362  000 
27  257  000 
9  500  000 
18000000 
29000 
32  100  000 


insgesamt 


98  306  634 


100958925 


117  248000') 


Da  die  Erbschaftsabgabe  im  Budget  unter  enregistrement  et  do- 
maines  aufgeführt  wird,  tritt  auch  formell  hervor,  wie  sehr  bei  den 
„direkten"  Steuern  die  alten  Ertragsteuern  überwiegen.  Diese  gehen 
auf  das  französische  physiokratisch  beeinflußte  Vorbild  des  ausgehenden 
18.  Jahrhunderts  zurück;  auch  die  durch  verschiedene  Sondersteuern 
natürlich  mit  der  Zeit  ergänzte  und  auch  (z.  B.  1891)  geänderte  Ge- 
wer b  e  besteuerung.  Auf  Grund  eines  Dekretes  von  1791  will  sie,  an 
äußere  Merkmale  anknüpfend,  den  Ertrag  erfassen  und  an  dem  Prinzip, 
möglichst  wenig  in  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Abgabepflichtigen 
sich  einzumischen,  ebenso  festhalten  wie  die  Grundsteuer  [vom  kata- 
stralen  Reinertrag,  wie  dieser  1860—65  auf  Grund  der  Durchschnitts- 
erträge der  Jahre  1849-58  ermittelt  ist-)].  Auch  die  Personal- 
steuer ist  veraltet;  sie  kann  ihr  Ziel,  das  MobiliarvermOgen  zu  treffen, 
nicht  erfüllen;  die  steuerliche  Leistungsfähigkeit  kann  weder  ermittelt 
noch  steuerlich  ausgenutzt  werden^  da  Bemessungsgrundlagen  Mietwert 
der  Wohnung  (wobei  Häuser,  die. ^  Erwerbszwecken  dienen,  nicht  heran- 
gezogen werden),  Zahl  der  Türen  und  Fenster,  Wert  des  Mobiliars.  Zahl 
der  Uausbediensteten  und  Pferde  (wobei  für  Luxuspferde  mehr  zu  zahlen 
ist)  sind  —  so  daß  also  nur  auf  einige  leicht  erkennbare,  aber  wiederum 
auch  nur  oberflächlich  abschätzbare  Tatsachen,  aber  keineswegs  auf  den 
Gesamtbesitz  Bezug  genommen  wird  ■^).  Da,  wie  schon  aus  dem  Mitge- 
teilten ersichtlich,  auch  hier  wieder  auf  den  Aufwand  zurückgegriffen 
wird,  verstärkt  sich  dadurch  die  Bedeutung  der  indirekten  Abgaben. 


1)  Im  Etat  1914  stehen  außerdem  noch  eine  Automobil-  (1,5  Mill.)  und  eine 
Kinematographensteuer  (0,5  Mill.  frcs),  die  aber  nicht  lu  den  „direkten"  zu  rechnen 
sind;  hinzuzufügen  sind  aber  die  Erbfallsteuern,  woraus  sich  die  Abweichungen  unserer 
Tabelle  gegenüber  der  amilichen  belgischen  ergeben. 

2)  Eine  1896  vorgeschriebene  Neukatastrierung  wurde  nicht  vollendet. 

3)  Bemerkenswert  ist  das  Urteil  des  angesehenen  Staatsrcchtslehrers  Errera:  „Dies 
veraltete,  der  Kritik  unterworfene  Regime  kann  zwar  bei  den  mittleren  und  kleineren 
Vermögen  einer  gewissen  relativen  Wahrheit  entsprechen,  schont  aber  offenbar  die  großen 
Vermögen    und    ermnngelt   so   der  Billigkeit."     Droit  public  beige,  Paris  1909,  S.  365. 

Jahrb  (  Nationalök.  u.  Stat.  Bd.  tlO  (Dritte  Folge  Bd.  65).  39 
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Eine  direkte  Erfassung  der  Leistungsfähigkeit  ist  nur  gegeben  bei  den 
Erbfall-  und  Schenkungssteuern,  die  das  fundierte  Einkommen  erfassen, 
und  bei  einigen  Verkehrsabgaben.  Unter  diesen  wiesen  die  „Enregistre- 
ments"  eine  starke  Zunahme  des  Ertrages  auf  (von  25'/o  Mill.  frcs.  1900 
auf  beinahe  das  Doppelte  im  letzten  Jahre  I),  die  zu  einem  Teil  auf  neue 
(1913  eingeführte)  Abgaben,  zum  Teil  auf  vermehrte  Ergiebigkeit  der 
alten  Steuern  infolge  allgemeiner  Entwicklung  des  Erwerbslebens  zurück- 
zuführen ist.  Freilich  war  diese  automatische  Ergebnissteigerung  nicht  so 
groß,  daß  man  auf  Erschließung  neuer  Finanzquellen  ganz  hätte  ver- 
zichten können,  und  dabei,  wenigstens  bei  der  1913  eingeführten  Be- 
steuerung der  Aktiengesellschaften  (und  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien,  Bergwerksunternehmungen  ,  wurde  der  veraltete  Maßstab  der 
Ertragsbesteuerung  durch  den  zuverlässigeren  einer  Besteuerung  wirk- 
licher Einkünfte  ersetzt.  Darin  lag  ein  Versuch  fiskalischer  Verwertung 
der  günstigen  volkswirtschaftlichen  Entwicklung,  die  im  übrigen  nur 
durch  die  Timbres,  d.  h.  die  mit  der  Zeit  stärker  ausgebauten  Stempel- 
abgaben, finanzpolitisch  ausgewertet  wurde ').  Das  ist  bei  einen*  In- 
dustriestaat wie  Belgien,  der  eine  wirtschaftliche  Blüte  wie  wenig  andere 
Volkswirtschaften  aufwies,  kaum  verständlich,  zumal  auch  hier  die  Aus- 
gaben viel  schneller  wuchsen  als  die  Einnahmen.  Die  zunehmende 
Steuerkraft  der  Bevölkerung  war  nicht  ausgenutzt ;  mit  Recht  galt  Belgien 
als  das  Land,  in  dem  am  wenigsten  Steuern  zu  zahlen  und  die  bestehen- 
den Bestimmungen  am  leichtesten  zu  umgehen  waren.  Keine  Partei  außer 
der  sozialistischen,  am  wenigsten  die  seit  drei  Jahrzenten  die  Majorität 
im  Parlament  innehabende  und  damit  herrschende  katholische  Partei, 
wollte  durch  Einführung  neuer  Steuern  ihre  Stimmenzahl  beeinträchtigen. 
Der  Individualismus  des  Belgiers  äußerte  sich  auch  auf  diesem  Gebiete, 
und  wenn  die  Idee  der  Einkommensteuer  von  liberaler  Seite  als  den 
Instinkten  der  Freiheit  zuwider  ^i  oder  als  spoliation  des  familles  von 
einem  klerikalen  Parteiführer  bezeichnet  wurde,  konnten  solche  „Urteile" 
auf  vielseitige  Zustimmung  rechnen  —  ebenso  wie  andererseits  die  un- 
bewiesene Behauptung,  daß  eine  staatsrechtliche  „direkte"  Steuer  das 
Keineinkommen  (produit  net)  treffe,  gläubig  wiederholt  wurde  (obwohl 
schon  der  budgetrechtliche  Begriff  der  direkten  Steuer  einer  wissenschaft- 
lichen Kritik  nicht  standhielt.  Alles  wirkte  zusammen,  um  einen  mit 
der    Ausgestaltung    der    Verkehr-    und    Aufwandsteuern    gleichzeitigen 


1)  Denn  auch  1913  wnrden  die  Verkehrssteuem,  besonders  auf  Wertpapiere,  wolil 
beträchtlicli  erhöht,  auch  eine  Börsenumsatzstener  eingeführt  sowie  die  oben  erwähnte 
höhere  Erfassung  der  Aktienunternehmungen  durchgeführt,  aber  trotz  beträchtlichen 
finanziellen  Bedarfs  eine  auch  nur  fiskalischen  Erfordernissen  Rechnung  tragende  Um- 
gestaltung auch  nur  der  Patentsteuer  nicht  geplant.  Daß  Ursache  der  neuen  Abgaben 
(unter  denen  besonders  Enregistrement  und  Erbfallsteuer  ausgebaut  wurden)  besonder» 
die  Heeresverstärkung  wurde,  geht  z.  B.  aus  der  Regierungsvorlage  Drucksache  290 
vom  11.  Juni   1913  hervor. 

2)  So  in  Tempels,  Les  impöte,  Bruxelles  1909:  „Eine  Einkommensteuer  „irriterait  nos 
instincts  de  libert§  dans  la  vie  privfee";  sie  sei  wohl  in  einem  , .monarchischen  Staat" 
zulässig,  aber  ,,inadmissible  pour  une  nation  intelligente  qui  entend  favoriser  ses  pro- 
ducteurs  et  payer  ses  depenses  par  ses  riehesses  acquises".  Dabei  ist  diese  Schrift  dem 
„ethischen"  Nationalökonomen  de  Laveleye  gewidmet;  über  dessen  Bedeutung  vergl. 
meinen  Aufsatz  im  „Beifried",  Leipzig  1918,  Märzheft. 
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Ausbau  des  direkten  Steuersystems  zu  verhindern.  Der  soziale  Grundsatz 
der  Leistungsfähigkeit  wurde  nur  bei  an  Verkehrsakte  anschließenden, 
Börse,  Wertpapierhandel  und  Aktienunternehmungen  treffenden  Abgaben 
und  der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  beachtet  —  bei  Aufwand- 
steuern ist  das  bekanntlich  nur  in  geringem  Orade  möglich.  Selbst  die 
Notwendigkeit,  für  die  steigenden  öffentlichen  Ausgaben  eine  Deckung 
zu  suchen,  veranlaßte  keine  stärkere  Heranziehung  des  Besitzes  oder 
Einkommens,  obwohl  bei  der  Entwicklung  des  Wirtschaftslebens  mit 
Recht  auf  eine  wesentliche  Steigerung  auch  von  Besitz  und  Einkommen 
(nicht  nur  der  Lebenshaltung,  die  ja  durch  die  indirekten  Steuern  fiskalisch 
verwertet  wurde)  geschlossen  werden  konnte.  Wenn  im  Interesse  der 
Kapitalbildung  hierbei  vorsichtig  vorgegangen  werden  sollte,  so  hätte 
doch  eine  Vermehrung  auch  des  freien  Einkommens  und  die  beträchtliche 
riehesse  acquise,  worauf  insbesondere  manche  Lebensgewohnheiten  hin- 
wiesen, eine  stärkere  Erfassung  von  Besitz  und  Einkommen  ohne  nach- 
teilige Wirkung  auf  die  Einkommens-  und  Kapitalsquellen  gestattet. 
Hierauf  zurückzugreifen,  wäre  wohl  auch  aus  finanzpolitischen  Er- 
wägungen —  also  abgesehen  von  den  sozialpolitischen  Prinzipien  der  Ge- 
rechtigkeit und  Gleichmäßigkeit  der  Abgabenauflage  -  angebracht  ge- 
wesen, da  bei  Betrachtung  der  staatlichen  Rechnungsabschlüsse  seit  der 
Jahrhundertwende  nur  5  mit  einem  üeberschuß,  dagegen  8  mit  einem 
Defizit  endeten,  so  daß  sich  insgesamt  für  1900  bis  1911  ein  Minder- 
ergebnis von  beinahe  224  Mill.  frcs.  ergab. 

Diese  Defizitwirtschaft  zu  vermeiden,  hätte  Aufgabe  einer  konse- 
quenten Finanzpolitik  sein  müssen ;  deren  Lösung  wäre  bei  der  geringen 
Inanspruchnahme  der  direkten  Steuern  durch  deren  Ausbau  —  ohne 
die  Schwierigkeiten,  die  die  Mehrzahl  der  anderen  europäischen  Staats- 
steuersysteme hatte  —  möglich  gewesen.  Denn,  um  dieses  noch  durch 
einen  anderen  Gesichtspunkt  zu  begründen,  die  indirekten  Abgaben  hatten 
sich,  seit  1884,  in  welchem  Jahre  die  katholische  Partei  zur  Herrschaft 
kam,  in  weit  stärkerem  Maße  als  die  direkten  entwickelt:  es  ergaben 
nämlich  Grund-,  Personal-,  Patent-  und  Bergwerkssteuer, 

1884  1912 

also  direkte  Abgaben  48  378  ooo       73  093  33J  tra. 

dagegen  Zölle  und  Verbrauchsabgaben     55400000     161  637  457    „  . 

Nach  der  Besetzung  des  Landes  hatte  die  deutsche  Verwal- 
tung die  Pflicht  einer  ordnungsmäßigen  Führung  und  Ueberwachung 
der  Finanzwirtschaft.  Ihren  Maßnahmen  lag  die  üeberzeugung  zugrunde, 
daß  die  in  Belgien  vorherrschenden  Ertragsteuern  wohl  einen  Fortschritt 
gegenüber  noch  roheren  Besteuerungsformen  darstellten,  aber  einer  „Wirt- 
schaftswelt angehörten,  die  sich  durch  eine  weit  geringere  Spannung  in 
Vermögensschichtung  und  Einkommensbildung  auszeichnete".  Als  Mangel 
wurde  es  z.  B.  empfunden,  daß  das  geltende  Rocht  alles  Kapitalvermögen, 
abgesehen  vom  Erbfall,  nur  insoweit  erfaßte,  als  es  in  Aktien-  oder 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  als  Aktienbeteiligung  oder  Obliga- 
tionsdarlehen angelegt  war,  alle  anderen  Kapitalerträge  dagegen  steuer- 
frei blieben;  daß  der  Grundgedanke  der  modernen  Finanztheorie,  alle 
Staatsbürger   nach  ihrer  individuellen  Leistungsfähigkeit  heranzuziehen, 
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bei  den  Staatsfinanzen  ebensowenig  wie  bei  den  Kommunalfinanzen  ')  ver- 
wirklicht war.  Dieses  konnten  auch  Belgier '')  nicht  bestreiten  :  so  ist  es 
bezeichnend  ^),  wenn  der  Privatsekretär  des  gegenwärtigen  Minister- 
präsidenten de  Broqueville  in  einem  Begierungsorgan  (XXe  Siöcle)  noch 
im  Sommer  1917  als  leitenden  Gesichtspunkt  für  eine  nach  dem  Kriege 
zum  Wiederaufbau  des  Landes  unausbleibliche  Steuerreform  die  Berück- 
sichtigung der  Leistungsfähigkeit  (vor  allem  durch  eine  pro<^re8sive 
Einkommensteuer!)  empfahl. 

Inzwischen  hatte  die  deutsche  Verwaltung  dieser,  also  auch  von 
Belgien  erhobenen,  Forderung  Rechnung  zu  tragen  gesucht,  wozu  die  Not- 
wendigkeit, einen  Fehlbetrag  des  Budgets  für  1916  in  Höhe  von 
25  830  000  frcs.  wenigstens  zum  größeren  Teil  zu  decken,  Veranlassung 
gab:  Verordnungen  des  Generalgouverneurs  (vom  25.  April,  18.  Mai 
und  17.  Dezember  1916)  änderten  im  Anschluß  an  das  bestehende 
Steuersystem,  dessen  Fortbildung  unter  Mitwirkung  der  belgischen  Be- 
amten ins  Auge  gefaßt  war,  die  alten  Realsteuern  (Grund-  und  Patent- 
steuern), die  Steuer  auf  Einkünfte  von  1.  September  1913  und  die  Licht- 
spielsteuer (die  zu  einer  allgemeinen  Lustbarkeitssteuer  umgestaltet 
wurde.; 

Die  deutsche  Verordnung  vom  18.  Mai  1916  geht  davon  aus,  daß 
ein  Hauptmangel  der  auf  dem  Gesetz  vom  23.  November  1798  be- 
ruhenden Grund  Steuer  darin  liegt,  daß  Grundstücke,  die  durch  eine 
seit  Aufstellung  des  Grundsteuerkatasters  erfolgte  Aenderung  der  Be- 
wirtschaftung einen  höheren  Ertrag  abwerfen,  nicht  entsprechend  ihrer 
derzeitigen  Beschaffenheit  besteuert  werden.  Infolgedessen  waren  etwa 
230  000  ha  früherer  Oedländereien,  die  durch  Umwandlung  in  Aecker, 
Wiesen,  Holzungen  usw.  ertragreich  geworden  sind,  durchschnittlich 
nach  dem  alten  für  Oedländereien  geltenden  Satz  äußerst  niedrig  ver 
anlagt  worden.  B^rner  blieben  Gebäude,  die  auf  früherem  Gemeinde- 
ödland errichtet  wurden,  fünfzehn  Jahre  lang  steuerfrei.  Zur  Behebung 
dieser  heute  nicht  mehr  gerechtfertigten  Bestimmungen  hebt  Art.  1  der 
Verordnung  diese  Grundsteuerfreiheit  auf  und  ordnet  an :  Grundstücke, 
die  als  unbewirtschaftete  Bodenflächen  (im  Sinne  des  alten  Gesetzes  der 
französischen  Republik)  gelten,  sind,  wenn  sie  in  ihr^r  Bewirtschaftung 
umgewandelt  oder  anderweit  im  Wert  gesteigert  worden  sind  vom  1.  Januar 
des  aweiten  auf  die  Umwandlung  oder  die  Wertsteigerung  folgenden 
Jahres  nach  Maßgabe  ihrer  neuen  Beschaffenheit  grundsteuerpflichti*? ; 
gleiches  gilt  für  andere  unbebaute  Grundstücke,  die  irgendeine  wirt- 
schaftliche Aenderung  erfahren  haben.  —  Die  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  soll  Art.  2  durchführen  durch  eine  Zusatz  grund- 
steuer:  jeder  Grundsteuerpfliohtige,  dessen  Grundstücke  einen  Katastral- 
ertrag  von  mindestens  2000  frcs.  insgesamt  haben,  unterliegt  neben  der 


1)  Vgl.  die  Kammersitzung  yom  23.  Dezember  1913,  in  der  Ton  anderer  Seite 
auch  über  die  Vernachlässigung  der  Kommunalfinanzen  geklagt  wurde  (Annales  parle- 
mentaires,  S.  423  f.),  z.  B.  von  dem  angesehenen  sozialistischen  Kommunalpolitiker 
Bertrand. 

2)  Korrespondenz  Belgien,  21.  August  1913. 

3)  Vgl.  ebenda  21.  Juli  1917. 
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bisherigen  Grundsteuer  einer  Zueatzgrundateuer  (in  Hundertsteln  des 
Gesamtbetrages)  in  Höhe  von  1  bis  6  v.  H.  des  Gesamtkatastralertrages 
seiner  samtlichen  Grundstücke.  „Der  Höchstsatz  von  6  v.  H.  wird  bei 
einem  Gesamtkatastralertrage  von  12  000  frcs.  erreicht.  Um  die  Grund- 
steuerpflichtigen  selbst  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  zu  treffen,  ist  be- 
stimmt, daß  die  Zusatzsteuer  nicht  auf  Pächter  und  Mieter  abgewälzt 
werden  darf.  Die  Provinzen  und  die  Gemeinden  dürfen  Zuschläge  zu 
der  Zusatzsteuer  nicht  erheben"  *). 

Die  erste  Hauptänderung  der  alten  Patentsteuer  besteht  in  der 
Ausdehnung  der  Patentsteuerpflicht  auf  die  Landwirte.  Da  besonders 
der  Krieg  deren  Einnahmen  beträchtlich  gesteigert  hat  und  da  ander- 
seits grundsätzlich  jede  gewinnbringende  Erwerbstätigkeit  als  patent- 
steuerfflichtig  betrachtet  wird,  ist  die  für  Ackerbau,  Gemüse-  und 
Gartenbau,  Blumen-  oder  Baumzucht  usw.  nunmehr  eingeführte  Steuer- 
pflicht gerechtfertigt.  Art.  3  der  Verordnung  legt  der  Besteuerung  den 
Pachtwert  des  bewirtschafteten  unbeweglichen  Vermögens  zugrunde  (grund- 
sätzlich 4  Proz. ;  der  Steuersatz  erhöht  sich  auf  5  v.  H.,  wenn  der 
Pachtwert  1500  frcs.  erreicht  oder  übersteigt).  Da  der  Reingewinn  eines 
Hektars  im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  etwa  500  frcs.  betrug,  der 
Pachtpreis  aber  durchschnittlich  nur  120  frcs.  beträgt,  so  kommt  diese 
Belastung  ungefähr  einem  Hundertstel  des  Reingewinnes  gleich  —  worin 
eine  Erläuterung  mit  Recht  „eine  gerechte  und  mäßige  Besteuerung" 
erblickt.  Wenn  nun  dem  Ziel  einer  Steuer,  die  wirklich  erzielte  Ein- 
nahmen erfassen  will,  näher  gekommen  werden  soll,  kann  von  einer 
Deklarationspf licht  nicht  abgesehen  werden:  Art.  3  bestimmt  deshalb, 
daß  in  der  alljährlichen  Erklärung  Namen  des  Eigentümers,  Lage, 
Flächeninhalt,  wirklicher  oder  mutmaßlicher  Pachtwert  anzugeben  sind. 

Eine  weitere  Aenderung  der  Patentsteuer  (durch  Art.  4  der  deutschen 
Verordnung)  soll  gleichfalls  den  Grundsatz  der  Leistungsfähigkeit  durch- 
führen helfen :  sie  sieht  eine  Besteuerung  nach  der  Höhe  des  Gesamt- 
betrages der  wirklich  erzielten  Einkünfte  für  die  größeren  Ge- 
werbetreibenden vor.  Erzielt  nämlich  ein  Patentsteuerpflichtiger  im 
Erwerbsleben  (einerlei  ob  in  Landwirtschaft  oder  Gewerbe,  Handel  usw.) 
in  einer  oder  in  mehreren  Gemeinden  Gewinne,  Dienstbezü<<;e  oder  sonstige 
Berufseinkünfte,  deren  Gesamtbetrag;  in  einem  Jahre  10  000  frcs.  er- 
reicht oder  übersteigt,  so  werden  von  jetzt  an  die  Steuerpflichtigen  auf 
Grund  dieser  Einkünfte  nach  Hundertsteln  ihres  Gesamtbetrages  besteuert. 
Der  Hundertstelsatz  ist  gleich  einem  Zehntausendstel  des  Gesamtbetrages ; 
er  erreicht,  mit  1  v.  H.  beginnend,  mit  5  v.  H.  (bei  50  000  frcs.)  seine 
Höchstgrenze.  Eine  Deklarationspflicht  erstreckt  sich  außer  auf  Ort 
und  Art  der  Erwerbsquellen  auf  den  Betrag  der  aus  jeder  einzelnen 
Quelle  erzielten  Gewinne  —  womit  ebenfalls  eine  Objektsteuer  nach  ver- 


1)  Da  hier  auf  die  belgischen  Kommunalfinanzen,  deren  Unzulänglichkeit  im 
Krieg  zu  mancherlei  Experimenten,  wie  z.  B.  einer  Genter  Jnnggesellensteuer  führte, 
nicht  eingegangen  werden  kann,  sei  nur  erwähnt,  daß  die  belgischen  Provinzialrfite 
selber  die  Berufszweige,  die  im  Krieg  große  Gewinne  erzielten,  stärker  steuerlich  er- 
fassen wollten  —  wozu  ihnen  durch  Zuschläge  zu  der  verbesserten  Patentateuer  die  Mög- 
lichkeit gegeben  wurde.     Diese  regelt  Art.  7  der  Verordnung  vom  17.  Dez.  1916. 
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alteten  Gesichtspunkten  zu  einer  modernen,  einer  Einkommensteuer  nahe- 
stehenden Ertragsteuer  umgestaltet  wird. 

Gleichzeitig  wird  (durch  Art.  5  f.,  wieder  in  zweifacher  Hinsicht!) 
die  belgische  Steuer  auf  wirkliche  Einkünfte  und  Neben- 
bezüge nach  dem  Gesetz  vom  1.  September  1913  geändert:  Einmal 
wird  der  Steuersatz  für  Zinsen  von  Obligationen  und  Prämien,  sowie 
für  Ziehungsgewinne  der  Inhaber  von  Obligationen  von  4  auf  6  v.  H. 
erhöht.  Zweitens  wird  für  die  (bisher  mit  4  Proz.  steuerpflichtigen) 
Bezüge  der  Direktoren,  Aufsichtsratsmitglieder,  Kommissare,  Liquida- 
toren und  andere  leitende  Personen  von  Aktiengesellschaften,  wenn  sie 
Bezüge  von  mindestens  20  000  frcs.  versteuert  haben,  eine  progressive 
Zusatzsteuer  eingeführt.  Der  Prozentsatz  ist  1  bis  5  v.  H.  des  Gesamt- 
betrages dieser  Bezüge  und  erreicht  den  Höchstsatz  bei  100  000  frcs. 
Eine  Abwälzung  der  Zusatzsteuer  auf  die  Aktiengesellschaften  soll  ver- 
hindert werden  (während  bisher  die  Steuer  meistens  von  den  Gesell- 
schaften getragen  wurde). 

Die  erwähnten  Bestimmungen  sollten  die  persönliche  Leistungsfähig- 
keit des  Steuerpflichtigen  zum  Maßstab  der  Besteuerung  machen  und 
zugleich  das  Steuerergebnis  erhöhen.  Auch  diese  fiskalische  Absicht 
wurde  insofern  erreicht,  als  das  Veranlagungsergebnis  den  Voranschlag 
beträchtlich  (um  mehr  als  zwei  Fünftel)  übertraf.  Besonders  bewährten 
sich  nach  amtlichem  Bericht  die  „gewissermaßen  eine  steigende  Ver- 
mögenssteuer darstellende  Zusatzgrundsteuer  und  die  Patentsteuer,  die 
der  Einkommensteuer  entspricht".  Darnach  lag  der  Gedanke  nahe, 
diese  weiter  auszubauen.  Das  ist  der  Zweck  der  Verordnung  des  Ge- 
neralgouverneurs vom  17.  Dezember  1916,  die  außerdem  eine  Beschleuni- 
gung und  Sicherung  des  Steuereinziehungsverfahrens,  sowie  eine  Be- 
steuerung nicht  verteilter  Gewinne  der  Aktiengesellschaften  bezweckt 
(um  diese  nach  ihrer  gegenwärtigen  Leistungsfähigkeit  heranzuziehen, 
da  viele  Gesellschaften  durch  zu  große  Zurückhaltung  ihrer  Gewinne 
das  Steuereinkommen  minderten)  und  die  Provinzialumlage  regelt.  Für 
die  Grundbesteuerung  ist  wesentlich,  daß  die  Verordnung  vom  18.  Mai 
1916  (vgl.  oben)  entsprechende  Anwendung  auch  findet  auf  alle  unbe- 
bauten Grundstücke,  deren  Ertragsfähigkeit  sich  derart  gesteigert  oder 
vermindert  hat,  daß  sie  in  eine  andere  Bodenklasse  einzureihen  sind, 
auch  wenn  die  Wirtschaft  nicht  geändert  ist.  Auch  diese  können  einer 
Neubesteuerung  unterworfen  werden.  Weiter  wird  die  bisherige  Steuer- 
freiheit der  Hengst-  und  Stierhalter  aufgehoben  und  die  Besteuerung 
der  Forstwirte  geregelt:  die  Steuer  soll  1  v.  H-  des  Roherlöses  aus 
Verkäufen,  Schlägen,  Ausholzungen  und  anderen  Maßnahmen,  abzüglich 
eines  Fünftels  für  Gestehungskosten,  betragen.  — 

Zur  Deckung  der  budgetmäßigen  Ausgaben  des  Etats  für  1917 
hat  die  deutsche  Verwaltung  eine  weitere  Steuerquelle  erschlossen: 
Auch  hierdurch  sollte  außer  dem  finanzpolitischen  Ziel  das  sozialpoli- 
tische der  Minderung  der  ungleichen  Verteilung  der  Steuerpflicht  und 
eine  stärkere  Heranziehung  der  Steuerkräftigeren  nach  Möglichkeit  durch- 
geführt werden.  Eine  steuerliche  ungleichmäßige  Behandlung  des  Kapi- 
talvermögens    war    nach    Ansicht   der   deutschen    Verwaltung    insofern 
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gegeben,  als  von  dem  Oesamtkapitalvermögen,  das  auf  21,3  Mill.  frcs. 
geschätzt  wurde,  nur  ein  kleiner  Teil,  etwa  3,9  Milliarden  (auch  nach 
der  Steuerreform  von  1913)  erfaßt  worden,  alles  andere  (etwa  Ye)  ^^' 
gegen  steuerfrei  geblieben  war.  Wohl  hatte  das  Gesetz  vom  1.  Sep- 
tember 1914  die  bisherige  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  nach 
ihren  Gewinnen  durch  eine  Besteuerung  des  Betrages  der  gezahlten 
Dividenden  und  Obligationszinsen  und  anderer  leicht  festzustellender  Be- 
träge ersetzt,  aber  Steuerschuldner  blieb  die  Gesellschaft;  auch  hier 
war  also  der  Gedanke  der  Ertragsteuern:  die  Besteuerung  an  der 
Quelle,  beim  Objekt,  ohne  die  einer  Personalsteuer  eigene  Berücksichti- 
gung der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  der  den  Ertrag  als  Einkünfte 
Beziehenden  festgehalten  worden.  Diese  kann,  besser  noch  als  bei 
einer  Kapitalrentensteuer,  bei  einer  Vermögensteuer,  die  von  dem 
gesamten  Kapitalvermögen  (statt  nur  einzelner  Anlageformen;  aus- 
geht, berücksichtigt  werden.  Da  in  Belgien  genug  „freies"  Vermögen 
vorhanden  ist,  hat  die  deutsche  Finanzverwaltung  den  Wert  des  be- 
weglichen Vermögens  einer  neuen  Steuer  zugrunde  legen  können, 
die  durch  Verordnung  vom  29.  Juli  1917  ')  eingeführt  wurde. 

Damit  ist  in  das  bisherige  Ertragsteuersystem  eine  Steuer  einge- 
fügt vom  beweglichen  Vermögen  jeder  natürlichen  Person,  die  die  Eigen- 
schaft eines  Einwohners  Belgiens  besitzt  oder  sich  seit  einem  Jahr  im 
Inlande  aufhält.  Der  Besteuerung  unterliegt  der  Gesamtbetrag  des  be- 
weglichen Vermögens  des  Steuerpflichtigen,  gleichgültig  ob  die  Kapi- 
lien  und  Werte  im  Inlande  oder  im  Auslande  angelegt  sind.  Maßgebend 
ist  der  Vermögensstand  vom  1.  Januar  des  Steuerjahres.  Als  beweg- 
liches Vermögen  im  Sinne  dieser  Abgabe  gelten :  bares  Geld  und  Papier- 
geld; immerwährende  Renten,  lebenslängliche  Renten  und  Renten  auf 
Zeit;  der  aus  noch  laufenden  Lebensversicherungen  irgendeiner  Art  er- 
wachsene Kapitalanspruch  oder  der  Rückkaufswert;  Sicherheiten  in 
Geld ;  Geldeinlagen,  gleichgültig  welche  Bestimmung  die  Einlage  hat ; 
alle  anderen  bevorrechtigten,  hypothekarischen  oder  unbevorrechtigten 
Forderungen,  ohne  Rücksicht  auf  den  Schuldgrund ;  Sohatzscheine,  Staats-, 
Provinz-  und  Gemeindeanleihepapiere  und  alle  sonstigen  Schuldverschrei- 
bungen jeder  Art;  Aktien,  Gesellschaftsanteile,  Gewinnbeteiligungen 
und  Gründeranteile  jeder  Gesellschaft  oder  Unternehmung,  die  die  Eigen- 
schaft einer  juristischen  Person  besitzt,  sowie  alle  Wertpapiere  ohne 
irgendwelche  Ausnahme.  Der  Kapitalwert  der  dem  Steuerpflichtigen 
zur  Last  fallenden  Geldschulden  kann  unter  Umständen  vom  Vermögen 
in  Abzug  gebracht  werden.  Jede  Person  ist  steuerpflichtig  nach  Maß- 
gabe der  Vermögenswerte,  die  in  ihrem  vollen  Eigentum  stehen,  und 
derjenigen,  an  denen  sie  nur  den  Nießbrauch  hat.  (Vom  Nießbrauch 
wird  die  Steuer  nach  dem  Werte  des  vollen  Eigentums  geschuldet.) 
Das  Vermögen  der  Ehefrau  gilt  zusammen  mit  dem  des  Ehemannes  als 
ein  Ganzes.  Die  Steuer  soll  nicht  zu  einer  Vermögenskonfiskation  werden, 
vielmehr  aus  dem  „fundierten"  Einkommen  bestritten  werden.  Das  er- 
gabt eine  Betrachtung  der  Steuersätze : 


1)  Gesetz-  und  Verordnungsblatt   für  die  okkupierten  Gebiete   Belgiens,  Nr.  376, 
8.  4249  f. 
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Die  Steuerpflicht  beginnt  bei  einem  Vermögen  von  20  000  frcs. ; 
bis  30  000  frcs.  sind  15  frcs.  zu  zahlen,  bei  100  000  frcs.  bis  150  000 
frcs.  85  frcs.,  bei  1  Mill.  1993  frcs.  Der  Steuersatz  steigt  von  0,75 
bis  2,50  vom  Tausend.  Diese  mäßige  Progression  trägt  dem  Gedanken 
Rechnung,  daß  mit  der  Größe  des  Vermögens  auch  Größe  wie  Dauer- 
haftigkeit des  damit  gegebenen  Einkommens  wächst.  Bei  Annahme 
einer  Verzinsung  des  steuerpflichtigen  Vermögens  mit  4  v.  H.  kommt 
dies  einer  Besteuerung  des  Kapitalertrages  mit  1,87  bis  6,25  v.  H. 
gleich.  Erreicht  das  reine  bewegliche  Vermögen  nicht  100  000  frcs., 
so  ist  ein  Abzug  von  10  000  frcs.  unter  Umständen  gültig.  Kinder- 
reichen Familien  können  Ermäßigungen  zuteil  werden.  —  Die  Steuer- 
erhebung erfolgt  durch  den  Einnehmer  der  Erbschaftsteuer.  Zur  Durch- 
führung der  Vermögensteuer  war  die  mit  der  Vermögenserfassung  be- 
reits vertraute  Verwaltung  des  Enregistrements  und  des  Domaines,  der 
die  Erbschaftssteuerämter  uuterstellt  sind,  herangezogen  worden.  Letztere 
haben  eine  Einsicht  in  die  Vermögensverhältnisse  der  Einwohner  ihres 
Bezirks.  Um  aber  eine  möglichst  den  persönlichen  Verhältnissen  ge- 
recht werdende  Veranlagung  durchzuführen,  ist  die  Abgabe  einer  Steuer- 
erklärung durch  den  Steuerpflichtigen  vorgeschrieben.  Aus  deren  Nicht- 
abgabe  entstehen  Nachteile  wie  Steuerzuschläge,  Verlust  des  Bechts- 
mittels  u.  a.  Außerdem  ist  in  Anlehnung  an  die  für  die  Erbschafts- 
steuer in  Belgien  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  eine  beschränkte 
Auskunftspflicht  für  Gesellschaften,  Banken  usw.  vorgesehen.  Ander- 
seits kann  wohl  die  neue  Abgabe  eine  Kontrolle  der  Erbschaftsteuer 
erleichtern.  Sie  ist  seinerzeit  mit  einem  mutmaClichen  Ergebnis  von 
10  Mill.  frcs.  in  den  belgischen  Etat  von  1917  eingesetzt  worden. 
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XVII. 

Die  Brotpreise  in  Berlin  im  vierten  Kriegsjahre  1917. 

Von  Dr.   Hans  Guradze,  Berlin. 

Nachdem  wir  in  Bd.  54,  S.  730  f.  dieser  „Jahrbücher"  die  Brotpreise 
in  Berlin  in  der  ersten  Hälfte  des  vierten  Kriegsjahres  1917  betrachtet 
haben,  sollen  sie  nunmehr  für  das  ganze  vierte  Kriegsjahr  1917  dar- 
gestellt werden.  Nach  Verwiegungen  des  Statistischen  Amts  der  Stadt 
Berlin  stellten  sie  sich  für  1  kg  in  Pfennigen  folgendermaßen: 


1917 

1916 

Monat 

Jahr 

Roggenbrot 

Weizenbrot 

Roggenbrot 

Weizenbrot 

Janaar 

33.81 

76,07 

40,6*                 62,«$ 

Februar 

36,18 

68,18 

41,02                 62,97 

März 

42,73 

46,46 

41,62                 62,46 

April 

42,S9 

46,78 

41,51                 63,90 

Mai 

39.»« 

43.«« 

41,60                 63,9s 

Jani 

39.«« 

43.7» 

41,37                 63,61 

Joli 

39.«i 

43,81 

41,38                     62,9» 

Angnat 

39.8' 

44,  SS 

41,22            63,88 

September 

38," 

42,70 

41,24               63,66 

Oktober 

38,79 

42,86 

35,69               71." 

November 

43,07 

46,59 

33,91                74.S1 

Dezember 

46,19 

49,70 

33.96         j        74.»* 

Jahr 

40,07 

49,68 

39.«» 

1       65,8  2 

Gegenüber  den  Preisen  des  Vorjahres  zeigen  mithin  die  vob  1917 
nachstehende  Abweichungen  in  Prozent: 


bei  Jau. 

Roggenbrot  — 16  60 

Weizenbrot  +21,86 

bei  Juli 

Roggenbrot  —  4,28 

Weizenbrot  — 30,88 


Febr.  März  April 

— 11,80        +    2,66        +    2,60 
+   8,23       — 25,63      — 26,43 


Mai  Juni 

—   5. 88      —  4,18 
—32,86      —31,06 


August  Sept.  Okt.  Nov.  Dez. 

—    3.38         —    5,60         +    8,69      +27,64      +36,0» 
— 30,76        — 32.91        —40,80     —37,80     — 33.S« 
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Für  das  ganze  Jahr  1917  bemerkt  man  gegenüber  1916  beim 
Roggenbrot  eine  Zunahme  um  1,21  Proz.,  beim  Weizenbrot  hingegen  eine 
Abnahme  um  24,76  Proz.,  also  ein  sehr  beachtliches  Sinken.  Alle  diese 
Ziffern  sind  natürlich  eine  Folge  oder  Wirkung  der  HOchstpreis- 
gestaltung. 

Für  Roggenmehl  wurden  nach  den  Angaben  der  Konsumgenossen- 
schaft Berlin  und  Umgegend  Höchstpreise  pro  Kilogramm  notiert  1917 
im:  April  und  Mai  je  40  Pf.,  entsprechend  fiir  Weizenmehl  00  im: 
Februar  56  Pf.,  März  50  Pf.,  April  bis  September  46  Pf.,  Oktober 
54  Pf.,  November  und  Dezember  56  Pf. 

Die  Roggenbrotpreise  steigen  vom  Oktober  1917  ab  stark,  so  daß 
der  Dezemberpreis  von  1917  um  36,62  Proz.  höher  steht,  als  der 
Januarpreis  1917.  Im  Gegensatz  dazu  zeigt  der  Weizenbrotpreis  im 
Dezember  1917  eine  Abnahme  um  34,67  Proz.  gegenüber  dem  Januar- 
preis 1917.  Selbstverständlich  darf  man  auch  die  Qualitätsverände- 
rungen der  Nahrungsmittel  niemals  außer  acht  lassen. 

Das  durchschnittliche  Gewicht  des  Fünfzigpfennigbrotes  hatte  1917 
mit  1,25  kg  einen  etwas  tieferen  Stand  als  1916  mit  1,26  kg  (ein- 
schließlich Februar).  Nach  wie  vor  zeigt  seit  1890  das  Jahr  1915  den 
niedrigsten  Fünfzigpfennigbrotpreis ;  in  1915  wurde  kein  Februarpreis 
notiert. 

Die  Tabelle  der  Jahresdurchschnittssätze  zeigt  folgendes  Bild,  wo- 
bei ab  1915  stets  die  Höchstpreise  im  Auge  zu  behalten  sind : 


Roggenbrot- 

Gewicht  des 

Roggenmehl- 

Roggen preis 

Jahr 

preis 

Fünfzig- 

preis 

pro 

pro    100  kg 

pfennigbrotes 

pro  100  kg 

100  kg 

M. 

kg 

M. 

M. 

1886 

20,80 

2,i0 

17,»» 

13,06    • 

1887 

20,66 

2.4! 

17,0« 

12,09 

1888 

21,22 

2,S6 

18,90 

23.*6 

1889 

24,69 

1,02 

21,77 

15,66 

1890 

27,18 

1,84 

»3.*» 

17,00 

1891 

31,66 

1,58 

29,06 

21,12 

1892 

29,5  2 

1,70 

23-9J 

17,60 

1893 

21,8» 

2,28 

17,8» 

I3.»7 

1894 

20,43 

2,45 

15,«  7 

11,77 

1895 

20, 6  S 

2,42 

i6,so 

11,98 

1896 

20,9S 

2,J9 

i6,so 

11,88 

1897 

2?,S0 

2,24 

I7.*i 

13.01 

1898 

25,15 

1,99 

20,  it 

I4,SJ 

1899 

24,21 

2,07 

I9,«I 

14,60 

1900 

23,96 

2,09 

19.31 

I4.«6 

1901 

24,as 

2,02 

l8,8( 

14.07 

1902 

24,21 

2,07 

19,61 

14.*« 

1903 

23,83 

2,09 

17.97 

13.«» 

1904 

23,60 

2,12 

17.65 

I3i61 

1905 

24,30 

2,06 

19.07 

15.1» 

1906 

27,06 

1,85 

31,00 

16,0  6 

1907 

30.82 

1,62 

25,S« 

19,»* 

1908 

3', 78 

1,67 

*3,7T 

l8,89 

1909 

30,21 

1,66 

22,tS 

17,65 

1910 

27,65 

1,81 

I9,«0 

15." 

Uiazellen. 

Boggenbrot- 

Gewicht  des 

Roggenmehl- 

Roggenbrot- 

Tahr 

preis 

Fünfzig- 

prei» 

preis 

0  niir 

pro  100  kg 

pfenDigbrotes 

pro  100 

kg 

pro  100  kg 

M. 

kg 

M. 

M. 

1911 

27,»8 

1,79 

21,32 

l6,83 

1912 

29,70 

1,68 

22,78 

i8,e8 

1913 

28,87 

I,7S 

20,t8 

l6,4S 

1914 

28,26 

1,77 

24,66 

17,82 

1915 

40,61 

I,«S 

1916 

39,6» 

1,26 

1917 

40,07    . 

1,25 

. 

. 
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Die  Durchschnittspreise  der  bezeichneten  Jahre  sind  also  in  Prozent 
des  jeweils  vorangehenden  Jahrespreises  gestiegen  (-{-)  oder  gefallen  ( — ) : 


Boggenbrot 

Roggen 

Weizenbrot 

Weizen 

1886  anf 

1887 

—    0,72 

—    7.*» 

. 

, 

1887    „ 

1888 

+      2,76 

+   11,26 

, 

, 

1888    „ 

1889 

+  I6,S6 

+  I5.81 

1889    „ 

1890 

+  10,09 

+     9.S2 

. 

1890     , 

1891 

+  l6,48 

+  24,24 

1891    „ 

1892 

—     6,7  6 

—  19,67 

— 

7,0» 

—  21,32 

1892    „ 

1893 

—  25,86 

—  24,03 

— 

13,18 

—  14,12 

1893    „ 

1894 

—    6,67 

—  11,96 

— 

6,69 

—  10,17 

1894    „ 

1895 

+     0,98 

+      1,78 

— 

1,82 

+    4.7» 

1895    „ 

1896 

+      I,*6 

-    0,88 

+ 

2,78 

+    9,«i 

1896    „ 

1897 

+     6,6  5 

+    9.»i 

+ 

6.40 

+  «1,20 

1897     „ 

1898 

+  12, '8 

+  12.46 

+ 

13,67 

+     6,79 

1898    „ 

1899 

-    3.?* 

—    0,21 

— 

2,80 

—  l6,28 

1899     „ 

1900 

—     1,08 

—     2,38 

— 

0,89 

—     2,2» 

1900    „ 

1901 

+    i.is 

—     I,»S 

+ 

0,24 

+     7,»7 

1901     „ 

1902 

—     0,08 

+     2,49 

+ 

0,60 

—    o,Sl 

1902    „ 

1903 

—      1,67 

—    8,2» 

— 

0,29 

—     1,23 

1903     ,, 

1904 

-      1,38 

—     2,07 

+ 

0,53 

+     8,28 

1904    „ 

1905 

+    3,*o 

-f  12,46 

+ 

2,13 

+     0,22 

1905    „ 

1906 

+  11,36 

+     5." 

+ 

5,»o 

+      2,75 

1906    „ 

1907 

+  13.90 

+  20,30 

+ 

9,86 

+  14,87 

1907    „ 

1908 

+     3" 

—    i,*t 

+ 

7,82 

+     2,88 

1908    „ 

1909 

—     4,94 

—    5.»8 

+ 

1,84 

+   10,76 

1909    „ 

1910 

-     8,47 

—  i3,'i 

— 

0,6  7 

—     9,S8 

1910    „ 

1911 

+     0,76 

+  10,61 

— 

1,19 

-   3,s» 

1911     „ 

1912 

+     6,60 

+   IO,40 

+ 

2,2  7 

+     6,37 

1912    „ 

1913 

—     2,79 

—  11, »7 

— 

0,17 

-    8,»4 

1913    „ 

1914 

—     2,16 

+     8,46 

+ 

o,si 

+     6,44 

1914    „ 

1915 

+  43-'6 

+ 

•3,07 

1915    „ 

1916 

—     2,5  7 

. 

+ 

3,90 

. 

1916    „ 

1917 

+      1,21 

24,76 

. 

Die  kleinen  Abweichungen  von  1913  ab  gegen  die  früher  veröffent- 
lichten Prozentziffern  beruhen  darauf,  daß  diesmal  der  Februar,  für  den 
1915  keine  Notierung  vorlag,  soviel  wie  möglich  einbegriffen  ist. 
Einer  derartig  starken  Abnahme  des  Weizenbrotpreises  wie  im  Kriegs- 
berichtsjahre ( —  24,76  Proz.)    sind  wir  seit  1891    noch  nicht  begegnet. 

Für  die  Maxima  nach  Kalendermonaten  ergibt  sich  seit  1899 
nachstehende  Uebersicht: 
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Miszellen. 


Jahr 

Roggenbrot 

Roggenmehl 

No.  0/1 

Roggen  von 
guter  Durch- 
schnitts- 
beschaffenheit 

Weizenbrot 

Weizenmehl 

No.  00  (nach  der 

Reichsstatistik) 

Weizen 
guter  Du 
schnittt 
beschaffe! 

1899 

Februar 

24,71 

Januar         20,17 

Oktober 

14,98 

Januar 

42,6Ü 

Januar 

23,50 

Januar 

1900 

Juli 

24,40 

Juni               20,45 

Mai 

15,1» 

Juli 

42,01 

Juni,  Juli 

21,50 

Juni 

190ll 
1902 

Juli,  August  24,50 

Mai,Juni,  1   „  ,„ 
Dezember  r''" 

April 

14,41 

August 

41,93 

Dezember 

24,00 

Mai 

September 

24,77 

August        21,45 

Juli 

■5,08 

Dezember 

42,10 

Mai.  Juni 

24,00 

Januar 

igosj 

Februar 

24,1s 

Januar         18, 78 

Juni 

13,58 

Januar,  | 
Juli         / 

41,92 

Januar      | 
August      > 

22,00 

Juli 

jDezemberl 

1904 

Juli 

23,1  ä 

August        18,20 

Dezember 

14,25 

August 

42,55 

Februar 

24,50 

Auguat 

1905 

Dezember 

26,35  Dezember   21,92 

Dezember 

17,05 

November 

43>88 

Oktober 

24,25 

Dezember 

1906 

Dezember 

27,8«  Januar        22,41 

Januar 

16,93 

Februar 

45.93 

Dezember 

24,50 

Mai 

1907 

Dezember 

33,98  November  28,08 

November 

21,11 

Dezember 

54,60 

Oktober 

32,00 

Oktober 

1908 

Januar 

33,89  Januar        27,48 

Januar 

20, 8  5 

Februar 

54,77 

Januar 

31,00  Juli 

1909 

Juli 

31,5' 

Juni             24,B4 

Juni 

19,55 

Juli 

56,49  Juli 

36,00 

Juni 

1910 

Januar 

29,48 

Januar        20,90 

Januar 

l6,70 

Februar 

55,6o!januar 

30,25 

Februar 

1911 

November 

29,16 

September  22,95 

September 

l8,48 

August 

54,8olSeptember 

28,00 

Juli 

1912 

Juli 

30,  Sl 

Mai               24, 1 5 

Mai 

19,91 

Juli 

55,44  August   ■ 

29,00 

Juni 

1913 

Mai 

29,34 

Januar         2l,gii 

Juli 

17,33 

Dezember 

55,lliJanuar 

27,50 

Mai 

1914 

Dezember ' 

)  34,-=-3 

Dezember  31,78 

Dezember 

61,95  Dezember 

38,00 

1915 

März 

43,981 

Mai 

68,04 

. 

1916 

März 

41, li«! 

Dezember 

"4,54  j 

1917 

Dezember 

46,19 

. 

, 

Januar 

76,07 

. 

Als 
sprechend 


Ergänzung    der   Maximaübersicht 
angeführt : 


seien   die   Minima   ent- 


Jahr 

Roggen 

brot 

Roggenmehl 
No.  0/1 

Roggen  von 
guter  Durch- 
schnitts- 
beschaffenheit 

Weizenbrot 

Weizenmehl           ^;'^«°  ^ 
No.  00  (nach  der     «"^"  "?"' 

Reichsstatistik)      „J^^X 

1899 

Dezember 

23,73 

November 

1 
l8,V8|März             14,14 

November  40,65 

Dezember      21,00 

Dezember 

1900| 

Januar 

23,66 

Januar 

18,40 

November^ 
Dezember /'3-'» 

Januar         40,47 

J''"-'F;'>-'l20,75 
Marz,  AprilJ 

Januar 

1901 

Januar 

24,07 

Oktober 

18,35 

Oktober       13,46 

Februar      41,09 

Jan.,  Febr.,  21,25 

Januar 

1902 

Januar 

24,02 

Dezember 

l8,79 

Dezember    13,79 

Februar       41,27 

Okt.,   Xov.,   21,50 

Oktober 

1903 

Dezember 

23,33 

Dezember 

17,10 

Oktober       12,92 

November  40,87 

März               21,25 

März 

1904 

April 

23,»fi 

Mai 

l6,87 

Januar         12,86 

Januar        41,25 

Januar          22,00 

Januar 

1905 

Januar 

23,46 

März,  Apri 

17,10 

März            13,98 

Februar       41,47 

April,  Juni  22,25 

August 

1906 

März 

26,81 

August 

19,68 

August        15,37 

Oktober       44,30 

Märe,  Sept.  23,7,=. 

August 

1907 

Januar 

27,63 

Januar 

21,69 

Januar        i6,36 

Januar        45,83 

Januar          24,50 

Januar 

1908| 

Dezember 

29,55 

Dezember 

21,04 

Dezember    16,84 

Dezember   51,23 

Aug.,  Okt.,1 
Dezember   ^7,00 

August 

1909 

Februar 

29,111 

Dezember 

20,61 

Dezember    16,6  2 

Januar         51, 67 

Januar          27,26  Januar 

1910 

November 

26,38 

Juni 

17,95 

Jnni              14,48 

Dezember   51,89 

Oktober        26,7 5  August 

1911 

Januar 

26,4  2  [März 

19,06 

Januar         14,96 

April            52,01 

März              26,25 

März 

1912 

Januar 

29,20  j  August 

21,55 

August         14.12 

Januar         53,26 

Dezember      27,25 

Dezember 

1913 

Dezember 

28,03  [November 

19,95 

November  15,85 

Oktober      53,17 

November     25,75  Oktober 

1914 

März») 

27,71  März 

19,55 

Februar      15,48 

Mai               53,43 

März               27,00  Januar 

1915 
1916 

Januar 
November 

34,14 
33,»i 

• 

August        61,39 
Januar         62,43 

- 

1917 

Januar 

33,si 

. 

September  42,70 

. 

1)  bzw.  32,53. 


2)  bzw.  25,71. 


Miszellen.  g21 

Sonach  zeigen  in  den  einzelnen  Monaten  unserer  19  bzw.  16  und 
15  Berichtsjahre  jeweils  den  niedrigsten  Preis:  bei  Roggenbrot  der 
April  1904  mit  23,10,  bei  Roggenmehl  der  Mai  1904  mit  16,87, 
bei  Roggen  der  Januar  1904  mit  12,86,  bei  Weizenbrot  der  Januar 
1900  mit  40,47,  bei  Weizenmehl  der  Januar,  Februar,  März,  April  1900 
mit  20,75,  schließlich  bei  Weizen  der  Dezember  1899  mit  14,42. 

Die  Maxima  fallen  natürlich  in  die  Kriegszeit.  Vielleicht  fähren 
aber  unsere  weiteren  militärischen  Erfolge  zu  Lande,  namentlich  aber 
zur  See,  besonders  unter  See,  bald  zu  einer  Preissenkung  auch  des 
Roggenbrotes. 
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IfitielleD. 
XVIII. 

Die  Indexzahlen  des  „Economist"'). 


Am  Ende 

des 

Jahres 

Index- 
zahlen 

Proz. 

Am  Ende 
des  Jahres 
bzw.  Monats 

Ge- 
treide 
und 
Fleisch 

Andere 
Nahrungs- 
mittel^ 

Textil- 
waren 

HetaUe 

Ver- 
schiedene 
andere 
Waren«) 

Index- 
zahlen 

Proz. 

1845—50 

2200 

100 

1901—05 

500 

300 

500 

400 

500 

2200 

100 

1850 

2310 

«05 

1910 

536 

336 

612 

418 

601 

2503 

114 

1853^) 

2463 

112 

1911 

600 

407 

539 

460 

580 

2586 

118 

1857') 

3059 

«39 

1912 

602 

367 

63' 

540 

607 

2747 

'25 

1858 

2556 

IIb 

1913 

563 

355 

642 

491 

572 

2623 

"9 

1860 

275« 

125 

Januar  1914 

563 

356 

626 

502 

571 

.2618 

119 

1862 

3492 

159 

Februar 

574 

352 

630 

491 

569 

2616 

"9 

1863 

3787 

172 

März 

560 

351 

626 

493 

567 

2597 

118 

1864 

3575 

164 

April 

560 

346 

634 

483 

562 

2585 

"7 

1866 

3024 

«37 

Mai 

571 

349 

644 

480 

551 

2595 

It8 

1867 

2582 

"7 

Juni 

565 

345 

616 

472 

551 

2549 

116 

1869 

2689 

122 

Juli 

579 

352 

617 

464 

553 

2565 

"7 

1872*) 

3054 

'39 

August 

64. 

369 

626 

474 

588 

2698 

'23 

1875«) 

2692 

122 

September 

646 

405 

612 

472 

645 

2780 

126 

1877 

2554 

116 

Oktober 

657 

400 

560 

458 

657 

2732 

124 

1878 

2225 

lOI 

November 

683 

408 

5'2 

473 

684 

2760 

126 

1879 

2577 

"7 

Dezember 

714 

4'5 

509 

476 

686 

2800 

127 

1882 

2343 

106 

Januar  1915 

786 

4'3 

535 

521 

748 

3003 

'37 

1883 

2221 

lOI 

Februar 

845 

411 

553 

561 

761 

313' 

142 

1884 

2098 

95 

März 

840 

427 

597 

644 

797 

3305 

'5° 

1885 

2023 

92 

April 

847 

440 

594 

630 

816 

3327 

'5' 

1886 

2059 

94 

Mai 

893 

437 

583 

600 

814 

3327 

'5' 

1887 

2239 

102 

Juni 

818 

428 

601 

624 

779 

3250 

148 

1888 

2187 

99 

Juli 

839 

440 

603 

625 

774 

3281 

'49 

1889 

2236 

102 

August 

84' 

438 

628 

611 

778 

5296 

150 

1890 

2224 

lOI 

September 

810 

470 

667 

620 

769 

3336 

'52 

1891 

2133 

97 

Oktober 

834 

444 

681 

63' 

781 

3371 

'53 

1892 

2120 

96 

November 

872 

444 

691 

667 

.  826 

3500 

159 

1893 

2082 

95 

Dezember 

897 

446 

731 

7" 

849 

3634 

'65 

1894 

1923 

87 

Januar  1916 

946 

465 

783 

761 

885 

3840 

'75 

1895 

'999 

91 

Februar 

983 

520 

806 

801 

898 

4008 

182 

1896 

1950 

89 

.März 

950 

503 

796 

85' 

9'3 

40'3 

182 

1897 

1890 

86 

April 

971 

5" 

794 

895 

1019 

4190 

191 

1898 

191« 

87 

Mai 

1024 

529 

805 

942 

1019 

4319 

196 

1899 

2145 

98 

Juni 

989 

520 

794 

8q5 

1015 

4213 

192 

1900 

2126 

97 

Juli 

961 

525 

797 

881 

1040 

4204 

191 

1901 

1948 

89 

August 

1000 

531 

882 

873 

1086 

4372 

'99 

1902 

2003 

91 

September 

1018 

537 

937 

858 

1073 

4423 

201 

1903 

2197 

100 

Oktober 

1124 

543 

99' 

850 

1088 

4596 

209 

1904 

2136 

97 

November 

1178 

558 

1091 

850 

1102 

4779 

217 

1905 

2342 

106 

Dezember 

1294 

553 

1124 

825 

1112 

4908 

223 

1906 

2499 

114 

Januar  1917 

1310 

561 

1137 

825 

1120 

4953 

225 

1907  *) 

2594 

118 

Februar 

1313 

58' 

1189 

829 

1160 

5072 

230 

1908 

2197 

100 

März 

'346 

610 

1226 

835 

1283 

5300 

241 

1909 

2390 

109 

April 

1362 

642 

1240 

842 

1293 

5379 

244 

1910 

2503 

114 

Mai 

1377 

648 

1262 

839 

128b 

5412 

246 

1911 

2586 

118 

Juni 

1433 

652 

1441 

841 

1279 

5646 

257 

1912 

2747 

125 

Juli 

'334 

607 

1512 

840 

1296 

5589 

254 

1913 

2623 

119 

.\ugust 

'342 

670 

1504 

830 

1312 

5658 

257 

1914 

2800 

127 

September 

1222 

726 

1509 

822 

1355 

5634 

256 

1915 

3634 

165 

Oktober 

1227 

724 

'575 

824 

'35' 

5701 

259 

1916 

4908 

223 

November 

1237 

679 

1660 

848 

1344  • 

5768 

262 

1917 

584s 

266 

Dezember 

1287 

686 

1684 

840 

1348   , 

5845  1 

266 

1)  Nach  dem  „Statistisk  Ärsbok  för  Sverige,  Femte  Ärgängen,  1918,  Stockholm,  S.  327. 
2)  Tee,   Zucker,   Butter,   Kolonialwaren  usw.     3)  Holz,  Kautschuk,    Oel  usw.     4)  1.  Juli. 
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Literatur. 

II. 
Sombart,  Werner,  Der  moderne  Kapitalismus. 

Historisch-systematische   Darstellung    des    gesamteuropäischen    Wirt- 
schaftslebens von  seinen  Anfängen  bis  zur  Gegenwart. 

Zweite,  neubearbeitete  Auflage. 

Erster  Band:  Einleitung.  Die  vorkapitalistische  Wirtschaft.  Die  historischen 
Grundlagen  des  modernen  Kapitalismus.  München  und  Leipzig  (Duncker  und 
Humblot)  1916.    XXVI  u.  919  SS. 

Zweiter  Band:  Das  europäische  Wirtschaftsleben  im  Zeitalter  des  Frühkapita- 
lismus, vornehmlich  im  16.,  17.  und  18.  Jahrhundert.  1.  Halbband.  Ebenda 
1917.    X  u.  585  88.    2.  Halbband.    Ebenda  1917.    IX  u.  8.  587-1155. 

Von  Richard  Passow. 

Als  Sombart  1902  sein  bedeutsames,  so  außerordentlich  einflußreich 
gewordenes  Werk  „Der  moderne  Kapitalismus"  veröffentlichte,  da  be- 
zeichnete er  in  der  Vorrede  die  damals  erschienenen  beiden  Bände  als 
Teile  eines  größeren  Ganzen.  „Die  Aufgabe  dieses  Werkes  ist  es, 
dem  Leser  einen  Taden  in  die  Hand  zu  geben,  der  ihn  durch  das 
Labyrinth  der  dritten  großen  Wirtschaf tsopoche :  der  kapitalistischen, 
zu  führen  vermöchte.  Es  wird  versucht,  das  kapitalistische  Wirtschafts- 
system von  seinen  Anfängen  bis  zur  Gegenwart  zu  verfolgen,  seine 
eigenen  Bewegungsgesetze  aufzudecken  und  die  Gesetzmäßigkeit  seines 
Uebergangs  in  eine  zukünftige  Wirtschaftsepoche  darzustellen:  unter 
kausalem  Gesichtspunkt.  Auf  der  Grundlage  der  durch  diese  historisch- 
theoretischen  Betrachtungen  gewonnenen  Einsicht  wird  es  dann  unter- 
nommen, ein  wissenschaftliches  System  praktischen  Handelns,  also  ein 
System  der  Sozialpolitik  aufzubauen :  unter  teleologischem  Gesichts- 
punkt;  während  die  Krönung  des  Gebäudes  ein  System  der  Sozial- 
philosophie bilden  soll:  unter  kritischem  Gesichtspunkt."  Die  beiden 
Bände  sollten  einen  großen  Teil  der  ersten  Aufgabe  lösen,  der  nächste 
Band  sollte  noch  die  Besonderheiten  der  agrarischen  Entwicklung  be- 
handeln. Zu  einer  solchen  Ausgestaltung  des  Werkes  ist  es  nicht  ge- 
kommen. Dafür  hat  Sombart  in  einer  Reihe  von  Veröffentlichungen 
einzelne  Seiten  des  in  den  beiden  Bänden  von  1902  behandelten  Pro- 
blems eingehender  behandelt  und  ist  dann  an  eine  Neubearbeitung  ge- 
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gangen,  von  der  bis  jetzt  2  Bände  vorliegen.  Wie  schon  der  neu 
hinzugefügte  (übrigens  zu  dem  Haupttitel  wohl  in  einem  gewissen 
Widerspruch  stehende)  Untertitel  „Historisch-systematische  Darstellung 
des  gesamteuropäischen  Wirtschaftslebens  von  seinen  Anfängen  bis  zur 
Gegenwart"  besagt,  ist  der  Plan  der  Darstellung  ein  anderer  geworden, 
wenn  auch  der  Hauptzweck,  die  Entsehung  des  modernen  Wirtschafts- 
lebens und  seine  Eigenart  zu  schildern,  geblieben  ist.  „Während  die 
erste  nur  Bruchstücke  der  historischen  Entwicklung  enthielt,  versucht 
diese  neue  Auflage,  ein  Bild  von  der  wirtschaftlichen  Gesamtentwick- 
lung der  europäischen  Völker  zu  geben."  Die  Einleitung,  die  einigen 
begrifflichen  Vorbemerkungen  und  kurzen  programmatischen  Ausfüh- 
rungen über  die  Aufgabe  der  Wirtschaftswissenschaften  und  über  die 
seines  Werkes  (wertvolle  Bemerkungen  hierzu  finden  sich  auch  in  dem 
„Geleitwort"  des  1.  Bandes)  gewidmet  ist,  ist  diesmal  sehr  kurz  ge- 
halten (S.  3 — 26).  Im  übrigen  sind  die  bis  jetzt  vorliegenden  beiden 
Bande  in  drei  „Bücher"  zerlegt.  Das  erste  (Bd.  1,  S.  29—315)  be- 
handelt die  „vorkapitalistische  Wirtschaft"  und  zerfallt,  abgesehen  von 
einem  einleitenden  Kapitel  über  die  „vorkapitalistische  Wirtschaftsge- 
sinnung",  in  drei  Hauptabschnitte:  Das  eigenwirtschaftliche  Zeitalter, 
das  Uebergangszeitalter ,  das  Zeitalter  der  handwerksmäßigen  Wirt- 
schaft. Das  zweite  Buch,  den  Rest  des  ersten  Bandes  umfassend,  be- 
handelt „Die  historischen  Grundlagen  des  modernen  Kapitalismus".  Hier 
werden  die  Ursachen  und  Voraussetzungen  des  modernen  europäischen 
Wirtschaftslebens  allgemein  dargestellt.  Und  zwar  werden  nach  den 
theoretischen  Vorbemerkungen  behandelt:  der  Einfluß  des  Staates,  ins- 
besondere der  staatlichen  Wirtschaftspolitik,  die  Technik,  die  Edel- 
metallproduktion (mit  sehr  eingehenden  Erörterungen  über  Fragen  des 
Geldwesens),  die  „Entstehung  des  bürgerlichen  Reichtums"  (hier  ist 
mehr  von  Einkommens-  als  von  Vermögensbildung  die  Rede,  in  einem 
nur  8  Seiten  umfassenden  Kapitel  geht  Sombart  hier  auf  die  „Ak- 
kumulation städtischer  Grundrenten"  und  die  gegen  seine  früheren 
Ausführungen  hierüber  gerichteten  Kritiken  ein),  die  Neugestaltung  des 
Guterbedarfs,  die  Beschaffung  der  Arbeitskräfte,  die  Entstehung  der 
Unternehmerschaft. 

Das  mit  besonders  liebevoller  Ausführlichkeit  geschriebene  dritte 
Buch  nimmt  den  ganzen  zweiten  Band  ein,  sein  Thema  ist  die  Schilde- 
rung des  „Frühkapitalismus"  (der  dritte,  noch  nicht  erschienene  Band 
soll  die  „Vollendung  des  Kapitalismus  im  Zeitalter  des  Hochkapitalis- 
mus" zur  Darstellung  bringen).  Diese  Art  der  Stoffgliederung  hat  viel- 
leicht den  Nachteil,  daß  (nicht  dem  Plan  nach,  aber  doch  tatsächlich) 
zwischen  Buch  2  und  3  manche  Wiederholungen  stattfinden. 

Wie  Sombart  auch  selbst  hervorhebt,  ist  der  Text  der  neuen 
Auflage  fast  ganz  neu  geschrieben.  Allerdinga  ist  vieles,  was  sie 
bringt,  demjenigen  nicht  ganz  neu,  der  die  seit  der  1.  Auflage  er- 
schienenen Schriften  Sombarts  verfolgt  hat. 

Immer  ist  das  Ziel  des  Autors,  das  Gemeinsame  in  der  Entwick- 
lung der  verschiedenen  Länder  herauszuheben  und  zur  Darstellung  zu 
bringen.     Das    Schwergewicht   liegt    durchaus   in    der    Behandlung  von 
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Gewerbe,  Handel  und  Verkehr.  Das  Agrarwesen  wird  zwar  auch  an 
verschiedenen  Stellen  erörtert,  tritt  aber  infolge  der  Problemstellung 
Sombwts  doch  stark  in  den  Hintergrund. 

Die  wertvolle  Eigenart  des  Buches  liegt  auch  in  der  neuen  Auf- 
lage in  der  Verbindung  theoretischer  und  realistischer  Behandlungs- 
weise.  Dem,  was  er^)  über  die  Notwendigkeit  solcher  Synthese  sagt, 
ist,  soweit  es  sich  um  große  zusammenfassende  Gesamtdarstellungen 
handelt,  durchaus  zuzustimmen.  Ebenso  ist  das,  was  er  einmal  über 
das  Verhältnis  zwischen  Theorie  und  Geschichtsschreibung  sagt  ^),  sehr 
beherzigenswert:  ,,Von  zwei  Dingen  kann  nur  eins  bestehen:  entweder 
die  .Historiker  begnügen  sich  damit,  unsere  Handlanger  zu  sein,  d.  h. 
das  Quejlenmaterial  zu  unserer  Verfügung  zu  stellen,  damit  wir  , auf- 
bauen', oder  aber  sie  bauen  selber  auf.  In  diesem  Falle  müssen  sie 
aber  einen  Bauplan  haben,  und  dieser  Bauplan  ist  eben  das,  was  sie 
verächtlich  , Theorie'  nennen.  Diese  Theorie  besteht  aus  zweierlei : 
1)  einem  System  klarer,  eindeutiger  Begriffe;  2)  einem  Schema, 
nach  dem  man  die  Einzeltatsachen  zu  einem  Ganzen  zusammenfügt  .  .  . 
Wer  über  diese  beiden  geistigen  Requisiten  nicht  verfügt,  kann  nicht 
, aufbauen'." 

In  der  neuen  Auflage  hat  er  besonderen  Wert  darauf  gelegt,  die 
theoretischen  und  die  realistischen  Bestandteile  seiner  Darlegungen 
voneinander  zu  sondern.  Sein  Grundsatz  ist,  der  realistischen  Schilde- 
rung jedesmal  theoretische,  insbesondere  sj'stematisch-begriffliche  Er- 
örterungen vorauszuschicken.  „Von  was  immer  ich  in  diesem  Werke 
auch  spreche:  ob  von  Handwerk  oder  Kapitalismus,  von  Städte-  oder 
Vermögensbildung,  von  Preis-  oder  Marktbildung,  von  Geld-  oder 
Naturalwirtschaft,  immer  wird  der  Leser  dort,  wo  ich  den  Gegen- 
stand zum  erstenmal  behandele,  auf  die  empirische  Darstellung  des 
Tatsächlichen  vorbereitet  durch  eine  theoretische  Konstruktion  des 
Erscheinungskomplexes"  *).  Auch  das  ist  grundsätzlich  durchaus  zu  be- 
grüßen. 

Räumlich  treten  die  theoretischen  Ausführungen  infolge  der  ge- 
waltigen Stoffmengen,  die  verarbeitet  sind,  in  der  neuen  Auflage  etwas 
mehr  zurück  als  in  der  ersten.  Störend  für  den  Leser  ist  dabei,  daß 
Sombart  sich  für  manche  grundlegende  Frage  auf  die  erste  Auflage, 
auf  sein  Buch  der  „Bourgeois"  und  auf  einen  noch  nicht  veröffent- 
lichten Beitrag  zum  „Grundriß  der  Sozialökonomik"  beruft.  Der- 
jenige, der  ein  Werk  von  solchem  Umfange  durcharbeitet,  hätte  doch 
gerne  auch  die  grundlegenden  Ausführungen  beisammen.  Außerdem 
entsteht  der  Nachteil,  daß  man  in  manchen  Punkten  nicht  ganz  genau 
weiß ,  wie  weit  Sombart  früher  Gesagtes  aufrechterhalten  will,  resp. 
in  welchem  Umfange  er  gewisse  früher  vertretene  Ansichten  jetzt 
modifiziert  hat. 

Die  Art  der  Darstellung  ist  im  Vergleich  mit  der  ersten  Auflage 
sehr  viel  ruhiger,  verständiger,  ausgereifter,  wenngleich    auch    hier  gar 


1)  Im  Vorwort  zu  Bd.   1. 

2)  Bd.  1,  S.  54. 

3)  Bd.  1,  S.  24. 

Jahrb.  f.  Nationalök.  n.  St»t.  Bd.  110  (Dritte  Fol^e  Bd.  55).  40 
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zu  willkürliche  Konstruktionen  nicht  ganz  fehlen.  Sombart  erkeunt 
an,  daß  die  erste  Auflage  „im  einzelnen  böse  Schnitzer"  i)  enthalten 
habe,  und  scheut  sich  nicht  —  was  selbstverständlich  sein  sollte,  es 
in  der  wissenschaftlichen  Literatur  leider  im  allgemeinen  nicht  ist  — 
Irrtümer  einzugestehen  und  zu  verbessern.  Die  „wilde  und  unge- 
stüme Art"  *),  die  „etwas  provozierende"  ')  Behandlung  einzelner  Gegen- 
stände sind  bewußt  aufgegeben.  Nur  an  vereinzelten  Stellen  bricht  ein 
gar  zu  ungezügeltes  Temperament  durch  ^). 

Ueberblickt  man  die  meiir  als  2000  Seiten  der  bis- 
her vorliegenden  Bände,  so  wird  man  sagen  müssen, 
daß  es  sich  hier  —  nehmt  alles  nur  in  allem  —  um  ein 
Werk  von  außerordentlicher  Bedeutung  handelt,  ein 
Werk,  das  nicht  nur  reiche  Belehrung  vermittelt,  son- 
dern weiter  in  hohem  Maße  anregend  auf  die  wissen- 
schaftliche Forschung  wirken  wird,  ein  Werk,  dessen 
Verfasser  eine  Reihe  wertvoller  Gaben  in  seltener 
Weise  vereinigt,  der  mit  theoretischer  Veranlagung 
ausgebreitetes  Wissen,  mit  geschichtlichen  Kennt- 
nissen eine  wirkliche  Anschauung  vom  Wirtschafts- 
leben, mit  gewaltigem  Fleiß  glänzende  Dars  tel  lung8- 
art  vereinigt,  kurz  das  Werk  eines  Mannes,  der  mehr 
kann  als  die  meisten  anderen. 

Mit  diesem  Gesamtnrteil  steht  es  natürlich  nicht  in  Widerspruch, 
wenn    ich   hinzufüge,    daß    ich   in    vielen  Punkten  Sombart    nicht  zuzu- 

1)  Bd.  1,  S.  XX. 

2)  Bd.  1,  S.  649. 

3)  Im  2.  Halbband  des  2.  Bandes  S.  1137  widmet  Sombart  meinem  in  diesen 
„Jahrbüchern",  Bd.  107,  S.  433  ff.  erschienenen  Aufsati  „Kapitalismus"  Ausführungen 
von  erstaunlicher  und  angesichts  der  Art  und  des  Inhalts  meiner  Darlegungen  eigent- 
lich unverständlicher  Heftigkeit.  Nur  aus  Schonung  für  Sombart  sehe  ich  daron  ab, 
diese  AeuBerungen  hier  wörtlich  wiederzugeben,  und  ebenso  unterdrücke  ich  die 
ethischen  Werturteile,  die  sich  gegenüber  seiner  Handlungsweise  natürlich  aufdrängen. 
Ich  hoffe,  daß  er  so  viel  innere  Qualitäten  besitzt,  daß  er,  wenn  er  erst  das  seelische 
Gleichgewicht  wiedergefunden  hat  (in  seiner  ersten  Aufregung  hat  er  offenbar  sehr 
vieles  in  meinen  .Aufsatz  hineingelegt,  was  nicht  darin  steht),  jene  Entgleisung  selbst 
recht  von  Herzen  bedauern  wird.  Vielleicht  denkt  er  dann  auch  einmal  darüber  nach, 
ob  er  bei  seinem  Urteil  über  eine  ihm  unbekannte  Person  und  deren  Motive  (!  !)  das- 
jenige Mindestmaß  von  wissenschaftlicher  Vorsicht  und  Gründlichkeit  angewendet  hat. 
das  unerläßlich  ist,  wenn  man  „die  Wahrheit  erkennen"  will.  Ich  stelle  in  meinen 
nationalökonomischen  Anfängerübungen  in  dieser  Hinsicht  höhere  Anforderungen. 

Zu  sachlicher  Auseinandersetzung  bieten  jene  Aeußerungen  keine  Möglichkeit,  da 
sie  auf  die  Sache  gar  nicht  eingehen.  Aber  psychologisch  sind  sie  doch  recht  interessant. 
Ich  kann  mich  da  begnügen,  das  zu  zitieren,  was  Sombart  (Der  moderne  Kapitalismus, 
1.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  55)  einmal  gegen  Bücher  bemerkt  hat:  „Meine  sachlichen  Argu- 
mente werden  natürlich  durch  persönliche  Invektiven  nicht  aus  der  Welt  geschafft. 
Im  Gegenteil :  sie  gewinnen  an  Beweiskraft  nach  dem  alten  und  bewährten  Spruche ; 
,Mein  Freund,  du  wirst  grob,  also  hast  du  unrecht!'"  In  diesem  Satze  (vielleicht  darf 
man  von  dem  Maß  der  Grobheit  auch  auf  den  Grad  des  Unrechts  schließen?)  liegt  in 
der  Tat  der  einzige  Schlüssel  für  das  Verständnis  jener,  sagen  wir  einmal,  tempera- 
mentvollen Auslassungen.  Wegen  dieser,  wenn  auch  ungewollten,  Anerkennung  der 
Kichtigkeit  meiner  Darlegungen  haben  sie  mir  Spaß  gemacht.  Jener  Aufsatz  von  mir 
wird  demnächst  in  erheblich  erweiterter  Form  gesondert  erscheinen  und  dann  hoffent- 
lich weiter  zugunsten  klarer  Begriffe  und  sachgemäßer  Ausdruckweise  wirken. 
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stimmen  vermag.  Ich  denke  dabei  nicht  an  konkrete  Einzeltatsachen, 
sondern  an  manche  allgemeinen  Darlegungen,  manche  begrifflich-syste- 
matische Ausführungen.  Doch  scheint  es  mir  nicht  die  Aufgabe  dieser 
Anzeige  zu  sein,  einzelne  solcher  Fragen  herauszugreifen  und  zu  er- 
örtern. Dafür  werden  sich  ja  noch  andere  Gelegenheiten  bieten.  Hier 
begnüge  ich  mich  damit,  Widerspruch  zu  einem  Punkte  auszusprechen, 
den  Sombart  als  besonders  wichtig  bezeichnet.  Ich  meine  seine  Auf- 
fassung von  der  Rolle  der  „Wirtschaftsgesinnung",  von  der  Bedeutung, 
die  der  jeweils  vorherrschende  ,, Geist"  für  die  Gestaltung  des  Wirtschafts- 
lebens habe.  Er  sagt^):  „Es  war  mein  heißes  Bemühen,  das  ,geistige 
Band',  das  alle  lebendige  Wirtschaft  zusammenhält,  bei  meiner  Unter- 
suchung nicht  zu  zerstören,  sondern  in  seiner  allzusammenfassenden 
Kraft  gerade  aufzuweisen.  Deshalb  habe  ich  vor  allem  mich  bemüht, 
den  Geist,  der  je  eine  bestimmte  Wirtschaftsepoche  beherrscht  hat, 
aus  dem  heraus  das  Wirtschaftsleben  in  dieser  Epoche 
gestaltet  worden  ist'),  aufzusuchen  und  in  seiner  Wirksamkeit  zu 
verfolgen.  Es  ist  ein  Grundgedanke  dieses  Werkes,  daß  je  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  eine  verschiedene  Wirtschaftsgesinnung  geherrscht 
habe,  und  daß  es  der  Geist  ist,  der  sich  eine  ihm  angemessene  Form  gibt 
und  dadurch  die  wirtschaftliche  Organisation  schafft*). 
Diese  Grundansicht,  die  schon  in  der  1.  Auflage  dieses  Werkes  sich 
findet,  ist  noch  viel  mehr  ausgeprägt  worden  und  zur  Leitidee  aller  meiner 
Darlegungen  gemacht  worden.  Die  Einwände,  die  gegen  diese  meine 
Grundanschauung  von  Zahllosen  Kritikern  der  1.  Auflage  dieses  Werkes 
erhoben  worden  sind,  haben  mich  nur  in  der  Ueberzeugung  bestärkt, 
daß  allein  meine  Betrachtungsweise  eine  vertiefte  Ein- 
sicht in  das  Wesen  wirtschaftlicher  Organisationen  ge- 
währt»)." 

Zu  diesem  Gedanken  und  der  Art,  wie  Sombart  ihn  durchführt, 
möchte  ich  bemerken,  daß  darin  zweifellos  ein  sehr  richtiger  Kern 
steckt,  daß  Sombart  aber  doch  bei  seinen  Darlegungen  über  das  Ziel 
hinausschießt.  Es  bestehen  sicherlich  sehr  tiefgreifende  Unterschiede 
hinsichtlich  der  „Wirtschaftsgesinnung"  und  insbesondere  der  Intensität 
des  Erwerbsstrebens,  und  ich  stimme  durchaus  der  Auffassung  zu,  daß 
in  der  von  Sombart  behandelten  Entwicklungsperiode  eine  sehr  bedeut- 
same Steigerung  des  Erwerbsstrebens  und  ein  Eindringen  solcher  Wirt- 
schaftsgesinnung in  weitere  Kreise  der  Bevölkerung  (und  ebenso  ein 
Uebergang  von  traditionalistischer  zu  rationalistischer  Wirtschaftsführung) 
zu  konstatieren  ist  *).  Ich  bin  auch  der  Ansicht,  daß  es  eine  wichtige  Auf- 
gabe ist,  diesen  Wandlungen  nachzugehen  und  sie  (soweit  das  möglich  ist; 
aus  Gründen,  die  nachher  noch  gestreift  werden  sollen,  ist  eine  wirklich 
zuverlässige  wissenschaftliche  Erforschung  der  Wirtschaftsgesinnung, 
sobald  es  sich  um  kompliziertere,  schwer  zu  durchschauende  Tatbestände 


1)  Bd.  1,  S.  24  f. 

2)  Von  mir  gesperrt. 

3)  DaB  UDd  weshalb  ich  es  für  Terfehlt  halte,  gesteigerten  Erwerbssinn  nnd  ratio- 
nalistische Wirtschaftsführung  „kapitalistischen"  Geist  zo  nennen,  habe  ich  in  dem  schon 
genannten  Aufsatz  „Kapitalismus"  S.  468  ff.  dargelegt. 
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handelt,  meines  Erachtens  nur  in  sehr  geringem  Maße  möglich)  in  ihrer 
Entwicklung    zu    verfolgen.     Darüber    kann    wohl  kaum  eine  ernstliche 
Meinungsverschiedenheit  bestehen.     Zweifelhaft  aber  ist,  ob  mau  darin 
das  Zentralproblem  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  zu  erblicken  hat, 
ob  in  einer  Aenderung  der  Wirtschaftsgesinnung  d  i  e  primär  wirkende 
Ursache  der  Entwicklung  zum  modernen  Wirtschaftsleben  zu  sehen  ist, 
ob   zunächst    ein    neuer  Wirtschaftsgeist    entstanden  ist  und  sich  dann 
„die  ihm  angemessene  Form"   geschaffen  hat,  ob  man  wirklich  eine  ver- 
tiefte Einsicht    in    das  Wesen   wirtschaftlicher  Organisationen  nur  da- 
durch gewinnen  kann,  daß  man  die  Verschiedenheit  der  Wirtschaftsgesin- 
nung  zum  Ausgangspunkt  der  Betrachtung  wählt.  Diese  Fragen  verneine 
ich.     Wenn    bei    dem   gleichen   Personenkreise   in    einer   Zeit   ein    eng 
begrenztes,    in    anderen    ein    viel    stärker   ausgeprägtes  Erwerbsstreben 
zutage  tritt,  so  liegt  das  weniger  daran,  daß  zunächst  die  menschliche 
Psyche    sich    völlig  geändert    hat,    sondern    viel  mehr  daran,    daß  ganz 
andere  äußere  Vorbedingungen  gegeben  sind,  daß  ganz  andere  Möglich- 
keiten  des  Erwerbs  vorliegen,    daß  dadurch  dem  menschlichen  Streben 
eine  andere  Richtung,  eine  andere  BetätiguDgsmöglichkeit  eröffnet  wird, 
daß    dann    in    und    mit    dieser    anderen    Betätigung    der    Mensch    sich 
wandelt,    daß    neue    äußere  Verhältnisse,    neue  wirtschaftliche    Möglich- 
keiten   auch    neue  Zwecksetzungen   wachrufen.     Das   geht  auch  gerade 
aus    einer  Aeußerung   von  Sombart   selbst,    durch  die  er  gegen  ihn  er- 
hobene Einwände  abweisen  will,  hervor.    Er  wendet  sich  einmal  *)  gegen 
den  Einwurf,    die  Geschichte    des    europäischen  Mittelalters   lehre,   daß 
zu  allen  Zeiten  in  weiten  Kreisen  auch  des  wirtschaftenden  Volks  eine 
starke    Geldsucht   geherrscht   habe.     Dazu    sagt    er   dann:    „Auch  das 
gebe    ich   zu.     Und    ich  werde  im  weiteren  Verlauf  dieser  Darstellung 
von    dieser    wachsenden    Geldsucht   selbst   zu   reden    haben.     Aber  ich 
behaupte,  sie  habe  den  Geist  des  vorkapitalistischen  Wirtschaftslebens 
in  seinen  Grundlagen    nicht  zu  erschüttern  vermocht.     Es  ist  vielmehr 
wieder  ein  Beweis  für  den  allem  Gewinnstreben  abgekehrten  Geist  der 
vorkapitalistischen  Wirtschaft,  daß  sich  alle  Erwerbslust,  alle  Geldgier 
außerhalb  des  Nexus  der  Güterproduktion,  des  Gütertransports  und  so- 
gar   zum    großen  Teil    auch    des   Güterhandels   zu    befriedigen  trachtet. 
Man    läuft    in    die    Bergwerke,    man    gräbt    nach  Schätzen,    man  treibt 
Alchimie  und  allerhand  Zauberkünste,  um  Geld  zu  erlangen,  man  leiht 
Geld  gegen  Zinsen  aus,    weil  man  es  im  Rahmen  der  Alltags- 
wirtschaft  nicht    erwerben  kann."     In  diesen  letzten  (von  mir 
gesperrten)  Worten   liegt  doch  wohl  der  Schlüssel  für  das  Verständnis 
dieser  Dinge.    Die  Neigung  zum  Gelderwerb,  zu  möglichst  großem  Geld- 
erwerb,   ist  vorhanden,  sie  betätigt  sich    auch,   es  fehlen  aber  noch  die 
wirtschaftlichen  Voraussetzungen,  um  dieses  Streben  gerade  „im  Rahmen 
der  Alltagswirtschaft"  zu  befriedigen.    Entstehen  diese  Voraussetzungen, 
so  wirft  sich  das  Erwerbsstreben  auf  das  neu  erschlossene  Betätiguugs- 


1)  Bd.  1,   S.  35.     (Wörtlich    ebenso    schon    in    seinem    Buche    „Der    Bourgeois" 
München  1913,  S.  16  f.) 
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feld  1),  man  sucht  das  Verlangen  nach  Gelderwerb  durch  Schaffung  und 
Betrieb  großer  Unternehmungen  zu  stillen.  Ein  erfolgreiches  Vorgehen 
auf  dieser  Bahn  wirkt  dann  auf  andere  außerordentlich  anregend  (man 
könnte  auch  sagen :  ansteckend)  und  zieht  immer  weitere  Kreise  in 
den  Bann  dieses  Erwerbslebens. 

Wenn  ich  es  so  ablehne,  in  der  Ausbildung  eines  neuen  „Wirt- 
schaftsgeistes" die  primär  wirkende  Ursache  der  Entstehung  des  mo- 
dernen Wirtschaftslebens  zu  sehen,  so  denke  ich  natürlich  nicht  daran, 
in  das  entgegengesetzte  Extrem  zu  verfallen  und  den  großen  Einfluß 
der  „Wirtschaftsgesinnung"  auf  die  Gestaltung  dieses  Wirtschaftslebens 
irgendwie  zu  bestreiten.  Daß  auf  eine  bestimmte  äußere  Situation  ver- 
schiedene Menschen  in  sehr  verschiedener  Weise  reagieren,  daß  in  Rück- 
sicht des  Erwerbstriebs  zwischen  verschiedenen  Zeiten,  verschiedenen 
Völkern,  innerhalb  eines  und  desselben  Volkes  zwischen  den  verschie- 
denen Individuen,  bei  einem  und  demselben  Menschen  in  den  ver- 
schiedenen Stadien  seiner  Entwicklung  die  größten  Unterschiede  be- 
stehen, und  daß  diese  Unterschiede  ihrerseits  von  der  größten  Wirkung 
sind,  lehrt  eine  unbefangene  Betrachtung  der  Welt  der  Wirklichkeit 
und  verdient  deshalb  sorgfältige  (freilich  auf  besondere  Schwierigkeiten 
stoßende  und  deshalb  besondere  kritische  Vorsicht  erfordernde)  wissen- 
schaftliche Behandlung. 

Der  Fehler  Sombarts  liegt  (abgesehen  von  Uebertreibungen  und 
willkürlichen  Konstruktionen  bei  manchen  Einzelheiten)  darin,  daß  er 
dort,  wo  wir  eine  ganze  Reihe  verschiedener,  sich  gegenseitig  in 
der  mannigfachsten  Weise  beeinflussender  Ursachen  konstatieren  müssen, 
um  jeden  Preis  das  Geschehen  auf  eine  einheitliche  Ursache  zurückführen 
will.  Gewiß  ist  es,  wie  Sombart  in  der  1.  Auflage  besonders  nach- 
drücklich   betont    hat,    ein  Postulat    des  menschlichen  Geistes,    für  das, 


1)  Eine  verwandte  Auffassung  liegt  wohl  auch  der  folgenden  Aeaßerung  von 
Kötzsohke  zugrunde.  Er  sagt  (Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  bis  zum  17.  Jahr- 
hundert, Leipzig  1908,  S.  11):  „Man  könnte  sagen,  daß  ungewöhnliches  Erwerbsstreben 
sich  in  solchen  Zeiten  besonders  betätigt,  wo  Neues  im  Wirtschaftsleben  zum  Durch- 
bmch  zu  kommen  ringt,  während  in  den  folgenden  Zeiten  ruhigerer  Ausgestaltung  auf 
neu  geschaffener  Grundlage  das  Bedarfsdeckungoprinzip  wieder  mehr  zur  Geltung 
kommt." 

Ludo  Moritz  Hartmann,  der  in  seinem  Bache  „üeber  historische  Entwicklung" 
(Gotha  1905)  auch  einen  kurzen  Abschnitt  über  die  „Entstehung  des  Kapitalismus"  ein- 
fügt, sagt  dort  8.  81 :  „Ganz  analog  dem  Vorgange  bei  Entstehung  der  Grundherr- 
schaften drängte  derjenige  Teil  der  Besitzlosen,  der  nicht  zugrunde  ging,  zur  Produktion, 
um  sich  seinen  Lebensunterhalt  zu  verschaffen,  und  mußte  sieh,  indem  er  sich  der  be- 
sitzenden Klasse  anpaßte,  in  eine  neue  Organisation  der  Produktion  einfügen.  Auf  diese 
Weise  entstehen  mit  den  neueren  Arbeitsteilungen  auch  neue  größere  Assoziationen : 
der  erweiterte  Handwerksbetrieb,  die  Manufaktur,  die  Fabrik.  Die  verschiedenen  Be- 
triebsformen konkurrieren  miteinander,  und  die  enger  assoziierten  Organisationen  ver- 
drängen allmählich  die  anderen,  der  Großbetrieb  drängt  den  Kleinbetrieb  zurück,  wenn 
auch  natürlich  infolge  zufälliger  Umstände  einzelne  weniger  ausgebildete  Formen  und 
kleinere  Betriebe  sich  erhalten.  Die  Einführung  des  maschinellen  Betriebes  und  die 
Arbeitsteilung  innerhalb  der  Industrien  ist  wiederum  ein  Fortschritt  der  Assoziation. 
Dagegen  erscheint  uns  der  sogenannte  , kapitalistische  Geist'  nicht 
als  die  Ursache  dieser  Erscheinungen,  sondern  als  eine  Anpassvngs- 
erscheinnng  des  menschlichen   Bewußtseins  an  diese  Entwicklung." 
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was  er  erforscht  sehen  möchte,  eine  möglichst  einfache,  einheitliche 
Erklärung  zu  finden :  aber  das  kann  doch  nur  den  Ansporn  geben, 
einer  solchen  einheitlichen  Verursachung  nachzuspüren,  nicht  aber,  ein- 
fach davon  als  einer  petitio  principii  auszugehen.  Zeigt  sich  bei  der 
Untersuchung  —  und  für  das  Problem  der  Entstehung  des  modernen 
Wirtschaftslebens  trifft  das  ebenso  wie  bei  zahlreichen  anderen  Pro- 
blemen zu  — ,  daß  sich  solche  einheitlichen  letzten  Ursachen  nicht  nach- 
weisen lassen,  so  muß  die  Wissenschaft  das  eben  anerkennen.  Gewiß 
ist  das  —  angesichts  jenes  Postulats,  das  tief  im  Menschen  eingewurzelt 
ist  —  außerordentlich  unbefriedigend :  aber  es  ist  wissenschaftlich  noch 
viel  unbefriedigender,  wenn  zu  Unrecht  einer  von  mehreren  Faktoren 
als  die  alleinige  Ursache  hingestellt  wird. 

Mit  der  vorbehandelten  Auffassung  hängt  zusammen,  ist  in  der  Be" 
urteilung  aber  wohl  zu  unterscheiden  M,  die  Lehre,  daß  das  wichtigste 
Einteilungsprinzip  der  verschiedenen  Formen  des  Wirtschaftslebens  das 
jeweilig  vorherrschende  „Wirtschaftsprinzip"  sei,  daß  alles  Wirtschafts- 
leben eingeteilt  werden  müsse  in  zwei  große  Gruppen,  eine,  die  von 
dem  „Bedarfdeckungsprinzip",  und  eine  andere,  die  von  dem  „Erwerbs- 
prinzip"  beherrscht  werde.  „Unterschiedlichkeiten  (der  Wirtschafts- 
prinzipien) ergeben  sich  zunächst  durch  die  verschiedene  Zwecksetzung 
der  Wirtschaftssubjekte.  Dabei  können  wir  zwei  wesentlich  verschiedene 
Arten  der  Zwecksetzung  vor  allem  unterscheiden.  Die  Menschen  streben 
nämlich  entweder  nach  der  Beschaffung  eines  nach  Umfang  und 
Art  fest  umschriebenen  Vorrats  von  Gebrauchsgütern*), 
das  heißt :  sie  suchen  ihren  Bedarf  zu  decken ;  oder  sie  erstreben  Gewinne, 
das  heißt:  sie  suchen  eine  möglichst  große  Geldmenge*;  durch 
ihre  wirtschaftliche  Tätigkeit  zu  erwerben.  Im  ersten  Falle,  sagen 
wir,  stehen  ihre  Handlungen  im  Banne  des  Bedarfsdeckungs- 
prinzips, im  anderen  Falle  im  Banne  des  Erwerbsprinzips." 
Ein  zweiter  Unterschied  der  Wirtschaftsprinzipien  ergebe  sich  durch 
die  Verschiedenheit  der  Wirtschaftsführung.  „Diese  ist  entweder  tra- 
ditionalistisch oder  rationalistisch.  Traditionalistisch,  wenn 
sie  auf  einer  gedankenlosen  Befolgung  überkommener  Regeln,  ratio- 
nalistisch, wenn  sie  auf  dem  bewußten  Willen  zu  einer  grundsätzlichen 
Zweckmäßigkeit  aller  Vornahmen  beruht"  ^). 

Auch  dieser  Auffassung  vermag  ich  nicht  vorbehaltlos  zuzustimmen  *). 


1)  Man  könnte  die  Auffassung  von  der  Wirtscbaftsgesinnung  als  primär  wirkender 
Ursache  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  ablehnen  und  doch  das  „Wirtschaftsprinzip" 
bei  der  Klassifikation  des  Wirtschaftslebens  zugrunde  legen,  denn  hierbei  handelt  es  sich 
ja  nur  darum,  aus  der  Fülle  der  verschiedenen  Gesichtspunkte  ein  besonder«  wichtiges 
Merkmal  als  principium  divisionis  zu  wählen,  ohne  damit  über  seine  Bedeutung  als 
alleinige  Ursache  ein  Urteil  abzugeben. 

2)  Von  mir  gesperrt. 

3)  Bd.  1,  S.  14  f. 

4)  Von  der  Stellungnahme  zu  einer  solchen  Einteilung  ist  natürlich  wieder  scharf 
zu  sondern  die  Beurteilung  der  gewählten  Terminologie.  Ich  finde,  daß  Sombart  in 
letzterer  Hinsicht  nicht  ganz  glücklich  ist.  Bei  den  Ausdrücken  Bedarfsdeckung  und 
Erwerb  denkt  man  doch  vielfach  an  den  Gegensatz  von  Eigenwirtschaft  und  Güter- 
beschaffung auf  dem  Wege  tauschwirtschaftlichen  „Erwerbs".  Diese  Auffassung  ist  so 
stark,    daß    manche  Autoren,    die    erklären,    der    Sombartschen    Terminologie    folgen    lu 
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Ich  sehe  keine  Notwendigkeit,  gerade  in  der  Verschiedenheit  des  Er- 
werbsstrebens das  Unterscheidungsmerkmal  allen  Wirtschaftslebens  zu 
sehen,  verkenne  aber  im  übrigen  durchaus  nicht,  daß  für  viele  Zwecke 
eine  Unterscheidung  verschiedener  Wirtschaftsverhältnisse  nach  der  In- 
tensität des  Erwerbsstrebens  (neben  und  nach  anderen  Einteilungen) 
von  Bedeutung  ist  und  das  Verständnis  fördern  kann.  Nur  muß  man 
sich  darüber  klar  sein,  daß  gerade  diesem  Einteilungsprinzip  manche 
Mängel  anhaften,  die  eine  klare  Gliederung  äußerst  erschweren  und  gar 
leicht  dazu  verführen,  daß  man  Wissen  durch  bloße  Phantasien  ersetzt. 
Das  liegt  vor  allem  darin  begründet,  daß  der  Geist  des  Wirtschafts- 
lebens, die  wirtschaftliche  Gesinnung  außerordentlich  schwer  richtig  zu 
erkennen  ist.  Diese  Schwierigkeit  liegt  weniger  vor,  wo  es  sich  um 
einfache,  primitive  Verhältnisse  handelt;  sie  türmt  sich  riesenhoch  auf, 
wenn  es  sich  um  komplizierte  Erscheinungen  handelt.  Je  näher  man 
die  Dinge  und  Personen  zu  beobachten  vermag,  desto  mehr  kommt 
einem  das  Bewußtsein,  daß  hier  alle  einfachen,  eindeutigen  Lösungen 
der  Wirklichkeit  nicht  gerecht  werden.  Man  frage  nur  einmal  die- 
jenigen, die  führende  Männer  unseres  Wirtschaftslebens  wirklich  genau 
kennen,  danach,  von  welchen  Motiven  sich  jene  leiten  lassen,  und  man 
wird  dann,  wenn  die  Befragten  scharf  und  richtig  zu  beobachten  verstehen, 
die  Antwort  erhalten,  daß  hier  zwischen  den  verschiedenen  Personen 
(wenn  ich  es  nicht  vermeiden  möchte,  bestimmte  Namen  zu  nennen, 
so  könnte  man  für  den  Kenner  das  sehr  leicht  und  sehr  eindrucksvoll 
illustrieren)  die  größten  Verschiedenheiten  obwalten  und  daß  im  übrigen 
auch  für  den  Nahestehenden  noch  viele  ungeklärte  Rätsel  bleiben.  In- 
folgedessen verliert  man  leicht  allen  festen  Boden  unter  den  Füßen, 
wenn  man  nach  der  Wirtschaftsgesinnung  in  erster  Linie  das  ganze 
Wirtschaftsleben,  und  nicht  nur  das  der  Gegenwart,  sondern  auch  das 
der  Vergangenheit,  gliedern  will.  Zwar  sagt  Sombart :  „Die  Quellen  zur 
Erschließung  des  Geistes  im  Wirtschaftsleben  fließen  für  jeden,  dessen 
Auge  erst  einmal  geöffnet  ist  für  das  Problem,  reichlich"  i) ;  aber  von 
den  Aeußerungen  der  wirtschaftenden  Menschen  selbst,  die  er  als  die 
einzige  unmittelbare  Erkenntnisquelle  dafür  anfährt,  gibt  er  doch  selbst 
zu :  ..  Die  Selbstzeugnisse  sind  vor  allem  sehr  selten  und  schon  deshalb 
nicht  sehr  ergiebig.  Sie  können  freilich  unter  Umständen  von  ganz 
großer  Bedeutung  für  das  richtige  Verstehen  eines  Zustandes  werden. 
Meist  muß  man  freilich  zwischen  den  Zeilen  lesen.     Das  gilt  insbeson- 


woUsn,  doch  jene  ältere  Vorstellung  zugrunde  legen,  ohne  zu  merken,  daß  Sombart  die 
Worte  in  ganz  anderem  Sinne  gebraucht. 

Bedarfsdeckungswirtächaft  und  Erwerbswirtachaft  sind  die  Gruppen,  in  die  Som- 
bart alles  (individualistische)  Wirtschaftsleben  einteilt.  Wo  es  sich  um  die  engere  Auf- 
gabe, für  die  Tauschwirtschaft  eine  Einteilung  zu  geben,  handelt,  da  braucht  Sombart 
di«  Ausdrücke  Handwerk  (charakterisiert  durch  das  „Bedarfsdeckungsprinzip")  und  Ka- 
pitalismus (charakterisiert  durch  das  „Erwerbsprinzip").  Den  Ausdruck  „Handwerk" 
auch  auf  Landwirtschaft,  Handel,  Verkehr  auszudehnen,  wirkt  verwirrend,  weil  nach 
wie  vor  (auch  bei  Sombart!)  die  Notwendigkeit  bleibt,  dies  Wort  für  den  gewöhnlichen, 
engeren  Begriff  des  Handwerks  zu  verwenden.  DaB  und  weshalb  ich  den  Ausdruck 
„Kapitalismus"  nicht  billige,  habe  ich  in  meinem  schon  erwähnten  gleichnamigen  Auf- 
satz dargelegt. 

1)  Bd.  1,  S.  29. 
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dere  bei  allen  systematischen  Aeußerungen  der  gedachten  Art.  In  den 
Selbstbiographien  oder  Memoiren  etwa  hervorragender  Wirtschafts- 
menschen (deren  es  eine  ganze  Reihe  gibt)  stellen  sich  die  Verfasser 
natürlich  immer  als  ganz  selbstlose,  nur  dem  Gemeinwohl  dienende 
Menschen  hin,  denen  Geldverdienen  ganz  fern  gelegen  hat.  Manche 
sind  auch  ehrlich  gegen  sich  selbst,  und  die  geben  uns  natürlich  die 
besten  Aufschlüsse.  Zu  berücksichtigen  ist  auch  der  Umstand,  daß  wir 
solche  systematische  Selbstzeugnisse  meist  nur  von  ganz  hervorragenden 
Menschen  haben,  deren  UeberlebensgröEe  also  auf  das  Durchschnitts- 
maß zurückzuführen  ist,  wenn  wir  ihre  Leistungen  und  Ansichten  ver- 
allgemeinern wollen"  *).  Damit  ist  die  Unsicherheit  dieser  Quellen  ganz 
richtig  gekennzeichnet.  Man  muß  ihnen  gegenüber  äußerste  Vorsicht 
beobachten. 

Die  Unmöglichkeit  einer  zweifelsfreien  Erkenntnis  der  jeweils 
herrschenden  Wirtschaftsgesinnung  tritt  denn  auch  im  Sombartschen 
Werke  klar  hervor.  Bei  Besprechung  des  „Zeitalters  der  handwerks- 
mäßigen Wirtschaft"  sagt  er*):  „War  nun  die  Organisation  der  ge- 
werblichen Arbeit  in  den  Städten  des  Mittelalters  eine  handwerksmäßige? 
War  die  Idee  des  Handwerks  verwirklicht?  Hatte  der  zünftige  Geist 
sich  in  den  Gebilden  des  Lebens  verkörpert?  Darauf  wird  sich 
voraussichtlich  niemals  eine  ganz  bestimmte  Antwort 
geben  lassen').  Wir  werden  immer  im  wesentlichen  auf  eine 
Schlußfolgerung  aus  gewissen  Anzeichen  angewiesen  sein,  und  je  nach 
dem  Material,  das  dem  einzelnen  bekannt  ist,  je  nach  der  höheren  oder 
geringeren  Wertung,  die  er  diesem  oder  jenem  Symptom  zuteil  werden 
läßt,  wird  das  Urteil  verschieden  sich  gestalten."  Und  ganz  ähnlich 
heißt  es  bei  Besprechung  des  „ Frühkapitalismus "  *):  „Da  wir  die 
Auswirkung  des  kapitalistischen  Geistes  schwer- ver- 
folgen können  8),  so  werden  wir  uns  lieber  nach  äußeren  Betätigungen, 
nach  Niederschlägen  dieses  Geistes  in  äußeren  Formen  des  Wirtschaftens 
umschauen  und  von  ihrem  ersten  Auftreten  den  Beginn  des  Kapitalismus 
rechnen." 

Zu  diesem  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Mangel,  durch  den 
der  Wert  jenes  Einteilungsprinzips  erheblich  herabgesetzt  wird,  tritt 
nun  in  der  Art,  wie  Sombart  es  benutzt,  noch  der  Nachteil  hinzu,  daß 
er  nicht  nur  von  dem  Gegensatz  zwischen  gering  und  stark  ausgeprägtem 
Erwerbssinn  ausgeht ,  daß  er  vielmehr  jene  beiden  Begriffe  in  be- 
sonderer Weise  zurechtstutzt,  und  daß  er  dabei  (und  zwar  nicht  nur, 
wenn  er  die  Dinge  „in  begrifflicher  Reinheit"  zeichnen  will,  sondern 
auch  dann,  wenn  es  sich  um  Schilderungen  des  realen  Wirtschafts- 
lebens handelt)  recht  willkürlich  vorgeht. 

Unrichtig  ist  es  jedenfalls,  den  Gegensatz  dahin  zuzuspitzen,  daß  es 
sich  in  dem  einen  Falle  um  das  Streben   nach  dem  Bedarf   an   natu- 


1)  Ebenda,  S.  30. 

2)  Bd.  1,  S.  257  f. 

3)  Von  mir  gesperrt. 

4)  Bd.  2,  1.  Halbbd.  S.  5. 
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ralen  Gütern,  in  iem  anderen  um  das  Streben  nach  einer  möglichst 
großen  Geldsumme  handele.  Nach  Geld  strebt  (wenn  wir  von  eigen- 
wirtschaftlichen Verhältnissen  absehen)  sowohl  der  „Handwerker"  als 
der  Mann  mit  dem  „kapitalistischen  Geist" ;  aber  keinem  von  beiden 
ist  das  Geld  Selbstzweck,  beiden  ist  es  Mittel  zum  Zweck.  Nicht  das 
erstrebte  Objekt,  sondern  das  Maß  des  Erstrebten  ist  das  Unter- 
scheidende i). 

Weiter:  der  Ausdruck  „Bedarf"  hat  —  das  tritt  auch  bei  manchen 
anderen  Problemen  störend  in  die  Erscheinung  —  das  Unangenehme, 
daß  er  den  Eindruck  erweckt,  als  ob  es  sich  dabei  um  einen  wirklich 
festumrissenen  Begriff  handele,  während  in  Wirklichkeit  das,  was  als 
Bedarf  angesehen  wird,  außerordentlich  unbestimmt  und  wandelbar  ist. 
Sombart  sagt  zwar  ^) : 

„Der  Bedarf  wird  nicht  von  der  Willkttr  des  Individuums  bestimmt, 
sondern  hat  im  Laufe  der  Zeit  innerhalb  der  einzelnen  sozialen  Gruppen 
eine  bestimmte  Größe  und  Art  angenommen,  die  nun  als  fest  gegeben 
angesehen  wird.  Das  ist  die  Idee  des  standesgemäßen  Unterhalts."  .  . 
Aber  daß  es  mit  der  „Bestimmtheit"  des  Bedarfs  nicht  ganz  richtig  ist, 
geht  doch  aus  seinen  eigenen  Ausführungen  hervor.  Es  subsumiert 
Fälle  ganz  ungezügelten  Erwerbsstrebens  unter  den  Begriff  der  Bedarfs- 
deckung. So  schildert  er  das  Leben  der  „Herren"*):  „Ein  seigneuriales 
Dasein  führen,  heißt  aus  dem  Vollen  leben  und  viele  leben  lassen.  Heißt 
Schlösser  bauen  und  Kirchen,  heißt  Glanz  und  Pracht  auf  den  Turnieren 
oder  bei  anderen  festlichen  Gelegenheiten  entfalten,  heißt  Luxus  treiben, 
soweit  es  die  Mittel  erlauben  und  über  diese  hinaus.  Immer  sind  die 
Ausgaben  größer  als  die  Einnahmen.  Dann  muß  dafür  gesorgt  werden, 
daß  diese  entsprechend  sich  vergrößern :  Der  Vogt  muß  die  Abgaben 
der  Bauern  erhöhen,  der  Rendant  muß  die  Pachten  steigern,  oder  man 
sucht  außerhalb  der  Kreise  des  normalen  wirtschaftlichen  Gütererwerbs 
die  Mittel,  um  das  Defizit  zu  decken."  Und  von  der  Lebensführung 
der  Florentiner  Geistlichkeit  wird  gleich  danach  die  folgende  Schilde- 
rung wiedergegeben :  „Die  Priester  wollen  alle  anderen  an  Glanz  und 
Prachtentfaltung  übertreffen,  wollen  eine  große  Anzahl  wohlgeflegter 
und  schön  geschmückter  Rosse  haben,  wollen  öffentlich  auftreten  mit 
einem  großen  Gefolge,  und  von  Tag  zu  Tag  steigert  sich  ihr  Hang  zum 
Nichtstun  und  ihre  freche  Lasterhaftigkeit.  Obwohl  ihnen  das  Schicksal 
große  Mittel  in  den  Schoß  wirft,  sind  sie  doch  immer  unzufrieden  und, 


1)  Nicht  einwandfrei  ist  es  auch,  daß  Sombart  zunächst  sagt,  die  Vertreter  des 
Erwerbsprinzips  suchten  einen  Gewinn  „durch  ihre  wirtschaftliche  Tätigkeit"  zu  er- 
langen, daß  er  dann  an  der  S.  628  wiedergegebenen  Stelle  aber  plötzlich  verlangt,  das 
Erwerbsstreben  müsse,  um  unter  das  Erwerbsprinzip  zu  fallen,  sich  „innerhalb  des  Nexus 
der  Güterproduktion,  des  Gütertransports,  des  Güterhandels"  oder  gar  „im  Rahmen  der 
Alltagswirtschaft"  betätigen.  Fällt  die  Erwerbslust,  die  Geldgier,  die  diesen  Anforde- 
rungen nicht  genügt,  nun  etwa  unter  das  „Bedarfsdeckungsprinzip"?  Und  weshalb  soll 
der  Betrieb  von  Bergwerken  nicht  zur  Güterproduktion  gehören?  Denn  um  den  Berg- 
werksbetrieb handelt  es  sich  doch ;  durch  das  bloße  „Laufen  in  die  Bergwerke"  hat 
man  auch  in  der  „vorkapitalistischen"  Zeit  kein  Geld  erlangt. 

2)  Bd.  1,  S.  32. 

3)  S.  32  f. 
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ohne  einen  Gedanken  an  Sparen,  ohne  Wirtschaftlichkeit,  sinnen  sie 
nur  darauf,  wie  sie  ihre  angestachelten  Begierden  befriedigen  können. 
Immer  fehlt  es  an  Einnahmen,  immer  sind  die  Ausgaben  größer  als  ihre 
ordentlichen  Einnahmen.  So  müssen  sie  das  Fehlende  anderswo  her 
zu  ergattern  suchen."  Das  soll  wirtschaften  nach  dem  Bedarfdeckungs- 
prinzip sein  und  die  Handlungsweise  dieser  Leute  soll  grundverschieden 
sein  von  der  jener,  die  nach  dem  Erwerbsprinzip  wirtschaften !  ij 

Und  noch  eigenartiger  modelt  er  den  Begriff  des  Gewinn- 
strebens,  des  „Erwerbsprinzips".  „Die  Eigenart  des  Erwerbsprinzips 
äußert  sich  darin,  daß  unter  seiner  Herrschaft  der  unmittelbare  Zweck 
des  Wirtschaftens  nicht  mehr  die  Bedarfsbefriedigung  eines  lebendigen 
Menschen,  sondern  ausschließlich  die  Vermehrung  einer  Geldsumme 
ist.  Diese  Zwecksetznng  ist  der  Idee  der  kapitalistischen  Organi- 
sation immanent;  man  kann  also  die  Erzielung  von  Gewinn  (das  heißt 
die  Vergrößerung  einer  Anfangssumme  durch  wirtschaftliche  Tätigkeit) 
als  den  objektiven  Zweck  der  kapitalistischen  Wirtschaft  bezeichnen, 
mit  dem  (zumal  bei  vollentwickelter  kapitalistischer  Wirtschaft)  die 
subjektive  Zwecksetzung  des  einzelnen  W'irtschaftssubjektes  nicht  not- 
wendig zusammenzufallen  braucht"  *).  Dieser  „objektive  Zweck''  des  Er- 
werbes soll  in  unserem  modernen  Wirtschaftsieben  vorherrschen  !  Näher 
geht  Sombart  darauf  in  den  vorliegenden  Bänden  nicht  ein,  er  verweist 
vielmehr  auf  einen  Beitrag  zum  Grundriß  der  Sozialökonomik,  in  dem 
er  die  „komplizierten,  dem  gemeinen  Verstände  nicht  sichtbaren  Zu- 
sammenhänge" klargelegt  habe').  Da  dieser  Beitrag  noch  nicht  er- 
schienen ist,  sei  sein  Erscheinen  zunächst  abgewartet*). 

Angesichts  der  vorhin  festgestellten  Unsicherheit,  die  zum  Teil  un- 
vermeidlich   ist,   wenn    man    den   Grad    des  Erwerbsstrebens   sum  Ein- 

1)  Bd.  1  S.  63  sagt  er:  „Das  Streben,  diese  Bedarfszwecke  sicher  und  reichlich 
za  erfüllen,  gab  das  Leitmotiv  für  die  gesamte  Wirtschaftsführung  des  Grundherrn  ab. 
Und  wenn  wir  auch  während  des  Mittelalters  das  unverkennbare  Bestreben  der  Grund- 
herren beobachten,  ihr  Vermögen,  das  heißt  ihren  Grundbesitz  zu  vergrößern,  so  lag 
diesem  Streben  doch  immer  der  Wunsch  zugrunde:  die  einmal  vorhandenen  Bedarfs- 
zwecke noch  besser,  noch  ausgiebiger  erfüllen  zu  können:  über  mehr  Personen  als  Ge- 
folge zu  verfügen,  mehr  Hintersassen  zu  haben,  auf  mehr  Seelen  Einfluß  zu  gewinnen. 
Oder  aber  mehr  Pracht  zu  entfalten,  die  geliebte  Kirche  noch  reicher  auszustatten.  Will 
sagen  in  der  von  mir  geprägten  Terminologie:  Das  Bedarfsdeckungsprinzip  bleibt  in 
der  grundherrlichen  Wirtschaftaverfassung  das  regulierende  Prinzip." 

2)  Mit  dieser  Auffassung  hängt  die  folgende  merkwürdige  Stelle  zusammen,  die 
in  Bd.  1,  S.  31  die  Ausführungen  über  die  „vorkapitalistische  Wirtschaftsgesinnung" 
einleitet :  „Im  Mittelpunkt  aller  Bemühungen  und  aller  Sorgen  steht,  ehe  denn  Kapi- 
talismus wurde,  der  lebendige  Mensch.  Er  ist  der  .Maßstab  aller  Dinge':  mensura 
omnium  rerum  homo.  Damit  ist  aber  auch  die  Stellung  des  Menschen  zur  Wirtschaft 
schon  bestimmt:  diese  dient  wie  alles  übrige  Menschenwerk  menschlichen  Zwecken. 
Also:  das  ist  die  grundlegend  wichtige  Folgerung  aus  dieser  Auffassung  ^  ist  der 
Ausgangspunkt  aller  wirtschaftlichen  Tätigkeit  der  Bedarf  des  Menschen,  das  heißt  sein 
naturaler  Bedarf  an  Gütern."  Das  von  mir  gesperrte  „also"  dürfte  wohl  einer  strengeren 
logischen  Prüfung  nicht  standhalten,  und  daß  es  ein  Spezifikum  der  „vorkapitalistischen" 
Zeit  ist,  daß  die  Wirtschaft  menschlichen  Zwecken  diente,  werden  wohl  auch  nicht  viele 
glauben. 

3)  Bd.  1,  S.  320  Anm.  1. 

4)  Zu  früheren  derartigen  Aeußerungen  Sombarts  vgl.  meinen  Aufsatz  „Kapitalis- 
mus" (in  diesen  ..Jahrbüchern",  Bd.   107.  S.  433  ff.,  insbesondere  S.  465  ff.'. 
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teilungsprinzip  macht,  liegt  es  nahe,  nach  besseren  Unterscheidungsmerk- 
malen zu  suchen.  Ein  solches  Merkmal  liegt,  wie  ich  bereits  an  anderer 
Stelle^)  ausgeführt  habe,  in  der  Art  der  Einzelwirtschaften,  insbeson- 
dere der  Erwerbsbetriebe.  Hier  drängt  sich  eine  klare  Unterscheidung 
zwischen  Zeiten,  in  denen  der  Kleinbetrieb,  und  der  modernen  Zeit,  in 
der  der  Großbetrieb  vorherrscht,  gewissermaßen  von  selbst  auf.  Ein 
weiterer  Beweis  für  die  Eichtigkeit  dieser  Auffassung  liegt  wohl  auch 
darin,  daß  Sombart  sich  bei  der  Charakterisierung  der  von  ihm  unter- 
schiedenen „Wirtschaftssysteme"  nicht  mit  der  Wirtschaftsgesinnung 
begnügt,  sondern  auch  die  Organisation  des  Wirtschaftslebens  mitheran- 
2ieht  und  sogar  an  erster  Stelle  nennt.  Unter  Wirtschaftssystem  ver- 
steht er  nämlich  eine  „bestimmt  geartete  Wirtschaftsweise,  das  heißt 
eine  bestimmte  Organisation  des  Wirtschaftslebens*), 
innerhalb  deren  eine  bestimmte  Wirtschaftsgesinnung  herrscht  und  eine 
bestimmte  Technik  zur  Anwendung  gelangt"  ^).  Bei  der  Darstellung 
zieht  er  aber  nicht  nur  die  Art  der  einzelnen  Wirtschaften  mit  hinein, 
sondern  er  stellt  sie  durchaus  in  den  Mittelpunkt  des  Buches. 

In  Wirklichkeit  geht  auch  Sombart  überwiegend 
von  dem  Unterschied  zwischen  Klein-  und  Großbetrieb 
aus,  der  weitaus  größte  Teil  seines  Werkes  ist  der 
Schilderung  des  Kleinbetriebs  und  der  Herausbildung 
des  Großbetriebs  gewidmet*).  Zwar  leitet  er  solche  Aus- 
führungen mehrfach  damit  ein,  daß  er  sagt,  aus  der  „Wirtschaftsform" 
müsse  auf  den  jeweiligen  Wirtschaftsgeist  geschlossen  werden ;  aber 
die  dann  folgende  Darstellung  der  Wirtschaftsformen  hat  ihre  ganz 
selbständige  Bedeutung,  dient  nicht  etwa  nur  als  Hilfsmittel,  um  daraus 
aiif  den  ,, Wirtschaftsgeist"  zu  schließen.  [Dazu  wäre  sie  auch  ein  nicht 
'  ganz  taugliches  Mittel,  denn  nach  Sombarts  Ansicht  ist  das  Vorhanden- 
sein eines  Großbetriebs  noch  kein  sicherer  Beweis  dafür,  daß  dort  das 
Erwerbsprinzip  herrscht  *)]. 

Wer  den  Hauptinhalt  des  Werkes  kurz  charakterisieren  will,  der 
wird  dem  zustimmen  müssen,  was  ich  schon  früher*)  von  der  1.  Auflage 
gesagt  habe,  daß  nämlich  das  wirkliche  Objekt  der  Sombart- 
schen  Darstellung  die  Entstehung  und  Ausbreitung  der 
großen  Unternehmungen  ist.  Das  bricht  auch  in  den  prin- 
zipiellen Ausführungen  immer  wieder  durch. 

So  definiert  Sombart ') :  ,, Unter  Kapitalismus  verstehen  wir  ein 
bestimmtes    Wirtschaftssystem,    das    folgendermaßen  sich    kennzeichnen 


1)  In  dem  in  der  Turstehenden  Anmerkung  genannten  Aufsatz. 

2)  Von  mir  gesperrt. 

3)  Bd.  1,  S.  22. 

4)  Immer  wieder,  wenn  ein  Gewerbezweig  als  vom  Kapitalismus  ergriffen  hin- 
gestellt wird,  wird  der  Nachweis  dadurch  geführt,  daß  das  Entstehen  Ton  Großbetrieben 
gezeigt  wird.  So  heißt  es  an  einer  Stelle:  „Die  Gerberei  war  vielfach  schon  vom  Kapi- 
talismus ergriffen  worden:  so  gibt  es  schon  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  in  Hanau 
Gerber,  die  60  Gruben  im  Besitze  haben"  (Bd.  2,  2.  Halbbd.,  S.  886). 

5)  Vgl.  z.  B.  Bd.  2,  1.  Halbbd.,  S.  83. 

6)  Jahrb.  f.  Nationalökonomie  u.  Statistik,  Bd.  107,  S.  488. 

7)  Bd.  1,  S.  319. 
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läßt :  es  ist  eine  verkehrswirtschaftliche  Organisation,  bei  der  regelmäßig 
zwei  verschiedene  Bevölkerungsgruppen:  die  Inhaber  der  Produktions- 
mittel, die  gleichzeitig  die  Leitung  haben,  Wirtschaftssubjekte  sind,  und 
besitzlose  Nurarbeiter  (als  Wirtschaftsobjekte),  durch  den  Markt  ver- 
bunden, zusammenwirken,  und  die  von  dem  Erwerbsprinzip  und  dem 
ökonomischen  Rationalismus  beherrscht  wird."  Hier  ist  —  im  Unter- 
schiede von  der  1.  Auflage  —  zwar  nicht  ausdrücklich  von  dem  Be- 
stehen großer  Unternehmungen  gesprochen  ;  aber  es  liegt  auf  der  Hand, 
daß  gerade  an  sie  bei  dieser  Definition  in  erster  Linie  gedacht  ist, 
denn  mit  dem  Zusammenwirken  der  beiden  verschiedenen  „Bevölkerungs- 
gruppen" sind  ja  doch  diese  —  und  zwar  Unternehmungen  von  ganz 
bestimmter  Struktur  —  gemeint.  Schon  der  nächste  Abschnitt?  ist  denn 
auch  „Die  kapitalistische  Unternehmung"  überschrieben.  Er  beginnt 
mit  den  Worten :  „Die  Wirtschaftsform  des  kapitalistischen  Wirtschafts- 
systems ist  die  kapitalistische  Unternehmung"  i). 

Und  wie  er  die  Entwicklung  und  Ausbreitung  der  großen  Unter- 
nehmungen in  den  Mittelpunkt  seiner  Darstellung  rückt,  so  benutzt  er 
an  anderer  Stelle  auch  den  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen 
Arten  von  Unternehmungen  als  wichtigstes  Einteilungsprinzip. 

Im  Eingang  des  Abschnittes  über  ,,die  Neuordnung  der  gewerb- 
lichen Produktion"  führt  er  aus,  daß  es  außerordentlich  schwierig  sei, 
die  große  Umwälzung,  die  sich  während  der  „frühkapitalistischen"  Epoche 
auf  dem  Gebiete  der  gewerblichen  Produktion  vollzogen  habe,  in  ihrer 
Einheit  zu  erfassen  und  die  Entwicklung  auf  ihre  einheitlichen  Grund- 
linien zurückzuführen.  Eine  Einteilung  des  Stoffes  könne  man  nach 
verschiedenen  Merkmalen  vornehmen.  Er  zählt  dann  sieben  verschiedene 
Einteilungsmöglichkeiten  auf  und  entscheidet  sich  „nach  reiflicher  Er- 
wägung" —  für  die  Einteilung  „nach  den  Betriebsformen,  in  denen  die 
neuen  Gestaltungen  in  die  Erscheinung  treten"*).  Und  zwar  geschieht 
das  ,,vor  allem,  weil,  wenn  das  Merkmal  der  Betriebsgestaltung  zur 
Einteilung  des  Stoffes  gewählt  wird,  wir  zweifellos  in  den  Mittelpunkt 
der  ökonomisch  bedeutsamen  Erscheinungen  versetzt  werden.  Da  nämlich 
auch  die  Vervollkommnung  der  Technik  fast  immer  nur  durch  das  Medium 
der  Betriebsgestaltung  sich  wirksam  erweist,  so  kann  man  getrost  sagen  : 
daß  von  der  Gestaltung  der  Betriebsformen  die  Höhe  der  Produktivität 
der  gesellschaftlichen  Arbeit  bestimmt  wird,  die  doch  nun  einmal  das 
Zentralproblem  aller  volkswirtschaftlichen  Betrachtung  bleibt  .  .  .  Unsere 
Teilnahme  an  der  Gestaltung  der  Betriebsformen  wird  aber  noch  ge- 
steigert durch  den  Umstand,  daß  diese  auch  für  die  Gesamtstruktur 
der  Gesellschaft  und  damit  für  das  soziale  Schicksal  der  Menschen  über- 
haupt von  überragender  Bedeutung  ist."  Und  weiterhin  ^)  heißt  es : 
„Unsere  Aufgabe  ist  nunmehr  klar  umschrieben :  wir  haben  festzustellen 


1)  Ebenda,  S.  321.  Aehnlioh  sagt  er  in  dem  Abschnitt  über  den  „Begriff  der 
frühkapitalistischen  Epoche":  „Das  Mindeste,  was  vorhanden  sein  muß,  damit  wir  von 
.Kapitalismus'  reden  können,  ist  eine  kapitalistische  Unternehmung,  wenn  auch  erst  im 
Puppenstande"  (Bd.  2,   1.  Halbbd.,  S.  6). 

2)  Bd.  2,  2.  Halbbd.,  S.  703. 

3)  Ebenda,  S    707. 
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an  welchen  Stellen,  mit  welchen  Mitteln,  in  welchen  Fonmen  eine  Ver- 
gesellschaftung der  gewerblichen  Betriebe,  namentlich  dank  der  Wirk- 
samkeit der  kapitalistischen  Interessen,  während  der  frühkapitalistischen 
Epoche  stattfindet.  Diese  Darstellung  wird  eingeleitet  werden  mit  einer 
Untersuchung  der  Vorbereitungsstufen  und  Uebergangsformen,  die  zu 
der  neuen  großbetrieblichen  Gestaltung  der  gewerblichen  Produktion 
hinüberführen."      Diesem  Programm  entspricht  denn  auch  der  Text. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  das  sei  zum  Schlüsse  noch  betont, 
daß  die  von  mir  hervorgehobenen  Bedenken  sich  nicht  gegen  den  Ge- 
samtaufbau des  Werkes  richten.  Das,  was  ich  bekämpft  habe,  wird 
zwar  von  Sombart  als  Grundgedanke  hingestellt,  aber  es  ist  in  Wirk- 
lichkeit nicht  das  Fundament,  auf  dem  das  ganze  Gebäude  ruht.  In 
Wirklichkeit  haben  jene  Bemerkungen  doch  nur  die  Bedeutung  einer 
Lieblingsidee,  die  an  allen  möglichen  Stellen  betont  wird,  die  man  sich 
aber  auch  fortdenken  könnte,  ohne  daß  dadurch  das  Werk  etwa  an 
innerem  Halt  verlöre.  Es  bedürfte  nur  verhältnismäßig  geringer  Aende- 
rungen,  um  die  hervorgehobenen  Anstände  zu  beseitigen,  um  vorhandene 
Uebertreibungen  auf  das  rechte  Maß  zurückzuführen,  manche  Sätze  vor- 
sichtiger und  damit  einwandfreier  zu  formulieren,  bedenkliche  Ter- 
minologien durch  bessere  zu  ersetzen.  Ich  sage  das  nicht,  weil  ich 
etwa  glaubte,  daß  Sombart  in  einer  dritten  Auflage  dieser  Kritik 
Rechnung  tragen  würde  (dazu  hat  er  sich  offenbar  in  seinen  Gedanken- 
gang viel  zu  fest  eingelebt),  sondern  weil  ich  betonen  möchte,  daß  meine 
kritischen  Bemerkungen  nicht  die  Absicht  verfolgen,  mein  Urteil  über 
Sombarts  Werk  als  Ganzes  abzuschwächen. 
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TTebersicht  über  die  neuesten  Publikationen 
Deutschlands  und  des  Auslandes. 

1.  Oaaoliieht«  der  Wiaaenaobkft.   Eneyklopftdiaoliaa.   Ztehrliftohar.   SpesleUt 
thaoratiaoha  TTutaranohiuiyeii. 

Rathenau,  Walther,  Probleme  der  Friedenswirtschaft.  Berlin 
(S.  Fischer)  1917. 

Die  kleine  Schrift  ist  die  Wiedergabe  eines  Vortrages,  den  Walther 
Rathenau  am  18.)  Dezember  in  der  „Deutschen  Gesellschaft  1914'"  zu 
Berlin  gehalten  hat. 

Die  aus  dem  Weltkrieg  zurückbleibende  Verringerung  des  Volks- 
reichtumes,  die  Umschichtung  der  Vermögen,  die  Störung  der  Wirt- 
schaft durch  Schwächung  unserer  Beziehungen  zum  Auslande  bilden 
die  Probleme,  mit  denen  die  künftige  Friedenswirtschaft  sich  wird  ab- 
finden müssen.  Rathenau  weist  auf  sie  hin  und  —  ohne  ihre  Lö- 
sung geben  zu  wollen  —  deutet  er  doch  die  Richtlinien  an,  in  denen 
unsere  Wirtschaftspolitik  sich  seiner  Meinung  nach  zu  betätigen  haben 
wird. 

Den  Lesern  seines  Buches  „Von  kommenden  Dingen'',  auf  dessen  Be- 
sprechung in  diesen  „Jahrbüchern"  (III.  F.  63.  Bd.  S.  754 ff.)  hier  Bezug 
genommen  werden  darf,  ist  Rathenans  wirtschaftspolitischeGrundauffassung 
bekannt.  Sie  gipfelt  in  dem  Satze :  „Wirtschaft  ist  nicht  mehr  Sache 
des  Einzelnen,  sondern  Sache  der  Gesamtheit."  Aus  diesem  Leitsatze 
ergibt  sich  die  Forderung  einer  durchgreifenden  Beeinflussung,  selbst 
einer  Leitung  des  Wirtschaftslebens  durch  den  Staat.  Einfuhrzölle  zum 
Schutze  der  Handels-  und  Zahlungsbilanz,  Einschränkung  des  Luxus- 
verbrauchs zwecks  Zusammenfassung  der  verfügbaren  Arbeits-  und  Ka- 
pitalskräfte in  den  volkswirtschaftlich  wichtigsten  Betrieben,  Produktions- 
zwang, Staatsaufsicht  über  die  Kapitalsverwendung:  das  sind  in  großen 
Zügen  die  programmatischen  Forderungen,  die  Rathenau  auch  an 
dieser  Stelle  vertritt. 

Ueber  Einzelheiten  mag  man  streiten.  Doch  soll  zugegeben  werden, 
daß  der  Grundauffassung  Rathenaus  die  Zukunft  gehören  wird.  Den 
wirtschaftlichen  Liberalismus  haben  die  Sturmglocken  des  Weltkrieges 
zu  Grabe  geläutet. 

Kiel.  Karl  Elster. 

Briefs  (Priv.-Doz.),  Dr.  Goetz,  Frau  Martha  Voß-Zietz  und  Dr.  Maria 
Stegemann-Runk,  Die  Hauswirtschaft  im  Kriege.  (Beiträge  zur  Kriegswirtschaft. 
Hrsg.  von  der  volkswirtschaftlichen  Abteilung  des  Kriegsemährungsamts.  Heft  25.) 
Berlin,  ßeimar  Hobbing,  1917.     8.     70  SS.     M.  0,60. 
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Conrad  (Prof.  Dr.),  J.,  Grundriß  zum  Studium  der  politischen  Oekonomie.  4.  Teil. 
Statistik.  1.  Teil:  Die  Gesctiicbte  und  Theorie  der  Statistik.  Die  Bevölkerungsstatistik. 
4.  erweiterte  Aufl.,  bearb.  von  Prof.  Dr.  A.  Hesse.  Jena,  Gustav  Fischer,  1918.  gr.  8. 
XII— 250  SS.     M.  7,50. 

Elsas  (Lebensmiltelamts-Vorst.),  Dr.  Fritz,  Die  Nährmittelverteilung  im  Kriege. 
(Beiträge  zur  Kriegswirtschaft.  Hrsg.  von  der  volkswirtschaftlichen  Abteilung  des  Kriegs- 
emährungsamts.    Heft  29.)     Berlin,  Reimar  Hobbing,  1918.     8.     46  88.     M.  0,60. 

Renner,  Karl,  Marxismus,  Krieg  und  Internationale.  Kritische  Studien  über 
offen«  Probleme  des  wisseusohaftlichen  und  praktischen  Sozialismus  in  und  nach  dem 
Weltkrieg.  2.  bis  Neujahr  1918  ergänzte  Aufl.  (Internationale  Bibliothek,  Bd.  59.) 
Stuttgart,  J.  H.  W.  Dietz  Kachf.,  1918.     8.     VIII— 387  SS.     M.  4,50. 

Ohantry,  Dr.  Henry,  Capital  et  travail.  Leurs  rapports  apr{^  la  guerre.  Nice, 
impr.  de  l'ficlaireur,   1917.     8.     31  pag. 

2.  OescMclite  und  DarsteUiui|^  der  wirtschaftliclien  Kultur. 

Emin,  Prof.  Dr.  .Achmed,  Die  Türkei.  (Perthes'  Kleine  Völker-  und  Länder- 
kunde zum  Gebrauch  im  praktischen  I/cben.,  Bd.  5.)  Gotha,  Friedrich  Andreas  Perthes, 
1918.     VIII— 95  SS.  mit  1  Karte.     M.  4.—. 

Friederichsen,  Prof.  Dr.  Max,  Landschaften  und  Städte  Polens  und  Litauens. 
Beiträge  zu  einer  regionalen  Geographie.  Auf  Grund  von  Reisebeobachtungen  im  Dienste 
der  „Landeskundlichen  Kommission  beim  Generalgouvernement  Warschau*.  (Veröffent- 
lichungen der  landeskundlichen  Kommission  beim  Kais,  deutschen  Generalgouver- 
nement Warschau.  Reihe  B.  Beiträge  zur  polnischen  Landeskunde.  Redigiert  von 
Dr.  E.  Wunderlich.  Bd.  4.)  Berlin,  Gea- Verlag,  1918.  Lex.  -  8.  X— 133  SS.  mit 
35  Abb.  (auf  Tafeln)  nach  Orig.-Aufnahmen,  1  Textfig.  u.  1  (färb.)  Karte.     M.  4,50. 

Kiesenwetter  (Dir),  Otto  v.,  25  Jahre  wirtschaftspolitischen  Kampfes.  Ge- 
schichtliche Darstellung  des  Bundes  der  Landwirte.  Zum  18.  Februar  1918.  (Einband. 
Zum  25-jährigen  Jubiläum  des  Bundes  der  Landwirte.)  Im  Auftrage  des  Bundes  der 
Landwirte  unter  Mitwirkung  von  Beamten  seiner  Verwaltung  bearbeitet.  Berlin,  Bund 
der  Landwirte  (Dessaucrstr.  26),  1918.     31  X  22,5  cm.    389  u.  XXII  SS.    M.  15.—. 

Volkswirtschaft,  Belgiens.  In  Verbindung  mit  Karl  Bittmann,  Josef  v.  Grass- 
mann, Georg  Jahn,  Karl  Rathgen,  Fritz  Schulte  hrsg.  von  Hans  Gehrig  und  Heinr. 
Waentig.     Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1918.     8.     VI— 338  SS.     M.  9.—. 


Archer,  William,  India  and  the  futnre.  With  36  illustrations.  London, 
Hutchinson.     8.     328  pp.     16/.  —  . 

Eversley  (Lord),  The  Turkish  Empire:  its  growth  and  decay.  With  an  fronti- 
spiece  and  3  maps.     London,  J.  Fisher  Unwin.     8.     392  pp.     12/. 6. 

Haggard,  H.  Rider,  Rural  Denmark,  and  its  lessons.  New  imp.  London, 
Longmans.     8.    349  pp.     5/.6. 

Hoet,  Lucius  Hudson,  and  Alexander  Wheeler  Chilton,  The  history 
of  Europe  from  1862  to  1914.  From  the  accession  of  Bismarck  to  the  ontbreak  of  the 
great  war.     New  York,  Maemillan.     8.     $  2,60. 

Waring,  L.  F.,  Serbia.  With  preface  by  Jovan  M.  Jovanovitch.  (Home  üni- 
versity  Library  of  modern  knowledge.)  London,  Williams  and  Norgate.  18.  256  pp. 
1/.3. 

3.    BeTBlkerungsIelire  und  Bevölkerungrepolitik.     Auswanderunj; 
nnd  Kolonisation. 

Forberge  r  (Pfr.),  Der  Geburtenrückgang,  eine  Gefahr  für  Deutschlands  Zukunft. 
(Zeit-  und  Streitschriften  zur  Sittlichkeitsfrage,  N.  F.  No.  16.)  Leipzig,  H.  G.  Wall- 
mann, 1918.     gr.  8.     15  SS.     M.  0,20. 

Wolf  (Geh.  Reg.-R.),  Prof.  Dr.  Julias,  Die  Bevölkernngspolitik  der  Gegenwart. 
Vortrag,  gehalten  in  der  Gehe-Stiftung  zu  Dresden  am  17.  XI.  1917.  (Vorträge  der 
Gehe-Stiftung  zu  Dresden,  Bd.  9.,  Heft  2.)  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1918.  gr.  8. 
39  SS.     M.   1.—. 
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Zukunft,  Die,  der  deutschen  Kolonien,  hrsg.  von  Drs.  Adolf  Grabowsky  und 
Paul  Leutwein.  (Das  neue  Deutschland.  2.  Erg.-Heft.)  Gotha,  Friedrich  Andreas  Perthes, 
1918.     Lex.-8.     III -84  SS.     M.  3.—. 


Colon! es,  Les,  allemandes  d'Afrique  d'apr%s  les  rapports  consulaires  anglais. 
Paris,  £mile  Larose.     8.     fr.  3. — . 

Bicbet,  Et.    Nos  colouies  pendant  la  guerre.     Paris,  £mile  Larose.    8.   fr.  1. — . 
— ,  La  politique  allemande  au  Maroc.     Paris,  £niile  Larose.     8.     fr    1. — . 

4.  Barg'ban.     Land-  und  Foratwirtsohaft.     FisohereiweBen. 

V.  d.  Goltz,  T  h.  Freiherr,  Leitfaden  der  landwirtschaftlichen  Be- 
triebslehre. 6.  Aufl.  Von  Dr.  C.  v.  Seelhorst.  Berlin  (Paul  Parey) 
1917.     8».     VIII  u.  220  SS.     (Preis:  2,80  M.) 

Ein  Buch,  das  in  5.  Auflage  erscheint,  braucht  keine  besondere 
Empfehlung,  denn  es  hat  seine  Brauchbarkeit  zur  Genüge  bewiesen. 
Der  im  Jahre  1905  als  Direktor  der  Landwirtschaftlichen  Akademie 
Bonn- Poppeisdorf  verstorbene  Verf.  entschloß  sich  im  Jahre  1897,  aus 
seinem  damals  in  2.  Auflage  vorliegenden  „Handbuch  der  landwirt- 
schaftlichen Betriebslehre"  einen  Auszug  in  der  Thaer-Bibliothek  er- 
scheinen zu  lassen.  Nach  seinem  Tode  sind  Handbuch  und  Leitfaden 
von  seinem  Schüler  und  Freunde  v.  Seelhorst  in  weiteren  Auflagen 
herausgegeben  worden.  Wenn  trotz  bahnbrechender  Umwälzung  auf 
dem  Gebiet  der  landwirtschaftlichen  Betriebslehre  immer  noch  starke 
Nachfrage  vorhanden  ist  nach  den  Schriften  von  v.  d.  Goltz,  dem  das 
unmittelbare  Verdienst  zukommt,  in  einer  rein  naturwissenschaftlich- 
technisch gerichteten  Zeit  zuerst  wieder  Verständnis  für  Betriebslehre 
erweckt  zu  haben,  so  ist  das  dem  verständnisvollen  und  geschickten 
Vorgehen  des  Herausgebers  zuzuschreiben.  Er  hat  es  verstanden,  die 
neueren  Forschungsergebnisse  der  Betriebslehre  dem  Text  in  einer 
solchen  Form  einzufügen,  daß  das  Buch  doch  seinen  ansprechenden  be- 
wahrten Charakter  behalten  hat. 

So  wird  auch  die  5.  Auflage  ihrem  Zweck,  Aufklärung  über  die 
Grundlagen  der  landwirtschaftlichen  Betriebslehre  zu  geben,  voll  gerecht. 
Es  ist  ihr  im  Interesse  der  Sache  eine  weite  Verbreitung  zu  wünschen. 

Königsberg  i.  Pr.  J.  Hansen. 

Arbeitsziele  der  deutschen  Landwirtschaft  nach  dem  Kriege.  Hrsg.  von  (Unter- 
staatssekr.,  Wirkl.  Geh.  Rat,  Staatsr.)  Fr.  Edler  v.  Braun  in  Verbindung  mit  (Priv.-Doz.) 
Prof.  Dr.  H.  Dade  unter  Mitwirkung  von  (Kammerherr,  Ritterschaftsdir.)  v.  Freier- 
Hoppenrade  und  Freih.  v.  Wangenheim-KI.-Spiegel.  Berlin,  Paul  Parey,  1918.  gr.  8. 
XVI-986  SS.     M.  17.—. 

Hechenblaikner,  Dr.  Michael,  Unsere  Landwirtschaftspolitik  nach  dem 
Kriege.     Innsbruck,  Veriaipanstalt  Tyrolia,  1918.     8.     70  SS.     M.  1,60. 

Heu  mann,  Dr.  Frdr.,  Die  Agrarpolitik  der  schlcsischen  Provinzial  Verwaltung. 
Berlin,  Puttkammer  u.  Mühlbrecht,  1918.     gr.  8.     230  S8.     M.  4,80. 

Jahrbuch  der  Moorkunde.  Bericht  über  die  Fortschritte  auf  allen  Gebieten 
der  Moorkultur  und  Torfverwertung.  Unter  Mitwirkung  zahlreicher  Fachgenossen  hrsg. 
von  (Versuchsstationsvorst.  Geh.  Reg.-Bat)  Prof.  Dr.  Bruno  Tacke.  3.-5.  Jahrg.,  1914 
bis  1916.     Hannover,  M.  u.  H.  Sohaper,  1918.     gr.  8.     XXXIX— 162  SS.     M.  12.—. 

Kühn  (weil.  Wirkl.  Geh.  Rat,  Dir.),  Prof.  Dr.  Julius,  Die  zweckmäßigste  Er- 
nährung des  Rindviehes  vom  wissenschaftlichen  und  praktischen  Gesichtspunkte.  Eine 
von  der  Schlesischen  Gesellschaft  für  vaterländische  Kultur  gekrönte  Preisschrifl.  13.  Aufl. 
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bearb.  von  Prof.  Dr.  Paul  Holdefleiß.  Hannover,  M.  u.  H.  Schaper,  1918.  VIII— 
434  88.  mit  64  in  den  Text  eingerückten  Holzschnitten  von  Prof.  H.  Bürkner.    M.  11. — . 

Nemeshegyi  (Vize-Sekr.),  Dr.  O  s  c  a  r  v.,  Die  Privat- Vollblut-Gestüte  in  Oesterreich 
und  Ungarn.  Mit  zahlreichen  Abbildungen,  vielen  Stammtafeln  und  Familien-Tabellen 
und  einer  Karte,  die  Lage  der  Gestüte  zeigend.  1.  Teil  (Ungarn  I).  Berlin,  August  Beher, 
1918.     gr.  8.  111—144  u.  1  S.     M.  9.—. 

Belebe rt,  Dr.  J.,  Erz  und  Eisen  in  Deutschlands  Zukunft.  Vortrag,  gehalten 
in  der  97.  Festsitzung  des  Vereins  zur  Beförderung  des  Gewerbefleißee  in  Berlin  am 
26.  I.  1918.  gr.  8.  26  SS.  mit  2  eingedruckten  Kartenskizzen.  M. -1.— .  —  Was 
sind  uns  die  Erzbecken  von  Briey  und  Longwy?  24  SS.  mit  1  eingedruckten  Karten- 
skizze. M.  0,80.  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag.  (S.-A  a.  d.  Zeitschr. :  Weltwirtschaft, 
1917.) 

Beinecke  (Bechtsanw.,  Justitiar),  Dr.,  Die  Mobilisierung  des  ländlichen  Grund- 
besitzes und  die  damit  verbundenen  Gefahren  für  die  Land-  und  Volkswirtschaft.  Vor- 
trag, gehalten  auf  der  Generalversammlung  des  westfälischen  Bauemvereins  zu  Münster 
am  19.  XII.  1917.  (Veröffentlichungen  des  westfälischen  Bauemvereins.  Hrsg.  vom 
Vorstande.     Heft  2.)     Münster,  Heinrich  Schöningh,  1917.     8.     31  SS.     M.  0,75. 

Schwappach  (Geh.  Beg.-B.,  Forstakadem.-Prof.),  Dr.  Adam,  Forstwissenschaft. 
3.  verbesserte  Aufl.  (Sammlung  Göschen.  Unser  heutiges  Wissen  in  kurzen,  klaren, 
allgemeinverständlichen  Einzeldarstellungen,  Nr.  106.)  Berlin,  G.  J.  Göschensche  Ver- 
lagshandlung, 1918.     kl.  8.     160  SS.     M.  1.—. 

Skalweit,  Prof.  Dr.  August,  Branntweinwirtschaft  und  Volksemährung,  (Bei- 
träge zur  Kriegswirtschaft.  Hrsg.  von  der  volkswirtschaftlichen  Abteilung  des  Kriegs- 
ernährungsamts.    Heft  30.)     Berlin,  Beimar  Hobbing,  1918.     8.     69  SS.     M.  0,60. 

Steinberg  (Bankdir.  a.  D.),  Julius,  Krieg  und  Landwirt.  (Deutsche  Kriegs- 
scbriften.     Heft  27.)     Bonn,   A.  Marcus  u.  E.  Weber,  1918.     gr.  8.     31  SS.     M.  1,50. 

Wiesner  (Dir.),  Prof.  Dr.  Julius  v..  Die  Bobstoffe  des  Pflanzenreiciis.  Versuch 
einer  technischen  ßohstofflehre  des  Pflanzenreichs.  Unter  Mitwirkung  von  Prof.  Dr.  Max 
Bamberger  ...  3.  umgearbeitete  und  erweiterte  Aufl.  Nach  dem  Tode  J.  v.  Wiesners 
fortgesetzt  von  T.  F.  Hanausek  und  J.  Moeller.  Bd.  2.  Mit  160  Teztfig.  Leipzig, 
Wilhelm  Engelmann,  1918.     gr.  8.     IX— 875  SS.     M.  33.—. 

Zade  (Priv.-Doz.),  Dr.  Adolf,  Der  Hafer.  Eine  Monographie  auf  wissenschaft- 
licher und  praktischer  Grundlage.  Jena,  Gustav  Fischer,  1918.  gr.  8.  VI — 355  SS. 
mit  31  Abb.  im  Text.     M.  9.—. 

Bosworth,  George  F.,  Agriculture  and  the  land.  With  some  acconnt  of  buil- 
ding  socities,  garden  cities,  our  water  supply  and  internal  oommunication.  Cambridge, 
Univ.  Pr.     Cr.  8.     93  pp.     1/.6. 

Stronch,  Hubert  N.,  and  John  B.  Billyard,  The  effioient  purchase  and 
utilisation  of  mine  supplies.     London,  Chapman.     Cr.  8.     6/. — . 

5.   Gewerbe  und  ladnatsrie. 

Freundlich,  Emmy,  Die  industrielle  Arbeit  der  Frau  im  Kriege.  (Veröffent- 
lichungen des  Vereins  „Die  Bereitschaft",  Verein  für  soziale  Arbeit  und  zur  Verbrei- 
tung sozialer  Kenntnisse,  Wien,  Fachgruppe  für  soziale  Frauenarbeit,  IV.)  Wien, 
Anzengruber- Verlag,  Brüder  Suschitzky,  1918.     gr.  8.     IV— 92  SS.     M.  2. — . 

Gewerbeschule,  Die  Ulmische,  in  ihrem  Werdegang  bis  zum  1.  V.  1917. 
Festbericht  zum  90-jährigen  Bestehen  derselben.  Vorwort  von  (Bekt.)  Dr.  Klaiber. 
Ulm,  Verwundeten-Schule,  1917.     8.     80  88.  mit  Abb.     M.  3.—. 

Heß  (Fachkfm.),  Walter,  Das  Papier  im  Kriege.  Zusammengestellt  und  hrsg. 
(Bibliothek  für  Volks-  und  Weltwirtschaft.  Hrsg. :  Prof.  Dr.  Franz  v.  Mammen, 
Heft  51.)  Dresden,  „Globus",  Wissenschaftliche  Verlagsanstalt,  1918.  gr.  8.  V— 96  SS. 
M.  2.—. 

Kollbach,  Karl,  Deutscher  Fleiß.  Wanderungen  durch  deutsche  Fabriken 
Werkstätten  und  Handelshäuser.  Bd.  1.  Köln,  J.  P.  Bachem,  1917.  8.  235  SS. 
M.  3,50. 

Jahrb.  f.  Kationalök.  u.  3tat.  Bd.  HO  (Dritte  Folgre  Bd.  S6).  41 
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Oppenheimer,    Dr.   Hilde,    Zur    Lohntheorie    der    Gewerltvereine.      (Diss.) 
Berlin,  Emil  Ehering,  1917.     gr.  8.     95  88.     M.  2,50. 


Gisi,  H.,  Entreprises  industrielle«.     Paris,  B^ranger.     8.     fr.  12. — . 

Kling,  Dr.  Andr^,  L'avenir  de  l'industrie  chimiqne  en  France.  Ezamen  de 
quelques  probl^mes  d'enseignement  scientifique  et  tecbnique.  Paris,  impr.  Cbaiz,  1917. 
8.     11  pag. 

Maaduit,  Dr.  Boger,  La  Situation  de  notre  m^tallnrgie.  Etüde  economique. 
Paris,  libr.  de  la  Socifetfe  du  „Recueil  Sirey",  1817.     8.  88  pag. 

Harding,  J.  8.,  The  boot  and  shoe  indnstry.     London,  Pitman.     8.     2/. — . 

6.  Handel  und  Verkehr. 

Drewitz,  Dr.  C,  Das  Haß-  und  Oewichtswesen  Deutschlands  in  technischer 
und  rechtewissenschaftlicher  Beleuchtung.  Berlin,  W.  Moeser,  1918.  gr.  8.  131  SS. 
M.  5.—. 

Engels  (Geh.  Rat),  Prof.  Dr.  ing.  Hub.,  Der  deutsche  Seehafen  Hamburg  und 
seine  Zukunft.     Leipzig,  Wilhelm  Engelmann,  1918.     Lei.-8.     31  SS.     M.  1,50. 

Feld,  Dr.  Wilh.,  Anti-Dumping.  Prämienklausel  nnd  Ausgleichszölle  als  welt- 
wirtschaftliches Kampfmittel  gegen  fremdländische  Ausfuhrförderung.  Tübingen,  J.  C.  B. 
Mohr,  1918.     gr.  8.     III— 31  SS.    M.  3.—. 

Gothein  (M.  d.  R.),  Georg,  Weltwirtschaftliche  Fragen  der  Zukunft.  (Nach 
dem  Weltkrieg.  Schriften  zur  Neuorientierung  der  auswärtigen  Politik.  Heft  3.) 
Leipzig,  Verlag  „Naturwissenschaften",  1918.     gr.  8.     37  SS.     M.  0,95. 

Harchet  (Hofr.,  Präsid.-Stellvertr.),  Prof.  Julius,  Die  Holzveisorgung  im  Kriege 
nnd  in  der  Uebergangswirtschaft.  Wien,  Karl  Gerolds  Sohn,  1918.  Lex.-8.  16  SS. 
M.  0,80. 

Loeb,  Dr.  Ernst,  Wirtschaftliche  Vorgänge,  Erfahrungen  und  I^ehren  im  euro- 
päischen Kriege.     1.  Teil.     Jena,  Gustav  Fischer,  1918.    gr.  8.    III  — 108  SS.    M.  3.— -. 

Harenzi,  Franz  Karl  Graf,  Die  volkswirtschaftliche  Verwertung  der  Ge- 
wässer Ungarns.  Budapest,  C.  Grills  Hofbnchhdlg.  (Julius  Benkö),  1918.  gr.  8.  24  SS. 
M.  1,50. 

Münz,  Dr.  H.,  Wirtschaftslehre  für  Kauflente  und  Gewerbetreibende.  Eine  Ein- 
führung in  die  Handelswissenschaft.  Dortmund,  Fr.  Wilh.  Ruhfus,  1918.  gr.  8.-  VII — 
354  SS.     M.  7,50. 

Riedl  (Sektionschef,  Gen.-Kommiss.),  Rieh.,  Denkschrift  über  die  Aufgaben  der 
Uebergangswirtschaft.  (Veröffentlichungen  des  Generalkommissariates  für  Kriegs-  und 
Uebergangswirtschaft,  Nr.  1.)     Wien,  Manz,  1918.     Lex.-8.     64  SS.    M.  2,10. 

Teubert,  Oskar,  Die  Binnenschiffahrt.  Ein  Handbuch  für  alle  Beteiligten 
2.  (Schluß)  Bd.  Mit  200  Abb.  im  Text.  Leipzig,  Wilhelm  Engelmann,  1918.  Lex.-8. 
IX— 645  SS.     M.  36.—. 

Wirtschaf ts vereine.  Mitteleuropäische,  in  Deutschland,  Oesterreich  und 
Ungarn.  Verhandlungen  der  mitteleuropäischen  Wirtschafts-Konferenz  in  Budapest  1916. 
(Veröffentlichungen  der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine,  zugleich  Heft  18  der 
Veröffentlichungen  des  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins  in  Deutschland.)  Leipzig, 
A.  Deichertsche  Veriagsbuchhdlg.  \Yerner  Scholl,  1917.   Lex.-8.   XV— 231  SS.    M.  10.—. 


Dubois,  L.  Paul,  L'effort  Economique  et  finander  de  l'Angleterre  pendant  la 
gnerre.     Paris,  Pem.     8.     fr.  3,50. 

Lichtenberger,  H. ,  et  Paul  Petit,  L'impferialisme  feconomique  allemand. 
Paris,  Flammarion.    8.    fr.  3,50. 

Picard,  Alf  red,  Les  chemins  de  fer.  Aperyu  historique.  Rfenltats  generani  de 
l'ouverture  des  chemins  de  fer.  Concurrence  des  voies  ferrfees  entre  elles  et  avec 
la  navigation.  Ouvrage  publik  par  les  soins  du  ministSre  des  travaux  publics.  Paris, 
H.  Dnnod  et  E.  Pinat,  1918.     8.     XIV— 856  pag.     fr.  25. — 
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7.   FinaaBweaen. 

Jaffee,  Edgar,  Kriegskostendeckung  und  Reichsfinanzreform. 
Tübingen  (J.  C.  B.  Mohr)  1917.     8«.     32  SS.     (Preis:  0,76  M.) 

Der  Verf.  schickt  seinen  Ausführungen  eine  Vorbemerkung  voraus, 
inhalts  derer  er  es  sich  nicht  zur  Aufgabe  gesetzt  habe,  „zwecks  Deckung 
der  Kriegskosten  Steuervorschlage  im  einzelnen  zu  machen  oder  von 
anderer  Seite  vorgeschlagene  zu  kritisieren".  Er  „will  lediglich  ver- 
suchen, einige  Richtlinien  aufzustellen,  auf  Grund  deren  eine  Einschätzung 
und  Beurteilung  der  zahlreichen  Einzelvorschläge  von  einem  einheitlichen 
Standpunkte  aus  ermöglicht  wird" ;  er  „will  ferner  versuchen,  die  tiefere 
Bedeutung  der  kommenden  Reichsfinanzreform  für  unser  künftiges  wirt- 
schaftliches und  soziales  Leben  andeutungsweise  zu  umreißen". 

Jaffee  betont  mit  besonderer  Schärfe  die  „ungeheure  Wichtigkeit", 
die  der  Erlangung  einer  ausreichenden  Kriegsentschädigung  für  Deutsch- 
lands wirtschaftliche  und  finanzielle  Zukunft  beigemessen  werden  muß. 
Es  ist  dies  um  so  dankenswerter,  als  jener  Satz,  ,,ein  jeder  trage  seine 
Last",  wohl  den  allerwenigsten  unter  denen,  die  ihn  heute  noch  glauben 
propagieren  zu  dürfen,  in  seiner  ganzen  Tragweite  und  Bedeutungs- 
schwere wirklich  aufgegangen  ist. 

Der  kurze  Aufsatz  ist  zu  skizzenhaft,  als  daß  er  die  Lösung  der 
Frage,  vor  die  die  Finanzverwaltungen  des  Reiches  und  der  Bundes- 
staaten mit  dem  Friedensschluß  gestellt  sein  werden,  in  etwas  zu  fördern 
vermöchte.  Neue  Gedanken  bringt  er  nicht,  nnd  soweit  er  die  Steuer- 
politik des  Reichsschatzamtes  und  des  Reichstages  während  des  Krieges 
einer  niederziehenden  Kritik  unterwirft,  wird  er  den  besonderen  Ver- 
hältnissen, die  eine  leidlich  befriedigende  „Finanzreform"  zurzeit  als 
undurchführbar  erscheinen  lassen,  in  keiner  Weise  gerecht. 

Das  Ziel  des  Verf.  ist  ein  Steuersystem,  das  —  neben  staatlichen 
Handels-  und  Kraftmonopolen  —  „Ersparnissteuern",  „Produktivitäts- 
steuern" und  „soziale  Ausgleichssteuern"  umgreift.  Von  einem  also  ge- 
gearteten Systeme  glaubt  Jaffee  die  Deckung  des  Finanzbedarfes 
„ohne  verderbliche  soziale  und  volkswirtschaftliche  Schäden"  erwarten 
zu  dürfen. 

Verf.  erkennt  zutreffend,  daß  die  Finanzlage  Deutschlands  nach 
dem  Kriege  insofern  günstigere  Aussichten  bietet,  als  etwa  die  Frank- 
reichs oder  Rußlands,  als  dank  der  Leistungen  von  Heer  und  Flotte 
die  „Grundlage  unserer  nationalen  Pröduktivkraft  unversehrt  erhalten 
werden  konnte".  Dieser  Tatsache  dürfen  wir  uns  freuen,  auch  wenn 
wir  Jaffees  Erwartung,  daß  wir  „in  relativ  kurzer  Zeit  nach  dem  Kriege 
nicht  ärmer,  sondern  reicher  sein  werden  als  vorher",  nur  unter  der 
Voraussetzung  teilen  werden,  daß  es  uns  gelingt,  im  Friedensschlüsse 
wenigstens  einen  nennenswerten  Teil  der  Kriegslasten  auf  die  Volks- 
wirtschaften derjenigen  Staaten  abzuwälzen,  die  uns  durch  ihren  frivolen 
Angriff  zu  den  unermeßlichen  Opfern  dieses  Abwehrkrieges  gezwungen 
haben. 

Kiel.  Karl  Elster. 

41* 
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Blasäk  (Minist.-R.),  Dr.  Bahumil,  Das  Gesetz  vom  16.  II.  1918  betr.  die 
Kriegsstener  yon  höheren  OeschäftsertrSgnissen  der  QeseUschaften  und  Tom  Mehrein- 
kommen  der  Einzelpersonen  ans  den  Jahren  1916  and  1917.  Wien,  Manz.  1918.  kl.  8. 
70  SS.    M.  1,70. 

H  0  e  n  i  g  e  r  (Bechtaan walt),  Dr.  Franz,  und  (Assess.)  Karl  E  r  k ,  Kriegsateuer- 
strafrecht.  Besitzsteaergesetz,  Kriegssteuergesetz,  Sicherungsgesetz,  Kohlensteuergesetz, 
Warenumsatzstempelgesetz,  erläutert.  Stuttgart,  W.  Kohlbammer,  1918.  kl.  8.  XII — 
135  SS.     M.  3,50. 

Luther,  Frdr. ,  Hittelstand  und  Reichsfinaiizreform.  Leipzig,  W.  H&rtel  u.  Co., 
1918.    kl.  8.     27  SS.     M.  1.—. 

Schneider  (Fin.- Asses».),  Dr.  Franz,  Das  AbgabengewaltTerhältnls.  Qrund- 
züge  eines  materiellen  Teils.    Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1918.    gr.  8.    63  SS.    M.  3.—. 

Schullern  zu  Schrattenhof en  (Hofr.),  Prof.  Dr.  Herm.  E.  v.,  Bemer- 
kungen über  eine  österreichische  Vermögenssteuer.  Skizze.  Wien,  Manz,  1918.  gr.  8. 
34  SS.     M.  2,10. 

Stradal,  Dr.  Karl  Heinrich,  Wertznwachssteuer  und  Bergbau.  Teplitz- 
Schönau,  Adolf  Becker,  1918.  Lei.-8.  23  SS.  M.  2.—.  (S.-A.  aus  der  Zeitschrift 
Der  „Kohleninteressent",  1917.) 

Strntz  (Wirkl.  Geb.  Oberreg.-B.,  Ob€nrerw.-Ger.-8cn.-Pr»8.),  Dr.  Georg,  Kom- 
mentar zum  Kriegssteuergesetz  vom  21.  VI.  1916  nebst  dem  Ergänzungsgesetze  vom 
17.  XII.  1916  und  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Besitzsteuergesetzes  vom 
3.  VII.  1913,  sowie  den  Ausführungsbestimmungen  zum  Kriegssteuergesetz  und  zum 
Besitzsteuergesetz.  2.  unveränderte  Aufl.  Berlin,  Otto  Liebmann,  1918.  8.  XVIII — 
528  SS.     M.  18.—. 

Weiser,  W.  G.,  Zur  Frage  der  Abwicklung  unserer  Kriegsschulden.  III — 25  SS. 
M.  1.—.  —  Dasselbe.  1.  Folge.  Die  Vermögenssteuer.  59  SS.  M.  1  20.  Wien, 
Franz  Deutioke,  1917.    gr.  8.  

Sau  vage  (prof.),  Dr.  Francis,  Les  impöts  sur  les  revenus  et  les  morens  de 
contröle  du  fisc.  £tude  th^oriqae  et  pratique  sur  l'impöt  g^niral  et  les  nouveaux 
imp6ts  avec  d^claration  obligatoire.  (Lois  de  1914,  1916  et  1917.)  Paris,  libr.  de  U 
Socilt*  du  „Recueil  Sirey",  1918.    8.    335  pag.    fr.  7.—. 

Wet  op  de  dividend-  en  tanti^me-  belasting  1917.  Amsterdam,  J.  H.  de  Bossy. 
8.    24  bU.    fl.  0,40. 

Zuyderhoff,  R.,  De  rijks  directe  belastingen.  Eenige  beschouwingen,  critiek 
en  denkbeeiden  naar  aanleiding  van  de  aanhangige  herzieningsvoorsellen.  Rotterdam, 
W.  L.  en  J.  BruBses  Uitgevers-maatschappij.     gr.  ».    S  en  160  blz.    fl.  2,60. 

8.  Oeld-,  Bank-,  Kredit-  and  Teralohema^swasen. 

Schwartz,  Friedrich,  Städtischer  Grundkredit  und  Tilgungs- 
hypothek. (Bericht  für  die  Immobiliarkredit-Kommission  nebst  einer 
Abhandlang  über  die  Tilgungshypothek.)  Berlin  (J.  Guttentag)  1915. 
8».     91  SS.  (Preis:  2,50  M.)    ' 

Der  Bericht  für  die  Immobiliarkredit-Kommission,  den  Verf.  gleich- 
zeitig mit  den  übrigen  Mitgliedern  der  Kommission  zu  erstatten  hatte,  ist 
auf  einem  bestimmten  Fragebogen  aufgebaut,  der  die  Abfassung  des  Be- 
richtes von  vornherein  in  bestimmte  Bahnen  gelenkt  hat.  Fernerhin  hat 
die  Tatsache,  daß  von  einer  Reihe  von  auf  den  verschiedensten  Stand- 
punkten stehenden  Männern  Bericht  über  denselben  Gegenstand  er- 
stattet werden  sollte,  ganz  unwillkürlich  eine  gewisse  Einseitigkeit  in 
die  einzelnen  Berichte  gebracht,  da  jeder  Berichterstatter  wußte,  daß 
das  Fehlende  von  anderer  —  vielleicht  besser  unterrichteter  —  Seite 
ergänzt  werden  würde.  So  würde  die  gesonderte  Beurteilung  eines 
einzelnen  Berichtes  notwendig  schief  ausfallen,  und  es  muß  der  Wunsch 


"Uebenicht  über  die  neiietteii  Publikationen  Deuttchlande  und  dee  Auslandes    545 

ausgesprochen  werden,  daß  die  Kommission  alle  Berichte  in  einem 
Sammelbande  der  Oeffentlichkeit  zur  Verfügung  stellt.  Mit  dieser  — 
dem  Verf.,  wie  gesagt,  nicht  zur  Last  fallenden  —  Einschränkung  kann 
gesagt  werden,  daß  der  Bericht  eine  wesentliche  Förderung  der  Real- 
kreditfrage darstellt.  Ganz  uneingeschränkte  Zustimmung  darf  aber 
dem  zweiten  Teil  des  Heftes,  der  Abhandlung  über  die  Tilgungshypo- 
thek, gezollt  werden.  Hier  konnte  der  Verf.  frei  und  ohne  Bindung 
an  einen  bestimmten  Rahmen  seine  Ansichten  äußern,  und  er  hat  dies 
in  denkbar  objektiver  Weise,  unterstützt  von  einem  glänzenden,  leben- 
digen Stil,  getan  und  damit  der  weiteren  Verbreitung  der  Tilgungs- 
hypothek, die  er  warm  vertritt,  einen  wesentlichen  Dienst  geleistet. 
Weimar.  Johannes  Mttller-Halle 

Hath,  Dr.  Walter,  Die  Entwicklung  der  deutschen  und  französischen  Groß- 
banken im  Znsammenhang  mit  der  Entwicklung  der  Nationalwirtschaft.  Berlin,  Franz 
Siemenroth,  1918.     gr.  8.    VIII— 186  SS.    M.  6,50. 

Iränyi,  Bernh. ,  Die  in- und  ausländischen  Privatversicherungs-Gesellschaften  in 
Oesterreich-Üngarn  im  Jahre  1916.  23.  Jahrg.  Wien,  J.  Eisenstein  u.  Co.,  1917.  Lez.-8. 
16  88.    M.  1,25 

Kempf  (Geh.  Just.-R.,  Rechtsanw.,  Not.),  Georg,  lieber  Mißstände  der  städtischen 
Hypothekenverhältnisac  und  über  Mittel  zur  Abhilfe.  Berlin,  W.  Moeser,  1918.  gr.  8. 
23  88.     M.  1,25. 

Wellmann,  Dr.  Erich,  Die  Verwaltungsreform  der  Versicherungs-Aktien- 
gesellschaft.    Mannheim,  J.  Bcnsheimer,  1918.     Lex.-8.     VI— 167  SS.     M.  7.—. 


Maria,  Paul,  Les  mobilisJs  assurfes  sur  la  vie  et  le  risque  de  guerre.  Paris, 
Rousseau.    8.    fr.  4. — . 

9.  SoBial«  Frage. 

Silbermann,  J.,  Die  „Verdrängung"  von  Männerarbeit  durch 
Frauenarbeit.  (Schriften  des  Kaufmännischen  Verbandes  für  weibliche 
Angestellte  E.  V.,  Nr.  11.)  Berlin  1915.     8».     54  SS.  (Preis:  0,50  M.) 

Immer  wieder  trifft  man  in  der  volkswirtschaftlichen  Literatur  auf 
die  Ansicht,  daß  das  Eindrängen  der  Frauen  in  die  verschiedenen  Be- 
schäftigungsarten, die  entweder  ganz  oder  doch  fast  ausschließlich  von 
männlichen  Arbeitskräften  ausgeübt  wurden,  allmählich  zu  einer  „Ver- 
drängung" der  Männerarbeit  führe.  In  einer  sehr  wertvollen  Studie, 
die  während  des  Krieges  erschienen  ist,  deren  Material  aber  noch  vor 
dem  Kriege  gesammelt  wurde,  will  Verf.  zeigen,  in  wie  geringem  Maße 
von  einer  tatsächlichen  Verdrängung  die  Rede  sein  kann,  wie  vielmehr 
die  Frauen  in  zum  großen  Teil  neu  geschaffene  oder  leere  Arbeitsge- 
biete eingetreten  sind. 

Verf.  unterscheidet  scharf  eine  privatwirtschaftlich- technische  und 
eine  volkswirtschaftliche  Verdrängung.  Während  die  erstere  den  Er- 
satz von  Männerarbeit  durch  Frauenarbeit  in  einzelnen  Betriebsarten 
infolge  technischer  Verbesserungen  bedeutet,  wobei  ungelernte  oder  an- 
gelernte Frauenarbeit  Verwendung  finden  kann  und  vorderhand  nur 
die  einzelne  Privatwirtschaft  davon  betroffen  wird,  bedeutet  volkswirt- 
schaftlich die  Verdrängung  eine  Ausschaltung  von  Männern  ans  ihrer 
bisherigen  Erwerbsarbeit,  ohne  daß  es  ihnen  ermöglicht  ist,  eine  gleich- 
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gelohnte  oder  gleichwertige  Arbeit  zu  erlangen.  Tritt  dieser  letzte 
Fall  ein,  so  besteht  tatsächlich  eine  volkswirtschaftliche  Schädigung, 
der,  wenn  sie  vorhanden  wftre,  entgegengearbeitet  werden  müßte.  Verf. 
bedient  sich  als  Unterlagen  seiner  Untersuchung  der  Berichte  der 
preußischen  Gewerbeaufsichtsbeamten,  die  er  zum  Teil  wörtlich  an- 
führt. Es  tritt  darin  deutlich  zutage,  daß  von  Verdrängung  nicht  die 
Rede  sein  kann ;  Zeiten  von  hochgehender  Konjunktur  bedingen  eine 
Mehreinstellung  von  Arbeiterinnen,  weil  genügend  männliche  Hilfskräfte 
nicht  vorhanden  sind.  Ebenso  treten  Frauen  in  oft  ganz  neue,  früher 
gar  nicht  vorhanden  gewesene  Tätigkeiten  ein.  Nur  in  einem  geringen 
Teil  läßt  sich  feststellen,  daß  die  Unternehmer,  um  sich  willigere  und 
billigere  Arbeitskräfte  zu  verschaffen,  weibliche  Arbeitskräfte  herange- 
zogen haben. 

Als  Ergebnis  der  sehr  klaren,  sachlichen,  durch  gutes  amtliches 
Zahlenmaterial  belegten  Untersuchung  stellt  Verf.  fest,  daß  das 
gegenwärtige  Verhältnis  zwischen  erwerbstätigen  Männern  und  Frauen 
weder  in  Zeiten  schlechter  noch  guter  Konjunktur  den  Beweis  einer 
Verdrängung  in  volkswirtschaftlichem  Sinne  liefert;  wäre  tatsächlich 
ein  schädliches  Eindrängen  der  Frauen  zu  verzeichnen,  so  mußte  dies 
in  einer  Verringerung  der  arbeitenden  Männer  oder  in  einer  Erniedri- 
gung der  Löhne  zutage  treten.  Von  all  diesem  kann  nicht  die  Rede 
sein,  wie  aus  dem  einwandfreien  Material  der  Berufszählungen,  den  Be> 
richten  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  und  der  Krankenkassen  hervor- 
geht. Ebenso  läßt  sich  ein  erhebliches  Ansteigen  der  Männerlöhne  nach- 
weisen, eine  Steigerung,  die  bei  weitem  das  Ansteigen  der  Frauenlöhne 
tibertrifft. 

Die  durchaus  sachliche  Darstellung  überzeugt,  daß  eine  Verdrängung 
der  Männerarbeit  durch  Frauenarbeit  im  volkswirtschaftlichen  Sinne 
nicht  stattgefunden  hat.  Immerhin  hat  mau  gerade  auch  in  der  Kriegs- 
zeit, die  so  viel  neue  Frauenkräfte  herangezogen  hat,  besonders  darauf 
zu  achten,  daß  der  Grad  der  Verwendung  weiblicher  Arbeitskräfte  nicht 
so  überhand  nimmt,  daß  letzten  Endes  eine  Schädigung  der  Gesamtheit 
zu  befürchten  ist.  Ausgedehnter  Arbeiterinnenschutz,  gute  fachliche 
Ausbildung  und  Organisation  der  weiblichen  Arbeiter,  das  sind  noch 
Maßnahmen,  die  unbedingt  eines  stärkeren  Ausbaues  bedürfen. 

Breslau.  Kaete  Winkelmann. 

Raßbach,  Erich  Karl,  Betrachtungen  zur  wirtschaftlichen 
Lage  der  technischen  Privatangestellten  in  Deutschland.  (Volkswirt- 
schaftliche Abhandlungen  der  badischen  Hochschulen,  N.  F.  Heft  35.) 
Karlsruhe  (G.  Braunsche  Hofbuchdruckerei  und  Verlag)  1916.  8".  VI 
298  SS.  (Preis:  6  M.). 

Die  Abhandlung  hat  einige  offensichtliche  Vorzüge.  Sie  ist  be- 
strebt, von  recht  vielen  Seiten  her  und  möglichst  umfassend  der  wirt- 
schaftlichen Lage  und  der  Organisationsbestrebung  der  Angestellten 
nachzugehen.    Während  Lederers  Arbeiten  von  1912  mehr  soziologischen 
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Gehalt  tragen  und  auf  eine  allgemein  wissenschaftliche  Darstellung  der 
letzten,  tiefer  liegenden  Fragen  des  Angestelltenproblems  abzielen,  stellt 
Raßbach  das  Angestelltenproblem  in  einer  Reihe  von  Einzelfragen  vor ; 
besonders  die  Abschnitte  über  das  Erfinderrecht,  die  Zusammensetzung 
der  Angestelltenschaft,  die  Anstellungsbedingungen  in  Großbetrieben 
und  die  Stellung  anderer  Interessentenorganisationen  zur  Angestellten- 
bewegung sind  gut  gelungen.  Der  Verf.  kann  sich  übrigens  nur 
sehr  wenig  befreunden  mit  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Anstellungs- 
bedingungen, sobald  sie  etwas  ins  einzelne  gehen  sollten.  Weil  wir 
bisher  nur  unendlich  verstreute,  wenn  auch  sehr  zahlreiche  monogra- 
phische Darstellungen  und  Zeitschriftenbeobachtungen  besitzen  über 
die  vom  Verf.  angeschnittenen  Einzelfragen ,  deshalb  kam  diese 
umfassende  Betrachtung  der  Tatsachen  im  Angestelltenproblem  er- 
wünscht. Ebenso  versteht  es  Verf.,  das  einzelne  Problem  mehrmals 
herumzudrehen  und  meistens  aus  verschiedenen  Beobachtungsreihen 
heraus  anzufassen.  Das  zeigt  eine  ruhig  abwägende,  für  den  Leser 
instruktive  Art  der  Darstellung.  Die  Beobachtung  des  Verf.  verrät 
Schulung;  seine  Sprache  ist  klar  und  ohne  Selbstgefälligkeit. 

Cöln   a.  M.  Beckmann. 

Becker,  Dr.  Otto,  Die  Begelung  des  ausländischen  Arbeiterwesens  in  Deutsch- 
land. Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Anwerbung  und  Vermittlung.  Im  Auf- 
trage der  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  hrsg.  (Schritten  der  Deutschen 
Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit,  4.  Heft.)  Berlin,  Carl  Heymanns 
Verlag,  1918.     gr.  8.     VIII— 121  SS.     M.  3,60. 

Herzfelder,  Henriette,  Die  Sozialisieruug  unseres  Jugendrechtes.  (Flug- 
schriften der  österreichischen  Gesellschaft  für  soziales  Recht.)  Wien,  Anzengruber- Ver- 
lag Brüder  Suschitzky,  1918.     8.     21  SS.     M.  0,40. 

Hueber  (Oberlandesr.),  Dr.  Franz,  Das  italienische  Gesetz  über  die  staatliche 
Kricgerwaisentürsorge  und  die  Kriegerwaisenfürsorge  in  Oesterreich.  Wien,  Wilhelm 
Frick,  1917.     gr.  8.     III— 8  SS.     M.  1.—. 

Jastrow,  Prof.  Dr.  J.,  Die  Gestaltung  der  Wohlfahrtspflege  nach  dem  Kriege. 
(Volkswirtschaftliche  Zeitfragen.  Vorträge  und  Abhandlungen,  hrsg.  von  der  Volkswirt- 
schaftlichen Gesellschaft  in  Berlin.  Ked.  Dr.  Croner.  Nr.  302.  Jg.  39,  Heft  4.) 
Berlin,  Leonhard  Simion  Nachf.,  1918.     gr.  8.     34   SS.     M.  1.—. 

Schriften  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform.  Hrsg.  von  dem  Vorstande. 
Heft  60  u.  61.  (Bd.  8,  Heft  1  u.  2.)  —  Recht,  Das,  der  Organisationen  im  neuen 
Deutschland.  Im  Auftrage  des  Vorstandes  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform  hrsg. 
vom  Unterausschuß  für  Arbeitsrecht.  IV.  Der  Koalitionskampf  nach  geltendem  Zivil- 
recht. 43  SS.  .M.  0,90.  (Heft  60.  Bd.  8,  Heft  1.)  —  Dasselbe.  V.  Der  Koalitions- 
kampf iUs  Problem  der  Gesetzgebung.  32  SS.  M.  0,60.  (Heft  61.  Bd.  8,  Heft  2.) 
Jena,  Gustav  Fischer,  1918.     8. 

Weyls  Handbuch  der  Hygiene  (in  8  Bdn.).  Hrsg.  von  (Geh.  Med.R.)  Prof. 
Dr.  A.  Gärtner.  2.  Aufl.  (Bearb.  von  Kreisarzt  Dr.  Louis  Ascher  .  .  .  .)  27.  Lfg. 
27.  Erg.-Bd.,  2.  Abt.  Volksspeisung,  Schulkinderspeisuug,  Notstandsspeisung,  Massen- 
speisung. Von  (Stadtr.)  Dr.  A.  Gottstein.  —  Obdachlosenasyle,  Herbergen,  Schlafhäuser, 
Ledigenheime,  Volksküchen  und  Wärmehallen.  Von  Kreisarzt  Dr.  Bernhard  Schreber. 
—  Soziale  Hygiene,  Geburtenrückgang  und  das  Problem  der  körperlichen  Entartung. 
Von  Prof.  Dr.  A.  Grotjahn.  Mit  Abbildungen  im  Text.  Leipzig,  Johann  Ambrosius 
Barth,   1918.     Lei.-8.     IV  u.  S.  229—451.     M.  4.—. 


Coulton,    G.,    Social    life   in    Britain.     From   the   conquest   to   the  reformation. 
Cambridge,  Univ.  Press.     8.     15/. — . 
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Houten,  S.  van,  Maatschappelijke  en  wettelijke  Stelling  der  vrouw.  Verspreide 
ojwtellen.  Kieuwe  titelnitgave  (van  Herdrukken  betreffende  neo-maltbnsianisme  en 
vronwenrecbt).     's  Gravenbage,  Mart.  Nijhoff.     gr.  8.     12  en  248  blz.     fl.  1,40. 

10.  OMiosBenschaftsweaea. 

Gerlaoh  (Priv.-Doz.),  Dr.  Kurt  Albert,  Die  Frau  in  dem  Genossen  Schafte 
Wesen.  Erweiterter  auf  dem  2.  Lefarkursus  des  Verbandes  deutscher  HausfraueoT  ereine 
gehaltener  Vortrag.     Jena,  Gustav  Fischer,  1918.     gr.  8.     64  SS.     M.  1,50. 

II.  0»B»tmg«\)ung,  Staats-  und  Verwaltnngareclit.    Staatab11r(ferktuide. 

Bauser,  Prof,  A.,  Die  ]>oliti8chen  Grundlagen  des  Deutschen  Kelchs.  (Demo- 
kratie und  Freiheit  bei  unseren  westlichen  Gegnern  und  bei  uns.)  Vortrag,  gehalten 
vor  den  Offizieren  der  stellvertretenden  52.  Infanterie-Brigade  und  der  Garnison  Lud- 
wigsburg am  17.  Dezember  1917.  Stuttgart,  J.  F.  Steinkopf,  1918.  gr.  8.  32  SS. 
M.  0,60. 

Bloeher,  Eduard,  Das  sogenannte  Nationalitätenprinzip.  Basel,  Ernst  Finokh. 
1918.     gr.  8.    31  SS.     M.  0,80. 

Brand  (Kammerger.-R.),  Dr.  A.,  Die  preuBischen  Beamten-Pensions-  und  Hinter- 
bliebenengesetze, einschlieBlich  des  Beamten-Ünfallfürsorgegesetzes.  Erläutert.  (Heymanns 
Taschengesetzsammlnng,  Mo.  90.)  Berlin,  Carl  Eeymanns  Verlag,  1918.  kl.  8.  XII 
—376   SS.     M.  7.—. 

Braucbitsch,  M.  v.,  Verwaltungsgesetze.  Nach  dem  Tode  des  Verfassers  fort- 
geführt nnd  hrsg.  von  Dr.  Dr.  ing.  (Staatsmin.)  Konrad  v.  Studt  und  (Wirkl.  Geh.  Bat, 
Unterstaatssekr.  a.  D.)  O.  v.  Braunbehrens.  1.  Bd.,  bearbeitet  von  (Oberverw.-Ger.- 
Sen.-Präsid.,  Wirkl.  Geh.  Oberreg.-R.)  Dr.  St.  Genzmer.  22.  Aufl.  9.  Bearb.  Berlin, 
Carl  Heymanns  Verlag,  1918.     8.     XII— 930  SS.     M.  15.—. 

Bredt  (Abg.),  Prof.  Dr.  Job.  Victor,  Die  mecklenburgische  Verfassungsfrage. 
Oecbtsgutachten.     Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918.     gr.  8.     29  SS.     M.  1,50. 

Breitenstein,  Dr.  Max,  und  (Batasekr.)  Dr.  Demeter  Koropatnicki, 
Die  Kriegsgesetze  Oesterreichs.  Systematische  Zusammenstellung  der  aus  AnlaB  des 
Krieges  und  mit  Bezug  auf  denselben  kundgemachten  kaiserlichen  Verordnungen  sowie 
anderer  Verordnungen  und  Erlasse  der  Ministerien  und  Länderstellen,  ergänzt  durch 
die  Anführung  der  hierdurch  abgeänderten  bisher  geltenden  Bestimmungen  sowie  durch 
Heranziehung  der  amtlichen  Erläuterungen,  der  bezüglichen  Literatur  und  Judikatur  etc. 
Bd.  4.  Abgeschlossen  bis  1.  I.  1917.  Mit  einer  Debersicht  über  die  gesamte'  öster- 
reichische Gesetzgebung  seit  Kriegsbeginn  bis  zum  1.  I.  1917  einschließlich  der  Kriegs- 
gesetzgebung, sowie  der  einschlägigen  Rechtsprechung  und  Literatur  von  (Hof-  u.  Ger.- 
Adv.)  Dr.  Moriz  Stemberg.  Wien,  M.  Breitenstein,  1917.    gr.  8.    X— 960  SS.    M.  19,—, 

Cathrein,  Victor  S,  J,,  Die  Grundlage  des  Völkerrechts,  (Stimmen  der  Zeit, 
Erg,-Hefte.  1.  Reihe:  Kulturfragen,  Heft  5.)  Freiburg  i,  B,,  Herdersche  Verlags- 
handlnng,  1918,     gr,  8,     VII— 108  SS,     M,  3,—, 

Caner,  Paul,  Walther  Bathenaus  staatsbürgerliches  Programm,  Darstellung  und 
Kritik,     Berlin,  Weidmannsche  Buchhdlg.,  1918,     8.     72  88,     M,  2,—, 

Friedberg  (Abg.),  Dr.  Bob.,  Wahlrecht  und  Zukunft  der  uationalliberalen 
P«rt«i.    Beriin-Zehlendorf,  Beichsverlag  Hermann  Kalkoff,  1918,    gr,  8,    24  SS,  M,  0,80, 

Härtung,  Fritz,  Oesterreich-Üngam  als  Verfassungsstaat  (Auslandsstudien  an 
der  Universität  Halle- Wittenberg.  Oeffentlichc  Vorträge  über  Fragen  der  Politik  der 
Gegenwart.     Heft  7.)     Halle,  Max  Niemeyer,   1918,     gr,  8,     32  SS.  M.   1.-. 

Hasenclever,  Adolf,  Die  Bedeutung  der  Monroedoktrin  für  die  amerikanische 
Politik  der  Gegenwart.  (Auslandsstudien  an  der  Universität  Halle-Wittenberg.  Oeffent- 
lichc Vorträge  über  Fragen  der  Politik  der  Gegenwart.  Heft  5.)  Halle,  Max  Nie- 
meyer, 1918.     gr.  8.    28  88.     M,  1,—, 

Heurer  (Geh,  Hofr,),  Prof,  Dr,  Christian,  Da«  Programm  der  Meeresfreiheit, 
Eine  völkerrecbtspoHtische  Studie,  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1918.  gr.  8.  III— 111  88. 
M,  3,50. 

Heyck,  Prof.  Dr.  Ed.,  Parlament  oder  Volksvertretung?  Selbstvertretung  der 
Berufe    und    der    Arbeit.      Volkliche   Entwicklungen    und    parlamentarische   Entwick- 
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Inngen  in  Deutschland,  England,  Frankreich.  Halle  a.  S.,  Bichard  Mühlmann  Verlags- 
buchhdlg.  (Max  Grosse)  1918.     8.  77  SS.     M.  1,80. 

Jung  Dr.  ing.,  Dr.  August,  Die  staatliche  Elektrizitäts-OroBversorgung  Deutsch- 
lands.    Jena,  Gustav  Fischer,  1918.     gr.  8.     VII— 121  SS.     M.  4. 

Kohl  er  (Geh.  Just.-S.),  Prof.  Josef,  Die  Vollstreckungsnrkunde  als  Verkehrs- 
mittel. Berlin-WilmerBdorf,  Dr.  Walter  Eothsohild,  1918.  gr.  8.  60  SS.  M.  2,40. 
(S.-A.  a.  d.  Archiv  f.  Kcchts-  u.  Wirtschaftsphilosophie.) 

Lampe rt,  Prof.  Dr.  U.,  Das  schweizerische  Bnndesstaatsrecht.  Systematische 
Darstellung  mit  dem  Text  der  Bundesverfassung  im  Anhang.  Zürich,  Orell  Füßli, 
1918.    gr  8.    VIII— 256  SS.     M.  10.—. 

Menz,  Dr.  August,  Rechte  und  Pflichten  der  preuBischen  Kriminalpolizei  im 
Kampfe  gegen  das  Verbrechen.  (Diss.)  Berlin,  Emil  Ebering,  1917.  gr.  8.  90  SS. 
M.  2,50. 

ßheinbaben,  Kochus  Frhr.  v..  Chinesische  Verfassung  1906 — 1917.  Eine 
Studie.     Berlin,  E.  v.  Deckers  Verlag,  G.  Schenck,  1917.     8.     XII— 93  SS.     M.  6.—. 

Stern,  E.  v.,  Eegierung  und  Regierte,  Politiker  und  Parteien  im  heutigen  Rufi- 
land.  (Auslandsstudien  an  der  Universität  Halle- Wittenberg.  Oeffentlichc  Vorträge  über 
Fragen  der  Politik  der  Gegenwart.  Heft  3.  u.  4.)  Halle,  Max  Niemeyer,  1918.  gr.  8. 
49  SS.     M.  2. 

Wöstendiek  (Rfdr.),  Hans,  Die  Haftpflicht  der  Reichspost  im  inländischen 
Postverkehr.    Göttingen,  Vandenhoeck  u.  Ruprecht,  1917.     8.     VIII— 72  SS.     M.  1,20. 


Joseph -Barth  Jlemy  (prof.),  D^mocratie  et  politique  §trang%re.  Cours  prolesse 
ä  l'Ecole  des  hautes  etudes  sociales  en  1915 — 1916.  La  d^mocratie  et  la  diplomatie. 
La  d^mocratie  et  la  guerre.  La  d^mocratie  des  nations.  Paris,  Ffelix  Alcan,  1917.  8. 
535  pag.     fr.  10.—. 

Mallock,  W.  H.,  The  limits  of  pure  democracy.  London,  Chapman  and  Hall. 
8.     15/.—. 

12.  Statistik. 

Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Zürich.  8.  und  9. 
Jahrgang  1912  und  1913,  zum  Teil  auch  1914  und  1915.  Mit  11  gra- 
phischen Tafeln.  10.  und  11.  Jahrgang  1914  und  1915,  zum  Teil 
auch  1916.  Hrsg.  vom  Statistischen  Amte  der  Stadt  Zürich.  Zürich 
(Kommissionsverlag  von  Rascher  und  Co.)  1916.  XVI,  72  und  534  SS. 
und  XXVII,  22  und  456  SS. 

Das  für  eine  Stadt  von  der  Größe  Zürichs  unverhältnismäßig  um- 
fangreiche Werk  gibt  Zahlen  ans  allen  Gebieten  des  kommunalen  Lebens, 
u.  a.  auch  über  Lebensmittelpreise  u.  ä.  m.,  daneben  auch  Mitteilungen 
aus  den  Ergebnissen  der  Volks-,  Berufs-  und  Wohnungszählung  vom 
1.  Dezember  1910.  Der  hohe  Wert  des  Bandes  wird  nur  dadurch  et- 
was beeinträchtigt,  daß  die  Angaben  für  die  einzelnen  Jahre  nicht 
jeweils  in  einer  Tabelle,  sondern  in  verschiedenen  Abschnitten  des 
Bandes  gegeben  werden.  Dies  erschwert  seinen  Gebrauch  nicht  un- 
wesentlieh. 

Weimar.  Johannes  Müller-Halle. 

Fester,  Prof.  Dr.  Gustav,  Die  türkische  Bergbaustatistik  1318  bis  1327  (14.  III. 
1902  bis  13.  III.  1912).  Uebersetzt  und  bearbeitet  (Flugschriften  der  Zentralgeschäfts- 
stelle für  dentsch-türkische  Wirtschaftsfragen.  Heft  4.)  Weimar,  Gustav  Kiepenheuer 
1918.     8.     V— 80  SS.     M.  2.50. 

Oesterreich. 

Statistik  des  böhmischen  Kohlen- Verkehrs  im  Jahre  1916.  48.  Jahg.  Hrsg.  von 
der  Direktion  der  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn-Gesellschaft.  Teplitz-Schönan,  Adolf 
Becker,  1917.     Lei.-8.     332  SS.     M.  2,50.  .         ' 
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Frankreich. 

Panel,  Dr.  G.,  Demographie  et  statistique  m^dicale.  Bonen,  impr.  Albert  Laini, 
1917.    8.     69  pag. 

Statistique  de  l'industrie  min^rale  et  des  appareila  k  vapeur  en  France  et  en 
Alg^rie  pour  l'annfee  1913.  Paris,  Impr.  nationale  1917.  4.  XV — 256  pag.  avec 
diagrammes.  fr.  10. — .  (Ministire  des  traranz  publics  et  des  transports.  Direction 
des  mines.     Deaziime  bureau.) 

•  England. 

Business  statistics.  Edited  by  M.  T.  Copeland.  Ozford,  Univ.  Press.  Royal  8. 
16/.-. 

Holland. 

Mededeelingen  von  de  Commissie  tot  ontwikkeling  van  de  fabrieksnijverheid 
in  Nederlandsch-Indie.  Batavia-  's  Gravenhaag,  Mart.  Nijhoff.  1.  Analyse  ran  de  donane- 
statistiek  van  N.-I.  4  en  79  blz.  fl.  1,50.  —  2.  Fabricage  van  papier  en  aanverwante 
halfstoffen  in  Nederlandsch-Indie.     32  blz.     fl.  0,50. 

Statistiek  van  electrische  spoor- en  tramweg-ondememingen  in  Nederland  voor 
1916  en  .itatistiek  van  electriciteitsbedrijven  in  Nederland  voor  1916.  Uitgeg.  door  het 
Koninklijk  instituuc  van  Ingenieurs.  Afdeeliug  voor  electrotechniek.  Amsterdam, 
L.  J.  Veen.     87  blz.     fl.  7,50. 

13.  Varachiedeas*. 

Verhandluugen  der  außerordentlichen  Tagung  der 
Deutschen  Vereinigung  fürKrüppelfürsorge  im  Reichs- 
tagsgebäude am  7.  Februar  1916.  (Deutsche  Krüppelhilfe.  Er- 
gänzungshefte der  Zeitschrift  ftir  Krüppelftirsorge,  hrsg.  von  Biesalski 
und  Würtz).  Leipzig  (Leopold  Voß)  1916.  8.  XIII  und  198  SS. 
(Preis:  3,20  M.) 

Die  Deutsche  Vereinigung  für  Krüppelhilfe  hat  für  die  praktische 
Ausgestaltung  der  neuen  deutschen  Kriegsbeschädigtenfürsorge  sehr 
viel  getan  und  von  Anfang  an  anregend,  fördernd  und  weiterbildend 
auf  sie  eingewirkt  durch  Veranstaltung  von  außerordentlichen  Tagungen. 
Herausgabe  von  Blättern  und  Sonderschriften  und  durch  Einstellung 
ihrer  „Zeitschrift  für  Krüppelfürsorge",  welcher  die  „Monatsblätter  für 
Invaliden-  und  Krüppelhilfe"  angegliedert  sind  und  zu  der  Ergän- 
zungshefte unter  der  Spitzmarke  „Deutsche  Krüppelhilfe "  nach  Bedarf 
herausgegeben  werden.  Das  erste  davon  enthält  die  Uebertragung  des 
stenographischen  Versammlungsberichts  über  die  oben  angezeigten  Ver- 
handlungen, bei  denen  16  selbständige  Vorträge  und  18  Aussprachen 
gehalten  worden  sind.  Die  Vorträge  behandeln  die  Kriegsbeschädigten- 
fürsorge in  der  Hauptsache  unter  ärztlichem  Gesichtspunkte  und  erörtern 
eine  Reihe  einschlägiger  Einzelfragen,  wie  die  stationären  und  ambu- 
lanten Fürsorgeeinrichtungen  für  Kriegsbeschädigte,  Organisation  und 
Ausbau  der  örtlichen  Spitale  und  Invalidenschulen,  sowie  die  Gehirn- 
verletzungen. Daneben  ist  aber  auch  die  Berufsaus-,  -um-  oder  -Weiter- 
bildung der  Kriegsbeschädigten  eingehend  erörtert  und  ausführlich  über 
Lazarettbeschäftigung  und  Werkstättenunterricht  sowie  endlich  auch  über 
die  allgemeinen  grundlegenden  Fürsorgemaßnahmen,  insbesondere  die  Be- 
rufsberatung,   gesprochen    worden    unter    dem   wichtigen   Hinweis,    daß 
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Lazarett,  Erwerbsschale  und  Berufsberatung  als  organisches  Ganzes 
aufgefaßt  werden  müssen. 

Durch  die  Verhandlungen  ist  der  Kriegsbeschädigtenfürsorge  eine 
große  Menge  neuer  Anregungen  und  guter  erprobter  Erfahrungen  zu- 
geführt worden.  Die  Sammlung  der  Vorträge  in  der  vorliegenden  Schrift 
ist  eine  wertvolle  Bereicherung  der  Kriegsbeschädigtenfürsorge-Literatur, 
sie  wird  jederzeit  ein  wichtiges  Hilfsmittel  sein  bei  der  Ausübung 
praktischer  Arbeit. 

Halle.  Herbst. 

Arndt,  Prof.  Dr.  Faul,  Antwerpen,  Botterdam  und  die  deutsche  Bheiumün- 
dung.  (Finanz-  und  volkswirtschaftliclie  Zeitfragen.  Hrsg.  von  Beichsrat  Prof.  Dr. 
Georg  V.  Schanz  u.  Geh.  Ecg.-R.  Prof.  Dr.  Julius  Wolf.  Heft  50.)  Stuttgart,  Ferdinand 
Enke,  1918.     Lcx.-8.     94  SS.     M.  4.—. 

Cargber,  J.  M.,  Die  Judenfrage  in  Rumänien.  (Kriegspolitische  Einzeiscbriften, 
Heft  21.)     Berlin,  C.  A.  Schwetechke  u.  Sohn,  1918.     gr.  8.     112  SS.     M.  2.—. 

Erdberg,  Dr.  B.  v.,  und  (Sem.-Oberl.)  Th.  Bäuerle,  Volksbildung.  Ihr  Ge- 
danke und  ihr  Verhältnis  zum  Staat.  Zwei  Vorträge.  Berlin,  Carl  Heymanus  Verlag, 
1918.     8.     76  SS.     M.  2.—. 

Kampe,  Prof.  Karl,  Belgien  und  HoUund  vor  dem  Weltkriege.  Eine  Dar- 
stellung ihrer  politischen,  militärischen  und  wirtschaftlichen  Beziehungen  und  Anuähe- 
rungsbestrebungen  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Gotha,  Friedrich  Andreas  Perthes,  1918. 
gr.  8.     VIII— 96  SS.    M.  2,40. 

Hertwig,  Dr.  Oscar,  Zur  Abwehr  des  ethischen,  des  sozialen,  des  politischen 
Darwinismus.     Jena,  Gustav  Fischer,  1918.     gr.  8.     III— 119  SS.     M.  4.—. 

Kley,  Otto,  Die  deutsche  Schulreform  der  Zukunft.  Tatsächliches  und  Grund- 
sätzliches zur  Einheitsschulfrage.  (Zeit-  und  Streitfragen  der  Gegenwart.  Eine  Samm- 
lung von  Schriften  zur  politischen  und  kulturellen  Tagesgeschichte.  Hrsg.  von  Dr. 
Karl  Hoeber.     Bd.  9.)     Köln,  J.  P.  Bachem,  1917.     gr.  8.     190  SS.     M.  3.—. 

Reventlow,  Graf  E.,  Brauchen  wir  die  flandrische  Küste?  Berlin,  E.S.Mittler 
u.  Sohn,  1918.     gr.  8.     IV— 76  SS.     M.  2.—. 

Sauerbeok,  Dr.  Ernst,  Die  Großmachtpolitik  der  letzten  zehn  Friedensjahre 
im  Lichte  der  belgischen  Diplomatie.  (Geschichte  der  Einkreisung.)  Eine  kritische 
Zusammenstellung  der  Brüsseler  Gesandtschaftsberichte  mit  einleitendem  und  verbin- 
dendem Text.     Basel,  Ernst  Finck  Verlag,  1918.     gr.  8.     201  SS.     M.  5.—. 

Schnitze,  Prof.  Dr.  A.  S.,  Der  sogenannte  Verständigungsfriede  im  Lichte  des 
Völkerrechts.     Jena,  Gustav  Fischer,  1918.     gr.  8.     31  SS.    M.  1.—. 

Sommerlad,  Theo,  Die  geschichtliche  Stellung  der  russischen  Ostseeprovinzen. 
(Auslandsstudien  an  der  Universität  Halle- Wittenberg.  Oeffentliche  Vorträge  über 
Fragen  der  Politik  der  Gegenwart.  Heft  6.).  Halle,  Max  Niemeyer,  1918.  gr.  8. 
27  SS.     M.  1.—. 

Caullery,  prof.  Maurice,  Les  universit^s  et  la  vie  scientifique  aui  £tats- 
Unis.     Paris,  Armand  Colin,  1917.     16.     XII— 302  pag.     fr.  3,50. 

Ramsay,  Alex.,  Terms  of  industrial  peace.    London,  Constable.    Cr.  8.    155  pp. 

3/— . 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.   Frau  kreich. 
Journal  de  la  Socittfe  de  Statistique  de  Paris.     59*  Annie,  FJvrier  1918,  No.  2: 
Le  reoensement  de  l'an  II,  par  Paul  Meuriot.  —  etc. 

B.  England. 
Review,  The   Contemporary.     March  1918,  No.  627:    The   greatest   reform  act, 
by  Willoughby  H.  Diokinson.   —   Austria-Hungary  and  the  federal  Solution,  by  R.  W. 
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Seton-Watson.  —  The  reconstmction  of  the  nniTersities  and  the  nation,  by  W.  Cunningham. 

—  Holland  and  the  war,  by  Dr.  P.  Geyl.  —  A  levy  on  capital  «fter  the  war,  by 
F.  W.  Pethick  Lawrence.  —  etc. 

Review,  The  Fortnightly.  January  1918:  The  Hobenzollerns  versus  the  Habs- 
burgs,  by  Fabricius.  —  Wages,  prices  and  supplies.  A  vicious  circle,  by  Arcbibald 
Hurd.  —  Currency  Inflation  and  the  cost  ot  living,  by  Walter  F.  Ford.  —  Problems 
of  finance,  by  Oswald  Stoll.  —  etc. 

Eeview,  The  National.  December  1917:  Hesopotamia ,  by  (Captain)  Frank 
E.  Verney.  —  Prussianized  Germany :  A  Gennan-American  view,  by  Otto  Kahn.  — 
The  freedom  of  the  Baltic,  by  Jan  D.  Colvin.  —  etc.  —  Januar  1918:  How  lo  destroy 
Pan-Germany.  Pan  Germany's  strength  and  weakness,  by  Andre  Chiradame.  —  The 
mind  and  mood  of  Germany  to-day,  by  A.  D.  McLaren.  —  War  and  disease,  by 
Wilson  Mac  Nair.  —  Trade  Unions,  by  Engineer.  —  etc. 

C.  Oesterre  ich-Cngarn. 

Handelsmuseum,  Das.  Hrsg.  von  der  Direktion  des  k.  k.  österreichischen 
Handelsmuseums.  Bd.  33,  1918,  Nr.  8:  Ungarische  Exportbestrebungen  (II;.  — 
Wirtschaftspolitiscbe  Uebersieht  (Ungarn,  Deutschland,  Bulgarien,  Türkei,  Rumänien, 
Frankreich,  England).  —  Handelsverkehr  mit  RuBland  und  Einreisebewilligungen.  — 
Die  schweizerische  Baumwollindustrie.  —  etc.  —  Nr.  9:  Türkische  Schiffahrtsgesell- 
schaften. —  Wirtschaftspolitische  Uebersieht  (Ungarn,  Deutschland,  Bulgarien,  Türkei, 
RuBland,  England,  Frankreich,  Italien).  —  Deutsche  Elektrizitätsindustrie.  —  Die 
Steigerung  der  Seefrachten  während  des  Krieges.  —  etc.  —  Nr.  10:  Wirtschaftlich- 
technischer  Unterricht,  von   (Dir.  des  Handelsmusenms  in  Triest)  Prof.  Giulio   Morpurgo. 

—  Wirtschaftspolitiscbe  Uebersieht  (Deutschland,  Türkei,  Schweiz,  Frankreich,  England. 
Italien,  Bufiland).  —  Russische  Baumwolle  für  die  österreichische  Industrie.  —  etc.  — 
Nr.  11 :  Der  Friedensschluß  mit  Rumänien,  von  (Korrespondent  des  k.  k.  HandeUmuseums) 
Leopold  Fischl.  —  Wirtschaftspolitische  Uebersieht  (Ungarn,  Deutschland,  Türkei, 
Schweiz,    England,    Frankreich,    RuSland).   —   Der  Kautschukmarkt    nach  dem  Kriege. 

—  Der  bayerische  Donau-Umschlagsverkehr.  —  etc.  —  Nr.  12 :  Die  künftige  Handels- 
politik, von  (Reg.-B.  Prof.)  Dr.  Josef  Gruntzel.  —  Wirtschaftspolitische  Uebersieht 
(Ungarn,  Deutschland,  Türkei,  Schweiz,  Frankreich,  England).  —  Fortschritte  der 
Spiritusbrennerei  in   der  Türkei.  —  etc. 

Volkswirt,  Der  österreichische.  Jahrg.  10,  1918,  Nr.  24:  Der  russische  Friede, 
von  Dr.  G.  St.  —  etc.  —   Nr.  25 :    Deutsch-polnische  Verhandlungen,    von    Dr.  G.  St. 

—  Kriegsanleihen  und  Inflation,  von  Walther  Federn.  —  etc.  —  Nr.  26 :  Kriegsanleihen 
und  Inflation  (SchluB),  von  Walther  Federn.  —  Das  Dienstpflichtgesetz,  von  Dr.  Rudolf 
Bienenfeld.  —  etc.  —  Nr.  27  :  Dilettantismus  in  der  Emährungswirtschaft,  von  Dr.  M.  .S. 

—  Montenegro  und  Albanien  unter  österreichisch-ungarischer  Verwaltung,  von  Dr.  Emil 
Pereis.  —  etc. 

Holland. 

Economist,  De,  opgericht  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  67.  jaarg.,  Maart  1918. 
No.  3:  Eene  nieuwe  geldtheorie.  Beschouwingen  naar  aanleiding  van  Robert^Liefmanns 
„Geld  und  Gold''  (II),  door  G.  M.  Verrijn  Stuart.  —  Mariisme,  materialisme  en  re- 
viaioniame  (III.  Slot),  door  J.  A.  Eigeman.  • —  Handelskroniek :  Amerika  in  den  oorlog, 
door  A.  Voogd.  —  etc. 

Gids,  De  Socialistische.  Maandschrift  der  sociaaldemooratische  arbeiderspartij. 
Jaarg.  III.  Februari/Maart  1918,  No.  2  en  3:  Constructief  socialisme.  Kantteekeningen 
op  de  economische  paragraaf  van  het  verkiezingsprogram,  door  H.  J.  Nieboer.  —  De 
sociale  verzekering,  door  J.  J.  de  Roode.  —  De  levensmiddelenvoorziening,  door  G.  W. 
Sannee.  —  De  financieele  paragraaf,  door  W.  H.  Vliegen.  —  Naar  den  wettelijken 
achtnrendag,  door  S.  R.  de  Miranda.  —  etc. 
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Arcliiv  für  Eisenbahnwesen.  Hrsg.  im  Köuigl.  preußischen  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten.  Jahrg.  1918,  März  und  April,  Heft  2:  Lists  Ideen  zum  deutschen 
Eisenbahnwesen,  von  Dr.  phil.  Berta  Meyer.  —  Die  Preußische  Oberrechnungslcammer 
und  die  Volkswirtschaft  unter  besonderer  Berüclisichtigung  der  Staatseiscnbahnverwal- 
tnng  (Forts.),  von  (Geh.  Rechnungsrerisor)  Hans  Haase.  —  Die  Arbeiterpensionslcasse, 
die  Krankenkassen  und  die  Unfallversicherung  bei  der  preußisch-hessischen  Eisenbahn- 
gemeinschaft im  Jahre  1915  und  1916  (Schluß),  von  (Geh.  Beg.-B.  und  vortr.  Bat)  Dr. 
Vogt.  —  Die  Eisenbahnen  im  Großherzogtum  Baden  in  den  Jahren  1915  und  1916.  — 
Die  Königlich  ungarischen  Staatsbahnen  im  Jahre  1914/15,  von  (Eisenbahnaberinspektor 
a.  D.)  Rudolf  Nagel.  —  etc. 

Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik.  Bd.  44,  1918,  Heft  2:  Die 
Wirtschaftsethik  der  Weltreligioneu.  Das  antike  Judentum  (Forts.),  von  Mai  Weber.  — 
Die  russischen  Arbeiter  und  die  heutige  Arbeiterbewegung.  Eindrücke  und  Erfahrungen, 
von  Dr.  Karl  Nötzcl.  —  Anti-Dumping,  Prämienklausel  und  Ausgleichzölle,  von  Dr. 
Wilhelm  Feld.  —  Das  Bodenmonopol  (zu  Joseph  Schumpetcrs  „Das  Grundprinzip  der 
VerteUungslehre"),  von  Dr.  Franz  Oppenheimer.  —  Das  Bodenmonopol  (Eine  Ent- 
gegnung auf  Dr.  Oppenheimers  Artikel),  von  Joseph  Schumpeter.  —  Zur  Literatur  der 
mitteleuropäischen  wirtschaftlichen  Annäherung,  von  Dr.  Siegmund  Schilder.  —  Die 
weltpolitischen  Lehrjahre  von  Marx  und  Engels,  von  Dr.  Oscar  Blum.  — 

Außenhandel,  Deutscher.  Zeitschrift  des  Handelsvertragsvereins.  Jahrg.  18, 
1918,  Nr.  6:  Ein  Warnungsruf  gegen  deutsch  -  österreichisch  -  ungarische  Zollbevor- 
zugung. —  Gliederung  der  Außenhandelsstatistik  nach  inländischen  Hauptproduktions- 
gebieten? von  Borgius.  —  Deutschland  und  Oesterreich-Ungam  als  wirtschaftliche  Kon- 
kurrenten. —  etc. 

Bank,  Die.  März  1918,  Heft  3:  Zahlungsausgleich  in  deutscher  und  in  fremder 
Währung,  von  Alfred  Lansburgh.  —  Hilfsbedürftige  Schutzbanken,  von  Ludwig  Eschwege. 

—  Bankkrisen  und  Bankbrüche  in  der  Schweiz,  von  Prof.  Dr.  E.  Wetter.  —  Zum  Fall 
Daimler.  —  Zur  Wiederaufnahme  der  Kursnotierungen.  —  Sparkassen  und  Banken.  — 
Die  Kriegsanleihen  nach  dem  Kriege.  —  etc. 

Bank-Archiv.  Jahrg.  17,  1918,  Nr.  12:  Zur  achten  Kriegsanleihe,  von  (Geh. 
Justizr.)  Prof.  Dr.  Riesser.  —  Kriegssteuer  und  Tantieme,  von  (Dir.  der  Allgem.  deutschen 
Kreditanstalt)  Dr.  jur.  Ernst  Schoen.  —  Berechnung  der  Tantifemen,  von  (Geh.  Justizr.) 
Dr.  Oswalt.  —  Verbesserungen  des  Postscheckverkehrs,  von  Otto  Schoele.  —  etc.  —  Nr.  13 : 
Friede  im  Osten,  von  Prof.  Dr.  Max  Fleischmann.  —  Das  Ende  des  TantiSmestreits, 
von  (Synd.  der  Berliner  Handelsgesellschaft)  Dr.  Gustav  Sintenis.  —  etc. 

Blätter,  Kommunalpolitische.  Jahrg.  9,  1918,  Nr.  3:  (Das  Gemeindewahlrecht) 
Zuf  Frage  des  künftigen  Gemeindewahlrechts  in  Preußen,  von  (M.  d.  R.)  Prof.  J.  Kuck- 
hoff. —  Das  preußische  Gemeindewahlrecht  —  Die  Gemeindewahlrechtsfrage  im  preußi- 
schen Wahlrechtsausschuß.  —  Die  Bestrebungen  zur  Reform  des  Gemeindewahlrechts  und 
der  Gemeindeverfassung  in  Baden,  von  (Landgerichtspräs.)  J.  Gießler.  —  Das  badische 
Gemeindewahlrecht.  —  Das  bayerische  Gemeindewahlrecht.  —  Zur  Frage  des  Frauen- 
stimmrechts. —  etc. 

Concordia.  Zeitschrift  der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt.  Jahrg.  25,  1918, 
Nr.  6 :  Die  bevölkerungspolitischen  Gesetze,  von  Dr.  Christian.  —  etc.  —  No.  7  :  Arbeits- 
gemeinschaft der  Archive  für  Kriegswohlfahrt  (II),  von  Gertrud  Israel.  —  Die  Ent- 
scheidungsstunde  in   der  Wohlfahrtspflege,    von  (Stabsarzt  a.  D.)  Dr.  Christian.  —  etc. 

Export.  Jahrg.  40,  April  1918,  Nr.  14—17:  Die  Zukunft  der  baltischen  Länder, 
von  Dr.  R.  Jannasch.  —  Aufgaben  an  der  Donau,  von  (Mitgl.  d.  ungar.  Magnatenhauses) 
Dr.  Carl  Wolff-Hermannstadt.  —  Wirtschaftspolitisches  aus  Finnland  und  Skandinavien. 

—  Der  Einfluß  des  Krieges  auf  den  Staatshaushalt.  —  Die  Republik  Turkestan.  — 
Nordamerikanischer  Bericht.  —  etc. 

Finanz-Archiv.  Zeitschrift  für  das  gesamte  Finanzwesen.  Jahrg.  35,  1918, 
Bd.  1  :  Zur  Veredelung  der  preußischen  Einkommensteuer,  von  (Reg.-R.)  Dr.  jur.  et 
rer.  pol.  Walter  Moll.  —  Die  Anfänge  der  französischen  Staatsschulden.  Ein  Kapitel 
aus  der  Frühzeit  des  öffentlichen  Kredits,  von  Dr.  Benno  Schmidt.  —  Ueber  Entstehung 
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und  Entwicklung  des  öffentlichen  Kredits  im  GroBherzogtum  Baden,  von  (Geh.  Beg.-R.) 
Dr.  A.  Siebert.  —  Eine  Kinosteuer  für  das  Reich,  von  (Reg.-Assess.)  Keding.  —  Die 
Sparbanken  in  den  Vereinigten  Staaten,  von  Dr.  Ernst  Schnitze.  —  Die  Finanzen  der 
enropäischen  und  der  wichtigeren  außereuropäischen  Staaten,  von  (Wirkl.  Geh.  Ober- 
finanzrat) Dr.  O.  Schwarz.  —  Znr  Reform  der  Technik  der  Verwaltung  der  direkten 
Steuern  in  Preußen,  von  Carl  Qerling.  —  etc. 

Jahrbücher,  Landwirtschaftliche.  Bd.  51,  1918,  Heft  3:  K.  Zuntz,  von  (Abt.- 
Vorst.  am  Tierphysiolog.  Institut  der  Landw.  Hochschule  Berlin)  Prof.  R.  v.  d.  Heide. 

—  Zu  Mitscherlichs  Gesetz  der  physiologischen  Beziehungen,  von  Dr.  B.  Baule.  — 
Untersuchungen  über  Keimkraft  und  Triebkraft  und  über  den  Einfluß  von  Fusarium 
nivale,  von  (Assist.)  Dr.  Derlitzki.  —  Arbeiten  aus  dem  Landwirtschaftlichen  Institut 
der  Universisät  Königsberg  i.  Pr.,  Abteilung  für  Pflanzenbau.  19.  Mitteilnng.  Ergeb- 
nisse von  Vegetationsversuchen  des  Jahres  1916,  von  Eilh.  Alfred  Mitscherlich. 

Jahrbücher,  Preußische.  Bd.  172,  April  1918,  Heft  1:  LandUgs-  und  Kom- 
munalwahlrecht, von  (M.  d.  A.)  Prof.  Dr.  Bredt.  —  Der  Aufstieg  der  Begabten,  eine 
Zukunfts-HoffnuDg  und  -Sorge.  —  Kriegsliteratur,  von  Emil  Daniels.  —  Japan  und 
Amerika,  von  (Missionsdir.)  D  Dr.  J.  Witte.  —  Die  deutschen  Ostseeprovinzen.  Der 
nächste  Schritt,  von  A.  v.  Harnack.  —  Der  definitive  Friede  mit  Rußland  und  unser 
Verhältnis  zu  den  Randvölkem,  von  Hans  Delbrück.  —  etc. 

Kartell-Rundschau.  Jahrg.  15,  1917,  Heft  6/9:  Zur  wirtschaftlichen  Orga- 
nisation des  Handwerks,  von  (Handwerkskammersynd.)  Dr.  Josef  Wilden.  —  Die  Kar- 
telle und  die  Verordnung  über  Kriegswucher,  von  (Justizrat)  Dr.  Fuld.  —  Die  Schieds- 
gerichtsklausel im  Kartellvertrag,  von  (Rechtsanw.)  Dr.  jur.  Wemeburg.  —  Die  Zwangs- 
kartellierung  in  der  Schuhindustrie,  von  Dr.  jur.  Fagg.  —  Gemischte  soziale  Wirtschaft, 
von  Dr.  Heinz  Potthoff.  —  etc. 

Mas  ins'  Rundschau.  Blätter  für  Versicherungswissenschaft.  Jahrg.  30,  1918, 
Heft  1 :  Einige  Erfahrungen  aus  der  Lebensversicherung  Deutschlands  im  Kriege,  von 
Gunnar  Palme,  Stockholm.  — 

Kultur,  Soziale.  Jahrg.  38,  Febr./März  1918,  Heft  2/3:  Kindersegen,  von  Prof. 
Georg  Sticker.  —  Hausfrauenberuf  und  Erwerbstätigkeit,  von  Marg.  Weinberg.  —  Wirt- 
schaft und  Güterwelt,  von  (Hofrat)  Prof.  Dr.  E.  Schwiedland.  —  Die  Kriegstätigkeit 
des  österreichischen  Roten  Kreuzes,  von  Dr.  Karl  Beckmann.  —  Die  Bedeutung  der 
Kohle  im  Weltkrieg,  von  Dr.  Hans  Rost.  —  Der  Kriegseinfluß  auf  die  Stellung  der 
Arbeiter  in  der  Industrie,  von  (Ing.)  Max  Grempe.  —  Die  Reichsbank  in  de«  Jahren 
1915,  1916  und  1917,  von  K.  H.  Lemke.  —  Donau-Elbe-Oderkanal,  von  H.  Mankowski. 

—  Unsere  Rohstoffversorgung  nach  dem  Kriege,  von  Dr.  Alfred  Schmidt.  —  Das  Problem 
der  Arbeitspreisstatistik,  von  Dr.  Clemens  Heiß.  —  etc. 

Monatshefte,  Sozialistische.  Jahrg.  24.,  Bd.  58,  1918,  Heft  8 :  25  Jahre  Bund 
der  Landwirte  und  Agrarfrage,  von  Max  Sehippel.  —  Ostfriede  und  angelsächsischer 
Machtzuwachs,  von  Dr.  Ludwig  Quessel.  —  Eine  Aufgabe  für  den  direkten  Verkehr 
zwischen  Verbrauchern  und  Erzeugern,  von  Carl  StoU.  —  Das  Großstadtproblem,  von 
Paul  ümbreit.  —  etc.  —  Heft  9 :  Der  Krieg  und  die  deutsche  Landwirtschaft,  von 
Hermann  Kranold.  —  Fürst  Liehnowsky  und  v.  Jagow,  von  Dr.  Ludwig  Quessel.  — 
Die  Wohnungsfrage  nach  dem  Kriege,  von  Hermann  Mattntat.  —  Der  lange  Weg  des 
Heimarbeiterschutzes,  von  Heinrich  Stühmer.  —  etc. 

Oekonomist,  Der  Deutsche.  Jahrg.  36,  1918,  Nr.  1839:  Zur  Ausgabe  der 
achten  deutschen  Kriegsanleihe.  —  etc.  —  Nr.  1840:  Finanzielle  Rundschau.  —  Spar- 
kassen und  Kriegsanleihe.  —  Die  unaufhaltsame  Konzentrationsbewegung  im  Bankge- 
werbe. —  etc.  —  Nr.  1841  :  Wirtschaftsleben  und  Arbeitseinkommen  nach  dem  Kriege, 
von  (Kaiserl.  Bankvorstand)  Jaenecke.  —  etc.  —  No.  1842:  Finaozgründungen  englischer 
Banken.  —  etc. 

Plutns.  Jahrg.  15,  1918,  Heft  13/14:  Anleihesurrogate.  —  Deutsche  Finanz- 
reform (H),  von  G.  B.  —  etc.  —  Heft  15/16:  Handelsneid.  —  Deutsche  Finanzreform 
(III),  von  G.  B.  —  etc. 

Praxis,  Soziale,  und  Archiv  für  Volkswohlfahrt.  Jahrg.  27,  1918,  Nr.  25: 
Für  Sozialpolitik  nach  dem  Kriege.  —  Not  an  Lehrlingen  und  Lehrlingsnot,  von  (Leiterin 
der  Fachknrse  für  Volkspflege,   Wien)   Ilse  v.  Arlt.   —    Sozialpolitik  in  den  Verband- 
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langen  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  über  Handels-  und  Eisenbahnetat.  — 
Mittelstandsfragen  im  Reichstag.  —  Der  ArbeiterausschnB  der  Kriegerwitwen-  und 
-Waisenfürsorge.  —  Der  öffentliche  Arbeitsnachweis  für  da»  Herzogtum  Gotha,  vom 
(Vorsitzenden,  Senator)  Unverfähr.  —  etc.  —  Nr.  26 :  Das  Recht  der  Organisationen  im 
neuen  Deutachland.  —  TTnsere  Feinde  gegen  die  deutsche  Arbeit.  —  Der  Reichstag  für 
sozialpolitische  Klauseln  in  den  Friedensverträgen.  —  Ausbau  der  sozialpolitischen  Ge- 
setzgebung in  Finnland.  —  Zur  Frage  der  Arbeitsmarktstatistik.  —  Eine  gemeinsame 
Aktion   der  Arbeiter-   und   Angestelltenverbände   in   der  Groß-Berliner  Wohnungsfrage. 

—  etc.  —  Nr.  27 :  Möbelnot  und  Möbelfürsorgc,  von  Dr.  Hans  Friedrich.  —  Arbeits- 
sicherung  für  Unfall-  und  Kriegsbeschädigte,  von  (Gewerkschaftssekr.)  Friedrich  Etzkom, 

—  Soziale  Kriegsbeschädigtenfürsorge.  —  Das  Arbeitskammergesetz.  —  Der  Umfang 
der  Ueber-  und  Nachtarbeit  von  Jugendlichen  und  Arbeiterinnen  in  den  Kriegsjahren 
1915/16.  —  Die  Wohnungsfürsorge  in  Bayern.  —  etc.  —  Nr.  28:  Das  neue  Deutsch- 
land und  die  Sozialreform.  Erklärung  der  Gesellschaft  für  Soziale  Reform.  —  Arbeits- 
recht an  Hochschulen,  von  Dr.  Heinz  Potthof.  —  Die  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik 
nach  dem  Kriege.  —  Die  reichsgesetzliche  Regelung  des  Gesinderechts.  —  Der  Band 
der  Kriegsbeschädigten  und  der  Kriegsteilnehmer.  —  Die  Ein-  und  Auswanderungsfrage 
nach  dem  Kriege.  —  Die  staatliche  Wohlfahrtspflege  in  Sachsen.  —  etc. 

Verwaltung  und  Statistik  (Monatsschrift  für  Deutsche  Beamte).  Jahrg.  18, 
März  1918,  Heft  3:  Der  preußische  Staatshaushaltsplan  für  1918,  —  Krieg  und  Be- 
völkerungsstand, von  Fr.  X.  Ragl.  —  etc. 

Weltwirtschaft.  Zeitschrift  für  Weltwirtschaft  und  Weltverkehr.  Jahrg.  8, 
Februar-März  1918,  Nr.  2/3:  Deutsche  und  nordamerikaniscbe  Interessen  in  Mittel- 
amerika, von  Prof.  Dr.  Karl  Sapper.  —  Rußlands  und  Sibiriens  weltwirtschaftliche  Zu- 
kunft,   von  Otto  Corbach.  —  Das    nationale  Kohlenkonsortium    Spaniens,    von  E.  Trott. 

—  Der  Einfluß  des  Krieges  auf  das  Wirtschaftsleben  Chiles,  von  Dr.  Ernst  Schulze.  — 
Australische  Verkehrsprobleme  im  Kriege,  von  Prof.  Dr.  Alfred  Manes.  —  Zur  Frage 
der  Vereinheitlichung  des  Verkehrswesens,  von  (Postdir.)  O.  Müller  eto, 
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Vom  Begriff  der  Wirtschaft  zum  Begriffs- 
gebäude der  Volkswirtschaftslehre. 

Von 

Othmar  Spann  (Brunn). 
(Fortsetzung  und  Schluß.) 

III.  Abschnitt. 

Die  Gestaltenlehre  der  Leistnugen. 

(Der  morphologfische  Aufbau  der  Volkswirtschaft  und  die  morpho- 
logischen Grundheg^fie.) 

§  14.    Die  gcstaltlichen  Elemente. 

Die  bisherige  Untersuchung  hat  jeweils  nur  einzelne  Leistungen 
für  sich  betrachtet.  Nun  ist  der  formelle  Aufbau  dieser  Leistungen 
zu  engeren  und  weiteren  Systemen.  Teilganzen  und  Ganzen  zu  unter- 
suchen :  die  Morphologie  oder  Gestaltenlehre  der  Leistungen. 

Die  erste  Erkenntnis,  die  der  Betrachtung  aufstößt,  ist  die 
(schon  früher  festgestellte)  Tatsache,  daß  die  einzelnen  Leistungen 
jeweils  notwendig  mit  anderen  zusammen  auftreten ;  denn  stets  ver- 
mögen nur  die  Leistungen  mehrerer,  verschiedener  Handlungen  und 
Gilter  zum  Ziele  zu  führen.  Diese  Verknüpfungen,  Verflechtungen, 
Verknotungen  der  einander  in  ihrem  Verrichten  ergänzenden  Hand- 
lungen bedeuten  verhältnismäßig  in  sich  geschlossene  Organe, 
Systeme  jener  Handlungen  oder  ihrer  Leistungen ;  wir  nennen  sie 
„Gebilde".  Von  grundlegender  Bedeutung  für  die  gestaltlichen  Unter- 
schiede der  Gebilde  ist  der  in  der  Volkswirtschaftslehre  immer  so 
wichtige  und  entscheidende  Umstand,  ob  die  betreffenden  Erschei- 
nungen innerhalb  des  Handelns  Eines  Individuums  oder  des  Zu- 
sammenwirkens mehrerer  sich  abspielen.  Die  wirtschaftlichen  Er- 
scheinungen im  Bereiche  des  Handelns  Eines  Menschen,  sei  es  eines 
gedachten  Robinson,  sei  es  der  inneren,  privaten  Wirtschaft  eines 
empirischen  Menschen,  nennen  wir  ,, monogenetische"  oder  „ein- 
wurzelige" Wirtschaft,  die  darin  vorkommenden  Gebilde  monogene- 
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tische  oder  einwurzelige  Gebilde.  Die  diensthaiten  Erscheinungen 
und  Gebilde  beim  Zusammenwirken  vieler  Wirtschaftseinheiten 
nennen  wir  „verkehrswirtschaftliche",  „polygenetische'",  „kongre- 
gale"  oder  „vielwurzelige".  Das  Grundbeispiel  für  die  polygene- 
tischen  Gebilde  ist  der  Tausch. 

Diesen  Unterscheiden  schließen  sich  dann  jene  Besonderheiten 
an,  welche  mit  der  oftmaligen  Setzung  der  volkswirtschaftlichen  Er- 
scheinungen und  aller  ihrer  Elemente  gegeben  sind.  Die  oftmalige 
Setzung  begründet  die  Erscheinung  der  „Masse"  oder,  wie  wir  sie 
nennen  wollen,  der  „Häufung". 

Die  Verflochtenheiten  der  Leistungen  in  einwurzeligen  Ge- 
bilden (das  sind  jene,  die  aus  der  Wirtschaft  des  Einzelnen 
stammen);  die  Verflochtenheit  der  Leistungen  in  vielwurzeligen 
oder  kongregalen  Gebilden  (das  sind  jene,  die  aus  dem  Verkehr  der 
WirtscJiaften  mehrerer  stammen);  die  oftmalige  Gesetztheit  oder 
Häufung  jener  Gebilde  und  ihrer  Elemente;  endlich  die  damit  not- 
wendig gegebene  Erscheinung  des  Einander-übertreffen-w-ollens  der 
oftmals  gesetzten  Handlungen  oder  des  , .Wettbewerbes"  —  dies  sind 
die  morphologischen  Grundtatsachen  des  leigtsamen  Systems  der 
Wirtschaft. 

Den  Betrieb  Robinsons  und  den  Alleinbetrieb  eines  empirischen  Menschen 
nennen  wir  im  engsten  Sinne  des  Wortes  monogenetisch  oder  einwurzelig.  In 
einem  weiteren  Sinne  wollen  wir  aber  auch  noch  jeden  Betrieb,  sofern  er 
als  einheitlich  geleitetes  Wi  rt  schaf  tsgebilde  aufgefaßt  werden 
kann,  „einwurzelig''  nennen,  also  auch  die  moderne  Fabrik.  Dieser  Betrieb  ist 
nämlich  wegen  des  einheitlichen  (gemeinsamen)  Wirtschaftszieles  genau 
so  aufgebaut  wie  ein  Alleinbetrieb;  die  Vielheit  der  Arbeiter  muß  nicht  verkehrs- 
wirtschaftlich aufgefaßt  werden,  sondern  die  Arbeiter  können  ganz  versachlicht, 
als  leistende  Betriebselemente  angeschaut  werden,  etwa  als  Automaten,  die  Be- 
stimmtes, um  ein  Ziel  Gruppiertes  leisten. 

§  15.    Die  monogenetischen  Leistongsersclieinungen. 

1.  Das  Gebilde. 

Alle  Handlungen  und  Güter,  die  dem  gleichen  Endziele  diem-n, 
bilden,  wie  wir  schon  sahen,  einen  ständigen  Gesamtzusammenhang, 
ballen  sich  zu  einem  „leistenden  System"  oder  „Gebilde"  zusammen. 
So  verknüpfen  sich  alle  Handlungen  Robinsons,  die  auf  die  Bestel- 
lung seines  Ackers  gehen,  alle  jene,  die  auf  den  Bau  seines  Hauses 
gehen,  jene,  welche  die  Jagd  ausmachen,  zu  einem  Gebilde.  Ebenso 
in  der  inneren  Wirtschaft  eines  Einzelnen  oder  eines  Betriebes  (der 
als  Wirtschaftseinheit  gelten  kann,  gleichgültig  wie  viele  darin 
arbeiten).  Alle  Handlungen  eines  Fabrikleiters,  die  darauf  ausgehen, 
etwa  seine  Setzmaschinen  billiger  herzustellen  oder  ein  bestimmtes 
Patent  zu  erwerben,  bilden  jeweils  eine  zusammengehörige  Gruppe, 
ein  Gebilde.  Der  Begriff  des  einwurzeligen  Gebildes  ist  also 
dahin  zu  bestimmen,  daß  es  in  der  leistungsmäßigen  Ver- 
knüpfung aller  um  ein  gleiches,  verhältnismäßig  selb- 
ständiges Ziel  gruppierter  Handlungen  und  Güterver- 
wendungen besteht.    Das  Gebilde  ist  somit  nur  ein  beziehungs- 
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weise  selbständiges  Leistungssysbem,  das  nur  einer  beziehungsweise 
selbständigen  Zielverfolgung  dient;  es  ist  aber  als  Einem  Ziel 
dienend  zugleich  ein  beziehungsweise  selbständiger  Dienstzweig 
(Funktionszweig)  der  Wirtschaft. 

Die  Einschränkung  „bezieh ungsweiee'"  selbständig  sagt  lediglich,  daß 
jedes  Ziel  nicht,  unabhängig  von  anderen  Zieilen  verfolgt  werden  kann.  Z.  B. 
kann  das  Ziel,  Setzmaschinen  bUIigcr  herzustellen,  nicht  für  sich  verfolgt  werden, 
sondern  muß  im  Geltungszusammenhange  mit  den  übrigen  Betriebszielen  der 
Fabrik  und  deren  Elementen,  den  Löhnen,  Rohstoff-  und  Maschinenverwen- 
dungen, Nebenerzeugnissen  u.  dgl.  erfolgen.  Nur  „beziehungsweise  selbständig" 
sind  die  Ziele  (und  damit  auch  die  Grebilde)  endlich  insofern,  als  ihre  Eintei- 
lung und  Abgrenzung  (auch  bei  ganz  bestimmt  gegebener  Geltung)  meistens  keine 
feste,  sondern  eine  sehr  verschiebbare  ist.  Das  Robinsonadische  Ziel,  eine  Jagd 
zu  veranstalten,  kann  auch  unter  dem  Gesichtspunkt  einer  gesunden  Leibes- 
übung betrachtet  werden;  dann  aber  verwandelt  sich  das  Gebilde  Jagd  aus 
einem  Gebilde  der  Nahrungsbesohaffung  in  ein  Gebilde  der  Gesundheiterhaltung. 
Hier  ist  es  aber  gerade  der  Geltungszusammenhang  aller  Ziele,  welcher  (wie 
wir  schon  früher  einmal  sahen)  die  ideale  „Einheit  der  Wirtschaft"  her- 
stellt. Hängen  alle  Ziele  in  ihrer  Gieltung  zusammen,  so  hängen  entsprechend 
auch  alle  leistenden  Systeme  oder  Gebilde  zusammen,  die  der  Gesamtheit  der 
Ziele  dienen,  und  sind  jeweils  unter  dem  Gesichtspunkte  aller  mit  dem  ina 
Auge  gefaßten  (z.  B.  der  Jagd)  verwandten  Ziele  (z.  B.  der  Gesundheit)  be- 
trachtbar. .XJebilde"  ist  daher  eine  Gruppe  von  Handlungen  und  Güt«rver- 
wendungen,  die  nur  in  demselben  Sinne  feststeht,  als  das  Ziel,  dem  sie  dient,  ein 
bestimmtes  und  gültiges  ist. 

2.  Der  Aiifbau  des  Gebildes. 

a)  Die  Leistungsarten.  Alle  Arten  von  Leistungen  (wie  wir  sie 
oben  S.584ff.kennen  gelernt  haben)  sind  stets  nur  als  Leistungen 
im  Gebilde  möglich,  denn  notwendig  müssen  alle  Mittel,  welche 
Dienste  verrichten,  diese  Dienste  in  einem  bestimmten  Zusamme'n- 
wirkungsverhältnisse  mit  anderen,  um  dasselbe  Ziel  gruppierten 
Mitteln,  also  im  Gebilde  verrichten.  Außerhalb  eines  Gebildes 
können  Leistungen  nicht  auftreten. 

b)  Der  Aufbau  des  Gebildes.  Jedes  Gebilde  hat  einen  bestimm- 
ten Aufbau  aus  Leistungen  oder,  was  dasselbe  ist,  aus  den  die  Lei- 
stungen tragenden  leistenden  Elementen  (Handlung  und  Gut) ;  dieser 
Aufbau  macht  das  „Gefüge"  oder  die  Struktur  aus.  Wir  unterscheiden 
den  formalen  und"  den  sachlichen  Aufbau.  Sachlich  setzt  sich  z.  B. 
das  Gebilde  ,, Hausbau"  oder  „Walzwerksbetrieb"  in  höherem  Maße 
aus  Kapital  zusammen  wie  aus  Arbeit;  dagegen  enthält  ein  Ver- 
lagsbetrieb der  Hausindustrie  seinem  Gefüge  nach  mehr  Arbeit,  und 
unter  dem  verwendeten  Kapital  wieder  mehr  Lohnkapital  als  festes 
Kapital.  Jedoch  kommt  es  uns  in  der  allgemeinen  Morphologie 
auf  die  Erforschung  solcher  leibhaftiger  Unterschiede  des  Gefüges 
nach  Leistungsarten  nicht  an,  sondern  nur  auf  das  formelle  Gesetz 
des  Gefüges.  Dieses  besteht  in  festem  Abgestimmtsein  aller  Teile 
aufeinander,  in  ihrer  „Korrelation",  zu  deutsch:  Entsprechung.  Ent- 
sprechung aller  Bestand  teile  bestimmt  das  Gefüge  jedes 
Gebildes  und  bestimmt  den  Gesamtaufbau  mehrerer  Ge- 
bilde.   Die  Entsprechung  der  Bestandteile  im  Gebilde  beruht  dar- 

42* 


ggO  Othmar  Spann, 

auf,  daß  alle  die  verschiedenen  Handlungen  und  Güteraufwendungen 
demselben  Ziele  dienen  und  daher  den  Dienst,  den  sie  leisten,  nur 
m  ,, Ergänzung"  der  Dienste  anderer  Handlungen  und  Güter  zu 
leisten  vermögen,  nur  im  „Abgestimmtsein"  auf  diese  andern 
Dienste,  in  der  „Abgemessenheit"  aller  auf  alle,  in  ihrer  „Verhältnis- 
mäßigkeit". Diese  „Verhältnismäßigkeit",  „Abgestimmtheit",  „Ent- 
sprechung" ist  eine  Zusammenstimmung  der  Geltungen,  welche  die 
einzelnen  Leistungen  in  sich  schließen.  Entsprechung  ist  der 
Geltungszusammenhang  der  Mittel.  In  Robinsons  „Wohn- 
hausbau" steht  die  vorgetane  Arbeit  (Kapitalerzeugung)  und  die 
Verwendung  ihrer  Früchte  in  einem  bestimmten  Verhältnis  der  Ent- 
sprechung. Genau  so  müssen  sich  in  einem  modernen  Großbetrieb 
die  Dienste  der  Maschinen,  Rohstoffe,  Hilfsstoffe,  Arbeiten  zur  Er- 
reichung des  gemeinsamen  Zieles  ergänzen,  zu  einem  gegliederten 
Ganzen  nach  der  Gültigkeit  ihrer  Leistungen  abrunden. 

Und  ebenso  verhält  es  sich  mit  der  Entsprechung  zwischen 
mehreren  Gebilden.  Dem  Gebilde  „Wohnungshausbau"  Robinsons 
müssen  alle  übrigen  Gebilde,  z.  B.  Jagen  und  Kochen,  „angepaßt" 
sein,  sie  müssen  in  allen  ihren  Elementen,  den  Nutzenstiftungen  wie 
Aufwendungen  (der  Zeit,  den  Handlungen,  den  Genußgütern,  den 
Vorräten,  die  sie  in  Anspruch  nehmen)  dem  Gebilde  Wohnhausbau 
entsprechen.  Die  Kategorie  des  Gefüges  ist  daher  die  Entsprechung 
oder,  wie  wir  es  ausdrücken  wollen:  Entsprechung  ist  das 
allgemeine  Baugesetz  des  Gebildes,  das  Baugesetz  alles 
Diensthaften,  alles  Verrichtsamen,  Funktionellen,  überhaupt  aller 
„Rangordnung". 

Wie  die  einzelnen  Dienste  im  Ganzen  der  Einzelwirtschaft, 
ebenso  stehen  die  einzelnen  Zweige  der  Volkswirtschaft,  wie  Berg- 
bau, Landwirtschaft,  Gewerbe,  Handel,  der  Idee  nach  in  einem 
festen  Verhältnis  der  Entsprechung  zueinander.  Wie  im  mensch- 
lichen Organismus  Herz  und  Gefäßsystem  einander  entsprechen,  wie 
Gefäßsystem  und  Blutkreislauf.  Blutkreislauf  und  Lunge,  Lunge  und 
Atmung,  wie  der  Atmung  die  übrigen  Vorgänge  des  Stoffwechsels 
mit  seinen  Organen  entsprechen,  wie  dem  Stoffwechsel  die  Ver- 
dauung entspricht,  dieser  wieder  anderes  und  so  fort  bis  zu  dem 
ganzen  tausendfältig  gefügten  Gliederbau  des  menschlichen  Körpers ; 
so  ist  auch  in  der  einwurzeligen  Wirtschaft  Gebilde  zu  Gebilde 
gefügt  und  noch  einmal  mächtig  überbaut  in  der  vielwurzeligen 
Wirtschaft,  der  Verkehrswirtschaft.  Hinter  der  Entsprechung  steht 
zuletzt  die  Einheit  der  ganzen  Wirtschaft.  Hier  ist  seiner  Idee 
nach  alles  mit  der  Goldwage  zugemessen  und  jeder  Punkt  in  jeden 
der  Millionen   anderen  Punkte  hineinprojiziert. 

Diese  feine  Ausgewogenheit  aller  Dienstzweige  auf  ihre  leben- 
dige Gegenseitigkeit  hin  in  voller  Gliederpracht  und  Wüchsigkeit 
sehen  zu  lernen,  ist  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  Jüngers 
der  Volkswirtschaftslehre.  Sie  ist  die  Ursache,  daß  jede  wirt- 
schaftliche Veränderung  von  fast  unendlichem  Port- 
gange der  Wirkung  ist.    Wenn   Robinson   im  ..Wohnhausbau" 
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wirksamere  Werkzeuge  verwendet,  wird  in  der  Folge  auch  das  Ver- 
hältnis der  anderen  Gebilde  zum  „Wohnhausbau",  weil  es  jetzt 
weniger  Rolistoffe  und  Arbeitsleistungen  in  Anspruch  nimmt,  sich 
ändern,  und  zwar  so,  daß  nach  dem  Gesetze  des  Ausgleiches  der 
Ziele  für  die  andern  Gebilde  mehr  Mittel  zur  Verfügung  stehen. 
Ebenso  wird  eine  Fabrik,  die  neue  Maschinen  einstellt,  weniger 
und  andere  Arbeiter  verwenden,  andere  Preise  bieten,  andere  Ge- 
winne erzielen,  und  wirkt  durch  alle  diese  Veränderungen  auch 
wieder  auf  die  verbundenen  Betriebe  und  Märkte.  Eine  neue  Er- 
findung, z.  B.  der  Kraftwagen,  bedeutet  nicht  nur  die  innere  Um- 
wandlung gewisser  Fabriken  und  Geschäftszweige  zu  Kraftwagen- 
industrien, sondern  beeinflußt  die  gesamten  Vorgewerbe  (vermehrter 
Eisenverbrauch,  vermehrter  Maschinenverbrauch  und  anderer  Vor- 
erzeugnisse), beeinflußt  auch  den  Arbeitsmarkt  (Bedarf  nach  Ar- 
beitern und  Ingönieuren)  und  schmälert  die  ersetzten  Gewerbe 
(Lohnkutscher,  Pferdezucht) ;  sie  nötigt  weiter  auch  ganz  entfernte 
Wirtschaftstätigkeiten,  weil  sie  ihre  Pahrtleistungen  unmittelbar 
verbrauchen,  zu  entsprechenden  Veränderungen :  die  Fahrtleistungen 
der  Kraftwagen  bedeuten  die  Schaffung  eines  neuen,  größeren 
Marktes  für  viele  Güter  und  Leistungen.  Alle  diese  Aenderungen 
lassen  sich  wieder  weiter  verfolgen ;  die  Volkswirtschaft  kann 
scheinbar  gar  nicht  wieder  ins  Gleichgewicht  kommen,  so  endlos 
folgt  eine  Entsprechuög  der  anderen.  Gleich  der  Prinzessin  auf 
der  Erbse  spürt  der  Geltungszusammenhang  der  Mittel  auch  die 
geringste  Unebenheit  und  Veränderung.  Der  Begriff  der  Ent- 
sprechung ist  das  Gegenstück  zum  Begriff  des  Gleich- 
gewichtes in  der  Mechanik.  „Entsprechung",  „Korrelation", 
,, Verhältnismäßigkeit",  „Ergänzung"  des  einen  durch  das  andere  — 
das  ist  jener  Zustand  auf  dem  Gebiete  der  Mittel  für  Zweckie, 
welcher  als  in  Vollendung  und  Ruhe  befindlich  dem  Gleichgewichte 
der  Kräfte  in  der  Mechanik  zur  Seite  steht.  Statt  der  bildlichen 
Bezeichnungen  „statische",  „ständige",  „beharrende"  Wirtschaft 
wird  man  daher  genauer  sagen  „im  Zustande  der  En.tsprechung 
befindliche"  oder  „ausgeglichene"  Wirtschaft. 

3.  Das  Leben  des  Gebildes. 

Jedes  Gebilde  hat  durch  den  bestimmt  geschichteten  Aufbau 
der  Leistungen  sein  Gefüge;  es  hat  durch  den  Ablauf  dieser  Lei- 
stungen sein  Leben  das  entweder  gleich  ablaufende  Stetigkeit  oder 
Veränderungen  in  sich  schließt.  „Leben"  des  Gebildes  heißt  der 
Ablauf  der  im  Gebilde  verknüpften  Leistungen.  Aller  Ablauf  ist 
ein  wiederholter.  Die  Wiederholung  der  Leistungen  hat  ihre  Ur- 
sache in  der  immer  neu  erfolgenden  Setzung  der  Ziele :  erst  durch 
beständige  neue  Gültigkeit  der  Zwecke  entsteht  auch  Wirt- 
schaft beständig.  In  dieser  Abhängigkeit  vom  Ziel  offenbart 
sich  w'ieder  deutlich  die  reine  Mittelhaftigkeit  der  Wirtschaft. 
Durch  immer  erneute  Setzung  der  Ziele  erhält  die  Wirtschaft  erst 
ein  wahres  Dasein,  nämlich  greifbare  Gegenständlichkeit  aus  Ste- 
tigkeit. 
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Entsprechung  war  das  Baugesetz,  die  Kategorie  des  Gefüges 
der  Gebilde,  ständige  Wiederholung  oder  Periodizität 
ist  das  Lebensgesetz  der  Wirtschaft,  die  Kategorie  ihres 
Ablaufes.  Von  den  früher  gefundenen  sechs  Leistungsarten,  die  im 
Gebilde  vorhanden  sind,  beruhen  fünf  grundsätzlich  auf  der  Wieder- 
kehr der  Ziele :  die  Kapitalleistung,  die  ohne  oftmajige  Inanspruch- 
nahme des  Werkzeuges  meist  keinen  Sinn  hätte,  ebenso  die  negative 
Kapital-  oder  Sicherungsleistung,  die  Kapitalleistung  höherer  Ord- 
nung und  die  schlummernde  Leistungsform  der  Rücklage;  und 
sogar  die  Vorleistung,  da  sie  als  Lehren  wie  Erfinden  nur  durch 
wiederholte  Anwendung  des  Gelehrten  und  Erfundenen  Sinn  erhält. 
Alle  diese  Leistungen  beziehen  sich  nur  auf  den  künftigen,  den  oft- 
maligen Ablauf  derselben  wirtschaftlichen  Tätigkeit,  sind  Wirt- 
schaft auf  Zukunft  und  Dauer. 

Die  immer  wiederkehrende  Setzung  derselben  Ziele  oder  die 
wiederholte  Anwendung  derselben  Mittel  zu  ihrer  Erreichung  nennen 
wir  auch  „zyklische  Wiederkehr"  oder  den  „Kreislauf"  der  Wirt- 
schaft. Im  Begriff  der  Wiederholung  als  Kreislauf  liegt  eine  be 
stimmte  Dauer  der  Zeit  von  einer  Gruppe  der  Mittelverwendungen 
bis  zur  andern ;  diese  nennen  wir  den  „Wirtschaftsumlauf"  oder  die 
„Wirtschaftsperiode".  Durch  die  Kategorie  des  Wirt- 
schaftsumlaufes wird  die  Zeiteigenschaft,  die  Lebens- 
dauer der  Leistungen  und  ihrer  Gebilde  bezeichnet. 
Die  Lebensdauer  der  Leistungen  ist  keineswegs  bloß  technische 
(kausale)  Erzeugungszeit,  sondern  stets  schon  eine  mit  Rücksicht 
auf  das  Neuerstehen,  die  Wiederkehr  der  Ziele  (siehe  Modegewerbe!) 
und  den  Reichtum  an  Dauerleistungen  (an  Kapitalvorrat)  gebildete 
Zeitstrecke.  Die  technisch  gegebene  Wirtschaftsperiode  hat  ■  die 
Neigung,  sich  ganz  nach  der  Geltungsdauer  der  Ziele  (Mode!),  dem 
Kreislauf  ihrer  Wiederkehr  zu  riditen.  Das  Zeitmoment  wurde 
schon  von  Ricardo  mit  großer  Aufmerksamkeit  behandelt,  von  Adam 
Müller  geradezu  in  den  Vordergrund  gestellt;  auch  Knies  und  andere 
haben  es  beachtet.  Für  die  Wert-  und  Preistheorie  hatte  aber  erst 
Karl  Menger  sich  planmäßig  daran  versucht,  bis  Böhm-Bawerk  ihm 
in  der  Kapitalzinstheorie  eine  entscheidende  Stelle  einräumte.  Eine 
durchgreifende  Berücksichtigung  in  der  Wert-  und  Preislehre  steht 
indessen  trotz  der  Bemühungen  von  Marshall,  Wicksell,  Casseli) 
u.  a.  noch  immer  aus. 

Bei  Veränderung  der  Ziele  kann  nicht  derselbe  Ablauf  von  Lei- 
stungen wiederholt  werden ;  ebenso  bei  Veränderung  der  Mittel. 
Diese  Veränderung  bleibt  aber,  wie  wir  schon  sahen,  gemäß  dem 
Gesetze  der  Entsprechung,  nicht  auf  die  unmittelbar  veränderte- 
Leistung  beschränkt,  sondern  pflanzt  sich  durch  die  Gesamtheit  aller 
Leistungen  und  ihrer  Gebilde  fort:  es  ist  dies  der  Gang  des  Neu- 
aufbaues der  Rangordnung,  der  aus  der  Veränderung  eines 
Mittels  (oder  Zieles)  notwendig  folgt,    und   eine   selbständige  Be- 

1)  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  Göttingen  1900,  S.  99  f. 
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deutuEg  im  Leben  der  Wirtschaft  hat.  Die  so  entstehende 
stufenweise  Fortpflanzung  der  Entsprechung  heißt 
Verschiebung;  der  so  entstehende  Vorgang  als  Ganzes 
heißt  Entwicklung  im  weiteren  Sinne.  Die  wirtschaftliche 
„Entwicklung"  besteht  daher  nicht  in  der  einzelnen  Veränderung  (z.B. 
Veränderung  eines  Mittels  durch  Erfindung,  oder  eines  Zieles  durch 
EntdecJiung),  sondern  in  den  kraft  des  I3augesetzes  der  Ent- 
sprechung bewirkten,  fortgehenden  Verschiebungen  durch  das  ge- 
samte Gebäude  der  diensthaften  Gebilde  hindurch. — Wenn  wir  in  der 
Entsprechung  das  Gleichnis  des  mechanischen  Gleichgewichtes  fanden, 
so  bilden  die  veränderte  Wiederholung  und  ihre  Fortpflanzung  durch 
Verschiebung  bis  zur  Herstellung  einer  neuen  vollkommenen  Ent- 
sprechung das  Gegenstück  zur  „Dynamik"  (richtiger:  Kine- 
matik) auf  mechanischem  Gebiete.  Statt  von  einer  „dynamischen" 
Wirtschaft  werden  wir  genauer  von  einer  „im  Zustande  der  Ver- 
schiebung" befindlichen  oder  sich  entwickelnden  Wirtschaft  sprechen. 

Von  der  Entwicklung  im  weitern  Sinne  (als  bloße  Veränderung 
gefaßt)  ist  im  engern  Sinne  jene  Entwicklung  zu  scheiden,  die 
einen  zielstrebigen,  einen  sinnvollen  Fortgang  von  Veränderungen 
als  „Fortschritt"  (oder  „Rückschritt")  in  sich  schließt. 

Die  Fortpflanzung  der  Veränderungen  durch  alle  Leistungs- 
systeme hindurch  heißt  dann,  wenn  sie  unter  wesentlichen  Störungen 
des  Zusammenwirkens  der  Dienstzweige,  d.  i.  mehr  oder  weniger 
gewaltsam  vor  sich  geht,  Krise.  (In  anderen  Fällen  pflegen  solche 
Verschiebungsvorgänge  nach  dem  Muster  Ricardos  als  „Uebergangs- 
erscheinungen"  zwischen  zwei  Beharungszuständen  oft  mit  Unrecht 
vernachlässigt  zu  werden,  denn  die  „Verschiebung"  bedeutet  ja 
keinen  formellen  Uebergang  vom  Zustande  a  zum  Zustande  b,  son- 
dern einen  Vorgang  des  Umbaues!)  Krise  ist,  nur  aJs  Augen- 
blicksbild gesehen,  die  Störung  der  Entsprechungen  zwischen  den 
volkswirtschaftlichen  Dienstzweigen  untereinander;  als  Vorgang  ge- 
sehen, ist  sie  die  stufenweise  Verschiebung,  welche  mit  mehr  oder 
weniger  gewaltsamen  und  unheilvollen  Neugestaltungen  zur  Her- 
stellung der  nunmehr  erforderlichen  Entsprechungen  verbunden  ist. 
Die  Einführung  des  mechanischen  Webstuhles  z.B.  ruft  massenhafte 
Verdienstlosigkeit  der  Handwerker  hervor  und  bewirkt  durch  das 
Ausscheiden  dieser  Arbeitskräfte  aus  dem  volkswirtschaftlichen 
Dienstzweige  der  „Arbeit  mit  dem  Webestuhl"  die  notwendige  Ent- 
sprechung jener  inneren  Neugestaltung  des  Dienstzweiges.  Die  Ge- 
waltsamkeit, Schmerzhaftigkeit,  Langwierigkeit  und  Schwierigkeit 
der  Verschiebung  zur  Herstellung  der  Entsprechung  gibt  ihr  das 
Gepräge  einer  „Krise"  zunächst  in  der  Weberei  und  in  der  Folg© 
durch  die  tiefgehende  Störung  der  Verhältnißinäßigkeit  zwischen 
mehreren  Gebilden  und  ganzen  Systemen  derselben  das  Gepräge  einer 
viel  allgemeineren  „Krise". 

§  16.    Der  Bauplan  der  oinwurzeligen  Wirtschaft. 

Alle  Gebilde,  die  in  der  Wirtschaft  Robinsons  (oder  einer  be- 
liebigen, gedachten  geschlossenen  Wirtschaft)  entstehen,  machen  die 
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einwurzelige  oder  monogenetieche  Wirtschaft  aus.  Diese  Wirtschaft 
steht  ihrem  Begriffe  nach  unter  einem  einheitlichen  System  von 
Zielen.  Alle  Gebilde  fügen  sich  daher  zu  einem  Gesamtgebilde  zu- 
sammen. Den  inhaltlichen  Zusammenhang,  den  gegliederten  Stufen- 
bau von  Gebilden,  den  das  gesamte  System  in  sich  enthält,  bezeichnen 
wir  als  seinen  Bauplan.  Da  das  gesamte  System  der  Gebilde  nicht 
willkürlicJi  aufgebaut  ist,  sondern  eine  innere  Notwendigkeit  hat 
(wenn  sie  auch  nur  der  Gliederung,  nicht  dem  einzelnen  Inhalt  nach 
jeweils  notwendig  bestimmt  ist),  so  ergibt  sich  der  Begriff  des 
Bauplanes  schon  aus  der  eindeutigen  Ordnung  der  Gesamtwirtschaft. 

Unsere  bisherige  Zergliederung  der  Wirtschaft  gibt  uns  die 
Mittel  an  die  Hand,  die  Bestimmuugsgründe  des  Bauplanes  der  ein- 
wurzeligen Wirtschaft  zu  erkennen.  Es  sind  dies  1.  die  Leistungs- 
arten ;  2.  die  Leistungsstufen  (nach  der  zeitlichen  Abfolge)  und  3. 
die  gestaltlichen  Elemente  der  Wirtschaft.  Aus  diesen  Elementen 
läßt  sich  der  Bauplan  ableiten.  Nach  den  LeLstungsarten  müssen 
sich  ergeben :  die  Systeme  der  Gebrauchsleisttuigen,  Umwegleistun- 
gen, Umwegleistungen  höherer  Ordnung  und  Vorleistungen ;  nach 
der  Abfolge :  die  zielnahen  und  zielfernen  Leistungen ;  und  endlich 
die  morphologischen  Eigenschaften  der  Leistungen.  Die  Zielinhalte 
(Zielbeschaffenheiten,  Bedürfnisarten)  haben  dagegen  keine  Bedeu- 
tung.—  Dies  sind  nur  die  Elemente  des  Bauplanes.  Wie  man  diesen 
als  Ganzes  unterscheidet  (ähnlich  wie  die  Physiologie  die  Systeme 
des  Kreislaufes,  der  Atmung,  Verdauung,  Nerven  usw.  unterscheidet), 
das  soll  hier  nur  kurz  dargelegt  werden. 

Die  gestaltlicJien  Eigenschaften  bewirken  nur  die  Gliederung 
in  Gebilden.  Das  primäre  Element  sind  die  durch  Leistungsarten 
abgegrenzten  Zusammenhänge  oder  Organsysteme  der  Wirt.^i  haft. 
In  jedem  dieser  Organsysteme  ist  sodann  die  Leistungsabfolge  in  der 
Zeit  maßgeoend.  Nur  die  Organsysteme  der  Gebrauchs-  und  der  Ka- 
pitalleistung verfilzen  und  vermischen  sich.  Dies  alles  bedacht,  ist  in 
der  Kobinsonadischen  Wirtschaft  zu  unterscheiden:  die  Werkreife  und 
Genußreife  innerhalb  der  Gebrauchs-  und  Kapitalleistungen,  d.  i. : 
Herstellung  und  Verwendung  der  Güter;  sodann  das,  was  man  Ord- 
nungsdienst, Einteilungssystem  nennen  könnte :  die  Kapitalleistung 
höherer  Ordnung.  Endlich  das  System  des  Erfindens  und  ßepro- 
duzierens.   Festhaltens  (Lehrens!)  des  Erfundenen. 

Ein  lebendiger,  höchst  mannigfaltiger  Bauplan  kann  erst  in  der 
vielwurzeligen  Verkehrswirtschaft,  der  Volkswirtscliaft,  entstehen. 

§  17.    Rficksclian  Aber  die  einwurzeligen  Grundbegriffe. 

Zusammenfassend  ist  -zu  sagen,  daß  sich  zu  den  allgemeinen 
leistungsmäßigen  Grundbegriffen,  die  wir  schon  früJier  kennen  lern- 
ten :  zum  Begriffe  des  Leistungselementes,  ferner  zum  Begriff  der 
Leistungsgröße,  der  Leistungsarten  (welche  sich  als  Leistungen 
im  Gebilde  darstellten)  und  endlich  der  Leistungsabfolge,  als 
iftorphologische   Grundbegriffe   der   einwurzeligen   Wirtschaft    noch 
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hinzugesellen :  der  Begriff  des  Gefüges,  der  Begriff  des  Ablaufes 
oder  Lebens  der  Wirtschaft,  endlich  der  Begriff  des  Vorganges  zur 
Wiederherstellung  der  Entsprechung. 

Arbeit  und  Gut  als  letzte  Leistungselemente,  Nutzen  und  Wert 
als  Leistungsgrößen  ;  bezw.  Wirtschaftsrechenbegriffe ;  die  Leistungs- 
arten: des  Gebrauches,  des  positiven  und  negativen  Kapitals,  des 
Kapitals  höherer  Ordnung,  des  Vorkapitals  und  der  Rücklage;  endlich 
die  Leistungsabfolge  nach  Zielferne  und  Zielnähe  —  das  waren  die 
allgemeinen  Grundbegriffe  der  Wirtschaft,  als  leistungsmäßiges  System 
angeschaut.  Sie  sind  alle  einwurzelig.  Der  Gesamtzusammenhang 
der  einwurzeligen  Gebilde  (die  geschlossene  Einzelwirtschaft)  hat 
einen  bestimmten  Bauplan,  dessen  Gliederung  durch  die  Leistungs- 
arteu  und  Leistungsabfolge  wesentlich  bestimmt  ist.  Die  Entspre- 
chung als  Kategorie  des  Gefüges,  die  Wiederholung  oder  Periodizität 
als  Kategorie  des  Ablaufes,  die  Verschiebung  oder  stufenweise  Ver- 
änderung als  Kategorie  der  Neuherstellung  der  Entsprechung  —  das 
sind  die  Grunderscheinungen  und  Grundbegriffe,  welche  sich  der 
morphologischen  Zergliederung  im  rein  monogenetischen  Gebiete  der 
Wirtschaft  ergeben.  (Die  oben  erwähnte  „Leistungsbeeinflussung" 
[s.  S.  595]  durch  Wettbewerb  ist  bereits  polygenetisch  bedingt.) 

§  18.    Die  viehvnrzellgen  oder  verkehrswirtschattlichen 
Leistungserscheiiiungen. 

1.  Die  Gebilde  höherer  Ordnung. 

Wenn  zwei  oder  mehrere  Wirtschaften  sich  ergänzend  zu- 
sammenwirken, entsteht  eine  leistungsmäßige  Verknüpfung,  die  sich 
von  dem  bisher  betrachteten,  einwurzeligen  Gebilde  grundsätzlich 
unterscheidet.  Wir  nennen  sie  vielwurzeliges  (polygenetisches)  oder 
verkehrswirtschaftliches  (kongregales)  Gebilde  oder  Gebilde  höherer 
Ordnung.  „Vielwurzelig"  oder  „polygenetisch"  nennen  wir  das  Ge- 
bilde, weil  die  darin  verflochtenen  Handlungen  grundsätzlich  von 
mehreren  Wirtschaften  stammen  müssen,  „verkehrswirtschaftlich", 
weil  zwei  in  sich  selbst  gegründete  und  aufgebaute  Wirtschäften 
miteinander  in  Verkehrsbeziehung  treten,  „kongregal",  weil  es  nicht 
wie  das  einwurzelige  Gebilde  individueller,  sondern  gesellschaftlicher 
Art  ist ;  nicht  ein  einfaches,  echtes  Gebilde,  sondern  nur  ein  solches 
„höherer  Ordnung"  ist  es  endlich,  weil  es  nicht  wie  das  einwmn- 
zelige  unter  der  Bedingung  Eines  bestimmten  Zieles  steht  und  Eine 
bestimmte  Aufgabe  erfüllt,  wie  dieses,  sondern  mehreren  Wirt- 
schaften zuzurechnen  ist.  Dies  alles  geht  aus  der  näheren  Betrach- 
tung seiner  Natur  hervor. 

Ein  zusammenwirkendes,  gegenseitiges  Handeln  liegt  dem  Ge- 
bilde höherer  Ordnung  in  folgendem  Sinne  zugrunde :  Jede  Handlung 
ist  zunächst  für  sich  Bestandteil  eines  monogenetischen  Gebildes, 
sie  dient  dem  individuellen  Ziel  des  Handelnden;  aber  dennoch  gehen 
die  Handlungen  beider  verkehrswirtschaftlich  vorhandenen  Indivi- 
duen nicht  zusammenhanglos  nebeneinander  her,  sondern  sind  auf- 
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einander  berechnet,  bilden  ein  auf  Gegenseitigkeit  beruhendes  In- 
einander. Worin  besteht  nun  diese  Gegenseitigkeit  und  worin  ist 
dieses  „Ineinander"  begrilndet? 

Die  Haupt-  und  Grundform,  auf  die  sich  alle  vielwurzeligen 
Gebilde  zurückführen  lassen,  ist  der  Tausch  —  die  spezifisch  ver- 
kehrswirtschaftliche (kongregale)  Erscheinung.  Wenn  zwei  Natural- 
wirtschaften tauschen,  so  beruht  dies  auf  verschiedener  Geltung 
ihrer  Mittel  entweder  wegen  verschiedener  Vorratsverhältnisse  oder 
verschiedener  Geltung  der  Ziele.  In  beiden  Fällen  haben  die  gleichen 
Güter  für  jede  der  Wirtschaften  verschiedenen  Grenznutzen.  Z.  B. 
habe  (bei  Geltung  gleicher  Ziele)  die  Wirtschaft  A  Salz  verhältnis- 
mäßig überflüssig  (also  von  geringem  Grenznutzen),  dagegen  Waffen 
sehr  knapp  (also  von  hohem  Grenznutzen);  bei  der  Wirtschaft  B  ver- 
halte es  sich  umgekehrt.  Indem  die  salzreiche  Wirtschaft  Waffen 
eintauscht,  die  waffenreiche  Salz,  werden  die  Gebrauchsleistungen 
(Grenznutzen)  der  betreffenden  Güter  in  ihrem  Nutzgrade  (Gültig- 
keitsgrade) erhöht,  da  sie  von  Stellen,  wo  sie  beziehungsweise  über- 
flüssig sind,  an  Stellen  treten,  wo  Mangel  an  ihnen  herrscht.  ('Wenn 
die  Salzeinheit  in  der  salzreichen  Wirtschaft  den  Grenznutzen  1 
hat,  wird  sie  vielleicht  in  der  salzarmen  den  Grenznutzen  5  erlangen 
und  entsprechend  bei  den  Waffen.) 

Diese  Auffassung  des  Tausches,  wonach  der  Tausch  keine  Glei- 
chung objektiver  Größen,  z.  B.  Arbeitsmengen,  ist  (Marx,  Ricardo 
u.  a.),  sondern  auf  beiderseitiger  Erhöhung  der  Nutzgrade  der  Lei- 
stungen beruht,  ist  nicht  neu^).  Hier  kommt  es  indessen  darauf  an, 
die  Begriffsbestandteile,  die  darin  liegen,  als  ein  morphologisches  Be- 
stimraungsstück  im  leistungsartigeu  Aufbau  der  Wirtschaft 
zu  erfassen. 

2.  Das  Gefüge  des  Gebildes  höherer  Ordnung. 

Die  beiden  Handlungen:  Hingabe  des  Salzes  gegen  Waffen  und 
der  Waffen  gegen  Salz,  laufen,  wie  gesagt,  nicht  zufällig  nebenein- 
ander her,  sondern  bilden  eine  wirkliche  Gegenseitigkeit,  die  darauf 
beruhte  daß  jede  Handlung  nur  unter  Voraussetzung  der 
anderen  vorgenommen  wird.  Dadurch  erst,  daß  meine  Hand- 
lung auf  die  gegenseitige  antwortet,  wie  umgekehrt,  wird  der  Er- 
folg, die  Leistung,  die  für  mich  die  Handlung  des  anderen  hat,  aus- 
gelöst, und  erst  damit  kann  jede  für  beide  Handelnden  „Wirtschafts- 
mittel" werden.  Dabei  wird  aber  jede  Handlung  selbst  nur  als  Be- 
standteil eines  monogenetischen  Gebildes  verwirklicht.  Wer  Salz 
gibt,  gibt  es  um  der  Waffen  willen,  die  er  selber  bekommen  will ; 
wer  Waffen  gibt,  um  des  Salzes  willen  für  sich  selbst  Also  immer 
um  der  Ziele  willen,  die  ihm  selbst  angehören,  nicht  dem  Gebilde 
des  Tausches  als  solchem.  Das  Gebilde  höherer  Ordnung  ist  daher 
kein  einheitliches,  selbstgewachsenes  Leistungssystem  (wie  das  ein- 
wurzelige), sondern  besteht  nur  durch   die   Ineinanderschachtelung 

1)  Vgl.  Carl  Menger,  „Grundsätze",  Wien  1871,  S.  155  ff. 
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von  zwei  solchen  Leistungen,  die  für  sich  aber  Glieder  je  eines  ein- 
wuizeligen  Gebildes  sind. 

Durch  die  gegenseitige  Ineinanderschachtelung  zweier  ein- 
wurzelig gegründeter  Leistungen  ist  das  Gefüge  des  Gebildes 
höherer  Ordnung  schon  bestimmt.  Als  allgemeines  ßaugesetz  ergibt 
sich  auch  hier  die  „Entsprechung".  Zwar  entsteht  im  einwurzeligen 
Gebilde  Entsprechung  durch  die  notwendige  Ergänzung  der  Dienste 
untereinander  für  die  Erreichung  eines  und  desselben  Zieles,  während 
im  vielwurzeligen  Gebilde  die  Handlungen  nicht  um  ein  gemein- 
sames Ziel  gruppiert  sind  (da  das  Gebilde  als  solches  keinem 
eigenen  Ziele  dient,  das  es  erreichen  will);  dennoch  stellt  sich  auch 
im"  vielwurzeligen  Gebilde  durchaus  Entsprechung  her :  indem  die 
Handlungen  der  Individuen  von  vornherein  aufeinander  abgestimmt 
sind,  bauen  sich  auch  alle  Bestandteile  des  polygenetischen  Gebildes 
notwendig  im  Verhältnis  der  Entsprechung  zueinander  auf.  Man 
kann  diese  Entsprechung  kongregale  oder  verkehrswirt- 
schaftliche Entsprechung  nennen. 

Der  sachliche  Aufbau  des  Gebildes  höherer  Ordnung  ist 
durch  die  dargelegte  Tatsache  der  gegenseitigen  Ineinanderschach- 
telung zweier  monogenetischer  Gebilde  gleichfalls  schon  klargestellt. 
Die  Tatsache,  daß  die  Leistung  eines  Gutes  aus  der  Wirtschaft  des 
A  (z.B.  die  Salzleistung)  in  die  Wirtschaft  des  B  eintritt,  nennen 
wir  Wechsel  der  Leistung  oder  des  Dienstes  der  getauschten  Güter, 
kurz:  „Leistungswechsel",  ,, Funktionenwechsel".  Ein  gegensei- 
tiger Leistungswechsel  bezeichnet  den  Aufbau  des  Ge- 
bildes höherer  Ordnung;  das  Wesen  des  Tausches  ist:  frucht- 
barer Leistungswechsel  infolge  des  Ueberganges  der  leistenden  Güter 
oder  Handlungen  aus  der  einen  in  die  andere  Wirtschaft. 

Leistungswechsel  ist  nur  möglich  durch  die  Verschiedenheit  der 
Nutzenstiftungen,  die  im  Uebergang  der  Güter  und  Handlungen  aus 
der  einen  in  die  andere  Wirtschaft  beschlossen  liegt.  Diese  Lei- 
stungsverschiedenheit der  Güter  an  ihrem  neuen  Ort  hat  wieder 
zur  Voraussetzung :  L  entweder  Vorratverschiedenheit  der  beiden 
Wirtschaften,  die  schließlich  irgendwie  auf  Erzeugungsverschieden- 
heit zurückgehen  muß  und  somit  auf  das,  was  man  Arbeitsteilung 
und  natürlichen  Reichtum  an  Rohstoffen  nennt ;  oder  2.  Verschieden- 
heit der  geltenden  Ziele  zwischen  den  Wirtschaften.  Zwischen  der 
salzarmen  und  salzreichen  Wirtschaft  besteht  Vorratverschiedenheit 
infolge  von  Erzeugungsverschiedenheit,  und  darin  liegt  bereits  eine 
(wenn  auch  unabsichtliche)  Arbeitsteilung  zwischen  beiden  Wirt- 
schaften. Stellt  sich  die  Wirtschaft  bewußt  darauf  ein,  so  entsteht 
bewußte,  vollständige  Arbeitsteilung,  die  bewirkt,  daß  die  erzeugten 
Güter  und  Leistungen  für  den  Erzeuger  meist  gar  keine  Dienst- 
fähigkeii,  keinen  Gebrauchswert  haben,  weil  sie  eben  schon  im  Hin- 
blick auf  den  Wechsel  ihres  Dienstes  erzeugt  wurden.  Ein  Dienst- 
weclisel  (Tausch)  ist  aber  trotzdem  auch  ohne  Arbeitsteilung  möglich, 
nämlich  dann,  wenn  Zielverschiedenheit  herrscht.  Zwei  Wirtschaften 
mit   vollkommen  gleichem   Salz-   und  Waffenreichtum   werden  Salz 
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gegen  Waffen  dennoch  tauschen,  wenn  für  die  eine  Wirtschaft  das 
Salz  höhere,  z.  B.  kultische  Bedeutung  hat,  weil  Salz  dann  wich- 
tigeren Zielen  dient.  Daher  ist  in  diesem  Palle  die  Möglichkeit  des 
Leistungswechsels  für  Salz  noch  gegeben.  Der  Tausch  auf  Grund 
von  Arbeitsteilung  beherrscht  die  moderne,  in  ihren  Masseuzielen 
so  sehr  ausgeglichene  Volkswirtschaft,  der  Tausch  auf  Grund  von 
Zielverschiedenheit  beherrscht  den  weltwirtschaftlichen  Verkehr  mit 
Natur-  und  Halbkulturvölkern.  Wir  machen  für  die  Neger  Glas- 
perlen, die  wir  selber  kaum  tragen  würden,  und  nehmen  dafür 
Elfenbein,  das  wieder  für  jene  bedeutungslos  ist  —  Tausch  aus  Ziei- 
verschiedenheit. 

Für  das  Gefüge  der  Gebilde  höherer  Ordnung  sind  somit  fol- 
gende Bestimmungsstücke  wesentlicli:  kongregale  Entsprechung 
kraft  Leistungswechsels  der  leistenden  Elemente;  Leistungswechsel 
kraft  Leistungsverschiedenheit  der  leistenden  Elemente  in  den  tau- 
schenden Wirtschaften ;  Leistungsverschiedenheit  kraft  Vorratver- 
schiedenheit und  Zielverschiedenieit ;  Vorratverschiedenheit  endlich 
kraft  verschieden  verfügbarer  Wirtschaftsmittel  (Erzeugungsver- 
hältnisse), aus  Vorratverschiedenheit  wie  aus  Ziel  Verschiedenheit 
folgt  Arbeitsteilung. 

Daß  bei  diesem  Aufbau  des  verkehrswirtschaftlichen  Gebildes 
keine  strenge  Einheit  erreicht  werden  kann,  wird  nun  vollends  klar. 
Dieses  dient,  wie  schon  oben  hervorgehoben  wurde,  als  solches 
keinem  eigenen  Ziele,  sondern  wird  erzeugt  durch  Ziele,  die  jeweils 
nur  einwurzelig  gelten,  nicht  aber  für  das  Tausch-Gebilde  als 
solches.  Erst  wenn  zwei  monogenetische  Ziele  kraft  ihrer  Gegen- 
seitigkeit einen  Leistungswechsel  auslösen,  wird  die  Zusammen- 
flechtung der  beiden  einzelnen  Leistungen  verwirklicht.  .  Das  ein- 
wurzelige Gebilde  hat  an  dem  Einen  Ziele  den  Einheitbezug  für 
jede  Leistung;  das  vielwurzelige  oder  verkehrswirtschaftliche  Ge- 
bilde hat  diesen  Einheitbezug  nicht,  es  steht  unter  der  Bedingung 
zweier  Ziele  und  ihrer  Gegenseitigkeit.  Darum  hat  es  nur  eine  ver- 
mittelte, keine  unvermittelte  Einheit,  und  darum  ist  es  nur  ein  Ge- 
bilde „höherer",  nicht  einfacher,  unvermittelter  Ordnung. 

3.  Die  innere  Umbildung  der  einwarseligen  Gebilde. 

Der  Aufbau  der  Gebilde  höherer  Ordnung  aus  einem  Leistungs- 
wechsel muß,  wie  schon  erwähnt  wurde,  notwendig  eine  innere  Um- 
bildung der  beteiligten  einwurzeligen  Gebilde  zur  Folge  haben. 
Der  „Bauplan"  der  monogenetischen  Wirtschaft  muß  sTch  ändern, 
die  Dienstzweige,  welche  diese  Wirtschaft  ausmachen,  müssen  eine 
Umbildung  und  Bereicherung  durch  Neues  erfahren.  Zwar  kann  die 
ursprünglich  monogenetische  Leistungsart  durch  ihr  Kongregai- 
werden  keine  grundsätzliche  Veränderung  erleiden,  z.  B.  als  Ge- 
brauchsleistung, Kapitalleistung  usf.  Jedoch  kommt  Neues  hinzu : 
zuerst  eine  Beziehung  auf  den  Leistungswechsel,  der  nun  zur  form- 
geb enden  Bedingung  für  die  eioiwurzelige  Leistung  wird. 
Der  Inbegriff  dieser  Bedingungen  des  Leistungswechsels  oder  Tau- 
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sches  ist  die  Arbeitsteilung.  Aeußerlich  erscheint  die  Gesamtheit 
der  Tausche  als  Markt.  „Markt"  und  „Arbeitsteilung"  treten  so 
neu  in  Erscheinung.  —  Sodann  kommt  hinzu  eine  Beziehung  auf  die 
organisatorische  Mithilfe  höherer  Ordnung:  die  Kapitalleistung 
höherer  Ordnung  wird  von  der  inneren  Betriebsorganisation  Robin- 
sons oder  der  geschlossenen  Wirtschaft  zur  polygenetischen  Ge- 
meinsamkeit der  Betriebe  untereinander. 

Die  Umbildungen  der  monogenetischen  Wirtschaft,  die  sich  aus  all  dem 
ergeben,  sind,  ganz  schematisch  gesehen,  im  wesentlichsten  folgende :  Die  all- 
gemeinste Form  der  Umbildung  liegt  in  der  Vorausberechnung  des  Leistungs- 
wechsels der  Güter.  Durch  diese  Vorausberechnung  erst  wird  er  als  formgebende, 
umbildende  Bedingung  wirksam.  Die  salzreiche  Wirtschaft  unseres  früheren 
Beispieles  wird  nicht  mehr  zufällig  S^lz  an  die  salzarme  abgeben,  sondern  im 
voraus  dafür  erzeugen.  Die  Arbeitsteilung,  die  sich  hieraus  (in  Gestalt 
von  Berufsteilung)  ergibt,  ändert  die  Erzeugung  aber  nicht  nur,  indem  sie  sie 
von  vornherein  auf  den  Leistungswechsel  berechnet,  sondern  zugleich,  indem 
sie  die  Menge  der  erzeugten  Güter  durch  Hebung  der  Ergiebigkeit  der 
Arbeit,  infolge  der  Berufsteilung  wie  infolge  der  inneren  Arbeitsteilung,  die 
^us  Erhöhung  der  Betriebsgröße  folgt,  vermehrt.  Indem  die  Wirt- 
schaft auf  den  Tausch  gestellt  ist,  wird  ferner  der  erzeugte  Wirtschaftserfolg 
(Ertrag*  nicht  mehr  unmittelbar  verzehrt,  sondern  erst  der  Erlös  dafür:  der 
Ertrag  wird  zum  Einkommen.  Der  Fruchtbarkeit  der  Wirtschaft  ist  auf 
diese  Weise  das  Moment  der  Zielgemäßheit  für  die  Verwendung  der  Güter 
(das  wir  oben  als  Bestandteil  des  Fruchtbarkeitsbegriffes  kennen  lernten,) 
nicht  mehr  gesichert,  da  es  ihr  nur  'auf  den  Erlös  nicht  auf  die  wirk- 
liche Zielerreichung  ankommt.  Nun  können  mit  Erfolg  Güter  erzeugt  werden, 
die  für  den  Käufer  beim  Lei.stungswechsel  ihren  Dienst  nur  zum  Schein 
versehen  oder  die  einen  Dienst  versehen,  welcher  gar  nicht  innerhalb  der  Ziel- 
kreise des  Erzeugers  liegt,  oder  die  endlich  einen  Dienst  versehen,  der  nicht  mehr 
den  nach  der  Sachlage  jeweils  größten  möglichen  Nutzen  in  der  Volkswirtschaft 
stiftet:  die  Fruchtbarkeit  wird  zur  Einträglichkeit  oder  Rentabilität.  Dies 
liegt  bereits  auch  darin  beschlossen,  daß  im  Tausch  je  zwei  einwurzelige  Gebilde 
(Einzelwirtschaften)  und  das  Gebilde  höherer  Ordnung,  das  der  „Tausch'"'  oder 
„Kauf"  selbst  darstellt,  einander  gegenüberstehen.  Dies  heißt  in  der  Folge:  es 
trennen  sich  Einzelwirtschaft  und  „Verkehrswirtschaft",  die  geschichtlich 
stets  in  der  Form  einer  bestimmten  Volkswirtschaft  auftritt.  Dies  bedeutet 
weiter:  dem  Wirtschaftssubjekt  tritt  gegenüber  die  Wirtschafts- 
gesamtheit oder  Kollektivität,  oder  allgemeiner:  der  monogenetisehen  „Wirt- 
schaftseinheit" die  „Einheit  höherer  Ordnung". 

Außer  diesen  Kategorien  erfahren  auch  die  Leistungsgrößen  selbst  eine 
Umbildung.  Wie  für  die  Brauchbarkeit  ist  auch  für  die  Leistungs  g  r  ö  ß  e  des 
Erzeugnisses  nicht  mehr  die  in  der  eigenen  monogenetischen  Wirtschaft  er- 
zielte Leistung  maßgebend,  sondern  die  durch  den  Leistungswechsel  zu  erlangende : 
statt  des  subjektiven  Leistungswertes  wird  der  gewechselte  Loistungswert  maß- 
gebend: der  Wert  wird  zum  Preis.  (Die  näheren  Umstände:  daß  Preis  die 
Grenz-Leistungsgröße  bei  Grenzkäufer  und  Grenzverkäufer  sei  usf.,  gehen  uns 
hier   nichts  an.) 

Solchermaßen  sehen  wir  die  ganze  Wirtschaft  auf  den  Leistungswechsel 
oder  Tausch  (Kauf,  Verkauf)  eingestellt.  Indem  ich  nicht  für  meine  mir  wohl- 
bekannten Ziele  mit  meinen  von  mir  übersehbaren  Mitteln  sondern  für  andere 
und  in  hohem  Maße  auch  mit  den  Mitteln  anderer  arbeite,  wird  meine  Er- 
zeugung eine  Berechnung,  eine  erfinderische  Ausdacht  für  den  Markt:  was 
einwurzelig  ein  geschlossener  Wirtschaftskreis  ist,  wird  nun  zur  Unter- 
nehmung. Nur  jener  Teil,  welcher  für  die  Erzeugung  zum  eigenen  Gebrauch 
zurückbleibt,  behält  das  Gefüge  der  monogenetischen  Wirtschaftsbetriebe  und 
stellt  sich  als  Haushalt  dem  Unternehmen  gegenüber.  Indem  sich  zwischen 
die  Unternehmungen  der  Markt   geschoben  hat   muß  sich  das   werkerzeugende 
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ÜDternehmeii  fortsetzen  im  marktvermittelnden  unternehmen:  Handel  und  Spe- 
kulation im  weitesten  Sinne  bringen  die  Güter  auf  Markt  und  Zwischenmarkt 
und  leiten  den  Leistungswechsel  in  seine  Bahnen.  Geld  tritt  als  eigener 
Vermittler  des  Tausches,  als  gemeinsamer  Vermittler  jenes  Wechsels  ein.  Dieser 
Leistungswechsei  ist  endlich,  soweit  die  Arbeitsteilung  reicht,  kein  einmaliger, 
sondern  ein  fortgesetzter.  Jedes  Halberzeugnis  tritt  auf  den  Zwischenmarkt  und 
kommt  auf  einer  höheren  Stufe  der  Reife  immer  wieder  auf  den  Markt.  Ebenso 
das  Geld  selbst  und  die  stellvertretenden  Kreditzeichen:  es  entsteht  ein  Um- 
lauf (Zirkulation)  sowohl  der  Waren  wie  des  Geldes. 

Wie  so  der  Tausch  ganz  im  Mittelpunkt  der  Wirtschaft  steht,  muß  auch, 
das  sei  hier  vorweg  bemerkt,  der  Tauscnwert  oder  Preis  ganz  in  den  MitteN 
punkt  der  Theorie  gerückt  werden,  soweit  sie  nur  irgend  Größentheorie  der 
Leistungen  ist.  Dies  ist  namentlich  seit  Adam  Smith  und  Ricardo  sowie  l)ei  den 
neueren  Grenznutzenlehrern  der  Fall.  Es  ist  aber  so  weit  gekommen,  daß 
die  Preistheorie  heute  eigentlich  das  ganze  Gebiet  der  Theorie  für  .sich  in 
Anspruch  nehmen  will.  Richtig  ist  jedoch  nur,  daß  die  Volk.'^wirtschaftslehre 
als  G  rößentheorie  der  Leistungen  im  Preis  ihren  Mittelpunkt  hat.  Dagegen 
muß  das  Gebiet  der  Leistungsichre  als  selbständiges  theoretisches  Gebiet 
der  Nationalökonomie  erklärt  werden.  In  dem,  was  man  heute  Produktions- 
tlieorie  nennt,  ferner  in  der  Geldtheorie  (soweit  sie  nicht  Geldwerttheorie  ist), 
in  der  ScliutizoU-  und  Freihandelslehre,  in  der  Handelsbilanzlehre  liegen 
bereits  volkswirtschaftliche  Leistungstheorien  vor. 

4.  Die  Leistungen  im  Gebilde  höherer  Ordnung. 

Im  Gebilde  höherer  Ordnung  können  die  Handlungen  und 
Güter  nicht  äJinlich  wie  im  ernwurzeligen  Gebilde  eigene  Lei- 
stungen haben,  denn  es  ist,  wie  wiederholt  gesagt,  kein  Ziel  da.  dem 
sie  dienen  könnten.  Dort  hat  jedes  Element  eine  eigene  Aufgabe, 
z.  B.  der  Kapitalerzeugung,  der  Verbrauchserzeugung ;  im  Gebilde 
höherer  Ordnung  ist  mangels  eines  eigenen  Zieles  eine  Aufgabe  un- 
möglich ;  die  Handlungen  haben  jedoch  „Wirkungen"  auf  die  andere 
beteiligte  WirtscJiaft,  nämlich  durch  Leistungswechsel.  Wir  nennen 
diesi;  Wirkung  die  übergreifende  Leistung.  Im  polygeneti- 
schen Gebilde  sind  danach  zu  unterscheiden :  1.  die  Leistung  der 
Handlung  oder  des  Gutes  in  jenen  monogenetischen  Gebilden,  die  in 
das  Gebilde  höherer  Ordnung  eingeschachtelt  sind;  2.  die  übergrei- 
fende Leistung. 

DieVerriditung  von  Handlung  oderGut  im  monogenetischen  Ge- 
bilde haben  wir  nadi  ihren  Arten,  z.B.  als  Kapitalverrichtung,  Kapi- 
talverrichtung höherer  Ordnung,  bereits  oben  näher  kennen  ge- 
lernt. Die  übergreifende  Leistung  besteht  darin,  daß  jede  Hand- 
lung, die  für  mich  eine  Bedeutung  hat,  auch  eine  Bedeutung  oder 
Leistung  für  den  anderen  hat,  den  sie  berührt.  Wenn  ich  dem  B 
Salz  gegen  Diamanten  gebe,  so  hat  die  Salzannahrae  für  den  B  eine 
bestimmte  Bedeutung.  Das  Salz  wechselt  seine  Leistung  'Lei- 
stungswechsei). Die  gewechselte  (durch  Funktionswechsel  er- 
langte), neue  Leistung  nennen  wir  übergreifende  Lei- 
stung des  getauschten  Leistungselementes  (Handlung 
oder  Gut).  Als  Voraussetzung  der  übergreifenden  Leistung  kennen 
wir  bereits  von  der  allgemeinen  Betrachtung  des  Leistungswechsels 
her:  die  verschiedene  Vorratbildung  oder  Arbeitsteilung  zwischen 
Wirtschaften  oder  deren  Zielverschiedenheit  oder  beides. 
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Die  Gebilde  höherer  Ordnung  setzen  sich  fort  zu  einem  Ge- 
bilde höchster  Ordnung,  zur  Volkswirtschaft. 

6.  Die  Leistungen   der  Gebilde   höherer  Ordnung   oder  Leistungen 

höherer  Ordnung. 

Wenn  A  von  B  und  B  von  A  kauft,  so  dienen  sie  damit  durch 
Leistungswechsel  ihrer  Güter  nur  wechselseitig  einander,  aber  das 
entstandene  vielwurzelige  (kongregale)  Gebilde  will  niemandem 
dienen :  es  hat  als  solches  keine  gestellte  Aufgabe.  Daher  hat  es  als 
solchco  auch  keine  eigentliche  Leistung,  sondern  nur  Wirkungen 
oder  Folgen  für  andere  Gebilde  höherer  Ordnung,  mit  denen  es  ver- 
knüpft ist,  oder  es  ist  Voraussetzung,  für  sie.  Es  hat  so  zwar  keinen 
Dienst,  aber  doch  einen  festen  Platz,  eine  Stelle  inmitten  anderer 
Gebilde  höherer  Ordnung.  Während  im  einwurzeligen  Gebilde 
jede  Handlung  eine  bestimmte  Aufgabe  hat,  und  während  sie  im 
Vielwurzeligcn  eine  übergreifende  Leistung  (kraft  des  Leistungs- 
wechsels) vollzieht,  kapn  dieses  (das  Gebilde  höherer  Ordnung  selbst) 
keine  eigentliche  Leistung  ausüben,  sondern  nur  einen  Platz  zwischen 
den  Nachbargebilden  einnehmen.  Dieser  Platz  muß,  wie  sich  zeigen 
wird,  organisch  festgelegt  sein.  Man  darf  daher  in  diesem  Ein- 
nehmen einer  bestimmten  Stellung,  in  dieser  Ausübung  bestimmter 
Wirkungen  auf  die  Nachbargebilde  höherer  Ordnung  eine  uneigent- 
liche Leistung,  eine  „Leistung  höherer  Ordnung"  sehen.  So  ver- 
richtet die  Börse  die  Leistung  höherer  Ordnung,  Größtmarkt  und 
Vereinheitlicher  der  Preise  der  Volkswirtschaft  zu  sein  —  nicht  da- 
durch aber,  daß  aus  diesem  Grunde  die  Börsebesucher  ihre  Geschäfte 
machten,  sondern  lediglich  als  ungewollte  Folge  aller  Geschäfte,  als 
Folge,  die  sich  aus  dem  Platze,  an  dem  die  Börse  im  Gesamtzu- 
sammenhange der  Volkswirtschaft  steht,  ergibt.  Die  Leistung 
höherer  Ordnung  ist  so  keine  echte  Leistung  mehr,  sondern  bezeichnet 
nur  die  spezifische  Verbindung,  die  Verwandtschaft,  welche  das 
Gebilde  mit  seinen  Nachbargebilden  im  Gesamtzusammenhang  oder 
Stufenbau  der  Volkswirtschaft  hat.  So  nimmt  jedes  Gebilde  des 
Ackerbaues,  des  Gewerbes,  des  Handels,  des  Bank-  und  Börsen- 
wesens, jedes  staatliche  Amt  jeweils  jenen  Platz  ein,  der  ihm  für 
seine  spezifische  Verbindung  oder  Verwandtschaft  mit  anderen  Ge- 
bilden vorgeschrieben  ist.  Es  muß  dem  Gewerbe  die  Urerzeugung, 
es  muß  dem  Handel  das  Gewerbe,  dem  Kredit  das  Kapital,  es 
müssen  dem  Kapital  höherer  Ordnung  (der  staatlichen  Betätigung) 
fast  sämtliche  Gebilde  der  Volkswirtschaft  „gegeben"  sein,  voraus- 
gehen, wie  auch  andere  Gebilde  nachfolgen  müssen.  So  vollendet 
sich  der  Begriff  der  Leistung  höherer  Ordnung:  sie  gibt  die 
spezifischen  Voraussetzungen  und  die  spezifischen  Fol- 
gen eines  vielwurzelrgen  Gebildes  an.  Notwendig!  ergibt  so 
die  Zergliederung  dieser  spezifischen  Voraussetzungen  und  Folgen  ein 
Bild  des  gesamten  Stufenbaues  der  Volkswirtschaft  (ein  bisher 
sehr  vernachlässigtes  Gebiet  der   Untersuchung!)    Dieser  Stufen- 
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bau  in  seiner  idealen  Gestalt  ist  das  Ergebnis  des  Gesamtzusammen- 
hanges oder  der  Gliederung  der  Leistungen  höherer  Ord- 
nung. Daß  eine  solche  Gliederung  besteht,  ist  der  Ausdruck  dessen, 
was  wir  Entsprechung  höherer  Ordnung  nennen  wollen.  Sie 
besteht  in  der  notwendigen,  arbeitsteilig  bedingten  Systematik  und 
Verkettung  der  kongregalen  Gebilde.  Durch  Entsprechung  höherer 
Ordnung  entsteht  ein  idealer  Stufenbau  oder  Bauplan  der 
Volkswirtschaft,  den  wir  später  ausführlicher  zu  betrachten 
haben  werden  (s.  unten  Abschn.  IV,  S.  680  ff.). 

§  19.    Die  Häufung. 

1.  Begriff  der  Häufung.     Die  Statistik. 

Die  Erscheinungen,  welche  im  Zusammen  wirtschaften  vieler 
entstehen,  können  noch  ganz  anderen  Ursprunges  sein,  als  wir  bisher 
sahen.  Wenn  nicht  ein  bewußtes  absichtliches  Ineinandergreifen 
von  Handlungen  vorhanden  ist,  sondern  einfaches  NebeneiTiander- 
hergehen,  oftmalige  Gesetztheit  derselben  Handlungen,  derselben 
Bestandteile  der  Wirtschaft,  dann  haben  wir  die  für  die  Volkswirt- 
schaftslehre so  grundlegend  wichtige  Erscheinung  der  „Häufung" 
oder  „Masse"  vor  uns.  Sie  wird  aber  als  solche  von  den  rein  wirt- 
schaftlichen Erscheinungen  heute  meist  nicht  klar  genug  getrennt. 
Denn  die  Häufung  oder  Masse  ist  keine  wirtschaftliche  Erscheinung, 
keine  Erscheinung  des  ,^bwägens  und  Widmens",  daher  auch  kein 
kongregales  Gebilde,  kein  Ineinander,  kein  Kollektivum,  sondern 
ein  bloßes  Nebeneinander  von  Erscheinungen  außerwirtschaft- 
lichen  Ursprungs.  Die  Wirtschaftstheorie  untersucht  die  Leistungen 
und  ihre  Gebilde  in  der  einwurzeligen  Wirtschaft,  sie  untersucht 
die  vielwurzeligen  Gebilde  beim  Wirtschaftsverkehr  mehrerer.  Aber 
eine  ganz  eigene  Tatsache  für  sich  ist,  daß  diese  vielwurzeligen  Ge- 
bilde samt  ihren  einwurzeligen  Grundlagen  oftmals  und  verschieden 
oft  in  verschiedenen  Ländern  gesetzt  sind. 

Beispiele  für  Häufungen  finden  sich  in  Hülle  und  Fülle,  wo 
man  im  wirtschaftlichen  Leben  nur  hinblickt :  vor  allem  die  Anzahl 
der  Bevölkerung,  der  handelnden  Menschen  selbst  (als  Träger  der 
ihnen  zugeordneten  leistenden  Handlungen),  der  Erzeuger,  der 
Käufer,  der  Anbietenden,  der  Nachfragenden ;  die  Anzalxl  ihrer 
Handlungen  und  Gebilde:  der  Zahlungseinstellungen,  der  Wechsel- 
einreichungen,  der  leerstehenden  Wohnungen,  der  Geschäftsgrün- 
dungen. Die  Häufung  ist  denn  auch  nicht  auf  wirtschaftliche  Er- 
scheinungen beschränkt.  So  entsteht  eine  Masse,  wenn  viele  Men- 
schen Sonntags  auf  der  Straße  zum  Bahnhofe  nebeneinander 
hergehen;  ebenso  bilden  die  Todesfälle,  die  ehelichen  Geburten, 
die  unehelichen  Geburten  „Massen".  Man  spricht  in  solchen 
Fällen  von  der  „Sterblichkeit",  „Geburtlichkeit",  „Unehelichkeit'", 
als  wenn  dies  echte  Kongregalgebilde,  KoUektiva  wären,  und  doch 
sind  es  nur  oftmalige  Gesetztheiten,  Massen. 

Kongregalgebilde  und  Masse  sind  durch  eine  innere  Kluft  von 
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einander  getrennt.  Die  Handlungen,  welche  in  ihrer  vielfachen 
Wiederholung  eine  „Masse"  darstellen,  sind  zwar  für  sich  je  als 
Bestandteile  von  kongregalen  Gebilden  gesetzt  (z.  B.  die  Wechsel- 
einreichung)  ;  aber  sie  haben  wie  schon  erwähnt  keinen  gegen- 
seitigen Zusammenhang,  die  Gebilde  ebenso  wie  ihre  Bestand- 
teile gehen  in  oftmaliger  Gesetztheit  nebeneinander  her.  Wir 
nennen  diesie  Erscheinung  die  Strukturlosigkeit  oder  Gefüge- 
losigkeitderMasse.  Infolge  der  Gef  ügelosigkeit  der  Masse  haben 
ihre  Bestandteile  (die  einzelnen  Handlungen  oder  einzelnen  Gebilde) 
auch  keine  leistenden  Beziehungen  zueinander:  während  das  mono- 
genetische und  polygenetischc  Gebilde  eine  innere  Notwendigkeit  in 
der  Aufeinanderfolge  der  leistenden  Bestandteile,  eine  feste  Ent- 
sprechung, einen  idealen  Bauplan  ihres  Gefüges  aufweisen,  liegt  in 
der  Häufung  eine  gänzlich  irrationale,  eine  rein  erfahrungsmäßig  ge- 
setzte Tatsache  vor.  Daraus  folgt:  die  Gebilde  als  solche 
stellen  das  Notwendige,  die  Häufungen  das  Empirische 
in  der  Wirtschaft  dar.  Eine  wirtschaftliche  Massenerscheinung 
kann  daher  als  Wirtschaftserscheinung  immer  nur  erklärtwerden 
durch  Erforschung  des  betreffenden  kongregalen  oder  monogeneti- 
schen Gebildes,  das  der  Masse  zugrunde  liegt;  als  Häufung  selbsifc 
kann  sie  nur  erfahrungsmäßig  festgestellt,  nur  geschichtlich  erklärt 
werden.  Die  Feststellung  der  Häufungserscheinungen 
ist  Aufgabe  der  Statistik. 

2.  Kongrogalmassen  und  atomistische  Massen. 

Die  Häufungen  oder  Massen  sind  alle  gefügelos.  Dennoch 
sind  sie  es  in  verschiedenem  Sinne.  Die  Häufungen  monogenetischer 
Gebilde  oder  ihrer  Elemente  enthalten  als  Bestandteile  einfachere 
Einheiten  wie  die  Häufungen  polygenetischer  Gebilde.  Diese  letz- 
teren enthalten  notwendig  zwei  Teilmassen  in  sich,  nämlich  die 
Häufungen  jener  beiden  Handlungen,  die  sich  zum  Gebilde  zusam- 
menschachteln. Die  Häufungen  der  polygenetischen  Gebilde  zeigen 
daher  einen  Aufbau  aus  "Teilmassen ;  zwar  nicht  im  Sinne  eines 
Gefüges,  doch  so,  daß  der  häufigen  Gesetztheit  der  einen  Handlung 
stets  eine  entsprechend  häufige  Gesetztheit  auch  der  andern  gegen- 
übersteht. Die  beiden  Massen  stehen  als  Massen  nicht  in  wirklicher 
Beziehung  zueinander,  sie  bezeichnen  stets  nur  oftmalige  Gesetzt- 
heiten einzelner  Erscheinungen;  vermittelt  besteht  aber  dieselbe 
Entsprechung  zwischen  dem  Oftmaligen  wie  zwischen  dem  Ein- 
zelnen. Wir  nennen  diese  Häufungen  Kongregalm assen,  jene 
andern  monogenetischen  atomistische  Massen.  Ein  Beispiel 
für  eine  atomistische  Masse  ist  die  Anzahl  der  Einzelhaushaltungen, 
selbst  der  Familienhaushaltungen  und  Betriebe  (als  organisierte  Ein- 
heiten gefaßt),  die  Anzahl  der  verbrauchten  Fleischmengen  oder  die 
Anzahl  der  Verurteilungen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Bei- 
spiele für  eine  Kongregalpasse  bildet  jede  Summe  von  Geschäftsab- 
schlüssen irgendwelcher  Art,  weil  dabei  immer  zwei  Parteien  in 
Frage  kommen.    Fassen   wir  die  Geschäfte  mit  dem   Ausland  ins 
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Auge,  man  nennt  sie  „Handelsbilanz'.  Ihre  T-eilmassen  sind  die 
aktiven  und  du-  passiven  Geschäfte;  je  nachdem  diese  einander  über- 
flügeln, ist  die  Handelsbilanz  überwiegend  aktiv  oder  überwiegend 
passiv.  Aehnlich  müssen  den  Zahlen  der  Stellensuchendea  die 
Zahlen  der  Stellenanbietenden  zugeordnet  werden ;  dies  gibt  dann  die 
kongregale  Masse  „Arbeitsniarkf.  Desgleichen  den  Zahlen  der 
Wohnungsuchenden  jene  der  Wohnunganbietenden ;  dies  ergibt  den 
„Wohnungsmarkt"  ;  ähnlich  die  Zaiilen  der  Arbeitseinstellungen 
jenen  der  Arbeitsaufnahmen,  die  Zahlen  der  diskontierten  Wecnsel 
jenen  der  eingelösten  Wechsel.  Die  Statistik  zeigt  sich  so  als 
VerfaJiren  in  der  Hand  des  Wirtschaftsforschers  als  Theoretiker, 
nicht  niu'  des  Wirtschaftsbeschreibers ;  und  die  Kunst  ihrer  Hand- 
habung besteht  nicht  zum  mindesten  darin,  die  kongregalen  Massen 
sinngemäß  m  Teilmassen  aufzulösen  oder  umgekehrt  die  vereinzelten 
Teilmassen  z;ir  kongregalen  Masse  zu  ergänzen. 

Viele  Massen,  die  in  der  amtlichen  Statistik  vorkommen,  werden  als, 
atomistische  Massen  behandelt,  weil  in  der  Regel  nur  einfache  Elemente,  Güter 
oder  Handlungen  für  sich  statistisch  ausgezählt  werden.  So  die  Anzahl  der 
Dampfmaschinen,  der  Pferdekräfte,  der  Tonnenkilometer,  der  Steuereingänge, 
der  Erntemengen.  Doch  müßte  und  sollte  dies  nicht  so  sein.  In  der  Verkehrs- 
wirtschaft  gibt  es  ja  streng  atomistische  Massen  (raonogenetische  Gebilde) 
kaum,  stets  lassen  sich  kongregale  Beziehungen  herstellen  (z.  B.  zwischen  dem 
Rohstoff  liefernden  und  Rohstoff  verarbeitenden  Betrieb).  Es  soll  daher  in 
der  Statistik  jede  Masse  womöglich  als  kongregale  Mas.=  e  auf- 
gefaßt werden,  d.  h.:  man  muß  von  vornherein  Teilmassen  bilden  und 
auszählen,  die  ein  Ganzes  geben,  man  muß  zu  jeder  einzelnen  .,Beobachtungs- 
masse"  eine  „Vergleichsmasse"  suchen.  Und  dieser  Weg  geht  dann  auf  die 
Verarbeitung  jener  Zahlenstatistik;  er  ergibt  die  Statistik  als  Verfahren 
wahrer  Wirtschaftsforschung  statt  als  Verfahren  bloßer  Zähltechnik 
und  Zahlenbehandlungstechnik  (die  sie  ja  daneben  immer  auch  bleibt).  Die 
„homogene"  Abgrenzung  jener  Massen,  was  sagen  will:  die  Zusammenzählung 
wirklich  nur  gleichartiger  Tatsachen  und  die  richtige  Gegenüberstellung  der  je- 
weiligen Teilmassen  —  das  sind  daher  dif  methodischen  Haupterforderniis»  -"dpr 
guten  Statistik. 

3.  Das  Häufungsverhältnis. 

Hiermit  ist  die  Erscheinung  der  Häufung  in  ihrer  Bedeutung 
noch  nicht  erschöpft.  Es  ist  durchaus  nicht  gleichgültig, 
ob  die  einzelnen  Gebilde  mehr  oder  weniger  gehäuft 
auftreten.  So  ist  es  nicht  gleichgültig,  welche  „Handelsbilanz" 
eine  Volkswirtschaft  hat,  welche?  die  Zahl  der  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer, die  Zahl  der  gelernten  und  ungelernten  Arbeiter,  die  Zahl 
der  jährlichen  Neubauten  und  Umbauten  ist.  Die  Zahl  der  Arbeiter 
und  Unternehmer  z.  B.  bezeichnet  die  „wirtschaftliche  Schichtung" 
der  Gesellschaft,  jene  der  Neubauten  und  der  Stellenbietenden  sind 
Anzeichen  der  „Konjunktur".  In  welchem  Sinne  aber  haben  jene 
Zalilen  ,,Bedeutung"?  Echte  Leistungen  verrichtet  die  Masse  als 
solche  nicht,  weil  sie  als  solche  keine  ihr  gestellte  Aufgabe  erfüllt; 
„Leistungen  höherer  Ordnung"  wie  die  kongregalen  Gebilde  ver- 
richtet sie  gleichfalls  nicht,  weil  sie  mangels  eines  inneren  Zusam- 
menhanges (Gefüges)   kein   Ganzes,  kein   Gebilde   ist;   darum   und 
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weil  sie  überhaupt  nichts  eigentlich  Wirtschaftliches  ist,  kann  sie 
auch  keinen  festen  Platz,  keine  organische  Verbindung  im  Gewebe, 
im  Netze  der  Volkswirtschaft  erlangen.  Daher  haben  die  Massen 
untereinander  auch  keine  Entsprechung  höherer  Ordnung.  Diese 
besteht  nur  im  ideellen  Stufenbau  der  Gebilde  selbst,  nicht  auch  in 
ihrer  ^lassenhaftigkeit. 

Dennoch  hat  die  „Handelsbilanz"  j  hat  der  Aufbau  einer  Volks- 
wirtschaft nach  ungelernten  und  gelernten  A.rbeitern,  nach  Frauen 
und  Kindern  usf.  eine  „Bedeutung".  Sie  liegt  im  zahlenmäßigen  Ver- 
hältnis, in  der  Proportion  der  Massen  untereinander.  Wir  nennen 
diese  Proportion  „Häufungsverhältnis"  oder  „Kongregalproportion". 
Eine  gesetzmäßige  Zusammensetzung  herrscht  in  diesem  „Verhält- 
nis" nicht,  dazu  fehlt  die  organische,  unmittelbare  Verbindung  der 
Massenbestandteile  untereinander  und  demnach  die  innere  Notwen- 
digkeit. Häufung  ist,  wie  oben  auseinandergesetzt,  eine  unnotwen- 
dige, eine  verfahrungsmäßige,  irrationale  und  nicht  selbst  wirtschaft- 
liche Tatsache.  Ob  viele  oder  wenige  gelernte  oder  ungelernte  Arbeiter, 
viele  oder  wenige  arbeitende  Frauen  oder  Kinder  da  sind,  ob  viele 
oder  wenige  aktive  und  passive  Auslandgeschäfte  abgeschlossen 
wurden  —  dafür  herrscht  keine  feste  Entsprechung  (Korrelation) 
wie  zwischen  den  Bestandteilen  der  einwuizeligen  und  vielwurzeligen 
Gebilde,  eben  weil  die  innere  Verbundenheit  durch  Dienste  fehlt. 
Es  herrscht  aber  zunächst  ein  gegebenes,  durch  die  Geschichte  oder 
durch  die  äußere  Natur  gegebenes  „Verhältnis"  der  Häufungen, 
und  da  sie  nur  Häufung  von  Leistungen  höherer  Ordnung  sind: 
ein  Verhältnis,  eine  Gliederung  von  Gebilden,  wie  deren  Leistung 
höherer  Ordnung  gleichsam  nach  ihrem  Volumen.  Das  Häu- 
fuQgsverhältnis  bezeichnet  also  eine  bloß  erfahr ungsmäßig,  nicht 
nach  Entsprechung  höherer  Ordnung  gegebene  Gliederung  von  Lei- 
stungen höherer  Ordnung. 

Dennoch  kann  das  Häufungsverhältnis  nicht  himmelweit  von 
der  Entsprechung  höherer  Ordnung,  von  dem  ideellen  Stufenbau 
der  Volkswirtschaft  abweichen.  Denn  auch  hier  gibt  es  „Unver- 
hähnismäßigkeiten",  „ungesunde"  Häufungen.  Das  heißt  aber:  die 
äußerlich  bedingten  Un verhältnismäßigkeiten  haJben  das  Bestreben, 
sicJi  (wie  die  Untersuchung  des  Begriffes  der  Volkswirtschaft  zeigen, 
wird)  durch  das  Mittel  der  Preisbildung  und  andere  Mittel  inner- 
halb gewisser  Grenzen  wieder  auszugleichen.  Ist  z.  B.  die  Zahl 
der  ungelernten  Arbeiter  „unverhältnismäßig"  groß  (etwa  durch 
die  iievölkerungsvermehrung,  schlechtes  Lehrlingswesen,  Zuwan- 
derung), so  werden  Lohn  druck,  Teuerung,  Auswanderung  diesen 
Zustand  bald  wesentlich  auszugleichen  streben.  Das  Häufungs- 
verhältnis strebt  so,  sich  innerhalb  des  großen  Eah- 
mens  der  Entsprechung  höherer  Ordnung  zu  halten,  und 
darf  in  diesem  SinJie  —  d.  h.  soweit  dieses  AusgleicJiungsbestreben 
.  wirksam  wird  —  bezeichnet  werden  als  ein  Seitenstück,  als  eine  Art 
von  Wiederholung  der  Entsprechung  höherer  Ordnung, 
aber  als  eine  durch  empirische,  äußere  Umstände  gestörte,  die 
daher  ohne  die  gleich*  innere  Nötigung  wie  jene  ist. 

43* 
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4.  Häufungsverhältnis  und  Bauplan  der  Volkswirtschaft. 

,  Die  Betrachtung  der  Häufungsverhältnisse  ist  dein  volkswirt- 
schaftlicher Denken  sehr  geläufig.  Man  spricht  von  einer  j,agrari- 
schen"  und  „industriellen"  Volkswirtschaft,  von  einer  „kapital- 
reichen" und  „kapitalarmen",  von  einer  im  Warenhandel  „aktiven" 
und  „passiven"  Volkswirtschaft  —  lauter  geschichtlich  gege- 
bene Häufungsverhältnisse,  die  der  Volkswirtschaft  ihr  Gepräge 
geben.  Eine  passive  Handelsbilanz  bedingt  nun  wieder:  Kapital- 
zufluß vom  Ausland  entweder  aus  im  Ausland  unterhaltenen  Be- 
triebsunternehmungen oder  aus  hereinfließenden  Zinsen  oder  aus  dem 
Fremdenverkehr  oder  durch  Kapitaleinfuhr  oder  durch  Valutaver- 
schiecTiterung  —  alle  solche  Entsprechungsverhältnisse  stammen  von 
den  verrichtsamen  Entsprechungen  einfacher  Ordnung  her,  die  sich 
bei  dem  einwurzeligen  oder  vielwurzeligen  Aufbau  der  Handlungen 
ergeben  müssen.  Welche  dieser  Entsprechungen  aber  zutreffen,  wird 
ganz  vor  den  geschichtlichen  bedingten  Häufungen,  dem  natürlichen 
Reichtum,  der  geographischen  Lage  eines  Landes  usf.  abhängen. 
Die  kongregale  Proportion  geht  so  zwar  auf  die  Entsprechung 
höherer  Ordnung  zurück,  hat  aber  infolge  Hinzutretens  äußerer 
Bedingungen  nicht  dieselbe  organische  Notwendigkeit  wie  diese. 

Ausdrücklich  hervorzuheben  ist  nochmals  die  schon  festge- 
stellte Tatsache,  daß  die  Häufung  nicht  zum  inneren  Ge- 
füge und  Bauplan,  sondern  zum  äußeren  Bestand  der 
Volkswirtschaft  gehört.  1.  Die  Tatsache,  daß  die  Volkswirtschaft 
vielwurzclig  aufgebaut  ist,  also  nach  dem  Gesetz  der  Entsprechung 
innerhalb  der  Gebilde  und  der  Entsprechung  höherer  Ordnung  im 
Zusammenhang  der  Gebilde;  und  2.  die  Tatsache  der  Periodizität 
und  dei^  Wirtschaftsdauer  genügt,  um  das  Gerüst,  den  Bauplan,  die 
Grundzüge  einer  idealen  Volkswirtschaft  bei  Geschlossenheit  des 
gesamtwirtschaftlichen  Ganges  zu  schaffen ;  aber  erst  3.  die  oft- 
malige Gesetztheit  aller  einzelnen  Faktoren  macht  die  Volkswirt- 
schaft wirklich  und  lebendig,  und  verleiht  ihr  auch  die  ungezählten 
Abweichungen  von  dem  allgemeinen  „Bauplan",  die  sie  erst  zu  einer 
Individualität  machen.  Darum  gleicht  eine  Volkswirtschaft 
so  wenig  der  andern  wie  ein  Blatt  dem  andern.  Denn  die 
oftmalige  Gesetztheit  ist  im  höchsten  Maße  durch  Umstände  gegeben, 
die  entweder  in  der  äußeren  Natur  oder  in  der  Geschichte  begründet 
sind.  So  zuerst  die  Bevölkerungszahl  selbst  wie  großenteils  auch  deren 
Gliederung  in  arm  und  reich,  begabt  und  unbegabt,  belehrt  und  un- 
belehrt;  die  Hilfsmittel  der  Wirtschaft,  welche  die  Naturschätze 
als  „schlummernde  Produktionsfaktoren"  darbieten  in  der  Frucht- 
barkeit des  Bodens,  im  Vorhandensein  von  Kohle,  Eisen,  Erden, 
Steinen  und  Metallen ;  das  Vorhandensein  von  Flüssen,  Meeren, 
Seen  und  Gebirgen ;  Abschließung  oder  Verbindung  mit  anderen 
Völkern  in  geographischer  und  politischer  Hinsicht :  dieses  und 
vieles  andere  bedingt  unmittelbar  die  Oftmaligkeit  der  Setzung 
wirtschaftlicher  Handlungen  und  ihrer  äußeren  Hilfsmittel,  bedingt 
die  Häufung  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen.  Ausgleichende  Ent- 
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sprechungen  müssen  schließlich  zwischen  den  Häufungen  hergestellt 
werden  und  zwar  ganz  in  der  Richtung  der  Entsprechungsgesetze, 
welche  der  einwurzeligen  und  vielwurzeligen  Wirtschait  inne- 
wohnen. Von  welcher  Ebene  aus  aber  diese  Ausgleichsvor- 
gänge anheben,  das  bestimmt  sich  allein  nach  Geschichte  und 
Natur,  ganz  empirisch,  nicht  theoretisch.  „Kapitalreichtum"  z.  B. 
hat  eine  Volkswirtschaft  vor  allem  durch  die  Gunst  der  Geschichte 
(Frankreich,  England  —  „alte  Industrieländer")  oder  der  Natur 
(Westfalen).  Wenn  auch  Frankreich  lange  der  Geldgeber  für  die 
ganze  Welt  war  und  damit  ausgleichend  wirkte,  «o  reich  konnte  es 
sie  nicht  machen,  als  es  selbst  war.  Ebenso  im  Einzelnen.  Unver- 
hältnismäßig große  Arbeitslosigkeit  z.  B.  wird  sich  durch  Aus- 
wanderung, Gründung  neuer  Unternehmungen  auszugleichen  suchen. 
Gegeben  kann  diese  Erscheinung  sein  durch  eine  außerwirtischaft- 
liche  Tatsache  der  Häufung,  wie  zu  große  Bevölkerungsvermehrung, 
oder  eine  geschichtlich  und  politisch  begründete  Tatsache,  wie 
Ueberflügelung  des  eigenen  Gewerbefleißes  durch  ausländischen, 
der  unter  günstigeren  äußeren  Bedingungen  arbeitet.  Durch  solche 
Tatsachen  der  Häufung  werden  Anfang  und  Ende  dieser  Erschei- 
nung in  ihrer  empirischen  Gestaltung  wesentlich  mitbestimmt. 

Wenn  nun  die  Häufungen  und  ihre  Entsprechungen  nicht  zum 
inneren  Gefü^ge,  sondern  zum  äußeren  Bestände  der  Volkswirtschaft 
gehören,  so  ist  selbstverständlich,  daß  auch  die  Feststellung  der 
Häufungen  und  ihrer  „Verhältnisse"  einen  geschichtlichen  und  er- 
fahrungsmäßigen Bestand  in  die  volkswirtschaftliche  Betrachtung 
bringt.  Die  Arten  der  Leistungen  und  die  Leistungen 
höherer  Ordnung  geben  den  idealen,  innerlich  notwen- 
digen Stufenbau  oder  Bauplan  der  Volkswirtschaft  an, 
die  Kongregalproportionen  die  jeweiligen  tatsäch- 
lichen Zustände  im  Vorhandensein  und  den  Bewegun- 
gen jener  Leistungen. 

Während  die  Leistungsgrößenlehre  fast  rein  einsichtiger,  deduk- 
tiver Art  und  während  die  sachliche  Lcistungslehre  immer  noch 
klassifikatorisch  (also  noch  abstrakt-generalisierend)  ist,  besteht  die 
Erforschung  der  Häufungsverhältnisse  vorwiegend  in  tatsächlicher 
und  in  statistischer  Feststellung.  Auch  sie  hat  aber  notwendig  die 
Kenntnisse  der  Leistungstheorie  zur  Grundlage,  denn  die  Gegenüber- 
stellung von  Massen  kann  ohne  die  Kenntnis  der  Leistungen  höherer 
Ordnung,  welche  den  zugrunde  liegenden  einzelnen  Gebilden  zukommen, 
nicht  erfolgen.  Daher  ist  auch  mit  jeder  wirtschaftsstatistischen 
Arbeit,  die  neue  Verhältnisse  erforschen  will,  theoretische  Arbeit, 
sind  theoretische  Kenntnisse  notwendig  verbunden,  ja  sie  liegen 
ihr  oft  meistens  schon  vorher  zugrunde.  Demgemäß  ist,  wie  schon) 
oben  (S.  674)  bemerkt,  die  Statistik  nicht  eine  eigene  Wissenschaft, 
sondern  ein  Verfahren  im  Dienste  der  wirtschaftstheoretischea 
Forschung  und  Schilderung.  Eine  „Feststellung  der  Tat- 
sachen als  solche",  die  man  gerne  der  Statistik'  zu- 
schreibt, gibt  es  im  streng  methodischen  Sinne  nicht. 
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Denn  Tatsachen  kann  man  nie  ohne  „Begriffe"  von  ihnen  feststellen. 
Begriffe    erlangt    maff    erst    durch    mindestens    klassifikatorische 
Theorie.   Jede  Tatsachendarstellung  ist  daher  bis  zu  einem  gewissen 
Grade    immer   schon    Ausfluß    von    Theorie.     Statistik    dient    auf 
bauend  der  Theorie  und  ist  zugleich  Ausfluß  von  ihr. 

Eine  Erscheinung  der  Häufung,  die  nicht  selbst  wirtschaftlicher  Natur,  aber 
unmittelbarste  Bedingung  wirtschaftlicher  Vorgänge  ist,  ist  die  der  Bevölkerung. 
Die  Zahlen  über  die  Häufung  der  Bevölkerung  geben  an,  wie  viele  Leistungs- 
träger in  der  Volkswirtschaft  vorhanden  sind.  Die  Bevölkerungslehre 
ist  darnacli  zwar  eine  eigene  Wiasenschaft,  deren  Gegenstand  der  zahlenmäßige 
Aufbau  und  die  Veränderungen  aller  Bevölkerungseleraente  sind;  aber  sie  ist 
der  Volkswirtschaftslehre  auf  das  engste  angeschlossen.  Indem  sie  insbesondere 
die  Gliederung  nach  Alter  und  Geschlecht,  die  Vorgänge  des  Sterbens  und  Ge- 
borenwerdens erforscht,  liefert  sie  der  Volkswirtschaftslehre  die 
Kenntnis  bestimmter  Gruppen  von  Leistungsträgern  und  damit 
von  den  diesen  zugeordneten  Mitteln  und  Zahlen  in  der  Volks- 
wirtschaft. „Statistik"  überhaupt  bezeichneten  wir  als  bloßes  Verfahren 
der  Volkswirtschaftslehre  und  Gcsellschafti^lehre,  Bevölkerungslehre  dagegen  (mit 
statistischer  Methode  betrieben,  heißt  sie  Bevölkerungsstatistik)  ist  eine  eigene 
Wissenschaft. 

Der  Bevölkerungslehre  in  diesem  Sinne  —  als  Wissen.schaft  vom  Aufbau 
und  den  Veränderungen  der  Bevölkerungen  —  tritt  gegenüber  die  Theorie  de» 
Häuf  ungs  Verhältnisses  der  Bevölkerung,  wie  sie  Malthus  begonnen, 
wie  sie  Ricardo  fortgesetzt  bat  (siehe  Grundrentenlebre,  Lohnlehre),  wie  sie  die 
Sozialisten,  wie  sie  Carey,   Dühring  und  List  bestritten   und  fortgebildet  haben. 

Wie  eine  TTieorie  des  Häufung8verhäJtni?ses  der  Bevölkerung  gibt  es  auch 
Theorien  aller  andern  Häufungsvernältni.sse,  die  jedoch  noch  wenig  ausgebildet 
sind :  der  Häufung  des  Kapitals  (Böhra-Bawerk  !  I,  des  Geldes  (Quantitätstheorie, 
Currencytbeorie ),  des  Bodens  (Grundrententheorie)  und  aller  spezifischen  Wirt- 
schaftsmittel überhaupt. 

5.  Der  freie  Wettbewerb, 

Vom  Wettbewerb  wurde  in  unserer  Wissenschaft  von  jeher  viel 
gesprochen.  Für  die  individualistische  Schule  war  er  der  beste 
Bildner  aller  Kräfte  und  segensvolle  Gestalter  aller  Wirtschaft. 
Eine  Stelle  im  systematischen  Aufbau  der  Begriffe  hat  er  jedoch 
nicht  erhalten.  Wir  haben  ihn  oben  (S.  59.5)  als  „Leistungsmodifi- 
kation" bestimmt.  Nach  den  mittlerweile  entwickelten  BegriffeD 
ergibr  sich  aber  weiter:  der  Wettbewerb  ist  nicht  nur  Leistun.gs- 
beeinflussung,  sondern  auch  eine  morphologische  Tatsache  der  Wirt 
Schaft,  deren  einzige  Bedingung  die  Häufung  ist.  ,, Häufung"  ist 
aber  ein  rein  morphologischer  Begriff.  Die  Häufung  als  gefüge- 
lose Ma,ße  schließt  grundsätzlich  di«  Tatsache  des  Wettbewerbes  in 
sich.  Aus  freier  Häufung  folgt  Wettbewerb.  Wo  jede  wirtschaft- 
liche Bestrebung  oftmals  gesetzt  ist,  wo  viele  Käufer,  viele  Ver 
käufer,  viele  Erzeuger,  viele  Händler,  viele  Kreditgeber,  viel" 
Kreditnehmer  sind,  geschieht  es  notwendig  daß  ein  nachbar- 
liches Sich-Üebertreff  en-Wollen  in  den  jeweiligen 
gleichartigen  Leistungen  stattfindet.  Dieses  Sich-Ueber- 
treffen-WoUen  in  gleichartigen  Leistungen  ist  der  Wettbewerb.  Der 
Wettbewerb  ist  ein  Kampf  der  Verkäufer  untereinander  um  den 
Käufer,  der  Erzeusrer  untereinander  um  den  Händler,  der  Händler 
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untereinander  um  den  Verbraucher,  der  Kreditnehmer  untereinander 
um  den  Kreditgeber  (oder  jeweils  ura_gekehrt).  Also  ein  Kampf  der 
Träger  gleicher  Leistungen  um  den  Abnehmer  dieser  Leistungen. 
Zu  unterscheiden  ist  davon  der  Kampf,  welcher  zwisclien  den  Trä- 
gern zweier  komplementärer  (tibergreifender)  Leistungen  stattfindet: 
der  Kanipi  des  Käufers  mit  dem  Verkäufer,  des  Erzeugers  mit  dem 
Händler  usf.  Dieses  ist  ein  Kampf  für  sich,  der  allerdings  oft  durch 
das  Eingreifen  des  Wettbewerbes  entschieden  wird,  der  aber  einen 
eigenen  Inhalt  (den  der  Erwägungen  des  Leistungswechselsj  hat. 

Ebensowenig  wie  die  Tatsache  der  Häufung  oder  oftmaligen  Ge- 
setztheit an  sich  eine  spezifisch  wirtschaftliche  Erscheinung, 
sondern  nur  ein  geschichtlich  gegebenes,  morphologisches  Moment 
ist,  mit  dem  verbunden  allerdings  notwendig  jede  wirkliche  Wirt- 
scliait  auftreten  muß  (denn  Robinson  ist  nur  eine  Abstraktion); 
ebensowenig  ist  der  Wettbewerb  eine  spezifisch  wirtschaftliche  Er- 
scheinung, trotzdem  er  nirgends  fehlen  kann,  wo  lebendige,  wirk- 
liche, unorganisierte  Wirtschaft  vorhanden  ist.  Wettbewerb  gehört 
nicht  zum  Wesen  der  Wirtschaft.  Gleich  wie  die  Häufung  ist 
der  freie  Wettbewerb  deswegen  nicht  selbst  eine  wirt- 
schaitliche  Erscheinung,  weil  mit  dem,  was  die  Natur  des 
Wirtschaftens,  des  Verfolgens  der  Ziele  mit  Mitteln  ausmacht  (mit 
dem  Abwägen  und  Widmen  der  Mittel),  weder  oftmalige  Gesetztheit 
noch  Wettbewerb  gegeben  ist. 

r3ie  Wirkung  des  Wettbewerbes,  die  wir  schon  oben  als  Lei- 
stußgsbeeinflussung  bestimmt  haben,  ist  zweifach:  1.  der  Wettbe- 
werb verleiht  der  gefügelosen  Masse  .doch  ein  gewisses,  wenn  auch 
nicht  geschlossenes  Gefüge;  2.  er  bildet  eben  dadurch  das  Organ 
der  Vereinheitlichung  der  Verkehrswirtschaft,  die  sonst  bei  oft- 
maliger Gesetztheit  in  eine  chaotische,  atomistische  Masse  von  Kon- 
gregalgebilden  auseinanderfallen  müßte. 

Der  Wettbewerb  gibt  der  Häufung  oder  Masse  gleichsam 
ein  Gefüge,  indem  alle  Leistungen  (bzw.  die  daJiinterstehenden 
Personen)  durch  ihn  in  Beziehung  zueinander  gebracht  werden.  Diese 
Beziehungen  sind  zwar  negativer  Art,  indem  sie  Kampf,  nicht  Ver- 
einigung in  sich  schließen;  aber  sie  schlagen  doch  ins  Positive  aus, 
indem  sie  überall  eine  Vereinheitlichung  zur  Folge  haben.  Der  Wett- 
bewerb schafft  in  der  freien  Wirtschaft  durch  Leistungsbeeinflussung 
den  nötigen  Einheitsbezug.  Wie  der  freie  Wettbewerb  die  tragende 
Kraft  der  Preisbildung  ist,  wie  er  ferner  die  bewegende  Kraft  alles 
dessen  ist,  wa's  'man  „Entwicklung"  nennt,  darüber  ist  so  viel  ge- 
schrieben und  gesagt  worden,  daß  hier  kein  Wort  zu  verlieren  ist. 

Ein  echtes,  positives  „Gefüge",  eine  Struktur  mit  einem  festen, 
gesetzmäßigen  Aufbau  vermag  der  Wettbewerb  den  innerlich  ge- 
fügelosen Massen  nicht  zu  verleihen.  Das  heißt:  der  Wettbe- 
werb ist  zwar  eine  Annäherung  an  Organisierung,  aber 
er  ersetzt  die  Organisierung  nicht,  er  führt  nicht  zur  festen 
Ordnung.  Darum  ist  auch  das  Gefüge,  das  er  gibt,  nur  gleich- 
sam  ein  Gefüge,   nur  ein   Streben   zur  Vereinheitlichung,   keine 
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wahre  Einheit,  ein  Aufbau  eines  festen  Geftiges.  (Organisierung 
selbst  gehört  nicht  mehr  zur  Morphologie  des  leistsanien  Aufbaues, 
sondern  zu  den  Leistungsarten  —  Kapitalleistungen  höherer  Ord- 
nung). 

Die  grundsätzlichste  Berücksichtigung  des  Wettbewerbes  ist 
außer  i»'  der  Preistheorie  in  der  Bevölkerungstheorie  des  Malthus 
vorhanden.  Sie  blieb  aber  nicht  Bevölkerungslehre  für  sich,  sondern 
wurde  durch  ihn  und  Ricardo  auqh  in  die  Wirtschaftstheorie  ein- 
geführt. Man  denke  an  das  eherne  Lohngesetz,  an  die  Theorien  der 
Armut. 

Die  Erscheinung  des  Wettbewerbes  wird  gleich  jener  der  Häu- 
fung zur  empirischen  Grundbedingung  für  die  geschichtlichen  und 
wirklichen  Gestaltungen  aller  kongregalen  Gebilde  in  der  Verkehrs- 
wirtschaft. 


IV.  Abschnitt 

Der  sachliche  Aufbau  der  Leistungen  höherer 
Ordnung  oder  der  Bauplan  der  Volkswirtschaft. 

Die  Entsprechung  höherer  Ordnung  bedingt,  wie  wir  oben 
(S.  672j  sahen,  eine  der  Idee  nach  bestimmte  Gliederung,  einen  be- 
stimmten sachlichen  Stufenbau  der  Volkswirtschaft,  den  wir  ihren 
idealen  Bauplan  nennen  können.  In  ihm  sind  alle  Leistungen  als 
sinnvoller  Zusammenhang  beschlossen,  in  ihm  sind  gleichsam  die 
Schicksale  aller  Leistungen  niedergelegt.  Der  feste  Bauplan  jeder 
vielwurzehgen  Wirtschaft  leitet  sich  her:  einerseits  vom  Bauplan 
der  verbundenen  einwurzeligen  Wirtschaften,  da  die  Volkswirt- 
schaft kraft  der  Arbeitsteilung  diese  Aufeinanderfolge  in  Form 
der  stufenmäßig  auseinandergezogenen  Betriebe  in  sich  aufge- 
nommer hat ;  andererseits  leitet  er  sich  her  von  jenen  Gliedern  der 
Vermittlung  und  Bereicherung,  welche  die  monogenetische  Wirt- 
schaft durch  das  polygenetische  Moment  erfährt.  Es  sind  dies  die 
verschiedenen  Arten  von  Vermittlung,  wie  sie  in  Handel,  Bank, 
Börse,  Spekulation  sich  einstellen,  deswegen,  weil  der  Leistungs- 
wechsel oder  Tausch  ein  zu  vermittelndes  Zusammentreffen  ver- 
schiedener Wirtschaftseinheiten  notwendig  in  sich  schließt.  Dazu 
kommt  dann  als  weiteres  Moment  die  allgemeine  gestaltliche 
Natur  des:  leistungsmäßigen  Aufbaues  der  Wirtschaft  und  im  beson- 
dern endlich  die  allgemeine  Herstellung  der  Gemeinsamkeit  im  Zu- 
sammenwirken der  Wirtschaften,  wie  sie  vornehmlich  durch  das 
staatliche  Eingreifen  in  die  Wirtschaft  in  Erscheinung  tritt.  In 
^inen  grundsätzlichen  Bestimmungen  leitet  sich  also  der  Bauplan 
der  Volkswirtschaft  monogenetisch  und  polygenetisch  ab :  von  der 
zeitlichen  Abfolge  der  Leistungen  d.  i.  von  den  Stufen  der  Zieluähe 
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und  Zielferne;  ferner  von  den  Leistungsarten,  die  alle  zusammen- 
wirkend „Wirtschaft"  ausmachen;  weiter  von  den  spezifisch  poly- 
genetischen Vermittlungen  und  Voraussetzungen  dieses  gesamten 
Räderwerkes;  im  besondern  von  dem  Momente  des  Zusammenwir- 
kens, der  Gemeinsamkeit,  das  den  Leistungen  innewohnt,  und  end- 
lich der  allgemeinen  gestaltlichen  Natur  des  leistungsmäßigen  Auf- 
baues der  Wirtschaft. 

Der  ideale  Bauplan  ergibt  sich  nur  bei  vorausgesetzter  Ge- 
schlossenheit der  vielwurzeligen  Wirtschaft;  denn  nur  bei  Ge- 
schlossenlieit  des  Verkehrs  können  alle  Leistungsarten  ihre  volle 
Geltung  und  ihre   vollen   Entsprechungen   finden. 

Das  primäre  Element  sind  hier  wie  bei  der  monogenetischen 
Wirtschaft  (s.  oben  S.  664)  wieder  die  Leistungsarten,  die  sich  zu 
spezifischen  Zusammenhängen  oder  Gebildegruppen  aufbauen.  In 
der  Leistungsfolge  wird  jedoch  für  die  Zielnähe  und  Zielferne  außer 
der  monogenetischen  Zeitabfolge  der  Leistungen  noch  maßgebend 
das  Verhältnis  jeder  Wirtschaftstätigkeit  zum  Leistungswechsel 
(Tausch,  Verkauf)  weil  dieser  im  Drehpunkt  der  arbeitsteiligen 
Verkehrswirtschaft  steht.  Danach  sind  zu  unterscheiden :  die  Ge- 
brauchs- und  Kapitalleistungen  wie  ihre  Ergebnisse  vor  dem  Ver- 
kauf oder  dem  Leistungswechsel ;  man  kajin  dies  allgemein  die  Stufe 
der  Werkerzeugung  nennen ;  sodann  die  Tätigkeiten  der  Vermitt- 
lungen des  Kaufes  und  Verkaufes  oder  Leistungswechsel  selbst  — 
der  Markt  im  weitestem  Sinne ;  die  Schicksale  der  vom  Markt 
endgültig  in  eine  letzte  monogenetische  Wirtschaft,  zum  ,, Ver- 
braucher" gekommenen  Güter:  letzte  Zubereitung  für  den 
Genuß.  Danach  ergeben  sich  zunächst  als  Hauptstufen  oder 
Gebildegruppen  der  Volkswirtschaft :  1.  die  Werkreife :  2.  die  Markt- 
reife ;  .3.  die  Genußreife  der  Güter.  Außer  dieser  Beziehung  der 
Gebilde  zum  Leistungswechsel  kommt  noch  in  Betracht  das  Organ- 
system der  Kapitalleistungen  höherer  Ordnung,  die  in  engster  Be- 
ziehung zu  den  gemeinsamen  Bedingungen  des  wirtschaftlichen  Han- 
delns überhaupt  stehen :  die  Gemeinsamkeitsreife,  die  sich  damit 
als  viertes  Stufensystem  zu  den  genannten  dreien  hinzugesellt. 
Endlich  ergibt  sich  im  Erfinden  und  im  Lehren  des  Gefundenen 
ein  Organsystem  der  steten  Vorbereitung  der  Wirtschaft:  die  Vor- 
reife. 

Eine  kurze  Betrachtung  dieser  einzelnen  Organsysteme  oder 
Stufen  soll  uns  den  Bauplan  der  Volkswirtschaft,  auf  den  sich  der 
nichtmorphologische,  der  sachliche  Teil  der  Leistungslehre  bezieht, 
näher  bringen. 

I.  Die  Gebilde  der  Werkreife. 

Diese  Gebilde  sind  die  Träger  der  Erzeugungsleistimg  im 
engeren  Sinne.  In  ihnen  werden  die  Güter  werkmäßig  hergestellt. 
Jedoch  ist  ein  werkmäßig  hergestelltes  Gut  volkswirtschaftlich  noch 
kein  fertiges  Gut.  Kaffee  in  Brasilien,  Papierballen  in  der  Fabrik, 
Bücher   beim   Verleger   sind   noch   keine    vollständigen   Güter,    sie 
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sind  wohl  technisch,  aber  nicht  wirtschaftlich  fertig,  ihnen  muß  noch 
die  Markteigenschaft  und  die  Eigenschait,  in  der  Hand  des  end- 
gültigen Verbrauchers  zu  sein,  verliehen  werden.  Daher  verleiht  der 
erste  Hersteller  dem  Gut  nur  die  „Werkreife",  er  schafft  nur  Vor- 
stufen für  jene  Markt-  und  Genußleistungen,  welche  den  Werk- 
leistungen folgen  sollen.  Typisch  für  die  Verleihung  der  Werkreile 
an  Güter  sind  Gebilde  wie  die  Fabrik  und  der  Gewerbebetrieb  im 
weiteren  Sinne,  ferner  Landwirtschaft  und  Bergbau;  in  diesen  allen 
werden  die  stofflichen  oder  unbedingten  Güter  hergestellt ;  die  Her- 
stellung, Werkerzeugung  der  Arbeitskraft  hingegen,  der  aktiven 
Büttel  (einschließlich  der  Kenntnisse,  Verfahren,  Geschicklichkeiten) 
geschieht  durch  Lehren.  Lehren  aber  gehört  nicht  zur  i 
Werkreife  der  Wirtschaft,  denn  es  vermag  in  keinem 
Fort  gange  der  Herstellung  genußreife  Güter  zu  er- 
zeugen. Dagegen  gehört  die  persönliche  Dienstleistung  zur  Werk- 
reife, denn  die  Arbeit  als  solche  vermag  hier  wohl  dem  Endverbrauch 
zu  dienen,  sie  wurde  aber  nicht  durch  Lehren,  sondern  erst  durch 
Anwendung  des  Gelehrten  hervorgebracht.  (Weiteres  über  das 
Lehren  unten  S.  689  ff.)  —  Zur  Werkreife  gehört  endlich  das  Auf- 
bewahrungswesen  (Konservenfabriken,  Lagerhäuser,  Speicher,  Kühl- 
häuser u.  a.),  das  sozusagen  eine  Werkerzeugung  (Werkerhaltung) 
als  Organ  der  Zeitlichkeit  der  Wirtschaft  darsttellt. 

Die  Werkerzeugung  zeigt  am  deutlichsten  die  Schichtung  der 
Zielfernc  und  Zielnähe  ihrer  Gebilde,  bzw.  ihrer  Leistungen,  ürer- 
zeugung  (Urproduktion)  nennt  man  die  erste  Stufe  der  jeweiligen 
betreffenden  Erzeugung  (also  insbesondere  Landwirtschaft,  Forst- 
wirtschaft, Bergbau);  Weitererzeugung  oder  Veredlung  und  Jertig- 
erzeugung  die  weiteren  Stufen  auf  allen  Gebieten  und  Arten  der 
Reife  (sowohl  bei  der  Marktreife,  w'ie  Gemeinsamkeitsreife,  wie 
Vorreife,  wie  sich  noch  zeigen  wird.) 

Zur  Werkreife  in  einem  weiteren  Sinne  gehört  noch  das  kon- 
gregale  Gebilde  der  Versicherung.  Die  Versicherung  (sei  es  als 
„Selbstversicherung"  oder  „wechselseitige"  oder  unternehmungs- 
mäßig betriebene  Versicherung)  wirkt  gewissermaßen  noch  an  der 
wirklichen  Herstellung  der  Güter  mit,  indem  sie  diese  Herstellung 
durch  Schaden  Verteilung  gewährleistet  und  verstetigt. 

II.  Die  Gebilde  der  Marktreife. 

In  den  Gebilden  der  Marktreife  erhalten  die  Güter  ihre  Markt 
eigenschaft.  Das  Gut  in  der  Hand  des  Erzeugers  kann  noch 
keinen  Nutzen  stiften.  Es  kann  dies  erst  kraft  des  bestmöglichen 
Leistungswechsels,  das  heißt  kraft  des  bestmöglichen  (des  zahlungs- 
fähigsten) Marktes :  Handel  und  Arbitrage  verleihen  stofflichen  Gütern 
die  Markteigenschaft,  Spekulation  verleiht  ihnen  außerdem  die  Zeit- 
eigenschaft; Arbeitsvermittlung  —  ein  meist  gemeinnützig  organi- 
siertes, von  den  Frajizosen  richtig  „bourse  du  travail"  genanntes 
Gebilde  —  verleiht  dem  aktiven  Element,  das  aber  versachlicht  und 
zum  Gute  wird,  nämlich  den  Arbeitsleistungen,  ihren  Markt;  ferner 
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gehört  hierher  das  Werbe-  mid  Ausstellungswesen,  das  gleichfalls 
Gutern  Markteigenschaft  verleiht,  allerdings  aber  oft  nur  als  Hilfs- 
gebilde, sofern  es  ein  Werkzeug  in  Händen  des  Handels  ist.  Groß- 
handel und  Kleinhandel  haben  die  Bedeutung,  je  dem  Großmarkt 
oder  dem  Kleinniarkt  zu  dienen  :  Der  Großhandel  ist  gewissermaßen 
Urerzeugung  in  der  Maxktreife,  der  Klein-  und  Einzelhandel  steht 
der  Stufe  der  Genußreife  näher.  —  Verbrauchervereine,  Einkaufs- 
genossenschaften, Verkaufsorganisationen  der  Kartelle  u.  dgl.  sind 
gleichfalls  Gebilde  der  Marktreife;  sie  haben  nicht  den  Sinn, 
die  Leistung  höherer  Ordnung,  die  der  Handel  erfüllt,  nämlich 
Gütern  die  Markteigenschaften  zu  verleihen,  auszuschalten, 
sondern  diese  Leistungen  nur  auf  einfachere  und  billigere  Weise  zu 
erfüllen. 

Gebilde  höherer  Ordnung,  die  nicht  der  Marktreife  von  werk- 
reifen Gütern,  sondern  vorzugsweise  deren  Repräsentanten  (Geld, 
Kredit,  Wertpapieren)  dienen,  sind  Bank  und  Börse.  Bank  und 
Börse  schließen  gleichfalls  nur  Handels-  und  Spekulationsgeschäfte 
in  sich,  jedoch  mit  Kredit  und  mit  Geldkapital  statt  mit  den  werlc- 
reifen  Gütern  selbst.  Die  Hauptleistung  höherer  Ordnung,  die  das 
Bankwesen  erfüllt,  ist  daher  diese,  das  verfügbare  Kapital  der  Volks- 
wirtschaft an  sich  zu  saugen  und  es  den  Verwendern  zuzuführen,  so 
daß  hier  nicht  wie  vom  Handel  werkreife  Güter  auf  den  Markt 
oder  vom  Markte  zum  Verbraucher  (Kleinmarkt)  gebracht  werden, 
sondern  Geld  auf  den  Markt  und  vom  Markt  zum  Gebraucher. 
Damit  finden  aber  Geldbewegungen  statt,  die  bewirken,  daß  reale 
Kapitalgüter  in  die  Fabriken  und  Erzeugungsstätten  wandern,  um 
Herstellung  werkreifer  Güter  zu  fördern :  eine  Begleitbewegung, 
gleichsam,  eine  Begleitleistung  höherer  Ordnung.  —  Verwickelter 
sind  die  Leistungen  höherer  Ordnung  der  Börse,  die  sowohl  Ge- 
bilde des  Umlaufes,  Handels,  der  Arbitrage,  wie  Kreditvermitt- 
lung ist,  darüber  hinaus  aber  noch  die  Aufgabe  hat,  Größtmarkt  und 
damit  vornehmster  Vereinheitlicher  aller  Preise  in  der  Volkswirt- 
schaft zu  sein  (viele  Begleitreihen!). 

Marktreife  ist  keine  „Ortsreife".  Der  Markt  ist,  streng  wirt- 
schaftlich gesehen  kein  örtlichbr  Begriff,  sondern  besteht  nur  darin, 
daß  die  'Ware  einen  Käufer  findet,  er  ist  „Absatzgelegenlieit" ; 
er  besteht  ferner  darin  daß  die  Ware  unter  den  möglichen 
Käufen,  jenen  findet,  der  den  höchsten  Preis  gewährt.  Dies  ist 
bei  gleicher  Zahlungsfähigkeit  jener  Markt,  wo  die  betreffende 
Ware  den  größten  Nutzen  stiftet  (am  meisten  begehrt  wird);  bei 
ungleicher  Zahlungsfähigkeit,  aber  ist  der  zahlungsfähigste  Markt 
jener,  wo  die  Ware  den  kleinsten  Nutzen  stiftet.  Dies  wird  meist 
übersehen,  ist  aber  grundlegend  für  die  Erkenntnis  der  Leistungen 
aller  Gebilde  der  Marktreife. 

Der  örtliche  Begriff  des  Marktes,  nämlich  der  Umstand,  daß  die 
meisten  Absatzgelegenheiten  von  einander  entfernt  sind,  z.  B..  der 
Berliner  Markt  für  Wien,  löst  sich  in  „Fracht"  und  „Verkehr"  auf. 
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Nur  in  einem  bedingten  Sinne  gehören  daher  die  Gebilde  des 
Verkehrs  in  den  Bereich  der  Marktreife.  Frachtführerwesen,  Eisen- 
baJin,  Post,  Draht  dienen  wohl  dazu,  um  den  Gütern,  die  ihnen 
vom  Handel  zugedachte  Marktreife  auch  wirklich  zu  geben,  indem 
sie  sie  an  ihre  betreffenden  Oertlichkeiten  bringen ;  dennoch  haben 
sie  an  dieser  Marktreifeverleihung  als  solcher  eigentlichen  Anteil. 
Der  Verkehr  ist  nur  ein  Gebilde  der  Marktherstellung  ("tech- 
nischen Marktproduktion),  nicht  der  Marktreif e verleiiiung:  er 
nimmt  daher  eine  Zwischenstellung  zwischen  den  Ge- 
bilden der  Werkreife  und  der  Marktreife  ein  2).  Außer- 
dem kommt  aber  dem  Verkehr  noch  eine  eigene  Verrichtung 
höherer  Ordnung  zu:  die  Marktgröße,  die  Beschaffung  der  Menge 
von  Käufern  und  Verkäufern,  von  Nachfragen  und  Angeboten,  die 
zu  Kauf  und  Verkauf  zusammengeführt  werden.  Aber  auch  aus 
diesem  Grunde  möchte  ich  den  Verkehr  doch  nicht  ganz  zur  Werkreife 
rechnen.  Bekanntlich  hat  schon  Adam  Smith  die  Marktgröße  als 
Bedingung  der  Arbeitsteilung  betrachtet.  Ob  eine  Fabrik  nur  eine 
Stadt,  eint  Landschaft  oder  ein  ganzes  Land  mit  ihren  Erzeugnissen 
versorgen  kahn,  ist  durchaus  nicht  gleichgültig,  sondern  für  den 
Grad  ihrer  ,, Spezialisierung"  (Berufsteilung)  und  für  die  mögliche 
Betriebsgröße  (innere  Arbeitsteilung)  maßgebend.  „Verkehr"  ist 
solchermaßen  ein  produktives  Element  in  der  Werkreife 
selbst  nicht,  nur  marktherstellend  schlichthin ;  aber  die  Verkehrs- 
weite (Marktgröße)  ist  Mitbedingung  für  die  Werkerzeugung.  Auch 
in  dieser  Beziehung  kommt  also  dem  Verkehr  eine  Zwischenst«llung 
zwischen  Werkreife  und  Marktreife  zu. 

Die  Marktreife  der  Güter  ist  von  der  des  Geldes  z\x  unt«e(r- 
scheiden.  Der  große  Güterstrom  erhält  seine  Marktreife  in  vielen 
Zwischenstufen,  nämlich  indem  er  nach  jeder  Veredelungsstufc,  die 
er  erreicht,  einen  Zwischenmarkt  passiert  und  für  jeden  dieser 
Zwischenmärkte  durch  Handel  je  eine  neue  Marktreiie  erfordert. 
So  durchläuft  das  Holz  die  Stufen  und  Märkte  von :  Säge,  Zimmer- 
platz, Fraiseanstalt,  Tischlerei,  Verbrauchstelle  jeweils  durch  ent- 
sprechenden „Zwischenhandel".  Diesen  vorwärtsgehenden  Strom 
begleitet  da'S  Geld  an  allen  Umschlagpunkten,  indem  es  die  Um- 
sätze vermittelt.  Anders  ist  es  aber  mit  der  Marktreife  des  Geldes 
selber  bestellt.  Sofern  es  als  Ware  auftritt  (und  nur  dann  muß  e.>* 
Marktreife  erhalten),  wird  ihm  dieMarktreife  im  Bank-,  Börsen-  und 
Sparkassewesen  verliehen.  Dadurch  strömt  das  Geld  aus  idlen 
Teilen  der  Volkswirtschaft  wie  zu  einem  Mittelpunkt  auf  diesen 
bankmäßigen  Markt,  strömt  von  ihm  als  geliehenes  Geld  wieder 
ab,  begleitet  den  Güterstrom  wie  jedes  andere  Geld  und  strömt  durch 
Rückzahlung  wieder  zum  bankmäßigen  Mittelpunkt  zurück.  Geld 
als  Ware  strömt  also  immer  nur  vom  Besitzer  zum  Markt  (Bank), 
vom  Markt  zum   Gebraucher  (Entleiher)   und   wieder  zurück,    um 


1)   Dühring  (Kursus  der  Nationalökonomie,  3.  Aufl.,  Leipzig  1892,  S.  85  ff.)  rechnet 
den  Verkehr  mit  vielem  Recht  zur  „Produktion",  zur  Werkerzeugung  der  Güter. 
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von  hier,  indem  es  eine  neue  Bestimmung  erhält,  wieder  denselben 
Weg  zu  neiimen.  Das  Geld  als  Tauschmittel  dagegen  geht  in 
gerader  Folge  mit  den  Umsatzpunkten  des  Güterstromes  kreislauf- 
artig (als  Beglei treibe)  weiter. 

III.  Die  Gebilde  der  GenuBreife. 

Alle  Güter,  die  den  Markt  zum  letztenmal  passieren,  treten  in 
eine  verbrauchende  Wirtschaft  ein  und  erhalten  nun  vor  dem  Ver- 
brauch noch  eine  letzte  Feile,  die  Genußreife.  Die  Genußreife  ist 
nichts  wie  eine  Fortsetzung  der  Werkreife,  die  Fortsetzung  der 
Stufenleiter  der  Leistungen  bis  zu  den  letzten  Sprossen,  eine  Werk- 
reife  letzter  Stufe.  Die  endgültige  Genußreife  stellt  her  für  eigene 
Rechnung  der  Haushalt,  für  fremde  Rechnung  die  Gasthausindustrie 
und  alle  Art  von  Fremdenindustrie  (Herberge  und  Pension).'  Fleisch, 
Salz,  Mehl,  Zucker,  selbst  Möbel  beim  Händler  sind  noch  keine 
genußfähigen  Güter.  Diese  Eigenschaft  erlangen  sie  erst,  wenn  sie 
zum  genußfähigen  Erzeugnis  im  Haushalte  oder  Gasthaus  verar- 
beitet werden,  als  Speise  eßfertig  auf  dem  Tische  oder  als  Geräte 
im  Zimmer  benützungsbereit  dastehen. 

Nicht  alle  Güter,  welche  den  Markt  passieren,  kommen  vom 
Markt  zui-  Genußreife.  Alle  Zwischengüter  passieren  den  Markt 
nur,  um  eine  neue,  höhere,  dem  Ziele  nähere  Werkreife  durchzu- 
machen, und  später  abermals  auf  den  Markt  zu  kommen,  wie  wir 
früher  gesehen  haben. 

Umgekehrt  gibt  es  Güter,  die  den  Markt  überhaupt  nicht 
passieren,  sondern  mit  der  Werkreife  auch  schon  Genußreife  er- 
langen. Z.  B.  alles,  was  im  eigenen  Betriebe  erzeugt  und  im  eigenen 
Haushalte  verzehrt  wird.  Manche  Verrichtungselemente  erlangen 
aber  überhaupt  nur  die  Möglichkeit  der  Werkreife  durch  unmittel- 
bare Genußreife,  und  zwar  sind  di'es  vornehmlich  sogenannte  per- 
sönliche Dienstleistungen  (also  die  bedingten  Güter),  sowohl  die 
Leistungen  des  Arbeiters,  des  Dienstboten,  wie  des  Staates.  Der 
Arbeiter  und  ebenso  der  Rechtsanwalt,  der  Richter,  der  Arzt,  die 
Schutztätigkeit  der  Polizei  und  der  Feuerwehr,  die  persönlichen 
Dienste  der  Dienerschaft  —  alle  diese  und  viele  andere  können  nur 
verwirklicht  werden,  wenn  ein  unmittelbarer  Verbraucher  da  ist,  der 
sie  nützt:  die  Markt-  und  Genußreife  zu  haben  ist  also  Bedingung 
schon  für  ihre  Entstehung,  Dire  Werkreife.  Klar  ersichtlich  ist, 
daß  dies  auch  bei  allen  organisatorischen  Leistungen  der  Fall  sein 
muß.  Man  kann  keinen  Fabrikbetrieb  organisieren,  wenn  die  Fabrik 
nicht  da  ist  oder  wenigstens  zugleich  mit  den  ordnenden  Leistungen 
geschaffen  wird. 

IV.  Die  Gemeinsamkeitsreife. 

Unter  „Gemeinsamkeitsreife"  verstehen  wir  die  Mithilfe  jeuer 
Wirtschaftsmittel  an  der  Wirtschaft,  die  von  allen  zum  Gebrauch 
für  alle  hergestellt  werden,  also  vor  allem  die  Mithilfe,  die  der  Staat 
und  andere  gemeinsame  Verbände  für  die  Wirtschaft  auf  allen  ihren 


68(5  Othmar  Spsnn, 

Stui'en  leisten.  Während  die  Handlungen  und  Güter,  welche  die 
Gebrauchsleistung,  die  Kapitalleistung  und  die  negative  Kapital- 
leistung ausüben,  alle  an  der  Werkreife  der  Güter  mithelfen,  und 
während  die  Marktreife  ein  durch  den  polygenetischen  Aufbau  der 
Gebilde  höherer  Ordnung  hinzukommendes  neues  Moment  und 
Stadium  darstellt,  ist  es  das  Kapital  höherer  Ordnung,  welches  die 
Reife  der  Gemeinsamkeit  allen  Gütern  und  Handlungen  auf  jeder 
Stufe  sowohl  der  monogenetischen  wie  pol.vgenetischen  Wirtschaft 
sowohl  der  Werk-  wie  der  Marktreife  verleihen  muß,  damit  sia 
überhaupt  Wirklichkeit,  Gestalt  und  Dauer  gewinnen  können.  Im 
monogenetischen  Bereiche  hat  das  Kapital  höherer  Ordnung  eine- 
bloße  innere  Eingliederungsfunktion.  Die  „einteilenden"  Hand- 
lungen des  wirtschaftenden  Individuums  (oder  Robinsons),  die  das 
Kapitel  höherer  Ordnung  darstellen,  schaffen  die  Bedingungen  für 
die  reibungslose  und  fruchtbare  Aufeinanderfolge  der  eigenen  Ar- 
beitshandlungen ;  allgemein :  sie  regeln  die  Gemeinsamkeit  der  Ar- 
beitsbedingungen mehrerer  leistender  Elemente.  Sind  die  Träger  der 
verschiedenen  Elemente  mehrere  Arbeitspersonen,  z.  B.  im  modernen 
Betrieb,  so  wird  jene  „Einteilung"  zur  „Betriebsorganisation".  Im 
verkehrswirtschaftlichen  Bereiche  geht  die  Herstellung  der  Gemein- 
samkeit oder,  wie  man  auch  sagen  könnte,  der  Genossenschaftlichkeit 
der  Arbeitsbedingungen  zurück  auf  die  Organisation  aller  Beziehun- 
gen der  Wirtschaften  ■zueinander,  des  ganzen  Netzes,  Systems  von 
Gebilden :  die  Volkswirtschaft.  Der  „Organisator"  der  Volkswirt- 
schaft ist  aber  schließlich  der  Staat  und  die  ihm  verwandten 
öffentlichen  Verbände.  Man  könnte  daher  diese  Stufe  der  Wirtschaft 
auch  die  ., Staatsreife"  der  Handlungen  und  Güter  nennen.  Doch  ist 
diese  Bezeichnung  ungenau,  da  der  Staat  nicht  eigentlich  in  seiner 
Eigenschaft  als  „Staat"  im  Sinne  eines  Gebilde.?  der  Gerechtigkeit, 
sondern  als  Kapital  höherer  Ordnung,  als  allgemeinstes  Wirtschafts- 
mittel seine  Hilfe  leistet. 

Jede  Arbeit,  jedes  Gut  kann  auf  jeder  beliebigen 
S t u f e  d e r  \\' e r k r e i f e ,  M a r k t r e i f e ,  G e n u ß r e i f e  nur  ent- 
stehen und  seine  Leistung  ausüben,  wenn  ihm  geburts- 
helfend  'der  Staat  oder  andere  gemeinsame  Verbände 
zur  Seite  stehen.  So  kann  der  Kaufmann  keine  Geschäfte  mit 
dem  Auslande  machen  ohne  die  organisatorische  Vorarbeit  und  Mit- 
wirkung des  Staatsmannes  im  „Handelsvertrage"  und  in  der  ..Zoll- 
verwaltung", er  kann  im  Inlande  keine  Wechsel-  und  Kreditgesrhäi'tc 
abschließen  ohne  die  organisatorischen  Hilfen,  die  das  „Wechsel- 
und  Kreditrecht",  das  gesamte  „Wirtschaftsrecht",  schließlicli  das 
„bürgerliche  Recht",  das  „Strafrecht"  und  die  ,, Verwaltung"  zur 
Verfügung  stellen.  Daher  ist  es  etwas  anderes,  eine  Fabrik  zu  be- 
treiben und  Geschäfte  zu  machen  in  Rußland  oder  in  Deutschland, 
weil  in  beiden  Ländern  andere  Gemeinsamkeitshilfen 
als  Mittel  für  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  zur  Ver- 
fügung stehen.  Man  stelle  sich  einmal  vor,  die  gesamte  deutsche 
Volkswirtschaft   mit    ihren    Unternehmern,    Arbeitern,    Maschinen, 
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Kapitalien  und  Abnehmern  wüj-de  nach  Rußland  versetzt,  nur  die 
deutschen  Ocsetze  und  Beamten,  das  ganze  Kapital  höherer  Ordnung 
nicht,  sondern  die  russischen  öffentlichen  Einrichtungen  würden 
vorgefunden.  Wenn  nun  die  russischen  Handelsgerichte,  Verwal- 
tungsbehörden, Gemeindeämter,  bürgerlichen  Gerichte,  Zollverwal- 
tungen und  sonstigen  öffentlichen  Einrichtungen  nicht  so  gute  Dienste 
leisten  werden,  sondern  Beamtenbestechung,  Rechtsunsicherheit, 
weitschweifiger  und  teurer  Bürokratismus  und  andere  Dinge  den 
Betrieb  verteuern,  die  Kredita-usnützung  erschweren,  die  Unter- 
nehmungen steuerlich  unzweckmäßig  belasten  werden  —  dann 
müßten  die  Kosten  aller  Waren  um  einen  gewissen  Hundertsatz 
steigen:  es  hat  an  dem  guten  Kapital  höherer  Ordnung  gefehlt,  das 
als  fruchtbares  Werkzeug  an  allen  Erzeugungsvorgängen  mitwirken 
muß! 

Die  Volkswirtschaftslehre  hat  diesen  grundlegend  wichtigen 
Bestandteil  alles  Wirtschaftens  bisher  an  eine  falsche  Stelle  im 
Netz  der  Begriffe  gestellt,  indem  sie  ihn  als  „Bedingung"  des 
Wirtschaftens  betrachtete  (Rechtsordnimg,  Staat,  usf.),  ähnlich  wie 
die  „Natur'",  die  Rohstoffvorkommen  u.  dgl.  Dadurch  wurde  dieser 
Faktor  auch  zu  gering  eingeschätzt.  Er  ist  nicht  „Bedingung",  son- 
dern Bestandteil  aller  Wirtschaft.  Denn  sämtliche  Leistungen  des 
Staates,  der  Gemeinden  und  anderer  öffentlichen  Verbände,  wie  sie 
in  Recht,  Verwaltung,  Polizei,  merkantilistischen  Reglementierungen 
usf.  vorhanden  sind,  gehen  als  unmittelbare  oder  mittelbare 
Hilfsmittel  in  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  auf  jeder 
ihrer  Stufen  ein  und  verleihen  ihnen  damit  jeweils 
die  Reife  der  Gemeinsamkeit  die  nötig  ist,  damit  sie 
überhaupt  Dasein  erlangen.  Diese  Leistungen  sind  der  Inbegriff  des 
Kapitals  höherer  Ordnung,  das  einer  Volkswirtschaft  'zur  Ver- 
fügung steht.  Die  Leistung  des  Kapitals  höherer  Ordnung  kann 
unterschieden  werden:  1)  als  unmittelbare  Hilfe  und  ist  dann  leib- 
haftige ,,Mitwirkung"  an  der  Werk-,  Markt-,  Genuß-  und  Vorreife; 
2)  als  mittelbare  Hilfe  aller  Wirtschaft  und  ist  dann  „Ermöglichung" 
der  Werk-,  Markt-,  Genuß-  und  Vorreife  —  sofern  die  Leistung 
der  Gemeinsamkeit  für  alle  andern  Güter  komplementär  ist! 

Durch  die  Arbeit  des  Politikers  und  des  Staatsmannes  im  wei- 
testen Sinne  und  aller  seiner  Organe  (der  Beamten)  wird  also  den 
Handlungen  und  Gütern  auf  allen  Stufen  ihrer  Wirksamkeit  die 
Möglichkeit  gegeben,  sich  auf  bestimmte  Weise  in  das  gemeinsame 
(polygenetische)  Gefüge  der  Volkswirtschaft  einzuordnen  ;  und  ferner 
werden  leibhaftige  Werkzeuge  zur  Durchfuhrung  jeglicher  wirt- 
schaftlichen Arbeit  zur  Verfügung  gestellt,  z.  B.  mit  Hilfe  des 
Handels  und  Wechselrechtes,  des  Patenischutzes.  Und  dies  eben 
nennen  wir,  den  Handlungen  und  Gütern  die  genossenschaftliche 
Eigenschaft,  die  stufenweise  Genossenschaftsreife  geben.  Der 
Staat  und  die  anderen  öffentlichen  Verbände  sind  in 
dieser  Wirksamkeit  und  Leistung  nicht  „Staat",  nicht 
Zweckgebilde    (das    heißt    Träger    von    Recht    und    Gerechtigkeit. 
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Nation),  sie  sind  ebensowenig  „Organisation",  „Anstalt",  sondern : 
ein  System  von  Mitteln,  von  VVirtschat'tsmitteln,  nämlich  Träger 
von  Kapitalleistungen  höherer  Ordnung  und  das  heißt  eben:  Mittel 
als  Träger  der  Vergenossenschaftung,  als  Verleiher  der  genossen- 
schaftlichen Eigenschaft,  der  Genossenschaftsreife,  der  Hilfe  für 
alle  Leistungen.  Die  zielfernste  Arbeit  (Urerzeugung) 
an  Kapital  höherer  Ordnung  ist  die  des  Politikers 
und  des  Staatsmannes,  die  zielnächste  die  des  aus- 
führendenBeamten. 

Ein  ganz  besonderes  Werkzeug,  das  die  leibhaftigste  und  allgegenwärtigst« 
Erscheinungsform  der  gemeinsamen,  der  „staatlichen"  Mithilfe  an  der  wirtschaft- 
lichen Tätigkeit  ist,  stellt  das  Geld  dar.  Das  Geld  darf  nicht  technisch  als  ein 
Stück  Metall  oder  Papier  angesehen  werden;  so  betrachtet,  wäre  es  nur  ein  ge- 
wöhnliches Gut.  Nein,  als  „Geld",  als  „Vermittler"  von  Tausch,  als  Träger  einer 
abstrakten,  über  dem  Gebrauchsgut  stehenden  Leistung,  ist  es  Kapital  höherer 
Ordnung;  schon  in  primitiven  Zeiten  stellt  es  sich  dar  als  beruhend  auf  einer 
wirtschaftlichen  Handlungsweise,  welche  Güter  nicht  zum  eigenen  Ver- 
brauche, sondern  als  bloße  Vermittlungsinstrumente  annimmt,  als  ein  Massen- 
brauch, die  „Annahme  der  absatzfähigsten  Ware"  (Menger)  um  der  Tauschver- 
mittlung selbst  willen  auszuüben.  Dieser  Vorgang  aber  geht  über  den  Rahmen 
der  privatwirtschaftlichen  Bedeutung  hinaus:  er  betrifft  alle  in  der  Tauschwirt- 
schaft verbundenen  Wirtschaften,  er  hat  allgemeine  Marktgeltung,  Massen- 
geltung, er  ist  daher  ein  Vorgang  der  Gemeinsamkeitspeife !  In  modernen  Zeiten 
ist  das  Geld  überdies  deutlich  mehr  als  jene  ständige  Uebung;  die  üebung  ist 
zur  währungsrechtlich  gestalteten  und  geordneten  Tausch  Vermittlung  geworden. 
Im  Gelde  als  Tausch  vermittler  liegt  daher  notwendig  ein  ge- 
meinsames Wirt  schal  tsmit  tel,  ein  Gebilde  der  Gemeinsamkeitsreife: 
sei  es  als  massenweise  geübte  Handlung,  sei  es  als  verbandlicher  Brauch,  Ge- 
wohnheitsrecht ;  sei  es  endlich  als  währungsrechtlich  gestaltete  öffentliche  Ein- 
richtung. Ob  nun  bloßer  wirtschaftlicher  Brauch  oder  daraus  heraus  kristalli- 
siertes Recht:  in  jedem  Falle  handelt  es  sich  um  ein  universelles  Wirtsehafts- 
mittel,  um  ein  Mittel  für  alle  Käufe,  eine  Hilfe  für  alle  Leistungen,  ein  Kapital 
höherer  Ordnung.  Ja,  indem  Geld  bei  jedem  Tau.sch,  bei  jedem  Leistungswechsel 
mitwirkt,  ist  es  geradezu  das  umfassend.ste Gebilde  derGemeinsamkeitsreifp,  gleich- 
wie der  Handel  das  umfas.sendste  Gebilde  der  Marktreife  ist.  Der  Umstand, 
daß  Geld  ein  bestimmtes  Warenstück  aus  Metall  oder  Papier  ist,  begründet 
keinen  Unterschied  vom  Handel,  denn,  wie  gesagt,  nur  die  allgemeine,  die  ge- 
meinsame Handlungsweise  (deren  Grund.sätze  Gewohnheitsrecht  und  Währungs- 
recht wurden),  die  hinter  dem  Geldstück  steht  und  deren  Erscheinungsform  jedes 
Geldstück  bloß  ist,  nur  jene  Einrichtung  als  gejneinsame  Mithilfe  bei  jedem  Kauf, 
jeder  Zahlung  ist  das  „Geld"  und  damit  eben  mehr  als  Ware  —  ein  Werkzeug 
höherer  Ordnung  I  Auch  Dühring  der  vorzugsweise  das  Geld  als  Ware  „Gold" 
betrachten  will,  ist  genötigt,  die  Goldmünze  zugleich  als  Geldzeichen  zu 
kennzeichnen. 

Die  moderne  subjektive  Geldtheorie  (Wieser,)  scheint  mir  sich  allzu 
ausschließlich  mit  dem  Problem  des  Geldwertes  zu  befassen  und  darüber  die 
leistungsmäßigen  und  morphologischen  Seiten  zu  vernachlässigen.  Andererseits 
wieder  haben  sich  manche  Verfasser,  wie  Adam  Müller  und  besonders  Knapp, 
allzu  ausschließlich  auf  das  leistungsmäßige  Element  festgelegt,  das  in  der 
Staats  hilfe  liegt.  „Geraeinsamkeitsreife"  ist  noch  nicht  einerlei  mit  Staats- 
täfigkeit;  das  Wesentliche  ist  vielmehr  die  Eigenschaft  als  gemeinsames 
Wirtschaftsmittel,   die   das   Geld   erlangt. 

Mit  dieser  Begriffsbestimmung  imd  Einordnung  des  Geldes  in  das  Ver- 
richtungssystem der  Wirtschaft  soll  der  Streit  zwischen  „Metallismus"  und 
„Nominalismus"  nicht  berührt  werden.  Denn  die  Frage  ist  hier  nicht  zu  ent- 
scheiden, ob  die  Kapitalleistung  höherer  Ordnung,  die  das  Geld  bedeutet,  sich  her- 
schreibt voH  der  Wareneigenschaft    des  Geldes   (Metallismus'),    oder  vom  Geld- 
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brauch  d.  i.  von  der  Massengewohnheit  der  Geldannahme  und  der  darin  ent- 
haltenen Organisierungsleistung  der  Oeffentlichkeit  und  des  Staates  (Norainalis- 
mus)  —  öder  was  sonst  für  Bestandteile  von  „Kapital  höherer  Ordnung"  im 
Gelde  stecken  mögen.  Nur  daß  beide  Begriffselemente,  das  uominalistische  und 
metallistische  in  der  Lehre  von  der  Geldleistung  Platz  haben  müssen,  ist  hier 
klar.  Daher  hat  der  Streit  zwischen  Nominalismus  und  Metallismus  erst  einen 
Sinn,  wenn  die  Frage  entstellt,  wer  der  T  räger  der  Gfeldleistung,  der  abstrakten 
Leistung  der  Tauschvermittlung  ist:  die  Gcld„ware"  oder  der  „Staat";  für 
die  Natur  dieser  Leistung  selber  aber  nicht:  die  Tauschvermittlung  ist  eine 
Leistung  der  Gemeinsamkeitsreife,  eine  Kapitalleistung  höherer  Ordnung;  damit 
ein  Winschaftsmittel  schlechthin  und  weder  „Staat"  noch  „Ware",  weder  Rechta- 
befciil  noch  metallenes  Gebrauchsgut,  sondern  eine  spezifische  Leistung.  Erst 
wenn  man  untersucht,  wer  dieses  Kapital  höherer  Ordnung  herstellt,  das  Gold- 
bergwerk oder  die  öffentliche  Verkehrsgewohnheit  und  die  Parlamente,  der  ab- 
strÄte  Rechtsbefehl  oder  der  freie  Warenverkehr  mit  dem  Geldgut,  erst  dann 
kommt  man  auf  die  metallistische  wie  uominalistische  Fraga,  sowohl  in  der 
Leistungslehre,  wie  in  der  Wertlehre  vom  Gelde. 

V.  Die  Vorreife. 

Wirtschaft  entspringt  nicht  wie  Pallas  Athene  aus  dem  Haupte 
des  Zeus.  Jede  Handlung,  Güteraufwendung,  Geschäftsform  und 
Kombination  mußte  einmal  gefunden  und  das  Gefundene  mußte 
weitergegeben,  mußte  allen  bekannt  werden.  Erfinden  und 
Lehren  sind  die  Gebilde  der  Wir tschafts Vorberei- 
tung, sozusagen  die  Industrien  der  Vorreife.  Wieviel  Arbeit, 
Kapital  und  Kapital  höherer  Ordnung  auf  die  Vorbereitung  der 
allen,  der  schon  gefundenen  Möglichkeiten  zu  wirtschaften  durch 
Lehren  verwendet  werden,  ist  ja  bekannt.  In  Deutschland  und 
Oesterreich  gibt  es  allein  Tausende  von  gewerblichen  und  landwirt- 
schaftlichen Lehranstalten.  Was  darüber  hinaus  Familien,  An- 
stalten, Privatlehrer,  Kurse,  Vormünder,  Lehrmeister,  vor  allem 
auch  Reisende  und  Agenten  und  manche  andere  Formen  des  Unter- 
richtes lehren,  ist  noch  ein  Vielfaches  jener  Fachschulbildung  im 
engeren  Sinne.  Die  Ausdehnung  und  Bedeutung  des  Lehrens  als 
Vorbereitung  aller  Wirtschaft  geht  auch  aus  der  Größe  der  Hilfs- 
gewerbe hervor,  die  es  in  Bewegung  setzt.  Die  Lehrbücher, 
Bildwerke,  Sammlungen,  Lehrwerkstätten,  tausenderlei  andere  Lelu- 
mittel,  die  Ausstellungen  und  Mjiseen  stellen  gewaltige  wirtschaft- 
liche Aufwendungen  dafür  dar. 

Weniger  noch  als  dem  Lehren  gegenüber  hat  man  sich  darüber 
Rechenschaft  gegeben,  welch  ungeheurer  Aufwand  von  Kapital  und 
Arbeit  mannigfachster  Art  für  das  Erfinden  (in  unserem  weiteren 
Sinne)  gemacht  wird.  Im  Deutschen  Reiche  wurden  im  Jahre  1913 
gegen  50000  Patente,  über  60000  Gebrauchsmuster  und  über 
30000  Warenzeichen  angemeldet.  Hiervon  wurden  über  13000 
Patente  erteilt,  gegen  50000  Gebrauchsmuster  und  gegen  20000 
Warenzeichen  eingetragen.  Es  läßt  sich  kaum  ermessen,  welch  unge- 
heure Kraftentfaltung,  welch  vielverzweigter  wirtschaftlicher  Auf- 
wand hinter  diesen  Zahlen  steckt,  denn  ein  großer  Teil  davon  be- 
deutet ein  ganzes  Lebenswerk  für  den  Einreicher.  (In  die  Praxis 
werden  übrigens,  wie  bekannt,  nur  wenige  Hundertteile  der  Erfin- 
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dungeii  übergeführt.)  Außer  der  privaten  Erfindertätigkeit  bestehen 
aber  noch  eigene  Veranstaltungen  für  Neuerungen  und  Erfindungen 
in  der  Wirtschaft.  Die  meisten  der  ganz  großen  modernen  Betriebe 
haben  heute  eigene  Laboratorien,  Versuchs-  und  Erprobungseinrich- 
tungen, in  denen  tüchtige  Kräfte  jaiiraus,  jahrein  beschäftigt  sind. 
Dazu  kommen  die  entsprechenden  Einrichtungen  und  Tätigkeiten  an 
unseren  Hochschulen  und  den  besonderen  Fach-  und  Forschungs- 
anstalten ;  dazu  kommen  ferner  die  Hilfsberufe,  welche  in  Patent- 
anwälten, in  Patentvcrwertungsgesellschaften  gegeben  sind  und  die 
sich  in  einem  riesigen  Ankündigungswesen  der  Welt-  und  Fachzei- 
tungen einen  sichtbaren  Erfindungsmarkt  geschaffen  haben ;  endlich 
gehört  hierher  das  Kapital  höherer  Ordnung,  das  in  Patent-,  Marken- 
und  Alusterrechit,  den  Patentämtern  und  den  amtlichen  „Patent- 
schriften" gegeben  ist. 

Wenn  man  die  ungeheuren  Mittel,  welche  der  Vorreife  der  Wirt- 
schaft gewidmet  sind,  überblickt,  so  versteht  man  auch  von  dieser 
Seite  her,  wie  sehr  unsere  moderne  Volkswirtschaft  eine  fortschrei- 
tende, eine  „dynamische"  ist.  Das  war  nicht  immer  so.  In  den 
geschlossenen  Hauswirtschaften  war  die  Wirtschaft  fast  ganz 
beharrend,  ausgeglichen  (statisch),  daher  für  die  Wirtschafts  Vor- 
bereitung hauptsächlich  nur  das  Lehren  in  der  Form  mündlicher 
üeberlieferung  in  Betracht  kam.  In  der  Stadtwirtschaft  war  schon 
weit  mehr  Bewegung  und  auch  infolge  der  hohen  Stufe  der  Hand- 
werkskunst sehr  viel  zu  lehren ;  das  ganze  große  und  ausgebreitete 
Wanderwesen  diente  dem  Lehren,  wie  dem  Fortschreiten  und  ebenso 
die  regelmäßige  Verbindung  mehrerer  Wirtschaftskreise  in  den 
Märkten  und  Messen.  In  der  modernen  Volkswirtschaft,  die  sich 
in  unaufhörlicher  Forlschreitung  befindet,  sind  die  Formell  der 
Wirtschaftsvorbereitung  und  ihre  Hilfsindustrien  vielfältigster  Art, 
wie  wir  sie  eben  sahen.  Ob  auch  sie  einmal  zur  Ruhe  kommen 
wird?  Diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Eine  verhältnismäßig  beständige 
Wirtschaft  ist  überall  da,  wo  organisierte  Wirtschaft  ist.  Meines 
Bedünkens  wird  es  die  feste  Organisation  der  Erzeugung  und  Ver- 
teilung einerseits,  ganz  besonders  aber  der  Stillstand  in  der 
Bildung  der  Marktgröße  andererseits  sein,  wovon  die  Ver- 
stetigung  unserer  Wirtschaft  hauptsächlich  abhängt  —  eine  Frage, 
die  strenger  theoretischer  Untersuchung  wert  wäre. 

Das  Verbreiten  und  Lehren  des  schon  Erfundenen  kann  als 
Organ  oder  Gebilde  der  Wirtschafts  fort  Setzung  bezeichnet 
werden.  ^lit  dieser  Bestimmung  dürfte  das,  was  Adam  Müller  und 
nach  ihm  List  mit  Recht  so  sehr  betont  und  in  den  Vordergrund 
gerückt  haben :  die  Bedeutung  der  Üeberlieferung,  dalfe  Problem  der 
Dauer,  der  Verknüpfung  des  Gegenwärtigen  mit  dem  Vergangenen 
einen  angemessenen  Platz  in  der  sachlichen  Systematik  der  Volks- 
wirtschaft gewonnen  haben.  Lehren  stellt  die  Werkreife  der  ak- 
tiven Mittel,  der  Arbeitskräfte  in  der  Wirtschaft  dar.  Das  Lehren 
hat  seine  Urerzeugung  in  der  erstmaligen  Mittei- 
lung des  Erfundenen  an  andere.    Der  Erfinder,  der  Schöpfer 
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jst  überall  auch  der  erste  Lehrer.  Die  allgemeine  Form  der  Urer- 
zeuguog  im  Lehren  ist  die  Ausbildung  des  Lehrers. 

Das  Erfinden  dagegen  ist  als  Organ  oder  Gebilde  der  Wirt- 
schaftserneuerung, der  Wirtschaf  tsfortschreitung  zu  be- 
zeichnen. Erfinden  und  Fortschreitung  vollzieht  sich  in  jedem  Be- 
reiche, auf  jedem  Stufensystem  der  Volkswirtschaft,  im  Bereiche  des 
Kapitals  höherer  Ordnung  (der  Gemeinsamkeitsreife)  so  gut  wie  in 
jenem  der  Werkerzeugung  —  der  Staatsmann  und  Politiker,  der 
durch  neue  Gesetze  und  Einrichtungen  neue  Mithilfen  des  Staates 
und  der  Verbände  an  der  volkswirtschaftlichen  Arbeit  schafft,  wirkt 
ebenso  an  der  Neugestaltung  der  Wirtschaft  mit  wie  der  Erfinder 
eines  handgreiflichen  Werkzeuges,  z.  B.  einer  selbsttätigen  Feue- 
rung oder  eines  neuen  Motors.  Das  gleiche  gilt  von  der  Marktreife 
und  der  Genußreife.  Neue  Geschäftsarten  und  Abwicklungsformen 
im  Börsen-,  Bank-  und  Handelswesen,  neue  Verfahren  des  Kochens 
bedeuten  ebenso  die  Ersparnis  von  Millionen  wie  die  Erfindung  der 
stromsparenden  Metallfadenlampe  oder  des  überhitzten  Dampfes. 
Das  Erfinden  und  schöpferische  Hervorbringen  im  wei- 
testen Sinne  (auch  wo  es  Selbstzweck  ist  und  nur  hinterdrein  als 
Mittel  verwendet  wird  —  „Nebenwirtschaft")  ist  geistige  Ure r- 
Zeugung.  Geist  ig  e  ürerzeuguiig  und  erstmalige  Er- 
zeugung fallen  zusammen,  allerdings  nur  beim  Erfinden, 
Schon  beim  Lehren  ist  die  Urerzeugung  nachahmend,  nicht  erst- 
malig, nicht  schöpferisch ;  in  der  Werkreife  kann  vollends  von  Erst- 
maligkeit in  der  Urerzeugung  (z.  B.  des  Getreides)  keine  Rede  sein. 
Urerzeugung  bedeutet  lediglich  die  Zielferne.  Nur  beim  Erfinden 
fällt  Erstmaligkeit  und  Zielfcrne  zusammen. 

So  zeigt  uns  das  System  der  Wirtschaftsvorbereitung  an  allen 
Stufen  der  Volkswirtschaft,  wie  die, Wirtschaft  teils  aus  Vergange- 
nem sich  forterzeugend  weiter  gestaltet,  und  wie  sie  sich  zum 
anderen  Teil  aus  eigener  Kraft  neue  Gestalten  gibt,  aus  sich  selbst 
heraus  neues  Leben  gebiert. 

Die  schöpferische  Gestaltung  der  Vorreife  ist  ganz  besonders 
eine  Frage  der  Entwicklung  der  Ziele.  Hier  ist  ein  Punkt,  an  dem 
die  Wirtschaft  wieder  in  die  Gesellschaft  zurückkehrt,  wie  sie  gleich- 
zeitig aus  ihr  hervorgeht,  die  Nabelschnur,  an  der  die  Wirtschaft  mit 
der  ganzen  geistigen  Welt  der  Gesellschaft,  der  gesamten  Wertschöp- 
fung, der  Fortschreitung  des  Wissens  verbunden  ist.  Die  innere 
Sättigung  und  Sicherheit  der  Wertanschauungen  im  Mittelalter 
konnte  «u  schöpferischer  Vorreife  in  der  Wirtschaft  nicht  treiben. 
Dagegen  halte  man  die  Neuzeit  mit  ihrem  unbändigen  Drang,  die 
sichtbare  Welt  zu  erobern,  und  man  wird  erkennen,  wie  sehr  die 
Idee  der  Beweger  aller  Wirtschaft  ist. 

VI.  Die  universale  Lebendigkeit  aller  Wirtschaft. 

Die  Erscheinungen  der  Marktreife  sind  rein  verkehrswirtschaft- 
liche  Erscheinungen,  das  will  sagen :  es  tretpn  Wirtschafter  auf  dem 
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Markte  einander  selbständig  gegenüber  und  sind  nur  durch  die  Kraft 
des  Wettbewerbes  einander  angegliclien  und  vereinlieitlicht.  Diese 
verkehrswirtschaftliche  Verbindung  der  Wirtschafter  hat  einen  rein 
individualistischen,  einen  atomistischen  Charakter,  denn  die  auf 
dem  Markte  auftretenden  Angebote  und  Nachfragen  werden  als 
reine  Eigenkräfte,  als  autarke,  in  sich  fertige,  als  schlechthin  „ge- 
gebene'' Kräfte  gesetzt.  Dieses  Hinnehmen  der  einzelnen  Erschei- 
nungen als  ,, gegeben"  ist  aber  schon  kraft  des  Zusammenhanges 
aller  Leistungen  (wie  er  darin  zum  Ausdruck  kommt,  daß  Lei- 
stungen nur  im  „System"  auftreten),  nur  eine  Unterstellung,  nur 
eine  Betrachtung  „als  ob"!  Anders  in  den  Erscheinungen  der  Gemein- 
schaftsreife. Hier  wird  die  durchgängige  Gemeinsamkeit  alles  Wirt- 
schaftens  klar.  Die  Verbindung  der  Wirtschafter  durch  die  Ge- 
meinsamkeitsreife hat  einen  antiindividualistischen,  einen  universa- 
listischen Charakter.  Soweit  die  rechtliche  Hilfe  des  Staates  und  der 
Verbände,  soweit  die  moralische  Hilfe  der  Massengewohnheit  und 
Massengeltung  als  Wirtschaftsmittel  benützt  wird,  werden  spezi- 
fische Erscheinungen  der  Gegenseitigkeit  des  Wirtschaf- 
tens  Wirtschaftsbestandteile.  Damit  wird  aber  der  wirtschaftlichen 
Selbstherrlichkeit,  der  Autarkie,  der  Gegebenheit  jedes  einzelnen 
Wirtschafters  als  fertiger  Wirtschaftskraft  auf  dem  Markte  wesent- 
lich Abbruch  getan!  Der  Wirtschafter  ist  nun  das,  was  er  kraft 
seiner  Wirtschaftsmittel  ist,  nicht  mehr  aus  sich  heraus,  nicht  mehr 
selbständig,  sondern  als  Glied  aller  Kapital  höherer  Ord- 
nung schaffenden  Gemeinsamkeiten.  Dies  hat  grundlegende 
methodologische  Bedeutung!  Denn  die  Herstellung  der  Wirtschafts- 
mittel ist  nicht  vollständig  im  Belieben  des  einzelnen  Wirtschafters, 
sondern  hängt  von  den  Wirtschaftsmitteln  aJler,  nämlich  der  Ge- 
meinsamkeitsreife ab.  Da  die  Mittel  der  Gemeinsamkeitsreife  bei 
allen  wirtschaftlichen  Vorgängen  gebraucht  werden,  so  ist  diese 
Tatsache  Ton  ausschlaggebender  Bedeutung  für  die  innere  Bewegung, 
die  innere  Triebkraft  der  Wirtschaft.  Sie  bedeutet,  daß  die 
individualistische,  atomhafte  Auffassung  vom  Leben 
der  Wirtschaft  nur  als  Unterstellung  berechtigt  ist. 
Es  ist  nicht  der  Fall,  daß  Angebote  und  Nachfragen  selbständig, 
autark  auf  dem  Markte  aufträten,  schon  vorher  in  sich  fertig  und 
auf  sich  beruhend  wie  Atome,  wie  ein  absolutes  Individuum.  Ein 
Gegenteiliges  ist  der  Fall :  lebendige  Gegenseitigkeit  beherrscht  die 
Wirtschaftsmittel,  beherrscht  damit  die  ., Produktion",  ist  die  Vor- 
aussetzung des  Verkehrs  —  trotz  reinwirtschaftlichen  Handelns 
aller  Beteiligten.  Daß  in  der  Wirtschaft  absolute  Indivi- 
duen einander  gegenübertreten,  ist  eine  Unterstel- 
lung, die  lediglich  zum  Zwecke  der  Erleichterung  der 
Untersuchung,  lediglich  als  Arbeitshypothese  berech- 
tigt ist,  nicht  aber  als  allgemeine  Theorie  der  Wirt- 
schaft. In  der  Gemeinsamkeitsreife  kommen  jene  Or- 
gane zur  Erscheinung,  die  der  universalistischen 
Grundlage  und  Natur  des  Wirtschaf tens  entsprechen. 
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Wenn  die  zergliedernde  Betrachtung  die  Leistungen  alier  Ele- 
mente atomhaft  auseinanderlegt  uiid  ihre  Selbständigkeit  voraus- 
setzt, so  zeigt  sich  nun,  daß  dies  eine  Abstraktion  ist,  die  nur  unter 
Absehung  von  Gemeinsamkeitsreife  wie  unter  Absehung  von  dem 
durchgängigen  Leistungszusammenhang  gilt, "  der  alle  Wirtschaft 
beherrscht.  Ohne  andere  leistende  Elemente  kann  die  Leistung 
nicht  leben,  ohne  vielwurzelige  Gebilde  kann  das  einwurzelige 
nicht  wirklich  werden,  und  ohne  ein  System  polygenetischer 
Gebilde  in  der  höheren  Verbundenheit  eines  großen  Ganzen, 
heute  der  Volkswirtschaft,  kann  selbst  das  einzelne  polygenetische 
Gebilde  nicht  wirklich  werden  und  Dasein  gewinnen.  Um  dieser 
tausendfachen  Verbundenheit  willen  muß  allen  Elementen  die  Ein- 
fügung in  den  organischen  Bau,  muß  ihnen  die  Gemeinsamkeitß- 
reife  von  den  tausendfachen  Gebilden  höherer  Ordnung,  die  dazu 
bestimmt  sind,  verliehen  werden.  Diese  von  Gemeinsamkeit  ab- 
hängige Geburtshilfe  ist  der  Ausdruck  der  Gegenseitigkeit  und 
Universalität  als  Baugesetz,  als  Natur  alles  Wirtschaftlichen. 

In  der  Tatsache  des  Geltungszusammenhanges  der  Leistungen 
und  in  der  Gemeinsamkeitsreife  liegt  die  volkswirtschaftliche  Be- 
gründung jenes  Universalismus,  den  die  gesellschaftswissenschaft- 
liche Untersuchung  als  die  wahre  Lebensform  aller  geistigen  Gemein- 
samkeit erkennt.  Die  Auffassung  der  Volkswirtschaft  als  einies 
leistenden  Mittelsystems  kommt  so  zur  Ueberwindung  jenes  atom- 
haften Individualismus,  der  von  Quesnay,  Smith  und  Ricardo  bis 
zur  modernen  Grenznutzentheorie  reicht. 

Die  Erscheinungen  der  Gemeinsamkeitsreife  wurden  meist  als  „Eingriffe" 
des  Staates  in  die  Wirtschaft,  also  nicht  als  Bestandteile  der  Wirtschaft  selbst 
aufgefaßt,  und  auch  ich  habe  sie  in  einem  frülieren  Aufsatze  („Zur  Logik  der 
sozialwiss.  Begriffsbindung",  Tübinger  Zeitschrift,  1908)  als  „öffentUche  Rege- 
lung" bestimmt.  Es  ist  das  auch,  als  Tatsache  für  eich  gesehen,  nicht  gerade 
unrichtig,  docli  verleitet  es  zu  der  Auffassung,  daß  z.  B.  die  Bauordnung  recht- 
lich-geschichtlich darzustellen,  statt  als  Wirtschaftsmittel  theoretisch  zu 
behandein  sei.  Man  muß  festhalten,  daß  sich  der  Staat  in  allen  seinen 
Akten  (trotzdem  sie  formell  in  der  Rechtssphäre  sich  bewegen),  sofern  sie 
Wirt  Schaftsmittel  werden,  überall  selbst  in  Wirtschaft  verwan- 
delt, in  Bestandteile  der  Volkswirtschaft,  wie  oben  schon  dargetan 
wurde  (siehe  S.  686  ff.).  Niy  vom  „Staate"  aus  (als  einem  Zwecksystem 
gesehen)  liegt  tatsächlich  ein  „Eingriff"  in  die  schon  fertig  gedachten  Vorgänge 
und  Gebilde  der  Volkswirtschaf  t  vor.  Aber  dann  und  soweit  ist  Staat  eben  wirklich 
„Staat",  nämlich  Garant  der  Gerechtigkeit,  Ordnung,  des  Volkstiuns,  als  wirk- 
samer Teil  der  Wirtschaft  ist  er  indessen  Wirklich  Bestandteil 
derselben  geworden  und  in  dieser  nicht  mehr  „Staat",  sondern 
Kapital  höherer  Ordnung,  Beistand  alles  Wirtschaf tens.  Werkzeug  aller 
Werkzeuge  —  also  selber  „Wirtschaft";  und  er  hat  auch  nicht  in  eine  „fertige" 
Wirtschaft  nachträglich  eingegriffen,  sondern  in  eine  stets  schon  durch 
ihn  als  das  allgemeinste  Erzeugungsmittel  mitgeschaffene 
Wirtschaft.  Man  muß  nur  Ernst  machen  mit  jenem  „Eingreifen"  des 
Staates  in  die  Wirtschaft:  in  diese  „eingreifend"  „eingehend",  wird  er  ein 
Mittel  unter  anderen  Mitteln,  und  was  dort  „Gerechtigkeit"  und  „Ordnung"  war 
und  ist,  wird  hier  nur  als  Mittel  aller  Mittel  wirksam  und  wirklich,  als  durchaus 
allgemeine.",  als  gebnrtshelfendes  Mitt-el,  das  wir  darum  ..genossenschaftlich" 
nannten.    In   die   Gesellschaftsart   „Wirtschaft"   kann    sich   eine   Gesellschaftsart 
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„Staat'"  cljensowenig  pinmisfhen,  wie  sich  Speise  mit  Blut  mischt:  sie  muß 
erst  zu  „Blut"  werden,  um  in  diesem  als  Blut  zu  wirken,  oder  sie  bleibt  wir- 
kungsloser Fremdkörper  darin. 

Die  obige  Darstellung  des  Bauplanes  oder  sachlichen  Stufen- 
systems der  Volkswirtschaft  ist  nur  ein  flüchtiger  Vermerk  der 
Grundlinien  und  Hauptgestalten  jener  Leistungen  höherer  Ordnung, 
die  in  s)'stematischer  Aufeinanderfolge  den  ideellen  Stufenbau,  den 
Bauplan  der  Volkswirtschaft  ausmachen.  Diesen  wirklich  zu  schil- 
dern und  zu  zergliedern  ist  Aufgabe  einer  volkswirtschaftlichen  Lei- 
stungslehre und  Phänomenologie,  welche  neben  die  bisher  fast  allein 
ausgebildete  Leistungsgrößen-  oder  Wert-  und  Preistheorie  gestellt 
werden  muß.  Eine  solche  Leistungslehre  darf  nicht  beim  bloßen 
Bauplan  stehen  bleiben,  sie  muß  zum  Schematismus  des  leben- 
digen Fortganges  der  Leistungen  weiterschreiten,  um  den  leist- 
samen Kreislauf  der  Wirtschaft  in  ähnlichem  Streben  wie  Ques- 
nays  großes  tableau  economique  zu  erkennen.  Diese  Lehre  gilt  in 
gewissen,  allgemeinen  Grundzügen  ebenso  für  die  geschlossene  Haus- 
wirtschaft, Stadtwirtschaft,  sozialistische  Staatswirtschaft  wie  für 
die  freie  Verkehrswirtschaft.  Die  Leistungslehre  hat,  als  Schematis- 
mus gefaßt,  einen  übergeschichtlichen,  ewigen  Gehalt,  sie  gilt  für 
alle  Wirtschaftsstufen,  gilt  für  alle  Wirtschaftsgesinnungen,  sie  ist 
reine,  absolute  Wirtschaftslehre. 

Mit  dem  Bauplan  der  Volkswirtschaft  und  ihrem  Begriff  als 
Gebilde  höchster  Ordnung  ist  das  Begriffsgebäude  gekrönt,  das 
sich  uns  von  der  ersten  Ausgangsbestimmung  aus,  welche  Wirt- 
schaft von  der  übrigen  Gesellschaft  abtrennen  sollte,  der  Mitlelhaf- 
tigkeit.  bis  zum  Begriffe  des  Gebildes  höchster  Ordnung  Stufe  für 
Stufe  aufgebaut  hat.  Nicht  weniger  als  ein  Organon  aller  volkswirt- 
schaftlichen Begriffserkenntnisse  muß  dieses  aufgebaute  Begriife- 
fachwerk  sein,  wenn  anders  es  auf  innerer  Wahrheit  und  richtiger 
Ausarbeitung  beruht.  Die  tatsächliche  Forschung,  die  sachliche  Er- 
kenntnisarbeit wird  es  nun  zu  bewähren  haben. 
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XIII.    • 

Die  Fürsorge  des  Staates  für  die  Landwirt- 
schaft eine  Errungenschaft  der  Neuzeit. 

Von 
Oeorg  V.  Below. 

Es  ist  eine  verbreitete  Vorstellung,  daß  der  staatliche  Schutz 
der  Landwirtschaft  mit  den  Verhältnissen  der  Neuzeit  nicht  recht 
vereinbar  sei,  oder  wenigstens,  daß  gewisse  Maßnahmen  der  staat- 
lichen Fürsorge  für  die  Landwirtschaft  sich  mit  den  Verhältnissen 
der  Neuzeit  nicht  vertrügen.  Um  sogleich  ein  paar  praktische  Bei- 
spiele herauszugreifen,  so  sieht  man  Getreideeinfuhrzölle  und  die 
staatliche  Festsetzung  der  Unteilbarkeit  der  Landgüter  als  etwas 
längst  Ueberwundenes,  als  etwas  „Feudales",  als  etwas  mit  den  modernen 
Verhältnissen  gar  nicht  zu  Vereinigendes  an.  Als  Aufgabe  der  Neu- 
zeit erscheint  die  Fürsorge  für  die  städtischen  Berufszweige  oder 
wenigstens  die  Fürsorge  für  die  freie  Entfaltung  der  städtischen 
Berufszweige.  Die  Fürsorge  für  die  Landwirtschaft  habe  in  zweiter 
Linie  zu  stehen.  Der  Staat  der  Neuzeit  erscheint  als  merkantil  und 
industriell,  der  des  Mittelalters  als  agrarisch.  Es  handelt  sich  hier 
um  Vorstellungen,  die  nicht  immer  ganz  klar  sind,  die  aber  jeden- 
falls vorhanden  sind  und  auch  eine  praktische  Wirkung  ausüben. 

Diese  Vorstellungen   sind   irrig:   sie  müssen  umgekehrt  werden. 

Bevor  ich  die  tatsächlichen  historischen  Verhältnisse  darlege, 
möchte  ich  die  Bemerkung  vorausschicken,  daß  wir,  wenn  wir  etwas 
als  neuzeitlich  bezeichnen,  damit  noch  nicht  ohne  weiteres  ein  Urteil 
über  seine  Zweckmäßigkeit  oder  etwa  über  einen  unbedingten  Vor- 
zug der  Maßregel  oder  Erscheinung  abgeben.  Bei  der  Beantwor- 
tung der  Frage  z.  B.,  ob  der  Staat,  welcher  Getreideeinfuhrzölle  be- 
schließt oder  die  Unteilbarkeit  der  Landgüter  verfügt,  zweckmäßig 
handelt,  wird  es  auf  die  besonderen  konkreten  Verhältnisse  ankommen, 
unter  denen  die  Maßregel  erfolgt.  Was  ich  behaupten  will,  das  ist 
zunächst  nur  folgendes:  erst  in  der  Neuzeit  machen  sich  jene  Ten- 
denzen der  Fürsorge  des  Staates  für  die  Landwirtschaft  geltend,  und 
erst  in  der  Neuzeit  gibt  ihnen  der  Staat  Folge. 
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Im  Mittelalter  wendet  der  Staat  seine  Fürsorge  der  Landwirt- 
schaft gar  nicht  zu,  höchstens  in  ganz  indirekter  Weise.  Soweit  er 
sich  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  annimmt,  tritt 
er  für  die  städtischen  Interessen  ein. 

Im  Mittelalter  herrschte  das  System  der  Stadtwirtschaft ''.  .Jede, 
auch  die  kleinste  Stadt  schloß  sich  mit  ihrer  unmittelbaren  länd- 
lichen Umgebung  zu  einem  industriellen  und  kommerziellen  Gebiet 
ab:  in  diesem  Gebiet  strebte  man  danach,  annähernd  alles  das  zu 
produzieren,  was  in  ihm  Gegenstand  des  Konsums  war,  und  der 
Hauptsache  nach  auch  nur  das  zu  produzieren,  was  man  am  Orte 
selbst  konsumierte.  Die  einzelnen  Städte  standen  in  einem  verhält- 
nismäßig geringen  Austausch  miteinander.  K.  Bücher,  in  der  viel- 
gelesenen Schilderung,  die  seine  „Entstehung  der  Volkswirtschaff' 
bietet,  faßt  den  Begriff  der  Stadtwirtschaft  zu  eng.  Es  hat  tat- 
sächlich mehr  Austausch  zwischen  den  verschiedenen  Städten  be- 
standen, als  er  annimmt.  Aber  das  interessiert  uns  hier  weniger. 
Für  unser  Thema  ist  es  von  grundlegender  Bedeutung,  daß  zu  der 
Stadt  des  Mittelalters  das  umliegende  platte  Land  gehörte:  es  war 
von  ihr  abhängig.  Nur  dann  konnte  die  Stadtwirtschaft,  konnte  eine  leid- 
liche Autarkie  der  Stadt  aufrecht  erhalten  werden,  wenn  das  um- 
liegende platte  Land  in  den  Bezirk  der  Stadt  einbezogen  und  von 
ihr  beherrscht  war.  Getreide  und  Vieh  konnte  ja  die  Stadt  im 
engeren  Sinne  nicht  in  genügender  Menge  produzieren;  dazu  be- 
durfte sie  des  umliegenden  platten  Landes. 

Die  Beherrschung  des  Landes  durch  die  Stadt  ist  zwar  nicht 
durch  einen  vollständigen  Ring  von  direkten  Rechtssätzen  gesichert. 
Aber  sie  wird  als  Ziel  durch  eingreifende,  teils  direkte  teils  in- 
direkte Anordnungen  erstrebt,  und  zwar  hat  sie  eine  dopppelte  Be- 
deutung: 

Einmal:  die  Landleute  müssen  ihre  Produkte  in  die  Stadt  bringen, 
dürfen  sie  nicht  außerhalb  der  Stadt  verkaufen,  sondern  nur  auf  dem 
städtischen  Markt.  Diese  Bestimmung  richtet  sich  zunächst  ^egen 
die  Zwischenhändler,  die  etwa  vor  die  städtischen  Tore  gehen,  um 
den  Landleuten  das  Getreide  abzukaufen,  ehe  es  auf  den  städtischen 
Markt  kommt;  sie  wendet  sich  aber  auch  direkt  an  die  Landleute. 
Es  besteht  mehr  oder  weniger  ein  Zwang  für  die  Landleute,  in  der 
Stadt  ihre  Produkte  zu  verkaufen. 

Sodann:  die  Landleute  müssen  die  gewerblichen  Produkte,  die 
sie  nötig  haben,  in  der  Stadt  kaufen;  ländliche  Handwerker  werden 
nicht  zugelassen.     Das   Verbot  des  ländlichen   Gewerbebetriebs   ist 


1)  Zur  neueren  Literatur  über  die  mittelalterlicVie  Stadtwirtschaft  v?'i.  meine 
Schrift:  „Mittelalterliche  Stadtwirtschaft  und  gegenwärtige  Kriegswirtschaft"  (Tübingen 
1917),  besonders  S.  43,  ferner  Histor.  Zeitschr.,  Bd.  116,  S.  500  ff.  und  diese  ..Jahr- 
bücher", Bd.  106,  Iir.  F.  Bd.  51,  S.  667  ff.  In  meiner  Abhandlung  „Das  gute  Recht  des 
Nationalstaats  und  der  Nationalwirtschaft"  (gedruckt  in  meinen  „Kriegs-  und  Friedens- 
fragen", Dresden  1917)  habe  ich  S.  6  ff.  besonders  betont,  daß  die  mittelalterliche 
Stadtwirtschaft,  der  Merkantilismus  und  die  Nationalwirtschaft  nicht  etwas  einfach  natur- 
haftes und  zurückgebliebenes  sind,  sondern  wesentlich  eine  bewußte  Tat  und  ein  Werk 
des  Fortschritts. 
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im  einzelnen  mehr  oder  weniger  streng  durchgefüiirt.  Brauerei  und 
Brennerei  sind  fast  durchweg  städtisches  Vorrecht ;  feinere  Webe- 
reien meistens  auch.  Das,  was  für  den  Eigenbedarf  im  ländlichen 
Hause  selbst  hergestellt  wird,  erkennt  man  zwar  an.  Aber  die  Stadt 
achtet  darauf,  daß  hier  keine  Ueberschreitung  vorkommt. 

Das  Gebiet,  das  von  der  Stadt  beherrscht  wurde,  war  verschieden 
bestimmt.  Wenn  wir  von  der  städischen  Bannmeile  hören,  so  handelt 
es  sich  meistens  nicht  um  eine  Angabe,  die  wörtlich  zu  nehmen  ist'). 
Oft  ist  es  ein  territorialer  Amtsbezirk.  Es  gab  auch  wohl  einige 
stadtfreie  Distrikte,  entlegene  Bezirke;  sie  sind  indessen  selten.  Im 
ganzen  wird  das  Land  von  den  Städten  beherrscht. 

Die  Abschließung  der  Stadt  und  so  auch  die  Beherrschung  des 
Landes  durch  sie  wird  oft  recht  egoistisch  ausgeübt.  Die  städtischen 
Statuten  sprechen  z.  B.  den  Grundsatz  aus,  daß  krankes  Vieh  nicht 
in  der  Stadt,  sondern  nur  außerhalb  verkauft  werden  darf,  d.  h.  an 
die  Landleute  und  an  andere  Städter.  Kranke  Schafe  dürfen  die 
Metzger  in  der  Stadt  nicht  schlachten  und  verkaufen;  wohl  aber 
dürfen  sie  sie  aufs  Land  treiben  und  auf  dem  Lande  verkaufen. 
Wenn  ein  Metzger  oder  ein  anderer  Mann  —  heißt  es  einmal  in  den 
Statuten  von  Schlettstadt  "•*)  —  kranke  Rinder  hat,  die  mag  er  mit 
Erlaubnis  des  Stadtrats  anderswohin  treiben.  Die  Voraussetzung, 
die  hier  gemacht  wird,  ist  folgende;  Vieh  darf  eigentlich  nicht  aus 
der  Stadt  geführt  werden ;  es  soll  lediglich  für  die  Bürgerschaft  zur 
Verfügung  gestellt  werden ;  erlaubt  ist  die  Ausfuhr  nur  bei 
krankem  Vieh;  der  Stadrat  muß  erst  feststellen,  daß  es  auch 
wirklich  krank  ist. 

Die  Lebensmittel  aus  dem  städtischen  Gebiet  sollen  also  der 
städischen  Bevölkerung  zur  Verfügung  stehen.  Demgemäß  wird  die 
Ausfuhr  der  Lebensmittel  verboten,  die  Einfuhr  auf  alle  Art 
befördert.  Agrarische  Zölle  sind  dem  Mittelalter  gänzlich  unbe- 
kannt. In  Augsburg  wird  im  Mittelalter  ein  sehr  hoher  Getreidezoll 
erhoben;  aber  es  ist  ein  Ausfuhrzoll ').  Die  Nahrungsmittelpolitik 
der  mittelalterlichen  Städte  setzt  überall  voraus,  daß  das  platte  Land 
eine  dienende  Stellung  hat. 

Diese  Politik  der  Städte  ist  nun  im  Mittelalter  vom  Staat 
—  d.  h.  in  Deutschland  überwiegend  von  den  Landesherren  —  unter- 
stützt und  befördert  worden.    Das  Königtum  nimmt  sich  dieser  Dinge 

1)  Ein  Beispiel:  die  Grenzen  des  Handelsgebiets  von  Bügenwalde  fielen  nach 
Westen  und  Süden  mit  denen  der  Aemter  Rügenwaldc  und  Buckow  zusammen.  Nach 
Osten  war  die  Grenze  streitig.  Am  schärfsten  wird  die  Handelsvormundschaft  gegen- 
über den  Stadtuntertanen  (Stadtdörfern)  durchgeführt.  Aber  auch  die  „Amtsdörfer" 
waren  auf  die  stadtische  gewerbliche  Produktion  angewiesen.  F.  Böhmer,  Geschichte 
der  Stadt  Rügenwalde,  S.  253,  265,  267. 

2)  Schlettstadter  Stadtrechte,  bearb.  v.  J.  GJny,  S.  306  b,  309  d,  763  §  5.  Vgl. 
J.  Brucker,  Straßburger  Zunft-  und  Polizeiverordnungen  des  14.  und  15.  Jahrhunderts, 
S.  346  f.,  367  f. ;  A.  Herzog,  Die  Lebensmittelpolitik  der  Stadt  Straßburg  im  Mittelalter, 
S.  65.  Siehe  auch  F.  Keutgen,  Urkunden  zur  städtischen  Verfa-ssungsgeschichte,  S.  337 
und  340  §  4     (der  Gegensatz  zu  Köln  ist  hier  etwa :  ein  laDdesherrlicher  Amtsbezirk). 

3)  S.  Vierteljahrsschr.  f.  Soiial-  und  Wirtschaftsgesch.,  1904,  S.  432. 
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wenig  an;  überwiegend  sind  es  die  Landesherren,  die  hier  in  Betracht 
kommen. 

Bei  der  landesherrlichen  Politik  ist  zweierlei  zu  unterscheiden. 
Nur  selten  haben  die  betreffenden  Maßnahmen  den  Charakter  einer 
territorialen  Politik:  nur  selten  betrachten  die  Landesherren  ihr  Terri- 
torium in  dieser  Hinsicht  als  ein  Ganzes,  indem  sie  etwa  Getreide- 
ausfuhrverbote für  das  ganze  Territorium  erlassen.  Meistens 
treffen  die  Landesherren  ihre  Verfügungen  mit  Rücksicht  auf  eine 
einzelne  Stadt,  indem  sie  etwa  eine  Verfügung  einer  Stadt  ein- 
fach bestätigen  oder  einer  Stadt  ein  Privileg  erteilen,  durch  das  ihr 
die  Herrschaft  über  das  umliegende  platte  Land  zugestanden  oder 
ein  ländliches  Handwerk  verboten  wird.  Zahllose  Privilegien  dieser 
Art  sind  im  Mittelalter  den  Städten  erteilt  worden:  es  sind  dies  die 
Privilegien,  durch  die  die  Städte  die  sogenannten  Zwangs-  und  Bann- 
rechte erhalten. 

Die  Privilegierungen,  die  wir  soeben  geschildert  haben,  stehen 
im  Piahmen  der  Stadtwirtschaft.  Städtische  Vorrechte  anderer  Art 
liegen  auf  dem  Gebiet  des  landesherrlichen  Finanzwesens.  Hierher 
gehört  es,  daß  der  Bürger  bei  der  direkten  Steuer  des  Mittelalters, 
der  Bede,  vor  dem  Landmann  (dem  Bauernj  begünstigt  ist.  Wir 
erwähnen  ferner  die  Privilegierung  der  Stadt  für  die  Einwanderung: 
der  Satz  „Stadtluft  macht  frei"  hebt  die  Stadt  über  die  Landgemeinde 
empor.  Charakteristisch  sind  dabei  wiederum  die  Einschränkungen, 
denen  dieser  Satz  öfters  unterliegt.  Der  Stadtherr,  der  einer  Stadt 
ein  solches  Vorrecht  gewährt,  macht  etwa  zu  seinen  oder  zugunsten 
eines  Klosters  oder  Stifts  die  Ausnahme,  daß  seine  und  des  kirch- 
lichen Instituts  Unfreie  nicht  in  die  Stadt  wandern  oder  dort  nicht 
die  Freiheit  erlangen  sollten.  Aber  er  spricht  die  Einschränkung 
nicht  sowohl  aus,  weil  er  die  Verminderung  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  verhindern,  als  vielmehr  weil  er  sie  nicht  als  Zinszahler 
verlieren  will.  Und  der  Landesherr  trifft  solche  Verfügungen  als 
privater  Herr.  Wenn  er  zugunsten  eines  Klosters  jene  Ausnahme 
festsetzt,  so  ist  es  etwa  das  landesherrliche  Hauskloster. 

Es  wird  die  Behauptung  zulässig  sein,  daß  jene  Zeit  in  der 
Förderung  des  Städtewesens  eine  ihrer  Hauptaufgaben  sah '). 

Die  Städte  empfingen  jene  Privilegien  zum  großen  oder  größeren 
Teil  in  erster  Linie  für  unmittelbare  Gegenleistungen:  dafür,  daß  sie 
den  Landesherren  finanzielle  Beihilfen  leisteten  oder  sie  im  Kriege 
unterstützten. 

Doch  waren  es  nicht  bloß  unmittelbare  Gegenleistungen  der 
Städte,  was  die  Landesherren  bestimmte,  ihnen  Rechte  und  Vorrechte 
zu  gewähren.    Oft  brachte  der  mittelalterliche  Herrscher  ihnen  ohne 


1)  Viel  Lehrreiches  im  einzelnen  hierüber  bei  Zycha,  Ursprung  der  Städte  in 
Böhmen,  z.  B.  S.  157  ff. :  auf  Kosten  der  Grundherrschaften  werden  die  Städte  be- 
günstigt; es  wird  jenen  zugunsten  dieser  Land  abgenommen;  S.  160:  „Ottokar  II.  wollte 
die  allgemeine  Maxime  (quod  in  multltndine  pojiuli  sit  gloria  principis)  vor  a'lem  auf 
seine  Städte  augewendet  wissen." 
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direkte  Entschädigungen  Opfer').  Die  Pflege  des  Städtewesens  be- 
währte sich  mittelbar  durch  die  wirtschaftliche  Hebung  des  landes- 
herrlichen Gebiets.  Die  mittelalterlichen  Regierungen  haben  aber 
auch  wohl  aus  allgemeinen  Gründen,  unabhängig  von  den  Rücksichten 
auf  zu  erwartende  Vorteile,  das  Städtewesen  begünstigt.  Es  wird 
unmöglich  sein,  alle  Maßnahmen  der  Landesherren  zugunsten  der 
Städte  darauf  zurückzuführen,  daß  sie  von  ihnen  merkbaren  Nutzen 
erwarteten.  Man  muß  annehmen,  daß  das  Mittelalter  auch  eine  ge- 
wisse unegoistische  Städtefreundlichkeit  besaß. 

Wir  haben  uns  zu  vergegenwärtigen,  daß  die  Regierungen  und 
die  Städte  von  verschiedenen  Ausgangspunkten  aus  unabhängig  von- 
einander zu  derselben  Nahrungsmittelpolitik  gelangten.  Die  Städte 
verlangten  Getreideausfuhrverbote,  weil  sie  mit  Rücksicht  auf  die 
Bedürfnisse  ihrer  wachsenden  Bevölkerung  sich  stets  den  nötigen 
Getreidevorrat  gesichert  halten  wollten.  Es  handelte  sich  hier  um 
ein  dauerndes  Bedürfnis,  .allein  auch  unabhängig  von  den  Städten 
trat  das  Bedürfnis  nach  Getreideausfuhrverboten  im  Mittelalter  ver- 
hältnismäßig oft  auf.  Die  Hungersnöte  sind  im  Mittelalter  häufiger 
als  in  der  Neuzeit,  was  schon  dadurch  bedingt  war,  daß  man  bei 
den  unentwickelten  Verkehrsverhältnissen  den  Folgen  der  Mißernten 
nicht  schnell  genug  abhelfen  konnte^).  So  wurden  denn  wegen  der 
Hungersnöte  nicht  selten  Verbote  der  Getreideausfuhr  aus  dem  be- 
treffenden Bezirk  erlassen ").  Indem  die  Herrscher  solche  Maßnahmen 
ergriffen,  geschah  es  auch  zugunsten  von  Landbewohnern;  aber  in 
erhöhtem  Maß  mußten  sie  natürlich  den  Städtern  zugute  kommen*). 

Die  Tatsache,  daß  die  Städte  von  den  Landesherren  im  Mittel- 
alter begünstigt  werden,  bedeutet  freilich  nicht,  daß  die  Stadtge- 
gemeinden  ohne  Kampf  die  Idee  der  Stadtwirtschaft  durchgesetzt 
haben.     Sie    ist   keineswegs   ohne   Kampf  und   Arbeit   verwirklicht 

1)  Vgl.  H.  Z.,  Bd.  81,  S.  39.  Keutgen,  Urkunden  z.  städt.  Verfassuugsgescli.,  Bd.  2, 
S.  491,  Nr.  388:  Der  Stadtherr  gewährt  der  Stadt  auf  4  Jahre  den  Steuerertrag  eines 
Amtsbezirlfs  für  den  Mauerbau.  Er  läßt  sich  Bürgen  stellen,  daB  das  Geld  auch  wirklich 
für  diesen  Zweck  verwandt  wird. 

2)  Ueber  andere  Ursachen  s.  F.  Curschraann,  Hungersnöte  im  Mittelalter,  1900, 
S.  18  ff.    Vgl.  dazu  die  Besprechung  in  diesen   , Jahrbüchern"  III.  F.  22.  Bd.  S.  417  ff. 

3)  Vgl.  Curschmann,  S.  74  ff.  —  Zur  Interpretation  der  ältesten  Nachrichten  über 
eine  von  städtischer  Seite  geübte  Preispolitik  s.  Oppermann,  Uist.  Vierteljahrsschr., 
1913,  S.  403. 

4)  Die  obige  Darstellung  faßt  aus  dem  hier  in  Betracht  kommenden  Tatsachenkreis 
da»  Wesentliche  zusammen.  Ea  giebt  natürlich  jntoressante  Ausnahmen,  din  gelegentlich 
auf  neue  Entwicklungstendenzen  hinweisen.  Vgl.  z.  B.  Köpl,  ÜB.  der  Stadt  Budweis  I, 
1,  S.  108,  Nr.  161:  Kaiser  Karl  IV.  (1370)  ordnet  zum  Zweck  der  Beförderung  des 
Weinbaus  in  Böhmen  an,  daß  in  einem  Teil  des  Jahres  keine  fremden  Weine  (mit 
einigen  Ausnahmen)  nach  Böhmen  eingeführt  werden  dürfen  (außer  in  drei  genannte 
Städte).  Hier  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  d.iß  wir  es  bei  Karl  IV.  nicht  mit  einem 
einfachen  Landesherrn  zu  tun  haben.  Im  übrigen  tritt  auch  eine  besondere  Rücksicht 
auf  die  Städte  hervor.  Die  Begünstigung  des  Weinbaus  begegnet  auch  in  folgender 
Urkunde.  Uhlirz,  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt  Wien  II,  2,  S.  33  (Nr.  2068):  Herzog 
Albrecht  V.  verbietet  1417  die  Anlage  neuer  Weingärten  und  grcppcn,  da  dadurch  der 
Landwein  unwert  und  wohlf'  il  und  das  Getreide,  das  niemand  entbehren  mag,  armen 
Leuten  und  jederm.inu  teuer  wird. 
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worden.  Es  gehört  dahin,  obwohl  es  noch  das  Geringere  ist,  daß  die 
Städte  von  den  Stadtherren  die  Privilegierungen  zum  Teil  durch  Gegen- 
leistungen gewinnen.  Um  ihre  wirtschaftliche  wie  politische  Selb- 
ständigkeit, für  die  das  eine  das  Mittel  der  andern  war,  ferner  hatte 
die  Stadt  zu  kämpfen,  gegenüber  Landesherren  wie  anderen  Städten. 
Namentlich  aber  auch  innere  Widerstände  mußte  sie  überwinden, 
wenn  sie  den  Gedanken  der  Stadtwirtschaft  energisch  verwirklichen 
wollte').  Charakteristisch  jedoch  bleibt  es,  daß  die  Landesherren 
die  Ausbildung  der  Stadtwirtschaft  weit  mehr  begünstigt  als  ge- 
hindert haben  und  daß  die  Städte  keinen  erheblichen  Kampf  gegen 
eine  Vertretung  des  platten  Landes  zu  führen  brauchten. 

Wenn  ich  sagte,  daß  das  Mittelalter  städtefreundlich  war.  .•so 
widerspricht  diese  Behauptung  einer  geläufigen  Anschauung.  Man 
denkt  sich  die  mittelalterlichen  Städte  beständig  bedroht  von  den 
Fürsten,  mühsam  ihre  bürgerliche  Kultur  verteidigend.  Indessen  bei 
näherem  Zusehen  findet  man  doch,  daß  die  Fürsten,  die  ja  freilich 
unendlich  häufig  gegen  die  Städte  kämpfen,  keineswegs  das  Städte- 
wesen an  sich  bekämpfen.  Es  handelte  sich  einmal  bei  den  Kämpfen 
zwischen  Fürsten  und  Städten  um  den  Gegensatz  zwischen  Fürsten 
und  Reichsstädten.  Die  Fürsten  wollten  die  Reichsstädte  sich  unter- 
werfen, ihrem  Territorium  einverleiben,  nicht  aber  sie  als  Städte  ver- 
nichten. Für  ihre  Landstädte  und  deren  Interessen  waren  sie  sehr 
besorgt. 

Allerdings  finden  wir  die  Fürsten  auch  oft  mit  ihren  eigenen 
Städten  im  Kampf;  aber  es  handelt  sich  auch  dabei  überwiegend  um 
den  Streit  über  äußere  Herrschaftsrechte.  Stets  schätzten  die  Fürsten 
sich  glücklich,  Städte  zu  besitzen,  und  nahmen  sich  der  Interessen 
ihrer  Städte  eifrig  an.  Es  dürfte  sich  kein  Beispiel  namhaft  machen 
lassen,  daß  die  Fürsten  einmal  spezifisch  agrarische  Interessen  gegen 
die  Städte  ausgespielt  hätten.  Zwar  ist  zuzugeben,  daß  die  Fürsten 
nicht  immer  genügendes  Verständnis  für  die  feineren  Bedürfnisse 
einer  höheren  wirtschaftlichen  Kultur  zeigten;  sie  schädigten  oft 
durch  plumpes  Zugreifen  das  städtische  Verkehrsleben,  wie  man  es 
namentlich  an  dem  Zoll-  und  Münzwesen  wahrnimmt.  In  üesem 
Manko  auf  selten  der  Fürsten  liegt  die  moralische  Rechtfertigung 
für  die  politische  Selbständigkeit  der  mittelalterlichen  Städte.  Aber 
trotz  allem  ist  das  Fürstentum  als  städtefreundlich  zu  bezeichnen; 
keinesfalls  darf  man  das,  was  sie  gegen  die  Städte  und  zu  deren 
Schaden  getan  haben,  aus  einem  intensiven  agrarischen  Interesse  her- 
leiten. Ueber  die  Stellung  des  Rittertums  zu  den  Städten  haben  wir 
hier  nicht  zu  sprechen,  da  wir  nur  das  Verhalten  des  Staates  zur 
Landwirtschaft  betrachten  wollen. 


1)  Ich  habe  geltend  gemacht  (s.  oben  S.  696,  Änm.  1),  daß  der  Zustand  der  Stadt- 
wirtschaft zu  beträchtlichem  Teil  Produkt  der  Politik  ist.  Diesen  Gedanken  und  den 
Gesichtspunkt  der  Beweglichkeit  der  mittelalterliehen  Handelsverfassung  überhaupt  hat 
dann  Bächtold,  Aufgaben  der  handelsgeschichtliehen  Forschulig,  in  diesen  „Jahrbüchern" 
Bd.  100,  III.  F.  Bd.  45,  S.  799  ff.,  fruchtbar  vertreten.  Vgl.  auch  Zeitschrift  für  die 
Geschichte  des  Oberrheins,  Jahrg.  1918,  S.  293  ff.  Etwas  zu  weit  geht  neuerdings  Pirenne 
in  dem  Ausbau  jener  Gedanken.  ^ 
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Der  agrarischen  Interessen  nahmen  sich  die  mittelalterlichen 
Regierungen  nach  keiner  Richtung  an.  Um  diesen  Satz  an  einzelnen 
Beispielen  zu  erläutern,  so  haben  wir  schon  gesehen,  daß  Getreide- 
ausfuhrverbote an  der  Tagesordnung  waren.  Dagegen  kamen  Maß- 
regeln, durch  die  dem  Landwirt  ein  vorteilhafter  Verkauf  des  Ge- 
treides gesichert  wird,  nie  vor.  Daß  der  Staat  das  ländliche  Hand- 
werk den  monopolistischen  Bestrebungen  der  Städte  auslieferte,  haben 
wir  schon  gesehen.  Wenn  uns  etwa  Maßnahmen  des  Waldschutzes 
im  Mittelalter  begegnen  —  beträchtlich  sind  sie  nicht  — ,  gehen  sie 
von  der  Markgenossenschaft  oder  der  Grundherrschaft')  aus.  Mit 
den  Fragen  der  Teilbarkeit  oder  Unteilbarkeit  der  Landgüter  be- 
schäftigt sich  der  mittelalterliche  Staat  nicht;  soweit  sie  im  Mittel- 
alter erledigt  wurden,  wurden  sie  von  den  Grundherren  und  den 
Bauern  für  sich  geregelt'-).  Die  ländliche  Ortsgemeinde  und  die 
Markgenossenschaft  sind  im  Mittelalter  nicht  Glieder  des  Staates. 
Alles,  was  sich  auf  sie  bezieht,  läßt  ihn  kalt. 

Man  wird  einwenden,  daß  doch  im  Lehnrecht  die  Unteilbarkeit 
des  Landbesitzes  einen  umfassenden  Platz  einnimmt,  daß  das  Lehen 
schlechthin  ohne  Zustimmung  des  Lehnsherrn  nicht  geteilt  werden 
darf  und  daß  somit  dem  Mittelalter,  welches  das  Lehnswesen  her- 
vorgebracht hat,  die  stärkste  Verbreitung  der  Unteilbarkeit  der  Land- 
güter zugeschrieben  sei.  Ganz  gewiß  hat  die  Unteilbarkeit  ihre 
breitesten  "Wurzeln  im  Mittelalter.  Das  höhere  (ritterliche)  wie  das 
niedere  (bäuerliche)  Lehnsverhältnis  forderten  sie,  und  in  einem  Lehns- 
verhältnis stand  ja  der  größte  Teil  des  mittelalterlichen  Grundbe- 
sitzes. Der  Lehnsherr  wünschte  aus  wirtschaftlichen  und  militärischen 
Gründen  die  Leistungsfähigkeit  des  Lehens  und  des  Lehnsmanns 
nicht  durch  Teilungen  geschmälert  zu  sehen ").  Allein  der  Lehnsherr 
ist  nur  privater  Herr,  das  Lehnrecht  nur  privates  Recht.  Was  der 
Lehnsherr  anordnet,  gilt  lediglich  für  den  Kreis  seiner  Lehnsleute 
und  Lehnsgüter.  Auch  wenn  der  Landesherr  der  Lehnsherr  ist, 
gelten  seine  lehnsrechtlichen  Anordnungen  nur  für  jenen  besonderen 
Kreis,  keineswegs  für  das  ganze  Torritorium.  Wohl  können  staat- 
liche Gesichtspunkte  die  Entscheidungen  des  Landesherrn  als  Lehns- 
herrn beeinflussen;  es  gibt  in  der  Tat  eine  Einwirkung  des  Staats- 


1)  Vgl.  Mittelrheinisehes  Urkundenbnch  Bd.  3,  S.  279  (Nr.  347) ;  Wopfner,  Ur- 
kunden zur  deutschen  Agrargeschichte,  S.  176  (Nr.  124). 

2)  Durch  neuere  Untersuchungen  ist  festgestellt  worden,  daß  die  Einführung  der  Un- 
teilbarkeit der  Landgüter  in  den  älteren  Jahrhunderten  nicht  bloß  durch  die  Grund- 
herrschaft veranlaßt  wurde,  sondern  auch  auf  eigene  Entschließung  der  Inhaber  zurück- 
geht. &  gibt  insofern  neben  einer  Unteilbarkeit  nach  Hofrecht  eine  solche  nach  Land- 
recht (vgl.  Fehr,  Die  Rechtsstellung  der  Frau  und  der  Kinder  in  den  Weistümem, 
S.  67).  Die  letztere  ist  aber  natürlich  deshalb,  weil  sie  nichts  mit  der  Grundherrschaft 
zu  tun  hat,  noch  nicht  vom  Staat  veranlaßt.  Vgl.  Sering,  Die  Vererbung  des  ländlichen 
Grundbesitzes  in  Preußen,  Bd.  1,  S.  95ff.  (Wygodzinski) ;  G.  v.  Below,  Die  Ursachen  der 
Rezeption  des  römischen  Rechts,  S.  158;  Geffcken  Zeitschr.  der  Savigny-Stiftun^,  Germ. 
Abt.  Bd.  21,  S.  279;    Deutsche  Lit.-Zeitg.,  1907,  Sp.  49. 

3)  Ueber  finanzielle  Motive  des  Verbots  von  Teilungen  s.  Kieuer,  Territorium  des 
Bistums  Straßburg  Bd.  1,  S.  39  ff.    Vgl.  Deutsche  Literaturzeituug,  1908,  Nr.  32,  Sp.  2033. 
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rechts  auf  das  Lehnrecht.  Indessen  es  handelt  sich  hier  um  einen 
mittelbaren  Einfluß.  Das  Charakteristische  ist  es,  daß  die  betreffen- 
den Anordnungen  doch  nur  eben  für  den  lehnrechtlich  gebundenen 
Besitz  erlassen  werden  und  Geltung  haben. 

Im  Vorbeigehen  sei  hier  darauf  hingewiesen,  daß  der  formell  all- 
gemein anerkannte  Satz  von  der  Unteilbarkeit  des  Lehens  ohne  Zu- 
stimmung des  Herrn  in  den  verschiedenen  Landschaften  Deutschlands 
praktisch  nicht  allgemein  verwirklicht  wurde.  In  den  rheinischen  Land- 
schaften insbesondere  finden  wir  trotz  des  Verbots  Teilung  der  Lehen 
(namentlich  der  bäuerlichen)  in  Menge,  fast  zur  Gewohnheit  geworden. 
Diesen  Unterschied  dürfen  wir  dahin  deuten,  daß  der  Grund  der 
ungeteilten  Vererbung  eben  nicht  bloß  im  Willen  des  Herrn,  sonderp 
auch  in  der  mehr  oder  weniger  stärkeren  Neigung  des  Volks  liegt. 
Auf  jenes  parallele  Wirken  von  Grundherrn  und  Gemeinde  wird 
die  ungeteilte  Vererbung  zurückzuführen  sein. 

Es  könnte  überraschen,  daß  gerade  das  Mittelalter,  in  dem  doch 
das  Rittertum  so  viel  bedeutet  hat,  den  agrarischen  Interessen  gar 
nicht  Rechnung  getragen  hat.  Warum  nötigte  das  Rittertum  die 
Regierung  nicht  zu  agrarischer  Politik?  Warum  remonstrierte  es 
nicht  auf  dem  Landtag?  Warum  berichten  die  Quellen  darüber 
nichts?  Dies  würde  in  der  Tat  dann  überraschen,  wenn  das  Ritter- 
tum eine  in  erster  Linie  grundbesitzende  und  in  der  Landwirtschaft 
tätige  Aristokratie  gewesen  wäre.  Indessen  diesen  Charakter  hat 
das  mittelalterliche  Rittertum  nicht  gehabt.  Es  ist  in  erster  Linie 
eine  burgenbesitzende,  militärische  Aristokratie').  Zunächst  ist  der 
Ritter  überwiegend  nicht  selbst  landwirtschaftlich  tätigt):  sondern 
er  hat  seinen  Grundbesitz  fast  durchweg  übertragen,  gegen  Zins  oder 
gegen  Pacht.  Schon  dieser  Umstand  mindert  einigermaßen  sein  In- 
teresse an  der  unmittelbaren  Förderung  der  Landwirtschaft.  Wenn 
man  einwenden  sollte,  daß  der  rentenbeziehende  Adel  doch  insofern 
an  guten  Getreidepreisen  interessiert  gewesen  sei,  als  er  Zins  und 
Pacht  hauptsächlich  in  Naturalien  erhielt,  so  wäre  zu  erwidern, 
daß  er  für  den  Verkauf  kaum  etwas  davon  absonderte;  der  Haupt- 
sache nach  diente  der  Ertrag  der  Konsumtion. 

Es  kommt  aber  noch  hinzu,  daß  die  Einnahmen  des  Rittertum.'?* 
keineswegs  bloß  aus  seinem  Grundbesitz  fließen.  Es  hatte  noch 
andere  Einnahmequellen,  die  vielleicht  noch  wichtiger  waren.  Der 
Ritter  hat  regelmäßig  ein  Lehen:  dies  besteht  jedoch  durchaus 
nicht  immer  in  einem  Landgut,  sondern  unendlich  oft  in  einer  Geld- 
oder Getreiderente,  die  ihm  an  einer  landesherrlichen  Hebestätte 
ausgezahlt   wird.     Sehr   oft   erhielt  er  seine  Rente  aus  einer  landes- 


1)  S.  mein  Territorium  und  Stadt,  S.  159  ff.  und  206ff.;  H.Z.  Bd.  100,  S.  324; 
113,  S.  14H. 

2)  Vgl.  m.  Art.  Adel,  Hdw.  d.  St.  Zu  der  Frage,  wo  und  seit  wann  der  Ritter 
selbst  in  der  Landwirtschaft  tätig  ist,  vgl.  G.  .\ul>in,  Zur  Gesch-  des  gutsherrlich-bäuer- 
lichen Verhältnisses  in  Ostpreußen.  —  Ueber  die  Ursnehen  der  zwischen  Ost-  und  West- 
deutschland hervortretenden  Unterschiede  9.  m.  Abhandlung:  Der  Osten  und  der  Westen 
Deutsehlands,  der  ürspung  der  Gutsherrschaft  (Territorium  und  Stadt,  S.  1  ff.). 
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herrlichen  Zollstätte,  oft  auch  (schon  am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts) 
aus  dem  Ertrag  der  landesherrlichen  Steuern.  In  solchen  Fällen 
handelt  es  sich  natürlich  häufig  um  Einnahmen,  die  der  Landesherr 
aus  den  Städtep  bezieht. 

Eine  wichtige  Einnahmequelle  der  Ritter  stellte  insbesondere 
auch  ihr  Burgenbesitz  dar.  Sie  gestanden  einem  Herrn  das  Oeffnungs- 
recht  betreffs  ihrer  Burg  zu:  wenn  dieser  Herr  in  Fehde  geriet, 
wurde  ihm  die  Burg  für  seine  Zwecke  geöffnet.  Dies  Oeffnungs- 
recht  wurde  aber  nicht  ohne  Entgelt  eingeräumt.  Da  die  Burgen 
im  Mittelalter  von  größter  Bedeutung  waren,  so  hatten  die  Burgen- 
besitzer im  öffentlichen  Leben  eine  überaus  einflußreiche  Stellung. 
Eine  Reihe  von  Vorrechten  der  Ritter  geht  auf  ihren  Burgenbesitz 
zurück. 

Durch  diesen  Umstand,  daß  die  ritterliche  Aristokratie  des 
Mittelalters  sich  nicht  einfach  aus  Landwirten,  sondern  aus  Kriegern 
zusammensetzte,  erklärt  es  sich  offenbar  wesentlich,  daß  das  Ritter- 
tum die  Ausfuhrverbote  und  ähnliche  Maßregeln  ruhig  hinnahm. 

Ueberraschen  könnte  es  ferner,  daß  es  bei  der  damaligen  doch 
geringen  städtischen  Bevölkerungszahl  nötig  war,  sich  so  sehr  um 
die  Getreidezufuhr  zu  bemühen,  durch  umständliche  Gesetze  in  dieser 
Beziehung  die  Landleute  an  die  Städte  zu  binden;  und  daß  es  über- 
haupt möglich  war,  daß  die  nicht  eben  volkreichen  Städte  die  ganze 
Menge  des  Getreides,  das  der  Erzeuger  nicht  aufbrauchte,  für  sich 
in  Anspruch  nahmen.  Wir  wundern  uns  darüber,  wenn  wir  bedenken, 
daß  in  der  Neuzeit  Länder  mit  viel  dichterer  Bevölkerung  nicht 
bloß  den  ganzen  inneren  Bedarf  an  Getreide  decken,  sondern  noch 
viel  Getreide  exportieren. 

Die  Erklärung  für  diese  Erscheinung  liegt  in  der  unendlich  viel 
stärkeren  Getreideproduktion  der  Neuzeit.  Im  Mittelalter  bestand 
—  günstigstenfalls  —  die  Dreifelderwirtschaft  (gelegentlich  auch  die 
Zweifelderwirtschaft),  bei  der  jedes  dritte  Jahr  das  ganze  Ackerland 
brach  lag.  Im  Rahmen  dieses  extensiven  Betriebssystems  wurde 
überdies  das  Land  nicht  einmal  ganz  nach  dem  vorhandenen  Wirt- 
schaftsplan ausgenutzt,  indem  etwa  das  zur  Düngung  bestimmte  Land 
tatsächlich  nur  teilweise  gedüngt  wurde.  Heute  herrscht  dagegen  die 
Neunfelderwirtschaft  oder  ein  noch  gesteigerteres  Betriebssystem,  und 
das  intensive  Betriebssystem  wird  auch  wenigstens  annähernd  in 
die  Wirklichkeit  umgesetzt.  Wenn  nun  bei  den  neueren  Betriebs- 
systemen so  sehr  viel  weniger  Land  brach  bleibt,  so  ist  es  verständ- 
lich, daß  auf  demselben  Raum  so  sehr  viel  mehr  Getreide  produziert 
wird.  Es  kommt  hinzu,  daß  die  Beackerung  in  der  Neuzeit  sorg- 
fältiger ist :  mehr  Pflugarbeiten  innerhalb  des  Betriebssystems;  stärkere 
Anwendung  der  Düngung. 

Die  geringe  Getreideproduktion  des  Mittelalters  ist  wohl  mit 
ein  Grund,  weshalb  die  Landtage  sich  damals  über  die  Ausfuhrver- 
bote nicht  aufregten. 

Dieselben  Erscheinungen,  die  wir  in  Deutschland  im  Mittelalter 
finden,  begegnen  uns  im  wesentlichen   auch  in  den  anderen  Staaten 
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des  mittelalterlichen  Abendlandes.  Ueberall  wird  die  Fürsorge  für 
die  städtischen  Interessen  geübt:  eine  Politik  des  Schutzes  der  Land- 
wirte läßt  sich  dagegen  nicht  beobachten.  Hier  und  da  nehmen  wir 
wohl  einige  Abweichungen  wahr.  In  Italien  wird. im  Gebiet  der 
kräftig  aufstrebenden  Kommunen  von  diesen  zunächst  eine  Art 
von  Bauernbefreiung  gegenüber  den  alten  Feudalherren  durchgeführt. 
Sobald  aber  die  Städte  den  entscheidenden  Sieg  erlangt  haben,  richten 
sie  ein  neues  Regiment  auf  dem  Lande  auf.  Die  Agrarpolitik  der 
italienischen  Städteschaften  ist  bauernfeindlich.  Der  Landmann  hat 
die  Aufgabe,  für  die  Stadt  zu  arbeiten.  Die  Kommune  als  ganzes 
und  der  eingesessene  Bürger  steigern  ihre  Rechte  auf  Kosten  der 
Landleute  M.  England  war  nicht  in  dem  Maße  ein  Land  der  Stadt- 
wirtschaft und  Stadtherrschaft  wie  Deutschland  oder  gar  Italien. 
Indessen  auch  hier  gilt  der  Satz,  daß  Getreide  und  sonstige  Lebens- 
mittel in  Mengen  vorhanden  und  billig  sein  müssen  *j.  Immerhin 
ergreift  man  in  England  früher  als  auf  dem  Kontinent  zugunsten 
des  Getreide  produzierenden  Landmannes  Maßregeln,  die  freilich 
gelegentlich  auch  wieder  einer  rein  mittelalterlichen  Politik  weichen. 

Allbekannt  ist  uns  jene  städtische  Nahrungspolitik  aus  den  Staaten 
des  klassischen  Altertums  •'*).  In  Athen  sorgte  der  Staat  für  billige 
Getreidepreise.  In  Rom  nimmt  dieselbe  Sache  unter  dem  Einfluß 
der  politischen  Verhältnisse  eine  etwas  andere  Form  an:  die  Stadt- 
herrschaft wurde  bei  der  Begründung  des  römischen  Weltreichs  in 
der  Form  festgehalten,  daß  die  Provinzen  der  Stadt  Rom  Brot  liefern 
müssen,  schließlich  auf  Kosten  der  Getreide  produzierenden  italieni- 
schen Bauern.  Die  Städte  des  Altertums  haben  diesen  Zustand, 
dessen  verheerende  Wirkungen  so  oft  beklagt  worden  sind,  im  Gegen- 
satz zum  deutschen  und  englischen  Staat  auch  nicht  mehr  selbst  zu 
überwinden  gewußt. 

Das  hiermit  angedeutete  Gebiet  der  Analogien  zu  unserm  deutschen 
Mittelalter  ließe  sich  noch  reichlich  erweitern  und  zwar  nach 
mannigfachen  Richtungen  hin.  Die  mangelhafte  Bewirtschaftung 
des  Landes,  die  z.  B.  der  russische  Mir  zur  Folge  hat.  bringt  es  mit 
sich,  daß  noch  im  neueren  Rußland  trotz  der  verhältnismäßig  geringen 
Bevölkerung  Hungersnöte  mit  fast  mittelalterlicher  Häufigkeit  sich 
einstellen  ^).    wie  ferner   in  dem  Rußland  der  Bolschewiker  die  Zer- 


1)  Vgl.  K.  L.  Fr.  Noack,  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  1912,  S.  456.  Ueber  die 
Getreidehandelspolitik  der  italienischen  Städte  s.  Ad.  Schaube,  Handelsgeschichte  der 
romanischen  Völker  des  Mittelmeergebiets,  S.  766  f. 

2)  W.  Cnnnlngham,  Entwicklung  der  Industrie  und  des  Handels  Englands,  deutsch 
von  G.  Wilmanns  (1912),  S.  522.  G.  Brodnitz,  in  diesen  „Jahrbüchern"  Bd.  102,  III.  F. 
47.  Bd.,  S.  36  (den  Gegensatz  zu  Deutschland  etwas  zu  scharf  betonend).  E.  Faber,  Die 
Entstehung  des  Agrarschutzea  in  England  (1887).  Es  kommt  hier  übrigens  wieder  einmal 
auf  die  richtige  Interpretation  der  einzelnen  MaiSnahmen  an.  So  weist  K.  Kunze,  Hanse- 
akten aus  England  (1891),  Einl.  S.  XLIV  mit  Recht  darauf  hin,  daß  der  Export  von 
Getreide  noch  nicht  Ausfuhr  von  der  Insel  schlechthin  bedeutet  zu  haben  braucht,  sondern 
auch  bloß  dazu  gedient  haben  kann,  auf  der  Insel  die  notwendige  Verteilung  der  Brot- 
frucht zu  regeln,  welche  bei  den  mangelhaften  Verbindungen  zu  Lande  nicht  wohl  zu 
erreichen  war.     Vgl.  auch  Kunze  S.  IV. 

3)  Vgl.  z.  B.  Ed.  Meyer,  Kleine  Schriften,  S.   132  u.  204. 

4)  Vgl.  Sering,    Politik   der  Grundbesitzverteilung   in  den  großen  Reichen,    S.   19. 
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Störung  der  Verkehrsmittel  eine  fast  mittelalterliche  Abschließung 
der  einzelnen  Landschaften  und  damit  wiederum  wirtschaftliche  Not 
in  denen,  die  ihren  Bedarf  nicht  selbst  hervorbringen,  zur  Folge 
hat.  In  der  modernen  Türkei  gehört  es,  bei  den  unentwickelten 
Verkehrsmitteln  und  der  ungepflegten  Landwirtschaft,  zu  den  nicht 
seltenen  Maßnahmen,  daß,  um  der  Brotteuerung  zu  steuern,  ein  Jrade 
das  Verbot  der  Getreideausfuhr  und  die  Zollfreiheit  für  einzuführendes 
Getreide  verfügt.  Unser  Vaterland  hat  der  gegenwärtige  Krieg  so 
abgeschlossen,  daß  wir  Maßregeln  der  mittelalterlichen  Stadtwirt- 
schaft erneuert,  daß  wir  überhaupt  die  Politik  der  mittelalterlichen 
Stadt  wiederholt  haben  '). 

So  erfolgreich  indessen  die  Heranziehung  solcher  analogen  Fälle 
die  historische  Betrachtung  gestaltet,  so  werden  wir  uns  doch  zu 
hüten  haben,  die  in  Betracht  kommenden  Erscheinungen  und  Maß- 
nahmen auf  ein  strenges  geschichtliches  Gesetz  zurückzuführen.  Ge- 
rade dem  schärferen  Blick  in  die  Art  der  analogen  Fälle  verdanken 
wir  die  Einsicht,  daß  wohl  greifbare  Zusammenhänge  zwischen  den 
Dingen  bestehen,  daß  es  aber  unzulässig  ist,  scharfe  Linien  zu  ziehen 
und  für  alle  Völker  eine  übereinstimmende  stufenmäßige  Entwick- 
lung anzunehmen.  Besondere  Verhältnisse  können  eine  bestimmte 
Erscheinung  hier  früher,  dort  später  hervortreten  lassen,  und  alte 
Einrichtungen  behaupten  sich  gelegentlich  im  Widerspruch  zu  ihrer 
sich  wandelnden  Umgebung;  der  individuelle  Faktor  der  Politik 
macht  sich  geltend. 

Wir  fassen  das,  was  wir  vorhin  über  das  deutsche  Mittelalter 
bemerkt  haben,  in  folgenden  Sätzen  zusammen.  Der  Staat  interessiert 
sich  für  die  agrarischen  Dinge  gar  nicht;  soweit  er  sich  für  wirt- 
schaftliche Dinge  interessiert,  nimmt  er  sich  der  städtischen  An- 
gelegenheiten an.  Das  platte  Land  wird  der  Stadt  dienstbar  gemacht. 
Die  Landleute,  speziell  die  Landwirte,  d.  h.  die  Bauern,  erscheinen 
als  das  Material,  das  man  zugunsten  der  Städte  und  natürlich  auch 
zugunsten  der  landesherrlichen  Regierung  ausnutzen  darf. 

In  Uebereinstimmung  mit  dieser  Praxis  stehen  die  allgemeinen 
Anschauungen  der  Zeit.  Der  Bauer  des  deutschen  Mittelalters  er- 
freute sich  zwar  einer  keineswegs  ungünstigen  Lage.  Seine  Besitz- 
verhältnisse waren  gesichert.  Wenn  Uebergriffe  der  Grundherren 
auf  sein  Gebiet  vorkamen,  so  fehlt  es  nicht  an  Nachrichten,  daß  er 
es  gelegentlich  ähnlich  machte  wie  sie.  Ueberhaupt  wußten  der 
einzelne  und  die  bäuerliche  Gemeinde  in  der  Praxis  ihre  Interessen 
wohl  wahrzunehmen.  Allein  die  öffentliche  Meinung  war  dem  Bauern- 
stand nicht  freundlich.  Die  Literatur  des  späteren  Mittelalters  liefert 
dafür  viel  Zeugnisse.  Die  in  erster  Linie  privilegierten  Klassen  sind 
Geistlichkeit  und  Rittertum.  Neben  ihnen  genießen  die  Bürger  große 
Privilegien.  Die  Städte  erscheinen  als  ein  wertvoller  Besitz,  den 
man  hegen  muß.     Dagegen    der  Bauernstand    wird  nicht  geachtet. 


1)  Vgl.   meine  Abhandlung :   „Mittelalterliche  und  neuzeitliche  TcuemngspolitUc", 
Europäische  Staats-  und  Wirtschaftsznitung  vom  11.  August  1917,  S.  794  ff. 
Jahrb.  f.  Natianalök.  a.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folg'e  Bd.  55).  45 
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Alle  Lasten  kann  man  auf  ihn  abladen.  Der  Gedanke,  daß  der 
Bauernstand  geschützt  und  konserviert  werden  müsse,  fehlt  völlig. 
Man  hatte  offenbar  die  Vorstellung:  Bauern  gibt  es  immer  noch 
genug;  um  sie  braucht  man  sich  nicht  zu  sorgen;  Landwirtschaft 
ist  etwas,  was  sich  von  selbst  versteht,  der  besonderen  Aufmerksam- 
keit nicht  bedarf. 

Eine  erste  Wendung  tritt  beim  Beginn  der  Neuzeit,  etwa  im 
16.  Jahrhundert,  ein.  Es  machte  sich  doch  geltend,  daß  in  Deutsch- 
land nicht  wie  in  Ober-  und  Mittelitalien  der  Staat  von  der  Stadt 
ausging,  sondern  von  dem  Territorium,  das  zwar  Städte  mitumfaßte, 
aber  auf  breiterer  Grundlage  ruhte.  Die  politische  Herrschaft  be- 
fand sich  in  der  Hand  des  über  Stadt  und  Land  gebietenden  Fürsten. 
Auf  dem  Landtag  besaßen  die  Städte  nur  eine  Kurie.  So  ergab  sich 
wenigstens  die  Möglichkeit,  daß  neben  den  städtischen  auch  andere 
Wünsche  im  Territorium  zur  Aussprache  kamen. 

Vom  Beginn  der  Neuzeit  an  widmet  der  Staat  seine  Aufmerk- 
samkeit mehr  und  mehr  den  ländlichen  Verhältnissen.  Wir  er- 
wähnen zunächst  einige  Erweiterungen  der  staatlichen  Tätigkeit, 
die  vielleicht  als  neutrale  Fortschritte  der  landesherrlichen  Verwal- 
tung zu  deuten  sind. 

Der  Staat  erläßt  z.  B.  Ordnungen,  durch  die  die  Unteilbarkeit 
der  Bauerngüter  verfügt  wird  *).  Sein  Motiv  ist  dabei  zunächst  ein 
finanzielles  (die  Steuer  geht  sicherer  ein,  wenn  das  Grundstück  un- 
geteilt bleibt);  erst  viel  später  entspringen  die  Unteilbarkeitsordnungen 
aus  allgemeinen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Motiven.  Der  Staat 
erläßt  ferner  Waldordnungen:  in  ihnen  wird  etwa  der  Schutz  des 
Hochwaldes  eingeschärft^).  Diese  Waldordnungen  müssen  von  allen 
Waldbesitzern  befolgt  werden;  sie  gelten  keineswegs  bloß  für  die 
staatlichen,  im  Besitz  des  Landesherrn  befindlichen  Wälder.  In 
gleicher  Weise  setzen  jetzt  staatliche  Fischereiordnungen  ein,  die 
der  Fischerei  den  notwendigen  Schutz  schaffen  und  dadurch  auch 
für  die  Zukunft  den  Fischbestand  der  heimischen  Gewässer  erhalten 
wollen  ^). 

Ueber  solche  Verfügungen  hinaus,  die  die  Wünsche  der  Städte 
nicht  berührten,  begann  der  Staat  aber  auch  deren  Privilegien  zu 
gleicher  Zeit  etwas  zu  lockern. 

Im  Beginn  der  Neuzeit  streiten  Bürgerschaften  und  Landleute 
um  zweierlei:  um  die  Frage  des  Landhandwerks  und  um  die  Frage 


1)  Vgl.  z.  B.  Beiträge  zur  Gesch.  des  westfälischen  Bauernstandes,  S.  32  f. 

2)  S.  m.  landständ.  Verf.  in  Jülich  und  Berg,  III,  2,  S.  244,  Nr.  29  (vom  J. 
1514):  es  sollen  „de  hoewelde  .  .  .  nit  verdarft  werden".  Die  knstilischen  88  Bitten 
(vor  dem  Aufstand  der  Junta)  berühren  u.  a.  auch  die  Entwaldung  des  Landes.  F.  v. 
Bezold,  Gesch.  der  deutschen  Reformation,  S.  319.  Vgl.  M.  Heß,  Die  kurmärk.  Stände 
im  letzten  Drittel  des  16.  Jahrhunderts,  S.  149 :  Verteidigung  des  Waldes  gegen  die 
Städte  (allerdings  mehr  vom  Standpunkt  der  landesherrlichen  Domänenverwaltung  aus). 
M.  Ritter,  Deutsche  Gesch.  Bd.  1,  S.  42. 

3)  Vgl.  J.  Schnitze,  Staatlicher  Fischschutz  in  Hessen  und  in  Brannschweig-Han- 
nover  vom  16. — 18.  Jahrh,  Archiv  f.  Fischereigeseh.  Bd.  3,  8.  195  ff. ;  m.  Landtagsakten 
▼.  Jülich  und  Berg,  II,  8.  1000. 
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der  ungehinderten  Getreideausfuhr.  Die  Landbewohner  wollen  das 
gewerbliche  Monopol  der  Stadt  nicht  mehr  anerkennen  und  wollen 
auch  im  Getreidehandel  nicht  mehr  von  der  Stadt,  die  sie  bisher 
beherrschte,  abhängig  sein.  Diese  Fragen  werden  im  16.  Jahrhundert 
auf  den  Landtagen  und  in  Suppliken,  die  dem  Landesherrn  vorgelegt 
wurden,  eifrig  erörtert.  Die  Frage  der  Getreideausfuhr  besonders, 
wie  es  scheint,  in  den  nordöstlichen  Territorien;  hier  bildeten  sich 
ja  die  großen  Gutsherrschaften  aus:  der  Ritter  wurde  hier  Landwirt 
oder  dehnte  seinen  Landwirtschaftsbetrieb  mehr  aus,  während  in 
West-  und  Süddeutschland  der  ritterliche  Grundherr  im  wesentlichen 
noch  Grundherr,  Rentenbezieher  blieb.  Damit  stimmt  es  überein, 
daß  die  Ritterschaft,  vor  allem  in  den  östlichen  Territorien,  freilich 
nicht  bloß  hier  i),  die  freie  Getreideausfuhr  forderte  -).  Mehr  als  die 
ungehinderte  Getreideausfuhr  verlangten  die  Landwirte  aber  im 
16.  Jahrhundert  noch  nicht. 

Die  Städte  waren  keineswegs  gesonnen,  den  Forderungen  der 
Landwirte  nachzugeben ;  sie  wünschten  die  Beherrschung  des  platten 
Landes  zu  behaupten.  Zwischen  beiden  Interessenten  griff  nun  die 
Landesregierung  vermittelnd  ein.  Sie  entschied  jedoch  überwiegend 
zugunsten  der  Städte  ^) ;  sie  gewährte  den  Landleuten  nur  einige  Er- 
leichterungen. Der  Grund,  weshalb  die  Regierung  meistens  zugunsten 
der  Städte  entschied,  war  wesentlich  ein  finanzieller:  das  territoriale 
Steuersystem  ruhte  zu  einem  sehr  beträchtlichen  Teil  auf  der  städti- 
schen Akzise  und  den  Zöllen*);  deren  Ertragfähigkeit  war  aber  da- 
von abhängig,  daß  das  platte  Land  von  der  Stadt  abhängig  blieb. 
Die  Akzise  zog  z.  B.  große  Einnahmen  aus  der  Brauerei  und  Bren- 
nerei; natürlich  aber  waren  diese  Einnahmen  um  so  größer,  wenn 
Brauerei  und  Brennerei  den  Städten  reserviert  blieben,  wenn  keine 
Brauereien  und  Brennereien  auf  dem  Lande  geduldet  wurden.  Im 
einzelnen  finden  wir  manche  Abweichungen:  unter  Umständen  konnte 
eine  Stadt  selbst  an  einer  starken  Getreideausfuhr  interessiert  sein; 
das  beobachten  wir  bei  mehreren  Hansestädten,  die  nach  anderen 
Ländern    namhaften   Getreidehandel    trieben.     Bei    solchen    Städten 


1)  Siehe  z.  B.  meine  Landtagsaicten  von  Jülich  nnd  Berg  II,  S.  996  f.  (anter  dem 
Wort  Ausfuhr).  Es  ist  aber  bemerkenswert,  daß  die  Jülicher  Ritterschaft  einmal  da- 
rüber klagt,  daß  das  landesherrliche  Getreide  zum  Sehaden  der  Untertanen  ausgeführt 
werde.     Siehe  ebenda  S.  90  §  8. 

2)  Eine   energische    Beschwerde    über    die    weitgehende  Beherrschung    des  Landes       • 
durch  die  Stadt  siehe  in  den  Erncstinischen  Landtagsakten  I,  S.  133  §  10.    In  Branden- 
burg  verlangt  der  Adel,    daß   den  Bauern,   die   bisher  an  die  zunächst  gelegene  Stadt 
gebunden  waren,  die  Wahl  der  Stadt,  auf  deren  Harkt  sie  yerkanfen  wollten,  freistehe. 
Die   Städte   klagen   über   den   Getreideexport  der  Junker  und   Bauern.     Haß  a.  a.  O. 

S.  137.     F.  Böhmer,  Geschichte  der  Stadl  Kügenwalde,  S.  251  und  265. 

3)  Ueber  eine  besonders  schroffe  Form  der  Beherrschung  des  platten  Landes  in 
dieser  Zeit  vgl.  Schütz,  Die  altwürttembergische  Gewerbeverfassung,  Zeitschr.  f.  d.  ges. 
Staatsw.  Bd.  6,  S.  273  u.  276.  Charakteristisch  ist  auch  die  dabei  gegebene  Beweisführung. 
Wie  in  Brandenburg  der  Landesherr  den  Ausfuhrzoll  trotz  des  Widerspruchs  des  Adels 
durchsetzt,  sich  auf  die  Seite  der  Städte  stellt,  darüber  s.  Haß  a.  a.  O.  S.  141  und 
S.  163.  Dies  zugleich  gegen  die  tendenziöse  Darstellung  von  H.  Preuß  (s.  darüber 
H.  Z.,  Bd.  102,  S.  536  f.). 

4)  Eine  deutliche  Motivierung  dieser  Art  s.  bei  Böhmer  a.  a.  O.  8.  253  Anm. 
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finden  wir  oft  auch  einen  Konflikt  innerhalb  der  Bürgerschaf t :  die 
Kaufleute  verlangen  die  ungehinderte  Getreideausfuhr;  die  übrige 
Bürgerschaft  verlangt  das  Verbot  der  Getreideausfuhr. 

Im  großen  und  gj^zen  wird,  wie  sich  hiernach  ergibt,  das  mittel- 
alterliche System  im  16.  Jahrhundert  noch  festgehalten. 

Als  ein  lehrreiches  Beispiel  für  die  Stellung,  die  der  Territorial- 
staat einnahm,  seien  hier  die  Entschließungen  und  Erwägungen  der 
hessischen   Regierung   unter   Philipp   dem   Großmütigen   skizziert '). 
Die  Ritterschaft  klagt  einmal,    daß  ihr  und  den  Bauern  das  Verbot 
der  Ausfuhr  von  Korn,  Wolle  und  Schafen  nachteilig  sei.    Die  Re- 
gierung  verschließt   sich   auch   nicht   der  Anerkennung   dieser  Tat- 
sache.   Das  Ausfuhrverbot  —  so  äußert  sich  der  Landgraf  in  einem 
an   seine   Räte   gerichteten   Schreiben  —  sei  ja  unbedenklich;    aber 
daneben   müsse  man  bedenken,  daß  der  Bauer  seinen  Zins-  und  an- 
deren Verpflichtungen  nicht  nachkommen  könne,  wenn  das  Ausfuhr- 
verbot festgehalten  werde  und  er  seine  Produkte  im  Land  nicht  zu 
verkaufen  wisse.    „Solten  wir  nun  verbieten,  keine  hemel . . .  aussem 
lant   zu   verkaufen,   wissen  wir  nit,   obs   gut   oder  nit  gut  sei.  .  .  . 
Derwegen  ist  unser  bevelch,  das  ir  diese  .  .  .  articul  wol  erweget  und 
nachdenket,  was  hierin  zu  tun  . .  .,  oder  ob  . .  ein  mittelweg  darin  zu 
treffen  sei"  ^).     Charakteristisch  ist  eine  Verfügung,  die  wohl  als  ein 
solcher  Mittelweg  gelten  sollte.  Damit  der  Bauer  (bei  Aufrechterhaltung 
des  Ausfuhrverbots)  sich  nicht  zu  beklagen  hat,  daß  die  Bäcker  und 
Metzger   ihm   nichts   abkaufen,   sollen   die  städtischen  Räte  bei  den 
Zünften,  „so  irs  nit  von  gemeiner  stat  wegen  tun  kont",  dahin  an- 
halten, daß   diese  beizeiten  Einkäufe  machen  und  „ein  gutte-  anzal" 
in  Vorrat  bringen.    Die  Handwerker  sollten  auch  gut  zahlen;  dann 
könne   man   die   Untertanen  desto   besser  anhalten,   ihr  Vieh   nicht 
außer  Landes  zu  treiben  ^).     Eine  derartige  Verfügung  konnte  natür- 
lich nicht  viel  mehr  als  eine  moralische  Ermahnung  bedeuten.   Wenn 
die   Regierung   immerhin    in   Aussicht  stellt,   sie    werde,   falls    der 
Stadtrat  nichts   tue,   ihrerseits  vorgehen,   so  bewegt  sich  doch  die 
Praxis    der   staatlichen    Verwaltung    ganz    wesentlich   in   stadtwirt- 
schaftlichem Rahmen.     Das  Ausfuhrverbot   wird   konsequent  festge- 
halten.     Leute    aus    den    Nachbarterritorien    dürfen    nur   unter   be- 
stimmten  Bedingungen   Getreide   und  Vieh   aus   Hessen    ausführen. 
Ein  benachbarter  Landesherr  muß  sich  für  einige  seiner  Untertanen, 
die    in   Hessen   Getreide   gekauft  haben,    verbürgen,    daß   sie  damit 
keinen  Handel  treiben  wollen*).    Der  Handel  mit  diesen  Rohstoffen, 
insbesondere  im  Sinne  eines  Aufkaufs  zum  Zweck  teueren  Verkaufs, 
gilt  als  unerlaubt^).     Die  Produzenten,  die  ihre  Vorräte  bei  weniger 

1)  Vgl.  die  ergiebige  Abhandlnng  von  Job.  Schnitze,  Zur  Getreidepolitik  in  Hessen 
tinter  Landgraf  Philipp  dem  Großmütigen,  Vierteljahrsschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsgesch., 
1914,  S.  188  ff.,  in  der  freilich  die  Fortdauer  stadtwirtschaftlioher  Interessen  nicht  oder 
wenigstens  nicht  in  in  ihrer  großen  Bedeutung  gewürdigt  wird. 

2)  J.  Schultze  S.  202  und  S.  208—210. 

3)  a.  a.  O.  S.  208  f. 

4)  a.  a.  O.  S.  192  ff. 

5)  a.  a.  O.  S.  197  und  209. 
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günstigen  Preisen  zurückhalten  wollen,  werden  gelegentlich  gezwungen, 
sie  zum  Verkauf  zu  bringen^).  Die  Preise  werden  auch  nach  mittel- 
alterlich-städtischer Art  durch  Taxen  festgesetzt '-). 

Getreideausfuhrverbote,  wie  sie  uns  in  Hessen  begegnen,  sind 
im  16.  Jahrhundert  überhaupt  noch  ganz  an  der  Tagesordnung.  Sie 
kommen  nicht  bloß  in  den  Niederlanden  vor,  wo  Handel  und  Ge- 
werbe sich  stark  entwickeln  und  auf  dem  Lande  in  weiten  Distrikten 
die  Viehwirtschaft  den  Ackerbau  überwogt),  sondern  auch  in  einem 
so  agrarischen  Land  wie  Bayern'').  Man  sucht  im  16.  Jahrhundert 
hier  die  Getreideausfuhr  zu  verhindern  und  Schiachtvieh  ins  Land 
zu  bringen.  Man  erhob  wohl  einen  Einfuhrzoll,  nämlich  auf  Bier. 
Das  war  natürlich  wiederum  eine  Maßregel  zugunsten  der  Städte; 
denn  die  Brauerei  ist  städtisches  Monopol.  Städte  und  Adel  klagen 
einmal,  daß  die  vielen  Weißbierbrauereien  (des  Herzogs)  den  Preis 
des  Weizens  steigern^).  Es  ist  bemerkenswert,  daß  sich  der  Adel 
dieser  Klage  über  die  Preissteigerung  des  Weizens  anschließt. 

Eine  Neuerung  zeigt  das  16.  Jahrhundert  insofern,  als  jetzt  die 
Landesherren  weit  häufiger  als  im  Mittelalter  Ausfuhrverbote  für 
ihr  ganzes  Territorium  erlassen,  während  im  Mittelalter  meistens 
die  einzelne  Stadt  für  sich  oder  der  Landesherr  mit  Rücksicht  auf 
einen  engeren  Kreis  Ausfuhrverbote  erließ*^)."  Die  Landesherren  be- 
ginnen jetzt  ihr  Territorium  als  eine  wirtschaftliche  Einheit  auf- 
zufassen. Indessen  hören  die  Verfügungen,  die  die  Städte  je  für 
sich  treffen,  noch  keineswegs  auf.  Und  es  ist  nach  wie  vor  über- 
wiegend das  städtische  Interesse,  durch  welches  alle  Ausfuhrverbote, 
auch  die  landesherrlichen,  bestimmt  sind.  Wir  haben  also  zu  kon- 
statieren, daß  die  mittelalterliche  Stadtwirtschaft  noch  fortdauert, 
nur  daß  der  Landesherr  mehr  und  mehr  die  Leitung  der  Dinge  in 
die  Hand  nimmt. 

Dies  System  behauptet  sich  in  seinen  Grundzügen  bis  zum  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts,  bis  zur  Einführung  der  Gewerbefreiheit '). 

Wie  sich  aber  trotz  des  grundsätzlichen  Festhaltens  an  dem  Ge- 
danken der  mittelalterlichen  Stadtwirtschaft  immerhin  seit  dem  Aus- 
gang des  Mittelalters  eine  stärkere  Neigung  des  Landmanns  geltend 
macht,  seine  Interessen  wahrzunehmen  und  namentlich  freie  Aus- 
fuhr für  seine  Produkte  ^u  verlangen,  so  erhebt  sich  die  Frage  nach 
den  Ursachen   dieser  Wandlung.     Man   wird  darauf  hinweisen,    daß 

1)  a.  a.  O.  S.  200  f.  Vgl.  S.  194  (durchaus  Grundsätze  der  mittelalterlichen  Stadt- 
Wirtschaftspolitik). 

2)  a.  a.  O.  S.  204.  Ueber  die  Berechnung  der  Taie  (Anrechnung  des  Fuhrlohns) 
s.  S.  199. 

3)  Vgl.  F.  Rachfahl,  Wilhelm  v.  Oranien  und  der  niederländische  Aufstand,  Bd  1- 
S.  248  f. 

4)  Siehe  v.  Kiezlcr,  Geschichte  Bayerns,  Bd.  6,  S.  181  und  194  ff.  —  Ueber  landes, 
herrliche  Fischausfuhrverbote  im  17.  Jabrh.  s.  Archiv  f.  Fisehereigesch,  Bd.  1,  S.  176. 

5)  ßiezler,  a.  a.  O.  S.  195. 

6)  Vgl.  G.  V.  Bclow,  Maßnahmen  der  Teucrungspolitik  im  Jahre  1557  am  Nieder- 
rhein, Zcitschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsgesoh.,  Bd.  3  (1895),  S.  468  ff. 

7)  Vgl.  meine  Abhandlung  über  den  Untergang  der  mittelalterlichen  Stadtwirt- 
schaft, in  diesen  „Jahrbüchern",  Bd.  76,  S.  468. 
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zunächst  mit  der  stärkeren  Betonung  der  Einheit  des  Territoriums 
sich  die  Möglichkeit  für  die  verschiedenen  Gruppen  seiner  Insassen 
eröffnete,  ihre  Angelegenheiten  gleichmäßiger  zur  Sprache  zu  bringen, 
daß  ferner  mit  der  Zunahme  der  landständischen  Macht  die  Ritter- 
schaft, die  in  ihr  vorwaltenden  Einfluß  besaß,  mehr  zu  Wort  kam 
Allein  diese  Dinge  können  nicht  als  ausschlaggebend  angesehen 
werden;  denn  es  handelt  sich  in  erster  Linie  darum,  daß  eine 
Neigung  der  Landleute  sich  bemerkbar  macht,  die  man  im  Mittel- 
alter weit  weniger  beobachtet.  Woher  kommt  es,  daß  jetzt  der 
Trieb,  freie  Ausfuhr  zu  erlangen,  kräftiger  wird ?  Die  Beziehungen, 
auf  die  wir  hinzuweisen  haben  würden,  sind  noch  so  wenig  erforscht, 
daß  wir  mit  unserem  Urteil  zurückhalten.  Ohne  Zweifel  werden 
wir  aber  an  die  damals,  in  der  Zeit  des  ausgehenden  Mittelalters 
und  der  beginnenden  Neuzeit,  sich  vollziehende  Steigerung  des  Be- 
darfs an  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  zu  denken  haben,  die  mit 
der  Zunahme  von  Handel  und  Gewerbe,  dem  Wachstum  der  Städte 
und  ihrer  Bevölkerung  zusammenhing,  wie  sie  besonders  in  Ober- 
deutschland und  in  den  Niederlanden,  auch  in  England,  eintrat. 
Diese  wiederum  hob  den  Verkehr,  veranlaßte  eine  Mehrung  der 
Schiffahrt.  Von  technischen  Fortschritten  in  der  Landwirtschaft 
wird  man  nur  in  sehr  bescheidenem  Maß  sprechen  dürfen,  wie  etwa 
von  der  Einführung  der  Besömmerung  der  Brache,  die  sich  nur  in 
ganz  vereinzelten  Bezirken  (am  Niederrhein)  einstellte.  Zu  erinnern 
aber  haben  wir  in  diesem  Zusammenhang  an  die  Ausbildung  der 
größeren  Hofländerei,  die  Umwandlung  der  Grundherrschaft  in  die 
Gutsherrschaft,  die  eben  in  jener  Zeit  im  deutschen  Osten  (wie  in 
England)  einzusetzen  beginnt  und  die  doch  wohl  mit  einem  freilich 
wiederum  noch  nicht  ganz  zuverlässig  erforschten  stärkeren  Absatz 
der  landwirtschaftlichen  Produkte  in  Beziehung  steht  ^). 

Doch  wir  wenden  uns  nach  dieser  Bemerkung  über  die  noch 
nicht  genügend  aufgeklärten  Ursachen  der  allmählich  eintretenden 
Wandlung  zu  der  Tatsache  zurück,  daß  das  alte  System  im  großen 
und  ganzen  bis  zum  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  anerkannt  blieb. 
Inzwischen  hatte  sich  freilich  schon  eine  Durchbrechung  desselben 
in  wichtigen  Beziehungen  und  eine  Umwandlung  der  allgemeinen 
Anschauungen  angebahnt. 

In  England  2)  entschloß  man  sich,  wie  wir  bereits  wissen,  ver- 
hältnismäßig früh  zu  einer  Anerkennung  des  Rechts  der  freien  Ge- 
treideausfuhr. Im  15.  Jahrhundert  herrscht  in  England  der  Schutz 
des  Getreideproduzenten  vor.  Im  Jahre  1463  wird  sogar  ein  agra- 
rischer Schutzzoll  eingeführt.  Unter  den  Tudors  tritt  dann  ein  Rück- 
schlag ein:  man  kehrte  wieder  mehr  zu  dem  alten  System  zurück. 
Im  17.  Jahrhundert  werden  wieder  die  Produzenten  begünstigt.    Von 


1)  Vgl.  oben  S.  702,  Anm.  2. 

2)  Zum  folgenden  vgl.  W.  Naudfe,  Die  Getreidehandelspolitik  der  europäischen 
Staaten  vom  13.  bis  zum  18.  Jahrhundert  als  Einleitung  in  die  preußische  Getreide- 
handelspolitik (Acta  Bomssica,  Getreidehandelspolitik,  Bd.  1).  O.  Faber,  Agrarschutz, 
S.  83  ff. 
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1660  an  begegnen  uns  agrarische  Schutzzölle.  Epochemachend  ist 
weiter  das  Getreideausfuhrprämiengesetz  von  Wilhelm  I.,  von  1689: 
jeder,  der  englisches  Korn  ins  Ausland  verschifft,  erhält  eine  Prämie : 
man  sucht  also  den  Getreideexport  zu  befördern.  Die  Ausfuhrprämie 
ist  die  Belohnung  für  die  Unterstützung,  die  die  Grundbesitzer  dem 
Oranier  gewährt  hatten.  Man  sieht,  wie  die  Ordnung  dieser  Dinge 
von  der  Politik  abhängig  ist:  während  in  Deutschland  die  Landes- 
herren die  Getreideausfuhr  hindern,  weil  sie  finanziell  an  die  Städte 
gebunden  sind,  unterstützt  die  engliche  Regierung  die  Getreideaus- 
fuhr, weil  sie  die  Hilfe  der  Produzenten  erfahren  hatte.  Ein  neuer 
Abschnitt  beginnt  in  England  mit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts: 
ein  erbitterter  Kampf  zwischen  Getreideproduzenten  und  der  in- 
dustriellen Bevölkerung.  Die  Getreideproduzenten  suchen  Kornzölle 
durchzusetzen  oder  aufrechtzuerhalten.  In  der  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts wird  der  Kampf  gegen  die  Produzenten  entschieden. 

In  Spanien  beantragten  1632  die  Cortes  ein  Verbot  der  Korn- 
einfuhr, um  der  Landwirtschaft  den  inneren  Markt  zu  sichern.  Aber 
diese  Bestrebungen  ließen  sich  nicht  durchführen:  das  überseeische 
Getreide  war  nicht  zu  entbehren. 

In  den  Generalstaaten  war  das  Zollwesen  sehr  entwickelt:  es 
bestanden  für  Getreide  sowohl  Ausfuhr-  wie  Einfuhrzölle.  Die  Aus- 
fuhrzölle wurden  aber  viel  höher  als  die  Einfuhrzölle  bemessen ;  diese 
waren  nur  geringe  Finanzzölle.  In  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts verlangte  die  Provinz  Seeland,  die  unter  den  holländischen 
Provinzen  am  meisten  Getreide  baute,  eine  Verdoppelung  der  Ein- 
fuhrzölle und  eine  Herabsetzung  der  Ausfuhrzölle.  Die  anderen 
Provinzen  widersprachen  dieser  Forderung.  Seeland  jedoch  führte 
dann  für  sich  eine  Erhöhung  des  Einfuhrzolles  ein. 

In  den  deutschen  Territorien  geht  der  Kampf  zwischen  Stadt 
und  Land  zunächst  in  der  alten  Art  weiter.  Die  Ritterschaft  klagt 
wohl  über  zu  niedrige  Getreidepreise,  bei  denen  die  Landwirtschaft 
nicht  bestehen  könne.  Aber  ihre  Klagen  haben  nicht  in  erster  Linie 
eine  Verschlechterung  der  Preise  durch  Getreideeinfuhr  zum  Gegen- 
stand; sie  klagt  vornehmlich  die  Städte  an,  die  das  platte  Land  be- 
herrschen wollen.  Demgemäß  verlangt  sie  nicht  sowohl  einen  Ein- 
fuhrzoll als  vielmehr  die  Erlaubnis  der  freien  Ausfuhr  von  Getreide. 
Gelegentlich  fordert  sie  dann  freilich  auch  eine  Beschränkung  der 
Einfuhr.  Wie  die  Regierung  indessen  bei  den  durch  solche  Wünsche 
hervorgerufenen  Maßnahmen  den  städtischen  Interessen  Rechnung 
trug,  mag  an  einem  Vorgang  aus  der  Geschichte  Pommerns  erläutert 
werden').  Im  Jahre  1670  wurde  für  Hinterpommern  ein  Verbot 
erlassen,  polnisches  Korn  einzuführen,  weil  das  Land  mit  vielem 
Korn  noch  überhäuft  sei  und  die  Untertanen  es  nicht  los  werden 
könnten.  Da  Kolberg  jedoch  vorstellte,  daß  dann  die  Polen  über- 
haupt nicht  kämen  und  den  Bürgern   auch   ihre  Waren   nicht  ab- 


1)    H.  Rachel,   Die   Handels-,   Zoll-  und  Acciscpolitik   Brandenburg-Preußens  bis 
1715  (Acta  Borussica,  Handels-,  Zoll-  und  Accisepolitik,  Bd.  1),  S.  791. 
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nähmen,  und  da  Neustettin  klagte,  es  habe  keine  andere  Handlung 
als  mit  den  Polen,  und  werde  durch  das  Verbot  ruiniert,  wurde  bald 
danach  die  Einfuhr  zu  Lande  wieder  eröffnet,  und  nur  die  zur  See 
blieb  verboten. 

Mit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  setzt,  von  Frank- 
reich ausgehend,  die  Politik  des  Merkantilismus  ein,  der  mit  dem 
System  der  mittelalterlichen  Stadtwirtschaft  die  Wertschätzung  der 
städtischen  Berufe  gemein  hat.  Unter  solchen  Voraussetzungen  stand 
die  Fürsorge  für  die  Landwirtschaft  natürlich  durchaus  im  Hinter- 
grund *).  Es  gab  jedoch  Staaten,  die  der  Durchführung  des  merkan- 
tilistischen  Systems  gewisse  Schranken  ziehen  zu  müssen  glaubten. 
So  der  preußische  Staat.  König  Friedrich  Wilhelm  I.  hat,  ohne  die 
Rücksicht  auf  die  Städte  zurückzustellen,  dem  Landmann  den  inneren 
Markt  zu  sichern  gesucht').  Sehr  bemerkenswert  ist  die  Stellung 
Friedrichs  des  Großen,  der  als  einer  der  energischsten  Vertreter  der 
merkantilistischen  Ideen  in  der  Geschichte  lebt.  Er  setzte  sich  doch 
zum  Zweck,  ein  gesundes  Gleichgewicht  zwischen  den  Interessen 
von  Ackerbau  und  Industrie,  von  Stadt  und  Land,  herzustellen*). 
Das  merkantilistische  Wollausfuhrverbot,  das  die  Preise  eines  wich- 
tigen landwirtschaftlichen  Erzeugnisses  zugunsten  der  Industrie  herab- 
setzte, wurde  zwar  festgehalten.  Auf  dem  Gebiete  des  Getreide- 
handels wandte  der  König  dagegen  ein  System  an,  das  darauf  be- 
rechnet war,  die  Interessen  der  Produzenten  und  der  Konsumenten 
gegeneinander  zu  balanzieren.  Die  Mittel  dieser  Politik  waren  die 
Bindung  der  Ausfuhr  an  Freipässe,  die  der  König  nach  seinem  Er- 
messen und  nach  der  Konjunktur  erteilte,  der  Aufkauf  des  Getreides 
im  großen  für  staatliche  Rechnung  und  die  Magazinierung  der  damit 
beschafften  Vorräte^).  Stieg  nach  schlechten  Ernten  der  Preis  zu 
hoch,  so  öffnete  der  Staat  die  Magazine  und  verkaufte  zu  mäßigen 
Preisen,  bis  das  allgemeine  Preisniveau  sank.  Ging  der  Preis  des 
Getreides  nach  günstigen  Ernten  unter  den  Satz  herab,  bei  dem  die 
Landwirte  ihr  Auskommen  finden  konnten,  so  kauften  die  könig- 
lichen Magazine  das  Getreide  zu  leidlichen  Preisen  auf  und  wirkten 
damit  der  fallenden  Tendenz  entgegen. 


1)  Vgl.   z.   B.    H.  V.  Srbik,   Der   staatliche   Exporthandel   Oesterreichs ,    S.   306. 

2)  Vgl.  W.  Naud6,  Die  brandenburgisch  -  preußische  Getreidehandelspolitik  von 
1713—1806,  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  1905,  S.  165  f. 

3)  Einen  knappen  üeberblick  über  die  Wirtschaftspolitik  Friedrichs  des  Gr.,  der 
neuerdings  eingehende  Studien  gewidmet  worden  sind,  findet  man  bei  O.  Hintze,  Die 
Industrialisierungspolitik  Friedrichs  d&s  Gr.,  Historische  und  politische  Aufsätze,  Bd.  2, 
S.  170 ff.;  Hintze  und  Skalweit,  Die  Wirtschaftspolitik  Friedrichs  des  Gr.,  Beiheft  zum 
Militär- Wochenblatt,  1911,  Heft  12,  S.  396 ff.;  Hintze,  Die  Hohenzollem  und  der  Adel, 
Histor.  Zeitschr.,  112,  S.  517.  —  Wie  im  Westen  Deutschlands  sich  im  18.  Jahrhundert 
lokal  gelegentlich  Getreideausfuhrverbote  mehr  empfahlen  als  im  Osten,  darüber  s. 
F.  Lampp,  Die  Getreidehandelspolitik  in  der  ehemaligen  Grafschaft  Mark  während  des 
18.  Jahrhunderts  (1912),  S.  10  ff.  n.  117  ff.;  H.  Thimme,  Viertcljahtsschr.  f.  Sozial-  u. 
Wirtschaftg.,  1913,  S.  259;   O.  Hintze,  Histor.  Zeitschr.,  94,  S.  417  ff. 

4)  Uelier  ältere  Versuche,  die  Magazinierung  für  die  Regelung  des  Getreidehandels 
anzuwenden,  s.  Vierteljahrsschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsg.,  1914,  S.  198  und  206  ff. ; 
m.  Schrift:  Mittelalterliche  Stadtwirtschaft  und  gegenwärtige  Kriegswirtschaft,  S.  31  f. 
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Es  waren  besondere  Verhältnisse;  unter  denen  das  System 
Friedrichs  d.  Gr.  möglich  war  und  sich  empfahl.  Für  den  Gesichts- 
punkt, den  wir  verfolgen,  erhält  es  dadurch  seine  Bedeutung,  daß  es 
eine  Abweichung  vom  strengen  Merkantilismus  zugunsten  der  Land- 
wirtschaft darstellt.  Diesem  setzte  sich  aber  eine  neue  Theorie,  die 
physiokratische,  auch  ganz  direkt  entgegen.  „Den  Physiokraten  ge- 
bührt das  hohe  Verdienst,  ein  allgemeineres  agrarpolitisches  Interesse 
nicht  nur  bei  der  Regierung,  sondern  auch  in  den  höheren  Kreisen 
der  Gesellschaft  erweckt  zu  haben."')  Es  ist  bezeichnend,  daß  die 
Zeit  der  Physiokraten  „landwirtschaftliche  Gesellschaften"  („Societes 
d'agriculture",  in  Deutschland  nachgeahmt  unter  dem  Namen  der 
„ökonomischen  Gesellschaften")  schuf,  welche  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  Belehrungen  erteilten  und  der  Regierung  Vorschläge 
zur  Hebung  der  Landwirtschaft  unterbreiteten  2).  In  der  physio- 
kratischen  Theorie  bildet  einen  wesentlichen  Zug  der  Gegensatz 
gegen  die  stadtwirtschaftlich -merkantilistische  Beherrschung  des 
platten  Landes.  Die  Physiokraten  wollten  den  Landmann  von  der 
Herrschaft  des  Städters  befreien.  Sie  verlangten  denn  auch  freie 
Getreideausfuhr  und  freien  Viehhandel. 

Der  Physiokratismus  ist  eine  nationalökonomische  Theorie. 
Aber  auch  ganz  allgemeine  geistige  Strömungen  des  18.  Jahrhunderts 
kamen  der  Schätzung  des  Landes  und  der  Landleute  zustatten.  Die 
Rousseausche  Forderung  der  Rückkehr  zur  Natur  ließ  die  bisher  so 
verachteten  Bauern  jetzt  in  einem  anderen  Lichte  erscheinen.  Die 
Poesie  wandte  sich  liebevoll  dem  ländlichen  Leben  zu.  Wir  erinnern 
an  Salomon  Geßner  mit  seinen  Idyllen.  Es  ist  eine  interessante  Tat- 
sache, daß  der  Physiokrat  Turgot,  der  französische  Minister,  der  in 
Frankreich  die  Theorien  der  Physiokratie  praktisch  verwirklichen 
wollte,  der  in  Frankreich  im  Interesse  der  Landwirtschaft  für  die 
Freiheit  des  Getreidehandels  kämpfte,  Geßners  Idyllen  übersetzt  hat"). 

Die  physiokratische  Theorie  mündet  in  die  Lehre  des  Adam 
Smith  ein.  Sie  und  die  französische  Revolution  wollen  mit  dem 
ganz2n  mittelalterlichen  System  aufräumen  und  so  auch  mit  der  Be- 
herrschung des  Landes  durch  die  Stadt.     Der  Freihandel,  den  Smith 


1)  Ottomar  Thiele,  Franjois  Qnesnay  und  die  Agrarkrisis  im  Ancien  rfegime, 
Viertcljahrsschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtsehaftsgcsch.  Bd.  4,  S.  544.  Thiele  sagt:  „wieder  er- 
weckt zu  haben".  Aber  an  welcher  Stelle  war  denn  —  wenn  man  etwa  Ton  dem 
preußischen  Königtum  des  18.  Jahrhunderts  absieht  —  den  agrarischen  Dingen  ein  all- 
gemeineres, breiteres  Interesse  vorher  entgegengebracht  worden?  Vgl.  auch  Steph.  Bauer, 
in  diesen  „Jahrbüchern",  Bd.  55  (1890),  S.  141 ;  O.  Fengler,  Die  Wirtschaftepolitik 
Turgots  und  seiner  Zeitgenossen  (Leipzig  1912),  S.  93  ff. 

2)  O.  Thiele,  a.  a.  O.  S.  555  f. 

3)  Es  ließen  sich  hier  noch  interessante  Beobachtungen  anknüpfen.  So  mag  darauf 
hingewiesen  werden,  daß  in  der  Schweiz  die  Auffassung  vom  Volkslied  unter  Bodmer 
und  Lavater  noch  wesentlich  aufkliirerisch  ist.  In  der  folgenden  Zeit  steht  die  Schweiz 
im  Hintertreffen:  nur  sehr  langsam  den  Anregungen  Herders,  dann  der  Romantiker 
und  der  neu  erwachsenden  germanistischen  Wissenschaft  folgend.  Deutsche  Literalur- 
zeitung,  1914,  Nr.  49,  Sp.  2609.  —  Obcrlin  (der  Pfarrer  des  Stcintals),  der  feingebildete 
Städter,  verlegte  sich  aus  Liebe  zu  der  Landbevölkernng  auf  die  Landwirtschaft.  K.  E. 
Boch,  Das  Steintal  im  Elsaß,   S.  234. 
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fordert,  ist  auch  der  freie,  d.  h.  der  vom  Handelsmonopol  der  Städte 
freie  Getreidehandel.  Die  Vorherrschaft  der  Stadt  soll  ebenso  be- 
seitigt werden  wie  die  gruudherrliche  Gebundenheit  des  Bauern.  In 
ihren  ersten  Antrieben  und  Anfängen  zeigt  somit  die  neue  Bewegung 
ein  der  Landwirtschaft  und  namentlich  dem  Bauernstand  freundliches 
Gesicht.  Ihr  Ziel  liegt  zwar  weiter;  aber  sie  kam  der  Landwirt- 
schaft mit  zustatten.  In  den  Cahiers  der  französischen  Revolution 
finden  sich  denn  auch  neben  den  Beschwerden  über  grundherrlichen 
Druck  solche  über  städtische  Vorherrschaft,  weniger  vielleicht  über 
die  konkrete  Bevormundung  alter  Art,  die  Beherrschung  durch  die 
einzelne  Stadt,  als  vielmehr  über  das  ganze  stadtwirtschaftlich- 
merkantilistische  System  *). 

Etwa  gleichaltrig  mit  der  Lehre  der  Physiokraten  und  des  Adam 
Smith  sind  bedeutsame  Fortschritte  in  der  Technik  der  Landwirt- 
schaft. Man  unternahm,  das  Betriebssystem  zu  verbessern  (Einführung 
der  Norfolker  Fruchtwechselwirtschaft),  neue  Früchte  anzubauen,  der 
Kultur  des  Landes  vermehrte  Pflege  zuzuwenden.  Großenteils  im 
Zusammenhang  mit  diesen  technischen  Fortschritten,  aus  dem  Wunsch, 
sie  zu  ermöglichen,  verlangte  man  die  Beseitigung  der  Gemengelage 
der  Aecker,  der  Hüteberechtigungen  auf  fremdem  Boden,  die  Auf- 
teilung der  Allmende,  auch  den  Ersatz  der  Frondienste  durch  freie 
Arbeit^).  Insofern  besteht  eine  Verwandtschaft  der  Bewegung,  die 
für  jene  technischen  Fortschritte  eintritt,  mit  dem  wirtschaftlichen 
Liberalismus;  beide  sind  durch  die  Idee  der  Wegräumung  mittel- 
alterlicher Schranken  miteinander  verbunden,  wenn  auch  die  Fort- 
schritte des  Landbaues  und  die  von  ihnen  aus  aufgestellten  Forde- 
rungen keineswegs  unmittelbar  auf  Ad.  Smith  und  seine  speziellen 
Anhänger  zurückgehen. 

Freilich  vertrat  jener  wirtschaftliche  Liberalismus  nur  die  ne- 
gative Idee  der  Befreiung  von  Hindernissen  ^).    Ihm  war  die  warme 

1)  Vgl.  Fr.  W.  Hu88ong,  Cahiers  de  dol^ances  des  commanautgs  en  1789.  Bailliages 
de  Boolay  et  de  Bouzonville,  Kritische  Studie  zur  Vorgeschichte  der  französischen  Re- 
volution im  alten  Lothringen.  Straßbnrger  Dissertation  von  1912,  S.  108  ff.,  119,  123. 
Ueber  das  Steuersystem  des  Merkantilismus,  das  der  Landmann  der  Cahiers  als  drückend 
empfand  und  das  auch  von  den  Physiokraten  bekämpft  worden  war,  s.  weiter  O.  Thiele, 
a.  a.  O.  S.  517.  In  der  Frage  der  Getreideausfuhrverbote  gehen  die  Beschwerden  der 
einzelnen  Distrikte  auseinander,  je  nach  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Bevölkerung, 
S.  129.  Natürlich  bin  ich  mir  der  beschränkten  Geltung  der  Cahiers  als  historischer 
Quelle  bewußt  uud  übersehe  auch  nicht,  daß  in  jenen  Klagen  über  das  merkantilistische 
Steuersystem  etwas  von  der  Abneigung  gegen  das  Steuerzahlen  überhaupt  steckt.  —  E^ 
,mag  hier  angemerkt  werden,  daß  Necker  den  stadtwirtschaftlichen  Standpunkt  einnahm. 
Vgl.  Fengler,  a.  a.  O.  S.  106. 

2)  Eine  Schilderung  der  rationalistischen  Landwirtschaft  des  18.  Jahrhunderts  bei 
M.  Kowalcwsky,  Die  ökonomische  Entwicklung  Europas,  Bd.  7,  S.  148  ff. :  die  Beseiti- 
gung der  Gemengelage,  des  Eichelsammelns,  der  Erbpacht  usw.  gefordert.  Der  Konvent 
war  für  die  Teilung  der  Gemeinländerei  (S.  432).  Kowalewsky  nimmt  an,  daß  die 
Bewegung  zugunsten  der  Aufhebung  der  mittelalterlichen  Agrar-  und  Ackerbauverfassung 
in  England  und  Preußen  älter  als  in  Frankreich  ist  (S.  403).  üeber  den  Gegensatz 
zwischen  der  Revolution  und  den  Physiokraten  s.  Kowalewsky  S.  255.  Von  älteren 
Arbeiten  über  die  Geschichte  der  Gemeinheitsteilungen  sei  der  Artikel  von  Treitschke 
bei  Bluntschli  und  Brater,  Staatswörterbnch,  Bd.  4,  S.  162  ff.  erwähnt. 

3)  Wie  in  Spanien  die  liberalen  Regierungen  sich  ohne  Verständnis  für  die  histo- 
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Sympathie  fremd,  die  die  Physiokratie  der  Landwirtschaft  entgegen- 
brachte und  auch  in  Taten  umsetzte.  Ad.  Smiths  Neigung  gehörte 
dem  Handel.  Und  es  läßt  sich  ferner  nicht  leugnen,  daß  die  freie 
Entfaltung  der  individuellen  Kräfte,  die  jene  Kreise  lehrten,  auch 
in  einer  Richtung  geltend  gemacht  werden  konnte,  auf  der  Nachteile 
für  den  Landmann  oder  bestimmte  Gruppen  der  Landleute  entstanden. 
Abgesehen  davon,  daß  jeder  Schutz  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion abgelehnt  wurde,  so  war  mit  der  bloßen  Herstellung  der 
freien  Bewegung  noch  keine  Garantie  für  den  Bestand  der  befreiten 
Klassen  gegeben.  Der  unfreie  Bauer  sollte  frei  werden;  aber  man 
fragte  nicht  nach  dem  weiteren  Schicksal  des  befreiten  Bauern.  Es 
blieb  die  Möglichkeit,  daß  die  eine  landwirtschaftliche  Gruppe  sich 
auf  Kosten  der  anderen  verstärkte,  und  es  hat  sich  ja  in  der  Tat 
damals  der  Großgrundbesitz,  der  in  jenen  technischen  Fortschritten 
der  Führer  war  und  dem  kleineren  Besitz  wertvolle  Anregungen  gab, 
mit  Hilfe  der  jetzt  vom  Staat  anerkannten  freien  wirtschaftlichen 
Bewegung  auf  Kosten  des  bäuerlichen  Besitzes  verstärkt').  Die  alte 
Allmendverfassung  sah  man  lediglich  als  ein  Hindernis  rationeller 
Bewirtschaftung  des  Bodens  an,  bekundete  aber  kein  Verständnis 
dafür,  daß  diese  Art  des  Gemeinbesitzes  auch  wirtschaftliche  und 
soziale  Vorzüge  in  sich  barg.  Schließlich  mag  daran  erinnert  werden, 
daß  die  französische  Revolution  mit  der  Beseitigung  der  feudalen 
Ordnung  nicht  schlechthin  einen  selbständigen  Bauernstand  schuf, 
sondern  zum  Teil  an  die  Stelle  des  Feudalherrn  den  städtischen  Ka- 
pitalisten als  Obereigentümer  der  Bauerngüter  treten  sah  ^). 

Das  positive  Interesse  für  die  Landwirtschaft  hatte  neben  der 
physiokratischen  Bewegung  seinen  Grund  in  den  praktischen  Er- 
wägungen der  Staatsmänner,  in  dem  Gesichtspunkt  der  Staatsmacht 
wohl  mehr  als  in  dem  der  Wohlfahrt  als  letztem  Zweck,  und 
weiterhin  in  der  romantischen  Richtung. 

Der  Staat  des  18.  Jahrhunderts  darf  sich  in  der  Fürsorge  für 
die  Landwirtschaft  bereits  bedeutender  Leistungen  rühmen*).  Wir 
haben  schon  der  protektionistischen  Maßnahmen  der  preußischen 
Könige  und  der  Lockerung  der  gebundenen  Agrarverfassung  des 
Mittelalters  gedacht.  Auch  diese  wurde  wesentlich  durch  den  Staat 
herbeigeführt.  Die  Beseitigung  der  Gemengelage  und  die  Aufteilung 
der  Allmende  begann  Preußen  damals  und  brachte  sie  im  19.  Jahr- 
hundert, überwiegend  in  seinen  ersten  Jahrzehnten,  zum  Abschluß, 
während  der  Westen  und  noch  mehr  der  Süden  Deutschlands  an  der 
Gemengelage  und  der  Allmende  länger  festhielten.     Die  Pflege  der 


rischen  Verhältnisse,  zum  Nachteil  der  Gemeinden  zeigen,   setzt  R.  Leonhard,  in  diesen 
„Jahrbüchern",  Bd.  96,  S.  46,  52,  56  ff.  auseinander. 

1)  Vgl.  hierzu  auch  Hussong,  a.  a.  O.  S.  124. 

2)  lieber  die  neuesten  Forschungen  zur  Beantwortung  der  Frage,  an  wen  die 
Nationalgüter  Icamen,  s.  Histor.  Zeitschr.,  Bd.  114,  S.  221:  die  Ungleichheit  des  Be- 
sitzes wird  noch  merkbarer,  namentlich  infolge  der  Mobilisierung  des  Grundbesitzes, 
durch  die  neuere  Gesetzgebung. 

3)  Ueber  den  Faktor  des  staatlichen  Schutzes  in  Frankreich  zur  gleichen  Zeit 
vgl.  F.  Wolters,  Agrarzustände  und  Agrarprobleme  in  Frankreich  t.  1700 — 1790,  S.  260. 
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technisch-agrarischen  Angelegenheiten,  auch  die  Förderung  des  land- 
wirtschaftlichen Fachschulwesens,  die  Ausbildung  der  Feldmeßkunst 
nahmen  die  Staaten  des  18.  Jahrhunderts  mit  Bewußtsein  in  ihr  Pro- 
gramm auf.  Die  Reform  des  bäuerlichen  Schuldrechts  wurde  in  An- 
griff genommen  i).  Für  die  Kreditorganisation  sorgte  Friedrich  d.  Gr. 
durch  eine  ganz  neue  Schöpfung,  die  Errichtung  der  Landschaften, 
die,  wenn  auch  ein  autonomer  Körper,  doch  durch  staatliche  An- 
regung geschaffen  worden  sind.  Die  Staaten  wenden  sich,  ferner 
planmäßig  dem  weiteren  Ausbau  des  Landes  durch  stärkere  Besiede- 
lung,  durch  innere  Kolonisation  zu;  die  Führer  sind  hier  wiederum 
die  preußischen  Herrscher ').  Von  der  Kolonisierung  des  slawischen 
Ostens  im  Mittelalter  unterscheidet  sich  die  Kolonisation  des  18.  Jahr- 
hunderts durch  ihren  mehr  staatlichen  Charakter.  Sie  zeigt  uns  das 
Interesse  der  Regierungen  für  einen  zahlreichen  Bauernstand.  Nicht 
weniger  erfolgreich  war  das  dem  gleichen  Zweck  dienende  System 
des  staatlichen  Bauernschutzes,  welches  einen  der  besten  Ruhmestitel 
des  18.  Jahrhunderts  ausmacht '•).  Der  persönlichen  Initiative  der 
großen  preußischen  Könige  entstammt  die  Idee  des  Schutzes  des 
Bauernlandes  und  des  Bauernstandes  gegen  Versuche  der  Gutsherren, 
ihre  Hofländerei  auf  Kosten  des  Bauernstandes  zu  vergrößern.  Der 
vorhandene  Bauernstand  soll  erhalten  bleiben.  Das  Motiv  des  Bauem- 
schutzes  ist  zunächst  ein  finanzielles:  das  Bauernland  als  das  in 
erster  Linie  steuerpflichtige  Land  soll  unvermindert  bleiben  *).  Es 
verbindet  sich  jedoch  damit  ein  allgemein  populationistisches  Motiv, 
das  der  Erhöhung  der  Bevölkerungszahl  des  Staates,  und  man  will 
nicht  eine  Erhöhung  überhaupt,  sondern  man  will  Leute,  die  zu 
leben  haben. 

Der  staatliche  Bauernschutz  hat  einen  ganz  anderen  Charakter 
als  die  manchesterliche  Befreiung  der  Unfreien.  Sie  überläßt  die 
Bauern,  die  sie  frei  macht,  sich  selbst,  und  fragt  nicht  danach,  ob 
sie  etwa  in  der  Freiheit  untergehen,  während  beim  Bauernschutz  die 
Erhaltung  des  Bauernstandes  das  Wesen  ausmacht.  Allerdings  ist 
er  mit  der  Bauernbefreiung  nicht  identisch;  es  sind  vielmehr,  in 


1)  Vgl.  Schotte  in :  Beiträge  zur  Geschichte  des  westfälischen  Bauernstandes,  S.  33 
A.  Cohen,  Die  Verschuldung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  in  Bayern  von  1598 — 1745, 
S.  338  ff.  und  422  ff.  (über  Bestrebungen,  die  schon  im  17.  Jahrhundert  beginnen). 

2)  Wie  das  preußische  Vorbild,  insbesondere  die  Trockenlegung  der  Oderbrüche, 
in  Bayern  wirkte,  darüber  s.  F.  X.  Wismüllcr,  Geschichte  der  Moorkultur  in  Bayern, 
Bd.  1  (vgl.  Vicrteljahrsschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeseh.,   1910,  S.  479). 

3)  Ucber  die  Parallele  zum  preußischen  Banemschntz,  die  Niedersachsen  iu  der 
Befestigung  des  Meierrechts  besitzt,  s.  W.  Wittich,  Die  Grundherrschaft  in  Nordwest- 
deutschland; G.  F.  Knapp,  Grundherrschaft  und  Rittergut.  S.  92  ff.  —  Ueber  Bauem- 
schutz  im  preußischen  Westfalen  s.  Beiträge  zur  Geschichte  des  westfälischen  B.aucm- 
standes,  S.  36,  Anm.  1. 

4)  Das  gleiche  Motiv  liegt  den  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  an  vielen  Orten 
begegnenden  Verboten  der  Veräußerung  von  Bauerngütern  an  die  Kirche,  Eitterbürtige 
und  Bauern  zugrunde.  Vgl.  m.  Landtagsakten  von  Jülich-Berg,  Bd.  1,  S.  144.  Es  kreuzen 
sich  jedoch  mit  jenem  Motiv  das  der  ständischen  Teilung  des  wirtschaftlichen  Daseins 
und  die  Motive  der  Amortisationsgesetzgebung.  Die  in  diesem  Rahmen  stehenden  Ver- 
bote der  Veräußerung  von  Bauerngütern  können  nicht  als  Beweis  spezieller  staatlicher 
Fürsorge  für  die  Landwirtschaft  aufgefaßt  werden. 
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der  Zeit  der  Könige  Friedrich  Wilhelms  I.  und  Friedrichs  d.  Gr., 
unfreie  Bauern,  welche  geschützt  werden.  Indessen  der  Bauernschutz 
ist  gerade  auch  im  Hinblick  auf  die  Bauernbefreiung  bedeutungsvoll; 
ohne  den  vorausgegangenen  Bauernschutz  wären  erheblich  weniger 
Bauern  zu  befreien  übrig  geblieben.  Die  Voraussetzung  einer  Bauern- 
befreiung mit  großer  Wirkung  lag  darin,  daß  durch  den  Bauern- 
schutz breite  Massen  von  Bauern  gesichert  worden  waren,  wie  man 
greifbar  an  den  Distrikten  wahrnimmt,  die  keinen  Bauernschutz  ge- 
habt haben.  Sodann  reichen  auch  die  Anfänge  der  Bauernbefreiung 
in  Preußen  ins  18.  Jahrhundert  zurück  i).  Die  Befreiung  der  Do- 
mänenbauern vollzog  sich  in  der  Hauptsache  in  der  Zeit  von  1799 
bis  1805,  und  zwar  auf  eine  erfolgreiche  und  erfreuliche  Art.  Be- 
treffs der  Privatbauern  hat  man  sich  unter  dem  alten  Regime  we- 
nigstens mit  Plänen  der  Befreiung  beschäftigt.  Leider  wurde,  als  die 
allgemeine  Bauernbefreiung  nach  dem  unglücklichen  Napoleonischen 
Kriege  erfolgte,  der  staatliche  Bauernschutz  nicht  festgehalten;  die 
manchesterliche  Auffassung  der  Zeit  siegte  über  die  guten  Traditionen 
des  Staates. 

Wir  gedachten  ferner  der  Verdienste  der  romantischen  Be- 
wegung um  die  Belebung  des  Interesses  für  die  Landwirtschaft. 
Wenn  die  Romantik  es  unternahm,  die  Zeichen  und  Zeiten  des 
Mittelalters  zu  deuten  und  zu  verstehen,  so  hat  sie  darin  einen  Vor- 
läufer in  J.  Moser  2).  Er  steht  zwar  zum  Teil  im  Zusammenhang 
der  geschilderten  Bestrebungen  des  18.  Jahrhunderts.  Die  Auftei- 
lung der  Allmenden  billigt  er,  und  es  ist  auch  noch  nichts  Beson- 
deres, wenn  er  für  freien  Getreidehandel,  gegen  die  Ausfuhrverbote 
eintritt.  Aber  die  liebevolle  Vertiefung  in  die  Vergangenheit  nähert 
ihn  den  Romantikern.  Sie  führt  ihn  zur  Wertschätzung  der  Zünfte, 
deren  Grundsätze  er  gegen  den  Reichsschluß  von  1731  verteidigt 
hat^).  Von  der  liebevollen  Vertiefung  in  die  Vergangenheit  aus 
wandte  er  jedoch  auch  dem  Landmann  sein  volles  Interesse  zu.  Er 
lebte  in  den  Zuständen  seiner  westfälischen  Heimat*),  die  er  historisch 
verstand  und  als  einen  Idealzustand  betrachtete.  Er  wollte  jedem 
Stand,  dem  Städter  wie  dem  Edelmann  und  dem  Bauern,  seine  be- 
sondere Standesehre  nach  alter  Art  gewahrt  wissen.  Der  nieder- 
sächsische Bauer  hatte  sich  trotz  der  Zurücksetzung,  die  er  im 
Mittelalter  erfahren  hatte,  in  kräftiger  Haltung  behauptet  und  konnte 
ein  neues  Ideal  abgeben.  Moser  war  eifrig  bestrebt,  an  der  Hebung 
der  Verhältnisse   des   Landmanns   mitzuarbeiten,   auch  für  die  Auf- 

1)  Vgl.  hierzu  außer  Q.  F.  Knapps  „Bauernbefreiung"  Hintze  a.  a.  O.  S.  387 
nnd  Hintze,  Preußische  Reformbestrebungen  vor  1806,  Historisehe  und  Politische  Auf- 
sätze, Bd.  3,  S.  34  f. 

2)  Vgl.  F.  Frensdorff,  Hansische  GeschichUblätter,  1907,  S.  85.  Zur  Würdigung 
Mosers  siehe  ferner  M.  Ritter,  U.Z.,  Bd.  112,  S.  109  ff.;  O.  Ilatzig,  Justus  Moser  als  St.iaLs- 
mann  und  Publizist,  S.  72  ff.,  122  ff.,  127,  145  ff. ;  Dilthey,  Deutsche  Rundschau,  Bd.  108. 
8.  366;    Hedemann  in:   Festgabe  f.  F.  Dahn,   1.  Teil,  S.   191. 

3)  Vgl.  Frensdorff  a.  a.  O.  und  S.  3,  7,  44,  84,  86;  Hatzig,  S.  124. 

i)  Dilthey,  Das  18.  Jahrhundert  und  die  geschichtliche  Welt,  Deutsche  Rund- 
schau, Bd.  108,  8.  366. 
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hebung  der  Unfreiheit ')  und  die  Sicherung  der  Lage  der  Dienst- 
boten einzutreten.  Aber  er  tat  dies  alles  nicht  von  einer  allge- 
meinen Idee  des  „Rechtes  der  Menschheit"  aus.  Der  Landwirt,  für 
den  er  so  warm  eintrat  und  für  den,  wie  wir  hinzufügen,  die  Regie- 
rungen des  18.  Jahrhunderts  schon  manches  getan  hatten,  war  ihm 
vielmehr  in  seiner  Ursprünglichkeit  ein  wohltuender  Gegensatz  gegen 
die  Aufklärung  der  Zeit.  Er  schätzte  den  Landmann  „in  seiner 
ehrlichen  Arbeit  unter  dem  freien  Himmel  Gottes,  in  seinem  ein- 
fachen Familienleben,  in  seiner  derben  Fröhlichkeit  und  Gesellig- 
keit, seinen  alten,  treu  behüteten  Bräuchen  und  Vorstellungen,  seinen 
festen  Begriffen  von  Recht,  Moral  und  Religion",  „die  trauliche 
Poesie  und  das  stille  Glück  in  diesem  Leben,  das  ruhig  in  sichern 
Gleisen  dahinfließt,  unbeachtet  und  unberührt  von  der  großen  Welt 
da  draußen  mit  all  ihrer  trügerischen  Kultur"  -). 

Moser  hat  an  dem  System  der  Aufklärung  Kritik  geübt,  „lange 
bevor  ihm  die  Erfahrungen  der  französischen  Revolution  von  allen 
Seiten  Mitstreiter  herbeiführten"  ^). 

In  dem  Gegensatz  zur  französischen  Revolution  erhob  sich  die 
romantische  Bewegung:  er  gibt  ihr  eine  maßgebende  Direktion.  Es 
ist  daher  begreiflich,  wenn  die  Romantiker  zunächst  in  erster  Linie 
denjenigen  Kräften  ihre  Sympathie  zuwenden,  welche  von  der  fran- 
zösischen Revolution  bekämpft  worden  waren.  Die  ritterliche  Ge- 
sellschaft in  ihrem  privaten  Leben  und  ihrem  Anteil  an  den  großen 
historischen  Vorgängen,  die  stolzen  Burgen  und  die  wehrhaften  Städte, 
die  ehrenfesten  Zunftmeister  stehen  in  der  romantischen  Literatur 
vorerst  im  Vordergrund*).  Bei  den  einzelnen  Autoren  finden,  sich 
wohl  Unterschiede;  Walter  Scott  etwa  beschränkt  sich  mehr  auf 
die  Schilderung  der  ritterlichen  Gesellschaft  als  mancher  andere. 
Immer  aber  sind  es  die  bevorzugten  Gruppen  des  Mittelalters,  denen 
man  die  breiteste  Aufmerksamkeit  widmet.  Auch  die  Stadt  erhält 
daher  ihren  Platz.  Achim  v.  Arnim  zeichnet  in  seinen  „Kronen- 
wächtern" liebevoll  das  Treiben  in  der  deutschen  Reichsstadt,  und 
E.  Th.  A.  Hoff  mann  schildert  in   seiner  Novelle   „Meister  Martin 


1)  Vgl.  Hatzig,  S.  76. 

2)  Dilthey  a.  a.  O.,  der  zagleich  einen  Vergleich  zwischen  Moser  and  Rousseau 
zieht,  bei  dem,  weil  „die  Welt  seine  Ideale  überall  mit  Füßen  trat  und  er  selber  sie 
immer  wieder  in  den  Schmutz  zerrte",  „Bitterkeit  und  Ungerechtigkeit  die  Grundstim- 
mung seines  Wesens  und  seines  Schaffens  wurden",  der  „zum  Menschenhasser,  zum 
Fanatiker  der  RcTolution  wurde". 

3)  Dilthey  a.  a.  O. 

4)  lieber  die  historischen  Romane  deutscher  Romantiker  vgl.  Zeitschrift  für 
deutsches  Altertum,  Anzeiger,  Bd.  31,  S.  192  ff.  K.  Wagner,  Die  historischen  Motive 
in  Arnims  „Kronenwächter",  2  Teile,  Programm  des  Realgymnasiums  in  Goldap,  1908 
und  1910.  Ueber  die  nationalökonomische  Fachliteratur  siehe  F.  Lenz,  Agrarlehre  und 
Agrarpolitik  der  deutschen  Romantik  (1912);  K.  F.  v.  Rumohr,  Ursprung  der  Be- 
sitzlosigkeit des  Kolonen  im  neueren  Toscana  (1830),  S.  158  (über  das  Verhältnis  des 
größeren  Landbczitzes  zum  bäuerlichen).  R.  gehörte  z\i  den  Romantikern,  die  das 
städtische  Kapital  anklagten,  dem  Bauernstand  schädlich  zu  sein.  Siehe  darüber  die  Ab- 
handlung über  den  Ursprung  des  Marxismus  in  meiner  „Gtesehichtsschreibung  von  den 
Befreiungskriegen  bis  zu  unseren  Tagen"  S.  124ff. 
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der  Küfer  und  seine  Gesellen"  den  zuverlässigen,  fest  auf  sich 
stehenden  Handwerksmeister  des  Mittelalters.  Es  ist  indessen  das 
Bild,  das  die  Romantiker  von  der  ständischen  Gliederung  entwerfen, 
nicht  mehr  ganz  das  mittelalterliche.  Zunächst  kommt  das  Land 
schon  deshalb  mehr  zur  Geltung,  weil  der  Edelmann  jetzt  Land- 
mann, nicht  mehr  vornehmlich  kriegerischer  Ritter,  weil  er  somit 
jetzt  ganz  mit  dem  Land  verwachsen  ist.  Es  wird  ferner  der 
Grundherr,  den  die  Romantiker  schildern,  in  einem  idealen  Verhält- 
nis zu  seinen  Bauern  aufgefaßt;  er  hat  ihnen  gegenüber  nicht  bloß 
Rechte,  sondern  auch  Pflichten;  der  Landbau  ist  direkt  als  ein  Amt 
aufzufassen.  Obwohl  ja  solche  Gedanken  dem  Mittelalter  selbst 
keineswegs  fremd  gewesen  sind  (auch  abgesehen  von  der  unmittel- 
baren Verpflichtung  des  Grundherrn  gegenüber  seinen  Hörigen),  so 
werden  sie  doch  jetzt  stärker  betont,  von  den  einzelnen  Autoren 
wiederum  in  verschiedenem  Maß.  Achim  v.  Arnim  z.  B.  ist  zwar 
kein  Anhänger  Hardenbergs,  nähert  sich  aber  den  Gedanken  der 
Steinschen  Reform.  Er  wünscht  eine  Erziehung  des  Bauern  zum 
freien  Staatsbürger;  der  Landedelmann  soll  durch  lebendiges  Beispiel 
auf  das  Landvolk  fördernd  einwirken.  "Wenn  die  Romantiker  durch- 
weg an  dem  patriarchalischen  System  festhalten,  so  ist  es  ein  ideal 
aufgefaßtes  Verhältnis,  dem  sie  huldigen.  Die  Stadt  sodann  war 
ihnen  nicht  bloß  die  Stätte  des  ehrenfesten  Bürgertums,  sondern  auch 
der  Ort  der  städtischen  Verbildung  und  Unnatur.  Demgegenüber 
sind  Landedelmann  und  Bauer  Bilder  ungebrochener  Kraft.  Es  kann 
hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  die  Anschauungen  und  Forderungen 
der  romantischen  Agrarpolitiker  in  ihren  Einzelheiten  darzulegen. 
Als  Resultat  der  romantischen  Bewegung  ist  jedenfalls  eine  erhöhte 
Wertschätzung  des  Landmanns  und  des  Landlebens  zu  verzeichnen, 
eine  erheblich  gesteigerte  Wertschätzung  nicht  bloß  gegenüber  dem 
ökonomischen  Liberalismus,  sondern  auch  gegenüber  der  Staatspraxis 
des  18.  Jahrhunderts.  Wohl  stehen  die  Romantiker  mehr  auf  der 
Seite  des  Grund-  und  Gutsherrn  als  auf  der  des  Bauern.  Aber  auch 
dieser  gelangte  zu  seinem  Recht;  es  gibt  eine  bauernfreundliche 
romantische  Literatur').  Wir  haben  überdies  zu  berücksichtigen, 
daß  die  zeitgenössischen  Gegner  der  Romantiker,  die  Vertreter  des 
ökonomischen  Liberalismus,  sich  nicht  rühmen  können,  von  größerer 
Fürsorge  für  das  Schicksal  des  Bauernstandes  erfüllt  gewesen  zu 
sein ;  ihrem  Sinn  war  eine  Ausdehnung  des  Großbetriebs  auf  Kosten 
des  bäuerlichen  ganz  entsprechend  ^). 


1)  üeber  die  Bomantiker  als  Banemfreunde  vgl.  Bicarda  Hneh,  Ausbreitung  und 
Verfall  der  Bomatilc,  S.  320;  Herma  Becker,  A.  v.  Arnim,  S.  104;  F.  Wegener,  Die 
deutschkonservative  Partei  und  ihre  Aufgaben  für  die  Gegenwart,  3.  Aufl.  (1908),  S.  20. 
Siehe  auch  die  folgenden  Anmerkungen. 

2)  Vgl.  F.  Lenz,  S.  62 :  „Auf  Seiten  der  Opposition,  ungeachtet  ihrer  romantischen 
Einkleidung  und  der  feudalistischen  Velleitäten,  war  in  der  Tat  die  größere  wirtschaft- 
liche Voraussicht,  weil  intimere  Kenntnis  des  eigenen  Betriebes;  bei  diesen  adligen 
Großgrundbesitzern  fand  die  preußische,  erst  unseren  Tagen  wieder  vertraut  gewordene 
Tradition  des  Bauernschutzes  damals  ihre  letzteu  Vertreter."  Zu  der  Frage,  wie  Stein 
sich  zu  der  Frage  des  Bauernschutzes  gestellt   hat,   vgl.  Wygodzinski,  Vierteljahrschrift 
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Um  die  Bedeutung  der  Romantik  für  die  Wertschätzung  der 
ländlichen  Verhältnisse  in  ihrem  vollen  Umfang  zu  würdigen,  haben 
wir  uns  vor  allem  auch  gegenwärtig  zu  halten,  daß  der  Freiherr 
vom  Stein,  gerade  wiederum  mit  seinen  Anschauungen  von  der 
Stellung  und  der  Aufgabe  des  Landmanns  und  des  Landes,  auf 
romantischem  Boden  steht  ^). 

Versuchen  wir  sogleich  an  dieser  Stelle  ein  zusammenfassendes 
Wort  über  die  Mächte,  die  die  neuere  Wertschätzung  des  Bauern- 
standes begründet  oder  sich  ihr  zugewandt  haben.  An  der  Spitze 
steht  der  Staat  mit  unmittelbar  staatlichen  Gesichtspunkten  (zunächst 
dem  finanziellen,  steuerpolitischen,  und  dem  militärischen,  sodann 
dem  bevölkerungspolitischen).  Nachdem  dann  die  physiokratische 
Theorie  dem  Land  und  der  Landwirtschaft  im  allgemeinen  Sym- 
pathie erweckt,  fordert  die  individualistische  Wirtschaftslehre  des 
Liberalismus  die  Loslösung  des  Bauern  von  den  grundherrlichen 
oder  gutsherrlichen  und  stadtwirtschaftlichen  Schranken  und  Be- 
lastungen. Doch  wünschte  sie  nicht  staatliche  positive  Maßnahmen 
zum  Schutz  des  Bauernstandes,  vertrat  vielmehr  in  dem  Verhältnis 
zwischen  größerem  und  kleinerem  Besit-^er  den  Grundsatz,  daß  hier 
freie  Bewegung  zu  walten  habe;  ja  sie  gab  aus  landwirtschaftlich- 
technischen Erwägungen  dem  größeren  Besitz  den  Vorzug.  So  er- 
klärt sich  denn  auch  Theodor  v.  Schön,  der  namhafteste  Vertreter 
des  ökonomischen  Liberalismus  unter  den  deutschen  Staatsmännern 
der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  im  Gegensatz  gegen  den 
Freiherrn  vom  Stein  gegen  Bauernschutz  und  innere  Kolonisation 
und  nimmt  mehr  die  Interessen  der  Gutsherren  als  die  der  Bauern 
wahr^).  Ueber  die  Arbeit  des  Liberalismus  zugunsten  des  Bauern- 
standes wäre  nur  noch  etwa  aus  seiner  späteren  Zeit  hinzuzufügen. 


fät  Sozial-  und  W.-G.,  1913,  S.  262;  G.  F.  Knapp,  Die  Bauernbefreiani;  in  den 
älteren  Teilen  Preußens,  Bd.  1,  8.  131  und  135;  Max  Lehmann,  Freiiierr  vom  Stein, 
Bd.  2,  S.  279  f.,  Bd.  3,  S.  77;  O.  Hintze,  H.Z.,  Bd.  94,  S.  438.  Uebcr  Marwitz  tls  Guts- 
herr: Meusel,  F.  A.  L.  v.  d.  Marwitz,  Bd.  2,  2,  S.  233  tf.  (Marwitz'  Plan  einer  Bauern- 
befreiung von  1805  usw.).  ' 

1)  Vgl.  Max  Lehmann,  Freiherr  vom  Stein,  Bd.  3,  S.  110  f.  Die  Romantiker 
für  Stein :  R.  Steig,  H.  v.  Kleists  Berliner  Kämpfe,  8.  53.  Lenz  hätte  für  seine  Dar- 
stellung Wertvolles  bei  Lehmann   gefunden. 

2)  Eduard  Wilhelm  Mayer,  I)as  Retablissement  Ost-  und  Westpreußens  unter  der 
Mitwirkung  und  Leitung  Theodor  v.  Schöns  (Jena  1916),  S.  39  ff. ,  99.  S.  VII 
zeichnet  Mayer  fein  den  Gegensatz  von  Stein  und  Schön:  „Dem  Freiherrn  vom  Stein, 
dessen  Politik  so  stark  durch  geschichtliche  Vorstellungen  bedingt  ist,  hat  Seböo  es 
zeitlebens  nachgetragen,  daß  er  bei  staatsmännischen  Erwägungen  gar  so  viel  auf  den 
, Notizenkram'  gegeben  habe.  Aufgewachsen  in  den  Anschauungen  des  Rationalismus, 
sah  Th.  V.  Schön  nur  die  Gefahr,  daß  die  Geschichte  als  eine  Vorratskammer  von 
fertigen  Mustern  und  Beispielen  mißbraucht  werden  könne,  und  diese  Befürchtung  hat 
ihn  blind  gemacht  für  die  reineren  Wirkungen  geschichtlicher  Bildung,  wie  sie  gerade 
bei  Stein  zu  beobachten  sind."  Bekannt  ist  der  Gegensatz  zwischen  Schön  und  Stein 
bei  der  Durchführung  der  Bauernbefreiung  in  Preußen.  Wenn  F.  Rühl  Schön,  der 
mit  Erfolg  dafür  eintrat,  daß  der  staatliche  Bauernschutz  fallen  gelassen  wurde,  mit 
der  Erwägung  zu  entschuldigen  sucht,  die  Fragen,  die  uns  heute  in  dieser  Beziehung 
bewegen,  seien  damals  noch  nicht  aufgeworfen  worden,  so  zeigt  die  andere  Auffassung 
von  Stein,  daß  diese  Entschuldigung  nicht  standhält.  Vgl.  G.  Hasse,  Th.  v.  Schön 
und  die  Steinsche  Wirtschaftsreform  (Leipzig  1915),  S.   113  ff. 
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daß  er  aus  politischen  Gründen  mehrmals  auf  die  Seite  der  Bauern 
getreten  ist.  Eine  unmittelbare,  durch  Motive  des  Gemüts  vermittelte 
Neigung  starker  Art  wandte  nach  den  Physiokraten  wesentlich  nur 
die  Romantik  dem  Bauernstand  zu,  in  einem  Zusammenhang,  den 
wir  schon,  geschildert  haben,  und  mit  Wandlungen,  von  denen  wir 
noch  zu  sprechen  haben  werden.  Bei  dem  Eintreten  der  Demo- 
kratie für  den  Bauernstand  zeigten  sich  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts mehrfach  romantische  Motive  wirksam ,  wie  namentlich 
der  Wunsch,  das  Ideal  der  alten  deutschen  Gemeinfreiheit  wieder 
aufzurichten  ^) ;  freilich  auch  die  ganz  unhistorische  Vorstellung, 
daß  die  demokratische  Gleichheit  überall  das  ursprüngliche  Verhält- 
nis gewesen  und  gegenüber  den  Ungerechtigkeiten  der  Vergangen- 
heit zu  erneuern  sei.  Zum  Teil  ist  die  Demokratie  dem  Landmann 
und  so  auch  dem  Bauern  abgeneigt  vom  Standpunkt  einer  an,  den 
städtischen  Verhältnissen  orientierten  politischen  und  wirtschaftlichen 
Anschauung,  wie  wir  das  gleiche  von  dem  liberalen  Manchester- 
tum  schon  bemerkt  haben.  In  der  Form  des  Sozialismus  verstärkt 
die  Demokratie  jene  einseitig  städtefreundliche,  auch  internationale 
Tendenz.  Dem  Bauernstand  besonders  aber  ist  die  Sozialdemokratie 
namentlich  insofern  abhold,  als  sie  die  mittleren  Stände  überhaupt, 
auf  dem  Lande  wie  in  der  Stadt,  mit  unfreundlichem  Auge  be- 
trachtet. Die  Programme  einer  sozialistischen  Agrarpolitik  sind  bis- 
her über  künstliche  Versuche  nicht  hinausgekommen.  So  nehmen 
wir  denn  an  verschiedenen  Stellen  eine  Reaktion  gegen  die  i  mit  dem 
Beginn  der  Neuzeit  einsetzende  und  dann  sich  steigernde  Fürsorge 
für  die  ländlichen  Verhältnisse  seit  dem  Aufkommen  des  Manchester- 
tums  auf  mehrerlei  Art  wahr^).  Hinwiederum  sind  es,  im  Verein 
mit  der  neuerwachenden  staatlichen  Tradition,  überwiegend  die 
romantischen  Anschauungen,  die,  wie  im  öffentlichen  Leben  über- 
haupt, so  auch  zugunsten  der  Landwirtschaft  und  des  ländlichen 
Lebens  die  positive  Staatstätigkeit  im  Gegensatz  zu  jenem  abermals 
zur  Geltung  bringen  und  das  liebevolle  Verständnis  auch  für  den 
Bauernstand ')  beleben  und  verstärken.  "Wie  sich  die  entsprechenden 
Grundsätze  in  mannigfachen  Kämpfen  weiterhin  im  Lauf  des 
19.  Jahrhunderts  durchsetzen,  das  haben  wir  nun  noch  darzulegen. 
Nicht  einfacher  Art  ist  das  Verhältnis  der  Romantik  zu  den 
Forderungen  der  technischen  Fortschritte  der  Landwirtschaft.  Die 
romantischen  Theoretiker  haben  sich  zum  Teil  den  Forderungen  der 
Beseitigung  der  mittelalterlichen  Einrichtungen,  insbesondere  denen, 
die  aus  den  Grundsätzen  des  ökonomischen  Liberalismus  entsprangen, 
entgegengesetzt  und  gerieten  so  in  einen  Widerspruch  gegen  manche 


1)  Vgl.  hierzu  G.  F.  Knapp,  Grundherrschaft  und  Rittergut,  S.  82  t.;  G.  v.  Below, 
Der  deutsche  Staat  des  Mittelalters,  Bd.  1,  S.  113,  Anm.   2. 

2)  Ueber  den  wirtschaftlichen  Liberalismus  als  Reaktion  gegen  die  staatliche  Für- 
sorge für  die  Landwirtschaft  siehe  auch  E.  v.  Philippovich,  Die  Entwicklung  der  wirt- 
sohaftspolitischen  Ideen  im   19.  Jahrhundert  (1910),  S.  6. 

3)  Die  romantisch-konservative  Mittelstandspolitik  (Erhaltung  eines  Standes  selb- 
ständiger kleiner  Landwirte  usw.)  hebt  aueh  Philippovich  a.  a.  O.  §  2,  S.  40  f.  hervor. 

Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.  Bl.  110  (Dritte  Folgre  Bd.  55).  46 
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Wortführer  des  technischen  Fortschritts.  Indessen  die  Gruppen 
der  Landwirte,  in  deren  Namen  die  romantischen  Theoretiker 
sprachen,  verhielten  sich  zum  mindesten  gegen  die  Neuerungen  rein 
technischer  Natur  nichts  weniger  als  ablehnend.  In  der  Praxis 
nehmen  die  Landwirte  romantischer  Richtung  an  den  großen  land- 
wirtschaftlichen Fortschritten  den  beträchtlichsten  Anteil.  Wenn 
vereinzelte  Romantiker  gegen  das  Aufgeben  der  Dreifelderwirtschaft 
Bedenken  geäußert  haben,  so  wirkte  doch  das  Gros  der  von  roman- 
tischen Ideen  beeinflußten  Landwirte  an  der  Verbesserung  des  Land- 
baues mit.  Es  wäre  durchaus  irrig,  wollte  man  sich  die  Romantiker 
als  Gegner  einer  technisch  vervollkommneten  Landwirtschaft  vor- 
stellen. Immerhin  ist  zwischen  romantischer  und  liberaler  Theorie 
in  den  technischen  Fragen  der  Agrarverfassung  gestritten  worden. 
Der  um  die  Landwirtschaft  so  hoch  verdiente  Thaer  war  Gegner 
der  romantischen  Theorie  und  bewegte  sich  mehr  auf  der  Linie 
jenes  vorhin  geschilderten  ökonomischen  Liberalismus. 

Die  Darstellung  des  ländlichen  Lebens  in  der  poetischen  Lite- 
ratur, die  Dorfgeschichten,  stehen  fast  durchweg ')  in  weiterem  oder 
engerem  Zusammenhang  mit  der  romantischen  Bewegung  oder  solchen 
Ideenkreisen,  in  denen  sie  ihre  Wurzeln  hat.  Als  ihr  Produkt 
dürfen  wir  auch  Immermanns  Oberhof,  eines  der  vornehmsten  Stücke 
aus  den  Schilderungen  des  bäuerlichen  Lebens,  ansprechen,  wenn- 
gleich der  Verfasser  sich  in  andern  seiner  Werke  zu  der  Romantik 
mehr  kritisch  stellt. 

Nicht  weniger  als  in  den  poetischen  und  agrarpolitischen  Werken 
der  Romantiker  wird  in  ihrer  wissenschaftlichen  Literatur  die  Be- 
deutung des  ländlichen  Lebens  hervorgehoben.  Vor  allem  die  histo- 
rische Rechtsschule  und  ihre  Freunde  sind  hier  zu  nennen.  Wenn 
Jakob  Grimm  seine  „Deutschen  Rechtsaltertümer"  mit  ihrer  ein- 
gehenden Schilderung  des  an  poetischen  Zügen  so  reichen  älteren 
Rechts,  eines  Rechts  ländlicher  Verhältnisse,  veröffentlichte,  90  lag 
darin  zugleich  eine  Propaganda  für  die  Hochschätzung  des  länd- 
lichen Daseins.  Nicht  anders  steht  es  mit  seiner  großen  Ausgabe 
der  deutschen  Weistümer,  die  uns  mit  so  viel  originellen  Zügen  aus 
dem  Leben  des  Landvolks  bekannt  machen  2).  Er  trieb  diese  Dinge, 
nicht  bloß  als  gelehrte  Studien,  sondern  war  gemütlich  dabei  be- 
teiligt. Die  Grundvorstellung  der  Romantiker,  daß  es  darauf  an- 
komme, die  Volksseele,  und  zwar  die  unverfälschte  Volksseele  zu  er- 
forschen, führte  sie  vor  allem  auf  den  Stand  des  Landmanns,  bei 
dem  die  Volksseele  von  allen  äußeren  Einflüssen  am  meisten  frei 
geblieben  zu  sein  schien  ^).    Weiterhin  mögen  nur  G.  L_.  v.  Maurers 


1)  Ueber  den  Zosammenhaog  der  älteren  Dorfgeschichten  mit  der  physiokratischen 
Kichtung  vgl.  DLZ.  1907,  Nr.  51/52,  Sp.  3236;  siehe  auch  ebenda  1908,  Nr.  41, 
8p.  2602. 

2)  In  der  Vorrede  (S.  IV)  des  zweiten  Bandes  des  Weistümer  äußert  Grimm 
seinen  Unwillen  darüber,  daß  jemand  sich  gerühmt  habe,  ein  altes  Weistam  verbrannt 
in  haben,  „um  diesen  Ueberrest  des  Mittelalters  zu  vertilgen". 

3)  Schmidt  von  Wemeuchen,  der  in  seiner  Verherrlichung  des  Landlebens  die 
Bauern   in    der   Mark   Brandenburg  mit  Sympathie  geschildert  hatte,   wird  von  Goethe 
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Darstellungen  der  Geschichte  der  Dorf-  und  Markverfassung,  die 
wichtigen  Anregungen,  die  Beseler  von  ihm  empfangen  hat,  und  die 
.bedeutungsvollen  Arbeiten  von  Beselers  Schüler  Gierke  über  den 
Charakter  der  älteren  deutschen  Genossenschaft  hervorgehoben  werden. 
Diese  Studien  lieferten  das  Resultat,  daß  von  dem  deutschen  Land- 
volk ein  eigenartiges  und  der  Beachtung  sehr  würdiges  Recht  her- 
vorgebracht worden  war. 

Ein  jüngerer  Vertreter  echt  romantischer  Art  ist  W.  H.  Riehl. 
Er  fordert  auf,  die  Art  des  deutschen  Landmanns  zu  studieren,  in 
dem  sich  noch  unverfälschtes  Volkstum  zeige.  „Der  echte  deutsche 
Bauer"  ist  ihm  „der  historische  Typus  des  deutschen  Menschen- 
schlages" 1).  Ohne  gegen  Industrie  und  Handel  eine  irgendwie  ab- 
lehnende Stellung  einzunehmen  —  Riehl  bekennt  sich  vielmehr  zu 
einem  fördernden  Schutz  der  Industrie  durch  den  Staat  2)  —  macht 
er  doch  nachdrücklich  auf  die  Gefahr  aufmerksam,  die  dem  Volks- 
leben von  einem  Ueberwuchern  der  merkantilen  Interessen  droht  ä). 
Wenn  die  älteren  Romantiker  unter  den  konservativen  Mächten  den 
Grund-  oder  Gutsherrn  vor  den  Bauern  stellten,  so  ist  bei  Riehl  das 
Verhältnis  eher  umgekehrt.  Als  Führer  der  Landleute  erscheint  aber 
auch  ihm  der  Großgrundbesitzer.  Er  weist  den  Gutsherren  besondere 
Aufgaben  zu^). 

Im  Sinne  Riehls  sind  nach  ihm  Landleben  und  Landvolk,  ins- 
besondere der  Bauernstand,  oft  genug  als  Jungbrunnen  der  Nation 
gefeiert  worden.    Der  Stand  der  Großgrundbesitzer  ist  Gegenstand 


in  seinem  Xenion  „Kalender  der  Musen  und  Grazien"  usw.  hart  mitgenommen.  Grimm 
nahm  sich  aber  seiner  an  und  hebt  seine  Verdienste  hervor.  Vgl.  Schriften  der 
Goethe-Gesellschaft,  Bd.  8,  S.  166.  J.  Grimm  schreibt  an  Weigand:  „  .  .  .  Schmidts 
Empfindung  hat  Wahrheit,  dieselbe  Wahrheit,  kraft  welcher  wir  den  Umständen  nach 
den  Eindruck  einer  deutschen  Landschaft  über  die  glänzendste  italienische  Gegend 
setzen  dürfen."  Briefe  der  Brüder  Grimm  an  hessische  Freunde,  gesammelt  von 
E.  Stengel,  S.  382. 

1)  W.  H.  Riehl,  Die  bürgerliche  Gesellschaft,  5.  Abdruck,  S.  43.  S.  auch  H.  Simons- 
feld, W.  H.  Riehl  als  Kulturhistoriker  (München  1898),  S.  29  und  53.  —  Vgl.  J.  G.  Kohl, 
Reisen  in  Danemark  und  Holstein,  Bd.  1,  S.  249:  „Der  Bauernstand,  diese  wichtigste 
aller  Bürgerklassen". 

2)  Bürgeri.  Gesellschaft,  S.  263. 

3)  a.  a.  O.  S.  262  f.  S.  auch  Riehl,  Land  und  Leute,  3.  96 :  „unterläßt  der 
Staatsmann  die  Erwägung  des  sozialen  Momentes,  dann  wird  die  Zunahme  der  groß- 
städtischen Volksmasse  von  einem  wahrhaft  vernichtenden  Gewicht  für  unsere  ganze 
Zivilisation.  Das  allgemeine  Stimmrecht  würde  die  bereits  angebahnte  Uebermacht  der 
großen  Städte  über  das  Land  vollenden,  während  ein  auf  Seßhaftigkeit,  eigenen  Hans- 
stand und  Besitz  gegründetes  Stimmrecht  das  moderne  Ueberwiegen  der  Stadt  über  das 
Land  so  ziemlich  wieder  ausgleichen  würde." 

4)  Riehl,  Bürgeri.  Gesellschaft,  S.  185:  „Der  Landadel  soll  den  Bauern  zeigen 
was  die  Macht  der  Intelligenz  im  Äckerbau  auf  »ich  hat;  er  soll  auch  für  sie  experi- 
mentieren mit  der  Einführung  wirtschaftlicher  Verbesserungen"  usw.  —  Das  Wort  Land- 
adel gebraucht  Riehl  wohl  im  weiteren  Sinn,  in  dem  vom  Gutsbesitzertum,  obgleich  es 
möglieh  ist,  daß  ihm,  der  die  genannten  Werke  im  dritten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts 
schrieb,  das  Gutsbesitzertum  als  ein  vorzugsweise  adliger  Kreis  erschien.  S.  übrigens  G.  F. 
Knapp,  Grnndherrschaft  und  Rittergut,  S.  24 :  „Das  Junkertum  ist  ein  weiterer  Begriff 
als  der  Landadel:  es  ist  unser  Gutsbesitzertum."  VgL  dazu  meine  Schrift:  Das  parla- 
mentarische Wahlrecht  in  Deutschland  (1909),  S.  36. 
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der  Anfeindung  gewesen,  hat  aber  auch  und  zwar  von  uninteressierter 
Seite  Verteidiger  gefunden.  Man  wies  auf  den  Großgrundbesitz  als 
führendes  Element  der  Landwirtschaft  und  auf  seine  Bedeutung  für 
die  allgemeinen  staatlichen  und  nationalen  Angelegenheiten  hin. 

Man  spricht  davon,  daß  etwa  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
die  Romantik  und  ihre  Gegnerschaft  dem  einfachen  Macht-  und  Inter- 
essenkampf Platz  machen.  Doch  durchziehen  auch  in  den  späteren 
Jahrzehnten  bis  zur  Gegenwart  romantische  Motive  die  politischen 
und  wirtschaftlichen  Gegensätze,  und  aus  romantischen  Motiven  ent- 
standen der  Landwirtschaft  immer  von  neuem  Anwälte.  Auch  da, 
wo  uns  später  heftige  politische  und  wirtschaftliche  Kämpfe  begegnen, 
finden  wir  als  Ursprünge  der  Bewegung  ganz  idealistische,  sogar 
poetisch  bestimmte  Motive^). 

Im  19.  Jahrhundert,  in  dem  die  von  der  romantischen  Bewegung 
bestimmte  Literatur  zu  einer  solchen  Wertschätzung  der  Landwirt- 
schaft fortschritt,  hat  allerdings  der  Staat  zunächst  nicht  entsprechende 
Taten  aufzuweisen.  Gegenüber  dem  Eifer,  mit  dem  er  sich  im  18.  Jahr- 
hundert der  Landwirtschaft  angenommen  hatte,  beobachten  wir  bis  zum 
letzten  Viertel  des  19.  einen  gewissen  Rückschlag.  Die  Landwirtschaft 
macht  freilich  in  dieser  Zeit  für  sich  gewaltige  Fortschritte.  Sie 
sind  bedingt  durch  eine  großartige  Reform  der  Flurverfassung,  die 
Befreiung  von  den  mittelalterlichen  Schranken,  die  Aufhebung  der 
Frondienste,  an  deren  Stelle  eine  beweglichere  Arbeitsverfassung  tritt, 
durch  die,  zum  Teil  erst  auf  diesen  Wegen  möglich  gewordene,  Ver- 
besserung des  Betriebssystems  einschließlich  des  wesentlich  ver- 
mehrten Anbaus  von  Hackfrüchten  und  Blattpflanzen,  durch  An- 
wendung neuer  landwirtschaftlicher  Geräte  und  Maschinen,-  durch 
Verwertung  der  Errungenschaften  der  Agrikulturchemie.  Um  diese 
Fortschritte  hat  der  Staat  insofern  ein  Verdienst,  als  er  fortfuhr, 
an  der  Beseitigung  der  mittelalterlichen  Gebundenheit  zu  arbeiten. 
Die  mit  dem  Flurzwang  zusammenhängenden  Einrichtungen  sahen  jetzt 
in  dem  größeren  Teil  Deutschlands  ihr  Ende.  Die  Zusammenlegung 
der  Grundstücke  und  die  Gemeinheitsteilung  wurden  fortgesetzt. 
Weiter  förderte  der  Staat  das  landwirtschaftliche  Vereins-  und  Unter- 
richtswesen, verbesserte  die  Kataster  *).  Dagegen  ließ  er,  wie  schon 
angedeutet,  die  Fürsorge  für  die  Erhaltung  oder  Vermehrung  des 
Bauernstandes  fallen  und  verzichtete  ebenso  darauf,  in  die  Preis- 
bewegung regulierend  einzugreifen. 


*■! 


1)  Es  ist  z.  B.  charakteristisch,  daß  der  Begründer  der  Gruppe  der  neueren 
„Agrarier"  und  „Steuer-  und  Wirtschaftsreformer",  M.  A.  Niendorf,  seinen  Ausgang  in 
einer  Dichtung,  die  die  viel  verachtete  märkische  Landschaft  feiert  („Die  Hegler  Slühle, 
Zyklus  märkischer  Lieder",  Berlin  1852),  und  einer  der  Hauptbegründer  der  neueren  anti- 
semitischen Bewegung,  F.  Böckel,  in  Studien  über  das  hessische  Volkslied  nimmt.  Sie 
wollen  die  Landschaft,  das  Landvolk  verteidigen,  in  dessen  Eigenart  sie  sich  vertieft 
haben.     Vgl.  AUg.  deutsche  Biogr.,  Bd.  23,  S.  687. 

2)  Die  Verbesserung  der  Kataster,  die  nicht  bloß  der  staatlichen  Finanzverwaltung 
zustatten  kam,  hat  ihren  Ausgangspunkt  auch  im  18.  Jahrhundert.  S.  meinen  Art. 
„Grundsteuer"  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 
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Zwei  Ursachen  waren  es,  die  diese  Haltung  des  Staates  be- 
stimmten. 

Einmal  befand  sich  die  Landwirtschaft,  wie  bemerkt,  in  auf- 
steigender Linie;  ihre  Ertragsfähigkeit  steigerte  sich,  und  ihre  Pro- 
dukte fanden  den  günstigsten  Absatz.  Eine  Konkurrenz  stellte  sich 
nicht  ein.  Die  Landwirte  verlangten  gar  nicht  nach  einer  staatlichen 
Preisregulierung.  Sie  waren  vollkommen  zufrieden,  wenn  nur  nicht 
Getreide-  oder  Viehausfuhrverbote  erlassen  wurden ').  Der  Landwirt 
jener  Zeit  ist  in  der  Regel  Freihändler.  Er  verlangt  freie  Getreide- 
ausfuhr und  fordert  nicht  einen  Schutzzoll;  er  verlangt  ferner  die 
Beseitigung  der  städtischen  Zwangs-  und  Bannrechte,  die  ihn  z.  B. 
hindern,  von  der  Brauerei  und  Brennerei  Nutzen  zu  ziehen.  Diesen 
Wünschen  kommt  der  Staat  nach;  die  Aufhebung  der  Zwangs-  und 
Bannrechte  erfolgt  ungefähr  gleichzeitig  mit  der  Regulierung  der 
gutsherrlich  bäuerlichen  Verhältnisse'-).  Der  Staat  konnte  auch  auf 
die  Ausfuhrverbote  landwirtschaftlicher  Produkte  verzichten,  weil 
die  Landwirtschaft  ertragreicher  wurde  und  die  Herstellung  größerer 
staatlicher  Gebiete  und  die  Verbesserung  der  Verkehrsverhältnisse 
die  lokalen  Schwierigkeiten  der  Lebensmittelversorgung  einschränkten. 

Der  damalige  Staat  engte  seine  Tätigkeit  zweitens  deshalb  ein, 
weil  er  unter  dem  Bann  der  Theorien  des  wirtschaftlichen  Libera- 
lismus stand.  Wir  haben  in  dieser  Beziehung  schon  seiner  Stellung  zur 
Befreiung  der  Bauern  gedacht.  Das  große  Verdienst  der  Bauern- 
befreiung oder  wenigstens  ihrer  Vollendung  bleibt  dem  Staat  jener 
Tage.  Aber  er  ließ  es  geschehen,  daß  bei  der  Regulierung  des  guts- 
herrlich-bäuerlichen Verhältnisses  ein  Teil  des  Bauernstandes  ver- 
schwand. Dessen  Schicksal  erregte  ihn  nicht.  Durch  Ausnutzung  der 
Rechtsformen,  unter  denen  die  Bauern  ihr  Land  besaßen,  vergrößerten 
die  Gutsherren  ihr  Areal  und  schufen  sich  einen  Arbeiterstand.  Zum 
Teil  konnte  ihr  Verfahren,  Bauernhöfe  in  Vorwerksland  zu  ver- 
wandeln, im  Hinblick  auf  die  durch  den  Krieg  herbeigeführte  Ver- 
wüstung zahlreicher  Bauerngehöfte  in  gewissen  Grenzen  damals 
allenfalls  gerechtfertigt  erscheinen').  Allein  der  Staat  sah  auch 
sorglos  zu,  als  weiterhin  in  der  Zeit  des  Friedens  durch  freihändigen 
Kauf  Bauerngüter  der  Gutsländerei  einverleibt  wurden,  und  es  sind 
in  der  Tat  auf  diese  Art  unter  der  Herrschaft  des  Manchestertums 
viele  Bauernhöfe  verschwunden^).  Das  Ideal  des  Staates  war  die 
bloße  Negation  der  alten  Schranken ;  mit  der  Herstellung  der  Freiheit 

1)  Ueber  den  Kampf  der  Landwirte  für  freie  Ausfuhr  um  die  Wende  des  18.  und 
19.  Jahrhunderts  vgl.  7..  B.  M.  Lehmann,  Freiherr  vom  Stein,  Bd.  II,  S.  38  und  268; 
Ad.  Lichtner,  Landesherr  und  Stände  in  Hessen-Kassel,  S.  64  ff.  und  141.  H.  Ecke, 
Der  ostpreußische  Landtag  von  1798. 

2)  Vgl.  Lehmann  a.  a.  O.  Bd  1,  S.  223,  Bd.  2,  S.  38  ff.  und  268;  O.  Hintze, 
Histor.  und  polit.  Aufsätze,  Bd.  3,   S.  47. 

3)  Vgl.  Lehmann,  Bd.  2,  S.  281. 

4)  Vgl.  z.  B.  H.  Goldschmidt,  Die  Grundbesitzverteilung  in  der  Mark  Brandenburg 
und  in  Hinterpommern  vom  Beginn  des  dreißgjährigen  Krieges  bis  zur  Gegenwart. 
S.  137  ff. ;  C.  Brinckmann,  Wustrau,  Wirtschafts-  und  Verfassungsgeschichte  eines  branden- 
burgischen Rittergutes  (1911). 


726  Georg  V.  Below, 

als  solcher  begnügte  man  sich.  Eben  diese  Beobachtung  machen  wir 
noch  bei  der  Frage  der  Gemeinheitsteilungen.  Die  Romantiker  hatten 
noch  vor  der  Aufteilung  der  Allmenden  gewarnt^),  wie  sie  überhaupt 
die  konsequente  Durchführung  des  Individualismus  in  der  Landwirt- 
schaft mit  Argwohn  betrachteten.  Indessen  „man  teilte  den  Gemein- 
besitz rücksichtslos  auf  und  vernichtete  das  Erbe  der  Väter,  das  gar 
nicht  den  einzelnen,  sondern  der  Gemeinde  zukam,  die  es  dann  später 
schwer  vermißte,  als  ihre  Aufgaben  stiegen"  -).  Die  liberalen  Forde- 
rungen der  Zeit  gingen  ferner  auf  Veräußerung  der  Domänen  von 
der  Auffassung  aus,  daß  der  Staat  jede  eigene  wirtschaftliche  Tätig- 
keit unterlassen  solle,  hinter  welchem  Programm  sich  noch  spezielle 
Wünsche  verbargen.  Hier  haben  die  Regierungen  mehr  Selbständig- 
keit bekundet,  indem  sie  den  größeren  Teil  der  Domänen  zu  be- 
haupten wußten. 

Ein  tiefgreifender  Wechsel  in  der  Stellung  des  Staates  zur  Land- 
wirtschaft vollzog  sich  mit  der  Abkehr  der  deutschen  Politik  von 
den  liberalen  Grundsätzen,  die  am  Ende  der  siebziger  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts  eintrat.  Jetzt  begann  die  zweite  Machthöhe  Bismarck- 
scher  Staatsleitung.  Damals  —  sagt  der  Historiker  H.  Oncken  — 
„drängte  der  Kanzler  von  neuem  die  Liberalen  zurück  und  hob  unter 
Rückkehr  zu  den  autoritären  Grundlagen  des  Staates  die  konservativen 
Kräfte  in  Wirtschaft  und  Gesellschaft  bewußt  und  erfolgreich  in 
die  Höhe"  ^).  Die  Ideale  des  Liberalismus  in  seiner  klassischen  Zeit 
waren  Handelsfreiheit,  Gewerbefreiheit,  Wucherfreiheit*),  möglichst 
freie  Bewegung  des  Individuums  nach  allen  Richtungen  hin.  Dem- 
gegenüber fordert  die  jetzt  anhebende  Zeit:  Einschränkung  der  Be- 
wegung des  Individuums  im  Interesse  der  Allgemeinheit,  nationalen 
Zusammenschluß,  Ausdehnung  der  Staatstätigkeit,  Stärkung  der  Staats- 
gewalt. Die  Gesetzgebung  holt  jetzt  das  nach,  was  der  doktrinäre 
Liberalismus  bisher  übersehen  hatte  '").  Praktisch  verwirklichten  sich 
die  neuen  Gedanken  auf  landwirtschaftlichem  Gebiet  nicht  minder 
wie  auf  dem  des  Handels  und  der  Industrie.  Wenn  man  die  jetzt 
anhebende  Zeit  eine  Periode  des  Neumerkantilismus  genannt  hat,  so 
unterscheidet  sich  doch  deren  Wirtschaftspolitik  von  der  des  18.  Jahr- 
hunderts dadurch,  daß  sie  mit  der  alten  Zurücksetzung  der  Land- 
wirtschaft völlig  aufräumt  und  sie  als  jedem  anderen  Wirtschafts- 
zweig durchaus  gleichberechtigt  ansieht. 

Einen  Anstoß  für  das  stärkere  Eingreifen  des  Staates  zugunsten 
der  Landwirtschaft  gab  die  Steigerung  der  überseeischen  Konkurrenz 
auf  dem  Getreidemarkt.   Durch  die  Verbilligung  des  Transports,  den 

1)  F.  Lenz  S.  149. 

2)  W.  Wygodiinski,  Wandlangen  der  deutschen  Volkswirtschaft,  6. — 10.  Tausend, 
S.  155. 

.3)  H.  Oncken,  Historisch-politische  Aufsätze  und  Reden,  Bd.  1,  S.  7  f.  Eine  all- 
gemeine Skizze  von  jener  Wandlung  und  ihren  Wirkungen  habe  ich  in  dem  Buch  „Das 
Jahr  1913,  herausgeg.  von  D.  Sarason"  (Leipzig  1913),  S.  1  ff.  gegeben.  S.  auch  M.  Fuß, 
Die  Landflucht  (Brixen  1914),  S.  8. 

4)  Worte  von  E.  Landsberg. 

5)  Vgl.  Wygodzinski,  S.   143. 
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gewaltigen  Rückgang  der  Frachtsätze  wurde  es  dem  amerikanischen 
Getreidebau  möglich,  die  ungeheure  Ueberlegenheit,  die  er  infolge 
seines  äußerst  extensiven  Charakters  von  Anfang  an  über  die  west- 
europäische Landwirtschaft  besessen  hatte,  endlich  wirksam  zur 
Geltung  zu  bringen  i).  Die  mit  größeren  Produktionskosten  ar- 
beitende europäische  Landwirtschaft  —  die  französische  so  gut  wie 
die  deutsche  —  konnte  sich  nur  behaupten,  wenn  der  Staat  sie  durch 
einen  Schutzzoll  sicherte. 

In  diesem  Verhältnis  liegt  jedoch  eben  nur  ein  allerdings  sehr 
wirksamer  Anstoß  für  die  veränderte  Stellung  des  Staates  zur  Land- 
wirtschaft. Darüber  hinaus  nehmen  wir  eine  allgemeine  "Wandlung 
der  Anschauungen  über  Wirtschaft  und  Recht  wahr.  Alte  und  neue 
Ideen  vereinigten  sich,  um  das  System  des  Manchestertums  zu  brechen. 
Der  beste  Kern  der  romantischen  Gedanken,  verbunden  mit  einer 
Erneuerung  alter  staatlicher  Tradition,  wird  jetzt  verwirklicht.  Das 
durch  Jahrzehnte  aufgespeicherte  Wohlwollen  der  Romantiker  für 
die  Landwirtschaft  setzte  sich  jetzt  ins  praktische  Leben  um,  wie 
es  denn  bezeichnend  ist,  daß  die  Kreise,  in  denen  die  romantischen 
Ideen  lebendig  waren  oder  wieder  lebendig  wurden,  die  Führung  in 
der  Wirtschaftspolitik  übernahmen  ^).  Diese  romantische  Stimmung 
ist  der  Unterton,  von  dem  die  neuen  Maßnahmen  begleitet  werden. 
Natürlich  schließt  sie  höchst  reale  und  konkrete  Erwägungen  und 
höchst  reale  und  konkrete  Ziele  nicht  aus. 

Unter  dieser  romantischen  Stimmung  ist  in  der  öffentlichen 
Meinung  und  in  der  Gesetzgebung  eine  Anschauung  zur  Herrschaft 
gelangt,  die  der  des  Mittelalters  ganz  entgegengesetzt  ist. 

Im  Mittelalter  hatte  man  gemeint,  Landleute,  Bauern  würde  es 
immer  noch  genug  geben;  für  sie  brauche  man  nicht  zu  sorgen.  Man 
glaubte  aus  den  Landleuten  und  dem  platten  Land  Riemen  schneiden 
zu  dürfen  für  alle  privilegierten  Klassen.  Heute  urteilt  man  ganz 
anders:  das  Landleben  wird  als  der  Jungbrunnen  der  Nation  auf- 
gefaßt. Man  urteilt,  daß  eine  Nation,  die  nicht  einen  starken  Stamm 
von  Landleuten  habe,  dem  Untergang  geweiht  sei.  Landleute  sind 
so  wenig  im  Ueberfluß  vorhanden,  daß  es  geboten  ist,  beständig  auf 
Mittel  und  Wege  zu  denken,  sie  zu  vermehren.  Der  Stand  der  Land- 
leute darf  nicht  vermindert  oder  zurückgesetzt,  sondern  muß  kon- 
serviert, vermehrt  und  gepflegt  werden. 

1)  L.  Pohle,  Die  Entwicklung  des  deutschen  Wirtschaftslebens  im  19.  Jahrhundert, 
2.  Aufl.,   S.  57. 

2)  Für  die  jetzt  zur  Geltung  kommende  romantische  Stimmung  ist,  auch  im  Unter- 
schied von  der  Komantik  des  beginnenden  19.  Jahrhunderts,  charakteristisch:  G.  Hansen, 
Die  drei  Bevölkerungsstufen  (1889,  2.  Aufl.,  1915).  S.  329  über  die  Frage,  warum  der 
Bauer  für  die  Stadt  wichtig  (nicht  bloß  wegen  der  Lebensmittelversorgung!);  S.  331: 
über  die  zweckmäßige  Größe  der  Landbesitzungen.  Vgl.  Vierteljahrsschr.  für  Sozial- 
und  Wirtsehaftsgesch.,  1915,  S.  440.  Eine  verwandte  Auffassung  vertreten  Sohnrey  und 
Rosegger.  In  ähnlicher  Weise  sei  auf  das  sogleich  zu  verwertende  Werk  „Beiträge  zur 
Geschichte  des  westfälischen  Bauernstandes"  hingewiesen,  dessen  Schlußbetrachtungen 
die  Vereinigung  der  auf  romantischem  Grund  ruhenden  allgemeinen  Anschanijng  mit 
den  Forderungen  des  technischen  Fortschritts  zeigen  (siehe  z.  B.  S.  860).  C.  C.Ei  ff  e, 
Der  Bauernstand  der  Grundpfeiler  des  Volks,  S.-A.  aus  den  „Süddeutschen  Monats- 
heften", 1915,  Dezemberheft. 
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Es  liegt  ohne  Zweifel  ein  Widerspruch  darin,  daß  die  Romantik, 
die  doch,  wie  die  Vorzüge  der  Vergangenheit  überhaupt,  so  insbeson- 
dere die  des  Mittelalters  ins  Licht  stellen  wollte,  im  Erfolg  zu  einer 
Anschauung  und  zur  Empfehlung  einer  Gesetzgebung  gelangt  ist,  die 
auf  einer  anderen  Schätzung  des  Landmanns  beruht,  als  sie  dem 
Mittelalter  eigen  war.  Indessen  abgesehen  davon,  daß  ja  auch  sonst 
die  Romantik  die  Vergangenheit  idealisiert  hat,  es  besteht  hier  doch 
eine  Anknüpfung  an  die  tatsächlichen  Verhältnisse  des  Mittelalters 
insofern,  als  die  Romantik  den  vollkräftigen  Landmannsstand,  wie  er 
sich  im  Mittelalter  trotz  aller  Ungunst  des  öffentlichen  Urteils  und 
der  Gesetzgebung  behauptete,  wiederhergestellt  und  bewahrt  sehen 
möchte.  Was  im  Mittelalter  Geschenk  der  Natur  war,  das  von 
Staats  wegen  zu  hegen  und  zu  pflegen  erachtet  man  jetzt  als  Pflicht. 
I  Man  ist  auf  neue  Werte,  die  das  Land,  die  Landwirtschaft,  der 
Stand  der  Landleute  in  sich  bergen,  aufmerksam  geworden.  Man 
weist  auf  die  Fülle  hier  liegender  technischer  und  politischer  Po- 
tenzen hin,  die  unserm  Vaterland  unentbehrlich  sind ';.  Die  Er- 
kenntnis von  den  politischen  Vorzügen  der  Landbewohner  hat  eine 
weitere  Steigerung  der  Wertschätzung  des  Landes  bewirkt.  Das 
Land  wird  unter  anderem  deshalb  geschätzt,  weil  hier  die  Zahl  der 
Selbständigen  größer  ist  als  in  der  Stadt.  Und  ebenso  ist  es  durch 
die  größere  Zahl  der  Wehrfähigen  ausgezeichnet.  Die  ländliche  Be- 
völkerung übertrifft  die  städtische  wesentlich  an  Lebenskraft:  die 
Zahl  der  Geburten  ist  dort  größer.  Vom  Standpunkt  der  Natural- 
versorgung  des  Staats  (mit  Nahrungsmitteln,  Rohstoffen,  Menschen) 
wird  dem  Land  eine  erhöhte  Wichtigkeit  beigemessen,  und  solche 
Erwägungen  werden  mit  konsequenterer  Gründlichkeit  und'  um- 
fassenderer Vertiefung  angestellt.  Man  beobachtet,  wie  die  Gefahr 
einer  Hypertrophie  der  Industrie  und  —  aus  ihr  sich  ergebend  —  einer 
in  der  Landwirtschaft  sich  geltend  machenden  Blutleere  hervortritt: 
die  vollkommene  Umkehr  der  mittelalterlichen  Verhältnisse.  Solchen 
Gefahren  will  man  durch  verstärkte  Pflege  der  Landwirtschaft  be- 
gegnen.   , 

Die  neue  Grundauffassung  macht  sich  in  einer  neuen  Deutung 
und  Behandlung  der  einzelnen  Einrichtungen  der  ländlichen  Verhält- 
nisse und  der  einzelnen  Maßnahmen,  durch  die  man  die  länd- 
liche Entwicklung  zu  regeln  suchte  und  weiter  sucht,  geltend.  Alles 
tritt  in  einen  neuen  Zusammenhang. 

Ueberaus  lehrreich  sind  die  wechselnden  Zwecke  und  die  Moti- 
vierungen der  Unteilbarkeitsordnungen.  Nachdem  der  Staat  im 
Mittelalter  diesem  Gegenstand  gar  keine  Aufmerksamkeit  gewidmet 
hatte,  begann  er,  wie  wir  erwähnten,  im  Anfang  der  Neuzeit  mit 
Anordnungen  gegen  Teilungen  der  Landgüter  aus  lediglich  finan- 
ziellem Motiv.  Später  treten  dazu  militärische  und  neuerdings  all- 
gemein   volkswirtschaftliche,    soziale,    nationale    Erwägungen.      Die 

1)  Wygodzinski,  Wandlungen  der  denUchen  Volkswirtschaft,  S.  152  und  164. 
Sering,  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  3.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  53. 
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Motivierungen  und  Erwägungen  werden  fortschreitend  reicher.  Ge- 
rade auch  die  mit  dem  Jahr  1878  einsetzende  Zeit  der  neukonser- 
vativen Wirtschaftspolitik  Bismarcks  zeigt  ein  zunehmendes  Ver- 
ständnis für  das  Anerbenrecht  und  einen  Ausbau  der  entsprechenden 
Gesetzgebung ').  Man  wünscht  nicht  bloß  einen  finanziell  leistungs- 
fähigen Bauernstand  zu  haben,  sondern  auch  einen  national  kräftigen 
und  gesunden.  Man  bleibt  aber  nicht  bei  der  Anschauung  stehen, 
daß  etwa  die  Unteilbarkeit  schlechthin  für  die  Landgüter  zu  fordern 
sei,  sondern  tritt  in  die  gründlichsten  Erörterungen  der  Frage  ein, 
unter  welchen  Voraussetzungen  sie  zu  empfehlen,  und  welche  Wir- 
kungen mit  ihr  zu  erzielen  seien. 

Hiermit  verknüpfen  sich  allgemeine  Betrachtungen  über  die 
Zweckmäßigkeit  großen,  mittleren  und  kleinen  Besitzes,  die  den  Staat 
früher  gar  nicht  berührt  hatten  ^j.  Die  Zeit  des  wirtschaftlichen  In- 
dividualismus hatte,  aus  landwirtschaftlich-technischen  Gründen,  ein- 
seitig den  Großbetrieb  befürwortet.  Das  spätere  19.  Jahrhundert 
stellt  solche  Gründe  nicht  zurück,  wendet  aber,  unter  dem  Hinzu- 
treten sozialer  und  nationaler  Erwägungen,  in  zunehmendem  Maß 
dem  bäuerlichen  Betrieb  seine  Aufmerksamkeit  zu  ^).  Man  überzeugt 
sich,  daß  vom  nationalen  Bauernstand  auch  der  nationale  Charakter 
der  Stadt  abhängig  ist,  wie  überhaupt  die  Erkenntnis  wächst  (im 
Gegensatz  zur  Auffassung  des  Manchestertums  und  nicht  weniger 
des  Mittelalters),  daß  ein  gewaltiger  Teil  unserer  politischen  und 
wirtschaftlichen  Kraft  in  der  Landwirtschaft  und  dem  ländlichen 
Leben  liegt. 

Die  Frage  der  Berechtigung  des  Fideikommisses  wird  von  all- 
gemeinen politischen,  nationalen,  volkswirtschaftlichen  Gesichts- 
punkten aus  und  staatlich  geregelt,  während  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten des  Bestehens  der  Fideikommisse  der  Staat  an  ihnen 
kein  Interesse  nahm  und  später  nur  den  politischen  Gesichts- 
punkt  bei    ihnen    betonte*).     Der  Großgrundbesitz  wird   gewertet 

1)  Vgl.  Beiträge  zur  Geschieiite  de»  westfälischen  Bauernstandes,  in  Verbindung 
mit  P.  Balilmann  usw.  herauBg.  von  E.  Frh.  v.  Kcrckerinck  (Berlin  1912),  S.  118  ff. 
und  S.  853.  Ueber  die  romantische  Forderung  der  Unteilbarkeit  des  Bauernguts  siehe 
ebenda  S.  13,  Anm.  1. 

2)  Ein  Hinweis  auf  das  ältere,  grundlegende  Buch  von  Th.  v.  Bernhardi,  Kritik 
der  Gründe,  die  für  große»  und  kleines  Grundeigentum  angeführt  werden  (1849),  darf 
hier  nicht  unterlassen  werden,  üeber  die  Frage,  seit  wann  das  Interesse  für  Groß-  und 
Kleinbesitz  hervortritt,  siehe  auch  Kritische  Blätter  für  die  gesamten  Staatswissensohatten, 
1907,  Dezember-Heft,  S.  660. 

3)  Unter  den  Schriften,  die  diese  Fragen  von  umfassenden  Gesichtspunkten  aus  und 
mit  abgeklärtem  Urteil  behandeln,  ist  namentlich  M.  Sering,  Politik  der  Grundbesitz- 
verteilung in  den  großen  Reichen  (Berlin  1912),  zu  nennen.  In  Australien  hat  das 
nationalistische  Motiv  den  Uebergang  vom  Manchestertum  zur  agrarischen  Sozialpolitik 
herbeigeführt.     Sering,  S.  13. 

4)  Ueber  die  Fideikommißfrage  habe  ich  mich  eingehend  geäußert  in  meinem 
Aufsatz  „Die  Frage  der  Vermehrung  der  Fideikommisse  in  Preußen"  in  der  Beilage  zur 
Allgemeinen  Zeitung,  1904,  Nr.  299  und  300,  vom  29.  und  30.  Dezember  (v^l.  auch 
meine  Kriegs-  und  Friedensfragen  [Dresden  1917],  S.  115).  In  meinem  Artikel  „Adel" 
im  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften"  bin  ich  der  Ansicht  beigetreten,  daß  das 
Fideikommiß  eine  aus  Spanien  übernommene  Einrichtung  sei.    Inzwischen  habe  ich  mich 
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nach  seiner  allgemeinen  Bedeutung  für  die  Landwirtschaft  und  die 
Nation  ^). 

Um  eine  höhere  Schätzung  der  Allmenden,  deren  wir  schon  ge- 
dachten, zu  bewirken,  trafen  die  Arbeiten  der  historischen  Rechts- 
schule und  der  aus  ihr  hervorwachsenden  historischen  Schule  der 
Nationalökonomie  über  die  alte  Dorf-  und  Markverfassung  mit  den 
praktischen  Erfahrungen  zusammen.  Man  nahm  ihren  Nutzen  für 
die  kommunale  Finanzverwaltung  und  ihre  Vorzüge  für  die  wirt- 
schaftliche Stellung  der  ärmeren  Mitglieder  der  Gemeinde  wahr. 
Man  beobachtete,  wie  die  Gemeinheitsteilungen  keineswegs  immer 
wirtschaftlich  günstige  Folgen  gehabt  haben,  wie  sie  wohl  die  Urbar- 
machung des  aufgeteilten  Heide-  und  Bruchlandes  bewirkten,  wie 
sie  sich  schon  um  der  großen  Ausdehnung  der  alten  gemeinen  Marken 
willen  als  notwendig  erwiesen,  wenn  man  dem  Land  den  für  das  Volks- 
ganze erforderlichen  Ertrag  abgewinnen  wollte,  wie  sie  aber  doch 
auch  technisch  nicht  immer  günstig  wirkten,  sondern  z.  B.  zum  Teil 
eine  Waldverwüstung  hervorbrachten  und  wie  sie  gelegentlich  eine 
unwirtschaftliche  Vergrößerung  der  Bauerngüter  herbeiführten  ^).  Der 
Gegensatz  gegen  die  manchesterliche  Zeit  wird  prägnant  ausge- 
sprochen, wenn  K.  Bücher  die  radikale  Aufteilung  der  Allmenden 
als  die  „Ueberschätzung  des  Individuums  und  die  Verachtung  des 
historisch  Gewordenen"  tadelt*). 

Die  Agrarzölle,  die  Deutschland  seit  1879  hat,  erscheinen  mit 
reicherer  Motivierung,  als  sie  sie  in  früheren  Zeiten  gehabt  haben.  Es 
kommt  ihnen  die  Anschauung  zustatten,  daß  aus  allgemeinen  und 
mannigfachen  Gründen  die  Landwirtschaft  geschützt  werden  müsse. 
Man  macht  unter  anderem  geltend,  daß  Agrarzölle  auch  durch  das 
wohlverstandene  Interesse  der  Industrie  gefordert  würden  *).  In  Deutsch- 
land werden  die  neueren  Getreidezölle  gerade  in  dem  Moment  ein- 
geführt, in  dem  Handel  und  Industrie  einen  Aufschwung  nehmen. 
Man  kommt  zu  der  Ueberzeugung,  daß  sie  gerade  beim  Industrie- 
staat einen  Sinn  haben,  während  für  sie  bei  einem  Land  ohne  in- 
dustrielle Entwicklung  Anlaß  und  Berechtigung  fehlt. 


davon  überzeugt,  daß  die  neuerdings  von  Herbert  Meyer  vertretene  Ansieht  Gierkes  «u 
ßecht  besteht,  wonach  man  von  einem  selbständigen  deutschrechtlichem  Ursprung 
sprechen  darf.  Vgl.  H.  Meyer,  Die  Anfänge  des  Familienfideikommisses  in  Deutschland, 
in:  Festschr.  f.  Sohm  (1914),  S.  224 ff.,  253,  262;  den».,  Rechtsgutachten  wegen  der 
Fideikommißherrschaft  Sterzendorf,  S.  5  u.  7.  —  Fehr,  Die  Eechtsstellung  der  Frau 
und  der  Kinder  in  den  Weistümem  (1912),  S.  67  nimmt  (wenigstens  lokal)  an,  daß 
innerhalb  der  bäuerlichen  Kreise  im  Mittelalter  das  Majorat  dem  Hofrechts-,  das  Minorat 
dem  Landrechtskreis  angehört. 

1)  Vgl.  Sering,  S.  8.  Es  mögen  hier  ein  paar  Schilderungen  des  Lebens  auf  den 
norddeutschen  Rittergütern  erwähnt  werden :  Briefe  und  Tagebücher  J.  H.  Wichems, 
herausg.  von  J.  Wichern,  Bd.  2,  S.  132  ff.,  300  und  mehrfach ;  P.  D.  Fischer,  Betrach- 
tungen eines  in  Deutschland  reisenden  Deutschen  (1895),  S.  UOff.  Für  das  18.  Jahr- 
hundert haben  wir  das  lehrreiche  Buch  des  Dänen  Aage  Friis  über  die  Bemstorffs. 

2)  Ueber  Vorteile  und  Nachteile  der  Gemeinheitsteilungen  vgl.  Beiträge,  S.  363  f. 
und  373.  Eine  Einkehr  zugunsten  der  Allmenden  bedeutet  das  preußische  Gesetz  vom 
14.  März  1881. 

3)  Vgl.  Wygodzinski,  S.  155. 

4)  Vgl.  Bering,  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  3.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  53. 
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Mit  dem  hier  Gesagten  berührt  sich  die  Theorie,  daß  der  Staat 
ein  geschlossenes  Wirtschaftsgebiet  bilden  müsse,  daß  ein  Volk  nach 
Möglichkeit  sich  selbst  mit  den  Produkten,  die  es  nötig  hat,  ver- 
sorgen solle.  Sie  ist  einerseits  die  Fortsetzung  der  Theorien  der 
Stadtwirtschaft  und  des  Merkantilismus  und  andererseits  ihre  völlige 
Umkehr,  vor  allem  die  Umkehr  der  stadtwirtschaftlichen  Theorie. 
Wenn  die  drei  Theorien  darin  übereinstimmen,  daß  sie  das  Gemein- 
wesen als  möglichst  geschlossenes  Wirtschaftsgebiet  fordern,  so  ist 
doch  bei  der  mittelalterlichen  Stadtwirtschaft  alles  in  den  Dienst  der 
Stadt  gestellt,  bei  dem  Merkantilismus  überwiegend  in  den  Dienst 
der  städtischen  Berufszweige  des  Staatsgebiets,  während  bei  dem 
System  der  modernen  Autarkie  Stadt  und  Land  gleich  behandelt 
werden,  falls  nicht  gar  das  Land  den  Vorzug  vor  der  Stadt  erhält. 
Die  Systeme  der  modernen  Selbstgenügsamkeit  des  Staats  werden  in 
verschiedener  Art  vorgetragen,  bald  milder,  bald  schroffer.  Am 
schärfsten  ausgebildet  ist  die  von  dem  Nationalökonom  K.  Olden- 
bergi)  vertretene  Theorie:  sie  kann  als  energischster  Gegensatz  der 
neuzeitlichen  Auffassung  zur  mittelalterlichen  gelten.  Das  Mittel- 
alter meinte:  die  Städte  und  städtischen  Berufszweige  sind  das  kost- 
bare Kleinod,  das  man  auf  alle  Weise  hegen  und  pflegen  muß ;  Land 
und  Landleute  sind  genug  vorhanden;  sie  sind  unerschöpflich;  für 
sie  braucht  man  nicht  zu  sorgen;  sie  sind  schlechthin  in  den  Dienst 
der  Stadt  zu  stellen.  Die  moderne  Theorie,  wie  sie  Oldenberg  for- 
muliert, sagt:  Handel  und  Industrie  wachsen  ganz  von  selbst;  sie 
künstlich  zu  befördern,  ist  Luxus,  ja  gefährlich ;  es  besteht  die  Ge- 
fahr, daß  die  Industrie  eine  schädliche  Ausdehnung  gewinnt,  die 
dem  Wirtschaftsganzen  Katastrophen  bringt;  es  besteht  die  Gefahr, 
daß  wir  an  Landwirten  und  Landwirtschaft  Mangel  leiden;  sie  zu 
konservieren  ist  vor  allem  wichtig,  während  sich  die  Notwendigkeit 
ergeben  kann,  der  weiteren  Entfaltung  der  Industrie  Grenzen  zu 
ziehen. 

Wir  entfernen  uns  nicht  vom  Kern  der  neuzeitlichen  Auffassung, 
wenn  wir  dem  Handel  und  der  Industrie  nicht  zu  enge  Grenzen  ge- 
zogen sehen  wollen,  wenn  wir  vielmehr  eine  wachsende  Teilnahme 
unseres  Vaterlandes  am  Welthandel  als  gegeben  und  auch  als 
wünschenswert  ansehen.  Allein  wir  haben  uns  überzeugt,  daß  die 
dem  Mittelalter  eigene  einseitige  Begünstigung  der  städtischen  Be- 
rufe keinen  Platz  mehr  haben  kann,  daß  die  Förderung  von  Handel 
und  Gewerbe  mit  der  Pflege  der  Landwirtschaft  verbunden  sein,  an 
der  Unentbehrlichkeit  der  Erhaltung  einer  leistungsfähigen  Land- 
wirtschaft und  eines  kräftigen  Landvolks  einen  Regulator  finden  muß. 
Gerade  die  Erfahrungen  des  jetzigen  großen  Kriegs  haben  uns  den 
Wert  der  eigenen  landwirtschaftlichen  Hilfsquellen,   des  sich  selbst 


1)  üeber  Oldenbergs  und  seiner  Gegner  Auffassungen  siehe  zusammenfassend 
Wygodzinslcii  S.  174  ff. ;  Sering,  Agrar-  und  Industriestaat.  Wörterbuch  der -Volkswirt- 
schaft, a.  a.  O.  S.  48  ff.  Neueste  Acußerung  von  Oldenberg :  Der  Geburtenrückgang 
und  seine  treibenden  Kräfte,  in:  „Deutschlands  Erneuerung",  Aprilheft  von  Jahrg 
1918,  S.  264  ff. 
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versorgenden  Staats,  der  starken  eigenen  Kräfte,   wie  militärisch  so 
wirtschaftlich,  in  gesteigertem  Maß  erkennen  lassen. 

Die  Grundlage  unserer  Stellung  in  der  Welt  wird  und  soll  unser 
starker  Nationalstaat  und  sein  Ausbau,  unsere  Nationalwirtschaft 
und  ihre  kräftigere  Ausprägung,  die  Nationalisierung  unserer  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  bilden.  Und  wie  die  Erkenntnis  von  der 
Bedeutung  der  eigenen  Versorgung  durch  den  Krieg  gewachsen  ist, 
so  hatte  sich  schon  vorher  die  von  der  Bedeutung  des  inneren  Marktes 
für  die  heimische  Industrie  befestigt.  Aber  unsere  Autarkie  soll 
nicht  Isolierung  sein.  Wir  erstreben  nur  diejenige  Autarkie,  die 
mit  einer  mächtigen  selbständigen  Stellung  gegeben  ist.  Wir  wünschen 
Freiheit  der  Meere,  um  zu  den  anderen  Völkern  in  Beziehung  zu 
treten  *). 

Wenn  Betrachtungen,  wie  wir  sie  soeben  angestellt  haben,  zur 
Empfehlung  der  viel  umstrittenen  AgrarzöUe  beitragen,  so  ergibt 
sich  ferner  noch  ein  beträchtliches  Feld  für  staatliches  Eingreifen 
zur  Förderung  der  Landwirtschaft,  das  weniger  umstritten  ist. 

Als  Einrichtungen  solcher  Art  —  zum  Teil  haben  wir  ihrer 
schon  gedacht  —  sind  namentlich  zu  nennen  das  landwirtschaftliche 
Unterrichtswesen,  die  Verwendung  landwirtschaftlicher  Sachverstän- 
diger bei  den  Vertretungen  im  Ausland,  das  landwirtschaftliche  Ver- 
einswesen, die  Kreditorganisation,  das  gesamte  Arbeitsgebiet  der 
Generalkommissionen.  Die  Anregungen  für  die  entsprechende  staat- 
liche Tätigkeit  gehen  überwiegend  aus  den  Kreisen  der  Landwirte 
selbst  aus^).  Sie  nehmen  die  Arbeit  zum  Teil  oder,  auf  manchen 
Gebieten,  sogar  zum  größern  Teil  auch  selbst  auf  sich;  die  land- 
wirtschaftlichen Vereine,  Genossenschaften,  Landwirtschaftskammern 
haben  bedeutende  Leistungen  aufzuweisen.  Indessen  wie  der  Staat 
schon  durch  seine  Förderung  des  Vereins-  und  Genossenschafts- 
wesens seinen  fördernden  Einfluß  ausübt,  so  wendet  er  jenen  Be- 
strebungen überhaupt  seine  Gunst  zu  und  greift  zum  beträchtlichen 
Teil  mit  eigener  Arbeit  dabei  ein. 

Die  gewaltigen  Leistungen  der  heutigen  deutschen  Landwirt- 
schaft sind,  wie  wir  eben  schon  andeuteten,  nicht  bloß  eine  Wirkung 
der  staatlichen  Fürsorge.  Eiserner  Fleiß  und  weiter  Blick  des  Land- 
manns, die  Ausbildung  einer  eigenen  Landwirtschaftswissenschaft, 
die  Fortschritte  der  Wissenschaft,  vor  allem  der  Chemie,  die  treff- 
liche Organisation  der  Landwirtschaft  haben  sich  mit  der  staatlichen 
Fürsorge  vereinigt.  Der  große  Aufschwung  der  Landwirtschaft  ist 
nicht  bloß  durch  die  staatliche  Hilfe,  aber  mit  ihr  erreicht  worden. 
Gerade  seit  dem  Beginn  der  neuen  Wirtschaftspolitik  Bismarcks,  die 
die  positive  staatliche  Fürsorge  für  die  Landwirtschaft  auf  ihr  Pro- 
gramm schrieb,  hat  sich  die  deutsche  Brotgetreideerzeugung  außer- 
ordentlich gesteigert,  von  1880—1900  von  VU  Mill.  t  auf  16%  Mill.  t, 
also  mehr  als  verdoppelt'').    Die  Voraussage,  daß  die  staatliche  Für- 

1)  Siehe  Näheres  hierzn  in  meiner  Schrift:  Mittelalterliche  Stadtwirtschaft  und 
gegenwärtige  Kriegswirtschaft,  S.  39  f. 

2)  W.  V.  Laer  in:  Beiträge  usw.,  S.  181. 

3)  W.  Vogel,  Die  iiberseeische  Getreideversorgnng  der  Welt  (Berlin  1915),  S.  29. 
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sorge    zur  Erschlaffung    des  Unternehmungsgeistes    der    Landwirte 
führen  werde,  hat  sich  keineswegs  bewahrheitet.    Und  eine  erstaun- 
liche Leisung   für   alle  Zeiten   bleibt  es,  wie  sehr  Deutschland  wäh- 
rend  des   großen   Weltkriegs   es   vermocht   hat,   sich   trotz   der  Ab- 
schließung  von  der  Weltwirtschaft  aus  eigenen  Kräften  zu  behaupten  '). 
Die   vorstehende  Skizze  hat  uns  ein  Bild  der  historischen  Ent- 
wicklung gegeben.     Aus  ihr  können  wir  nie  den  Gang  der  Zukunft 
schlechthin  ablesen.    Feste  Gesetze  der  Entwicklung  für  Vergangen- 
heit und  Zukunft   aufzustellen   ist   unmöglich.     Ganz  und  gar  nicht 
wird   es   zulässig  sein,   übereinstimmende  gerade  Linien  für  die  Ge- 
schichte aller  einzelnen  Völker  zu  ziehen.     Schon  die  verschiedenen 
geographischen  Verhältnisse  bedingen  eine  abweichende  Stellung  der 
verschiedenen  Staaten  zu  den  wirtschaftlichen  Fragen.    Indessen  auch 
die  Entwicklung  des  einzelnen  Volks  bewegt  sich  nicht  in  gerader,  un- 
gestörter, ununterbrochener  Linie.  Wie  wir  bei  dem  englischen  Prämien- 
gesetz von  1689  beobachteten,  daß  es  ohne  die  damalige  politische  Situa- 
tion schwerlich  zustande  gekommen  wäre,  wie  ferner  das  Aufkommen 
der  Manchestertheorie  und  -politik  in  Deutschland  einen  Rückschlag  in 
der  staatlichen  B'ürsorge  für  die  Landwirtschaft  bedeutete,  so  beruht 
die  Stellung  des  Staats  zu  den  wirtschaftlichen  überhaupt  stets  auf  dem 
Ergebnis  wechselnder  allgemeiner  Strömungen,  sich  wandelnder  Kon- 
stellationen, harter  Kämpfe.    Wie  die  mittelalterliche  Stadtwirtschaft 
sich   nur  im  Kampf   durchsetzte,   wie   der   Merkantilismus  wahrlich 
mehr   bewußter  Politik   als  natürlichen  Vorgängen  sein  Aufkommen 
verdankte,  wie  vollends  die  neue  Wirtschaftspolitik  Bismarcks  einen 
regelrechten   Eroberungskrieg    führen   mußte,    so   wird   auch    in   der 
Zukunft  die  Stellung  des  Staats  zu  den  wirtschaftlichen  Fragen  nur 
in  Kämpfen   gefunden   werden,   und   der  Kampf   für   die   Landwirt- 
schaft wird  voraussichtlich  sehr  heftig  werden,  was  denn  die  Mög- 
lichkeit, einen  bestimmten  Gang  der  Dinge  vorauszusagen,  ausschließt. 
Als  unser  Ideal,  nach  dem  die  auftauchenden  Fragen  zu  beantworten 
sein  werden,  betrachten  wir  die  konkrete  Erfassung  der  bestimmten 
Bedürfnisse   der  Zeit.     Allein   diese  Politik,   die  den  zeitlichen  Mo- 
ment zur  Richtschnur  nimmt,  wird  doch  einer  darüber  hinausgehenden 
Besinnung   nicht  entbehren   können,   und   eben   für   sie   vermag  die 
historische  Betrachtung  Dienste   zu   leisten.     So    wenig  wir  aus  der 
Beobachtung  der  bisherigen  Entwicklung  Richtlinien  für  unser  prak- 
tisches  Verhalten   einfach   ablesen   können,  so  fördert  uns  doch  der 
Blick   auf  die  Tendenzen,   die  in  der  Entwicklung  liegen.     Wir  ur- 
teilen sicherer  über  die  Fragen  des  Tages,  wenn  wir  auf  die  großen 
Zusammenhänge  achten,  denen  sie  angehören.     Bei  der  Stellung,  die 
wir  zu  dem  Problem  des   staatlichen  Schutzes  der   Landwirtschaft 


1)  Wie  sich  Bismarcks  Argument,  daß  wir  wegen  einer  im  Fall  eines  Kriegs 
möglichen  Absperrung  der  Nahrungsmittelzufuhr  wirtschaftlich  selbständig  dastehen 
müßten,  bewahrheitet  hat  und  wie  andererseits  der  von  mehreren  Nationalökonomen 
dagegen  erhobene  Widerspruch  durch  die  Erfahrung  widerlegt  worden  ist,  darüber  s. 
meine  Schrift :  Deutsehland  und  die  HohenzoUern  (1915),  S.  46 ;  Diehl,  in  diesen  „Jahr- 
büchern", Bd.  104,  S.  746.  Ucber  die  Bewährung  der  deutschen  Schutzzollpolitik  s. 
auch  Pöble  S.  44. 
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einnehmen,  macht  es  viel  aus,  ob  die  geschichtliche  Betrachtung  uns 
nötigt,  ihn  als  etwas  Veraltetes,  längst  Ueberwundenes  anzusehen  oder 
als  etwas,  was  gerade  durch  die  Bedürfnisse  der  neueren  Zeit  ge- 
fordert wird.  Und  vor  allem  erwacht  dann  für  die  Geschichts- 
forschung eine  Pflicht,  wenn  es  sich,  wie  in  unserem  Fall,  dar- 
um handelt,  eine  verbreitete  historische  Anschauung,  die  den 
Blick  für  die  Bedürfnisse  des  Tages  trübt,  zu  berichtigen.  Wie  man 
sich  auch  zu  den  konkreten  wirtschaftspolitischen  Forderungen  des 
Tages  stellen  mag,  es  ist  ein  Gewinn  für  die  Erkenntnis  und 
demgemäß  für  die  Entscheidung  wirtschaftspolitischer  Tagesfragen, 
wenn  die  Geschichtsforschung  uns  das  zuverlässige  Resultat  an  die 
Hand  gibt,  daß  die  historische  Linie  nicht  auf  den  Rat  einer  ein- 
seitigen Begünstigung  der  Stadt  und  der  städtischen  Berufskreise 
hinzielt.  Es  ist  namentlich  auch  wichtig,  zu  wissen,  daß  die  strenge 
wirtschaftliche  Autarkie  zwar  nicht  unser  Ideal  sein  kann,  daß  aber 
die  größte  Leistungsfähigkeit  unseres  eigenen  Staats  auf  landwirt- 
schaftlichem Gebiet  doch  unser  Ruhm  sein  muß. 

In  der  Gegenwart  werden  in  den  meisten  Kulturstaaten  der 
Landwirtschaft  große  Opfer  gebracht,  bedeutende  finanzielle  Auf- 
wendungen für  sie  gemacht.  Wenn  diese  letzteren  freilich  hinter 
denen  für  Handel  und  Industrie  noch  zurückbleiben,  so  könnte  man 
dagegen  in  dem  agrarischen  Zoll,  soweit  ihn  die  industrielle  Be- 
völkerung zu  tragen  hat,  ein  von  einem  Teil  des  Volks  der  Land- 
wirtschaft gebrachtes  Opfer  sehen.  Man  ist  geneigt,  hierin  ein  aus- 
gleichendes Verhältnis  historischer  Gerechtigkeit  zu  finden,  nach  den 
Opfern,  die  im  Mittelalter  das  Land  den  Städten  bringen  mußte. 
Freilich  wäre  dies  nur  eine  geschichtsphilosophische  Betrachtung. 
Die  Akte  der  Gesetzgebung  dürfen  nicht  von  Erwägungen  historischer 
Dankbarkeit  diktiert  werden,  sondern  nur  von  dem,  was  für  die 
Gegenwart  zweckmäßig  und  richtig  ist.  Allein  die  historische  Be- 
trachtung hilft  uns  dazu,  das  für  die  Gegenwart  und  Zukunft  Zweck- 
mäßige und  Richtige  zu  erkennen. 

F'assen  wir  zum  Schluß  in  ein  paar  knappen  Sätzen  den  Haupt- 
inhalt unserer  Darlegungen  zusammen. 

In  den  älteren  Jahrhunderten  wird  die  Landwirtschaft  einfach 
in  den  Dienst  der  Stadt  gestellt.  Die  Landwirtschaft  ist  auch  noch 
wenig  entwickelt,  so  daß  sie  nicht  viel  den  Trieb  zeigt,  sich  selb- 
ständig zur  Geltung  zu  bringen.  Allmählich  erwacht  dieser  Trieb. 
Die  Landwirtschaft  fordert  nun  zunächst  Befreiung  von  der  Vor- 
mundschaft der  Stadt.  Indem  der  Staat  hier  ordnend  eingreift,  zieht 
er  gleichzeitig  die  Regelung  der  ländlichen  Verhältnisse  auf  andern 
Gebieten  vor  sein  Forum.  Das  18.  und  das  19.  Jahrhundert  bringen 
eine  Umgestaltung  der  Agrarverfassung  unter  wesentlicher  Mitwir- 
kung des  Staats :  negativ  durch  definitive  Wegräumung  der  mittel- 
alterlichen Schranken,  sowohl  derjenigen,  die  die  Stadt,  wie  derjenigen, 
die  die  Grundherrschaft  und  die  Gemeinde  oder  Markgenossenschaft 
gezogen  hatte;  positiv  —  um  nur  zwei  besonders  merkbare  Maß- 
nahmen zu  erwähnen  —  durch  staatlichen  Bauernschutz  und  agrarische 
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Zölle.  Die  Landwirtschaft  verlangt  den  Zollschutz  einmal,  weil  sie 
durch  auswärtige  Konkurrenz  bedroht  wird,  aber  auch  deshalb,  weil 
der  Aufschwung  der  Industrie  ihre  Produktionsbedingungen  schwie- 
riger macht.  Der  Ruf  nach  Schutz  der  Landwirtschaft  fällt  zeitlich 
mit  dem  Aufsteigen  der  Industrie  zusammen. 

Geschlossener  noch  als  in  Deutschland  ist  die  Entwicklung  in 
P'rankreich.  In  früheren  Jahrhunderten  hat  es,  abgesehen  etwa  von 
der  Zeit  Sullys,  eine  ganz  überwiegend  städtische  Politik.  In  Col- 
berts  Zeit  wird  es  zum  klassischen  Land  des  Merkantilismus,  der 
die  Landwirtschaft  als  dienendes  Glied  von  Industrie  und  Handel 
betrachtet.  Im  18.  Jahrhundert  ist  die  Landwirtschaft  dort  weniger 
selbständig  als  in  Deutschland  oder  England.  F'reilich  erlebt  Frank- 
reich mit  dem  Aufkommen  der  physiokratischen  Theorie  auch  die  erste 
umfassende  Reaktion  gegen  die  Zurücksetzung  der  Landwirtschaft. 
Aber  es  ist  charakteristisch,  daß  Turgot,  als  er  für  den  freien,  d.  h. 
von  der  städtischen  Vormundschaft  freien  Getreidehandel  eintrat,  den 
heftigsten  "Widerstand  fand,  auch  bei  dem  Adel  (der  nicht  in  der 
Art,  wie  in  Ostdeutschland  und  England,  selbstwirtschaftend  tätig  war, 
sondern  Renten  bezog).  Und  die  französische  Revolution  griff  noch, 
wenngleich  sie  auf  der  einen  Seite  sich  Gedanken  des  physiokra- 
tischen Systems  und  des  wirtschaftlichen  Liberalismus  aneignete, 
andererseits  in  der  Praxis  der  Lebensmittelversorgung  zu  kräftigen 
alten  stadtwirtschaftlichen  Mitteln  ^).  Heute  zeigt  Frankreich  ein 
anderes  Bild:  es  hat  in  den  letzten  Jahrzehnten  den  ausgeprägtesten 
Schutz  der  Landwirtschaft  gehabt:  nirgends  war  der  Weizen-  und 
Mehlzoll  so  hoch  wie  dort.  Frankreich  hatte  die  Idee  des  ge- 
schlossenen Wirtschaftsgebiets  gerade  auch  vom  Standpunkt  der 
Landwirtschaft  aus  am  meisten  verwirklicht.  Der  Titel  des  pro- 
grammatischen Buches  des  französischen  Ministers  Meline  „Die 
Rückkehr  zur  Scholle"  deutet  an,  daß  in  Frankreich  die  Bewegung 
für  die  Landwirtschaft  gleichfalls  auf  dem  geschilderten  romantischen 
Grunde  ruht. 

Das  Beispiel  Englands  legt  auf  der  andern  Seite  die  Frage  nahe, 
ob  ein  neues  Stadium  durch  seine  Wirtschaftpolitik  bezeichnet 
wird;  ob  wir  in  ihr,  die  der  deutschen  vorausgeeilt  ist  und  seit  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  über  den  Standpunkt,  den  in  den  letzten 
Jahrzehnten  Deutschland  und  Frankreich  einnahmen,  hinausgehend, 
den  Agrarschutz  vollständig  fallen  gelassen  hat,  das  ideale  Bild  der 
Zukunft  sehen  sollen.  Ist  es  etwa  das  Ziel  der  Entwicklung  fort- 
schreitender Staaten,  sich  ganz  auf  Handel  und  Industrie  einzurichten 
und  sich  mit  dem  Bezug  der  landwirtschaftlichen  Produkte  von 
außen  her  zu  begnügen?  Darf  als  das  schließliche  Ideal  der  voll- 
kommene Austausch,  die  streng  konsequente  Ergänzung  der  Wirt- 
schaften der  verschiedenen  Staaten  gelten?  Hiergegen  erhebt  sich 
doch  eben  das  von   uns  in  unserer   Untersuchung  gewonnene  Re- 


1)  Vgl.  m.  Art. :  „Mittelalterliche  und  neuzeitliehe  Teuerangspolitik",  Europäische 
Staats-  und  Wirtschaftszeitung  1917,  Nr.  32,  S.  795. 
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sultat,  daß  gerade  im  Fortschritt  der  Zeit  die  üeberzeugung  von 
der  hohen  Bedeutung  der  Landwirtschaft  und  des  ländlichen 
Lebens  für  den  ganzen  Staat,  für  das  gesamte  nationale  Leben 
wächst.  Die  einseitige  Politik  Englands  kann  um  so  weniger  als 
allgemein  gültige  Zukunftsnorm  aufgefaßt  werden,  als  sie  bereits  vor 
dem  großen  Weltkrieg  Schattenseiten  sehen  ließ,  als  bereits  damals 
der  Ruf:  „zurück  aufs  Land!"  erscholl.  Der  Krieg  hat  dann  das  Er- 
fahrungsmaterial um  ganz  gewaltige  Beobachtungsblöcke  vermehrt. 
Wenn  England  die  Vernachlässigung  der  eigenen  Landwirtschaft 
glaubte  auf  sich  nehmen  zu  können,  weil  es  sich  den  Verkehr  mit 
seinen  Kolonien  und  den  großen  Getreideproduktionsländern  der 
Weltwirtschaft  durch  eine  .starke  Flotte  und  Flottenstützpunkte  sicherte, 
so  wissen  wir  heute,  daß  es  damit  keineswegs  unbedingt  gesichert 
ist.  Eine  neue  Gruppierung  der  Mächte  mit  starker  Flotte  kann  zu- 
dem für  die  Zukunft  auch  den  Vorrang  beseitigen,  den  England  bis- 
her immerhin  noch  auf  dem  Meer  besitzt;  wobei  wir  noch  nicht 
einmal  die  Wirkungen  unseres  Sieges  und  der  unvermeidlichen  Ver- 
stärkung unserer  Flotte  und  der  Gewinnung  maritimer  Stützpunkte 
in  Betracht  ziehen.  Und  mit  diesen  Erwägungen  wird  überdies  nur 
die  Frage  der  Ernährung  Englands  berührt;  es  wären  die  andern 
Beziehungen,  in  denen  sich  die  Bedeutung  der  Landwirtschaft  und 
der  ländlichen  Verhältnisse  für  das  Volksleben  äußert,  hinzuzunehmen. 
Weit  entfernt  also,  uns  die  allgemein  gültige  Zukunftsnorm  zu  zeigen, 
liefert  die  neueste  Geschichte  Englands  vielmehr  ergiebiges  Material 
für  die  Kritik  einer  solchen  Anschauung.  So  schwierig  es  sein  wird, 
die  richtigen  Linien  für  die  englische  Wirtschaftspolitik  der  Zukunft 
zu  finden,  den  hohen  Wert  einer  eigenen  leistungsfähigen  Landwirt- 
schaft gerade  in  der  allerneuesten  Zeit  haben  uns  die  jüngsten  Be- 
obachtungen unzweideutig  gezeigt*). 


1)  Gegen  die  Auffassung,  daB  eine  „üoionwirtschaft"  die  Nationalwirtschaft  künftig 
ersetzen  solle  (zugleich  über  phantastische  Vorstellungen,  die  sich  an  das  Wort  „Mittel- 
europa" knüpfen),  s.  meine  oben  S.  69G  Anm.  1  erwähnte  Abhandlnng  „Das  gute 
Recht  des  Nationalstaats  und  der  Nationalwirtschaft".  —  Zu  oben  S.  707  vgl.  die  wäh- 
rend des  Drucks  dieser  Abhandlnng  erschienene  Untersuchung  von  J.  Fischer,  Zwei 
Stritte  um  die  Giltigkeit  der  Ländordnung  Halls  in  Tirol  aus  dem  16.  Jahrhundert 
(ein  Beil  rag  zur  Gi'schiohte  der  städtischen  und  territorialen  Getreidchandelspolitik), 
Vierteljahrsschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsgesch.,  Bd.  14,  8.  445  ff.  Zu  oben  S.  718 
vgl.  die  soeben  erscheinende  Freiburger  Prorektoratsrede  von  H.  Finke  über  F.  Schlegel 
(Stellung  der  Romantik  zur  Agrarfrage). 


Miszellen.  737 


Miszellen. 


XIX. 

Wirtschaftsrechnungen  Elberf eider  Arbeiterfamilien. 

Von  Dr.  Johannes  Schellwien. 

Die  Bedeutung  von  Untersuchungen  über  die  private  Wirtschafts- 
führung bedarf  an  dieser  Stelle  keiner  besonderen  Begründung.  Die 
Sammlung  von  Wirtschaftsrechnungen  einzelner  Haushalte  hat  als  wich- 
tigstes Mittel  zu  gelten,  die  Lebensbedingungen  der  Bevölkerung  und 
die  Gestaltung  des  Güterverbrauchs  zu  erforschen.  Wenn  auch  die  von 
privater  Seite  vorgenommenen  Erhebungen  naturgemäß  nur  von  be- 
schränktem Umfange  sein  können ,  so  sind  sie  doch  Bausteine ,  die, 
zusammengefügt,  ein  sicheres  Fundament  ergeben,  auf  welchem  sich  die 
Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Lage  bestimmter  Bevölkerungskreise 
aufbaut. 

im  vorliegenden  Falle  galt  es,  Material  zur  Erkenntnis  der  Lebens- 
bedingungen der  Arbeiterschaft  eines  großindustriellen  Unternehmens 
zu  gewinnen.  Der  Schwerpunkt  lag  auf  der  zahlenmäßigen  Erfassung 
der  verschiedenen  Aufwendungen  für  den  Lebensunterhalt. 

Ueber  die  Durchführung  der  Erhebung  ist   vorauszuschicken : 

Die  Erfahrungen,  welche  an  anderen  Stellen  gemacht  worden  waren, 
z.  B.  bei  den  Erhebungen  durch  das  Statistische  Amt  der  Stadt  Berlin 
und  den  Ermittelungen  des  englischen  Handelsamts,  wiesen  darauf  hin, 
daß  mit  Fragebogen  brauchbare  Unterlagen  nicht  zu  beschaffen  sind. 
Die  Ergebnisse  zeigten,  daß  die  auf  Schätzungen  beruhenden  Angaben 
der  Befragten  sich  von  der  Wirklichkeit  weit  entfernten.  So  blieb  nur 
der  zwar  umständliche  und  zeitraubende,  dafür  aber  zuverlässige  Weg 
der  regelmäßigen  Notierung  jeder  einzelnen  Ausgabe  für  die  Dauer 
eines  längeren  Zeitraums.  Da  die  Ausgaben  während  der  einzelnen 
Monate  und  Jahreszeiten  sehr  verschieden  von  einander  sind  (Heizung 
und  Beleuchtung  z.  B.  jn  den  Wintermonaten),  so  ergab  sich  daraus 
die  Notwendigkeit,  diesen  Zeitraum  auf  ein  volles  Jahr  auszudehnen, 
nach  dem  Vorbild  der  vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amt  1907,08 
durchgeführten  Erhebung  von  Wirtschaftsrechnungen  minderbemittelter 
Familien  im  Deutschen  Reichs. 

Es  galt  zunächst,  eine  Anzahl  von  Familien  zu  gewinnen,  die  !ie- 
reit  waren,  ein  Jahr  lang  regelmäßig  ihre  Ausgaben  jedem  einzelnen 
Ausgabeposten  nach  anzuschreiben.  In  dieser  Hinsicht  waren  gewisse 
Schwierigkeiten  zu  überwinden.     Einmal  ist  bei   derartigen  Erhebungen 

Jahrb.  t.  Nationalök.  u.  »tat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  56).  47 
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allgemein  mit  einer  gewissen  Scheu  zu  rechnen,  die  persönlichen  An- 
gelegenheiten den  Einblicken  Dritter  preiszugeben ;  hinzukam  in  vor- 
liegendem FalleJ  wo  die  Erhebung  von  selten  des  Arbeitgeberb  veran- 
staltet wurde,  das  Mißtrauen,  daß  die  Ergebnisse  zu  irgendwelchen 
Maßnahmen  verwendet  werden  würden,  die  den  einzelnen  in  seinem 
Lohn  beeinträchtigen  könnten.  Schließlich  war  zu  berücksichtigen,  daß 
der  Arbeiter  nicht  gewohnt  ist,  seine  Ausgaben  regelmäßig  anzuschreiben. 
Die  kleine  Mühe,  jeden  Abend  fünf  Minuten  auf  das  Anschreiben  der 
im  Laufe  des  Tages  gemachten  Ausgaben  zu  verwenden,  wird  als  Be- 
lästigung empfunden.  Um  einen  Anreiz  zu  geben,  hatte  das  Direktorium 
der  Firma  beschlossen,  Prämien  zu  50  M.  für  diejenigen  Arbeiter  aus- 
zusetzen, die  ein  Jahr  lang  gewissenhaft  ihre  Ausgaben  in  den  ihnen 
zur  Verfügung  gestellten  Haushaltungsbüchern  anschrieben.  Durch  Ver- 
mittelung  der  Vertrauensleute  der  Fabrik  fanden  sich  20  Arbeiter,  über- 
wiegend ungelernte,  zur  Führung  der  Haushaltungsbücher  bereit,  nach- 
dem ihnen  die  Zusicherung  gegeben  war,  daß  keine  ihnen  zum  Nach- 
teile gereichenden  Zwecke  damit  verknüpft  wären  und  die  Eintragungen 
durchaus  geheim  gehalten  würden.  Zu  diesem  Zweck  wurden  die 
Haushaltungsbücher  nur  mit  Kontrollnummern,  nicht  mit  den  Namen 
der  betr.  Haushaltungsvorstände  versehen.  Trotz  der  Aussicht,  durch 
die  geringe  Mühe  der  Ausgabennotierung  50  M.  zu  verdienen,  stellten 
mehrere  Arbeiter  bezw.  deren  Frauen  nach  einiger  Zeit  die  Buchführung 
ein.  An  ihrer  Stelle  wurden  andere  gewonnen,  so  daß  für  20  Haus- 
halte die  regelmäßige  Ausgabennotierung  ein  Jahr  lang  durchgeführt 
werden  konnte,  um  die  Richtigkeit  der  Eintragungen  häufiger  nach- 
prüfen zu  können,  wurden  die  Haushaltungsbücher  in  einzelne  Hefte 
zerlegt,  von  denen  jedes  einen  Zeitraum  von  vier  Wochen  umfaßte. 
Die  Arbeiter  oder  deren  Frauen  mußten  also  alle  vier  Wochen  zum 
Umtausch  der  Hefte  kommen,  und  bei  dieser  Gelegenheit  wurden  Un- 
wahrscheinlichkeiten  oder  Ungenauigkeiten,  wie  z.  B.  unpräzise  Be- 
zeichnung des  Ausgabepostens,  gleich  aufgeklärt. 

Die  Aufbereitung  des  1913/14  gewonnenen  Materials  erfuhr  durch 
den  Ausbruch  des  Krieges  und  die  Einberufung  des  Bearbeiters  eine 
lange  Unterbrechung.  Nachdem  dann  durch  den  Krieg  die  Lebensbe- 
dingungen von  Grund  aus  umgestaltet  worden  waren,  konnte  es  zweifel- 
haft erscheinen,  ob  die  Weiterbearbeitung  noch  Zweck  hätte,  da  die 
durch  diese  Erhebung  gewonnenen  Zahlen  inzwischen  überholt  worden 
waren.  Demgegenüber  war  zu  berücksichtigen,  daß  es  gerade  von 
Wert  sein  mußte,  die  Lebensbedingungen  des  Arbeiters,  wie  sie  vor 
dem  Kriege  bestanden,  zahlenmäßig  zu  erfassen,  um  eine  Vergleichs- 
basis für  spätere  Ermittelungen  zu  schaffen.  Bei  späteren  ähnlichen 
Erhebungen  würden  die  jetzt  gewonnenen  Zahlen  wertvolle  Vergleiche 
und  Aufschlüsse  über  die  inzwischen  vorgegangenen  Veränderungen  er- 
möglichen. 

Die  Aufbereitung  erfolgte  in  der  Weise,  daß  jeder  einzelne  in  dem 
Haushaltungsbuch  angeschriebene  Posten  in  ein  Aufbereituugsschema 
übertragen  wurde,  welches  in  32  Gruppen  gegliedert  war,  wovon  20 
auf  Nahrungs-  und  Genußmittel  entfallen.  Auf  diese  Weise  ergaben 
sich  die  in  der  Tabelle  I  zusammengestellten  Zahlen. 
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Die  Gesamtausgaben  der  20  Haushaltungen  bewegen  sieh  zwischen 
1528  und  2883  M.  und  betragen  im  Durchschnitt  1981  M. ;  mehr  als 
die  Hälfte  dieser  Durchschnittsausgabe,  nämlich  1074  M.  =  5  4 , 2  v.  H. 
entfallen  auf  die  Ausgaben  für  Nahrungs-  und  Genußmittel.  Der 
größere  Teil  der  Aufwendungen  entfällt  also  im  Durchschnitt  auf  die 
für  Nahrungs-  und  Genußmittel,  und  die  an  späterer  Stelle  hier  vor- 
zunehmende Gruppierung  der  20  Haushaltungen  nach  Wohlhaben- 
heitsklassen zeigt,  daß,  je  kleiner  das  Haushaltungsbudget,  desto 
größer  der  Anteil  ist,  den  diese  unentbehrlichsten  aller  Ausgaben 
von  der  Gesamtausgabe  beanspruchen,  eine  Tatsache,  die  ja  schon  durch 
frühere  Erhebungen  nachgewiesen  worden  ist.  An  zweiter  Stelle  stehen 
mit  15,7  V.  H.  der  Gesamtausgaben  die  Aufwendungen  für  Klei- 
dung, Wäsche,  deren  Reinigung  und  Instandhaltung.  Dann  kommen 
die  Ausgaben  für  Wohnung  und  Haushalt  mit  12,6  v.  H.  Hierin 
sind  Miete  sowie  alle  Erfordernisse  an  Einrichtungsgegenständen  aller 
Art  sowie  Aufwendungen  für  Instandhaltung  der  Wohnung  enthalten ; 
rechnet  man  Heizung  und  Beleuchtung  mit  3,1  v.  H.  hinzu,  so  ergibt 
sich  hier  wie  bei  Kleidung  und  Wäsche  ein  Anteil  von  15,7  v.  H.  der 
Gesamtausgaben.  Nach  Deckung  dieser  unbedingten  Lebensnotwendig- 
keiten bleiben  für  die  Befriedigung  der  anderen  wirtschaftlichen  Be- 
dürfnisse, die  unter  der  Sammelbezeichnung  „Sonstiges"  zusammenge- 
faßt sind,  im  Durchschnitt  noch  14,4  v.  H.  der  Gesamtausgaben  übrig. 

Gliedert  man  die  Ausgaben  für  Nahrungs-  und  G e n u ß  mittel  in 
ihre  einzelnen  Bestandteile,   so  ergibt  sich  folgende  Verteilung : 

An  erster  Stelle  stehen  hier  bemerkenswerterweise  die  Ausgaben 
für  Brot-  und  andere  Backwaren  mit  M.  240  =  22,3  v.  H.  der 
Nahrungsausgaben.  Dann  erst  kommen  die  Ausgaben  für  Fleisch  mit 
15,6  v.  H. ;  rechnet  man  allerdings  noch  Wurst  hinzu,  so  ergeben  sich  zu- 
sammen für  Fleisch  und  Fleischwaren  24,1  v.  H.  Es  folgt  die 
Gruppe  Butter  und  andere  Speisefette  mit  M.  115  =  10,7 
V.  H.,  wobei  zu  bemerken  ist,  daß  der  Arbeiter  —  das  haben  die  An- 
schreibungen  ergeben  — •  vor  dem  Kriege  Naturbutter  überhaupt  nicht 
kaufte ;  unter  dem  Namen  Butter  wurde  ausschließlich  Margarine  ver- 
braucht. Für  Milch  wurden  7,1  v  H.,  für  Kartoffeln  6,1  v.  H., 
für  Eier  3,5  v.  H.  der  Nahrungsausgaben  aufgewandt,  ebensoviel  für 
Kaffee  und  Kaffeersatz;  für  Mehl,  Reis,  Hülsenfrüchte 
3,4  V.  H.,  Grünwaren  3,3  v.  H.,  Salz,  Gel,  Gewürze  2,6  v.  H., 
Zucker  und  Honig  1,5  v.  H.,  Fische  1,4  v.  H.,  Käse  —  trotz 
seines  Nähr  wertes  —  nur  1,3  v.  H.  Tabak  und  Zigarren  erforderten 
1,6,  Ausgaben  in  Wirtschaften  1,5  v.  H.  der  Ausgaben  für 
Nahrungs-  und  Genußmittel  bzw.  0,9  und  0,8  v.  H.  der  Gesamtausgaben. 

Auf  tierische  Nahrungsmittel  entfallen  im  ganzen  M.  517 
=  48,1  v,  H.  der  Nahrungsausgaben;  auf  pflanzliche  Nahrungs- 
und Genußmittel  (also  auch  solche,  die  keinen  Nährwert  haben)  M.  483 
-=  45  V.  H.  Die  Gruppen  „üebrige  Getränke  im  Hause",  „sonstige 
Nahrungsmittel",  „Tabak  und  Zigarren"  und  „Ausgaben  in  Wirtschaften" 
mit  zusammen  6,9  v.  H.  sind  hierbei  nicht  mitgerechnet. 
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Tabelle 

I.     Die  Ausgaben  der 

Familien 

mit  4 

Personen 

Familien 
mit  5  Personen 

Familien 

Nr.  1 

Nr.  2 

Nr.  3 

Nr.  4 

Nr.  5 

No.  6 

Nr.  7 

Nr.  8 

Nr.  9 

Nr.  10 

>-j 

•-» 

•-5 

►■s 

►-5 

■~5 

0 

<X) 

0 

-5« 

00 

.0 

1-5    . 

,0^ 

00 

1-9  ej 

Ausgabeposten 

paar, 
V.  6 
!r  V. 

1" 

paar, 
V.  5 
V.   3  1 

paar, 
V.  7 
y.   4  1 

paar, 
.  4  u 
;r  V. 

ja 

1^ 

^SS 

-Sgi 

■SJ- 

^5^ 

«  >  ^ 

J5    0    " 

WS 

"l1 

"l| 

J3 

Wo  Ä 

W  0  ü 

1^ 

»1 

1 

& 

H 

w 

-^^ 

■»-i 

0 

m 

Ol 

a 

s, 

M. 

H. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

A.  Nah 

rungs- 

Fleisch 

IOI,«0 

214,05 

i85,&9 

I5&,>4 

111,12 

129,95 

163,73 

171,11 

233.  «5 

172,24 

Wurst 

IOI,40 

56,57 

107,95 

121,01 

110,71 

95,88 

102,69 

76,55 

103,85 

65,99 

Fische 

23,77 

15,88 

16,70 

17,15 

11,88 

13,63 

12,29 

27,85 

10,84 

17,1« 

Butter  u.  and.  Speise- 

-3.45 

71,50 

87,41 

150,90 

97,96 

'37,11 

88,02 

97,45 

130,88 

125,8» 

KSse                    [fette 

12,44 

4,05 

9,08 

25,'« 

— 

15,50 

— 

15,36 

22,19 

6,07 

Eier 

27,70 

85,72 

44.«4 

66,91 

38,19 

21,58 

39,10 

38,97 

59,53 

52,6« 

Kartoffeln 

37,45 

36,03 

33,62 

69,7  s 

46,15 

55.31 

58,42 

72,21 

66,46 

49,24 

Grüuwaren 

29,09 

6,94 

30,82 

54,S5 

19,66 

42,48 

37.81 

34,27 

54,49 

IO,l9 

Salz,  Oel,  Gewürze 

23,02 

16,95 

19,79 

20,7  7 

24,02 

32,59 

44,22 

21,90 

28,91 

l6,85 

Zucker,  Honig 

21,80 

11,80 

I1,»S 

30,74 

7,81 

12,03 

36,59 

14,44 

21,54 

21,87 

Mehl,   Reis,   Hülsen- 

früchte 

3«.19 

21,07 

25,10 

56,43 

23,«' 

36,25 

30,46 

34,83 

41,02 

27,83 

Obst,  Südfrüchte 

43>93 

19,38 

28,85 

6,87 

16,92 

21,09 

15,45 

'3,- 

33,59 

32,5> 

Brot  n.  and.  Backwar. 

141,32 

134,74 

126,62 

172,40 

135,9« 

160,95 

209,.S8 

'73,36 

326,27 

286,73 

Kaffee  u.  Kaffeersatz 

27,34 

40,73 

31,39 

28,7  8 

33.56 

29,00 

43,83 

29,2« 

35.16 

43.13 

Tee,  Kakao,  Schokol. 

27,69 

1,90 

2,37 

—,10 

8,90 

1,55 

—  85 

1,45 

2,14 

— .1" 

Milch 

65,80 

71,80 

78,05 

74,14 

74,84 

43,2« 

72,25 

55,52 

97,55 

151,93 

Uebrige  Getränke  im 

Hause 

14,79 

14,10 

IO,7S 

8,25 

36,40 

28,55 

3«,*» 

16,44 

16,75 

2,40 

Sonst.Nahrungsmittel 

33,06 

12,41 

21,96 

9,07 

14,81 

6,4  7 

7,1s 

26,02 

40,21 

76,64 

Tabak  und  Zigarren 

49,30 

27,28 

24,16 

8,20 

19,90 

14,27 

16,06 

'7,06 

25,28 

1,6.-, 

Ausg.  in  Wirtschaften 

41,55 

82,90 

22,12 

—  so 

19,40 

7,60 

8,10 

13,03 

—  7  5 

2,2;, 

Zusammen  A 

927,29 

945,80 

917,88 

1077,96 

851,86 

905,06 

1024,53 

950,08 

1350.1« 

1113,7 

T.  H.  d.  Ges.-Aiisgr. 

40,2 

53,1 

47,4 

70,8 

52,0 

53,0 

64,0 

53,6 

53,0 

57,7 

Di  e  anderen 


Kleidung,  Wäsche  u 
Reinigung  ders. 

Wohnungsmiete 

Wohnungs  -  Einriebt., 
-Instandhai  t.u. -Rein. 

Heizung  u.  Beleucht. 

Gesundheits-  u.  Kör- 
perpflege 

Unterr.   u.  Schulgeld 

Geistige  u.  gesellige 
Bedürfnisse 

Steuern 

Versichernngsbeiträg. 

Uebrige  Ausgaben 

Schuldentilgung 

Ersparnisse 


Zusammen  B 
Gesamtausg.  (A  u.  B) 


824,79 
1774.8' 


1196,82;  8l6,i 
2546,9811930,' 
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2  0  ein zjp Inen  Haushalte. 


Familie 

Familie 



nit  6  Personen 

Familien  mit  7  Personen 

mit 

mit 

_ 

« 

9  Fer-on. 

10Per«OD. 

Dun 

Nr.  11 

Nr.  12 

Nr.  13 

Nr.  14 

Nr.  15 

Nr.  16 

Nr.  17 

Nr.  18 

Nr.  19 

Nr.  20 

;hsohnitts- 

.       ^ 

ausgaben  der 

r^  CO 

2^^ 

4^ 

2^ 

'-ji-j 
r-  00 

>-5  ^ 

CO 

r 
2^- 

■^  CO 
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3  00 

20  FamiUen 

■^^ 

<  r>a 

00  s 

s  ..*. 

>  i-j  '^ 

t;"'"'^ 

.SS 

a2 

cd         03 

3    S 

^-p2 

05 
a.00    td 

.3   = 

4,  00    3 

a>  >:  00 

Ol 

Tom  Hundert 

§■ .  > 

£•«  fe 

£-  .  > 

cuco    . 

0,            u 

V   >     . 

«     -^ 

g-co-«-' 

S*«"  >■ 

m;3  " 

*» 

JS    >    . 

J3     .    " 

J=  '^  ^ 

-0    t. 

•^      > 

ja  -^  5 

ja    .  u 

.a    . 

CO     . 

^  IC 

a      Kn 

aö 

E 
2  Söhne 
2  Töchter 

CO 

«'S 

€| 

OQE-i 
CO  (M 

il 

(M  (-1 

m 

OQ 
'S« 

E 

3  Söhne  v 

2  Töchte 

E 
3  Söhne  v 
2  Töchicr 

Ehepaar,    5 

10,  i; 

2  Töchter 

Ehepaar,   2 

17  J.,  6  Tö 

10,   1 

1^ 
II 
0 

8  0 

w   es 

•0 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M^,| 

M. 

M. 

-o 

ind  G 

enuSmitt  el. 

293,86 

'74,98      93,07 

152,2s 

91,17 

180,10 

172,22 

148,17 

228,57 

169,35 

167,11 

8,4 

15,6 

146,35 

69,150      49,71 

71,16 

60, 3  6 

104,98 

29,28 

66,96 

141,54 

151,87 

91,72 

4,6 

8,5 

19,08 

10,45      15,02 

26,12 

—,90 

18,88 

7,16 

IO,58 

32,63 

—  78 

15,44 

0,8 

1,4 

206, 9  s 

96,44     118, 3t> 

109,38 

109,22 

79,64 

122,58 

134.25 

167,92 

91.69 

114,82 

5,8 

10,7 

61, 26 

— ,80           6,62 

9,— 

21,11 

13,37 

14.11 

2,89 

20,87 

22,64 

14,13 

0,7 

1,3 

64,62 

l8,74 

12,46 

15,24 

40,08 

31,51 

33.29 

22,12 

28,52 

8,12 

37,46 

1,9 

3,6 

50,84 

31,14 

70,72 

87,84 

63,20 

82,89 

40,66 

80, 8  4 

138,06 

135,95 

65,34 

3,3 

6,1 

40,13 

51,95 

20,38 

20,14 

21,16 

36,24 

8,79 

65,71 

69,25 

48,73 

35,13 

1,8 

3,3 

35.32 

28,82 

25,57 

43.21 

12,60 

38,51 

12,22 

21,23 

69.24 

34,72 

28,52 

1,4 

2,6 

28,18 

13,04 

13,96 

2,23 

I2,lö 

11,47 

6,80 

20,2  6 

20,65 

10,6 1 

l6,46 

0,8 

1,6 

3^,i3 

42,31 

22,62 

47,30 

40,57 

23,31 

l8,48 

41.05 

70,82 

59,63 

36,32 

1,8 

3,4 

42,52 

19,77 

14,68 

6,18 

20,41 

9,75 

20,34 

7,12 

l8,85 

6,03 

19,86 

1.0 

1,9 

284,76 

102,45 

288,62 

188,15:  273,74 

280,94 

226,19 

317,94 

426,29 

536,88 

239,70 

12,1 

22,3 

37,05 

2O,»0 

13,38 

46,37 

14,93 

53,71 

39.83 

59,28 

62,09 

70,7c 

38,05 

1,9 

3,6 

14,10 

— 

1,67 

—,45 

3,20 

1,20 

4.45 

6,20 

—.40 

—  70 

3,96 

0,2 

0,4 

83,83 

75,43 

66,4  6 

86,08 

89,70 

40,66 

32,04 

145,44 

78,50 

43.22 

76,32 

3,8 

7,1 

25,50 

10, — 

7,68 

25,95 

6,73 

30,25 

4,81 

— ,30 

73.50 

4.95 

l8,82 

0,9 

1,8 

17,48 

7,80 

84,41 

29,42 

14,86 

6,83 

32,74 

8,24 

12,66 

8,82 

21,02 

1,1 

2,0 

'3,10 

27,13 

7,49 

19,71 

11,34 

21,85 

4,01 

1,96 

29,80 

5,90 

17,27 

0,9, 

1,6 

4,80 

— 

7,35 

19,88 

4.4  0 

78,80 

—.10 

1,25 

l»,05 

2,60 

16, 51 

0,81 

1,5 

502,32 

80I,25 

940,13 

1006,04 

911,83 

1144,94 

830,09 

Il6f,17 

'703,11 

1413,89 

1073,95 

— 

100.0 

67,9 

50,0 

46,8 

62,6       B«,7 

51,0 

52,0 

59,8 

60,9 

49,1 

54,2 

— 

lusga 

ben. 

I             1             1             1             1 

1 

324,t5 

238,42 

417,77 

99,6  8 

253,81 

526,88 

250,03 

300,14 

431,27 

556,91 

311,3s 

15,7 

30b,85 

290,— 

245,45 

172,50 

160,— 

180,— 

139,20 

i86,B0 

318,75 

282,50 

^48,86 

12,6 

'  58,24 

3,'!0 

38,80 

89,84 

48,46 

6,62 

124,16 

— ,88 

27,31 

70,14 

1 

66,15 

6t, 94 

48,7,6 

88,5  7 

58,98 

43,7» 

27,88 

53,65 

104,23 

122,62 

61, 56 

3,1 

29,20 

— ,85 

18,55 

7,45 

36,85 

46,29 

9.85 

8,10 

19,80 

6,45 

15,96 

0,8 

l8,98 

5,20 

8,44 

1,46 

10,43 

8,34 

10,72 

4,5  5 

15,96 

4,08 

7,31 

0,4 

:i,88 

36,10 

19,80 

2,88 

15,85 

49,20 

6,94 

11,95 

24,50 

11,46 

19,46 

.    1,0 

79,39 

10,— 

6,40 

20,50 

29,75 

23,30 

15.10 

57,92 

7,50 

35,80 

40.69 

2,0 

92,01 

84,94 

90,88 

39,51 

43,68 

74.44 

45,94 

62,20 

47.42 

38,4s 

74,67 

3,8 

67,26 

44-70 

18, 5S 

50,78 

29,4  6 

39,7  0 

74,69 

2,80 

73,80 

268,80 

71,4« 

3,6 

— 

— 

107,- 

20, — 

— 

97,50 

8,— 

94,— 

— 

12,— 

19,87 

1,0 

25,— 

26,- 

52,- 

8,44 

7,50 

51,26 

23,50 

60,- 

36,20 

1,8 

089,11 

801, 85  1072,43 

601,61 

694,77 

1095,47 

763.77 

782,79 

1094,04 

1469,23 

907.39 

45,8 

59'. 43 

1603,10 

20l2,5ü 

1607,66 

1606, 6  0 

2240,41 

1593.86 

1943,96 

2797,1 5 

2883,12 

1981,34 

100,0 
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Tabelle  II.     Die    Durchschnitts-Aus- 


Gnippierung 
der  Ausgaben 


Familien  mit 


Gesohlt 


20  Familien 


5  Familien 


Durch - 
schnitts- 
aas- 
gaben 


H. 


V.  H. 


^ 


•^1 

£  a 

»    8 

«S5 


Darch- 

sehnitts- 

aos- 

gaben 


M. 


T.  H. 


es 
gs 
S 


a  X 

S  a 
|| 
^1 


3  Familien 


T.  H. 


Dnrch- 

schnitts- 

aus- 

gaben 


M. 


S  1 


Gesamtausgabe 
davon  für  Nahrung 
und  zwar  für: 

Fleisch 

Wurst 

Fische 

Bntter      und     andere 
Speisefette 

Käse 

Eier 

Kartoffeln 

Grünwaren 

Salz,  Oel,  Gewürze 

Zucker,  Honig 

Mehl,    Reis,    Hülsen- 
früchte 

Obst,  Südfrüchte 

Brot  und  andere  Back- 
waren 

Kaffee  u.  Kaffeeersatz 

Tee,Kakao,  Schokolade 

Milch 

Uebrige   Getränke   im 
Hause 

Sonst.  Nahrungsmittel 

Tabak  und  Zigarren 

Ausgaben      in      Wirt- 
schaften 

Kleidung,    Wäsche    und 

deren    Reinigung   und 

Instandhaltung 

Wohnung  und  Haushalt 

Heizung  u.   Beleuchtung 

Sonstiges 

und  zwar  für : 

Gesundheits-  u.Körper- 

pflege 
Unterricht,       Schuld 

geld  usw. 
Geistige    und  gesellige 

Bedürfnisse 
Steuern  und  Abgaben 
Versicherungsbeiträge 
Uebrige  Ausgaben 
Schuldentilgung 
Ersparnisse 


1J)8134 
1073,95 

167,11 
91,-3 
«5.«* 

114,82 
14,13 

37,«6 

65,5* 

35.>8 

28,  SS 
l6,46 

36,88 
19,86 

239,70 

38,06 

3.9* 

76,3s 

l8,82 
21,02 
17,87 

i6,si 


311,33 

248,86 

61,56 

285,64 


■5.98 

7,31 

19,46 
40,69 
74,67 
7',*8 
19,87 
36,20 


100,0 

54,2 

100,0 

8,4 

IS.» 

4.« 

8.5 

0,8 

«.« 

5.8 

10,7 

0,7 

I,S 

I.» 

3.» 

3.S 

6.1 

1.8 

3.» 

«,« 

2,6 

0,8 

1,5 

1,8 

3.4 

i.o 

«,9 

12,1 

22,8 

1,9 

3.» 

0,8 

0,4 

3,8 

r.» 

0,9 

1,8 

«,1 

»,« 

0,9 

1,6 

0,8 

I.& 

15,7 

12,6 

• 

3,1 

14,4 

0,8 

. 

0,4 

1,0 

2,0 

3.8 

, 

3.6 

, 

1.0 

. 

1,8 

• 

1837,98 
945,16 

153,«» 
99.5» 

17,08 

96,24 

IO,27 
52,S.S 

44,60 
28,17 
20,91 
16,70 

31,49 

»3.19 

142,22 
32,8« 

8,19 

72,9s 

l6,8I> 
18,2« 

25,77 

33.28 


261,97 

220,04 

56,55 

365,26 


12,95 
3.»» 

z6,88 
54.98 
90,78 
104,58 
11,80 
59,94 


100,0     .     1693,16 
51,4  100,0    959,92 


8.4 

5.« 
0,9 

S,* 
0,6 
2,9 
2,4 

«.5 
«.» 
0,9 

I,' 
I.S 

7.8 
1,8 
0.4 

4.0 

0,9 
«.0 
«,4 

1,8 


13.7 

1  12,0 

3,0 

19,9 

0,7 
0.2 

1,5 
3.0 
4.9 
5.7 
0,6 
3,» 


i6,s 

10,« 

1,8 

10,2 
i.i 
5.« 
4.' 
3.0 
2.2 
1,8 

3.» 

2,& 

15,0 
3.4 
0,9 

7,^ 
1,8 

1,9 
3.5 


154,9s 
91,71 
17,92 

107,5s 
10,2» 

33.«2 

61, 98 
38,19 
32,90 
21,08 

33.85 
16,51 

181,80 

34.05 
1,12 

57,00 

27,81 
i3.«i 

«5.80 
9,58 


100,0 
56,7 

9.» 

5.4 

1.0 

6,4 
0,6 
2,0 

3.6 
2,2 
1,9 
.1,2 

2,0 
1,0 

10,7 
2,1 
0,1 
3,4 

I,« 
0,8 
0,9 

0,6 


12,08 
8,04 

13,4' 

39,87 

77,06 
41,34 

26,1s 


100,0 

16.1 

9.« 
«.» 

II, s 

1,1 

3.4 
6,5 

4.0 
3,4 
2.1 

3.6 

».' 
18,8 

3.5 
0,1 

S.» 

2.9 
1.4 

t.7 

1,0 


266,50  15,8 

193,55  11,4 

55,20  3,3 

217,99  12,8 


0,7 

0,5 

0,8 
2,8 
4,6 

2,4 
1,5 
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gaben  nach   Größe  der  Familien. 


.  .  .  Personen 


6 

1 

9 

10 

5  Familien 

5  Familien 

1  FamlUe 

1  Familie 

Durch- 

schnitts- 

ans- 

gaben 

M. 

V. 

H. 

Durch- 

schnitts- 
aus- 
gaben 

M. 

r. 

H. 

Durch- 

schnitts- 

aus- 

gaben 

M. 

V. 

H. 

Durch- 

schnitts- 

aus- 

gaben 

M. 

V.  H. 

a 

1 

9 
S 

0 

i 

•a 

tl 

Sä 

a 

1 

0 

a 
0 
•0 

J  s 

3   g 

1 

1 
1 

a 
o 

k 
«> 

11 
II 

■0 

1 

r. 

i 
1 
0 

u 

« 

11 

n 

1^ 

2186,87 
1141,44 

100,0 
68,4 

100,0 

1798.49 
1010,81 

100,0 

66,3 

100,0 

2797,16 
1703,11 

100,0 
60,9 

100,0 

2883,12 
1413.89 

100,0 
49,1 

100,0 

193.*  8 

9.1 

17,0 

148,79 

8,8 

14,7 

228,57 

8,2 

13,4 

16935 

5,9 

12,0 

8-,i« 

4.1 

7.6 

66,55 

3.7 

6,6 

141,54 

S.i 

8,3 

151,87 

5,3 

10,7 

14,50 

0,7 

1,8 

12,73 

0.7 

1,8 

32.63 

1,2 

1.9 

—.78 

0,0 

0,1 

135.58 

6,8 

11,9 

111,01 

6,2 

11,0 

167,92 

6,0 

9.8 

91,6» 

3.2 

6,5 

19,89 

0.9 

1.7 

11,98 

0,7 

1,2 

20,87 

0,7 

1,2 

22,64 

0.8 

1,6 

41,57 

1,9 

3.6 

28,45 

1,6 

2,8 

28,52 

1,0 

1,7 

8.12 

o,s 

0,6 

Si,»» 

2,5 

4.7 

71,08 

4,0 

7,0 

138,06 

4.9 

8,1 

135.98 

4,7 

9.6 

35,48 

1,7 

3,1 

30,41 

1.7 

3,0 

69,25 

2,5 

4,1 

48,73 

1,7 

3.4 

27.09 

1,8 

2,4 

25,»» 

1,4 

2,5 

69,24 

2,5 

4,1 

34,72 

I.« 

2,5 

19,7» 

0,9 

1,7 

10,58 

0,6 

1,0 

20,5  6 

0,7 

1,2 

IO,61 

0,4 

0,8 

33." 

1,6 

2,9 

34.14 

1,9 

3,4 

70,82 

2,5 

4,« 

59.68 

2,1 

4.« 

28,6« 

1,8 

2,5 

12,7  6 

0,7 

1,3 

l8,85 

0,« 

«,1 

6,03 

0,2 

0.4 

257,76 

12,1 

22,6 

257.89 

14,3 

25,» 

426,29 

15,« 

25.1 

536.88 

18,6 

37.9 

30.0« 

«.4 

2,6 

42,88 

2,4 

4,« 

62,09 

2,3 

3,6 

70,70 

2,4 

5,0 

3.60 

0,2 

0.3 

3,10 

0,9 

0,8 

—,40 

— 

— 

—  70 

0,0 

0,1 

95.04 

4,4 

8,8 

78,78 

4,4 

7,8 

78,50 

2,8 

4.6 

43.»« 

1,5 

3,1 

I2,i.^ 

0,6 

M 

13.6I 

0,1 

1,8 

73,50 

2,6 

4.8 

4.96 

0,2 

0,4 

35,19 

1,8 

3,1 

l8,4i 

1,0 

1,8 

12,6  6 

0,5 

0,7 

8,82 

0,8 

0,6 

14,98 

0,7 

1,8 

11,77 

0,6 

1,2 

29,80 

1,1 

1,8 

5,90 

0,2 

0,4 

3,03 

0,1 

0,8 

20, 8  9 

1.« 

2,1 

13,05 

0,5 

0,8 

2,60 

0,1 

0,2 

349.79 

297,87 

56,66 

291,11 

16,4 

18,9 

2,7 

13,6 

• 

286,01 

221,66 

54,66 

226,46 

16,9 

12,3 

3,0 

12,6 

• 

431,27 
346,06 
104,28 
212,48 

16,4 

12,4 

8,1 

7.6 

• 

566,91 
352,64 
122,62 
437,06 

19,3 

12,2 

4,2 

16,2 

• 

l6,67 

0,8 

21,71 

«.« 

19,80 

0,7 

. 

6,46 

0,2 

. 

9,96 

0,4 

7,10 

0,4 

• 

15,96 

0,6 

4,08 

0,1 

l8,38 

0,9 

, 

17,36 

f,0 

24,6« 

0,9 

. 

11,45 

0,4 

45.89 

2,1 

. 

29,81 

1,6 

7,50 

0,3 

, 

35.80 

1.2 

91,88 

4,8 

. 

53,15 

3,0 

, 

47.42 

1,7 

, 

38,48 

«.» 

48,5« 

2,3 

39.4  9 

2,2 

73,80 

2,6 

, 

268,80 

9,3 

21,40 

1,0 

. 

43.90 

2,4 

, 

. 

12,00 

0,4 

39.02 

1,8 

• 

13.44 

0,7 

23,50 

0.8 

• 

bo,oo 

2,0 

744 


Miscellen. 


Tabelle  III.     Durchechnitte-Ausgaben 


Gruppierung 
der 

7  Familien 

mit  einer  Gesamtausgabe 

von  je  1500—1650  M. 

3  Familien 

mit  einer  Gesamtausgabe 

von  je  1650—1800  M. 

Ausgaben 

Durchschnitts- 
betrag 
M. 

v.H. 
der  Gesamt- 
ausgaben 

Durchschnitts- 
betrag 
H. 

V.  H. 
der  Gesamt- 
aasgaben 

Gesamtausgaben 

davon  für: 
Nahrung 

Kleidung,   Wäsche   usw. 
Wohnnng   und    Haushalt 
Heizung  und   Beleuchtung 
Sonstiges 

1597,04 

929,08 
195,89 

241,03 

58,58 

172,58 

100 

68,2 
12,2 
16,1 
3,7 
10,8 

•753.«o 

933,64 
281,1t 

212,88 

52,9s 

273," 

100 

63,3 
16,0 
12,1 
3,0 
15,« 

Die  Sammelgruppe  „Sonstiges"  gliedert  sich  in  folgende  Einzel- 
ausgaben : 


Durchschnitts- 

V.  H. 

Ausgabe 

sämtlicher 

M. 

Ausgaben 

Gesundheit»-  und  Körperpflege 

15,96 

0,8 

Unterricht,  Schulgeld  usw. 

.      7,31 

0,4 

Geistige  und  gesellige  Bedürfnisse 

19,46 

1,0 

Steuern  und  Abgaben 

40,69 

2,0 

Versicherungsbeiträge 

74,67 

3,8 

Uebrige  Ausgaben 

71,48 

3.6 

Schuldentilgung 

"9,87 

',0 

Ersparnisse 

36,80 

1,8 

3 

3 

5 

4 

5 

5 

1   Familie: 

7 

1 

8 

Einen  tieferen  Einblick  in  die  Lebensbedingungen  gewinnt  man, 
wenn  man  die  verschiedenen  Haushalte  nach  der  Kopfzahl  gruppiert. 
Die  20  Familien  setzen  sich  wie  folgt  zusammen : 

5  Familien :  Eltempaar  und  2  Kinder,  zusammen     4  Personen 

5         „ 

,  „61- 

7 

q 

10 

In  5  von  diesen  Familien  befanden  sich  1 — 3  Kinder  zwischen  14  und 
18  Jahren,  welche  mitverdienten. 

Die  Zahl  der  auf  die  einzelnen  Gruppen  entfallenden  Familien  ist 
zu  gering,  als  daß  Zufälligkeiten  ausgeglichen  würden ;  man  darf  daher 
nicht  zu  weitgehende  Schlüsse  aus  diesen  Zahlen  (vgl.  Tabelle  II) 
ziehen.  Immerhin  genügen  sie  noch,  imi  gewisse  bemerkenswerte  Fest- 
stellungen zuzulassen. 

Wenn  man  von  Schwankungen,  die  sich  durch  die  eben  vermerkte 
geringe  Zahl  der  beobachteten  Fälle  erklären,  absieht,  kann  man  er- 
kennen, daß  mit  zunehmender  Kopfzahl  die  Nahrungsausgaben 
nicht  nur  absolut,  sondern  auch  prozentual  steigen.  Es  ist  dies  eine 
ganz  natürliche  Erscheinung;  das  Nahrungsbedürfnis  läßt  am  wenigsten 
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nach  Wohlhabenheitsklassen. 


4  Familien 

mit  einer  Gesamtausgabe 

von  je  1800—2100  M. 

2  Familien 

mit  einer  Gesamtausgabe 

von  je  2100-2400  M. 

4  Familien 

mit  einer  Gesamtausgabe 

von  je  über  2400  M. 

Durchschnitts- 
betrag 
M. 

V.  H. 

der  Gesamt- 
ausfcaben 

Durchschnitts- 
betrag 
M. 

V.  H. 
der  Gesamt- 
ausgaben 

Durchschnitts- 
betrag 
H. 

V.  H. 
der  Gesamt- 
ansgaben 

«955,95 

1033,«« 

310,5» 

213,49 

46,18 

352,54 

100 

52,8 
16,9 
11,0 
2,3 
18,0 

2272,62 

1036,11 

462,40 

204,45 

54,S8 

5«5,4i 

100 

45,6 

20,3 

9,0 

2,4 

22,7 

2704,67 

1492,37 

461, «s 

347,60 

92,41 

311,05 

100 

55,2 
17,0 
12,8 
3,5 
11,6 

Einschränkungen  zu,  so  daß  mit  steigender  Kopfzalü  unabhängig  von 
den  vorhandenen  Mitteln    Mehraufwendungen    gemacht    werden    müssen. 

Auch  bei  den  Ausgaben  für  Kleidung  und  Wäsche  ist  eine 
prozentuale  Mehrausgabe  der  größeren  Familien,  wenn  auch  nicht  in 
so  ausgeprägtem  Maße,  festzustellen. 

Die  Wohnungsausgabe  hält  sich  im  ganzen  bei  allen  Größen- 
gruppen auf  der  gleichen  prozentualen  Höhe. 

Der  Anteil  für  Heizung  und  Beleuchtung  bewegt  sich  bei 
den  meisten  Gruppen  um  3  v.  H. 

Dem  Mehrbedarf  an  Nahrungsmitteln  und  Kleidung  steht  natur- 
gemäß ein  mit  zunehmender  Kopfzahl  geringer  werdender  Anteil  der 
„Sonstigen  Ausgaben"  gegenüber ;  für  diese  weniger  dringenden 
Aufwendungen  bleiben  eben  nur  weniger  Mittel  übrig.  Die  Familie  mit 
10  Köpfen  muß  hier  ausgeschaltet  werden,  weil  diese  regelmäßig  einen 
Ausgabeposten  „Taschengeld"  für  den  Haushaltungsvorstand  und  3  er- 
wachsene Kinder  gebucht  hat,  so  daß  sich  die  Untergruppe  „Uebrige 
Ausgaben",  die  alle  nicht  näher  bezeichneten  Ausgaben  zusammenfaßt, 
auf  9,3  V.  H.  der  Gesamtausgaben  stellt,  während  für  die  übrigen 
Größenklassen  im  Durchschnitt  der  Anteil  nur  3  v.  H.  ist. 

Zerlegt  man  die  Nahrungsausgaben  in  ihre  einzelnen  Untergruppen, 
so  findet  man,  daß  der  Anteil  der  tierischen  Nahrungsmittel 
mit  steigender  Kopfzahl  abnimmt: 

5  Familien  zu     4  Personen  53,3  v.  H.  der  Nahrungsausgaben 
3  „  „5         „  49,3      „ 

5  ,,  „6         ,,  5 ',4      ,, 

5  „  „7         „  45,*      ,. 

1  Familie      „      9         „  40,9      „ 

1        „  „    10         „         34,8      „ 

Die  Ausgaben  für  Fleisch  und  Fleisch  waren  vermindern  sich 
von  26,9  V.  H.  der  Nahrungsausgaben  bei  den  Familien  mit  4  Köpfen 
auf  25,7  V.  H.  bei  den  5-köpfigen,  24,6  v.  H.  bei  den  6-köpfigen  Fa- 
milien  bis   auf   21,3  v.  H.   bei   den  Familien   mit  7  Personen    und  be- 
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tragen  auch  bei  den  beiden  einzelnen  Familien  mit  9  und  10  Personen 
nur  21,7  bzw.  22,7  v.  H.  der  Nahrungsausgaben. 

Demgegenüber  steigt  der  Anteil  der  Ausgaben  für  pflanzliche 
Nahrungsmittel,  vor  allen  hinderen  aber  besonders  stark  in  die  Er- 
scheinung tretend  der  für  Brot,  je  größer  die  Familie  ist : 

Anteil  der  Ausgabeu  für  Brot 
an  den  Nahrungs-     an  den  Gesamt- 


ausgaben 

ausgaben 

T.  H. 

V.  H. 

5  Familien 

ZU     4 

Personen 

^S.« 

7.« 

3 

,.      5 

i8.g 

!0,7 

5 

„     6 

22,8 

12,1 

5    .      ,. 

„      7 

25.& 

I4,S 

1   Familie 

..     9 

»S.» 

15.« 

1                M 

„    10 

37,» 

i8,« 

Faßt  man  die  Haushalte  zu  größeren  Kopfzahlgruppen  zusammen,  so 
fallen  die  bei  der  Gliederung  in  kleinere  Kopfzahlgruppen  beobachteten 
kleinen  Schwankungen  fort  und  die  ermittelten  Tendenzen  treten  noch 
deutlicher  in  Erscheinung: 


Familien  mit 

4  u.  5  Personen 

V.  H. 

Familien  mit 

6  u.  7  Personen 

V.  H. 

Familien  mit 

9  u.  10  Personen 

V.  H. 

Gesamtausgaben 

davon  für 
Nahrung 
Kleidung  usw. 
Wohnung  usw. 
Heizung  und  Beleuobtung 
Sonstiges 

100 

53.« 

I4,s 

3,1  /  '*■* 
«7.« 

100 

54.« 
i6,s 

«3.1 

lOO 

55.0 
17,4  • 

11,4 

Neben  der  Gruppierung  nach  der  Kopfzahl  wurde  auch  eine  solche 
nach  der  Wohlhabenheit  vorgenommen.  Nach  Maßgabe  der  Gesamt- 
ausgaben wurden  die  Haushaltungen  in  5  Gruppen  eingeteilt.  Bei  der 
Vergleichung  der  in  der  Tabelle  III  zusammengestellten  Zahlen  müssen 
die  Haushalte  mit  mehr  als  M.  2400  Gesamtausgabe  unberücksichtigt 
bleiben.  Es  handelt  sich  um  4  gerade  sehr  große  Familien,  darunter 
die  beiden  größten  mit  9  imd  10  Köpfen.  Das  größere  Haushaltsbudget 
wird  hier  nur  dadurch  ermöglicht,  daß  in  jeder  dieser  4  Familien  er- 
wachsene Kinder  sind,  welche  mitverdienen,  aber  auch  größere  Aus- 
gaben für  Ernährung  und  Wohnung  notwendig  machen.  Infolgedessen 
kann  man  hier  keine  den  übrigen  Gruppen  gegenüber  gesteigerte  wirk- 
liche „Wohlhabenheit"  annehmen. 

Nach  Fortlassung  dieser  Gruppe  ergibt  sich  aus  den  Zahlen  etwa 
folgendes : 

Mit  steigender  Wohlhabenheit  fällt  der  Anteil  der  Ernährung 
an  der  Gesamtausgabe  ebenso  wie  der  Anteil  für  Wohnung  und  Haus- 
halt einschließlich  Heizung  und  Beleuchtung.  Diese  Erscheinung  er- 
klärt sich  daraus,  daß  diese  unentbehrlichsten  Bedürfnisse  schon  bei 
geringerem  Haushaltungsbudget  in  erster  Linie  befriedigt  werden  müssen. 
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80  daß  die  zunehmende  Wohlhabenheit  der  Steigerung  der  übrigen, 
weniger  dringlichen  Lebensbedürfnisse  zugute  kommt.  Es  steigen  daher 
auf  der  anderen  Seite  mit  zunehmender  Wohlhabenheit  die  Aufwendungen 
für  Kleidung  und  Wäsche  sowie  für  die  Sammelgruppe  „Son- 
stiges". 

Gruppiert  man  die  20  Haushaltungen  nur  in  zwei  große  Wohlhaben- 
heitsgruppen, solche  unter  und  solche  über  M.  1800  Gesamtausgaben, 
80  bestätigen  sich  diese  Beobachtungen  selbst  unter  Einschluß  der  vor- 
her nicht  berücksichtigten  4  Familien: 


Familiei 
weniger  als 

mit  einer 
M.  1800 

Gesamtausgabe  von 

mehr  als  M.   1800 

Durchschnitts- 
Ausgabe 

M. 

V.  H. 

Durchschnitts- 
Ausgabe 

M. 

V.  H. 

Oesamtausgaben 

davon  für 
Nahrung 

Kleidung  und   Wäsche 
Wohnung  und  Haushalt 
Heizung  und  Beleuchtung 
Sonatiges 

1643,90 

930,45 
221,47 
232,89 
56,84 
202,7  & 

100 

56,6 
13.5 
«4.» 
3.5 
12,3 

2318,78 

1217,46 

401,18 

265,34 

66,28 

368,5* 

100 

52,5 
17,3 
11,4 

2,9 

IS,» 

Wie  schon  eingangs  erwähnt,  darf  man  aus  dem  verhältnismäßig 
beschränkten  Material  nicht  zu  viel  herauslesen  und  zu  weitgehende 
Schlüsse  ziehen ;  immerhin  genügt  das  Material  doch,  die  hier  hervor- 
gehobenen Tendenzen  deutlich  in  die  Erscheinung  treten  zu  lassen  und 
beachtenswerte  Einblicke  in  den  Arbeiterhaushalt  zuzulassen. 
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XX. 

Die  deutsche  Zigarettensteuer. 

Von  Oberregierungsral  a.  D.  Franz  Graf  in  München. 

Die  deutschen  Verbrauchssteuergesetze  pflegen  in  der  Weise  zu 
entstehen,  daß  der  Entwurf  derselben  im  Reichsschatzamt  hergestellt 
wird  und  nach  Beratung  und  Beschlußfassung  im  Bundesrat  an  den 
Reichstag  geht.  Hier  werden,  falls  die  Vorlage  nicht  überhaupt  ab- 
gelehnt wird,  mehr  oder  minder  weitgehende  Berichtigungen  des  Ent- 
wurfs vorgenommen,  die  Grundgedanken  desselben  bleiben  aber  in  der 
Regel  unverändert. 

Auf  andere  Weise  ist  das  Zigarettensteuergesetz  vom  3.  Juni  1906 
zustandegekommen. 

Im  November  1906  wurde  dem  Reichstag  neben  einem  Gesetz- 
entwurf wegen  Abänderung  des  Tabaksteuergesetzes,  welcher  vom  Reichs- 
tag sodann  abgelehnt  wurde,  ein  Entwurf  zu  einem  Zigarettensteuer- 
gesetz (Anlage  3  der  Reichstagsdrucksache  Nr.  10  der  Session  1905/06) 
vorgelegt,  welcher,  außer  einer  Erhöhung  des  Zolls  auf  ausländische 
Zigaretten,  eine  Besteuerung  der  inländischen  Zigaretten  in  Form  einer 
Steuer  auf  Zigarettenpapier  (3  M.  für  eine  1000  Hüllen  ergebende  Papier- 
fläche) plante.  Das  Muster  zu  diesem  Vorschlag  war  den  staatlichen 
Zigarettenpapier- Verkaufsmonopolen  in  Griechenland,  Bulgarien,  Monte- 
negro entnommen  ^). 

Die  Zigaretten  waren  bis  dahin  steuerlich  nicht  gesondert,  sondern 
nur  durch  die  Steuer  auf  inländischen  und  den  Zoll  auf  ausländischen 
Rohtabak  belastet  gewesen.  In  weiten  Kreisen  des  Reichstags  war  die 
Stimmung  für  eine  Sonderbesteuerung  der  Zigarette  günstig.  Man  er- 
wog die  aus  dem  Regierungsentwurfe  ersichtliche  außerordentlich  starke 
Zunahme  der  Zigaretten-Einfuhr  und  -Herstellung,  welche  hohe  und 
künftig  noch  steigende  Steuereinnahmen  erwarten  ließ.  Die  Zigarette 
war  offenbar  Modesache  geworden  und  hatte  als  Konkurrentin  der 
Zigarre  einen  förmlichen  Siegeslauf  angetreten.  Daß  der  größte  TeU 
der  Zigaretten,  im  Gegensatz  zu  den  mittels  Handarbeit  hergestellten 
Zigarren,  mittels  Maschinen  hergestellt  wird,  bürgte  dafür,  daß  das 
Schreckgespenst  einer  Massenentlassung  von  Arbeitern,  welches  bei 
früheren  Tabaksteuervorlagen  als  Folge  der  Steuer  angekündigt  worden 
war  und  zur  Ablehnung  der  Vorlagen  beigetragen  hatte,  diesmal  nicht 


1)  Dr.  Lissner,  Die  deutsche  Tabaksteuerfrage,  Leipzig  1907,  S.   199. 
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an  die  Wand  gemalt  werden  konnte.  Die  Zigarrenfabrikanten,  sonst  die 
schärfsten  Gegner  höherer  Tabakbesteuerung  und  der  einflußreichste 
Teil  des  mit  vielen  Reichstagsmitgliedern  in  Fühlung  stehenden  deutschen 
Tabakvereins,  zeigten  keinerlei  Widerstreben  gegen  die  neue  Steuer, 
im  Gegenteil  eine  gewisse  Schadenfreude  hierüber  *).  Die  in  der  Sozial- 
demokratie fußenden  Zigarrenarbeiter  hatten  gleichfalls  keinen  Grund, 
gegen  das  Gesetz  Stimmung  zu  machen. 

Es  waren  also  gute  Vorbedingungen  gegeben,  und  trotzdem  kam 
der  ßegierungsentwurf  in  der  vom  Reichstag  aufgestellten  Kommission 
zu  Fall,  und  zwar  wegen  seiner  Mängel  nach  volkswirtschaftlichen 
Grundsätzen,  da  er  jede  Abstufung  der  Steuer  nach  dem  bekanntlich  sehr 
verschiedenem  Werte  der  Zigaretten  vermissen  ließ.  Man  ward 
schlüssig,  daß  nur  eine  Banderolensteuer  die  Abstufung  nach  dem  Werte 
ermögliche,  und  die  Kommission  arbeitete  einen  vollständig  neuen  dem- 
entsprechenden  Entwurf  aus. 

Diese  Schöpfung  der  Volksvertretung  wurde  in  den  bezüglichen 
Vollsitzungen  des  Reichstags,  in  welchen  unter  anderem  auch  der 
Reichsschatzsekretär  den  Vorzug  der  Banderolensteuer  vor  dem  Re- 
giernngsvorschlag  anerkannte,  angenommen  und  sodann  Gesetz. 

Die  abgestufte  Wertbesteuerung  ist  in  letzterem  derart  durch- 
geführt, daß  für  die  Zigaretten,  je  nach  der  Höhe  des  Kleinverkaufs- 
preises, sechs  verschiedene  ansteigende  Steuersätze  bestimmt  sind,  so 
daß  die  teureren  Zigaretten  progressiv  stärker  belastet  sind  als  die 
billigeren.  Ansteigend  in  vier  Stufen  ist  der  Zigarettentabak  besteuert. 
Für  Zigarettenpapier  gilt  ein  einheitlicher  Satz. 

Behufs  Durchführung  der  Banderolierung  ist  für  die  steuerpflich- 
tigen Erzeugnisse  der  Verpackungszwang  angeordnet.  Sie  dürfen  nur 
in  geschlossener  Verpackung  —  welche  unter  anderem  den  Kleinver- 
kaufspreis oder  die  Preisgrenze  aufgedruckt  tragen  muß  —  und  mit  den 
Steuerzeichen  (der  Banderole)  versehen,  aus  der  Fabrik  an  den  Klein- 
verkäufer übergehen.  Aus  dem  Auslande  eingehende  Zigaretten  usw. 
unterliegen  dem  gleichen  Zwange.  Der  Fabrikant  oder  Einführende 
hat  die  Steuerzeichen  zu  kaufen  und  an  den  Packungen  vor  der  Ent- 
fernung letzterer  aus  der  Fabrik  bzw.  bei  der  Zollabfertigung  der- 
art anzubringen,  daß  durch  die  Oeffnung  der  Packung  das  Zeichen  zer- 
rissen wird. 

Diese  Anbringung  bildet  zugleich  die  Steuerentrichtung,  welch 
letztere  demnach  erst  unmittelbar  vor  dem  Uebergang  der  Erzeugnisse 
an  den  Kleinverkäufer  (und  hiermit  sodann  in  den  Verbrauch)  eintritt. 

Die  Fabriken  unterliegen  eingehenden  Kon  trollmaßregeln  in  bezug 
auf  Nachschau  der  Beamten  usw.  Der  Handel,  d.  h.  die  Kleinver- 
käufer  sind,  abgesehen  von  den  für  sie  aus  dem  Verpackungszwang 
sich  ergebenden  Verpflichtungen  (Belassung  des  Steuerzeichens  an  den 
Packungen  bis  zu  deren  Oeffnung,  Einzelverkauf  nur  aus  den  Packungen 
heran.'!,    baldigste  Vernichtung  geleerter   Packungen  usw.)    unbehindert. 


1)  Dr.  Lissner,  a.  a.  O.  S.  200. 
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Bei  dem  Interesse,  welches  das  Zigarettensteuergesetz  schon  durch 
seine  Entstehung  erweckt,  hat  die  Frage,  wie  sich  dasselbe  praktisch 
bewährte,  erhöhte  Bedeutung. 

Jede  indirekte  Steuer  wirkt  nach  drei  Richtungen,  in  bezug  auf 
den  Staat,  der  sie  erhebt  und  verwaltet,  auf  das  Gewerbe,  welches 
den  Steuergegenstand  herstellt  und  vertreibt,  und  auf  den  Ver- 
braucher, welcher  denselben  genießt  oder  verbraucht. 

Der  Staat,  hier  das  Deutsche  Reich,  kann  mit  der  Entwicklung 
der  Zigarettensteuer  sehr  zufrieden  sein.  Abgeordneter  Dr.  Jager,  einer 
der  Väter  des  Gesetzes,  hatte  1906  in  einer  Broschüre  den  Ertrag  auf 
11  Mill.  M.  geschätzt*).  Die  Isteinnahme  betrug  aber  ausweislich  des 
Statistischen  Jahrbuches  für  das  Deutsche  Reich,  Abschnitt  XV,  Finanz- 
wesen 2) : 

1906:     6687000  M.  1910:  24383600  M. 

1907:   12679900    „  1911:  30730100    „ 

1908:  15629200    „  1912:  35528000    „ 

1909:   19323700    „  1913:  42699400    „ 

(Die  Jahre  1914  u.  ff.  müssen  wegen  der  Kriegsereignisse  auQer  Betracht  bleiben.) 

Das  Jahr  1906  kommt  nicht  voll  in  Anschlag,  weil  das  Gesetz  erst 
vom  3.  Juni  1906  datiert.  Schon  1907  war  der  Ertrag  höher,  als  von 
Dr.  Jager  geschätzt,  und  in  den  folgenden  Jahren  war  die  Steigerung 
Itickenlos  andauernd  und  gewaltig.  Im  letzten  Jahre  1913  betrug  die 
Zunahme  gegenüber  1907  rund  280  Proz. !  Die  Ausgaben,  die  das  Reich 
für  die  Verwaltung  der  Steuer  hatte  (Mehraufwand  an  Zollbeamten, 
Druck  der  Steuerzeichen  usw.),  waren  im  Verhältnis  zu  den  glänzenden 
Erträgen  gering.  Die  Eigenart  der  Steuertechnik  (Banderole)  war  in 
der  Zollverwaltung  seit  der  Schaumweinsteuer  (1902),  welche  ebenfalls 
Banderolezwang  hat,  bereits  etwas  eingelebt. 

Von  dem  Gewerbe  kommen  die  Zigaretten-  usw.  Fabriken,  so- 
dann der  Zigaretten-  usw.  Handel,  d.  h.  vornehmlich  die  Kleinverkaufs- 
geschäfte, in  Betracht.  Ueber  letztere  gibt  die  Reichsstatistik  keinen 
Aufschluß,  solcher  kann  indessen  hier  entbehrt  werden,  weil  die  Steuer 
diese  Kreise,  abgesehen  vom  Banderolezwang  (siehe  oben),  wenig  be- 
rührt. Die  Betroffenen  waren  die  Fabriken  und  deren  Arbeiter,  welche 
denn  auch  während  der  Reichstagsverhandlungen  gegen  das  Zustande- 
kommen des  Gesetzes  sich  heftig  zur  Wehr  gesetzt  hatten,  wobei,  wie 
in  solchen  Fällen  üblich,  über  die  Folgen  der  Steuer  starke  üeber- 
treibungen  (ak  wenn  die  Zigarettenindustrie  an  der  Steuer  zugrunde 
gehen  müßte  u.  dgl.)  geäußert  worden  sind.  Die  staatlichen  Eingriffe 
in  den  Herstellungsgang  waren  allerdings,  wie  stets  bei  indirekten 
Steuern,  erheblich,  allein  auch  hier  trat  ein,  was  in  gleichen  Fällen 
stets  kommt,  die  Leiter  und  Arbeiter  der  Fabriken  gewöhnten  sich 
allmählich  an  die  Kontrolle  der  Beamten,  und  zwischen  beiden  Teilen 
trat  das  gleiche  schiedlich-friedliche,  nicht  selten  fast  kameradschaftliche 
Verhältnis  ein,  wie  es  bei  anderen  „Steuer-Industrien"  (Bierbrauereien, 


1)  Dr.  Lissner,  a.  a.  O.  S.  206. 

2)  Jahrbuch,  1910,  S.  302;  1913,  S.  335;  1917,  S.  91. 
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Branntweinbrennereien,  Zuckerfabriken  usw.)  längst  besteht.  Was  aber 
die  Steuerla.st  anlangt,  so  ist  der  Zigarettenindustrie  deren  Ueberwälzung 
auf  die  Masse  der  Verbraucher  höchst  wahrscheinlich  gelungen,  zumal  die 
Steuererhebung  nach  obigem  ganz  nahe  an  den  Uebergang  der  Steuer- 
gegenstände in  den  Verbrauch  gerückt  ist,  was  das  Gelingen  der  Ueber- 
wälzung stets  sehr  fördert.  Die  Form  der  Ueberwälzung  wird  meist 
die  Verteuerung  der  Zigaretten  usw.  um  den  Betrag  der  Steuer  ge- 
wesen sein,  wenn  nicht  bei  gleichbleibendem  Preise  Verkleinerung  des 
Formats,  Beimischung  geringwertigeren  Tabaks  usw.  eintrat.  Vielleicht 
wurde  auch  die  Technik  der  Herstellung  in  der  Richtung  stärkerer  Aus- 
nutzung des  Rohstoffes  u.  dgl.  verbessert  und  hiermit  Ausdehnung  des 
Massenabsatzes  ermöglicht.  Vermutlich  trat  auch  hier  ein,  was  in  der 
Geschichte  der  indirekten  Steuern  schon  öfter  beobachtet  wurde :  die 
Steuer  wirkte  auf  die  findige  und  leistungsfähige  Industrie  wie  ein 
Sporn,  der  schlummernde  Energien  derselben  weckte  und  sie  vorwärts- 
trieb. Daß  die  Zigarettenfabriken  nach  ihrer  Zahl  und  nach  Menge 
der  Erzeugnisse  seit  Einführung  der  Steuer  erheblich  vorwärtsschritten, 
beweisen  folgende  Ziffern  i): 

Zahl     der    Zigarettenfabriken 

(Fabriken,  die  nur  Zigaretten, 

nicht     auch     Zigarettentabak 

und  -hüllen  herstellen) 

1906 :  859 

1907  :  876 

1908 :  956 

1909  :  1035 

1910:  1015 

1911  :  1003 

1912:  ioo6 

1913:  1013 

Hiernach  hatte  sich  die  Zahl  der  Zigarettenfabriken  im  Jahre  1913 
gegenüber  dem  Anfangsjahr  1906  (nach  anfänglichem  stärkeren  An- 
wachsen und  kleinem  Rückschlag  1910/12)  um  etwa  18  Proz.  vermehrt. 
Der  Zigarettenbestand  in  den  Fabriken  stieg  ständig  an  und  hatte  1913 
gegenüber  1907  um  mehr  als  100  Proz.  zugenommen. 

Man  könnte  befürchten,  daß  bei  dem  Druck  der  Steuer  nur  die 
Großbetriebe  zunahmen,  die  Kleinbetriebe  aber  zurückgedrängt  wurden. 
Daß  dies  nicht  zutrifft,  zeigt  folgendes: 

Zahl  der  Betriebe  ohne  Gehilfen : 
1906:  413  1910:  408 

1907:  420  1911  :  450 

1908:  426  1912:  517 

1909:  469  1913:  469 

Die  ohne  Gehilfen  arbeitenden  Fabriken  sind  wohl  die  kleinsten. 
Sie  hatten  sich  1913  gegenüber  1906  um  etwa  13  Proz.  vermehrt. 
Diesen  Kleinfabriken  kommt  nach  wie  vor  der  Vorteil  zugute,  daß  ihre 
Gründung  nur  geringen  Kapitalaufwand  erfordert. 


Bestand  an 

Zigaretten  am 

Schlüsse  des 

Rechnungsjahres 

(1000  Stück) 

1907: 

6 '49  503 

1908: 

7  086  704 

1909: 

8  171  190 

1910: 

9854788 

1911: 

«1559924 

1912: 

12  701  lOI 

1913: 

13  630  560 

1)  Statut.  Jahrbuch,  1913,  S.  90/91 ;  1915,  8.  108/109. 
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Die  Verbraucher  schließlich  hatten  nach  dem  Gesagten  die  Last 
der  Steuer  zu  tragen,  ließen  sich  aber  dadurch  nicht  abhalten,  ihren 
Verbrauch  mehr  und  mehr  zu  steigern,  was  die  starke  Zunahme  der 
Steuereinnahmen  (siehe  oben)  beweist.  Wertvoll  für  den  Verbraucher 
ist  die  Verzeichnung  des  Kleinverkaufspreises  auf  den  Steuerzeichen. 
Er  kann  sich  hieraus  überzeugen,  daß  er  beim  Einkauf  nicht  übervorteilt 
wird,  während  beim  Einkauf  von  Zigarren  so  manche  „Mißgriffe"  des 
Verkäufers  zum  Nachteil  der  Kunden  vorkommen.  Versöhnend  wirkt 
auf  den  ärmeren  Raucher  der  Gedanke,  daß  der  reiche  Raucher  ent- 
sprechend stärker  belastet  wird.  Die  Zigarettensteuer  hat  überhaupt 
mehr  den  dem  Volke  sympathischen  Charakter  einer  Luxusbesteuerung, 
als  jenen  einer  Besteuerung  des  Massenverbrauchs  der  unteren  Kreise  ' ). 

Seit  Einführung  der  Zigarettensteuer  sind  die  Steuersätze  schon 
zweimal  erhöht  worden,  einmal  1909  (was  aber  nach  obigen  Zahlen  in 
den  folgenden  Jahren  bis  1913  den  Verbrauch  nicht  eindämmte),  das 
zweite  Mal  anläßlich  der  Kriegsverhältnisse  1916.  Wie  der  Steuerertrag 
und  die  Zigaretten-  usw.  Herstellung  sich  während  des  Krieges  ge- 
staltete, dafür  stehen  mir  Zahlen  nicht  zu  Gebote.  Die  jetzt  gültigen 
Steuersätze  sind  für  Zigaretten  (die  Sätze  für  Zigarettentabak  und 
-papier  können  wohl  unerwähnt  bleiben)  folgende : 

Für  Zigaretten   im  Kleinverkaofspreise : 
bis  zu   i'/j  Pf-  daa  Stück  2,—  M.  für  1000  Stück 

von  über  i'/,  biss'/t >       3,—    ..      »       i.         » 

2'/.  ,.  3'/, 


3V,  ..  S 
5  »  7 
7 


4,50 
6,50 
9,50 

15- 


Von  den  11  deutschen  Verbrauchsteuern  (auf  Salz,  Zucker,  Bier, 
Branntwein,  Tabak,  Spielkarten,  Schaumwein,  Zigaretten,  Zündwaren, 
Leuchtmittel,  Essigsäure)  ist  die  Zigarettensteuer  hinsichtlich  der  finan- 
ziellen Entwicklung  und  der  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkte  zweifel- 
los eine  der  besten. 

Der  riesige  Pinanzbedarf  des  Deutschen  Reichs  infolge  des  Krieges 
mag  früher  oder  später  noch  weitere  Steuerbelastung  der  Zigaretten 
usw.  erfordern. 


1)    Siehe   Graf,    Deutsche    Luzngsteaem,    Annalen    des   Deutschen    Reichs,     1913, 
S.  242,  243. 
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XXI. 

Das  deutsche  Kriegswirtschaftsmuseain. 

Von  W  olf  gang  Schumann. 

Der  Deutsche  Handelstag,  der  Landwirtschaftsrat  und  der  Hand- 
werks- und  Gewerbekammertag  haben  den  Anstoß  zur  Gründung  des 
KriegBwirtschaftsmuseums  gegeben.  Andere  große  Körperschaften, 
Reichs-  und  Landesbehörden,  Minister  und  zahlreiche  bedeutende  Pri- 
vate haben  ihm  freudig  zugestimmt ;  schon  ist  ein  Ehrenvorstand,  ein 
Ehrenausschuß,  ein  Vorstand,  ein  Verwaltungsrat,  ein  geschäftsführender 
Ausschuß  eingesetzt,  schon  sind  Museums-  und  Verwaltungsräume  ge- 
mietet ;  schon  hat  die  sächsische  Regierung  Schutz  und  Aufsicht  über 
das  Museum  übernommen.  Damit  ist  eine  Gründung  gesichert,  die  für 
Wirtschaftswissenschaft  und  Wirtschaftsleben  hohe  Bedeutung  erlangen 
kann. 

Der  Typus  von  Instituten,  den  das  Kriegswirtschaftsmuseum  dar- 
stellen wird,  ist  noch  nicht  alt.  Erst  sehr  reife  Kulturen  können  ihn 
hervorbringen.  Der  enge  Horizont  früherer  Zeiten  ließ  ihn  nicht  zu. 
Als  die  Menge  noch  kaum  über  das  Weichbild  ihrer  Stadt,  ihres  Dorfs, 
als  die  Gebildeten  noch  wenig  über  die  Grenzen  ihres  Ländchens  hinaus- 
sahen, als  die  Transportmittel  noch  unentwickelt,  der  Transport  technisch 
und  rechtlich  gefährlich  war,  konnten  Sammlungen  nur  das  zufällige 
Ergebnis  privater  Liebhaberei,  z.  B.  einiger  Fürsten  oder  Gelehrten, 
sein ;  sie  der  Oeffentlichkeit  zugänglich  zu  machen,  hätte  geheißen : 
einen  Apparat  schaffen  für  ein  Dutzend  Beschauer,  die  wohl  auch  ohne 
ihn  ihren  Weg  zu  den  Schätzen  gefunden  hätten.  Erst  die  Verknüpfung 
größerer  Erdflächen  miteinander  —  innerhalb  der  Grenzen  größerer 
Reiche  und  über  sie  hinweg  — ,  die  rapide  Entwicklung  der  Einzel- 
wissenschaften und  des  Verkehrs  und  die  Freilegnng  größerer  Geld- 
mittel durch  die  moderne  Wirtschaftsentwicklung  konnten  da  Wandel 
schaffen;  dazu  kam  als  jüngster  Motor  das  mächtige  Bedürfnis  nach 
Volksbildung.  Als  in  der  kleiner  gewordenen  und  immer  kleiner 
werdenden  Welt  die  Aufmerksamkeit  darauf  gelenkt  war,  wie  unendlich 
vieles  zu  erforschen  wert  und  wichtig  sei,  fanden  zuerst  die  Gelehrten 
den  Weg  in  die  Hallen  der  Liebhabersammlungen,  begannen  sie  selbst 
zu  sammeln.  Ungelehrte  Gebildete  folgten  ihnen.  Aber  beide  waren 
noch  vielfach  geduldete  Gäste,  ohne  gesatztes  Gastrecht.     Erst  als  die 

J.-'.hrb.  f.  NationslSk.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd  Hb).  43 
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Behörden  wohlhabend  gewordener  iStädte  und  Staaten  durch  Erbschaft 
oder  infolge  der  Initiative  führender  Männer  in  den  Besitz  von  Samm- 
lungen kamen,  als  Fürsten  ihre  Besitzrechte  teilweise  abtraten,  begann 
die  Entwicklung  des  Museumtyps,  der  etwa  in  den  achtziger  Jahren 
noch  herrschte.  Es  war  für  den  schlichten  Bürger  noch  immer  nicht 
gerade  leicht,  in  sie  hineinzukommen ;  nur  an  einigen  Tagen  wenige 
Stunden  lang  waren  sie  geöffnet;  und  nicht  nach  den  Bedürfnissen  der 
Vielen  waren  sie  angelegt.  Aber  sie  hatten  gelehrte  Leiter,  gaben 
Fachzeitschriften  heraus,  begünstigten  wissenschaftliche  Forschung. 
Dann  hat  das  Bedürfnis  der  wachsenden  Massen  zuerst  die  Kunst- 
Museen  gewandelt;  die  Haupträume  brachten  nun  in  geschmackvoller 
Aufmachung  das  künstlerisch  Wesentliche  —  die  Schausammlung  — 
(während  das  nur  für  die  Wissenschaft  Wichtige  zugänglich  blieb,  aber 
zurücktrat),  Führungen  und  Vorträge  wurden  eingerichtet,  der  Frei- 
besuch und  die  Besuchszeit  erweitert.  Unterdessen  hat  sich  mit  den 
wachsenden  Aufgaben  eine  eigene  „Musealwissenschaft"  entwickelt. 
Zuletzt  hat  die  Bewegung  auch  die  eigentlich  nur  im  Interesse  der 
Wissenschaft  angelegten  Sammlungen  ergriffen ;  die  Volksbilduugs- 
bewegung  hat  sie  „geöffnet"  und  nutzbar  gemacht.  Dazu  kam  endlich 
das  Ausstellungswesen,  das  dem  geschäftlichen,  dem  Repräsentations- 
und dem  Interesse  am  Austausch  von  kultürlichen  Erfahrungen  sein 
Entstehen  verdankte.  Große  internationale  Ausstellungen  haben  ge- 
zeigt, was  alles  man  der  Oeffentlichkeit  und  wie  man  es  ihr  mit  Nutzen 
zeigen  kann ;  starke  wirtschaftliche  und  andere  Antriebe  haben  dahinter 
gestanden.  Und  aus  Ausstellungen  sind  vielfach  Museen  hervorgegangen. 
Die  Entwicklung  war  rege  und  ist  während  des  Krieges  in  Fluß  ge- 
blieben. Bald  gibt  es  nichts  mehr,  was  man  nicht  irgendwo  museum- 
mäßig demonstriert.  Mineralien,  Münzen,  Kunstwerke,  „kulturgeschicht- 
liche" Gegenstände,  Kunstgewerbe,  Völkerkundliches  —  das  dürften  die 
ersten  Ausstellungsgegenstände  gewesen  sein.  Heute  haben  wir  technisch- 
industrielle, hygienische,  buchgewerbliche  Museen,  ein  deutsches  Aus- 
landmuseum, Kolonialmuseum,  ein  Museum  für  Siedelungswesen  u.  a.  m. 
Das  Kriegswirtschaftsmuseum  wird  von  den  zahllosen  Anregungen, 
welche  diese  lange  Entwicklung  gebracht  hat,  Nutzen  ziehen  und  sie 
weiterbilden.  Entstanden  aus  der  Initiative  der  Gesellschaft,  steht  es 
zu  den  Behörden  in  sozusagen  „freundschaftlichen"  Beziehungen  —  das 
ist  vielleicht  die  günstigste  Konstellation  für  rasches  Gedeihen.  Von 
vornherein  wird  es  nach  wissenschaftlichen  Grundnormen  angelegt,  so- 
wohl fachwissenschaftlichen  wie  musealwLssenschaftlichen.  Von  vorn- 
herein werden  die  verschiedenen  Aufgaben  des  Museums  berücksichtigt; 
das  Kriegswirtschaftsmuseum  wird  der  Wissenschaft,  der  Volksbildung, 
der  „Praxis"  dienen,  und  auch  die  Schaulust  soll  nicht  zu  kurz  kommen ; 
ein  Teil  seiner  Sammlungen  ist  für  die  Oeffentlichkeit,  ein  anderer  für 
gelehrte  Arbeit  und  praktische  Anregung  bestimmt.  Es  wird  gegliedert 
sein  in  die  Schausammlung  mit  ihrem  ganz  öffentlichen  Teil  und  ihren 
Reserveschätzen  (als  „Studiensammlung"),  in  eine  Fachbibliothek,  ein 
Archiv;    es   wird  Arbeitsplätze    enthalten,    Stipendien    errichten,   Preis- 
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ausschreiben  erlassen  ^),  Druckschriften  und  eine  Zeitschrift  heraus- 
geben ;  Kurse,  öffentliche  Vorträge,  vorübergehende  Spezialausstellungen, 
Wanderausstellungen  werden  eingerichtet  werden ;  eine  Auskunftstelle, 
Beratungs-  und  Vermittlungszentrale  mögen  sich  vielleicht  anschließen. 
Dies  alles  ist  freilich  noch  im  Werden,  zum  Teil  durch  Kriegsverhält- 
nisse gehemmt,  aber  es  ist  jedenfalls  im  Werden.  Beträchtliche  Teile 
des  Museummaterials  sind  auch  bereits  vorhanden.  Das  Archiv  enthält 
über  20  000  Artikel ;  graphische  Gegenstände  aus  der  Kriegswirtschaft 
sind  in  hoher  Zahl  zusammengebracht;  eine  Ersatzstoff-Sammlung  wird 
den  wertvollsten  Teil  der  im  Sommer  1918  zu  eröffnenden  Ausstellung 
des  Kriegswirtschaftsmuseums  bilden;  die  Kartothek,  Bibliothek  u.  a. 
erfreuen  sich  schon  eines  ansehnlichen  Besitzstandes.  Besonders  günstig 
für  die  Entwicklung  und  Leistungsfähigkeit  des  Museums  dürfte  es 
sein,  daß  in  einem  ganz  frühen  Stadium  seines  Werdens  bereits  die 
systematische  wissenschaftliche  Anordnung  und  Durchbildung  aller  seiner 
Teile  beschlossen  wurde,  so  daß  Fehler  vermieden  werden  können,  die 
manchen  minder  planmäßig  angelegten  Sammlungen  Jahrzehnte  hindurch 
anhaften. 

Das  Gebiet,  welches  im  Kriegswirtschaftsmuseum  dargestellt  werden 
wird,  ist  bisher  von  Museen  noch  nicht  „erfaßt"  gewesen.  Ein  eigent- 
lich und  nur  wirtschaftliches  Museum  größeren  Stils  gibt  es  zurzeit 
nicht.  Ist  nun  die  „Kriegswirtschaft"  als  Objekt  eines  Museums  gut 
abgrenzbar?  Und  ist  sie  museumtechnisch  erfaßbar?  Auf  die  erste  Frage 
wird  man  heute,  nach  bald  vier  Jahren  Weltkrieg,  mit  Ja  antworten 
dürfen.  Wir  haben  es  erlebt,  daß  die  Kriegswirtschaft  ein  besonderer 
Typ  der  menschlichen  Wirtschaft  —  Volks-  und  Weltwirtschaft  —  ist ; 
in  wenigen  Monaten  des  Krieges  haben  sich  die  Grundbedingungen  des 
Wirtschaftens  tiefgehend  geändert,  die  verfügbaren  Rohstoffe  und 
Arbeitskräfte,  die  verfügbaren  Geldmittel,  Maschinen  und  Waren,  die 
Bedürfnisse  der  Nation,  die  gesetzlichen  Grundlagen  waren  sehr  bald 
vollkommen  verwandelt,  und  dann  setzte  die  Staatsgewalt  ein,  griff  sie 
ein  in  die  bisherigen  Rechte  der  Wirtschaftenden,  in  den  Mechanismus 
des  Warenaustauschs  über  die  Grenzen,  der  Rohstoff-  und  Auftrag-, 
der  Lebensmittel-,  Bedarfsartikel-  und  Besitzverteilung;  alles  hat  sich 
geändert,  von  der  Urproduktion  bis  zur  Lebenslage  jedes  Einzelnen. 
Dieses  besondere  Wirtschaftssystem  in  allen  seinen  typischen  Er- 
scheinungen wird  das  Museum  darzustellen  haben.  Und  zwar  so,  daß 
schon  durch  die  gesamte  Anlage  des  Museums  dargetan  wird,  worauf 
das  System  eigentlich  beruht,  wie  es  funktioniert,  welches  seine  Prin- 
zipien, seine  spezifischen  Wesenszüge  sind.  Ist  das  museumtechnisch 
möglich  ?  Das  wird  die  Zukunft  zeigen ;  die  Gründer  und  Leiter  des 
Museums  meinen  es  natürlich,  und  man  darf  wohl  das  Zutrauen  haben, 
daß  sie  nichts  Unmögliches  wollen.  Leicht  wird  es  nicht  sein ;  Kopf- 
arbeit, mechanische  Arbeit  und  Mittel  in  größtem  Ausmaß  werden  auf- 
zuwenden sein. 


1)    Ein    erste»    solche«    —    kriegswirtschaftswissenschaftliche    Spezialarbeiten    be- 
treffend —  cf.  unten  S.  758. 
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Aber  es  wird  sich  lohnen.  Ganz  irrig  wäre  die  Meinung,  dali  im 
Kriegswirtschaftsmuseum  eine  Art  „kulturgeschichtliche"  Raritäten- 
sammlung untergebracht  werden  solle,  in  der  später  einmal  ein  paar 
Historiker  krebsen  gehen  und  Sonntags  einige  Schulklassen  „die  grolie 
Zeit"  auch  von  der  wirtschaftlichen  Erscheinungsseite  her  angucken 
könnten.  Es  soll  dem  Leben  und  der  Wissenschaft  dienen.  Natürlich 
wird  es  zunächst  von  den  Wissenschaften  die  „Kriegswirtschaftslehre" 
fördern.  Man  hat  gegen  diese  Lehre  den  Vorwurf  erhoben,  sie  sei 
eine  unberechtigte  Scheinschöpfung,  sei  keineswegs  ein  eigenes  Gebiet. 
In  dem  Streit  darum  ist  manches  schiefe  Wort  gefallen.  Es  hat  schon 
lange  eine  Psychosenlehre  gegeben  —  heute  gibt  es  eine  Kriegspsy- 
ohosenlehre ;  immer  gab  es  eine  Rechtswissenschaft  —  seit  einigen 
Jahren  ist  eine  Luftrechtswissenschaft  da.  Das  sind  k^ine  „neuen"' 
Wissenschaften  mit  grundlegend  neuen  Methoden  und  Vorbildungs- 
erfordernissen und  unvergleichbaren  „Gesetzen" ;  nur  das  Gebiet  der 
wissenschaftlichen  Beschreibung  und  prinzipiellen  Durchdringung,  die 
beide  auf  allgemein  anerkannt  wissenschaftliche  Weise  vollzogen  werden 
sollen,  hat  sich  erweitert,  da  die  Erfahrung  der  Menschen  und  Völker 
dies  nahelegte  und  erzwang.  Es  wäre  früher  müßig  gewesen,  sich 
mit  Lnftrecht  zu  befassen,  denn  auch  dem  erfahrensten  Juristen  hätte 
vor  der  Erfindung  der  Lenkluftschiffe  und  der  Flugzeuge  das  Erfahrungs- 
material gefehlt,  und  keinerlei  besonderes  Interesse  hätte  solches  luftige 
Wissenschaft  begünstigt.  Nicht  ganz  so  stand  es  mit  der  Kriegspsy- 
chosenlehre (es  sind  denn  auch  schon  vor  1914  Spezialarbeiten  dieses 
Inhalts  erschienen)  und  ebensowenig  mit  der  Kriegswirtschaftslehre. 
Kriege  sind  ja  genug  geführt  worden.  Und  eine  Anzahl  Schriften  über 
Kriegswirtschaft  hat  die  Vergangenheit,  besonders  die  Zeit  nach  den 
napoleonischen  Kriegen,  aber  auch  die  spätere,  hervorgebracht,  von 
denen  allerdings  manche  kaum  den  Fachgelehrten  recht  bekannt  sind. 
Aber  zuzugeben  ist,  daß  trotzdem  die  Beschaffung  eines  umfassenden 
Erfahrungsstoffes  über  Kriegswirtschaft  nicht  allzu  leicht  war;  und  das 
allgemeine  Interesse  an  der  Sache  war  nicht  sehr  lebhaft,  vielleicht, 
weil  man  meist  nicht  gern  an  die  Möglichkeit  kommender  Kriege 
dachte.  Das  hat  sich  einigermaßen  gerächt.  Viele  Fehler  hätten  ver- 
mieden, vieles  Lehrgeld,  das  die  Völker  jetzt  gezahlt  haben,  erspart 
werden  können,  wenn  im  August  1914  ein  Stab  von  angesehenen  Ge- 
lehrten dagewesen  wäre,  welcher  die  typischen  Züge  einer  Kriegswirt- 
schaft gut  gekannt  und  die  Regierungen  und  Völker  vor  Mißgriffen 
bewahrt  hätte.  Das  wird  in  der  Zukunft  anders  sein,  sofern  das  Kriegs- 
wirtschaftsmuseum seine  Aufgabe  erfüllt. 

Wer  möchte  aber  weiterhin  leugnen,  daß  mit  diesem  großzügigen 
Ausbau  der  Kriegswirtschaftslehre  auch  sonstiger  Gewinn  für  die 
Wissenschaft  verbunden  sein  kann,  selbst  wenn  das  Kriegswirtschafts- 
museum nicht  (wie  immerhin  möglich  wäre)  allmählich  ein  großes 
allgemeines  Wirtschaftsmuseum  würde?  Zunächst  einmal  wird  die 
Kriegswirtschaft  nicht  wenige  Wochen  nach  Friedensschluß  ein  für 
allemal  abgetan  sein.  Im  Gegenteil.  Sehr  langsam  nur  wird  man 
sie   „abbauen"   können,  und  wer  weiß,  wieviel  von  dem  Bau  noch  Jahr- 
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zehntelang  stehen  bleibt?  Mit  irgendeiner  großen  oder  kleinen  Menge 
von  „kriegswirtschaftlichen  Elementen"  wird  die  Erdenwirtschaft  noch 
sehr  lange  durchsetzt  sein.  Kriegswirtschaftliche  Studien  mögen  also 
historisch  und  sachlich  dann  recht  zweckmäßige  Ausgangspunkte  für 
Wirtschaftsstudien  überhaupt  sein!  Und,  letzten  Endes,  es  ist  ja  doch 
unmöglich,  Kriegswirtschaftslehre  zu  betreiben,  ohne  sich  zugleich 
prinzipiell  mit  Wirtschaftswissenschaft  zu  befassen.  So  wenig  wie  man 
Kriegspsychosenlehre  treiben  kann,  ohne  die  Psychiatrie  zu  fördern! 
Das,  was  man  die  „reine  Theorie"  nennt,  wird  allerdings  durch  das 
Kriegswirtschaftsmuseum  höchstens  mittelbar  gefördert  werden  können. 
Das  kann  sein  Zweck  nicht  sein.  Dafür  steht  es  jedoch  im  Dienst 
einer  nicht  minder  bedeutsamen  Aufgabe,  welche  man  etwa  als  „Ver- 
wissenschaftlichung" derjenigen  Lebensordnungen  bezeichnen  könnte, 
deren  vorausschauende,  wissenschaftlich  vorher  zu  durchdenkende,  syste- 
matische Gestaltung  wünschenswert  und  möglich  ist.  Und  zwar  hat 
diese  Aufgabe  zwei  Seiten :  einmal  wird  durch  ein  wirtschaftswissen- 
schaftliches Museum  die  praktische  Wirtschaft  in  irgendeinem  Grade 
allmählich  verwissenschaftlicht  nicht  nur,  indem  hier  einzelne  Erfahrungen 
gesammelt  und  weitergegeben,  sondern  etwa  auch,  indem  Gutachten  ab- 
gegeben, Wirtschaftsführer  gebildet,  Anregungen  aller  Art  veröffentlicht 
werden  können ;  dann  wird  durch  ein  solches  Museum  (wie  jedes  wissen- 
schaftliche Museum!)  der  Sinn  für  Wissenschaft  gepflegt,  und  in  dem 
besonderen  Falle  des  Kriegswirtschaftsmuseums  handelt  es  sich  gerade 
darum,  größere  Mengen  der  Bevölkerung  mit  dem  Gedanken  vertraut 
zu  machen,  daß  und  wie  viele  Lebenserscheinungen  wissenschaftlich  er- 
faßbar und  beherrschbar  sind ;  diese  besondere  Aufgabe  könnte  man 
nennen :  „Propaganda  des  wissenschaftlichen  Gedankens".  Wird  das 
Kriegswirtschaftsmuseum  in  diesem  Sinne  einer  der  lebendigen  Mittel- 
punkte des  geistigen  Lebens,  so  dürften  Einwände  gegen  die  Abgrenzung 
seines  Stoffgebiets  kaum  mehr  berechtigt  erscheinen.  Und  es  wird 
dann  in  höherem  Sinne  ein  Denkmal  dieser  schweren  Zeit  sein,  als  es 
etwa  ein  rein  historisches  Museum  sein  könnte.  Es  wird  die  Früchte 
ernten  helfen  von  dem,  was  in  die  blutigen  Furchen  dieser  Zeit  ge- 
sät wird. 
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XXII. 

Preis-Ausschreiben 
des  deutschen  Kriegswirtscliaftsmuseuins. 

Das  Deutsche  Kriegswirtschaftsmuseum  schreibt  entsprechend  seinen 
allgemein  wissenschaftlichen  Zwecken  hierdurch  die  folgenden  Preis- 
Ausschreiben  aus : 

I.  Arbeiten  über  die  Entwicklung  der  Kriegswirt- 
schaftslehre von  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  an  bis 
1918. 

Bemerkung:  Da  die  am  Wettbewerb  sich  Beteiligenden  vermutlich 
kaum  gleichmäßig  mit  allen  in  Betracht  kommenden  Zeitabschnitten 
vertraut  sein  dürften,  wird  die  Aufgabe  auch  als  gelöst  betrachtet,  wenn 
eine  kurze  Uebersicht  über  den  ganzen  Zeitraum  gegeben  wird  und  nur 
eine  Periode  desselben,  etwa  das  Zeitalter  der  französischen  Revolution, 
die  Kriegswirtschaftsliteratur  der  napoleonischen  Kriege  und  der  nächsten 
Folgezeit,  oder  die  Kriegswirtschaftsliteratur  von  1870;71  und  der  Folge- 
zeit, die  Kriegswirtschaftsliteratur  der  Balkankriege,  des  Weltkrieges, 
oder  auch  nur  die  Kriegswirtsohaftsliteratur  des  Weltkrieges  in  Deutsch- 
land ausführlich  behandelt  wird.  Es  wird  dabei  besonderes  Gewicht 
darauf  gelegt,  daß  grundsätzliche  Anschauungen  über  wirtschaftliche 
Wirkungen  der  Kriege,  sowohl  was  Einzeltatsachen  als  was  gewisse 
prinzipielle  Tatbestände  anbelangt,  klar  hervortreten.  Dabei  wird  nicht 
vorausgesetzt,  daß  der  Verfasser  die  Kriegswirtschaftslehre  als  Sonder- 
Disziplin  anerkennt. 

II.  Einzelschriften  über  eine  der  folgenden  Kriegs- 
wirtschaftserscheinungen (nach  freier  Wahl  des  Verfassers) : 

Weltkrieg  und  Naturalwirtschaft  (Tauschhandel,  internationaler  Kom- 
pensationsverkehr, Beschlagnahmen,  Requisitionen,  Naturalverteilungen 
usw.)  —  Weltkrieg  und  Preisstaffelung  —  Weltkrieg  und  Arbeitszwang 
(eigene  Arbeiter,  Kriegsgefangene,  Zivilbevölkerung  in  besetzten  Ge- 
bieten usw.)  —  Umstellung  der  Friedensproduktion  auf  die  Kriegspro- 
duktion —  Weltkrieg  und  Verwaltungswirtschaft  (Staatssozialismus,  Ge- 
meinwirtschaft, Zwangswirtschaft,  Verbände,  Kartelle  u.  dergl.,  usw.)  — 
Systematik  der  Kriegswirtschaft  —  Verkehrsfragen  der  Kriegswirtschaft 
—  Rohstofffragen  der  Kriegswirtschaft  —  Steuerfragen  als  Weltkriegs- 
folgen. 
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Bemerkung:  Ea  wird  erwartet,  daß  der  Verfasser  das  von  ihm  ge- 
wählte Thema  in  irgend  einer  Richtung  —  wirtschafts-historisch,  wirt- 
schafts-theoretisch,  wirtschafts-politisch  oder  sonstwie  —  auch  grund- 
sätzlich und  unter  Heranziehung  geschichtlicher  Parallelen  behandelt. 

Bedingungen  für  den   Wettbewerb: 

1.  Die  mit  einem  Kennwort  versehenen  Arbeiten  sind  bis  zum 
1.  Januar  1919  an  das  Deutsche  Kriegswirtschaftsmuseum  (Wettbewerb), 
einseitig  mit  Schreibmaschine  geschrieben,  einzusenden.  In  einem  bei- 
gefügten geschlossenen  Briefumschlage  ist  Name  und  Adresse  des  Be- 
werbers zu  vermerken.  An  dem  Wettbewerb  können  Angehörige  der 
Mittelmächte  und  der  Neutralen  teilnehmen.  —  2.  Die  eingereichten 
Preisausschreiben  müssen  entweder  in  deutscher  Sprache  verfaßt  sein 
oder  neben  der  Urschrift  eine  deutsche  üebersetzung  erhalten.  —  3.  Für 
jedes  der  beiden  Preisausschreiben  sind  ausgesetzt :  als  erster  Preis 
700  M.,  als  zweiter  Preis  250  M.  —  4.  Das  Deutsche  Kriegswirtschafts- 
museum erwirbt  durch  das  Preisausschreiben  das  Recht,  jede  der  ein- 
gesandten Arbeiten  in  einer  seiner  Schriftenfolgen  gegen  Honorar  zu 
veröffentlichen.  Dieses  Recht  erlischt  6  Monate  nach  der  Zuerkennung 
der  Preise.  —  5.  Als  Preisrichter  sind  6  Fachleute  ausersehen,  welche 
sich  durch  kriegswirtschaftliche  Arbeiten  bekannt  gemacht  haben,  und 
ein  Vertreter  des  Kriegswirtschaftsmuseums.  —  6.  Bewerber  dürfen  sich 
an  beiden  Ausschreiben  beteiligen. 

Anfragen  über  das  Deutsche  Kriegswirtschaftsmuseum  sowie  etwaige 
Erkundigungen  über  das  Preisausschreiben  sind  zu  richten  an  das 
Sekretariat  des  Deutschen  Kriegswirtschaftsmuseums,  Leipzig,  Tröndlin- 
ring  2  (Neue  Börse). 


760  Misiellen. 


XXIII. 

Preis-Ausschreiben 
des  Handelsvertragsvereins. 

In  Anbetracht  der  hohen  Bedeutung,  welche  die  voraussichtlich 
nach  Friedensschluß  zustande  kommende  internationale  Zentrale 
der  Kulturstaaten  gerade  auch  für  das  Gebiet  der  Volkswirt- 
schaft haben  dürfte,  und  des  Umstandes,  daÜ  diese  Seite  des  Problems 
bisher  fast  noch  gar  nicht  eingehender  bearbeitet,  sondern  ganz  hinter 
der  Prüfung  der  rein  völkerrechtlichen  Seite  zurückgetreten  ist,  hat  der 
Vorstand  des  Handelsvertragsvereins  beschlossen. 

Zwei  Preise  von  3000  und  1500  Mark 
auszusetzen  für  die  beste  wissenschaftliche  Arbeit  über  die 
Frage :  Inwieweit  kann  die  weltwirtschaftliche  Entwick- 
lung und  dadurch  ein  Zustand  friedlicher  Beziehungen 
zwischen  den  Völkern  durch  eine  wirtschaftliche  Or- 
ganisation gefördert  werden?  Welche  Gebiete  wirt- 
schaftlicher Betätigung  würden  für  eine  solche  Organi- 
sation in  Frage  kommen?  und  welche  Aufgaben  im  ein- 
zelnen waren  ihr  zu  stellen? 

Der  Umfang  der  Arbeit  soll  etwa  4 — 6  Druckbogen  umfassen. 
Endtermin  der  Ablieferung  ist  der  1.  November  1918. 

Die  Arbeiten  müssen  eingeschrieben  in  einem  außen  mit  Kennwort 
versehenen  verschlossenen  Umschlag  an  die  Adresse  des  Handelsver- 
tragsvereins,  Berlin  W.  9,  Köthener  Straße  28/29,  eingeliefert  werden, 
gleichzeitig  mit  einem  nach  erfolgter  Beendigung  des  Preisrichteramtes 
zu  öffnenden  verschlossenen  Begleitschreiben,  in  welchem  das  Kenn- 
wort zugleich  mit  Namen  und  Adresse  des  Autors  wiederholt  ist. 

Das  Preisrichteramt  haben  die  folgenden  Herren  übernommen :  Ge- 
heimer Hofrat  Prof.  Dr.  Lujo  Brentano-München,  Reichstagsabgeord- 
neter Bergrat  a.D.  Georg  Gothein -Breslau,  Ministerialdirektor  a.  D. 
Wirkl.  Geh.  Rat  F.  Lusensky- Berlin,  Geh.  Justizrat  Prof.  Dr.  Nie- 
meyer -  Kiel,  Dir.  J.  S  t  e  r  n  (i.  Fa.  C.  A.  F.  Kahlbaum  G.  m.  b.  H.),  Berlin. 

Die  preisgekrönten  Arbeiten  werden  Eigentum  des  Handelsvertrags- 
vereins, der  dafür  die  Verpflichtung  ihrer  Veröffentlichung  binnen 
längstens  6  Monaten  nach  dem  1.  November  1918  übernimmt.  Für  die 
nicht  preisgekrönten  Arbeiten  behält  er  sich  den  Erwerb  auf  Grund 
besonderer  Abmachungen  mit  den  Verfassern  vor. 
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1.   Oeaehicbte  der  WisBenschaft.    Encyklop&dischei.    Lehrbftcher.    Spesielle 
theoretische  TTiitersachangeii. 

Stephinger,  Ludwig,  Wert  und  Geld,  ßrnndzüge  einer 
Wirtschaftslehre.  Tübingen  U.  C.  B.  Mohr)  1918.  8«.  319  SS. 
(Preis:  M.  9,90.) 

Stephingers  Buch  fuhrt  den  Untertitel  „Grundzüge  einer  Wirt- 
schaftslehre". Demgemäß  weit  gegriffen  ist  der  Kreis  der  in  ihm 
erörterten  Probleme.  Die  Besprechung  kann  danach  im  Verhältnis  zu 
den  zu  besprechenden  Ausführungen  nur  ganz  kurz  ausfallen.  Und  ich 
glaube,  daß  solche  ganz  kurze  Besprechung  als  Anzeige  für  dieses  Buch 
genügen  dürfte. 

Der  Verfasser  hat  dem  „Ismus''  den  Krieg  erklart.  „Um  den  Sub- 
jektivismus und  Objektivismus  der  Wertlehre,  den  Chartalismus  und 
Metallismus  der  Geldlehre,  den  Historismus  der  historischen  Volkswirt- 
schaftslehre, den  Marxismus  und  einige  andere  Ismen  auf  ihre  wirk- 
liche Geltungsmöglichkeit  zurückzuführen"  *),  hat  er  sein  Buch  ge- 
schrieben. Denn  „durch  Uebertr ei bung  einer  an  sich  berechtigten 
Geltung  entsteht  immer  eine  Art  von  „Ismus"  .  .  .  ."  ').  Ein  eigentüm- 
licher Satz,  der  nur  richtig  sein  könnte,  wenn  die  Art,  wie  eine  Theorie 
oder  ein  System  bezeichnet  wird,  auf  deren  Inhalt  einen  disqualifizie- 
renden Einfluß  zu  üben  vermöchte. 

Der  vornehmste  Zweck,  den  der  Verf.  mit  seinem  Buche  verfolgt, 
ist  der,  eine  wirtschaftliche  Theorie  des  Geldes  zu  geben.  Er  sucht 
zu  diesem  Endzweck  eine  Grundlage,  auf  „der  die  den  Metallismus  und 
Chartalismus  trennenden  Schwierigkeiten  eine  Lösung  finden"  *),  und 
meint,  daß  diese  Grundlage  nur  die  Wertlehre  zu  ergeben  vermöchte. 
Da  aber  auch  in  der  Wertlehre  Subjektivismus  und  Objektivismus  genau 
so  unversöhnliche  Gegensätze  seien,  wie  Chartalismus  und  Metallismus 
in  der  Theorie  des  Geldes,  so  glaubt  Stephinger,  auch  für  die  Haupt- 
richtungen der  Wertlehre  eine  gemeinsame  Grundlage  schaffen  zu  sollen 
und  geschaffen  zu  haben.  Sein  Ergebnis  geht  dahin,  daß  „der  Aus- 
gang weder  vom  Subjekt  allein,  noch  vom  Objekt  allein  genommen 
werden"  könne.  Statt  vom  Subjekt  oder  vom  Objekt  nimmt  er  den 
Ausgang  von  „Stoff  und  Wirklichkeit"*;. 

Um  Stephingers  Geldtheorie  vorwegzunehmen  —  denn  auf  sie 
vornehmlich  kommt  es  ihm  ja  an  — ,  so  unterscheidet  sie  sich  dem 
neuen  eigenartigen  Ausgangspunkte  zum  Trotz  meines  Dafürhaltens  um 
nichts  vom  Metallismus  gangbarster  Sorte.     Dies  unbeschadet  der  Tat- 

1)  Vorwort.         2)  .«.  50.         3)  S.  1.         4)  S.  .37. 
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Sache,  daß  Stephiuger  gegen  die  metalliatische  Griindanffassung  eine 
Reihe  von  Einwendungen  erhebt  ^),  (die  meines  Dafürhaltens  aber  nicht 
geeignet  sind,  den  Metallismus  ernstlich  zu  treffen),  und  daß  er  der 
staatlichen  Theorie  in  einer  Reihe  von  Sätzen  *),  (die  es  mir  indessen 
zweifelhaft  lassen,  ob  er  ihre  wahre  Bedeutung  voll  erfaßt  hat),  eine 
gewisse  bedingte  Anerkennung  zollt.  Und  wenn  der  Verf.  eine  Kon- 
zentration des  Goldes  bei'  Entgoldung  des  Zahlungsverkehrs  befürwortet, 
so  bedeutet  meines  Dafürhaltens  diese  Forderung  keinerlei  grundsätz- 
liche Abkehr  von  der  metallistischen  Lehre,  dies  um  so  weniger,  wenn 
er  die  voll  in  Gold  gedeckte  Note  —  zum  mindesten  als  besonderen 
Typ  für  den  Verkehr  mit  dem  Auslande  —  empfiehlt.  Wer  der  Auf- 
fassung ist,  daß  „definitives  Geld"  das  sei,  das  von  seinem  „eigenen 
realen  .  .  .  Gebrauchwert  getragen  ist"'),  wer  vom  Geldstoff  „wirtschaft- 
liche Verwendungsmöglichkeit"  '')  verlangt,  wer  die  Weitläufigkeit  des 
englischen  Akzeptes  auf  die  „voll  metallische  Deckung  der  englischen 
Note"  ^)  zurückführt,  wer  die  lebensfremde  Ansicht  vertritt,  daß  das 
Publikum  die  Note  im  Vertrauen  darauf  annehme,  daß  mit  der  Ueber- 
gabe  der  Urkunde  auch  die  Deckung,  die  auf  der  Urkunde  angegeben 
steht,  wirklich  zur  Verfügung  steht  ^),  daß  das  deutsche  Akzept  deshalb 
nicht  völlig  weltmarktgängig  geworden  sei,  weil  der  Inhaber  einer 
deutschen  Note  nicht  wisse,  ob  Geld  oder  Wechsel  als  Deckung  hinter 
ihr  stünden  ^i,  und  wer  sich  schließlich  zu  der  Behauptung  versteigt, 
daß  „alle  Empfänger  und  Verwender"  einer  „Note  der  Bank  ein  zins- 
loses Darlehn  gewährt  haben"  '),  der  soll  getrost  sein  Zelt  im  metal- 
listischen Lager  aufschlagen,  und  hat  keinen  Anlaß,  einer  Doktrin 
gegenüber,  der  er  mit  Haut  und  Haar  verfallen  ist,  abweichende  Aus- 
gangspunkte zu  unterstreichen.  Nur  das  festzustellen,  ist  der  Zweck 
der  vorstehenden  Erörterung.  Es  liegt  mir  natürlich  fern,  den  Streit 
zwischen  metallistischer  oder  nominalistischer  Geldtheorie  im  Rahmen 
einer  Buchanzeige  austragen  zu  wollen. 

Auch  in  den  Ausführungen  Stephin  gers  über  Wert  und  Preis  ver- 
mag ich  neue  Ergebnisse  nicht  zu  entdecken,  so  neuartig  zweifellos  die 
Formulierung  ist,  die  er  seinen  Ergebnissen  hat  zuteil  werden  lassen. 
Stunden  sauerster  Arbeit  liegen  hinter  mir,  in  denen  ich  es  versucht 
habe,  der'  terminologischen  Sonderbarkeiten  Herr  zu  werden,  an  denen 
Stephinger  anscheinend  besonderes  Genügen  findet.  Ob  es  mir  gelungen 
ist,  und  inwieweit  das,  was  ich  aus  dem  Buche  herausgelesen  habe, 
in  das  Buch  hineingeschrieben  ist,  inwieweit  vielleicht  etwas  völlig 
anderes,  wage  ich  nicht  mit  Sicherheit  zu  entscheiden.  Und  wenn  mir 
Stephinger  vorwerfen  sollte,  daß  ich  das  Neue,  das  er  bringt,  nur  des- 
halb nicht  zu  würdigen  vermöchte,  weil  ich  es  nicht  verstanden  hätte, 
so  kann  meine  Antwort  nur  in  einem  bescheidenen  „möglich"  bestehen. 
Mich  dünkt  der  Wertbegriff  Stephingers  nichts  wesentlich  anderes  zu 
sein,  als  was  die  frühere  Theorie  als  objektiven  Gebrauchs-  und  Tausch- 
wert behandelt  hat,  wie  denn  die  Zurückführung  des  Tauschwertes  auf 


1)  S.  166,  167.     2)  S.  167,  168.     3)  S.  169.     4)  S.  170.     5)  S.  187.     6)  S.  189. 
7)  S.  198,  vgl.  auch  S.  187. 
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den  Gebrauchswert  mir  auch  nicht  als  neu  erscheinen  will,  und  ich 
vermag  mich  des  Eindruckes  nicht  zu  erwehren,  als  hätten  liebe  alte 
Freunde  Taschingskleider  angezogen,  um  unerkannt  zu  bleiben.  Aber 
—  der  seltsamen  Verkleidung  zum  Trotz!  —  die  vertrauten  Gesichter 
sind  nicht  zu  verkennen. 

Stephinger  unterscheidet  die  „wirtschaftlichen  Werte"  vom  „wirt- 
schaftlichen Wert".  „Die  Summe  alles  dessen,  was  die  einzelnen  Wert- 
theorien als  den  wirtschaftlichen  Wert  bezeichnet  haben,  ergibt  zwar 
nicht  den  wirtschaftlichen  Wert,  aber  die  wirtschaftlichen  Werte. 
Handel  und  Verkehr,  Geld,  Natur,  Arbeit,  subjektive  Wertung,  die 
produktiven  Kräfte  usw.,  alles  das  sind  wirtschaftliche  Werte.  Sie 
sind  Zweckmöglichkeiten  .  .  .  usw."  i).  Subjektive  Wertung  —  ein  wirt- 
schaftlicher Wert?  —  Und  weiter:  „Die  wirtschaftlichen  Werte  sind 
also  stoffliche  und  gedankliche  Mittel,  wirksame  Eigenschaften  — , 
Kräfte  und  Fähigkeiten  der  außermenschlichen  oder  der  stofflichen  oder 
geistigen  Natur  des  Menschen"  ^).  Der  wirtschaftliche  Wert  aber  „ist 
eine  Eigenschaft  der  wirtschaftlichen  Werte,  die  darin  besteht,  daß  sie 
in  ihrem  Vorkommen  in  der  Wirklichkeit  auf  einen  Zweck  beschränkt 
in  Anrechnung  kommen  können"  ').  Gewiß :  Das  alles  läßt  sich  schließ- 
lich verstehen,  aber  es  kann  auch  sehr  wohl  unverstanden  bleiben,  und 
ich  für  meine  Person  bin  herzlich  dafür  dankbar,  daß  es  noch  andere 
Definitionen  des  Wirtschaftens  gibt  als  die  im  folgenden  enthaltene : 
„Man  würde  also  vielleicht  ausführlich  besser  sagen,  wirtschaften  be- 
zwecke die  wirtschaftliche  Befriedigung  des  Bedürfnisses,  das  die  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse  entstehen  lassen ;  und  dieses  Bedürfnis  ist  eben 
das  Bedürfnis  nach  Wirtschaftlichkeit  oder  das  wirtschaftliche  Bedürfnis, 
oder  kurz :  Wirtschaften  ist  nicht  Befriedigung  der  wirtschaftlichen 
Bedürfnisse,  sondern  des  wirtschaftlichen  Bedürfnisses"  *). 

Doch  genug  der  Zitate ;  denn  es  liegt  nicht  in  meiner  Absicht,  vom 
Studium  eines  Buches  abzuschrecken,  das  vielleicht  einem  anderen  Les%r 
mehr  des  Anregenden  bietet,  als  es  mir  zu  bieten  vermocht  hat. 

Zum  Begriffe  des  Preises  gelangt  Stephinger  über  den  des  Tausch- 
wertes. ..Tauschwerte  sind  größengleiche,  artverschiedene  Gebrauchs- 
werte" ^).  Wir  stehen  also  hier  wieder  vor  der  Auffassung,  daß  Güter 
gleichen  Wertes  sich  gegeneinander  eintauschen!  Der  Preis  aber  ist 
nach  Stephingers  Definition  „der  Ausdruck  des  eingetauschten  Gutes  in 
Einheiten  des  hingegebenen"  "),  in  der  Geldwirtschaft  „der  Tauschwert 
ausgedrückt  in  Geld"  ^). 

Diese  kurzen  Bemerkungen  müssen  genügen.  Meine  persönliche 
Stellungnahme  zu  Stephingers  Buch  ist  in  ihnen  gegeben.  Seine  Theo- 
rien halte  ich  für  bereits  widerlegt,  und  hieraus  folgt,  daß  ich  sie  auch 
als  neu  nicht  anzuerkennen  vermag,  unbeschadet  des  neuen  Ausgangs- 
punktes, den  Stephinger  gefunden  haben  will.  Als  durchaus  neu  da- 
gegen darf  die  Terminologie  Stephingers  bezeichnet  werden.  Im  In- 
teresse aller,  die  volkswirtschaftliche  Bücher  lesen,  möchte  ich  indessen 
wünschen,    daß    diese    neuartige  Erscheinung    einzigartig    bleiben  möge. 

Kiel.  Karl  Elster. 


1)  S.  56.     2)  S.  57,  58.     3)  S.  58.    4)  S.  61.    5)  S.  80.     6)  S.  95. 
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Pirk maier  (Staatshaltereikonzipist),  Dr.  Otmar,  Wie  lösen  wir  unsere  Brot- 
frage? Anregungen  aus  der  Praxis  für  die  Praxis.  Graz,  k.  k.  UniTersitätsbuchdruckerei 
und  Verlagsbuchhdlg.  „Styria",  1918.     gr.  8.     43  SS.     M.  1,60. 

Röscher,  Wilh.,  System  der  Volkswirtschaft.  Ein  Hand-  und  Lehrbuch  für 
Geschäftsmänner  und  Studierende.  Bd.  1 :  Grundlagen  der  Nationalökonomie.  Ergänzt 
durch  Rob.  Pöhlmann,  25.  Aufl.  Mit  Vorwort  und  Nachtrag  von  Adolf  Weber.  Mit 
Keschers   Bildnis.     Stuttgart,   J.   G.   Cotta,    1918.     gr.  8.     XVIII -942  SS.     M.  15.—. 


Gide  (prof.),  Charles.  Cours  d'feconomie  politique.  4'  edition  refoudue  et 
augmentee.  Tome  1".  Paris,  librairie  de  la  SooietJ  du  „Recueil  Sirey".  1918.  8. 
XI— 600  pag.     fr.  12.—. 

Kellogg,  Vernon  Lyman,  and  Alonzo  Englebert  Taylor,  The  food 
Problem.     With  a  pref.  by  Herb.  Hrover.     New  York,  Macmillan.     8.     $  1,25. 

Hoogenstraaten,  E.  L.  Th.,  en  J.  Schortinghuis,  Een  goede  oraanisatie- 
eisch  voor  een  gezonde  Icvcnsmiddelenpolitiek.  Leiden,  A.  W.  Sythoffs  l'itg.Mij.  4. 
31  blz.     fl.  0,60. 

2.  Geschichte  und  Darstelliuig'  der  wirtschaftlichen  Enltnr. 

Forschungen  zur  brandenburgisoheii  und  preuliisehen  Geschichte.  N.  F.  der 
,, Märkischen  Forschungen"  des  Vereins  für  Geschiebte  der  Mark  Brandenburg.  In 
Verbindung  mit  Otto  Hintze  und  Paul  Bailleu  hrsg.  von  Melle  Klingenborg.  Bd.  30, 
2.  Hälfte.  München,  Duncker  u.  Humblot,  1918.  gr.  8.  III,  III,  S.  317—458  u.  18  S 
M.  8.—. 

Meinecke,  Frdr.,  Preußeu  und  Deutschland  im  19.  und  20.  Jahrb.  Historische, 
und  politische  Aufsätze.    München,  R.  Olbenbourg,  1918.    gr.  8.    VI — 552  SS.    M.  14. — . 

Münsterberg,  Dr.  Oscar,  Neu-Deutschlands  Wirtschaft.  Betrachtungen  im 
4.  Jahre  des  Weltkriegs.    2.  Aufl.    Berlin,  Karl  Curtius,   1918.    gr.  8.    67  SS.    M.  1,70. 

Pribram,  A.  F.,  Urkunden  und  -i^kten  zur  Geschichte  der  Juden  in  Wien. 
I.  Abt.,  Allgemeiner  Teil,  1526—1847  (1849).  Hrsg.  u.  eingel.  Bd  1  u.  2.  (Quellen 
und  Forschungen  zur  Geschichte  der  Juden  in  DcutschOesterreich.  Hrsg.  von  der 
historischen  Kommission  der  israelitischen  Kultusgemeinde  in  Wien.  VIII,  Bd.  1  u.  2.) 
Wien,  Wilhelm  Braumüller,  1918.     gr.  8.     CLXIV,  688  u.  735  SS.     M.  40.—. 

Prutz,  Hans,  Kurlands  deutsehe  Vergangenheit.  (Sitzungsberichte  der  Kgl. 
bayerischen  Akademie  der  Wissenschaften.  Philosophisch-philologische  und  historische 
Klasse,  Jg.  1918,  1.  Abh.)  München,  G.  Franzscher  Verlag,  Jos.  Roth,  1918.  gr.  8. 
99  SS.     M.  2.—. 

Schaefer  (Geh.  R.),  Prof.  Dr.  Dietr.,  Kurland  und  das  B.iltikum  in  Welt- 
glacbichte  und  Weltwirtschaft.  fVereinsschriften  der  Deutschen  weltwirtschaftlichen 
Gesellschaft,  8.  Heft.)     Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918.    gr.  8.     30  SS.   M.  1,20. 


Coop-er,  Clayton  Sedgwick,  The  Brazilians  and  their  country.  Kew  York, 
Stokes.     8.     $  3,50. 

Hurd,  Percy,  Canada :  past,  present  and  future.  London,  Allen  and  Unwin. 
8.     1/. — .     (Internat.  Information  series.     British  Empire  section.   Vol.  5.) 

Riddle,  W.,  The  story  of  Lancaster,  old  and  new.  Being  a  narrative  history 
of  Lancaster,  Pennsylvania,  from  1730  to  the  centennial  year,  1918.  With  22  ill.  Lan- 
caster, W.  Riddle.     8.     S  1,50. 

Stefiinsson,  Jon,  Denmark  and  Sweden  with  Iceland  and  Finland.  with  a 
preface  by  Viscount  Bryce ;  with  33  ill.  and  1  map.  New  York,  Putnam,  1917.  12. 
31  +  378  pp.     $  1,50. 

3.    BeTOUierang-slebre   und  Bev&llrertiDgspolitik.     Answanäerang 
und  Kolonisation. 

Kirschner,  Dr.  Paul,  Monistische  Bevölkerungspolirik  und  Bekämpfung  der 
Geschlechtskrankheiten.  (Schriften  über  Wesen  und  Bedeutung  der  Kurierfreiheit.  Hrsg. 
vom  Zentralverband  für  Parität  der  Heilmethoden,  Bund  für  freie  Heilkunst.  I.  Reihe. 
Soziologische,  juristische  und  nationalokonomisch-medizinalpolitische  Untersuchungen  über 
die  Kurierfreiheit,  das  sogenannte  Kurpfuschertum  und  die  damit  zusammenhängenden 
Fragen,  Heft.  7.)  Heidelberg,  Zentralverband  f.  Parität  der  Heilmethoden,  1918.  gr.  8. 
102  SS.     M.  2,50. 
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4.  Berffban.    Land-  nnd  Forstwirtscliaft.    Fiechereiwesen. 

Acreboe  (Landesökon.-R.,  Geb.  Reg.-K.),  Prof.  Dr.  Friedr.,  Betriebswirtschaft- 
liche Vorträge  au»  dem  Gebiet  der  Landwirtschaft.  1.  Heft:  Die  Umgestaltung  der 
deutschen  Viehzucht  nach  dem  Kriege.  Vortrag,  gehalten  in  der  Generalversammlung 
des  Landwirtschaftlichen  Vereins  zu  Breslau  am  17.  l.  1918.  Berlin,  Paul  Parey,  1918. 
gr.  8.     20  SS.     M.  0,80. 

Bekanntmachungen  über  den  Ernteverkcbr  nebst  den  anderweitigen  Ge- 
setzen und  Verordnungen  wirtschaftlicher  Natur  aus  den  Jahren  1915/18.  18.  Nachtrag: 
Vom  3.  I.  1918  bis  28.  II.  1918.  Berlin,  Klemens  Beuschel,  1918.  gr.  8.  XIX— 
196  SS.     M.  4,50. 

Berlin  (Reg.-  u.  Forstr.,  Geh.  Reg.-R.),  E.,  Die  Forstwirtschaft  in  ihren  Haupt- 
teilen. 5.  Aufl.  von  Mcvers  Forstwirtschaft.  (Landwirtschaftliche  Unterrichtsbücher.) 
Berlin,  Paul  Parey,  1918."  8.     IV— 108  SS.     M.  2,20. 

Biedenkopf  (Real-  u.  Landwirtschaftssch.-Oberlehr.),  Prof.  Dr.  Herrn.,  Leit- 
faden der  Ackerbaulehre.  Ein  Schulbuch.  5.  durchgesehene  Aufl.  Mit  8  Taf.  u. 
76  Textabb.  (Landwirtschaftliche  Unterrichtsbücher.)  Berlin,  Paul  Parey,  1918.  8. 
VI— 177  SS.     M.  2,80. 

Frey  er- Berlin,  Dr.  G.,  Die  Verbreitung  und  Entwicklung  der  deutseben  Schaf- 
zuchten. Im  Auftrage  des  Vorstandes  der  Deutschen  Landwirtschafts-Gesellschaft  nach 
Erhebungen  und  Berichterstattungen  bearb.  (Arbeiten  der  Deutschen  Landwirtschafts- 
Gesellsch.-ift.  Hrsg.  vom  Vorstand.  Heft  292.)  Berlin,  Paul  Parey,  1918.  Lcx.-8. 
VIII— 539  SS.,  m.   1   färb.  Taf.     M.  8.—. 

Gießner-Moys  (Hptm.),  Der  Bauer  und  sein  Vieh.  Görlitz  Hauptm.  Gießner 
aaf  Rittergut  Obermoys,  Post  Jloys,   1918.     gr.  8.     32  SS.     M.  2.—. 

Görcke  (Amtsger.-R.),  Das  preußische  Fischereigesetz  vom  11.  V.  1916  nebst 
der  Fischerei-Ordnung  vom  29.  III.  1917  und  den  sonstigen  fischereigesetzlichen  Vor- 
schriften für  Preußen.  Zum  praktischen  Gebrauch  erläutert.  München,  H.  W.  Müller, 
1918.     kl.  8.     Vin— 265  SS.     M.  5,50. 

Grumme  (Stabsarzt  a.  D.),  Dr.,  Eierproduktion  und  Fleischerzeugung  in  ihrer 
Abhängigkeit  vom  Eiweißgchalt  des  Futters.  Leipzig,  Benno  Konegen,  1918.  gr.  8. 
4  SS.     M.   1.     (S.-A.  a.  d.  Reichs-Mcdizinal-Anzeiger,  43.  Jahrg.) 

Hufnagl  (Zcntralgüterdir.),  Dr.  ing.  Leop.,  Gutsadministration  und  Güter- 
Schätzung  in  Oeslcrreioh,  in  Ungarn  und  in  Bosnien  und  der  Herzegowina.  Mit  Angaben 
über  Famillenfideikomini«se.  3.  verm.  u.  umgearb.  Aufl.  (Archiv  für  Land-  und  Forst- 
wirtfchaft,  hrsg.  von  P.ob.  Hitschmann  und  Huuo  Hit*chmann,  Nr.  21.)  Wien,  Carl 
Gerolds  Sohn,   1918.     gr.  8.     XV-274  SS.     M.   12.—. 

Miiller-Lenhartz  (Administrator,  Hofr.),  Dr.,  Die  Entwicklung  der  Landwirt- 
schaft unter  dem  Einfluß  der  Naturwissenschaften  im  19.  Jahrhundert.  100  Jahre 
deutscher  Kriegsrüstung.  Berlin,  .August  Hirschwiild,  1918.  gr.  8.  20  SS.  .VI.  0,80. 
(S.-.\.  a.  d.  Archiv  f.  wissenschaftl.  u.  praktische  Tierheilkunde,  Bd.  44,  Suppl.) 


Rabate  (prof.),  Edmond,  Lc  bl6.  La  farine.  Le  pain.  fttude  pratique  de 
la  meunerie  et  de  la  boulangerie.  3*  edition.  Paris,  Hacliette  et  Cie.,  1917.  16. 
130  pag.  avec  fig.  fr.  2,50.  (Encyclopfedie  des  connaissances  agricoles,  sous  la  direction 
de  M.   E.  Cliancrin,  inspecteur  de  l'agricultuie.) 

Armstrong,  S.  F.,  British  grasses,  and  their  employment  in  agriculture,  with 
175  illustrations.     New  York,  Putnam,   1917.     8.     199  pp.     $  2.—. 

Crookes,  Sir  \V'.,  The  wheat  problem;  based  on  remarks  made  in  praesidential 
address  to  the  British  Assn.  at  Bristol  in  1898;  rev.  with  an  answer  to  various  critics. 
3d  ed.,  with  preface  and  additional  chapter  bringing  the  Statistical  Information  up  to 
date;  and  a  chapter  on  future  wheat  supplies,  by  Sir  R.  H.  Rew ;  with  an  introduction 
by  Lord  Rhondda.     New  York,  Longmans,  1917.     12.     16  -f-  100  pp.     $  1,25. 

6.   O-e werbe  und  Indastrie. 

Zoelly,  Die  rechtliche  Behandlung  der  Kartelle  in  der  Schweiz. 
(Zürcher  Beiträge  zur  Rechtswissenhaft,  hrsg.  von  Egger,  Hafter, 
Huber  u.  Reichel.  Heft  64).  Aarau  (Sauerland  u.  Co.),  1917.  8*. 
209  SS.     (Preis:  M.  3.—.) 
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Die  Rechtsfrage  der  Kartelle  ist  noch  ungelöst,  weil  sie  eine  ver- 
hältnismäßig neue  Erscheinung  im  modernen  Wirtschaftsleben  sind, 
deren  Entwicklung  erst  bis  zu  einem  gewissen  Abschluß  gelangen  muß, 
und  die  vorhandenen  zivil-  und  strafrechtlichen  Bestimmungen  hierfür 
vorläufig  für  ausreichend  erachtet  werden.  In  Deutschland  sind  Ge- 
sellschaftsformen, die  Gesellschaft  m.  b.  H.  und  unter  Vorbehalt  auch 
die  Nebenleistungs-Aktiengesellschaft  vorhanden,  die  dem  Wunsch  der 
Kartelle  nach  einer  korporativen  Organisation  mit  inhaltlich  vielseitigen 
Mitgliederpflichten  und  einer  zeitlich  langen  und  absolut  festen  Bindung 
der  Mitglieder  entgegenkommen.  Weil  aber  diese  Gesellschaftsformen, 
von  den  Kartellen  benutzt,  zu  einer  Beschränkung  der  persönlichen 
Freiheit  der  Mitglieder  führen,  die  unverhältnismäßig  viel  weitgehender 
ist,  als  die  sonst  von  der  Rechtsordnung  anerkannte  und  in  anderen 
Rechtsformen  erreichbare,  sind  in  der  deutschen  Rechtsliteratur  Stimmen 
gegen  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Kartell-Rechtsform  laut  geworden. 
Die  deutschen  Juristentage  haben  sich  teilweise  recht  eingehend  mit 
Kartellfragen  befaßt.  Dagegen  sind  die  schweizerischen  Kartelle  bisher 
sehr  wenig  Gegenstand  rechtlicher  Betrachtungen  gewesen.  Es  ist 
daher  verdienstlich ,  daß  Zoelly  die  rechtliche  Behandlung  der  Kar- 
telle in  der  Schweiz  ausführlich  darstellt,  indem  er  untersucht,  wie 
diese  neue  wirtschaftliche  Erscheinung  in  den  Rahmen  der  bestehenden 
Rechtsordnung  hineinpaßt,  und  im  Anschluß  daran  den  Weg  zeigt  zu 
einer  künftigen  gesetzlichen  Regelung  der  Kartelle.  Die  Untersuchung 
kommt  zu  dem  Schluß,  daß  das  Schweizer  Vereins-  und  Gesellschafts- 
recht den  Kartellen  und  ihren  Bedürfnissen  nicht  entgegenkommt,  daß 
insbesondere  in  der  Schweiz  die  Kartelle  nicht  die  Möglichkeit  haben, 
mit  ihrem  Bedürfnis  nach  starker  Bindung  der  Mitglieder  sich  recht- 
lich einwandfrei  zu  organisieren.  Wenn  de  lege  ferenda  die  -Frage 
nach  einer  günstigen  Kartell-Rechtsform  gestellt  wird,  so  handelt  es 
sich  nicht  darum,  ob  den  Kartellen  zuliebe  die  eine  oder  die  andere 
Gesellschaftsform  eine  kleine  Aenderung  erfahren  soll,  sondern  darum, 
ob  das  Streben  nach  einer  stärkeren  Beschränkung  der  Freiheit,  als 
sie  bis  jetzt  in  korporativen  Personenverbindungen  vom  Gesetz  vorge- 
sehen war,  anerkannt  werden  soll.  Damit  faßt  Zoelly  seine  lesens- 
werten Ausführungen,  die  er  durch  zahlreiche  einschlägige  Zitate  aus 
der  ausgiebig  und  geschickt  benutzten  schweizerischen  und  deutschen 
Spezialliteratur  sowie  einigen  französischen  und  italienischen  Büchern 
über  Kartelle,  in  Verbindung  mit  einer  reichhaltigen  Materialsammlung 
aus  der  Praxis  belegt,  zusammen.  Der  Schrift,  die  wertvolle  und 
brauchbare  Anregungen  für  die  Behandlung  und  Ausgestaltung  des  Kar- 
tellrechts für  die  Schweiz  im  besonderen  und  auch  für  die  deutschen 
Verhältnisse  bietet,  kann  gern  eine  weite  Verbreitung  und  Verwertung 
bei  der  künftigen,  unausbleiblichen  rechtlichen  Regelung  des  Kartell- 
wesens gewünscht  werden. 

Halle.  Herbst. 

Beck  (Kunstkeramiker),  Jean,  Von  Deutschlands  Industrien  und  Kunstgewerbe 
auf  der  Leipziger  Messe.  Vortrag,  gehalten  am  14.  XI.  1917  im  Verein  für  deutsches 
Kunstgewerbe  E.  V.  in  Berlin.  Leipzig,  MeBamt  für  die  Mustermessen,  1918.  gr.  8. 
30  SS.    M.  2.—. 
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Gilbreth,  Fr.iuk  B.,  Das  ABC  der  w:^!^ensc•haftlic•hen  Betricbsführung.  Primer 
of  scientific  inanagement.  Nach  dem  Amerikanischen  frei  bearbeitet  von  Dr.  Colin 
Ross.  Mit  12  Te.xtfig.  Unveränderter  Neudruck.  Berlin,  Julius  Springer,  1917.  8. 
VII- 78  SS.     M.  2,80. 

Metz,  Dr.  Georg,  Das  Gewerbe  in  Ostpreußen.  (Grundlagen  des  Wirtschafts- 
lebens von  Ostpreußen.  Denkschrift  zum  Wiederaufbau  der  Provinz,  im  amtlichen 
-Auftrage  hrsg.  in  Gemcinscliaft  mit  Prof.  Geh.  Reg.-Kat  Dr.  Jobs.  Hansen  und  Prof.  Dr. 
Felix  Curt  Albert  Werner  von  Prof.  Dr.  Albert  Hesse.  6.  Teil.)  Jena,  Gustav  Fischer, 
1918.     Lex.-8.     XI— 240  SS.     Mit  2  Zeichnungen  und    4  (eingedr.)    Karten.     M.  5.—. 

Pinner,  Fcli.\,  Emil  Rathenau  und  da-s  elektrische  Zeitalter.  (Große  Männer. 
Studien  zur  Biologie  des  Genius.  Hrsg.  von  Wilh.  Ostwald.  Bd.  6.)  Leipzig,  Aka- 
demische Vcrlagsgescllschaft,   1918.     Lex. -8.     XI— 408  SS.     M.   12.—. 

Rüst  (Handelssch.-Prof.),  Dr.  Ernst,  Die  aargauische  Strohindustrie.  Zürich, 
Raseher  u.  Cie.,  1918.     Lex.-8.     8  SS.  mit  2  Abb.  im  Text  u.  13  auf  Tafeln.     M.  1,10. 

Zwick,  Dr.  A.,  Die  Pirmasenser  Schuhindustrie.  Eine  volkswirtschaftliche, 
privatwirtschaftliche  und  sozialpolitische  Monographie.  (Volkswirtschaftliche  Abhand- 
lungen der  badischen  Hochschulen,  hrsg.  von  Karl  Diehl,  Eberh.  Gothein,  Gerh.  v. 
Schulze-Gävernitz,  Alfred  Weber,  Otto  v.  Zwiedineok-Südenhorst.  Neue  Folge  Heft  38.) 
Karlsruhe,  G.  Braun,  1918.     gr.  8.     VI— 189  SS.    M.  5,20. 


Enquete  sur  la  production  franjaise  et  la  concurrencc  etrang^re.  Rapporteurs 
genferaux :  Industrie  et  commerce:  Henri  Häuser  (prof ).  Agriculture:  Henri  Hiticr. 
Tome  2.  Industries  textiles.  Industries  du  vttement.  Paris,  impr.  de  Vaugirard,  1917. 
4.  429  pag.  (Association  nationale  d'eipansion  feconomique.  Industrie.  Commerce. 
Agriculture.) 

Lavoine  (prof.),  L.,  Les  conserves  alimentaires.  Fabrication  menagfere  et  in- 
dustrielle. 6-  fedition.  Paris,  Hachette  et  Cie,  1917.  16.  VIII— 156  pag.  fr.  2,50. 
(Encyclopfedie  des  connaisanccs  agricoles,  sous  la  direction  de  M.  E.  Chancrin,  inspecteur 
de  l'agriculture.) 

6.  Handel  nnd  Terkelir. 

Schulze,  Triedrich,  Die  ersten  deutschen  Eisenbahnen  Nürn- 
berg-Fürth  und  Leipzig-Dresden.  2.  Auflage.  Mit  19  Abbildungen. 
Leipzig  (R.  Voigtländer).     8».     68  SS.     (Preis:  0,60  M.) 

Eine  kleine  populäre,  dankenswerte  Schrift,  die  Quellenberichte 
aus  den  Anfängen  des  Eisenbahnwesens  in  Deutschland  bringt,  Ab- 
bildungen (Entwicklung  der  Lokomotive,  Wagenformen  etc.)  enthält 
und  auf  die  technischen  und  finanziellen  Schwierigkeiten  bei  Bau  und 
Einrichtung  der  ersten  Bahnen,  insbesondere  der  Leipzig-Dresdner 
Eisenbahn,  hinweist.  Die  Verdienste  Friedrich  Lists  treten  dabei  ge- 
bührend hervor,  —  In  einzelnen  Fällen  fehlen  die  Quellennachweise. 
Wo  z.  B.  findet  sich  das  auf  S.  24  erwähnte  Gutachten  der  bayerischen 
Aerzte  von  1835  abgedruckt?  Auch  an  einigen  anderen  Stellen  ver- 
mißt man  genauere  Angaben.  L.  E. 

Ausgestaltung,  Die,  des  Großschiffahrtsweges  auf  der  Moldau  und  Elbeflusse 
in  Böhmen.  Ihre  Entwicklung  und  Stand  am  Ende  1917.  (Veröffentlichungen  des 
österreichischen  Arbeitsausschusses  für  die  Herstellung  eines  Großschiffahrtsweges  Elbe- 
Oder-Donau,  Heft  3.)  Wien,  Manz,  1918.  8.  62  SS.  mit  2  (färb.)  Uebersichtskarten, 
20  Abb.  u.  1  Diagramm  (auf  Tafeln).     M.  2.—. 

Bar  das,  Dr.  Walter  v..  Der  Luftverkehr  nach  dem  Kriege.  Vortrag,  gehalten 
am  8.  III.  1918  auf  Einladung  des  österreichischen  Flottenvereins.  Wien,  J.  Eisen- 
stein u.  Co.,  1918.     8.     31  SS.     M.  1.—. 

Gargas,  Dr.  Sigism.,  Kriegswirtschaftliche  Probleme  in  Holland.  (Bibliothek 
für  Volks-  und  Weltwirtschaft.  Hrsg. :  Prof.  Dr.  Franz  v.  Mammen.  Heft  55.) 
Dresden,  Globus  Wissenschaftliche  Verlagsanstalt,  1918.     gr.  8.     VI— 81   SS.     M.  1,80. 

Lusensky  (Min. -Dir.  a.  D.,  Wirkl.  Geh.  Kat),  F.,  Unbeschränkte  ge^en  be- 
schränkte  Meistbegünstigung.     (Reziprozität.)      (Finanz-    und    volkswirtschaftliche    Zeit- 
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fragen.  Hrsg.  von  Reichsrat  Prof.  Dr.  Georg  v.  Schanz  u.  Geh.  Reg.-B.  Prof.  Dp 
Julius  Wolf.     Heft  52.)     Stuttgart,  Ferdinand  Enke,  1918.     Lex.-8.     26  SS.     M.  1.— 

Moltke  (Handelsk.-Biblioth.),  Siegfr.,  Die  Leipziger  Messen  im  Kriege  einst 
und  jetzt.  Mit  Abb.  u.  Faks.-Drucken.  Leipzig,  Meßamt  für  die  Mustermessen,  1917. 
gr.  8,     55  SS.  mit  3  Tafeln.     M.    1,50. 

Bemme,  Dr.  J.,  Die  Güterschiffahrt  auf  der  Saale  und  Unstrut.  (Moderne 
Wirtsehaftsgestaltungen.  Hrsg.  von  Prof  Dr.  Kurt  VViedcnfeld.  Heft  5 )  Bonn, 
A.  Marcus  u.  E.  Weber,  1918.     gr.  8.     VII— 79  SS.  u.  2  SS.     M.  3,20  M. 

Schultz  (Oberlandesger.-E.,  Handelshochsch.-Doz.),  Dr.  Heinr. ,  Die  Sicherungs- 
geschäfte des  Kaufmanns.  (Anschauungsstoffe  aus  dem  Gebiete  der  kaufmännischen 
Wirtschaft.  Hrsg.  von  Hans  Hanisch  und  W.  Prion.  Heft  3.)  Licipzig,  G.  A. 
Gloeckner,  1918.     gr.  8.     59  SS.     M.  2,60. 

Smolenskv  (Synd.),  Dr.  Max,  Oestcrreich-Üngams  wirtschaftliche  Beziehungen 
zur  Schweiz.     Wien,  Manz,  1918.     gr.  8.     76  SS.     M.  2,20. 

Staatsmonopol  oder  Privatwirtschaft  im  Warenbandel?  Eine  Bundfrage 
der  Bremer  Nachrichten  bei  bremischen  Faclimännem  des  Großhandels  u.  a.  Bremen, 
Carl  Sohünemann,  1918.     Lex.-8.     38  SS.     M.  1.—. 


Chapelon,  Andr£,  Les  chemins  de  fer  fran9ai8  et  allemandes.  La  traction  et 
les  grandes  vitesses.  Saint-£t!enne,  impr.  J.  Thomas  et  Cie.,  1917.  432  pag.  et  ta- 
bleaux  et  fig. 

Lalli%,  Norbert  La  guerre  au  commerce  allemand.  Prfeface  de  M.  I'abbS 
E.  Wetterlfe.  L'organisation  allemaude  et  sc»  resultats.  Paris,  lib.  de  la  SociJtfe  du 
Becueil  Hirey,  1918.     16.     223  pag.     fr.  3,50. 

Biggar,  E.  B. ,  The  Canadian  railway  problem.  New  York,  Macmillan  8. 
$  1,50. 

Scoth.  W.  Rob. ,  Economic  problems  of  peace  after  war ;  tbe  W.  Stanlay  Jevons 
lectures  at  University  College,  London,  in  1917.  New  York,  Putnam,  1917.  8. 
12  +  122  pp.     I  1,40. 

7.  Finanswasen. 

Bernhard,  Georg,  Wie  finanzieren  wir  den  Krieg?  (Um  Deutschlands  Zu- 
kunft. Hrsg.  vom  Bund  deutscher  Gelehrter  und  Künstler.  Heft  5.)  Berlin,  Beimar 
Hobbing,  1918.     8.    40  SS.     M.  0,40. 

Ettinger,  Dr.  Markus,  Die  Vermögensabgabe  und  Konjunkturgewinnsteuer 
im  sozialen  Zukunftsstaate.  Wien.  Deutsch-österreichischer  Verlag,  1918.  gr.  8.  295  SS. 
M.  6.—. 

Fechncr,  Karl,  Die  Hinterbliebenen-  und  Kriegsbeschädigten-Fürsorge  in 
Kriegs-  und  Friedenszeiten  sowie  das  Besoldung»-  und  Pensionswesen.  Bd.  13.  Berlin- 
Wilmersdorf,  Fechners  Gesetzgebungs-Bibliothek,  1918.     kl.  8.     144  SS.     M.  4,35. 

Müller,  Dr.  Stefan  v..  Die  finanzielle  Mobilmachung  Oesterreichs  und  ihr 
Ausbau  bis  1918.     Berlin,  Leopold  Weiß.  1918.     gr.  8.     175  SS.     M.  6,50. 

Buzicka,  Dr.  Ernst,  Sozialbesteuerung.  I.  Invalidensteuer.  II.  Vermögens- 
steuer.    III.  Kapitalsteuer.     Wien.  Manz,  1917.     gr.  8.     12»  SS.     M.  3  40. 

Wölk  au  (Prä-sid.),  Prof.  Dr.  Rud.,  Der  Staat  und  »eine  Beamten  nach  dem 
Kiiege.  Vorschläge  zur  Neuordnung  der  Beamtengehalte.  Wien,  Wilhelm  Braumüller, 
1917.     8.    23  SS.     M.  0,50. 

Zimmermann  (Kammerpräs.),  Dr.  F.  W.  R.,  Das  Staatsvermögen  des  Deut«chen 
Reichs  und  der  deutschen  Bundesstaaten.  (Finanz-  und  volkswirtschaftliche  Zeitfragen. 
Hrsg.  von  Reichsr.  Prof.  Dr.  Georg  v.  Schanz  und  Geh.  Reg.-R.  Prof.  Dr.  Julius 
Wolf.    Heft  51.)     Stuttgart,  Ferdinand  Enke,  1918.     Lex.-8.     119  SS.     M.  5.—. 


Bougault  (avocat),  Paul,  Manuel  pratique  de»  nouveaux  impöts.  (Loi  du 
31  juillet  1917.)  Taxation  des  benefices  industriels,  agricolcs.  Declarations  et  forfait. 
Traitements.  Salaires.  Revenus  des  professions.  Declarations  des  employcurs.  Inter^ts 
des  creances,  etc.  Dfegrftvemenls.  Barfeme  de:<  sommes  i  payer.  En  aunexe.  L'impöl 
foncier  et  la  loi  du  mars  1914.  Contentieux  des  reclamations.  Lyon,  impr.  P.  Legenäi;e 
et  Cie,  1917.    8.    263  pag.     fr.  10.—. 

Chatelain,  Charles,  Le  contrölc  genJral  des  dfepenses  publique»  en  France, 
Nice,  impr.-libr.  Leo  Barma,   1918.     8.     32  pag. 
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8.  Oeld-,  Bank-,  Kredit-  und  Versicherang'Bwesen. 

Schwinkowski,  Das  Geld-  und  Münzwesen  Sachsens.  Beiträge 
zu  seiner  Geschichte.     Dresden  (Baensch- Stiftung)    1918.     8'.     79  SS. 

So  reich  die  Literatur  über  Einzelheiten  des  alten  deutschen  Münz- 
und  Geldwesens  ist,  so  gering  ist  leider  die  Anzahl  von  kurzgefaßten 
Bearbeitungen  dieser  Verhältnisse  für  größere  Gebiete.  Es  ist  daher 
mit  besonderer  Freude  zu  begrüßen,  daß  wiederum  eines  unter  ihnen, 
und  zwar  eines  der  allerwichtigsten,  hier  eine  solche  Bearbeitung  ge- 
funden hat,  und  zwar  durch  einen  besonders  berufenen  Forscher.  Verf. 
ist  durch  seine  Stellung  an  der  reichen  Dresdener  Sammlung  wie  durch 
seine  zahlreichen  Studien  auf  dem  Gebiet  der  praktischen  Numismatik 
wie  der  eigentlichen  Geldgeschichte  für  diese  Aufgabe  geradezu  vor- 
bestimmt und  vorgebildet,  und  er  hat  sie  mit  Eifer  und  Geschick  in 
dem  selbst  gesetzten  Rahmen  gelöst.  Seine  Arbeit,  die  zuerst  im 
Neuen  Archiv  für  sächsische  Geschichte  und  Altertumskunde,  Bd.  38, 
erschien,  liegt  nun  als  selbständige  Veröffentlichung  vor,  vermehrt  um 
eiu  kurzes  Vorwort  über  die  einschlägige  Literatur,  verkürzt  leider  um 
die  Abbildungen,  die  für  weitere  Kreise  nicht  wohl  entbehrt  werden 
können.  Das  Büchlein  erörtert  in  7  Abschnitten  zunächst  die  Be- 
deutung des  sächsischen  Geldwesens,  bespricht  MUnzrecht  und  Berg-  / 
regal,  gibt  einige  Nachrichten  znr  Geschichte  des  Münzbetriebes,  führt 
die  hauptsächlichen  Erzeugnisse  der  Prägung  unter  Feststellung  der 
Währungsverhältnisse  vor  und  schließt  mit  umfangreichen  und  sorg- 
fältigen Tabellen  über  Münzfuß,  Wert,  Gewicht  der  einzelnen  Sorten, 
über  den  Umfang  der  Prägungen,  den  dabei  erzielten  Gewinn  und  die 
Silberpreise.  Also  so  ziemlich  alles,  was  die  Wissenschaft  von  den 
einzelnen  Spezialgebieten  kennen  will  und  kennen  muß.  Hierbei  waltet 
allerdings  neben  dem  Fleiß  des  Verf.  auch  der  glückliche  Umstand  mit, 
dstß  Sachsen  an  münzgeschichtlichen  Urkunden  reicher  ist  als  die 
meisten  anderen  deutschen  Territorien  und  insbesondere  für  das  Mittelalter 
in  dem  Urkundenbuch  seiner  hauptsächlichen  Münzstätte  Freiberg  eine 
unvergleichliche  Quelle  besitzt.  Einzelheiten  und  Streitfragen  konnten 
natürlich  hier  nur  angedeutet  werden;  auch  hier  aber  zeigt  der  Verf. 
eine  glückliche  Hand,  wie  er  denn  u.  a.  auch  die  wohl  allerwichtigste, 
die  Frage  nach  dem  Zeitpunkt  des  Beginns  der  Groschenprägung,  ge- 
wiß richtig  zugunsten  Friedrichs  I.  entscheidet.  Es  bleibt  nur  zu 
wünschen,  daß  diese  Verdienstliche  Vorstudie  der  Vorläufer  wird  zu 
einer  richtigen  Münzgeschichte  der  sächsischen  Lande,  und  daß  ähn- 
liche Vorstudien  —  ebenfalls  als  Wechsel  auf  die  Zukunft  —  auch 
von  anderen  Gebieten  nachfolgen. 

Breslau.  Dr.  F.  Friedensburg. 

/  Bloch,  Dr.  D.  W.,  Die  Entwertung  der  deutschen  Valuta  im  Weltkrieg  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Inflation.  Mit  2  graph.  Tafeln.  Basel,  Ernst  Finckh, 
1918.     gr.  8.     79  SS.     M.  3.—. 

Feuchtwanger,  Dr.  Leo.,  Die  Darlehnakassen  des  Deutschen  Reiches  mit  Be- 
rücksichtigung der  entsprechcnilen  Kreditorganisation  des  Auslandes.  (Münchener  volks- 
wirtschaftliche Studien.  Hrsg.  von  Lujo  Brentano  und  Walther  ImH.  141.  Stück.) 
Stuttgart,  J.  G.  Cotta,  1918.    gr.   8.     X— 255  SS.     M.  7,50. 

Jahrb  t  Nationalök.  u.  Stat.  Bd.  110  (Dritte  Folge  Bd.  53)<.  49 


770     Uebenicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  ucd  dei  Auslandes. 

Fick,  Dr.  F.,  Versicherungsrcehtliche  Abhandlungen,  Bd.  3  und  4.  3.  Einige 
Grnndbegiffe  der  Schadensversicherung:  Erüatzwert,  Versicherungswert,  Versicherungs- 
tumme, Gegenstand  der  Versicherung,  Interesse,  Gewinnverbot,  entwickelt  an  Hand  des 
schweizerischen  V.V.G.  unter  Berücksichtigung  des  internationalen  Gewohnheitsrechts 
und  des  Rechts  der  angrenzenden  Staaten,  namentlich  des  deutschen  V.V.G.  und  der  öster- 
reichischen V.O.  57  SS,  il.  3. — .  —  4.  Der  Ersatzwert  in  der  Feuerversicherung 
nach  dem  schweizerischen  V.V.G.  Zugleich  eine  rechtsvergleichendc  Studie  mit  Bezug 
auf  das  internationale  Gewohnheitsrecht  und  das  Recht  der  angrenzenden  Staaten, 
namentlich  des  deutschen  V.V.G.  und  der  österreichischen  V.O.  sowie  der  französischen 
Versicherungspraxis.     396  SS.    M.  20.—.     Zürich,  Orell  Füßli,  1918.     gr.  8. 

Koburger  (Handelshochsch.-Doz.,  Mathematiker),  Joseph,  Privatversicherung. 
(Anschauungsstoffe  aus  dem  Gebiete  der  kaufmännischen  Wirtschaft.  Hrsg.  von  Hans 
Hanisch  und  W.  Prion.  Heft  2.)  Leipzig,  G.  A.  Gloeckncr,  1917.  gr.  8.  104  88. 
M.  4,20. 

Nowak  (Bcz.-Ricbt.),  Dr.  Hans,  Grundbuch,  Hauskauf  und  Hauslausch.  iDer 
Kealbesitz.  Handbücher  für  Hans-  und  Realitätenbesitzer.  Hrsg.  von  Dr.  Hans 
Graschopf.    Bd.   1.)     Wien,  Wilhelm   BraumüUcr,    1918.     8.     VIII— 116    SS.     M.  3.—. 

Oberbach  (Handelssch.-Dir.,  Fortbildungs.sch.-Rev.),  Jobs.,  Da«  Ziuskonto- 
korrent.  (Gloeckners  Handelsbücherei.  Hrsg.  von  Oberlehrer  Adolf  Ziegler.  Bd.  17.) 
Leipzig,  G.  A.  Gloeckner,  1917.    8.'   IV— 140  SS.    M.  1,50. 

Rosenberg,  Dr.  Wilh.,  Valntafragen.  2.  Aufl.  Wien,  Manz,  1918.  gr.  8. 
39  SS.     M.   1,30. 

Umrath,  Wilh.,  Zins-,  Staatsmonopol-,  Kapital-  und  Bodenverwendungsamt. 
Wien,  Wilh.  BranmüUer,  1918.    8.    40  8S.     M.  1,50. 

Wetter  (Handelssch.-Prof.),  Dr.  Ernst,  Bankkrisen  und  Bankkatastrophen  der 
letzten  Jahre  in  der  Schweiz.  Mit  einem  Vorwort  von  Prof.  Dr.  Gottlieb  Bacbmann, 
(Hrsg.  mit  Unterstützung  der  Stiftung  für  wissenschaftliche  Forschung  an  der  Uni- 
versität Zürich.)     Zürich,  Orell  Füßli,  1918.     gr.  8.     XI— 331  SS.     M.  12.—. 

Nonvion,  Georges  de,  Le  monopole  des  assurances.    Paris,  Alcan.    8.    fr.  1. — . 

Raffalovich,  Arthur,  L'inflation  des  signes  mon^taires  et  du  credit.  Canses, 
dangers,  remMes.     Paris,  Alcan.     8.    fr.  2,50. 

Rollins,  Montgomery,  Money  and  Investments;  a  reference  book' for  the  use 
of  those  desiring  Information  in  the  handling  of  money  or  the  Investment  thereof.  4tb  ed. 
Boston,  Financial  Pnbl.    8.    24  -1-  494  p.    $  2,50. 

Spalding,  W.  F.,  Eastem  exehange  currency  and  finance.  New  York,  Pitman. 
8.    11  -t-  364  pp.    I  4,50. 

Withers,  Hartley,  Our  money  and  the  State.  New  York,  Dutton.  12. 
10  +  119  pp.    $  1,25. 

Saarloos,  A.  E.  C.  van,  De  balaosen  van  industrieele  ondememingen.  'sGraven- 
hage,  G.  Deiwel,     gr.  8.     4,  136  en  4  blz.     fl.  2,50. 

9.  SoziaJe  Frag-e. 

Düttmann  (Landesvcrsich.-Anst.-Vors.,  Geh.  Oberreg.-R.),  Ein  Ausbau  der  Sozial- 
versicherung und  der  Wohnungsfürsorge  naih  bevölkerungspolitischen  Gesichtspunkten. 
Oldenburg,  Ad.  Littmann,  1918.  gr.  8.  36  SS.  M.  1.—.  (S.-A.  a.  d.  Z.  „Der  Ver- 
sichemngsbote".) 

Frank,  Paul,  und  S.  Wronsky,  Die  Bundesratsverordnung  über  Wohlfahrts- 
pflege während  des  Krieges  vom  15.  II.  1917  nebst  Au-tfülirungsbestimmungen.  Hrsg. 
und  erläutert  auf  Grund  des  Materials  des  Archivs  der  Zentrale  für  private  Fürsorge, 
Berlin.  (Heß-Kriegsschriftensammlung,  Nr.  69.)  Stuttgart,  J.  Heß,  1917.  gr.  3.  IV 
—59  SS.     M.  1,60. 

Fürsorge-Einrichtungen,  Die,  der  niederösterreichischen  Landes  Verwaltung 
zum  Schutze  des  Kindes.  Aus  Anlaß  der  Thronbesteigung  S.  k.  u.  k.  apostolischen 
Majestät  Karl  I.  vom  Landesausschnß  des  Erzherzogtums  Oesterreich  unter  der  Enns 
hrsg.  Wien,  R.  Lechner  1917.  Lex.-8.  XIV,  239  SS.,  mit  Abb.,  1  färb.  Taf.  u.  1  färb. 
Karte.     M.  6.—. 

Irl  (M.  d.  R.),  Martin,  Der  Wiederaufbau  des  gewerblichen  Mittelstandes  nach 
dem  Kriege.  (Die  Zentrumspolitik  im  Deutschen  Reichstage.  Beiträge  zu  ihrer  Be- 
urteilung. Hrsg.  von  M.  Erzberger.  Nr.  1.)  Berlin,  Germania,  1918.  8.  40  SS. 
M.  1,50. 
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Meyer  (Bankdir.);  Heinr.,  Wiederaufbau  des  Mittelstandes  in  Elsaß-Lothringen. 
(Elsaß-lotaringische  Gegenwartsfragen,  Heft  4.)  Straßburg,  Straßburger  Druckerei  und 
Verlagsanstalt,  vorm.  R.  Schultz  u.  Co.,  1918.     8.     40  SS.     M.  0,80. 

Teleky  (Priv.-Doz.),  Ludwig,  Aufgaben  und  Probleme  der  sozialen  Fürsorge 
and  der  Volksgesundheitspflege  bei  Kriegsende.  Wien,  Wilhelm  Braumüller,  1917. 
gr.  8.     IV— 168  SS.     M.  2.—. 

Wimmer,  Dr.  Lothar  Frhr.  v.,  Verfassung  und  Volkswohlfahrt  in  Oestcrreich. 
Wien,  Carl  Fromme,  1918.     8.     47  SS.     M.  1,50. 

Wolhlin  g  (Mag.-R.),  Paul,  Arbeitsnachweis.  Handbuch  für  den  Gebrauch  bei 
Stellenvermittlung  im  Deutsehen  Reich.  Berlin,  J.  Guttentag,  1918.  gr.  8.  214  SS. 
M.  0.—.  

Hoxie,  Rob.  Franklin,  Trade  unionism  in  the  United  States.  With  an 
intrcidoction  by  E.  H.  Downey.     New  York,  Appleton     8.     8  2,50. 

Todd,  Artb.  Ja.,  Theories  of  social  progress;  a  critical  study  of  the  attempts 
to  formnlate  the  conditions  of  human  advance.  New  York,  Macmillan.  8.  12  +  579  pp. 
$  2,25. 

Toorenburg,  P.  A.  van.  Kinderrecht  eu  kinderzorg  in  de  laatste  bonderd  jaren. 
Proefschrift,  Univ.  Leiden).  Leiden,  A.  W.  Sijthoffs  Uitg.-Mij.  gr.  8.  6  en  172  blz. 
fl.  2,90. 

11.  Oesetcgebnng,  Staats-  nnd  Verwaltungsrecht.    Staatsbfirgerknnde. 

Flötgen, Chr.,  Staatsbürgerkunde  in  Stichworten,  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  Ursachen  und  Wirkungen,  Erfolge  und  Ziele  des 
Weltkrieges.  Mit  einem  Anhange :  Deutschland,  33  Tafeln  Zahlen  und 
Bilder  zu  Deutschlands  Weltmachtstellung  im  Frieden  und  Krieg. 
Langensalza    (Julius    Beltz)    1917.      8.      98    SS.     (Preis:   1  M.) 

Hier  liegt  eine  sehr  dankenswerte  kleine  Schrift  vor:  eine  Staats- 
bürgerkunde für  Jugendliche  unter  Berücksichtigung  des  Weltkrieges. 
Nach  einer  kurzen  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  und  des 
wirtschaftlichen  Aufschwunges  Deutschlands  werden  die  geschichtlichen 
und  wirtschaftlichen  Beziehungen  Deutschlands  zun&chst  zu  seinen 
Hauptgegnern :  zu  Frankreich,  Rußland,  England,  Italien,  alsdann  zu 
seinen  Bundesgenossen :  zu  Oesterreich-Ungarn,  zur  Türkei  und  zu 
Bulgarien,  in  großen  Zügen  gekennzeichnet.  Im  III.,  IV.  und  V.  Ab- 
schnitt werden  ,,Deutschlands  Kriegswirtschaft",  „Die  soziale  Fürsorge 
und  Kriegshilfe"  und  „Deutschlands  neue  Ziele"  in  wenigen  Stichworten 
und  Merksätzen  besprochen.  Der  Anhang  (S.  67 — 98)  bringt  instruk- 
tive statistische  Tabellen  und  graphische  Darstellungen,  die  ein  anschau- 
liches Bild  von  Deutschlands  Weltmachtstellung  im  Frieden  und  im 
Kriege  geben.  Jedenfalls  kann  man  dieser  verdienstlichen  Arbeit  nur 
weiteste  Verbreitung  wünschen.  Vielleicht  entschließt  sich  der  Verf., 
bei  einer  eventuellen  Neuauflage  den  einzelnen  Abschnitten  einige  Lite- 
raturnachweise beizufügen,  was  für  diejenigen  Leser  von  Nutzen  sein 
dürfte,  die  sich  über  den  einen  oder  anderen  Gegenstand  eingehender 
zu  unterrichten  wünschen.  L.  E. 

Bloch  (Reehtsanw.),  Dr.  Arthur,  Höchstpreisübersohreitung  und  Ueberteuernng 
im  Privatrecht.  .München,  J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Sellier).  1916.  gr.  8.  70  SS. 
M.  2,70. 

Charmati,  Rieh.,  Oestcrreich  als  Völkerstaat.  (Oesterreichische  Bücherei.  .Eine 
Sammlung  aufklärender  Schriften  über  Oesterreich.  Hrsg.  von  der  österreichischen 
waftenbrüderlichen  Vereinigung  in  Wien.  Geleitet  von  [Hcrrenh.- Mitgl.  Hofr.]  Prof. 
Dr.  Rieh.  Ritter  v.  Wettstein  3  Bdchen.)  Wien.  Carl  Fromme,  1918.  kl.  8.  92  SS. 
M.  0,80. 
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Friedrich  (Geh.  Finanzr.),  Georg,  Die  staatliche  Elektrizitätsversorgung  im 
Königreich  Sachsen.  Eine  Znsammenstellung  der  eiiischlUgigen  Vorschriften  mit  Er- 
läuterungen und  einer  Einleitung  verf.  (Jurist.  Handbibliothek.  Hr!g. :  Sen.-Präs.  a.  D. 
Geh.  Rat  Max  Hallbauer  und  Minist.-Dir.  Wirkl.  Geh.  Rat  Dr.  Walter  Scheicher. 
Bd.  445.)    Leipzig,  Roßbergsche  Verlagsbuchhdlg.,  1918.    kl.  8.    X— 245  SS.     M.  8,40. 

Handwörterbuch  der  Kommunalwis-sensehaften.  Hrsg.  von  (  leh.  Reg.-R., 
Stadtbaurat  a.  D.)  Prof.  Josef  Brix,  Dr.  Hugo  Lindemann,  (Bürgermstr.)  Dr.  Otto  Most, 
(Stadtr.)  Prof.  Dr.  Hugo  Preuß,  Dr.  Albert  Südekum.  Bd.  1.  Abdeckerei  —  Filtration 
des  Wassers.  Jena,  Gustav  Fischer,  1918.  Lex-8.  VIII— 741  SS.  M.  21.—.  (Hand- 
wörterbuch der  Kommunalwissenschaften.  Hrsg.  von  Joseph  Brix,  Hugo  Lindemanu, 
Otto  Most,  Hugo  Preuß,  Albert  Südekum.  8.  u.  9.  Lfg.  Jena,  Gustav  Fischer,  1918. 
Lei.-8.     Bd.  1.     VIII  u.  S.  529—741.     Je  M.  3,50.) 

Herre,  Prof.  Dr.  Paul,  Bismarcks  Staatskunat.  (Bibliothek  f.  Volks-  u.  Welt- 
wirtschaft. Hrsg. :  Prof.  Dr.  Franz  v.  Mammen.  Heft  53.)  Dresden,  „Globus" 
Wissenschaftl.  Vcrlagaanstalt,  1918.     gr.  8.     40  SS.     M.  1.—. 

Hunziger  (Nationalrat),  Unsere  Bundes verf.assung.  Richtlinien  über  ihre  Ent- 
stehung und  Gestalt.  (Staatsbürgerliche  Vorträge.)  Bern,  Ferd.  Wyß,  1918.  gr.  8. 
40  SS.     M.  1.—. 

Jocksoh-Poppe,  Dr.  Rieh.,  Verwaltungskunde.  Ein  Leitfaden  zu  staats- 
bürgerlicher Selbstbelehrung  und  politischer  Bildung.  (Gloeckners  Handelsbücherei. 
Hrsg.  von  Oberlehrer  Adolf  Ziegler.  Bd.  9.)  Leipzig,  G.  A.  Gloeckner,  1918.  8. 
IV— 156  SS.     M.  1,50. 

Kriegsbuch.     Die  Kriegsgesetze  mit  der   amtlichen  Begründung  und  gesamten 
Rechtsprechung  und  Rechtslehre.     Begründet  von  Dr.  Georg  Gütbe  und  Franz  Schlegel- 
berger.     Hrsg.  von  (Kammerger,-R.)   Dr.  Franz  Schlegelberger.     Bd.  6.     (Jahrbuch  des 
deutschen  Rechts,  Sonderbd.)     Berlin,  Franz  Vahlen,  1918.    gr.  8.    XXII— 908  SS. 
M.  34.—. 

Lodgman  v.  Auen  (Reichsratsabg,),  Dr.  Rud.,  Die  Autonomie  und  ihre  Be- 
deutung für  Oestereich-Ungarn.  Aussig,  Ad.  Beckers  Bnchhdlg.,  1918.  8.  29  SS. 
M.  1,50. 

Rabeling  (Geh.  Reg.-R.),  Dr.  Wilh,,  Die  Kriegsverordnungen  zur  Unfallver- 
sicherung und  das  Gesetz  über  Fürsorge  für  Kriegsgefangene  vom  15.  VIII.  1917. 
Nachtrag  zu  Bd.  3.  (Kommentar  zur  Reichsversicherungsordnung.  Hrsg.  von  Reiehsver- 
sicherungsamts-Sen.-Präs.  Hugo  Hanow,  Wirkl.  Geh.  Ob.-Rcg.-R.,  vortr.  Rat  Dr.  Franz  Hoff- 
mann, Geh.  Oberreg.-R.  Dr.  Rieh.  Lebmann,  Geh.  Reg.-R.  Stephan  Moesle,  Geh.  Reg.-R. 
Dr.  Wilh.  Rabeling.  Bd.  3,  Nachtrag.)  Berlin,  Carl  He.manns  Verlag,  1918.  gr.  8. 
VIII— 125  SS.     M.  5.—. 

Renner,  Dr.  Karl,  Das  Selbstbestimmungsrecht  der  Nationen  in  besonderer 
Anwendung  auf  Oesterreich.  Zugleich  2.  vollständig  umgearbeitete  Auflage  von  des  Verf. 
Buch  „Der  Kampf  der  österreichischen  Nationen  um  den  Staat".  I.  Teil :  Nation  und 
Staat.     Wien,  Franz  Deuticke,  1918.     gr.  8.     VII— 294    SS.     M.  6,50. 

Sammlung  der  in  Elsaß-Lothringen  geltenden  Gesetze.  (Möllersohe  Sammlung.) 
Auf  Veranlassung  des  Kais.  Ministeriums  für  Elsaß-Lothringen  bearbeitet  und  hrsg. 
von  (Minist.-B.)  Oscar  Grünewald,  (Minist.-R.)  Dr.  G.  Laurher,  (Minist.-R.)  Felix  Nelken, 
(Geh.  Reg.-R.)  Dr.  A.  Stieve,  (Geh.  Reg.-R.)  J.  Stübel.  2.  Abt.  Bd.  2,  2.  Hälfte. 
Gesetze  aus  der  Zeit  von  1904  bis  1905.  Straßburg,  Karl  J.  Trübner,  1918.  Lei.-8. 
S.  651—1050.     M.  12.—. 

Schubart  (Geh.  Seehandlungsr.  a.  D.),  Dr.  Paul,  Die  Verfassung  und  Ver- 
waltung des  Deutschen  Reichs  und  des  Preußischen  Staats  in  gedrängter  Darstellung. 
26.  neu  durchges.  Aufl.  Abgeschlossen  Dezember  1917.  Breslau,  Wilh.  Gottl.  Korn, 
1918.     kl.  8.     224  u.  Anh.  42  SS.     M.  2,20. 

Schulz  (Mag.-R.,  1.  Gew.- u.  Kfm  Ger.- Vorsitz.),  Max  v..  Das  Gesetz  ijbcr  den 
vaterländischen  Hilfsdienst  vom  5.  XII.  1916.  Erläutert.  Nebst  Ausführungsbestim- 
mungen des  Bundesrats,  Preußens  und  des  Reichskanzlers,  sowie  Anweisungen  des 
Kriegsamts.     2.  verm.  Aufl.    Berlin,  Franz  Vahlen,   1918.    kl.  8.    X— 239  SS.    M.  4,50. 

Strupp,  Dr.  Karl,  Gegenwartsfragen  des  Völkerrechts.  (Das  neue  Reich. 
Perthes'  Schriften  zum  Weltkrieg.  Nene  Folge  Heft  2.)  Gotha,  Friedrich  Andreas 
Perthes,   1918.     gr.  8.     VII— 110  SS.     M.  2.—. 

Verwaltungsvorschriften  und  Gesetze  für  preußisclie  Gemeinde-,  Polizei- 
und  Kreisbehörden.    Sammlung  von  Gesetzen  und  zentralbehördliehen  Erlassen  zur  Aus- 
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führunij  und  Erläuterung  der  Staats-  und  Reichsgesetüe.  Begründet  von  W.  Maraun. 
Na<'h  dem  Staude  des  gegenwärtigen  Rechts  bearbeitet  und  hrsg.  von  (Geh.  Beg.-R.)  Kurt 
V.  Rohrscbeidt  u.  a.  Jahrg.  1917,  2.  Hälfte.  Berlin,  Klemens  Reuschel,  1917.  gr.  8. 
S.  995—2000.     M.  20.—. 

Wasgauer,  Wahrmund,  Die  elsaß-lotbringischen  Verfassungsfrage.  (ElsaB- 
lothringische  Gegenwartsfragen,  Heft  3.)  Straßburg,  Straßburger  Druckerei  und  Ver- 
lagsanstalt vormals  R.  Schultz  u.  Co.,  1918.     8.     39  SS.     M.  0,80. 

Cestre,  Charles,  Franc?,  England  and  European  democracy,  1215 — 1915;  a 
historical  survey  of  the  principlcs  underlying  the  Entente  Cordiale ;  transl.  from  the 
Freneh  by  Leslie  M.  Turner.     New  York,  Putnam.     8.     20  +  354  pp.     $  2,50. 

Dixon,  Fk.  Haigh,  and  Parmelee,  Julius  Hall,  War  administration  of 
the  railways  in  the  United  States  and  Great  Britain.  New  York,  Oxford  üniv.  8. 
10  +  155  pp.     $  1.—. 

Gauss,  Christian  Fk.,  Democracy  to  day ;  an  American  Interpretation.  Chicago, 
Scott,  Foresman.     12.     296  pp.     40  c. 

Moore,  J.  Bassett,  The  principles  of  American  diplomacy.  New  York,  Harper. 
8.     14  +  476  pp.     $  2.—. 

Tufts,  J.  Hayden,  Our  democracy.  Ita  origine  and  its  tasks.  New  York, 
Holt.     8.     $  1,50. 

Wallace,  D.  Dnncan,  Government  of  England  —  national,  local  and  imperial. 
New  York,  Putnam,  1917.     8.     396  pp.     $  2. 

Groenemeijer,  W.,  en  G.  A.  van  Poelje,  De  gewijzigde  kieswct,  met  uit- 
vocringsbesluiten  en  bijlagen.  Toegelicht  vooral  met  het  oog  op  de  praktijk.  Alphen 
a.  d.  Rijn,  N.  Samfon.     gr.  8.     10  en  269  blz.     fl.  5,50. 

12.  Statistik. 
Deutsches  Reich. 

Statistisches  Jahrbuch  für  den  Preußischen  Staat. 
14.  Jahrg.  Hrsg.  vom  Königl.  Preuß.  Stat.  Landesamt.  Berlin  (Verlag 
des  Stat.  Landesamtes)  1917.     8.     32*  und  383  SS.     (Preis:   1,60  M.) 

Der  14.  Jahrgang  des  obengenannten  Jahrbuchs,  das  über  die 
wirtschaftlichen,  sozialen  und  kulturellen  Verhältnisse  des  preußischen 
Staates  Aufschluß  gibt,  hat  wie  seine  Vorgänger  unter  den  Begleiter- 
scheinungen des  Krieges  naturgemäß  zu  leiden  gehabt.  Dennoch  ent- 
hält auch  der  vorliegende  mit  bekannter  Sorgfalt  bearbeitete  Band 
manche  Neuerungen,  auf  die  im  Vorwort  hingewiesen  ist.  Hier  Einzel- 
heiten herauszuheben,  dürfte  kaum  erforderlich  sein  und  würde  zu  weit 
führen.  L.  E. 

.\scher  (Archit.,  Sachverst ),  Dr.  Siegfr.,  Die  Wohnungsmieten  in  Berlin  von 
1880 — 1910.  Eine  statistische  Untersuchung  als  Beitrag  zur  Theorie  der  Miete.  (Boden- 
politische Zeitfragen.  Im  Auftrage  des  Schutzverbandes  für  deutschen  Grundbesitz 
E.  V.  hrsg.  von  Präs.  a.  D.  Prof.  Dr.  R.  van  der  Borght.  Heft  7.)  Berlin,  Carl  Hey- 
manns Verlag,  1918.     gr.  8.     XII— 139  SS.  mit  Kurven.     M.  5.—. 

Fechner,  Franz,  Zehn  Jahre  Scharlachstatistik,  vom  1.  X.  1906  bis  30.  IX. 
1916.  (Aus  der  2.  inneren  Abteilung.  Leiter:  Oberarzt  Dr.  Glaser  des  Auguste- 
Viktoria-Krankenhauses,  Berlin-Schöneberg.)  Berlin,  R.  Trenkel,  1918.  gr.  8.  30  SS. 
mit  1  Kurventaf.     M.  1,80.     (Berliner  med.  Diss.  v.  1918.) 

Statistik  der  im  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen  Deutschlands,  nach  den 
Angaben  der  Eisenbahnvcrwaltung  bearbeitet  im  Reichseisenbahnamt.  Bd.  37.  Rech- 
nungsjahr 1916.  Berlin,  E.  S.  Mittler  u.  Sohn,  191.8.  39  X  30  cm.  IV,  51,  8,  13,  8, 
8,  6,  6,  15,  19,  10,  5,  15,  6,  15,  7,  4,  3  u.  1  S.)     M.  10.—. 

Versicherungsstatistik  für  1914  über  die  unter  Reichsaufsicht  stehenden 
Unternehmungen.  Hrsg.  vom  Kais.  Autsicht-samte  für  Privatversicherung.  Mit  1  Taf. 
Berlin,  J.  Gnttentag,  1918.     Lex.-8.     84  u.  394  SS.     M.  15.—. 
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Oesterreich. 

Handbuch,  Oesterreichisches  statistisches.  Nebst  einem  Anhang  für  die  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  der  öaterreichisoh-ungarischen  Monarchie.  Hrsg.  von  der 
k.  k.  statistischen  Zentralkommission,  34.  Jahrg.,  1915.  Wien,  Carl  Geroida  Sohn,  1917. 
Lex.-8.     XI— 367  SS.  mit  4  färb.  Karten.     M.  4.—. 

Statistik,  Oesterreichische.  Hrsg.  von  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission. 
N.  F.  Bd.  1,  Heft  4,  und  Bd.  14,  Heft  3:  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom 
31.  XII.  1910  in  Oesterreich.  Heft  4  (Schluß  des  1.  Bds.).  Oesterreichische  Sterbe-  - 
tafeln.  Bearbeitet  von  dem  Burean  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission.  14,  30 
und  51  SS.  mit  1  eingedr.  Kurve.  M.  3. — .  —  Statistik  der  Unterrichtsanstalten  in 
Oesterreich  für  das  Jahr  1912/13.  Bearbeitet  vom  Bureau  der  k.  k.  statistisclien  Zentral- 
kommission.   (Bd.    14,    Heft  3.)     35—344  SS.     M.  11,50.     Wien,    Carl    Gerolds    Sohn, 

1917.  32X25  cm. 

Frankreich. 

Statistique  pjnitentiaire  pour  l'annee  1915.  Ezpos^  gjneral  de  la  Situation 
des  Services  et  des  divers  etablissemeuts,  presentg  ä  M.  le  garde  des  sceaux,  ministre 
de  la  justice,  par  M.  filisee  Becq,  directeur  de  l'administration  pgnitentiaire.  Melun, 
Impr.  administrative,  1917.     Grand  in-8.     435  pag. 

Statistiques  du  commerce  des  colonies  franjaises  pour  l'annfee  1914,  publikes 
sous  l'administration  de  M.  Gaston  Doumergue,  ministre  des  colonies.  Tome  2.  Stati- 
stiques gengrales.  Colonies  d'Aaie,  d'Am&rique  et  d'Oceanie.  Melun,  Impr.  administrative. 
Paris,  bureau  de  vente  des  publications  coloniales  officielles,  1916.  8.  1172  pag. 
fr.  12. — .     (Office  colonial.  Miuistftre  des  colonies.) 

Amerika. 

Bailey,  W.  Bacon,  and  J.  Cummings,  Statistics.  Chicago,  Mc  Clurg,  1917. 
12.     153  pp.     60  c.     (National  social  science  ser.) 

13.  Verschiedenes. 

Adler,  Frdr. ,  Die  Erneuerung  der  Internationale.  Aufsätze  aus  der  Kriegs- 
zeit.    Vorwort  von  Karl  Kautsky.     Wien.  Wiener  Volksbuchhdlg.  Ignaz  Brand  u.  Co. 

1918.  gr.  8.     XVI— 215  SS.     M.  4,50. 

Busemann  (Synd.),  M.,  Der  Friedensvertrag  mit  der  Ukraine  vom  19.  II.  1918. 
der  Zusatzvertrag  und  der  deutsch-ukrainische  Handelsvertrag  nebst  der  amtlichen 
Denkschrift.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Ukraine.  (Deutsch-russischer  Verein 
zur  Pflege  und  Förderung  der  gegenseitigen  Handelsbeziehungen,  eingetr.  Verein. 
Berlin,  S.W.  11,  Abteilung  Ukraine.)  Wien,  R.  v.  Deckers  Verlag,  G.  Schenk,  1918. 
gr.  8.     88  SS.     M.  3.—. 

Daya,  Werner,  Der  Aufmarsch  im  Osten.  Bussisch-Asien  als  deutsches 
Krieges-  (Umschlag:  Friedens-)  und  Wirtschaftsziel.  Dachau,  Einhorn-Verlag  Walter 
Blumtritt,  1918.     gr.  8.     III— 187  SS.     Mit  6  (eingedr.)  Karten.     M.  4.—. 

Helfferich  (Staatsmin.),  Dr.,  England  und  Wir.  Rede  über  Wirtschaftskrieg 
und  Wirtschaftstrieden,  gehalten  vor  dem  Verband  des  Einfuhrhandels  am  16.  III.  1918. 
Berlin,  Georg  Stilke,  1918.     gr.  8.     26  SS.     M.  0,60. 

Segel,  Binjamin,  Rumänien  und  seine  Juden.  Zeitgemäße  Studien.  Berlin- 
Halensee,  Nibelungen-Veriag,  1918.     kl.  8.     XVIII— 287  SS.     M.  7.—. 

Seidel  (Priv.-Doz.)  Bob.,  Demokratie,  Wissenschaft  und  Volksbildung.  Ihr 
Verhältnis  und  ihr  Zusammenhang.  Zur  Weihe  der  neuen  Universität  in  Zürich.  4.  Auf!. 
Zürich,  Orell  Füßli,  1918.     8.     83  SS.     M.  2.—. 

Südland,  L.  v..  Die  südslawische  Frage  und  der  Weltkrieg,  üebersichtliche 
Darstellung  des  Gesamtproblems.     Wien,  Manz,  1918.     gr.  8.     X— 796   SS.     M.  17.—. 

Ch6radame,  Andrg,  The  United  States  and  Pangermania.  New  York, 
Scribner.     12.     12  +  170  pp.     $  1.—. 

Coar,  J.  Firman,  Democracy  and  the  war.  New  York,  Putnam.  12.  9  +  129  pp. 
$  1,25. 

Loria,  Achllle.  The  economic  causes  of  war.  Chicago,  C.  H.  Kerr  and  Cie. 
12.     188  pp.     (5  pp.  bibl.)     $  1.—. 
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A.  Frankreich. 

Journal  de  la  Socifete  de  Statistique  de  Paris.  59*  Ann6e,  Mars  1918,  No.  3: 
l'roc'if-verbal  de  da  s^ance  da  20  ffeyrier  1918:  Communication  de  M.  Alfred  Ney- 
marck :  „Les  milliards  de  la  guerre".  —  Rapport  du  tresorier  sur  les  comptes  de 
l'annee  1917.  —  Le  recenaement  de  l'an  11  (suite  et  fin),  par  Paul  Meuriot.  —  Chroni- 
que   des   qucstions    ouvri6res  et   des  aasurances  sur  la  vie,  par  Maurice  Bellom.  —  etc. 

Journal  des  ficonomistes.  77'  Ann6c,  fevrier  1918:  Les  projets  de  loi  sur  1er 
miue?,  par  Yves-Guyot.  —  L'annee  6eonomique  et  finanoi6re  en  Autriche,  par  Arthus 
RaffaloTich.  —  La'  guerre  et  la  Situation  economique  de  l'Italie  (suite  et  fin),  par 
Emesi  Lemonon.  —  L'industrie  textile  franyaise  pendant  la  guerre,  par  Auguste  Paw- 
lowski.  —  Le  nationalisme  Jconomique  en  Espagne,  par  Angel  Marvaud.  —  Le  President 
Wilson  et  les  chemins  de  fer  amfericains,  par  Yves-Guyot.  —  etc. 

B.  England. 

Pveview,  The  Fortnightly.  February  1918:  The  North  sea  and  beyond :  the 
new  Situation,  by  Archibald  Hurd.  —  The  future  of  France  —  and  of  civilisation,  by 
Politicus.  —  A  eapital  levy:  the  conscription  of  wealth,  by  J.  E.  Allen.  —  Economic 
war-foods  and  war-food  production,  by  Sampson  Morgan.  —  America's  peace  terms,  by 
James  Davenport  Whelpley.  —  etc. 

C.  Oes  terre  ich-üngarn. 

Handelsmuseum,  Das.  Hrsg.  von  der  Direktion  des  k.  k.  österreichischen 
Handeismuaeums.  Bd.  33,  1918,  Nr.  13:  Die  Regelung  des  Devisenverkehrs  in  der 
Uebergangswirtschaft,  von  (Synd.  der  Handelsk.  in  Nürnberg)  Dr.  Otto  Heyn.  — 
Wirtschaftspolitische  Uebersicht  (Ungarn,  Deutschland,  Bulgarien,  Türkei,  Schweiz. 
Frankreich,  England).  —  Die  deutsche  Handelsvereinigung  für  den  Einkauf  in  Ruß- 
land und  der  Ukraine.  —  Die  ukrainische  Zuckerinduatrie.  —  etc.  —  Nr.  14:  Das 
ukrainische  Wirtschaftsgebiet.  —  Wirtschaftspolitische  Uebersicht  (Deutschland,  Bul- 
garien, Türkei,  Holland,  Frankreich,  England,  Bußland).  —  Ausnutzung  der  Wasser- 
kräfte in  Deutschland.  —  Die  rumänische  Wollindustrie.  —  Die  russische  Hanf-  und 
Juteinihistrie.  —  etc.  —  Nr.  15:  Die  türkischen  Schwarze-Meer-Häfen.  —  Wirtschafts- 
politische Uebersicht  (Ungarn,  Deutschland,  Bulgarien,  Türkei,  Schweiz,  Frankreich, 
Italien,  Rußland).  —  etc.  —  Nr.  16:  Die  amerikanische  Volkswirtschaft  und  die  Ein- 
wanderuugsfrage,  von  Dr.  Julius  Wilhelm.  —  Wirtschattspolitische  Uebersicht  (Ungarn, 
Deutschland,  Ukraine,  Schweiz,  Frankreich,  England,  Italien).  —  Die  türksche  Devisen- 
zentrale. —  etc. 

Volkswirt,  Der  österreichische.  Jahrg.  10,  1918,  Nr.  28:  Das  Dienstpflicht- 
gesetz ill),  von  Dr.  Rudolf  Bienenfeld.  —  Montenegro  und  Albanien  unter  öster- 
reichisch-ungarischer Verwaltung  (Forts.),  von  Dr.  Emil  Pereis.  —  etc.  —  Nr.  29 :  Die 
wirtschaftliche  Polenfrage.  I.  Agrarproblem,  von  Dr.  Gustav  Stolper.  —  Montenegro  und 
Albanien  unter  österreichisch-ungarischer  Verwaltung  (Schluß),  von  Dr.  Emil  Pereis. 
—  etc.  — -  No.  30:  Die  wirtschaftliche  Polenfrage.  IL  Die  Textilindustrie,  von  Dr. 
Gustav  Stolper.  —  Die  neuen  Steuern  in  Deutschland,  von  Dr.  F.  R.  —  etc.  —  Nr.  31 : 
Die  wirtschaftliche  Polenfrage.  III.  Die  Montanindustrie,  von  Dr.  Gustav  Stolper.  — 
Ein  sozial-  und  bevölkerungspolitischer  Vorschlag,  von  Dr.  Otto  Conrad.  —  etc. 

G.    Holland. 

Economist,  De,  opgericht  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  67.  jaarg.,  April  1918: 
De  weduwen-  en  weezenfondsen  onder  toezicht  van  het  rijk  (II),  door  H.  T.  Hoven.  — 
Een  rijksaanschaffingsbureau,  door  S.  L.  Langeudijk.  -—  De  eerste  post  van  de  ondste 
rekeningen  van  Dordrecht,  door  H.  J.  Westerling.  —  etc. 

Gids,  De  Socialistische.  Maandschrift  der  sociaaldemocratische  arbeiderspartij. 
3.  jaarg.,  Mei  1918.  No.  5:  Karl  Man  ter  herdenking,  door  R.  Kuyper.  —  De  vrouw 
in  het  gezin  (II),  door  W.  Mansholt-Andreae.  —  Grond  aan  landarbeiders,  dooi-  P. 
Hiemstra.  —  etc. 
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Archiv  für  exakte  Wirtschaftsforschung  (Thünen-Archiv).  Bd.  9,  1918,  Heft  1: 
Wissenschaft  und  Leben,  von  Richard  Ehrenberg.  —  Der  Auslandsdienst  der  deutschen 
Presse,  von  Dr.  W.  H.  Edwards.  —  Aus  den  kriegswirtschaftlichen  Erfahrungen  einer 
deutschen  Großstadt,  von  Richard  Ehrenberg.  —  Mittelstands-Haushaltungen  in  der 
Kriegszeit,  von  Richard  Ehrenberg.  —  Kohlennot  und  Sparwirtschaft,  von  (Geh.  Reg.-R.) 
Albrecht  von  Ihering.  —  Die  neue  Wirtschaft,  Rathenaus  volkswirtschaftliche  Richt- 
linien, erörtert  von  Richard  Ehrenberg.  —  etc. 

Archiv,  Weltwirtschaftliches.  Bd.  12,  April  1918,  Heft  3:  Französische  Schiff- 
fahrtspolitik während  des  Krieges  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  deutschen 
Interessen,  von  Dr.  Hermann  Cuith.  —  Die  Spedition  in  Russisch-Turkestan  1901  bis 
1914.  Eine  Studie  zum  Problem  der  Europäisierong  orientalischer  Wirtschaft,  von 
Reinhard  Junge.  —  Handel  und  Verkehr  in  Syrien.  2.  Der  Verkehr,  von  Dr.  L6od 
Schulman.  —  Der  Kormoran  in  seinen  Beziehungen  zur  menschlichen  Wirtschaft,  von 
Dr.  Alexander  Sokolowsky.  —  etc. 

Außenhandel,  Deutscher.  Zeitschrift  des  Handelsvertragsvereins.  Jahrg.  IS, 
1918,  Nr.  8:  Das  Zollwesen  Belgiens,  von  (Zollverwalter)  Geschwender.  —  Die 
künftige  Handelspolitik.  —  Umgangsformen  im  Geschäftsverkehr  mit  Neutralstaaten, 
von  P.  Stemberg.  —  Deutschland  und  Oesterreich-Ungam  als  wirtschaftliche  Kon- 
kurrenten in  Polen  (II),  von  R.  Skutetzki.  —  Organisation  des  Warenverkehrs  mit  der 
Ukraine.  —  Errichtung  deutscher  Handelskammern  in  Deutschland.  —  cto. 

Bank,  Die.  März  1918,  Heft  4:  Zinsgeld.  Zur  „Geldwertung"  der  Staatsanleihen, 
von  Alfred  Lansburgh.  ^  Die  Gefahr  der  weiteren  Bodenvcrschuldung,  von  Ludwig 
Eschwege.  —  Die  Gemeinwirtschaftstheorie  und  der  Brannkohlenl)ergbau,  von  Dr.  Her- 
mann Zickert.  —  Depositenschutz  im  schwedischen  Bankwesen.  —  Die  Stellung  der 
Börse  in  der  neuen  Wirtschaft.  —  Bankenkonkurrenz.  —  Das  Bestimmungsrecht  des 
Aktionärs.  —  etc. 

Bank-Archiv.  Jahrg.  17,  1918,  Nr.  14:  Friede  im  Osten  (II),  von  Prof.  Dr. 
Max  Fleischmann.  —  Italiens  Maßnahmen  gegen  deutsche  Vermögensinteressen,  von 
(Eechtsanw.)  Dr.  Arthur  Curti.  —  etc.  —  Nr.  15:  Zum  Gesetzentwurf  betr.  Aenderung 
des  Reichsstcmpelgesetzes.  —  Zur  Börsensteuervoriage,  von  (Kommerzienrat)  Alfred 
Loewenberg.  —  Die  neue  Börsensteuervoriage  für  nicht  notierte  Aktien  und  Kuxe,  von 
Louis  Jacoby.  —  Die  neue  Kriegssteuer  der  Gesellschaften,  von  (Synd.  der  Berliner 
Handelsgesellsch.)  Dr.  Gustav  Sintenis.  —  Die  Neuregelung  des  Gesellschafts-  und 
Effektenstempels  im  Gesetzentwurf  zur  Aenderung  des  Reichsstempelgcsetzes,  von 
(Rechtsanw.)  Hermann  Ohse.  —  Friede  im  Osten  (III),  von  Prof.  Dr.  Max  Fleisch- 
mann. —  etc. 

Blätter,  Kommunalpoliti.sche.  Jahrg.  9,  1918,  Nr.  4:  (Gemeindeschulreformen.) 
Der  Kölner  Schulreformplan.  —  Die  Essener  Schulreform,  von  (Stadtverordn.)  Heinr. 
Eürup.  —  Schulpolitische  Bestrebungen  der  Sozialdemokratie,  von  (Stadtverordn.) 
J.  Weber.  —  etc. 

Concordia.  Zeitschrift  der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt.  Jahrg.  25,  1918, 
Nr.  8 :    Statistik  der  Berufswechsel,  von  Otto  Lipmann.  —  etc. 

Export.  Jahrg.  30,  1918,  Nr.  18—21:  Unsere  Großbanken  und  ihr  Einfluß  auf 
das  deutsche  Wirtschaftsleben,  von  Dr.  R.  Jannasch.  —  Die  Entwicklung  der  deutschen 
Großbanken  im  Jahre  1917.  —  Der  finanzielle  Wettbewerb  der  englischen  Banken.  — 
Die  Konzentration  des  englischen  Bankwesens.  —  Die  Wirtschaftspolitik  der  nordischen 
Länder.  —  etc. 

Jahrbücher,  Preußische.  Bd.  172,  Mai  1918,  Heft  2:  Die  geistcsgeschicht- 
liche  Stellung  der  Reformation,  von  (Prof.  der  Theologie)  Dr.  Mandel.  —  Parteikrisen 
im  Liberalismus  und  in  der  Sozialdemokratie  1866—1916,  von  Dr.  Eduard  Wilhelm 
Mayer  f.  —  Kriegsliteratur,  von  Dr.  Emil  Daniels.  —  Italien,  die  Entente  und  das 
Südslaventnm,  von  Emil  Daniels.  —  Die  erneute  Kriegsziclerörterung;  Die  Denkschrift 
des  Fürsten  v.  Lichiiowsky;    Der  Brief   des  Kaisers  Karl,  von  H.  Delbrück.  —  etc. 

Kartell-Rundschau.  Jahrg.  15,  1917,  Heft  10/12:  Die  Notwendigkeit  der 
Eintragung  der  Schiedsgerichtsordnungen  rechtsfähiger  Vereine  in  das  Vereinsregister, 
von  (Rechtsanw.)  Dr.  Rudolf  Wassermann.  —  Zur  Kaligesctznovelle  vom  31.  Mai  1917, 
von  Dr.  Werneburg.  —  etc. 
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Kultur,  Soziale.  Jahrg.  38,  April  191B,  Heft  4:  Die  Rechtsanwaltschaft  und 
der  Krieg,  von  (Rcchtsanw.)  Dr.  phil.  A.  Knccr.  —  Novalis  über  die  Aufgabe  des 
Staates  und  den  Friedensberuf  der  Kirche,  von  Dr.  Richard  Volpers.  —  Soziale  Wohl- 
fahrtseinriclitungen  deutscher  Industrieunlernehraungen,  von  A.  Erlbeck.  —  Industrie- 
Lazarettwerkstätten,  von  Dr.  P.  Martell.  —  Das  „Reichsjugendwehrgesetz",  von  J.  Melier. 

—  Die  Frauenstimmrechtsbewegung  im  Auslande  während  des  Jahres  1917,  von 
A.  Erlbeck.  —  etc. 

Masius'  Rundschau,  Blätter  für  Versichcrungswissenschaft.  Jahrg.  30,  1918, 
Heft  2/3:  Die  öflentlich-rechllicho  Ltbensversichcrung  im  Jahre  1916.  —  Versicherungs- 
gesellschaften mit  gemischtem  Betrieb,  von  Dr.  jur.  h.  c.  (Wirkl.  Geh.  Rat,  Präs.  a.  D.) 
E.  Grüner.  —  Bekanntmachung  über  die  Wiederherstellung  von  Lebens-  und  Kranken- 
versicherungen. —  Amtliche  Begründung  zu  dem  Entwürfe  der  Verordnung  über  die 
Wiederherstellung  von  Lebens-  und  Krankenversicherungen.  —  Zur  Auslegung  der  Be- 
dingungen in  der  Privat-Unfallversicherung.  —  etc. 

Monatshefte,  Sozialistische.  Jahrg.  24.,  Bd.  50,  1918,  Heft  10/11:  Marx, 
von  Dr.  Conrad  Schmidt.  —  Marx  und  die  Marxisten,  von  Max  Sohippel.  —  Marx' 
deutsche  Politik  und  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Nationen ,  von  Dr.  Ludwig 
Quessel.  —  Die  ethische  Triebkraft  in  Marx,  von  Dr.  Hugo  Lindemann.  —  W^ie  kann 
Rußland  zum  Sozialismus  kommen?,  von  Karl  Marx.  —  Marxismus  und  Demokratie, 
von  Heinrich  Peus.  —  Was  bedeutet  Marx  für  den  Geist  unserer  Bewegung?,  von 
Wally  Zcpler.  —  Marx  und  die  Jungen,  von  Dr.  Otto  Koester.  —  Karl  Marx'  Lebens- 
weg, von  Dr.  Gustav  Mayer.  —  etc. 

Oekonomist,   Der   Deutsche.     Jahrg.  36,    1918,  Nr.  1844:    Die  neuen  Steuern. 

—  etc.—  Nr.  1845:  Finanzielles  aus  Deutschland  und  England.  —  etc.  —  Nr.  1846: 
Frankreichs   Fiuanznot.   —   Der   deutsche  Abrechnungsverkehr   im  Jahre  1917.  —  etc. 

—  Nr.  1847:  Provisionsverlnstvcrsicherung.  —  etc. 

Plutus.  Jahrg.  15,  1918,  Heft  17/18:  Bürsensteuer.  —  Japan  und  Wir,  von 
Myson.  —  etc.  —  Heft  19/20:  Das  Recht  des  Staatsbnnkerotts,  von  Prof.  Dr.  Alfred  Manes. 

—  Denlsche  Finanzwirtschaft  (IV),  von  G.  B.  —  etc. 

Praxis,  Soziale,  und  Archiv  für  Volkswohlfahrt.  Jahrg.  27,  1918,  Nr.  29: 
Die  große  Kundgebung  der  Gesellschaft  für  Soziale  Reform.  —  Arbeiterinnen  und  Hilfs- 
dienstpflicht, von  (Magistratsrat)  M.  v.  Schulz.  —  Das  preußische  Wohnungsgesetz.  — 
etc.  —  Nr.  30:  Ein  Landarbeiterprogramm,  von  (M.  d.  R.)  Franz  Behrens.  —  Für  sozial- 
politische Klauseln  in  den  Friedensverträgen.  —  Frauenarbeit  in  England.  —  Der 
5.  Verbandstag  des  Gcwerkvercins  der  Heimarbeiterinnen  Deutschlands.  —  Die  ob- 
ligatorische Kranken-,  Invaliden-  und  Altersversicherung  in  Belgien.  —  etc.  —  Nr.  31 : 
Das  Arbeitskammergesetz.  —  Die  Aufhebung  des  §  153  der  Reichsgewerbeordnung.  — 
Landarbeiterrecht.  —  Anlernuug  gewerblicher  Arbeiterinnen,  von  Dr.  Marie  Elisabeth 
Lüders.  —  Arbeitervertreter  beim  Reichskanzler.  —  Arbeiterschutzfragen  im  Bayerischen 
Landtag.  —  etc.  —  Nr.  32 :  Die  Zukunft  des  Arbeitsverhältnisses,  vom  (2.  Vorsitzenden 
des  Bauarbeiterverbandes)  August  Winnig.  —  Die  Aufhebung  des  §  153  G.O.  —  Ein 
Wirtschaftsplan  für  das  Jahr  1918/19.  —  Die  Arbeitskammern  im  Reichstag.  —  Kongreß 
freiheitlich-nationaler  Arbeiter-  und  Angestelltenverbände.  —  Die  Gesundheitsgefährdung 
der  Arbeiterinneu  in  der  chemischen  Industrie.  —  etc. 

Recht  und  Wirtschaft.  Jahrg.  7,  April  1918,  No.  4:  25  Jahre  Erbrechtsreform, 
Prof.  Dr.  H.  Koppe.  —  Keime  künftiger  Rechtsentwicklung  im  Kriegsprozeßrecht 
(Forts.),  von  (Geh.  Justizrat)  Dr.  Adolf  Heilberg.  —  Maßnahmen  zur  Volkserhaltung, 
(Ministerialrat)  Dr.  Karl  Meyer.  —  Kleinwohnungsfrage  und  Privatunternehmung,  von 
(Justizrat)  Dr.  Kurt  Steluitz.  —  etc.  —  Mai  1918,  Nr.  5  :  Die  Gründung  von  Handels- 
kammern im  Auslande,  von  (Gcli.  Hofrat)  Prof.  Dr.  Hans  Fehr.  —  Kriegsfriedenszustand 
und  Selbstbestimmungsrecht,  von  (Justizr.)  Dr.  Lewinski.  —  Zum  100.  Geburtstage  von 
Karl  Marx,  von  (M.  d.  R.)  Dr.  Paul  Lenscb.  —  Freier  oder  gebundener  Einfuhrhandel? 
Eine  Entgegnung,  von  (Vorsitzendem  des  Verbandes  deutscher  Exporteure)  Hermann 
Hecht  —  etc. 

Bundschau,  Koloniale.  Jahrg.  1917,  November/Dezember,  Heft  11/12:  Ost- 
afrika —  Harry   Johnston    und    der  britische    Imperialismus,    von  Dr.  Ludwig  Quessel. 

—  Die  Landkonzessionen  in  Belgisch-Kongo.  von  (Reg.-R.)  Dr.  Julius  Ruppel.  —  Wege 
und  Irrwege  sozialistischer  Kolonialpolitik,  vou  Hermann  Kranold.  —  Krieg  unü  Vc'kr- 
kunde,  von  Prof.  Dr.  Karutz.  —  etc. 
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Verwaltung  und  Statistik  (Monatsschrift  für  deutsche  Beamte;.  Jahrg.  8, 
Mai  1918,  Heft  5:  Der  Reichshaushaltsplan  für  1918  (Schluß).  —  Arbeitsmarkt  und 
Lohnentwicklnng,  von  Dr.  E.  —  Die  bayerischen  Staatsbeamten  in  der  Statistik  —  etc, 
Weltwirtschaft.  Zeitschrift  für  Weltwirtschaft  und  Weltverkehr.  Jahrg.  8 
Februar-März  1918,  Nr.  2/3:  Deutsche  und  nordamerikanische  Interessen  in  Mittel- 
amerika, von  Prof.  Dr.  Karl  Sapper.  —  KnBlands  und  Sibiriens  weltwirtschaftliche 
Zukunft,  von  Otto  Corbaoh.  —  Das  nationale  Kohlenkonsortium  Spaniens,  von  E.  Trott 

—  Helge.  —  Der  Einfluß  des  Krieges  auf  das  Wirtschaftsleben  Chiles,  von  Dr.  Ernst 
Schulze.  —  Australische  Verkehrsprobleme  im  Kriege,  von  Prof.  Dr.  Alfred  Manes.  — 
Zur  Frage  der  Vereinheitlichung  des  Verkehrswesens,  von  (Postdirektor)  O.  Müller.  —  etc. 
April,  Nr.  4  :  Folgt  der  Handel  der  Flagge?,  von  Dr.  Paul  Leutwein.  —  Das  Wirtsebafts- 
programm  der  ungarischen  Regierung,  von  (Bankdir.)  Max  GiSl-Szegedin.  —  Die  Erd- 
ölindustrie in  den  Vereinigten  Staaten,  von  Ch.  Paul  Engel.  —  Australische  Verkehrs- 
probleme im  Kriege  (II),  von  Prof.  Dr.  Alfred  Manes.  —  Die  weltwirtschaftliehen  Aus- 
sichten tropischer  Produkte  im  Kongo,  von  Dr.  Paul  Leutwein.  —  Die  Friedensprobleme 
des  Luftverkehrs,  von  Dr.  Walter  v.  Bardas.  —  etc. 

Wirtschafts-Zeitung,  Deutsche.  Jahrg.  14,  April  1918,  Nr.  T  :  Krieg  und  Wirt- 
schaft, von  Dr.  Leo  Blum.  —  Zur  Verbesserung  der  spanisch-deutschen  Handelsbezie- 
hungen nach  dem  Kriege.  —  Deutsch-amerikanischer  AVirtschaftsverband :  Ablehnende 
Haltung  der  amerikanischen  Fabrikanten  gegen  die  Boykottieruug  des  deutschen  Haudels 
nach  dem  Krieg ;  Zur  Beschlagnahme  des  deutschen  Eigentums  in  den  Vereinigten 
Staaten ;  Aus  dem  amerikanischen  Bankwesen ;  Die  amerikanische  Handelsflotte  und  der 
Handel  nach  dem  Kriege;  Gründung  einer  Vereinigung  der  Farbstoffabriken  in  den 
Vereinigten  Staaten ;  Geplante  Errichtung  eines  Freihafens  in  New  York.  —  etc.  — 
Handels-Hochschulnachrichten ;  Die  Handels-Hochschulen  und  die  Reform  des  preu- 
ßischen Herrenhauses;  Die  Philosophie  an  der  Handels-Hochschnle.  —  etc.  —  Nr.  8: 
Finanzreformvorschläge.  Ein  Ueberblick  von  (Wirkl.  Geh.  Oberreg. -R,  und  Senats- 
präs.)  Dr.  G.  Strutz.  —  Mitteilungen  des  Deutsch-amerikanischen  Wirtschaftsverbandes: 
Zur  amerikanischen  Gesetzesvorlage  über  die  Enteignung  des  feindlichen  Eigentums; 
Die  Eisenversorgung  der  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1917;  Hoffnungen  der  ameri- 
kanischen Eisen-  und  Stahlindustrie;  Die  Suche  nach  Kali  in  den  Vereinigten  Staaten. 

—  etc. 

Zeit,  Die  Neue.  Jahrg.  36,  Bd.  2,  1918,  Nr.  3:  Auf  dem  richtigen  Wege, 
von  Philipp  Scheidemann.  —  Die  Produktionsbedingungen  der  deutschen  Textilindustrie 
in  der  Uebergangswirtschaft,  von  H.  Krätzig.  —  Arbeitsbeschaffung  und  Wohnungs- 
erzeugung. —  etc.  —  Nr.  4 :  Vor  der  dritten  Kriegssteuergesetzgebung,  von  Wilhelm 
Keil.  —  Deutachlands  maritime  Zukunft,  von  Paul  Müller.  —  etc.  —  No.  5 :  Karl 
Marx  (geboren  am  5.  Mai  1818,  gestorben  am  14.  März  1883).  —  Marx  und  die  große 
französische  Revolution,  von  Hermann  Wendel.  —  Zur  Geschichte  der  kommunistischen 
Bewegung  in  Deutschland.  —  etc.  —  Nr.  6:  Vatikanische  Kriegspolitik,  von  J.  Meer- 
feld. —  Die  Stellung  der  Gewerkschaften  zum  Lehrlingswesen  einst  und  jetzt,  von 
(Mitglied  der  Genersdkommiasion)  A.  KnoU.  —  Berufskrankheiten  als  Unfälle,  von 
S.  Prüll.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft.  Jahrg.  9,  1918,  Heft  3  u.  4:  Die  Ursachen 
des  neuerlichen  Vordringens  des  öffentlichen  Betriebs,  von  L.  Pöble.  —  Die  parlamen- 
tarische Kabinettsregierung  außerhalb  Englands  (I),  von  W.  Hasbach.  —  Probleme  der 
Zinstheorie  (IL,  Schluß),  von  Andreas  Voigt.  —  Das  deutsche  Kriegswirtschaftsmuseum 
und  seine  Bedeutung  für  die  Wirtschaftswissenschaft,  von  Dr.  Ferdinand  Schmid.  — 
Ueber  Kriegsblindenfürsorge,  von  Dr.  P.  Martell.  —  Unsere  Finanzen  nach  dem  Kriege, 
von  Dr.  J.  Luebeck.  —  Die  Steigerung  der  Lebenskosten  in  den  Vereinigten  Staaten, 
von  Dr.  Ernst  Schultze.  —  Die  Bekämpfung  des  Kettenhandels,  von  Prof.  Adolf  Mayer. 

—  etc. 
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Jahresübersicht  1917. 

L  Produktion  im  allgemeinen. 

Inhalt:    Der  gewerbliche  Beschäftigungsgrad  im  Jahre  1S17. 

Nach  der  Darstellung  im  „Reichs-Arbeitsblatt"  haben  im  Wirt- 
schaftsjahr 1917  Landwirtschaft  und  Industrie  die  gleiche  Ueberlegen- 
heit  bewiesen,  mit  der  sie  in  den  vorhergehenden  beiden  Kriegsjahren 
allen  technischen  und  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  zum  Trotz  den 
außerordentlichen  Anforderungen  Genüge  leisteten,  welche  die  Notwehr 
gegen  eine  Welt  von  Feinden  dem  deutschen  Volke  auferlegt.  Die 
Anspannung  der  Kräfte  hat  keinerlei  Verminderung,  kaum  irgendwelche 
Schwankungen  erkennen  lassen ;  mit  ruhiger  Selbstverständlichkeit  sind 
vielfach  noch  Mittel  und  Wege  gefunden  worden,  die  Leistungen 
weiterhin  zu  steigern.  In  dem  ungeheuren  Kampfe  der  Technik  gegen 
die  Technik  hat  die  deutsche  Industrie  dank  ihrer  Erfindungskraft 
dem  Heere  die  Waffen  geliefert,  dem  unermtldlichen  Ansturm  der 
Feinde  zu  widerstehen  und  zugleich  den  Anforderungen  des  Innen- 
marktes  wie  der  Bundesgenossen  und  zum  Teil  der  Neutralen  gerecht 
zu  werden. 

Die  Hauptindustrien,  die  der  Kriegswirtschaft  dienen,  insbesondere 
Bergbau  und  Hüttenwesen,  Metallverarbeitung,  Maschinen-  und  Apparate- 
bau wie  elektrische  und  chemische  Industrie,  sind  während  des  Jahres 
1917  im  ganzen  unverändert  stark  beschäftigt  gewesen  und  ver- 
mochten es  vielfach,  obgleich  die  Beschaffung  der  Arbeitskräfte  mit 
Schwierigkeiten  verbunden  war,  Steigerungen  der  Leistungsfähigkeit  zu 
erzielen. 

Wenn  auch  die  „Mitgliederbewegung  der  Kranken- 
kassen, die  im  „Reichs-Arbeitsblatt"  monatlich  veröffentlicht  wird,  in- 
sofern kein  ganz  einwandfreies  Bild  von  dem  tatsächlichen  Umfang  der 
Zu-  und  Abnahmebewegung  der  Beschäftigung  männlicher  Arbeitskräfte 
gibt,  als  unter  anderem  die  Bergarbeiter  und  die  Kriegsgefangenen  in 
der  Krankenkassenstatistik  nicht  enthalten  sind,  so  gewähren  die  Fest- 
stellungen doch  einen  Anhalt  für  die  Gestaltung  der  tatsächlichen  Ent- 
wicklung des  Arbeitsmarktes. 

Wird  die  Pfiichtmitgliederzahl  abzüglich  der  arbeitsunfähig  Kranken, 
d.  h.  also  die  J^ahl  der  tatsächlich  in  Beschäftigung  stehenden  Arbeits- 
kräfte, wie  sie  auf  Grund  der  an  das  „Eeichs-Arbeitsblatt"  berichten- 
den Krankenkassen  festgestellt  wird,  von  Monat  zu  Monat  verfolgt,  so 
zeigt   sich    beim    männlichen  Geschlecht   für   das   Vorjahr  1916  —  ab- 
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gesehen  von  der  im  Wesentlichen  durch  den  Eintritt  Schulentlassener 
ins  Erwerbsleben  bedingten  Zunahme  im  April  und  Mai  —  eine  ständige 
Abnahme,  die  allerdings  zumeist  geringfügig  war.  Ein  Ueberblick  über 
den  Verlauf  des  Jahres  1917  läßt  dagegen  nur  im  Januar,  in  den 
Sommermonaten  Juni  und  Juli  und  in  ganz  unbedeutendem  Maße  im 
September  wie  stärker  im  Dezember  eine  Rückgangsbewegung  erkennen. 
In  den  übrigen  Monaten,  also  bereits  im  Februar  und  März,  nicht  nur 
im  April  und  Mai  (wie  im  Jahre  zuvor),  sodann  im  August  wie  im 
Oktober  und  November  war  im  Berichtsjahr  eine  erhöhte  männliche 
Beschäftigtenzabl  festzustellen. 

Die  Mitgliedenm-  nnd  -abnähme  in  den  berichtenden  Krankenkassen. 


5u-  brw.  Abnahme 

in  Prozent 
Tom  1.       znm  1. 

männlich 

1917 
weiblich 

insgesamt 

männlich 

1916 
weiblich 

insgesamt 

Jan. 

Febr. 

—   «,« 

+  0,s 

—  0,4 

-  o.s 

+  0,« 

—  0,0 

Febr. 

März 

+    0,1 

+  0.» 

+  0,4 

—  0,7 

+  0,5 

—  0,1 

Uärz 

April 

+    1,0 

+   I.» 

+   i.» 

—  0,4 

+    1,6 

+  0.5 

April 

Mai 

+  3.» 

+   *.* 

+    «,9 

+    2,» 

+    2.» 

+   ^» 

Mai 

Jnni 

+   «,« 

+    1,6 

+    I,* 

+  i,s 

+    1,6 

+   I,* 

Jnni 

Juli 

—  *.< 

+  o,s 

—    «,» 

—  0,1 

—  o,s 

—  o,t 

Joli 

Angust 

—  0,6 

+  o.» 

—  o,i 

—  0,5 

+  0,4 

—  0,1 

Aogust 

Sept. 

+  0,1 

+  0,7 

+    0,4 

—  0,5 

+    0,7 

+  0.1 

8ept. 

Okt. 

-o.o>) 

+  0.4 

+    0,» 

—    «,* 

+  o,j 

—  o.s 

Okt. 

Nov. 

+  0,5 

+  0,8 

+    0,7 

—  0,4 

+    1,7 

+  0,« 

Not. 

Dez. 

+  0,« 

+  0,9 

+  o.« 

—    ',* 

+    1,9 

—  o.» 

Dez. 

Jan. 

-    1.4«) 

-  «.'•) 

-    I.**) 

—  0,6  ») 

-0,6«) 

—  0,«  *) 

Zeigte  die  Betrachtung  der  einzelnen  Monate  im  Jahre  1916  dem 
Jahre  1916  gegenüber  bereits  eine  günstigere  Entwicklung  der  männ- 
lichen Beschäftigtenziffer  in  der  Weise,  daß  die  Abnahme  der  männ- 
lichen Arbeitskräfte  im  Jahre  1916  im  allgemeinen  kleiner  bzw.  die 
Zunahme  größer  als  in  den  entsprechenden  Monaten  des  Jahres  1915 
war,  so  ist  dies  im  Jahre  1917  im  Vergleich  zum  Jahre  1916  in  ver- 
stärktem Maße  der  Fall.  Allerdings  machen  die  Monate  Januar,  Juni, 
Mai  and  Dezember  hier  eine  Ausnahme.  Doch  iat  die  eine  Ausnahme, 
ein  Zurückbleiben  der  Zunahme  im  Mai  1917  hinter  der  im  Jahre 
znvor  um  0,1  kaum  nennenswert,  und  auch  die  anderen  drei  Aus- 
nahmen, ein  Auftreten  eines  größeren  Rückganges  der  männlichen  Be- 
schäftigtenzahl im  Januar,  Juni  und  Dezember  1917  als  im  vorhergehen- 
den Jahre,  sind  nicht  ausschlaggebend;  steht  doch  der  größten  Ab- 
nahme (im  Jnni)  um  2,4  Proz.  eine  Ztinahme  nm  8,0  Proz.  im  April 
gegenüber. 

Wie  für  das  männliche  Geschlecht  tritt  aach  für  die  weibliche 
Beschäftigung  im  Jahre  1917  eine  im  allgemeinen  noch  etwas  günstigere 
Entwicklung  als  im  Vorjahr  hervor.  War  im  Jahre  1916  die  Zunabme- 
bewegung   im  Juni   und  Dezember   durch    einen  Rückgang  der  Anzahl 


1)  0,01,  2)  3)  1.  Dezember  1917   bis  1.  Januar   1918  biw.  3)  1.  Dezember  1016 
bis  1.  Jannar  1917. 
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unterbrochen  worden,  so  ist  dies  im  Berichtsjahr  nur  im  Dezember  der 
Fall  gewesen.  Im  einzelnen  bleibt  die  in  sonst  allen  Monaten  hervor- 
tretende Zunahme  allerdings  in  geringem  Maße  im  Monat  Mftrz  und 
Juli,  in  etwas  größerem  Maße  im  Oktober  und  November  hinter  der 
im  Jahre  1916  festgestellten  Steigerung   der  Beschäftigtenzahl   zurück. 

Die  weitere  Steigerung  der  Frauenarbeit  im  Jahre  1917  hat  es 
im  Verein  mit  dem  im  ersten  Monat  des  Berichtsjahres  noch  hervor- 
tretenden Rückgang  der  männlichen  Beschäftigtenzahl  mit  sich  ge- 
bracht, daß  die  aus  den  Krankenkassenberichten  nachgewiesene  Anzahl 
weiblicher  Beschäftigten  seit  März  1917  größer  als  die  der  Männer  ist. 
Die  Ueberzahl  der  beschäftigten  Frauen  und  Mädchen  ist  aber  nicht 
sehr  erheblich.  Unter  100  der  Pflichtmitglieder  waren  am  1.  Dezember 
1917  nur  wenig  über  die  Hälfte  weiblichen  Geschlechts  (52,2). 

Die  Arbeitslosigkeit  ist  im  Verlaufe  des  Jahres  1917  weiter- 
hin gesunken.  Die  Berichte  die  von  einer  Reihe  von  Arbeiterfachver- 
bänden über  die  unter  ihren  Mitgliedern  hervortretende  Arbeitslosig- 
keit geliefert  werden,  ließen  für  das  Jahr  1916  ein  fast  ununter- 
brochenes Sinken  von  2,6  auf  1,6  Proz.  erkennen.  Im  Jahre  1917 
trat  eine  Abnahme  von  1,7  Proz.  Ende  Januar  auf  0,9  Proz.  Ende  De- 
zember hervor.  Die  nachstehende  Zusammenstellung  gibt  ein  anschau- 
liches Bild  von  der  Bewegung  der  Arbeitslosenziffer  in  den  einzelnen 
Jahren  von  1909  bis  1917: 


Von 

100  vom 

Bericht 

erfaBte  Hitglieder 

entfielen  Arbeitslose : 

Durch- 

Monat 

schnitt 
1908/13 

1909 

1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

191' 

Ende  Januar 

3,1 

4.» 

2,6 

2,6 

2,» 

3,» 

4,7 

6,5 

2,6 

1,7 

„      Februar 

2,8 

4>i 

2,3 

2,2 

2,< 

2,9 

3,7 

5,1 

2,8 

>,» 

,      März 

2,S 

3,6 

1,8 

1,9 

1,6 

2,3 

2,8 

3.8 

2,t 

1.4 

,      April 

2,« 

2,» 

1,8 

1,8 

1.' 

2,S 

2,8 

2,9 

2,S 

l.e 

.      Mai 

2.» 

2,8 

2,0 

1,6 

1,9 

2,5 

2,8 

2,9 

2,5 

1,0 

,      Juni 

«,S 

2.8 

2,0 

1,6 

1,7 

2,7 

2,5 

2,5 

2,i 

0,9 

,      Juli 

*.» 

2,6 

I,» 

1,6 

1,8 

2,» 

2,9 

2,7 

2,4 

0,8 

,      August 

3,a 

2,8 

1,7 

1,8 

1,7 

2,8 

22,4 

2,6 

2,> 

o« 

,      September 

».» 

*.» 

1,8 

I,' 

1,6 

2,7 

•5,7 

2,6 

2,1 

0,8 

,      Olttober 

*,i 

2,0 

1,8 

1,5 

1,7 

2,8 

IO,9 

2,6 

2,0 

0,T 

,      November 

2,» 

2,0 

1.« 

1,' 

1,8 

3,1 

8,t 

2,5 

1,7 

0,7 

,      Dezember 

3.1! 

2,« 

*,» 

2,4 

2,8 

4,8 

7,» 

2,6 

1,6 

o.» 

Ftlr  Januar  1917  machte  sich  zunächst  dieselbe  Erscheinung  be- 
merkbar, wie  sie  für  Janaar  1911  bis  1913  hervortrat,  daß  nämlich  die 
Januar-Arbeitslosigkeit  höher  als  im  vorhergehenden  Dezember  war. 
Dann  aber  setzt  1917  gerade  im  ersten  Vierteljahr  ein  besonders  leb- 
hafter Rückgang  ein.  Seit  April  wird  der  weitere  Rückgang  teilweise 
durch  ein  Stehenbleiben  auf  der  gleichen  Stufe  verlangsamt.  Vom 
November  zum  Dezember  erhöhte  sich  die  Arbeitslosigkeit. 

Im  Vergleich  zu  den  früheren  Jahren  ist  für  sämtliche  Monate 
eine  zum  Teil  wesentlich  geringere  Arbeitslosigkeit  festzustellen.  Der 
vorher  für  die  einzelnen  Monate  erreichte  niedrigste  Stand,  der  in  der 

LX* 


—   892    — 

Begel  in  das  Jahr  1911  (bzw.  für  März  und  April  wie  August  und 
September  in  das  Jalir  1912  und  der  für  die  Monate  November  und 
Dezember  in  das  Jahr  1910)  fällt,  wird  Ton  den  entsprechenden 
Monaten  des  Jahres   1917  zumeist  nicht  unbeträchtlich  überholt. 


II.  Landwirtschaft  und  verwandte  Gewerbe. 

Inhalt:  Landwirtschaftliche  Produktion  im  Jahre  1917.  Witterungever- 
hältnisse.  BeKclungsmaßnahmen.  EmteergebnisBe  nach  dem  Internationalen 
Landwirtschaftlichen  Institut  in  Rom.  Preise  in  Buüland :  Gretreide.  Uelsämereien. 
Gräser  und  Futtermittel.  Verhältnis  der  Weizenausfuhrländer  zu  den  Einfahr- 
gebieten.   Verkehr  mit  Saatgut:    Getreide.     Saatkartoffeln.    Sonstige  Sämereien. 

Auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Produktion 
ist  das  Jahr  1917  besonders  gekennzeichnet  durch  die  lange  Dürre- 
periode im  Frühjahr  und  in  einem  größeren  Teile  des  Sommers,  und 
andererseits  durch  eine  im  ganzen  hohe  Wännesumme  der  Vegetations- 
periode überhaupt.  Nach  einem  ungewöhnlich  kalten  Winter,  dessen 
niedrigste  Temperaturen  bis  unter  — 25  "  sanken,  und  der  von  Anfang 
Januar  bis  in  den  März  hinein  dauerte,  begann  die  sommerliche  Wärme 
unvermittelt  am  1.  Mai  und  dauerte  mit  nur  wenigen  mäßigen  Unter- 
brechungen bis  zum  5.  Oktober.  Immerhin  war  nach  den  meteoro- 
logischen Beobachtungen  der  Ueberschuß  an  Sonnenwärme  nicht  ganz 
imstande,  die  Kälte  der  Wintermonate  auszugleichen,  so  daß  im  ganzen 
vom  1.  Januar  bis  in  den  Oktober  noch  ein  kleiner  Fehlbetrag  in  der 
Mitteltemperatur  übrigbleibt.  Die  Frühjahrsbestellung  war  zunächst 
durch  den  starken  Nachwinter  sehr  verspätet,  was  in  bezug  auf  Hafer 
und  nächstdem  auch  auf  Oerste  von  starkem  Einfluß  auf  die  Ertrags- 
fähigkeit war.  Bei  Rüben  und  Kartoffeln  war  die  Verzögerung  der 
BesteUungsarbeiten  dagegen  ohne  nachteiligen  Einfluß.  Die  Rartoffeln 
haben  infolgedessen,  soweit  zu  übersehen  ist,  in  allen  europäischen 
Anbaugebieten  eine  gute  Ernte  ergeben,  bei  der  höchstens  in  bezug  auf 
Gesundheit  und  Qualität  überhaupt  eine  Einschränkung  zu  machen  ist. 
Auch  die  Zuckerrüben  sind  im  allgemeinen  gut  entwickelt,  und  zwar 
besonders  in  betreff  des  Zuckergehaltes  waren  sie  ausgezeichnet  ge- 
worden infolge  der  hohen  Wärmesumme  des  ganzen  Sommers,  und  be- 
sonders auch  infolge  des  warmen  und  trockenen  Herbstes.  Für  Zucker- 
prozente sind  vielfach  Zahlen  gefunden,  die  bis  an  die  ausnahmsweise 
hohen  des  Jahres  1908  heranreichen,  indem  der  Zuckergehalt  in  den 
Zuckerrüben  zum  Teil  bis  über  22  Proz.  stieg.  Diese  gute  Ausbildung 
des  Zuckers  in  den  Zuckerrüben  trifft  im  allgemeinen  auch  mit  dem 
guten  Ertrage  des  Weinbaues  in  Menge  und  Qualität  zusammen,  wie 
es  vielfach  auch  1917  der  Fall  ist.  Das  Wintergetreide  hatte  vielfach 
nicht  infolge  des  strengen  Winters  gelitten,  sondern  erst  später  durch 
die  abnorme  Trockenheit  des  Frühjahres.  Jedoch  sind  bei  Winter- 
weizen und  Winterroggen,  ebenso  wie  bei  den  Sommergetreidearten, 
Sommerweizen,  Hafer  und  Gerste,  die  Erträge  in  einem  so  trockenen 
Jahre  sehr  wechselnd,  indem  jede  von  Natur  etwas  feuchtere  Stelle 
des   Bodens    sich    sofort    durch   bessere   Erträge    auszeichnet,    trockene 
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sandige  Stellen  dagegen  andererseits  durch  stärkere  Ertragsausfälle. 
Daß  durch  den  strengen  Winter  im  Jahre  1917  verhältnismäßig  sehr 
geringe  AuswinterungserscheinungSn  vorkamen,  war  überhaupt  eine  be- 
merkenswerte Erscheinung,  die  wohl  hauptsächlich  durch  eine  genügend 
starke  und  anhaltende  Schneedecke  zu  erklären  ist.  Es  zeigte  sich  z.  B. 
auch,  daß  bei  der  Kartoffelernte  im  Boden  zurückgebliebene  Knollen, 
die  flach  unter  der  Oberfläche  lagen,  vielfach  nicht  erfroren  waren, 
sondern  während  des  Sommers  normal  wuchsen,  was  namentlich  später 
in  der  Getreidestoppel  eine  auffallende  Erscheinung  darbot. 

Die  Erzeugung  von  Viehfutter  war  in  erster  Linie  durch  das 
trockene  Frühjahr  nachteilig  beeinflußt,  während  im  Spätsommer  der 
zweite  Schnitt  der  Futterpflanzen  oder  die  Grummeternte  meist  be- 
trächtlich besser  war.  In  einem  solchen  warmen,  trockenen  Sommer 
zeigt  aber  wiederum  die  Luzerne  ihren  besonderen  Vorzug  als  wärme- 
bedürftige Pflanze,  die  ihren  Wasserbedarf  aus  sehr  tiefen  Schichten 
des  Untergrundes  decken  kann.  Sie  war  infolgedessen  auch  in  dem 
trockenen  warmen  Sommer  diejenige  Futterpflanze,  die  durch  ihre 
Sicherheit  am  meisten  befriedigte.  Bei  den  Dauerweiden  zeigte  sich 
auch  im  verflossenen  Jahre  wieder  die  bemerkenswerte  Erscheinung, 
daß  trotz  des  vielfach  fast  vollkommenen  Austrocknens  des  Bodens  das 
spärlich  darauf  wachsende  Futter  von  hervorragender  Nährwirkung 
war.  Es  ist  das  eine  Erscheinung,  die  auch  in  trockenen  Steppen- 
gebieten an  vielen  Stellen  gemacht  wird,  indem  dort  das  kümmerliche 
Futter  meist  ganz  besonders  gut  nährt. 

Die  weitere  Dauer  des  Weltkrieges  erfordert  naturgemäß  in 
den  verschiedenen  Produktionsgebieten  sehr  mannigfaltige  und  umfang- 
reiche ßegelungsmaßnahmen,  über  die  in  den  einzelnen  Monats- 
berichten der  Chronik  regelmäßig  berichtet  wurde.  Es  soll  infolgedessen 
hier  nur  darauf  verwiesen  werden. 

Ueber  die  Ernteergebnisse  1917  hat  das  Internationale 
Landwirtschaftliche  Institut  in  Rom,  soweit  es  die  Verhält- 
nisse gestatteten,  statistische  Zusammenstellungen  veröffentlicht.  In 
der  Chronik  wurden  diese  bereits  ini  November  angeführt.  Hier  sollen 
noch  einige  Berichte  aus  Rußland,  über  die  auch  in  den  Monats- 
berichten verschiedentlich  etwas  mitgeteilt  wurde,  ergänzend  angeführt 
werden,  da  an  ihnen  die  Beurteilung  der  dortigen  Versorgung  unter 
den  jetzigen  schwierigen  Verhältnissen  zu  erkennen  ist.  Nach  dem 
Wochenbericht  der  Preisberichtstelle  des  Deutschen  Landwirt- 
schaftsrats vom  11.  und  18.  Dezember  kann  danach  folgendes  an- 
geführt werden: 

Rußland. 

Nach  der  „Torg.  Prom.  Gaz."  vom  24.  Oktober/ 6.  November  war 
auf  den  inneren  Märkten  Rußlands  noch  immer  keine  Verbesserung  der 
Lage  zu  bemerken.  Die  Zufuhren  von  Korn  verminderten  sich  in  der 
letzten  Zeit  wieder,  bedingt  durch  die  beginnende  Verschlechterjing 
der  Wege  und  durch  die  schlechten  Verhältnisse  an  den  Erzeugungs- 
stellen.    Das   Korn  gelangt  zum  Teil   in   die   Hände   der  anreisenden 


-     894    - 

privaten  Kftufer  zu  sehr  hohen  Preisen,  zum  Teil  kommt  es  in  die  ört- 
lichen Mühlen.  Im  Verteilungsbezirk  von  Rybinsk  machen  sich  unge- 
achtet des  späten  Herbstes  und  der  baldigen  Schließung  der  Schiffahrt 
einige  Zugänge  von  Getreide  zu  den  Landungsstelleu  der  unteren  Wolga 
bemerkbar;  Vorräte  für  den  Winter  werden  jedoch  in  verschwindend 
geringen  Mengen  zusammengebracht.  Ueberall  aber  macht  sich  Mangel 
an  Korn  und  an  ausgemahlenen  Erzeugnissen  fühlbar,  während  di» 
Nachfrage  aus  den  Verbrauchergebieten  immer  größeren  Umfang  an- 
nimmt. Im  Bezirk  von  Rybinsk  sind  während  der  Schiffahrt  im  ganzen 
kaum  18  Mill.  Pud  =  294  840  t,  darunter  über  2  Mill.  Pud  Oelsäme- 
reien  =  32  760  t,  angeführt  worden,  während  im  vorigen  Jahre  dorthin 
zu  Wasser  62  Mill.  Pud  =  1  016  560  t  Getreide  gebracht  wurden.  Die 
schwache  Tätigkeit  von  Rybinsk  als  Verteilungspunkt,  der  sonst  eine 
80  hervorragende  Rolle  bei  der  Versorgung  des  nördlichen  Gouverne- 
ments mit  Getreide  spielt,  zeigt  am  besten  die  schwierige  Lage,  welche 
,ttr  den  ganzen  Norden   entstanden  war. 

Getreidepreike. 
KosmodemjaDBk,  20.  Oktober/ 2.  November.     Da  die  festen  Preise  durch  die 
Kkofer  umgaDgen  werden,  fängt  man  an,  Korn  heranzubringen.     Man  bezahlt: 

Für  1  Pud  Für  die  Tonne 

Bbl.  M. 

Boggen  i8, —  bis  20, —  2362,t>5  bis  2625,15 

Hafer  14,—  ,„     15,—  i837>«0    >,     I9<>8,85 

Gerste  16,—    „     i8,—  2100,10    „    2362,66 

24.  Oktober/ 6.  November.     Es  wird  hauptsächlich  Roggen  angeführt.     Hafer  kauft 
das  SetreideverpUegungsamt. 

Für  1  Pud  für  die  Tonne 

Ebl.  M. 

Boggen  25.—  3281,4b 

Hafer;  13,—  •>«  14,—       1706,90  bis  1837,— 

Urschum,  21.  Oktober/3.  November: 
Eoggen         j 

Hafer  \  4,«0    bi»    4,60         S77,ä5    bis    603,«« 

Buchweizen  J 

Orenburg,    19./ 29.  Oktober.     Die  Korn-  und  Mehlvorräte  sind  verschwindend  ge- 
ring, Zufuhren  fehlen  und  die  Preise  steigen. 

Für  1  Pud  für  die  Tonne 
Bbl.  M. 

Hafer  hu  15,—  1968,8s 

Jaransk,  21.  Oktober/3.  November: 

Roggen  13.—  i7o6,»6 

Hafer  bis  10,—  I3I2,»& 

Moskau,    21.   Oktober/ 3.   November.     Es    macht    sich    Warenmangel    bei    groÄer 
Nachfrage,    zurückhaltendem  Angebot  und  sehr  geringen  Vorräten  bemerkbar. 

Die  letzten  vom  Verpflegungskomitee  festgesetzten  Preise: 

Für  1  Pud  für  die  Tonne 

Bbl.:  M. 

Weizen  (114—116  Solotnik)  4,50  bis  5,—     590,6&  bis     656,»o 

Futtergerste  3.—    "    S.—     393,7»     „      656,30 

Viktoriaerbsen,  große  5,—    ,.    8,—     656,40    „     1050,04 


-    895    - 

Für  1  Pud  für  dieliTonne 

Rbl.  M. 

Bnchweizengrütze,  grobe                                    8, —  1050,06 

„                 gemahlene                            6,66  873>86 

Hirse,  geschrotene  (mit  Sack)                           3,4s  45Oi>0 

„      gestoßene                                                  3,64  464,ii& 

(Ans  der  „Torg.  Prom.  Qaz.",  Nr.  230,  232/234  und  255.) 

Hehl  und  Kleie.  Durch  einen  Befehl  des  Yerpflegungsministers  vom  21.  Ok- 
tober 1917  sind  zeitweilige  Höchtpreise  für  die  Umarbeitung  von  Korn  zu  Grütze  fest- 
gesetzt worden,  deren  Berechnung  vom  1.  Oktober  d.  Js.  an  erfolgen  muß,  und  zwar 
bei  Ueberlassung  der  Hülsen  zum  Besten  der  Mühlen: 


Bei  Umarbeitung 

Für  1  Pud 
Bbl. 

für  die  Tonne 
M. 

a)  zu  Weizengrütze 

b)  zu  Buchweizengrütze 

— ,S5 
—,40 

45.«» 
5J,60 

Moskau,  21.  Oktober/ 3.  November. 

Im  Partien  verkauf : 
Weizenmehl,  einfache  Malilnng 
„             gebeutelt 

9,60 

8,so 

1260,06 
1089,46 

Zuschlag  im  Großhandel  aus  den  Mehlniederlagen  mit  Lieferung  von  der  Station 

25  Kop.  für  1  Pud  =  32,80  M.  für  die  Tonne. 
Zuschlag  für  Organisationskosten  10  bis  15  Kop.  für  1  Pud  =  '13,10 — «9,70  M. 

für  die  Tonne. 

Für  1  Pud     für  die  Tonne 


V 

Rbl. 

M. 

Weizenmehl,  einfaches 

10,— 

i3"i&» 
bia  1443,86 

„            gebeuteltes 

IO,«6 

1345.40 

Roggenmehl,  einfaches 

8,8« 

1089,46 

„            gebeuteltes 

9  — 

ii8i,so 

Jaransk,  21.  Oktober/ 3.  November. 

Roggenmehl 

««,- 

«443.«» 

bia 

15.— 

bis  1968,86 

Jeisk,  12./ 25.  Oktober. 

Mehl  (fester  Preis) 

7,10 

1010,70 

Kosmodemjanik,  24.  Oktober/6.  Novbr. 

Mehl 

»7  — 

3543.96 

Roggenmehl 

22,— 

2887,66 

Gerstenmehl 

20,— 

2625,16 

Opotschka,  15./ 28.  Oktober. 

Roggenmebl  (auf  Komkarte) 

bis 

10,— 

I3".6ä 

Orenburg,  16./ 29.  Oktober. 

Mehl 

fi 

16,- 

2100,10 

Pokrowsk,  16./ 29.  Oktober. 

Mehl 

«5  — 

1968,85 

Bownoje,  21.  Oktober/ 3.  Novbr. 

Weizenmehl 

3*,— 

4200,20 

Ursohum,  21.  Oktober/ 3.  Novbr. 

Mehl 

9- 

ti8i,so 

Wladikawkas,  7./20.  Oktober. 

Maismehl,  weißes 

6,60 

853.«o 

„          dunkles 

6,60 

866,80 

Kleie,  in  städtischen  Speichern 

2,40 

3'5.— 

„       in  privaten  Speichern 

3,50 

459,4« 

bis  4,60 

bis  590,66 
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Oelsimereien. 
Jetsk,  12./25.  Oktober.     Mit  Oelsimereien  anhaltende  Speknlation  in  der  Hoffnoai: 
auf  baldige  Aufhebung  des  Ausfnhrrerbote  in  das  Ausland : 


Für  1  Pnd 

ffir  die  Tonne 

Bbl. 

M. 

Sonnenblumensamen  zum  Knuspern 

8,—  bis  II,— 

1050,0»  bis  1443, s» 

Flachs  mit  4  Proi.  Besatz 

9,»o 

I246,»& 

Ostrow,  20.  Oktober/ 2.  NoTember. 

Leinsamen 

9,—  bis  10,— 

ii8i,«o  bis  1313^» 

Moskau,  21.  Oktober/ 3.  NoTcmb«r.  Infolge  fehlendan  Angebots  ist  das  GeschUt 
mit  Oel  schwach.  Angesichts  der  Einführung  fester  Preis«  halten  die  Verkiufer  ihre 
Ware  zurück.     Die  letzten  Preise: 

Für  1  Pud  für  die  Tonne 

Bbl.  M. 

Sonnenblumensamen  8,—   bis  I», —     1050,0»  bis  1575.1* 

Sonnenblumenöl  (freier  Preis)  35,—    „    40,—     4594.—    ..    5*S«>.»« 

Jaransk,  21.  Oktober/ 3.  November. 

Leinsamen  l3i —  1706,«6 

Orenbnrg,  16./ 20.  Oktober.  für  100  kf 

SonnenblumenSl  io, —  787,6» 

Grtser   und    Futtermittel. 
Witebsk,  9./ 22.  Oktober.     Die  Ausfuhr  ron  Heu  ist  yerboten.     Man  zahlt  für 

Für  1  Pnd  für  die  Tonne 

Bbl.  M. 

Heu  3,«»    bis   4,»o       4*6,«o    bis    590,4» 

Moraohansk,   10./ 23.  Oktober. 

Hohes  Wiesenheu  und  Timotheegras     3,—     „     3,t»       393.'»     »     4*6,»« 
(Aus  der  „Torg.  Prom.  Gaz."  Nr.  226/229,  230,  232/234.) 

üeber  das  Verhältnis  der  Weizenausfnhrl&nder  zu  den 
Einfabrgebieten  bat  der  nordamerikaniscbe  LebensmittelkoBtroIlear 
Hoover  eine  ScbatiuBg  veranstaltet,  aus  der  nacb  der  ,,Landwirt«cbaftl. 
Marktzeitung"  (Nr.  19,  S.  8/4)  folgende  Zablen  angeführt  werden  können. 
Der  Ausfubrüberscbuß  betr&gt  danacb  1917  in  den 

Vereinigten  StaaUn  3176000  t 

Kanada  4080000  t 

Nordamerika  inigwamt  6  256  000  t 

Australien : 

aus  alten  Ernten  3  ^^4  000  t 

ans  leUter  Ernte  3  364  000  t 

insgesamt  6  5  28  000  t 

I  360000  t 
ans  kommender  Ernte  1  904000  t 

insgenmt  3  364  000  t 

Argentinien  4896000  t 

AusfuhrüberschuB  insgesamt      30944000  t 

Den  Einfuhrbedarf  an  Weizen  für  England,  Frankreich,  ItaÜM» 
xmd  Belgien  scb&tzt  Hoover  wie  folgt: 


Indien : 

aus  alter  Ernte  i  360  000  t 
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3-jähriger    Jahresdurchschnitt   der    Einfuhr    vor    dem 

Kriege  lo  358  000  t 

bei    einer    durcfagchnittlichen    Eigenpro- 
duktion von  i6  066  000  t 

Die  Ernte  1917  ergab  aber  weniger  5356000  t 

so  daß  sich  für  das  laufende  Jahr  15  714000  t 

als  Einfuhrbedarf  ergeben. 

Nach  dieser  Rechnung  steht  also  einem  Ausfuhrüberschuß  von 
20  944000  t  ein  Einfuhrbedarf  von  15  714000  t  gegenüber,  so  daß  sich 
also  ein  Plus  des  Ausfuhrüberschusses  von  5  230  000  t  ergibt. 

Von  allgemeiner,  auch  volkswirtschaftlich  -  wissenschaftlicher  Be- 
deutung sind  die  Ilegelungsausnahmen,  die  in  Deutschland  für  den 
Verkehr  mit  Saatgut  getroffen  sind,  da  sie  vor  allem  den  Zweck 
haben,  die  Produktion  des  nächsten  Jahres  zu  beeinflussen.  Zugleich 
lassen  sich  aus  ihnen  überhaupt  die  Verhältnisse  der  Saatguterzeugung 
und  Pflanzenzüchtung  verschiedentlich  besonders  gut  beurteilen  in  ein- 
zelnen Punkten,  die  sonst  weniger  in  der  Allgemeinheit  bekannt  werden, 
die  aber  für  das  Weiterarbeiten  auf  dem  wichtigen  Gebiete  von  be- 
sonderer Bedeutung  sind.  Für  Getreidefrüchte  sind  folgende  Bestim- 
mungen über  das  Saatgut  getroffen. 

Nach  einer  Verordnung  des  Kriegsernährungsamts  vom  12.  Juli  1917 
(RGBl.  S.  619)  gelten  die  Höchstpreise  für  Getreide,  Buchweizen  und 
Hirse  nicht  für  Originalsaatgut,  wenn  die  Bestimmungen  über 
den  Verkehr  mit  Saatgut  innegehalten  werden.  Bei  anerkanntem 
Saatgut  aus  anerkannten  Saatgutwirtschaften  dürfen  dem  Höchst- 
preise folgende  Beträge  zugeschlagen  werden : 

für  die  erste     Absaat  bis  zu  120  M. 
„      „    xweite        „        „     „    100    „ 
„      „    dritte         „        „     „     80    „ 

für  die  Tonne.  Bei  Saatgut  aus  landwirtschaftlichen  Betrieben,  deren 
Unternehmer  sich  nachweislich  in  den  Jahren  1913  und  1914  mit  dem 
Verkaufe  von  Saatgut  befaßt  haben,  dürfen  dem  Höchstpreis,  soweit 
es  sich  am  die  Mengen  handelt,  für  die  der  Kommunalverband  die  Zu- 
stimmung zur  Veräußerung  allgemein  erteilt  hat,  bis  zu  70  M.  für  die 
Tonne  zugeschlagen  werden. 

Die  Reichsgetreidestelle  ist  bei  Abgabe  von  Getreide,  Buchweizen 
und  Hirse  an  die  Höchstpreise  nicht  gebunden.  Dasselbe  gilt  für  die 
Kommunalverbände  hinsichtlich  der  Abgabe  zu  Futterzwecken. 

Auf  Verordnung  des  Kriegsernährungsamtes  vom  12.  Juli  1917 
(BOBl.  S.  609)  ist  die  Veräußerung,  der  Erwerb  und  die  Lieferung 
Ton  Früchten  zu  Saatzwecken  nur  gegen  Saatkarte  erlaubt.  Dies  gilt 
nicht  für  den  Verkehr  zwischen  Züchtern  von  Originalsaaten  iind  ihren 
Vermehrungsstellen.  Die  Veräußerung  von  Saatgut  bedarf  der  Zu- 
stimmung des  Kommunalverbandes,  für  den  die  Früchte  beschlagnahmt 
sind.  Die  Zustimmung  ist  nicht  erforderlich  für  die  Veräußerung  an- 
«rkannten  Saatgutes  durch  anerkannte  Saatgutwirtschaften  sowie  für 
die  Veräußerung  und  Lieferung  von  Saatgut  durch  zugelassene  Händler. 
Wer   mit    nicht  selbstgebauten  Früchten  zu  Saatzwecken  handeln  will, 
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bedarf  der  Znlassung.  Dies  gilt  auch  für  Genossenschaften  nnd  andere 
Vereinigungen. 

Saatgut  von  Getreide:  Unternehmern  landwirtschaftlicher  Be- 
triebe, die  sich  nachweislich  in  den  Jahren  1913  und  1914  mit  dem 
Verkaufe  von  Saatgetreide  befaßt  haben,  kann  der  Kommunalverband 
die  Zustimmung  zur  Veräußerung  selbstgebauten  Saatgetreides  zu  Saat- 
zwecken allgemein  erteilen.  Die  Veräußerung,  der  Erwerb  und  die 
Lieferung  von  Wintergetreide  zu  Saatzwecken  darf  nur  in  der  Zeit 
vom  15.  Juli  bis  zum  15.  Dezember  1917,  von  Sommergetreide  zu 
Saatzwecken  nur  in  der  Zeit  vom  1.  Januar  bis  zum  15.  Juni  1918 
erfolgen.  Saatgut,  das  nach  Ablauf  der  bezeichneten  Fristen  sich  noch 
bei  den  Saatgutwirtschaften,  bei  den  zugelassenen  Händlern  oder  bei 
den  Verbrauchern  befindet,  ist  an  die  Reichsgetreidestelle  oder  an  den 
von  dieser  bezeichneten  Kommunalverband  abzuliefern.  Der  Erwerber 
hat  für  diese  Mengen  einen  angemessenen  Preis  zu  zahlen.  Den 
Züchtern  von  Originalsaatgut  kann  durch  die  Reichsgetreidestelle  aus 
der  Ernte  ihrer  Zuchtgärten  ein  angemessener  Anteil  als  ZUchterreserve 
belassen  werden. 

Saatgut  von  Buchweizen,  Hirse  und  Hülsenfrüchten, 
sowie  von  Gemenge,  in  dem  sich  Hülsenfrüchte  befinden,  mit  Ausnahme 
des  Saatguts  von  Winterwicke  (Vicia  villosa)  und  von  Gemenge  von 
Roggen  und  Winterwicken,  darf  nur  an  die  Reichsgetreidestelle  ab- 
gesetzt werden. 

Auf  Saatgut  von  Hülsenfrüchten,  das  cum  Gemüseanbau  bestimmt 
ist  (Gemüsesaatgut),  finden  die  Vorschriften  mit  folgender  Maßgabe  An- 
wendung : 

1)  Als  zum  Gemüsebau  bestimmte  Hülsenfrüchte  gelten  nur  solche 
Sorten,  die  in  einem  im  „Deutschen  Reichsanzeiger"  zur  Veröffent- 
lichung gelangenden  Verzeichnis  aufgeführt  sind. 

2)  Die  Reichsgetreidestelle  kann  ermächtigen,  Gemüsesaatgut  auch 
an  Händler  abzusetzen. 

8)  Der  Handel  mit  Gemüsesaatgut  ist  aoSer  den  zugelassenen  Per- 
sonen gestattet: 

a)  Personen,  denen  gemäß  der  Verordnung  über  den  Handel  mit 
Sämereien  vom  15.  November  1916  eine  Erlaubnis  zum  Betriebe  des 
Handels  mit  Sämereien  erteilt  ist; 

b)  Inhabern  von  Kleinhandelsgeschäften,  die  Sämereien  aus- 
schließlich im  Kleinverkauf  in  Mengen  bis  zu  50  kg  an  Verbraucher 
absetzen. 

4)  Die  Bestimmungen  über  Saatkarten  finden  auf  Gemüsesaatgut 
keine  Anwendung,  soweit  es  sich  um  Mengen  von  nicht  mehr  als 
125  g  handelt. 

Saatgut,  das  sich  am  15.  Juni  1918  noch  bei  den  Erzeugern,  den 
zugelassenen  Händlern  oder  den  Verbrauchern  befindet,  ist  an  die 
Reichsgetreidestelle  oder  an  den  von  dieser  bezeichneten  Kommunal- 
verband abzuliefern. 

Ueber  Saatkartoffeln  sind  dann  noch  folgende  Bestimmungen 
getroffen : 
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Richtpreise    für  Pflanzkartoffeln  aus  der  Ernte  1917   nach  Verein- 
barung der  landwirtschaftlichen  Körperschaften  vom  24.  August  1917 : 
Der  Preis  für  Pflanzkartoffeln  setzt  sich  zusammen: 

1)  aus  dem  Höchstpreis  für  verlesene  Speisekartoffeln  und 

2)  aus  einem  Pflanzkartoffelzuschlag. 

Als  Höchstpreis  für  verlesene  Speisekartoffeln  kommt  derjenige 
Preis  in  Betracht,  welcher  zur  Zeit  der  Verladung  am  Verladeorte 
gültig  ist,  und  zwar  zuzüglich  aller  Sondervergütungen,  die  gegebenen- 
falls für  Speisekartoffeln  von  der  ßeichskartoffelstelle  gewährt  werden. 

Der  Pflanzkartoffelzuschlag  beträgt  für  die  Sorten: 

Juliniferc,  Sechswochenkartoffeln,  Atlanta,  ovale  Früh- 
blaue, Mühlhäuser,  Goldperle,   Bonifazius  5  M.  für  50  kg 

Odenwälder  Blaue,  Kaiserkrone,  frühe  Böse,  Bürckners 
Früheste,  Cimbals  frühe  Ertragreiche  und  Zwickauer 
Frühe  4    ..     ..     5°    .. 

Ella,  Alma,  Fürstenkrone,  Weltwunder,  [Industrie,  üp 

to  date  3    ..     ■-     5°    .. 

für  alle  übrigen  Sorten  2    „     „     50    „ 

Soweit  es  sich  um  anerkannte  Pflanzkartoffeln  handelt,  erhöhen 
sich  diese  Zuschläge  für  je  50  kg  um  1,50  M.,  für  zweiten  anerkannten 
Nachbau  um  weitere  50  Pf.,  für  ersten  anerkannten  Nachbau  fernerhin 
um  50  Pf.  für  je  50  kg. 

Originalzüchtungen  und  deren  vertragsmäßiger  Vermehrungsanbaa 
(anerkannte  Saathochzuchten  im  Sinne  des  §  8,  Abs.  II  der  Verordnung 
über  Kartoffeln  vom  16.  August  1917,  Nr.  5996)  bleiben  frei  von 
Richtpreisen. 

Für  den  Verkehr  mit  Pflanzkartoffeln  sind  die  Berliner  Bedingungen 
von  1914  maßgebend. 

Das  Staatsministerium  des  Innern  in  Bayern  hat  in  einer  Be- 
kanntmachung vom  7.  September  den  Verkehr  mit  Säatkartoffeln 
aus  der  Ernte  1917  geregelt.  Die  Richtpreise  für  Saatkartoffeln  werden 
festgesetzt  für  den  Zentner  beim  Verkauf  durch  den  Erzeuger  bei 
Herbstlieferung  für  frühe  Sorten  auf  höchstens  10  M.  Für  späte  Sorten 
dürfen  bis  zu  2  M.  über  den  jeweils  geltenden  Preis  für  Speise- 
kartoffeln verlangt  und  gezahlt  werden.  Bei  Frühjahrslieferungen  kann 
für  frühe  und  späte  Sorten  ein  weiterer  Zuschlag  von  1  M.  verlangt 
und  bezahlt  werden. 

Nach  Verordnung  des  Bundesrats  vom  16.  Augu^d;  1917  (711) 
dürfen  Saatkartoffeln  nur  an  Kommunalverbände  oder  an  solche  Per- 
sonen abgesetzt  werden,  die  sie  selbst  zur  Aussaat  verwenden  wollen. 
Der  Absatz  darf  nur  durch  den  Erzeuger  oder  durch  einen  Kommunal- 
verband erfolgen.  Landwirtschaftliche  Berufsvertretungen,  landwirt- 
schaftliche Vereinigungen,  Händler  oder  Genossenschaften  können  als 
Vermittler  zugezogen  werden. 

Die  Reichskartoffelstelle  hat  die  auf  Grund  der  genehmigten  Ver- 
träge zu  liefernden  Kartoffeln  dem  Kommunalverbande  auf  die  aus 
seinem  Bezirke  zu  liefernden  Mengen  von  Speisekartoffeln  anzurechnen. 
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Dem  Kommunalverband,  in  dessen  Bezirk  zu  liefern  ist,  sind  die 
Mengen  gleichfalls  als  Speisekartoffeln  anzurechnen. 

Die  landwirtschaftlichen  Berufsvertretungen  können  für  die  in 
ihren  Bezirken  gewachsenen  Saatkartoffeln  Richtpreise  festsetzen,  deren 
Höhe  der  Genehmigung  der  Landeszentralbehörde  oder  der  von  ihr  be- 
stimmten Behörde  bedarf. 

Der  Staatssekretär  des  Kriegsernährungsamtes  hat  durch  eine  Ver- 
fügung an  die  Teka  vom  22.  September  genehmigt,  daß  auch  in  ge- 
werblichen Trocknereien  und  Stärkefabriken  Kartoffeln  verarbeitet 
werden.  In  welchem  Umfange  die  Verarbeitung  von  Kartoffeln  in 
diesen  Betrieben  erfolgen  darf,  bestimmt  die  Beichskartoffelstelle. 

Ueber  sonstige  landwirtschaftliche  Sftmereien  sind 
noch  folgende  Vorschriften  ergangen: 

Klee-  und  Grassamen.  Höchstpreise  ftir  Klee-  und  Orassamen 
guter  Qualität  der  Ernte  1917  (ausgenommen  Luzerne),  festgesetzt  von 
der  offiziellen  Preiskommission  für  landwirtschaftliche  Sämereien  am 
7.  Juli  1917  mit  Genehmigung  des  Kriegsemährungsamtes : 


Stufe  I 

Stufe  II 
Höchstver- 

Stufe  in 
Höcbstein- 
kaufspreis 

stufe  vr 

HflchstTer- 
kaufspreis 

kanbpreia 

der  Hftndler 

HOchstein- 

der  H&ndler 

von  H&odlern 

kanfspreis 

an  H&odler 

cum  Verkauf 

der  Händler 

an 
Verbraucher 

zum  Verkauf 
an  Ver- 
braucher 

an  Händler 
und  beim 

Einkauf  vom 
Auslande 

Ton  Pro- 
duiaataa 

für  50  kg 

, 

M. 

11. 

11. 

iL 

1. 

Serradella 

55  — 

49,— 

44.— 

40,- 

2. 

Botklee,  seidefrei,  mittel- 

earopiisch 

300,— 

»7«.- 

»60,- 

»50.— 

3. 

WeiBklee,  seidefrei 

«95.— 

ir6,- 

160,- 

■5».— 

4. 

Sehwediseb-Klee,  seide- 

frei 

»SO,— 

tzi,- 

210,— 

200,— 

5. 

Oelbklee,  enthülst,  seide- 

frei 

120,— 

106,- 

96.- 

90,— 

6. 

Inkarnatklee,  seidefrei 

14«,- 

»3«.— 

118,- 

HO,— 

7. 

Wondklee 

«so- 

»28.- 

210,— 

200.— 

8. 

Luzerne,  seidefrei,  Jahr- 
gang 1915  und  Ütere 

asiatische 

lle,— 

iia,— 

105,— 

97.- 

europäische 

^85  — 

147.— 

140,- 

«3».- 

9. 

^parsette 

8»,- 

73.— 

65,- 

60,- 

10. 

Englisches  Rajgras 

'35.- 

uo,- 

108,- 

100,- 

11. 

Italienisches  Raygras 

«35.— 

120,— 

108,— 

100, — 

12. 

Westerwold.  Raygras 

«35.— 

120,— 

.08,- 

100,- 

13. 

Wiesenschwingel 

'35.— 

uo,- 

108.- 

100,— 

1.4. 

Timothy,  sei4p^i 

I?0,— 

106.- 

96,- 

90,— 

15. 

Knaulgras 

«35.- 

120,— 

.08,- 

100, — 

16. 

Schafschwingel 

70,— 

62,- 

55.- 

50.— 

Richtpreise   nach   Vereinbarung    zwischen   Vertretern    des   Sam^- 
handels  und  der  Landwirtschaft: 
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Stufe  I 

Höchstpreis 
Tntteirüben-  and  Gemüsesamen :    für  den  Verkauf 

an  Verbraucher 

I.  Futterrüben 
(Fotlerrunkeln,   Bickwurz,    Bur- 
gunderrüben) M. 
Gruppe  I :    Eckendorfer   und    ähn- 
liche walzenförmige  Sorten,  femer 
Golden     Tankard.,     Obemdorfer, 
liCntewitzer,     Vauriac,      Lanker, 
Futterzucker  und  ähnliche  weiße             9St~~ 
Gruppe    II :     Mammut,     Flaschen, 
Oliyen,  Pfahl,  Klumpen  und  ähn- 
liche Sorten                                                 85, — 

II.  Futtermöhren 

1.  Weiße  grünköpf  ige  Samen  mit 
Bart 

Abgeriebene  Samen 

2.  Verbesserte  weiUe,  grünköpfige 
Samen  mit  Bart 

Abgeriebene  Samen 

3.  Halblange  gelbe  Saalfeld-Samen 
mit  Bart 

Abgeriebene  Samen 

4.  Gelbe  stumpfe  Pfälzer,  goldgelbe 
stumpfe  Lobbericher,  lange  gelbe 
Süchteiner  Samen  mit  Bart 

Abgeriebene  Samen 

5.  Orangegelbe  Sorten  mit  Bart 
Grünköpfige     Biesen,      abge- 
riebene Samen  850,- 


Stufe  II 

Höchstpreis 

für  den  Verkauf 

an  Wiederyer- 

käufer 

für  50  kg 

M. 


85- 


rs  — 


800, 


Stufe  ni 

Höchstpreis 

für  den  GroB- 

handel 


75  — 


65,- 


400,— 
650,- 

360,— 
600, — 

320, — 

550,— 

450,— 
700,— 

400,— 
650,— 

360, — 

600,— 

500,— 
800,— 

450,— 

700, — 

400,— 
650,— 

600, — 

900,— 

550— 
850,— 

500,— 
800,— 

550,— 

500,— 

450,- 

700,— 


in.    Kohlrüben    (Futtersorten) 
(Erdkohlrabi,  Wruken,  Dorschen) 

1.  Weiße  rotgrauhäutige  Riesen  200, —  l8o, —  160, — 

2.  Gelbe  „  „  200, —  180, —  160, — 

3.  Weiße  pommersche  Kannen  210, —  190, —  170, — 

Original-  und  Spezialzüchtungen,  sowie  Neuheiten  werden  von 
diesen  Bestimmungen  nicht  betroffen. 

Der  Höchstpreis  bezieht  sich  auf  gute  Qualität;  geringere  Quali- 
täten sind  entsprechend  billiger  zu  verkaufen. 

Für  Futterrübensamenverkäufe  gelten  die  „Deutschen  Normen  für 
den  Handel  mit  Futterrunkelsamen  1914". 


m.  Industrie,  einschließlich  Bergbau  und  Baugewerbe. 

Inhalt:   1)  Bergbau:   Geschäftslage  im  Jahre  1917. 
2)  Eigengewerbe.    —   Metalle   und   Maschinen:    Beschäftigung  im 
Jahre  1917. 

1.    Bergbau. 
Nach  dem  zusammenfassenden  Bericht  des  „ß^ichs-Arbeitsblattes" 
herrschte  im  Kohlenbergbau  des  Ruhrgebietes  während  des  ganzen 
Jahres    1917    außerordentlich    Idbhafte    Nachfrage    und    flotte    Beschaf- 
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tigung,  die  in  der  Regel  V'erfahrung  von  Ueberschichten  notwendig  machte. 
In  einzelnen  Monaten  bestand  Wagenmangel,  der  einen  Teil  der  Förde- 
rung in  Bestand  zu  nehmen  nötigte.  Der  Versand  konnte  aber  im 
April  und  Mai  insbesondere  auch  durch  Ausnutzung  des  Wasserweges 
gesteigert  werden.  Auch  im  Aachner  Kohlenbezirk  herrschte  von 
Monat  zu  Monat  unverändert  guter  Geschäftsgang  Im  Vergleich  zum 
Vorjahr  war  die  Lage  gleich  gut,  zum  Teil,  namentlich  im  März,  noch 
besser.  Die  Löhne  bewegten  sich  in  steigender  Richtung.  —  Die 
Saarkohlengruben  weisen  Schwankungen  in  der  Förderung  nur  inner- 
halb des  Maßes  auf,  wie  es  die  verschiedene  Zahl  der  Arbeitstage  in 
den  einzelnen  Monaten  bedingte.  —  In  Oberschlesien  hatten  die  Stein- 
kohlenwerke das  ganze  Jahr  hindurch  starke  Beschäftigung  aufzu- 
weisen. Die  außerordentlich  lebhafte  Nachfrage  brachte  es  mit  sich, 
daß  in  der  Mehrzahl  der  Monate  die  Geschäftslage  noch  günstiger  als 
im  entsprechenden  Vorjahrsmonat  sich  gestaltete.  Die  Notwendigkeit 
von  Ueberstundenarbeit  wird  auch  hier  für  fast  jeden  Monat  hervor- 
gehoben. —  Die  niederschlesischen  Kohlenzecheu  kennzeichnen  den  Ge- 
schäftsgang durchweg  als  befriedigend  bzw.  gat.  Abgesehen  vom  März, 
in  dem  teilweise  die  Lage  dem  Vorjahr  gegenüber  als  nicht  ganz  so 
günstig  angegeben  worden  ist,  wird  die  Beschäftigung  1916  gegenüber 
als  gleich  gut  bzw.  besser  geschildert,  so  besonders  im  Mai  und  Sep- 
tember. —  Im  Zwickauer  Steinkohlenbezirk  trat  im  März,  Mai  und 
Juni  wie  im  August  eine  Steigerung  der  befriedigenden  Tätigkeit  je 
dem  Vormonat  gegenüber  hervor.  Im  allgemeinen  wird  der  Geschäfts- 
gang den  entsprechenden  Monaten  des  Jahres  1916  gegenüber  als  leb- 
hafter gekennzeichnet.  —  Die  süddeutschen  Kohlenwerke  meldeten 
rege  Tätigkeit,  die  sich  in  einzelnen  Monaten,  wie  im  März  und  Mai, 
lebhafter  als  im  Monat  zuvor  gestaltete.  Die  Beschäftigung  hielt  sich 
im  allgemeinen  auf  der  gleichen  Höhe  wie  im  Jahre  1916.  —  Im 
mitteldeutschen  Braunkohlengebiet  herrschte  der  gute  Geschäftsgang, 
mit  dem  das  Wirtschaftsjahr  1917  begann,  im  wesentlichen  unter- 
schiedslos das  ganze  Jahr  hindurch  fort.  Die  anfängliche  Behinderung 
durch  den  Wagenmangel  wurde  auch  hier  späterhin,  insbesondere  im 
Mai  durch  gute  Wagengestellung,  welche  die  Steigerung  des  Versandes 
ermöglichte,  wettgemacht.  —  Ueberstundenarbeit  war  wie  im  mittel- 
deutschen Braunkohlengebiet  auch  für  die  Niederlausitzer  Braunkohlen- 
werke das  ganze  Jahr  hindurch  mehr  oder  weniger  erforderlich.  Die 
gute  Beschäftigung  verlief  auch  hier  mit  geringen  Uuterschieden;  es 
ist  nur  etwa  zu  erwähnen,  daß  sich  der  April  durch  eine  Steigerung 
des  Versandes  auszeichnete  und  der  September  zum  Teil  eine  Ab- 
schwächung  des  Absatzes,  eine  Notwendigkeit,  infolge  eintretenden 
Wagenmangels  Mengen  auf  Lager  zu  stürzen,  aufwies. 

Für  den  Eisensteinbergbau  machte  sich  das  ganze  Jahr  hin- 
durch unvermindert  lebhafte  Nachfrage  geltend.  —  Die  Blei-  und  Zink- 
erzgruben melden  andauernd  befriedigende  Lage.  —  Die  Kupfer-  und 
Messingwerke  schildern  die  in  den  ersten  Monaten  sehr  starke  Be- 
schäftigung in  den  weiteren  Monaten  als  unverändert  gut.  Im  Ver- 
gleich zum  Vorjahr  ist  zumeist  eine  Steigerung  der  Lage  festzustellen. 
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Die  Kaliindustrie  verzeichnete  in  den  ersten  Monaten  des 
Jahres  befriedigende  bzw.  gute  Beschäftigung,  die  sich  zum  Teil 
günstiger  als  im  Jahre  1916  gestaltete.  Die  vom  März  bis  Mai  un- 
verändert gute  Lage  wies  in  den  Sommermonaten  Juni  bis  August 
noch  eine  weitere  Steigerung  auf.  —  Der  bayerische  Salzbergbau  und 
Salinenbetrieb  berichtet  wie  im  Jahre  1916  auch  für  das  Berichtsjahr 
wieder  über  unverändert  normalen  Geschäftsgang. 

2.  Eisengewerbe.  —  Metalle  und  Maschinen. 

Nach  der  Darstellung  des  „Reichs- Arbeitsblattes"  schildern  die 
Eisengießereien  den  Geschäftsgang  während  des  ganzen  Jahres  1917 
in  Westdeutschland  als  andauernd  gut  und  im  wesentlichen  als  ebenso 
stark  wie  im  Vorjahr.  Teilweise  wurde  eine  Steigerung  der  Leistung 
gegen  1916  erzielt,  so  namentlich  im  Februar,  Juni  und  Oktober.  In 
Nordwestdeutschland  war  die  Beschäftigung  der  Eisengießereien  eben- 
falls im  ganzen  unverändert  lebhaft.  Fast  für  jeden  Monat  lagen  von 
einer  Reihe  von  Betrieben  Meldungen  über  Steigerungen  der  Leistung 
gegenüber  dem  Vorjahr  vor.  In  Mitteldeutschland  gestalteten  sich  die 
Verhältnisse  ebenfalls  im  Berichtsjahre  dauernd  gut.  Auch  hier  ist 
der  Geschäftsgang  verschiedentlich  günstiger  als  im  Vorjahr  anzusetzen. 
Die  süddeutschen  Eisengießereien  konnten  Monat  für  Monat  gute  Lage 
und  verschiedentlich  noch  regere  Beschäftigung  als  im  Vorjahr  fest- 
stellen. —  Die  Stahl-  und  Walzwerke  arbeiteten,  wie  aus  Berichten 
aus  West-,  Mitteldeutschland  und  Schlesien  hervorging,  aufs  ange- 
spannteste. Wesentliche  Veränderungen  der  guten  Geschäftslage  machen 
sich  auch  hier  nicht  bemerkbar.  Vielfach  wird  der  Geschäftsgang  im 
Vergleich  zum  Vorjahr  als  günstiger  bewertet.  Ueberstundenarbeit, 
Nachtschichten  und  Sonntagsarbeit  werden  häufig  gemeldet.  —  Die 
Blechwalzwerke  erfreuten  sich  das  Berichtsjahr  hindurch  lebhafter 
Tätigkeit.  Insbesondere  war  die  Nachfrage  nach  Feinblechen  eine  sehr 
starke.  Im  Vergleich  zum  Vorjahr  war  die  Lage  im  allgemeinen  die 
gleiche,  teilweise  gestalteten  sich  die  Verhältnisse,  so  im  Januar,  März, 
September  und  November,  noch  günstiger  als  in  der  entsprechenden 
Zeit  des  Jahres  1916.  Auch  hier  war  Ueberstundenarbeit  und  die 
Leistung  von  Nachtschichten  erforderlich.  —  Für  die  Emaillierwerke 
ist  andauernd  gute  Beschäftigung  zu  verzeichnen.  —  Die  Röhrenwerke 
waren  rege,  zum  Teil  stark  beschäftigt.  Dem  Vorjahr  gegenüber  war 
der  Geschäftsgang  in  den  meisten  Monaten  teilweise  noch  günstiger. 
Vielfach  war  Ueberstundenarbeit  das  Jahr  hindurch  erforderlich.  — 
Die  Drahtindustrie  zeigte  sich  voll  beschäftigt;  auch  hier  war  der  Ge- 
schäftsgang zum  Teil  lebhafter  als  im  Jahr  zuvor.  —  Für  die  Klein- 
industrie wurde  namentlich  für  den  Februar,  Juli  und  November  sehr 
lebhafte  Tätigkeit  gemeldet.  Die  Ueberstunden  erfordernde  Arbeit 
hielt  sich  meist  auf  der  gleichen  Höhe  wie  im  Vorjahr,  zum  Teil  war 
sie  noch  reger. 

Die  Maschinenbauanstalten  waren  andauernd  lebhaft  beschäftigt. 
Wesentliche  Schwankungen  waren  nicht  zu  verzeichnen.     Die  Beschäf- 
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tiguDg  bewegte  sich  meist  auf  der  gleichen  Höhe  wie  im  Vorjahr,  doch 
waren  auch  hier  vielfach  Leistungssteigerungen  im  Vergleich  zu  den 
entsprechenden  Vorjahrsmonaten  festzustellen.  —  Die  Dampfmaschinen- 
und  Lokomotivbauanstalten  erhielten  ihre  Beschäftigung  dauernd  nicht 
nur  mit  derselben  St&rke  wie  im  Vorjahr  aufrecht,  sondern  wiesen 
teilweise  noch  angespanntere  T&tigkeit  auf.  Ueberarbeit  wird  das 
ganze  Jahr  hindurch  vielfach  gemeldet.  —  Für  die  Dampfkessel-  und 
Armaturenwerkstätten  behauptete  sich  die  gute  Geschäftslage  des  Jahres 

1916  auch  im  Berichtsjahr.  Auch  hier  wurde  fUr  eine  Anzahl  von  Be- 
richtsmonaten hervorgehoben,  daß  teilweise  Steigerungen  der  Leistungen 
gegenüber  dem  Vorjahr  erreicht  werden  konnten.  —  Die  Werkzeug- 
maschinenfabriken hatten  fortlaufend  stark  zu  tan.  Die  Beschäftigung 
ist  auch  hier  meist  noch  reger  als  im  Jahre  1916  gewesen.  —  Die 
Betriebe,  die  landwirtschaftliche  Maschinen  herstellen,  hatten  wesent- 
liche Schwankungen  in  der  guten  und  dem  Vorjahr  gegenüber  vielfach 
noch  günstigeren  Oesch&ftslage  nicht  aufzuweisen ;  für  einzelne  Monate 
ist  eine  teilweise  Erhöhung  der  Aufträge  erwähnenswert.  —  Für  den 
Eisenkonstruktions-  und  Brückenbau  wird  die  Tätigkeit  im  Jahre  1917 
als  andauernd  gut  geschildert.  Abgesehen  vom  November,  für  den 
eine  teilweise  Abschwächung  vermerkt  wird,  zeigten  die  Verhältnisse 
dem  Vorjahr  gegenüber  verschiedentlich  Steigerungen.  —  Die  Werke, 
die  Hebezeuge  bauen,  waren  ebenfalls  in  der  Regel  lebhaft  beschäftigt. 
Der  Ueberstundenleistungen  erfordernde  Geschäftsgang  gestaltete  sich 
teilweise  noch  reger  als  im  Jahre  1916.  —  Für  den  Schiffbau  lassen 
sich    wesentliche    Verschiebungen    der  Verhältnisse    im    Wirtschaftsjahr 

1917  nicht  feststellen.  —  Die  Eisenbahnwagenbauanstalten  erfreuten 
sich  lebhaftester  Beschäftigung.  Nach  den  vorliegenden  Berichten  war 
die  Tätigkeit  im  allgemeinen  noch  angespannter  als  im  Jahre  zuvor. 
Gut  und  sehr  gut  war  dauernd  im  Kraftwagen-  und  Flugmotorenbau 
zu  tun.  Der  Geschäftsgang  gestaltete  sich  auch  hier  zumeist  so,-  daß 
er,  verglichen  mit  dem  Jahre  1916,  zugunsten  des  Berichtsjahres  aus- 
fiel.  —  Die  optische  Industrie  erhielt  ihre  gute  und  dem  Vorjahr 
gegenüber  noch  vielfach  gesteigerte  Beschäftigung  das  ganze  Jahr  hin- 
durch mit  der  gleichen  Stärke  aufrecht. 

Die  elektrische  Industrie  war  das  ganze  Jahr  über  verhältnismäßig 
sehr  gut  beschäftigt.  Im  Dynamo-  und  Akkumulatorenbau  mußte  teil- 
weise mit  Ueberstunden  und  Nachtschichten  gearbeitet  werden,  und 
eine  Anzahl  Betriebe  konnten  im  Laufe  des  Jahres  ihre  Arbeiterzahl 
erhöhen.  Nur  im  Monat  November  hat  sich  ein  vorübergehender  teil- 
weiser Rückgang  der  Beschäftigung  gezeigt.  —  In  der  Starkatrom- 
elektrotechnik konnte  die  Beschäftigung  während  des  ganzen  Jahres 
gesteigert  werden.  —  Auch  die  Schwachstromelektrotechnik  ließ  während 
des  ganzen  Jahres  eine  Steigerung  der  Tätigkeit  erkennen.  —  Die 
Kabelwerke  erfreuten  sich  eines  besseren  Geschäftsganges  als  im  Jahre 
1916.  Sie  waren  während  des  ganzen  Jahres  angespannt  tätig,  und  es 
mußte  besonders  in  der  Mitte  des  Jahres  sehr  viel  mit  Ueberstunden 
und  Wechselschichten  gearbeitet  werden.  Nur  im  September  zeigte 
sich  teilweise  eine  vorübergehende  Abschwächung. 
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IV.  Handel  und  Verkehr. 

Inhalt:  Wirtschaftliche  Konjunktur  in  den  kriegführenden  und  neutralen 
Staaten.  Zunehmende  staatliche  Beaufsichtigung  und  Kegulierung  des  Wirtschafts- 
lebens, insbesondere  des  auswärtigen  Verkehrs.  Außenhandel  (Statistik)  Englands. 
Handelspolitische  Maßregeln.    Verhandlungen  über  Ostasien.    Verkehrswesen. 

N'och  stärker  als  im  Vorjahre  (vgl.  Chronik  für  1916,  S.  957) 
stand  im  Jahre  1917  das  gesamte  Wirtschaftsleben  der  Erde 
unter  dem  Einfluß  des  Weltkriegs.  Kaum  ein  Gebiet  blieb  von 
seinen  Einwirkungen  unberührt.  In  allen  Großstaaten  und  in  vielen 
mittleren  und  kleineren  Staaten  war  das  ganze  Sinnen  und  Trachten 
der  Menschen  fast  ausschließlich  auf  die  Kriegführung  und  die  Be- 
schaffung von  wirtschaftlichen  Mitteln  zur  Ermöglichung  derselben  ge- 
richtet. Nach  dem  Eintreten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in 
den  Kampf  verdoppelten  sowohl  die  Mittelmächte  wie  auch  die  Entente- 
staaten ihre  Anstrengungen  zur  Erringung  des  Sieges.  Namentlich  in 
Europa  wurden  alle  verfügbaren  Kräfte  mobil  gemacht ;  zur  militärische^ 
trat  die  bürgerliche  Dienstpflicht  für  Kriegszwecke.  In  noch 
stärkerem  Maße  als  .bisher  mußten  weibliche  Arbeitskräfte  herangezogen 
werden.  Immer  größer  wurden  in  allen  kriegführenden  Ländern 
die  Kapitalverluste;  immer  mehr  schmolzen  die  aus  der  Friedens- 
zeit  überkommenen  Vorräte  zusammen ;  immer  schwieriger  wurde  die 
Neuherstellung  von  Gütern.  Um  so  dringender  wurde  überall  die  Not- 
wendigkeit für  den  Staat,  auf  allen  wichtigen  Gebieten  des  Wirt- 
schaftslebens regulierend  einzugreifen,  die  Produktion  überflüssiger 
Waren  zu  verhindern,  die  Erzeugung  notwendiger  Gebrauchsgegenstände 
zu  sichern  und  den  Verbrauch  zu  beschränken.  Auch  eine  Normierung 
der  Preise  wurde  versucht,  meist  mit  sehr  geringem  Erfolg.  Die 
dem  Kriegsschauplatze  naheliegenden  neutralen  Länder  gerieten  in 
eine  ähnliche  Zwangslage  und  trafen  Abwehrmaßregeln  der  gleichen  Art. 

Die  Beschränkungen  des  internationalen  Verkehrs,  die  be- 
reits in  den  Vorjahren  (vgl.  Chronik  für  1916,  S.  958)  eingeführt  worden 
waren,  wurden  1917  immer  strenger.  Auf  die  Neutralen,  welche 
bisher  noch  einen  gewissen  Güteraustausch  mit  den  Mittelmächten  unter- 
halten hatten,  wurde  von  Seiten  der  Ententestaaten  ein  immer  stärkerer 
Druck  ausgeübt.  Nur  mit  Mühe  gelang  es  einigen  von  ihnen,  nament- 
lich der  Schweiz  und  Holland,  durch  Abschluß  besonderer  Verträge 
mit  beiden  Mächtegruppen  die  Aufrechterhaltung  eines  Teils  ihres  Außen- 
handels zu  ermöglichen.  Trotz  der  Absperrung  der  Mittelmächte  vom 
überseeischem  Verkehr  und  trotz  der  fortgesetzten  empfindlichen  Störung 
des  Außenverkehrs  der  Ententestaaten  durch  die  Tauchboote  der  Mittel- 
mächte war  der  internationale  Güteraustausch  im  Jahre  1917  nicht  un- 
erheblich. Der  dringende  Bedarf  der  Ententeländer,  namentlich  Eng- 
lands und  Frankreichs,  teilweise  auch  Italiens,  lockte  immer 
von  neuem  zahlreiche  Schiffe  nach  Europa;  die  überseeischen  Länder 
konnten  sicher  sein,  hier  guten  Absatz  zu  sehr  hohen  Preisen  zu  finden. 
So  weist  die  Außenhandelsstatistik  für  1917  noch  immer  steigende  Ziffern 
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auf.  Dies  gilt  allerdings  fast  nur  von  den  Wertangaben.  Prüft  man 
dagegen  genauer,  wie  groß  die  wirklichen  Warenumsätze  (Gewicht  der 
Waren,  Stückzahl  usw.)  waren,  so  ergeben  sich  regelmäßig  Rückgänge. 
Allmählich  werden  die  statistischen  Angaben  über  den  Außenhandel 
immer  spärlicher;  immer  mehr  Staaten  nehmen  davon  Abstand,  eine 
Handelsstatistik  zu  veröffentlichen.  Genauere  Ziffern  über  das  ganze 
Jahr  1917  hat  bisher  nur  die  englische  Regierung  mitgeteilt. 

Der  Außenhandel  Englands    hatte    nach  amtlichen  Angabea 
folgenden  Umfang  (in  Mill.  £): 


Oesaint« 

Vi  n  f  11  n  V 

Ausfuhr 

Wiederausfuhr 

engliiicber 

kolooialer  und 

M^i  u  1  Uli  t 

Waren 

fremder  Waren 

19U 

69; 

43' 

95 

1915 

851 

385 

99 

1046 

949 

507 

98 

1917 

1065 

5*5 

70 

Za  dieser  Statistik  bemerkte  der  „  W.  N.  D.  Ueberseedienst" : 

Die  Acconnts  relatiog  to  Trade  and  NarigatioD  of  the  United  Rin^dom, 
denen  die  Zahlen  entnommen  sind,  gcblieOen  die  von  den  Behörden  und  Privaten 
eingeführten  und  ausgeführten  Waren  ein  mit  Ausnahme  der  für  die  im  Ausland 
kämpfenden  englischen  Streitkräfte  bestimmten  Artikel.  Die  Zahlen  für  die 
Monate  vor  Juli  1917  wie  auch  diejenigen  für  die  vorhergehenden  Jahre  enthalten 
bei  der  Einfuhr  alle  Nahrungsmittel,  dagegen  nicht  sonstige  Waren,  die  zur  Zeit 
der  Einfuhr  im  Besitz  der  englischen  Regierung  oder  der  Regierungen  der  Alli- 
ierten waren.  Bei  der  Ausfuhr  umfassen  die  Zahlen  für  die  fraglichen  Monate 
die  in  England  von  den  Regierungen  der  Alliierten  gekauften  Waren,  schlielien 
aber  solche  Artikel  nicht  ein,  die  den  Lagerbeständen  der  englischen  Regierung 
entnommen  sind  oder  von  der  Regierung  gekauft  und  auf  ihr  gehörigen  bchiffen 
fortgeschafft  wurden.  Einzelheiten  der  Em-  und  Ausfuhr  von  Nahrungsmitteln 
und  von  einigen  besonders  wichtigen  Rohstoffen  sind  diesmal  nicht  gegeben ;  ebenso 
fehlt  jede  Angabe  über  die  Herkunft  oder  Bestimmung  der  ein-  oder  ausgeführten 
Waren. 

Die  Einfuhr  und  die  Wiederausfuhr  ausländischer  und  aus  den  Kolonien 
stammender  Waren  umfassen  auch  die  Durchfuhr  mit  Ausnahme  der  unter  Zoll- 
verschluß vom  eingehenden  zum  ausgehenden  Schiff  überführten  Waren.  Für  die 
Einfuhr  sind  die  sCif*-,  für  die  Ausfuhr  die  ,fob*-Werte  angegeben. 

Ueber  den  Warenaustausch  Englands  mit  den  einzelnen  Ländern 
wird  folgendes  mitgeteilt: 


Hit  den  Kolonien : 

Einfuhr  ans: 

Ausfuhr  nach: 

(in   1000  £) 

1917 

1916 

1915 

1917 

1916 

1915 

Ostindien 

100089 

105  411 

94617 

67684 

61  518 

51812 

Australien 

64430 

36195 

45281 

22  118 

35898 

28910 

Neuseeland 

29256 

31618 

30  4«  7 

7039 

12078 

9380 

Canada 

84331 

58630 

41  001 

16  210 

18008 

«3303 

Aegypten 

3»  47* 

26612 

21  786 

«4  777 

11  225 

8073 

Südafrika 

12077 

13362 

II  468 

19171 

24  118 

18957 

Ostafrika 

**35 

I3'4 

1082 

1  906 

I  813 

1  012 

Westafrika 

14910 

12065 

9649 

7378 

7  123 

5725 

Westindien 

6  251 

5003 

4068 

2060 

2  138 

1841 

Kanal-Inseln 

2923 

2496 

2032 

I  611 

I  700 

1463 

Gesamt  einschl.  anderer 

Besitzungen 

359871 

302  834 

272528 

172  621 

186  149 

148  362 
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1917 
33  25' 


Ansfohr  oaeh : 
1916 
32690 


.  T      j  Einfuhr  ans: 

Mit  anderen  Xjanaem :       1917  1916  1915 

Vereinigte  Staaten              376472  292073  238006 

Deutschland                                  47  103  201 

Frankreich                             22868  26648  3147° 

Argentinien                            48514  51592  63887 

Rußland                                  17  937  18905  21429 

Belgien                                        333  i  292  i  576 

Dänemark                               17  75'  21945  22597 

Niederlande                            20032  22187  23440 

Spanien                                   22  151  25021  18933 

Schweden                                14815  20597  19  818 

Schweiz                                   11  312  15508  15257 

Brasilien                                     9951  9035  8344 

Italien                                     10396  11  276  11  268 

Oestcrreich-Ungarn                   —  7  43 

Norwegen                                18424  16674  13692 

Türkei                                            472  861  1  183 

Java                                        13249  14319  12  215 

China                                        8499  8335  7066 

Chile                                       13291  12409  9612 

Japan                                      15310  12491  9  4^4 

Peru                                          4675  4683  3323 

Rumänien                                  —  —  5 

Portugal                    3  882  5  272  3  975 

Gesamt  einschl.  anderer 

Länder                              705386  645834  581228       352688       320397       236285 

Ueber  den  Außenhandel  Japans  liegen  nach  der  „Frank- 
furter Zeitung"  folgende  Angaben  vor,  die  eine  erhebliche  Steigerung 
der  „Aktivität"  der  japanischen  Handelsbilanz  im  Jahre  1917  erkennen 
lassen : 


III  507 
12881 

46733 

252 
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20  822 
4792 
3089 
6560 
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934 
6013 
10621 
4634 
5523 
I  488 
702 
3129 


93095 
13953 
24991 
256 
11430 
24056 

8524 
6581 
4580 
6717 
20455 

10  891 

426 

7  101 

10699 
4037 
7501 
I  080 

47 
4  101 


1915 
26  170 

6970J 
II  506 
13566 
188 
7805 
18084 

6179 
6290 

359/ 

5146 

13928 

7313 
363 
5  i8i 
8548 
I  761 
4872 

59« 

487 

3202 


(in  Mill.  Yen) 
Ausfuhr 
Einfuhr 


1912 

527 
619 


1913 
630 
729 


1914 
590 
595 


1915 
706 
532 


1916 

756 

1127 


1917 

990 

1540 


Saldo      —  92  —  81  —  5  +   174  +  371  +   550 

Dem  Abschluß  von  Handelsverträgen  war  das  Kriegsjahr 
1917  nicht  günstig.  Nur  Peru  und  Bolivien  schlössen  ein  solches 
Abkommen.  Italien,  das  sich  mit  dem  Ende  des  Jahres  1917  handels- 
politisch vollständig  freie  Hand  sichern  wollte,  kündigte  seine  Handels- 
verträge mit  Frankreich,  Griec  henland  und  Brasil  ie  n.  Auch 
das  revolutionäre  Rußland  wollte  nicht  mehr  an  alte  Abmachungen 
gebunden  sein  und  kündigte  die  Handelsverträge  mit  England,  Hol- 
land, Norwegen  und  der  Schweiz.  Zwischen  Oesterreich  und 
Ungarn  kam  1917  der  sogenannte  „Ausgleich"  von  neuem  zustande; 
sein  Inhalt  wurde  aber  vorläufig  geheim  gehalten.  Die  Verhandlungen 
des  Deutschen  Reiches  mit  Oesterreich-Ungarn  über  eine 
handelspolitische  Annäherung  wurden  fortgesetzt,  kamen  aber  noch  nicht 
zum  Abschluß.  Mit  der  Türkei  verständigte  sich  das  Deutsche  Reich 
über  eine  Reihe  rechtlich-wirtschaftlicher  Fragen.  Mit  der  Schweiz 
und  Holland  traf  es  kurzfristige  Wirtschaftsabkommen. 

Die  Erörterungen  über  die  Neugestaltung  der  Handels- 
politik   nach  Friedensschluß    (Zollunion,    Vorzugszölle,    Rohstoff- 

LXP 
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lieferungen  usw.)  wurden  während  des  Jahres  1917  fast   in  allen  Län- 
dern fortgesetzt,  ohne  jedoch  zu  bindenden  Beschlüssen  za  führen. 

Während  in  Europa  und  in  einzelnen  Teilen  Afrikas  blutig  ge- 
rungen wurde,  und  allmählich  auch  die  Amerikaner  (der  Norden  ganz, 
der  Süden  und  die  Mitte  teilweise)  ihre  Neutralität  aufgaben,  wurden 
die  „friedlichen"  Verhandlungen  über  Ostasien  fortgesetzt.  Japan 
traf  sowohl  mit  Rnßland  wie  auch  mit  den  Vereinigten  Staaten  Ab- 
machungen über  die  „Durchdringung"  Chinas.  Vi^elches  der  wahre  In- 
halt dieser  Abmachungen  war,  ist  nicht  bekannt  geworden.  Die  Ver- 
tragschließenden beobachteten  sich  gegenseitig  mit  Mißtrauen,  und  am 
Schluß  des  Jahres  schien  man  auch  in  Ostasieu  nahe  vor  kriegerischen 
Handlungen  zu  stehen. 

Auf  dem  Oebiete  des  Verkehrswesens  waren  im  Jahre  1917 
keine  wesentlichen  Fortschritte  zu  verzeichnen.  Der  Eisenbahnbau, 
abgesehen  von  Linien  dicht  hinter  der  Fronten,  stockte  und  die  Schiff- 
fahrt litt  schwer.  In  manchen  Ländern,  sogar  in  Nordamerika,  zeigte 
sich  unter  dem  Druck  des  Kriegs  eine  Neigung  zur  Verstaat- 
lichung der  wichtigsten  Verkehrsmittel.  Der^  Aasbau  der  Binnen- 
wasserstraßen wurde  in  verschiedenen  Ländern  ins  Auge  gefaßt, 
so  namentlich  in  Mitteleuropa,  daneben  in  Frankreich  und 
Oberitalien.  P.  Arndt. 

V.  Versicherungswesen. 

Auf  dem  Gebiet  der  Privatversicherung  hat  das  abgelaufene 
Jahr  in  den  meisten  kriegführenden  wie  neutralen  Ländern  ähnliche 
Erscheinungen  gezeitigt :  eine  andauernde  Zunahme  von  Verschmelzungen, 
die  Gründung  zahlreicher  neuer  Gesellschaften,  namentlich  auf  dem  Ge- 
biet der  Transport-  und  Rückversicherung,  die  Ausdehnung  des  Geschäfts- 
betriebs bestehender  Anstalten  auf  neue  Zweige,  die  Bemühungen,  das 
heimische  Versicherungsgewerbe  zu  heben,  um  sich  vom  Ausland  möglichst 
unabhängig  zu  machen  und  für  die  Aufgaben,  welche  die  Zeit  nach  dem 
Krieg  an  die  Versicherung  stellt,  aas  eigener  Kraft  gewachsen  zu  sein. 
In  Deutschland  gruppieren  sich  alle  diese  Bewegungen  mehr  und  mehr 
um  eine  Anzahl  besonders  kapitalkräftiger  Unternehmungszentren  im 
Binnenland  wie  in  den  Hansestädten.  Mit  besonderer  Befriedigung 
stellen  zahlreiche  deutsche  Versicherungsgesellschaften  erneut  fest,  daß 
die  Prämienzahlungen  gut  und  regelmäßig  erfolgt  sind.  Sie  schließen 
hieraus  wohl  nicht  mit  unrecht  auf  die  in  weiten  Kreisen  herrschende 
gute  wirtschaftliche  Lage.  Die  allgemeine  Preiserhöhung  hat  natur- 
gemäß im  wachsenden  Maße  dazu  geführt,  die  Versicherungssummen 
bei  bestehenden  Verträgen  mehr  oder  minder  zu  erhöhen.  Andererseits 
sind  aber  die  Schadenziffern  vornehmlich  in  denjenigen  Versicherungs- 
ssweigen,  bei  welchen  die  Versicherungsfälle  durch  Handlungen  der  Ver- 
sicherten herbeigeführt  werden  können,  stark  gewachsen.  Es  zeigt  sich 
auch  hier  die  Wirkung  der  zunehmenden  Kriminalität.  Namentlich  die 
Feuerversicherung  klagt  über  ein  schlimmes  Jahr.  Ungemein  nachteilig 
beeinflußt   hat   die  Preisrevolution    die    Glasversicherung,    besonders  so- 
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■weit  sich'  in  dieser  die  Gesellschaften  nicht  zu  festen  Barleistungen, 
sondern  zu  Naturalersatz  verpflichtet  haben.  Die  durch  das  deutsche 
Baugewerbe  im  Interesse  der  schwer  betroffenen  Hausbesitzer  neu  ge- 
schaffene eigenartige  Hypothekenschutzversicherung  ist  durch  ein  eigenes 
Reichsgesetz  von  der  Staatsaufsicht  befreit  worden,  um  möglichst  un- 
gehindert betrieben  werden  zu  können.  Die  Kriegsanleiheversicherung 
hat  vornehmlich  auch  in  Deutschland  an  Beliebtheit  gewonnen.  Die 
in  weitem  Umfang  in  Deutschland  durchgeführte  öffentliche  Bewirt- 
schaftung von  Vieh  und  Fleisch  hat  die  Verstaatlichung  der  Viehver- 
sicherung gefördert.  Im  übrigen  haben  wenigstens  in  Deutschland  die 
Verstaatlichungsbestrebungen  weitere  Fortschritte  kaum  gemacht,  während 
in  Rußland  die  völlige  Verstaatlichung  der  gesamten  Privatversicherung 
in  die  Wege  geleitet  zu  sein  scheint,  in  England  die  Ueberüahme  der 
ganzen  Seeversicherung  in  den  öffentlich-rechtlichen  Betrieb  erwogen 
wird,  in  vielen  anderen  Ländern  eine  staatliche  Seekriegsversicherung 
eingeführt  oder  weiter  ausgebaut  worden  ist.  Auch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  sind  dem  Vorgehen  anderer  feindlicher  Mächte 
gefolgt  und  haben  den  Betrieb  der  deutschen  Versicherung  in  ihrem 
Gebiet,  abgesehen  von  der  Lebensversicherung,  untersagt.  Den  Schutz 
der  deutschen  bei  feindlichen  Gesellschaften  Versicherten  hat  sich  die 
Aufsichtsbehörde  nach  Möglichkeit  angelegen  sein  lassen.  Ganz  be- 
sonders ungünstig  liegen  nach  wie  vor  die  Verhältnisse  der  französischen  • 
Privatversicherung. 

Auf  dem  Gebiete  der  Sozialversicherung  sind  in  Deutschland 
wie  in  Oesterreich  und  Ungarn  die  Ausdehnungsbestrebungen  im  Hin- 
blick auf  den  gesunkenen  Geldwert  erfolgreich  weitergegangen.  Die 
alte  Forderung  einer  Verschmelzung  der  Angestellten-  mit  der  übrigen 
Sozialversicherung  ist  in  dem  Berichtsjahr  mit  Entschiedenheit  vertreten 
worden,  ohne  daß  es  an  Gegenbestrebungen  gefehlt  hat.  Viel  Beachtung 
hat  ein  von  der  bayerischen  Verkehrsverwaltung  ausgearbeiteter  Plan, 
eine  Kinderzulagen-  und  Hinterbliebenen  Versicherung  der  bayerischen 
Verkehrsbeamtbn  einzurichten,  gefunden,  wie  überhaupt  die  Bestrebungen, 
die  Sozialversicherung  bevölkerungspolitisch  zu  verwerten,  sei  es  in  Form 
einer  Reichs wohnversicherung,  einer  Elternschaftsversicherung  oder 
sonstwie,  an  Anhängern  gewonnen  haben  und  viel  erörtert  worden  sind. 


Via.  Geld,  Kredit,  Währung. 

Inhalt:  Ij  Der  internationale  Geldmarkt  und  die  Entwicklung 
in  den  wichtigeren  Ländern  während  des  Jahres  1917.  Der  inter- 
nationale Geldmarkt.  (Allgemeine  Wirtschaftslage.  Handelsbilanz.  Liqui- 
dierung des  ausländischen  Effektenbesitzes.  Rationierung  des  Kapitals  und  der 
internationalen  Zahlungsmittel.  Kreditaufnahmen  und  Handelsabkommen.  Wechsel- 
kurse. Zinssätze  .für  Bank-  und  Privatdiskont  sowie  auf  dem  Anleihemärkte. 
Außenhandel,  Eisen-,  Stahl-  und  Kohlenerzeugung  Deutschlands.  Außenhandel 
Englands  und  Frankreichs.  Abrechnungsverkehr  in  Deutschland,  England,  Frank- 
reich und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Emissionen  in  Deutschland, 
England,  Frankreich.  Börsenverkehr.  Goldproduktion.  Goldbewegungen  /Eng- 
lands und  Frankreichs j  Der  Geldmarkt  (unter  kurzen  Hinweisen  auf  das 
Wirtschaftsleben,   die  Handelsbilanz,  die  Wechselkurse,   die  Zinssätze,  die  Börse, 
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die  Staatsfinanzen,  die  Zentralnotenbanken  u.  a.)  in  den  folgenden  Ländern: 
Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  England,  Frankreich,  Ruß- 
land, Italien,  Japan,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  den 
Niederlanden,  der  Schweiz,  Skandinavien,  Spanien. 

2)  Weitere  Vorgänge  und  Gesetzgebung,  a)  Banken  im  In- 
und  Auslande,  b)  Ereditwirtechaf  tlicne  MaSn  ahmen,  c)  Schuld- 
buchwesen, d)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr,  e)  Börsenwesen. 
f)  Währu  ngs- und  Notenb  ank  wesen.  ( Weitere  Einzelheiten  siehe  im  Sach- 
register unter  den  einzelnen  Ländern  und  Schlagwörtern.) 

3)  Statistik.  1.  Diskontsätze  der  wichtigsten  Notenbanken  im  Jahre  1917. 
2.  Londoner  Notierungen  des  Marktdiskonts,  des  Silberpreises  und  der  Regierungs- 
wechsel auf  Indien  sowie  New  Yorker  Notierung  für  „tägliches  Geld*.  3.  Wechsel- 
kurse in  Berlin.  4.  Uebersicht  über  den  Stand  der  deutschen  Notenbanken,  der 
Bank  von  Frankreich  und  der  Bank  von  England  im  Durchschnitt  des  Jahres 
1917.  5.  Emissionen  in  England.  6.  Abrechnungsverkehr  in  Deutechland,  Eng- 
land, Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  7.  Ausweise  über 
die  englischen  Schatzkassenscheine  (currency  notes). 

1.   Der   internationale    Oeldmarkt    und    die   Entwicklung 
in  den  wichtigeren  Ländern  während  des  Jahres  1917. 

Politische  Ereignisse  von  ungeheurer  Tragweite  haben  im  Jahre 
1917  den  Gang  des  internationalen  Wirtschaftslebens  und 
die  Entwicklung  auf  dem  internationalen  Geldmarkt  maßgebend 
beeinflußt.  Durch  die  Kriegserklärung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  (6.  April)  an  Deutschland  und  den  Anschluß  einer  Reihe  mili- 
tärisch weniger  wichtiger,  wirtschaftlich  aber  zum  Teil  nicht  zu  unter- 
schätzender Staaten ')  an  die  Entente,  durch  den  verstärkten  Druck 
auf  die  wenigen  noch  neutral  gebliebenon  Länder  wurde  die  wirt- 
schaftliche Isolierung  der  Mittelmächte  zunächst  noch,  vollkom- 
mener, bis  es  ihnen  vermöge  ihrer  militärischen  Erfolge  gelang,  [einen 
Hanptgegner,  Rußland,  kampfunfähig  und  friedensreif  zu  machen  und 
80  in  die  Umklammerung  eine  Bresche  zu  legen.  Die  immer  wachsende 
Fracht raumkürzung  infolge  des  verschärften  U-Boot-Krieges,  des 
äußeren  Anlasses  zur  Kriegserklärung  Amerikas,  und  das  Ergebnis  der 
Weltemte,  welches  angesichts  des  Menschenmangels  und  der  Erschöpfong 
des  Bodens  bei  dem  Fehlen  künstlicher  Düngemittel  mäßig  blieb,  stellte 
trotz  der  Hilfe  der  Vereinigten  Staaten  die  Mehrzahl  der  Entente-Länder 
—  zugleich  aber  auch  verschiedene  neutrale  —  unter  einen  ähnlichen 
wirtschaftlichen  Druck  wie  er  auf  den  Mittelmächten  lastete.  Dieser  wirt- 
schaftliche Druck  veranlaßte  in  kriegführenden  und  neutralen  Ländern 
den  weiteren  Ausbau  der  bereits  vorher  ergriffenen,  ziemlich  gleich 
gerichteten  Abhilfemaßnahmen,  die  schon  in  der  Jahreschronik  für 
1916  gekennzeichnet  wurden:  er  führte  nämlich  zu  steigender  Anteil- 
nahme des  Staates  an  den  kriegswichtigen  Betrieben,  zu  weiterer  Ratio- 
nierung der  vorhandenen  Nahrungsmittel,  Rohstoffe  und  Fabrikate,  zu 
Einschränkung  des  Verbrauchs  durch  Kontrolle  der  Produktion  und 
der    Einfuhr,    zu    Erweiterung    der    eigenen    landwirtschaftlichen    und 


1)  Bolivien,    RraaUien,   China,  Costa  Rica,   Cuba,  Griechenland,  Guatemala,   Haiti, 
Hondnra.s,  Liberia.  Nicaragua,  Panama,  Peru,  Siam,  Uruguay. 
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industriellen  Erzeugung.  Hatten  die  Mittelmachte  auf  diesen 
Gebieten  vermöge  ihrer  unter  dem  Zwange  der  Verhältnisse  vervoll- 
kommneten Organisation  von  jeher  einen  Vorsprung,  so  hat  sich 
doch  auch  die  Entente,  namentlich  England,  besonders  in  dem  augen- 
blicklich wichtigsten  Produktionszweige,  der  Munitionserzeugung,  während 
des  Berichtsjahres  erheblich  selbständiger  gemacht.  Die  Neutralen 
haben  diese  Tatsache  durch  den  Wegfall  von  Aufträgen  zu  spüren  be- 
kommen;  ihre  Wohlstandssteigerung  hat  sich  infolgedessen  und 
unter  dem  wachsenden  wirtschaftlichen  Di-uck  —  auch  die  Vereinigten 
Staaten  hatten  schwarze  Listen  eingeführt  ■ —  im  Berichtsjahre  nicht 
in  demselben  Umfange  fortgesetzt  wie  vordem  während  des  Krieges, 
zumal  die  hohen  Wechselkurse  dem  Absatz  gewisser  Erzeugnisse  nicht 
förderlich  waren  i/.  Trotz  dieser  Bestrebungen  der  Kriegführenden, 
sich  mehr  und  mehr  auf  sich  selbst  zu  stellen,  blieben  unter  den  wach- 
senden Erfordernissen  des  Krieges  ihre  Bezüge  aus  den  neutralen  Ländern 
groß,  während  sie  teils  nicht  in  der  Lage,  teils  nicht  gewillt  waren, 
diesen  Einfuhren  eine  entsprechende  Warenausfuhr  gegenüberzustellen. 
Für  den  Passivsaldo  der  Handelbilanz  einen  Ausgleich 
zu  finden,  war  somit  neben  der  Aufbringung  der  Kriegskosten  das 
schwierigste  Problem  der  Finanz-  und  Währungspolitik  der  kriegführendwi 
Staaten.  Die  Geldbewegungen  und  Kreditgeschäfte,  welche  durch  jene 
Bemühungen  ausgelöst  wurden,  gaben  auch  im  Berichtsjahre  dem  inter- 
nationalen Geldmarkt,  wie  er  sich  im  Kriege  darstellt  (vgl.  Chro- 
nik 1914  S.  961),  sein  Gepräge.  Die  Schwierigkeiten  wurden  noch 
dadiirch  verschärft,  daß  einzelne  Neutrale  vorübergehend  Gold  als  Aus- 
gleichsmittel verschmähten.  Infolgedessen  mußte  die  planmäßige 
Liquidierung  des  ausländischen  Effektenbesitzes  weiter 
betrieben  oder,  soweit  sie  noch  nicht  bestand,  eingeführt  werden.  Hin- 
sichtlich der  Verwaltung  und  Beschaffung  des  Kapitals  und  der  inter- 
nationalen Zahlungsmittel  blieb,  wie  in  der  Wirtschaft,  Ra- 
tionierung und  Sparsamkeit  erstes  Gebot.  Kapitalausfuhrver- 
bote, Bestimmungen  über  Neugründungen  und  Kapitalerhöhungen  sollten 
das  Kapital  den  Zwecken  der  eigenen  Kriegführung  vorbehalten.  Die 
Kontrolle  des  Devisenverkehrs  wurde  zum  Teil  verschärft,  zum  Teil 
erst  eingeführt.  Die  Aufnahme  der  in  den  neutralen  Ländern  be- 
nötigten Kredite  wurde  der  privaten  Initiative  mehr  und  mehr  ent- 
zogen, durch  Vermittlung  der  Regierungen  oder  von  ihnen  beauftragter 
Stellen  verein h  eitlicht  und  in  vielen  Fällen  an  Handelabkommen 
geknüpft.  Trotz  dieser  Bemühungen  sind  aber,  was  die  Entente  angeht, 
nach  derem  eigenem  wiederholten  Eingeständnis  ernstliche  Schwierig- 
keiten, ja  vielleicht  ihr  finanzieller  Zusammenbruch  nur  durch  den  Ein- 
tritt    der  Vereinigten  Staaten    in    den    Krieg    hintangehalten 

1)  Die  ungünstige  Wirkung  des  hohen  Standes  der  schweizerischen  Valuta,  insbe- 
sondere der  Kursschwankungen  schildert  an  Hand  reichhaltigen  Materials  namentlich 
unter  Bezugnahme  auf  den  33.  Jahresbericht  des  Vereins  Schweizer  Maschinenindustri- 
eller  vom  Jahre  1916  die  „Züricher  Post"  v.  6.  Sept.  1917. 
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-worden  ^j.  Durch  die  weitgehende  Finanzhilfe,  weiche  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  der  Entente  angedeiheu  ließen,  wurde  die  Ab- 
hängigkeit, namentlich  auch  Englands,  von  Amerika  weiter  er- 
höht, nachdem  bereits  der  amerikanische  Dollar  in  erheblichem  Um- 
lange im  internationalen  Verkehr  an  die  Stelle  des  englischen  Pfundes 
getreten  *)  und  London  aus  seiner  Position  als  Finanzmittelpunkt  und 
Clearinghouse  der  Welt  ausgeschaltet  'war'').  Auf  die  Wechselkurse 
der  Entente  übte  der  Eintritt  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in 
den  Krieg  infolge  umfangreicher  Kündigungen  amerikanischer  Guthaben 
keineswegs  den  erhofften  günstigen  Einfluß,  und  die  Vereinigten 
Staaten  selbst  sahen  sich  nach  ihrem  Ausscheiden  aus  dem  Kreise 
der  Xeutralen  alsbald  denselben  Schwierigkeiten  wie  die  anderen  Krieg- 
führenden gegenüber,  ihre  eigene  Valuta  demselben  Schicksal  der 
Entwertung  verfallen.  Namentlich  die  Verkäufe  englischer  Sterling- 
wechsel aus  den  verschiedensten  Ländern  .in  New  York,  welche  weit 
über  den  Betrag  hinausgingen,  der  zur  Abwicklung  von  Schuldverpflich- 
tungen notwendig  gewesen  wäre,  schädigten  die  amerrkani&che  Valuta 
empfindlich.  Der  Anreiz  für  solche  Transaktionen  lag  in  der  durch 
besondere  vertragliche  Malinahmen  in  New  York,  nicht  aber  auf  den 
anderen  internationalen  Märkten,  aufrechterhaltenen  Stabilität  des 
Sterliugkurses.  Das  im  Zusammenhang  mit  diesen  Vorgängen  erlassene 
Goldausfuhrverbot  der  Vereinigten  Staaten,  die  Verkäufe  amerikanischer 
Effekten  seitens  Neutraler  und  die  Einschränkung  amerikanischer  Wai-en- 
ausfuhren  *)  verstärkten  den  auf  der  amerikanischen  Valuta  lastenden 
Druck. 

Erfolgreicher  waren  die  Mittelmächte,  deren  Bemühungen  zur 
Besserung  der  Wechselkurse  durch  planmäßige  Interventionen  und 
Schaffung  von  Guthaben  auf  den  neutralen  Märkten  in  den  ihnen 
günstigen  politischen  und  militärischen  Ereignissen  eine  starke  Stütze 
fanden. 


1)  CK.  Tbollot  in  der  „Kevue  tojDomique  et  finuici^re"  Tom  12.  Jan.  1918:  Da  die 
Vereinigteu  Staaten  Frankreich  ihre  finanzielle  Hilfe  nur  gegen  en<ikUgsige  Sicherheit 
liehen,  so  hätte  für  Frankreich  einmal  der  Angenblick  kommen  mutzen,  vo  e«  zu 
fürchten  gehabt  hätte,  daB  die  Quelle  der  amerikanischen  Vorschüsse  versiegen  würde, 
wenn  die  Liste  der  verfügbaren  äicberbeiten  erschöpft  gewesen  wäre.  —  Bonar  Law 
äußerte  n.ich  dem  „Statist"  vom  4.  Aug.  1917  S.  191  :  It  is  an  open  secret,  that  we 
have  spent  so  freely  of  our  resources,  that  thoee  available  for  payments  in  America 
had  become  nearly  exhatisted,  when  our  ally  entered  ioto  ihis  struggle. 

2)  Der  Gebrauch  von  DoUarweehseln  ist  auf  18  Proz.  des  ges.imten  englischen 
Wechselnmlaufs  angewachsen  und  wird  sich  noch  steigern  („Journal  of  Commerce  "  vom 
30.  Aug.  1917). 

3)  Amerika  und  Japan  treiben  Handel  miteinander,  aber  die  Abschlüsse  nehmen 
nicht  mehr  den  Weg  über  London ;  das  Gleiche  gilt  von  Südamerika  und  Spanien. 
Die  großen  Geldtendungen  Südamerikas  an  Spanien  werden  jetzt  direkt  geschickt  und 
nicht  wie  vor  dem  Kriege  durch  Vermittlung  Londoner  Banken  (£dw.  Holden  in  der 
„Fall  Mall  Gazette"  vom  11.  Febr.  1918). 

4)  Die  Vereinigten  Staaten  ließen  ihrem  bisherigen  Vorgehen  gegen  den  Handel 
mit  den  Neutralen  ein  förmliches  Verbot  aller  nicht  vorher  genehmigten  Güteransfubr 
an  diese  folgen  („The  Economist"  v.  1.  Sept.  1917  8.  314,  „Chronik"  1917  S.  556 
sowie  S.  629  Anm.  3,  S.  717  Anm.   1). 
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Devisenkurse  auf: 


-' 

.  -- 

London 

Amsterdam 

Schweiz 

Parität 

25,«3 

2O8,30 

100,— 

Datum 

3.  1. 

2.  1. 

3.  1. 

2.   1. 

3.  1. 

2.  1. 

1917 

1918 

1917 

1918  ■ 

1917 

1918 

iü  Paris  kurz 

27,79 

27,1« 

238- 

247,60 

115,50 

130,50 

Parität 

12,11 

25,22 

Datum 

29.  12. 

27.  12. 

29.  12. 

27.  12. 

1916 

1917 

1916 

1917 

in  London  Seheck 

11,68 

'     10,96 

24,0  s 

20,80 

Parität 

4.86V, 

40,20 

5.18 

Datum 

2.   1. 

31.  12. 

2.  1. 

31.  12. 

Anfang  |    Ende 

• 

1917 

1917 

1917 

1917 

1917  a/v  1917 

in  New  York  Wechselkurse 

bzw.  a/v 

4.7«'/,. 

4>7«V„ 

40"/,, 

43*/. 

5,04             4,36 

Parität 

/ 

168,74 

81.— 

Datum 

30.  12.  1  31.  12. 

30.  12. 

31.  12. 

\ 

1916     1     1917 

1916 

1917 

in  Berlin  für  Auszahlung 

239.- 

221,- 

H7,— 

117,63 

New  York 


Schweden 


Spanien 


Paris 


Parität 
Datum 

in  Paris  kurz 


5X8,36 


3.  1. 
1917 


2.  1. 
1918 


583,50  570,— 


138,89 
.3.  l.|i  2.  1. 
1917  i  1918 
171, 6oi  194,- 


500.- 


3.  1. 

1917 
625,- 


2.  1. 
1918 
695,60 


Parität 
Datum 

in  London  Scheck 


4,86V8 


29.  12. 
1916 
4.'6V, 


27.  12. 

1917 

4,78'/, 


29.  12. 
1916 
16,02 


l8,16 


27.  12, 
1917 


29.  12 
1916 


25,22 


14,17       12,28 


27.  12. 

1917 

i9,«s 


29.  12. 
1916 

27,80 


25,22 


27.  12. 
191T 
27,2a 


Parität 
Datum 

in  New  York  Wechselkurse 
bzw.  a/v 


26,80 

Anfangl  Ende 

1917  a/v  1917 

29.*«  I  33.SO 


19,30 
.\nfang|  Ende 
1917  a/T  1917 

21,10  I  24,35 


5.18 
2.  1.    31.  12. 
1917   I  1917 

5.85    i     5.'* 


Parität 
Datum 

in  Berlin  für  Auszahlung 


30.  12. 
1916 
172,- 
*)   Erster  in  Berlin  amtlich  notierter  Kurs. 


112,60 


31.  12. 
1917 
172,— 


81,- 
22.  2  •) 
1917 
126, — 


31.  12. 
1917 
125.— 


Die  noch  übrig  gebliebenen  Neutralen  zogen  auch  im  Berichts- 
jahre teilweise  erheblichen  Vorteil  aus  der  Lage,  wie  die  weitere 
Steigerung    ihrer    Goldbestände    und    ihre    wachsende    Entschuldung  i) 

1)  Nachdem  in  Spanien  in  den  vergangenen  Jahren  die  Nationalisierung  der 
äußeren  Renten  immer  mehr  fortgeschritten  ist,  beabsichtigt  die  Kegiening  den  ganzen 
Restbetrag  in  heimische  Staatsschuld  zu  verwandeln  („Frankf.  Ztg."  v.  31.  Okt.  1917). 
—  Die  Holland-Amerika-Linie  hat  ihre  in  ausländischem  Besitz  (in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  Deutschland)  befindlichen  Aktien  durch  Holländer  zurück- 
kaufen lassen  („Journal  of  Commerce"  v.  24.  Jan.  1918). 


—    914    — 

gegenüber  den  Kriegführenden  zeigt,  legten  aber  doch  gegenüber  dem 
stürmischen  Kreditbegehr  von  allen  Seiten  eine  in  den  Erfordernissen 
der  eigenen  Volkswirtschaft  begründete  Zurückhaltung  an  den  Tag. 
Trotz  dieser  Zurückhaltung  war  die  Inanspruchnahme  der  Neutralen 
immerhin  noch  groß  genug,  um  namentlich  gegen  Ende  des  Jahres  im 
Zusammenhang  mit  den  erhöhten  Herbstbedürfnissen,  der  durch  die 
allgemeine  Teuerung  verlangsamten  Kapitalbildung  und  infolge  des 
Bestrebens  der  Industrie,  sich  zu  jedem  Preise  Rohstoffe  zu  sichern, 
eine  Versteifung  der  Geldmärkte  herbeizuführen,  die  in  der 
Erhöhung  der  Diskontsätzen  einzelner  neutraler  Notenbanken  zum  Aus- 
druck kamen. 

So  erhöhten  die  Schwedische  Reichsbank  aus  diesen  Gründen  ihren 
Satz  am  28.  Sept.  1917  um  »/,  Proz.  auf  6  Proz.  und  am  12.  Dez. 
weiter  um  ein  ganzes  Prozent  auf  7  Proz.,  die  Bank  von  Norwegen 
am  13.  Dez.  um  Y,  Proz.  auf  6  Proz.  Nur  die  Bank  von  Spanien 
vermochte  ihren  Diskont  herabzusetzen,  und  zwar  am  22.  März  1917 
um  Y,  Proz.  auf  4  Proz.  Die  Dänische  Nationalbank  (5  Proz.),  die 
Niederländische  Bank  (4*/,  Proz.)  und  die  Schweizerische  National- 
bank (4V,  Proz.)  verharrten  während  des  ganzen  Jahres  bei  denselben 
Sätzen. 

In  den  Ländern  der  Kriegführenden  dagegen  war  der  Geldstand 
durchweg  leichter,  ja  sogar  vielfach  durchaus  flüssig,  ihre  Noten- 
banken konnten  deshalb  ihre  Sätze  überwiegend  beibehalten,  zum  Teil 
sogar  herabsetzen,  zumal  hierbei  im  allgemeinen  keine  Rücksicht  auf 
die  künstlich  manipulierten  Wechselkurse  genommen  zu  werden  brauchte. 
Die  Bank  von  England  ermäßigte  ihren  Diskontsatz  am  18.  Jan.  1917 
um  Yi  Proz.  auf  61/»  Proz.,  am  5.  April  um  ein  weiteres  '/,  Proz.  auf 
5  Proz.  und  blieb  dann  bei  diesem  Satze,  den  die  Notenbanken  Deutsch- 
lands, Oesterreich-Üngarns,  Frankreichs,  während  des  ganzen  Jahres 
anwendeten.  Eine  Diskonterhöhung  nahm  unter  den  europäischen  Krieg- 
führenden Italien  vor,  und  zwar  um  Y,  Proz.  auf  5*/,  Proz.  (7.  Nov.). 
Während  des  ganzen  Jahres  blieben  die  Notenbanken  Bulgariens  auf 
6Yi  Pro?.,  Rußlands  auf  6  Proz.  und  Portugals   auf   oYj  Proz.    stehen. 

Der  im  Gegensatz  zu  den  neutralen  Ländern  leichtere  Geldstand  in 
den  Staaten  der  Kriegführenden  findet  auch  in  den  Privatdiskont - 
Sätzen  Ausdruck.  In  Deutschland  zeigte  der  Privatdiskont  während 
des  ganzen  Jahres  gegenüber  dem  Vorjahre  kaum  eine  Abweichung  :  er  war 
auch  im  Jahre  1917  wieder  niedriger  als  der  durchschnittliche  Privat- 
diskontsatz Englands,  trotzdem  dieser  angesichts  der  Bestrebungen  der 
Regierung,  zu  niedrigeren  Geldsätzen  überzugehen,  sich  um  '/,  Proz. 
unter  dem  des  Jahres  1916  hielt.  Für  die  Vereinigten  Staaten  hat  der 
Eintritt  in  den  Krieg  eine  nicht  unerhebliche  Steigerung  des  durch- 
schnittlichen Privatdiskontsatzes  gebracht.  Allgemein  wurde  durch  das 
fortgesetzte  Angebot  von  Schatzwechseln  seitens  der  Regierungen  in 
den  kriegführenden  Ländern  ein  erhebliches  Fallen  des  Privatdiskont- 
satzes verhindert. 

Auf  dem  Anleihemarkte  waren  die  Regierungen  infolge  des 
gewaltigen    Geldbedarfs    für   Kriegszwecke   tonangebend,    und    die    von 
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ihnen  für  langfristige  Darlehen  bewilligte  Verzinsung  darf  als  der  zur 
Zeit  der  Aufnahme  des  Geldes  landesübliche  Zinsfuß  für  langfristig© 
Anleihen  betrachtet  werden.  Bezeichnenderweise  schnitt  Deutschland 
wieder  am  günstigsten  ab ;  es  gewährte  auf  seine  6.  und  seine  7.  5-proz. 
Kriegsanleihe,  die  zu  98  Proz.  ausgegeben  wurden,  eine  tatsächliche 
Rente  von  5,1  Proz.  England  hingegen  mußte  den  Zeichnern  eine  tat- 
sächliche Verzinsung  von  5,27  Proz.,  Frankreich  sogar  eine  solche  von 
5,83  Proz.  zubilligen. 

lieber  die  internationalen  Handelsbewegungen  liegen 
erschöpfende  Daten  nicht  vor.  Je  klarer  der  Charakter  des  Weltkrieges 
als  eines  Wirtschafts-  und  Handelskrieges  hervortrat,  um  so  weniger 
hielten  es  die  Nationen  für  angebracht,  durch  Veröffentlichungen  ihrer 
Außenhandelsziffern  ihre  wirtschaftliche  Lage  zu  enthüllen.  Jedenfalls 
haben  die  Hemmungen  durch  Blockade,  schwarze  Listen,  U-Bootkrieg 
und  den  dadurch  erzeugten  empfindlichen  Frachtraummangel,  sowie 
auch  die  Verkehrsschwierigkeiten  innerhalb  der  einzelnen  Staaten  in- 
folge Wagen-  und  Personalmangels  den  Außenhandel  aufs  schwerste 
beeinträchtigt. 

Wenngleich  in  Deutschland  die  Außenhandels  Ziffern  wäh- 
rend des  Krieges  nicht  veröffentlicht  werden,  so  darf  man  doch  an- 
nehmen, daß  im  Jahre  1917  die  Herabminderung  des  Passivsaldos  der 
Handels-  und  Zahlungsbilanz  weitere  Fortschritte  gemacht  hat.  Die 
Anpassung  der  ganzen  Wirtschaft,  namentlich  der  Industrie,  an  den 
Kriegszustand  unter  Verzicht  auf  ausländische  Hilfe  wurde  immer  voll- 
kommener, die  eigene  Ausfuhr  mehr  und  mehr  gefördert,  während  auf 
der  anderen  Seite  die  durch  die  Entente  geknebelten  Neutralen,  soweit 
sie  noch  liefern  durften,  in  größerem  Maße  bereit  waren,  die  Stundung 
des  Gegenwerts  der  ihnen  gelieferten  Waren  durch  Gewährung  von 
Krediten  zuzugestehen. 

Die  Produktion  Deutschlands  an  Eisen,  Stahl  und  Kohle 
hat  im  Berichtsjahr  wieder  einen  durchaus  befriedigenden  Fortgang 
genommen  i). 

Die  amtlichen  ^iigaben  über  den  englischen  Außenhandel 
für  das  Jahr  1917  geben  nur  ein  recht  ungenaues,  gefärbtes  Bild  über 
die  zunehmenden  Schwierigkeiten,  die  der  Krieg  dem  englischen  Wirt- 
schaftsleben verursacht  hat.  Nach  den  von  der  Regierung  bekannt 
gegebenen  Zahlen  über  den  Wert  des  britischen  Außenhandels  stellte 
sich  die  Entwicklung  für  die  letzten  Jahre,  wie  folgt: 

in  1000  £ 
1913  1914  1915  1916  1917 

Einfuhr  768  735  696  635  853  756     '        948  506  I  065  256 

Ausfuhr  525245  430721  384647  506280  525309 

Wiederausfuhr  109  575 95  474 98  797 97  5^6 69552 

Einfuhrüberschuß       133  9>5  170440  370312  344660  470395 

1)  „Mit  unserer  Steinkohlenfördening  sind  wir  der  Friedensförderung  ziemlich 
nahegekommen,  mit  der  Braunkohlcnförderung  haben  wir  sie  überschritten"  (der 
Handebministcr  im  Preußischen  Abgeordnelcnhause,  107.  Sitzung  vom  13.  Dez.  19171 ; 
Tel.  auch  den  Verwaltungsbericht  der  Kcichsbank  für  1917,  Einleitung. 
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Die  in  den  amtlichen  Ziffern  ausgewieäene  Steigerung, des  EinfabrUber- 
schusses  um  125,7  Mill.  £  =  34,5  Proz.  auf  470,4  Mill.  £  läßt  zwar 
die  ungünstige  Entwicklung  des  englischen  Außenhandelsverkehrs 
deutlich  erkennen,  bringt  aber  keineswegs  die  tatsächliche  V'erpchlechte- 
rung  zum  Ausdruck,  da  die  englische  Regierung  die  bisher  maßgebenden 
Grundsätze  für  die  Aufstellung  der  Außenhandelsziffern  im  Laufe  des 
Jahres  willkürlich  abänderte.  Um  der  Bevölkerung  den  durch  den 
deutschen  U-Bootkrieg  bewirkten  Rtlckgang  des  britischen  Außenhandels 
vorzuenthalten,  bezog  die  Regierung  seit  Juli  einen  großen  Teil  der 
Regierungsein-  und  -ausfuhren  mit  ein,  der  vorher  nicht  erfaßt  worden 
war').  Will  man  den  Rückgang  der  nach  England  eingeführten 
Warenmengen  gegenüber  dem  Jahre  1916  ermitteln,  so  muß  man  von 
dem  mit  1065  Mill.  £  ausgewiesenen  Wert  der  Einfuhr  einmal  die  be- 
reits für  das  Jahr  1916  (vgl.  S.  916,  974)  auf  mindestens  60<>  Mill.  £ 
veranschlagte  Regierungseinfuhr  für  das  2.  Halbjahr  1917  mit  schätzungs- 
weise 300  Mill.  £  absetzen.  Von  dem  so  sich  ergebenden  Einfuhrwert 
von  765  Mill.  £  ist  zum  andern  die  während  des  Jahres  1917  be- 
obachtete Preissteigerung  (nach  „The  Economist'-  v.  5.  Jan.  1918: 
19  Proz.)  mit  122  Mill.  £  in  Abzug  zu  bringen,  so  daß  der  im  Jahre 
1916  ausgewiesenen  Einfuhrmenge  im  Werte  von  949  Mill.  £  für  das 
Jahr  1917  eine  Einfuhrmenge  von  643  Mill.  £  entsprechen  würde. 
Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Wareneinfuhr  Englands  im  Jahr  1917  der 
Menge  nach  um  fast  ein  Drittel  gegenüber  dem  Vorjah/  zurück- 
geblieben ist. 

Diese  ungünstige  Entwicklung  des  englischen  Außenhandels  piußte 
natürlich  auch  auf  die  Zahlungsbilanz  nachteilig  einwirken.  Der 
von  der  Regierung  für  1917  mit  470  Mill.  £  angegebene  Einfuhrüber- 
schuß wird  wahrscheinlich  tatsächlich  noch  viel  höher  gewesen  sein 
(vgl.  „Economist"  v.  19.  Jan.  1918  S.  76).  Dazu  kam,  daß  infolge  des 
Mangels  an  britischem  Schiffsraum  -)  ganz  bedeutende  Einnahmen  aus 
Frachten  wegfielen.  England  sah  sich  nämlich  gezwungen,  in  steigendem 
Maße  seine  Ein-  und  Ausfuhr  auf  neutralen  Schiffen  zu  verfrachten. 
Da  die  Schiffsfrachten  unter  der  Einwirkung  des  deutscheu  Tauchboot- 
krieges weiter  stiegen  ^),  flössen  hierdurch  bedeutende  Summen  ins  Aus- 
land ab. 

Ueber  den  französischen  Außenhandel  sind  im  Berichts- 
jahre nur  wenige  ziffernmäßige  Angaben  bekannt  geworden.  Die  Januar- 
ziffern   zeigten    eine  weitere  ungünstige  Entwicklung,    nämlich  eine  er- 


1)  „The  Economist"  (v.  19.  Jan.  1918  S.  76):  Mangels  weiterer  amtlieher  An- 
gaben können  wir  nnr  unserer  Enttäuschung  über  die  vorliegenden  Zahlen  Ausdruck 
geben,  sowie  die  Hoffnung  aussprechen,  daß  sich  die  Begierung  die  Bedentang  de» 
Problems  voll  und  ganz  vergegenwärtigt. 

2)  Der  englische  von  den  U-Booten  in  den  letzten  4  Monaten  versenkte  Schiffs- 
raum ist  nahezu  so  groß  wie  die  gesamte  Schiffsraumerzeugung  Englands  in  1917  f,.The 
Times"  v.  14.  Dez.  1917). 

3)  Z.  B.  erfuhren  die  Frachtsätze  von  England  nach  Amerika  von  Juni  1916  bis 
Juni  1917  eine  Steigerung  von  nicht  weniger  als  159  Proz.  („Statist"  v.  7.  Juli  1917 
8.  20). 
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hebliche  Zunahme  der  Einfuhr  (1308,1  Mill.  frcs  gegen  857,2  Mill.  frcs 
im  Januar  1916)  und  auf  der  anderen  Seite  einen  Rückgang  der  Aus- 
fuhr (von  258,4  Mill.  frcs  im  Januar  1916  auf  240,8  Mill.  frcs  im 
Januar  1917),  so  daß  sich  die  Passivität  der  Handelsbilanz  nach  beiden 
Seiten  hin  verschlechterte.  Seit  der  Durchführung  des  uneingeschränkten 
U-Bootkrieges  durch  Deutschland  im  Februar  1918  ist  über  die  Ent- 
wicklung eine  Reihe  von  Monaten  nichts  —  wenigstens  in  den  füh- 
renden Finanzblättern  nicht  —  in  die  Oeffentlichkeit  gedrungen.  Erst 
im  „Economiste  Europeen"  vom  1.  März  1918  findet  sich  in  einer  Ab- 
handlung von  Edmond  Thöry  „Die  wirtschaftliche  und  finanzielle  Ent- 
wicklung Frankreichs"  eine  Zusammenfassung  der  Außenhandelsziffem 
für  die  ersten  10  Monate  des  Berichtsjahres,  aus  denen  hervorgeht, 
daß  die  Einfuhr  im  Monatsdurchschnitt  gegenüber  den  Januarziffern 
weiter  zugenommen  hat,  während  die  Ausfuhr  im  Monatsdurchschnitt 
etwas  höher  war  als  im  ersten  Monat  des  Jahres.  Das  Defizit  der 
Handelsbilanz  stieg  danach  auf  10  696  Mill.  frcs  für  die  Monate  Januar 
bis  Oktober  1917  gegenüber  nur  10044  Mill.  frcs  im  ganzen  Jahre  1916. 
Wie  weit  diese  Ziffern  Anspruch  auf  Richtigkeit  erheben  können,  steht 
dahin.  Ein  auffälliger  Widerspruch  besteht  jedenfalls  zwischen  den 
gestiegenen  Ausfuhrziffern  einerseits  und  den  .sinkenden  Zolleinnahmen 
andererseits.  Der  Rückgang  der  Zolleinnahmen  wird  im  Dezember  1917 
auf  44  Mill.  frcs  gegenüber  denen  vom  Dezember  1916  geschätzt;  er 
hat  sich  von  Vierteljahr  zu  Vierteljahr  vergrößert  i).  Man  darf  daraus 
den  Schluß  ziehen,  daß  der  größte  Teil  der  Einfuhr  aus  zollfreien  Gütern 
für  Rechnung  der  Regierung  bestanden  hat,  und  daß  möglicherweise 
auch  in  Frankreich  (wie  in  England)  zur  Verschleierung  der  Erfolge 
des  U-Bootkrieges  die  Regierungseinfuhren  im  Berichtsjahre  in  die 
Außenhandelsziffern  eingerechnet  worden  sind,  während  sie  in  den  Vor- 
jahren nicht  darin  enthalten  waren.  Im  einzelnen  lauten  die  Ziffern, 
wie  folgt : 


Ä.  Einfuhr 

Nahrungsmittel 

Eohstoffe 

Fabrikate 

1916             1917    (10  Monate) 
in  Millionen  frcs 
4  076            3  249 
6452            5215 
4631            5781 

zusammen 

B.  Ausfuhr 
Nahrungsmittel 
Bohstoffe 
Fabrikate 
Postpakete 

'5 '59 

483 
801 

3587 

244 

14245 
277 

545 

2521 

207 

zusammen 
Defifit  der  Handelsbilanz 

5  115 

IG  044 

3550 
10  695 

1)  Die  Zolleinnahmen  betrugen  („The  Economist"  v.  19.  Jan.  1918): 
im  letzten  Vierteljahr  1916  432  Mill.  frcs 

I-  „  1917  435  ,,  „ 
„  H.  „  1917  387  „  „ 
„   ni.      „     1917     356   „   „ 
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Die  Umsätze  im  deutschen  Abrechnungsverkehr  haben 
wahrend  des  Jahres  1917,  wie  aus  dem  in  der  Statistischen  Abteilung 
der  Reichsbank  bearbeiteten  Bericht  hervorgeht,  eine  erfreuliche  Zu- 
nahme zu  verzeichnen  gehabt.  Die  gesamten  Einlieferungen  stellten 
sich  auf  11082  353  Stück  mit  der  seit  Bestehen  des  Abrechnungsver- 
kehrs noch  nicht  erreichten  Summe  von  93  185,8  Mill.  M,  das  bedeutet 
eine  Zunahme  um  1  223  975  Stück  (12,4  Proz.)  und  um  25  670,5  Alill.  M 
(38,0  Proz.).  Von  den  bestehenden  28  Abrechnungsstellen  waren  am 
Jahresschluß  26  mit  insgesamt  295  Abrechnungsmitgliedern  (261  Ende 
1916)  am  Abrechnungsverkehr  beteiligt.  Im  Laufe  des  Jahres  wurde 
der  Verkehr  in  Magdeburg  und  Königsberg  wieder  aufgenommen  und 
in  Danzig  eine  neue  Abrechnungsstelle  eröffnet. 

Den  umgesetzten  Betr&gen  nach  stand  Berlin  erneut  an  erster 
Stelle,  während  die  Stückzahl  der  Einlieferungen  in  Hamburg  am 
höchsten  war.  Eine  Steigerung  der  Oesamtbeträge  ließ  sich  bei  sämt- 
lichen Abrechnungsstellen  mit  Ausnahme  von  Essen,  eine  Zunahme  der 
Stückzahlen  gegenüber  dem  Vorjahr  bei  19  Abrechnungsstellen  beob- 
achten. Gliedert  man  das  Abrechnungsmaterial  nach  seinen  einzelnen 
Bestandteilen,  nämlich  nach  Wechseln,  Schecks,  Wertpapieren  und 
sonstigen  Einlieferungen,  so  zeigt  sich  eine  bedeutende  Zunahme  der 
Scheckeinreich ungen  und  eine  immerhin  beachtenswerte  Steige- 
rung der  Wertpapiereinreichungen,  während  die  Einliefernng  von 
Wechseln  noch  weiter  zurückgegangen  ist.  Die  durchschnittliche 
Größe  einer  Einliefernng  nahm  weiter,  nämlich  von  6849  M  im  Jahre 
1916  auf  8408  M  im  Jahre  1917  zu.  Daß  sich  die  Kompensations- 
wirkung  gegenüber  dem  Vorjahre  stark  verschlechterte,  erklärt  sich 
zum  Teil  daraus,  daß  mit  dem  Zurückgehen  des  Wechselumlaufs  in 
Deutschland  auch  die  von  der  Reichsbank  in  die  Abrechnung  gegebenen 
Beträge  geringer  geworden  sind,  während  auf  der  anderen  Seite  die 
Forderungen  gegen  die  Reichsbank  durch  eingelieferte  fällige  unver- 
zinsliche Schatzanweisungen  stark  anwuchsen. 

Von  besonderem  Interesse  ist  es,  daß  sich  bei  der  Reichsbank  im 
Berichtsjahr  das  Verhältnis  der  Barzahlungen  zu  den  Umsätzen  im  Giro- 
und  Abrechnungsverkehr  wiederum  günstiger  als  je  zuvor  gestalten 
konnte;  es  ging  von  6  Proz.  im  Jahre  1916  auf  4,4  Proz.  im  Jahre  1917 
zurück. 

Die  der  Abrechnungsstelle  Berlin  angegliederte  Scheckaus- 
tauschstelle hat  im  Berichtsjahr  nach  dem  Rückgang  der  Jahre 
1914 — 1916  wieder  ein  besseres  Ergebnis  erzielen  können.  Die  Gesamt- 
einlieferungen stellten  sich  auf  234  452  Stück  Provinzschecks  über 
168  938000  M  gegenüber  217  566  Stück  mit  128  233000  M  im  Jahre  1916. 

Auch  der  Verkehr  des  Londoner  Abrechnungshauses  der 
Banken  hat  im  Berichtsjahr  wesentliche  Fortschritte  gemacht.  Im  ab- 
gelaufenen Jahr  wurden  insgesamt  19  121  196000£gegen  15275046  000£ 
im  Jahre  1916  an  Wechseln  und  Schecks  zur  Verrechnung  eingereicht, 
so  daß  sich  eine  Zunahme  von  3  846  150  000  £  =  25,18  Proz.  ergibt. 
Die  einzelnen  Zweige  des  Abrechnungsverkehrs  hatten  folgende  Er- 
gebnisse aufzuweisen : 
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in  1000  £ 

1917                 1916               Zunahme  in  Proz. 

Town  Clearing                      15699528       12328568           3  37096°  27,3 

Metropolitan  Clearing            1  177478         1074027              «03451  9,6 

Country  cheque  Clearing       2244190         1872451 371  739  19,86 

Gesamtergebnis      19121196       15275046           3846150  25,18 

Diese  günstige  Entwicklung  des  Londoner  Abrechnungsverkehrs, 
das  nicht  nur  gegenüber  dem  Vorjahr,  sondern  auch  gegenüber  den 
bisher  höchsten  Ziffern  des  Jahres  1913  eine  noch  nie  erreichte  Zu- 
nahme aufzuweisen  hat,  stand  hauptsächlich  im  Zusammenhang  mit  den 
gewaltigen  Umsätzen  der  Kriegsfinanzierung  i).  So  entfiel  die  stärkste 
Steigerung  mit  1462,5  Mill.  £  auf  das  erste  Vierteljahr,  in  dem  die 
III.  englische  Kriegsanleihe  aufgelegt  worden  war.  Die  bedeutenden 
Ein-  und  Auszahlungen  von  Treasury-Bills  sowie  die  sonstigen  Finanz- 
transaktionen der  Regierung  wirkten  gemeinschaftlich  mit  den  gewaltigen 
Zahlungen,  die  das  Schatzamt  für  die  Kriegslieferungen  zu  leisten  hatte, 
in  gleicher  Richtung.  Auch  die  weitere  Erhöhung  des  allgemeinen 
Preisstandes  blieb  nicht  ohne  Einfluß. 

Bemerkenswert  ist,  daß  in  jedem  Monat  die  Umsätze  gegenüber 
dem  entsprechenden  Monat  des  Vorjahres  zugenommen  haben.  Das 
beste  Tagesergebnis  wurde  am  3.  März  mit  127,2  Mill.  £  erzielt,  wo- 
durch die  bisher  verzeichnete  Tageshöchstleistung  (am  30.  Oktober  1912 
mit  131,0  Mill.  £)  nahezu  erreicht  wurde. 

Von  den  einzelnen  Abrechnungszweigen  war  die  stärkste  Steigerung 
bei  dem  Town  Clearing  zu  verzeichnen:  sie  betrug  gegenüber  dem 
Vorjahre  nicht  weniger  als  3371,0  Mill.  £  oder  27,3  Proz.  (im  Jahre 
1916  gegenüber  1915  nur  1417,5  Mill.  £  =  12,9  Proz.).  Diese  Ent- 
wicklung war  darauf  zurückzuführen,  daß  gerade  dieser  Abrechnungs- 
zweig durch  die  Kriegs-Finanztransaktionen  am  meisten  beeinflußt  wurde. 

Bei  dem  Metropolitan  Clearing  machte  die  Zunahme  im 
Berichtsjahr  103,5  Mill.  :=  9,6  Proz.  aus.  Der  größte  Tagesumsatz 
war  am  14.  Februar  mit  7  651  000  £,  der  niedrigste  am  29.  August 
mit  2  687  000  £  zu  verzeichnen.  Der  Anteil  an  den  Gesamtumsätzen 
ist  von  7  Proz.  im  Jahre  1916  auf  6,1  Proz.  im  Jahre  1915  zurück- 
gegangen. 

Die  in  den  letzten  Jahren  beobachtete  ständige  Steigerung  der 
Umsätze  des  Country  cheque  Clearing  hat  auch  im  Berichtsjahr 
angehalten ;  die  Zunahme  bezifferte  sich  auf  die  bisher  noch  nicht  er- 
reichte Summe  von  371,7  Mill.  £  oder  19,85  Proz.  gegen  304,9  Mill.  £ 
oder  19,4  Proz.  im  Jahre  1916.  Trotzdem  ermäßigte  sich  der  AnteU 
an  den  Gesamtumsätzen  gleichzeitig  von  12,2  Proz.  auf  11,7  Proz. 

Die  Gesamtumsätze  der  Provinzclearinghäuser  nahmen 
gleichfalls  erheblich  zu,  nämlich  um  243,2  Mill.  £  oder  17,7  Proz. 


1)  Vgl.  „The  Eeonomist"  (v.  5.  Jan.  1918,  S.  7):  Die  Umsatzziffem  des  Ab- 
rechnangshanses  zeigen  ebenso  wie  das  Anwachsen  des  Umlaufs  an  Currency  notes  auf 
mehr  als  200  Mill.  £,  in  welchem  Maße  die  Inflation  in  England  im  Berichtsjahr  zu- 
genommen hat. 
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Zeit  vom  1. 

Januar 

bis   28.  Dezember   wurden 

an  Wechseln    und  Schecks  ver- 

rechnet : 

in  1000  £ 

in 

1917 

1916 

Zu-  (+)    oder 
Abnahme  ( — ) 

in  Proi. 

Birmingham 

1 10  o88 

96129 

+    '3958 

+  14.4 

Brätol 

49325 

44J81 

+     5044 

+  11, s 

Dublin 

250  822 

207  756 

+  43066 

+  20,7 

Leeds 

43552 

38495 

+     5057 

^13.1 

Lcicester 

29873 

24038 

+     583s 

+  24.» 

Liverpool 

412729 

364  245 

+  48484 

+  «3,» 

Manchester 

557886 

443  7ro 

+  114117 

+  25,7 

New  Castle  • 

on  Tyne 

88  184 

89  575 

—     139« 

—  1.» 

Nottingham 

25806 

23587 

+       »219 

+  9,* 

Sheffield 

49  "4 

423" 

+     6803 

+  16,0 

1617379 

i  374  187 

+  I43  192 

+  17.7 

Der  Verkehr  an  der  Pariser  Abrechnangsstelle  zeigte 
gegenüber  dem  Vorjahr  fUr  die  ersten  sechs  Monate  etwas  erhöhte 
Ziffern,  die  anzudeuten  scheinen,  daß  sich  das  französische  Wirtschafts- 
leben —  freilich  viel  später  als  das  der  anderen  kriegführenden  Staaten  — 
allm&hlich  auf  die  außerordentlichen  Verhältnisse  einzustellen  beginnt. 
Seit  Juli  stiegen  die  Umsätze  sprunghaft  an,  eine  Folge  der  Vereini- 
gung der  Caisse  Compensation,  Paris,  mit  der  Chambre  de  Compensation 
des  Banqnes  de  Paris  (vgl.  Chronik  S.  496).  Die  Einlieferungen,  die 
im  ersten  Monat  der  Verschmelzung,  im  Juli,  im  Soll  und  Haben  zu- 
sammen erst  1433  Mill.  frcs  (gegenüber  874  Mill.  free  vor  der  Fusion) 
betragen  hatten,  erreichten  im  Dezember  mehr  als  das  Dreifache  der 
Julisumme,  nämlich  4670  Mill.  frcs ;  der  tägliche  Durchschnitt  der  allein 
gegenseitig  vergleichbaren  letzten  fünf  Monate  stieg  von  74,1  Mill.  frcs 
im  August  auf  99  Mill.  frcs  im  Dezember.  Im  Soll  und  Haben  zu- 
sammen wurden  im  ganzen  Jahre  27  413  Mill.  frcs  abgerechnet. 

Die  der  Chambre  de  Compensation  angehörigen  Kreditinstitute 
haben  beschlossen,  vom  15.  Januar  191H  nach  dem  Muster  des  Londoner 
Countrj'  Clearing  auch  den  Austausch  von  französischen  Provinzschecks 
vorzunehmen  („Ec.  Franijais"   v.  29.  Dez.,  S.  838). 

Der  Abrechnungsverkehr  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  war  infolge  der  angestrengten  Tätigkeit  der  Industrie 
—  neben  den  Heeresaufträgen  für  die  Verbündeten  liefen  die  der 
amerikanischen  Regierung  — ,  infolge  der  guten  Ernte  in  der  Land- 
wirtschaft, der  zeitweise  äußerst  lebhaften  Spekulationstätigkeit  an  der 
New  yorker  Börse,  der  Unterbringung  zweier  Kriegsanleihen  und 
sonstiger  Finanztransaktionen  seitens  der  Regierung  „extraordinary 
favorable".  Die  Gesamtumsätze  erreichten,  teilweise  auch  hervor- 
gerufen durch  das  allgemein  hohe  Preisniveau,  eine  nie  dagewesene 
Höhe,  obwohl  ihre  volle  Ausdehnung  durch  die  in  den  letzten  Monaten 
seitens  der  Regierung  ergriffenen  Maßnahmen,  die  darauf  anszielten, 
zu  verhindern,  daß  bestimmte  Waren  über  neutrale  Länder  die  Zentral- 
mächte erreichten,  beengt  wurde.  Für  das  gesamte  Gebiet  der  Ver- 
einigten Staaten  betrug  die  Summe  der  bank  Clearings  im  Jahre  1917 
306  940,4  Mill.  $,    übertraf   somit    das  Jahr  1916  um  45  Milliarden  $ 
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oder  17,2  Proz.  Von  diesen  Ziffern  entfallen  auf  New  York  für  1917 
177  404966589  $;  gegenüber  1916  bedeutet  das  eine  Zunahme  von 
11,5  Proz.,  und  verglichen  mit  dem  Jahre  1914,  in  welchem  die  Kriegs- 
aufträge noch  nicht  ein  so  entscheidender  Faktor  waren,  sogar  ein 
Mehr  von  113,7  Proz.  Auch  außerhalb  New  Yorks  steigerten  sich  die 
Ziffern  mit  129535,4  Mill.  $  um  26,7  Proz.  gegenüber  dem  Vorjahre. 
Im  Berichtsjahre  besaßen  176  Städte  ein  Bankclearing  gegenüber  161 
im  Jahre  1916.  Wenn  demnach  im  Jahre  1917  die  Abrechnungsum- 
sätze in  New  York  allein  die  Umsätze  in  175  anderen  Städten  um  fast 
48  Milliarden  $  überragen,  so  beweist  das  die  gewaltige  Konzentration, 
die  sich  in  dieser  Stadt  als  Haupt  der  Entente  und  der  neuen  Welt 
allmählich,  am  meisten  zum  Schaden  Londons,  in  allen  Zweigen  des 
Wirtschaftslebens  vollzieht. 

Die  Emissionstätigkeit  war  im  Berichtsjahre  in  den 
neutralen  Ländern  überaus  rege,  beschränkte  sich  aber  in  der  Haupt- 
sache auf  die  Befriedigung  des  heimischen,  nicht  zum  wenigsten  staat- 
lichen Kapitalbedarfs.  Für  die  gleichfalls  starke  Emissionstätigkeit 
der  Kriegführenden  waren  die  oben  erwähnten  allgemein  geübten 
Grundsätze  der  „Rationierung  des  Kapitals"  maßgebend,  um  es  nach 
Möglichkeit  den  Zwecken  der  Kriegsfinanzierung  vorzubehalten,  für  die 
es  im  allgemeinen  immer  noch  ausreichend  vorhanden  war.  Sah  sich 
die  Entente  auch  im  Berichtsjahre  wieder  in  der  Hauptsache  auf  die 
kurzfristige  Anleihepolitik  angewiesen,  so  hatten  die  Mittelmächte, 
voran  Deutschland,  in  der  Unterbringung  langfristiger  Anleihen  von 
neuem  vollen  Erfolg. 

Das  Emissionsgeschäft  in  Deutschland  erbrachte  für  die 
Zwecke  des  Eeiches  als  Ertrag  der  6.  und  der  7.  Kriegsanleihe  im 
Nennwert  25,7  Milliarden  M,  also  eine  nicht  unwesentlich  höhere  Summe 
als  im  Jahre  1916,  in  welchem  die  4.  und  die  5.  Kriegsanleihe  21,4  Mil- 
liarden M  ergeben  hatten.  Während  die  Bundesstaaten,  öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften  und  Kommunen  nach  wie  vor  auf  Emis- 
sionen verzichteten  und  sich  mit  der  Aufnahme  kurzfristiger  Kredite 
begnügten,  hatte  die  private  Emissionstätigkeit  unter  dem 
Einfluß  der  gesteigerten  Anspannung  der  Industrie,  namentlich  ftlr 
Heereszwecke,  und  mit  Rücksicht  auf  die  nach  Beendigung  des  Krieges 
zu  erwartenden  Produktionssteigerungen  einen  ganz  außerordentlichen 
Umfang  angenommen.  Nach  der  Zeitschrift  „Die  Bank"  (vom  Januar 
1918  S.  51)  übertrafen  die  Gründungen  und  namentlich  die  Kapital- 
erhöhungen im  ganzen  Jahre  1917  die  entsprechenden  Zahlen  des  Vor- 
jahres bei  weitem  und  haben  wieder  einen  Friedensumfang  erreicht. 
Bei  Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften  m.  b.  H.  entfällt  auf  die 
Gründungen  ein  Kapital  von  498  Mill.  M  gegen  317  Mill.  M  im  Vorjahre, 
auf  die  Kapitalerhöhungen  ein  Kapital  von  696  Mill.  M  gegen  300  Mill.  M 
im  Vorjahre.  Um  angesichts  dieser  Entwicklung  den  Kapitalmarkt  für 
die  Ansprüche  des  Reichs  und  der  Kriegsfinanzierung  stark  zu  erhalten, 
und  um  mit  Rücksicht  auf  die  in  der  Uebergangszeit  zu  erwartende 
Inanspruchnahme  eine  übermäßige  Schwächung  des  Kapitalmarktes  zu 
vermeiden,  wurden  die  Neugründungen  und  Kapitalerhöhungen  inDeutsch- 

Jahrb.  f.  Nationaldk.  u.  Stat..  Volkswirtsch.  Chronik.  1917.  LXII 
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land,  soweit  sie  den  Betrag  von  300000  M  übersteigen,  durch  Bekannt- 
machung Aber  die  staatliche  Genehmigung  «ur  Errichtung  von  Aktien- 
gesellschaften usw.  vom  2.  Nov.  1917  (RGBl.  S.  987)  unter  Kontrolle 
gestellt,  nachdem  vorher  schon  die  Bekanntmachung  über  die  staatliche 
Genehmigung  von  Teilachuldverschreibungen  und  Vorzugsaktien  vom 
8.  März  1917  (RGBl.  S.  220)  ergangen  war. 

Das  Emissionsgeschäft  in  England  stand  nach  wie  vor  anter 
schärfster  Aufsicht  des  englischen  Schatzamtes.  Der  englische  Kapital- 
markt wurde  noch  mehr  als  im  Jahre  1916  durch  den  stark  gestiegenen 
Kapitalbedarf  der  Regierung  beherrscht.  Im  abgelaufenen  Jahr  wurden 
insgesamt  1318,6  Mill.  £  aufgelegt,  d.  i.  mehr  als  das  Doppelte  der 
Emissionen  des  Jahres  1916  und  mehr  als  das  Sechseinhalbfache  des 
Durchschnittsbetrages  der  Friedensjahre  1911  —  1913.  Wie  sehr  sich 
durch  den  Krieg  das  Emissionsgeschäft  in  England  geändert  hat,  geht 
aas  folgender  Gegenüberstellung  hervor: 
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Im  Berichtsjahr  machten  die  Regierungsanleihen  nicht  weniger  als 
1297,8  Mill.  £  oder  98,5  Proz.  der  Gesamtemissionen  aus  und  ver- 
teilten sich  wie  folgt:  944,2  Mill.  £  auf  die  im  Januar  zur  Ausgabe 
gelangte  3.  Kriegsanleihe,  93,3  Mill.  £  auf  Verkäufe  von  Exchequer 
Bonds,  63,8  Mill.  £  auf  War  Saving  Certificates  und  196,6  Mill.  £ 
auf  die  seit  Anfang  Oktober  1917  zur  Ausgabe  gelangenden  National 
War  Bonds.  Die  schwebenden  Schulden,  die  im  Berichtsjahr  eine  Zu- 
nahme von  137,6  Mill.  £  erfuhren,  sind  hierbei  nicht  gezählt;  die 
Treaaury  Bills  wiesen  im  Laufe  des  Jahres  einen  Rückgang  von 
1115,0  Mill.  £  auf  1058,2  Mill.  £  auf,  demgegenüber  erhöhten  sich  aber 
die  Ways-  and  Means- Vorschüsse  von  141,2  auf  278,8  Mill.  £.  Fremde 
Anleihen  wurden  in  diesem  Jahr  überhaupt  nicht  untergebracht;  für 
die  im  November  auch  in  England  zur  Zeichnung  zugelassene  3.  fran- 
zösische Kriegsanleihe  sind  Ziffern  noch  nicht  bekannt  geworden.  An 
Kolonialanleihen  wurden  zwei  australische  Common  Wealth  und  zwei 
Anleihen  von  Neu-Süd- Wales  ausgegeben,  die  trotz  der  günstigen  An- 
leihebedinguDgen  beim  Publikum  keine  gute  Aufnahme  fanden  (vgl. 
8.  364  u.  781).  An  heimischen  und  ausländischen  Eisenbahnwerten 
waren  gleichfalls  überhaupt  keine  Emissionen  zu  verzeichnen.  Von  dem 
auf  Industriebanken  usw.  entfallenden  Betrag  von  6,9  Mill.  £  steht 
die  Ausgabe  der  Aktien  der  British  Trade  Corporation  (vgl.  S.  358) 
mit  1,6  Mill.  £  an  erster  Stelle;  der  Rest  verteilt  sich  auf  einige 
wenige  industrielle  und  kaufmännische  Unternehmungen  der  Kriegs- 
wirtschaft. 
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Die  Emissionstätigkeit  in  Frankreich  wurde  ganz  nach 
den  Bedürfnissen  des  Staates  geregelt,  der  in  wachsendem  Maße  alle 
verfügbaren  Mittel  an  sich  zog.  Die  Konsolidierung  der  schwebenden 
Schuld  muüte  infolge  der  wenig  günstigen  politischen  und  militärischen 
Lage  bis  gegen  Ende  des  Jahres  hinausgeschoben  werden,  obwohl  nam- 
hafte Volkswirte  und  Fachleute  schon  im  Mai  die  Auflegung  einer 
langfristigen  Anleihe  als  dringend  ansahen  (vgl.  Chr.  S.  356)  und  ein- 
gehende Erörterungen  über  die  Form  dieser  Anleihe  seitdem  nicht  mehr 
aus  der  Tagespresse  verschwanden.  Die  dann  endlich  durch  Gesetz 
vom  26.  Oktober  1917  genehmigte,  am  26.  November  bis  16.  Dezember 
1917  zu  dem  außerordentlich  niedrigen  Kurse  von  68,60  zur  Zeichnung 
aufgelegte  4-proz.  Rente  hatte  trotz  auffallend  günstiger  Bedingungen 
nur  einen  mäßigen  Erfolg.  Sie  erbrachte  bei  einer  Nominalzeichnung 
von  15  099  Mill.  frcs  nur  10  358  Mill.  frcs,  davon  5221  Mill.  frcs  bares 
Geld.  Der  Rest  von  5137  Mill.  frcs  entfällt  zu  85,96  Proz.  auf  um- 
getauschte Nationalverteidigungswechsel,  zu  13,95  Proz.  auf  National- 
verteidigungsobligationen.  Aus  den  Ziffern  geht  hervor,  daß  der  größte 
Teil  der  umlaufenden  Nationalverteidigungswechsel  nicht  in  die  lang- 
fristige Anleihe  umgewandelt  wurde,  sondern  in  den  Händen  des 
Publikums  verblieb,  ein  Beweis  für  das  geringe  Vertrauen  der  fran- 
zösischen Bevölkerung  in  die  langfristigen  Anleihen  des  Staates. 

Dagegen  hatten  die  wenigen,  von  der  Regierung  offenbar  zwecks 
indirekter  Geldbeschaffung  genehmigten  Emissionen  öffentlicher  Körper- 
schaften einen  außerordentlichen  Erfolg,  so  die  b^/^-proz.  600  Mill.  frcs- 
Anleihe  des  Credit  FoAier  (vgl.  Chr.  S.  192)  und  die  6-proz.  An- 
leihe der  Stadt  Paris  von  634,3  Mill.  frcs,  die  mehrfach  überzeichnet 
wurden. 

Die  Entwicklung  des  Börsenverkehrs  hat  im  Berichtsjahre 
wohl  allgemein  weiter  eine  lebhafte  Gestaltung  angenommen,  eine  Folge 
der  gesteigerten  Tätigkeit  der  Industrien  der  ganzen  Welt  im  Dienste 
der  Kriegführung.  Neben  den  Kriegswerten  fanden  zeitweilig  die  so- 
genannten Friedenswerte  erhebliches  Interesse,  d.  h.  die  Papiere  der- 
jenigen Gesellschaften,  denen  man  einen  Hauptanteil  am  Wiederaufbau 
des  Wirtschaftslebens  nach  Friedensschluß  beimaß,  vor  allem  angesichts 
des  Frachtraummangels  die  Schiffahrtswerte.  Eine  wichtige  Tätigkeit 
übten  die  Börsen  durch  die  Vermittlung  des  Handels  und  durch  die 
Aufnahme  der  aus  dem  kriegführenden  Auslande  in  die  neutralen 
Länder  zurückströmenden  Werte. 

Das  auch  im  Jahre  1917  überall  vorherrschende  Bestreben,  für  die 
Zwecke  der  Ausfuhr  und  der  Notendeckung  Gold  aus  dem  Verkehr 
zu  ziehen,  hat  die  Bestände  bei  einzelnen  Notenbanken,  namentlich  der 
neutralen  Staaten,  nach  denen  sich  die  Goldausfuhr  richtete,  weiter  an- 
wachsen lassen,  die  goldverarbeitenden  Industrien  in  immer  größere 
Schwierigkeiten  gebracht  und  in  einigen  Ländern  ein  außerordentliches 
Steigen  des  Goldpreises    bewirkt  ^).      Diese   Erscheinungen   vermochten 


1)  Vgl.  den  Jahresbericht  der  Firma  H.  Drijfhout  &  Sohn,  Amsterdam  (,^ienwc 
Rotterdamsche  Courant"  v.  7.  Febr.  1918). 
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indes  einen  Anreiz  auf  die  Prodaktion  nicht  »uszatiben.  Vielmehr 
haben  die  Schwierigkeiten  der  Materialbeschaffung  für  den  Bergbau 
und  der  Mangel  an  Arbeitskräften  die  Weltausbeute,  namentlich  die 
des  Hauptproduktionsgebietes  Transvaals,  sowie  Westafrikas,  Rhodesias, 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Mexikos,  das  außerdem  noch 
unter  dem  Einfluß  innerer  Wirren  stand,  unter  den  Ertrag  des  Vor- 
jahres sinken  lassen.  Das  „Engeneering  and  Mining  Journal  of  New 
York"  schätzt  die  Gesamtgoldförderung  im  Jahre  1917  auf  etwa  6  Proi. 
weniger  als  im  Vorjahre,  nlmlich  auf  86  Mill.  £  oder  1757  Mill.  M, 
während  sie  der  „Economist"  (16.  Febr.  1918  S.  257)  mit  89  Mill.  £ 
gleich  1818  Mill.  M  oder  5,4  Proz.  weniger  als    im  Vorjahre  annimmt. 

Infolge  der  Einstellung  der  amtlichen  täglichen  und  monatlichen 
Veröffentlichungen  über  die  Goldbewegungen  Englands  (vgl. 
1916  8.  985)  ist  man  auf  die  knappen  vierteljährlichen  Angaben  der 
Regierung  über  die  Goldein-  und  -ausfuhren  angewiesen. 

Ein  klares  Bild  ist  aus  diesen  Ziffern  ebensowenig  zu  gewinnen 
wie  aus  den  wöchentlich  ausgewiesenen  Veränderungen  des  Goldbe- 
standes der  Bank  von  England.  Ein  großer  Teil  des  in  den  Kolonien 
geförderten  Goldes  wurde  nicht  mehr  nach  England  geleitet,  sondern 
direkt  verschifft.  Wie  die  „New  York  Tribüne"  (vom  18.  Juni)  meldete, 
wurde  in  Ottawa  kurz  nach  Ausbruch  des  Krieges  ein  Clearing  für 
die  gesamten  britischen  Goldbewegungen  geschaffen,  durch  welches 
bisher  annähernd  1  Milliarde  $  Gold  nach  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  abgegeben  wurde  (vgl.  auch  S.  189,  362,  415  und  716). 
England  sah  sich  aber  darüber  hinaus  veranlagt,  im  Interesse  seiner  in 
den  neutralen  Ländern  stark  entwerteten  Wechselkurse  weitere  Gold- 
verschiffungen vorzunehmen  (vgl.  S.  415,  716).  Um  solche  Goldver- 
sendungen auf  ein  möglichst  geringes  Maß  zu  beschränken,  wurden  mit 
anderen  Ländern  besondere  Vereinbarungen  getroffen  i).  Die  inter- 
nationalen Goldbewegungen  wurden  andererseits  aber  auch  durch  die 
von  anderen  Staaten  erlassenen  beschränkenden  Bestimmungen  über 
den  Goldverkehr  weiter  eingeengt  *). 

England  war  nach  wie  vor  bestrebt,  durch  besondere  gesetzliche 
Maßnahmen  in  den  Kolonien ')  sowie  durch  eine  zielbewußte  Gold- 
politik*) seinen  Goldvorrat  zu  stärken.     Aus  den  verbündeten  Ländern 


1)  Die  Bestellnng  der  Baok  von  England  zur  Korrespondentin  der  Federal  Reserve 
Bank  New  York  war  in  erster  Linie  zu  dem  Zweck  erfolgt,  um  eine  bnebmtQlge 
Debertragnng  von  Oold  zwischen  diesen  beiden  Banken  zu  ermöglichen  („Homing  Post" 
V.  29.  Juni  1917). 

2)  Wegen  des  Goldauafuhrverbotes  Japans  und  Mexikos  s.  S.  629,  der  Vereinigten 
Staaten  S.  629,  Dänemarks  S.  725,  Chinas  8.  637. 

3)  Wegen  des  Goldeinfnhrverbotes  der  britisch-indischen  Regierung  s.  8.  501  und 
wegen  des  von  Britisch-Südafrika  erlassenen  Goldausfuhrverbote  für  gemünztes  Gold 
B.  8.  637. 

4)  Aus  Belgisch-Kongo  wurden  monatlich  35—40000  £  Gold  eingeführt  („Financial 
Times"  v.  9.  Jan.  1918).  —  Ein  großer  Teil  des  vor  dem  Krieg  auf  100  Mill.  £  , 
geschätzten  Umlaufs  an  Goldmünzen  wurde  dem  Verkehr  entzogen  („The  Econ."  y. 
15.  Sept.).  —  Wegen  üeberführung  der  indischen  Goldreserve  nach  England  vgl. 
S.  716  und  wegen  der  Ueberwachung  der  Qoldseudungen  zwischen  neutralen  Ländern 
durch  England  8.  44. 
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wurde  auch  im  Berichtsjahre  Gold  nach  England  überführt.  Wie  aus 
dem  Jahresbericht  der  Bank  von  Frankreich  hervorgeht,  hat  Trank- 
reich  seit  Ausbruch  des  Krieges  bis  Ende  1917  insgesamt  nicht  weniger 
als  2037  Mill.  frcs  teilweise  der  Bank  von  England,  teilweise  dem  eng- 
lischen Schatzamt  leihweise  überlassen.  Trotz  dieser  vielseitigen  Be- 
mühungen konnte  auch  in  England  von  einer  freien  Goldzahlung  längst 
keine  Rede  mehr  sein  ^). 

Die  Goldbewegungen  Frankreichs  sind  auch  im  Berichts- 
jahre nicht  veröffentlicht  worden.  Jedoch  geben  die  gelegentlichen 
offiziösen  Angaben  über  die  Goldpolitik  der  Bank  von  Frankreich  bei 
dem  bestehenden  Goldausfuhrverbot  von  ihnen  ein  annähernd  vollstän- 
diges Bild.  Genauere  Ziffern  sind  bis  zum  30.  Juni  1917  veröffent- 
licht worden  (vgl.  „Ec.  fran^ais"  v.  29.  Sept.  1917  S.  397).  Im 
ganzen  sind  während  des  Krieges  folgende  Goldabgaben  seitens  der 
Bank  erfolgt: 

(in  Millionen  frcs) 
verkauft  verliehen 


I. 

Semester 

1915 

364,6 

— 

11. 

1915 

304,2 

— 

I. 

1916 

378,7 

20I,9 

11. 

1916 

10,0 

1411,» 

I. 

1917 

10,0 

341,' 

II. 

1917 

9,6 

81, S 

zusammen    1077,0  2037,0 

insgesamt     3114  Mill.  frea. 

Von  dem  verkauften   Gold,  d.  h.  1077,0  Mill.  frcs,  sind   geflossen: 

nach  den  Vereinigten  Staaten  von   Amerika  127,9  Mill.  frcs 

„     England  884,6 

„     Spanien  55,0  „       „ 

,,     anderen  neutralen  Staaten  9,5  „       „ 

Die  Goldausfuhren  sind  vornehmlich  zur  Begründung  von  Krediten 
im  Auslande  erfolgt.  Seit  Ausbruch  des  Krieges  bis  zum  31.  Dezember 
1917  hat  die  Bank  für  10  500  frcs  Devisen,  die  aus  solchen  Krediten 
herrührten,  teils  für  eigene  Recljnung,  teils  für  Rechnung  des  Schatz- 
amtes verkauft,  davon  6  Milliarden  frcs  im  Jahre  1917.  Dagegen  sind 
der  Bank  von  Frankreich  vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  Dezember 
1917  2277  Mill.  frcs  Gold  aus  dem  Verkehr  zugeflossen,  davon  288 
Mill.  frcs  im  Jahre  1917. 

In  der  Lage  des  deutschen  Geldmarktes  im  Berichtsjahre 
spiegelt  sich  die  auf  inneren  und  äußeren  Erfolgen  ruhende  Zuversicht 
wider,  die  für  den  Gang  des  deutschen  Wirtschaftslebens  während  des 
Krieges  charakteristisch  ist  und  ihren  deutlichsten  Ausdruck  wohl  darin 
findet,  daß  Deutschland  der  jähe  Wechsel  der  Zins-  und  Anleihepolitik, 


1)  Wenn  auch  England  bisher  tatsächlich  noch  liein  Goldautfuhrverbot  erlassen 
hat,  so  besteht  ein  solches  doch  praktisch  in  England.  Nach  „The  Statist"  (v.  15.  Sept.) 
ist  in  England  ebenso  wie  in  Frankreich  die  Ausfuhr  ohne  besondere  Genehmigung 
verboten  (vgl.  S.  629).  In  einer  Sitzung  der  Soci§tJ  d'IÖconomie  politique  de  Paris 
wurde  ausgeführt,  daß  der  beste  Beweis  für  ein  tatsächliches  Goldansfuhrverbot  darin 
»n  erblicken  sei,  daß  die  englische  Währung  in  den  neutralen  Ländern  weit  unter  den 
Goldpunkt  gesunken  sei  („fo;on.  fran?."  v.  22.  Dez.  S.  800). 
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■wie  ihn  die  wichtigsten-  L&nder  der  Entente  fortgesetzt  erleben,  voll- 
kommen erspart  geblieben  ist.  Allerdings  unterlag  auch  der  deutsche 
Wirtschaftskörper  im  Berichtsjahre  erheblichen  Veränderungen.  Neben 
der  oben  in  dem  Abschnitt  über  den  deutschen  Kapitalmarkt  erörterten 
Häufung  Ton  Neugründungen  und  Kapitalerhöhungen  waren  es  insbe- 
sondere die  gewaltigen  Angliederungen  und  Fusionen,  welche  für  die 
wirtschaftliche  Entwicklung  in  Deutschland  im  Berichtsjahre  charakte- 
ristisch sind.  So  haben  die  Deutsche  Bank,  die  Disconto-Gesellschaft 
und  die  Dresdner  Bank  sich  wieder  eine  Reihe  kleinerer  und  größerer 
Bankinstitute  angegliedert.  Zwölf  Großbanken  und  der  Fondsbörsen- 
verein haben  sich  zur  Berliner  Bedingungsgemeinschaft  für  den  Wert- 
papierverkehr zusammengeschlossen.  Die  Preußische  Staats-Bank  hat 
sich  durch  die  Erhöhung  ihres  Kapitals  von  100  auf  IGOMill.  M  größere 
Bewegungsfreiheit  gesichert.  Die  Versicherungs-  und  Transport-Gesell- 
schaften, die  Zement-Industrie,  die  Kali- Werke,  die  Montan-Industrie, 
sie  alle  haben  ihre  Machtstellung  und  Erzeugungsfähigkeit  mit  Rück- 
sicht auf  die  gegenwärtigen  und  künftigen  Aufgaben  durch  Zusammen- 
schluß und  Angliederungen  zu  stärken  versucht.  Im  übrigen  bewegte 
sich  die  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  weiter  in  den 
Bahnen,  die  in  der  Jahreschronik  für  1916  bereits  erörtert  worden  sind, 
ja,  die  eigenartige  Bedeutung  der  Kriegswirtschaft  für  Handel,  Industrie 
und  Geldmarkt  machte  sich  in  noch  steigendem  Maße  fühlbar'):  „Die 
wachsenden  Anforderungen  der  Kriegführung  und  der  zunehmende 
Mangel  an  Arbeitskräften  führte  zu  immer  weiterer  Ausschaltung  der 
nicht  für  den  Krieg  arbeitenden  Betriebe  und  Personen.  Die  Kredit- 
inanspruchnahme des  privaten  Verkehrs  trat  vollständig  zurück  hinter 
den  Kreditbedürfnissen  des  Reichs,  das  als  größter  und  wichtigster 
Arbeitgeber  während  des  Krieges  einen  wesentlichen  Teil  der  sonst  den 
Privatwirtschaften  obliegenden  Kredit-  und  Geldbeschaffung  übernommen 
hatte  und  als  Zug  um  Zug  zahlender  Schuldner  zur  Begleichung  der 
Kriegslieferungen  sowie  zur  Entlohnung  und  zum  Unterhalt  des  jetzt 
im  Heeresdienste  stehenden  erheblichen  Teils  der  männlichen  Bevölke- 
rung gesteigerte  Ansprüche  stellen  mußte.  Dementsprechend  nahm 
die  Liquidierung  der  deutschen  Wirtschaft  ihren  Fortgang,  zumal  di 
gegen  Deutschland  gerichtete  Blockade  den  Bezug  ausländischer  Roh 
Stoffe  nach  wie  vor  stark  einschränkte.  Die  Folge  war  eine  gegen 
frtiher  vielleicht  noch  gesteigerte  Flüssigkeit  des  Geldmarktes".  Der 
Reichsbank,  den  Banken  und  Sparkassen  flössen  gewaltige  Summen 
fremder  Gelder  zu.  Die  Kreditoren  der  deutschen  Kreditbanken,  die 
Zweimonatsbilanzen  aufstellen,  vermehrten  sich  nach  den  Angaben  des 
Reichsbankpräsidenten  Havenstein  ')  von  8  Milliarden  M  bei  Beginn  des 
Krieges  auf  20  Milliarden  M  Ende  1917,  im  Berichtsjahre  allein  um 
6  Milliarden,  die  Einlagen  bei  den  deutschen  Sparkassen  nach  Ab- 
zug der  Kriegsanleihezeichnungen  im  Jahre  1916  um  etwa  1  Milliarde 

1)  Siebente  Reichsbank-Denkschrift:  Reichsbank  und  Geldmarkt,  Kredit-  und 
Zahlungsverkehr  während  der  9  Kriegsmonate  Februar  bis  Oktober  1917  8.  18.  Femer: 
Ycrwaltungsbericht  der  Reichsbank  für  das  Jahr  1917. 

2)  Rede  in  der  Aula  der  Universität   München  am   11.  März   1918. 
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M,  im  Jahre  1917  sogar  um  über  Si/j  Milliarden  M*).  Unter  diesen 
Umständen  konnte  nicht  nur  die  Reichsbank  auf  dem  offenen  Markt 
für  die  Zwecke  des  Reichs  namhafte  Mittel  durch  Rediskontierung 
von  Schatzanweisungen')  noch  unter  dem  Reichsbankdiskontsatz  ge- 
winnen, auch  der  vorübergehende  Geldbedarf  der  Bundesstaaten,  Kom- 
munen, öffentlichen  Körperschaften  und  Privaten  wurde  befriedigt,  und 
die  Einzahlungen  auf  die  Kriegsanleihen  vollzogen  sich  in  überraschen- 
dem Umfange  vorzeitig,  ohne  daß  die  Geldflüssigkeit  gegen  Ende  des 
Jahres  geringer  gewesen  wäre  als  zu  Anfang. 

Infolgedessen  hielten  sich  wie  im  Vorjahre,  so  auch  im  Berichts- 
jahre die  Geldleihsätze  auf  bemerkenswert  niedrigem  Stande.  Die 
Reichsbank  hat  ihren  Satz  von  5  Proz.  seit  dem  23.  Dezember  1914 
nicht  verändert  und  blieb  somit  auch  während  des  Berichtsjahres  im 
Durchschnitt  wieder  unter  dem  entsprechenden  Satz  der  Bank  von  Eng- 
land. Die  Entwicklung  der  Durchschnittsdiskontsätze  der  Notenbanken 
Deutschlands,  Englands  und  Frankreichs  verlief  in  den  letzten  5  Jahren, 
wie  folgt : 

Bank  von  England         Bank  von  Frankreich 
4,7  7  Proz.  4,0«  Proi. 

4,0«  ..  <                           4,9*  ,. 

5,00  „  5,00  „ 

5,*'  .,  5,«o  „ 

5,15  „  5.00  „ 

Der  Privatdiskont  in  Berlin,  der  durchweg  mit  „i^/g  Proz. 
und  darunter"  genannt  wurde,  A^ar  nicht  höher  als  im  Durchschnitt  des 
Vorjahres  und  etwa  um  1/5  Proz.  niedriger  als  der  durchschnittlich« 
Londoner  Privatdiskont. 

Die  Höhe  des  Privatdiskonts  bestimmte  sich  wie  in  den  anderen 
Ländern  wesentlich  nach  dem  Zinssatz,  der  bewüligt  wurde  für  die 
Mittel,  welche  für  die  Kriegführung  kurzfristig  zur  Verfügung  gestellt 
wurden.  Die  deutsche  Reichsbank  vergütete  für  Schatzanweisungen 
mit  einer  Laufzeit  von  14 — 29  Tagen  4  Proz.,  für  solche  mit  einer 
Laufzeit  von  30^90  Tagen  41/^  Proz.,  seit  dem  6.  März  bei  Beträgen 
von  mindestens  5  Mill.  M  4^/^^  Proz.,  von  mindestens  16  Mill.  M 
43/3  Proz.  Wenn  die  Abnehmer  die  Verpflichtung  des  Umtausches  in 
Kriegsanleihe  eingingen,  erhöhte  sich  der  Satz  auf  41/2  Proz.,  bei  Ab- 
nahme eines  Postens  von  mindestens  5  Mill.  um  '/^g  Proz.  auf  ^^/ig  Proz. 

Der  Berliner  Satz  für  tägliches  Geld  hielt  sich  im  Jahres- 
durchschnitt nicht  wesentlich  unter  dem  englischen,  war  aber  eine 
Kleinigkeit  höher  als  im  Vorjahre.  Er  betrug  1917  4,15  Proz.  gegen 
4,07  Proz.  im  Jahre  1916.  Wie  im  Vorjahr  wurde  auch  im  Berichts- 
jahr als  höchster  5,26  Proz.,  als  niedrigster  3  Proz.  notiert.  Der 
niedrigste  Satz  fiel  in  den  März,  der  höchste  Ende  April.  Der  monat- 
liche Durchschnittssatz  lag  in  den  drei  ersten  Monaten  des  Jahres  und 
im  September  unter  4  Proz.,  in  den  übrigen  Monaten  über  4  Proz.  — 


ßeichsbank 

1913 

5,88  Fror. 

1914 

4,89     „ 

1915 

5,00     „ 

1916 

5.00     „ 

1917 

5,«o     „ 

1)  Reusch  in  der  „Sparkasse"  vom  1.  Febr.  1918  S.  20. 

2)  Seit   dem  23.  März   wurden    auch  Abschnitte   zu  500  M    (bisher  Mindestbetrag 
1000  M)  ausgefertigt  (Chr.  S.  190). 
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Der  Satz  für  Ultimogeld  bewegte  sich  zwischen  5,26  und  4,60  Pros, 
und  war  im  Durchschnitt  etwas  niedriger  als  im  Vorjahre. 

Bei  der  Beichsbank  haben  die  Bewegungen  auf  den  Haupt- 
konten entsprechend  den  gesteigerten  Erfordernissen  der  gesamten  Volks- 
wirtschaft einen  weit  größeren  Umfang  angenommen  als  je  zuvor;  die 
Gesamtumsätze  betrugen  im  Jahre  1917  mehr  als  2  Billionen,  genauer 
2030  Milliarden  M  gegen  1257  Milliarden  M  im  Vorjahr.  Dennoch 
aber  ist  die  tatsächliche  Neuinanspruchnahme  der  Bank,  d.  h.  das  An- 
wachsen der  Kapitalanlage  abzüglich  der  Steigerung  der  fremden  Gelder, 
im  Berichtsjahre  noch  nm  über  100  Mill.  M  geringer  gewesen  als  im 
Vorjahr.    Der  Zahlungsmittelbedarf  hat  sich  wieder  erheblich  gesteigert. 

Die  fortdauernden  Ablieferungen  von  Goldmünzen  und  von  Gold- 
sachen hatten  im  Verein  mit  der  Festsetzung  von  Goldhöchstpreisen 
(Chr.  1917  S.  123)  und  der  Bekanntmachung  über  die  gewerbliche  Ver- 
arbeitung von  ReichsmUnzen  (Chr.  1917,  S.  362)  den  Goldbestand 
der  Bank  bis  zum  15.  Juni  1917  —  seit  Ausbruch  des  Krieges  ohne 
irgendeine  Unterbrechung  —  bis  auf  2633,3  Mill.  M  anwachsen  lassen. 
Bis  dahin  war  die  Bank  in  der  Lage  gewesen,  die  nicht  unbeträcht- 
lichen Goldversendungen  in  das  Ausland,  die  zur  Bezahlung  notwendiger 
Einfuhren  häufig  erfolgen  mußten,  jedesmal  aus  den  wöchentlichen  Ein- 
gängen vorweg  zu  decken.  In  der  dritten  Janiwoche  und  ein  zweites  Mal 
in  der  dritten  Juliwoche  mußten  für  diese  Zwecke  größere  Beträge  aus 
der  Bank  entnommen  werden,  so  daß  sich  der  Goldbestand  der  Bank 
von  2520,6  Mill.  M  Ende  1916  auf  2406,6  Mill.  M  Ende  1917,  also 
nm  113,9  Mill.  M  verminderte. 

Das  Konto  der  bankmäßigen  Deckung,  die  sich  aus  Wechseln 
Schecks  und  diskontierten  Schatzanweisungen  zusammensetzt,  hat  sich 
im  Berichtsjahr  weiter  erhöht,  und  zwar,  wie  angenommen  werden  darf, 
in  der  Hauptsache  infolge  der  Inanspruchnahme  von  Seiten  des  Reiches. 
Wie  im  Vorjahre  war  auch  diesmal  wieder  das  Anschwellen  der  An- 
lage —  abgesehen  vom  Jahresschluß  —  am  Ende  März  und  Ende  Sep- 
tember besonders  bemerkenswert  und  zurückzuführen  auf  die  Vorbe- 
reitungen für  die  Einzahlungen  auf  die  VI.  und  VII.  Kriegsanleihe  und 
die  damit  zusammenhängenden  Einreichungen  von  Schatzwechseln  bei 
der  Bank.  Die  AbbUrdung  erfolgte  dann  durch  die  nach  den  Ein- 
zahlungen auf  die  Kriegsanleihen  möglichen  Einlösungen  der  Schatz- 
wechsel von  selten  des  Reiches.  Der  im  Berichtsjahre  und  überhaupt 
seit  Bestehen  der  Bank  erreichte  Höchststand  der  bankmäßigen  Deckung 
betrug  Ende  September  15  632,5  Mill.  M.  Im  Jahresdurchschnitt  stellt© 
sich  die  bankmäßige  Deckung  auf  10  499,6  Mill.  M,  also  nahezu  um 
4  Milliarden  M  höher  als  im  Vorjahre. 

Entsprechend  der  Bewegung  der  bankmäßigen  Deckung  zeigten 
auch  die  fremden  Gelder  im  Zusammenhang  mit  den  Kriegsanleihe- 
einzahlungen  jeweils  am  ersten  Tage,  an  welchem  die  Einzahlungen 
überhaupt  zulässig  waren,  eine  ganz  außerordentliche  Steigerung.  Ihren 
Höchststand  erreichten  sie  ebenfalls  Ende  September  mit  einem  Betrage 
von  9540,9  Mill.  M,  der  niedrigste  Stand  war  3452,4  Mill.  M  (am 
31.  Januar) ;  der  Jahresdurchschnitt  betrug  5254,8  Mill.  M,  war  also  nahe- 
zu doppelt  so  hoch  wie  im  Vorjahre,  in  dem  er  2660,1  Mill.  M  betrug. 
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Die  Lombard-  und  dieEffektenanlage  wies  nur  geringe 
Umsätze  auf,  da  die  Lombardgeschäfte  überwiegend  auf  die  Darlehns- 
kassen  abgewandert  sind  und  die  innerhalb  dreier  Monate  fälligen  dis- 
kontierten Schatzanweisungen  auf  dem  Konto  der  bankmäßigen  Deckung 
verbucht  werden. 

Der  Notenumlauf  derReichsbank  erhöhte  sich  von  8064,7 
Mill.  M  Ende  1916  auf  11467,7  Mill.  M  Ende  1917,  den  höchsten  Stand 
des  Jahres  und  überhaupt  seit  Bestehen  der  Eeichsbank,  also  um 
3413,0  Mill.  M.  Für  die  Ausdehnung  waren  nach  wie  vor  die  in  der 
Jahreschronik  für  1916  (S.  990)  dargelegten  Gründe  maßgebend.  Es 
darf  angenommen  werden  i),  daß  nicht  viel  weniger  als  die  Hälfte  der 
Zunahme  während  des  Krieges  auf  die  in  die  besetzten  Gebiete  und 
das  sonstige  Ausland  abgeflossenen  Noten  entfällt.  Charakteristisch 
für  den  normalen  Gang  des  deutschen  Wirtschaftslebens  sind  die 
Schwankungen  des  Notenumlaufs  der  deutschen  Reichsbank  im  Gegen- 
satz zu  der  nahezu  ununterbrochenen  Aufwärtsbewegung  des  Noten- 
umlaufs der  Bank  von  Frankreich  und  der  Russischen  Staatsbank.  Ent- 
sprechend der  Bedeutung,  welche  der  Veredelung  der  Zahlungssitten, 
dem  Ersatz  der  Barzahlung  durch  Scheck  und  Ueberweisung  für  die 
Währungs-  und  Finanzpolitik  auch  für  die  Zeit  nach  Friedensschluß 
zukommt,  ist  durch  die  Reichsbank  und  auf  ihre  Veranlassung  wieder 
eine  Reihe  von  Maßnahmen  zur  Förderung  des  bargeldlosen  Zahlungs- 
verkehrs ergriffen  worden  *). 

Trotz  der  gewaltigen  Steigerung  des  Notenumlaufs  konnte  die 
gesetzliche  Bardeckung  nach  §  17  des  Bankgesetzes  auch  im 
Berichtsjahre  ununterbrochen  aufrechterhalten  werden.  Sie  betrug  im 
Durchschnitt  35  Proz.,  am  Ende  des  Jahres  34  Proz. 

Die  nachfolgende  Tabelle  gibt  einige  Wochenausweise  der  Reichs- 
bank wieder,  deren  Ziffern  die  geschilderte  Entwicklung  des  Status 
der  Reichsbank  veranschaulichen   sollen : 


In  Millionen  j 

tf. 

1914 

1916 

1917 

30. 

31. 

30. 

23. 

31. 

23. 

30.        23.        30. 

31. 

Juni 

Dez. 

Dez. 

Jan. 

März 

April 

Juni      Aug.      Sept. 

Dez. 

Metall 

1631 

2130 

2537 

2540 

2547 

2549 

2  521     2  495     2  506 

2588 

Davon  Gold 

1306 

2093 

2520 

2523 

2531 

2532 

2457!   2403 

2404 

2407 

Bankmäßige  Deckung 

1213 

3937 

9610 

8.73 

'3  597 

8485 

10962 

11  067 

■5<>32 

14596 

Lombard 

72 

23 

10 

10 

9 

9 

9 

8 

9 

j 

Effekten 

18 

34 

84 

97 

105 

'05 

JOS 

172 

160 

89 

Notenumlauf 

2407 

5046 

80SS 

7651 

8616 

8145 

8699 

8978 

10205 

11461} 

Fremde  Gelder 

858 

«757 

4564 

3648 

8405 

4014 

5693 

5875 

9541 

3  050 

Deckung  der  Noten   durch 

■ 

den  Barvorrat  (nach  §  17 

1 

BG.)  in  Proz. 

69,8 

59.5 

3b,' 

37,1 

34.- 

38,1 

34,2 

34,1 

34,i 

34.- 

1)  Vgl.  die  zitierte  7.  Reicbsbankdcnkschrift  S.  7. 

2)  7.  Rcichsbankdenkschrift   S.  25  ff.,  sowie   die  Rubrik   „Bargeldloser  Zablung.4- 
verkehr"  unter  Via  2  in  den  verschiedenen  Monatsheften  dieser  Chronik. 
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Die  T&tigkeit  der  Darlehnskassen  des  Reiches  hat  im  ab- 
gelaufenen Jahre  eine  weitere  Steigerung  erfahren  und  dadurch,  wie 
es  mit  ihrer  Einrichtung  beabsichtigt  war,  die  Reichsbank  erheblich 
entlastet.  Die  erteilten  Darlehne  wuchsen  von  3407,9  Mill.  M  Ende  1916 
auf  7689,3  Mill.  M  Ende  1917,  also  um  4281,4  Mill.  M.  Die  Inanspruch- 
nahme der  Darlehnskassen  für  die  Zwecke  der  Kriegsanleihen  war  da- 
gegen wieder  sehr  gering  und  betrug  am  JahresschluC  nur  1,4  Proz. 
der  gesamten  bis  dahin  fUr  die  Kriegsanleihen  eingezahlten  Summen. 
Von  den  auf  Grund  der  Darlehne  ausgegebenen  Darlehnskassenscbeinen 
befanden  sich  am  Ende  des  Jahres  im  freien  Verkehr  6264,5,  in  den  Be- 
ständen der  Reichsbank  1304,5  Mill.  M;  zurückgestellt  waren  120  Mill.  M 
zur  Deckung  des    gleichen  Betrages   ausgegebener  Reichskassenscheiue. 

Der  Stand  der  deutschen  auswärtigen  WechselknrHe 
hat  sich  im  Berichtsjahre  zunächst  weiter  verschlechtert,  da  die  Ver- 
hältnisse fortdauerten,  welche  ihn  während  des  Krieges  ungünstig  be- 
einflußt haben*).  Als  neues  Moment  kam  hinzu,  daC  sich  unter  der 
Einwirkung  des  Kriegszustandes  mit  den  Vereinigten  Staaten  der  Markt 
noch  weiter  verengte.  Damit  entfiel  die  Möglichkeit,  mit  Hilfe  vor- 
handener Outhaben  und  auf  Grund  vcn  Effektenverkäufen  Dollarzahlungen 
für  deutsche  Rechnung  an  die  Gläubiger  in  europäischen  neutralen 
Ländern  zu  leisten.  Inzwischen  war  aber  bereits  durch  die  sogenannte 
Devisenordnung  vom  8.  Februar  1917*)  der  Devisen  verkehr  noch  straffer 
zusammengefaßt  worden,  indem  die  Markzahlungen  nach  dem  Auslande 
mit  wenigen  Ausnahmen  in  die  Kontrolle  einbegriffen  wurden,  und 
indem  nicht  wie  bisher  die  Erfülluug,  sondern  bereits  die  Eingehung 
der  Verbindlichkeiten  gegenüber  dem  Auslande  von  der  Einwilligung 
der  Reichsbank  abhängig  gemacht  wurde.  Femer  war  eine  Reihe  von 
Maßnahmen  ergriffen ')  worden,  welche  die  planmäßige  Verwertung  des 
deutschen  Besitzes  an  ausländischen  Wertpapieren  zum  Ziele  hatte,  und 
auf  Grund  der  so  gewonnenen  Guthaben  eine  umfassende  Interventions- 
tätigkeit entwickelt,  so  daß  infolge  des  Hinzutretens  günstiger  politischer 
und  militärischer  Umstände  der  während  des  Jahres  erlittene  Kursverlust 
der  Valuta  bis  zum  Ende  des  Jahres  wieder  eingeholt  werden  konnte. 
Für  ICD  M  wurden  notiert 


Tiefst!*  tand 

Kars 

am  Jahresende 

Münzparität 

Amsterdam     um   24.  Okt. 

30,5  6  hfl 

54,40  hfl 

59««« 

Zürich               „    25.      „ 

60,50  frcs 

86,—  frc» 

'23,4»' 

Eopenhagpn     „    6.  Nov. 

39,;. 0  Kr 

64,-  Kr 

88,88" 

Kristiania         „    6.     „ 

40—    .. 

6o,!>0     „ 

M 

Stockholm        „    6.     „ 

3*.50    .. 

60,-  „ 

n 

Unter  die  Devisennotierungen  in  Deutschland  wurden  im  Berichts- 
jahre (Chr.  1917  8.  122)  die  für  Konstantinopel  und  Madrid  (zugleich 
für  Barcelona)  neu  aufgenommen. 


1)  Chr.  1916  S.  991,  sowie  6.  Keichsbankdenkschrift:  Die  Rcichsbank  in  den 
5  Kriegsmonaten  September  1916  bis  Januar  1917  und  die  Neuregelung  des  Zahlungs- 
verkehrs mit  dem  Auslande  S.  8.  —   7.  Reichsbankdenkschrift  8.  34. 

2)  6.  Beichsbankdenkschrift  S.  9. 

3)  7.  Reichsbankdenkschrift  S.  41. 
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Die  lebhafte  Tätigkeit  an  den  deutschen  Börsen  bei  ge- 
steigerten Kursen  (vgl.  die  folgende  Tabelle)  wahrend  des  Berichts- 
jahres legte  Zeugnis  ab  für  das  feste  Vertrauen  in  die  unerschütterliche 
Kraft  der  deutschen  Wirtschaft.  Ihren  Ausdruck  finden  die  gestei- 
gerten Umsätze  bei  erhöhten  Kursen  in  dem  monatlichen  Ertrag  des 
Effektenumsatzstempels,  der  im  Laufe  des  Berichtsjahres  wieder  auf 
einer  Höhe  angelangt  war,  wie  in  Friedenszeiten  trotz  der  gegen  da- 
mals beschränkten  Anzahl  der  gehandelten  Papiere  und  der  geringeren 
Teilnehmerzahl.  Immerhin  schien  es  mit  Rücksicht  auf  den  Erfolg  der 
Kriegsanleihe  noch  nicht  an  der  Zeit,  alle  den  Börsenverkehr  ein- 
engenden Fesseln  fallen  zu  lassen,  vielmehr  sah  sich  angesichts  der 
wieder  lebhafteren  Tätigkeit  der  Spekulation  der  Berliner  Börsenvor- 
stand  veranlaßt,  eine  Warnung  gegen  den  Börsenverkehr  und  den  un- 
reellen Kursschnitt  zu  erlassen  i)  und  am  4.  August  im  Anschluß  an 
die  Bundesratsverordnung,  wonach  die  Mitteilung  von  Kursen  von 
Bankiers  zu  Bankiers  gestattet  ist,  die  Bekanntmachung  vom  12.  Juni 
1916  betreffend  die  Aenderung  der  Börsenordnung,  zur  Einschränkung 
spekulativer  Uebertreibungen  durch  Aushang  in  den  Börsenräumen  in 
Erinnerung  zu  bringen.  Dieser  Warnung  vor  Ausschreitungen  schlössen 
sich  die  Vorstände  der  Dresdner,  Frankfurter  und  Leipziger  Börse  an. 
Nachdem  bereits  in  Preußen  und  Bayern  die  Zulassungsstellen  in  be- 
schränktem Umfange  ihre  Tätigkeit  wieder  aufgenommen  hatten,  wurde 
nach  einer  Unterbrechung  von  3  Jahren  und  6  Monaten  am  1.  Dezember 
an  den  wichtigsten  preußischen  Plätzen,  in  Berlin  und  Frankfurt  a./M., 
die  amtliche  Kursnotierung  für  Aktien  wieder  aufgenommen 
und  so  die  Ueberleitung  des  unorganisierten  Verkehrs  in  geordnete 
Zustände  als  eine  Maßnahme  der  Börsenübergangswirtschaft  in  die 
Wege  geleitet,  ohne  daß  indes  die  Versendung  von  Kurslisten  an  die 
Privatkundschaft  gestattet  worden  wäre. 

Die  Flüssigkeit  des  Geldmarktes,  welcher  die  in  ihrem  Teilnehmer- 
kreis und  in  der  Anzahl  der  gehandelten  Wertpapiere  noch  stark  ein- 
geschränkte Börse  keinen  Abbruch  zu  tun  vermochte,  war  von  günstigem 
Einfluß  auf  den  ßentenmarkt  und  ermöglichte  den  hohen  Emissions- 
kurs der  Kriegsanleihen,  sowie  deren  Kursstabilität,  kam  aber  auch 
den  alten  Renten  zugute,  die  im  Vergleich  mit  den  französischen  Renten 
und  den  englischen  Konsols  im  Kurse  während  des  Krieges  nur  wenig 
einbüßten.     Es  wurden  notiert: 

3-proz.  preußische  Konsols 
2'/j-proz.  englische  Konsols 
3-proz.  französische  ewige  Rente 

Die  Lage  des  Hypotkekenmarktes  hat  im  Berichtsjahr  keine 
wesentliche  Veränderung  erfahren.  Da  private  Neubauten  nicht  her- 
gestellt werden  konnten,  und  da  ein  Wechsel  ^)  der  Hypotheken   nicht 

1)  „Nordd.  AUg.  Ztg."  v.  1.  Aug.  19171. 

2)  Das  Abkommen  zwischen  den  Hypothekenbanken  über  die  Bedingungen  der 
VcrlängeniDg  während  des  Krieges  fällig  werdender  Hypotheken  ist  auf  ein  weiteres 
Jahr  erstreckt  worden  („Deutsch.  Oekonomist"  v.  22.  Dez.  1917  S.  541). 


le  Juli  1914 

Knde  191 

72  — 

72  — 

70,1  Ü 
78- 

54'/. 
58,60 
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stattfand,  bewegte  sich  das  Beleihungsgeschäft  in  engen  Grenzen.  Die 
Tätigkeit  beschrankte  sich  in  der  Hauptsache  auf  Hypothekenprolon- 
gation und  -Verwaltung ;  immerhin  konnte  angesichts  des  Idteresses  für 
Obligationen  bei  dem  billigen  Geldstand  der  Umlauf  an  Hypotheken- 
pfandbriefen und  Kommunalobligationen  bei  38  Hypothekenbanken  um 
48,68  Mill.  M  im  Berichtsjahr  gesteigert  •)  werden. 


Gelsenkirehenfr     Berg- 
werk-Ges. 

Harpener  Bcrgbaa 

BofhumerGußstahlwerke 

Phönix  Bergbau 

Vereinigte   Königs-    und 
Lanrahätte 

Deuucbe  Bank 

DiscontoGes. 

Dresdner  Bank 

Allgemeine  Elektrizitäts- 
Ges. 

Siemens  u.  Ualske 

Berliner    Maschinenbau- 
anstalt 

Hamburg-Amer.    Paket- 
fahrt A.-G. 

Korddeutacher  Lloyd 

Hansa  Damptscbiff-Ges. 

Canada-  Pacific- Eisen- 
bahn 
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31. 
Dez. 


183,90 

I72,S0 

208,10 

234.10 

«52  — 
248,— 
186,— 
150,90 

234.»o 

218,— 


'33  — 
116,90 
268,»s 


30. 
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154,90 
150,- 
189,75 
204,— 

120, — 

218,— 

i;o,— 

I    "38.- 

!  *'o. — 
i  192,— 


234  —   I    »37.— 
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! 

1 
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•59-  155.— 

201, —  210, — 

214,—  210,— 

«33.»»    '  «40.— 
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"rs.!*"  '75.— 

«4«,-    1  «35.— 

221,—  220, — 

195,50  200,— 
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Stener- 
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Ult. 
Dez. 


«97.- 
•  87,- 

*73.- 

HS- 

189,- 

244.- 
182,- 

'5'.- 

220,- 
»»5.- 


1917 


Amtliche 
KarM 

Ult. 
De«. 


112,—    1    105, — 

93.—         90.— 
227,—    ;    220, — 


108, 
99.- 

228,- 


215,9« 
214,— 

322,«ft 

266,<io 

»39.6« 
263,25 
204,80 
172,60 

232,10 
239.»» 


—       '    309.—        365.»») 


136,50 
«37,— 
34«,»» 


212,80     j     l6o,»5     :     175. »0     I     «85,—  215,- 


Das  Wirtschaftsleben  Oesterreich-Ungarns  zeigt  im 
Berichtsjahre  —  rein  äußerlich  betrachtet  —  eine  ahnliche  Entwicklung 
wie  dasjenige  Deutschlands.  Rohstoffknappheit,  Arbeitermangel  und 
Verkehrsschwierigkeiten  zwangen  die  Industrie,  namentlich  gegen  Jahres- 
ende, zu  zeitweiligem  unfreiwilligen  Feiern.  Der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  und  damit  in  erster  Linie  der  ungarischen  Landeshälfte 
flössen  infolge  einer  günstigen  Ernte  und  höherer  Preise  noch  weit 
größere  Gewinne  zu  als  im  Vorjahre. 

Die  im  Berichtsjahre  fortbestehende  Flüssigkeit  des  Geldmarktes 
wurde  aber  nicht  in  gleichem  Umfange  und  mit  derselben  Tatkraft  wie 
in  Deutschland  für  die  Kriegsfinanzierung  nutzbar  gemacht;  vielmehr 
wandten  sich  die  freien  Geldmittel  in  noch  nie  beobachtetem  Maße  der 


1)  „Deutsch.  Oekonomist"  v.  9.  Febr.  1918  S.  37. 
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Spekulation  zu.  Gewaltige  Beträge  zogeu  auch  die  Aktiengesellschaften  *), 
in  erster  Linie  die  Banken,  für  Neugründungen  und  Kapitalerhöhungen 
an  sich.  Daneben  nahmen  die  Einlagen  bei  den  Banken  und  Spar- 
kassen *)  (vgl.  S.  356,  720)  indes  weiter  sprunghaft  zu. 

Der  Privatdiskont,  der  sich  in  Oesterreich  während  des 
Jahres  1916  durchschnittlich  auf  etwa  2  Proz.  gehalten  hatte,  wurde 
dort  in  den  ersten  9  Monaten  des  Berichtsjahres  mit  1 — l*/,  Proz., 
in  Ungarn  durchschnittlich  um  1  Proz.  höher  notiert.  Seit  Oktober 
erfuhren  die  Geldsätze  eine  langsame,  aber  stetige  Steigerung,  so  daß 
sie  sich  gegen  Jahresschluß  in  Wien  auf  2Yj — 2^|^  Proz.,  in  Budapest 
auf  3Yg — 31/4  Proz.  stellten.  Der  seit  12.  Mai  1915  5  Proz.  betragende 
offizielleBankdiskontsatz  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
erfuhr  im  Jahre  1917  keine  Veränderung. 

Die  in  ähnlicher  ßegelmäßigkeit  wie  in  Deutschland  aufgelegten 
Kriegsanleihen  (vgl.  S.  356,  418,  783)  wiesen  fortlaufend  größere  Er- 
gebnisse auf.  Zwischen  den  einzelnen  Anleihen  zogen  die  Pinanzver- 
waltungen  überschüssige  Mittel  der  Banken  und  Sparkassen  im  Wege 
von  „Voreinzahlungen  an  die  Postsparkasse"  ^j  an  sich.  Durch  die 
gegen  Jahresschluß  aufgelegte  VII.  Kriegsanleihe  (vgl.  S.  856)  wurde 
die  Zeichnungssumme  aller  sieben  Kriegsanleihen  für  Oesterreich  auf 
29,3  Milliarden  K,  für  Ungarn  auf  14,7  Milliarden  K,  zusammen  also 
auf  rund  44  Milliarden  K  erhöht.  Damit  hat  Oesterreich- Ungarn  bis- 
her fast  zwei  Drittel  seiner  Kriegskosten*)  durch  Anleihen  gedeckt. 
Das  restliche  Drittel  entfällt  auf  Darlehen  der  Oesterreichisch-unga- 
rischen Bank,  Vorschüsse  von  Banken  und  Sparkassen,  Schatzwechsel- 
anleihen in  Deutschland  und  kleinere  Valutaanleihen  im  neutralen 
Auslande  („Oest.  Volksw."  v.  22.  Dez.,  S.  203).  Den  Zinsendienst 
der  Kriegsanleihen  suchte  die  Regierung  durch  Erhöhung  und  Neu- 
einführung von  Steuern  sicherzustellen. 

Die  Entwicklung  der  Kronenkurse  im  neutralen  Auslande, 
die  im  großen  ganzen  parallel  der  Bewegung  der  deutschen  Markkurse 
verlief,  wird  aus  der  folgenden  Zusammenstellung  ersichtlich : 

1)  In  Oesterreich  wurden  1917  22  neue  Aktiengesellschaften  mit  62  MiU.  K  Ka- 
pital gegründet,  während  78  Alctiengesellschaften  ihr  Kapital  um  269  MiU.  K  erhöhten ; 
auf  Banken  entfielen  20  Erhöhungen  mit  162,5  MiU.  K.  In  Ungarn  wurden  355  neue 
Aktiengesellschaften  mit  309,25  MiU.  K  Kapital  gegründet,  während  610  Aktienunter- 
uehmungen  ihr  Kapital  um  888,6  MiU.  K  erhöhten,  hierunter  Geldinstitute:  292  mit 
490,74  MUl.  K  („Wirtschaftsztg.  der  Zentralmächte"  v.  25.  Jan.  1918,  S.  67). 

2)  Bei  der  ö-sterreichischen  Postsparkasse  betrugen  die  Einlagen  im  Spar-  und 
Scheckverkehr  Ende  1913  581,  Ende  1914  1049,  Ende  1915  1138,  Ende  1916  1572  und 
Ende  1917  bereits  2345  MiU.  K  („Frankf.  Ztg."  t.  8.  Jan.  1918,  1.  Morgenbl.).  Die 
erste  österreichische  Sparkasse  hatte  am  31.  Dezember  1917  Einlagen  von  688,25  MiU.  K, 
d.  h.  72  MiU.  K  mehr  als  im  Vorjahre  („Wirtschaftsztg.  der  Zentralmächte"  v.  25.  Jan 
1918,  S.  88). 

3)  Finanzmiuister  Dr.  Freiherr  v.  Wimmer  bezifferte  die  „Voreinzahlungen  an 
die  Postsparkasse"  zwischen  der  VI.  und  VII.  Kriegsanleihe  für  Oesterreich  auf  nahezu 
5  Milliarden  K  („Pari.  Chr.  d.  Oest.-Üngar.  Monarchie",  Dezemberheft  S.  489). 

4)  Die  unmittelbaren  Kriegskosten  werden  bis  Ende  Dezember  1917  auf  rund 
52  Milliarden  K,  die  mittelbaren  (Familienunterstützungen,  Flüchtlingsgelder  usw.)  auf 
rund  18  Milliarden  K,  zusammen  also  auf  70  MiUiarden  K  geschätzt  („Neue  Züroh. 
Ztg.",  Nr.  16  T.  4.  Jan.  1918). 
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Notiemng 

für    100    K 

in 

PariUt 

a 

a 

Entwertung 

in  Proi.  der 

PariUt 

c- 

12 
Co 

Hl 
IT 

1 

Entwertung 

In  Prot,  der 

PariUt 

Amsterdam ') 

Stockholm 

Zürich') 

50,41 

75.«» 
105,01 

36,00 

53,» »» 

48.» 
5*.* 
49.* 

19.1(0 
21, »& 
38,00 

61.9 

7>.» 
63,« 

27,»«» 

37,60 
1  5*.»o 

45-« 
SO,« 
50,0 

Die  Notierung  der  Krone  in  Berlin*),  die  sich  zu  Beginn  des 
Jahres  auf  64,—  (M  fttr  100  K)  stellte,  erhöhte  sich  am  25.  Jan.  aaf 
64,25,  am  29.  Jan.  auf  64,50.  Bereits  am  3.  Febr.  ging  sie  wieder 
auf  64,25  herunter  und  verharrte  auf  diesem  Stand  unverändert  über 
das  Jahresende  hinaus. 

Mit  der  günstigen  Entwicklung  der  Wechselkurse  setzte  auch  ein 
rasches  Sinken  des  Goldpreises  (vgl.  S.  783)  ein,  der  sich  von 
21000  K  für  das  Kilogramm  Feingold  (Anfang  November)  bis  auf 
10000  K  (am  Jahresschluß)  ermäßigte. 

Die  Börsen  ^)  in  Wien  und  Budapest  blicken  anf  ein  wildbewegtes 
•Jahr  zurück.  Wohl  in  keinem  anderen  Lande  nahm  die  Spekulation 
eine  derartig  ungesunde  Ausdehnung«)  an  wie  hier.  Die  Börsenr&te 
wie  die  Bankenvereinigungen  waren  gegen  das  wüste  Treiben  machtlos, 
und  die  Regierungen  verhielten  sich  von  vornherein  passiv  *).  Zeitweise 
konnten  die  Umsätze  trotz  Einführung  des  Grnppensystems  nach  Ber- 
liner Muster  und  Vermehrung  der  Sensale  technisch  nicht  be'frältigt 
werden,  so  daß  die  Börsen  tagelang  geschlossen  und  die  Lieferungs- 
fristen verlängert  wurden.  Die  eingeführten  Reformen  (vgl.  S.  361,  421, 
500,  632,  636)  mußten  aber  bald  zum  Teil  als  undurchführbar  wieder 
aufgegeben  werden  (vgl.  S.  788).     Erst  in  den  letzten  beiden  Monaten 


1)  Die  im  Vergleich  mit  der  Kursgestaltung  in  Stodcholm  ruhigere  Entwicklang 
der  Kronenkan>e  in  Zürich  und  Amsterdam  ist  u.  a.  anf  den  Abschluß  der  Valnta- 
uod  Warenlieferungsübereinkommen  mit  der  Schweiz  (Mai  1917)  und  mit  Holland  (Ok- 
tober 1917)  znrücktuführen. 

2)  Die  Verhandlungen  wegen  Aufhebung  der  Devisensperre  der  deutschen  Reichs- 
bank gegenüber  Oesterreich-Ungam  (vgl.  S.  717,  Anm.  3)  konnten  bis  zum  Jahresschluß 
noch  nicht  zum  Abschluß  gebracht  werden. 

3)  Der  Börsenverkehr  vollzog  sich  nach  wie  vor  inoffiziell. 

4)  Die  Aktienumsätze  an  der  Bndapester  BOrse  bcliefen  sich  im  Jahre  1917  auf 
6  370  000  gegen  nur  1  082  000  Stück  im  leuten  Friedensjahr  („Baseler  Neueste  Nachr." 
V.  7.  Febr.  1918).  —  Die  „Frankf.  Ztg."  v.  14.  Okt.  1.  Morgenbl.  schreibt:  „Die  Zu- 
sUnde  an  der  Börse  spotten  jeder  Beschreibung.  Ein  Stück  Tollhaus  und  ein  Stück 
Schlaraffenland.  Die  Budapester  Börse  ist  jetzt  ein  Stelldichein  aller  Leute,  die  Geld 
haben,  das  sie  während  des  langen  Krieges  zumeist  in  ziemlich  leichter  Weise  erwerben 
und  es  jetzt  ins  Riesenhafte  vermehren  möchten,  und  jener,  die  kein  Geld  haben  und 
solches  sich  an  der  Börse  holen  möchten.  Die  hiesige  Börse  hat  aufgehört,  wirtschaft- 
liche Bedeutung  zu  besitzen.  Was  jetzt  an  der  Börse  geschieht,  ist  nichts  als  ein  Glücks- 
spiel,   ein  Jagen  und  Hasten,   ein  Treiben   und  Schieben  nach  Geld  und  wieder  Geld." 

5)  Ministerpräsident  Dr.  Wekerle  erklärte  am  7.  Nov.,  daß  die  Regierung  derzeit 
wegen  der  Wiederherstellung  geordneter  Verhältnifse  an  der  Börse  nicht  einzuschreiten 
gedenke,  die  Dinge  würden  von  selbst  wieder  in  Ordnnng  kommen  („Frankf.  Ztg."  T. 
8.  Nov.,  Abendbl.). 
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trat  mit  den  zunehmenden  Friedensaussichten  eine  Ernüchterung  ein, 
die  einen  empfindlichen  Bückschlag  ^)  mancher  über  jedes  berechtigte 
Maß  emporgetriebenen  Kurse  2),  anderseits  aber  Preisbesserungen  für 
die  Anlagewerte  zur  Folge  hatte. 

üeber  die  Lage  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
wurden  gelegentlich  der  außerordentlichen  Generalversammlung  vom 
19.  Dezember  (vgl.  8.  856)  seit  Kriegsausbruch  zum  ersten  Male  ein 
Zwischenausweis  nach  dem  Stande  vom  7.  Dezember  (vgl.  S.  864)  und 
kurz  nach  Jahresschluß  die  Ausweise  vom  31.  Dezember  1914,  1915, 
1916  und  1917  bekanntgegeben. 

Stand  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 


am 

31.  Dezember 

1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

in  Millionen  Kronen 

Gold 
Qoldwecbsel 

1241 
60 

105s 
'4 

685 
60 

290 

265 
60 

Silber 

261 

126 

66 

58 

56 

Hetallschatz 

1562 

1195 

811 

354 

381 

Darlebnskaasenscheine ') 

— 

44 

121 

119 

107 

Wecbselbestand') 
Lombard  *) 

Darlehen  an  den  Staat') 
Sonstige  Aktiva 

Bestand  an  Deyisen 

926 

311 
60 

454 
127 

2053 

3395 

60 

478 
81 

2977 

3293 

685 

558 
194 

2857 
3428 
5360 

639 
168 

2822 

3429 

13758 

1359 

776 

Notenumlauf 
Fremde  Gelder 
Sonstige  Passiva 
Deckung  des  Notenumlaufs 

2494 
188 

390 
Proz. 

5137 

1427 

416 

Proz. 

7162 

273 

762 

Proz. 

10889 

425 

«  193 

Proz. 

18440 
1958 
I  207 
Proz. 

durch  a)  den  Metallschatz 

62,7 

23.* 

11,6 

3>2 

2,0 

b)  den  Goldvorrat 

49.8 

20,7 

9,7 

2,' 

«.* 

1)  Der  Kurssturz  an  der  Budapester  Börse  soll  weit  über  1  Milliarde  K  betragen 
(„Der  Ungar.  Volksw."  v.  20.  Nov.,  S.  8).  Trotzdem  stehen  die  Kurse  bei  weitem 
noch  nicht  in  einem  vernünftigen  Verhältnis  zur  Bentabilität  der  Papiere. 

2)  Am  15.  Okt.  berechnete  die  „Neue  Zürch.  Ztg."  die  Werterhöhung  seit  Kriegs- 
ausbruch für  sämtliche  an  der  Wiener  Börse  notierten  und  zum  Privatverkehr  zuge- 
lassenen Werte  auf  insgesamt  5600  Mill.  K.  —  Die  Kurssteigerung  der  an  der  Buda- 
pester Börse  notierten  Aktien  während  des  Krieges  wird  von  dem  Generaldirektor  der 
Ungar.  Agrar-  und  Rentenbank,  Dr.  Anton  Eber,  auf  2  Milliarden  K  beziffert.  („Wirt- 
»chaftsztg.  der  Zentralmächte"  v.  15.  Febr.  1918,  S.  126.) 

3)  Die  Kassenscheine  der  Kriegsdarlehnskasse  dienen  nur  zur  Verrechnung  der 
Kriegsdarlehnskasse  mit  der  Notenbank  und  befinden  sich  daher,  abgesehen  von  einem 
verschwindend  kleinen  Betrag,  sämtlich  in  den  Kassen  der  Bank.  Bei  der  Berechnung 
der  Kotendeckung  wird  der  Bestand  der  Bank  an  Darlehnskassenscheinen  von  dem 
Betrag  der  umlaufenden  Noten  vorweg  abgezogen. 

4)  Das  außerordentliche  Anschwellen  der  beiden  Posten  erklärt  sich  daraus,  daß 
die  älteren  Kriegsdarlehen  an  die  Regierung,  die  gegen  Schatzscheine  und  Solawechsel 
aufgenommen  wurden,  darunter  verbucht  sind.  Nach  dem  Bericht  des  Generalrnts  in 
der  ordentlichen  Generalversammlung  sind  von  dem  Ende  1917  ausgewiesenen  Lombard- 
bestand 621,6  Mill.  K  Privatdarlehen,  und  zwar  620,6  für  Kriegsanleihezwecke.  Das 
Wechselportefeuille  enthielt  am  gleichen  Tage  nur  22  Mill.  K  Handelswechsel  („Frankf. 
Ztg."  V.  10.  Febr.). 

5)  Die  1913  und  1914  ausgewiesenen  60  Mill.  K  sind  eine  alte  Forderung  der 
Bank  an  den  Staat,  die  für  die  Dauer  des  Bankprivilegs  zinslos  ist.     Der   Zuwachs   in 
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Die  Ziffern  spiegeln  die  starke  Wandlung  wider,  die  der  Krieg 
wie  in  allen  anderen  kriegführenden  Ländern  auch  in  der  Doppel- 
monarchie der  Notenbank  gebracht  hat.  Die  Inanspruchnahme  der 
Bank  seitens  der  beiden  Staatsverwaltungen,  die  den  Gegenstand 
heftiger  Erörterungen  in  der  Presse  und  den  beiden  Parlamenten  bildete, 
stellte  sich  am  31.  Dezember  1917  auf  insgesamt  19  365  Mill.  K 
(vgl.  Anm.  4  und  6  S.  935).  Im  Zusammenhang  damit  hat  der  Noten- 
umlauf die  gewaltige  Höhe  von  rund  18'/}  Milliarden  E  erreicht, 
wahrend  auf  der  anderen  Seite  der  Goldbestand  der  Bank  um 
rund  1  Milliarde  bis  auf  265  MUl.  K,  der  Silberbestand  um  rund 
200  Mill.  auf  56  Mill.  E  Eusammengeschmolzen  ist.  Der  Betrag  an 
in  den  Metallschatz  einrechenbaren  Goldwechseln,  der  Ende  1914  auf  14, 
Ende  1916  sogar  bis  auf  6  Mill.  E  zurückgegangen  war,  wird  Ende  1917 
wieder  mit  60  Mill.  E  ausgewiesen;  der  gesamte  Besitz  der  Bank  an 
Wechseln  auf  ausw&rtige  Plätze,  ausländischen  Noten  und  Guthaben  im 
Auslande,  der  zum  größten  Teil  unter  den  „Sonstigen  Aktiva"  verbucht 
wird,  stellte  sich  nach  dem  Bericht  des  Generalrats  über  die  ordent- 
liche Generalversammlung')  auf  776,4  Mill.  K.  Das  Anwachsen  der 
„Sonstigen  Passiva"  erklärt  sich  aus  der  Tatsache,  daß  darin  unter 
anderem  die  neugeschaffene  „Währungsreserve"  (vgl.  S.  783)  sowie 
„Verbindlichkeiten  in  ausländischen  Zahlungsmitteln"  *)  enthalten  sind. 

Die  Lage  des  englischen  Wirtschaftslebens  hat  sich  im 
Berichtsjahre  weiter  verschlechtert.  Inbesondere  wirkte  der  deutsche 
U-Bootkrieg  lahmend  auf  den  englischen  Außenhandel  und  damit  auf 
die  ganze  englische  Volkswirtschaft  ein.  Ferner  trugen  die  Steigerung 
der  Passivität  der  englischen  Handelsbilanz,  der  gleichzeitige  Rück- 
gang der  Zinseneinnahmen  aus  ausländischen  Wertpapieren  sowie  der 
Gewinne  aus  dem  Seetransport,  aus  Versicherungen ')  und  Finanzge- 
schäften*) zu  der  Verschlechterung  der  wirtschaftlichen  Lage  Englands 
bei.  Dazu  kam  neben  den  finanziellen  Schwierigkeiten  —  der  Unmög- 
lichkeit, die  wachsende  schwebende  Schuld  durch  eine  vierte  Eriegs- 
anleihe  herabzumindern  und  den  ausländischen  Verpflichtungen  aus 
eigener  Eraft  gerecht  zu  werden  —  der  starke  und  beunruhigende  Rück- 
gang der  englischen  Wechselkurse  im  neutralen  Ausland.  London 
ist  nicht  mehr  der  Finanzmittelpunkt,    die  internationale  Abrechnungs- 


den  drei  letzten  Kriegajahren  stellt  die  gegen  Schuldschein  an  die  beiderseitigen 
Finanzrerwaltungen  auf  Qrund  verschiedener  Cebereinkommen  seit  etwa  Mitte  1915 
gewährten  Darlehen  dar,  die  zu  einem  geringen  Teil  mit  1  Proz.,  in  der  Hauptsache 
aber  nur  mit  '/i  Proz.  verzinst  werden. 

1)  Vgl.  „Pester  Lloyd"  v.  9.  Febr.  1918. 

2)  Im  Ausweis  vom  7.  Dez.  1917  mit  189,1   Mill.  K.  angegeben. 

3)  Ueber  das  Schwinden  der  englischen  Uebermacht  auf  dem  Seeversichemngs- 
markt  und  die  Ausbreitung  der  Seeversicherung  bei  den  neutralen  Ulndem  vgl.  „Syrien 
and  Shipping"  v.  6.  Febr.   1918. 

4)  Im  Verwaltungsbericht  der  Niederländischen  Bank  für  1916  wurde  bereiu 
erwähnt,  daß  viele  Geschäfte,  die  sonst  über  London  erledigt  zu  werden  pflegten, 
jetzt  ohne  die  englische  Vermittlung  finanziert  werden  („Bankers'  Magazine"  No- 
vember 1917). 
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stelle  des  Weltverkehrs  und  hat  seine  Vormachtstellung  auf  dem  Geld- 
und  Kapitalmarkt  verloren  ^). 

Die  am  englischen  Geldmarkt  beobachtete  Ermäßigung  des 
allgemeinen  Zinsniveaus  war  eine  Folge  der  Finanzpolitik  der  neuen 
Regierung,  die  im  Gegensatz  zu  der  früheren  Regierung  (vgl.  1916 
S.  999)  durch  billige  Zinssätze  eine  günstige  Einwirkung  auf  die 
Kriegsfinanzen  auszuüben  bestrebt  war  (vgl.  S.  45 ,  782  und  854). 
Die  wichtigsten  Geldleihsätze  stellten  sich  im  Jahresdurchschnitt  für 
die  letzten  Jahre,  wie  folgt  („The  Econ.«  v.  29.  Dez.  S.  1023): 

Bankdiskont 

Privatdjskont  für  Dreimonatswechsel 
Satz  für  tägliches  Geld 
Depositenzinssatz  der  Banken 

Diese  Zinssätze,  die  in  Friedenszeiten  für  die  Gestaltung  des  Geld- 
marktes ausschlaggebend  gewesen  waren,  haben  indes  an  Bedeutung 
verloren;  während  des  Krieges  wird  der  Markt  vielmehr  beherrscht 
von  den  Sätzen,  zu  denen  Treasury  Bills  abgegeben  werden,  und  welche 
die  Bank  von  England  für  Depositen  der  Banken  mit  dreitägiger 
Kündigung  vergütet  („Econ."  v.  14.  April,  „Statist"  v.  29.  Dez.  S.  1394). 

Der  Zinsfaß  für  im  täglichen  Verkauf  abgegebene  Treasury  Bills  *) 
stellte  sich,  wie  folgt: 


1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

4,7  7  6 

4,037 

5.0 

5,469 

5,16 

4,358 

2,876 

3,6ia 

5,183 

4.808 

3,808 

1,896 

2,7 

4,481 

3,92* 

3,263 

2,117 

2,6 

3,717 

4,0 

bei  einer  Laufzeit  der  Schatz- 
wechsel von 

3 
Monaten 

6 
Monaten 

12 
Monaten 

Tom  29.  September  1916  bis  4.  Januar  1917 
„     28.  April  1917  bis  4.  Mai  1917 
„     5.  Mai  1917  bis  18.  Juni  1917 
„     19.  Juni  1917  bis  2.  Juli  1917 
„     3.  Juli  1917  bis  26.  Dezember  1917 
„     27.  Dezember  1917  bis  31.  Dezember  1917 

5V,   Proz. 

4%     .. 
4^.      .. 
4'4     .. 
4%     .. 
4 

8:  :; 
ii  : 

4 

5'/,    Proz. 
4   /le      " 

— 

Die  Bank  von  England  gewährte  in  den  ersten  Wochen  des  Jahres 
für  kurzfristige  Einlagen  der  Schottischen,  Kolonial-  und  Clearingbanken 
je  nach  der  Kündigungsfrist  Ai^j^  —  b  Proz.  Diese  Vergütungen  wurden 
am  26.  Februar  und  19.  Juni  herabgesetzt  und  zwar  für  Clearing- 
banken von  5  auf  41/^  und  4  Proz.,  für  andere  Banken  von  4Yg  auf 
4  und  31/2  Proz.  Da  indes  die  Gefahr  bestand,  daß  infolge  der  Zins- 
ermäßigung die  am  Londoner  Markt  vorhandenen,  immerhin  noch  recht 
beträchtlichen    Auslandsguthaben  3)   dem   Lande   verlorengingen,   wurde 


1)  Vgl.  S.  414  und  die  AeuQerungen  Sir  Edward  Holdens  in  der  „Fall  Mall 
Gazette"  v.  11.  Febr.  1918. 

2)  Für  die  vom  30.  März  bis  15.  Juni  llmal  in  Posten  von  20  bis  50  Mill.  £ 
im  Tenderverfahren  aufgelegten  Treasury  Bills  wurden  bewilligt  auf  dreimonatige  4,733 
bis  4,86  Proz.,  für  sechsmonatige  4,76  bis  4,95  Proz.,  für  zwölfmonatige  4,87  bis  5  Proz. 
(vgl.  „Econ."  V.   16.  Juni  S.   1126). 

3)  Die  am  Londoner  Markt  ausgeliehenen  ausländischen  Gelder  wurden  auf  40  bis 
60  Mill.  £  geschätzt  (Roozenraad,  „Die  Finanzlage  der  Völker"  v.  6.  Jan.  1918). 

Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkswirtach.  Chronik.  1917.  LXIII 
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der  Zinssatz  der  Oeldeinlagen  für  aasländische  Rechnaog,  allerdings 
nur,  soweit  sie  bei  den  Clearingbanken  niedergelegt  waren,  von  4  Proz. 
auf  47,  Proz.  erhöht  (vergl.  S.  782). 

Die  Verfassung  des  englischen  Geldmarktes  war  im  großen  und 
ganzen  flüssig;  doch  brachte  einerseits  die  Eriegsfinanzierung  und  ins- 
besondere das  Auflegen  und  Fälligwerden  von  Schatzwechseln  vorüber- 
gehend Störungen  mit  sich  (vgl.  S.  281  und  496)  ^) ;  anderseits  wurde 
bei  der  finanziellen  Abhängigkeit  Englands  von  Amerika  (vgl.  S.  718) 
die  Lage  des  englischen  Marktes  in  wachsendem  Maße  von  den  Vor- 
gängen am  amerikanischen  Geldmarkte  beeinflußt  (vgl.  S.  558). 

Der  Privatdiskont  fUrDreimonatswechsel  folgte  im  all- 
gemeinen den  Bewegungen  des  Diskontsatzes  für  Treasury  Bills.  Er 
schwankte  zwischen  5^Yg,  zu  Beginn  des  Jahres  und  4^«  Proz.  am 
Jahresschluß  und  stellte  sich  im  Jahresdurchschnitt  auf  4,802  Proz. 
gegen  5,234  Proz.  im  Jahre  1916.  —  Der  Satz  für  tägliches  Geld 
schwankte  zwischen  3  Proz.  (16.  April)  und  5  Proz.  (Ende  Februar) 
und  betrug  im  Jahresdurchschnitt  8,922  Proz.  (gegen  4,869  Proz.  im 
Vorjahre). 

Wie  erwähnt,  begegnete  die  englische  Eriegsfinanzierung 
während  des  ganzen  Jahres  großen  Schwierigkeiten;  das  Schatz- 
amt mußte  scharfe  Eritiken  und  heftige  Angriffe  über  sich  ergehen 
lassen  (vgl.  S.  281,  354  und  782).  Die  Finanzlage  Englands,  die  vor 
dem  Eintreten  Amerikas  in  den  Weltkrieg  infolge  der  immer  schwieriger 
werdenden  Deckung  der  Auslandsverpflichtungen  nahezu  verzweifelt 
gewesen  war  (vgl.  S.  352  und  494),  blieb  auch  nach  dem  Eintritt  der 
Vereinigten  Staaten  in  den  Erieg  wenig  befriedigend.  Trotz  des  un- 
verkennbaren Erfolges  der  im  Januar  und  Februar  aufgelegten  III.  Eriegs- 
anleihe  (vgl.  S.  281)  hatte  die  schwebende  Schuldenlast  bald  wieder 
die  frühere  Höhe  überschritten.  Wie  der  Schatzkanzler  Bonar  Law 
ausführte  (vgl.  „Die  Post"  v.  28.  Febr.  1918),  wurde  die  IV.  Eriegsan- 
leihe  von  Monat  zu  Monat  aufgeschoben,  weil  die  bei  Auflegung  der 
III.  Eriegsanleihe  in  Anspruch  genommenen  beträchtlichen  Bankkredite 
bisher  nur  in  geringem  Umfange  zur  Rückzahlung  gekommen  waren 
(vgl.  S.  631).  So  sah  sich  die  Regierung  gezwungen,  das  Schwerge- 
wicht der  englischen  Eriegsfinanzierung  auf  mehr  oder  minder  kurz- 
fristige Anleihen  zu  legen,  die  zu  ständig  wechselnden  Bedingungen 
ausgegeben  wurden.  Die  englischen  Schatzwechsel,  deren  Verkauf  an- 
läßlich der  Auflegung  der  III.  Anleihe  vom  4.  Januar  bis  30.  März 
ganz  eingestellt  worden  war,  wurden  bald  freihändig,  bald  im  Tender- 
verfahren (vgl.  S.  191),  bald  auf  beiden  Wegen  abgegeben  (Zinssätze 
B.  oben).  Die  gleichfalls  zu  den  ganz  kurzfristigen  Schulden  zählenden 
zeitweiligen  Vorschüsse  „Ways  und  Means",  die  gewöhnlich  bei  der 
Bank  von  England*)  genommen  werden  (vgl.  „The  Econ."  v.  11.  Dez. 

1)  um  Störungen  des  Geldmarktes  lu  vermeiden,  wurden  die  Verkäufe  der  Pri- 
▼atbanken  von  National  War  Bonds  tiglich  berechnet,  aber  den  Banken  die  so  ein- 
gehenden Gelder  mindestens  10  Tage  belassen  (,,Fin.  Times"  v.  10.  Okt.). 

2)  Vgl.  den  Schriftwechsel  zwischen  der  Bank  von  England  und  dem  Schatumt 
-wegen  Einschränkung  dieser  Vorschüsse  („The  Econ."  v.  9.  Febr.  1918  8.  207). 
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S.  869),  erfuhren  während  des  Jahres  infolge  der  steigenden  Ausgaben 
eine  gewaltige  Zunahme,  nämlich  von  57,2  Mill.  £  am  16.  Dezember 
1916  auf  278,8  Mill.  £  am  31.  Dezember  1917.  An  mehrjährigen 
Anleihen  kamen  seit  dem  13.  April  neue  5-proz.  Exchequer  Bonds  zur 
Ausgabe  ^)  (vgl.  S.  282) ;  daneben  wurde  der  Verkauf  von  War  S  a  - 
vings  Certificates  während  des  ganzen  Jahres  aufrechterhalten. 
Der  Absatz  der  seit  dem  2.  Oktober  im  freihändigen  Verkauf  aufge- 
legten 5-proz.  National  War  Bonds  (vgl.  S.  631)  blieb  bis  zum  Ab- 
lauf des  Jahres  weit  hinter  den  Erwartungen  zurück  (vgl.  S.  854).  Die 
Auslandsverschuldung  nahm  stark  zu  *). 

Die  ausländischen  Wechselkurse  erfuhren  im  Berichts- 
jahr fast  durchweg  bedeutende  Verschlechterungen,  die  sich  für  Eng- 
land angesichts  der  gewaltigen  im  Ausland  getätigten  Käufe  als  be- 
sonders nachteilig  erweisen  mußten  (vgl.  S.  352).  Die  Entwicklung 
der  wichtigsten  Valuten  in  London  gestaltete  sich  wie  folgt: 


Knrs  auf 

Parität 

29.  12.   16 

1.   5.    17 

17.  7.  17 

4.   9.    17 

6.11.17 

28.  12.  17 

Entwertung  des  £ 
29.  12.  16  29.  12.  17 

STew  York 

Skandinavien 

Holland 

Schweiz 

äpunien 

4.8678 
l8,36 
12,109 
25,32 
25,33 

4,7678 
l6,03 
11,68 
24,0» 
22,28 

4.7  87, 
15,96 
11,63 
24,45 
21,70 

4,7878 
15.26 
11,636 
22,25 
20,70 

4,787« 
14,1s 
11,346 
22,836 
21,43 

4,767» 
IO,826 
10,73 
21,15 
20,38 

4.7678 
13,965 
11,026 
20,66 
19,70 

2,1   Proz. 
12,3      „ 
3.5      .. 
4.7      .. 

11,7        „ 

2,1  Proz. 
23,6      „ 

9.0      .. 
18,1      „ 
21,9      „ 

Eine  weitere  Entwertung  des  Pfundes  gegenüber  dem  Dollarwurde 
in    den    ersten    Monaten    des   Jahres   insbesondere    durch   beträchtliche 
Verschiffungen    von    Gold    (vgl.  S.  189,    278  und  415)    und  von  Wert- 
papieren   (vgl.  S.  52,    115,  189,  278,  415),  später  durch  die  finanzielle 
Hilfe    der  Vereinigten  Staaten    von  Amerika    verhindert   (vgl.    S.  717). 
Bemerkenswerterweise    ließ   sich    aber    trotz    dieser   Unterstützung   und 
trotz    besonderer    Maßnahmen  ^)    eine    fortschreitende    Entwertung    der 
Sterlingvaluta    im  neutralen  Ausland,  die  namentlich  im  zweiten  Halb- 
jahr   einsetzte,   nicht   vermeiden;    der  Grund    dürfte   namentlich  in  den 
starken   Ausfuhrbeschränkungen   seitens    der  Ectentestaaten    gegenüber 
den    an  Deutschland    angrenzenden  neutralen  Ländern  (vgl.  S.  629)  zu 
finden    sein.     Besonders    auffallend   war    das   zunehmende   Disagio   des 
Pfundes    in    der  Schweiz   (von  4,7  Proz.    auf    18,1  Proz.).     Am  Jahres- 
schluß stellte  sich  die  Entwertung  am  höchsten  in  Spanien  (21,9  Proz.) 
und    in  Schweden  (23,6  Proz.).     Verhältnismäßig  gering  war  unter  der 
Einwirkung  von  Gold-  und  Wertpapierversendungen  (vgl.  S.  415,  780) 
der  Rückgang  des  englischen  Wechselkurses  in  Holland. 

1)  Der  Absatz  war  wenig  befriedigend  (vgl.  S.  558) ;  das  Wochenergebnis  ging 
Ton  6,7  Mill.  £  in  der  ersten  Woche  auf  2,2  Mill.  £  in  der  letzten  Woche  des  Ver- 
kaufs zurück. 

2)  Die  Vorschüsse  Amerikas  beliefen  sich  zu  Ende  des  Jahres  1917  auf  409  Mill.  £. 
Wegen  der  finanziellen  Unterstützung  Englands  durch  die  Kolonien  s.  S.  31B,  354  und 
718,  wegen  'der  5'/,-proz.  englischen  Anleihe  in  Amerika  s.  S.  43. 

3)  Hier  sind  zu  erwähnen:  Beschränkung  der  Luzuseiufuhrcn,  s.  S.  115  und  192. 
Englisches  Kapitalausfuhrverbot,  s.  8.  854.  Gründung  eines  Komitees  zur  Stabilisie- 
rung des  spanischen  Wechselkurses,  s.  S.  780,  Aufnahme  von  Valutakrediten  im  Ausland. 
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Die  Ausweise  der  Bank  von  England,  die  ihren  Diskontsatz 
von  6  Proz.  (zu  Beginn  des  Jahres)  auf  5Y,  Proz.  (18.  Jan.)  und  weiter 
auf  5  Proz.  (5.  April)  ermäßigte,  zeigten,  abgesehen  von  den  auCer- 
ordentlichen  Schwankungen,  die  im  Zusammenhang  mit  der  Auflegung 
der  III.  Kriegsanleihe  zu  beobachten  waren  (vgl.  8.  47  und  117),  eine 
ziemlich  gleichmäßige  Entwicklung.  Obwohl  die  Einnahmen  des  Schatz- 
amtes zum  großen  Teil  an  die  Bank  von  England  abgeführt  zu  werden 
pflegen,  kamen  in  den  wöchentlichen  Ausweisen  die  Finanzoperationen 
des  Schatzamts  niemals  klar  zum  Ausdruck,  weshalb  gegen  die  Leiter 
der  Bank  wiederholt  der  Vorwurf  der  Verschleierung  erhoben  wurde  *) 
(vgl.  S.  282).  Mit  der  längeren  Dauer  des  Krieges  traten  die  Schwächen 
der  englischen  Bankgesetzgebung  immer  deutlicher  hervor,  und  es  fehlte 
nicht  an  Reformvorschlägen  (vgl.  S.  631)').  Die  Entwicklung  des  Standes 
der  Bank  von  England  gestaltete  sich,  wie  folgt: 


(in  Millionen  £) 

37. 13. 16 

8.  3.  17 

8.  3. 

13.  4. 

37.  6. 

33.  8. 

31.  10 

3. 1. 18 

RegieniDgisieheriidten 

57,1» 

»12,40 

31,»» 

37>«o 

45.»' 

56,«» 

59.04 

70,8» 

Andere  Sicherheiten 

I06,46 

38.S« 

196,0  s 

'»3.«« 

I0O,2S 

100,8» 

92,81 

io6,4S 

Oeffentliclie  Guthaben 

52.»» 

42,«« 

I20,»9 

49,»« 

39,1« 

44,' 0 

43.8* 

32,0s 

Private  Gnthaben 

I26,7S 

2J6,47 

123,17 

128,8« 

•25,1» 

I27.»4 

122, S7 

■58,41 

Barvorrat 

54.  »0 

56,»» 

54.0« 

54,»» 

57,i4 

54.16 

56,0» 

59,«o 

Notenamlauf 

39.«8 

39.&* 

38,»4 

38,6» 

39,40 

39,»» 

42,40 

46,»» 

Totalreserve 

33.0» 

35.8« 

34.«» 

34,'* 

36.6» 

3».«' 

32.07 

31.0« 

Deckung  der  Depositen 

(in  Prorent) 

durch  die  Totalreserve 

l8,60 

>3.»» 

14,0» 

19,19 

22,27 

19,0c 

19.»« 

i6,.i 

Die  ans  Tabelle  10  ersichtliche  starke  Ausdehnung  des  Umlaufs 
an  Schatzkassenscheinen  (Currency  notes)  wurde  auf  das 
schärfste  getadelt  (vgl.  S.  282  und  855).  Der  für  die  Deckung  dieser 
Scheine  ausgewiesene  Goldvorrat  blieb  wie  im  Vorjahre  unverändert 
auf  28,5  Mill.  £  bestehen,  so  daß  die  Golddeckungsziffer  während  des 
Jahres  sich  von  19  Proz.  auf  13,4  Proz.  ermäßigte.  So  hat  al»so  auch 
in  England,  wo  seit  Generationen  der  bargeldlose  Zahlungsverkehr  fest 
eingewurzelt  ist,  der  Zahlungsmittelbedarf  weiter  stark  zugenommen'). 
Die  Zunahme  wurde  mit  der  Steigerung  der  Arbeitslöhne  entschuldigt*), 

1)  Beispielsweise  erscheinen  die  seitens  der  Bank  von  Eni;1and  von  den  Privat- 
banken angeliehenen  kurzfristigen  Gelder  nicht  in  den  Ausweisen,  sondern  um  diesen 
Betrag  werden  einmal  die  fremden  Gelder,  auf  dor  anderen  Seite  die  Regicrungssicher- 
heiten  ermäßigt.     („Wirtsch.  Dienst"  vom  3.  Aug.) 

2)  Sir  Holden  schlug  in  der  Generalversammlung  der  London  City  and  Midland 
Bank  die  Umwandlung  der  Bank  von  England  nach  deatscbem  oder  nach  ameiikanU 
schem  Muster  vor  (vgl.  „The  Statist"  vom  2.  Febr.  1918).  Die  ständig  sich  sioigcrnde 
Ausgabe  von  Currency  notes  läuft  im  Grunde  auf  eine  Außerkrafiseiziing  der  l'eels- 
Akte  hinaus  (vgl.  „Financial  Times"  v.  10.  Jan.  1918).  Wenn  die  Peels-.\kte  b.-i  Kriegs- 
ausbruch nicht  bestanden  hätte,  wäre  England  über  die  Krisls  ohne  Moratorium  hinweg- 
gekommen („The  Eeoa."  vom  2.  Febr.   1918). 

3)  Der  gesamte  Papiergeldumlauf  Englands  (Noten  der  Bank  von  England,  der 
irischen  und  schottischen  Notenbanken,  sowie  Currency  Notes)  hat  sich  von  222  Mill.  £ 
am  4.  Jan.  1917  auf  269,6  Mill.  £  am  3.  Nov.  ausgedehnt. 

4)  Im  Jahr  1917  wurden  über  100  Mill.  £  mehr  an  Arbeitslöhnen  bezahlt  als  1916 
(„Fin.  Tim."  v.   10.  Jan.  1918). 
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von  anderer  Seite    aber    in  erster  Linie    auf    die  dauernden  Ansprüche 
der  Regierung  zurückgeführt  (vgl.  „Bankers  Mag.",  Dez.  1917). 

An  der  Londoner  Börse  gingen  die  Umsätze  —  zum  Teil  im 
Zusammenhang  mit  der  Beschlagnahme  aller  ausländischen  Wertpapiere 
durch  die  Regierung  (vgl.  S.  52,  115,  189,  278,  415,  780)  —  weiter 
zurück.  Vorübergehend  lebte  das  Geschäft  durch  die  Einwirkung  poli- 
tischer Ereignisse  etwas  auf.  Der  Kurswert  der  387  wichtigsten  an 
der  Londoner  Börse  gehandelten  Werte  hat  im  Berichtsjahr  eine  Ent- 
wertung um  nicht  weniger  als  158  Mill.  £  gegen  149  Mill.  £  im  Jahre 
1916  erfahren  („The  Econ."  v.  5.  Jan.   1918)  i). 

Wegen  der  Bewegung  der  Rupienkurse  s.  Tabelle  2.  Die  auf 
Bombay,  Kalkutta  und  Madras  ausgestellten  India-Council  Bills  wurden 
seit  Januar  1917  nur  in  beschränktem  Umfange  ausgegeben  (vgl.  S.  46). 

Von  einem  freien  Goldmarkt  Englands,  wie  er  vor  dem  Krieg 
bestanden  hatte,  kann  jetzt  nicht  mehr  gesprochen  werden  (vgl.  „The 
Econ."  vom  22.  Sept.,  S.  427).  Das  an  den  Markt  kommende  Gold 
wurde  von  der  Bank  von  England  zum  normalen  Preis  von  77  sh  9  d 
für  die  Unze  Standardgold  übernommen.  Der  Silberpreis  war  im 
Jahre  1917  ganz  bedeutenden  Schwankungen  unterworfen,  welche  die 
des  Vorjahres  noch  weit  übertrafen.  Der  niedrigste  Kurs  wurde  Mitte 
März  mit  35  d,  der  höchste  mit  55  d  gegen  Ende  September  notiert. 
Am  Jahresschluß  war  der  Preis  wieder  auf  431/2  d  gesunken;  im  Jahres- 
durchschnitt stellte  er  sieh  auf  40,806  d  gegen  31,84  d  im  Jahre  1916. 
Die  starke  Erhöhung  des  Silberpreises  stand  im  Zusammenhang  mit 
dem  wachsenden  Bedarf  für  Münz-  und  Währungszwecke  (vgl.  S.  630), 
besonders  seitens  der  Silberländer  Indien  und  China.  Diese  Entwick- 
lung wurde  noch  verschärft  durch  den  Rückgang  der  Silberproduktion 
und  durch  das  Silberausfuhrverbot  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
(vgl.  S.  630).  Die  von  England  und  Amerika  mit  den  Silberproduzenten 
wegen  Ueberlassung  von  100  Mill.  Unzen  Silber  getroffenen  Verein- 
barungen (vgl.  S.  781)  und  die  Meldung,  daß  die  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten  die  Silberförderung  des  Landes  übernehmen  und  den 
Silberpreis  festzusetzen  beabsichtige  (vgl.  „The  Times"  vom  2.  Jan.  1918), 
führten  dann  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  zu  der  Abschwächung 
des  Silberpreises. 

Das  französische  Wirtschaftsleben  zeigte  im  verflossenen 
Jahre  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse  eine  größere  Anpassungs- 
fähigkeit an  die  Kriegserfordernisse  als  in  den  ersten  Kriegsjahren. 
Die  Beschäftigung  der  Industrie  besserte  sich  mit  der  fortschreitenden 
Umstellung  der  Betriebe  auf  Kriegsbedarfserzeugung,  wenngleich  immer 
noch  23  Proz.  der  Fabriken  gegen  55  Proz.  bei  Ausbruch  des  Krieges 
stillstanden.     Diesen  etwas  günstigeren  Verhältnissen  auf  einem,  wenn 


1)  Z.  B.  ermäßigte  sieh  der  Jahresdnrchschnittkurs  der  2'/ä-proz.  Konsols  von 
58,03  in  1916  anf  54,73  in  1917.  Am  14.  Februar  war  der  Tiefstand  von  51,25  zn 
verzeichnen.  Der  Kurs  der  3'/,-proz.  I.  zu  95, —  ausgegebenen  Kriegsanleihe  ging  bis 
auf  84'/,g  (9.  Nov),  derjenige  der  4'/,-proz.  zu  100, —  aufgelegten  II.  Kriegsanleihe  bis 
»nf  90,75  (28.  Febr.),  derjenige  der  5-proz.  III.  Kriegsanleihe  (Emissionsknrs  95)  bis 
anf  93' /s  (18.  Dez.)  zurück. 


—    942    — 

auch  wichtigen,  Teilgebiet  der  Volkswirtschaft  standen  jedoch  so  viele 
ungünstige  Erscheinungen  auf  anderen  gegenüber,  daß  die  allgemeine 
wirtschaftliche  Lage  des  Landes  sich  im  Berichtsjahre  weiter  ver- 
schlechtert hat.  Insbesondere  zwang  die  außerordentlich  unbefriedigende 
Ernte  —  der  Abgeordnete  Dariac  schätzte  am  11.  Oktober  in  der 
Kammer  das  Ergebnis  der  Getreideernte  auf  rund  43  Proz.  einer  Nor- 
malernte und  berechnete  den  Fehlbetrag  auf  70 — 76  Mill.  dz.  —  zu 
einer  strengen  Rationierung  der  Nahrungsmittel  und  vergrößerte  die 
Abhängigkeit  des  Landes  vom  Auslande.  Der  sich  immer  fühlbarer 
geltend  machende  Mangel  an  Frachtraum  nötigte  zu  einer  strengen 
Beschrankung  der  Einfuhr  auf  das  unbedingt  Nötige,  so  daß  schließlich 
die  Einfuhr  s&mtlicher  Waren  von  einer  vorher  einzuholenden  Er- 
laubnis abhangig  gemacht  wurde  (vgl.  Verordnung  des  Handelsministers 
vom  8.  Juli,  Ec.  Pran9ais  vom  14.  Juli  1917  S.  47).  Die  Verringerung 
der  Kohleneinfuhr  auf  18,5  Mill.  t  gegen  20,9  Mill.  t  im  Jahre  1916 
wurde  allerdings  durch  eine  intensive  Ausnutzung  der  heimischen  Vor- 
kommen mehr  als  wettgemacht  —  die  Kohlenerzeugung  stieg  von 
21,5  Mill.  t  im  Jahre  1916  auf  29  Mill.  t  im  Jahre  1917  — ,  indes 
fehlten  an  der  normalen  benötigten  Menge  immer  noch  26  Proz.  Der 
vollständige  Abbau  des  Moratoriums  mußte  wieder  auf  das  neue 
Jahr  vertagt  werden,  wenngleich  sein  Geltungsbereich  durch  verschiedene 
Gesetze  eingeschränkt  wurde. 

Das  Problem  der  Regulierang  der  auslandischen  Verbindlichkeiten 
und  der  Devisenkurse,  das  sich  im  Anfang  des  Jahres  für  die 
Entente  fast  hoffnungslos  gestaltet  hatte  (vgl.  Chr.  S.  352),  verlor  durch 
die  umfassende  Unterstützung  seitens  der  Vereinigten  Staaten,  die  der 
französischen  Regierung  bis  Ende  Dezember  im  ganzen  1285  Mill.  $ 
zu  niedrigem  Zinsfüße  zur  Verfügung  stellten  —  abgesehen  von  der 
auf  über  600  Mill.  $  zu  schätzenden  Kredithilfe  vor  dem  Eintritt  der 
Vereinigten  Staaten  in  den  Krieg  —  viel  von  seiner  Gefährlichkeit. 
Es  gelang  sogar,  die  Kurse,  zu  denen  die  Bank  von  Frankreich  eng- 
lische und  amerikanische  Devisen  abgab,  geringfügig,  nämlich  von 
27,29  frcs  =  1  £  und  5,837,  frcs  =  1  $  auf  27,15»/,  frcs  =  1  £ 
und  5,70  frcs  =  1  $  herabzadrücken.  Dagegen  machte  die  Entwertung 
des  Franc  auf  den  Märkten  der  Neutralen  rasche  Fortschritte.  In  der 
2.  Hälfte  des  Jahres  war  es  der  französischen  Regierung  möglich,  vom 
Oktober  ab  einen  monatlichen  Kredit  von  12»/,  Mill.  frcs  in  der  Schweiz 
zu  erreichen  (vgl.  Chr.  S.  629),  während  gleichgerichtete  Versuche  in 
Spanien  zur  Erlangung  eines  Kredits  von  500  Mill  Pes.  erfolglos  blieben  »). 
Im  übrigen  suchte  die  Regierung,  meist  ohne  sichtbare  Ergebnisse,  durch 
mancherlei  Maßnahmen  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Devisenkurse  zu 
gewinnen,  [Aufrufen  von  ausländischen  Wertpapieren  (Chr.  S.  48,  279) 
zwecks  Verpfändung  im  Auslande,  Verständigung  mit  England  über 
den   Abschluß    von   Kreditgeschäften    in    den    neutralen    Ländern    (Chr. 

1)  Die  Bank  von  Frankreich  erreichte  lediglich,  öhB  die  Bank  von  Spanien  sich 
zur  Erteilung  von  Lombardvorschüssen  auf  spanische  äußere  Schuld,  gleichviel  ob  die 
Stücke  auf  Peseten  oder  auf  fremde  Währungen  lauten,  bereit  erklärte  {£c.  Europ. 
V.  16.  Nov.  S.  306). 
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S.  356),  Aufnahme  von  Valutaanleihen  in  den  Vereinigten  Staaten  (Chr. 
S.  43,  112,  279)  und  in  Japan  (Chr.  S.  414),  Absatz  von  Schatzwechseln 
und  Teilnahme  an  Krediten  in  England  (Chr.  S.  45,  414),  Erreichung 
einer  Milderung  des  englischen  Einfuhrverbots  für  französische  Waren 
(Chr.  S.  559  Anm.  1),  Ueberwachung  und  Zentralisierung  des  Devisen- 
verkehrs durch  Bildung  einer  commission  des  changes  (Chr.  S.  496) 
und  Eindämmung  der  Spekulation]. 

Auf  dem  französischen  Geldmarkt  herrschte  gegenüber  dem 
Vorjahre  eine  größere  Geldflüssigkeit,  obwohl  ihm  die  gesteigerten 
Bedürfnisse  des  Staates  immer  wieder  einen  erheblichen  Teil  der  freien 
Mittel  entzogen  (vgl.  das  vorher  unter  Emissionsgeschäft  Gesagte).  Seit 
Kriegsausbruch  zum  ersten  Male  ergab  sich  bei  den  Sparkassen  ein  Ueber- 
schuß  der  Einzahlungen  über  die  Auszahlungen,  und  zwar  in  Höhe  von 
139,4  Mill.  frcs.  Zu  einer  schweren  Gefahr  für  den  Geldumlauf  bildeten 
sich  im  Laufe  der  Zeit  die  umfangreichen  Thesaurierungen  von  Noten 
und  Hartgeld  seitens  der  Bevölkerung  heraus,  die  wiederholt  zu  Inter- 
pellationen in  der  Kammer  Veranlassung  gaben  i)  und  eine  lebhafte 
Erörterung  sowie  eigenartige  Vorschläge  in  der  Presse  hervorriefen  *). 
Weder  die  dem  Abwechslungsbedürfnis  der  Franzosen  angepaßten,  mit 
immer  vorteilhafteren  Bedingungen  ausgestatteten  Anleihetitel  ^),  die  die 
Regierung  mit  Hilfe  einer  vielfach  sehr  geschickten  Reklame  im  Publi- 
kum unterzubringen  suchte,  noch  die  Anstrengungen  der  Bank  von 
Frankreich,  durch  Förderung  des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs*)  eine 
Verringerung  ihres  Notenumlaufs  herbeizuführen,  hatten  den  gewünschten 
Erfolg.    Der  offizielle  Bankdiskont  wurde  unverändert  mit  5  Proz. 

1)  Vgl.  die  Interpellationen  des  Senators  Chastenet  im  Senat  vom  29.  Juni  1917, 
in  welchen  er  das  thesauricrte  Geld  auf 

2        Milliarden  frcs  Qold 

V»  "  ..  ..     Silber 

9 — IC  „  „     Noten 

schätzte,  und  vom  28.  Dezember  1917,  in  der  sich  der  Finanzminister  Klotz  eingehend 
über  die  Bekämpfung  des  Unwesens  der  Geldaufspeicherung  äußerte. 

2)  Vgl.  den  Vorschlag  Henri  Labroue's,  4-proz.  Nationalverteidigungswechsel  mit 
Zahlnngsmitteleigenschaft  auszugeben.  —  Auch  die  Außerkurssetzung  der  Gold-  und 
Silbermünzen  wurde  wiederholt  empfohlen. 

3)  Durch  Gesetz  vom  9.  Februar  wurde  ein  neuer  Typ  5-jähriger  Nationalver- 
teidigungsobligationen  geschaffen,  die  nach  Wahl,  jedoch  nicht  vor  einem  Jahre  zu  den 
Zinsterminen  zu  pari,  spätestens  nach  5  Jahren  mit  2'/,  Proz.  Prämie  rückzahlbar  sind ; 
durch  Gesetz  vom  16.  Febr.  1917  wurde  die  Laufzeit  der  bereits  bestehenden  vom 
16.  Febr.  1920  bis  16.  Febr.  1925  tilgbaren  Nationalverteidigungsobligationen  um  10 
Jahre  verlängert  (vgl.  auch  Chr.  S.  117). 

4)  Vgl.  Chr.  S.  496  Anm.  5.  —  Einführung  des  Postscheckverkehrs  vom  Abge 
ordnetenhaus  und  Senat  am  11.  Dez.  1917  angenommen.  —  Die  durch  die  Bank  von 
Frankreich  1916  getroffenen  Maßnahmen  zur  Förderung  des  bargeldlosen  Verkehrs  zeigten 
1917  erstmalig  ihre  Wirkung.  Es  stiegen  die  lokalen  Ueberweisungen  im  II.  Quartal 
1917  auf  38  Milliarden  frcs  (1915  pro  Quartal  durchschnittlich  17  Milliarden  frcs), 
Sehecks  und  Ueberweisungen  von  Ort  zu  Ort  auf  5272  Mill.  frcs  (1915  durchschnitt- 
lich  2276  Mill.   frcs).     An  Zirkularschecks   (eingeführt  im   Mai    1916)   wurden   in   den 

8  Monaten  Mai  bis  Dezember  1916  478  Mill.  frcs 
im  ersten  Halbjahr  1917  618      „       „  • 

ausgegeben. 
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notiert,  der  gesetzliche  Zinsfuß  auf  gleichfalls  6  Proz.,  bei  Handels- 
geschäften anf  6  Proz.  festgesetzt  (vgl.  Chr.  S.  724). 

Der  Verkehr  an  der  Pariser  Börse  war  trotz  weiterer  ein- 
schränkender Bestimmungen  (vgl.  Chr.  S.  283  Anm.  6)  in»  Zusammen- 
hang mit  der  besseren  Beschäftigung  der  Industrie  lebhafter  als  im 
Vorjahre,  bis  die  Erklärung  des  russischen  Staatsbankerottes  und  die 
zur  Verhütung  einer  Kurspanik  von  ßegierungsseite  infolgedessen  ge- 
troffenen Maßnahmen  (Chr.  8.  865)  im  Dezember  1917  fast  jede  G^e- 
schäftstätigkeit  zum  Stocken  brachten.  Angesichts  der  bis  zu  25  Proz. 
betragenden  Kursrückgänge  mußte  die  Abwicklung  der  schwebenden 
Ultimoengagements,  die  noch  immer  150  Mill.  free  (gegen  200  Mill.  frcs 
im  Jahre  1916)  betragen  sollen,  weiter  hinausgeschoben  werden.  Der 
ständige  Rückgang  der  Eentenkurse ')  führte  im  Zusammenhang  mit 
der  Auflegung  der  4-proz.  Kriegsanleihe  zur  Bildung  eines  Kursstützungs- 
fonds nach  englischem  Vorbild. 

Der  Status  der  Bank  von  Frankreich  wurde  während  des 
Berichtsjahres  in  noch  stärkerem  Maße  als  im  Vorjahre  durch  die  An- 
sprüche des  Staates  beeinflußt.  Die  Höchstgrenze  der  Notenemission 
und  der  Vorschüsse  an  den  Staat  mußte  je  zweimal,  erstere  am  15.  Fe- 
bruar von  18  auf  21  und  am  10.  September  von  21  anf  24  Milliarden 
frcs,  letztere  am  16.  Februar  auf  12  und  am  4.  Oktober  auf  15  Mil- 
liarden frcs  erhöht  werden.  Die  „Vorschüsse  an  die  Verbündeten"  (das 
sind  die  für  den  Schnldendienst  Rußlands  in  Frankreich  bereitgestellten 
Summen)  verdoppelten  sich  nahezu.  Das  Gold  in  der  Kasse  verringerte 
sich  dank  der  Zuflüsse  aus  dem  Verkehr  nur  geringfügig,  obwohl  wieder 
455  Mill.  frcs  ins  Ausland  gingen.  Das  Privilegium  der  Bank  von 
Frankreich    wurde  durch  ein  vom  Finanzminister  Klotz  und  dem'  Gou- 

Statns  der  Bank  von  Frankreich. 
(In  Millioneu  frcs.) 


1917 

1916 

^ 

29.  Mtn 

28.  Juni 

27.  Sept. 

27.  De«. 

28.  Dec. 

Hetallvomt, 

5463 

SS48 

5580 

5S99 

5  37« 

daninter:  1)  Gold  in  Kasse 

3252 

3253 

3282 

3314 

3383 

2)      „      im  Anslamie 

1948 

2035 

2037 

2037 

«  693 

Wechsel  insgesamt 

2591 

2477 

2424 

2837 

2784 

darunter : 

1)  Uoratoriomswecluel 

1  271 

1  194 

1163 

I  141 

«339 

2)  Atislandswecbsel  und  Gut- 

' 

haben 

800 

726 

683 

785 

826 

Lombarddarlehen 

I  210 

I  132 

I  108 

I  225 

I  318 

Darlehen  an  den  Staat 

9700 

10800 

II  850 

12  700 

7  600 

„         an  Verbündete 

2  210 

2610 

294s 

3  220 

1800 

Fremde  Gelder 

2750 

2803 

2988 

3209 

2309 

Notenumlauf 

18460 

19823 

20995 

22337 

16679 

Deckung  der  Noten  durch  Gold 

in  der  Kasse 

«7.«'/o 

'6,4«/o 

>5,«7. 

H,<»V. 

20,«  •/. 

1)  Die   3-proi.    ewige    Bente   wurde   am'  29.  Dezember    1917  58,60  Pro»,   (gegen 
61  Proi.  am  30.  Dezember  1916  und  78  Proz.  Ende  Juli  1914)  notiert. 
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Temeur  der  Bank,  Georges  Pallain,  am  29.  Oktober  1917  unterzeichnetes 
Abkommen  um  25  Jahre  vom  1.  Juni  1921  ab  verlängert  (vgl. 
Chr.  S.  855). 

Die  tiefgreifenden  Umwälzungen,  die  das  politische  Leben  Ruß- 
lands im  abgelaufenen  Jahre  erschütterten,  konnten  nicht  ohne  ■weit- 
gehende Einwirkung  auf  sein  Wirtschaftsleben  bleiben,  das  an 
sich  schon  unter  einer  weiteren  Steigerung  der  im  Kriege  beobachteten 
Schwierigkeiten  i)  zu  leiden  hatte.  FiXi-  die  Industrie  ^),  die  bereits  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  fast  durchweg  Betriebseinschränkungen 
vornehmen,  zahlreiche  Unternehmungen  auch  ganz  stillegen  mußte,  wurde 
der  Zusammenbruch  unaufhaltsam,  als  unter  der  Herrschaft  der  kapital- 
feindlichen Bolschewiki  die  meisten  Betriebe  „nationalisiert",  d.  h.  kon- 
fisziert und  von  den  Arbeitern  in  Besitz  genommen  wurden  und  durch 
die  gegen  Jahresende  in  die  Wege  geleitete  Verstaatlichung  der  Privat- 
banken (vgl.  S.  856)  und  das  zeitweilige  Versagen  der  Staatsbank 
Handel  und  Industrie  sich  ihrer  Kreditquellen  beraubt  sahen.  Für  die 
Landwirtschaft,  die  zunächst  von  den  politischen  Umwälzungen  nicht  in 
dem  gleichen  Maße  betroffen  wurde,  bedingten  ungünstige  Witterung 
und  der  immer  drückender  werdende  Mangel  an  landwirtschaftlichen 
Maschinen 8)  und  Arbeitern  eine  weitere  Verminderung  der  Produktion*). 
Der  Versuch  der  Eegierung,  durch  Einführung  des  Reichsgetreide- 
monopols (Gesetz  v.  25.  März),  die  sich  überall  fühlbar  machende  Lebens- 
mittelnot zu  beseitigen,  scheiterte  vollständig  ^). 

An  eine  Besserung  der  Handelsbilanz  war  unter  diesen  Ver- 
hältnissen nicht  zu  denken.  Während  die  Ausfuhr,  die  in  Friedens- 
zeiten  in  der  Hauptsache  aus  Getreide  bestand,  in  der  Zeit  vom  1.  Ja- 
nuar bis  23.  Oktober  um  rund  100  Mill.  Rbl   gegenüber  dem  Vorjahre 


1)  Die  Kohlenproduktion  ging  von  845  Mill.  Pud  im  ersten  Halbjahr  1916  auf 
823  Mill.  Pud  im  ersten  Halbjahr  1917  zurück  („Handelsblad"  v.  2.  Jan.  1918).  — 
Die  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen  soll  nur  noch  '/^  der  Leistungsfähigkeit  in  Friedens- 
zeiten betragen  („Frankf.  Ztg."  v.  25.  Nov.,  2.  Morgenbl.).  —  Die  Durchschnittssteige- 
rung der  Arbeitslöhne  von  Aug.  1914  bis  Aug.  1917  beträgt  lt.  „Nowaja  Shisn"  v. 
26.  Okt.  515  Proz. 

2)  Von  160  Unternehmungen  des  Moskauer  Bezirks  sollen  nur  4  in  1917  ohne 
Verlust  abzuschließen  in  der  Lage  sein  („Frankf.  Ztg."  v.  25.  Nov.).  —  Die  Absicht 
der  provisorischen  Eegierung,  der  Industrie  dadurch  zu  helfen,  daß  den  Gesellschaften 
die  Ausgabe  von  Obligationsanleihen  bis  zur  Hälfte  des  Aktienkapitals  gestattet  werden 
sollte  (vgl.  S.  418  und  „Frankf.  Ztg."  v.  29.  Sept.),  wurde  durch  den  Sturz  der  Ee- 
gierung vereitelt. 

3)  Laut  „Nieuwe  Eotterdamsche  Courant"  v.  14.  Jan.  1918  entfällt  in  EuBland 
auf  70  Betriebe  1  Säemaschine,  auf  104 — 183  Betriebe  1  Grasmähmaschine,  auf  25  Be- 
triebe 1  Getreidemähmaschine,  auf  32  Betriebe  1  Dreschmaschine. 

4)  Die  russische  Statistik  schätzt  die  Verringerung  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion auf  25  Proz.  („Nieuwe  Eotterdamsche  Courant"  v.  14.  Jan.  1918). 

5)  Einmal  nahm  der  Widerstand  der  Bauern  an  vielen  Orten  organisierte  Formen 
an  (vgl.  „Russkoje  Slowo"  v.  8.  Sept.),  zum  andern  brachte  die  Auflösung  Rußlands 
in  getrennte  politische  Einzelstaaten  es  mit  sich,  daß  die  Vorräte  für  den  eigenen  Be- 
darf zurückgehalten  wurden;  wo  das  schließlich  mit  Gewalt  requirierte  Getreide. in  die 
notleidenden  Bezirke  fortgeschafft  werden  sollte,  versagten  die  Verkehrsmittel,  so  daß 
teilweise  in  den  großen  Städten  und  besonders  in  Petersburg  Hungersnot  herrschte  (vgl. 
„The  Economist"  v.  22.  Dez.,  8. 
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zurückging,  war  der  Wert  der  Einfuhr  noch  um  330  Mill.  Rbl  höher ') 
als  in  der  gleichen  Zeit  des  Vorjahres,  so  daß  die  Passivität  der  Handels- 
bilanz für  die  angegebene  Zeit  sich  bereits  auf  1840  Mill.  Rbl')  stellte 
gegenüber  1410  Mill.  Rbl  in  der  gleichen  Zeit  1916  und  496  Mill.  Rbl  1915. 
Die  unruhige  politische  Entwicklung  rief  auch  auf  dem  Geld-  und 
Kapitalmarkt  eine  unsichere  Lage  hervor  und  zeitigte  die  merk- 
würdigsten Erscheinungen.  Wahrend  das  Großkapital  sich  nach  Mög- 
lichkeit in  Sicherheit  zu  bringen  trachtete,  viel  Geld  in  Liegenschaften 
und  Unternehmungen ')  anlegte,  viel  auch  nach  dem  Ausland  zu  retten 
versuchte,  was  die  vorläufige  Regierung  zu  einem  Verbot  der  Effekten- 
ausfuhr und  der  Eontoübertragungen  ins  Ausland  veranlaßte  (vgl.  S.  52, 
422,  564),  nahmen  die  Einlagen  bei  den  Sparkassen  *)  und  Banken  *) 
bis  zum  Ausbruch  der  Novemberrevolution  fast  ununterbrochen  (vgl. 
S.  418)  weiter  zu.  Diese  scheinbare  Geldflüssigkeit  wurde  hervorgerufen 
auf  der  einen  Seite  durch  die  Aufzehrung  von  Vorräten  und  Waren, 
auf  der  anderen  Seite  durch  eine  immer  größeren  Umfang  annehmende 
Ueberschwemmung  mit  Papiergeld,  die  ihrerseits  eine  steigende  Ent- 
wertung des  Rubels  im  Inlande')  zur  Folge  hatte  und  schließlich  zu 
einer  vollständigen  Verwirrung  auf  dem  Gebiete  des  Geldwesens ')  führte 
(Tgl.  S.  856  Anm.  4). 

1)  Die  Steigerung  des  £iDfabr-„Werte8"  iit  auf  erhöhte  Preise  und  die  Entwertanf 
des  Babels  zurückzuführen.  Der  Menge  nach  dürfte  die  Einfuhr  vielleicht  sogar  znrfick- 
gegangen  sein,  nachdem  die  Einfuhr  von  der  Erlaubnis  de^  Handelsministers  abhingig 
gemacht  (vgl.  S.  52  und  497,  Anm.  2)  und  schließlich  allgemein  verboten  worden  war 
(„Neue  Zürch.  Ztg."  v.  30.  Okt.). 

2)  Nach  den  Angaben  des  russischen  Zolldepartement«  betrug  für  die  Zeit  vom 
1.  Jan.  bis  23.  Okt.  1917  die  Einfuhr  über  sämtliche  Grenzen  2  224  994  000,  die  Aus- 
fuhr 386  776  000  Kbl  („Berl.  Tagebl."  t.  15.  Jan.  1918). 

3)  Trotz  des  t>egrenzten  Emissionsrechts  der  Aktiengesellschaften  (vgl.  Chr.  1916, 
S.  1009  Anm.  2)  stellten  die  Ziffern  für  KapitalserhOhungen  und  Neugründungen  bia 
in-  die  letzten  Monate  hinein  Bekordziffern  dar,  wobei  allerdings  Ententekapital  eine 
nicht  geringe  Rolle  spielte  (vgl.  hierzu :  „Bufiland  der  kranke  Mann",  v.  Lujo  Brentano 
in  der  „Frankf.  Ztg."  v.  23.  u.  26.  Okt.,  1.  Morgenbl.).  Im  August  1917  wurden 
92  Gesellschaften  mit  292,5  Mill.  Bbl  gegen  nur  42  Gesellschaften  mit  59,5  Mill.  Bbl 
Kapital  im  August  1916,  im  September  1917  sogar  94  Gesellschaften  mit  304,6  Mill.  Bbl 
gegen  44  Gesellschaften  mit  48,1  Mill.  Bbl  Kapital  im  September  1916  gegründet 
(„Torg.  Prom.  Gas."  v.   1.  Nov.). 

4)  Bei  der  Beichssparkasse  stiegen  in  den  ersten  9  Monaten  des  Jahres  1917  die 
Bar-  und  Effekteneinlagen  von  5225,3  auf  6904,8,  d.  h.  um  1879,5  Mill.  Bbl  gegen- 
über 2112  Mill.  Bbl  im  voUen  Jahr  1916,  900  Mill.  Bbl  1915,  200  MUl.  Bbl  1914 
und  durchschnittlich  rund  100  Mill.  Bbl  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  („Westnik 
Finanssow"  v.  29./11.  Nov.). 

5)  Nach  einer  Statistik  der  Bassischen  Staatsbank  wuchsen  in  der  Zeit  vom  1,  Ja- 
nuar bis  1.  Juni  1917  die  Einlagen  und  Kreditoren  bei  den  russischen  Kreditbanken 
im  europäischen  BuBland  von  8265,0  auf  9513,6  Mill.  Bbl,  im  asiatii-cben  Bußland  von 
9096,0  auf  10  591  Mill.  Bbl  an  („Voss.  Ztg."  v.  9.  Nov.). 

6)  Die  Preise  beliefen  sich  auf  das  Vier-  bis  Zehnfache  der  Friedensbeträge.  Ih 
der  „Petrogradskaja  Gaseta"  v.  18.  Jan.  1918  wird  der  Preis  für  1  Paar  Schuhe  mit 
150  Bbl,  für  400  g  Käse  mit  8  Bbl,  für  400  g  Zucker,  der  loyalerweise  75  Kopeken 
kostet,  mit  7 — 8  Bbl,  für  ein  Soldatenbrot  von  1200  g  auf  5—6  Bbl  angegeben. 

7)  Namentlich  die  Bauern  wiesen  den  Papierrubel  immer  bestimmter  zurück  und 
erzwangen  es,  daß  der  Handel  sich  in  der  primitivsten  Form  des  Tausches  —  Lebens- 
mittel gegen  Fabrikware  —  vollzog.     Gemünztes  Geld  war  vollständig  aus  dem  Verkehr 
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Geradezu  katastrophal  aber  war  der  Rückgang  des  Rubelkurs es 
im  Auslande.  Trotz  der  verschiedenen  Finanzoperationen  i)  der  Re- 
gierung nahm  die  Entwertung  an  den  Börsen  sowohl  der  neutralen  wie 
der  verbündeten  Länder  2)  in  rasch  fortschreitendem  Maße  bis  in  den 
November  hinein  zu,  wo  die  allgemeine  Besserung  der  Wechselkurse 
der  kriegführenden  Länder  auch  der  Rubeldevise,  allerdings  in  ge- 
ringerem Umfange,  zugute  kam. 

Es  wurden  notiert: 


Ende  1916 

November  1917 

Ende 

1917 

in 

Parität 

Kurs 

Ent- 
wertung 

Kurs 

Ent- 
wertung 

Kurs 

Ent- 
wertung 

London    Rbl 
lür  10  £ 

94.58 

'55.50 

28./12. 

39,2  o/o 

382,- 

29./11. 

75.2  % 

358,- 
31./12. 

73,6  0/0 

Paris   Frs  für 
100  Ebl 

266,67 

174.50 
30./ 12. 

34.«  % 

72,— 
21./11. 

73,0  0/0 

76,- 
29./12. 

71,50/0 

Stockholm  Kr 
für  100  Ebl 

192,- 

104,— 

29./12. 

45.8  0/0 

33,— 

3./11. 

82,8  0/0 

46,- 
31./12. 

76,0  0/0 

Der  geschilderte  künstliche  Ueberfluß  an  Geldmitteln  brachte  trotz 
allen  Widerstandes  seitens  der  Banken  ^)  auch  eine  Belebung  in  den 
Umsätzen  des  freien  Börsenverkehrs*)  mit  sich.  Die  sprunghafte 
Kursgestaltung  bot  der  Spekulation  ein  weites  Betätigungsfeld. 

Die  Staatsfinanzen  Rußlands,  die  bereits  unter  der  zaristischen 
Regierung  ein  wenig  günstiges  Bild  boten,  trieben  unter  den  revolutio- 
nären Machthabern  bald  völliger  Anarchie  zu.  Die  Versuche  der  pro- 
visorischen Regierung,  das  Budget  durch  Erhöhung  der  Einkommen- 
nnd   Kriegsgewinnsteuer    sowie    der    Eisenbahntarife,    durch   Erhebung 


verschwunden,  nur  in  Gold  entwickelte  sich  trotz  aller  Verbote  ein  schwunghafter  Handel 
zur  Ausfuhr  ins  Ausland,  der  wilde  Schwankungen  des  Goldpreises  zur  Folge  hatte. 
Während  die  Eegierung  den  offiziellen  Goldpreis  von  8J  Ebl  (vgl.  Chr.  1916,  S.  1009 
Anm.  4)  im  Juli  nur  auf  11 J  Ebl  (Aufgeld  von  110  Proz.!)  für  1  Solotnik  (=  4,265759  g 
=  b^  Ebl  Friedenspreis)  heraufsetzte,  wurden  im  Privatverkehr  im  August  23 — 24, 
im  September  sogar  50—55,  im  November  aber  nur  18—20  Ebl  gezahlt  („Armia  i  Flot" 
V.  30.  Sept.  und  „Russkoje  Slowo"  v.  14.  Nov.).  In  der  Ukraine  hat  jetzt  ein  Gold- 
rubel das  Fünfzehnfache  seines  Wertes  vor  dem  Kriege  (,,Journal",  Paris,  v.  i.  Febr.  1918). 

1)  Die  Verbündeten  gewährten  in  erster  Linie  Kredite  zur  Eegelung  des  russischen 
Schuldendienstes  in  ihren  Ländern  (vgl.  Chr.  1916,  S.  1010  Anm.  1)  und  zur  Finan- 
zierung der  direkten  Kriegslieferungen,  während  die  Neutralen  sich  offensichtlich  ab- 
lehnend verhielten  (vgl.  auch  S.  43,  112,  352,  414,  497,  557,  629,  716,  720). 

2)  Namentlich  in  London  war  der  Eubelpreis  wilden  Schwankungen  unterworfen 
(vgl.  8.  629).  ,,Im  Verlaufe  eines  Tages  schwankte  der  Eubelkurs  in  London  zwischen 
340  und  430  Ebl  für  10  £,  welche  Spannung  dem  Wert  des  Eubels  in  normalen  Zeiten 
—  d.  i.  wenig  mehr  als  9|  Ebl  für  1  £  —  gleichkommt"  („Bankers'  Magazine",  Okt. 
1917,  S.  412). 

3)  Die  großen  Banken  verlangten  bei  „On-call-Geschäften"  ein  Depot  von  min- 
destens 10000  Ebl,  erhöhten  Provisionen  und  Kurtage  und  setzten  die  •  Beleihnngs- 
grenze  der  Effektendepots  herab  („Frankft.  Ztg."  v.  30.  Nov.) 

4)  Die  seit  dem  16./29.  Juli  1914  geschlossene  Petersburger  Börse  war  nur  vom 
€.  Febr.  bis  8.  März  für  den  offiziellen  Verkehr  wieder  geöffnet  (vgl.  S.  123,  199,  563). 
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einer  eiomaligen  Eriegesteuer  nnd  durch  die  verschiedenartigsten  Staats- 
monopole i)  ins  Gleichgewicht  zu  bringen,  schlugen  vollständig  fehl,  da 
die  Steuern  infolge  der  allgemeinen  Verwirrung  schlecht  eingingen 
(vgl.  S.  418),  die  Staatsmonopole  nur  auf  dem  Papier  stehenblieben. 
Die  im  April  aufgelegte  Freiheitsanleihe  brachte  es  bis  Ende  Oktober 
trotz  aller  Zwangsmaßnahmen  nur  bis  auf  4,2  Milliarden  Rbl  Zeich- 
nungen, und  nach  dem  Sturze  Kerenskis  stellte  auch  das  Ausland  seine 
Kreditgewährungen  *)  ein.  Als  letzte  Möglichkeit,  die  steigenden  Kriegs- 
ausgaben ')  zu  decken,  blieb  schließlich  nur  die  immer  schärfere  Inan- 
spruchnahme der 

Rnssischen  Staatsbank. 


(In 

Millione 

n  Rubel.) 

Ausweis 
Tom 

Qold 
im  Inland 

1 

.J 

Konto  der 

Freiheita- 

anleihe 

Kredit  für 

Warenge- 

Mditfte  d.  B«g. 

Noten- 
umlauf") 

IS 

Deckung  der  | 
Noten  durch  J 
Qoldimlnland 

1914 

, 

16./29.  7. 

1604 

M« 

I8I7 

— 

— 

—  - 

1633 

I151 

98.« 

1917 

1./14.  1. 

'475 

2150 

3744 

6  866 

— 

— 

9097 

'874 

'6,2 

1./14.  5. 

1478 

2119 

37>6 

9  lOI 

109 

— 

"457 

3027 

12.» 

1./14.  8. 

1295 

2308 

37«7 

«1767 

— 

301 

14  125 

2673 

9,« 

i3.ßAl.') 

1292 

«09 

3779 

'5  507 

— 

'»75 

18  917 

34'7 

6,8 

Aus  der  vorstehenden  Zusammenstellung  ist  klar  ersichtlich,  wie 
die  Staatsbank  für  die  Kriegsfinanzierung  mißbraucht  worden  ist.  Der 
Notenumlauf  hatte  sich  bereits  in  den  ersten  zehn  Monaten  des  Jahres 
1917  mehr  als  verdoppelt  and  dflrfte  bis  zum  Jahresschluß  um  weitere 


1)  Eingeführt  wurden  Monoftole  auf  Getreide,  Zni-ker,  Tee,  Kaffee,  Zündhölzer, 
Tabak,  Kohle,  Zeitungsanzeigen,  landwirtschaftliche  Maschinen,  Webwaren,  geplant  solche 
für  Salz,  Naphtha,  Heu,  Butter,  Müllereierzeugnisse,  Eisenbahnen  ond  AnBenhandel. 

2)  So  meldete  z.  B.  Anfang  Nov.  der  „Matin",  das  Washingtoner  Schatzamt  halte 
den  Rest  der  RuBland  bewilligten  Kredite  (325  Mill.  $)  in  HShe  von  114  Mill.  $  zu- 
rück („Berl.  Tagebl."  v.   12.  Nov.). 

3)  Die  täglichen  Kriegskosten  werden  im  „Wirtschaftsdienet"  v.  14.  Dez.  für  1915 
mit  25,7,  für  1916  mit  41,7,  für  Januar  bis  August  1917  mit  58,4  Mill.  Rbl,  in  der 
„Frankft.  Ztg."  v.  25.  Nov.  mit  70  Mill.  Rbl  angegeben.  —  Die  gesamten  Kriegsans- 
gaben  berechnet  Dementjew  im  „Westnik  Finanssow"  bis  Ende  1917  auf  51470,7  Mill. 
Rbl,  womit  die  Staatsschuld  Rußlands  sich  auf  mehr  als  60  Milliarden  Rbl  stellen 
würde. 

4)  Spätere  Ausweise  sind  nicht  bekannt  geworden. 

5)  üeber  die  Natur  des  Postens  „or  ä  l'Mranger"  vgl.  Chronik  1916  S.  1011. 
Auch  der  englische  „Bkjonomist"  (v.  17.  Nov.  S.  789)  gibt  zu,  daß  dss  „or  ä  l'Jtranger" 
bei  der  Russischen  Staatsbank  nicht  zum  Goldbestand  gezählt  werden  kann. 

6)  Das  Notenkontingent  wurde  am  9.  Jan.  um  1000,  am  17.  März,  28.  Mai, 
24.  Juli,  20.  Sept.  und  16.  Okt.  um  je  2000  Mill.  Rbl  erhebt,  so  daß  das  ungedeckte 
Notenkontingent  Anfang  Nov.  16  500  Mill.  Rbl  betrug.  Lt.  Zeitangi'meldungen  soll  es 
Anfang  Dez.  um  weitere  4000  Mill.  Rbl  erhöht  worden  sein. 
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4 — 5  Milliarden  *)  auf  mindestens  23 — 24  Milliarden  ßbl  angeschwollen 
sein,  d.  h.  es  würden  in  dem  abgelaufenen  Jahr  rund  zweimal  so  viel 
Noten  wie  in  den  vorhergehenden  2^2  Kriegsjahren  ausgegeben  worden 
sein.  Demgegenüber  verminderte  sich  der  Goldbestand  im  Inlande  um 
weitere  183  Mill.  Rbl,  so  daß  er  die  Noten  nur  noch  zu  6,8  Proz.  deckte. 
Parallel  mit  dem  Notenumlauf  hat  sich  der  Bestand  der  Bank  an  Bons 
du  tresor  entwickelt,  d.  h.  ebenfalls  weit  mehr  als  verdoppelt.  Iij- 
teressant  ist,  daß  die  russische  Regierung  die  Bank  außer  mit  diesen 
durch  Schatzwechsel  gedeckten  Darlehen  noch  mit  offenen  Buchkrediten 
in  Anspruch  genommen  hat.  Am  1./14.  Mai  erschien  im  Ausweis  zum 
ersten  Male  mit  109  Mill.  Rbl  ein  ,, Konto  der  Freiheitsanleihe"  *),  das 
bereits  am  16./29.  Mai  bis  auf  599  Mill.  Rbl  angewachsen  war,  um 
nach  sprunghaften  Verminderungen  nach  dem  8./21.  Juli  aus  dem  Aus- 
weis wieder  zu  verschwinden.  Dafür  erschien  am  1./14.  August  ein 
neues  Regierungskonto  „Kredit  für  Warengeschäfte  der  Regierung" 
(vgl.  S.  633),  auf  dem  anscheinend  die  dem  Staatsschatz  zur  Pinan- 
zierung  der  verschiedenen  Monopole  gewährten  Vorschüsse  verbucht 
worden  sind. 

Der  offizielle  Bankdiskontsatz')  blieb  während  des  ganzen 
Jahres  unverändert  auf  6  Proz.  (für  Dreimonatspapiere)  und  6V2  Proz. 
(für  Sechsmonatspapiere)  stehen. 

Das  Wirtschaftsleben  Italiens  trug  die  ersten  10  Monate 
des  vergangenen  Jahres  hindurch  das  Gepräge  einer  Hochkonjunktur, 
die  auf  den  ersten  Blick  in  seltsamem  Gegensatz  zu  der  schweren  Be- 
drohung der  für  das  Land  aus  den, bekannten,  in  der  vorigen  Jahres- 
chronik näher  erörterten  Gründen  besonders  wichtigen  auswärtigen  Ver- 
bindungen durch  den  verschärften  U-Bootkrieg  zu  stehen  scheint. 
Tatsächlich  aber  begünstigte  der  zunehmende  Frachtraummangel  die 
Gründertätigkeit  außerordentlich,  da  die  italienische  Industrie  sich  mehr 
und  mehr  genötigt  sah,  bisher  vom  Ausland  bezogene  Fertigfabrikate 
und  Rohstoffe  selbst  herzustellen  oder  zu  ersetzen.  In  der  chemischen 
Industrie,  im  Eisen-  und  Metallgewerbe,  im  Schiffbau  und  in  der 
Reederei  wurden  Hunderte  von  Millionen  Lire  in  Neugründungen  an- 
gelegt. Weder  die  schlechte  Getreideernte")  noch  die  wachsende  Zu- 
nahme der  Passivität  der  Handelsbilanz  *)  vermochten  das  Spekulations- 

1)  Lt.  „Prawda"  v.  24.  Dez.  hat  die  Staatsbank  in  der  Woche  v.  29.  Nov.  bis 
7.  Dez.  täglich  30  Mill.  Rbl  Banknoten  ausgegeben  („fe.  Eur."  v.  1.  Febr.  1918  S.  76). 
—  Nach  „Nowaja  Shisn"  beziffert  sich  die  Banknotenausgabe  täglich  auf  60  Mill.  Rbl 
(„Pester  Lloyd"  v.  8.  Febr.  1918),  lt.  „Utro  Rossii"  v.  30.  Nov.  sogar  auf  120  Mill.  RbL 

2)  Derartige  Uebernahmen  von  Kriegsanleihen  seitens  der  Staatsbank  haben  sicher- 
lich auch  unter  der  zaristischen  Regierung  stattgefunden,  doch  wurden  sie  nicht  mit 
der  gleichen  Offenheit  ausgewiesen. 

3)  Die  von  der  Bank  gewährten  Depositenzinsen  werden  in  der  „Torg.  Prom.  Gas." 
V.  27./9.  Nov.  1917  mit  3  Proz.,  der  Satz  für  Termineinlagen  auf  1  Jahr  mit  4  Proz., 
auf  5  Jahre  mit  5'/j   Proz.  angegeben. 

4}  Die  Anbaufläche  ging  nach  der  Statistik  des  italienischen  Aekerbauministeriums 
von  4,7  Mill.  ha  im  Jahre  1916  auf  4,3  Mill.  ha  1917,  der  Ertrag  von  4,8  MUl.  t 
auf  3,8  Mill.  t  zurück  („The  Econ."  t.  29.  Dez.  1917  S.  1035). 

5)  Nach  „Popolo  Romano"  v.  15.  Jan.  1918  belief  sich  der  Einfuhrüberschuß  in 
den  ersten  10  Monaten  1917  auf  4576,4  Mill.  Lire  gegenüber  4525,2  Mill.  Lire  in  der 
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fieber  zu  dämpfeD,  bis  der  katastrophale  Zasammenbmch  der  Isonzofront 
im  Oktober  mit  einem  Male  der  treibhaasartigen  Entwicklnng  ein  rasches 
Ende  machte. 

Daß  die  Gründungs-  und  Hochkonjanktarstimmnng  in  Italien  seitens 
des  Auslandes  keineswegs  als  Zeichen  eines  Aufschwungs  auf  wirt- 
schaftlichem und  finanziellem  Gebiet  angesehen  wurde,  zeigte  sich  vor- 
nehmlich in  der  Bewertung  der  italienischen  Valuta  auf  den 
neutralen  und  verbündeten  Märkten.  Trotz  einschneidender  Maßnahmen 
aller  Art  im  Inlande')  und  trotz  der  kräftigen  Unterstützung  Italiens 
durch  seine  Bundesgenossen  ')  erreichte  der  Lirakurs  einen  neuen  Tief- 
stand und  war  am  Jahresschluß  von  den  Währungen  der  kriegführenden 
Länder  nächst  dem  Rubel  am  stärksten  entwertet. 

Es  warde   notiert : 


Müni- 
pariMt 


1916 


1917 


in  London  *) 
Kabel 
Disagio*) 

in  Paris') 
Scheck 
Diaagio 

in  Zürich  ') 
Scheck 
Disagio 

in  New  York") 
Sicht 
Diwgio*) 


*5,"'/, 


lOO,- 


lOO, — 


5.1  «V, 


28.  Des. 
33.»  0 

27.  Dei. 

85.- 
15,0% 

30.  Dez. 

73  »0 
26,3  »U 
6.Jao.  17 


29.  Min 

37.0T7, 

28.  Mira 

75.— 
25.Ü»/, 

31.  März 

65."'/, 
34,6  »I, 

31.  Mirz 

7,'« 
3H,5\ 


28.  Jnni 

34.1» 
26,0'U 

27.  Joni 

30.  Jani 
66,  »s 

33,0  01, 

30.  Juni 

7,1« 
29,0  •/„ 


25.0kt.') 

37.1» 
3-A,l*\, 

24.  Okt. 
74,— 

25.  Okt 

57,«»'/, 
«,/% 
27.  Okt. 

7,8« 


30.  Okt 

38,t»'/. 

31.  Oku 
7«.— 

31.  Okt. 

55." 

4^.^  7, 

3.  Not. 
7,«» 


22.  Nor. 
4a,»o 

40.47. 

21.  Not. 

64.- 

Ä.-.07, 

23.  Not. 
4M»V. 

24.  Not. 
8.»» 


37.  Dm. 

39.T» 

2.  Jan.  18 

68,is 
31,15  7, 

29.  Dez. 
5*-««V. 

47.47. 

29.  Dez. 

8,se 

3S^*k 


Die  schon  im  Vorjahre  beobachtete  GeldflOssigkeit  auf  dem 
italienischen  Geldmärkte  hielt  auch  im  Berichtsjahre  bis  zu 
der  schweren  Niederlage  Italiens  auf  dem  Kriegsschauplatze  an.  Die 
Einlagen  der  Banken,  Sparkassen  und  anderen  sich  mit  der  Verzinsung 
fremder  Gelder  befassenden  Institute  zeigten  steigende  Ziffern.     Trota 


gleichen  Zeit  des  Vorjahres.     Dabei  ist  die  Einfahr  der  Menge  nach  wahrscheinlich  er- 
heblich zurückgeirangen. 

1)  Vgl.  S.  557,  780  Anm.  1. 

2)  Auf  der  Turiner  Ministerzusammenknnft  wurden  die  französischen  Einfnhrrer- 
hote  für  italienische  Waren  gänzlich  aufgehoben ;  auch  England  lieB  seine  Einfuhr- 
beschränkung für  italienische  Seide  auf  50  Proz.  der  Einfuhr  von  1916  wieder  fallen 
(vgl.  Chr.  1916  S.  1012).  üeber  die  Vorschüsse  Englands  und  der  Ver.  Staaten  von 
Amerika  vgl.  die  in  Anm.  1  der  S.  852  gegebenen  Ziffern. 

3)  Nach    „The  Economist". 

4)  Nach  „L'£conomiste  Europfeen". 

5)  Mach    „Neue  Zürcher  Zeitung". 

6)  Nach  „The  Commercial  and  Financial  Chronicie". 

7)  Der  Durebbruch  bei  Flitsch  und  Tolmein  war  am  25.  Oktober. 

8)  Um  vergleichbare  Ziffern  für  die  Entwertung  zu  erhalten,  ist  stets  die  ital  ienis(<he 
Valnta  als  die  feststehende  angenommen  worden,  also  auch  für  London  und  New  York 
abweichend  von  den  dortigen  Notierungen,  d.  b.  100  Lire  =  3,96  £,  100  Lire  =  19,39  $. 
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dieser  günstigen  Verfassung  des  Geldmarktes  unternahm  es  der  Staat 
nur  einmal  (im  Frühjahr),  eine  langfristige  Anleihe  aufzulegen,  und  be- 
stritt im  übrigen  seinen  wachsenden  Geldbedarf  vorwiegend  in  kurz- 
fristiger Form  1). 

Der  offizielle  Zinssatz  der  Notenbanken  stellte  sich  bis  zum 
6.  November  auf  5  Proz.  Die  mit  ungeheurem  Materialverlust  ver- 
bundene militärische  Niederlage  äußerte  sich  auf  dem  Geldmarkt  in 
einer  stärkeren  Nachfrage  nach  flüssigen  Mitteln,  so  daß  sich  die 
Notenbanken  genötigt  sahen,  am  7.  November  den  Diskontosatz 
5Yj  Proz.,  den  Zinsfuß  für  täglich  kündbare  Depositen  auf  2  Proz, 
Private,  auf  2^2  Proz.  für  Genossenschaften  und  auf  3  Proz. 
Kreditanstalten   zu 


erhöhen.     Im   Zusammenhang    damit   mußten 


auf 

für 

für 

auch 


die  Zinssätze  für  Schatzwechsel  um  Y*  Proz.  hinaufgesetzt  werden  ^). 
Die  italienischen  Börsen  wurden  erst  am  1.  Oktober  für 
den  offiziellen  Verkehr  unter  gewissen  Einschränkungen  (Festsetzung 
von  Mindestkursen,  Verbot  des  Terminhandels  in  Effekten  und  Devisen) 
wieder  eröffnet.     Gleichzeitig  wurde  bestimmt,  daß  das  Moratorium  für 


1)  Nach  „Economista  d'  Italia",  Rom,  t.  21.  Jan.  1918  betragen  die  Ausgaben  des 
Schatzamts  vom  1.  Aug.  1914  bis  30.  Noy.  1917: 

44,5  Milliarden  Lire 
davon  Friedensbndget-Aosgabe 
reine  Kriegsausgaben 
davon  durch  neue  Steuern  aufgebracht 


a)  Fundierte  Schuld 

I.   langfristig  aufgebracht 

4'/j-proz.  Rente  (noch  im  Umlauf 
5-proz.  Rente  (konvertierte) 
5-proz.  (kons.  1917) 

abzüglich  4-proz.  5-jährige  bons,  die  in 
5-proz.  Kriegsanleihe  umgewandelt  sind 


io,5  „ 

34,0  Milliarden  Lire 

2,53  „ 

31,6  Milliarden  Lire 


250,0  MilL  Lire 

I  261,8  „ 

7  148.8  .. 

8  6bo,6  MiU.  Lire 

524,0      ., 


n.   kurzfristig  aufgebracht  (30.  11.  1917) 
A) Inlandsschuld. 
3-  und  5- jährige  Schatzscheine 

B)  Auslandsschuld. 
Vereinigte  Staaten  (Kredite) 
im    Auslande    untergebrachte    Schatz- 
scheine 

b)  Schwebende  Schuld  (30.  11.  1917) 

Schatzscheine  für  Militär-Lieferungen 

Staatskassenseheine 

Vorschüsse  der  Notenbanken 


8  136,6  Mill.  Lire 

3  660,0  MiU.  Lire 

2  590,0  Mill.  Lire 

6332,0      „ 

8  922,0  Mill.  Lire 

5  636,75  Mill.  Lire 
I  185,20    „ 
5  09'.5      „ 
II  913,45 Mill.  Lire*) 


32,6  Milliarden  Lire 

*)  Bis  31.  Dezember  1917  auf  14  893  MiU.  Lire  gestiegen  (vgl.  Schatzamtsansweis). 

2)  Es  werden  berechnet: 

4       Proz.  für  Schatzwechsel  mit  einer  Laufzeit  von  3 — 5     Monaten. 

^    It  1»  ,»  »»  »,  ,,  »  *,  Ö  0  M 

**  »  »,  >,  ,»  M  tt  n      V — 1&  M 
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Zeitgeschäfte  am  81.  Oktober  erlischt.  Die  in  den  ersten  10  Monaten 
herrschende  Haassestimmang  fand  durch  den  plötzlichen  Börsenschlot 
am  28.  Oktober  ein  jähes  Ende.  Als  die  Wiedereröffnung  am  13.  No- 
vember verfügt  wurde,  zeigte  das  Kursnivean  ein  gänzlich  verändertes 
Bildi). 

Die  italienischen  Notenbanken  wurden  im  Berichtsjahre 
besonders  stark  zur  Deckung  der  Geldbedürfnisse  des  Staates  heran- 
gezogen. Der  Höchsbetrag  der  Pflichtvorschüsse  an  den  Staat,  der 
am  Ende  des  Vorjahres  erst  1630  Mill.  Lire  betragen  hatte,  wurde 
nicht  weniger  als  viermal  erhöht  und  belief  sich  Ende  1917  auf 
4030  Mill.  Lire. 

Der  Status  der  Bank  von  Italien  liegt  nur  im  Auszüge 
vor.  Er  zeigt  das  für  die  Notenbanken  verschiedener  kriegführender 
Staaten  typische  Bild  einer  starken  Steigerang  des  Notenumlaufs  bei 
sinkendem  Barvorrat. 

Der  ßtatns  der  Bank  von  Italien. 
(In  Uillionen  Lire.) 


1917 

1916 

31.  Min 

30.  Jani 

SO.Sept 

31.  De«. 

31.  Das. 

Gold  und  Silber  in  der  Kaae 

(darunter  etwa  100  Mill.  Lire 

Silber) 

923 

900 

899 

9»3 

991 

Notenamlanf 

3931 

4467 

4985 

6539 

3867 

Deckung    des     Notennmlauft 

duioli  Metall 

»3,»  o/o 

20,1  0/0 

18.0  0/0 

14.1  "^ 

»5.«  "h 

Bei  der  für  Japan  beispiellos  günstigen  weltwirtschaftlichen  Lage 
zeigte  sein  Wirtschaftsleben  auch  im  Berichtsjahre  eine  unge- 
ahnt  glänzende  Entwicklung. 

Japan  dankt  seine  überraschend  schnelle  Wohlstandssteigerung  der 
eigentümlichen  Tatsache,  daß  es,  obwohl  kriegführender  Staat,  die  wirt- 
schaftlichen Vorteile  der  neutralen  Mächte  genießt,  ohne  deren  wirt- 
schaftliche Schädigungen  in  nennenswertem  Umfange  zu  teilen. 

Bei  einem  eigentlichen  Kriegskostenaufwand  (bis  zum  1.  Juli  1917) 
von  nur  829  Mill.  Yen  *)  zog  Japan  im  Kriege  aus  dem  Seefracht-  und 
Kriegslieferungsgeschäft  mit  seinen  Verbündeten  urgeheure  Gewinne, 
während  es  die  Kriegsjahre  gleichzeitig  dazu  benutzte,  im  Schutze  des 
politischen  Bündnisses  mit  dem  seebeherrschendeu  England  auf  allen 
Kontinenten,  besonders  aber  auf  den  Inseln  und  in  den  Randstaaten 
des  Stillen  Ozeans  die  Grundlage  zu  umfangreichen  Handelsbeziehungen 


1)  Es  wurden  notiert: 

4V.-prot.  I.  Mob.-Anleihe 

4'^-proi.  II.  Kriegsanleihe 

5-proz.  III.  Kriegsanleihe 

3'/,-proz.  Rente  (alter  Standardtitel) 
Dabei  ist  zu   beachten,   daß   die   Kurse  vom   23.    Nor.   von  der    Regierung   festgesetzte 
Mindestkurse  sind. 

2)  „Wirtschaftsdienst"  Nr.  38  vom  21.  September  1917. 


Emissionspreis 

15.  Okt. 

23.  Nov. 

97.— 

86,- 

83,15 

93.-/95- 

86,- 

83,16 

97,50 

90,75 

86,48 

81, 60 

8o,»s 
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za  legen.  Die  Kontinuität  des  durch  die  Kriegskonjunktur  begünstigten 
und  von  der  Regierung  nachdrücklich  geförderten  japanischen  Industria- 
lisierungsprozessea  erscheint  indessen  nur  gesichert,  wenn  es  gelingt, 
den  nationalen  Mangel  an  wichtigen  Rohstoffen,  wie  Kohle,  Erz,  Baum- 
wolle, durch  Aneignung  von  Rohstoffgebieten,  insbesondere  chinesischer, 
zu  beheben. 

Infolge  der  günstigen  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  des  sich 
hieraus  ergebenden  Gold-  und  Kapitalzuflusses  herrschte  auf  dem  Geld- 
markte  andauernde  Flüssigkeit.  Die  Bankdepositen  wuchsen  stetig, 
und  die  Nachfrage  nach  Anlagewerten  blieb  trotz  umfangreicher  in- 
dustrieller Investierungen  stark.  Die  Sätze  für  tägliches  Geld 
bewegten  sich  zwischen  41/2  und  6  Proz.,  also  auf  einem  für  ostasia- 
tische Verhältnisse  sehr  niedrigen  Stande. 

Für  die  Kriegsfinanzierung  der  Entente  hat  der  japanische  Geld- 
markt bis  jetzt  etwa  1300  Mill.  Yen  zur  Verfügung  gestellt  i).  Nach 
dem  Vorgange  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  trat  die  japanische 
Regierung  selbst  seit  August  1917  neben  den  japanischen  Banken  als 
Geldgeber  auf  2),  indem  sie  sich  die  nötigen  Mittel  durch  Emission  in- 
ländischer Anleihen  verschaffte.  Der  Ueberfluß  an  Geldmitteln  erleichterte 
der  Regierung  neben  anderen  staatlichen  Maßnahmen  vor  allem  die 
Durchführung  umfassender  militärischer  Rüstungen. 

Infolge  der  günstigen  Entwicklung  der  Handelsbilanz  —  der 
Ausfuhrüberschuß  betrug  1915:  176  Mill.  Yen,  1916:  371  Mill.  Yen, 
1917:  567  Mill.  Yen')  —  zeigte  der  japanische  Wechselkurs  im 
Laufe  des  Berichtsjahres  eine  langsame,  aber  stetige  Steigerung.  Er 
hatte  bereits  Anfang  1917  die  Münzparität  überschritten  und  stellte 
sich  Ende  1917  auf  etwa  2  sh  2  d  (Parität  2  sh  i/j  d)  in  London  und 
etwa  51,50  cts  (Parität  49,85  cts)  in  New  York  für  1  Yen*).  Zum 
Schutze  seiner  Währungsreserve  hat  Japan  am  18.  September  1917 
ein  Gold-  und  Silberausfuhrverbot  erlassen*). 

Die  Entwicklung  des  japanischen  Zentralnoteninstituts  veranschau- 
licht die  nachfolgende  Tabelle: 

Bank  von  Japan. 
In  Millionen  £. 


» ,  Answeistag 

[JO.  2.  17 

14.  4.  17 

16.  6.  17 

18.  8.  17 

13.  10.   17 

15.  12.  17 

Gold 

39667 

40918 

48612 

57140 

62174 

63187 

Wechsel 

I  580 

384 

1418 

2903 

43<9 

942 

Vorschüsse 

14689 

13829 

17  119 

18728 

16  244 

21974 

Notenumlauf 

43924 

43380 

53202 

57  123 

60495 

67  000 

öffentliche  Depositen 

40928 

45  459 

49  977 

55684 

55861 

61472 

private 

2958 

1933 

2  064 

2597 

5928 

3833 

1)  „Frankf.  Zeitung"  vom  1.  März  1918. 

2)  „The  Economist"  vom  13.  Oktober  1917. 

3)  „The  Economist"  vom  2.  Man  1918. 

4)  „The  Statist"  und  ,,The  Economist". 

5)  „Wirtschaftsdienst"  vom  19.  Okt.  1917  8.  774. 
Jahrb.  t.  NationalSk.  u.  Stat.,  Volkswirtsob.  Chronik.  i»i1. 
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Die  Position  „Gold"  stellt  nicht  nur  effektives  Metall  dar,  sondern 
enthalt  auch  die  ausländischen  Guthaben  der  Bank.  Der  heimische 
Goldvorrat  betrug  am  1.  Mai  1917:  233  Mill.  Yeni),  am  31.  Juli  1917: 
373  Mill.  Yen«),  am  13.  Oktober  1917:  550  Mill.  Yen»),  so  daß  sich 
die  Golddeckung  des  Notenumlaufs  an  den  drei  genannten  Tagen  auf 
etwa  51  Proz.,  62  Proz.  und  91  Proz.  bezifferte. 

Das  Wirtschaftsleben  der  Vereinigten  Staaten  wurde 
wahrend  des  Berichtsjahres  in  den  ersten  Monaten  durch  die  ein- 
setzenden politischen  Unklarheiten,  spater,  nachdem  Amerika  An- 
fang April  seine  aktive  Teilnahme  am  europaischen  Kriege  erklart 
hatte,  durch  den  Mangel  an  Arbeitskräften*)  und  gegen  Ende  des 
Jahres  durch  die  Knappheit  an  Brennmaterial  und  durch  den 
Frachtenandrang  auf  den  Eisenbahnen  in  seiner  vollen  Entfaltung  er- 
heblich gehemmt;  die  gewaltige  Entwicklung  des  Rekordjahres  1916 
konnte  sich  nicht  auf  allen  Gebieten  fortsetzen.  So  blieb  die  Produk- 
tion an  Kupfer  um  27000  t,  an  Eisen  um  1067000  t  und  an  Nickel 
um  15  804000  Pfd  gegenüber  der  des  Jahres  1916  zurück.  Auch  die 
Baumwollernte  erreichte  nach  amtlichen  Schätzungen  nur  70,3  Proz. 
einer  Normalemte.  Dagegen  war  die  Getreideernte  —  abgesehen  von 
Weizen  —  reichlich;  Roggen  und  Hafer  gingen  in  ihren  Ertragnissen 
weit  über  das  Vorjahr  hinaus.  Der  gute  Erlös,  den  die  Farmer  für 
ihre  Produkte  erzielten*),  brachte  diesen  Kreisen  einen  erheblichen 
Zuwachs  ihres  Wohlstandes.  Im  allgemeinen  lasteten  jedoch  die  hohen 
Preise  für  Lebensmittel  und  fast  alle  Gegenstande  des  täglichen  Be- 
darfs*) schwer  auf  den  mittleren  und  unteren  Kreisen,  weil  nur  ein 
Teil  von  ihnen,  nämlich  die  Lohnarbeiter,  imstande  waren ,  füt  ihre 
Dienste  höhere  Löhne  zu  fordern  und  durchzusetzen ').  Um  die  an- 
haltenden großen  Aufträge  auf  Lieferung  von  Kriegsmaterial  und 
sonstigen  Bedarfsartikeln  seitens  der  Verbündeten  —  sie  betrugen 
286  Proz.  der  Lieferungen  des  Jahres  1915  —  durchzuführen  und  zu- 
gleich den  eigenen  Bedarf  zu  decken,  wurden,  mitveranlaßt  durch  das 
Bestreben  der  Regierung,  den  Mittelmächten  die  Bezüge  aus  den  neu- 
tralen Ländern  zu  schmälern,  mehrere  einschneidende  Maßnahmen  zur 
Regelung  der  Ein-  und  Ausfuhr  getroffen,  so  daß  die  Außenhandels- 
ziffern nach  den  ungeheuren  Steigerungen  während  der  beiden  vorher- 
gehenden Jahre  bei  manchen  Artikeln  eine  Abnahme  zeigten.  Wenn 
trotzdem  der  Außenhandel  insgesamt  zugenommen  hat,  so  ist  das  mehr 
auf   die   hohen   Preise,    als    auf  eine  Vergrößerung  der  Ausfuhrmengen 


1)  „Nachrichten  der  Aaslasdspresg«"  vom  3.  Aug.  1917. 

2)  „Frankf.  Ztg."  vom  17.  Nov.  1917. 

3)  „Rhein.-West.  Ztg."  vom  18.  Nov.  1917. 

4)  Man  schätzt,  dafi  25  Proz.  der  potentiellen  Arbeitskraft  der  produktiven  Tätig- 
keit entzogen  worden  sind.     („Deutsche  Wirtschaftszeitung"  v.  1.  Febr.  1918). 

5)  Der  Wert  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  wurde   in   einem  Jahre  von  14 
auf  21  Milliarden  $  gesteigert. 

6)  Die   Indexziffer   für  31  notwendige  Lebensmittel   stellt  sich  am  29.  Det  1917 
auf  4,43  gegenüber  3,31  für  die  Woche  endigend  am  6.  Jan.  1917. 

7)  Die    Löhne   sind    um    15 — 200  Proz.    gestiegen,   je   nach    der   Art   der  Arbeit 
(„Deuteche  Wirtschaftezeitung"  v.  1.  Febr.  1918). 
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zurückzuführen  i).  Auf  vielen  Gebieten  des  Wirtschaftslebens  waren  die 
Fesseln,  die  die  Teilnahme  am  Kriege  der  bisherigen  sprunghaften 
Weiterentwicklung  anlegte,  nicht  zu  verkennen. 

Das    ganze    Wirtschaftsleben    erfährt    eine    treffende    Beleuchtung 
durch  die  folgenden  Ziffern: 


In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  betmgen       1917 


1916 


in  MiU.  $ 

Gesamte  Abrechnungsumsätze 

306,» 

261,9 

Einfuhr 

2952.5 

2391.6 

Ausfuhr 

6226,3 

5482,6 

Goldeinfuhrüberschufi 

166,0 

530,2 

Konkurse  (Gesamtliquidationssnmme) 

182,4 

196,2 

In  MUI.  bushel 

Weizenernte 

650,8 

636,3 

Roggenernte 

3159,5 

2567,0 

Haferernte 

1587,3 

1252,0 

Da  die  Gesamtlage  des  Wirtschaftslebens  sich  mit  ihren  Wir- 
kungen auf  den  Geldmarkt  übertrug,  konnte  auch  hier  die  günstige 
Entwicklung  des  Vorjahres  nicht  ihren  Fortgang  nehmen.  Zwar  hielten 
in  den  ersten  Monaten  die  bedeutenden  Goldzuflüsse  aus  England  und 
Frankreich  zwecks  Stützung  der  Währung  und  infolge  Abrufes  von 
Guthaben  aus  Europa  an,  aber  nach  dem  Eintritt  der  Vereinigten 
Staaten  in  den  Krieg  traten  an  Stelle  der  Goldeinfuhren  weitgehende 
Kredite  an  die  Verbündeten.  Zu  den  vor  Amerikas  Eintritt  in  den 
Krieg  an  die  Entente  gewährten  Krediten  in  Höhe  von  2481,6  Mill.  $  ^) 
traten  im  weiteren  Verlaufe  des  Berichtsjahres  an  neuen  Vorschüssen 
4236,4  Mill.  $  »),  von  denen  über  48  Proz.  auf  England  entfielen.  Es 
setzten  erhebliche  Goldabflüsse  nach  Japan,  Indien  und  Spanien  ein, 
die  sogar  die  Goldeinfuhr  aufzuwiegen  drohten  und  die  Regierung  zum 
Erlasse  eines  Goldausfuhrverbotes  nötigten.  Dieses  ließ  sich  jedoch 
nicht  in  allen  Fällen  aufrechterhalten  (Kanada),  so  daß  unter  Berück- 
sichtigung der  sonstigen  (Umstände  die  Goldbewegungen  bei  einer  Einfuhr 
von  537,8  Mill.  $  und.  einer  Ausfuhr  von  372  Mill.  $  nur  einen  Gold- 
einfuhrüberschuß von  rund  166  Mill.  $  erbrachten  (gegenüber  530  Mill  $ 
im  Vorjahre). 

Die  weitgehende  Kreditinanspruchnahme  der  Verbündeten  stellte 
zusammen    mit    den   eigenen  Bedürfnissen  der  Regierung  an  den  Geld- 


1)  Möglicherweise  sind  in  den  AaBenhaudelsziffem  des  Jahres  1917  aoch  die 
Munitions-  und  Kriegslieferungen  für  die  eigene  Armee  in  Frankreich  enthalten. 
j.Wirtsch.  Nachrichtendienst"  v.  17.  April  1918. 

2)  Dieselben  verteilen  sich,  wie  folgt:  3)  Davon  erhielten: 


England 

"3>.4 

England 

2045,0 

Frankreich 

736,7 

Frankreich 

1285,0 

Rußland 

148,5 

Italien 

500,0 

Italien 

25,0 

Rußland 

325.0 

Kanada 

33S.O 

Belgien 

77.4 

Neufundland 

5.0 

Serbien 

4,0 

2381,6 

4236,* 

Außerdem 

100,0 

Bankkredite. 
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markt  gewaltige,  ihn  zeitweise  heftig  bewegende  Ansprüche.  Um  das 
amerikanische  Kapital  für  den  heimischen  Bedarf  und  die  zu  leistenden 
Vorschüsse  an  die  Entente  bereitzuhalten,  betrieb  die  Regierung  den 
Anschluß  möglichst  vieler  Banken  und  Trustgesellschaften  an  das 
Federal-Reserve-Bank-System,  überwachte  die  Kapitalübertragungen  nach 
neutralen  Landern  und  überließ  den  Banken  die  Gegenwerte  der  Ein- 
zahlungen auf  die  Anleihen  gleich  nach  Empfang  als  Depositen.  Ob- 
wohl auch  die  Federal-Reserve-Banken  umfangreiche  Diskontkredite  zu 
niedrigen  Sätzen  gewährten,  die  New  Yorker  Banken  ihrerseits  Kredit- 
erleichterungen trafen  und  der  Börse  größere  Summen  zur  Verfügung 
stellten,  zeigte  es  sich  bald,  daß  selbst  die  Vereinigten  Staaten  den 
starken  geldlichen  Anforderungen  des  Krieges  nur  schwer  entsprechen 
konnten,  weil  sie  in  der  Hauptsache  auf  sich  selbst  angewiesen  nnd 
Kreditabwälzungen  auf  andere  Länder  kaum  möglich  waren.  Infolge- 
dessen stieg  die  Knappheit  an  flüssigen  Mitteln  auf  dem  Geldmarkt 
besonders  gegen  Ende  des  Jahres  derart,  daß  es  bedeutenden  Privat- 
firmen zuweilen  nicht  gelang,  ihren  Geldbedarf  zu  decken,  und  daß  sie 
die  Regierung  um  finanzielle  Unterstützung  zwecks  Durchführung  der 
Heereslieferungen  ersuchen  mußten.  Zwar  wurde  in  zielbewußtem  Vor- 
gehen der  Geltungsbereich  des  Dollarwechsels,  z.  B.  durch  Aufnahme  der 
Bank  von  Frankreich  in  die  ausländischen  Korrespondenten,  weiter  aus- 
gedehnt, immerhin  gestaltete  sich  die  Lage  allmählich  so,  daß  weit- 
sichtige Fachleute  fürchteten,  die  durch  den  Krieg  erlangte  Stellung 
eines  Zentralgeldmarktes  der  Welt  könnte  wieder  verloren  gehen. 

Diese  Lage  auf  dem  New  Torker  Geldmarkt  wird  beleuchtet 
durch  die  Sätze  für  tägliches  Geld,  die  fast  von  Monat  zu 
Monat  eine  steigende  Tendenz  zeigten.  Der  im  Januar  bestehende 
Durchnittssatz  von  2,10  Proz.  ist  während  des  ganzen  Jahres  nie  wieder 
erreicht  worden.  Mitte  Juni  und  Juli  war  der  Zinssatz  im  Zusammen- 
hang mit  den  Vorbereitungen  für  die  Einzahlungen  auf  die  Liberty 
loan  trotz  Zinsscheinzahlungen  und  mancherlei  Hilfsaktionen  der  Re- 
gierung auf  6  bzw.  8  Proz.  gestiegen,  ein  "pBrgang,  der  sich  Ende 
August,  Anfang  September  ungeachtet  umfangreicher  Diskonterleichte- 
rungen seitens  der  Federal-Reserve-Banken  aus  ähnlichen  Gründen,  nur 
in  etwas  schwächerer  Form,  wiederholte.  In  den  beiden  Monaten  Ok- 
tober und  November  stellte  sich  der  Durchschnittssatz,  wenn  auch  an 
einzelnen  Tagen  ein  Höchstsatz  von  6  bzw.  6'/g  Proz.  erreicht  wurde, 
auf  3,8  bzw.  3,9  Proz.,  um  vor  Jahresschluß  die  ungewöhnliche  Durch- 
schnittsböhe  von  6,10  Proz.  zu  erreichen. 

Aehnlich  entwickelten  sich  die  Diskontsätze  für  erste 
Handelswechsel.  Auch  für  sie  lag  der  im  ganzen  Jahre  nie  wieder 
erreichte  Tiefstand  im  Monat  Januar.  Danach  setzte  eine  Steigerung 
auf  4  Proz.  ein,  Ende  Juni  eine  solche  auf  67«  Proz.  Zwar  ging  der 
Satz  von  dieser  Höhe  später  etwas  herunter,  im  allgemeinen  hielt  sich 
jedoch  der  Privatdiskont  auf  über  5  Proz.  und  bewegte  sich  Ende  des 
Jahres  zwischen  öYs  und  5V4  Proz. 

F  Die  Umsätze  an  der  New  Yorker  Börse  erreichten  bei 
weitem  nicht  die  Höhe  des  Vorjahres.     Die  drohenden  politischen  Ver- 
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■Wicklungen  in  den  ersten  Monaten,  der  periodisch  and  sehr  heftig  auf- 
tretende Geldmangel  fast  während  des  ganzen  Jahres,  die  ungünstigen 
militärischen  und  politischen  Nachrichten,  die  Besteuerung  und  Be- 
schränkung der  Kriegsgewinne,  die  schlechten  Einnahmen  der  Eisen- 
bahnen, die  häufigen  Lohnforderungen  der  Arbeiter  und  Arbeiter- 
schwierigkeiten wegen  fehlender  Einwanderung  hemmten  die  Spekula- 
tion und  riefen  bei  zeitweilig  scharfen  Kursstürzen  stark  gedrückte 
Preise  hervor.  Insgesamt  wurden  im  Berichtsjahre  185628948  Stück 
shares  gegenüber  233  311933  im  Jahre  1916  gehandelt;  der  Kurswert 
sank  von  18  869,8  Mill.  $  auf  15  609,3  Mill.  %.  Eine  Steigerung  in 
den  Umsätzen  gegenüber  dem  Vorjahre  weisen  lediglich  die  U.  St.  bonds 
infolge  des  Verkaufes  von  Liberty  loan  auf.  Einen  Rückgang  zeigte 
auch  die  Geschäftstätigkeit  an  den  Börsen  von  Boston,  Philadelphia 
und  Baltimore. 

Die  Vorgänge  auf  dem  Devisenmarkt  in  New  York  unter- 
schieden sich  bis  zum  offiziellen  Eintritt  der  Vereinigten  Staaten  in 
den  Krieg  nicht  wesentlich  von  denen  des  Vorjahres.  Durch  Goldver- 
schiffungen, Kreditinanspruchnahme  und  enge  Anlehnung  an  die  Federal- 
Reserve-Banken  suchte  die  Entente  die  Verschlechterung  ihrer  Wechsel- 
kurse zu  verhüten.  Nach  dem  Eintritt  Amerikas  in  den  Krieg  waren 
die  führenden  Länder  bestrebt,  das  Wertverhältnis  ihrer  Währungen 
untereinander  aufrechtzuerhalten  und  gegen  jegliche  Spekulation  zu 
schützen.  Auf  solche  Weise  konnte  sich  der  englische  Kurs  fast 
während  des  ganzen  Jahres  auf  etwa  4,76  (bei  einer  Parität  von  1  £ 
=  4,86625  $)  behaupten.  Nicht  ganz  so  stabil  zeigte  sich  der  Franken- 
wechsel. Während  der  Kurs  in  den  drei  ersten  Monaten  des  Jahres 
durchschnittlich  mit  5,84  (Münzparität  1  $  =  5,1825  frcs)  notiert 
wurde,  trat  nach  dem  Eintritt  Amerikas  in  den  Krieg  eine  plötzliche 
Besserung  um  13  Punkte  (auf  5,71)  ein,  die  sich  jedoch  in  den  nächsten 
6  Monaten  allmonatlich  um  ungefähr  einen  Punkt  verringerte.  Immer- 
hin schloß  der  Frankenwechsel  mit  5,73  gegenüber  dem  Beginn  des 
Jahres  noch  ganz  günstig.  Der  Markkurs,  der  sich  aus  bekannten 
Gründen  an  der  New  Yorker  Börse  ohne  jede  Stütze  befand  und  Speku- 
lationen vielfach  in  erheblichem  Maße  ausgesetzt  war,  begann  das  Jahr 
mit  71,75  (Parität  400  M  =  95,375  %)  und  stellte  sich  im  ersten 
Monat  durchschnittlich  auf  69,18.  In  den  nächsten  beiden  Monaten 
lautete  die  Notierung  noch  etwas  schlechter,  um  dann  Anfang  April, 
nach  dem  Beginn  des  Kriegszustandes  zwischen  Deutschland  und  den 
Vereinigten  Staaten,  ganz  eingestellt  zu  werden. 

Die  Ausweise  der  Bundes-Reservebanken  zeigten  das 
Bestreben  der  Regierung,  das  amerikanische  Kapital  für  den  großen 
heimischen  Bedarf  zu  konzentrieren  und  für  die  eigenen  und  der  Bundes- 
genossen Kreditansprüche  bereitzuhalten,  ohne  gleichzeitig  die  bei  allen 
großen  Notenbanken  der  Kriegführenden  beobachteten  Erscheinungen 
aus  Anlaß  der  Kriegsteilnahme  zu  verbergen.  Das  Kapital  ist  •  auch 
im  Berichtsjahre  wieder  infolge  der  Erweiterung  des  Mitgliederkreises 
gewachsen.  Wechsel  und  Lombard  weisen  eine  mehr  als  sechsfache, 
Depositen    eine   fast   zweieinhalbfache  Steigerung    auf.     Die  aus  früher 


-    958     - 

erwähnten  Gründen  *)  erfolgte  Vermehrung  des  Goldbestandes  deckte  den 
ebenfalls  durch  den  Krieg  and  die  Goldsammlung  gestiegenen  Noten- 
umlauf bei  Jahresschluß  mit  133,2  Proz. 

Zusammenfassung  der  Ausweise  der  Bundes-Reserve- 

banken. 

(In  Millionen  $.) 


5.  Jan. 
5.  April 
15.  Juni 
22.      „ 
28.  Sept. 
28.  Dez. 


376.» 
491.« 

S0O,4 

707,» 


Es  l&ßt  sich  nicht  verkennen,  daß  die  Niederlande  ebenso  wie 
die  meisten  der  anderen  noch  neutralen  L&nder  w&hrend  des  Berichts- 
jahres auf  wirtschaftlichem  Gebiet  wachsenden  Schwierigkeiten 
ausgesetzt  waren.  Die  Verschärfung  des  Wirtschaftakampfes  zwischen 
den  Kriegführenden,  die  zunehmende  Prachtraumnot  und  die  immer 
mehr  schwindende  Fähigkeit  und  Geneigtheit  der  Kriegführenden, 
Waren  und  Rohstoffe  abzugeben,  hatten  zu  einem  Warenmangel  und 
der  damit  verbundenen  Preissteigerung  ganz  ähnlich  wie  in  den  krieg- 
führenden Staaten  selbst  geführt,  so  daß  auch  entsprechende  Gegen- 
maßnahmen in  Form  von  Rationierung  usw.  ergriffen  werden  maßten. 
Dabei  wurde  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse  die  wirtschaftliche 
Versorgung  Hollands  mit  notwendigen  Gütern,  soweit  sie  noch  möglich 
war,  von  Seiten  der  Kriegführenden  in  der  Form  von  Handelsabkommen 
von  Gegenleistungen  abhängig  gemacht,  welche  Holland  veranlaßten, 
seinerseits  bis  an  die  Grenze  seiner  Leistungsfähigkeit  auszuführen. 
Gleichwohl  war  infolge  der  rückgängigen  Zufuhren  des  Auslandes  an 
wichtigen  Rohstdifen  die  Industrie  nicht  voll  beschäftigt  und  Arbeits- 
losigkeit in  größtem  Umfange  zu  beobachten.  Indem  das  Ausland  also 
selbst  weniger  lieferte,  für  diese  Lieferungen  aber  die  Ausfuhr  der 
nach  Menge  und  Gesamtwert  größeren  Gütermasse  von  selten  Hollands 
forderte,  wurde,  namentlich  auch  infolge  des  Wegfalls  der  vermittelnden 
Handelsschiffahrt  der  Kriegführenden,  nicht  nur  die  Handels-,  son- 
dern auch  die  Zahlungsbilanz  Hollands  dem  Auslande  gegenüber 
immer  stärker  a  k  t  i  v  ' j. 

Die  so  geschaffene  wirtschaftliche  Lage  und  die  Art  der  Be- 
gleichung der  an  Holland  von  seiten  der  Kriegführenden  geschuldeten 
Summen  war  von  höchster  Bedeutung  für  den  Geld-  und  Kapital- 
markt   wie    für    den    Devisenverkehr   des    Landes.      Neben    der 


1)  VgL  8.  497. 

2)  Vgl.  „Die  Goldfrage", 


Ton  G.  Vissering,  PrSsident  der  Niederländischen  Bank. 
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Goldeinfuhr,  welche  in  einem  erheblichen  weiteren  Anwachsen  der 
siebtbaren  Goldbestände  zum  Ausdruck  kam,  und  neben  der  weniger 
gern  gesehenen  Zahlung  mit  fremden  Banknoten  und  fremdem  Papier- 
geld wurde  den  Kriegführenden  kurzfristiger  Kredit  eingeräumt  oder 
die  Hergabe  von  kurzfristigen  Elreditpapieren  mit  festem  Rückzahlungs- 
kurse auferlegt.  Nicht  nur  neue  Forderungen,  sondern  auch  ältere 
Guthaben  Hollands  im  Auslande  wurden  in  Kreditpapiere  umgesetzt  in 
dem  Bestreben,  das  Volkseinkommen  durch  den  Renten-  und  Wechsel- 
kursgewinn zu  vermehren  und  das  eigene  Kursrisiko  auszuschalten. 
Durch  diese  Anlage  in  verzinslichen  ausländischen  Papieren  konnten 
die  durch  die  Aufzehrung  der  Warenvorräte  und  das  Einströmen  des 
Goldes  sich  häufenden  Barmittel  zum  Teil  aufgesogen  werden,  und  die 
Flüssigkeit  des  Geldmarktes  steigerte  sich  niemals  über  Gebühr.  Der 
Kapitalmarkt  blieb  dabei  aufnahmefähig  genug,  um  den  Anforderungen 
zu  genügen,  die  an  ihn  von  allen  Seiten,  namentlich  auch  vom  Staat 
und  von  den  Gemeinden  für  die  Zwecke  der  Mobilisation  und  für  Not- 
standsmaßnahmen gestellt  wurden.  Die  Emissionen  betrugen  im  ganzen 
465,7  Mill.  hfl  —  davon  171,1  Mill.  für  den  Staat  — ;  an  heimischen 
Schatzanweisungen  wurden  272  Mill.  hfl  untergebracht.  Provinzen  und 
Gemeinden   nahmen  den  Kapitalmarkt    mit  43,3  Mill.  hfl  in  Anspruch. 

Infolge  der  erörterten  Lage  des  Geldmarktes  konnte  der  offizielle 
Banksatz  während  des  ganzen  Jahres  unverändert  in  Höhe  von 
41/2  Proz.  beibehalten  werden. 

Der  geschilderte  günstige  Stand  der  holländischen  Zahlungsbilanz 
drückt  sich  in  dem  Stand  der  Devisenkurse  aus.  Die  Entwertung 
der  Wechselkurse  der  maßgebenden  Länder  der  Entente  in  Holland 
hat  sich  im  Berichtsjahre  fortgesetzt.  In  New  York  wurde  Kabel- 
zahlung Amsterdam  bei  einer  Parität  von  40,14  $  =  100  hfl  notiert  am 


4.  Januar                   30.  März 

23.  November 

40'/,                          40%, 

44'/, 

In  Amsterdam  wurden  berechnet 

1917 

1916 

Scheck 
aaf 

Mfinz- 
Parität 

niedrigster 
Knrs 

höchster 
Kars 

Durchschnitt 

Durchschnitt 

Paris 
Lo  ndon 

48- 
i2,n 

39  — 
(24.  Okt.) 

10,46 

(24.  Okt.) 

43>2S 
(12.  Juni) 

11,8675 
(6.  März) 

41,70 
II,4S74 

40,78 
11,4355 

Die  Entwicklung  des  Status  der  Niederländischen  Bank 
war  im  abgelaufenen  Jahre  durchaus  zufriedenstellend.  Wenngleich 
die  Inanspruchnahme  infolge  der  Zunahme  der  Wechsel-  und  Lombard- 
anlage und  der  Abnahme  der  Depositen  am  Jahresende  gegen  das 
Vorjahr  nicht  unerheblich  gewachsen  ist  und  auch  der  Notenumlauf 
um   131,9  Mill.  hfl  zunahm,  so  steigerte  sich  doch  der  Goldbestand  nm 
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1 10,6  Mill.  bf]  und  die  Decktmg  der  Noten  and  Depositen  durch    Metall 
um   1,6  Proz.,  auf  74,7  Proz. 

Stand  der  Niederländischen  Bank. 
(In  Millionen  Golden.) 


Vorrat  an 

Anlage  in 

Noten- 
Dmlaof 

1  Deckong  der 

1917 

Gold 

SUber 

Waehaeln  auf  da« 

Lombard- 
DariehM 

"""      dnrch  Metall 

Inland 

Avaland 

in  Pros. 

6.  Jan. 
24.  März 
23.  Joni 

6.  Okt. 
29.  Dez. 

590.« 
59'.o 
6o3,t 

675.» 
698,« 

6,7 
7.» 
7.« 
7.t 
7.» 

71.6 
7«,i 
5*.» 
67,6 
81,» 

7,9 

8,0 

8.0 

8.0 

79.« 
85,0 

79,» 

70,1 

107,4 

75'.« 
729,« 
738,« 
8i6,s 
890,» 

65.»    1         73.» 
9»,T    !         7*,« 
66,0    1         75.» 
65,4             77,4 
53.«    !         74.'» 

•"^  In  ähnlicher  Weise  wie  das  hollandische  spürte  auch  das  Wirt- 
schaftsleben der  Schweiz  den  Druck  des  Krieges  während  des 
Berichtsjahres  besonders  stark.  Die  Beschaffung  von  Nahrungsmitteln 
stand  im  Vordergrund  der  Wirtschaftsprobleme ;  die  Kohlenknappheit 
störte  nicht  nur  das  Verkehrswesen  empfindlich,  sondern  führte  in  Ge- 
meinschaft mit  dem  Mangel  an  Rohstoffen  zu  Betriebseinschrankungen 
der  Industrie.  Dm  die  Schwierigkeiten  zu  verringern,  verfolgte  die 
Regierung  die  Politik,  die  im  Lande  nach  Deckung  des  eigenen  Ka- 
pitalbedarfs verfügbaren  Gelder  nur  dann  dem  Auslande  zu  überlassen, 
wenn  der  Schweiz  als  Gegenleistung  wirtschaftliche  Vorteile  geboten 
wurden.  So  kamen  mit  Deutschland  (vgl.  S.  557  und  6291  und  mit 
Frankreich  (vgl.  S.  629  und  852)  Finanzabkommen  zustande,  mit  anderen 
Staaten  wurden  Vereinbarungen  vorbereitet^). 

Die  Gestaltung  der  Verhältnisse  am  Geldmarkt  war  während 
des  Berichtsjahres  nicht  einheitlich.  Zeitweilige  Anspannung  wechselte 
mit  außerordentlicher  Geldflüssigkeit  Zu  Beginn  des  Jahres  stand  der 
Privatdiskont  auf  4Yg  Proz.,  ging  dann  im  ersten  Halbjahr  nach 
und  nach  zurück  und  erreichte  im  August  einen  Tiefstand  von  l'/,  Proz. 
Im  letzten  Vierteljahr  stieg  der  Satz  wieder  bedeutend  an ;  am  Jahres- 
schluß wurde  der  höchste  Stand  mit  4'/^  Proz.  ausgewiesen.  Die  Ab- 
nahme der  verfügbaren  Mittel  im  letzten  Vierteljahr  stand  im  Zu- 
sammenhang mit  erhöhtem  Geldbedarf  der  Industrie,  mit  der  Auflegung 
größerer  Posten  Schatzwechsel  und  mit  den  den  kriegführenden  Machten 
zugebilligten  Vorschüssen.  Der  Bankdiskontsatz  hielt  sich  wie  im 
Jahre  1916  unverändert  auf  47,  Proz. 

Die  an  den  schweizerischen  Kapitalmarkt  gestellten  Ansprüche 
übertrafen  diejenigen  der  Vorjahre  ganz  bedeutend,  wie  aus  folgender 
Zusammenstellung  zu  ersehen  ist  („Neue  Zürch.  Ztg."  v.  23.  Febr.  1918) : 


1)  Da«  zur  Stötzong  der  englischen  Wechselkurse  geplante  Wirtschaftsabkommen 
kam  nicht  zum  Abschluß  („Frankf.  Ztg."  v.  9.  März  1918).  —  Mit  Italien  schwebten 
Verhandinngen  wegen  Einräamoog  eines  monatlichen  Kredites  von  2{  Mill.  frcs. 
(„Bader  Nachrichten"  t.  18.  Jan.  1918). 
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Die  hauptsächlichen  Emissionen  in  der  Schweiz')   (in  Mill.  frcs) 


1911 

1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

Industrie                                80 

70 

53 

75 

58 

75 

122 

Banken                                HS 

168 

130 

30 

81 

39 

50 

Bahnen                                    5 

123 

4 

3 

— 

3 

I 

Bund,  Kantone,  Städte, 

Gemeinden                        5^ 

87 

140 

240 

248 

269 

310 

zusammen       280  448  327  348  387  386  489 

Die  ausländischen  Wechselkurse  in  der  Schweiz  zeigten  während 
des  Berichtsjahres  eine  verschiedenartige  Entwicklung.  Die  Handels- 
bilanz, über  die  nähere  Angaben  nicht  bekannt  gegeben  sind,  gestaltete 
sich  zweifellos  wie  im  Vorjahre  für  die  Schweiz  günstig  2).  Die  Zah- 
lungsbilanz war  für  die  ersten  drei  Vierteljahre  gleichfalls  stark  aktiv  *), 
80  daß  das  Aufgeld  der  schweizerischen  Währung  gegenüber  den 
Währungen  der  kriegführenden  Länder  und  teilweise  auch  gegenüber 
den  neutralen  Ländern  weiter  zunahm.  Ein  Umschwung  trat  hierin 
erst  ein,  als  infolge  der  beträchtlichen,  den  kriegführenden  Ländern  ge- 
wahrten Vorschüsse  die  Zahlungsbilanz  sich  ungünstiger  stellte;  die 
Wechselkurse  der  Mittelmächte  konnten  in  den  letzten  beiden  Monaten 
gegenüber  dem  im  Oktober  ausgewiesenen  Tiefstand  sich  beträchtlich 
aufbessern,  die  Marknotierung  stand  am  Jahresschluß  günstiger  als 
Ende  1916.  Die  bei  den  Ententewechselkursen  gegenüber  dem  niedrigsten 
Kurse  des  Jahres  verzeichnete  Besserung  war  nur  gering;  am  Jahres- 
schluß stellte  sich  die  Entwertung  der  englischen,  französischen  und 
amerikanischen  Wechselkurse  bedeutend  größer  als  zu  Beginn  des  Jahres. 


Die  Bewegung    im 

einzelne 

n    ist   aus    der  fo 

Igenden  Ä 

Susammei 

astellung 

zu  ersehen 

1 

Parität 

1916 

1917 

i 

30.  12. 

30.  4. 

30.  6. 

25.  10. 

30.  11. 

31.  12. 

Berlin 

123,46 

84,876 

79.278 

69,12s 

59,875 

65,66     ! 

85,75 

Wien 

105,01 

53,76 

49,676 

43.376 

38,- 

40,60 

52,50 

London 

25,22 

24,10 

24,67 

23,08 

21,36 

20,475 

20, 8  4 

Paris 

IOC, — 

86,80 

90,426 

84,06 

77,876 

75,86      , 

76,65 

New  York  , 

5.18 

5.10 

5,125 

4,836 

4.50 

5,326 

4,40 

Amsterdam 

208,  S  2 

206, — 

211,— 

199,26 

201,26 

187,-      1 

189,25 

Die  Finanzlage  der  Schweiz  gestaltete  sich  infolge  der  Auf- 
rechterhaltung der  Mobilisation*),  die  starke  Staatsausgaben  zur  Folge 
hatte,  denen  anderseits  Minderergebnisse  der  Bundesbahnen  und  der 
Zollerträgnisse  gegenüberstanden,    ziemlich  schwierig.     Um  den  Staats- 

1)  Die  gesamten  an  den  öffentlichen  Kapitalmarkt  wälirend  des  Jahres  1917  ge- 
stellten Anforderungen  werden  auf  570  Mill.  frcs  geschätzt  („Zur.  Post"  v.  2.  Jan.  1918). 

2)  Gegenüber  England  wies  der  Außenhandel  der  Schweiz  für  die  ersten  9  Mo- 
nate des  Jahres  einen  Aktivsaldo  von  rund  75  Mill.  frcs  auf.  (lieber  den  AuBenhandel 
mit  Deutschland  vgl.  „Effekten-Kursblatt  der  Schweiz.  Kreditanstalt"  v.  31.  Dez.  1917). 

3)  Die  durch  den  Export  und  durch  die  Verzinsung  des  im  Ausland  angelegten 
Schweizer  Kapitals  jährlich  geschaffenen  Guthaben  werden  auf  350  Mill.  frcs  geschätzt 
(„Basler  Nachrichten"  v.  31.  Jan.  1918). 

4)  Bis  Ende  Oktober  betrugen  die  außerordentlichen  Staatsansgaben  1087,9  Mill. 
irc»,  von  denen  740,2  MUl.  frcs  auf  die  Mobilmachung  entfallen. 


—    9^2     — 

haashalt  ins  Gleichgewicht  zu  bringen,  mußten  im  Berichtsjahre  zwei 
weitere  4Y,-proz.  Mobilisationsanleihen  (die  VI.,  vgl.  S.  44,  und  die  VII., 
vgl.  S.  415)  ausgegeben  werden.  Obwohl  die  Anleihen  gute  Zeichnungs- 
ergebnisse aufwiesen,  ging  der  Kurs  im  Zusammenbang  mit  der  Hebung 
des  allgemeinen  Zinsniveaus  einige  Punkte  unter  den  Emissionskars 
(96, — )  zurück.  Da  die  erste  Mobilisationsanleihe  von  30  Mill.  frcs  am 
26.  Febr.  zur  Rückzahlung  kam,  beliefen  sich  die  langfristigen  Kriegs- 
schulden der  Schweiz  am  Jahresschluß  auf  600  Mill.  frcs,  zu  denen 
365,7  Mill.  frcs  (Ende  Oktober)  schwebende  Schulden  hinzutraten. 

Die  Schweizer  Börsen,  an  denen  wie  in  den  vorangegangenen 
Jahren  der  Terminhandel  verboten  blieb,  wurden  wiederum  stark  durch 
Verkäufe  ')  des  Auslandes  belastet,  die  anfänglich  leicht  Aufnahme  fanden, 
in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  aber  auf  die  Kursgestaltung  sowohl 
des  Obligationen-  als  auch  des  Aktienmarktes  ungünstig  einwirkten. 
Nur  die  Aktien  der  inländischen  Banken  und  der  Kriegsindustrie  hatten 
teilweise  beträchtliche  Kursbesserungen  zu  verzeichnen*).     \ 

Die  Schweizerische  Nationalbank  mußte  im  abgelaufenen 
Jahre  ihren  Notenumlauf  ganz  beträchtlich,  nämlich  von  536,5  MilL  frcs 
auf  702,3  Mill.  frcs,  ausdehnen.  Da  der  Goldbestand  durch  Sendungen 
aus  dem  Ausland  (vgl.  S.  629  und  716)  nur  eine  Erhöhung  um  12,6  Mill. 
frcs  (im  Vorjahre  94,9  Mill.  frcs) ')  erfuhr,  gingen  die  Deckungsziffem 
stark  zurück.  Die  Schweizerische  Darlehnskasse,  die  wie  die 
Nationalbank  ihren  Satz  während  des  Jahres  unverändert  auf  4Y(  Proz. 
beließ,  wurde  im  ersten  Halbjahr  wenig,  im  zweiten  Semester  anläß- 
lich der  zunehmenden  allgemeinen  Anspannung  dagegen  in  erhöhtem 
Maße  in  Ansprach  genommen. 

Status  der  Schweizerischen  Nationalbank. 
(In  Hill,  fro.) 


1916 

1917 

80.  13. 

31.  3. 

30.  6. 

30.  9. 

31.  12. 

Metall 

397,« 

393,8 

392,6     399,* 

409.» 

Gold 

345,0 

343,» 

340,& 

346,7 

357,6 

Wechsel 

322,t 

177,' 

201,1 

227,6 

362,1 

Lombard 

22,0 

i8,j 

«5,' 

40,6 

44,6 

Noten 

536,5 

528,» 

540,« 

580,« 

702,» 

Fremde  Gelder           1  128,» 

81,9  j  102,9  1  111,4 

137.» 

Deckung  der  Noten   | 

f 

durch  Metall  in  Prot 

74,1 

74.« 

72,7 

68,8 

58.6 

Die     Wirtschaftsentwicklung     der     skandinavischen 
Königreiche   hat   im  Jahre  1917   eine^  wesentlich  andere  Richtung 


1)  Wegen  Einführung  einer  Stempelsteuer  auf  ausländische  Werte  s.  S.  563. 

2)  Eine  ungesunde  Spekulation  konnte  dank  der  von  den  Bauken  geübten  Zu- 
rückhaltung bei  der  Kreditgewährung  der  Wertpapierkäufe  vermieden  werden  (rgl. 
„Zürcher  Post"  v.  3.  Jan.  1918). 

3)  Auch  aus  Deutschland  soll  der  Schweiz  Gold  ingeflowen  sein  (vgl.  Gazette  de 
Lausanne"  v.  7.  Aug.). 
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genommen  als  im  Vorjahr,  das  durch  große  Gewinne  aus  Seeschiffahrt 
und  Handel  gekennzeichnet  war.  Der  von  Deutschland  als  Antwort 
auf  den  rücksichtslosen  Handelskrieg  Englands  am  1.  Februar  1917  be- 
gonnene U-Bootkrieg,  welcher  den  Eintritt  Amerikas  in  den  Entente- 
verband nach  sich  zog,  hatte  auch  für  Schweden,  Norwegen  und  Däne- 
mark einschneidende  Polgen.  Die  neutrale  Schiffahrt  in  der  Nordsee 
stockte  in  den  Monaten  Februar  und  März  fast  völlig,  und  erst  die 
ins  Phantastische  gestiegenen  Frachtsätze  konnten  einen  Teil  der  Reeder 
wieder  zu  Fahrten  reizen.  Der  Höhepunkt  der  glänzenden  Einnahmen, 
welche  die  nordischen  Länder  im  Kriege  aus  dem  Seetransportgeschäft 
zogen,  war  jedenfalls  tiberschritten.  Hierzu  kamen  Einfuhrschwierig- 
keiten ^)  infolge  der  immer  drückender  werdenden  Zwangsmaßnahmen 
der  Entente  [Ausfuhrbeschränkungen,  Beschlagnahme  von  im  Auslande 
lagernden  Gütern ,  Verweigerung  von  Bunkerkohle ,  Zurückhaltung 
von  Schiffen],  die  schließlich  zur  vollständigen  englisch-amerikanischen 
Blockade  führten.  Die  Vereinigten  Staaten  verboten,  als  ihre 
Forderung  an  die  drei  Königreiche,  die  Ausfuhr  nach  Deutschland 
einzustellen,  nicht  erfüllt  wurde,  vom  8.  Oktober  ab  jegliche  Ausfuhr 
nach  Skandinavien  mit  Ausnahme  von  Zeitungen  und  Büchern.  Das 
englische  Kriegsamt  gab  gegen  Ende  des  Jahres  bekannt,  daß  der  ge- 
samte Schiffsverkehr  nach  Schweden,  Norwegen  und  Dänemark  aufge- 
hört habe,  und  daß  Ausfuhrgenehmigungen  während  der  Zeit  der  ein- 
geleiteten diplomatischen  Verhandlungen  nicht  gegeben  würden.  Die 
Mittelmächte  konnten  in  die  Lücke  nicht  einspringen,  da  sie  selber 
vom  Bezug  der  überseeischen  Rohstoffe  abgeschnitten  waren  und  aus 
Mangel  an  Arbeitskräften  und  bei  dem  gewaltig  gestiegenen  Eigenbe- 
darf Eisenhalb-  und  Fertigfabrikate  sowie  Kohlen  *)  nur  in  beschränktem 
Umfange  abzugeben  vermochten.  Die  Folge  dieser  Isolierung  war  die 
gegenseitige  handelspolitische  Annäherung  der  drei  Länder  zur  Stärkung 

1)  Ans  den    in„Affärsvärlden"  vom  6.  Febr.  1918  vcrötfjntliohten  Ziffern  über  den 
schwedischen  Außenhandel  1917  heben  sich  die  folgenden  hervor: 

I  Weizen             97,68     (1916     259,34)     Baumwolle       6,84  (1916  28,30) 

Häute                 1,15     (1916         7,74)     Oele                51,78  (1916  172,17) 

Koks               523,31     (1916  1229,61)     Kalisalze        41,47  (1916  104,86) 
Steinkohle   1500,42     (1916  4027,14)     Winkeleisen 

und  Bleche  36,99  (1916  134,96) 

....     f  Frisqher  Hering         8,26     (1916       38,74) 
Tnnn V" i  Holzschliff  177,75     (1916     288,76) 

luw  t     ^  Eisenerz  5613,15     (1916  5539,68) 

Die    schwedischen   ZoUeinnabmen   betrugen    im    Jahre    1917   nur   43,7    Mill.    Kr 
gegen  62,2  Mill.  Kr  in  1916  („Nachr.  f.  Handel,  Ind.  u.  Landw."  vom  21.  Jan.  1918). 
Nach   „Statist."    vom    2.    Febr.    1918    betrugen     die    Kohlenverschiffungen   Eng- 
lands nach  Schweden,   Norwegen  und  Dänemark  im  Jahre  1917  nur  13'/,  Proz.,   43'/, 
Proz.  und  26'/,  Proz.  während  des  Jahres  1913. 

2)  Schweden  erhielt  nach  dem  schwedischen  Graubuch  über  das  Jahr  1917  Kohle 
in   1000  t. 

im  Jahre  aus  Deutschland  ans  England 
1914                     335  4680 

1916  4380         1700 

1917  1708         604 
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ihrer  Stellung  gegenüber  den  kriegführenden  Mächtegruppen    skandina- 
vische Handelskonferenz  in  Stockholm  Mitte  September). 

Die  notwendige  Umstellung  des  Wirtschaftslebens,  die  intensive 
Steigerung  der  heimischen  Produktion  von  Gütern,  deren  Herstellung 
im  Lande  infolge  des  Ausfalls  von  Zufuhren  aus  Uebersee  und  infolge 
des  Nachlassens  der  ausländischen  Konkurrenz  erforderlich  und  lohnend 
geworden  war,  kam  weitgehend  in  der  Gestaltung  des  Geld-  und 
Kapitalmarktes  der  drei  skandinavischen  Länder  zum  Ausdruck. 
Man  begann,  die  in  den  Gewinnjahren  1915  und  1916  angesammelten 
und  die  sich  neubildenden  Kapitalien  weniger  den  Schiffahrtsunter- 
nehmungen als  der  inlandischen  Industrie  und  Landwirtschaft  zuzu- 
führen. Erweiterungen  und  Neugründungen  aller  Arten  von  Unter- 
nehmungen setzten  ein,  die  durchaus  nicht  immer  auf  gesunder  Grund- 
lage beruhten.  Die  Emissionstätigkeit  des  Jahres  1917  übertraf  weit 
die  der  vorausgegangenen  Jahre  *).  Der  Wirkungskreis  der  Banken 
und  Finanzierungsinstitute,  die  selbst  fast  ausnahmslos  ihre  eigenen 
Mittel  erhöhten  oder  eben  erst  neu  gegründet  waren,  wuchs  in  un- 
geahnter Weise.  Im  Zusammenhang  mit  dieser  Entwicklung  erfuhr  der 
Geldmarkt  eine  stetig  sich  steigernde  Anspannung,  von  der  die  Aus- 
weisziffem    der  Banken  Zeugnis  ablegen.     So  wuchsen  bei  den  schwe- 


1)  So  wurden  in  Schweden  nach  dem  „Srenitka  Dagbladet"  Tom  13.  Jan.  19i& 
beim  Patent-  und  Registriernngawerk  angemeldet: 

KapitalerbOhnngen  bestehend.  Gesellsohaften 
Zahl  Aktienkapital 

264  72,S8   Mill.  Kr 

3»i  I1*,U9       „         „ 

600  242,48      „        „ 

1089  73M«      > 


Kapital  erhShungen 
Zahl  Kapital 

44  ,        '59.»   Mill.  Kr 

10  7,8      „        „ 


Nengegründete  Gesellschaften              | 

Zahl 

Aktienkapital 

1914 

565 

80,97   Mill.  Kr 

1915 

580 

94.8'      » 

1916 

932 

200,7»      „ 

1917 

1236 

4>3,«l      „        M 

Auf 

die   einzeln« 

n  Gruppen  von  Gese 

Aktienanrgaben,  wie  fc 

)lgt: 

Neagründ 

UDgen 

Zahl 

Kapital 

Banken 

5 

38,5   MiU.  Kr 

Versicherung                i 

1.0       ,. 

Industrie  u 

Land- 

Wirtschaft              JS' 

■43.«      „       ., 

Handel 

613 

«77,7      „ 

Verkehr 

76 

26,0        „          „ 

Verschiedenes          186 

i6,.s      „ 

476 

394 
9» 

73 


3 '0.0 

■75." 

68,4 

13.» 


femer  4  Vers.-Gesellschaften  a.  O. 

Nach  „Morgenbladet"    vom  2.  Jan.  1918    ist    in    Norwegen    in    neuen   Aktien- 
gesellschaften oder  zwecks  Erweiterung  bestehender  Gesellschaften  angelegt  worden; 

1916  ein  Gesamtkapital  von   175     MiU.  Kr  (hauptsächlich  Dampfsehiffgesellschaften) 

1917  .,  „  „     317,5     „       „     (hauptsächlich  Banken    und  Indnstriegesell- 

schaften) 
In  Dänemark  wurden  im  Jahre  1917  für  Erweiterung  bestehender  Unter- 
nehmungen 19,3  Mill.  Kr  fgegen  103  Mill.  Kr  in  1916)  und  für  Neugründungen 
60,5  Mill.  Kr  (gegen  109  MUl.  Kr  in  1916)  aufgewandt.  Bei  dem  Vergleich  der  Ziffern 
beider  Jahre  ist  zu  berücksichtigen,  daß  im  Jahre  1916  sehr  viele  bereits  bestehende 
Firmen  nur  an  Aktiengesellschaften  übertragen  wurden  („Statistiske  Efterretn.  2.  2.  18). 
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dischen  Privatbanken  im  Jahre  1917  zwar  die  Guthaben  um  723  Mill.  Kr, 
aber  gleichzeitig  die  Verbindlichkeiten  um  866  Mill.  Kr.  Die  Einlagen 
bei  den  Sparkassen  nahmen  trotz  der  guten  Wirtachaftskonjunktur  ver- 
hältnismäßig wenig  zu.  Die  drei  skandinavischen  Notenbanken  mußten 
Noten  zur  Befriedigung  der  privaten  und  öffentlichen  i)  Kreditansprüche 
in  teilweise  recht  erheblichem  Umfange  neu  ausgeben,  und  so  sahen 
sich  die  schwedische  Reichsbank  und  in  ihrem  Gefolge  die  Bank  von 
Norwegen  zu  sehr  bemerkenswerten  Diskonterhöhungen  veranlaßt.  Im 
einzelnen  stellten  sich  die  offiziellen  Diskontsätze  während  des 
Jahres  1917,  wie  folgt: 


Dänische  Nationalbank 

Bank  von  Norwegen 

Schwedische  Keichsbank 

l./l.— 31./12.     5,0  Proz. 

l./l.— 12./12.         5,5  Proz. 
13./12.— 31./12.     6,0      „ 

l./l.— 27./9.           5,.^  Proz. 
28./9.— 11./12.       6,0      „ 
12./12.-31./12.     7.0      „ 

Jahresdurchschnitt 

(365  Tage)        5,0  Proz. 

5,&26   Proz. 

5,685  Proz. 

An  der  Goldabwehrpölitik  hielten  die  drei  Notenbanken  auch 
im  Jahre  1917  fest.  Der  Anspruch  auf  Ausmünzung  von  Gold  oder 
Umtausch  von  Barrengold  gegen  Noten  blieb  weiter  aufgehoben  *).  Die 
Bank  von  Norwegen  erwirkte  durch  ein  Gesetz  die  Erweiterung  der 
Grenzen  für  die  Zusammensetzung  des  Auslandsgoldbestandes,  um  sich 
größeren  Spielraum  für  die  Ausgabe  von  Noten  zu  schaffen. 

Die  skandinavischen  Börsen  blieben  im  Jahre  1917,  obgleich 
Beschränkungen  des  Verkehrs  S)  stattfanden,  weiter  die  Tummelplätze 
der  Spekulation  und  verzeichneten  Umsätze,  die  die  Rekordziffern  des 
Jahres  1916  noch  in  Schatten  stellten*). 

Die  einschneidenden  Aenderungen  auf  dem  Gebiete  des  skandi- 
navischen Außenhandels  konnten  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Gestaltung 
der  Devisenkurse    sein.     In  dem  Maße,    wie  sich  der  Ueberschuß  *) 


1)  Große  Sammen  benötigte  beispielsweise  in  Schweden  der  BrennstoffaasschuB, 
der  zur  Milderung  von  Arbeitslosigkeit  über  Bedarf  hinaus  und  ohne  Aassicht  auf  so- 
fortigen Verkauf  ausgedehnte  Abholzungen  vornehmen  ließ. 

2)  Vgl.  Chronik  S.  54,  125,  501,  557,  637. 

3)  Vgl.  Chronik  8.  122,  123  und  563. 

4)  Nach  dem  schwedischen  Granbuch  über  das  Jahr  1917  betragen  die  Aktieo- 
umsätze  der  Stockholmer  Börse 

1913  180  Mill.  Kr  1916  605  Mill.  Kr 

1914  51      „       ..  1917  J3«9     „       ,. 

1915  51      „       „ 

5)  Auf  Grund  einer  amtlichen  Veröffentlichung  kommt  „Stockholms  Dagblad"  für 
Schweden  auf  folgende  Ausfuhrüberschußziffern : 

1917  1916  1915 

in  den  ersten  10  Monaten  12  Monate  12  Monate 

379,9  Mill.  Kr  400  Mill.  Kr       173,9  Mill.  Ki    ■ 

Im  Jahre  1913  und  vorher  war  die  schwedische  Handelsbilanz  passiv  (,Nachr.  f.  Hdl., 
Ind.  u.  Landw."  v.  12.  Jan.  1918). 
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der  skandinavischen  Ausfuhr,  insbesondere  nach  England  nnd  Deutsch- 
land, über  die  Einfuhr  nach  den  nordischen  Ländern  vergrößerte  und 
der  Passivsaldo  der  Handelsbilanz  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten 
geringer  wurde,  stieg  die  Nachfrage  nach  Eronendevisen.  Die  Kurse 
für  Sterling-  und  Dollarwechsel  erreichten  ihren  Tiefstand  in  der  ersten 
Dekade  des  Monats  November  mit  11,0  Kr  und  2,34  Kr  für  1  £  und 
1  $  (Disagio  39,4  Proz.  und  37,3  Proz.),  um  sich  dann  bis  zum  Jahres- 
schluß langsam  etwas  zu  erholen.  Die  niedrigste  Notierung  der  Mark- 
devise in  Stockholm  ergab  sich  am  6.  November  mit  83,0  (Disagio 
62,9  Proz.),  die  höchste  zum  Jahresschluß  mit  60,0  Kr  für  100  M  (Dis- 
agio 32,5  Proz.).  Sogar  der  holländische  Gulden  hatte  Anfang  No- 
vember in  Stockholm  ein  Disagio  von  32,7  Proz.  Die  ohne  Beispiel 
niedrigen  fremden  Wechselkurse  gaben  den  nordischen  Kapitalisten 
Anreiz  zu  bedeutenden  Rückkäufen  heimischer  Wertpapiere  aus  dem 
Ausland  und  zu  langfristiger  Anlage  ihrer  Gelder  in  Banken  ^)  und 
Unternehmungen  im  Aaslande.  Dennoch  genügten  diese  Transaktionen 
bei  weitem  nicht,  um  den  Warenbezug  des  Auslandes  aus  den  nor- 
dischen Königreichen  zu  finanzieren,  und  das  Interesse  der  zahlungs- 
pflichtigen Länder  an  Kreditabkommen  mit  Schweden,  Norwegen  und 
Dänemark  blieb  dauernd  stark,  zumal  Regulierungen  durch  Goldabgabe 
grundsätzlich  ausgeschlossen  waren.  In  Schweden  stellte  die  Regierung 
die  Kreditgewährung  an  das  Ausland  unter  die  Aufsicht  des  Finanz- 
rats, eines  besonderen  für  diese  Zwecke  errichteten  Organs  (vgl.  S.  629 
Anm.  4).  Die  schwedische  Reichsbank  veranlaßte  mit  Rundschreiben 
vom  19.  September  Banken,  Exporteure  und  alle  in  Betracht  kommenden 
Kaufleute,  künftig  in  der  Regel  nur  unter  der  Bedingung  der  Bezahlung 
mit  schwedischen  Kronen  Waren  an  das  Ausland  zu  verkaufen  oder 
Kredite  zu  gewähren. 

Die  Minderbewertung  der  dänischen  und  norwegischen  Krone  in 
Schweden  blieb  unter  Schwankungen  zwischen  96,0  und  98,0  Kr  (im 
März)  einerseits  und  83,0  Kr  (Ende  Oktober,  Anfang  November)  für 
100  schwedische  Kr  anderseits  während  des  ganzen  Jahres  bestehen 
(vgl.  S.  125,  200);  sie  war  eine  Folge  der  zwischen  den  drei  Ländern 
verschiedenartig  gestalteten  Handelsbilanzen  und  der  strengen  Durch- 
führung der  seit  Anfang  des  Krieges  bestehenden  Goldausfuhrverbote  •). 
Das  schwedische  Handelskollegium  (vgl.  S.  716  Anm.  3)  erkannte  in 
der  Erhöhung  des  Notenumlaufs  in  Norwegen,  die  um  32  Proz.  größer 
war  als  in  Schweden,  und  der  dadurch  bedingten  größeren  Preissteige- 
rung einen  weiteren  Grund  für  das  Disagio  der  norwegischen  gegen- 
über der  schwedischen  Währung. 


1)  In  Kristiania  wurde  anf  einer  FiDanikonfereni  die  Höhe  der  Reederguthaben 
im  Auslände  auf  400  bis  500  Mill.  Kr  veranschlagt  („Frankft.  Ztg."  v.  11.  Dez.  1917). 
Vgl.  ferner  8.  358,  498,  782,  853. 

2)  Nur  ausnahmsweise  hat  in  der  Zeit  vom  Juni  1917  bis  Januar  1918  die 
Sehwedische  Reiehsbank  von  der  Bank  von  Norwegen  44  Hill.  Kr.  in  skandinavischem 
Gold  angenommen  („In-  en  üitvoer"  vom  13.  Febr.  1918).  Vgl.  femer  8.  290 
n.  725. 
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Sichtwechsel  auf 

London 

Berlin 

Paris 

Amsterdam 

New  York 

Petersbui^g 

Münzparität 

i8,2ü 

8g,9& 

72.0 

150,80 

3,731* 

192,0 

am  29.  12.  1916 
„    31.  3.     1917 
„    30.  6.     1917 
„    29.  9.     1917 
„    31.  12.  1917 

l6,22 
15,80 
15,61 
'3,70 
14,25 

57,50 
53.— 
47,— 

40,28 

60,- 

58,40 

57,- 
57,30 

49,65 

52,75 

'39,0 

134,50 

'35,25 

121,25 
'30,— 

3M 

3,31 
3,30 
2,88 
3,04 

104,0 
93,5  0 
7'.- 
46,- 
46,- 

Dänische  Nationalbank. 
(In  Millionen  Kronen.) 


Deckung  der  Noten   und 

fremden  Gelder 

Metall 

Metallfonds') 

Noten- 

Fremde 

ohne  Metall 

umlauf 

Gelder 

a)  durch 

b)  durch  MetaUfonci 

MetaU 

(Spalte  1  und  2^ 

Proz. 

Proz. 

30.  12.  1916 

161, s 

45,* 

284,9 

60,9 

46,7 

59,8 

31.  3.    1917 

166,6 

47,9 

303,6 

30,8 

49.8 

64,8 

30.  6.    1917 

199,8 

5',4 

304,8 

7',7 

53,2 

66,8 

29.9.    1917 

193,4 

48,8 

303,0 

82,1 

50,2 

62,9 

31.12.  1917 

176,4 

50,7 

337,9 

55,0 

44,9 

57,8 

Bank  von  Norwegen. 
(In  Millionen  Kronen.) 


Deckung  der  Noten  und 

Gold 
im  Ge- 

„Goldbestand" 
(Gold  und  Gold- 

Noten- 
umlauf 

Fremde 
Gelder 

fremden  Gelder 

a)  durch 

b)  durch  den 

wölbe 

gnthaben) 

Gold 
Proz. 

„Goldbestand" 
Proz. 

30.  12.  1916 

123,2 

209,2 

251,7 

79,9 

37,2 

63,1 

31.  3.     1917 

131,2 

207,9 

280,7 

103,4 

34,2 

54,1 

30.  6.    1917 

129,9 

216,5 

295,5 

142,6 

29,7 

49.* 

29.  9.    1917 

122,6 

201,1 

3'0,7 

142,7 

27,4 

44,* 

31.  12.  1917 

116,4 

204,8 

326,4 

221,1 

21,3 

37,s 

Schwedische  Reichsbank. 
(In  Millionen  Kronen.) 


Deckung  der  Noten  und 

Auslands- 
guthaben und 
-Wechsel 

fremden  Gelder 

Gold 

Noten- 
umlauf 

Fremde 
Gelder 

a)  durch 
Gold 

b)  durch  Gold  und 
Auslandsguthaben 

und  -Wechsel 

Proz. 

Proz. 

30. 

12. 

1916 

'83,6 

161,6 

417,6 

.153,2 

32,2 

60,  B 

31. 

3. 

1917 

193,2 

i5',i 

438,8 

'39,* 

33,* 

59,6        . 

30. 

6. 

1917 

202,7 

'39,3 

466,0 

116,1 

34,8 

58,8 

29. 

9. 

1917 

2146 

'38,1 

521,0 

100,7 

34,6 

56,7 

31. 

12. 

1917 

244,6 

129.3 

572,7 

192,9 

3'.9 

48,8 

1)  Vgl.  Chronik  1914  S.  727. 
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Das  Gepräge  des  spanischen  Wirtschaftslebens  hat  sich 
gegenüber  dem  Vorjahre  nicht  wesentlich  geändert,  indessen  haben 
sich  seine  markantesten  Züge  schärfer  herausgehoben.  Der  verschieden- 
artige EinfluC  des  Krieges  auf  die  einzelnen  Bevölkerangskreise  trat 
deutlicher  hervor.  Neben  dem  schnell  wachsenden  Wohlstande  einer 
der  Zahl  nach  verhältnismäßig  kleinen  Gruppe  stand  die  durch  immer 
noch  steigende  Teuerung  und  empfindlichen  Rohstoffmangel  geschaffene 
Notlage  der  großen  Masse  des  Volkes,  die  in  Unruhen  und  Aufständen 
halb  politischer,  halb  wirtschaftlicher  Natur  zum  Ausdruck  kam. 

Immerhin  erscheint  das  Urteil  berechtigt,  daß  der  Nationalreichtnm 
Spaniens  auch  im  Berichtsjahre  eine  wesentliche  Steigerung  erfahren 
hat.  Wenn  zwar  die  Blockadepolitik  der  kriegführenden  Staaten  und 
der  Eintritt  der  Neuen  Welt  in  die  Kriegsarena  dem  spanischen 
Außenhandel  schwere  Schädigungen  brachten,  so  hat  sich  die 
Aktivität  der  Handelsbilanz  trotzdem  weiter  erhöht.  Der  Ausfuhrüber- 
schuß im  Jahre  1917  betrug  554  Hill.  Pesetas  ohne  Berücksichtigung 
der  Edelmetallbewegung  i). 

Bei  einer  derartig  günstigen  Zahlungsbilanz  hielt  die  Steigerung 
des  spanischen  Wechselkurses  während  des  ganzen  Jahres  an. 
Der  Kurs  stellte  sich  gegen  Anfang  und  gegen  Ende  des  Jahres, 
wie  folgt: 


4.  1.  17 
in  London  (Parit&t     25,225)     a2,t  Pa. 

3.  1.  17 
„    Paris  (  500        )  625       fra 

1.  1.  17 
„    Ntw  York    (  19,1     )     21      cts 

31.  1.  17 
„    Amsterdam  (      ..         48       )      52,se  lifl 


28.  12.  17 

19,6  Pes.    für       1  £ 
26.  12.  17. 

692    In  „     500  Pea. 

20.   12.  17 

24,1   cts        „  I 

29.  12.  17 

57    hfl         „     100     ,. 


Angesichts  dieser  Entwicklung  ist  in  der  Fachliteratur  die  An- 
sicht ausgesprochen  worden,  daß  das  ungewöhnlich  hohe  Agio  der 
spanischen  Währung  nicht  mehr  durch  die  Zahlen  der  Handelsbilanz 
allein  erklärt  werden  könnte.  Es  läge  vielmehr  die  Vermutung  nahe, 
daß  die  tatsächliche  Ausfuhr  infolge  umfangreichen  Schmuggels  erheb- 
lich größer  sei,  als  die  amtlichen  Angaben  erkennen  ließen  *),  daß  femer 
von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Frankreich  ausgehende 
große  Kapitalbewegungen  stattfänden  mit  dem  Zwecke,  Privatvermögen 
in  dem  neutralen  Spanien  in  Sicherheit  zu  bringen  *).  Die  dem  inter- 
nationalen Zahlungsausgleiche  dienenden  Goldsendungen  nach 
Spanien  hielten  jedenfalls  im  Berichtsjahre  an.  Infolge  des  starken 
Angebots  konnte  die  Bank  von  Spanien  zeitweilig  mit  dem  Preis  für 
den    englischen    Sovereign    auf   24,75  Pesetas  (Parität  25,225)    und  für 


1)  „Wirtschaftsdienst"  vom  29.  Marx  1918. 

2)  „Frankf.  Ztg."  vom  20.  Juni   1917. 

3)  „Wirtschaftsdienst"  vom  22.  Juni  1917  und  „L'Espagne  6conomiqae  et  fin&ncitre" 
vom  5.  Juni  1917. 
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den  Golddollar  auf  4,85  Pesetas  (Paritat  5,18)  heruntergehen  i).  Von 
dem  seit  Kriegsbeginn  angekauften  Gold  hat  die  Bank  von  Spanien 
etwa  die  Hälfte  zu  Pari,  die  Hälfte  unter  Pari  erworben*). 

Unter  den  dargelegten  Verhältnissen  zeigte  der  Stand  der  spanischen 
Zentralnotenbank  eine  sehr  günstige  Entwicklung : 

Bank  von  Spanien. 
(In  Millionen  Pesetas.) 


Aasweistag 

17.  2.  17 

14.  4.  17 

16.  6.  17 

18.  8.  17 

13. 10. 17 

15. 12. 17 

Gold 

1318 

1371 

1509 

1774 

1942 

1966 

Silber 

744 

749 

754 

739 

723 

715 

Notenumlauf 

2397 

2417 

2448 

2591 

2712 

275» 

Private  Depositen 

775 

765 

79' 

906 

974 

939 

Wechsel 

443 

461 

428 

431 

467 

433 

Vorschüsse 

295 

501 

448 

403 

397 

395 

Golddeckung  der  Noten 

in  Proz. 

55,0 

56,7 

61,6 

68,8 

71,6 

71,5 

Da  Umfang  des  Wechselportefeuilles  und  Höhe  der  Lombardkredite 
im  allgemeinen  stationär  geblieben  sind,  ist  das  stetige  Anwachsen  des 
Notenumlaufs  und  der  Privatguthaben  fast  ausschließlich  als  Folge  des 
Goldankaufs  anzusehen. 

Die  Steigerung  des  Silberpreises  auf  dem  Weltmarkte,  die  z.  B. 
den  inneren  Wert  der  spanischen  5  Peseta-Silbermünze  vom  Dezember 
1914  bis  September  1917  von  1,86  Peseta  auf  4,19  Peseta  gehoben 
hat,  hat  die  spanischen  Wirtschaftspolitiker  in  Erwägungen  darüber 
eintreten  lassen,  ob  es  nicht  ratsam  wäre,  die  großen  Silberbestände 
der  Bank  von  Spanien  jetzt  mit  großem  Vorteil  zu  veräußern.  Eine 
Entscheidung  in  dieser  Frage  liegt  noch  nicht  vor'). 

Die  Bank  von  Spanien  erhöhte  die  Grenze  ihres  Notenumlaufs  von 
21/2  auf  3  Milliarden  Pesetas  und  hält  nach  der  am  22.  März  1917  im 
Interesse  der  damals  zur  Ausgabe  gelangenden  Staatsanleihe  vorge- 
nommenen Diskontermäßigung  mit  4  Proz.  den  niedrigsten  Satz  unter 
allen  europäischen  Zentralbanken*). 

Die  anhaltende  Flüssigkeit  auf  dem  spanischen  Geldmarkte 
ließ  die  am  29.  März  1917  zum  Kurse  von  90  Proz.  aufgelegte,  der 
Konsolidierung  des  Schatzwechselumlaufs  dienende  5-proz.  1  Milliarde- 
Anleihe  zu  vollem  Erfolg  kommen.  Das  Zeichnungsergebnis  betrug 
6  735  560  070  Pesetas.  Es  wurden  eingereicht  693  300  037  Pesetas 
Schatzwechsel  und  bar  gezeichnet  6  042  260  000  Pesetas «),  so  daß  der 
den  Barzeichnern  zur  Verfügung  stehende  Anleihebetrag  20mal  über- 
zieichnet  war. 


1)  „Frankf.  Ztg."  vom  20.  Juni  1917. 

2)  „L'Espagne  feconomique  et  finanoiSre"  vom  5.  Juni  1917. 

3)  „Köln.  Ztg."  vom  16.  Okt.  1917. 

4)  „Frankf.  Ztg."  vom  23.  März  1917. 

5)  „Frankf.  Ztg."  vom  15.  März  1917. 

Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkswirtsch.  Chronik.  1917.  LXV 

* 
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Gegenüber  dem  ausländischen  Kreditbegehr  zeigte  sich  der  spa- 
nische Geldmarkt  sehr  zurückhaltend.  Erst  nach  monatelangen  Ver- 
handlangen zwischen  der  französischen  Regierung  und  der  Bank  von 
Spanien  wurde  ihr  Einverständnis  erlangt,  nicht  nur  konvertierte, 
sondern  auch  unkonvertierte  spanische  Exterieurs  als  Unterlage  ftir 
Lombarddarlehen  anzunehmen.  Dieses  Entgegenkommen  erleichterte 
dem  Auslande  die  Aufnahme  von  Lombardanleihen  bei  spanischen 
Banken,  da  diese  nunmehr  in  der  Lage  sind,  zwecks  Flüssigmachung 
ihres  Effektenmaterials  auf  die  Zentralbank  zurückgreifen  zu  können  *). 

Als  weitere  Maßnahme  zum  Schutze  des  heimischen  Geldmarktes 
sei  erw&hnt,  daß  die  Regierung  gegen  Ende  des  Berichtsjahres  die 
Ankündigung  ausländischer  Anleihen  in  den  Zeitungen  verboten  hat  *). 

Die  anlagesuchenden  Gelder  haben  Gelegenheit,  die  mächtig  auf- 
strebende heimische  Industrie  zu  befruchten  und  der  Regierung  sowie 
den  spanischen  Eisenbahngesellschaften  die  großzügigen  Maßnahmen 
zur   Nationalisierung    der    spanischen    Auslandsschuld    zu    erleichtern '). 


2.    Weitere   Vorgänge    und    Gesetzgebung.      (Vgl.    auch    das 
ausführliche  Sachregister.) 

a)  Banken  im  In-  und  Auslände. 

Im  abgelaufenen  Jahr  hat  das  Bankwesen  nahezu  in  allen  Ländern 
große  Veränderungen  erfahren.  Neben  ungewöhnlich  vielen  Neugrün- 
dungen,  namentlich  in  den  nordischen  Staaten,  Bulgarien  und  Oester- 
reich-Ungarn,  trat  fast  überall  ein  verstärktes  Streben  nach  Ausdehnung 
auf  der  einen  und  Konzentration  auf  der  anderen  Seite  zutage,  das 
sich  in  zahlreichen  Kapitalerhöhungen,  Filialg^ündungen,  Gescbäftsüber- 
nahmen,  Verschmelzungen,  Interessengemeinschaften  und  Verbands- 
büdungen  äußerte. 

In  Deutschland  erhöhten  das  Kapital  u.  a.  die  EgL  See- 
handlung (Preußische  Staatsbank),  Berlin,  unter  gleichzeitiger  Aenderung 
ihrer  Firma  in :  Preußische  Staatsbank  (Königliche  Seehandlung)  (S.  786), 
die  Deutsche  Bank,  Berlin  (S.  194),  die  Dresdner  Bank,  Berlin  (S.  634), 
die  Direction  der  Disconto-Gesellschaft,  Berlin  (S.  784),  die  Allgemeine 
Deutsche  Credit-Anstalt,  Leipzig  (S.  784),  die  Bayerische  Hypotheken- 
und  Wechsel-Bank,  München  (S.  118),  die  Ostbank  für  Handel  und 
Gewerbe,  Posen  und  Königsberg  (S.  284).  Ihren  Interessenkreis 
dehnten  aus  u.  a.  die  Deutsche  Bank,  Berlin  (S.  194,  634,  722),  die 
Dresdner  Bank,  Berlin  (S.  194,  284,  634,  721,  722,  858),  die  Direction 
der  Disconto-Gesellschaft,  Berlin  (S.  194,  784),  die  Bank  für  Handel 
und  Industrie,  Berlin  (S.  660,  721,  722,  785,  858),  die  Commerz-  und 
Disconto-Bank,    Berlin    (S.  660,    785,    858),    die   Mitteldeutsche  Credit- 


t)  ,Jj'£conomiste  Europfeen"  vom  16.  Nov.  1917. 

2)  „Wirtschaftsdienst"  vom  21.  Dei.  1917. 

3)  „L'Espagne  ^oonomiqne  et  financiire"  vom  25.  April  1917. 
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bank,  Berlin  (S.  194,  560),  die  Berliner  Handels  -  Gesellschaft,  Berlin 
(S.  194),  die  Nationalbank  für  Deutschland,  Berlin  (S.  194),  die  Allge- 
meine Deutsche  Credit-Anstalt,  Leipzig  (S.  418,  784,  858),  die  Bank 
für  Thüringen  vormals  B.  M.  Strupp  Actiengesellschaft,  Meiningen 
(S.  419,  858),  die  Thüringische  Landesbank  A.-G.,  Weimar  (S.  722),  die 
Mitteldeutsche  Privatbank  A.-G.,  Magdeburg  (S.  419,  634,  722,  858), 
die  Rheinische  Creditbank,  Mannheim  (8.  868),  der  A.  Schaafhausensche 
Bankverein,  Cöln  (S.  634,  722),  die  Süddeutsche  Disconto-Gesellschaft 
A.-G.,  Mannheim  (S.  722,  785),  die  Bayerische  Disconto-  und  Wechsel- 
bank, Nürnberg  (S.  118,  497,  498,  858),  die  Bayerische  Handelsbank, 
München  (S.  118,^194,  498,560,721),  die  Bayerische  Hypotheken-  und 
Wechselbank,  München  (S.  118),  die  Bayerische  Vereinsbank,  München 
(S.  49,  118,  419,  498,  560,  721),  die  Stahl  &  Federer  A.-G.,  Stuttgart 
(S.  498,  858),  die  Württembergische  Vereinsbank,  Stuttgart  (S.  285, 
419,  785).  Niederlassungen  in  den  besetzten  Gebieten 
Rußlands  eröffneten  die  Ostbank  für  Handel  und  Gewerbe,  Posen 
und  Königsberg  (S.  194,  419)  und  die  Polnische  Landes-Darlehnskasse, 
Warschau  (S.  498,  560),  während  anderen  Instituten  entsprechende  Ge- 
suche abschlägig  besehieden  wurden  (S.  498).  Von  den  Neugrün- 
dungen (S.  49,  194,  357,  419,  561,  722,  785,  858)  sind  erwähnens- 
wert die  dreier  Hypothekenschutzbanken  (S.  49,  722),  ferner 
die  der  Mülheimer  Kriegshilfskasse,  G.  m.  b.  H.,  Mülheim  (Ruhr),  wo- 
durch die  Zahl  der  privaten  Kriegskreditinstitute  sich  auf  48 
erhöhte.  (Daneben  bestehen  noch  11  nicht  eingetragene  städtische 
Kriegskreditinstitute.)  Auf  Anregung  des  preußischen  Handelsministers 
nahmen  verschiedene  Kriegskreditinstitute  Satzungsänderungen  vor,  nach 
denen  ihre  Tätigkeit  auf  einen  größeren  Wirkungskreis  ausgedehnt  und 
erst  mehrere  Jahre  nach  Friedensschluß  eingestellt  werden  soll  (S.  49, 
284).  Die  Reichsdarlehnskassen  werden  nach  Aeußerungen  des 
Reichsschatzsekretärs  und  des  Reicbsbankpräsidenten  noch  einige,  min- 
destens 4 — 5  Jahre  nach  Friedensschluß  bestehen  bleiben  (S.  196). 
Für  die  weitere  Dauer  des  Krieges  wurden  von  der  Hauptverwaltung 
der  Darlehnskassen  der  Vorzugszinssatz  für  alle  Kriegsanleihedarlehno 
von  5Y4  auf  5Yg  Proz.  herabgesetzt  (S.  196)  und  unverzinsliche  Sehatz- 
anweisungen des  Reichs  (S.  359),  späterhin  auch  verzinsliche  und  un- 
verzinsliche Schatzanweisungen  der  Bundesstaaten  (S.  499)  zur  Be- 
leihung zugelassen.  Die  Zahl  der  Darlehnskassen  betrug  am  Jahres- 
schluß unverändert  99.  Von  den  Hilfsstellen  wurden  aufgehoben  die 
in  Bühl,  Culmsee,  Fraustadt,  Memmingen,  Peine,  Rawitsch  und  Rosen- 
heim, so  daß  Ende  1917  noch  122  Hilfsstellen  bestanden. 

lieber  die  Gründung  von  Banken  Vereinigungen  vgl.  S.  285, 
419,  498,  634,  859,  über  die  Liquidierung  der  Londoner  Zweig- 
stellen der  fünf  deutschen  und  österreichischen  Banken 
vgl.  S.  49,  194,  284,  419,  859,  über  die  Auflösung  der  chinesischen 
Niederlassungen  der  Deutsch-Asiatischen  Bank  vgl.S.  560. 

Bemerkenswerten  Umfang  nahm  die  Fusionsbewegung  auch 
in  England   an    (S.   119,  419,  634,  722,  785,  868).     Interessant  sind 
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die  zahlreichen  Eröffnungen  von  ausländischen  Filialen  innerhalb 
der  beiden  Mächtegruppen  der  Kriegführenden  (vgl.  die  einzelnen 
Monatsübersichten),  die  Gründung  von  Außenhandelsbanken  (8.  1 95, 

285,  358,  419,  498,  499,  561)  in  verschiedenen  Ländern,  sowie  einer 
Bank  zur  Diskontierung  von  Forderungen  an  den  Staat 
(8.  117,  661)  und  von  Genossenschafts-  und  Volksbanken 
(S.  198)  in  Frankreich. 

b)  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen. 

Die  im  Berichtsjahr  in  Deutschland  erlassenen,  in  den  Monata- 
übersichten  aufgeführten  Verordnungen  betrafen  u.  a.  (vgl.  auch  das 
Inhaltsverzeichnis):  1)  Verfolgung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  Vor- 
schriften über  wirtschaftliche  Maßnahmen  (S.  51);  2)  Vergeltungämaß- 
nahmen  gegen  das  feindliche  Ausland  (S.  51,  120,  195,  286,  419,  420, 
499,  661,  562,  634,  635,  786,  859);  3)  deutsche  Forderungen  an  das 
feindliche  Ausland  (S.  120,  196,  286,  359,  859);  4)  Fristen  des  Wechsel- 
nnd  Scheckrechts  für  Elsaß-Lothringen  (S.  60,  196,  420,  661,  036,  723, 
859);  6)  Verjährungs-  und  Zahlungsfristen  (S.  499,  561,  786);  6)  Aus- 
gabe und  Erwerb  von  Kriegsanleihe  (S.  61,  196,  197,  286,  662,  635); 
7)  Annahme  von  Kriegsanleihe  bei  der  Steuerzahlung  (S.  60,  195,  196, 

286,  661,  562,  636,  723,  786,  859);  8)  Zinsscheine  (S.  196,  561);  9)  Ka- 
pitalinvestierungen bei  A.-G.  etc.  und  Auflegung  von  Stadtanleihen 
(S.  196,  499,  663,  781,  786);  10)  Kriegsabgabe  der  Reichsbank  (S.  196); 
11)  Darlehnskassen  S.  113,  121,  196,  359,  499);  12)  Aenderung  der 
Postordnung  (S.  50,  196,  420,  561),  der  Prisenordnung  (S.  50),  des 
Reichsstempelgesetzes  (8.  196,  725);  13)  Versteuerung  von  Wert- 
papieren (8.  121,  358,  728);  14)  Veröffentlichung  der  Handelsregister- 
eintragungen  (S.  561)  und  des  Verlustes  von  Inhaberpapieren  (S.  420,  635). 

In  den  besetzten  Gebieten  Belgiens  wurden  veröffentlicht  Verord- 
nungen über:  1)  Maßnahmen  gegen  das  feindliche  Ausland  (S.  286,  420,  499, 
562,  635,  787);  2)  die  Veräußerung  von  Immobilien  und  Beteiligungen  an  Unter- 
nehmungen (8.  197);  3)  die  Errichtung  von  Gesellschaften  und  Ausgabe  von 
Wertpapieren  (8.  499);  4)  die  Uebertragung  von  dem  Generalkommissar  für  die 
Banken  zustehenden  Befugnissen  auf  den  Verwaltungscbef  bei  dem  General- 
gouverneur  (8.  420) ;  5)  die  verbindliche  Kraft  der  Verordnungen  und  die  gesetz- 
lichen Veröffentlicnungsorgane  (S.  859);  6)  die  Verjährungsfristen  (S.  860). 

Für  die  besetzten  Gebiete  Kuulands  haben  Verordnungen  erlassen: 
a)  der  Generalgon verneur  in  Warschau  über  1)  Fristverlängerung  von 
Wechseln  und  Schecks  (8.  52,  359,  635,  860);  2)  Maßnahmen  gegen  das  feind- 
liche Ausland  (8.  118,  121,  286,  499,  635.  787,  860);  3)  Rückzahlung  von  Bank- 
einlagen (8.  121,  286);  4)  Ausfuhr  von  Waren  (8.  286);  5)  Zuständigkeit  der 
Militärgerichte  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  Währungsverordnungen  (S.  359) ; 
6)  Staaüiche  Darlehen  für  Wiederaufbau  (S.  723,  787);  b)  der  Oberbefehls- 
haber Ost  über  1)  Fristverlängerung  von  Wechseln  und  Schecks  (S.  121,  359, 
562,  787);  2)  Maßnahmen  gegen  das  feindliche  Ausland  (8.  635);  3)  Stempelab- 
gaben (8.  197,  562);  4)  Anwendung  eines  fremden  Kechts  auf  Schuldverhältnisse 
(8.  287). 

Von  den  seitens  der  deutschen  Militärverwaltung  für  das  be- 
setzte Gebiet  Rumäniens  getroffenen  kreditwirtschaftlichen  Maßnahmen 
sind  als  wichtig  aufgeführt:    1)   die  Aufhebung  des  Zahlungsaufschubes   (8.  197, 
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liehen  Darlehnskasse  bei  der  Nationalbank  in  Bukarest  (8.  358,  360} ;  5)  der  Schutz 
Ton  Forderungen  bei  Auszahlungen  für  Erntelieferungen  (S.  636,  787);  6)  das 
Verbot  der  Veräußerung  rumänischen  Staats-  und  kommunalen  Eigentums  (8.  359); 
7)  die  Verwaltung  der  rumänischen  Staatsmonopole  (8.  635,  636);  8)  die  Bank- 
aufsicht (S.  360,  636);  9)  die  Wechselstuben  Vorschrift  ^8.  636,  724);  10)  die  Ver- 
fügung über  die  Veröffentlichung  von  Bilanzen  (8.  636) ;  11)  die  Stempelsteuer 
(8.  355). 

Ueber  die  weitere  Ausgestaltung  der  Ausnahmegesetzgebung 
der  feindlichen  Länder  gegen  Vermögen  und  Handel  von 
Staatsangehörigen  der  Mittelmächte  vgl.  für  Brasilien 
S.  787,  England  S.  52,  53,  197,  287,  360,  499,  860,  Prankreich 
S.  562,  Griechenland  S.  724,  Italien  S.  198,  287,  562,  Japan 
S.  360,  Portugal  S.  420,  Rußland  S.  198,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  S.  499,  562,  787,  861,  Slam  S.  861;  über  die  Ver- 
geltungsmaßnahmen in  Bulgarien  vgl.  S.  287,  Oesterreich- 
Ungarn  S.  789,  den  durch  Oesterreich-Ungarn  besetzten 
Gebieten  Montenegros  S.   122,  der  Türkei  S.  562. 

•  Von  weiteren  kreditwirtschaftlichen  Maßnahmen  sind  erwähnenswert  in 
Dänemark  das  Aktiengesetz  (S.  636),  in  England  die  Verordnung  über  die 
Notierung  eines  Wechsels  auch  am  Tage  nach  der  Nichthonorierung  (8.  787),  in 
Frankreich  das  Verbot  der  Plazierung  französischer  Kapitalien  im  Auslande 
(S.  52),  die  Begrenzung  des  Zinsfußes  (8.  121,  724),  die  Anmeldung  französischen 
Eigentums  in  feindlichen  Ländern  (8.  562,  787)  und  der  im  französischen  Besitz 
befindlichen  deutschen  Wertpapiere  (8.  787),  die  Schadenersatzleistung  für  die 
im  besetzten  Gebiete  verloren  gegangenen  Wertpapiere  (8.  121),  die  kostenlose 
Einlösung  der  Zinsscheine  französischer  Staatsanleihen  durch  die  Postämter  (8.  52), 
in  Italien  die  Verordnung,  daß  die  A.-G.  ein  Drittel  des  über  die  begrenzten 
Dividenden  hinaus  erzielten  Gewinns  in  Staatspapieren  anzulegen  haben  (8.  121), 
in  Norwegen  die  Aenderung  des  Aktiengesetzes  (8.  122),  in  Oestereich- 
Ungarn  die  Anmeldung  und  Sperre  ausländischer  Forderungen  und  Vermögen 
(S.  360,  724,  861),  die  Anmeldung  des  im  feindlichen  Auslande  befindlichen  Ver- 
mögens österreichischer  Staatsangehöriger  (8.  861),  die  Errichtung  der  Schutzzen- 
trale für  österreichische  Vermögensinteressen  im  feindhchen  Auslande  (8.  198, 
724),  die  Regelung  der  Einfuhr  (8.  198),  die  Erleichterungen  bei  Erfüllung  privat- 
rechtlicher  Geldforderungen  (8.  52,  360,  420,  860)  und  liir  Bilanzen  und  Abwei- 
chungen von  statutarischen  Bestimmungen  während  des  Krieges  (8.  420,  860), 
aas  Aufsichtsrecht  gegen  in-  und  ausländische  Unternehmungen  (8.  636),  die 
Liquidation  von  Geldinstituten  S.  198,  724),  die  Verjährung  von  Uebertretungen 
der  wirtschaftlichen  Vorschriften  (8.  198),  die  Sicherung  der  Kriegssteuer  (S.  562), 
die  Zulassung  der  Kriegsanleihestücke  zur  Entrichtung  der  Kriegsgewinnsteuer 
(8.  787),  die  Gewährung  von  Gebührenbefreiungen  zur  Förderung  der  Zeichnung 
der  Kriegsanleihe  (S.  360,  724),  in  dem  durch  Oesterreich-Ungarn  be- 
setzten Gebiete  Serbiens  die  Aufhebung  serbischer  Gesetze  (S.  122),  die 
Geschäftsaufsicht  zur  Abwendung  des  Konkurses  (8.  122],  die  Entnchtung  von 
Stempel-  und  anderen  Gebühren  (8.  420),  die  Anzeigepflicht  von  Zahlungen  be- 
stimmter Schulden  (8.  420),  in  der  Schweiz  die  Stempelsteuer  auf  ausländische 
Wertpapiere  (8.  563),  in  Spanien  die  Eintragung  von  In  ausländischer  Münze 
zahlbaren  Schuldverschreibungen  zur  Konvertierung  (8.  724). 

c)  Schuldbuchwesen. 
'.S  Bei  den  Eintragungen  in  das  deutsche  Reichsschnldbuch 
zeitigte  das  Kalenderjahr  1917  im  Zusammenhang  mit  den  Kriegsan- 
leihen in  den  Gesamtbeträgen  die  bisher  stärkste  Jahreszunahme.  Ende 
Dezember  1917  waren  eingetragen  auf  1219496  KontenM  12883412900 
gegen  M  8  778  222  200  auf  932  078  Konten  Ende  Dezember  1916.    Im 


-    974    — 

preußischen  Staatsschuldbuch  nahm  die  Kontenzahl  um  34 
auf  85  066  Stück  zu,  der  Gesamtbetrag  der  Eintragungen  aber  ging 
von  M  3  749  781  300  Ende  Dezember  1916  auf  M.  3  691  241  250  Ende 
Dezember  1917  zurück.  Im  Interesse  einer  weiteren  Ausdehnung  des 
Schuldbuchwesens  wurde  der  Betrag,  für  welchen  die  öffentlichen 
Sparkassen  Preußens  Anträge  in  Reichs-  und  Staatsschuldbuchan- 
gelegenheiten entgegennehmen  können,  von  5000  auf  10  000  M  erhöht 
(S.  287,  360);  femer  hat  die  Kgl.  Seehandlung  die  Kapitali- 
8  i  e  r  u  n  g  der  Zinsen  von  Reichs-  und  preußischen  Staatsschuldbuch- 
forderungen übernommen  (S.  123).  Ueber  die  Vorteile  des  Berliner 
Stadtschuldbuchs  hat  die  Stadt  Berlin  ein  Merkblatt  herausge- 
geben (8.  787). 

Bei  der  Bank  von  England  und  der  Bank  von  Irland 
wurden  Register  für  Ueberschreibung  indischer  Staatswerte  eingerichtet 
(S.  58). 

d)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr. 

Die  Ausdehnung  des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs  hat  im  abge- 
laufenen Jahr  in  Deutschland  namentlich  seitens  zahlreicher  Be- 
hörden weitere  Förderung  erfahren.  Besonders  erwähnenswert  sind  die 
Einrichtung  einer  weiteren  Abrechnungsstelle  bei  der  Reichs- 
bankhauptstelle  in  Danzig  (S.  860),  die  Herabsetzung  der  Stammein- 
lage auf  Postscheckkonto  von  50  auf  25  M  (S.  361),  sowie  die 
Erhöhung  der  Grenzen  für  den  Depositen-  und  Kontokorrent- 
verkehr der  Sparkassen  von  10  auf  25  Proz.  des  Gesamtbetrages 
der  Einlagen  auf  Sparkassenbücher  (S.  562).  Ueber  weitere  Maßnahmen 
des  Bundesrats  siehe  S.  198,  361,  des  Kaiserl.  Patentamts  S.  198,  421, 
des  Reichsmarineamts  S.  724,  des  Reichs-Postamts  S.  53,  421,  500,  636, 
861,  des  Kriegsmin.  S.  662,  636,  787,  des  preuß.  Eisenbahnmin.  S.  724, 
des  preuß.  Finanzmin.  S.  198,  199,  500,  686,  des  preuß.  Handelsmin. 
S.  198,  des  preuß.  Justizmin.  S.  420,  636,  des  preuß.  Min.  der  geistl. 
u.  Unterrichts-Angelegenheiten  S.  287,  des  preuß.  Min.  des  Innern 
S.   199,  der  Kgl.  Eisenbahndirektion  in  Berlin  S.  788,  861. 

Nach  dem  vom  Reichs-Postamt  herausgegebenen  Geschäftsbericht 
für  1917  über  die  Ergebnisse  des  Postscheckverkehrs  im  Reichs- 
Postgebiete  ist  die  Zahl  der  Postscheckkunden  von  148  918  Ende  1916 
um  40  514  auf  189  432  Ende  1917  gestiegen;  von  dieser  Ziffer  kommen 
63,57  (im  Vorjahr  65,04)  Proz.  auf  gewerbliche  Unternehmungen  und 
Kaufleute,  8,84  (im  Vorjahr  8,93)  Proz.  auf  Behörden,  10,54  (im  Vor- 
jahr 8,76)  Proz.  auf  Privatpersonen,  während  der  Rest  sich  auf  Aerzte, 
Gutsbesitzer,  Vereine  und  Körperschaften,  Genossenschaften,  Banken 
und  Bankgeschäfte,  Rechtsanwälte,  Sparkassen  usw.  verteilt.  Die  Gut- 
haben der  Postscheckkunden  haben  von  465,1  Mill.  M  Ende  1916  auf 
726  Mill.  M.  Ende  1917,  also  um  rund  260  Mill.  M  zugenommen.  Der 
Gesamtumsatz  betrug  1917  rund  97,159  Milliarden  M,  d.  s.  gegen  das 
Vorjahr  33,677  Milliarden  M  oder  53,05  Proz.  mehr.  Bargeldlos 
wurden  72,334  Milliarden  M.  oder  74,45  (im  Vorjahr  66,74)  Proz.  des 
Gesamtumsatzes  beglichen. 
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In  den  besetzten  Gebieten  Belgiens  wurde  der  PoBtsparkasaendienst 
wieder  aufgenommen  (S.  288),  der  Postscneck-  und  Ueberweisunesdienst  ausge- 
dehnt (S.  421,  861).  ImGGt.  Warschau  wurde  der  Postscheckverkehr  unter 
Anschluß  an  das  Postscheckamt  in  Breslau  eingerichtet  (8.  500). 

Ueber  bargeldlosen  Zahlungsverkehr  in  Frankreich  siehe  8.  496,  861,  in 
den  Niederlanden  8.  199,  724,  Oesterreich-Üngarn  8.  199,  421,  861, 
Rußland  8.199,  Schweden  8.725,  der  Schweiz  8.361,  derTürkei  S.  122, 
Argentinien  S.  562. 

e)  Börsenwesen. 

In  Deutschland  hatten  zutage  tretende  spekulative  Uebertrei- 
bungen  (S.  725)  Warnungen  der  Börsenvorstände  (S.  500,  563)  und 
Maßnahmen  der  Banken  (S.  781  Anm.  3)  zur  Folge.  Nachdem  zu  Be 
ginn  des  Jahres  zu  Steuerzwecken  für  zahlreiche,  u.  a.  auch  für  zum 
Börsenhandel  nicht  zugelassene  Werte  Preisermittlungen  erfolgt  waren 
(S.  50,  53),  wurde  die  Erlaubnis  zu  Mitteilungen  über  Wertpapierkurse 
durch  verschiedene  Verordnungen  nach  und  nach  erweitert  (S.  500, 
788,  862).  Vom  1.  Dez.  ab  werden  an  den  deutschen  Börsen  Einheits- 
kurse, für  bestimmte  Papiere  auch  variable  Kurse  amtlich  notiert,  die 
den  Banken  durch  amtliche  Kursblätter  zugänglich  gemacht  werden. 
Den  offiziellen  Verkehr  eröffnete  als  erste  die  Berliner  Börse,  der 
bis  Jahresschluß  die  Börsen  in  Breslau,  Essen,  Frankfurt  a/M. 
und  Hamburg  nachfolgten.  Ueber  die  gleichzeitig  in  Tätigkeit  ge- 
tretene Berliner  Bedingungsgemeinschaft  für  den  Wertpapierhandel  vgl. 
S.  862.  An  verschiedenen  Börsen  nahmen  die  Zulassungsstellen  ihre 
Tätigkeit  in  beschränktem  Umfange  auf  (S.  122,  421,  563,  725,  788). 
Der  Einrichtung  der  Kursmakler  wurde  die  Eigenschaft  einer  behörd- 
lichen Einrichtung  im  Sinne  des  §  2  des  Gesetzes  über  den  vaterlän- 
dischen Hilfsdienst  zuerkannt  (S.  563). 

Für  das  besetzte  Gebiet  Belgiens  wurde  die  Aufsicht  über  die  Fonds- 
börsen dem  Generalkommissar  für  die  Banken  in  Belgien  übertragen  (8.  862). 

In  England  wurden  der  Uebertragungsstempel  von  10  Schilling  für  eng- 
lische Staatswerte  aufgehoben  (S.  123),  Effektengeschäfte  im  Ausland  unter  Kon- 
trolle gestellt  (8. 123)  und  Verkäufe  von  Petroleum-  und  Bergwerksaktien  an  Aus- 
länder, einschließlich  Verbündete,  verboten  (S.  788).  Ueber  die  neuen  Bestim- 
mungen für  den  Handel  mit  Wertpapieren  in  England  vgl.  S.  361.  Ueber  Ein- 
stellung der  Veröffentlichung  der  t^lichen  Umsatzzahlen,  Erhöhung  der  Beitrags- 
und  Aufnahmegebühren,  Ausschluß  von  Mitgliedern  feindlicher  Abkunft  und 
Handel  mit  requirierten  Effekten  an  der  Londoner  Börse  vgl.  8.  288,  über 
Verbot  der  Zeitgeschäfte  an  der  Liverpooler  Börse  vgl.    S.  123. 

An  der  Pariser  Börse  wurde  die  Einführung  neuer  Werte  begrenzt  und 
der  Verkauf  von  Wertpapieren  gewissen  Beschränkungen  unterworfen  (8.  283,  288). 
Der  Handel  in  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnwerten  wurde  ganz  verboten 
(8.  361). 

Ueber  Maßnahmen  an  der  Wiener  und  Budapester  Börse  gegen  die 
Ueberspekulation  vgl.  S.  421,  500,  632,  656,  788.  Die  Wiener  Börsekammer  ver- 
öffentlichte für  den  31.  Dez.  1916,  den  31.  Juli  und  31.  Dez.  1917  (8.  53,  123, 
563,  862),  die  Budapester  Börse  Ende  März  (8.  199)  Effektenschätzwerte  für 
Steuerzwecke.  Beide  Börsen  stellten  Ende  Juli  für  alle  Dividendenpapiere  die 
Berechnung  laufender  Zinsen  ein  (S.  500).  An  der  Wiener  Börse  wurden  im  Ja- 
nuar die  Mindestkurse  für  Kriegsanleihen  aufgehoben  (8.  48,  53),  die  tägliche 
Lieferung  und  Uebernahme  der  Effekten  durch  eine  zweimal  wöchentliche  er- 
setzt (S.  288),  die  Neuaufnahme  von  Aktien  in  den  Kulissenhandel  verboten 
(8.  421)  und  das  Gruppensystem  der  Makler  sowie  die  Kursfestsetzung  nach  Berliner 
Muster  eingeführt  (8.  421).     An   den   Börsen  von   Wien,  Prag  und  Triest 
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wurden  die  Schlußeinheiten  der  dort  notierten  Eff^ten  als  Gmndlaffe  für  die 
Bemeseong  der  EffektenumBatzBtener  neu  festgesetzt  (8.  361).  Am  20.  Juli  nahm 
die  Börse  von  Fiume  ihre  Tätigkeit  wieder  auf  (8.  500). 

An  der  Kopenhagener  Börse,  die  im  Februar  vorübergehend  geschlossen 
wurde  (8.  122),  wurden  die  Umsatzstempelgebühren  erhöht  (8.  288),  in  den  Nieder- 
landen (8.421)  und  der  8chweiz  (8.563)  neue  Effektenstempelgesetze  erlassen, 
in  Bern  eine  Handelsbörse  gegründet  (8.  361).  In  Venezuela  wurde  die  Et- 
richtung  TOD  Effektenbörsen  an  allen  Orten,  an  denen  Handelskammern  bestehen, 
aDgeordnet  (8.  862).  Ueber  weitere  VorgänKe  an  den  Börsen  in  Bulgarien 
TgL  8.  636,  in  Italien  8.  425,  725,  7^,  ®2,  in  Norwegen  8.  123,  563,  in 
iTußland  8.  123,  199,  563,  in  der  Türkei  S.  361,  in  den  Vereinigten 
Staaten    von   Amerika  6.  53,   788,  in  Canada  8.  725,   in   Japan  8.  .563. 

f)  WährangB-  und  N  o  tenbank  wesen. 

In  Deutschland  wurde  der  Zahlungsverkehr  mit  dem 
Aus  lande  neu  geregelt  (Devisen-Ordnting  v.  8.  Febr.  1917,  vgl.  S. 
124,  361),  u.  a.  die  Ueberwachung  der  Markzahluogen  abweichend  von 
der  Ordnung  des  sonstigen  Devisenhandels  lediglich  der  Keichsbank 
ttbertragen,  die  die  Einkaufsbewilligungen  für  Waren,  soweit  es  sich  nicht 
um  Ank&ufe  aus  Oesterreich-Ungam  oder  den  besetzten  Gebieten  handelt, 
grundsätzlich  an  die  Forderung  knüpfte,  daß  in  ausländischer  Währung 
gekauft  und  gezahlt  wird.  Für  die  Ausfuhr  nach  Oesterreich-Ungam 
wurde  Fakturierung  und  Zahlung  in  Reichsmark  gefordert  (S.  123). 
Die  Ein-  und  Durchfuhr  von  Rubeln  wurde  untersagt  (S.  199).  Im 
Zahlungsverkehr  mit  Luxemburg  sind  gewisse  Ausnahmen  zugelassen 
worden  (S.  361).  Ueber  die  Mitwirkung  der  Postanstalten  bei  der 
Ueberwachung  des  Zahlungsverkehrs  mit  dem  Ausland  vgl.  S.  51,  124, 
288,  421.  Zum  Zwecke  der  besseren  Verwertung  des  deutschen  Be- 
sitzes an  ausländischen  Wertpapieren  sind  weitere  Maßnahmen,  -  u.  a. 
die  Ueberlassung  bestimmter  Wertpapiere  an  das  Reich  (S.  195,  361, 
862),  getroffen  worden.  Femer  wurde  die  Anmeldung  ausländischer 
Zahlungsmittel  und  von  Forderungen  auf  verbündete  und  neutrale 
Länder  verfügt  und  die  Reichsbank  ermächtigt,  deren  Uebertragung 
auf  die  Reichsbank  zu  verlangen  (S.  563).  Ueber  Zahlungen  nach  den 
besetzten  Gebieten  Rumäniens  vgl.  S.  563,  über  die  Errichtung  einer 
Zweigstelle  der  Preuß.  Generalkriegskasse  in  Wien  zur  Erleichterung 
der  Beschaffung  von  Zahlungsmitteln  für  die  deutschen  Truppen  im 
Osten  und  Südosten  S.  422,  über  die  Regelung  des  Devisenverkehrs 
mit  Oesterreich-Üngarn  S.  500  und  717  Anm.  3. 

Bei  der  Reichsbank  wurden  2  Nebenstellen  mit  Kassenein- 
richtung endgültig  aufgehoben;  die  Zahl  der  infolge  des  Krieges  vor- 
übergehend aufgehobenen  Nebenstellen  (vgl.  Chr.  1916  S.  1036)  er- 
höhte sich  bis  zum  7.  März  1918  auf  60  (vgl.  den  ausführlichen  Verwal- 
tungsber.  d.  Bank  für  1917). 

Auf  dem  Gebiete  des  Münzwesens  sind  besonders  erwähnens- 
wert die  V.,  betr.  die  Außerkurssetzung  der  Zweimarkstücke  (S.  500), 
V.  über  die  gewerbliche  Verarbeitung  von  Reichsmünzen  und  den  Ver- 
kehr mit  Silber  und  Silberwaren  (S.  362),  Bek.,  betr.  Ausnahmen 
hiervon  (S.  362,  862),  V.  über  Goldpreise  (S.  123,  199),  Bek.  über 
Silberpreise  (8.  421),  V.  über  die  Prägung  von  Zehnpfennigstücken 
aus  Zink    (8.  199,   362,    788)    und    von    Fünfpfennigatücken    aus    Eisen 


—    977    - 

(S.  862)  —  die  Prägung  von  Fünfpfennigstücken  ans  Aluminium  (S.  123) 
kam  nicht  zur  Ausführung  — ,  Bek.,  betr.  die  Ausfuhr  von  Silber-, 
Nickel-,  Kupfer-  und  Aluminiummünzen  (S.  288).  Ueber  weitere  Maß- 
nahmen zur  Behebung  des  Münzmangels  und  Ausgabe  von 
Notgeld  (S.  51,  199,  288,  289,  362,  422,  500,  563,  862)  sowie  über 
Einzelheiten  betr.  den  Kredit-  und  Zahlungsverkehr  wird  auf  den  10. 
und  11.  Nachtrag  zu  der  „Denkschrift  über  wirtschaftliche 
Maßnahmen  aus  Anlaß  des  Krieges"  („ Reich stagsdrucksache" 
Nr.  650  S.   130  ff.  und  Nr.  1214  S.  74  ff .)  verwiesen. 

Für  Deutsch-Ostafrika  wurden  die  Banknoten  und  Interimsnoten  der 
Deutsch-Ostafrikanischen  Bank  zu  gesetzlichen  Zahlungsmitteln  erklärt  (8.  362). 
üeber  Einlösung  afrikanischer  Geldwerte  vgl.  S.  636. 

Für  das  okkupierte  Gebiet  Belgiens  wurde  das  der  8oci6t6  Gßnörale 
de  Belgique  erteilte  Notenprivileg  für  die  Dauer  eines  weiteren  Jahres  bis  zum 
22.  Dez.  1918  verlängert  (8.  863),  die  Ausprägung  von  Zinkmünzen  zu  50  Cen- 
times (8.  863),  die  Außerkurssetzung  der  von  der  Belgischen  Nationalbank  aus- 
gegebenen 1-  und  2-Francsscheine  und  der  20- Francsscheine  mit  dem  Bildnisse 
Leopold  I.  (8.  124),  sovrie  der  deutschen  Zweimarkstücke  (8.  863)  verfügt. 

Für  die  besetzten  Gebiete  Kußlands  haben  währungspolitische  Ver- 
ordnungen erlassen:  a)  der  Generalgouverneur  in  Warschau  über  1)  Er- 
richtung einer  Polnischen  Landes-Darlehnskasse  (8.  289,  498),  2)  Währungs-  und 
Münzverordnung  (S.  54,  124,  289),  3)  Veräußerungs-  und  Kreditgeschäfte  über 
Rubel  (8.  289),  4)  Festsetzung  de»  ßubelkurses  (8.  54),  5)  Ausfuhr  von  Gold-  und 
8ilbergeld  (8.  124,  363),  6)  Ausprägung  von  8cheidemünzen  aus  Eisen  oder  Alu- 
minium (8.  124),  7)  Zuständigkeit  der  Militärgerichte  bei  Zuwiderhandlungen  gegen 
Währungsverordnungen  (8.  359);  b)  der  Oberbefehlshaber  Ost  über  1)  Aende- 
rung  der  8atzung  der  Darlehnskasse  Ost  (8.  359),  2)  die  Zahlungsmittel  im  Ge- 
biete des  Ob.Ost  (8.  363,  863),  3)  Festsetzung  des  ßubelkurses  (8.  54,  863),  4)  An- 
nahmeverbot für  russische  Rubel  (8.  500),  5)  gewerbliche  Verarbeitung  von  Münzen 
des  Deutschen  Reiches  (8.  421),  6)  Wechselstuben  (8.  200),  7)  Noten  der  Russi- 
schen Reichsbank  (8.  124),   8)   Scheine  der  Darlehnskasse  Ost  (8.  124,  289,  421). 

Zur  Regelung  des  Geldverkehrs  in  dem  besetz  ten  Gebiete  Rumäniens 
wurde  der  ßanca  Generala  Romana,  Bukarest,  eine  Notenabteilung  angegliedert 
(8.  124),  die  Noten  zu  1000,  20  und  1  Lei  sowie  zu  50  und  25  Bani  mit  der 
Eigenschaft  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  ausgibt.  Durch  die  V.,  betr.  private 
Einfuhr  von  Zahlungsmitteln  (8.  637),  wurde  die  Einfuhr  von  Gold  sowie  von 
deutscher,  österreichisch  -  ungarischer,  bulgarischer  und  türkischer  Währung  in 
jeglicher  Form  verboten,  lieber  die  Rumänische  Nationalbank  vgl.  8.  200 
(Zwangsverwaltung),  8.  363  und  637  (beschädigte  Noten),  8.  788  (Ausgabe  von 
Bankanweisungen). 

Von  währungspolitischen  Maßnahmen  in  anderen  Ländern  sind  besonders 
erwähnenswert  die  Münzein-  und  ausf uhrverbote  in  Bulgarien  (8.  563), 
Dänemark  (8.  725),  England  (8.  289),  Britisch-Indien  (8.  501,  564), 
Briti8ch-8üdafrika  (8.  637),  den  Niederlanden  (8.  789),  Portugal 
(8.  125,  564),  der  Türkei  (8.  54),  China  (8.  637),  Ecuador  (8.  564),  Korea 
(8.  863),  Mexiko  (8.  637),  Panama  (8.  863),  Peru  (8.  126);  die  Münzprä- 
gungen in  Bulgarien  (8.  289),  Dänemark  (8.  789),  Frankreich  (8.  200, 
564,  789),  Luxemburg  (8.  422),  Oesterreich-Ungarn  (8.  363),  Schweden 
(8.  290),  dem  Bereich  der  skandinavischen  Münzunion  (8.  125),  der 
Schweiz  (8.725),  der  Türkei  (8.564),  Peru  (8.637);  die  Ausgabe  kleinerer 
Noten  oder  Kassenscheine  in  Frankreich  (8.  789,  Notgeld),  Fran- 
zösisch-Aequatorialafrika  (8.789),  Italien  (8.  789),  den  Niederlanden 
(8.  125,  290,  725),  Oesterreich-Ungarn  (8.  422),  der  Türkei  (8.  126),  In- 
dien (8.  501),  Japan  (8.  725),  Peru  (8.  637). 

Im  übrigen  sei  auf  das  Register  unter  „Geld-  und 
Währungswesen"    verwiesen. 
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3.    Statistik. 
Tabelle  1. 
Diskontsätze  der  wichtigsten  Notenbanken  im  Jahre  191 

In   Protent. 


1917 

Ber- 
Un 

Wien 

Lon- 
don 

Pari« 

SUPe. 
teni- 
borg 

Amster- 
dam 

Schwei.  ^^ 

i 

1 
Kopen-Stock- 
hsigen  1  beim 

Ma- 
drid 

Ne 

Yor 
(60   T 

Januar                        • 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

AugnM 

Sejjifmber 

Oktober 

Norember 

Dezember 

S 

5 

6.5.» 
5.* 

5.» 
5,».5 

s 

6 
6 
6 
6 
6 
<> 
6 
6 
6 
b 
6 
6 

4.» 
4,» 

4,6 
4,4 

4.6 

4.6 
4.6 

4.6 
4.6 
4.6 
4.6 
4,6 

• 

4.6 
4.6 
4.6 
4.6 
4.6 

4.6 
4,5 

4.6 

4.6 
4.6 
4.6 

4,6 

5.6 

5,6 
5.6 
5.6 
5.6 
5,6 
5,6 
5.6 
5,6 
5,6 

5,» 
5,6.6 

5.6 
5.6 
5.6 

5,6 
5,» 

5.6 

5.» 

5.».6 
6 
6 
6.  7 

4.6 
4.6 

4.6.4 
4 

4 

4 
* 

Purohschiiitt  ')  1917 

1916 

1915 

'1914 

4,»» 

e 

5.»« 
S.o» 

5,'6 

5.«' 
4,«* 

5 
4.«t 

6 

6 
6 

5,S4 

4.» 
4.6 
4,76 
4,4  s 

4.6 

4.6 
4.6 

4.»« 

5,6» 

5.»« 
5.«* 
5.0» 

5,»' 
5,61 

5,6» 

5,»« 

5.61 
5.»4 

4,»« 

4,60 
4.60 

4.«« 

Tabelle  2. 
Londoner   Notierungen    des    Marktdiskonts,    des   Silber- 
preises   und    der    Regierungswechsel    auf   Indien,    sowie 
New  Yorker  Notierung  für  „tägliches  Geld". 


Ix>ndon  ') 
Marktdiakont 

New    York") 
(Geld  auf  24  Std.) 

India  Council  Bills*) 
in  sh  und  d 

Silberpreis  in 
don  ")  per  oz. 

Lon- 
staii'l. 

in  Pros. 

Pro«. 

d 

:!ii7 

n 

1 

11 

a 

Ooroh- 
schnitt 

höchster 

11 

s 

j 

e 

Janoar 

5,13    5li 

S 

1,85 

H 

H 

14,1  6»j  1.4,187 

14,16« 

36,60 

37} 

36 

Febm»r 

5.1«  |51 

5t'. 

2, IS 

H 

2 

1-4,16611.4,16« 

1-4,16« 

37,8« 

38A 

37^ 

Mfin 

4."  i  5Ä 

4 

i.l-i 

H 

'« 

14,15«  I.4,tft6 

1.4,16« 

36,S6 

37A 

35 

April 

4,«»  1  4Ü 

4 

i,»9 

3 

2 

14,16«  I.4,l&«ll.4,l.'i6 

36,.M 

37* 

3«>,',. 

Mai 

4,-4    4f 

4» 

2,61 

3} 

'i 

1.4,16« 

1.4,164{l.4,l.-^« 

37,»4 

3«^ 

37. 

Juni 

4,'0  1  4if 

4 

4," 

5i 

2 

1.4,16« 

1.4,16« 

1.4,166 

39,08 

39 

41 

38 

JdU 

4,7» 

44« 

4 

2,8» 

7 

I* 

1.4.16« 

I.4,«6« 

1.4,15« 

40,10 

39; 

Anguüt 

4." 

m 

4 

2,70 

31 

2 

—     1     — 

— 

43,31 

46 

40. 

September 

4.7» 

4fi 

4 

3.»» 

5^ 

2 

1 

— 

S'.so 

55 

47 

Oktober 

4.««  1  4fJ 

4 

3.60 

5 

»♦ 

— 

— 

44,»« 

48i 

4U 

November 

4,78 

M\ 

4 

4.«« 

H 

3 

— 

— 

— 

43,«« 

451 

4^' 

Dezember 

4,70 

4» 

4 

5.*« 

6 

3* 

i.4,»o« 

i.4,«o« 

I4,»06 

43,07 

43i 

*H 

Jahr  1917 

4.80 

sH 

4f 

3,16 

7 

«♦ 

— 

— 

-— 

40,81 

55 

35 

„    1916 

S.KS 

s* 

4t\ 

2,41 

9 

1+ 

i.4,o»j 

«4A 

MW 

3',S4 

374 

26^i 

„    1915 

3.«  9 

si 

»A 

1,8» 

H 

t 

1.3,»»» 

MA 

I.3A 

23,66 

m 

»«1». 

,.     1914') 

2,91 

5J 

'J 

2,04 

7 

»i 

«.3,»88 

«4A 

'•3H 

25,S» 

*7l 

22 

1)  Bei  der  Dnrehschnittsberechnung  ist  das  Jahr  zu  360  Tagen  angenommen. 

2)  Frühere  Jahre  siehe  „Volkswirtschaftliche  Chronik  für  das  Jahr  1916",  8.   1044. 

3)  Nach  den  täglichen  Notierungen  in  Wolffs  Depeschen. 

4)  Nach  dem  Londoner  „Economist".   Notierungen  für  die  Monate  August/November 
liegen  nicht  yor. 


—    979 


Tabelle  3.    Wechselkurse  in  Berlin i). 


Kurs')  für  Auszahlungen  auf 

N 
M 

BW  York 

Holland 

Dänemark 

Schweden 

lo:: 

für  1  $ 

M  für  100  h.  fl 

M  für  100  n.  Kr 

. 

b. 

, 

. 

, 

, 

. 

, 

durch- 
schnitt 
lieber 

11 
5 

durch- 
schnitt 
lieber 

ja 

durch- 
schnitt 
lieber 

V. 

ja 
ja 

ll 

5 

durch- 
schnitt 
lieber 

t 

M 

a 

Januar 

5.S» 

5,5» 

5.53 

239,— 

239,-  239,— 

163,20 

163,25 

162,75 

172,— 

172,— 

'72,— 

Februar 

5,53 

5-53 

5,53 

239,- 

239,-  239,— 

162,75 

162,75 

162,75 

'72,- 

»72,— 

172, — 

März 

5,5» 

5,53 

5,53 

241,74 

248, —  240, — 

166,25 

170,25 

163,75 

174,»* 

176,50 

173,— 

April 

5.»» 

5,53 

5.53 

256,09 

265,- 

249,— 

176,77 

182,25 

170,75 

184,20  192,50 

'77,- 

Mai 

— 

— 

— 

265,53 

270,— 

265,- 

184,65 

187,25 

182,75 

'94,63 

197,- 

'93,- 

Juni 

— 

— 

— 

274,50 

275,— 

27',— 

189,50 

189,75 

187,75 

199,25 

199,60 

197,50 

Juli 

— 

— 

— 

281,08 

287,- 

275,- 

197,10 

203,75 

189,75 

208,4B 

216,50 

199,50 

Augast 

— 

— 

■ — 

295.33 

298,- 

288,— 

212,46 

215,25 

204,75 

229,24 

238.- 

217,50 

September 

— 

— 

— 

300,84 

303,— 

298,- 

217,19 

219,25 

215,76 

240,84 

243,- 

238,50 

Oktober 

— 

— 

— 

307,11 

315,— 

304,— 

223,62 

230,25 

220,25 

249,04 

257,— 

244,- 

November 

— 

— 

— 

301,24 

309,— 

290,— 

227,63 

233.25 

220,25 

254,70 

260,— 

249,— 

Dezember 

— 

— 

— 

249,3« 

287,- 

221,— 

188,02 

218,25 

161,75 

209,95 

247.- 

172,— 

für  das  .;.'auze 

Jahr 

270.91 

3»5.- 

221,— 

192,43  J233,25 

161,75 

207,88 

260,— 

•72.— 

1917 

Norwegen 

Schweiz 

Wien 

Bnlgarieu 

M  für  100  n.  Kr 

M  für  100  frcs 

M  für  100  ö.  K 

M  für  100  Levas 

Januar 

165,50 

165,50 

165,50 

117,5» 

118,- 

"7  — 

64,08 

64,50 

64,- 

80,—    80,- 

80,— 

Februar 

165,50 

165,50 

165,50 

118,- 

118,- 

118,— 

64,27 

64,50 

64,25 

80,09    80,13 

80,— 

März 

l68,8S 

172,50 

166,50 

119,81 

123,50 

118,50 

64,25 

64,25 

64,25 

80,1s    80,13 

80,1s 

April 

179,11 

186,50 

173,— 

125,70 

126,50 

124,— 

64,25 

64,25 

64,25 

80,13    8o,13 

80, 13 

Mai 

188,90 

191,50 

187,- 

126,83 

129,25 

126,25 

64,25 

64,25 

64,25 

8o,87     81,— 

80,3  8 

Juui 

193,75 

194,— 

192,- 

131,50 

I3I,V6 

129,75 

64,25 

64,25 

64,25 

81,-     81,- 

81.- 

Juli 

200,08 

205,- 

194,— 

136.23 

140,25 

131,75 

64,25 

64,25 

64.25 

81,- 

81,- 

81,- 

Auguät 

213,31 

215,50 

206, — 

150,60 

158,38 

140,88 

64,25 

64,25 

64,25 

81,- 

81,- 

81,— 

September 

217,44 

219,50 

2.6,- 

151,60 

'57,38 

148,38 

64,25 

64,28 

64,25 

81,— 

81,— 

81,- 

Oktober 

224,69 

231,50 

220,50 

153,86 

157,38 

151,88 

64,25 

64.25 

64,25 

81,— 

81,- 

81,- 

November 

228,90 

234,50  222,— 

«55,50 

155,88 

I53,S3 

64,25 

64,25 

64,25 

80,93 

81,- 

80,7  5 

Dezember 

192,59 

220,—  170,50 

135,85 

152,63 

117,63 

64,25 

64,25 

64,25 

80,30 

80,75 

8o,t5 

für  das  eanze 

Jahr 

I94,8S 

234,50  165,50 

135,25   158,88 

"7  — 

64,24     64,50 

64,- 

80, 6  2 

81,— 

80,— 

1917 

Türkei ») 

Spanien  *) 

M  für  1  Ltq 

M  für  100  Peseta 

Januar 

Februar 

21,09 

21,10 

21,05 

126,- 

126,— 

126,- 

1)  Nach  amtlichen 

Votierungen. 

März 

20, 61 

21,— 

20,50 

126,- 

126,— 

126,— 

2)  Das  ist   das    Mitt 

el    aus    den  nc 

tierten 

April 

20,76 

20,S5 

20,60 

126,— 

126,— 

126,— 

Brief-  und  Geldk 

Ursen. 

Mai 

20,51 

20,60 

20,45 

126,— 

126,— 

126,- 

3)  Seit  22.  Februar 

1917. 

Juni 

20,6  4 

20,65 

20,55 

126  — 

126,- 

126,— 

Juli 

20,12 

20,55 

19,90 

126,— 

.26,- 

126,— 

August 

19,97 

20, — 

19,95 

127,37 

128,- 

126,- 

" 

September 

19,95 

20, — 

19,95 

128,— 

128,— 

I2S,— 

Oktober 

20,4  5 

20, 65 

20,— 

131,67 

134.— 

129,— 

November 

20,37 

20,50 

20,30 

136,36 

137,- 

'34,— 

Dezember 

20,15 

20,30 

20,10 

132,- 

'37- 

'25,— 

/ 

für  das  ganze 

1 

Jalir 

20,4  S 

21,10 

19,90 

128,31 

137,- 

'25,— 
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Tabelle     4.      Geberaioht     aber    den    Stand    der  deutschen 
Notenbanken,    der    Bank    von    Frankreich    und    der    Bank 
von  England  im  Durchschnitt  des  Jahres   1917. 
(.Beträge  in  Millionen.) 


Dentschai  Reich') 

Bank  von 
Frankreich ') 

Reiehs- 
bank 

Privat- 
noten- 
banken 

Summe 

Bank  von 
England ') 

M 

M 

X 

tra     L    H 

-^^ 

U. 

Aktlra. 
Barvorrat:  ■)  im  Inlande 

2466 
67 

— 

— 

1 

3278  1     2655 
261   1       212 

— 

Summe 
Sonstige  Geldaorten  .     .     . 
b)  im  Amilande 
Gold 

2533 
624 

1     "^ 

67 
35 

2  600 
659 

3  539  i     *  867 
1982       1 60s 

55 

1124 

3157 

102 

3*59 

5  5»«       4  47» 

55 

1124 

▲lüagfea: 

Wecbsel») 

Lombard 

Effekten 

Sonstige  Anlagen      .     .     . 

10  500 

10 

"7 

'3>5 

'15 
71 
20 

64 

10615 

81 

•37 

«379 

2  584       2  093 

'  175           95* 

221           179 

•)              ') 

13  9»9      « I  »83 

Bank.  Dep. 

Gov.  See: 

63   i    1287 

Other  8«c. : 

101   1   2063 

Summe  der  Anlagen 

II  942 

270 

12  212 

1 
«7909      ;       »4507 

♦)          *) 
182      3718 

Summe  der  Aktiva 

'5099!     372  1  1547« 

23431  1  18979 

237   t  4842 

Passlra. 

Onmdkapital 

Reiervefonds 

Notennmlanf 

Verbindlichkeiten : 

Täglich  /  Privatguthaben      . 
tUlig  iOeffentLGDthaben 

180 

89 
9010 

}    5255 

56 

'5 
156 

"3 

236 

104 

9  16b 

5368 

191        155 

35  1          *8 
19954      16  163 

2  645        2  142 
63           5« 

'5 

3 

40 

130 

49 

'79 

298 

61 

821 

265  s 
1001 

Summe 
Sonstige  VerbindUchkeiten 

5*55 
565 

"3 
3» 

5368 
597 

2  708  1     2  193 
543  1       440 

3656 

6 

Summe  der  Passiva 

15099 

37*1  15  471 

»3  43«   1   '8979 

»37 

4842 

Deckung 

in   Prozenten 

der    Noten    durch   den   ge- 
samten Barvorrat       .     . 

durch      den      inländischen 
Metallvorrat 

der    Noten    und    sonstigen 
täglich  fälligen  Verbind- 
lichkeiten durch  den  ge- 
samten Barvorrat  .     .     . 

35.0 
»8,1 

65.7 
43.» 

38,1 

35.» 
28,* 

22,4 

»7.- 
*4.* 

'3 
•3 

y 

2 

7  ••'' 

) 
5.» 

Wegen  Umrechnung   der  fremden  Valuten  usw.  vgl.  Chronik  1913,  S.  1038  unten. 


1)  Nach  den  im  ..Deutschen  Eeichsanzeiger",  „£conomi»te  Franfais"  und  Londoner 
„Economisf  oder  „Statist"  veröffentlichten  Wochenausweiscn.  2)  Für  die  Reicbsbank 
die  gesamte  bankmäBige  Deckung,  d.  h.  Wechsel,  Schecks  und  diskontierte  Schatz- 
anweisungen. 3)  EinscblicBlich  der  Vorschüsse  an  den  Staat.  4)  EinschlieSUch  der 
18,45  Mill.  M  betragenden  Anlagen  de»  Issue- Department.  5)  Totalrcserve  :  684  Mill.  M  : 
Verhältnis  der  Reserve   zu  den  Depositen:    18,6  Prox. 


1000  £ 
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Tabelle  5.     Emissionen  in  England. 
(Nach  dem  „Londoner  Economist".) 


1917 

1916 

1915 

1914 

1)  Anleihen   der    englischen  Regierung, 
britischen  Städte  und  Grafschaften 

2)  Anleiben     der    britischen    Kolonien, 
kolonialen  und  fremden  Korporationen 

3)  Anleihen  fremder  Staaten 

4)  Britische,  koloniale  und  fremde  Eisen- 
bahnen 

5)  Industrie  etc. 

1297819,7 
13  S/O,' 

6  905,6 

554566,1 

6  500,0 
15000,0 

2  063,0 

7  307.8 

614  250,7 

17735.0 
38  450,0 

10  199,0 
4  607,0 

335  595.8 

57  034.» 
1833Z.7 

39  750.3 
61  809,» 

Im  speziellen : 
Anleihen  des  englischen  Staates 

1318596,0 
I  297  819,7 

585  436,4 
554071,1 

685  241,7 
614  250,7 

512522,6 
332  500,0 

Tabelle  6.     Abrechnungsverkehr. 

Deutschland'). 
Jahresumsätze  der  Abrechnungsstellen  der  Keichsbank  im  einzelnen. 


1917 

') 

1916 

1915 

Stückzahl 

Summe 

Stückzahl 

Somme 

Stückzahl 

Summe 

Abrechnungs- 

der zur  Ab- 

der Ein- 

der  zur  Ab- 

der Ein- 

der  zur  Ab- 

der Ein- 

stellen 

rechnung 

liete- 

rechnung 

liefe- 

rechnung 

liefe- 

eingereichten 

rungen 

eingereichten 

rungen 

eingereichten 

rungen 

Papiere 

1000  M 

Papiere 

1000  M 

Papiere 

1000  M 

Berlin 

3  027  930 

52739929 

2  558  870 

34  289  048 

2560859 

26  401  527 

Augsburg 

34708 

118  050 

21937 

III  874 

23988 

167  203 

Braunschweig 

28786 

68847 

17873 

41884 

16277 

45741 

Bremen 

302  867 

1329  701 

163535 

I  169470 

153003 

1054083 

Breslau 

229533 

1471317 

188  883 

996  962 

179997 

981  421 

Chemnitz 

119  007 

457  457 

109551 

310535 

137  601 

284  549 

Cöln 

140  197 

I  597  437 

142  262 

964  594 

149572 

I  127  554 

Dan  zig 

21  277 

114632 

— 

— 

— 

— 

Dortmund 

43  995 

130755 

44657 

95486 

54424 

93090 

Dresden 

306  700 

I  201  937 

223  750 

728021 

191731 

479  976 

Düsseldorf 

121  043 

468  297 

99  343 

268602 

97  068 

223  219 

Elberfeld 

37858 

107341 

38473 

93287 

52450 

135  607 

Essen 

38144 

211  602 

35801 

220  502 

50416 

249  092 

Frankfurt  a.  M. 

545619 

8  784  285 

42g  670 

7069  721 

403  780 

6590551 

Halle 

44  804 

120  224 

34035 

100  079 

32727 

101  673 

Hamburg 

4575463 

17  897  608 

4  783  608 

17098295 

5099523 

16  533  689 

Hannover 

55  198 

289  700 

45  993 

285018 

47331 

255  269 

Karlsruhe 

48393 

432127 

31642 

308716 

31668 

3 10  010 

Königsberg  i.P. 

12887 

63782 

— 

— 

— 

LeipLig 

302  160 

I  740  450 

248  094 

1217251 

248  368 

I  162  902 

Magdeburg 

47257 

330618 

— 

— 

— 

— 

Mannheim 

179979 

649  266 

134999 

541  876 

102  671 

545  346 

München 

548  705 

1  633  663 

309  238 

858261 

160495 

683  528 

Nürnberg 

125933 

703719 

97294 

346  807 

97756 

285  126 

Posen 

15441 

134  204 

11954 

84666 

10820 

64  261 

Stuttgart 

128  469 

388  828 

86916 

314308 

94  150 

330676 

Summe 

II  082  353 

93  185  776 

9858378 

67515263 

9996675 

58  106  093 

1)  Nach  amtlichen  Mitteilungen. 

2)  Von  den  im  Jahre  1914  geschlossenen  Abrechnungsstellen  in  Straßburg  i.  K., 
Wiesbaden,  Königsberg  und  Magdeburg  sind  die  beiden  letzten  im  Jahre  1917  wieder 
eröffnet  worden;  außerdem  wurde  in  Danzig  am  12.  6.  1917  eine  Abrechnungsstelle 
neu  eröffnet. 
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Zu  Tabelle  6. 


Deutsoblan« 

i') 

P 

rankreich 

')•) 

Einliefemof^n  bei  den  Abrechnnogs- 

ünufttze  der  Chambre  de  Compen- 

Monat 

Btellen  der 

Reicbsbank   inagesamt 

sation  di 

s  Banqaiert 

de  Pari» 

nach  Monaten  (in   1000  U) 

nach  Monaten  (in  1000  M) 

,1917 

1916 

1915 

1917 

1916 

191&    , 

Jannar 

6611  112 

4  940  256 

4846931 

670968 

Februar 

5769485 

5  152009 

4  308  833 

567  227 

— 

— 

Mars 

7  985  759 

6431087 

5  788  352 

629  840 

— 

— 

April 

6740001 

50352«« 

5611  919 

628435 

— 

— 

Mai 

7  058  753 

5  533  296 

4  «61  133 

681400 

— 

— 

Jani 

7  666  541 

5  «55  "3 

4  708  639 

707  697 

— 

— 

JoU 

7  «79456 

5  467  560 

5040690 

I  160379 

521766 

— 

Aagvst 

7  7J2  22I 

5326623 

4  201  512 

3  «21057 

565061 

— 

September 

8095330 

5  642  505 

5  409  982 

2  969  092 

605861 

— 

Oktober 

10  108  049 

6  190952 

4  850  932 

3  839  969 

636993 

— 

November 

8  497  794 

5  705  395 

4  458  549 

3526851 

641409 

— 

Dezember 

9 75«  «75 

6935255 

4718621 

3701809 

572  379 

— 

Snmme 

93  '85  776 

67  515  262 

58106093 

22  204  724 

Za  Tabelle  6. 


England*) 
Clearinghouae  zn  London 

Vereinigte 

Staaten  von 

(in  1000  M)') 

Amerika  ^> 

Jahr 

Geaamtbetng 

der  Einliefe- 

Von  den 

am  4.  eines 

Einlieferangen 
■n  Börsen- 

erfolgten 
an  Konaols- 

Clearinghoose  iu 
New  York 

mngen 

jeden  Monats 

arrangements- 
tagen 

arrangements- 
tagen 

in   1000  M 

1917 

390646034 

... 

•« 





1916 

312069  190 

13  841  849 

25  293  '37 

«3900184 

670  238  726 

1915 

273919822 

10975956 

20  956  583 

12  046  631 

464370451 

1914 

299  606  93 1 

12513906 

30272-65 

«0533013 

348678036 

1913 

335  795  734 

13530544 

42  535  893 

«5974054 

397  463  984 

1912 

326099022 

13  139677 

48  259  99« 

14817736 

423  124  662 

1911 

298  561  507 

II  619  276 

45328041 

i3?64  86o 

387965815 

1910 

299480571 

12193952 

46200096 

«4983975 

408  552  900 

1909 

276324862 

10422834 

43  499  658 

13348414 

435072700 

1908 

247618996 

9329707 

34  «69  «34 

13  178290 

332958696 

1907 

260081  929 

II  083  541 

37  229  037 

12909574 

366  165  106 

1906 

259  692  554 

10  721  991 

41  505  220 

13  167830 

409  638  477 

1905 

251  042512 

10  155  140 

42  302  807 

«3050337 

394052652 

1904«) 

215826545 

9097091 

3«  392452 

12  199979 

288  327  560 

1)  Nach  amtlichen  Mitteilungen. 

2)  Nach  dem  „Bulletin  de  Statistiqne  et  de  Legislation  comparie  (Ministire  des 
Finances)"  bzw.  nach  den  Veröffentlichnngen  im  „&;onomi8te  Franfais".  Von  Juli  1914 
bis  Juni  1916  waren  die  Veröffentlichungen  eingestellt. 

3)  umgerechnet  zum  Satze  1  frc  =  0,81  M. 

4)  Frühere  Jahre  siehe  „Volkswirtschaftliche  Chronik",  1916,  8.  1051. 

5)  Nach  „Bankers'  Magazine"  bzw.  nach  dem  Londoner  „Economist". 

6)  Umgerechnet  zum  Satze  1  £  =  20,43  M. 

7)  Nach  „Monthl;  Snmmary  of  Commerce  and  Finance  of  the  United  States",  von 
1906  ah  nach  „The  Commercial  and  Financial  Chronide".  Bei  der  Umrechnung  ist 
1  1  =  4,20  M  gesetzt 
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Tabelle   7. 
usweise  über  die  englischen    Schatzkassenscheine  (currency  uotes) 

In  1000  £. 


Januar 


Februar 


Oktober 


Novembei 


Dezember 


Passiva 


Es  befanden  sich  im  Umlauf 


Kassen- 
scheine 


33970 
31825 

31  200 
29791 
29682 
31862 

32  090 
30916 

30471 
30308 
30082 
29  203 
30497 
35699 
37  132 
36630 
36  290 
38508 
39026 
40527 
41385 
44063 
43708 

43  933 
44042 

45  454 
47762 
48558 
49  495 
50285 

53142 
56616 
58191 
58270 

58391 
59500 
60  560 
61015 
62  990 

64479 

65  629 

66  277 

67  114 
67  900 
69704 
70673 
71  234 
72795 
75715 
77  734 
84972 

90332 


Zerti- 
fikate 


4800 
4  160 

4  110 
3870 
3870 
3790 
4040 
4190 
3880 
3650 
3740 
3840 
4190 
4350 
4580 
5400 
5790 
5860 
5670 

5420 

5  660 
5040 

5  120 
6590 

6  510 
6  220 
6  220 
6  170 
6770 
5  820 
5400 
4880 
4950 
5230 
4970 

5  060 
5530 
5670 
5650 

6  270 
7480 
7910 
8  100 
9310 

20  240 
20  680 

20  710 
21340 

21  740 
21  700 

21  980 

22  450 


insgesamt 


Betrag 


gedeckt 

durch 

Gold 

in  Proz. 


148770 

'45  985 
«45  310 
143661 
143552 
145  652 
146 130 
145  106 

144351 
■43958 
143822 

143043 
144  687 
150049 
151  712 
152030 
152080 
154368 
154696 

155947 
«57045 
159  103 
158  828 
160523 
160552 
i6i  674 
163982 
164728 
166  265 
166  105 
168542 
171  496 
173  141 
173  500 
173  361 
174560 
1 76  090 
176685 
178640 
180749 

183  109 

184  187 
185214 
187  210 
189  944 

191353 
191  944 

194135 
197455 
199  434 
206  952 
212  782 


9,2 

9,5 

9.8 

9,8 

9,9 
9.8 

9,6 
9,8 

9,' 

9.7 
9,8 
9,9 
9,7 

9,0 

8,8 
8,7 
8.7 
8,6 

8,* 
8,3 
8,1 

7,9 
7.9 

1,1 

7,7 
7,8 

7,i 
7,s 
7,1 
7,2 
6,9 

6,6 

6,6 
6.4 
6,4 

6s 

6,2 

6,1 
6.0 

5.8 
5,8 
5.8 

5,* 

5,3 

5,0 
4,9 
4,9 
4,7 

4.4 
4.8 
3,7 
3.4 


3929 
3991 
4143 
4291 
4410 
4526 

4584 
4626 

4742 

4795 
4844 
4949 
5001 
5480 
5490 
5496 
5498 
5497 
5511 
5511 
55>i 
5511 
6442 
6440 
6449 
6449 
6814 
6821 
6824 
7142 
7142 

7143 
7169 
7169 
7169 
7286 
7423 
7422 
7422 
7652 

7654 
7654 
7974 
7974 
7975 
7974 
8047 
8046 

8554 
8554 
8554 
81;  "iA 


Aktiva 


Vorschüsse 
an 


Kassenschein- 
Einlösungsfonds 


Ban- 
ken 


64 

64 
64 

64 
64 
64 

64 

64 

1619 

3169 

3659 

3399 

3399 

3319 

3319 

3104 

2994 

2569 

2219 

2089 

1664 

1684 

1539 

1319 

1319 

1319 

319 

209 

189 

179 

179 

179 

164 

154 
139 
129 

99 
99 
99 
99 
79 
79 
79 
79 
59 
49 
39 
39 
39 
39 
39 


Gold  ge- 
münzt 
kassen  |  und  in 
Barren 


ßegie-  |Guthabeu 
bei  der 
Bank  von 
England 


rungs- 
Sicher- 
heiten 


40 
40 
40  ] 

40  : 
40  ; 

60  j 
110 
220 
260 
260  I 
270  \ 
270 
251  I 

251  ! 

251 
266 
276 
276 
276 
235 
255 
255 
256 
256 
256 
256 
266 
266 
266 
266 
255 
25s 
245 
235 
235 
235 
235 
235 
235 
235 
235 
225 
225 
225 
225 
675 
675 
675 
675 
675 
675 
67'; 


28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  500 
28  i;oo 


118  097 
U6273 
114  406 
114092I 
U2339 
1114831 
j  116  099 
114960 

112  573 
HO  776 
109  124 
103  469 
HO  668 

115583 
115729 
119748 
120  125 

122  637 

123  278 

124  168 
125878 
127987 
129643 
131814 

131  886 

132  484 
136209 
137 158 

138  780 

139  443 
141  591 
144  640 
146  220 
146874 

146  521 

147  896 
149032 
150062 
152  061 
154061 
156062 
157091 
159091 
161  091 

163  621 

164  621 

165  644 
167  144 
171  176 

173  175 
180675 
1866^7 


5998 
5099 
6443 
5256 
7019 

6723 
5941 
5988 

6  141 
6048 

7  113 
12354 

6870 
7876 

9403 
5908 

5683 
5883 

5  934 
6466 
6259 
6188 
5332 
5083 
5040 

5564 
5502 
5416 
5  354 
4859 
5159 
5065 
5181 

4  906 

5135 
5086 

5647 

5  211 
5  167 
5506 
5887 
5946 
5293 
5289 

5514 
5482 

5133 
5823 
5619 
5  599 
5617 


Ä  a 


a-a 


152699 
149976 

149  453 
147952 
[47962 
[50178 

150  714 
149732 
149093 
'48753 
148  666 
[47992 
[49  688 

05529 
[57  202 
[57526 
157578 
159865 

160  207 

161  458 
162556 
164614 
165  270 
166972 
167  001 
[68123 
[70796 
171  549 
173089 

■3  24" 

175684 

178639 

[80310 

[80669 

[80530 

[81  846 

183513 

[84  107 

[86  062 

8840  t 

90763 

91  841 

93  i88 

95  184 

97919 

99327 

99991 

202  181 

206009 

207  988 

215506 

22t  336 


984  - 


VII.  Arbelterrerbaitnisse.   " 

Inhalt:  Die  Lace  deit  Arbeitsmarktea  im  Jahre  1917.  Die  Mitglieder- 
bewegaog  der  ErankeDkassen.  Arbeitsnacbweisstatistik.  Der  weibliche  Arbeits- 
markt. Die  Arbeitslosenziffern  der  Arbeiterverbände.  Die  Lohnklassenstatiatik 
der  Leipziger  Ortakrankenkasse.    Arbeiterschutz  im  Jahre  1917.   ._ 

Im  Jahre  1917  war  der  Geschäftsgang  der  deatschen  Indastrie 
und  damit  auch  der  Arbeitsmarkt  wie  im  Vorjahre  durch  die  Liefe- 
rungen für  Heer  und  Marine  entscheidend  beeinäoSt.  Die  wichtigsten 
Kriegsindustrien,  wie  insbesondere  der  Bergbau  und  die  Hüttenindustrie, 
die  Metallverarbeitung,  der  Bau  der  Maschinen  und  Apparate,  die 
elektrische  und  chemische  Industrie  waren  während  des  Jahres  1917 
unverändert  stark  beschäftigt  und  vermochten  vielfach  ihre  Leistungs- 
fähigkeit noch  erheblich  zu  steigern,  wenn  auch  die  Beschaffung  der 
Arbeiskräfte  teilweise  außerordentlich  schwierig  war. 

Eine  gute  Uebersicht  über  die  Zu-  und  Abnahme  der  beschäftigten 
Arbeitskräfte  von  Monat  zu  Monat  gewähren  wie  immer  die  Zahlen 
über  die  Mitgliederbewegung  der  Krankenkassen,  die  vom 
„Reichs-Arbeitsblatt"  allmonatlich  veröffentlicht  werden.  Wenn  auch 
die  monatlich  an  die  Abteilung  ftlr  Arbeiterstatistik  berichtenden 
Krankenkassen  nicht  die  Oesamtheit,  sondern  nur  im  Durchschnitt 
etwas  über  sieben  Zehntel  der  Mitgliederscbaft  der  gesamten  Kranken- 
kassen umfassen,  so  gewährt  doch  die  Bewegung  des  Ausschnittes,  wie 
die  Erfahrungen  erwiesen  haben,  ein  gutes  und  zutreffendes  Bild  von 
der  Bewegung  sämtlicher  Versicherten. 


Zn  bzw.  Abnahme  t.H. 

1917 

1916 

vom  1. 

.  zum  1. 

mftnnlich 

weiblich 

insgesamt 

minnlieh 

weiblich 

inagesamt 

Janaar 

Februar 

—  I.t 

+  0,» 

—  0,4 

—  0,1 

+  o,t 

—  0,0 

Februar 

März 

+  0,1 

+  o,« 

+  0.4 

—  0,7 

+  o,e 

—  0,1 

März 

April 

+  «,o 

+  1.» 

+  >,i 

-0,4 

+  1.« 

+  o,i 

April 

Mai 

+  3.0 

+  2.8 

+  i,» 

+  a,J 

-t-2,« 

+  2,» 

Mai 

Juni 

+  1,« 

+  I,« 

+  t,* 

+  i.» 

+  I,« 

+  I,* 

Jan! 

Juli 

—  *.♦ 

+  0,» 

—  «■» 

—  0,1 

—  o,s 

—  0.» 

Juli 

August 

—  0,6 

-1-0,« 

—  0,1 

—  0,6 

+  0,4 

—  0,1 

August 

September 

+  0.« 

+  0,7 

+  0,4 

—  0,6 

+  0,7 

+  0,1 

September 

Oktober 

—  0,0  •) 

-1-04 

+  0,» 

—  '.» 

+  0,» 

—  0,» 

Oktober 

November 

-♦-o.s 

+  0,8 

+  0.7 

—  0,4 

+  1.1 

+  0,« 

November 

Dezember 

+  o,s 

-l-o,. 

+  0,8 

-2,« 

+  »,» 

—  o,j 

Dezember 

Januar 

-M') 

+  1.0 

-1,0 

—  0,6*) 

—  o.e*) 

—  0,**) 

Zeigte  nach  den  Ausführungen  des  „Reichs-Arbeitsblattes"  die  Be- 
trachtung der  einzelnen  Monate  im  Jahre  1916  dem  Jahre  1915  gegen- 
tlber  bereits  eine  günstigere  Entwicklung  der  männlichen  Beschäf- 
tigtenziffer in  der  Weise,  daß  die  Abnahme  der  männlichen  Arbeits- 
kräfte im  Jahre  1916  im  allgemeinen  kleiner  bzw.  die  Zunahme  größer 
als  in  den  entsprechenden  Monaten  des  Jahres  1915    war,    so    ist  dies 


1)  0,01,   2)  3)  1.  Dezember  1917  bis  1.  Januar  1918    bzw.   3)  1.  Dezember  1916 
bis  1.  Januar  1917. 
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im  Jahre  1917  im  Vergleich  zum  Jahre  1916  in  verstärktem  Maße  der 
Fall.  Allerdings  machen  die  Monate  Januar,  Juni,  Mai  und  Dezember 
hier  eine  Ausnahme.  Doch  ist  die  eine  Ausnahme,  ein  Zurückbleiben 
der  Zunahme  im  Mai  1917  hinter  der  im  Jahre  zuvor  um  0,1,  kaum 
nennenswert,  und  auch  die  anderen  drei  Ausnahmen,  ein  Auftreten  eines 
größeren  Rückganges  der  männlichen  Beschäftigtenzahl  im  Januar, 
Juni  und  Dezember  1917  als  im  vorhergehenden  Jahre,  sind  nicht  aus- 
schlaggebend; steht  doch  der  größten  Abnahme  (im  Juni)  um  2,4  v.  H. 
eine  Zunahme  um  3,0  v.  H.  im  April  gegenüber. 

Wie  für  das  männliche  Geschlecht  tritt  auch  für  die  weibliche 
Beschäftigung  im  Jahre  1917  eine  im  allgemeinen  noch  etwas  günstigere 
Entwicklung  als  im  Vorjahre  hervor.  War  im  Jahre  1916  die  Zu- 
nahmebewegung im  Juni  und  im  Dezember  durch  einen  Rückgang  der 
Anzahl  unterbrochen  worden,  so  ist  dies  im  Berichtsjahr  nur  im  De- 
zember der  Fall  gewesen.  Im  einzelnen  bleibt  die  in  sonst  allen 
Monaten  hervortretende  Zunahme  allerdings  in  geringem  Maße  im 
Monat  März  und  Juli,  in  etwas  größerem  Maße  im  Oktober  und  No- 
vember hinter  der  im  Jahre  1916  festgestellten  Steigerung  der  Be- 
schäftigtenzahl zurück. 

Die  starke  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  kommt  auch  in  den 
Ziffern  der  an  das  „Reichs- Arbeitsblatt"  berichtenden  Arbeitsnach- 
weise zum  Ausdruck.  Vor  allem  wies  der  weibliche  Arbeits- 
markt ein  erstaunlich  günstiges  Verhältnis  für  die  sich  anbietenden 
weiblichen  Arbeitskräfte  auf. 

Es  kamen  auf  100  offene  Stellen  weibliche  Arbeitssuchende: 


im  Monat 

1914 

1915 

1916 

1917 

Januar 

105 

167 

163 

"5 

Februar 

97 

172 

167 

112 

Mäl-z 

92 

IS2 

»55 

104 

.\pril 

94 

165 

162 

107 

Mai 

100 

158 

162 

96 

Juni 

lOI 

157 

158 

86 

Juli 

99 

165 

154 

83 

August 

202 

'65 

142 

86 

September 

183 

170 

134 

87 

Oktober 

191 

182 

13s 

98 

November 

189 

179 

130 

108 

Dezember 

158 

151 

J23 

100 

Aus  der  Uebersicht  ergibt  sich,  daß  der  Andrang  der  weiblichen 
Arbeitskräfte  noch  Mitte  1916  verhältnismäßig  stark  war.  Er  ging 
dann  erheblich  zurück;  in  den  Monaten  Mai  bis  Oktober  1917  waren 
die  Stellung  suchenden  weiblichen  Arbeitskräfte  sogar  in  der  Zahl  ge- 
ringer als  die  Anzahl  der  gemeldeten  offenen  Stellen.  Nach  einem 
kurzen  Steigen  der  Andrangziffer  im  November  glichen  sich  Angebot 
und  Nachfrage  im  Dezember  wiederum  aus. 

Am  besten  läßt  sich  der  Arbeitsmarkt  aus  den  Arbeitslosen- 
ziffern beurteilen,  die  nach  den  Angaben  der  Arbeiterverbände  über 
die  Zahl   ihrer    arbeitslosen  Mitglieder    allmonatlich   berechnet  werden. 

Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.  Volkawirtsch.  Chronik.  1917.  LXVI 
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Im    folgenden   seien    die   Arbeitslosenziffern    ftir  eine   Reihe    von 
Jahren  wiedergegeben: 

A.af  100  vom  Bericht  erfaSte  Mitglieder  entfielen  Arbeitiloee: 
Durch- 


Monat 

ichnitt 
1908/13 

1913 

1914 

1910 

1916 

191' 

Ende  Januar 

3-» 

3.» 

4,J 

6,( 

"l" 

1.7 

Februar 

2,8 

2,» 

3,' 

5.1 

«,« 

M&rz 

«,» 

2,S 

2,8 

3,» 

tft 

I,* 

April 

2,* 

2,» 

2,8 

2,» 

2,3 

1,0 

Mai 

2,> 

2.» 

2,8 

2,* 

*»• 

1,0 

„       Juni 

2,3 

2,T 

2.« 

2,t 

*i* 

o,» 

.,       Juli 

»,« 

2.» 

2,» 

2,7 

2,* 

0,8 

August 

2,J 

2,8 

22,4 

2.« 

2,t 

0,8 

September 

2,1 

2,7 

«5,7 

2,« 

*i^ 

0,8 

„       Oktober 

2,1 

2,8 

IO,9 

2,S 

*»• 

0,7 

„      Kovember 

2.1 

3,1 

8,1 

2,f 

»(* 

0,7 

Dezember 

3,2 

4.« 

7,« 

2.« 

I|0 

0,9 

Im  Vergleich  zu  den  fräheren  Jahren  ist  im  Jahre  1917  für  sämt- 
liche Monate  eine  zam  Teil  wesentlich  geringere  Arbeitslosigkeit  fest- 
zustellen. 

Der  wirkliche  Umfang  der  Arbeitslosigkeit  in  den  Arbeiterver- 
bänden läßt  sich  genauer  darstellen,  wenn  die  Gesamtzahl  der  Arbeits- 
losentage in  Beziehung  zur  Gesamtzahl  der  Mitgliedertage  ge- 
setzt wird.  Es  wird  dabei  allerdings  nicht  die  gesamte  Arbeitslosig- 
keit erfaßt,  da  nicht  bei  allen  Verbänden  sämtliche  Arbeitslose,  auch 
die  nicht  UnterstUtsungsberechtigten,  mit  ihren  sämtlichen  arbeits- 
losen Tagen  bekannt  werden.  Die  wirkliche  Arbeitslosigkeit  wird  also 
etwas  größer  sein.  Bei  dieser  Zusammenstellung  ergibt  sich  folgende 
Uebersicht : 

Von  100  Mitgliedertagen  waren  Arbeitelosentage 
im  Vierteljahr  1913       1914       1915       1916       1917 

I.  Januar  bis  Mirz  2,1  3,t         4,t  i  s  l,l 

II.  April  bia  Juni  1,8  2,1  2,2  2,1  O,« 

III.  Juli  bis  September  2  1         li,6         2,0  i,o  o.s 

IV.  Oktober  bis  Dezember        2,t  8,;         i,8  i,s         o,t 

Der  Rückgang  der  Arbeitslosigkeit  im  Jahre  1917  tritt  auch  bei 
diesen  Zahlen  klar  in  die  Erscheinung. 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes  über  die  Gestaltung  der  Arbeiter- 
verhältnisse im  Jahre  1917  wäre  es  zweckmäßig,  wenn  ein  umfassendes 
Bild  über  die  Entwicklung  der  Löhne  gegeben  werden  könnte.  Leider 
fehlt  jedoch  in  Deutschland  eine  amtliche  Lohnstatistik.  Was  mit- 
geteilt werden  kann,  sind  einmal  die  in  den  früheren  monatlichen 
Uobersichten  veröffentlichten  Bergarbeiterlöhne,  zum  andern  die  Lohn- 
klassenstatistik  einer  der  größten  Ortskrankenkassen  Deutsch- 
lands, der  Leipziger  Ortskrankenkasse.     (Siehe  Tabelle  S.  987. , 

Die  Löhne  der  männlichen  Pfiichtmitglieder  der  Ortskrankeukasse 
lassen  danach  eine  Steigerung  der  Besetzung  der  höchsten  Lohnklasse 
von  49,4  V.  H.  im  Januar  auf  fast  64  im  Dezember  erkennen.  Diese 
Zunahmebewegung  ist,  abgesehen  vom  April,    ununterbrochen   vor   sich 
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Von  100  männ- 

lichen   Mit- 

Von je  100  männlichen  Pflichtmitgliedem  der 

Leipziger 

gliedern  aus- 

Ortskrankenkasse befanden 

sich  in 

folgenden 

schließlich  der 

Beitrags-(Lohn-)Kla8sen ' 

): 

in  Lohnklasse 

Honat 

X   ermittelten 
versichert  in 

I. 

11. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

VII. 

vin. 

X. 

5,51  M. 

5,01 

4,51 

4,01 

3,51 

3,26 

2,51 

Lehr- 

I. 

II. 

und 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

unter 

linge 

darüber 

5,50  M. 

5,00  M. 

4,50  M. 

4,00  M. 

3,50  M. 

3,25  M. 

2,50  M. 

usw. 

Januar 

49.* 

7,6 

9,0 

5,6 

3,8 

1,9 

3,2 

3.0 

16,8 

59,1 

9.1 

Februar 

5o>5 

7,s 

8,8 

5,3 

3,7 

1,9 

3,1 

2,9 

16,6 

60,5 

8,7 

März 

52,* 

7,0 

8,6 

5,1 

3,6 

1,8 

3,1 

2,7 

15.7 

62,2 

8,3 

April 

51-' 

6.8 

8,3 

4,8 

3,a 

1,8 

3.0 

2,7 

18,1 

63,1 

8,0 

Mai 

54,0 

6,0 

7,6 

4,0 

3,1 

1,8 

3,0 

2,6 

17,9 

65,7 

7,3 

Juni 

56,3 

5,' 

7.2 

3,6 

2,7 

1,7 

2,7 

2,5 

17.6 

68,3 

6,9 

Juli 

57,8 

5,6 

6,9 

3,* 

2,6 

1,6 

2,8 

2,6 

17,1 

69,7 

6,6 

August 

60,0 

4,' 

6,3 

3,2 

24 

1,8 

2,6 

2,4 

16,8 

72,1 

5.7- 

September 

61,* 

4.8 

5,8 

3,0 

2,3 

1,6 

2,6 

2,4 

16,4 

73,4 

5,6 

Oktober 

62,3 

4,6 

5,7 

2,0 

2,3 

1,8 

2,6 

2,4 

15,8 

74.1 

5,3 

November 

63,0 

4,s 

5,6 

2,9 

2,2 

1,6 

2,6 

2,4 

15,6 

74,7 

.5.1 

Dezember 

63,9 

4,1 

5,1 

2,8 

2,1 

1,6 

2,6 

2,4 

15,6 

75,6 

4,9 

gegangen.  Der  April  macht  nur  deswegen  eine  Ausnahme,  weil  die 
neu  ins  Erwerbsleben  eingetretenen  Schulentlassenen  eine  Verschiebung 
in  der  Lohnklassenverteilung  der  Mitglieder  mit  sich  bringen.  Wird 
die  Lohnklasse  X,  welche  die  Lehrlinge  und  einen  Teil  der  jugend- 
lichen Arbeiter  umfaßt,  von  der  Berechnung  ausgeschlossen,  wie  das 
in  den  beiden  letzten  Spalten  der  auf  dieser  Seite  gegebenen  Zu- 
sammenstellung der  Lohnklassenverteilung  der  Leipziger  Ortskranken- 
kassenmitglieder im  Jahre  1917  geschehen  ist,  so  erweist  sich,  daß  im 
April  tatsächlich  kein  Rückgang  des  Anteils  der  obersten  Lohnklasse 
stattgefunden  hat.  Tür  die  weiblichen  Kassenmitglieder  erhöhte  sich 
die  Besetzung  der  Lohnstufen,  die  einen  Tagesverdienst  von  3,26  M. 
und  mehr  umfassen,  von  einem  Fünftel  (19,2)  im  Januar  auf  über  zwei 
Fünftel  (43,4  v.  H.)  im  Dezember  1917. 

Von  wichtigen  gesetzgeberischen  Maßnahmen  auf  dem  Gebiet 
des  Arbeiterschutzes  ist  lediglich  die  Ausdehnung  des  Schutzes  der  Heim- 
arbeiter mitzuteilen.  Durch  Verordnung  vom  3.  Oktober  1917  wurde 
bestimmt,  daß  die  §§  3  und  4  des  Hausarbeitgesetzes  vom  20.  De- 
zember 1911  (betreffend  Auslage  von  Lohnverzeichnissen  oder  das  Aus- 
hängen von  Lohntafeln  sowie  die  Aushändigung  von  Lohnbüchern  oder 
Arbeitszetteln)  mit  dem  1.  Januar  1918  in  Kraft  treten.  Auf  die 
wichtigen  vorbereitenden  Schritte  betreffend  ein  Arbeitskammergesetz 
und  Aufhebung  des  §  153  der  Gewerbeordnung  wurde  im  einzelnen 
bereits  früher  hingewiesen. 


1)  Die  Lohnklasse  IX  fehlt,  weil  die  früheren  Lohnklassen  IX  und  X  in  eine  (X) 
zusammengezogen  sind.  X  umfaßt  die  1,50  M.  und  weniger  verdienenden  14 — 16  Jahre 
alten,  wie  die  Lehrlinge  und  Kinder  unter  14  Jahren. 

LXVI* 


—    988    — 
VIII.  Finanzwesen. 

Inhalt:  Kriegefinanzierun^  in  den  krie^ührenden  Ländern.  —  Steuerpolitik. 
—  Ekitwicklnng  der  Bchuldbucheintr^ungen  in  Deutfichland.  —  EinkommensVer- 
schiebnng  in  Preußen  während  de»  Krieges. 

Das  Bild,  das  sich  bei  einem  Vergleich  der  Kriegsfinanzen  der 
Kriegführenden  am  Ende  des  Jahres  1916  ergab,  hat  sich  1917  durch- 
aus weiter  zu  unseren  Gunsten  verschoben.  Nicht  daß  die  Finanzlage 
bei  uns  günstiger  geworden  w&re  —  das  kann  sie  selbstverständlich  im 
vierten  Jahre  eines  solchen  Krieges  nicht  — ,  wohl  aber  kr&ftiger,  ge- 
sünder und  prodmktiver  als  diejenige  in  den  uns  feindlichen  Ländern, 
vornehmlich  in  England,  hat  sie  sich  gezeigt.  An  langfristigen  Kriegs- 
anleihen haben  wir  im  Jahre  1917  25'/4  Milliarden  M.  aufgebracht, 
d.  h.  über  4  Milliarden  mehr  als  in  1915  oder  1916,  so  daG  im  ganzen 
bisher  bei  uns  fast  78  Milliarden  Kriegsanleihe  gezeichnet  worden  sind, 
in  England  dagegen  1917  20  Milliarden  and  bisher  Oberhaupt  37Vj  Mil- 
liarden M.,  in  Frankreich  bisher  im  ganzen  26*/^  Milliarden  M.,  in 
Rußland  27  Milliarden  M.,  in  Italien  6  Milliarden  M.  Das  ergibt  zu- 
sammen rund  97  Milliarden  M.  in  den  Großmächten  der  Entente  gegen- 
über 73  Milliarden  M.  in  Deutschland  allein ! 

Die  Kriegskosten  der  Entente  und  deren  Deckung  hat  (im  ..Bank- 
Archiv"  V.  15.  Oktober  1917)  Wirkl.  Geh.  Oberfinanzrat  Schwarz  ein- 
gehend erörtert,  woraus  das  Wesentliche  bereits  oben  S.  735  wieder- 
gegeben worden  ist.  Es  ergab  sich,  daß  einer  langfristigen  Deckung 
der  Kriegskosten  von  etwa  40  Proz.  bei  der  Entente  eine  solche  von 
60 — 80  Proz.  bei  den  Mittelmächten  gegenübersteht,  ein  Verhältnis,  das 
beim  Ausbleiben  weiterer  Anleiheerfolge  im  Verband  immer  ungünstiger 
werden  muß,  wenn  die  Erfolge  der  halbjährigen  deutschen  und  oster- 
reichisch-ungarischen  Kriegsanleihen  auf  gleicher  Höhe  bleiben. 

Ergänzend  sei  hierzu  eine  amerikanische  Zusammenstellung  i^nach 
der  „Frankf.  Ztg.")  mitgeteilt: 

Das  amerikanische  Schatzamt  hat  die  Kriegskosten  für  den  1.  August 
1917  auf  täglich  117  Mill.  $,  das  wären  also  rund  Yj  Milliarde,  ge- 
schätzt, wovon  auf  die  Mittelmächte  angeblich  40  Mill.  und  auf  die 
Gegner  77  Mill.  $  entfallen,  wie  sich  aus  folgender  Zusammenstellung 
ergibt. 


Die  Kriegskosten  am  1.  August  1917 

Gesanittx 
Entente-NationeD 


Ge«ui.tbetr.g  x^'i^Tsn^L 


s 

s 

England 

26  705  000000 

25  000000 

Frankreich 

16530000000 

18  500000 

RuBIand 

14  250COOOOO 

15  000000 

ItaUen 

5  050  000  000 

7  000000 

Vereinigte  Suaten 

I  629  000  000 

19  500000 

übrige  Verbündete 

3  250000000 
6;  414000000 

5  000000 

09000000 

abzügl.  Vonchnsse  an 

Alliierte  und 

Protektorate 

7  992  500  000 

;;  300000 

59421  500000 

76  700000 
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Gesamtbetrag  .„  ^.      „     '^ 

"  tägliche  snmnie 

M  i  tt  el  m  ächte 

$  $ 

Deutschland                                                            19  750  000  000  25  000  000 

Oesterreich-Ungam                                                  9  700  000  000  13  000  000 

Bulgarien  und  Türkei                                             l  450  000  000  2  000  000 

30  qoo  000  000  40  000  000 

abzügl.  Vorschüsse  an  Alliierte                               600  000  000  — 

30  300  000  000  40  000  000 

Gesamtbetrag            89721500000  116  700  000 

Die  Aeußerungen  des  englischen  Schatzkanzlers  Bonar  Law  (s.  oben 
S.  736)  suchten  die  Lage  zu  beschönigen,  fanden  aber  herbe  Kritik  in 
der  englischen  Presse  (S.  797),  und  der  Reichsschatzsekretär  Graf 
Reedern  befal5te  sich  mit  seinen  Darlegungen  ebenfalls,  indem  er  u.  a. 
im  Reichstag  sagte:  „Mein  englischer  Kollege  Bonar  Law  wies  darauf 
hin,  daß  in  England  der  Betrag  der  bereits  jetzt  dort  geschaffenen  Ein- 
nahmen genüge,  um  die  späteren  Friedensauagaben  einschließlich  der 
Verzinsung  der  Kriegsschuld  zu  decken.  Nach  meinen  Berechnungen 
ist  da  ein  Fragezeichen  zu  machen.  Auch  die  wichtigsten  englischen 
Finanzzeitschriften  betonen,  daß  die  immer  nur  für  ein  Jahr  bewilligte 
englische  Einkommensteuer  nicht  dieselben  Erträge  liefern  dürfte  wie 
jetzt,  wo  enorme  Kriegsgewinne  nicht  nur  zu  Lasten  des  englischen  Fiskus, 
sondern  auch  zu  Lasten  befreundeter  und  neutraler  Staaten  von  englischen 
Reedern  und  Kaufleuten  gemacht  worden  sind." 

In  Frankreich  sieht  es  ebenfalls  keineswegs  rosig  aus :  Verschiedent- 
lich sind  in  der  Chronik  darüber  eingehende  Nachweisungen  gegeben 
worden  (vgl.  u.  a.  S.  371,  435,  509).  Das  Ergebnis  der  3.  französischen 
Kriegsanleihe  ist  durchaus  nicht  glänzend,  namentlich  wenn  man  Art 
und  Methoden  des  Zusammenkommens  dieser  Gelder  beachtet  (s.  Chronik 
S.  873  fg.).  Allein  im  Lande  selbst  berechnen  sich  die  in  der  Schwebe 
befindlichen  Schulden  des  Staates  Ende  des  Jahres  wohl  auf  35  bis 
40  Milliarden  frcs.,  die  im  Auslande  untergebrachten  schwebenden 
Schulden  (nach  einer  Aufstellung  im  französischen  Budget  für  1918) 
auf  11  Milliarden,  die  festen  auswärtigen  Schulden  auf  10  Milliarden  frcs. 
Der  Sachverständige  der  ,,Voss.  Ztg."  führte  angesichts  der  französischen 
Finanzlage  vor  einiger  Zeit  aus,  daß  es  so  nicht  mehr  lange  weiter 
gehen  kann.  Selbst  den  bestmöglichen  Fall  ins  Auge  gefaßt,  ist  nicht 
anzunehmen,  daß  der  Staatsschatz  auch  nur  die  Hälfte  seiner  im  Lande 
selbst  aufgenommenen  schwebenden  Schulden  durch  die  Eingänge  aus 
der  neuen  Anleihe  ablösen  könnte.  Die  Verlängerung  der  im  Auslande 
untergebrachten  kurzfristigen  Schuldtitel  ist  eine  Sorge  für  sich.  Auch 
bei  der  Bekehrung  zur  erfolgreichen  deutschen  Praxis  halbjähriger  An- 
leihen wäre  in  die  französischen  Kriegsfinanzen  keine  Ordnung  mehr 
zu  bringen. 

Wie  groß  die  Tendenz  zur  Steigerung  der  Gesamtausgaben,  wie 
namentlich  der  Kriegsausgaben  von  1914  bis  1917  war,  zeigte  die  oben 
S.  371  wiedergegebene  Tabelle.  Und  daß  die  Abhängigkeit  vom  Aus- 
lande für  alle  europäischen  Länder  der  Entente,  namentlich  für  Italien 
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und  Ruüland  immer  bedenklichere  Folgen  haben  muß,  zeigte  sich  an 
zahlreichen  Anzeichen.  Ueber  die  italienischen  Finanzen  vergl.  insbeson- 
dere oben  S.  874  fg. ;  Rußlands  Nähe  am  Staatsbankerott  ist  kaum  mehr 
zu  verschleiern.  Nach  einer  Darstellung  der  „Nordd.  Allg.  Ztg."  vom 
8.  Februar  dürften  die  tatsachlichen  Ausgaben  zu  Beginn  des  vierten 
Kriegsjahres  auf  etwa  45  bis  48  Milliarden  Rbl.  zu  veranschlageu  sein. 
In  der  Zeit  der  Revolution  erfuhren  die  Ausgaben  eine  wesentliche 
Steigerung,  und  legt  man  den  Schätzungen  eine  durchschnittliche  Monats- 
ausgabe von  2  bis  2Y}  Milliarde  Rbl.  zugrunde,  so  können  die  russischen 
Kriegskosten  bis  zum  Ende  des  Jahres  1917  mit  62  bis  65  Milliarden  Rbl. 
mit  ann&hemder  Richtigkeit  veranschlagt  werden.  Eine  mögliche  Staats- 
schuld von  nicht  weniger  als  62  Milliarden  Rbl.,  neben  einer  Schuld 
vor  dem  Kriege  von  8824  Mill.  Rbl.,  stellt  fUr  das  heutige  Rußland 
ohne  Zweifel  eine  erdrückende  Belastung  dar.  An  ihrer  Deckung 
nahmen  teil:  die  Notenbank  mit  18,  die  Kriegsanleihen  mit  12,5,  die 
Schatzwechsel  im  In-  und  Ausland  mit  24,  die  Auslandsdarlehen  mit 
10  Milliarden  Rbl. 

"Was  in  den  Vereinigten  Staaten  an  Anleihen  aufgenommen  worden 
ist,  hat  der  ,,Stati8t"  in  einer  Zusammenstellung  mitgeteilt,  die  oben 
S.  61 1  abgedruckt  worden  ist ;  vgl.  auch  S.  798/99.  Interessant  war  in 
diesem  Zusammenhange  namentlich  aach  das  Urteil  des  schwedischen 
Finanzwissenschaftlers  Gustav  Cassel,  das  Wasser  in  den  Wein  der 
Hoffnung  auf  die  große  Finanzhilfe  Amerikas  nach  Kriegseintritt  für 
die  Entente  goß  (s.  oben  S.  675). 

Die  finanziellen  Mittel  des  neuen  großen  Gegners  jenseits  des  Ozeans 
sind  ohne  Zweifel  außerordentlich  und,  wenn  es  gelingt,  sie  stark  zu- 
sammenzufassen, 80  wird  damit  in  erster  Linie  die  Abhängigkeit  der 
Bundesgenossen  von  den  Vereinigten  Staaten  größer,  w&hrend  die  Wirkung 
auf  die  Kriegführung  erst  mittelbar  herbeigeführt  werden  und  bei  diesem 
Wege  viel  von  ihrer  Kraft  verlieren  kann.  Nach  Dr.  Lammers  im 
„Bank-Archiv"  dürfen  wir  der  durch  Kriegsanleihen  und  Certificates 
in  Angriff  genommenen  Kriegsfinanzierung  der  Vereinigten  Staaten  mit 
Ruhe  entgegensehen.  „Ganz  klar  scheint  man  sich",  sagt  er,  „jenseits 
des  Ozeans  über  die  erheblichen  Kosten,  die  der  Eintritt  in  die  Reihe 
der  Kriegführenden  mit  sich  brachte,  nicht  gewesen  zu  sein.  Während 
man  die  Kriegskosten  für  das  erste  Kriegsjahr  im  Mai  noch  auf  9  bis 
10  Milliarden  $  veranschlagte,  stieg  diese  Schätzung  im  Juli  schon  auf 
12  Milliarden  und  3  Milliarden  Vorschüsse  an  Verbündete,  im  September 
auf  19  Milliarden  und  im  Oktober  auf  21  Milliarden  $."  Auch  dort 
sind  die  Verhältnisse  in  dieser  Hinsicht  also  noch  unübersehbar  und 
Ueberraschungen  ausgesetzt,  so  daß  Zuverlässiges  darüber  nicht  fest- 
gestellt werden  kann. 

Solide  wie  bei  uns  sind  auch  die  Kriegsfinanzen  in  Oesterreich  und 
Ungarn.  Beide  haben  ihre  Kriegsbedürfnisse  in  regelmäßigen  halb- 
jährigen Abständen  durch  langfristige  fundierte  Anleihen  zu  decken 
gesucht  und  damit  Erfolge  erzielt,  die  sich  neben  den  unseren  sehen 
lassen  können.  Die  7  Kriegsanleihen  Oesterreichs  erbrachten  mehr  als 
29  Milliarden  K.,  die  Ungarns  14  Milliarden  K.    Die  6.  österreichische 
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allein  hat  nominal  5189  Mill.  K.  ergeben  und  damit  alle  früheren  Kriegs- 
anleihen übertroffen,  die  7.  aber  hat  auch  dieses  Ergebnis  überstiegen, 
denn  sie  hat  nach  endgültiger  Ermittlung  6044  Mill.  K.  erbracht  und 
durch  das  Gesamtergebnis  der  österreichischen  Kriegsanleihen  die  Kriegs- 
kosten mit  etwa  60  Proz.  gedeckt  (gegen  etwa  80  Proz.  bei  uns  und 
40  Proz.  bei  der  Entente). 

Unsere  Steuerpolitik,  an  der  seit  langem  gearbeitet  wird,  er- 
öffnet solide  Aussichten.  Nach  den  Ausführungen  des  Grafen  ßoedem 
im  Reichstag  werden  Zigarettensteuer  und  Kriegszuschlag  vermutlich 
über  300  Mill.  (gegen  126  des  Voranschlags)  ergeben,  die  Kohlen- 
steuer hat  im  Oktober  78,7  Mill.  gebracht,  und  die  geordnete,  großzügige 
Finanzreform  ist  im  Werden.  So  darf  man  wohl  der  begründeten  Zu- 
versicht zustimmen,  die  "Wirkl.  Geh.  Oberfinanzrat  Schwarz  in  einem 
Ausblick  auf  die  Finanzlage  Deutschlands  ausgesprochen  hat:  „Darin 
liegt  ja  gerade  die  Stärke  unserer  Kriegsfinanzierung  und  Wirtschafts- 
führung, daß,  weil  wir  alles  Geld  im  Innern  des  Landes  aufbringen 
wie  verausgaben,  neue  anleihesuchende  Kapitalien  sich  so  schnell  wieder 
neu  bilden,  neu  ansammeln  können.  Gewiß  hat  unsere  Finanz-  und 
Geldpolitik  auch  ihre  dunklen  Seiten.  .  .  .  Aber  Inflation,  ebenso  wie 
Valutaentwertung,  sind  Erscheinungen,  die  wir  mehr  oder  weniger  mit 
allen  Kriegführenden  teilen.  .  .  .  Wenn  wir  auch  die  schwachen  Punkte 
unserer  Finanz-  und  Geldgebarung  im  abgelaufenen  Jahre  voll  in  Rech- 
nung stellen,  als  Gesamtergebnis  bleibt  doch  bestehen,  daß,  wie  aus 
berufenstem  Munde  von  Exzellenz  v.  Havenstein  mit  berechtigtem  Stolze 
Vertretern  der  Presse  gegenüber  betont  worden  ist,  unsere  Finanzen 
sich  auch  im  Jahre  1917  glänzend  bewährt  haben." 

Ueber  die  Entwicklung  der  Schuldbucheintragungen  im  Reich  und 
in  Preußen  sei  folgende  Uebersicht  wiedergegeben.  Die  Eintragungen 
gestalteten  sich  für  das  Reichsschuldbuch: 


31. 

Dez. 

1913 

1  391  193  600 

31. 

Dez. 

1915 

4  989  601  600 

31. 

März 

1914 

I  427  183  IOC 

31. 

März 

1916 

5  946  128  200 

30. 

Juni 

1914 

I  461  983  700 

30. 

Juni 

1916 

7  021  536  200 

30. 

Sept. 

1914 

I  491  038  500 

30. 

Sept. 

1916 

8  037  814  300 

30. 

Dez. 

1914 

2  014  142  600 

31. 

Dez. 

1916 

8  778  222  200 

31. 

März 

1915 

2  740  997  200 

30. 

Juni 

1917 

10  741  024  500 

30. 

Juni 

1915 

3  216649600 

30. 

Sept. 

1917 

12  123  286  200 

30. 

Sept. 

1915 

4  182  548000 

31. 

Dez. 

1917 

12  883  412  900 

Die  Zunahme  für  das  letzte  Vierteljahr  beträgt  hiernach  760 126  700  M. 
gegen   1 382  000  M.  Zunahme  im  vorangegangenen  Vierteljahr. 

Für  das  preußische  Staatsschuldbuch  gestalteten  sich  die 
Eintragungen  in  dem  gedachten  Zeitraum  wie  folgt  (in  Mark) : 


31. 

Dez. 

1913 

3  568  806  300 

31. 

Dez. 

1915 

3778397  IOC 

31. 

März 

1914 

3  631  162  000 

31. 

März 

1916 

3  765  636  050 

30. 

Juni 

1914 

3676462650 

30. 

Juni 

1916 

3767656650 

30. 

Sept. 

1914 

3  740  002  900 

30. 

Sept. 

1916 

3  764  288  550 

30. 

Dez. 

1914 

3  767  273  950 

31. 

Dez. 

1916 

3749781300 

31. 

März 

1915 

3  769  803  550 

30. 

Juni 

1917 

3  740  293  300 

30. 

Juni 

1915 

3  773  169450 

30. 

Sept. 

1917 

3  687  178  250 

30. 

Sept. 

1915 

3  776  509  200 

31. 

Dez. 

1917 

3691  241  250 
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Somit  erbrachte  das  letzte  Jahresviertel  eine  Zanahme  um  4  063  000  M. 
gegen  eine  Verringerung  um  9  488  000  M.  im  dritten  Vierteljahr. 

Die  Entwicklung  der  Eintragungen  in  den  5  Jahren  des  Bestehens 
des  bayerischenStaatsBchaldbnches  zeigt  nachstehende  Tabelle : 


Stand  der  Eintragongen : 

In  Proz.  der  ein- 

(in  UiUionen  Mark) 

tragnngaf&higen 

am 

4-proz. 

3V,-proi. 

3-proz. 

Summe 

RcJiold 

1.  Januar  1914 

45,1 

i6i,i 

».' 

»09,6 

9,»&  Pro«. 

1.        „        1915 

95.« 

i39.» 

4,' 

340,1 

«5.31      „ 

1.        ..        1916 

9«,» 

«6s,  i 

5.» 

3^,» 

■6,8t        „ 

1.        „        1917 

100,7 

»71 

S.» 

377,i 

«7,—     „ 

1.       „        1918 

99.« 

»73.» 

5.» 

379.« 

17.«»      „ 

Zum  Schluß  einige  kurze  Angaben  über  die  Einkommensver- 
schiebungen während  des  Krieges,  auf  die  auf  Grund  der 
preußischen  Einkommens-  und  Vermögensstatistik  Prof.  Dr.  Franz  Eulen- 
burg in  der  „Frankf.  Ztg."  (4.  Januar  1918)  aufmerksam  gemacht  hat.  Es 
zeigte    sich  1914/16  Zu-    bezw.  Abnahme    bei  den  Einkommensgruppen 


3  000—    9  500  M.  — 

6,6  T.  H. 

100  000—    500  000  M. 

+    »7.«    T 

9  500-  30  500   „  — 

*»•     f>       »t 

500  000—1000  000   „ 

+  39,'  .. 

30  500—100  000  „    + 

8.1  .,    „ 

über  1000  000  „ 

+  47,«  .. 

über  100  000  „    -|- 

»8.»  „    „ 

Es  fielen  in  Preußen  von  den  steuerpflichtigen  Einkommen  auf  die 
einzelne  Steuergruppe  (in  Proz.): 


1914 

1916 

Absolute  Zanahme 
in  Proz. 

900—    3  000  M. 

55.» 

54.« 

i.i 

3  000—     9  500    „ 

20,1 

18,9 

2,6 

9  500-  30  500    „ 

10.« 

io,s 

3.1 

30  500—100  000   „ 

7.0 

7.7 

'4.» 

über  100  000    „ 

7.« 

9,0 

3».» 

100. — 


13.4 


An  diese  hauptsächlichen  Ziffern  schließt  Eulenburg  folgende  ab- 
schließende Bemerkungen : 

„Die  Einkommensverschiebung  tritt  daraus  deutlich  zutage.  Das 
Einkommen  der  beiden  höchsten  Steuergruppen  hat  sich  auf  Kosten 
der  beiden  unteren  absolut  und  relativ  erhöht,  wahrend  die  mittlere 
Gruppe  gerade  gleich  geblieben  ist.  Es  hat  also  tatsächlich  eine  nicht 
unerhebliche  Einkommenshäufung  stattgefunden.  Die  Einkommen  der 
beiden  höchsten  Gruppen  über  30000  M.  haben  weit  über  den  Durch- 
schnitt zugenommen,  ja  die  über  100000  M.  sich  um  rund  den  dritten 
Teil  vermehrt !  Da  aber  die  Zahl  dieser  glücklichen  Zcnsiten  ebenfalls 
beträchtlich  wuchs,  so  ist  der  durchschnittliche  Einkommensbetrag  in 
den  höchsten  Steuergruppen  nur  unbedeutend  gestiegen.  Dadurch,  daß 
die  Spitze  sich  verbreitert  hat,  ist  eine  ungesunde  Zusammenballung 
noch  unterblieben.  Es  sind  eben  mehr  Personen  in  die  höchste  Klasse 
eingetreten,  ohne  daß  deren  Einzeleinkommen  selbst  schon  zu  stark  an- 
gewachsen ist.  Auch  jetzt  bleiben  noch  rund  drei  Viertel  des  preußischen 
Gesamteinkommens  in  den  Händen  der  Mittelklasse  bis  etwa  10000  M. 
Daran    wird    auch   nicht    viel  geändert,   wenn  einzelne  Personen  dieser 
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Gruppe   sich    weiter   bereichert  haben :    dadurch  dürfte  das  Gesamtbild 
kaum  wesentlich  verschoben  werden. 

So  scheint  also  bis  jetzt  wenigstens  die  Befürchtung,  daß  die 
Mittelklassen  aufgerieben  seien,  nicht  begründet.  Zwar  weisen  gerade 
die  Mittelgruppen  eine  Abnahme  und  die  höchsten  Einkommen  eine 
starke  Zunahme  auf;  auch  hat  sich  das  Gesamteinkommen  jener  mitt- 
leren Gruppe  entsprechend  vermindert,  das  der  letzteren  wesentlich  er- 
höht. Auf  der  anderen  Seite  ist  aber  zu  bedenken,  daß  es  sich  hierbei 
um  relativ  wenig  Personen  handelt ;  die  Zahl  der  Zensiten  über  100  000  M. 
macht  nur  0,04  v.  H.  der  Gesamtzahl  aus  und  umfaßt  nur  9  v.  H.  des 
Gesamteinkommens.  Von  der  Einkommenverteilung  Englands,  wo  be- 
kanntlich die  Mittelklassen  zugunsten  der  ganz  großen  Zensiten  wesent- 
lich zurückgedrängt  wurden,  sind  wir  auch  jetzt  noch  weit  entfernt. 
Gleichwohl  wird  man  diese  Entwicklung  aufmerksam  verfolgen  müssen, 
um  danach  die  Steuerreform  der  Zukunft  einzurichten.  Die  steuerliche 
Belastung  wird  in  erster  Linie  auf  diese  Einkommensverschiebungen 
Rücksicht  nehmen ;  eine  Begrenzung  der  Staffelung  nach  oben  wie  bisher 
ist  dann  nicht  mehr  am  Platze." 

IX.  Kleingewerbe,  einschließlich  Mittelstandsbewegung;. 

Inhalt:  Gesetz,  betr.  den  vaterländischen  Hilfsdienst.  Antrag  des  Abge- 
ordneten Hammer  und  Genossen,  betr.  den  Wiederaufbau  des  Handwerks  nach 
dem  Kriege. 

Das  vergangene  Jahr  hat  die  immer  weitere  Inkraftsetzung  des 
Gesetzes  über  den  vaterländischen  Hilfsdienst  vom  15.  Dezember  1916 
mit  sich  gebracht.  Die  wirtschaftlichen  Notwendigkeiten  des  Krieges 
veranlaßten,  immer  mehr  Hilfsdienstpflichtige  einzuziehen  und  immer 
mehr  Betriebe  aus  Rücksichten  der  Kohlenersparnis  oder  aus  Rück- 
sichten der  Ersparnis  an  Arbeitskräften  und  Maschinen  zusammenzu- 
legen. Das  Hilfsdienstgesetz  hat  sich  daher  je  länger  je  mehr  als  sehr 
einschneidend  für  das  Wirtschaftsleben,  namentlich  des  Kleingewerbe- 
standes, erwiesen.  Im  Kleingewerbestande  ist  man  aber  der  festen 
üeberzeugung,  daß  diese  wirtschaftlichen  Notwendigkeiten  getragen 
werden  müssen,  um  auch  den  Sieg  hinter  der  Front  zu  ermöglichen. 
Aber  gerade  dieses  schwere  Eingreifen  in  das  Wirtschaftsleben  läßt 
immer  dringender  die  Notwendigkeit  erseheinen,  Maßnahmen  zu  er- 
greifen zum  Wiederaufbau  des  mit  am  schwersten  durch  den  Krieg 
getroffenen  Handwerks. 

Dieses  Ergebnis  hat  den  Abgeordneten  Hammer  und  Genossen  ver- 
anlaßt, folgenden  Antrag  im  Abgeordnetenhause  einzubringen: 
„Das  Haus  der  Abgeordneten  wolle  beschließen: 
die  Königliche  Staatsregierung  zu  ersuchen,  unter  Hinzuziehung  des 
Deutschen  Handwerks-  nnd  Gewerbekammertages  baldtunlichst  wirt- 
schaftliche Maßnahmen  vorzubereiten,  um  den  Handwerks?weigen, 
welche  durch  den  Krieg  schwer  gelitten  haben,  einen  Wiederaufbau 
zu  ermöglichen." 

Dieser  Antrag  ist  der  Kommission  für  Handel  und  Gewerbe  des 
Abgeordnetenhauses  überwiesen  worden,  und  diese  Kommission  hat  sehr 
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eingehende  Verhandlungen  über  denselben  gepflogen,  die  in  Xr.  757 
der  Drucksachen  des  Abgeordnetenhauses  veröffentlicht  worden  sind. 
Der  Antrag  Hammer  hat  sich  schließlich  zu  folgendem  Antrag  an  das 
Abgeordnetenhaus  verdichtet,  der  auch  die  Genehmigung  des  Abge- 
ordnetenhauses gefanden  hat.     Der  Antrag  lautet : 

,Da8  Hau8  der  Abgeordneten  wolle  beschlieBen: 
die  Königliche  ätaatsregierung  zu  ersuchen : 

I.  das  Königliche  Landesgewerbeamt  unter  Ausbau  seiner  Einrichtungen  mit 
der  Aufgabe  zu  betrauen,  an  dem  Wiederaufbau  des  durch  den  Krieg  geschädigten 
Handwerks  mitzuarbeiten,  durch  Sammlunj;  und  Verbreitung  von  Erfahrungen, 
Anregungen  und  Beispideu  über  die  Möelichlceit  von  V'erbesserungen  der  hand- 
werklichen Technik  und  Wirtschaft,  sowie  des  gewerblichen  Genossenschaftswesens. 

II.  Es  ist  weiter  dahin  zu  streben,  dafi  die  in  gleicher  Richtung  ein.setzende 
Fürsorge  für  das  Handwerk  seitens  des  Reiches,  des  Staates  und  der  Selbstver- 
waltungskörper tunlichst  einheitlich  geregelt  und  gehandbabt  werden  möge. 


Um  die  im  einzelnen  erzielten  Erfahrungen  and  Erfolge  auf  dem  Gebiete 
der  Selbsthilfe  dem  Gewerbestande  allgemein  zugänglich  zu  machen,  wird  vorge- 
schlagen, dafür  zu  wirken: 

1.  daß  von  den  Handwerkern  in  den  Werk  vertragen  Abmachungen  von 
entsprechenden  Abschlagszahlungen  getroffen  und  sofortige  Rechnungsabgabe 
nach  beendeter  Arbeitslieferung  eingereicht  wird,  daß  vorteilhafte  Gelegenheiten 
beim  Erwerb  von  Rohstoffen  usw.  benutzt  und  insbesondere  alle  Absatzmöglich- 
keiten beobachtet  werden  und  daß  unter  Berücksichtigung  des  vorhandenen  Roh- 
stoffmangels und  der  hierdurch  veränderten  Arbeitsmetboden  und  Formgestaltungen 
die  Keratuug  erteilt  wird. 

2.  daß  von  den  Handwerkern  tunlichst  vorher  schon  für  die  beschäftigungs- 
lose Zeit  Arbeitsaufträge  beschafft  und  die  allgemeine  Wirtschaftslage;,  der 
Arbeitsmarkt,  die  Konjunktur,  die  Preisbildung,  der  wechselnde  Geschmack,  die 
drohende  Ausschaltung  einzelner  Handwerkszweige  durch  das  Auftauchen  billiger 
Ersatzerzeugnisse  der  Industrie  rechtzeitig  erkannt  und  praktische  Neuerungen 
gewerblicher  und  industrieller  Art,  Handdsgepflogenheiten  usw.  in  anderen  Kul- 
tnrstaaten  benutzt  werden, 

3.  daß  der  ücffentlichkeit  bekanntgegebene  Geschäftsergebnisee  kaufmännisch 
geleiteter  gewerblicher  Betriebe,  insbesondere  wenn  sie  durch  Benutzung  einge- 
arbeiteter kaufmännischer  Mitarbeiter  erzielt  worden  sind,  allgemein  bekanntge- 
macht werden. 

4.  daß  erläuternde  Mitteilungen  gemacht  werden  über  erzielte  größere  Wirt- 
schaftsergebnisse  in  gewerblichen  Betrieben  in  technischer,  maschineller  und  per- 
soneller Hinsicht,  z.  B.  bei  der  Ersparnis  von  Arbeitszeit,  Lohn  und  Material, 
unter  anderem  durch  sorgfältige  Auswahl  für  bestimmte  Arbeiten  besonders  be- 
fähigter Arbeiter;  durch  sorgsamste  Ausnutzung  von  Betriebs-  tind  Transport- 
mitteln, Heizung.  Beleuchtung  usw., 

5.  daß  ständig  wiederholte  Anregungen  zur  Herstellung  bester  Qualitäts- 
arbeit bekanntgegeben  werden  unter  Angabe  von  Beispielen  und  der  dadurch  er- 
zielten Vorteile  gegenüber  den  vielfach  völlig  veränderten  Wettbewerbsverhältnissen 
im  Inhalte  und  auf  dem  Gebiete  des  Weltmarktes, 

6.  daß  Hinweise  und  Erläuterungen  über  den  Wiederaufbau  des  Handwerks, 
wie  er  in  den  vom  Deutschen  Handwerks-  und  Gewerbekammertage  aufgestellten 
»Richtlinien  für  den  Wiederaufbau  des  durch  den  Krieg  geschädigten  Handwerks" 
vorgesehen  ist,  in  der  Fachpresse  wiederholt  bekanntgegeben  werden, 

7.  daß  besonders  praktische  Erfolge  beim  genossenschaftlichen  Zusammen- 
arbeiten in  der  Kreditbeschaffung,  beim  gemeinsamen  Einkauf  von  Rohstoffen, 
Halberzeugnissen  und  Ersatzstoffen  gegen  bar,  in  der  geraeinsamen  Arbeitsüber- 
nahme und  deren  Verteilung,  in  besonderen  Fällen  auch  nach  der  fachmänni- 
schen Tüchtigkeit  einzelner  Mitglieder,  veröffentlicht  werden, 
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8.  daß  bestimmte  Beispiele  vorbildlichen  Zusammenarbeiteos  von  Innungen, 
Handwerksvereinigungen  und  Handwerkskammern  und  den  aus  ihnen  hervor- 
gegangenen, rechtlich  und  wirtschaftlich  gesonderten  Handwerkergenossenschaften, 
bekanntgemacht  werden, 

9.  daß  möglichst  dazu  angeregt  wird,  in  geeigneten  Fällen  erstklassige  Arbeits- 
sparraaschinen  gemeinsam  anzuschaffen,  sowie  zur  größtmöglichen  Ausnutzung 
derselben, 

10.  daß  die  ganz  besonderen  wirtschaftlichen  Vorteile  hervorgehoben  werden, 
welche  die  so  dringend  notwendige  Pflege  des  gewerblichen  Genossenschaftswesens 
durch  den  Anschluß  an  einen  bewährten  Revisionsverband  bieten. 

B 

Für  die  tunlichst  einheitlich  durchzuführende  Fürsorge  für  das  geschädigte 
Handwerk  seitens  des  Eeiches,  des  Staates  und  der  Selbstverwaltungskörper  werden 
folgende  Vorschläge  unterbreitet: 

1.  daß  die  durch  das  Reich  zu  übernehmende  Bürgschaft  für  geprüfte  Dar- 
lehnsgesuche  der  durch  den  Krieg  geschädigten  Handwerksmeister  möglichst  ein- 
heitlich gehandhabt  wird, 

2.  daß  bei  Vergebungen  von  Lieferungen  und  Aufträgen  der  Reichsbehörden, 
des  Heeres  und  der  preußischen  Staatsbehörden,  ähnlich  wie  in  Oesterreich-Ungarn, 
ein  entsprechender  Prozentsatz  für  handwerksmäßig  herzustellende  Lieferungen 
dem  Handwerk  nach  Möglichkeit  vorbehalten  bleibt, 

3.  daß  in  der  Uebergangszeit  dem  gesamten  Handwerk  ein  angemessener 
Teil  der  für  absehbare  Zeiten  äußerst  knappen  Rohstoffe,  Halberzeugnisse  und 
Ersatzstoffe  vorbehalten  wird, 

4.  daß  auf  Grund  der  Bundesratsverordnung  vom  4.  August  1914  oder  durch 
reichsgesetzliche  Regelung  ein  „Güteverfahren"  angeordnet  wird,  wodurch  den 
durch  den  Krieg  geschädigten  Handwerkern  eine  wirtschaftlich  erträgliche  Ab- 
bürdung  der  nachweisbar  durch  den  Krieg  entstandenen  Schuldenlast  ermöglicht 
wird,  insbesondere:  Wohnungs-,  Werkstatt-  und  Ladenmieten,  Waren-,  Betriebs-, 
Hypotheken-  und  Kapitallasten  usw.  nebst  aufgelaufenen  Zinsen, 

5.  daß  das  Verdingungswesen  des  Preußischen  Staates  den  Beschlüssen  des 
Abgeordnetenhauses  entsprechend  umgestaltet  und  vor  allem  der  „angemessene 
Preis"  bewilligt  wird ;  daß  weiter  unter  Heranziehung  unparteiischer  Sachver- 
ständiger aus  den  Handwerkskammern  den  leistungsfähigen,  durch  den  Krieg 
geschadigten  Handwerksmeistern  bei  annähernd  gleichen  Preisen  gegenüber  anderen 
Mitbewerbern  ein  Vorzug  gewährt  wird, 

6.  daß  die  berufliche  Ausbildungsmöglichkeit  wesentlich  gefördert  wird,  ins- 
besondere für  Kriegsteilnehmer  und  durch  den  Krieg  in  Mitleidenschaft  gezogene 
Handwerker  für  das  oft  notwendige  Umlernen  in  einen  anderen  Beruf,  durch 
Meister-  und  gewerbliche  Genossenschaftskurse  usw., 

7.  daß  bei  der  Tätigkeit  der  Kriegshilfskassen  die  leistungsfähigen  gewerb- 
lichen Genossenschaften,  ähnlich  wie  in  der  Rheinprovinz  beabsichtigt  ist,  in  der 
weitestgehenden  Weise  herangezogen  werden, 

8.  daß  die  besondere  Pflege  des  gewerblichen  Genossenschaftswesens  durch 
anerkannt  tüchtige  Revisionsverbände  staatlicherseits  besonders  gefördert  wird. 

C. 
Ferner   ist  die  Durchführung   nachstehender  dringlicher  Aufgaben   in  die 
Wege  zu  leiten : 

1.  daß  Vorlagen  und  Gesetzentwürfe,  die  für  das  Handwerk  von  Wichtig- 
keit sind,  tunlichst  erst  nach  vorheriger  Begutachtung  der  Handwerks-  und 
Gewerbekammern  zu  erledigen  sind  (§  103  eRGO.), 

2.  daß  die  Berufsberatung  und  Lehrstellenvermittelung  als  eine  dringliche 
Aufgabe  angesehen  und  von  Gemeinde-  und  Interessenkreisen  unter  Bereitstellung 
auch  angemessener  staatlicher  Mittel  baldtunlichst  eingeführt  wird, 

3.  daß  im  Interesse  der   deutschen  Volkswirtschaft  planmäßig  darauf  hin- 

fewirkt    wird,    daß    zur  Hebung    der    Qualitätsarbeit    im    Handwerk   geeignete 
ünstlerische  und  kunstgewerbliche  Kräfte  bei  entsprechenden  Aufträgen  zur  An- 
fertigung tunlichst  mitherangezogen  werden, 
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4.  daß  in  leiätungsfähigen  Gemeinden  möglichst  die  in  gewerblichen  Be- 
trieben beschäftigten  gelernten  und  angelernten  Arbeitnehmer  bis  zum  vollendeten 
achtzehnten  Lebensjaire,  bzw.  bis  zu  beendeter  Lehrzeit,  die  Pflichtfortbildungs- 
schule zu  besuchen  verpflichtet  werden,  mit  Ausnahme  der  Besucher  von  staat- 
lich anerkannten  Fachschulen  usw., 

5.  daß  durch  die  Bildung  bzw.  Umwandlung  von  freiwilligen  ELrankenkassen 
für  selbständige  Handwerksmeister  sowie  durch  Erweiterung  auf  die  Schichten 
des  gesamten  gewerblichen  Mittelstandes  denselben  dadurch  eine  ausreichende 
ärztliche  Hilfe,  Heilmittel  und  Anstalupflege  ermöglicht  wird, 

6.  daß  in  geeigneten  Fällen  eine  Vermittelung  versucht  wird  zur  Beseitigung 
der  das  Handwerk  schädigenden  Zuchthaus-  und  Gkfängnisarbeit  sowie  de«  da- 
bei angewandten  motorischen  Antriebs  von  Hilfsmaschinen. * 

Hier  sind  also  die  Maßnahmen,  die  im  Wiederaufbau  ergriffen 
werden  sollen,  in  drei  verschiedene  Gruppen  geteilt  worden :  in  die 
Gruppe  A,  die  das  Handwerk  anh&lt,  auf  dem  Gebiete  der  Selbsthilfe 
Schritte  zu  tun,  in  das  Gebiet  B,  welches  eine  Fürsorge  für  das  ge- 
schädigte Handwerk  seitens  des  Reiches,  des  Staates  und  der  Selbst- 
verwaltungskörper vorsieht,  und  schließlich  in  eine  Gruppe  C,  die  noch 
einige  dringliche  soziale  Aufgaben  zur  Lösung  dieser  Fragen  empfiehlt. 

Es  ist  zu  hoffen,  daß  alle  beteiligten  Instanzen,  namentlich  aber 
der  Gewerbestand  selbst,  nun  bald  Schritte  ergreift,  um  diese  Vor- 
schläge wirklich  in  die  Praxis  zu  übersetzen. 

X.  Soziale  Hygiene. 

Der  allgemeine  Gesundheitszustand  darf  auch  im  Jahre  1917  trotz 
aller  Erschwerungen  als  nicht  ungünstig  bezeichnet  werden,  wenn  auch 
ein  Teil  der  schwer  arbeitenden  städtischen  Bevölkerung  erhebliche 
Einwirkungen  auf  Leistungsfähigkeit  und  Widerstandskraft  versptirt 
und  namentlich  der  Tuberkulose  nicht  so  energisch  Widerpart  geboten 
werden  könnte  wie  im  Frieden.  Die  Maßnahmen  der  Sozialen  Hygiene 
standen  im  wesentlichen  unter  dem  Zeichen  der  Kinderfürsorge  und 
der  Bevölkerungspolitik.  Nicht  nur  der  Reichstagsausschuß  für  Be- 
völkerungspolitik, sondern  auch  die  bundesstaatlichen  Behörden,  unter 
denen  der  preußische  Unterrichtsminister  sich  der  Fragen  der  Klein- 
kinderfürsorge besonders  annahm,  und  die  Badische  Gesellschaft  für 
Soziale  Hygiene  sowie  die  Berliner  Gesellschaft  für  Rassenhygiene 
weisen  wertvolle  Förderungen  auf  dem  Gebiete  der  Bevölkerungspolitik 
in  gesundheitlicher  Hinsicht  auf.  Für  die  Schulkinder  gewann  nament- 
lich die  Parole  „Stadtkinder  aufs  Land"  große  Bedeutung,  und  die  Er- 
folge ermuntern  zu  neuer  ausgedehnterer  Wiederholung.  Frauenarbeit 
und  Mutterfürsorge  erfreuten  sich  besonderer  Beachtung.  Organisatorisch 
ist  die  Errichtung  eines  Ministeriums  für  Volksgesundheit  in  Oesterreich 
von  Bedeutung,  was  zu  verschiedenen  Anregungen  und  Erörterungen 
auch  für  reichsdeutsche  Verhältnisse  Anlaß  gegeben  hat. 
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—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  Finanzlage  740. 

—  Finanzwesen  863. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort, 

—  Getreideausfuhr  12,  148,  310,  312,  318, 
531,  585,  593,  818. 

—  Getreideernte  13,  156,  254,  383,  530, 
746,  817. 
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Argrentinlen,  Getreideliefeningen ,  Vor- 
schüsse auf  —  852. 

—  Giroumsatzsteuer  562. 

—  Golddepots  789. 

—  Handelspolitik  539. 

—  Konversionskasse  s.  dort. 

—  Kreditwirtschaftl.  Maßnahmen  s.  dort. 

—  Maisernte  8,  148,  251,  312. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Vorschüsse  an  England  852. 
an  Frankreich  852. 

—  Wirtschaftsleben  8ö3. 

—  Wolle  17. 

—  Zahlungsbilanz  789. 

—  Zurückziehung  des  Anleiheangebots 
Amerikas  118. 

Armee,  Gesundheitszustand  229. 
Aschaffenburger   Yolksbank,    Akt.-Ges. 

721. 
Asociacion  de  Banqueros  Espanoles  del 

Centro  de  Espaiia  419. 
Aafhebiuig  serbischer  Gesetze  122,  973. 
Anfsicbteamt    für    PriTatTersicheruug:, 

Errichtung  eines  —  in  Ungarn  34. 

—  —  Geschäftsbericht  des  —  für  1916 
705. 

s.  auch  Staatsaufsicht. 

Aufsichtspersonen  Über  Uiiternehmnn- 
gen,  Belgien  420. 

Aufsichtsrecht  gegen  In-  und  auslän- 
dische Unternehmungen,  Ungarn  636, 
973. 

Ausftthreinstellung  an  Deutschland,  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika  717,  963. 

Ausfuhr  von  Waren,  Gen.-Gouv.  War- 
schau 286,  972. 

Ansfuhrkommission,  Türkei  422. 

Ausgabensteuer,  Frankreich  509. 

Ausknuftserteilung  der  Banken,  England 
860 

Auslandsforderungen,  Anmeldung  von  — 
Deutschland  120,  196,  286,  359,  563, 
a59,  972. 

—  England  860.  ^ 

—  Frankreich  787. 

—  Oesterreich-Ungarn  360,  724,  861,  973. 
Auslandskäufe     ohne    Gold,     England- 
Italien  279. 

Anslaudsrersckuldnng  Englands  938/9. 
Ausprägungen  s.  Münzausprägungen. 
Ausschuß  für  flnanzielle  Erleichterungen, 

England  860. 
Außenhandel  Algiers  170. 

—  Argentiniens  93,  334. 

—  Australiens  835. 

—  Brasiliens  334,  615. 

—  Britisch-Afrikas  613,  614. 

—  Britisch-lndiens  264,  399,  477. 

—  Chiles  702. 

—  Chinas  400,  479. 


Außenhandel  Columbiens  478. 

—  Dänemarks  963. 

—  Deutschlands  915. 

—  Ecuadors  477. 

—  Englands  115,  330,  362,  477,  495,  540, 
781,  906,  915. 

—  Frankreichs  192,  329,  916. 

—  französischer  Kolonien  767. 

—  Guatemaks  266,  400. 

—  Hawais  266. 

—  Italiens  262,  766,  949. 

—  Japans  170,  907,  953. 

—  Kanadas  398. 

—  Kubas  832. 

—  Madaga.'ikars  400. 

—  der  Malayen-Staaten  614. 

—  Marokkos  399. 

—  Neufundlands  94.  • 

—  Neuseelands  835. 

—  Norwegens  170,  963. 

—  Panamas  333. 

—  Paraguays  335. 

—  Persiens  170. 

—  Perus  266. 

—  der  Philippinen  614. 

—  Rußlands  263,  330,  766,  946. 

—  Schwedens  170,  831,  963,  965. 

—  der  Schweiz  27,  829,  961. 

—  Sierra  Leones  479. 

—  Spaniens  93,  968. 

—  der  Straits  Settlements  614. 

—  der  Türkei  767. 

—  Uruguays  93,  335. 

—  Venezuelas  478. 

—  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
117,  265,  331,  699,  954. 

—  der  Zentralamerikanischen  Staaten  833. 
Außenhandelsbanken  972. 
Aussperrungen  im  Jahr  1916  506. 
Australian    Bank   of  Commerce    Ltd., 

Sidney  785. 
Australien,  Anleihen  s.  dort. 

—  Ausfuhr  600,  686,  752. 

—  Außenhandel  835. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Finanzen  580. 

—  Weizen    14,   84,   152,   253,   308,  462, 
593,  757,  818. 

—  Wolle  532,  757. 

Aus-   nnd   Durchfuhrverbote,   Deutsch- 
land 288. 

—  England  629. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  629. 

—  8.      a.      Kriegswirtschaftlich?     Maß- 
nahmen. 

Ausweise  der  Notenbanken  s.  Bankaus- 
weise. 

Azow-Dou-Kommerzbank  118. 
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B. 


BKeker-  nnd  Kondltorfewerb*,  Arbeit»- 

hygiene  666. 
Baden,  Eier  76. 
—  Kartoffeln  520. 
Badi8«he  Gesellschaft  fflrsozialeHyriene 

883. 
Bakan    nnd    Kynsba    Handelsbanken, 

Onaka  785. 
Balkaniscbe  Bank,  Sofia  858. 
Banea   Commereiale   Italiana,  Mailand 

119,  785. 
Banea   del  lUlia  Meridionale,    Neapel 

858. 
Banea  di  Credlto  Indastriale,  Florenz  561. 
Banea  d'Italia,  Rom  634. 
Baneu  (ienerale  Romana,  Bukarest  124. 
Banea  (JenoTese  dl  Credlto,  Genua  419. 
Banea  Industriale  &  Commereiale,  Pa- 

dua  785. 
Banea  Italiana  dl  Seonto,  Mailand  119, 

2a'),  722. 
Banea  Xatlonala  a  Romaniei  637. 
Baneu  per  PAfrira  Orientale,  Rom  561. 
Banea  Regionale,  Rom  722. 
Bane«  Veneta  di  Deposit!  e  Conti  Cor- 

reutl.  Venedig  722. 
Baneo  Agrrieola,  Buenos  Aires  120. 
Baneo  da  India  Portngueza,  Nova  G6a 

(VM. 
Baneo  de  Bilbao,  Ix>ndon  722. 
Baneo  de  Credlto  Populär  de  Sao  Paulo 

561. 
Baneo  de  la  Coruna,  Coruna  859. 
Baneo  de  la  Indnstria  y  del  Comerclo, 

Chile  :m. 

Baneo  de  la  Naeion  Argentina  501. 
Baneo  de  la  Republlca,  .^reentinien  637. 
Baneo  di  Xapoll,  Chicago  722. 
Baneo  dl  Roma.  Rom  498. 
Baneo  do  Brasil,  Rio  de  Janeiro  564. 
Baneo  Dn^ud,  Barranquilla  723. 
Baneo  Hispano-Afrleana,  Paris  561. 
Baneo  Industriale  Commereiale,  Padua 

a58. 

Baneo  Intemaelonal  de  Cuba,  La  Ha- 
bana 859. 

Baneo  Italiano  dl  Sieurta,  Genua  634. 

Baneo  Luso-Brasileiro,  Rio  de  Janeiro 
78Ü. 

Baneo  Naelonal  del  Ecuador,  Guaya- 
quil  561. 

Baneo  Xaeioual  Ultraniarino,  Lissabon 
120.  419. 

Baneo  Populär,  Botucatu  786. 

—  —  Cacapava  786. 

Baneo  Pnpular  do  Rio  de  Janeiro  499. 

Baneo  Predlal  (Hypothekenbank),  Nic- 
theroy  499. 


Baneo  Sulzo  Sud-Amerieano,  Zürich  119. 
Baneo  Vaseo,  Bilbao  859 


Banka  sa  pokupka  i  prodaschba  n« 
nedwisrhnl  Irootl,  Sofia  498. 

Baneo  Unieo  de  Emission!,  Mexiko  637. 

Bankaufslcht,   Rumänien  360,  636,  973. 

Bankausweise  s.  Reichebank,  Bank  von 
England,  Bank  von  Frankreich,  Bank 
von  Italien,  Bank  von  Japan.  Bank 
von  Norwegen,  Bank  von  Spanien.  Bel- 
gische Nationalbank,  Bundes- Roserve- 
banken.  Dänische  Nationalbank.  Nie- 
derländische Bank,  Oesterreichisch- 
ungarische  Bank,  Privatnotenbanken, 
Russische  Staatsbank,  Schwedische 
Reichsbank,  Schweizerische  National- 
bank, Soci^t^  G^n^rale  de  Belgique, 
Vereinigte  Abrechnnngsbanken  in  New 
York. 

Bankbetriebe,   Genehmigungspflicht 
neuer  —  63«. 

Bank  der  Goldproduzenten,  Petersburg 
285. 

Bankdiskont  an  größeren  Börsenplätzen 
(monatliche Tabellen)  55, 127,  201,  291. 
364,  423,  502,  565,  638   726,  7itO.  864. 

—  Jahresübereicht  (Tabelle)  978. 

—  jährliche  Besprechung  914. 

—  Bengal  115. 

—  Boinoay  115. 

—  Bulgarien  914. 

—  Britiech-Indien  115. 

—  Dänemark  914,  965. 

—  Deutschland  914.  927. 

—  England  46,  116,  280,  282,  782,  914, 
927,  937,  940. 

—  Frankreich  914,  927.  943. 

—  Julien  780,  914,  951. 

—  Niederlande  914,  959. 

—  Norweeen  853,  914,  965. 

—  Oesterreich- Ungarn  914.  933. 

—  Portugal  914. 

—  Rußland  914,  946,  949. 

—  Schweden  629,  853,  914,  w;5. 

—  Schweiz  853,  914,  960,  962. 

—  Spanien  200,  914. 
Bankeinlagen,  Rückzahlung  von  —  Gen.- 

Gouv.  Warschau   121,  286,  972. 

Banken,  Bankwesen,  Fusionierungen, 
Interessengemeinschaften,  Kapitalser- 
höhungen, Neugründungen,  Ueber- 
nahmen  usw.  49,  118,  194,  284,  357 
418,  421,  497,  560,  634,  721,  781,  781, 
858,921,  926,  970  ff.. 

Aegvpten  498. 

.Argentinien    120,    498.    560,    634, 

785. 

Belgien  118,  358,  785. 

BrMilien  286.  358,  498.  560  1,  722, 

786. 
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Banken,  Bankwesen,  Bulgarien  498,  722, 

785. 

Chile  50,  786. 

China  561,  785. 

Columbien  723. 

Dänemark  119,  285,  964. 

Deutschland    49,    118,    194,    284, 

357,  418,  421,  497,  499,  560,  630,  634, 

721,  723,  781,  784,  838,  970/1. 

Deutsch-Ostafrika  285,  722,  785. 

Ecuador  561. 

England  49,  119, 194,  284,  285,  358, 

419,  498,  560,  634,  722,  785,  858,  971. 
Frankreich    119,   198,   285,   498/9, 

560,  634,  722   858,  972. 

Galizien  723. 

General-Gouv.  Warschau  118,  419, 

498,  560,  971. 

Griechenland  722. 

Indien  285. 

Irland  285. 

Italien   119,    195,   285,    358,    561, 

,       634,  722,  858,  950. 

Japan  286,  723,  785. 

Kalifornien  785. 

Kanada  286,  499,  785. 

Kuba  859. 

Marokko  498. 

Mexiko  634. 

Niederiande    49,    285,    358,   498, 

560/1,  722,  786,  858. 

Kiederländisch-Indien  634. 

Nigeria  634. 

Norwegen  49,   119,  285,  358,  498, 

561,  634,  723,  786,  859,  964. 

Oberbefehlshaber  Ost  194,  634. 

Oesterreich-Ungarn   50,   120,  194, 

560,  634,  858,  933. 

Panama  861. 

Paraguay  723. 

Polen  498,  722. 

Portugal  120,  195. 

Portugiesisch-Indien  634. 

Portugiesisch-Ostafrika  858. 

Rumänien  358. 

Eußland   50,   118,  195,  285,  358, 

498,  722,  786. 

8an  Francisco  785. 

Schweden  120,358,  561,  634,  722/3, 

785/6,  964. 

Schweiz  120,  358,  561,  634,  722. 

Serbien  785/6. 

Somaliland  634. 

Spanien  119,  419,  499,  859. 

Transvaal  498. 

Türkei  120,  561. 

Ungarn    50,    119,    195,    634,   786, 

859. 

Venezuela  560,  723. 

Vereinigte   Staaten   von   Amerika 

Jahrb.  1.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkswirtsch.  Chronik.  1917. 


50,  285,  358,  499,  561,  634,  722,  785, 
858,  956. 

Bankenpriirung',  Japan  723. 

Bankeuvereiuiguugen  971. 

Bank    für    ausländische    Wertpapiere, 
Norwegen  419. 

Bank  flir  Chile  und  Deutsehland  126, 
194. 

Bank  für  das  Lofotengebiet,   Soolvaer 
723. 

Bank  für  die  russische  Kleinlndustrie 
786. 

Bank  für  Einkauf  und  Verkauf  von  be- 
weglichen Gütern,  Sofia  498. 

Bank  für  Elsaß  und  Lothringen  A.-6. 
118. 

Bank  für  Handel  and  Industrie,  Berlin 
560,  721,  722,  785,  858,  970. 

Bank  für  Immobilienbesitz,  Warschau 
419. 

Bank  für  Thüringen  vorm.  B.  M.  Strupp 
A.-G.,  Meiningen  419,  858,  971. 

Bankgenossenschaft    des   Eisenbahner- 
kougresses  786. 

Bankguthaben,  Beschlagnahme  von  — , 
Siam  861. 

Bank  Handlowy,  Posen  118,  419,  498. 

Bank  of  British  West  Africa,  London 
498. 

Bank  of  Chosen,  Tokio  286. 

Bank  of  Italy,  San  Francisco  785. 

Bank  of  Mauritius  Ltd.,  Port  Louis  498. 

Bank  of  Montreal,  Liondon  722. 

Bankpolitische  Maßnahmen,  Oesterreich- 
Ungarn  856. 

Banküberweisungen  nach  Ober-Ost  121. 

Bank-  und  Wechselstuben  A.-G.,  Buda- 
pest 560. 

Bankverein  für  Schleswig-Holstein  A.-G. 
722. 

Bank  von  Algier,  Erhöhung  der  Noten- 
emissionsgrenze 497,  720. 

Bank  von  England,  monatlicher  Ausweis 
der  —  s.  Status. 

Abkommen  mit  Federal   Reserve- 
Banken  352. 

Erneuerung  des  Privilegs  631. 

Korrespondentin  der  Federal  Re- 
serve Bank,  New  York  924. 

Status,   monatliche  und  jährliche 

Besprechung  des  —  47,  116,  191,282, 
355,  417,  496,  558,  631,  719,  782,  854, 
937,  940. 

—  —  8.  a.  Notenbankwesen. 

Bank  von  Frankreich,  monatlicher  Aus- 
weis der  —  s.  Status. 

Höchstgrenze   des   Notenumlaufs 

117,  632,  944. 

Korrespondentin  der  Bundes -Re- 
serve-Bank 189,  956. 
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Bank  Ton  Frankreich,  Privilegsverlänge- 
rung 632,  719,  855,  944/5. 

ätatus,  monatliche  und   jährliche 

BeBprechuDg  des  —  48,  117,  193,  283, 
356,  417,  497,  559,  632,  719,  783,  855, 
944. 

g.  a.  Notenbankwesen. 

Bank  von  Italien,  iStatus  der  —  952. 

B.  a.  Notenbankweeen. 

Bank  von  Japan,  tetatus  der  —  953. 

Bank  Ton  Norwegen,  Status  der  —  967. 

Kapitakerhöhunp  200,  290. 

Notendeckung  .'>64. 

B.  a.  Notenbankwesen. 

Bank  Ton  Portugal,  Erhöhung  des  Noten- 
umlaufg  54. 

—  —  g.  a.  Notenbanliwesen. 

Bank  von  Spanien,  Btatus  der  —  909. 

Erhöhung  des  Notenumlaufs  200, 

969. 
Golddeckung  200. 

—  LombardvorschuQ  an  Frankreich  94.'. 
B.  a.  Notenbank  Wesen. 

Bank  von  Venezuela,  Caracas  501. 
Bank   voor   Effecten    en    Wisselzaken, 

'b  Gravenhage  49. 
Bankiresen  s.  Banken,  Bankwesen. 
Bank  Wloseiangkl  A.-G.  118. 
Bank  zur  DiBkontierung  von  Forderungen 

in  Frankreich  117,  561,  972. 

—  zur  Finanzierung  des  Handels  in 
niederländischen  Erzeugnissen  285. 

—  zur  Unterstützung  der  Weinkulturen, 
Manissa  561. 

Bank  Zwiazka  Spolek  Zarobkowjch, 
Posen  49a 

Banqne  de  Commerce  de  l'Azoff-Don  50. 

Banqae  d'Eseompte,  Lttttieb  119. 

Banqne  de  la  Seine,  Paris  858. 

Banque  de  Nyon  c.  d.  Banp  &,  Co.  722. 

Banque  E.  Musson  «Sc  Cie.  120. 

Banque  Federale,  ZUrieh  119. 

Banque  Fruncalse  et  Italienne  ponr 
rAmeriquc  du  Sud  119,  4i»8,  56U. 

Banque  Generale  de  liultrarie,  Sofla  .560. 

Banque  Internationale  de  Commerce  de 
Petrograd  .'iO. 

Banque  Li^geolse  119. 

Banque  Nationale  de  Or^e,  Athen  722. 

Banque  Russo-Asiatique  50. 

Banque  Speciale  de  Credit  ponr  Four- 
nisseurs  de  Services  Publics,  Paris 
561. 

Barelays  Bank  49. 

Barclav  &  Co.  Ltd.,  London  49. 

Bardele,  Fritz,  Hirschberg  L  SchL  560. 

Bargeldloser  Zahlangsrerkehr,  Argen- 
tinien 562,  975. 

Belgien  288,  421,  500,  636,  861, 975. 


Bargeldloser  ZahInngsTerkebr,  Deutsch- 
land 53,  lirtj,  287.  360,  420,  500,  .562, 
636,  724,  787,  861,  9«»,  974. 

Frankreich  496,  861,  943,  975. 

Gen.-Gouvern.  Warschau  288,  500. 

Holland  199,  724,  975. 

Oesterreich  199,  421,  861,  975. 

Buaiand  199,  288,  975. 

Schweiz  361,  975. 

Schweden  725,  975. 

Türkei  122.  975. 

8.  a.  Abrechnungsstellen,  Abrech- 
nungsverkehr. 

Barrengold,  Ankauf  in  Dänemark  637. 

—  Deutschland  123,  199,  928. 

—  England  941. 

—  Oesterreich-Ungam  783,  856,  934. 
Spanien  783.  856,  969. 

Barreiuilber,  PreiBe  für  —  in  London 
47,  116,  192,  3.55,  417,  496,  559,  630, 
717,  780,  853,  941. 

—  Beleihungsgrenze  für  — ,  Deutschland 
121. 

—  i^panien  969. 

—  TabeUe  978. 

Banem-   nnd    Adelsbankra,    BoSIaiid, 

Uebemahme  durch  die  Staatobank  860. 
Baugewerbe,  Tarifbewegung  368. 
Baumwolle  149,  316. 
BaumwolIwaren-EinfnbrzSIle,  Erhöhung 

der  -  ,  Indien  lb9. 
Bayerische  DIseonto-  und  Wecbselbank 

118,  497  8,  b:>8.  971. 
Bayerische  Handelsbank  118,  194,  498, 

560,  721,  971. 
BaTcrlsche  Hypotheken«  and  n'eehsel-' 
,        Bank,  .München  118,  970,  971. 
Bayerische  Notenbank,  Filiale  8chroben- 

haui^en  785. 
Bayerische  Vereinsbank,  München  49, 

118,  419,  498,  5tX),  721,  971. 
Bayern,  FleiBchversorgung  75. 

—  Forst  520. 

—  Geflügel  379. 

—  Getreide  520. 

—  Heidelbeeren  379. 

—  HinterbliebenenverBicherung  626. 

—  Kartoffeln  378,  520. 

—  Kinderzulagenversicherung  626. 

—  Maschinen,  landwirt.«chaftliche  147. 

—  Schweineven'icherung  32. 

—  Sozial  vergicherungsplänederVerkehrs- 
verwaltung  493. 

—  Suatsschuldbuch-Elntragungen  921. 

—  Vieh  596. 

—  WalnÜBBe  378. 

Beirat  für  üebergangswirtschaft  662. 

Behandlung  feindlicher  Staatsangehöriger 
iu  ItaUen  287. 
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Beleiliungsgrenze  für   Silberwaren   121. 

Effektendepots,  Ruöland  947. 

Beleihang  von  Werttiteln  in  Frankreich 
121. 

—  unverzinslicher  Schatzanweisungen  359. 
Belfast  Bauking  Co.,  Ltd.,  Brüssel  419. 
Belgien,  Anleihen  s.  dort. 

—  Anmeldung    feindlichen    Vermögens 
499,  860. 

—  Aufsichtspersonen      über      Unter- 
nehmungen 420. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  ßörsenwesen ,    ßörsengesetzgebung    s. 
dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Geoeralkommissar  für  die  Banken  in  — 
8.  dort. 

—  Gesellschaften,     Errichtung    von    — 
499,  972. 

—  Kreiditwirtschaftliche   Maßnahmen   s. 
dort. 

—  Krieggkredite  352. 

—  Maßnahmen  gegen  das  feindliche  Aus- 
land s.  dort. 

—  Münzwesen  863. 

—  Notenbankweben  s.  dort. 

—  Postscheckverkehr  s.  dort. 

—  Postsparkassenwesen  288,  975. 

—  Sperrung  feindlichen  Vermögens  787. 

—  Veräußerung  von  Immobilien  197,  972. 

—  Verjährungsfristen  BbO,  97ü. 

—  Vermögenssperre  787. 

—  Veröffentlichungsorgane,      gesetzliche 
&59,  972. 

—  Verwaltungschef  bei  dem  G.-G.  420. 

—  Wertpapiere  s.  dort. 

—  Zahlungsverbote  s.  dort. 

—  Zwaiigsverwaltung  286. 
Belgisch-Kongo,  Goldeinfuhr  924. 
Bengal,  Bankdiskont  115. 
Berechtigung  zum  Einjährig-freiwilligen 

Militärdient.t  444. 

Bereitstellung  von  Mitteln   zur  Förde- 
rung des  Exports,  Japan  5ö7. 

Bergarbeiterlöhne  im  Jahr  1916  294. 

—  im  iL  Vierteljahr  1917  642. 

—  im  Ruhrrevier  507. 

Bergbau  19,  84,  161,  259,  322,  389,  472, 

532,  602,  688,  820,  901. 
Bergen,  Schiffahrt  617. 
Bergtsclie  Uürgerbank  e.  6.  m.  b.  IL, 

Elberfeld  858. 
BerguiUnnische  Bank  zu  Freiberg  i.  S.  784. 
Berlin,  Arbeitsmarkt  58,  129,  205,  293, 

366,  426,  505,  568,  640,  729,  868. 

—  Sladthaushalt  137. 

—  Versicherungsamt  109. 

—  Wirkung     der     Stillgelder    bei     den 
Krankenkassen  848,  s.  a.  Großberlin. 


Berliner  Bankenvereinignng  498. 
Berliner    Bedingungsgemeinschaft    für 

den  Wertpapierhandel  862,  926. 

Berliner  Gesellschaft  für  Kassenhygiene 
226. 

Berliner  Handels  -  Gesellschaft,  Berlin 
194,  971. 

Berliner  Stempelvereinigung  862. 

Bernstein  &  FrUiikel,  München  721. 

Berthold  &  Schlesinger,  Budapest  858. 

Berufsberatung  und  Lehrstellenvermitt- 
lung 442,  ö57. 

—  Lungenkranker  450. 
Beschäftigungsgrad,  gewerblicher  1,  67, 

141,  239,  301,  373,  453,  513,  581,  669, 
801,  889. 
Beschlagnahme      feindlicher    Werte, 
Deutschland  561,  634. 

—  England  46, 52  115, 189,  278,  415,  780. 

—  Frankreich  562,  787. 

Besitz  an  russischen  Werten,  Frankreich 

782,  855. 
Bestandsaufnahme    deutscher   Warenbe- 
stände, Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
787. 
Betriebskrankenkassen  2,  69,  142,  240, 
302,  374,  455,  51^,  582,  670,  802,  889. 
Bevölkerung  mit  besserem  Einkommen 
in  Preußen  645. 

—  nach  Milliardengruppen  des  Ein- 
kommens in  Preußen  794. 

Bierpreis  72. 

Biersteuer,  Dänemark  648. 

Bilanzen,  Oesterreich  -  Ungarn  420,  860, 

973. 
BilanzverölTentlleliangen,    Enthebung 

von  — ,  Rumänien  636,  973. 
Biljniowitscli,    Ausführungen    über  den 

russischen  Geldmarkt  632. 
Blatner,  Karl,  Neuötting  721. 
Blaubuch,   William  Plen<ler  49. 
Blech-   und  Metailwareniudastrie  534, 

6üö,  690,  823. 
Blechwalzwerke  86.  163,  261,  325,  391, 

473,  534,  601,  690,  823,  903. 
Blockade,  englisch-amerikanische  915. 
Itloomsburg  Savings  Bank,  London  119. 
Böhmische  Aktieuliypothekanstalt  Frag 

120. 
Bohnen  74. 
Bolivien,  Anleihe  Amerikas  284. 

—  Handelsverträge  mit  —  262,  540. 
Bombay,  Bankdiskont  115. 

—  Münzwesen  863. 

Bonar  Law,  Finanzreden  138,  139,  508, 
574,  736,  797,  912,  9.38,  !i89. 

„financing  by  Inflation"  354,  494, 

719,  938. 

Bons,  4-proz.  mit  Zahlungsmitteleigen 
Schaft,  Frankreich  117,  632,  720. 
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Btfrsenlage,  Berlin  53,  122,  421,  600. 

—  italienische  Plätze  951. 

—  Konstantinopel  361. 

—  London  53. 

—  New  York  784,  857. 

—  Paris  361. 

—  Schweiz  361. 

—  Wien  53,  361,  500,  720,-934. 

—  Jahreebesprechung  923. 

—  s.  a.  Börsenwegen. 
BVnensteuer,  Oe^terreich  735. 
BSnensteuerproJekt  in  Rußland  300. 
BOrsenwesen,  Börsengresetz^bun^  50, 53, 

114,  122,  199,  288,  361,  421,  500,  563, 

636,  725.  788,  862,  923,  975/6. 

Belgien  862,  975. 

Bulgarien  636,  976. 

Dänemark  122/3,  288,  976. 

Deutschland  53, 122,  421,  500,  563, 

723,  725,  788,  862,  931,  975. 
England  53, 123, 199,  288,  361,  718, 

788,  941,  975. 
Frankreich  283,  288,  361,  421,  782, 

944   975. 

itaüen  725,  788,  862,  951,  976. 

Japan  563,  976. 

Kanada  725,  976. 

—  —  Luxemburg  52. 

Niederiande  421.  976. 

Norwegen  122,  563,  976. 

Oesterreicii-Ungam  48, 53, 122, 199, 

288,  361,  421,  500,  563,  632,  636,862, 

934,  975. 

Preuflen  500. 

Ruflland  123,  199,  563,  947,  976. 

Schweiz  361,  563,  962,  976. 

Skandinavien  122,  123,  563,  965. 

Türkei  361,  976. 

Ungarn   500,   632,   636,   788,  857, 

934   976. 

Venezuela  862,  976. 

Vereinigte  Staaten    von    Amerika 

53,  788,  956/7,  976. 

—  —  8.  a.  Börsen  läge. 
Branntwein  72,  378,  594. 
BraBilianische    Bank    für   Dentsekland 

126,  194. 
Brasilien,  Anleihe   bei  den   Vereinigten 
Staaten  438. 

—  Außenhandel  334,  615. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  deutsches  Versicherungsgeschäft  in  — 
774. 

—  Finanzen  372,  579. 

—  Geld-  und  Wäbrungswesen  s.  dort. 

—  Getreideeinfuhr  387. 

—  Handelsverlräge  mit  —  477. 

—  Kolonisation  752. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen    s. 
dort. 


Brasilien,  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Vergeltungsmaßnahmen  787. 

—  Wirt-chaftslage  397. 

—  Zolleinnahraen  in  Gold  54. 

—  Zollpolitik-  169. 
Braunkohlenbergwerke  19,  85, 162,  260, 

323,  390,  .533,  603,  689,  821,  902. 
Branstener  244. 
Braunscbwelg,  Schlachtung  75. 
Breslauer    Kriegsdarlehnsusse    A.-6. 

284. 
Briefmarkonunnahme   als    Zahlang, 

Deutschland  288,  500. 

—  Türkei  126. 
Brikettindustrie,  Niederlausitzer  20,  85, 

162,  260,  323,  390,  472,  603,  689. 
Brltlscli-Afrlka,  Außenhandel  613,  614. 
Britische  Handelsbank  358. 
Briiisch-Indlcn,  Außenhandel  264,  399, 

477. 

—  Bankdiskont  115. 

Geld-  und  Währungsweeen  s.  dort. 

Goldanxammlungspolitik  s.  dort. 

Notenbankwe^en  ».  dort. 

ZinssStze  s.  dort. 

Brlti$«h-Sflda(Hka,'  Goldausfuhr     und 

Goltiaiisfuhrverbote  <i37.  924. 

British  Commercial  Bank,  London  785. 

British  and  Forelj^n  Mercantile  Bank, 
Ltd.,  London  5üi. 

British  Orerse«  Banks  Assoeiation,  Lon- 
don 859. 

British  Trade  Corporation  419,  498, 
922. 

Brotkart«,  Brotpreise,  Brotrerbranch 
7,  77,  78,  145,  148,  1.53,  154,  155,  1.57, 
158,  251,  2.52,  307,  310,  314,  316,  462, 
468,  470,  räl,  524,  526,  528.  587,  589, 
600,  678,  682,  686,  749,  755,  756,  758, 
809,  814.  817,  820. 

Brown  Bros  &  Co.,  New  York  285.  ■ 

BUcherrUhrung,  Bestimmungen  über  — , 
I-'anaina  .S'jl. 

Badupcster  Sparkassa-  und  Landes- 
pfaudleihanstalt  A.-G.,  Budapest  634. 

Budget  H.  Staati^hauHhalt. 

Bulgarien,  Banken,  Bankweuen  s.  dort. 

—  Bankdiskont  014. 

—  Börsenwesen,  Börsengesetzgebang  636. 

—  Finanzen  64. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Gründung  einer  Versicherungsgesell- 
schaft 773. 

—  Handel  mit  dem  Feinde  287. 

—  Kredit  wirtschaftliche  Maßnahmen  s. 
dort. 

—  Kriegsgewinnsteuer  797. 

—  Kurse  114. 

—  Münzw&sen  s.  dort. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 


1005 


Bulgarien,  Kegierungsvorschüsse  124. 

—  Saatenstand  14,  84,  318,  382,  459,  806. 

—  Staatshaushalt  872. 

—  Sequestrierung  feindlichen  Besitzes 
287. 

—  Vergeltungsmaßnahmen  287,  973. 

—  Wechsel-  und  Arbitrageverkehr  52, 
200. 

—  Zahlungsmittel  637. 
Bulgarische  Bank  für  Internationalen 

Handel  785. 

Balgarische  Donauhanlc ,  Bustschuk 
4Ö8. 

Balgarische  Fondbank  785. 

Bnigarische  National bank  124,  500. 

Agenturen  in  Serbien  500. 

Erhöhung  der  Kapitalien  124. 

Bulgarische  Orientbauk  A.-G.  785. 

Bulgarische  Sparbank  785. 

Bulgarische  Unicu-Bank  785. 

Buli^iu'ische  Zentralbank,  Sofia  498. 

Bulgarska  Diinawska  Banka  A.-G.  498. 

Bulgarska  Zentralna  Banka,  Sofia  498. 

Bumm,  Präsident  Dr.,  über  Volksgesund- 
heit in  Deutschland  222. 

Bundes  -  ReseiTebanken  s.  Notenbank- 
wesen Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Status  der  —  957/8. 

Abkommen  mit  Banco  de  la  Nacion 

Argentina  501. 

Butter,  Milch,  Käse  9,  19,  77,  79,  146, 
148,  149,  155,  251,  258,  307,  312,  315, 
380,  470,  520,  521,  523,  526,  529,  531, 
586,  589,  598,  674,  675,  677,  750,  754, 
756,  812,  816,  817,  818,  820. 

Buttermaschinen  146. 

C. 

Caisse  Compensation,  Paris  496,  920. 

Canada  s.  Kanada. 

Canadian  Bank  of  Commerce,  Toronto 

286. 
Careanos,  Schädigung  des  Handels  190. 
Cassel,  Aeußerungen  414. 

—  über  finanzielle  Leistungsfähigkeit  der 
Vereinigten  Staaten  721. 

—  Valutastreit  557. 

Chambie  de  Compensation  des  Banques 

de  Paris  496,  920. 
Chastenet  gegen  Geldthesaurierungen  855. 

—  über  Notenumlauf  418,  943. 
Chemnitzer  Bank- Verein  A.-G.  858. 
ChUe,  Außenhandel  702. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Finanzen  372. 

—  Geld-  und  Währungswesen  54. 

—  Konversionskasse  54. 

—  Notenbankwesen  54. 

—  Salpeter  82,  388. 


China,  Anleihe  in  Japan  613. 

—  Außenhandel  400,  479. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Finanzlage  54,  789. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Goldausfuhr  und verböte  637. 

—  japanisch-amerikanisches    Abkommen 
697,  764. 

—  japanischer  Vorschuß  an  —  580. 

—  Japans  Vordringen  765. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Schiffahrt  403,  618. 

—  Staatseinnahmen  580. 

—  Staatsschuld  580. 

—  Vorschüsse  Amerikas  284. 

—  Wirtschaftliche  Erschließung  25. 
Chinesisch-Japanische  Bank,  Chanesha 

419,  561. 
Ceylon,  Anleihe  354. 
City  Bank  of  Sidney.  Sidney  785. 
Clearingbanken,  England,  Erhöhung  dee 

Zinssatzes  782. 
Clearing  für  Goldbewegungen  924. 
Clearinghttuser  s.  Abrechnungsstellen. 
Colonial  Bank,  London  498,  634. 
Columbien,  Außenhandel  478. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Münzwesen  s.  dort. 

Commereial  Bank  of  London,   London 

785. 

Commerz-  &  Oisconto-Bank ,  Ham- 
burg-Berlin 560,  785,  858.  970. 

Conimlssion    des    changes,    Frankreich 

496,  717,  943. 

Compania  Bancaria  Comercial  Mexieana, 

Mexiko  634. 
Comptoir   de    Banque   et    de    Change, 

Brüssel  358. 
Comptoir  du  Portugal,  Lissabon  195. 
Costarica,  Geld-  und  Währungswesen  863. 

—  Notenbank  Wesen  863. 

Credito  Agricola  Sairadoreno,  San  Sal- 
vador 723. 

Credit  Foncier,  Anleihe  des  —  192,  355, 
783,  923. 

Credito  Italiano  49,  119,  195. 

Cuba  8.  Kuba. 

Currency  Notes  47,  116,  192,  282,  355, 
417,  496,  559,  632,  719,  782,  855,  919, 
940. 

8.  a.  Schatzkassenscheine. 

Tabelle  983. 


Dänemark,  Aktiengesetz  e.  dort 
—  Außenhandel  8.  dort. 
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Dänemark,  Bankdiskoot  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Börsenwesen,  BörsengeseUgebung  b. 
dort. 

—  Brotkarte  153. 

—  Butterausfuhr  598. 

—  Fett  686,  815. 

—  Finanzkonferenz  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  «.  dort- 

—  Goldausfuhr  und verböte  s.  dort. 

—  Hyiioihckenversicherung  274. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  s. 
dort. 

—  Käseausfahr  1.^3. 

—  Kronenkurs  716. 

—  Lebensvcrgicherungsmonopol  343. 

—  Münzwesen  ».  dort. 

—  Notenbankwesen  e.  dort. 

—  PeDBioDsversicherung  für  Privatange- 
Btellte  628. 

—  SaatensUnd  319,  382.  805. 

—  8chiffßversicherung,  genossenscbaft- 
liche  in  —  36. 

—  Schweine  528,  679. 

—  Staatshaushalt  648. 

—  Steuervorschläge  648. 

—  Umsatzstempol  288. 

—  Versorgung  OHO,  589,  698. 

—  Währungshandel  717. 

—  Wechselkurse,  ausländische,  s.  Kurse. 

—  Weizen  155. 

—  Wertpapiere  B.  dort. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort. 

—  Zolltarif  «)4,  8.'5. 

Dänische  LAndmannsbank,  Kopenhagen 
119. 

Dänische  Nationalbank,  Goldankauf  637. 

SutuB  der  —  967. 

8.  a.  Notenbankwesen. 

Däniscli-Westindien,  Abtretung  an  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  25. 

Dänisch- westindische  Inseln,  Hinter- 
legung der  Kaufsnnime  für  die  —  284. 

Danske  Bankers  Konsortlairorbund  285. 

Danziger  Privat-Aktien-Bauk  194. 

Dariae,  Ernteschätzung  942. 

Darlehen  an  fremde  Staaten,  Federal 
Reserve  Board  über  —  189. 

—  Vorrechte  zu  staatlichen  — ,  Gen.- 
Gouvern.  Warschau  723,  787,  972. 

Darlehnskassen,  Deutschland  44,  113, 
121,  190,  190,  280,  354,  357,  359,  499, 
718,  853,  930,  9.1,  972. 

Vorzugszinssatz  11)6,  971. 

Fortbestehen  der  —  196,  971. 

Beleihung  von  Schatzan  Weisungen 

359,  499. 

—  Oberbefehlshaber  Ost  359,  421. 


Darlehnskassenscheine  s.  Geld-  and 
Wäbrungswesen. 

Daries.  Emil,  über  spanische  und  eng- 
liscne  Krirosanleihe  353. 

Delbrück   Sehickler  &  Co^  Berlin  785. 

Demonetisierung  des  Goldgeldes,  GeeetE 
zur  — ,  Frankreich  192,  496. 

Denkmünzen,  Verzeichnis  der  als  Zwei- 
markstücke ausgeprägten  —  788. 

Denkschrift  über  wirtschaftliche  Maß- 
nahmen au«  Anlaß  des  Krieges  197, 
80:^,  92tj.  !»77. 

Den  Norske  Handelsbank  119. 

Depositenzinssätze  der  Privatbanken, 
England  7b'2,  937. 

Dentaeh-Asiatisehe  Bank,  Berlin,  cbine- 
siache  Niederlassungen  der  —  561, 
971. 

Umlaufsverbot  der  Noten,  der  — 

564. 

Deutsche  Bank  49,  194,  284,  419,  634, 
722,  859,  !»26,  970. 

Dentsehe  Effekten-  und  Wecbselbank, 
Frankfurt  a.  Main  722. 

Deutsehe  Exportbanken  400. 

Deutsche  LclMTseeische  Bank  126. 

Deutscher  <:iliubigerschutzverein  859. 

Deutschland,  Dentsebes  Beleb,  Ableh- 
nung der  Geldbrtefe  s.  dort. 

—  Abiichnungsstelien  8.  dort. 

—  AktiengeseUschaften  s.  dort. 

—  Angestelltenversicherung  s.  dort. 

—  Aroeiterschutz  s.  dort. 

—  Arbeitshygiene  s.  dort. 

—  Arbeitslosenetatistik  s.  dort. 

—  Arbeitomarkt  s.  dort. 

—  Arbeitsnachweisstatistik  s.  dort. 

—  Auslandsforderungen,  Anmeldung  von 
—  8.  dort. 

—  Außenhandel  s.  dort. 

—  Aus-  u.  Durchfuhrverbote  288. 

—  Aussperrungen  506. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  Bergarbeiterlöhne  s.  dort. 

—  Bergbau  s.  dort  und  Ruhrkohlenberg- 
bau, Braunkohlenbergbau,  Steinkoh- 
lenbergbau. 

—  Beschäftigungsgrad  s.  dort. 

—  Börsenlage  s.  dort. 

—  Börsenwesen,  Börsengesetzgebung  «. 
dort. 

—  Briefmarken  als  Zahlung  s.  dort. 

—  Darlehnskassen  s.  dort. 

—  Denkschriften  über  wirtschaftliche 
Maßnahmen  s.  dort. 

—  Devisenordnung  717,  930. 

—  Einfuhrregelung  50. 

—  Eisenbahneinnahmen  734. 
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Deutschland,   Eisengewerbe  s.  dort. 

—  Eisenproduktion  902,  915. 

—  Elektrotechnische  Industrie  s.  dort. 

—  Emissionen  s.  dort. 

—  Feuerversicherung  s.  dort. 

—  Finanzabkommen  s.  dort. 

—  Frage  der  Schaffung  eines  Gesund- 
heitsministeriums Cö4,  882. 

—  Geldmarkt  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Gesundheitswesen  s.  Soziale  Hygiene 
und  die  einzelnen  Zweige  des  Gesund- 
heitswesens. 

—  Gesundheitszustand  221,  450. 

—  Gewerbehygiene  s.  Arbeitshygiene. 

—  Girokonten  für  Heereskassen  198. 

—  Goldansammlungspolitik  s.  dort. 

—  Goldbewegung,  Goldbilanz  s.  dort. 

—  Goldmünzen,  Höchstpreise  199. 

—  Handelsbilanz  s.  dort. 

—  Handelsflotte  482. 

—  Handelsregistereintragungen  s.  dort 

—  Handwerk  s.  dort. 

—  Hypothekenmarkt  931. 

—  Invaliden-  und  Hinterbliebenenver- 
sicherung s.  dort. 

—  Kaliindustrie  s.  dort. 

—  Kartoffeln  s.  dort. 

—  Kinderfürsorge  s.  dort. 

—  Kleingeldmangel  s.  dort. 

—  Kohlenproduktion  s.  dort. 

—  Kohlensteuer  135,  991. 

—  Konzentrationsbewegung  im  Bank- 
gewerbe 786. 

—  Krankenversicherung  s.  dort. 

—  Kreditabkommen  629. 

—  Kreditgeschäfte  s.  dort. 

—  Kredit,  innerer  853. 

—  Kreditvorlage  136,  429,  508. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  s. 
dort. 

—  Kriegsanleihen  s.  dort. 

—  Kriegsgewinnsteuer  134. 

—  Kriegsinstitute  s.  dort. 

—  Kriegskredite  s.  dort. 

—  Kriegssteuerbegleichung  s.  dort. 

—  Kurse  s.  dort. 

—  Kursmakler  563. 

—  Kursnotierungen,  amtliche  862. 

—  Landwirtschaftliche  Produktion  s.  dort. 

—  Lebensversicherung  s.  dort. 

bei  amerikanischen  Gesellschaften 

339,  712. 

—  Liquidationen  s.  dort. 

—  Marktzinsfuß  s.  dort. 

—  Maschinengewerbe  s.  dort. 

—  Münzwesen  s.  dort. 

—  Notenbank  Wesen  s.  dort. 

—  Notgeld  8.  dort. 


Deutschland,  Postordnung  s.  dort. 

—  Postprotestaufträge  723,  859. 

—  Postscheckverkehr  s.  dort. 

—  Postüberweisungsverkehr  724. 

—  Prisenordnung,  Abänderung  der  —  50, 

—  Privatversicherung  s.  dort. 

—  Eeichsbank  8.  dort. 

—  Reicheentschädigungskommission  359. 

—  Reichshaushalt  132,  369. 

—  Reichskommissar  für  Uebergangswirt- 
schaft  786. 

—  Reichsmünzen,  Verarbeitung  von  — 
8.  dort. 

—  Reichsschuldbuch  973,  991. 

—  Reichsschuldurkunden  723. 

—  Reichsstempelabgabe  s.  dort. 

—  Reichsstempelgesetz  s.  dort. 

—  Reichswirtschaftsamt  s.  dort. 

—  Rentenmarkt  931. 

—  Rohgoldabgabe  495. 

—  Rubel  s.  dort. 

—  Säuglingsfürsorge  s.  dort. 

—  Schatzanweisungen  s.  dort. 

—  Schatzwechsel  s.  dort. 

—  Scheckverkehr  500,  724. 

—  Schiffsnachrichtendienst  341. 

—  Schuldbuchwesen  s.  dort. 

—  Schuldverschreibungen  196. 

—  Schulhygiene  s.  dort. 

—  Seuchenbekämpfung  s.  dort. 

—  Silbermünzen,  Belassung  an  Ausländer 
51. 

—  Soziale  Hygiene  s.  dort. 

—  Sozialversicnerung  s.  dort. 

—  Sparkassen  s.  dort. 

—  Sparkassenstatistik  199,  630. 

—  Sparkassenwesen  s.  dort 

—  Spekulation  s.  dort. 

—  Stadtanleihen  s.  dort. 

—  Stahl-  und  Walzwerke  s.  dort. 

—  Stempelpflicht  ausländischer  Wert- 
papiere 121. 

—  Steuerzahlung  d  urch  Kriegsanleihe  8.59. 

—  Streiks  131,  296,  506. 

—  Stundungsvorschriften  s.  dort. 

—  Tägliches  Geld  s.  dort. 

—  Teuschuldverschreibungen,  Ausgabe 
von  —  195. 

—  Treuhänder  für  das  feindUche  Ver- 
mögen 286. 

—  Ultimogeld  s.  dort. 

—  Unfallversicherung  s.  dort. 

—  Vergeltungsmaßnahmen  s.  dort. 

—  Verjährungsfristen  s.  dort. 

—  Verkehrssteuer  136. 

—  Versicherungswesen  s.  Privatversiche- 
rung, Sozialversicherung  und  die  ein- 
zelnen    Zweige     des    Versicherungs- 
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Deutechland,    Verträge   mit    feindlichen 

Staatsangehörigen  8.  dort. 
mit  der  Türkei  22,  164,  327. 

—  "Volksgesundheit  221. 

—  Vorzugsaktien,  Ausgabe  von  —  195, 
786. 

—  VorzugszinsBatz  für  Kriegsanleihedar- 
lehne  196. 

—  Wasserstraßenprojekte   94,    171,   336, 
337,  338. 

—  Wechsel-  und  Scheckrecht  s.  dort 

—  Wertpapiere  s.  dort. 

—  Wirtschaftsabkommen  b.  dort. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort. 

—  Wohnungdfürsorge.  s.  dort. 

—  Zahlungsbilanz  925  ff. 

—  Zahlungsfristen,    Bewilligung  von   — 
786,  972. 

—  Zahlungsverbote  •.  dort. 

—  Zahlungsverkehr   mit   dem   Auslände 
B.  dort. 

—  Zigarettenstener  991. 

—  Zinssätze  b.  dort. 

—  Zinsscheine,  Einlösung  s.  dort. 

—  Zuwiderhandlungen  gegen  Vorschriften 
51,  972. 

—  Zwangsverwalter,  Gelderablieferung  an 
—  635. 

—  Zwangsverwaltung  s.  dort. 
DentBCh-Ostafrika,  Banken,   Bankwesen 

8.  dort. 

—  Geld-  und  Währ\ingswesen  a.  dort. 

—  Notenbankweseii  s.  dort. 
Dentsch-Ostafrikanische  Bank  362. 
Devisen  s.  Kurse  ausländischer  Wechsel. 
Devittenhandel  51,  114. 
Devlsenknrse,    Mc.    Adoo    über   Stabili- 
sierung der  —  852. 

—  Tabelle  494. 

Devisenordnung,    Deutschland  717,  930. 

—  Oesterreich-Uneam  125. 
Devisenregelung,  Türkei  52, 200,  637,  789. 
Devisenstelle  Lublin  .501. 
Devisentransaktionen,       Einschränkung 

von  — ,  Frankreich  559. 
Devisenverkehr,   Italien,    Ueberwachung 
(jgg  557    780. 

—  OcBterreich-Ungam  500,  717,  976. 
besetzt,  serb.  Gebiet  420. 

—  Türkei  789. 

Devisenzentrale  des  M.  G.  tt^  Serbien 
420,  564. 

—  Italien  863. 

Diamant«nversichernng  in  Südafrika  277. 
Dlenstbotenversiclierung,  Hamburg  350. 
Direction  der  Disconto-Gesellschait  49, 

118,  194/95,  419,  784,  926,  970. 
Dlsngio  6.  Kurse  ausländischer  Wechsel. 
Disconto-Bank  A.-G.,  Bromberg  858. 


Diskontsatz,  Bankdiskont  s.  dort ;  Privat- 
diskont f.  Marktzinsfuß. 

Dividendenpapiere,  (Jesterr.- Ungarn  500. 

DJschan)garowU  fr^res,  Bankhaus,  Mos- 
kau 722. 

Dollarweohsel  912,  956. 

Donau-Main,  Großschitfahrtsstraße  94, 
171.  337. 

Don-HandeUbank,  Rostow  195. 

Dorrer,  Max,  Ellwangen  785. 

DÜrrgemUse  6. 

Drabtindastrie  86,  325,  391,  473,  534, 
t05,  690,  823,  903. 

Dresdner  Bank  49,  194,  195,  284,  419, 
634,  721,  722,  785,  858/59,  926,  970. 

Drijfbout  &  Sohn,  U.,  Amsterdam  923. 

Dschavid  Bei  über  die  Finanzlage  der 
Türkei  210,  431. 

Dnmesnll  über  neue  Steuern  in  Frank- 
reich 356. 

E. 

Eber,  Dr.  Anton,  Kurssteigerung  935. 
Ecuador,  Außenhandel  477. 

—  Banken,  Bankwesen  561. 

—  Geld-  u.  Währungswesen  s.  dort. 

—  Goldausfuhr  und  Goldausfuhrverbote 
564. 

—  Notenbankwesen  564. 
EdelmetalibewegHHg  b.  Goldbewegung. 
Edelmctalllndnstrie  391,  473,  690,  824. 
Effektenbesitz,  Frankreich  48.     . 

—  Liquidierung  des  —  911. 
Effektenumsatzstener,    Oesterr.  -  Ungarn 

361. 
Egner,  Josef,    Bankfirma,   Weißenhom 

498. 
Ebesehlleßende,  Gesundheitszeugnisse  für 

—  226,  884. 
Eichbom  &  Co.,  Breslau  498. 
Eier  76,  147,  244. 
Elerverordnung  244. 
Elnfuhreliisolirlinkung,  England  115, 950. 
Einfuhrregelung,  Deutschland  50. 

—  Oesterreich-Ungarn  198,  973,  976. 

—  Schweiz  198. 

Einfuhrverbot,  England  189,i289, 559, 854. 

—  Frankreich  192,  496,  559. 

—  Italien  950. 

—  Oesterreich-Ungarn  363. 

—  Rußland  52,  4^,  497. 

—  Vereinigte  Staaten  852. 
EiiUllhrlg-frciwilliger  Militärdienst,  Be- 
rechtigung zum  —  444. 

Einkommensteuer,  in  Dänemark  648. 

—  in  Frankreich  576. 

—  nach  Milliardengruppen  in  Preußen 
794.  „     ^ 

—  Zuschläge  zur  —  in  den  preußischen 
Städten  573. 
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EinkommensTerscIiiebnngen  während  des 
Krieges  in  Preuläen  91)2. 

EinkommensTerteilung:  in  Preußen  645, 
794. 

Einnahmen  der  deutschen  Eisenbahnen 
734. 

Eisenbahnbuuten  in  Marokko  542. 

Eisenbahncinnahinen,  Deutschland  734. 

Eisenbahnpolitik  d.  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  828. 

Eisenbahn  -  Vei-staatlichnng  Griechen- 
lands 704. 

—  in  Kanada  338,  542. 

Eisenbahn-    und    Wasserstraßenpolitik 

in  Süddeutschland  403. 
Eisenerzgewinnung  260,  324,  604. 
Eisengewerbe,  Metalle  und  Maschinen 

20,  85,   162,  260,  324,  390,  472,  533, 

604,  689,  822,  903. 
Eisengießereien   20,  85,  162,  260,  324, 

390,  472,  534,  604,  689,  822,  903. 
Eisenhüttenwerke  260,  533,  604. 
Eisenniöbelfabriken  391,  534,  690. 
Msen-    und  Metallwarenfabriken    391, 

473,  534. 
Eisenproduktion,  Deutschland  902,  915. 
Elektrotechnische  Industrie  21,  87,  164, 

261,  326,  392,  475,  536,  606,  692,  904. 
Elementarversicherung    in    Oesterreich 

1917  409. 
Elsaß,  Eier  147. 

Elverunis  Kreditbank,  Elverum  634. 
Emaillierwerke  325,  604,  690,  903. 
Emissionen  in  Deutschland  921. 

—  in  England  416,  922. 

Jahresübersicht  (Tabelle)  981. 

Frankreich  923. 

Holland  959. 

Italien  860. 

Rußland  946. 

der  Schweiz  961. 

den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika 861. 

—  der  Neutralen  921,  964. 
Emisslons-Akt.-Ges.    Merkator,   Stock- 
holm 419. 

England,  Abkommen  mit  Frankreich 
über  Marokko  und  Aegypten  25. 

—  Abrechnungsstellen  s.  dort. 

—  Anbau  590,  598,  758. 

—  Anbauflächen  150,  304,  316,  816. 

—  Anleihen  s.  dort. 

—  AnleihepoUtik  s.  dort. 

—  Anmeldung  des  Eigentums  in  feind- 
lichen Ländern  860. 

—  Arbeitsmarkt  1917  130. 

—  Auskunfterteilung  der  Banken  860. 

—  Auslandsforderungen,  Anmeldung  von 
—  860. 

—  Auslandskäufe  ohne  Gold  279. 


England,  Auslandsverschuldung  938/9. 

—  Ausschuß    für   finanzielle    Erleichte- 
rungen 860. 

—  Außenhandel  s.  dort. 

—  Aus-  und  Durchfuhrverbote  629. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Bier  9,  79,  314. 

—  Börsenwesen,    Börsengesetzgebung  8. 
dort. 

—  Brotverbrauch  310,  314,  756. 

—  Butter  470,  523,  586,  675,  750,  756. 

—  Clearingbanken  s.  dort. 

—  Currency  Notes  s.  dort. 

—  Depositenzinssätze  der   Privatbanken 
782 

—  Einfuhr  80,  247,  381,  471,  523. 

—  Einfuhreinschränkung  115. 

—  Einfuhrverbot  s.  dort. 

—  Emissionen  s.  dort. 

—  Erleichterungen,  Ausschuß  für  finan- 
zielle —  860. 

—  Exchequer  Bonds  s.  dort. 

—  Feuerversicherung  345. 

—  Finanzabkommen  s.  dort. 

—  Finanzen,  Finanzwesen  s.  dort. 

—  Finanzielle  Abhängigkeit  von  Amerika 
798. 

—  Finanzlage  s.  dort. 

—  Fische  527,  756. 

—  Förderung  der  heimischen  Produktion 
115. 

—  Frachtpreise  590. 

—  Friedensversicherung  107,  276, 

—  Geldmarkt  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Geschäftsnamen,  Registrierung  von  — 
197. 

—  Goldansammlungspolitik  417. 

—  Goldbewegung  s.  dort. 

—  Goldausfuhr  und  Goldausfuhrverbote 
s.  dort. 

—  Graue  Liste  360.  * 

—  Guthaben,  Beschlagnahme  720,  782. 

—  Handel  mit  dem  Feinde  197,  860. 

—  Handelsbilanz  s.  dort. 

—  Handelskredite  s.  dort. 

—  Handelsnachrichtenamt  636. 

—  Handelsnachrichtendienst  695. 

—  Handelspolitik  89,  167,  262,  394. 

—  Handelsverträge  mit  —  612,  697. 

—  Holz  78. 

—  Kapitalabgabe  719. 

—  Kartoffeln  78,  82,  246,  253,  314,  380, 
527,  745,  751,  756,  758. 

—  Käse  316. 

—  Kolonialanleihen  s.  dort. 

—  Kredit  amerikanischer  Banken  s.  dort. 
an   Städte   und   Eisenbahngesell- 

schaften  718. 
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England,  Kreditgeschäfte  s.  dort. 

—  Kreditwirtschaftl.  Maßnahmen  s.  dort. 

—  Kriegsanleihen  e.  dort. 

—  Kriegi>au9gaben  8.  dort. 

—  Kriegsfinanzierung  s.  dort. 

—  KriegslfOBten  e.  dort. 

—  Kri^skredite  27Ö,  496,  736. 

—  Kriegsschulden  649. 

von  Indien  übernomnien  718. 

—  Kriegssparaut>schÜ88e  718. 

—  Kriegssparzertifikate  s.  dort. 

—  Kriegsversicherungsverband  der  Ree- 
dereien 36. 

—  Kurse  fl.  dort. 

—  Landarbeiter  9,  11,  79,  246,  314,  380, 
468,  523,  587. 

—  Lebensversicherung  105,  346. 

—  Loslösung  der  deutschen  Versicherung 
von  Lloyds  711. 

—  Löhne  77,  246,  310,  808. 

—  Luftfahrschadenversicherung  774. 

—  MarktzinsfuQ  s.  dort. 

—  Massenspeisung  308,  311. 

—  Maßnahmen  gegen  das  feindliche  Aus- 
land s.  dort. 

—  Mindest-   und   Höchstpreise   11,  148, 
246,  751. 

—  Münzwesen  s.  dort. 

—  Nationalverieidigungsbonds  s.  dort. 

—  Nationalverteidigungsobligationen   s. 
dort. 

—  Nationalverteidigungsweehsel  s.  dort. 

—  National  War  Bondä  s.  dort. 

—  Notenbank  Wesen  s.  dort. 

—  Pferdefutter  309,  311. 

—  Prämienanleihe  s.  dort. 

—  Preisbewegung  10,  148,  158,  250,  680. 

—  Privateigentum,  Auskunft«  über  deut- 
sches —  52. 

—  Saatenstand  314,  318,  586,  675,  806. 

—  Schatzkassenscheine  8.  dort. 

—  Schatzscheine  s.  dort 

—  Schatz  Wechsel  s.  dort. 

—  Schiffahrt  540. 

—  Schiffsversicherungen  311. 

—  Schuldbuchwegen  53. 

—  Schwarze  Liste  53,  499. 

—  Schwebende  Schuld  s.  dort. 

—  Schweine  808,  816. 

—  Seeversicherung    103,   276,    346,    410, 
549,  624,  847. 

—  Silberein    u.  -ausfuhrverbot  s.  dort 

—  Silberproduktion,  Aufkauf  der  —  781. 

—  Soldaten lebeus Versicherung  547. 

—  Staatswerte,    Register   indischer    53, 
974. 

—  Stärkefabrikation  314. 

—  Steckrüben  148,  154. 

—  Tägliches  Geld  s.  dort. 

—  Teilausfuhrverbot  629. 


England,  Telegraphensperre  629. 

—  Tra-sicrungskreditgeschäft  189. 

—  Trea'sury  Bills  s.  dort 

—  Yalutatransaktionen  279,  414. 

—  Versicherungen  auf  Kriegsende  37. 

—  Versicherungi-fusionen  547. 

—  Versicherungsgesellschaften,   Grün- 
dung neuer  —  347. 

—  Versicherungsmarkt  492. 

—  Versorgung  77,  155,  158,  245,  250, 
253,  3(»,  309,  314,  316,  401,468,523, 
527,  528,  590,  598,  680,  751,  758,  816, 
817. 

—  Vieh  587,  599. 

—  Vorschuß  der  Depositenbanken  782. 

—  Vorschüsse  an  aie  Entent^enoesen 
und  die  Dominien  281,  435,  496,  798. 

—  Vorzugszinssatz  für  Kriegsanleihedar- 
lehen  182,  mi. 

—  War  Expendiiure  Certificatcs  45. 

—  War  Savings  Associations  197. 

—  War  Saving  Uertificates  s.  dort. 

—  Warenaustausch  mit  anderen  Ländern 
906. 

—  Wechselnotierung  787,  973. 

—  Wechsel-  und  Scheckrecht  787,  973. 

—  Weißbuch  104,  859. 

—  Weizenausmahlung  11. 

—  Wertpapiere  s.  dort. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort 

—  Wollmarkt  18,  310. 

—  Zahlungsbilanz  s.  dort 

—  Zahlungsverkehr  mit  d.  Auslände  287. 

—  ZinasStse  s.  dort. 

—  Zuckerration  310. 

—  Zwangsanleihe  719. 
Entente,  Anleibcpolitik  s.  dort 

—  Valutakredit  m  Spanien  .557. 

—  Wirtschaftsabkommen  mit  Holland 
609,  763,  826. 

mit  der  Schweiz  603,  693. 

Entente-Staaten,  Kri^skosten  und  deren 

Deckung  735. 
Epstein  &  Gunz,  .Augsburg  560. 
Erbsehaftssteuer,  Frankreich  510,  800. 

—  Rußland  578. 

Erleichterungen,  Ausschuß  für  finan- 
zielle, —  England  860. 

Ernte  in  Frankreich  14,  77,  79, 152,  252, 
313,  599,  676. 

—  in  Indien  15,  383,  530. 

—  in  Montenegro  383. 

—  8.  a.  Welternte. 
Emteergrebnisse  803. 
Ernteschiitzunsf  384. 
Etat  8.  Staatshaushalt. 

Exchequer  Bonds  45,  114,  282,  354,  417, 

558,  631,  922,  939. 
Exportbanken.  Deutschland  499. 

—  Frankreich  499. 
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Exportbank  Indastrial  Trade  Cy,  Kopen- 
hagen 419. 
Exportforderung  Japans  557. 

F. 

Fabrikarbeiterlniieii,  Fürsorge  für  Kinder 

von  —  885. 
Fabrikkrippen  885. 
Fabrikpflegerinnen  665. 
Federal  Reserve-  Bank  s.  Notenbank  wegen 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

—  Abkommen   mit  der  Bank  von  Eng- 
land 352. 

über  Ausgabe  von  Zertifikaten  852, 

863. 

—  Ueberwachung    der   Wechseltransak- 
tionen 780. 

—  Warnung  vor  dem  Erwerb  von  An- 
leihen feindUcher  Staaten  189. 

Felle  6,  146. 

Fenstergriffe,  Auswechselung  der  —  881. 

Feuerversicherung  176,  408,  490,  546. 

—  in  England  345. 

—  Oesterreich-Ungarn  621. 

—  in  Rußland  275. 

—  in  Schweden  179.  ' 

—  in  der  Schweiz  410. 

—  in  der  Türkei  183. 
Feuerversicherungs  -  Aktiengesellschaf- 
ten, französische,  i.  J.  1915  36. 

Finans  Aktiebolaget,  Stockholm  722. 
Finanzabkommen,   Deutschland -Schweiz 
557,  629,  960. 

—  Deutschland-Türkei  725. 

—  England-Schweiz  960. 

—  Frankreich-Schweiz  960. 

—  Italien-Schweiz  960. 
Finanz-Emissionsinstitut ,    Frederikstad 

498. 
Finanzen  Argentiniens  740,  863. 

—  Australiens  580. 

—  Brasiliens  372,  579. 

—  Bulgariens  64. 

—  Chiles  372. 

—  Chinas  54,  580. 

—  des    Deutschen    Reiches     s.    Reichs- 
finanzen usw. 

—  Englands  354,  434,  508,  574,  575,  736, 
797,  873,  988,  989. 

—  Frankreichs  138,  356,  371,  435,  575, 
737  ff.,  799,  989. 

—  Griechenlands  432. 

—  Hollands  370,  739. 

—  Italiens  299,  739,  874. 

—  Japans  66. 

—  Mexikos  651. 

—  Preußens  208. 

—  Rußlands  212,  299,  437,  576, 650,  738, 
947,  990. 


Finanzen  der  Schweiz  370,  961. 

—  Spaniens  137,  431. 

—  der  Türkei  210,  431. 

—  Ungarns  574. 

—  der  Vereinigten  Staaten  578,  876,  988. 

—  Vergleichung  der  Lage  für  die  krieg- 
führenden Länder  988. 

—  s.  a.  Kriegsanleihe,  Kriegsschulden. 

Finanzierung,  neuartige  —  von  Kriegs- 
lieferungen ,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  112. 

Finanzkonferenz,  Dänemark  966. 

Finanzministerium,  Errichtung  einer  Ab- 
teilung des  amerikanischen  —  in 
Frankreich  780. 

Finanzprogramm  der  Leninistischen  Re- 
gierung 856. 

Finanzrat,  Schweden  629,  966. 

Finnland.  Getreide  78,  676. 

—  Notenbankwesen  497. 

—  Valutaanleihe  497,  720. 
First  National  Bank  286,  358. 
Flandern,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt 

859. 
Fleisehmann  &  Theobald,  Aschaffenburg 

721. 
Fliegerschadenversicherung  545. 
Flotte,  Gesundheitszustand  231. 
Fondsbörsenverein  926. 
Förderung  der  heimischen  Produktion, 

England  115. 
Forderungssclintz  für  Erntelieferungen, 

Rumänien  635,  787,  973. 
Frankreich,    Abkommen    mit    England 

über  Marokko  und  Aegypten  25. 

—  Abrechnungsstellen  s.  dort. 

—  Akzeptkredit  43. 

—  Anleihen  s.  dort ;  vgl.  a.  Kriegsanleihen. 

—  Anmeldung  des  Eigentums  in  feind- 
lichen Ländern  s.  dort. 

deutscher  Wertpapiere  s.  dort. 

—  Arbitrageverkehr  s.  dort. 

—  Außenhandel  s.  dort. 

—  Auslandsforderungen,  Anmeldung  von 
—  787. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Bank  zur  Diskontierung  von  Forde- 
rungen 8.  dort. 

—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  Beschlagnahme  311. 

—  Börsenlage  s.  dort. 

—  Börsenwesen,  Börsengesetzgebung  s. 
dort. 

—  Demonetisierungdes  Goldgeldes  s.  dort. 

—  Devisentransaktionen  559. 

—  Effektenbesitz  48. 

—  Einfuhrverbot  s.  dort. 

—  Emissionen  s.  dort. 
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Frankreich,  Ernteerträge  14,  77,  79,  152, 
252,  313,  599,  676. 

—  Feldbestellung  7,  83,  165,  158,  310, 
383,  530. 

—  Feuerversicherungs  -Aktiengesellschaf- 
ten i.  J.  1915  36. 

—  Finanzabkommen  s.  dort. 

—  Finanzen  138,  356,  371,  435,  575, 
737  ff.,  799. 

—  Finanzministerium,  amerikanische  Ab- 
teilung 780. 

—  Finanzwesen  356. 

—  Flachs,  Hanf  82,  155. 

—  Fleisch  245,  252,  313,  592. 

—  Geldmarkt  g.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Gemiise  77. 

—  Qoioseenschaftebanken  198. 

—  Gesundheitezastand  der  Armee  231. 

—  Getreide,  Brot  78,  155,  158,  252,  307, 
313.  316,  462,  468,  470,  524,  528,  587, 
682,  686,  809,  817. 

—  (Joldansammlungepolitik  g.  dort. 

—  Goldausfuhr  und  —  -verböte  ».  dort. 

—  Goldbewegung  s.  dort. 

—  Hafenbauten  480. 

—  Hafer  757. 

—  Handel  mit  dem  Feinde  562. 

—  Handelsabkommen  629. 

—  Handelsbilanz  s.  dort. 

—  Handebpolitischer  Zusammenschluß 
mit  Italien  476. 

—  Handelsverträge  mit  —  539,  612. 

—  Höchstpreise  11,  149,  313,  315,  527, 
599,  757. 

—  Kapitalplazierung  im  Auslande  s.  dort. 

—  Kartoffeln  465,  524.  759. 

—  Kennedy-Anleihe  279. 

—  Kredit  der  Amerikanischen  Smelting 
and  Refning  Co.  192. 

—  Kredite  210,  371,  649,  738,  799. 

—  Kreditgeschäfte  s.  dort. 

—  Kreditinstitute  s.  dort. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  s. 
dort. 

—  Kriegsanleihe  s.  dort. 

—  Kriegsanleihen  436,  575,  737,  873, 
s.  a.  dort. 

—  Kriegsaus^aben  371,  649,  735,  738. 

—  Kriegsgewinnsteuer  799. 

—  KriegsKosten  s.  dort. 

—  Kriegskredite  s.  dort. 

—  Kriegsschulden  im  Auslande  783. 

—  Kriegsvorschüsse  an  den  Staat  117, 
719. 

—  Kurse  s.  dort 

—  Lage  der  Produktion  154,  313,  592, 
675,  682,  809. 

—  Landarbeiter  12,  308,  681. 

—  Lebensversicherung  180. 


Frankreich,  Milch,  Butter,  Käse  77,  79, 
149,  817. 

—  Moratorium  s.  dort 

—  Münzwesen  s.  dort 

—  Notenbankwesen  s.  dort 

—  Pesetakurs  3.53,  780. 

—  Postscheckverkehr  861,  975. 

—  Produktion,     landwirUchaftliche    11, 
307. 

—  Bentenanleihe  719. 

—  Rückversicherung  181,  773. 

—  Saatenstand,  254^  311,  317,  531. 

—  Salz  79. 

—  Schatzwechsel  43,  629. 

—  Scheckverkehr  406,  861. 

—  Schiffversichcrungspflicht  180. 

—  Schwarze  Liste  s.  dort. 

—  Schwebende  Schuld  923. 

—  Seeversicherung  344. 

—  Sparkassenwesen  s.  dort. 

—  Staatshanabalt  «.  Kredite. 

—  Staatsschuld  138,  372,  435,  738,  874, 
989. 

—  Stadtanleihen  s.  dort. 

—  Stahlfächer,  Kontrolle  privater  —  724. 

—  Steuern  138,  298,  356,  437,  509,  576, 
799. 

—  Stundung  der  Versicherungszahluogen 
624. 

—  Tontinengesellschaften  491. 

—  Ungedeckte  Ausgaben  417. 

—  Valutaanleihe  s.  dort. 

—  Versicherungsmoratorium  105. 

—  Versicherungsverordnungen,  neue  547. 

—  Viehstand  7,  80,  313. 

—  Volkfibanken  198. 

—  Vorschüsse  an  Verbündete  s.  dort. 

—  Wechselkurse,  ausländische,  s.  Kurse. 

—  Wertpapiere  s.  dort. 

—  Wirti^ehaf  Isabkommen  mit  der  Schweiz 
629,  826. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort 

—  Zahlungsbilanz  559. 

—  Zinsfuß,  Begrenzung  des  —  g.  dort 

—  Zinssätze  s.  dort. 

—  Zinsscheine,  Einlösung  s.  dort. 

—  Zucker  12,  79,  599,  676. 

—  Zwangsverkäufe  787. 
Französisch  -  Aeqaatorialafrika ,  Noten- 

bankwesen,  789,  977. 
Franzitsische  Exportbanken  499. 
FranzSsische  Kreditinstitate  in  Belgien 

119. 
Französische  Kolonien,  Außenhandel  767. 
Frauenarl)ett  in  der  Landwirtschaft  6. 
Frauenarbeitssebntz    s.    Arbeiterinnen- 

schutz. 
Fraaenarbeitszentrale    beim  Kriegsamt 

59. 
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Freiheitsanleihe,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  352,  357,  363,  418,  560,  633, 
721,  857. 

—  Rußland  284,  418,  632,  948/9. 
FrledensTersicherungf,  englische  107,  276. 
Pürsorgrevei-slcherungr    für    selbständige 

Handwerker  445,  658. 
Futtermittel  596. 

—  Rußland  896. 

Galizien,  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 
Öalizischc    StUdtisehe    Kriegskreditan- 

anstalt  723. 
CrarantiverbUnde,  Anleihen  der  —  859. 
Gebuhrenentrichtung',  Serbien  420. 
Geburtenziffer  883. 
Geidfordernngen,  privatrechtliche,  Oester- 

reich-Ungarn  52,  360,  420,  860,  973. 
Geldleihsätze  927,  937. 
Geldleiliungen    an   das    Ausland,    Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika  43,  352, 
414,  494. 
Geldmarkt,  amerikanischer  48,  117,  193, 

2ö4,  418,  497,  559,  633,  720,  783,  857, 

955/6. 

—  deutscher  44,  113,  190,  279,  353,  415, 
495,  558,  630,  717,  781,  853,  925. 

—  englischer  45,  114,  191,  280,  354,  416, 
495,  558,  631,  718,  781,  854,  937. 

—  französischer  47,  116,  192,  282,  355, 
417,  496,  559,  632,  719,  782,  854,  943. 

—  internationaler,  s.  dort. 

—  italienischer  950. 

—  japanischer  953. 

—  niederländischer  958. 

—  österreichisch-ungarischer  48,  356,  418. 
632,  720,  783,  855,  932. 

—  russischer  193,  283,  418,  497,  559, 
632,  720,  783,  856,  946. 

—  schweizerischer  960. 

—  skandinavischer  964. 

—  spanischer  969. 

Geldsorten,   Einfuhr    ausländischer    — , 

Türkei  200. 
Geldthesaurierungen,  Chastenet  gegen  — 

855,  943. 
Geld-   und  Wfthrungswesen ,    Aegypten 

125. 

—  Algier  497,  720. 

—  Argentinien  422,  564,  637,  789,  863. 

—  Belgien  124,  863,  977. 

—  Brasilien  54,  422,  564. 

—  Britisch-Indien  501,  564,  977. 
Südafrika  637,  977. 

—  Bulgarien  200,  289,  563,  637,  788,  977. 

—  Chile  54. 

—  China  54,  564,  637,  789,  977. 

—  Columbien  501,  789. 


Geld-  und  Währungswesen,  Costarica  863. 

—  Dänemark  125,  290,  637,  725,  788, 
977. 

—  Deutschland  123,  199,  288,  361,  421/2, 
500,  563,  636,  725,  788,  862,  976. 

—  Deutsch-Ostafrika  362,  977. 

—  Ecuador  564,  977. 

—  England  54,  289,  363,  630,  977. 

—  Frankreich  200,  564,  789,  977. 

—  Französisch -Aequatorialafrika  789, 
977. 

—  General-Gouvern.  Warschau  53/4, 125, 
289,  359,  363,  977. 

—  Guatemala  863. 

—  Indien  125,  496,  630,  863,  977. 

—  Italien  200,  290,  717,  789,  863,  977. 

—  Japan  725,  977. 

—  Korea  863,  977. 

—  Luxemburg  422,  977. 

—  Mexiko  126,  200,  501,  637,  725,  789, 
863,  977. 

—  Niederlande  125,  290,  501,  725,  789, 
977. 

—  Norwegen  54,  124,  290,  564,  977. 

—  Oberbefehlshaber  Ost  54,  124,  200, 
289,  363,  421,  500,  863,  977. 

—  Oesterreich-Ungarn  124, 125,  200,  290, 
363,  422,  783,  789,  977. 

—  Panama  637,  863,  977. 

—  Peru  126,  637,  863,  977. 

—  Polen  290,  501. 

—  Portugal  125,  422,  564,  977. 

—  Preußen  563. 

—  Rumänien  363,  637,  788,  977. 

—  Rußland  124,  290,  363,  422,  564,  946. 

—  Schweden  125,  290,  501,  977. 

—  Schweiz  725,  977. 

—  Serbien  .501,  564. 

—  Spanien  200,  912. 

—  Türkei  54,  126,  200,  422,  564,  637, 
725,  789,  977. 

—  Ungarn  789. 

—  Uruguay  54. 

—  Venezuela  501. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  363, 
637,  863,  912. 

Geldrerkehr  mit  dem  Auslande,  Serbien 
420. 

Gemüse  74,  146,  147,  244. 

GeneralgouTernement  Warschau,  An- 
meldung von  feindlichem   Vermögen 

—  Ausfuhr  von  Waren  s.  dort. 

—  Bankeinlagen,  Rückzahlung  von  — 
s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort.    • 

—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  Darlehen,  Vorrechte  zu  staatlichen  — 
s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 
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General  ^onTernement  Warschau,  üold- 
auäfuhr  und verböte  303. 

—  Kreditgeschäfte  289. 

—  KreditwirtBchaftliche  Maßnahmen  b. 
dort 

—  Kri^eanleihe,  Verbot  des  Handels 
mit  —  feiodlicher  Staaten  499. 

—  Maßaabmen  gegen  das  feindliche  Aus- 
land 972. 

—  Münzwesen  «.  dort. 

—  Nolenbankwesen  s.  dort. 

—  Postj^checkverkehr  500,  97.5. 

—  Protestfristcnverlängerung  359. 

—  ischeckrecht  359,  63o. 

—  VergeltungBmaßnahmen  787,  860. 

—  Warenausfuhr  286,  972. 

—  Wechsel-  und  Scheckrecht  s.  dort. 

—  Wertpapiere,  ausländische  s.  dort. 

—  Zwangsverwaltunfi^  118. 
Generalkommissar  fUr  die  Banken   In 

Belgien  420,  863,  972. 

6eneralkriegrska8.se,  Zweigsteile  der 
Preußischen  — ,  Wien  422,  976. 

General-Lotteric-Dlrektion,  Geldverkehr 
der  —  lil<».' 

Genossensehaftsbank  deutscher  Vieh- 
biindler,   e.  ü.  ni.  b.  II.,  Berlin  357. 

Genossenscliartsbanken ,  Regelung  der 
Urtindung  von  —  in  Frankreica  198, 
972. 

Genossenschaftstag,  13.  Deutscher  ge- 
werblicher —  in  Hannover  658. 

Genua,  Hafenverkehr  402. 

GercIPs  bankiroehTäxelalTUr, Stockholm 
723. 

Gerichtskosten,  Erlaß  der  —  zur  Beur- 
kundung zwecks  Anschaffung  von 
Kriegsanleihe  51. 

Gerlii^cswalder  Bank  419. 

Gerstonpreis  5. 

GeseliUruaufsicht  zur  Konkursabwen- 
dung, (Serbien  122,  973. 

Gescbäftsnamen ,  Eegistrierung  von  — 
in  England  197. 

Gesehlechtskrankheiten,  Bekämpfung  der 
—  224  ff.,  232  ff. 

Gesellschaft  für  Eassenhygiene,  Berlin, 
226,  884. 

—  Badische  —  für  soziale  Hygiene  883. 

—  gegenseitigen  Kredits  für  Handel  und 
Mittel-  und  Kleinindustrie,  Petersburg 
358. 

Geüellschaften,  Errichtung  von  — .Belgien 
499,  972. 

Gesundbeitsininisterinm  in  Oesterreich 
und  Frage  der  Errichtung  eines  — 
in  Deutschland  664,  882. 

Gesundheitswesen  s.  Sozialhygiene  und 
die  einzelnen  Zweige  des  Gesundheits- 
wesens. 


Gesnndheitszeugrnisse  für  Eheschließende 

226,  881. 
Gesundheitszustand,    allgemeiner    —    in 

Deutschland  221  ff.,  450. 

—  der  Armee  229. 

—  der  Flotte  231. 

—  der  französischen  Armee  231. 
Getreide  s.  unter  den  einzelnen  Ländern. 
Getreidebestandsaafnahme ,    Vereinigte 

Staaten  von  .\nierika  l!t3. 

Getreidelieferuugcn,  Vorschüi-se  auf  — , 
Art;cnlinif'n  852 

Getreidepreise,  Rußland  894. 

Getreidemurkt,  amerikanischer  5. 

Gewerbeaufsicht,  Verwendung  von 
Krieggleilnehmern  in  der  —  665. 

(«ewerbehtgiene  s.  Arbeitshygiene. 

Gewerbliche  lyehranstaiten  442,  659. 

Gewerbliche  Priratsebolen  und  Privat- 
unterricht 442,  659. 

Giroverkehr  der  Poet  s.  Postscheckver- 
kehr. 

Girokonten  für  Heereskassen  198. 

Giroumsat/.steuer,  Argentinien  562. 

GiersKes  Kunk,  Kristiania  561. 

GlasTersicherung  020. 

GlVubigerschutz,  .\UHÜbung  des  — ,  Ru- 
mänien 636,  860,  972. 

Gläubigerschutzverein  für  das  feindliche 
Ausland  197,  859. 

Gold  8.  Barrengold. 

Goldabgabe  an  Mexiko,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  717. 

Goldabwebrpolltik,  Skandinavien  54, 125, 
501,  557,  63/,  965. 

Goldagio,  Italien  780. 

Goldankuuf  der  Nationalbank,  Dänemark 
6:i7. 

Goldansammlungspolitik,  Britisch-Indien 
501. 

—  Deutschland  199,  416. 

—  England  417,  924 

—  Frankreich  192,  283,  496,  925. 

—  Holland  495. 

—  Indien  417. 

—  lulien  780. 

—  Rußland  112. 

—  Schweden  495,  501,  557. 

—  Spanien  494.  968/9. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  48, 
112,  118,  193,  .557,  721. 

Golduusfuhr  und  Goldansftahrverbote, 
Britisch-Südafrika  637,  924. 

—  Chma  637,  924. 

—  Dänemark  290,  725  924. 

—  Ex;uador  564. 

—  England  629.  637,  624/5,  939. 

—  Frankreich  925. 

—  Gen.-Gouvern.  Warschau  363. 

—  Holland  495,  629. 
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Goldausfuhr    und    Goldausfuhrrerbote, 

Japan  629,  924,  953. 

—  Korea  863. 

—  Mexiko  629,  637,  924. 

—  Norwegen  290,  725. 

—  Schweden  290,  495,  725,  966. 

—  Skandinavien  290,  725,  966. 

—  Türkei  54. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  629, 
852,  912,  924,  955. 

Goldbewegungr,  Goldbilanz,  Deutschland 

415,  416,  495,  928. 

Jahresbericht  923/4. 

England   44,    112,   116,   189,  278, 

352,  415,  629,  716,  924,  939. 

Frankreich  47/48,  117,  278,  924/5. 

Holland  415,  629    716,  959. 

Japan  193,  353,  497,  557. 

Kanada  189,  193,  716,  780,  955. 

Rußland  112,  415. 

—  —  Spanien  44,  968. 
lürkei  54. 

—  • —  Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
44,  49,  112,  189,  193,  278,  352/3,557, 
560,  629,  633,  716,  721,  780,  924,  955. 

Golddepots,  Argentinien  789. 
Golddisagio    Amerikas    in    Spanien    44, 

494    557. 
Goldeiilfuhr,  Indien  417,  601,  924. 

—  Belgisch- Kongo  924. 

—  Niederlande  959. 

Goldkredit  der  Vereinigten  Staaten  an 
Mexiko  717. 

Goldmiinzen,    Höchstpreise     für    — , 
Deutschland  199. 

\Goldpnis  s.  Barrengold. 

Goldproduktion  der  Welt  923/4. 

Goldreserve,  Indien  716,  924. 

Goldsendungen,  Ueberwachung  der  — 
44,  924. 

Goldiiberftihrung  von  Indien  nach  Eng- 
land 716,  924. 

Goldversendung'  s.  Goldbewegung. 

Görden  bei  Brandenburg,  Eeservelazarett, 
Kriegsbeschädigtenfüreorgedes  —  887. 

Gorska  ßanka  (Waldbank)  785. 

Grand,  Louis-Emile,  über  Steigerung  der 
inneren  Ausgaben  116. 

Graner,  Oskar,  Biberach  285. 

Graubu«h,  Schweden  963,  965. 

Graue  Liste,  England  360. 

Greußener  Uankverein  A.-G.  419. 

Griechenland,  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Eisen  bahn  Verstaatlichung  704. 

—  Finanzen  432. 

—  Handelsverträge  mit  —  539. 

—  Korinthen  683. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  s. 
dort. 


Griechenland,    Maßnahmen    gegen    das 
feindliche  Ausland  724. 

—  Sequestrierung  feindlichen  Eigentums 
724. 

Grimm,  Gustav,  Treuen  (Sa.)  858. 
Gronauer  Bankverein  Ledeboer  ter  Horst 

&  Co.  784. 
Groiiinger  Bank,  Haag  358. 
Groningcr  Bankvereenigiug,  Haag  358. 

—  Wirkung    des     Stillgeldes     bei    den 
Krankenkassen  848. 

Großberlin,  Krankenkassen  775. 
Großrisiken  in  der  Transportversicherung 

Gründung    von    Dampfergesellschaften, 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  118. 
Gnaranty  Trust  Company  of  »w  York 

285. 
Guatemala,  Außenhandel  266,  400. 
Güterverkehr,   Einnahmen  aus  dem   — 

734. 
Guthaben,  Beschlagnahme  deutscher  — 

in  England  720. 

—  Norwegische  —  in  England  782. 
Gutscheine  s.  Geld-  und  Währungswesen. 

H. 

Haas,  Gebrüder,  Eothenburg  o.  T.  722. 
Haler  73,  306. 

Uafenbaupliine  in  Wien  404. 
Hafenbanten  in  Frankreich  480. 

—  Italiens  482. 
Hafenverkelir  Amsterdams  336. 

—  Genuas  402. 

—  Rotterdams  336. 
Haftpflichtversicherung  543. 

—  in  Oesterreich-Ungarn  32. 

—  in  der  Schweiz  103. 
Hagelversicherung  1916  269. 

—  1917  620. 

Hamburg,   Dienstbotenversicherung  350. 

—  Industrialisierung  475. 

—  Staatshaushalt  796. 
Hamburger  Privatbank  von  1860  118. 
Hammer,    Antrag    des    Abg.    — ,    zum 

Wiederaufbau    des    Handwerks    nach 
dem  Kriege  993. 
Handel  mit  dem  Feinde,   Bulgarien  287. 

—  England  197,  860. 

—  P'rankreich  562. 

—  Italien  5ü2. 

—  Japan  360. 

—  Portugal  420. 

—  Vereinigte  Staaten  499,  787. 
Handelsabkommen ,     Frankreich-Italien 

629. 

—  internationale  —  911. 

—  Holland  958. 
Handelsbank,  Posen  118,  419,  498. 
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Handelsbeweg'nngen,  internationale  915. 
Handelsbllauz,  DeuUchland  911,  915. 

—  England  781,  915/16. 

—  Frankreich  192,  ÖlV. 

—  HoUand  958. 

—  internationale  911. 

—  Italien  949. 

—  Japan  953. 

—  Rußland  945. 

—  Spanien  968. 

—  SEandinavien  966/6. 
Handelsflotte  DentüchUnds  482. 

—  Norwegens  702. 

—  der  Verein.  Staaten  von  Amerika  27. 
Handelskammerg'esetz,  Abänderung  des 

preußischen  —  879. 
Handelskonferenz  Skandinaviens  476, 610, 

9t)3/4. 
Ilandelskolieürium,  Schweden   716,   966. 
HandtNUroilitp  KngUnds  279,  780/1. 
Uandelsuaelirlvlitenanit.    England    636. 
Handelsnachrichteudieust    in     England 

61)5. 
Handelspolitik  Argentiniens  539. 

—  Englands  89,  167,  262,  394. 

—  Norwegens  694. 

—  Schwedens  693. 
Uandelspolitiseher       ZusammenschluB 

Frankreichs  und  Italiens  476. 

Handelsregistereintragungen,  Deutsch- 
land 561,  972. 

UnudeisNchifre  310. 

Ilaudelsscliulden,  Anmeldung  von  —  in 
Italien  1SI8. 

Handels-  und  Ilandwerkerbank,  6.  m. 
b.  H.,  Bochum  419. 

Handelsverkehr  mit  feindUchen  Aus- 
ländern, Gesetz  betr.  — ,  Bulgarien  287. 

Handelsrertrttge,  England  und  Frank- 
reich 1B12. 

und  Rußland  697. 

—  Italien  und  Brasilien  477. 

und  Frankreich  539. 

und  Griechenland  539. 

—  Japan  und  Bolivien  540. 

—  Peru  und  Bolivien  262. 

—  Rußland  und  HoUand  766. 

und  Norwegen  766. 

und  die  Schweiz  766. 

Handelswechsel,  Vereinigte  Staaten  von 

Amerika  721,  9,56. 
Handwerk,  Kriegshilfskassen  für  das  — 
221. 

—  Lehrlingsfragen  im   —  218,  441,  657. 

—  Rohstoffbescnaffung  für  das  —  e.  d. 

—  Regelung  des  Vergebungs Wesens  für 
das  —  217,  220,  663. 

—  Wiederaufbau  nach  dem  Kriege  663, 
993. 


Handwerker,  Fursorgeversicheri/ng  für 
»eibständige  —  445,  658. 

—  Krankenkassen  und  selbständige  — 
217. 

Handwerkerb-agen  im   preußischen  Ab- 
geordnetenhause 218. 
Handwerkskammern,  Wahlrecht  zu  den 

—  445. 

—  WirtschaftUche  Abteilungen   bei  den 

—  878. 

Handwerks-    nnd    Gewerbekammertaf, 

Tagung  des  18.  deuti.chen  —  651. 
Haug-esunds  Kreditbank  2S5. 
Hannevlg  Marine  Trust  Ct.,  New  York 

358. 
Hannerigs  Bank,  Ltd.,  London  498. 
Hawai,  Außenhandel  266. 
Heer,  Gesundheitszustand  229. 
Ileereskassen,  Reichsbankgiroverkehr  636. 
Heereslleferungen ,   Vermittlung  von  — 

440. 
Hellbrnn,  J.,  &  Co.,  Bankhaus,  Erfurt 

419. 
HeilTerfahren,  Zunahme  der  Anträge  auf 

Gewährung  von  —  665. 
Helmarbeiterschntz,  Fortführung  de«  — 

642. 
HellTerich,  Etatrede  (über  Volkagesund- 

heit)  221. 

—  Ueber  die  Finanzlage  207. 
Uellmann  &  Co.,  Ulm  a.  D.  85a 
Hergt,  Begründungen  786. 

Hermes  Kreditversielierungsbank  A.-G., 

Beriin  722. 
Uertleln,  J.  L-  Erlangen  8.58. 
Hess,  L.,  &  SShne,  Köln  560. 
Hessen,  Eier  147. 

—  Gemüse  .520. 

—  Hau^schlachtung  75,  596. 

—  Kartoffeln  520. 

—  Milch  307. 

Henbaeh,  Osear,  Sonneberg  634. 

Hilfsdienst,  Gesetz  betreffend  den  vater- 
ländischen —  213,  652,  993. 

HlUBdienstpflichtige,  Versicherung  der  — 
100. 

Hlirska.ssen,  Kriegs-,  für  das  Handwerk 
221. 

Hindenbnrgspende  244. 

HIntcrbliebeuenTersIcherung  für  die 
bavriÄchen  Staatsbeamten  626. 

Hirscliberg,  Joel,  Stettin  560. 

UIrsohmunn  Söhne,  S.,  Bankfirma,  Nürn- 
berg 4!i7. 

HofbankhaiLs  Max  MncUer,  Gotha  498. 

Holden,  Edw.  012,  937,  940. 

Holland-Amerika-Linie,  Aktienrfickkauf 
912. 

Holland,  Anleihen  64,  370,  739. 
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Holland,    ArbeitslosenyeTsichemDg   277, 
777. 

—  Auslandsverkehr  393,  538,  958. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  Börsen  Wesen,    Börsengesetzgebung   s. 
dort. 

—  Brotration  148,  158. 

—  Butter  820. 

—  Emiseionen  s.  dort. 

—  Geldmarkt  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  8.  dort. 

—  Goldansaramlungspolitik  s.  dort. 

—  Goldausfuhr  und  —  -Verbote  495,629. 

—  Goldbewegung  s.  dort. 

—  Goldeinfuhr  959. 

—  Handelsabkommen  958. 

—  Handelsbilanz  s.  dort. 

—  Handelsverträge  mit  —  766. 

—  Kartoffelmehl  152. 

—  Kleingeldmangel  s.  dort. 

—  Kreditabkommen  s.  dort. 

—  Kreditwirtschaftl.  Maßnahmen  s.  dort. 

—  Kriegsgewinnsteuer  370,  740. 

—  Kurse  8.  dort. 

—  Lebensmittel  245,  380,  467. 

—  Mindestpreise  149. 

—  Münzwesen  s.  dort. 

—  Notenbank  Wesen  s.  dort. 

—  Postscheckverkehr  199,  724. 

—  Schatzscheine  279. 

—  Schatzwechsel  s.  dort. 

—  Schiffahrt  400,  616. 

—  Silbeibons  s.  dort. 

—  Staatsfinanzen  370,  739. 

—  Slempelgesetz  für  Effekten  421. 

—  neue  Steuern  371. 

—  Telepraphensperre  629. 

—  Valutaabkommen  780. 

—  Versicherungswesen,  Verstaatlichung 
des  —  274. 

—  Warenausfuhr  860. 

—  Warenverkehr  mit  dem  Auslande  860. 

—  Wechselkurse,  ausländische,  s.  Kurse. 

—  Wild  153. 

—  Wirtschaftsabkommen  mit  den  Entente- 

Slaaten  und  Deutschland  609,629,693, 
717,  7(i3. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort. 

—  Zahlungsbilanz  958/9. 

—  Zenlralausfuhrbüro  860. 
Uollttndisch  -  SUdanierikanlBche     Bank 

285,  498,  560,  722. 
Holz  16,  78,  586,  807. 
Ilolzmarkt  16. 
llonlsf  147,  378,  596. 
Hopfen  15,  256,  747. 
Hortkinder,  Beschäftigung  der  —  885. 
Hummel,  Rupert,  Ingolstadt  49. 

Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkawirtsch. 


Hnngaria-Bank  A.-6.,  Budapest  119. 
Hypotliekeubank,  Medan  634. 
Hypothekenniarkt,  Deutschland  931. 
Hypothekenschutz  218. 
Uypothekensvliutzbank  für  Brandenburg 

und  Groß- Berlin  722,  971. 
Hypothekenversicherung  711. 

in  Dänemark  274. 


Japan,  Anleihe  an  Frankreich  414. 

an  China  580,  613. 

an  Rußland  557,  577,  580,  629. 

—  Anleihen  s.  dort. 

—  Außenhandel  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Börsen  Wesen ,    Börsengesetzgebung  s. 
dort. 

—  Exportförderung  557. 

—  Finanzen  66. 

—  Geldmarkt  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Goldausfuhr  und verböte  629,  953. 

—  Goldbewegune  s.  dort. 

—  Handel  mit  dem  Feinde  360. 

—  Handelsbilanz  953. 

—  Handelsverträge  mit  —  540. 

—  Kolonisation  7.52. 

—  Kredit  an  England  115. 

—  Kreditwirtschaftl.  Maßnahmen  s.  dort. 

—  Kriegsanleihe  ,580. 

—  Kriegsfmanzierung  der  Entente  953. 

—  Kriegskosten  952. 

—  Kurse  953. 

—  Notenbankwesen  725,  8.  a.  dort. 

—  Schatzscheine  557. 

—  Seeversicherung  551,  625,  715. 

—  Silbereinschmelz-    und    —    -ausfuhr- 
verbot  630. 

—  Vertrag  mit  Rußland  über  Ostasien  828. 

—  Vordringen  in  China  765. 

—  Wertpapiere  s.  dort. 

—  Wirtschaftsabkommen    mit   Amerika 
697,  764. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort. 

—  Zurückziehung    von    Guthaben    auB 
Amerika  1 12. 

Japanische  Banken  723,  785. 
ludia  Council  Ullis,  Tabelle  978. 

941. 

Indien,  Anleihen  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Ernteerträge  15,  383,  530. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Goldansammlungspolitik  417. 

—  Goldt'infuhr  s.  dort. 

—  Goldreserve  716. 

—  Gold  Überführung  nach  England  716, 
924. 
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Indien,  Kriegsanleihe-Lotterien  438. 

—  Notenbankwesen  b.  dort. 

—  Regierungswechsel,  Tabelle  978. 

—  Rupienb^tände,  Abnahme  der  —  s. 
dort. 

—  Rupienkredite  an  Amerika  781. 

—  Rupienkurse  941. 

—  Schatz  Wechsel  718. 

—  Schutzzoll  167. 

—  ßilberein-  und  -ausfuhrrerbot  501,  630. 

—  Zinssätze  s.  dort. 
Indocbinesischf  Bank,  Haag  722. 
Industrial   Development  Co.   of  Sonth 

Africa.  London  498. 
InduHtrial  Trade  Cy.,   Kopenhagen  419. 
Indastriebank,  Göteborg  120. 
Indnstrie-  en  Landbonwbank,  Tiel  723. 
Industrielle  BankgesellKchaft  in  Dflaa«!- 

dorf  194. 
Industrie-  und  Handelsbank  Ltd.,  Hong- 
kong 499. 
IndostneTertretnng,  Neugestaltung  der 

—  in  PreuBen  879. 
Inhaberpapiere  4>0,  635,  972. 
International      Banking     Corpormtion, 

New  York  85a 
Internationale    Banknote   nnd  Tölker- 

bank  557. 
Internationale  Commereieele  Bank,Haag 

561. 
Internationale  IlandeUbank,  Wien  634. 
Internationale  ^^elllfTl•-iI}potllekenbanl^ 

Rotterdam  498. 
Internationale  SeescbilTahrt  484. 
Internationaler  Geldmarkt,   monatliche 

Berichte  43,    111,   188,  i>78,  352,  414, 

494,  556,  628,  716,  779,  852,  910. 

Jahresbericht  910  ff. 

8.  a.  Geldmarkt 

International    Sarlngs    and   Exchange 

Bank,  Los  Angeles  785. 
Irland,  Banken,  fiankwesen  286. 

—  Flachs  523. 

—  Staatswerte,  Register  indischer  —  53. 
InTalidenrersicbernng  185. 

Joint  Stock  -  Banken,  Einstellung  der 
Veröffentlichung  der  Monatsbilanzen 
191. 

Journal  of  Commeree  über  auswärtige 
Wechselkurse  Deutschlands  3.52. 

Irrlng  National   Bank,  New  York  368- 

Istitato  Nazionale  del  Cambl,  Rom  863. 

Italien,  Anleihen  s.  dort. 

—  Aulienhandel  262,  766,  949. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Börsenlage  s.  dort. 

—  Börsen  Wesen,  Börsengesetzgebung  ■. 
dort. 

—  Brot  77,  468,  524,  600,  682. 


Italien,  Butter  315. 

—  Devisenverkehr,  Ueberwachunp  des  — 
s.  dort. 

—  Devisenzentrale  863. 

—  Einfuhrverbot  s.  dort 

—  Emissionen  s.  dort 

—  Finanzabkommen  s.  dort 

—  Finanzen  299,  739,  874. 

—  Geldmarkt  s.  dort 

—  Geld-  und  Währungswesen  *.  dort 

—  Getreide  311,  528,  fö7,  592,  7.59,  808. 

—  Goldausammlungspolitik  780. 

—  Hafenbauten  482. 

—  Handel  mit  dem  Feinde  562. 

—  Handelsabkommen  629. 

—  Handelsbilanz  s.  dort. 

—  Handelspolitischer    ZusammenschluS 
mit  Frankreich  476. 

—  Handelsschuldenanmeldung  198. 

—  Handelsverträge  mit  —  477,  539. 

—  Kanalprojekte  267,  703. 

—  Kartoffeln  149. 

—  Kreditanmeldung  198. 

—  Kredit  an  Rußland  43. 

—  Kreditgeschäfte  43. 

—  Kreditwirtschaftl.  Maßnahmen  s.  dort 

—  Kriegsanleihe  66,  212,  372,  875. 

—  Kri^akoeten  735,  874. 

—  Kriegskredite  ■.  dort 

—  Kurse  s.  dort 

—  Maßnahmen  gegen  das  feindliche  Aiu- 
land  8.  dort. 

—  Maulbeerbäume  8. 

—  Milch  312. 

—  Moratorium  n.  dort 

—  Münzwesen  717. 

—  Nuten  bankwesen  s.  dort 

—  Oelkuchen  755. 

—  Rationierung  154,  309,  311,  600. 

—  Regislerpflicht    für    Devisengeschäfte 
567. 

—  ReU  312,  315. 

—  BaaUnstend  383,  459,  676,  745. 

—  Schatzanweisungen  s.  dort 

—  Bchatzwechsel  s.  dort 

—  Schiffsversicherungen,  Anzahlung  von 
-  789. 

—  Schwarze  Liste  562. 

—  Schweine  81. 

—  Seide  462. 

—  Staatshaushalt  874. 

—  Staatspapiere,   Gewinnanlegung  in  — 
121,  973. 

—  Syndikat  zur  Finanzierung  russischer 
Kriegsaufträge  119. 

—  Trassierungskreditgeschäft  189. 

—  Valutaanleihe  852. 

—  Verjährungsf listen  860. 

—  Vorschüsse  an  Verbündete  43,  780. 

—  Wediselkurse,  au^laadische,  s.  Kune. 


—    IOI9    — 


Italien,  Wertpapiere  b.  dort. 

—  Zahlungsverbote  287,  419. 

—  Zinssätze  s.  dort. 

—  Zolltarif revision  611. 

—  Zucker  253,  312. 

Jugendliche  Arl)eiter,  BundBchreiben  des 
Reichskanzlers  über  den  Arbeiterschutz 
der  —  667. 

K. 

Kalifornien,  Banken,  Bankwesen  785. 
Kaliindnstrie  20,  85,  162,  260,  323,  390, 

472,  533,  603,  689,  822,  903. 
Kalisalze,  385. 
Kanada,  Anleihen  s.  dort. 

—  Ausfuhr  311. 

—  Außenhandel  398. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Börsenwesen,  Börsengesetzgebung  725. 

—  Eisenbahnverstaatlichung  338,  542. 

—  Goldbewegung  s.  dort. 

—  Kriegsanleihe  718. 

—  Kriegslebensversicherung  108,  277. 

—  Landarbeit  684. 

—  Molkerei  818. 

—  Seeversicherung  625. 

—  Valutakredit  780. 

—  Vieh  532. 

—  Vorschüsse  an  Verbündete  279. 

—  Weizenanbau,  Anbauflächen  11,  78, 
158,  312,  317,  586,  684. 

—  Weizenpreise,  Kontrolle  317,  686. 
Kanadische  Trade  Bank  499. 
Kanalprojekte  in  Deutsciiland  94,  171, 

336,  337,  338. 

—  mitteleuropäische  768. 

—  in  Oberitahen  267,  703. 
Kapitalabgabe,  England  719. 
Kapitalausfuhrverbot,  England  939. 
Kapitalerhölinngen  von  Banken  s.  auch 

Banken,  Bankwesen. 
Kapitalinvestierongren  bei  A.-G.  972. 

—  Norwegen  49. 
Kapitalmarkt  s.  Geldmarkt. 
Kapitalplazierung  im  Anstände,  Frank- 
reich 52,  973. 

Kttmtuer  Bank  G.  m.  b.  H.,  Klagenfurt 

561. 
Kartoffeln  73,  78,  82,  146,  149,  162,  246, 

251,  252,  253,  306,  314,  378,  380,  465, 

518,  520,  524,  526,  527,  597,  677,  679, 

684,  685,  745,  748,  750,  751,  756,  758, 

759,  808,  815,  898  ff. 
KartolTelanbaa  146. 
Kartoffelkraut  597. 
Kartoffelpreise  73. 
Kartoffeltrocknnug  146. 
Kaurniiinnischer  n.  gewerblicher  PriTat- 

nnterricht,     Bekanntmachung     über 

den  —  659. 


Kanfmannsbanken  A.-G.,  Stockholm  723. 

Kaufmannsbank  in  Odessa  498. 

Kennedy-Anleihe  an  Frankreich  279. 

Kgl.  Preußische  Staatsbank,  Berlin  786. 

Kgl,  Seehandlnng,  Berhn  786,  926,  974. 

KinderfUrsorge  223,  226,  228,  277,  447, 
448,  451,  885;  s.  a.  Säuglingssterblich- 
keit und  Säuglingsfürsorge. 

Kinderreiehe  Familien,  Wohnungsfür- 
sorge für  —  234. 

KinderznlagenTersichernng  f.  d.  baye- 
rischen Staatsbeamten  626. 

Kippenberger,  J.,  Siegen  722. 

Kirebner,  Ministerialdirektor,  Ueber  den 
Gesundheitszustand  in  Preußen  223  ff., 
450. 

K.  k.  priv.  Allgemeine  Yerkehrsbank, 
Wien  50. 

K.  k.  priv.  Oesterreichisehe  Länderbank, 
Wien  49,  560. 

Klaveness-Bank  49. 

Kleineisenindnstrie  86,  325,  473,  534, 
605,  690,  823,  903. 

Kleingeldniaugel,  Deutschland  288,  362, 
422,  977. 

—  Frankreich  200. 

—  Holland  125,  290,  725. 

—  Luxemburg  422. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  784. 

—  B.  a.  Geld-  und  Währungswesen. 
KleinkinderfUrsorge  885. 

fiJotz,  Bekämpfung  der  Geldaufspeiche- 
rung 943. 
Kohlenproduktion,  Deutschland  901,  915. 

—  Frankreich  942. 

—  Rußland  945. 
Kohlensteuer  135,  206,  991. 
Kohn,  Salo  &  Co.,  Straubing  560. 
Kolonialanleihen,  England  354,  781,  922. 
Koloniale    Knltnnr-    en   Handelsbank, 

Groningen  722. 
Kommunalbank,  Budapest  786. 
Kommunale  Sozialhygiene  227,  447,  885. 
König^berger  Yereinsbank,  Königsberg 

194. 
Konjunktur,  wirtschaftliche  905. 
Konsortium    japanischer    Banken    in 

New  York  353. 
Konstantinopel,  Hafenanlage  97. 
Konversionskasse,  Argentinien  422,  501, 

564,  637,  789. 

—  Chile  54. 

Konzentrationsbewegnng    im    Bank- 
gewerbe, Deutschland  786. 

Korbweiden  306. 

Korea,  Geld-  und  Währungswesen  ». 
dort. 

—  Goldausfuhr  und verböte  863. 

—  Bilberein  u.  —  auBfuhrverbot  863. 
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KraftloserklUmn^  von  Aktien  786. 
Krankenkassen,  Tagung  deutecfaer  554. 

—  «roßberliner  —  TTf). 

—  Mitgliederbcwegung  der  —  889. 

—  und  selbständige  Handwerker  217. 

—  Wirkung  der  Stillgelder  bei  den  Uroß- 
berliner  —  848. 

Krankenrersicheranp,  Erweiterung  der 
ruBsigcben  715. 

—  in  Hamburg  350. 

—  Lohnklasseneinreihung  in  der  Öster- 
reichischen 715. 

—  in  der  Schweiz  109. 

—  und    Wocbenbeihilfe    während    des 
>  Krieges  848. 

Krankenrersichernngsgresetz,  Novelle 
zum  österrcicbiwhen  —  40. 

KrankenTersiebernngspfllcbt,     Einfüh- 
rung der  gesetzlichen  —  in  der  Schweiz 
3!i. 

Kredit  amerikanischer  Banken  an  Eng- 
land 414.  780,  784. 

—  der  American  Smelting  and  Refining 
Co.  an  Frankreich  192. 

—  innerer,  Dcut.Thland  853. 

—  Italiens  an  Rußland  43. 

—  Japans  an  England  115. 

—  an  Städte  und  EisenbahngeseHschaften, 
England  718. 

Kreditabkommen,  Deutschland  -  Nieder- 
lande 6J9. 

—  Skandinavien  966. 

Kredite,  Anmeldung  von  —  in  Italien 
198,  960. 

—  an  das  Ausland,  durch  die  Vereinigten 
Staaten  193,  955. 

—  an  kriegführende  Länder,  Norwegen 
•279. 

Kredlfnnsprllfhe,  Skandinavien  966. 

Kreditlwnk  Soüii,  Ucxkiib  785. 

KreUitbfschrUnkungen,  Ocsterreich- Un- 
garn 632. 

Kredit  für  Warengeschäfte,  Rußland  949. 

Kreditgrsehurte,  Deutsch  -  holländische 
*y2D,  717. 

—  England  43,  279. 

—  Frankreich  43, 192,  356,  559,  629,  852, 
942. 

—  internationale  414,  559,  911. 

—  Italien-Rußland  43. 

—  Gen.Gouv.  Warschau  289,  977. 

—  Schweden  629. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  43, 
112. 

Kreditgew&hrnng,  Beaufsichtigungdurch 
die  Regierung,  Schweden  966. 

Kreditinstitute,  französische  —  in  Belgien 
118. 

—  Frankreich  972. 

Kredit  Jlorgwis  an  Frankreich  192. 


KreditTersicheruntr  711. 

—  in  Schweden  104. 
KredItTorlage,  preußische  62. 

—  deutliche  136,  429,  .508. 

—  Frankreich  210,  371,  510,  649. 
Kreditnirtscbaltliche    Maßnahmen    ,50, 

120,  195,  286,  358,  419,  499,  561,  634, 

723,  786,  859,  972. 

Argentinien  562. 

Belgien  197,  286,  420, 499,  562,  635, 

787,  80ü.  972. 

Brasilien  787,  973. 

Bulgarien  287,  973. 

Dänemark  536,  973. 

Deutschland  50.  120, 195,  286,  358, 

419,  499,  561.  634,  723,  766,  859,  972. 
England  52,  197,  287,  360,  499,  636, 

787   860  973. 
Frankreich  52,  121,  198,  562,  724, 

787,  860,  973. 

—  —  General  •  Gouv.  Warschau  52,  121, 
286.  3.59,  499,  635,  723,  787,  860,  972. 

—  —  Griechenland  724,  973. 
Holland  360,  4'J9,  860. 

lulien  121,  198,  287,562,  860,973. 

Japan  360,  973. 

Luxemburg  .52. 

Montenegro  122,  973. 

Norwegen   122. 

Oberbefehlshaber  Ost  121, 197,  287, 

359,  562,  6,35,  787,  972. 

Oestcrreich- Ungarn  .52,  122,  198, 

360.  420,  .562.  636,  723,  787,  860,  973. 
Panama  861. 

Portugal  420,  973. 

Preußen  561/2,  634,  723. 

r  Rumänien  197,  359,  635/6,  724,787, 

860   972 

Rußland  52,  198,  787,  973. 

Schweiz  198,  973. 

Serbien  122.  420. 

Slam  861.  973. 

Türkei  52,  122,  562,  973. 

Ungarn  636.  973. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  499, 

.562,  787,  861,  973. 
Krlegsabpabe  195, 196,  635,  723,  787,  972. 
Kriegsanleihe,  Annahme  von  —  bei  der 

Steuerzahlung  972. 

—  -Anteilscheine  197. 

—  Ausgabe  und  Erwerb  von  —  972. 

—  Erwerb  von  —  für  Stiftungen  562. 

—  -Lotterieen,  indische  438. 

—  •  Sparkarten  197. 

—  Verbot  des  Handels  mit  feindlicher  — 
Gen. -Gouv.  Warschau  499,  635. 

—  amerikanische  43,  438,  511,  512,  578, 
633,  7-'0,  783.  857,  877. 

—  au.-^tral  Ische  580. 

—  holländische  64,  370. 
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Kriegsanleihe,  japanisclie  580. 

—  ungarische  431,  735. 

—  russische  65,  137,  299.  437,  511,  576, 
577,  650,  949,  990. 

Kriegsanleihen  in  Amerika  511,  798,  877. 

—  Beleihungssatz  für  —  113. 

—  Deutschland  44,  50,  113,  190,  195/6, 
207,  279,  286,  296,  353,  415,  429,  562, 

630,  635,   644,  717,  732  ff.,  781,  853, 
859,  915,  921,  928,  973,  988. 

—  England  37,  43,  45,  46,  54,  65, 112,  114, 
138,  191,  210,  281,   354,  416,  574,  575, 

631,  718,  781,  798,  915,  922,  938,  988. 

—  Frankreich  47,  112,  117,  282,  355,  436, 
575,  632,  719,  737,  782/3,  855,  873,  915, 
944,  989,  8.  a.  Mobilisationsanleiiie  64. 

—  Italien  66, 112, 121, 189,  212,  372,  875, 
951. 

—  Kanada  718. 

—  Neuseeland  718. 

—  Oesterreich- Ungarn  48,  63,  356,  362, 
370,  418,  429,  735,  783,  787,  856  872, 
933   990. 

—  Preußen' 196,  562,  635. 

—  Rumänien  724. 

—  Vergleich  in  den  kriegführenden  Län- 
dern 988. 

—  8.  auch  Kriegskredite,  Staatsanleihe. 
Kriegsanleiheversicherung  177,  197,  268, 

545. 

—  in  Oesterreich  98. 
Kriegsauleihezeichnungen,  Gebührenbe- 
freiung der — ,  Oesterreich- Ungarn  360, 

724,  973. 

Kriegsanleihe  -  Zwischenscheine ,  An- 
nahme von  —  195. 

Kriegsausgaben  s.  Kriegskosten. 

KriegsbeseliUdigtenfürsorge  662,  887. 

Krii'psdarlelinskassen  s.  ßarlehnskassen. 

Krieg.sfiuanzieruug,  England  281,  854, 
937/8,  988. 

—  der  Entente  durch  Japan  953. 
Kriegsgewinnsteuer,  Bulgarien  797. 

—  Deutsches  Keich  134,  206. 

—  Entrichtung  durch  Kriegsanleihe  972. 

—  Frankreich  509,  799. 

—  Holland  370,  740. 

— -  Oesterreich-Ungarn  787,  973. 

—  Rußland  578. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  876. 
Kriegslillfskassen  für  das  Handwerk  221. 
Kriegsindustrie,  Amerika  284. 
Kriegskonjuuktur    in    den    Vereinigten 

Staaten  von  Amerika  90,  826. 
Kriegskosteu  136,  211,  371,  430,  508,  575, 
579,  580,  647,  649,  735,  738,  739,  874. 

—  England  46,  115,  281,  416,  496,  718. 

—  Frankreich  47,  116,  192,  355,  417. 

—  Jahresübersicht  und  Vergleichung  bei 
den  einzelnen  Kriegführenden  988. 


Kriegskosten,  Japan  952. 

—  Oesterreich-Ungarn  933,  991. 

—  Rußland  948,  990. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  560. 
Kriegskrankenpflege    in   der   Sozialver- 
sicherung 187. 

Kriegskreditanstalt     für    das    südliche 

Kriegsgebiet,  Klagenfurt  859,  860. 
Kriegskredite,  Belgien  352. 

—  Deutschland  113,  138,  209,  210,  211, 
371,  429,  495,  508,  510,  648,  649,  736, 
738   799. 

—  England'  278,  496,  736. 

—  Frankreich  116,  192,  282,  352. 

—  Italien  352,  780. 

—  Rußland  948. 

—  Verbandsmächte  494. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  278, 
352,  494,  718,  780,  955. 

—  8.  a.  KreditvorJagen,  Kriegsanleihen 
und  Staatsanleihen. 

Kriegskreditbank  für  Groß-Berlin  49. 
Kriegskreditinstitute  49,  284,  971. 
Kriegsmehrwertversieherung  408. 
Kriegspaten  Versicherung  31. 
Kriegsschulden  im  Auslande,  Frankreich 
783. 

—  England  649,  736. 

—  Frankreich  138,  372,  738. 

—  Indien   übernimmt   englische  —  718. 

—  Oesterreich  63,  369,  647. 

—  Schweiz  962. 

Kriegssparausschttsse,  England  718. 
Kriegsspar-Zertiflkate  43,  45,  354,  417, 

558,  718. 
Kriegssteuer,  Begleichung  durch  Reichs- 
schatzanweisungen 286,  635. 

—  —  —  Reichskriegsanleihe  50,  195/6, 
286,  635,  723,  859,  972. 

—  Oesterreich-Ungarn  562,  787,  973. 

—  Verzinsung  der  —  in  Preußen  561/2, 
635,  723,  786. 

Kriegssteuerriickerstattangen,  Preußen 

562. 
Kriegsteilnehmer,  Verwendung  von  —  in 

der  preußischen  Gewerbeaufsicht  665. 
Kriegsversichernng,  amerikanische  108, 

411,  774. 

—  in  Kanada  277. 

—  in  Norwegen  344. 

—  in  Schweden  36. 

—  spanische,  staatliche  275. 

—  8.  a.  Seeversicherung. 
Kriegsversicherungsverband     englischer 

Reedereien  36. 

Kriegsvorschiisse  an  den  Staat,  Frank- 
reich 117,  719. 

Kriegsvorsorgeversieliernng  408. 

Kriegswirtschaft,  Ueberführung  der  — 
in  die  Friedenswirtschaft  286. 
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Kristiania,  Schiffsverkehr  482. 
Kronenkars,  Dänemark  716. 

—  Schweden  716. 
Kuba,  Außenhandel  832. 

—  Banken,  Bankwesen  g.  dort. 
Kullssfnhandel,  OesterreichUngam  421. 
Kaudi^cbun?  den  deutschen  Handwerks 

zur  Kriedensre«olution  652. 

Knpfer-  und  MeBsinrwerke  260,  324,  390, 
533,  604,  689,  902. 

Knrse  ausländischer  Wechsel  und  Noten, 
monatliche  und  jährliche  Besprechung 
44,  112,  126,  188,  279,  352/3,  415,  494, 
557,  629,  717,  780,  852,  911/'2. 

—  in  Berlin  Tabelle  9,9. 

—  in  Bulgarien  114. 

—  in  Deutschland  45,  50,  113,  415,  494, 
717   853   930. 

—  in  England  46,  494/5,  558,  717/8,  853, 
939   941. 

—  in  Frankreich  47,  192,  353,  494,  496, 
559,  717,  780,  783,  853,  942. 

—  in  Itahen  112,  780,  950. 

—  in  Japan  953. 

—  in  New  York  118,  494,  717,  853,  957. 

—  in  den  Niederlanden  495,  958/9. 

—  in  Norwegen  853. 

—  in  Oesterreich- Ungarn  783,  &53,  933. 

—  in  Rußland  279,  497,  720,  947. 

—  in  der  Schweiz  112,  114,  195,  911,  961. 

—  in  Schweden  557. 

—  in  Skandinavien  495,  717,  966/7. 

—  in  Spanien  353,  780,  968. 

—  Ton  deutschen  und  auslSndiscben 
Reichs-  und  Staatsanleihen  931,  941, 
944. 

—  von'  Kriegsanleihen  931,  941,  952. 
Karsmakler,     behördliche    Einrichtung, 

Deutschland  563. 
Kursnotierungen,  amtliche,  Deutschland, 

862. 
Knrszettel  für  ausländische  Wertpapiere, 

Luxemburg  52. 


Labrone,  Vorschlag  über  Zahlungsmittel 

943. 
Lacave-Laplagne.    Antrag    auf    Ueber- 

nahme  russiscner  Wertpapiere  855. 
Lambeth  Sharings  Bank,  London  119. 
Lamont,    Ausdehnung    der    Kredite    an 

fremde  Staaten  112. 
Landarbeiter  in  England  9,  11,  79,  246, 

314,  380,  468,  523,  587. 
—  in  Frankreich  12,  308,  681. 
Landau,  J.,  SShne,  Bingen  a.  Rh.  858. 
Landaufenthalt    der    Sladtkinder    228, 

448,  449. 
Landbank  im  Haag  786. 


Landesbank  bayeriscber  Grund-  und 
Hansbesitzer- Vereine  A.-G.,  München 
49. 

Landesstem|>elabgaben ,  Erlaß  der  — 
für  Beurkundung  usw.  zwecks  Be- 
schaffung von  Kriegsanleihe  51. 

Landesverband  ungarischer  Bankiers, 
Budapest  8.59. 

LandesTersleherungsanstalten ,  Leistun- 
gen der  —  108. 

—  Kinderfürsorge  der  —  277,  447,  552, 
886. 

—  Konferenz  der  —  492. 

—  1917  775. 

Landwirtsehnftllrhe  Rank,   .Madrid  499. 
Land wirtM-liaft liehe    ('«'ntral-üarlehns- 

ka.sse  fllr  Dcut.scbland,  Berlin  785. 
LandwIrtM'bnftliche    Darlehnskaase   bei 
der  Nationalbank,  Bukareet  358,  972/3. 

—  Beitreibung  der  Forderungen  —  360. 
Landwirtscbaflliche  Produktion  5,   11, 

72,  144,  242,  304,  307,  376,  459,  517, 

585,  673,  747,  807,  892. 

Bußland  945. 

Lebensmittelnot,  Rußland  945. 
LebensmittelvorrUte  146,  4b6. 
Lebensvensicherung,  amerikanische  774. 

—  dänische,  343. 

—  deutsche  —  in  Amerika  339. 

—  englische  105,  346. 

—  fnuizAsische  180. 

—  kanadische  106. 

—  österreichische  342,  770. 

—  türkische  182. 
Lebensversieherungsanstalten,  Verband 

öffentliciicr  31. 

—  1916  405. 

—  Geechäftsergebniseed.öffentliclienSS?. 

—  1917  840. 

LebensrersiehemngsgesehXft,    Entwick- 
lung des  ausländischen  —  in  Oi 
rei<i-üngam  34.  _ 

LebensTersichemngsgesellsebafteB,  Ver' 
band  deutscher  —  30,  171,  490. 

—  Bank  deutscher  —  30. 

—  Geschäftsergebnisse  der  —  98. 

—  Vermögensanlagen  der  deutschen  — 
175. 

—  Ergebnisse  der  —  339. 

—  Kapitalanlagen  der  österreichisch-un- 
garischen —  845. 

Lederznschneidestellen,  Einrichtung  von 

—  879. 
Lehranstalten,  private  gewerbliche  442, 

659. 
Lebrlingsfragen  im  Handwerk  218,  441, 

657. 
Lehrberger,  D.,  Augsburg  560. 
Lehrstellenvemiittlnng,   Berufsberatung 

und  —  442,  657. 
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Leipziger  Orteiiranlcenkasse,  Lohnklas- 

senstatistik  986. 
Lentze,    Dr.,    Finanzminister,     Finanz- 

-  reden  61,  208. 
Lenze,  Sctiropp  &  Co.,  Passau  560. 
Leo,   Roesle  &  Consorten,  Säckingen 

858. 
Leppington  über  Wertpapiere  718. 
Liefenmgsverträg'e  74, 
Lippmann,  S.,  Straubing  858. 
Liquidation  belgischer  Unternelimungen 

636. 

—  britischer  —  51,  499,  636. 

—  deutscher  Bankfirmen  49,  194,  284, 
419,  859,  971. 

—  feindlichen  Vermögens  786. 

—  französischer  Unternehmungen  195, 
286,  562,  636,  787. 

—  von  Geldinstituten  in  Oesterreich-Ün- 
earn  198,  724,  973. 

—  inländischen  Vermögens  landesflüch- 
tiger Personen  499. 

—  in  Rumänien  636. 

—  russischer  Unternehmungen  635,  786. 

—  der  deutschen  Wirtschaft  926. 
Lire- Kurs  in  der  Schweiz  112. 
Lloyds,   Loslösung   der  deutschen  Ver- 
sicherung von  —  711. 

Lloyds  Bank  (France)  and  National  Pro- 

Tincial  Bank  Ltd.  634. 
Lloyds  Bank  of  France  Ltd.,  Paris  634. 
LSbaner  Bank  A.-G.  858.  ' 
Loewenstein,  W.,  &  Co.,  Cottbus  785. 
LVhne  der  Arbeiter  während  des  Krieges 

427. 

—  in  England  77,  246,  310,  808. 
Lohnklassenstatistik  der  Leipziger  Orts- 
krankenkasse 986. 

Lohnstattstik  294,  427,  507,  642,  986. 

London,  Errichtung  eines  Versicherungs- 
Clearing-House  492. 

London  and  Brazilian  Bank  Ltd.,  Lon- 
don 498. 

London  and  ProTinciai  Bank  Ltd.  785. 

London  and  South  Western  Bank  Ltd. 
285,  785. 

London  and  River  Plate  Bank  Ltd.  560. 

London  City  and  Midland  Bank  Ltd.  419, 
940. 

London  Connty  and  Westminster  Bank 
Ltd.  119,  722. 

Londoner  Metropolitan  WaterBoard- An- 
leihe 629. 

Londoner  Zweigstellen  deutscher  und 
österreichischer  Banken  859. 

London  Provineial  and  South- Western 
Bank  Ltd.  785. 

London  Savings  Bank  119. 

Lord  Cunliffes  Aeußerungen  414. 

Losarska  Banka,  Sofia,  498. 


LuftfahrschadenTersichemng ,  englische 

774. 
Lupinen  75. 
Luxemburg,  Börsenwesen  52. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Kleingeldraangel  422. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  g. 
dort. 

—  Kurszettel  für  ausländische  Wert- 
papiere 52. 

—  Münzwesen  422. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Wertpapiere,  ausländische,  8.  dort. 
Loxnseinfuhren,  England  939. 

M. 

Maatschapplj  voorSeheepscrediet,  Rotter- 
dam 858. 
Madagaskar,  Außenliandel  400. 
Magdeburger   Bankverein,    Magdeburg 

784. 
Magdeburger   Bau-    und    Kredit-Bank 

357. 
Maggi-Minoprlo,  J.,  Frankfurt  a.  Main 

722. 
Mtthrisch-Ostraner   Handels-   und   €le- 

werbebank  50. 
Main-Donau,    Großschiffahrtsstraße   94, 

171. 
Malayen-Staaten,  Außenhandel  614. 
Mais  8,  9,   148,  251,  312,  588,  677,  749, 

752,  757. 
Maklergebühr,  Erhöhung  der  —  421. 
Malergewerbe,  Gesundheitsschutz  im  — 

666. 
Marinekassen,    Reichsbankgiroverkehr 

724. 
Maritime  Bank  Sttdroßlands,  Petersburg 

285. 
Markdarlehen  im  Auslande,  Preußen  563. 
Markguthaben,  Begründung  von  —  51. 
MUrkische  Bank,  Bochum  634. 
Marktzinsfuß,  Deutschland  44,  113,  190, 

280,    353,    415,   495,    558,    630,    718, 

781,  853,  914,  927. 

—  England  46,  115,  191,  282,  355,  416/7, 
495/6,  558,  631,  719,  782,  854,  914, 
937/8. 

—  jährliche  Besprechung  914. 

—  Italien  951. 

—  Londoner  Notierungen  (Tabelle)  978. 

—  Oesterreich-Ungarn  357,  856,  933. 

—  Schweiz  960. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  357, 
720,  857,  916,  956. 

Marokko,  Außenhandel  399. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Eisenbahnbauten  542. 

—  Getreide  462. 
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Maschinengewerbe  20,  86,  163,  261,  325, 

391,  473,  534,  605,  691,  824,  903. 
Hagsenspeisung:  886. 

—  in  England  308,  311. 
Maßnahmen  der  Maximalisten  856. 

—  gegen  Deutsche,  Biam  861. 

—  gegen  das  feindliche  Aiuland,  Belgien 
63o   972. 

England  52/3,  197,  287. 

Gen.-Gouvern.  Warschau  972. 

Griechenland  724. 

Italien  198,  287. 

Oberbefehlshaber  Ost  972. 

Rumänien  972. 

Mayer  Fr^res  &  Cle,,  Paris  868. 

Mediiii-llYpothekenbauk  634. 

Melilzölle"  378. 

MercantUe  Bank  of  India  Ltd.,  London 
498. 

MercantUe  Bank  ot  the  Americas,  New 
York  285,  634,  722. 

Merrantile  Trost  and  Deposit  Cj.,  New 
York  .^61. 

Metallbank  und  metallurgische  Gesell- 
schaft A.-G-,  Frankfurt  a.  M.  785. 

Mexiko,  Anleibepläne  579. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Errichtung  einer  Staatsbank  126,  501 , 
637. 

—  Finanzlage  651. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Ooldausfuhr  und verböte  s.  dort. 

—  Goldkredit  der  Vereinigt.  Btaaten  717. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Rückzahlung   von   Geldschulden  126. 

—  ßilberein-  und  -ausfuhrvertot  717. 

—  Steuerzahlung  durch  amerik.  Wechsel 
637. 

—  Teilausfuhrverbot  629,  637. 

—  Zolleinnahmen  in  Gold  126. 
MletansrallTcrsichening  31. 

Milch   und  Molkerelprodolrte  s.  Butter. 

Mlldipreis  146. 

MIlchTcrsorsung  886. 

Militärgerichte,  Zuständigkeit  der  —  im 
Gen.-Gouvern.  Warschau  359,  977. 

Militärkredit  s.  Kriegskredit. 

Ministerium  für  Volksgesundbeit,  in 
Oesterreich  und  Frage  der  Errichtung 
eines  —  in  Deutschland  664,  882. 

—  für  soziale  Fürsorge  in  Oesterreich 
664,  715   882. 

Mitteldeutsche  Creditbank,  Berlin  194, 
560,  970/1. 

Mitteldeutsche  Privatbank  A.-G.,  Magde- 
burg 419,  634,  722,  858,  971. 

Mittelenropäisehe  Wasserstraßen  768. 

Mittelstandskasse  6.  m.  b.  H.,  Mannheim 
49. 


Mobiliar- Fenerrerslcherangsmonopol  in 

der  Schweiz  410. 
Mobilisationsanleibe,  schweizerische  64, 
431,  797,  962. 

—  holländische  s.  Kriegsanleihe. 

—  8.  a.  Anleihe. 

Monatabilanzen,  Einstellung  der  Ver- 
öffentlichungen der  —  der  Joint  Stock- 
Banken  191. 

Monopole,  Frankreich  298. 

—  in  Rußland  578,  948. 
Monopoliresetz,  Aenderung  des  — ,  Ba- 

mänien  636. 
Montenegro,  Ernte  383. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  a. 
dort. 

—  Vergeltungsmaßnahmen  122,  973. 

—  ZahTungs  verböte  122. 
Moratorinm,   Frankreich   192,  283,  417, 

632,  855,  860,  942. 

—  Italien  951. 

—  Rumänien  635,  787. 
Mosel-  und  Saarkanal  336. 
Moskauer  Volksbank  285. 

Mueller,  Max,  H(ifl>ankhaus,  Gotha  496. 
MUllielmer  Kriegshilfskasse  G.  m.  b.  H. 

971. 
Munltlonsindostrie,    Stellungnahme   der 

—  zu  Arbeitseinstellungen  296. 
MttnzansprSgwigen  s.  ^ünzwesen. 

—  8.  a.  Geld-  und  Wäbrungsweaen. 
I  Milnzing,  Georg,  München  .560. 

I  H  Unzwesen,  Belgien  863,  977. 

I  —  Bombay  863. 

'  —  Bulgarien  289,  563,  789,  977. 

—  Columbien  501,  789. 

—  Dänemark  125,  290,  725,  789,  977. 

—  Deutechland  51,  123,  199,  288,  362, 
4Z2,  500/1,  725,  781,  788,  862,  9.6. 

—  England  289.  501,  564,  630. 

—  Frankreich  200,  564.  789,  977. 

—  Gen.-Gouvern.  Warschau  53/4,  124, 
359,  363,  977. 

—  Holland  125,  290,  501,  725,  789,  977. 

—  Italien  717,  977. 

—  Luxemburg  422,  977. 

—  Norwegen  54,  125,  290,  977. 

—  Oberbefehlsh.  Ost  124.  289,  363,  421. 

—  Oesterreich-Ungam  200,  290,  363,  422, 
977. 

—  Peru  637,  977. 

—  Portugal  125,  422,  564,  977. 

—  Rumänien  725. 

—  Rußland  856. 

—  Schweden  125,  290,  501,  557,  977. 

—  Schweiz  725,  977. 

—  Türkei  564,  977. 

—  Ukraine  856/7. 

—  Uniguay  54. 

—  B.  a.  Geld-  u.  Währungswesen. 
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Mumianl)ahn  28. 
Mutterfüisorge  223,  447,  885. 
MutterschaftSTcrsiclierung  in  Norwegen 
111. 


N. 


879. 


Nähgarn,  Verteilung  von 

Naniwa  Bank,  Osaka  785. 

National    and    ProTincial    Bank   Ltd., 

London  634. 
Kationalbank   für  Deutschland,    Berlin 

194,  971. 
yationai  Bank  of  Egypt,  Erhöhung  der 

Notenausgabe  125. 
Xational    Bank   of  Houth   Africa  Ltd., 

Pretoria  722,  858. 
National  City  Bank  of  New  York  50, 

785. 
Nationale   Sparkasse  und   Zentralbank 

für   Handel    und    Industrie    A.-tr., 

Budapest  634. 
National  ProTiucial  and  Union  Bank, 

London  858. 
National  Provincial  Bank   of  England 

Ltd.,  London  858. 
Nationalverteidigungsbonds     282,     496, 

782,  855. 
Nationalverteidigungsobligationen      47, 

117,  192,  356,  782,  923,  943. 
Nationalverteidigungswechsel    47,    117, 

356,  496,  923. 
National  War  Bonds  631,  718,  782,  854, 

922,  938/9. 
National- Wechselstuben-A.-G.  119. 
Nations  Exchange  National  Bank,  New 

York  285. 
Nederlandsehe     Uitroer  -  maatsehappij, 

Haag  860. 
Neufundland,  Außenhandel  94. 
Neugriindungen  you  Banken  s.  Banken, 

Bankwesen. 

—  und  Ausdehnung  in  der  Transportver- 
sicherung 486. 

Neuköllner  Bankverein  561. 
Neuköllner  Städtische  Bank  561. 
Neuseeland,  Anleihen  s.  dort. 

—  Außenhandel  835. 

—  Butter  756. 

—  Hammel  314. 

—  Kriegsanleihe  718. 

—  Schiffsverkehr  835. 

Neustädter  Bank  A.-G.,  Neustadt  (Sa.) 

858. 
Neu-!!^ttdwales,  Anleihen  s.  dort. 
Nlckehverke  690. 
Niederlande  s.  Holland. 
NiederländischeAusfnhr-Gesellsohaft  im 

Haag  499,  860. 
Niederlttndische  Bank,  Besprechung  des 

Status  der  —  959/60. 


Niederländische  Bank,  Privileg  der 

200. 

s.  a.  Noten  bnnkwesen. 

Niederländisch-Indien,  Anleihe  580. 

—  —  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

Notenbankwesen  789. 

Nigeria,  Banken,  Bankwesen  634. 
Norddeutsche  Kreditanstalt,  Königsberg 

194. 

Nordische  Genossenschaftsbank,  Peters- 
burg 358. 

Nordiska  Kapitalförvaltnings  Aktie- 
bolaget,  Stockholm  561. 

Nordisk  Bank  Institut  A.-G.,  Kristiania 
498. 

Norges  Bank  200. 

Norsk  Investment.Aktieselskab,  Kristi- 
ania 561. 

Northern  Holding  Company,  Kristiania 
419. 

Norwegen,  Aktiengesellschaften  s.  dort. 

—  Außenhandel  170,  963. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Börsenwesen,  Börsengesetzgebung  a. 
dort. 

—  Geld  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Gesetz  über  Alkoholenthaltsamkeit  in 
gewissen  Stellungen  668. 

—  Goldausfuhr  und verböte  s.  dort. 

—  Getreide,  Brot  148,  250,  461,  525,  590, 
675,  686,  7,50. 

—  Handelsflotte  702. 

—  Handelspolitik  694. 

—  Handelsverträge  mit  —  766. 

—  Kredite  an  kriegführende  Länder  279. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  122. 

—  Kurse  s.  dort. 

—  Münzwesen  s.  dort. 

—  Mutterschaftsversicherung  111. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Schiffahrt  482,  617. 

—  Seefrachten  465. 

—  Seekriegsversicherung   275,   344,   624. 

—  Staatsanleihe  371. 

—  Valuta,  Beschluß  norwegischer  Banken 
717. 

—  Versicherungsgesellschaften  847. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort. 

—  Zinssätze  s.  dort, 

Norweglan  Shipping  Bank,  London  358. 

Norwegische  Banken  786. 

Norwegische  Guthaben  in  England  782. 

Norwegische  Handelsbank  119. 

Norwegisches  Emissions-Institnt,  Kri- 
stiania 419. 

Norwegisch-Russische  Bank,  Petersburg 
358. 

Notenbankwesen,  Aegypten  125. 

—  Algier  497,  72a 
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Notenbankwesen,  Argentinien  422,  501, 
564,  637,  789,  863. 

—  Belgien  124,  863,  976. 

—  BraeUien  54,  422,  564. 

—  Britisch-Indien  501,  564,  977. 

—  Bulgarien  124,  200,  289,  500,  663,  637, 
789,  977. 

—  Chile  54. 

—  China  54,  564,  637,  789,  977. 
Coetarica  863. 

—  Dänemark    125,   290,   637,   725,    789, 
965   977. 

—  Deiitechland  123,  199,288,363,421/2, 
500,  563,  636,  725,  788.  862,  976/7,  980. 

—  DeuUch-Ostafrika  362,  977. 

—  Ecuador  564,  977. 

—  England  54,   125,  289,  363,  630,  940. 
980 

—  Finnland  497. 

—  Frankreich   117,  200,  283,  290,  418, 
564,  632,  720,  789,  855,  977,  980. 

—  Fran«Ö9isch-Aequatorialafrika789,977. 

—  Gen.-Gouvern.  Warschau  289, 498, 977. 

—  Holland  200,  290,  501,  725,  789,  977. 

—  Indien  501,  630,  977. 

—  ItaUen  200,  290,  717,  789, 863, 952, 977. 

—  Japan  725,  953,  977. 

—  Luxenaburg  422,  977. 

—  Mexiko   126,  501,  637,  725,  863,  977. 

—  Niederländisch-Indien  789. 

—  Norwegen  54,  125,  200,  290,  564,  965, 
977. 

—  Oberbefehlshaber  Ost  289,  359,  421/2, 
883   977. 

—  Oesterreich-Ungarn  200,  290,  422,  563, 
720,  783,  789,  856,  977. 

—  Panama  637,  863,  977. 

—  Peru  637,  863,  977. 

—  Portugal  54,  564,  977. 

—  Rumänien  124,  200,  363,  637,  788,  977. 

—  Eußland  54,  124,  193,  200,  290,  363, 
422,  564,  633,  720,  783,  856,  948,'9. 

—  Schweden   125,  200,  290,  501,  965/6, 
977. 

—  Schweiz  725,  977. 

—  Serbien  501,  564. 

—  Spanien  200. 

—  Türkei  54,  126,  200,   422,   564,   637, 
725,  789,  977. 

—  Ukraine  856/7. 

—  Ungarn  789. 

—  Uruguay  54. 

—  Venezuela  501. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  363, 
497,  501,  637,  721,  784,  863,  956. 

—  Jahresbesprechung  977. 

—  Jahresübersicht  980. 
Notenkui-se  s.  Kurse. 

Kotgeld,  Deutschland  362,  422,  563,  862, 
977. 


Kotgeld,  Preufien  563. 

—  Rußland  856. 

—  Türkei  126. 

—  Ukraine  856. 

—  s.  a.  Geld-  und  Währungswesen. 

K.  T.  Industrie-  en  Landbouwbank,  Tiel 

723. 
N.  V.  Zoid-Xederlandsche  Sebeepsbypo- 

tbekenbank,  Rotterdam  723. 

0. 

OberbefehlibaberOst,  Banken,  BankweMn 

s.  dort 

—  —  Anwendung  fremden  Rechts  auf 
Schuld  Verhältnisse  s.  dort. 

Banküberweisungen    121. 

—  —  DarlehnskaRsen  s.  dort. 

Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

Kreditwirtschaftliche    Maßnahmen 

s.  dort. 
Kriegsanleihe,  Verbot  des  Handels 

mit  feindlicher  s.  dort. 
Maßnahmen  gegen  das  feindliche 

Ausland  972. 
Münzwesen  s.  dort. 

—  —  Notenbank  Wesen  s.  dort. 
Schuldvcrhältnisse  287,  972. 

—  —  Stempelabgaben  s.  dort. 
Wechselstuben  200. 

Wechsel-  und  Scheckrecht  s.  dort. 

Wertpapiere  s.  dort. 

Zahlungsmittel  363,  863. 

Zahlungaverbote  635. 

Oberlaositter  Bank  zu  ZitUu  41& 

Obst  74,  244,  3»>. 

Odessaer  Handelsbank  50. 

Oerebro  läns  Bank  Aktlebola^,  Oerebro 
561. 

Ofner  Allgemeine  Sparkasse  119. 

Oelsaaten  878,  467. 

Oelsämerelen,  Rußland  896. 

Okkupationsgebiet  in  Rußland,  Zollord- 
nung 23,  24,  825. 

On-eall-<iescharte,  Rußland,  947. 

Oflborn  Kllngs  Bank,  die  Affärsbanken, 
Stockholm  723. 

Osmanische  Nationale  Kreditbank    120. 

Ostbank  für  Handel  und  Gewerbe  194, 
284,  419,  970  1. 

Oetterreieh,  Abänderung  der  Unfallver- 
sicherung 493. 

—  Aufschiebung  des  Wirksamkeitabeginns 
der  Versicherungsordnung  in   —   32. 

—  Beschlagnahme  469. 

—  Beschleunigung  der  Sozialversicherung 
413. 

—  Börsensteuer  735. 

—  Elementarversicherung  1917  in  —  409. 

—  Fett  9. 
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Oesterreich,  Gesundheitsministerium  664, 
715,  882. 

—  Inkrafttreten    der  Versicherungsord- 
nung 773. 

—  Kartoffeln  152,  527,  684,  748. 

—  Kleesamen  156,  754. 

—  Kriegsanleihen  63,  370,  429,  735,  872, 
8.  a.  dort. 

—  Kriegskosten  430,  647. 

—  Kriegsschulden  63,  369,  647. 

—  Kriegsanleiheversicherung  98. 

—  Lohnklasseneinreihung  in  der  Kranken- 

versicherung 715. 

—  Margarine  812. 

—  Milch  9,  754,  812. 

—  Ministerium  für  soziale  Fürsorge  664, 
715,  882. 

—  Mischdünger  152. 

—  Mohn  529. 

—  Novelle  zum   Krankenversicherungs- 

fesetz  40. 
'ensionsversicherung ,   Ausgestaltung 
der  351. 

—  Reedereiversicherung,  gegenseitige  546. 

—  Kentenversicherung  342. 

—  Saatenstand  318,  459. 

—  Sauerkraut  685. 

—  Schlachtviehpreise  154. 

—  Staatshaushalt  647. 

—  Stroh  748. 

—  das  neue  Unfallversicherungsgesetz  627. 

—  Versicherungsvertragsgesetz  847. 

—  Wein  588. 

—  Wirtschaftsfragen  148,  527,  673,  677, 
748,  812. 

—  Zichorien  148. 

—  Zuckerrüben  76,  747,  813. 
Oesterreichische     Creditanstalt,    Wien 

194. 
Oesterreichische  Lttnderbank  49,  560. 
Oestcrreich-TJngarn,  Abweichungen  von 

statutarischen  Bestimmungen  s.  dort. 

—  Anmeldung  feindlichen  Vermögens  s. 
dort. 

—  Aufsichtsrecht  s.  dort. 

—  Auslandsforderungen,  Anmeldung  von 
—  s.  dort. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Bankpolitische  Maßnahmen  s.  dort. 

—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  Börsenlage,  Börsenwesen  s.  dort. 

—  Devisenordnung  125. 

—  Devisenverkehr  s.  dort. 

—  Dividendenpapiere  500. 

—  Effektenumsatzsteuer  361. 

—  Einfuhrregelung  198,  973,  976. 

—  Einfuhrverbot  363. 

—  Entwicklung  des  ausländischen  Ver- 
sicherungsgeschäfts in  —  35. 


Oesterrelch-Ungarn,  Feuerversicherung 
621. 

—  Geldforderungen,    privatrechtliche    s. 
dort. 

—  Geldmarkt  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Haftpflichtversicherung  in  —  32. 

—  Kapitalanlagen    der    Lebensversiche- 
rungsgesellschaften 845. 

—  Kleingeldmangel  s.  dort. 

—  Kreditbeschränkungen  632. 

—  Kreditwirtschafthche   Maßnahmen    s. 
dort. 

—  Kriegsanleihen  s.  dort. 

—  Kriegsgewinnsteuer  s.  dort. 

—  Kriegskosten  933,  991. 

—  Kriegssteuer  s.  dort. 

—  Kulissenhandel  421. 

—  Kurse  s.  dort. 

—  Lebensversicherung  in  —  32,  770. 

—  Lebensversicherungsgesellschaften  490, 
770. 

—  Münzwesen  s.  dort. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Postscheckverkehr  s.  dort. 

—  Postsparkassenwesen  s.  dort. 

—  Rückstände,  Berichtigung  360. 

—  Schutzstelle  für  Vermögen  im  Aus- 
lande 198,  724,  973. 

—  Sparkassenwesen  s.  dort. 

—  Spekulation  s.  dort. 

—  Sperrung  feindlichen  Vermögens  724. 

—  Tabak  156. 

—  Tägliches  Geld  632. 

—  üebertretungen ,    Verjährungen    198, 
973. 

—  Vergeltungsmaßnahmen  789,  973. 

—  Verjährungsfristen  198. 

—  Vermögenssperre  724. 

—  Währungsreserve  783. 

—  Wechselkurse,  ausländische  s.  Kurse. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort. 

—  Zahlungsmittel  s.  dort. 

—  Zahlungsverbote  s.  dort. 

—  Zahlungsverkehr  mit  dem  Auslande 
s.  dort. 

—  Zinsscheine,  Einlösung  363. 

—  Zinssätze  s.  dort. 

—  Zwangsliquidationen  724,  973. 
Oesterreichisch-ungarische  Bank,  Status 

der  —  856,  935. 

—  Privilegverlängerung  856. 

—  Veröffentlichung  der  Wochenausweise 
564. 

—  s.  a.  Noten bankwesen. 
Oestcrreichisch-ungarlscher  Wlrtschafts- 

aus^leich  88,  165. 
Ostlndischcr  Baukrerein,  Batavia  498. 
Oettiugcr,  Adolf,  &  Co.,  Augsburg  194. 
Ottomanbank  126. 
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Palgrraye  über  Zahlungsmittelumlauf  855. 
Fauama,  Außenhandel  333. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort 

—  Bücherführung,  Bestimmungen  über 
—  861. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  861. 

—  Notenbankwegen  s.  dort. 

—  Silbergeldaustausch  637. 

—  Silberein-  und  -nusfuhrverbot  863. 
Panamnkanal,  Schiffssverkehr  836. 
Panunierikau.  Wirt£chafts|iolUik  168. 
Papior^'eld,  Kußland  ür,0,  738. 
Papiergeldausg-abc,  rückzahlbar  in  Gold, 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  118. 
Paragw>7i  Außenhandel  335. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 
Paris,  »chweboiule  Schuld  212. 
Paris-Lyon-Möd.- Eisenbahngesellschaft, 

Kredilbeteiliguntr  P'rankreichs  414. 

Patentamtltehe  OebttJiren,  Zahlung  — 
198,  421. 

Patentbank  A.-G^  Berlin  785. 

Patenteehatz,  Erhaltung  des  amerikani- 
schen —  635. 

Pelascbken  74. 

Pensionsverslclierung  für  Privatange- 
stellte,  Ausgestaltung  der  —  in  Oester- 
reich  351. 

in  Dänemark  628. 

Persien,  Außenhandel  170. 

PersoneiiTerkehr,  Einnahmen  ans  dem 
734_ 

Fern,  Außenhandel  266. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort 

—  Handelsverträge  mit  —  262. 

—  Münzwesen  637. 

—  Notenbankwesen  s.  dort 

—  Silberein-  und  -ausfuhrverbot  126. 

—  Wechselkurse,  ausländische,  s.  dort. 
Pesetakurs  in  Paris  353,  780. 

Pester  Ungarische  CommerciaNBank  50, 
119.  560. 

Petersbnrifer  Aktienbanken  195. 

Petersburger  Disconto-Bank,  Peters- 
burg 722. 

PelersDurger  Internationale  Handels- 
bank 118,  285. 

Petersbnrg-Bigaer  Kommerzbank  120. 

PfafT,  Rudolph,  Langensalza  858. 

Plerdepreise  73. 

Pfliinzenkrankheiten  519. 

Philippinen,  Außenhandel  614. 

Placierung  französischer  Kapitalien  im 
Auslande,  Verbot  der  —  52. 

Plender,  Sir  William,  Berichte  über 
deutsche  Bankfirmen  in  England  49, 
194,  859. 


Polen,  Banken,  Bankwesen  e.  dort. 

—  Geld-  und  VVährungswesen  s.  dort. 

—  Saatenstand  531. 

—  Versicherungspflicht  der  Arbeiter  493, 

—  Versicherungswesen  107,  342,  547. 

—  neue  Versicherungsorganisation  in  — 
35. 

Polnische  Gesellsebaft  für  Entwicklung 
von  Handel  und  Industrie  Polens, 
Petersburg  499. 

Polnische  Landexbank,  Lublin  722. 

Polnische  Landes- Darlehnskasse  288, 
289,  498,  ötiU  1,  971,  977. 

Polnische  Städtebank  118. 

Portugal,  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort 

—  Geld-  und  W'ährungswesen  s.  dort. 

—  Handel  mit  dem  Feinde  420. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  s. 
dort. 

—  Müqz Wesen  s.  dort 

—  Notenbankwesen  s.  dort 

—  Zinssätze  s.  dort 

PortofieBiseh  -  Indien ,  Banken ,  Bank- 
wesen 634. 

PortnglesiBch-Ostafrlka,  Banken,  Bank- 
wesen 8.'>8. 

POßneekcr  liankTercin,  e.  G.  m.  b.  H,, 
Filiale  Saalfeld  722. 

Postordnung,  Aendcrung  der  —  50, 196, 
420,  .561,  972. 

Postprotestanftrttge,  Deutschland,.  723, 
859. 

PoetseheekTerkebr,  Belgien  288, 421, 861, 
975 

—  Deutschland  198,  287,  361,  420,  500, 
662,  636,  723/4,  861,  974. 

—  Frankreich  861,  975. 

—  Gen.-Gouv.  Warschau  500,  975. 

—  Holland  199,  724. 

—  Oestcrreich  199. 

—  Preußen  636. 

—  Schweden  725. 
Postsparkassenwesen   in   Belgien,    288, 

975. 

—  in  Oestcrreich- Ungarn  199,  421,  720, 
861,  933. 

—  in  der  Schweiz  361. 
PostüberweisungsTcrkehr,   Deutschland, 

724. 
Prämienanleihe,  England  558,  631,  719, 
782. 

—  nisitiRoli0    o^o 

Preise  in  England  10,  11,  148,  158,  246, 
250,  680,  751. 

—  in  Frankreich  11,  149,  313,  315,  527, 
599,  757. 

—  in  Holland  149. 

—  in  Rußland  78,  151,  248,  321,  388, 
528,  757,  811,  894. 


—     I029     — 


Preise  in  Schweden  586,  816. 

—  in  Ungarn  528,  813,  814.    ' 

—  in  den  Vereinigten  Staaten  314,  684, 
757. 

—  in  Württemberg  244." 

PreisherabsetzungfürKriegslieferungen, 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  357. 
Preußen,  Abänderung  des  Handelskam- 
mergesetzes  879. 

—  Abgabebeträge,  Verzinsung  der  —  s. 
dort. 

—  Börsenwesen,   Börsengesetzgebung   s. 
dort. 

—  Einkommensteuer-Zuschläge  im  preu- 
ßischen Städten  573. 

Verteilung  nach  Milliardengruppen 

—  Einkommenverschiebungen     während 
des  Krieges  992. 

—  Einkommenverteilung  645,  794. 

—  Finanzlage  208. 

—  Geld-  und  Währungswesen  563. 

—  Handwerkerfragen  im  Abgeordneten- 
haus 218. 

—  Kredite  62,  209,  429. 

—  Kreditwirtschaftliche    Maßnahmen   s. 
dort. 

—  Kriegsanleihe  s.  dort. 

—  Kriegssteuer,    Verzinsung   der  —   e. 
dort. 

—  Kriegssteuerrückerstattuugen  562. 

—  Notgeld  5ij3. 

—  Post«checkverkehr  636. 

—  Schuldverschreibungen,  Versteuerung 

—  Sparkassen  Wesen  859. 

—  Staatshaushalt  60. 

—  Staatsschuld  buch  973/4,  991. 

—  Staatsschulden  209,  298. 

—  Stempelpflicht    ausländischer    Wert- 

Eapiere  121. 
teuerleistung,  nach  Provinzen  572. 

—  Verwendung    von    Kriegsteilnehmern 
in  der  Gewerbeaufsicht  665. 

—  Zinsscheine,  Verjährung,  Behandlune 
von  —  561.  * 

Preußische,  Kgl.  Staatsbank  786, 970, 974. 
Begründung  Hergt  über  Kapitals- 
erhöhung der  —  78ü. 
Prisenordnung,  Abänderung  der  —  50, 

Privatangestellten- Yersicherun?    351, 

628. 
Prlvatbaiilcen  for  Norge  A.-G_  Kristiania 

119.  ^ 

Privatbanken,    Verstaatlichunp  der  — . 
Rußland  8.")6. 

—  Zusammenschluß  der  — ,  Rußland  859. 
Priratdiskont  s.  Marktzinsfaß. 


Privateigentum,  Auskünfte  über  deutsches 

in  England  52. 
Privatnotenbanken,  deutsche,  monatliche 

Ausweise  s.  Status. 
Privatunterricht,  Bekanntmachung  über 

den    kaufmännischen     und     gewerb- 
lichen —  659. 
Privatversicherung  .30,  98,  171,  268,  338, 

405,  486,  543,  618,  705,  707,  768,  837, 

908. 
—  in  der  Schweiz  622. 
Protestfristenverlängerung,  Gen.-Gouv. 

Warschau  359. 
Public  Trustee,  England  860. 

^. 

Queensland,  Staatsaufsicht  in  —  38. 


ß. 

Rassenhygiene  226. 

Redwood  City  Commercial  Bank  785. 

Reedereiversicherung,  gegenseitige,  in 
Oesterreich  546. 

Regelungsmaßnahmen  159,  244,  376,462, 
4tj6,  518.  593. 

Regie  interessee  192. 

Reglerungsvorschiisse,  Bulgarien  124. 

Regierungswechsel  auf  Indien,  Tabelle 
978. 

Registerpflicht  für  Devisengeschäfte  in 
Italien  557. 

Reichsamt  des  Innern,  Verteilung  der 
Geschäfte  786. 

Reiclisaiileihe  s.  Kriegsanleihe. 

Reichsbunk,  Abrechnungsstellen,  Abrech- 
nungsverkehr der  —  s.  Abrechnungs- 
stellen. 

—  Aufhebung  von  Nebenstellen  976. 

—  Befugnisübertragung  der  —auf  Zweig- 
anstalten 124. 

—  Denkschrift  über  wirtschaftliche  Maß- 
nahmen aus  Anlaß  des  Krisees  197, 
863.  ^ 

—  Interventionstätigkeit  der  —  852. 

—  Kriegsabgabe  der  —  196,  972. 

—  Lage  der  —  197. 

—  monatlicher  Ausweis  s.  Statns. 

—  Status,  Besprechung  des  —  45,  113, 
190,  280,  353,  416,  495,  558,  630,  718, 
781,  854,  928/9. 

—  Vissering  über  Kreditgewährung  der 
—  190. 

—  Wertpapiererwerb  aus  Oesterreich-Ün- 
garn  500,  717. 

Beichsbankgiro verkehr  staatlicher  Kassen 

636,  724. 
Reielisbankpräsident,   Reden   des    —  en 

196.  286,  635,  717,  926,  971. 

—  Unterredung  des  —  853. 
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Reichs-Darlehnskiissens.DarlehnBkaBBen. 
Beltlisentsvliiidiguiigkoniralsslon  359. 
RclchsBniinzen  132,  206. 
Belchsgetreidemonopol,  Rußland  945. 
ReU-hshaushalteetet  132,  369,  872. 
Reichskanzler,    Kundschreibcn    des    — 

über   den    Schutz   der    Arbeiterinnen 

und  jugendlichen  Arbeiter  6ö7. 
BeicbskassenBchelne  s.  Geld-  und  Wäh- 

runpswetien. 
Reiehskomnilssar  für  Uebergran^nirt- 

Kihaft  7&6k 
ReicbsniUnzen,  Verarbeitung  von  —  362, 

862,  970. 
Belehssehaldbucb,  Eintragungen  in  du 

—  973,  991. 
Reiebssehuldnrknnden  723. 
Reichsstempelabgabe,     Befreiung     von 

Pfandbriefen    usw.    von    der   —  196, 

725,  972. 
Beicbsstempelgesetz,  Aenderung  des  — 

190,  725,  972. 
ReiebgTersichemngsordniuig',  Aenderun- 

gen  in  der  —  776. 
BdekBwirtscbaftsamt,  Errichtung  des  — 

723. 
—  Verteilung  der  Geschäfte  786. 
Rentenanleine,  Frankreich  719. 
Bentenmarkt,  Deut.schland  931. 
Renten,  Nationalisierung,  Spanien   913. 
RentenTersicherung  in  Oesterreieh  342. 
Bequisitionsliste  für  Dollarwerte  363. 
Beuters  Bank,  London  785. 
Bbeiner  Bankverein  Ledeboer,  Driessen 

&  Co.  784. 
Bbein-Herne-Kanal  338. 
RbeinUche  Creditbank,  Mannheim,  858, 

971. 
Bhelniscb-WestrHliscbe  Bank  fUr Ginnd- 

besitz,  E«»en  358. 
Bheinlüch-^TestfUligcbe    Diseonto  -  Ges,, 

Aachen  634,  785. 
Rheiniseh  •  Westfälische      Hypotheken- 

schntzbank,  E8»en  722. 
Bhoneschiffahrt  836. 
Bifraer  Kommerzbank  118,  120. 
Ritterschaftliche  (ienossenscbaft«bank  e. 

^i.  m.  b.  U.,  Rostock  194. 
Roedem,   Graf,   Finanzreden    133,   206, 

989   991. 
Roheisenerzeugung  20,  85,  324,  390, 689, 

822. 
Boh^oldabgabe,  Deutschland  495. 
Bolihäutemarkt  159. 
Röhrenwerke  86,  325,  391,  473,  534,  604, 

690,  823,  903. 
Rohrzucker  757. 
Rohstoffbeschaffnng  für  das  Handwerk 

215,  220,  43S,  653,  663. 
Bosawa  Banka  (Bosenbank)  785. 


Bote-Kreuz-Anleihe,  Vereinigte  Staates 

von  Amerika  418. 
Rotterdam,  Hafenverkehr  336. 
Royal   Bank  of  Canada,  Montreal  286, 

560,  785.  ^ 

Rubel,  Annahmeverbot  für  russische  — 

500. 
Bubeläusfuhrverbot  52,  199,  422,  976. 
Bubel,  Ein-  und  Durchfuhrverbot,  Oester- 

reichiüch-Folen  501. 
BubelrerfUgungen,   Verbot   der    —   im 

Auxlande  422,  564. 
Rubelkurs   54,   112,   124,  497,  564,  789, 

863.  947,  977. 
Bflbenkrsut  597. 
Bttckstlnde  -  Berlehtifuiig,    Oest«reich- 

Ungarn  360. 
RttckTerslcberung ,    Ergebnisse   der   — 

618. 

—  in  Frankreich  181,  773. 
Bttckzahlung  von  Geldschulden,  Mexiko 

126. 
Buhrkohlenbergban  19,  84, 161,  259,  322, 

389,  472,  532,  6(B,  688.  820,  901. 
Bumänien,  Bankaubicht  s.  dort 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Forderungsschutz  für  EmtelieferuDgen 
s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Qiäubigerscbutz,  Ausübung  des  —  i. 
dort. 

—  Kreditwirtschaftliche    Mafinahmen    •. 
dort. 

—  Kriegcanleihe  724. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Mafinahmen  gegen  das  feindliche  Aus- 
land 972. 

—  Monopolge*etz,  Aenderung  des  —  636. 

—  Moratorium  s.  dort. 

—  Münzwesen  725. 

—  Saatenstand  319. 

—  Staatsmonopol,  Verwaltung  des  —  •• 
dort. 

—  BtaaUchuld  650. 

—  Stempelsteuer  359,  973. 

—  Verbot  der  Veräußerung  von  Staats- 
und kommunalem  Eigentum  359,  973. 

—  Wechseli-tuben-Vorschrift  636,  724. 

—  Wirliichaftsverband  309. 

—  Zahlungsaufschub,  Aufhebung  des  — 
s.  dort. 

—  Zahlungsmittel  563,  637. 

—  Zahlungsverbote  s.  dort. 

—  Zahlungsverkehr   mit  dem   Auslände 
s.  dort. 

—  Zwangsvenvaltune  200,  359. 
Bnmänische  Nationalbank,  Bukarest  200, 

977. 

Bankanweisungen  788. 

beschädigte  Noten  363,  637. 


I03I 


Bnndholz  16,  807. 

Biipienbest9iide,  AbDahme  der  — ,  Indien 

125,  501,  630. 
Enpienkredite  Indiens  an  Amerika  781. 
Bnpienkurse  941. 

—  8.  auch  Geld-  und  Währungswesen. 
Bussisch-armenisehe  Bank  786. 
Bnssisch-asiatlsche    Bank,    Petersburg 

195. 
Bnssisch-englische  Bank,  Petersburg  195. 
Bussisch-französische  Bank,  Petersburg 

722. 
Bnssische  Handelsbank,  Petersburg  195. 
Bassische  Handels-  nnd  Transportbank, 

Petersburg  498. 
Bnssische  Staatsbank,  Emissionen  s.  dort. 

—  Erhöhung  des  JSotenkontingenta  54, 
193,  200,  363,  633,  720,  783. 

—  Kriegsanleihen  im  Ausweis  der 

284. 

—  monatlicher  Ausweis  der  —  b.  Statue. 

—  B.  a.  Notenbankwesen. 

—  Schingarew  über 418. 

—  Status,  monatliche  und  jälirliche  Be- 
sprechung des  —  193,  284,  418,  497, 
559,  633,  783,  856,  948. 

Bussisch-Polen  s.  Polen. 
Bafiland,  Agrarier  468. 

—  Alkohol  245. 

—  Anbau  245,  308,  381. 

—  Anleihen  s.  dort 

—  ausländische  Versicherungsgesellschaf- 
ten 37. 

—  Außenhandel  263,  330,  766,  946. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  b.  dort. 

—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  Beschlagnahme  250. 

—  Börsenwesen,  Börsengesetzgebung  a. 
dort. 

—  Einfuhrverbot  s.  dort. 

—  Emissionen  s.  dort. 

—  Feuerversicherungsgesellschaften  275. 

—  Finanzlage  299,  437,  576,  650,  738, 
947,  990. 

—  Fleisch  317. 

—  Freiheitsanleihe  s.  dort. 

—  Geldmarkt  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  8.  dort 

—  Getreide  80,  312. 

—  Getreidemonopol  317. 

—  Goldansammlungspolitik  112. 

—  Goldbewegungen  112,  415. 

—  Japanische  Anleihen  für  —  577,  580. 

—  Handelsbilanz  s.  dort. 

—  Handelsverträge  mit  —  697,  766. 

—  Krankenversicherung,  Erweiterung  der 
—  715. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  s. 
dort. 


Enßland,  Kriegsanleihe  65, 137,  212,  299, 
437,  511,  650,  949. 

—  Kriegsfinanzierung  212,  576,  577,  735, 
739. 

—  Kri'egskosten  948,  990. 

—  Kriegskredite  948,  990. 

—  Kurse  s.  dort. 

—  Ländliche  Verschuldung  600. 

—  Monopole  578. 

—  Münzwesen  s.  dort. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Notgeld  856. 

—  Oelsämereien  896. 

—  Papiergeld  650,  738. 

—  Prämienanleihe  577. 

—  Preise  78,  151,  248,  321,  388,  528,  757, 
811,  894. 

—  Privatbanken  s.  dort. 

—  Projektierte  Zahlungseinstellung  der 
Bugsischen  Staatsbank  577. 

—  Eubelkurs  497,  683. 

—  Saatenstand  319,  745. 

—  Schatzscheine  s.  dort. 

—  Schatzwechsel  in  London  629/30. 

—  Scheckverkehr  199. 

—  Sparkassen  Wesen  s.  dort. 

—  Staatshaushalt  577,  650,  739. 

—  Steuern  300,  578,  739. 

—  Valutaanleihe  497. 

—  Versicherungsgesellschaften,     Aktien 
der  —  345. 

—  Verstaatlichung  der  Versicherungsge- 
sellschaften  847. 

—  Vertrag  mit  Japan  über  Ostasien  828. 

—  Verträge  mit  feindlichen  Staatsange- 
hörigen 786. 

—  Wareneinfuhr  497. 

—  Wechselkurse,  ausländische,  b.  Kurse. 

—  Weizenausfuhr  149. 

—  Wertpapiere  s.  dort. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort. 

—  Zahlungsverbote  562. 

—  Zinssätze  s.  dort. 

—  Zolltarifrevision  539. 

—  Zuckerrüben  465. 

—  Zwangsliquidationen  198. 

—  Zwangsverwaltung  118. 


Saar-  nnd  Moselkanal  336. 
Saarkohlengebiet  19,  85,  161,  323,  390, 

688,  821,  902. 
Saatenstand,  Bulgarien  14,  84,  318,  382, 

459,  806. 

—  Dänemark  319,  382,  805. 

—  England  314,  318,  586,  675,  806. 

—  Frankreich  254,  311,  317,  531. 

—  Italien  383,  459,  676,  745. 

—  OeBterreich  318,  459. 
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Saatenstand,  Polen  531. 

—  RumäDien  319. 

—  Rußland  319,  745. 

—  Schweden  382. 

—  Schweiz  254. 

—  Serbien  254,  383. 

—  Soanien  531. 

—  Ungarn  3ia 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  13, 
83.  149.  25i,  457,  586,  745,  806. 

Saatgetreide  8,  78,  80, 149, 247,  381, 463, 

.525,  8!<7  ff. 
Saatkartoffeln  306,  518,  898,  899. 
Sachsen,   Eier  76. 

—  Molkerei  520. 

—  Schlachlvioh  75. 
Sackleih^ebUlir  244. 

Saint  I'uiK-nut  and  North  West  London 

Savin^  Bank  119. 
Salzbergbau    und    Salinenbctrieb ,    der 

baveriBche  —  390,  822. 
Sämereien  470,  900. 
Sandefjords  Handelsbank  285. 
San  Friineiseo,  Banken,  Bankwesen  785. 
Sauerkraut  245. 
SUuKlinptsterblichkeit  und  Säuglingsfür- 

Mirge  L'L'l,  223,  446,  447. 
Sarines  and   Loan  Vy.,   Redwood  City 

785 
Scbaaffhausensoher  Bankverein,  A.,  Köln 

634,  722,  971. 
Schadenersatzleistung  für  Wertpapiere 

B.  Wertpapiere. 
Schatzanweisungen,  Abgabe  von  —  280. 

—  Annahme  von  —  al»  Kriegssteuer  195. 

—  Beleihung  von  —  359,  499. 

—  Rediskontierung  von  —  927. 

—  Verkauf  von  —  in  Italien  279. 

—  Wiederausgabe  von  — ,  Italien  189,200. 

—  ZinBluß  für  —  853,  927. 
Schatzkassenseheine,  englische  940. 

Tiihelle  9*1.     • 

Sehatzobligationen  117. 
Schntzseheine,  Absatz  britischer  —  durch 

Morgan  557,  629,  720,  784. 

—  Auflage  von  — ,  Niederlande  279. 
—  — ,  Japan  557. 

—  Beleihung  von  —  Rußland  290. 
Schatzvrecbsel,  deutsche  928. 

—  englische  43,  191,  279,  281,  354,  416. 
495,  558,  629,  631,  716.  720,  780,  784, 
852/3,  938. 

Aufkauf  durch  norwegische  Reeder 

853. 

—  französische  43,  629,  943. 

—  Holland  279,  716,  780. 

—  indische  718. 

—  iulieuische  in  London   629,  716,  951. 

—  russische  in   L.ondon  629/30. 

—  spanische  969. 


SeheckaostanAchstelie  b.  Abrechnungi- 
stellen. 

Sebeckrecht,  General-Gonvemem.  War- 
schau 359,  635. 

—  Türkei  122. 

Seheckrerkehr,  Deutschland  500,  724. 

—  Frankreich  496,  861. 

—  Rußland  199. 
Schiffahrt  Bergena  617. 

—  Chinas  403,  618. 

—  Englands  .540. 

—  Hollands  400,  616. 

—  auf  der  Rhone  8i6. 

—  der   Ver.   ."Staaten  von   Amerika  702. 
Sehiffsnachrichlendienst  341. 
Schiffsverkehr  Kristianias  482. 

—  Neuseelands  S35. 

—  Norwegens  482,  617. 

—  im  Panamakanal  836. 
Schlffsverlnsle,  neutrale  104. 
Sehiffsrersicherung,  genossenschaftliche, 

in  Dänemark  36. 

—  in  Frankreich  180. 

—  8.  a.  Seeversicherung  und  Transport- 
versicherung. 

SchiffsTersieheningeii,  Anzahlung  von  — , 

Italien  78!t. 
Sehingarew   über   Russische  Staatsbank 

418. 
SehlaehtTlehTPrsIehemng  770. 
Sehlesisolier  Bankverein.  Breslau  194. 
SchlichtungsausKehus.se  881. 
Sehloss,  Ma.\,  in  Ingolstadt  194.' 

—  —  Augsburg  :,60. 

Sehraidt  &  Iloffmann,  Hofbankhaus  Co- 
burg 8.T.S. 
Schramm  &  Morhart,  Aschaffenburg  858. 
Schuldbuchwesen,  Berlin  787. 

—  Deutschland  123,  287,  360,  973. 

—  F^nglaml  .53. 
SehuldTerhültnisse,  Oberbefehlshaber  Ost 

2N7.  972. 
SehuldTerschreibangen,  Deutschland  196, 

—  Ivititragung  von  —  zur  Konvertierung, 
Spanien  724,  973. 

—  Versteuerung  der  —  Preußen  723. 
Sehalhyglcne  226. 

Schulkinder,  Alkoholgebrauch  der  —  451. 

—  B.  auch  im  übrigen  Schulhygiene. 
SehulUe,  Friedrieh,  Bankfirma,  Weißen- 
fels 419. 

Sebnizahnpfleire  227. 

Schutz  bestimmun  gen  für  Arbeiterinnen 
50'.». 

Schul zreehte,  gewerbliche  859. 

Sehut<stelle  für  Oesterreich«  Vermögen 
im  Au.-lande  724. 

Schntzzeiitrale  für  österr.  Vermögensin- 
teressen 198,  724,  973. 

Schutzzoll  in  Indien  167. 
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Schwalb,  Alfred,  Karlsbad  634. 
Sehwarze  Liste  in  England  53,  409. 

—  in  Italien  562. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

53,  861. 
Schwebende  Schuld,  England  558,  631, 

922. 
Frankreich  923,  989. 

—  —  Italien  951. 

Schweiz  962. 

Schweden,  Anbau  679. 

—  Anleihen  s.  dort. 

—  Außenhandel  170,  831,  963,  965. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  Beschlagnahme  79,  148, 151,  250,  469. 

—  Ein-  und  Ausfuhr  245,  308,  312. 

—  Ernährung  598. 

—  Feuerversicherung  179. 

—  FinaDzrat  s.  dort. 

—  Fische  308,  816. 

—  Frachten  818. 

—  Futtermittel  523. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Goldabwehrpolitik  s.  dort. 

—  Goldansammlungspolitik  s.  dort. 

—  Goldausfuhr  u.  -ausfuhrverbot  s.  dort. 

—  Graubuch  963,  965. 

—  Handelskollegium  s.  dort. 

—  Handelspolitik  693. 

—  Höchstpreise  586,  816. 

—  Kalkstickstoff  590. 

—  Kartoffeln  252,  679,  750. 

—  Käse,  Butter,  Milch  756,  816. 

—  Kreditgeschäfte  629. 

—  Kreditversicherung  104. 

—  Kriegsversicherung  in  —  36. 

—  Kronenkurs  716. 

—  Kurse  s.  dort. 

—  Münzwesen  s.  dort. 

—  Normalbrot  758. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Postscheckverkehr  725. 

—  Saatenstand  382. 

—  Seekriegsversicherung  104,  179. 

—  Sozialversicherung  179. 

—  Staatshaushalt  64. 

—  Unfallversicherungsgesetz  110. 

—  Valuta,   Beschluß  norwegischer  Ban- 
ken 717. 

—  Vieh  675. 

—  Viehversicherung  179. 

—  Währungshandel  717. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort. 

—  Zinssätze  s.  dort. 

—  Zivildienst  311. 

—  Zolleinnahmen  963. 

—  Zucker  816. 


Schwedische  Banken  358,  786. 

Schwedische  Reichshank,  Abschlagser- 
höhung 125,  200. 

Ausweis  der  —  967. 

Goldeinlösung  125,  501,  557. 

s.  a.  Notenbankwesen. 

Schweine,  81,  528, 673,  679,  749,  808,  816, 
818. 

Schweineversicherung  in  Bayern  32. 

Schweiz,  Anleihen  s.  dort. 

—  Außenhandel  27,  829,  961. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  Bericht  des  Versicherungsamtes  713. 

—  Bier  155. 

—  Börsenlage  s.  dort. 

—  Börsenwesen,  Börsengesetzgebung  s. 
dort. 

—  Brot,  Mehl  7,  154,  157,  251,  521,  526, 

528,  589,  678,  749,  755,  814,  820. 

—  Butter,  Milch,  Käse  9,  148,  380,  526, 

529,  589,  758. 

—  Einführung  der  gesetzlichen  Kranken - 
Versicherungspflicht  39. 

—  Einfuhr  808,  815. 

—  Einfuhrregelung  198. 

—  Emissionen  s.  dort. 

—  Feuerversicherung  410. 

—  Finanzabkommen  s.  dort. 

—  Finanzen  370. 

—  Finanzlage  s.  dort. 

—  Geldmarkt  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Getreide  307,  379,  521,  528,  585,  597, 
685,  808. 

—  Getreideertrag  13. 

—  Haftpflichtversicherung  103. 

—  Handelsverträge  mit  der  —  766. 

—  Holz,  Höchstpreise  586. 

—  Kartoffeln  152,  251,  526,  685,  750,  808, 
815. 

—  Kastanienbäume  157. 

—  Krankenversicherung  109. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  198. 

—  Kurse  s.  dort. 

—  Lebenshaltung  76,  79,  148,  245,  251, 
307,  380,  459,  464,  467,  469,  529,  588, 
597,  674,  678,  750,  808,  814. 

—  Lirekurs  112. 

—  Marktzinsfuß  s.  dort. 

—  Milch  155,  251,  258,  315,  521,  750. 

—  Münzwesen  s.  dort. 

—  Mobilisationsanleihe  64,  431,  797,  962, 
B.  a.  Anleihen. 

—  Motorpflug  678. 

—  Notenbankwesen  s.  dort.  ^ 

—  Oelkuchen  755. 

—  Pferde  685. 


Jahrb.  f.  Nationalök.  a.  Stat.,  Tolkswirtsoh.  Chronik.  1917. 
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Schweiz,  Postsparkassen  wesen  s.  dort, 

—  Privatversicnerung  622. 

—  Produktion  79,  157. 

—  (saatenstand  254.  j 

—  Schlachtvieh  678. 

—  Seekriegsversicherung  273. 

—  Stempelsteuer  auf  ausländische  Wert- 
papiere 563,  973. 

—  Stroh  315. 

—  Unfallversichening  103,  109. 

—  Verbindung  mit  Nordsee-  und  Mittel-  ■ 
meerhäfen  404.  ' 

—  Viehfutter  314,  465,  597,  755. 

—  Viehpreise,  Viehhandel  156,  251. 

—  Volksversicherung  624. 

—  Wechselkurse,  ausländische,  s.  Kurse. 

—  Wein  522,  597. 

—  Wirtschaftsabkommen    mit    Deutsch- 
land 326,  537,  557,  607. 

mit  den  Entente-Staaten  608,  629, 

693,  826. 
mit  den  Vereinigten  Sta«ten  von 

Amerika  825. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort 

—  Zentralstelle  für  den  Ein-  and  Ans- 
fuhrtransport  198. 

—  Zinssätze  s.  dort. 
Schweiier  Bankverein,  Basel  722. 
8chweizt'rIscheBankgresellschaft,Winter- 

thiir  120. 
Schwelzerische  Darlelinskasse  962. 
Schweizerische  Kreditanstalt,   ZinsfnS- 

erhöhung  853. 
Schweizerische  Nationalbank,  Besprech- 
ung des  Ausweises  962. 

8.  a.  Notenbankwesen. 

Schweizerischer  Außenhandel,  A.-G.  für 

den  —  634. 
Sechandlnngr.   Kgl.   s.    Kgl.    Preußische 

Staatsbank. 
Seeli^chten  9, 150, 248, 250,  321,  382,  465, 

809,  818. 
Seetang  519. 
SeeTersichemng  340. 

—  amerikanische  38,  348,  411,  556,  848. 

—  in   England   105,  276,  346,  410,  549, 
624,  847. 

—  in  Frankreich  344. 

—  in  Japan  551,  625,  715. 

—  in  Kanada  625. 

—  in  Norwegen  275,  624. 

—  in  Schweden  104,  179. 

"  —  in  der  Schweiz  178,  273. 

—  in  Spanien  181. 

—  8.  a.  Transportversicherung,   Schiffs- 
versicherung. 

Seeversichemngsgesellschaften,deutsche, 
gegen  die  —  in  Amerika  490. 


Sceversicherung^markt,  internationaler 
650. 

Sellrnian,  J.  n.  W^  &  Co^  New  York 
285. 

Beqnestriemng  feindlichen  Besitzes,  Bul- 
garien 287. 

—  feindlichen  Eigentums,  Griechenland 
724. 

Serbien,  Arbeiterversicherungskasse  351. 

—  Anzeigepflicht  von  Schuldenzahlungen 
8.  dort. 

—  Aufhebung  von  Gesetzen  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  8.  dort. 

—  Devisen  verkehr  420. 

—  Devisenzentrale  des  M.  G.  G.  s.  dort. 

—  Gebührenentrichtung  420. 

—  Geld-  und  Währungsweeen  s.  dort. 

—  Geldverkehr  mit  dem  Auslande  420. 

—  Geechäftsauf sieht  zur  Konkursabwen- 
dung 122,  973. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  s. 
dort. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Saatenstand  2.>4,  383. 

—  Stempelgebühren  420,  973. 

—  Stunaungs  Vorschriften  122. 

—  Vollstreckbarkeit  zivilgerichtlicher  Er- 
kenntnipse  122. 

—  Zahlungsmittel  420,  973. 

—  Zahlungsverkehr  mit  dem  Auslande 
420. 

—  Zwangsvergleich  122. 
Serbische  Bank,  Krusevac  786. 
Serrice  des  d^pöts  de   titrea,  Suspen- 

dicrung  des  —  290. 
Senchenbekämprang  222,  224,  225,  230. 
Seyfert,  Chr.  Fr.,  Olbemhau  Sa.  784. 
Slam,  Bankguthaben,  Beschlagnahme  von 

—  861. 

—  Kreditwirtschaftl.  Maßnahmen  s.  dort. 

—  Maßnahmen  g^en  Deutsche  861. 
Sibirien,  Butter  \§. 

Sierra  Leone,  Außenhandel  479. 

Silber  8.  Barrensilber. 

SUberabgabe  nach  Shanghai,  Vereinigte 

Staaten  von  Amerika  193. 
Silberbons,  Holland  125,  290,  725. 
Siiberein-  und  -ausfuhrverbot,  England 

501,  630,  781. 

—  Indien  501,  630. 

—  Japan  630,  953. 

—  Korea  863. 

—  Mexiko  717. 

—  Panama  863. 

—  Peru  126. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  630, 
633. 

Silbergeld  s.  Geld-  und  Währungswesen 
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Silbergeldaustausch  gegen  amerikanische 
Banknoten,  Panama  637. 

Silbermarkt,  Silberpreis  in  London  s. 
Barrensilber. 

Silbermünzen,  Belassung  an  Ausländer, 
Deutschland  51. 

Silberpreis  s.  Barrensilber. 

Siiberproduktion,  Aufkauf  der  —  Eng- 
land 781,  941. 

Simon,  Siegfried,  Köln  721. 

Skandinavien,  Börsenlage,  Börsenwesen 
s.  dort. 

—  Geldmarkt  s.  dort. 

—  Goldabwehrpolitik  s.  dort. 

—  Goldausfuhr  und verbot  s.  dort. 

—  Handelsbilanz  s.  dort. 

—  Handelskonferenz  s.  dort. 

—  Kreditabkommen  s.  dort. 

—  Kreditansprüche  966. 

—  Kurse  s.  dort. 

—  Sparkassenwesen  965. 

—  Valutaabkommen   780. 

—  Wertpapiere,  Rückkauf  heimischer  — 
966. 

Skandinavische  Handelskonferenz  476, 
610. 

Skopska  Torgowska  Banka,  Uesküb  723. 

Societe  Generale  de  Belgique,  Ver- 
längerung des  Notenprivilegs  863,  977. 

—  —  s.  a.  Notenbankwesen. 
Societe  de  Credit  Suisse  119. 

Societä  Generale  di  Gredito,  Rom  358. 
Soldatenlebensversicherung ,      englische 
547. 

—  amerikanische  625. 
Somaliland,  Banken,  Bankwesen  634. 
Sommerzeit  75. 

Sozialhygiene  221,  446,  664,  882,  996. 
Sozialversicherung  ,38, 108,  179, 184,  277, 

348,  412,  492,  552,  626,  715,  775,  848, 

909. 

—  Kriegskrankenpflege  in  der  ^  187. 
Spanien,  Anleihen  189,  210,  353,  969/70. 

—  Ausfuhr  154. 

—  Auslandsschulden,  Nationaliserung  der 
—  970. 

—  Außenhandel  93,  968. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Finanzen  137,  431. 

—  Geldmarkt  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Goldansammlungspolitik  s.  dort. 

—  Goldbewegungen  s.  dort. 

—  Golddisagio  Amerikas  s.  dort. 

—  Handelsbilanz  s.  dort. 

—  Handelsschiffe  253. 

—  Kreditwirtschaftl.  Maßnahmen  s.  dort. 


Spanien,  Kurse  s.  dort. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Saaten  stand  531. 

—  Schuldverschreibungen  724,  973. 

—  Seekriegsversicherung,  staatl.  181,275. 

—  Staatsschuld  649. 

—  Valutaabkommen  780. 

—  Valutakredit  der  Entente  557. 

—  Versicherungswesen  343. 

—  Versorgung  157. 

—  Wirtschaftslage  328. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort. 

—  Zinssätze  s.  dort. 

Sparbank  Siemensstadt  G.  m.  b.  H.  Ber- 
lin 419. 

Sparkassen,  deutsche,  im  Jahre  1916  59. 

Sparkassenstatistik ,  Deutschland  199, 
630. 

Sparkassenwesen  in  Deutschland  44,  280, 
287,  360,  562,  630,  861,  926,  974. 

—  in  Frankreich  283,  943. 

—  in  Oesterreich- Ungarn  357,  720,  933. 

—  in  Preußen  859. 

—  Rußland  418,  946. 

—  Skandinavien  965. 

Sparmetalle,   Vertranensstellen   zur  Be- 
schaffung von  —  881. 
SparverreehnungsbUcher  861. 

Spekulation,  Eindämmung  der  — ,  Wiener 

Börse  361,  421,  632. 
Wckerle  über  —  720. 

—  Warnung  gegen  Angestellten-  — , 
Deutschland  500,  563,  931. 

—  Dr.  Werner  M.  d.  R.  über  Börsen 

725. 

Sperrung  feindlichen  Vermögens,  Bel- 
gien 787. 

—  Oesterreich-Ungarn  724. 
Staatsaufsicht   über   das   Versicherungs- 
wesen in  Queensland  38. 

—  s.  a.  Aufsichtsamt. 
Staatsausgaben    s.    Finanzen,     Kriegs- 
kosten, Staatshaushalt. 

Staatseinnahmen  s.  Staatshaushalt,  Fi- 
nanzen, Kriegsanleihe. 
Staatshaushalt,  Bulgarien  872. 
«-  Chile  372. 

—  Dänemark  648. 

—  Deutsche«  Reich  132. 

—  Frankreich  210,  371, 510,  649, 799,  989. 

—  Hamburg  796. 

—  Italien  874. 

—  Oesterreich  647. 

—  Preußen  60. 

—  Rußland  577,  650,  739. 

—  Schweden  64. 

—  Türkei  210,  431. 

—  Ungarn  574. 
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Staatstinauzen  s.  FioanzeD. 

Staat.smonopoL  Verwaltung  des  —  in 
Rumänien  635/6,  973. 

Staatspapiere,  Gewinnanlegung  in  —  in 
Italien  121,  973. 

Staatsschnldbueh,  preußisches,  Eintra- 
gungen in  da«  —  973/4,  991. 

—  bayerisches,  dsgl.  992. 

—  8.  a.  Reichsschuldbuch. 
Staatesehnlden,  Braeilien  372. 

—  China  580. 

—  Frankreich  138,  372,  435,  738,  874. 

—  Oeeterreich  s.  Kri^sschulden. 

—  Preußen  209,  298. 

—  Rumänien  650. 

—  Spanien  649. 

—  Türkei  432. 

—  vgl.  a.  Kriegsschulden,  Reichsschulden. 
8taatswerte,  Register  für  Ueberschreibnng 

indischer  — ,  England  53,  974. 

Irland  53,  974. 

Htadtanlcihen,  Auflegung  langfristiger  — , 

Deutschland  499,  563,  972. 

—  Oenna  43. 

—  Pariü  355,  783. 
8tadthMi8halt  von  Berlin  137. 
StUtisehe  Bank,  NenköUn  561. 
Petersburg  50. 

Stadtkinder,  Landaufenthalt  der  —  228, 

448,  449. 
Stadtscbuldbuch  Berlin,  Merkblatt  787, 

974. 
Stahl  &  Federer  A.-G^  Stuttgart  498, 1 

858,  971.  j 

StahlfUcher,  Kontrolle  privater  — ,  Frank- ' 

reich  724. 
Stahl-  nnd  Walzwerke  20,  86,  163,  261, 

324,  391,  473,  534,  604,  690,  822,  903. 
Standard  Bank  of  South  Afriea  Ltd.  2a5, 

498,  7aö. 
Stärkefabriken  146,  314. 
Statistik  des  Abrechnungsverkehrs  s.  dort. 

—  der  Ausweise  der  englischen  Schatz- 
kassenscheine s.  dort. 

-  der  Emissionen  s.  dort. 

—  der  Kurse  s.  dort. 

—  der  Notenbanken  s.  dort.  # 

—  der  Silberpreise  s.  Barrensilber. 

—  der  Wechselkurse  s.  Kurse. 

—  der  Zinssätze  s.  dort. 

Status  der  hauptsächlichsten  Notenban- 
ken (monatliche  Tabelle)  55,  127,201, 
291,  364,  423,  502,  565,  638,  726,  790, 
864. 

im  Jahresdurchschnitt  980. 

Steinkohlenbergbau,  Aachener  19,  84, 
161,  259,  323,  389,  472,  532,603,688, 
821,  902. 


Steinkohlenbergbau,   Zwickauer  10,  85, 

I61',  260,  323,  390,  472,  533,  603,  689, 

821,  902. 
Steinkohlen  bezirk,  niederschlesischer  19, 

85,  162,  259,  323,  390,  472,  533,  603, 

688,  821,  902. 
Steinkohlengruben,  oberBchleeiBcbe,    19, 

85.   161,  259,  323,  390,  472,  .533,  603, 

688,  821,  902. 
Steinkohlenlndastrle,8addeut8che85, 162, 

260.  323,  689,  821,  902. 
Stenipelabgaben,  Oberbefehlsh.  Ost  197, 

502,  972. 
StempelgebiUiren,  Serbien  420,  973. 
Stempelgesetz  für  Effekten,  Holland  421. 
Stempelpflicht  ausländischer  Wertpapiere 

121. 
Stemp<'lstruer    auf   ausländische   Wert- 
papiere' Schweiz  563,  962,  973. 

—  Befreiung  bei  Erwerb  von  Kriegsan- 
leihe 973. 

—  Oberbefehlsh.  Ost  197. 

—  Rumänien  359,  973. 

—  Schweiz  563. 

SterbliebkeltBOBtersncbungen  99. 
Stenerlelstungen  in  I^eußen,  nach  Pro- 
vinzen 572.  \ 

Stenem,  Dänemark  648. 

—  Deutsche«  Reich  134,  206,  207,  991. 

—  Frankreich  138,  298,  356,  437,  509, 
576.  800. 

—  HolUnd  371. 

—  Preußen  137. 

—  Rußland  300,  578,  739. 
Steuerzahlung      durch      Kriegsanleihe, 

Deutschland  859. 

amerikanische  Wechsel  u.  Münzen, 

Mexiko  637. 

Stiehtsehe  Bank,  Utrecht  858. 

Stillgelder,  Wirkune  der  —  bei  dcB 
Großberliner  Krankenkassen  848. 

Straits  Settlement«,  Außenhandel  614. 

Streiks  im  4.  Vierteljahr  1916  und  im 
Jahr  1916  131,  506. 

StundungsTorschritlen  der  Zahlungsver- 
bote, Deutschland  51,  120,  561. 

Serbien  122. 

SttdafHka,  Diamantenversichenmg  277. 

—  Mais  677. 

—  Wolle  686. 

SUdaustralien,  Anleihen  s.  dort 
Süddeutsche  I)iseonto-(ies.  A.-G.,  Mann- 
heim 722,  785.  971. 

SUddoutsche    Eisenbahn-   nnd    Wasser- 

stralienpolitik  403. 
SUdscbwedische     Emissionsgesellschaft, 

Malmö  723. 
SiidukrainiseheGenossen8ehaftsbank786. 
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Sildwestdeutsclie    TreulmudTereiiiiguii? 

G.  m.  b.  H.,  Frankfurt  a.  M.  785. 
Suezkanal- Verkehr  703. 
Sarinaamsche  Bank  789. 
Sveuska  Emissions  Aktb.,  Stockholm  722. 
Srenska    förTaltuiugskassans     Törlags- 

bolag,  Stockholm  723. 
STenska  Kredit  och  garautiförsttkrings 

A.-B,  Stockholm  «34. 
Sydvenska  Emissions  Aktb.,  Malmö  723. 
Syndikat    zur    Finanzierung    russischer 

Kriegsaufträge,  Italien  119. 

T. 

Tabak  146,  467. 
Tabaksteuer,  Dänemark  648. 
Tabakverarbeitung,  Einschränkung  der 

-  206. 

Tägliches  Geld,  Berlin  44,  113, 190,  280, 
353,  415,  495,  558,  630,  718,  781,  854, 
927. 

—  Japan  953. 

—  London  46,  115,  191,  282,  355,  417, 
496,  558,  631,  719,  782,  854,  937/8. 

—  New  York  48,  193,  357,  418,  497,  559, 
633,  721,  784,  857,  956. 

Tabelle  978. 

—  Oe!?terreich-Ungarn  632. 

Tata  Industrlal  Liauk,  Bombay  786. 
Tarifbewegung  im  Baugewerbe  368. 
Teilausfuhrverbot    gegen    Holland   und 
Skandinavien,  England  629. 

—  Mexiko  629,  637. 
Teilschuldverschreibnngen,  Ausgabe  von 

—  195. 

Telegraphensperre  Holland,  England  629. 

Terpentin  74. 

Terschen  Kosaken-Bank  786. 

Teuerungszulage,  Versicherungspflicht 
der  —  850. 

Thamm,  Leopold,  Bankgeschäft,  Löwen- 
berg 498. 

The  London  Savlngs  Bank  119. 

The  Xorwegian  Shipplng  Bank,  London 
358. 

The  Northern  Holding  Company,  Kristi- 
ania 419. 

Thery  über  Frankreich  917. 

Thollot,  Ch.  912. 

ThUringer  Bankvereinigung  s.  Vereini- 
gung- 

Thüringische  Laudesbank  A.-G.,  Weimar 
722,  971. 

Tokio  Furukawa  Ginko,  Tokio  723. 

TöUose-Merlöse-Bank,  HoUäk  119. 

Tomatenkerne  597. 

Tonsberg  Kreditbank,  Tonsberg  499. 


Tontlnengesellschaften,  französische,  im 

Kriege  491. 
Trade  Bank,  Kanada  499. 
Transportversicherung  271, 546,  709, 711, 

768,  843. 

—  Ausdehnung  und  Neugründung  in  der 
—  486. 

—  Großrisiken  in  der  —  488. 

—  in  der  Türkei  183. 

—  8.  a.  Seeversicherung,  Schiffsversiche- 
rung. 

Transvaal,  Banken,  Bankwesen  498. 
Trassierungskreditgeschäft,  England  189. 

—  Italien   189. 

Treasury  Bills  45,  281,  417,  495,  782, 

854,  919,  922,  937. 
Treub,  Goldüberschwemmung  494. 
Treuhänder  A.-G.,  Berlin  785. 
Treuhänder  für  das  feindliche  Vermögen, 

Deutschland  286. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  562. 
Tromsö  Handelsbank  285. 
Trondjems  Handelsbank  119. 
Tuberkulosebekämpfung   und  Tuberku- 
losesterblichkeit 231,  450. 

Türkei,  Ausfuhrkommission  422. 

—  Außenhandel  767. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  s.  dort. 

—  Börsenlage,  ßörsenwesen  s.  dort. 

—  Briefmarken  als  Zahlung  126. 

—  Devisenregelung  s.  dort. 

—  Devisenverkehr  s.  dort. 

—  Feuerversicherung  183. 

—  Finanzabkommen  s.  dort. 

—  Finanzlage  431. 

—  Geldsorten,  Einfuhr  ausländischer  200. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Goldausfuhr  und verbot  54. 

—  Goldbewegung  54. 

—  Kreditwirtschaftliche    Maßnahmen    s. 
dort. 

—  Landarbeit  158. 

—  Landwirtschaft  677. 

—  Lebensversicherung  182. 

—  Münzwesen  s.  dort. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Notgeld  126. 

—  Scheckkredit  126. 

—  Scheckrecht  122. 

—  Staatshaushalt  210,  431. 

—  Staatsschuld  432. 

—  Transportversicherung  183. 

—  Vergeltungsmaßnahmen  562,  973. 

—  Versicherungswesen   182. 

—  Verträge  mit  Deutschland  22, 164,  327. 

—  Wechsel-  u.  Arbitrageverkehr  52,  200. 

—  Wertpapiere,  ausländische  s.  dort. 
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Türkei,  Zahliinpsverbote  562. 

—  Zeiitraldevisenkommission  52,  637. 
TUrkiselu'  landwirtschaftliehe  Bank  120. ; 
Türklinken,  Auswechselung  der  —  881.  ■ 
Tschechische  Banken,  Verband  —  634. ' 
Twentsche  Bank,  Amsterdam  49,  858.  | 
Twentsche  Bankvereenl^ngr  49,  858. 

u. 

Uebenran^wirtfichaft,  Beirat  für  —  662. 

Ueberschrelbungr  indischer  Staat»werte 
53,  it74. 

üebertretiinpen,  Verjährung  von  —  in 
Oest.-Ungarn  198,  973. 

Ueberwaehun?  laufender  Konten  feind- 
licher Auslander,  Vereinigte  Btaaten 
von  Amerika  499. 

UeskUber  Handelsbank,  Uesküb  723. 

Ukraine,  Münzwesen  856/7. 

—  Notenbankwesen  856/7. 

—  Notgeld  85«. 

Ukrainische  Xational-Xotenbank  856/7. 
Ulster  Bank  Ltd.,  Belfast  722. 
Dltimogeld  in  B^Un  45,  113.  190,  280, 

353,  416,  495,  558,  630,  718,  781,  864, 
928. 

—  Abkommen  der  Banken  ül)er  —  781. 
Umsatzstempei,  Dänemark  288. 
UnfallTersichemng  184,  348,  543. 

—  Abänderung  der  CsterreichiBchen  — 
493. 

—  der  Betriebsbeamten  777. 

—  Erhöhung  der  Einkommensgrenze  in 
der  —  850. 

—  in  Oesterreich-Ungiirn  32. 

—  in  der  Schweiz  ICB,  109. 

—  in  den  Vereinigten  Staaten  774. 
UnfallTersIcherungsgresetz,   allgemeineB, 

in  den  Vereinigten  Staaten  42. 

—  in  Schweden  110. 

—  neues,  in  Oesterreich  627. 
Ungarn,  Arbeitslosenversicherung  188. 

—  Banken,  Bankwesen  b.  dort. 

—  Bauemstellen  310. 

—  Börsenwesen ,  Börsengesetzgebung  s. 
dort. 

—  Brotration  154. 

—  Errichtung  eines  Aufsichtsamtes  für 
Privatversicherung  34. 

—  Finanzen  574. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Getreidebeschlagnahme  758. 

—  Hanf  814. 

—  Höchstpreise  528,  813,  814. 

—  Kartoffebi  677. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  s. 
dort 


Ungarn,  Kriegsanleihe  e.  dort. 

—  Mais  9,  588,  749. 

—  .Milch  674. 

—  Notenbankwesen  789. 

—  Beform  der  Arbeiterversicherung  41, 
850. 

—  Saatenstand  318. 

—  Sahne  9. 

—  Schweine  673,  749,  818. 

—  Spiritus  521,  685. 

—  Staatshaushalt  574. 

—  Zahlangsverbote  789. 

—  Zuckerrüben  813. 

—  8.  a.  Oeet«rreich-Ungarn. 
Ungfarisehe  Aprar-  und'Rentenbauk  119. 
Ungarische  Allgemeine  Kreditbank  194. 
Ungarische    Ansiedlnngs-    und   Parxel- 

ilemngsbank  119. 
Ungarische  Bank  und  Handels- A.-G.  120. 
Ungarische  l';sconipte-  und  Wechselbank, 

Budapest  5fX). 
Ungarische  Landesbank.  Budapest  634. 
Ungarische  Verkehrsbank,  Budapest  195. 
Uniredecktc  Ausiraben,  Frankreich  417. 
Union  Ifank  of  Canada,  Winnipeg  286. 
Union  de  Banques  Sulsses  120. 
Union  ünanci^re  et  industrielle  Li^oise, 

Lüttich  785. 
Union  of  London  and  Smiths  Bank  Ltd., 

London  858. 
Urugnaj,  Außenhandel  93,  335. 

—  Geld-  und  Währungsweeen  s.  dort. 

—  Münzwesen  54. 

—  Notenbankwesen  b.  dort. 

—  Weizenausfnhr  82. 

V. 

Yalata,  Beschluß   norwegischer    Banken 

über  schwedische  —  717. 
Talntaabkommen,  HoUand-Skandinarien 

780. 

-.Spanien  780. 

Yalntaanleihe  Finnlands  497,  720. 

—  Frankreichs  43,  112,  279,  414,  943. 

—  Italiens  852. 

—  Rußlands  497. 
Talntakredit  an  Kußland,  497. 

—  der  Entente  in  Spanien  557. 

—  der   Vereinigten   Staaten   an  Kanada 
780. 

Valutatransaktionen,  England  279,  414. 
VaterlUndiseher  Hilfsdienst,  Gesetz,  be- 
treffend den  -  213,  993. 
Venezuela,  Außenhandel  478. 

—  Banken,  Bankwesen  560,  723. 

—  Börsenwesen  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  501. 

—  Notenbankwesen  501. 
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Teräußernngren  von  Immobilien  von 
Unternehmungen  in  Belgien  197,  972. 

Verband  deutscher  Lebensversicherungs- 
gesellschaften 30,  171,  490. 

—  öffentlicher     Lebensversicherungsan- 
stalten  31,  405,  837,  840. 

—  spanischer  Bankiers  Mittelspaniens  419. 

—  tschechischer  Banken  634. 

—  zur  Regelung  des  russischen  Kredit- 
wesens 856. 

VerbandslUnder  s.  Entente  und  die  ein- 
zelnen Länder. 

Verbot  der  Veräußerung  von  Staats-  und 
kommunalem  Eigentum ,  Rumänien 
359. 

Vereinige  Abrechnungsbanken  in  New 
York  s.  Notenbankwesen. 

Vereinigte  Niederländische  Tabaksbank, 
Amsterdam  785. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Ab- 
rechnungsstellen s.  dort. 

—  Abtretung  Dänisch-Westindiens  25. 

—  Anlage  deutscher  Guthaben  in  Kriegs- 
anleihe 720. 

—  Anleihe  an  Brasilien  438. 

—  Anleihen  s.  dort. 

—  Aufhebung  der  deutschen  Versiche- 
rungstätigkeit  550. 

—  Ausfuhr  468,  523,  530,  593,  686. 

—  Ausfuhreinstellung  an  Deutschland 
717. 

—  ausländische  Versicherungen  in  den  — 
847. 

—  Aus-  und  Durchfuhrverbote  629. 

—  Auiäenhandel  s.  dort. 

—  Banken,  Bankwesen  s.  dort. 

—  Baumwolle  149,  316. 

—  Börsenlage  s.  dort. 

—  Börsenwesen,  Börsengesetzgebung  s. 
dort. 

—  Bundes-Reservebanken  s.  dort  und 
Noten  bankwesen. 

—  deutsche  Lebensversicherung  in  — 
339. 

—  Einfuhrverbot  852. 

—  Eisenbahnpolitik  828. 

—  Emissionen  861. 

—  finanzielle  Abhängigkeit  der  Verbün- 
deten von  den  —  798,  877. 

—  Finanzierung  s.  dort. 

—  Finanzlage  578,  876. 

—  Finanzmmisterium,    Abteilung     in 
Frankreich  780. 

—  fremde  Anleihen  in  Amerika  511,  798, 
877. 

—  Freiheitsanleihe  s.  dort. 

—  Gefährdung  des  -deutschen  Versiche- 
rungsgeschäfts 712. 


Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  gegen 
die  deutschen  Seeversicherungsgesell- 
schaften  490. 

—  Geldleihungen  an  das  Ausland  s.  dort. 

—  Geldmarkt  s.  dort. 

—  Geld-  und  Währungswesen  s.  dort. 

—  Getreidebestandsaufnahme  193. 

—  Goldansammlungspolitik  s.  dort. 

—  Goldausfuhr  und  —  -verböte  s.  dort. 

—  Goldbewegung,  Goldbilanz  s.  dort. 

—  Gründung  von  DampfergeseUsch.  118. 

—  Handel  mit  dem  Feinde  499,  787. 

—  Handelsflotte  27,  309,  462. 

—  Handelswechsel  721,  956. 

—  Höchst-  und  Mindestpreise,  Rege- 
lungsmaßnahmen 314,  ö84,  757. 

—  Kleingeldmangel  s.  dort. 

—  Kredite  an  das  Ausland  193,  955. 
--  Kreditgeschäfte  43,  112. 

—  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  s. 
dort. 

—  Kriegsanleihen  43,  438,  511,  512,  578, 
633,  720,  783,  857,  877. 

—  Kriegsfinanzierung  578,  736,  876. 

—  Kriegsgewinnsteuer  876. 

—  Kriegsmdustrie  284. 

—  Kriegskonjuuktur  90,  826. 

—  KJriegskosten  560. 

—  Kriegskredite  s.  dort. 

—  Kriegsversicherung  108,  411,  774. 

—  Kurse  s.  dort. 

—  Landwirtschaft  593. 

—  Lebensmittel  316,  530,  586. 

—  Lebensversicherung  774. 

—  Leinsaat  752. 

—  Mais  752,  757. 

—  Marktzinsfuß  s.  dort. 

—  Meierei  677. 

—  Notenbankwesen  s.  dort. 

—  Preisherabsetzung  für  Kriegsliefe- 
rungen  357. 

—  Reservebanken  s.  Notenbankwesen. 

—  Rote  Kreuz-Anleihe  418. 

—  Rupienkredite  781. 

—  Saatenstand  13,  83,  149,  254,  457,  586, 
745,  806. 

—  Schiffahrt  702. 

—  Schwarze  Liste  53,  861. 

—  Seeunfallversicherung  556. 

—  Seeversicherung  38,  348,  848." 

—  Silberabgabe  nach  Shanghai  193. 

—  Silberein-  und  -ausfuhrverbot  630, 
633. 

—  Silberproduktion,  Aufkauf  der  —  781. 

—  Täglicnes  Geld  s.  dort. 

—  Treuhänder  für  das  feindliche  Ver- 
mögen 562. 
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Vereinigle  Staaten  Ton  Amerika,  Ueber- 
wachung  laufender  Konten  499. 

—  Unfallversicherung  774. 

—  Unfallversicherungggeeetz,  allgemeinee 
42. 

—  Valutakredit  an  Kanada  780. 

—  Vorschüsse  von  Privaten  857. 
an  Verbündete  s.  dort. 

—  War  Credit  Board  857. 

—  Warenausfuhr  954. 

—  Warenbestände,  deutsche  787. 

—  Wareneinfuhr  852. 

—  Warnung  vor  dem   Erwerb  von  An- 
leihen fremder  Staaten  189. 

—  War  Saving  Certificates  633,  857. 

—  Wechselkuröe,  ausländische,  s.  Kurse. 

—  Wechseltransaktionen,  Ueberwachung 
der  —  780. 

—  Weiße  Liste  861. 

—  Weizenpreise  284,  305,  468,  618. 

—  Weizenvorrat  155. 

—  Wertpapiere,  ausländische  s.  dort. 

—  Wirtsclmftsabkommen  mit  Japan  697, 
764. 

mit  der  Schweiz  825. 

—  Wirtschaftsleben  s.  dort. 

—  Zertifikate,  Ausgabe  von  —  852,  863. 

—  Zinssätze  s.  dort. 

—  ZoUpoUtik  397. 

—  Zurückziehung  der  Guthaben  112,352, 
354. 

—  Zwangslebensversicherung     für     die 
Truppen  625. 

Tereinlgimp  spanischer  Bankiers  Mittel- 
spaniens 41v. 

—  von   Banken  und  Banklers  für  Thü- 
ringen 498. 

Tereinsbank  in  Hamburg  194. 

—  zu  Pegau  784. 

Vereinsbank  A.-G.,  Sebnitz  (Sa.)  858. 
Vereinsbank  Wildbad  e.  G.  m.  b.  H. 

408. 
Vergebungswesen,  R^elung  des  —  für 

das  Handwerk  217.  220.  663. 
Vergeltungsmaßnahmeu,    Brasilien   787. 

—  Bulgarien  287,  973. 

—  Deutschland  634,  786,  972. 

—  Gen.-Gouv.  Warschau  787,  860. 

—  Monten^rro  122,  973. 

—  Oesterreich-Ungam  789,  973. 

—  Türkei  5ö2,  973. 
VeijährungsIMsten,  Belgien  860,  972. 

—  Deutschland  499,  561,  786,  972. 

—  Italien  860. 

—  Oesterreich-Ungarn  198,  973. 
Verkehrsministerium,      Sozialversiche- 
rungspläne de«  bayerischen  —  493. 


Verkehrsstener  136,  206. 
VermSgenssperre,  Belgien  787. 

—  Oesterreich-Ungam  724. 
Vermösrensstener,  Dänemark  648. 
Verörfi'utlicliunirsorgaue,      gesetzliche, 

Belgien  8ö9,  U72. 
Versicherung,  Fürsorge für  selbstän- 
dige Handwerker  445,  658. 
Versiehenuigen,  englische,   auf   Kriegs- 
ende 37. 
Versicliemn^samt,  Berliner  109. 

—  Bericht  de«  schweizerischen  —  713. 
Verslclierungs-Clearing-Ilouse  in   Lon- 
don, Errichtung  eines  —  492. 

Versielu'rungnfu.sionen,  englische  548. 
Versiehemngsgeschäft,    -deutsche«,     in 
Brasilien  774. 

—  Gefährdung  des  deutschen  —  in 
Amerika  712. 

—  Loslösung  des  deutschen  —  von  Lloyds 
712. 

Versicbernngsgesellschaften,      auslän- 
dische, in  Kußland  37. 

—  Gründung  englischer  —  347. 
bulgarischer  —  773. 

—  norwegische  847. 

—  rossisdie,  Aktienkurse  der  —  345. 

—  Verstaatlichung  der  russischen  —  847. 
Vergichenuigskonzeme,  Ausdehnung  der 

—  in  Deutschland  100. 
Versieherongvmarkt,  Lage  des  englischen 

—  492,  548. 
Versicherungsmonopol  in  der  Schweiz  410. 

Versiehernngsmoratorinm,  französisches 
105. 

Versirhorungsordnnng,  Aufschiebungdea 
VVirk<amkeit8beginnsder  —  in  Oestcr- 
reich  32. 

Versicherungsorgaiiisation ,  neue ,  in 
Polen  35. 

VersieherungspDIcht  der  polnischen  Ar- 
beiter 493. 

—  der  Teuerungszulage  850. 
VersleherungsschntzTerband  407. 
VersiehemngstKtigkeit,  Aufhebung  der 

deutschen  —  in  Nordamerika  550. 

Versichernngsuntemehmungen,  Gesetz 
über  private  —  723. 

VersicherungsTerordnungen,  neue  fran- 
zösische 547. 

VersleherungsTertragsgesetz,  österreichi- 
sches 847. 

Versicherungswesen  in  Holland,  Ver- 
staatlichung des  —  274. 

—  polnisches  107,  342,  547. 

—  in  Schweden  1916  179. 

—  in  Spanien  343. 

—  türkisches  182. 
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Versieheruiigszalilnugfen,  neue  Stundung 
der  —  in  Frankreich  624. 


Verstaatlichung  aller  Privatbanken,  Euß- 
land  859. 

—  des  Versicherungswesens  in  Holland 
274. 

Vertrage  mit  feindlichen  Staatsange- 
hörigen, Deutschland  420,   786,  859. 

—  Rußland  786. 
Verwaltnugschef  bei  dem  Gen.-Gouv.  in 

Belgien  420. 
Venvaltungs-,  Revisious-  und  Trenhand- 
A.-G.,  Basel  358. 

Verwundetenheilung,  Erfolge  230. 
Viehankanf  75,  146. 
Viehselilachtuug  74,  519. 
Viehversieherung,  —  geplante  Verstaat- 
lichung der  —  711. 

—  in  Schweden  179. 
Viehzählung  6,  596,  746. 
Vlssering     über    Kreditgewährung    der 

Reichsbank  190. 

Vogtliiudische  Bank,  Plauen  i.  V.  784. 

Volksbank  e.  (J,  m.  b.  H.,  Hamburg  118. 

Volksbanken,  Regelung  der  Gründung 
von  —  in  Frankreich  198,  972. 

Volksgesundheit,  Stand  der  —  in  Deutsch- 
land 221,  450. 

—  Ministerium  für  —  664,  882. 
Vollstreckbarkeit    zivilgerichtlich^r  Er- 
kenntnisse  und   Vergleiche,    Serbien 

Volksvermögen,  deutsches  207. 
Volksversichernng  in  der  Schweiz  624. 

Vorschüsse  an   Verbündete,  Argentinien 

852. 

England  281,  435,  496. 

Frankreich  418,  719,  782,  944. 

Italien  43,  780. 

Japan  720,  953. 

Kanada  279. 

Vereinigte    Staaten    von   Amerika 

278,  284,  352,  414,  629,  718,  720,  780, 

784,  857,  939,  955/6. 
—  von  Privaten,  Vereinigte  Staaten  von 

Amerika  857. 
Vorschuß  der  Depositenbanken,  England 

Vorzugsaktien,  Ausgabe  von  —  195,  786. 
Vorzugszinssatz     für    Kriegsanleibedar- 

lehne,  Deutschland  196,  971. 
England  782,  854. 

w. 

Wachs  258. 

Wahlrecht  zu  den  Handwerkskammern 

445.  > 


Wahrungshandel,  Dänemark  u.  Schweden 

717. 
Wahnrngsreserve ,     Oesterreich  -  Ungarn 

783,  936. 

—  Japan  953. 
Waldbank,  Bulgarien  785. 
Wallonien,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt 

859. 
War  Credit  Board  für  Vorschüsse  auf 

Heereslieferungen  857. 
Warenausfuhr,    Gen.  -  Gouv.    Warschau 

286,  972. 

—  Holland  860. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  954. 
Warenbestände ,      Bestandsverzeichnisse 

über  deutsche  — ,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  787. 
Wareneinfttlir,   Vereinigte  Staaten    von 

Amerika  852. 
Warenverkehr  mit  dem  Ausland,  Holland 

860. 
War  Expenditure  Certifleates  45. 
Warnung  vor  dem  Erwerb  von  Anleihen 

fremder  Staaten  189. 
War  Savings  Associations,  England  197. 
War  Saving  Certificates,  England  417, 

558,  922,  939. 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

633,  857. 
Warschau,  Generalgouvernement  s.  dort. 
Wasserleitungsschadenversicherung  844. 
Wajs-  and   Means-VorschUsse  922,  938. 
Wechselemeuerung    der   Stadt  Moskau 

495. 
Wechselgeschäfte  in  Rubelscheinen  289. 
Weehselkredit,  Kanada  780. 
Wechselkurse,  ausländische,  s.  Kurse. 

—  in  Beriin,  Tabelle  979. 

—  graphische  Darstellung  126. 

—  Stabilisierung  der  spanischen  —  780. 
Wechselnotierung   am    Tage    nach    der 

Nichthonorierung,  England    787,  973. 
Wechselstuben  in  Oberbefehlshaber  Ost 

200. 
Wechselstuben  -  Vorschrift ,     Rumänien 

636,  724,  973. 
Wechseltransaktionen ,      Ueberwachung 

von  — ,  Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

780. 
Wechsel-  und  Arbitrageverkehr,  Türkei- 
Bulgarien  52,  200. 
Wechsel-  und  Hcheckrecht,  Deutschland 

50, 196, 420, 499, 561, 635,  723, 859, 972. 

England  787. 

—  —  Generalgouvernement  Warschau  52, 

359,  635,  860,  972. 
Oberbefehlshaber  Ost  121,  359,  562, 

787,  972. 
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von 


in 


Weibliehe  Arbeiter,   Schutz   der   —   ». 

Arbeiterinnenschutz. 
Weiblicher  Arbeltsmarkt   56,    128,   202, 

202,  366,  425,  503,  568,  640,  728,  867, 

985. 
Weinmayer,  8.,  Mainburg  721. 
Weinpreise  379. 

Weißbuch,  Plender  194,  419,  859. 
Weiße    Liste,    Vereinigte    Staaten 

Amerika  861. 
Welsliopf,  J.,  Kulmbach  560.  | 

Weizen  11,  14,  78,  82,  84,  149,  152,  155,; 

158,  253,  305,  308,  312,  317,  462,  468, 

518,  586,  593,  684,  686,  757,  818. 
WelzenausfuhrlÄnder  896.  1 

Weizenpreise  in  Amerika   284,  305,  468,  i 

518,  8.  a.  Weizen. 
Wekerle,  Dr.,  BörsenverhältnisBe  934. 
Weltomte  12,  83,  242,  255,  319.  i 

Weltmarkt  5,  8,  72,  144,  150,  242,  247, 

306,  320,  376,  381,  469,  518,  525,  600,  | 

687,  752,  810. 
Wertpapiere,  Aufruf  holländischer 

England  415,  780. 

—  Aufruf  ausländischer,   Frankreich  48, 
279,  283,  942. 

—  Ausfuhr  von  — ,  Italien  780. 
in  Rußland  52,  422. 

—  Aufgabe  von  — ,  Belgien  499. 

—  ausländische,  Dänemark  716. 

Deutschland    195,  .S58,  361/2,  723. 

England  46,  52, 115,  189,  278,  361, 

415,  im. 
Frankreich  279,  283,  417,  782,  787, 

942. 

Gen.-Gouv.  Warschau  635. 

Italien  121,  189,  279,  780. 

Luxemburg  .52. 

Rußland  422. 

Türkfei  200. 

Vereinigte   Staaten    von   Amerika 

353. 

—  Konsortium  zur  Uebernahme  englischer 
und  französischer  — ,  Japan  353. 

—  Liste  beschlagnahmter  —  in  England 
189. 

—  Liste  zum  Umtausch  in  Kriegsanleihe, 
Italien  121. 

—  Rückkauf  heimischer  — ,  Skandinavien 
966. 

—  Schadenersatz  in  Frankreich  121,  973. 

—  Stempelabgabe  beim  Umsatz  von  — , 
Oberbef.  Ost  562. 

—  Ueberlassung    ausländischer    an    das 
Reich,    Deutschland   195,  361/2,  976. 

—  Verkauf  neutraler  —  51. 

Dänemark  716. 

Frankreich  283,  288,  417. 


Wertpapiere,   Veräußerung   gepfändeter 
—  726. 

—  Versteuerung   von   --   358,  723. 
Wertpapierelnfahr  d.  Vereinigten  Staaten 

193,  278,  557,  716. 

—  Gen.-Gouv.  Warschau  499,  635. 

—  Rußland  422. 
Wertpapierkurse  500,  788,  862. 
Wertpaplerrersand,  Verbot  für  — ,  Bel- 
gien 863. 

Westdentsehe  Yerelnsbank  ter  Horst  & 

Co.,  .Münster  784. 
WestfXIiseb  -  Lipplsehe     Vereinsbank, 

A.-G.,  Bielefeld  7M. 
Wieken  75. 
Wiederaufbau  des  Handwerks  nach  dem 

Kriege  «63,  'J93. 
Wien,  Hafen baupläne  404. 
Wiener  Kommerzialbank  858. 
Wimmer,   Dr.   Frhr.  v.,   Postsparkassen 

933. 
Winzerbank,  Sofia  49a 
Wirtsehartllche    Abteilnnfren     bei    den 

Handwerkskammern  878. 
Wirtsehaftsabkonunen      Hollands      mit 

Deutfichlaod  und  den  Entente-Staaten 

609,  629,  693,  717,  763. 

—  Japans  mit  den   Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  697,  764. 

—  der    Schweiz    mit    Deutschland    326, 
537,  557,  907. 

der  Schweiz  mit  den  Entente-Staaten 

608,  629,  693,  826,  960. 

—  der    Schweiz    mit    den    Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  825. 

Wirtschaftslajre  Brasiliens  397. 

—  Spaniens  328. 
WlrtM-haftsleben,  Ueberblick  905,  910  ff. 

—  Argentinien  863. 

—  Dänemark  962. 

—  Deutschland  925/6. 

—  England  915,  936. 

—  Frankreich  941. 

—  Holland  958. 

—  internationales  910. 

—  Italien  949. 

—  Japan  952. 

—  Norwegen  962. 

—  Oesterreich-Ungarn  932. 

—  Rußland  945. 

—  Schweden  962. 

—  Schweiz  960. 

—  Spanien  968. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  784, 
954. 

Wirtschaftspolitik  Panamerikas  168. 
Wissel-  und  Effektenbank,  Rotterdam  49. 
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Wochenbeihilfe   und   KranltenTersiehe- 

rnngr  während  des  Krieges  848. 
Wohnungrsfttrsorge  233,  m. 

—  in   der  Angestelltenversicherung  775. 
Wohnungsgesetz,  preußisches  235  ff. 
Wolga-Kama-Kommerzbank  118. 
Wolle  17,  18,  310,  387,  532,  686,  757. 
Württemberg,  Preise  244. 

—  Viehhandel  521. 
Württembergische  Vereinsbank  285, 419, 

785,  971. 
Wurzel  &  Brach,  Wien  560. 

Y. 

Yokohama  Specie  Bank  Ltd.  419. 

z. 

Zahlangsaufschnb,  Aufhebung  des  —  in 

Rumänien  197,  635,  787,  972. 
Zahlungsbilanz,  Argentinien  789. 

—  Deutschland  925  ff. 

—  England  916. 

—  Frankreich  559. 

—  Holland  958/9. 

—  Schweiz  961. 

Zahlungseinstellung  d.  rusBischen  Staats- 
bank, Projekt  einer  —  577. 

Zahlungsfiisten,  Bewilligung  von  —  an 

Kriegsteilnehmer  786,  972. 
Zahlungsmittel,  Bulgarien  637. 

—  Oberbef.  Ost  363,  863. 

—  Oesterreich-Ungarn  125,  863,  420,  501. 

—  Rumänien  563,  637. 

—  Serbien  420,  973. 
Zahlnngsstener,  Frankreich  800. 
Zahlungsverbote,  Belgien  420,  562,  635, 

787. 

—  Deutschlandj51,419,561,635,786,859. 

—  lUlien  287,  419. 

—  Montenegro  122. 

—  Oberbefehlshaber  Ost  635. 

—  Oesterreich-Polen  122. 

—  Oesterreich-Ungarn  122,  789,  861. 

—  Rumänien  197,  359,  789,  972. 

—  Rußland  562. 

—  Türkei  562. 

—  Ungarn  789. 

—  8.  a.  Kreditwirtschaftl.   Maßnahmen. 
Zahlnngsrerkehr    mit    dem    Auslande, 

Denkschrift  über ,  Deutschland 

197. 
Deutschland  51, 124, 197,  288,  361, 

421,  563,  635,  719,  976.     ' 

England  287. 

Oesterreich-Ungarn  290,  420,  501, 

976. 


Zahlungsverkehr    mit    dem    Auslande 

Rumänien  359,  563,  976. 

Serbien  420. 

Zahnpflege  in  den  Schulen  227. 

Zeichnungsergebnis  der  6.  deutschen 
Kriegsanleihe  und  Vergleich  zu  den 
früheren  Kriegsanleihen  296,  297,  429. 

—  dgl.  der  7.  deutschen  Kriegsanleihe 
733. 

—  dgl.  der  6.  österreichischen  Kriegsan- 
leihe und  Vergleich  zu  den  früheren 
Kriegsanleihen  429. 

—  dgl.  der  7.  österr.  Kriegsanleihe  872. 
Zentralamerikanische  Staaten,   AuiSen- 

handel  833. 

Zentral-AusfuhrbUro,  Holland  360. 

ZentraldcTlsenkommlssion,  Türkei  52, 
637. 

Zentralkasse  für  landwirtschaftliches  Ge- 
nossenschaftswesen in  Polen  118. 

Zentrallieferungsgenossenschaften  440. 

Zentral  notenbank,  Mexiko  501. 

Zentralstelle  für  den  Ein-  und  Ausfuhr- 
transport, Schweiz  198. 

Zertifikate,  Ausgabe  von  — ,  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika  852,  863. 

Zichorien  16. 

Zigarettenstener,  Deutschland  991. 

Zinkhütten  260,  324,  390,  604,  689,  822, 
902. 

Zinsfuß,  Begrenzung  des  — ,  Frankreich 
121,  724,  973. 

Zinssätze  auf  dem  Anleihemarkt  927. 

—  Bankdiskont  s.  dort. 

—  Depositenzinssätze  s.  Marktzinsfuß. 

—  Marktzinsfuß  s.  dort. 

—  Privatdiskont  s.  Marktzinsfuß. 

—  Tägliches  Geld  s.  dort. 

—  Ultimogeld  s.  dort. 

Zinsscheine,  Behandlung  der  von  den 
Hinterlegungskassen  beschafften  — , 
Preußen  561. 

—  Einlösung  von  — ,  Deutschland  196, 
561   972. 

Frankreich  52,  973. 

Oesterreich-Ungarn  363. 

—  Verjährung,  Preußen  561. 
Zionostcnska  Banka,  Prag  120. 
Zivildienst,  Schweden  311. 
Zolleinuahmen  in  Gold,  Brasilien  54. 
Mexiko  126. 

—  Schweden  963. 
Zollordnnng  in  Kurland  24,  825. 

—  in  Litauen  24,  825. 

—  in  Polen  23,  825. 
Zollpolitik  Brasiliens  169. 

—  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
397. 
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Zolltarif  Dänemarks  694. 
ZolltarifreTision  Dänemarks  825. 

—  Italiens  611. 

—  Rußlands  539. 

Zneker   12,   76,   79,  253,  310,  312,   465, 

599.  676,  747,  757,  813,  816. 
Zufkerernte  16,  82,  255. 
ZuckorrUbenanbau  146,  383,  831. 
Zuidersee,  Trockenlefning  485. 
Zttid->'ederlandsclie&>heep8li]rpotheken- 

bank,  Rotterdam  723. 
Zusanimenle^nj^  von  Betrieben  652,  661. 
Zuschlüge  zu  der  StaatseinkommeDsteuer 

in  preußischen  Städten  573. 
Zairiderhandianit«ii   gegen   Vorschriften 

51,  972. 
Zwangsuileihe,  England  719. 


ZwangfslebensTersicIiernng:  für  die  ameri- 
kanischen Truppen  625. 

Zw«ii^liqu!datloneii,Oe8terreich-Ungam 
724,  973. 

—  Rnflland  198. 
ZwangiBTerxleich,  Serbien  122. 
ZwsBKSTerkSnfe  französischen  Eigentoms 

787. 
Zwangsrerwalter,  Oelderabliefening  an 

—  635. 
Zwan^Terwaltung,  Belgien  286. 

—  Deutschland  499,  635.  859. 

—  General-Gouv.  Warschau  118. 

—  Rumänien  200,  3.59. 

—  Rußland  118. 

Zwiazkn  Spolek  Zarobkowjrcb,  Posen 
498. 
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Volkswirtschaftliche  Chronik. 

November  1917. 
I.   Produktion  im  allgemeinen. 

Inhalt:    Beschäftigungsgrad  im  November. 

Das  „Eeichs-Arbeitsblatt"  schreibt  über  den  Beschäftigungsgrad  im 
Monat  November:  „Die  in  40  Kriegsmonaten  erprobte  widerstands- 
starke  deutsche  Volkswirtschaft  folgt  mit  derselben  Sicherheit  des 
Ganges  wie  bisher  ihren  Zielen,  Heer  und  Flotte  wie  den  auf  sich  selbst 
angewiesenen  Binnenmarkt  zu  versorgen.  Die  Hauptindustriezweige  ver- 
mochten, obwohl  sie  bereits  im  vorigen  Jahre  aufs  lebhafteste  arbeiteten, 
rerschiedentlich  noch  eine  weitere  Steigerung  der  Leistungen  im  Ver- 
gleich zum   November    1916    zu  erzielen. 

Im  Bergbau-  und  Hüttenbeti'ieb  ist  die  Beschäftigung  ebenso 
rege  wie  in  den  Vormonaten  gewesen.  Für  die  Eisen-  und  Metall- 
industrie macht  sich  dem  Vorjahr  gegenüber  vielfach  eine  Steigerung 
der  Leistungen  bemerkbar.  Im  Maschinenbau  wird  nach  wie  vor 
aufs  angespannteste  gearbeitet;  eine  wesentliche  Aenderung  der  Ver- 
hältnisse ist  gegen  den  Vormonat  nicht  eingetreten;  gegen  das  Vorjahr 
sind  zum  Teil  Verbesserungen  gemeldet  worden.  J"'ür  die  elektrische 
wie  für  die  chemische  Industrie  gilt  im  ganzen  Aehnliches;  ver- 
schiedentlich sind  hier  bemerkenswerte  Verbesserungen  entweder  gegen 
den  Vormonat  oder  gegen  das  Vorjahr  zu  verzeichnen.  Für  die  Holz- 
industrie wie  für  den  Baumarkt  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  kaum 
anders  als   zuvor. 

Dio  Nachweisungen  der  Krankenkassen  lassen  für  die 
am  1.  Dezember  in  Beschäftigung  stehenden  Mitglieder  im  Vergleich 
zum  Anfang  des  Vormonats  eine  Zunahme  um  insgesamt  43  380  oder 
um  0,56  V.  H.  erkennen.  Es  ist  dies  eine  günstigere  Gestaltung  der 
Entwicklung  als  im  Vorjahr  um  die  gleiche  Zeit.  Am  1.  Dezember 
1916  war  keine  Steigerung  der  Beschäftigtenzahl,  sondern  eine  geringe 
Verminderung  um  0,30  v.  H.  festzustellen.  Damals  war  ein  Rückgang 
der  männlichen  Beschäftigienzahl  (um  2,37  v.  H.)  bei  einer  gleich- 
zeitigen Zunahme  der  leiblichen  Arbeitskräfte  (um  1,89  v.  H.)  hervor- 
getreten; diesmal  ergab  sich  aber  eine  Mehrbeschäftigung  nicht  nur 
von  Frauen  und  Mädchen,  sondern  auch  von  Männern.  An  Männern 
wurden  am  1.  Dezember  8138  oder  0,22  v.  H.,  an  weiblichen  Hilfs- 
kräften 35  242  oder  0,87  v.  H.  mehr  beschäftigt  als  am  1.  No- 
vember d.   J.     Im   Vormonat  hatte  sich  zwar,   was  das   männliche  Gre- 
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schlecht  aubelangt,  eine  ein  weoig  sLärkei-e  Zunahme  herausgestellt, 
um  0,53  V.  H.  Dafür  ist  aber  die  Zunahme  der  weiblichen  Be- 
schäftigung, die  bei  der  vorigen  Feststellung  0,81  v.  H.  ergab,  etwas 
geringer  als  jetzt  gewesen.  Bei  der  Beurteilung  der  Bewegung  der 
männlichen  Beschäftigtenzahl  muß  wieder  berücksichtigt  werden,  da£ 
die  Kriegsgefangenenarbeit  in  den  Ergebnissen  der  Krankenkassen- 
statistik nicht  enthalten  ist." 

Was  die  Zusammenstellung  für  die  Betriebskrankenkassen- 
mitglieder,  die  einen  Vergleich  mit  dem  Vormonat  gestattet,  an- 
belangt, so  läßt  eich  für  das  männliche  Geschlecht  gegenüber  dem 
1.  November  im  allgemeinen  eine  Zunahme  feststellen.  Nur  für  das 
Bekleidungs-  und  Baugewerbe  und  für  die  männlichen  Beschäftigten 
einzelner  Gebiete  des  Spinnstoffgewerbes  macht  sich  ein  Rückgang 
geltend.  Die  Zunahme  der  beschäftigten  Männer  ist  verhältnismäßig 
am  größten  in  der  Nahrungs-  und  Genußmittelindustrie.  Die  weib- 
liche tBeschäftigung  ist  in  der  Landwirtschaft,  im  Baugewerbe  und, 
allerdings  ganz  unbedeutend,  in  der  elektrischen  Industrie  zurück- 
gegangen. Im  übrigen  ist  sie  g^tiegen  und  zwar  in  der  chemischen 
Industrie,  wie  im  Bekleidungsgewerbe  um  über  3  v.  H.,  in  der  HoU- 
industriu  wie  in  der  Metall-  und  Maschinenindu-strie  um  über  2  v.  H. 

Nachstehend  ist  die  Bewegung  der  Beschäftigten  in  den  ein- 
zelnen Gewerbegruppen,  soweit  es  in  der  Berichterstattung  der  Betriebs- 
krankenkassen zum  Ausdruck  kommt,  vom  1.  November  bis  1.  Dezember 
dargestellt.  Die  Zahl  der  versicherungspflichtigen  Mitglieder  betrug 
am   1.   Dezember   1917: 


Qewerbe 

Land-    und    Fontwirtuchaft, 

Gärtnerei 
Metall-,  Masohineniodiutrie 
,  .     (Schlesien 

"^•'°"-"'\Rheinl..We.tf. 
Elektrische  Industrie 
Chemische  Industrie 
Spinnstuffgewerbe 

I  Schlesien 
RheiDl.-Wcstf. 
Kgr.  Sachsen 
tCIs.-Loihringen 
Holz-   und  Schnitzwaren 
Kahmngs-  und  GenuBmittel 
Bekleidung 
Baugewerbe 

Wird  die  Zu-  und  Abnahme  der  Mitglieder  nach  Oberversiche- 
rungsämtern betrachtet,  so  findet  man  bei  Betrachtung  der  Grundzahlen 
bei  deu  männlichen  Mitgliedern  eine  größere  Zunahme  in  Groß-Berlin, 
Cassel,   Wiesbaden,    Düsseldorf   und    Straßburg. 

Eine  größere  Abnahme  der  männlichen  Mitglieder  ist  nirgends 
vorhanden. 


Zahl  der 
berichten- 
den Kassen 

Pflichtmilglicdcr 
abzüelich  der  arbrits- 

Zu-  oder  Abnahme 
gegen  den    Vormonat 

nnfähigen 
m&nnl. 

Kranken 
weibl. 

in  Prozent 
mionl.          weibl. 

66 

7  775 

6  190 

-1- 

0,8» 

-    2,01 

626 

460  400 

■73^39 

+ 

0,8» 

+    i,t» 

53 

38 '45 

15  105 

-f 

1,6!) 

+    1,9» 

■«3 

127324 

4S854 

-1- 

1,»U 

+    4.0» 

22 

361  126 

6033b 

-1- 

0,07 

—   0,01 

86 

S9608 

40527 

+ 

0,98 

+  3,»» 

769 

5  "85 

'24 '73 

-t- 

0,4  2 

+  1.4» 

64 

6334 

'7  53' 

+ 

l,4S 

+  J,«o 

«79 

9425 

16334 

+ 

2,S.H 

+  1,8» 

J37 

'3301 

35  974 

— 

0,4  8 

+  '.»« 

4« 

2056 

5644 

— 

0,82 

—  o,»f. 

77 

7638 

4604 

+ 

0,»» 

+    2,S6 

»43 

28906 

37458 

+ 

1,45 

+     I.«« 

7» 

4  979 

10834 

— 

2.&I 

+  S.ih 

162 

44  7'7 

855' 

— 

1,86 

—  I,«« 
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An  ■weiblicheu  Mitgliedern  weisen  größere  Zunahmen  auf:  Groß- 
liorlin,  Breslau,  Oppeln,  Schleswig,  Münster,  Dortmund,  Cassel,  Wies- 
biiden,  Düsseldorf,  Chemnitz,  Dresden-N.,  Leipzig,  Zwickau,  Stuttgart 
mit  Keckarkreis,  Karlsruhe,  Darmstadt  mit  Rheinhessen,  Bremen, 
Hamburg  und  Straßburg. 

Eine  größere  Abnahme  bei  den  weiblichen  Mitgliedern  zeigt  sich 
in  Gumbinnen,  Potsdam,  Prankfurt  a.  O.  und  Magdeburg. 

Von  den  berichtenden  Unternehmungen  gaben  292  den 
Stand  ihrer  Arbeiterschaft  im  Berichtsmonat  auf  382469  Arbeiter  an. 

Neben  der  Beschäftigtenzahl  im  Berichtsmonat  gaben  280  Unter- 
nehmungen auch  die  Zahl  der  im  Vormonat  beschäftigten  Arbeiter 
an.  Hier  waren  am  letzten  Tage  des  Berichtsmonats  insgesamt  361402 
gegen  355  075  Arbeiter  am  Schlüsse  des  Vormonats  tätig.  Es  ist  also 
im  Berichtsmonat  dem  Vormonat  gegenüber  eine  Zunahme  der  Be- 
schäftigten um  6327  oder  1,78  v.  H.  eingetreten.  Die  Steigerung  gegen 
den  Vormonat  geht  fast  ausschließlich  auf  eine  Mehrbeschäftigung  von 
Männern   zurück. 

An  der  Erhöhung  der  Beschäftigtenzahl  sind  in  erster  Linie 
chemische  Industrie,  Eisen-  und  Metallindustrie  und  Maschinenbau  be- 
teilig^. Im  Bergbau  und  Hüttenbetrieb  wie  im  Spinnstoffgewerbe  ist 
die  Anzahl  der  Beschäftigten  nur  unbedeutend  höher  als  im  Vor- 
monat. Eine  Abnahme  macht  sich  diesmal  in  der  elektrischen  Industrie 
wie  im  Nahrungsmittelgewerbe  und  in  den  sonstigen  Gewerben  bemerk- 
bar, doch  ist  die  Verminderung  der  Anzahl  bei  den  beiden  zuletzt 
genannten  Gewerben  kaum  nennenswert. 

290  der  berichtenden  Unternehmungen  teilten  neben  der  Beschäf- 
tigtenzahl im  Berichtsmonat  auch  den  Stand  der  Arbeiterschaft  im 
gleichen  Monat  des  Vorjahrs  mit.  In  diesen  290  Unternehmungen  waren 
im  Berichtsmonat  381972  Arbeiter  gegenüber  316085  im  November 
1916  tätig.  Es  ist  also  gegenüber  dem  Vorjahr  eine  Zunahme  der 
Arbeiterzahl  um  65887  oder  um  20,84  v.  H.  eingetreten.  Diese  starke 
Zunahme  geht  auf  das  männliche  Geschlecht  in  fast  dreimal  so  hohem 
Grade  wie  auf  das  weibliche  zurück. 

Eine  Verminderung  der  Beschäftigtenzahl  ist  im  Nahrungsmittel- 
gewerbe, im  Bekleidungsgewerbe,  in  der  Papierindustrie  wie  in  der  Glas- 
und  Porzellanindustrie  eingetreten.  In  den  übrigen  Gewerbezweigen 
macht  sich  eine  Steigerung  der  Beschäftigtenzahl  im  Verhältnis  zum 
Vorjahr  bemerkbar.  Sie  ist  insbesondere  groß  in  der  chemischen  In- 
dustrie, im  Maschinenbau,  in  der  Eisen-  und  Metallindustrie  wie  im 
Bergbau  und  Hüttenbeto-ieb.  In  diesen  zuletzt  genannten  vier  Gewerbe- 
giuppen  ist  nicht  nur  eine  Zunahme  der  weiblichen  Beschäftigten,  son- 
dern auch  der  männlichen  festzustellen.  In  der  chemischen  Industrie 
und  im  Bergbau  wie  Hüttenbetrieb  ist  die  Steigerung  der  männlichen 
Arbeiterzahl  wesentlich  höher  als   die  der  weiblichen. 

Nachstehend  geben  wir  die  Veränderungen  in  den  einzelnen  Ge- 
werben tabellarisch  wieder: 
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« 

Bcsch&ftiirte  am 

Zu-  oder  Abnahme 

Oewerbexruppcn 

V 

letzten  Tage  des 

.1      ... 

ä 

losgount 

mftnnl.  |  weibL 

InsKcaajnt 

itilnnl. 

Anuhl 

T.  H. 

AnzaU 

Bcrgbao  and  Bütten  betrieb 

29 

-«839 

6$  181 

+     »09 

+    0,1» 

+ 

679 

—  470 

Einen-  und  Mciallindusttrie 

47 

61  104 

42007 

+   «785 

+  3.01 

+ 

1390 

+  4'6 

Industrie  der  Maschinen 

83 

120997 

100699 

+   «585 

+     ■,!» 

+ 

«ISS 

+  430 

ElektriM;he  Industrie 

10 

6611 

3070 

—     «94 

-    2,»» 

— 

8 

—  186 

Chemische  Industrie 

29 

78059 

61  699 

+  2737!+  3.«» 

+ 

2437 

+  300 

Spinnstoffgewerbe 

12 

7  5*9 

2  190 

+      «38;+    I,8t 

+ 

4S 

+     93 

Holzindustrie 

8 

56a 

39' 

+       75!  +  «S.*o 

+ 

48 

+     27 

Nahrung»-  und  GenuBmittel 

II 

2399 

1409 

-       38  +   «,»• 

— 

39 

+       1 

Bekleidunfpigewerbe 

10 

'333 

4'4 

+       39+  3.01 

+ 

«7 

+     22 

Glas  und   Porzellan 

8 

2  302 

I  181 

+        5+  0." 

+ 

'7 

—     22 

Papierindustrie  und  Buchdruck 

20 

4801 

2704 

+        6  +  0,1» 

— 

17 

+     »3 

Sonstige  Gewerbe  (einschließlich 

' 

Baustoffe  und  Schiffahrt) 

«3 

2866 

1756 

—      20—  o,«» 

— 

21 

+       1 

Summe 

280I  361  402 

282  701 

+  63271+   i.j» 

+ 

57«3 

+  63s 

Nach  den  Festetellungen  von  34  Fachverbänden,  die  für  1058911 
Iffitgliedei  berichteten,  betrug  die  Arbeitslosenzahl  insgesamt  7065 
oder  0,7  v.  H.  Es  ist  dies  die  gleiche  Arbeitslosoaziffer  wie  im  Vor- 
monat. Im  Vergleich  zum  November  der  drei  vorhergehenden  Jahre 
ist  die  Arbeitslosigkeit  sehr  viel  geringer;  sie  hat  nämlich  im  November 
1914  8,2  V.  H.,  im  darauffolgwiden  Jahre  2,5  v.  H.  und  im  November 
1916  immerhin   noch   1,7   v.   H.    betragen. 

Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise  läßt  im  Berichtsmonat  für 
das  männliche  wie  für  das  weibliche  Geschlecht  ein  weiteres '  Steigen 
des  Andranges  der  Arbeitsuchenden  erkennen.  Für  das  weibliche  (Ge- 
schlecht ist  diese  Zunahme  beträchtlicher  als  für  die  Männer.  Im 
November  kamen  auf  100  offene  Stellen  bei  den  männlichen  Personen 
66  Arbeitsuchende  (gegenüber  54  im  Vormonat) ;  beim  weiblichen  Ge- 
schlecht stieg  die  Andrangsziffer  von  98  auf  108.  Auf  dem  weiblichen 
Arbeitsmarkt  überstieg  also  das  Angebot  der  Hilfskräfte  die  Nachfrage, 
während  im  Monat  zuvor  sich   beide   fast  deckten. 


II.  Landwirtschaft  und  verwandte  Gewerbe. 

Inhalt:  Saaten-  und  Ernteberichte:  Italien.  Vereinigte  Staaten.  England, 
Kartoffeln.  Rußland.  ArgeDtinien.  Weltviebbestand.  Milch-  und  Molkereipro- 
dukte. Hopfenmarkt.  —  Berichte  über  die  Produktionsverhältnisse:  Oester- 
reich:  Zuckerrübenpreis.  Saatkartoffeln.  Kartoffeln  im  Kleinverkauf.  Btreu- 
stroh.  GersteverfütteruQg.  Ungarn:  Maiskeime.  Schlachtschweine.  Schweie: 
Brotration.  Kartoffel  Versorgung.  Magermilch.  Höchstpreise  für  Petroleum. 
Schweden:  Kartoffelverwendung.  Norwegen:  Brotration.  England:  Butter- 
preis. Kartoffelmindestpreis.  Wirtschaftliche  Lage.  Baumwollversorgung.  An- 
kauf von  australischem  Weizen.  Vereinigte  Staaten:  Mais.  Leinsaat.  Weizen. 
Brasilien:  Japanische  Kolonisten.  Weltmarkt.  Bericht  des  Internatio- 
nalen Landwirtschaflichen  Instituts  in  Rom.  Erntebericht  aus  den 
Vereinigten  Staaten.  —  Oesterreich:  Milchhöchstpreis.  Richtpreise  für 
Kleesamen.  Schweiz:  Brotmenge  für  Kinder.  Haferversorgung.  Oelkuchen 
aus  Italien.    Schweden:  Butterz uteUung.    Niederlande:  Fische  für  England. 
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England:  Kartoffelernte.  Brot-  und  Milchverkauf,  ßuttereinfuhr.  liußland: 
Brotpreis.  Frankreich:  Höchstpreis  für  Teigwaren.  Haferrationen.  Ver- 
einigte Staaten:  Rationierung.  Maisernte.  England:  Beschlagnahme  austra- 
lischen Weizens  und  australischer  Wolle.  —  Steigerung  der  Kohrzuckererzeu- 
gung.  —  Ungarn:  Getreidebeschlagnahme.  Schweiz:  Höchstpreis  für  Butter. 
Schweden:  Normalbrot.  England:  Hauptnahrungsmittel  unter  staatlicher 
Aufsicht.  Anbaufläche  für  Kartoffeln.  Kartoffelbeschaffung.  Frankreich: 
Kartoffelmarkt.    Italien:  Getreidemangel. 

Von  Saatenstands-  und  Ernteberichten  liegen  noch  einige 
neuere  vor,  die  nachstehend  wiedergegeben  werden  sollen. 

Italien.     „Sole"    vom    27.    Oktober    berichtet :    Nach    Mitteilungen    dei 
Landwirtschaftsministeriums  betrug   die  Getreidournte   (in  dz); 

Mittlere  Ernte 


1916 

1917 

1909-1916 

Weisen 

48  044  000 

38  102  000 

48  759000 

Roggen 

I  357  000 

I  133  000 

I  42 1  000 

Geräte 

2  201  000 

I  616000 

2  139000 

Hafer 

3  785  000 

4919  000 

4  873  000 

Mais 

20  7 1 4  000 

21  254  000 

25  719000 

Reis 

5  203  000 

5122  000 

5  002  000 

Die  Zahlen  für  die  Mais-  und  Reiaernte  1917  beruhen  auf  Schälzungen. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika.    Washington,  9.  November. 

Das    Landwirtschaftsamt    veröffentlicht  nachstehende    Angaben: 

1.  Nov.         1.  Okt.  1.  Nov.         1.  Nov.         1.  Nov. 

Mais.                          1917             1917  1916              1915              1914 

Qualität  (in   Proz.)                   72,5                —  83,8                77,8                85,1 

Ertrag  (in   1000  t)                81054          81559  69799           77584           67894 
Bestände    alter    Ernte 
bei  den  Landwirteo 

(in   1000  t)                              883              —  2  279              2  439              2  034 

Das  Naturalgewicht  der  diesjährigen  und  der  drei  früheren  Ernten 
beträgt   im    Durchschnitt: 

1917  1910                 1915  1914 

Weizen                75,2.s  kg  73,5  kg  74,5  kg  74,»  kg 

Hafer                   43>0ü    „  40,1    „  42,0    „  40,5    „ 

Gerste                 6o,i]0    „  58,2    „  bi,o    „  59,5    „ 

Englands  Kartoffelernte.  Laut  „Daily  News  and  Leader"  vom 
26.  Oktober  schätzt  der  Regierungsvertreter  Parker  in  einer  parlamentarischen 
Denkschrifi  die  Kartoffelernte  des  Jahres  1917  auf  über  8000000  t  ohne  den 
Ertrag  der  kleinen  Grundstücke  von  unter  einem  Acre.  Die  Ernte  des  Jahree 
1916  betrug  5470000  t,  der  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  6  750000  t. 

Rußland.  Nach  Berichten,  die  das  Statistische  Amt  des  russischen 
Ministeriums  für  Landwirtschaft  von  seinen  Korrespondenten  aus  den  46  Goa- 
vernements  des  Europäischen  Rußland  erhalten  hat,  stellt  sich  auf  Grund  der 
Probedrusche  die  Ernte  der  Hauptgetreidearten  in  1917,  verglichen  mit  den 
Ziffern   des   Vorjahres,   wie  folgt: 

1917  1916  ^^^J  ^*'''8" 

m  Proz. 

Roggen  17346000  t  21228000  t  i8,«ti 

Winterweizen  4717000  t  5340000  t  11, 65 

Sommerweizen  6274000  t  6618000  t  5,1» 

insgesamt  Weizen  10991000  t  1 1  858  000  t  8,09 

Gerste  7060000  t  7617000  t  7,31 

Hafer  9042000  t  12  235  OOO  t  2610 

Hirse,  Buchweizen,  Erbsen  und  Mais  ergaben  eine  mittlere  Ernte. 
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Argentinien.  „Epoca"'  (Madrid)  vom  4.  Oktober  schreibt  über  die 
Ernteaussichten  in  Argentinien:  Die  Wciwnanbaufiäi;he  beträgt  in  die^iem  Jahre 
7 135  090  ha  und  die  mit  Hafer  bebaute  Fläche  1 155  000  ha.  Nach  den  vor- 
liegenden Berichten  wird  der  Weizenertrag  eines  Hektars,  wenn  nichts  da- 
zwischenkommt, dem  der  Ernte  von  1907/08  gleich  sein  und  etwa  910  kg 
betragen.  Den  Haferertrag  eines  Hektars  schätzt  man  auf  1250  kg.  Die  Emt« 
wird  also  un^fähr  6574  000  t  Weizen  und  1400000  t  Hafer  betragen.  Nach 
.\bzug  des  eignen  Verbrauchs,  der  Auseaat  und  Reserven  wird  Argentinien 
ungefähr  4  Mill.  t  Weizen  und  700000  t  Hafer  ausführen  können.  Der  Wert 
dieser  Ausfuhr  beträgt  etwa  1  Milliarde  argentinische  Pesos  (etwa  l'/«  Milliarden 
Mark).  —  Neuere  englische  Quellen  schätzen  den  AusfuhrflberscbuQ  von  Weizen 
auf  6  Mill.  t,  was  eine  Ernte  von  etwa  1200  kg  voraussetzte,  während  der 
Durchschnittsertrag  8'/?  Mill.  t,  gleich  einem  Hektarertrag  um  800  kg, 
beträgt. 

Buenos  Aires,  15.  November: 

Die  heranreifenden  Ernten  sind  durch  Fröste  in  Oentral-Buenos  Aires  be- 
schädigt norden,  und  weitere  Meldungen  über  nachteilige  Frostschäden  liegen 
vom  gestrigeti  Tage  aus  ZentrnI-  und  äQd-Buenos  Aires,  Bahia  Bianca  und  den 
nördlichen  Distrikten  vor. 

Rückgang    des    Weltviehbestsndes. 
Nach    einer    Schätzung    des    Landwirtschaftsrats    der    Vereinigtoa 
Staaten  von  Amerika  beträgt  die  Abnahme  dos  WoJtviehbestandes  un- 
gefähr: 

28  080  000  Rinder 
54  500000  Schafe 
32  425  000  Schweine 

inagcMmt    i  ■$  005  000  Stück 

Ueber  den  internationalen  Markt  in  Milch  und.  Mol- 
kereiprodukten bringt  die  ,, Preisberichtsstelle  des  schweizerischen 
Bauernverbandes"  -wiederum  einen  ihrer  regelmäßigen  Vierteljahrs- 
berichte (nach  LandwirtBchaftlicher  Marktzeituug  [XVIII.  93/94]).  Es 
heißt  darin: 

Sowei:  nicht  durch  staatliche  und  behördliche  Maßnahmen  die  freie  Preis- 
entwicklung gehemmt  war,  gab  sich  im  abgelaufenen  Quartal  ein  weitere»- 
Anzieheii  der  Milch-  und  Molkereiproduktpreise  zu  erkennen.  Insbesondere 
verzeichneten  die  Vereinigten  Staaten  lebhaften  Handel  und  steigende  Preise 
für  sämtliche  Milchprodukte. 

Für  die  kommenden  Monate  ist  in  sämtlichen  euro|)äischen  Ländern  mit 
zunehmeuder  Knappheit  an  Milch  und  Molkereiprodukten  zu  rechnen.  Der 
Mangel  wird  sich  nicht  nur  an  Käse  und  Butter,  sondern  in  verschärftem 
M[a8e  auch  bei  der  Konsiunmilchversorgung  geltend  machen.  Daher  stehen 
weiter  steigende  Preise  in  Au.»«icht.  Auch  die  Regierungen  werden  im  Interesse 
der  Förderung  der  Produktion  bei  der  Festsetzung  von  Höchstpreisen  die  ver- 
änderten Verhältnisse  berücksichtigen  müssen.  Die  Knafipheit  an  Fleisch  und 
die  hohen  Preise  aller  übrigen  Lebensmittel  versprechen  auch  für  den  amerika- 
nischen Butter-  und  Käsenandel  eine  gedeihliche  Entwicklung.  In  Kanada 
sind  Unterhandlungen  im  Gange,  um  eine  Erhöhung  der  Höchstpreise  an- 
zustreben. 

Ungeheure  Werte  hat  der  Krieg  allenthalben  zerstört; 
der  Ausblick  in  die  Zukunft  der  Nahrungsraittelversorgiing  ist  nichts  weniger 
als  erfreulich.  Neben  Anspannung  aller  Kräfte  im  Sinne  vermehrter  Produktion 
empfiehlt  sieh  in  den  Haimhaltungen  ebenso  wie  in  den  Wirtschaftsbetrieben 
möglichste  Sparsamkeit  mit  den  vorhandenen  Lebensmitteln  und  weitgehendes 
Maßhalten   im   Konsumieren. 
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Uebev  die  Lage  Ües  Hopfenmarktes  findet  sich  in  der  Deut- 
schen Tageszeitung  nachstehender  Bericht  ihres  fachmännischen  Mit- 
arbeiters : 

In  fast  allen  Hopfenanbaugebieten  Deutschlands  und  Oesterreichs  ist  seit 
dem  15.  Oktober  d.  J.  in  die  Erscheinung  getreten  einerseits  eine  Preissteigerung 
für  neuen  Hopfen,  die  mit  dem  14.  November  endete,  und  andererseits  eine 
starke  Nachfrage  nach  Hopfen  älterer  Jahrgänge,  für  die  Preise  gezahlt  wurden, 
die  mau  als  Phantasiepreise  bezeichnen  konnte.  Markt-  und  Gebirgshopfen 
haben  am  15.  Oktober  gegen  5  M.  im  Preise  gewonnen  und  bessere  Sorten 
unter  merklichem  Vorrücken  die  Preise  um  etwa  10  M.  erhöhen  können.  Am 
14.  November  machte  sich  ein  Weichen  der  Hopfenpreise  um  etwa  5  M.  bemerk- 
bar, was  wohl  auf  die  Wirkung  zurückzuführen  sem  dürfte,  welche  die  Buudes- 
ratsverordnung  über  die  Zusammenlegung  von  Brauereien,  namentlich  bei  dem 
braugewerblicnen  Mittelstande,  hervorrief,  der  sich  dadurch  mit  Recht  wiederum 
benachteiligt  fühlte,  daß  durch  diese  Verordnung  die  Groi3betriebe  gestärkt  und 
die  Klein-    und    Mittelbratiereien    vernichtet   werden. 

Weiter  gingen  die  Hopfenpreise  in  die  Höhe  am  17.  Oktober  und  hielt 
die  Preissteigerung,  da  die  Zufuhren  von  Hopfen  infolge  von  Bahntransport- 
beschränkungen nur  schwach  waren,  bis  zum  20.  Oktober  an.  Die  Preise  lagen 
am  13.  Oktober  für  Markt-  und  Gebirgshopfen,  geringe  bei  68 — 75  M.,  am 
14.  November  bei  100—105  M.,  mittlere  bis  gut  mittlere  85—90  bzw.  108 
bis  115  M.,  Prima  95 — 105  bzw.  120—130  M.,  für  Württemberger,  geringe 
70—85  bzw.  100—105  M.,  mittlere  und  gut  mittlere  100—120  bzw.  110—120 
bzw.  130—140  M.,  Prima  125—135  bzw.  145—150  M.,  für  Ilallertauer  Siegel- 
gut, mittlere  bis  gut  mittlere  115 — 125  bzw.  135 — 145,  Prima  135 — 145  bzw. 
150 — 160  M.  ■ —  Das  best«  Geschäft  haben  sowohl  Pflanzer  als  auch  die 
Händler  mit  denjenigen  alten  Hopfen  gemacht,  deren  Absatz  so  gut  wie  unmög- 
lich erschien,  da  bei  der  gegen  Ende  Oktober  eintretenden  lebhaften  Nachfrage 
nach  alter  Ware  auch  derartige  Hopfen  noch  Abnehmer  fanden.  Für  ältere 
Hopfen  wurden  in  der  Gebirgsgegend  60 — 70,  im  Elsaß  70 — 75,  in  Baden 
60 — 70  M.  und  in  Hersbruck  (Bayern)  selbst  für  unbeachtet  herumliegende 
alte  Hopfen  60  M.  gezahlt,  so  daß  die  Speicher  wohl  überall  geräumt  sein 
dürften  von  alter  Ware.  Am  Nürnberger  Markt  richtete  sich  am  13.  Oktober 
das  Interesse  hauptsächlich  auf  Landhopfen,  so  namentUch  auf  Gebirgshopfen, 
ferner  auf  Hallertauer,  Hallertauer  Siegelgut  und  Württemberger,  am  14.  No- 
vember  auf   billige   bis    bessere   Markthopfen    und   auf   Hallertauer. 

Auch  am  Saazcr  Hopfenmarkt  war  die  Geschäftslage  eine  recht  günstige, 
so  daß  selbst  geringe  Hopfen  nicht  unter  140  K.  erhältlich  waren.  Gekauft 
wurde  vorherrschend  im  Auftrage  der  Spekulation,  aber  auch  seitens  aus- 
ländischer und  inländischer  Kundschaftshändler.  Auch  in  Saaz  sind  die 
Hopfenpreise  seit  Mitte  Oktober  durchschnittlich  um  25  K.  pro  1  kg  gestiegen. 
Am  11.  November  wurden  gezahlt  für  Saazer  Hopfen,  geringe  165 — 170  K., 
mittlere  170—175  K.,  gut  mittlere  175—180  K.,  Prima  und  Ausstich  180 
bis  187  K.  —  Für  ältere  Hopfen  lauteten  die  Notierungen  100—125  K.  pro 
50  kg  ohne  Unterschied  der  Provenienz. 

Ueber  'die  allgemeinen  Verhältnisse  der  wirtschaft- 
lichen Erzeugungen  sollen  im  folgenden  Mitteilungen  angeführt 
werden,  die  von  der  Preisberichtsstelle  des  Deutschen  Land- 
wirtschaftsrats  veröffentlicht   werden. 

Vom  27.  November  1917: 

Nach  einer  Verordnung  des  Amtes  für  Volksernährung  in  Oesterreich 
vom  11.  November  (veröffentlicht  in  der  „Wiener  Landwirtschaftlichen  Zeitung" 
vom  21.  November)  dürfen  rübenvorarbeitende  Zuckerfabriken  in  Verträgen 
über  Lieferung  von  Zuckerrüben  für  das  Betriebsjahr  1918/19  keinen 
niedrigeren  Preis  vereinbaren  als  12  K.  pro  dz  (=  5,10  M.  für  den  Zentner) 
Rüben  des    vertragsmäßigen  Nettogewichts  ab  Erzeugungsstätte.    Verträge,    die 
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vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  zu  einem  niedrigeren  Preise  abge- 
schlossen sind,  gelten,  soweit  im  Betriebsjahr  1918/19  zu  liefern,  als  zu  diesem 
Mindestpreise  abgeschlossen.  Die  Verordnung  trat  am  17.  November  in  Kraft. 
Hinsichtlich  der  FesUetzung  der  Nebenlieferungen  wird  das  Amt  für  Volks- 
ernährung im  Wege  einer  oesonderen  Verordnung  die  erforderlichen  IJestim- 
mungen  treffen,  vorher  aber  noch  zwischen  Rübenproduzenten  und  Zucker- 
fabriken Besprechungen  einleiten,  denen  auch  die  Vertreter  der  landwirtschaft- 
lichen  Hauplkorporationen   beigezogeu    werden. 

Mit  Rücksicht  darauf,  daU  über  den  Runderlafl  vom  11.  Oktober  1917 
mehrfach  Zweifel  geäußert  wurden,  erlieli  das  k.  k.  Ackerbauministerium  in 
Oesterreich  am  11.  November  1917  einen  neuen  Runderlaß,  worin  mit- 
geteilt wird,  daß  die  mit  dem  ersten  Runderlafl  für  anerkannte  Saatkar- 
toffeln der  Klasse  11  (§  6  der  Verordnung  vom  21.  August  1917)  gewährt« 
Schnelligkeitsprämie  von  5  K.  pro  dz  =  2,15  M.  für  den  Zentner  bis 
31.  Dezember  d.  J.  in  Anrechnung  gebracht  und  vom  1.  Januar  1918  an  für 
die  Einlagerung  (Einmietung)  der  Saatkartoffeln  außerdem  noch  eine  Ver- 
gütung von  2  K.  pro  dz  =  0,85  M.  für  den  Zentner  beansprucht  werden 
kann,  so  daß  von  diesem  Zeitpunkt  an  zu  den  im  §  7  der  bezogenen  Ver- 
ordnung festgesetzten  Zuschlägen  ein  Betrag  von  7  K.  pro  dz  —  3,00  M.  fOr 
den  Zentner  ninzugerechnet  werden  kann. 

Eine  Verordnung  der  k.  k.  Statthalterci  in  Steiermark  setzt  die  Preiie 
für  Kartoffeln  im  Kleinverkauf,  d.  h.  in  Mengen  unter  1  dz  fest 
Danach  dürfen  höchstens  gefordert  werden:  für  1  kg  gesunde,  angemessen 
trockene,  erd-  und  keimfreie  Kartoffeln,  mit  Ausnahme  der  Kipfler,  in  di-r 
Zeit  bis  9.  Dezember  32  Heller  =  27  Pf.,  vom  10.  Dezember  an  24  Pf.,  für 
1  kg  Kipfler  62  bzw.  58  Heller  =  53  bzw.  49  Pf.  Die  Statthalterei  behält 
sich  vor,  für  Fälle,  in  denen  notwendigerweise  höhere  Gestehungskosten 
aufgelaufen  sind,  für  einzelne  Gemeindegebiete  auf  Antrag  der  Geraeinae  einen 
höheren  Höchstpreis  festzusetzen.  Für  Gemeinden,  die  auf  die  Bahnzufulir 
angewiesen  sind  und  mehr  als  3  km  von  der  Bahnstation  entfernt  liegen,  kann 
die  politische  Bezirksbehorde  für  die  Wagenfracht  einen  angemessenen  Zu- 
schlag zum  Höchstpreis  festsetzen. 

Angesichts  der  Mißernte  an  Rauhfutter  kann  in  Oesterreich  Stroh 
in  diesem  Jahre  für  Streuzwecke  nur  in  geringem  Maße  verwendet  werden. 
Es  erschien  daher  unerläßlich,  auf  die  Heranziehung  von  Ersatzmitteln  in 
weitgehendstem  Maße  bedacht  zu  sein.  Für  den  ländlichen  Bedarf  kommt 
in  erster  Linie  Waldstreu  in  Betracht.  Nach  einer  Ministerialverordnung  vom 
9.  November  d.  J.  kann  ein  Verbot  der  Verwendung  von  Stroh  zu  Streuzwecken 
erlassen  werden,  wenn  die  vorhandenen  Rauhfuttervorräte  zur  Fütterung  de» 
Viehes  \rährend  der  Wintermonate  nicht  ausreichen  sollten  und  der  Ersatz 
für  Streustroh  durch  andere  Streumittel  gesichert  ist.  Behufs  Sichermig 
dieser  Ersatzmittel  kann  im  Falle  des  Abzuges  eines  gütliohen_  Ueberein- 
kommens  zwischen  den  Vieh-  und  Waldbesitzem  die  Erntekommission  bzw. 
in  gewissen  Fällen  die  politische  Bezirksbehörde  den  Viehbesitzern  die  Streu- 
entnahme ans  fremden   Waldungen  gestatten. 

Das  Landwirtsehaft«amt  der  steiermärkischen  Statthalterei  hat  beim  öster- 
reichischen Volksernährungsamte  Anträge  gestellt,  die  auf  einf  Erweiterung 
der  seinerzeit  durch  eine  Verordnung  erlassenen  Ausnahmsbewilligung  zu  er- 
höhter Verfütternng  der  eigenen  Gerste  abzielten.  Das  Vo.ksernäh- 
rungsamt  hat  diesen  Anträgen  nicht  Folge  gegeben.  Daher  kann  mit  Rück- 
sicht auf  die  Bestimmiineen  der  Verordnung  und  die  erteilten  allgemeinen 
Weisungen  des  Volksernänrungsamtes  Ansuchen  um  Bewilligung  der  Ver- 
fütternng eines  erhöhten  Anteiles  der  selbstgeerntetcn  Gerste  überhaupt  nur 
dann  Folge  gegeben  werden,  wenn  folgende  Voraussetzungen  zutreffen : 

1)  Die  Anbaufläche  des  Betriebes  an  Gerste  (sowohl  Winter-  a]s  Sommer- 
gerste) darf  nach  den  Ergebnissen  der  Anbauflächenerhebung  0,5  ha  nicht 
übersteigen.  2)  Der  Rinderstand  muß  mindestens  5  Stück,  darunter  2  Stück 
Zugvieh  oder  Kälber,  betrafen.  3)  Der  Betrieb  darf  an  Weizen,  Roggen. 
Haler,  Mengfrucht,  Mais,  Hirse  und  Wicken  nicht  mehr  als  3  ha  angebaut 
haben.    Sind  diese  Voraussetzungen  nicht  gegeben,  so  sind  Ansuchen  zwecklos. 
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In  Ungarn  verbietet  eine  Regierungsverordnung  vom  15.  November  über 
die  Extrahierung  und  den  Vertrieb  von  Maiskeimen,  sowie  über  die 
Herstellung  und  den  Verkehr  von  Maisöl  jedwede  Vermahlung,  Verarbeitung 
oder  Verfütterung  von  gesundem  oder  verdorbenem,  in-  oder  ausländischem  Maie 
ohne  Extrahierung  der  Maiskeime.  A.u8genommen  ist  nur  die  den  eigenen  Ilaus- 
oder  Wirtschaftsgebrauch  nicht  übersteigende  Verfütterung,  ferner  solcher  Mais, 
der  als  Saatgut  verwendet  wird.  Die  Extrahierung  der  Maiskeime  hat  nach 
den  Vorechriften  der  Landes-Zentralkreditgenossenschaft  zu  erfolgen.  Aus 
einem  Meterzentner  Mais  dürfen  höchstens  10,  mindestens  aber  6V2  kg  Keime 
extrahiert  werden,  und  100  kg  Keime  müssen  zumindest  20  kg  Öel  ergeben. 
Die  Landes-Zentralkreditgenossenschaft  kann  Mühlen,  die  für  die  Entkeimung 
nicht  eingerichtet  sind  oder  die  sie  hierzu  nicht  für  geeignet  finden,  damit 
betrauen,  den  ihnen  zur  Verarbeitung  übergebenen  rohen  Mais  auf  entkeimte 
Ware  oder  Maisprodukte  einzutauschen.  Solche  Tauschstellen  errichtet  die 
Landes-Zentralkreditgenossenschaft  eventuell  auch  bei  Privaten,  Firmen  usw. 
und  sie  stellt  auch  die  Modalitäten  des  Umtausches  fest.  Mäster  dürfen  den 
Mais  ohne  Entkeimung  verfüttern,  wenn  die  nächste  Tauschstelle  über  30  km 
entfernt  liegt.  Für  die  Entkeimung  darf  keinerlei  Gebühr  angerechnet  werden. 
Die  Partei  erhält  nach  je  100  kg  eingeliefertem  rohen  Mais  87  kg  ent- 
keimten Mais  und  3  kg  Oelkucheu  oder  Keimmehl  in  natura  zurückgestellt, 
ferner  ist  in  barem  ein  Betrag  zu  vergüten,  der  dem  auf  7  kg  Mais  ent- 
fallenden Höchstpreis  entspricht.  Ueber  die  Vorräte  an  Maiskeimen,  die  be- 
schlagnahmt werden,  verfügt  die  Landes-Zentralkreditgenossenschaft,  in  Kroatien- 
Slawonien  die  Zemaliska  Obskrba  d.  d.  in  Zagreb.  Die  Versendung  von  Mais- 
keimen ist  nur  auf  Grund  der  durch  die  Zentralkreditgenossenschaft  aus- 
gestellten Beförderungsbescheinigungen  gestattet.  Die  Verordnung  regelt  so- 
dann eingehend  die  Erzeugung  und  den  Vertrieb  von  Maisöl,  dessen  Verwertung 
der  Oel-  und  Fettzentrale  zufällt.  Eine  zweite,  vom  Ackerbauminister  erlassene 
Verordnung  regelt  das  Verfahren  bei  dem  Austausch  von  rohem  auf  ent- 
keimten Mais  bei  den  dazu  bestimmten  Tauschstellen.  Beide  Verordnungen 
treten  sofort  in  Kraft. 

In  Ungarn  verfügt  eine  Regierungsverfügung,  daß  Schweine  unter 
40  kg  Gewicht  nicht  gesohlachtet  werden  dürfen.  Schweine  dürfen  nur 
nach  Lebendgewicht  verkauft  werden;  innerhalb  12  Stunden  vor  dem 
Verkauf  dürfen  die  Tiere  weder  gefüttert  noch  getränkt  werden.  Als  Mast- 
schwein gilt  nur  ein  Tier,  das  nicht  mehr  als  90  kg  wiegt.  Ausnahmsweise 
kann  der  Ackerbauminister  auch  die  Mästung  über  dieses  Gewicht  gestatten. 
Für  lebende  Schweine  darf  man  nur  folgende  Preise  fordern  oder  bezahlen: 
bei  einem  Gewicht  von  50 — 90  kg  im  Falle  des  Verkaufes  an  den  Mäster 
oder  Viehhalter  7  K.  =  5,95  M.  pro  kg;  beim  Verkauf  für  die  Schichtung 
bei  40—125  kg  Gewicht  6,50  K.  =  5,53  M.,  bei  125—150  kg  Gewicht 
6,60  K.  =  5,61  M.,  über  150  kg  6,80  K.  =  5,78  M.  ab  Verladestation  inkl. 
aller  Spesen.  Diese  Preise  erstrecken  sich  nicht  auf  Schlachtschweine  unter 
40  kg,  auf  Mastschweine  unter  50  kg,  und  sie  betreffen  auch  Zuchtschweine 
nicht.  Für  rohes  Schweinefett  und  rohen  Speck,  sowie  für  frisches  Schweine- 
fleisch ist  im  Verkehr  zwischen  Produzenten  und  Wiederverkäufern  nur  ein 
Höchstpreis  von  850  K.  =  723  M.  pro  100  kg  Nettogewicht  zulässig.  Für 
ausgelassene«  Schweinefett  beträgt  der  Höchstpreis  im  Engrosverkehr  920  K. 
=  782  M.  für  100  kg.  Für  die  Verpackung  von  Schweineprodukten  darf  em 
Zuschlag  von  3  Proz.  angerechnet  werden.  Die  Behörden  haben  bis  zum 
30.  d.  M.  überall  lokale  Höchstpreise  für  Speck  und  Schweineprodukte  im 
EngrcM-  und  Detailverkehr  festzustellen.  Für  die  aus  dem  Auslande  einge- 
führten Schweineprodukte  stellt  das  Volksernährungsamt  die  Verkaufspreise 
fest.    Diese  Verordnung  tritt  im  ganzen  Lande  am  20.  d.  M.  in  Kraft. 

In  der  Schweiz  ist  unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  die  Annahme, 
dafl  auf  1.  Dezember  eine  Herabsetzung  der  Brotration  um  10  Proz. 
notwendig  werden  könne,  bereits  durch  Bundesratsbeschluß  zur  Tatsache  ge- 
worden. Die  auf  Dezember  ausgegebenen  Brotkarten  sind  auf  eine  Minderabgabe 
von  täglich  25  g  berechnet.  Den  Schwerarbeitern  bleibt  der  volle  Zuschlag  von 
100  g;  die  ihnen  zugestandene  Brotration  beträgt  also  325  g. 
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Di(3  eidgenössische  Zentralstelle  für  Kartoff el Versorgung  in  der 
Schweiz  hat  den  Einkaufspreis  für  100  kg  Spcistkartoffcin  frei  Abgangsstation 
nnumehr  auf  16  frcs.  =  12,95  M  .festgesetzt.  Die  Einkaufsspesen  (fer  kon- 
sessionierten   Aufkäufer   werden    durch   die   Zentralstelle   übernommen. 

Durch  die  Verfügung  des  schweizerischen  Voliuwirtschaftsdcparte- 
ments  vom  10.  Oktober  1917,  mitgeteilt  im  „Berner  Bund"  vom  15.  No- 
vember ist  die  Verfütterung  von  Magermilch  nur  mehr  an  Ferkel  und 
an  Kälber  in  bisher  üblicher  Weise  gestattet  Jede  weitere  Magerrailchverfütte- 
rnng  ist  verboten.  Mit  Rücksicht  auf  den  großen  Mangel  an  Magerkäse  sieht 
sich  da.-«  Milchamt  veranlaßt,  über  die  allgemeine  Einhaltung  der  Vorschrift 
besondern  zu  wachen  und  gegen  Fehlbare  einzuschreiten.  Als  Ferkel  können 
nur  Schweine  bis  zum  Alter  von  10  Wochen  oder  bis  zu  15  kg  Lebend- 
gewicht betrachtet  werden,  ältere  Tiere  müssen  notgedrungen  mit  anderem 
Futter  vorlieb  nehmen. 

D&j  schweizerische  Volkswirtschaftsdepartement  hat  die  Höchst- 
preise für  Petroleum  folgendermaßen  festgesetzt:  Abgabepreis  der  Waren- 
abteilnng  59  frcs.  =  47,80  M.  für  100  ke  oder  48,40  frcs.  =  39,20  M.  für 
100  I.  Die  Lieferungen  erfolgen  in  Wagenladungen  von  mindestens  10000  kg 
frei  jeder  schweizerischen  TalDahnsfation.  Der  Höchstzuschlag  der  Grossisten 
bei  Abgabe  von  ganzen  AN'uKen  ladungen  von  mindestens  10000  kg  beträgt 
76  Rappen  =  0,61  M.  für  100  kg  oder  höchstens  60  Rappen  =  0,49  M.  für 
100  1.  Der  Höchstzuschlag  der  Grossisten  für  die  Verteilimg  durch  die  Tank- 
wagen oder  in  Fässern  beträgt  5,60  frcs.  =  4,54  M.  für  100  kg  oder  4,60  frcs. 
=  3,73  M.  für  100  1.  In  diesem  Zuschlag  sind  alle  Spesen  mbegriffeji.  Für 
die  Kleinverkäufer  beträgt  der  Höchstpreiszuschlag  zum  Grossistenpreis  8,55  frcs. 
=  6,93  M.  für  100  kg  oder  7  frcs.  =  5,67  M.  für  100  1.  Der  Höchstpreis 
für  die  Abgabe  an  die  Konsumenten  beträgt  also  73,15  frcs.  =  59,25  M.  für 
100  kg  oder  60  Rappen  =  0,49  M.  für  das  Liter.  Für  Lieferungen  von  in 
Kannen  abgezogenem  Petroleum  darf  ein  weiterer  Zuschlag  von  2  Rappen  er- 
folgen. Wird  von  Großkonsoraenten  das  Petroleum  faßweise,  d.  h.  in  Mengen 
von  mindestens  150  kg  resp.  183  I  bezogen,  so  beträgt  der  Preis  70  fm«. 
=  56,70  M.  für  100  kg  und  57,40  fr«s.  =  46,50  M.  für  100  1,  Bahnfracht 
oder  Zufuhrspesen  zu  Laoten  des  Käufers.  Die  Kantonsrepierungen  sind  be- 
rechtigt, für  einzelne  Gegenden  oder  Ortschaften  eine  Erhöhung  bis  auf 
5  Rappen  für  das  Liter  «ui  dem  Detailpreis  zu  bewilligen. 

„Svenska  Dagbladet"  vom  8.  November  schreibt:  Die  schwedische 
Re^erung  hat  dem  VoIkghanshalt9au8<<chu6  zur  bR5seren  Ausnutzung  der 
reichen  Kartoffelernte  ein  Betriebskapital  von  4  Mill.  K.  zweclra  Be- 
zahlung des  für  staatliche  Rechnung  hergestellten  Kart of fei mehle«  überwiesen. 
Die  Kommission  hat  die  Absicht,  in  diesem  Jahre  mindestens  100000  t  (viel- 
leicht noch  mehr)  zur  Herstellung  von  Kartoffelmehl  zu  verwenden.  Das  ist 
rwar  etwas  mehr  als  im  voriijen  Jahre,  doch  hat  man  dabei  «las  Aufhören 
der  Einfuhr  von  Mais-  und  Reisstärke  berücksichtigt.  Aus  diesen  100000  t 
werden  etwa  16000  t  Stärke  gewonnen.  Bei  der  Preisberechnung  soll  für  «lie 
«im  Haushaltsgcbrauch  bestimmten  Partien  im  Kleinhandel  93  Oere  für  1  kg 
=  52  Pf.  für  1  Pfund  berechnet  werden.  Kartoffelmehl  wird  künftig  nur 
noch  gegen  Brotkarte  oder  besondere  Karte  abge«;eber.. 

„Morgenbladet"  (Kristiania)  vom  10.  November  berichtet:  Staatsrat 
Vik  erklärte  in  der  Storthingsitzun?.  daß  die  Pläne  für  eine  vollständige 
Rationierung  von  Brot  und  Mehl  an  Stelle  der  für  November  und 
Dezember  geltenden  vorläufigen  Reselunar  fertig  vorliegen.  Die  Brotmenge 
wird  auf  200 — 4/00  g  täglich  auf  den  Kopf  festgesetzt,  je  nachdem,  welche 
Arbeit  der  einzelne  leistet,  während  zurzeit  jedermann  266  g  Brot  aus  unge- 
siebtem  Mehl  erhält,  wobei  er  jptzt  noch  die  Möglichkeit  hat,  dies  durch  Brot 
aus  feinem  Mehl  zu  ergänzen.    Diese  Ergänzung  wird  von  Neujahr  an  fortfallen. 

„Smör-Tidende"  vom  9.  November  schreibt :  Wie  aus  London  am  4.  No- 
vember gemeldet  wurde,  hat  das  Lebensraitt«Iamt  den  Großhandelspreis 
für  dänische  und  holländische  Butter  auf  229  sh  für  1  cwt. 
(50,8  kg)  =  231  M.  für  den  deutschen  Zentner  festgesetzt.  In  England  hatte 
man  es  bisher  unterlassen,  Höchstpreise  für  dänische  und  holländische  Butter 
testzusetzen,   um   die   geringen    Zufuhren   nicht   ganz   zu   verscheuchen,   aber  die 
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Irländer  übten  auf  die  Regierung  einen  starken  Druck  aus.  Die  irische  Butter 
mußte  zu  22Ü  sh  =  22'1,95  M.  für  den  deutscliea  Zentner  verkauft  werden, 
während  die  dänische  mehr  als  das  Doppelte  erzielte.  Nach  Einführung  gleich- 
mäßiger Preise  für  alle  Buttersorten  erwartet  man  größere  Zufuhren  von 
Irland,  wo  sich  recht  große  Spekulationsvorräte  befinden  sollen.  Für  die 
dänischen  Ausfuhrhäuser  ist  dieser  ganz  unerwartet  gekommene  Höchstpreis 
in  England  eine  sehr  ernste  Sache.  Die  Butter,  die  in  England  unverkauft  hegt, 
und  solche,  die  dorthin  unterwegs  ist,  wird  ihnen  jetzt  einen  enormen  Verlust 
bringen,  etwa  160  Kr.  auf  50  kg  =  180  M.,  was  für  die  Geschäftsleute  den 
Ruin  bedeuten  kann.  Es  müssen  also  Gegenmaßregeln  getroffen  werden,  und 
diesbezügliche  Besprechungen  sind  im  Gange.  Die  neuen  englischen  Butter- 
preise  werfen  die  ganze  dänische  Butterordnung,  die  eine  große  Einnahme  aus 
der  Ausfuhr  zur  Voraussetzung  hat,  über  den  Haufen.  Entweder  muß  der 
Staatezuschuß  oder  der  Kleinhandelspreis  neuerdings  erhöht  werden. 

Nach  „Times"  vom  9.  November  erklärte  im  englischen  Unterhaus 
ünterstaatssekretär  Clynes:  Das  Kriegskabinett  hat  zwar  beschlossen,  den 
Erzeugerhöchstpreis  von  6  £  10  sh  für  die  Tonne  =  131,15  M.  für  die 
deutsche  Tonne  Kartoffeln  bestehen  zu  lassen,  dagegen  soll  der  Mindest- 
preis von  6  £  für  die  Tonne  =  121  M.  für  die  deutsche  Tonne,  der  bisher 
für  Verkäufe  durch  den  Erzeuger  galt,  aufgehoben  werden.  Um  aber  ihr 
Versprechen  gegenüber  den  Erzeugern  zu  halten,  will  die  Regierung  die  Er- 
zeugung für  Verkäufe  unter  6  £  auf  folgende  Weise  entschädigen:  Der 
Lebensmitl«lkontrollour  wird  jeden  Monat  für  jedes  der  wichtigsten,  Kar- 
toffeln erzeugenden  Gebiete  einen  Grundpreis  festsetzen.  Der  Erzeuger  erhält 
dann  von  der  Regierung  den  Unterschied  vergütet,  der  zwischen  dem  von 
ihm  erzielten  Verkaufspreise  und  dem  Preise  von  ö  £  für  die  Tonne  besteht. 
Wenn  dagegen  ein  Erzeuger  noch  unter  dem  Grundpreise  verkauft,  soll  er  ebenso 
behandelt  werden,  als  wenn  er  zum  Grundpreis  selbst  verkauft  hätte.  Dieses 
System  wird  am  19.  November  in  Kraft  treten.  Aber  auch  bis  dahin  soll 
kein  Erzeuger  strafrechtlich  verfolgt  werden,  der  billiger  verkauft  als  6  £ 
die  Tonne:  nur  hat  er  bis  zum  1.5.  November  auf  keine  Entschädigung  An- 
spruch. Der  Nationalist  Mooney  bemerkt  dazu,  daß  diese  Bestimmung  die 
Erzeuger  verlocken  dürfte,  ihre  Kartoffeln  bis  zum  19.  Novembar  zurückzuhalten. 

Der  dänische  Volkswirtschaftler,  Prof.  Dr.  L.  P.  Birck,  versucht  in 
einer,  in  der  „Nationaltidonde"  vom  10.,  12.,  13.  und  15.  November  ver- 
öffentlichen Artikelreihe  Englands  wirtschaftliche  Lage  darzustellen. 
Er  schreibt   u.    a.: 

„Eigentümlich  für  die  englische  Ernährungspolitik  ist,  daß  durch  die 
Preisregulierung  nicht  nur  der  Verbraucher,  sondern  auch  der  Produzent  Hilfe 
erhält.  Die  Weizenpreise  betrugen  1890  =  25  sh,  1908  =  30  sh,  im  Dezember 
1914  erreichten  sie  40  sh.  Nach  vielen  Streitigkeiten  mit  den  Landwirten, 
die  kein  Getreide  bauen  wollten,  wurde  der  Höclwtpreis  für  1917  auf  73^/2  sh 
festgesetzt.  Dieser  Preis  erreicht  mit  verschiedenen  Zulagen  für  Lagerung  in 
der  ersten  Hälfte  1918  die  Höhe  von  75  sh.  Besondere  Aufsichtsbeamte  über- 
wachen die  Art  der  Produktion  und  die  Befolgung  der  Vorschriften.  Sie  Sind 
ermächtigt,  in  der  Ackerbastellung  und  dem  Viehbestande  Aenderungen  zu 
veranlassen.  Tüchtige  Landwirte  behaupten,  daß  hierbei  manche  Dummheiten 
gemacht  wurden.  Es  kann  sich  nicht  lohnen,  gutes  Weideland  zu  Weizenacker 
umzupflügen,   denn   es   fehlt   an   Düngemitteln,   besonders  an  Kali." 

„1916/1917  herrschte  Kartoffelnot.  Alle  für  die  menschliche  Ernährung 
brauchbaren  Kartoffel  sollen  hierfür  oder  zur  Saat  reserviert  werden.  Der 
Höchstpreis  beträgt  6V2  ^  d>e  Tonne  =  131,15  M.  für  die  deutsche  Tonne, 
der  Mindestpreis  6  £  =  121  M.  für  die  deutsche  Tonne.  Der  Kleinhandelspreis 
beträgt  im  Durchschnitt  1  Pennv  für  1  Pfund  (453  g)  =  9V-  Pf.  für  ein 
deutachcs  Pfund,  aber  1  sh  für  14  Pfd.  =  8  Pf.  für  ein  deutsches  Pfund. 
Nur  eingetragene  Händler  dürfen  Kartoffeln  verkaufen,  und  nur  Händler,  die 
auch  1916  Konzession   hatten,  erhalten  die  Erlaubnis." 

„Milchkühe  dürfen  nicht  geschlachtet  werden.  Man  verfolgt  die  Politik: 
hohe  Preise  für  Milch  und  für  Getreide,  aber  niedrige  Preise  für  Fleisch.  Da- 
durch will  man  die  Milch-  und  Getreideerzeugung  fördern,  dagegen  die  Fleisch- 
produktion weniger  lohnend   machen." 
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Wie  der  Manchester  Korrespondent  anter  dem  12.  November  in  den 
„Times"  vom  13.  November  meldet,  hat  sich  der  Ausschuß  für  die  Kontrolk 
der  englischen  Baumwollspinnereien  dazu  entschlossen,  60  v.  H.  der 
«merikanischo  BaiunwoUe  verarbeitenden  Webstühle  stillzuleKen.  Diese  MaS- 
nähme  ist  auf  Mangel  an  Rolistoffcn  infoige  Knappheit  an  Schiffsraum  zurück- 
suführen,  und  eine  weitere  Einschränkuug  wird  nötig  sein,  wenn  nicht  ein« 
bcxleutenJe  Besserung  der  Lage  eintritt. 

Laut   „Economist"   vom   3.   November  spricht  sich  der  erste  Bericht  dm 

rarlamentarischen  Sonderausschusses  für  Prüfung  der  Staatsausgaben  in  Eng- 
and  über  den  Kauf  australischen  Weizens  durch  die  Weizenkommission 
folgendermaßen  aus:  „Der  größte  Kauf,  den  die  Kommission  gemacht  hat, 
betraf  die  14  Mill.  Quarters  (=  3  MiU.  t)  Weizen,  die  für  26  MilL  £ 
(=  533  Mill.  M.)  unmittelbar  von  der  australischen  B(»ieriing  gekauft  wurden, 
kurz  nach  Abschluß  dieses  Geschäfts  wurde  der  Schiftsraummangel  akut,  und 
die  Hauptmasse  dieses  Weizens  ist  noch  in  Australien.  Die  Kommission  hat 
eine  Garantie  dafür,  daß  der  Weizen  sich  zur  Ausfuhr  eignet,  bis  kum 
31.  Dezember  1917,  und  hat  mit  der  australischen  Bundesregierung  ein  Ab- 
kommen über  die  Lagerung  des  Mehls  getroffen,  in  das  der  \Veizen  verwandelt 
wird:  1)  weil  er  sich  so  länger  hält,  2)  bei  der  Verschiffung  weniger  Raum 
einnimmt  und  3)  bei  der  AnJcunft  gleich  verbrauchsfertig  ist.  Es  ist  jedoch 
zu  befürchten,  daß  viel  von  dem  Mehl  verdirbt,  wenn  die  für  den  Transport 
nötigen  Schiffe  nicht  bald  gestellt  werden  —  eine  Seite  der  Sache,  die  nicht 
genügend  in  Betracht  gezogen  zu  sein  scheint.  Da  die  Garantie  für  die  Güte 
des  lagernden  Weizens  am  31.  Dezember  aufhört  und  Beweise  dafür  vorliegen, 
daS  die  Lagerungsart  unbefriedigend  ist,  schlagen  wir  für  den  Fall  der  Un- 
möglichkei'.  der  I&chaffung  von  Raum  zur  Verschiffung  auf  irgendeinen  Markt 
eine  sofortige  Prüfung  der  Frage  vor,  ob  der  Weizen  nicht  in  Australien  zn 
einer  Ware  verarbeitet  werden  könnte,  die  eine  Aufbewahrung  bis  dahin  ge- 
stattet,  wo  sie   in   Gebrauch   genommen   werden   kann." 

Nach  dem  amtlichen  Bericht  des  Ackerbaubureaus  in  Washington 
stellte  sich  die  Qualität  von  Mais  am  1.  November  auf  72,5  Proz.  gegen 
83,8  Proz.  im  Vorjahre.  In  den  Händen  der  Farmer  befanden  sich  yon  der 
vorjährigen  Ernte  noch  34  745000  Bu.<(hels  gegen  89686000  Busheis  im  leUten 
Jahre.  Das  Ernteergebnis  wird  auf  3191000000  Busheis  geschitct  gegen  ein 
endgültiges  Ergebnis   von   2583000000  Bnshels  im   Vorjahre. 

Die  Ernte  von  Leinsaat  wird  mit  10  Mill.  Busheis  angegeben  gegen 
ein  endgültiges  Erg^nis  von  15  Mill.  Busheis  im  letzten  Jahre.  Das  Durcn- 
schnittsgewicht  von  Weizen  beträgt  58,5  Pfd.  p.  Bushel,  von  Hafer 
33,4  Pfd.  und  von  Gerste  43,6  Pfd.  Im  Vorjahre  war  das  Durchschnittsgewicht 
57,1  bzw.^  31,2  Pfd.  bzw.  45,2  Pfd. 

Laut  einer  im  „Allgemeenen  Handelsblad"  vom  13.  November  wieder- 
gegebenen  Meldung  des  „South  American  Journal"  schloß  Brasilien  einen 
Vertrag  mit  japanischen  KolonisationsKesellschaf ten,  wonach 
diese  20000  Landwirtsfamilien  zum  Anbau  von  Reis  und  Getreide  nach  Bra- 
silien zu  bringen  haben.  Aehnliche  Verträge  sollen  mit  rnssischen  und  englisoben 
Gesellschaften  geschlossen   werden. 

Weltmarkt. 

Getreidepreise  in  Mark   für  1000  kg, 

Kr  amerikanische  Märkte  umgerechnet  nach  dem  Friedenskurs  1   $  ^  4,20  U.. 

für  London  umgerechnet  nach  dem  Friedensknrs  l  £  =  20,50  H. 

24.  November     17.  November 
Cents 
f.  1   Bosbel 
New  York :    Weizen :  Winterweizen  «6 

„  Sommerweizen  229 

Chicago:  Mais:  für  Dezember  ■24Va 


Januar  121 

Mai  119 


'/: 


M. 

348.70 

353,»i 
206,60 

M. 

348,7« 
3S3,S5 
198,4» 

200,60 
196,75 

'93.«» 
191,«» 
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Chicago:         Hafer:  für  Dezember 

„     Mai 
Winnipeg:  Weizen:  Manitoba  Nr.  1 


New  Yoric:    Roggen  loko 

Hafer        „ 

Mais  ,, 

Chicago :  Roggen      ,, 

Minneapolia :  Weizen     „ 


24.  November 

17. 

November 

Cents 
.   Bushel 

M. 

M. 

7° 

697. 
221 

162, U5 
l6o,8.T 

34',— 

149,60 
149,90 
341,— 

9.  November     10.  November 

190'/,         293,95         290,65 

737»         170,10         160,90 

—  —  330,7« 

179  276,20  273,85 

2>7  334-80         334-8» 


Wöchentliche  englische  „Farmers'  Deliveries". 
Durchschnittcpreise  für  inländischen  Weizen. 


London,  10.  November  1917. 

Diese 

Woche                   Vorige  Woche 

sh 

M.                   sh                 M. 

70/.3 

3i5,»<>              —                 — 

eatsprechende  Wochen 

in  den  Vorjahren  : 
1916 
1915 

69/,8 
52/-8 

312,70 
236,40 

Buenos  Aires,  8. 

November  1917: 

Diese  Woche 

Vorige  Woche 

Pesos                   M. 
«■•     ii\i\  1        für  die  Tonne 
für  100  kg    (Friedenskurs 

Pesos                     M. 
.-     tnn  j        für  die  Tonne 
für  100  kg     (Friedenskurs) 

Weizen 

Mais 

Hafer 

—                   — 

12, ÜD                                    218,05 

8,25                  146,85 
5,85                   93,«» 

Internationales  Landwirtschaftliches  Institut  in  Rom. 
Ernteergebnis  1917.     (Neue  Angaben.) 


Weizen 
dz 

gegen  1916 

gegen  Durch- 
schnitt 1911/15 

Frankreich 

39  231  000 

70,» 

53.» 

England  und  Schottland         15599000 

104,8 

97,9 

Luxemburg 

106000 

89,6 

64,7 

Norwegen 

66000 

76,4 

81,7 

Indien 

103  310000 

119,8 

105,8 

Aegypten 

8  120000 

81,6 

84-8 

Tunis 

I  895  000 
Vereinigte  St 

97-2 
aaten. 

111,9 

a) 

Beschaffenheit 

b)  Bestände 

alter  Ernte 

in   Proz. 

in   Farmers   Händen 

Mais 

M 

in  1000  Bush. 

ais 

in  1000  t 

1.  November 

1917 

72,5 

34  745 

883 

1- 

1916 

83,6 

89686 

2278 

1- 

1915 

77,« 

96009 

2034 

1. 

1914 

85.1 

80069 
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I-)  Oeschltztes  Ernteergebnis. 


M:iig                                   Leinsamen 
in   1000  Baiih.          in   1000  t         iu  1000  Bush,     in  1000  1 

1.   November   1917 
1.           „            1916 
1.           „            1915 
1.          „           1914 

3  191  000                 81  051 
2583000')              65608') 
3054500')             77  57"') 
2672804')             67889') 

10000 
15000') 
'384s') 
"5  559') 

227 
340' 
3-4'; 
353  ■> 

<1) 

Durchschnittagewiebt  (Pfund  für  1 

Busbel). 

Weizen           Hafer 
1.  November  1917             58,.s                   33,4 
1.         ..           1916            57,1                  3'.« 
1.         „           1815            57.11                  33.0 
1,          „           1914            58,0                  3«.» 

Gemte 
46.6 

45.» 
47.« 
4b.» 

Vcm  20.   November    1917. 

Durch  Verordnung  des  Statthalters  in  Niederösterreich  vom  6.  No- 
vember (veröffentlicht  in  der  „Wiener  Landwirtschaftlichen  2Seitung"  vom  lü.  No- 
vember) werden  folgende  Höchstpreise  für  den  Verkauf  von  Milch  in 
Wien  festgesetzt:  Beim  Verkaufe  von  nach  Wien  zu^eführter  Vollmilch  darf 
der  Preis  für  1  1  frachtfrei  Bahnhof  Wien  64  h  =  o4  Pf.  nicht  übersteigen. 
Dieser  Höchstpreis  schlieät  die  Kosten  der  Bestellung  und  der  Rückfracht 
der  Kannen  in  sich.  Sollte  die  Eanncnbeistellung  durch  den  Käufer  erfolgen, 
ermäßigt  sich  der  festgesetzte  Höchstpreis  um  1,5  h  =  1,2  Pf.  für  JMen 
in  diesen  Kannen  nach  Wien  zugeführten  Liter  Milch.  Beim  Verkaufe  von 
nach  Wien  zugeführter  Vollmilch  in  ganzen  Kannen  an  Kleinverschleitter  CMilch- 
einsteller),  Anstalten  oder  Gewerbebotriebe  darf  der  Preis  für  1  i  einschließlich 
der  Zustellungskostcn  72  h  =  61  Pf.  nicht  übersteigen.  Im  Kleinverschleißo 
darf  mit  Ausnahme  von  in  Wien  erzeugter  Vollmilch  der  Preis  bei  der  Abgabe 
von  Kannenmilch  80  h  =  68  Pf.  und  bei  der  Abgabe  von  Flaschenmilcli 
88  h  =  73  Pf.  pro  Liter  nicht  übersteigen.  Für  die  Zastellung  von  Fiaschen- 
milch  ins  Haut*  darf  ein  Zuschlag  von  2  h  berechnet  werden.  Ab  Flaschenmilcb 
darf  nur  in  Molkereien  fachmännisch  behandelte  und  daselbst  in  Flasche» 
gefüllte  Milch  unter  dem  tirsprünglichen  Flasrhenverschlusse  verkauft  werden. 
Beim  Kleinverschleiße  von  in  Wien  erzeugter  Vollmilch  (Milchmeiermilch)  darf 
.für   1  1    der  Preis  von  88  h  =  75  Pf.  nicht  überschritten  werden. 

In  O  est  er  reich  hat  die  Zcntral-Prcisprflfungpkommission  mit  Beschluß 
vom  8.  November  1917  (veröffentlicht  in  der  „Wiener  Landwirtschaftlichen  Zeitung" 
vom  14.  November)  für  verschiedene  Kieesamensorten  die  nachstehenden 
Richtpreise  festgesetzt: 


A.    Fär  Luzerne 

1.  Orobseidcbältig,  ohne  Angabe  des 
Gebrauchswertes 

2.  Kleesridehäliig  (grobseidefrei), 
ohne  Angabe  des  Gebraueh»weries 

3.  Seidefrei,  ohne  Angabe  des  Ge- 
brauchswertes 

4.  Gereinigt,  aber  nicht  absolut 
seidefrei,  mit  normaleni  Ge- 
brauchswerte,   plombiert 

5.  Seidefrei,  mit  Durcbschnittsge- 
brancbswert  85-proz..  plombiert 


I 

11 

IU 

rv 

für 

fär 

für 

Erstkaufer   an 

Kriejfsver- 

«n  Ver- 

teuger 

Mitglieder  des 

hnnditmit- 

braucher 

K.  V. 

glieder 

Kronen 


800 


850 
900 


950 


830 
880 


930 


980 


1030 


855 
905 


955 


1005 
1055 


890 
940 
990 


1040 
1090 


1)  Endgültige  amtliche  Ergebnisse. 
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IV  a  IVb 

,  ,    _     ,.  iu  Mengen 

Je  nach  Qualität  »l^^^  „„j^r 

20  kg 

B.  für  Weißklee  600—850       645—915       660-935         690-980         720—1020 

C.  ,.  Wundklee  6co— 850  645—915  660—935  690—980  720—1020 

D.  „  Schwedeoklee  700—900  750—9/0  7/0—790  805  —  1035  840—1080 

E.  „  Rotbaraklee  4C0— 600  430—645  440—460  460—690  480—720 

F.  „  Gelbklee  300-500  825—540  330-550  345—575  3t>o— 6co 
F.  „  Steinklee  300-400  3^5-430  330—440  345-  4^o  360—480 
H.  „  Inkainalklee  450—500  485—540  495-  550  540—600 
J.  „  Esparxette 

1.  ungeschält  300—400       325-430       330-440         345—460         360—480 

2.  enthülst  600—800       645—860       b6o— 880        690—920         720—960 

Diese  Preise  gelten  für  je  100  kg  netto  ohne  Sack  ab  der  dem  Verkäufer 
uächstgelegenen  Bahnstation. 

Wie  der  „Berner  Bund"  vom  1.  November  mitteilt,  besteht  in  der  Schweiz 
die  Absicht,  vom  1.  Dezember  ab  die  Brotmenge  für  Kinder  unter  2  Jahren 
auf  150  g  herabzusetzen.  Ferner  wird  es  von  diesem  Zeitpunkt  an  erforderlich 
sein,  die  Rationsberechtigung  für  Bedürftige,  die  das  Brot  zu  ermäßigten 
Preisen  erhielten,  von  3ä0  auf  300  g  herabzusetzen.  Schwerarbeiter  dieser 
Art  werden  aber   nach  wie  vor  die  vollen  350  g  beziehen. 

Einer  der  wichtigsten  Punkte  in  der  Ernährungsfrage  der  Schweiz  ist 
neben  der  Versorgung  mit  Brotgetreide  die  Haferversorgung.  Wichtig 
sowohl  für  das  Land  im  allgemeinen  als  auch  für  die  Armee.  Der  Ertrag 
der  Schweizer  Ilaterernte  ist  so  gering,  daß  auf  eine  Erhöhung  der  Hafer- 
ratiou,  des  jetzt  einsetzenden  Drusches  wegen,  gar  nicht  gerechnet  werden 
kann.  Gemäß  der  im  Juli  1917  durchgeführten  Änbaustatistik  werden  in  der 
Schweiz  rund  28  500  ha  mit  Hafer  angebaut.  Dies  ergibt  einen  Ernteertrag 
von  rund  34  250000  kg.  Der  Pferdebestand  der  Schweiz  beträgt  zurzeit  ca. 
163  500  Pferde.  Die  gesamte  diesjährige  Haferernte  zählt  also  bei  ihrer  aus- 
schließlichen Verwendung  als  Pferdefutter  rund  209 "  kg  pro  Pferd.  Es  darf 
aber  nicht  damit  gerechnet  werden,  daß  die  gesamte  Haferernte  als  Pferdefutter 
verwendet  wird,  da  gemäß  der  Verfügung  des  Miütärdepartcments  vom  25.  August 
1917  den  Hafererzeugern  das  Recht  zukommt,  nach  Abzug  der  800  kg  Hafer 
für  jedes  selbstgehaltene  Pferd  vom  übrigbleibenden  Hafer  50  Proz.  im  eigenen 
Betriebe  frei  zu  verwerten,  und  nur  die  übrigen  50  Proz.  der  Gemeinde  zur 
Verfügung  gestellt  werden  müssen.  Es  kommen  somit  von  der  diesjährigen 
Haferernte  höchstens  70  Proz.,  d.  h.  23  975  000  kg  ausschließlich  als  Pferde- 
futter in  Betracht.  Hierdurch  wird  der  Ernteertrag  pro  Pferd  auf  rund  145  kg 
herabgesetzt,  was  einem  Bedarf  für  wenig  mehr  als  2  Monate  entsprechen  würde. 
Der  übrige  Bedarf  an  Hafer  für  Pferdefutter,  rund  97  092  t,  bei  einer  Be- 
rechnung von  800  kg  pro  Pferd  und  Jahr,  muß  somit  im  Auslande  beschafft 
werden 

Der  „Berner  Bund"  teilt  mit,  daß  Italien  3000  Wagen  Oelkuchen  für 
die  Schweiz  freigegeben  habe.  Die  Oelkuchen  waren  schon  im  Jahre  1915 
von  der  Schweiz  angekauft.  Da  der  Preis  damals  noch  ein  weit  geringerer 
war  als  heute,  würde  (sofern  die  Mengen  tatsächlich  eintreffen)  die  Abgabe  zu 
einem  Preise  möglich  sein,  der  25 — 26  frcs.  =  20 — 21  M.  unter  dem  Welt- 
marktprei.i  steht.  Die  gegenwärtig  in  der  Schweiz  befindlichen  Vorräte  an  Oel- 
kuchen belaufen  sich   auf  etwa  500  Wagenladungen. 

Gemäß  einer  Verfügung  des  schweizerischen  Militärdepartements 
wird  da?  Oberkriegskommissariat  zur  Abgabe  einer  gewissen  Menge  von  Oel- 
kuchen, waggonweise  zum  Preise  von  55  frcs.  per  100  kg  =  44,75  M.  ohne 
Sack,  frei  Talbahnstation,  ermächtigt.  Die  Verteilung  erfolgt  durch  die  land- 
wirtschaftliche Abteilung  des  Volkswirtschaftsdepartements.  Der  waggonweise 
Wiederverkauf  ist  untersagt.  Für  den  Wiederverkauf  von  Mengen  von  501  bis 
5000  kg  in  einmaliger  Lieferung  ist  der  Preis  auf  56  frcs.  per  100  kg 
=  45,35  M.  festgesetzt,  für  Mengen  unter  500  kg  auf  57,50  frcs.  =  46,55  M., 
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wobei  alle  Beförderungskosten  inbegriffen  sind.  Die  Verordnung  tritt  aofort 
in  KrafU 

Die  Buttermenge  für  die  nächste  Woche  wird  in  Schweden  nicht 
mehr  als  25  g  für  die  Person  betragen.  Selbst  wenn  die  Zufuhr  an  den 
Lebensmittelausschuß  in  Stockholm  etwas  vermehrt  werden  könnte,  so  wird 
man  doch  auch  auf  nicht  mehr  als  30  g  für  die  Person  kommen.  Ee  ist 
deshalb  beschlossen  worden,  daß  vorläufig  keine  Butter  an  den  Markt  ab- 
gegeben werden  soll,  da  die  unbedeutende  Menge  sich  kaum  bemerkbar 
machen  würde.  Es  ist  also  nichts  dagegen  zu  machen,  dafi  Stockholm  eine 
butterloso  Woche  vor  sich  hat. 

Dem  „Allgeaiecn  IIandeL<blad"  wird  aus  Yrauidcn  berichtet,  daß  Ewischen 
den  holländischen  Fischerei reedern  und  der  britischen  lU'gier.ing  Leuer- 
dings  Verbandlungen  zur  Erreichung  eines  Abkommens  über  die  L.ieterung 
von  Fischen  an  England  im  Gange  sind.  Die  englische  Hegieruas  h*t 
vorgeschlagen,  dafi  35 — 40  große  Dampftrawler  an  der  englischen  Westküste 
fiscnen  und  ihren  Facg  ausschließlich  auf  den  ecglischen  Markt  bringen  sollen. 
Dagegen  würde  England  sich  verpflichten,  die  übrigen  Ymuider  Dampftrawler 
ausreichend  mit  Kohlen  zu  versorgen.  Von  dem  durch  diese  Fahrzeuge  an- 
geführten Fischquantum  würde  England  nichts  verlangen,  sondern  es  würde 
ganz  zur  Verfügung  der  niederländischen  und  deutscheu  Abnehmer  bleiben. 

Laut  „Daily  News  and  Leader"  vom  26.  Oktober  schätzt  Parker  in  einer 
parlamentarischen  Denkschrift  die  englische  Kartoffelernte  des  Jahren 
1917  auf  über  8000000  t,  ohne  den  Ertrag  der  kleinen  Grund.stücke  von  unter 
einem  Acre.  Die  Ernte  des  Jahres  1916  betrug  3470000  t,  der  Durchschnitt  der 
letzten  Jahre  6750000  t. 

Wie  „Times"  am  31.  Oktober  mitteilt,  erklärte  im  englischen  Unferbaase 
der  Reperungsvertreter  Parker:  Es  gehen  alle  4  Wochen  etwa  Berichte  von 
6000  Bäckern  aus  allen  Teilen  des  Vereinigten  Königreiches  über  ihren  Brot- 
nnd  Mehlverkauf  ein.  Diese  6000  Bäcker  versorgen  etwa  25 — 30  v.  H. 
der  Gesamtbevölkcrung.  Man  kann  annehmen,  daß  das  Ergebnis  dieser  Be- 
richt« für  das  ganze  Land  maßgebend  ist.  Wenn  man  den  Konsum  in  den 
jeweils  am  26.  Mai  1916  und  1917  endenden  4  Wochen  gleich  100  setst,  so 
ergibt  sich   folgende   Vergleichsübersicht: 

Konsum   in  den  4  Wochen  bis:  1916  1017 

20.  Mai  IOC  loo 
23.  Juni                                             q;  94'/« 

21.  Juli                                              99  91 
18.  Angnit                                            95  89'/, 
15.  September  94'/,  90'/, 
13.  Oktober                                        9b  97',, 

Die  Zunahme  des  Brotkonsums  seit  September  ist,  wie  „Times"  bemerken,  die 
Folge  der  Verbilligung  des  Brotes. 

Laut  „Daily  News  and  Leader"  vom  27.  Oktober  verfügte  der  englische 
Lebensmittelkontrolleur  info'gf  der  Ankunft  mehrerer  Schifislalongen  Butter 
aus  Neuseeland  eine  Neuregelung  der  Preise,  durch  welche  alle  Butter 
—  mit  Ausnahme  der  f.-anzösischcn  und  dänischen  —  gleichgestellt  wird.  Der 
Preis  für  dänische  Butter  soll  in  Kürze  wesentlich  herabgesetzt  werden.  Die 
Höchstpreise  für  ausländische  Butter  betragen  nach  der  neuen  Verfügung  im 
Großhandel  für  1  cwt. :  australische  223  sh  =  221,95  M.  für  den  deutwhen 
Zentner;  neuseeländische  224  sh  "=  226  M.  für  den  deutschen  Zentner; 
argentinische  220  sh  =  221,95  M.  für  den  deutschen  Zentner;  kanadische 
224  sh  =  226  M.;  amerikanische  220  sh  =  221,95  M. ;  Pariser  gesalzene 
256  sh  =  258,25  M.  für  den  deutschen  Zentner;  für  französische  Butter  in 
kleincu  Packungen  (reib)  28  sh  für  12  Pfd.  =  2,65  M.  für  1  deiutschee. 
Pfund.  Eine  erste  Buttergroßhandlung  teilte  ihrer  Kundschaft  mittels  Rund- 
schreibens mit,  daß  für  Butter  eine  ähnliche  Verteilung  zu  erwarten  stände 
wie  für  Käse. 

Die  englische  Regierung  hat  den  Höchstpreis  für  1  cwt.  irische 
Molkereibutter  auf  224  sh  =  226  M.  für  den  deutschen  Zentner  für  lose  (bulk) 
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und  238  sh  =  240  M.  für  den  deutschen  Zentner  für  solche  in  kleinen 
Packungen  (rolls)  erhöht.  Der  Höchstpreis  für  Molkereien  ist  auch  auf  220  sh 
=  221,95  M.  für  den  deutschen  Zentner  in  bulk  erhöht  worden,  mit  14  sh 
pro  cwt.  =  14,10  M.  für  den  deutschen  Zentner  mehr  für  rolls.  Diese  Preise 
sind  netto  frei  Bahnstation  in  Irland. 

„Eclair''  vom  30.  Oktober  bringt  folgende  Meldung  des  russischen  Presse- 
bureaus in  Paris:  Die  drohende  Hungersnot  in  Rußland  nimmt  überhand, 
namentlich  im  Südwesten.  Der  Brotpreis  ist  um  das  Vier-  bis  Fünffache  ge- 
stiegen und  beträgt  oft  über  12  Rbl.  für  das  Pud  (=  78  Pfg.  für  das 
Pfund).  Hafer  wird  mit  30  Rbl.  für  das  Pud  bezahlt.  Tausende  von  Pferden 
mußten  getötet  werden.  Am  schlimmsten  steht  es  in  Petersburg,  wo  das  Volk 
stundenlang  im  eisigen  Schmutz  wartet,  um  200  g  Brot  zu  erhalten.  Anstatt 
75  g  Fett  täglich  erhalten  die  Petersburger  Einwohner  nur  100  g  in  der  Woche; 
an  Ersatzstorfen  fehlt  es.  Gemüse  ist  unerschwinglich  teuer,  Kartoffeln  gibt  es 
nicht,  Fleisch  ist  unbezahlbar. 

Nach  Mitteilung  der  „Temps"  vom  6.  November  setzte  der  Polizeipräfekt 
in  Paris  nachstehende  Höchstpreise  fest:  Teigwaren,  unverpackt,  1,70  frcs. 
für  1  kg  =  69  Pfg.  für  das  Pfund;  in  Paketen  von  500  g  das  Paket  1  frc. 
=  81  Pfg.;  in  Paketen  von  250  g  das  Paket  0,55  frc.  =  45  Pfg. 

„Tomps"  vom  1.  November  melden,  daß  vom  15.  November  ab  die  täg- 
lichen Haferrationen  in  Paris  betragen  werden:  für  leichte  Zugpferde 
sowie  für  Maultiere  4^/4  kg  und  für  schwere  Zugpferde  8  kg.  Als  leichte  Zug- 
pferde werden  solche  angesehen,  deren  Gewicht  500  kg  nicht  übersteigt. 

Wie  die  „Chicago  Tribüne"  in  der  Pariser  Ausgabe  vom  23.  Oktober  meldet, 
stehen  die  amerikanischen  Städte  unmittelbar  vor  der  Einführung  der  Ra- 
tionierung. Der  Lebensmittelkontrolleur  Hoover  hat  folgende  Verordnung 
erlassen:  1.  Beginnend  mit  Mittwoch,  dem  24.  Oktober,  und  an  jedem  folgenden 
Mittwoch  ist  es  den  Hotels  und  Gasthäusern  in  den  Vereinigten  Staaten  unter- 
sagt, in  ihren  Betrieben  Weizen  in  irgendeiner  Form  zu  verwenden.  2.  Be- 
ginnend mit  Dienstag,  dem  23.  Oktober,  und  an  jedem  folgenden  Dienstag  ist 
es  allen  öffentlichen  Speiseanstalten  untersagt,  Fleischgerichte  zu  verabfolgen. 
3.  Von  Montag,  dem  22.  Oktober  ab  soll  jeder  Amerikaner  so  wenig  Zucker 
essen,  wie  es  sich  mit  seiner  Vaterlandsliebe  verträgt.  Fleischlose  und  weizenlose 
Tage  sind  schon  früher  von  vielen  Amerikanern  freiwillig  beobachtet  worden. 
So  wurden  in  Boston  z.  B.  20000  Faß  Mehl  für  die  amerikanischen  Truppen 
und  die  Truppen  der  Verbandsmächte  erspart.  Die  Speisewagen  auf  allen  Eisen- 
bahnlinien haben  schon  seit  Monaten  einen  fleischlosen  Tag  wöchentlich  einge- 
führt. Was  den  Zucker  anbetrifft,  so  wird  erwartet,  daß  die  Amerikaner  mit 
Freuden  bereit  sein  werden  ,den  Verbrauch  einzuschränken  in  dem  Bewußtsein, 
daß  die  hierdurch  ersparten  Zuckermengen  Frankreich  zugute  kommen  sollen. 
Die  von  Hoover  getroffenen  Maßnahmen  werden  darauf  zurückgeführt,  daß  sich 
in  den  östlichen  Städten  der  Union  bereits  ein  großer  Mangel  an  Lebensmitteln 
fühlbar   macht. 

In  den  Vereinigten  Staaten  schätzt  der  Statistiker  Snow  den  durch- 
schnittlichen Ertrag  von  Mais  auf  27,2  Busheis  vom  Acre  und  den  gesamten 
Ernteertrag  auf  3  280000000  Busheis.  Den  mittleren  Stand  gibt  Snow  mit 
79,3  Proz.  an.    Den  Anbau  von  Winterweizen  schätzt  er  auf  40 — 42  Mill.  Acres. 

Clement  Curtis  &  Co.  schätzen  die  Maisernte  auf  3182  000000  Busheis,  die 
Güte  auf  81,7  Proz.  Nach  Schätzung  dieser  Sachverständigen  beträgt  die  Zu- 
nahme der  Anbaufläche  von  Weizen  2  Mill.  Acres. 

Die  britischen  Z wangsbeschlagnahmungen  von  australi- 
schem Weizen  und  australischer  Wolle  trafen  zwei  der  bedeutendsten 
Ausfuhren  jenes  Weltteiles.  Der  Wollankauf  wurde  zu  I51/2  d  für  das  eng- 
lische Pfund  (453,6  g)  =  1,45  M.  für  das  deutsche  Pfund  oder  zu  etwa  55  v.  H. 
über  dem  Preise  fvor  dem  Kriege  getätigt.  Im  Februar  1917  schätzte  der  „Econo- 
mist"  den  Gesamtwert  der  Regierungsaufkäufe  auf  20  Mill.   £. 

„Algemeen  Handelsblad"  vom  6.  November  berichtet:  Der  Rückgang  der 
europäischen  Zuckerrübenproduktion  verursachte  eine  starke  Steigerung  der 
Rohrzuckererzeugung.  In  Kuba,  Britisch-Indien  und  Java  betrug  die 
Steigerung  (in  Mill.  Ztr.): 

Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkswirtsch.'Chronik.  1917.  LI 
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1914/15 

1915/16 

1916/17 

Kuba                               5'.«» 

60.16 

60,00 

Britiwh-Indien                 49.«  * 

52,6« 

52,.=.» 

J«T»                                                  «6,0  i 

»i.91 

3«.»» 

longetimt     137,  IS 

136,8! 

«44>«« 

Auch  für  das  Jahr  1917/18  wird  eine  neue,  bedeutende  Steigerung  erwartet. 
Die  kommende  Ernte  in  Kuba  wird  auf  70  Mill.  Ztr.  gpschätzt. 

13.  November  1917. 

In  Ungarn  wurde,  nachdem  die  mit  der  Uebernahme  des  Oetreides 
von  der  Regierung  betrauten  Kommissionen  entsprechende  Mengen  nicht  lu  deii 
Höchstpreisen  erhalten  konnten,  im  ganzen  Lande  die  Beschlagnahme  sämtlicher 
Getreidcvorrälo  angeordnet. 

Das  schweizerische  Volkswirtschaft«departement  setzte  am  1.  Jjo- 
▼ember  die  nachstehenden  Höchstpreise  für  frische  Butter  fest.  Da«  eid- 
genössische Milchamt,  sowie  die  von  ihm  anerkannten  Butterzentralen  und  Groß- 
händler bezahlen  ab  Hahns  ation  fürl  kgButter  inStücLn  übtr 250g höchstens 5,40 
frc8.  =  4,35  M.,  in  Formen  bis  zu  230  g  5,50  fräs.  =  4,45  M.  Die  eidge- 
nössische Gebühr  beträgt  für  1  kg  Butter  20  Rp.  =  16  Pfg.  Der  Kleinhändler 
bezahlt  ab  BahnsUtion  des  Verkäufers  höchstens  5,85  frcä.  =  4,75  M.  bzw. 
5  95  fr«s.  =  4,80  M.  Der  Verbraucher  bezahlt  ab  Vcrkaufslokal  oder  ins  HaoB 
bestellt  für  1  kg  höchstens  6,20  frcs.  =  5,00  M.  bzw.  6,.30  fros.  =  5,10  M. 
Eingesottene  Butter  (Butterschmalz)  darf  nur  durch  Vermittlung  der  vom  eid- 
genössischen Milchamt  anerkannten  Bulterzenfrale  gehandelt  werden.  Für  ein- 
gesottene Butter  dürfen  die  Höchstpi-eise  für  frische  Butler  am  25  v.  H.  erhöht 
werden.  Der  Höchstpreis  darf  nur  für  frische  Butter  mit  wenigstens  82  v.  H. 
Fettgehalt  berechnet  werden.  Für  Butter,  welche  dieser  Anforderung  nicht  ent- 
spricht, ist  der  Höchstpreis  wenigstens  20  Rp.  niedriger.  Für  Gegenden,  welche 
vorwiegend  auf  andere  Gebiete  bezw.  Kantone  angewiesen  sind,  sowie  bei  schwie- 
rigen Beförderungsverhältnissen  kann  das  eidgenössische  Milchamt  den'  Höchst- 
preis bis  20  Rp.  per  1  kg  hinaufsetzen. 

,j8venska  Dagbladet"  vom  31.  Oktober  berichtet:  Der  in  Schweden  vom 
Volkshaushalts-Ausschuß  eingesetzte  Ausschuß  zur  Prüfung  der  Brotkarten  und 
der  Höchstpreise  für  Haushaltsbrot  hat  folgende  Normalbrote  vorgcschlaMn: 
grobes  Speisebrot,  hergestellt  aus  Roegenmehl ;  Roggenbrot  im  Gewicht  von  13(X). 
650  und  65  g,  hergestellt  nur  aus  Rogzenmehl;  Semmeln  im  Gewicht  von  600 
und  325  g,  hergestellt  aus  mindestens  63  v.  H.  Roggenmehl  und  höchstens  40 
V.  H.  ^^eizenmehl,  Milchbrote  im  Gewicht  von  650,  325  und  65  g  aus  höchsten? 
75  V.  n.  Weizen-  und  mindestens  25  v.  H.  Roggenmehl.  Als  Höchstpreise  werden 
vorgeschlagen  für  grobes  Speisebrot  64  Oere  für  1  kg  =  36  Pfg.,  für  weichet 
Roggenbrot  77  Oere  für  1333  g  =  33  Pfg.  für  das  Pfund,  Semmeln  50  Oere 
für  650  g  =  43  Pfg.  für  das  Pfund,  Milchbrote  64  Oere  für  650  g  =  55  Pfg. 
für  das  Pfund.  .     -n 

Laut  „Mornine  Post"  vom  26.  Oktober  Veröffentlichte  das  englische  Par- 
lamentsmitglied G.  M.  Barnes  einen  Bericht  des  Lebensmittelministeriums,  dem 
folgendes  entnommen  ist:  Alle  Hauptnahrungsraittel,  Brot,  Mehl,  Fleisch. 
Kartoffeln,  Zucker,  Tee,  Milch,  Butter,  Kä.se  und  Schinken  sind  unter  staat- 
liche Aufsicht  gestellt  worden:  ebenso  gewisse  Hilfsnahrungsmittel,  wie  Mar- 
melade, Hafermehl,  getrocknete  Erbsen  und  Bohnen,  Schokolade,  Süßigkeiten, 
schließlich  auch  das  Viehfutter.  Die  Preise  sind  oder  werden  für  jedes  Stadium 
der  Herstellung  und  Verteilung  vom  Ursprungsorte  an  bis  zum  Schaufenster 
genau  und  besonders  festgelegt.  Der  preistreibende  Zwischenhändler  ist  aus^- 
schaltet  worden.  Die  für  den  unentbehrlichen  Zwischenhändler  und  den  Klein- 
händler zulässigen  Gewinne  werden  durch  Festsetzung  der  Preise  und  Gewinne 

Die  Anbaufläche  für  Kartoffeln  ist,  infolge  des  den  Kartoffelbauern 
vom  Premierminister  gewährleisteten  Preises  von  6  £  für  die  Tonne  =  6,05 
K.  für  den  deutschen  Zentner,  beträchtlich  gewachsen,  und  die  Ernte  ist  sehr 
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reichlich.  Der  Kleinkaufspreia  für  Kartoffeln  steht  unter  Staatsaufsicht  und  wird 
in  der  Regel  1  d  für  das  Pfund  =  9  Pfg.  für  das  deutsche  Pfund  betragen. 
In  Bezirken  mit  hohen  Förderungskosten  wird  er  höher,  in  solchen  mit  geringen 
Beförderungskosten   niedriger  sein. 

Wie  „Times"  am  2!.  Oktober  schreiben,  herrscht  in  London  wieder 
Knappheit  an  Kartoffeln.  Der  Preis  für  das  (engl.)  Pfund  ist  auf  l'/*  d 
gestiegen  (=  12  Pfg.  für  das  deutsche  Pfund).  Die  Ursache  dafür  ist  aber  nur 
in  den  Beförderung.sschwierigkeiten  zu  suchen,  denn  die  Kartoffelernte  selbst  wird 
auf  IVi  Mill.  t  höher  gescliätzt  als  der  Durchschnitt  der  letzten  zehn  Jahre, 
Kutter,  Margarine,  Tee  und  Speck  sind  gleichfalls  knapp.  Vor  den  Margarine- 
iäden  bildei.  sich  „Polonäsen".  Dänische  Butter,  für  die  kein  Höchstpreis  besteht, 
kostet  jetzt  im  Großverkauf  4  sh  das  (en^l.)  Pfund  =^  4,50  M.  das  deutsche 
Pfund.  Die  Großhandelshöchstpreise  für  die  übrigen  eijigeführten  Buttersorten 
hat  der  Lebensmittelkontrolleur  jetzt  auf  220  sh  bis  256  sh  8  d  für  den  Zentner 
=  222 — 258  M.  für  den  deutschen  Zentner  festgesetzt.  Was  das  Fleisch 
betrifft,  so  wünscht  dag  Publikum  die  Einführung  fester  Kleinhandelspreise  für 
Rind-  und  Hammelfleisch.  Gegenwärtig  verlangen  die  Fleischer,  selbst  in  den- 
selben Stadtvierteln,  ganz  verschiedene  Preise.  Für  das  Pfund  Lendenstück  ver- 
langt der  eine  2  sh  4  d  =  2,65  M.  für  das  deutsche  Pfund.  Fische  sind  nach 
wie  vor  teuer,  dagegen  ist  Gemüse  zu  mäßigem  Preise  reichlich  vorhanden. 

Luquet  schreibt  in  der  „Humanite"  vom  28.  Oktober:  Betrachten  wir 
einmal  die  Vorgänge  auf  dem  Kartoffelraarkt  in  Paris.  Vor  14  Tagen 
kosteten  sie  14  cts.  das  Kilogramm  =  8  Pfg.  das  Pfund,  jetzt  50 — 60  cts.  =  20 
bis  24  Pfg.  das  Pfund.  Als  Trost  erfahren  wir  aber,  daß  die  Polizei  die  Markt- 
hallen beaufsichtigt  und  sogar  Verhaftungen  vorgenommen  hat,  die  gerichtliche 
Bestrafungen  zur  Folge  haben  werden. 

Nach  „Corrieie  della  Sera"  vom  21.  Oktober  lag  der  italienische  Ge- 
treidemangel hauptsächlich  daran,  daß  infolge  des  U-Bootkrieges  die  Ein- 
fuhr sehr  unregelmäßig  war;  ein  Dampfer  von  Suez  nach  Syrakus  brauchte,  um 
den  U-Booten  zu  entgehen,  23  Tags  statt  früher  5.  Während  in  einigen  Orten 
Getrcidemangel  war,  lagen  11  Dampfer  mit  Getreide  in  Syrakus,  da  im  .Toni- 
schen Meer  U-Boote  gemeldet  waren. 

ITT.  Tndnstrie,  einsohlioßlich  Bcrgban  nnd  Banp:ewerbe. 

Inhalt:  1)  Bergbau:  Geschäftslage  im  Kohlen- und  Kalibergbau  während 
des  Monats  November. 

2)  Eisengewerbe.  —  Metalle  und  Maschinen:  Beschäftigungsgrad 
m  November. 

1.  Bergbau. 

Ueber  die  Geschäftsltige  im  Kohlen-  und  Kalibergbau  wäh- 
rend des   Monata   November   berichtet  das   ,, Reichs- Arbeitsblatt"  • 

Auj  dem  Ruhrkohlengebiet  wird  auch  für  November  über 
außerordentlich  lebhafte  Beschäftigung  berichtet.  Eine  Veränderung 
der  Absatzverhältnisse  gegen  den  Vormonat  und  das  Vorjahr  ist  weder 
für  Kohlen  noch  für  Koks  eingetreten.  Ein  Teil  der  Förderung  ist 
wiederum  auf  Lager  gestürzt  worden.  Lohnerhöhungen  haben  weiter- 
hin stattgefunden,  und  es  wird  auch  Leistung  von  Ueberschichten  ge- 
meldet. 

Die  Aachener  Steinkohlenwerke  hatten  nach  wie  vor  gut 
zu  tun.  Eine  Veränderung  ist  auch  dem  Vorjahre  gegenüber  nicht  zu 
vermerken. 

Die  Ruhrkohlengruben  wiesen  zwar  etwas  geringere  Förde- 
rung als  im  Oktober  auf,  doch  bewirkte  die  bessere  Wagengestellung, 

LI* 
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daß  die  Senkung  nicht  in  dem  Maße  erfolgte,  wie  sie  der  verminderten 
Zadil   der  Arbeitstage   des    Berichtsmonats  entspricht. 

Aus  dem  oberschlesischen  Steiukohlenbezirk  wird  dem 
November  1916  gegenüber  die  Beschäftigung  als  unverändert  rege  fest- 
gestellt. Wie  im  Vormonat  macht  sich  auch  im  Berichtsmonat  Wagen- 
mangel geltend.  Ein  beträchtlicher  Teil  der  Förderung  mußte  auf 
Lager  genommen  werden.  Ueberarbeit  in  gröi^erem  umfange  war  nach 
wie   vor   erforderlich. 

Der  niederschlesische  Steinkohlenbergbau  erfreute  sich 
«benso  großer  Nachfrage  wie  im  Vormonat.  Der  Wagenmangel  nötigte 
auch  im  Berichtsmonat,  große  Mengen  der  Förderung  dem  Bestände 
zuzuführen.  Der  Eisenbahnversand  wird  aber  gleichwohl  im  Vergleich 
zum  November  1916  als  größer  bezeichnet.  Die  Löhne  bewegen  sieh 
weiterhin  in  steigender  Richtung. 

Die  Zwickauer  und  Lugau-Oelanitzer  Steinkohlea- 
werke  hatten  befriedigend  zu  tun.  Der  G«schäft8gang  wird  dem  Vor- 
jahr gegenüber   als  etwas    besser  geschildert. 

Au.)  dem  mitteldeutschen  Braunkohlengebiet  sind  wesent- 
liche Veränderungen  der  Arbeitsverliältnisse  nicht  festzustellen.  Die 
Lage  wird  auch  hier  gegen  November  1916  als  besser  gekennzeichnet. 

Bei  den  Niederlausitzer  Brikettwerken  hat  eine  wesent- 
liche Veränderung  g^gen  den  Oktober  dieses  Jahres  wie  gegen  das  Vor- 
jahr nicht  stattgefunden.  Ueberarbeit  war  wie  bisher  erforderlich.  Die 
Löhne  sind  auch  hier  weiterhin  gestiegen. 

Die  Kaliindustrie  hatte  befriedigende  bzw.  gute  und  sehr  gute 
Beschäftigung.  Die  Wagengestellung  hat  sich  dem  Vormonat  gegenüber 
gebessert,  so  daß  der  Absatz  im  Vergleich  zum  Oktober  d.  J.  gestiegen 
ist.  Auch  gegen  November  1916  macht  sich  eine  Verbesserung  des 
Geschäftsganges  bemerkbar.  Teilweise  war  Ueberstundenarbeit  er- 
forderlich. 

2'.  Eisengewerbe.  —  Metalle  und  Maschinen. 

Ueber  den  Beschäftigungsgrad  wird  dem  „Reichs-Arbeitsblatt"  be- 
richtet : 

Die  Beschäftigungsverhältnisse  der  'Eisensteingruben  sind  die 
gleichen  wie  im  Vormonat. 

Auch  für  die  Roheisenerzeugung  liegt  eine  Meldung  über 
wesentliche  Veränderungen  gegenüber  dem  Oktober  nicht  vor.  Der 
Geschäftsgang  hielt  sich,  wie  aus  Mitteldeutschland  und  Schlesien  ge- 
meldet wird,  auf  der  gleichen  Höhe  wie  im  Vorjahr.  Es  wurde  mit 
Ueberstunden  gearbeitet. 

Die  Zinkhütten  erfreuten  sich  im  Berichtsmonat  wiederum 
reichlicher  Nachfrage.  Eine  Aenderung  ist  weder  gegenüber  dem  Vor- 
monat noch  gegenüber  dem  Vorjahr  festzustellen.  Die  Blei-  und  Zink- 
erzgruben hatten  befriedigende  bzw.,  wie  von  einzelnen  Berichten  an- 
gegeben wird,  normale  Beschäftigung.  Auch  der  Kupfererzbergbau 
kennzeichnet  seine  Lage  als   befriedigend.    Von   Kupfer-  und  Messing- 
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werken  wird  verschiedentlich  hervorgehoben,  daß  eine  Steigerung  der 
Tätigkeit  im   Vergleich   zum    November   1916   eingetreten   ist. 

Die  Eisengießereien  Westdeutschlands  wiesen  im  November 
die  gleichen  Verhältnisse  wie  im  Vormonat  und  im  Vorjahr  auf.  Bei 
den  ungelernten  Arbeitern  sind  zum  Teil  weitere  Lohnerhöhungen  ein- 
getreten. Für  Nordwest-,  Mitteldeutschland  und  Königreich  Sachsen 
war  die  Beschäftigung  nach  wie  vor  befriedigend  bzw.  gut.  Auch  hier 
ist  die  Lage  im  ganzen  die  gleiche  wie  im  Vorjahr.  Verschiedjentlich 
wird  aber  eine  weitere  Verbesserung  der  Beschäftigung  im  Vergleich 
zum  November  1916  gemeldet.  Die  schlesischen  Eisengießereien  geben 
gleichfalls  teilweise  an,  daß  eine  Steigerung  der  Leistungen  gegenüber 
dem  Vorjahr  erreicht  worden  ist.  Die  Löhne  sind  in  weiterem  Steigen. 
Vielfach  war  Ueberstundenarbeit  zu  leisten.  Die  süddeutschen  Gieße- 
reien stellen   weiterhin   gute    Beschäftigung  fest. 

Die  Stahl-  und  Walzwerke  sind  nach  wie  vor  angespannt 
beschäftigt.  Die  sehr  gute  Tätigkeit  bewegt  sich  zumeist  auf  der 
gleichen  Höhe  wie  im  November  des  Vorjahrs.  Vereinzelt  wurde  aber 
auch  hiev  noch  eine  Verbesserung  der  Beschäftigung  erzielt.  Auch  aus 
diesem  Industriezweige  wird  UeberstundenleLstung  und  Sonntagsarbeit 
gemeldet. 

Die  Blechwalzwerke  sind  nach  wie  vor  aufs  lebhafteste  be- 
schäftigt. Die  Tätigkeit  ist  gegenüber  dem  November  1916,  trotz- 
dem sie  damals  bereits  sehr  rege  war,  noch  gesteigert  worden. 

Die  Emaillier  werke  kennzeichnen  ihren  G-eschäftsgang  dem 
Vormonat  gegenüber  als  unverändert  gut,  heben  aber  gleichfalls  her- 
vor, daß  die  Lage  im  Berichtsmonat  besser  als  im  Vorjahr  war.  Lohn- 
erhöhungen sind  in  einzelnen  Abteilungen  gewährt  worden.  Auch  aus 
dieser  Industrie   wird   Ueberstundenarbeit  gemeldet. 

Di/!  Röhrenindustrie  wies  ebenso  gute  Beschäftigungsverhält- 
nisee  wie  im  Oktober  auf.  Auch  hier  ist  die  Leistung  des  Vorjahrs 
zum   Teil   noch   übertroffen   worden. 

Hinsichtlich  der  Drahtverfertigung  wird  guter  Geschäfts- 
gang bekundet. 

Die  Kleineisenindustrie  hat  unverändert  lebhaft  zu  tun. 

Die  'Eisenmöbelfabriken  stellen  die  gleiche  Lage  wie  im 
Oktober  und  besseren  Geschäftsgang  als  im  Vorjahr  fest. 

Die  Blech-  und  Metallwarenfabriken  haben  im  großen 
und  ganzen  die  gleiche  Geschäftslage  wie  im  Vormonat  aufzuweisen. 
Das  gleiche  gilt  auch  für  die  Blech-  und  Metallspielwarenindustrie. 

Aus  dem  Edelmetallgewerbe  wird  von  Silberwarenfabriken 
gute  Tätigkeit  festgestellt.  Im  Vergleich  zum  Vormonat  ist  teilweise 
eine  Verbesserung  festzustellen.  Andererseits  wird  für  den  Gold-  und 
Silberwarengroßhandel  ein   Rückgang   gegen   Oktober  gemeldet. 

Die  Maschinenbauanstalten  Westdeutschlands  erhielten  auch 
im  November  ihre  Beschäftigung  auf  der  gleichen  Höhe  wie  im  Vor- 
monat und  im  Vorjahr.  Das  gleiche  gilt  für  Mitteldeutschland  wie 
Schlesien.  Hier  wird  die  Lage  sogar  vielfach  dem  Vorjahr  gegenüber 
als  bessei'  gekennzeichnet.    Vereinzelt  wird  gegen  Oktober  eine  Steige- 
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rung  gemeldet.  Lohnerhöhungen  haben  8tattg«funden.  Es  wird  auch 
Ueberstundenarbeit  in  größerem  Umfang  gemeldet.  Die  süddeutschen 
Maschinenfabriken  sind  nach  wie  vor  lebhaft  beschäftigt.  Während 
dem  Vormonat  gegenüber  im  allgemeinen  keine  wesentliche  Veränderung 
zu  vermerken  ist,  stellt  sich  die  Geschäftslage  zum  Teil  noch  günstiger 
aJs  im  Vorjahre. 

Die  Lokomotivfabriken  sind  dauernd  gut  beschäftigt.  Es 
wird  mit  Doppelsehichten  und  Ueberstunden  gearbeitet.  Die  Aufwärts- 
bewegung  der   Löhne   hält,    wie   verschiedentlich    betont   wird,   an. 

Im  Werkzeugmaschinenbau  gestaltete  sich  die  Arbeit  auch 
im  Berichtsmonat  lebhaft. 

Die  Dampfkesselfabriken  und  Armaturen werk.stätten 
waren  wie  bisher  befriedigend  bzw.  reg^  tätig.  Aus  Mitteldeutschland 
wird  über  eine  Steigerung  des  Gieschäftsganges  im  Vergleich  zum  Vor- 
jahr berichtet. 

Dio  Betriebe  für  landwirtschaftliche  Maschinen  und  G«- 
r£te  sind,  wie  die  meisten  Berichte  bekunden,  gut,  zum  mindesten  be- 
friedigend beschäftigt.  Der  Greschäftsgang  hielt  sich  gegenüber  dem 
November  1916  im  allgemeinen  auf  derselben  Höhe;  zum  Teil  ist  auch 
hier  eine  Verstärkung  der  Leistung  erzielt  worden.  Verschiedentlich 
wird  Ueberstundenarbeit  gemeldet.  Vielfach  sind  auch  Lohnerhöhungen 
gewährt  worden. 

Die  Fabriken,  die  Heizungsanlagen,  Strahlapparate  u.  dgl. 
herstellen,  kennzeichnen  ihre  Tätigkeit  ab  zufriedenstellend  bzw.  als 
normal.  Die  Verhältnisse  haben  sich  weder  gegen  den  Vormonat  noch 
gegen  das  Vorjahr  geändert.  Für  den  Bau  von  Verbrennungsmotoren 
ist,  verglichen  mit  dem  Vorjahr,  eine  Verstärkung  der  Tätigkeit  zu 
verzeichnen. 

Im  Brückenbau  und  in  den  Betrieben  für  Eisenkonstruk- 
tionen allei  Art  herrschte  ausreichende  Beschäftigung  vor.  Vereinzelt 
wird  im  Vergleich  zum  Vormonat  wie  zum  Vorjahr  eine  Abschwächung 
festgestellt.    Lohnerhöhungen  sind   teilweise    bewilligt   worden. 

Für  den  Bau  von  Dynamomaschinen,  Elektromotoren 
und  tlm formern  war  auch  im  November  befriedigend  zu  tun.  Ver- 
aofaiedentlich  machte  sich  eine  geringe  Verminderung  des  Auftrag- 
bestande- bemerkbar,  doch  war  im  Vergleich  zum  Vorjahr  die  Be- 
schäftigung zum  Teil  gleichwohl  größer.  Ueberstundenarbeit  war  viel- 
fach notwendig.  Für  die  Herstellung  elektrischer  Meßinstrumente  wird 
teils  eine  geringe  Abschwächung  der  Tätigkeit,  teils  eine  Erhöhung 
des  Bestellungselnganges  gegenüber  dem  Oktober  festgestellt.  Auch 
im  Vergleich  zum  November  1916  wird  einerseits  ein  größerer,  anderer- 
seits aber  ein  geringerer  Umsatz  verzeichnet. 

lu  den  Betrieben  für  Herstellung  elektrome  dizinischer 
Apparate  hielt  sich  die  Beschäftigung  auf  der  gleichen  Höhe  wie 
im  Vormonat  und  im  Vorjahre. 

Keinerlei  wesentliche  Veränderung  der  Groschäftsverhältnisse  ist 
für  Betriebe,  die  Apparate  für  elektrische  Beleuchtung  u.  dgl. 
herstellen    zu   vermerken. 
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Der  Geschäftsgang  der  Unternehmungen  für  Einrichtung  elek- 
trischer Betriebe   gestaltete  sich  ebenfalls  kaum  anders  als  bisher. 

Die  Kabelindustrie  ist  andauernd  rege  beschäftigt.  Ver- 
einzelt wird  dem  Vormonat  gegenüber  noch  eine  Steigerung  der  Leistung 
festgestellt. 

IV.  llaudel  und  Verkehr. 

Inhalt:  Wirtschaftspolitischer  Druck  der  Ententestaateu  auf  Hollantl. 
Abkommen  Japans  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  betr.  China.  Vor- 
dringen der  Japaner  in  China.  Handelsverträge  Rußlands  mit  Holland,  Nor- 
wegen und  der  Schweiz.  Außenhandel  (Statistik)  Italiens,  Rußlands,  der  Türkei 
und  französischer  Kolonien.     Mitteleuropäische  Wasserstraßen. 

Der  Druck,  der  von  der  „Entente"  auf  die  neutralen  euro- 
päischen Staaten  ausgeübt  wird,  um  sie  zum  Abbruch  der  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  zu  den  Mittelmächten  zu  veranlassen,  hat  sich 
in  der  letzten  Zeit  noch  erheblich  verschärft.  Was  England,  FrankreicJi 
usw.  nicht  unmittelbar  durchsetzen  konnten,  suchten  sie  nunmehr  durch 
das  Eingreifen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu  er- 
reichen. Ueber  die  auf  diese  Weise  in  Holland  (vgl.  oben  S.  693)  ge- 
schaffene Sachlage  schrieb  der  Haager  Korrelsjxjndent  der  „Frankfurter 
Zeitung"  am  9.  November  1917  folgendes: 

Während  dreier  Jahre  haben  sich  die  Niederlande  die  Wirtschaft  des  nie- 
derländischen Ueberseetrusts  N.  O.  T.  gefallen  lassen.  Ein  geradezu 
unerhörtes,  in  allen  Einzelheiten  wirksames  System  der  englischen  Handels- 
spionage ist  hiermit  verbunden,  und  der  N.  O.  T.  selbst  muß  es  sich  bieten 
lassen,  daß  englische  Beamte  ihn  in  Holland  beaufsichtigen.  Die  Bücher  der 
holländischen  Firmen  wie  dos  N.  O.  T.  werden  von  englischer  Seite  geprüft,  als 
sei  Holland  eine  eroberte  Provinz  Großbritanniens.  England  schreibt  unter 
Bedrohung  mit  der  schwarzen  Liste  holländischen  Firmen  vor,  Beamte  zu 
entlassen,  die  England  nicht  passen.  Kein  Kilo  Ware  darf  Holland  verlassen, 
ohne  daß  der  N.  O.  T.  dies  unter  englischer  Zustimmung  bewilligt,  und  die  mit 
Hilfe  verräterischer  einheimischer  Organe  wie  des  berüchtigten  Schmuggelbüros 
des  „Telegraaf"  arbeitende  englische  Spionage  sorgt  dafür,  daß  Englands  Wille 
unabänderlich  ausgeführt  wird.  Die  einzige  Gegenleistung  Englands  für  diese 
Vergewaltigung  bestand  darin,  daß  England  Garne  und  Kohle  lieferte,  und  daß 
es  (he  Zufuhr  der  zum  Leben  dringend  notwendigen  Artikel  für  Holland,  sei  es 
auch  unter  den  größten  Schikanen,  von  Ucbersee  gestattete.  Garne  und  Kohle 
liefert  England  so  gut  wie  überhaupt  nicht  mehr.  An  die  Zufuhr  von  Uebersee 
möchte  England  selbst  nicht  rühren.  Aber  es  entsendet  Lord  Northchffe,  den 
größten  Kriegs-  und  Blockadehelfer,  nach  Amerika.  Es  überschwemmt  die  Ver- 
einigten Staaten  mit  einem  Schwall  gefälschter  Nachrichten,  wonach  Holland 
Deutschland  versorge;  das  niederländische  Northcirffe-Blatt  „Telegraaf"  liefert 
biUig  das  Lügenmaterial  hierzu,  und  so  erreicht  es  England,  daß  Amerika  das 
tut,  was  das  scheinheilige  England  selbst  nicht  ausführen  möchte:  auch  diej 
Uebcrseezuf uhr  wird  abgeschnitten,  und  zwar  von  Amerika.  Hollands  Vieh- 
bestände müssen  zum  Teil  abgeschlachtet  oder  verkauft  werden.  Die  Nahrungs- 
mittelversorgung Hollands  wird  unmöglich,  und  jedermann  in  Holland  kann 
sich  ausrechnen,  wie  lange  es  dauern  wird,  bis  der  Hunger  drohend  an  die 
Tore  der  holländischen  Slädte  und  Dörfer  klopft. 

In  Deutschland  hat  mau  die  Unterwerfung  des  N.  O.  T.  unter  den  Willen 
Englands  als  eine  Handlung  zugunsten  der  Entente  empfunden,  trotzdem 
Holland,  oder  besser  gesagt,  ein  großer  Teil  der  Holländer,  sich  nur  stöhnend 
der  bitteren  Notwendigkeit  fügt*;,  um  das  Land  vor  dem  Hunger  zu  schützen; 
und  nun  zeigt  es  sich,  daß  alle  Nachgiebigkeit  nichts  genutzt  hat.  Die  Entente 
schließt  die  Tür.    Der  Vorsitzende  des  N.  O.  T.,  Herr  van  Alst,   der  zugleich 
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als  Präsident  der  Handels-My.  der  erste  Kaufmann  der  Niederlande  ist  und 
der  als  Leiter  des  N.  O.  T.  manches  bittere  Wort  ?on  deutscher  Seite  tu  huren 
bekam,  hebt  nun  zornig  die  Faust  gegen  Eneiand  und  sagt  mit  stolzem  Freimut 
Herrn  Wilson,  dem  etflen  Kämpfer  für  Kecnt,  Freiheit,  Befreiung  der  kleinen 
Nationen  und  wie  die  schönen  Klischees  der  Entente  alle  heilen,  in  einent 
offenen  Brief  einige  fundamentale  Wahrheiten.    Er  sagt: 

Amerika  verweigert  die  Bunkcrkohle,  die  es  selbst  nicht  nötig  hat,  und 
unterbindet  so  den  Verkehr  Niederlands  mit  seinen  Kolonien.  Es  hält  dad  Vieh- 
futter zurück,  das  von  der  niederländischen  Regierung  gekauft  und  an  den 
N.  O.  T.  adressiert  war,  und  es  macht  auf  diese  Weise  alle  Kontrakte  zu  „einem 
Fetzen  Papier".  Herr  van  Alst  gebraucht  jenes  Wort,  das  die  Eotent«  stets  im 
Munde  führt,  wenn  sie  ihrer  eigenen  .so  wunderbar  gerechten  Sache  die  Nieder- 
irächtigkcil  Deutschlands  gegenüberstellen  will.  „D(>.nn",  so  sagt  Herr  rtax 
Alst,  „wie  sollen  wir  es  anders  nennen,  wenn  Sie  unsere  Schiffe  behalten  and 
uns  die  Verbindung  mit  den  Kolonien  abschneiden  und  auf  diese  Weise  die 
Rechte  einer  kleinen,  friedlichen  und  unschuldigen  Nation  zerstören,  die  zwar 
ihre  An8[>rüchc  nicht  mit  Waffengewalt  schützen  kann,  die  aber  trotzdem  die 
Achtung  ihrer  Rechte  nachdrücklichst  zu  fordern  wagt?" 

Man  kann  sich  denken,  dali  der  „Tclegraaf"  sofort  über  Herrn  van  Alst 
herfiel.     Herr  van  Alst  antwortete  mit  folgenden   Worten: 

Das  Abkommen  mit  England  und  Deutschland  .sichert  sowohl  England 
wie  Deutschlaud  von  Holland  aus  ungefähr  die  gleichen  Ausfuhrmengen. 
Deutschland  aber  liefert  dafür  Steinkohlen,  d.  h.  es  sichert  uns  Heizung,  Gas, 
Beleuchtung.  Tätigkeit  der  Fabriken,  den  Lauf  der  Züge  etc.  Ferner  liefert 
Deutschland  Stahl,  Eisen,  Holz  und  Ma.schineji.  England  dagegen  schneidet  die 
Ueberseeeinfuhr  einfach  ab.  Es  entzieht  uns  hiermit  das  Gktreide,  die  Fette,  die 
Rohmaterialien  und  liefert  uns  den  Entbehrungen,  der  Arbeitslosigkeit  und  der 
wachsenden  Unzufriedenheit  aus  und  führt  emc  Abkühlung  der  Beziehungen 
herbei. 

Dad  Vorgehen  Englands  und  Amerikas  hat  in  der  Tat  eine  (^roSe  Ent- 
rüstung, man  kann  ruhig  sagen,  einen  Haß  gegen  die  beiden  Mächte  in  Holland 
entstehen  lassen,  der  zurzeit  den  doch  gcwiä  recht  soliden  und  weitverbreiteten 
Haß  gegen  Deutschland  durchaus  übertrifft. 

Am  3.  November  1917  kam  in  Washington  ein  Abkommen  zwi- 
echen  Japan  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  über 
ihr  Verhältnis  zu  China  (vgl.  oben  S.  697  ff.)  zustande.  Ueber  seinen 
Inhalt  berichtete  das  Reuter.sche  Bureau  folgendes:  In  den  Noten,  die 
zwischen  Ishii  und  Lansing  gewechselt  wurden,  erklären  die  Regierungen 
Japans  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  daß  sie  es  für  wün- 
schenswert halten,  in  diesem  Augenblick  nochmals  ihre  gemeinsamen 
Wünsche  und  Absichten  bezüglich  der  chinesischen  Republik  bekannt- 
zugeben, um  die  bösartigen  Gerüchte,  die  von  Zeit  zu  Zeit  auftauoben, 
zum  Schweigen  zu  bringen.  Sie  erklären  deshalb  folgendes:  1.  Die  Ver- 
einigten Staaten  geben  zu,  daß  Japan  infolge  der  Nähe  seines  Ge- 
bietes besondere  Interessen  in  China  hat,  vor  allem  in  dem  Ge- 
biete, an  das  seine  Besitzungen  grenzen.  2.  Die  territoriale  Inte- 
grität Chinas  bleibt  trotzdem  unvorletzt.  Die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  setzen  vollständiges  Vertrauen  in  die  wiederholten  Versicherun- 
gen Japans,  daß  es,  obwohl  seine  Lage  be.sondere  Interessen  mit  sich 
bringt,  bezüglich  des  Handels  der  anderen  Nationen  keinen  Unter- 
schied zu  machen  imd  die  bisher  von  China  in  den  Handelsverträgen 
zugestandenen  Rechte  nicht  zu  bestreiten  wünsche.  3.  Japan  und  die 
Vereinigten  Staaten  beabsichtigen  nicht,  in  irgendeiner  Weise  die  Unab- 
hängigkeit oder  die  territoriale  Integrität  Chinas  zu  beeinträchtigen.  Sie 
sind  noch  immer  Anhänger  des  Grundsatzes  der  offenen  Tür  und  der 
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Gleichberechtigung  im  Handel  und  der  Industrie  Chinas.  Japan  und  die 
Vereinigten  Staaten  erklären  sich  beiderseits  gegen  die  Erwerbung  von 
Privilegien  duich  irgendeine  Macht,  durch  die  die  territoriale  Unab- 
hängigkeit Chinas  berührt  oder  die  Untertanen  oder  Bürger  eines  Landes 
in  dem  vollen  Grenuß  der  gleichen  Rechte  in  Handel  und  Industrie 
Chinas  beeinträchtigt  würden. 

In  einem  Telegramm  aus  Basel  vom  19.  November  1917  brachte 
die  „Frankfurter  Zeitung"  neue  Nachrichten  über  weitergehende  An- 
sprüche Japans  an  China.     Es  hieß  dort  folgendermaßen: 

Am  25.  Oktober,  also  gerade  eine  Woche  vor  dem  Abschluß  des  Ishii- 
Lansing-Paktes,  der  nach  der  Erklärung  der  beiden  Unterhändler  dem  angeblich 
auf  deutsoho  Intrigen  zurückzuführenden  Mißtrauen  zwischen  Japan  und 
-Vmerika  ein  Ende  machen  soll,  veröffentlichten  die  „Chicago  Daily  News"  ein 
Telegramm  gleichen  Datums  ihres  Pekinger  Korrespondenten,  William  R. 
Giles,  unter  der  Ueberschriflj  „Japan  und  China" :  „Lage  ähnlich  wie  1915.  Krise 
hervorgerufen  durch  Bitte  um  Erzfelder."  Der  Inhalt  des  Telegramms  ist 
im  wesentlichen  folgender:  Die  japanische  Gesandtschaft  in  Peking  fordert  von 
dem  chinesischen  Premierminister  Tuan  Tchi-jui  die  Unterzeichnung  eines  Ab- 
kommens, durch  das  China  Ja{)an  zugestehen  soll:  1.  ein  Monopol  für  alle 
Waffenlieferungen  an  das  chinesische  Heer,  2.  Heranziehung  japanischen  Kapi- 
tals bei  dem  Ausbau  der  chinesischen  Regierungsarsenale,  3.  Anstellung  japani- 
scher militärischer  Ratgeber,  4.  Ueberlassung  der  Eisenlager  in  der  Umgebung 
von  Nanking. 

Der  amerikanische  Korrespondent,  der  gleichzeitig  mit  diesen  Forderungen 
die  bekannten  21  Forderungen  Japans  an  China  vom  Frühjahr  1915  betont, 
meint,  daß  der  japanischen  Regierung  die  Ueberlassung  der  Eisenerzfelder  bei 
Nanking  zugesichert  sei;  aber  der  Korrespondent,  der  wohl  das  Interesse  Eng- 
lands wachrufen  möchte,  hebt  hervor,  daß  dieses  Begehren  eigentlich  schon  einen 
Uebergriff  in  die  politischen  Interessen  Englands  bedeute.  Die  Japaner  gründen 
augenscheinlich  ihre  Forderungen  auf  gewisse  Abmachungen,  die  an  einen  Vor- 
schuß von  einer  Million  Yen  geknüpft  waren,  den  die  monarchische  Gruppe  in 
den  letzten  Monaten  der  Aera  Yuan  Schi-Kai  erhalten  hatte.  Dem  geldgebenden 
japanischen  Syndikat  hat  damals,  soweit  etwas  darüber  an  die  Oeffentlichkeit  ge- 
drungen ist,  als  Gegendienst  die  Pekinger  Regierung  das  Becht  zugestanden, 
die  Blei-  und  Antimonminen  von  Shuikoushan  in  der  Provinz  Hunan  und  die 
Eisen-  und  Kupferminen  von  Taipingshan  in  der  Provinz  Anhui  auszubeuten. 
Angesichts  des  wütenden  Einspruchs  der  Provinziallandtage  der  beiden  Provinzen 
hat  die  Pekinger  Regierung  später  ihre  Zusage  wieder  zurückziehen  müssen,  ob- 

fleich  das  Geld  bereits  ausgezahlt  und  verausgabt  worden  war.  Der  Korrespon- 
ent  der  „Chicago  Daily  News"  behauptet  nun,  daß  Premierminister  Tuan  Tchi- 
jui  im  Laufe  des  vergangenen  Jahres  den  ausländischen  Diplomaten  in  Peking 
wiederholt  erklärt  habe,  der  Vertrag  mit  dem  japanischen  Syndikat  sei  ungesetz- 
lich, und  daß  er  dem  amerikanischen  Gesandten  Prof.  Paul  Reinsch  versichert 
habe,  die  unverwendeten  Eisenlager  Chinas  würden  unter  der  Kontrolle  der  chine- 
sischen Regierung  bleiben.  Trotz  seiner  früheren  Versicherung,  so  meldet 
der  Korre.spondent,  erklärte  Premier  Tuan  jetzt  den  Diplomaten,  daß  China, 
falls  kein  Protest  Vom  Ausland  komme,  in  dieser  Frage  werde  nachgeben  müssen, 
da  die  Eisenerzforderung  die  am  weni^ten  gefährliche  unter  den  gegenwärtigen 
von  Japan  erhobenen  Forderungen  sei.  Ein  Protest  vom  Ausland  ist  ausge- 
blieben. Japan  und  Amerika  haben  im  Gegenteil  den  Ishii-Lansing-Pakt  abge- 
schlossen, durch  den  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  Japans  „Sonder- 
rechte" in  China  anerkennt.  Man  versteht  jetzt,  warum  das  geängstigte  China 
zugleich,  wie  gemeldet  wurde,  gegen  das  Abkommen  Einspruch  erhob. 

Die  ganze  Angelegenheit  hat  eine  tiefe  Bedeutung.  Japans  eigene  Eisen- 
erzeugung reicht  für  seinen  Bedarf  als  moderner  Großst.aat  nicht  aus.  Vor  dem 
Kriege  bezog  es  Stahlplatten  in  großen  Mengen  von  Europa.  Seit  Kriegsaus- 
bruch ist  es,  zumal  infolge  des  ungeheuren  Anwachsens  seiner  Industrie,  seiner 
Rüstungen  und  seines  Scbiffsbaues,  immer  abhängiger  von  amerikanischen  Lio- 


—    766    — 

ferungen  geworden,  da  ilim  auch  die  Tayeh-Werke  bei  Haukau  im  Yangtae  nicht 
genügende  Mengen  Stahl  liefern  können.  Die  ganre  Abhängigkeit  von  Amerika 
seigte  sich,  als  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  im  verflogenen  Sommer 
die  Stahlausfuhr  sperrte.  Die  hoffnuug-ivo.le  japanische  Schiffsbauinduntrie  war 
mit  einem  Stillstand  bedroht.  Großes  Entsetzen  herrschte  darauf  in  den  japani- 
schen Interessentenkreisen,  und  ein  Bild,  das  uns  vor  Augen  gekommen  ist, 
seigt'  japanische  Kriegsgewinnler,  die,  kniend  vor  dem  grotten  Götzen  Wilson, 
Weihrauch  verbrennen,  um  wieder  Stahl  zu  erhalten.  Die  Abhängigkeit  von 
Amerika  führte  zu  dem  Abschluß  des  Schiffahrtsabkommens,  durch  das  sich 
Japan,  soviel  wir  wissen,  verpflichten  mußte,  400000  Tonnen  seines  neu  zu 
bauenden  Schiffsraums  an  die  Entent«  abzugeben.  Japan  sind  also  in  gewisser 
Hinsicht  Ketten  angelegt  worden.  Das  taugt  aber  sehr  wenig  für  Japans  Po- 
litik. Um  seine  Politik  durchsetzen  zu  können,  muß  es  anabhängig  bleiben, 
namentlich  was  so  wichtige  Materialien  wie  Eisen  und  Stahl  anbetrifft.  Die 
Unabhängigkeit  suchte  nun  Japan  wiederzugewinnen,  indem  es  das  Ausbeutungs- 
recht der  Eisenlager  von  China  verlangt.  China  wird  wohl  nachgt'bcn  müssen: 
denn  es  handelt  sich  um  ein  zwingenoes  Naturbedürfnis  eines  großen  Staates, 
dem  sich  zu  widersetzen  China  zu  schwach  ist,  wenn  ihm  England  und  Amerika, 
deren  Interessen  dort  durchkreuzt  werden,  nicht  zu  Hilfe  kommen.  Beme^ken^- 
wert  ist,  daß  die  englische  Oeffentlichkeit  bis  heute  von  der  ganzen  Angelegen- 
heit nichts  erfahren  durfte,  obgleich  sie  sicherlich  an  ihr  das  größte  Interöae  bat. 

Der  niederländische  Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten  hai 
der  Zweiten  Kammer  der  Qeneralstaaten  mitgeteilt,  daß  der  uieder- 
ländisch-russische  Handelsvertrag  vom  '1./13.  September  1846 
von  der  Vorläufigen  Russischen  Regierung  am  11./24.  Oktober  1917 
gekündigt  worden  ist  und  zwölf  Monate  darauf  außer   Kraft  tritt. 

Die  Vorläufige  Russische  Regierung  hat  am  14.  Oktober  1917  den 
swiscfaen  Norwegen  und  Rußland  bestehenden  Handels-,  Schiff- 
fahrts-  und  Frcundscbaf  ts  ve  rtrag  vom  26.  April  (8.  Mai) 
1S38  gekündigt.  Infolgedessen  läuft  der  Vertrag  gemäß  seinem  Artikel  9 
mit  dem  13.  Oktober  1918  ab. 

Durch  Note  der  russischen  Gesandtschaft  in  Bern  vom  2.  November 
1^17  ist  der  am  26.  Dezember  1872  zwischen  der  Schweiz  und  Ruß- 
land abgeschlossene  Niederlas  su  ngs-  und  Handelsvertrag 
gekündigt  worden.  Der  Vertrag  wird  gemäß  Art.  12  nach  Ablauf  eines 
Jahres  erlöschen. 

Der  Außenhandel  Italiens  entwickelte  sich  (nach  dem  „W. 
N.  D.  Deutscher  üeberseedienst")  im  ersten  Halbjahr  1917  fol^nder- 
maßen : 

1.  Hfllbjahr 


Mill.  Lire 
Einfuhr 
Ausfuhr 

1915 
2400 
1400 

1916 

iyi7 
4100 

IIOO 

Einfuhrübersi 

■hl 

lU 

1000 

2900 

3000 

Wie  in  den  ,, Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwiit- 
echaft"  berichtet  wird,  zeigt  der  russische  Außenhandel  über  die 
europäische,  kaukasische  und  Schwarz-Meer-Grenze,  den  Handel  mit 
Finnland  eingerechnet,  im  ersten  Halbjahr  1917  eine  fortgesetzte  Ver- 
schlechterung der  Handelsbilanz  des  Landes.  Die  Einfuhr  hatte  während 
der  ersten  6  Monate  des  laufenden  Jahres  einen  Wert  von  589,05  Mill. 
Rbl.  gegen  470,56  Mill.  in  der  vorjährigen  Vergleichszeit.  Der  Wert 
der  Einfuhr  ist  also  um  118,49  Mill.  Rbl.  oder  um  25,2  v.  H.  gestiegen. 
Die   Ausfuhr    dagegen   ist    gleichzeitig   von    168,77    Mill.    auf    111,18 
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Mill.  Rbl.  gefallen.  Die  Abnahme  beträgt  57,59  Mill.  ßbl.  oder  34,2 
T.  H.  Die  Handelsbilanz  war  demnach  im  ersten  Halbjahr  1917  mit 
477,87  Mill.  Rbl.  passiv,  während  das  Passivum  im  ersten  Halbjahr 
1916  nur  301,79  Mill.  Rbl.  betrug.  Die  Verschlechterung  der  Handels- 
bilanz beläuft  sich  seither  auf  176,08  Mill.  Rbl. 

Die  nachstehende  Zusammenstellung  zeigt  die  Verteilung  der  Einfuhr  und 
der  Ausfuhr  auf  die  einzelnen  Warengruppen,  verglichen  mit  dem  Ergebnis  des 
ersten  Halbjahrs  1916: 

Einfuhr  Ausfuhr 

(in  1000  Rubel)  (in  1000  Rubel) 

Januar              Januar  Januar              Januar 

bi.i                      bis  bis                     bis 
Juni  1917         Juni  1916       Juni  1917         Juni  1916 

Lebensmittel                                 42148               49260  21  621               58  320 

Lebende  Tiere                                     188                     163  4                       65 

Rohstoffe  und  Halbfabrikate     200902             164560  72  99°             101061 

Ganzfabrikate                             345  817             256175  '6567                 932' 

Zusammen         58^055             470558  in  182             168767 

Wie  sich  aus  dieser  Zusammenstellung  ergibt,  entfällt  die  größte 
Einfuhrzunahme  auf  Ganzfabrikate,  die  eine  Zunahme  um  89,24  Mill. 
ßbl.  aufweisen.  Danach  kommen  die  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  mit 
36,34  Mill.  Rbl.  In  der  Ausfuhr  tritt  der  Rückgang  am  schärfsten  bei 
den  Lebensmitteln  in  Erscheinung;  er  beträgt  dort  36,70  Mill.  Rbl.  Aber 
auch  die  Ausfuhr  von  Rohstoffen  und  Halbfabrikaten  ist  stark  zurück- 
gegangen, nämlich  um  28,07  Mill.  Rbl.  Der  Wert  der  ausgeführten 
Gaaizfabrikato  ist  dagegen  um  7,25  Mill.  Rbl.  gestiegen. 

Ueber  den  Außenhandel  der  Türkei  im  zweiten  Halbjahr 
1916/17  berichten  die  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Land- 
wirtschaft" folgendes: 

Einfuhr:  aus  Bulgarien  Waren  im  Werte  von  8515  978,  Deutschland 
61383470,  Großbritannien  138751,  Frankreich  25442,  Griechenland  11875,  den 
Niederlanden  1046234,  Italien  7416,  Oesterreich-Ungarn  95  519231,  Persien 
1664495,  Rumänien  42  961280,  Rußland  775  563,  Schweden  2162,  der  Schweiz 
8678829,  Spanien  13465,  den  Vereinigten  Staaten  8919  und  anderen  Ländern 
im  Werte  von  199  939  Piaster,  also  insgesamt  221 053  049  Piaster.  Wie  aus  dem 
Vorgehenden  ersichtUch  ist,  nimmt  Oesterreich-UnKarn  in  bezug  auf  die  Einfuhr 
die  erste  Stelle  ein.  Die  Ausfuhr  betrug:  nach  Bulgarien  Waren  im  Werte 
von  15599492,  Deutschland  247  879  669,  den  Niederlanden  6723,  Oesterreich- 
üngarn  75  486338,  Rumänien  79560,  der  Schweiz  24  691,  den  Vereinigten 
Staaten  7730  und  nach  anderen  Ländern  1501610  Piaster,  demnach  insgesamt 
340585  813  Piaster.  In  bezug  auf  die  Ausfuhr  aus  der  Türkei  steht  Deutschland 
sc  erster  Stelle. 

Der  ,,W.  N.  D.  Deutschor  Ueberseedienst"  enthält  folgende  Angaben 
über  den   Außenhandel  französischer  Kolonien: 


(in  Mill.  frcs.) 

191.5 

1916 

Marokko 

Einfuhr 

143.» 

229,0 

Ausfuhr 

48,7 

81,» 

Tunis 

Einfuhr 

107 

«34 

Ausfuhr 

126 

119 

Franis.-Westafri 

ika 

Einfuhr 

71 

"7 

Ausfuhr 

81 

82 

Dahomejr 

Einfuhr 

11 

17 

Ausfuhr 

•3 

19 

1916 

1916 

10 

20 

i6 

i8 

5 

S 

z 

2 

5 

7 

11 

i6 

4 

5 

3 

4 

«4 

»3 

»4 

33 

2»4 

33S 

»47 

39i[ 

6 

7 

8 

lO 

lO 

1 1 

1 1 

1 1 

n 

34 

43 

6i 

—    768    — 

(in  Mill.  fro«.) 
Oninea  Kiofulir 

Ausfuhr 

Hant-86D(gal  et         Einfuhr 

Niger  An^fullr 

MittelkoDgo  Einftilir 

Ausfuhr 
Gabun  Einfuhr 

Autfubr 
R^OBion  Einfuhr 

Ausfuhr 
IndoohiDa  Einfuhr 

Ausfuhr 
Franz.- Oieanien        Einfuhr 

Auofubr 
Franz.- Guyana  Einfuhr 

Auffuhr 
Martinique  Einfuhr 

Anstuhr 

Auf  der  Tagung  der  deutsch-österreichisch-ungaxischen  WirtachaftB- 
yerb&ndc  in  Hambui^  wurde  am  16.  November  1917  folgende  Ent- 
schließung über  den  Ausbau  der  mitteleuropäischen  Wasser- 
straßen angenommen: 

„Die  deutsch-öeterreichisch-ungarischen  Wirtscliaftsverbände  Berlin-Wien- 
Budapest  betonen,  dali  nach  dem  Kriege  ungesäumt  zur  Herstellung  leistnngB- 
fihiger  Wasserstraßen-Verbindungen  jwrisi-hen  Deutsehland  und  Oesterreiai- 
Ungam  geschritten  werden  muß.  Als  wirtschaftlich  wichtigste  und  dringendste  Ver- 
bindung kommen  der  Elbe— Oder — Donau-  und  der  Rhein — Main — Donan- 
Kanal  in  Betracht.  Für  den  Großschiffahrtsweg  von  der  Elbe  nach  der  Donau 
ist  der  Kanal  Pardubitz — Preran  zum  Anschluß  an  den  Oder— Donau-Kanal  al.s 
beste  Lösung  anzusehen.  Damit  die  deutsche  Elbe,  deren  Schiffahrt  siisfa  in- 
folge der  seit  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  durchgeführten  Mittelwasaer- 
regelung  überaus  kräftig  entwickelt  hat,  den  Anforderungen  des  Verkehrs  auf  den 
künstlichen  Wasserstraßen  in  noch  vollkommenerer  Weise  gerecht  werde  und  als 
eine  gleichwertige  Fortsetzung  der  auf  österreichischem  Gebiet  zu  schaffenden 
Wasserstraßen  betrachtet  werden  könne,  ist  die  Niedrigwasserlegung  der  Elbe  auf 
das  schleunigste  zur  Durchführung  zu  bringen."  P.  Arndt 

V.  Versicherangsweseii. 

Inhalt:  1.  Pri vatversichernng.  Deutschland:  KoUektivpolice 
des  Vereins  Deutscher  Spediteure.  Neue  versicheningsgründungen.  Zur  itaat- 
lichen  Schlachtvieh  Versicherung.  —  Ausland:  Ergebnisse  der  österreichisch - 
ungarischen  Lebensversicherung  1916.  Die  österreichische  Versicherunesordiinng 
im  Justizausschuß.  Die  österreichische  Feuerversicherung  im  vierten  Kriegsjahr 
Neugründung  in  Bulgarien.  Rückversicherung  in  Frankreich.  Englische  Luft- 
fahrschadenversicherung. Staatliche  Kriegsversicherung  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Die  deutsche  Versicherung  in  Brasilien. 

2.  Sozialversicherung.  Deutschland:  Die  Landesversichemngs- 
anstalten  1917.  Großberliner  Krankenkassen.  Wohnungsfürsorge  in  der  Ange- 
stelltenversicherung. Aenderungen  in  der  Reichsversicherungsordnung.  Unfallver- 
«icherung  der  Betriebsbeamten.  —  Ausland:  Arbeitslosenversicherung  in  den 
Niederlanden. 

|]1.    Privat  Versicherung. 

Der  Verein  Deutscher  Spediteure  hat  mit  einer  Versiche- 
rungsanstalt eine  Police  vereinbart,  welche  hauptsächlich  zwei  Oefahren- 
punkte  umfaßt,  die  bisher  auf  dem  Spediteur  ungedeckt  lasten. 
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Der  Spediteur  ist  bei  der  Weitergabe  der  Inhaltsdeklaration  auf  dem  Fracht- 
briefe an  die  Angabe  seines  Kunden  gebunden.  Sind  diese  Angaben  wissentlich 
oder  unwissentlich  falsch  und  ergeben  sich  hieraus  hohe  Strafen  für  den  Spedi- 
teur, so  ist  dieser  im  Sinne  der  Eisenbahnverkehrsordnung  zur  Zahlung  ver- 
pflichtet, er  weiß  aber  nicht,  ob  die  finanzielle  Situation  seines  Auftraggebers  der- 
art ist,  daß  er  sich  regressieren  kann.  Des  ferneren  besteht  die  Gefahr,  daß 
beispielsweise  feuergefährliche  Artikel  in  den  Kolli  verpackt  sind,  daß  während 
des  Bahntransportes  Explosionen  stattfinden,  für  deren  Folgen  der  Spediteur 
haftet,  falls  er  im  Frachtbrief  nicht  die  entsprechenden  Angaben  gemacht  hat. 
Hat  sein  Auftraggeber  ebenfalls  diese  wichtigen  Angaben  zu  machen  unterlassen, 
so  liegen  die  Dinge  dann  gerade  so,  wie  für  den  Fall  einer  Falschdeklaration  im 
Frachtbriefe:  der  Spediteur  haftet  der  Bahn  mit  seinem  ganzen  Vermögen. 
Zweifelsohne  sind  diese  Gefahren  für  den  Spediteur  vorhanden,  wenn  auch  in  der 
Praxis  bisher  wenig  Fälle  bekannt  geworden  sind,  die  dartun,  daß  die  betroffenen 
Speditionsfirmen  den  ganzen  erwachsenen  Schaden  aus  eigenem  haben  tragen 
müssen.  Nichtsdestoweniger  kann  man  die  Aktion  des  Vereins  Deutscher  Spedi- 
teure nur  gutheißen  und  wünschen,  daß  sich  genügend  Interessenten  melden 
mögen,  damit  dieser  Versicherungsabschluß  zustande  komme.  Die  „Speditions- 
nnd  Schif fahrtszeitung"  beschäftigt  sich  mit  dieser  Angelegenheit  und  führt,  nach- 
dem sie  dargetan  hat,  welchen  Gefahren  der  Spediteur  ausgesetzt  ist  und  wie 
schwer  es  möglich  war,  eine  Versicherungsgesellschaft  zu  finden,  die  auf  die 
Wünsche  der  Spediteure  einging,  u.  a.  folgendes  aus:  „Nach  den  vereinbarten 
Versicherungbedingungen  beträgt  die  Gesamthöchstleistung  des  Versicherers  in 
jedem  einzelnen  Versicherungsfalle  für  Frachtzuschläge  und  Sachschäden  zu 
sammen  180000  M.  In  die  Versicherung  sind  nicht  eingeschlossen  Ansprüche 
bei  Frachtzusohlägen  von  weniger  als  300  M.  und  bei  Sachschäden  von 
10000  M.  und  weniger.  Denn  die  angestellten  Ermittlungen  haben  ergeben, 
daß  Sachschadendeckuneen  bis  zu  dieser  Höhe  durch  die  bei  den  Spediteuren 
übliche  Betriebshaftpflicntpolice  bereits  fast  allgemein  gedeckt  sind.  Wo  dies 
nicht  der  Fall  sein  sollte,  ist  bei  dem  Versicherer  auch  eine  Versicherung 
gegen  Sachschäden  von  300 — 10000  M.  und  nötigenfalls  auch  eine  Erhöhung 
der  Versicherungssumme  von  180000  M.  gegen  Prämienzuschlag  zulässig.  Die 
Selbstbeteüigung  des  Versicherten  bei  derartigen  Schäden,  die  allgemein  üblich 
ist,  konnte  in  recht  bescheidenen  Grenzen  gehalten  werden.  Der  Versicherte  hat 
im  einzelnen  Versicherungsfalle  nur  selbst  zu  tragen:  a)  Frachtzuschläge  von 
weniger  als  300  M.  und  b)  bei  höheren  Frachtzuschlägen  oder  Sachschäden  20  Proz., 
aber  höchstens  3000  M."  Schon  diese  wenigen  Angaben  genügen,  um  den  ver- 
sicherungskundigen Spediteuren  zeigen  zu  können,  daß  durch  die  gedachte  Kol- 
lektivversicherung den  Spediteuren  eine  große  und  drückende  Sorge  zu  mäßigen 
Prämien  abgenommen  werden  kann.  Die  Prämie  wird  nach  dem  jährlichen  Ge- 
samtaufwand an  Löhnen  und  Gehältern  berechnet,  den  der  einzelne  Versicherte 
für  seinen  Betrieb  im  vorhergegangenen  Kalenderjahre  —  erstmals  im  Jahre  1916  — 
aufwendete.  Wird  nur  oder  vorwiegend  Kontorpersonal  beschäftigt,  so  ist  als  Ge- 
samtaufwand das  Doppelte  des  Betrages  an  Gehältern  anzusetzen.  Die  Versicherten 
werden  in  vier  Blassen  eingeteilt,  die  jährliche  Prämie  beträgt  bei  einem  Gesamt- 
aufwand 

bis     M.     25  000     gleich     M.     20 

,,       >,      75000        .,         ..       SO 

„       „     150000        „         „     100 
über  ,,     150000        „         „     180 
Für  den  Beginn  dieser  Kollektiv  Versicherung  ist  der  1.  Januar  1918  in  Aussicht 
genommen. 

Den  Tageszeitungen  ist  zu  entnehmen,  daß  unter  der  Firma  Adler 
Transport-  und  Rückversicherungs-A.-G.  zu  Berlin  sin  neues  Ver- 
sicherungsunternehmen mit  2  Mill.  M.  Aktienkapital  erdichtet 
worden  ist.  Ferner  wird  gemeldet,  daß  die  Rheinische  Versicherungs- 
bank  Aktiengesellschaft  in  Köln  in  Uebereinstimmung  mit  der  Rheini- 
schen   Feuerversicherungs-Aktiengesellschaft    und    der    Kronprinz-Ver- 
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sicherungs-Aktiengesellschaft  unter  Genehmigung  der  Reichsbank  eine 
neue  Versicherungsgesellt^chaft  mit  10  Mill.  M.  Aktienkapital  errichtet, 
für  welche  vorlaufig  die  Firma:  Allgemeine  Versicherungs-Aktiengesell- 
ichaft  Köln  vorgesehen  ist.  Als  Betriebszweig  sind  die  Feuerversiche- 
rung, ferner  auch  Transportversicherung  und  sonstige  Zweige  in  Atm- 
sicht  genommen. 

Zu  den  Neugründungen  im  VerBicherungswesen  &ußert  sich  die 
„Frankfurter  Zeitung"  : 

In  vermehrter  Zahl  sind  im  Kriege  neue  VersichcrungiigesellBchafteii  auf 
▼erschiedenen  Gebieten  entstanden.  Vor  allem  war  dies  der  Fall  in  der  Trane- 
port-,  in  der  Feuer-  und  in  der  Rückversicherung.  Der  Wegfall  vieler  Vergiche- 
rungsgelegenheiten  im  Ausland,  teils  aurch  die  Einstellung  des  Betriebes  ane- 
ländischer  Gresellschaften  in  Deutschland,  teils  durch  Unterbindung  des  Verkehr» 
mit  dem  Ausland,  hat  in  Deutschland  eine  rege  Gründungstätigkeit  und  Zu- 
gammenschluübe\yegung  ausgelöst,  mit  dem  Endzweck,  die  Versicherungsmöglich- 
keit in  Deutschland  zu  erweitern  und  die  deutschen  Betriebe  möglichst  kriltig 
und  leistungsfähig  zu  machen,  damit  sie  in  der  Lage  sind,  in  die  durch  da«  Aus- 
scheiden ausländischer  Unternehmungen  entstandene  Lücke  einzuspringen  and 
allein  das  ihnen  angebotene  Risiko  zu  tragen.  Dieser  Zuwachs  an  Versicherungs- 
gelegenheit war  zweifellos  bis  zu  einem  gewissen  Umfange  begriiflenswert,  nament- 
Reh  im  Hinblick  auf  die  kommende  Friedenszeit;  ea  entsteht  aber  die  Frage,  ob 
darin  nicht  des  Guten  etwas  zu  viel  geschieht  und  ob  nicht  in  der  GrQnoungB- 
tätigkeit  der  Eifer  zu  groß  ist.  Denn  es  wird  sich  erst  zu  erweisen  haben,  ob  für 
die  Vielzahl  der  neu  geschaffenen  Unternehmungen  ausreichende  Gelegenheit  zur 
Uebernahme  entsprechender  Versicherungen  sich  bietet,  und  ob  nicht  durch  die 
gesteigerte  Konkurrenz  die  Gesellschaften,  besonders  junge,  sich  zur  Tragung  be- 
sonders gefahrvoller  Risiken  williger  veranlaßt  sehen  werden,  als  für  sie  gut  ist. 
Speziell  im  Rheinland  war  in  den  letzten  Jahren  die  Gründungstätigkeit  lebhaft 

Nach  Besprechung  des  Gründungsproepekts  der  Rheinischen  Gesellschaft 
heifit  es  dann  weiter: 

Das  sind  recht  optimistische  Auslassuneen,  deren  Berechtigung  erst  die  Zu- 
kunft zu  erweisen  haben  wird.  Ihnen  sind  unsere  einleitenden  Ausführungen 
ge>jenüberzuhalten.  Das  Risiko,  das  in  einer  derartigen  Häufung  von  neuen  Ver- 
sicherungsgesellschaften für  den  Beteiligten  liegt,  darf  keineswegs  übersehen  werden. 
Das  werden  sich  diejenigen  vor  Augen  halten  müssen,  die  sich  an  der  Neugrün- 
dung beteiligen  wollen. 

Der  Vorstand  der  Landwirtschaftskaromer  für  die  Provinz  Posen 
hat  sich  für  die  Einfühmng  der  staatlichen  Z  wan  gs- Schlacht- 
vieh Versicherung  ausgesprochen  unter  der  Voraussetzung,  1)  daß  der 
Versicherungsbeitrag  zu  gleichen  Teilen  von  den  Erzeugern  und  Ver- 
brauchern getragen  wird,  was  sich  dadurch  erreichen  laßt,  daß  bei  der 
amtlichen  Preiüsicherung  der  Fleischer  die  Hälfte  der  Versicherungs- 
gebühr zu  entrichten  hat;  2)  daß  die  Tiager  der  Versicherung  die 
Provinzialverbande  werden ;  3)  daß  den  Piovinzialverbanden  seitens 
der  Viehhandelsverbande  ein  Kapital  überwiesen  wird,  dessen  Zinsen 
die  Verwaltungskosten  der  Versicherungsanstalten  decken,  sowie  ein 
Kapitalstock,  der  als  Ausgleichsstock  in  den  ersten  Jahren  des  Be- 
stehens zu  dienen  hat;  4)  daß  die  Förderung  der  gemeinnützigen  Lebend- 
viehversicherung aus  Mitteln  der  Viehhandelsverbande  durch  die  Maß- 
nahmen zu  3  nicht  beeinträchtigt  wird. 

Dem  „Nationalökonom"  sind  über  die  Geschäf tsergebnisee 
der  österreichischen  Lebens  versicherungsgesellschaften 
1916  folgende  Feststellungen  zu  entnehmen  : 
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Die  österreichisch-ungarischen  Lebensversicherungsgesellschaften  weisen  für 
das  Jahr  1916  einen  Oeschäfts-  und  Zinsengewinn  von  31  Mill.  K.  aus, 
dem  allerdings  5''^  Mill.  K.  Kursverluste  gegenüberstehen.  Dieses  glänzende 
Ergebn  is  im  dritten  Jahre  des  Weltkrieges  zeigt  die  innere  Kraft  und  die  Kon- 
Bolidiertheit  unserer  Versicherungsinstitute,  welche  ohne  Schädigung  all  den  An- 
forderungen entsprechen  konnten,  die  der  Krieg  an  sie  stellte.  Die  vielen  Kriegs- 
Bterbefälle  konnten  bezahlt  werden,  der  anfänglich  eingetretene  Kurssturz  wurde 
überwunden,  die  großen  Mehrausgaben  für  die  Angestellten  herbeigeschafft.  Die 
vorzeitigen  Abfälle  von  Versicherungen  hielten  sich  in  engen  Grenzen,  so  daB 
für  das  Jahr  1916  nur  mehr  eine  Abnahme  des  Versicherungsbestandes  um  zirka 
23  Mill.  eintrat,  obgleich  160%  Mill.  für  fällige  Versicherungen  zur  Auszahlung 
gelangten  und  rund  200  Mill.  Versicherungssumme  durch  Rückkauf  abfiel. 

Unsere  Statistik  hat  seit  41  Jahren  Jahr  für  Jahr  Gelegenheit  gehabt,  pro- 
gressive Fortschritte  unserer  Gesellschaften  zu  verzeichnen,  insbesondere 
seit  Errichtung  des  Aufsichtsamtes  im  Ministerium  des  Innern,  welches  die  damals 
noch  zweifelhaften  Anstalten  zur  Fusion  oder  Liquidation  nötigte.  Von  den  im 
Jahre  1875  in  Oesterreich- Ungarn  bestehenden  20  Lebensversicherungsanstalten 
existieren  gegenwärtig  noch  13  und  die  Geschäftsentwicklung  während  dieser  41 
Jahre  zeigt  die  folgende  Aufstellung.     Es  betrugen  in  Kronen: 


1875        j          1895 

1914 

1915                   1916 

Zahl    der    Gesell- 

schaften 

20 

20 

42 

42 

44 

Neue   Abschlüsse 

86  557  290 

264013903 

743  583  806 

304  673  509 

375369933 

VersichiT.- Bestand 

588  579  600 

I  852  It)8  6i3 

6076  726043 

589'  545  '75 

5869147873 

Jahrpfprämicn 

24  407  646 

74388957 

27209(1023 

270  566  966 

293  336  643 

Fällige  Vi-rsicher. 

IG  552  282 

41  460829 

142601  457 

inS  621  051 

it'07'5  553 

Prfiniietireserven 

P37  708078 

501969445 

I  767282334 

1  849576808 

1  960614  325 

Erst  der  Weltkrieg  hat  die  Entwicklung  unterbrochen,  aber  selbst  das  Jahr 
1914  schloß  noch  mit  einem  allerdings  sehr  geringen  Geschäftszuwachs.  Das 
Jahr  1916,  worüber  diesmal  zu  berichten  ist,  verzeichnet,  wie  bereits  bemerkt, 
einen  Geschäftsrückgang,  der  jedoch  nicht  ganz  0,4  Proz.  der  Versicherungs- 
summen beträgt.  Der  Ueberschuß  war  der  höchste,  der  bisher  in  einem  Geschäfte- 
jahre erzielt  wurde. 

Die  24  österreichisch-ungarischen  Versicherungs-Aktiengesellschaften  haben 
in  allen  Branchen  an  Prämien  für  eigene  Rechnung  rund  400  Mill.  K.  im 
Jahre  1916  eingenommen  und  ihren  Aktionären  10588400  K.  an  Dividenden 
bezahlt  -  2,5  Proz.  der  Prämieneinnahmen.  Von  den  bezahlten  Dividenden 
lieferten  die  Zinsen  des  Aktienkapitals  und  der  Vermögensreserven  je  4  Mill. 
und  2.6  Mill.  =  0,7  Proz.  der  Prämien  lieferte  das  Geschäft.  Wie  wenig  infolge 
der  Kursverluste  die  Lebensversicherung  zu  den  Aktiendividenden  lieferte,  zeigen 
folgende  Zahlen  der  Aktiengesellschaften  in  Kronen : 


Geschäfis-  und 

(lavou 

Netto- 

dagegen 
Kurs- 

Gewinnanteile 

Zinsengcwinn 

der  Versicherten 

verluste 

1910 

12310473 

5  095  07 1 

7215402 

2  497019 

1911 

15  703  232 

6652397 

9050835 

6  778  786 

1912 

18962743 

7  066  843 

1 1  895  900 

22820687 

1913 

20011  736 

8  188031 

11  823  705 

II  219  506 

1914 

20157979 

6  190542 

J3  9&7  437 

12321  200 

1915 

19587658 

7  170 361 

12417  297 

6  123  295 

1916 

22  404  303 

7  662  234 

14  742  o6q 

6854085 

81 112645    6859457S 

Die  Aktiengesellschaften  haben  demnach  an  der  Lebensbranche  seit  7  Jahren 
insgesamt  12,5  Mill.  netto  gewonnen,  aber  auch  die  Versicherten  hätten  weit  mehr 
erhalten,  wenn  der  Gewinn  nicht  durch  die  Kursverluste  geschädigt  worden  wäre. 


—    77i    - 

Der  Rückgang  der  Gewinnanteile  für  die  Jahre  1915/16  erklärt  sich  au 
den  bedeutenden  Vorsichtareserven ,  welche  au8  dem  Ueber»chu88e  mit  Rück 
eicht  auf  Kriegsschäden  beseitigt  wurden. 

Von  dem  Reingewinn  des  Jahres  1916,  der  netto  25,8  MilL  K.  erreichte, 
erhielten  die  mit  Gewinnanteil  Versicherten  10,41  Mill.  zugewiesen,  wobei  nicht 
übersehen  werden  darf,  daß  in  üesterreich  ein  großer  Teil  der  Versicherten  auf 
Gewinnanteil  nicht  reflektiert  und  es  vorzieht,  von  vornherein  eine  billige  Prämie 
zu  entrichten.  Erst  im  letzten  Jahrzehnt  gelangten  mehr  Versicherungen  mit  Ge- 
winnanteil zur  Anwendung  und  dementsprechend  steigt  auch  die  Summe,  welche 
jährlich  den  Versicherten  zugewiesen  wird. 

Von  den  Einnahmen  wurden  für  die  Versicherten  verwendet  in 
Tausenden  Kronen: 


Ad  die  Versicherten 
Aiuiahlang    nach  Ableben 
„             infolge  Erlebens 
„              für  Renten 
„                „     Rückkäufe 
Prtmienreserveiuwacb« 
Gewinnanteile 

1916 
69626 
82459 
13  028 
19428 
104  593 
10413 

1914 
67  677 
64974 

9  95" 
'4536 
95464 

8790 

1910 

45  9*5 

5*34* 

8301 

14088 

98459 
6279 

Davon  ab  Ersätze  der  Rückveroichening 

300147 
16419 

*7i39» 
12634 

**5  394 
9  '47 

Anitgabcn  für  die  VcrsicherunK 
Prämien  für  eigene   Rechnung 

283  728 

*S4  7*7 

258758 
*4J3'o 

216247 
208098 

Zu  den  übrigen  Ausgabeposten  ist  wenig  zu  bemerken ;  die  Rückkäufe  und 
die  infolge  Todesfalles  rückerstatteten  Prämien  erforderten  19  427  700  K.  =  0,99 
Proz.  der  Prämienreserve. 

An  die  Rückversicherer  wurden  39  397  708  K.  =  13,4  Proz.  der  Prämienein- 
nahmen abgegeben,  um  7  731440  K.  mehr  als  im  Vorjahre;  davon  ist  mehr  als 
die  Hälfte  bei  der  Münchener  Rückversicherungs-Gesellschaft  rückgedeckt.  Die 
Ausgaben  für  Provision,  Kosten  und  Steuern  erforderten  44  274  829  K. 

Die  Prämienreserven  erhöhten  sich  um  104593271  K.;  die  gesamten 
Prämienreserven  betrugen  am  Jahresschlüsse  1961  Mill.  K.  Nach  Deckung  aller 
Bedürfnisse  verbleiben  31965  010  (27  210  295)  K.  Ueberschuß,  wovon  die  Ver- 
aicherten  10412853  (9  580835)  K.  als  Gewinnanteil  erhalten.  Dagegen  wurden 
5  229  805  (6  474  566)  K.  Kursverlust  ausgewiesen,  die  teilweise  aus  den  Kurs- 
reserven gedeckt  werden. 

Die  Quellen,  welche  den  Ueberschuß  bilden,  suchen  wir  im  nach- 
stehenden festzustellen,  wobei  wir  allerdings  teilweise  auf  Schätzungen  an- 
gewiesen sind,  nachdem  nicht  alle  betreffenden  Details  bekannt  sind. 

Es  ergaben  Glewinn  in  Kronen : 


1916 

1815 

1914 

1913 

1910 

a)  Geringere   Stcrbliohk. 

—2000000 

— 3000000 

9500000 

«33963*3 

10  761  640 

b)  Zinsübersohuß      nach 

Dotierung  d.  Prämien- 

reserve    mit     durch- 

schnittl.  4  Proz.  Zinsen 

18  400000 

17  200000 

14447  190 

14  448  122 

6600000 

c)   Kursgewinne 

—5  230  000 

—6  500000 

—  13966636 

—  12983235 

—2954  128 

d)  Prämienzuscbläge 

10380000 

12  000000 

4313284 

-558083 

—  I  021  898 

21  550000 

20700000 

14293838 

14303  127 

13  835  614 

Der  Ueberschuß  des  Jahres  1916  betrug  31,97  Mill.  K.,  wenn  man  die 
Kursdifferenzen  nicht  in  Rechnung  zieht;  er  ist  sodann  um  4"/,  Mill.  höher  als 
jener  des  Vorjahres.  Im  Gegensatze  zu  den  früheren  Jahren  haben  die  drei 
letzten  Jahre  für  Prämienzuschläge  ansehnlichen  Ueberschuß  geliefert.  Es  ist 
dies  eine  Folge  der  geringen  Neuproduktion,  wodurch  die  Anwerbespesen  erspart 
wurden. 
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Die  Hauptpositionen  der  Einnahmen  und  Ausgaben : 

Fällige  Ver-  üeber- 

Prämieneinnahmen        ™.  Kurs-        Sicherung  für  Prämien-        Schüsse 

„     . .        für  eigene         msen       Differenz     eigene  Rech-  reserven      inkl.  Kurs- 
Brutto      Rechnung                                                  nung  differenzen 

in  Millionen  Kronen  in  Jahresdurchschnitte 

1912       260,9s         236,«9  73,46        —26,19  116,94  1568,52         —0,59 

1914       272,70         243,81  81,45         -13,97  129,97  1767,28  14,29 

1916       294,1»         254,7s  94.8»        —  5iä8  «49.«»  1960,61  21,55 

üeber  das  Inkrafttreten  der  neuen  österreichischen  Ver- 
sicheruDgsordnung  haben  im  Justizausschuß  Erörterungen  statt- 
gefunden mit  dem  Ergebnis,  daß  das  Gesetz  in  zweiter  und  dritter 
Lesung  zum  Beschluß  erhoben  worden  ist,  so  daß  das  Inkrafttreten 
zum  1.  Januar  1918  vermatlich  wird  erfolgen  können. 

Der  „Wiener  Zait"  wird  aus  Fachkreisen  über  die  Feuerver- 
Bicherung  im  vierten  Krieg.sjahr  geschrieben: 

Die  Feuerversicherungsgesellschaften  in  Oesterreich-Üngarn  —  und  merk- 
würdigerweise auch  in  den  meisten  Ländern  Europas  —  konnten  das  Jahr  1916 
zu  einem  ihrer  günstigsten  seit  längerer  Zeit  zählen.  Im  laufenden  Jahre  änderte 
sich  jedoch  plötzlich  die  Lage.  Aut  dem  Gebiete  der  Industrie  mehrten  sich  die 
Schäden  sehr  stark.  Die  Rohstoffe,  die  sie  verarbeiten,  das  Schmier-,  Putz-  und 
Beleuchtung.söl  haben  sich  verschlechtert,  ein  Teil  der  alten  geschulten  Arbeiter  ist 
eingerückt,  und  ihre  Stellen  werden  von  oft  unerfahrenen  Leuten  und  Frauen 
eingenommen.  Zugleich  haben  neue  Fabrikationsmetboden  ein  erhöhtes  Risiko 
geschaffen,  wie  zum  Beispiel  das  Vermählen  von  Maiskolben  in  den  Mühlen,  das 
Benzinextraktionsverfahren  in  den  Gerbereien  usw.  Auch  die  Verwendung  von 
feindlichen  Kriegsgefangenen,  die  Anhäufung  von  Waren  in  ungeeigneten  Räumen 
haben  die  Feuersgtfahr  erhöht.  Ein  Teil  der  freiwilligen  Feuerwehrleute  liegt 
im  Felde,  und  die  Kriegsindustrie  erhöht  bei  ihrem  aufs  höchste  gespannten  Be- 
trieb die  Feuersgefahr.  Unter  solchen  Umständen  war  eine  Zunahme  der  Schäden 
zu  erwarten,  und  da  die  Versicherungsgesellschaften  eine  durchgreifende  Er- 
höhung der  Prämien  vermeiden  wollen,  so  erörtern  sie  die  Frage  einer  Erhöhung 
der  Policengebühren,  die  sie  mit  den  gesteigerten  Geschäftskosten  für  Druck, 
Papier,  Porto  und  mit  der  Vermehrung  der  ßeamtengehalte  durch  Teuerungs- 
zulagen sowie  der  Steuern  begrüuden.  Von  anderer  Seite  wird  dagegen  die 
Meinung  laut,  daß  die  Versicherungsu:e,'<ellschatten  besser  täten,  erst  abzuwarten, 
wie  sich  die  Verhältnisse  nach  dem  Frieden  gestalten  werden,  um  dann  nicht 
neuerdings  mit  den  Aenderungen  hervorzutreten,  die  das  Publikum  beunruhigen. 
Die  in  einer  Konferenz  der  Feuerversicherungsgesellschaften  in  Budapest  jüngst 
gefaßten  Beschlüsse  sind  bestimmt,  der  neuen  Sachlage  Rechnung  zu  tragen. 

In  Bulgarien  wird  eine  Versicherungsgesellschaft  mit  unga- 
rischem Kapital,  die  alle  Zweige  des  Versichening.sgeschäfts  betreiben 
soll,  gegründet.     Das  Aktienkapital  beträgt  4  Mill.  Leva. 

Ueber  das  Rückversicherungsgeschäft  in  Frankreich 
meldet  die   „Oesterreichische  Versicherungszeitung"  : 

„Auch  die  französischen  Rückversicherunggesellschaften  haben  im 
Kriege  eine  bedeutende  Erhöhung  ihrer  Prämioneinnahmen  zu  ver- 
zeichnen gehabt.  Die  Societö  anonyme  des  reassurances  contre  l'in- 
cendie  and  ihre  Tochteranstalt,  die  Reassurance  uouvelle,  verzeichnen 
eeit  1013  folgende  steigende  Entwicklung  in  ihren  Prämieneinuahmen 
für  eigene  Reciinung: 

Jahrb.  f.  NationalSk.  u.  Stat.,  Volkswirtsch.  Chronik.  1917.  LH 
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Brstere  GesellBcbaft  verfügt  über  Oewinnreserven  in  der  Höhe  von 
4  Will.  frcs.  und  ttber  eine  Gewinnreserve  von  2  2(X)0O0  frca.,  letztere 
über  eine  Gewinnreserve  von  820 ÜÜO  frcs.  und  über  eine  Spezialreserve 
von  450  (XX)  frcs." 

Englischen  Blattern  ist  zu  entnehmen,  daß  infolge  der  Luft- 
angriffe sehr  viele  Lebens-  und  Eigentums  versicher  u  n  gen  bei 
Lloyds  und  anderen  Versicherungsgesellschaften  abgeschlossen  wurden. 
Die  Prämie  für  Versicherungen  gegen  Waren-  und  Gebäudezerstö- 
rungen durch  Luftangriffe  beträgt  für  London  und  Bezirk  6  sh  bis 
7  sh  6  d  für  100  £,  für  die  Midlaiids  und  Westengland  ungefähr  5  sh. 
Für  Schiffsladungen  in  der  Norlsee  ist  der  Satz  jetzt  8  Proz.  gegen 
9  Proz.  vor  einigen  Wochen.  Der  höchste  Satz  ist  gegenwärtig  15  Pros, 
für  die  Linie  Skandinavien — MitteUneer,  der  niedrigste  1  Proz.  für 
Fahrten  zwischen  Indien  und  dem  fernen  Osten  nach  der  Westküste 
Nordamerikas  und  zurück. 

Wie  „Commercial  and  Financial  Chronicle"  meldet,  ist  ein  Oesets- 
entwurf  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  in  Vorbereitung, 
wonach  jeder  Old/Aer  und  Gemeine  monatlich  mindestens  15  $  und 
höchstens  die  Hälfte  der  Löhnung  beisteuern  sollen,  wogegen  der  Staat 
auch  verschieden  abgestufte  Beiträge  leistet.  Als  Gegenleistung  sollen 
fUr  die  Zeit  der  Kriegsteilnahme  Familienunterstützungen  gewährt 
werden,  für  den  Fall  des  Todes  oder  Erwerbsunfähigkeit  eine  monat- 
liche Rente,  die  sich  nach  deu  Familienverhältnissen  richtet  (für  eine 
kinderlose  Witwe  30  $,  für  solche  mit  einem  Kinde  40  $,  mit  zwei 
Rindern  50  $).  Ueberdies  solle  jedem  Eingerückten  innerhalb  120 
Tagen  nach  Einschreibung  in  die  Listen  vorbehalten  sein,  eine  Lebens- 
versicherung zu  beantragen.  Der  Beitrag  beträgt  8  $  pro  Person 
und  Jahr, und  1000  $  Versicherungssumme.  Das  Ganze  ist  also  eine 
kurzfristige  Invaliditäts-  und  Lebensversicherung,  deren  Grundlage  aber 
wohl  eine  sehr  schwankende  ist.  Das  Projekt  bedeutet  den  Anfang 
einer  staatlichen   Lebens-  und  Unfallversicherung. 

Ueber  das  deutsche  Versicherungsgeschäft  in  Brasilien  liegt  die 
Meldung  vor,  daß  durch  ein  Dekret  der  brasilianischen  Regierung  der  Be- 
trieb der  deutschen  Versicherungsgesellschaften  in  Brasilien  eingestellt 
wird.  Dabei  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  das  verhältnismäßig  noch  junge 
Geschäft  deutscher  Gesellschaften  in  Brasilien  noch  keinen  großen  Um- 
fang angenommen  hatte,  so  daß  also  die  brasilianische  Maßnahme,  so  be- 
dauerlich und  unberechtigt  sie  ist,  von  keiner  weittragenden  Bedeutung 
für  die  deutschen  Unternehmungen  ist.  Soweit  wir  unterrichtet  sind, 
haben  von  den  deutschen  Feuerversicherungsgesell.-^chaften  in  Brasilien 
gearbeitet:  die  Aachen- Münchener,  die  Mannheimer,  die  Hamburg- 
Bremer  und  die  Norddeutsche,  während  in  der  Transportversicherung 
so  ziemlich  alle  großen  Gesellschaften  Beziehungen  zu  Brasilien  hatten. 
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2.  Sozialversicherung. 

Dem  „Reichsanzeiger"  ist  zu  entnelimeD,  daß  nach  einer  im  Reichs- 
versicherungsamt  gefertigten  Zusammenstellung  bis  einschließlich  30.  Sep- 
tember von  den  31  Laudesversicherungsanstaltea  und  den  10  Sonder- 
anstalten 2  657  262  Invalidenrenten,  326 7U5  Krankenrenten, 
709  720  Altersrenten,  68  303  Witwen-  und  Witwerrenten,  3151 
Witwenkraükenrenten,  364  3B6  Waisenrenten  (Rente  an  Waisenstanim), 
170  Zusatzrenten  bewilligt  worden  sind,  von  denen  am  1.  Oktober  1917 
noch  1005970  Invalidenrenten,  74(187  Krankenrenten,  210484  Alters- 
renten, 51  152  Witwen-  und  Witwerrenten,  1930  Witwenkrankenrenten, 
339  266  Waisenrenten,  121  Zui^atzrenten  liefen.  Im  letzten  Viertel- 
jahr bat  sieb  der  Bestand  an  Altersrenten  um  7069,  an  Krankenienten 
um  2423,  an  Witwen-  und  Witwerrenten  um  3609,  an  Witwenkranken- 
renten um  108,  an  Waisenrenten  um  20859,  an  Zusatzrenten  um  17 
erhöht  und  der  Bestand  an  luvalidenrenten  um  5213  vermindert.  Bis 
einschließlich  30.  September  1917  ist  Witwengeld  in  118988  Fällen 
(davon  entfallen  7986  auf  das  letzte  Vierteljahr)  und  Waisenaussteuer 
in  7747  Fällen  (davon  entfallen  908  auf  das  letzte  Vierteljahr)  be- 
willigt worden. 

Die  Zahl  der  versicherungspflichtigen  Mitglieder  von  232  Groß- 
Berliner  Krankenkassen  ist  weiter  gestiegen  und  hat  nunmehr 
die  Zahl  von  IY4  Million  überschritten.  Bei  den  28  allgemeinen  Oits- 
krankenkassen  sind  allein  in  14  Tagen  tiber  6000  weibliche  Mitglieder 
mehr  eingeschrieben.  Auch  bei  den  201  gewerblich  gegliederten 
Krankenkassen  ergibt  sich  eine  erhebliche  Zunahme  um  mehrere  Tausend, 
in  der  Mehrheit  Frauen  und  Mädchen.  Die  stärkste  Entwicklung  zeigt 
wieder  die  Metall-  und  Maschinenindustrie,  dann  die  Holz-  und  Schnitz- 
stoffindustrie,  ferner  dann  die  städtischen  Betriebe  und  das  Diuckeiei- 
gewerbe.  Die  Zahl  der  Arbeitslosen  ist  gering.  Ende  Oktober  dieses 
Jahres  waren  nur  923  gemeldet,  hauptsächlich  vom  Veiband  der  Buch- 
binder und  meistens  nur  Frauen  Der  Arbeitsmarkt  ist  für  männliche 
Arbeitsiiräfte  günstig,  die  Nachfrage  nach  weiblichen  Aibeitskräften 
ist  zurückgegangen.  Der  Verein  Berliner  Metallindustrieller  meldete 
in  einer  Woche  bei  1565  offenen  Stellen  1 169  Besetzungen,  der  Metall- 
arbeiterverband bei  169  offenen  Stellen  99  Besetzungen.  Wieder 
wurden  in  reichlichem  Maße  Arbeitskräfte  für  Erd-  und  Bauaibeiten, 
für  Kohlentiansporte  und  im  Speditionsgewerbe  verlangt.  Die  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise  in  Groß- Berlin  veimittelten  in  den  letzten 
14  Tagen  über  10000  Arbeitskräfte,  darunter  6000  weibliche.  Die 
Zahl  der  Stellensuchenden  belief  sich  auf  rund   16000. 

Die  Reichsversicherungsanstalt  für  Angestellte  sucht 
sich  auf  dem  Gebiet  der  Wohnungsfürsorge  zu  betätigen.  Der 
Verwaltungsrat  hat  sich  in  folgendem  Beschluß  zur  Wohnungsfrage  ge- 
äußert : 

Der  Verwaltungsrat  begrüßt  die  Absicht  des  Direktoriums,  durch  Hereabe 
umfangreicher  Mittel  zu  dem  landesüblichen  Zinsfuß  die  zu  erwartende  Woh- 
nungsnot zu  bekämpfen,  und  billigt  es  durchaus,  daß  eine  Ermäßigung  des  Zins- 
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fufies  auch  dann  eintreten  kann,  wenn  durch  Erstellung  von  neuen  Wohnungen 
die  Wohnungsverhältnisse  der  Versicherten  der  Anstalt  nur  mittelbar  beeinfluttt 
werden,  in  erster  Linie  soll  jedoch  nach  wie  vor  der  Kleinwobnungsbau,  soweit 
er  den  versicherten  Angestellten  unmittelbar  zugute  kommt,  gefördert  werden. 
Der  Verwaltungsrat  erwartet  vom  Direktorium,  daß  die  Reichsversicherung«- 
anstalt  nichts  unterlassen  wird,  was  der  drohenden  Wohnungsnot,  die  zu  einer 
Schädigung  der  Volkegeaundheit  und  der  Volksentwickiung  führen  muß,  ent- 
gegenwirken kann. 

Uebjr  geplante  Aenderangen  in  der  Beiohsversicha- 
rnngsordnung  berichtet  der  „V'orwärta": 

Die  Aenderung  der  Reichsversicherungsordnung  betraf  eine  Konferenz,  die 
in  den  letzten  Tagen  im  Keicbsamt  des  Innern  stattfand.  Anwesend  waren  Ver- 
treter verschiedener  Reichsbehörden  und  der  fünf  großen  Krankenkassen  haupt- 
verbände. Verhandelt  wurde  über  die  Erhöhung  der  tür  die  Pflichtversicherung 
der  Angestellten  wie  Handlungsgehilfen  usw.  maßgebenden  Höchstgrenze 
des  J  anresarbeits  verd  ie  nstes  von  2500  M.,  wobei  auch  dem  Reiciu- 
amt  des  Innern,  diese  Erhöhung  als  unvermeidlich  bezeichnet  wurde.  Die  R^e- 
rung  wäre  zu  einer  entsprechenden  Verordnung  bereit  (insbesondere,  wenn  sie 
Tom  Reichstage  dazu  autgefordert  würde),  doch  sollen  zunächst  die  Aerztever- 
bände  zu  einem  Gutachten  aufgefordert  werden.  Einstimmigkeit  herrschte  auch 
über  die  sodann  besprochene  unerläßliche  Erhöhung  des  Uöchstttatzes  des  an- 
rechnungsfähigen Tagesentgelts  und  des  Grundlohnes  über  5  und  6  M.  binana. 
Es  wird  kein  Bedenken  getragen,  die  Erhöhung  auf  8  und  10  M.  vorzuschreiben. 
Hierdurch  wird  es  möglich,  von  den  gutentlohnten  V^ersicherten  höhere  Beiträge 
einzuheben  und  ihnen  höheres  Krankengeld  zu  gewähren.  Im  weiteren  wird  ül^r 
die  Zulassung  von  Mehrleistungen  gesprochen,  die  in  der  Reichs  Versicherungs- 
ordnung, nicht  aber  in  anderer  Form  und  Höhe  vorgesehen  sind.  Es  handelt 
sich  dabei  in  der  Hauptsache  um  die  Erhöhung  des  Krankengeldes  durch  Teue- 
rungszulagen nach  feststehenden,  gleichen  Sätzen,  sowie  um  Zulagen  nach  der 
Zahl  der  Kinder.  Auch  hier  zeigte  die  Regierung  Entgegenkommen.  Allerdings 
würde  eine  Regelung  durch  Bunoesratsverordnung  unerläßlich  sein,  da  das  Reichs- 
Tersicherungsaint  in  der  Frage  der  ungleichmäßigen  Zuschläge  andere  Meinung 
vertritt.  Zur  Sicherung  der  Beschlußfähigkeit  der  Kassenorgane  infolge  Ein- 
ziehungen zum  Kriegs-  und  Hilfsdienst  war  von  dem  , nationalen'  Gesamtver- 
yerbuud  Deutscher  Krankenkassen  vorgeschlagen  worden,  durch  Ernennung  von 
Vertretern  durch  die  Versicherungsärater  einzugreifen.  Uierg^en  erhob  aber  der 
Hauptverband  der  Ort^krankenkassen  Widerspruch.  Die  Frage  bleibt  deshalb 
offen.  Nachdem  auch  über  einige  streitige  Punkte  aus  der  Reichswochenhilfe 
gesprochen  ^  worden  war,  die  von  Regierungsvertretein  zufriedenstellende  Auf- 
klärung fanden,  verhandelte  man  über  das  Verfahren  bei  Satzungsänderungen 
über  Mehrleistungen,  die  vor  Erlaß  des  Nofgesetzes  zur  Sicherung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Krankenkassen  noch  nicht  eingeführt  waren.  En  herrscht  üebier- 
einstimmung  daiüber,  daß  es  hier  einer  Satzungsänderung  mit  dem  in  der  Reichs- 
versicherungiiOrJnung  vorgesehenen  Verfahren  bedarf.  Erwünscht  ist  eine  Ver- 
einfachung in  der  Weise,  daß  die  Mitwirkung  des  Ausschusses  der  Kasse 
fortfällt.  Weiter  wurde  darüber  gesprochen,  wie  den  bei  ihrer  Krankenkasse 
weiterversicherten  Kriegsteilnehmern  bei  Beurlaubung  zur  Rüstungsindustrie  die 
Weiterversicherung  bei  der  alten  Kasse  erhalten  bleibt.  Die  Krankenkassen- 
verbände  halten  hier  eine  neue  Verordnung  für  wünschenswert,  die  dem  8  6  der 
Verordnung  über  Krankenversicherung  aus  Anlaß  des  vaterländischen  Hilfsdienstes 
nachgebildet  ist.  Nach  dem  Noigesetz  zur  Sicherung  der  Leistungsfähigkeit  der 
Krankenkassen  dürfen  diese  nicnt  mehr  als  4'',  Proz.  als  Kassenbeitrag  vom 
Durchschnittslohn  des  Versicherten  erheben.  Das  Reichsamt  des  Innern  stellt 
eine  Bundesratsverordnung  in  Aussicht,  die  den  Kassen  ermöglicht,  höhere  Bei- 
träge nach- Maßgabe  der  Reichsver.-sicherungsordnung  zu  erheben.  Den  letzten 
Punkt  der  Aussprache  bildete  die  Frage,  wie  die  statutarische  Versicherung  der 
Hausgewerbetreibenden  während  des  Krieges  gefördert  werden  kann.  Das 
Reichsamt  des  Innern  verspricht  sich  hier  von  einer  Anordnung  nichts.  In 
Preulien  seien  auch  bereits  in  allen  Orten,  wo  das  Hausgewerbe  in  Frage  kommt, 
Ortsstatute  erlassen   worden.    Rückständig  sei  nur  das  Königreich  Sachsen,  wo 
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die  Unternehmer  Einspi-uch  erhoben  haben.  Die  Kassenrerbände  wünschen 
ichließlich  noch,  daß  ihnen  in  Zukunft  die  Verordnungen  im  Entwurf  vorgelegt 
werden,  damit  nicht  Bestimmungen  aufgenommen  werden,  die  unverständlich  und 
undurchführbar  sind. 

Der  Bundesrat  hat  verordnet,  daß  die  Vorstände  der  Berufsge- 
nossenschaften die  Versicherungspflicht  aufBetriebsbeamte 
erstrecken  können,  deren  Jahresarbeitsverdienst  den  in  der,  Reichs  Ver- 
sicherungsordnung oder  in  der  Satzung  oder  Nebensatzung  für  die 
Grenze  der  Versicherungspflicht  vorgesehenen  Betrag  übersteigt,  falls 
ein  dahin  gehender  Beschluß  des  Vorstandes  die  Genehmigung  derjenigen 
Behörde  erhält,  welche  die  Satzung  zu  genehmigen  hat.  Die  nächste 
Genossenschaftsversammlung  kann  den  Beschluß  außer  Kraft  setzen. 
Der  Beschluß  tritt  ferner  mit  dem  Ende  des  Jahres  außer  Kraft,  das 
auf  das  Jahr  folgt,  in  welchem  der  Friede  geschlossen  ist.  Maßgebend 
für  diese  Verordnung  war  die  Tatsache,  daß  die  gesetzliche  Grenze  für 
die  Unfallversicherung  für  Betriebsbeamte  mit  den  gegenwärtigen  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  nicht  immer  in  Einklang  steht,  so  daß  zahl- 
reiche Betriebsbeamte,  die  früher  versichert  waren,  jetzt  infolge  der 
Ueberschreitung  des  Jahresarbeitsverdienstes  von  5000  M.  voraussicht- 
lich nur  vorübergehend  aus  der  Versicherung  herausfallen.  Um  den 
zeitraubenden  und  umständlichen  Weg  einer  Satzungsänderung  durch 
Beschluß  der  Genossenschaftsversammlung,  von  dem  bereits  früher  eine 
Anzahl  von  Berufsgenossenschaften  Gebrauch  gemacht  hat,  zu  ersparen, 
hat  der  Bundesrat  das  Recht  zur  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht 
den  Vorständen  der  Genossenschaften  unter  den  oben  mitgeteilten  Ein- 
schränkungen eingeräumt.  Die  Verordnung  selbst  entspricht  den  Kriegs- 
verhältnissen, soll  also  auch  nur  so  lange  Geltung  besitzen,  als  die 
durch  den  Krieg  bedingten  besonderen  Umstände  vorliegen. 

Ueber  die  Arbeitslosenversicherung  in  den  Nieder- 
landen ist  dem  "„Reichs- Arbeitsblatt"  folgende  Darstellung  zu  ent- 
nehmen : 

In  den  Niederlanden  ist  durch  königlichen  Erlaß  vom  19.  Öeptember  191t), 
betreffend  den  Arbeitslosenversicherungs-  und  Arbeitsvermittlungsdienst,  im  Haag 
ein  „Amt  für  Arbeitslosenversicherung  und  Arbeitsvermittlung"  errichtet  worden. 
Der  Geschäftskreis  dieser  Behörde  erstreckt  sich  auf  Förderung  der  Arbeitslosen- 
versicherung durch  Unterstützung  von  Arbeitslosenkassen  mit  Geldzuschüssen 
und  auf  andere  Weise;  der  neugeschaffenen  Stelle  liegt  auch  die  Vorbereitung 
und  Durchführung  der  gesetzlichen  Regelung  der  Arbeitslosenversicherung  ob. 
Die  Aufgaben  der  Arbeitsvermittlung  bestehen  in  der  geldlichen  wie  der  ander- 
weitigen Förderung  des  Arbeitsvermittlungswesens  einschließlich  der  zwischen- 
örtlichen und  zwischenstaatlichen  Arbeitsvermittlung,  ferner  in  der  Leitung  der 
letzteren  und  der  von  Zentralstellen  allgemeiner  Art  für  besondere  Gewerbe- 
iweige;  außerdem  gehört  auch  die  Vorbereitung  und  Durchführung  der  gesetz- 
lichen Eegelung  der  Arbeitsvermittlung  in  den  Bereich  der  Obliegenheiten  des 
neuen  Amtes.  Schließlich  kommt  noch  die  Bearbeitung  aller  Fragen  in  Betracht, 
die  mit  der  Verhütung  und  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  oder  der  Linderung 
ihrer  Folgen  in  Verbindung  stehen. 

Zunächst  sind  durch  einen  königlichen  Erlaß  vom  2.  Dezember  1916,  mit 
dessen  Ausführung  das  neue  Amt  betraut  ist,  allgemeine  Regeln  für  die  Gewäh- 
rung von  öffentlichen  Unterstützungen  an  Arbeitslosenkassen  aufgestellt  worden. 
Danach  können  Arbeiter-  und  Angestelltenvereinigungen,  welche  Unterstützungs- 
kassen eingerichtet  haben  mit  dem  Zwecke,  ihren  Mitgliedern  bei  unfreiwilliger 
Arbeitslosigkeit  eine  Unterstützung  aus  den  gezahlten  Beiträgen  zu  sichern,  vom 
Staat  und  von  den  Gemeinden  Zuschüsse  erhalten,  vorausgesetzt,  daß  die  Satzungen 
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dieser  Kassen  vom  Minister  genehmigt  worden  sind  und  bestimmten  von  ihm  ge- 
stellten Anforderungen  entsprechen.  Der  zuständige  Minister  ist  der  Wasserbau- 
minister. 

Der  ZuscbuU  wird  zur  Hälfte  vom  Staat  und  zur  Hälfte  von  jenen  Uemeindeu 
getragen,  in  welchen  die  Mitglieder  der  Arbeitslosen ka.ssi;  wohnen.  In  Frage  kom- 
men 42  bestehende  Versicherungskassen  aller  grötter^-n  (iewerkschaften  Hollands. 

Die  Höhe  der  Unterslützung  soll  in  der  Kegel  hikhsitens  100  v.  H.  der  Bei- 
träge betragen,  die  zur  Auszahlung  von  UntersiützunKen  seitens  der  Mitglieder 
der  ArbeitsTosenkasse  eingezahlt  worden  sind.  Der  Zuschuß  kann  aber  auch,  wenn 
vorübergehende  auBergcwöhnliche  Umstände  dies  erfoidern .  höher  festgesetzt 
werden.  Erstreckt  sich  die  Tätigkeit  einer  Arbeitslusenkasse  über  mehrere  Ge- 
meinden, so  haben  alle  diese  Gemeinden  im  Verhältnis  zu  den  tataäeblich  ein- 
gelaufenen Beiträgen  der  innerhalb  ihres  Gebietes  wohnhaften  Mitglieder  beizutragen. 

Der  Zuschuß  wird  vom  Vorstande  der  betreffenden  Arbeiter-  oder  Ange- 
stelltenversicherung verwaltet  und  ist  mit  Ausnahme  der  für  unmittelbare  Zah- 
lungen notwendigen  Gelder  vom  Vorstande  anzulegen ;  die  Anlagen  sind  dem 
Minister  jährlich  in  einem  Verzeichnis  namhaft  zu  machen. 

Der  Anspruch  auf  eine  l^nterstützung  kann  vom  Minister  zurückgesogen 
werden,  wenn  sich  herausstellt,  daU  entgegen  der  Satzung  der  Arbeitslosenkaaae 
oder  des  Erlasses  vom  2.  Dezember  1916  bzw.  der  zu  seiner  Ausführung  erlassenen 
Vorschriften  oder  Entscheidungen  gehandelt  wird,  oder  wenn  sich  erweist,  d«A 
die  vom  Vereinsvorstande  ausgeübte  Aufsicht  ungenügend  ist. 

Die  Satzung  der  Kasse  nat  die  Höhe  der  Mitgliederbeiträge  festzusetzen. 
Die  Beiträge  müssen  hinreichend  sein,  um  zusammen  mit  dem  zu  erhaltenden 
Zuschufi  den  Mitgliedern  die  Unterstützung  zu  gewähren,  die  in  der  Satzung 
der  Elasae  vorgeschrieben  ist;  atißerdem  muU  ein  genügender  Betrag  zur  Unter- 
stützung bei  außergewöhnlicher  Arbeitslosigkeit  zurückgelegt  werden  können. 

Der  Vorstand  des  unterstützten  Vereins  entscheidet  von  Fall  zu  Fall,  ob 
und  welche  Unterstützung  gewährt,  bzw.  ob  die  gezahlte  Unterstützung  fortgesetzt 
werden  soll.  Es  ist  hiervon  dem  Vorstande  jener  Gemeinden  Mitteilung  zu 
machen,  in  der  der  Unterstützte  am  ersten  Tage  der  Unterntützungswoche  seinen 
Wohnsitz  hat.  Trägt  der  Gemeindevorstand  B^enken  gegen  den  linterstützun«- 
beschluß,  so  hat  er  dies  dem  Vereinsvorstande  mitzuteilen,  und  es  darf  dem  ne- 
treffenden Arbeitslosen  bis  auf  weiteres  keine  Unterstützung  gewährt  werden.  Der 
Vereinsvorstand  ist  befugt,  Berufung  beim  Minister  einzulegen,  der  nach  An- 
hörung eines  dreigliedrigen  Ausschusses  entscheidet.  Diesem  Ausschuß  gehören 
als  Mitglieder  je  ein  Vertreter  des  Staates  und  der  Gemeinde  sowie  der  Vereine  an. 
Vorsitzender  und  zugleich  Mitglied  ist  der  Vorsitzende  des  Beratungsausschnsaes, 
der  dem  Minister  als  Beirat  zur  Ausführung  dieses  Erlasses  beigegeben  wird. 

Gehört  jemand  der  Arbeitslosen kasse  einer  unterstützten  Vereinigung  und 
gleichzeitig  einer  oder  mehreren  Arbeitslosenkassen  von  nicht  unterstützten  Ver- 
einigungen als  Mitglied  an,  so  dürfen  die  gesamten  täglichen  Unterstützungen 
70  V.  H.  seines  durchschnittlichen  Tagesverdienstes  nicht  übersteigen. 

Kassenmitgliedern,  die  in  (iemeinden  wohnen,  welche  die  in  dem  Erlaß  vor- 
eesehene  Regelung  nicht  angenommen  haben,  darf  aus  der  Arbeit8losenkas.se  keine 
höhere  Unterstützung  als  höchstens  die  Hälfte  jenes  Betrages  ^währt  werden, 
der  in  der  Kassensatzung  für  Mitglieder  in  Gemeinden,  welche  die  Regelung  an- 
genommen haben,  festgesetzt  ist. 

Die  Aufsicht  der  Versicherungskasse  ist  dem  Gemeindevorstand  übertragen 

Der  Beratungsausschuß,  der,  wie  der  Erlaß  festsetzt,  dem  Minister  als  lie- 
ratungsbehörde  beigegeben  wird,  besteht  aus  wenigstens  12  Mitgliedern  und  eben- 
soviel Stellvertretern,  die  vom  Minister  auf  3  .lahre  je  zur  Hälfte  aus  Vertretern 
der  unterstützten  Vereinigungen  und  Vertretern  des  Staates  und  der  Gemeinden 
ernannt  werden.  Vor  Ernennung  der  Vertreter  der  unterstützten  Vereinigungen 
sind  die  Vorschläge  der  Vorstände  der  Zentralfachverbände,  denen  die  Ver- 
einigungen angehören,  einzuholen. 

Ehe  eine  in  diesem  Erlaß  genannte  Entscheidung  getroffen  wird,  ist  daa 
Gutachten  des  Beratungsausschusses  einzuholen.  Betrifft  die  Entscheidung  eine 
Arbeitslosenkasse,  deren  Tätigkeit  sich  nur  über  eine  Gemeinde  erstreckt,  so  ist 
das  Gutachten  des  betreffenden  Gemeindevorstandes  einzuholen. 


—    779    — 

Jedes  Mitglied  einer  unterstützten  Kasse  ist  verpflichtet,  sobald  Arbeits- 
losigkeit eintritt,  sich  auf  dem  Arbeitsamt  der  Gemeinde  zu  melden  und  die  an- 
gebotene passende  Arbeit  anzunehmen,  will  der  Betreffende  nicht  seines  Rechtes 
auf  Auszahlung  der  Unterstützung  verlustig  werden.  Streitigkeiten  über  die 
Frage,  ob  die  zugewiesene  Arbeit  als  angemessen  zu  betrachten  ist,  entscheidet 
der  oben  genannte  aus  3  Mitgliedern  bestehende  Ausschuß. 

Zu  beachten  ist,  daß  es  den  Gemeinden  freigestellt  bleibt,  ob  sie  sich  dei- 
«ilgemeinen  Regelung  für  die  Gewährung  von  Unterstützungen  an  Arbeitslosen- 
kassen  anschließen  wollen  oder  nicht,  so  daß  das  Ganze  also  auf  freiwilliges  Zu- 
sammenwirken gegründet  ist.  Der  Staat  zahlt  allerdings  keine  Unterstützungs- 
gelder, wenn  sich  die  Gemeinde  der  Regelung  nicht  angeschlossen  hat ;  nur  die 
Mitglieder  der  Versicherungskassen,  die  in  einer  Gemeinde  wohnhaft  sind,  die 
sich  der  Regelung  angeschlossen  hat,  erhalten  Unterstützung. 

Was  den  zweiten  Teil  der  Aufgaben  des  neuen  Amtes  anbelangt,  die 
Arbeitsvermittlung,  so  ist  das  Land  in  30  verschieden  große  Bezirke  eingeteilt. 
Maßgebend  für  die  Einteilung  war  einmal,  ob  die  bereits  in  den  Gemeinden  be- 
stehenden Arbeitsnachweise  geeignet  waren,  als  Bezirksarbeitsamt  zu  dienen,  so- 
dann aber  war  für  die  Einteilung  möglichst  die  Einwohnerzahl  wie  die  Gemein- 
samkeit wirtschaftlicher  Interessen  entscheidend. 

25  der  Bezirksarbeitsämter  sind  städtisch,  5  sind  Arbeitsämter  von  Vereinen, 
die  zum  größten  Teil  aber  städtische  Unterstützungsgelder  empfangen. 

Vier  Fünftel  aller  Gemeinden  des  Landes  haben  einen  Geschäftsführer  für 
die  zwischenörtliche  Vermittlung.  Sie  stehen  in  regelmäßiger  Verbindung  mit 
den  Bezirksarbeitsämtern  und  verwenden  besondere  Vordrucke,  deren  Versendung 
gebührenfrei  ist. 

Es  besteht  ein  Zweigdienst  der  Arbeitslosenversicherung  und  Arbeitsver- 
mittlung, der  von  einer  besonderen  Reichshauptarbeitsstelle  versehen  wird.  Dieser 
Hauptstelle  wird  von  den  Bezirksarbeitsämtern  regelmäßig  die  Zahl  der  ge- 
wünschten Arbeitskräfte  gemeldet,  welche  von  den  Bezirksarbeitsämtern  nicht  be- 
schafft werden  können.  Die  Hauptstelle  sammelt  diese  Nachfragen  und  teilt  sie 
mittels  eines  Rundsehreibens  am  selben  Tage  allen  Bezirksämtern  mit.  In  das 
Rundschreiben  werden  auch  andere  Mitteilungen  über  die  Arbeitsvermittlung  auf- 

fenommen.    Die  Kosten  dieser  Hauptarbeitsstelle  trägt  der  Staat,    während    die 
[osten  der  Bezirksarheitsämter  teils  vom  Staat,  teils  von   der  Gemeinde  bezahlt 
werden. 

Via.  Geld,  Kredit,  Währung. 

Inhalt:  1.  Der  internationale  Geldmarkt  und  die  Entwick- 
lung in  den  wichtigeren  Ländern  während  des  Monats  November. 

2.  Weitere  Vorgänge  und  Gesetzgebung,  a)  Banken  im  In-  und 
Auslände,  h)  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen  in  Deutschland  und 
den  besetzten  Gebieten  Belgiens,  Rußlands  und  Rumäniens,  England,  Frankreich, 
Oesterreich-Üngarn,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Brasilien,  c)  Schuld- 
buchwesen der  Stadt  Berlin,  d)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  in 
Deutschland,  e)  Börsenwesen  in  Deutschland,  England,  Italien,  Oesterreich- 
Ungarn,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  f)  Währungs-  und  Noten- 
bankwesen in  Deutschland  und  den  besetzten  Gebieten  Rumäniens,  Bulgarien, 
Dänemark,  Frankreich,  Französisch-Aequatorialafrika,  Italien,  den  Niederlanden, 
Niederländisch- Westindien,  Oesterreich- Ungarn  und  den  von  ihm  besetzten  Ge- 
bieten Rußlands,  in  der  Türkei,  Argentinien,  China,  Columbien,  Mexiko. 

3.  Statistik.  Uebersicht  über  den  Stand  der  hauptsächlichen 
Notenbanken  und  der  Bankzinssätze. 

1.  Der  internationale  Geldmarkt  und   die  Entwicklung  in 
den  wichtigeren  Ländern  wahrend  des  Monats  November. 

Die  schon  in  der  Oktoberbesprechung  angedeuteten  Einwirkungen 
der    gesteigerten    Triedensaussichten   übten    im   Berichtsmonat    auf   die 
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Entwicklung  der  Lage  des  internationalen  Geldmarktes  einen 
wachsenden  und  ausschlaggebenden  Einfluß  aus  und  hatten  in  Gemein- 
schaft mit  weiteren  finanz-  und  währungHpolitischen  Maßnahmen  i),  von 
denen  sich  die  der  Mittelm&chte  als  besonders  wirksam  erwiet^en,  starke 
Veränderungen  der  Wechselkurse  der  kriegführenden  Länder  auf 
den  neutralen  Märkten  zur  Folge. 
Es  wurden  notiert : 
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Bemerkenswert  ist  einerseits  die  starke  Besserung  der  Markkurse  — 
die  Wechselkurse  Oesterreich-Ungarns  bewegten  sich  ähnlich  wie  die 
deutschen  — ,  andererseits  die  geringfügigere  Anfwärtsbewegung  der 
Ententewechselkurse  sowie  deren  weitere  Verschlechterung  in  der  Schweis. 
Die  günstige  Entwicklung  der  Markvaluta  war  nicht  zum  wenigsten 
darauf  zurückzuführen,  daß  angesichts  der  Friedensanssichten  die  be- 
deutenden Baissespekulationen  in  Mark  eingedeckt  wurden  und  großen 
Haussespekulationen  Platz  machten.  —  Das  Disagio  der  dänischen  und 
norwegischen  Er  in  Schweden  ermäßigte  sich  nach  und  nach  von  15,5 
Proz.  auf  9  Proz.  —  Der  Silberpreis  in  London  ging  von  45»/,  d 
auf  42*/4  d  zurück :  er  wurde  durch  die  seitens  der  Ententestaaten  g»- 


1)  England  erliielt  in  Holland  einen  neuen  Handelskredit  von  100  Hill,  bfl 
(„EcoD.  Europ."  T.  23.  Nov.),  rief  durrh  eine  weitere  (5.)  Liste  (vgl.  S.  415)  holländisch* 
Wertpapiere  auf  („Statist"  t.  24.  Nov.)  and  traf  mit  New  Yorker  Banken  ein  Ab- 
kommen wegen  Uebcrnahme  von  30  Mill.  $  QO-tlgiger  Schalzwechsel  („Frankf.  Ztg." 
V.  13.  Dez.).  —  Holland  traf  mit  Schweden,  Spanien  and  Norwegen  Valutaabkommen 
(„Frankf.  Ztg."  v.  80.  Nov.  and  1.  Dez.).  —  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
bewilligten  Canada  zur  Stützung  des  Wechselkurses  einen  Kredit  von  25  Mill.  $  (.,Wirt- 
schaftadienst"  v.  23.  Nov.)  und  führten  Gold  dorthin  aus,  um  einer  dort  aufgetretenen 
Krisis,  die  auch  den  amerikanischen  Markt  bedrohte,  zu  beeegnen  (..Chronicle"  v. 
10.  Nov.).  —  Den  Federal  Reserve  Banken  wurde  die  Ueberwachung  sämtlicher  Wcchael- 
transaktionen  übertragen  („Chronicle"  v.  1.  Dez.  S.  2148,  „Statist"  v.  11.  Des. 
S.  1107).  —  Das  amerikanische  Finanzministerium  errichtete  in  Frankreich  eine  Ab- 
teilung, welche  die  finanziellen  Angelegenheiten  der  in  Frankreich  stehenden  ameri- 
kanischen Truppen  zu  regeln  hat  („Telegraaf"  v.  15.  Nov.).  —  Zur  Stabilisierung  de« 
spanischen  Wechselkurses  wurde  in  London  und  in  Paris  ein  Komitee  gegründet,  ohne 
daß  jedoch  ein  weiteres  Steigen  des  Peseta  verhindert  werden  konnte  (.,The  Economisl" 
V.  1.  Dez.  S.  866).  —  Italien  erhöhte  am  7.  November  seinen  Diskont  von  5  Proi.  anf 
5'/,  Proz.,  erlieB  zur  Stützung  seiner  Wechselkurse  neue  Bestimmungen  über  die  Au>- 
fuhr  von  Wertpapieren,  die  Uebertragung  von  Guthaben  im  Ausland,  die  Abgabe  von 
Devisen  seitens  der  Banken,  die  Begleichung  der  eigenen  Exporte  in  der  Valuta  des 
Bestimmungslandes  und  setzte  für  Zollzahlungen  in  Staats-  und  Banknoten  das  Agio 
gegenüber  Gold  auf  50  Proz.  fest  („Gazetta  Ufficiale"  v.  28.  Nov.,  „Neue  Znicher  Zei- 
tung" v.  6.  Dez.,  „Nordd.  Allg.  Ztg."  v.  11.  Dez.,  „tcon.  Fran9."  v.  22.  Dez.  S.  790). 
Größere  amerikanische  Vorschüsse  trugen  zur  Besserung  der  italienischen  Valuta  gegen 
Ende  des  Monats  bei. 
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troffenen  Maßnahmen  ')  wesentlich  beeinflußt  und  stellte  sich  im  Monats- 
durchschnitt auf  43,48  d  gegen  44,261  im  Oktober. 

Dank  der  auf  dem  deutschen  Geldmarkt  anhaltenden  Flüssig- 
keit ging  das  Einzahlungsgeschäft  auf  die  siebente  Kriegsanleihe  weiter 
glatt  vonstatten.  Am  30.  November,  dem  auf  den  zweiten  Pflichtein- 
zahlungstermin folgenden  Ausweistage,  der  ßeichsbank,  beliefen  sich 
die  Einzahlungen  bereits  auf  1 1  698  Mill.  M  =  93,9  Proz.  des  Zeich- 
nungsergebnisses (statt  der  erforderlichen  50  Proz.).  Es  ist  besonders 
beachtenswert,  daß  gleichzeitig  die  Darlehnskassen  für  diese  Zwecke 
nur  mit  177,4  Mill.  M  oder  1,52  Proz,  des  vollgezahlten  Anleihenenn- 
werts in  Anspruch  genommen  waren.  Um  die  verfügbaren  Mittel  des 
deutschen  Marktes  in  erster  Linie  der  Kriegsfinanzierung  2)  vorzube- 
halten, wurde  durch  Bundesratsverordnung  vom  2.  November  (RGBl. 
S.  987)  für  Errichtung  und  Erhöhung  des  Aktienkapitals  von  Akt.- Ges. 
und  Ges.  m.  b.  H.,  wenn  die  beanspruchte  Summe  300000  M  über- 
steigt, die  staatliche  Genehmigung  eingeführt. 

Der  Privatdiskontsatz  blieb  unverändert  4Yg  Proz.  —  Der 
Satz  für  tägliches  Geld  hielt  sich  zwischen  4  Proz.  und  4^/^  Proz. 
und  betrug  im  Monatsdurchschnitt  4,15  Proz.  gegen  4,135  Proz.  im 
Vormonat.  —  Der  Satz  für  Ultimogeld  S)  wurde  mit  41/^ — 3  Proz. 
notiert. 

Im  Stande  der  Reichsbank  wurde  die  Wirkung  der  während 
des  Berichtsmonats  ausgewiesenen  Vermehrung  der  Anlage  zum  größten 
Teil  durch  die  Zunahme  der  fremden  Gelder  ausgeglichen.  Demgegen- 
ttber  blieb  der  Zahlungsmittelbedarf  nach  wie  vor  stark.  Die  großen 
Rückflüsse  an  Silbermünzen  hingen  mit  der  verordneten  Außerkurs- 
setzung der  Zweimarkstücke  zusammen. 

Die  Mittel  des  englischen  Geldmarktes  wurden  auch  im  Be- 
richtsmonat fast  vollkommen  durch  die  Kriegsfinanzierung  in  Anspruch 
genommen*),  und  die  Erörterungen  über  diese  standen  wie  bisher  im 
Vordergrund  des  Interesses  ^).     Die  Regierung   hielt   vorläufig  an  ihrer 

1)  Die  Vereinigten  Staaten  und  England  trafen  Vereinbarungen  über  den  Aufkauf 
der  gesamten  amerikanischen  Silberproduktion  („Handelsblad"  v.  25.  Nov.,  „Statist"  v. 
24.  Nov.,  ferner  „Financial  News"  v.  17.  Nov.).  Die  indische  Regierung  räumte  Amerika 
Rupienkredite  ein  zur  Finanzierung  seiner  Bezüge  aus  Indien  („Frankf,  Ztg."  v,  11.  Dez.). 

2)  Für  Zwecke  der  achten  Kriegsanleihe  wurden  vom  22.  Nov.  ab  von  der  Reichs- 
bank Schatzanweisungen  zu  den  gleichen  Bedingungen  wie  vor  der  letzten  Anleihe  aus- 
gegeben. 

3)  Die  Berliner  Banken  kamen  überein,  künftighin  für  die  Gewährung  von  ültimo- 
geld  einen  Einschuß  von  etwa  40  Proz.  zu  fordern  (vgl.  ,,Voss.  Ztg."  v.  30.  Nov.). 

4)  Die  am  Londoner  Markt  aufgenommene  Kriegsanleihe  von  Neusüdwales  über 
3  Mill,  £  konnte  abermals  nur  zu  ungünstigeren  Bedingungen  als  die  vorhergebende 
(vgl.  S.  354)  aufgelegt  werden.  Tiotz  eines  Anleihezinsfußes  von  5°/«  Proz.  bei  einem 
Ausgabekurs  von  99,50  wurden  nur  63  Proz.  vom  Publikum  übernommen  („Statist"  v. 
24.  Nov.  S.  1095). 

5)  Das  englische  Schatzamt  empfahl  die  Aufnahme  von  Handelskrediten  in 
Amerika,  um  der  Regierung  die  Abwicklung  ihrer  Finanzgeschäfte  zu  erleichtem 
(„Statist"  V.  24.  Nov.  S.  1063).  —  Als  Passivsaldo  der  englischen  Handelsbilanz  wurden 
im  November  nicht  weniger  als  62,7  Mill.  £  ausgewiesen  („The  Econ."  v.  22.  Dez. 
S.  984). 
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bisherigen  Anleihepolitik  *)  fest,  versuchte  aber  durch  Aeuderuog  ihrer 
Zinspolitik')  weitere  ausländische  Kapitalien  an  den  Londoner  Markt 
zu  ziehen  oder  ihre  Abwanderung  zu  verhindern ').  Angesichts  des 
fortgesetzt  unbefriedigenden  Absatzes  der  National  War  Bonds  („Pin. 
Times"  v.  23.  Nov.,  „Fin.  News"  v.  4.  Dez.)  wurde  von  verschiedenen 
Seiten  die  Herabsetzung  der  Zinssatze  für  Treasurj-  Bills,  deren  Um- 
lauf am  17.  November  zum  erstenmal  wieder  1  Milliarde  £*)  über- 
stieg, und  für  Depositen  bei  den  privaten  Banken  ^)  empfohlen  (.,Ths 
Statist"  und  „The  Econ.«  v.  10.  Nov.). 

Der  Privatdiskont  hielt  sich  unverändert  auf  4**/8i  Proz.  — 
Der  Satz  für  tägliches  Geld  schwankte  zwischen  S'/j  Proz.  und 
4'/}  Proz. ;  er  stieg  gegen  Ende  des  Monats  im  Zusammenhang  mit  den 
Vorbereitungen  für  den  nahenden  Zinstermin  *;  („Statist"  v.  1.  Des.) 
und  betrug  im  Monatsdurchschnitt  3,93  Proz.  gegenüber  3,972  Proz. 
im  Vormonat. 

Die  Ausweise  der  Bank  von  England  zeigten  nur  geringfügige 
Veränderungen.  Der  Umlauf  an  Currency  notes  nahm  wiederum 
beträchtlich  zu  (um  6,9  Mill.  £  auf  194,1  Mill.  £). 

Am  französischen  Geldmarkt  rief  die  Entwicklung  der  Ver- 
hältnisse in  Bußland  angesichts  des  überaus  großen  Besitzes  an 
russischen  Werten ''}  wachsende  Beunruhigung  hervor,  die  in  scharfen 
Rückgängen  der  Börsenwerte  ihren  Ausdruck  fand ")  und  auf  das  Er- 
ppbnin    der    sorgsam    vorbereiteten*)    III.    französischen    Kriegsanleihe 


1)  „Manchester  Gaardiim"  (t.  31.  Okt.)  beklagte  gich,  dafi  man  es  in  England 
nach  drei  Krieg^-jahren  noch  nicht  in  einer  festen  Anleihepolitik  gebracht  habe,  nnd 
warf  (7.  Not.)  die  Frage  auf,  ob  die  deuuche  Anleihepolitik  der  englischen  Methode 
dea  kontinaierlichen  Verkaufs  nicht  Torznziehcn  sei. 

2)  Die  Bank  von  England  erhöhte  den  Zinnatz  der  Geldeinlagen  der  Clearing- 
banken für  auslindii'che  Bechnung  von  4  Proz.  auf  4'j,  Proz.,  während  der  Sata  för 
inländische  Guthaben  unverändert  blieb  („Statist"  t.  17.  Nov.,  „The  fkxin."  t.  17.  Nor. 
S.  793).      ' 

3)  Allein  die  norwegischen  Guthaben  in  London,  die  wegen  der  Entwertung  des 
£  nicht  abgezogen  wurden,  belicfen  sich  schätzungsweise  auf  30—40  Mill.  £  („Verdens 
Gang"  V.   2.  Nov.). 

4)  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  englischen  Staataschnld  im  „Statist"  v. 
24.  Nov. 

5)  Die  Londoner  Banken  kamen  überein,  die  für  große  Einlagen  bewilligten  lie 
sonderen  DepoüitenzinssBtze  um  '/^  Proz.  zu  ermäßigen  („  'tatist"  v.  24.  Nov.). 

6)  Die  Depositenbanken  bewilligten  der  Regierung  einen  Vorschuß  von  50  HUI.  £ 
zur  Bezahlung  der  Dezemberzinsen. 

7)  Nrich  dem  „Figaro"  betragen  die  gesamten  in  Rußland  angelegten  Werte  mehr 
als  35  Milliarden  frs,  in  welcher  Summe  die  Beteiligung  des  Privatkapitals  an  nicht- 
staatlichen  oder  nichtkommunalen  Unternehmungen  nicht  enthalten  l«t  („Nordd.  AUg. 
Ztg."  V.  12.  Dez.).  Der  Finnnzministcr  Klotz  soll  die  Forderung  der  Bank  von  Frank- 
reich, des  französischen  Staates  und  des  französischen  Privatkapitals  gegen  den 
russischen  Staat  auf  38  Milliarden  frs  beziffert  haben  („Berl.  Börsenzeitung"). 

8)  Besonders  bemerkenswert  war  der  Rückgang  der  3-proz.  französischen  Rente 
auf  den  während  des  Krieges  bisher  noch  nicht  verzeichneten  tiefsten  Stand  von  59,75. 

9)  ü.  a.  wurde  der  Verkauf  von  Obligations  de  la  defense  nationale  mit  dem 
1.  Nov.  eingestellt  („ficon.  Europ."  v.  2.  Nor  S.  281)  nnd  eine  umfassende  Pro- 
paganda   sowohl   im  Inland    ab>   auch  im  neutralen  Ausland  entfaltet  (vgl.  „Le  Temps" 
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nicht  ohne  Einfluß  bleiben  konnte.  In  London  kam  wie  bei  den 
früheren  Anleihen  ein  Teilbetrag  zur  Auflegung  („Le  Pays"  v.  12.  Nov.), 
■wodurch  der  französische  Wechselkurs  in  London  eine  kleine  Aufbesse- 
rong  erfuhr  („Statist"   v.  24.  Nov.  S.   1062)  i). 

Im  Ausweise  der  Bank  von  Frankreich  stiegen  die  Vor- 
schüsse an  den  Staat  um  400  Mill.  auf  12  750  Mill.  frs,  diejenigen  an 
die  Verbündeten,  die  bekanntlich  lediglich  durch  die  Vorstreckung  der 
Zinsen  für  russische  Staatswerte  entstehen,  um  85  Mill.  auf  3175 
Mill.  frs.  Der  Zahlung.smittelbedarf  blieb  gleichfalls  groß,  so  daß 
an  Noten  der  Bank  672,6  Mill.  frs  neu  in  Verkehr  gesetzt  werden 
mußten. 

In  Oesterreich-Ungarn  wurde  die  VII.  Kriegsanleihe*)  auf- 
gelegt. Die  großen  militärischen  Erfolge  in  Italien  beeinflußten  neben 
anderen  Gründen  die  Entwicklung  der  Wechselkurse  überaus 
günstig  8)  und  hatten  zugleich  einen  jähen  Preissturz  des  Goldes  zur 
Folge*).  Der  Notenumlauf  der  Geste r reichisch-ungarischen 
Bank  5)  erhöhte  sich  auf  17  Milliarden  K  („Berl.  Tageblatt"  v. 
21.  Nov.). 

Am  russischen  Geldmarkt  war  bei  dem  Anhalten  der  poli- 
tiMchon  Wirren  die  Lage  unverändert  schlecht.  Die  Russische 
Staatsbank,  die  seit  dem  5.  November  keinen  Ausweis  mehr  ver- 
öffentlichte, verweigerte  der  neuen  Regierung  die  Gefolgschaft  („L'Econ. 
Europ."  V.  23.  Nov.)  6). 

Am  Geldmarkt  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
verursachten  die  weitere  (11.)  Ausgabe  4-proz.  treasury  certificates  of 
indebtness  und  die  in  starkem  Umfang  vorzeitig  geleisteten  Einzahlungen 
auf  die  II.  Kriegsanleihe ')  (18  Proz.  am  15.  Nov.)   nur  vorübergehend 


V.  21.  Nov.)  —  Die  Auflegung  der  von  der  Stadt  Paris  geplanten  großen  Konsolidie- 
rangsanleibe  in  Form  einer  Lotterieanleiiie  wurde  -vorläufig  aufgesclioben  („L'ficon. 
Europ."  V.  23.  Nov.). 

1)  Die  Kriegsschuld  Frankreichs  im  Auslande  wurde  auf  rund  2L  Milliarden  frs 
niii   1,1  Milliarde  frs  Zinserfordernis  angegeben   („Information"  T.  29.  Dez.). 

2)  Oestcrreich  legte  vom  5.  Nov.  bis  3.  Dez.  (oaehträglich  bis  15.  Dez.  verlängert) 
(ine  5*/,-proz.,  durch  Auslosung  rückzahlbare  Staatsanleihe  zu  92,50  und  b'l,-Tproz.,  am 
1.  August  1926  rückzahlbare  Staatsschatzscheine  zu  94,50  auf  („Oesterr.  Volkswirt"  r. 
3.  Nov.  S.  86).  Ungarn  gab  vom  15.  Nov.  bis  14.  Dez.  (die  Zeichnungsfrist  wurde 
uachträglicb  bis  zum  1.  Jan.  verlängert)  6-proz.  Bcnte  zu  96,10  und  5'/]-proz.  Bente 
»u  91,25  aus  („Ung.  Volkswirt"  v.  20.  Nov.). 

3)  Ein  Gesetzentwurf  sieht  die  Schaffung  einer  Währungsreserve  bei  der  Oesterr.- 
Ung.  Bank  vor  („Berl.  Tageblatt"  v.  23.  Nov.). 

4)  In  Wien  sank  der  Preis  für  1  kg  Gold  in  wenigen  Tagen  von  21  000  K  auf 
;f  000  K  („Hamb.  Corr."  v.  27.  Nov.). 

5)  Vgl.  den  Bericht  des  Budgetausschusses.  ^ 

6)  Nach  „Otro  Rossii"  v.  30.  Nov.  werden  in  der  russischen  Beiohsdmckerei  täg- 
lion  für  120  Mill.  Rbl  Papiergeld  hergestellt. 

7)  Der  Börsenkurs  für  die  II.  Anleihe,  für  die  übrigens  auch  im  neutralen  Aus- 
land, z.  B.  in  Holland,  Zcichnungsauffoiderungen  ergingen,  sank  Ende  November  auf 
98. — .  Um  die  Banken  von  den  großen  Beständen  an  Anleihen  zu  entlasten,  plante  der 
Föderal  Keserve  Board  in  Verbindung  mit  dem  Schatzsekretär  eine  großzügige  Aktion 
zwecks  Unterbringung  von  Anleihen  bei  solchen  Personen,  die  nicht  ihren  Mitteln  ent- 
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Knappheit  der  vorhandenen  Mittel,  da  die  großen  eingezahlten  Betrftge 
dem  amerikanischen  Markt  alsbald  wieder  zur  Verfügung  gestellt 
wurden  („Chronicle"  v.  24.  Nov.  S.  2026).  Der  auf  unwirtschaftliche 
Aufspeicherung  zurückzuführende,  in  allen  wichtigen  L&ndern  während 
des  Krieges  beobachtete  Mangel  an  Kleingeld  machte  sich  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gleichfalls  stark  fühlbar:  durch  Bereitstellung  ge- 
nügender Mengen  kleiner  Noten  za  1,  2  und  6  $  suchte  man  einer 
Krisis  vorzubeugen  („Chronicle"  v.  1.  Dez.  S.  2136).  Für  die  durch 
das  Bankbaus  Morgan  angebotenen  englischen  Schatzwechsel  (vgl. 
S.  629  und  720)  mußte  der  Diskontsatz  abermals,  und  zwar  auf  6  Pros. 
erhöht  werden  *).  An  der  Börse  blieb  infolge  ungünstiger  militärischer 
und  politischer  Nachrichten,  der  schweren  Besteuerung  und  der  Be- 
schränkung der  Kriegsgewinne  durch  Preisfestsetzungen  seitens  der 
Regierung  sowie  angesichts  der  teilweise  wenig  befriedigenden  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse*)  die  Stimmung  gedrückt  („The  Economist" 
v.  10.  Nov.).  —  Der  Satz  für  tägliches  Geld  unterlag  größeren 
Schwankungen ;  er  bewegte  sich  zwischen  2"/^  Proz.  und  6^8  Pros, 
und  machte  im  Monatsdurchschnitt  3,97  Proz.  gegen  3,845  Pros,  im 
Vormonat  aus. 

2.  Weitere  Vorgänge  und  Oesetzgebnng. 

a)  Banken  im  In-  und  Auslande. 

Es  wurden  übernommen:  von  der  Direction  der  Disconto-Ge- 
sellschaft,  Berlin,  (vgl.  8.  194)  unter  Erhöhung  ihres  Aktienkapitals 
um  10  auf  310  Mill.  M:  der  Magdeburger  Bankverein,  Magdeburg,  der 
Gronauer  Bankverein  Ledeboer  ter  Horst  &  Co.,  Kom.-Ges.  a.  Akt., 
Gronau  (Westf.),  der  Rheiner  Bankverein  Ledeboer,  Driessen  &  Co., 
Kom.-Ges.  a.  Akt.,  Rheine  (Westf.),  die  Westdeutsche  Vereinsbank 
Kom.-Ges.  a.  Akt  ter  Horst  &  Co.,  Münster,  und  die  Westfälisch- 
Lippische  Vereinsbank  A.-G.,  Bielefeld;  —  von  der  Allgemeinen 
Deutschen  Credit-Anstalt,  Leipzig,  (vgl.  8.  418)  unter  Erhöhung  ihres 
Aktienkapitals  um  10  auf  120  Mill.  M:  die  Vogtländische  Bank,  Plauen 
(Vogt).),  die  Vereinsbank  zu  Pegau,  Pegan  (Sa.),  die  Bergmännische 
Bank  zu  Freiberg,  Freiberg  (Sa.),  und  die  Bankfirma  Chr.  Fr.  Seyfert, 

aprechend  gezeichnet  haben  C.Comm.  ä  Fin.  Chron."  v.  27. Okt.  ä.  1662,  v.  17.  Nov.  8.  193T). 
—  Interessant  sind  auch  die  Bemühungen  zur  Unterbringung  von  war  savingi  oerti- 
ticatea:  der  erfolgreiche  Absatz  bringt  die  Ehrenstellungen  eines  soldier  of  thrift,  offioer 
of  thrift,  general  of  thrift  usw.  („Chronicle"  v.  24.  Nov.  S.  2045). 

1)  Die  Zurückhaltung  des  amerikanischen  Marktes  gegenüber  den  Anleihewerten 
der  Verbündeten  geht  auch  daraus  hervor,  daß  das  Syndikat  der  seinerzeit  zu  98. — 
aufgelegten  6-proz.  französischen  btadtanleihe  gezwungen  war,  47  Proz.  des  Anleihe- 
betrages  selbst  zu  übernehmen.  Die  Kurse  der  in  Amerika  aufgelegten  Ententeanleihen 
gingen  weiter  zurück;  beispielsweise  wurde  die  englisch-franzOsische  5-proz.  Anleihe, 
die  zu  98  Proz.  ausgegeben  worden  war,  nur  noch  mit  90*/a  notiert. 

2)  Die  Einnahmen  der  Eisenbahnen  sind  in  den  letzten  Monaten  bedeatend 
zurückgegangen,  and  die  Ergebnisse  der  Eisenbabneeselkcbafien  wurden  außerdem  norfa 
durch  die  infolge  der  allgemeinen  Preissteigerung  notwendigen  Lohnerhöhungen  un- 
günstig beeinflußt  (vgl.  „Berl.  Tagebl."  v.  7.  Nov.).  Arbeiterschwierigkeiten  wegen 
fehlender  Einwanderang. 
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Olbernhau  (Sa.);  —  von  der  Commerz-  und  Disconto-Bank,  Hamburg- 
Berlin,  (vgl.  S.  560):  die  Bankkommandite  W.  Loewenstein  &  Co., 
Cottbus  und  Porst  (Lausitz) ;  —  von  der  Metallbank  und  Metallurgischen 
Gesellschaft  A.-G.,  Frankfurt  a.  M.,  die  Kommanditbeteiligung  der  in 
die  Dresdner  Bank  aufgegangenen  Rheinisch- Westfälischen  Disconto- 
Gesellschaft  (vgl.  S.  634)  bei  dem  Bankhause  Delbrück  Schickler  &  Co., 
Berlin ;  —  von  der  Württembergischen  Vereinsbank,  Stuttgart,  (vgl. 
8.  419):  die  Bankürma  Max  Dorrer,  Ellwangen;  —  von  der  Commercial 
Bank  of  London,  London :  die  British  Commercial  Bank  (früher  Reuters 
Bank),  London ;  —  von  der  Aktb.  Stockholms  Uandelsbank,  Stockholm : 
die  Aktb.  Norrlandsbanken,  Stockholm;  —  von  der  Aktb.  Svenska 
Landmännens  Bank,  Stockholm,  (vgl.  S.  722) :  die  Aktb.  Halmstads 
folkbank,  Halmstadt;  —  von  der  Bank  of  Italy,  San  Francisco:  die 
International  Savings  and  Exchange  Bank,  Los  Angeles  (Kalifornien), 
die  Redwood  City  Commercial  Bank  und  die  Savings  and  Loan  Cy., 
Redwood  City  (Kalifornien);  —  von  der  Australian  Bank  of  Commerce 
Ltd.,  Sidney:  die  City  Bank  of  Sidney,  Sidney;  von  der  Naniwa  Bank, 
Osaka  (Japan):  die  Bakan  und  Kyushu  Handelsbanken. 

Zweigstellen  eröffnen:  die  Bank  für  Handel  und  Industrie, 
Berlin,  (vgl.  S.  722)  in  Aschaffenburg  und  Michelstadt  (Hessen);  — 
die  Bayerische  Notenbank,  München,  in  Schrobenhausen ;  —  die  Land- 
wirtschaftliche Central-Darlehnskasse  für  Deutschland,  Berlin,  in  Köslin; 

—  die  Süddeutsche  Disconto-Gesellschaft  A.-G.,  Mannheim,  (vgl.  S.  722) 
in  Singen;  —  die  Kreditbank,  Sofia,  in  Ueskiib;  —  die  Anglo-South 
American  Bank  Ltd.,  London,  (vgl.  S.  634)  in  San  Julian  (Argentinien); 

—  die  Standard  Bank  of  South  Africa  Ltd.,  London,  (vgl.  S.  498)  in 
Tabora  (Deutsch-Ostafrika);  —  die  Baiica  Commerciale  Italiana,  Mailand, 
(vgl.  S.  119)  in  New  York;  —  die  National  City  Bank  of  New  York, 
New  York,  (vgl.  S.  60)  in  Barcelona;  —  die  Royal  Bank  of  Canada, 
Montreal,  (vgl.  S.  560)  in  Barcelona;  —  verschiedene  japanische 
Banken  in  China,  England  und  den  englischen  Besitzungen,  sowie  in 
Nord-  und  Südamerika  (vgl.  auch  „Hamburger  Nachr."  v.  17.  Nov.). 

Gegründet  wurden:  in  Berlin  mit  3  Mill.  M  die  Patentbank 
A.-G.,  mit  0,1  Mill.  M  die  Treuhänder  A.  G.;  —  in  Prankfurt  a.  M. 
mit  0,25  Mill.  M  die  Süd  westdeutsche  Treuhandvereinigung  G.  m.  b.  H.; 

—  in  Lüttich  mit  10  Mill.  frc.s  die  Union  financiere  et  industrielle 
liögeoise;  —  in  Bulgarien  mit  6  Mill.  Lewa  die  Allgemeine  Kredit- 
A.-G.,  mit  1  Mill.  Lewa  die  Bulgarische  Sparbank,  mit  5  Mill.  Lewa 
die  Bulgarische  Orientbank  A.-G.,  mit  5  Mill.  Lewa  die  Bulgarische 
Union-Bank,  mit  10  Mill.  Lewa  die  Bulgarische  Bank  für  Internatio- 
nalen Handel,  mit  3  Mill.  Lewa  die  Bulgarische  Pondbank,  mit  30  Mill. 
Lewa  die  Gorska  Banka  (Waldbank),  mit  4  Mill.  Lewa 'die  Rosawa 
Banka  (Rosenbank);  —  in  London  mit  4'/^  Mill.  £  die  London,  Pro- 
vincial  and  South- Western  Bank  Ltd.,  (durch  Verschmelzung  der 
London  and  Provincial  Bank  Ltd.,  London,  und  der  London  and 
South- Western  Bank  Ltd.,  London,  [vgl.  S.  28.")]);  —  in  Padua  mit 
0,3  Mill.  Lire  die  Banca  Industriale  &  Commerciale;  —  in  Amsterdam 
mit  21,2  Mül.  hfl  die  Vereinigte  Niederländische  Tabaksbank;    —   im 
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Haag  mit  1  Mill.  hfl  die  Landbank;  —  zahlreiche  Bank-  und  Finant- 
institute  in  Norwegen  und  Schweden ;  —  in  Budapest  die  Rommun«!- 
bank;  —  in  Rußland  (gegründet  oder  geplant):  mit  50  Mill.  Rbl  eiae 
Baukgenossenachaft  des  Eisenbabnerkongiessea,  mit  5  Mill.  Rbl  eine 
Bank  für  die  Rusaiäcbe  Kleininduatrie,  mit  20  Mill.  Rbl  eine  russiscli- 
arineuidcbe  Bank,  eine  Allrussiscbe  Mullereibank,  eine  Terdcbeu  Kosaken- 
Bank  und  eine  Südukraiuische  tienossenscbaftsbank ;  —  in  Krusevac 
(Serbien)  mit  0,25  Mill.  K  eine  serbische  Bank;  —  in  Bombay  mit 
6  Mill.  £  (7,5  Croces  Rupien)  die  Tata  Industrial  Bank;  —  in  Rio  de 
Janeiro  mit  200(X)  Contos  der  Banco  LusoBrasileiro  mit  Filiale  in 
Lissabon ;  —  in  Botucatu  und  Cacapava  (Brasilien)  je  ein  Banoo 
Populär;  —  in  Chile  mit  2  Mill.  Pesetas  der  Banco  de  la  Industria  y 
del  Comercio. 

Die  Kgl.  Seehandlang  (Preußische  Staatsbank),  Berlin,  erhöht 
ihr  Kapital  um  60,4  auf  160  Mill.  M  und  ändert  ihre  Firma  in  Kgl. 
Preußische  Staatsbank  (Seehandlung)  ab.  (Drucks,  des  preuß.  Hauses 
der  Abg.  1916/18  Nr.  663.)  —  Ueber  die  bei  Begründung  der  obigen 
Gesetzes- Voria^^e  gemachten  Ausführungen  des  preuß.  Finanzm.  Hergt 
betr.  die  Konzentrationsbewegung  im  Bankgewerbe  vgl. 
Verhandlungen  des  preuß.  Hauses  der  Abg.  94.  Sitzung  v.  16.  Nov.  1917. 

b)    Kreditwirtschaftlicbe  Maßnahmen. 

In  Deutschland  oder  in  den  besetzten  Gebieten  wurden 
veröffentlicht:  1)  V.  des  BR.  über  die  staatliche  Genehmigung  zur  Er- 
richtung von  Aktiengesellschaften  usw.,  v.  2.  Nov.  (RGBl.  S.  987;  vgl. 
Chr.  S.  421);  2)  Ausfübrungsbest.  des  RKzl.,  betr.  die  staatliche  Ge- 
nehmigung zur  Errichtung  von  Aktiengesellschaften  usw.,  v.  2.  Not. 
(RGbl.  S.  988);  3)  Vf.  des  preuß.  Handelsmin.  über  Errichtung  von 
Aktiengesellschaften  und  Ausgabe  von  Vorzugsaktien  usw.,  v.  12.  a. 
.24.  Nov.  (HMBl.  S.  348  u.  364];  4)  Bek.  des  RKzl.  über  die  Anwendung 
der  V.,  betr.  Verträge  mit  feindliciien  Staütsangehörigen,  auf  Rußland, 
V.  3.  Nov.  (RGBl.  S.  1004;  vgl.  Chr.  S.  635);  5)  V.  des  BR.,  betr. 
Ausdehnung  der  V.  über  die  Bewilligung  von  Zahlungsfristen  an  Kriegs- 
teilnehmer v.  8.  Juni  1916  (RGBl  S.  452;  vgl.  Uhr.  1916  S.  444), 
auf  Kriegsteilnehmer  verbündeter  Staaten,  v.  8.  Nov.  (RGBl.  S.  1021); 

6)  Bek.  des  RK^l.,  betr.  wirtschaftliche  Vergeltungsmaßnahmen  gegen 
die   Vereinigten    Staaten    von    Amerika,    v.    10.  Nov.    (RGBl.  S.   1050), 

7)  V.  des  BR.  über  die  Kraftloserklärung  von  Aktien  bei  der  Liqui- 
dation feindlichen  Vermögens,  v.  15.  Nov.  (RGBl  S.  1051);  8)  dgl. 
über  die  Verjährungsfristen,  v.  22.  Nov.  (RGBl.  S.  1068);  9)  dgl,  betr. 
Aenderung  der  V.  über  die  Bestellung  eines  Reichskommissars  für 
Uebergangswirtschaft  v.  3.  Aug.  1916  (RGBl.  S.  885),  v.  22.  Nov 
(RGBl.  S.  1064 i;  10)  Bek.  des  RKzl.  zur  Abänderung  der  Bestim- 
miinsen  v.  28.  Sept.  1916  (RZBl.  S.  297),  betr.  den  Reichskommi.ssar 
für  Uebergangswii tscbaft,  v.  26.  Nov.  (RZBl.  S.  405);  11)  dgl.,  betr. 
Ergänzung  der  Bek.  über  die  Verteilung  der  Geschäfte  auf  das  Reichs- 
amt des  Innern  und  das  Reichswirtschaftsamt,  v.  26.  Nov.  (RZBl. 
8.  435;    vgl.    Chr.  S.  723);     12)  Vf.  des   preuß.   Finanzmin.,    betr.   Er- 
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hebung  von  Zinsbeträgen  bei  der  Kriegsabgabe,  v.  13.  Nov.  (FMBl. 
S.  360;  vgl.  Chr.  S.  723);  13)  V.  des  GG.  in  Belgien  über  die  Ver- 
mögenssperre gegen  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  v.  22.  Nov. 
(BelgGVBl.  S.  4811);  14)  V.  des  GG.  in  Warschau  über  wirtschaft- 
liche Vergeltungsmaßnahmen  gegen  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
V.  28.  Nov.  (PolnVBl.  S.  489);  15)  Ausführungsbest.  des  Verwaltungs- 
chefs beim  GGt.  Warschau  zur  V.  über  die  Vorrechte  der  zum  Wieder- 
aufbau zu  gewährenden  staatlichen  Darlehen,  v.  18.  Nov.  (PoluVBl. 
S.  496;  vgl.  Chr.  S.  723);  16)  V.  des  Ob.Ost,  betr.  Verlängerung  der 
Wechsel-  und  Scheckrechtsfristen,  v.  11.  Nov.  (ObostBVBl.  S.  705;  vgl. 
Chr.  S.  562);  17)  V.  des  MG.  in  Rumänien  über  den  Abbau  des  Mora- 
toriums, V.  2.  Nov.  (Ver.-Bl.  der  Mil.-Verw.  in  Rum.  S.  415;  vgl.  Chr. 
S.  635);  18)  dgl.,  betr.  den  Schutz  gewisser  Forderungen  bei  Aus- 
zahlungen für  Erntelieferungen,  v.  2.  Nov.  (ebenda  S.  416;  vgl.  Chr. 
8.  636). 

In  England  kann  künftig  die  Notierung  („the  noting")  eines 
Wechsels  auch  am  Tage  nach  der  Nichthonorierung  (bisher  nur  am 
selben  Tage)  erfolgen  („The  Economist"   v.  3.  Nov.  S.  728). 

In  Frankreich  wird  die  Anmeldung  der  in  französischem  Besitz 
befindlichen  Aktien  und  Anteile  deutscher  Gesellschaften  verfügt 
(„L'Econ.  Europ."  v.  9.  Nov.  S.  299  u.  „L'iEcon.  Fran9."  v.  17.  Nov. 
8.  632;  vgl.  Chr.  S.  562).  —  Das  Gesetz  v.  8.  Nov.  über  die  Annul- 
lierung der  Beschlagnahmeverfügungen  und  Zwangs  verkaufe  französi- 
schen Eigentums  in  den  feindlichen  Ländern  usw.  (vgl.  S.  562)  ist  im 
„L'ilcon.  Fran?.«  v.  17.  Nov.  (S.  631)  abgedruckt. 

In  Oesterreich  wird  zur  Förderung  der  Kriegsanleibezeichnungeu 
die  Verwendung  der  Titres  der  7.  österr.  Kriegsanleihe  zur  Entrichtung 
der  Kriegsgewinnsteuer  gestattet  (OestRGBl.  S.  1203)  und  den  Aktien- 
besitzern die  Steuerfreiheit  ihrer  Kursgewinne  in  Aussicht  gestellt 
(„Oest.  Volksw."  v.  10.  Nov.  S.  96). 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  müssen  zwischen 
dem  6.  Nov.  und  dem  5.  Dez.  Bestandsverzeichnisse  über  alle  für  Rech- 
nung Deutschlands  oder  seiner  Bundesgenossen  eingelagerten  Waren- 
bestände eingeliefert  werden  („Telegraaf  v.  4.  Nov.).  —  Der  Wort- 
laut der  „Trading  with  the  enemy  bill"  (vgl.  Chr.  S.  499)  ist  in  „The 
Commercial    and  Financial  Clironicle"  v.   13.  Okt.  S.  1479    abgedruckt. 

In  Brasilien  ist  am  14.  Nov.  lt.  „Dt.  Außenhandel"  v.  10.  Dez. 
von  der  Kammer  ein  Gesetz,  betr.  Vergeltungsmaßnahmen  gegen  die 
Deutschen,  angenommen  woiden. 

c)  Schuldbuchwesen. 

Die  Stadt  Berlin  hat  ein  Merkblatt:  „Welche  Vorteile  bietet  das 
Schuldbuch  der  Stadt  Berlin  den  Besitzern  der  Berliner  Stadtanleihen?" 
herausgegeben  (vgl.  Chr.  1916  S.  893). 

d)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr. 

In  Deutschland:  1)  Vf.  des  Kriegsmin.,  betr.  Kontrollanzeigen 
über   den    Umfang   des    bargeldlosen    Zahlungsausgleichs,    v.    28.   Nov. 
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(AVBl.  S.  596);  2)  Vf.  der  Kgl.  Eisenbahndirektion  in  Berlin,  betr. 
Annahme  von  Schecks,  v.  24.  Nov.  (Amtsbl.  der  EgI.  Eisenbahndir.  in 
Berlin  S.  599);  3)  Einrichtung  von  Konten  in  laufender  Rechnung  bei 
Spar-  und  Darlehnskassen  (Genossenschaften)  auch  für  Nichtmitglieder 
(„Nordd.  Allg.  Ztg."  v.  16.  Nov.). 

e)  Börsenwesen. 

In  Deutschland:  1)  V.  des  BR.  über  Aenderung  der  Bek.,  betr. 
Verbot  von  Mitteilungen  tlber  Preise  von  Wertpapieren  usw.  v.  26.  Febr. 
1916  (RGBl.  S.  111;  vgl.  Chr.  1915  S.  116),  v.  8.  Nov.  (RGBl.  S.  1019); 
2)  Bek.  des  RKzl.,  betr.  Ausnahmen  von  dem  Verbote  von  Mitteilungen 
über  Preise  von  Wertpapieren  usw.,  v.  9.  Nov.  (RGBl.  S.  1019;  vgl 
Chr.  S.  500);  3)  V.  des  BR,  betr.  die  Zulassung  von  Wertpapieren  zvua 
Börsenhandel,  v.  80.  Nov.  (RGBl.  8.  1089). 

In  England  wurden  Ank&ufe  von  Petroleum-  und  Bergwerk»- 
(mit  Ausnahme  von  Ooldminen-)Aktien  durch  Ausländer,  einschließlich 
Verbündete,  verboten  („Handelsblad"  v.  25.  Nov.). 

In  Italien  (vgl.  S.  725)  wurden  die  Börsen  am  28.  Okt.  wieder 
geschlossen;  seit  dem  16.  Nov.  werden  Wechselkurse  nicht  mehr  ver- 
öffentlicht („Telegraaf"  v.  11.  Dez.).  Für  die  Dauer  des  Börsen- 
schlusses werden  Durcbschnittskurse  für  Staatswerte  vom  Schatzministar 
bestimmt  („Neue  Zürcher  Ztg."  v.  19.  Nov.). 

An  der  Budapester  Börse  (vgl.  S.  636)  mußten  die  am  5.  Nov. 
in  Kraft  getretenen  neuen  Bestimmungen  (vgl.  „Prankf.  Ztg."  v.  16. 
u.  22.  Okt.,  „Ung.  Volksw."  v.  2().  Okt.  u.  „Oest.  Volksw."  v.  17.  Nov. 
S.  120)  nach  wenigen  Tagen  wieder  aufgehoben  werden  (^Frankf.  Ztg." 
V.  10.  Nov.). 

An  der  New  Yorker  Börse  wurden  Schutzmaßnahmen  gegen  die 
Ausschreitungen  der  Baisse.spekulation  eingeleitet  („Voss.  Ztg."  v. 
8.  Nov.  u.  „Frankf.  Ztg."  v.  11.  Nov.).  —  An  der  Pittsburgor 
Börse  wurden  Miudestkurse  für  lokale  Werte  festgesetzt  („Frankf.  Ztg." 
V.  11.  Nov.;  vgl.  8.  725). 

f)  Wahrnngs-  und  Notenbankwesen. 

In  Deutschland  oder  in  den  besetzten  Gebieten  Ru- 
mäniens wurden  veröffentlicht:  1)  V.  desBR,  betr.  die  Prftgung  von 
Zehnpfennigstlicken  aus  Zink,  v.  29.  Nov.  (RGBl.  S.  1089;  vgl.  Chr. 
S.  199);  2)  Vf.  des  Reichs- Postamts  v.  20.  Nov.  (PostBl.  S.  395),  des 
Staatssekr.  des  Reichs-Marine-Amts  v.  21.  Nov.  (MVBl.  S.  338).  des 
Kriegsmin.  v.  29.  Nov.  (AVBl.  S.  693),  betr.  Einziehung  der  Zehn- 
und  Fünfpfennigsttlcke  aus  Nickel  (vgl.  S.  302);  3)  Vf.  der  Kgl.  Ei.sen- 
bahndirektion  in  Berlin ,  betr.  Verzeichnis  der  in  Form  von  Denk- 
münzen ausgeprägten  Z^veimarkstiicke,  v.  20.  Nov.  (Amtsbl.  der 
Kgl.  Eisenbahndir.  in  Berlin  S.  600;  vgl.  Chr.  S.  6(X));  4)  V.  des 
MG.  in  Rumänien,  betr.  die  Ausgabe  von  Bankanweisungen  durch  die 
rumänische  Nationalbank,  v.  9.  Nov.  (V^er.-BL  der  Mil.-Verw.  in  Rum. 
S.  433). 
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In  Bulgarien  wird  durch  Runderlaß  des  Finanzmin.  v.  23.  Okt. 
das  Verbot  des  Umlaufs  von  griechischen  und  rumänischen  Banknoten 
(vgl.  S.  564)  entsprechend  auf  serbische  Banknoten  sowie  auf  Silber- 
und Nickelmünzen  ausgedehnt. 

In  Dänemark  wird  durch  Gesetz  v.  26.  Okt.  die  Prägung  von 
Fünf-,  Zwei-  und  Ein-Oerestücken  aus  Eisen  verfügt  (vgl.  S.  125). 

lieber  die  in  Frankreich  durch  Ausgabe  von  Notgeld  (vgl. 
S.  200)  geschaffenen  Verhältnisse  vgl.  „Rappel"  v.  20.  Sept.  —  Durch 
Dekret  v.  17.  Okt.  ist  der  GG.  von  Französisch-Aequatorial- 
afrika  zur  Ausgabe  von  Kassenscheinen  zu  2,  1  und  i/^  Frcs  er- 
mächtigt worden  („Bulletin  de  Statistique"   Okt.  S.  602). 

In  Italien  wurden  Banknoten  zu  25  Lire  (kleinster  Abschnitt 
bisher  50  Lire)  ausgegeben  („Frankf.  Ztg."  v.  2.  Dez.).  —  Alle  durch 
Kriegswirkungen  fällig  werdenden  Schiffsversicherungssummen  dürfen 
nur  in  fünfprozentigen  Staatspapieren  ausgezahlt  werden. 

In  den  Niederlanden  rügt  der  Landwirtschaftsmin.  in  einer 
Bek.  v.  12.  Nov.  die  Verwendung  holländischer  Scheidemünzen  in  der 
Metallindustrie  und  verbietet  durch  Vf.  v.  13.  Nov.  den  Versand 
holländischer  Nickel-  und  Kupfermünzen  im  Betrag  von  2  kg  und  mehr 
(„Staatscourant"  Nr.  265  u.  266).  —  Nach  einer  Meldung  des  „Oest. 
Volksw."  V.  24.  Nov.  wurden  die  Zettelbank  Niederländisch- 
Westindiens  und  die  Surinaam'sche  Bank  ermächtigt,  die 
Notendeckung  auf  Ys  ^^  ermäßigen. 

In  Ungarn  wird  unter  dem  27.  Nov.  verfügt,  daß  das  Zahlungs- 
verbot gegen  das  feindliche  Ausland  für  die  besetzten  Gebiete  Rumäniens 
nicht  gilt  („Oest.  Volksw.«  v.  1.  Dez.  S.  153).  —  Für  das  öst. -ung. 
Okkupationsgebiet  wurde  der  Rubelkurs  am  20.  Nov.  auf  2,30  K 
am  24.  Nov.  auf  2,10  K  herabgesetzt  („Oest.  Volksw."  v.  24.  Nov.  u. 
1.  Dez.;  vgl.  Chr.  S.  564). 

In  der  Türkei  werden  die  mit  dem  Erl.  v.  23.  Aug.  (vgl.  S.  687) 
getroffenen  Bestimmungen  über  den  Devisenverkehr  auch  auf  Deutsch- 
land und  Oesterreich-Ungarn  ausgedehnt  („Voss.  Ztg."  v.  16.  u.  23.  Nov.), 
Ende  Nov.  aber  wieder  gewisse  Erleichterungen  gewährt  („Nordd.  Allg. 
Ztg."  Nr.  357  v.  29.  Nov.). 

Durch  V.  V.  13.  Mai  1916  („Boletin  Oficial"  Nr.  6699  v.  18.  Mai 
1916)  wird  in  Argentinien  das  Gesetz  v.  9.  Aug.  1914  über  die 
Ermächtigung  der  argentinischen  Gesandtschaften  zur  Annahme  von 
Golddepots  für  Zahlungen  nach  Argentinien,  deren  Gegenwert  den  Be- 
rechtigten durch  die  Konversionskasse  in  Papiergeld  ausgezahlt  wurde, 
vorläufig  aufgehoben.  —  Ueber  die  Zahlungsbilanz  Argentiniens  im 
Wirtschaftsjahr  1915/16  vgl.  „Nachr.  f.  Handel,  Ind.  u.  Landw."  Nr.  93 
V.  17.  Nov.  —  Infolge  Widerspruchs  des  Senats  wurde  der  Plan  einer 
argentinischen  Staatsbank  (vgl  S.  637)  aufgegeben  („Times"  v.  l.Nov.). 

Ueber  Währungswesen  in  China  (vgl.  S.  54)  und  Colum-bien 
(vgl.  S.  501)  siehe  „Die  Bank"  Dezemberheft  S.  1056,  in  Mexiko 
(vgl.  S.  501)  siehe  „L'Econ.  Europ."  v.   16.  Nov.  S.  319. 

Jahrb.  f.  NitionalSk.  n.  Stat.  Volkswirtsch.  Chronik.  1917.  LIII 


■jgo  3-  iS  t  a  t  i  8 1  i  k. 

Uebersicbt  über  den  Htand  der  deutschen  nnd  einiger  ausländischen  Notenbank 
sowie  des  Bankzinsf uQea   an   den  wichtigeren  Börsenplätzen  im  November  19 

Brträfre  in  Millionen  Mark. 


AktiTm. 

Barromt:   a)  im  Inlande 
Gold  .     .     .     . 
JUber     .     .     . 
Samme 


M«uU 


Sonstige  Qeldsorten 
b)  im  Aoslande 
GtoU    .    .    . 


Oasamtaumme  d.  Banrorrats 


ijüagaa: 
Waehad') 
Lombard 
Effekten 


Sonstige  Anlagen 


Dentach«  Beich 


Beiehs- 
bank 


Privat- 
noten- 
banken 


Summa 


Ausweia  vom 

15.  I    30.    I  16.  |30. 1    15.  I    30. 

NoTcmber 


J405 
124 


2529 

lOOj 


2405 

«34 


»539 
1060 


67 
38 


35  3»    3  5991  105 


11688 

9 
103 

1740 


'*»34 

9 

98 

I  801 


«19 
73 
22 

59 


101 


«59* 
104 1 


3637 


11807 

82 

«»5 

«799 


Bank  von 
Frankreich 

tBACh  .,L'Eoo- 

Bomtote 

Frucai*"! 


Aiuweia  t. 
15.  I  29. 
November 


Bank  von 
England 

(nach  „Tbe 
SUtut") 


Ausweis  v. 
14.    I  28. 
November 


2668 
202 


2606 
1094 


3700 


2350 

8b 

122 

1861 


2870 


I  650 
4T*o 


2  106 

924 

'79 

•) 

«33'« 


2670 
200 


2870 


1651 
4  5»o| 


1  22q 

924 

«79 

•) 

13518 


1136 


1136 


Bussiscb 
StaatsbanI 

Inacli  „Tuf^ 

PromjKlilfni 

OlMta") 


Ausweis  \ 

5.      I    ■ 

Novemb« 


2791 
384 


««54 


'«54 


Bank.Dep. 
Gov.  See: 

II99I     I202 

OtherSec: 
1841  I   1865 


3  «75 
4986 


8  161 


I  080 

3  754 

374 

') 

38994 


Summe   der   Anlagen 


13540  14  142 


»73 


»77 


13813 


14  419 


6  521 


16850 


34'7| 


3444 


44  202 


Summe  der  Aktiva    17072I17  74 


378   }78 


745° 


18  110 


21  04i!2t  370    4553  I   4i9« 


5»  303 


Paasira. 

Omndkapital  .     , 
Beservdfondi   .     . 
Hetannmlaaf    . 
Vtrbindlichkaitan : 

T»irUchf^"'*'^'''***° 
lagucn;^  „      ,   f.   ,u 


•.11-     i  Oeffentl.  Guthaben 

fUlig  I 

l  Summe 

Sonstige  Verbindlichkelten 


180 

90 

10363 

57»7 


180 

90 
10622 


6045 


56 

'5 

'59 

«17 


57»7 
712 


604 
804 


"7 
3' 


Summe  der  Passiva 


17073I17  74' 


J78 


56 

'5 

ibo 


"5 


236 

105 

10522 

5844 


236 

105 

CO  782 

6  160 


«55 

28 

18  100 


2  230 
26 


"5 
3» 


5844 
743 


6  160 
8}b 


2  256 
502 


'55 

28 

18379 

2  285 
»3 


298 

61 

866 

2462 
862 


2  308 
500 


3i»4 
4 


298 

61 

880 

2507 
848 


108 

II 

40861 

5  449 
'93» 


3355 
4 


7381 
4002 


t78|i74So|r8  ii<)|m  041I21  3-0 


4SSJ     4S9S|i;t3fe3 


Daoknng : 

der  Noten    durch   den   ge- 
samten Barvorrat    .     .     . 
durch     den     inländischen 

Metall  Vorrat 

der  Noten  u.  sonstigen  täg- 
lich fälligen  Verbindlich- 
keiten durch  den  gesamten 

Barvorrat 

BaaütainsfoB 

während     des    Monats 
November 


in    Prozenten 


34,' 
»4.* 

21,9 


33.» 
»3.» 

31,« 


66,4 
4».' 

38,» 


63.4 
4'.» 


36,8 


34.« 
»4.' 


in  Berlin 
5.— 


in  Wien 
5  — 


»»,» 

in  Paris 

5.- 


34.» 
«4,« 

21,8 


»5.0 
«5.» 


24,6 
«5.» 

»'.» 


'3'.» 
131,« 

') 
»7,1 


131,» 
131,» 

*) 

27,8 


20,0 
7.8 

i6,a 


in  London 
5.- 


St,  Pflttfrsborg       Amaterdkut        ll«w  \ 
6,-  4V.  4,- 


Wegen  Umrechnung  der  fremden  Valuten  usw.  vgL  Chronik  1913,  S.  1038  unten. 


1)  Für  die  Beichsbank  die  gesamte  bankmäßige  Deckung,  d.  h.  Wechsel,  Schecks  und  diskont 
Schatzanweisnngen.  2)  EinschlieQlich  der  Vorschüsse  au  den  Staat.  3)  EinschlieSlich  der  377  Mill.  M 
tragenden  .\nlagea  des  Issne-Department.  4)  Totalreserve  am  14.  November:  648  Mill.  M,  am  28.  Novem 
652  Mill.  M.  Verhältnis  der  Beserve  zu  den  Depositen  19,5  und  19,4  Proz.  5)  Der  leUte  bisher 
kannt  gewordene  Ausweis. 


791 


VII.  Arbeiterverhältiiisse. 

Inhalt:  Der  Arbeitsmarkt  im  November  1917.  Die  Arbeitslosenstatistik 
der  Arbeiterverbände.  Die  Arbeitsnachweisstatistik.  Der  weibliche  Arbeitsmarkt- 
Der  Arbcitamarkt  in  Berlin  und  in  der  Provinz  Brandenburg.  Tarifverlängerung 
im  Baugewerbe  und  in  der  Holzindustrie. 

Die  Versorgung  von  Heer  und  Marine  übt  nach  wie  vor  auf  den 
Geschäftsgang  der  deutschen  Industrie  und  auf  den  deutschen  Arbeits- 
markt den  entscheidenden  Einfluß  aus.  Die  deutsche  Kriegsindustrie 
war  auch  im  Monat  November  in  voller  Tätigkeit.  Eine  Sonderstellung 
nimmt  wie  immer  die  Lage  im  Baugewerbe  ein.  Die  Bautätigkeit  be- 
schränkt sich  im  wesentlichen  auf  kriegswichtige  Bauten.  Es  wurden 
vor  allem  Fabrikerweiterungen  dirrchgeführt  sowie  Ausbesserimgea  und 
Veränderungen  vorgenommen. 

Die  wichtigste  Unterlage  zu^  Beurteilung  der  Lage  des  Arbeits- 
marktes, die  Arbeitslosenziffern  der  Arbeifcerverbände,  zeigt  keine 
Veränderung  gegenüber  dem  Oktober.  Die  Gresamtarbeitslosenziffer  be- 
trug in  beiden  Monaten  0,7  v.  H.  Im  einzelnen  berichteten  34  Arbeiter- 
verbände für  1058  911  Mitglieder;  davon  waren  7065  oder  0,7  v.  H. 
arbeitslos. 

Greift  man  die  6  größten  über  60000  Verbandsangehörige  zählen- 
den Verbände  heraus,  so  ergeben  sich  für  diese  Verbände  —  es  sind 
durchweg  sogenannt**  freie  Gewerkschaften  —  in  den  letzten  Monaten 
folgende  Ziffern: 


Arbeitslosigkeit  v.  H.  der  vom 

Mitgliederzahl 
Ende  November 

Bericht  erfaßten  Mitglieder 

Arbeiterverbände 

Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

1917 

Nov. 

Okt. 

Sept. 

Augnst 

1917 

Metallarbeiter 

382600 

0,« 

0,« 

0,1 

o,i 

Fabrikarbeiter 

'08375 

0,1 

0,1 

0,« 

0,1 

Holzarbeiter 

90534 

0,« 

0,5 

0,D 

0,5 

Bauarbeiter 

82828 

0,3 

0,ü 

0,1 

0,1 

Textilarbeiter 

74233 

4." 

4.'i 

4,3 

4.Ü 

Transportarbeiter 

6353« 

0,6 

o.« 

0,4 

0,8 

Danach  sind  von  Ende  Oktober  auf  Ende  November  nur  unbe- 
deutende Veränderungen  eingetreten;  die  geringfügige  Erhöhung  der 
Arbeitslosenziffer  beim  Transportarbeiter-,  Holzarbeiter-  und  Bauarbeiter- 
verband  wird  zu  einem  Teil  mit  dem  Eintritt  der  kalten  Witterung 
in  Verbindung  zu  bringen  sein. 

Di3  Statistik  der  Arbeitsnachweise  zeigt  für  den  Monat  No- 
vember insbesondere  ein  weiteres  Steigen  des  Andranges  der  weiblichen 
Arbeitsuchenden.  Im  November  kamen  auf  100  offene  Stellen  bei  den 
weiblichen  Personen  108  Arbeitsuchende  gegen  98  im  Oktober,  demnach 
überstieg-  auf  dem  weiblichen  Arbeitsmarkt  das  Angebot  der  Arbeits- 
kräfte die  Nachfrage,  während  sich  im  Oktober  Angebot  und  Nachfrage 
ungefähi-  deckten.  Bei  den  männlichen  Personen  kamen  auf  100  offene 
Stellen   5G  Arbeitsuchende  gegen  54  im  Vormonat. 

LUX* 
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Eineu  näheren  Einblick  in  die  Lage  des  weiblichen  Arbeits- 
marktes  bieten  die  nachfolgenden  Ziffern,  welche  für  die  Mrichtigsten 
weiblichen  Berufsarten  die  Zahl  der  auf  100  offene  Stollen  entfallendea 
Arbeitsgesuche  angeben. 


Zahl  der 

Auf  100  offene  Stellen  kamen 

Weibliche  Berufoarten 

Vermitt- 

.... Arbeitsgesnche  im 

inngen   im 

NoTbr. 

NoTbr. 

Oktober 

Not.   1917 

1917 

1916 

1917 

I^uidwirtsrhaftliche  Arbeiterinnen 

»583 

S4 

66 

55 

UetallarbeiteriDnen 

15167 

141 

«34 

112 

Arbeiterinnen  in  der  chemischen  Indnitrie 

2  177 

82 

9" 

90 

Spinnatoffarlieiterinnen  (einschl.  FIrberei-  nnd 

Appretararbeiterionen) 

371$ 

261 

56s 

290 

KDchbinderei-  a.  Kartonnagenarbeiterinnen  a«w. 

>  *73 

88 

«04 

89 

Arbeileriunen   in  der  I^rderinduntrie 

698 

na 

136 

9» 

Tabaliarbeiterinnen  usw. 

J242 

III 

120 

120 

Schneiderinnen,  Putzmacherinnen  usw. 

8899 

•»7 

219 

120 

BüglerinneD,    Wäscherinnen    io    Wasch-    nnd 

PUttanstalten  usw. 

5'3 

107 

«*3 

7'' 

Buchdruckereinrbeiterinnen 

935 

8b 

106 

74 

Fabrikarbeiterinnen 

12  391 

126 

140 

104 

Angestellte  im   Handelsgewerbe 

2483 

282 

*39 

»93 

Kellnerinnen,  Büfettfrfinlein 

45'5 

«3» 

«57 

■  29 

HoteUimmermädchen,   Beschließerinnen 

376 

122 

»14 

105 

Kochpersonal  in  Gastwirtschaftvn 

564 

102 

136 

HO 

Herd-  n.  Kächenm&dchen    in   Gastwirtschaften 

2576 

79 

90 

71 

Patz-,  Wasch-,  Lauffrauen,  Aufwirterinnen  usw. 

18  310 

89 

IOC 

81 

Dienstboten,   Hauspersonal 

6637 

4S 

77 

47 

Sonstige  Tagelöhnerinnen 

9230 

•M 

122 

105 

Freie  Berofsaiten 

635 

'93 

«93 

181 

Bemerkenswert  iat  in  dieser  Uebersicht  vor  allem  die  Zunahme  der 
Andraogsziffer  bei  den  Fabrik-  und  Metallarbeiterinnen.  Die  Ursache 
dieses  Vorgangs  scheint  vor  allem  darin  zu  liegen,  daß  insbesondere  die 
Rüstungsindustrie  in  einigen  Großstädten,  vor  allem  in  Berlin,  aber  auch 
in  München  neue  Arbeiterinnen  nicht  mehr  in  dem  gleichen  Umfang  wie 
früher  einstellt,  gelegentlich  auch  Einschränkungen  vornimmt. 

Hinweise  dafür  findet  man  unter  anderem  in  dem  Bericht  des  Ver- 
bandes Märküscher  Arbeitsnachweise  über  die  Lage  des  Arbeitsmarktes 
in  Berlin  und  in  der  Provinz  Brandenburg  (vgl.  den  Bericht  im 
Reichs-Arbeitsblatt,   Dezemberheft   1917,   S.   939  und  940). 

Danach  war  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  im  Monat  November 
gekennzeichnet  durch  allgemeines  Steigen  der  Arbeitsuchenden  und  Ver- 
ringerung der  offenen  Stellen.  Das  Zurückgehen  der  Aufträge  machte 
sich  in  der  Hauptsache  für  weibliche  Arbeitskräfte  und  ungelernte 
Arbeiter  fühlbar.  Die  Rüstungsbetriebe  trugen  den  Hauptanteil  an  der 
Verringerung  der  Aufträge,  weil  sie  im  Vergleich  zum  Vormonate  wei- 
tere  Einschränkungen  vornahmen. 

In  der  Landwirtschaft  war  der  Bedarf  an  Arbeitskräften  wegen  der 
Beendigung  der  Herbstbestellungen  nicht  groß.  Für  die  laufende  Landarbeit  standen 
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KrJegsgefaugeuf  iu  genügender  Anzahl  zur  Verfügung.  Arbeiterfamilien  und  vor 
allem  Landinädchcn  wurden  gesucht,  das  Angebot  aber  war  nur  gering.  Für 
Land-  und  Forstarbeiten  wurden  dem  Bedarf  entsprechend  Kriegsgefangene 
herangezogen,  so  daß  die  Nachfrage  auf  dem  freien  Arbeitsmarkte  nicht  er- 
heblich war.    Der  Mangel  an  Gärtnern  hielt  weiter  an. 

Die  Bergbauindustrie  zeigte  sehr  gute  Beschäftigungsverhä!tnis.se.  Die 
Braunkohlengruben  und  Preßkohlenwerkc  hatten  regen  Bedarf  an  Arbeitskräften 
und  stellten  noch  die  in  anderen  Industrien  frei  werdenden  Arbeitskräfte  ein. 
Senftenberg  meldet  einen  Rückgang  in  der  Glashüttenindustrie,  der  auch  auf 
Kohlenmangel  zurückzuführen  ist. 

Die  Metallindustrie  brachte  keine  umfangreichen  Neuaufträge,  nur  die 
durch  den  üblichen  Wechsel  bedingten  Lücken  wurden  aufgefüllt.  Es  wurde  viel- 
fach mit  verkürzten  Schichten  und  teilweise  ausfallenden  Nacht-  und  Sonntags- 
schichten gearbeitet.  Wegen  des  Ueberangebots  von  weiblichen  und  ungelernten 
Arbeitskräften  war  die  Erfüllung  von  größeren  auswärtigen  Aufträgen  möglich. 
Facharbeiter,  vor  allem  Bauschlosser,  Klempner,  Dreher  und  Elektrotechniker, 
waren  immer  noch  stark  verlangt  und  schwer  verfügbar.  Johannisthai  meldet 
gute  Beschäftigungsverhältnisse  in  der  Flugzeugindustrie. 

Die  Lederindustrie  ist  durch  den  Mangel  an  Rohstoffen  ungünstig 
beeinflußt. 

Das  Bekleidungsgewerbe  litt  imter  dem  Stoffmangel  und  der  erschwer- 
ten Beschaff  ung  von  Bezugsscheinen.  Schulunacher,  die  sehr  rege  gesucht  wurden, 
konnten  bei  weitem  nicht  genügend  beschafft  werden.  Hutmacher  und  Kürschner 
waren  auf  dem  freien  Arboitsmarkte  kaum  noch  verfügbar. 

Im  Holz-  und  Schnitzstoffgewerbe  deckten  sich  im  alleemeinen 
Angebot  und  Nachfrage.  Verlangt  wurden  vor  allein  Bürsten-  und  Korbmacher, 
sowie  Frauen  für  die  Heretellung  von  Geschoßkörben. 

Im  Baugewerbe  machte  sich  ein  Ueberangebot  von  Maurern  und  Malern  be- 
merkbar, was  in  der  Hauptsache  auf  die  Witterungsverhältnisse  zurückzuführen 
ist.    Gesucht  wurden  Dachdecker,  deren  Angebot  die  Nachfrage  nicht  erreichte. 

Das  Nahrungsmittelgewerbe  wies  im  allgemeinen  weniger  günstige  Be- 
achäftigungsverhältnisBe  als  im  Vormonat  auf.  Aus  Backpulver-,  Honig-  und 
Kartoffeltrockcnfabriken  lagen  Aufträge  vor.  Durch  die  Zusammenlegung  von 
Bäckereibetrieben  stieg  das  Angebot  von  Bäckern;  auch  Fleischer  waren  reich- 
licher als  in  den  Vormonaten  verfügbar.  Jedoch  handelte  es  sich  bei  Bäckern 
und  Fleischern  in  den  seltensten  Fällen  um  selbständige  Kräfte.  Bierbrauer  und 
Mälzer  wurden  zahlreich  verlangt,  waren  aber  außerordentlich  knapp. 

Im  Handelsgewerbe  war  die  Vermittlung  erschwert  durch  den  Zu- 
strom von  Hilfsdienstpflichtigen  und  von  ungeeignet  oder  mangelhaft  vorge- 
bildeten Kräften.  Andererseits  sind  die  offenen  Stellen  durch  die  Zusammen- 
legung und  Einschränkung  der  Betriebe  wesentlich  zurückgegangen. 

Der  Arbeitsmarkt  für  -weibliche  Personen  bot  gegen  den  Vormonat  kein 
wesentlich  verändertes  Bild.  Die  Aufträge  waren  geringer,  die  Arbeitsuchenden 
stiegen.  Die  Rüstungsbetriebe  nahmen  wenig  neue  Arbeitskräfte  an,  die  Vermitt- 
lung nach  auswärts  war  noch  rege.  In  fast  allen  anderen  Betrieben  überstieg 
das  Angebot  die  Nachfrage.  Es  machte  sich  ein  langsames  Steigen  des  Ange- 
bot« von  häuslichem  Dienstpersonal  bemerkbar,  da  die  früheren  Dienstmädchen, 
die  sich  der  Fabrikarbeit  zugewendet  haben  und  jetzt  arbeitslos  wurden,  wieder 
häusliche  Stellungen  annahmen.  Für  Aufwartefrauen  glichen  sich  Angebot  und 
Nachfrage  annähernd  aus.  Wasch-  iind  Reinmachfrauen  wurden  im  Verhältnis 
zu  früher  weniger  verlangt.  Kaufmännische  weibliche  Kräfte  waren  aus  dejj 
gleichen  Gründen  wie  männliche  Kräfte  reichlicher  verfügbar;  das  machte  sieb 
deutlich  in  dem  allgemeinen  Sinken  der  Gehälter  bemerkbar.  Verkäuferinnen 
hatten  unter  dem  immer  größer  werdenden  Stoffmangel  in  fast  allen  Verkaufs- 
geechäften  zu  leiden. 

Gegen  Ende  des  Jahres  wurden  zwei  wichtige  Tarifverlä,n- 
gerungen  vollzogen.  Zunächst  führten  im  Baugewerbe  die  Ver- 
handlungen, die  im  November  im  Reichsamt  des  Innern  stattfanden,  zur 
Verlängerung  devs  R«ichstarifs  um  ein  Jahr  und  zur  Gewährung  einer 
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Teuerungszulage  von  15  Pf.  pro  Stunde.  Davon  sind  10  Pf.  vom  10. 
Dezember  an  und  5  Pf.  vom  1.  April  1918  an  zu  zahlen.  Die  über  die 
bisherigen  tariflichen  Zulagen  hinaus  gezahlten  besonderen  Zulagen 
dürfen  auf  die  neue  Zulage  nur  insoweit  angerechnet  werden,  als  über 
die  Anrechnung  besondere  Vereinbarungen  bestehen,  oder  soweit  «ie 
erst  vom  1.  Oktober  1917  an  gewährt  worden  sind.  Und  auch  hier  ist 
die  Anrechnung  nur  bis  zur  Höhe  von  10  Pf.  zulässig;  die  am  1.  April 
1918  fälligen  5  Pf.  sind  nicht  anrechnungsfähig.  Festgelegt  worden  ist 
außerdem,  daß  beide  Parteien  vom  1.  Oktober  an  zu  neuen  Verhand,- 
lungen  über  eine  weitere  Zulage  verpflichtet  sind,  wenn  von  Juni  bis  Ok- 
tober eine  wesentliche  Steigerung  der  Teuerung  eintreten  sollte.  Diesck 
Feststellung  soll   das   Beicbswirtschaftsamt  treffen. 

Im  Holzgewerbe  wurden  die  Tarifverträge  gleichfalk  um  ein 
.Jahr,  bis  zum  15.  Februar  1919,  verlängert.  Alle  Lohn-  und  Akkord- 
arbeiter erhalten  vom  15.  Februar  1918  ab  eine  weitere  Teuerungszu- 
lage von  5  Pf.  und  vom  1.  April  1918  ab  nochmals  eine  solche  von 
5  Pf.,  alle  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeiter  vom  15.  Februar 
1918  ab  eine  Zulage  von  5  Pf.  pro  Stunde.  Das  Montagegeld  beträgt 
5,50  M.  pro  Tag  einschließlich  Uebernachten.  Die  Arbeitszeit  wird  nach 
Taiifklasaen  geregelt  und  beträgt  in  der  Klasse  1  (Berlin  und  Hamburg) 
50  Stunden  wöchentlich,  in  den  Klassen  2—6:  51,  52,  53,  54  und  55 
Stunden.  In  dieser  Regelung  ist  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  verein- 
bart worden.  Wie  die  Arbeiterpresse  mitteilt,  ist  die  vertraglich  verein- 
barte Lohnerhöhung  die  dritte,  die  der  Holzarbeiterverband  innerhalb 
zwölf  Monaten  für  die  Angehörigen  des  Gewerbes  erzielt  hat.  Durch  sie 
steigt  der  Lohn  in  allen  Städten  um  mindestens  45  Pf.  in  der  Stunda; 
die  Vertragslöhne,  die  vorher  35  bis  67  Pf.  betragen  haben,  sind  jetzt  &k 
Mindestlöhne  auf  80  Pf.  bis  1,15  M.  gestiegen.  Die  klassenweise  Rege- 
lung der  Arbeitszeit  bringt  für  viele  Orte  eine  sehr  beträchtliche  Arbeits- 
verkürzung, die  spätestens  am  15.  Februar  1920  durchgeführt  sein  muß. 


VIII.  Finanzwesen. 

Inhalt:  Vergleich  der  Einkommensvfrtoilune  und  Einkoinmenateuer  nach 
Milliardengruppcn  in  Preußen.  Hamburgs  Finanzlage.  Bulgarischer  Kriegsge- 
winnstcuer-Gesetzentwurf.  MobilLsationsschuld  der  Schweiz.  Englands  Finanx- 
lage  und  finanzielles  Abhängigkeifsverhältnis  von  Amerika.  Französischer  Hans- 
htutsgcsetzentwurf. 

Einen  interessanten  Vergleich  der  Einkommensvertei- 
lung und  Einkommensteuer  nach  Milliardengruppen  de« 
Einkommens  in  Preußen  in  den  Jahren  1892  und  1916  gibt  das  Preußi- 
sche Statistische  Landesamt  (Reichsanzeiger  v.  14.  Nov.  1917).  Es  wird 
pyramidenartig  von  der  Spitze  der  größten  Einkommen  herunter  bis  zur 
breiten  Grundlage  der  kleinsten  noch  steuerpflichtigen  für  eine  jede 
Milliarde  des  veranlagten  Gesamteinkommens  die  Zahl  der  daran  Betei- 
ligten (phy.si.schen)  Zensiten  nebst  dem  von  ihnen  aufgebrachten  Ein- 
kommensteuerveranlagungssoll und  den  ihrer  Veranlagung  zugrunde  lie- 
genden  durchschnittlichen    Einkommensbeträgen    angegeben. 
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Es  teilten  sich  beim  steuerpflichtigen 

Einlcommen    —   vom    höchsten    ver- 

Die  Zensiten   der 

betreffenden   Ein- 

anlagten  Einzele 

nkommen  ange- 

kommen! 

-Milliarde  brachten  an  ver- 

fangen   — 

anlagt 

er  Einkommensteu 

er  auf 

im  Jahre  1892 

im  Jahre  1916 

physische 

Zensiten 

im  Jahre  1892 

im  Jah 

re  1916 

über- 
haupt 

vom 

Hundert 

aller 

über- 
haupt 

vom 

Hundert 

aller 

über- 
haupt in 
1000   M. 

vom 

Hundert 

des  Ge- 

samtsoUs 

über- 
haupt in 
1000   M. 

vom 
Hundert 
des  Ge- 
samtsolls 

1.  Milliarde 

17299 

0,71 

1945 

0,0s 

35691 

31,09 

39810 

10,9» 

2.         ,. 

102  644 

4,21 

8519 

0,11 

28643 

24,95 

38804 

io,7t 

3.        „ 

274  75" 

11,88 

21703 

0,29 

21  411 

18, 65 

33914 

9,3* 

4.        „ 

523  649 

21,60 

4667  t 

0,6  s 

15347 

13,37 

30026 

8,29 

5.        ., 

807  737 

33,16 

88601 

1,18 

9283 

8,09 

29857 

8,2« 

6.')     „ 

709  778 

29,14 

1 50  609 

2,01 

4412 

3.84 

26317 

7,27 

7.        „ 

— 

— 

226725 

3,0« 

— 

— 

23794 

6,57 

8.        „ 

— 

— 

301313 

4,01 

— 

— 

18915 

5,2» 

9.        .. 

— 

— 

371587 

4,95 

— 

— 

17749 

4,90 

10.        „ 

— 

— 

442  158 

5,«9 

— 

— 

16  109 

4,*5 

11.        „ 

— 

— 

512821 

6,83 

— 

— 

15897 

4,39 

12.        „ 

— 

— 

576860 

7,6» 

— 

— 

15  108 

4.1' 

13.        „ 

— 

— 

630900 

8,4  0 

— 

— 

13460 

3,1« 

14.        „ 

— 

— 

696916 

9,28 

— 

— 

II  381 

3,14 

15.        „ 

— 

— 

760  976 

IO,lS 

— 

— 

9925 

2,7  4 

16. 

— 

— 

849  168 

11, Sl 

— 

— 

8536 

2,S6 

17.        ,. 

— 

— 

942  773 

I2,SK 

— 

— 

7273 

2,01 

IS.«)     .. 

— 

— 

878  286 

11,70 

— 

— 

5270 

1,46 

Die 

Zensiten  der  betreffenden  Einkommens-Milliarde 

waren  zur  Einkommensteuer  veranlagt  mit 

einem 

Durchschnittseinkommen  von  .  . 

.  .  M 

im  Jahre  1892 

im  Jahre  1916 

1.  Milliarde 

6 

7  0  Mill.    bis 

22  000 

29,42  Mill. 

bis 

!22  500 

2. 

22  000      „ 

5750 

222  500 

„ 

73000 

3, 

5  750      „ 

2550 

73000 

„ 

31  250 

4. 

2  550      „ 

'425 

31  250 

,, 

t6  000 

5. 

I  425      •, 

1  125 

16000 

„ 

8750 

6.') 

I  125     und 

975 

8750 

»• 

5250 

7. 

— 

5250 

,, 

3750 

8. 

— 

3750 

,, 

2850 

9. 

— 

2850 

1, 

2550 

10. 

— 

2550 

„ 

1950 

11. 

— 

1  950  (allein) 

12. 

— 

1950 

und 

1725 

13. 

— 

1725 

«575 

14. 

— 

1575 

1425 

15. 

— 

1425 

1275 

16. 

— 

1275 

1  125 

17. 

— 

«  «25 

975 

18.*) 

— 

975 

(aUein) 

1)  Nicht  mehr   vollständige   Milliarde   für   1892    mit   insgesamt   699,68   Mill.   M. 
Einkommen. 

2)  Nicht   mehr   vollständige    Milliarde    für    1916   mit   insgesamt   856,33   Mill.   M. 
Einkommen. 
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Diese  Zusammenstellung  veranschaulicht  übersichtlich  sowohl  die  gewal- 
tige Vermehrung  der  Zahl  der  steuerpflichtigen  Einkommen  wie  insbesondere 
auch  das  starke   Wachstum  der  Einkommensbeträge  im   2.)-jährigen   Zeitraum 

1892 1916.    Man  sieht,  daß  an  der  ersten  Milliarde  Einkommen  im  Jahre  1892 

17  299,  im  Jahre  1916  aber  nur  noch  1943  —  1916  also  nur  noch  etwa  ein 
Neuntel  der  Zahl  von  1892  —  mit  durchschnittlichen  Einzcleinkomnien  von 
6,70  Mill.  bis  2200J  M.  im  Jahre  1892  bzw.  29,42  Mill.  bis  222  500  M.  im 
Jahre  1916  and  mit  einer  Gesamtsteuer  von  35,69  Mill.  M.  im  Jahre  1892  brw. 
39,81  Mill.  M.  im  Jahre  1916  beteiligt  waren.  Bei  dej  zweiten  EinkommenB- 
miiliarde  verbreitert  sich  der  Teilnehmerkreis  in  beiden  Verglcichsjahren  bereits 
um  ein  Mehriaches  der  Zahl  der  aixf  die  eise  Milliarde  entfallemleii  Zensiten  und 
sinkt  anderseits  dem  progressiven  Charakter  der  preuUischen  Einkommensteuer 
gemäß  das  Veranlagungssoll  der  beteiligten  Zensiten,  und  zwar  im  Jahre  1892 
um  etwa  7  Mill.,  im  Jahre  1916  um  rund  1  Mill.  M.  Ununterbrochen  setzt  sich 
dann  von  Milliarde  zu  Milliarde  Gesamteinkommen  bei  der  Zensitenzahl  die  auf-, 
bei  der  Steuersumme  und  dem  Durchschnittseinkommen  die  absteig  nde  Bewegung 
weiter  fort,  bis  bei  der  letzten  vollen,  im  Jahre  1892  der  5.,  im  Jahn-  1916 
der  17.  Einkommcnsmilliarde  (für  1892  kommt  die  6.,  für  1916  die  18.  unvoll- 
ständige Milliarde  hierbei  nicht  mehr  in  Betracht)  die  höchste  Zensitenzahl  mit 
Durchschnittseinkommen  von  1125  und  975  M.  erscheint,  von  der  die  kleinste 
Steuersummc  für  1  Milliarde  Einkommen  aufgebracht  wird,  die  1892  etwas  mehr 
als  den  vierten,  1916  noch  weiiigsr  als  den  fünften  Teil  der  Steuer  der  der 
ersten  Milliarde  angehörenden  Emkommensbezieher  ausmacht.  Innerhalb  der 
gleichen  vollen  Einkommcusmilliarde  nimmt  von  1892  an/  1916  als  natürliche 
Folge  der  stark  vergrößerten  Einzeleinkommen  die  Zahl  der  zugehörigi-n  Zen- 
siten ab,  anderseits  das  entsprechende  Veranlagungssoll  zu. 

Mit  der  Mehrheit  (1892  56,04,  1916  54,87  v.  H.)  des  gesamten  Einkommen- 
steuerveranlagungssolls waren  im  Jahre  1892  die  ersten  2  EinkommensniilliardeD, 
also  etwas  über  ein  Drittel  des  Gesamteinkommens,  in  der  Hand  von  nicht  ganz 
einem  Zwanzigstel,  im  Jahne  1916  dagegen  die  ersten  6  Milliarden,  d.  i.  gleich- 
falls über  ein  Drittel  des  Gesamteinkommens,  in  der  Hand  von  wenig  mehr  als 
einem  Fünfundzwanzigstel  der  Zensitengesamtzahl  belastet.  Es  zeigt_  sich  somit 
deutlich,  wie  die  EinkommensteueTlast  hauptsächlich  von  dem  wirtschaftlich 
leistungsfähigeren  Teil  der  Bevölkerung  getragen  wird,  zumal  doch  auch  noch 
die  progressiv  gestaffelten  Steuerzuschläge,  die  in  obiger  Uebersicht  nach  Lage 
der  Slatistik  nicht  mitberücksichtigt  werden  können,  vorzugsweise  als  Mehr- 
belastung der  höheren  Einkommen  in  Rechnung  zu  stellen  sind. 

Im  übrigen  läßt  sich  nach  vorstehendem  freilich  nicht  in  Abrede  stellen, 
daß  in  Preußen  die  großen  Einzeleinkoramen  im  Zeitraum  1892—1916  sehr  er- 
heblich Zugenommen  haben.  Diese  Entwicklung  braucht  aber  gleichwohl  nicht 
als  ..plutokratisch"  angesprochen  zu  werden;  denn  sie  gilt  nicht  nur  für  die 
ersten,  sondern  sinngemäß,  wie  wir  gesehen  haben,  für  aP.e  Einkommensmilliar- 
den: in  jede  volle  Milliarde  Einkommen  teilten  sich  von  Vergleicltsjahr  zu 
Vergleichsjahr  immer  weniger  Steuerzahler.  Auch  die  Einkommensvcrhältiiisse 
der  unteren  Klassen  haben  sich  im  Zeitraum  1892 — 1916  in  ungealint«m  Maße 
gehoben :  immer  mehr  Personen  ist  es  gelun^t-n,  von  unten  her  in  die  Klasse  der 
Wohlhabenden  und  Reichen  vorzurücken;  dafür  spricht  schon  die  starke  Stei- 
gerung der  Milliardenzahl  des  Einkommens  von  1892  bis  1916,  die  ebenso  wie 
die  der  Zensitenzahl  weit  schneller  vor  sich  gegangen  ist  als  die  Bevölkerungs- 
znnahme. 

üober  Hamburgs  Finanzlage  wird  der  „Voss.  Ztg."  berichtet: 

Wenn  nach  dem  soeben  der  Bürgerschaft  zugegangenen  Staatshaushaltsplan 
für  das  Jahr  1918  die  Einnahmen  auf  197  902  051,69  M.,  die  Ausgaben  auf 
241 804  507,86  M.  veranschlagt  sind,  woraus  sich  ein  Fehlbetrag  von  43  902  457,17 
M.  ergibt,  so  ist  diese  Aufmachung  mehr  oder  weniger  fühlbar,  denn  sie  beruht 
im  wesentlichen  auf  den  Friedens-schätzungen.  Wie  wenig  zuverläasig  sich  diese 
im  Kriege  erwiesen  haben,  lehrt  die  Tatsache,  daß  für  das  Jahr  1916  der  Fehl- 
betrag auf  28875  679,08  M.  veranschlagt  worden  ist,  aber  sich  am  Ende  de» 
Jahres  al«  ein  solcher  von  118100051,35  M.  ergab.    Und  für  1917  wurde  ein 
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Fehlbetrag  von  49233  786,71  M.  veranschlagt,  der  sich  durch  die  Nachbewilli- 
guDgcn  bis  Mitte  Juli  bereits  auf  112413713,87  M.  und  inzwischen  auf  an- 
nähernd 200  MilL  M.  gesteigert  hat.  Wenn  der  Fehlbetrag  für  das  Jahr  1918 
um  etwa  5  Mill.  M.  niedriger  als  för  das  laufende  Jahr  geschätzt  worden  ist, 
so  hat  das  seinen  Grund  wesentlich  darin,  daß  der  Ertrag  der  im  laufenden  Jahre 
eingeführten  Vermögenssteuer  auf  10  Mill.  M.  veranschlagt  worden  ist.  Di« 
hohen  Fehlbeträge  der  letzten  Jahre  und  des  laufenden  Jahres  sind  auf  schwe- 
bende Anleihen  genommen  worden.  Diese  ungedeckten  Anleihen  beliefen  sich 
Ende  1916  auf  nicht  weniger  als  411329313,65  M.  Inzwischen  sind  sie  durch 
die  bedeutenden  Nachbewilligungen  des  laufenden  Jahres,  darunter  allein  130 
Mill.  M.  an  außerordentlichen  Kriegsausgaben,  weiter  stark  gestiegen.  Da» 
ergibt  sich  schon  daraus,  daß  in  den  Staatshaushaltsplan  für  1918  für  die  Ver- 
zinsung der  zeitweiligen  Anleihen  ein  Betrag  von  nicht  weniger  als  29  Mill.  M. 
eingesetzt  worden  ist,  gegenüber  17  Mill.  M.  im  Haushaltsplan  für  1917.  Es 
wird  nach  dem  Kriege  nicht  leicht  werden,  das  erforderliche  Gleichgewicht  im 
hamburgischen  Staatshaushalt  wiederherzustellen. 

Das  bulgarische  Finanzministerium  hat  einen  Gesetz- 
entwurf  über  die  einzuführende  Kriegsgewinnsteuer  fertig 
ausgearbeitet,  der  der  Kammer  noch  in  dieser  Sitzungsperiode  vorgelegt 
werden  solL  In  Betracht  kommen  alle  Gewinne  von  5000  Lewa  aufwärts, 
und  zwar  beginnend  vom  1.  September  1915  bis  zum  Kriegsende.  Der 
Steuer  wird  jeder  im  Lande  unterworfen,  auch  die  Ausländer,  die  nach 
sechsmonatigem  Aufenthalt  im  Lande  als  ständige  Bewohner  Bulgsuriens 
betrachtet  werden.  Die  Steuer  schwankt  je  nach  Art  und  Höhe  des  Ge- 
winnes zwischen  55  und  35  Proz. 

Der  neunte  Neutralitätsbericht  des  schweizerischen  Bundes- 
rates beziffert  die  feste  und  die  schwebende  Mobilisationsschuld 
Ende  Oktober  auf  960  Mill.  frcs. 

Wie  sich  die  tenglische  Finanzlage  nach  der  Darlegung  des 
Schatzkanzlers  Bonar  Law  darstellt,  ist  im  vorigen  Heft  der  Chronik 
mitgeteilt  worden.  Der  „Economist"  übt  nun,  wie  der  „Berl.  Bors. -Cour." 
mitteilt,  scharfe  Kritik  An  dem  Schatzkanzler. 

Mit  seiner  unverbesserlichen  Art,  Unwichtiges  zu  sagen,  könne  er  nur  die 
allgemeine  Gleichgültigkeit  für  die  Staatsfinanzen  begünstigen,  und  dies  befördere 
nicht  den  Absatz  der  nationalen  Kriegsscheine,  der  schon  sehr  abgenommen  habe. 
Der  KanzIci-  scheine  zu  glauben,  daU  alles  gut  gehe,  weil  seit  der  vorhergegan- 
genen Kreditbewilligung  die  als  ausnahmsweise  erklärte  tägliche  Mehrausgabe  von 
2  Mill.  £  auf  1  Mill.  zurückgegangen  ist.  (Die  tägliche  Ausgabe  während  dea 
ersten  Halbjahrs  war  im  Durchschnitt  6648000  £,  d.  i.  ein  Mehr  von  1237  000  £, 
wovon  590000  £  für  Heer  und  Marine,  306000  £  für  andere  Ausgaben  und 
341 000  £  für  Vorschüsse  an  Verbündete  und  Kolonien.)  Für  das  ganze  Jahr- 
würde  dies  ein  Mehr  von  450  Mill.  £  ausmachen,  voraussichtlich  wird  aber  die 
Zunahme^  noch  viel  bedeutender  sein.  Aber  er  habe  es  verstanden,  das  Haus 
zu  beruhigen,  durch  die  Versicherung,  daß  ein  erheblicher  Teil  der  Ausgaben 
wieder  hereingebracht  werden  wird  und  daher  nur  als  Vorschuß  anzuschauen  sei. 
Er  gab  hiervon  die  folgende  Aufstellung: 

Hill.  £ 
Vorpchüsge  an  Verbündete  und  Kolonien  6i*/, 

In  den  Kassen  der  Schatzagenten  15'/, 

Vorlagen  für  Kronländer  24 

Rohmaterialien,  Nahrungsmittel  und  Schiffe  74»/, 

Zahlangcn  für  Rechnung  Verbündeter  37, 

179 

Unter  Abzug  dieser  Summe  von  der  2227,  Mill.  £  betragenden  Mehraos- 
gabe  dce  Halbjahres,  verringere  sich  letstere  auf  43'/»  MilL  £,  d.  h.  für  den  Ta« 
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Vi  stat»'  IVi  Mi'L  ^'  ^^^  *^  '*'  •*■■  K*c*>enex«anuel,  das  Bonar  Law  m4s»- 
tiBcht  hat.  Er  mußte  aber  rugeben,  daS,  wenn  auch  wirklich  der  größte  Teil 
dieser  Vorlagen  später  wieder  eingehen  möge,  das  ganze  Geld  vorerst  beschafft 
werden  muß,  somit  ist  seine  ganze  schöne  Kechnungsaufstellung  nutzlos.  Des 
„Economist"  stellt  außerdem  den  vollen  Eingang  sehr  in  Frage,  nicht  nur  für 
die  Vorschüsse?  an  die  Verbündeten,  von  welchen  viele  so  verarmt  sein  werden, 
daß  sie  auf  lange  Zeit  hinaus  nicht  einmal  die  Zinsen  werden  erschwingoD 
können,  es  sei  denn,  daß  ihnen  England  selbst  wieder  das  Geld  hierzu  leiht  — 
sondern  auch  für  die  74Vj  Mill.  Anschaffungen,  wobei  er  auf  die  26  Mill.  ü 
hinweist,  die  für  Käufe  australischen  Weizens  ausgegeben  worden  sind,  der  wegen 
Schiffmangels  verfaulen  muß.  Aber  Uerrn  IJonar  Law  genüge  seine  Berechnung, 
um  auf  neue  Steuern  zu  verzichten  und  darauf  zu  bauen,  daß  die  gegenwärtigeo 
Steuern  nach  dem  Kri^e  genügen  würden,  um  die  normalen  staatlichen  Aus- 
gaben zu  begleichen.  Das  Blatt  bestreitet  entschieden  diese  Ansicht  und  macht 
vor  allem  darauf  aufmerksam,  daß  dem  Steuervoranschlag  die  gegenwärtigen 
hohen  Preise  zugrunde  gelegt  sind,  die  sehr  verschieden  von  jenen  der  Zeit  vor 
dem  Kriege  seien.  Die  jetzige  Regierung  sei,  was  die  Finanzen  anbelangt,  die 
liederlichste  und  nachlässigste,  welche  England  während  des  Krieges  gehabt  habe. 
Eine  interessante  Zusammenstellung  der  Staatsschuld  bezeichnet  deren  Höhe  am 
29.  Sqitcmber  d.  J.  mit  5  Milliarden  £,  hiervon  ab  1100  Mill.  VorschOsae  an 
Verbündele  und  160  Mill.  an  Kolonien  (wohlvermerkt  beide  Posten  wieder  als 
greifbar  angesehen),  ferner  Verbindlichkeiten  der  indischen  Regierung  G6  MilL, 
verbleiben  3674  Mill.  Unter  Abzug  der  Staatsschuld  vor  dem  Kriege  mit  645 
Mill.  ergibt  sich  eine  Kriegsschuld  von  3  Milliarden.  Am  10.  November  hatten 
die  Schatzwechsel  wieder  die  Milliarde  überschritten  und  den  Betrag  von  1006 
MilL  £  erreicht;  man  war  somit  nicht  mehr  weit  von  dem  zu  Jahresbeginn  ver- 
zeichneten Maximum  von  1093  Mill.  £  entfernt  Die  Notstandsnoten  anderer- 
seits beziffern  sich  jetzt  schon  auf  191  Mill.  £.  Die  Kriegsanleihen  betrugen 
am  !{0.  8ept4>mber  d.  J.  laut  Mitteilung  dm  Schatzkanzlers: 

£ 
3'/|-proi.  KriegMuileihe   1925/28  62700000 

4'/4-proi.  KriegsaDleihc  1925/4.^  zo  000  000 

i-ptot.  Kriegnnleihe  1929/47  z  056  300  000 

5-proi.  Ezcheqaer  Bonds  237  600  000 

6-proc.  Ezcheqaer  Bonds  141700000 

2  518  300000 

Die  4-proz.  steuerfreie  Kriegsanleihe  1929/12,  die  nicht  aufgeführt  wird, 
ist  jedenfalls  mit  der  5-pro«.  zusammen  angegeben.  Hierzu  kommen  noch:  ame- 
rikanische Darlehen  372  Mill.  £  (2.  November),  National  War  Bonds  93,62 
Mill.  £  und  Kriegssparscheine  23,30  Mill.  £  (beides  zum  10.  November).  Das 
machte  somit  4203'/,  Mill.  £,  wozu  noch  nngefihr  290  Mill.  £  andere  Ver- 
bindlichkeiten kamen. 

Irj  „Daily  Telegraph"  wird  das  finanzielle  Abhängigkeits- 
verhältnis Englands  und  seiner  Verbündeten  von  Amerika  dar- 
gestellt, worauf  Fr.  Zutrauen  in  der  „Voss.  Ztg."  eingeht  Der  „Daily 
Telegraph"  gibt  offen  zu,  daß  England  nicht  mehr  in  der  Lage  ist, 
seinen  Verbündeten  und  Kolonion  Vorschüsse  zu  g^wähi'en,  ohne  gleich- 
zeitig in  Amerika  zu  borgen  I  Für  die  Vereinigten  Staaten  wird  ein  Be- 
trag von  4200  Mill.  £  als  Ausgabe  für  das  laufende  Finanzjahr  ange- 
geben, was  die  englischen  Kriegskosten  noch  wesentlich  in  den  Schatten 
stellt 

Was  difl  Vorschüsse  an  die  Alliierten  anbelangt,  so  betrugen  sie  im  Augeo- 
blick  der  Kriegserklärung  der  Vereinigten  Staaten  an  Deutschland  .580  MilE  £., 
wie  aus  folgender  Zusammenstellung  hervorgeht  (Der  Umrechnung  in  Pfund 
Sterling  liegt  der  Satz  von  5  $  =  1  £  zugrunde.) 
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Qr«ßbritannien 

J20  MiU.  £ 

Frankreich 

'47      „      ,. 

Kanada 

S8      ,,      „ 

BuBland 

30      ..      .. 

ItaUen 

*S      ..     .. 

zusammen     580  MiU.  £ 

Innerhalb  von  drei  Wochen  nach  der  amerikanischen  Kriegserklärung  wurde 
die  erste  Kriegsanleihe-Akte  genehmigt,  welche  den  Schatzsekretär  zur  Aus- 
gabe von  1  Milliarde  Pfund-Sterling-Bonds,  die  den  Zinssatz  von  3'/a  Proz. 
nicht  übersteigen  durften,  und  von  400  Mill.  £  Schuldzertifikaten  ermächtigt. 
Darüber  hinaus  wurden  vorerst  noch  600  Mill.  £  für  Anleihen  an  die  Verbün- 
deten bereitgestellt.  Angesichts  der  fortgesetzt  wachsenden  Bedürfnisse  der 
Alliierten  schien  es  aber  klar,  daß  diese  600  MiU.  durchaus  uiizureichend_  waren. 
Demgemäß  sah  die  im  September  genehmigte  zweite  Kriegsanleihe-Akte  im  Be- 
trage von  2300  Mill.  £  „einen  höheren  Zinssatz  als  3V2  Proz."  vor.  In  letzterer 
Summe  waren  für  die  Alliierten  800  Mill.  £  vorbehalten.  Es  ergibt  sich  also 
ein  Gesamtbetrag  von  1400  MiU.  £  für  Vorschüsse  an  die  Verbündeten  in  der 
Zeit  von  April  1917  bis  Ende  Juni  1918.    Auf  Grund  der  beiden  vom  KongreJB 

fjenehmigten  Akte  sind  bisher,  laut  „Daily  Telegraph",   696,6  MiU.   £  ausge- 
iehen  worden,  die  sich,  wie  folgt,  verteilen: 


Großbritannien 

372    MiU. 

£ 

Frankreich 

150       .. 

KuSland 

65       „ 

Italien 

97       „ 

Belgien 

'«,H     „ 

Serbien 

'       ,. 

zusammen 

696,«  MiU. 

it 

Wie  aut)  dieser  ZusammeustcUung  ersichtlich,  beträgt  der  englische  Anteil 
an  diesen  Anleihen  mehr  als  die  Hälfte.  Dauert  der  Krieg  fort  und  werden  die 
vom  Kongreß  genehmigten  1400  Mill.  £  in  ihrer  Gesamtheit  den  Alliierten  vor- 
geschossen, so  wird  sich  allein  der  englische  Anteil  bis  zum  80.  Juni  1918  pro- 
portioneil auf  über  700  MiU.  £  beziffern.  Diese  ungeheure  Summe  erhöht  sich 
um  die  seitens  Englands  vor  der  amerikanischen  Kriegserklärung  in  Amerika 
erborgten  320  Mill.  £.  Angenommen,  daß  etwa  70  MiU.  zurückgestellt  sind,  so 
bleibt  immer  noch,  laut  „Daily  Telegraph",  ein  ausstehender  Saldo  von  250  Mill., 
was  mit  obigen  700  Mill.  insgesamt  950  MiU.  £  ergibt.  Letztere  Summe  steUt 
nur  de«  englischen  Anteil  dar,  während  die  Gesamtanleihen  der  Entente  bis  zum 
30.  Juni  1918  mindestens  das  Doppelte,  also  1900  MiU.  £  erreichen  werden. 

Der  französische  Hauehaltsgesetzentwurf  für  1918  sieht 
7809  Mill  frcs.  Ausgaben  vor,  wovon  allein  4899  Mill.  für  den  ßchulden- 
dienst,  die  Einnahmen  sind  tnit  6542  Mill.  veranschlagt,  es  müssen 
somit  für  IV4  Milliarden  neue  Einkünfte  geschaffen  werden.  Alle 
Ausgaben,  die  auf  den  Krieg  Bezug  haben  (Kriegs-,  Bewaffnungs-, 
Marine-  und  Kolonialministerium),  sowie  gewisse  Ausgaben,  die  nur 
vollständig  oder  teilweise  rückzahlbare  Auslagen  darstellen,  sind  nicht 
inbegriffen,  sie  werden  gesondert  aufgestellt  und  durch  periodische  K!re- 
dite  gedeckt  werden. 

Von  den  Vorschlägen  seines  Vorgängers  hat  Herr  Klotz  nur  den  sehr 
zweifelhaften  über  die  Zahlungsateuer  und  die  Ahndung  der  Steuerentziehungen 
beibehalten;  mit  Ausnahme  einer  Verschärfung  der  Kriegsgewinnsteuer  hat  er 
sich  nicht  an  die  direkten  Steuern  gehalten,  weil  1918  zum  erstenmal  die  gesamte 
Reform  der  Einkommensteuer  und  der  Cedularsteuer  zur  Durchführung  ge- 
langen wird  und  es  gut  sein  wird,  vorerst  die  Versuchsperiode  vorübergehen  zu 
lassen  und  deren  Ergebnisse  abzuwarten.  Kurz  gefaßt,  sind  seine  Vorschläge  die 
folgenden:    1.  Die  Kriegsgewinnsteuer  ist  gegenwärtig  50  Proz.  auf  die  Steuer- 
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Pflichtigen  Gewinne  und  60  Pros,  ffir  den,  eine  halbe  Millioo  Obenteigendcn 
Betrag,  es  wird  Torgeschlagen,  auf  den  weiter  verbleibenden  Betrag  25  Pro«,  tod 
1  bis  5  Mill.  und  50  Proz.  darflber  hinaus  aufzaerle^n.  2.  Die  Erbschafl»- 
■teuer  wird  abgpändert  und  zum  Teil  nach  neuen  Gesichtspunkten  festgestellt; 
n.  a.  soll  die  Erbberechtigung  der  Seitenlinien  nicht  über  den  vierten  Grad  hin- 
ausgchei!,  außer  bei  den  Nachkommen  von  BrQdern  und  Schwestern.  Die  Ab- 
gaben auf  Schenkungen  unter  Lebenden  werden  gleichfalls  abgeändert.  3.  Die 
,,Apport8"  (Zubringung)  an  Gesellschaften,  die  bisher  nur  einer  geringen  Ab- 
gabe unterworfen  waren,  sollen  stärker  herangezogen  werden.  4.  ZahlungsBteoer 
von  1  Prom.,  die  sich  ffir  Luxnsgegenstände  auf  10  Proz.  erhöht.  Ausgenommen 
werden  die  En^cs-,  die  Rohstoff-  und  die  halbfertigen  und  unvollendeten  Pro- 
dukte, sowie  die  Rückgänge  von  Guthaben,  für  diese  Ausnahmefälle  bleibt  der 
OuittuDgsstempel  weiter  blieben.  Diese  neuen  Abgaben  werden  im  ersten  Jahre 
nicht  ihren  vollen  Ertrag  geben  können,  der  Minister  «chitzt  den  Erlös,  wie  folgt: 

Jährlicher  Ertrag  1918 

Kriegsgewinnsleurr                                30000000  30000000 

Erbschaf tnteuer                                    361  000  000  1 80  500  000 

SefaeDkuDgsRtener                                     3  000  000  3  000  000 
VerbütDDg   von    Stcaer- 

enUichoDKcn                                          50  000  OOO  40  OOO  OOO 

Z*bluDg»steuer                                   1300000000  1000  000  000 

ApportMtteoer                                          30000000  13000000 

1774000000  1266500000 

Die  für  das  erste  Quartal  1918  geforderten  Kriegskredite  belaufen  soll  mit 
9283'/,  Hill,  frcs.,  wovon  8639  Mill.  auaschliefliich  für  Militärausgaben. 
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Volkswirtschaftliche  Chronik. 

Dezember  1917. 
I.   Produktion  im  allgemeinen. 

Inhalt:    Beschäftigungsgrad  im  Dezember. 

Für  den  letzten  Monat  des  Jahres  1917  ist  nach  dem  Berichte 
des  „Reichs-Arbeitsblattes"  die  gleich  starke  Beschäftigung  der  Haupt- 
industrien wie  in  den  vorhergehenden  Monaten  des  Wirtschaftsjahres 
1917  festzustellen.  Im  Vergleich  zum  Dezember  1916  werden  ver- 
schiedentlich Steigerungen  der  Leistungen  gemeldet.  Die  Abnahme 
der  Beschäftigtenzahl,  wie  sie  die  Krankenkassenstatistik  am  Jahres- 
schluß in  der  Regel  erkennen  läßt,  ist  auch  dieses  Mal  eingetreten ;  sie 
38t  aber  nicht  höher  als  1915  ausgefallen. 

Im  Bergbau  und  Hüttenbetrieb  herrschte  die  gleiche  außerordent- 
lich lebhafte  Nachfrage,  wie  sie  für  die  vorhergebenden  Monate  zu  be- 
richten war.  Zum  Teil  ist  der  Versand  der  Steinkohlenwerke  dem 
Vormonat  gegenüber  etwas  zurückgegangen.  Die  Eisen-  und  Metall- 
industrie wie  der  Maschinen-  und  Apparatebau  arbeiteten  mit  unver- 
minderter Kraft  fort.  Das  gleiche  gilt  für  die  elektrische  Industrie. 
In  der  chemische  Industrie  ist  ebenfalls  keine  wesentliche  Veränderung 
gegen  den  Vormonat  zu  erkennen,  doch  gestaltete  sich  der  Geschäfts- 
gang vielfach  günstiger  als  im  Vorjahr.  Auf  dem  Baumarkt  ist  eine 
besondere  Veränderung  der  Beschäftigungsverhältnisse  nicht  eingetreten ; 
der  Winter  macht  sich  durch  eine  geringe  Steigerung  der  Arbeitslosig- 
keit bemerkbar. 

Die  Nachweisungen  der  Krankenkassen  lassen  für  die 
am  1.  Januar  1918  in  Beschäftigung  stehenden  Mitglieder  im  Vergleich 
zum  1.  Dezember  1917  eine  Abnahme  um  insgesamt  136  406  oder  um 
1,5  V.  H.  erkennen.  Auch  am  1.  Januar  1915,  1916  und  1917  war  wie  in 
den  früheren  Jahren  eine  Verminderung  der  Beschäftigung  auf  Grund  der 
an  das  „Reichs-Arbeitsblatt"  berichtenden  Krankenkassen  zu  erkennen. 
Der  Rückgang  hat  zwar  im  voi-igen  Jahre  nur  0,6  v.  H.  betragen, 
hatte  sich  jedoch  in  den  beiden  Jahren  vorher  auf  1,8  bzw.  1,2  v.  H. 
gestellt,  war  also  höher  bzw.  ähnlich  hoch  wie  bei  der  jüngsten  Fest- 
stellung. An  der  Abnahme  der  Beschäftigtenzahl,  die  sich  am  1.  Januar 
d.  J.  ergab,  ist  das  weibliche  Geschlecht  in  etwas  größerem  Maße  als 
das  männliche  beteiligt.  Die  männliche  Beschäftigung  ging  um  69  761 
oder  1,4  v.  H.  (gegen  0,6  im  Vorjahr  und  1,9  v.  H.  am  1.  Januar  1916 
bzw.  1,8  V.  H.  Anfang  1915)  zurück.     Die  weibliche  Beschäftigtenzahl 
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nahm  nach  der  jüngsten  Feststellung  um  76  645  oder  1,7  v.  H.  ab 
(gegen  0,6  im  Jahr  vorher  bzw.  1,7  v.  H.  am  1.  Janaar  1916).  Bei 
der  Beurteilung  der  Bewegung  der  männlichen  Besch&ftigtenzahl  maft 
wieder  berücksichtigt  werden,  daß  die  Rriegsgefangenenarbeit  in  den 
Ergebnissen  der  Krankenkassenstatistik  nicht  enthalten  ist. 

Was  die  Bewegung  der  Betriebskrankenkassenmitglie- 
der, die  einen  Vergleich  mit  dem  Vormonat  gestattet,  anbelangt,  so  tritt 
für  das  männliche  Geschlecht  gegenüber  dem  1.  Dezember  1917  im  all- 
gemeinen ein  Bückgang  hervor.  Eine  Zunahme  ist  nur  in  der  chemi- 
schen Industrie  and  in  ganz  unbedeutendem  MaSe  im  Bokleidangs- 
gewerbe  zu  erkennen.  Der  Rückgang  ist  aber  nur  in  der  Nahrangs- 
mittelindustrie,  im  Baugewerbe  and  in  der  Holzindustrie  erheblicherer 
Art.  Was  die  weibliche  Beschäftigung  anbelangt,  so  ist  hier  eine  Zu- 
nahme nur  im  Bekleidungsgewerbe  festzustellen.  Der  Rückgang  ist 
am  bemerkenswertesten  auch  hier  im  Baugewerbe,  daneben  aber  auch 
in  der  Landwirtschaft,  der  Nahrungsmittelindustrie  und  in  der  elek- 
trischen Industrie. 

Nachstehend  ist  die  Bewegung  der  Beschäftigten  in  den  einzelnen 
Gewerbegruppen,  soweit  sie  in  der  Berichterstattung  der  Betriebe- 
krankenkassen zum  Ausdruck  kommt,  vom  1.  Dezember  1917  bis 
1.  Januar  1918  dargestellt  Die  Zahl  der  versicherungspflichtigen  Mit- 
glieder betrag  am  1.  Januar  1918: 


Zahl  der 
berichten- 
den Kaaaen 

POichtm 

tglieder 

Zu- 

oder Abnahme 

Gewerbe 

abzüglich  c 
nnfähigen 
minnl. 

er  arbeita- 
Kranken 
weibl. 

gegen  den  Vormonat 

in  Prozent 

mSnnl.           weibl. 

I«nd-    und    FontwirUicbalt, 

Gärtnerei 

77 

8645 

6587 

— 

0.1  . 

—     7.» 

Metall-,  Maschiaenindastrie 

8ii 

641  551 

222  219 

— 

0,8 

—     I,» 

.            .     1  Schlesien 
dayon  .n  |nheinl..Wet«. 

57 

48429 

19052 

— 

0.» 

—    0,1 

191 

28;  012 

98557 

— 

o,s 

—     ">» 

Elektrische  Industrie 

«3 

'0394 

12095 

— 

t,i 

—     *.» 

Chemische  Industrie 

111 

73660 

35205 

+ 

0,7 

-      O.f 

Spinnstoffgewerbe 

£90 

61589 

146  236 

— 

i.» 

—     «.« 

Schlesien 

63 

6927 

17663 

+ 

2,0 

+    0^ 

davon  in 

Rheinl.-Wertf. 

244 

15560 

26820 

— 

«,» 

—    «,« 

Kgr.  Sachsen 

»5' 

14  561 

40643 

— 

0,« 

—    0^ 

Ela.-Lolhringen 

49 

3285 

6671 

— 

3.' 

-    6.» 

Holi-  and  Schnitzwaren 

82 

7712 

3  594 

— 

3,1 

-    3,^ 

Kahrnngs-  und  GenaBmittel 

295 

30*39 

39888 

— 

10,6 

—    S,* 

Bekleidung 

78 

5264 

10049 

± 

0.0 

-»-     I.« 

Bangewerbe 

194 

50839 

5  745 

— 

7,8 

—  21,« 

Wird  die  Zu-  und  Abnahme  der  Mitglieder  nach  Oberversiche- 
rungsämtern  betrachtet,  so  findet  man  bei  Betrachtung  der  Grundzahlen 
bei  den  männlichen  Mitgliedern  nirgends  eine  größere  Zunahme. 

Eine  größere  Abnahme  der  männlichen  Mitglieder  findet  man  in: 
Königsberg,  AUenstein,  Groß-Berlin,  Potsdam,  Frankfurt  (Oder),  Posen, 
Bromberg,  Breslau,  Liegnitz,  Oppeln,  Merseburg,  Hannover,  Dortmund, 
Düsseldorf,  Cöln  (Rhein),  Mtinchen,  Nürnberg,  Bautzen,  Chemnits, 
Dresden-N.,  Leipzig,  Zwickau,  Hamburg  und  Metz. 

Bei  den  weiblichen  Mitgliedern  zeigt  sich  nnr  bei  Darmstadt  mit 
Provinz  Rheinhessen  eine  größere  Zunahme. 
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Eine  größere  Abnahme  bei  den  weiblichen  Mitgliedern  zeigt  sich 
in:  Königsberg,  Groß-Berlin,  Potsdam,  Frankfurt  (Oder),  Stettin,  Posen, 
Bromberg,  Breslau,  Liegnitz,  Oppeln,  Magdeburg,  Merseburg,  Erfurt, 
Schleswig,  Hannover,  Dortmund,  Cassel,  Wiesbaden,  Düsseldorf,  Lands- 
hut, Speyer,  Nürnberg,  Würzburg,  Bautzen,  Chemnitz,  Dresden-N., 
Leipzig ,  Zwickau ,  Mannheim ,  Darmstadt  mit  Provinz  Starkenburg, 
Gotha,  Meiningen,  Gera,  Dessau,  Hamburg  und  Mülhausen. 

Von  den  berichtenden  Unternehmungen  gaben  383  den 
Stand  ihrer  Arbeiterschaft   im  Berichtsmonat  auf  494  921  Arbeiter  an. 

Neben  der  Beschäftigtenzahl  im  Berichtsmonat  gaben  370  Unter- 
nehmungen auch  die  Zahl  der  im  Vormonat  beschäftigten  Arbeiter  an. 
Hier  waren  am  letzten  Tage  des  Berichtsmonats  insgesamt  491  200  gegen 
gegen  485  753  Arbeiter  am  Schlüsse  des  Vormonats  tätig.  Es  ist  also  im 
Berichtsmonat  dem  Vormonat  gegenüber  eine  Zunahme  der  Beschäftigten 
um  5447  oder  1,1  v.  H.  eingetreten.  Die  Steigerung  gegen  den  Vor- 
monat ist  allein  auf  eine  Vermehrung  der  weiblichen  Arbeitskräfte 
zurückzuführen.     Für  die  Männer  zeigt  sich  eine  Abnahme. 

An  der  Erhöhung  der  Beschäftigtenzahl  sind  in  erster  Linie  Eisen- 
und  Metallindustrie  und  Maschinenbau  beteiligt.  Einen  unbedeutenden 
Zuwachs  an  Arbeitskräften  haben  die  chemische  Industrie  und  das  Be- 
kleidungsgewerbe zu  verzeichnen.  Am  meisten  ist  die  Beschäftigungs- 
zahl zurückgegangen  im  Nahrungs-  und  Genußmittelgewerbe  und  in  der 
elektrischen  Industrie.  Weniger  stark  ist  der  Rückgang  im  Bergbau 
und  Hüttenbetrieb,  im  Spinnstoffgewerbe,  in  der  Holzindustrie,  Papier- 
industrie und  Buchdruckerei.  Die  Glas-  und  Porzellanindustrie  weist 
eine  nur  unbedeutend  niedrigere  Beschäftigtenziffer  auf. 

381  der  berichtenden  Unternehmungen  teilten  neben  der  Beschäf- 
tigtenzahl im  Berichtsmonat  auch  den  Stand  der  Arbeiterschaft  im 
gleichen  Monat  des  Vorjahr  mit.  In  diesen  381  Unternehmungen  waren 
im  Berichtsmonat  494  637  Arbeiter  gegenüber  417  764  im  Dezember 
1916  tätig.  Es  ist  also  gegenüber  dem  Vorjahr  eine  Zunahme  der  Ar- 
beiterzahl um  76  873  oder  um  18,4  v.  H.  eingetreten.  Die  starke  Zu- 
nahme ist  in  bedeutend  höherem  Grade  auf  eine  Mehreinstellung  von 
männlichen  als  von  weiblichen  Arbeitskräften  zurückzuführen. 

Eine  Verminderung  der  Beschäftigten  ist  am  stärksten  im  Nah- 
rungs- und  Genußmittelgewerbe  zutage  getreten.  Ziemlich  stark  ist 
auch  der  Rückgang  der  Arbeiterzahl  im  Bekleidungsgewerbe,  dagegen 
nur  unbedeutend  in  der  Glas-  und  Porzellanindustrie.  Die  übrigen 
Industrien  weisen  sämtlich  eine  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  gegen 
das  Vorjahr  auf.  Diese  ist  besonders  groß  in  der  Eisen-  und  Metall- 
industrie, im  Maschinenbau  und  in  der  chemischen  Industrie,  und  zwar 
ist  sie  in  der  Hauptsache  auf  die  Einstellung  bedeutend  mehr  männ- 
licher als  weiblicher  Arbeitskräfte  zurückzuführen.  Ein  weniger  starker 
Zuwachs  an  Arbeitskräften  läßt  sich  aus  den  Berichten  der  elektrischen 
Industrie,  des  Spinnstoffgewerbes,  der  Holzindustrie,  der  Papierindustrie 
und  des  Buchdruckereigewerbes  erkennen.  Besonders  viele  weibliche 
Kräfte  wurden  im  Bergbau  und  Hüttenbetrieb  sowie  in  der  elektrischen 
Industrie  neu  eingestellt. 

LIV* 
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Nachstehend  geben  wir   die  Veränderungen    in    den  einzelnen  Ge- 
werben tabellarisch  wieder: 


1 

BeaehUtigte  am 

Zu-  oder  Abnahme 

Gewerbegruppen 

letxten  Tage  des 

gegen  den  Vormonat 

Berieb  tamonato 

inagcMMt 

mfamL  IwriU. 

liuigeHiat 

mlonl. 

AM.K1 

T.  H. 

Antahl 

Bergbau  und  fiüttenbetrieb 

29 

66490 

49566 



203 

—  0,» 

—  7782 

+7579 

Eben-  aod  MeUllindustrie 

40 

173798 

127967   + 

S444 

+  3.« 

-f  4288 

+  1156 

Industrie  der  Maschinen 

87 

126851 

loi  149  -f- 

«497 

-f  I.«    -t-     265 

+  1232 

Elektrische  Industrie 

24 

'703' 

9  252  — 

S«3 

-    2.»  i  -J-          23 

-  S36 

Chemische  Industrie 

43 

68  168 

53712   -J- 

39 

-1-    0,1  1  -1-          10 

+     «> 

Spinnstoffgewerbe 

ib 

8762 

2  573i  — 

81 

—  0.»  i  —        6 

—    75 

Holzindustrie 

8 

889 

54'|  — 

85  -  8,7    -      55 

-    30 

Nahrangs-  und  GenaBmittel 

45 

14706 

845«;- 

532  —  3.6    —     530 

—      2 

Bekl  eid  ungiige  werbe 

n 

3  579 

73«!  + 

32  -f  0,9    -1-         3 

+     39 

Glas  und  Porzellan 

7 

1969 

973i  — 

«7!—  o.» 

—      30 

+     «3 

Papierindustrie  und  Buchdruck 

34 

6072 

3  6701  — 

184]  —    2.» 

-      64 

—  120 

Sonstige  Gewerbe  (eintcblieOlich 

Baustoffe  und  Schiffahrt) 

«4 

2885 

1800  -1- 

so  +  i.« 

+       74 

—     24 

Summe 

370 

491  200 

360  385I  -»- 

5447 

+  1,1 

—  38041-1-9261 

Nach  den  Feststellungen  von  35  Facfaverbänden,  die  für  1077636 
Mitglieder  berichteten,  betrug  die  Arbeitslosigkeit  insgesamt 
9452  oder  0,9  v.  H.  Die  Arbeitslosenziffer  betrug  im  Vormonat  0,7 
V.  H.  Infolge  der  Zunahme  der  Arbeitslosigkeit  im  Baugewerbe  (von 
0,3  auf  1,8  V.  H.),  wie  sie  im  Winter  in  der  Regel  auftritt,  ist  also 
eine  geringe  Gesamtzunahme  der  Arbeitslosigkeit  eingetreten.  Im  Ver- 
gleich zum  Dezember  der  drei  vorhergehenden  Jahre  ist  sie  aber  sehr 
viel  niedriger;  sie  hat  nämlich  im  Dezember  1914  7,2  v.  H.,  im  darauf- 
folgenden Jahre  2,6  v.  H.  und  im  Dezember  1916  immerhin  noch 
1,6  V.  H.  betragen. 

Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise  l&ßt  im  Berichtsmonat 
fttr  das  männliche  wie  fUr  das  weibliche  Geschlecht  ein  geringfügiges 
Sinken'  des  Andranges  der  Arbeitsuchenden  erkennen.  Im  Dezember 
kamen  auf  100  offene  Stellen  bei  den  männlichen  Personen  54  Arbeit- 
suchende (gegenüber  56  im  Vormonat) ;  beim  weiblichen  Geschlecht 
sank  die  Andrangsziffer  von  108  auf  100.  Auf  dem  weiblichen  Arbeits- 
markt deckte  also  das  Angebot  der  Hilfttkrftfte  die  Nachfrage  im  Be- 
richtsmonat. 


11.  Landwirtschaft  und  verwandte  Gewerbe. 

Inhalt:  Ernte-  und  Saatenberichte:  Dänemark;  Vereinigte  Staaten;  Eng- 
land; Bulgarien:  Zuckerrübenernte  Oesterreich-Ungarns.  Deutscher  Kundholz- 
markt.  —  Lage  der  landwirtschaftlichen  Erzeugung:  Ungarn:  Versorgung. 
Schweiz:  Brotpreis;  Kartoffelmehl;  Einfuhr  von  Getreide  und  Zucker.  Ene- 
land:  Lohnzulage;  Mischkorn;  Schweinemarkt;  Eierpreise.  Frankreich: 
Preise;  Brotrationierung.  Italien:  Getreidepreise.  Vereinigte  Staaten: 
Weizen.  Argentinien:  Brnteverkauf.  Dänemark:  Holzfrachten.  England: 
Frachtpreise.  Weltmarkt.  Rußland:  Preise  für  Mehl,  EHeie,  Oelsämereien, 
Heu.     —    Oesterreich:    Landwirtschaftliche     Erzeugung;     Kriegsmargarine ; 
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Trockenmilch.  Ungarn:  Zuckerrübenbau;  Höchstpreise  für  Zucker,  für  Rüben- 
Schnitzel;  Hanf  Stengel.  Schweiz:  Brotration;  Brotmarken;  Höchstpreise  für 
Kartoffeln;  Frachtpreise.  Dänemark:  Fettstoffe.  Schweden:  Rübenpreise; 
Höchstpreise  für  Zucker  und  Sirup;  Fischfang;  Milchpreis;  Käsepreis.  Eng- 
land: Anbaufläche;  Schweinemarkt;  Lebensmittel;  Wirtschaftsleben.  Frank- 
reich: Brot  Versorgung ;  Milchpreis ;  Brotkarte.  Vereinigte  Staaten:  Weizen  - 
verbrauch.  Argentinien:  Anbau;  Weizenausfuhr.  Kanada:  Molkerei. 
Australien:  Weizenernte.  Schweden:  Frachtsätze.  —  Ungarn:  Höchst- 
preise für  Schweine  und  Schweineprodukte.  Schweiz:  Unterstützt«  Personen; 
Höchstpreise  für  Hafer  und  Gerste;  Brot  zu  ermäßigtem  Preise.  Niederlande: 
Buttererzeugung. 

Von     Ernte-     und     Saatenstandsberichten    liegen    noch 
folgende  aus  der  letzten  Zeit  vor: 

Dänemark:    Die  amtliche  Erntefeststellung  hat  für  die  diesjährige  Ernte 
folgende  „vorläufige"  Ergebnisse  ermittelt: 

Körnerertrag  in  1000  t: 


1917 

1909/13 

Inseln 

Jütland 

im  ganzen 

im  ganzen 

Weizen 

99 

18 

117 

148 

Roggen 

8; 

«38 

225 

448 

Gerste 

274 

"5 

389 

513 

Hafer 

191 

356 

547 

775 

Mengkorn 

129 

146 

275 

363 

Erbsen 

4 

2 

6 

9 

Buchweizen 

0 

2 

2 

2 

Zusammen 

784 

777 

1561 

2288 

Durohschnittscrtrag 

auf  1  ha 

in  Doppelzentnern: 

1917 

1909/13 

Inseln 

Jütland 

im  ganzen 

im   ganzen 

Weizen 

23,0 

17,» 

22,0 

29,9 

Boggen 

18,0 

10,8 

12,8 

176 

Gerste 

16,9 

14,9 

16,2 

22,5 

Hafer 

.6,0 

12,8 

13.8 

18,4 

Mengkom 

15,' 

13,« 

14,2 

20,  .1 

Der  Ertrag  an  Heu  und  Stroh  ist  im  gegenwärtigen  Jahre  ungewöhnlich 
gering  gewesen.  An  Feldheu  sind  im  Durchschnitt  nur  2,2  t  auf  1  ha  geerntet 
worden,  an  Wiesenheu  ebenfalls  nur  2,2  t  und  an  Stroh  l,.ö  t  auf  1  ha.  Der 
normale  Ertrag  kann  auf  4,4,  3,2  und  3  t  angesetzt  werden. 

Im  ganzen  wurden  686000  t  Feldheu  (normal  1090  000  t),  480  000  t  Wiesen- 
heu (normal  711000  t)  und  nur  1632  000  t  Stroh  (gegenüber  3  518000  t  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1909—1913)  geerntet.  Die  Heu-  und  die  Strohmenge 
schwankten  indes  .sehr  von  Jahr  zu  Jahr.  Während  sich  die  Strohernte  im  Jahre 
1917  nur  knapp  auf  die  Hälfte  der  normalen  Ernte  belief,  ist  die  Heuernte, 
trotzdem  sie  nur  klein  war,  doch  größer  als  in  dem  ungewöhnlich  schlechten 
Heujahr  1915  gewesen. 

Das  endgültige  Ergebnis  der  Ernte  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Washington,  17.  Dezember: 

Die  statistische  Abteilung  des  Laudwirtschaftsamts  veröffentlicht  nach- 
stehende endgültige  Ernteschätzuugen  (Ernteerträge  in  1000  t,  Ernteflächen  in 
1000  ha): 

1917  1916  1915  1914  1913 


Win  ter  Weizen : 

Ernteertrag 

"370 

13  "0 

17817 

18632 

14  241 

Emtefläche 

10972 

'3932 

16  181 

14155 

12680 

—    8o6    — 

1917  1916  1915  1914  1913 


SommerweiKen : 

Ernteertrag 
Ernterittche 

633* 
7404 

4298 
7  182 

9696 
7778 

5604 
7196 

6523 
7  394 

Weizen  inagnamt: 
Ernteertrag 
Ernten&cbe 

17702 
18376 

17408 
21  114 

*7  5'3 
23959 

24236 
*'  53' 

20764 
20074 

Mais: 

Ernteertrag 
Emtefllche 

80264 
47904 

65608 
4*382 

77584 
43  3*8 

67889 
42027 

62154 
4*3*8 

Hafer: 

Ernteertrag 
Emtefllche 

21972 
174*9 

18  154 
16616 

**330 
16  312 

16545 
'5  353 

16266 
15360 

Gerste: 

Ernteertrag 
Emtefltche 

4  535 
3  534 

3928 
3070 

5  '43 
»958. 

4*30 
3  oii 

3967 
2990 

Koggen : 
Ernteertrag 
Emtefltche 

I  528 
1641 

l  194 
"  *39 

1  249 
I  142 

I  087 
1081 

I  051 
1023 

Vereinigte  tstaaten  von  Amerika.     Wa8hing:ton,  24.  Dezember. 
Nach   amtlicher  Ermittlung  stellen   «ich  J^tenstand  und  Anbauflichen  an 
den  nachbenannten  Terminen,  wie  folgt: 

1.  Dez.  1.  Dez.  1.  Dex.  1.  Dez.  1.  Dez. 

1917  1916  1916  1914  1913 

Winterwcizen : 

Saatenstand  (in  Proz.)  79,s  85,7  87  g  88,s  97,2 

Anbaunftohe  (in   1000ha)      16868  16036  14902  '6505  14602 

RoKgen : 

Saatcnstand  (in  Proz.)  84,1  88,8  91, &  93,«  95,» 

Anbaoflftohe  (in  1000  ha)       2448  1686  1223  1140  läi 

Nach  diesen  Saatenstandsnoten  ist  der  Stand,  namentlich  des  Weicenü, 
wenig  befriedigend.  Aus  früheren  Berichten,  von  Fachblättem  läßt  sich  ent- 
nehmen ,  daß  schon  im  November  wegen  mangelnder  Niederschläge  Befürch- 
tungen für  den  Saatenstand  bestanden.  Bezüglich  des  Anbaues  ist  die  aber- 
malige prozentual  beträchtliche  Zunahme  des  RM^genanbaues  bemerkenswert;  die 
Veranlassung  ist  die  starke  Nachfrage  namentlich  Skandinaviens  und  der  deshalb 
hohe  Preisstand.  Auch  die  Anbaufläche  von  Weizen  hat  zugenommen,  aber  nicht 
entfernt  in  dem  von  der  Regierung  geplanten  Maße.  Wie  mitgeteilt  wurde,  trat 
die  Regierung  für  eine  Vergrößerung  der  Anbaufläche  auf  19  Mill.  ha  ein,  also 
3  Mill.  mehr  als  im  Vorjahre,  wälirend  die  tatsächliche  Vergrößerung  nur  rund 
800000  ha  betrug.  Im  Vorjahre  winterten  davon  fast  5  Mill.  ha  aus.  Auch  in  diesem 
Jahre  wird  man  angesichts  des  schwachen  Standes  der  Pflanzen  und  der  scharfen 
K&Itewelle,  die  in  diesem  Monat  Nordamerika  getroffen  hat,  mit  Auswinte- 
rungen zu  rechnen  haben ;  in  welchem  Maße,  kann  sich  natürlich  erst  im  Früh- 
jahr zeigen. 

England:  Laut  einer  parlamentarischen  Auskunft  hat  die  Ernte  im  Ver- 
einigten Königreich  ergeben  (in  1(X)0  t) : 


Durchschnitt 

1917 

1916 

1915 

1909/13 

Weizen 

1750 

1650 

20I2 

1623 

Gerste 

1310 

1207 

1064 

■4*3 

Hafer 

35* 

3026 

3'57 

*9<>9 

Bulgarien.  Im  Jahre  1917  sind  im  Königreiche  2879889,14ha  angebaut 
worden.  Der  Ertrag  der  angebauten  Fläche  betrug  26991433  Kantar  Qetreide, 
und  zwar  entfallen  hiervon  auf  Altbulgarien  2  205  ()73  ha   ^Weizen  983  698,59  ha. 
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Roggen  196  8iÖ  ha,  Gerste  289  340,44  ha,  Hafer  133  486,07  ha,  Mais  507  249,23  ha, 
wahracheiulicher  Ertrag  20  589906  Kantw);  auf  das  Gebiet  Gjümurdschina,  Odrin 
lind  Strumitza  131906,17  ha  mit  einem  Ertrage  von  1248389  Kantar  Getreide; 
iiuf  das  Moravagebiet  309676,06  ha  mit  einem  Ertrage  von  2973  204  Kantar;  auf 
Mazedonien  233  234,19  ha  mit  einem  Ertrage  von  2  181  934  Kantar. 

Zuckerrübenernte  Oesterreich-Üngarns.  Der  Zentralverein  für 
die  Rübenzuckerindustrie  Oesterreichs  und  Ungarns  teilt  folgende  Umfrageergeb- 
nisse vom  1.  d.  Ms.  mit:  In  der  Kampagne  1917,18  sind  in  Oesterreich-Ungarn 
184  Zuckerfabriken  iu  Betrieb  (gegen  186  in  der  Kampagne  1916/17) ;  hiervon  ent- 
fallen auf  Böhmen  104,  auf  Mänren  52,  auf  Ungarn  und  Bosnien  28.  Der  Eüben- 
anbau  wird  auf  4  316  000  t  (gegen  5  904  500  t  im  Vorjahre)  geschätzt,  wovon  auf 
Böhmen  1  807  700  t  (gegen  2  730900  t),  auf  Mähren  1 136000  t  (gegen  1  703  800  t), 
auf  Ungarn  und  Bosnien  1371700  t  (gegen  1463  800  t)  entfallen.  Die  Zucker- 
erzeugung wird  auf  697  300  t  (gegen  935  233  t)  geschätzt ;  davon  entfallen  auf 
Böhmen  310500  t  (gegen  458953  t),  auf  Mähren  188050  t  (gegen  267  505  t),  auf 
Ungarn  und  Bosnien  198  750  t  (gegen  208  775  t).  Die  Kübenanbaufläche  beträgt 
für  Böhmen  114  410  ha,  für  Mähren  71  850  ha,  für  Ungarn  und  Bosnien  101  780  ha. 

Die  Lage  des  deutschen  Rundholzmarktes  ist  aus  fol- 
genden Preisnotizen  zu  ersehen: 

Kiefer  I.  52,1  (bis  82,—  im  Bezirke  Minden);  II.  44,1;  ni.  36,1;  IV.  34,5; 
V.  24,—  ;  Abbruch  I/U.  28,-;  UI.  22,4;  IV.  18,2;  Stangen:  I.  3,8;  II.  2,—  ; 
IU.  1,4;  Hopfenstangen  I.l,— ;  11.0,8;  IV.  0,5;  V.  0,3  je  Stück;  Nutzrollen  (Nrl.) 
23,4;  Knüppel  (Nkp.)  21,3;  Heiser  (Nrs.]  10,—  ;  Brennscheite  (Bsch.)  20,—  ; 
Knüppel  (Bk.)  16, — ;  Heiser  (Brs.)  9,6;  Scnwellen,  unsortiert  37,5;  Telegraphen- 
stangen 27,4;  Holzwollholz  26,8;  Lärchen  IL  55,—  ;  IU.  40,3;  (u.  43,1);  IV. 
29,9;  Fichte  I.  52,5  (u.  34,6);  U.  51,6  (33,2);  III.  42,—  (32,-1;  IV.  35,3  (33,8); 
V.  37.-:  Stangen  I.  2,8;  IL  1,6  (u.  0,65);  IU.  0,7  (0,2);  IV.  21,2;  V.  16,8; 
VL  9,9;  VU.  .5,-;  VIU.  3,8;  Nsch.  14,5;  Nrl.  22,7;  Em.  46,7;  Nrs.  13,5;  Nrl.  u. 
Nsch.  u.  18,— ;  Bsch.  31,4;  Brs.  11,7;  Grubenholz,  unsortiert  35,  — ;  Papier-  und 
Schleifholz,  unsortiert  29,2  (bis  36,4  in  Bayern) ;  über  14  cm  Zopf  28,6 ;  7/14  cm 
28,5;  unter  7  cm  27,7;  Tanne  L  51,7  (u.  26,-);  IL  48,2  (24,3);  IU.  4.3,4(39,3); 
IV  36,2  (25,2);  V.  34,3;  Nsch.  10,2;  Nkp.  10,1;  Papierholz  über  14  cm  25,5; 
7/14  cm  25,6;  Eiche  I.  A  138,4  (ß  92,9);  IL  126,8  (87,4);  A  Uli.  bis  160.-  in 
Meiningen;  UI.  102,6  (76,8);  IV.  68,7  (57,3);  V.  46,6  (52,1);  Nrl.  22,2;  Nsch.  48,7 
(bis  67,—  in  Westfalen  und  Kassel);  Nkp.  22,2;  Bsch.  25,5;  Bkp.  14,2;  Brs.  7,7; 
Gerbholz,  unsortiert  30,—  ;  7/14  cm  Zopf  23,5;  über  14  cm  40,7;  Schwellen  U. 
41,3;  Buche  I.  A  95,3  (70,6);  IL  89,8  (71,5);  (A  I/U.  bis  101,-  im  BezirkTrier 
und  bis  125,7  in  Württemberg];  UI.  81,5  (71,1);  A  III.  bis  105,3  im  Bezirk 
Erfurt;  IV.  96,6  (59,—);  A.  VI.  bis  109,-  in  Erfurt!,  V.  55,2  (43,5);  A.  V.  bis 
81,-  in  Erfurt  1  Nrl.  38,5;  Nsch.  55.5  (!)  Bkp.  16,4;  Brs.  8,6;  Schwellholz  un- 
sortiert 43,4;  I.  38,2;  U.  32,—  ;  Hainbuche  A  IU.  35,-;  IV/V.  33,3  und  bei 
Sdbstwerbung  durch  Käufer  mit  Rodung  31,5;  Nrl.  29,—  ;  Nsch.  31,—  ;  Esche 
A.  IV  145,-;  Birke  AI/U.  85,—  ;  IV.  73,—;  V.  40,8;  Nrl.  26,6;  Erle  A.  FV. 
60,—  :  Nrl.  7/14  cm  Zp.  25,2;  1520  cm  31,3;  über  20  cm  32,4. 

Ueber  die  Lage  der  landwirtschaftlichen  Erzeugung 
überhaupt  sollen  nachstehend  einige  Berichte  des  deutschen  Landwirt- 
schaftsrates hier  angeführt  werden : 

18.  Dezember  1917. 

In  Ungarn  ist  durch  eine  Regierungsverordnung  der  Höchstpreis  für 
94-proz.  raffinierten  Spiritus  vom  15.  Dez.  d.  Js.  ab  mit  25  K.  (=  21,25  M.)  pro 
Liter,  40-proz,  Rum,  mit  13  K.  (=  11,05  M.)  pro  Liter  festgetetzt  worden.  Der 
in  Wien  weilende  Minister  für  die  Volksernährung,  Graf  iJadik,  teilte  mit,  die 
Verhandlungen  betreffend  die  Nutzbarmachung  der  okkupierten  italie- 
nischen Gebiete  und  die  VerteUung  der  dort  gemachten  Beute,  seien  beendet.  Zur 
Durchführung  dieser  Vereinbarungen  werde  die  ungarische  Regierung  einen  eigenen 
Reperungsbevollmäehtigten  und  mehrere  Fachorgane  zu  den  dortigen  militärischen 
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OberkommandoB  delegieren.  Die  Festetellung  der  erbeuteten  Lebem^niittelvoirice 
8ei  noch  im  Ganee.  Nach  der  Erledigune  der  BedQrfnisge  der  dort  kämpfenden 
Armeen  würden  diese  Vorräte  unter  die  Verbündeten  in  gleichem  Verhältnis  »er- 
teilt und  dem  Hinterlande  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Der  ßäckermeisterverein  St.  Gallen  (Schweiz)  und  l'meebunK  hat  Anfang 
Dezember  einen  Brotp  reisanf  schlag  eintreten  Usaen.  Das  Zweipfundbrot 
kostet  von  jetzt  an  74  Rappen  (=  60  Pf.). 

In  der  Schweiz  soll  nach  dem  .Bund'  die  Kartoffel-Zentrale  kürzlicb 
70  Wagen  Kartoffelmehl  zu  210  frcs.  f=  170  M.)  ans  Deu  t  seh  lan  d 
eingefimrt  haben. 

In  der  Schweiz  wurde,  wie  der  „Berner  Bund"  vom  9.  Dezember  mitteilt, 
in  den  letzten  Tagen  die  Ankunft  von  Brotgetreide,  Zucker,  Petrol 
und  Benzin  gemeldet.  Es  handelt  sich  immer  noch  um  die  bekannten  .">  Dampfer- 
ladungen, die  in  Amerika  im  Oktober  freigegeben  wurden.  Dabei  befindet  aich 
Roggen  und  Hartweizen ;  letzterer  wird  nun  ebenfalls  zur  Brotbereitunp  heran- 
gezogen. Etwas  Brotgetreide  wird  neuerdings  in  Amerika  nach  der  Schweiz  ver- 
frachtet, und  zwar  bereits  auf  Veranlassune  der  soeben  zwischen  den  beiden  Lin- 
dern getroffenen  Vereinbarungen.  Je  nachdem  der  Bericht  der  schweizerischen 
Unterhändler  über  die  amerikanischen  Zusicherungen  ausfällt,  »oll  darüber  ent- 
schieden werden,  ob  die  Brotmcngc  no<-hmal8  verkürzt  wird  oder  nicht.  Das 
schweizerische  Oberkriegskommissariat  macht  gegenwärtig  Backversuche  mit  ver- 
schiedenen Mehlmischungen.  Die  Versuche  mit  <!•  Proz  Vollmehl,  20  Proz.  Mais- 
mehl und  10  Proz.  Reismebl  sollen  ein  recht  gutes  Brot  ergeben  haben,  wobei  da« 
Maismehl  einen  sehr  nahrhaften  Zusatz  ausmacht. 

fn  einem  Aufsatz  in  den  ,'I^me«'  vom  4.  Dezember  über  die  Verwertung 
des  Geldes  in  England  heißt  es  u.  a.:  Seit  Mitte  September  haben  die  Berg- 
arbeiter eine  Lohnzulagc  von  durchschnittlich  7  sh  6  d  (—  7,69M.  in  ifer 
Woche)  bekommen  und  die  gelernten  Mechaniker  eine  solche  von  10  sh  (=  10,25  M.) ; 
die  Eisenbahner  sollen  eine  Zulage  von  .')  bis  10  sh  i=  .'i.i:!  bis  10,2.')  M.)  in  der 
Woche  erhalten. 

„Times"  vom  21.  November  melden:  Eine  unter  .Dredge  (Jörn  Order  1917» 
bekannte  Verfügung  de«  englischen  Nahrungsmittel-Ministeriums  verbietet  vom 
21.  November  ab  den  Verbrauch  von  Mischkorn  zu  anderen  Zwecken  als 
zur  Herstellung  von  Mehl.  Mischkorn  im  Sinne  der  Verordnung  ist  Getreide, 
welches  mehr  als  eine  tielreideart  als  Hauptl>e8tandtell  enthält.  Es  werden  femer 
Höchstpreise  für  gesundes  und  lieschädigtes  Mischgetreide  vorgesehen  und  solche 
je  nach  der  Zusammensetzung  des  Erzeugniase*  angegeben.  Bieschädigtes  Misch- 
kom  im  Sinne  der  Verordnung  ist  solches,  das  so  stark  Schaden  gelitten  hat, 
dafi  das  daraus  hergestellte  Mehl  nicht  mehr  für  Zwecke  menschlicher  Nahrnog 
verwendbar  ist.     Die  Höchstpreise  treten  mit  dem  17.  Dezember  in  Kraft. 

„Times"  vom  29.  Novbr.  meldet:  Atif  dem  letzten  Schweinemarkt  in  Yar- 
mouth  (England)  waren  nur  :!  Schweine  angeboten  und  in  Mitchin  nur  15.  In 
beiden  Fälieu  losten  die  Fleischer  um  die  Schweine. 

„Smör-Tidende"  vom  30.  November  entnimmt  dem  „Handelsbladei-  folgen- 
den Marktbericht  ül>er  Eierpreise:  Auf  die  englischen  Märkte  drücken  große  Sen- 
dungen eingelegter  Eier,  die  in  letzter  Zeit  auf  den  Markt  gebracht  wurden.  Bi-- 
her  haben  die  Spekulanten  während  des  Krieges  große  Summen  verdient,  indetr. 
sie  ganz  oder  teilweise  mi(  dem  Verkauf  ihrer  eingelegten  Eier  bis  zu  den  HerbR'-.- 
monaten  zurückhielten.  In  diesem  .lahre  sind  sie  schwer  enttäuscht  worden,  in- 
dem nicht  nur  der  Markt,  sondern  auch  der  Sterlingskurs  durchau.«  ungünstig  für 
sie  waren.  Welcher  Schaden  dadurch  den  Bierproduzenien  des  Landes  zugefiigt 
wird,  läßt  sich  zurzeit  nicht  in  Geld  ausdrücken ;  aber  Tatsache  ist,  dafi  die 
Deutschen  die  Lage  auf  den  englischen  Märkten  dazu  benutzen,  um  ihre  Prdse 
für  eingelegte  dänische  Eier  von  Woche  zu  Woche  herabzusetzen,  wie  aus  folgen- 
der Preisübersicht  hervorgeht: 

Woche   5.— 10.  Nov.  12.— 17.  Nov.  19.-24.  Nov. 

Preis  für  88  kg  eingelegte  Eier 
220  Kr.  =  247,50  M.      210  Kr.  =  236,25  M.       190  Kr.  =  213,75  M. 

.Nouvelliste  de  Bordeaux"  (Frankreich)  vom  29.  November  berichtet; 
Auf  dem  Markte   in    Bergerac   (Dordogne)    wurden   am    14.  November  folgende 
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Preise  gezahlt  (in  frcs.l:  Für  1  hl  Kartoffeln  10—12  =  8,10-9,72  M.,  Maronen 
20-22  =  16,20—17,82  M..  Mais  50—52  =  40,50— 42.12  M.,  Heu  (Ztr.)  13  =  10,53  M., 
Btroh  11,50  =  9,31  M.  Das  Paar:  Hühner  10—14  =  8,10-11,34  M.,  junge 
Hühner  7-11  =  5,67—8,91  M.,  Enten  14-15  =  11,34— 12,15  M.,  Tauben  3-4,50 
^  2,84—3,65  M.,  Wildenten  das  Stück  3,75—4  =  3,04—3,24  M.,  Puten  2—2,80 
=  1,62—2,27  M.  das  Pfund  Lebendgewicht,  Mastenten  3-3,50  =  2,43-2,84  M. 
das  Pfund,  Spanferkel  80—150  =  5l,80- 121,50  M.,  Eier  (Dutzend)  4—4,25  = 
3,24-3,44  M. 

Der  französische  Ministerrat  bewilligte  die  Maßnahmen  betreffend  die 
Rationierung  des  Brotes.  Es  wurde  grundsätzlich  bestimmt,  daß  die  Tages- 
menge für  alle  Verbraucher,  ausgenommen  die  Bauern,  die  Eation  der  Soldaten 
an  der  Front  nicht  übersteigen  darf.  Eine  individuelle  Karte  wird  dann  in  allen 
Gemeinden,  die  mehr  als  20000  Einwohner  aufweisen,  eingeführt  werden.  Das 
Mehlkontingent  wird  von  dem  Präfekten  in  jedem  Departement  festgesetzt  werden. 
Alle  Mühleu  werden  der  Aufsicht  des  Ackerbauministeriums  unterstellt  werden ; 
alles  Getreide  wird  beschlagnahmt  ausgenommen  dasjenige,  das  für  das  Säen, 
für  den  Familien  verbrauch  der  Bauern  und  für  die  Ernährung  der  Tiere  nötig  ist. 
Der  Verkauf  wird  auch  künftig  nach  dem  Gewicht  stattfinden.  Alle  gegenwärtig 
in  Kraft  befindlichen  Beschränkungen  betreffend  die  Patisserie  werden  aufrecht- 
erhalten. Nach  den  neuen  Bestimmungen  ist  es  verboten,  Patisseriewaren  an  Ort 
und  Stelle  zu  verbrauchen  in  Restaurants.  Teehäusern  oder  anderen  Erfrischungs- 
räumen. Der  Brotpreis  wird  einheitlich  bestimmt  werden.  In  Frankreich  setzt 
ein  Dekret  die  ßrotmenge  folgendermaßen  fest:  1.  Berufsarbeiter,  landwirtschaft- 
liche Arbeiter,  die  sich  von  den  dem  Erzeuger  für  den  Familien  verbrauch  über- 
lassenen  Erzeugnissen  ernähren  und  Personen  mit  sehr  mäßigem  Einkommen  : 
Männer  von  über  16  Jahren  600  g,  Frauen  von  über  16  Jahren  500  g.  2.  Arbeiter 
im  Kleingewerbe  und  Personen  mit  mäßigem  Einkommen :  Männer  von  über 
16  Jahren  400  g,  Frauen  von  über  16  Jahren  300  g.  3.  Alle  übrigen  Kon- 
sumenten 200  g. 

Laut  „Economista  d'Italia"  vom  24.  November  wurden  in  Italien  für  das 
Jahr  1918  folgende  Getreidepreise  festgesetzt: 

Weichkorn  und  Halbhart  6o  Lire  per  dz  =  48,60  M. 

Hartkorn  70      „  „      „    =  56,70    „ 

Mais  und  Hafer  45      ,,  ,,      „    =  i(>,^i    „ 

Gerste  und  Roggen  50     „  „      ,,    =  40,50    „ 

„Modern  Miller"  (Chikago)  vom  20.  November  berichtet:  Das  Nahrungs- 
mittelamt in  Washington  schätzt  den  Fehlbetrag  an  Weizen  in  den  euro- 
päischen Vierverbandsländern  auf  400  Mill.  Busheis.  Demgegenüber  steht  ein 
Ueberschuß  in  den  Vereinigten  Staaten  von  77696000  Busheis,  und  in  Kanada 
von  120000000  Busheis.  Es  ist  also  noch  nicht  die  Hälfte  des  Fehlbetrages  ge- 
deckt worden.  Da  Australien  den  Preis  für  den  Bushel  Weizen  auf  75  Cents 
festgesetzt  hat,  gegen  2,21  $  in  Kanada,  so  läßt  es  den  Australiern  Rechnung, 
ihren  Weizen  über  den  Stillen  Ozean  via  Kanada  und  den  Atlantischen  Ozean 
nach  Europa  zu  senden. 

„Le  Bresil"  (Paris)  vom  25.  November  bringt  folgendes  Telegramm  der 
Agencia  Americana  vom  22.  November  aus  Buenos  Aires:  In  amtlichen  Bieisen 
wird  erklärt,  daß  der  Ankauf  der  Bodenfrüchte  der  neuen  argentinischen 
Ernte  durchaus  nicht  nur  von  den  Vereinigten  Staaten  getätigt  wird;  auch 
Italien,  Frankreich  und  England  werden  Käufer  sein.  Die  englischen  und  fran- 
zösischen Delegierten  haben  bereits  die  Ankaufsverhandlungen  begonnen  und  sich 
2  Mill.  t  Getreide  gesichert. 

Wie  „Nationaltidende"  vom  3.  Dezember  berichtet,  sind  folgende  Fracht- 
sätze pro  Standard  Holz  zu  erzielen:  Von  Westervik  nach  Hüll  etwa  190  Kr., 
von  Stockholm  nach  Bordeaux  etwa  525  Kr.,  von  Gefle  nach  Rochefort  etwa 
500  Kr.,  von  Hernösand  nach  Ostküsten-Kohlenhäfen  250  Kr.,  und  von  Gothen- 
burg  nach  Hüll  100  Kr.  Von  Gothenburg  nach  Ronen  können  für  Dezember- 
Ladung  165  Kr.  =  185,60  M.  für  die  Tonne  Tragfähigkeit  an  Schwergutladung 
erzielt  werden.  Zur  Verfrachtung  nach  Ost-Norwegen  finden  sich  einige  Ladungen 
Holzmasse.    Der  Frachtsatz  nach  London  beträgt  85  Kr.  =  95,60  M.,  und  nach 
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Bouen  130  Kr.  =  146,25  M.  für  die  Tonne  Tragfähigkeit  an  Schwergutladunc- 
Für  vierkantige  Hölzer  werden  nach  Hüll  oder  Grimsby  160  Kr.  pro  Standard, 
für  Grubenhölzer  2G0  sh  Fracht  nach  Ostküiiten  -  Kohlenhäfen  bezahlt.  Ferner 
sind  einige  Salpeterladungen  zu  verfrachten ;  die  Fracht  von  Bkeiu  nach  London 
wird  mit  90  Kr.  und  nach  Roucn  mit  170  Kreuzern  gemeldet.  Die  Kohlenfrachten 
sind  weiter  unverändert;  das  Gleiche  gilt  für  Ladungen  vom  Mittelmeer  nach 
Heimathäfen.  Von  Portugal  nach  West-Norw^en  liegen  einige  Balpeterladuneen 
vor,  für  die  der  festgesetzte  Höchstpreis  195  Kr.  =  219,35  mT  für  die  Tonne  M- 
trSgt.  Von  Spanien  werden  ebenfalls  verschiedene  Saizladungen  nach  West- 
Norw^n  gemeldet,  für  welche  die  Höchstfracht  125  Kr.  =  l£),60  M.  betrlgt. 
Nach  .Times"  vom  28.  November  teilte  der  Unionist  Houston  im  Unterhaus 
mit:  Im  Verkehr  zwischen  Nordamerika  und  England  beträet  auf  den 
brächlagnahmten  Schiffen  die  Fracht  für  Regierungsgnt  im  allgemeinen 
40  sh  aie  Tonne,  für  Weizen  42  sh.  Dagegen  beträgt  die  Fracht  für  Privatgut, 
das  auf  denselben  Schiffen  befördert  wird,  260—320  sh  die  Tonne,  für  Baumwolle 
sogar  470  sh.  Unterstaatssekretär  Chiozza  Money  bemerkt  dazu,  daß  85  t.  H. 
des  dem  Verkehr  zwischen  Nordamerika  und  England  dienenden  Schiffsräume)) 
zur  Beförderung  von  Kegierungsgut  verwendet  wurd.  Femer  erklärte  Houston, 
daß  für  die  staatliche  tkihiffsvcrsicherune  gegen  Kriegsrisiko  gegenwärtig  eine 
Prämie  von  9  v.  H.  für  je  91  Tage  gefordert  wird. 


Weltmarkt. 

Getreidepretse  in  Mark  für  1000  kg, 
f&r  amerikaniaohe  Mftrkte  umgerechnet  nach  dem  Friedenskun  11  =  4,20  M., 


fBr  London  nrngerechnet  nach  dem 

Friedensknrs  1  £ 

:  =  20,50 

M. 

15.  Dezember       6. 

Dezember 

Cents 

f.  1   Boshel 

M. 

M. 

New  York:    Weizen:  Wiuterweixen 

226 

348.'« 

348," 

„          Sommerweiten 

229 

353.»« 

3S3.«» 

Chicago:          Mais:  für  Dexember 

'*5 

206,70 

W5.«i 

„    Januar 

121«/. 

200,»  0 

198,»» 

„        „    Mai 

««9V4 

i97,»o 

I95,»« 

ChioRo:         Hafer:  für  Dezember 

65V, 

«73.»& 

167^» 

..    Mai 

72 

i66,T0 

160,10 

Winnipeg:  Weizen:  Manitoba  Nr.  1 

221 

341  — 

34«  — 

\' 

6.  Dezember       28 

.  November 

CenU 

f.  1   Bnahel 

M. 

U. 

New  York :    Roggen  loko 

'93 

297,1,0 

297,8» 

Hafer        „ 

84 

i94,»o 

1 88,70 

Mais 

— 

— 

— 

Chicago :          Roggen      „ 

180V, 

278,50 

»77.« 

Minneapolis :  Weizen 

jir 

334.«o 

334.8« 

London,  1 


Wöchentliohc  englische  „Farmern'  Deliveries". 
Darohschnittopreise  für  inl&ndisrhes  Getreide. 
Dezember  1917. 


Weizen 

Gerste 

Hai 

fcr 

sh          M. 

sh          M. 

sh 

M. 

Diese  Woche 

70/.2     3I4,P5 

S9/-3    335.'«' 

44/.6 

3'4." 

Vorige  Woche 

70/.2     3'4.»5 

59/9    337.sä 

43/- > 

304,ä6 

1916 

/I/-3     3'9.«<' 

63/.  I     356, 7. ■• 

41/.4 

292,20 

1915 

53/--     «40.4  f- 

48/.11   276,60 

30/." 

2l8,S6 

1914 

42/.2       l89,«5 

30/.2       170,60 

2S/-9 

182,— 

1913 

31/2.      IJ9,90 

26/.8     ijo.so 

18/.4 

129,80 
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Diese  Woche                                  Vorige  Woche 

Pesos  M.                       Pesos  M. 

...     ,..  ,  für  die  Tonne  ,„,  ^^n  k„  '"r  die  Tonne 

für  100  kg  Friedenskurs  (1,78)  '«"■  ^O»  "^g  (Friedensknn,) 

Weilen,  p.  Januar  14,56  259.—                    '^.O^  285,70 

Mais                            8,05  143.8O                     8,15  I4S,05 

Hafer                          5,2.i  93.«6                      S.«5  93,4f> 

II  u  ß  1  a  n  d. 

Mehl  und  Kleie. 

Durch  einen  Befehl   des  Verpflegungsministers   vom  21.  Oktober  1917  sind 

zeitweilige   Höchstpreise   für  die  Umarbeitung  von  Korn   zu   Grütze   festgesetzt 

worden,  deren  Berechnung  vom  1.  Oktober  d.  J.  an  erfolgen  muß,  und  zwar  bei 

Ueberlassung  der  Hülsen  zum  Besten  der  Mühlen: 

„  .  ,,        ,    .,  Für  1  Pud      Für  die  Tonne 

Bei  Umarbeitung  „, ,  j, 

a)  zu  Weizengrütze  — ,»5  45i*= 


b)  zu  Buchweizengrütze  — ,40  52.50 

Moskau,  21.  Oktober  (3.  November). 
Im  Partienverkauf 


Für  1  Pud      Für  die  Tonne 
Bbl.  M. 

Weizenmehl,   einlache  Mahlung  9,60  1260,0a 


gebeutelt                               8,so  1089,45 
Zuschlag  im  Großhandel  aus  den  Mehiniederlagen  mit  Lieferung  von  der  Station 

25  Kop.  für  1  Pud  =  32,80  M.  für  die  Tonne. 
ZuseUag  für   Organisationskosten    10 — 15  Kop.  für  1   Pud   =    13,10    bis  I9,70  M.   für 

die  Tonne. 

Für  1  Pud  Für  die  Tonne 

Rbl.  M. 

Weizenmehl,   einfaches                  10, —  bis  11, —  1312,55  bis  1443,85 

gebeuteltes                         I0,«5  I345|40 

Boggenmehl,   einfaches                              8,30  1089,30 

gebeuteltes                          9, —  Ii8i,30 

für  1  Pud  für  die  Tonne 

Jaransk,  21.  Oktober/ 3.  November.                Bbl.  M. 

Boggenmehl                                                      u,—  •443.85 

bis   15, —  bis   ig68,85 
Jeisk,  12./25.  Oktober. 

Mehl  (fester  Preis)                                            7,70  ioio,7ü 
Kosmodemjausk,  24.  Oktober/ 6.  November. 

Mehl                                                               27,—  3S43,»Ä 

Boggenmehl                                                      22, —  2887,6,'. 

Gerstenmehl                                                      20, —  2625,15 
Opotschka,  15./28.  Oktober. 

fioggenmehl  auf  Komkarte)                   bis  10, —  1312,55 
Orenburg,  16./29.  Oktober. 

Weizenmehl                                               bis  16, —  2100,10 
Pokrowik,    16./29.  Oktober. 

Mehl                                                                   15,—  1968,85 
Rownoje,  21.  Oktober/ 3.  November. 

Weizenmehl                                                      32, —  4200,80 
Urschum,  21.  Oktober/3.  November. 

Mehl                                                                    9,—  1 181, so 
Wladikawskas,    7./20.  Oktober. 

Maismehl,  weiQes                                               6,50  853,20 

dunkles                                             6,eo  8b6,so 

Kleie,  in  städtischen  Speichern                       2,4«  315, — 

„       in  privaten  Speichern                          3,50  459.40 

bis  4,50  bis  590,65 
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Oelsftmereien. 
Jeisk,  12./25.  Oktober. 

Mit  OehämereieD  anbalteode  Spekulation  in  der  Hoffnung  auf  baldige  Aufliebunf 
des  Ansfuhrverbotes  in  diu  Anstand : 

für  1   Pnd  für  die  Tonne 

Bbl.  H. 

Sonnenblamensamen  zum  Knuopem     8,- —  bia   ii, —     lO5O,0.'>  bi»   1443,»; 
FlEcbs  mit  4  Proz.  Besatz  9,60  1246,95 

Oitrow,  29.  Oktober/ 2.  November. 

Leinsamen  9, —  bis   lO, —     1 181, so  bis  1312, .s» 

Moskau,  21.  Oktober/3.  NoTember. 

Infolge  feblenden  Angebots  i&t  da»  Geschäft  mit  Oel  schwach.  Angesichts  dar 
Einführung  fesler  Preise    halteu    die  Verkäufer  ihre  Ware    zurück.     Die  letzten  Prett«: 

für  1   Pnd  für  die  Tonne 

Bbl.  M. 

Sonnenblumensameu  8, —  bis  12, —     I050,o&  bis   lS'5,i(i 

Sonnenblumenöl  (freier  Preis)  35,-      .,    40, —     4594, —    „     5*50,»» 

Jaranik,  21.  Oktober /3.  November. 

Leinsamen  13, —  i;c>b,3& 

Orenbnrf,  16./29.  Oktober. 

für  100  kg 
Sonnenblumenöl  60, —  787, .%& 

Grliier  und  Futtermittel. 
Witebsk,  9./22.  Oktober. 
Die  Ausfuhr  von  Heu  ist  verboten.     Man  zahlt  für  Heu: 

für  1   Pnd  für  die  Tonne 

Bbl.  M. 

3,t&  bis  4,60       426,«o    bis    590,«» 
Morschansk,   iO./23.  Oktober. 

Hohes  Wiesenheu  und  Timotheegras        3, —    ,.    3,i!&       393iV&     „     426,*(, 
(Aus  der  „Torg.  Prom.  Ga».",  Nr.  220,  22»,  230,  232/34.) 

11.  Dezember  1917. 

In  der  Sitzung  des  üsterreichischen  Abgeordiioteuhauses  vom  5.  De- 
zember entwickelte  der  Ackerbaumini8ter  v.  Krtl  sein  Programm  zur  Ueilang 
der  Kriegxschüden  und  bezeichnete  als  VorausKetzung  für  den  Wiederaufbau  de« 
gesamten  Wirtschaftslebens  die  Steigerung  der  landwirtschaftlichen 
tlrzeugung,  die  erstens  durch  ein  umfassendes  MelioratioubpnTgramin,  zweitens 
durch  verständnisvolle  Anwendung  künstlicher  Düngemittel  erreicht  werden  könne. 
Der  Minister  entwickelte  sein  Meliorationsprogramm  und  legte  i<eine  Pläne  vor, 
durch  eine  neu  zu  schaffende  Kreditorganisation  den  Geldbedarf  für  25  bis 
30  Jahre  aufzubringen.  Durch  intensive  Anwendung  künstlicher  Düngemittel 
könne  der  Wert  der  bisherigen  Durchschnittsernte,  der  vor  dem  Kriege  auf  jähr- 
lich 4  931000  000  K.  geschätzt  wurde,  bis  auf  6  830000000  K.  gesteigert  werden. 
Wenn  die  österreichische  Landwirtschaft  auUerdem  noch  für  bessere  Bodenbe- 
arbeitung und  Anwendung  besten  Saatgutes  Sorge  trage,  so  könne  die  öster- 
reichische Ernte  um  rund  4  Milliarden  k.  jährlich  gesteigert  werden. 

In  Oesterreich  wird  amtlich  gemeldet,  daß  infolge  der  durch  die 
schlechteren  Viehqualitäten  sich  stets  vermindernden  Kohtalgausbeute  und  ins- 
besondere der  außerordentlich  hohen  Preise  für  Speiseöl  sich  der  Kriegsverband 
der  Oel-  und  Fettindustrie  in  Wien  veranlaßt  gesehen  hat,  den  Erzeuger- 
preis der  Kriegsmargärine  mit  Zustimmung  der  k.  k.  Regierung  ab  1.  De- 
zember d.  J.  neuerlich  zu  erhöhen.  Ab  Prag  wurde  der  Margarinepreis  von 
750  K.  auf  900  K.  --  637,50  M.  auf  7&5,—  M.  erhöht  und  der  DetaUpreU  für 
Kriegsmargarine  mit  9,40  K.  pro  1  kg  =  4  M.  für  das  Pfund  festgesetzt. 

In  Oesterreich  hat  die  Zentral-Preisprüfungskommission  mit  Beschluß 
vom  28.  November  1917  für  Trockenmilch  die  nachstehenden  Richtpreise  fest- 
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gesetzt:  für  Tiockenmilch  (getrocknete  Magermilch):  1)  Erzeugerpreis  (ab  Ver- 
saniiBtation  frei  Verpackung)  7  K.  pro  1  kg  =  5,95  M.;  2)  Großhandelspreis 
7,28  K.  =  6,19  M.  pro  1  kg;  3)  Kleinhandelspreis  7,84  K.  ^  6,66  M.  pro  1  kg. 
Als  Großhandel  im  vorstehenden  Sinne  ist  der  Verkauf  an  Kleinhändler,  als 
Kleinhandel  der  Verkauf  unmittelbar  an  Verbraucher  anzusehen.  Als  Ver- 
braucher gelten  auch  Gast-  und  Schankwirtschaften  sowie  andere  Speisungsunter- 
nehmungen. 

In  Ungarn  regelt  eine  Regierungsverordnung  vom  29.  November  („Wiener 
Landwirtschaftliche  Zeitung"  vom  5.  Dezember)  den  Zuckerrübenanbau.  Es 
wird  verfügt,  daß  die  für  das  Jahr  1917  erzeugte  Rübenmenge,  insoweit  sie  bis 
1.  Dezember  der  Zuckerfabrik  nicht  übergeben  wurde,  unter  Vermittlung  der 
Landwirtschaftsinspektorate  festgestellt  werde.  Die  Zuckerfabrik  ist  berechtigt, 
falls  die  Rüben  noch  nicht  ausgehoben  wurden,  diese  Arbeit  auf  Kosten  des  Er- 
zeugers durchführen  zu  lassen.  Für  das  Jahr  1918  darf  Zuckerrübe  ausschließ- 
lich nur  für  Zwecke  der  Zuckererzeugung  angebaut  werden,  und  selbst  die  für 
eigene  landwirtschaftliche  Zwecke  angebaute  Zuckerrübe  muß,  falls  sie  infolge 
eingetretener  Aenderungen  zu  diesen  Zwecken  nicht  verwendet  werden  kann,  dem 
Handelsminister  angemeldet  werden.  Die  Zuckerfabriken  haben  für  die  im  Jahre 
1918  angebaute  Zuckerrübe  dem  Erzeuger  14  K.  pro  1  dz  =  5,95  M.  pro 
Zentner  zu  bezahlen,  in  welchem  Preis  die  eventuell  vertragsmäßig  bedungene 
Aufzahlung,  Basis  Aussiger  oder  Prager  Rohzuckerpreise,  mitinbegriffen  ist. 
Nebst  diesen  Preisen  sind  die  vertragsmäßig  bedungenen  Naturallieferungen  dem 
Rübenbauer  zugesichert.  Erzeuger,  die  im  Jahre  1918  mindestens  dieselbe  Fläche 
mit  Zuckerrübe  anbauen  wie  im  Jahre  1917,  haben  Anspruch  auf  eine  Nachzah- 
lung von  1  K.  =  85  Pf.  pro  1  dz  nach  der  aus  der  Ernte  1917  der  Zuckerfabrik 
tatsächlich  gelieferten  Rübenmenge,  jedoch  nur  nach  Beendigung  des  Anbaues 
pro  1918.  Inbegriffen  in  den  Preis  von  14  K.  sind  die  Leistungen,  zu  denen  sich 
die  Erzeuger  über  die  üblichen  Nebenleistungen  verpflichtet  haben,  ebenso  die 
von  Seiten  der  Zuckerfabriksunternehmungen  für  den  Erzeuger  vertragsmäßig 
geleisteten  Produktionsarbeiten.  Bezüglich  der  Einrechnung  in  den  Rübenpreis 
wird  eine  Expertenkommission  aufgestellt,  die  über  strittige  Fragen  zu  entscheiden 
hat.  Die  Entscheidung  über  vertragsmäßig  übernommene  Verpflichtungen  der 
Rübenbauer,  bisher  bestandene  Verfügungen  werden  unverändert  aufrechterhalten 
und  insbesondere  die  Zuständigkeit  der  aufgestellten  Schiedsgerichte  auch  auf 
den  Rübenanbau  pro  1918  ausgedehnt.  Die  Verordnung  gestattet  ausnahmsweise 
auch  den  Anbau  von  Zuckerrübe  für  die  eigene  landwirtschaftliche  Spiritus- 
brennerei,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  daß  eine  solche  Landwirtschaft,  wenn 
sie  im  Jahre  1917  für  Zuckerfabriken  Rüben  angebaut  hatte,  im  Jahre  1918  nicht 
mehr  Rüben  anbauen  darf,  als  sie  für  die  Zuckerfabrik  anzubauen  verpflichtet 
ist.  Die  Verordnung  enthält  noch  strenge  Bestimmungen  bezüglich  der  Beschlag- 
nahme von  Zuckerrüben,  die  verordnungswidrig  in  verkehr  gebracht  wurden, 
ferner  die  Berechtigung  der  Regierung,  von  den  für  Zwecke  der  Zuckererzeugung 
angebauten  Rüben  auch  für  sonstige  Zwecke  gewisse  Mengen  in  Anspruch  nehmen 
zu  können.  Diese  Verordnung  trat  am  1.  Dezember  in  Kraft  und  erstreckt  sich 
auch  auf  Kroatien-Slawonien. 

Der  Magistrat  Budapest  teilt  im  „Pester  Lloyd"  vom  1.  Dez.  mit,  daß  die 
Höchstpreise  für  Zucker  folgendermaßen  festgesetzt  wurden: 


im  Großhandel 

im  Kleinverkauf 

pro  100  kg 

per  1  kg 

Großer  Hut 

K.    224,- 

236  h 

5  kg 

„    2;5,.5o 

238  „ 

3  kg 

,     22^- 

238  „ 

Hutzucker,  gewogen 

238  „ 

Staub-  oder  Würfelzucker,  in  Schachteln 

„  230,60 

12,14    K. 

5  kg  brutto 

in  Kisten  „    236, — 

ä(aub-,  Pile-,  Concassfe-,  Segment-  und  Farinzucker 

in  Stoffsäcken  „    232,^0 

Staub-,  Pilg-,  Concass^-,  Segment-  und  Farinzucker 

in  Papierüäcken  „    230, — 


im  GroBhiindel 
pro  100  kg 

im  Klein verluaf 

per  1  kg 

248  b 

K.   332,60 
,.     228,— 

»46  „ 

11,74    K. 

.,     »23.*«» 
„     217,40 

240    ., 
230  h 

814 


Staub-  oder  Würfelzucker,  gewogen 

PiU-,    Coneassi-,    Segment-    and    Farinzocker, 

gewogen 
Kristallzuoker,   in   Schachteln,    gewogen 

„  „    KUten  „ 

„  „    Stoftsicken  „ 

„  „    Papierrtcken        „ 

„  gewogen 

Kohzncker  in  S&cken 
gewogen 

Die  neuen  Preise  traten  am  1.  Dezember  ins  lieben.  —  Bei  Usterzucker 
können  zu  den  obigen  Preisen  für  100  kg  6  K.,  pro  kg  6  h  zugeschlagen  werden. 

Eine  u  n garische  RegieningsverordnunR  stellt  den  Höchstpreis  für  frische 
(feuchte),  einmal  gepreßte,  gebrauohsmäßige  Kübenschnitzel  mit  -1  K.  —  3,40  M. 
für  100  kg  Nettogewicht  fest.  Dieser  Preis  ist  für  die  Uebernahme  in  der  Fabrik, 
der  Anlage  oder  auf  dem  Lagerplatze  gegen  Barzahlung  zu  verstehen.  Er  bezieht 
sich  nur  auf  den  üblichen  Anforderungen  entsprechende  frische,  einmal  gepreßte 
Rübenschnitzel ;  für  mindere  Qualitäten  ist  ein  entsprechend  geringerer  fteis  zu 
bezahlen.  Die  bisher  noch  nicht  ejfüllten  Kauf-  und  Verkaufsverträge  verlieren 
ihre  Gültigkeit. 

In  Ungarn  verfügt  eine  Regierungsverordnting,  daß  jener  Preiszuschlag, 
der  den  Erzeugern  über  den  Gruudpreis  von  8  K.  =  6,80  M.  für  Hanfstengel 
zu  bezahlen  ist,  nach  jeder  Krone  des  1.50  K.  =  127,50  M.  übersteigenden  Preises 
des  ausgearbeiteten  Hanfes  nicht  5,  sondern  10  h  =-  8'/,  Pf.  beträgt.  Dieser 
Preiszuschlag  ist  auch  dann  zu  bezahlen,  wenn  die  Lieferung  des  Hanfstengels 
bereits  erfolgt  ist. 

Das  unaufhaltsame  Näherrücken  jenes  Zeitpunktes,  der  die  Schweiz  ohne 
jeglichen  Brotgetreidevorrat  finden  wird,  und  der  Umstand,  daß  jegliche  Zufuhr 
von  Brotgetreide  seit  langem  völlig  aufgehört  hat,  legte  die  Prüfung  einer  weiteren 
Herabsetzung  der  Brotmenge  für  den  Monat  Dezember  nahe.  Für  den 
Fall,  daß  von  Amerika  keine  bestimmten  Zusicherungen  vorliegen,  soll  eine  Herab- 
setzung der  Tagesmenge  auf  200  g  vorgesehen  sein.  Da  in  den  letzten  Tagen  die 
Nachrichten  aus  Amerika  etwas  ^nstiger  lauten,  wurde  mit  der  neuen  Herab- 
setzung der  Brotmenge  noch  etwas  gewartet.  Sollten  die  besseren  Nachrichten 
bestimmte  Gestalt  annehmen,  so  käme  die  vorgesehene  Maßnahme  überhaupt 
nicht  zur  Anwendung.  In  wenigen  Tagen  wird  e«  sich  entscheiden,  ob  man  da- 
von absehep  muß  oder  nicht. 

In  der  Schweiz  wurde  gemäß  Verfügung  des  Oberkriegskommissars  ab 
1.  Dezember  die  Tagesbrotmenge  der  Armee  pro  Mann  auf  400  g  (bisher 
5(X)  g)  festgesetzt.  Truppen,  die  im  Hochgebirge  stationiert  sind,  sowie  solche, 
die  strengen  Dienst  verrichten  müssen,  haben  Anrecht  auf  einen  täglichen  Zusatz 
von  100  g.  Die  Truppen  sind  ermächtigt,  für  die  Herabseuung  von  .WO  g  auf 
400  g  6  Rappen  =  3  Pf.  in  die  Haushaltungskasse  zu  verrechnen,  d.  h. 
die  Vergütung  für  Brotersatz  wird  von  10  auf  16  Rappen  (—  von  8  auf  13  Pf.( 
erhöht. 

Das  schweizerische  Militärdepartement  teilt  mit:  Gegen  Ende  des  Mo- 
nats Oktober  abhin  sind  häufig  Brotmarken,  die  im  Laufe  des  Monats  ein- 
fespart  worden  waren,  zum  Aufkauf  von  Mehl  und  Backwaren  benutzt  worden. 
)ie8e  bedauerliche  Verwendung  der  Brotmarke  hat  eine  vollständige  Entleerung 
der  Verkaufsstellen  zur  Folge  gehabt.  Um  eine  Wiederholung  dieses  Alißbranchs, 
der  die  Versorgung  des  Landes  mit  Brot  geradezu  gefährdet,  zu  verhindern,  hat 
das  schweizerische  Militärdepartement,  vom  Bundesrat  hierzu  ermächtigt,  den  An- 
kauf von  Mehl,  Biskuits,  Zwieback  sowie  anderer  Mehl  enthaltenden  Backwaren 
während  der  Zeit  vom  25.  November  bis  1.  Dezember  1917  verboten.  Der  Kauf 
von  Brot  ist  im  Rahmen  des  gewöhnlichen  Verbrauches  gestattet;  es  ist  dagegen 
den  Bäckern  untersagt,  größere  als  die  durchschnittlich  zu  normaler  Zeit  benötig- 
ten Mengen  zu  liefern.    Der  Bevölkerung  wird  außerdem  zur  Kenntnis  gebracht, 
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daß  66  nicht  erlaubt  ist,  unbeuulzle  ßrotmarkenabschnitte  aus  Gefälliekeit  den 
Bäckern  zu  überlassen  oder  anderen  Personen,  die  sich  mit  dem  Verkauf  von 
Mehl  enthaltendem  Gebäck  befassen.  Diese  Brotkartenabsehnitte  haben  am  Stamm 
zu  verbleiben.  Die  Kantons- und  Gemeindebehörden  haben  die  zum  Vollzug  dieser 
Vorschriften  erforderlichen  Maßnahmen  zu  treffen.  Für  Uebertretungen  werden 
sowohl  Käufer  als  Verkäufer  streng  bestraft. 

Durch  Verfügung  des  schweizerischen  Volkswirtschaftsdepartements 
werden  die  Höchstpreise  für  gesunde  Kartoff  ein  bei  Lieferungen  in  Men- 
gen von  50  kg  und  mehr  durch  Erzeuger  auf  18  frcs.  =  14,60  M.  für  100  kg  frei 
Abgangsstation  oder  frei  Wohnort  des  Empfängers  festgesetzt.  Die  kantonalen 
Gemeindebehörden  sind  ermächtigt,  innerhalb  ihres  Gebietes  a)  den  vorstehend 
genannten  Höchstpreis  um  2  ßappen  für  das  Kilogramm  herabzusetzen,  mit  Zu- 
stimmung der  Abteilung  für  Landwirtschaft  können  die  kantonalen  Behörden  für 
bestimmte  Gebiete  oder  Ortschaften,  deren  Versorgung  besonderen  Schwierigkeiten 
begegnet,  auch  eine  Erhöhung  des  Höchstpreises  von  höchstens  2  Eappen  für  das 
Kilogramm  bewilligen ;  b)  die  Kleinverkaufspreise  für  Mengen  unter  5  kg  fest- 
zusetzen ;  c)  die  Preiszuschläge  für  den  Handel  zu  bestimmen,  soweit  die  eid- 
genössische Zentralstelle  für  Kartoffelversorgung  die  Zuschläge  für  die  von  ihr 
gelieferten  Kartoffeln  nicht  selbst  festsetzt. 

in  dem  9.  Neutralitätsbericht  des  schweizerischen  Bundesrats  heißt  es 
u.  a. :  Auch  die  Frachtpreise  sind  bereits  wieder  gestiegen.  So  müssen  für 
Haferfrachten  von  Argentinien  heute  45,50  fers.  =  36,85  M.  für  100  kg  bezahlt 
werden,  gegenüber  1,50  frcs.  bis  2  frcs.  =  1,22  M.  bis  1,62  M.  vor  dem  Kriege. 
„Börsen"  vom  15.  November  schreibt:  Am  14.  11.  wurde  im  Folketing  der 
Gresetzentwurf  betreffend  die  Versorgung  Dänemarks  mit  Fettstoffen 
eingebracht.  Nach  Inkrafttreten  der  Rationierung  haben  die  Molkereien  so  viel 
Butter  abzuliefern,  daß  jede  Person  wöchentlich  250  g  erhalten  kann  und  daJJ 
Kranke  außerdem  einen  kleinen  Zusatz  bekommen  können.  Ferner  haben  die 
Molkereien  ein  Quantum  Butter  abzuliefern,  das  unter  die  Bäckereien,  Gasthäuser 
und  ähnliche  Betriebe  verteilt  werden  soll.  Die  Ausfuhr  von  Butter  soU  nur  dann 
zulässig  sein,  wenn  die  Versorgung  des  Inlandes  nach  vorstehenden  Gesichts- 
punkten sichergestellt  ist.  Der  Butterpreis  soll  betragen :  für  Großhändler  2,89  Kr. 
=  3,25  M.  pro  kg,  für  Kleinhändler  2,95  Kr.  =  3  32  M.  pro  kg  und  für  die  Ver- 
braucher 3,20  Kr.  =  3,60  M.  pro  kg.  Der  Preis  für  die  Bäckereien  usw.  wird 
vom  Minister  nach  Uebereinkunft  mit  dem  Butterexportausschuß  unter  Berück- 
sichtigung des  Ausfuhrwertes  festgesetzt.  —  Den  Molkereien  wird  für  das  für  die 
Haushaltungen  und  Kranken  bestimmte  Quantum  der  Preis  von  4,60  Kr.  = 
5,18  M.  das  Kilogramm  garantiert.  Die  Verrechnung  nimmt  der  Butterexport- 
ausschuß vor.  Der  Unterschied  zwischen  2,89  Kr.  =  3,25  M.  das  Kilogramm 
(Großhandelspreis)  und  3,80  Kr.  =  4,28  M.  das  Kilogramm  wird  von  der  Staats- 
kasse sofort  an  den  Butterexportausschuß  bezahlt,  und  der  Unterschied  zwischen 
3,80  Kr.  =  4,28  M.  und  4,60  Kr.  =  5,18  M.  wird  vorschußweise  von  dem  General- 
verband der  dänischen  Molkereien  bezahlt.  Die  Bäckereien  usw.  haben  ebenfalls 
3,20  Kr.  =  3,60  M.  für  das  Kilogramm  zu  bezahlen,  und  der  Unterschied  zwischen 
3,20  Kr.  und  dem  vom  Ministerium  des  Innern  festzusetzenden  Preise  ist  an  den 
Butterexportausschuß  einzuzahlen.  Die  als  Reserve  bestimmte  Butter  kauft  der 
Staat  zu  2,89  Kr.  von  den  Molkereien  durch  bestimmte  Exporteure;  den  Unter- 
schied zwischen  2,89  Kr.  und  4,60  Kr.  bezahlt  der  Staat  bei  Lieferung  an  den 
Butterexportausschuß.  Den  Exporteuren  zahlt  der  Staat  für  ihre  Unkosten 
6  Oere  für  das  Kilogramm.  —  Für  zur  Ausfuhr  freigegebene  Butter  bezahlen  die 
Exporteure  an  die  Molkereien  2,89  Kr.  und  an  den  Butterexportausschuß  den 
Unterschied  zwischen  2,89  Kr.  und  den  Ausfuhrwert.  Die  Ausgaben  des  Staates 
werden  vom  1.  Dezember  1917  bis  31.  Oktober  1918  etwa  32  Mill.  Kr.  be- 
tragen ;  die  Zuschüsse  aus  der  Exportabgabe  belaufen  sich  ebenfalls  auf  etwa 
30  Mill.  Kr.  Die  Gemeinden  sollen  sodann  eine  bestimmte  Menge  Schweinefleisch 
einkaufen  und  einsalzen  und  für  Räume,  die  sich  zur  Aufbewahrung  eignen,  das 
Gebrauchsrecht  gegen  volle  Vergütung  sichern.  Dabei  soll  das  Ministerium  be- 
stimmen dürfen,  daß  das  Fett  zur  Verfügung  der  Gemeindevorstände  gestellt  wird, 
damit  es  nach  näher  zu  bestimmenden  Regeln  verteilt  werden  kann.  , 

In  Schweden  ist  bei  den  Verhandlungen  zwischen  der  Zuckerfabrik  A.-G. 
und  den  Vertretern  der  Eübenbauer  von  den  letzteren,  wie  „Svenska  Dagbladet* 
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vom  23.  November  aui<  Malmö  meldet,  ein  Herbstpreis  von  4,90  Kr.  für  lüO  kg 
(=:  2,75  M.  für  den  Zentner)  Rüben  mit  15  v.  H.  Zuckergehalt,  sowie  ein  Zu- 
schlag von  2  Oere  für  jedes  Zehntel  r.  II.  weiteren  Zuckergehalts,  und  ein  Winter- 
preis von  5,20  Kr.  für  100  kg  (=  2,93  M.  für  den  Zentner)  verlangt  worden.  Die 
Vertreter  der  Zuckerfabriken  haben  mit  Rücksicht  auf  aie  wünschenswerte  Er- 
weiterung des  Rübenbaues  den  geforderten  Preisen  zugestimmt. 

In  Schweden  hat  die  R^ierung  laut  .Svenska  Dagbladet'  vom  25.  No- 
vember neue  Höchstpreise  für  Zucker  und  Sirup  festgesetzt,  und  zwar  ist 
der  Preis  für  Zucker  um  6  Oere  erhöht,  für  Sirup  um  16  Oere  verringert  worden 

,Svenska  Dagbladet'  vom  28.  November  berichtet :  Nachdem  in  Schweden 
der  Antrag  der  Fischer  auf  Zuteilung  weiterer  Oelmengen  von  der  Landwirtschafts- 
verwaltung  abgelehnt  worden  ist,  muß  der  Fischfang  in  der  nächsten  Zeit  end- 
gültig eingestellt  werden,  da  die  Boote  nur  noch  Oel  für  1—2  Reisen  haben.  Daß 
der  Fischfang  jetzt  schon  eingestellt  werden  muQ.  ist  um  so  bedauerlicher,  als 
das  Vorkommen  der  Fische  ungewöhnlich  reichlich  ist.  und  der  Fang  noch  bis 
Weihnachten  hätte  fortgesetzt  werden  können. 

Auf  behördliche  Anordnung  wird  in  Schweden  laut  ,8venska  Dagbladet* 
vom  29.  November  die  vorläufige  Erhöhung  des  Milchpreises  am  1.  De- 
zember eingeführt.  Danach  kostet  Vollmilch  35  Oere  (=  39  Pf.),  Magermilch 
19  Oere  (=  21  Pf.)  für  1  1.  An  erwachsene,  gesunde  Personen  soll  von  jetzt 
ab  versuchsweise  je  '/,„  1  täglich  verteilt  werden. 

Das  gleiche  Blatt  schreibt  am  1.  Dezember:  Bisher  waren  in  Schweden 
dit  Preise  für  inländischen  Käse  durch  Vereinbarung  des  Volkshaushalt- 
AuBSchusses  mit  den  Erzeugern  festgestellt  worden.  Da  aber  diese  Preise  vielfach 
beim  Kleinhandel  überschritten  worden  sind,  hat  der  Volkshaushalt-Ausschuß  nun- 
mehr beschlossen,  Höchstpreise  festzusetzen,  die  sich  zwischen  1,90  Kr.  für  1  kg 
(=  1,07  M.  für  1  Pfd.)  Magerkäse  und  4,10  Kr.  (=  2,30  M.  für  1  Pfd.)  für  Fett- 
käse bewegen. 

Nach  .Times'  vom  15.  November  erklärte  Landwirtschaftsminister  Prothero 
im  englischen  Unterhaus:  Es  ist  beabsichtigt,  die  Anbaufläche  für  die 
Ernte  von  1918  —  gegenüber  1916  —  um  2  Mill.  Acres  zu  vermehren.  Von  diesen 
2  Mill.  waren  300000  Anfangs  Juni  schon  umgepflügt.  Neuere  Zahlen  liegen  nicht 
vor.  Die  vollständige  Durchführung  des  Planes  hängt  vom  Wetter  ab,  sowie  von 
der  Beschaffung  der  nötigen  Arbeitskräfte  und  von  Brennstoff  für  die  Motorpflü^e. 

„Times"  vom  21.  November  melden:  Auf  dem  Schweinemarkt  zu  Lin- 
coln wurde  auf  Anordnung  des  dortigen  Nahrungsmittelkontrollausschusses  «m 
20.  November  der  Verkauf  wegen  Ueberschreitune  der  Höchstpreise  unterbunden. 
.  Der  Preis  für  Schweine  durfte  ",  für  14  Lb  Lebendgewicht  (=  100,85  M.  für 
den  Zentner)  nicht  überschreiten.  Die  Preise  waren  aber  schon  bis  19/.  —  (  = 
153,20  M.  für  den  Zentner)  gestiegen,  in  der  vorhergehenden  Woche  wurden 
bis  ^  .  —  (=  185,50  M.  für  den  Zentner)  per  stone  Lebendgewicht  gezahlt,  so 
datt  es  ni^türlich  den  Fleischern  unmöglich  ist,  die  von  dem  Nahrungsmittelkon- 
troUeur  vorgeschriebenen  Preise  innezuhalten.  Auf  dem  Schweinemarkt  in  New- 
castle  am  a).  November  wurden  nur  17  Schweine  angeboten,  eine  Zahl,  die  bis- 
iher  nie  vorgekommen  ist. 

.Times'  schreiben  vom  22.  November:  Wie  verlautet,  nimmt  die  Regierung 
an,  daß  England  im  nächsten  Frühjahr,  etwa  im  April,  ernste  Schwierigkeiten 
mit  der  Lebensmittelversorgung  haben  wird.  Falls  dann  eine  allgemeine 
Zwangsrationierung  eingeführt  werden  sollte,  kann  die  Regierung  die  Erfahrungen 
mit  den  Zuckerkarten  benutzen.    Uebrigens  soll  das  System  mit  den  Zuckerkarten 

feändert  werden  :  während  bisher  jeder  Hausstand  eine  Karte  erhalten  hatte,  soll 
ünftig  jede  einzelne  Person  ihre  eigene  Karte  bekommen.  Die  schon  ausgegebenen 
Haushaltskarten  bleiben  zwar  gültig,  aber  wenn  jemand  von  nun  an  um  eine 
neue  Karte  einkommt,  erhält  er  eine  persönliche.  Die  Zuckerkoramigsion  kann 
Zwar  vorläufig  die  volle  Ration  von  '/j  (englischem)  Pfd.  auf  den  Kopf  (wöchent- 
lich) ausgeben,  aber  im  Frühjahr  dürfte  die  Menge  auf ',,  Pfd.  herabgesetzt  werden. 
Gegenwärtig  sind  zwar  die  Zuekervorräte  im  Lande  doppelt  so  groß  wie  vor  wenigen 
Monaten ;  aber  es  dürfte  nicht  möglich  sein,  sie  bei  dem  zunehmenden  Verlust 
von  Schiffsraum  auf  dieser  Höhe  zu  halten. 

In  der  „Nationaltidende"  vom  20.  und  22.  November  veröffentlicht  der  kürz- 
lich in  England  gewesene  Volkswirtschaftler  Prof.  Dr.  L.  V.  Birck  einen  zusammen- 
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fasseaden  Bericht  über  die  von  der  englischen  Regierung  im  Laufe  des  Krie^eä 
vorgenommenen  Eingriffe  in  das  Wirtschaftsleben  der  Nation.  Er  schreibt 
unter  anderem: 

„Eine  Darstellung  der  Tätigkeit  des  Staates  würde  irreführend  sein,  wenn 
wir  nicht  seine  Stellung  als  Groliimporteur  burücksichtigen  würden.  Um  die  Zu- 
fuhren zu  einem  angemessenen  Preise  zu  beschaffen,  hat  der  Staat  beschlossen, 
die  Einfuhr  zu  monopolisieren.  Die  englische  Regierung  hat  folglich  ein  Abkommen 
mit  Frankreich,  Schottland,  Portugal  und  den  Vereinigten  Staaten  geschlossen, 
wonach  die  Verbandsmächte  ihr  Getreide  und  ihre  Futtermittel  gemeinsam  in 
den  Vereinigten  Staaten,  Canada  und  Südamerika  aufkaufen  und  sie  dann  unter 
die  verschiedenen  Länder  verteilen.  Diese  gemeinsame  Einkaufsgesellschaft  hat 
einen  Kaufpreis  von  2,20  |  für  den  Bushel  Weizen  und  entsprechende  Preise 
für  sonstige  Getreidearten  uud  Futtermittel  festgesetzt.  Der  Zweck  ist  der,  eine 
nochmalige  Preissteigerung  auf  3  $  zu  verhindern  (1  $  hielt  man  vor  dem  Kriege 
für  einen  hohen  Preis)  und  das  Vorhandene  gerecht  zu  verteilen.  Die  eigenen 
Schiffe  der  Regierung  bringen  das  Korn  nach  Europa,  wofür  eine  Fracht  von 
V  sh  die  Tonne,  außer  einem  recht  niedrigen  Versicherungszuschlag,  berechnet 
wird.  Die  englische  Regierung  wird  übrigens  Korn  für  rund  5000  Mill.  Kr.  kaufen  ! 
An  diesem  Kornhandel  wird  der  Staat  vielleich  etwa  50  £  verdienen." 

„Ebenso  wie  die  Rohstoffe  für  Margarine  kauft  der  Staat  ganze  Ernten  von 
Tee  und  Kaffee,  so  z.  B.  die  ganze  Teeernte  Ceylons.  Dies  war  notwendig,  4*" 
En<:land  in  den  ersten  neun  Monaten  d.  Js.  nur  ein  Drittel  seines  normalen  Tee- 
bedarfs eingeführt  hat." 

Zu  den  neuen  Einschränkungen  im  Lebensmittelverbrauch  melden  franzö- 
sische Zeitungen :  Jegliche  Verarbeitung  des  Brotgetreides  zu  anderen  Zwecken 
als  zur  Brotherstellung  ist  untersagt.  Die  Getreidebestände  Frankreichs  werden 
von  der  Regierung  beschlagnahmt.  Die  Entschädigung  an  die  Besitzer  wird  auf 
Grund  der  bestehenden  Preise  geregelt.  Die  Brotherstellung  ist  nur  in  einheit- 
licher Form  gestattet,  und  Luxusbrot,  sowie  Brot  au.s  besonderen  Mehlen  darf 
nur  in  einem  beschränkten  Maläe  hergestellt  werden.  In  den  Restaurants  darf 
künftig  für  Mahlzeiten  unter  4  frcs.  höchstens  200  g  Brot,  über  4  frcs.  höchstens 
100  g  verabfolgt  werden.  Die  Bäcker  dürfen  keine  Zuckerbäckereien  mehr  her- 
stellen, und  die  Konditoreien  dürfen  nur  noch  Backwaren  über  die  Gasse  verkaufen. 
In  den  Geschäften  darf  nichts  mehr  verzehrt  werden.  In  den  Hotels,  Restaurants, 
Kaffees,  Teehäusern,  Büfetts,  Kaminen  und  Milchwirtschaften  ist  die  Herstellung 
und  Verzehrung  von  Backwaren  untersagt.  Die  neuen  Bestimmungen  traten  am 
1.  Dezember  in  Kraft.  Ferner  wurde  beschlossen,  infolge  Gerstenmangels  das 
Bier  für  das  Militär  und  gewisse  Kranke  vorzubehalten.  Der  Bierverkauf  in  den 
Kaffees  wird  wahrscheinlich  untersagt  werden. 

Nach  dem  „Oeuvre"  vom  26.  November  ist  in  Paris  der  Milchpreis 
sehr  erheblich  gestiegen.  Die  Pariser  Kleinhändler  verkauften  vor  dem  Kriege 
den  Liter,  den  der  Großhändler  dem  Erzeuger  mit  13-15  cts.  bezahlte,  für  25—30, 
auch  wohl  35  cts.  Jetzt  beträgt  der  Großhandelspreis  bereits  41  cts.  und  wird 
voraussichtlich,  infolge  der  gewaltigen  Steigerung  der  Vieh-  und  Futterpreise,  noch 
weiter  in  die  Höhe  gehen. 

Der  Abgeordnete  Voilin  sagte  am  12.  November  in  der  französischen 
Kammer  unter  anderem :  „Wenn  die  Brotkarte  nicht  eingeführt  wird,  so  wird 
es  im  März  oder  April  den  fürchterlichsten  Zusammenbruch  geben  und  kein  Brot 
mehr  zu  haben  sein.  Die  Ankündigung  des  Höchstpreises  für  die  nächste  Ernte 
mit  60  frcs.  =  48,60  M.  war  der  größte  Fehler ;  man  hätte  gleichzeitig  das  ganze 
Getreide  beschlagnahmen  müssen,  denn  nun  wird  es  verheimlicht,  um  den  höheren 
Preis  abzuwarten." 

Nach  „Börsen"  vom  20.  November  muß  in  den  Vereinigten  Staaten 
der  Weizenverbrauch,  um  genügend  Weizen  für  die  Alliierten  zu  schaffen, 
um  20  V.  H.  ermäßigt  werden. 

„Börsen"  vom  22.  November  berichtet:  Laut  amtlichem  Berichte  der  „Di- 
rection  de  Economia  Rural  y  Estadistica"  beträgt  in  Argentinien  die  Anzahl 
der  besäten  Hektare: 

Weizen  Leinsaat  Hafer 

7115000  1340000  I  155000 

Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  VolkswirtacU.  Chronik.  1917.  LV 
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In  Anbetracht   des  gnten   Standes  der  Saat  können   folgende  vorläufige   Ernte- 
ziffem  genannt  werden : 

Weiren  ''475  ooo  t 

l<einsaat  i  059  000  t 

Hafer  i  467  000  t 

Zasammen     9001000  t 

Nach  einer  Beutermeldung  aus  Buenos  Aires  vom  12.  November  in  Jen 
.Financial  News*  vom  14.  November  hat  die  argentinische  Regierune  den 
Bitten  Hollands  und  Spaniens  um  Verschiffung  von  500000  und  300000  t 
des  nächstjährigen  Weizens  stattgegeben,  sich  abei  das  Becht  vorbehalten,  die 
Ausfuhr  zu  beschränken  oder  ganz  zu  verbieten,  falls  der  Bedarf  des  Landes  es 
notwendig  machen  sollte. 

Die  Zahl  der  im  Jahre  1916  in  Kanada  in  Betrieb  gewesenen  Molke- 
reien und  Käsefabriken  wird  in  ,8mör.  Tidende*  vom  16  November  mit 
;S446  angegeben ;  darunter  waren  993  Molkereien,  1813  Käsefabriken,  624  gemischte 
Fabriken  (Käse  und  Butter)  und  16  Fabriken  für  kondensierte  MÜch.  Die  Zahl 
der  an  die  Molkereien  und  Käsefabriken  liefernden  Landwirte  war  221 192.  Die 
MUchlieferungen  betrugen  2  600542987  Lb.  =  1179606  t,  und  die  Sahnen - 
lieferungen  157  620686  Lb.  =  71496  t. 

fieuter  meldet  laut  „Financial  Times*  vom  16.  November  aus  Adelaide: 
Man  schätzt  die  nächste  Weizenernte  Südanstraliens  nur  auf  26  Mill. 
Busheis  oder  einen  Durchschnittsertrag  von  11,70  Bushels  für  den  Acre.  Letztes 
Jahr  war  die  Höchstzahl  von  43  Mill.  erreicht  worden.  Der  Rückgang  ist  haupt- 
Hächlich  dem  Mangel  an  Arbeitskräften  zuzuschreiben. 

,Nationaltidende"  vom  26.  November  berichtet:  Die  vergangene  Woche 
zeigte  ein  Sinken  der  schwedischen  Frachtsätze:  es  wurden  von  Sundsvall 
iiacn  Ostküsten-Kohlenhäfen  Frachten  zu  335  Kr.  pro  Std.  D.  B.  B.  abgeschlossen, 
von  Qefle  nach  Hüll  zu  315  Kr.  Von  Gotenburg  nach  Ronen  kann  Tonnage  für 
Holzmasse  zum  Frachtsatze  von  170  Kr.  p.  t  und  für  Eisen  zu  135  Kr.  die  Tonne 
untergebracht  werden.  Vom  Christianiafjord  können  Dampfer  nach  Passages  und 
Bilbao  mit  Holzmasse  zum  unkcefähren  Satze  von  200  Kr.  verchartert  'werden. 
Die  Kohlenfrachten  sind  unverändert,  dagegen  sind  die  Sätze  für  amerikanische 
Fahrt  etwas  schwächer,  indem  der  Höchstsatz  für  Frachten  von  den  Vereinigten 
Staaten  nach  dem  La  Plata  jetzt  21  S  für  die  Tonne  net  charter  ist.  Für 
L^ungen  von  La  Plata  nach  den  Vereinigten  Staaten  können  weiter  22  % 
für  die  Tonne  in  net  Charter  erzielt  werden.  Für  Kaffee  von  Brasilien  nach  den 
Vereinigten  Staaten  wird  1,70  S  notiert. 

4.  Dezember.  1917. 
Der  Magistrat  der  Stadt  Budapest  veröffentlicht  unter  dem  24.  November, 
., Pester  Lloyd"  vom  24.  November,  folgende  Kundmachung:  Im  Sinne  der  Ver- 
ordnung des  Kgl.  ungarischen  Ministeriums  vom  16.  November  1917  wurden  die 
Höchstpreise  für  gestochene  Schweine,  für  alle  Arten  Schweinefett  und 
Speck,  sowie  für  Schweinefleisch  und  Selchwaren  (Produkte  und  Schweinefleisch) 
folgendermaßen  festgesetzt: 

I.  Preise  der  gestochenen  Beh weine. 

p.  kg  HeUer 
Oanx«  oder  halbes  Schwein  (mit  Kopf,  Füßen  und  Speck)  800 

II.  Preise  der  Schweineprodukte. 

a)  Im  Verkehr  zwisoben  dem  Produzenten  und  dem  Wiederverkäofer 
(ohne  Rücksicht  auf  die  Menge  der  Ware): 

p.  kg  Heller 
Halbes  Schwein  mit  Kopf,  Füßen,  ohne  Speck  850 

Halbes  Schwein,  ohne  Kopf,  Füße  und  Speck  940 

Kobes  Schweinefett  jeder  Art  (Scbmer  und  frischer  roher  Speck)  in 
gesalzenem  oder  uuges'alzenem  Zustande,  gleichgültig,  ob  von  ab- 
gebrühten oder  gesengten  Schweinen  850 
Tafelspeck,  gesalzen  oder  ungesalzen  850 
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p.  kg  Heller 
Ausgelassenes  Schweinefett  920 

Geräucherter,  gerösteter  oder  Paprikaspeck  980 

Tafelspeck  jeder  Sorte  1050 

Gemischtes  Sulzfleisch  (Kopf,  FüBe  und  Schwarten  zusammen)  oder 

Innereien  (Lunge,  Leber  oder  Niere)  380 

Grieben  400 

Bohe  Stelzen  oder  Zunge  420 

Karree,  roh,  geräuchert  •  1200 

Schlegel,  Schulter,  Rippe,  Schal,  geräuchert,  roh  iioo 

Geräucherte,  rohe  Stelzen,  Kopf  oder  Zunge  600 

Preßwurst  I  760 

n  450 

Blut-,  Leber-  und  Lungenwnrst  450 

Bohe  Bratwürste  aus  reinem  Schweinefleisch  1000 

Geräucherte  Wurst  (Debrecener)    oder  andere  aus  reinem  Schweine- 
fleisch erzeugte  Wurstarten  1200 
Diese  Preise   gelten   für  Nettogewicht   bei  Uebergabe   an   der  Bahn-   oder  Schiffe- 
station des  Produktionsortes,    ohne  Verpackung  und  gegen  Barzahlung.     Bei  der  Liefe- 
rung von  Schweineprodukten   jeder  Art  dürfen   für  die  Verpackung   höchstens   3  Proz. 
des  Kaufpreises  zugeschlagen  werden. 

b)  (m  Detailverkehr 

(gleichgültig,  ob  der  Produzent  oder  der  Wiederverkäufer  für  den  unmittelbaren  Konsum 

verkauft) : 

p.  kg  Heller 
Frischer,  roher  Speck  zum  Auslassen,  mit  Haut,  gesalzen  oder  un- 
gesalzen, ob  von  abgebrühten  oder  gesengten  Schweinen  940 
Dicker  Speck  ohne  Haut  und  Schmer  970 
Ausgela-ssenes  Schweinefett  1060 
Geräucherter,  gerösteter  oder  Paprikaspeck  iioo 
Tafelspeck  jeder  Sorte  1150 
Karree,  roh  iioo 
Schlegel,  Schulter,  Rippe,  Schal  usw.,  roh  1000 
Rohe  Stelzen  oder  Zunge  520 
Rohes,  gemischtes  Salzfleisch  oder  Innereien  (Lunge,  Leber  und  Niere)  480 
Grieben  500 
Karree,  geräuchert,  roh  1300 
Schlegel,  Schulter,  Rippe,  Schal,  geräuchert  und  roh  1200 
Geräucherte,  rohe  Stelzen,  Kopf  oder  Zunge  700 
Karree,  geräuchert  oder  gekocht  1560 
Geräucherter,  gekochter  Schinken  oder  Schulter  im  ganzen  1440 
Gerauchter,  gekochter  Schinken  oder  Schulter  in  Schnitten  iboo 
Rippe  oder  Schal,  geräuchert  und  gekocht  '440 
Geräucherte,  gekochte  Stelzen,  Kopffleisch  oder  Zunge  840 
Preßwurst  I  900 
,,  II  600 
Blut-,  Leber-  und  Lungenwurst  600 
Rohe  Bratwurst,  aus  reinem  Schweinefleisch  iioo 
Geräucherte  Wurst  (Debrecener)  oder  andere  aus  reinem  Schweine- 
fleisch erzeugte  Würste,  roh  1400 
Dieselben  Würste,  gekocht  1500 

c)  Im  Engrosverkehr. 

Die  Fett-  und  Speukgroßhändler  oder  die  Selchwarengroßhändler,  die  nicht  selbst 
Produzenten  sind,  dürfen  für  Fett,  Speck  und  Selchwaren  höchstens  um  4  Prot  höhere 
Preise  als  die  unter  a)  festgesetzten  fordern. 

Diese  Verfügungen  treten  am  24.  November  in  Kraft. 
In  der  Schweiz  betrug  im  Juli  1917  die  Zahl  der  Personen,  die  unter 
Zusammenwirken   von  Bund,   Kantonen  und  Gremeinden  durch   billigere  Abgabe 

LV* 
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von  Milch  und  Brot  unterstützt  wurden,  1350000.  Man  denkt  nun  dann, 
die  Zahl  der  Berechtigten  in  bezug  auf  die  Einkommenaziffem  nach  oben  cn 
verschieben. 

Qemäfi  Verfüg;unK  des  scbweizerischeu  Militärdepartements  werden  die 
Höchstpreise  für  Hafer  und  Qerste  und  deren  Mahl-  und  Umwandlungs- 
produkte  in  AbSnderung  des  bisherigen  Ansatzes  wie  folgt  festgesetzt:  61  Frca. 
für  100  kg  netto  =  494  M.  für  die  Tonne  Hafer  und  Mischfutter,  und  63  Frc«. 
für  100  kg  netto  =  510  M.  für  die  Tonne  für  Futtergerste,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Menge.  Es  ist  dies  der  Ansatz,  zu  welchem  die  Abgabe  an  die  Verbraucher 
durch  die  kantonalen  oder  kommunalen  Behörden  bzw.  durch  die  von  diesen  Be- 
hörden mit  der  Abgabe  betrauten  Händler  zu  erfolgen  hat.  Die  Höchstpieiae 
verstehen  sich  bei  Barzahlung  der  Ware,  letztere  im  Magazin  der  Verteilnnga- 
■telle  abgeholt,  oder  bei  Weitertransport  mit  der  Bahn  frei  Verladung  Abgangs- 
station. 

In  der  Schweiz  ersetzt  ein  neuer  Beschluß  des  Bondetrats  die  früheren 
Verordnungen  betreffend  die  Abgabe  von  Brot  zn  ermäSigten  Preisen.  Da- 
nach wird  die  Berechtigung  zum  Bezüge  von  Brot  zu  ermäßigten  Preisen  auf 
folgende  Meneen  im  Tage  festgesetzt:  I'ür  Erwachsene  und  für  Kinder  im  Alter 
von  zwei  und  mehr  Jahren  275  g;  für  Kinder  im  Alter  bis  zu  2  Jahren  150  g. 
Schwerarbeiter,  die  zum  Bezüge  von  Brot  zu  ermäßigten  Preisen  berechtigt  sind, 
genießen  die  Berechtigung  nur  für  275  g  täglich.  Der  Beitrag  wird  nur  für  da^ 
wirklich  bezogene  Brot  geleistet.  Bund,  Kantone  und  Wohnortsgemeinden  leisten 
den  zum  Bezüge  von  Brot  zu  herabgesetzten  I'reisen  berechtigten  Personen  einen 
Beitrag  von  21  Rappen  für  das  Kilogramm  =  8'/,  Pf.  für  das  Pfund.  Beim 
Eintritt  weiterer  PreiitaufKchläge  äuf  Brot  wird  der  I3undesrat  jeweils  darüber  be- 
•chlieSen,  ob  und  inwieweit  Bund  und  Kantone  diese  Aufschläge  tragen  sollen. 
Von  den  Leistungen  übernimmt  der  Rund  zwei  Drittel,  der  Best  entfällt  anf  die 
Blantone  und  Wonnortsgemeinden. 

Ueber  die  holländische  Buttererzeugang  im  1.  Halbjahr 
1917  im  Vergleich  zum  gleichen  Zeitraum  19IG  bringt  die  „Landw. 
Marktzeitung"  (Berlin  XVIII.  103/104)  nach  dem  „Off.  Org.  v.  d. 
Nederl.  Zuibond"  folgende  Zusammenstellung: 

1916  1917 

Januar       3352912  2  579  079  kg 

Febroar    3  9*3  306  2590717    „ 

Min         4119750  3418460   „ 

s                              April         6329414  5200678    „ 

Mai           6399041  5  117  215    •. 

Joni          7776133  6990003    „ 

Zn».:       3>940S55  25896152  kg 

III.  Industrie,  einschließlich  Bergbau  and  Bangewerbe. 

Inhalt:  1)  Bergbau:  Gesch&ftslage  im  Kohlen-  und  Kalibergbau  während 
des  Monats  Dezember. 

2)  Eisengewerbe.  Metalle  und  Maschinen:  Beschäftigungsgrad  im 
Dezember. 

1.  Bergbau. 

Ueber  die  Geschäftslage  im  Kohleu-  und  Kalibergbau 
während  des  Monats  Dezember  berichtet  das  „Reichs-Arbeitsblatt" : 

Im  Ruhrkohlenbezirk  zeigte  sich  sowohl  für  den  Kohlen-  als 
aach  für  den  Koksabaatz  im  Dezember  gegenüber  der  bisherigen  sehr 
günstigen  Beschäftigung  keinerlei  wesentliche  Veränderung.     Zum  Teil 
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ist  für  den  Kohlenversand  ein  geringer  Rückgang  eingetreten,  während 
für  Koks  und  Briketts  eine  Zunahme  festzustellen  ist.  Da  der  Absatz 
nach  wie  vor  durch  Wagenmangel  behindert  wurde,  mußten  wiederum 
Mengen  auf  Lager  genommen  werden.  Wie  in  den  Vormonaten  wurde 
mit  Ueberschichten  und  Nebenschichten  gearbeitet. 

Die  Aachener  Steinkohlenwerke  stellen  andauernd  gute 
Beschäftigung  fest.  Auch  im  Vergleich  zum  Vorjahr  ist  keine  Ver- 
schiebung der  Verhältnisse  zu  vermerken.  Die  Löhne  bewegen  sich 
weiterhin  in  steigender  Richtung. 

Im  Saargebiet  blieb  die  Förderung  infolge  des  Wagenmangels 
hinter  der  Leistung  des  Vormonats  etwas  zurück. 

Die  oberschlesischen  Steinkohlengruben  erfreuten  sich 
abermals  lebhafter  Nachfrage.  Die  Nachfi-age  nach  Würfel-,  Nuß-  und 
Kleinkoks  war  ungemein  rege.  Auch  der  Bedarf  der  inländischen 
Zuckerfabriken,  Kartoffeltrocknereien  und  ähnlicher  landwirtschaftlicher 
Unternehmungen  war  lebhaft.  Wie  im  Vormonat  wurde  ein  Teil  der 
Förderung  auf  die  Halde  gestürzt.  Gegenüber  dem  Dezember  1916 
ist  die  Lage  im  ganzen  die  gleiche.  Auch  aus  Oberschlesien  wird  über 
die  Leistung  von  üeberstunden  berichtet. 

Der  nieder schlesische  Steinkohlenbergbau  meldet  für 
den  Berichtsmonat  wiederum  sehr  starke  Nachfrage  nach  Kohle  und 
Koks.  Die  Beschäftigung  wird  als  befriedigend  bezeichnet.  Einige 
Gruben  mußten  Mengen  dem  Bestände  zuführen.  Der  Wagenmangel 
verbesserte  sich  dem  Vormonat  gegenüber  nicht.  Im  ganzen  gleichen 
die  Beschäftigungsverhältnisse  der  Lage  im  Vorjahr  um  die  gleiche 
Zeit.     Die  Löhne  sind  weiterhin  gestiegen. 

Für  die  Zwickauer  und  Lugau-Oelsnitzer  Steiukohlen- 
werke  wird  befriedigender  Geschäftsgang  angegeben.  Die  Tätigkeit 
wird  hier  im  Vergleich  zum  Vorjahr  als  etwas  besser  geschildert.  Ver- 
änderungen in  der  Arbeitszeit  sind  nicht  eingetreten.  Die  bewilligten 
Teuerungszulagen  werden  in  gleicher  Höhe  fortgezahlt. 

Die  süddeutsche  Steinkohlengewinnung  kennzeichnet 
die  Lage  als  ebenso  gut  wie  im  Vormonat  und  im  Vorjahr.  Die  An- 
forderungen an  Hausbrand  überstiegen  die  Leistungsmöglichkeit. 

Im  mitteldeutschen  Braunkohlengebiet  gestaltete  .sich 
die  Nachfrage  nach  Rohkohlen  und  Briketts  auch  im  Dezember  sehr 
lebhaft  und  überstieg  die  Leistungsfähigkeit  der  mit  Üeberstunden 
tätigen  Werke.  Der  Absatz  wurde  durch  den  bestehenden  Wagen- 
mangel behindert.  Gleichwohl  wurden  die  Ergebnisse  des  November 
1917  wie  die  des  Dezember  im  Vorjahr  fast  überall  erreicht.  Teil- 
weise wird  dem  Vorjahr  gegenüber  für  Kohle  und  Briketts  eine  Ver- 
besserung festgestellt. 

Die  Niederlausitz  er  Braunkohlenwerke  bekunden  keiner- 
lei Veränderung  der  Geschäftslage.  Wie  bisher  war  Ueberstunden- 
arbeit  erforderlich.  Die  Lage  zeigt  auch  hier  gegenüber  dem  Vorjahr 
keine  nennenswerte  Verschiebung. 

In  der  rheinischen  Braunkohlenindustrie  ist,  wie  für 
das  letzte  Vierteljahr  1917  gemeldet  wird,  außerordentlich  starke  Nach- 
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frage  sowohl  seitens  der  Industrieverbraucber  al«  auch  seitens  der  Uaoa- 
brandabnehmer  kennzeichnend.  Im  Vergleich  zum  Vorjahr  war  es  mög- 
lich, eine  Steigerung  der  Förderung  und  der  Brikettherstellung  sn 
erzielen.  Auch  gegenüber  dem  dritten  Vierteljahr  1917  ist  eine  Mehr- 
leistung erreicht  worden.  Stapelung  war  auch  hier  infolge  des  Wagen- 
mangels erforderlich,  obwohl  der  im  letzten  Vierteljahr  1917  bis  kurz 
vor  Weihnachten  günstige  Wasserstand  auf  dem  Rhein  stärkere  Vw- 
schiffungen  über  die  Hheinwasserstraße  ermöglichte.  Die  Löhne  sind 
erhöht  und  Teuerungszulagen  in  größerem  Umfange  gewährt  worden. 

Die  Kaliindus  trie  gibt  keinerlei  Veränderung  der  Absatsvar- 
h&ltnisse  zu  erkennen,  teils  wird  eine  Verbesserung  gegen  den  Novem- 
ber infolge  günstigerer  Wagengestellung  verzeichnet.  Auch  gegenüber 
dem  Vorjahr  stellt  die  Mehrzahl  des  Berichterstatter  eine  Steigerung  fest. 

Der  süddeutsche  Salz  bergbau  und  Salinenbetrieb  wies  im 
Dezember  wie  im  Vormonat  nnd  im  Vorjahr  normale  Besch&ftigunga- 
verh&ltnisse  auf. 

2.  Eisengewerbe,  Metalle  und  Maschinen. 

Ueber  den  Beschäftigungsgrad  im  Dezember  führt  das  „Reichs- 
Arbeitsblatt"  aus:  Im  Eisensteinbergbau  konnte  teilweise  die 
Zahl  der  Arbeiter  dem  Vormonat  gegenüber  gesteigert  werden.  Der 
Wagenmangel  machte  sich  aber  auch  hier  ungünstig  bemerkbar.  Die 
in  den  Vormonaten  hervortretende  Lohnsteigernng  ist  znm  Stillstand 
gekommen. 

Für  die  Kobeisenerzeugung  wird  aus  Westdeutschland  über 
andauernd  starke  Nachfrage  berichtet  Die  oberschlesischen  Hütten 
stellen  ebenso  gute  und  sehr  gute  Beschäftigung  wie  im  Vormonat  fest. 
Es  wird  auch  für  den  Berichtamonat  über  Einschaltung  von  Ueber- 
Htunden  nnd  Arbeit  in  Nebenschichten  berichtet. 

Die  Zink-.  Blei-  und  Kupfererzgruben  stellen  ihre  Be- 
schäftigung als  ebenso  befriedigend  wie  im  Vormonat  dts.  Der  Ab- 
satz der  Zinkhütten  ließ  im  allgemeinen  nichts  zu  wünschen  übrig,  and 
wesentliche  Veränderungen  gegenüber  dem  Vorjahr  waren  nicht  zu  ver- 
zeichnen. Es  mußte  mit  Ueberstunden  gearbeitet  werden.  Weitere 
Lohnerhöhungen  haben  im  Berichtsmonat  im  allgemeinen  nicht  statt- 
gefunden. Vereinzelt  wird  allerdings  über  eine  weitere  Erhöhung  der 
Teuerungszulagen  berichtet.  Die  Kupfer-  und  Messingwerke  schildern 
ihre  Lage  als  unverändert  gut.  Auch  im  Vergleich  zum  Dezember  191*! 
waren  die  Beschäftigungsverhältnisse  die  gleichen. 

Die  Eisengießereien  Westdeutschlands  waren  im  allgemeinen 
gleich  angespannt  tätig  wie  im  Vormonat,  während  gegenüber  dem  \  or- 
jahr  eine  Verbesserung  gemeldet  wird.  Ueber  Mangel  an  Facharbeitern 
wird  geklagt.  Lohnerhöhungen  wurden  vorgenommen ;  auch  mit  Ueber- 
stunden mußte  gearbeitet  werden.  Aus  Nord-  und  Mitteldeutschland 
wird  über  gleich  gute  Beschäftigung  wie  im  Vormonat  berichtet. 
Gegenüber  dem  Vorjahr  ist    ein   teilweiser  Rückgang    an  Aufträgen  zu 
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verzeichnen.  Es  wird  angegeben,  daß  jetzt  geeignete  Arbeitskräfte 
leichter  zu  beschaffen  seien.  Kleinere  Lohnerhöhungen  sind  fortlaufend 
nötig.  Von  einigen  Seiten  wird  eine  leichte  Verbesserung  des  Um- 
satzes gemeldet.  Im  Königreich  Sachsen  ist  die  Lage  ungefähr  ent- 
sprechend der  des  Vormonats.  Von  schlesischen  Betrieben  wird  bessere 
Beschäftigung  als  im  Vormonat  und  im  gleichen  Monat  des  Vorjahres 
festgestellt.  Auch  hier  macht  sich  der  Mangel  an  Facharbeitern  geltend. 
Lohnerhöhungen  werden  laufend  vorgenommen.  Ueberstunden  mußten 
geleistet  werden ;  teilweise  konnten  Betriebserweiterungen  vorgenommen 
werden.  Aus  Süddeutschland  wird  mitgeteilt,  daß  die  Beschäftigung 
nach  wie  vor  gut  bis  sehr  gut  ist. 

Die  Stahl-  und  Walzwerke  wiesen  einen  zufriedenstellenden 
Geschäftsgang  auf.  Gegen  den  Vormonat  und  den  entsprechenden 
Monat  des  Vorjahres  sind  wesentliche  Veränderungen  nicht  eingetreten. 
Es  wurden  teilweise  mehr  Arbeiter  beschäftigt  als  im  Vorjahr.  Eine 
ganz  besonders  starke  Beschäftigung  wird  von  Formgußwerken  be- 
richtet, die  teilweise  wesentlich  mehr  Aufträge  als  im  Vorjahr  zu  er- 
ledigen haben.  Es  mußten  Ueberstunden  eingelegt  werden.  Die 
Aussichten  werden  auch  für  die  nächste  Zeit  als  gut  bezeichnet,  und 
es  wird  eine  weitere  Steigerung  der  schon  jetzt  befriedigenden  Preise 
infolge  der  günstigen  Marktlage  erwartet. 

Die  Blechwalzwerke  berichten  über  äußerst  angespannte  Be- 
schäftigung wie  im  Vormonat.  Gegen  Dezember  1916  wurde  eine 
weitere  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  unter  Erhöhung  der  Arbeiter- 
zahl erzielt.  Auch  hier  mußte  mit  Ueberstunden  gearbeitet  werden, 
and  es  werden  Erhöhungen  der  Löhne  vermerkt. 

Eine  gleich  gute  Geschäftslage  wie  im  Vormonat  und  im  Vorjahr 
wiesen  die  Emaillierwerke  auf.  Arbeitermangel  ist  nicht  zu  verzeichnen. 
Aus  einzelnen  Abteilungen  werden  Lohnerhöhungen  und  Ueberarbeit 
gemeldet. 

In  der  Röhrenindustrie  war  die  Beschäftigung  gut,  teilweise 
besser  als  im  Vormonat.  Lohnerhöhungen  mußten  auch  hier  vorgenom- 
men werden. 

Die  Drahtindustrie  meldet  im  allgemeinen  unveränderten  Ge- 
schäftsgang. Zeitweise  mußte  mit  Ueberarbeit  geholfen  werden.  Der 
Warenmangel  wirkte  auch  hier  störend. 

Gleich  gut  wie  im  Vormonat,  jedoch  zum  Teil  nicht  mehr  so  stark 
wie  im  Vorjahre  war  die  Kleineisenindustrie  beschäftigt.  Kleinere 
Lohnerhöhungen  kennzeichnen  die  allgemeine  Lage. 

Die  Blech-  und  Metallwarenfabriken  berichten  über  einen 
kleinen  Rückgang  gegenüber  der  Beschäftigung  im  Vormonat,  während 
gegenüber  dem  gleichen  Monat  des  Vorjahres  keine  Veränderung  zu 
verzeichnen  ist.  Es  mußte  Ueberarbeit  auch  in  der  Form  von  Nacht- 
schichten geleistet  werden.  In  diesem  Industriezweige  zeigte  sich 
Mangel  an  gelernten  Arbeitskräften.  Lohnerhöhungen  wurden  ver- 
schiedentlich gewährt. 
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Aus  dem  Edelmetallgewerbe  wird  zum  Teil  so  reichliche 
BeschaftiguDg  gemeldet,  daß  der  Bedarf  nicht  bewältigt  werden  konnte. 

Die  Maschinenbauindustrie  berichtet  aus  den  verschieden- 
sten Teilen  Deutschlands  im  allgemeinen  über  gleich  lebhaften  Be- 
schäftigungsgrad wie  im  letzten  Monat.  Gegenüber  dem  Vorjahr  ist 
meist  eine  Besserung  zu  verzeichnen.  Es  wird  auch  Neueinstellnng 
einer  erheblichen  Arbeiterzahl  gemeldet.  Lohnerhöhungen  fanden  fast 
überall  dauernd  statt.  Besonders  aus  Süddeutschland  wird  viel  Ueber- 
stundenarbeit  gemeldet. 

Die  Lokomotivfabriken  stellen  keine  wesentlichen  Verände- 
rungen im  Geschäftsgang  fest.  Es  wurden  teilweise  mehr  Arbeiter  ein- 
gestellt. Die  Berichte  melden  auch  sehr  starke  Ueberstunden-  und 
Doppelschichtenarbeit. 

Im  Werkzeugmaschinenbau  gestalteten  sich  die  VerhältniM» 
wie  im  November  sehr  gut.  Der  Geschäftsgang  entsprach  gleichseitig 
dem  des  Dezember  1916.  Bei  einem  außergewöhnlichen  Mangel  an  ge- 
lernten Arbeitern  stiegen  teilweise  die  Arbeitslöhne. 

Von  den  Dampfkesselfabriken  und  Armatnrenwerk- 
stätten  wird  keine  erhebliche  Veränderung  des  Beschäftigungsgrades 
gemeldet.  Dem  Mangel  an  Arbeitskräften  wurde  durch  teilweise  Mehr- 
einstellung  von  Frauen  begegnet. 

Die  Betriebe  für  landwirtschaftliche  Maschinen  konnten 
über  gleich  gute  Betätigung  wie  im  November  berichten  und  gegenüber 
dem  Vorjahr  eine  erhebliche  Besserung  feststellen.  Gelernte  Arbeiter 
fehlen  auch  hier. 

Die  Betriebe  für  den  Bau  von  Dynamos.  Elektromotoren, 
Transformatoren  usw.  stellen  in  ihren  Berichten  fflr  Dezember 
eine  wesentliche  Veränderung  weder  gegen  den  November  noch  gegen 
das  Vorjahr  fest.  Gute  Geschäftslage  wird  aus  der  Industrie  für  elek- 
trische Meßinstrumente  berichtet.  Gegenüber  dem  Norember  war  die 
Tätigkeit  im  allgemeinen  außerordentlich  rege;  im  Vergleich  zu  1916 
ergab  sich  ein  bedeutend  höherer  Umsatz.  Unangenehm  fühlbar  machte 
sich  der  Mangel  an  Facharbeitern,  femer  kennzeichnen  stetig  steigende 
Löhne,  Wechselschichten,  Ueber-  und  Nachtarbeit  die  Geschäftslage 

Die  ächwachstromelektrotechnik  meldet  keine  wesentliche 
Veränderung  gegenüber  dem  November,  dagegen  nach  wie  vor  eine  Ver- 
besserung gegenüber  dem  Vorjahr. 

Anhaltend  stark  zu  tun  hatte  die  Starkstromelektrotechnik, 
die  sowohl  gegenüber  dem  Vormonat  wie  gegenüber  1916  eine  Ver- 
besserung aufweisen  kann  und  mit  Ueberstunden  arbeiten  muß. 

Gut  bis  sehr  gut  gestaltete  sich  der  Beschäftigungsgrad  für  die 
Unternehmungen  zur  Einrichtung  von  elektrischen  Anlagen  und  für 
Schaltwandbau ;  er  glich  im  allgemeinen  der  Lage  im  November  und 
war  besser  als  im  entsprechenden  Monat  1916. 

Die  Kabelwerke  bezeichnen  ihren  Geschäftsgang  als  ebenso  gnt 
wie  im  Vormonat  und  im  Vorjahr:  teilweise  wird  mit  Tag-  und  Nacht- 
schichten gearbeitet. 


I 
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IV.  Handel  und  Verkehr. 

Inhalt:  Zollordnuog  in  den  von  den  Mittelmächten  besetzten  Gebieten 
Rußlands  (Polen ,  Kurland ,  Litauen).  Zolltarifrevision  in  Dänemark.  Wirt- 
schaftsabkommen der  Schweiz  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
mit  Frankreich.  Kriegakonjunktur  und  Eisenbahnpolitik  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Kussisch-japanischer  Vertrag  über  Ustasien.  Außenhandel 
(Statistik)  der  Schweiz,  Schwedens,  Kubas,  der  zentralamerikanischen  Staaten, 
Australiens  und  Neuseelands.  Schiffsverkehr  in  Neuseeland  und  im  Panama- 
kanal.   Khoneschiffahrt. 

Wie  in  den  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirt- 
schaft" mitgeteilt  wird,  sind  die  Vertreter  der  Verwaltungsgebiete  des 
Oberbefehlshabers  Ost  (Kurland  und  Litauen)  und  des  General- 
gouvernements Warschau  unterm  10./15.  Dezember  1917  dahin  über- 
eingekommen, daß  das  am  21.  November  1917  zum  1.  Februar  1918 
gekündigte  Uebereinkommen  zwischen  dem  Verwaltungsgebiete  des 
Oberbefehlshabers  O.st  und  dem  Generalgouvernement  Warschau  über 
das  Fallenlassen  der  Zollschranke  vom  19./25.  September 
1916  —  genehmigt  am  '2./3.  Januar  1917  • — ■  über  den  1.  Februar 
1918  hinaus  fortgesetzt  wird.     (Vgl.   oben  S.  24  f.). 

Nach  derselben  Zeitschrift  wäre  dem  dänischen  Reichstag  ge- 
mäß §  41  des  dänischen  Zoll tarif gesetzes  im  Oktober  1916  ein 
Entwurf  zur  Eevision  des  Tarifes  vorzulegen  gewesen.  Durch  ein  Ge- 
setz vom  15.  Dezember  1916  ist  diese  Frist  indes  zunächst  bis  zum 
Ablauf  des  Jahres  1918  und  nunmehr  durch  ein  Gesetz  vom  22.  No- 
vember 1917  weiter  bis  zum  Ablauf  des  Jahres  1919  verlängert  worden. 
Gleichfalls  bis  zum  Ablauf  des  Jahres  1919  ist  u.  a.  die  Revisionsfrist 
für  die  Gesetze  über  Stempel-,  Zucker-,  Branntwein-,  Bier-,  Zig^retten- 
und  Tabaksteuer  verlängert  worden.     (Vgl.  oben  S.  694). 

Die  Schweiz  hat  am  5.  Dezember  1917  in  Paris  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  ein  Wirtschaftsabkommen 
abgeschlossen,  über  dessen  Inhalt  in  den  „Nachrichten  für  Handel, 
Industrie  und  Landwirtschaft"  folgendes  mitgeteilt  wird :  Durch  die 
von  den  amerikanischen  Delegierten  abgegebenen  Erklärungen  wird 
der  Schweiz  die  Lieferung  ihres  notwendigsten  Bedarfs  an  Brotgetreide 
zugesichert.  Das  amerikanische  Kriegshandelsamt  (War  Trade  Board) 
hat  die  Gewähr  übernommen,  der  Schweiz  bis  zur  nächsten  Ernte 
240  000  t  Brotgetreide  zu  liefern,  wovon  zwei  Drittel  bis  drei  Viertel 
Weizen.  Im  Monat  Dezember  sollen  mindestens  30000  t  Brotgetreide 
zur  Verschiffung  gelangen. 

AUe  zwischen  der  Schweiz  und  den  Ententestaaten  getroffenen  Vereinba- 
rungen, namentlich  auch  die  bestehenden  und  künftigen  8.  8.  S.-Kontingente 
und  sonstigen  die  S.  S.  S.  betreffenden  Bestimmungen  werden  von  den  Vereinigten 
Staaten  anerkannt.  Amerika  wird  künftig  in  die  internationale  Kontingentskom- 
mission  in  Paris  und  in  die  für  den  Verkehr  zwischen  den  Regierungen  der  En- 
tentestaaten und  der  8.  8.  S.  bestellte  interalliierte  Kommission  in  Bern  je  einen 
Vertreter  entsenden. 

Für  die  wichtigsten  Waren,  hinsichtlich  welcher  die  Schweiz  auf  Amerika 
angewiesen  ist,  sind  spezielle  amerikanische  Kontingente  vereinbart  worden,  in 
dem  Sinne,  daß  das  amerikanische  Kriegshandelsamt  im  Rahmen  dieser  Spezial- 
kontingente  Ausfuhrbewilligungen  erteilen   wird,  soweit  die  eigenen  Bedürfnisse 
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\.merika8  und  diejenigen  seiner  Alliierten  dies  zulassen.  Die  amerikanischen  Kon- 
tineente  werden  berechnet  vom  1.  Oktober  1917  bis  30.  8epteinberl918.  Für 
Weizen  und  Roggen  betrügt  das  Kontingent  300000  t,  für  Hafer  120000  t,  Gerste 
31  500  t,  Mais  14Ö000  t,  (Mkuchen  46000  t,  Zucker  60000  t. 

Am  29.  Dezember  1917  ist,  wie  den  „Nachrichten  für  Handel, 
Industrie  und  Landwirtschaft"  zu  entnehmen  ist,  ein  neues  Wirt- 
schaftsabkommen zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich 
(Vgl.  oben  S.  693)  zustande  gekommen.  Hiernach  übernimmt  die 
Schweiz  die  Verpflichtung,  eine  zu  bildende  schweizerische  Finanz- 
organisation zur  Gewährung  monatlicher  Vorschüsse  an  ein  fran- 
zösisches Bankenkonsortium  zu  ermächtigen.  Diese  Vorschüsse  werden 
gegen  Hinterlage  von  Wertschriften  und  gegen  Ausstellung  von  Drei- 
monatswechseln  gewahrt,  welche  zwei  erstklassige  französische  Unter- 
schriften tragen.  Die  Rückzahlung  des  Vorschusses  hat  spätestens  in 
drei  Jahren  zu  erfolgen.  Ein  Teil  des  Kredits  qualifiziert  sich  als  die 
Gegenleistung  für  die  E  i  n  f  u  h  r  b  e  w  i  1 1  i  g  u  n  g  gewisser  schweizerischer 
Indnstrieerzeugnisse  in  Frankreich.  Hierfür  kommen  namentlich  die 
Erzeugnisse  der  Uhrenindustrie,  der  Bijouterie-,  der  Stickerei-  und  der 
Textilindustrie  überhaupt  in  Betracht.  Die  monatliche  Kreditsumme, 
die  behufs  Erleichterung  der  schweizerischen  Einfuhr  in  Frankreich 
zugestanden  worden  ist,  beträgt  2'/j,  Mill.  frcs. 

Im  übrigen  ist  die  Höhe  des  Monatekredit«,  ähnlich  wie  dies  im  Kohlen- 
abkommen  mit  Deutschland  bestimmt  wurde,  abhängig  von  der  Menge 
der  aus  und  durch  Frankreich  in  die  Schweiz  ein^führten  Waren.  Eine  eewuse 
Einfuhr,  ungefähr  ein  Drittel  der  durchschnittlich  in  Betracht  kommenden  Menge, 
bleibt  vorschußfrei.  Für  die  weiteren  Mengen  werden  Kredite  gewährt,  die  mit 
der  Zunahme  der  Einfuhr  nach  einer  bestimmten  Skala  progressiv  ansteigen^ 
Treffen  somit  die  für  die  Schweiz  notwendigen  Waren  nicht  ein,  so  hat  diese  auch 
entsprechend  kleinere  Kredite  zu  gewähren.  . 

Frankreich  verpflichtet  sich,  der  Schweiz  gewisse  Lreichterungen  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiet,  und  zwar  in  erster  Linie  für  die  Versormng  mit  Lebens- 
mitteln und  Rohstoffen,  zu  gewähren  und  daneben  bestimmte  Waren,  wie  z.  B 
die  für  schweizerische  landwirtschaftliche  Produktion  unentbehrlichen  Sämereien, 
zu  liefern,  üeber  die  Zuweisung  des  schweizerischen  Wagenmaterials  m  Frank- 
reich entscheidet  die  Schweizerische  Zentralstelle  für  auswärtige  Tran^rte,  da- 
mit das  schweizerische  Wagenmaterial  nach  Mafigabe  der  schweizerischen  Be- 
dürfnisse rationell  ausgenützt  werden  kann. 

Ist  die  Zufuhr  eine  befriedigende,  so  dürfte  sich  der  gesamte 
Monntskredit,  der  seitens  der  Schweiz  an  das  französische  Konsortium 
zu  leisten  ist,  ungefähr  auf  12V»  ^^^-  ^'"°^-  belaufen.  Mit  höheren 
Einfuhrziffern  kann  kaum  gerechnet  werden.  Andernfalls  ist  zu  be- 
fürchten, daß  die  Einfuhr  unter  diesen  Ziffern  stehen  bleiben  wird. 

Ueber  die  Kriegskonjunktur  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  (vgl.  oben  S.  90  ff.)  wurde  im  Handelsteil  der  „Frank- 
furter Zeitung"  (vom  3.  Dezember  1917)  folgendes  geschrieben:  „Wenn 
die  Börse  auch  heute  noch  ein  Barometer  für  die  Stimmung  eines  Landes 
ist,  so  müßte  in  den  Vereinigten  Staaten  der  Zeiger  zwischen  Regen 
und  Sturm  stehen,  namentlich  wenn  man  ihn  mit  der  Börsenstimmung  vor 
einem  Jahr  vergleicht,  als  die  Milliarden-Kriegslieferungen  nach  Europa 
das  Land  in  die  glänzendste  Laune  versetzt  hatten.  Einen  solchen 
Vergleich  gibt  die  folgende  Gegenüberstellung: 
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1.  Dezember  1916      1.  Dezember  1917 

Baltimore  and  Ohio    867^  46V4 

Canadian  Pacific  1667,  132 

Chicago  Milwankee     95  36'/, 

Southern  River            28'/^  24'/, 

Union  Pacific  1477«  'i' 

Am.  Smelting  ii678  7SV2 

Anaconda                      9^^ls  S^'/j 

Bethlehem  620  797, 

Int.  Merc.  Mar.           44  247, 

do.  prcl.  I15V<  967^ 

Steels  125»/^  917, 

Utah  I2l7„  75»/^ 

Gegenüber  dem  Vorjahr  sehen  wir  hier  namentlich  bei  Eisen  bahn  - 
werten Rückgänge,  die  geradezu  außergewöhnlich  sind,  bei  verhältnis- 
mäSig  gut  fundierten  Gesellschaften,  wie  der  Chicago  Milwaukee  und 
der  Baltimore  and  Ohio,  deren  Kurse  die  Hälfte  des  Vorjahres  be- 
tragen, bei  anderen,  wie  Canadian  Pacific  oder  Union  Pacific,  immerhin 
ein  Viertel  erreichen.  Zur  Erklärung  sei  erwähnt,  daß  die  Bahnen 
schwer  unter  der  Steigerung  der  Selbstkosten,  namentlich  infolge  der 
hohen  Löhne  leiden.  Aber  auch  auf  dem  Gebiete  der  großen  In- 
dustriegesellschaften ist  die  Entwertung  nicht  minder  groß. 
Selbst  die  von  der  Frachtraumnot  stark  profitierende  International  Mer- 
cantile  Marine  Co.  hat  fast  die  Hälfte  ihres  Kurswertes  bei  den  Stamm- 
aktien eingebüßt. 

Geht  man  den  Gründen  dieser  Eückwärtsbewegung  nach,  so  kann  für  die 
letzten  Abschwächungen  zunächst  einmal  auf  die  Vorgänge  an  der  russischen 
und  italienischen  Front  verwiesen  werden.  Das  ist  nur  der  letzte  Anstoß;  denn 
die  andauernde  Verflauung  war  schon  seit  Monaten  zu  lieobachten.  Die  Gründe 
müssen  also  tiefer  liegen.  Unverkennbar  hat  bisher  die  Entwicklung  des  Krieges 
drüben  nach  jeder  Richtung  hin  schwer  enttäuscht;  vor  allem  natürlich  in  müi- 
tärischer  Hinsicht.  Wie  gerne  man  an  Erfolg  glauben  möchte,  sah  man  kürzlich 
bei  dem  Zwischenfall  von  Carabrai,  der  die  New  Yorker  Börse  auf  einige 
Stunden  in  eine  richtige  Haussestimmiing  versetzte.  Was  aber  in  Wallstreet 
vielleicht  noch  mehr  an  dem  Abenteuer  des  Herrn  Wilson  verstimmt,  sind  die 
überraschenden  wirtschaftlichen  Folgen:  In  rein  finanzieller  Beziehung  nämlich 
spürt  Amerika  heute  schon  wesentlich  mehr  den  Krieg,  als  etwa  England  nach 
','4  Jahren  Feindseligkeiten  zu  beklagen  hatte.  Ist  doch  Amerikas  erstes  Kriegs- 
budeet  annähernd  so  groß  wie  Englands  viertes!  Wichtiger  aber  ist,  daß  die 
Washingtoner  Regierung  in  durchaus  nachahmenswerter  Weise  von  vornherein 
die  Steuerschraube  sehr  scharf  angezogen  hat.  Wir  verweisen  unter  anderem 
auf  die  heutige  telegraphische  Mitteilung,  wonach  Anlagen,  die  über  einen  nor- 
malen Zinssatz  abwerfen,  bis  zu  60  Proz.  dieser  üeberzinsen  an  den  Fiskus  ab- 
liefern müssen.  Diese  Steuern  haben  drüben  in  kapitalistischen  Kreisen  außer- 
gewöhnlichen Unmut  erregt,  und  man  verlangt  eine  Aenderung  der  Bestimmungen 
auf  Grund  eines  „wissenschaftlicheren"  Systems,  da  das  jetzige  zu  viel  Härten 
habe.  Die  Sonderlasten  wirken  in  einem  Lande,  das  bis  vor  kurzem  überhaupt 
keine  Einkommensteuern  hatte,  darum  doppelt  stark,  weU  gleichzeitig  auch  auf 
andere  Weise  die  Industriegewinne  beschnitten  werden.  Man  hat  durch  kräftige 
Herabsetzung  der  Preise  zwar  auf  manchen  Gebieten  eine  allzu  große  Teuerung 
vermieden,  aber  gleichzeitig  auch  vielen  Unternehmungen  die  goldene  Zeit  der 
Neutralität  gründlich  verdorben.  Ein  gutes  Beispiel  hierfür  bietet  der  letzte  Ab- 
schluß des  Stahltrusts,  der  im  3.  Vierteljahr  nur  68  Mill.  $  verdiente  gegen 
113  Mill.  im  1.  Vierteljahr  1917,  das  für  Amerika  doch  in  die  Zeit  des  Friedens 
fiel.  Daß  unter  solchen  Umständen  die  Anleihebegebung  nicht  so  vor  sich  geht 
wie  man  gerne  möchte  und  in  die  Welt  hinaustelegraphiert,  liegt  auf  der  Bfend. 
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Zwar  ist  auch  die  zweit«  Kriegsanleihe  wieder  rein  äiiüerlich  ein  »ehr  groüer  Er- 
folg gewesen.  Die  Tatsache  aber,  daß  sie  heute  schon  erheblich  unter  dem  Aiu- 
gabekurs  zu  haben  ist,  zeigt,  daß  dieser  Erfolg  zum  großen  Teil  kfinstlich  ist, 
daß  offenbar  die  Banken  durch  entsprechende  Konzertzeicbnungen  der  Welt  ein 
Schauspiel  gegeben  haben,  wie  denn  überhaupt  drüben  die  Banken  und  namoit- 
lich  auch  die  Bundesreservebanken  in  einer  nicht  unbedenklichen  Weise  sur 
Kriegsfinanzierung  herangezogen  und  viele  gute  Vorsätze  schnell  über  Bord  ge- 
worfen werden.  Erschwerend  wirkt  für  Amerika  die  Tatsache,  daß  en  heute  mdir 
ais  je  zum  üauptbankier  seiner  Freunde  geworden  ist,  ohne  daß  die  Einnahmen  ia 
demselben  Maße  gestiegen  wären.  Der  Außenhandel  entwickelt  sich  neuerdingi 
nicht  mehr  so  günstig  wie  früher  und  zwar  aus  verschiedenen  Gründen.  Eiamml 
muß  auch  Amerika  für  die  von  ihm  eingeführte  Ware  nnvergleichlich  höhere  Preise 
zahlen  als  früher;  dann  fehlt  es  unleugbar  an  Verschiff ungsgelegenheiten,  nnd 
schließlich  sind  gerade  die  beiden  wichtigüten  Agrarproduktc,  die  Amerika  ausführen 
kann,  in  diesem  Jahre  schlecht  gediehen  :  Die  Baumwollernte  stellt  sich  immer  mehr 
als  Mißernte  heraus;  die  Ausfuhr  wird  niedriger  werden,  als  seit  langen  .lahien, 
allerdings  zu  geradezu  glänzenden  Preisen.  Bei  Weizen  aber  ist  die  Unmöglich- 
keit eines  ausreichenden  Imports  noch  viel  deutlicher.  80  wurden  beispielsweise 
vom  1.  Juli  bis  6.  Oktober  d.  J.  über  84  Mill.  Busheis  Weizen  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  und  Kanada  aufgeführt  gegen  113'  ,  Mill.  in  dem  ebenfalls  nn- 
fünstigen  Vurjahr.  Die  ganze  Entwicklung  kann  uns  natürlich  nur  recht  sein, 
e  rascher  die  gut  rechnenden  Amerikaner  einsehen,  daß  der  Krieg  ein  sdir 
schlechtes  (ieschäft  für  sie  ist,  um  so  fiüher  werden  sie  sich  dann  vermatiich 
von  dem  Dreiblatt  Clemenceau,  Lloyd  Qeorge  und  Wilson  abwenden." 

Im  Anschluß  an  diese  Schilderung  ist  die  folgende  Mitteilung  im 
Uandelsteil  der  „Frankfurter  Zeitung-*  vom  20.  Dezember  1917  über 
die  neueste  Eisenbahupolitik  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  von  großem  Interesse:  „Seit  Monaten,  wenn  nicht  seit 
Jahren,  hat  der  New  Yorker  Markt  für  Bahnwerte  keine  so  ungewöhn- 
lichen Kurssteigerungen  gezeigt,  wie  vorgestern.  Der  Omnd  ist  io  der 
Uebernabme  des  gewaltigen  Babnnetzes  für  die  Kriegsdaner  durch  die 
Regierung  zu  suchen.  Offenbar  rechnet  man  darauf,  daß  jetct  den 
Bahnen  höhere  Frachts&tze  zugebilligt  werden ;  das  ist  um  so  wahr- 
scheinlicher, als  Wilson  andernfalls  nur  sehr  schwer  den  bekanntlich 
sehr  beträchtlichen  Geldbedarf  der  Bahnen  einigermaßen  günstig  decken 
könnte.  Tatsächlich  hat  er  bereits  die  Absicht  ausgesprochen,  die  neaea 
Eisenbahnbonds  auf  einer  Basis  von  „mindestens  4  Pro«."  zu  decken. 
Wilson  hat  schon  deshalb  ein  Interesse,  für  Bahnwerte  keine  allzu  große 
Verzinsung  zu  gewähren,  weil  er  sonst  den  Kriegsanleihen  empfindliche 
Konkurrenz  machen  würde.  Will  er  aber  Babnwerte  zu  niedrigem 
Zinsfuß  ausgeben,  so  muß  er  für  eine  entsprechende  Mindesteinoahme 
Sorge  tragen.  Dafür  spricht  aber  noch  eine  andere  Erw&gong:  Wilson 
muß  alles  vermeiden,  um  die  breite  Masse  von  Bondsbesitzem  vor  den 
Kopf  zu  stoßen.  Das  werden  wohl  die  Erwägungen  gewesen  sein, 
welche  die  auffallenden  Kursbessernngen  am  vorigen  Donnerstag  ver- 
anlaßt hatten." 

Aus  den  Veröffentlichungen  der  russischen  „maximalistischeu  ■ 
Regierung  über  Geheimvertr&ge  Rußlands  mit  anderen  Staaten  ergibt 
sich,  daß  der  russisch- Japan  is  che  Vertrag  vom  6.  Juli  1916 
(vgl.  Chronik  für  1916,  S.  503  ff.)  über  Ostasien  einen  ganz  anderen 
Charakter  gehabt  hat,  als  bei  seinem  Abschluß  öffentlich  mitgeteilt 
wurde.     Nach  Angabe  der  ..Frankf.  Zeitung"  (vom  30.  Dezember  191 T,. 
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die  sich  auf  Meldungen  von  Phil.  Price  im  „Manchester  Guardian" 
stützt,  war  der  Inhalt  des  Geheimvertrags  folgender:  Artikel  1  erkennt 
an,,  daß  es  im  Interesse  beider  Mächte  liegt,  China  frei  von  dem 
Einfluß  einer  dritten,  Japan  und  Rußland  feindlichen  Macht  zu  halten, 
und  billigt  gemeinsame  Maßnahmen  zu  diesem  Zweck.  Artikel  2  stellt 
fest,  daß,  falls  eine  dritte  Macht  feindliche  Maßnahmen  ergreift,  Ruß- 
land und  Japan  gemeinsam  handeln  und  nur  gemeinsam  Frieden  schließen 
wollen.  Artikel  3  definiert  Maßnahmen  für  die  gemeinsame  Aktion. 
Artikel  4  stellt  fest,  daß  keine  der  vertragschließenden  Parteien  durch 
den  Vertrag  verpflichtet  ist,  außer  wenn  die  andere  Partei  ihr 
Aeußerstes  getan  hat,  um  den  Konflikt  mit  der  dritten  Macht  gütlich 
zu  regeln.  Artikel  5  stellt  fest,  daß  der  Vertrag  bis  zum  24.  Juli 
1921  in  Kraft  bleibt.  —  Dazu  bemerkt  die  „Frankf.  Zeitung"  noch 
folgendes : 

„Manchester  Guardian",  der  die  beiden  Texte  einer  vergleichenden  Analyse 
unterzieht,  sehreibt:  „Die  beiden  Konventionen  unterscheiden  sich  in  Form  und 
Charakter.  Der  öffentliche  Vertrag  gibt  an,  die  Erhaltung  eines  dauernden 
Friedens  im  fernen  Osten  zu  erstreben,  und  erwähnt  nicht  China  im  besonderen. 
Der  Geheimvertrag  befaßt  sich  nicht  mit  dem  Frieden,  sondern  mit  den  Inter- 
essen der  beiden  kontrahierenden  Mächte  in  China.  Der  öffentliche  Vertrag  ist 
ein  gegenseitiges  Abkommen  zwischen  Kußland  und  Japan,  nicht  in  politische  Kom- 
binationen einzutreten,  die  gegen  einen  der  beiden  Vertragschließenden  gerichtet 
sind,  um  die  beiderseitigen  Interessen  gegenseitig  zu  schützen.  Der  Geheimver- 
trag  ist  ein  Abkommen  zwischen  Rußland  und  Japan,  sich  zusammenzutun,  um 
China  frei  von  dem  Einfluß  einer  dritten,  Japan  und  ßußland  feindlichen  Macht 
zu  halten.  Während  schließlich  der  öffentliche  Vertrag  von  Beratungen  zwischen 
den  kontrahierenden  Parteien  über  zu  ergreifende  Maßnahmen  spricht,  befaßt 
sich  der  Geheimvertrag  mit  militärischen  Maßnahmen  und  ist  klar  und  deutlich 
ein  militärisches  Bündnis. 

Dieser  Unterschied  zwischen  den  beiden  Dokumenten  ist,  wie  man  sieht, 
sehr  bedeutend.  Wir  würden  gerne  wissen,  wie  dieser  russisch-japanische  Geheim- 
vertrae  mit  dem  englisch-japanischen  Bündnis  zu  vereinbaren  ist,  das  augen- 
scheinlich nicht  einmal  erwähnt  wird.  Der  russisch-japanische  Geheimvertrag 
und  das  englisch-japanische  Bündnis  scheinen  vielmehr  in  direktem  Gegensatz 
zueinander  zu  stehen.  Als  der  öffentliche  Text  des  russisch-japanischen  Vertrags 
veröffentlicht  wurde,  drückte  die  britische  Regierung  ihre  Zufriedenheit  aus.  Ist 
die  britische  Regierung  damals  gleichzeitig  von  dem  Abschluß  des  Geheimver- 
trages benachrichtigt  worden?  Die  Frage  ist  nicht  unwichtig.  Artikel  3  des 
englisch-japanischen  Bündnisvertrags  von  1911  besagt:  „Es  wird  vereinbart,  daß 
keine  der  beiden  hohen  kontrahierenden  Parteien,  ohne  sich  vorher  miteinander 
zu  beraten,  ein  Abkommen  mit  einer  dritten  Partei  schließen  darf,  die  die  in  der 
Eiinleitung  des  Abkommens  festgelegten  Ziele  präjudiziert  oder  präjudizieren 
könnte."     „Ist  dieser  Artikel  von  der  japanischen  Regierung  befolgt  worden?" 

Wie  in  den  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirt- 
schaft" mitgeteilt  wird,  bewertete  sich  die  Wareneinfuhr  der 
Schweiz  im  Jahre  1916  auf  2  378  504  618  frcs.  gegen  1680030259 
im  Jahre  1915.  Die  Warenausfuhr  hatte  einen  Wert  von 
2  447  714  778  frcs.  gegen  1  670  056  267  im  Jahre  1915.  Die  Ein-  und 
Ausfuhr  von  gemünztem  Edelmetall  bezifferte  sich  1916  auf  141  618  381 
und  1  365  461  frcs.  gegen  43  702  059  und  2  855  840  frcs.  im  Vorjahr. 
Auf  die  wichtigsten  Lander  verteilte  sich  die  Ein-  und  Ausfuhr,  wie 
folgt: 
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1916 


Einfiibr 


1015 


AMfohr 


Deutschland 

Oeslerreich-  Ungarn 

Frankreich 

Italien 

Belgien 

Niederlande 

GroSbrilannien 

KaBland 

Schweden 

Norwegen 

Dftuemark 

Portugal 

Spanien 

Griechenland 

Serbien 

Balgarien 

Ruminien 

EaropAische  Türkei 

Aegyptcn 

Algerien,  TunU 

Südafrika 

Uebrigea  Afrika 

Asiatische  Türkei 

Persien,  Afghanistan 

Britisch-Indien 

Slam,  Indo-China 

Miederliudisch-Indien 

Philippinen 

China 

Japan 

Kanada 

Vareinigte  Staaten 

äexiko 

Zentralamerika 

Columbien  usw. 

Brasilien 

Argen  linien 

ChUe 

Uebriges  Südamerika 

Anstraliscber  Bund 

Neu-Seeland 


47»  3*1  363 

44  743  5S5 

»36  383  039 

390251  «9 

26  994  646 
30  187  145 

159519142 

859717 

10017  136 

391  017 

1  70«  797 

2  266  493 
67967412 

2748  281 

154  710 

I  501  880 

6  500  785 
I  320  668 

40  007  496 

3  «»74  858 
801065 

27  587  076 

1  889  604 
646  030 

26700433 

7<>7  74' 

33  780821 

2  842  105 

14  W  234 

2038«  134 

1  042  566 

56476347' 
430516 

2  3»3  5'3 

3  720056 
32  loi  191 

127745*76 

314050 

3740984 

13034316 

126067 


frcs. 


1916 


1915 


418*34377 
65  697  649 

189  017  488 

258760591 
16  710376 
23081  972 

1 13  035  206 

843S4«7 

5  635  160 
678  139 

I  535  '<>7 

1  301  108 
33866332 

i  »97  593 

54785 

,250512 

3  440  103 

755  5<>3 

2g  620  tSO 

55>55" 
663458 

20  055  369 

2  «63  785 
3»'  750 

16495890 

I  545  597 

6  *98  544 
,767481 

16  »38408 

,9612896 

264  229 

324434959 
^79968» 

3  936  398 
.286623 

250*332» 

49  495  77' 

112365 

,936921 

6694  '*3 


708577800 

'95369738 
401  144424 
149946845 

7  901  021 

*5  55*3*4 
424  03 1  966 
61  059716 
26840422 
10  713  670 

21  912 125 
5S'382i 

48  260  859 

6883  115 

188  199 

2  204  1 10 
20  161  196 

3218664 
9  143001 
5  105604 
3666900 
2997782 
201  218 
218384 

22  689  594 
I  240  151 
»333  Ol  I 

25587" 
4105832 

"465255 

39  '98  053 

132634283 

493  «69 

8  057  9«3 
1  928  3>4 

17025784 
22415460 

3  332  840 
S  *77  299 

«9«32  3«5 
3  302  049 


fret. 


457  3'86i8 

'56  573  923 

220  495  492 

89486453 

9  874  459 
15452846 

355  '23944 

29  265  172 

12836455 

5  162  126 

■0758524 
5030932 

33  57«  538 

5  95»  85« 
I  708966 

'276377 

1 1  416  S30 

I  262  139 

7  '54 '44 
5  194816 

3333317 

244678« 

196997 

24607 

i;  060987 

920566 

7  39«  610 

3  787  576 

i9*>6  909 

6610930 

25  957  908 

107  162  405 

«90177 
369834« 
«  450  237 
8735619 

'6  500  574 

1  SS«  9«2 
4802685 

«45425  «3 

2  742  «75 


59448 

lutercssant  aind  noch  folpende  Berechnungen  der  prozentualen  Zunahme  |+| 
oder  Abnahme  (— )  der  schweizerischen  Einfuhr  im  Jahre  1916,  verglichen  mit  dem 
Friedengjahr  1913: 

nach  der  Menge  nach  dem  Wert 


Textilrohstoffe 

EdellmeUll,  roh 

Andere  Rohstoffe 

Kohlen 

Uebrige  Ruhstoffe 

Textilfabrikate 

MeUllfabrikate 

Uebrige  Fabrikate 

Tierische  Nahrongsmittel 

Bodeoerzeugnisse 

Kolonialwaren  usw. 

Gesamteinfuhr 


+     5.8 

—  22,8 

—  23,1 

—  6,9 

—  65,8 

—  28,7 
-36.« 

—  44.8 

—  76,9 

—  20,8 

—  6,7 


▼.  H. 


87.» 
76.» 
58.7 
41,8 
««.« 

25.« 

11,1 
62,6 
61, g 
78,» 


H. 


—  26,9  ▼.  H. 


+  23,4  T.  H. 
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Ueber  den  Außenhandel  Schwedens  in  den  letzten  Jahren 
teilen  die  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft" 
folgendes  mit :  Angaben  über  Ein-  und  Ausfuhrmengen  in  der  schwedi- 
schen Handelsstatistik  sind  zuletzt  Anfang  August  1915  veröffentlicht 
worden.  Sie  reichen  bis  zum  30.  Juni  1915  einschließlich.  Seither 
ist  nur  einmal  eine  Veröffentlichung  über  handelsstatistisshe  Ergebnisse 
erschienen,  und  zwar  im  April  1917  über  die  Wertziffern  des  Jahres 
1915.  Nunmehr  liegt  eine  handelsstatistische  Darstellung  vor,  die  sich 
auf  die  Zeit  vom  1.  Juli  1915  bis  zum  Ablauf  des  Monats  Oktober 
1917  bezieht.  Die  nachstehende  Zusammenstellung  gibt  ein  Bild  der 
Werte  der  im  behandelten  Zeitraum  eingeführten  und  ausgeführten 
Waren.  Zu  bemerken  ist  indes,  daß  es  sich  nicht  um  endgültige  Wert- 
angaben handelt,  sondern  um  Annäherungswerte.  Den  Berechnungen 
für  die  Jahre  1915  und  1916  liegen  die  Durchschnittswerte  des  Jahres 
1914  und  den  Berechnungen  für  das  Jahr  1917  diejenigen  des  Jahres 
1916  zugrunde.  Ueberdies  erstrecken  sich  die  Angaben  nicht  auf  sämt- 
liche Waren,  sondern  nur  auf  den  größten  Teil.     So  wurden  im  Jahre 

1913  nur  83,56  v.  H.  der- Einfuhr  und  92,29  v.  H.  der  Ausfuhr,  im  Jahre 

1914  nur  75,62  und  91,09  v.  H.  und  im  Jahre  1915  nur  86,83  und 
74,99  V.  H.  der  Waren  von  der  Monatsstatistik  erfaßt.  Gleichwohl 
l&ßt  sich  aus  der  Zusammenstellung  die  Bewegung  des  schwedischen 
Außenhandels  deutlich  erkennen.  Für  Vergleichszwecke  sind  die  ent- 
sprechenden Ziffern  der  Jahre  1913  und  1914  in  die  Zusammenstellung 
mitaufgeuommen. 

Einfuhr  in  Millionen  Kronen. 

1917  1916  1915  1914  1913 

Januar  47,4  55,5  63,3  61,2  60,2 

Februar  38,1  70,7  88,8  54,6  60,2 

März  27,8  67,1  116,6  68,0  62,5 

April  30,7  55.»  "9,4  7S,5  72.8 

Mai  25,9  76,7  96,3  80,3  76,2 

Juni  33,6  63,4  67,9  67,1  61,8 

Juli  46,5  58,8  71,4  7<>,7  72,« 

August  52,9  69,0  61,5  42,1  72,5 

September  33,9  69,0  66,0  45,6  75,4 

Oktober  32,3  57,1  72,5  65,6  87,9 

November           —  53,8  6l,s  64,5  77,0 

Dezember  —  43,0  70,6  67,7  63,7 

Auafnhr  in  Millionen  Kronen. 

Januar  73,9  54,4  48,4  45,»  45,1 

Februar  46,5  63,7  50,7  45,6  43,3 

März  58,9  58,2  57,6  49,0  44,1 

April  66,2  64,7  53,4  56,5  61,6 

Mai  76,9  79,4  71,5  83,7  84,7 

Juni  100,1  91,8  79,9  72,8  71,2 

Juli  94,6  92,4  106,4  78,2  77,4 

August  85,4  88,2  98,8  27,2  76,9 

September  67,6  85,6  95,5  62,3  76,5 

Oktober  78,9  76,2  98,8  87,7  82,4 

November  —  86,9  80,6  78,0  70,1 

Dezember  —  78,1  6a,3  58,1  63,0 
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Stellt  man  die  Gesamtergebnisse  der  Jahre  1915,  1916  und  1917  zusammen, 
so  erhält  man  folgendes  Bild : 

1917  1916  1915 

10  Monate  12  Monate  12  Monate 

Millionen  Kronen 
Aasfnbr  748,»  1300  «3  »6,4 

Einfuhr  369  900  "4*,6 

AusfubrübenehnB  379,»  400  ^73,9 

Uie  vorstehenden  Ziffern  für  das  Jahr  1915  sind  der  amtlichen  Jahresstatütik 
entnommen.  Dage^n  sind  die  Ziffern  der  Jahre  1917  und  1916  auf  der  Grund- 
lage der  1915er  Preise  berechnete  Annäherungswerte  und  daher  zweifellos  durch- 
aus zu  niedrig.  Den  tatsächlichen  Wert  der  Einfiihr  des  Jahres  1916  wird  man 
aber,  unter  Berücksichtigung  der  Preissteigerung  gegenüber  dem  Vorjahr,  auf 
etwa  1050  und  den  der  Austuhr  auf  etwa  1550  MilT.  Kr.  veranschlagen  können. 
Dabei  würde  sich  ein  Ausfuhrüberschufl  von  500  Mill.  Kr.  ergeben.  Berechnungen 
über  den  tatsächlichen  Wert  des  Außenhandels  im  Jiire  1917  sind  noch 
schwieriger  und  müssen  zurückgestellt  werden.  Immerbin  ergibt  sich  aus  den 
augesteliten  Berechnungen  ein  Ausfuhrüberschuß  von  insgesamt  etwa  1  Milliarde 
Kr.  für  die  drei  Jahre  1915,  1916  und  1917. 

In  den  „Nachrichten  fQr  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft" 
finden  sich  folgende  Angaben  über  den  Außenhandel  Kubas  in 
den  Fiskaljahren  1914/15  und   1915/16: 

1914/15  1915/16 

)  I 

Einfuhr  128  132000  201024000 

Ansfabr  219447000  336801000 

lusammen         347579000  537  82J  000 

Danach  ist  der  Wert  der  Einfuhr  um  72,9  Mill.  $  gestiegen,  während  die 
Ausfuhr  um  117,4  Mill.  zugenommen  hat.  Kein  Vorjahr  kann  einen  gleich  großen 
Handelsumsatz  aufweisen.  Bei  der  Errichtung  der  Republik  im  Jahre  1902  be- 
lief sich  der  Handelsumsatz  mit  dem  Auslana  nur  auf  etwa  120  MiU.  $. 

Die  nachstehende  Zusammenstellung  der  Einfuhr-  und  Ausfuhrwerte  für 
eine  Reihe  der  letzten  Jahre  gibt  ein  gutes  Bild  von  der  Zunahme  des  Außen- 
Jiandels: 

Jahr  Einfuhr  Aasfuhr         Ausfuhrübenchaß 

1908—1909         86791000       117  564000  30773000 

1909 — 1910       103446000       144039000  40593000 

V    1910—1911       108098000       129  179000  21081000 

1911 — 1912       120229000       146787000  26558000 

1912—1913       135  810000       165208000  29398000 

1913     1914       134008000       170797000  36789000 

1914 — 1915       128  132000       219447000  91  315000 

1915—1916       201024000      336801000  135777000 

Die  Handelsbilanz  ist,  wie  sich  hieraus  ergibt,  im  Rechnungsjahre 
191516  besonders  günstig  gewesen,  indem  die  Ausfuhr  um  135,8  Mill.  $  größer 
war  als  die  Einfuhr.  Gleichwohl  bildet  dieser  hohe  Betrag  keinen  zutreffenden 
Maßstab  für  den  Ueberschuß,  der  dem  Lande  zugeflossen  ist.  Etwa  zwei  Drittel 
der  Zuckermühlen  Kubas  befinden  sich  nämlich  in  ausländischen  Händen.  Sie 
arbeiten  zwar  zum  Teil  mit  kubanischem  Gelde,  aber  ein  großer  Teil  ihres  Ver- 
dienstes fließt  unmittelbar  in  das  Ausland  ab.  Gleichzeitig  muß  man  sich  ver- 
gegenwärtigen, daß  nicht  unbedeutende  Beträge  zur  Verzinsung  und  Abtragung 
von  Kubas  ausländischen  Staatsschulden  jährlich  aus  dem  Lande  gesandt  werden. 
Alles  in  allem  hat  das  Land  indes  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  bedeutende  Fort- 
schritte gemacht,  und  der  Wohlstand  ist  augenscheinlich. 

Die  wichtigsten  Waren  der  kubanischen  Einfuhr  sind  Zetigwaren,  Ma- 
schinen und  chemische  Erzeugnisse.  Die  Einfuhr  verteilt  sich  auf  die  ver- 
schiedenen größeren  Ausfuhrländer,  wie  folgt: 
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1914/16 
78972000 

1015/16 
149  591  000 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

Andere  amerikanische  Länder 

8287000 

9003000 

Deutschland 

2  219000 

64000 

Spanien 

10  226000 

12  100  000 

Frankreich 

4  240  000 

5358000 

Großbritannien 

14098  000 

15  685000 

Andere  europäiaohe  Linder 

6581000 

4  64 1  000 

Andere  Länder 

3  509  000 

4  582  000 

zusammen 

128  132000 

201  024000 

Danach  sind  die  Vereinigten  Staaten  dasjenige  Land,  das  die  bedeutende 
Einfuhrsteigerung  Kubas  im  letzten  Jahre  hervorragend  gut  ausgenutzt  hat.  Im 
Jahre  1913  14  belief  sich  der  Wert  der  Waren,  die  aus  den  Vereinigten  Staaten 
geliefert  wurden,  auf  53  v.  H.  des  gesamten  kubanischen  Einfuhrwerts.  Im  Jahre 
1914/15  stieg  dieser  Anteil  auf  64  v.  H.  und  im  Jahre  1915/16  auf  nahezu  75  v.  H. 

Die  wichtigsten  Waren  der  Ausfuhr  Kubas  sind  Zucker  und  Tabak. 
Die  Ausfuhr  verteilte  sich  dem  Werte  nach  auf  die  verschiedenen  Länder  der 
Bestimmung  folgendermaßen : 


1914/15 
185  995  000 

1915/16 
247  197000 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

Andere  amerikanische  Länder 

2  964  000 

3  133  000 

Deutschland 

645  000 

Spanien 

2  910000 

19830000 

Frankreich 

854000 

8  366  000 

Großbritannien 

24  218  000 

52  139000 

Andere  europäische  lAnder 

I  2 1 3  000 

5  143  000 

Andere  Länder 

648  000 

993  000 

zusammen 

219  447  000 

336801  000 

Kubas  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  hat  im  Jahre  1915/16  weiter 
zugenommen  und  beläuft  sich  auf  etwa  74  v.  U.  der  Gesamtausfubr.  In  einem 
noch  stärkeren  Verhältnis  ist,  verglichen  mit  dem  Vorjahr,  die  Ausfuhr  nach 
Großbritannien,  Spanien  und  Frankreich  gestiegen.  Während  aber  auf  die  Ver- 
einigten Staaten  74  v.  H.  der  Ausfuhr  entfallen,  beträgt  der  britische  Anteil 
15  V.  H.  und  der  spanische  6  v.  H.  Nur  5  v.  H.  kommen  mithin  den  übrigen 
Ländern  zugute. 

In  dem  „W.  N.  D.  Deutscher  üeberseedienst"  finden  sich  folgende 
Angaben  über  den  Außenhandel  zentralamerikanisclier 
Staaten: 

Außenhandel  Panamas  (in  1000  $  amerik.): 


1916 

1915 

9'97 

5S07 

9037 
3242 

Einfuhr 
Auüfuhr 
EinfuhrüberschnB  3690  5795 

Die  Vereinigten  Staaten  waren  1916  mit  6,67  Mill.  $  =  64  Proz.  (1915: 
6.82  Ml  11.  S)  an  der  Einfuhr  und  mit  5,09  Mill.  $  (1915:  3,36  MUl.)  an  der  Ausfuhr 
beteiligt. 

Außenhandel  Guatemalas  (vgl.  oben  S.  400),   (in  1000  £): 

1916  1915  1914  1913 

Ausfuhr  2189  2385  2630  2979 

Einfuhr  1387  104a  19 74  207$ 

AuüfuhrüberschuB  802  1339  706  904 

Jahrb.  (.  NationalSk.  u.  Stat.,  Volkawirtseh.  Chronik.  1917.  LVI 
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Bcitimmongslinder: 
Vereinigte  Staaten 
Großbritannien 
Frankreich 
Dentecbland 

HerknnftslftDder: 
Vereinigte  Staaten 
OroBbritannien 
Frankreich 
Deotachland 


AnBenhandel  Nioaraguai  Qu   1000  $  amerik.): 

191«  1915 

Aoafahr  5285  4567 


1916 

1915 

1914 

1913 

1787 

1419 

loos 

809 

18 

»73 

304 

330 

— 

— 

7 

4 

19 

10 

1116 

1578 

1078 

774 

1006 

1042 

218 

119 

»87 

340 

3« 

26 

65 

83 

30 

380 

4»« 

4778 


Knfolir 


AoifnhrDbenchiifi       507 


3«S9 


Eiohihr  aas: 


1916 

3856 

611 

K» 

34 
«9 


1915 

»593 
302 
138 

44 
20 


Vereinigte  Staaten 

OroBbritannien 

Frankreich 

Italien 

Spanien 


1408 

Amfohr  nach: 

1916 

1915 

373« 

3080 

38 

439 

926 

601 

»54 

«74 

«7 

3S 

AoBenhandel  Costarieas  (in 
1916 


Ansfahr 

Einfuhr         __^_ 

Ansfohrübersohofi 

BatimmuDgsIinder : 
Vereinigte  Staaten 
OroBbritannien 
Frankreich 
Deutachland 
Debrige  Linder 

Herkunftsländer : 
Vereinigte  Staaten 
OroBbritannien 
Frankreich 
Deatscbland 
Uebrige  Linder 


2293 
1362 


1000  £): 
1915 
2056 
9»3 


1914 
2240 
•5S7 


1918 
2124 
1787 


93« 


1409 

756 

«9 

109 

965 
163 

37 

•97 


"33 

1003 

915 

«3 

3 

122 

625 

"3 

17 

9 

«59 


*»3 

1009 

1075 

2b 

97 

33 

829 

»»4 

62 
220 
222 


337 

1078 
889 

20 
105 

32 

919 

265 

80 

276 

»47 


AnBenhandel  San  SaWador*  (in  1000  |  amerik.): 

1916  1915 

Ausfuhr  II  887  10  575 


6013 


Einfuhr 


AasfnhräbenoboB     5  874 


4  182 


Einfahr  ana: 

(in  1000  £) 

1915  1914       1913 

530  418        514 

140  265         331 

50  62           86 

16  100         147 


Vereinigte  Staaten 
OroBbritannien 
Frankreich 
Deutachland 


6393 

Ansfahr  nach : 

(in  1000  £) 

1915   1914   1913 

373  549  582 

120  123  145 

250  322  419 

«2  539  350 


-    835    - 

AaBenhandel  von  Hondaras  (in  1000  £): 

1915             1914  1913 

Einfahr                     1210             1366  1058 

Aasfahr                       795               705  680 

Einfahrüberschaß      415  661  378 

Etafahr  aas :  Ausfuhr  nach : 

1915       1914        1913  1915  1914  1913 

1035       1085         713  Vereinigte  Staaten  616  613  592 

61           95          147  Großbritannien  i  4  3 

II            29           31  Frankreich  —  i  — 

19         108          115  Deutschland  —  34  36 

Ueber  den  Außenhandel  Australiens  im  Fiskaljahre  1916/17 
(1.  Juli  bis  30.  Juni)  wird  in  den  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie 
und  Landwirtschaft"  folgendes  mitgeteilt:  Die  „vorläufigen  Angaben" 
über  den  Wert  der  Wareneinfuhr  und  -ausfuhr  Australiens  liegen  nun- 
mehr vor.  Angaben  über  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  gemünztem 
Golde  sind  dagegen  noch  nicht  zugängig.  Der  Gesamtwert  der  Ein- 
fuhr belief  sich  im  Rechnungsjahre  1916/17  auf  75  463  568  £  gegen 
76  708159  £  im  Vorjahr.  Der  Wert  ist  also  etwas  zurückgegangen. 
Zieht  man  die  erhöhten  Kriegspreise  in  Betracht,  so  kann  man  daraus 
eine  ganz  bedeutende  Abnahme  der  Einfuhrmengen  folgern.  Der  Ge- 
samtwert der  Ausfuhr  belief  sich  im  Rechnungsjahr  1916/17  auf 
86020439  £  gegen  64164115  £  im  Vorjahr.  Darunter  befanden  sich 
Waren  australischen  Ursprunges  im  Werte  von  83469  889  bzw. 
61789538  £;  der  Rest  bestand  in  wiederausgeführten  Waren.  Die 
ganz  außerordentliche  Zunahme  des  Ausfuhrwerts  ist  natürlich;  man 
muß  berücksichtigen,  daß  die  wichtigsten  Ausfuhrwaren  Australiens  in 
Metallen,  Lebensmitteln  und  Rohstoffen  zu  Bekleidungsgegenständen 
bestehen,  die  jetzt  während  des  Krieges  besonders  gesucht  sind  und 
mit  hohen  Preisen  bezahlt  werden.  Unter  anderem  liegen  in  Australien 
noch  ungeheuere  Mengen  von  Weizen,  die  infolge  des  Mangels  an  Schiffs- 
raum nicht  haben  verladen  werden  können. 

Nach  dem  „W.  N.  D.  Deutscher  Ueberseedienst"  hatte  der  Außen- 
handel Neuseelands  in  den  Jahren  1915  und  1916  folgenden 
Umfang : 

1915  1916 

Einfahr  21,7  Mill.  £  26,3  Mill.  £ 

Aasfahr  30,8      „      „  33,8      „      „ 

Ueber  den  Schiffsverkehr  Neuseelands  liegen  nach  der- 
selben Quelle  folgende  Angaben  vor : 


eingelaufen 

Dampfer 

Segelschiffe 

Anzahl        Tonnage              Anzahl 

Tonnage 

1916 

520          1418911 

54 

29526 

1915 

581           1  613  679 

57 

27746 

1914 

567           I  676  840 

ausgelaufen 

79 

48009 

1916 

534          I  461  597 

'56 

29996 

1916 

585          I  604  050 

64 

31883 

1914 

582          I  735  601 

75 

46380 

LVI* 
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Der  Schiffsverkehr  im  P  an  am  akanal  war  nach  dem 
„W.  N.  D.  Deutscher  Ueberseedienst"  in  den  Jahren  1915  and  1916 
folgender : 


Einlaufender  Schiffsverkehr  ron : 

Balbos 

Chrlrtobal 

1916 

1915 

1916 

1915 

Fligge 

Ansahl 
Schiffe 

1000  t 

Anuhl 
Schiffe 

1000  t 

Anzahl 
Schiffe 

1000  t 

Aniahl 
Schiffe 

1000 

Nordamerika 

»83 

67S 

373 

"44 

699 

»339 

746 

»577 

OroDbritaDDien 

49« 

IJ09 

418 

1107 

540 

'59S 

477 

«35« 

Chile 

8o 

164 

SO 

116 

— 

— 

Frankreich 

— 

— 

26 

~¥> 

22 

74 

Japan 

44 

159 

16 

7» 

SO 

«59 

16 

54 

Norwegen 

93 

222 

SO 

140 

93 

»'3 

98 

»4» 

Peru 

76 

'5' 

39 

82 

— 

üebrige  TAnder 

"7 

167 

74 

«74 

i74 

4«9 

'»7 

262 

Ueber  die  Entwicklang  der  Rhoneschiffahrt  warde  in  den 
„Nachrichten  fttr  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft"  folgendes  mit- 
geteilt: 

Bis  znm  Jahre  1913  war  die  einzige  Reederei,  die  anf  der  Rhone  den  Ofiter- 
verkehr  vermittelte,  die  Cie.  Uavre— Paris— Lyon- MMiterrannte.  Sie  beförderte 
jährlich  etwa  400000  t  mit  einem  umfangreichen  ticbiffgpark.  Dieser  groSe 
8chiffi«park  war  erforderlich,  weil  die  Kähne  nur  450  t  trugen  und  sehr  feine 
Formen  aufwiesen,  damit  sie  möglichst  wenig  Fahrwiderstand  bieten.  Die  Qe- 
sellschaft  verfügt  Über  etwa  100  iuLhne. 

Auf  der  Ithone  zwischen  Ales  und  Lvon  befinden  sich  12  Stromschnellen, 
die  eine  Länge  von  600  m  bis  1,2  km  autweisen.  Um  nun  die  Rhonedampfer 
nicht  zu  stark  bauen  zu  müssen,  hatte  Bcinerzcit  die  Gesellschaft  an  den  starken 
Stromschnellen  Keitendampfer  angelegt,  im  ganzen  also  12  Stück.  Hierdurch 
sind  umständliche  Verkehrdverbältnisse  enlMtandcn.  Wenn  ein  Schleppzug  an- 
kommt, so  ist  gewöhnlich  der  Kettendampfer  nicht  da,  und  wenn  der  Ketten- 
dampfer den  Schleppzug  über  die  schwere  Stelle  hin  weggebracht  hat,  so  fehlt  ge- 
wöhnlich der  neue  Schleppdampfer,  welcher  den  Zug  weiterbringen  soll.  Diese 
Einteilung  in  24  Abschnitte  hat  den  grolien  Nachteil,  daO  es  kaum  in  14  Tagen 
möglich  ist,  ein  Schiff  zu  Berg  oder  zu  Tal  zu  bringen ;  hierbei  ist  die  ganze  zn 
durchfahrende  Strecke  nur  etwa  240  km  lang. 

Von  fachmännischer  Seite  wurde  im  Juire  1913  geprüft,  ob  es  möglich  ist, 
in  direkter  Fahrt  von  Marseille  über  das  Meer  nach  Port  St.  Louis,  von  da  die 
Rhone  hinauf  bis  Lyon  mit  einem  Schleppdampfer  zu  gelangen  nach  einem  Typ, 
wie  er  z.  B.  auf  dem  Oberrhein  und  auf  der  Donau  üblich  ist.  Es  gründete  sich 
die  Cie.  Lyonnaise  de  Navigation  et  Kemorquage  in  Lyon,  für  welche  Firma  die 
Maschinenfabrik  Escher,  Wyß  &  Co.  in  Zürich  drei  grotte  Dampfer  von  2200  PS 
baute;  ferner  beschaffte  sich  die  Gesellschaft  36  Kähne  von  je  600  t.  Diese 
Dampfer  sind  nun  imstande,  in  etwa  80  Stunden  von  Marseille  nach  Lyon  drei 
Kähne  mit  je  450—480  t  zu  befördern,  und  zwar  ohne  unterwegs  einen  Kahn 
abzuhängen  oder  mit  dem  Schleppzug  aufdrehen  zu  müssen.  Man  rechnet  auf 
der  Rhone  mit  etwa  300  Schiffahrtstagen  im  Jahr  bei  etwa  1.40  m  Fahrtiefe,  in 
etwa  230  Tagen  verbessert  sich  die  Fahrtiefe  auf  1,50-1,60  m;  in  trockenen 
Jahren  war  das  Wasser  in  manchen  Monaten  auf  1—1,10  m  herabgesunken.  Der 
Wasserstand  ließe  sich  scblieUlich  um  etwa  30-40  mm  verbessern  diuch  Be- 
seitigung von  Felsen  an  einigen  Stellen. 

Die  Brückenöffnungen  auf  der  Rhone  sind  außerordentlich  eng,  und  bei 
der  starken  Strömung  ist  bei  der  Talfahrt  große  Gefahr,  daß  die  breiten  Schlepp- 
dampfer, besonders  die  letzten  modernen  Boote,  nur  noch  etwa  2—3  m  Spiel- 
raum in  der  Durchfahrt  behalten. 

Die  neuen  Dampfer  sind  73  m  lang  und  22  m  breit.  Die  beiden  Gesell- 
schaften  waren   bis   zum   Kri^sausbruch   die   einzigen,   die  auf  der  Rhone  die 
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Schiffahrt  betrieben ;  das  Hauptgeschäft  dieser  Gesellschaft  war  aber  die  Kanal- 
schiffahrt auf  den  Strecken  Lyon  -  Paris— Nancy— Btraßburg  usw.;  sie  verfügten 
zusammen  über  ungefähr  600  Kanaischiffe  von  je  250—280  t. 

Die  Transportleistungsmöglichkeit  auf  der  Rhone  ist  einschließlich  der 
einiger  Privatfirmen,  die  nur  eigene  Güter  befördern,  etwa  höchstens  1  Mill.  t 
im  Jahre. 

Die  französischen  Bahngesellschaften  haben  es  aber  bis  dahin  verstanden, 
die  Entwicklung  der  Rhoneschiffahrt  hintanzuhalten.  Durch  die  Zeitungen  ging 
kürzlich  die  Notiz,  daß  die  Amerikaner  die  Rhoneschiffahrt  ausbauen  wollten 
bzw.  dafür  Gelder  zur  Verfügung  stellten.  Der  Zeitungsmeldung  wird  indes  kein 
Glauben  beigemessen,  weil  die  Ehoneschiffahrt,  solange  die  Privatbahnen  in 
Frankreich  die  Tarifpolitik  machen,  kein  gutes  Geschäft  sein  würde. 


P.  Arndt. 


V.  Versicherungswesen. 


Inhalt:  1.  Privatversicherung.  Deutschland:  Geschäftsergebnisse 
der  öffentlichen  Lebensversicherungsanstalten  1916.  Das  Geschäftsjahr  1917 
der  Lebensversicherung.  Transportversicherungsbetrieb  durch  Feuerversicherer. 
Wasserleitungssehädenversicherung.  Ausland:  Kapitalanlagen  der  österreichisch- 
ungarischen Lebensversicherungsgesellschaften.  Oesterreichisches  Versicherunes- 
vertragsgesetz.  Norwegische  Versicherungsgesellschaften.  Verstaatlichung  der 
russischen  Versicherung.  Englische  Seekriegsversicherung.  Ausländische  Ver- 
sicherungen in  den  Vereinigten  Staaten.  Staatliche  Seekriegsversicherung  in  den 
Vereinigten  Staaten. 

2.  Sozialversicherung.  Deutschland:  Krankenversicherungen  und 
Wochenbeihilfe  während  des  Krieges.  Wirkung  der  Stillgelder  bei  den  Groß- 
berliner Krankenkassen.  Erhöhung  der  Einkommensgrenze  von  der  Unfallver- 
sicherung. Versicherungspflicht  der  Teuerungszulage.  Ausland:  Neuordnung 
der  ungarischen  Arbeiterversicherung. 

1.    Privatversicherung. 

Ueber  die  Ergebnisse  der  öffentlichen  Lebensver- 
sicherung in  Deutschland  ist  den  Verwaltnngsberichten  für  1916 
folgendes  zu  entnehmen. 

Der  Verband  öffentlicher  Lebensversicherungsanstalten  in  Deutsch- 
land besteht  zurzeit  aus  folgenden  Anstalten: 

1.  Lebensversicherungsanstalt  der  Ostpreußischen  Landschaft. 

2.  Lebensversicberungsanstalt  Westpreußen. 

3.  Pommersche  Provinzial-Lebensversicheruugsanstalt. 

4.  Posensche  Provinzial-Lebensversicherungsanstalt. 

5.  Schlesische  Provinzial- Lebensversicherungsanstalt. 

6.  Provinziai-Lebensversicherungsanstalt  Brandenburg. 

7.  Nassauische  Lebensversicherungsanstalt. 

8.  Provinzial-Lebensversicherungsanstalt  Sachsen. 

9.  Provinzial-Lebensversicherungsanstalt  von  Westfalen. 
10.  Provinzial-Lebensversicherungsanstalt  der  Rheinprovinz. 

Der  Verband  hat  am  31.  Dezember  1916  sein  fünftes  Eechnungs- 
jahr  vollendet.  Die  unmittelbare  Versicherungstätigkeit  des  Verbandes 
erstreckte  sich  mit  Ausnahme  des  Königreichs  Württemberg  auf  die- 
jenigen deutschen  Gebietsteile,  in  denen  Einzelanstalten  bisher  noch 
nicht  errichtet  worden  sind. 
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Obwohl  im  Berichtsjahre  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  die 
Werbetätigkeit  noch  in  hohem  Maße  beeinträchtigen  nnd  der  Kreis  der 
versicherungsfähigen  Personen  weitere  starke  Einschränkungen  erfahren 
hat,  halten  sich  die  Erfolge  der  Werbetätigkeit  der  verbun- 
denen Anstalten  in  der  großen  Lebensversicherung  auf  der  Höhe  des 
Vorjahres,  während  in  der  kleinen  Lebensversicherung  ein  erheblicher 
Fortschritt  zu  verzeichnen  war,  der  auch  im  Jahre  1917  unvermindert 
angehalten  hat. 

A.  Lider  Verwaltungsgemeinschaft  des  Verbandes  wurden 
an  Versicherungen  neu  abgeschlossen  und  traten  während  des 
Berichtsjahres  durch  Zahlung  der  ersten  Prämie  in  Kraft: 


I  290  KapiUlTersichernngen  auf  den  Tode«- 
f>U  fiber 
750  KapitalTenieherungen     anf     d«n     Er- 
lebensfall ober 
35  660  kleine  LebensTemcberangen  fiber 
60  BentenTCrsiehcniufcen  über  eine  Jabren- 

9  747  444  —  «• 

363547-    .. 
9857909—    .. 

rente  von 
iD*|Keaamt  also: 

37  760  Vereioberungcn  fiber 

und 

33930,-    ., 

19968900,—    ,.    Kapital 
33930.—    .,    Jahretreote 

Ln  Jahr  1915  waren  bei  denselben  Trägem  der  öffentlichen 
Lebensversicherung  in  Kraft  getreten : 

21  383  TenirheraDften  fiber  i6  88i  715, SS  lt.  Kapital 

unü  17017,1s    „    Jabrearente 

Der  Versicherungsbestand  am  31.  Dezember  1916  umfatt 
(ausschließlich  unmittelbar  mit  den  Versicherungsnehmern  abgeschlossene 
Versicherungen,   worüber  noch  weiter  unten  besonders   berichtet  wird) : 


15  554  Kapital versicherunipen  auf  den  Todes- 

faU  über 

113  706678,—  M. 

1  197  KapitalTersicheningeo     auf     deii     Er- 

lebemifall  über 

2266361,—    ,. 

87^182  kleine  Lebensvemichenmgeu  über 

32739370,—    ,. 

247  Rentenvemichemngen  über  eine  .Tabre«- 

reote  von 

147  176,—    „ 

inagenamt  also : 

104  180  Versirbemngen  über 

148712409,—    „    Kapital 

und 

147  1*6, —    „    .Tahrarente 

Am   31.  Dezember    1916    war   bei   denselben    Trägem   der  öfifent- 
lichen  Lebensversicherung  ein  vorhanden  Bestand  von: 

70899  Versicherungen  fiber  132548202, —  M.  Kapital 

und  117  136,85    „    Jahresrentc 

Der    Reinzuw^achs    des    Versicherungsbeetandes    während    des 
Jahres  1916  beträgt  also: 

33  281  Versirherungen  fiber  l6  164  207, —  M.  KapiUl 

und  30039,1s    „    Jahresrentc 

und  übertrifft  den  Reinzuwachs  im  Jahre  1915  um 

16  594  Versicherungen  fiber  4  378  998, —  M .  Kapital 

und  17  229,66    „    Jafaresrenti.- 
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B.  Bei  der  Abteilung  des  Verbands  für  den  mittel- 
baren Betrieb  der  Lebensversichernng  waren  Ende  des  Be- 
richtsjahres: 


5  779  Kapitalversicherongen  über 

43784024,- 

M. 

87  182  kleine  Lebensversicherungen 

über 

32  739  370,— 

,, 

94  Bentenversicherungen  über  eine  Jahre<- 

rente  von 

49  199.94 

„ 

inagesamt  also: 

93  055  Versicherungen  über 

76  523  394.- 

,, 

Kapital 

und 

49  199,9* 

,, 

Jahrearente 

C.  Bei  der  Abteilung  des  Verbands  für  den  unmittel- 
baren Betrieb  der  Lebensversicherung  wurden  an  Versiche- 
rungen neu  abgeschlossen  und  traten  während  des  Berichtsjahres  durch 
Zahlung  der  ersten  Prämie  in  Kraft: 


40  Kapitalversicherangen  auf  den  Todes- 

fall über 

253  800,—  M. 

104  Eapitalversicherungen     auf     den     Er- 

lebensfall über 

51968,—    „ 

1 1  593  kleine  Lebensversicherungen  über 

2737201,—    „ 

7  BentenTersichemngen  über  eine  Jabres- 

rente  von 

4097,—    .. 

nageaamt  also: 

1 1  744  Versicherungen  über 

3042969,—    „ 

Kapital 

und 

4097,94    „ 

Jahresrent« 

Im  Jahre  1915  waren  in  Kraft  getreten: 

2  106  Versicherungen  über 

I  629  305,—  M. 

Kapital 

und 

5  444.14    „ 

Jahresrente 

Am  Schluß  des  Jahres  1916  verbleibt  ein  Versicherungs- 
bestand von : 

I  387  Kapitalversicherungen  auf  den   Todes- 
fall über  7  676  879, —  M. 
184  Kapitalvei's^ichemngen     auf     den     Er- 
lebensfall über  246  957, —    „ 
1 7  938  kleine  Lebensversicherungen  über  7  '43  429, —    „ 
23  Bentenversicherungen  über  eine  Jahres- 
rente von  15  985, —    „ 
insgesamt  also: 

'9532  Versicherungen  über  15067265, —    „    Kapital 

und  15  985, —    „    Jahresrente 

Der  Reinzuwachs  des  Jahres  beläuft  sich  nach  Abzug  der  im 
Berichtsjahr  auf  andere  öffentlich-rechtliche  Lebensversicherungsan- 
stalten  übertragenen  Versicherungen  auf: 

10513  Versicherungen  über  2196695,37  M.  Kapital 

und  4097,44   „    Jahresrente 

Die  Abteilung  des  Verbandes  für  den  unmittelbaren  Betrieb  der 
Lebensversicherung  schließt  im  Berichtsjahr  infolge  der  Wirkungen  der 
Kriegsereignisse  mit  einem  Verlust  von  291389,38  M.  in  der  großen 
Lebensversichernng   und    von   45  767,21  M.    in    der  kleinen  Lebensver- 
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sichernng  ab.  Die  Stiftnngskörperschaftea  des  Verbandes-  haben  die 
planmäßige  Tilgung  der  vorhandenen  Fehlbeträge  aus  eigenon 
Mitteln  Übernommen,  sie  haben  dem  Verband  im  Berichtejahr  fttr  diesen 
Zweck  die  Summe  von  160000, —  H.  überwiesen  und  einen  weiterm 
Beitrag  in  gleicher  Höhe  fUr  das  Jahr  1917  zur  VerfQgung  gestellt. 

Auch  ans  den  Berichten  aller  Einzelanstalten  geht  hervor, 
daß  Zuschüsse  seitens  der  Provinzen  bzw.  anderer  StiftangskOrper- 
Bchaften  geleistet  wurden.  Unter  Berücksichtigung  dieser  ergaben  eich 
in  der  oben  aufgezählten  Folge  der  Anstalten  folgende  Ueberschflat« 
der  Oesamteinnahmen  über  die  Oesamtansgaben  bzw.  Fehlbeträge: 

1)87326  M.;  2)33  671  M. ;  3)  1906  M. ;  4)  4903  M.;  6)  15689  M.; 
6)  —27692  M.;  7)  2782  M.;  8)  000  M.;  9)  6741   M.;  10)  000  M. 

Allenthalben  wird  über  eine  Abnahme  in  der  Zahl  der  Eriegstodea- 
fälle  sowie  infolgedessen  über  die  Anszahlnngen  hierfür  berichtet. 
Eine  Reihe  Anstalten  weist  auf  die  Weiterentwicklung  der  von  ihr 
gepflegten  Tilgnngsversichernng  liin,  auf  das  Gedeihen  der  von 
üir  betriebenen  Eriegsversichernng  anf  Oegenseitigkeit,  die 
Kriegswaisenversicherung  sowie  die  Kriegsanleihever- 
sicherung.  Mehrfach  wird  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  dem  weiteren 
Verlauf  des  Geschäftsganges  während  des  Weltkrieges  mit  Zuversicht 
entgegengesehen  werden  könnte,  da  sich  die  Werbeergebnisse  im  Jahre 
1917  günstig  entwickelten. 

Das  deutsche  Lebensversicherungswesen  bringt  (wie 
dem  „Nationalökonom"  zu  entnehmen  ist)  mit  dem  herannahenden  Jahr«a> 
ende  das  dritte  Geschäftsjahr  zum  Abschluß,  das  vollständig  im  Kriege 
liegt.  Im  Gegensatz  zu  der  Lage  dieses  Wirtschaftezweiges  in  den 
Ententeländern  ist  es  ihm  bei  uns  gelungen,  diese  Probezeit  des  Eriegs- 
sturmes  zu  einer  Glanzperiode  seiner  finanziellen  Leistungsfähigkeit  zu 
gestalten.  Davon  legt  auch  das  Jahr  1917  wieder  Beweise  ab,  ftlr 
welche  die  später  erscheinenden  Bilanzen  der  Lebensversicherangabe- 
triebe  die  ziffermäßigen  Unterlagen  abgeben  werden. 

Unter  den  Folgen  der  immer  weitgehenderen  Konsolidierung  and 
Anpassung  der  Geschäftstätigkeit  an  die  wirtschaftlichen  Kriegsanforde- 
rungen und  anläßlich  der  damit  verbundenen  guten  Verdienste  weiter 
Bevölkerungsteile  hat  sich  das  Neugeschäft  der  Lebensversichernngs- 
gesellschaften  im  Jahre  1917  nach  den  Mitteilungen  von  Fachleaten 
ans  allen  Betrieben  wieder  sehr  belebt.  Vielfach  soll  es  sich  in  glänzender 
Weise  gegen  das  Vorjahr  verdoppelt  haben.  Zu  berücksichtigen  ist 
bei  Auswertung  dieser  Erscheinung,  daß  das  Vertretemetz  der  Geeell- 
schaften  jetzt  mehr  denn  je  durch  Einbeorderungen  zum  Heeresdienst 
gelichtet  ist.  Es  muß  also  demnach  der  Drang  zur  Aufnahme  einer 
Lebensversicherung  aus  dem  Publikum  heraus  sich  bedeutend  verschärft 
haben.  Das  wird  aber  nicht  allein  ein  Ausfluß  des  gestiegenen  Ver- 
dienstes sein,  sondern  auch  des  unter  dem  Eindrucke  des  Krieges  und 
der  Kriegssterbefälle  verstärkten  Verständnisses  für  den  Wert  der  Lebens- 
versicherung. 
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Da  aber  die  meisten  der  sonst  für  die  Akquisition  in  Be- 
tracht  kommenden  gesunden  männlichen  Bevölkerungsteile  als  Kriegs- 
teilnehmer sowohl  des  hohen  Risikos  ihrer  Kriegsteilnahme  wegen  wie 
ihres  geminderten  Verdienstes  halber  für  den  Werbedienst  der  Lebens- 
versicherung in  Wegfall  gelangten,  so  hat  sich  das  Neugeschäft  natür- 
lich auf  andere  Ausdehnungsfelder  begeben  müssen  und  hat  auf  diesen 
dann  neuerdings  mit  gutem  Erfolg  gearbeitet.  In  erster  Linie  haben 
fast  alle  deutschen  Gesellschaften  die  Lebensversicherung  der  Abge- 
lehnten, von  Personen  mit  erhöhtem  Risiko,  also  mit  ungünstigeren 
Gesundheitsverhältnissen  aufgenommen.  Gerade  dieser  Versicherungs- 
zweig kam  einem  sehr  dringenden  Bedürfnis  vieler  Volksteile  entgegen 
und  hat  denn  auch  einen  geradezu  glänzenden  Aufschwung  erlebt  und 
den  Hauptanteil  an  der  Steigerung  des  Zuganges  eingebracht.  An 
zweiter  Stelle  hat  die  Kriegsanleiheversicherung,  welche  die  Gesellschaft 
im  Anschluß  an  ihre  Zeichnungsvermittlung  einführten,  eine  innerhalb 
der  Zeichnungsfristen  sehr  wertvolle  Zunahme  des  Geschäftes  beige- 
steuert. Ferner  rührten  beträchtliche  Teile  der  Zunahme  von  den 
Frauen  und  Jugendlichen  her,  deren  Lebensversicherung  die  Gesell- 
schaften neuerdings  mehr  pflegten.  Die  soziale  Schichtung  des  Neu- 
znganges  steht  natürlich  in  innigem  Zusammenhang  mit  den  wirtschaft- 
lichen Veränderungen  der  Kriegszeit.  Die  eingetretenen  Verhältnisse 
haben  es  bedingt,  daß  insbesondere  die  Kreise  der  Lebensmittelerzengung, 
der  Kriegsindustriellen  und  vieler  Teile  des  Handels  große  Verdienste 
erlangt  haben,  während  dagegen  die  mittlere  Schicht  der  Beamten  und 
Angestellten  mit  ungefähr  dem  alten  Einkommen  schutzlos  der  unge- 
heuren Geldentwertung  preisgegeben  ist.  Daher  rühren  die  Jetzt  abge- 
schlossenen Lebensversicherungen  nahezu  ausnahmslos  aus  den  erstge- 
nannten Kreisen,  die  in  der  Regel  ja  allein  jetzt  genügend  Geld  zum 
Erwerb  einer  Lebensversicherung  übrig  haben. 

Den  handgreiflichsten  Zusammenhang  des  Krieges  mit  dem  Lebens- 
versicherungswesen  sucht  der  ferner  Stehende  gewiß  in  dem  Einfluß  der 
Kriegssterbefälle  auf  die  Lebensversicherungsbetriebe.  Haben 
doch  die  Versicherungsanstalten  je  nach  der  Höhe  der  Sterbefälle  der 
bei  ihnen  unter  Miteinschluß  der  Kriegsgefahr  Versicherten  eine  ganz 
verschiedene  Einwirkung  von  diesen  Kriegsschäden  anf  ihre  finanzielle 
Lage  zu  erwarten.  Bisher  war  nun  im  Jahre  1916  die  Todesfallsumme 
der  Kriegssterbefälle  schon  gegen  das  Vorjahr  zurückgegangen,  und  nach 
Verlautbarungen  fachlicherseits  soll  sich  für  1917  dieser  Betrag  in  den 
gleichen  bescheidenen  Grenzen  wie  im  Vorjahre  1916  gehalten  haben. 
Die  Gründe  hierfür  sind  einmal  in  der  Schonung  unseres  Menschen- 
materials im  Felde  zu  suchen,  und  andererseits  haben  sich  die  Ver- 
sichertenbestände gewissermaßen  ausgeblutet,  und  was  jetzt  an  die 
Front  rückt,  setzt  sich  in  erster  Linie  aus  jungen,  unversicherten  Leuten 
zusammen. 

Auch  auf  die  Kapitalanlage  der  Lebensversicherungsanstalten 
hat  das  laufende  Geschäftsjahr  seinen  besonderen  Einfluß  ausgeübt. 
Mit  Kriegsbeginn    war   bekanntlich    die  Hypothekenbeleihnng    von  den 
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Gesellschaften  eingestellt  worden,  anfänglich  aus  Besorgnis  vor  den 
noch  unbekannten  finanziellen  Anforderungen,  welche  die  Kriegstage 
an  die  Liquidität  der  Kassen  stellen  würden.  Dann,  als  diese  Sorge 
vorüber  war  und  man  in  diesem  Punkte  klar  zu  sehen  vermochte,  er- 
achtete man  es  für  Pflicht  dem  Vaterlande  gegenüber,  die  zuerst  wieder 
zur  Anlage  frei  werdenden  Gelder  in  Kriegsanleihe  anzulegen.  Jetzt 
hat  nun  die  Kriegsanleihefreiheit  sich  wieder  in  ein  geregeltes  Bett 
gefunden.  Die  Gesellschaften  haben  sich  an  der  gewaltigen  6.  und  7. 
deutschen  Kriegsanleihe  mit  einer  enormen  Gesamtsumme  beteiligt 
Obendrein  haben  sie  noch  Geld  gehabt,  um  dem  jetzt  gleichfalls  hoch 
anschwellenden  Kommunalkredit  Kapitalien  vorzustrecken.  Und  end- 
lich hat  auch  die  Hypotheken beleibung  neuerdings  wieder  einen  nicht 
unbedeutenden  Auftakt  erlebt.  Es  war  natürlich,  daß  die  allgemeine 
Steigerung  des  Zinssatzes  sich  allmählich  auch  bei  den  Lebensversiche- 
rungsgesellschaften geltend  gemacht  hat.  Schon  für  1916  ist  darum 
das  Zinserträgnis  gestiegen,  und  es  ist  anzunehmen,  daß  diese  Zunahme 
sich  für  das  laufende  Geschäftsjahr  1917  fortsetzen  und  das  Zinsein- 
kommen  noch  mehr  steigern  wird. 

Für  die  finanziellen  Aas'sichten  des  Jahres  1917  wird 
innerhalb  der  Lebensversicherungsbetriebe  also  das  größer  gewordene 
Neugeschäft  allerdings  etwas  höhere  Kosten  verursacht  haben,  während 
das  Zinseinkommen  die  Einnahmen  erhöhen  wird.  Die  Kriegssterbe- 
fälle halten  sich  innerhalb  der  günstigen  Grenzen  des  Vorjahres,  so  daß 
von  dieser  Seite  ein  verschlechternder  Einfluß  nicht  zu  erwarten  ist. 
Man  wird  demnach  alles  in  allem  keine  Schwächung  der  finanziellen 
Kräfte  und  dadurch  der  Dividendenaussichten  für  die  Versicherten  der 
deutschen  Lebensversichungsbetriebe  von  dem  Geschäftsjahr  1917  su 
.befürchten  haben.  Es  sind  also  alle  Voraussetzungen  gegeben  für  die 
weitere  Entfaltung  und  BlQte  des  Lebensversicherongsgeschäftes  im 
kommenden  Jahre  1918,  das  uns  hoffentlich  den  ehienvollen  Frieden 
mit  einem  neuen  wirtschaftlichen  Aufschwung  unserer  vaterländischen 
Volkswirtschaft,  und  mit  diesem  allgemeinen  Aufschwung  auch  auf  weit 
hinaus  ein  gesundes  Gedeihen  und  Wachstum  für  das  deutsche  I^ebens- 
versicherungswesen  bescheren  wird. 

Aus  dem  Geschäftsbericht  der  Münchener  Kückversiche- 
rungsgesellschaft,  bekanntlich  das  größte  Rückversichemngsuntar- 
nehmen  der  Welt,  geht  die  große  Bedeutung  des  Eintritts  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  in  die  Reihen  unserer  Gegner  hervor. 
Er  brachte  eine  Gefährdung  des  von  der  Gesellschaft  seit  30  Jahren 
dortselbst  betriebenen  Geschäftes. 

Während  noch  eine  Verordnung  der  amerikanischen  Regierung  vom  6.  April 
den  deutschen  Gesellschaften  das  Weiterarbeitan  ausdrücklich  gestattete,  erging 
am  14  Juli  1917  zunächst  ein  Verbot  für  das  Gebiet  der  Transportversicherung 
Die  offenbar  von  der  feindlichen  Konkurrenz  nicht  unbeeinflußte  Hetze  ge^en 
die  deutsche  Versicherung  hat  nun  vor  kurzem  zu  der  Anordnung  der  Liquidation 
des  amerikanischen  Geschäftes  der  deutschen  Versicherungsgesellschaften  mit  Aus- 
nahme der  Lebensversicherung  geführt.  Ein  TeU  der  Verträge  der  Gesellschaft 
war  schon  im  abgelaufenen  Jahre  durch  Kündigung  zur  Auflösung  gelangt.   Auf 
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Urund  der  ganzeu  Sachlage  muß  mindestens  mit  einem  vorübergehenden  Ausfallen 
des  amerikanischen  Geschäftes  der  Gesellschaft  gerechnet  werden.  Von  ihrer 
amerikanischen  Geschäftsstelle  ist  die  Gesellschaft  seit  über  einem  halben  Jahre 
ohne  Nachricht. 

Im  europäischen  Geschäft  ist  das  Ergebnis  vielfach  durch  den  erhöhten 
Schaden-  und  Kostensatz  beeinflußt,  dem  eine  entsprechende  Erhöhung  der  Prämien 
bisher  in  keinem  Versicherungszweige  gegenübersteht.  In  der  Lebensversicherung 
kann  eine  vielversprechende  Belebung  des  Neuzugangs  festgestellt  werden.  Der 
Zugang  an  neuen  Versicherungen  betrug  114  946  385  M.  (i,  V.  68  663195  M.) 
Kapital  und  74  776  M.  (48  049  M.)  Rente.  Abzüglich  Ketrozession  ergab  sich  am 
Ende  des  Berichtsjahres  ein  Nettobestand  von  567  791781  M.  (514184  632  M.) 
Kapital  und  2  387  629  M.  (2  461 908  M.)  Rente.  Das  Gewinnergebnis  wurde  unter 
dem  Einflüsse  des  Krieges  wiederum  durch  erhöhte  Sterblichkeit  beeinträchtigt,  doch 
konnte  die  aus  dem  Vorjahr  übernommene  Kriegsprämienreserve  unverkürzt  und 
verstärkt  durch  die  im  neuen  Jahr  vereinnahmten  Kriegsprämienzuschläge  ins 
neue  Rechnungsjahr  übertragen  werden.  In  der  Unfall-  und  Haftpflichtversiche- 
rung hatte  der  teilweise  Wegfall  des  amerikanischen  Geschäftes  eine  weitere  Minde- 
rung der  Prämien  von  13,04  auf  11,30  Mill.  M.  zur  Folge;  indessen  scheint  auch 
in  diesem  Versicherungszweige,  was  Neuzugang  anbelangt,  der  tiefste  Punkt  über- 
wunden zu  sein.  Die  Transportversicherung  wies  einen  starken  Prämienzuwachs 
von  40,39  auf  50,26  Mill.  M.  auf.  In  der  Hagelversicherung  brachte  das  Kalender- 
jahr 1916  einen  Verlust  von  1  656 131  M.,  der  aus  der  hierfür  bestimmten  außer- 
ordentlichen Bchadenreserve  dieses  Geschäftszweiges  Deckung  fand.  Das  laufende 
Rechnungsjahr  wird  nach  den  bisherigen  Feststellungen  mit  einem  Gewinn  in 
mindestens  der  gleichen  Höhe  abschließen.  Die  Feuerversicherung  ist  während 
des  größeren  Tedes  des  Rechnungsjahres  gut  verlaufen ;  dagegen  brachten  die 
letzten  Monate  eine  Reihe  größerer  Schäden.  Immerhin  war  der  Gesamtverlauf 
kein  ungünstiger  Die  Prämieneinnahme  daraus  ermäßigte  sich  von  114,62  auf 
99.03  Mill.  M. 

Die  gesamten  Prämieneinnahmen  sämtlicher  Sparten  beliefen  sich  auf 
192,76  Mill.  M.  und  bleiben  damit  um  1  659  677  M.  hinter  dem  Vorjahre  zurück. 
Nach  Abzug  der  Retrozessionen  von  66,24  MiU.  M.  gegen  59,25  Mill.  M.  im  Vor- 
jahre beziffert  sich  die  Prämie  für  das  von  der  Gesellschaft  für  eigene  Rechnung 
behaltene  Risiko  auf  126,51  Mill.  M.  (i.  V.  135,17  Mill.  M.)  Die  Ueberschüsse 
sämtlicher  Geschäftszweige  ermäßigten  sich  von  3  826010  M.  auf  2  528  406  M., 
wobei  der  Hauptrückgang  auf  Feuer-,  Hagel-  usw.  Versicherung  mit  782  348  M. 
(i.  V.  2  765  251  M.)  entfällt.  Die  Ursache  nir  die  letztere  Minderung  liegt  in  dem 
W«^all  des  Gewinnes  des  amerikanischen  Geschäftes  sowie  in  einer  wesentlichen 
Verschlechterung  des  Ergebnisses  der  Eiubruchsdiebstahl-  und  Maschinenver- 
sicherung.  Der  Ertrag  an  Zinsen  und  Dividenden  nach  Abzug  der  auf  die  ein- 
zelnen Versicherungszweige  verrechneten  Beträge  hat  sich  von  4  393  586  M.  auf 
4  482  041  M.  erhöht.  Einschließlich  3  046  572  M.  (3  013  621  M.)  Vortrag  ergibt 
sich  ein  Ueberschuß  von  10059074  M.  (11235  212  M,),  wovon  2  322  354  M. 
(2262  954  M.)  Verwaltungskosten,  773  451  M.  (776593  M.i  Steuern  und  305  555  M. 
(1  534  849  M.)  Abschreibungen  auf  Effekten  abgehen.  Ein  Verlust  auf  Valuten 
von  386691  M.  wurde  bereits  vorweg  in  Abzug  gebracht.  Es  verbleibt  danach 
ein  Reingewinn  von  6  657  715  M.  (6  660  817  M.),  woraus  bekanntlich  wieder  40  Proz. 
Dividende  mit  3  000000  M.  verteüt,  300000  M.  (250000  M.)  für  Kriegsfürsorge 
zurückgestellt  und  3193  470  M.  (3  046572  M.)  auf  neue  Rechnung  vorgetragen 
werden  sollen. 

Aus  Transportversicheruugskreisen  wird  der  „Frankf.  Ztg."  ge- 
schrieben : 

^Angesichts  der  Möglichkeit,  daß  die  deutschen  Transport ver* 
sicherer  nach  dem  &iege  nicht  mehr  auf  eine  Rückversicherung  bei  englischen 
Gesellschaften  rechnen  können,  hat  der  Deutsche  Transport- Versicherungs-Verein 
schon  zu  Anfang  dieses  Jahres  durch  eine  schriftliche  Rundfrage  die  vorhandene 
Deckungsmöglichkeit  festgestellt.     Dabei  hat  sich  ergeben,    daß  die  deut- 
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Bchen  Transportversicherer  mit  ihren  vertraglichen  RückversichenäBim  vtrbünd«*eii 
und  neutralen  Auslände  bis  20  Mill.  M.  auf  Ladung  und  bis  zu  10  MilL  M 
auf  Kasko,  zusammen  also  30  Mill.  M.  auf  einen  Dampfer  decken  kOnnen,  ohne 
auf  die  Mi'tbeteiligung  der  Engländer  und  der  Gesell schaften  im  feindlichen  Aus- 
lände überhaupt  angewiesen  zu  sein.  Wenn  vor  dem  Wcltkri^  zur  Deckung  der 
wertvollsten  Ladungen,  wie  z.  B.  Kaffee,  Wolle.  Baumwolle  7  bis  8  Mill.  MT  ge- 
nügten, so  ist  wohl  nicht  zu  befürchten,  dafi  die  deutschen  Kaufleute  und  Reeder 
nach  dem  Kriege  gezwungen  sein  könnten,  mit  ihren  Transportversicherungen  ins 
Ausland  zu  gehen,  weil  im  Lande  nicht  genügend  Deckung  vorhanden  sein  könnte. 
Auch  soweit  es  sich  um  die  Versicherung  von  Kasko  (Scniffskörper)  handelt,  ge- 
nügt die  Deckung  von  10  Mill.  M.  bis  auf  einige  wenige  Ausnahmen.  Diese  Am- 
nahmen  bilden  die  3  oder  4  Ozeanriesen,  von  denen  jeder  über  25000  t  groA  iat 
und  einen  Wert  von  40,  50,  heute  vielleicht  von  60  Mill.  M.  darstellt.  Solche  Be- 
träge sind  auf  Kasko  eines  in  Fahrt  befindlichen  Dampfers  nicht  unterzubringen. 
Aber  das  war  vor  dem  Kriege  ebenfalls  nicht  möglich,  selbst  nicht  unter  Hiatn- 
tiehung  der  Engländer.  An  dieser  Tatsache  wird  nicht«  geändert  werden,  Mich 
wenn  die  deutschen  Privat-p-euerversicherungs-Gcsellschaften  sich  in  dankens- 
werter Weise  bereit  erklären,  IV,  Mill.  M.  auf  jeden  Dampfer  zu  übernehmen.  Anf 
Kasko  der  im  Anbau  befindlichen  oder  im  Hafen  oder  Dock  stilliegenden  Dampfer 
sind  weit  höhere  Beträge  als  10  Mill.  M.  nachdem  Kriege  unterzubringen  Jeden- 
falls liegen  die  Verhältninse  in  der  Transportversicherung  nicht  so,  wie  mancher- 
seits  angenommen  wird,  daß  nämlich  nach  dem  Kriege  ein  gegen  früher  be- 
deutend vergröUertes  Geschäft  zu  erwarten  sei.  Im  Qegent«il  fragt  man  «ch 
mit  einiger  Sorge  in  Fachkreisen,  wo  die  zahlreichen  neugegründeten  OeieU- 
«chaften,  die  während  des  Krieges  aus  den  schweren  Kriegsrisikcn  hohe  Prämien- 
einnahmen  gezogen  haben,  nach  Friedensschluß  ausreichende  Beschäftigung  finden 
sollen.' 

Die  stetig  steigende  Entwickluogslinie  der  Wasserleitungt- - 
versicheruDg  erhielt  nach  dem  „Beil.  Börsen-Courier"  ntir  im  Jahre 
1916  eine  geringe  Einknickung,  welche  jedoch  bereits  im  daratif folgen- 
den Jahre  nicht  nur  wieder  ausgeglichen,  sondern  sogar  noch  fiber- 
^chritten  wurde.  Somit  stellt  das  Jahr  1916  den  höchsten  Stand  der 
Entwickhing  dieses  Versicherungezweiges  dar.  Diese  erfreuliche  Tat- 
sache bildet  den  augenfälligsten  Beweis  für  die  kr&ftige  Gesundheit  der 
verhältnismäßig  jungen,  dem  deutschen  Boden  entwachsenen  Wasser- 
versicheruDg,  die  alle  Schwierigkeiten  der  ungeahnt  ernsten  Kriegszeiten 
siegreich  zu  überwinden  verstanden  hat. 

Die  Gesamtzahl  der  in  Deutschland  1916  tätig  gewesenen  Wasuerversicherer 
beträgt  31.  Die  Prämieneinnahme  betrug  im  Jahre  1916  insgesamt  3 295 269 M 
was  gegenüber  dem  Vorjahre  einen  Zuwachs  von  128476  M.  oder  3,9  Proz.  be- 
deutet. In  den  drei  voraufgegangenen  Jahren  war  in  1913  und  1914  ein  Zuwachs 
von  3,8  Proz.  und  in  1915  eine  Minderung  von  4,3  Proz.  Die  Gesamtprämie  von 
3295269  M.  setzt  sich  aus  139069  Versicherungen  zusammen.  Die  Durchschnitts- 
prämie beträgt  somit  23,70  M.  für  jede  Versicherung.  Die  entsprechenden  Zahlen 
des  Vorjahres  sind  folgende:  3186326  M.  Gesamtprämie,  135566  Versicherungen 
und  23,50  M.  Durchschnittsprämie.  Die  20334  Wasserleitungsschäden  er- 
forderten einen  Aufwand  einschlielllich  der  Ermittel ungskosten  und  Rücklagen 
von  1170398  M.,  was  bei  den  betreffenden  31  Anstalten  ein  Mehr  von  45842  M 
an  Entschädigungsbeträgen  oder  3.9  Proz.  gegenüber  dem  Vorjahre  bedeutet,  bei 
einem  Weniger  von  863  Schäden.  Die  Rück  Versicherungsprämie  stellte  «ch 
auf  insgesamt  482442  M.  oder  gleich  14,6  Proz.  der  GesamtpifimieBeinnahme,  gegen- 
über  11,1  Proz.  des  Vorjahres.  Jm  einzelnen  zeigen  die  Bückversicherungsabgaben 
wiederum  große  Spannungen ;  der  niedrigste  Satz  ist  3.9  Proz.  und  der  hdohste 
«9,7  Proz. 
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Nnr  11  Unternehmer  stellen  eine  besondere  Gewinn-  undVerlust- 
reehnung  auf.  Diese  11  Unternehmungen  hatten  bei  einer  Främieneinnahme 
TOn  1683350  M.  einen  Gewinn  von  515799  M.  gleich  30,6  Proz.  erzielt.  Der  nied- 
rigste Gewinnsatz  ist  13,2  Proz.  und  der  höchste  54,3  Proz.  Auch  die  übrigen 
Wasserversicherer,  die  keine  Betriebsergebnisse  veröffentlichen,  haben  vermutlich 
nicht  minder  günstig  abgeschlossen. 

Die  österreichisch  -  ungarischen  Lebensversiche- 
rungs-Gesellschaften wiesen  nach  dem  „Nationalökonom"  im 
Jahre  1916  Aktiven  auf  in  Höhe  von  2  476  549  340  K.  gegen 
2319  646027  K.  im  Vorjahre;  die  Steigerung  betrug  demnach  156  Mill. 
Kr.  gegen  148,0,  124,0,  116,5,  102,5,  168,9  Mill.  in  den  fünf  Vor- 
jahren. Das  Vermögen  verteilte  sich  auf  die  einzelnen  Anlagen  in  fol- 
gender V7eise  in  Tausenden  Kronen : 


Ende  1916 

Ende  1915 

Ende  1911 

Kassa-  ond  Bankeinlagen 
Realitäten 
Werteffekten 
Hypothekar- Darlehen 
Lombard 

96709 
190889 

I  0J2  960 

811  742 

12866 

115  466 

190  403 
860471 

811371 

13043 

122776 

13034' 

769950 

441  246 

8226 

Eskompte 

Polizzendarlehen 

Rückversich.-Gfsellsch. 

3816 

198811 

—  912 

4245 

206  065 

—  816 

7  210 

122449 

6342 

Agenten  und  Filialen 
Diverse 

67  lOI 

62567 

56635 
62762 

50867 

2476549      2319645       1659407 

Der  Vermögenszuwachs  fand  im  Berichtsjahre  ausschließlich  im  An- 
kaufe von  Kriegsanleihen  Verwendung.  Die  übrigen  Anlageformen  fanden  keine 
Beachtung;  die  Bankeinlagen  haben  sich  verringert,  ebenso  die  Polizzendarlehen, 
bei  denen  bedeutende  Rückzahlungen  sich  geltend  machten. 

Die  Steigerung  der  Anlagen  in  Wertpapieren  beträgt  für  1916  nicht  weniger 
als  172.5  Mill.  K.  Rechnet  man  hierzu  5,2  Mill.  Kursabschreibung,  so  gelangt 
man  zu  177,7  Mill.  Ankäufe. 

Von  Wichtigkeit  ist  die  Zusammensetzung  der  Effektenbestände 
bei  den  Versicherungsanstalten;  dieselben  haben  gegenüber  den  Vorjahren  Ver- 
schiebungen erfahren. 


Ea  betrugen  in  Tausenden  E[ronen : 

Oesterr.-ungar,  Staatspapiere 

Private  Eisenbahnpapiere 

Pfandbriefe 

Kommunale    nnd  Landesanleihen 

Aktien  und  diverse  Effekten 

Ausländische  Wertpapiere 


1916  1915  1910 


473  69« 

295  606 

163457 

24876 

24  «29 

39978 

329  205 

333  763 

342  929 

29016 

27928 

42929 

28427 

26747 

20342 

'55940 

152299 

160315 

I04I  155       860472       769950 


Von  den  übrigen  Anlageformen  verringerten  sich  die  Polizzendarlehen 
um  V'/,  Mill.  K.;  am  Jahresschlüsse  hafteten  auf  den  bestehenden  Versicherungen 
Polizzendarlehen  über  198811084  K.  =  10,1  Proz.  der  Prämienreserven,  was  auf 
keine  übergroße  Ausübung  des  Belehnungsrechtes  seitens  der  Versicherten  hin- 
deutet. Die  Realitäten  werte  erhöhten  sich  nur  um  0.4  Mill.  Dis  bedeutende  An- 
wachsen der  Ausstände  rührt  von  den  gestundeten  Prämien  her. 

Die  Veränderungen  der  Wertanlagen  seit  1877  waren  in  Prozenten  des  ge- 
samten Vermögensstandes: 
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1010      1915     1016 


A. 

KanasUnd 

o,5 

o,(. 

0,* 

BealiUten 

7.« 

8.« 

7,'' 

Werteffekten 

46.« 

37,1 

4'.i 

Polizieodarlehen 

7.« 

8,» 

8,0 

Darlehen  an  ITypotheken 

a6,* 

35rO 

32,« 

„    Effekten 

o,s 

o,» 

o,i 

i(             ff      WOODSAiD 

o,& 

o,« 

0,» 

Bank-  n.  Zioavorachr. 

6,9 

4.5 

3.» 

Aont.  bei  Rückv.-Oe*. 

o.« 

o,« 

0,0 

97.» 

95.» 

94,« 

B. 

Anaat.  bei  Agenten 

i,i 

».« 

»,' 

„        „     div.  Debit. 

'.» 

».t 

»,« 

llobilien 

o,i 

o.» 

0,1 

*.• 

4,1 

4.» 

C. 

ungetilgte  Spesen 

0.» 

0|« 

0.» 

Bei  den  Passiven  unterscheiden  wir  drei  Arten  von  VerpflichtoDgeo, 
nämlich  1.  die  Prämienreserven  der  Versicherten,  2.  die  unb^lichenen  Scbiden 
und  3.  die  den  Aktionären  gehörenden  Kapitalien,  resp.  bei  den  Gegenseitigkeit«- 
anstalten  die  über  die  Verpflicbtunpen  hinaus  vorhandenen  Reservefonds.  Die 
Prämienreserven  haben  wir  bereits  besprochen,  die  für  Elementarversichemngen 
vorhandenen  Prämien-  und  Schadenreserven  betrugen  Ende  1916  101310000  K. 
Vermögensreserven  waren  fürl20(^620K.  am  JahresschluBse  vorhanden, 
gegen  105 899  8o3K.  im  Vorjahre,  haben  also  unbeachtet  der  bedeutenden  Kursverlnate 
wesentlich  zugenommen.  E«  wurden  mit  Rücksicht  auf  zu  erwartende  Zunahme 
der  Schäden  infolge  des  Krieges  bedeutende  Reservierungen  vorgenommen.  Nadi- 
dem  Aktienkapital  und  Vermögensreaerven  Superdeck ungen  für  die  Verpflich- 
tungen gegen  die  Versicherten  darstellen,  so  ist  von  Interesse,  aas  der  folgenden 
Autstellung  zu  ersehen,  in  welchem  Verhältnisse  die  Kapitalskraft  der  (Jeaell- 
cbaften  zu  ihren  Verpflichtungen  sich  stellt;  es  besaßen: 

Prämien  reaerven  iängez.  Aktienkapital 

der  Lebensbranche  n.  VermSgensreserven 
21  Aktien-Oeaellachaften                  1318258068  138796091 

20  Gegenseitige  Anstalten  627715403  50788559 

3  Qenowenscbaften  14640854  5524716 


I  960614325  195  109366 


Von  den  Ueberscbüssen,  inklusive  jenen  der  übrigen  Branchen  bei 
18  Gesellschaften,  erhielten  die  Aktionäre  10621054  K.,  die  Versicherten  10412853 
K.  zugewiesen.  Das  Erträgnis  der  Aktien  sowie  die  Gewinnanteile  der  Versicher- 
ten waren  sehr  befriedigend,  obgleich  für  Kri^schaden fälle  bedeutende  Summen 
beseitigt  wurden.  Dagegen  waren  allerdings  die  Erwerbskosten  geringer  als  in  den 
Vorjahren. 

Die  an  die  Aktionäre  verteilte  Summe  entspricht  einer  Verzinsung  von 
14,4  Proz.  der  Bareinschüsse  und  setzt  sich  aus  folgenden  Gewinstquellen  zu- 
sammen : 

4*/,  Proz.  von  73  557  850  K.  Aktienkapital  =     3310032  =     4,5c   Proi.  Divid. 

4Vt       >.        „     70  762  957    „    Vennögenareserven     =     3184333=     4,!"       ■.         .. 
Gesohiftsgewinn  =     4  094  072  =     5,57       „         „ 

10588437  =    14,40  Pro«. 
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Von  dem  Erträgnisse  der  Aktionäre  entfallen  dieser  Aufstelliiug  zufolge  der 
Betrag  von  4094072  K.  gegen  4344840  K,  3960530  K.,  6051034  K.,  6678498  K. 
in  den  4  Vorjahren  auf  den  Gesehäftsgewinn  aller  Branchen,  während  drei  Fünf- 
tel ans  den  Zinsen   der  Baieinschüsse  und  Vermögensreserven   gebildet  wurden. 

Die  vereinigte  juristische  und  volkswirtschaftliche  Kommission  des 
österreichischen  Herrenhauses  hat  den  Gesetzentwurf 
über  den  Versicherungsvertrag  beraten  und  in  der  Fassung 
des  Abgeordnetenhauses  genehmigt. 

üeber  die  Versicherungsgesellschaften  in  Norwegen 
ist  dem  „Nationalökonom"   folgendes  zu  entnehmen : 

Die  Haftpflichtversicherung  wurde  im  Jahre  1915  von  85  norwegischen 
und  88  ausländischen  Gesellschaften  betrieben.  Unter  den  Ausländern  waren  29 
deutsche,  20  englische,  14  schwedische,  10  dänische,  5  schweizerische,  3  öster- 
reichisch-ungarische, 2  französische,  2  holländische,  1  russische  und  1  finnische. 
Die  im  Jahre  1915  neu  gegründeten  6  norwegischen  Gesellschaften  heißen:  „Norske 
Atlas«,  „Norske  Re",  „Tönsberg  Sjö",  „Christiansands  Damp",  „Sörlandets  Ass« 
und  „Trudvang",  und  zwei  ausländische:  „Den  Kgl.  So.  Assurance  forening"  und 
„Wolga".  In  der  Transportversicherung  waren  im  Jahre  1915  99  Gesellschaften 
tätig,  und  zwar  56  norwegische  und  43  ausländische.  Die  Feuerversicherung 
wurde  von  28  norwegischen  und  34  ausländischen  Gesellschaften  betrieben.  Die 
Gesamtprämieneinnahme  der  sämtlichen  in  Norwegen  arbeitenden  Gesellschaften 
aller  Branchen,  ausländischen  sowohl  wie  inländischen,  betrugen  im  Jahre  1915 
über  87,7  Mül.  Kr.  gegen  61,3  MUl  Kr.  im  Jahre  1914  und  71,5  Mill.  Kr.  in  1913. 
Von  den  Prämieneinnahmen  von  1915  entfallen  ca.  71,5  Mill.  Kr.  auf  norwegische 
und  ca.  16,2  MUl.  Kr.  auf  ausländische  Gesellschaften. 

Die  russischen  Volkskommissäre  haben  erklärt,  die  Re- 
gierung plane  nach  der  Verstaatlichung  der  Banken  auch  die  Ver- 
staatlichung der  Versicherungsgesellschaften.  Die  Zensur 
über  deren  Korrespondenz  hat  bereits  begonnen. 

Nach  dem  Liverpooler  „Journal  of  Commerce"  zeigte  Ende  der  ersten 
Novemberwoche  der  englische  Seekriegsversicherungsmarkt 
einige  Erleichterung,  die  hauptsächlich  auf  den  nicht  sehr  starken  Ge- 
schäftsgang zurückzuführen  ist.  Eine  Störung  des  Marktes  trat  bei 
Bekanntgabe  der  amerikanischen  Meldung  ein,  daß  Deutschland  einige 
große  Tauchkreuzer  von  etwa  5000  Tons  Rauminhalt  im  Bau  habe. 
Die  Versicherer  halten  diese  Meldung  für  zutreffend  und  sind  darauf 
vorbereitet,  daß  zu  Beginn  des  nächsten  Jahres  neue,  schwere  Verluste 
eintreten  werden.  Inzwischen  halten  sich  die  Versicherungssätze  bei- 
nahe auf  der  Höhe  der  Vorwoche.  Die  Sätze  für  Nordseefahrten,  die 
zu  Beginn  der  ersten  Novemberwoche  infolge  der  Versenkung  des 
Geleitzuges  bis  auf  10  Proz.  in  die  Höhe  gingen,  sanken  wieder,  und 
Ende  der  Woche  übernahmen  dann  einige  Versicherer  die  Deckung  zu 
7  Proz.,  welcher  Satz  für  die  laufende,  zweite  Novemberwoche  bestehen 
bleiben  dürfte. 

Die  „Times"  teilen  mit,  daß  ausländische  Versicherungsgesell- 
schaften nach  dem  1.  Februar  1918  in  den  Vereinigten  Staaten 
nur  mit  besonderer  Ermächtigung  des  Schatzsekretärs  Geschäfte  machen 
dürfen.  Den  deutschen  und  österreichischen  Geschäftsleuten  werden 
ab  1.  Februar  1918  die  Geschäfte  in  den  Vereinigten  Staaten  auch 
mittels  Agenten  verboten. 
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Wie  das  New  Yorker  „Journal  of  Commerce"  meldet,  geht  der 
Notstandsflotten  verband  des  amerikanischen  Schiffahrtsamtes  su 
einer  neuen  Versicherungspolitik  über,  die  darin  besteht,  daß 
die  Regierung  die  Versicherung  der  auf  Regierungsrechnung  erbauten 
Handelsschiffe  selbst  übernimmt.  Auch  wird  daran  gedacht,  daß  die 
Regierung  nicht  nur  das  Seekriegsrisiko,  sondern  überhaupt  das  See- 
risiko ihrer  Schiffe  ebenso  wie  das  Feuerrisiko  übernimmt.  Doch  ist 
eine  Entscheidung  über  diese  Frage  bisher,  soweit  ersichtlich,  noch 
nicht  gefallt  worden. 

2.    Sosial  Versicherung. '. 

Der  „Reichsanzeiger"  veröffentlicht  eine  neue  Bandesratsverord- 
nung über  Krankenversicherung  und  Wochenbilfe  wahrend 
des  Krieges.  §  l  der  Verordnung  setzt  die  obere  Grenze  des  durch- 
schnittlichen Tagelohns  gemäß  §  180  Abs.  1  der  Reichsversicherungs- 
ordnung von  fünf  auf  acht  Mark  berauf,  die  in  Abs.  2  und  4  da- 
selbst bestimmte  obere  Grenze  des  durchschnittlichen  Tagesentgelts  nnd 
des  wirklichen  Arbeitisverdienstes  von  sechs  auf  zehnMark.  —  §  2 
gestattet  zur  Deckung  von  Mehrleistungen  die  Erhöhung  der  Beitr&ge 
von  47,  bis  auf  6  Proz,  des  Grundlohns.  §  3  läßt  gewisse  Erhöhungen 
des  Krankengeldes  bis  zur  Höchstgrenze  von  Dreiviertel  des  Grund- 
lohns zu.  §  4  gibt  unehelichen  Kindern  von  Kriegsteilnehmern  den 
Anspruch  auf  Wochenhilfe  auch  unter  gewissen  Umstanden,  unter  denen 
er  bisher  nicht  bestand.     Die  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Ueber  die  Wirkung  der  Gewahrung  von  Stillgeldern 
bei  den  Krankenkassen  in  Groß-Berlin  ist  einem  Aufsatz  des 
.Vorwärts"  folgendes  zu  entnehmen: 

Seit  Dezember  1915  sucht  die  Allgemeine  Ortskrankenkasse  d«  Stadt  Berlin 
bei  jeder  Mutter,  die  ein  Jahr  vorher  entbunden  hat  und  von  der  Kasse  Wochen- 
hilfe erhielt,  festzustellen,  wie  sich  das  Neugeborene  entwickelt  hat.  Es  wird  in 
diesem  Behnfe  um  Ausfüllung  und  Zurücicuendung  einer  Karte  ersucht,  mit 
welcher  um  Mitteilung  über  den  GeburUtag  des  Kindes,  wie  lange  dasselbe  ge- 
stillt wurde,  ob,  von  wann  und  bis  wann  es  krank  war,  und,  falls  es  g«itorben 
sein  sollte,  um  Angabe  des  Todestages  und  der  Tndegursache  ersucht  wird.  Auf 
Veranlassung  der  Zentralkommission  der  Krankenkassen  Berlins  und  der  Vororte 
wurde  dieses  Verfahren  auch  von  einigen  anderen  Kassen  übernommen,  und  es 
liegen  die  Ergebnisse  der  Umfrage  von  11  Verwaltungen,  darunter  der 

Allgemeiaen  Ortakrankenkasse  der  Sudt  Berlin  mit  5974 

„                  „        „      Charlottenburg  „       904 

„                         „                Nipderbarnim  „       9J3 

BetriebtkrankeDkasse  der  Stadt  Berlin  „       307 

im  ganzen  von  8769  eingegangenen  Berichten  für  das  Jahr  1916  vor. 
Auf  100  Lebendgeborene  starben 

1914—1915  1915—1916 

Alle  Orte  mit  mehr    „„^,44^4,       ^?«  <V^  "" '"'''"'  Großstädte 
ab  16  000  Einw.      "">»"»"»*         als  15  000  Emw. 

15,6                      IS.»                           '4»  '4.« 

Demnach  haben  sich  die  Sterblichkeitsverhältnisse  bei  den  Säuglingen  in 

den  Großstädten  besser  gestaltet  aU  in  den  übrigen  Orten.  Diese  Lrschemung 
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darf  darauf  zurückgeführt  werden,  daß  in  den  Großstädten  die  organisierte 
Häuglingsf ürsorge  ganz  anders  in  die  Erscheinung  trat  wie  in  den  kleinen 
Orten.  Dabei  darf  nicht  unberücksichtigt  bleiben,  daß  nach  den  gemachten 
Wahrnehmungen  verschiedene  Landkrankenkassen  bei  Leistung  der  Blriegswochen- 
hüfe  viel  Anlaß  zu  Klagen  gegeben  haben. 
Es  erkrankten 

von  den  gestillten  Kindern       2705  =  35,50  Proz.,  und 
,,       „    Flaschenkindern  530  =  46,13       „ 

80  daß  bereits  hier  die  größere  Widerstandsfähigkeit  der  Brustkinder  ersichtlich 
ist.    Dieselbe  macht  sich  noch  weit  mehr  bemerkbar  dadurch,  daß 

604  =  22,33  Proz.  der  erkrankten  Stillkinder,  oder  7,93  Proz.  der  Brustkinder 

überhaupt,  starben,  während 
242  =  45,«  ö    Proz.   von   den   erkrankten   Flaschenkindern   gestorben   sind,   oder 
21,06   Proz.  der  Flaschenkinder  überhaupt. 

Nach  Erkrankungsarten  gespaltet,  zeigt  sich,  daß  von  den  mit  der  Flasche 
aufgezogenen  Kindern  12,70  Proz.  an  Entwicklungskrankheiten  erkrankten,  und 
von  diesen  Erkrankten  71,23  Proz.  starben,  während  von  den  brustgestillten 
Kindern   nur  4,10  Proz.   an   diesen  Leiden   erkrankten   und  32,59  Proz.   starben. 

Mit  Ausnahme  der  Infektionskrankheiten  sind  die  übrigen  Krankheits- 
und Sterbeziffern  bei  den  mit  Muttermilch  aufgezogenen  Kindern  weitaus 
günstiger  als  bei  den  Flaschenkindern. 

Die  Ergebnisse  der  Umfrage  sind  offenbar  ungünstig  beeinflußt  durch  die 
von  Monat  zu  Monat  mangelhafter  gewordene  Ernährungsweise.  Das  gilt  jedoch 
nicht  nur  für  die  Flaschenkinder,  sondern  erst  recht  für  die  stillenden  Mütter, 
da  sicher  bei  besseren  Ernährungsverhältnissen  die  Zahl  der  Stillenden  eine 
größere  gewesen  und  die  Stilldauer  in  vielen  Fällen  länger  ausgedehnt  worden 
wäre,  wenn  die  Mütter  imstande  gewesen  wären,  ihrem  Körper  kräftigere  Nahrung 
zuzuführen,  immerhin  legen  die  Ergebnisse  der  Umfrage  auch  für 
Berlin  dar,  das  die  Brustillung,  verbunden  mit  einer  sachge- 
mäßen Säuglingsfürsorge,  das  wirksamte  Mittel  gegen  die 
Säuglingssterblichkeit  ist  und  beweisen  aufs  neue  die  Notwen- 
digkeit der  Gewährung  von  Stillgeldern. 

Der  Einfluß  der  Kriegswochenhilfe  macht  sich  in  Berlin  bereits  an  der  Zahl 
der  im  Alter  von  0  -1  Jahr  Gestorbenen  bemerkbar.  Das  Statistische  Amt  der 
Stadt  Berlin  ermittelte: 


LebendKeborene 
(ohne  Geschlechts- 
unterschied) 

Gestorben 

im  Alter  von 

0—1  Jahr 

37  493 
30813 
22  621 

5853 
4361 
2908 

Demnach  fiel  die  Säuglingssterblichkeit  von  15,61  Proz.  im  Jahre  1914  auf 
14,15  Proz.  im  Jahre  1915  und  betrug  1916  nur  mehr  12,85  Proz.,  so  daß  seit 
Einführung  der  Kriegswochenhüfe  ein  Kückgang  von  2,76  Proz.  zu  verzeichnen  ist. 

Entgegen  den  bisherigen  Bestimmungen  sind  nach  §  3  des  Gesetzes 
über  Fürsorge  für  Kriegsgefangene  vom  15.  August  1917  diejenigen 
Betriebsunternehmer,  welche  Kriegsgefangene  in  ihren  versicherungs- 
pflichtigen Betrieben  be.schäftigen,  verpflichtet,  den  für  die  Ueberlassung 
der  Kriegsgefangenen  vertraglich  entrichteten  Entgelt  und  die  an  die 
Krieg.-ägefangenen  gezahlten  Löhne  der  Berufsgenossenschaft  zur  Bei- 
tragsberechnung nachzuweisen.  Die  Verpflichtung  zur  Nachweisung 
dieses  Entgelts    und    der  Löhne,    sowie  die  Verpflichtung  zur  Zahlung 

Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkswirtsoh.  Chronik.  1917.  LVII 
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von  Beiträgen  für  Kriegsgefangene  beginnt  rückwirkend  mit  dem 
1.  Januar  1917.  Bei  Einreichung  der  Jahreslohnnachweise  muß  also 
der  gesamte  für  Ueberlassnng  von  Kriegsgefangenen  an  diese  selbst 
und  an  die  Heeresverwaltung  gezahlte  Entgelt  mitnachgewiesen  werden. 
Zu  dem  Entgelt  beziehungsweise  Lohn  gehören  auch  die  Sachbezüge 
(Verpflegung  usw.). 

Hierzu  ist  bu  bemerken,  daß  durch  das  Gesetz  ein  Yersicherungs- 
verh&ltnis  hinsichtlich  der  Unfälle,  welche  Kriegsgefangene  in  ge- 
werblicheu  Betrieben  erleiden,  nicht  begründet  wird.  Die  Fürsorge 
für  kriegsgefangene  Unfallverletzte  wird  vcn  der  Militärverwaltung 
übernommen,  der  jeder  Unfall  zu  melden  ist.  Eine  Unfallmeldung  bei 
der  Berufsgenossenschaft  ist  nicht  erforderlich. 

In  den  der  Unfallversicherung  unterstellten  Betrieben  sind 
nach  §  644  alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  bis  zur  Gehaltsgrenze 
von  6000  M.  gegen  Unfall  versichert.  Jetzt  hat  der  Bundesrat  an- 
geordnet, daß  die  Vorstände  der  Berufsgenossenschaften  die  Versiche- 
rung auch  auf  solche  Betriebsbeamte  ausdehnen  können,  die  über  der 
Gehaltsgrenze  von  6000  M.  stehen.  Ein  dahin  gehender  Beschluß  des 
Vorstandes  muß  die  Genehmigung  derjenigen  Behörde  erhalten,  welche 
die  Satzung  zu  genehmigen  hat.  Auch  kann  die  nächste  Genossenschafts- 
versammlung den  Beschluß  außer  Kraft  setzen.  Der  Beschluß  tritt  ferner 
mit  dem  Ende  des  Jahres  außer  Kraft,  das  auf  das  Jahr  folgt,  in 
welchem  der  Friede  geschlossen  ist.  Maßgebend  für  diese  Verordnung 
war  die  Tatsache,  daß  die  gesetzliche  Grenze  für  die  Unfallversicherung 
für  Betriebsbeamte  mit  den  gegenwärtigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
nicht  immer  in  Einklang  steht,  so  daß  zahlreiche  Betriebsbeamte,  die 
früher  versichert  waren,  jetzt  infolge  der  Ueberschreitung  des  Jahres- 
arbeitsverdienstes von  5000  M.  voraussichtlich  nur  vorübergehend  aus 
der  Versicherung  herausfallen. 

Das  Reichsversicherungsamt  hat  in  einer  neueren  Ent- 
scheidung folgenden  für  die  Kranken-  und  Invalidenversicherung  wich- 
tigen Grundsatz  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Oberschiedsgericht  für 
Angestellten  Versicherung  aufgestellt. 

Unter  den  Entgelt  im  Sinne  der  Reichaversicherun^rdnung  fallen  gmnd- 


^. „ Ige , 

dem  Beschäftigten  nicht  außerhalb  seine«  Beschäftigungsverhältnisses  zu,  sondern 
sie  erfolgen  aus  Anlaß  der  Tätigkeit  im  Betriebe  des  Arbeitgebers  und  als  Gegen- 
leistung für  seine  Tätigkeit  Auf  Form  und  MaßsUb  der  Leistung  kommt  es 
nicht  an,  ebensowenig  ist  es  von  Belang,  daß  die  Teuerungszulagen  nur  auf  un- 
bestimmte Zeitdauer  bewilligt  und  gegebenenfalls  widerrufen  werden  können. 
Diese  Zuwendungen  können  somit  nicht  lediglich  als  Ausfluß  des  Wohlwol.ens 
des  Arbeitgebers  oder  als  ein  den  Beschäftigten  gewährtes  Geschenk  angesehen 
werden.  Sie  sind,  wie  alle  Lohnerhöhungen,  auch  bei  der  Berechnung  de«  durch- 
schnittlichen Tagesentgelts  des  Versicherten  zu  berücksichtigen. 

Zwecks    Neuordnung     der     ungarischen    Arbeiterver- 
sicherung ist  eine  Regierungsverordnung  ergangen,  die  die  bisherigen 
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Verfügungen,  betreffend  die  Versicherung  der  gewerblichen  und  kommer- 
ziellen Angestellten,  ändert  und  ergänzt.  Die  wichtigsten  Bestimmungen 
dieses  Erlasses  beziehen  sich  auf  die  Ausdehn un g  der  Versiche- 
rungspflicht, der  gemäß  der  Verordnung  die  Lohnarbeiter  ohne 
Erwerbsgrenze,  die  gewerblichen  und  kaufmännischen  Angestellten  aber 
bis  zum  Jahresgehalt  von  480Ü  K.  unterliegen ;  die  letzteren  haben 
sogar  das  Recht,  eine  Selbstversicherung  bis  zur  Gehaltsgrenze  von 
6000  K.  bei  der  Versicherungskasse  einzugchen. 

Die  Verordnung  stellt  die  Grenzen  fest,  bis  zu  denen  die  Gebühren  und  die 
Krankengelder  zu  berechnen  sind.  Statt  der  bisherigen  acht  Lohnklassen  bis  zur 
Grenze  von  8  K.  Tagelohn  bestimmt  der  ministerielle  Erlaß  u.  a.  neun  Lohn- 
klassen bis  zur  Grenze  von  11  K.  Taglohn.  Eine  weitere  neue  Bestimmung  be- 
zieht sich  auf  die  Ergänzung  und  Erhöhung  der  Krankengelder,  die  den  ver- 
sicherten Mitgliedern  im  Falle  einer  mit  Erwerbsunfähigkeit  verbundenen  Krank- 
heit zu  gewähren  sind.  Bisher  erhielt  das  erwerbsunfähige  kranke  Mitglied  als 
Krankengeld  50  Proz.  seines  Taglohnes  und  konnte  diese  Unterstützung  höchstens 
20  Wochen  genießen.  Jetzt  wird  das  Krankengeld  auf  60  Proz.  des  Taglohnes 
erhöht  und  sein  Genuß  kann  26  Wochen  dauern.  Dementsprechend  ist  das 
tägliche  Krankengeld  erhöht  worden.  Versicherte  Frauen  erhalten  im  Entbindungs- 
fame  außer  der  Geburtshelferunterstützung  8  (früher  6)  Wochen  lang  eine  Geld- 
unterstützung  in  der  Höhe  von  75  Proz.  (früher  50  Proz.)  ihres  Taglohnes.  Wöch- 
nerinnen, die  ihre  Kinder  selbst  stillen,  erhalten  nach  Ablauf  der  achtwöchigen 
Entbindungsunterstützung  eine  StUlprämie  in  der  Höhe  von  50  Proz.  ihres  Tag- 
lohnes, höchstens  aber  12  Wochen  lang  2  K.  pro  Tag.  Die  nicht  versicherten 
FamUienmitglieder  des  Versicherten  (z.  B.  die  Ehefrau)  erhalten  im  Entbindungs- 
falle  eine  Geburtshelferinunterstützung  und  6  Wochen  lang  eine  Geldunterstützung 
von  1  K.  täglich.  Für  verstorbene  Mitglieder  leisteten  bis  jetzt  die  Krankenkasse 
eine  Bezahlung  an  Begräbniskosten  vom  Zwanzigfachen  des  Taglohnes ;  diese  Unter- 
stützung ist  jetzt  bis  zum  Dreißigfachen  des  Taglohnes  erhöht  worden.  All  diese 
und  andere  neue  Begünstigungen  werden  laut  aproxiroativer  Berechnung  im  Ver- 
gleiche zu  den  Kosten  des  Jahres  1915  eine  Mehrausgabe  von  zirka  4  MiU.  K. 
jährlich  verursachen.  Da  aber  schon  das  Kriegsjahr  1916  und  noch  mehr  das 
Jahr  1917  einen  größeren  Kranken  bestand  und  eine  größere  Mehrausgabe  auf- 
weisen als  das  Jahr  1915,  ist  zu  erwarten,  daß  die  erhöhten  Unterstützungen  im 
Jahre  1918  eine  Mehrausgabe  von  6—8  MiU.  verursachen  werden.  Um  für  die 
Deckung  dieser  Mehrausgaben  zu  sorgen,  bestimmt  die  Verordnung,  daß  die 
Rrankengebühren  mit  4  Proz.  der  Lohnklassen  berechnet  werden  sollen.  Dem- 
entsprechend ist  zu  bezahlen  für  Versicherte: 

in  der  I.  Lohnklasse  wöchentlich     42  Heller  (bis  jetzt       22  \ 

»I  I)  ^t.  ,,  ,,  7-  ,,  (  ,,  „  32 

..  ..  III.  „  „  102  „  (  „  „         54 

,.  »  VI.  „  „  126  „  (  „  „         74 

.,  ,.  V.  „  „  156  „  (  „  „  96 

,,  „  VI.  „  „  186  „  (  „  „  119 

„  ,.  VII.  „  ,  210  „  (  „  „  138 

„  ,.  VIII.  „  „  252  „  (  „  „  158  } 

,,  ,,  IX.  ,,  „  312  „  (  I,  ,)  — 

Diese  Krankenversicheninesgebühren  belosten  blaß  bis  zur  Hälfte  den  Arbeit- 
geber, der  berechtigt  ist,  die  andere  Hälfte  vom  Lohne  des  Angestellten  abzuziehen. 
Von  der  Erhöhung  der  Krankenversicherungsgebührin  —  von  den  bisherigen 
3  Proz.  auf  4  Proz.  —  ist  eine  Mehreinnahme  im  Vergleich  zu  den  Einnahmen 
des  Jahres  1915  von  zirka  8,5  MiU.  K.  jährlich  zu  erwarten.  Zur  Sicherung  des 
Einbehebens  der  Versicherungsgebühren  enthält  der  Ministerialerlaß  strenge  Ver- 
fügungen ;  über  diejenigen,  die  die  Gebühren  nicht  zahlen,  sowie  über  diejenigen, 

LVIl* 
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die  falsche  und  unrichtige  Daten  zur  Berechnung  der  Gebühren  liefern,  können 
nicht  nur  Geld-,  sondern  auch  Gefängnisstrafen  verhängt  werden.  Diese  Neu- 
ordnung der  Arbeiterversicherung  tritt  am  I.  Januar  1918  ins  Leben. 

Via.  Geld,  Kredit,  Währung. 

Inhalt:  1.  Der  internationale  Geldmarkt  und  die  Entwick- 
lang in  den  wichtigeren  Ländern  während  des  Monats  Dezember. 

2.  Weitere  Vorgänge  und  Gesetzgebung,  a)  Banken  im  In-  und 
Auslände,  b)  Kreditwirtschaftliche  Mafinahmen  in  Deutschland  und 
den  besetzten  Gebieten  Belgiens,  Rußlands  und  Rumänien»,  Enpland,  Frankreich, 
Italien,  den  Niederlanden,  Oesterreich-Ungarn,  den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika, Panama,  Siam.  c)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  in  Deutschlaad 
und  den  besetzten  Gebieten  Belgiens,  Frankreich,  Oeaterreich.  d)  Börsen  wesen 
in  Deutschland  und  den  besetzten  (Gebieten  Belgiens,  Italien,  Oesterreich,  Vene- 
zuela, e)  Wäbrungs-  und  Noten  bankwesen  in  Deutschland  und  den  be- 
setzten G«bieten  Belgiens  und  Rußlands,  Belgien,  Italien,  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Peru,  Costa  Rica,  Mexiko,  Panama,  Argentinien,  Guatemala,  Indien, 
Korea. 

3.  Statistik.  Uebersicht  über  den  Stand  der  hauptsächlichen 
Notenbanken  und  der  Bankzinssätze. 

1.  Der  internationale  Geldmarkt  and  die  Entwicklung  in 
den  wichtigeren  Ländern  w&hrend  des  Monats  Dezember. 

Aaf  dem  internationalen  Geldmärkte  setzte  sich  im  Be- 
richtsmonat  die  eigenartige  Entwicklung  der  Wechselkurse  fort. 
Waren  alle  Kriegführenden  *),  nicht  zuletzt  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  *],  eifrig  bemüht,  durch  Verbesserung  ihrer  ZahlungKbilanz  anf 
die  Wechselkurse  in  günstigem  Sinne  einzuwirken,  so  erklärt  sich  der 
wiederum  auffallende  Erfolg  der  Mittelmächte  in  diesen  Bestrebungen 
insbesondere  noch  aus  den  Nachwirkungen,  welche  der  Abschluß  des 
Waffenstillstandsvertrages  (15.  Dezember)  und  der  Beginn  der  Friedens- 
verbandlungen mit  Rußland,  der  Zusammenbruch  der  Isonzofront  und 
nicht  zuletzt  die  kräftige  Interventionstätigkeit  der  Deutschen  Reichs- 
bank an  den  wichtigsten  neutralen  Plätzen  gezeitigt  haben.  Die  Besse- 
rung betrug  während  des  Monats  Dezember: 


1)  England  bezahlte  die  wiederum  »ntgektafte  javanische  Zorkeremte  mit  5-proz. 
dreijährig' n  SchatzscheineD  za  98  Prot.  —  Eneland  und  Frankreich  verliandelten  mit 
Argentinien  wegen  der  Qcwähruog  von  VorsohüitseD  auf  künftige  Gctreideliefernngen, 
(„Frankf.  Ztg."  v.  5.  Jan.).  Kreditabkommen  Frankreichs  mit  der  Schweiz  („Itcon. 
Enr."  v.  4.  Jan.,  8.  2).  —  In  „Boll.  Intern."  (vgl.  „Pop.  Rom."  v.  15.  Dez.)  wird  eini- 
durchgreifende  Besserung  der  italienischen  Valuta  nur  von  einer  Anleihe  über  75  Mil- 
liarden Lire  erwartet,  die  in  Paris,  I^ondon,   New  York  und  Rom  aufgelegt  werden  müßte. 

2)  um  einem  Abfluß  von  Geldern  aus  den  Vereinigten  Staaten  vorzubeugen,  sollen 
auf  Grand  eines  Abkommens  mit  den  Fcdpral  Reserve- Banken  Peru,  Argentinien,  Bra- 
silien gegen  ihre  in  den  Vereinigten  Staaten  bestehenden  Guthaben  Zertifikate  ansigeben 
(„The  Economist"  v.  29.  Dez.,  8.  1045).  —  Mc  Adoo  äußi^rte,  daß  die  neutralen  L&oder 
darüber  zu  verhandeln  begannen  hätten,  wie  die  Devisenkur-e  ohne  Goldverschiffungen 
von  Seiten  der  Vereinigten  Staaten  stabili.4iert  werden  könnten  („Fin.  News"  v.  6.  Dez.).  — 
Nach  „N.  Rott.  Crt."  v.  16.  Dez.  haben  die  Vercinisrien  Staaten  die  Einfuhr  einer  groSen 
Anzahl  von  Waren  aus  Heiland  und  seinen  Kolonien  verboten  (vielleicht  weniger  Va- 
luta- als  politische  Mafinahmen!). 
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In  Stockholm  war  die  Besserung  der  Valuten  besonders  kräftigt),  da 
das  Agio  der  schwedischen  Krone  infolge  einer  Milderung  der  Gold- 
absperrungspolitik und  des  Abschlusses  umfangreicher  Kreditgeschäfte 
mit  den  Kriegführenden  geringer  wurde.  Die  Kreditwünsche  der  Krieg- 
führenden, die  auf  den  wenigen  noch  internationalen  Märkten  der  Neu- 
tralen zusammentrafen,  bewirkten  auf  der  anderen  Seite  weitere  Abwehr 
und  zunehmende  Versteifung  dieser  Märkte,  die  im  Berichtsmonat  in 
der  Erhöbung  des  Diskontsatzes  der  schwedischen  Reichsbank  um 
ein  ganzes  Prozent,  von  6  auf  7  Proz.,  der  Bauk  von  Norwegen  um 
ein  halbes  Prozent,  von  5^2  auf  6  Proz.,  zum  Ausdruck  kommen  ^j. 
Demgegenüber  konnte  der  heimische  Geldbedarf  der  kriegführenden 
Lander  nach  wie  vor  meist  billiger  gedeckt  werden  als  der  ausländische. 
—  Der  Londoner  Silberpreis  des  Monats  Dezember  hielt  sich  im 
Durchschnitt  etwa  75  d  unter  dem  des  Vormonats.  Die  höchste  No- 
tierung im  Monat  lag  etwa  2  d  unter  der  des  Vormonats,  während  die 
niedrigste,  wie  im  Vormonat,  42^/^  d  betrug. 

Die  unausgesetzt  günstige  Verfassung  des  deutschen  Geld- 
marktes wird  namentlich  gekennzeichnet  durch  die  Wiederzulassung 
der  amtlichen  Kursnotierung  an  der  Börse  für  eine  Reihe  von  Werten, 
den  weiteren  glatten  Verlauf  der  vorzeitig  geleisteten  Einzahlungen  auf 
die  VII.  Kriegsanleihe^)  und  die  geringe  Inanspruchnahme  der  Darlehns- 
kassen  für  diese  Zwecke  *)  ^)  ®). 

Der  Privatdiskont  war  wieder  unverändert  i^/g  Proz.  Zu 
diesem  Satze  (für  kleinere  Beträge  zu  41/2  Proz.)  gab  die  Reichsbank 
Schatzanweisungen    für   solche   verfügbaren   Mittel,    die   später   in    der 


1)  Auf  den  norwegischen  Kur»  war  die  Tatsache  von  Einfluß,  daß  norwegische 
Reeder  große  Posten  englischer  Schatzwechsel  kauften,  um  mit  diesen  nach  Friedens- 
schluß die  in  England  bestellten  Sehiffsncubauten  zu  begleichen  („ficon.  Europ."  v. 
28.  Dez.,  ".  402). 

2)  In  der  Schweiz  erhöhte  die  Schweizerische  Kreditanstalt  den  Zinsfuß  für  ihre 
im  Tafelgesehäft  zum  Verkauf   gelangenden  Kassaobligationen   von   i'/^    auf   i'/^  Proz. 

3)  Trotzdem  am  9.  1.  1918  erst  75  v.  H.  hätten  eingezahlt  zu  sein  brauchen, 
waren  am  31.  12.  1917  bereits  95,6  Proz.  gezahlt. 

4)  Auf  einen  eingezahlten  Betrag  von  12  069  Mill.  M  am  31.  Dezember  waren 
für  die  Zwecke  der  "VII.  KriegSRnleihe  nur  205,8  Will.  M  oder  1,71  Proz.  des  ge- 
zeichneten  Betrages  bei  den  Darlchnskassen  entnommen. 

5)  Vgl.  Unterredung  des  Reichsbankpräsidenten  Exzellenz  Dr.  Havenstein  mit 
dem  Direktor  des  W.  T.  B.  Dr.  Mantler  über  „Die  finanziellen  Wirkungen  des  letzten 
Kriegsjahres"  („Nordd.  Allg.  Ztg."  v.   10.  Dez.). 

6)  Chferadame  äußerte  in  „L'Information"  vom  26.  Dezember  unter  der  üeber- 
schrift  „Das  Wesen  des  Weltkrieges":  Der  innere  Kredit  Deutschlands  habe  zur  Grund- 
l(ge  so  offensichtliche  Tatsachen,  daß  er  der  deutschen  Regierung  erlaube,  im  Innern 
jede  notwendige  Anleihe  aufzunehmen,  um  den  Kampf  auszuhalten,  dauere  er  auch  noch 
so  lange  („Nordd.  Allg.  Ztg."  v.  17.  Jan.). 
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VIII.  Eriegsanleihe  Anlage  finden  sollten.  DerSats  für  taglichea 
Geld  stellte  sich  überwiegend  auf  4  Pros,  und  darunter.  Ultimo- 
geld  war  zu  i*|^  und  6  Proz.  zu  haben. 

Nach  dem  Ausweise  der  Reichsbank  vollzogen  sich  zwar 
die  Umsätze  auf  den  maßgebenden  Konten  in  weit  größerem  Ausmal 
als  im  Vorjahr;  dennoch  war  die  tatsächliche  Inanspruchnahme  der 
Bank,  errechnet  auf  Qrund  des  Zuwachses  der  Kapitalanlage  abzQglioh 
des  Zuwachses  der  fremden  Gelder,  nur  etwa  halb  so  stark  als  in  der 
entsprechenden  Zeit  des  Vorjahres;  der  Zahlungsmittelbedarf  hingegen 
war  stärker  als  damals. 

Die  Flüssigkeit  am  englischen  Geldmarkt,  die  auf  die  Aus- 
schüttung der  Dezemberzinsen  zurückzuführen  war  (vgl.  S.  782),  hatte  eine 
vorübergehende  Steigerung  des  Abxatzes  an  National  War  Bonds  ^)  eor 
Folge.  Angesichts  der  wachseuden  Abhängigkeit  vom  amerikanischen 
Geldmarkt  („Statist"  v.  22.  Dez.)  sah  sich  die  Regierung  veranlaßt,  die 
schon  seit  langem  geforderte  Herabsetzung  des  heimischen  Zinsniveans 
durch  die  Ermäßigung  des  Diskontsatzes  für  Treasury  Bills')  von  4*/^ 
Proz.  auf  4  Proz.  (27.  Dez.)  einzuleiten.  Hierdurch  geriet  der  Markt 
vorübergehend  in  große  Verwirrung,  und  es  fehlte  nicht  an  Stimmen, 
die  die  Maßnahmen  der  Regierung  als  zu  weitgehend  und  gefährlich  an- 
sahen ").  Um  die  vorhandenen  Kapitalien  der  Kriegsfinanzierung  ^)  vor- 
zubehalten und  zu  verhindern,  daß  britisches  Kapital  ins  Ausland  ge- 
legt würde,  um  dann  als  ausländisches  Kapital  dem  Londoner  Markt 
gegen  Vorzugszinssatz  (vgl.  S.  782)  wieder  zur  Verfügung  gestellt  zu 
werden,  verbot  die  Regierung  die  Ausfuhr  von  Kapitalien  durch  britische 
Untertanen  („Statist"   v.  29.  Dez.)»). 

Der  Privatdiskont  ging  im  Zusammenhang  mit  der  Ermäßigung 
des  Zinssatzes  für  Treasury  Bills  von  4»V8j  ^^^  ■*'/»  Proz.  zurück.  Er 
stellte  sich  im  Monatsdurchschnitt  auf  4,(i95  Proz.  gegen  4"^g,  Pro«, 
im  Vormonat.  —  Der  Satz  für  tägliches  Geld  zeigte  eine  gleiche 
Entwicklung.  Er  hielt  sich  zwischen  3V4  Proz.  und  4*/*  Proz.  und 
machte  im  Monatsdurchschnitt  3,76  Proz.  gegen  3,93  Proz.  im  Novem- 
ber aus. 

In  den  Ausweisen  der  Bank  von  England  zeigten  die  Regie- 
rungssicherheiten   und    die  fremden  Gelder   zu   Beginn    des  Monats  in- 

1)  Die  Wooheoergebnisse  itellteo  sich  im  Dezember  auf  25,3,  21,7,  28,3  and 
10,0  MiU.  £. 

2)  In  Kriegszeiten  beherntcht  dieser  Satz  und  nicht  der  offizielle  Bankdisicont  den 
Geldmarkt  („Statist"  v.  29.  Dez.  8.  1394). 

3)  Nach  „The  Statist"  (v.  29.  Dez.)  wäre  eine  Ermäßigung  des  Satzes  für  Treas- 
ury Bills  um  '/,  Proz.  ausreichend  gewesen,  da  niedrige  Zinssätze  leicht  zu  einer  Steige- 
rung der  Inflation  beitragen  und  die  Gefahr  in  sich  bergen,  daß  ausländische  Guthaben 
abwandern. 

4)  „The  Economist"  (v.  15.  Dez.  8.  943)  geißelte  die  öffentliche  Verschwendung 
und  sah  in  dem  Anwachsen  der  Staatsschuld  und  in  dem  Steigen  der  Preise  einen  Be- 
weis für  die  Unzulänglichkeit  des  englischen  Finanzsyi-tems. 

5)  Vom  21.  Dez.  ab  wurde  die  Einfuhr  von  Effekten  nach  England  nur  gestattet, 
wenn  es  sich  um  fällige,  in  £jigland  rückzahlbare  Stücke  handelt  („Wirtsch.  Naehr.- 
Dieost"  T.  20.  Dez.). 
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folge  des  Zinszahlungstermins  beträchtliche  Veränderungen.  Der  Noten- 
umlauf erfuhr  eine  weitere,  starke  Zunahme,  die  diejenige  des 
Barvorrats  wesentlich  übertraf.  —  Die  starke  Ausdehnung  des  Um- 
laufs an  currency  notes  (um  18,6  Mill.  £  auf  212,8  Mill.  £)  wurde 
scharf  kritisiert^). 

Der  französische  Geldmarkt  stand  auch  im  Berichtsmonat 
unter  dem  lähmenden  Einfluß  der  Ereignisse  in  Rußland.  Trotz  der 
Zusicherung  der  Regierung,  daß  die  Einlösung  der  russischen  Januar- 
sinsscheine erfolgen  werde  („Ec.  Europ."  v.  14.  Dez.  S.  379)  und  der 
beruhigenden  Erklärungen  des  Finanzministers^  Klotz  auf  die  Inter- 
pellation Roulleaux-Dugage  in  der  Kammer  („Ec.  Europ."  v.  21.  Dez. 
S.  394)  blieb  das  Mißtrauen  des  französischen  Sparerpablikums  be- 
stehen 2).  Die  Aufhebung  des  Moratoriums  war  im  alten  Jahre  nicht 
möglich.  Das  Ergebnis  der  bis  zum  16.  Dezember  zur  Zeichnung 
aufliegenden  3.  Kriegsanleihe  blieb  hinter  den  Erwartungen  stark 
zurück^),  da  die  Kapitalisten  die  kurzfristigen  Nationalverteidigungs- 
bons  weiter  bevorzugten  *)  und  manche  Bevölkerungskreise  sich  völlig 
zurückhielten  5). 

Der  Status  der  Bank  von  Frankreich  wurde  von  der  An- 
leihe verhältnismäßig  wenig  beeinflußt.  Die  Rückzahlungen  von  Vor- 
schüssen an  den  Staat  betrugen  nur  300  Mill.  frs.  Das  vom  Gouver- 
neur der  Bank  Pallain  und  dem  Finanzminister  Klotz  schon  am 
29.  Oktober  1917  (vgl.  Chronik  S.  719)  unterzeichnete  Abkommen, 
nach  welchem  das  Privilegium  der  Bank  vom  1.  Juni  1921  ab  um 
25  Jahre  verlängert  wird,  fand  die  Billigung  der  Volksvertretung  ^j. 

Der  ÖS terreichisch -Ungar ische  Geldmarkt  zeigte  auch  im 
Dezember   eine    befriedigende    Verfassung.      Trotz    der   Inspruchnahme 


1)  Im  „Bankers'  Magazine"  (Dez.  1917)  veröffentlichte  Sir  I.  Palgrave  einen  Auf- 
gehen erregenden  Artikel,  in  dem  er  ausführte,  daß  der  gesteigerte  Zahlungsmittelnm- 
laut  in  England  nicht  durch  den  normalen  Bedarf  des  Verkehrs,  sondern  durch  die 
daacmden  Ansprüche  der  Regierung,  die  in  den  currency  notes  ein  Mittel  sieht,  ihre 
Einnahmen  zu  erhöhen,  bedingt  sei. 

2)  Bezeichnend  ist  der  Antrag  Lacave-Laplagne,  der  die  Uebernahme  der  in 
französischem  Besitz  befindlichen  russischen  Staatsschuldverschreibungen  gegen  franzö- 
sische Ton  mindestens  7-proz.  Kente  verlangt,  um  die  wirtschaftliche  Zukunft  Frank- 
reichs nicht  aufs  S^picl  zu  setzen  (vgl.  „"Revue  £c.  et  Fin."  vom  29.  Dez.). 

3)  Das  Ergebnis  der  Anleihe  wurde  erst  13  Tage  nach  Zeichnungaschluß  vom 
Finanzminister  Klotz  in  der  Kammer  am  29.  Dezember  mit  10  276  Mill.  frs  effektiv 
(14  980  Mill.  frs  nominal)  bekannt  gegeben.  Bezeichnend  für  die  Enttäuschung,  die  die 
Ziffern  erregten,  sind  die  Ausführungen  des  „£c.  Franjais"  vom  5.  Januar  S.  3,  der  eine 
wesentliche  Verstärkung  der  Werbetätigkeit,  insbesondere  auf  dem  Lande,  für  die  nächste, 
von  Liesse  für  Ende  des  Frühlings  gewünschte  Anleihe  fordert. 

4)  Nach  „fio.  Europ."  vom  4.  Januar  1918  S.  4  wurden  während  der  Zeichnnngs- 
frist  und  der  ihr  vorangehenden  Zeit  vorbereitender  Maßnahmen,  d.  h.  vom  15.  Oktober 
bis  15.  Dezember  1917  2  Milliarden  frs  bons  gezeichnet. 

5)  Chastenet  befürwortet  in  einer  Interpellation  im  Senat  am  28.  Dezember  scharfe 
Maßnahmen  gegen  die  Thesaurierungen  und  hält  den  Franzosen  das  glänzende  Ergebnis 
der  deutschen  Kriegsanleihen  als  Beispiel  vor. 

6)  Wortlaut  des  Abkommens  siehe  im  „^couomiste  Europien"  vom  21.  Dezember 
1917  S.  389. 
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für  Zwecke  der  VII.  Kriegsanleihe,  die  mit  ihren  über  Erwarten  günstigen 
Zeichnungsergebnissen  ^)  alle  früheren  Kriegsanleihen  der  Monarchie 
übertraf,  stiegen  die  Guthaben  und  Einlagen  bei  den  Banken  und  Spar- 
kassen weiter.  Der  Privatdiskontsatz  erhöhte  sich  vom  20.  Novem- 
ber bis  20.  Dezember  zwar  in  Wien  um  V»  froz.  auf  2'/,  Proz.,  blieb 
aber  in  Budapest  unverändert  auf  SYg  Proz.  stehen.  Der  Lombard- 
satz  stellte  sich  auf  4"/8«.  ^^  Kriegsanleihezwecke  auf  i^/^  bis  4\',  Proz. 
Der  Goldpreis  im  Inland  sank  weiter  auf  11  000  K  (vgl.  S.  783).  In 
der  am  19.  Dez.  abgehaltenen  außerordentlichen  GeneralverBammlnng 
der  Oesterreichisch-Ungarischen  Bank  wurde  das  Privileg 
der  Bank  provisorisch  auf  2  Jahre*)  verlängert  (vgl.  OestRGBl.  S.  1432) 
und  zum  erstenmal  seit  Kriegsausbruch  ein  Ausweis  (nach  dem  Stand 
vom  7.  Dez.;  vgl.  „Oest.  Volksw."  v.  22.  Dez.  Ö.  204)  bekanntgegeben. 
Die  Lage  des  russischen  Geldmarktes  blieb  unter  dem 
Eindruck  der  seitens  der  Leninistischen  Regierung  erstrebten  Verwirk- 
lichung ihres  radikalen  kommunistischen  Programms»)  der  Nationa- 
lisierang  aller  privatwirtschaftlichen  Großbetriebe  vollständig  verworren, 
zumal  die  Russische  Staatsbank  in  Petersburg  immer  noch  nicht 
wieder  funktionierte  und  es  an  Geldzeichen  mangelte*). 


1)  VorUafJKes  Erfi^ebDig  der  VII.  Oaterr.  Kriegnanleibe  5801,6  Miü.  I^,  da«  «ob 
sohlieBlich  auf  6  044  lb2  800  K,  davon  2  äSt)  2S6  »00  K  40-jihrige  amort  Staataanleih« 
und  3  155b96  000  K  StaataBcbatzscheine  erhöhte  („OeBt.  Volksw."  v.  12.  Jan.  S.  259). 
—  Das  Ergebou  der  VII.  ungar.  KiiegDaoleihe  übersteigt  3t>00  Mill.  K,  worin  aller- 
dings 700  Mill.  K  Schatzscheine,  mitgizfihlt  sind ,  welche  die  ungarirche  Kegierung 
zwischen  der  VI.  und  VII.  Kriegsanleihe  im  Juli  1917  begeben  hat  („Frankf.  Ztg."  v. 
9.  Jan.   1.  Morgenbl.). 

2)  Bisher  erfolgte  die  Verlängerung  immer  auf  10  Jahre.  —  Geber  die  durch 
den  Bericht  des  Abg.  Kraft  bekannt  gewordenen,  bisher  nicht  veröffentlichteu  Innk- 
jwlitischen  Maßnahmen,  welche  in  OÜterreich-Ungarn  während  des  Krieges  getroffen 
wurden,  vgl.  „Neue  Zürcher  Ztg."  ▼.  1.  Der.  —  Die  von  der  Oe.-D.  Bank  xu  ent- 
richtende Kriegssteuer  und  die  Schaffung  auBerordentlicher  Bcserren  bei  der  Bank 
wurden  durch  das  Gesetz  v.  30.  Dez.  (OestKGBI.  1918  S.  73)  geregelt. 

3)  Es  verlautete,  die  Eegieruag  der  Volkskommissare  beabsichtige,  die  Staats- 
schuld für  bull  und  nichtig  zu  erkliren,  das  Gold  und  Silber  in  den  Stahlfächern  der 
Banken  zu  beschlaguabmcn,  die  Privatbanken  zwecks  völliger  Verstaatlichung  unter 
Kontrolle  zu  »teilen,  die  Zins-  und  Dividendenzahlungen  sowie  die  Umsätze  in  Aktien- 
werten zu  verbieten. 

4)  Die  Maximalisten  geben  neue  in  einer  Privatdruckerei  hergestellte  Banknoten 
aus,  die  den  Vermerk  tragen,  daß  sie  durch  das  in  den  Kassen  der  Beicbsbank  in 
Moskau  befindliche  Gold  gedeckt  sind,  dessen  sich  die  Maximalisten  bemächtigten 
(„Petit  Journal",  Paris,  v.  1.  Dez.).  —  Da  durch  das  Versagen  der  Bnisischen  Staats- 
bank die  Privatbanken  in  Schwierigkeiten  gekommen  sind,  haben  sie  sich  zu  einem 
„Verband  zur  Regulierung  des  russischen  Kreditwesens"  zusammengeschloaseu,  der 
Privatbons  (zunächst  500  Mill.  Rbl)  mit  Zirkulationsreoht  innerhalb  ganz  Rußlands 
ausgeben  wird,  für  welche  die  den  Handelsbanken  geböienden  und  von  ihnen  beliehencn 
Wertpapiere  als  Unterlagen  dienen  sollen  („Voss.  Ztg."  v.  20.  Dez.,  „Le  Sifecle",  Paris, 
V.  16.  Dez.;  „Djelo  Nart)da"  v.  13.  Dez.).  —  Auch  einzelne  Stadtverwaltungen,  so 
z.  B.  von  Kislowodsk  im  Kaukasus,  haben  damit  begonnen,  eivenes  Geld  auszugeben 
(„Der  Neue  Orient"  2.  Band  Nr.  8  S.  373).  —  Das  Generalsekreuriat  der  Ukraine 
beabsichtigt,  gleichfalls  eigenes  Papiergeld  auszugeben,  da»  durch  die  Einnahmen  der 
ukrainischen  Semstwos  und  Städte,  des  Zuckermonopols  usw.  gedickt  werden  soll,  und 
bat    bereits    die    in    der    Ukraine  gelegenen   Zweiganstalten   der   Russischen  Staatsbank 
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Auf  dem  Geldmarkt  der  Vereinigten  Staaten  hielt  die 
starke  Nachfrage  nach  verfügbaren  Mitteln  an  ^),  zumal  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Banken  durch  Uebernahme  erheblicher  Beträge  an  Kriegs- 
anleihe herabgemindert  und  am  15.  Dezember  eine  weitere  Einzahlung 
auf  die  II.  Freiheitsanleihe  in  Höhe  von  40  Proz.  fällig  war.  Um  die 
Ansprüche  an  den  Geldmarkt  möglichst  einzuschränken,  verschärften 
die  Federal  Reserve-Banken,  von  denen  eine  Reihe  die  Diskontsätze 
erhöhte,  die  Bedingungen  für  die  Hergabe  von  kurzfristigen  Vorschüssen 
an  die  Mitgliedsbanken  '^),  und  die  Regierung  ihrerseits  bemühte  sich, 
zur  flüssigeren  Gestaltung  des  Geldmarktes  durch  vorzeitige  Rückkäufe 
von  Treasury  Certiticates  beizutragen.  In  der  Absicht,  immer  weitere 
Kreise  für  die  Kriegsfinanzierung  zu  gewinnen,  suchte  der  Schatz- 
sekretär selbst  die  kleinsten  Beträge  des  Geldmarktes  an  sich  zu 
ziehen  ä).  Die  Stützung  des  Dollarkurses  machte  infolge  der  ge- 
waltigen Ansprüche  der  Bundesgenossen  *)  weiterhin  große  Schwierig- 
keiten. An  der  Börse  trugen  die  seit  längerer  Zeit  in  größerem  Um- 
fange betriebenen  Baissespekulationen,  die  man  durch  einen  scharfen 
Nachweis  der  gehandelten  Wertpapiere  zu  unterdrücken  versuchte,  neue 
Steuern  auf  Börsengeschäfte  ^)  und  die  wechselnde  Haltung  verschie- 
dener Börsen  hinsichtlich  der  Minimumkurse  •*)  zu  einer  weiteren  Ab- 
schwächung  der  Geschäftstätigkeit  bei ').  Lediglich  für  Eisenbahnwerte 
vermochte  die  Nachricht  von  der  Einführung  einer  Regierungskontrolle 
eine  Aufwärtsbewegung  zu  erzielen.  Kriegsanleihe  wurde  fortgesetzt 
unter  Ausgabekurs  gehandelt  *),  so  daß  verschärfte  Gesetzentwürfe  in 
Aussicht  genommen  sind  ^j.  —  Entsprechend  der  Lage  auf  dem  Geld- 
markt  hielt   sich    der   Satz    für    tägliches    Geld    zwischen    3  und 


zwecks  Umwandlung  in  eine  Ukrainische  Natioual-Notenbank  mit  Beschlag  belegt  (vgl. 
hierzu  die  interessanten  Ausführungen  des  Prof.  Bilimowitseh  im  „Kiewljanin"  y. 
23.  Dez.). 

1)  Da  große  Betriebe  (z.  B.  Bethl.  Steel  Co.)  die  für  Heeresliefeningen  erforder- 
lichen Vorschüsse  von  privaten  Seiten  nicht  erhalten  konnten,  wurde  im  Kriegsministerium 
ein   War  Credit  Board  eingerichtet  („Chronicle"  v.   15.  Dez.  S.  2304). 

2)  Außer  3  Proz.  Zinsen  ist  ein  Aufschlag  von  2  eis  auf  100  $  zu  entrichten. 
(„Chronicle"  v.  1.  Dez.  S.  2120). 

3)  Es  wurden  Thrift  stamps  von  25  cents  für  die  War  Savings  Certificates  aus- 
gegeben („The  Econ."  v.  8.  Dez.   S.  914). 

4)  Die  Gesamtsumme  der  Vorschüsse  belief  sich  nach  einer  Mitteilung  der  „Frankf. 
Ztg."   V.   1.  Jan.  auf  4,2  MiU.  $. 

5)  Zu  der  bisherigen  Steuer  von  2  $  auf  je  100  gehandelte  Aktien  tritt  eine 
weitere  von  2  $   („Chronicle"  v.   1.  Dez.). 

6)  So  beseitigte  die  Pittsburgh- Börse  die  M-Kurse  für  Aktien  in  einem  Markt- 
wert von   15  $  und  darunter  („Chronicle"  v.   10.  Nov.  S.  1844.) 

7)  Nach  einer  Meldung  des  „N.  Rott.  Crt."  v.  8.  Febr.  (aus  New  York  t. 
23.  Nov.)  hat  die  Beteili)iung  Amerikas  am  Kriege  den  großen  amerikanischen  Obliga- 
tionenhandel über  alle  Erwartung  schwer  getroffen.  Von  Sept.  bis  Nov.  ist  der  Wert 
der  in  New  York  gehandelten  Obligationen  in  Höhe  von  10  MiUiarden  $  um  14  Proz. 
zurückgegangen. 

8)  Sie  ging  herunter  auf  97  Proz.  („Chronicle"  v.  24.  Nov.  17). 

9)  Der  Handel  unter  Ausgabekurs  soll  als  verbrecherische  Handlung  (felony) 
augesehen  und  dementsprechend  bestraft  werden  („Frankf.  Ztg."  vom  24.  Dez.). 
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6  Froz. ;  er  betrug  im  Monatsdarchschaitt  6,10  Proz.  gegen&ber 
3,97  Proz.  im  Vormonat 

2.  Weitere  Vorgänge  und  Oesetzgebung. 

a)  Banken  im  In-  und  Auslande. 

Es  wurden  übernommen:  von  der  Allgemeinen  Deutschen  Credit- 
Austalt,  Leipzig,  (vgl.  S.  784):  Die  Vereinsbank  A.-O.,  Sebnitz  (Sa.), 
das  Bankgescbält  Gustav  Grimm,  Treuen  (Sa.),  sowie  eine  Interessen- 
beteilignng  an  der  Neust&dter  Bank  A.-G.,  Neustadt  (Sa.) ;  —  von  der 
Bank  für  Handel  und  Industrie,  Berlin,  (vgl.  8.  786):  die  Bankfirmen 
J.  Landau  Söhne,  Bingen  a.  Rh.,  und  Schramm  &  Morbart,  Aschaffen- 
burg; —  von  der  Bank  für  Thüringen  vormals  B.  M.  Strupp  Actien- 
gesellschaft,  Meiningen,  (vgl.  S.  419):  das  Bankgeschäft  Rudolph  Pfaff, 
Langensalza;  —  von  der  Bayerischen  Disconto-  und  Wechselbank, 
Ntlrnberg,  (vgl.  S.  498):  die  Bankfirmen  J.  L.  Hertlein,  Erlangen,  and 
S.  Lippmann,  Straubing;  —  von  der  Commerz-  und  Disconto- Bank, 
Hamburg- Berlin,  (vgl.  S.  785):  Interessenbeteiligungen  an  dem  Chem- 
nitzer Bank-Verein  A.-G.,  Chemnitz,  und  der  Löbauer  Bank  A.-G., 
Löbau ;  —  von  der  Mitteldeutschen  Privat- Bank  A.-G.,  Magdeburg, 
(vgl.  S.  722):  das  Hofbankhaus  Schraidt  &  Hoffmann,  Coburg;  —  von 
der  Rheinischen  Creditbank,  Mannheim:  die  Bankfirma  Leo,  Roesle  A 
Consorten,  Sickingen  (Baden);  —  von  der  Stahl  &  Federer  A.-G., 
Stuttgart,  (vgl.  8.  498):  das  Bankgeschäft  Hellmann  &  Co.,  Ulm  a.  D.; 

—  von  der  Twentsche  Bank,  Amsterdam,  (vgl.  8.  49):  die  Stichtsche 
Bank,  Utrecht ;  —  von  der  Wiener  Kommerzialbank,  Wien :  die  Bank- 
finna  Berthold  &  Schlesinger,  Budapest. 

Zweigstellen  eröffnen:  die  Dresdner  Bank,  Berlin,  (vgl.  S.  722) 
in  Gelsenkirchen  und  Wanne;  —  die  Bank  für  Handel  und  Industrie, 
Berlin,  (s.  oben)  in  Bensheim,  Pirmasens  und  Worms ;  —  die  Bank  für 
Thüringen  vormals  B.  M.  Strupp  Actiengesellschaft,  Meiningen,  (s.  oben) 
in  Lauacha  (S.-M.);  —  die  Disconto-Bank  A.-G.,  Bromberg,  in  Dan- 
zig;  —  die  Mitteldeutsche  Privat-Bank  A.-G.,  Magdeburg,  (s.  oben)  in 
Eichsfeld  und  Neustadt  b.  Coburg;  —  die  Rheinische  Creditbank,  Mann- 
heim, (s.  oben)  in  Singen ;  —  die  Balkanische  Bank,  Sofia,  in  Uesküb ; 

—  die  National  Bank  of  South  Africa  Ltd.,  Pretoria,  (vgl.  S.  722)  in 
Inhambane,    Mozambique,   Quilimane  (samtlich  Portugiesisch-Ostafrika); 

—  die  International  Banking  Corporation,  New  York,  in  Batavia. 

Gegründet  wurden:  in  Elberfeld  die  Bergische  Bürgeibank  e.  G. 
m.  b.  H. ;  —  in  London  die  National  Provincial  and  Union  Bank 
(durch  Verschmelzung  der  National  Provincial  Bank  of  England  Ltd., 
London,    und   der  Union    of  London    and  Smiths  Bank  Ltd.,    London) ; 

—  in  Paris  mit  10  Mill.  frcs  die  Banque  de  la  Seine  unter  Ueber- 
nahme  der  Bankfirma  Mayer  Freres  &  Cie.,  Paris;  in  Neapel  mit 
15  Mill.  Lire  die  Banca  "del  Italia  Meridionale;  —  in  Padua  mit 
0,6  Mill.  Lire  der  Banco  Industriale  Commerciale;  —  in  Rotterdam 
mit  6  Mill.  hfl  die  Maatschappij  voor  Scheepscrediet  (vgl.  S.  723);  — 
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in  Trondjem  mit  5  bis  6  Mill.  Kr  die  Akts.  Forretningsbanken ;  —  in 
Klagenfurt  die  Kriegskreditanstalt  für  das  südliche  Kriegsgebiet;  —  in 
Bilbao  (Spanien)  mit  5  Mill.  Pesetas  der  Banco  Vasco ;  —  in  Corufia 
(Spanien)  mit  5  Mill.  Pesetas  der  Banco  de  la  Corufia;  —  in  La  Ha- 
bana (Kuba)  mit  5  Mill.  Pesos  der  Banco  Internacional  de  Cuba. 

In  London  schlössen  sich  die  Ueberseebanken  zur  British 
Oversea  Banks  Association,  in  Budapest  die  Privatbankiers 
zum  Landesverband  ungarischer  Bankiers  zusammen. 

Sir  William  Plender,  der  Zwangsverwalter  der  Londoner 
Zweigstellen  der  5  deutschen  und  österreichischen 
Bauken  (vgl.  S.  194),  erklärt  in  seinem  mit  dem  30.  Sept.  abschlie- 
ßenden als  „Weißbuch"  erschienenen  zweiten  Bericht  die  Unmöglich- 
keit, die  Liquidation  während  der  Kriegsdauer  endgültig  abzuschließen 
(„Frankf.  Ztg."  v.  10.  Jan.  1918  2.  Morgenbl.  u.  „The  Ecouomist"  v. 
12.  Jan.  1918  S.  45). 

In  Rußland  werden  die  Bauern-  und  Adelsbanken  von 
der  Staatsbank  übernommen ;  die  Verstaatlichung  aller  Privat- 
banken wird  vorbereitet. 

b)  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen. 

In  Deutschland  oder  den  besetzten  Gebieten  wurden 
veröffentlicht:  1)  Bek.  des  RKzL,  betr.  zwangsweise  Verwaltung  ame- 
rikanischer Unternehmungen,  v.  13.  Dez.  (RGBl.  S.  1105;  vgl.  Chr. 
S.  786);  2)  V.  des  BR.  über  die  Geltendmachung  von  Ansprüchen  von 
Personen,  die  im  Ausland  ihren  Wohnsitz  haben,  v.  20.  Dez.  (RGBl. 
S.  1114;  vgl.  Chn  S.  635) ;  3)  dgl.,  betr.  die  Fristen  des  Wechsel-  und 
Scheckrechts  für  Elsaß-Lothringen,  v.  20.  Dez.  (RGBl.  S.  1114:  vgl. 
Chr.  S.  636) ;  4)  Bek.  des  RKzL,  betr.  die  Postprotestaufträge  mit 
Wechseln  und  Schecken,  die  in  Elsaß-Lothringen  zahlbar  sind,  v.  29.  Dez. 
(RGBl.  1918  S.  1;  vgl.  Chr.  S.  723);  5)  Bek.  des  RKzl,  betr.  gewerbliche 
Schutzrechte  von  Angehörigen  Portugals,  v.  28.  Dez.  (RGBl.  1128;  vgl. 
Chr.  S.  420) ;  6)  Bek.  des  RKzl.  über  die  Anwendung  der  V.,  betr.  Ver- 
träge mit  feindlichen  Staatsangehörigen,  auf  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  v.  31.  Dez.  (RGBl.  1918  S.  5;  vgl.  Chr.  S.  635);  7)  Vf. 
des  preuß.  Min.  des  Innern,  J)etr.  Anleihen  der  Garantieverbände  bei 
der  eigenen  Sparkasse,  v.  30.  Nov.  (VMBl.  S.  274);  8)  Mitt.  des 
Staatssekr.  des  Reichsschatzamts  über  die  Zulassung  von  Kriegsan- 
leihen zur  Steuerzahlung  („Handel  und  Gewerbe"  v.  29.  Dez.  S.  169); 
9)  Gründung  des  Deutschen  Gläubigerschutzvereins  für  das  feindliche 
Ausland  („Nordd.  Allg.  Ztg."  v.  30.  Dez.);  10)  V.  des  GG.  in  Belgien, 
betr.  die  verbindliche  Kraft  der  Verordnungen  und  die  gesetzlichen. 
Verölfentlichungsorgane,    v.    13.  Dez.  i)  (BelgGVBl.  S.  4899);    11)    dgl. 


1)  An  Stelle  des  Gesetz-  uud  Verordnungsblattes  für  die  okkupierten  •  Gebiete 
Belgiens  (BelgGVBl.)  erscheinen  v.  1.  Jan.  1918  ab  ein  Gesetz-  und  Verordnungsblatt 
für  Flandern  (FlandGVBl )  uud  ein  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  Wallonien 
(WallGVBl.). 
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ttber  die  VerjahrungsfriBten,  v.  20.  Dez.  (BelgGVBl.  S.  4917);  12)  Aiw- 
führungs-V.  des  Verwaltungschefs  beim  GGt.  Warschau  über  die  An- 
meldung des  im  Gebiete  des  GGts.  Warschau  befindlichen  Vermögens 
von  Angehörigen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  usw.,  v.  7.  Dez. 
(PolnVBl.  S.  502;  vgl  Chr.  S.  787);  13)  V.  des  GG.  in  Warschau, 
betr.  Verlängerung  der  Wechsel-  und  Scheckrechtsfristen,  v.  15.  Dez. 
(PoInVBl.  S.  503 ;  vgl.  Chr.  S.  635) ;  14)  Ausführungabest.  des  Oberbef. 
in  Rumänien  zu  der  V.  v.  17.  Sept.,  betr.  die  Ausübung  des  Gl&ubiger- 
schutzes,  für  das  Gebiet  der  deutschen  Etappen- Verwaltung  in  der 
Dobrudscha,  v.  14.  Dez.  (Rum.  Ver.-Bl.  das  Oberkomm.  Nr.  14;  vgl. 
Chr.  S.  636). 

i|  In  England  ist  das  britische  Eigentum  im  vom  Feinde  besetzten 
Gebiet  beim  Public  Trustee  anzumelden  („The  Times"  v.  28.  Nov.) 
und  nach  einer  Kgl.  V.  v.  27.  Nov.  der  Handel  mit  feindlichen  Unter- 
tanen, die  aus  englischen  Besitzungen  entfernt  und  in  neutralen  Ländern 
interniert  sind,  verboten  („The  London  Gazette"  v.  27.  Nov.).  —  Nach 
„Liv.  Daily  Post  &  Mercury*  v.  20.  Dez.  hat  die  Regierung  das  Recht 
erhalten,  von  den  Banken  Auskünfte  über  Einkommen  und  Vermögen 
ihrer  Kunden  einzufordern,  wenn  es  das  Landesiuteresse  erfordert.  — 
Ueber  den  vom  Minister  of  Reconstrnction  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Schatzamt  gebildeten  Ausschuß  für  finanzielle  Erleichterungen  („finan- 
cial  facilities")  nach  dem  Kriege  vgL  „Voss.  Ztg."  v.  8.  Jan.  1918). 

In  Frankreich  wird  durch  Dekret  v.  30.  Dez.  bestimmt,  daS 
Moratoriumsverlängerungen  Schuldnern,  die  außergewöhnliche  Kriegs- 
gewinne erzielt  haben,  nicht  zugute  kommen  („Ag.  Ec.  &  Fin.-"  v. 
2.  Jan.  1918). 

In  Italien  wird  durch  V.  v.  22.  Nov.  die  Aussetzung  der  Ver- 
j&hrungsfristen  in  den  vom  Feinde  besetzten  Gebieten  verfügt  („Gazz. 
üfficiale"  v.  24.  Nov.).  —  Emissionen  ausländischer  Papiere  werden 
an  die  vorherige  Einwilligung  des  Schatzministers  gebunden  („Voss. 
Ztg."  V.  13.  Dez.). 

In  den  Niederlanden  wird  die  Erteilung  der  Ausfuhrgenehmi- 
gung durch  die  unter  dem  22.  Dez.  erlassenen  Ausführungsbest.  zum 
Gesetz ,  betr.  Zentralisierung  des  Warenverkehrs  mit  dem  Ausland, 
ausschließlich  der  Nederlandsche  Uitvtier-maatschappij,  Haag,  (vgl. 
S.  499)  übertragen  („Nachr.  f.  Handel,  Ind.  n.  Landw."  v.  16.  Jva. 
1918). 

In  Oesterreich  wurden  veröffentlicht:  1)  V.  des  Finanz-  nnd 
des  Justizmin.,  betr.  die  „Kriegskreditanstalt  für  das  südliche  Kriegs- 
gebiet", V.  16.  Dez.  (OestRGBl.  S.  1347);  2)  V.  des  Gesamtmin.  über 
Erleichterungen  bei  der  Erfüllung  privatrechtlicher  Geldfordernngen, 
V.  20.  Dez.  (OestRGBl.  S.  1351;  vgl.  Chr.  S.  420);  3)  dgl.  über  die 
Stundung  privatrechtlicher  Geldforderungen  gegen  Schuldner  in  Galizien 
und  in  der  Bukowina,  v.  20.  Dez.  (OestRGBl.  S.  ^55;  vgl.  Chr. 
S.  420);  4)  dgl.  über  Bilanzen  nnd  Abweichungen  von  statutarischen 
Bestimmungen  während  des  Krieges,   v.  20.  Dez.  (OestRGBl.  8.  1363; 
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vgl.  Chr.  S.  420);  5)  V.  des  Gesamtmin.  v.  29.  Dez.,  mit  welcher  die 
V.  V.  31.  Okt.  über  die  Anmeldung  und  Sperre  des  in  Oesterreich  be- 
findlichen Vermögens  und  die  Anmeldung  des  im  feindlichen  Ausland 
befindlichen  Vermögens  österreichischer  Staatsangehöriger  (vgl.  S.  724) 
abgeändert  wird  (OestEGBl.  S.  1444);  6)  V.  des  Finanzmin.  und  des 
Min.  des  Innern  über  Ausnahmen  vom  Zahlungsverbot  gegen  Großbri- 
tannien, Frankreich,  Rußland,  Italien,  Portugal  und  Rumänien,  v. 
29.  Dez.  (OestRGBl.  1918  S.  77). 

Der  War  Trade  Board  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  veröffentlicht  eine  schwarze  Liste  über  Firmen  in  Mittel- 
und  Südamerika,  mit  denen  Handel  zu  treiben  verboten  ist  („The  Times" 
v.  6.  Dez.) ;  er  hat  auch  eine  weiße  Liste  zusammengestellt  über  Firmen, 
die  jene  zu  ersetzen  geeignet  sind  („Ag.  Ec.  &  Fin."  v.  22.  Dez*.).  — 
Alle  neuen  Emissionen  werden  der  Kontrolle  des  Schatzamtes  unter- 
stellt („Voss.  Ztg."  V.  25.  Dez.). 

In  Panama  wurden  lt.  „ Wirtsch.  Nachrichtendienst"  v.  11.  Jan. 
1918  Bestimmungen  über  die  von  Kaufleuten  und  Gesellschaften  zu 
führenden  Bücher  (spanische  oder  englische  Sprache !)  sowie  über  die 
Eröffnung  und  Ueberwachung  von  neuen  Banken,  ausländischen  Bank- 
filialen, Genossenschaften  usw.  getroffen.  Die  Banken  müssen  20  v.  H. 
der  im  Lande  zahlbaren  Depositen  verfügungsbereit  halten. 

In  S  i  a  m  wurden  die  Bankguthaben  der  internierten  Deutschen 
und  Oesterreicher  mit  Beschlag  belegt  („The  London  and  China  Tele- 
graph" v.  8.  Okt.)  und  deren  Firmen  zwecks  Auflösung  unter  Verwal- 
tung gestellt  („Commerce  Reports",  VS^ashington,  v.  27.  Nov.). 

c)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr. 
"In  Deutschand  oder  den  besetzten  Gebieten:  1)  Vf.  des 
Reichs-Postamts,  betr.  die  Annahme  von  Schecks  ohne  Angabe  des 
Zahlungsempfängers,  v.  1.  Dez.  (Postbl.  S.  401;  vgl.  Chr.  S.  636); 
2)  dgl.,  betr.  Ueberweisung  von  Diensteinkommen,  Ruhegehalt  usw.  auf 
Postscheckkonto,  v.  23.  Dez.  (Postbl.  S.  416;  vgl.  Chr.  S.  421);  3)  Vf. 
der  Kgl.  Eisenbahndirektion  in  Berlin,  betr.  bargeldersparenden  Zah- 
lungsverkehr, v.  11.  Dez.  (Amtsbl.  der  Kgl.  Eisenbahndir.  in  Berlin 
S.  650;  vgl.  S.  788);  4)  Einführung  von  „Sparverrechnungsbüchern" 
bei  der  Berliner  Sparkasse  („Voss.  Ztg."  v.  2.  Dez.) ;  5)  V.  des  GG.  in 
Belgien  v.  28.  Dez.  zur  Ergänzung  der  VV.  v.  29.  Juni  1916  und  v. 
12.  Nov.  1916,  betr.  den  Post-Scheck-  und  Ueberweisungsdiens 
(WallGVBl.  1918  S.  25;  vgl.  Chr.  1916  S.  891). 

In  Frankreich  wird  der  Postscheckverkehr  eingeführt  — Min- 
destguthaben 50  frcs  („Information"  v.  13.  Dez.  u.  „Handelsblad"  v. 
24.  Dez.).  —  üeber  Zulassung  von  Zahlungen  mittels  Schecks  bei  allen 
Staatsbehörden  vgl.  „Journal",  Paris  v.  18.  Dez. 

In  Oesterreich  wurden  veröffentlicht:  1)  Bek.,  betr.  den  Bei- 
tritt der  städtischen  Steuerämter  in  Prag  I,  II,  VII  u.  VIII  zum  An- 
weisungsverkehr des  Postsparkassenamtes ,  v.  7.  Dez.  (OestRGBl- 
S.  1347);    2)  V.,    betr.    den  Vollzug   von  Zahlungen    für  Rechnung  des 
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Ministeriums  fUr  soziale  Fürsorge  durch  die  Postsparkasse,  v.  28.  Dez. 
(OestROBl.  S.  1441). 

d)  Börsen weseD. 

An  den  deutschen  Börsen  werden  vom  1.  Dez.  ab  Einheits- 
knrse,  für  bestimmte  Papiere  auch  variable  Kurse  wieder  amtlich  notiert, 
die  durch  das  amtliche  Kursblatt  und  den  Hertelschen  Cours-Bericht 
nnr  den  Banken  zug&nglich  gemacht  werden  (vgl.  S.  788).  —  Bis  Ende 
Dez.  haben  den  offiziellen  Verkehr  wieder  aufgenommen  die  Börsen 
in  Berlin,  Breslau,  Essen,  Frankfurt  a./M.  und  Hamburg.  —  Die  Ban- 
ken der  Berliner  Stempelvereinigung  beteiligen  sich  fortan  nicht  mehr 
am  „freien  Verkehr".  Gleichzeitig  tritt  die  Berliner  Bedingungsgemein- 
schaft für  den  Wertpapierhandel,  in  der  sich  die  Berliner  Banken  and 
Bankiers  mit  der  Mehrzahl  der  Bankfirmen  außerhalb  Berlins  zwecks 
Verständigung  über  gleichmäßige  (erhöhte)  Provisionssätze  usw.  su- 
sammengeschlossen  haben,  in  Tätigkeit.  —  Durch  eine  Bek.  des  RKil., 
betr.  Mitteilungen  über  Preise  von  Wertpapieren  usw.,  v.  7.  Jan.  (RAnz. 
v.  9.  Jan.  1918)  wird  die  Mitteilung  der  an  inländischen  Börsen  am 
31.  Dez.  1917  amtlich  festgestellten  Wertpapierknrse  an  im  Inland  an- 
sässige Personen  oder  Gesellschaften  allgemein  gestattet.  —  Durch  V. 
des  GG.  in  Belgien  v.  20.  Dez.  (WallGVBl.  1918  8.  11)  wird  die 
Aufsicht  über  die  Fondsbörsen  dem  General kommissar  für  die  Banken 
in  Belgien  übertragen. 

In  Italien  (vgl.  8.  788)  wurde  die  Veröffentlichung  der  im 
freien  Börsenverkehr  erzielten  Kurse  für  Banken-  und  Indnstriewerte 
verboten  („Nordd.  Allg.  Ztg."   v.  11.  Dez.). 

Die  W  i  e  n  e  r  Börsekammer  veröffentlicht  ein  neues  (drittes)  Kurs- 
blatt mit  Effektenschätzwerten  (vgl.  S.  563)  nach  dem  Stande  vom 
31.  Dez.  1917  (,Voss.  Ztg."  v.  16.  Jan.  1918). 

In  Venezuela  wird  die  Errichtung  von  Effektenbörsen  an  allen 
Orten,  an  denen  Handelskammern  bestehen,  angeordnet  (^Economista" 
V.  22.  Dez:). 

e)  Währungs-  und  Notenbankwesen. 

In  Deutschland  oder  in  den  besetzten  Gebieten  wurden 
veröffentlicht:  1)  V.  des  BR.,  betr.  die  Prägung  von  Fünfpfennigstttckeo 
aus  Eisen,  v.  6.  Dez.  (RGBl.  S.  1098;  vgl.  Chr.  1916  8.  360);  2)  dgl., 
betr.  Ergänzung  der  Bek.  v.  10.  Mai  1917  über  die  gewerbliche  Ver- 
arbeit'Ung  von  Reichsmünzen  usw.,  v.  20.  Dez.  (RGBl.  S.  1115;  vgl. 
Chr.  S.  362) ;  3)  Vf.  des  preuß.  Finanzmin.  v.  27.  Nov.  (FMBl.  S.  866), 
des  preuß.  Justizmin.  v.  13.  Dez.  (JMBl.  S.  384),  der  Kgl.  Eisenbahn- 
direktion in  Berlin  y.  24.  Dez.  (Amtsbl.  der  Kgl.  Eisenbahndir.  in 
Berlin  1918  S.  1),  betr.  Einziehung  der  Zehn-  und  Fünfpfennigstücke 
aus  Nickel  (vgl.  S.  788);  4)  Erl.  des  Reichsschatzsekretärs  v.  21.  Dez., 
wonach  für  die  Ausgabe  von  Notgeld  auch  Sicherheitsleistung  durch 
Niederlegung  von  sicheren  W^ertpapieren  bei  der  Reichsbank  oder  einer 
anderen  Stelle  zugelassen  werden  kann  (vgl.  S.  563).  —  Ueber  die 
Ausgabe  von  Notgeld  in  Deutschland  seit  Kriegsbeginn  bis  gegen  Ende 
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Nov.  1916  sowie  über  den  Kredit-  und  Zahlungsverkehr  während  der 
neun  Kriegsmonate  Februar  bis  Oktober  1917  vgl.  11.  Nachtrag  zu 
der  „Denkschrift  über  wirtschaftliche  Maßnahmen  aus  Anlaß  des  Krie- 
ges" („Reichstags-Drucksache"  Nr.  1214  S.  74  ff.);  5)  V.  des  GG.  in 
Belgien,  betr.  Verlängerung  des  der  Societö  Generale  de  Belgique  er- 
teilten Notenprivilegs,  v.  6.  Dez.  (BelgGVBl.  S.  4885);  6)  dgl.  über 
die  Ausprägung  von  Zinkmünzen  zu  50  Centimes,  v.  20.  Dez.  (WallGVBl. 
1918  S.  4);  7)  Bek.  der  Generalkommissars  für  die  Banken  in  Belgien, 
betr.  die  Außerkurssetzung  der  Zweimarkstücke,  v.  31.  Dez.  (WallGVBl. 
1918  S.  18);  8)  V.  des  Ob.  Ost,  betr.  Abänderung  der  V.  über  die 
Zahlungsmittel  im  Gebiet  des  Oberbefehlshabers  Ost  v.  30.  Mai  1917, 
V.  17.  Dez.  (ObostBVBl.  S.  711)  nebst  Ausführungsbest.  v.  19.  Dez. 
(ObostBVßl.  S.  712),  durch  die  der  Umrechnungssatz  für  1  ßbl  auf 
1,50  M  festgesetzt  wird  (vgl.  S.  64  u.  368). 

In  Belgien  wurde  der  Wertpapierversand,  die  Uebertragung  von 
Forderungen  und  Schulden  usw.  nach  dem  besetzten  Gebiet  verboten 
(„Moniteur  Beige",  Le  Havre,  ll.|17.  Nov.). 

In  Italien  wurde  eine  Devisenzentrale  (Istituto  Nazionale  del 
Cambi)  mit  Sitz  in  Rom  und  Zweigstellen  an  allen  italienischen  BanJc- 
plätzen  errichtet  („N.  Zur.  Ztg."  v.  13.  Dez.;  vgl.  Chr.  S.  789  Anm.  1). 

Nach  einem  Abkommen  zwischen  dem  Ausschuß  der  Bun  des- 
Reserve-Banken, New  York,  und  der  peruanischen  Regie- 
rung läßt  die  letztere  ihre  Guthaben  aus  der  Zahlungsbilanz  bei  den 
Bundes-Reserve-Banken  stehen  und  gibt  dagegen  Zertifikate  aus,  die 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  in  Peru  gelten  („Frankf.  Ztg."  v. 
25.  Dez.;  vgl.  Chr.  S.  501  u.  oben  Teil  1  S.  852  Anm.  2). 

In  Costa  Rica  wurden  die  Emissionsbanken  ermächtigt,  Papeir- 
geld  zu  60  cts,  1  und  2  colonos  gegen  Zurückziehung  entsprechender 
Betrage  größerer  Scheine  auszugeben  („Wirtsch.  Nachrichtendienst" 
V.   11.  Jan.  1918  S.  29). 

In  Mexiko  wurde  die  Verausgabung  des  von  der  Regierung  der 
Konstitutionalisten  ausgegebenen  Papiergeldes  unter  Strafe  gestellt 
(„Nachr.  des  deutschen  Wirtsch.- Verb.  f.  Süd-  u.  Mittelamerika"  v. 
10.  Jan.  1918). 

In  Panama  wird  durch  V.  v.  30.  Aug.  1917  die  Silberausfuhr 
verboten  („Nachr.  f.  Handel,  Ind.  u.  Landw."  v.  24.  Jan.  1918;  vgl. 
Chr.  S.  637). 

Ueber  die  Finanz-  und  Wirtschaftslage  sowie  den  Umlauf  von 
Papiergeld  in  Argentinien  siehe  „Frankf.  Ztg."  v.  19.  Dez.  Abend- 
ausg.  (vgl.  Chr.  S.  664),  über  Währungsverhältnisse  in  Guatemala 
siehe  „Wirtschaftsdienst"  v.  7.  Dez. 

Nach  einer  Meldung  der  „Fin.  Times"  v.  20.  Dez.  wird  in  Bom- 
bay eine  Münze  errichtet. 

In  Korea  wurde  ein  Ausfuhrverbot  für  Gold  und  Silber  mit  Aus- 
nahmen für  den  Reiseverkehr  erlassen  („Der  Neue  Orient"  2.  Band 
Heft  8  S.  380). 
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U«beraicht  über  den  Htand  der  dentRchennnd  einiger  au gländischen  Notenbank 
sowie  dei  Bankzinsf uSea  an   den  wichtigeren   Börsenplätzen  im  Dezember  lU 

Betrige  in  Millionen  Mark. 


AktiTm. 

Barromit:   a)  im  Inlande 
Gold  .     .     . 
BUbo-     .     . 


Mstall 


Samrae 
Sonstige  Geldmrten    .     . 
b)  im  Atulande 

Oold 


Dentsefaes  Beieli 


Belehs- 
buk 


PriTaw 

noten- 
banken 


Summe 


Aosweis  Tom 
16.  I    31.    I  15.  |3l.  I    15. 
Deiember 


31. 


2406 
150 


2556 
1107 


»407 
18 


2588 
«3«S 


- 


Osssmtsamme  d.  BarTorrati<|  366  { 


Aalagen: 

Wechsel') 

Lombard 

Effekten 


Sonstige  Anlagen 


Summe  der  Anlagen 


Summe  der   Aktirii 


12282 

8 

95 

I9»8 


3<»oj 


14596 

5 
89 


2  092 


■4333  16782  282 


109 


"5 
76 
22 

69 


7qq6|20  6g;|  jqi 


99 


1623 
1149 


»655 
«347 


377«l  4002 


121 

7« 
21 

83 


296 


12397 

84 

"7 

2017 


14615 


18587 


•4  7'7 
7«> 
II 

»«75 


17078 


21  080 


Bank  von 

Frankrejpli 

lOBch  ..L'bco- 

nnalkte 

Fr«  Deal«"  t 


Aosweis  T. 
13.  I    27. 


2675 
«99 


2874 


268s 
200 


2885 


1 650  1 650 


4  5MI  4  535 


2  206 

945 

«79 

•) 

«3703 


2  3q8 

991 

«79 

•) 

'3  435 


17093  16904 


II  617I21  4J9 


Bank  von 
England 
(Bwli  .TM 


Oesterreiek 

angarisel 
Bank 

(uch  „(>fl 
Volkiw." 


Aosweis  T. 
12.    I  26. 
Oecember 


«'75 


"75 


1191 


ti9' 


Bank.Dep. 
GoT.  See.: 
1183  I  1191 

OtherSeo.: 
1869  I   1939 


•) 
3430 


'} 
3508 


4605  I  469«» 


emndkmpital 

Beservefonds 

Hotenamlaaf 

Verbindlichksitsn : 
Ta<r1i»l.  (  PriTatgutii'sben 
flSl    { Oeffentl.  Guthaben 
'  Summe 

Sonstige  Verbindlichkeilea 


180 

90 

"0773 

J6176 


180 

90 
II  468 

8050 


6i-b 

777 


8  ojo 
897 


Summe  der  Pa.«iT«   I79<)*>|2  Jb8i 


56 

'5 
160 


•.*5 


56 

'5 

'«'3 

127 


236 

105 

'0933 

6301 


236 

105 

II  631 

8177 


'55 

38 

18484 

2368 
32 


'*5 
35 


«»7 
34 


6301 
812 


8177 
9?l 


2  400 
550 


59' 


5<»^ 


18587 


21  080 


ti  1)17 


«55 

28 

18003 

»395 
204 


298 

61 

897 

2517 
826 


2599 
564 


3343 
6 


21439 


4605 


298 

6 

938 

2538 
8s8 


339<> 
6 


46Q9 


Oeckang: 

der  Noten  dnroh  den  ge- 
samten Barvorrat   .     .     . 

dnrch  den  inländischen 
Metall  Vorrat 

der  Noten  a.  sonstigen  täg- 
lich fälligen  Verbindlich- 
keiten durchden  gesamten 
Barvorrat 


in  Prosenien 


34,0 
23,7 


34.0 

22.8 


21,«  I    30,« 


Bankzinsfufi 

wäh  rend     de^    Monats 
Desember 


68,x 
4«.' 

38.» 


6o,5i  34,6 
40,»  j  «4,0 


34,'l  »«,» 


34.« 
22^ 

20,» 


24,S 

21,7 


«5.« 
«5,» 

21,9 


130,» 
130,» 

27,7 


127,0 
127,0 


27,5 


in  Berlin 

in  Wien 

in  Paris 

in  London 

ID 

St.  Petarabm« 

AautCTdaai 

5'- 

5.— 

5.— 

5,- 

6- 

4'/, 

4.- 

Wec;en  Umrechnung  der  fremden  Valuten  usw.  vgL  Chronik  1913,  S.  1038  unten. 


1)  Für  die  Reichsbank  die  gesamte  bankmäßige  Deckung,  d.  h.  Wechsel,  Schecks  und  diskonti 
SehatsanweisUQgen.  2)  Einrtchließlicb  der  Vorschüsse  an  den  Staat.  3)  Einschließlich  der  377  Mill.  U 
tragenden  Anlagen  des  [ssue- Department.  4)  Totalreserve  am  12.  Dezember:  654  Mill.  M,  am  26.  Deiem 
629  Mill.  M.  Verhältnis  der  Reserve  zu  den  Depositen  19,6  und  18,6  Proz.  5)  Im  Besitz  der  O« 
reichisch-nngarischen  Bank  befindliche  Kriegsdarlehnskassenscheine  (106  Mill.  K),  die  bei  Berechnung 
Decknngsziffem  vom  Notenumlauf  und  Barvorrat  vorweg  abzuziehen  sind. 
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VII.  Arbeiterverhältnisse. 

Inhalt:  Der  Arbeitsmarkt  im  Dezember  1917.  Die  Arbeitslosenstatistik. 
Die  Arbeitsnachweisstatistik.  Der  weibliche  Arbeitsmarkt.  Der  Arbeitsraarkt  in 
Berlin  und  in  der  Provinz  Brandenburg.  Der  Arbeitskammergesetzentwurf  der 
Arbeiterverbände. 

Der  deutsche  Arbeitsmarkt  wies  im  Monat  Dezember  wie  alljähr- 
lich gegen  den  Oktober  und  November  einen  Rückgang  in  der  Zahl 
der  Beschäftigten  auf.  Zunächst  machte  sich  insbesondere  im  Bau- 
gewerbe infolge  der  stärkten  Schneefälle  eine,  wenn  auch  geringe,  Zu- 
nahme der  Arbeitslosigkeit  geltend ;  dann  wurden  aber  auch  stellen- 
weise in  Zweigen  der  metallverarbeitenden  Industrie  Betriebseinschr&n- 
kungen  und  Arbeiterentlassungen  durchgeführt. 

Die  Arbeitslosenziffer,  die  aus  den  Angaben  der  Arbeiter- 
verb an  de  berechnet  wird,  stieg  von  0,7  Ende  November  auf  0,9 
Ende  Dezember.  Es  berichteten  im  ganzen  35  Arbeiterverbände  für 
1  077  635  Mitglieder;  davon  waren  Ende  Dezember  9452  oder  0,9  y.  H. 
arbeitslos. 

Hebt  man  die  sechs  größten  Arbeiterverbände,  denen  wegen  ihrer 
großen  Mitgliederzahl  eine  besondere  Bedeutung  zugemessen  werden 
muß,  heraus,  so  ergibt  sich  seit  Ende  September  1917  folgende  Ent- 
wicklung der  Arbeitslosenziffern. 


Aibeiisloaigkeit  v.  H.  der  vom 

Mitgliederzahl 
Ende   Dezember 

Bericht  erfaßten  Mitglieder 

A  rbeiterverbfinde 

Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

1917 

Dez. 

Nov. 

Okt. 

8cpt. 

1917 

Metallarbeiter 

390612 

0,8 

0,8 

0.« 

0,1 

Fabrikarbeiter 

110864 

0,4 

0,1 

0,1 

0,« 

Holzarbeiter 

90851 

0,9 

0,6 

0,5 

0,» 

Bauarbeiter 

82544 

1,8 

0,S 

0,2 

0.» 

Textilarbeiter 

75019 

5.« 

4.«! 

4.« 

4>> 

Transportarbeiter 

64489 

0,2 

0,« 

0,« 

0,4 

Es  zeigt  sich,  daß  die  Arbeitslosigkeit  vor  allem  bei  den  Bau- 
arbeitern und  bei  den  Textilarbeitern  zugenommen  hat.  Eine,  wenn 
auch  nicht  bedeutende,  Erhöhung  der  Arbeitslosenziffer  weisen  die  Holz- 
und  Fabrikarbeiter  auf. 

Um  von  der  Höhe  der  Arbeitslosenziffer  bei  den  einzelnen  Arbeiter- 
verbänden eine  Anschauung  zu  geben,  sei  aus  dem  Januarheft  des 
Reichs-Arbeitsblattes  eine  Uebersicht  wiedergegeben,  in  der  die  einzelnen 
Verbände  nach  der  Arbeitslosenziffer  Ende  Dezember  hintereinander 
aufgezählt  sind.     (Siehe  Tabelle  S.  866.) 

An  der  Spitze  steht  wie  fr-üher  immer  noch  der  Verband  der  Hut- 
nnd  Filzwarenarbeiter.  Die  Uebersicht  zeigt  aber,  daß  die  Mehrzahl 
der  Verbände  eine  Arbeitslosenziffer  von  unter  1,0  v.  H.  hat;  von  den 
großen  Verbänden    hat  nur    der  bereits    erwähnte   Verband    der  Textil- 

Jahrb.  f.  Nationalök.  n.  Stat.,  Volkswirtsch.  Chronik.  1917.  L VIII 
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Arbeitslose 

(am  Orte  und  auf  der 

Beis«  befindlich)  auf  100  vom  Be- 

richt erfaßte  Mitgliedei 

am  Ende 

Arbeiterrerbinde 

der  letzten  Woche  de«  Monats 

Oktob«^ 

1917 

Hat-  nod  Filiwantnarbeiter  (0.) 

6.» 

10,7 

21,» 

Textilarbeiter  (0.) 

S>* 

4.« 

4.» 

Poraellanarbeiter  (0.) 

5.« 

*,» 

Lederarbeiter  (O.) 

3.0 

«.« 

1,» 

Bauarbeiter  (0.) 

I,» 

0.» 

o,i 

Bildhaaer  (Q.) 

«.« 

o,» 

■)t 

Buchbinder  (O.) 

>.» 

«.« 

1,5 

Maler,  Urkierer  (G.) 

'.* 

0,7 

0,6 

Bicker  und  Konditoren  (0.) 

«.» 

>,» 

«,» 

Bchubmacber  (G.) 

«,» 

0,T 

O,« 

Glasarbeiter  (G.) 

».» 

o,* 

0,5 

Buch-  a.  Steindmckerei-HUbarbeiter  (G.) 

'.> 

o,« 

o,t 

Holzarbeiter  (G.) 

0,» 

0,6 

o.» 

Lithographen  (G.) 

o.» 

o,» 

o,» 

Tapezierer  (G.) 

o.« 

0,8 

O.I 

HoUarbeiter  (H.-D.) 

0.« 

0,6 

o,i 

Sattler  und  PortefeaUlcr  (G.) 

o.« 

0,1 

o,i 

Glaser  (0.) 

0,& 

0.» 

l.t 

Holxarbeiter  (Ch.) 

o,» 

o.» 

o,i 

Ifaachinenban-  und  MetalUrbeitcr  (H.-D.) 

o.« 

0.» 

o,i 

Fabrik-  urd  Tranaportarbeiter  (Ch.) 

o,« 

o.« 

0,8 

Fabrikarbeiter  (0.) 

o.* 

o,i 

o.» 

Maschinisten  und  Heizer  (G.) 

0.» 

o,s 

0,i 

Gemeinde-  und  Staataarbeiter  (0.) 

0.» 

o,i 

0,1- 

Buchdrucker  (G.) 

o.» 

o.o 

o,i 

Transportarbeiter  (Q.) 

0,» 

o,« 

o.« 

MetalUrbeitcr  (G.) 

O.l 

o,s 

o,« 

Brauerei-  und  Mühlenarbriter  (O.) 

O.«                    0,1 

o*t 

Metallarbeiter  (Ch.) 

0,»                o,i 

<M 

Gntenberg-Bund  (Ch.) 

o,i 

— 

o,» 

Kupferschmiede  (G.) 

o,i 

0,1 

0^1 

Kürschner  (G.) 

0,1 

o,t 

— 

Keramik-  und  Steinarbeiter  (Ch.) 

0,0 

0,0 

. 

Frisenrgehilfen  (G.) 

— 

i.o 

«.<» 

Töpfer,  Ziegler  (H.-D.) 

— 

• 

• 

O.  =  freie  Gewerkschaft,  Ch.  =  Christliche  Gewerkschaft,  H.-D. 
«eher  Gewerkverein. 


Hirsch -DoiM^er- 


arbeiter    und    der    der    Bauarbeiter    eine    Arbeitslosenziffer    von    über 
1,0  V.  H. 

Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise  laßt  im  Dezember  für 
das  m&nnliche  und  weibliche  Geschlecht  ein  geringfügiges  Sinken  des 
Andranges  der  Arbeitsuchenden  erkennen.  Im  Dezember  kamen  auf 
100  offene  Stellen  bei  den  mannlichen  Personen  64  Arbeitsuchende 
gegen  66  im  November;  beim  weiblichen  Geschlecht  sank  die  Andrang- 
ziffer von  108  auf  100.  Auf  dem  weiblichen  Arheitsmarkt  deckte  dem- 
nach das  Angebot  die  Nachfrage. 
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Im  einzelnen  liegen   die  Verhältnisse  auf   dem  weiblichen  Ar- 
beitsmarkt, wie  die  nachfolgende  Uebersicht  zeigt,  recht  verschieden. 


Zahl  der 

Auf  100  offene  Stellen  kamen 

Wichtige  Bernfsarteu 

Vermitt- 

.... Arbeitsgesuche  im 

lungen  im 

Dezbr. 

Dezbr. 

Novbr. 

Dez.   1917 

1917 

1916 

1917 

Weibliche  Personen. 

Landwirtschaftliche  Arbeiterinnen 

I  466 

40 

58 

54 

Uetallarbeiterinnen 

9  151 

124 

119 

141 

Arbeiterinnen  in  der  chemischen  Industrie 

•356 

68 

81 

82 

Spinnstotfarbeiterinnen  (einschl.  Färl)erei-  und 

Appreturarbeiterinnen) 

3422 

299 

477 

261 

Buchbinderei-  n.  Kartonnagenarbeiterinnen  usw. 

955 

97 

96 

88 

Arbeiterinnen  in  der  Lederindustrie 

376 

91 

133 

112 

Tabakarbeiterinnen  usw. 

2  102 

91 

121 

III 

Schneiderinnen,  Putzmacherinnen  usw. 

6  222 

123 

184 

127 

Büglerinnen,    Wäscherinnen    in    Wasch-    und 

Plättanstalten  usw. 

402 

84 

116 

107 

Buchdruckereiarbeiterinnen 

678 

88 

108 

86 

Fabrikarbeiterinnen 

8259 

106 

144 

126 

Angestellte  im  Handelsgewerbe 

1774 

288 

189 

282 

Kellnerinnen,  Büfettfräulein 

5542 

120 

129 

132 

Hotelzimmermädchen,  Beschließerinnen 

246 

lOI 

140 

122 

Kochpersonal  in  Gastwirtschaften 

412 

107 

III 

102 

Herd-  u.  Küchenmädchen   in  Gastwirtschaften 

2304 

74 

72 

79 

Putz-,  Wasch-,  Lauffrauen,  Anfwärterinnen  usw. 

14416 

81 

89 

89 

Dienstboten,  Hauspersonal 

4685 

42 

63 

45 

Sonstige  Tagelöhnerinnen 

77'7 

97 

HO 

"4 

Freie  Berufsarten 

565 

192 

207 

193 

Greift  man  lediglich  die  nach  der  Zahl  der  Vermittlungen  stark 
besetzten  Berufsarten  heraus,  so  ergibt  sich  für  die  Metallarbeiterinnen 
und  ebenso  füi"  die  Gruppe  sonstige  Taglöhnerinnan  ein  erheblicher 
Rückgang  des  Andranges,  bei  den  Spinnstoffarbeiterinnen  jedoch  eine 
starke  Zunahme  des  Andranges  vom  November  auf  den  Dezember. 

Geht  man  im  einzelnen  auf  die  Berichte  ein,  welche  die  Arbeits- 
nachweisverbände dem  Kaiserlich  Statistischen  Amt  über  den  Arbeits- 
markt im  Dezember  eingereicht  haben,  so  lassen  die  Berichte  für  Posen, 
Hannover,  Braunschweig,  Oldenburg  und  Bremen  keine  erhebliche  Ver- 
schiebung der  Lage  erkennen.  Für  Schlesien  gilt  das  gleiche  für  den 
männlichen  Arbeitsmarkt,  während  die  Vermittlungstätigkeit  für  Frauen 
und  Mädchen  einen  Rückgang  verzeichnete.  Wie  alljährlich  um  diese 
Zeit,  zeigte  sich  bei  der  Mehrzahl  der  Verbände  der  Arbeitsmarkt 
weniger  lebhaft  als  in  den  vorangegangenen  Monaten.  So  hat  in 
Thüringen,  in  Schleswig-Holstein,  in  Hamburg,  in  Westfalen,  Rhein- 
land, Württemberg  und  Baden  die  Inanspruchnahme  der  Arbeitsnach- 
weise eine  Verminderung  erfahren.  Auch  in  der  Provinz  Sachsen  und 
im  Herzogtum  Anhalt  waren  die  Vermittlungsergebnisse  in  den  meisten 
Arbeitsnachweisen  geringer.  Aus  dem  Königreich  Sachsen  wird  für 
Dezember  im  allgemeinen  eine  Verschlechterung  der  Lage  des  Arbeite- 
marktes  festgestellt. 

Lvm* 
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Wie  allmonatlich  soll  der  Bericht  des  Verbandes  markischer  Arbeits- 
nachweise über  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  in  Berlin  and  in 
der  Provinz  Brandenburg  seiner  großen  Bedeatang  wegen  beson- 
ders behandelt  werden  (vgl.  die  Wiedergabe  des  Berichts  im  Reichc- 
Arbeitsblatt,  Januarheft  1918,  S.  54  und  65). 

Danach  zeigte  der  Arbeitsmarkt  im  allgemeinen  das  gleiche  Bild 
wie  im  Vormonat.  Es  machte  sich  in  fast  allen  Berufen  ein  Steigen 
des  Angebots  und  Sinken  der  Nachfrage  geltend.  Mit  Schluß  des  Mo- 
nats brachte  das  Weihnachtsfest  und  die  vielfach  sich  bietenden  Aua- 
hilfs-  und  Gelegenheitsarbeiten  eine  gewisse  Entspannung  des  Arbeits- 
marktes mit  sich. 

In  der  Landwirtschaft  hielten  sich  Nachfrage  und  Angebot  in  engen 
Grenzen,  da  die  zur  Winterarbeit  nötigen  Kräfte  in  der  Hauptsache  durch  Kriej?«- 
gäfangene  gestellt  werden.  Der  Nachfrage  nach  Knechten  konnte  in  der  Provinz 
vielfach  durch  Einstellen  von  Burschen  aus  den  Städten  entsprochen  werden. 
Arbeiterfamilien  und  Mädchen  für»  Land  wurden  gesucht,  waren  aber  nicht  hin- 
reichend verfQt,bar.    Das  Angebot  von  Gärtnern  erreichte  bei  weitem  nicht  die 

Nachfrage.  ,     „  ,.  » 

In  der  Metallindustrie  hielten  die  schon  in  den  Vormonaten  gemeldeten 
Einschränkungen  an;  vielfach  wurde  in  den  Betrieben  infolge  Einstellung  von 
Schiebten  zur  Entlassung  von  ungelernten  und  weiblichen  Arbeitskräften  ge- 
schritten. Die  Nachfrage  nach  Facharbeitern  dagegen  hielt  an,  besonders  verlangt 
wurden  Werkzeugmacher,  Mechaniker,  Monteure  und  Installateure.  Auswärtige 
Aufträge  für  Pulverfabriken,  Alurainiumwerke  und  Flugzeugbetriebe  lagen  nur  in 
geringem  Umfange  vor;  die  verlangten  ArbeiUkräfte  konnten  in  der  Uauptaache 
gestefit  werden.  ,    ,.  ^.,„  .        . 

Die  chemische  Industrie  hat  ruhige  Besch&ftigungsverhältnisse,  beson- 
ders an  weiblichen  Arbeitskräften  war  ein  Uebcrangebot  vorhanden. 

Die  Leder-  und  Papierindustrie  hatte  trotz  der  ungünstigen  Beein- 
flussung infolge  des  Mangels  an  Rohstoffen  im  allgemeinen  noch  zufrieden- 
stellende ßeschäftigungsverhältnisse.  Buchbinder  waren  wie  in  den  Vormonaten 
rege  verlangt;  Sattler  übertrafen  um  ein  geringes  die  Nachfrage.  Die  Gerbereien 
hatten  die  Tätigkeit  vielfach  eingeschränkt,  nur  vereinzelt  haben  Heeresaufträge 
eine  geringe  Besserung  herbeigeführt.  ,         .  .         l  u- 

Das  Holz-  und  Schnitzstoff ge werbe  hatte,  trotzdem  sich  auch  hier 
Stoffmangel  geltend  machte,  Bedarf  an  Korbmachern  für  OesohoUkörbe,  Drech»- 
lern  usw.,  vor  allem  an  Böttchern  und  Malern  nach  Küchenmöbeln,  die  nur  ganz 
vereinzelt  verfügbar  waren.  d-  u 

Im  Nahrungsmittelgewerbe  war  ein  größeres  Angebot  von  Backer- 
gesellen festzustellen,  das  auf  die  Zusammenlegung  kleinerer  Betriebe  zurückzu- 
führen ist.  Bei  den  Fleischern  glichen  sich  Nachfrage  und  Angebot  annähernd 
aus.  Bierbrauer  und  Mälzer  wurden  viel  verlangt,  die  freien  Kräfte  waren  aber 
sehr  knapp.  Die  Aufträge  für  ungelernte  Arbeitskräfte  für  Konserven-  und  Mar- 
meladenfabriken hielten  sich  in  engen  Grenzen.  ...  v 

Das  Bekleidungsgewerbe  litt  unter  dem  Stoffraangel  und  der  erschwer- 
ten Beschaffung  von  Bezugäscheinen.  Die  Schneiderei  beschränkte  sich  bei  der 
Herren-Maß-  und  Heeresschneiderei  zum  großen  Teil  auf  Instandsetzungsarl^eiten, 
und  auch  die  Damenschneiderei  hatte  wesentlich  eingeschränkte  Auftrage.  Irotz- 
dem  waren  Schneider  lebhaft  gesucht,  auch  weibliche  Arbeitskräfte  für  Uaraen- 
Maß- Seh  neiderei  fehlten.  Trotz  des  Ledermangels  überstieg  die  Nachfrage  nach 
Schuhmachern  bei  weitem  da«  Angebot;  auch  dem  Bedarf  an  Kürschnern  konnte 
nicht  entsprochen  werden.  Die  Wollhutherstellung  und  die  Mutzenraacherei  litten 
unter  dem  Mangel  an  Stoffen.  Im  Barbier-  und  Frisiergewerbe  hielt  der  seit  Mo- 
naten bestehende  Gehilfenmangel  an.  .    ,      o  i.       i  n         - 

Das  Baugewerbe  wurde  durch  die  Witterung  und  den  Schneefall  ungun- 
stig beeinflußt;  Maurer  waren  hinreichend  vorhanden,  nach  Zimraerleuten,  (jlasem, 
Töpfern  und  Stukkateuren  war  die  Nachfrage  wie  in  den  Vormonaten  rege. 
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lu  dei  Buchdiuckeiei  konnte  den  Aufträgen  nach  gelernten  Straften 
nicht  ausreichend  entsprochen  werden.  Trotz  der  Einschränknngen  wegen  Stoff- 
mangels blieb  die  Geschäftslage  gut. 

An  jugendlichen  Arbeitern  zwischen  14  und  17  Jahren  war  auch  im 
Berichtsmonat  ein  beträchtlicher Ueberschuß  zu  verzeichnen.  Ungelernte  Ar- 
beiter waren  durch  die  Abnahme  der  Aufträge  besonders  in  der  Rüstungsindu- 
strie reichlicher  verfügbar.  Sie  wurden  zum  Teil  in  Weihnachtsaushilfsarbeiten 
und  in  beschränktem  Maße  zum  Schneeschippen  untergebracht.  Verlangt  wurden 
in  der  Zeit  vor  Weihnachten  besonders  Aushilfskräfte  zum  Packen,  für  Boten- 
dienste usw.  Für  Verkehrsarbeiten,  besonders  für  Kohlenplätze  und  Gasanstalten, 
lagen  reichlich  Aufträge  vor.  Die  offenen  Stellen  für  Erd-  und  Bauarbeiten  konn- 
ten der  kalten  Witterung  wegen  nur  schwer  besetzt  werden. 

Im  Handelsgewerbe  übertrafen  die  Stellensuchenden  bei  weitem  die 
offenen  Stellen.  Auch  die  Anforderungen  von  militärischen  Stellen  nach  kauf- 
männischen Hiifsdienstpflichtigen  haben  sich  in  den  letzten  Wochen  ganz  bedeu- 
tend verringert,  so  daß  auch  ein  beträchtliches  Ueberangebot  an  kaufmännischen 
Hilfsdienstpflichtigen  zu  verzeichnen  ist.  —  Unter  den  weiblichen  kaufmännischen 
Arbeitskräften  waren  Stenotypistinnen  sehr  gesucht.  Das  Angebot  von  Buch- 
halterinnen und  Kontoristinnen  dagegen  überstieg  die  Nachfrage,  was  aus  der  Zu- 
sammenlegung und  Verkleinerung  vieler  Betriebe  zu  erklären  ist  und  was  für  diese 
Stellen  auch  schon  einen  leichten  Lohnrückgang  zur  Folge  hatte.  Verkäuferinnen 
wurden  des  Weihnachtsgeschäftes  wegen  zur  Aushilfe  reger  verlangt. 

Die  Lage  des  Arbeitsmarktes  für  weibliche  Personen  war  gekennzeichnet 
durch  ein  weiteres  Zurückgehen  der  Aufträge  und  ein  Steigen  der  Arbeitsuchen- 
den. Gegen  Ende  des  Monats  wurde  das  Angebot  im  Hinblick  auf  das  Weih- 
nachtsfest geringer.  Die  Eüstungsbetriebe  brachten  nur  beschränkte  Aufträge, 
vielfach  kamen  größere  Entlassungen  vor.  Auch  für  auswärts  wurden  nur  wenige 
Arbeitskräfte  verlangt.  Die  Beschäftigungsverhältnisse  für  weibliche  Hilfskräfte 
im  Buchdruckgewerbe  waren  im  Hinblick  auf  den  Papiermangel  und  das  erhöhte 
Angebot  von  Arbeitsuchenden  vor  allem  für  Anlegerinnen  weniger  günstig  gewor- 
den. Im  Hinblick  auf  die  Einschränkungen  in  der  Fabrikarbeit  machte  sich  ein 
langsames  Steigen  des  Angebots  von  häuslichem  Dienstpersonal  bemerkbar.  Das 
Angebot  von  Aufwartefrauen  entsprach  annähernd  der  Nachfrage,  Wasch-  und 
Reinmachefrauen  wurden  gegen  die  Vormonate  weniger  verlangt. 

Wie  bereits  in  einer  früheren  Uebersicht  mitgeteilt  wurde,  ist  die 
Einbringung  eines  Ar  beitsk am m er- Gesetzes  für  den  Anfang  des 
Jahres  1918  amtlich  angekündigt  worden.  Ueber  Wesen  und  Zweck 
der  Arbeitskammern  bestanden  unter  den  Arbeitern  der  verschiedenen 
Verbände  erhebliche  Abweichungen  in  der  Auffassung.  Die  wichtigsten 
Verbände,  also  die  freien  Gewerkschaften,  die  christlichen,  Hirsch- 
Dnnckerscben,  polnischen  Berufsvereinigungen,  die  Vereinigte- Techniker- 
verbände und  viele  andere  Angestelltenorganisationen  haben  sich  zu- 
sammengetan und  gemeinsam  einen  Gesetzentwurf  ausgearbeitet  (vgl. 
die  Wiedergabe  des  Entwurfs  im  Korrespondenzblatt  der  Generalkom- 
mission der  Gewerkschaften  Deutschlands,  Jahrgang  1917,  Nr.  49  und  60). 
Der  umfangreiche  Entwurf  enthält  etwa  50  Paragraphen.  Der  Ent- 
wurf hat  sich  für  Arbeitskammern  entschieden,  also  für  eine  gemein- 
same Vertretung  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer;  die  besonderen 
Interessen  der  Arbeitnehmer  sollen  jedoch  durch  ihre  Vertreter  in  den 
Arbeitskammern  wahrgenommen  werden  können. 

Wie  §  1  ausführt,  werden  zur  Wahrnehmung  der  gemeinsamen 
gewerblichen  und  wirtschaftlichen  Interessen  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeitnehmer  sowie  der  besonderen  Interessen  der  Arbeitnehmer  Arbeits- 
kammern errichtet.     Die  Arbeitskammem    sind  rechtsfähig.     Sie  sollen 
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in  der  Regel  für  den  Bezirk  einer  oder  mehrerer  Verwaltungsbehörden 
errichtet  werden. 

Zui-  Wahmehmang  der  besonderen  Interessen  der  Arbeitnehmer 
werden  in  den  Arbeitskammem  nnd  in  den  nach  §  16  gebildeten  Ab- 
teilungen besondere  Arbeitnehmerabteilongen  errichtet:  deren  Mit- 
glieder sind  die  von  den  Arbeitnehmern  gewählten  Vertreter. 

Die  Aufgaben  der  Arbeitskammem  und  der  Abteilungen  sind  in 
§  2  naher  umschrieben;  es  gehört  zu  ihren  Aufgaben: 

1.  ein  gedeihliches  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern zu  fördern ; 

2.  die  Staats-  und  Gemeindebehörden  in  der  Förderung  der  im  §  1 
bezeichneten  Interessen  durch  tatsächliche  Mitteilungen  und  Erstattung 
von  Outachten  zu  unterstützen.  Auf  Ansuchen  der  Staats-  und  Ge- 
meindebehörden haben  sie  bei  Erhebungen  über  die  gewerblichen  und 
A^rtschaftlichen  Verhältnisse  in  ihrem  Bezirke  mitzuwirken  sowie  Gut- 
achten zu  erstatten  insbesondere  über 

a)  den  Erlaß  von  Vorschriften  auf  Grund  von  §§  105  b  Abs.  2 
und  8,  106d,  105 e  Abs.  1,  120,  120e,  128,  139a,  c  bis  m,  164  Abs.  4 
der  Gewerbeordnung;  §  62  des  Handelsgesetzbuches  und  von  B«rg- 
polizeivorschriften,  die  den  Schutz  des  Lebens  oder  der  Gesundheit  der 
Arbeiter  und  die  Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten  und  des  An- 
standes  durch  die  Einrichtung  des  Betriebes  bezwecken,  sowie  von 
entsprechenden  Polizei-  und  anderen  Vorschriften  auf  Grund  der  Reicha- 
uad  Landesgesetzgebung; 

b)  die  in  ihrem  Bezirke  für  die  Auslegung  von  Verträgen  und  für 
die  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern bestehende  Verkehrssitte; 

3.  Wünsche  und  Anträge,  die  ihre  Angelegenheiten  (§  1)  berühren, 
zu  beraten; 

4.  Veranstaltungen  und  Maßnahmen,  welche  die  Hebung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  und  der  allgemeinen  Wohlfahrt  der  Arbeitnehmer 
zum  Zwecke  haben,  anzuregen  und  auf  Antrag  der  Vertreter  der  hier- 
für getroffenen  Einrichtungen  an  deren  Verwaltung  mitzuwirken ; 

5.  Mitwirkung  bei  der  Regelung  des  gewerblichen  und  kauf- 
männischen Lehrlings-  und  Schulwesens,  sowie  Anteilnahme  an  der 
Schnlverwaltung ; 

6.  Förderung  der  Bestrebungen  zum  AbschluC  von  Tarifverträgen 
und  Verträgen  über  Mindestgehälter,  insbesondere  durch  Sammlung  von 
Material,  sowie  auf  Anrufen  der  Beteiligten  beim  Abschluß  von  Tarif- 
verträgen mitzuwirken; 

7.  die  Errichtung  von  Fachausschüssen  für  die  Hausindustrie  und 
deren  Tätigkeit,  insbesondere  durch  Vereinbarung  und  Regelung  der 
Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  zu  fördern ; 

8.  Förderung  des  nichtgewerbsmäßigen  Arbeitsnaohweiswesens ; 

9.  Mitwirkung  bei  der  Arbeitsvermittlung  für  die  Kriegsbe- 
schädigten ;  *■ 

10.  Ernennung  von  Sachverständigen  auf  Ansuchen  der  Behörden. 
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Die  Arbeitskammei'u  können  selbständig  Umfragen  über  die  ge- 
"werblichen  und  wirtschaftlichen  Verhaltnisse  in  ihrem  Bezirke  ver- 
anstalten. 

Die  Arbeitskammern  können  durch  Beschloß  den  von  den  Fach- 
ausschüssen für  die  Hausindustrie  als  angemessen  festgestellten  Lohn- 
sätzen unabdingliche  Kraft  geben. 

Wie  §  3  näher  ausführt,  haben  die  Arbeitnehmerabteilungen  im 
besonderen : 

1.  Anträge  und  Wünsche  der  Arbeitnehmer  zu  beraten  und  füi- 
die  Beratung  durch  die  Arbeitskammer  oder  die  Abteilungen  vorzu- 
bereiten ; 

2.  die  hierzu  erforderlichen  Erhebungen  über  die  Höhe  der  Löhne 
und  deren  Verhältnis  zur  Aufwendung  für  die  Lebenshaltung,  sowie 
über  die  Dauer  der  Arbeitszeit  zu  veranstalten; 

3.  erforderlichenfalls  selbständig  Gutachten  entsprechend  §  2  Abs.  2 
zu  erstatten  und  Anträge  an  die  in  §  4  genannten  Körperschaften  zu 
richten. 

Nach  §  6  sollen  die  Arbeitskammem  ferner  Streit  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  vorbeugen  und  bei  wirtschaftlichen  Kämpfen 
auf  die  Wiederherstellung  des  wirtschaftlichen  Friedens  hinwirken.  Sie 
haben  ferner  Einigungsämter  und  Schlichtungsstellen  zu  errichten. 

Während  so  der  erste  Teil  des  Gesetzentwurfs  die  Errichtung  und 
die  Aufgaben  der  Arbeitskammern  wiedergibt,  behandelt  der  zweite 
Teil  die  Arbeiter-  und  AngestelltenausschUsse,  Schlichtungsstellen  und 
Einigungsämter. 

Der  dritte  Teil  ist  der  Zusammensetzung  der  Arbeitskammern  ge- 
widmet. Nach  §  16  bestimmt  der  Bundesrat  den  Bezirk,  Namen  und 
Sitz  der  Arbeitskammer.  Vor  Errichtung  soll  den  wirtschaftlichen 
Organisationen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  Gelegenheit  gegeben 
werden,  sich  gutachtlich  zu  äußern.  Die  Landeszentralbehörde  kann 
nach  Einholung  gutachtlicher  Aeußerung  der  jeweilig  in  Frage  kommen- 
den wirtschaftlichen  Organisationen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
die  Bildung  von  Abteilungen  für  Gewerbezweige  oder  für  bestimmt^ 
Arten  von  Betrieben  anordnen.  In  gleicher  Weise  können  Abände- 
rungen vorgenommen  werden.  Für  die  Land-  und  Forstwirtschaft,  für 
die  technischen  und  für  die  kaufmännischen  Angestellten  sind  Abtei- 
lungen zu  bilden.  Für  alle  übrigen  Angestelltengruppen  ist  auf  An- 
trag der  Arbeitskammer  eine  Abteilung  zu  errichten.  Erstreckt  sich 
der  Bezirk  der  Arbeitskammer  über  mehrere  Bundesstaaten,  so  sind 
die  den  Behörden  übertragenen  Befugnisse  von  den  Behörden  des- 
jenigen Bundesstaates  wahrzunehmen,  in  welchem  die  Arbeitskammer 
ihren  Sitz  hat. 

Weiter  ist  ausgeführt,  daß  der  Vorsitzende  der  Arbeitskammer 
■weder  Arbeitgeber  noch  Arbeitnehmer  sein  darf.  Die  Mitglieder  der 
Arbeitskammern  und  Abteilungen  müssen  zur  Hälfte  aus  den  Arbeit- 
gebern, zur  Hälfte  aus  den  Arbeitnehmern  entnommen  werden.  Die 
Zahl    der  Mitglieder    der  Arbeitskammer   soll  nicht    über  20  betragen. 
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In  den  folgenden  Teilen  des  Gesetzentwurfes  sind  Wafalberech- 
tignngen  und  Wählbarkeit,  Wafalverfahren  und  Dauer  der  Wahlperiode, 
Kostenaufwand,  Oesch&ftsführungen,  Beaufsichtigungen  behandelt. 

Der  Gesetzentwurf  der  Arbeiterverbände  bildet  zweifellos  eine  gute 
Unterlage  für  den  neuen  amtlichen  Entwurf. 

¥111.  Finanzwesen. 

Inhalt:  Dritter  Nachtrag  zum  Reicbshaushaltsetat.  Endgültiges  Ergebnin 
der  7.  österreichischen  Krie(!8anleihe.  Bulgarisches  Budget  für  1918.  Englische 
Staatseinnahmen  im  letzten  Vierteljahr  1917.  Ergebnis  der  3.  französischen 
KriegHanleibe  und  Frankreichs  auswärtige  Schulden.  Italienische  Finanzen  und 
5.  Kriegsanleihe.    Die  Kriegsünanzen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Durch  Reichsgesetz  ist  ein  neuer  (dritter)  Nachtrag  sam 
Reichshanshaltsetat  fttr  das  Rechnungsjahr  1917  in  Höhe  von 
16  Milliarden  M.  festgestellt  worden. 

Das  endgültige  Ergebnis  der  7.  österreichischen 
Kriegsanleihe  beträgt  6044182  800  K.  (aber  immer  noch  ohne  die 
noch  nicht  abgeschlossenen  Feldzeichnungen) ;  das  Ergebnis  ist  ein 
Rekordertrag  unter  den  bisherigen  österreichischen  Kriegsanleiheergeb- 
nissen, die  sich,  wie  folgt,  stellen : 
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Der  Anteil  der  Kriegsanleihen  an  den  gesamten  Kriegsscholden 
der  österreichischen  Regierung  ist  ein  sehr  bedeutender.  In  dem  Be- 
richte, deh  kürzlich  das  Herrenhansmitglied  Freiherr  v.  Plener  erstattet 
hat,  werden  die  staatlichen  Kreditoperationen  seit  Kriegsbeginn  bis 
6.  Dezember  1917  folgendermaßen  aufgezählt:  12,1  Milliarden  Darlehen 
bei  der  Notenbank,  5,3  Milliarden  Kontokorrentvorschüsse  des  Oester- 
reicher-Konsortinms,  2,7  Milliarden  Valutadarlehen  des  reichsdeutschen 
Konsortiums,  etwa  70  Mill.  holländischer  Lombardkredit  und  endlich 
23,2  Milliarden  als  das  Ergebnis  von  sechs  Kriegsanleihen.  Dazu  tritt 
nun  noch  die  siebente  Kriegsanleihe  mit  6,0  Milliarden  und  die  seither 
aufgenommenen  neuen  Kriegsoperationen  bei  der  Notenbank,  so  da£ 
unter  den  gesamten  Kreditschulden  Oesterreichs  bis  Ende  1917  von 
etwa  50  Milliarden  mehr  als  29  Milliarden,  d.  s.  etwa  60  Proz.,  durch 
Kriegsanleihe  bedeckt  erscheinen. 

üeber  das  bulgarische  Staatsbudget  fflr  1918  wurde  aus 
Sofia  berichtet  (in  „Nordd.  Allg.  Ztg."): 

Aus  dem  gelegentlich  der  Vorlage  des  Staats  voran  Schlages  für  1918  in  der 
Sobranje  vom  Finanzminister  Tontschew  vorgetragenen  Expose  sind  folgende  An- 
gaben hervorzuheben.  Die  Voranschläge  der  einzelnen  Ministerien  weisen  sowohl 
hinsichtlich  des  Ausgaben-  als  auch  des  Einnahmeetats  die  gleichen  Ziffern  anf 
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wie  im  Jahre  1917.  Erhöht  ist,  und  zwar  mit  16  Mill.  Lewa,  bloß  der  Kredit 
für  die  Kriegsinvalidenpensionen.  Desgleichen  wird  das  Budget  durch  die  für 
die  neubesetzten  Gebiete  erforderlichen  Kredite  belastet.  Die  Staatsschulden 
werden  bis  1.  Januar  1918  die  Höhe  von  4  Milliarden  Lewa  erreichen.  Hierin 
sind  jedoch  die  Ausgaben,  d.  h.  Schulden  für  Militäranschaffungen,  die  rund 
1  Mill.  K.  ausmachen,  nicht  inbegriffen.  Die  Anleiheschuld  des  Staates  an  die 
Bulgarische  Nationalbank  beträgt  bis  31.  Oktober  1917  431368  073  Lewa.  Für 
Requisitionszwecke  hat  der  Staat  ausbezahlt:  für  den  Balkankrieg  82  Mill.  Lewa, 
für  den  jetzigen  Kj-ieg  667  Mill.  Lewa.  Im  allgemeinen  wird  aber  die  wirtschaft- 
liche Lage  des  Landes  als  befriedigend  bezeichnet,  denn  nach  den  bisherigen  Er- 
hebungen soll  bei  drei  Vierteln  der  Bevölkerung  eine  namhafte  materielle  Be- 
reicherung festgestellt  worden  sein,  und  zwar  soll  der  diesbezügliche  Betrag  nicht 
weniger  üb  1703  Mill.  Lewa  ausmachen,  wovon  der  größte  Teil  dem  Landvolke 
zugute  kommt. 

Die  englischen  Staatseinnahmen  im  letzten  V^iertel- 
jahr  sind  auf  145  428263  £  gestiegen  gegenüber  129  217  712  £  im 
entsprechenden  Vierteljahr  1916.  Der  Zuwachs  beträgt  16  210551  £. 
Die  Staatseinnahmen  in  den  ersten  9  Monaten  des  Finanzjahres  1917/18 
erreichten  eine  Höhe  von  400  650303  £  gegen  293140611  £  im 
gleichen  Zeitraum  1916/17.     Zuwachs  107  609  692  £. 

Das  Ergebnis  der  dritten  französischen  Kriegsan- 
leihe ist  (nach  einer  Mitteilung  der  „Frankf.  Ztg."  vom  29.  De- 
zember) von  dem  französischen  Finanzminister  auf  Grund  der  bis  dahin 
eingegangenen  Zeichnungen  (ohne  die  im  Ausland  gemachten)  mit 
10276  Mill.  frcs.  mitgeteilt  worden,  wobei  die  Bareinzahlnngen  un- 
gefähr die  Hälfte  der  Gesamtsumme  ausmachen. 

Die  „Frankf.  Ztg."  führt  aus,  daß  aus  der  zugrunde  liegenden  Havas-Meldung 
nicht  genau  zu  ersehen  ist,  ob  es  sich  dabei  um  den  Nommalbetrag  oder  um  den 
ausmachenden  Betrag  handelt.  Die  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  daß  der 
letztere  gemeint  ist,  zumal  von  vornherein  der  Effektivhöchsbetrag  der  Anleihe 
auf  10  Milliarden  frcs.  festgesetzt  war,  und  nur  um  denjenigen  effektiven  Betrag 
erhöht  werden  sollte,  um  den  die  Konversionen  an  Nationalverteidigungswechseln 
und  -Obligationen  die  Summe  von  8  Milliarden  frcs.  übersteigen.  Es  war  be- 
stimmt, daß  nur  2  Milliarden  frcs.  für  Barzeichnungen,  die  den  einzelnen  Betrag 
von  7500  frcs.  übersteigen,  reserviert  bleiben  sollten,  daß  also  diese  Zeichnungen 
so  weit  gekürzt  werden  würden,  daß  nur  der  Betrag  von  2  Milliarden  frcs.  dafür 
herauskommen  würde.  Lediglich  die  Baranmeldungen  bis  zu  je  7500  frcs.  sollten 
volle  Zuteilung  erhalten,  ebenso  wie  alle  diejenigen  Zeichnungen,  die  durch  Her- 

fabe  von  Schatz-  und  Schuldscheinen  der  Nationalen  Verteidigung  und  von  alten 
7,-proz.  Titeln  geleistet  weiden.  Wenn  jetzt  gemeldet  wird,  daß  die  Bareinzah- 
lungen ungefähr  die  Hälfte  der  Gesamtsumme,  also  etwa  5  Milliarden  frcs.,  aus- 
machen, so  wäre  daraus  zu  schließen,  daß  namentlich  die  Anmeldungen  bis  zu 
je  7500  frcs.,  also  die  kleineren  Zeichnungen,  in  besonders  reichlicher  Zahl  ein- 
gelaufen sind.  Man  wird  nähere  Angaben  über  die  Gliederung  der  Zeichnungen 
abzuwarten  haben,  um  darüber  ein  bestimmtes  urteil  zu  erhalten.  Alles  in  allem 
kann  man  das  Zeichnungsergebnis,  wenn  man  die  Emissionsbedingungen  (4-proz. 
Verzinsung  bei  einem  Zeichnungspreis  von  68,60  Proz.,  also  5,83  Proz.  Zins- 
genuß) in  Betracht  zieht,  nicht  als  sehr  imponierend  ansehen.  Das  Ergebnis, 
namentlich  wenn  man  berücksichtigt,  daß  es  erst  die  dritte  feste  Anleihe  Frank- 
reichs im  Kriege  und  seit  Ausgabe  der  letzten  Kriegsanleihe  ein  volles  Jahr  ver- 
flossen ist !  Zieht  man  die  Zeichnungsergebnisse  der  deutsehen  Kriegsanleihen 
in  Vergleich,  so  kommt  man  zu  weit  mehr  imponierenden  Ziffern ;  hat  doch  die  letzte, 
also  die  siebente  deutsche  Kriegsanleihe  ein  Gesamtergebnis  von  12626  Mill.  M.  ge- 
bracht, die  vorausgegangene  sechste  ein  solches  von  13  122  Mill.  M.,  zusammen  also 
im  letzten  Jahr  nahezu  26  Milliarden  M.  Die  beiden  früheren  französischen 
Kriegsanleihen,  die  mit  5  Proz.  Verzinsung  zum   Kurse  von  S?'/,  Proz.  heraus- 
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gebiacht  worden  waren,  hatten  ebenfalls  aaffaliend  bescheidene  Ergebnisse  auf- 
zuweisen: der  Anleiheerlös  der  ersten  betrug  1324  Milliarden  frc«.,  wobei  nur 
6,37  Milliarden  frcs.  frisches  Geld  darstellten,  der  der  zweiten  9,96  Milliarden  frcs. ; 
darunter  nur  5,50  Milliarden  frcs.  neues  Geld.  Das  jetzt  aus  der  dritten  fran- 
zösischen Kriegsanleihe  dem  Staatsschatz  zufließende  Bargeld  von  rund  5  Mil- 
liarden frcs.  dürfte  seine  GeldverlMcnheiten  nxir  ganz  vorübergehend  lindern,  sie 
aber  keineswegs  beseitigen,  angesichts  des  immer  mehr  wachsenden  Geldbedarfes 
im  Kriege.  —  Eine  spätere  Meldung  besagt,  daß  die  Barzeichnungen  auf  die 
französische  Anleihe  von  500  bis  2000  frcs.  Rente  um  4  Proz.,  von  2001  bis  8000 
frcs.  um  6  Proz.,  darüber  hinaus  um  6'/t  l^roz.  reduziert  werden. 

In    diesem   Zusammenhang   ist    es  von   Interesse,   Frankreichs 
auswärtige  Schulden  Ende  1917  zu  überblicken. 

In  dem  französischen  Budget  für  1918  befindet  sich  folgende  Auf- 
stellung (in  Millionen  frcs.  abgerundet): 

Scholden  zu  (etiten  Terminen: 


Von>chaO  dea  amerik.  Schatzamt«« 
EDglisohfranzOsische  Anleihe  in  Amerika 
VorachuB  amerik.  Banken 
Anleihen  der  Stadt  Paria  in  Amerika 
Anleihen  von  Bordeaux,  Lyon,  Ifafieille  in  Amerika 
Anleihe  von  April  1917  in  Amerika 
Japanische  Anleihe 

Zusammen 

Schwebende  Sehnld: 


Schatzücheine.   beim  engliicben  Staatsamt  begeben 

desgl.  bei  der  Bank  von  England 

desgl.  durch  diese  in  Ejit(land  untergebracht 

Industrie-Kredit  in  Amerika 

Schatsacbeine  in  Japan 

Bank-Kredite  in  Spanien 

,,   Schweden 

„    Norwegen 

,,    Holland 

„    Argentinien 

„  der  Schwdz 

Zusammen 

Die  Summe  der  festen  und  schwebenden  Schulden  Frankreichs  im  Aus- 
lande beläuft  sich  auf  rund  21  OfiO  MiU.  frc«.  mit  einem  jährlichen  Zinsenerfordernis 
von  1110  MiU.  frcs. 

Ueber  die  italienischen  Finanzen  unterrichtet  (nach  einer 
Meldung  der  „Frankf.  Ztg.")  das  Finanzexposö  des  Schatzministers  Nitti  , 
das  am  19.  Dezember  der  italienischen  Kammer  vorgetragen  wurde. 
Im  letzten  Haushaltsjahre  vom  1.  Juli  1916  bis  30.  Juli  1917  betrugen 
die  Ausgaben  17  695  Mill.  mit  einer  Ueberschreitung  des  auf  Friedens - 
fuß  aufgestellten  Voranschlages  von  14824  Mill.  Von  dieser  Ueber- 
schreitung entfallen  12874  Mill.  auf  rein  militärische  Ausgaben,  586 
Mill.  auf  den  Handelsverkehr  zur  See  und  328  Mill.  auf  erhöhte  Zinsen- 
leistung.  Im  Zeitraum  vom  1.  Januar  1916  bis  31.  Oktober  1917  be- 
trugen alle  Kriegsausgaben,  überen  deren  begriffliche  Begrenzung  Nitti 
nichts    Genaues    mitteilt,     15  722   Mill.    mit    einem    Monatsdurchschnitt 
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von  1310  Mill.  Davon  wurden  nur  973  Mill.  durch  Mehreinnahmen 
gedeckt,  während  8346  Mill.  in  festen  äußeren  und  inneren  Anleihen 
r.nd  6313  Mill.    in    schwebendeu  Schatzschulden    aufgenommen  wurden. 

lieber  die  Zunahme  des  Notenumlaufs  für  die  Kriegsfinanzen  finden  sich  in 
dem  von  der  Agentur  Stefani  verbreiteten  Auszuge  aus  dem  Exposß  keine  Zahlen- 
angaben, obwom  Bie  ja  im  Auslande  bekannt  und  auch  im  Handelsteil  der  „Frankf 
Ztg."  besprochen  worden  sind.  Doch  wies  der  Finanzminister  im  Zusammenhang 
mit  der  gestiegenen  Entwertung  der  Lira  auf  diese  Erscheinung  hin.  Er  betonte 
femer,  daß  Italien  nicht,  wie  seine  großen  Verbündeten,  Auslandsguthaben  flüssig 
machen  konnte  und  Italien  überdies  die  Hauptquellen  seiner  Zahlungsbilanz,  näm- 
lich der  Gelder  der  Ausländer  und  der  Fremden  sowie  die  Warenausfuhr,  hat 
versiegen  sehen.  Dazu  hielt  audererseits  der  riesige  Einfuhrbedarf  an,  und  es  be- 
trägt der  Fehlbetrag  in  der  Handelsbilanz  für  die  ersten  10  Monate  1917  nicht 
weniger  als  4576  Mill.  gegen  5229  Mill.  im  Jahre  1916.  Bei  dieser  Lage  fordert 
Nitti  von  den  Verbündeten  weitere  aktive  Geldhilfe,  vom  eignen  Volk  strengste 
Einschränkung  und  fleißige  Zeichnung  auf  die  demnächst  erscheinende  5.  Kriegs- 
anleihe, sonst  sei  die  weitere  Ausdehnung  des  Notenumlaufs  mit  weiter  gesteiger- 
ter Teuerung  unausbleiblich.  Nitti  schloß,  die  neutralen  Staaten  litten  noch  mehr 
aU  die  Kriegführenden  unter  wirtschaftlicher  Not,  und  Italien  müsse  sich  das  Ver- 
trauen der  Verbündeten  erwerben,  um  auch  nach  Friedensschluß  ihre  wirtschaft- 
liche Hilfe  zu  erhalten.  Dabei  hat  der  Schatzminister  die  Opposition  gegen  den 
Krieg  beruhigen  wollen,  hat  aber  freilich  das  Eingeständnis  gemacht,  daß  Italien 
durch  seinen  Krieg  in  volle  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  seinen  Verbündeten 
geraten  ist. 

Italiens  fünfte  Kriegsanleihe  soll  nach  einer  Meldung  aus 
Rom  demnächst  zur  Zeichnung  aufgelegt  werden.  Sie  besteht,  wie  die 
beiden  vorangegangenen  italienischen  inneren  Kriegsanleihen,  in  einer 
konsolidierten  5-proz.  Staatsanleihe,  die  in  der  Zeit  vom  15.  Januar 
bis  3.  Februar  zupi  Preise  von  86Y2  Proz.  gezeichnet  werden  kann. 
Für  Zeichnungen  aus  nicht  europaischen  Ländern  läuft  die  Zeichnungs- 
frist erst  am  15.  April  ab. 

Dazu  schreibt  das  ,Berl.  Tagebl." :  Hervorzuheben  ist,  daß  die  italienische 
Ke^erung  auch  bei  dieser  Kriegsanleihe  ihren  Zeichnern  durch  Herabsetzung  de« 
Zeichnungspreises  Konzessionen  machen  muß.  Während  die  dritte  vom  Januar 
1916  noch  zu  97,50  Proz.  ausgegeben  wurde,  stellte  sich  der  Emissionskurs  der 
vierten  Anleihe  nur  noch  auf  90  Proz.,  und  er  ermäßigt  sich  jetzt  bei  der  fünften 
auf  86'/,  Proz.  Schon  dieser  Umstand  deutet  darauf  hin ,  daß  sich  die 
Finanzlage  Italiens  immer  mehr  verschlechtert  hat.  Große  Erfolge  hatte  keine  der 
italienischen  Kriegsanleihen  aufzuweisen.  Die  erste,  eine  vorbereitende  Küstungs- 
anleihe  vom  Januar  1915,  ergab  bei  einem  Zinsfuß  von  4'/-  Proz.  und  einem  Aus- 
gabepreis  von  97  Proz.  1  Muliarde  Lire,  die  zweite  vom  Juli  1915  bei  gleichem 
Zinsfuß,  aber  niedrigerem  Ausgabekurs,  nämlich  93  bzw.  95  Proz.  1140  Mill.  Lire, 
die  dritte  vom  Januar  1916  2471  Mill.  Lire  und  die  vierte  vom  Februar  1917 
3610  Lire.  Das  Ergebnis  der  vierten  Kriegsanleihe  setzte  sich  aus  2492  Mill.  Lire 
in  bar  und  1120  Mill.  Lire  in  Wertpapieren  zusammen.  An  neuem  Gelde  brachte 
sie  wohl  kaum  mehr  als  1  Milliarde  Lire.  Die  vier  ersten  italienischen  Kriegs- 
auleihen dürften  insgesamt  nur  ungefähr  5,5  Milliarden  Lire  geliefert  haben.  Nur  ein 
kleiner  Teil  der  italienischen  Kriegskosten  konnte  auf  dem  Wege  der  Begebung 
langfristiger  Anleihen  gedeckt  werden ;  betrugen  doch  die  Ausgaben  schon  Ende 
Oktober  1917  mindestens  28  Milliarden  Lire.  Es  ist  zur  Genüge  bekannt,  daß 
Italien  genötigt  war,  wiederholt  Finanzhilfe  in  den  Vereinigten  Staaten  und  in 
England  nachzusuchen.  Im  Oktober  vorigen  Jahres  stellten  sich  die  in  England 
und  Amerika  entnommenen  Beträge  zusammen  auf  etwa  7100  Mill.  Lire,  von  denen 
5774  Mill.  Lire  auf  England  und  1320  Mill.  Lire  auf  Amerika  entfielen.  Nach 
der  ,Frkf.  Ztg."  dürften  die  gesamten  Kriegskosten  bis  Ende  1917  für  Italien  weit 
über  30  Milliarden,  vielleicht  nicht  viel  weniger  als  35  Milliarden  betragen,  und 


—    876    — 

davon  Hiod  nur  S6Ö9  Mill.  dnreb  feate  Anleihen  aufgebracht.  Der  Typiu,  den 
Italien  auflegt,  ist  wie  vor  einem  Jahre  der  der  5-proz.  steuerfreien  ewigen  Rente, 
)edoch  beträgt  der  Ausgabepreis  nur  86,50  Pro«,  gegen  90  Pioz.  bei  der  vierten 
Anleihe,  und  der  Schatz  muß  nun  nach  seinem  damaligen  Versprechen  den  Zeich- 
nern der  vierten  Anleihe  3'/,  Proz.  KapitaJsverlust  vergüten.  Nach  dem  am 
30.  September  1917  herausgekommenen  Ausweise  der  öffentlichen  Schuld  war  von 
der  vierten  Kriegsanleihe  ein  Kapitalbetrag  von  7148  Mill.  begeben,  jedoch  kam 
dieser  zum  größten  Teile  aus  dem  Umtausche  alter  Titel,  während  im  Inlande  in 
bar  nur  rund  2500  Mill.  gezeichnet  wurden.  Diese  Zahl  zeigt,  dati  das  Ergdioia 
der  fünften  Kri^sanleihe  die  schwebende  Schuld  nicht  vermindern,  ja  nicht  ein- 
mal ihr  Anwachsen  in  bemerkenswertem  Maße  verzögern  kann. 

Ueber  die  Kriegsf inanzen  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  schreibt  die  „Züricher  PoBt"  :  Das  amerikaniKche  Schats- 
amt  veranschlagt  die  Ausgaben  für  das  kommende  Fiskaljahr  auf  die 
Rekordsumme  von  13'/,  Milliarden  $  (67»/,  Milliarden  free).  Um  sieh 
über  die  Ungeheuerlichkeit  dieser  Summe  einigermaßen  klar  zu  werden, 
muß  man  bedenken,  daß  am  Ende  des  Jahres  für  nahezu  3'/«  Kriegs- 
jahre  England  155  Milliarden  und  Frankreich  102  Milliarden  frcs.  aas- 
gegeben haben  wird.  Von  obiger  Summe  entfallen  über  1 1  Milliarden  $ 
auf  die  Kriegsausgaben:  für  die  Armee  sind  6616  nnd  für  die 
Marine  1014  Mill.  ausgesetzt,  der  militärische  Informationsdienst  nebst 
FUegerdienst  erhält  1138  Mill.,  für  das  Hauptquartier  sind  2  Milliarden 
vorgesehen.  Großzügig  wie  die  Ausgaben  müssen  auch  die  Einnahmen 
aus  Steuern  und  aus  Anleihen  sein.  Die  Kriegsgewinnsteuer  wird 
alle  Personen,  Korporationen  und  Gesellschaften  treffen,  welche  ein 
Einkommen  von  mehr  als  8000  $  haben,  und  zwar  für  alle  solche 
Gewinne,  die  Prozentsätze  von  7  bis  9  v.  H.  des  Einkommens  über- 
steigen. Der  Steuersatz  steigt  proportioneil,  er  bewegt  sich  zwischen 
20  nnd  60  v.  H.,  letzterer  Satz  für  Mehrgewinn  über  33  v.  H.  des  an- 
gelegten Kapitals.  Das  Erträgnis  der  Steuer  wird  für  1917  mit 
809  Mill.  f  veranschlagt.  Die  Regierung  nimmt  immer  mehr  die 
Handelskontrolle  in  die  Hand.  Die  Ausfuhren  bedürfen  jetzt  besonderer 
Lizenzen,  und  die  Regierung  geht,  wie  verlautet,  mit  dem  Gedanken 
am,  für  die  Blriegsdauer  die  Leitung;  aller  Eisenbahnen  und  Kohlen- 
miuen  zu  übernehmen. 

Im  Bank- Archiv  hat  Dr.  Lammers.  über  die  Kriegsfinanziemng  m 
den  Vereinigten  Staaten  geschrieben,  dessen  Autfühmngen  folgendes 
Tatsächliche  entnommen  sei : 

Mit  einem  Ueberschuß  der  Ausfuhr  über  die  Einfuhr  in  dem  am  30.  Jani 
endenden  Geschäftsjahr  für  1916/17  von  3635  Mill.  $,  für  1915/16  von  2125Mifl.  $, 
für  1914/15  von  1094  Mill.  $.  mit  einem  Goldeinfuhrüberschuß  seit  Ausbruch  de« 
Krieges  bis  1.  Juli  1917  von  1,1  Milliarde  :«,  mit  einem  Volkseinkommen  von 
5  Müliarden  $  gegenüber  30  MUliarden  ^  in  Friedenszeiten  und  einem  Volksver- 
mögen  von  225—250  Milliarden  $  traten  die  Vereinigten  Staaten  in  den  Krieg  ein. 
Diese  schon  an  und  für  sich  gute  Basis  für  eine  Kxieesfinanzierung  suchte  die 
Regierung  bald  nach  der  offiziellen  Teilnahme  an  dem  Kriege  bedeutend  zu  er- 
weitern. Sämtliche  Maßnahmen,  die  seitens  der  Regierung  ergriffen  wurden,  gingen 
darauf  aus,  die  Finanzkräfte  des  ganzes  Landes  einheitlich  zusammenzufaaaen, 
sie  straff  zu  organisieren  und  sie  in  erster  Linie  im  Interesae  der  Kriegsfinan- 
zierung  zu  verwerten. 

Der  erste  Kriegskredit,  der  am  24.  April  1917  bewilligt  wurde,  belief  sich  auf 
7  Milliarden  |.  Derselbe  sollte,  wie  folgt,  verwendet  werden :  2  Milliarden  t  als 
Freiheitsanleihe,  3  Milliarden  $  als  Vorschüsse  an  Verbfindete  nnd  2  Milliarden  $ 
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als  Treasury  Certificates  of  indebtedness.  Die  erste  Kriegsanleihe  wurde  zu  pari 
in  Höhe  von  2  Milliarden  $  unter  dem  Stichwort  „liberty  loan  of  peace"  in  der 
Zeit  yom  1.  Juni  bis  15.  Juni  1917  aufgelegt.  Fällig  wird  die  Anleihe  im  Jahre 
1947,  jedoch  hat  die  Regierung  das  Recht,  dieselbe  im  Jahre  1932  zu  pari  zu 
kündigen.  Der  Zinsfuß  beträgt  3'/.,  Proz.,  und  die  Anleihe  ist  konvertierbar,  faUs 
später  eine  höher  verzinsliche  ausgegeben  wird.  Auch  ist  sie  frei  von  der  Ein- 
kommensteuer und  allen  anderen  Staats-  und  Gemeindesteuern  mit  Ausnahme  der 
Erbschaftssteuer.  Bei  der  Zeichnung  waren  2  Proz.  zu  zahlen,  18  Proz.  am  28  Juni, 
20  Proz.  am  20.  Juli,  30  Proz.  am  15.  August  und  30  Proz.  am  30.  August  1917. 
Das  Zeichnungsergebnis  stellte  sich  auf  3  035  226  850  $.  (Von  dieser  Freiheits- 
anleihe wird  neuerdings  ein  neuer  Tiefstand  mit  96,70  Kurswert  gemeldet.) 

Wie  rapide  die  Ansprüche  der  Verbündeten  an  die  Vereinigten  Staaten  gestiegen 
sind  zeigt  folgende  Aufstellung..    Eis  betrugen  die  Vorschüsse  an: 


bis  Amerikas 

Ein- 

seitdem  bis 

tritt  in  den  Krieg 

Ende  Oktober 

England 

1131,4  Mill. 

$ 

1860      Mill.  $ 

Frankreich 

rsö.?     ,. 

820         „      „ 

Baßland 

148.5      „ 

325         ,.      „ 

Italien 

25.0      „ 

485         „      „ 

Canada 

335.0     M 

Neufundland 

5.0      „ 

— 

Belgien 

58,4      ..      ,- 

Serbien 

— 

3        ..      >, 

2381,6  Mill. 

T 

3551,4  MiU.  $ 

Außerdem:  Bankkredite  lOO      Mill, 

>$ 

Gesamtsumme  mithin  6033  Mill.  $  =  22,33  Milliarden  M.  Die  täglichen 
Vorechüsse  an  Verbündete  stellten  sich  im  Durchschnitt  vor  dem  1.  Juli  1917  auf 
10,5  Mill.  $,  nach  dem  1.  Juli  1917  auf  13,5  Mill.  $  und  ab  1.  August  1917  auf 
16,4  Mill.  |.  Die  eigenen  Kriegsausgaben  bestritt  die  Regierung  durch  den  Ver- 
kauf der  Treasury  Certificates  of  indebtedness. 

Dem  durch  die  Kriegsanleihe,  die  Vorschüsse  an  Verbündete  und  die  Tre- 
asury Certificates  of  indebtedness  verbrauchten  ersten  Kriegskredit  folgte  am  1.  Sep- 
tember 1917  die  Bewilligung  eines  zweiten  in  Höhe  von  11,538  Mill.  $.  Davon 
sollten  dienen:  3000  Mill.  $  als  zweite  Kriegsanleihe,  4000  Mill.  $  als  neue  Vor- 
schüsse an  Verbündete,  538  Mill.  $  zur  Konvertierung  gewisser  ausstehender  An- 
leihen (Danish  West  Indies),  2000  Mill  $  zur  weiteren  Ausgabe  von  Certificates 
of  indebtedness,  2000  MiU.  |  als  War  Savings  Certificates.  zusammen  11  538  Mill.  $. 

Die  zweite  Kriegsanleihe  wurde  aufgelegt  in  der  Zeit  vom  1.  bis  27.  Oktober 
1917.  Der  Erfolg  war  nicht  den  Erwartungen  entsprechend.  Besonders  die  Zei- 
tungen der  Entente  sprachen  schon  wochenlang  vorher  von  einem  Ertrage  von 
mindestens  5  Milliarden  $.  Wenn  demgegenüber  das  wirkliche  Ergebnis  nur 
4  617  532  300  Mill.  $  beträgt,  so  ist  das  für  unsere  Feinde  immerhin  eine  Lehre,ihre 
finanziellen  Erwartungen  in  Amerika  nicht  zu  hoch  zu  stellen.  Durch  die  im 
zweiten  Kriegskredit  vorgesehene  Summe  von  4  Milliarden  $  neuer  Vorschüsse  an 
Verbündete  erreichten  diese  die  Höhe  von  7  Milliarden  $.  Rechnet  man  die  vor  dem 
offiziellen  Eintritt  der  Vereinigten  Staaten  in  den  Krieg  an  die  Verbündeten  be- 
willigten Vorschüsse  von  2481  Mill.  $  hinzu,  so  ergibt  sich  eine  in  Kürze  ein- 
tretende Gesamtverschuldung  der  Verbündeten  an  die  Vereinigten  Staaten  von 
9481  Mill.  S  oder  40  Milliarden  M.  Die  Ausgabe  der  ferner  bewilligten  2  Milli- 
arden Treasurv  Certificates  of  indebtedness  mit  einjähriger  Laufzeit  dürften  sich 
in  bisheriger  Weise  vollziehen.  Neu  ist  die  Ausgabe  von  2  Milliarden  $  War  Sa- 
vings Certificates. 

IX.  Kleingewerbe,  einschließlich  Mittelstandsbewegnng. 

Inhalt:  1.  Wirtschaftliche  Abteilungen  bei  den  Handwerkskammern. 
2.  Einrichtungen  von  Lederzuschneidestellen,  3.  Verteilung  von  Nähgarn.  4.  Ab- 
änderung des  Handelskammergesetzes.    5.  Errichtung  von  Arbeitskammern.    6.  Be- 
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Schaffung  von  SparmetaUen.    7.  Auawechslang  der  Türklinken  und  Fenstergriffe 
ans  Sparmetall. 

Das  Handwerk  ist  vor  den  harten  Kampf  ums  Dasein  gestellt, 
ein  Kampf,  der  durch  feste  Geschlossenheit  des  Handwerks  gewonnen 
werden  kann.  Die  bestehenden  Vertretungen  und  Organisationen  dfla 
Handwerks  sind  nicht  ausreichend,  um  die  Arbeiten,  die  in  dieser 
Richtung  bevorstehen  und  die  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  liegen,  darck- 
znftlhren ;  umfassende  wirtschaftliche  Organisationen  bestehen  im  Hand- 
werk noch  nicht.  Gegen  eine  wirtschaftliche  Betätigung  der  Hand- 
werkskammern hat  sich  der  preußische  Minister  für  Handel  und  Gewerbe 
wiederholt  ausgesprochen.  Die  Rammern  'sind,  soweit  damit  ein  ge- 
schäftliches Risiko  bei  Verwendung  amtlicher  Gelder  und  eine  Gef&hr- 
dnng  der  Autorität  der  Handwerkskammern  verbunden  ist,  nicht  be- 
rechtigt, sich  geschäftlich  an  solchen  Unternehmungen  zu  beteiligen. 
Dagegen  sind  die  Kammern  wohl  geeignet  und  auch  verpflichtet,  fflr 
die  Schaffung  einer  umfassenden  Wirtschaftsstelle  Sorge  su 
tragen  und  sich  hierbei  deu  nötigen  EinflaB  zu  sichern.  Das  Bedürfnis 
nach  einer  solchen  Stelle  wird  immer  zwingender.  Konnte  bisher  den 
Anforderungen  hinsichtlich  der  Heereslieferungen  durch  Gründung  von 
Verdingungsstellen  und  Lieferungngenossenschaften  genügt  werden,  so 
sind  die  Aufgaben  der  Uebergangswirtschaft  viel  weitgreifender  and 
sie  können  nur  erfüllt  werden,  wenn  eine  Organisation  da  ist,  die  das 
gesamte  Handwerk  zusammenfaßt.  Das  Fortbestehen  des  Handwerks 
nach  dem  Kriege  hängt  im  wesentlichen  von  der  Rohstoffbeschaffnng 
ab.  Es  ist  anzunehmen,  daß  nach  dem  Kriege  genügend  Reparator- 
arbeiten  vorliegen  werden,  da  in  der  langen  Zeit  Ausbesserungen  und 
Ergänzungen  vernachlässigt  werden  mußten.  Die  Aufnahme  der  Ar- 
beiten setzt  aber  die  Verfügung  über  Rohstoffe  voraus.  Es  leuchtet 
ein,  daß  die  Rohmaterialien  in  genügendem  Umfange  zunächst  sicher 
nicht  vorhanden  sein  werden,  und  es  ist  deshalb  notwendig,  daß  mit 
dem  vorhandenen  Bestände,  also  mit  den  an  der  Front  frei  werdenden 
Materialien  oder  auch  den  zunächst  wohl  sehr  spärlich  eingehendea 
Stoffen  aus  dem  neutralen  Auslande,  hausbälteriäch  umgegangen  werden 
muß.  Dem  deutschen  Handwerks-  und  Gewerbekammertag  ist  es  ge- 
langen, dem  Handwerk  in  dem  Beirat  beim  Reichswirtschaftsamt  eine 
geeignete  Vertretung  zu  verschaffen.  Die  Handwerksvertreter  des  Bei- 
rates haben  sich  zu  einem  Arbeitsausschuß  vereinigt,  der  in  der  Frage 
der  Rohstoffbeschaffung  darüber  zu  wachen  haben  wird,  daß  dem  Hand- 
werk ein  entsprechender  Teil  an  den  Materialien  zugeteilt  wird.  Die  Vor- 
arbeiten für  die  Feststellung  des  Bedarfes  sind  bereits  durch  Ermitte- 
lungen bei  den  einzelnen  Betrieben  eingeleitet  worden.  Für  die  Ver- 
teilung selbst  wird  aber  unbedingt  eine  Organisation  notwendig  sein, 
die  mit  dem  ganzen  Handwerk  in  Verbindung  steht  und  von  diesem 
anerkannt  wird.  Eine  solche  Organisation  wird  am  besten  geschaffen 
werden,  indem  eine  Wirtschaftsstelle  eingerichtet  wird,  welche  die 
Organisationen  des  Handwerks,  also  die  Innungen,  die  Genossen- 
schaften usw.  zusammenfaßt  und  die  der  Handwerkskammer  angeschlossen 
wird.  Dieser  Wirtschaftsstelle  werden  dann  noch  weitere  umfangreiche 
Aufgaben  zugeteilt  werden,  so  die  Bebchaffung  öffentlicher  Lieferungea 
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für  das  Handwerk,  sowie  die  zahlreichen  Zukunftfragen  des  Handwerks, 
die  zum  Teil  bisher  von  den  Handwerksämtern  und  Gewerbeförderungs- 
instituten übernommen  wurden.  Die  Organisation  der  Wirtschaftsstellen 
selbst  wird  man  den  Kammern  überlassen  müssen,  welche  die  für  ihren 
Bezirk  jeweils  passende  Form  finden  werden. 

Einzelne  Sondereinrichtungen  zur  Beschaffung  der  nötigen  Materia- 
lien für  Ausführung  der  Arbeiten  sind  bereits  getroffen  worden  oder 
in  Vorbereitung.  Für  die  Herstellung  von  Heeresaufträgen  im  Sattler- 
gewerbe sind  Lederzuschneidestellen  in  den  einzelnen  hierfür 
bestimmten  Bezirken  gegründet  worden ,  welche  die  Verteilung  und 
gleichzeitig  die  Zuschnitte  des  Leders  besorgen.  Die  Lederzuschneide- 
stellen sind  unter  Mitwirkung  der  Kammern  organisiert  worden,  an 
dem  Betrieb  selbst,  der  in  der  Regel  in  der  Form  der  G.  m.  b.  H. 
errichtet  worden  ist,  sind  jedoch  die  Kammern  nicht  beteiligt. 

In  den  Nähgewerben,  in  der  Schneiderei,  in  der  Wäschenäherei, 
im  Putzmachergewerbe  usw.  macht  sich  bereits  der  Mangel  an  Näh- 
garn außerordentlich  fühlbar.  Es  ist  deshalb  eine  Verteilung  von 
Nähgarn  in  Vorbereitung,  wodurch  ermöglicht  werden  soll,  daß,  wenn 
auch  nur  ein  verhältnismäßig  geringes  Quantum  an  Nähgarn  den  Be- 
trieben zugeführt  werden  kann,  die  Betriebe  fortgeführt  werden  können. 
Nach  der  Bekanntmachung  der  Reicbsbekleidungsstelle  vom  29.  Novem- 
ber 1917  wird  die  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  Nähgarn  den 
Kommunal  verbänden  übertragen.  Als  Bedarfsstellen  kommen  in  Be- 
tracht die  Verbraucher,  also  das  große  Publikum,  die  Kleinhändler  und 
die  Vorarbeiter.  Den  Kommunalverbänden  ist  es  überlassen,  einen 
Verteilungsschlüssel  für  diese  Gruppen  festzusetzen.  Die  Betriebe,  welche 
mehr  als  15  Arbeiter  beschäftigen,  werden  unmittelbar  vom  Reiche  be- 
liefert. Soweit  es  sich  um  die  Belieferung  der  Kleinhändler  und  der 
Verarbeiter  mit  weniger  als  15  Personen  handelt,  wird  die  Feststellung 
des  Bedarfs  und  die  Verteilung  zweckmäßig  in  die  Hände  der  diese 
Erwerbsstände  umfassenden  amtlichen  Interessenvertretungen,  der  Kam- 
mern, zu  legen  sein.  Mit  der  Feststellung  des  Bedarfs  ist  in  den 
einzelnen  Bezirken  bereits  begonnen  worden. 

Eine  Bewegung  für  die  neue  Gestaltung  der  Industrie  Vertretung 
machte  sich  neuerdings  in  Preußen  geltend.  Die  Frage  ist  auch  für 
das  Kleingewerbe  von  Bedeutung.  In  Preußen  ist  die  Vertretung  der 
Industrie  von  den  Handelskammern  wahrgenommen  worden.  Diese  Ver- 
tretung hat  aber  die  Kreise  der  Industrie  nicht  befriedigt,  weil  sie 
neben  dem  Handel  nicht  ausreichend  zur  Geltung  kam.'  Es  liegt  nun 
der  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
Handelskammern  vor,  welcher  den  Anforderargen  der  Industrie  mehr 
Rechnung  zu  tragen  sucht.  Die  Kammern,  welche  eine  zweckmäßigere 
BezirkseinteUung  erfahren  sollen,  erhalten  nach  dem  Entwurf  künftig 
die  Bezeichnung  Handels-  und  Industriekammern.  Es  werden  bei  ihnen 
zwei  Abteilungen,  eine  für  Handel  und  eine  für  Industrie,  gebildet. 
Die  Errichtung  weiterer  Abteilungen  kann  mit  Genehmigung  des 
Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  durch  Satzung  erfolgen.  Eine  Ab- 
teilung für  Kleinhandel  kann  der  Minister  nach  Anhörung  der  Kammer 
anordnen.     Die  Mitglieder  einer  jeden  Abteilung  werden  von  getrennten 
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Wahlgruppen  gewählt,  wobei  eine  Wahl  derselben  Personen  in  mehreren 
Abteilungen  unzulässig  ist.  Die  Kammer  boschlieOt  auf  Grund  einer 
gemeinsamen  Beratung  and  Abstimmung  aller  Mitglieder.  Gegenstände, 
welche  das  Interesse  einer  Abteilung  berühren,  sind  in  der  Regel  vor 
der  gemeinsamen  Beschlußfassung  einer  Beratung  in  der  Abteilung  cn 
unterziehen.  Die  Beratung  in  der  Abteilung  muß  erfolgen,  wenn  die 
Kammern  oder  mindestens  der  dritte  Teil  der  Mitglieder  der  Abteilung 
es  verlangt  Jede  Abteilung  wählt  aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden 
nnd  einen  Stellvertreter.  Der  Vorsitzende  der  Kammer  und  sein  Stell- 
vertreter sind  befugt,  an  den  Verhandlungen  der  Abteilungen,  denen 
sie  nicht  als  Mitglieder  angehören,  mit  beratender  Stimme  teilzunehmen. 
Ist  eine  Angelegenheit  einer  besonderen  Beratung  in  einer  Abteilung 
nnterzogen  worden,  so  kann  diese  Abteilung  verlangen,  daß  ihr  Be- 
schluß und  seine  Begründung  dem  Berichte  beigefügt  werden.  —  Der 
Gesetzentwurf  bringt  ähnliche  Gedanken,  wie  sie  in  den  Hansestädten 
in  den  Gewerbekammern  bereits  praktisch  durchgeführt  worden  sind; 
nur  ist  hier  die  Industrievertretung  mit  derjenigen  des  Handwerks  ver- 
einigt. Auch  hier  bestehen  besondere  Abteilungen  für  Industrie  und 
Handwerk,  welche  die  Fragen,  die  nur  den  einen  Teil  berühren,  ge- 
trennt beraten  und  beschließen.  Jede  Abteilung  hat  ihren  Vorsitzenden 
und  Stellvertreteaden  Vorsitzenden.  Den  Gesamtvorsitz  der  Kammer 
übernimmt  abwechselnd  jedesmal  auf  ein  Jahr  der  Vorsitzende  der  In- 
dustrieabteilung und  der  Handwerksabteilung.  Gemeinsam  berührende 
Fragen,  die  namentlich  auf  technischem  Gebiete  sehr  häufig  vorliegen, 
werden  gemeinsam  in  der  Plenarversammlung  behandelt.  Da  die  In- 
dustrie zum  großen  Teil  aus  dem  Handwerk  hervorgegangen  ist,  so 
hat  sich  die  Vereinigung  von  Industrie  und  Handwerk  in  einer  Kammer 
hier  durchaus  bewährt  Störend  wirkte  jedoch  in  Hamburg,  daß  gleich- 
zeitig bei  der  Handelskammer  eine  Industriekommission  besteht,  die 
ebenfalls  auf  gesetzlichem  Boden  steht  und  dadurch  die  V^ertretung 
der  Industrie  eine  Scheidung  erfahren  hat,  die  für  ihre  Entwicklung 
nicht  förderlich  sein  konnte.  Es  sind  deshalb  auch  hier  Bestrebungen 
auf  Umgestaltung  der  Interessenvertretung  der  Industrie  vorhanden. 
Im  Interesse  der  Industrie,  insbesondere  der  kleineren  und  mittleren 
Industrie  wie  auch  im  Interesse  des  Handwerks  wird  es  aber  liegen, 
an  dem  Grundgedanken  einer  Vereinigung  von  Industrie  und  Hand- 
werk in  einer  Kammer  festzuhalten. 

Die  seit  langer  Zeit  bestehenden  Bestrebungen  zur  Einführung  ge- 
setzlicher Vertretungen  für  die  Arbeiter  haben  jetzt  zur  Vorlage  eines 
Arbeitskammergesetzes  geführt,  das  im  Entwurf  vorliegt.  Die 
Arbeitskaramern  sollen  die  gemeinsamen  wirtschaftlichen  und  gewerb- 
lichen Interessen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  wahrnehmen.  Es 
wird  hiervon  eine  Förderung  des  wirtschaftlichen  Friedens  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  erwartet  Der  Gesetzentwurf  bezeichnet 
als  Aufgaben  der  Arbeitskammern  die  Förderung  eines  gedeihlichen 
Verhältnisses  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  nnd  die  Be- 
ratung diesbezüglicher  Wünsche  und  Anträge,  die  Erstattung  von  Gut- 
achten über  die  Arbeiterschutzbestimraungen,  Auslegung  von  Verträgen 
und  Verkehrssitten  zwischen  Arbeitgebern  nnd  Arbeitern,  Hebung  der 
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wirtschaftlichen  Lage  und  Wohlfahrt  der  Arbeitnehmer,  Mitwirkung  in 
der  Regelung  und  Verwaltung  des  gewerblichen  Schulwesens,  Törde- 
rung  der  Bestrebungen  zum  Abschluß  von  Tarifverträgen,  Errichtung 
von  rachausschüssen  für  die  Hausindustrie  und  Regelung  der  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen  in  ihr,  Förderung  des  nichtgewerblichen  Ar- 
beitsnachweises, besonders  auch  der  Arbeitsvermittlung  der  Kriegs- 
beschädigten, und  schließlich  die  Ernennung  von  Sachverständigen  auf 
Ansuchen  der  Behörden.  —  Soweit  es  sich  hierbei  um  die  Vertretung 
der  Arbeitgeberinteressen  handelt,  sind  diese  Aufgaben  bereits  von  den 
Kammern  übernommen  worden,  die  auch  versucht  haben,  hierbei  den 
Interessen  der  Arbeitnehmer,  soweit  es  die  wirtschaftliche  Förderung 
der  Betriebe  zuließ,  gerecht  zu  werden.  Danach  scheint  es  richtiger, 
wenn  dem  anscheinenden  Bedürfnis  nach  einer  Vertretung  der  Arbeit- 
nehmer dadurch  Rechnung  getragen  wird,  daß  nicht  eine  Stelle  ge- 
schaffen wird,  in  welcher  die  Interessen  beider  Teile  wahrgenommen 
werden,  sondern  daß  neben  den  bereits  bestehenden  Handels-,  Hand- 
werks-, Gewerbekammern  Arbeiterkammern  geschaffen  werden,  die  ein- 
seitig die  Interessen  der  Arbeitnehmer  wahrnehmen.  Die  Lohnfragen, 
welche  einen  wichtigen  Gegenstand  in  dem  Aufgabenbereich  der  Kam- 
mern bilden,  haben  bereits  in  den  Tarifgemeinschaften  eine  geeignete 
Entwicklung  erfahren.  Vorbildlich  für  die  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  scheinen  für  die 
Vorlage  die  Schlichtungsausschüsse  nach  dem  Hilfsdienstgesetz  gewesen 
zu  sein.  Ob  aber  eine  üebertragung  dieser  Ausschüsse,  welche  für  die 
Kriegsverhältnisse  vorgesehen  worden  sind,  auf  die  Friedenszeit  em- 
pfehlenswert ist,  mag  dahingestellt  bleiben.  Die  kurze  Tätigkeit  dieser 
Ausschüsse  läßt  eine  einwandfreie  Beurteilung  ihrer  Wirksamkeit  kaum 
zu.  Bei  der  außerordentlichen  Tragweite  der  Vorlage  wäre  es  viel- 
leicht besser  gewesen,  wenn  die  Frage  nicht  in  einer  so  erregten  Zeit 
wie  der  jetzigen  zur  Erörterung  gelangt  wäre,  sondern  es  wäre  zweck- 
mäßiger gewesen,  sie  auf  eine  Zeit  ruhiger  wii'tschaftlicher  Entwick- 
lung nach  dem  Kriege  zu  verschieben. 

Auf  Anregung  der  Kriegsmetall-Aktiengesellschaft  sind  in  den 
einzelnen  Kammerbezirken  Vertrauensstellen  zur  Beschaffung 
von  Sparmetallen,  welche  in  den  Betrieben  noch  vorhanden  sind, 
eingerichtet  worden.  Durch  Vertrauensleute  aus  den  einzelnen  Berufs- 
zweigen soll  auf  die  Inhaber  der  Betriebe  eingewirkt  werden,  die 
Bestände  freiwillig  abzuliefern.  Bei  dem  dringenden  Bedürfnis  auf  Er- 
fassung der  Bestände  ist  eine  Enteignung  derselben  nicht  zu  vermeiden. 
Es  ist  deshalb  anzunehmen,  daß,  da  die  Unternehmer  sich  bei  einer 
freiwilligen  Abgabe  besser  stehen  als  bei  einer  Zwangsenteignung,  sie  sich 
bei  geeigneter  Vorstellung  ihres  Vorteils  bewegen  lassen  werden,  die 
Bestände  freiwillig  herzugeben. 

Demselben  Bedürfnis  soll  dadurch  entsprochen  werden,  daß  die 
Auswechselung  der  Türklinken  und  Fenstergriffe  aus 
Sparmetall  vom  Reiche  organisiert  werden  wird.  Es  soll  eine  groß- 
zügige Organisation  zur  Durchführung  dieser  Maßnahme  ins  Leben 
treten,  die  den  deutschen  Handwerks-  und  Gewerbekammern  übertragen 
Jahrb.  f.  NationalSk.  n.  Stat.  VolkswirtBcb.  Chronik.  1917.  LIX 
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werden  wird.  Die  Eammern  werden  sich  ihrerseits  mit  den  für  dies« 
Arbeiten  in  Betracht  kommenden  Handwerken  zwecks  Ausführung  der 
Arbeiten  in  Verbindung  setzen  and  sie  werden  den  Abrechnungsver- 
kehr mit  den  Hausbesitzern,  Handwerkern,  Kommunalverb&nden  und 
der  Reichsverwaltung  übernehmen.  Die  Abnahme  der  Klinken  und 
Fenstergriffe  wird  durch  Ausbaukolonnen  durchgeführt,  welche  sofort 
nach  Abnahme  die  von  der  Kriegsmetallersatzstelle  gelieferten  Ersats- 
griffe  anbringen  werden.  Die  Kosten  des  Ausbaas  and  voraussichtlich 
der  gesamten  Auswechselung  werden  vom  Reiche  getragen  werden. 

X.  Soziale  Hygiene. 

Inhalt:  Minigterinm  für  Volksgesundheit  in  Oesterreich  und  ähnliche  Be- 
strebungen in  Deutschland,  fiadische  Gesellschaft  für  soziale  H;|rgieoe.  Bevölke- 
niDgspolitik.  Gesundheitszeugniese  für  Eheschliefiende.  Rleiukindcrfürsorge. 
Fabrikkrippen.  Kinderpfleeestellen.  Kinderfürsorge  der  LandesTenticherungitan- 
»talten.  üemeindliche  Sc^ulpflegerinnen.  Milch  Versorgung.  Maitsenspeisung. 
Kriegsbeschädigtenfürsorge  (R«serveUzarett  Görden  und  anderes).  Wohnuogsfür- 
eorge. 

Die  weitere  Festigung  des  Planes  eines  Ministerinms  für 
Volksgesundbeit  in  Oesterreich  hat  diese  Frage  auch  für 
Deutschland  immer  stärker  in  den  Vordergrund  treten  lassen.  So 
forderte  J.  Schwalbe  in  der  „Deutschen  Med.  Wochenschr."  ein  Unter- 
staatssekretariat für  da^  Uedizinalwesen  in  Preußen,  insbesondere  im 
Interesse  einer  umfassenden  sozialen  Oesnndheitnpflege  auf  dem  Lande, 
und  weiter  geht  Rapmund,  der  (in  den  „Deutschen  Stimmen'';  den  Plan 
eines  gesundbeitiicLen  Reichsamts  entwarf.  Die  Bedenken,  daß  der 
bundesstaatliche  Charakter  des  Reiches  oder  Sparsamkeitsrücksichten 
bezüglich  der  Zahl  der  Behörden  diesen  Gedanken  entgegenständen, 
wurde  vom  Verfasser  als  unbegründet  zurückgewiesen;  an  fruchtbarer 
Arbeit  werde  es  einem  solchen  Reichsamt  nicht  fehlen,  dahingegen 
werde  die  vorhandene  Beamtenzahl  dadurch  nicht  gesteigert;  jetzt  bei 
der  Umgestaltung  des  Reichsamts  des  Innern  sei  der  geeignetste  Zeit- 
punkt zur  Durchführung  dieses  schon  von  vielen  Seiten  geforderten 
Planes.  Es  ist  aber  die  Frage,  ob  bei  der  jetzigen  Trennung  der  So- 
zial- und  Wirtscliaftspolitik  vom  Reichsamt  des  Innern  und  der  Bei- 
behaltung des  Gesundheitswesens  in  dem  Umkreis  der  Aufgaben  des 
alten  Reichsamts  des  Innern  oder  ob  im  Rahmen  einer  Dreiteilung  der  beste 
"Weg  für  die  sozialhygienische  Verwaltungsorganisation  einzusclilagen 
gewesen  wäre.  Nur  bei  einer  solchen  Dreiteilung  wäre  dann  die  ganze 
Sanitätsverwaltung  im  weiteren  sozialen  Sinne  in  einem  solchen  Reichs- 
wohlfahrtsamt  zusammenzufassen  gewesen. 

Auch  in  Oesterreich  begegnete  man  Schwierigkeiten  der  Abgren- 
zung. Daher  ist  das  geplante  Amt,  das  die  Volkswohlfahrt  im  ganzen 
umfassen  sollte,  nach  neueren  Entschließungen  geteilt  werden.  Ange- 
ordnet wurde  „die  Schaffung  eines  Ministeriums  für  soziale  Fürsorge 
einerseits  und  für  Volkfgesundheit  andererseits".  Mit  den  Vorarbeiten 
für  die  Schaffung  eines  Gesundheitsamtes  wurde  ein  Arzt,  Minister  Dr. 
Johann  Horbaczewski,  bisher  ordentlicher  Professor  für  medizinische 
Chemie  an  der  technischen  Universität  in  Prag,  betraut,  mit  den  Vor- 
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arbeiten  für  die  Schaffung  des  Ministeriums  für  soziale  Fürsorge  an 
Stelle  Baernreithers  der  neuernannte  Minister  Viktor  Mataja,  also  ein 
Nationalökonom.  Ende  November  wurde  dann  berichtet,  daß  Kaiser 
Karl  die  Errichtung  eines  Ministeriums  für  Volksgesundheit  genehmigt 
und  den  Ministerpräsidenten  eimächtigt  hat,  einen  hierauf  bezüglichen 
Gesetzentwurf  im  Reichsrate  einzubringen.  Das  Ministerium  für  Für- 
sorge wurde  im  Januar  formell  errichtet  und  ihm  auch  das  Kranken- 
kassenwesen unterstellt. 

Anfang  Dezember  meldete  die  „Germania"  nach  einer  deutschen 
Nachrichtenstelle,  daß  die  Wünsche  des  deutschen  Reichstags  weiter- 
hin auf  die  Schaffung  eines  Reicbswohlfahrtsamtes  gehen,  in  dem  das 
Reichsgesundheitsamt  aufgehen  und  das  außerdem  sich  mit  allen  be- 
völkerungspolitischen   Aufgaben  befassen  soll. 

Eine  hervorragende  Landegorganisation  für  soziale  Hygiene  ist  die  ßa- 
dische  Gesellschaft  für  soziale  Hygiene,  üeber  ihr  Wirken  geben  die 
.Sozialhygienischen  Mitteilungen  für  Baden",  hrsg.  von  dem  Schrift- 
führer der  Gesellschaft,  Dr.  Alfons  Fischer,  Auskunft,  die  seit  Januar  1917  in 
Vierteljahrsheften  erscheinen.  Diese  Vierteljahrshefte  bringen  u.  a.  die  sehr  wert- 
vollen statistischen  Untersuchungen  Dr.  Fischers  über  die  Erfolge  der  Reichs- 
wochenhilfe für  die  Verminderung  der  Säuglingssterblichkeit.  Besonders  tritt  sie 
auch  für  die  obligatorische  Einführung  der  Familienversicherung  ein. 

Die  Gesellschaft  hat  dem  badischen  Landtag  den  Wunsch  unterbreitet,  jede 
der  beiden  Kammern  des  Landtags  möge  eine  besondere  Kommission  für  soziale 
Hygiene  bestellen,  die  dann  stets  für  die  Beratung  der  hierher  gehörenden  Fragen 
zur  Stelle  sei. 

In  einer  Eingabe  an  den  Landtag  vom  24.  November  wurde  gewünscht; 
Gründung  eines  Sozialhygienischen  Instituts,  Einrichtung  von  sozialhygienischen 
Kollegien  und  Kursen,  Einführung  der  allgemeinen  Familienversicherung  und 
ihre  finanzielle  Unterstützung,  Ausdehnung  der  schulärztlichen  Untersuchungen 
auf  die  Schüler  der  Fortbildungsschulen,  Bildung  einer  Landeskommission  für 
soziale  Hygiene. 

Die  Fragen  der  Bevölkerungspolitik  haben  neuerdings  natur- 
gemäß so  erhöhte  Bedeutung  gewonnen,  daß  alle  direkten  und  indirekten 
Maßnahmen  zur  Hebung  der  Geburtenziffer  mannigfach  erörtert  werden. 
Prof.  V.  Gruber  wies  in  einem  Vortrage  darauf  hin,  daß  in  Deutschland 
in  den  letzten  13  Jahren  der  Rückgang  der  Geburtenziffer  fast  eben- 
soviel beträgt  (von  36,8  auf  28,3  auf  1000  Einwohner)  wie  der  Rück- 
gang der  französischen  Geburtenziffer  in  90  Jahren.  Diese  Sorge  wird 
allgemein  geteilt,  aber  über  die  Mittel  der  Abhilfe  werden  natürlich 
die  verschiedensten  Vorschläge  gemacht,  da  wirtschaftliche,  psycho- 
logische und  medizinische  Ursachen  aller  Art  hier  mitsprechen.  Daß 
die  Einleitung  des  künstlichen  Aborts  durch  Aerzte  hierbei  eine  ganz 
untergeordnete  Rolle  spielt,  wurde  aus  Anlaß  des  Falles  Henkel  von 
Geheimrat  Bumm  in  der  Berliner  Medizinischen  Gesellschaft  an  Zahlen 
nachgewiesen.  Nach  Bumm  bleiben  jährlich  in  Deutschland  200  000 
Ehen  unfruchtbar,  200  000  Frauen  abortieren.  Dazu  kommen  55  000 
Totgeburten  im  Jahre,  von  denen  36  000  infolge  der  Geburt,  9000  durch 
Nierenentzündung  und  ebensoviele  durch  Syphilis  hervorgerufen  sind. 
Das  sind  die  natürlichen  Verluste  am  Nachwuchs.  Die  künstlichen 
Verluste  beruhen  auf  dem  gewollten  Geburtenrückgang.  Wenn  noch 
40  Kinder  auf  1000  Erwachsene  geboren  würden,  hätten  1914  274  Mill. 
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statt  1800  000  Kinder  geboren  werden  müssen.  Es  fehlen  alao 
900000  Kinder,  von  denen  800  000  durch  Befruchtungsverhinderung, 
100000  durch  künstlichen  Abort  verloren  gegangen  sind. 

Aus  dem  Komplex  der  indirekten  und  direkten  Mittel  zur  Förde- 
rong  eines  gesunden  Nachwuchses  sei  für  heute  zweierlei  hervorgehoben : 
Die  Frage  der  Gesundheitszeugnisse  fttr  Eheschlies- 
uende  und  die  Besserung  des  Rechts  der  unehelichen 
Mutter  und  Kinder.  Namentlich  über  erxteres  soll  hier  das  Fol- 
gende mitgeteilt  werden : 

Die  Berliner  QesellBchaf t  für  KaHBenhygiene  hat  neuerdings  eine 
.\ktioD  unternommen,  um  durch  Belehrung  aller  Ehebewerber  die  Frage  gesun- 
der Nachkommenschaft,  nicht  der  Nachkommenschaft  schlechthin,  in  die  erste 
Reihe  zu  rücken.  Sie  geht  in  einer  Eingabe,  die  zugleich  im  Namen  einer  Reihe 
anderer  Gesellschaften  abgefaßt  ist,  davon  aus,  daß  die  Fürsorge  der  Ehegatten 
für  ihre  eigene  Gesundheit  auch  die  beste  Grundlage  für  das  Gäeihen  ihrer  Kin- 
der zn  schaffen  geeignet  ist  und  daß  dieser  Erfolg  um  so  mehr  erreicht  wird,  je 
früher  und  sorgfältiger  diese  Fürsorge  betrieben  wird.  , Besonders  wichtig  wird 
eine  solche  Unterweisung*,  heißt  es  in  der  Eingabe,  ,ffir  diejenigen,  die  eine  Ehe 
miteinander  einzugeben  im  Begriffe  sind.  Für  sie  ist  dann  der  letzte  Zeitpunkt 
gegeben,  in  dem  es  sachverständiger  Belehrung  eelingen  kann,  solche  Personen,  die 

femäß  den  Erfahrungen  der  medizinischen  Wissenschaft  Gefahr  laufen,  eine 
ranke  Nachkommenschaft  zu  erzeugen,  von  der  Ehe  dauernd  oder,  wo  dies 
möglich  ist,  so  lange  abzuhalten,  bis  durch  zweckmäßige  Behandlung  aas  schid- 
liche  Leiden  behob«n  iüt.  Aber  über  diesen  Erfolg  hinaus  kann  als  eine  Frucht 
solcher  Beratung  in  geeigneten  Fällen  sogar  die  Verhütung  von  Kinder- 
losigkeit erwirkt  werden.  In  den  zahlreichen  Ehen,  in  denen  die  Unfrucht- 
barkeit auf  einer  Erkrankung  der  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechtsorgane 
beruht,  vermag  eine  rechtzeitige  Feststellung  und  Behandlung  das  Leiden,  zu  be- 
seitigen und  somit  schon  vor  B^nn  der  Ehe  die  Hindernisse  für  den  Eintritt 
einer  Befruchtung  aus  dem  Wege  zu  räumen  Wenn  nach  Prof.  Blaschko  die 
vollständige  und  die  Einkinder-äterilität  beinahe  zu  50  v.  H.  auf  einer  früheren 
'  Tripperinfektion  beruht,  so  daß  man  dadurch  allein  in  Deutschland  auf  einen  jähr- 
lichen Geburtenausfall  von  annähernd  200000  Kindern  rechnen  kann,  so  ist  es 
fraglos,  daß  man  bei  einer  nicht  geringen  Zahl  von  Ehen  sowohl  dadurch,  daß 
man  den  Mann  vor  Eintritt  in  die  Ehe  von  seiner  Krankheit  befreit,  als  auch 
namentlich  dadurch,  daß  man  deren  Uebertragung  auf  die  Ehefrau  verhütet,  der 
Unfruchtbarkeit  der  Ehe  mit  Erfolg  vorbeugen  kann.  Al>er  auch  außer  dieser 
wesentlichsten  Quelle  der  Unfruchtbarkeit  eibt  es  bei  Männern  und  Frauen  StS- 
ruugen  der  Unterleibsoigane,  die  einer  Befruchtung  entgegenwirken  und  deren 
Behebung  deshalb  die  Erzeugung  von  Nachkommen  zu  fördern  geeignet  ist* 

Diese  Eingabe,  die  darauf  hinausläuft,  daß  überall  durch  ministerielle  Anord- 
nung den  Standesbeamten  aufgegeben  werden  soll,  das  zu  diesem  Zweck  be- 
arbeitete Merkblatt  jedem  Brautpaar  auszuhändigen,  beruht  —  ebenso  wie  das 
Merkblatt  selbst  —  auf  einer  Aussprache  einer  größeren  Anzahl  medizinischer 
und  sozialpolitischer  Gesellschaften. 

Dem  Einwand  gegenüber,  daß  der  Zeitpunkt  des  Eheau^bots  für  die  von 
dem  Merkblatt  erstrebte  Belehrung  und  Beeinflussung  der  Ehebewerber  für  zu 
spät  angesehen  werden  müsse,  bemerkt  die  Eingabe  unter  allen  gleichen  Auf- 
kiärunes versuchen  werde  das  von  den  Standesbeamten  verteilte  Merkblatt  beson- 
dere Wirkung  ausüben,  sowohl  wegen  des  amtlichen  Charakters  der  Verteilungs- 
stelle als  auch  wegen  der  einer  solchen  Belehrung  den  Weg  ebnenden  Stimmung 
der  Ehebewerber.  Wenn  auch  zumeist  der  Entschluß  der  Ehebewerber,  eine  Ehe 
miteinander  einzugehen,  von  dem  Merkblatt  und  von  den  aus  einer  ärztlichen 
Untersuchung  sich  etwa  ergebenden  Folgerungen  nicht  werde  betroffen  werden, 
so  sei  doch  die  durch  die  Aufklärung  nach  allen  anderen  angeführten  Richtun- 
gen erstrebte  Wirkung  bei  vielen   Personen   mit  Wahrscheinlichkeit  zu  erwarten. 

In  dem  Merkblatt  selbst  wird  der  Austausch  von  Gesundheitszeug- 
nissen wenigstens  mit  den  Worten  umschrieben:  ,Wer  eine  Ehe  schließt,  ohne 
§n  seiner  Krankheit  seinem  (seiner)  Verlobten   Kenntnis   zu   geben,   begeht   ein 
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Verbrechen  an  seiner  Familie."  Die  Berliner  Gesellschaft  für  Kassenhygiene  ver- 
trat, über  den  Merkblattvorschlag  hinausgehend,  in  einer  an  den  Bundesrat  und 
Beichstag  gerichteten  ergänzenden  Denkschrift  den  Standpunkt,  daJä  der  Austausch 
von  Gesundheitszeugnissen  vor  der  Eheschließung  gesetzlich  vorzuschreiben  wäre. 
Das  umfangreiche  für  die  Erörterung  der  Frage  vorliegende  Material  ist  in  dem 
Sitzungsbericht  der  Berliner  Gesellschaft  für  Kassenhygiene  nachzulesen,  wo  ganz 
besonders  auf  das  schwedische  rassehygienische  Gesetz  von  1915  Bezug  genommen 
wird.  In  der  Aussprache  der  sozialhygienischen  Gesellschaften  vom  8.  Juni,  die 
zu  obiger  Eingabe  geführt,  wurde  ferner  beschlossen,  die  gemeinsame  Besprechung 
bevölkerungspolitischer  Einzelfragen  fortzusetzen  und  im  Winter  1917/18  die 
Frage  der  wirtschaftlichen  Förderung  kinderreicher  Familien 
im  gesetzlichen  Wege  durchzuberaten. 

Daß  wir  staatlicherseits  stärkere  Beachtung  der  Kleinkinderfürsorge 
erwarten  düi-fen,  zeigt  die  Nachricht,  daß  zur  Förderung  der  Eleinkinderfürsorge 
der  preußische  Unterrichtsminister  in  seinem  Bereich  auf  den  Lehrgang  des  Deut- 
schen Ausschusses  für  Kleinkinderfürsorge  (Oktober  in  Frankfurt  a.  M.)  besonders 
aufmerksam  gemacht  hat. 

Die  sozialpädagogische  und  sozialhygienische  Tür- 
sorge  für  Kleinkinder  darf,  sagte  der  Minister,  gerade  in  der 
gegenwärtigen  Zeit  auf  allgemeines  Interesse  rechnen,  um  so  mehr, 
als  die  praktischen  organisatorischen  Fragen  auf  diesem  Gebiet  in  den 
Vordergrund  der  Erörterung  gerückt  werden  sollen.  Es  ist  vorgesehen, 
vor  allen  Dingen  klarzulegen,  inwieweit  und  in  welcher  Form  Staat 
und  Gemeinde  künftig  berufen  sein  werden,  an  der  Kleinkinderfürsorge 
teilzunehmen. 

Wie  die  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt  in  der  „Korrespondenz  für  Kriegs- 
wohlfahrtspflege"  berichtet,  haben  das  preußische  und  das  sächsische  Ministerium 
des  Innern  als  ihre  Auffassung  mitgeteilt,  daß  notwendige  Aufwendungen,  die 
die  Gemeinden  auf  dem  Gebiet  der  Fürsorge  für  Kinder  arbeitender  Mütter 
machen,  als  Ausgaben  der  Kriegswohlfahrtspflege  anzusehen  sind,  falls  die  Mehr- 
zahl der  Mütter  dem  Stande  der  Kriegerfrauen  angehört.  Danach  haben  also 
auf  die  Wiedererstattung  eines  erheblichen  Teils  der  Aufwendungen,  die  für  die 
Kinderfürsorge,  insbesondere  für  Ejippen,  Kindergärten,  Horte,  Mütterberatungs- 
steUen,  Auskunftsstellen  für  Kinderfürsorge  usw.  gemacht  werden,  aus  Staats- 
mitteln die  Gemeinden  in  Preußen  sowie  in  Sachsen  einen  berechtigten  Anspruch. 

Was  die  Fürsorge  für  Kinder  von  Fabrikarbeite- 
rinnen betrifft,  so  haben  sich  die  Fabrikkrippen  durchaus  be- 
wahrt. Man  rühmt  den  Fabriken,  die  solche  Einrichtungen  haben, 
nach,  daß  der  Zustrom  der  Arbeiterinnen  zu  ihnen  stark  ist  und  unter 
diesen  Arbeiterinnen  das  solide,  zuverlässige  Element  vorherrsche.  Auch 
in  Fällen,  in  denen  zuerst  die  Arbeiterbevölkerung  sich  der  Kinder- 
füraorgeeinrichtungen  gegenüber  ablehnend  verhielt,  weil  sie  fürchtete, 
die  Arbeiterinnen  würden  dadurch  in  ein  zu  starkes  Abhängigkeits- 
verhältnis vom  Arbeitgeber  kommen,  hat  der  Widerstand  sehr  rasch 
aufgehört,  namentlich  wenn  die  Einrichtung  dem  Fabrikbetrieb  ange- 
paBt  war,  d.  h.  wenn  die  Nachtschichtarbeiterinnen  ihre  Kinder  nachts 
unterbringen  konnten,  Bücksicht  auf  den  Schichtwechsel  genommen 
wurde  und  ein  sachgemäß  ausgebildetes  Pflegepersonal  die  Forderungen 
des  Pabrikbetriebes  mit  den  hygienischen  Forderungen  f  2r  die  Pflege  des 
Kindes  zu  vereinigen  wußte.  Es  empfiehlt  sich  auch,  für  mehrere  räumlich 
nahegelegene  Arbeitsstätten  eine  gemeinsame  Kinderkrippe  zu  errichten. 

Der  Groß-Berliner  Kriegsausschuß  zum  Schutze  aufsichtsloser  Kinder 
hat  Leitsätze  für  die  Beschäftigung  der  Hortkinder  auf- 
gestellt. 
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Ffir  Kinderpflegestellen  aufierhalb  der  Kinderhorte  und  Krippen  iutt 
der  ebeogcnannte  Grou-Berliner  Kri^ansschuB  zum  Schutze  aufBichtsloaer 
Kinder  Mindestforderungen  durch  Professor  Orotjahn  aufstellen  lasaen, 
die  sich  auf  die  Beschaffenheit  der  Wohnung,  auf  Gesundheit,  Eignung,  wirt- 
schaftliche Verhältnisse  der  Pflegefrau,  Ausstattung  und  Geräte  für  das  Pflege- 
kiud  beziehen. 

Großen  und  lebhaften  Anteil  an  der  Verwirklichung  einer  wii^- 
samen  und  äegensreichen  Einderfürsorge  haben  auch  die  Landes- 
versicherungsanatalten.  JUngst  erst  bat  die  Landesversiche- 
ruDgsanstalt  Berlin  einen  Betrag  von  60000  M.  znr  Förderung  der 
EinderfüiBorge  zur  Verfügung  gestellt,  nnd  zwar  Tomehmlich  für  die 
Fürsorge  für  Ejnder  von  Rflstungsarbeiterinnen,  deren  DDrcbfübroog 
durch  den  unter  Leitung  des  Stadtrats  Sassenbach  arbeitenden  Kriegs- 
ausschnß  ge»chefaen  soll. 

Durch  die  HinterbliebenenversicberuDg  und  mithin  durch  die 
Waisenrenten  sind  die  Landesversichernngsanstalten  zu  den  mächtigsten 
Schutzpatronen  der  Kinder  geworden.  Ende  1915  betrug  die  Zahl  der 
zu  Rentenempfängern  gewordenen  Kinder  420000.  Ende  1916  fiber 
860000.  Eine  eigentliche  Gesundheitsfürsorge  wird  hier  auf  dem  Wege 
erreicht,  der  durch  §  1277  der  RVO.  vorgesehen  ist. 

In  besonders  vorbildlicher  Weise  ist  hier  die  Landes  Versicherungs- 
anstalt der  Hansestädte  (Sitz  Lübeck,  Vorsitzender  Geheimer  Rat  Dr. 
Bielefeldt)  vorgegangen,  und  in  ähnlicher  Weise  ist  auch  das  Vor- 
gehen der  LandesversicheniDgsanstalt  Rheinprovinz  bedeutungsvoll. 

In  einigen  Städten  hat  man  mit  der  Anstellung  von  Schnlpf legerJnnen 
begonnen,  die  von  den  Gemeinden  anzustellen  sind  und  ein  Bindeglied  bilden 
zwischen  der  Mutter  und  der  Schule,  zumal  dort,  wo  die  Mutter  wegen  ihrer 
Erwerbstitigkeit  die  gehörige  Beaufsichtigung  nicht  ausüben  kann.  DerGewert>e- 
' minister  weist  in  einem  Erlaß  darauf  bin,  daii  die  in  den  hansgewerblichen 
Schulen  beschäftigt  gewesenen  und  jetzt  abkömmlichen  Lehrerinnen  für  das  Amt 
der  Schulpflcgerinnen  geeignet  seien.  Ein  Besoldung  ist  den  Pflegerinnen  auf 
alle  Fälle  zu  gewähren. 

Die  Milch  Versorgung  bedarf  kurzer  Frwähnung.  Zur  Bekämpfung  der 
Milchknappbeit  sind  einzelne  Gemeinden  dazu  übergegangen,  Kühe  anzukaufen 
and  eigene  Milchregie  zu  betreiben,  andere  Gemeinden  wollen  aber  vorsichtiger 
erst  die  Elrfahrungen  abwarten,  die  anderwärts  mit  solcher  Eigenregie  gemacht 
werden. 

Eine  andere  wichtige  Mafinahme  zur  Beschaffung  einer  hygienisch  einwaad- 
freien  Milch  ist  die  Errichtung  eine«  besonderen  städtischen  Milchhofe«,  wie  er 
in  Hildesheim  geschaffen  worden  ist. 

Der  sozialhygienische  Wert  der  Massenspeisung  muß  nach 
wie  vor  sehr  hoch  eingeschätzt  werden.  Abgesehen  von  der  rein  wirt- 
schaftlichen Seite  dieser  Einrichtnng  für  den  kleinen  Verbraucher  er- 
möglicht die  Massenspeisung  gerade  den  Arbeitenden  —  namentlich 
Frauen  und  Mädchen  — ,  die  unter  den  heutigen  Verhältnissen  nicht 
selbst  für  die  Bereitung  eines  rechtzeitig  fertigen  warmen  Essens  sorgen 
können,  die  notwendige  warme  Mahlzeit,  und  zwar  eine  Mahlzeit,  die 
dank  der  zur  Verwendung  gelangenden  Massen  im  Verhältnis  weit 
größere  Fett-  und  Schmelzewerte  besitzt  als  eine  mit  annähernd  gleichem 
Aufwand  im  einzelnen  hergestellte  Speisung.  Trotz  mancher  Klagen, 
die  natürlich  nicht  ausbleiben,    da    die  Güte    der  Speisung   naturgemäß 
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schwankt,  wird  der  Wert  der  Massenspeisang  sehr  gelobt  und  steht 
nach  meinen  Erfahrungen  vielfach  über  dem  der  MittelstandskUchen. 
Ueber  den  Umfang  der  öffentlichen  Speisung  hat  Reg.-Rat  Dr.  Tenius 
in  den  „Beiträgen  zur  Kriegswirtschaft"  (herausgegeben  vom  Kriegs- 
ernahrungsamt,  Heft  14)  nach  dem  Stande  um  die  Jahreswende  1916/17 
zahlenmäßige  Angaben  gemacht.  Von  den  im  Deutschen  Reich  vor- 
handenen 563  Gemeinden  von  10000  und  mehr  Einwohnern  (mit  zu- 
sammen mehr  als  26  Mill.  Einwohnern)  gab  es  im  Februar  1917  (ab- 
gesehen von  35  nicht  berichtenden  Gemeinden)  nur  56  Gemeinden  mit 
rund  850000  Einwohnern,  die  ohne  Massenspeisung  waren.  472  Ge- 
meinden dagegen  mit  insgesamt  über  24  MiU.  Einwohnern  berichteten 
über  das  Vorhandensein  von  2207  Einrichtungen  zur  Massenspeisung. 
Diese  Einrichtungen  stellten  im  Februar  1917  2  528  401  1  Speise  her, 
d.  h.  durchschnittlich  10,4  1  auf  100  Einwohner.  Die  mögliche  Höchst- 
leistung dieser  Einrichtungen  beläuft  sich  aber  auf  4  208  741  1  oder 
17,3  1  für  100  Einwohner,  was  eine  Versorgung  von  Y4  "^^r  in  Be- 
tracht kommenden  Einwohnerzahl  bedeutet.  Die  Teilnehmerzahl  könnte 
sich  noch  verdreifachen  (nach  dem  Stande  zu  der  angegebenen  Zeit), 
bevor  die  volle  Leistungsfähigkeit  erreicht  wäre.  Was  die  Leistungs- 
fähigkeit der  einzelnen  Arten  betrifft,  so  überwiegen  die  allgemeinen 
Kriegsküchen  nicht  nur  nach  Zahl  alle  übrigen  Einrichtungen,  sondern 
auch,  wie  Dr.  Tenius  hervorhebt,  sowohl  nach  der  gewöhnlichen  wie 
nach  der  gesteigerten  Leistungsfähigkeit.  Von  der  letzteren  entfielen 
mehr  als  ^/^  auf  die  allgemeinen  Kriegsküchen,  Yj  auf  Fabrikküchen, 
Vis  ^^^  sonstige  Küchen  und  nur  V25  *"f  <^'®  Mittelstandsküchen.  Nach 
den  verschiedenen  Ortgruppen  beurteilt,  ergibt  sich  in  den  größeren 
Gemeinden  gegenüber  den  kleineren  eine  gesteigerte  Leistung.sfähigkeit. 

Der  Reiohsausschuß  der  Kriegsbesch  ädigten  f  ürsorge  hat 
kürzlich  drei  Schriften  herausgegeben,  die  in  der  Form  von  Leitsätzen  den  Nieder- 
schlag dessen  geben,  was  sich  auf  einigen  Sondergebieten  dieser  Fürsorge  an  Er- 
fabrungs-  und  Tatsachenmaterial  im  Laufe  dreier  Kriegsjahre  ergeben  hat.  Es  ist 
hier  gelungen,  Einheitlichkeit  in  allen  wesentlichen  Punkten  zu  erzielen,  und  es 
Bind  Richtlinien  gezeichnet  worden,  die  Neueinrichtungen  zugrunde  gelegt  und 
80  immer  wieder  nachgeprüft  werden  sollen.  Das  erschien  wichtig  genug,  da  die 
Auffassungen  über  Umfang  und  Ziele  der  Fürsorgetätigkeit  doch  stark  ausein- 
andergingen. In  den  drei  Schriften  sind  Leitsätze  über  die  sachliche  und 
örtliche  Zuständigkeit  der  Hauptfürsorgeorganisationen  nach 
langwierigen  Verhandlungen  und  nach  Ueberbrückung  der  gegensätzlichen  Mei- 
nungen festgelegt  worden,  weifer  Leitsätze  über  Berufsberatung  und  Be- 
rufsausbildung und  solche  über  die  Durchführung  der  Kriegsbeschädig- 
tenfürsorge. 

Eine  Genossenschaft  für  Kriegsbeschädigtenf ürsorge  wurde 
auf  Anregung  der  Kriegsamtsstelle  Karlsruhe  im  Bereich  des  XiV.  (badischen) 
Armeekorps  mit  einem  Betrage  von  einer  Million  Mark  als  gemeinnützige  Genossen- 
schaft m.  b.  H.  gegründet. 

Ein  Beispiel  vorbildlicher  Fürsorge  ist  das  Reservelazarett 
Görden  bei  Brandenburg,  das  die  Fürsorge  des  stellvertretenden  Sanitätsarates 
des  III.  Armeekorps  zusammenfaßt  und  besonders  erwähnt  zu  werden  verdient. 
Hier  ist  durch  verständnisvolles  Zusammenwirken  von  Arzt,  militärischen  Dienst- 
stellen und  Zivilverwaltung  der  Provinz  Brandenburg  eine  Organisation  geschaffen, 
über  die  in  der  „Nordd.  Allg.  Ztg."  u.a.  folgendes  berichtet:  Es  wirkt  erstaunlich, 
wenn  man  die  Ergebnisse  dieser  Arbeit  sieht:  Einbeinige,  die  ohne  Prothese  mit 
größter    Gewandtheit    Schleuderball    spielen,    den  Speer  30  m   weit  werfen,    im 


Uochsprung  Leistungen  vou  1,45  m,  im  Oreisptung  von  6,20  m  erzielen,  bin- 
armige  den  Faustball  spielen,  sportmäßig  rudern  usw.  Das  für  die  weitere  Be- 
handlung und  die  Eingewöhnung  in  die  Arbeit  Wichtige  ist  die  seelische  Aus- 
wirkung dieser  Leistungen.  Der  sportmäfiige  Betrieb,  wie  er  in  Görden  üblich  ist, 
spornt  den  Wetteifer  an,  und  indem  er  so  jeden  einzelnen  veranlagt,  nach  einer 
Höchstleistung  zu  streben,  gibt  er  ihm  ganz  unmerklich  Selbstvertrauen,  Selbst- 
bewußtsein und  Freude.  Dieser  unmittelbare  Ausdruck  der  Freude  am  eigenen 
Können  ist  vielleicht  der  stärkste  Eindruck,  den  der  Zuschauer  von  diesen  Uebun- 
gen  und  Wettspielen  mitnimmt.  Damit  aber,  daß  der  einzelne  freudiges  Selbst- 
vertrauen zurückgewonnen  hat,  ist  die  tragfähige  Grundlage  geschaffen  für  die 
Eingewöhnung  in  nutzbringende  Arbeit.  Von  entscheidender  Bedeutung  ist  die 
Arbeit  in  den  gewerblichen  Werkstätten  und  im  Gutttbetriebe.  Hier  wird  der  ein- 
zelne in  der  Verwendung  seiner  Prothese  und  in  der  durch  seinen  Körperzustand 
bedingten  Anpassung  der  Arbeitsmethoden  unterwiesen.  Er  bekommt  (ielegenheit, 
sich  praktisch  wieder  in  seinen  alten  oder  den  erwählten  neuen  Beruf  einzn- 
gewönnen,  die  mannigfaltigen  Elrschwerungen,  die  sich  naturgemäß  zunächst  ein- 
stellen, langsam  zu  überwinden,  die  Scheu  vor  der  Arbeit,  die  ihm  nicht  mehr  zu 
liegen  scheint,  abzu.streifen  und  so  allmählich  wieder  in  die  Selbstverständlichkeit 
der  beruflichen  Betätigung  hineinzuwachsen. 

Einige  zahlenmäßige  Ergebnisse  der  ^iegsbeschädigtenfOrsorge  aus 
anderen  lokalen  Organisationen  seien  angefügt:  Im  Bereiche  de«  mecklen- 
buTvischen  Landesausschusses  für  die  Kriegsbeschädigten fürsorge  wurden  von 
4946  behandelten  Fällen  2734  durch  Unterbringung  im  Beruf,  davon  2365  im  alten 
Beruf,  erledigt,  306  blieben  unerledi^  der  Rest  wurde  durch  Abgabe  an  andere 
Stellen  erledigt.  Von  den  SchwerkneKsbeschädigten  der  Rheinprovinz  sind  bisher 
72,5  Proz.  beruflich  versorgt  worden,  davon  25,5  Proz.  im  alten  Beruf,  15,2  ftoz. 
in  verwandtem  Beruf. 

Die  bedeutenden  Einriphtun|;en  der  Kriegsbeschädigtenfürsorge,  die  in  den 
Kriegsjahren  geschaffen  worden  sind  und  vermutlich  in  absehbarer  Zeit  würden  ab- 
gebaut werden  können  und  müssen,  für  die  Friedenszeit  nützlich  eo 
machen,  ist  in  einem  Vorschlag  des  Prä.sidenten  des  Reichsversicheningsamts 
Dr.  Kaufmann  zum  Ausdruck  gekommen,  und  das  Rote  Kreuz  hat  sich  bereit  er- 
klärt, nach  der  Demobilmachung  die  militärischen  Heil  Werkstätten  zu  übernehmen 
und  sie  für  die  Friedensinvaliaen  beizubehalten.  Da  die  Zahl  der  Friedens- 
invaliden  hinter  der  der  Kriegsiuvaliden  aber  glücklicherweise  stark  zurückbleibt, 
so  wird  eine  Auswahl  der  besten  und  vorbildlichsten  Einrichtungen  für  die  Zu- 
'kunft  möglich  sein,  so  daß  auf  diese  Weise  aus  den  Schäden  des  Krieges  auch  ao 
dieser  Stelle  etwas  Wertvolles  für  die  Zeit  des  Friedens  gewonnen  wird. 

Die  Wohnungsfürsorge  ist  unter  dem  Stichwort  der  „Woh- 
nungsnot' nach  dem  Kriege"  in  den  Vordergrand  des  Interesses  ge- 
rückt, aber  nicht  sowohl  in  der  Bedeutung  der  gesnndheitlichen  Für- 
sorge für  vorhandene  Wohnungen,  sondern  der  Beschaffung  der  erfor- 
derlichen Wohngelegenheiten  für  die  nächste  Zeit  in  einigormaSen 
gesandheitlich  einwandfreier  Beschaffenheit.  Der  Not  gehorchend  denkt 
man  an  die  zeitweilige  Zulassung  von  Dach-  und  Kellerwohnungen,  an 
die  wohnmäßige  Nutzung  von  öffentlichen  Qeb&uden,  namentlich  Schulen 
nnd  Lagerräumen,  an  Barackenbau  usw.  Größere  Beachtung  finden 
die  Fragen  der  Ansiedlung  und  des  Kleinhausbaues;  städtische  Sied- 
lungsgesellschaften bilden  sich  allerorten.  Die  Dinge  sind  iu  lebhaftem 
Fluß  and    es  wird    mit  Ernst    an    dieser   brennenden  Frage  gearbeitet 


Volksi^irtsdiaftlidie 
Chronik 

Jür  das  5ahr  1^17 


Hbdruck 

aus  den 

Jahrbüchern  für  Ilationalökonomie  und  Statistik 

begründet  oon  Bruno  ßildebrand,  fortge[e^t  pon  Johannes  Conrad. 

ßerausgegeben  con  Dr.  [ludvoig  Elfter,  ^irkl.  Geh.  Ober'Reg.^Rat  in  Sena, 

in  Verbindung  mit  Dr.  £dg.  hoening,  Prof.  in  ßalle  a.  S. 

und  Dr.  ß.  Ua entig,  Prof.  in  Balle  a.  S. 

Band  109—110.    III.  Folge,  Band  53—55. 


3ena 

Perlag  pon  6ustap  Fischer 

1917—1918 


Inhaltsübersicht. 

I.  Produktion  im  allgemeinen.  —  Kartellwesen. 

Monatsberichte  S.   1,  67,  141,  239,  301,  373,  453,  513,  581,  669,  741,  801. 
Jahresäbersicht  8.  889. 
II.  Landwirtschaft  und  verwandte  Gewerbe. 

Monatsberichte  S.  4,  71,  144,  241,  304,  376,  457,  517,  585,  672,  744,  804. 
Jahresübersicht  S.  892. 

III.  Industrie,  einschließlich  Bergbau  und  Baugewerbe. 

1.  Bergbau. 

Monatsberichte  S.  19,  84,  161,  259,  322,  389,  472,  532,  602,  688,  759,  820. 
Jahresübersicht  S.  901. 

2.  Eisengewerbe.  —  Metalle  und  Maschinen. 
Monatsberichte  S.  20,  85, 162,  260,  324,  390,  472,  533,  604,  689,  760,  822. 
Jahresübersicht  S.  903. 

IV.  Handel  und  Verkehr. 

Monatsberichte  S.  22,  88,  164,  262,  326,  393,  475,  536,  607,  692,  763,  825. 
Jahresübersicht  S.  905. 
V.Versicherungswesen.      (Privatversicherung     und    Sozialver- 

Monatsberichte  S.  30,  97,  171,  268,  338,  405,  486,  543,  618,  705,  768,  837. 

Jahresübersicht  S.  908. 
Via.  Geld,  Kredit,  Währung. 

Monatsberichte  S.  43,  111, 188,  277,  351,  414,  493,  556,  628,  716,  779,  852. 

Jahresübersicht  S.  909. 
^r  IT    A.  T'hfit'pi'VfiT'nält^Tii  ftsp 

Monatsberichte  8.  56,  128,  202,  292,  365,  424,  503,  566,  639,  727,  791,  865. 

Jahresübersicht  8.  984. 
VIII.  Finanzwesen. 

Monatsberichte  8.  60,  132,  206,  296,  369,  428,  508,  572,  644,  732,  794,  872. 

Jahresübersicht  988. 
IX.  Kleingewerbe,  einschließlich  Mittelstandsbewegung. 

Vierteljahrsberichte  8.  213,  438,  651,  877. 

Jahresübersicht  S.  993. 
X.  Soziale  Hygiene. 

Vierteljahrsberichte  S.  221,  446,  664,  882. 

Jahresübersicht  8.  996. 


8eite 
453-512 
513—580 
581-668 
669—740 
741—800 
801—888 


Seite 

Januar 

1-  66 

JuU 

Februar 

67—140 

August 

März 

141-238 

September 

April 
Mai 

239—300 

Oktober 

301-372 

November 

Juni 

373-452 

Dezember 

Jahresübersicht  1917  8.  889—996. 
E«gister  8.  997. 


Volkswirtschaftliche  Chronik. 

Januar  1918. 
I.   Produktion  im  aligemeinen. 

Inhalt:  Beschäftigungsgrad  im  Januar. 

Das  „Reichs-Arbeitablatt"  schreibt  in  seiner  Gesamtübersicht  über 
den  Monat  Januar  1918: 

Die  angespannte  Beschäftigung  der  Hauptindustriezweige,  die  seit 
einer  langen  Reihe  von  Monaten  festgestellt  werden  konnte,  hat  sich 
im  großen  und  ganzen  mit  ungeschwächter  Stärke  auch  im  Januar  fort- 
gesetzt. Im  "Vergleich  zum  Vorjahr  hielt  sich  die  Tätigkeit  zum  min- 
desten auf  der  gleichen  Höhe,  vielfach  ist  es  noch  gelungen,  weitere 
Leistungssteigerungen  zu  erreichen. 

Im  Bergbau  und  Hüttenbetrieb  herrschte  dieselbe  lebhafte  Nach- 
frage, wie  sie  seit  Monaten  zu  bewältigen  ist.  In  der  Eisen-  und 
Metallindustrie  wie  im  Maschinen-  und  Apparatebau  gestaltete  sich  die 
Tätigkeit,  verglichen  mit  dem  Januar  des  Vorjahres,  vielfach  noch  leb- 
hafter. Das  gleiche  gilt  auch  für  einzelne  Zweige  der  elektrischen  wie 
der  chemischen  Industrie.  Auf  dem  Baumarkt  ist  die  Lage  im  großen 
und  ganzen  dieselbe  wie  im  Vorjahr  um  die  gleiche  Zeit. 

Die  Nachweisungen  der  Krankenkassen  lassen  für  die  am 
1.  Februar  in  Beschäftigung  stehenden  Mitglieder  im  Vergleich  zum 
Anfang  des  Vormonats  eine  Abnahme  um  insgesamt  37  556  oder  0,5 
V.  H.  (gegenüber  einer  Abnahme  der  Beschäftigtenzahl  um  1,5  v.  H.  im 
Vormonat)  erkennen.  Der  Rückgang  erstreckt  sich  sowohl  auf  das 
männliche  als  auch  auf  das  weibliche  Geschlecht.  Die  männliche  Be- 
schäftigung hat  um  3009  oder  um  0,1  v.  H.  abgenommen  (gegenüber 
einer  Verminderung  um  1,4  v.  H.  im  Vormonat).  Die  weibliche  Be- 
schäftigtenzahl sank  stärker  als  die  männliche,  sie  ging  um  34  547  oder 
um  0,9  V.  H.  (gegen  1,7  im  Vormonat)  zurück.  Im  Vergleich  zur  Fest- 
stellung im  Vormonat  läßt  sich  am  1.  Februar  eine  Besserung  erkennen. 
Im  Vergleich  zum  Vorjahr,  zum  1.  Februar  1917,  ist  aber  keine  gün- 
stigere Gestaltung  den  Entwicklung  festzustellen.  Im  Vorjahr  war 
kein  Rückgang  der  weiblichen  Beschäftigung  eingetreten,  und  es  war 
demzufolge  ein  etwas  geringerer  Gesamtrückgang  ( —  0,4)  zu  verzeich- 
nen, obwohl  für  die  männliche  Beschäftigtenzahl  am  1.  Februar  1917 
eine  etwas  größere  Abnahme  als  jetzt  vorhanden  war.  Bei  der  Be- 
urteilung der  Bewegung  der  männlichen  Beschäftigtenzahl  ist  zu  be- 
rücksichtigen, daß  die  Kriegsgefangenenarbeit  in  den  Ergebnissen  der 
Krankenkassenstatistik  nicht  einbegriffen  ist. 
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Was  die  Zasammenstellung  für  die  Betriebskrankenkassen- 
mitglieder, die  einen  Vergleich  mit  dem  Vormonat  gestattet,  an- 
belangt, so  tritt  für  das  männliche  Geschlecht  gegenüber  dem  1.  Januar 
1918  eine  Zanahme  nur  in  der  Holzindustrie  und  im  Bekleidungs- 
gewerbe hervor,  eine  teilweise  geringe  Zunahme  macht  sich  auch  für 
das  schlesische  Spinnstoffgewerbe  bemerkbar.  Die  übrigen  Gewerbe- 
zweige haben  einen  Rückgang  erfahren,  der  insbesondere  stark  beim 
NahruDgs-  und  Genußmittelgewerbe  erscheint.  Sonst  macht  sich  überall 
ein  Rückgang  der  Besch&ftigtenzahl  bemerkbar,  der  verhältnismaBig 
am  stärksten  im  Baugewerbe,  in  der  elektrischen  und  chemi-schen  In- 
dustrie wie  in  der  Landwirtschaft  war.  Wird  die  Zu-  und  Abnahme 
der  Mitglieder  nach  Oberversicherungsämtern  betrachtet,  so  findet  man 
bei  Betrachtung  der  Grundzahlen  bei  den  männlichen  Mitgliedern  eine 
größere  Zunahme  in  Potsdam,  Stuttgart  mit  Donaukreis,  Hamburg  and 
Metz. 

Eine  größere  Abnahme  der  männlichen  Mitglieder  findet  man  in 
Gh'oß-Berlin,    Düsseldorf,   Dresden-N.    und  Darmstadt  mit  Rheinhessen. 

Bei  den  weiblichen  Mitgliedern  zeigt  sich  eine  größere  Zunahme 
in  Potsdam,  Cassel  und  Bautzen. 

Eine  größere  Abnahme  bei  den  weiblichen  Mitgliedern  zeigt  sich 
in :  Groß- Berlin,  Frankfurt  a.  O.,  Bromberg,  Breslau,  Schleswig,  Dort- 
mund, Düsseldorf,  Aachen,  Landshut,  Nürnberg,  Augsburg,  Chemnitz, 
Dresden-N.,  Leipzig,  Zwickau,  Stuttgart  mit  Neckarkreis,  Dessau  and 
Hamburg. 

Nachstehend  ist  die  Bewegung  der  Beschäftigten  in  den  einzelnen 
Gewerbegruppen,  soweit  sie  in  der  Berichterstattung  der  Betriebs- 
krankenkassen zum  Ausdruck  kommt,  vom  1.  Januar  bis  1.  Februar 
dargestellt.  Die  Zahl  der  versicherungspflichtigen  Mitglieder  betrag 
am   1.  Februar  1918: 


Zahl  der 
berichten- 
den Kanen 

Pfliohtmitglieder 

Zu-  oder  Abnahme 

0«werb« 

abzüglich  d 
ont&higen 

er  arbeits- 
Kranken 

gegen  den  Vormonat 
in  Prozent 

m&nnl. 

weibl. 

mAnnl. 

weibl. 

Tisnd-    und    ForstwirtechaJt, 

Gärtnerei 

79 

8558 

6347 

—  o.s 

-  3.6 

Metall-,  MasrhiDenindastrie 

6i8 

5«4  574 

186050 

—   0,6 

—  1,0 

.                1  Schlesien 
davon  .n  ^RheinL-Wertf. 

51 
2o8 

4«  499 
«07714 

•5  43« 
74962 

—  0.» 

—  «.1 

—  o,t 

—  0,1 

Elektrische  Industrie 

•9 

35634 

56823 

—    «,T 

—  3.» 

Chemische  Industrie 

«5 

55148 

30048 

—  i.o 

-  3.T 

Spinnstoffgewerbe 

7»o 

49849 

117  49« 

—    I,' 

—  0.« 

Schlesien 

63 

6961 

17567 

-1-    0.« 

+   «,i 

,                  Rheinl.-Wertf. 
davon  in     ^^^    g^^^^^ 

178 
«03 

II  010 
"S'S 

17702 
3' 594 

—  1,4 

—  «,» 

—  «." 

—  0.» 

EIs.-Lothringen 

37 

1885 

5462 

—   3i6 

—  2,« 

Holz-  und  Schnitzwaren 

71 

6822 

3  ««3 

+    «,» 

+  5.» 

Xahmngs-  und  GenuBmittel 

«53 

«3  347 

3"  33« 

—  6,4 

-  3.« 

Bekleidung 

73 

5054 

•0933 

+  0.8 

—  0.» 

Baugewerbe 

16s 

33488 

41.7 

—  I.t 

-8.« 

Von  den    berichtenden  Unternehmungen    gaben    365  die  Zahl 
ihrer  Arbeiter  im  Berichtsmonat  auf  408  858  Arbeiter  an. 


Neben  der  Beschäftigtenzahl  im  Berichtsmonat  verzeichneten  349 
Unternehmungen  auch  die  Zahl  der  im  Vormonat  beschäftigten  Arbeiter. 
Hier  waren  am  letzten  Tage  des  Berichtsmonats  insgesamt  376  656 
gegen  374  189  Arbeiter  am  Schlüsse  des  Vormonats  tätig.  Es  ist  also 
im  Berichtsmonot  dem  Vormonat  gegenüber  eine  Zunahme  der  Beschäf- 
tigten um  2467  oder  0,7  v.  H.  eingetreten.  Die  Steigerung  gegen  den 
Vormonat  ist  allein  auf  eine  Vermehrung  der  männlichen  Arbeitskräfte 
Eurückzuführen.     Für  die  Frauen  zeigt  sich  eine  geringe  Abnahme. 

An  der  Zunahme  der  Beschäftigtenzahl  sind  in  erster  Linie 
Maschinenbau,  Eisen-  und  Metallindustrie,  Bergbau  und  Hüttenbetrieb 
wie  Bekleidungsgewerbe  beteiligt.  Ein  Rückgang  der  Beschäftigten- 
zahl dem  Vormonat  gegenüber  tritt  in  der  chemischen  Industrie  und 
in  geringerem  Maße  im  Spinnstoffgewerbe  hervor. 

363  der  berichtenden  Unternehmungen  teilten  neben  der  Beschäf- 
tigtenzahl im  Berichtsmonat  auch  den  Stand  der  Arbeiterschaft  im 
gleichen  Monat  des  Vorjahres  mit.  In  diesen  363  Unternehmungen  waren 
im  Berichtsmonat  408  374  Arbeiter  gegenüber  365  147  im  Januar  1917 
tätig.  Es  ist  also  gegenüber  dem  Vorjahr  eine  Zunahme  der  Arbeiter- 
schaft um  43  227  oder  um  11,8  v.  H.  eingetreten.  Die  Zunahme  ist 
in  etwas  höherem  Grade  auf  eine  Mehreinstellung  von  weiblichen  als 
von  männlichen  Arbeitskräften  zurückzuführen. 

Nachstehend  geben  wir  die  Veränderungen  in  den  einzelnen  Ge- 
werben tabellarisch  wieder: 


a 

Beschäftigte  am 

Zu-  oder  Abnahme 

Gewerbegrnppen 

■S 

letzten  Tage  des 

c 

Berichtsiionats 

1 

& 

insgesamt 

männl.  |  weibl. 

insgesamt 

männl. 

Anzahl 

V.  H. 

Anzahl 

Bergbau  und  fiüttenbetrieb 

28 

69527 

60578 

+ 

5.33 

+  0,8 

+ 

490 

+     43 

Eisen-  und  Metallindustrie 

S6 

92450 

61  861 

+ 

547 

+  0,6 

-t- 

664 

—  148 

Industrie  der  Maschinen 

82 

120602 

97654 

-f 

1781 

+   1,6 

+ 

2006 

-  224 

Elektrische  Industrie 

'S 

5616 

3087 

-t- 

73 

-1-  i,s 

-1- 

100 

—    27 

Chemische  Industrie 

41 

56508 

40  164 

— 

773 

—  i,s 

— 

916 

—     77 

Spinnstoffgewerbe 

i8 

9370 

2521 

— 

100 

—  ,I>1 

— 

32 

—    62 

Holzindustrie 

IG 

I  022 

688 

— 

S 

—   0,6 

-f 

q 

—     14 

Nahrungs-  und  Gennßmittel 

i8 

5253 

1799 

-f- 

"> 

+    0,3 

-1- 

17 

—      9 

Bekleidungsgewerbe 

26 

3997 

878 

+ 

342 

+  9,4 

+ 

40 

-1-     90 

Glas  und  Porzellan 

9 

2067 

1079 

-1- 

34 

+     1,7 

-1- 

36 

—      4 

Papierindustrie  und  Buchdruck 

29 

6137 

3605 

— 

37 

—   0,6 

87 

-1-     46 

Sonstige  Gewerbe  (einschließlich 

Baustoffe  und  Schiffahrt) 

'7 

4107 

1889 

-1- 

57 

+    h* 

-1- 

48 

+     36 

Summe 

349 

376656 

275  803 

-*- 

2467 

+    0,7 

+ 

2375 

—  350 

Nach  den  Feststellungen  von  34  Fachverbänden,  die  für  1  096  619 
Mitglieder  berichten,  betrug  die  Arbeitslosenzahl  Ende  Januar 
1918  9882  oder  0,9  v.  H.  Es  ist  dies  die  gleiche  Arbeitslosenziffer 
wie  im  Vormonat.  Im  Vergleich  zum  Januar  der  vier  vorhergehenden 
Jahre  ist  die  Arbeitslosenziffer  bedeutend  geringer.  Sie  hatte  nämlich 
Ende  Januar  1915  6,5  und  Ende  Januar  1914,  also  in  der  Friedens- 
zeit, 4,7  V.  H.  betragen;  sie  war  Ende  Januur  1916  auf  2,6  und  Januar 
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1917  auf  1,7  V.  H.  zarUckgegangen,  war  also  immerhin  noch  fast  doppelt 
so  groß  als  im  Berichtsmonat. 

Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise  l&ßt  im  Berichtsmonat 
f&r  das  männliche  Geschlecht  ein  Steigen,  fttr  das  weibliche  Geschlecht 
ein  geringfügiges  Sinken  des  Andranges  der  Arbeitsuchenden  erkennen. 
Im  Januar  kamen  auf  100  offene  Stellen  bei  den  männlichen  Personen 
62  Arbeitsuchende  (gegenäber  64  im  Vormonat) ;  beim  weiblichen  Ge- 
schlecht sank  die  Andrangziffer  von  100  auf  99.  Auf  dem  weiblichen 
Arbeitsmarkt  deckte  also  im  Berichtsmonat  das  Angebot  der  Hilfskräfte 
fast  die  Nachfrage. 

II.  Landwirtschaft  und  Tcrwandte  Gewerbe. 

Inhalt:  Saatenstandg-  and  Ernteberichte:  Rüben-  und  Kartoffelernte  in 
Dänemark.  Argen tinien:  Weizen.  Lein.  Kuba:  Zuckeremte.  —  Landwirt- 
schaftliche Produktion:  Schweiz:  LeDensmittelvergorgung.  Ungarn:  Spiritus. 
Dänemark:  Anbau;  MehlmiBchung.  Norwegen:  PreiHC.  England:  Butter- 
und Käsemarkt;  BcblacbtriehpreiHe.  Schottland:  Flachsbau.  Frankreich: 
Künstlicher  Dünger;  L>et>engmittel;  Eier;  Kartoffeln;  Gemüse.  Italien:  Weizen- 
bau;  Weinproduktion.  Kußland:  Tagelohn;  Getreideernte.  Vereinigte 
Staaten:  Lel>eD8mittel.  Norwegen  :  Nahrungsmittel  aus  Amerika.  Kanada: 
Weizenausfuhr.  Brasilien:  Zuckerernte.  Argentinien:  Weizenausfuhr. 
Ostasien:  Mehlhandel.  Kapland:  WoUschur.  Weltmarkt.  Oesterreich: 
Ernährungsfrage.  Ungarn:  Eier.  Schweiz:  Backmehl.  Niederlande: 
Milch.  Schweden:  Holländischer  Zucker.  S p a n i e n :  Weizenerte.  Kufiland: 
Handelsstatistik.  England:  Löhne.  Frankreich:  Transportfrage;  Landwirt- 
schaft; Löhne.  Italien:  Tabakbau.  Vereinigte  Staaten:  Mehlausfuhr. 
Oesterreich:  Schweine;  Saatgetreide;  Saatkartoffeln;  Getreide-  und  Mehlver- 
brauch; Zichorien.  Ungarn:  Schweineprodukte;  Bindegarn.  Schweiz: 
Mindestpreise  für  Getreide;  Versorgung  mit  Lebensmitteln;  Speiseöle.  Däne- 
mark: liodenwert.  England:  Kartoffelernte;  Zwangsrationierung.  Vereinigte 
Staaten:  Weizen.  Oesterreich;  Leinsaat;  Kleesaaten:  Flachs;  Wein. 
Ungarn:  Schweine.  Schweiz:  Speisefette:  Kartoffeln;  Einfuhr.  Däne- 
mark: Milchvieh;  Butterausfuhr.  Neuseeland:  Deutsche  Pbosphatlager. 
Argentinien:  Butterausfuhr.  England:  Schweinemarkt;  Schiffsraum.  Ver- 
einigte Staaten:  Mehl;  Weizenausfuhr;  Anbauflächen;  Saatenstand.  Argen- 
tinien: Ausfuhrüberschuß;  Zuckerernte.  Kanada:  Lage  der  Landwirte.  Ver- 
einigte Staaten:   Brotpreis;  Ernteergebnisse;  Anbauflächen. 

Von  Saatenstands-  und  Ernteberichten  sollen  hier  nach 
„Landwirtschaftl.  Marktzeitang"  (19.  3/4)  noch  folgende  ergänzend  an- 
geführt werden: 

Die  diesjährige  Rüben-  und  Kartoffelernte  in  Dänemark: 
Die  dem  Statistischen  Amt  am  1.  Dezember  eingereichten  Berichte  über  das 
Ergebnis  der  Rüben-  und  Kartoffelernte  zeigen,  daß  sie  als  eine  gute  Mittelernte 
angesehen  werden  kann.  1917  wurden  insgesamt  143  Mill.  dz  geerntet  gegen 
130  Mill.  dz  im  Jahre  1916  und  136  Mill.  dz  durchschnittlich  m  den  Jahren 
1909/1913.  —  Die  Ernteziffern  verteilen  sich,  wie  folgt  (in  Doppelzentnern) : 


1917 

1916 

1909/13 

Insgesamt 

143  246000 

130  314  000 

135856000 

Kartoffeln 

8677000 

6  740000 

8  400000 

Mohrrüben 

I  039  000 

1495000 

2288000 

Runkelrüben 

42  139000 

46  207  000 

44  146000 

Kohlrabi 

54825  000 

45  322000 

45  546  000 

Tumips 

27  506  000 

22043  000 

27  385  000 

Zuckerrüben 

233000 

246  OOÜ 

206000 

Argentinien.     Buenos- Aires,  27.  Dezember. 

Die  Ankünfte  von  neuen  Weizen-  und  Leinsaaten  an  den  oberen  Flußhäfen 
zeigen  noch  ausgezeichnete  Qualität,  und  die  Ernte  vollzieht  sich  andauernd 
unter  günstigen  Bedingungen.  Die  vorliegenden  Berichte  über  den  Stand  der 
Maisfelder  lauten  gut;    in  Bahia  Bianca  sind  leichte  Kegenfälle  niedergegangen. 

Kubas  Zuckerernte.    Magdeburg,  9.  Januar. 

Nach  dem  Lichtachen  Bericht  schätzen  Guma  und  Meier  in  Havanna  die 
beendete  ßohrzuckererzeugung  Kubas  außerordentlich  hoch,  nämlich  auf 
777.,  gegen  60'/j  Mill.  Ztr.  im  Vorjahre. 

Ueber  die  Verhältnisse  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion in  den  verschiedenen  Gebieten  sollen  folgende  Berichte  hier 
angeführt  werden,  die  wiederum  durch  den  Deutschen  Landwirt- 
schaftsrat gesammelt  und  in  seinen  Wochenberichten  veröffentlicht 
wurden. 

5.  Februar  1918. 

Schon  wiederholt  haben  wir  Gelegenheit  genommen,  auf  die  großzügige 
Organisation  in  der  Lebensmittelversorgung  hinzuweisen,  welche  die  be- 
triebsame Schweiz  in  ihrer  Notlage  durchgeführt  hat.  Wenn  auch  nicht  zu 
verkennen  ist,  daß  sie  in  ihrem  System  sich  dem  deutschen  Vorbilde  ange- 
schlossen hat,  so  hat  sie  doch  in  mancher  Hinsicht  ihre  Maßnahmen  völlig  frei 
von  diesem  Vorbilde,  entsprechend  ihren  besonderen  Verhältnissen,  ergriffen. 
Eine  objektive  Würdigung  wird  dabei  zu  dem  Ergebnisse  kommen,  daß  sie  ihre 
Maßnahmen  im  allgemeinen  noch  folgerichtiger,  einheitlicher  und  zweckmäßiger 
als  Deutschland  getroffen  hat.  Neben  der  zielbewußten  Förderung  der  Ver- 
mehrung der  Anbaufläche  von  Getreide  und  Kartoffeln  sei  heute  auf  die  Not- 
standsaktion hingewiesen,  welche  das  schweizerische  Militärdepartement  und  das 
Volkswirtschattsdepartement  kürzlich  zur  Abgabe  von  Konsummilch  und  Brot  zu 
ermäßigten  Preisen  ergriffen  haben.  Bei  derselben  wird  die  Zahl  der  Bezugs- 
berechtigten, die  bisher  650000  betrug,  um  weitere  100000  erhöht.  Dadurch  er- 
wachsen dem  Bund,  der  bisher  pro  Monat  rund  900000  frcs.  ausgegeben  hat, 
weitere  Kosten  von  rund  2  Mill.  Ires.  pro  Jahr.  Die  gesamten  Kosten  werden 
vom  Bund  zu  einem  Drittel,  von  den  Kantonen  zu  einem  Drittel  und  von  den  Ge- 
meinden zu  einem  Drittel  getragen.  Bei  der  Durchführung  werden  die  Gemeinden 
je  nach  den  Lebensbedingungen  in  vier  Kategorien  eingeteilt.  Der  Kategorie  1 
sind  die  großen  Städte  und  Industrieorte  zugeteilt,  der  Kategorie  11  kleinere 
Städte  und  kleine  Industrieorte,  der  Kategorie  111  ländliche  Gemeinden  und  der 
Kategorie  IV  ländliche  Gemeinden  mit  besonders  einfachen  und  billigen  Lebens- 
bedingungen. Die  Abstufung  der  Bezugsberechtigten  erfolgt  in  den  einzelnen 
Gemeinden  nach  der  Höhe  des  Einkommens  und  nach  der  Zahl  der  Familien- 
angehörigen. So  sind  z.  B.  in  der  Kategorie  1  bezugsberechtigt  alleinstehende 
Personen  mit  einem  Einkommen  von  120  frcs.,  in  der  Kategorie  11  mit  einem 
Monatsgehalt  von  100  frcs.,  in  der  Kategorie  111  von  90  frcs.  und  in  der  Kate- 
gorie IV  von  75  frcs.  Für  Familien  mit  5  Personen  beginnt  die  Bezugsberech- 
tigung in  Kategorie  I  bei  einem  Monatseinkommen  von  265  frcs.,  in  Kategorie  II 
bei  225  frcs.,  in  Kategorie  111  bei  200  frcs.  und  in  Kategorie  IV  bei  175  frcs. 
Ausländer  sind  nur  bezugsberechtigt,  wenn  sie  schon  vor  dem  1.  Januar  1917 
in  der  Schweiz  gewohnt  haben.  Die  Verfügung  ist  am  1.  Februar  in  Kraft 
getreten. 

In  Ungarn  wird  die  Verarbeitung  von  Kartoffeln  der  Ernte  1917  zu 
Spiritus  allen  landwirtschaftlichen  Brennereien  verboten  und  der  das  Landes- 
ernährungsamt leitende  Minister  ermächtigt,  diese  Kartoffelvorräte  für  Zwecke 
der  öffentlichen  Versorgung  in  Anspruch  zu  nehmen.  Diese  Verfügung  berührt 
das  Kecht  des  Ministers  nicht,  die  zur  menschlichen  Ernährung  unbrauchbar  ge- 
wordenen Kartoffelbestände  den  landwirtschaftlichen  Brennereien  zu  Zwecken 
'der  Spirituserzeugung  zu  überlassen.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  7.  Februar 
d.  Js.  in  Kraft. 


.Berlingske  Tidende"  rom  24.  Januar  berichtet:  Nach  einer  Festtitelluni; 
vom  5.  Dezember  «ind  für  das  laufende  Erntejahr  in  Dänemark  bestellt: 
mit  Roggen  217  000  ha  gegen  1S4Ü00  ha  im  Vorjahre,  mit  Weizen  etwa  57  000  ha 
oder  etwa  4  Proz.  mehr  als  im  Vorjahre. 

Das  dänische  InnenmiDisterium  hat  laut  , Frederiksborg  Amtstidende* 
vom  22.  Januar  verordnet,  daß  vom  1.  Februar  ab  alles  Weizenmehl  mit 
10  Proz.  Gerstenmeh)  vermischt  werden  soll.  Da«  (jerstenmehl  soll  so 
durchgeHiebt  werden,  dnü  man  mindestens  65  Proz.  feines  Gerstenmehl  er- 
hält Die  übrigbleibenden  32  Proz.  Gerstenkleie  sollen  der  Weizenkleie  zugesetzt 
werden. 

,Siavanger  Aftenblad'  vom  17.  Januar  entnimmt  den  ^Sociale  Meddelelser* 
folgende  Zahlen,  welche  die  Hteigerung  der  Preise  in  Norwegen  in  den  drei 
ersten  Kriegsjahren  beleuchten.  Als  Grundlage  dienten  die  Durchschnitts-Klein- 
handelsverkaufspreise  für  43  verschiedene  Artikel  in  17  Ortschaften  im  Juli  1914 
und  im  August  1917.  Im  Laufe  des  Herbstes  sind  die  Preise  allerdings  noch 
mehr  gestiegen.  Wo  nichts  anderes  bemerkt,  verstehen  sich  die  Notierungen  (in 
Kronen)  für  1  kg: 


J«U  1914 

Angnst  1917 

Ochsenbratenflelurii 

i.*t 

3.1' 

Oobsensuppen  fleisch 

1,1» 

2,7» 

Hammelbntcnfleisch :   Hinterstück 

1,4» 

J.*« 

Vorderstüek 

t.ts 

3.»i 

Hammelfleiüch,  gesalsen 

1,1» 

»,(» 

Kalbfleisch:    Braten 

1.44 

3.«» 

Vorderstüek 

I,»T 

3.«« 

Sohweinefleincb :    frisch 

1,4» 

3,»» 

gesalsen,  norw^isch 

1,4« 

3,»o 

„                                  amerikanisch 

1,64 

3.«« 

Donch :   f riieh 

0,4» 

o,»i 

gesalien 

0,4S 

0,7« 

Milch:    VoUmilrh  per  Liter 

0,17 

0,90 

Magermilch 

o,os 

0,I4 

Meiereibutter 

2,44 

4,8» 

Koh-Molkenkiae 

o,&« 

I,»0 

Ziegenkäne 

1,84 

3.»' 

Frische  Eier,  per  20  Stück 

I,«4 

3.»i 

Weizenmehl 

0,»i 

0,84 

Boggenmehl 

O,»« 

0,8« 

Kartoffelmehl 

0,47 

I,S> 

Haoabrot 

0,»4 

0,5| 

Gelbe  Erbsen 

O.Si 

l,»l 

Geretengrütie 

0,X7 

o,»» 

BeisgrieB 

0,48 

1,1* 

Hafergrütze,  norwegische 

o,ss 

o,g» 

Kaffee:   Java 

2,S1 

4,07 

Guatemala 

i.S» 

i.1* 

Santos 

2,»l 

3.«i 

Zucker :    raffiniert 

o,s« 

1,4« 

crusbed 

0,»5 

l,»S 

..       -Mehl 

o,i» 

1,14 

Margarine,  beste 

I.4S 

1,14 

billigste 

1,08 

2,44 

Petroleum,   per  5  1 

O,»« 

1,8« 

Die  Firma  Weddel  &  Co.,  die  seit  mehr  als  20  Jahren  in  ihren  wochent- 
liehen  Berichten  über  alles  Wissenswerte  vom  englischen  Butter-  und 
Käsemarkt,  ankommende  und  schwimmende  Sendungen,  umfang  der  Vorräte, 
Preise.  Qualitäten  usw.  berichtete,  hat  sieh,  wie  .British  Australian'  vom  3.  Januar 
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mitteilt,  infolge  des  staatlichen  Eingreifens  in  den  Butter-  und  Käaehandel  und 
des  seit  Ende  März  bestehenden  Verbots  der  Berichterstattung  über  Ein-  und 
Ausfuhrziffern  veranlaßt  gesehen,  ihre  Berichte  einzustellen.  Das  Blatt  bemerkt 
dazu:  „Indien  ist  jetzt  nicht  mehr  das  einzige  Land,  in  welchem 
die  Kuh  ein  heiliges  Tier  genannt  werden  kann." 

Im  „Daily  Telegraph"  vom  5.  Januar  führt  der  Mitarbeiter  für  Landwirt- 
schaftsfragen in  England  unter  anderem  folgendes  aus :  Bei  den  jetzt  ron  Lord 
Rhondda  vorgeschriebenen  Schlachtviehpreisen  mtiß  der  Züchter  5—10  £ 
an  einem  Rind  verlieren.  Den  Landwirten  ist  ja  schon  immer  gesagt  worden, 
daß  man  ihre  Vaterlandsliebe  daran  messen  wird,  wie  tief  sie  in  die  Taschen 
greifen.  Nun  ist  es  so  weit:  Anstatt  100  sh  erhalten  sie  jetzt  für  den  Zentner 
bestes  Schlachtvieh  nur  noch  75  sh.  Lord  Rhondda  hat  zugeben  müssen,  daß 
er  als  Grundlage  für  die  Höchstpreise  seine  Selbstkosten  als  Besitzer  der  Rassen- 
viehherden  in  Hereford  angenommen  hat.  Die  Verhältnisse  des  großartigen 
Weidelandes  von  Hereford  können  aber  keineswegs  als  Norm  für  die  Viehzucht 
angenommen  werden. 

„Scotsman"  vom  15.  Januar  berichtet:  Die  englische  Regierung  wünscht, 
daß  die  Landwirte  von  Fife,  Schottland,  in  diesem  Jahre  2000  Acres 
Flachs  anbauen.  Das  Flachsproduktionsamt  wird  den  Samen  in  diesem  Jahre 
umsonst  liefern,  und  für  Arbeitskräfte  sorgeu,  und  garantiert  einen  Mindestertrag 
von  14  £  für  den  Acre,  so  daß  die  Landwirte  nichts  verlieren  können.  Der 
Anbau  von  Flachs  wird  vom  Lebensmittelausschuß  dem  von  Zerealien  gleich- 
gestellt werden. 

Der  Hauptgrund  für  die  geringeren  Erträge  in  Frankreich  ist  die  ge- 
ringere Verwendung  künstlichen  Düngers,  von  dem  in  den  letzten  10  Jahren 
Belgien  am  meisten,  nämlich  2,74  dz  für  den  Hektar  verbraucht  hat,  gegen  1,68 
in  Deutschland  und  nur  0,58  in  Frankreich. 

Zur  Lebensmittelkrise  in  Frankreich  schreibt  Roel  Amandru  in 
„L'Information"  vom  14.  Januar  unter  anderem:  Aus  Clermont-Ferrand  wird 
berichtet,  daß  am  10.  die  Hälfte  der  Bäckereien  zeitweise  schließen  mußte. 
Diejenigen,  die  durch  besonderen  Glücksfall  hatten  backen  können,  ließen  die 
Kunden  immer  nur  zu  sechsen  durch  die  halbgeöffnete  Ladentür  herein.  Viele 
mußten  natürlich  wieder  mit  leeren  Händen  abziehen.  Das  Schwarzbrot  wird 
mit  60  cts.  per  1  kg  (=  25  Pf.  für  das  Pfund)  verkauft  und  gibt  zu  vielen 
Klagen  über  das  schlechte  Gewicht  Veranlassung. 

Marktberichten  aus  Paris  sowie  aus  verschiedenen  Provinzstädten 
Frankreichs  sind  folgende  Mitteilungen  über  die  Preise  wichtiger  Lebensmittel 
um  die  Jahreswende  1917/18  entnommen: 

Die  Provinzberichte  über  Eier  schwanken  zwischen  3—5  frcs.  für  das 
Dutzend,  nur  im  Osten  finden  sich  noch  höhere  Preise;  so  verzeichnet  Mont- 
baiard  5,50  frcs.  und  Beifort,  4,80-6  frcs. 

Für  Kartoffeln  sind  durch  eine  Ministerialverfügung  vom  29.  Oktober 
die  Preise  seit  dem  1.  November  für  ganz  Frankreich  einheitlich  geregelt.  Die 
den  Erzeugern  zugebilligten  Preise  steigen  von  16  frcs.  für  100  kg  Futterkar- 
toffeln bis  zu  .37  frcs.  für  beste  Speisekartoffeln  (gelbe  Holländer).  Großhändler  sind 
zu  einem  Zuschlag  von  3—5,  Kleinhändler  zu  einem  solchen  von  5—10  frcs.  be- 
rechtigt. Dementsprechend  darf  im  Kleinhandel  das  Kilogramm  im  Seinedeparte- 
ment 0,30—0,40  frc.  kosten.  Die  spärlichen  Meldungen,  die  über  den  Klein- 
handel vorliegen,  lassen  es  als  zweifelhaft  erscheinen,  ob  dieser  die  Verfügung 
überall  befolgt,  denn  während  aus  Nevers  berichtet  wird,  das  Kilogramm  koste 
0,25—0,30  frc,  stellte  sich  in  Beifort  das  Kilogramm  auf  0,40—0,50  frc.  Die 
Provinzpreise  blieben,  je  nach  der  Gegend,  sehr  verschieden;  so  kosteten  100  kg: 
in  Besanson  18—27  frcs.,  in  Toulouse  24,  in  der  Gegend  von  Orleans  28,  in 
Avignon  36—40,  in  der  Gegend  von  Nantes  40—48  frcs. 

Gemüse:  Mohrrüben  (100  Bund)  stiegen  von  35  frcs.  (1913)  auf  51 'frcs. 
(1916)  und  55  frcs.  (1917);  weiße  Rüben  von  20  auf  31  und  65  frcs.  (ebenfalls 
100  Bund).  Kohl  stieg  von  9  auf  31  und  weiter  auf  38  frcs.  für  100  Köpfe, 
Blumenkohl  von  34  auf  48  und  76  frcs.  Letzerer  erreichte  im  Kleinhandel  den 
nie  dagewesenen  Preis  von   5  frcs.  für   den  Kopf.    Nur  grüne  Bohnen,  die  1913 
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156  fres.  kosteten  und  1916  auf  166  fTC£.  gestiegen  wareo,  gingen  1917  auf  147  free, 
zurück.  Geradezu  schwindelnd  dagegen  war  die  Steigerung  in  Porree,  dem 
.Spargel  der  armen  Leute*,  denn  er  stieg  von  25  frcs.  für  100  Bund  im  Jahre 
1913  auf  54  frcs.  im  Jahre  1916  und  125  frcs.  im  Jahre  1917.  Dabei  ist  letztere» 
Preis  ein  Durchschnittspreis  für  das  ganze  Jahr:  im  Februar  1917  betrug  er 
200  frcs. !  In  der  Provinz,  wo  die  Ware  auf  dem  Wege  vom  Erzeuger  zum  Ver- 
braucher durch  die  Hände  einer  geringeren  Zahl  von  Zwischenhändlern  geht, 
waren  die  Preise  natürlich  niedriger.  So  kosteten  z.  B.  in  Besannen  am  :'>1.  De- 
zember Kohl,  das  Hundert  Köpfe,  30—40  frcs. ;  Porree,  das  Band,  0,90—1  frc. ; 
Mohrrüben,  das  Bund,  0,25—0,40  frc;  weiße  Buben,  das  Bund.  0,20-0,25  frc.; 
Blumenkohl,  der  Kopf,  1,50—1,75  frcs. 

Ein  Turiner  Berichterstatter  des  -EkMJnomist''  vom  29.  Dezember  entnimmt 
einer  Denkschrift  des  italienischen  Landwirtschaftsroinisteriums  über  Weizen- 
bau im  Kriege  folgende  Angaben: 

Als  Ursachen  des  Rückganges  des  Weizenbaues  sind  der  Mangel  an  Dünge- 
mitteln und  die  wachüende  Knappheit  an  Arbeitstieren  zu  nennen.  Ende  Juli 
1917  hatte  das  Heer  im  ganzen  an  Zugüeren  1  238872  Ochsen  und  310000  Pferde 
requiriert,  d.  h.  20  v.  H.  aller  bis  dahin  in  der  Landwirtachaft  benutzten 
Aroeitstiere. 

Femer  hat  auch  der  höhere  Wert  anderer  Erzeugnisse  mitgewirkt.  Während 
der  Preis  weichen  Weizens  von  28,75  Lire  (für  100  kg)  im  Jahre  1914  auf 
38,50  Lire  im  Jahre  1916  und  von  Hartweizen  von  33,50  auf  42.69  Lire  ctieg, 
ging  gleichzeitig  in  die  Höhe  der  Preis  von 

Mais  von  i8,i«  auf  38,8  o  Lire 

Bei«  „  36,6«  „  43,4»     „ 

Kartoffeln  „  io,th  „       15,00     „ 

Hanf  „  96.00  „  206,10     „ 

Die  Erweiterung  der  lohnenden  Anbauarten  ist  nicht  groß  gewe^n.  Die 
Hanfanbaufläche  vermehrte  sich  von  87  000  auf  100000  ha.  Die  Kegierung  hat 
jetzt  den  Preis  von  weichem  Weizen  von  52  und  von  hartem  auf  60  Lire  auf 
100  kg  hinaufgeseut.  wozu  für  Süditalien  und  die  Inseln  noch  Zuschläge  von 
7'  ,—9  Lire  kommen. 

Beim  italienischen  Ackerbauministcrium  wird  die  Weizenproduk- 
tion, wie  .Corriere  della  Sera"  vom  19.  Januar  berichtet,  auf  48500000  hl  ge- 
schätzt. Da  der  Verbrauch  einschließlich  der  Ausfuhr  durchschnittlich  42  Mill.  hl 
beträgt,  so  beträgt  der  Ueberschuß  6  Mill.  hl,  der  sich  jedoch  nach  Abzug  der 
Produktion  de:«  besetzten  Gebietes  auf  5  Mill.  hl  ermäßigen  dürfte. 

Laut  „Petrogradskaja  Gaseta*  vom  16.  Januar  lx>t  die  Petersburger 
Stadtverwaltung  für  Schneereinigungsarbeiten  bei  S-stündiger  Arbeitszeit  einen 
Tagelohn  von  20  Rbl.,  und  bei  gleichzeitiger  Beköstigung  einen  Lohn  von 
13  Rbl..  ohne  daß  es  gelang,  einen  einzigen  Aroeitswilligen  zu  erhalten.    In  der 

tieichen  Zeitung  vom  18.  Januar  gibt  P.  Seh.— sehen  den  Preis  für  ein  Paar 
chuhe  mit  150  Rbl.,  für  4UÜ  g  Käse  mit  8  Rbl.,  für  400  g  Zucker,  der  legaler- 
weise 75  Kop.  beträgt,  mit  7—8  Rbl.  an.  Ein  Soldatenbrot  im  Gewichte  von 
1200  g  kommt  auf  5—6  Rbl.  zu  stehen. 

, Stockholms  Dagblad*  vom  16.  Januar  schreibt:  Von  Rußlands  letzten 
beiden  Getreideernten  dürfte  der  größere  Teil  noch  vorhanden  sein.  E« 
heißt,  daß  die  Bauern  größtenteils  nocn  von  der  Ernte  des  Jahres  1915  leben. 
Die  unglaublich  schlechten  russischen  Transportverhältnisse,  sowie  die  unter- 
bundene Ausfuhr  haben  den  Absatz  der  letztjährigen  Ernten  verhindert.  Voraus- 
gesetzt, Rußland  erhielte  bald  Frieden  und  dadurch  die  Möglichkeit,  seine  mneren 
Verhältnisse  zu  ordnen,  so  würde  nicht  nur  dem  Lebensmittelmangel  in  den 
Städten  bald  abgeholfen  werden  können,  sondern  es  würde  auch  allmählich  der 
Ueberschuß  an  Getreide  für  die  Ausfuhr  verfügbar  werden. 

Ein  interessantel^  Streiflicht  auf  die  Lenensmittelnot  in  Amerika 
wirft  ein  Bericht  des  »Daily  Telegraph'  vom  23.  Januar:  Der  Lebensmittelkon- 
trolleur Hoover    wird   demnächst    neue   Verordnungen   herau8gel)en :    dabei  wird 


eich  zeigen,  wie  gioli  der  Minimalbedarf  des  Verbandes  ist,  und  daß  das  frei- 
willige System  hierzulande,  wie  überall,  unweigerlich  zu  einem  Fehlschlag  führen 
muß.  Man  rechnet  mit  dem  Patriotismus  der  Amerikaner,  daß  sie  die  einschnei- 
denden Maßnahmen  auf  sich  nehmen  werden.  Nach  der  „New  York  World" 
werden  angeblich  demnächst  drei  fleisch-  und  weizenlose  Tage  pro  Woche  ein- 
geführt werden,  nicht  als  ob  es  nicht  genügend  in  den  Vereinigten  Staaten  gäbe, 
sondern  weil  man  die  Ausfuhr  nach  England  und  Frankreich  vergrößern  will. 
Die  amerikanische  Kommission,  die  die  Lebensmittelverhältnisse  in  Europa 
studiert  hat,  ist  zurückgekehrt,  und  auf  Grund  ihres  Berichtes  vrird  man  den 
Verbrauch  in  Amerika  einschränken. 

Das  amerikanische  Kriegshandelsamt  hat  den  Bedarf  Norwegens 
an  Nahrungsmitteln  und  anderen  Bedarfsartikeln  bestimmt.  Wie  „Reuter" 
meldet,  wurde  dem  norwegischen  Abgesandten  Nansen  eine  Liste  jener  Waren 
vorgelegt,  die  die  Vereinigten  Staaten  zu  liefern  gewillt  sind.  Das  vorgeschlagene 
Uebereinkommen,  das  für  die  Ejiegszeit  beabsichtigt  ist,  sieht  300000  t  Brot- 
getreide, 50000  t  Zucker,  14  500  t  Kaffee,  10000  t  Schweine-  und  Rindfleisch, 
86  000  t  Oele  und  Fette  sowie  andere  Lieferungen  von  zusammen  500  000  t  vor. 
Das  Kriegshandelsamt  legt  Norwegen  die  Bestimmung  auf,  den  Mittelmächten 
keine  Stoffe  für  Munition,  keine  Nahrungsmittel  außer  48000  t  Fische  jährlich 
zu  liefern. 

„Times"  vom  16.  Januar  melden  aus  Ottawa:  Man  hat  Vorkehrungen  ge- 
troffen, um  dieAusfuhr  von  22000000  ßushels  Weizen  aus  Westkanada 
nach  Europa  zu  ermöglichen.  Eine  Besprechung  aller  beteiligten  Kreise  wurde 
in  der  letzten  Woche  abgehalten;  die  Eisenbahngesellschaften  werden  die  Re- 
gierung in  der  Heranschaffung  des  Getreides  nach  den  Häfen  nach  Kräften 
unterstützen.  Man  schätzt  die  in  Westkanada  verfügbaren  Bestände  an  Weizen 
auf  67  000000  Busheis. 

Eine  „Agenzia  Americana"-Meldung  aus  Rio  vom  5.  .lanuar  schätzt  laut 
„Financial  News"  vom  14.  Januar  die  neue  Zuckerernte  Brasiliens  auf 
9  Mill.  Säcke. 

Die  „Fiaanciftl  News"  vom  16.  Januar  bringen  folgende  Reutermeldungen 
aus  Buenos  Aires:  Das  Abkommen  zwischen  den  Regierungen  Frankreichs,  Eng- 
lands und  Argentiniens  über  den  Ankauf  von  2',,,  Mill.  t  Weizen  und 
sonstigem  Getreide  aus  der  diesjährigen  Ernte  ist  unterzeichnet  worden.  Da* 
Abkommen,  dem  nach  der  Botschaft  des  Präsidenten  an  den  Kongreß  auch  Italien 
beigetreten  ist,  sieht  die  Gewährung  eines  Kredits  von  200  Mill.  Pesos  durch  die 
argentinische  Regierung  an  Frankreich  und  England  auf  zwei  Jahre  vor,  was 
der  Kongreß  genehmigen  muß.  Die  vereinbarten  Preise  sind  12';„ — 15  Peso»  für 
die  Tonne  Weizen,  7  Pesos  für  die  Tonne  Hafer  und  15  Pesos  für  die  Tonne 
Flachs  fLeinsaat). 

„Tne  Modern  Miller",  Chicago,  vom  24.  November  berichtet  über  die  Art 
und  Weise,  wie  Japan  die  Amerikaner  aus  dem  Mehlhaüdel  aus  Ostasien 
herausdrängte:  Vor  einigen  Jahren  begann  .Japan,  diesem  Handelszweig  Auf- 
merksamkeit zu  schenken.  Zunächst  begann  man  mit  Geschick  und  Erfolg  die 
modernsten  Mühleneinrichtungen  Amerikas  nachzuahmen ;  dann  legte  man  einen 
die  Einfuhr  verbietenden  Zoll  auf  Mehl.  Hiermit  hörte  der  amerikanische  Mehl- 
handel nach  Japan  auf.  Wegen  der  Mehlausfuhr  nach  China  erstrebte  und  er- 
rang Japan  auch  die  ausschlaggebende  Rolle  im  Schiffsverkehr  auf  dem  Stillen 
Ozean.  Das  nächste  Ziel  war,  den  mandschurischen  Weizen  zu  erhalten;  auch 
dies  glückte.  Japan  wußte  die  ihm  passenden  Mehlzölle  für  Hongkong  zu  er- 
halten, und  jetzt,  als  letztes  Glied  in  dieser  Kette,  haben  japanische  Mühlen- 
besitzer  sich  einfach  alle  bekannten  amerikanischen  Handelsmarken,  in  Farbe, 
Zeichnung  usw.  angeeignet,  wobei  sie  nur  den  Namen  der  japanischen  Mühlen 
hinzufügten. 

Laut  „Financial  Times"  vom  16.  Januar  meldet  „Reuter"  aus  Kapstadt, 
daß  die  Reichsregierune  auf  Verlangen  der  Unionsregierung  denjenigen  Land- 
wirten, die  sich  freiwillig  bereit  erklärt  haben,  ihre  Woll schür  der  Reichs- 
regierung zu  verkaufen ,  gestattet ,  auf  Wunsch  von  der  Abmachung  zurück- 
zutreten. 
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Weltmarkt. 

Getreidepreise  in  Mark  für  1000  kg, 

für  tmerikauiacbe  Mtrkte  umgerechnet  nach  dem  Kriedenskurs  1   |  =-  4,20  U., 

für  London  umgerechnet  nach  dem  Friedenskun  1  £  =  20,50  M. 

2.  Februar   26.  Janaar 
Cents 
f.   1   Boshel  H. 

New  York:    Weiien:  Winterweizen  2x6  348,70 

»»9  353.»* 

«4  345,«o 

9i'/t         »«4,«» 
»15  33«." 

J17  210,— 

125  206,«  6 

191,»« 
i84,»o 
"'  34'.— 

Wöchentliche  englische  „Farmers'  Deliveries". 
Dnrchschnittcpreise  für  iniindisches  Getreide. 
London,   19.  Januar  1917. 

Weizen  Gerste 

sh  M. 

7>/.3  3'9,»o 
71/.2  319,40 
75/-8  339.«  5 
57/.2  256,80 
51/.6     231,10 


Chicago: 


Winnipeg: 


Weilen:  Winterweizen 
Sommerweizen 
Boggen :  loco   Nr.  2 
Hafer:      white  clipped 
Boggen :    loco 
Mais:    für  Mirz 

»    Mai 
Hafer:  für  Februar 
..     Mai 
Weizen:  Manitoba  Nr.  1 


797. 


H. 

348,1» 
353.»» 
303.»» 

2I4,li 

300,»« 

2O9,t0 

207,1» 

>93.»» 
184,«» 
34'  — 


Diese  Woche 
Vorige  Woche 

1917 

1916 

1915 

1914 

1913 


30/.  II   i38,«5 
jo/.ii   138.8& 


sb 

58/.  I 
58/.0 

64/.9 
49/.6 
3'./3 
»6/.3 


M. 

3*8.»» 
328,- 
366,1» 
279,»o 
176,70 
148,46 


28/.  10  163, o& 


Hafer 
sh  M. 

47/-9  337.»» 
45/5  3»'.«» 
47/.4  334,«« 
31/.6     229,7» 

28/.  10    203,(i 

18/.11  133,7» 
'9M    «36.«» 


29.  Januar  1917. 


In  der  vergangenen  Woche  haben  Verhandlungen  zwischen  den  deutachen 
und  öaterreich-ungarischen  Ernährungszentralstellen  stattgefunden,  die  die  Be- 
seitigung der  gegenwärtigen  Ernährungsschwierigkeiten  Wiens  tum 
U^ienstand  hatten.  Um  einem  vorübergehenden  Notstand  abzuhelfen,  wurden 
von  deutscher  Seite  der  verbündeten  Monarchie  4.50  Waggons  =  4500  t  Mehl 
zur  Verfügung  gestellt.  Oesterreich-Ungarn  ist  die  Verpflichtung  eing^angen. 
das  gleiche  Quantum  Mehl  oder  ein  um  14  I'roz.  höheres  Quantum  Maiskorn 
bis  zum  15.  März  an  Deutschland  zurückzuliefern. 

In  Ungarn  hat  das  Landesvolksernährungsamt  für  die  Zeit  vom  22.  .la- 
Duar  bis  zum  5.  Februar  d.  J.  die  Engros-Einkau^preise  für  Eier  wie  folgt  fest- 
gestellt :  Originalware  690  K.  =  586,50  M.,  sortierte  und  lampierte  Ware  720  K 
=  612  M.  pro  Kiste  ab  Verladestation.  Diese  Preise  verstehen  sich  für  frische 
Ware;  für  konservierte  Eier  bleiben  die  bisherigen  Preise  in  Kraft. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Getreidevorräte  verfügte  das  schweize- 
rische Militärdepartement,  daß  außer  Brotgetreide  auch  Reis  und  Mais  zur 
Herstellung  von  Backmehl  verwendet  werden  soll,  und  zwar  70  Proz.  Brot- 
getreide, 2Ö  Proz.  Maiskorn  und  10  Proz.  geschälter  Reis. 

, Nieuwe  Rotterdamsche  Courant'  enthält  am  12.  Januar  folgende  Zuschrift 
über  die  Milchproduktion  in  den  Niederlanden:  Der  Rückgang  der 
Milchproduktion  ist  ganz  erheblich  gewesen,  weshalb  die  meisten  Molkereien  jetzt 
nur  4mal  wöchentlich  gegen  früher  täjrlich  arbeiteten.  Die  Erzeugungs-  und  Be- 
förderungskosten sind  ganz  erheblich  gestiegen  und  steigen  weiter.  Sie  betrugen 
bzw.  betragen  für  dieselben  Fabriken  in  den  Jahren  1915,  1916,  1917  und  löLS 
täglich  76,67,  94,—,  142,20  bzw.  154,40  Gulden. 

Die  schwedische  K^ierung  hat  laut  .Svenska  Dagbladet'  vom  7.  Ja- 
nuar drei  Firmen  ermächtigt,  den  aus  Holland  eingeführten  Zucker  von 
27,  Mill.  kg  ohne  Rücksicht  auf  die  Vorschriften  der  Höchstpreisverordnung   zu 
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verkaufen.    Als  Preis  ist  3,25  Kr.  =  3,6G  M.  für  1  kg  festgesetzt  worden.    Der 
Verkauf  soll  ausschließlich  an  gewerbliche  Verbraucher  erfolgen. 

„Economista",  Madrid,  vom  22.  Dezember  entnimmt  dem  „Norte  de  Gastilla" 
folgendes:  Die  spanischen  Weizenernten  stellten  sich  in  den  letzten 
5  Jahren  wie  folgt  (in  hl): 


1913 

35991000 

1914 

35  320000 

1915 

53251500 

1916 

52755500 

1917 

43  780  800 

Die  durchschnittlichen  Preise  betrugen  in  Valladolid,  in  Keales  für  die  Fa- 
nega  gerechnet,  1913:  49,75;  1914:  51,75;   1915:  59,75;   1916:  64,00;   1917:  69,50. 

Das  „Hamburger  Fremdenblatt"  vom  14.  Januar  schreibt  über  die  russi- 
sche Handelsstatistik: 

Einmal  berücksichtigt  diese  Statistik  nicht  den  Umstand,  daß  ein  erheblicher 
Prozentsatz  der  aus  Deutschland  nach  Kußland  gelangten  Waren  Durchfuhrgut 
war,  also  nicht  der  deutschen  Produktion  entstammte.  Ferner  ließ  die  russische 
Statistik  nicht  erkennen,  daß  große  Mengen  von  Gütern  aus  Rußland  über  die 
Niederlande  und  Belgien  nach  Deutschland  ausgeführt  worden  sind.  Die  Folge 
war  und  ist,  daß  die  russische  Statistik  ein  falsches  Bild  der  Entwicklung  des 
deutsch-russischen  Handelsverkehrs  ergab.  Wie  außerordentlich  die  Unterschiede 
zwischen  der  deutschen  und  russischen  Statistik  sind,  mag  folgende  Spezialtabelle 
erweisen.    Es  betrug  im  Jahre  1913: 

nach  der  russischen  Statistik  uacli  der  deutschen  Statistik 

die  Ausfuhr  n.  Deutschland  die  Einfuhr  aus  Rußland 

Mengen  in  Doppelzentner 

Roggen                                             887  878  3  043  973 

Weizen                                             1930874  5193001 

Gerste  insgesamt                       23  838  797  27  657  427 

Hafer                                               384275  2  719  758 

Mais                 •                                614086  909685 

Butter                                              271253  299217 

Borsten                                               19  492  22  239 

Manganerz                                          837  959  4  469  423 

Naphthawaren                              i  291  235  i  581  317 

Lebende  Gänse                 Stück  6  798  000  7  387  454 

,8hipping",  New  York,  vom  17.  November  gibt  folgende  vergleichende  Auf- 
stellung:   Die  Löhne  der  englischen  Seeleute  betrugen  monatlich: 

vor  dem  Kriege  während  des  Krieges 

£    sh  M.  £    sh  M. 

für  Vollmatrosen       5      10  112,76  II     —  225,50 

„    Heizer  5     10  112,75  11      10  235,75 

„    Stewards  4       5  87,1s  10     10  215,25 

Das  Blatt  fährt  fort:  Da  diese  Löhne  wahrscheinlich  nach  dem  Kriege  bei- 
behalten werden,  so  haben  englische  Schiffahrtskreise  später  mit  einer  Verdoppe- 
lung der  von  ihnen  zu  zahlenden  Löhne  zu  rechnen. 

Der  französische  Verpflegungsminister  Boret  schätzte  im  „Seno"  am 
18.  Dezember  die  Verminderung  der  Transportmöglichkeit  durch  die 
Geleitzüge  auf  20  Proz.,  und  in  der  „Times*  vom  8.  Dezember  schreibt  F.  Allen, 
Vorsitzender  der  Khedi  vischen  Post -Dampf  Schiffahrtsgesellschaft,  daß  die  Not- 
wendigkeit, in  Geleitzügen  zu  fahren,  die  auf  eine  ßeise  au  verwendende  Zeit- 
spanne verdoppelt. 

Im  „Bulletin  de  Statistique"  (Frankreich)  vom  17.  August  1917  findet 
sich  der  Text  eines  Gesetzes  vom  3.  August  1917,  durch  welches  „zur  Wieder- 
herstellung des  landwirtschaftlichen  Lebens  in  den  durch  den  feind- 
lichen Einfall  betroffenen  Departements"  ein  Kredit  von  300  Mill.  frcs.  gewährt 
vrird.  Der  Landwirtschaftsminister  soll  mit  HUfe  dieser  Mittel  Vieh,  Dünger,  Saat 
und  Rohstoffe  beschaffen  und  an  die  Landwirte  der  betreffenden  Bezirke  verteilen. 
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Auf  Grund  amtlicher  Statistiken  gibt  die  .R^forme  soziale*  vom  1. — 16.  De- 
zember 1917  folgende  Uebersicht.  In  den  0  großen  ländlichen  Hauptbezirkea 
Frankreichs  betrug  die  Steigerung  der  land wirt t^chaf tlirhen  Lohn- 
sätze in  der  Zeit  von  1914 — 1916: 


beim  nicht  beköstigten      beim 

bektetigtcn 

Landarbeiter 

in 

Pros. 

1.  Nordwesten 

43 

SO 

2.  Norden 

43 

5S 

3.  Nordcwten 

4« 

35 

4.  Westen 

62 

*>s 

5.  Mitte 

S3 

60 

6.  Osten 

50 

61 

7.  Südwesten 

57 

6s 

8.  Süden 

50 

67 

9.  Südosten 

50 

61 

A)li;em.   Durch«chiiili      50  37, s 

D«r  Dtirchschnittatagelohn  des  ländlichen  Arbeiters  in  Frankreich  betrug  im 
Jahre  1914  bei  Nichtbeköstigten  3,43  frcs.  =  2,78  M.,  bei  Beköstigten  2,23  frcs. 
=  1,81  M.  Im  Jahre  1916  stiegen  diese  Beträge  auf  5,15  frcs.  =  4,17  M.  bzw. 
3,52  frcs.  =  2,85  M.  Die  Schwankungen  in  der  Lohnsteigening  sind  verhältnis- 
mäßig sehr  grofi.  Aus  einzelnen  kleinen  Bezirken  werden  Steigerungen  bis  110  v.  H. 
gemeldet,  in  anderen  übersteigen  sie  nicht  2.0  v.  H.  In  umgekel^tem  Verhältnis 
zur  LohnHteigerung  Hteht  die  Arbeitsleistung.  Sie  ist  iiberall  stark  zurückge- 
fangen  und  zwar  in  den  meisten  der  vorgenannten  Bezirke  um  durchKcbuitthch 
50—38  V.  H.;  in  anderen  Gegenden  ganz  erheblich  mehr,  z.  B.  in  Dordugne  und 
Cantal  50  v.  H.,  in  Tarn  una  Vaucluse  60  v.  H.,  und  im  Departement  Indre  und 
Loire  um  90  v.  U.  Die  ländlichen  Arbeitskräfte  haben  sich  im  Kriege  teil.s  durch 
Aushebungen,  teils  durch  Abwanderung  in  die  Städte  ganz  erbeblich  vermindert 
-und  zwar  durchschnittlich  für  ganz  Frankreich  am  58  v.  H.,  in  einzelnen  Ge- 
genden sogar  bis  65  v.  H. 

.Tribuna*  (Italien)  vom  1.  Jannar  beschäftigt  sich  mit  der  staatlichen 
Förderung  des  Tabakanbaues  und  schreibt  u.a.:  In  95  Gemeinden  wurde 
der  Tabakbau  neu  eingeführt,  üra  den  Tabakbau  zn  fördern,  wurden  die  Ein- 
kaufspreise erhöht,  und  zwar  wurden  für  je  100  kg  losen  Tabak  (außer  dem  aus 
Levantiner  Samen  gezogenen)  40  Lire  Zuschlag,  lur  den  aus  Levautiner  Samen 
gezogenen  80  Lire  Zuschlag,  für  dunkle  Tabaksorten  55  Lire  und  für  Tabak  in 
Ballen  aus  Levantiner  Samen  125  Lire  Zuschlag  festgesetzt.  Aulierdem  werden 
Prämien  eingeführt  für  den  Bau  und  die  Einrichtung  von  Magazinen,  sowie  Prä- 
mien für  die  Einrichtung  von  Tabakmanufakturen,  außerdem  werden  L'nterrichts- 
prämien  und  Stipendien  gewährt. 

Um  einen  reichlichen  Ueberschuß  an  Mehl  für  die  Ausfuhr  an  die 
Alliierten  zu  gewinnen,  erwägt  die  Lebensmittelverwaltuiig  in  Washington 
gegenwärtig  einen  Plan,  wonach  der  Verkauf  von  Mehl  auf  75  Proz.  der  jetzt 
gehandelten  Menge  herabgesetzt  wird. 

•2-2.  Januar   1918. 

Die  ganze  Welt  ist  davon  durchdrungen,  daß  die  Mittelmächte  mit  aus  dem 
Grunde  si^eich  dastehen,  weil  alle  militärischen  Handlungen  nach  einem  ein- 
heitlichen Plane  zielbewußt  ausgeführt  werden.  Es  würde  deshalb  naheliegen, 
diese  Einheitlichkeit  auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  zur  Geltung  zu  bringen. 
Dies  ist  bisher  nicht  gelungen,  vor  allem  nicht  auf  dem  Gebiete  der  Volks- 
ernährung. In  Deutschland  wird  ein  System  der  Rationierung  und  staatlichen 
Zwangswirtschaft  befolgt,  das  nach  Ansicht  vieler  den  Bogen  überspannt  hat, 
während  man  in  Oesterreich  und  Ungarn  bisher  eine  freiere  Regelung  bevorzugt 
hat.  Angesichts  der  in  Deutschland  zurzeit  radikal  durchgeführten  Reduzierung 
des  Schweinebestandes  sei  zum  Beispiel  auf  die  folgende  Verordnung  in 
Oesterreich  hingewiesen.  Die  steiermärkische  Statthalterei  hat  mit  Gültigkeit 
vom  1.  Januar  1918  an  folgende  Höchstpreise  für  den  Handel  mit  Schweinen 
per  Kilogramm  festgesetzt :    1.  für  Ferkel.  Jungschweine,  Nutzschweine  für  land- 
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wirtschaftliche  Gebrauchszwecke  8  K.  (=  3,40  M.  für  1  Pfd.,  in  Deutschland  da- 
gegen 1,60  M.);  2.  für  Schlaehtschweine :  a)  Schlachteber,  lebend  7  K.  (=-  2,97  M. 
für  1  Pfd.),  gestochen  9  K.  (=  3,82  M.  für  1  Pfd.),  b)  für  übrige  Schlachtschweine 
8  K.  (=•  3,40  M.  für  1  Pfd.),  dagegen  in  Deutschland  bei  a  und  b  nur  0,57  bis 
0,80  M.,  gestochen  10  K.  f==  4,25  M.  für  1  Pfd.) ;  3.  für  Easseschweine  aller 
Altersklassen  und  beiderlei  Geschlechts,  die  aus  reinrassigen  hochwertigen  Stamm- 
zuchten stammen,  ist  kein  Höchstpreis  vorgeschrieben.  Diese  Preisbestimmungen 
gelten  auch  für  den  Verkauf  von  Stall  zu  Stall,  welcher  ungehindert  zur  Deckung 
der  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  der  Landwirte  vor  sich  gehen  kann,  unter  der 
Voraussetzung,  daß  die  angekauften  Schweine  wenigstens  2  Monate  vom  Ankäufer 
in  seinen  Siedelungen  gehalten  werden.  —  Daß  auch  in  anderer  Hinsicht  die 
Regelung  in  Oesterreich  vielfach  nach  anderen  Grundsätzen  erfolgt  wie  in 
Deutschland,  zeigt  die  nachstehende  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Saat- 
getreide und  Pflanzkartoffeln.  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Be- 
triebe dürfen   zum   Zwecke  der  Frühjahrsbestellung  kg  pro  Hektar  verwenden: 


Sommergetreide 

Klasse 

Koggen 

Weizen 

Gerste 

Hafer 

Kartoffeln 

I. 

.85 

200 

180 

170 

1500 

n. 

230 

24s 

215 

200 

1500 

III. 

270 

290 

250 

230 

1800 

IV. 

3«o 

335 

28s 

260 

i8oo 

V. 

350 

380 

320 

290 

2000 

Zur  Saatgutklasse  1  gehören  tiefgründige  fruchtbare  Böden  in  günstiger  Lage 
mit  gutem  Klima,  zur  Klasse  II  weniger  tiefgründige  Böden  in  guter,  günstiger 
Lage  mit  gutem  Klima,  zur  Klasse  HI  weniger  tiefgründige  mittelgute  Böden  in 
rauher  Höhenlage  mit  ungünstigem  Klima. 

Durch  eine  Verordnung  des  österreichischen  Volksernährungsamtes 
wird  die  bereits  angekündigte  Kürzung  des  Verbrauchsanteils  an  Ge- 
treide und  Mehl  angeordnet.  Durch  diese  Verordnung  wird  eine  allgemeine 
und  gleichmäßige  Kürzung  der  Mehlverbrauchsmenge  für  alle  Erzeuger  und  Ver- 
braucher in  allen  Verwaltungsgebieten  bestimmt.  Die  Kürzung  des  Verbrauchs- 
anteils erstreckt  sieh  bei  NichtSelbstversorgern  lediglich  auf  die  Mehlverbrauchs- 
menge, welche  um  die  Hälfte  gekürzt  wird.  Die  Höhe  der  Brotmenge  bleibt 
unverändert.  Der  NichtSelbstversorger  wird  nunmehr  eine  Wochenmenge  von 
1150  g  Mehl  gegen  früher  1400  g  beziehen,  der  Selbstversorger  wird  fortan  über 
eine  Wochenmenge  von  1575  g  Getreide  gegen  früher  2100  g  verfügen. 

In  Oesterreich  forderte  der  Ackerbauminister  die  landwirtschaftlichen 
Vereine  und  die  Verwaltungsbehörden  auf,  den  Anbau  derZichorienwurzel 
zu  fördern.  Den  ungarischen  Kaffee-Ersatzfabriken  wurde  gestattet,  Produktions- 
verträge für  eine  Fläche  von  höchtens  15  000  Kata^t^aljoch  (=  8600  ha)  Zichorien- 
wurzeln abzuschließen.  (In  Landwirtskreisen  wird  eine  Erhöhung  des  Höchst- 
preises von  Zichorienwurzeln  von  15  K.  auf  28—30  K.  angestrebt,  wodurch  die 
Erzeugung  eine  namhafte  Steigerung  erfahren  würde.) 

In  Ungarn  werden  durch  eine  Regierungsverordnung  die  Höchstpreise 
für  Schwexneprodukte,  wie  folgt,  abgeändert:  Im  Verkehr  zwischen  Produ- 
zenten und  Wiederverkäufer  für  rohes  Schweinefett  970  K.,  für  frisches  Schweine- 
fleisch 850  K.  Den  Höchstpreis  für  geschlachtete  halbe  Schweine  stellen  die 
Lokalbehörden  fest,  doch  kann  er  pro  100  kg  netto  920  K.  nicht  übersteigen. 
Für  ausgelassenes  Schweinefett  darf  im  Verkehr  zwischen  Produzenten  und  Wieder- 
verkäufer ein  höherer  Preis  als  1100  K.  pro  100  kg  nicht  gefordert  werden.  Diese 
Preise  gelten  ab  Verladestation.  Für  Eichenholzt'äs.ser  kann  ein  Zuschlag  von  4, 
für  sonstige  Verpackung  von  3  Proz.  berechnet  werden. 

In  Ungarn  hat  die  Regierung  jüngst  eine  Verordnung  erlassen,  laut  der 
die  bei  der  Ernte  verbrauchten  Erntemaschinen- Bin  degarne  ois  zum  28.  Februar 
1918  aufbewahrt  werden  müssen,  damit  sie  für  die  nächste  Ernte  wieder  aufge- 
sponnen oder  zu  landwirtschaftlichen  oder  Kriegszwecken  dienenden  Industrie- 
artikeln verwendet  werden  können.  Eine  Verordnung  des  Ackerbauministers  be- 
zeichnet jene  Firmen,  die  das  Aufspinnen  dieser  Garne  besorgen  werden,  sowie 
jene  Modalitäten,  unter  welchen  diese  Bindegarne  einzuliefern  sind. 


—     14     — 

In  der  GesellKchaft  schweizer igcher  Landwirte  ist  im  Anscblufl  an  einen 
Vortrag  des  Herrn  Kegierungsrat  Dr.  Tanner,  des  Vorstehers  der  Inlandgetreide- 
■telle,  die  Anregung  gemacht  worden,  daß  die  Mindestpreisgaran  tie  für 
Inlandgetreide  statt  auf  zwei  auf  fünf  Jahre  ausgedehnt  werde.  Der  An- 
tragsteller erhoffte  aus  einer  solchen  Verlängerung  einen  vermehrten  Ansporn  zur 
freiwilligen  Ausdehnung  des  einheimischen  Uetreidebaues.  Die  ihm  gewordene 
Antwort  zeigte,  daU  erfreulicherweise  erste  Sachverständige  von  Anfang  an  eine 
längere  Miuimalpreisgarantie  beantragt  hatten,  daü  aber  die  Oberbehorden  darauf 
nicht  einzugehen  wagten. 

In  der  Versammlung  des  Schweizerischen  landwirtschaftlichen  Vereins 
am  12.  Januar  sagte  der  Chef  der  Abteilung  Landwirtschaft  des  schweizerischen 
Volkswirtschaft» -Departements  u.  a.:  ,Die  vermehrte  Beschaffung  von 
Lebensmitteln  ist  keine  landwirtschaftliche  Frage  mehr,  sondern  eine  nationale 
Aufgabe.  Um  diese  zu  erfüllen,  genügt  schlieülich  die  Freiwilligkeit  nicht  mehr; 
es  muß  zum  Zwang  gegriffen  werden.  Eine  der  wichtigsten  ifißnahmen  ist  die 
Ausdehnung  der  Uetreidean baufläche  um  50000  ha  mit  Garantie  eines 
Mindestpreises  für  das  Getreide.  Es  muß  als  sicher  angenommen  werden, 
dafi  der  letztere  weit  höher  kommen  wird,  als  er  jetzt  angesetzt  ist.  Dem  Getreide- 
bau nach  dem  Kriege  muU  alle  Aufmerksamkeit  geschenkt  werden.  Eine  weitere 
Maßnahme  besteht  in  der  Ausdehnung  des  Kartoffel baaes  von  56  680  ha  auf  rund 
70000  ha.  Ein  weiterer  BundesratsbMchluU  geht  dahin,  die  Beschaffung  von  in- 
ländischen Futter-  und  Düngemitteln  zu  fördern  und  dem  in  letzter  Zeit  auf- 
tretenden Schwindel  im  Handel  mit  solchen  entgegenzutreten.  Bei  allen  diesen 
Maßnahmen  besteht  die  Absicht,  etwas  Dauerndes  für  die  Zukunft  zu  schaffen.* 

Zum  Zwecke  einer  VermehrunKder  Inlandserzeugungan  Lebens- 
mitteln hat  der  schweizerische  Bundesrat  eine  Reihe  einschneidender  Maß- 
nahmen beschlossen.  Danach  sind  Eigentümer  und  Pächter  von  Grundstücken 
verpflichtet,  mehr  Sommergetreide,  Kartoffeln,  Hülsenfrüchte,  Reben  usw.  anzu- 
pflanzen. Die  Kantone  können  jeden  Bürger  verpflichten,  die  Bratellune  einer 
oestimmten  Fläche  Landes  vorzunehmen.  Gewerbliche,  industrielle  und  Handels- 
betriebe, Genossenschaften,  Vereine,  Anstalten  und  Gemeinden  werden  gehalten, 
den  Nahrungsmittdbedarf  ihrer  Arbeiter,  sowie  den  Futtermittelljedarf  ihrer  Zug- 
tiere durch  Anbau  auf  eigenem  oder  gepachtetem  Lande  zu  decken.  Ziergärten, 
Sportplätze,  Spielplätze,  private  und  öffentliche  Anlagen  sind  für  den  Anbau  her- 
zurichten, insbesondere  für  Kartoffeln  und  Gemüsse.  Bestellbares  Land,  das  vom 
Ei^ntümer  oder  Pächter  nicht  oder  schlecht  bewirtschaftet  wird,  kann  zwangs- 
weise von  den  Kantonen  in  Pacht  genommen  werden.  Die  Gemeindebehöroen 
haben  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder  im  Gemeindegebiet  wohnenden  Familie  auf 
Wunsch  eine  Fläche  Pflanzland  zum  Anbau  von  Nahrungsmitteln  zum  Eigen- 
bedarf zur  Verfügung  gestellt  wird.  Die  Kantonsregierungen  dürfen  alle  geeigneten 
Personen  zur  Bebauung  öffentlicher  Grundstücke,  sowie  zur  Einbringung  der  Ernte 
in  Anspruch  nehmen  und  die  Einwohner  zur  gegenseitigen  Hilfeleistung  ver- 
pflichten. Das  schweizerische  Militärdepartement  wird  außerdem  für  die  Be- 
schaffung nötiger  Arbeitskräfte  sorgen,  durch  Zuweisung  von  arbeitslosen  Fremden, 
Deserteuren  und  Widerspenstigen,  sowie  von  Landsturm-  und  Uilfsdienstpflichtigen. 
Die  Behörden  der  Kantone  werden  ermächtigt,  die  nötigen  Geräte,  Maschinen  und 
Arbeitstiere  zwangsweise  zu  requirieren.  Endlich  können  industrielle  und  gewerb- 
liche Betriebe,  die  sich  zur  Herstellung  von  Nahrungsmitteln  oder  landwirtschaft- 
lichen Geräten,  Futtermitteln  oder  anderen  Bedarfsartikeln  eignen,  zur  Ausführung 
von  Aufträgen  verpflichtet  werden. 

Der  Bundesrat  in  der  Schweiz  hat  beschlossen,  die  gesamte  Erzeugung. 
Erfuhr,  Verteilung  und  Verwertung  der  Speiseöle  unter  die  Aufsicht  des  Volks- 
wirtschaftsdepartements zu  stellen  unter  Errichtung  einer  eidgenössischen  Fett- 
zentrale. Diese  hat  in  den  nächsten  Monaten  die  Rationierung  von  Fett  durch- 
zuführen, bei  der  vorläufig  für  den  Monat  und  Kopf  der  Wohnoevölkerung  .JOO  g 
Fett  (inb^iffen  100—200  g  Butter)  zur  Verteilung  kommen  werden. 

Die  Rückwirkung  der  hohen  Preise  auf  den  Wert  des  landwirtschaftlichen 
Bodens  in  Dänemark  geht  aus  den  Ergebnissen  der  Einschätzung  der  ländlichen 
Besitzungen  und  des  Bodenwertes  auf  dem  Lande  für  die  Steuerveranlagung 
hervor.  Nach  den  in  den  Jahren  1904  und  1909  durchgeführten  Schätzungen  des 
Landbesitzes  für  die  Steuerveranlagung  sollte  die  nächste  Schätzung  dem  Gesetze 
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gemäß  nach  10  Jahren,  also  im  Jahre  1918,  vorgenommen  werden.  In  Anbetracht 
des  starken  Wertzuwachses  auf  allen  Gebieten  ordnete  die  Regierung  durch  Gesetz 
eine  neue  Schätzung  für  1916  an;  gleichzeitig  wurde  eine  Schätzung  des  reinen 
Bodenwertes  durchgeführt.  Die  Scnätzungen  ergaben  einen  Gesamtwert  von 
4454  MiU.  Kr.  (1909  =  3279  Mill.  Kr.),  also  eine  Zunahme  von  35,8  Proz.  Der 
reine  Bodenwert  betrug  2475  Mill.  Kr.  Für  sämtliche  ländlichen  Besitzungen 
Dänemarks  betrug  1916  der  für  die  Grundsteuerveranlagung  berechnete  Wert  ein- 
schließlich des  Wertes  der  Baulichkeiten  1054  Kr.,  der  reine  ßodenwert  696  Kr. 
pro  ha.  Das  Areal  der  Waldbesitzungen  betrug  etwa  234000  ha  oder  10000  ha 
mehr  als  im  Jahre  1909.  Der  Wert  der  Besitzungen  mit  Inventar  ist  in  den 
letzten  20  Jahren  um  etwa  100  Proz.  gestiegen.  Um  1908  wertete  ein  Hof  mit 
totem  und  lebendem  Inventar  etwa  6500  Kr.  pro  Tonne  Hartkorn.  Im  vorigen 
Jahr,  1916,  wurde  dieser  Durchschnittswert  auf  12  800  Kr.  je  Tonne  Hartkorn 
berechnet  (Wirtschaftsdienst  Nr.  2). 

, Daily  News  and  Leader"  vom  2.  Januar  berichtet:  Laut  einer  Mitteilung 
des  Lebensmittelamtes  wird  Lord  Ehondda  vom  1.  November  ab  die  gesamte 
Kartoffelernte  Englands  aufkaufen  mit  Ausnahme  der  in  Gärten  gezogenen, 
der  für  den  eigenen  Verbrauch  des  Erzeugers  benötigten  und  der  für  Zuchtzwecke 
angebauten  Kartoffeln.  Der  Ankaufspreis  wird  sich  nach  dem  Ausfall  der  Ernte 
rienten,  soll  aber  die  folgenden  Sätze  nicht  übersteigen : 


Ablieferungszeit 

Nov.  n.  Dez.  1918 
Jan.  u.  Febr.  1919 
Hai  1919 

März  u.  April  1919 

-Times"  (England)  vom  9.  Januar  schreiben  in  einem  Leitartikel:  Der 
Grund,  mit  dem  man  immer  die  Einführung  der  Zwangsrationierung  fordert, 
kann  nur  falsche  Hoffnungen  erwecken.  Man  wiU  damit  eine  Gleichmäßigkeit 
der  Verteilung  erreichen,  indem  man  vorgibt,  gegenwärtig  erhielten  die  ßeichen 
zu  viel  und  die  Armen  zu  wenig.  Daß  die  Zwangsrationierung  diese  Ungerechtig- 
keit aus  der  Welt  schaffen  würde,  ist  eine  gefährliche  Täuschung.  Sie  wird  eine 
Herabsetzung  des  Lebensmittelsverbrauches  herbeiführen,  infolgedessen  jeder 
weniger  erhält.  Vor  allem  also  kommt  hierfür  die  Arbeiterklasse  in  Betracht, 
denn  eine  Zwangsrationierung  der  Reichen  würde  infolge  ihres  geringen  Umfangs 
keine  bedeutende  Wirkung  haben  können.  Der  wahre  Grund  für  die  Einführung 
der  Zwangsrationierung  ist,  daß  wir  alle  sparen  müssen. 

Nach  „Modern  Miller",  Chicago,  vom  24.  November  erklärte  der  Nahrungs- 
mittelkommissar von  Illinois,  daß  Amerika  60  Tage  vor  der  neuen  Ernte  mit 
seinem  Weizen  zu  Ende  sein  wird.  Das  Mehl  wird  verbraucht,  aber  nicht  ge- 
hamstert, wie  eine  genaue  Untersuchung  ergab. 

16.  Januar  1918. 

In  Oesterreich  beträgt  nach  einer  Verordnung  des  Handelsministers  vom 
11.  Dezember  („Wiener  Landw.  Ztg."  vom  19.  Dezember)  der  Uebernahmepreis 
für  100  kg  Leinsamen  130  K.  netto  loko  der  dem  Lagerungsorte  der  Vorräte 
nächstgelegenen  Bahnstation,  eventuell  Sammelstelle  des  Kommissionärs  der  öster- 
reichischen Flachszentrale  A.-G.,  sofern  diese  günstiger  für  ihn  gelegen  ist.  Dieser 
Preis  versteht  sich  für  gesunde,  trockne,  handelsüblich  gereinigte  Ware.  Für  ge- 
reinigte prima  Säeleinsaat,  die  zum  Anbau  ohne  Nachputzung  geeignet  ist,  wird 
ein  Zuschlag  von  20  K.,  also  150  K.  für  100  kg,  für  solche,  die  von  eiiier  vom 
Ackerbauministerium  zur  Durchführung  des  Anerkennungsverfahrens  berufenen 
Saatgutanerkennungskommission  attestiert  ist,  wird  ein  weiterer  Zuschlag  von 
10  Kl.  für  100  kg  gewährt. 

In  Oesterreich  hat  die  Zentralpreisprüfungskommission  ihren  Beschluß 
vom  8.  November  1917,  betreffend  Richtpreise  für  Luzerne-  und  andere 
Kleesaaten,  in  nachstehender  Weise  richtiggestellt: 
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Richtpreise  beim  Verkaofe 


I 

II 

m 

IV 

für  Lnieme 

vom  Erzeuger 

aa  den 
Provinzhindler 

vom   Erzeuger 

oder  Provinz- 

h&ndleranden 

QroOb&ndler 

vom  Erzeuger, 
Provinzhindler 

oder  Groß- 
b&ndler   an  den 

Kleinhftndler 

an  dM 

Ver- 
braucher 

K. 

K. 

K. 

K. 

1.  grobseidehältig 

800 

830 

855 

900 

2.  kleinseidebältig  (grob- 

seidefrei) 

850 

880 

905 

940 

3.  seidefrei 

900 

930 

955 

990 

4.  gereinigt,    aber   nicht 

absolut  seidefrei 

950 

980 

1005 

1040 

5.  seidefrei 

1000 

1030 

1055 

1090 

Ferner  je 

!  nach  Qualittt: 

Richtpreise  beim  Verkaufe 

I 

II 

III 

IV  a 

IV  b 

vom  Er- 

vom  Erzeuger 

vom  Erzenger, 
Provinzb&ndler 

„                «euger  an 
den  ProTint- 
hindler 

oder  Provioz- 

hindleranden 

OroBbindler 

oder  Groß- 
händler an  den 
Kleinhlodler 

an  den 
Verbraucher 

in  Mengen 

von  100  kg 

unter  30  kg 

Kronen  pro  100  kg 

Weißklec 

500 — 850 

645-915 

f6o-935 

690 —  980 

720—1010 

Wnndklce 

600 — 850 

645-915 

660—935 

690 —  980 

720 — 1020 

Sebwedcnklee 

700—900 

750—970 

770-790 

805—1035 

840—1080 

Bokbaraklee 

400 — 600 

430-645 

440—460 

460—  690 

480—  720 

Qclbklce 

300—500 

3*5—540 

330—550 

345-  575 

360 —  600 

Steinklee 

300—400 

325-430 

330—440 

345-  460 

360—   480 

Inkarnatklee 

450-500 

485-540 

495—550 

5*0—  575 

540 —  600 

Eaparsette : 

1.  nngescbält 

300 — 400 

315-430 

330-440 

345—  460 

360—  480 

2.  UDgebülst 

600 — 800 

645—860 

495-550 

690 —  920 

720 —  960 

Diese  Preise  gelten  für  je  100  kg  netto  ohne  Sack  ab  der  dem  Verkäufer 
nächstgelegenen  Bahnstation. 

In  Oesterreich  werden  nach  einer  Verordnung  des  Handelministers  Ober 
Flachs  vom  14.  Dezember  als  Höchstpreise  für  in  Oesterreioh  ausgearbeitete, 
lufttrockene,  lagerfeste  Ware  bestimmt: 


K. 

Pro 

100  kg 

mindestens  aber  K. 

für  Schwangflachs,  Wasserröstc : 

I.  QualiUU 

380 

340 

11.        ,. 

330 

330 

III.     „ 

250 

220 

für  Hechelflachs: 

I.  Qnalit£t,  der  in  der  Spinnerei 

keiner  Nachhechelnng  bedarf 

380 

330 

für  Brecbflachs : 

I.  Qualität 

330 

301 

n.     „ 

300 

»5« 

III.   „ 

»50 

300 

für  Brechflachswerg  u.  Wergflachs : 

I.  Qualität 

180 

«S' 

II.        „ 

150 

IUI 

III.      „ 

100 

60 

für  Brcchabfallwerg  (Hatschke), 

geschüttelt  und  gereinigt 

50 
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Die  Preise  verstehen  sicli  ohne  Verpackung  franko  üebernahmeateiie  der 
österreichischen  Fiachszentrale  A.-G.,  bei  direkter  Versendung  an  Spinnereien 
franko  Spinnereistation.  —  Als  Bindematerial  darf  nur  gleichwertiger  Flachs  ver- 
wendet werden.  —  Die  Nässung  der  zur  Ablieferung  gelangenden  Ware  ist  ver- 
boten. 

Die  Zentral-Preisprüfungskommission  in  Oesterreich  hat  für  alle  Ver- 
waltungsgebiete Oesterreichs  nachstehende  Kichtpreise  für  Mittelwein 
festgesetzt : 

I.  Für  Mittelwein  österreichischer  Herkunft  beim  Verkaufe  ab  Erzenger- 
keller pro  Hektoliter  300  K. 

IL  Für  Mittelwein  österreichischer  oder  ungarischer  Herkunft  beim  Ver- 
kaufe in  allen  Verwaltungsgebieten  mit  Ausnahme  von  Böhmen  und 

III.  für  Mittelwein  österreichischer  und  ungarischer  Herkunft  beim  Ver- 
kaufe in  Böhmen : 

IT.  III. 

Kronen 

1.  im  Großhandel : 

a)  für  Faßwein,  weiß,  pro  Hektoliter  375, —      385, — 

b)  ,,  „  rot,        „  „  395.—      405.— 

c)  „     Wein,  weiß,  pro  Flasche  zu  0,7  1  4,20  4,S0 

d)  „        „      rot,       „  „        „    0,7  1  4,so         4,40 

2.  im  Ausschank  durch  den  Gastwirt 
bzw.  im  Kleinhandel: 

a)  für  Faßwein,  weiß,  pro  Liter  4,«o  4,70 

b)  „  „  rot,        „       „  4,80  4,90 
o)     „  Wein  p.  Flasche  zu  0,7  1;  bei  Verab- 
reichung zum  Genüsse  im  Gastlokale  pro 

Liter  weiß  5,80  5,90 
bei  Verabreichung  über  die  Gasse  bzw.  im 

Kleinhandel  pro  Liter  weiß  5,—  5,10 

>,       ..       rot  5,10  5,80 

3.  im  Ausschank  durch  den  Erzeuger 
(Buschenschank)  pro  Liter  3,20  3,20 

IV.  Als  Mittelwein  ist  jener  Wein  anzusehen,  der  nach  Aussehen,  Geruch 
und  Geschmack  einwandfrei  ist  und  als  Weißwein  9 — 10,  als  Rotwein  10—11  Vol.- 
Proz.  Alkohol  aufweist.  Für  Weine,  die  einen  geringeren  Alkoholgrad  aufweisen, 
gelten  beim  Verkaufe  vom  Erzeuger  ab  Erzeugerkeller  nachstehende  üichtpreise : 

Bei  einem  Alkoholgehalte  von  Kr. 

8—9  Vol.-Proz.  Weiß-  und  9—10  Vol.-Proz.  bei  Eotwein  270- 

7-8         „  „        „      8-9  „  „         „  240 

6-7         „  ,.        „      7-8  „  „  „  210 

5—6         „  „        „      6—7  „  „         „  180 

4—5         „  „         „      5—6  „  „  „  150 

Beim  Verkaufe  dieser  Weinsorten  im  Groß-  und  Kleinhandel,  sowie  im  Aus- 
schank ist  der  gleiche  Zuschlag  zum  Erzeugerpreis  angemessen,  wie  dies  bei 
Mittelweinen  der  Fall  ist. 

V.  Der  Richtpreis  für  Wein  aus  direkt  tragenden  amerikanischen  Rebsorten, 
Isabella  und  gleichartigen  minderwertigen  Sorten,  beim  Verkaufe  vom  Erzeuger 
ab  Erzeugerkeller  beträgt  pro  hl  100  K. 

VI.  Unter  Großhandel  im  vorstehenden  Sinne  ist  der  Verkauf  ab  Keller 
an  den  Kleinhändler  oder  Gastwirt,  unter  Kleinhandel  der  Verkauf  unmitt^bar 
an  den  Verbraucher  zu  verstehen. 

In  Ungarn  verfügt  eine  Verordnung  des  Ministers  für  Volksernährung, 
daß  jedermann,  der  unter  dem  Titel  des  Haus-  und  Wirtschaftsgebrauches  für 
sich  oder  für  andere  Personen,  ferner  in  einer  den  eigenen  Bedarf  übersteigenden 
Zahl  oder  für  Zwecke  des  öffentlichen  Bedarfs  Schweine  mästet,  verpflichtet 
ist,  dies  bei  der  Lokalbehörde  innerhalb  8  Tagen  anzumelden.  Für  die  Folge 
Jahrb.  f.  Mationalök.  u.  Stat.  Volkawirtsch.  Cbronik.  1918.  JJ 
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bind  zur  Mästung  neueingestellte  Schweine,  ebenso  jedwede  Veränderung  m  dem 
Stand  (Uebergabe,  Notschlachttung,  Verendung,  Schlachtung  usw.)  innerhalb 
48  Stunden  ebenfalls  der  Lokalbehörde  anzumelden.  Sämtliche  zur  Anmeldung 
notwendigen  Drucksorten  stellt  das  Landes-Schweineverkehrsbureau  zur  Verfügung, 
das  im  Vereine  mit  den  Lokal behörden  die  Richtigkeit  der  Anmeldungen  kon- 
trolliert.   Diese  Verordnung  sofort  tritt  in  Kraft. 

Das  Bureau  der  vier  Lebensmittelsyndikate  der  S.  S  S.  teilt  mit:  Im  Ein- 
verständnis mit  dem  schweizerischen  Volksdepartement  und  der  Direktion 
der  8.  8.  8.  haben  die  vier  Lebensmittelsyndikate  in  ihrer  Sitzung  vom  19.  Dez- 
die  Mazimalpreise  für  Speiseöle  und  Speisefette  revidiert  und  speziell 
die  Kleinhandelspreise  neu  bestimmt,  wie  folgt:  1.  Olivenöl,  beste  Qualität,  5,2(3  frcs. 
per  Liter;  2.  Arachidöl,  Sesamöl,  Cottonöi  und  andere  Speiseöle  4,90  frcs.  per 
Liter;  3.  Schweinefett  (amerikanisches)  5,60  frcs.  per  Kilogramm;  4.  Kochfette 
5,70—5,90  frcs.  per  Kilogramm;  5.  Kokosfett  5,90  frcs.  per  Kilogramm.  Die' vor- 
stehend aufgeführten  Maximalpreise  gelten  auch  für  alle  Produkte,  die  spezielle 
Phantasienamen  tragen. 

Die  vier  Lebcnsmittelsydikate  der  S.  8.  8.  richten  neuerdings  an  alle  Konsumen- 
ten die  Bitte,  ihre  gegen  die  Preistreibereien  gerichteten  Bestrebungen  zu  unter- 
stützen. Verkaufsstellen,  die  allenfalls  höhere  als  die  oben  angeführten  Preise  ver- 
langen sollten,  sind  im  allgemeinen  Interessen  unverzüglich  zu  melden. 

In  der  Schweiz  wird,  um  die  Versorgung  mit  Kartoffeln  sicher- 
zustellen, für  das  Frühjahr  1918  eine  Vermehrung  der  Kartoffelanbaufläche  von 
12000  ha  angeordnet,  gegenüber  der  durch  die  eic^nössische  Anbaustatistik  vom 
Juli  1017  festgestellten  Anbaufläche  in  Kartoffeln.  Die  12000  ha  werden  ent- 
sprechend der  Statistik  auf  die  einzelnen  Kantone  verteilt  Das  Volkswirtschaits- 
departement  wird  ermächtigt,  für  die  von  ihm  im  Herbst  1918  zu  kaufenden 
Kartoffeln  Maximal-  und  Minimalpreise  nach  dem  1.  März  1918  zu  bestimmen. 
Zuwiderhandlungen  gegen  den  Beschluß  des  Bundesrats  werden  bestraft. 

In  der  Schweiz  war  die  Einfuhr  von  Weizen  im  ersten  Halbjahr  1917 
«egenüber  dem  Vorjahr  um  35  Proz.,  von  Steinkohle  ebenfalls  um  35  Proz.,  von 
Roneisen  um  30  Proz.  und  von  Kupferdraht  um  20  Proz.  kleiner.  Einzig  an 
Rohbaumwolle  ist  um  28  Proz.  mehr  eingeführt  worden. 

,S  mör-Tidende*  vom  28.  Dezember  schreibt:  Der  Bestand  Däne- 
marks an  Milchvieh  wurde  trotz  der  mangelnden  Zufuhr  von  Kraftfutter 
recht  gut  aufrechterhalten,  aber  infolge  der  dürftigen  Fütterung  ist  die  Milcb- 
produktion  natürlich  zurückgegangen.  Dieser  Rückgang  beträgt  seit  dem  Jahre 
vor  dem  Kriaze  über  ein  Fünftel  und  wird  wohl  in  atesem  Winter  weiter  an- 
halten. Die  Buttererzeugung  beträgt,  hoch  gerechnet,  22000  Ztr.  wöchentlich; 
aber  der  größte  Teil  hiervon  wird  für  die  Versorgung  des  Landes  selbst  gebraucht, 
denn  der  Butterverbrauch  iu  Dänemark  ist  grö^  als  je  vorher,  weil  die  Marga- 
rinefabrikation infolge  Rohstoffmangels  eingestellt,  und  Schweinefett  auch  fast 
nicht  mehr  zu  haben  ist.  Die  geringe  noch  stattfindende  Ausfuhr  hat  die  Regie- 
rung in  die  Hand  genommen,  indem  sie  an  Hand  der  Butter  dem  Lande  andere, 
dringend  benötigte  Waren  auszubedingen  sucht.  Es  werden  hohe  Preise  erzielt, 
aber  die  Waren,  die  Dänemark  im  Austausch  erhält,  müssen  auch  teuer  bezahlt 
werden.  England  und  Schweden  haben  sich  bisher  geweigert,  den  von  Deutsch- 
land seit  dem  1.  Dezember  1917  bewilligten  Preis  zu  bezahlen,  daher  sind  viele 
der  guten,  alten  ausländischen  Kunden  zurzeit  ohne  dänische  Butter. 

Wie  .Fyens  Stiftstidende"  vom  31.  Dezember  dem  .Sozialdemokraten"  vom 
30.  Dezember  entnimmt,  sind  die  Verhandlungen  des  Ausschusses  für  die  But- 
terausfuhr mit  England  beendet.  England  will  die  geforderten  Preise  nicht 
bezahlen,  sondern  hat  Dänemark  das  Recht  abgetreten,  über  die  große  Partie 
Butter  (10000  Ztr.)  zu  verfügen,  die  für  englische  Rechnung  eingelagert  war. 
Die  Erlaubnis  ist  unter  der  Bedingung  erteilt,  daß  die  Butter  nach  einem  neu- 
tralen Lande  ausgeführt  wird.  Wahrscheinlich  werden  also  Norwegen  oder 
Schweden  sie  erhalten.  Es  wird  dänischerseits  stets  Butter  für  England  zur  Ver- 
fügung gehalten  werden ;  aber  in  dänischen  Meiereikreisen  ist  man  der  Ansicht, 
daß  durch  die  jetzt  gegebene  Erlaubnis  ein  Präzedenzfall  geschaffen   worden  ist. 

Aus  Nachrichten  aus  Auckland  in  Neuseeland,  die  in  der  Londoner 
Schiffahrtszeitung  „Syren  and  Shipping*  vom  19.  Dezember  veröffentlicht  werden. 
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geht  hervor,  daß  die  Phosphatlager  deutscher  Firmen  im  Stillen  Ozean 
Ton  briti  scheu  Interessenten  übernommen  worden  sind,  und  zwar  insbesondere, 
»oweit  es  sich  um  die  Lager  auf  den  Ozean-  und  Ngaiu-Inseln  handelt,  die  für 
die  besten  Phosphatlager  in  diesem  Teile  der  Weit  gehalten  werden.  Die  deut- 
schen Gesellschaften,  denen  die  Lager  gehörten,  haben  25°/j  v.  H.  Dividenden 
verteilt.  Das  Beuseeländische  Parlament  ist,  um  seiner  Regierung  einige  dieser 
Phosphatlager  zwecks  ausreichender  Versorgung  der  Selbstverwaltuugskolonie  zu 
(sichern,  in  eine  Erörterung  der  Angelegenheit  getreten. 

„Liverpool  Post  and  Mercury"  vom  2-1.  Dezember  meldet  aus  London:  Eider, 
Dempster  &  Co.  erwarben  von  dem  staatlich  bestellten  Kurator  185  279  Aktien 
der  Pacific  Phosphate  Co.  zum  Preise  von  575  000  &.  Dieser  feindliche  Kon- 
zern besaß  wichtige  Konzessionen  zum  Abbau  von  Phosphatlagerungen  auf  ver- 
schiedenen Inseln  des  Stillen  Ozeans.  . 

»Lloyd  List"  vom  29.  Dezember  meldet  aus  Buenos  Aires:  Die  britische 
Regierung  hat  die  gesamte  Buttermenge,  welche  Argentinien  von 
November  1917  bis  Ende  März  1918  ausführt,  zu  170  sh  p.  Zentner  f.  o.  b. 
Buenos  Aires  angekauft.  Die  Ausfuhr  von  Butter  aus  Argentinien  betrug  vom 
1.  Januar  bis  1.  November  1917  273  069  Kisten  zu  25  kg  und  überstieg  afle  bis- 
herigen Ergebnisse.  Von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  ging  diese  Butter  nach 
England.  Augenblicklich  harren  über  50000  Kisten  Butter  der  Verschiffung. 
Der  Verkaufspreis  für  Butter  in  England  betrug  233  sh  der  Zentner. 

Laut  „Daily  Chronicle"  vom  29.  Dezember  wurden  am  28.  Dezember  auf  dem 
Markt  von  Manchester  nur  369  Schweine  aufgetrieben  gegen  3310  im 
Vorjahre. 

„Timber  Trades  Journal"  vom  8.  Dezember  berichtet  aus  Liverpool:  Ein 
New  Yorker  Korrespondent  schreibt  folgendermaßen:  „Alle  scheinbaren  Kon- 
zessionen haben  wenig  Wert,  da  es  so  gut  wie  unmöglich  ist,  Schiffsraum 
zu  beschaffen.  Was  halten  Sie  von  einem  Satze  von  4  %  für  100  (engl.  GSew.-) 
Pfund  =  370,35  M.  für  die  Tonne  Holz  von  New  York  nach  Liverpool?  Dies 
ist  die  mir  mit  dem  Bemerken  aufgegebene  niedrige  Rate,  daß  bei  einem  festen 
Gebot  von  4  $  p.  100.  Pfd.  ein  begrenztes  Quantum  Schiffsraum  vielleicht  be- 
schafft werden  könnte." 

Das  Lebensmitteiamt  wird  einen  Teil  des  Ertrages  aller  Mühlen  der 
Vereinigten  Staaten,  der  aber  30  Proz.  nicht  überschreiten  darf,  aufkaufen, 
um  den  Bedarf  des  Heeres  und  der  Flotte  und  den  Bedarf  der  Allierten  zu 
decken. 

Infolge  der  Lebenmittelknappheit  in  Europa  beabsichtigt  die  amerika- 
nische Regierung,  jetzt  weitere  90  Mill.  Busheis  Weizen  auszuführen,  obwohl 
der  normale,  für  die  Ausfuhr  zur  Verfügung  stehende  üeberschuß  schon  Mitte 
Dezember  verschifft  war. 

Bezeichnenderweise  sieht  folgende  Reutermeldung  aus  Washington  vom 
19.  Dezember,  die  sich  in  den  „Financial  Times"  vom  21.  Dezember  befindet,  von 
jeder  genauen  Zahlenangabe  ab:  Wenn  auch  die  Weizenanbaufläche  nach  den 
Schätzungen  der  Stelle  für  landwirtschaftliche  Statistik  hinter  den  Erwartungen 
zurückbleibt,  ist  sie  doch  größer  als  je  zuvor.  Die  Propaganda  zwecks  Erzeu- 
gung einer  Milliarde  von  Busheis  Weizen  für  den  Verband  empfahl  eine  Anbau- 
fläche von  47  337  000  Acres  für  Winterweizen.  Daß  daraus  nichts  geworden  ist, 
liegt  nicht  an  den  Absichten  der  Landwirte,  sondern  an  widrigen  Umständen : 
wie  Wetterungunst,  verspäteter  Ernte  und  Arbeitermangel. 

Laut  einem  New  Yorker  Eigen teiegramm  im  „Daily  Telegraph"  vom 
22.  Dezember  wird  die  Anbaufläche  auf  42  Mill.  Acres  geschätzt,  was  gegen 
die  Vorjahre  ein  Mehr  von  40  v.  H.  bedeutet.  Durch  die  neuen  Mehlverordnungen 
hofft  man,  16  Mill.  Busheis  Weizen  zu  sparen,  ohne  der  Güte  des  Mehles  Ab- 
bruch zu  tun. 

Das  Ackerbaubureau  des  Staates  Illinois  (Vereinigte  Staaten)  schätzt 
den  Dur  chs  chnitt  s  stand  von  Winterweizen  Mitte  Dezember  auf  88 
Proz.,  die  Vergrößerung  der  Anbaufläche  auf  6  Proz. 

„South  American  Journal",  London,  vom  22.  Dezember  meldet:  In  der 
Generalversammlung  der  London  and  River  Plate  Bank  verlas  der  Vorsitzende 
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ein  Telegramm  aiu  Buenoa  Aires,  dem  zufolge  der  Ausf uhrüberHchuii  der 
argentinischen  Ernte  auf  folgende  Zahlen  geschätzt  wird: 

2  750000  t  Weixen,, 
570000  t  Leinsaat, 
430000  t  Hafer. 

Das  Wichtigste  für  den  Moment  bleibt  aber,  fügte  der  Vorsitzende  hinzu,  die 
Beschaffung  des  nötigen  Schiffsraums  zur  Beförderung  dieser  Mengen. 

Ein  Brief  aus  Buenos  Aires  vom  1.  November  berichtet  im  .ISconomist» 
vom  15.  Dezember,  dafi  man  in  Argentinien  diesmal  nur  auf  eine  Zucker- 
ernte von  95  000  t  rechnet.  Auch  die  letzte  Ernte  war  nicht  gröUer,  während 
der  fünfjährige  Durchschnitt  186000  t  beträgt,  und  der  Jahresbedarf  220000  t 
übersteigt. 

,Scot8man'  vom  19.  Dezember  berichtet:  Den  Wohlstand  der  kanadi- 
schen Landwirte  kann  man  danach  ermessen,  daü  die  DurchscbnittsgröOe 
der  Farmen  in  Alberta  in  den  Jahren  1911  bis  1916  von  288  auf  339  Acres  stieg- 
In  Baskatchewan  sti^  die  Zahl  der  Landwirte  in  der  gleichen  Zeit  um  fast  8000; 
die  Gesamtzahl  der  Farmen  betrug  im  Jahre  1916:  104006  mit  einer  Uesamt- 
anbaufläche  einer  Farm  von  29  Acres  im  Jahre  1911,  von  353  Acres  im  Jahre 
1916.  Der  Eintritt  der  Vereinigten  Staaten  in  den  Krieg  and  die  neuen  Be- 
stimmungen haben  die  Einwanderung  von  dort  nach  West.-Kanada  bibber  nicht 
vermindert,  sondern  vielmehr  —  nach  amtlichen  Berichten  —  noch  gesteigert. 
Die  groUe  Mehrzahl  der  amerikanischen  Einwanderer  sind  Landwirte,  die  nicht 
mehr  in  militärpflichtigem  Alter  stehen  und  deren  Kinder  zu  jung  sind,  um  unter 
das  kanadische  Wehrpflichtgesetz  zu  fallen. 

in  den  Vereinigten  Staaten  hat  die  durch  die  großen  Getreideliefe- 
mngen  an  die  Westmäcnte  veranlaüte  Knappheit  die  Brotpreise  mehr  als  ver- 
doppelt. Infolge  der  dadurch  herbeigeführten  Brotnot  hat  die  amerikanische 
Begierung  die  Regierung  von  Argentinien  um  Getreide  angehen  müssen.  Argen- 
timeo  kann  aber  auch  nur  beschränkt  liefern. 

Vereinigte  Staaten. 
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m.  Industrie,  einschließlich  Bergban  and  Bangewerbe. 

Inhalt:  1)  Bergbau:  Geschäftslage  im  Kohlen-  und  Kalibergbau  während 
des  Monats  Januar. 

2)  Eisengewerbe.  —  Metalle  und  Maschinen:  Beschäftigungsgrad 
im  Januar. 

1.  Bergbau. 

lieber  die  Geschäftslage  im  Kohlen-  und  Kalibergbau  be- 
richtet das  „Reichs- Arbeitsblatt"  : 

Aus  dem  Ruhrkohlengebiet  wird  für  den  Monat  Januar  über 
unverändert  lebhaften  Kohlen-  und  Koksabsatz  berichtet.  Die  Ver- 
hältnisse würden  sich  noch  erheblich  besser  gestaltet  haben,  wenn  nicht 
durch  Wagenmangel  die  Erledigung  der  reichlich  vorliegenden  Auf- 
träge behindert  worden  wäre.  Im  ganzen  blieb  der  Versand  hinter 
dem  im  Dezember  zurück.  Die  Lage  wird  dem  Vorjahr  gegenüber  als 
unverändert  gekennzeichnet.  Es  sind  wiederum  Kohlen-  und  Koks- 
mengen auf  Lager  gestürzt  worden.  Auch  der  Absatz  auf  dem 
Wasserwege  litt  zeitweise  infolge  der  durch  den  starken  Frost  herbei- 
geführten Einstellung  der  Schiffahrt  auf  dem  Rhein-Herne-Kanal  wie 
späterhin  durch  Rheinhochwasser.  Die  Steigerung  der  Löhne  hielt 
weiter  an. 

Der  Aachener  Steinkohlenbergbau  schildert  die  Lage  eben- 
falls als  unverändert  gut.  Es  wird  gleichfalls  hervorgehoben,  daß  die 
Löhne  noch  immer  steigen. 

Im  Saarbezirk  ist  die  Förderung  infolge  besserer  Wagengestel- 
lung gegen  den  Vormonat  gestiegen. 

Für  die  oberschlesischen  Steinkohlengruben  wird  be- 
friedigende Beschäftigung  gemeldet.  Ein  großer  Teil  der  Förderung 
wurde  wegen  Wagenmangels  zur  Halde  gefahren.  Eine  Aenderung 
der  Geschäftslage  ist  weder  im  Vergleich  zum  Vormonat  noch  zum 
Vorjahr  festzustellen.  Höchstens  ist  durch  den  Wagenmangel  die  Lage 
im  Vergleich  zum  Januar  1917  etwas  weniger  günstig.  Ueberstunden- 
arbeit  war  nach  wie  vor  in  größerem  Umfang  erforderlich. 

Der  Zwickauer  und  Lugan-Oelsnitzer  Steinkohlen- 
bergbau schildert  die  Lage  als  befriedigend.  Im  Vergleich  zum 
Dezember  und  zum  Januar  1917  ist  eine  leichte  Besserung  unver- 
kennbar. 

Aus  dem  mitteldeutschen  Braunkohlengebiet  wird  der 
Geschäftsgang  dem  Dezember  gegenüber  fast  ausnahmslos  als  unver- 
ändert gut  bezeichnet.  Verschiedentlich  wird  die  Beschäftiguag  im  Be- 
richtsmonat dem  Vorjahr  gegenüber  als  günstiger  angegeben.  Ueber- 
stundenarbeit  war  wie  bisher  notwendig. 

Die  Niederlausit zer  Braunkohlenbergwerke  hatten  nach 
wie  vor  gut  zu  tun.  Zum  Teil  ist  gegen  den  Vormonat  eine  Ver- 
besserung eingetreten. 

Die  Kaliindustrie  hatte  denselben  befriedigenden  bzw.  guten 
Absatz  wie  im  Dezember.     Der  Auftragseingang  wird  als  sehr  gut  be- 
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zeichnet.  Der  Versand  hätte  noch  bedeutend  st&rker  sein  können, 
wenn  von  der  Eisenbahnverwaltung  die  angeforderten  Wagen  ohne  Ein- 
schränkung zur  Verfügung  gestellt  worden  wären.  Es  war,  wie  teil- 
weise hervorgehoben  wird,  üeberstnnden arbeit  im  größerem  Umfange 
erforderlich. 

2.  Eisengewerbe.  —  Metalle  und  Maschinen. 

Den  Berichten  des  „ Reichs- Axbeitsblattes"  über  den  Geschäfts- 
gang im  Februar  entnehmen  wir : 

Im  Eisensteinbergbau  sind  die  Verhältnisse  die  gleichen  wi« 
im  Dezember  1917. 

Die  Roheisenerzeugung  erfuhr  in  Westdeutschland  zum  Teil 
eine  Verbesserung  der  Beschäftigungsverhältnisse.  Gegenüber  dem  Vor- 
jahr hielt  sich  der  Geschäftsgang  teils  auf  der  gleichen  Höhe,  teils 
ist  eine  geringe  Abschwächung  zu  vermerken.  Aus  Schlenien  wird  un- 
vermindert lebhafte  Tätigkeit  gemeldet. 

Für  die  Blei-  und  Zinkerzgruben  war  die  Beschäftigung 
auch  im  Januar  befriedigend  bez.  normal.  Die  Zinkhütten  erfreuten 
sich  derselben  lebhaften  Tätigkeit  wie  in  den  Vormonaten.  £s  mußte 
nach  wie  vor  mit  Ueberstunden  gearbeitet    werden. 

Auch  für  Kupferercgruben  wird  die  Beschäftigung  als  be- 
friedigend gekennzeichnet.  Die  Kupfer-  und  Messingwerke  heben  her- 
vor, daß  der  Geschäftsgang  ebenso  gut  wie  im  Vormonat  war. 

Die  Eisengießereien  Westdeutschlands  schildern  die  Beschäfti- 
gung im  Janaar  als  ebenso  lebhaft  wie  im  Vormonat  und  kennzeichnen 
die  Lage  im  Vergleich  zum  Vorjahr  um  die  gleiche  Zeit  als  gleich- 
wertig bzw.  zum  Teil  als  noch  besser.  Vereinzelt  sind  Lohnerhöhungen 
vorgenommen  worden.  Auch  aus  dieser  Industrie  wird  über  Einlegung 
von  Ueberstunden  berichtet.  Für  Nordwest-  und  Mitteldeutschland 
wird  angegeben,  daß  gegen  den  Dezember  weder  eine  Verbesserung 
noch  eine  Verschlechterung  stattgefunden  hat.  Verschiedentlich  wird 
aber  hervorgehoben,  daß  der  Geschäftsgang  dem  Vorjahr  gegenüber 
stärker  war.  Die  schlesiscben  Eisengießereien  haben  zum  Teil  noch 
eine  Verbesserung  der  Beschäftigung  erfahren.  Auch  hier  wird  über 
Ueberstundenarbeit  berichtet.  Die  Arbeitslöhne  sind  mehr  oder  weniger 
gestiegen.  Die  süddeutschen  Eisengießereien  sind  dauernd  gut  be- 
schäftigt. 

Die  Stahl-  und  Walzwerke  in  West-  und  Mitteldeutschland 
und  im  Königreich  Sachsen  haben  keine  Veränderungen  der  Geschäfts- 
lage erfahren.  Für  Westdeutschland  und  Schlesien  wird  zum  Teil  eine 
Steigerung  des  Geschäftsganges  im  Vergleich  zum  Vorjahr  festgestellt 
Die  Beschäftigung  wird  verschiedentlich  als  äußerst  stark  gekennzeich- 
net und  hervorgehoben,  daß  nach  wie  vor  mit  üeberstundeu  und  Sonn- 
tags gearbeitet  worden  ist.  Lohnerhöhungen  sind  weiterhin  vorge- 
nommen worden. 

Von  den  Blechwalzwerken  wird  anhaltend  guter  und  .sehr 
guter  Geschäftsgang  festgestellt. 
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Auch  bei  den  Emaillierwerken  sind  die  Arbeitsverhältnisse 
die  gleichen  wie  bisher  geblieben.  In  einzelnen  Werkstätten  mußte 
üeberarbeit  geleistet  werden.  Es  wird  auch  hier  hervorgehoben,  daß 
Lohnerhöhungen  stattgefunden  haben. 

Die  ßöhreninduatrie  war  ebenso  angespannt  tätig  wie  bisher ; 
zum  Teil  sind  Auftragseingänge  wie  Verladungen  noch  stärker  als  im 
Dezember  und  im  Januar  1917  gewesen. 

Von  Eisenmöbelfabriken  wird  unveränderte  Lage  gegen- 
über dem  Vormonat,  doch  eine  Steigerung  gegen  das  Vorjahr  festge- 
stellt. 

Für  die  Blech-  und  Metallwaren fabrikation  machte  sich 
im  Verlaufe  des  Berichtsmonats  keinerlei  Verschiebung  in  den  Ueber- 
stundenarbeit  erfordernden  Beschäftigungsverhältnissen  bemerkbar. 

Auch  für  die  Herstellung  von  Beleuchtungsgegenständen 
ist  keinerlei  nennenswerte  Aenderung  der  Lage  weder  im  Vergleich 
zum  Vormonat  noch  zum  Vorjahr  hervorgetreten. 

Das  gleiche  gilt  für  die  Blech-  und  Metallspielwarenin- 
d  ustrie. 

Aus  der  Edelmetallindustrie  wird  unverändert  befriedigende 
Lage  gemeldet.  Zum  Teil  wird  allerdings  hervorgehoben,  daß  sich  das 
Gold-  und  Silberwarengeschäft  nicht  ganz  auf  der  Höhe  des  Vormonats 
gehalten  hat,  doch  wird  ausdrücklich  bemerkt,  daß  die  Silberwaren- 
fabrikation   im    ganzen   die  gleiche  Lage  wie  im  Januar  1917  aufwies. 

Die  Maschinenbauanstalten  West-  und  Nord  Westdeutschlands 
hatten  im  Januar  ebenso  rege  zu  tun  wie  in  den  Vormonaten.  Auch 
gegenüber  dem  Vorjahr  ist  keine  wesentliche  Veränderung  festzustellen. 
Nach  wie  vor  wurde  Ueberstundenarbeit  gemeldet.  Für  Schlesien  findet 
sich  besserer  Geschäftsgang  als  im  Vorjahr  verzeichnet ;  gegenüber  dem 
Vormonat  ist  die  Lage  gleich  gut.  Es  wurde  mit  Nachtschichten  und 
Sonntags  wie  in  den  vorhergehenden  Monaten  gearbeitet.  Die  süd- 
deutschen Maschinenbauanstalten  geben  gleichfalls  an,  daß  die  lebhafte 
Tätigkeit  ungeschwächt  beibehalten  worden  ist.  Es  ist  nicht  nur 
die  gleiche  Höhe  des  Beschäftigungsgrades  wie  im  Vorjahr,  sondern 
zum  Teil  noch  eine  Steigerung  erreicht  worden.  Auch  hier  wird  über 
Nachtschichten  bzw.  Doppelschichtenarbeit  berichtet. 

Der  Lokomotivbau  wies  im  allgemeinen  keine  wesentliche  Ver- 
schiebung der  Ueberstundenarbeit  erfordernden  Arbeitsverhältnisse  auf. 
Doch  wird,  insbesondere  im  Vergleich  zum  Januar  1917,  auch  hier  eine 
Steigerung  der  Beschäftigungsverhältnisse  bekundet. 

Die  Dampfkesselfabriken  und  Armaturenwerkstätten 
Westdeutschlands  sind  andauerend  rege  beschäftigt.  Auch  gegenüber 
dem  Vorjahr  hielt  sich  der  Geschäftsgang  im  allgemeinen  auf  der 
gleichen  Höhe.  In  Nordwestdeutschland  gestalteten  sich  die  Verhältnisse 
ebenso  zufriedenstellend  wie  in  den   Vormonaten. 

Die  Betriebe,  die  Lokomobilen  und  landwirtschaftliche 
Maschinen    herstellen,    schildern    die  Lage  als  befriedigend  bzw.  als 
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gut  and  heben  hervor,  daß  starke  Nachfrage  vorliegt.  Verschiedent- 
lich wird  dem  Vorjahr  gegenüber  eine  Steigerung  der  Tätigkeit  ge- 
meldet. Nur  ein  einziger  Berichterstatter  stellt  sowohl  gegen  den 
Dezember  als  auch  gegen  den  Januar  des  Vorjahres  eine  Verschlechte- 
rung fest. 

Die  Unternehmungen  für  Heicungsanlagen,  Strahlappa- 
rate u.  d  g  1.  geben  keine  wesentliche  Veränderung  ihrer  Beschäftigung 
zu  erkennen.  luäbesondere  werden  die  Verhältnisse  fttr  den  Bau  von 
Verbrennungsmotoren  für  flüssige  und  gasförmige  Brennstoffe  als  eben- 
so gut  wie  im   V^ormonat  und  im  Vorjahr  geschildert. 

Die  Werkzengmaschinenfabriken  waren  nach  wie  vor 
äußerst  rege  beschäftigt  Der  Stand  ist  nicht  nur  der  gleiche  wie  im 
Vormonat,  sondern  bewegte  sich  auch  auf  derselben  Höhe  wie  im  Vor- 
jahr. 

Die  Unternehmungen  fttr  Brttckenba u  und  Eisenkon strak- 
tionen  lassen  zum  Teil  keine  Veränderung,  zum  Teil  aber  eine  nicht 
ganz  so  befriedigende  Tätigkeit  wie  im  Vormonat  erkennen.  Auch  im 
Vergleich  zum  Vorjahr  ist  teilweise  ein  Nachlassen  der  Beschäftigung 
festzustellen. 

Die  Betriebe  fUr  den  Bau  von  Dynamos,  Elektromotoren 
und  Transformatoren  hatten  im  Januar  denselben  befriedigenden 
bzw.  guten  Geschäftsgang  aufzuweisen  wie  in  den  Vormonaten.  Für 
den  Akkumulatorenbau  wird  zum  Teil  eine  Steigerung  des  Geschäfts- 
ganges im  Vergleich  zum  Vorjahr  festgestellt.  Die  Löhne  sind,  wie 
von  einzelnen  Berichten  hervorgehoben  wird,  weiterhin  gestiegen.  Auch 
aus  dieser  Industrie  wird  Ueberstundenarbeit  gemeldet.  Für  elektro- 
technische Meßinstrumente  wird  angegeben,  daß  der  Bestellungseingang 
den  des  Vormonats  wie  den  des  Vorjahres  nicht  unerheblich  übertraf. 
Auch  hinsichtlich  der  Herstellung  von  ärzlicben  elektrotechnischen 
Apparaten  ist  zum  Teil  eine  Zunahme  der  Beschäftigung  gegenüber 
dem  Januar   1917  bemerkbar. 

Die  Seh wacbstromelektrotechnik  wies  etwas  besseren 
Geschäftsgang  als  im  Januar  1917  auf. 

Für  die  Herstellung  von  Apparaten  für  elektrische  Be- 
leuchtung ist  keine  wesentliche  Veränderung  der  Beschäftigungsver- 
hältnisse eingetreten. 

Die  Einrichtung  von  elektrischen  Licht-  und  Kraft- 
anlagen bietet  nach  den  vorliegenden  Berichten  ein  im  ganzen  un- 
verändertes Bild.  Teilweise  ist  dem  Vorjahr  gegenüber  eine  weitere 
Erhöhung  der  Tätigkeit  erreicht  worden.  Nur  ein  einziger  Bericht 
stellt  eine  leichte  Abschwächüng  der  Beschäftigung  im  Vergleich  zum 
Vorjahr  fest. 

Die  Kabelwerke  schUdem  den  Geschäftsgang  als  gut  und  lassen 
im  allgemeinen  keine  Veränderung  der  Beschäftigung  erkennen.  Ein- 
zelnen Meldungen  einer  weiteren  Verbesserung  gegenüber  dem  Vorjahr 
stehen  vereinzelte  Feststellungen  von  einem  geringen  Nachlassen  der 
Beschäftigung  gegenüber. 
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IV.  Handel  und  Verkehr. 

Inhalt:  Handelspolitische  Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  Oester- 
leich-üngarn.  Deutsch-russische  Friedensverhandlungen  über  handelspolitische 
Fragen.  Wirtschaftsabkommen  der  Schweiz  mit  Italien.  Handelsabkommen 
Dänemarks  mit  Bulgarien.  Außenhandel  (Statistik)  Perus  und  Ecuadors.  Deutsche 
Maßregeln  betr.  Veräußerung  von  Schiffen  und  Schiffahrtsaktien  ins  Ausland. 
Industrie-Ringkanal  in  Rheinland- Westfalen. 

Ueber  die  künftige  Gestaltung  der  handelspolitischen  Be- 
ziehungen zwischen  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  er- 
klärte der  ungarische  Ministerpräsident  Dr.  Wekerle  im  Abgeordneten- 
haus zu  Budapest  am  19.  Januar  1918  nach  einem  Bericht  des  „Wolff- 
schen  Bureaus"  folgendes:  Von  einer  Gebundenheit  in  der  Richtung 
auf  eine  Zollunion  kann  bis  jetzt  keine  Rede  sein.  Es  sind  in  dieser 
Beziehung  verschiedene  Ansichten  aufgetaucht;  aber  die  Dinge  befinden 
sich  noch  in  einem  sehr  primitiven  Stadium,  in  einem  zu  primitiven, 
als  daß  man  die  Behauptung  aufstellen  könnte,  die  Zollunion  sei  eine 
beschlossene  Tatsache.  Ein  engeres  Verhältnis  mit  Deutschi  an  d  ist 
aus  höheren  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten  wichtig.  Wenn  wir 
Teilhaber  des  großen  wirtschaftlichen  Verkehrs  sein  wollen,  der  sich 
von  der  Nordsee  bis  zum  Schwarzen  Meer  und  auch  darüber  hinaus  bis 
nach  Kleinasien  hinein  erstreckt,  dann  müssen  wir  uns  dementprechend 
wirtschaftlich  einrichten ;  denn  wer  Wirtschaftspolitik  höherer  Ordnung 
treiben  will,  der  darf  eine  so  große  volkswirtschaftliche  Strecke,  auf 
der  der  Transitverkehr  eine  bedeutende  Rolle  spielt,  nicht  ungenützt 
lassen.  Bisher  ist  nur  verhandelt,  nicht  entschieden  worden.  Was 
hinsichtlieh  der  Pläne  über  die  Zollunion  gesagt  wurde,  so  sind  solche 
Ideen  aufgetaucht ;  aber  niemand  betrachtet  sie  als  verpflichtend.  Die 
Entscheidung  über  die  zollpolitischen  Angelegenheiten  wird,  soweit 
nicht  außerordentliche  Verhältnisse  dies  hindern,  dem  künftigen  Reichs- 
tage, jedenfalls  dem  Reichstage  nach  dem  Friedensschluß,  vorbehalten 
sein.  Die  Zustimmung  des  Parlaments  zu  den  betreffenden  Ab- 
machungen ist  unbedingt  erforderlich. 

In  den  deutsch-russischen  Friedensverhandlungen  in  Brest- 
Litowsk  wurde  auch  die  Wiederaufnahme  der  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen besprochen.  Ueber  die  in  Aussicht  genommene  Neugestaltung 
der  h an delspolitischen  Beziehungen  zwischen  den  beiden  Ländern 
teilte  ein  Regierungs Vertreter  am  7.  Januar  1918  im  deutschen  Reichs- 
tage folgendes  mit: 

Zunächst  darf  ich  vorausschicken,  daß  die  wirtschaftlichen  Verhandlungen 
in  Brest-Litowsk  naturgemäß  keinen  breiten  Raum  haben  einnehmen  können. 
Die  erste  Periode  der  Verhandlungen  erstreckte  sich  bloß  über  7  Verhandlungs- 
tage. Es  war  naheliegend,  daß  diese  Tage  an  erster  Stelle  mit  den  Erörterungen 
der  großen  politischen  Fragen  ausgefüllt  wurden.  Hindernd  kam  auch  hinzu, 
daß  die  russische  Delegation  mit  der  deutschen  und  österreichisch -ungarischen 
Delegation  zu  verhandeln  hatte,  die  meist  zusammen  tagten  und  dann  mit  der 
Delegation  von  Bulgarien   und   der  Türkei.    Auch  hierdurch  wurde  Zeit  in  An- 
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Spruch  genommen.    Weiter  waren  hindernd  die  Schwierigkeiten  der  Verhandluun- 

Bprache Es  kam  ferner  hinzu,  daß  die  russischen  Delegierten,  die  sich  fär 

die  wirtschaftlichen  Fragen  interessierten,  zwar  aufierordentlicn  kluge  und  unter- 
richtete Männer  sind,  aber  auf  dem  praktischen  Verwaltungsgebiet,  wie  sie  selbst 
sagen,  geringe  Erfahrungen  besitzen  und  sich  deshalb  recht  vorsichtig  auf  diesem 
Gebiete  bewegten.  Also  die  wirtschaftlichen  Fragen  wurden  nicht  ausführlich 
behandelt.  Es  war  dies  ganz  unmöglich.  Es  wurden  nur  vorläufige  Ver- 
einbarungen erzielt,  die  noch  nicht  erschöpfend  »ind  und  jederzeit  ergänzt 
werden  können. 

An  erster  Stelle  richteten  sich  die  deutschen  Bemühungen  darauf,  d«B 
einwandfrei  festgestellt  würde,  daß  der  Wirtschaftskrieg  zwischen  den  beiden 
Ländern  sein  Ende  finden  müsse,  und  daß  von  einer  Verwirklichung  der  Ideen 
der  Pariser  Konferenz  zwischen  Deutschland  und  Rußland  in  Zukunit  nicht  die 
Bede  sein  könne.  In  dieser  Hinsicht  wurde  sehr  bald  volles  Einverständnis  er- 
zielt .... 

Nachdem  dieser  Punkt  erledigt  war,  kam  die  Frage  der  Erneuerung  des 
Handelsvertrages  zur  Erörterung.  Natürlich  lag  es  den  deutschen  De- 
legierten sehr  am  Herzen,  in  diesem  Sinne  eine  bindende  Zusicherung  von  rus- 
sischer Seite  zu  bekommen,  Leider  haben  wir  bisher  einen  solchen  Erfolg  noch 
nicht  erzielt.  E^  ist  ja  bereits  hervorgehoben  worden,  daß  auf  russischer  Seite 
ein  tief  ein^wurzeltes  Vorurteil  gegen  den  Handelsvertrag  von  1894  und  1904 
besteht.  Dieses  Vorurteil  gründet  sich  darauf,  daß  man  in  Rußland  annimmt, 
der  Vertrag  sei  Rußland  aufgezwungen  worden.  1894  erreichten  wir  einen  Ver- 
trag, nachdem  wir  mit  Rußland  einen  Zollkrieg  geführt  und  Rußland  zum  Be- 
wußtsein gebracht  hatten,  daß  der  deutsche  Markt  für  Rußland  unentbehrlich  sei. 
1904,  als  der  erste  Ablauf  des  Vertrages  in  Frage  kam,  gelang  es  uns,  eine  Er- 
neuerung unter  für  uns  erträglichen  Bedingungen  durchzusetzen.  Aber  von 
russischer  Seite  wird  behauptet,  daß  dies  nur  möglich  gewesen  sei  unter  dem 
Druck  des  vorausgegangenen  russisch-japanischen  iGieges  und  unter  dem  Druck 
der  Verwirrung  der  inneren  Verhältnisse,  die  sich  schon  damals  bemerkbar  machte 
Wir  sind  in  Deutschland  der  Ansicht,  daß  Rußland  mit  dem  Uandelttvertrag 
kein  schlechtes  Geschäft  gemacht  hat;  aber  dies  den  russischen  Herren  klar  zu 
machen,  ist  schwer.  Sie  berufen  sich  u.  a.  auf  die  russischen  Statistiken.  Nach 
diesen  ist  der  Handel  Rußlands  mit  Deutschland  passiv.  Nach  unserer  Statistik 
ist  das  Umgekehrte  der  Fall,  und  bei  genauer  Prüfung  der  Verhältnisse  muß  man 
sich  überzeugen,  daß  unsere  Statistik  in  der  Hinsicht  allein  richtig  ist.  Die 
rassische  Statistik  berücksichtigt  nicht,  daß  über  Deutschland  nach  Rußland 
außerordentlich  viel  Rohstoffe,  wie  Baumwolle  usw.  eingehen,  die  nicht  deutschen 
Ursprungs  sind,  die  aber  in  der  ruesischen  Statistik  als  Einfuhr  aus  Deutschland 
eingeschrieben  werden,  und  umgekehrt  berücksichtigt  die  russische  Statistik  nicht, 
daß  aus  Südrußland  all  die  Mengen  von  Getreide,  die  wir  bekommen,  nach  bel- 
gischen oder  niederländischen  Häfen  verschickt  werden  und  erst  über  diese  zu 
uns  gelangen.  Sie  schreibt  diese  Getreidemengen  dem  Handel  mit  Belgien  und 
den  Niederlanden  zugute  und  nicht  Deutschland.  Das  sind  alles  Argumente,  die 
wir  benutzt  haben  und  weiter  benutzen  werden ;  aber  bisher  ist  es  nicht  gelungen, 
die  russischen  Vertreter  auch  nur  zur  kurzfristigen  Verlängerung  des  Handels- 
vertrages zu  bestimmen.  Es  trat  auch  bei  den  Vertretern  der  jetzigen  Regierung 
dieses  Vorurteil  und  die  Abneigung  gegen  den  Handelsvertrag  klar  zutage.  Dazu 
kommt  aber  nun,  daß  die  Vertreter  der  jetzigen  Regierung  auch  erklärten,  daß 
sie  eine  vollständige  Umgestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  Ruß- 
land beabsichtigen,  und  daß  sie  sich  deshalb  durch  einen  Handelsvertrag  nicht 
binden  könnten.  Ihre  Mitteilung  geht  dahin,  daß  sie  nicht  wünschten,  daß  eine 
fremde  Regierung  auf  Grund  eines  Vertrages  in  diese  Neuordnung  eingreife.  Es 
ist  ja  den  verehrten  Herren  bekannt,  daß  auch  die  Kerenskijsche  Regierung  den 
Standpunkt  angenommen  hat,  der  sich  gegen  die  Handelsverträge  richtete,  und 
daß  die  damalige  russische  Regierung  sogar  ihren  Alliierten  die  Handelsverträge 
im  Oktober  vorigen  Jahres  gekündigt  hatte.  Also  dies  ist  eine  schwierige  Situation, 
mit  der  gerechnet  werden  muß.  Die  deutsehen  Delegierten  werden  ihr  Bestes  tun 
Wie  der  Erfolg  sein  wird,  steht  dabin:  aber  auf  jeden  Fall  erklärten  die  russischen 
Delegierten,  alsbald  in   die  Verhandlungen  über  einen   russischen  Handelsvertrag 
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einzutreten,  der  den  neuen  und  veränderten  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen 
hätte. 

Nach  dieser  Frage  kam  die  Frage  der  Meistbegünstigung  zur  Erörte- 
rung. Es  wurde  geltend  gemacht,  daß  es  doch  in  Friedensverhältnissen  unmög- 
lich sei,  daß  ein  Staat  dem  anderen  eine  schlechtere  Behandlung  zuteil  werden 
lasse  als  einem  dritten  Lande.  Die  russischen  Delegierten  haben  diesen  Stand- 
punkt bereitwillig  anerkannt  und  sich  grundsätzlich  zu  ihm  bekannt.  Gewisse 
Schwierigkeiten  müssen  auch  da  erörtert  werden.  Der  Grundsatz  der  allgemeinen 
Meistbegünstigung  läßt  sich  natürlich  nicht  so  unbedingt  verwirklichen.  Ueberall 
sind  gewisse  Ausnahmen  in  den  Verträgen  vorbehalten  worden.  Dies  sind 
z.  B.  die  Ausnahmen  für  den  kleinen  Grenzverkehr  und  für  Zollanschlüsse.  Das 
ist  schon  immer  so  gewesen.  Sodann  hat  sieh  Eußland  schon  in  dem  Vertrag 
von  1894  gewisse  Begünstigungen  für  die  asiatischen  Grenzländer  vorbe- 
halten, für  Persien,  Afghanistan,  die  Mongolei  usw.  Inwieweit  diese 
Begünstigungen  auch  künftighin  aufrechtzuerhalten  sein  werden,  wird  der  Er- 
örterung becliirfen.  Dann  kommt  die  große  Frage,  wie  es  gehalten  werden  solle 
mit  denjenigen  Gebieten,  die  aus  dem  russischen  Reich  sich  absondern,  zum  Teil 
selbständig  werden,  zum  Teil  in  einem  engeren  oder  loseren  Verbände  mit  dem 
russischen  Reiche  verbleiben.  Ich  erinnere  an  Finnland,  Kaukasien,  die 
Ukraine  usw.  Umgekehrt  ist  von  deutscher  Seite  auch  ein  Novum  eingetreten. 
Wir  haben  unsererseits  die  besondere  Regelung  mit  Oesterreich  und  anderen 
Ländern  vorbehalten,  die  mit  uns  einen  /ollbund  schließen  würden.  Auch 
diese  Frage  ist  noch  nicht  vollständig  geklärt,  aber  im  großen  und  ganzen  haben 
sich  die  russischen  Delegierten  bereit  erklärt,  die  besonderen  Beziehungen  zwischen 
Deutschland  und  Oesterreich- Ungarn  anzuerkennen.  Was  die  Frage 
der  Zeitdauer  der  Meistbegünstigung  anbelangt,  so  ist  da  auch  noch  keine  de- 
finitive Vereinbarung  erzielt.  Es  ist  von  20  Jahren  als  einer  längeren  Zeitdauer 
gesprochen  worden.  Die  russischen  Delegierten  haben  erklärt,  das  sei  wohl  etwas 
zu  lange,  sie  müßten  die  Sache  noch  weiter  überlegen ;  auch  von  deutscher  Seite 
sind  die  Erwägungen  noch  nicht  abgeschlossen.  Es  ist  sehr  wohl  zu  verstehen, 
daß  man  von  deutscher  Seite  20  Jahre  als  zu  lang  empfindet  und  vielleicht  einen 
mittleren  Zeitraum  für  angemessen  erachtet.  Das  sind  die  Hauptpunkte,  die  er- 
örtert worden  sind. 

Wie  einem  Berner  Telegramm  der  „Frankfurter  Zeitung"  vom 
15.  Januar  1918  zu  entnehmen  ist,  ist  zwischen  der  Schweiz  und 
Italien  ein  Abkommen  über  den  Warenverkehr  im  Falle  einer 
neuerlichen  Schließung  der  Grenzen  abgeschlossen  worden.  Der  Aus- 
tausch der  Erzeugnisse  der  beiden  Staaten  soll  in  Zukunft  auch  bei 
geschlossener  Grenze  und  zwar  via  Chiasso  gesichert  sein.  Italien  ge- 
stattet die  Ausfuhr  von  Transitwaren  aus  dem  Hafen  von  Genua,  so- 
wie von  Seide,  Schwefel,  Schwefelkies,  Eiern,  Schweinen,  geräucherten 
Eleischwaren  usw.  Jeder  Zug  aus  Italien  wird  von  italienischen  Polizei- 
beamten begleitet,  die  beauftragt  sind,  jeden  Verkehr  zwischen  italieni- 
schen und  schweizerischen  Bahnangestellten  zu  verhindern. 

Nach  einer  Bekanntmachung  des  dänischen  Ministeriums  des  Aeußern 
vom  16.  Januar  1918  ist  das  unter  dem  13.  August  1909  zwischen 
Dänemark  und  Bulgarien  getroffene  Handels-  und  Schiff- 
f'ahr ts-Me is tb egüns t igungsabkomm en  für  das  Jahr  1918  er- 
neuert worden.  , 

Der  „W.  N.  D.  Ueberseedienst"  veröffentlicht  die  folgenden  An- 
gaben über  den  Außenhandel  Perus  und  Ecuadors": 

Der  Außenhandel  Perus  hatte  in  den  Jahren  1913  — 1916 
folgenden  Umfang : 
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(in  MiU.  1  unerik.) 

1916 

1915             1914 

1913 

Aasfahr 

8o,io 

68,7t             42,«T 

44.*» 

Eiofobr 

4J.»« 

15.0«             23,»o 

29,  e* 

AosfobräbenchaB 

38.»« 

53,«»             «9,11 

14,18 

Herkanftaltnder : 

1916 

1915 
in   1000  $  amerik. 

1914 

Vereioifrtc  Staateo 

24871 

7242 

7644 

aroßbritanoicD 

7  282 

3224 

6514 

Hongkong 

1469 

885 

629 

Chile 

«455 

466 

» 

Italien 

'»55 

768 

Australien 

I  146 

60 

910 

BritiKch-Indien 

»«35 

4*5 

»71 

Frankreich 

955 

433 

759 

Spanien 

828 

220 

*?♦ 

Japan 

416 

90 

61 

Dinemark 

196 

44 

— 

Schweden 

■  88 

21 

— 

Eeaador 

»77 

38 

56 

Niederlande 

»»4 

222 

««3 

Cuba 

97 

74 

"J 

Brasilien 

78 

»4 

8 

Deotachland 

61 

469 

3«49 

Belgien 

59 

148 

«335 

Portugal 

53 

33 

M 

Patnama 

43 

IX 

Colombien 

28 

4 

6 

Uruguay 

26 

7 

— 

Norwegen 

24 

«4 

— 

San  Salvador 

»3 

— 

*o 

Uebrige  Tünder 

388 

129 

IM 

Bestimmangslimder : 

1916 

1915 

1914 

Vereinigte  Staaten 

50633 

31098 

14828 

Großbritannien 

144«4 

-»625 

»59'3 

ChUe 

8608 

14870 

6so8 

Bolivien 

I  477 

912 

4«' 

Australien 

7*4 

276 

— 

Brasilien 

631 

59» 

5 

Frankreich 

481 

399 

744 

Argentinien 

362 

— 

140 

Norwegen 

»»5 

«97 

— 

Ecuador 

«4» 

296 

*57 

Barbados 

128 

— 

— 

Japan 

64 

48 

— 

Italien 

50 

93 

50 

Spanien 

40 

1542 

12 

Columbien 

'4 

37 

40 

Panama 

6 

588 

46 

Jaqaica 

— 

— 

■  869 

üebrige  Tünder 

639 

68 

3605 

Ueber  den  Außenhandel  Ecuadors  liegen    folgende  Angaben 
(in  1000  $  amerik.,  zum  Kurs  von  2,064  umgerechnet)  vor: 


Ausfuhr 
Einfuhr 
AnsfahräbersohuB 


1916 

17  601 

9  347 


1915 

12918 

8  4«3 


8254 


4  495 
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Herkunftsländer : 

1916 

1915 

Bestimmungsländer : 

1916 

1915 

Vereinigte  Staaten 

5364 

3210 

Vereinigte  Staaten 

8568 

5674 

Großbritannien 

2393 

3353 

Großbritannien 

3566 

2669 

Spanien 

493 

331 

Frankreich 

2182 

1176 

Frankreich 

390 

247 

Niederlande 

844 

982 

Italien 

258 

400 

Spanien 

716 

583 

Peru 

154 

270 

Italien 

468 

599 

Chile 

72 

58 

Chile 

294 

422 

Schweden 

38 

21 

Cuba 

226 

93 

Columbien 

34 

55 

Panama 

203 

38 

Australien 

29 

116 

Peru 

130 

130 

China 

26 

46 

Columbien 

108 

70 

Niederlande 

24 

172 

Dänemark 

92 

257 

Japan 

24 

12 

Schweden 

81 

"5 

Panama 

13 

i6 

Norwegen 

56 

Deutschland 

6 

51 

Deutschland 

— 

42 

Dänemark 

5 

17 

Argentinien 

— 

22 

Belgien 

I 

31 

Uebrige  Länder 

66 

47 

Uebrige  Länder 

23 

17 

I 


Im  Deutschen  Reiche  ist  durch  eine  Verordnung  des  Reichs- 
kanzlers vom  17.  Januar  1918  über  die  Veräußerung  von  Kauf- 
fahrteischiffen ins  Ausland  folgendes  bestimmt  worden: 

§  1.  ßechtsgeschäfte,  durch  die  das  Eigentum  an  deutschen  Kauffahrtei- 
schiffen (Gesetz  vom  22.  Juni  1899  §  1  —  liGBl.  1899  S.  319,  KGBl.  1901 
8.  184  — )  ganz  oder  teilweise  an  Ausländer  übertragen  oder  die  Verpflichtung  zu 
einer  solchen  Uebertragung  begründet  werden  soll,  sind  verboten. 

Das  gleiche  gilt  für  Kechtsgeschäfte,  durch  die  das  Eigentum  an  Kauffahrtei- 
schiffen, die  für  Rechnung  eines  Deutschen  oder  einer  Gesellschaft  mit  inländi- 
schem Sitze  gebaut  werden,  an  Ausländer  übertragen  oder  die  Verpflichtung  zu 
einer  solchen  Uebertragung  begründet  werden  soll. 

Verboten  sind  auch  Kechtsgeschäfte,  durch  welche  Schiffe  der  in  den  Abs.  1, 
2  bezeichneten  Art  für  Rechnung  von  Ausländern  erworben  werden  sollen,  sowie 
Rechtsgeschäfte,  durch  welche  Kauffahrteischiffe  für  Rechnung  eines  Ausländers 
oder  einer  Gesellschaft  mit  ausländischem  Sitze  deutschen  Werften  im  Bau  ge- 
geben werden. 

Dem  rechtsgeschäftlichen  Erwerbe  steht  im  Sinne  der  Vorschriften  der  Abs.  1 
bis  3  ein  Erwerb  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  gleich.  Dem  Erwerbe  durch 
Ausländer  oder  für  Rechnung  von  Ausländern  steht  ein  Erwerb  durch  solche 
Deutsche  oder  für  Rechnung  solcher  Deutschen  gleich,  die  ihren  Wohnsitz  oder 
dauernden  Aufenthalt  nicht  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  haben ;  dasselbe  gilt 
von  einem  Erwerbe  durch  solche  Gesellschaften  oder  für  Rechnung  solcher  Ge- 
sellschaften, die  ihren  Sitz  im  Auslande  haben  oder  deren  Kapital  zum  größeren 
Teil  Ausländern  zusteht. 

§  2.  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Verordnung  werden  mit  Gefängnis  bis 
zu  drei  Jahren  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzigtausend  Mark  oder  mit  einer 
dieser  Strafen  bestraft,  sofern  nicht  nach  anderen  Strafgesetzen  eine  höhere  Strafe 
verwirkt  ist.  Wegen  der  Zuwiderhandlung  kann  ein  Deutscher  auch  dann  ver- 
folgt werden,  wenn  er  sie  im  Ausland  begangen  hat. 

Der  Versuch  ist  strafbar. 

Im  Deutschen  Reiche  ist  durch  eine  Verordnung  des  Reichs- 
kanzlers vom  17.  Januar  1918  über  die  Veräußerung  von  Binnen- 
schiffen ins  Ausland  folgendes  bestimmt  worden: 

Der  Bundesrat  hat  auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes  über  die  Ermächtigung 
des  Bundesrats  zu  wirtschaftlichen  Maßnahmen  usw.  vom  4.  August  1914  (Reichs- 
Gesetzbl.  S.  327)  folgende  Verordnung  erlassen : 

§  1.  Alle  Kechtsgeschäfte,  durch  die  das  Eigentum  an  einem  zur  Schiffahrt 
auf  Flüssen  oder  sonstigen  Binnengewässern   bestimmten  Schiffe  (Binnenschiffe) 
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§aiiz  oder  teilweise   von  einem  Deuteeben  oder  von  einer  Oesellschaft  mit  inliui- 
ischem  Sitze  an  Ausländer  übertragen   oder  die  Verpflichtung  zu  einer  äolchen 
Uebertragung  begründet  werden  soll,  sind  verboten. 

Das  gleiche  gilt  für  Kechtegeschäfte,  durch  die  du  Eigentum  an  Binnen- 
schiffen, die  für  Rechnung  eines  Deutschen  oder  einer  Qeseluchaft  mit  inländi- 
schem Bitze  gebaut  werden,  au  Ausländer  übertragen  oder  die  Verpflichtung  zu 
einer  solchen  Uebertragung  begründet  werden  soll. 

Verboten  sind  auch  Kecntsgeschäfte,  durch  welche  Binnenschiffe,  die  im 
Eigentume  von  Deutschen  oder  von  Gesellschaften  mit  inländischem  Sitze  stehen, 
oder  im  Bau  befindliche  Binnenschiffe  der  im  Abs.  2  bezeichneten  Art  für  Rech- 
nung von  Ausländern  erworben  werden  sollen,  sowie  alle  Rechtsgeschäfte,  durch 
welche  Binnenschiffe  für  Rechnung  eines  Ausländers  oder  einer  Gesellschaft  mit 
aunländiscbem  Sitze  deutschen  Werften  in  Bau  gegeben  werden. 

Ferner  sind  für  Binnenschiffe,  die  in  ein  deutsches  Schiffsregister  einge- 
tragen sind  und  eine  Tragfähigkeit  von  mehr  als  15000  kg  haben,  M)wie  für  Neu- 
bauten der  im  Abs.  2  bezeichneten  Art  mit  einer  solchen  Tragfähigkeit  verboten  : 

1.  alle  die  Beförderuui;  von  Gütern  bezweckenden  Miet-  oder  Frachtverträge, 
durch  die  zusammen  mehr  als  der  dritte  Teil  des  Nettoraumgehalts  oder  der 
Tragfähigkeit  eines  solches  Schiffes  in  Anspruch  genommen  wird,  soweit  die  Be- 
förderung nicht  ausschliefilich   von  oder  nach  Häfen  des  Inlandes  erfolgen  soll : 

2.  ule  Verträge,  durch  die  ein  solches  Schiff  an  Ausländer  für  einen  anderen 
Zweck  als  für  die  Beförderung  von  Gütern  zum  Gebrauch  überlassen  wird. 

Dem  rechtsgeschäftlichen  Erwerbe  steht  im  Sinne  der  Vorschriften  der 
Abs.  1  bis  3  ein  Erwerb  im  Wege  der  Zwangsvollstreci^ung  gleich.  Dem  Erwerbe 
durch  Ausländer  und  für  Rechnung  von  Ausländern  steht  ein  Erwerb  durch  solche 
Deutsche  oder  für  Rechnung  solcher  Deutschen  gleich,  die  ihren  Wohnsitz  nicht 
innerhalb  des  Deutschen  Reichs  haben ;  dasselbe  gilt  von  einem  Erwerbe  durch 
solche  Gesellschaften  oder  für  Rechnung  solcher  Gesellschaften,  die  ihren  Sitz  im 
Ausland  haben  oder  deren  Kapital  zum  größeren  Teil  Ausländern  zusteht.  Der- 
artige Gesellschaften  sowie  Deutsche  der  bezeichneten  Art  stehen  auch  im  Sinne 
der  Vorschriften  des  Abs  4  Nr.  2  den  Ausländern  gleich. 

§  2.  Die  Verlegung  des  Heimatsorts  eines  Schiffes  der  im  §  1  bezeichneten 
Art  in  das  Ausland  ist  verboten. 

§  3.  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Verordnung  werden  mit  Geftn^is 
bis  zu  drei  Jahren  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzigtausend  Mark  oder  mit  einer 
dieser  Strafen  bestraft,  sofern  nicht  nach  anderen  Strafgesetzen  eine  höhere  Strafe 
verwirkt  ist.  Wegen  der  Zuwiderhandlung  kann  ein  Deutscher  auch  dann  ver- 
folgt werden,  wenn  er  sie  im  Auslande  begangen  hat. 

Der  Versuch  ist  strafbar. 

§  4.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den  Verboten  dieser  Ver- 
ordnung zulassen. 

§  5.  Die  Verordnung,  betreffend  Veräußerung  von  Binnenschiffen  an  Nicht- 
reichsangehörige,   vom  26.  Juni  1916  ( Reichs- Gesetzbl.  S.  587)  wird   aufgehoben. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkündung  in  Kraft.  Der 
Reichskanzler  bestimmt,  wann  und  in  welchem  Umfange  sie  auUer  Kraft  tritt. 

Ferner  ist  durch  eine  Bekanntmachung  des  deutschen  Reichskanzlers 
vom  20.  Januar  1918  über  die  Veräußerung  von  Aktien  oder 
sonstigen  Geschäftsanteilen  deutscher  See-  und  Binnen - 
schiffahrtsgesellschaften  ins  Ausland  folgendes  verordnet 
worden : 

Der  Bundesrat  hat  auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes  Ober  die  Ermächtigung 
des  Bundesrats  zu  wirtschaftlichen  Maßnahmen  usw.  vom  4.  August  1914  (Reichs- 
Gesetzbl.  8.  327)  folgende  Verordnung  erlassen : 

§  1.  Rechtsgeschäfte,  durch  welche  Aktien  oder  sonstige  Geschäftsanteile 
deutscher  See-  oder  Blnnenschiffahrtsgesellsohaften  ganz  oder  teilweise  von  einem 
Deutschen  oder  von  einer  Gesellschaft  mit  inländischem  Sitze  an  Ausländer  über- 
tragen oder  Verpflichtungen  zu  solchen  Uebertragungen  b^:ründet  werden  sollen, 
sind  verboten. 
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Das  gleiche  gilt  für  Kechtsgeschäfte,  durch  welche  Aktien  oder  Geschäfts- 
anteile der  bezeichneten  Art,  die  einem  Deutschen  oder  einer  Gesellsohaft  mit 
inländischem  Sitze  gehören,  für  Rechnung  von  Ausländern  erworben  werden  sollen. 

Dem  rechtsgeschäftlichen  Erwerbe  steht  im  Sinne  der  Vorschriften  der  Abs.  1, 
2  ein  Erwerb  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  gleich.  Dem  Erwerbe  durch 
Ausländer  oder  für  Rechnung  von  Ausländern  steht  ein  Erwerb  durch  solche 
Deutsche  oder  für  Rechnung  solcher  Deutschen  gleich,  die  ihren  Wohnsitz  oder 
dauernden  Aufenthalt  nicht  im  Deutschen  Reiche  haben ;  dasselbe  gilt  von  einem 
Erwerbe  durch  solche  Gesellschaften  oder  für  Rechnung  solcher  Gesellschaften, 
die  ihren  Sitz  im  Ausland  haben  oder  deren  Kapital  zum  größeren  Teil  Ausländern 

zusteht.  ■     r-,  c  ■     V. 

§  2.  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Verordnung  werden  mit  Gefängnis  bis 
zu  drei  Jahren  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzigtausend  Mark  oder  mit  einer 
dieser  Strafen  bestraft,  sofern  nicht  nach  anderen  Strafgesetzen  eine  höhere  Strafe 
verwirkt  ist.  Wegen  der  Zuwiderhandlung  kann  ein  Deutscher  auch  dann  ver- 
folgt werden,  wenn  er  sie  im  Ausland  begangen  hat. 

Der  Versuch  ist  strafbar. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den  Verboten  des  §  1  zulassen. 

§  4.  Die  Verordnung,  betreffend  Veräußerung  von  Aktien  oder  sonstigen 
Geschäftsanteilen  deutscher  Seeschiffahrtsgesellschaften  ins  Ausland,  vom  23.  De- 
zember 1916  (Reichs- Gesetzbl.  S.  1429)  wird  aufgehoben. 

§  5.  Diese,  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkündung  in  Kraft.  Der 
Reichskanzler  bestimmt,  wann  und  in  welchem  Umfang  sie  außer  Kraft  tritt. 

Ueber    den  Plan    des    Baues    eines    rheinisch-westfälischen 
Industrie-Ringkanals   wurde    in   der  „Frankfurter  Zeitung"  vom 
18.  Januar  1918   folgendes    mitgeteilt:     In  den  Kreisen  der  rheinisch- 
westfälischen  Industrie  ist  ein  Plan  entstanden,  vermittels  großzügigen 
Ausbaues  des  Wasserstraßennetzes  im  Industriegebiet  künftigen  Stockun- 
gen   im    Güterverkehr   erfolgreich    zu    begegnen.      Das    Industriegebiet 
durchziehen  gegenwärtig  drei  ungefähr  parallel  laufende  Wasserstraßen, 
von    denen    der   Lippe-Seitenkanal   sowie   der   ßhein-Herne-Kanal    (mit 
Anschluß     an    den    Dortmund-Ems-Kanal)     bereits    im    Betriebe    sind, 
während  die  Ruhrschiffahrtsstraße  vor  dem  Kriege  nicht  mehr  zu  einem 
Großschiffahrtswege  ausgebaut  werden  konnte,  ebenso  die  Lippe-Kana- 
lisierung von  Wesel  bis  zum  Dortmund-Ems-Kanal.     Nunmehr  ist  eine 
Gruppe  von  Großindustriellen  an  den  Verein  zur  Schiffbarmachung  der 
Ruhr,  E.  V.  in  Witten,  den  Träger  des  Ruhrschiffahrtsgedankens,  her- 
angetreten mit  dem  Vorschlage,  gleichzeitig  mit  dem  Ausbau  des  Ruhr- 
stromes die  Schaffung  einer  östlichen  Querverbindung  zwischen 
den    drei  Wasserstraßen   mit    den  Ruhrabmessungen   (für  1700-Tonnen- 
Schiffe)    in  Aussicht   zu   nehmen.     Ueber    die  Linienführung  dieses  In- 
dustrie-Ringkanals ist  zu  bemerken,  daß  der  jetzige  Endpunkt  der  Ruhr- 
Bchiffahrtsstraße  bei  Hagen  bis  Westhofen  bzw.  Schwerte  hinaufgeschoben 
und   von    dort    aus    eine  Kanalverbindung    zum  Dortmunder  Hafen  des 
Dortmund-Ems-Kanals    geschaffen    wird.      Oestlich    von   Dortmund    ist 
dann  auch  eine  Verbindung  in  nordöstlicher  Richtung  nach  dem  Lippe- 
Seitenkanal    vorgesehen,    so    daß    Dortmund    End-    bzw.  Ausgangspunkt 
von  drei  Wasserstraßen  wird.     Der   neue  Kanal    ermöglicht  auch  noch 
Anschlußkanäle    über   die  Lenne  nach  Hohenlimburg,    so  daß  sehr 
viele  Industrien  der  Vorteile  des  Wasserstraßennetzes  teilhaftig  werden. 
Zur  Förderung    der   Angelegenheit   fand  zwischen    den    beteiligten  Be- 
hörden  und  Industrien  bereits  eine  Reihe  von  Vorbesprechungen  statt. 

P.  Arndt. 
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V.  Versleherniisswcsen. 

Inhalt:  l.Privatveraicherung.  Deutschland:  Bundesrateverordnuog; 
über  die   Wiederherstellung  der  Rechte  aus  Lebens-   und  Krankenversicherung. 


Bank  deutscher  Lebensversicherungsgesellschaften.  Förderune  des  Lehrlinea- 
wesens  durch  Versicherung.  Neugründung  und  neue  Vcrscfimekungen.  &- 
Weiterung  der  Transportversicherung.  Bann-  und  Posttransportversicherung. 
VerstaatTicbung  der  Viebversicherung.  Amerikanische  Lebensversicherung  in 
Deutschland.  Deutsche  Lebensversicherung  in  Amerika.  Ausland:  Oester- 
leichisches  Versicherungswesen  1917.  Oesterreichische  Ministerialverordnung  rum 
Versicherungsvertragsgesetz.  Oesterreich-unearischer  Verband  der  Privatversiche- 
rungsanstalten. Wünsche  österreichischer  Versicherungsgesellschaften  anläfitich 
der  Friedensverhandlungen.  Oesterreich-ungajischer  Verband  für  die  Beetrans- 
portversicherung. Starke  Steigerung  der  schweizerischen  Seeversicherungssätze. 
Dänische  Kriegsversicherung.  Unterernährung  und  skandinavische  Lebensver- 
sicherung Neue  türkische  Versicherungsgesellschaft.  Italienische  Kriegsteil- 
nehmerversicherung. Finnische  Lebensversicherung.  Bussische  Versicherungs- 
verstaatlichung. 

2.  Sozialversicherung.  Deutschland:  Zulage  zn  Invalidenversiche- 
rungsrenten. Erhöhung  der  Unfallversicherungsrenten.  Gewerkschaftswünsche 
zur  Sozialversicherung.  Angesteiltenversicheiungsrenten.  Angestelltenwünsche 
zur  E^eiterung  der  Versicherung.    Sozialversicherung  in  den  Fri^lens vertragen. 

1.  Pri vatversicherung. 

Der  Bundesrat  hat  eine  Verordnung  erlassen,  wonach  die 
Versichernng.snehmer  berechtigt  sind,  die  „Wi  ederherstellung  der 
B.echte'''zu  verlangen,  falls  die  Rechte  aus  einem  mit  einem  privaten 
Versicherungsunternehmen  geschlossenen  Lebens-  oder  Krankenversich»- 
rungsvertrage  nach  dem  31.  Juli  1914  infolge  verzögerter  oder  unter- 
bliebener Beitragszahlung  erloschen  sind. 

Als  durch  den  Krieg  verursacht  gilt  die  Verspätung  oder  Verzögerung 
dann,  wenn  sie  auf  eine  Verschlechterung  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Ver-  , 
Sicherungsnehmers  zurückzuführen  ist.  \\'enn  man  sich  an  den  Wortlaut  des 
Gesetzes  hkit,  genügt  also  schon  die  TatHacbe  der  Verschlechterung,  ohne  dafi 
es  des  ursächlichen  Zusammenbanges  zwischen  ihr  und  dem  Kriege  bedürfte. 
Die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Voraussetzungen  und  den  Umfang  der 
Wiederherstellungen  stellt  der  Vorstand  des  Verslcherungsuuternefamens  mit  Qe- 
nehmiKuno;  der  Aufsichtsbehörde  auf.  In  diesen  allgemeinen  Bestimmungen  ist 
auch  die  Wiederherstellung  von  Versicherungen,  die  durch  Kriegsteiinahme  oder 
ähnliche  Umstände  erloschen  sind,  zu  regeln.  Durch  die  neue  Verordnung  hat 
die  Kcgierung  einen  Weg  weiter  beschritten,  der  schon  bislang,  wenn  auch  in 
anderer  Weise,  durch  das  Reichsgericht  eingeschlagen  war.  Nach  einer  Biindes- 
ratsverordnung  vom  10.  August  1914  kann  allgemein  auf  Antrag  eines  Schuldners 
angeordnet  werden,  dafi  die  wegen  der  Nichtzahlune  oder  nicht  rechtzeitigen 
Zahlung  einer  vor  dem  31.  Juli  1914  entstandenen  Schuld  eingetretenen  Rechts- 
folgen beseitigt  werden.  Diese  Bestimmung  hat  das  Reich.-igericbt  auf  einen 
Fall  angewandt,  in  dem  die  Witwe  eines  Kriegsteilnehmers  den  Versicherungs- 
betrag verlangte,  ihr  aber  von  der  Geseilschaft  entgegengehalten  wurde,  der  Ver- 
trag sei  wegen  verspäteter  Prämienzahlung  nichtig.  Dem  Versicherten  eröffnen 
sich  also  zwei  Möglichkeiten:  Tritt  der  V'^ersicherungsfall  ein,  so  können  trotz 
unterbliebener  Prämienzahlung  der  Versicherte  oder  seine  Angehörigen  die  Ge- 
sellschaft in  Anspruch  nehmen  unter  Berufung  auf  die  Bundcsratsverordnung 
vom  18.  August  1914;  tritt  der  Versicherungsfall  nicht  ein.  will  aber  die  Gesell- 
schaft den  Vertrag  als  aufgehoben  ansehen,  so  beantragt  der  Versicherte  die 
Wiederherstellung  auf  Grund  der  Bundesratsverordoung  vom  20.  Dezember  1917. 
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Die  von  führenden  Gesellschaften  zu  Kriegsbeginn  gegründete 
Bank  deutscher  Lebensversicherungsgesellschaften  in 
Berlin  hebt  in  ihrem  Rechenschaftsbericht  für  1917  hervor,  daß  ent- 
sprechend der  allgemeinen  Geldflüssigkeit  keine  neuen  Ansprüche  an 
die  Bank  gestellt  wurden. 

Unter  den  verschiedenen  Mitteln,  die  nach  Beratung  zwischen  den 
Organisationen  der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  zur  Förderung 
des  Lehrlingswesens  angewendet  worden  sind,  verdient  der  vom 
Landesverband  badischer  Gewerbe-  und  Handwerkskammervereinigungen 
eingeschlagene  Weg  hervorgehoben  zu  werden.  Dieser  hat  eine  mit 
Beginn  des  neuen  Jahres  beginnende  Lehrlingsversicherung 
eingeführt.  Der  Einrichtung  schwebt  der  Gedanke  vor,  daß  die  Aus- 
sicht, später  selbständig  zu  werden,  einen  Anreiz  zur  Erlernung  des 
Gewerbes  ausüben  soll.  Durch  die  Versicherung  soll  dem  versicherten 
Lehrling  ein  Kapital  von  600,  1000,  1500  oder  2000  M.  sichergestellt 
werden.  Die  Versicherungsdauer  beträgt  wenigstens  10  und  höchstens 
15  Jahre.  Die  Jahresprämie  beträgt  zur  Erlangung  eines  Kapitals 
von  500  M.  nach  10  Jahren  42,35  M.,  nach  15  Jahren  26,15  M.  Um 
2000  M.  nach  10  Jahren  zu  erlangen,  muß  169,40  M.  jährlich  gezahlt 
werden ;  das  gleiche  Kapital  kann  man  sich  nach  15  Jahren  durch 
eine  Jahresprämie  von  104,50  M.  sichern.  Auf  die  Versicherungsbe- 
dingungen  im  einzelnen  braucht  man  hier  nicht  näher  einzugehen.  Das 
Wesentlichste  dabei  ist,  daß  der  Lehrmeister  die  Verpflichtung  über- 
nimmt, die  Prämien  während  der  Lehrzeit  zu  zahlen ;  damit  soll  die 
Gegenleistung  für  die  Arbeit  des  Lehrlings  ganz  oder  teilweise  abge- 
golten sein. 

Ein  aus  Münchener  und  Nürnberger  Bankkreisen,  Großindustriellen 
und  Kommerziellen,  verschiedenen  großen  norddeutschen  Versicherungs- 
gesellschaften und  rheinischen  Schiffahrtskreisen  bestehendes  Konsortium 
hat  um  die  behördliche  Genehmigung  zur  Neugründung  einer  großen 
Transport-,  Feuer-  und  Rückversicherungsgesellschaft  mit  4  Mill.  M. 
Aktienkapital  und  dem  Sitz  in  Nürnberg  nachgesucht,  nach  deren  Er- 
teilung das  Unternehmen  sofort  in  Gang  gebracht  werden  wird. 

Die  Württembergische  Feuerversicherung  a.  G.  in  Stuttgart  hat 
mit  der  Lübecker  Feuerversicherungsgesellschaft  von  1826  a.  G.  in 
Lübeck  unter  Zustimmung  der  beiderseitigen  Generalversammlungen 
und  mit  Genehmigung  des  Kaiserlichen  Aufsichtsamts  für  Privatver- 
eicherung  nunmehr  entsprechend  der  Ankündigung  einen  Vertrag  wegen 
Vereinigung  der  beiden  Anstalten  geschlossen.  Hiernach  wird  der 
gesamte  Versicherungs-  und  Vermögensbestand  der  Lübecker  mit  Wir- 
kung vom  1.  Januar  1917  auf  die  Württerabergische  übertragen. 

Der  Abschluß  eines  Interessengemeinschaftsvertrages 
zwischen  der  Württembergischen  Transportversicherungsgesellschaft  in 
Heilbi'onn  a.  N.  und  der  Badischen  Assekuranzgesellschaft  in  Mannheim 
reiht  sich  den  in  letzter  Zeit  im  Transportversicherungswesen 
in  vermehrter  Zahl  abgeschlossenen  Geschäften  an,  die  eine  Stärkung 
der  Stellung    für  die  in  der  künftigen  Fiiedenszeit  zu  erwartenden 
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größeren  Aufgaben  bezwecken.  Die  beiden  sich  jetzt  näher  tretenden 
Gl«sellschaften,  die  in  sich  selbständig  bleiben,  sind  ungefähr  auf  gleichen 
Gebieten  der  Transportversicherung  tätig. 

Mehr  als  jeder  andere  Versicherungszweig  hatte  das  Trangportvereicherung«- 
geschäft  —  80  ist  der  .Frankfurter  Zeitung'  zu  entnehmen  —  im  Frieden  einen 
internationalen    Charakter.     In    den   Risiken    hatte  ein   weitgehender  AuHtausch 
unter  den  einzelnen  Ländern  stattgefunden,  und  damit  war  eine  möglicbHt  breite 
Verteilung   der  Gefahren   erfolgt,     in  diesen   Beziehungen   ist  durch   den   Krie^ 
eine  erhebliche  Störung  eingetreten,  und   wenn  auch  anzunehmen  ist,   daß  nach 
Friedensschluß  viele  der  friiheren  Fäden  wieder  angeknüpft  werden,  so  ist  doch 
damit  zu  rechnen,  daii   die  Verbindungen   zum  Teil  nur  alimählich   wieder   in 
Giang  kommen  können.    Von  diesem  Gedankengang  ausgehend,  und  um  die  Ver- 
sicherungsmöglichkeit    in   Deutschland   in    der   Ziäunft    tunlichst   tragfähig   zu 
machen,    hat    gerade    in    der    Ausgestaltung    der    Transportversiche- 
rung schon   seit  geraumer  Zeit  eine   große   Regsamkeit  geherrscht,    sowohl   in 
der    Ausdehnung    der   vorhandenen    Transportversicherungseesellschaften    durch 
Kapitalserhöhungen  und  Zusammenschlüsse   als   auch    in    der   Gründung  neuer 
Unternehmungen.      Eine    ganze     Reihe    von     Gesellschaften,    namentlich    von 
FeuerversicherungsunternehmunKen,    hat  überdies    im  Kriege  die  Neuaufnahme 
der  Transportversicherung    beschlossen.     Inzwischen    hat    die    Bew^ung    ihren 
Fortgang  genommen,    und  gerade  in    den   letzten    Wochen   war   sie   bMonders 
lebhaft   gewesen.     Erinnert    sei   an    die    ffapitalsverdoppelung    der    Nord-West- 
Deutschen  Versicherungsgesellschaft  in  Hamburg  von  6  Mill.  M.  auf  12  Mill.  M.. 
an  den  Anschluß  der  Düsseldorfer  Allgemeinen  Vergicherungs-A.-G.  an  die  Nord- 
sterngruppe  und   an   die  Interessengemeinschaft  der   Württemberiöschen   Trans- 
portversicherung  mit  der   Badischen  Assekuranzgesellscbaft  in   Mannheim,   alles 
Geschäfte,   mit  denen  eine  Stärkung  der  Stellung  im  Transportveri-icherufigsKe- 
echäft  angestrebt  wurde.    Außerdem  wurde  vor  einiger  Zeit  die  Mitteleuropäiscne 
Versicherungs-A.-G.  und  die  Allgemeine  Versicherungs-A.-G.,  beide  iu  Köln,  und 
vor  wenigen  Tagen  in  Bremen  mit  einem  Kapital  von  1  Mill.  M.  ein  neues  Unter- 
nehmen,  die  Roland  Versicherungs-A.-G.,   gegründet    Jetzt  wird  gemeldet,  daß 
auch    iu   Nürnberg   die  Gründung   einer   'A^nsportversioherungsgwellschaft   mit 
einem    Grundkapital    von   1   Mill.  M.   bevorsteht.     Berücksichtigt  man   dazu   die 
früher   verzeichneten   Erweiterungen   und  Bestrebungen   zur  Bildung  einer  .See- 
gilde" in  Hamburg,  einer  privaten  Transportversicherungs- Vereinigung  nach  dem 
Muster  von  Lloyds  in  London,  so  ergibt  sich,  daß  im  Kriege  eine  ganz  erhebliche 
Ausdehnung   der   Transportversicherungsbasis   in    Deutschland   enolgt   bzw.    im 
Gange  ist,  die  es  möglich  machen  wird,  auch  stark  steigenden  Ansprüchen  nach 
dem  Kriege  in  weitgehendem  Maße  Rechnung  zu  tragen,   um  so  mehr,  als  auch 
die  deutscnen  Feuerversicherungsgesellschaften  gemeinsam  in  gewissem  Umfange 
künftig  an  der  Tragung  der  Transportrisikos  sich  zn  beteiligen  gedenken.   Angesichts 
dieser  Ausdehnungshäufung  der  Versicherungsgelegenbeit   drängt  sich  die 
Frage  auf,  ob  dabei   nicht  allzusehr  Zukunftserwartungen,   also  doch  immerhin 
einstweilen   recht  unbestimmte  Faktoren,  die  Triebfeder  bilden,  ob  also  die  Er- 
weiterung der  Versicherungsmöglichkeit  nicht  den  etwaigen  späteren  Anforderungen 
erheblich   vorauseilt.     Ist   dies   der  Fall,   dann    könnte   es   nicht  ausbleiben,   daß 
sich  auf  dem  Versicherungsmarkte  ein  verschärfter  Wettbewerb  einstellen  wird,  der 
unter  Umständen  einen    scharfen  Druck  auf  die  Versicherungsraten  bringen  und 
damit,  besonders  neuen  Unternehmen,  den  Existenzkampf  recht  erschweren  könnte. 

Die  zunehmende  Zahl  der  Diebstähle  von  Otttem  auf 
Eisenbahntransporten  hat  das  Risiko  der  Transportversiche- 
rungsgesellschaften neuerdings  stark  vergrößert.  Ebenso  leiden 
die  Gesellschaften  erheblichen  Schaden  durch  die  zunehmende  Ent- 
wendung und  Beraubung  von  Postsendungen  mit  Gegenständen  des  täg- 
lichen Bedarfs.    Die  Gesamtheit  der  Transportversicherungsgesellschaften 
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hat  jedoch  trotz  der  für  sie  ungünstigen  Verhältuisae  beschlossen,  den 
kaufmännischen  Interessen  den  Versicherungsschutz  weiter  za  gewähren, 
allerdings  unter  Erhöhung  der  Versicherungsbeiträge  und  entsprechender 
Abänderung  der  Bedingungen.  Während  früher  für  Versicherungen  von 
Bahn-  und  Postsendungen  Prämiensätze  gültig  waren,  die  zwischen 
'/jj  vom  Tausend  und  ^2  vom  Tausend  schwankten,  haben  die  Gesell- 
schaften nunmehr  Prämien  festgesetzt,  die  zwischen  1  und  5  vom  Tausend 
differieren,  je  nach  Art  der  Verpackung  und  der  Natur  der  beförderten 
Waren.  Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  daß  die  einsichtige  Kaufmann- 
schaft sich  der  Notwendigkeit  der  Erhöhung  der  Prämien  nicht  ver- 
schlossen hut  und  die  geforderten  Prämien  bewilligt.  Ob  die  vorläufig 
festgesetzten  Prämien  bereits  ihre  Höchstgrenze  erreicht  haben,  ist  noch 
nicht  abzusehen,  und  es  wird  auf  die  weitere  Entwicklung  der  Verkehrs- 
verhältnisse und  die  Sicherheit  bei  Bahn-  nnd  Posttransporten  ankommen, 
wie  sich  das  Prämienniveau  für  die  Zukunft  gestalten  wird. 

Der  ,, Deutschen  Tageszeitung"  ist  folgendes  zu  entnehmen:  In 
der  V ieh Versicherung,  besonders  in  der  Schlachtviehversicherung, 
wird  schon  seit  längerer  Zeit  der  Verstaatlichungsgedanke 
erörtert.  Das  preußische  Landesfleischamt,  das  dem  preußischen  Land- 
wirtschaftsministerium unterstellt  ist,  macht,  wie  die  „Deutsche  Ver- 
sicherungs-Zeitung"  ausführt,  den  Versuch,  auf  dem  Wege  der  Verord- 
nungen den  Viehversicherungsgesellschaften  die  Gewährmängel-,  Trans- 
port- und  Schlachtviehversicherung  abzunehmen  und  auf  eigene  Schultern 
zu  laden,  d.  h.  die  Risiken  den  künftig  zu  errichtenden  öffentlich- 
rechtlichen Provinzial- Viehversicherungsanstalten  zu  übertragen.  Eine 
große  Zahl  von  Landwirtscnaftskammern  hat  sich  gegen  jenes  Unter- 
nehmen ausgesprochen,  trotzdem  aber  scheint  die  Sache  weiter  in  Fluß 
zu  kommen.  Hiergegen  protestieren  die  privaten  Viehversicherungs- 
gesellschaften. Besonders  bemerkenswert  ist,  daß  die  Behörden  auf  dem 
Standpunkt  stehen,  die  privaten  Versicherungsgesellschaften  hätten  im 
Falle  der  Verstaatlichung  der  Viehversicherung  keinen  Anspruch 
auf  Entschädigung.  Im  Verfolg  des  gegen  den  Fiskus  seitens  der 
Gesellschaften  angestrengten  Prozesses  beruft  sich  nämlich  die  Behörde 
auf  den  §  10  des  Privatversicherungegesetzes  und  führt  folgendes  aus: 

„Die  Preußische  Regierung  kann  nicht  anerkennen,  daß  aus  der  Genehmigung 
des  Geschäftsbetriebes  den  Gesellschaften  ein  Eecht  auf  Entschädigung  für  den 
Fall  herzuleiten  sei,  daß  sie  durch  staatliche  Eingriffe,  insbesondere  durch  Ein- 
führung eines  staatlichen  Versicherungsmonopols  an  der  weiteren  Ausübung  ihres 
Betriebes  gehindert  wurden.  Durch  die  Genehmigung  des  Versicherungsbetriebes 
erlangt  ein  Versicherungsunternehmen  lediglieh  die  Möglichkeit  der  Ausübung  des 
Betriebes,  keineswegs  ist  ihm  damit  das  ungehinderte  Fortbestehen  des  Betriebes 
gewährleistet.  Daß  die  Landesgesetzgebung  befugt  ist,  ein  Versicherungsmonopol 
einzuführen,  folgt  ohne  weiteres  aus  §  120  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes  vom 
12.  Mai  1901,  wonach  die  landesgesetzliehen  Vorschriften,  nach  denen  der  Betrieb 
bestimmter  Versicherungsgeschäfte  ölfentlichen  Anstalten  vorbehalten  ist,  unberührt 
bleiben.  Dieser  Vorbehalt  bezieht  sich  nicht  nur  auf  die  schon  bestandenen  Ver- 
sicherungsmonopole, sondern  gilt  auch  zugunsten  neuer  Monopole  auf  dem  Gebiete 
des  Versicherungswesens.  Selbst  wenn  also  durch  die  staatliche  Anordnung  eine 
Verstaatlichung  des  Versicherungswesens  auf  dem  Gebiete  der  Gewährmängel-, 
Transport-  und  Schlachtviehversicherung  durchgeführt  wäre,  so  würde  doch  ein 
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rechtlicher  Entechädif^ungsangpruch  der  OeeeUechaften  gegenüber  dem  Figkiw  tu 
verneinen  sein." 

lieber  amerikanische  Lebensversicherung  in  DeuMchland 
schreibt  die  „Frankfurter  Zeitung": 

Die  politischen  Verwicklungen  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
sind  für  den  inländischen  Geschäftsbetrieb  der  vier  unter  der  Aufsicht  des  Auf- 
sichtsamtes stehenden  amerikanischen  Uettellschatten,  von  denen  nur  noch  zwei 
das  Neugeschäft  betreiben,   nach  einer  Heicbütagsdenkschrift  nicht  ohne  Folgen 

feblieben.  Die  veränderte  Lage  machte  sich  für  die  deutschen  Niederlassungen 
auptsächlich  insofern  geltend,  als  ihre  Vertreter  trotz  wiederholter  Ersuchen  keine 
weiteren  Mittel  fUr  die  Bedürfnisse  des  deutschen  Bestandes  aus  New  York  über- 
wiesen erhielten.  Wenngleich  die  amerikanischen  GesellHchaflen  den  entsprechenden 
Prämienreservefonds  in  Deutschland  siebergestellt  haben,  so  ist  doch  zu  beachten, 
daß  die  Rücklagen  für  die  Gewinnanr^ammlungen  sich  auch  für  das  deutsche  Ge- 
schäft größtenteils  in  New  York  befinden,  und  daU  es  zweifelhaft  ist,  ob  alle 
deutschen  Niederlassungen  zur  Befriedigung  der  sicherlich  bedeutenden  Gewinn- 
anüprUche  hinreichende  Mittel  in  den  diesseitigen  freien  Werten  und  in  dem  beim 
Amte  hinterlegten  Kautionen  besitzen.  Das  Amt  hat  die  Gesellschaften  alsbald 
einer  verscbärtten  Ueberwachung  unterzogen,  ihnen  fortan  die  Vorlage  von  Ver- 
mögensübersichten in  regelmäßigen  kürzeren  Zeitabschnitten  auferlegt  und  durch 
geeignete  Sicherheitsmaßnahmen,  insbesondere  auch  gegenüber  den  inländischen 
Bankverbindungen,  dafür  gesorgt,  daß  die  im  Inlande  befindlichen  Vermögens- 
werte bis  auf  weiteres  restlos  für  die  Auszahlung  der  Versicherungen  erhalten 
bleiben,  die  im  Inlande  abgeschlossen  oder  ausdrücklich  auf  den  deutschen  Ver- 
sicherungsbestand  ül>emommen  sind,  und  nicht  ins  Ausland  verbracht  werden. 
Die  eine  amerikanische  Sachversicherungsgesellschaft,  welch  im  Inlande  Geschäfte 
betrieb,  hat  ihren  gesamten  deutschen  Bestand  mit  Wirkung  vom  1.  April  1917 
ab  auf  ein  deutsches  Versicherungunternehmen  übertragen. 

Die  amerikanische  Regierang  ordnete  die  Liquidation  der 
deutschen  Versicherungsgesellschaften  an,  deren  Hanptsitz  in  Deutschland 
oder  in  den  ihm  verbündeten  L&ndern  ist.  Aasgenommen  sind  die 
LebensversicherungsgesellHchaften. 

Ueber  die  Entwicklung  des  Versicherungswesens  in 
Oesterreich  1917  ist  dem  Wiener  „Kapitalist"  folgende  Schilderung 
zu  entnehmen: 

Das  Versicherungswesen  hat  in  den  wichtigsten  Versicherungszweigen,  det 
Lebens-  und  der  Feuerversicherung,  was  die  Neuversicherungen  betrifft,  im  Jahre 
1917  eine  weitere  namhafte  Besserung  gegen  die  früheren  Kriegsjahre  erfahren. 
Die  Ergebnisse  der  Unfall-  und  Haftpflichtversicherung,  der  Einbruch-,  Hagel- 
nnd  Transportversicherung  dürften  im  allgemeinen  zwar  nicht  ungünstig  sein, 
bleiben  aber  hinter  den  iu  der  Zeit  vor  dem  Kriege  erzielten  Erfolgen  wesentlich 
zurück.  Der  Krieg  und  die  Kriegswirtschaft  und  die  Begleiterscheinungen  geben 
,  andauernd  dem  Geschäfte  in  den  einzelnen  Versicherungszweigen  ihr  Gepräge  und 
'  haben  Art  und  Wesen  einzelner  Branchen  in  einer  Weise  umgestaltet  und  aus- 
gebildet, die  man  in  der  Friedenszeit  nicht  für  möglich  gehalten  hätte. 

Die  bedeutsamsten  Wandlungen  hat  im  abgelaufenen  Kriegsjahre  die  Lebens- 
versicherung erfahren.  Durch  die  Aufnahme  der  Kriegsanleihe- V^ersicherung  hat 
sich  die  heimische  private  Lebensversicherung  in  hervorragender  Weise  an  der 
Förderung  und  Ausgestaltung  der  Kriegsfinanzwirtschaft  beteiligt  und  die  zögernden 
Versuche  und  Nachahmungen  der  wenigen  ausländischen  Versicheningcnnter- 
nehmungen  auf  diesem  Gebiete  weitaus  überflügelt.    Die  Stellung  der  heimischen 

Erivaten  Lebensversicherung  in  unserem  künftigen  Finanz-  und  Wirtschaftsleben 
at  eine  derartige  Festigung  erfahren,  daß  die  veieinzelt  laut  gewordenen  Stimmen 
für  eine  Verstaatlichung  der  Lebensversicherung  werden  verstummen  müssen,  denn 
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ein  Ersatz  für  eine  Einrichtung,  die  sich  den  zeitgemäßen  privaten  und  öffent- 
lichen Interessen  mit  so  großem  Erfolge  angepaßt  nat,  ist  schlechterdings  nicht 
zu  schaffen.  Das  normale  Lebensversicherungsgeschäft  hat  sich  günstiger  als  in 
der  ersten  Kriegszeit  gestaltet,  da  die  vielfach  erzielten  Mehrgewinne  zahlreicher 
Bevölkerungskreise  für  die  Erwerbung  einer  Lebensversicherung  verwendet  wurden. 
Erst  gegen  Ende  des  Jahres  ist  wieder  eine  gewisse  Stagnation  in  der  Neuanwerbung 
zu  verzeichnen,  weil  die  Aussichten  auf  eine  günstige  Verwendung  einfließender 
Kapitalien  bei  Wiedereintritt  friedlicher  Verhältnisse  manche  für  die  Versicherung 
in  IJetracht  kommende  Personen  zur  Zurückhaltung  bewog.  Trotz  der  schwierigen 
Lebensverhältnisse  hat  sich  die  Sterblichkeit  in  den  bisherigen  Grenzen  gehalten, 
und  die  Lebensversicherungsgesellschaften  werden  demnach  im  allgemeinen  mit 
den  Ergebnissen  des  verflossenen  Jahres  zufrieden  sein  können. 

Unter  dem  zunehmenden  Material-  und  Rohstoffmangel  haben  viele  industri- 
elle Unternehmungen  ihre  Tätigkeit  einschränken  oder  ihre  Betriebe  gänzlich  ein- 
Btellen  müssen  und  in  Verbindung  mit  der  immer  weiter  um  sich  greifenden  Ein- 
ziehung des  geschulten  Arbeitspersonals  und  der  dadurch  bedingten  Einstellung 
ungeschiüter  Arbeitskräfte  und  Kriegsgefangener  ist  eine  Vermehrung  der  Feuer- 
schäden gegen  die  Vorjahre  festzustellen.  Den  Feuer  Versicherungsgesellschaften 
sind  zwar  durch  die  zahlreichen  Nachversicherungen,  eine  Folge  der  ununter- 
brochen steigenden  Preise  aller  Gebrauohsmittel ,  namhafte  Mehreinnahmen  an 
Prämien  zugeflossen,  doch  dürften  sie  für  die  Deckung  der  Schäden  und  der 
sonstigen  wachsenden  Lasten  kaum  in  allen  Fällen  ausreichen,  und  es  ist  fraglich, 
ob  die  Gesellschaften  noch  lange  mit  der  bereits  vor  einiger  Zeit  vorgenommenen 
Erhöhung  der  Nebengebühren  ihr  Auslangen  finden  werden  und  nicht  doch  früher 
oder  später  eine  Erhöhung  der  Prämiensätze  werden  vornehmen  müssen.  Bei  der 
Einbruchsdiebstahl- Versicherung  ist  gleichfalls  eine  Zunahme  der  Schadenfälle  zu 
verzeichnen,  eine  Folge  der  zunehmenden  Kriminalität  einerseits  und  des  allge- 
meinen Notstandes  und  Mangels  an  vielen  notwendigen  Bedarfsmitteln  andererseits. 
Ob  dagegen,  ohne  eine  Gefährdung  der  geschäftlichen  Tätigkeit  der  Gesellschaften 
herbeizuführen,  die  durch  eine  zu  hohe  Prämienbemessung  entstehen  könnte,  in 
der  Kriegszeit  wirksam  aufgetreten  werden  kann,  ist  eine  offene  Frage. 

Die  Hagelversicherung  hat  im  wesentlichen  bei  höheren  Prämieneingängen 
als  im  Vorjahre  eine  geringere  Schadenziffer  aufzuweisen,  und  die  Unfallversiche- 
rungen haben  in  der  infolge  der  gesteigerten  Betriebsgefahr  höheren  Prämien- 
einnahmen aus  dem  Haftpflichtgesehäft  emen  Ersatz  für  das  weiter  zurückgehende 
Einzelunfallgeschäft  gefunden. 

In  der  Mehrzahl  der  übrigen  Versicherungszweige  ist  mit  der  sinkenden  vrirt- 
schaftlichen  Betätigungsmöglichkeit  ein  gewisser  Stillstand  eingetreten,  der  erst 
wieder  mit  dem  kommenden  Frieden  einer  aufstrebenden  Geschäftstätigkeit 
weichen  wird. 

Zum  österreichischen  Versicherungsvertragsgesetz  sind  m i n i - 
sterielle  Verordnungen  erschienen,  welche  die  Generalversammlung 
von  Gegenseitigkeitsvereineu  sowie  die  Außerkraftsetzung  von  Be- 
schränkungen der  Vertragsfreiheit  für  kleinere  Versicherungvereine  be- 
treffen. 

Der  österreichische  Verband  der  Privatversicheruugsanstalten  hat 
eine  Sitzung  abgehalten,  in  welcher,  gelegentlich  eines  Sonderfriedens 
mit  Rußland  und  eventueller  allgemeiner  Friedensverhandlungen, 
die  Wünsche  der  Versicherungsgesellschaften  erörtert 
wurden.  Dabei  kam  zunächst  der  Wunsch  zum  Ausdruck,  daß  die 
während  des  Krieges  eingetretene  Unterbindung  oder  Erschwerung  des 
Eückversicherungsverkehrs  mit  den  ausländischen  Versicherungsanstalten 
zu  beseitigen  und  die  frühere  Freiheit  im  Verkehr  wieder  anzustreben 
und  durch  Vertrag  festzulegen  sei.  In  der  Frage  der  Hinterlegung  der 
Prämienreserven  erscheine  eine  Regelung  in  dem  Sinne  empfehlenswert. 
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daß  ihre  Höhe  und  die  Art  der  dafür  zu  verwendenden  Aulagewerte 
möglichst  derjenigen  entspricht,  die  der  Festversicherer  nach  den  Ge- 
setzen seines  Landes  zu  beobachten  hat.  Dagegen  sollen  auch  in  dieser 
Hinsicht  ausländische  Versicherungsgesellschaften  in  derselben  Weise 
behandelt  werden  wie  inländische.  Um  die  inländischen  Ver.sicherungs- 
gesellschaften  vor  größeren  Kursverlusten  infolge  der  Valutaverhältnis«« 
zu  bewahren,  wird  es  seitens  der  einheimischen  Gesellschaften  fUr 
wünschenswert  erklärt,  daß  von  der  stundenden  Anstalt  für  die  laufenden 
Versicherungen  eine  Stundung  gegen  6-proz.  Verzinsung  der  Schuld  ge- 
währt werde,  die  die  Zeit  von  5  Jahren  nach  Friedensschluß  nicht  über- 
steigen soll.  —  Auch  bezüglich  der  Verpflichtung  der  gegenseitigen  Kau- 
tionshinterlegungen für  den  Betrieb  einzelner  Versichemngszweige  im  Ge- 
schäftsbetriebe außerhalb  des  Heimatslandes  wurde  eine  möglichst  gleich- 
mäßige Regelung  beantragt.  —  Des  weiteren  wurde  es  für  wünschenswert 
erklärt,  daß  für  Versicherungsverträge  mit  den  Angehörigen  feindlicher 
Staaten  die  Be8chränkung(>n  wieder  zu  beseitigen  wären,  welche  die 
Aufrechterhaltung  derselben  in  Frage  stellen,  namentlich  die  Schwierig- 
keiten in  bezug  auf  Nachzahlung  rückständiger  Prämien  in  entgegen- 
kommendster Weise  erledigt  werden.  —  Diese  Wünsche  der  heimischen 
Versicherongsgesellschaften  wurden  in  einer  Eingabe  an  das  Ministerium 
des  Innern  zum  Ausdruck  gebracht. 

Neannndz wanzig  österreichische  und  ungarische  Trans- 
portversicherungsgesellschaften, denen  sich  die  Filialen  der  deutschen 
and  ausländischen  Transportversicherungsgesellschaften  an<Teschlossen 
haben,  biWen  einen  Seetransport versichernngsverbaiid.  Das 
Syndikat  soll  bis  Jahresschluß  1920  aufrechterhalten  werden.  Syndi- 
katsleiter sind  für  Oesterreich  die  Generale  Riunione  Adriatica  und 
die  Providentia,  für  Ungarn  die  Erste  ungarische  allgemeine  Versiche- 
rangsgesellschaft,  für  Deutschland  und  das  Ausland  die  Mannheimer 
Tran8portver8icherung.sgesellschaft. 

Der  ,, Basler  Anzeiger"  berichtet :  Zur  Veranschaulichung  der  Er- 
höhung der  Ueberseefrachten  mögen  folgende  Angaben  über  die  Zu- 
schlagsprämien für  das  Kriegsrisiko  interessieren.  Inner- 
halb von  sechs  Monaten  stiegen  diese  von  den  Kanalhäfen  nach  Eng- 
land um  25  Proz.,  von  Mittelmeerhäfen  nach  Aegypteu  um  125  Proz., 
nach  Nord-  und  Südamerika  um  100  Proz.,  nach  Indien  um  120  Proz., 
von  atlantischen  Häfen  nach  Finnland  um  75  Proz.  und  nach  Ar- 
changelsk um  100  Proz.  Seefrachten  und  Versicherungsprämien  sind 
ins  Ungemessene  gestiegen,  so  daß  die  schweizerische  Regierung  .seit 
längerer  Zeit  die  Mehrzahl  ihrer  Zufuhren  unversichert  reisen  läßt. 

Die  Kriegsversicherung  dänischer  Schiffe  hat,  laut 
„Börsen",  bis  zum  30.  September  1917  an  Prämien  insgesamt  rund 
81  Mill.  Kr.  eingenommen;  für  Rückversicherungen  sind  etwa  12  Mill. 
abzusetzen.  Die  Erstattungen  für  noch  nicht  bezahlte  Schäden,  sowie 
für  solche,  deren  Entscheidung  bei  den  Gerichten  liegt,  oder  für  welche 
die  Untersuchungen  noch  nicht  abgeschlossen  sind,  müssen  im  un- 
günstigsten Falle  auf  97*  Mill.  Kr.  veranschlagt  werden.    Die  dänische 
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Kriegsversicherung  für  Waren  hat  in  dem  gleichen  Zeitraum  eine 
Prämieneinnahme  von  etwa  36^/2  Mill.  Kr.  ergeben ;  die  Abzüge  für 
Rückversicherungen  betragen  rund  237^  Mill.  Kr.  An  Schadenersatz 
.sind  2lYs  Mill.  Kr.  ausgezahlt,  wovon  durch  Rückversicherungen  14  Mill. 
gedeckt  sind. 

Der  Weltkrieg  mit  seinen  Ernäbrungsschwierigkeiten  hat  auch  in 
den  neutralen  Ländern  eine  Anzahl  bedeutungsvoller  Erscheinungen 
auch  auf  dem  Gebiete  der  Lebensversicherung  gezeitigt,  die  bisher  gänz- 
lich unbekannt  waren.  Die  lange  Dauer  des  Krieges  hat  die  Sterb- 
lichkeitsziffer unter  der  Zivilbevölkerung  bedeutend  erhöht  gegen- 
über der  Friedenszeit.  Von  dieser  Tatsache  ist  das  Lebensversicherungs- 
geschäft besonders  schwer  betroffen  worden.  Die  skandinavischen 
Lebensversieherungsgesellschaften  werden  in  Kürze  diese 
Fragen  gemeinsam  beraten  und  planen,  wenn  der  Kriegszustand  noch 
länger  andauern  sollte,  eine  Erhöhung  der  Prämiensätze. 

Mit  einem  Kapital  von  176  000  türkischen  Pfund  ist  die  Nationale 
Versicherungsgesellschaft  der  Türkei  gegründet  worden. 

Das  italienische  Staats- Versicherungsinstitut  in  Rom  ist  ermächtigt 
worden,  auf  das  Leben  jedes  Kriegsteilnehmers  eine  beitragsfreie 
Versicherung  auszustellen,  und  zwar  im  Betrage  von  500  Lire  für 
Mannschaften  und  von  1000  Lire  für  Unteroffiziere.  Die 
Versicherungssumme  soll  unmittelbar  nach  dem  Tode  der  Versicherten 
gezahlt  werden,  falls  dieser  im  Kampfe  infolge  von  Kriegsverwundung 
oder  infolge  von  Kriegserkrankung  eintritt.  Empfangsberechtigt  — 
ohne  Beeinträchtigung  etwaiger  Rechte  auf  sonstige  Kriegsversorgung 
durch  Pensionen  —  soll  die  vom  Versicherten  bezeichnete  Person  sein. 
Außerdem  sollen  alle  Kriegsteilnehmer,  die  kämpfenden  Truppen  an- 
gehören, mit  1000  Lire  versichert  sein,  zahlbar  sofort  nach  dem  Tode 
des  Versicherten,  sofern  dieser  im  Kriege  durch  eine  Ursache  eintritt, 
die  nicht  zu  einer  Kriegsversorgung  Anlaß  bietet,  oder  auch  nach  Ab- 
lauf von  30  Jahren  vom  Ausstellungstag  an  den  überlebenden  Ver- 
sicherten selbst.  Die  durch  diese  Versicherungen  entstehenden  Lasten 
trägt  der  Staat,  ebenso  wie  er  für  die  staatliche  Lebensversicherungs- 
anstalt  Garantie  leisten  muß.  ^ 

Das  Lebensversicherungsgeschäft  in  Finnland  im 
Jahre  1917  hat  sich  gegenüber  den  Vorjahren  bedeutend  gehoben. 
Allein  in  den  drei  ersten  Quartalen  des  Jahres  1917  waren  bei  den 
einzelneu  Gesellschaften  an  Neuanschaffungen  zu  verzeichnen  :  „Kalewa" 
39  780  662  Fmk.  (38  656  713),  „Suomi"  71  407  638  Fmk.  (52  652  483), 
„Salama"  24  045  650  Fmk.  (18  783  270). 

Die  „Agence  Havas"  meldet  aus  Petersburg :  Die  Volkskommissäre 
Rußlands  erklärten,  daß  die  Regierung  nach  dem  Plane  Lenins  außer 
der  Verstaatlichung  der  Banken  auch  die  Verstaatlichung  des 
Versicherungswesens  durchzuführen  beabsichtige.  Wir  glauben 
kaum,  daß  die  neue  Regierung  dieses  Projekt  in  absehbarer  Zeit  wird 
durchführen  können. 
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2.  Sozialversicherung. 

Durch  eine  BekanutmachuDg  vom  3.  Januar  1918  bat  der  Bundes- 
rat bestimmt,  daß  vom  1.  Februar  ab  bis  zum  31.  Dezember  1918 
den  Empfängern  einer  reichsgesetzlicben  Invalidenrente  eine  monat- 
liche Zulage  von  8  M.,  Empfängern  einer  Witwen-  oder  Witwerrente 
eine  monatliche  Zulage  von  4  M.  gewährt  wird.  Das  Reich  schießt 
die  erforderlichen  Beträge  den  Versicherungsträgern  zinslos  vor  and 
erhält  sie  von  ihnen  in  zehn  gleichen  Teilbeträgen  in  den  Jahren  1918 
bis  1928  zurtick.  Die  vom  Bundesrate  getroffene  Regelung  geht  auf 
verschiedene  Anregungen  des  Reichstags,  den  bei  der  gegenwärtigen 
Verteuerung  des  Lebensunterhaltes  in  Bedrängnis  geratenen  Kenten- 
empfängem  zu  helfen,  zurück.  Bei  der  im  Frtlhjahr  1917  im  Haupt- 
ausschusse des  Reichstags  gefaßten  EntschlieCung  war  eine  Unter- 
stützung der  Rentenempfänger  nur  im  Falle  der  Bedürftigkeit  vorge- 
sehen. In  seiner  Entschließung  vom  Oktober  1917  wünschte  der  Reichs- 
tag eine  erweiterte  Fürsorge  aus  Mitteln  des  Kriegsfonds  für  die  Jahre 

1917  und   1918  für  alle  Rentenempfänger. 

Der    Bundesrat    hat    ferner   in   seiner  Sitzung    vom   17.  Januar 

1918  beschlossen,  daß  die  Empfänger  von  Verletztenrenten  ans  der 
Unfallversicherung  eine  monatliche  Zulage  von  8  M.  zu 
ihrer  Rente  beantragen  können,  wenn  folgende  Bedingungen  erfüllt 
sind :  ,^ 

1.  Die  Rente,  die  der  Verletzte  gegenwärtig  bezieht,  muß  minde- 
stens eine  solche  von  zwei  Dritteln  der  Vollrente  sein, 

2.  der  Verletzte  muß  sich  im  Inlande  aufhalten, 

3.  es  dürfen  nicht  Tatsachen  vorliegen,  welche  die  Annahme  r^eht- 
fertigen,  daß  die  Zulage  nicht  benötigt  wird. 

Der  Antrag  ist  an  den  Versicherungsträger  oder  ein  Versicherungs- 
amt zu  richten.  Zweckmäßigerweise  werden  geeignete  Schriftstücke 
dafür,  daß  die  drei  Bedingungen  erfüllt  sind,  sofort  beigefügt.  Der 
Versicherungsträger  teilt  seine  Entscheidung  schriftlich  mit.  Der  An- 
tragsteller kann  gegen  die  Entscheidung  binnen  einem  Monat  nach 
Zustellung  Einspruch  bei  dem  Ob^versicherungsamt  einlegen,  das  auf 
seinem  Rentenbescheid  angegeben  ist.  Das  Oberversicheningsamt  ent- 
scheidet endgültig.  Zulagen  werden  vom  1.  Februar  1918  bis  zum 
31.  Dezember  1918  gewährt  und  durch  die  Post  ausgezahlt. 

Eine  Denkschrift  der  sozialdemokratischen  Gewerkschaften 
über  das  sozialpolitische  Arbeitsprogramm  fordert  u.  a.  Verschmelzung 
der  Angestelltenversicherung  mit  der  Arbeiterversiche- 
rung,  Ausdehnung  dieser,  Neuregelung  der  Beitragsfragen,  Ausbau  der 
Versicherungfszweige,  insbesondere  auch  Einrichtung  einer  Arbeitslosen- 
versicherung. 

Die  ersten  allgemeinen  Renten  aus  der  Angestellten- 
versicherung sind  mit  Beginn  des  neuen  Jahres  fällig  geworden. 
Die     Wartezeit     ftir    Leistungen     nach     dem     Versicherungsgesetz     für 
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Angestellte  gestaltete  bisher  an  allgemeinen  Pürsorgemaßnahmen  zu- 
gunsten der  Versicherten  nur  ein  von  der  Reichsversicherungsanstalt 
allerdings  mit  großen  Mitteln  ausgerüstetes  und  durch  seine  Berück- 
sichtigung der  sozialen  Sonderverhältnisse  der  Privatangestellten  schnell 
volkstümlich  gewordenes  Heilverfahren,  Ruhegelder  oder  Hinterbliebenen- 
renten sind  dagegen  erst  vereinzelt  bewilligt  worden,  soweit  nämlich 
Versicherte  ihre  Wartezeit  durch  Einzahlung  entsprechender  Prämien- 
reserven gemäß  §  395  a.  a.  0.  abgekürzt  haben.  Zum  1.  Januar  1918, 
d.  h.  fünf  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes,  ist  nun  die 
Wartezeit  abgelaufen,  die  das  Gesetz  in  den  §§  48,  396  weiblichen  Ver- 
sicherten für  Ruhegeldbezüge  und  Hinterbliebenen  versicherter  Ange- 
stellten hinsichtlich  der  Witwen-,  Witwer-  und  Waisenrenten  aufer- 
legt hat. 

Die  Arbeitsgemeinschaft  freier  Angestelltenverbände  fordert  in 
einer  an  Bundesrat  und  Reichstag  gerichteten  Eingabe  Erhöhung 
der  Grenze  des  für  die  Angestellten-Versicherungspflicht 
maßgebenden  Jahresarbeitsverdienstes  von  5000  auf  8000  M. 

Die  Gesellschaft  für  Soziale  Reform  hat  an  das  Aus- 
wärtige Amt  und  das  Reichswirtschaftsamt  eine  Eingabe  gerichtet,  in 
der  darum  gebeten  wird,  daß  in  die  Eri e den s vertrag  e  Vorschriften 
über  Arbeiterschutz  und  Sozialversicherung  aufgenommen  werden, 
welche  die  vertragschließenden  Regierungen  verpflichtet,  binnen  einer 
angemessenen  Frist  gleichartige  oder  doch  gleichwertige  Einrichtungen 
auf  den  beiden  genannten  Gebieten  zu  treffen.  Solche  Maßnahmen 
sollen  sich  insbesondere  erstrecken  auf  Bestimmungen  zum  Schutz  von 
Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit  aller  Arbeiter  und  Angestellten, 
vornehmlich  auf  die  Regelung  der  Ruhezeiten  uud  der  Arbeitszeiten, 
der  gewerblichen  Beschäftigung  von  Jugendlichen,  auf  Regelung  der 
Versicherung  gegen  Krankheit,  Unfall,  Alter,  Invalidität  und  der  Hinter- 
bliebenenversorgung usw.  Die  Gesellschaft  macht  sich  damit  eine 
Forderung  zu  eigen,  die  von  den  sozialdemokratischen  Arbeiterorgani- 
sationen erhoben  worden  ist. 

Demgegenüber  ist  auf  eine  halbamtliche  Erklärung  hinzuweisen,  in 
der  es  heißt:  Es  darf  sehr  fraglich  erscheinen,  ob  die  Reichsregierung  in 
der  Lage  sein  wird,  derartig  weitgehende  sozialpolitische  Bedingungen  in 
den  Friedensverträgen  durchzusetzen.  Daß  eine  möglichst  gleichmäßige 
internationale  gesetzliche  Fürsorge  für  alle  Klassen  von  Arbeitnehmern 
nur  erwünscht  wäre,  ist  ohne  weiteres  zuzugeben,  und  zwar  sowohl 
aus  sozialen  wie  aus  wirtschaftlichen  Rücksichten.  Denn  den  Indu- 
strien der  einzelnen  Länder  kann  es  nur  erwünscht  sein,  wenn  sie 
unter  gleichen  Einschränkungen  und  Belastungen  aus  der  sozialen  Für- 
sorge arbeiten.  Aber  die  bisherigen  Bestrebungen  zur  Vereinheitlichung 
des  gesetzlichen  Arbeiterschutzes  auf  Grund  internationaler  Vereinba- 
rungen haben  gelehrt,  wie  schwer  es  ist,  auf  diesem  Gebiet  wirkliche 
Erfolge  zu  erzielen.  In  der  sozialen  Fürsorge  kommt  es  nicht  nur 
auf  den  Erlaß  von  Gesetzen  an,  sondern  vor  allem  auf  die  Form  ihrer 
Anwendung.    England  hat  beispielsweise  auf  manchen  Gebieten  weiter- 
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gehende  Arbeiterschutzvorscbriften  alB  Deutschland,  aber  ihre  Anwen- 
dung ist  durch  so  zahlreiche  Ausnahmen  eingeschränkt,  daß  ihre  Wir- 
kung weit  hinter  der  der  deutschen  Regelung  zurückbleibt.  Mit  der 
Uebernahme  solcher  Verpflichtungen  zur  Einführung  sozialpolitischer 
Reformen  ist  es  daher  allein  noch  nicht  gemacht. 

Via.  Geld,  Kredit,  Währung. 

Inhalt:  1.  Der  internationale  Geldmarkt  und  die  Entwick- 
lung in  den  wichtigeren  Ländern  während  des  Monats  Januar. 

2.  Weitere  Vorgänge  und  Gesetzgebung,  a)  Banken  im  In-  und 
Auslande,  b)  Kreditwirtschaf tliobe  Maßnahmen  in  Deutschland  und 
den  besetzten  Gebieten  Belgiens,  Rußlands  und  KumänienH,  den  Niederlanden, 
Oesterreich-Ungarn  und  den  unter  österr.-ungar.  M.-V.  stehenden  Gebieten  Ser- 
biens, Rußland,  der  Schweiz,  Canada,  auf  den  Philippinen,  c)  Bargeldloser 
Zahlunge verkehr  in  Deutschland,  Frankreich,  den  Niederlanden,  d)  Börsen- 
wesen in  Deutschland,  Bulgarien,  Italien,  den  Niederlanden,  Oesterreich-Ungarn, 
Argentinien,  e)  Währungs-  und  Notenbankwesen  in  Deutschland  und 
den  besetzten  Giebieten  Rußlands  und  Rumäniens,  Bulgarien,  Frankreich  und  den 
von  Frankreich  besetzten  Gebieten  Kameruns  sowie  in  Algerien  und  Indochina, 
Italien,  den  Niederlanden,  den  von  Oesterreich-Ungarn  besetzten  Gebieten  Italiens 
und  Rußlands,  Rußland,  Spanien,  der  Türkei,  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Brasilien,  Uruguay,  China. 

3.  Statistik.  Uebersicbt  über  den  Stand  der  hauptsächlichen 
Notenbanken  und  der  Bankzinssitze. 

1.  Der  internationale  Geldmarkt  und  die  Entwicklung  in 
den  wichtigeren  Ländern  während  des  Monats  Januar. 

Auf  dem  internationalen  Geldmarkt  wurde  durch  die  poli- 
tischen Ereignisse,  die  Stockungen  in  den  Friedensverhandlungen  mit 
Rußland,  die  Streiks  in  Deutschland  und  die  scharfe  Friedensabsage 
der  Konferenz  von  Versailles  die  Spekulation  an  den  neutralen  Plätzen 
zu  Abgaben  von  Devisen  auf  die  wichtigen  kriegführenden  Länder  er- 
muntert; die  Folge  war  nicht  nur  ein  Stillstand  in  der  Aufwärts- 
bewegung,  sondern  fast  durchweg,  wenn  auch  mit  Unterbrechungen, 
eine  Verschlechterung  der  Wechselkurse  sowohl  der  Mittelmächte  wie 
der  Ententestaaten.  Diesen  letzteren  gelang  es  trotz  vielseitiger  An- 
strengungen 1)   nur    in    der   Schweiz,    ihre    Wechselkurse    Ende   Januar 


1)  Die  Verhandlungen  der  Ententestaateo  mit  .Vrgentinicn  und  Uruguay  htbcD 
lum  Abschluß  großer  Kredite  an  die  Entente  geführt  (vgl.  Chr.  1917  S.  852,  „ftc 
Eur."  vom  8.  Febr.  S.  82,  „The  Econ."  vom  2.  Febr.  S.  158,  „Fin.  News"  vom  16.  J«n.). 
—  Die  japanische  Regierung  eröffnete  der  englischen  einen  erheblichen  Dollarkrcdit  in 
den  Vereinigten  Staaten  gegen  englische  Schatzwcchnel  und  gegen  einen  an  Japan  »n 
gewährenden  Rupienkredit  in  Indien  („The  Econ."  vom  26.  Jan.  S.  115).  —  20  Mill.  £ 
britischer  5'/j-pro«.  in  den  Vereinigten  Staaten  untergebrachter  einjähriger  Noten  wurden 
fällig  und  zum  Teil  in  eine  19  Jahre  laufende  britische  Anleihe  mit  der  gleichen  Ver- 
zinsung umgewandelt  („Statist"  vom  2.  Febr.  S.  169).  —  Die  Verhandlungen  in  Madrid 
über  ein  wirtschaftliches  Abkommen  mit  England  und  Frankreich  und  Gewährung  eines 
Kredits  von  je  500  MilL  Pesos  sind  gescheitert  („Statist"  vom  2.  Febr.  S.  168).  —  Die 
Zinsen  auf  die  Vorschüsse  der  Vereinigten  Staaten  an  die  Verbündeten  sind  vom 
24.  Sept.  17  um  •/,  P™«-  «"'  *^',  Proz.  erhöht  („Chronicle"  vom  15.  Dez.   17  S.  2318). 
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etwa  auf  dem  Stande  vom  Anfang  des  Monats  zu  behaupten.  Die 
Notierungen  russischer  Wechselkurse  wurden  in  Paris,  Kopenhagen 
und  Stockholm  infolge  der  Weigerung  der  russischen  Regierung,  andere 
als  lokale  Forderungen  zu  begleichen,  und  unter  der  Einwirkung  des 
finanziellen  Zusammenbruchs  Rußlands,  der  dem  Verband  weitere  er- 
hebliche Opfer  auferlegte  *),  überhaupt  eingestellt.  Die  wirtschaftliche 
Knebelung  der  Neutralen  führte  zu  dem  interskandinavischen  Wirt- 
schaftszusammenschluß  *).  —  Neue  Anleihen  wurden  aufgelegt  in  Hol- 
land, der  Schweiz  und  Italien;  letzteres  setzte,  um  den  Zeichnungs- 
erfolg zu  heben,  den  Diskont  am  10.  Januar  von  51/2  *uf  5  Proz. 
herab.  —  Der  Londoner  Silberpreis  war  im  Januar  über  1  d 
höher  als  im  Vormonat.  Er  betrug  im  Durchschnitt  44,33  d ,  der 
Höchstkurs  war  45^$  d,  der  niedrigste  431/*  d.  Die  starken  Schwan- 
kungen waren  eine  Folge  geplanter  einschneidender  Maßnahmen  ^). 

Für  die  unverändert  flüssige  Gestaltung  des  deutschen  Geld- 
marktes waren  der  weitere  günstige  Verlauf  des  Einzahlungsgeschäftes 
auf  die  VII.  Krieg.sanleihe  und  der  steigende  Absatz  bezeichnend, 
welchen  die  seitens  der  Reichsbank  am  offenen  Geldmarkt  rediskon- 
tierten Schatzanweisungen  fanden.  Die  Abnehmer  verpflichteten  sich, 
wie  der  Reichsbankpräsident  in  der  Sitzung  des  Zentralausschusses  vom 
28.  Januar  betonte,  in  wachsendem  Umfange  zur  Umwandlung  dieser 
Schatzanweisungen  in  Stücke  der  kommenden  Kriegsanleihe. 

Der  Privatdiskont  war  unverändert  4Yg  Proz.  Der  Satz  für 
tägliches  Geld  betrug,  abgesehen  von  etwas  höheren  Notierungen 
bei  Beginn  und  am  Ende  des  Monats,  überwiegend  4''■/^  Proz.  Ultimo- 
geld  wurde  mit  5  Proz.  notiert. 

Bei  der  Reichsbank  hat  der  Notenumlauf  im  Gegensatz  zum 
Januar  des  Vorjahres  während  des  Berichtsmonats  abgenommen.  Die 
Entlastung  des  Status  reichte  im  übrigen  trotz  geringerer  Abnahme 
der    fremden   Gelder   nicht    ganz    an    die    entsprechende    des    Vorjahres 


1)  Die  japanische  Regierung  nimmt  am  29.  Jan.  fällige  russische  Treasury  Bills 
von  den  Besitzern  an  Stelle  der  Barzahlung  für  Einzahlungen  auf  eine  neue  japanische 
Anleihe  in  Höhe  von  50  Mill.  Yen  entgegen  („The  Econ."  vom  26.  Jan.  S.  115).  — 
Am  28.  Jan.  fällige  russische  SterlingSchatzwechsel  (17'/s  Mill.  £)  werden  in  England 
zu  Pari  in  12  Jahre  laufende  3-proz.  Exchequer  Bonds  umgetauscht.  Diese  Bonds 
werden  mit  82  Proz.  bewertet,  so  daß  vorerst  ein  Verlust  von  18  Proz.  eintritt,  wenn- 
gleich das  Kapital  im  Jahre  1930  voll  zurückgezahlt  wird  („Statist"  vom  19.  Jan. 
S.  84).  —  Die  Vereinigten  Staaten ,  England  und  Franlsreich  bezahlen  die  fälligen 
Kupons  der  russischen  Anleihen  („The  Chronicle"  vom  12.  Jan.  S.  128  und  „Fin.  News" 
vom  4.  Jan.,  „The  Econ."  vom  22.  Dez.  17  ".  989,  „Times"  vom  7.  Jan.). 

2)  Vgl.  „Politiken"  und  „Dagbladed"  vom  9.  Jan. ;  ferner  Wirtschaftsabkommen 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Schweden  („6c.  Eur."  vom  11.  Jan.  S.  17). 

3)  Die  Vereinigten  Staaten  sollen  einen  Teil  ihrer  400  Mill.  $  betragenden  .Silber- 
reserve durch  Zurückziehung  der  Silberzertifikate  und  deren  Ersatz  dur«h  1  und 
2  I-Noten  freizugeben  beabsichtigen  („Statist"  vom  19.  Jan.  S.  85).  —  Es  verlautet,  daß 
der  amerikanische  Finanzminister  mit  befreundeten  und  einigen  neutralen  Regierungen 
über  die  Einführung  eines  internationalen  Doppelstandard  verhandelt  hat  („Maasbode" 
vom  16.  Jan.  Abdbl.). 
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heran,  da  die  Abnahme  der  gesamten  Kapitalanlage  hinter  der  vor- 
jährigen zurückblieb  *).  , 

Die  Lage  des  im  besonderen  durch  die  rassischen  Vorg&nge  stark 
beunruhigten  englischen  Geldmarktes  war  uneinheitlich.  Nach 
einer  vorübergehenden  großen  Flüssigkeit  zu  Beginn  des  Jahres  wurde 
das  Geldangebot  im  späteren  Verlauf  des  Berichtsmonats  vielfach  recht 
knapp.  Dies  stand  zu  einem  Teile  wohl  auch  im  Zusammenhang  mit 
dem  vorübergehend  besseren  Absatz  von  National  War  Bonds  *)  und 
War  Saving  Certificates ')  und  mit  den  starken  SteuereinzaLlungen. 
Die  von  der  Regierung  in  den  beiden  Vormonaten  eingeleitete  Politik 
niedriger  Zinssätze  (vgl.  S.  782  u.  864)  wurde  planmäßig  fortgesetzt. 
Am  2.  Januar  ermäßigte  die  Bank  von  England  den  Satz  für  kurz- 
fristige (dreitägige)  Einlagen  der  Clearingbanken  von  4  Proz.  auf 
3Yt  Proz.  („Neue  Zürcher  Ztg."  vom  11.  Jan.),  während  für  auslän- 
dische Guthaben  nach  wie  vor  4Y,  Proz.  bewilligt  wurdeu  *).  Die 
Depositenbanken  setzten  ihrerseits  den  Depositenzinssatz  (seit  Juli  1916 
unverändert  4  Proz.)  für  inländische  Guthaben  auf  3'/»  Proz.  herab. 
Die  mit  der  weiteren  Dauer  des  Krieges  immer  deutlicher  werdenden 
Schwächen  der  englischen  Bankgesetzgebung  sowie  das  in  den  letzten 
Monaten  zutage  getretene  Streben  der  englischen  Banken  zum  Zu- 
sammenschluß gab  Anlaß  zu  Reformvorschlägen  ^)  und  amtlichen  Unter- 
suchungen *). 

Der  Privatdiskont  schwankte  zwischen  4  Proz.  und  4Yjg  Proz., 
der  Satz  für  tägliches  Geld  zwischen  2^/^  Proz.,  einem  seit  Juli 
1916  nicht  beobachteten  Tiefstand,  und  S*/4  Proz. 


1)  BemerkeDtweit  ist  die  AnerkenoDDg,  welche  der  Direktor  der  London  Citjr  and 
Midland  Bank,  Holden,  gele^ntlich  der  General reniammlang  seiner  Bank  der  Wirk- 
samkeit der  Reichsbank  zuteil  werden  ließ  („The  Econ."  vom  2.  Febr.  8.   Iti6). 

2)  Die  günstigen  Wochenergebnitse  (24,8,  34,1,  31,8  und  20,1  Mill.  £)  waren 
sum  Teil  darauf  xurückzaführen,  daß  die  Bank  von  England  bei  Zeiehnnng  von  National 
War  Bond3  kurzfristige  äcbaizwechsel  mit  4  Proz.  Diskont  in  Zahlung  nahm  („Tbe 
Times"  vom  9.  Jan.).  —  Seit  7.  Jannar  wnrde  eine  neue  Form  über  nur  5  £  durch 
alle  Banken  in  Verkehr  gegeben  („Daily  Telegraph"  vom  2.  Jan.),  die  in  der  Londoner 
City  allgemein  als  unverzinsliche  Banknoten  bezeichnet  wurden  (Verkauf  zu  pari,  5  Proz. 
Zinsen,  rückzahlbar  1927  mit  5  sh  Aufgeld).  —  Der  Plan  einer  Prämienanleihe  ist  von 
dem  eingesetzten  Ausschuß  abgelehnt  worden  (Tgl.  Chr.   1917  S.  719  Anm.  2.). 

3)  25  000  Geschäfte  wurden  mit  dem  Absatz  beauftragt  („WirtMh.  Nachr.  Dienst" 
vom  7.  Febr.) ;  aufierdem  wurde  erwogen,  die  fällig  werdenden  Stucke  gegen  monat- 
liche Verzinsung  mit  1  d  zu  verlängern  („Statist"  vom  19.  Jan.  S.  85). 

4)  Diese  Vergünstigung  wnrde  anch  den  übrigen  Banken  angestanden  („Statin" 
vonf -19.  Jan.  S.  83). 

5)  Sir  Edward  Holden  forderte  in  der  Generalversammlung  der  London  City  and 
Midland  Bank  (29.  Jan.)  die  Abschaffung  der  bereits  viermal  durchbrochenen  Peels- 
Akte  und  der  Reformierung  der  Bank  von  England  nach  deutschem  und  amerika- 
nischem Muster  („Econ."  vom  2.  Febr.  8.  166).  Nach  „Fin.  Times"  (vom  10.  Jan.) 
läuft  die  starke  Ausgabe  von  Currency  Notes  im  Grunde  auf  eine  Aufierkrafttetzung 
des   Baukgesetzes  hinaus. 

6)  Bonar  Law  kündigte  eine  Enquete  wegen  der  Bankfusionen  an  („Frankft.  Ztg." 
vom  9.  Febr.;  vgl.  dazu  „Pall  Mall  Gazette"  v.  11.  Feb.,  in  der  Sir  Holden  ausführt, 
daß  die  Bankenfusionen  nützlich  seien,  um  für  London  die  verlorene  Vorherrschaft  anf 
dem  Geldmarkt  später  zurückzugewinnen).  —  Da»  Schatzamt  ernannte  ein  Komitee  zur 
Untersuchung  der  Frage  der  Notenumlaufs  und  der  Wechselkurse  nach  dem   Kriege. 
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Bei  der  Bank  von  England  war  die  am  2.  Januar  ausgewiesene 
starke  Zunahme  der  privaten  Guthaben  hauptsächlich  auf  das  übliche 
Bemühen  der  Gesellschaften  zurückzuführen,  zum  Jahresschluß  möglichst 
flüssig  zu  erscheinen  („Econ."  vom  5.  Jan.,  S.  2).  Das  Anschwellen 
der  Regierungssicherheiten  und  die  Abnahme  der  öffentlichen  Gelder 
zur  gleichen  Zeit  stand  mit  den  starken  Anforderungen  der  Regierung 
zum  Jahresschluß  im  Zusammenhang.  —  Nach  der  gewaltigen  Steige- 
rung im  Dezember  blieb  der  Rückgang  des  Umlaufs  an  Currency 
Notes  1)  (um  2,8  Mill.  £  auf  210  Mill.  £)  gegenüber  dem  Rückgang  im 
Januar  1917  (6,5  Mill.  £)  nur  gering. 

Im  Berichtsmonat  traten  keine  Ereignisse  ein,  welche  die  auf  dem 
französischen  Geldmarkte  infolge  der  Gefährdung  der  franzö- 
sischen Spargelder  ^)  durch  die  russische  Umwälzung  herbeigeführte 
gedrückte  Stimmung  zu  heben  vermocht  hätten.  Das  Schatzamt  suchte 
den  offenen  Markt  wieder  stärker  in  Anspruch  zu  nehmen  *),  obwohl 
die  Abneigung  des  Publikums  gegen  Staatsanleihen  sich  nach  wie  vor 
in  dem  Sinken  des  Kurses  der  3-proz.  ewigen  Reute  deutlich  offen- 
barte *). 

Auf  dem  Markte  der  fremden  Devisen  zeigten  die  Notierungen 
der  Sterling-  und  Dollarvaluta  im  freien  Verkehr  zum  ersten  Male  eine 
Uebereinstimmung  mit  den  Kursen,  zu  denen  die  Bank  von  Frankreich 
diese  Devisen  zur  Verfügung  stellte,  während  sie  bisher  dort  zum  Teil 
beträchtlich  höher  gehandelt  worden  waren. 

Der  Status  der  Bank  von  Frankreich*)  verschlechterte  sich 
erheblich.  Besonders  fällt  die  fast  ^4  Milliarden  frcs  betragende  Aus- 
dehnung des  Notenumlaufs  vom  3.  bis  31.  Januar  auf,  die  um  so  be- 
merkenswerter ist,  als  schon  in  der  vom  alten  in  das  neue  Jahr  über- 
leitenden Woche  (27.  Dez.  bis  3.  Jan.)  ein  Bedarf  von  452  Mill.  frcs 
befriedigt  werden  mußte.  Ob  das  am  19.  Januar  in  Kraft  getretene 
Postscheck-  und  Girogesetz  hier  bessernd  wirken  wird,  bleibt  abzu- 
warten. 


1)  Nach  Bonar  Law  soll  die  Ausgabe  von  Currency  Notes  nur  den  Bedürfnissen 
des  Verkehrs  angepaßt  sein,  was  Sir  Shustcr,  der  Leiter  der  Union  of  London  and 
Smith   Bank,  bezweifelte  („Econ."  vom  2.  Febr.,  S.   151J. 

2)  Vgl  die  Schätzung  Therys  des  französischen  Besitzes  an  russischen  Wertpapieren 
im  „ficon.  Europ."  vom  25.  Jan.,  8.  53.  —  Der  Abgeordnete  Grodet  richtete  in  dei 
Kammer  am  31.  Januar  heftige  Angriffe  gegen  die  Regierung  wegen  der  Bezahlung  der 
notleidenden   russischen  Zinsscheine. 

3)  Der  seit  1.  November  1917  eingestellte  Verkauf  von  Nationalverteidigungs- 
obligationen  wurde  vom  21.  Januar  1918  ab  wieder  aufgenommen,  („ßcon.  Fran9."  vom 
26.  Jan.,  S.  112.) 

4)  Die  3proz.  portugiesische  Rente  wurde  an  der  Pariser  Börse  4  Proz.  höher 
notiert  als  die  3-proz.  französische  Rente.  —  „Le  Temps"  (vom  II.  Febr.)  schlägt  zur 
Hebung  des  Kurses  der  Renten  vor,  Erträgnisse  der  Anl.igen  in  allen  Staatsrenten  von 
der  Erklärungsptlicht  bei  der  Einkommenstcucrveranliigung  zu  befreien.  —  Die  bei  der 
herrschenden  Tendenz  auffällige  Kurssteigerung  der  5-proz.  Kriegsanleihe  hing  offenbar 
mit  verstärkten  Interventionsverkäufen  der  Regierung  aus  dem  seit  1.  Januar  auf 
120  Mill.  froa  monatlich   erhöhten  Stützungsfonds  zusammen. 

5)  Wegen  des  interessanten  Jahresberichtes  für  1917  vgl.  „ficon.  Frans."  vom 
23.  Febr.,  S.  227  ff. 
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Der  Generalrat  der  Oesterreichisch- ungarischen  Bank 
beschloß,  um  einer  weiteren  Ausdehnung  des  Notenumlaufs  Einhalt  zu 
tun,  die  Annahme  verzinslicher  Depositen  mittels  der  Ausgabe  von  ver- 
zinslichen Kassenscheinen  („Neue  Freie  Presse",  Wien,  vom  24.  Jan.). 
Das  Uebereinkommen  mit  Deutschland  wegen  Gewahrung  von  Mark- 
darlehen gegen  Schatzwechsel  wurde  um  */,  Jahr  verlängert  *). 

Die  Lage  des  russischen  Geldmarktes,  auf  dem  seit  dem 
Regierungsantritt  der  kapitalfeindlichen  Bolschewiki  *)  völlige  Verwir- 
rung herrschte,  verschlechterte  sich  weiter.  Die  Tätigkeit  der  S  taats - 
bank,  deren  Goldschatz^)  »ich  in  den  Händen  der  Bolschewiki  be- 
finden soll,  und  deren  Wochenausweise  nicht  mehr  veröffentlicht  werden 
dürfen,  beschränkte  sich  anscheinend  auf  die  Ausgabe  immer  größerer 
Summen  von  Papiergeld,  da  der  Kreditverkehr  in  Rußland  zusammen- 
gebrochen ist,  und  die  Einlagen  der  Bankinstitute  fortgesetzt  zurück- 
gefordert werden  *). 

Auf  dem  Geldmarkt  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
hielt  der  Mangel  an  flüssigen  Mitteln  an,  verstärkt  durch  die  am 
15.  Januar  fällig  werdende  letzte  4U-proz.  Einzahlung  auf  die  II.  Kriegs- 
anleihe, durch  den  Verkauf  von  War  Saving  Certificates  und  durch 
den  gesteigerten  Vertrieb  von  Treasury  Certificates  of  indebtedness. 
Die  Banken  wurden  veranlaßt,  sich  jeweils  vor  der  Emission  neuer 
Aktien  mit  dem  Federal  Reserve  Board  in  Verbindung  zu  setzen.  Den 
Dollarkars  versuchte  man  bei  den  anhaltenden  hoben  Ansprüchen  der 
Verbündeten  durch  neue  Abkommen  mit  ausländischen  Regierungen^) 
und  durch  strenge  Vorschriften  im  Devisenhandel  zu  stützen  *).  -^  An 
der  fortgesetzt,  nicht  zum  wenigsten  durch  die  zunehmende  wirtschaft- 
liche   Depression    und    den    Kohlenmangel   stark    beunruhigten    Börse '') 


1)  Die  Sobatxwecbselschuld  Oesterreicb-UDgam»  betrlgt  bis  Ende  1917  S'/i  Mil- 
liarden M.  Nacb  dem  neuen  Uebereinkommen  wird  von  den  100  Mit.  M  monatlicben 
Darlehen  jeweils  der  sieb  bei  der  Nachfrage  nach  Kronennoten  K^S^°  Marknoten  er- 
gebende Betrag  abgezogen  („Oesterr.  Volksw."  vom   19.  Jan.,  S.  272). 

2)  Die  in  der  Chronik  1917,  S.  856,  Anm.  3  erwähnten  Pläne  sollen  im  Bericht«- 
monat  verwirklicht  worden  sein  („Utro  Rossy"  vom  6.  Jan.). 

3)  Vgl.  „The  Cbronicle"  vom  29.  Dezember  1917,  S.  2496,  and  „Der  Neue 
Orient",  Bd.  2,  Heft  9,  8.  428.  —  Ebenso  haben  sich  die  BoUchewiki  des  gleichfalls 
in  Moskau  verwahrten  Goldvorrats  der  rumänischen  Nationalbank  bemächtigt  (Frankf. 
Ztg."  vom  31.  Jan.,  Nr.  31,  .\bendbl.). 

4)  Nach  einem  neuen  Dekret  werden  alle  Depots  über  25  000  Rbl  konfisziert. 
Von  vor  dem  1.  Januar  eingezahlten  Kontokorrenteinlagen  können  wöchentlich  150  Rbl. 
abgehoben  werden;  über  später  erfolgte  Einzahlungen  bleibt  freie  Verfügung  bestehen 
(„Nordd.  AUg.  Ztg."  vom  1.  Febr.,  Nr.  58).  —  Laut  „Nowaja  Shisn"  vom  13.  Januar 
müssen  für  die  Auszahlung  von  Bankeinlagen  „gewi>8e  Prozente"  gezahlt  werden. 

5)  Ueber   die   Abmachungen    mit    der   argentinischen    Regierung    vgl.    „Chronide 
vom  12.  Januar,  S.    129. 

6)  Die  Erlaubnis  zur  Betätigung  als  Wechselmakler  maß  vom  Federal  Reserve 
Board  erteilt  werden  („Wirtsch.  Nachr.- Dienst"  vom  7.  Febr.).  —  Alle  Händler  in 
fremden  Devisen  müssen  periodisch  genaue  Angaben  über  ihre  Umsätze  einreichen 
(Frankf.  Ztg."  vom  4.  Febr.). 

7)  „Chronicle"  predigt  größte  Bescheidenheit  und  Sparsamkeit,  da  die  finanzielle 
Kraft  Amerikas  ihre  Grenzen  habe  und  die  Börse  nicht  unerschöpflich  sei.  Amerika 
versuche  Deutsehland  wirtschaftlich  niederzuringen;  es  ginge  ihm  aber  schon  jetzt  ähn- 
lich (vgl.  „Chronicle"  v.  19.  Jan.). 
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verursachte  ein  Gerücht,  daß  die  britischen  und  französischen  Re- 
gierungen sich  weigern  könnten,  ihren  Verpflichtungen  nachzukommen, 
zeitweilige  erhebliche  Kursrückgänge  i)  der  Ententewerte.  Um  die 
eigenen  Kriegsanleihen  möglichst  auf  pari  zu  halten,  wurde  die  Grün- 
dung eines  sinking  fund  erörtert.  Der  Satz  für  tägliches  Geld 
schwankte  zwischen  3  und  6  Proz.  Im  Monatsdurchschnitt  betrug  er 
4,318  Proz.  gegenüber  5,10  Proz.  im  Dezember  v.  Js. 

2.  Weitere  Vorgänge  und  Gesetzgebung. 

a)  Banken  im  In-  und  Auslande. 

Es  wurden  übernommen:  von  der  Dresdner  Bank,  Berlin,  (vgl. 
Chr.  1917  S.  858):  die  Döbelner  Bank,  Döbeln;  —  von  dem  Barmer 
Bank- Verein  Hinsberg,  Fischer  &  Comp.,  Barmen:  die  Filiale  Haspe 
(Westf.)  der  in  Liqu.  getretenen  Mittelrheinischen  Bank,  Coblenz ;  — 
von  der  Bayerischen  Handelsbank,  München,  (vgl.  Chr.  1917  S.  721): 
die  Baukabteilung  der  Firma  J.  Sinzinger,  Pfarrkirchen;  —  von  der 
Anglo-South  American  Bank  Ltd.,  London,  (vgl.  Chr.  1917  S.  785): 
die  Commercial  Bank  of  Spanish  America  Ltd.,  London ;  —  von  der 
Barclays  Bank,  London,  (vgl.  Chr.  1917  S.  49):  eine  Interessenbetei- 
liguDg  an  der  Colonial  Bank,  London,  (vgl.  Chr.  1917  S.  634);  — von 
der  Commercial  Bank  of  Australia,  Melbourne:  die  National  Bank  of 
Tasmania,  Launceston. 

Zweigstellen  eröffnen :  die  Bank  für  Thüringen  vormals  B.  M. 
Strupp  Actiengesellschaft,  Meiningen,  (vgl.  Chr.  1917  S.  858)  in  Lauscha 
(S.-M.);  —  die  Bayerische  Notenbank,  München,  (vgl.  Chr.  1917  S.  785) 
in  Füssen ;  —  die  London  County  and  Westminster  Bank  Ltd.,  London, 
(vgl.  Chr.  1917  S.  722)  in  Bilbao;  —  die  Sumitomo  Band  Ltd.,  Osaka, 
(vgl.  Chr.  1916  S.  827)  in  Seattle  (U.  S.  A.)  und  NewYork;  —  die  Yoko- 
hama Specie  Bank  Ltd.,  Yokohama,  (vgl.  Chr.  1917  S.  419)  in  Monte- 
video und  Rangoon  (Brit.-Ind.) ;  —  die  International  Banking  Corpo- 
ration, New  York,  (vgl.  Chr.  1916  S.  127)  in  Batavia. 

Gegründet  wurden:  in  Berlin  mit  10  Mill.  M  die  „Erda",  Bank- 
und  Bau-A.-G. ;  —  in  Königsberg  mit  1  Mill.  M  die  Hypotheken- 
schutzbank  für  Ostpreußen  A.-G.  (vgl.  Chr.  1917  S.  722);  —  in  Tendern 
mit  0,6  Mill.  M  die  Tondernbank  Aktienges. ;  —  in  Aarhus  (Däne- 
mark) mit  2  Mill.  Kr  die  Aktieselskab  Jüdlandsbanken ;  —  in  Madrid  mit 
50  Mill.  Pesetas  der  Banco  Urquijo  unter  Uebernahme  des  Bankhauses 
Urquijo  y  Compa.  und  mit  5  Mill.  Pesetas  der  Banco  Hispano  Africano ; 
—  in  Montevideo  mit  40  Mill.  Pesos  der  Banco  Argentino  &  Uruguayo; 
7-  in  Punta  Arenas  (Chile)  mit  3  Mill.  Pesos  der  Banco  Jugoslavo  de 
Chile ;  —  in  Peking  mit  1  Mill.  $  die  Chinese  Merchants'  Trade  Bank. 
Die  Nürnberger  Viehmarkt-Bank  A.-G.,  Nürnberg, 
ändert  ihre  Firma  in  Nordbayerische  Handels-undGewerbe- 
bank  A.-G.,  Nürnberg,  ab. 

1)  Bonar  Law  mußte  znr  Beruhigung  einen  Brief  veröffentlichen,  in  welchem  er 
die  Erklärung  abgab,  daß  die  englische  Regierung  nie  daran  denke,  ihre  Gläubiger 
nicht  voll  und  ganz  zu  befriedigen  („Chronicle",  29.  Dez.). 
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Die  Disconto-Bank  A.-G. ,  Bromberg,  (vgl.  Chr.  1917 
S.  858)  erhöht  ihr  Kapital  um  0,6  auf  1   Mill.  M. 

b)  Kreditwirtschaftliche  Maßnahmen. 

In  Deutschland  oder  den  besetzten  Oebieten  wurden 
veröffentlicht:  1)  Bek.  des  RKzL,  betr.  die  Verlängerung  der  Priori- 
t&tsfristen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  v.  3.  Jan.  (RGBl. 
S.  6);  2)  V.  des  BR.  über  Outhaben  türkischer  Staatsangehöriger  in 
Deutschland,  v.  10.  Jan.  (RGBl.  S.  13);  3)  Bek.  des  RKzl.  über  wirt- 
schaftliche Vergeltungsmaßnahmen  gegen  Brasilien,  v.  10.  Jan.  (RGBl. 
S.  38);  4)  dgl.  über  die  Gegenseitigkeit  im  Verhältnis  zu  Oesterreich- 
Ungam  hinsichtlich  der  Bewilligung  von  Zahlungsfristen  an  Kriegs- 
teilnehmer, V.  16.  Jan.  (RGBl.  S.  33;  vgl.  Chr.  1917  S.  786);  6)  V.  des 
BR.,  betr.  Veräußerung  von  Aktien  oder  sonstigen  Geschäftsanteilen 
deutscher  See-  und  Binnenschiffahrtsgesellschaften  ins  Ausland,  v.  20.  Jan. 
(RGBl.  S.  42);  6)  dgl.  über  Anmeldestellen  für  feindliches  Vermögen 
und  für  Auslandsforderungen,  v.  24.  Jan.  (RGBl.  8.  62);  7)  dgl.  über 
die  Anmeldung  des  im  Inland  befindlichen  Vermögens  von  Angehörigen 
feindlicher  Staaten  und  über  die  Anmeldung  von  Aaslandsforderungen, 
V.  30.  Jan.  (RGBl.  S.  67;  vgl.  Chr.  1917  S.  661);  8;  Vf.  des  pieuß. 
Finanzmin.,  betr.  Begleichung  von  Kriegssteuer  mit  Krieg.sanleihe- 
stöcken,  v.  18.  Dez.  1917  (FMBl.  1918  S.  12;  vgl.  Chr.  1917  S.  786); 
9)  dgl.,  betr.  die  Begleichung  der  Kriegssteuer  durch  Reichsanleibe- 
stücke,  v.  8.  Jan.  (FMBl.  8.  24);  10)  V.  des  GG.  in  Belgien,  betr. 
Zahlungsverbot  und  Vermögenssperre  gegen  Brasilien,  v.  31.  Jan. 
(FlandGVBl.  S.  115);  11)  Satzung  für  den  Verband  der  deutschen 
Genossenschaften  in  Polen  mit  dem  Sitz  in  Lodz,  v.  16.  Dez.  1917 
(PoInGVBl.  S.  651);  12)  V.  des  MC?,  in  Rumänien,  betr.  die  Volka- 
banken    und    Pachtgenossenschaften,    v.    5.   Jan.    (RumMVBl.   8.    500); 

13)  dgl.  über  die  Beitragsleisturg    der  Gemeinden  zur  Verzinsung  der 
Distriktsanleihen  bei  der  Nationalbank,  v.  14.  Jan.  (RumMVBl.  S.  501); 

14)  Ausführungsbest.  zur  V.,  betr.  die  Ausübung  des  Gläubigerschutzes, 
V.  31.  Jan.  (RumVBl.  S.  367;  vgl.  Chr.  1917  S.  636). 

In  den  Niederlanden  wurde  ein  Gesetz,  betr.  die  Erhebung 
einer  Dividenden-  und  Tanti^mesteuer,  v.  11.  Jan.  veröffentlicht  („Staats- 
courant"  Nr.  22;  vgl.  Chr.  1917  S.  421). 

In  Oesterreich  wurden  erlassen:  1)  unterm  20.  Jan.  eine  Reihe 
von  Gesetzen  über  die  Verwendbarkeit  verschiedener  Schuldverschrei- 
bungen zur  fruchtbringenden  Anlegung  von  Stiftungs-,  Pupiliar-  und 
ähnlichen  Kapitalien  (OestROBl.  S.  125  ff.);  2)  Kundm.  des  Gesamtmin. 
über  den  Beschluß  des  Reichsrats  über  die  Kaiserlichen  Verordnungen, 
betr.  die  Gewährung  von  Gebührenbefreiungen  für  Zwecke  der  Zeich- 
nung österreichiücher  Kriegsanleihen,  v.  21.  Jan.  (OestRüBl.  S.  128; 
vgl  Chr.  1917  S.  360  u.  724);  3)  Gesetz  v.  30.  Jan.,  betr.  die  ge- 
bührenrechtliche Behandlung  von  Wechseln  im  Falle  der  Hinaus- 
schiebuug  der  Wechselzahlung  infolge  gesetzlicher  Stundung  oder  höherer 
Gewalt   (OestRGBI.    S.    155);    4)    für    die    unter    österr.-ungar.    M.-V. 
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stehenden  Gebiete  Serbiens  V.  der  k.  u.  k.  M.-V.   über   die    Stundung, 
V.  3.  Jan.  (SerbVBl.  X.  Stück). 

In  Rußland  werden  Ein-  und  Ausfuhr  vom  1./14.  Jan.  ab  von 
der  Genehmigung  der  Außenhandelsabteilung  des  Kommissariats  für 
Handel  und  Industrie  abhängig  gemacht  („Neue  Zürcher  Ztg."  v.  26.  Jan. ; 
vgl.  Chr.   1917  S.  497  Anm.  2). 

In  der  Schweiz  wird  ein  Bundesgesetz  über  die  Stempelabgaben 
(u.  a.  auf  Wechsel  und  Schecks)  v.  4.  Okt.  1917  („Schweizerische  Ge- 
sammlung"  v.  16.  Jan.  1918  S.  69  ff.)  veröffentlicht.  („Nachr.  f.  Handel, 
Ind.  u.  Landw."  v.  13.  Febr.). 

In  C  a  n  a  d  a  unterliegen  nach  einem  Regierungsbeschluß  neue  Aus- 
gaben von  Anteilen  oder  Schuldverschreibungen  der  Genehmigung  des 
Finanzministeriums  („Nieuwe  Rotterd.  Cour."  v.  30.  Jan.). 

Ueber  die  Errichtung  landwirtschaftlicher  Kreditgesellschaften  anf 
den  Philippinen  vgl.  „Der  Neue  Orient"  Bd.  2  Heft  9  S.  434. 

c)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr. 

In  Deutschland  wurden  veröffentlicht:  1)  Vf.  des  preuß. 
Handelsmin.,  betr.  Postscheckverkehr,  v.  28.  Jan.  (HMBl.  8.  78) ;  2)  Vf. 
der  Kgl.  Eisenbahndirektion  in  Berlin,  betr.  Einlösung  der  Bank- 
schecks, v.  12.  Jan.  (Amtsbl.  der  Kgl.  Eisenbahndirektion  in  Berlin 
S.  15). 

In  Paris  richteten  die  der  Chambre  de  compensation  des  banquiers 
de  Paris  angehörenden  Kreditinstitute  vom  15.  Jan.  ab  eine  Scheck- 
austauschstelle für  Provinzschecks  ein  („L':6con.  Fran9."  v.  29.  Dez. 
S.  838). 

In  den  Niederlanden  wurde  am  16.  Jan.  der  Postscheck- und 
Giroverkehr    eröffnet   («Staatsblatt"    Nr.    733;    vgl.  Chr.  1917  S.  724). 

d)  Börsenwesen. 

In  Deutschland  haben  Anfang  Januar  den  offiziellen  Verkehr 
weiterhin  (vgl.  Chr.  1917  S.  862)  aufgenommen  die  Börsen  in  Augs- 
burg, Cöln  und  München.  —  An  der  Berliner  Börse  werden  vom  2.  Jan. 
ab  die  Notierungen  sowohl  der  Einheits-  wie  der  variablen  Kurse  im 
amtlichen  Kursblatt  nicht  mehr  nach  zehntel,  sondern  nach  achtel 
Prozent  vorgenommen  („Voss.  Ztg."  v.  18.  Dez.).  —  Ferner  werden  die 
Plus-  und  Minuszeichen  für  drohende  Kursschwankungen  an  den  Makler- 
schranken in  der  Börse  wieder  eingeführt.  Bei  allzugroßen  Schwan- 
kungen veranlaßt  der  Börsenvorstand  Teilausführungen. 

In  Sofia  wurde  am  21.  Jan.  eine  Fondsbörse  für  Kassageschafte 
mit  halbmonatlicher  Liquidation  eröffnet  (vgl.  Chr.  1917  S.  636). 

In  Italien  erfolgt  vom  1.  Jan.  ab  die  Festsetzung  der  Wechsel- 
kurse nur  noch  Dienstags  und  Freitags  („Ag.  Econ.  &  Fin."  v.  3.  Jan.; 
vgl.  Chr.  1917  S.  788). 

An  der  Amsterdamer  Börse  sind  v.  16.  Jan.  ab  die  Pro- 
visionssätze bedeutend  erhöht,  und  zwar  bei  Notierungen  unter  25  Proz. 

Jahrb.  f.  Mationalök.  u.  Stat.,  Tolkswirtsch.  Chronik.  1918.  IV 
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auf   2   Prom.,    über  25  Proz.   auf  3  Prom.  („Frankf.  Ztg."    v.   12.  Jan. 
L  Morgenbl.). 

In  Oesterreich-Ungarn  ist  vom  1.  Jan.  ab  die  Veröffent- 
lichung der  amtlichen  Devisenkurse  wieder  gestattet.  —  An  der  Wiener 
Börse  wurden  bereits  Anfang  Dez.  1917  gewisse  Erleichterungen  zuge- 
lassen, die  Tätigkeit  der  Kursfestatellungskommission  suspendiert  und 
die  Einberufung  einer  Enquete  zur  Besprechung  der  Börsenreform  be- 
schlossen („Volksw.  Chronik  der  Oesterr.-ungar.  Mon."  Heft  12  S.  415). 
—  Der  Budapester  Börserat  setzte  den  Beschluß,  keine  neuen  Aktien 
zur  Kotierung  zuzulassen  (vgl.  Chr.  1917  S.  421),  vom  1.  Jan.  ab 
außer  Kraft  („Oest.  Volksw."  v.  12.  Jan.  S.  262).  —  Die  Waren- 
und  Effektenbörse  in  Lemberg  hat  nach  dreijähriger  Unterbrechung 
ihre  Tätigkeit  wieder  aufgenommen  („Volksw.  Chronik  der  Oesterr.- 
ungar.  Mon."  Heft  12  S.  408). 

In  Buenos  Aires  müssen  die  Aktiengesellschaften  für  ihre  an 
der  Börse  zugelassenen  Aktien,  Obligationen  und  Bonds  vom  1.  Jan. 
ab  eine  prozentuale  Abgabe  in  Höhe  von  100  bis  2000  Pesos  entrichten 
(„El  Economista"  v.  22.  Dez.   1917). 

e)  Währungs-  und  Notenbankwesen. 

In  Deutschland  hat  1)  die  Reicbsbank  durch  die  Goldankanfs- 
stellen  und  -hilfsstellen  den  Ankauf  auch  von  Silbersachen  aufnehmen 
lassen  („Nordd.  Allg.  Ztg."  v.  27.  Jan.  Nr.  49);  2)  das  Kriegmin. 
durch  Erlaß,  betr.  Geld  Währung  in  den  Operationsgebieten,  v.  16.  Jan, 
(AVBl.  S.  29)  den  Umrechnungskurs  für  1  österr.  Krone  auf.  »/,  M, 
für  1  bulgar.  Lewa  auf  0,805  M  festgesetzt;  3)  die  Kgl.  Eisenbahn- 
direktion in  Berlin  eine  Vf.  über  Annahmepreise  für  umlaufsfähige  aus- 
ländische Goldmünzen,  v.  25.  Jan.  (AmtsbL  der  Kgl.  Eisenbahndir. 
in  Berlin  S.  36)  veröffentlicht. 

Die  für  das  Gebiet  des  Oberbefehlshabers  Ost  unter  der 
Firma  „Ostbank  für  Handel  und  Gewerbe  Darlehnskasse  Ost"  (vgl. 
Chr.  1917  S.  359)  bestehende  Darlehnskasse  geht  als  „Darlehnskasse 
Ost"  in  Kowno  auf  Organe  des  ObOst  über.  Vgl.  hierzu  V.  des  Ob. 
Ost,  betr.  die  Darlehnskasse  Ost,  v.  16.  Jan.  (ObostBVBl.  8.  721) 
und  Auszug  ans  der  Geschäftsanweisung  für  die  Darlehnskasse  Ost,  v. 
23.  Jan.  (ObostBVBl.  S.  724).  —  Ferner  veröffentlichte  der  ObOst 
eine  V.  v.  7.  Jan.,  betr.  die  Ergänzung  der  V.  über  die  gewerbliche 
Verarbeitung  von  Münzen  des  Deutschen  Reichs  v.  4.  Juni  1917 
(ObostBVBl.  S.  721). 

Für  das  besetzte  Gebiet  Rumäniens  wurden  veröffentlicht: 
1)  Anordn.  des  Oberquartiermeisterstabes,  betr.  Silberlei,  v.  7.  Jan. 
(RumMVBl.  S.  495);  2)  dgl.  über  Ankauf  fremdländischer  Goldmünzen, 
V.  30.  Jan.  (RumMVBl.  S.  635);  3)  V.  des  Oberbef.,  betr.  die  Kassen- 
scheine des  rumänischen  Finanzministeriums  in  Jassy,  v.  20.  Jan.  (Rum. 
Ver.-Bl.  des  Oberkomm.  Nr.  2  v.  30.  Jan.). 

Die  Bulgarische  Nationalbank,  Sofia,  eröffnet  in  dem  be- 
setzten Gebiet  Serbiens  eine  weitere  Agentur  (vgl.  Chr.  1917  S.  500), 
nnd  zwar  in  Prokuple. 
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Ueber  Mtinzausprägungen  in  Frankreich  in  den  Jahren 
1915  und  1916  vgl.  „Bulletin  de  Statistique"  Nov.  1917  S.  753  ff.  und 
„Information"  v.  26.  Jan.  1918.  —  Die  französische  Eegierung  setzte 
für  Kamerun  den  Reichsmarkkurs  auf  75  cts  oder  7  d  fest 
(„Annales  Col."  v.  26.  Jan.).  —  Das  Privileg  der  Notenbank  von 
Algerien  und  Indochina  wird  erneuert  mit  der  Verpflichtung,  daß 
die  Banken  sich  mit  je  10  Mill.  frs  an  den  in  beiden  Kolonien  zu  be- 
gründenden Industriebanken  beteiligen  („Frankf.  Ztg."  v.  29.  Jan. 
Abendbl.). 

In  Italien  wurde  die  Regierung  zur  Ausgabe  von  16  Mill.  Lire 
neuer  Scheidemünzen  zu  20  cts  aus  einer  Mischung  von  Nickel  und 
Kupfer  ermächtigt  („L'iCcon.  Eur."  v.  25.  Jan.  S.  59). 

Die  Niederländische  Bank  gibt  Gold  für  die  Industrie  künftig 
nur  an  Banken  und  Kommissionäre  gegen  die  Verpflichtung  ab,  daß  das 
Gold  von  den  Abnehmern  der  Banken  im  eigenen  Betriebe  bearbeitet 
und   nicht    ausgeführt  wird  („Frankf.  Ztg."  v.  19.  Jan.  II.  Morgenbl.). 

Die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  errichtet  im  ita- 
lienischen Okkupationsgebiet  zur  Regelung  des  Geldverkehrs 
die  Cassa  dei  Prestiti,  die  durch  Kronennoten  gedeckte  Lirenoten  (im 
festen  Wertverhältnis  zur  Krone  von  95)  ausgeben  wird  („Pester  Lloyd" 
V.  18.  Jan.).  —  Für  das  russische  Okkupationsgebiet  wird 
der  Rubelkurs  auf  2,20  K  erhöht.  („Oest.  Volksw."  v.  2.  Febr.;  vgl. 
Chr.  1917  S.  789). 

In  Rußland  hat  die  Abteilung  für  Geldüberweisungen  ins  Aus- 
land ihre  Tätigkeit,  aber  nur  für  Ueberweisungen  bis  zu  200  Rbl  an 
bedürftige  russische  Bürger  und  deren  Familien  wieder  aufgenommen 
(„Iswestija"  v.  25.  Jan./7.  Febr.). 

Der  Beschluß  der  Bank  von  Spanien,  ihr  Kapital  um  30  auf 
180  Mill.  Pes.  zu  erhöhen,  wurde  vom  Staatsrat  aufgehoben. 

Ueber  den  Zusammenbruch  der  Goldspekulation  in  der  Türkei 
vgl.  „Wirtschaftsztg.  der  Zentralmächte"  v.  1.  Febr.  S.  89.  —  Der 
Devisenverkehr  mit  Deutschland  wurde  vom  1.  Jan.  ab  wieder  freige- 
geben („Voss.  Ztg."  V.  30.  Dez.  1917;  vgl.  Chr.  1917  S.  789). 

Ueber  die  von  verschiedenen  Clearing-Houses  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  zur  Behebung  des  Kleingeldmangels  (vgl. 
Chr.  1917  S.  784)  ausgegebenen  Schecks  über  1  et  siehe  „Nordd. 
Allg.  Ztg.«  V.  6.  Febr. 

In  Brasilien  wurde  der  Zahlungsverkehr  mit  dem  Auslande 
(unter  Hinweis  auf  den  Kriegszustand  zwischen  Brasilien  und  Deutsch- 
land) der  Kontrolle  einer  Devisenzentrale  unterstellt  („Wileman's 
Brazilian  Reviews"  v.  25.  Dez.  1917). 

In  Uruguay  (vgl.  Chr.  1917  S.  54)  wurde  der  Banco  de  la 
Republica  zur  Erhöhung  des  Papiergeldumlaufs  auf  45  Mill.  $  ermächtigt 
(„Information"  v.   10.  Jan.). 

Ueber  den  Einfluß  des  Silberknrses  auf  den  Handel  Süd  Chinas 
1916/17  vgl.  „Wirtschaftsdienst"  v.  16.  Febr.  S.  176  ff. 

IV* 


52  3.  Statistik. 

Debersicht  üb  er  den  Btand  der  deutschen  und  einigerausl  an  diBchenNotenbanke 
sowie  des  Bankzinsfußes  an  den  wichtigeren   Börsenplätzen  im  Januar  191fi 

BetrSge  in  Millionen  Mark. 


Aktlra. 

Barrorrat:   a)  im  Inlande 
Gold  .     .     .     . 
SUbM     .     .     . 
Samme 


Metall 


Sonstige  Qeldjorten 
b)  im  Aaslande 
Gold     .     .     . 


Oeaamtsomm«  d.  Barrorrats 


OcntMhes  Reich 


Reichs- 
bank 


Privat- 
noten- 
banken 


Summe 


Ausweis  vom 

16.  I    81.    i  15.  [31.1    Ib.  I   31. 

Jannar 


2407 
"3 


2407 
"4 


2520    2521 
1274I  I  266 


3794I  3  787 


"3 


lOJ 


2587 
1320 


2588 
I  302 


3907    3890 


Bank  von 
Frankreich 

(Dich  ..L'fcco- 

KraDcalt**t 


Aosweis  T. 
17.  I    31. 
*^  Jaonar 


26911 
1991 


2694 
201 


2  890I  2  89J 


I  650    I  650      — 


4540I  4  545 


Bank  von 
England 

(nach  „Tht 
Statitt") 


Anaweis  v. 

16.    !  30. 

Jan aar 


Oesterreidii 
nngarjaob 
Bank 


Ausweis  1 


31.  Dez. 
1916 


31. 
It 


1197 


1201      1197 


246 
50 


296 
•)  101 


402 


Anlagen: 
Wechsel ') 
Lombard 
Effekten 


Sonstige  Anlagen 


12814  13  lOJ 

7'  9 

93  j        99 

20551  '9«7 


"3 

80 

•9 

78 


124 
78 
'9 

86 


12937 

87 

112 

*«33 


«3»*9 

87 
ti8 

2003 


*37» 

989 

«79 

•) 

«3  7«3 


Summe  der  Anlagen 


14969 


«5  »30 


300 


307 


15269 


«5  437 


'7  »53 


2583 

983 

»79 

') 

13908 


Bank.  Dep. 
Gov.  See : 
1158  I   1142 

OtherSec: 
1886 1  1878 


2428 

2914 

47 

») 

5052 


2 , 
21 

» 

j 

12  I 


«7653 


•)    I    •; 

34»»  I  3397 


10  441 


181 


Samme  der  Aktiva 


I87b}|i89i7|  4131410 


1917b 


'9  3^7 


ZI  793  22  198 


4622  I  4Sq4 


10  84}   18 


Passlra. 

Orandkapital 

Reservefonds 

Notenumlauf 

Verbindlichkeiten : 
Tlelich  i  P"  vatgutbaben      . 

flUlig  {  OeffgPÜ-  Outhaben 
y  Summe 

Sonstige  Verbindlichkeiten 


180       180 

90         90 

11044  II  139 


6599 


6599 
850 


6677 


6677 
83. 


56 

»5 

160 


»4» 


142 
40 


56 

«5 

«59 

140 


136 

105 

II 204 

6741 


236 

105 

II  298 

6817 


«55 
28 
18680 

2355 
39 


140 
40 


6741 
890 


6817 
871 


*394 
53b 


»55 

28 

19063 

2  422 
«9 


298 

61 

9»S 

2484 
846 


2441 
5»« 


3330 
8 


298 

bl 

938 

2507 
780 


178 

35 

9*55 

36. 


«5< 


i( 


3^8/ 


361 
I  014 


i( 
I  ( 


Summe  der  Passiva 


1876318917   413   410   19176  19  327|ll  793|22  198I  4622  I    4i;qi|  10843    18  j 


Deckung : 

der  Noten    durch   den  ge- 
samten Barvorrat   .     .     . 
durch     den     inländischen 

Metall  Vorrat 

der  Noten  u.  sonstigen  tig- 
lich  fälligen  Verbindlich- 
keiten durch  den  gesamten 

Barvorrat 

Bankzinafaß 

während     des    Monats 
Jannar 


in 

Prosen ten 

34,4 

34,0 

7o,a 

i 
65.«j  34,9 

34.* 

24.» 

»3,» 

129.S 

127,7 

4.» 

22,8 

22.« 

4».' 

4»,i|  «3,1 

i 

1 

22,» 

»5,* 

»5,« 

129,« 

127,7 

3.« 

') 

21,5 

2I,S 

37,2 

34,&    »»,» 

21,6 

21,5 

21,1 

28.2 

*8.4 

4,« 

in  Berlin 
5,— 


in  Wien 
5,— 


in  Paris 
5,— 


in  London 

5,— 


In 

St.  PelanboTf 

6,— 


la 

la 

Amat/rdam 

.law  Tu 

4'/. 

4  — 

Wegen  Umrechnung  der  fremden  Valuten  usw.  vgL  Chronik  1913,  S.  1038  unten. 


1)  Für  die  Reichsbank  die  gesamte  bankmäßige  Deckung,  d.  h.  Wechsel,  Schecks  und  diskontiei 
Schatzanweisungeo.  2)  Einschließlich  der  Vorschüsse  an  den  Staat.  3)  Einschließlich  der  377  Mill.  M  I 
tragenden  Anlagen  des  Issne-Department.  4)  Totalreserve  am  16.  Januar:  652  Mill.  M,  am  30.  Janui 
637  Mill.  M.  Verhältnis  der  Reserve  zu  den  Depositen  19,6  und  19,4  Proz.  5)  Für  die  Oesterreicbis< 
ungarische  Bank  die  Jahresschlußbilanzen  1916  und  1917.  6)  Im  Besitz  der  Oesterreichisch-ungarisch 
Bank  befindliche  Kriegsdarlehnskassenscheine,  die  bei  Berechnung  der  Deckungsziffem  vom  Notenomli 
und  Barvorrat  vorwec  abzuzif^hpn  sind. 
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VII.  Arbeiterverhältnlsse. 

Inhalt:  Der  Arbeitsmarkt  im  Januar  1918.  Die  Axbeitslosenstatistik  der 
Ajbeiterverbände.  Die  Arbeitsnaohweisstatistik.  Die  Berichte  der  Arbeitsnach- 
•weise.  Die  Lage  des  Arbeits  markte»  in  Berlin  und  in  der  Provinz  Brandenburg. 
Rundschreiben  des  Keichskanzlers  betreffend  Schutz  der  Arbeiterinnen. 

Im  Monat  Januar  1918  trat  keine  wesentliche  Veränderung  des 
günstigen  Geschäftsganges  und  der  Lage  des  Arbeitsmarktes  ein.  Die 
niedrige  Arbeitslosenziffer  vom  Vormonat  hielt  auch  im  Januar 
an :  0,9  v.  H.  Nach  den  Feststellungen  von  34  Arbeiterverbänden,  die 
für  1 096  619  Mitglieder  berichteten,  waren  Ende  Januar  9882  Mit- 
glieder oder  0,9  v.  H.  arbeitslos. 

Stellt  man  für  die  sechs  größten  Arbeiterverbände  die  Arbeits- 
losenziffern seit  Ende  Oktober  1917  zusammen,  so  ergibt  sich  folgendes 
Bild: 


Arbeitslosigkeit 

T.  H.  der  vom 

Mitgliederzafal 
Ende  Januar 

Berieht  erfaßten  Mitglieder 

A  rbeiterverbände 

Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

1918 

Jan. 

Dez. 

Nov. 

Okt. 

1918 

1917 

Metallarbeiter 

400601 

0,3 

0,2 

0,« 

0,2 

Fabrikarbeiter 

112813 

0,3 

0,4 

0,1 

0,1 

Holzarbeiter 

90493 

1,0 

0,9 

0,6 

0,5 

Bauarbeiter 

81643 

1,8 

I.« 

0,3 

0,» 

Textilarbeiter 

75726 

4,» 

5.8 

4,6 

4.« 

Transportarbeiter 

65  180 

0,3 

0.« 

0,6 

0,2 

Nach  dieser  Uebersicht  hat  beim  Metallarbeiterverband,  Holz- 
arbeiterverband und  beim  Transportarbeiterverband  die  Arbeitslosig- 
keit allerdings  nur  unbedeutend  zugenommen,  beim  Bauarbeiterverband 
ist  sie  auf  der  alten  Höhe  geblieben,  bei  den  übrigen  Verbänden  hat 
sie  abgenommen. 

Stellt  man  sämtliche  an  das  Reichs- Arbeitsblatt  berichtenden  Ver- 
bände derart  untereinander,  daß  sich  in  den  Januarziffern  1918  eine 
Abstufung  vom  höchsten  zum  niedrigsten  Satz  ergibt,  und  stellt  man 
die  Arbeitslosenziffern  der  drei  Vormonate  den  Ziffern  der  ersten  Reihe 
gegenüber,  so  entsteht  die  Uebersicht  auf  S.  54. 

Die  Uebersicht  ergibt,  daß  der  Durchschnittssatz  in  Höhe  von 
0,9  V.  H.  im  Januar  von  14  Ziffern  überschritten  wird,  während  20 
hinter  ihm  zurückbleiben.  An  der  Spitze  steht  diesmal  der  Porzellan- 
arbeiterverband,  der  damit  den  Verband  der  Hut-  und  Filzwaren- 
arbeiter, welcher  nunmehr  an  zweiter  Stelle  steht,  abgelöst  hat. 

Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise  läßt  im  Januar  für  das 
männliche  Geschlecht  ein  Steigen,  für  das  weibliche  Geschlecht  ein  ge- 
ringfügiges Sinken  des  Andranges  der  Arbeitsuchenden  erkennen."  Im 
Januar  kamen  auf  100  offene  Stellen  bei  den  männlichen  Personen 
62  Arbeitsuchende  gegen  54  im  Dezember  1917;  beim  weiblichen  Ge- 
schlecht sank  die  Andrangziffer  von   100  auf  99. 
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Arbeitslose 

(am  Orte  und  auf  der 

Reise  be- 

findlich)  auf  100  vom 

Bericht  e 

rfaOte  Mit- 

glieder  am  Ende  der  letzten  Woche  des 

Arbeiterrerbinde 

Monats 

Januar 

December  November 

Oktober 

1918 

1S17 

Porxellanarbeiter  (0.) 

8.7 

S.« 

»,» 

. 

Hnt-  nod  Filzwarenarbeiter  (0.) 

.  b,0 

6.» 

IO,T 

ai.« 

TeitiUrbeiter  (0.) 

4,» 

5,6 

4.« 

4.« 

Lederarbeiter  (Q.) 

3.« 

3,« 

I,« 

1.« 

Kürschner  (Q.) 

»,« 

o,i 

0,1 

Bauarbeiter  (G.) 

«,8 

1,8 

0.» 

o,t 

Buchbinder  (0.) 

',« 

1,6 

«.« 

i,s 

Maler,  Lackierer  (O.) 

«,» 

■•« 

0,7 

o,s 

Sdiuhmacber  (G.) 

'.» 

«,t 

O.T 

0,B 

Bäcker  und  Konditoren  (G.) 

«.t 

«.» 

t|t 

«.• 

Tapezierer  (G.) 

>.i 

o.» 

0,8 

o,i 

Holzarbeiter  (G.) 

1,0 

0,9 

O,« 

Ofi 

Holzarbeiter  (S.-D.) 

1,0 

0,« 

0,6 

0,7 

Friseurgehilfen  (G.) 

1,0 

1,0 

1,0 

Lithographen  (G.) 

0,8 

0,8 

o,» 

0,8 

Glaser  (G.) 

0,8 

O,» 

0,8 

",l 

Metallarbeiter  (Ch.) 

0,(1 

o,« 

o,i 

o,i 

Bildhauer  (G.) 

o,^ 

1,6 

0,7 

«,1 

Sattler  und  Portefeniller  (0.) 

o,» 

o,« 

o,i 

o.i 

Maschinisten  und  Heizer  (G.) 

0,5 

0.» 

o,s 

o,s 

Buch-  a.  Steindruckerei-Hilbarbeiter  (G.) 

0,4 

I.» 

0,4 

o,t 

Maschinenban-  und  MeUUarbeiter  (H.-D.) 

0,8 

0,4 

o,» 

.    Ol' 

Fabrikarbeiter  (G.) 

o,» 

0,4 

o,i 

0,1 

Transportarbeiter  (G.) 

O,» 

0,« 

o.« 

0.» 

Metallarbeiter  (G.) 

o.» 

o,« 

o,t 

°,* 

Holzarbeiter  (Ch.) 

o,t 

0,6 

0,1 

o,i 

Fabrik-  und  Transportarbeiter  (Ch.) 

o,» 

0,4 

0.« 

0,8 

Gemeinde-  und  Staatsarbeiter  (G.) 

o,t 

o.s 

o,i 

o,i 

Brauerei-  und  Mühlenarbeiter  (G.) 

0,« 

o,t 

0.« 

0,« 

Gutenberg-Bund  (Ch.) 

o.« 

0,» 

o,» 

Glasarbeiter  (G.) 

o,i 

«.I 

0,4 

0,6 

Buchdrucker  (G.) 

0,1 

0,» 

0,0 

0,1 

Kupferschmiede  (G.) 

o,i 

o,i 

o,t 

o,i 

Keramik-  und  Steinarbeiter  (Ch.) 

0,0 

0,0 

o.o 

• 

G.  =  freie  Gewerkschaft,  Ch.  =  christlicher  Gewerkverein,  H.-D.  «=  Hiiscfa-Dancker- 
scher  Gewerkverein. 

Was  die  Berichte  der  Arbeitsnachweisverbände  im  einzelnen 
betrifft,  so  war  für  Schlesien  im  ganzen  keine  erhebliche  Verände- 
mng  zu  erkennen.  Verschiedentlich  ist  aber  eine  Zunahme  der  Ver- 
mittlungstatigkeit  dem  Dezember  gegenüber  hervorgetreten.  So  hat  in 
Schleswig-Holstein  die  Zahl  der  Stellenbesetzungeo  dem  Vor- 
monat gegenüber  zugenommen.  Im  Königreich  Sachsen  hat  der 
Arbeitsmarkt  im  neuen  Jahre  eine  stärkere  Belebung  erfahren,  die  sich 
in  größerem  Maße  auf  die  männlichen  als  auf  die  weiblichen  Arbeits- 
kräfte erstreckt.  In  Westfalen,  Rheinland  wie  in  Bayern  ist 
dem  Rückgang  der  Vermittlungstätigkeit  im  Dezember  eine  mehr  oder 
weniger    beträchtliche    Zunahme    im  Januar   gefolgt.     Auch  in  Würt- 
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temberg  ist  eine  erhebliche  Zunahme  sowohl  des  Angebots  Arbeit- 
suchender als  auch  der  offenen  Stellen  wie  der  Zahl  der  Vermittlungen 
zu  verzeichnen.  Ebenso  ist  in  Hessen  und  Hessen-Nassau  eine 
starke  Aufwärtsbewegung  des  Angebots  von  Arbeitskräften  festzustellen, 
die  von  einer  sehr  lebhaften  Steigerung  der  gesamten  Nachfrage  in  den 
gewerblichen  Berufen  begleitet  war.  In  Hamburg  dagegen  stand  einer 
Zunahme  der  Arbeitsuchenden  und  der  offenen  Stellen  eine  Abnahme 
der  Stellenbesetzungen  für  männliche  Personen  gegenüber,  während  auf 
dem  weiblichen  Arbeitsmarkt  nicht  nur  die  Zahl  der  Arbeitsuchenden 
und  der  offenen  Stellen,  sondern  auch  der  Stellenbesetzungen  gestiegen 
ist.  In  der  Provinz  Sachsen  und  im  Herzogtum  Anhalt  machte 
sich  eine  Einschränkung  der  Arbeiterinnenbeschäftigung  bemerkbar. 

Wie  allmonatlich  soll  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  in  Berlin 
und  in  der  Provinz  Brandenburg  nach  dem  Bericht  des  Ver- 
bandes Märkischer  Arbeitsnachweise,  der  im  Februarheft  des  Reichs- 
Arbeitsblattes  (S.  124  und  126)  abgedruckt  ist,  dargelegt  werden. 
Danach  war  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  gekennzeichnet  durch  ein 
weiteres  Steigen  der  Zahl  der  Arbeitsuchenden  und  durch  ein  Sinken 
der  Aufträge,  was  auf  die  durch  Rohstoff-  und  Kohlenmangel  veran- 
laßten  dauernden  Einschränkungen  fast  aller  Betriebe,  vor  allem  in  der 
Rüstungsindustrie,  zurückzuführen  ist.  Von  der  Entspannung  des  Ar- 
beitsmarktes war  im  Gegensatz  zu  den  Vormonaten  nicht  nur  der  weib- 
liche, sondern  auch  der  männliche  Arbeitsmarkt  in  verhältnismäßig  er- 
höhtem Maße  betroffen. 

In  der  Landwirtschaft  hielt  sich  die  Tätigkeit  der  Arbeitsnachweise  in 
beschränkten  Grenzen,  da  die  Nachfrage  wegen  der  ausreichend  zur  Verfügung 
stehenden  Kriegsgefangenen  nicht  sehr  rege  war  und  sich  wenig  landwirtschaft- 
liche Arbeitskräfte  auf  dem  freien  Arbeitsmarkte  meldeten. 

Die  Metallindustrie  brachte  gegen  den  Vormonat  wegen  Kohlen-  und 
Bohstoffmangels  noch  weitere  Einschränkungen.  Es  lagen  daher  bedeutend  ge- 
ringere Neuaufträge  vor,  vielfach  kam  es  sogar  zu  Entlassungen  von  ungelernten 
und  weiblichen  Arbeitskräften.  Bei  den  Neueinstellungen  handelte  es  sich  in  der 
Hauptsache  nur  um  durch  den  üblichen  Wechsel  bedingte  Arbeitskräfte.  Die 
Nachfrage  nach  Facharbeitern  hielt  an ;  gegen  Ende  des  Monats  aber  machte  sich 
auch  hier  ein  leichtes  Sinken  der  Aufträge  bemerkbar. 

Die  chemische  Industrie  zeigte  gegen  den  Vormonat  keine  wesent- 
liche Veränderung.  Der  Nachfrage  nach  männlichen  Arbeitskräften  konnte  an- 
nähernd entsprochen  werden,  an  weiblichen  Arbeitskräften  war  ein  üeberangebot 
vorhanden. 

Die  Papierindustrie  hatte  wegen  der  Eohstoffknappheit  eingeschränkte 
Arbeitsverhältnisse,  nur  Kirchhain  berichtet  von  einer  günstigen  Lage  der  Stein- 
druckereien durch  Herstellung  von  Kriegsgefangenen-Papiergeld. 

In  der  Lederindustrie  brachte  der  Mangel  an  Material  sowohl  der 
Privatindustrie,  vor  allem  für  die  Herstellung  von  Treibriemen  und  feinen  Leder- 
waren, als  auch  den  MUitärrüstungsbetrieben  vielfache  Einschränkungen.  Kirch- 
hain meldet  einen  guten  Geschäftsgang  der  Gerbereien  durch  Gerben  von 
Kaninchenfellen. 

Im  Holz-  und  Schnitzstoffgewerbe  machte  sich  durch  den  Mangel 
an  Kohstoffen  ein  Abflauen  der  Aufträge  bemerkbar,  besonders  an  Bati-  und 
Möbeltischlern  und  Kunstschreinern  war  ein  üeberangebot  vorhanden. 

In  der  Nahrungsmittelindustrie  lagen  für  Konserven-  und  Marme- 
ladefabriken nur  beschränkte  Aufträge  vor.  An  Bäckern  und  Fleischern  bestand 
ein  geringes  üeberangebot,   jedoch  handelte   es   sich   dabei  meist  nur  um  nicht 
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aelbständige  Kräfte.  Bierbrauer  und  Mälzer  worden  verlangt,  waren  aber  kaom 
▼erfügbar. 

Das  Bekleidungsgewerbe  litt  unter  dem  immer  fühlbareren  Mangel  an 
Stoffen  und  an  der  erschwerten  Beschaffung  von  Bezugscheinen.  Die  Uerren- 
mafi-  und  Kleidereischneiderei  ist  zurückgegangen;  die  Damenkleiderei  war  ganz 
■tili ;  auch  die  Betriebe  mit  ileichsbekleidun^  arl)eiteten  ruhig.  Die  Nachfrage 
nach  geeigneten  Arbeitskräften  für  Schneiderei  übertrifft  aber  doch  das  Angebot. 
'ßrotz  des  Ledermangels  wurden  Schuhmacher  re^  gesucht,  die  Aufträge  konnten 
nur  zum  Teil  erfüllt  werden.  Die  Wollhutfertigung  und  Mützenmacnerei  litten 
unter  dem  Mangel  an  Stoffen.  Im  Barbier-  und  Frisiergewerbe  konnten,  "wie 
in  den  Vormonaten,  bei   weitem   nicht  genügend  Arbeitskräfte   !>e.schafft  werden. 

Im  Baugewerbe  war  infolge  der  ungünstigen  Witterungsverhältnisse  ein 
teilweise  erheblicher  Ueberfluß  an  Arbeitsuchenden,  z.  B.  Maurern  und  Zimmerern, 
vorhanden.  Auch  für  die  Dachdecker  sind  die  Beschäftigungsverhältnisse  durch 
die  Witterung  ungünstig  beeinflußt  worden. 

Die  Buchdruckereien  zeigten  trotz  des  Rohstoffmangels  weiterregen 
Betrieb.  Das  Angebot  an  männlichen  Kräften  erreichte  nicht  die  erhebliche 
Nachfrage,  Buchdnickhilfsarbeiterinnen  waren  ausreichend  vorhanden. 

Im  Qastwirtschaf  tsgewerbe  glichen  sich  die  Arbeitsuchenden  mit  den 
offenen  Stellen  annähernd  aus. 

Ungelernte  Arbeiter  waren  reichlich  vorhanden.  Zur  Beseitigung  der 
Schneemassen  wurden  Arbeitskräfte  in  beschränktem  Maäe  verlangt,  die  Auf- 
nahme  der  Arbeit  scheiterte  häufig  an  dem  Fehlen  von  geeignetem  Schuhwerk. 

Jugendliche  Arbeiter  zwischen  14  —  17  Jahren  waren  überall  reichlich 
gemeldet;  ihre  UnterbringiiDg  war  bei  der  herrschenden  Arbeitsknappheit  zum 
großen  Teil  nicht  möglich. 

Im  Handelsgewerbe  hielt  das  Fehlen  von  offenen  Stellen  an,  so  daß 
an  männlichen  Kräften,  besonders  HilfsdienstpfUchtigen,  ein  bedeutender  Ueber- 
Bchuß  vorhanden  war.  Weibliche  Kräfte,  vor  allem  geübte  Stenotypistinnen, 
wurden  rege  verlangt,  während  ältere  erfahrene  Buchhalterinnen  mit  höheren  Oe- 
ha/tsanspruchen  und  Verkäuferinnen  schwer  unterzubringen  waren. 

Der  Arbeitsmarkt  für  weibliche  Personen  wies  ein  Steigen  der  Arbeit- 
suchenden auf,  was  besonders  durch  den  Rückgang  der  Aufträge  in  der  Heeres- 
industrie veranlaßt  wurde.  Pulverarbeiterinnen  nach  auswärts  wurden  nur  in 
beschränkter  Anzahl  verlangt  und  vermittelt.  Auch  die  anderen  Industrien 
brachten  wesentlich  verringerte  Aufträge.  Großer  Mangel  herrschte  überall  an 
häuslichem  Dienstpersonal,  hier  übersti^  die  Nachfrage  das  Angebot  etwa  um 
das  Dreifache. 

Die  hohen  Anforderungen,  die  der  Krieg  an  die  Gesundheit  der 
in  den  gewerblichen  Betrieben  arbeitenden  Frauen  stellt,  führte 
die  Sozialpolitiker  schon  seit  geraumer  Zeit  zu  dem  Verlangen,  die 
Schutzvorschriften  für  Frauen  und  Jugendliche  wieder  in  Kraft  treten 
zu  lassen.  Diesem  Verlangen  konnte  bisher  nicht  Folge  geleistet 
werden  aus  dem  Gesichtspunkt,  daß  die  rechtzeitige  Herstellung  der 
für  das  Heer  und  die  Bevölkerung  unentbehrlichen  Erzeugnisse  auf 
jeden  Fall  sichergestellt  werden  müsse  und  allen  anderen  Rücksichten 
voranzugehen  habe. 

Um  allzu  großen  Schädigungen  der  Gesundheit  der  Arbeiterinnen 
und  der  Jugendlichen  vorzubeugen,  hat  der  Reichskanzler  im  Januar 
an  die  Bundesregierungen  ein  Rundschreiben  gerichtet,  in  dem 
diese  ersucht  werden,  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  anzuweisen,  folgende 
Grundsatze  zu  beachten : 

„1.  Schwache  und  krankliche,  schwangere  und  stillende  Arbeite- 
rinnen dürfen  zur  Nacht-  oder  Ueberarbeit  nicht  herangezogen  werden. 
Die  Bestimmungen  des  §  137  Abs.  6  der  Gewerbe-Ordnung  (achtwöchige 
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Ruhezeit  vor  und  nach  der  Niederkunft)  müssen  unter  allen  Umständen 
gewahrt  bleiben. 

2.  Die  Heranziehung  von  Arbeiterinnen  jeden  Alters  zu  24-stün- 
digen  oder  ähnlich  langen  Wechselschichten  ist  ausgeschlossen. 

3.  Werden  Arbeiterinnen  über  18  Jahre  an  der  Nachtarbeit  be- 
teiligt, so  müssen  sie,  wenn  irgend  möglich,  in  8-stündigen  Arbeits- 
schichten beschäftigt  werden ;  jedenfalls  dürfen  aber  ihre  Arbeits- 
schichten einschließlich  der  Pausen  12  Stunden  nicht  übersteigen. 

4.  Für  Arbeiterinnen  zwischen  16  und  18  Jahren  darf  eine  neue 
Erlaubnis  zur  Nachtarbeit  in  Schichten,  die  einschließlich  der  Pausen 
länger  als  8  Stunden  dauern,  nicht  erteilt  werden.  Für  Betriebe, 
denen  eine  solche  Erlaubnis  schon  erteilt  ist,  kann  sie  mit  der  Be- 
schränkung verlängert  werden,  daß  nur  diejenigen  Arbeiterinnen  unter 
18  Jahren  weiter  an  der  Nachtarbeit  beteiligt  werden  dürfen,  die  sie 
schon  jetzt  leisten. 

5.  Arbeiterinnen  jedes  Alters,  die  in  längeren  als  9-stündigen 
Schichten  einschließlich  der  Pausen  beschäftigt  werden,  dürfen  in  zwei 
Wochen  höchstens  zu  sechs  Nachtschichten  herangezogen  werden. 

6.  Arbeiterinnen  zwischen  14  und  16  Jahren  dürfen  an  eigent- 
licher Nachtarbeit  —  Ziffer  3,  4,  5  —  nicht  beteiligt  werden. 

7.  Zugelassen  werden  kann  eine  Beschäftigung  der  Arbeiterinnen 
zwischen  14  und  18  Jahren  in  verlängerten  Morgen-  und  Abend- 
schichten, d.  h.  vor  6  Uhr  morgens  und  nach  6  Uhr  abends,  wenn  ikre 
Arbeit  auf  zwei  höchstens  9-stündige  Seichten  einschließlich  der  Pausen 
beschränkt  bleibt  und  an  ihrer  Arbeitsstelle  kein  eigentlicher  Nacht- 
betrieb stattfindet. 

8.  Eine  neue  Erlaubnis  zur  Ueberarbeit  für  Arbeiterinnen  unter 
18  Jahren  darf  nur  innerhalb  der  Grenzen  erteilt  werden,  die  in  den 
§§  138  a  und  139  der  Gewerbe-Ordnung  gezogen  sind.  Für  Betriebe, 
denen  eine  solche  Erlaubnis  schon  erteilt  ist,  kann  sie  mit  der  Be- 
schränkung verlängert  werden,  daß  nur  diejenigen  Arbeiterinnen  unter 
18  Jahren  weiter  in  der  Ueberarbeit  beteiligt  werden  dürfen,  die  sie 
schon  jetzt  leisten." 

Wenn  diese  Grundsätze  sorgsam  beobachtet  werden,  so  sind  zwar 
nicht  alle  Wünsche  der  Sozialpolitiker  erfüllt ;  dennoch  muß  zugegeben 
werden,  daß  auf  diese  Weise  zahlreichen  großen  Schädigungen  der 
weiblichen  Gesundheit  vorgebeugt  werden  kann. 

Ylir.  Finanzwesen. 

Inhalt:  Einzahlungen  auf  die  7.  Kriegsanleihe.  Aenderuug  der  Kohleu- 
Bteuer.  Preußischer  Etat  für  1918  und  Rede  des  Finanzministers  Dr.  Hergt.  Au8 
dem  Gesamtüberblick  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  preußischen  Staates 
von  1899  bis  1917.  Bayerische  Steuervorlagen.  8.  schweizerische  MobUisations- 
anleihe.  Englische  Staatseinnahmen  und  Kriegsanleihe.  Frankreichs  Staatshans- 
halt.   Nichtigkeitserklärung  der  russischen  Staatsanleihen. 

Auf  die  siebente  Kriegsanleihe  sind  in  der  ersten  Januarwoche 
133  Mill.  M.  neu  eingezahlt  worden,  so  daß  der  gesamte  voll  bezahlte 
Anieihebetrag    der    siebenten    Kriegsanleihe    sich    auf    12  202    Mill.    M. 
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gleich  96,7  Pro?,,  des  Zeichnungsergebnisses  von  12  625  660  200  M. 
stellt.  Die  für  die  Zwecke  der  Einzahlungen  auf  die  siebente  Kriegs- 
anleihe von  den  Darlehnskassen  ausgeliehenen  Beträge  minderten  sich 
um  63,7  Mill.  M.  auf  152,1  Mill.  M.  gleich  1,25  Proz.  der  bisher  ge- 
leisteten Einzahlungen.  Für  alle  Kriegsanleihen  zusammen  haben  die 
Darlehnskassen  nach  dem  neuesten  Stande  900  Mill.  M.  für  die  Ein- 
zahlungen vorgestreckt  gleich  1,2  Proz.  der  bisherigen  Vollzahlnng  von 
72»/,  Milliarden  Mark. 

Eine  Aenderung  der  Kohlensteuer  ist  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  28.  Dezember  1917  Anfang  Janaar  in  Kraft  getreten. 
(Vergl.  diese  „Jahrbücher"   III.  F.  55.  Bd.  S.  224.) 

Das  preußische  Etat  für  1918  —  dessen  bemerkenswerteste 
Züge  eine  100-Millionen-AnIeihe,  die  Beibehaltung  der  Zuschläge  zur 
Einkommen-  und  Ergänzungssteuer,  Erhöhung  der  Personen-  und  Güter- 
tarife sind,  femer  eine  Ausgabe  von  370  Mill.  M.  für  Teuerungszu- 
lagen —  ist  dem  Reichstag  vorgelegt  worden.  Finanzminister  Dr.  Hergt 
hat  ihn  mit  einer  großen  und  viel  beachteten  Rede  begleitet,  deren 
Grundzag  eine  zuversichtliche  Auffassung  war  und  aus  der  folgende 
wichtige  Stellen  hier  wiedergegeben  seien: 

Wie  sieht  unser  Eriegssaldo  aus?  Im  Jahre  1914  hatten  wir  in  dieser  Be- 
ziehung ein  Defizit  von  116,2  Mill.,  1915  von  96,4,  1916  von  105,2  und  im  Jahre 
1917  noch  einen  Fehlbetrag  von  etwa  70  (?)  MiU.    Durch  das  Qmetz  vom  8.  Jali 

1916  haben  wir  einen  Zuschlag  zu  der  Steuererhöhung  vorgenommen,  um  daa 
Deßzit  des  Haushalts  auszugleichen,  so  daß  jetzt  das  allgemeine  Defizit  auf 
317,8  Mill.  herabgegangen  ist.  Daß  der  Ausgleichsfonds^uesen  Verlust  nicht 
mehr  ausgleichen  kann,  darüber  müssen  wir  uns  trösten,  denn  Reserven  sind 
dazu  da,  aufgebraucht  zu  werden.  Schwerer  fällt  ins  Gewicht,  daß  wir  Ausgaben, 
die  aus  laufenden  Mitteln  bestritten  werden  müßten,  auf  Anleihe  haben  nehmen 
müssen,  z.  B.  die  Zuschüsse  des  Staates  zu  den  Wohlfahrtsausgaben  der  Ge- 
meinden. Alles  in  allem  ist  aber  die  Einbuße  des  Staates  in  den  vier  Kriees- 
jahren  doch  niedriger,  als  man  erwartet  hätte,  wenn  man  1914  gewußt  hätte,  &ä 
der  Krieg  so  lange  dauern  würde.  Es  entspricht  allerdings  nicht  der  soliden 
Grundlage  der  preußischen  Finanzen,  daß  noch  ein  so  erheblicher  Defizitbetrag 
den  Etat  belastet.  Jeder  Kaufmann  würde  gestiegene  Ausgaben  durch  steigende 
Einnahmen  auszugleichen  suchen.  Wir  haben  auch  im  Juli  1916  die  Steuerzn- 
schläge  erhöht  und  erwarteten  daraus  rund  100  Mill.  M.  Mehreinnahmen,  das 
Ergebnis  hat  sich  sogar  auf  165  Mill.  M.  jährlich  gestellt.  Wir  müssen  aber  da- 
für sorgen,  daß  in  Zukunft  der  Etat  kein  Defizit  mehr  ergibt.  Nach  den  Ergeb- 
nissen von  1916,  1917  und  1918  müssen  wir  ein  Programm  aufstellen.    Da«  Jahr 

1917  war  für  uns  ein  Wendepunkt,  da  ein  erheblicher  Niedergang  der  Eisenbahn- 
verwaltun^  eingetreten  ist.  Das  Defizit  beträgt  infolgedessen  105,2  Mill.  M..  trotz- 
dem die  Eisenbahn  Verwaltung  bestimmungsgemäß  von  ihren  Einnahmen  2,10  Pro«, 
des  statistischen  Anlagekapitals  an  die  Staatskasse  abgeführt  hat.  Schuld  daran 
sind  die  Kriegsausgaben.  Die  Eisenbahnverwaltung  brauchte  1916  volle  172  Mill. 
M.  Mehrausgaben  für  die  Aufbesserung  der  Beamten,  die  Verbesserung  derLebens- 
mittelfürsorgc  und  kriegswirtschaftliche  Unternehmungen,  ferner  wareu  70  Mill. 
M.  für  den  Teil  der  Entschädigung  für  Ostpreußen  erforderlich,  der  nieht  vom 
ßeich  erstattet  worden  ist,  sondern  die  preußische  Staatskas-se  endgültig  belastet 
Die  Bergverwaltung  hat  allerdings  20  Mill.  M.  mehr  ergeben,  während  die  Forst- 
verwaltung 1916  noch  ein  schlafendes  Dornröschen  war  und  erst  1917  erweckt 
worden  ist.  Die  Steuern  haben  durch  die  erhöhten  Zuschläge  einen  Mehrüber- 
schuß von  92,4  Mill.  M.  ergeben.  Das  reicht  alles  nicht  aus,  um  das  Defizit  voll 
abzudecken;  aber  wenn  wir  die  100  Mill.  aus  dem  Steueraufkommen  zur  Ver- 
fügung gehabt  hätten,  so  hätten  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  miteinander 
einen  Ausgleich  gefunden.  .  .  .  Das  Jahr  1917  im  ganzen  wird  mit  einem  Fehl- 


—    59    - 

betrag  von  nur  100  Mill.  M.  abschließeu  können.  Daher  könnten,  wenn  nicht 
100  Mill.  M.  aus  der  Steuerverwaltung  vorweggenommen  wären,  Ausgaben  und 
Einnahmen  balancieren.  Wenn  man  nun  aber  einen  weiteren  Niedergang  der 
Eisenbahn  Verwaltung  im  neuen  Jahr  voraussieht  und  bei  einer  Verkehrssteigerung 
von  10  Proz.  gegen  1916  die  Preissteigerung  der  Kohle  usw.  zugrunde  legt,  so 
würde  die  Eisenbahnverwaltung  im  Jahre  1918  mit  vollen  500  MUl.  M.  Defizit 
abschließen,  dann  könnte  sie  an  die  Staatskasse  nichts  abliefern.  Mit  den  Steuern 
können  wir  die  Eisenbahnverwaltung  nicht  entlasten,  weil  wir  sie  für  andere 
Zwecke  brauchen,  namentlich  für  die  Mehrausgaben  infolge  des  Krieges,  für  die 
Besoldungsregelung  und  namentlich  für  den  Lasten ausgleich  bei  den  Kommunen. 
Dies  ist  die  dringlichste  Aufgabe  der  Finanzverwaltung,  denn  wir  können  der 
Bevölkerung  die  neuen  Steuern  in  Staat  und  Gemeinden  nicht  auferlegen,  so- 
lange wir  noch  die  außerordentlichen  Verschiedenheiten  in  den  Kommunen  haben. 
Deshalb  müssen  wir  andere  neue  Mittel  beschaffen.  Wir  brauchen  die  Steuer- 
reserven endlich  auch  wegen  der  Ausfälle,  welche  die  Reichsfinanzreform  für  uns 
bringen  wird.  Selbstverständlich  muß  jeder  preußische  Finanzminister  darauf  be- 
stehen, daß  die  Einkoramens-  und  Vermögenssteuer  dem  Bundesstaate  verbleiben ; 
aber  es  kann  auch  kein  bundesstaatlicher  Finanzminister  verantworten,  eine  neue 
Steuerreform  für  den  Staat  abzulehnen,  wenn  er  nicht  ein  entsprechendes  Aequi- 
valent  vorschlagen  kann.  .  .  .  Durch  die  Kriegssteuer  gehen  aus  der  preußischen 
Bevölkerung  3,5  Milliarden  an  das  Reich ;  die  fehlen  natürlich  für  die  Veranlagung  der 
Vermögens-  und  der  Einkommensteuer.  Kurz,  die  Steuerreserven  brauchen  wir 
für  andere  Zwecke,  und  so  mußte  der  Ersatz  gefunden  werden  in  Tariferhöhungen. 
.  .  .  Außerdem  kommen  die  Erhöhungen  der  Einkommensteuerzuschläge  zum 
dritten  Male ;  sie  würden  auch  kommen,  wenn  der  Krieg  nicht  mehr,  wie  das  Gesetz 
von  1916  es  vorsieht,  im  Jahre  1918  fortdauert.  Wir  sehen  heute  schon  klar, 
daß  wir  diesen  Betrag  auf  1919  und  folgende  Jahre  noch  brauchen  werden.  Der 
Etat  für  1918  schließt  mit  6'/,  Milliarden  ab,  1,4  Milliarden  mehr  als  im  laufenden 
Jahre.  Diese  enorme  Erhöhung  ist  zunächst  die  Folge  der  allgemeinen  Steige- 
rung der  Ausgaben,  dann  aber  auch  auf  Aenderungen  in  der  Struktur  des  Etats  zu- 
rückzuführen. Bisher  wurden  die  gesamten  Ausgaben  für  Beamtenvorlagen  außer- 
halb des  Etats  geführt,  man  ignorierte  völlig  die  Uebergangszeit ;  dieses  Verfahren 
erweist  sich  als  bedenklich,  wir  ändern  es  ab  und  tragen  auch  der  Uebergangs- 
zeit Rechnung,  für  welche  die  Zulagen  auch  gewährt  werden  müssen.  Selbstver- 
ständlich wird  sich  die  Regierung  an  ihre  Zusicherung  halten,  mit  dem  Hause 
darüber  ins  Benehmen  zu  treten,  wie  eine  Erhöhung  der  Beamtenzulagen  ziun 
1.  April  1918  zu  bewirken  ist.  In  dem  Etat  sind  diesmal  ferner  die  Ausgaben 
zur  Erleichterung  der  Volksernährung  und  die  Tilgungsbeiträge  für  die  schwebende 
Schuld  aufgenommen  worden.  Diese  letztere  beträgt  zurzeit  nur  1915  Mill.  .  .  . 
So  schwillt  der  Etat  für  1918  auf  6'/.,  Milliarden  an.  Ohne  weiteres  ist  klar, 
welche  ungeheuren  Werte  damit  unserer  Beamtenschaft  anvertraut  sind,  und 
welches  große  Interesse  der  Staat  an  tüchtigen  Beamten  hat,  an  Beamten  mit 
gediegenen  Kenntnissen,  welches  Interesse  auch  an  ihrer  Zuverlässigkeit  und  In- 
tegrität. Wir  dürfen  uns  in  Zukunft  nicht  damit  abfinden,  daß  wir  behalten, 
was  uns  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  übrig  läßt,  sondern  wir  müssen  tüchtige 
Beamte  haben,  und  darüber  wird  näher  bei  der  ßesoldungsregelung  zu  reden 
sein,  die  ja  im  Zusammenhange  mit  der  noch  nicht  reifen  Verwaltungsreform  zu 
behandeln  sein  wird.  .  .  .  Was  die  neuen  Aufgaben  angeht,  die  auf  dem  Wege 
der  Etatsfeststellung  gelöst  zu  werden  pflegen,  so  bringen  wir  zum  ersten  Male 
wieder  nach  langer  Pause  eine  sehr  erhebliche  Forderung  für  Verbesserung  der 
Wohnungsverhältnisse  der  Staatsarbeiter  und  gering  besoldeten  Staatsbeamten. 
Sodann  aber  haben  wir  für  Großberlin  eine  Aktion  in  der  Richtung  der  Wohnungs- 
fürsorge vor,  über  die  sich  in  allerletzter  Zeit  die  Ressorts  verständigt  haben.  .  .  . 
Auch  für  die  Förderung  humanitärer  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Volks- 
hygiene wirft  diesmal  der  Etat  Mittel  aus.  Bei  dem  zunehmenden  Steuerdruck 
darf  man  dem  Lande  nicht  neue  erhebliche  Steuern  auferlegen,  ohne  vorher  erst 
die  alten  Steuern  auszuschöpfen.  Jeder  Zensit  kann  das  Verlangen  stellen,  daß 
im  ganzen  Lande  gleichartig  veranlagt  wird.  Das  alles  führt  zu  einem  Ausbau 
und  zu  einer  Vertiefung  der  Veranlagung.  .  .  .  Die  Kriegssteuer  hat  unerwarteter- 
weise allein  5  Milliarden  gebracht.    Bei  der  Eisenbahn   wird  trotz  der  Tarif  er- 
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höbung  leider  ein  Defizit  bleiben.  Was  den  Auagleichsfonda  betrifft,  »o  werden 
wir  die  bitiherige  Regelung  zu  verlängern  haben.  Bezüglich  der  Eisenbahnan- 
leihen  gteben  die  Ziffern  noch  nicht  fest.  .  .  .  Das  Bild  des  Etats  zeigt  uns,  daS 
für  die  Zukunft  eine  erhebliche  Unklarheit  besteht,  wie  die  Verhältnisse  sich  ge- 
stalten werden.  Wir  stehen  unter  Umständen  vor  Schwierigkeiten  und  müssen, 
wenn  wir  unser  Programm  durchhalten  wollen,  auch  auf  neue  Aderlässe  gefafit 
«ein.    Aber  für  1918  ist  ohne  weiteres  erkennbar,  daß  wir  keinen  Papieretat  vor- 

felegt  haben,  sondern  daß  wir  allen  möglichen  Verhältnissen  gerecht  werden 
önnen,  die  eintreten  können.  Es  ist  unser  aller  Herzenswunsch,  daß  der  Friede 
bald  kommen  soll.  Sollte  dieser  Etat  ein  Friedensetat  werden,  dann  wird  er  ein 
Markstein  der  Finanzgeschicbte  Preußens  werden.  Wollen  es  unsere  Gegner 
anders,  daß  der  Krieg  noch  weit  in  das  Jahr  dauert,  so  wird  man  finden,  daß 
wir  darauf  gerüstet  sind.  Dies  wird  uns  keine  Wunden  schlagen  können.  Preußen 
wird  bleiben,  was  es  gewesen  ist,  eine  Stätte  des  reichsten  wirtschaftlichen  Lebens 
auf  Grund  einer  soliden  Finanzgebarung.  So  werden  wir  über  alle  Schwierigkeiten 
hinwegkommen. 

In  dem  Vorbericht  zu  dem  vom  Finanzminister  Dr.  Hergt  dem 
preußischen  Abgeordnetenbause  vorgelegten  Staatshaashai  tsplan 
für  das  Rechnungsjahr  1918  hei£t  es  u.  a.: 

Der  Staatshaushaltsplan  schließt  in  Einnahme  und  Ausgabe  mit  6546699  278  M. 
ab.  Die  Schlußsummen  erhiibeu  sich  gegen  den  Haushalt  des  laufenden  Rechnungs- 
jahres um  1385  9ii3  557  M.  In  der  Annahme,  daß  der  Krieg  am  1.  April  1918 
noch  fortdauert,  sind  die  durch  das  Gesetz  vom  8.  Juli  191G  bewilligten  Zuschläge 
zur  Einkommensteuer  und  zur  Ergänzungssteuer  mitveranschlagt,  gleichzeitig 
aber  auf  Grund  des  §  3  dieses  Gesetzes  von  dem  Gesamtaufkommen  an  Ein- 
kommensteuer und  an  E^gäntungssteuer  100000000  M.  zur  Deckung  der  Fehl- 
beträge des  Rechnungsjahres  1014  und  der  nächstfolgenden  Rechnungsjahre  ab- 
gesetzt worden.  Ohne  diese  Absetzung  würden  die  Einnahmen  und  Angaben  des 
Rechnungsjahres  1918  das  Gleichgewicht  halten.  Dieses  sünstige  Ergebnis  konnte 
angesichts  der  steigenden  Ausgabebedürfnisse  aus  Anlaß  des  Kiiegea  ~  an  Kriegs- 
beihilfen und  Kriegsteuerungszulagen  für  Beamte  usw.  sind  allem  370000000  M. 
neu  vorgesehen  —  nur  durch  Erschließung  neuer  flinnahmen  erzielt  werden. 
Zu  diesem  Zweck  ist  bei  der  Eisenbahnverwaltung,  die  an  den  Mehrausgaben  aus 
Anlaß  des  Krieges  in  erster  Linie  beteiligt  ist,  eine  allgemeine  Erhöhung  der 
Personen-  und  Gütertarife  in  Aussicht  genommen,  woraus  eine  Mehreinnahme 
von  389  Mill.  M.  erwartet  wird.  Trotzdem  bleibt  der  für  allgemeine  Staatszwecke 
verwendbare  Reinertrag  der  Eisenbahnverwaltung  hinter  aar  Höchstgrenze  von 
2,10  V.  H.  des  statistischen  Anlagekapitals  no<'h  um  rund  150  Mill.  M.  zurück. 
Nur  dadurch,  daß  gleichzeitig  bei  anderen  Einnahmezweigen,  so  bei  den  direkten 
Steuern,  den  Forsten  und  der  Sechandlung,  infolge  des  Kri^;es  entsprechend 
höhere  Einnahmesteigerungen  erwartet  werden,  war  es  ausnahmsweise  möglich, 
den  Minderertrag  der  Eisenbahnverwaltung  auszugleichen,  immerhin  zwingt  die 
Absetzung  der  erwähnten  100000000  M.  zur  Deckung  eines  rückwärt^jliegenden 
Fehlbetrages  und  die  Notwendigkeit,  das  dadurch  gestörte  Gleichgewicht  zwischen 
Einnahme  und  Ausgabe  wiederherzustellen,  dazu,  die  Einnahmen  um  100000000  M. 
zu  ergänzen.  Deswegen  ist  ein  Betrag  von  gleicher  Höhe  unter  Kap.  24  Tit.  15 
des  Haushalts  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  als  außerordentliche  Einnahme 
eingestellt,  die  vorbehaltlich  eines  etwaigen  Gesetzes,  durch  welches  Erträgnisse 
nach  Maßgabe  des  Gesetzes  über  die  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  und  zur 
Ergänzungssteuer  vom  8.  Juli  1916  auch  weiterhin  zur  Deckung  von  Fehlbeträ^n 
des  Staatshaushalts  zur  Verfügung  gestellt  werden,  durch  Anleihe  zu  beschaffen  ist. 

Bei  der  Aufstellune  des  Staatshaushaltsplans  für  1918  ist  im  allgemeinen 
nach  den  gleichen  Grundsätzen  wie  bei  Aufstellung  des  Staatshaushaltsplans  für 
1917  verfahren.  In  bezug  auf  die  Umwandlung  und  Schaffung  neuer  planmäßiger 
Stellen  konnte  bei  der  langen  Dauer  des  Krieges  die  frühere  grundsätzliche  Zurück- 
haltung nicht  länger  aufrechterhalten  werden.  Eine  weitergehende  Errichtung 
neuer  ßeamtenstellen  war  aber  schon  wegen  der  geplanten  allgemeinen  Verwaltungs- 
reform zu  vermeiden,  zu  deren  wichtigsten  Aufgaben  die  Vereinfachung  des  Be- 
hördenapparats und  die  Verminderung  der  Zahl  der  Beamten  zu  rechnen  ist. 
Ohne   Berücksichtigung  der  Absetzung   von   100  000000  M.   von  der  Einnahme 
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Kap.  4  Tit.  1  uud  2  und  der  Zusetzung  der  gleich  hohen  Summe  als  außerordent- 
liche Einnahme  bei  Kap.  24  Tit.  15  stellen  sich  für  das  Rechnungsjahr  1918:  die 
ordentlichen  Einnahmen  auf  6538863278  M.  (gegen  das  Vorjahr  +  1 384713557  M.l, 
die  dauernden  Ausgaben  auf  6  195  091  411  M  7+  1  239  360 172  M.),  der  Ueberschuß 
im  Ordinarium  auf  343  771 867  M.  {+  145  353  385  M.),  die  außerordentlichen  Ein- 
nahmen auf  7  836  000  M.  (+  1220  000  M.),  die  einmaligen  und  außerordentlichen 
Ausgaben  auf  351  607  867  M.  (-1-  146  573  385  M.).  der  Zuschuß  im  Extraordinarium 
auf  343  771  8o7  M.  (-f  145  353  385  M.). 

Bei  den  Steuern  und  den  staatüchen  Betriebsverwaltungen  ergibt  sich  ein 
Mehrüberschuß  von  94  527  146  M.,  der  sich  aus  247  947  467  M.  Mehriiberschüssen 
und  aus  153  420  321  M.  Minderüberschüssen  zusammensetzt.  An  der  Spitze  der 
Verwaltungen,  die  einen  Mehrüberschuß  erwarten  lassen,  steht  die  Verwaltung 
der  indirekten  Steuern  mit  einem  Mehrüberschuß  von  184  718100  M.  Unter  der 
Voraussetzung  der  Forterhebung  der  durch  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1916  bewilligten 
Zuschläge  konnte  die  Einkommensteuer  um  179  000  000  M.,  die  Ergänzungssteuer 
um  5  000  000  M.  höher  veranschlagt  werden.  Für  die  im  Rechnungsjahre  1918 
zur  Erhebung  kommende  Besitzsteuer  ist  eine  Entschädigung  von  4000000  M. 
in  Ansatz  gebracht,  gegenüber  einer  Vergütung  von  1 100  0(X)  M.  an  die  Gemeinden 
für  ihre  Mitwirkung  bei  der  Veranlagung  und  Erhebung.  An  Steuern  vom  Ge- 
werbebetrieb im  Umherziehen  sind  895  000  M.  und  an  Gebühren  1310000  M. 
weniger  veranschlagt.  Die  Ausgaben  im  Ordinarium  sind,  abgesehen  von  den 
bereits  erwähnten  Vergütungen  für  die  Gemeinden  von  1 100000  M,,  um  282400  M. 
gesteigert. 

Die  Forstverwaltung  zeigt  einen  Mehrüberschuß  von  29 138  000  M.,  die  See- 
handlung läßt  einen  Mehrertrag  von  12  540  500  M  erhoffen,  die  Domänenver- 
waltung veranschlagt  einen  Mehrüberschuß  von  2  835  360  M. 

An  den  Minderüberschüssen  ist  die  Eisenbahnverwaltung  mit  152  422  383  M. 
beteiligt.  Die  ordentlichen  Einnahmen  sind  unter  Mitberücksichtigung  der  Tarif- 
erhöhungen um  835  346  000  M.,  die  dauernden  Ausgaben  ohne  Zinsen-  und  Tilgungs- 
beträge und  ohne  Ausgleichsfonds  um  978 7.30 (X)0  M.  höher  veranschlagt.  Von 
den  Mehreinnahmen  entfallen  292  740000  M.  auf  den  Personenverkehr  und 
495  070  000  M.  auf  den  Güterverkehr,  von  den  Ausgaben  420  328  200  M.  auf  persön- 
liche Ausgaben,  darunter  die  Gehälter  für  11  701  neue  planmäßige  Stellen,  ferner 
218  676  000  M.  für  Betriebsstoffe  usw.  und  199  643  000  M.  für  Unterhaltung  und 
Ergänzung  der  Fahrzeuge  usw.  Der  für  allgemeine  Staatszwecke  verfügbare  Rein- 
überschuß berechnet  sich  auf  121284  965  M.  und  bleibt  hinter  der  Grenze  von  2,10 
V.  H.  des  statistischen  Anlagekapitals  =  283  300  000  M.  um  159  015  035  M.  zurück. 
Die  Bergverwaltung  weist  einen  Minderüberschuß  von  2  205  286  M.  auf.  Mehr- 
bedarf erfordern  die  Dotationen  und  allgemeine  Finanzverwaltung  (26458669  M.), 
die  eigentlichen  Staatsverwaltungen  (168068  477  M.)  usw. 

Die  folgenden  Zahlen  gewähren  einen  Gesamtüberblick  über 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  preußischen  Staates 
von  1899  bis  1917  nach  den  vorliegenden  Staatshaushaltsplänen 
und    -rechnungen.     Es    betrug    im    Jahresdurchschnitt   Millionen  Mark : 


die  Gesamtsumme  der 

Staatseinnahmen 

Staatsan.sgaben 

für 

nach  dem 

nach  der 

nach  dem 

nach  der 

Staats- 

Staats- 

Staats- 

Staats- 

haushalts- 

haushalts- 

haushalts- 

haushalts- 

plan 

rechnang 

plan 

rechnung 

1899/1903 

2525,20 

2943,40 

2525,20 

2744,48 

1904/1908 

2957,83 

3700,66 

2957,8s 

3447,54 

1909/1913 

3819,5« 

4854,-20 

3819,92 

4753.56 

1914 

4477,89 

5504,«! 

4477,89 

5337,15 

1915 

4395.98 

8245,59 

4395,96 

8119,69 

1916 

4.?52,04 

— 

4352,04 

— 

1917 

4762,7« 

— 

4762,72 

— 
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Von  den  ordeotlichen  StaatsauHgaben  waren  im  JahresdurcbBchnitt 


fortdanerode 

einmalige 

nach  Vor-             oach 

nach  Vor-             nach 

aiischlag          Recboang 

anacblag          Kecbnnng 

IfUlioDm  Mark 

MUlioaen  Mark 

1899/1903 

«361,7» 

»449,71 

«63,41 

165,81 

1904/1908 

»74»,iT 

j822,14 

2I5,»5 

»72,48 

1909/1913 

3583.»« 

3758.11 

236,84 

2b8,79 

1914 

4'74.«« 

3858.«» 

303.01 

304,«» 

1915 

4«40,«4 

39»3.t« 

255,3« 

242,8» 

1916 

4'5',»» 

— 

200,66 

— 

1917 

4457,«» 

— 

305,«'H 

— 

Was  die  ordentlichen  Staatseinnahmen  anbelanet,  eo  betrug  insgeaamt  bei 
Gegenüberstellung  der  ordentlichen  Einnahmen  (Rohertrag)  und  Ausgaben  der 
ordentliche  Reinertrag  der  Erwerbsanstalten : 


nach  den   V 

oranscbligen 

nach  den  Rechnnogen 

für 

überhaupt 

T.  H.  de* 

äberbaopt 

T.  H.  de« 

Millionen  M. 

Bobertraga 

MiUioDen  M. 

Bobertrags 

1899/1903 

530,«  9 

30,7« 

570,48 

3«.»1 

1904/1908 

630,8  s 

28,S» 

557.1« 

»4,44 

1909/1913 

618,47 

22,07 

624,87 

2I,*I 

1914 

72SJ» 

21,88 

786,68 

24,»8 

1915 

775.<» 

22,88 

828,71 

»5.6» 

1916 

827,» 

24,«7 

— 

— 

1917 

872,16 

23.86 

— 

— 

Die  bayerische  Regierang  hat  im  Landtag  am  15.  Januar 
die  neuen  Stenervorlagen  eingebracht.  Die  Vorlagen  enthalten 
sieben  Oesetzentwflrfe,  nämlich  über  ein  Vermögensgesetz,  Abänderung 
des  Einkommensteuergesetzes,  Abänderung  des  .Haussteuergesetzes,  Ab- 
änderung des  Umlagengesetzes,  Abänderung  des  Eapital-Rentensteuer- 
gesetzos,  Abänderung-  des  Einführungsgesetzes  zu  den  Gesetzen  über 
die  direkten  Steuern  und  endlich  Abänderung  der  Eirchengemeinde- 
ordnung  und  der  Gemeindeordnung  für  ganz  Bayern. 

Das  VcrmögenssteaergeBetz  soll  das  reine  Vermögen  der  natürlichen  Personen 
mit  einer  für  alle  steuerpflichtigen  Vermögeiisgrößen  gleichen  Normalsteuer  von 
1  pro  Mille  belegen.  Kirchensteuern,  Reichs-  und  Gemeindeumlagen  sowie  sonstige 
Zuschläge  sollen  aus  der  Vermögenssteuer  nicht  erhoben  werden.  Vermögen  von 
nicht  mehr  als  20000  M.  sollen  unbesteuert  bleiben.  Weiter  sollen  Steuerpflichtige 
mit  nicht  mehr  als  2500  M.  Einkommen  und  einem  Vermögen  von  nicht  mehr  alii 
50000  M.  steuerfrei  sein.  Die  vorgeschlagene  neue  Fassung  des  Einkommen- 
steuergesetzes bringt  vor  allem  eine  Aenderung  des  Tarifes,  eine  Erhöhung  des 
Existenzminimums  von  600  auf  1000  M.  Die  Mormalsteuer  für  Einkommen  bis 
zur  Einkommenstufe  4400  M.  soll  herabgesetzt  und  die  Normalsteuer  für  Ein- 
kommen von  der  Einkommenstufe  von  4§X)  M.  ab  soll  langsam  steigend  bis  auf 
6  Proz.  erhöht  werden.  Ferner  ist  eine  Erweiterung  des  sogenannten  Kinder- 
Paragraphen  vorgesehen,  wobei  Kinderreichtum  ohne  Beschränkung  auf  die  Höhe 
des  Einkommens  berücksichtigt  werden  soll.  Die  Besteuerung  der  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung  und  ihrer  Gesellschafter  mit  Einkommensteuer,  Ge- 
werbesteuer und  Kapitalrentensteuer  soll  in  ihrer  Gesamtheit  wesentlich  gemindert 
werden.  Es  sollen  an  Stelle  des  bisherigen  nur  für  die  Gesellschaften  vorgesehenen 
Abzugs  von  2  v.  H.  der  eingezahlten  Stammanteile  sowohl  bei  den  Gesellschaften 
als  auch  bei  den  Gesellschahern  nur  mehr  drei  Fünftel  des  Erträgnisses  besteuert 
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werden.  Die  Haussteuer  soll  von  2  v.  H.  auf  1'/,  v.  H.  herabgesetzt  werden. 
Die  Verhältniszahlen  der  Arealsteuern  aber  sollen  zugleich  eine  Erhöhung  erfahren, 
80  daß  die  höchstmöglichste  Arealsteuer  von  2,50  M.  auf  5,25  M.  steigen  wird. 
Was  die  Gewerbetreibenden  anbetrifft,  so  werden  die  Handwerksbetriebe  wie  auch 
die  kleinen  Gewerbetreibenden  ebenfalls  bei  den  Vergünstigungen  der  kleinen  Ein- 
kommen in  bezug  auf  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  berücksichtigt.  Die 
Grundsteuerpflichtigen  werden  ebenfalls  in  sehr  bedeutendem  Umfang  von  den 
allgemeinen  Vergünstigungen  der  Einkommensteuer  Vorteile  haben.  Für  das  Be- 
rufseinkommen kommen  nur  die  Aenderungen  des  Einkommensteuergesetzes  in 
Frage.  Danach  werden  Berufseinkommen  bis  zu  4200  M.  eine  geringere  Belastung 
erfahren,  höhere  Einkommen  sollen  allgemein  allmählich  ansteigend  höher  besteuert 
werden,  so  daß  nach  dem  Tarif  für  ein  Einkommen  von  8000  M.  etwa  60  M.  Ein- 
kommensteuer mehr  zu  entrichten  ist.  Das  finanzielle  Ergebnis  dieser  neuen 
Steuervorlage  wird  auf  10  Mül.  M.  geschätzt. 

Auf  die  achte  schweizerische  Mobilisationsanleihe  in 
Höhe  von  150  Mill.  frcs.,  wovon  100  Mill.  frcs.  zur  öffentlichen  Zeichnung 
aufgelegt  wurden,  sind  151  Mill.  frcs.  gezeichnet  worden.  Das  ist  der 
stärkste  Erfolg  unter  allen  bisherigen  Anleihen.  Auch  hat  sich  diesmal 
die  Eöchstzahl  von  Zeichnern,  nämlich  über  31000,  beteiligt.  Die  Zu- 
teilung wird  über  90  Proz.  betragen.  Der  Zeichnungspreis  beträgt 
100  Proz.  Die  Banken  behalten  sich  vor,  einen  höheren  Betrag  als 
100  Mill.  frcs.,  jedoch  höchstens  150  Mill.  frcs.  zuzuteilen.  Die  Anleihe 
ist  zu  pari  ohne  vorhergehende  Kündigung  am  31.  Januar  1948  rück- 
zahlbar, doch  behält  sich  der  Bundesrat  das  Recht  vor,  die  Anleihe 
jederzeit  ganz  oder  teilweise  auf  sechs  Monate  zu  kündigen.  Die  Zu- 
lassung der  Anleihe  während  deren  ganzer  Dauer  an  den  Börsen  von 
Basel,  Bern,  Genf,  Lausanne,  Neuenburg,  St.  Gallen  und  Zürich  ist 
eingeleitet. 

In  den  am  31.  Dezember  abgelaufenen  neun  ersten  Monaten  des 
Fiskaljahres  1917/18  betrugen  die  englischen  Staatseinnahmen 
400,65  Mill.  £  in  Zunahme  von  107,51  Mill.  £,  während  der  Voran- 
schlag für  das  ganze  Jahr  nur  ein  Mehr  von  65,17  Mill.  £  vorgeseheil 
hat.  Die  Ausgaben  betrugen  2029,43  Mill.  £  gegen  1565,92  Mill.  £, 
so  daß  die  Staatsschuld  in  dieser  Zeit  um  mehr  als  16C0  Mill.  £  an- 
gewachsen ist.  Nachstehend  zeigen  wir  deren  Stand  seit  dem  Buren- 
krieg: 


31. 

März  1889 

638,8  Mill 

31. 

März  1903 

798,3      „ 

31. 

März  1914 

707,7      „ 

31. 

März  1915 

1162,0      „ 

31. 

März  1916 

2189,8      „ 

31. 

März  1917 

3906,6      „ 

31. 

Dez.    1917 

5524,8      „ 

Die  fundierte  Schuld,  die  Ende  März  1914  686,7  Mill.  £  betragen 
hatte,  war  mit  1917  nur  noch  317,8  Mill.  £;  dies  erklärte  sich  durch 
den  Umtausch  eines  Teils  der  Consols  in  Kriegsanleihe,  die  nicht  zur 
konsolidierten  Schuld  zählt. 

Daß  bei  der  3.  englischen  Kriegsanleihe  von  den  1000  Mill.  rund 
300  Mill.  £  von  den  Banken  selbständig  gezeichnet  worden  sind,  ergibt  sich  aus 
englischen  Pressemitteilungen  (Statistik  vom  22.  Dezember  8.  1356),  und  auch 
die  führende  amerikanische  Finanzzeitschrift  „The  Commercial  and  Financial 
Chronicle"  hatte  schon  vorher  (11.  August  1917  8.  532)  geschrieben:   „Kenner 
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der  englischen  Finanzen  sind  der  Ansicht,  dafi  die  neue  Anleihe,  wenn  sie 
bald  aufgelegt  werden  würde,  in  der  Hauptsache  von  den  Banken  Qbernommeo 
werden  muu,  da  das  Publikum  seit  Auflegung  der  3.  Kriegsanleihe  noch 
nicht  Zeit  gefunden  hat,  sich  zu  erholen.'  Daß  die  als  Ersatz  für  eine  Anleihe 
gedachten  kontinuierlichen  Verkäufe  von  „National  War  Bonds*  sich  gleichfalls 
als  ein  Mißerfolg  der  englischen  Finanzpolitik  herausgestellt  haben,  ist  zur  Gle- 
nüge  bekannt.  Die  wöchentlichen  Ergebnisse  stellten  sich  anstatt  der  erhofften 
30  Mill.  £  bisher  nur  auf  16  Mill.  £'  durchschnittlich,  sie  blieben  hinter  den  Elr- 
wartungen  also  fast  um  die  Hälfte  zurück. 

Dem  „Temps"  zufolge  betragen  die  im  Staatshaushalt  Frank- 
reichs fürj.918  vorgesehenen  gewöhnlichen  Ausgaben  7769818036  frcs., 
denen  an  gewöhnlichen  Einnahmen  7  530  623  930  frcs.  gegenüberstehen. 
Zur  Deckung  des  Ausfalls  von  ungefähr  239  Mill.  hat  die  Regierung 
die  zuständigen  Kammerausscbüsse  ersucht,  die  Prüfung  einiger  neuer 
Finanzmaßnahmen  zu  beschleunigen.  Femer  ist  vorgesehen,  die  von 
den  Ausschüssen  im  Dezember  bereits  angenommenen  Finanzmaßnahmen 
unverzüglich  vom  Parlamente  annehmen  zu  lassen,  wodurch  der  Staats- 
kasse schätzungsweise  ungefähr  301  Yt  Mill.  zufließen  werden.  Für  die  Zeit- 
dauer vom  1.  August  1914  bis  31.  Dezember  1917  ergibt  sich  für  Frank- 
reich folgendes  Finanzbild :  Budgetmäßige  Kredite  106  500  000  000  frcs. 
Dem  Staatsschatze  und  der  Finanzverwaltung  sind  aus  direkten  und 
indirekten  Steaern,  Staatsscbatzscheinen,  Anleihen  usw.  101  Milliarden 
zugeflossen. 

Ueber  die  Nichtigkeitserkl&rang  der  russischen 
Staatsanleihen,  über  die  schon  im  Dezember  eine  alarmierende,  aber 
dann  widerrufene  „Prawda"-Meldung  erging,  wurde  im  Januar  mit  größerer 
Bestimmtheit,  wenn  auch  immer  noch  mit  mancher  Unklarheit,  im 
wesentlichen  folgendes  gemeldet: 

Haag,  11.  Januar  (Priy.-Tel.  der  „Frankf.  Ztg.).  Der  Petersburger  Korre- 
spondent des  -Manchester  Guardian*  meldet,  daß  alle  Anleiben  und  Schatzscheine, 
<ue  sich  im  Besitze  von  russischen  Untertanen  befinden  und  die  sich  auf  einen 
Betrag  von  mehr  als  10000  Kbl.  beziehen,  als  verfallen  erklärt  werden  sollen. 
Für  &träge,  die  1000  Rbl.  nicht  überschreiten,  werden  5  Proz.  Zinsen  des  Nomi- 
nalwertes Dezahlt,  bei  Beträgen  bis  zu  10000  Rbl.  3  Proz.  Zinsen.  Arbeiter  und 
Bauern,  die  100  Rubel-Anleihen  oder  Schatzscbeine  besitzen,  können  ihren  Be- 
sitz an  den  Staat  gegen  75  Proz.  des  Nominalwertes  verkaufen.  Bei  einem  Be- 
sitz bis  zu  600  Rbl.  werden  70  Proz.  des  Nominalwertes  vergütet. 

Der  .Voss.  Ztg.'  meldete  ans  Stockholm,  11.  Januar  M.  Tb.  Bchrmann: 
Zur  Meldung  des  , Manchester  Guardian*  aus  Petersburg  von  einer  an- 
geblich unmittelbar  bevorstehenden  Annullierung  der  russischen  Staatsschulden 
erfahre  ich,  daß  die  Fassung  dieser  Meldung  in  dem  genannten  englischen  Blatt« 
den  Tatsachen  nicht  entspricht.  Wie  ich  scnon  vor  einiger  Zeit  mitteilen  konnte, 
beschäftigt  diese  Frage  allerdings  seit  mehreren  Wochen  den  Rat  der  Volkskom- 
missare, dessen  Mitglieder  zum  größten  Teil  für  eine  .Reform'  der  russischen 
Staatsschulden  sind,  einer  Reform,  die  einer  fast  völligen  Annulierung  derselben 
gleichkäme.  Dieser  numerischen  Mehrheit  innerhalb  der  derzeitigen  Regierune, 
zu  der  auch  der  Volkskommissar  für  das  Finanzwesen,  Menschinski,  zählt,  steht 
eine  maßgebende  Minderheit  mit  Trotzki  an  der  Spitze  gegenüber.  Außerdem 
hat  sich  das  Zentralkomitee  der  Sowjets  erst  in  diesen  Tagen  deutlich  gegen 
eine  Annullierung  der  russischen  Staatsschulden  ausgesprochen.  Die  vom  «Man- 
chester Guardian"  angegebenen  Einzelheiten  der  angeblich  bevorstehenden  Annul- 
lierung sind  schon  deshalb  unwahrscheinlich,  weil  sie  finanztechnisch  einfach 
undurchführbar  sind.  Allerdings  schwebt  Menschinski,  wie  ich  höre,  das  Projekt 
vor,  Anleihen  und  Schatzanweisungen  von  größerem  Nennwert  einfach  als  wert- 
los  zu   erklären,   während  kleinere  und  kleinste  nach  einer  gewissen  Reihenfolge 
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einzulöBen  wären.  Menschinski  glaubt,  damit  das  ruBsiBche  und  aueländiBche 
Großkapital  zu  treffen,  während  me  kleineren  Sparer  dabei  doch  nicht  ganz  leer 
ausgingen.  Alle  diese  Absichten  und  Pläne,  die  eines  gewissen  Dilettantismus 
nicht  entbehren,  werden  mir  von  vertrauenswürdiger  Seite  als  noch  keineswegs 
spruchreif  bezeichnet,  so  daß  man  die  Meldung  des  englischen  Blattes  vorerst 
anzweifeln  muß,  obwohl  sie  mit  völler  Bestimmtheit  gegeben  ist.  Verdächtig  ist 
in  diesem  Zusammenhange  allerdings  das  soeben  von  der  russischen  Regierung  er- 
folgte Einlösungs verbot  nicht  nur  von  Dividendenscheinen,  sondern  auch  von 
Kupons.  Doch  geht  aus  dieser  neuen  Verordnung  nicht  klar  hervor,  ob  das  Ein- 
lösungsverbot auch  auf  Staatsanleihen  und  vom  Staate  garantierte  Eisenbahn- 
obügationen  zu  beziehen  ist. 

Weiter  meldete  ein  Privattelegramm  der  „Frankf.  Ztg."  am  14.  Januar,  daß 
im  Haag  folgende  Beutermeldung  vorliege :  Der  oberste  Verwaltunesrat  der  na- 
tionalen Güter  arbeitet  den  Entwurf  einer  Verfügung  aus,  wonach  alle  Beichsan- 
leihen,  die  von  der  kaiserlichen  und  bürgerlichen  Eegierung  ausgegeben  wurden, 
annulliert  werden,  ebenso  werden  alle  inneren  Anleihen  sowie  deren  Obligationen, 
die  im  Besitze  von  Engländern  sind,  bedingungslos  annulliert.  Als  gültig  werden 
allein  betrachtet  nationale,  kurzfristige  Schatzanleihen  und  die  verschiedenen 
Werte  des  Schatzamtes.  Der  Dezemberkupon  der  genannten  Anleihen  wird 
nicht  bezahlt  werden.  Ebenso  werden  die  Staatsgarantien  für  Unternehmungen 
und  Einrichtungen  aller  Art,  die  von  der  alten  Eegierung  gewährt  worden  sind, 
für  nichtig  erklärt.  Verbindlichkeiten  mit  kurzer  Umlaufszeit  und  andere  Schatz- 
scheine bleiben  in  Kraft,  jedoch  werden  die  Zinsen  dieser  Werte  unterdrückt,  und 
die  Papiere  können  wie  Banknoten  umlaufen.  Inhaber  innerer  Anleihen  in 
kleineren  Beträgen,  d.  h.  von  weniger  als  10000  Bbl.,  werden  eine  lebensläng- 
liche Bente  in  der  Höhe  der  bisher  bezogenen  Zinsen  erhalten.  Die  Sparkassen 
werden  von  dem  Erlaß  nicht  berührt. 

Die  „Nordd.  Allg.  Ztg."  macht  in  diesem  Zusammenhange  An- 
gaben über  die  Höhe  der  russischen  Staatsschulden  und  ihre  Verteilung 
auf  Inland  und  Ausland. 

Vor  dem  Kriege  betrug  die  russische  Staatsschuld  nach  amtlicher  Angabe 
8,8  Milliarden  Bbl.  Hierunter  waren  nach  Schätzungen  von  maßgebender  Seite 
ungefähr  2,9  Milliarden  Bbl.,  d.  h.  mehr  als  ein  Drittel  im  Auslande  unterge- 
bracht. Bei  diesen  Ziffern  handelt  es  sich  aber  nur  um  die  reinen  Staatsschulden. 
Die  Gesamtverpflichtungen  Bußlands  waren  wesentlich  höher,  da  die  staatlich 
garantierten  Eisenbahnwerte,  die  einen  sehr  großen  Umfang  annehmen,  hinzuzu- 
nehmen sind.  Darüber  hinaus  bestehen  noch  erhebliche  ausländische  Finanz- 
interessen in  Bußland,  die  sich  aus  der  Kapitalsinvestition  Frankreichs,  Deutsch- 
lands und  Englands  in  der  russischen  Industrie  zusammensetzen.  Hatte  man 
doch  vor  dem  Kjiege  die  gesamten  Kapitalanlagen  des  Auslandes  in  Bußland 
(d.  h.  Staatspapiere,  Eisenbahnwerte,  Industrieaktien,  Fabrikanlagen  usw.)  auf 
25  Milliarden  Bbl.  beziffert,  eine  Schätzung,  die  freilich  reichlich  hoch  bemessen 
sein  dürfte. 

Während  des  Krieges  hat  die  russische  Staatsschuld  eine  ungeheure  Ver- 
mehrung erfahren.  Bis  zum  1.  September  1917  bezifferte  der  russische  Finanz- 
minister die  Kriegskosten  auf  41  392,7  MUl.  Bbl.  Bis  Ende  des  Jahres  1917  dürften 
nach  fachmännischer  Berechnung  die  Kriegskosten  mindestens  den  Betrag  von 
55  Milliarden  Bbl.  erreicht  haben,  so  daß  die  gesamte  Schuldenlast  sich  jetzt  auf 
rund  64  Milliarden  Bbl.  belaufen  wird. 

Von  den  Kriegskosten  Rußlands  hat  bis  jetzt  das  feindliche  Ausland  einen 
Teil  getragen.    Schätzungsweise  entfallen  von  den  russischen  Kriegskosten  auf 
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Immerhin  verbleibt  der  weitaus  größte  Teil  der  nissiehen  EriegskoBten  — 
obwohl  die  Buudesgenosäen  groUe  Aufwendungen  machen  mußten  —  im  Lande 
seibat.  Eine  reine  Annullierung  der  Auslandsschulden  würde  also  Rufiland  nur 
von  einem  Sechstel  der  Gesamtscbulden   befreien. 

Nach  dem  „Economiste  Europeen"  aber  haben  sich  Rußlands  Schulden 
im  Auslande  bereits  im  Frühjahr  1917  auf  mindestens  12  Milliarden 
ßbl.  gesteigert,  was  dem  „Berl.  Börs.-Cour."  zu  folgenden  weiteren 
Ausfahrungen  Anlaß  gibt: 

,Für  die  Verzinsung  dieser  Schuld  sind  mindestens  7' ,  Proz.  im  Durch- 
schnitt zu  zahlen.  Während  Rußlands  Verschuldung  schon  vor  dem  Kriege  be- 
reits  425  Mill.  Rbl.  für  Zinsen  an  das  Ausland  erforderte,  sind  diese  Auslands- 
verpflichtungen Rußlands  bis  zum  April  1917  auf  1325  Mill.  Rbl.  eestiegen. 
Schon  Anfang  April  1917  war  für  Zinsverpflichtungen  von  nahezu  einer  Uilliarde 
Rbl.  nach  dem  Kriege  keinerlei  Deckung  vorhanden.  Bedenkt  man  aber,  daß 
der  Wert  des  russischen  Währungsgeldes  teilweise  auf  '/t  seines  ursprünglichen 
Wertes  gesunken  ist,  so  würde  sicn  diese  Schuld  noch  verfünffachen.  Dabei 
übersteigt  der  Notenumlauf  der  russischen  Staatsbank  jetzt  17  Milliarden  Rbl., 
und  nach  der  jüngsten  Erklärung  der  russischen  Regierung  ist  denn  auch  mit 
der  letzten  Notenausgabe  von  2  Milliarden  der  Staatskredit  Rußlands  bis  zur 
äußersten  Grenze  erschöpft,  und  eine  weitere  Ausgabe  mit  der  Deckungsfrage 
vollkommen  unvereinbar.  Die  Auslandsverschuldung  des  Russischen  Reiches 
wird  trotz  der  unermeßlichen,  aber  noch  ungehobenen  Reichtümer  dieses  Ljmdes 
wie  ein  Bleigewicht  die  Wage  der  Zahlungsbilanz  ständig  berabdrücken.* 
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Volkswirtschaftliche  Chronik. 

Februar  1918. 
I.   Produktion  im  allgemeinen. 

Inhalt:  Beschäftigungsgrad  im  Februar. 

Das  „Reichs- Arbeitsblatt"  gibt  folgenden  zusammenfassenden  Ueber- 
blick  über  den  Monat  Februar:  Auch  im  Februar  1918  konnte  keine 
wesentliche  Veränderung  in  der  Tätigkeit  in  der  deutschen  Industrie 
gegenüber  der  Lage  im  Januar  festgestellt  werden.  Sie  bietet  ungefähr 
dasselbe  Bild  wie  in  den  vorhergehenden  Monaten.  Da  sich  die  Volks- 
wirtschaft vollkommen  auf  die  Kriegsverhältnisse  eingestellt  hat,  können 
grijßere  Schwankungen  nicht  leicht  vorkommen.  Die  Beschäftigung 
hielt  sich  auch  gegenüber  dem  Vorjahr  ungefähr  auf  derselben  Höhe. 
Einige  Industriezweige,  an  die  besondere  Anforderungen  infolge  dos 
Krieges  gestellt  werden,  konnten  eine  weitere  Verbesserung  ihres  Ge- 
schäftsganges nachweisen. 

Die  Berichte  aus  dem  Bergbau-  und  Hüttenbetrieb  lassen  erkennen, 
daß  die  aufsteigende  Linie  der  letzten  Monate  auch  im  Februar  sich 
gleichmäßig  fortgesetzt  hat.  Die  Lage  wird  besonders  durch  die  Ein- 
stellung neuer  Arbeitskräfte,  die  zum  größeren  Teil  dem  männlichen 
Geschlecht  angehören,  gekennzeichnet.  Die  Eisen-  und  Metallindustrie 
hatten  die  gleiche  rege  Tätigkeit  wie  in  den  vergangenen  Monaten  auf- 
zuweisen, ebenso  konnte  die  elektrische  Industrie  über  einen  gleich- 
mäßig guten  Geschäftsgang  berichten.  Eine  weitere  erhebliche  Ver- 
besserung ihrer  Lage  hatte  die  chemische  Industrie  zu  verzeichnen. 
Sie  war  imstande,  eine  erheblich  größere  Anzahl  von  Arbeitskräften  zu 
beschäftigen.  Bei  diesen  Neueinstellungen  waren  wieder  die  Männer 
in  der  Mehrheit.  Auf  dem  Baumarkt  dagegen  hat  sich  die  Lage  noch 
ruhiger  als  in  den  letzten  Monaten  gestaltet. 

Die  Nach  Weisungen  der  Krankenkassen  lassen  für  die  am 
1.  März  in  Beschäftigung  stehenden  Mitglieder  im  Vergleich  zum  An- 
fang des  Vormonats  eine  Abnahme  um  7401  oder  0,1  v.  H.  (gegenüber 
einer  Abnahme  der  Beschäftigtenzahl  um  0,5  v.  H.  im  Vormonat)  er- 
kennen. Die  Verminderung  trifft  allein  die  weiblichen  Arbeitskräfte, 
die  um  11088  oder  0,3  v.  H.  (gegenüber  einer  Verminderung  um  0,9 
V.  H.  im  Vormonat)  abgenommen  haben,  während  die  männliche  Ar- 
beiterschaft einen  Zuwachs  von  3687  oder  0,1  v.  H.  (gegenüber  einer 
Abnahme  um  0,1  v.  H.  im  Vormonat)  zu  verzeichnen  hatte.  Im  Ver- 
gleich zum  Vorjahr,  zum  1.  März  1917,  läßt  sich  eine  ungünstigere  Ge- 
staltung des  Arbeitsmarktes  feststellen.     Es  war  damals  eine  Zunahm» 
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an  Arbeitskräften  von  0,4  v.  H.  gegenüber  dem  Vormonat  zu  verzeichnen 
gewesen,  in  geringerem  Maße  bei  den  Männern  (0,1  v.  H.),  in  höherem 
Maße  bei  den  weiblichen  Arbeitskräften  (0,6  v.  EL).  Bei  der  Beurtei- 
lung der  Bewegung  der  männlichen  Beschäftigtenzahl  ist  zu  berück- 
sichtigen, daß  die  Kriegsgefangenenarbeit  in  den  Ergebnissen  der 
Eranken'kassenstatistik  nicht  inbegriffen  ist. 

Was  die  Zusammenstellung  für  die  Betriebskrankenkassen- 
mitglieder, die  einen  Vergleich  mit  dem  Vormonat  gestattet,  an- 
belangt, so  zeigt  sich  für  das  männliche  Geschlecht  eine  Zunahme  der 
Beschäftigung  für  die  Land-  und  Forstwirtschaft,  femer  für  die  che- 
mische Industrie,  für  die  Holzindustrie,  für  die  Metall-  und  Maschinen- 
industrie und  für  das  Bekleidungsgewerbe.  Eine  Abnahme  macht  sich 
in  der  elektrischen  Industrie,  im  Baugewerbe  wie  ferner  im  Spinnstoff- 
und  im  Nahrungsmittelgewerbe  fühlbar.  Die  Beschäftigtenzahl  der 
Frauen  zeigt  ähnlich  wie  die  für  Männer  eine  Zunahme  in  der  Land- 
und  Forstwirtschaft,  in  der  Metall-  und  Maschinenindustrie,  im  Be- 
kleidungsgewerbe und  in  der  Holzindustrie.  Die  Zunahme  ist  in  der 
Holzindustrie  für  die  Frauen  und  Mädchen  verhältnismäßig  stärker  als 
für  das  männliche  Geschlecht.  Keine  Abnahme,  wie  bei  den  Männern, 
vielmehr  eine  Zunahme  ist  für  die  weibliche  Beschäftigung  im  Bau- 
gewerbe festzustellen.  In  der  chemischen  Industrie,  für  die  sich  eine 
geringe  Zunahme  der  männlichen  Beschäftigung  bemerkbar  machte,  ist, 
was  das  weibliche  Geschlecht  anbelangt,  eine  Abnahme  der  Beschäfti- 
gung im  Verlaufe  des  Februar  eingetreten.  Ein  Rückgang  ist  ferner 
ebenso  wie  bei  den  Männern  auch  für  die  weibliche  Beschäftigteneahl 
in  der  elektrischen  Industrie,  im  Spinnstoffgewerbe  und  in  der  Nahrungs- 
ond  Genußmittelindustrie  zu  verzeichnen. 

Nachstehend  ist  die  Bewegung  der  Beschäftigten  in  den  einzelnen 
Gewerbegruppen ,  soweit  sie  in  der  Berichterstattung  der  Betriebs- 
krankenkassen  zum  Ausdruck  kommt,  vom  1.  Februar  bis  1.  März 
dargestellt.  Die  Zahl  der  versicherungspflichtigen  Mitglieder  betrug 
am  1.  März  1918: 

Pflichtmitglieder 
abzüglich  der  arbeits- 
nnfäbigen  Knuikeii 


Gewerbe 


Zahl  der 
berichten- 
den Kassen 


Zu-  oder  Abnahme 

gegen  den    Vormonat 

in  Prorent 


m&nnl. 


Land-    nnd    Forstwirbschaft, 
Gärtnerei 

Metall-,  Maschinenindustrie 
j  .     (Schlesien 

davon  in  |Rheinl.-Westf. 

Elektrische  Industrie 

Chemische  Industrie 

Spinnstoffgewerbe 

I  Schlesien 
Rheinl.-Westf. 
Kgr,  Sachsen 
Els.-Lothringen 
Holz-  and  Schnitzwaren 
Kahmngs-  und  Qennfimittel 
Bekleidung 
Baugewerbüe 


69 

7704 

632 

445371 

49 

38978 

207 

»5403« 

18 

34  "9 

9« 

67249 

78« 

51  941 

46 

5*84 

206 

II  666 

243  . 

«3485 

36 

1692 

72 

6831 

263 

23463 

7» 

5279 

»59 

34  »57 

weibl. 

5  59» 
156612 

15736 
53049 
51360 

34989 

123692 

12994 

20008 

37824 
5241 

3  449 
35  455 
10664 

538t 


m&Dul. 

+  O.T 

+  o,» 

+  I.l 

+  0,4 

—  o,& 

+  0,4 

—  0,8 

—  >.« 

—  0,0 

—  »,« 

—  2,7 

+  o.» 

—  4,8 
-f-  0.1 

—  0,4 


weibl. 

+  «,t 

+  o.« 

+  a.» 

+  0,8 

—  3.« 

—  0,4 

—  ',6 

—  «,o 

—  3.« 

—  0,1 
-6.8 

+  5.« 

—  6,5 
+  0,1 
-1-12,8 
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Von  den  berichtenden  Unternehmungen  gaben  355  die  Zahl  ihrer 
Arbeiter  im  Berichtsmonat  auf  389  619  Arbeiter  an. 

Neben  der  Beschäftigten  zahl  im  Berichtsmonat  verzeichneten  346 
Unternehmungen  auch  die  Zahl  der  im  Vormonat  beschäftigten  Arbeiter. 
Hier  waren  am  letzten  Tage  des  Berichtsmonats  insgesamt  383  534 
gegen  383  993  Arbeiter  am  Schlüsse  des  Vormonats  tätig.  Es  ist  also 
im  Berichtsmonat  dem  Vormonat  gegenüber  eine  Abnahme  der  Beschäf- 
tigten um  459  oder  0,1  v.  H.  eingetreten.  Die  Ahnahme  gegen  den 
Vormonat  ist  allein  auf  einen  Rückgang  der  männlichen  Arbeitskräfte 
zurückzuführen.  Die  Zahl  der  beschäftigten  Frauen  hat  im  Februar 
etwas  zugenommen. 

An  der  Abnahme  der  Beschäftigtenzahl  sind  in  erster  Linie 
die  Eisen-  und  Metallindustrie  und  das  Nahrungsmittelgewerbe  beteiligt. 
Die  elektrische  Industrie  und  das  Spinnstoffgewerbe  weisen  einen  nur 
ganz  geringen  Rückgang  auf.  Eine  Zunahme  der  Beschäftigtenzahl  ist 
besonders  in  der  chemischen  Industrie  und  im  Maschinenbau  zu  ver- 
zeichnen. Weniger  stark  tritt  sie  im  Bergbau  und  Hüttenwesen  und 
in  den  anderen  Zweigen  hervor. 

354  der  berichtenden  Unternehmungen  teilten  neben  der  Beschäf- 
tigtenzahl im  Berichtsmonat  auch  den  Stand  der  Arbeiterschaft  im 
gleichen  Monat  des  Vorjahres  mit.  In  diesen  354  Unternehmungen  waren 
im  Berichtsmonat  389  515  Arbeiter  gegenüber  351032  im  Februar  1917 
tätig.  Es  ist  also  gegenüber  dem  Vorjahr  eine  Zunahme  der  Arbeiter- 
schaft um  38  483  oder  um  11,0  v.  H.  eingetreten.  Die  Zunahme  ist 
auf  mehr  als  dreimal  so  starke  Einstellung  von  männlichen  als  von 
weiblichen  Arbeitskräften  zurückzuführen. 

Ein  Rückgang  der  Beschäftigung  im  Vergleich  zum  Vorjahr  ist 
besonders  im  Nahrungsmittelgewerbe,  in  geringerem  Maße  im  Be- 
kleidungsgewerbe und  in  der  Glas-  und  Porzellanindustrie  festzustellen. 
Die  übrigen  Industriezweige  weisen  sämtlich  einen  höheren  Beschäfti- 
gungsgrad auf.  Ganz  besonders  treten  die  Zahlen  der  chemischen  In- 
dustrie und  der  Industrie  des  Maschinenbaues  hervor.  Auch  der  Berg- 
bau und  das  Hüttenwesen  und  die  Eisen-  und  Metallindustrie  ergeben 
eine  nicht  unerhebliche  Vermehrung  der  Arbeitskräfte.  Besonders  be- 
merkenswert ist,  daß  in  den  bedeutendsten  Industrieen  die  Zunahme- 
der  Beschäftigtenzahl  auf  die  stark  erhöhte  Einstellung  von  männlichen 
Arbeitskräften  zurückzuführen  ist.  So  namentlich  in  der  chemischen 
Industrie  und  im  Maschinenbau.  In  den  anderen  Industrieen  wurden 
(jedoch  lange  nicht  in  gleich  hohem  Maße)  mehr  Frauen  eingestellt. 
Eiiige  Industriezweige,  wie  das  Nahrungs-  und  Genußmittelgewerbe, 
die  Glas-  und  Porzellanindustrie,  lassen  einen  ganz  geringen  Rückgang 
an  männlichen  Arbeitskräften  erkennen. 

Nachstehend  geben  wir  die  Veränderungen  in  einzelnen  Unter- 
nehmungen tabellarisch  wieder  (s.  Tabelle  auf  nächster  Seite). 

Nach  den  Feststellungen  von  34  Fachverbänden,  die  für  1  126  768 
Mitglieder  berichten,  betrug  die  Arbeitslosenzahl  Ende  Februar 
1918  9308  oder  0,8  v.  H.  Es  bedeutet  dies  eine  Verbesserung  gegen- 
über dem  Vormonat  mit  0,9  v.  H.    Im  Vergleich  zum  Februar  der  vier 

V* 
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BeachUtigte  am 

Zu-  oder  Abnahme 

Gewerbegrnppen 

letzten  Tage  dea 

Berichtamonata 

1             

& 

inigeMunt 

mtnol.  I  weibL 

imgcMunt 

mftnnl. 

Ansahl 

T.  H. 

Bergbau  und  Hüttenbetrieb 

20 

39  22" 

35  3«5 

+ 

69 

+  0,1 

+ 

98 

—     »9 

EUeo-  und  Meiallindiutrie 

60 

8745; 

56878 

— 

998 

—  «.» 

57* 

-  *99 

Industrie  der  Maschinen 

89 

136  296 

114005 

+ 

421 

+  0,1 

+ 

161 

+     6s 

Elektrinche  Industrie 

"9 

1 1  040 

5  443 

— 

80  —  0,7 

«49 

+    68 

Chemische  Industrie 

38 

80677 

62564 

+ 

581   +  0,7 

— 

>5 

+  619 

SpioDstoffgeverbe 

«S 

8057 

*430 

— 

49  —  0.« 

+ 

I 

—    50 

Holzindustrie 

II 

1436 

838 

+ 

8  +  o.« 

7 

+     «5 

Nahrung«-  und  OenuQmittel 

«s 

4677 

1567 

— 

5«»  —  9.» 

— 

118 

—  394 

Beklcid  ungKgewerbe 

'4 

2807 

499 

+ 

»3  +  0.» 

+ 

3 

+     35 

Glas  und   Porzellan 

9 

2414 

I  263 

+ 

IS  +  o,e 

+ 

«S 

+      0 

Papierindustrie  und  Bacbdmck 

4' 

655* 

3814 

+ 

H  +  0.* 



7» 

+  106 

Sonstige  Oewerbe  (einschlieQlich 

Baustoffe  und  Schiffahrt) 

«4 

2  900 

1569 

+ 

39  +  1,4 

+ 

5 

+     «8 

Summe 

345 

383  534 

286245 

— 

459 

-0,1 

— 

650 

+  164 

vorhergehenden  Jahre  ist  die  Arbeitslosenziffer  bedeutend  geringer. 
Sie  hatte  namentlich  Ende  Februar  1916  5,1  und  Ende  Februar  1914, 
also  in  der  Friedenszeit,  3,7  v.  H.  betragen;  sie  war  Ende  Februar  1916 
auf  2,8  und  Februar  1917  auf  1,6  v.  H.  zurückgegangen,  also  1917 
noch  doppelt  so  groß  als  im  Berichtsmonat. 

Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise  läSt  im  Berichtsmonat 
für  beide  Geschlechter  einen  geringfügigen  Rückgang  des  Andrangs  der 
Arbeitsuchenden  erkennen.  Im  Februar  kamen  auf  100  offene  Stellen 
bei  den  männlichen  Personen  68  Arbeitsuchende  (gegenüber  62  im  Vor- 
monat); bei  dem  weiblichen  Geschlecht  sank  die  Andrangsziffer  von  99 
auf  93.  Das  Angebot  stand  also  auf  dem  weiblichen  Arbeitsmarkt  noch 
Kauerst  günstig  zur  Nachfrage. 


II.  Landwirtschaft  und  rerwandte  Gewerbe. 

Inhalt:  Landwirtschaftliche  &zeu^ung  in  den  baltigchen  Provinzen.  — 
SaatenstandB-  und  Ernteberichte:  Argentinien.  Auntralicn.  Indien.  —  Preußen: 
Viehzählung.  Deutschland:  Rundholzmarkt.  —  Internationales  Institut 
für  Landwirtschaft  in  Koni :  Höchstpreise  für  Weizen.  —  Lage  der  landwirt- 
Bcbaftlichen  Produktion:  Deutschland:  Getreidepreise.  Oesterreich:  Milch- 
sammelstellen in  Tirol.  Kälberpreise.  Käsepreise.  Getreide-  und  Futterverteilung. 
Ungarn:  Zichorie.  Schweiz:  Heu-  und  Strohpreise.  Bestandsaufnahme  von 
Heu  und  Stroh.  Kartoffelrationierung.  Oelkuchen.  Eierverkauf  nach  Gewicht. 
Ukraine:  Bodenerzeugnisse.  Dänemark:  Sehweinebestand.  Kartoffelanbau. 
Norwegen:  Getreidemonopol.  Dänemark:  Fleisch  für  England.  Frank- 
reich: Getreideanbau.  Bevölkerung.  Nahrungsmittel.  Versorifung.  Getreide- 
bedarf. Kohlenpreis.  Italien  :  Anbau.  Turkest  an:  Hunger.  Kanada:  Ernte. 
Weltmarkt.  Oesterrei  ch:  Betrieb  der  Landwirtschaft.  Internationaler 
Goldmarkt.  England:  Weideumbruch.  Internationales  Landwirtschafts- 
institut in  Rom:  Anbaustatistik:  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika;  England; 
Kanada;  Indien.  Ruüland:  Brotversorgung.  Oesterreich:  Fleischprcise. 
Dänemark:  Schweineschlachtungen.  Schweden:  Volks-Haushalts-Ausschuö. 
England:  Erhaltung  des  Viehbestandes.  Irland:  Milcherzeugung.  Ver- 
einigte  Staaten    von    Nordamerika:    Mehlausfuhr.    Argentinien:    Ge- 
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treideausfuhr.  Australien:  Vorschuß  an  Landwirte.  Neusüdwales:  E^rnte- 
bericht.  Brasilien:  Einwanderung  von  Japanern .  Rußland:  Brotration. 
Lebensmittel.  —  Welterzeugung  von  Kohr-  und  Bübenzucker. 

•  Ueber  die  landwirtschaftliche  Erzeugung  in  den  bal- 
tischen Provinzen  bringt  die  „Landwirtschaftliche  Marktzeitung" 
(19.  17/18)  eine  jetzt  bemerkenswerte  Zusammenstellung,  aus  der  hier 
folgendes  mitgeteilt  werden  soll : 

Von  der  Bevölkerung  lebten  74  Proz.  auf  dem  Lande  gegen  42  Proz.  im 
Deutschen  Keich. 

Die  Bodennutzung  verteilte  sich,  wie  folgt: 

Acker  wp'd  Wald         Unland 

Proz.  Proz.  Prot.  Proz. 

Estland               1900          i8,o  47,0  20,0  15,0 

Livland               1911           27,5  32,6  25,5  14,5 

Kurland              1906          26,0  32,0  31,0  11,0 

Litauen                —            40,0  25,0  25,0  10,0 
Ostpreußen     1 

Westpreußen  >•  1912          55,.^  19,0  19,5  6,0 
Pommern         J 

Die  Ernteerträge  des  Baltikums  betrugen  nach  der  amtlichen  russischen  Statistik 

im  Durchschnitt  des  Jahrfünfts  1908/12 : 

Weizen  Roggen  Gerste  Ilafcr 

48000  t  419  coo  t  275000  t  353000  t 

insgesamt,  also  an  Körnerfrüchten  1 095  000  t,  während  Ost-  und  Westpreußen 
und  Pommern  1914  rund  4',,,  Mill.  t  Getreide  ernteten.  In  größerem  Umfange 
wurde  vom  Baltikum  nur  Hafer  ausgeführt. 

Die  Kartoffelerzeugung  der  baltischen  Provinzen  stellte  sich  auf  l'/«  AUU.  t 
gegen  rund  8  Mill.  t  in  den  drei  vorerwähnten  preußischen  Provinzen. 

Litauen,  d.  h.  die  drei  früheren  russischen  Gouvernements  Wilna,  Grodno 
und  Kowno,  ernteten,  wie  wir  zum  Vergleich  beifügen  wollen,  im  Durchschnitt 
1908/12: 

Weizen  Roggen  Gerste  Hafer  Kartoffeln 

93  coo  t  I  038000  t         234000  t         464000  t         2099000  t 

Die  Ernteerträge  der  baltischen  Provinzen  sind  also  im  Verhältnis  zur  Größe 
des  Landes  und  der  Einwohnerzahl  nur  mäßig;  der  Hektarertrag  aller  Körner- 
früchte im  Durchschnitt  stellte  sich  für  das  Jahr  1910  auch  nur  auf  1141  kg 
gegen  1976  kg  in  den  zum  Vergleich  herangezogenen  Provinzen  Preußens. 
Zweifelsohne  ist  aber  der  Anbau  noch  recht  ausdehnungsfähig,  und  auch  die 
Hektarerträge  dürften  sich  heben  lassen.  Das  Baltikum  oietet  weiten  Platz  für 
die  Ansiedlung  deutscher  Bauern. 

Man  würde  die  Bedeutung  der  baltischen  Provinzen  und  Litauens  aber  nicht 
richtig  darstellen,  wenn  wir  ihren  Flachsanbau  unerwähnt  ließen.  Für  dieses 
Erzeugnis  war  Riga  seit  langem  der  große  Stapel-  und  Ausfuhrplatz.  Es  erzeugten 
im  Durchschnitt  des  Jahrfünfts  1909/13 : 

Kurland  Livland  Estland 

Flachs  6300  t  32500  t  1600  t 

Leinsaat  6000  t  27800  t  1700  t 

Der  Vollständigkeit  halber  fügen  wir  die  Erzeugung  Litauens,  d.  h.  der 
früheren  russischen  Gouvernements  Kowno,  Wilna  und  Grodno,  bei,  die  sich  im 
Durchschnitt  des  gleichen  Jahrfünfts  1909/13  auf  33  800  t  Flachs  und  37300  t 
Leinsaat  belief. 

Insgesamt  erzeugten  die  hier  betrachteten  Gebiete  also  74  200  t  Flachs  und 
72  800  t  Leinsaat,  während  die  Gesamtproduktion  des  früheren  russischen  Reiches 
sich  auf  418800  t  Flachs  und  404  300  t  Leinsaat  belief.  Von  diesen  Mengen 
führte  Rußland  von  Flachs  rund  60  Proz.  und  von  der  Leinsaat  rund  34  Proz.  aus. 
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Was  schliefilicb  den  Viehstand  anlangt,  worUber  Angaben  aua  früheren 
Jahren  allerdings  heute  kaum  mehr  als  historische«  Interesse  haben,  so  betrug 
derselbe : 

Pferde  Binder      Schafe  u.  Zie^n     Schweine 

Baltische  Provinzen  37S  655        i  i37  891  880558  507  446 

Ost-,  WestpreuQen  und  Pommern      i  010  856        2760947  1780295  3  345  9^4 

Von  Saatenstands-  nnd  Erntebericbten  liegen  noch  fol- 
gende neuere  vor: 

Argentinien:  Buenos  Aires,  1.  Febr.  Aus  hier  eingegangenen  Berichten 
ist  zu  ersehen,  daß  die  Qualität  des  Getreides  und  der  Oelsaaten  aus  der  letzten 
Ernte  im  mittleren  und  nördlichen  Buenos  Aires,  Santa  F^,  Cordoba  und  Entre 
Rio«  gut  ist,  während  die  Güte  der  Ernte  im  Bahia  Bianca-Distrikt  und  in  der 
Pampa  nur  .ziemlich'  gut  ist.  Die  Feldarbeiten  sind  durch  Regenfälle  unter- 
brochen worden,  die  allerdings  für  die  Maisernte  günstig  waren,  den  Qetreide- 
schobem  aber  Schaden  zugefügt  lutben. 

Australien:  Der  Elrtrag  der  diesjährigen  Weizenemte  wird  auf  3311000  t 
gegen  4  114000  t  im  Vorjahre  geschätzt. 

Indien:  Die  Anbaufläche  Indiens  wird  für  das  E^tejahr  1917/18  auf 
33  912000  Acres  (13  724186  ha)  aagegeben  gegen  30924000  Acres  (12370000  ha) 
zur  gleichen  Zeit  de«  Vorjahres  und  329*3000  Acres  (13180000  ha)  definitive 
Schätzung  für  1916/17.  Sie  hat  also  eine  VergröBemng  om  2988000  Acres 
1 195  000  ha)  gegenüber  der  ersten  entsprechenden  offizidlen  Schätzung  in  der 
letzten  Saison  erfahren  und  ist  um  972000  Acres  (390000  ha)  gröiJer  als  die 
Schluüschätzung  im  letzten  Jahre. 

Ueber  die  landwirtschaftliche  Viehzählung  in  Preußen 
vom  1.  Dezember  1916  liegen  jetzt  die  endgültigen  Ergebnisse  vor. 
Sie  sind  in  Nr.  6  der  „Statistischen  Korrespondenz"  vom  9.  Februar 
veröffentlicht. 

Danach  waren  vorhanden:  Pferde  (ohne  Militärpferde): 

1.  12.  16         1.  12.  15  2.  12.  12 

1.  unter  3  Jahren  und  Fohlen 

2.  3  bis  noch  nicht  5  Jahre  alte 

a)  znr  Znoht  benatite  oder  bestimmte  Stuten 

b)  sonstige  Pferde 

3.  zusammen 

3.  5  Jahre  nnd  Altere  Pferde 

a)  zur  Zucht  benatzte  oder  bestimmte  Stuten 

b)  sonstige  Pferde 

3.  zusammen 


468058 
'35  568 

390594 

3«7«99 
«  *53  958 


498  13s 


157«  «57 


Rindvieh: 
1.   Kftlber 

a)  unter  6  Wochen 

b)  6  Wochen  bis  3  Monate 


Pferde  überhaupt      2  4  29  909  2444897  3095366 


461  958 
5*5  994 


2.  Jnn  g  vieh 

a)  3  Monate  bis  anter  1  Jahr 

b)  1  Jahr  bis  unter  2  Jahre 


K&Iber  insgesamt      1004362             736043  987  95  2 

1.  12.  16  1.  12.  15  2.  12.  12. 

2171058  1923665  1766032 

1  979  25 1  2  002  609  2  054  490 


3926274    3820522 


Jungvieh  insgesamt  4  150309 
3.  2  Jahre  altes  nnd  älteres  Rindvieh 

a)  Bullen,  Stiere,  Ochsen  745  04*              745  39^             064716 

b)  Kühe,  Färsen,  Kalbinnen  6217504           6369052          6392889 


3.  insiKesamt      6962546  7114448  7  057  bos 

Kindvieh  überhaupt    12  117  217         11776765         11866079 
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Schafe: 

1.  Scbafe  nnd  Lämmer  unter  1  Jahr 

2.  2  Jahr  alte  und  ältere  Schafe 

a)  Schafböcke 

b)  Mutterschafe 

c)  Hammel 

997  994 

61395 
2083581 

245  342 

• 

1  238  286 

62  278 

2  368  180 
443  185 

2.  zusammen 
Schafe  überhaupt 
Ziegen : 
unter  1  Jahr 
1  Jahr  und  darüber 

2389328 
3387272 

606  029 
I  792  890 

3  305  657 

2  873  646 
4  III  929 

438  228 
I  664  475 

Ziegen  überhaupt 
Schweine: 
1.  unter  '/,  Jahr  alt 

a)  unter  8  Wochen 

b)  über  8  Wochen 

2398919 

2292415 
4  683  826 

2096381 

I  866  336 

4  444  802 

2  102  703 

2729073 
6027355 

1.  insgesamt 
2.  Vi  bis  noch  nicht  1  Jahr  alte 

a)  Zuchteber 

b)  Zuchtsauen 

c)  übrige 

6976241 

38004 

398  448 

2  797  663 

6311  138 

31942 

315505 

3  446  827 

8756428 

2.  Insgesamt 
3.   1  Jahr  alte  und  ältere 

a)  Zuchteber 

b)  Zuchtsauen 
o)  übrige 

3324115 

32233 
777  808 
738282 

3  794  274 

30  115 
745  309 
924432 

4523994 

57903 
I  090  730 
I  046  684 

3.  insgesamt 

I  548  323 

I  697  856 

2  195 3'7 

Schweine  überhaupt 
Federvieh: 

Gänse 

Enten 

Hühner 

Trat-  und  Perlhühner 

II  758323 

2491  138 

I  799  430 

35982224 

317 501 

1 1  803  268 

IS  475  739 

4346218 

I  863  343 

44675481 

431430 

Federvieh  überhaupt     40590293  .  51316472 

Die  „Statistische  Korrespondenz"  bemerkt  zu  diesen  Zahlen  fol- 
gendes : 

Wendet  man  sich  den  einzelnen  Viehgattungen  zu,  so  zeigt  sich  bei  den 
Pferden,  die  am  1.  Dezember  1916  in  einer  Stärke  von  nahezu  2'/,  Mill.  Stück 
festgestellt  vrurden,  ein  Rückgang  von  über  '/»  Mill.  oder  21,5  v.  H.  gegenüber 
dem  Bestände  im  Friedensjahre  1912;  er  ist  hauptsächlich  auf  die  militärische 
Aushebung  im  ersten  Kriegsjahre  zurückzuführen.  Welche  Altersklassen  und 
Verwendungsart  der  Pferde  von  dieser  Abnahme  betroffen  worden  sind,  läßt  sich 
durch  den  Vergleich  nicht  ermitteln.  Der  Ausfall  an  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
pferden ist  aber  durch  die  Zunahme  der  Zahl  der  Ochsen,  Stiere  und  Bullen  um 
80  326  Stück  oder  12,1  v.  H.  im  gleichen  Zeiträume  wenigstens  teilweise  ausge- 
glichen worden.  Erfreulich  ist,  daß  die  Verminderungsziffer  der  Pferde  von 
1,83  V.  H.  im  Jahre  1915  auf  0,61  v.  H.  in  1916  gesunken  ist. 

Beim  Rindvieh  stellt  sich  die  Entwicklung  im  ganzen,  rein  zahlenmäßig 
betrachtet,  außerordentlich  günstig  dar.  Sein  ansehnlicher  Gesamtbestand  von 
12  117  217  Köpfen  am  1.  Dezember  1916  hat  sich  nicht  nur  gegenüber  dem  vom 
1.  Dezember  1915  trotz  der  ungünstigen  Rauhfutterernte  dieses  Jahres  und  dem 
völligen  Fehlen  von  ausländischem  Kraftfutter  um  2,9  v.  H.  vermehrt,  sondern 
zeigt  auch  im  Vergleich  mit  der  Menge  des  Jahres  1912  einen  Zuwachs  von 
251 138  oder  2,12  v.  H.  Stück.  Auch  die  vermehrte  Abschlachtung  im  Anfang 
1916,  als  der  Auftrieb  von  Schweinen  stark  zurückgegangen  war,  blieb  also  ohne 
Einfluß  auf  die   Höhe  des   Rindviehbestandes.    Dieser  günstige  Bestand  erklärt 
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sich  aus  der  außerordentlich  sUrken  Zunahme  dct  jOiiMren  NadiwuchaM.  So 
weiBt  die  Kälbermenge  nach  der  Zählung  Tom  1,  Decanbcr  1916  eine  Zahl  roo 
1004  362  Stück  auf,  die  um  36,5  t.  H.  höher  Ut  ala  am  deiclMii  Ta«  dea  Vor- 
jahres, und  die  sich  noch  um  1.7  t.  H.  tou  der  Beatandzifler  am  2.  Deaemb« 
1912  abhebt.  Noch  günstiger  ist  die  Entwicklung  bei  der  AlteraklMie  xwiacfaM 
3  Monaten  and  1  Jahr,  die  sich  seit  1912  um  22,9  v.  H.  vermehrt  hat;  aie  iit 
auf  1923665  am  1.  Desember  1915  und  auf  2 171  (»6  Stfick  am  1.  DM«ab« 
1916  angewachsen.  Nur  die  Zahl  der  Kühe  und  dea  1-2  Jahre  alten  Joag- 
riehes  hat  sich  unerheblich  vermindert,  indem  sie  sieb  bei  den  eiateieu  an  <mi 
Zähltagen  1912,  1915  und  1916  von  6392889  auf  6360062  nnd  621760t,  d.  h. 
um  2^74  und  2,38  v.  H.  verringert  hat,  während  der  Beatand  von  1 979  251  StAek 
Jungvieh  gegenüber  1912  und  1915  um  3,66  bzw.  1,17  v.  H.  geaonkcn  iat. 

Im  Gegensatz  zum  Kindvieh  zeigt  sich  bei  den  Schafen  im  Zeitmune  1812 
bis  1916  eine  Verminderung  von  4  1 1 1  929  auf  3  387  272,  d.  h.  am  724667  Sttok 
oder  17,6  v.  H.  Diese  Abnahme  entfällt  jedoch  gröateateila  Mif  die  FriedeM- 
iahre  1913  und  1914,  in  denen  der  Verbrauch  an  heimieehem  Sehaffleiaeh  erheb- 
lich höher  war  als  in  den  Kriegsjahren  1915  und  1916.  Der  Büeknuig  bei  des 
einzelnen  Alterklassen  ist  verschieden  hoch;  er  beträgt  bei  den  JKBgeo  oater 
1  Jahr  alten  Tieren  19,4  v.  H.,  dagegen  bei  den  lltereo  Sebafeo  163.  Dieev 
stärkere  Eingriff  in  den  Nachwuchs  li^  haaptaichlicb  die  Vermindcning  dee  ge- 
samten Schafbestandes  verursacht 


Der  Schweinebestand,  der  bei  der  Zählung  am  1.  Desembcr  1916  in  eiacr 
Stärke  von  11758679  Stück  ermittelt  wurde,  hat  sich  acit  1912  nm  nahen  des 
vierten  Teil  (24,02  v.  H.)  vermindert  Der  Rückgang  entiiUt  grOSteoteils  auf  dea 
Anfang  1915,  als  sich  die  Notwendigkeit  einer  zwangcweieea  Abedilachtung  der 
Schweine  zur  Schonung  der  Vorräte  an  Kartoffeln  und  Kornfmeht  bermnaateihe. 
Der  stärkste  Eingriff  erfolgte  in  die  beiden  hdberen  Aber  ■/.  Jahr  alten  Oigyp— ■ 
Seitdem  waren  die  Schweinehalter  offenbar  beetrebt,  die  LAuen  anaaafBUiB.  Dwi 
so  sieht  man  denn,  dafl  von  1915  auf  1916  der  B&dtnag  bei  das  kOhcna 
Altersklassen  sich  beträchtlich  vermindert  hat,  wthread  cue  jÜBgcrao  mtcr 
6  Monaten  alten  Schweine  sich  in  derselben  Zeit  um  10,54  v.  H.  Termdut  nnd 
am  1.  Dezember  1916  fast  7  Mill  Stück  gezählt  haben.  Bei  cineB  derart  aUrkea 
Nachwuchs  und  einer  Anzahl  von  1  246  493  ZachtachwciDea  nadi 
vom  1.  Dezember  1916  erscheint  der  oben  genannte  Rftckgang  kaiun 

Vom    deutschen     Rundholimarkt    aind     folgende    aenaraB 

Notizen  Aber  Waldpreise  fflr  1  Festmeter  vom  Februar   Tarfiffentlicht : 

Kiefern :  1.  Kl.  80  Bayern  nnd  Bezirk  MerMbnrg  fbia  133),  2.  Kl.  56  (110), 

3.  Kl.  47  (101),  4.  Kl.  41;  Brennscbeite  23.  Knüppel  15,2;  OrabenboU  unsortiert 
23,2.  Zellstoff  holz  Raummeter  23,5.  —  Lärchen:  1.  Kl.  61,5.  2.  Kl.  51,  3.  Kl. 
44,1;   5.  Kl.  35,5.  —  Fichten  und  Tannen:   1.  Kl.  Ö9,  2.  Kl.  51Ä  3.  KL  46A 

4.  Kl-  36,7  (in  Süddeutschland  bis  1.  Kl.  SOfi,  2.  Kl.  77.  3.  Kl.  66,4,  4.  D. 
70,2,  5.  Kl.  60,8);  Stangen  1.  Kl.  2,80,  2.  Kl.  1,80,  3.  Kl.  0,90,  je  4  Stflck;  4.  D. 
64,2,  5.  Kl.  41,7  je  Hundert  PapierhoU  1.  Kl.  über  14  cm  31,5,  2.  Kl.  7  14  ca 
28,2,  3.  Kl.  unter  7  cm  22,6  je  Raummeter.  Eichen:  1.  Kl.  120-300,  2.  KL 
62-238,  3.  Kl.  77-175,  4.  Kl.  70-216,  5.  Kl.  60-237  M.  Eichen-B-Holt 
brachte  noch  1.  Kl.  bis  184,  2.  Kl.  bU  124,  3.  Kl.  bis  102,  4.  Kl.  bU  57,9,  5.  Kl. 
bis  50  M.  NuUrollen  23,7,  Scheite  34,  Knfippd  14  5  je  Raummeter.  Ge  rbhols: 
In  der  Pfalz:  über  14  cm  40.5  M.,  7—14  cm  30,5  M.  je  Raommeter,  Gruben holx 
unsortiert  50-60  M.  je  Festmeter.  Buche:  A  1.  KL  rund  110,  2.  Kl.  rund  100, 
3.  Kl.  rund  92,  4.  Kl.  rund  74,  5.  Kl.  rund  53;  Brennscbeite  14-30  M.,  Knüppel 
rund  24  M.  Ahorn:  A  2.  Kl.  110—160,  3.  Kl.  100-127,  4.  Kl.  rund  92.  5.  IQ. 
65  M.  Hainbuche:  A  1.  KI.  170,  2.  Kl.  126,  3.  Kl.  106,  4.  Kl.  63.  Eschen: 
AI.  Kl.  220-325,  2.  Kl.  76-314,  3.  Kl.  175-304,  4.  Kl.  125-262,  5.  Kl.  140  bU 
200,  6.  Kl.  (süddeutscher  Sortierung)  90—104.  Ulmen:  A  1.  bU  2.  Kl.  125  bis 
150,  3.  Kl.  73-137,  4.  KL  56-126,  5.  KI.  43,1-106.  Aspen:  Nuizrollen  23, 
Knüppel  20,  Brennscheite  28,2.  Erlen:  A  1.  Kl.  90,4,  2.  Kl.  66,5.  3.  Kl.  47,5 
iin  einem  Falle  für  4.  Kl.  100  M.,  5.  Kl.  80  M);  Nutxrollen  32,  Knüppel  19, 
Brennscheite  27,6.     Linden:   A  Ö.  Kl.   bis  252,   3.  KL  bis  190,  4.  KL  bu  130, 

5.  Kl.  bis  88  M.  je  Festmeter. 
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lieber  die  Höchstpreise  für  Weizen  in  den  wichtigsten 
Ländern  bringt  das  Internationale  Institut  für  Landwirt- 
schaft in  Rom  für  die  Ernte  1917  folgende  Zusammenstellung: 

Preise  in  Franken:  Deutschland  37,  Oesterreich  40,  Ungarn  5?,  Frank- 
reich 60  (nach  den  französischen  Zeitungen  beträgt  der  Höchstpreis  für  die  &nte 
1917:  50,  erst  für  die  Ernte  1918  sind  60  Franken  festgesetzt),  Großbritannien 
40.55,  Itahen :  Hartweizen  57,50,  weicher  Weizen  48,50,  Algerien  und  Tunis  43,50, 
Marokko  30,  Kanada:  Northern  Manitoba  Nr.  1  42,08,  Nr.  2  41,51  Nr.  3  40,94, 
Dänemark  26,60,  Spanien  36,  Luxemburg  62,50,  Niederlande  59,60,  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika:  Northern  Spring  Nr.  1  in  Chicago  41,89,  in  Minneapolis 
41,32,  in  New  York  43,79.     (Für  andere  Sorten  geringfügige  Abänderungen.) 

Ueber  die  Lage  der  landwirtschaftlichen  Produktion 
in  den  verschiedenen  Gebieten  sollen  einige  Berichte  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrates  nachstehend  mitgeteilt  werden. 

26.  Februar  1918. 

In  weiteren  Kreisen  des  deutschen  Volkes  herrscht  über  die  Preise  der  wich- 
tigsten Lebensmittel  im  In-  und  Auslande  noch  eine  große  Unkenntnis,  die  leider 
vielfach  dazu  beigetragen  hat,  die  einheimische  Landwirtschaft  in  einem  völlig 
falschen  Lichte  erscheinen  zu  lassen.  In  erster  Linie  handelt  es  sich  dabei  um 
das  Getreide,  das  uns  das  tägliche  Brot  gibt.  Vergleicht  man  die  heutigen 
Höchstpreise  für  Brotgetreide  mit  den  Preisen  unmittelbar  vor  dem 
Kriege,  so  sind  dieselben  in  Deutschland  nur  um  50  Proz.  gestiegen,  dagegen 
sowohl  in  den  neutralen  wie  feindlichen  Ländern  um  100  Proz.  und  darüber,  ganz 
abgesehen  von  Bußland,  wo  infolge  der  völligen  Entwertung  des  Geldes  der  Ge- 
treidepreis vielfach  um  das  Sechsfache  des  Friedenspreises  und  darüber  gestiegen 
ist.  Bin  Beispiel  möge  dies  noch  näher  zeigen.  In  Deutschland  betrug  der 
Weizenpreis  im  JuU  1914  an  der  Berliner  Produktenbörse  206  M.  für  die  Tonne, 
jetzt  im  Kriege  beträgt  der  Höchstpreis  290  M.,  Steigerung  41  Proz.  In  London 
betrug  der  Weizenpreis  unmittelbar  vor  dem  Kriege  160  M.,  während  er  jetzt 
330  M.  beträgt,  Steigerung  demnach  um  106  Proz.  Während  also  unmittelbar 
vor  dem  Kriege  der  Weizenpreis  in  London  46  M.  für  die  Tonne  niedriger  war 
als  in  Berlin,  ist  er  jetzt  im  Kriege  40  M.  höher  als  in  Berlin.  Noch  auffälliger 
ist  das  Mißverhältnis  zwischen  den  Weizenpreisen  der  Exportländer  und  Deutsch- 
land. So  betrug  in  New  York  der  Weizenpreis  unmittelbar  vor  dem  Kriege  nur 
140  M.,  jetzt  .350  M.  Er  war  demnach  im  Frieden  66  M.  für  die  Tonne  niedriger 
als  in  Berlin,  ist  dagegen  jetzt  im  Kriege  60  M.  höher  als  in  Berlin.  In  Frank- 
reici  betrug  der  Weizenpreis  unmittelbar  vor  dem  Kriege  220  M.  für  die  Tonne, 
für  die  Ernte  1918  ist  ein  Höchstpreis  von  486  M.  festgesetzt,  also  eine  Steigerung 
um  rund  121  Proz.  Dazu  kommt  noch  folgendes:  In  Deutschland  sind  die 
Höchstpreise  für  Getreide  im  nächsten  Wirtschaftsjahr  immer  noch  nicht  fest- 
gesetzt, während  sie  bei  unseren  Feinden  im  Interesse  der  Getreideerzeugung 
schon  längst  bestimmt  sind.  So  wird  die  englische  Regierung  für  Weizen  aus 
der  Ernte  1918  75  sh  per  Quarter  von  504  Lb  =  337  M.  für  die  Tonne  zahlen, 
für  Gerste  65  sh  per  Quarter  von  449  Lb  =  328  M.  für  die  Tonne  und  für 
Hafer  46  3  sh  per  Quarter  von  336  Lb  =  311  M.  für  die  Tonne.  Angesichts 
dieser  Verhältnisse  wird  es  nicht  mehr  als  recht  und  billig  sein,  auch  der 
deutschen  Landwirtschaft  eine  weitere  Preiserhöhung  zu  bewilligen,  da  sonst  die 
große  Gefahr  besteht,  daß  der  Getreidebau  noch  mehr  als  bisher  zugunsten 
anderer  Kulturen  zurückgehen  wird.  Die  großen  Erfolge,  welche  der  Kriegsaus- 
schuß für  pflanzliche  und  tierische  Oele  und  Fette  in  dem  vermehrten  Anbau 
von  Raps  und  Rübsen  und  die  Kriegsflachsbaugesellschaft  in  dem  vermehrten 
Flachsbau  erzielt  haben,  sollten  den  für  die  Volksernährung  verantwortlichen 
Stellen  zu  denken  geben.  Dazu  kommt,  daß  alle  Ausgaben  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebs,  wie  für  Betriebsmittel,  Reparaturen,  Maschinen,  Düngemittel  usw., 
gegenüber  dem  Friedensstande  um  100  Proz.  und  noch  mehr  gestiegen  sind. 

Die  „Wiener  Landwirtschaftliche  Zeitung"  vom  16.  Februar  veröffentlicht 
eine  Verordnung  des  Statthalters  in  Tirol  und  Vorarlberg  vom  20.  Januar. 
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Danach  ist  in  Tirol  und  Vorariberg  jeder  Milchriebb««itser  vaci>fli«ht«L  die  C»- 
samte  Milch,  welche  nicht  nachweiabar  aU  QebrancbMnUeh  d«a  aSigeBMom  Vm- 
sorgungsdienst  zugeführt  oder  zur  Deckuof;  de«  eigenen  MUdibedufi  der  be- 
trefienden  Wirtschaft  benötigt  wird,  nach  den  \Vei«ungen  der  poHtieclnn  Bedrb- 
behörde  an  die  bestehenden  oder  noch  zur  Errichtung  |eiaaceodaa  Sennareiea 
(Milchsammelstellen)  abzuliefern,  und  zwar  ohne  Bwckrtdit  darauf,  ob  die 

in  Betracht  kommenden  MUchbesitzer  bisher  Mitglieder  o<kr  Liafarsaten  d( 

wähnten  Sennereien  waren  oder  nicht.    Die  Menge  der  den  BnaoMm  ab  ~ 
bedarf  für  den  Haushalt  zu  beUssenden  Milch  wird  von  der  poHtMehen  E 
behörde  unter  Bedachtnabme  auf  die  Versehiedenaiti(keit  der  WirtechafUTerUlt- 
nisse  nach  Einrernohme  von  SacbTentindigen  beetinuat 

Eine  Kundmachung  der  Statthalteret  für  Tirol  und  Vorarlberg  vom 
18.  Januar  1918  setzt  die  Höchstpreise  f  är  lebende  Kilber  ab  Stall  mit 
3  K.  =  2,55  M.  und  für  gestochene  KUber  ab  Bahnstation  mit  3^  K.  —  3^2  IL 
pro  Kilogramm  fest. 

Die  Statthalterei  für  Tirol  und  Vorarlberg  seUte  mit  Kiudmachnng 
▼om  18.  Januar  191S  nachstehende  Höchstpreise  fflr  den  Emanr  ab  Ver- 
sandstation für  die  ab  1.  Dezember  1917  in  Tirol  ecieogtan  Kla«  tat:  Halb- 
emmentaler 4.20  K.,  Grqyer  4  K.  Mischlingskise  3^80  K.,  Ma«r-  (8ehBitt-}Kiaa 
1.,  2.  und  3.  Güte  3,60  K.  bzw.  3,40  K.  bzw.  2,50  K.,  BMikatSner,  fett,  halbfatt 
1.  und  2.  Güte:  3,60,  3,40  und  3,20  K.  bzw.  2,60  K.;  Grauktse  2,80  Kl,  Abfall- 
kise  2  K.  pro  Kilogramm.  Die  Verschleiflpreiae  werden  von  den  politiadw  Be- 
hörden bestimmt  und  dürfen  die  genannten  Preise  um  hflftha^eaa  2i  Prof,  ttber^ 
steigen.  Für  die  noch  lagernden  Kise  aus  der  SoamenrMunac  1917  «Iteo 
bis  15.  April  noch  die  durch  die  Statthalterei Terordaniig  vom  18.  Juni  1917  vor- 
gesehenen Preise. 

In  Oesterreich  hat  der  das  Volksem&hningsamt  leitende  Minister  Aber 
die  zurückhaltbaren  Getreide-  und  Fnttermengen  eine  Verordaaag 
erlassen,  die  in  der  .Wiener  Landwirtschaftlichen  Zeitung*  vom  16.  Febnwr  mit- 
geteilt wird.  Danach  dürfen  für  die  mit  der  Urprodok^n  sich  beschlMpeBdea 
m&nnlichen  Arbeiter  über  15  Jahre  pro  Kopf  und  Monat  13  kg  OetraMe  oder 
17,5  kg  Mais.  bzw.  die  entsprechende  Mehlmenge  zurückbehalten  werdaa.  FIr 
sonstige  Urproduzenten  bzw.  sonstige  Familienmitfiieder  des  OrproduaBtaa. 
sowie  diejenigen,  die  sich  durch  Kiafe  versorgt  haMn,  dbto  pro  Kosf  «ad 
Monat  9  kg  Getreide  oder  12  kg  Mais,  bsw.  die  mtapneUmii  Mahlmaoffa 
zurückbehalten  werden.  Der  der  behördlichen  Vemocnac  taÜhaMgiB  BevOll»- 
rung,  die  stidtische  Bevölkerung  mitinbeniffen,  dfineo  nflrhatawa  tj6  kg  Mehl 
ausgefolgt  werden.  HinsichtlicJi  der  Meukopfqnote  da  indnstrieOen  Arbeiter, 
der  bei  den  Eisenbahn-  und  Schiffahrtsuntemehmongen,  der  Poet  und  dem 
Telegraphen  angestellten  Unterbeamten  und  Arbeiter  wird  eine  beaondere  Ver- 
ordnung verfügen.  Für  die  Verfüttening  an  Tiere  können  folmide  Mencea  be- 
rechnet werden :  Für  Zugpferde,  in  Wirtschaften,  wo  schon  in  rriedenaiemn  die 
Körnerfütterung  üblich  war,  jedoch  nur  zur  Zeit  der  schweren  landwiitaehaft- 
lichen  Arbeit,  und  höchstens  durch  3  Monate  tiglich  1.4  kg  Kömerfrächta  (Hafar 
oder  Mais);  für  andere  schwere  Arbeit  leistende  und  kaltblütige  schwere  PCerda 
täglich  2  kg,  für  Deckhengste  SO  kg  und  für  Fohlen  unter  1  Jahr  45  kg  pro 
Monat.  Für  Kälber  unter  '/,  Jahr  2;)  kg,  für  in  der  Wirtschaft  tatsichlich  ver- 
wendete Sprungetiere  50  kg  Hafer  oder  Mais  für  die  noch  restliche  Zeit  des 
WirtschaftsjahrM.  Für  Melkkühe  können  nur  in  dem  Falle  fflr  den  restlichen 
Teil  des  Wirtschaftsjahres  200  kg  Mais  zurückbehalten  werden,  wenn  die  Milch 
der  betreffenden  Wirtschaft  kontraktlich  zum  ^gemeinen  Verbrauch  bestimmt 
ist.  Für  in  der  Wirtschaft  Utsächlich  verwendete  Zucht^Mr  50  kg,  für  Zucht- 
schweine, ausschließlich  wenn  sie  schon  tragend  oder  sängend  sind,  60  kg,  für 
d^e  Aufzucht  des  Nachwuchses  höchstens  40Kg.  für  Frischunge  höchstens  U»  kg 
für  den  restlichen  Teil  des  Wirtschaftsjahres.  Die  für  Mastschweine  bestimmte 
Menge  ist  nach  dem  Grade  der  Mistung  abzuschätzen  nnd  bis  zur  Vollmast 
höchstens  100  kg  monatlich  in  Rechnung  zu  stellen.  Für  Lämmer  hiichstens 
4  kg  für  40  Tage.  Für  Geflügel  darf  nur  Wintergetreide,  für  solche  orthodoxe 
israelitische  Haushaltungen,  welche  nachgewiesenermaflen  nur  Gänsefett  verwenden, 
pro  Familienglied  ' ,  Gans,  pro  Haushalt  höchstens  4  Gänse  gerechnet,  pro  Gans 
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15  kg  Mais  zurückgelassen  werden.  Unter  keiner  Bedingung  dürfen  für  Ochsen, 
Mastrinder  und  solche  Kühe,  deren  MUch  nicht  zum  allgemeinen  Gebrauch  ab- 
gegeben wird,  ferner  für  Fohlen  über  1  Jahr,  Maultiere,  Esel,  Widder,  Schafe, 
Schöpse,  Ziegen,  Weidenschweine,  Magerschweine  und  Geflügel  Körnerfrüchte 
zur  Verfütterung  zurückbehalten  werden. 

In  Ungarn  verfügt  eine  ßegierungsverordnung  („Pester  Lloyd"  vom  18. 
Februar),  daß  für  Zichorie  der  Ernte  1918  nur  ein  Preis  von  höchstens  28  K. 
pro  100  kg  Nettogewicht  ab  Verladestation,  ausschließlich  Verpackung,  berechnet 
werden  darf.  Demjenigen  Produzenten,  der  im  Jahre  1918  für  eine  Kaffeesurro- 
gatfabrik zumindest  so  viel  Zichorie  anbaut,  als  er  im  Jahre  1917  zur  Ablieferung 
gebracht  hat,  gebührt  zur  Deckung  der  Mehrkosten  der  vorjährigen  Fechsung 
eine  Nachzahlung  von  2  K.  pro  Doppelzentner.  Den  Höchstpreis  für  getrocknete 
Zichorie  (roh  oder  getrocknet)  stellt  das  Landesernährungsamt  fest.  Die  Versen- 
dung von  Zichorie  ist  nur  auf  Grund  von  Transportzertifikaten  gestattet,  die  das 
Landes- Volksernährungsamt  ausstellt.  Eine  Ausnahme  bilden  nur  Sendungen, 
die  an  Kaffeesurrogatfabriken  adressiert  sind.  Diese  sich  auf  das  ganze  Landes- 
gebiet erstreckende  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Wie  der  ßerner  „Bund"  vom  7.  Februar  mitteilt,  hat  das  schweizerische 
Militärdepartement  folgende  heute  geltenden  Höchstpreise  erhöht:  a)  für  Heu, 
Heuhäcksel  und  Emd  um  3  frcs.  pro  100  kg  mit  Wirkung  ab  1.  Februar  bis 
Mitte  Mai  1918;  b)  für  Getreidestroh  ,  Strohhäcksel  und  ßiedstreue  um  1,75  frcs. 
pro  100  kg  mit  Wirkung  ab  1.  Februar  auf  Grund  der  Höchstpreise  vom  15.  Sep- 
tember 1917  sind  aufgehoben.  Für  die  seit  15.  September  1917  für  die  Armee 
und  für  die  Militärverwaltung  gelieferten  Mengen  von  Heu,  Stroh  und  Eiedstreue 
werden  folgende  Nachvergütungen  geleistet: 

Heu     Stroh  und  Biedatreue 
pro  100  kg 
Lieferangen  bis  31.  Dezember  1917    frcs.  2, —  frcs.  1, — 

„  pro  Januar  1918  ,     2,50  „     1,50 

Die  Gemeindebehörden  stellen  dem  schweizerischen  Oberkriegskommissariat 
bis  spätestens  am  20.  Februar  Rechnung  über  diese  Nachvergütungen  unter  An- 
gabe des  Empfängers  der  gelieferten  Waren.  Das  Militärdepartement  behält  sich 
vor,  die  Höchstpreise  für  Heu  und  Emd  nach  Eintritt  der  Grünfütterung  herab- 
zusetzen und  bis  dahin  nicht  in  den  Verkehr  gebrachte  Ueberschüsse  zu  den  re- 
duzierten Preisen  zu  requirieren.  Der  Verkaufspreis  für  Kornspreuer  (Spelzen  von 
Korn,  sogenannter  Dinkel)  wird  für  die  Müller  festgesetzt  auf  14  frcs.  =  11,34  M. 
bei  Abgabe  von  100  kg  und  mehr  und  15  frcs.  =  12,15  M.  bei  Abgabe  von  weniger 
als  100  kg  und  für  die  Händler  und  Genossenschaften  entsprechend  auf  16  frcs. 
bzw.  17  frcs.  =  12,96  bzw.  13,77  M.  (Ware  netto  Mühle  bzw.  Magazin  des  Ver- 
käufers). 

Der  Schweizerische  Bundesrat  hat  beschlossen,  wie  der  Berner  „Bund" 
vom  30.  Januar  mitteilt,  die  Kantone  zu  beauftragen,  rasch  eine  Bestandes- 
aufnahme über  die  Vorräte  an  Heu  und  Emd,  verbunden  mit  einer  Er- 
hebung über  den  Eigenbedarf  der  Besitzer  solcher  Vorräte,  durchzuführen.  Wo 
der  Viehstand  mit  den  Futtervorräten  nicht  im  Einklang  steht,  ist  unter  mög- 
lichster Schonung  des  Bestandes  an  Milchkühen  auf  eine  Verminderung  des  Vieh- 
standes einzuwirken.  Diese  Verminderung  ist  nötigenfalls  zwangsweise  nament- 
lich von  denjenigen  Besitzern  zu  fordern,  die  den  Viehstand  gegenüber  früher 
vermehrten,  ohne  entsprechend  mehr  Futtermittel  zu  produzieren.  Vorräte  an  Heu 
und  Emd,  die  den  Eigenbedarf  der  Besitzer  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Vieh- 
bestandes übersteigen,  werden  beschlagnahmt.  Diese  Vorräte  sollen  von  den 
Kantonen  zur  ausreichenden  Versorgung  der  Pferdebesitzer  und  solcher  Eindvieh- 
besitzer  benutzt  werden,  deren  Tierbestände  aus  zwingenden  volkswirtschaftlichen 
Gründen  nicht  herabgesetzt  werden  können.  Verbleibende  Ueberschüsse  an  Heu 
und  Emd  werden  vom  schweizerischen  Militärdepartement  den  Kantonen  zuge- 
wiesen, die  von  jeher  in  bedeutendem  Maße  auf  die  Heuzufuhr  angewiesen  waren. 
Der  Beschluß  tritt  sofort  in  Kraft. 

Der  Berner  „Baad"  vom  29.  Januar  teilt  mit:  Für  das  GJebiet  der  Stad* 
Zürich   wird    auf   den   1.   Februar  1918   die  allgemeine   Rationierung    der 
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Kartoffeln  angeordnet.  Die  moDaUiche  KvtoffelratioD  ffir  die  Dicht  TcnorgtM 
Personen  beträgt  einstweilen  7  kg.  Die  zaliMige  monatlicbc  Verbraucbfineac« 
für  die  versorgten  Personen  ist  auf  10  kg  aogeaetzt 

Wie  der  Berner  .Bund*  vom  14.  Februar  mitteilt,  gibt  da*  ichweizerisehe 
Oberkriegskommissanat  ein  gewisse«  Quantum  Oelkuchen  ab  in  ganzen  Wagen- 
ladungen zu  58  free.  =  47  M.  pro  100  kg  netto,  ohne  timek,  fnoko  acbweixeriM:!!« 
TalbahnsUtionen.  Die  Verteilung  erfolet  durch  das  achweiMrisrhe  Volkswirt- 
8chaft*departement,   Abteilung   fiir  Landwirtschaft,    für  die   l*i  itlicbcD 

Vereine,    durch  den   Verband  schweizerischer  Getreide-   und   l<  tilndkr 

für  den  Handel.  Der  Weiterverkauf  von  ganzen  WagenladuDgcn  ist  verbotea. 
Beim  Weiterverkauf  in  Mengen  von  501  bis  5000  kg  auf  einmal  bctrigt  der  Ab- 
gabepreis 50  frcs.  =  47,80  M.  per  100  kg.  Beim  Weitenrerkauf  ia  Mingen  bia 
500  kg  ist  der  Abgabeprei«  auf  60,50  frc«.  —  49  M.  per  100  kg  Intaaeizt.  Ja 
diesen  Preisen  sind  alle  Cjpeaen,  wie  Frachten,  naw.  inbegriffen.  FSr  die  Lieferung 
gemahlener  Ware  ist  zu  den  featgeacUten  Prciaen  für  grOAere  Meagca  eia  ein- 
maliger  Zuschlag  von  höchstens  2  frea.  per  100  kg  geaUttat  In  dieaem  ZaeeUag 
ist  der  Mahllohn  inbegriffen.  Ffir  den  teova  ganMMhaffeoea  8aek  darf  «ia  Ba- 
trag von  höchstens  2  frcs.  extra  bereehaet  weidaa.  Der  Vaikiafer  iat  jedo^ 
verpflichtet,  guterhaltene  Sicke  (u  obigem  Preiae  wieder  mrftckxunehoica. 

Der  Verkauf  der  Eier  nach  dem  Gewicht  iet  dem  Bemer  .Boad* 
vom  12.  Februar  zufolge  auch  auf  dem  Berner  Markte  etDgef&brt 
Wer  schon  auf  dem  Eiermarkt  daa  Bestreben  der  Kiuferinnea  beobaehtete, 
womöglich  die  gröflten  der  feil):ebo(eDeu  Eier  auazoaiicbcn,  wird  dieae  Neaanug 
begrüben.  Das  Gewicht  dea  einzelnen  Eies  variiert  iwiaebea  45  vad  05  g,  ao 
daB  beim  Verkaufe  per  Kilo  der  Kinfer  der  kleiaerea  Ei«  83  Stiek  etfcllt,  wlbead 
wirklich  grolie  Eier  nur  17-18  8t&ck  1  kg  wiegCB.  Gagoivlrtig  koatet  daa 
4,86  M.    Dal)  nicht  immer  dia  OrOfla  dea  Bica  dcaaea  Sehmaek- 


Kilo  Eier  6  frcs. 

haftigkeit  steigert,  dfirfte  bekannt  sein,  und  ea  wir«  aaaieatlieh  aadk  im  Hinblick 
auf  schnellere  Abwicklung  dea  Verkaufes  zn  begrflSea,  wenn  die  Verabfolguag 
nach  Gewicht  sich  rasch  einleben  wflrde. 

Der  Bemer  ,Bund*  vom  12.  Februar  schreibt  Aber  die  Bodenersaag- 
nisse  der  Ukraine  u.  a.:  ,In  den  Gouvemementa  Cew,  WoUiyniaa,  FDdoUaa, 
Cherson,  Poltawa,  Tschernigow,  Jekaterinoalaw  and  Cbarkow  wvrden  1010  38  Pnb., 
1911  53  Proz.  Weizen  der  Oeaamtemte  der  50  GoaTaraemeata  daa  eoropAiaehaa 
Rufilands  gewonnen.  Für  Roggen  betrug  daa  Ve^Utaia  in  dea  baidaa  geaanataa 
Jahren  20  und  21  Proz.,  für  Gerste  46  und  49  Ptm^  fftr  Hafar  16  aad  24  Proa. 
In  der  Zuckerrfibenerzeugung  ist  die  Ukraine  (vor  allem  das  OoayerwafBt  Tscher- 
nigow) das  Hanptgebiet  Kufilands:  1910  bis  1911  waren  von  der  nuaiadMB  Zneker- 
rübenemte  83  bzw.  82  Proz.  aus  der  Ukraine.  An  Tabak  wordea  ia  dea  erw&hataa 
8  Gouvernements  1910  28  Proz.  und  1911  42  Pros,  der  geaamtnuaischea  Pro- 
duktion erzeugt.  An  Wildern  fehlt  ea  aber  der  Ukraine  T(^koauBea.  Dagegea 
verfügt  sie  über  die  mächtigen  Lager  des  24  000  qkm  giofien  KoUeagebielea  dea 
Donez,  wo  man  1905  785,  1910  1019  und  1911  1218  MiU.  Päd  KoUea  gewann, 
was  rund  75  Proz.  der  gesamtniaaischen  Kohlen produktioo  aaamachte  Aoflerdetn 
lieferte  die  Ukraine  vor  dem  Krieg  90  Proz.  Silber,  81  Proa.  BM,  100  Prot.  Qaeek- 
sUber,  31  Proz.  Kupfer,  32  Proz.  Manganerz,  74  Pioc.  Eiseaerx.  53  Proz.  Sals 
usw.  der  gesamtrussischen  Produktion.* 

.Smör-Tidende*.  Kopenhagen,  vom  15.  Februar  bringt  fdgende  Zihlnnga- 
ergebnisse,  aus  denen  die  schnelle  Abnahme  des  bchweinebestanoes 
in  Dänemark  ersichtlich  ist: 

15.     7.  1914:  z  496  706  Tiere 

15.     5.  191&:  191S6Z7       „ 

20.     2.  1916 :  i  9«  «SS       » 

20.    2.  1917  :  i  980717       „ 

12.     7.  1917:  1650623       „ 

5.  12.  1917:  788814       ,. 

Nach  einer  Mitteilung  in  .Fyens  StifUtidende*,  Odense,  vom  11.  Februar, 
wird  vom  Emährungsamt  eifrig  darauf  hingearbeitet,  das  Kartoffelareal  in 
Dänemark,   welches  jetzt  600000  Morgen  beträgt,  auf  da»   Doppelte  zu  er- 


—    79    - 

höhen.  Hierzu  wären  3 — VL  Mill.  dz  Saatkaxtoffeln  erforderlich.  Es  wird  be- 
hauptet, daß  die  Not  in  Skandinavien  durch  Kartoffeln  gemildert  werden  könnte, 
da  Kartoffeln  pro  Morgen  2— 3mal  so  viel  Nährwerte  lieferten  wie  Getreide. 

„Tidens  Tegu",  Christiania,  vom  22.  Januar  meldet :  Die  am  10.  November 
1915  eingesetzte  norwegische  Getreidemonopolkommission  hat,  um 
die  Versorgung  mit  Getreide  sicherzustellen,  folgende  Gesetzentwürfe  ausgearbeitet: 
Der  Getreidehandel  soll  in  Form  einer  nicht  vom  Staat  verwalteten  Gesellschaft 
monopolisiert  werden ;  der  Staat  schießt  nur  das  mit  5  v.  H.  zu  verzinsende 
Kapital  mit  35  Mill.  Kr.  vor.  Diese  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  alles  norwegische 
Getreide  zu  Einheitspreisen  aufzukaufen,  eventuell  ist  eine  Produktionsprämie 
zu  gewähren.  Ausländisches  und  norwegisches  Getreide  ist  bis  zu  einer  gewissen 
Menge  aufzuspeichern,  teils  in  staatlichen  Lagerhäusern,  teils  bei  den  Bauern 
selbst,  die  dafür  eine  Lagerprämie  erhalten.  Der  Verkaufspreis  an  die  Verbraucher 
soll  im  ganzen  Lande  derselbe  sein  und  nicht  allzu  sehr  schwanken.  Um  dies 
zu  ermöglichen,  soll  ein  Fonds  aus  einem  Teil  des  Ueberschusses  gegründet  werden, 
der  die  großen  Schwankungen  ausgleicht.  Der  Staat  trägt  die  Kosten  der  Lage- 
rung und  der  Förderung  des  Getreidebaues,  die  Monopolgesellschaft  hat  dagegen 
die  Frachten  auf  sich  zu  nehmen. 

Nach  einer  Meldung  aus  Aarhus  an  „Ekstrabladet",  Kopenhagen,  vom 
9.  Februar  haben  die  dänischen  Genossenschafts-Schlächtereien  be- 
schlossen, von  den  englischen  Eisenbahngesellschaften  6  Mill.  Kr.  Schadenersatz 
für  durch  Einlagerung  verdorbenes  Fleisch  zu  verlangen. 

Der  englische  Nahrungsmittelkontrolleur  beschloß  die  zwangsweise  Durch- 
führung der  Fleischrationierung  nach  einem  Entwurf,  der  für  London  und 
die  umgebenden  Grafschaften  am  25.  Februar,  für  ganz  Großbritannien  allgemein 
am  25.  März  in  Kraft  tritt. 

Wie  der  Berner  „Bund"  vom  6.  Februar  mitteilt,  hat  jeder  französische 
Maire  dieser  Tage  ein  Rundschreiben  des  Landwirtschaftskommisäärs  Compfere- 
Morel  erhalten,  wonach  das  nicht  bebaute  Land,  die  Arbeitsmittel  der  Gemeinde 
und  der  Ausfall  an  Getreide  seit  Kriegsbeginn  festzustellen  sind. 

Der  Rückgang  der  französischen  Bevölkerung  im  Kriege  läßt  das 
Land  bereits  veröden.  In  der  Auvergne  werden  viele  Pachtgüter  aufgegeben,  ohne 
neue  Pächter  zu  finden.  In  der  Marnegegend  ist  der  Kaufpreis  eines  Hektars 
Land  bis  auf  50  frcs.  gesunken.  Große  Dörfer  zählen  manchmal  nur  noch  ein- 
hundert Einwohner. 

Der  französische  Minister  für  Lebensmittelversorgung,  Boret,  ließ  der 
Presse  einen  Erlaß  zugehen,  durch  den  Erzeugung,  Verkauf  und  Verzehr  gewisser 
Nahrungsmittel  geregelt  wird.  Hinsichtlich  des  Brotes  wird  nur  eine  neue 
Anordnung  getroffen  werden.  Luxusbrote,  die  mindestens  700  g  schwer  und  nicht 
länger  als  80  cm  sind,  sowie  lange  Biskuits  dürfen  nicht  mehr  verkauft  werden. 
Die  gesamte  Bäckerei  von  frischem  und  trockenem  Kuchen  wird  verboten.  Die 
Biskuitfabriken  werden  weiter  für  staatliche  Aufträge  arbeiten.  Ein  gleiches  gilt 
von  eingemachten  und  glasierten  Früchten  und  Crfemespeisen.  Sämtliche  Luxus- 
schokoladen  sowie  mit  Milch  angerührtes  Zuckerwerk  werden  untersagt.  Pulveri- 
sierter Kakao  fällt  nicht  mehr  unter  das  Verbot.  Er  darf  aber  nur  in  Verpackungen 
in  den  Handel  kommen,  die  den  Namen  des  Erzeugers  und  Angaben  über  die 
Zusammensetzung  tragen.  Die  gleiche  Vorschrift  erstreckt  sich  auch  auf  Erzeug- 
nisse aus  Getreide  in  Pulverform,  die  zur  Ernährung  von  Kindern  und  Kranken 
bestimmt  sind.  Was  die  Gastwirtschaften  betrifft,  so  dürfen  zwischen  9  und  11  Uhr 
vormittags  sowie  zwischen  2  Uhr  20  und  6  Uhr  30  nachmittags  keine  Speisen 
verabreicht  werden.  In  anderen  Anstalten  als  Kantinen  und  Speisewagen,  wo 
der  Preis  eines  Essens  8  frcs.  übersteigt,  dürfen  bei  einer  Mahlzeit  nicht  mehr  als 
zwei  Platten  mit  Gemüsen  und  nicht  mehr  als  100  g  Brot  verabreicht  werden. 
Käse  darf  in  den  obenerwähnten  Anstalten  überhaupt  nicht  verzehrt  werden. 

Lyoner  Blättern  zufolge  wurde  in  der  französischen  Kammersitzung  vom 
21.  Februar  der  Gesetzantrag  auf  Organisation  der  Getreideversorgung 
und  Bestellung  der  brachliegenden  Ländereien  erörtert.  Der  Plan  sieht  die  Auf- 
hebung des  freien  Getreidehandels  während  der  Dauer  des  Krieges  und  bis  nach 
der  ersten  Friedensernte  vor.  Ferner  wird  der  Staat  die  gesamte  Getreideernte 
kaufen    und  allein  Getreide  einführen.    Alle  Ackerbauer  werden  die  Ländereien 
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zwangsweise  bebauen  müssen.    Kein  für  die  OetnidebectcUoiig  wtnmtUrt»  Lud 
darf  als  Weide  oder  für  andere  Zwecke  benutzt  werden. 

Der  KegiernngskommiBsar  für  die  Oetreideversorgung,  Gompfen-MoreL  er- 
stattete sodann  einen  eingehenden  Bericht  über  die  Lac«.  Der  Oetreidebedarf 
Frankreichs  habe  seit  Ausbruch  de«  Krieges  stlndiz  sageaommen,  die  Ernte 
dagegen  ständig  abgenommen.  Der  Fehlbetrag  für  1917  betrage  00  Hill,  d«,  was 
ungi^eure  Ankäufe  im  Auslände  erforderlich  mache.  Infolge  der  Prodaktioiis- 
und  Transportkrise  in  der  ganzen  Welt  werde  die  Lege  sehr  eraat  «erden.  Trotx 
aller  Bemühungen  und  troU  gesteigerter  Getreideeinfahr  heatahi  nUMblicklieh 
immer  noch  ein  Fehlbetrag  von  35  772  000  dz.  Infolge  der  raachaflnden  Schwieric- 
keiten  in  der  Schiffsraumfrage  während  und  nach  dem  Kriege  verde  Frankieien 
sich  auf  1,8  Mill.  t  französischen  Hchiffaranm  beschränken  mflasen,  und  es  werde 
ihm  nicht  gelingen,  sich  zu  ernähren,  wenn  es  die  «JjRMMb  Bodeaertricnisse  nicht 
vermehre.  Au&z  den  bisher  bebauten  FUchea  mfUMea  noch  22&4TXX>  h«  rar 
Getreideerzeugung  urbar  gemacht  werden.  Die  twaacsweiae  LAndbestdlnng,  die 
in  England  und  der  Schweiz  gute  Ei'gri>niase  gesättigt  habe,  werde  nicht  zu  um- 
geben sein.  Ein  Eingreifen  des  Staates  in  Kiitgudtea  sei  notwendig.  Hoffentlich 
könnten  die  Zwangsmafinahmeo  wieder  einholen,  was  in  3  Jahren  ferainmt 
worden  sei. 

Nach  Arthur  Yapp«  AeuBerungen  in  London  zahlen  laut  .Fall  MaU  Gasatte* 
vom  31.  Januar  die  Italiener  für  eine  Tonne  Kohlen  16  £,  die  Spanier  14. 
die  Franzosen  7  £.  Die  schwerste  Zeit  steht  noch  bevor,  nicht  nur  wihrend 
des  Krieges,  sonderu  nach  Friedentschlufl. 

In  Italien  erteilt  ein  Elrlaä  dem  Ackerbauminister  das  Recht,  zur  Er- 
höhung der  landwirtschaftlichen  Erzeugung  den  Anban  so  kontrollieren,  die 
landwirtschaftliche  Arbeit  zu  oreanisieren ,  für  die  Arbeit  und  Encnninf  Mittel 
zu  liefern  und  zu  verteilen,  und  nicht  angebaute  Lindereien  mit  Bcamag  tu  be- 
legen (.Reichsanzeiger*  vom  18.  Febmar). 

Wenn  ,Nowa]a  Shisn*  vom  6.  Februar  ans  Tnrkestan  FlUe  tob 
Hungertod  meldet,  so  liest  dies  nicht  nur  am  Versagen  des  THaspoil w eeen«, 
am  Bürgerkrieg  und  am  Fehlen  jeder  Organisation,  sondern  aaeh  am  Anafohr- 
verbot  der  Kosakenregierungen  Ein  Pud  Mehl  kostet  in  Taschkent  100  Rubel 
=  13,12  M.  für  1  kg,  in  Aschabed  160  Rubel  "=  21  M.  f&r  1  kg.  ein  Pud  Kar- 
toffeln in  Taschkent  16  Rubel  —  2,10  M.  für  1  kg.  Infolge  des  Ausfuhrverbote* 
haben  sich  im  Kubangebiet  gewaltige  Getreidevornte  anceeaaunelL  So  hat  aaeh 
das  Ausfuhrverbot  der  ukrainischen  Regierung  die  Qetreidevorräte,  nach  ■DMo 
Narodow*  vom  3.  Februar,  in  den  Kreisen  von  Militopol  und  Verdjanak  gewaltig 
anschwellen  lassen. 

Die  .Financial  Times*  vom   7.  Februar  bringen  folgende  endgültige  Zahlen 
des  statistischen  Amtes  in  Ottawa  über  die  letit)ihrige  kanadische  Ernte: 
Weilen     233  742  8)0  Bashcli  von   14  *5S  °50  Aerss 
Hafer       403009800         „  „     13313400       „ 

Gerat«        55  057  750        ,.         ,.       1 39z  200      „ 
,  Der  Gesamtwert  überstieg  1  Milliarde  Ddlar,  was  noch  nicht  dagewesen  war 

Weltmarkt. 
Oetreidepreiae  io  Hark  für  1000  kg, 

f&r  amerikanische  Mlrkte  amg;erechnet  nach  dem  FriedcDikan  1  $  ■«.  4,20  IL, 
för  London  umgerechnet  nach  dem  FriedenskBn  1  £  ~>  20,50  U. 

23.  Febmar  18.  Febmar 


CSDtl 

f.   1   BDshel 

U. 

U. 

New  York: 

Weizen:  Winterwitisra 

226 

348,ts 

348,»  0 

Sommerweizen 

229 

3S3.>» 

353.«» 
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Winnipeg : 

Weizen:  Manitoba  Nr.  1 
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Wöchentliche  englische  „Farmers'  Deliveries". 
Durchschnittspreise  für  inländisches  Getreide. 

London,  16.  Februar  1918. 

Weizen  '   Gerste  Hafer 

sh          M.  sh  M.  sh           M. 

Diese  Woche      72/.3  ^324,30  S^/.'!  333.15  S^/.o    367,60 

Vorige  Woche     72/.0     323,15  59/-0  333.65  50/.7  ,  357,— 

1917            76/-3     342.25  63/.8  360,00  47/.3     334.— 

1916           56/.H  255,50  53/.6  302,55  31/.9     224,45 

1915           56/.0     251,35  34./11  197,45  31/.5     222,10 

1914           31/.0     139.15  26/.7  150,80  18/.11   133,75 

1913           30/.11   138,85  28/.8  162,10  20/.7     145,50 

Buenos  Aires,  14.  Februar  1918. 

Diese  Woche  Vorige  Woche 

Pesos  M.  Pesos  M. 

für  100  kg  für  d.  Tonne         für  100  kg   für  d.  Tonne 
Friedenskurs  Friedenskurs 

(.178) 
Weizen  loko       12,45  221,60  12,45  221,60 

Mais  7.15  127,25  7.25  129,05 

Hafer  5,75  102,35  5,60  99,70 

Sichtbare  Vorräte  in  den  Vereinigten  Staaten  und  Kanada. 

16.2.1918      9.2.1918   Zu- bzw.  Abnahme  17.2.1917 
In  Tonnen 
Weizen  in  den  Vereinigten  Staaten    322  000  344  000  —22  000  i  739  000 

,,       in  Kanada  490000  551000  — 61  000  — 

zusammen       812  000  895  000  — 83  000  — 

Mais 161 000  138000  +23000  399000 

3radstreet8  Statistik.     (In  1000  t.) 

1918         1918        1917 
Febr.        Febr.        Febr. 
Nachweislicher  Vorrat  an  Weizen  in  den  Vereinigten  Staaten 

und  Kanada  östlich  des  Felsengeb.  1592         1640         3920 

Kachweislicher  Vorrat   an  Mais   in   den  Vereinigten  Staaten 

und  Kanada  östlich  des  Felsengeb.  169  145  357 

19.  Februar  1918. 

In  Oesterreich  hat  der  Ackerbauminister  in  einer  Verordnung  vom 
31.  Januar  d.  Ja.  Maßnahmen  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebes  derLand- 
wirtschaft  getroffen.    Die  Verordnung  enthält  folgende  Abschnitte: 

I.  Sicherstelluug  der  Anbau-  und  Feldbestellungsarbeiten. 

Jeder  Landwirt  (Grundbesitzer,  Pächter,  Nutznießer  usw.)  ist  verpflichtet, 
seine  sämtlichen  anbaufähigen  Ackergründe,  sofern  sie  nicht  bereits  im  Herbste 
bestellt  werden,  dem  Frühjahrsanbaue  zu  unterziehen.  Ackergründe,  deren  Pflanzen- 
bestände (Saaten)  Schaden  gelitten  haben,  sind  einer  neuerlichen  Einsaat  zu  unter- 
ziehen oder  nötigenfalls  neu  zu  bestellen.  Die  politische  Bezirksbehörde  kann 
über  Antrag  der  Erntekommission  aus  triftigen  wirtschaftlichen  Gründen  Aus- 
nahmen von  der  aufgestellten  Verpflichtung  zur  Bestellung  aller  anbaufähigen 
Ackergründe  bewilligen. 

II.  Vorsorge  für  hilfsbedürftige  Betriebe. 

Wenn  die  rechtzeitige  Durchführung  der  Anbau-  und  Erntearbeiten  in 
einem  landwirtschaftlichen  Betriebe  infolge  Einberufung  des  Besitzers  oder  ße- 
wirtschafters  zur  militärischen  Dienstleistung  oder  infolge  anderer  durch  den 
Krieg  verursachter  Hemmnisse  gefährdet  ist,  hat  zunächst  die  Erntekommission 
innerhalb  ihres  Wirkungskreises  durch  Beratung,  durch  Zuweisung  von  Arbeits- 
kräften und  landwirtschaftlichen  Betriebsmitteln,  sowie  in  anderer  geeignet  er- 
scheinender Weise  für  eine  entsprechende  Hilfeleistung  Sorge  zu  tragen.    Wenn 
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die  rechUeitige  Durchführnng  der  notwendigen  Arbeiten  trott  diaMr  M«ADÜua« 
nicht  gesichert  werden  kmnn,  io  obliegt  deren  BeMrgttng,  ioaofan  nicht  »ob  «kr 
politischen  Bezirksbehörde  eine  Auanabme  bewilligt  wurde,  der  Oemeind«.  Di» 
Gemeinde  ist  berechtigt,  den  EruU  der  ihr  hierdurch  erwmcheeodaB  tattirhHnh— 
Kosten  aus  dem  Ertrage  der  angebauten  Früchte  anzusprechen. 

Nieuwe  Botterdamacbe  Courant*  druckt  im  Abendblatt  B  Tom  7.  Februar 
einige'stellen  aus  dem  Jahresbericht  der  Firma  H.  Drijfbout  St  Sohn  in  Amsterdai^ 
ab:  Oold.  Auch  1917  wurde  Oold,  wie  e*  aeit  Kric|pMMbr«dl  Obiiefa  ut,  ayat*- 
matisch  aus  dem  Verkehr  gelogen.  Die  unTemiaidHdto  Fol«  dftfon  war,  dat 
die  Industrie,  die  Oold  braucht,  in  immer  grSSerB  SchwMnaitaa  geriet.  Der 
gioBe  Mangel  an  Gold  auf  dem  freien  Markt  bewirkte  daher  in  einigan  Lindem 
ein  aueergewöbniicbes  Steigen  de«  Goldpreiaea.  In  Oeetemieh  wurden  s.  B.  fabel- 
hafte Preise  bezahlt,  vor  allem  wagen  dea  eraehatterten  Vartraueai  in  daa  um- 
laufende Papiergeld.  In  Holland  konnte  dar  Preia  fflr  unnffiniartea  Oold,  ob- 
fleich  mehrfach  eine  steinende  Tendens  sn  beobachten  war,  nnunterforo^aa  auf 
653  Gulden  da«  Kilogramm  gehalten  werden. 

Aus  der  Feder  John  E.  Gardeni',  .eioea  der  ereten  amerikanischen 
Autoritäten  des  Devisenmarktes*,  bringen  die  .Financial  Newa*  vom  24.  Ja- 
nuar folgende  Ausführungen:  , Die  Vereinigten  Staaten  besitzen  heute  etwa  .3  Mil- 
liarden i  Gold,  Frankreich  1,4.  England  0.6  und  Deutachland  angeblich  eben- 
soviel, was  aber  zweifelhaft  ist,  da  die  VerMfentUehuagen  der  Rcichabenk  nidit 
zuverlässig  sind.  Die  Gesamtmenge  von  Oold,  die  nb  gamaastee  Oald  gnr  Ver- 
fügung steht,  wird  auf  7  Milliarden  geschätat,  eo  daS  die  genannten  Länder  dte 
gröfiten  Teil  davon  besitzen.  Dagegen  ist  eine  Mence  von  Omienfamitteln  ■»> 
schaffen  worden,  deren  Betrag  fast  unfafibar  ist  So  kann  es  nicht  wunder- 
nehmen, daß  die  Valuta  der  üaupthandelsländer  eine  eboorme  BntwcTtaog  seigt. 
Die  Vereinigten  Staaten  allein  stehen  hoch  erhaben  in  ihrer  Wiitaohiflalage 
da,  und  es  wäre  vielleicht  besser,  wenn  die  Dinge  nicht  ganz  so  gfinetigeltnden. 
Das  ist  vielleicht  eine  seltsame  Ansicht,  aber  es  steckt  mehr  au  ein  KAnehen 
Wahrheit  darin.  Daa  Elend  braucht  Gefährten,  und  eine  bemmute  NatiOB,  be- 
sonders im  wirtschartlichen  Sinne,  wird  snm  Zielpunkt  neidiseher  nliekeL  Später 
wird  und  mu0  ein  Versuch  der  Erholung  (Rehabilitation)  kommen,  aber  Amerika 
ist  in  so  vorteilhafter  Lage,  da0  alle  solche  Versuche  die  übrigen  Länder  in  noch 

Söliere  Verschuldung  Amerika  gegen&ber  verstricken  werden,  und  unfehlbar  mu8 
re  Valuta  dadurch  noch  mehr  ainken. 

Darin  liegt  eine  groBe  Gefahr,  die  in  der  MagUdikait  d«  Demoneti- 
sierung  des  Goldes  besteht.  Chevalier  hat  ele  voraaegeahnt,  und  hervor- 
ragende Volkswirte,  wie  Leon  Stj  und  Richard  Gobden,  sind  ihm  darin  beige- 
treten. 

Bevor  es  zu  einem  so  radikalen  Vorgehen  kommt,  wird  man  es  aber  iweifeUoa 
mit  dem  Bimetallismos  versuchen :  wenn  das  nicht  hilft,  kann  man  sieh  auf  daa 
Schlimmste  gefattt  machen.  Die  Welt  wfirde  zum  Tauschhandel  unter  einer  Form 
des  Staatssozialismus  zurücktreten  müssen.  Datt  ein  solcher  Zu^und  ein  Unclfick 
bedeutso  würde,  liSt  sich  nicht  bestreiten;  darum  sollten  sich  die  besten  Wirt- 
schaftslcöpfe  mit  der  Frage  befassen. 

Unzweifelhaft  wird  Tange  nach  dem  Kriege  eine  strenge  Regelung  des  Ver- 
kehrs in  wesentlichen  Rohstoffen  durch  die  Regierung  durchgefilhrt  werden; 
daher  wird  die  Bahn  für  ein  solches  Verfahren  von  selbst  bereitet  sein,  und  mit 
der  nötigen  Uebung  werden  sich  auch  andere  Mittel  finden,  jede  unberechtigte 
Geldaufspeicherung  wirkungslos  zu  machen. 

Alle  Länder  haben  den  Goldverkehr  gewiesen  Hemmungen  untn^orfen. 
Neutrale  Länder  haben  dem  Golde  den  Zutritt  verweigert,  als  ob  es  eine  Peat 
wäre;  andere  Linder  haben  seine  Ausfuhr  verboten,  ab  ob  es  daa  köstlichste  Ding 
der  Welt  wäre,  wo  es  doch  srhiiemich  nur  ein  Geschöpf  der  mensi-h liehen  Ein- 
bilduna;  ohne  jeden  inneren  Wert  ist;  wenn  ee  ein  Wertmesser  bleiben  soll,  mufl 
ein  vernünftiger  Mittelweg  beschritten  werden. 

Das  Metall  wird  auf  der  Grundlage  des  Handelsbedarfes  verteilt  werden 
müssen  und  auf  diese  Weise  die  Dienste  leisten  können,  für  die  allein  es  bestimmt 
war.  Ein  Land  kann  sich  innerhalb  seiner  Grenzen  sehr  gut  ohne  Gold  behelfen; 
aber  darüber  hinaus  iit  es  der  Beweis  der  Zahlungsfähigkeit,  und  sollte  als  solcher 
seine  Pflicht  erfüllen. 
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Zwischen  Nationen  und  Individuen  ist  kein  Unterschied;  kann  oder  will 
eine  Nation  ihre  Ankäufe  in  fremden  Ländern  nicht  bezahlen,  so  sollte  sie  solche 
nicht  vornehmen,  außer  unter  einer  Kreditoperation  in  irgendeiner  Form,  oder 
sie  sollte  die  freie  Ausfuhr  ihrer  Erzeugnisse,  soweit  sie  nicht  gegen  nationale 
Interessen  verstößt,  gestatten. 

Wie  die  Dinge  liegen,  steht  jetzt  der  amerikanische  Dollar  hoch  erhaben  da. 
Der  ßanknotenumlauf  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  nur  ein  Ding  der  Bequem- 
lichkeit, in  allen  anderen  Ländern  ohne  Ausnahme  aber  eine  Notwendigkeit.  Wir 
hören  viel  über  die  Entwertung  des  amerikanischen  Dollar  in  skandinavischen 
Ländern,  in  Holland,  in  der  Schweiz,  in  Spanien,  in  Japan  und  in  Südamerika. 
Die  Ursachen  davon  sind  in  allen  Fällen  verschieden  und,  von  den  beiden  letzten 
Ländern  abgesehen,  vorübergehender  Natur.  Diesen  beiden  gegenüber  aber  ist 
die  Entwertung  wirklich  bis  zu  einem  solchen  Grade  vorhanden,  daß  sich  damit 
eine  staatsmännische  Frage  erhebt,  die  ernstester  Aufmerksamkeit  an  zuständigen 
Stellen  wert  ist. 

Die  zukünftige  Entwicklung  des  Devisenmarktes  ist  voll  von  Fragen  ver- 
wickeltsten  Charakters,  deren  Lösung  nicht  vorausgesehen  werden  kann ;  aber  die 
Sache  ist  von  so  überragender  Bedeutung,  daß  sie  selbst  in  solchen  Zeiten  inter- 
nationaler Anspannung  nicht  vernachlässigt  werden  sollte. 

Es  wird  Geschiente  gemacht,  und  dabei  wird  man  vielerlei  lernen  müssen; 
noch  wichtiger  aber  wird  es  sein,  vielerlei  zu  verlernen.  Das  letztere  wird  zwar 
viel  schwerer  sein,  aber  leicht,  wenn  wir  uns  die  Größe  unseres  Nationalcharakters 
gegenwärtig  halten,  der  zur  Grundlage  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  hat." 

„Weekly  Dispatch"  vom  27.  Januar  schreibt  in  einem  „Durchhalten  bis  zum 
Ende"  betitelten  Leitaufsatz:  Die  englischen  Farmer  machen  tapfere  An- 
strengungen, Weideland  aufzubrechen.  Von  dem  Pflügen  der  nächsten 
70  Tage  wird  der  Erfolg  der  Ernte  1918  zum  großen  Teil  abhängen.  Die  Farmer 
verlangen  dringend  nach  den  Dampfpflügen,  aber  diese  sind  noch  nicht  in  nennens- 
werter Zahl  geliefert  worden. 

„Popolo  Romano"  vom  29.  Januar  entnimmt  dem  Bericht  des  Inter- 
nationalen Landwirtschaftsinstituts  in  Born:  In  den  Vereinigten 
Staaten  wurden  im  Herbst  1917  17  066000  ha  (105  v.  H.  des  Vorjahres)  mit 
Weizen  angebaut. 

In   England  übertrifft  die  Weizenanbaufläche  das  Vorjahr   um   15  v.  H. 

In  Kanada  hat  sich  die  bebaute  Fläche  um  4  v.  H.  verringert  und  be- 
trägt 1917  nur  288000  ha. 

Ein  Telegramm  aus  Karachi  im  „Economista  d' Italia"  vom  30.  Januar  ent- 
hält folgende  Angaben:  Die  Voranschläge  der  Ernte  im  Nordwesten  Indiens 
schätzen  die  bebaute  Bodenfläche  auf  1 182  000  Acres.  Im  vorigen  Jahre  waren 
die  Voranschläge  1  016  000  Acres  und  das  Endergebnis  1 050  000  Acres. 

Ueber  den  Zustand  der  Brot  Versorgung  Petersburgs  läßt  sich 
mehreren  Artikeln  der  „Djelo  Narodow"  vom  31.  Januar  und  1.  Februar  folgendes 
entnehmen :  „Die  zwei  größten  Militärbäckereien  in  Petersburg  mußten  wegen 
Mehlmangels  geschlossen  werden.  Einige  ßegimentsausschüsse  haben  Soldaten- 
abteilungen zur  Requirierung  von  Bauerngetreide  in  die  Kreise  des  Petersburger 
Gouvernements  abgesandt.  Die  Bauern  suchen  Waffen  zu  erlangen,  um  dörfliche 
Rote  Garden  zu  bilden,  damit  sie  sich  gegen  diese  Räubereien  der  Soldaten 
schützen  können.  Im  Rjasaner  Gouvernement  ist  es  bereits  zu  blutigen  Zu- 
sammenstößen gekommen.  Bei  diesen  Zuständen  blüht  das  Geschäft  der  soge- 
nannten Sackaufkäufer,  d.  h.  der  Kleinspekulanten,  die  beim  Bauern  Getreide  um 
jeden  Preis  aufkaufen,  sich  als  Bolschewiki  ausgeben  und  daher  als  unantastbar 
gelten.  In  Moskau  kann  man  von  ihnen  am  Rjasaner  Bahnhof  feinstes  Weizen- 
mehl für  150  bis  200  Rubel  das  Pud  (=  19,69  bis  26,25  M.  für  1  kg)  kaufen,  in 
Petersburg,  am  Nikolai-Bahnhof,  Roggenmehl  nicht  billiger  als  zu  120  Rubel  das 
Pud  (=  15,75  M.  für  1  kg),  für  das  die  Sackaufkäufer  20  bis  30  Rubel  (=  2,63 
bis  3,94  M.  für  1  kg)  bezahlt  haben." 

12.  Februar  1918. 

Die  österreichische  Regierung  hat,  wie  aus  Wien  gemeldet  wird,   eine 
bedeutende  Ermäßigung  der  Fleischpreise  angeordnet.     Vom  20.  Februar  ab 
Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkswirtsch.  Chronik.  1918.  VI 
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dürfen  die  Fleischpreise  für  du  Kilo  j«  naeh  der  Fleüchart  nidit  6  K.  80  k. 
(=  5,78  M.)  bis  8  K.  (=  6^  M )  fibentoigea.  Durch  dien  Vmagang  wwdM 
die  Preise  fast  um  die  Hälfte  herabgCMtst  ^     .       , 

Die  KopenbaKcner  .Smör-Tideode*  vom  25.  Junar  berMBtat:  Die  dtni- 
sehen  Schireinesch Uchtnngen  sind  im  Laufe  der  Ictstca  3  Monate  auf 
weniger  als  die  Hälfte  gesunken,  so  daA  wöchentlich  nur  ungefähr  20000  SchwciM 
geschlachtet  werden.  Die  Schlächtereien  achräaken  die  HchlachUage  eia  ud 
müssen  einen  Teil  ihrer  Arbeitskräfte  cntlaaaen.  Der  däniacfaa  BebweioebeateBd 
beträgt  jeut  789  UOO  Stück.  Der  lokale  Markt  iat  noch  immer  aiaaüich  gut  mit 
fettem  Speck  versehen,  da  die  Nachfrage  durch  die  BatioaiarvBg  bedmitend  be- 
schränkt ist.    Die  dänischen  Schweinrareiae  sind  unTerladcrt. 

Laut  .Svenska  Dagbladet*  vom  2ö.  Januar  wird  der  aebwediaebe  Volka- 
HaushaltsauischuB  demnächst  Dörrobst  auf  den  Markt  bringen.  Ana 
Amerika  sind  100  000  Kitten  eingegangen.  Die  VertcÜBBg  erfolgt  über  daa  ganaa 
Land,  so  daß  jeder  Landbewohner  150,  »der  Sudtbewohocr  300  g  «rhllt  Bi 
handelt  sich  bei  dieser  Partie  um  in  England  beaehlagnahmte  Teile  der  Ledang 
aus  den  Dampfern  .Pacific*  und  ,8an  I^^nxiaco*. 

'rimes'  vom  2.  Februar  berichtet  Aber  eine  Bede  dea-englischen  Land- 
wirtschafteministers Prothero  auf  einer  Konferens  der  Vertreter  aller  Landwirt- 
Mbaftsvereiniguneen  in  England  und  Waica  Ober  die  Vorräte  an  Viebfvtter  nnd 
die  Mafiregeln,  die  zur  Erhaltung  des  Viehbestandes  aotwidig  aeicB. 
.Die  Bauern  müUten  nun  ausrechnen,  wieriel  Hafer  aie  für  ihre  eigwaa  Pfcfda 
bis  zum  Ende  des  September  nötig  bitten,  auf  der  Grandlag«  ihrer  eigaaea  Balte 
von  ungefähr  4'/,  kg  und  den  OeberaehnJi  für  die  Orubeapicrde  Mad  Arbtlti- 

Sferde  in  den  grofien  Städten  abgeben.  Die  Begiening  gebe  au,  daS,  waa  daa 
lilchvieh  betreffe  die  Haltung  des  Milchrorrate  fnr  daa  Land  ein  aehr  wiehtim 
Interesse  sei,  da  das  Leben  der  Kinder  daTon  abhänge.  Man  könne  für  daa  Vtak 
noch  in  den  kommenden  4  Monaten  Kraftfutter  beaehaf fen ;  danach  mOaae  aa 
aber  hauptsächlich  auf  der  Weide  leben.*  Zum  Sehlal  aagte  Prothero  Boeh,  dal 
alle  Kutsch-  und  Luxuspferde  abgeaeUaehtet  werdea  odar  foa  Qna  lebaa  aülaB. 
Wie  .Irish  Independent*  rem  17.  Januar  beriehtet,  erklärte  der  Sekretlr  der 
Lnsh  Agricultural  Organisation  Society,  Anderaoa,  dafi  die  irische  Milch- 
>roduktion  um  30  bis  40  r.  H.  gerincer  iat,  ala  gawöhnlich.  An  Butterstehen 
ür  die  Bevölkerung  etwas  weniger  ala  2  Unaea  (Mg)  aaf  daa  Kon(  wöchentUek 
zur  Verfügung,  also  die  Hälft«  der  eogliadiea  Baiion.  (Dabei  etbilt  Irland  keiaa 
Margarine.)  Hafer  ist  reichlich  vorbanden,  und  einige  Ortagruppen  kaufen  Hafer 
zur  Mebl^winnung  auf.  Kartoffeln  sind  ebenfalls  reichlich,  aber  es  ist  noch 
nicht  zu  übersehen,  wie  grott  —  wahracheinlich  aehr  groS  —  die  Anfordaraagaa 
der  Truppen  und  der  verbündeten  Länder  aetn  wenlea.  Andersen  iat  eaemiek 
gegen  eine  allgemeine  Stillegung  der  irischen  Nahmngamittelausfuhr,  da  dieaa 
die  Bauern  schädigen,  sowie  ferner  dazu  führen  würde,  da«  Irland  Mehl,  Zucker, 
Fette,  Gele,  Kohle  und  andere  Dinge,  welche  ea  aus  England  berieht,  vorenthalten 
werden. 

Laut  .Daily  Telegraph*  vom  25.  Januar  mddet  Reuter  aus  Washington: 
Um  größere  Mengen  Mehl  für  die  Ausfuhr  nach  den  Verbandsläoderc  ver- 
fügbar zu  machen,  will  das  Nahrungtmittelamt  der  Vereinigten  Staaten 
den  Mehlverkauf  in  allen  seinen  Sudien  auf  75  v.  H.  beschränken.  Da  der 
Verband  75-100000000  Bushels  Weizen  «braucht,  so  will  sich  die  amerikanische 
Regierung  30  v.  H.  der  amerikanischen  Mehlproduktion  aichern.  In  amtlichen 
Kreisen  hofft  man,  90000000  Busbela  Weizen  in  Form  von  Mehl  bis  zur  neuen 
Ernte  zu*erübrigen,  ohne  die  amerikaniache  Vcraorrong  zu  gefährden. 

Die  Regierung  in  Argentinien  hat  daa  VvDot  der  Oetreideauafnhr 
aufgehoben. 

Die  .Financial  Times*  vom  21.  Januar  schreibt:  Hente  wird  die  austra- 
lische Regierung  den  Landwirten  einen  VorschuS  von  3  sh  für  jeden 
Scheffel  Weizen  der  soeben  eingebrachten  Ernte  auszahlen.  Dazu  muß  sie 
15  750000  Pfund  aufwenden.  Das  macht  es  erklärlich,  wenn  an  anderer  Stelle 
desselben  Blattes  berichtet  wird:  Das  Kabinett  von  Neusüdwales  bat  beschlossen, 
am  22.  Januar  eine  Sitzung  abzuhalten,  um  zu  erwägen,  ob  ea  nicht  erwünscht 
ist,  an  Stelle  von  Weizenbau  die  Viehzucht  treten  zu  lassen. 


Fe 
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, Handelsberichten"  (Haag)  vom  24.  Januar  yeröff entlieht  einen  Ernte- 
bericht des  statistischen  Bureaus  in  Sydney,  laut  dem  in  Neusüdwales 
schätzungsweise  3  812  500  Acres  mit  Weizen  bestellt  wurden  gegen  4  510192  in 
der  Saison  1916  17,  was  einen  Eückgang  von  697  692  Acres  bedeutet.  Dieser 
wurde  hauptsächlich  verursacht  durch  die  große  Trockenheit  im  Herbst,  sodann 
durch  die  unsichere  Lage  des  Weizenmarktes  sowie  schließlich  durch  die  Ver- 
echiffungsschwierigkeiten. 

Eine  Agenzia  Americana-Meldung  aus  Rio  de  Janeiro  vom  14.  Januar 
in  den  „Financial  News"  vom  21.  Januar  lautet:  Die  Regierung  des  Staates  Säo 
Paulo  hat  mit  den  Kolonisationsgesellschaften  einen  Vertrag  über  die  jährliche 
Einwanderung  von  5000  Japanern  auf  der  Grundlage  von  9  Pfd.  für 
jeden  Einwanderer  abgeschlossen.  Dadurch  soll  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion aufgeholfen  werden,  indem  die  neuen  Ankömmlinge  die  zu  den  Fahnen 
einberufenen  italienischen  und  portugiesischen  Arbeitskräfte  ersetzen.  Die  Re- 
gierung und  hohe  Handels-  und  Finanzkreise  in  Japan  machen  große  An- 
strengungen, um  diesen  Strom  der  Auswanderung  zu  fördern,  indem  sie  ia  den 
Hauptstädten  Brasiliens  Schiffahrtsbüros,  Handelsmissionen  und  Zweignieder- 
lassungen japanischer  Banken  und  bedeutender  Industrieunternehmungen  er- 
richten. 

Eine  Bekanntmachung  von  Lenin  in  der  „Prawda"  vom  1.  Februar  besagt, 
daß  „infolge  technischer  Bedingungen"  die  Brotration  in  Petersburg  erst 
vom  3.  Februar  ab  auf  200  g  täglich  erhöht  werden  kann ;  am  1.  und  2.  Februar 
muß  es  noch  bei  100  g  verbleiben. 

Der  Lebensmittel  mangel  in  Rußland  ist  vor  allem  in  den  der 
Hauptstadt  benachbarten  Bezirken  sehr  groß.  Die  Preise  steigen  noch  immer. 
Kartoffeln  kosten  ungefähr  3  M.  das  Pfund,  Butter,  die  kaum  aufzutreiben  ist, 
gegen  30  M.  das  Pfund,  Zucker  etwa  17  M.  das  Pfund.  Der  Getreidemangel 
wird  immer  fühlbarer,  zumal  die  Bauern  in  Südrußland  kein  Papiergeld  mehr 
annehmen  und  ihr  Getreide  nur  gegen  andere  Waren  austauschen. 

„Popuiaire  du  Centre"  vom  15.  Januar  schreibt:  Bei  Beginn  des  Krieges 
wurde  der  Unterschied  der  Rohr-  und  Rübenzucker-Industrie  merklich, 
welcher  der  Rübenzuckerproduktion  einen  schweren  Schlag  versetzt  hat,  wie  nach- 
folgende Zahlen  zeigen  (in  t): 

Weltproduktion  an 
Eübenzucker  Rohrzucker 

1913/14  8179000  9821000 

1914  15  8  243451  10288656 

1915/16  5  875 '57  10667742 

1916/17  5  511  526  II  149003 

Natürlich  ist  dieser  ungeheure  Ausfall  an  Rübenzucker  auf  die  europäische  Pro- 
duktion zurückzuführen.  80  ist  die  europäische  Zuckerproduktion,  die  1913/14 
8179000  t  betrug,  jetzt  (1917  18)  auf  3849000  t  gefallen. 

Die  erste  Jahresnummer  der  Londoner  Reederzeitschrift  „Fairplay"  vom 
3.  Januar  gibt  einen  Ueberblick  über  das  Steigen  der  Frachtsätze  im  ab- 
gelaufenen Jahre.  Dana  h  betrug  die  Fracht  für  engliche  20  Ztr.  Reis  von 
Saigon  nach  England  500  sh,  von  Birma  nach  England  600  sh  und  für  die  java- 
nische Tonne  Zucker  von  Java  nach  England  850  sh. 

m.  Industrie,  einschließlich  Bergbau  und  Bangcwerbo. 

Inhalt:  1)  Bergbau;  Geschäftslage  im  Kohlen-  und  Kalibergbau  während 
des  Monats   Februar. 

2)  Eisengewerbe,  Metalle  und  Maschinen:  Beschäftigungsgrad  im 
Februar. 

1.  Bergbau. 
Ueber  die  Geschäftslage  im  Kohlen-  und  Kalibergbau  während 
des  Monats  Februar  berichtet  das  „Reichs-Arbeitsblatt" : 

VI* 
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Im  Ruhrkohlengebiet  wie  in  den  Aachener,  oberachle» 
Bischen  und  niederschlefliachen  Steinkohlengraben  war 
die  Nachfrage  nach  Kohlen  nnd  Koks  im  Febni&r  ebenso  stark  wie  in 
den  vorhergebenden  Monaten  und  im  Vorjahr  um  die  gleiche  Zeit  La 
Saarbezirk  blieb  die  Forderung  entsprechend  der  gerii>g««n  Zahl  der 
Arbeitstage  hinter  der  im  Januar  erreichten  Fördermeoge  turflck.  Di« 
Zwickauer  und  Lugau-Oelsnitzer  Steinkohlenbergwerke  berichten  da- 
gegen über  eine  geringe  Steigerung  der  Beschäftigung  sowohl  geg«a- 
tiber  dem  Vormonat  als  auch  im  Vergleich  zum  Vorjahr  um  die  gleiolM 
Zeit.  Die  Wagengestellung  hat  sich  im  Ruhrkohlengebiet  zum  Teil  ge- 
bessert. Auch  anf  dem  Wasserwege  herrschte  lebhafter  Verkehr.  Im 
Saarbezirk  mußten  wegen  des  Wagenm&ngeis  grOtere  Mengen  auf  die 
Halde  gestürzt  werden.  Einlegnng  von  Ueberschichten  wird  aas  dem 
Ruhrkohlengebiet  wie  aus  Oberschlesien  berichtet.  Für  die  Zwickaaer 
Steinkohlenwerke  wird  hervorgehoben,  daS  zu  den  bewilligten  Teuerung*- 
Zulagen  vom  1.  Februar  ab  weitere  erhebliche  LohnerhOhoagen  gaialilt 
worden  sind. 

Für  die  Brannkohlengewinnnng  wird  sowohl  aas  dem  mittel- 
deutBchen  Braunkohlengebiet  als  anch  von  den  Niederlaositxer  Werken 
eine  besondere  Ver&nderung  des  Geschäftsganges  nicht  festgestellt.  Die 
mitteldeutschen  Braunkohlenwerke  schildern  sum  Teil  die  Lage  im 
Vergleich  zum  Vorjahr  als  noch  etwas  gtlnstiger,  doch  war  vereinxelt 
der  Kohlenumsatz  im  Gegensatz  sn  dem  gestiegenen  Koksabeatz  etwas 
schlechter  als  im  Februar  1917.  Von  einem  Teil  der  Braunkohlenwerke 
wurde  Ueberstundenarbeit  gemeldet  Es  wird  auch  angegeben,  daB  die 
Löhne  weiterhin  stiegen. 

Die  Kaliindustrie  schildert  den  Geschlftsgang  im  allgemeinen 
als  gut  und  teilweise  im  Vergleich  zum  Vormonat  wie  sum  Vorjahr  aU 
besser. 

'i.  Eisengewerbe.  —  Metalle  und  Maschinen. 

lieber  den  Geschäftsgang  im  Februar  lauten  die  Berichte  de« 
„Reichs-Arbeitsblattes" : 

Die  Eisensteingruben  berichten  über  bessere  Wagengestellnng 
als  im  Vormonat.  Die  Besch&ftigung  war  im  Berichtsmonat  im  ganxea 
die  gleiche  wie  im  Vorjahr.  Die  Löhne  stiegen,  wie  herrorgehobes 
wird,  langsam,   aber  stetig. 

Die  Roheisenwerke  und  Eisenhütten  West-  wie  Mittel- 
deutschlands hielten  ihre  Tätigkeit  im  groSen  und  ganzen  auf  der  gleichen 
Höhe  wie  im  Januar.  Aus  Westdeutschland  wird  zum  Teil  eine  Steige- 
rung gegenüber  dem  Februar  1917  festgestellt  Die  mitteldeutschen 
Eisenhütten  heben  hervor,  daß  Ueberstundenarbeit  notwendig  war. 

Die  Blei-,  Zink-  und  Knpf ererzgra ben,  die  Zinkhotten 
wie  die  Kupfer-  und  Messingwerke  hatten  unverändert  gut  zu 
tun.  Von  den  Zinkhütten  wird  Ueberstundenarbeit  und  Gewährung 
von  weiteren  Lohnerhöhungen  berichtet 

Die  Eisengießereien  Weit-,  Nordwest-,  Mittel-  und  SOddentsch- 
lands  verzeichneten  im  Februar  im  allgemeinen  dieselbe  rege  Beschäfti- 
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gung  wie  im  Vormonat  und  im  Vorjahr ;  nur  aus  Sachsen  und  Schlesien 
wird  dem  Vorjahr  gegenüber  vereinzelt  eine  Abschwächung,  von  anderer 
Seite  allerdings  auch  eine  Steigerung  des  Geschäftsganges  festgestellt. 

Die  Stahl-  und  W^alzwerke  Westdeutschlands  wie  Schlesiens, 
die  Emaillierwerke,  die  Röhren-  und  Drahtindustrie  wie 
femer  die  Kleineisen-  und  Metallspielwarenindustrie  haben 
keine  andere  Gestaltung  der  Geschäftslage  als  im  Januar  d.  J.  und  im 
Februar  des  Vorjahres  aufzuweisen.  Für  die  Blechwalzwerke,  die 
anhaltend  stark  beschäftigt  sind,  wie  für  die  Eisenmöbelf  abriken 
machte  sich  zum  Teil  noch  eine  Steigerung  der  Inanspruchnahme  be- 
merkbar, während  in  der  Röhrenindustrie  und  in  der  Konservendosen- 
verfertigung vereinzelt  eine  Abschwächung  der  Beschäftigung  gegen 
1917  hervortrat.  Ueberstundenarbeit  wird  für  die  Blechwalz-  wie  für 
die  Emaillierwerke  festgestellt. 

Für  die  Edelmetallindustrie  machte  sich  keine  wesentliche 
Verschiebung  der  Geschäftsverhältnisse  bemerkbar.  Die  Lage  wird  als 
befriedigend  bzw.  als  gut  geschildert.  Das  Geschäft  würde  noch  viel 
lebhafter  gewesen  sein,  wenn  nicht  Mangel  an  Rohmetall,  Gold,  Silber 
und  Platin  sich  immer  fühlbarer  gemacht  hätte. 

Die  Maschinenbauanstalten  Nordwest-  und  Mitteldeutsch- 
lands wie  Schlesiens  waren  im  Februar  ebenso  rege  wie  im  Vormonat 
beschäftigt.  In  West-  und  Süddeutschland,  zum  Teil  auch  in  Schlesien 
ist  dem  Vorjahr  gegenüber  verschiedentlich  eine  weitere  Steigerung  der 
Beschäftigung  hervorgetreten.  Es  mußte  mit  Tag-  und  Nachtschichten, 
und  auch  Sonntags  gearbeitet  werden. 

Die  Dampfmaschinen-  und  Lokomotivbauanstalten,  die  Dampfkessel- 
und  Armaturenwerkstätten,  die  Werkzeugmaschinenfabriken,  die  Fabriken 
für  landwirtschaftliche  Maschinen,  die  Betriebe  für  Verbrennungsmotoren 
und  ,für  Zentralheizungen  hielten  ihre  Beschäftigung  im  allgemeinen 
auf  derselben  Höhe  wie  im  Januar  d.  J.  und  im  Februar  des  Vorjahres. 
Vereinzelt  wird  für  die  Dampfkesselfabriken  West-  und  Mitteldeutsch- 
lands eine  Abschwächung  gegenüber  dem  Vorjahr  festgestellt,  ander- 
seits wird  hervorgehoben,  daß  die  Dampfmaschinen  und  Lokomotivbau- 
anstalten wie  die  Fabriken  für  den  Bau  von  Lokomobilen  und  land- 
wirtschaftlichen Maschinen  stärkere  Beschäftigung  als  im  Vorjahr  zu 
verzeichnen  hatten. 

Bei  den  Unternehmungen  für  den  Bau  von  Brücken-  und  Eisenkon- 
struktionen wie  bei  den  Fabriken  für  Hebezeuge  gestaltete  sich  im  großen 
und  ganzen  die  Geschäftslage  nach  wie  vor  unverändert.  Vereinzelt  ist 
aber  eine  Verringerung  der  Beschäftigung  gegen  den  Vormonat  ein- 
getreten. 

Bei  den  Maschinenbauanstalten  für  Bergwerksmaschinen,  für  Blech- 
bearbeitungsmaschinen, für  Gerberei-,  Holzbearbeitungs-  und  Kellerei- 
maschinen, ferner  bei  den  Fabriken  für  Nahrungsmittelmaschinen,  ins- 
besondere für  die  Herstellung  von  Maschinen  zur  Teigwarenfabrikation 
herrschte  im  ganzen  derselbe  Beschäftigungsgrad  wie  im  Januar  d.  J. 
und  im  Februar  1917  vor.  Verschiedentlich  macht  sich  beim  Maschinen- 
und  Apparatebau  für  die  Zuckerindustrie  eine  Steigerung  des  Geschäfts- 
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ganges  im  Vergleich  «um  Vorjahr  b«w.  gegenflber  dem  Vormonat  be- 
merkbar. Eine  Abschw&chung  erfahr  nur  die  Nachfrage  nach  NaHappre- 
tunnaschinen.  Auch  aus  diesen  Industriezweigen  wird  Ueberstundaa- 
arbeit  gemeldet. 

Die  Schiffswerften,  die  Fabriken  für  KJeinbahcen  wie  die  Eisen- 
bahnsignalbauanstalten  hatten  dieselbe  Geschäftslage  wie  im  Vormonat 
und  im  Vorjahr  aufzuweisen,  w&hrend  die  Eisenbahnwagenbauanstalten 
und  der  Kraftwagenbau  gegenüber  dem  Vorjahr  yerachiedentlich  noob 
eine  Hebung  der  T&tigkeit  erfahren  haben. 

Für  den  Bau  von  Dynamomaschinen,  Elektromotoren 
und  Transformatoren  wie  für  die  Herstellung  intlicher  elektro- 
technischer Apparate  gestalteten  sich  die  Beech&ftignngsverfatlbuMe  im 
Februar  ebenso  rege  wie  in  den  Vormonaten  und  im  Vorjahr.  Gegen- 
über dem  Februar  1917  ist  verschiedentlich  noch  eine  Steigerung  der 
Leistung  erzielt  worden.  Insbesondere  wird  für  den  Akknmulatoren- 
bau  der  Geschäftsgang  dem  Vorjahr  gegenüber  als  wesentlich  st&rker 
gekennzeichnet.  Der  Bestellangaeingang  für  elektrotechnische  Mel- 
instrumente  blieb  zwar  hinter  dem  des  Vormonats  snrück,  übertraf  jedoch 
den  des  Februar  1917.  Lohnerhöhungen  haben  verschiedentlich  statt- 
gefunden. Es  wird  auch  hervorgehoben,  dafi  gelegentlich  Ueberstunden 
nicht  zu  vermeiden  waren. 

In  der  8tarkstromindustrie  wie  hinsichtlich  der  Einrichtung  elektri- 
scher Licht-  und  Kraftanlagen  hielt  sich  die  Tfttigkeit  auf  derselben 
Höhe  wie  im  Vormonat  und  im  Vorjahr.  Teilweise  machte  sich  auch 
hier  eine  Verbesserung  der  Lage  gegenüber  dem  Vorjahr  geltend.  Ver- 
einzelt wird  für  die  Einrichtung  von  elektrischen  Licht-  und  Kraftau- 
lagen aber  auch  eine  Abschwftchnng  der  Beschäftigung  gemeldet. 

Die  Kabelwerke  hatten  ebensogut  wie  im  Vormonat,  zum  Teil  so- 
gar noch  besser  als  im  Januar  d.  J.  und  im  Februar  dee  Vorjahres 
zu  tun.  Vereinzelt  wird  allerdings  auch  hier  eine  Abechwtchung  im 
Vergleich  zum  Vorjahre  festgestellt. 

IV.  Handel  and  Verkehr, 

Inhalt:  Wirtachaftspoliti«ohe  Vereinbarungen  im  FriedeBsrotnc  Dentacb- 
lands,  Oeeterreicb-l.'ngarnii.  Buieari(nf>  und  der  Türkei  mit  der  Ukrame.  Kolo- 
niale Krie^ziele  DeuUoblands.  I^^nzöitiacbe  und  britiscb-ontindiacbe  Aettflcnmgea 
zum  künftigen  Wirtschaftskriege.  Handelsrertrige  Italiens.  Schiffsverkehr  Amster- 
dams, Rotterdame  und  Kopenhasena.  Dent«che  KanaJbaupline.  Abtretung 
echwedipoben  und  bolländiücben  Srhiffsraums  an  die  Elntentestaaten.  Japanische 
Schiffahrtspulitik.    Eisenbahnpolitik  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Der  am  9.  Februar  1918  abgeschlossene  Friedensvertrag  zwischen 
Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Balgarien  und  der 
Türkei  einerBeits  und  der  ukrainischen  Volksrepublik  andererseits 
enthält  im  7.  Artikel  die  folgenden  wirtschaftspolitischen  Fest- 
setzungen : 

_    üeber  die    wirtschaftlichen    Beziehungen  zwischen   den    vertragschlieAenden 
Teilen  wird  vereinbart: 

1.  Die  vertragüchließenden  Teile   verpflichten  sich  gegenseitig,  unverzüglich 
die  wirtschaftlicben  Beziehungen  anzuknüpfen  und  den  Warenaustausch  auf  Grund 
olgender  Bestimmungen  tu  organisieren: 
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Bis  zum  31.  Juli  des  laufenden  Jahres  ist  der  gegenseitige  Austausch  der 
Ueberschüsse  der  wichtigsten  landwirtschaftlichen  und  indu- 
striellen  Produkte  zur  Deckung  der  laufenden  Bedürfnisse  durchzuführen 

a)  Die  Mengen  und  die  Art  der  Produkte,  deren  Austausch  in  dem  vorher- 
gehenden Absatz  vorgesehen  ist,  werden  auf  jeder  Seite  durch  eine  Kommission 
festgestellt,  die  aus  einer  kleinen  Anzahl  von  Mitgliedern  beider  Seiten  besteht 
und  sofort  nach  Unterzeichnung  des  Friedensvertrages  zusammentritt. 

b)  Die  Preise  der  Produkte  beim  erwähnten  Warenaustausch  werden  auf 
Grund  gegenseitiger  Vereinbarung  durch  eine  Kommission  festgestellt,  die  aus 
der  gleichen  Zahl  von  Mitgliedern  der  beiden  Seiten  besteht. 

c)  Die  Verrechnung  erfolgt  in  Gold  auf  folgender  Basis:  1000  M.  deutsche 
Reichsmark  in  Gold  gleich  462  Karbowanjec  Gold  der  ukrainischen  Volksrepublik 
gleich  462  Rbl.  Gold  des  früheren  russischen  Kaiserreiches  (1  Rbl.  =  '/,5  Imperial) 
oder  1000  Österreich-ungarische  K.  Gold  gleich  393  Karbowanjec  76  Grosch  Gold 
der  ukrainischen  Volksrepublik  gleich  393  Rbl.  76  Kopeken  Grold  des  früheren 
russischen  Kaiserreichs  (1  Rbl.  Vis  Imperial). 

d)  Der  Austausch  der  Waren,  die  durch  die  im  Artikel  a)  vorgesehene  Kom- 
mission festgestellt  werden,  erfolgt  durch  die  staatliche  Zentralstelle  oder  durch 
die  vom  Staate  kontrollierten  Zentralstellen.  Der  Austauscli  jener  Produkte,  welche 
durch  die  oben  vorgesehenen  Kommissionen  nicht  festgestellt  werden,  erfolgt  im 
Wege  des  freien  Verkehrs  unter  den  Bedingungen  des  provisorischen  Handels- 
vertrages, der  in  der  folgenden  Ziffer  2  vorgesehen  ist. 

2.  Soweit  nicht  in  Ziffer  1  anderes  vorgesehen  ist,  sollen  den  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zwischen  den  vertragschließenden  Teilen  provisorisch  bis  zum  Ab- 
schluß eines  endgültigen  Handelsvertrages,  jedenfalls  aber  bis  zum  Ablauf 
von  mindestens  sechs  Monaten  nach  Abschluß  des  Friedens  zwischen  Deutsch- 
land, Oesterreich-Üngarn,  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits  und  den  zurzeit 
mit  ihnen  im  Krieg  befindlichen  europäischen  Staaten,  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  Japan  andererseits  folgende  Bestimmungen  zugrunde  gelegt 
werden : 

A.  für  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  der  ukrainischen  VolksrepuDÜk  diejenigen  Vereinbarungen,  die  in 
den  nachstehenden  Bestimmungen  des  deutsch-russischen  Handels- 
und  Schiffahrtsvertrages  von  1894/1904  niedergelegt  sind,  nämlich: 

Artikel  1  bis  6,  7  einschließlich  der  Tarife  a  und  b,  8  bis  10,  12,  13  bis  19. 
ferner  in  den  Bestimmungen  im  Schlußprotokoll,  erster  Teil  zu  Artikel  1,  Absatz 
1  und  3,  zu  Artikel  1  und  12,  Absatz  1,  2,  4,  5,  6,  8,  9,  Artikel  3,  zu  Artikel  5 
Absatz  1  und  2,  zu  Artikel  5,  6,  7,  9  und  10,  zu  Artikel  6,  7  und  11,  zu  Artikel 
6  bis  9,  zu  Artikel  6  und  7,  zu  Artikel  12  Absatz  1,  2,  3,  5,  ferner  in  den  Schluß- 
protokoll, vierter  Teil,  die  §§  3,  6,  7,  12,  12b,  13,  14,  15,  16,  17,  18  (mit  Vorbe- 
halt der  entsprechenden  Aenderung  der  Behördenorganisationen),  19,  20,  21,  23. 
Dabei  besteht  ein  Einverständnis  über  folgende  Punkte: 

1.  Der  allgemeine  russische  Zolltarif  vom  13./26.  Januar  1903  bleibt  aufrecht- 
«rhalten. 

2.  Der  Artikel  5  erhält  folgende  Fassung:  „Die  vertragschließenden  Teile 
verpflichten  sich,  den  gegenseitigen  Verkehr  durch  keinerlei  Einfuhr-,  Ausfuhr- 
oder Durchfuhrverbote  zu  hemmen  und  die  freie  Durchfuhr  zu  gestatten.  Aus- 
nahmen sind  nnr  für  solche  Erzeugnisse  zulässig,  welche  auf  dem  Gebiete  eines 
der  vertragschließenden  Teile  den  Gegenstand  eines  Staatsmonopols  bilden  oder 
bilden  werden,  sowie  auch  für  gewisse  Erzeugnisse,  für  die  sich  aus  Rücksichten 
auf  die  Gesundheit,  die  Veterinärpolizei  und  die  öffentliche  Sicherheit  oder  aus 
anderen  schwerwiegenden  politischen  und  wirtschaftlichen  Gründen  außerordent- 
liche Verbotsmaßnahmen,  insbesondere  im  Zusammenhang  mit  der  auf  den  Krieg 
folgenden  Uebergangszeit  ergeben  könnten." 

3.  Kein  Teil  wird  die  Begünstigungen  in  Anspruch  nehmen,  welche  der 
andere  Teil  irgendeinem  anderen  Staate  auf  Grund  einer  bestehenden  oder 
künftigen  Zolleinigung,  wie  sie  z.  B.  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
dem  Großherzogtum  Luxemburg  besteht,  oder  im  kleinen  Grenzverkehr  bis  zu 
einer  Grenzzone  von  15  km  Breite  gewährt  oder  gewähren  wird. 

4.  Artikel  10  erhält  folgende  Fassung:  „Die  Waren  aller  Art,  welche  durch 
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du  Gebiet  eine»  der  beiden  Teile  durchgeführt  werden,  •dJjn 

jeder  Dnrchgangwbgabe  frei  »ein.  •«  e«,  d*«  •««  unnutteUwr  dnrdyWhrt 

Ki  es,  daß  «e  während  der  Durchfuhr  abgeladen,  einfalagst  oad  wieder  M%t. 

laden  werden."  _        „  .  ,        ,     ..     .  . » 

5.  An  Stelle  de.  ArtikeU  12a  kü  fügende  J^»«?»H?*51:         .„    . 

a)  Hingichüich  det  scgenieiUgeD  SchnUea  de*  UriubcmAto  u  Wcfftaa 
der  Literatur,  Kunst  und  Aotomi^  iwUen  im  VerhJUtBi. jjwtaAejDwtoBhlMd 
und  der  ukrainischen  Volkan^uiaik  di«  BertunmungM  d«  iwtoc*«  (tarn  DeataekeB 
Reiche  und  Rußland  «whloienen  VertTMea  Tom  2a  Fetaiur  IW3  gdten; 

b)  hinsichüich  (ßa  gewnadtigea  S^ntM.  der  W«i«bMefc*iiMgeD  aoUea 
die  Beatimmnngen  der  DekUraüoneo   rom  23.  NoTember  1873  uch   in  Zukunft 

°'*^.  Die  Beätimmung  de*  SchluÄprotokoUe«  tu  Artikel  12  enthllt  folgende 
FassunK'  Die  vertragw&iefienden  Tale  werden  einander  im  EiacBbahntarifweaen, 
inabeeondere  durch  fiateUung  direkter  Tarife  tunlichet  ontcntfitiM.  Zn  dioMM 
Zweck  sind  beide  Tertragw^üieOende  TeOe  bereit.  mflgUehat  bald  ia  Vetkaadtufw 

7  §  15  dea  vierten  Teiles  des  SchluflprotokolU  erhUt  folgende  Faaeong:  .Ee 
besteht  beideraeitigea  EinTerrtiadnia,  dai  die  ZoUkBtar  der  beides  LAnder  aa 
allen  Tagen  dee  Jahres  geOffnet  Ucibea  mH  Anaaahme  dar  Baaalige  and  dar 
geaetidichen  Feiertage.«  .    .       ^  .    .    ., 

B.  für  die  wirtachaftlichen  Bexiehungen  i»ieehaB  Oeaterreicb- Ungarn 
und  der  ukrainiachen  Volksrepublik  diejealgea  Vereinbarungen,  die  in 
den  nachstehenden  Beatimmnngen  aes  fister reicbiach-n ngariach-rassi- 
sehen  Handels-  und  Schiff  ahrtaTertragea  vom  15.  F^mar  1906  nieder- 
gelegt sind,  nämlich  Artikel  1  2,  5,  einschlieSlieh  der  Tarife  a  und  b,  Artikd  0,  7, 
Sbis  13,  Artikel  14  Absata  2  und  3,  Artikel  15  bia  24.  ferner  in  den  Besümmungen  im 
Schlußprotokoll  ru  Artikel  1  und  12  AbeaU  1,  2.  4,  6.  und  6  ni  Aitikd  2,  n 
Artikel  2,  3  und  5,  zu  Artikel  2  und  5,  an  Artikel  2,  4,  5,  7  nad  8,  lu  Artikel 
2,  5,  6  und  7,  zu  Artikel  17  sowie  zu  Artikel  $  AbeaU  1  und  3.  Dabei  beMeht 
Einverständnis  über  folgende  Punkte: 

1  Der  allgemeine  russische  Zolltarif  vom  13.  (26.)  Janoar  1903  bleibt  anfrecht- 
erhalten. 

2.  Artikel  4  erhilt  folgende  Faaaung :  .Die  vertragidüiaScndra  Teile  ver- 
pflichten sich,  den  gegenaeitu;en  Verkelir  zwiaeben  ihren  GcUateB  dorch  kaiaer- 
fei  Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder  Durchfuhrverbote  au  hiadara: 

a)  bei  Tabak,  Salz,  Sohießpulver  oder  eOBatigan  BpfeafrtoOaa  aowia  bei  an- 
deren Artikeln,  welche  jeweils  in  den  Gebieten  eisea  der  vcrtrageddieAcaden  Teile 
den  GegeD8tiuid  eines  Staatamonopola  bilden ; 

b)  in  Beziehung  auf  Kriegsbedürfniaae  unter  anAerordentlictaen  Umatkndcn; 

c)  aus  RückBichten  der  öffentlichen  Sicherheit,  aus  Gesiudhcsta-  nad  Viia- 
rinärpolizeirücksichten ;  ^ 

d)  bei  gewissen  Erzengnissen,  für  die  sich  aus  aadarea  sekwcrwimBdaB 
politischen  und  wirtschaftlichen  Gründen  außerordentliche  VerboUaaiwgrln,  iaa- 
besondere  im  Zusammenhang  mit  der  auf  den  Krieg  foigendea  DebergaagMCtt 
ergeben  könnten.* 

3.  Kein  Teil  wird  die  Begünstigungen  in  Anspruch  nehmen,  wdche  der 
andere  Teil  irgendeinem  anderen  Staate  auf  Grund  einer  bestehenden  oder  künftigen 
Zoll  ein  igung,  wie  sie  z.  B.  zwischen  Oesteneich-UBgara  und  dem  Fürsteatum 
Liechtenstein  besteht,  oder  im  kleinen  GreaxTcrikelir  bia  sa  einer  Orensxone  voa 
15  km  Breite  gewährt  oder  gewähren  wird. 

4.  Artikd  8  erhält  folgende  Fassung:  .Die  Waren  aller  Art,  welche  durch 
die  Gebiete  eines  der  vertragschließenden  Teile  durchgeführt  werden,  sollen  wechael- 
seitig  von  jeder  Durchfuhrabgabe  frei  bleiben,  sei  es.  daß  aie  unmittelbar  d<?i[cb- 
gefiihrt  werden  daß  sie  während  der  Durchfuhr  abgeladen,  eingelagert  und  wieder 
aufgeladen  werden." 

5.  Die  Bestimmung  des  Schlußprotokolls  zu  Artikel  21  erhält  folgende  Fas- 
sung: ,Die  vertragschließenden  Teile  werden  einander  im  Eieenbahntarifwesen, 
insbesondere  durch  Erstellung  direkter  Tarife  tunlichst  unterstützen.  Zu  diesem 
Zweck  sind  beide  vertragschließenden  Teile  bereit,  möglichst  bald  in  Verhand- 
lungen miteinander  zu  treten." 


—    91    — 

6.  Wae  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Bulgarien  und  der 
ukrainiechen  "Volksrepublik  betrifft,  so  sollen  sich  diese  bis  zum  Ab- 
schluß eines  definitiven  Handelsvertrages  nach  dem  Rechte  der  meistbegün- 
stigten Nation  regeln.  Kein  Teil  wird  die  Begünstigungen  in  Anspruch  nehmen, 
welche  der  andere  Teil  irgendeinem  anderen  Staate  auf  Grund  einer  bestehenden 
oder  künftigen  Zolleinigung  oder  im  kleinen  Grenzverkehr  bis  zu  einer  Grenz- 
zone von  15  km  Breite  gewähren  oder  gewähren  wird. 

7.  Was  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  dem  osmanischen 
Eeiche  und  der  ukrainischen  Volksrepublik  betrifft,  so  werden  sich 
beide  Teile  bis  zum  Abschluß  eines  neuen  Handelsvertrages  gegenseitig  dieselbe 
Behandlung  gewähren,  welche  sie  auf  die  meistbegünstigte  Nation  an- 
wenden. Kein  Teil  wird  die  Begünstigung  in  Anspruch  nehmen,  welche  der 
andere  Teil  irgendeinem  anderen  Staate  auf  Grund  einer  bestehenden  oder 
künftigen  Zolleinigung  oder  im  kleinen  Grenzverkehr  gewährt  oder  gewähren 
wird. 

3.  Die  Gültigkeitsdauer  der  Ziffer  2  der  im  gegenwärtigen  Vertrag  für  die 
wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Deutschland,  Oesterreich- Ungarn,  Bulga- 
rien und  dem  osmanischen  Keiche  einerseits  und  der  ukrainischen  Volksrepublik 
andererseits  vorgesehenen  provisorischen  Bestimmungen  kann  im  beiderseitigen 
Einverständnis  der  Parteien  verlängert  w^erden.  Wenn  die  im  ersten  Absatz  der 
Ziffer  2  vorgesehenen  Termine  nicht  vor  dem  30.  Juni  1919  eintreten  sollten,  steht 
ee  jedem  der  vertragschließenden  Teile  frei,  die  in  der  oben  genannten  Ziffer  ent- 
halttnen  Bestimmungen  vom  30.  Juni  1919  an  sechsmonatlich  zu  kündigen. 

4  a.  Die  ukrainische  Volksrepublik  wird  keinen  Anspruch  erheben  auf  die 
Begünstigungen,  welche  Deutschland  an  Oesterreich- Ungarn  oder  an  ein  anderes 
mit  ihm  durch  ein  Zollbündnis  verbundenes  Land,  das  an  Deutschland  unmittel- 
bar oder  durch  ein  anderes,  mit  ihm  oder  Oesterreich-Ungarn  zollverbündetes 
Land  mittelbar  angrenzt,  oder  welche  Deutschland  seinen  eigenen  Kolonien  und 
Schutzgebieten  oder  denen  der  ihm  zollverbündeten  Länder  gewährt.  Deutsch- 
land wird  keinen  Anspruch  erheben  auf  die  Begünstigungen,  welche  die  ukra- 
inische Volksrepublik  an  ein  anderes  mit  ihr  durch  ein  Zollbündnis  verbundenes 
Land,  das  an  die  Ukraine  unmittelbar  oder  durch  ein  anderes  mit  ihr  zoll  ver- 
bündetes Land  mittelbar  angrenzt,  oder  den  Kolonien,  auswärtigen  Besitzungen 
und  Schutzgebieten  eines  der  mit  ihr  zollverbündeten  Länder  gewährt. 

b)  Im  wirtschaftlichen  Verkehr  zwischen  dem  Vertragszollgebiet  der  beiden 
Staaten  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  einerseits  und  der  ukrainischen 
Volksrepublik  andererseits  wird  die  ukrainische  Volksrepublik  keinen  Anspruch 
erheben  auf  die  Begünstigungen,  welche  Oesterreich-Ungarn  an  Deutschland  oder 
an  ein  anderes  mit  ihm  durch  ein  Zollbündnis  verbundenes  Land  gewährt,  das 
an  Oesterreich-Ungarn  unmittelbar  oder  durch  ein  anderes  mit  ihm  oder  Deutsch- 
land zoUverbündetes  Land  mittelbar  angrenzt.  Kolonien,  auswärtige  Besitzungen 
und  Schutzgebiete  werden  in  dieser  Beziehung  gleichgestellt.  Oesterreich-Ungarn 
wird  keinen  Anspruch  erheben  auf  die  Begünstigungen,  welche  die  ukrainische 
Volksrepublik  an  ein  anderes  mit  ihr  verbündetes  Land,  das  an  die  Ukraine  un- 
mittelbar oder  durch  ein  anderes  mit  ihr  zollverbündetes  Land  mittelbar  angrenzt, 
oder  den  Kolonien,  auswärtigen  Besitzungen  und  Schutzgebieten  eines  der  mit  ihr 
zollverbündeten  Länder  gewährt. 

5  a.  Soweit  in  neutralen  Staaten  Waren  lagern,  welche  aus  Deutschland  oder 
der  Ukraine  stammen,  die  aber  mit  der  Verpflichtung  belegt  sind,  daß  sie  weder 
unmittelbar  noch  mittelbar  nach  den  Gebieten  des  anderen  vertragschließenden 
Teiles  ausgeführt  werden  dürfen,  sollen  derartige  Verfügungsbeschränkungen  im 
Verhältnis  zu  den  vertragschließenden  Teilen  aufgehoben  werden.  Die  beiden 
vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich  daher,  den  Eegierungen  der  neutralen 
Staaten  von  der  vorerwähnten  Aufhebung  dieser  Verfügung  unverzüglicli  Kennt- 
nis zu  geben. 

Am  16.  Februar  1918  hielt  der  Staatssekretär  des  Reichskolonial- 
amts, Dr.  Solf,  vor  der  Abteilung  Karlsruhe  der  Deutschen  Kolonial- 
gesellschaft  einen  Vortrag  über  die  deutschen  Missionen  und  benutzte 
diese  Gelegenheit  zu  einer  erneuten  Darlegung  der  kolonialen  Kriegs- 
ziele Deutschlands. 
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Der  SUaUsekretär  erklärte  (nach  einem  Bericht  dca  WolffMhaa  BurcMU) 
er  rechne  mit  aller  Beatiinmtheit  darauf,  daS  die  deutach«n  Mlmionea  ihr  durch 
die  englischen  völkerrechtswidrigen  Ucwaltmattnahmen  nnlerfattwfc— m  Werk  nach 
dem  Kriege  mit  gleicher  Tatkraft  und  Hingebung  wieder  «afnelunen,  und  daS 
sie  im  deutschen  Volke  die  gleiche  Hilfe  finden  würden,  wie  vorher.  England, 
das  sich  vor  dem  Kriege  in  der  Kolle  der  obenten  HQterio  des  ehriiüiehen  >' 

Sedankens  gefallen  habe,  habe  durch  «eine  bmtale  Austrcibuic  dar  <■ 
lissionare  nicht  nur  au«  unteren  Hchnticebieten,  Mndeni  MMB  «U  al.^^  «...k- 
lischen  Kolonien  bewieaen,  dmS  «  den  «gMatiaehen  Zwecken  Miaar  Maektpotttu 
die  höchsten  MenichheitMiele  m  opfern  bereit  aei.  Da*  ZM«  dar  doilaelMa 
Beichsleitung  sei  die  Wiedererlangung  des  deut  sc  henKolopialbeaittea 
und  seine  Ausgestaltung  xu  einem  widerstandafihigen  und  wirtschaft- 
lich leistungsfähigen  Gebilde.  8ie  adie  ea  ala  ihre  besondere  Aufgabe  an, 
der  den  Frieden  Europas  gefährdenden  Militariaicnuig  Afrikas  mit  allen  KriÜtea 
entgegenzuarbeiten.  Der  Staatssekretär  trat  fUr  ein«  gerechte  Neu  rerteilnsg 
des  kolonialen  Besitsstandes  aller  Nationen  in  Afrika  ein  und  beteieb- 
nete  als  Mafistäbe  fflr  diese  Neurerteilung  Tom  machtpoHHechi  Standpunkt  aus 
das  Verhältnis  der  phjrsischen  Kräfte  der  betaUigten  BUmtta  and  rom  wirt- 
schaftlichen Standpunkt  ans  das  Verhältnis  ihrer  wirtscbaftiiehen  Be- 
darf nisse  und  Leistungsfähigkeit.  Er  betonte  femer,  dafi  bei  dar  not- 
wendigen Abschätzung  der  /UmrücM  auf  Mitarbeit  an  der  Bniebnng  nnd  Forde- 
rung der  eingeborenen  Baase  die  kulturelle  Entwieklang  und  f,  "'■*■■  «jr«wii»|*Ttt 
der  Kolonialmächte  mafigdtlich  berflcksichtiat  wenien  mfiaae.  Ba  HinwvU  ud 
die  übergrofien  Besitiongen  Frankreichs,  Portncsls  and  Belgiens gwln 
um  klar  erkennen  zn  lassen,  dafl  die  gegenwiitige  Reätrrwteiliing  dJcaen  gnvdnan 
Maflstäben  nicht  entspreche.    Beim  FriedanwcMnt  atae  ein*  diea«  MagiWhen 


lit  werdende  Umlernng  der  Kdonlen  lOiyoinHun  wm&ta.  Nor  da- 
durch iönoe  der  internationale  Ausgleich  erzielt  weiden,  der  die  MOgüehkcit  ta 
künftigen  Konflikten  beseitige. 

Im  französischen  Senat  kam  am  7.  Februar  1918  nach  einem 
Baseler  Bericht  der  „Frankfurter  Zeitung"  eine  Interpellation  über  die 
Absichten  der  Regierung  bezflglich  einer  WirtscLaftannion  der 
alliierten  und  befreundeten  Länder  Eor  Beratung.  Der  Intar- 
pellant  forderte  die  Ernennung  einer  st&ndigen  Wirtschaft«kommiamon. 
Jedermann  mOsse  sein  möglichstes  cur  Hebang  der  Landesprodnktion 
beitragen,  um  die  Aasgleichong  der  Schuld  tu  ermöglichen,  die  Frank- 
reich infolge  des  Krieges  im  Ausland  einzugehen  genötigt  aeL  Waa 
die  Bohstoffversorgung  nach  dem  Kriege  betreffe,  die  von 
den  Industrien  aller  Länder,  namentlich  aber  von  der  deutachen,  be- 
nötigt werde,  so  mUsse  eine  Organisation  geachaffen  werden,  die  für 
das  einheitliche  Vorgehen  der  Alliierten  in  dieser  Frage  Gewähr  leiBte. 

Der  Handelsminister  Cl^mentel  betonte,  dafi  hier  beaoodan  daa  Eingreifen 
Amerikas,  des  rohstoffreichsten  Landes  der  Welt,  von  Bedeatnng  aeL  Infotge- 
dessen  verfügten  die  Alliierten  über  eine  mächtige  Waffe  gegen  den  Feind.  Er 
glaube  jedoch  nicht,  daß  der  Zeitpunkt  zur  Regelung  der  ZoUprobleme  gekommen 
sei.  Diese  Lösung  müsse  gemeinsam  mit  allen  Alliierten  auf  das  umsicbtwste 
vorbereitet  werden,  demente!  schloS  mit  den  Worten:  .Deutschland  ist  hin- 
sichtlich der  Rohstoffe  und  Nahrungsmittel  mehr  als  jedes  andere  Volk  TX>m  Aus- 
land abhängig.  Wir  beabsichtigen  nicht,  eine  wirtschaftliche  Liga  mit  Angrifts- 
charakter  zu  schaffen,  wir  wollen  jedoch  Herren  unserer  MäiCte  bleiben  and 
unsere  Rohstoffe  für  uns,  für  unsere  Verbündeten  und  für  die  befieandeten  Neo- 
tralen  vorbehalten.  Wenn  wir  Deutschland  die  Türe  TersehHeOen,  so  radüefat 
es,  weil  es  dies  selber  gewollt  hat.  Wir  wollen  einen  daaemdea,  «rsprleglichen 
Frieden,  der  der  Menschheit  zum  Segen  gereicht* 

Die  hierauf  angenommene  Tagesordnung  lautet:  .Der  Senat  stdit  fest,  dafi 
die  Alliierten  in  ihren  Rohstoffen  eine  von  nnaeren  Feinden  ganz  besonders  ge- 
fürchtete wirtschaftliche  Waffe  ersten  Ranges  besitzen.    Er  lädt  die  Begieruog 
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ein,  durch  Zentralisierung  der  wirtschaftlichen  Anstrengungen  in  Frankreich  und 
bei  der  Entente  das  Mittel  zur  vorteilhaftesten  Ausnutzung  dieser  Kräfte  zu  suchen, 
die  von  den  Zentralmächten  für  die  Wiederherstellung  ihrer  Industrien  ange- 
strebt werden." 

Die  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft"  ent- 
halten die  folgenden  Mitteilungen  über  die  Gedanken  bri  tisch-ostin- 
d  i  s  c  h  e  r  Handelskammern  hinsichtlich  der  Organisation  des  künftigen 
Wirtschaftskrieges: 

Nach  „Handelsberichten"  Nr.  569  vom  7.  Februar  1918  begann  bereits  gegen 
Ende  1916  das  britisch-indische  Amt  für  Handel  und  Gewerbe  sich  mit  den  Fragen 
zu  beschäftigen,  die  sich  nach  Beendigung  des  Krieges  auf  dem  Handelsgebiete 
zeigen  würden,  nämlich  1.  Behandlung  feindlicher  oder  ausländischer  Firmen  und 
Personen,  2.  Behandlung  der  Schiffahrt  unter  feindlicher  oder  fremder  Flagge, 
3.  Behandlung  von  Ein-  und  Ausfuhr  und  4.  Patentschutz  und  Markenschutz. 
Auf  Ersuchen  der  Regierung  prüften  die  britisch-indischen  Handelskammern 
diese  Fragen,  worauf  zur  gemeinschaftlichen  Beratung  am  13.  und  14.  März  1917 
eine  Gesamtsitzung  in  Delhi  gehalten  wurde.  In  dem  darüber  erschienenen  Be- 
richte wird  zunächst  darauf  ningewiesen,  daß  die  darin  enthaltenen  Winke  sich 
ausschließlich  auf  die  Interessen  Britisch-Indiens  beziehen.  Ferner  wird  aus- 
einandergesetzt, was  unter  der  Bezeichnung  „feindlicher  Untertan"  zu  verstehen 
ist.  Empfohlen  wird,  als  solche  Untertanen  von  Ländern  anzusehen,  die  sich 
jetzt  im  Kriege  mit  dem  Britischen  Reich  befinden,  sowie  alle  diejenigen,  die  als 
Untertanen  solcher  Länder  gelten  würden,  wenn  sie  ihre  britische  Nationalität 
durch  Aenderung  der  bestehenden  Naturalisationsgesetze  verlieren  würden.  Natür- 
lich kann  für  Handelszwecke  kein  besonderer  Maßstab  der  Naturalisation  auf- 
festellt  werden,  jedoch  wird  in  dem  Bericht  empfohlen,  alle  Untertanen  feindlicher 
■ander  dazu  unfähig  zu  machen,  die  in  Großbritannien  oder  einem  anderen  Lande 
binnen  20  Jahren  vor  Ausbruch  des  gegenwärtigen  Krieges  naturalisiert  sind  oder 
in  Zukunft  naturalisiert  werden  sollten.  Unter  den  Begriff  „ausländische  Firmen" 
müssen  nach  dem  Bericht  alle  Firmen  fallen,  bei  denen  weniger  als  75  v.  H.  des 
Kapitals  britisch  ist,  oder  deren  Leitung  nicht  ganz  in  britischen  Händen  ist, 
oder  die  Handel  treiben  mit  Geld,  das  ihnen  von  einem  Ausländer  oder  einer 
ausländischen  Firma  oder  Bank  geliehen  ist,  oder  bei  denen  mehr  als  25  v.  H. 
der  nach  Indien  geschickten  Angestellten  Ausländer  sind.  Als  „ausländische  Ge- 
sellschaft oder  Bank"  sind  anzusehen  alle  Gesellschaften  oder  Banken,  deren 
Leitung  nicht  ausschließlich  britisch  ist,  oder  deren  Schuldverschreibungen  oder 
Anteile  bis  zu  einem  Betrage  von  25  v.  H.  des  Gesamtkapitals  in  Händen  von 
Ausländern  sind  oder  welche  Geschäfte  treiben  mit  Geld,  das  von  einer  auslän- 
dischen Person,  Firma  oder  Gesellschaft  geliehen  ist  (Bankeinlagen  ausgenommen) 
oder  wovon  mehr  als  25  v.  H.  der  nach  Indien  geschickten  Angestellten  Aus- 
länder sind.    Auf  folgende  Grundsätze  ist  Nachdruck  zu  legen  : 

1.  Es  genügt  nicht,  daß  eine  Gesellschaft  dem  Namen  nach  britisch  ist,  um 
ihr  die  Vorteile  der  britischen  Nationalität  zuteil  werden  zu  lassen. 

2.  Das  Land  der  Eintragung  ist  kein  voller  Beweis  für  die  Nationalität  der 
Gesellschaft. 

Im  einzelnen  wird  noch  folgendes  bemerkt:  Da  es  nicht  möglich  ist,  zu  be- 
stimmen, wann  und  wie  der  Friede  geschlossen  werden  wird,  so  ist  es  wünschens- 
wert, vorläufig  schon  Vorsorge  zu  treffen,  daß  mindestens  während  12  Monate 
nach  Einstellung  der  Feindseligkeiten 

a)  keine  feindlichen  Untertanen,  einschließlich  der  jetzt  Internierten,  außer 
im  Staatsauftrag  oder  mit  besonderer  Erlaubnis  nach  Britisch-Indien  kommen 
oder  dort  bleiben  dürfen ; 

b)  keine  feindliche  Schiffahrt  irgendwelcher  Art  in  britisch-indischen  Häfen 
zugelassen  wird. 

Alle  Fremden,  die  jetzt  in  Britisch-Indien  wohnen  und  die  sich  später  dort 
niederlassen,  müssen  registriert  werden.  Es  ist  wünschenswert,  zu  bestidimen, 
daß  ausländische  Personen,  Firmen  oder  Gesellschaften  nur  mit  besonderer  Er- 
laubnis Geschäfte  treiben  oder  einen  Beruf  oder  ein  Gewerbe  ausüben  dürfen. 
Ferner  wird  empfohlen,  die  Naturalisationsgesetze  zu  verschärfen.    Es  wird  emp- 
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fohlen,  ein  Verbot  zn  erlusen,  wonach  mtuUndüche  Schiffe  nicht  mit  britiach- 
indischer  Bemannung  oder  unter  britiacher  Flagn  fahren  darfen,  dafl  britiMlM 
8chiffahrt8ge8ell«chaften  ohne  GenehmicQnK  dea  Board  ol  Tia«le  kcbic  Debocüi- 
künfte  mit  ausländischen  Eeedereien  ■chliefen  dflrfen  aiw.  Betnftaid  Ein-  ood 
Ausfuhr  stimmten  die  Ansichten  der  Tcnchiedenen  UandelakamoMra  nicht  über- 
ein Einigkeit  herrschte  nur  darüber,  dafi  die  Handelspolitik  Mif  dam  Ornad- 
satz  der  Gegenseitigkeit  gegründet  sein  mofl.  Es  ist  wonMidi  ?ob  alleo  MM- 
ländischen  Waren  eine  Angabe  über  daa  Unpruogaland  tu  verlamren  BelnSiMKl 
Patente  wird  eine  einheiUiche  aeaetzgd>ung  für  das  ganz-  •  Reich  ge- 

wünscht.   Die  gegenwirtigen  Oesetse  Aber  tkhoUmarken   vv  u«  gen&gaod 

angesehen. 

Wie  in  den  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landvirt- 
scbaft"  mitgeteilt  wird,  hatte  Italien  die  Handels vertr&ge  mit 
Frankreich,  Brasilien,  Japan,  Hnm&nien,  Serbien,  Spa- 
nien and  der  Schweiz  znm  81.  Jannar  1917  gekflndigt  (vgl.  Chronik 
für  1917,  S.  611  ff.).  Jedoch  ist  die  Gültigkeit  der  alten  Vertrftge 
verlängert  worden,  and  zwar  fUr  Frankreich  anf  drei  Monate  unter 
stillschweigender  Weiterverlängernng  nm  je  drei  Vooate,  falls  keine 
Kündigung  erfolgt,  für  die  übrigen  Staaten  bis  cum  31.  Dexember  1918. 

lieber  den  Rückgang  der  holländischen  Schiffahrt  im 
Jahre  1917  wurde  im  „W.  N.  D.  Deutscher  Ueberaeedienst"  folgendM 
mitgeteilt: 

Der  Schiffsverkehr  ist  im  Amsterdamer  Hafen  in  1917  grgenüber  1915 
weiter  riesenhaft  zurfickgeganffen,  er  zeigt  den  nicdrissten  8Und  sat  40  Jahrea. 
Eingelaufen  sind  694  Seeschflie  mit  inagesamt  2  iTill.  m*  Brutto  cegCB  1622 
Schiffe  mit  5,4  MUl.  m'  in  1916.  1820  Schiffe  mit  8.:i  MUl.  in  1915  nnd<940B 
Schiffe  mit  11  Mill.  in  1914.  Der  höchste  Stand  der  Bchiffahrtabewenac  wärda 
in  1913  mit  12.3  Mill.  m*  einlaufender  Tonnage  erreicht  An  Pt^^T*"*—  Ualaa 
1240  Schiffe  mit  86623C  m>  ein  gegen  1018  &rhiffe  mit  719  313  m*  i.  V. 

Auch  der  Nieuwe  Waterwe^,  die  Zufannatraie  nach  Rotterdam, 
zeigte  dasselbe  traurige  Bild.  Nach  einer  Statistik  der  Dirkswacer's  Scheepsagen- 
tuT  zu  Maaflluis  liefen  in  den  Nieuwen  Waterww  1570  Bchifle  mit  inswaamt 
1,3  MUl.  Netto-Reg.-T.  ein.  Darunter  befanden  sich  639  holUndiarhe,  4S»  cag- 
liscbe,  112  norwegiscltf,  106  schwedische.  105  dentacbe,  99  belgische,  8  dtoisehe, 
3  amerikanische,  2  französische,  1  griechisches,  1  flstorddiiaches  und  1  pcni> 
anisches.  In  1916  waren  die  betreffenden  Zahlen  3185  Schiffe  mit  3,3  MUl.  Netto- 
Reg.-T.  und  in  1914  8213  Schiffe  mit  9,9  Mill.  Netto-Reg.-T.  Von  den  in  1917  in 
den  Nieuwen  Waterweg  einlaufenden  Schiffen  waren  14&  mit  inagesamt  1,3  Mill. 
Netto-Reg.-T.  für  Rotterdam  bestimmt.  In  1916  waren  die  Zahlen  3047  Schiffe 
mit  3,2  Mill.  Netto-Reg.-T.,  in  1914  7584  t-chiffe  mit  9,4  Mill.  Netto-R<».-T.  Die 
übrigen  Schiffe  verteilten  sich  auf  Schiedam  (5),  Viaardingen  (8),  MaaUluia  (14), 
Poortershaven  (5),  Hoek  van  Holland  (90  mit  16252  Netto-Reg.-T.),  Zwijndrecht 
(3),  Veghel  (2),  Ijselmonde  (3),  Delft  (1),  Rahmadonkreer  (2),  Zaandijk  (1), 
Noordgeul  (3).  Von  Hoek  van  Holland,  Maaflluis,  Viaardingen  und  Schiedam 
fuhren  9  Schiffe  später  nach  Rotterdam  weiter  und  sind  also  ebenfalls  in  die 
Zahl  der  dort  eingelaufenen  Schiffe  aufgenommen. 

Die  Schiff anrtsbewegung  an  der  RheinzoUgrenze  Lobith  zeigt,  wie  nicht 
anders  zu  erwarten,  ebenfalls  eine  Abnahme,  unklariert  wurden  11612  Schiffe 
und  20  Holzflöße  gegen  16408  Schiffe  bzw.  56  Holzflöße  in  1916;  ausklariert 
11430  Schiffe  gegen  16085  in  1916. 

Die  jetzt  veröffentlichte  SUtistik  für  das  Jahr  1917  über  die 
Schiffahrt  im  Kopenhagener  Hafen  zeigt  im  Vergleich  mit 
den  letzten  Friedensjahren  einen  erheblichen  Rückgang.  Im  Jahre  1915 
liefen  z.  B.  11  123  Schiffe  mit  4178  793  Reg.-T.-Gehalt  und  8606  Segel- 
schiffe mit  310  583  Reg.-T.-Gehalt  ein.  —  Im  Jahre  1917  betrug  die 
Anzahl    der  einlaufenden    Dampfschiffe    dagegen    nur    4792   (1  785  939 


—    95    — 

Eeg.-T.),  die  der  Segelschiffe  5670  (284  223  Reg.-T.).  Die  Ziffern  be- 
weisen, daß  der  Rückgang  in  der  Dampfschifftonnage  außerordentlich 
groß  ist. 

Ueber  die  deutschen  Kanalbaupläne  sprach  sich  der  Ver- 
kehrsminister V.  Breitenbach  am  1.  Februar  1918  im  preußischen  Ab- 
geordnetenhause folgendermaßen  aus : 

Der  weitestgehende  Antrag  ist  nach  meinem  Empfinden  der  Antrag  des  Zen- 
trums, der  darauf  abzielt,  alle  Vorbereitungen  für  einen  Plan  zu  treffen,  der  ein 
umfassendes  Wasserstraßenprogramm  für  Preußen  mit  Rücksicht  auf 
die  Wechselbeziehungen  zum  Reiche  und  wahrscheinlich  auch  zu  den  Verbündeten 
sicherstellt.  Zu  diesem  Antrage  habe  ich  wenig  zu  sagen ;  die  Regierung  wird  zu 
einem  so  umfassenden  Problem  kaum  Stellung  nehmen  können.  Es  ist  undenk- 
bar, daß  sie  sich  auch  in  irgendeiner  Form  hierzu  bejahend  ausdrückt,  und  ver- 
neinend wird  sie  sich  auch  nicht  äußern  wollen.  Man  wird  eben  abwarten  müssen, 
wie  sich  unsere  Zukunft  gestaltet.  Aber  wenn  ich  auch  davon  absehe,  so  ist  es 
mir  doch  in  hohem  Maße  zweifelhaft,  ob  ein  so  umfassender  Antrag  im  Sinne  derer 
ist,  die  die  Verwirklichung  bestimmter  Wasserstraßenprojekte  auf  den  Schild 
heben.  Da  kann  ich,  wenn  ich  von  meinem  grundsätzlichen  Standpunkt 
absehe,  gar  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  man  die  verschiedenen  Wasser- 
straßenprojekte, auch  ohne  daß  ausführliche  Vorarbeiten  oder  auch  allgemeine 
Vorarbeiten  vorgenommen  werden,  nach  der  Dringlichkeit  gruppiert  und  da- 
bei einige  ganz  scharf  erkennbare  Gesichtspunkte  heraushebt.  Wenn  ich  mich 
nun  den  einzelnen  Anträgen  zuwende,  so  enthält  zunächst  der  Antrag  Nr.  1  eine 
gewisse  Begrenzung.  Er  ist  aber  auch  sehr  weitgeheud,  weil  er  eine  durchgehende 
leistungsfähige  Wasserstraße  von  Westen  nach  Osten  verlangt,  die  an 
der  französischen  Grenze  beginnt  und  an  der  kurländischen  Grenze  enden  soll. 
Der  Antrag  läßt  sich  in  eine  Reihe  von  Einzelaufgaben  zerlegen,  von  denen  eben 
wiederum  das  Moment  der  größeren  oder  geringeren  Dringlichkeit  eine  entscheidende 
Rolle  spielen  wird.  So  oft  ich  im  Ausschuß  oder  Plenum  über  die  Frage  der 
Kanäle  gesprochen  habe,  habe  ich  mich  auch  zu  der  Frage  der  Kanalisierung  von 
Mosel  und  Saar  geäußert.  Sie  kennen  meine  Auffassung.  Ich  glaube,  aus  der 
Beurteilung  der  Frage  der  Moselkanalisierung  ist  mir  eine  gewisse  Kanalfeind- 
schaft unterstellt  worden,  die  sich  zu  solchen  Anregungen  verdichtete,  wie  sie 
ein  nationalliberaler  Abgeordneter  gegeben  hat,  nämlich,  daß  im  Interesse  einer 
energischen  und  freieren  Behandlung  der  Wasserstraßenprojekte  die  Wasserbau- 
abteilung des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  abgetrennt  werden  müsse. 
Es  ist  sicher  heute  nicht  der  Zeitpunkt,  diese  Frage  hier  eingehender  zu  disku- 
tieren. Sie  wird  uns  zweifellos  beschäftigen,  wenn  die  Entwürfe  über  die  Reform 
der  Verwaltung  zur  Verhandlung  stehen  werden ;  aber  ich  nehme  keinen  Anstand, 
hier  auszusprechen,  daß  ich  es  nach  den  reichen  Erfahrungen,  die  ich  in  den 
zwölf  Jahren  meiner  Ministerschaft  gesammelt  habe,  dem  Staatsinteresse  für  durch- 
aus abträglich  halten  würde,  wenn  diese  Trennung  einträte.  Der  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  könnte  als  solcher  außerordentlich  zufrieden  sein,  wenn  er 
entlastet  würde;  denn  die  Last,  die  auf  ihm  liegt,  ist  riesengroß.  Wer  sich  be- 
müht, die  Sache  objektiv  zu  betrachten,  der  wird  sich  sagen  müssen :  eine  Ab- 
trennung der  Wasserbauverwaltung  vom  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
würde  einen  Rückschritt  und  keinen  Fortschritt  bedeuten.  Die  Frage  der  Mosel - 
und  Saarkanalisierung  ist  nach  der  technischen  Seite  vollständig  erledigt, 
wenn  auch  ganz  zweifellos  die  Kostenanschläge,  die  vor  zehn  bis  zwölf  Jahren 
aufgestellt  sind,  jetzt  nicht  mehr  zutreffen.  Sie  werden  wahrscheinlich  in  ihrer 
Endsumme  verdoppelt  werden  müssen:  auch  wenn  man  nicht  die  jetzigen  Kriegs- 
preise zugrunde  legt.  Es  kann  nicht  bestritten  werden,  daß  die  Kanalisierung 
von  Mosel  und  Saar  sich  vom  finanziellen  Standpunkte  aus  rechtfertigen  wird, 
wenn  man  sie  lediglich  unter  wasserbaulichen  Gesichtspunkten  betrachtet.  Ganz 
anders  sieht  es  selbstverständlich  aus,  wenn  man  die  Wirkungen  der  Kanalisierung 
auf  die  Eisenbahnfinanzen  prüft.  Ich  gebe  ohne  weiteres  zu,  daß  diese  Frage 
angesichts  der  ungeheuren  Erfahrungen  dieses  Krieges  unter  politischen  und  mili- 
tärischen Gesichtspunkten   neu  zu  prüfen  sein  wird.    Politische  und  militärische 
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OesichUpunkte  können  lelbetTenUodlieh  eine  solche  Frage,  die  notcr  techniaefaM 
und  wirbtcbaftlichen  GesicbUpnnkten  zu  Zweifeln  AnUA  geben  kann,  in  4a 
ganz  anderes  Licht  bringen  und  zu  ganz  anderer  Auffasaoog  f&hran.  Zur  Frag* 
der  ForUetzung  des  Kanids  von  Uan  nover  aar  Elbe  hat  naa  der  Krieg  «ia« 
Reihe  von  üesichupunkten  vor  Augen  gefOhrt,  die  dieaea  Projekt  gtas  iwiihl 
los  an  die  erste  Stelle  der  dringlichnten  WaaaeratraAeopiojckta  atcUea.  Dm  «fad 
von  niemand  beiitritten  werden  können,  auch  wenn  er  die  Soff«  hat,  daß  ea  dor^ 
die  finanzielle  Lage  dea  Btaatea  aufgehalten  werden  ktenle.  leb  kann  keiaea 
falls  anerkennen,  dafl  die  Friedenaerlahrungen  im  Intereaae  doer  Entla«tung  dar 
Eisenbahnen  da«  Projekt  dea  Bauea  eine*  Kanali  ron  HaaoOTer  zur  Klbe  ak 
dringlich  haben  erscheinen  laaaen. 

lieber  die  Forderungen,  welche  di«  Eo tente-Staatan  hinsiebt- 
lich  des  verfügbaren  Schiffsraums  an  Schweden  gestellt  haben, 
wurde  in  einem  Stockholmer  Brief  der  „Frankfortar  Zaitang"  Tom 
S.  Februar  1918  folgendes  berichtet:  • 

Die  Blätter  melden,  dal)  ein  togenanntca  oMxiaa  viTeadi-AbkonuDaa  iwtaeb» 
den  vor  nunmehr  zwei  Monaten,  nach  London  entsandten  sehwadiaehea  BevaU- 
mächtigten  und  der  engliachen  Regiemag  am  30.  Jaaoar  nateneiehaet  wurde. 
Eine  Alitteilung  der  schwediachen  Regierung  Aber  den  aensaMi  labalt  dieses  Ab- 
kommens ist  in  den  nächsten  Tagen  an  erwarten.  So  net  weiB  maa  scboa  Jaist. 
daß  dieses  Abkommen  sebwediacberaeits  die  Abgabe  von  fiber  baaderttaaaaBd 
Tonnen  neutralen  Schiffsraumes  an  die  Krtegf&brang  Endaads  ngaa  die  Mititl» 
mttchte  bedeutet  Die  Gegengabe  an  Schweden  besteht  la  «!■%■•  flfihlffJMlea 
amerikanischer  Düngemittel  an  die  achwediscbe  Landwirta^aft  aad  «iaea  sar> 
zeit  jedenfalls  nicht  realiaierbaren  VorschuS  auf  engUaebes  WoblwoUea  ffir  schwa> 
dische  äberseeische  Interessen  nach  dem  Kriege.  Vergebens  erianem  angeaahea* 
und  einfluärcicbe  Bl&tter,  wie  .Stockbolma  IHgblad*  daraa,  daS  die  AÜtnnug 
schwedischen  Schiffsraums  an  die  Entente  eine  Zwaagsraaaisitioa  darateUsi  die 
den  mit  England  und  Amerika  bestehenden  Vertrigea  «Marspiaeh^  aad  daC 
Zugeständnisse  Schwedens  in  dieser  Richtung  Forderaagao  aal  »*"«"<**  Zngß 


Ständnisse  an  die  Mittelmächte  zur  natärllchen  Folge  habea  mftssen.  Davoa  ab- 
gesehen, werde  eine  solche  Handlung,  die  in  einer  dieser  Tage  in  Stoeldiota  ver- 
anstalteten Massenversammlung  aosdräcklich  als  nnnentral  beseiehaet  woida, 
von  Deutschtand  nicht  unbeantwortet  Ueiben.  Schweden  sei  aof  die  Einfuhr 
einer  ganzen  Reihe  unentbehrlicher  Waren  aus  Deutschland  aagewieeea.  Diese 
Einfuhr  laufe  nunmehr  Gefahr. 

Es  muß  daran  erinnert  werden,  dafi  Schweden  nicht  erst  durch  Deberlaesnig 
der  zurzeit  in  Ententehäfen  liegenden  fiber  100000  t  Schiffsraam  England  ia 
seiner  von  Lloyd  George  so  offen  zugestandenen  furchtbaren  Tonnageoot  einen 
beträchtlichen  Dieniit  erweist,  sondern  dafl  ea  England  einen  äbniienen  Dienst 
bereite  im  Frühjahr  1917  leistete,  als  es  insgesamt  150000  t  englischen  Schiffs- 
raumes, der  seit  Kriegsbeirinn  in  den  Ostseebifen  festgelegen  hatte,  durch  die  Ko- 
grundrinue  nach  England  hinaus  lieli.  Irgendeine  siebtbare  Gegenleistung 
für  diesen  Dienst  hat  Schweden  von  englischer  Seite  nicht  erbeten.  Den  ia 
Ententehdfen  liegenden  schwedischen  Schiffen,  um  deren  Schicksal  man  sieb  da- 
mals in  Schweden  autterordentlich  besorgt  zeigte,  gewährte  bekanntlich  die  deutsche 
Regierung  freies  Geleit  durch  die  Sperrzone  am  1.  Mai  und  am  1.  Juli  1917. 
Man  weiU,  daß  England  nicht  einem  einzigen  achwedischen  Schiff  erlaubte,  die 
englischen  Häfen  am  1.  Mai  zu  verlassen.  Von  den  170000  t  Schiffxraum,  die 
um  den  1.  Juli  im  Bereiche  der  Entente  lagen,  wurde  zum  1.  Juli  nur  21  Dampfern 
die  Heimfahrt  unter  der  Bedingung  gestattet,  dafl  Tonnage  in  gleicher  Menge 
nach  dem  Vereinigten  Königreich  zurückginge.  Zu  diesen  Vergewaltigungen 
der  schwedischen  Reeder  durch  England  kommen  die  Vergewaltigungen  des 
schwedischen  Handels,  die  sich  darin  ausdrücken,  dafl  schwedische  Waren  im 
Wert  von  60  MiU.  Kr.  widerrechtlich  in  England  zurückgehalten  wurden.  Während 
der  letzten  Monate  hat  sich  herausgestellt,  dafl  England  nicht  in  der  Lage  ist, 
auch  nur  eine  Tonne  Lebensmittel  oder  für  die  Anlrechterhaltung  schwedischer 
Industrien  notwendige  Rohstoffe  abzugeben.  Vielmehr  nimmt  es,  wie  noch  zu- 
letzt der  berüchtigte  Fall  des  in  der  Nordsee  Townkten  norwegischen  Dampfers 
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jElsa"  zeigt,  selbst  von  den  für  neutrale  Eegierungen  bestimmten  Frachten,    was 
es  irgend  brauchen  kann. 

Auf  Holland  wurde  gleichzeitig  ein  ähnlicher  Druck  ausgeübt. 
Hierüber  berichtete  der  Korrespondent  der  „Frankfurter  Zeitung"  am 
9.  Februar  1918  folgendes: 

Das  niederländische  Ministerium  des  Aeußern  veröffentlicht  eine  längere  Mit- 
teilung über  die  in  London  geführten  Unterhandlungen  mit  den  Vertretern  der 
Entente  über  die  Zufuhr  nach  den  Niederlanden.  Die  amtliche  Mitteilung  des 
Ministeriums  des  Aeußern  besagt,  daß  die  Vertreter  der  Entente  in  London  die 
Bedingungen  mitgeteilt  hätten,  unter  denen  sie  eine  Zufuhr  nach  Holland  zu- 
lassen wollten.  Auf  diese  Weise  kam  eine  allgemeine  Basis  für  ein  Abkommen 
mit  den  Niederlanden  zustande.  Diese  Basis  ist  so  beschaffen,  daß  sie  die  Zu- 
fuhr nach  dem  Quantum  beschneidet,  das  die  Niederlande  für  sich  selbst  nötig 
haben.  Dieses  Quantum  wird  außerdem  noch  eingeschränkt  durch  den  auf  der 
ganzen  Welt  bestehenden  Mangel  an  Kohmaterial.  Die  Zufuhr  von  Rohmaterial 
und  von  Ernährungsprodukten  soll  auf  niederländischen  Schiffen  geschehen.  Ein 
Teil  des  niederländischen  Schiffsraums  wird  außerdem  dem  belgischen  Hilfskomitee 
für  die  Zufuhr  nach  Belgien  zur  Verfügung  gestellt.  Die  gesamte  noch  ver- 
bleibende Tonnage  darf  von  der  Entente  und  den  Vereinigten  Staaten  in  Gebrauch 
genommen  werden.  Zu  dem  Abkommen  mit  der  Entente  für  die  Transporte 
außerhalb  der  sogenannten  Gefahrzone  wird  folgendes  mitgeteilt:  Bei  diesem  Ab- 
kommen spielt  noch  das  Verhältnis  zu  anderen  Mächten  mit.  Unrichtig  ist  es, 
daß  die  Entente  die  Forderung  gestellt  habe,  daß  die  ganze  niederländische  Aus- 
fuhr nach  den  Zentralmächten  aufhören  müsse.  Die  Vertragsentwürfe  werden 
gegenwärtig  von  der  Eegierung  geprüft  und  ausgearbeitet,  damit  sie  in  die  Form 
einer  endgültigen  Regelung  mit  den  Ententeregierungen  und  der  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  gebracht  werden  können.  Während  die  Unterhandlungen 
über  die  endgültige  Regelung  noch  in  der  Schwebe  sind,  sollen  die  Schiffe  nicht 
untätig  bleiben,  zumal  die  Ententeregierungen  mitgeteilt  hätten,  sie  seien  vor  Ab- 
schluß eines  endgültigen  Abkommens  bereit,  Vorräte  nach  den  Niederlanden 
durchzulassen.  Infolgedessen  erhalten  die  niederländischen  Schiffe,  die  bisher  in 
amerikanischen  Häfen  lagen,  die  Erlaubnis,  eine  Rundreise  mit  Frachten  zu  unter- 
nehmen, unter  der  Bedingung,  daß  diese  Reisen  außerhalb  der  sogenannten  Ge- 
fahrzone erfolgen  und  auf  ein  Maximum  von  neunzig  Tagen  beschränkt  bleiben. 
Hierbei  wird  angenommen,  daß  eine  hinreichend  große  Anzahl  von  Schiffen  der- 
artig kurze  Reisen  unternehmen,  daß  sie  noch  für  Transporte  nach  den  Nieder- 
landen verwendet  werden  können.  Zwei  Schiffe,  die  „Zeelandia"  und  die  „Sa- 
marinda",  sollen  sofort  ihre  Reise  nach  den  Niederlanden  fortsetzen  dürfen.  Diesen 
Rundreisen  unterwerfen  sich  die  niederländischen  Schiffe  nicht.  (Es  handelt  sich 
um  die  in  der  „Frankfurter  Zeitung"  mehrfach  erwähnten  willkürlichen  Ver- 
fügungen des  Obersten  Kriegshandelsamtes  der  Alliierten).  Die  niederländischen 
Schiffseigentümer  werden  diese  Verfügungen  nicht  unterzeichnen.  Dem  nieder- 
ländischen Gesandten  in  Washington  wurde  außerdem  aufgetragen,  auf  eine  Aende- 
rung  der  Bedingungen  zu  dringen. 

Soweit  die  Mitteilungen  des  niederländischen  Ministeriums  des  Aeußern, 
deren  Tragweite  sich  vorerst  noch  nicht  genau  überblicken  läßt.  So  ist  es  z  B. 
nicht  klar,  ob  die  Niederlande,  wie  es  der  Fall  zu  sein  scheint,  lediglich  die  in 
amerikanischen  Häfen  liegenden  Schiffe  preisgeben  oder  ob  sie  sich  auch  bereit 
erklären,  die  in  niederländischen  Häfen  liegenden  Schiffe  der  Entente  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Erfreulich  ist  es  jedenfalls,  daß  sich  die  niederländische  Re- 
gierung so  entschieden  gegen  die  Verfügungen  des  Obersten  Kriegshandelsamtes 
wehrt,  und  daß  sie  die  Rundreisen  der  in  amerikanischen  Häfen  liegenden 
Schiffe  nicht  angenommen  hat.  Allerdings  ist  hierbei  zu  bedenken,  daß  diese 
Schiffe  auf  ihren  Fahrten  von  nordamerikanischen  nach  süllamerikanischen 
Häfen  ohnedies  schon  vollständig  unter  die  Kontrolle  der  Entente  fallen,  und 
daß  es  also  wenig  darauf  ankommt,  in  welcher  Form  diese  Kontrolle  ausge- 
übt wird. 

Wie  in  den  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirt- 
schaft" mitgeteilt  wird,  hat  die  japanische  Regierung  sich  die  Auf- 
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sieht  über  die  japanische  Schiffahrt  auf  den  Zeitraum  von  einem 
Jahre  nach  Friedensschlal  vorbehalten.  Die  sa  diesem  Zweck  er- 
lassene Verordnang  verbietet  den  Verkauf,  die  Uebertragong,  Verpffcn- 
dang  oder  Vercharterang  japanischer  Schiffe  an  Aual&nder  in  irgend- 
einer Form.  Japanischen  Schiffen  ist  die  Beförderung  von  fremdMt 
Gütern  und  Reisenden  ausschließlich  twischen  fremden  Häfen  nicht  ge- 
stattet, da  solche  Fahrten  wie  Vercharterang  an  Ansltnder  wirkao. 
Weiter  enthalt  die  Verordnang  Bestimmungen  über  die  Varteilong  dct 
Fracbtraums  bei  Fahrten  zwischen  japanischen  und  fremden  H&fen. 
Der  Verkehrsminister  ist  berechtigt,  jedem  Schiffe  die  Beförderung 
bestimmter  Oüter  oder  Reisender  oder  eine  bestimmt«  Fahrt  vona- 
«chreibeo,  er  kann  weiter  die  Fracbts&tse  regeln,  Schiffe  und  Schifb- 
werften  beschlagnahmen  und  benatsen,  im  Bedarfsfalle  mit  dem  Per> 
sonal. 

Ueber  die  Folgen  der  Eisenbahnpolitik  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  (vgl.  Chronik  für  1917,  S.  828)  wurde  im 
Handelsteil  der  „Frankfurter  Zeitung'  vom  9.  Februar  1918  folgende« 
geschrieben : 

Die  Interstate  Commerce  Commiasion  in  Washington  bat  soeben  aa  dea 
Prisidenten  Wilson  das  Recht  der  Frachtratenfestsetxung  abgetreten,  so- 
lange  die  Bahnen  unter  Staatsaufsicht  stehen.  Wenn  man  sich  ennnot,  wie  fUer- 
süchtig  diese  Bundesbehörde  ihr  Becht,  dea  Bahnen  die  FrachUitce  rona- 
schreiben,  behütet  hat  und  wie  iufierst  spanam  sie  selbst  roa  ihrem  Recht  «iaar 
Autbesserune  dieser  Sitxe  Qebranch  gemacht  hat,  so  wird  man  die  Tijigwrila 
dieses  Entschlusses  verstehen.  Er  ist  aber  nichts  anderes,  als  die  locisebe  Kea- 
sequens  der  staatlichen  Uebernahme  des  amerikanisehea  Verkehrs- 
wesens, wie  sie  kurz  nsch  Weihnachten  verkündet  wurde.  GWehseitig  mit 
dieser  Kontrolle  durch  die  Begieruns  erkUrte  Wilson  feierlich,  daB  weder  dw  Be- 
sitzer der  von  ihm  mit  12  Milliaroen  $  bezifferten  amerikanischen  Eisenbaha- 
werte,  ooch  aber  die  Eisenbahn-Angestellten  in  ihren  Rechten  verk&rst  werdaa 
sollen;  im  Gegenteil,  er  versprach  ausdrücklich  eine  liberale  Versiasong  der  aa- 
gelegten  Kapitalien  auf  Grund  der  drei  leuten  Jahreaembnisse.  Unter  diesea 
Umst&nden  bleibt  der  Washingtoner  Regierung  nur  die  Wahl  awiaeben  einer  anier- 
ordentlichen  Erhöhung  der  frachtsjltze  oder  aber  einer  Heranziehung  sehr  an- 
sehnlicher staatlicher  Gelder  für  die  Verzinsung  dar  Eisanbahnkapitalien.  Für 
welche  der  beiden  Möglichkeiten  sich  die  Regiening  entscheiden  wird,  war  von 
vornherein  ziemlich  klar,  wenn  man  bedenkt,  daü  <Mr  amerikaniarhe  Staataschats 
ohnehin  zurzeit  durch  alle  möglichen  Dinge  anfierordentlich  in  Anspruch  ge- 
nommen wird.  (Der  Voranschlag  für  das  Fiskaljahr  1917/18  rechnet  mit  nidit 
weniger  als  19  Milliarden  |  Kriegslasten,  davon  7  Milliarden  Darlehen  $  an  die 
Verbündeten.)  Man  hat  sich  also  in  den  Vereinigten  Staaten  offenbar  dafür  ent- 
schieden, die  Kosten  der  Verteuerung  des  Eisenbahnbetriebes  durrh  imlin-lLte 
Steuern,   durch  höhere  Frachten,   die  der  Verbraucher  zu  zahlen  hat.  ;i 

Einen  Zuschuß  erfordern  die  Bahnen  nämlich  darum,   weil  bei  ihnen  ir 

Moaat  die  Unkosten  scharf  ansteigen.  Wirft  man  einen  Blick  auf  die  it  '•n 
Monatseinnahraen,  so  sieht  man  fast  durchweg  zwar  recht  ansehnliche  Verl.  --. 
rungen  des  Bruttogewinns,  aber  eine  fast  noch  erheblichere  Abnahme  des 
Nettogewinns.  Das  ist  nicht  verwunderlich  bei  der  allgemeinen  Teuerung  für 
Kohle.  Eisen,  Arbeitslöhne  usw.  Jene  Steigerung  der  Bruttoeinnahmen  ist  vielleicht 
der  Uauptausgangspunkt  gewesen,  der  zur  l^bernahme  der  Bahnen  in  Staats- 
betrieb gefuhrt  hat.  Die  Bahnen  haben  nimlich  heute  durch  die  militiriscben 
Rüstungen  eine  derartige  Mehrbelastung  erfahren,  daS  sie  den  Anforderunsjen  sich 
nicht  mehr  gewachsen  zeigen.  Das  um  so  weniger,  als  sie  seit  Jahr  und  Tag  ver- 
nältnismäöig  sehr  wenig  für  die  Auffrischung  von  Bollmaterial  und  Bahnkörper 
taten.  Jetzt  zum  ersten  Male  hat  man  daneben  im  amerikanischen  Verkehrswesen 
die  schwachen  Seiten  einer  ganzen  Anzahl  konkurrierender  und  sich  bekriegender 
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Giesellächaften  zu  fühlen  bekommen.  Obwohl  man  schon  frühzeitig  einen  Kxiegs- 
eisenbahnrat  schuf,  der  angeblich  das  Verkehrswesen  völlig  unter  dem  Gesichts- 
punkt des  allgemeinen  Wohls  leiten  sollte,  hat  man  sich  anhaltend  gegenseitig 
scharf  Konkurrenz  gemacht,  bei  großen  Verfrachtern  um  Zuteilungen  gebuhlt  usw. 
Das  alles  zusammen  führte,  verschärft  durch  den  Arbeitermangel  infolge  der  Ein- 
ziehungen, zu  jenen  schweren  Verkehrsstörungen,  welche  am  deutlichsten  im 
Kohlenmangel  zum  Ausdruck  kommen.  Wenn  heute,  wie  das  in  den  Vereinigten 
Staaten  der  Fall  ist,  nicht  nur  die  Börsen  und  großen  Geschäfte,  weil  sie  kein 
Heizmaterial  haben,  einen  oder  zwei  Tage  schließen  müssen,  sondern  selbst  wichtige 
Fabrik  betriebe  wöchentlich  einen  Feiertag  wegen  Mangels  an  Kohle  einschieben 
müssen,  so  spricht  das  für  sich  selbst.  Wilson  verspricht  sich  nun  von  der  Ver- 
staatlichung des  Bahnbetriebes  eine  gründliche  Verbesserung  all  dieser  Mißstände. 
Er  hat  den  zweifellos  sehr  tüchtigen  und  im  Eisenbahnwesen,  gut  beschlagenen 
Schatzsekretär  Mac  Adoo  zum  Generaleisenbahndirektor  ernannt.  Dieser  hat 
bereits  eine  ßeihe  von  einschneidenden  Anordnungen  an  seine  neuen  Untergebenen 
hinausgesandt.  Ob  damit  alle  Mißstände  zu  beseitigen  sind,  erscheint  sehr  fraglich ; 
die  allerletzten  Nachrichten  sprechen  vielmehr  von  einer  Verschärfung  der  Ver- 
kehrsschwierigkeiten, von  immer  weiteren  Stillegungen,  namentlich  von  Hochöfen. 
Immerhin  hat  die  Regierung  jetzt  freie  Hand,  unpraktische  Linien  ganz  stillzulegen 
und  das  so  frei  werdende  Rollmaterial  den  anderen  Linien  zur  Verfügung  zu  steifen. 
Auch  den  Bau  neuer  großer  Anlagen  lediglich  unter  strategischem  und  allgemein- 
wirtschaftlichem Gesicntspunkt  ohne  Rücksicht  auf  die  Finanzen  der  einzelnen 
Gesellschaften  glaubt  Wilson  jetzt  ohne  weiteres  durchführen  zu  können.  Es  erhebt 
sich  nun  die  Frage:  Wird  die  Verstaatlichung  lediglich  eine  vorübergehende  Er- 
scheinung büden,  oder  wird  sie  auch  nach  dem  Kriege  beibehalten  werden.  Kenner 
Amerikas,  wie  es  vor  dem  Kriege  war,  werden  geneigt  sein,  die  Frage  unbedingt 
zu  verneinen ;  denn  der  Gedanke  einer  ßahnverstaatlichung  hatte  schon  aus  Ab- 
neigung gegen  jegliche  Ausdehnung  der  Bürokratie  in  den  Vereinigten  Staaten 
früher  nur  sehr  wenige  Anhänger.  Ob  das  aber  weiter  so  bleiben  wird,  ist  keines- 
wegs sicher.  Das  wird  letzten  Endes  von  den  Erfolgen  des  Herrn  Mac  Adoo  ab- 
hängen. Immerhin  fällt  es  auf,  daß  dieser  es  entschieden  abgelehnt  hat,  heute 
schon  eine  bindende  Erklärung  für  die  Beendigung  des  Staatsbetriebes  abzugeben. 
Das  legt  fast  die  Vermutung  nahe,  daß  man  vielleicht  auch  auf  diesem  Gebiete 
schneller,  als  man  bisher  hätte  erwarten  sollen,  in  Amerika  mit  den  liebgewordenen 
manchesterlichen  Grundsätzen  bricht. 

P.  Arndt. 

V.  Tersicherungswesen. 

Inhalt:  1.  Privatversicherung.  Deutschland.  Die  Transportver- 
sicherung in  der  üebergangswirtschaft.  Fliegerschädenversicherung  in  der  baye- 
1  risöhen  Abgeordnetenkammer.  Die  künftigen  Beziehungen  zwischen  deutschen 
und  österreichischen  Versicherungsanstalten.  Ausland.  Gründung  eines  öster- 
reichischen Vereins  für  Versicherungsfachwissen.  Versicherungs verband  für  den 
Handelsverkehr  mit  der  Ukraine.  Ausbreitung  der  Seeversicherung  in  den  neu- 
tralen Ländern.  Türkisches  Versicherungswesen.  Französische  Waren -Ejriegs- 
versicherung.  Englische  Schiffsversicherungsprämien.  Verluste  der  englischen 
Feuerversicherung.  Englische  Feuerversicherung  im  Ausland.  Amerikanische 
Seeversicherung. 

2.  Sozialversicherung.  Deutschland.  Erhöhung  der  Grenzen  für 
die  Versicherungspflicht  in  der  Angestelltenversicherung  sowie  in  der  Kranken- 
versicherung. Heilbehandlung  in  der  Invalidenversicherung.  Ausland.  Unga- 
rische Invalidenversicherung. 

1.    Privatversicherung. 
Ueber  die  neuestens  vielerörterte  Frage  einer  Verstaatlichung 
der    Transportversicherung  bringt    die    „Deutsche    Bergwerks- 
.seitung"    die    Aeußerung    eines    Pachmannes,     welche    unter    anderem 
folgendermaßen  lautet : 

Jahrb.  f.  NationalSk.  u.  Stat.,  Volkswirtseb.  Chronik.  1918.  VII 
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8eit  einiger  Zeit  Eehen  durch  die  Preiae  fortgeaeut  Nacbriditeii,  die 
einer  bevorsteneoden  >^nopoliiiening  der  Transport Tetwchemog  oder  weaigel  __, 
von  diesbezägliebeD  Plänen  zu  iprecben  wiaien.  E*  iat  diee  am  to  auffallender, 
als  die  berufenen  Vertreter  in  der  TraneportTenieherunf  in  cager  FnhIuoK  mit 
der  Kegierung,  inibesondere  dem  ReicAMchaUamt  und  fc  i  \t^m  tj*'^^f\\\w^^m 
Organisationen,  die  an  einer  Verticbening  ihrer  Traneportc  IMmmm  haben,  fort> 

fesetzt  an  einer  einheitlichen  Qeetaltuog  unterer  Cebennngiwitteehaft  arbeitM. 
lierbei  i«t  wiederholt  die  völlige  Udxreinttimniung  darnber  erdeit  worden,  daft 
an  irgendwelche  Monopoltendenzen  für  die  TransportTernehamag  Iberiiäapt  nieht 
eedacht  werden  kann,  ja,  daü  ea  eelbct  im  InlereiM  dar  Vaniaharanaf  Uigt, 
den  Einflui}  des  Staates  an  dem  TranaportrerMcberangageeebih  Sliar  dM  fff/m- 


wärtigen  Rahmen  hinaus  nicht  cu  erweitern.  E>  liegen  dafftr  fwinmWB  m> 
wichtige  UrQnde  vor.  Hanptaichlich  ist  die  Begiernng  als  BelAde  fttr  den  wSu 
diffizilen  Charakter  des  TransportveniehervangMchlftea  m  eehwerfillig.  bodann 
würde  die  Mehrzahl  der  VersicheningfhUeBcBden  sich  weigern,  einen  Vertrag 
mit  einem  so  übermichtigen  Vertracagegner,  wie  ihn  der  Staat  darstellt,  einsn* 
gehen.  Die  Folge  davon  würde  son,  dafi  der  Hiaat  als  Versicherer  nnr  die 
schlechten  CSeschUte  mit  hohen  Risiken  hereinzunehmen  bitte.  Es  mag  ftslga 
stellt  werden,  dafl  hierin  das  Brichsschatisrnt  durchaus  aiaar  Meinung  mit  om 
Transportversieherunngesellschaften  ist  Von  anderer  äaila  Ist  aehondtfatif  hin- 
gewiesen worden,  daii  anch  eine  Monopolisierung  des  Traaaporttcrsicharungs- 
gescbiftes  die  notwendige  Beweglichkeit  der  privaten  Bn-  nnd  Atiafahrpalitik 
stark  mindern  würde. 

Eine  andere  Frage  mag  es  sein,  and  hier  dürfte  woU  aneh  der  Onind  sein  ffir 
das  immer  wieder  auttaucbende  Beatiebcn,  der  Bagianug  MoBopoipUne  fär  die 
Transportversicherung  nachsnweiaen,  ob  die  TcndaBS  dankdiiact,  die  Einbeita- 
police  während  der  Uebergancswirtschaft  aofinefatnMteHnTMW.  dea  Wir- 
kungskreis derselben  zu  erwettem.  Bekanntlich  inhHatwi  die  poBan  Kricge- 
geseUschaften,  wie  die  Z.  E.  G.  und  andere  krimwirtschaltliche  Ornniaaticnca, 
soweit  sie  am  Waren transport  beteiligt  sind,  die  Veraicbemngen  am  neiaa*  Markt 
ab,  doch  wird  eine  auf  Qrund  eiamMader  Verhandlnngea  vorher  aoigearbeitela 
EinheiUpolice  zugrunde  gelegt  DieM  EinbeitspoUoa  entbilt  zweifellos  gewisse 
Beschränkungen,  vor  allem  Dec&(Ueh  des  Pribaienaatses,  doch  entsebaldigt  dar 
besondere  Charakter  dieses  Geschutes,  das  im  aUgeanaiDcn  auch  gcringeicsUaiko 
in  sich  träfi;t,  Einschränkungen.  Es  ist  bisher  nicht  bekannt  geworden,  daB 
irgendeine  behördliche  Stelle  auf  dem  Sundpunkt  steht,  die  Einhaitapoiic«  als 
Grundlage  für  eine  einheitliche  Gestaltong  des  Versicbemngagesctiiftea  wibraod 
der  UeSergangswirtschaft  aafznnehmeB.  Dies  wftrde  anch  dem  beaoodcna 
Charakter  des  Versicherungageschäftes  geradezu  widerspradiaa. 

Für  die  Uebergangswirtschaf t  wird  im  Versieharvngagewarbe  selbet 
der  Syndikate-  und  Poolgedanke  eine  weitere  nöOert  Forderung  erfiduen.  Vcr- 
sicherungssyndikate  bestanden  zwar  bereiu  säon  vor  daai  Knegei,  ao  vor  aUea 
zwischen  deutschen,  englischen  und  amerikanischen  Firmen  im  i 
Geschäft. 

Schliefllich  mag  noch  darauf  hingewiesen  sein,  daS  der  intematioBala 
Transportversicherungsverband  kaum  irgendwelche  Veränderungen  durch  den 
Kriegszustand  erfahren  hat  insofern  der  Ententeeinflufi  an  diesemS'erbande  schon 
vor  dem  Kri^e  ein  sehr  geringer  war.  Eine  überhaupt  erwähnenswerte  Bedeu- 
tung hatten  nur  einiee  italienische  GeeeUschaften.  während  »ngli««-h»  Gesell- 
schaften überhaupt  nicht  vertreten  waren.  Der  Verband  in  seinöneutigen  Form 
stützt  sich  besonders  auf  gute  Verbindungen  zu  den  nordischen  Staaten  und 
wird  im  Laufe  der  Zeit  auch  zweifellos  das  Balkangeschäft  in  seinen  Interewen- 
kreis  in  größerem  Umfange  miteinbeziehen. 

In  der  bayerischen  Abgeordnetenkammer  gelangte  eine 
Interpellation  der  Sozialdemokraten  betreffs  Flieg  er  schaden  zur  Er- 
örterung, welche  lautet: 

„Ist  der  Staataregiemng  bekannt,  daß  die  Bevölkerung  Bayerns 
tind    insbesondere    der    Pfalz    unter    den    immer    häufiger    erfolgenden 
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Fliegerangriffen  besonders  schwere  Sachschäden  zu  erleiden  hat?  Was 
gedenkt  dieselbe  zu  tun,  um  die  Betroffenen  schadlos  zu  halten  ?"  In 
der  schriftlichen  Begründung  heißt  es :  .,In  letzter  Zeit  nehmen  die 
Angriffe  feindlicher  Flieger  auf  eine  Anzahl  namentlich  pfälzischer 
Städte  ganz  bedeutend  zu.  Die  Frage,  wer  für  diese  Kriegsschäden 
aufzukommen  hat,  ist  nicht  geklärt.  Für  Haas-  und  Mobiliarbesitzer 
erwachsen  erhebliche  Ausgaben,  indem  sie  sich  gegen  Fliegerschäden 
bei  Privat  Versicherungen  zu  hohen  Preisen  versichern."  Staats- 
minister V.  Brettreich  erklärt  in  Beantwortung  der  Interpellation : 
Nach  §  35  des  Kriegsleistnngsgesetzes  werden  für  alle  durch  den 
Krieg  verursachten  Beschädigungen  an  beweglichem  und  unbeweglichem 
Eigentum,  die  nach  den  Vorschriften  des  Kriegsleistungsgesetzes  nicht 
oder  nicht  hinreichend  entschädigt  werden,  Umfang  und  Art  der  etwa 
zu  gewährenden  Entschädigung  und  das  Verfahren  bei  Feststellung 
derselben  durch  Sondergesetz  des  Reiches  bestimmt.  Diese  Vorschrift 
trifft  auch  auf  Fliegerschäden  zu.  Bisher  ist  lediglich  das  ßeichs- 
gesetz  vom  3.  Juli  1916  über  die  Feststellung  von  Kriegsschäden  im 
Reichsgebiet  ergangen.  Dieses  Gesetz  regelt  zunächst  nur  das  Ver- 
fahren, das  bei  Feststellung  von  Kriegsschäden  Platz  zu  greifen  hat. 
Es  ist  ausdrücklich  bestimmt,  daß  durch  Feststellung  der  Beschädigung 
ein  Rechtsanspruch  nicht  begründet  wird.  Es  besteht  zurzeit  weder 
für  das  Reich  noch  für  die  Bundesstaaten  eine  gesetzliche  Ver- 
pflichtung, für  die  durch  feindliche  Fliegerangriffe  vernichteten 
Werte  alsbald  eine  Entschädigung  zu  gewähren.  Das  Staatsministerium 
des  Innern  hat  bereits  mit  Entschließung  vom  21.  März  1916  von  sich 
aus  Vorschriften  über  die  Gewährung  einer  staatlichen  Vorentschä- 
digung bei  Fliegerschäden  erlassen.  Diese  Vorschriften  sind  ausschließ- 
lich Erwägungen  der  Kriegsfürsorge  entsprungen  und  verfolgen  den 
Zweck,  die  Beteiligten  vor  einer  Notlage  zu  bewahren.  Auf  Grund 
dieser  Vorschriften  sind  bereits  in  mehreren  Fällen  Vorentschädigungen 
insbesondere  für  die  Pfalz  geleistet  worden.  Ich  bin  in  der  Lage,  zu 
erklären,  daß  die  bayerische  Staatsregierung  bereit  ist,  Vorschüsse 
und  Vorentschädigungen  nach  Maßgabe  des  Bedürfnisses  bis 
zum  vollen  Entschädigungsbetrag  zu  gewähren  sowie  die  äußeren  Stellen 
mit  entsprechenden  Weisungen  zu  versehen.  Hierdurch  dürfte  berech- 
tigten Wünschen  der  Bevölkerung  Rechnung  getragen  werden.  Eine 
gesetzliche  Regelung  des  durch  feindliche  Flieger  unter  der  Zivilbe- 
völkerung verursachten  Personenschadens  ist  nach  ausdrücklicher  Er- 
klärung des  Vertreters  des  Reichskanzlers  vom  16.  September  1917 
bereits  im  Gange.  Unter  diesen  Umständen  besteht  zur  Beunruhigung 
in  der  Bevölkerung  kein  Grund.  Um  übrigens  auch  nach  Möglichkeit 
die  Versicherung  gegen  Fliegergefahr  zu  verbilligen,  ist  die 
Versicherungskammer  mit  der  Prüfung  der  Höhe  der  derzeitigen 
Prämienbeträge  und  mit  den  Vorarbeiten  für  die  Frage  befaßt  worden, 
ob  etwa  eine  staatliche  Regelung  dieses  Versicherungszweiges  ins  Auge 
gefaßt  werden  kann. 

Ueber    die    künftigen    Beziehungen    der    deutschen    und 
österreichischen  Versicherungsgesellschaften  äußert  sich 

VII* 
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die  Wiener   FachieiUchrift    „Trtsor"    dahin,   da<   der   BtteluchUg^dM 
Weltkrieges  auch  auf  das  VersicherunKsweiten  nicht   afubleiben  werde. 

Am  wenigsten  betroffen  dürft«  die  FeuerTeriicheraag  mcdao,  dieaioh 
als  ein  notwendiger  Schuu  der  Volkswirtachaft  bereita  ao  tiaaMnmt  hat,  daC 
ein  Rückgang  kaum  zu  befürchten  iitL  Die  Mgenwiit%ai  hoMB  Fmm  werden 
nach  dem  Kriege  zurückgeben,  dafür  aber  ole  geriainteii  Wannlacar  mit  Roh- 
produkten und  Fabrikaten  wieder  anfgefflllt  werden.  Die  galemitihhi  heii  Fetier- 
vergichernngggeael  l»chaften  haben  im  AujJande  verfailtniaaiMf  weaic  faarbaitet. 
wohl  aber  die  deutschen,  namentlich  im  Feuer-KückTersichenucHeadilft.  SpaBieU 
dieeeii  Geschäft  dürfte  daher  nach  dem  Kriege  einigen  Abbniu  ctWdea,  dafttr 
aber  im  Inlande  durch  den  Rückaog  der  aoallndiächen  Koakuranx  cnaelunen. 
Das  grotte  FeuerTerBicheningscMchin  kann  sich  aber  echlieilicih  ohne  ialanaiio» 
nalen  Kisikenausuusch  nicht  uieht  roUsiehen,  und  die  raineB  Qa«  hlftäntw<a— 
werden  bald  die  Überhand  nwinnen,  ao  daA  nach  und  nach  die  vor  dem  Kriege 
bestandenen  geschlftlichen  Beaiehnngen  wieder  aufgenomnaen  werden. 

In  der  Lebensrersichernng  dürfte  der  internationale  OeadhlfNhetTieh 
eine  arge  StArnnK  erleiden.  Die  in  feindlichen  Lindem  arbeitend—  Geeell- 
Schäften  werden  Uin  dort  anfgeben  mOasen,  und  aneh  aaa  rrin  wirtaehaftUefaen 
Oründen  dürfte  die  LebensTcraehenug  in  der  tntta  Zrit  im  allgemelnan  awftek- 
gedrängt  werden,  weil  für  andere  Bedftrfniaae  frUier  Vonar||e  an  tretten  laia' 
wird,  doch  wird  diese  Stockung,  im  Hinblick  auf  den  hOhertn  Wert  iedar  Aibeita- 
kraft,  nach  dem  Kriege  nicht  allutilange  danem.  Einice  Sdiwia^gkeitea  wird 
dagegen  den  LebensyeraiehernngegeeeMaebaften  der  aerrtOrte  Wiedenofbaa  iluer 
Organisation  bereiten.  Daa  gnJBe  italieniaehe  Oeadiih  dar  baidaB  Triester  Ver- 
sicherungsgesellschaften wird  iweifello«  getrennt  und  n»  aifeaa  an  dieeam  Zwadtn 
gegründeten  italienischen  Geaellschaften  in  der  Feaerrenidheninc  fliMmMBaaa 
werden,  während  die  Lebens?eraiclienugabeatinde  werden  an  die  itaBaaiaehe  ataat- 
liche  LebensreraicherungHuistalt  abgetraten  werden,  falle  Ictstare  nadi  da«  Kriege 
noch  ihren  Monopolchankter  beibehilt. 

Die  Unfall-  und  Haf tpf lichtversichernng  wird  aus  Ihnlichan  Dr- 
Sachen  wie  die  Lebensversicherung  an  den  Nachweböi  des  Krieges  tu  leiden 
haben. 

Die  Einbruchdiebstahlrersichernng  hat  einen  Aufschwung  su 
erwarten.  Die  zahlreichen  Eigentumsdelikte  im  letxten  Kriegsjahr  haben  ihr 
schwere  Schäden  verursacht,  sMr  auch  ihren  Nntaen  reraaadualicht. 

Die  Transport-  und  SeeTersicherung  wird  gWeh  nach  dem  &ii«ge 
in  den  Zentralstaaten  ein  groSea  Arbeitafeld  vor  neh  bahea,  wobei  sie    " 
den   Wettbewerb   der   nentralen   Linder,  in   denen  T 
Schäften  wie  Pilze  aus  der  Erde  geschoesen  sind,  an 

Während  so  in  den  westlidien  and  südlichen  Lindem  Enropas  die  Ver- 
sicherangs^esellschaften  der  Mittelmichte  noch  auf  manche  Hinderniase  stoßen 
werden,  durfte  ihnen  im  Usten  eine  durch  neue  Wamt»!«.— oij«  gesicherte 
Entwicklungsmöglichkeit  geboten  werden.  I^  fieterreichiachen  und 
deutschen  VersicherungMeaellschaften,  die  während  des  Krieges  einen  ao  günxenden 
Beweis  ihrer  Stärke  und  Leistungsfähigkeit  lieferten,  h^>en  daher  keinen  Omnd, 
in  dieser  Hinsiciit  düster  in  die  Zukunft  xn  blicken,  sondern  rielmefar  alle  Ur- 
sache, durch  Anspannung  aller  ihrer  Kräfte  sich  den  an  sie  in  Zukunft  heran- 
tretenden Aufgaben  gewMhsen  zu  zeigen. 

Die  leitend  eil  Persönlichkeiten  des  Verbandes  der  in  Oeeterreich 
tätigen  Privatrersicherungs-OesellschafteD  haben  die  Ortlndnng  eines 
österreichischen  Vereins  für  Versicherungs-Fachwissen 
unternommen,  der  auch  bereits  die  behördliche  Oenebmigang  seiner 
Statuten  erhalten  hat. 

Die  deutschen  Transportversichemngs  -  Oeaellaohaften  werden  fOr 
das  Versicherangsgeschaft  im  Handelsverkehr  zwischen 
Deutschland  und  der  Ukraine  sich  zusammenschließen,  und 
zwar   soll    innerhalb    des    Deut^cheo    Transportversicherungs- Verbandes 
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eine  Verrechmingsstelle  eingerichtet  werden,  die  das  Wagnis  der  ein- 
zelnen die  Versicherung  abschließenden  Gesellschaften  unter  alle  Ge- 
sellschaften des  Verbandes  verteilt.  Dadurch  soll  neben  der  Ersparung 
an  Werbetätigkeit  und  Leuten  auch  verhindert  werden,  daß  sich  die 
einzelnen  Gesellschaften  untereinander  Wettbewerb  machen.  Nach  den 
Bestimmungen  der  neuen  Einfuhrhandels- Vereinigung  bleibt  zudem  den 
einzelnen  Firmen  der  Ort  des  Vertragsabschlusses  der  Versicherung 
überlassen. 

Ueber  die  Ausbreitung  der  Seeversicherung  in  den 
neutralen  Ländern  schreibt  das  Londoner  Fachblatt  „Syren  and 
Shipping" :  Offenbar  betrachte  man  das  Seeversicherungsgeschäft  nach 
wie  vor  als  ein  wahres  Goldland.  Sonst  wäre  es  unbegreiflich,  wie 
die  Seeversicherungsgesellschaften  in  den  neutralen  Ländern  eine  so 
gewaltige  Ausdehnung  nehmen  konnten.  Selbst  in  der  Schweiz  ist  das 
Seeversicherungsgeschäft  enorm  gewachsen.  Dabei  ist  besonders  lehr- 
reich, daß  der  größte  Teil  des  Geschäfts  mit  ausländischen  Kunden 
gemacht  wird.  1912  hatten  die  schweizerischen  Seeversicherungsgesell- 
schaften nur  24^4  Mill.  Frank  Brnttoprämieneinn ahmen  zu  verzeichnen ; 
seitdem  sind  diese  auf  das  Doppelte  gestiegen.  Aber  nur  ein  Viertel 
des  Geschäfts  ist  mit  Firmen  innerhalb  der  schweizerischen  Grenzen 
abgeschlossen  worden.  Es  ist  ganz  eigenartig,  daß  das  Seeversicherungs- 
geschäft in  einem  Binnenlande  einen  derartigen  Aufschwung  nimmt. 
Aber  es  ist  zu  beachten,  daß  diese  schweizerischen  Versicherungsgesell- 
schaften hauptsächlich  in  deutschem  Interesse  tätig  sind,  und  zwar 
unter  der  Leitung  deutscher  Rückversicherungsgesellschaften.  Soweit 
wir  hören,  hat  sogar  der  Umstand,  daß  Frankreich  einige  schweizerische 
Gesellschaften  auf  die  Schwäre  Liste  gesetzt  hat,  keine  starke  Ver- 
ringerung des  Geschäftsumfanges  herbeigeführt.  Die  skandinavischen 
Länder  haben  indessen  das  Seeversicherungsgeschäft  noch  viel  mehr 
ausgedehnt.  So  weisen  beispielsweise  Prämieneinnahmen  aus  gewöhn- 
lichen See-  wie  auch  aus  Seekriegversicherungen  auf:  Baltica  14 Mill.  Kr., 
National  20  Mill.  Kr.,  Skandinavia  22  Mill.  Kr.  und  Rückversicherungs- 
vereinigung 6  Mill.  Kr.  Schätzungsweise  haben  die  dänischen  Ver- 
sicherungsgesellschaften im  Laufe  eines  Jahres  am  Kriegsversicherungs- 
geschäft 100  Mill.  Kr.  verdient.  Unter  solchen  Umständen  findet  das 
Versicherungsgeschäft  starke  Aufmerksamkeit.  Neue  Versicherungs- 
gesellschaften schießen  Tag  für  Tag  aus  dem  Boden.  1915/16  wurden 
18  Gesellschaften  gegründet  mit  einem  Kapital  von  je  1/4 — 17  Mill.  Kr. 
Augenblicklich  hat  sich  die  Entwicklung  etwas  verlangsamt,  da  schwere 
Kriegsverluste  eingetreten  sind.  Aber  noch  immer  herrscht  im  Ausland 
die  Auffassung,  daß  die  Seeversicherung  ein  sicherer  und  leichter  Weg 
zum  Geldverdienen  ist. 

Ueber  den  Stand  der  Versicherung  in  der  Türkei  im 
Jahre  1916  ist  österreichischen  Konsulatsberichten  das  Folgende  zu 
entnehmen : 

1.  Lebensversicherung.  Die  Entwicklung  dieses  Versicherungszweiges 
im  Jahre  1916  verdient  ganz  besondere  Aufmerksamkeit.  Im  vorjährigen  Bericht 
war  der  Ansicht   Ausdruck   gegeben,   daß   das  Lebens  Versicherungsgeschäft   all- 
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mählich  auf  seine  früheren  Ergebniaae  xarückkommeii  würde,  ohne  daS  iiM 
sprunghafte  Erhöhung  der  Produktion  zu  erwarten  wftre.  Diaie  VanamUkt  iit 
nicht  eingetroffen.  Der  grofle  Produktioniuntenchied  jedoch,  dM  alia  aibiilaiite 
OMellschaften  im  Vergleich  zum  Vorjiihr  aufzuweiMB  hafaiea.  beraht  aaf  gaas 
besonderen  Gründen,  die  im  Vorjahr  noch  nicht  ihre  praktiaaM  AaweDdaa«  faa 
LebensTersicherungabetrieb  gehuMMO  hattan.  Einer  OatwwtehlinhlB  Oiaallawiaft 
gebührt  du  Verdienst,  einfln  onerwaitelen  Aufitchwung  im  T  riiwumainlmaina 
geschäft  in  der  Türkei  im  Jahre  1916  dadurch  hetbei|^fBbit  ta  haben,  daB  sie 
durch  spezielle  Kombinationen  dem  zur  Spekulatioo  ■■%eBdui  Publikum  die 
Möglirbkeit  gab,  gröflere  Kroneobettige  in  1  rtiwiaiwiiiilfBtwi  an  inreatieren 
Mit  Rücksicht  auf  die  nach  dem  Kri^fe  m  «rwaitaad*  KoaeoUdianug  der  Valuu 
fand  die^r  (tedanke  namentlich  in  jenen  KnUwm,  dl»  nkk  iafolfa  dea  " 
bereichert  hatten,  bedeatenden  Anklang.    Er  woide  voa  da*  i     *         —     - 


ebenfalls  aufgenommen,  und  die  Bcaiutate  mSaeas  flbiiiiilwud  naaant  w 
Es  dürfte  nicht  zu  hoch  Begriffen  aein,  wenn  die  Nemradidrtuo  der  in  Kon- 
Btantinopel  titigen  Oeaellschaften  im  Laufe  dea  Jahrea  1016  naf  15  MilL  K.  a»- 
■chitzt  wird.  Dieae  Entwicklung  ist  zu  begrfiflen,  da  dw  AiiW«ii»  dar  fir  ole 
Prämienzahlung  notwendigen  Kronenraluta  der  KoneoUdienmg  denalbea  aar 
dienlich  sein  kann. 

Durch  dieae  anflerordentlichen  Dntattnde  hat  aich  daa  Lebaaavonielieraaga- 
geschift  von  dem  ersten  durch  den  Krieg  bmoiawahaw  BOekaddag  wrikiltua- 
m&Sig  rasch  erholt.  In  der  Zukunft  wcfdea  natlrUeh  dlan  KriMpIroaibiaatfawwa 
allmUilich  rerschwinden,  jedoch  kann  eine  gflaatjge  Rwgaoe»  rar  daa  fliaililfl 
geatellt  werden,  weil  die  erhöhte  Tätigkeit  ea  dea  U«Milaehafl«n  ennögUcht  hat, 
mren  Organisationaapparat  mehr  oder  «<ai«r  ia  (Maaag  ta  bataa,  waa  im 
Versicherungsgeachifi  der  «w»i»iii»gg-»«t«u  umataad  fb  «ua  arfalgniehe  TUg- 
keit  iat 

2.  Feuerversicherung.  So  wie  im  Vorjahr  cogen  die  flaUairifHarilwa. 
ungarischen  und  deut49chen  OeaeUaehaften  aaa  dar  Abwaaaahait  dar  anderen  aaa- 
ländisrhen  Oesellachaften  Nntsaa.    Die  aniallea  gataa  ITiaallala.  die  noch  durdi 


günstige  materielle  Ergebniaae  nnterat&tst  wardca,  fikitaa  aonr  rar  Etabliaraag 
einiger  neuer  deutscher  Oeadlachaften  in  KonataatiaoaeL  Daa  Oeadiift  liteta 
eine  aligemeine  Belebung  und  die  NenetabUemng  ron  gvf  fandicrtaa  OeaeUachafHa 


kann  nur  um  ao  mdir  begrfiflt  werden,  aia  die  graSen  Riaken.  die  dea  Va 
rungsachntz  beanspruchten,  nochmala  nur  mit  Mnbe  ihre  Deckung  findea  koaataa. 
Die  Prämieneinnahme  der  FenerveraicfaenuigageaeUacbaften  durfte  wieder  die 
Höhe  der  vor  dem  Kriege  enidten  Einnalunen  erreicht  haben,  nad  ea  iat  au 
hoffen,  dafi  die  Wiederkehr  normaler  Verfailtaiaae  den  FMarraniehaniMgaaehift 
bedeutenden  Aufschwung  bringen  wird.  Der  faate  ZaaaaunaaaeldaS  «r  lllicea 
Gesellschaften  bat  ea  ermciglirht  die  Pitaiiea  aaf  eine  flnindl^n  aa  aäUaa. 
welche  den  großen  in  der  Türkei  übemoauneaca  w^t^tn  Rediaang  trigt,  aaa 
die  dadurch  herbeigeführte  lebhafte  Tätigkeit  der  Qeaailachaft«  fariagt  ea  ah 
sich,  die  Notwendigkeit  dea  Versicherangaaehntsea  daa  waMaalaa  Kvaiaaa  nr- 
ständlich  zu  machen. 

3.  Transportversicherung.  Der  Ende  1915  erfolgte  ZaaammeaaeUni 
der  Gesellschaften  zeitigte  den  im  vorjährigen  Bericht  erwarteten  ESrfoig,  iadaai 
dem  Handel  außerordentlicher  Vorschub  giiluiürt  woide  und  die  MimaMia* 
nahmen  der  Gesellschaften  sich  infojgedeeaen  in  atcfl  aofiteigeBder  Linie  bewegten. 
Der  Eintritt  Rumäniens  in  den  Weltkrieg  hat  swar  einen  Teil  der  Transport- 
versicherungen, die  in  Konstantinopd  getilwt  wurden,  an^aaehaltet,  jedoch  findet 
dieser  Entgang  seinen  Ersata  in  den  eÄohten  Land-  und  Seetranaportea  von 
peinasien.  Die  lebhafte  Oeachäftatätigkeit  in  der  Tranaportveraicbeiiing  rerao- 
laßte  ebenso  wie  in  der  Feuerversicherung  eisige  deutsche  Geadlsebaftan  zu  Neu- 
etablierungen  in  der  Türkei.  Die  Kriegawirtachaft  hat  für  dieaen  Veraldiemng»- 
zweig  größere  Einnahmen  geachaffen,  all  sie  je  in  Konstantinopel  beatanden.  £• 
ist  jedoch  vorauszusehen,  daß  mit  der  Wiederkehr  normaler  Verhältniase  die 
Umstände  eine  gründliche  Aendeiung  erfahren  werden,  weil  die  groß«  Konkurrenz 
ein  rapides  Sinken  der  Prämien  herbeiführen  dürfte,  und  wohl  einige  Zeit  nach 
dem  Kriege  verstreichen  wird,  bevor  eine  Verbesserung  der  türküchen  Uafen- 
aiüagen  alle  jene  Verluste  hiaUnhalten  wird,  die  vor  dem  Kriege  daa  Transport- 
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versicherungBgeschäft  für  die  meisten  G^esellschaften  direkt  verlustbringend  ge- 
stalteten. 

Durch  den  amerikanischen  Gesandten  in  Paris  erhielten  die  in 
Frankreich  ansässigen  amerikanischen  Exporteure  die  Nachricht,  daß 
die  französische  Regierung  nur  noch  Waren  versichern 
werde,  die  mit  französischen  Schiffen  von  Amerika  nach  Trankreich 
und  umgekehrt  verladen  werden.  Die  Direktion  setzte  die  Prämien- 
sätze für  Warenexport  und  Import  zwischen  Frankreich  und  den  Ver- 
einigten Staaten  auf  7  Proz.  mit  Dampfschiffen  und  14  Proz.  mit  Segel- 
schiffen fest.  Diese  Minimumraten  sollen  im  Laufe  der  nächsten  Monate 
um  weitere  5  Prois.  erhöht  werden.  Die  Versicherungskontrakte  be- 
halten aber  nm-  145  Tage  Gültigkeit.  Die  weitere  Gültigkeit  der  Ver- 
sicherungskontrakte über  diese  Zeit  hinaus  wird  von  der  Erlegung  von 
Extraprämien  abhängig  gemacht. 

Im  englischen  Abgeordnetenhaus  kam  es  zu  Erörterungen 
über  die  flöhe  der  Seekriegsversicherungsprämien.  Der 
Abgeordnete  Wardle  fragte  an,  ob  es  den  Tatsachen  entspräche,  daß 
eine  Prämie  von  9  Proz.  für  Seekriegsversicherung  auf  die  Dauer  von 
91  Tagen  für  Schiffe  nach  Uebersee  berechnet  werde,  und  ob  der  Mi- 
nister sich  darüber  klar  sei,  daß  dieser  Prämiensatz  einem  solchen 
von  36  Proz.  pro  Jahr  entspräche;  ferner  ob  die  Versicherungsprämien 
auf  der  Grundlage  der  bisherigen  Verluste  berechnet  und  ob  die  Ver- 
luste von  Handelsschiffen  auf  36  Proz.  geschätzt  seien,  soweit  diese 
nach  Uebersee  bestimmt  sind,  und  wenn  nicht,  ob  es  denn  Absicht  der 
Regierung  sei,  aus  den  Seeversicherungen  Gewinn  zu  ziehen.  Hierauf 
antwortete  der  Minister,  daß  das  Handelsministerium  für  die  Höhe  der 
Kriegsprämien  verantwortlich  sei.  Der  Prämiensatz  sei  im  August  das 
letzte  Mal  revidiert  worden  und  die  Prämie  für  requirierte  Schiffe  sei 
auf  9  Proz.  für  91  Tage  festgelegt  worden;  unter  den  obwaltenden 
Umständen  hätte  dieser  Satz  beibehalten  werden  müssen.  Nach  weiteren 
Berechnungen  habe  es  sich  gezeigt,  daß  dieser  Prämiensatz  auf  7  Proz. 
herabgesetzt  werden  könnte.  Es  sei  nicht  die  Absicht  der  Regierung, 
aus  den  Versicherungsprämien  Nutzen  zu  ziehen,  sondern  die  Prämien 
sollten  nur  dazu  dienen,   die  Verluste  zu  decken. 

Aus  einer  Statistik,  welche  die  Ergebnisse  von  40  der  be- 
deutendsten englischen  Feuerversicherungsgesellschaften 
im  Jahre  1917  darstellt,  geht  hervor,  daß  die  Gesamtverluste  durch 
Feuerschäden  in  England  im  Laufe  des  Jahres  1917  eine  Höhe  von 
4  066  908  £  gegen  3  300  400  £  in  1914  und  4  205  100  £  in  1915  er- 
reicht  haben.  Da  die  Zensur  aber  die  Veröffentlichung  der  Schaden- 
tabellen nicht  immer  erlaubt,  rechnet  man  auf  höhere  Verlustziffern  als 
die  angegebenen. 

In  England  ist  eine  „Trading  with  the  Enemy  Proclamation" 
erschienen  über  das  ausländische  Geschäft  der  englischen 
Feuerversicherungs-Gesellschaften.  Bisher  war  es  den  eng- 
lischen Feuerversicherungs-Gesellschaften,  die  Niederlassungen  in  einem 
fremden  Lande  hatten,  erlaubt,  ihr  Versicherungsgeschäft  dort  weiter 
ausüben  zu  lassen    mit    oder  durch  Personen    oder  Körperschaften,    die 
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in  den  Schwarzen  Listen  angegeb«n  waren.  Die  ErUabnis  ist  aufge- 
hoben. Zwei  Aoanahmen  sind  jedoch  allgemein  ragelsMsn  ftlr  alle 
VersicherangBgesellBchaften :  1)  Die  laufenden  Vertrtge  Aber  Feuer- 
versicherung dürfen  auch  mit  Hilfe  von  Personen  oder  Körperschaften, 
die  in  den  Schwarzen  Listen  stehen,  erffillt,  vollendet  and  aosgaftüirt 
werden:  2)  haben  die  englischen  Feaerversicherangs-0«eellsehaft«n  di* 
Erlaubnis,  Rückversicherungen  mit  nichtfeindlichen  Versicherungsge- 
sellschaften einzugehen  fUr  Personen  oder  Körperschaften,  die  in  den 
Schwarzen  Listen  stehen  und  bei  den  fremden  Gesellschaften  einge- 
tragen sind. 

Die  amerikanische  Seeversicherung  hat  sich  w&hrend  des 
Krieges  sehr  stark  entwickelt  Vor  dem  Kriege  arbeiteten  in  New  York 
24  Seeversicherungsgesellschaften:  von  dieser  Art  hingegen  gibt  es 
deren  bereits  87  (von  denen  34  ausUndische),  welche  im  Jahre  1916 
ca.  101  Mill.  $  Pr&mieneinnahme,  davon  die  anslftndischen  48  Mill.  $ 
von  der  Summe  der  im  Jahre  1916  ausgestellten  Policen,  d.  i.  ca.  21 
Mill.  $  hatten.  Am  Schlut  des  Jahres  1916  betrug  da«  laufende  Risiko 
1722  Mill.  $.  Es  ist  bereits  die  Errichtung  einer  amerikanischen  See- 
versicherungsbörse nach  dem  Master  der  englischen  Lloyds  vorbereitet 
und  zu  diesem  Zwecke  das  Delmonico  Building  im  Zentrum  des  Var" 
sicherungsgeech&ftsviertels  in  New  York  gekauft  worden. 

2.  Sozialversicherung. 

Für  eine  Erhöhung  der  Grenze  der  Versichernngs- 
p f  1  i c h t  in  der  Angestelltenversichernng  tritt  die  Arbeitsge- 
meinschaft freier  Angestelltenverb&nde  in  einer  Denkschrift  ein, 
in  welcher  es  heiBt: 

Infolge  der  durch  den  Krieg  herTorgemfenen  Teoemng  sind  einem  Teil  der 
versicheruDggpfliobtigen  Angestellten  GehaltMulsgen  gewUtrt  worden,  durch  die 
ihr  JahresarbeitsTerdienit  siOOO  M.  übersteigt,  so  daü  für  sie  die  Verncberangs- 
pflicht  erliicht.  In  viden  Pillen  wird  die  Erhöhung  des  Einkommens  in  Osstslt 
Ton  Teuerungs-  oder  KriegssalsKen  gewihtt,  anf  die  kein  Beebtsans|««fili  besteht. 
eo  daß  sie  bei  KriegBschlaft  ooer  roriier  vom  Betriebsinhaber  vermindert  oder 
ganz  gestrichen  weraen  können.  Es  ist  also  damit  zu  rechnen,  dsS  für  vide 
Angestellte,  die  jetzt  die  5000-M  -Grenze  übenehritt«o  haben,  nach  dem  Kriege 
wieder  die  VerHichenineapflicht  eintritt.  Daa  zeitweilige  Ausscheiden  aoi  oer 
V'ersicherunggpflicht  während  des  Krieges  müAte  für  die  in  Betraeht  komi 


Angestellten  zur  Härte  werden,  wenn  liicht  rechtzeitig  durch  eine  ealspreehs«ds 
Kri^sverordnung  eine  Erhöhung  der  für  die  V'ersicherangsplUcht  msacebenden 
Einkommen^renze  Torgenommen  wird.  Die  Notwendigen  einer  Erfattong  der 
derzeitigen  5000-M.-Qrenze  ist  auch  schon  im  Hinblick  auf  die  allgemeine  Ent- 
wertung des  Geldes  unbedingt  notwendig.  Die  Arbdtsgemeinsohaft  freier  Ange- 
stelltenverbände,  die  alle  Berufsgnippen  der  kaufminniMhen.  technischen.  Büro-, 
Bühnen-  und  sonstigen  Angestellten  umfaßt,  hat  sich  dexhalb  an  die  gesetzgebenden 
Körperschaften  gewandt  und  den  Erlaß  einer  Bundesratsverordnnng  verlangt, 
wonach  die  Grenze  des  für  die  Versicherungspflicht  maligebenden  Jahresarbeits- 
verdienstes  von  5000  auf  8000  M.  erhöht  werden  soll.  Versicherte,  die  wihrend 
des  Krieges  wegen  Ueberschreitcns  der  5000-M.-Grenze  bereit«  aus  der  Pflicht- 
versicherung ausscheiden  mußten,  sollen  ohne  Nachzahlung  der  Beiträge  in  die 
alten  Rechte  eingesetzt  werden.  Die  von  der  Arbeitsgemeinschaft  freier  Ange- 
stelltenverbände hier  aufgestellte  Forderung  nach  Erhöhung  der  Oehaltsgrenze 
in  der  AngesteUtenversichernng  entspricht  dem  allseitigen  Wunsch  der  Privatan- 
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gestellten,  und  man  darf  wohl  erwarten,  daß  diesem  berechtigten  Verlangen  von 
den  zuständigen  Stellen  schleunigst  Rechnung  getragen  wird. 

Eine  Erhöhung  der  Einkommensgrenze  für  die  Ver- 
sicherungspflicht in  der  Krankenversicherung  steht  in 
Erwägung. 

Auf  Veranlassung  des  Reichswirtschaftsamtes  fand  nach  dem  „Vorwärts* 
eine  Konferenz  von  Vertretern  dieses  Amtes,  des  Reichsversicherungsamtes,  der 
Hauptverbände  der  Krankenkassen,  der  Aerzte  usw.  statt,  die  sich  mit  den  An- 
trägen und  Anregungen  auf  Hinaufsetzung  der  Versicherungsgrenzen  für  die 
Privatangestellten  beschäftigte.  Die  Vertreter  der  Krankenkassen  forderten  die 
Erhöhung  der  Grenze  für  me  Pflichtversicherung  auf  4000  M.  Die  Vertreter  der 
Aerztevereinigungen  wendeten  sich  grundsätzlich  gegen  aUe  diese  Bestrebungen, 
weü  sie  eine  Beschränkung  der  bisherigen  freien  Praxis  der  Aerzte  herbeiführten. 
Es  wurde  ihnen  erwidert,  daß  es  sich  nicht  um  eine  grundsätzliche  Ausdehnung 
der  Pflichtversicherung,  sondern  darum  handle,  den  veränderten  Geldverhältnissen 
Rechnung  zu  tragen.  Ein  Vorschlag,  die  Grenze  für  die  Pflichtversicherung 
auf  3000  M.  und  für  das  Verbleiben  in  der  freiwilligen  Versicherung  von  4000 
auf  4500  M.  hinaufzusetzen,  wurde  von  den  Vertretern  der  Kassen  verbände  als 
den  Verhältnissen  nicht  entsprechend  abgelehnt.  Die  Aerztevertreter  erklärten 
schheßlich,  wenn  der  Bundesrat  in  einer  Verordnung  höhere  Grenzen  festsetzte, 
so  müßten  sie  sich  damit  abfinden.  Sie  seien  dann  jedoch  j^licher  Verantwort- 
lichkeit gegenüber  den  ärztlichen  Vereinigungen  enthoben.  Die  Kassen  Vertreter 
erklärten  schließlich,  daß,  wenn  die  Regierung  nicht  eine  befriedigende  Regelung 
der  Frage  herbeiführe,  ein  Eingreifen  des  Reichstags  zu  erwarten  sei.  Verlief 
auch  die  Konferenz  ohne  eine  Verständigung  und  Einigung,  so  ist  doch 
zu  erwarten,  daß  der  Bundesrat  eine  Erhöhung  der  Versichemngsgrenze  vor- 
nehmen wird. 

Nach  einer  Uebersicht  des  Reichsversicherungsamtes  haben  die 
Landesversicherungsanstalten  und  Sonderanstalten  im 
Jahre  1916  insgesamt  95  760  Versicherte  mit  einem  Gesamtkosten  auf- 
wände von  20  846  108  M.  in  Heilbehandlung  genommen.  Von 
den  Behandelten  waren  38  988  Männer  mit  einem  Kostenaufwande  von 
10  915  089  M.  und  56  772  Frauen  mit  einem  Kostenaufwande  von 
9  931  019  M.  Es  ist  bemerkenswert,  daß  die  infolge  der  Kriegszeit  ge- 
ringere Zahl  der  heilbehandelten  Männer  einen  größeren  Kostenaufwand 
erforderte  als  die  viel  größere  Zahl  der  Frauen.  Wegen  Lungen-  und 
Kehlkopftuberkulose  waren  1916:  28  149  Versicherte  in  ständiger  Heil- 
behandlung. Gegen  1915  hat  sowohl  die  Zahl  der  Behandelten  als 
auch  der  Kostenaufwand  erheblich  zugenommen.  Zum  erstenmal  war 
1916  die  Zahl  der  wegen  Lungentuberkulose  ständig  behandelten  Männer 
und  Frauen  annähernd  gleich  groß  (14 133  Männer,  14  106  Frauen), 
während  in  den  letzten  Friedensjahren  nur  halb  so  viel  Frauen  wie 
Männer  behandelt  worden  waren.  Auch  bei  den  anderen  Krankheiten 
ist  die  Zahl  der  Frauen  bedeutend  gestiegen,  namentlich  beim  Zahn- 
ersatz von  18  464  im  Jahre  1915  auf  28  547  im  Jahre  1916.  Die  Er- 
folge bei  sicher  nachgewiesener  Lungen-  und  Kehlkopftuberkulose  zeigen 
gegenüber  1915  einen  kleinen  Rückgang  von  91  auf  87  v.  H. 

Auf  Veranlassung  der  Landes-Arbeiterkranken-  und  Unfallversiche- 
rungskasse wird  durch  das  ungarische  Handelsministerium 
eine  Umfrage  veranstaltet,  welche  die  Einführung  einer  In- 
validenversicherung in  Ungarn  zum  Gegenstand  hat.  Seitens  der 
Leitung  der  Kasse  wurde  eine  Eingabe  an  den  Minister  gerichtet  und 
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darin  die  Auffassang  vertreten,  daS  die  im  Kriege  invalid  gewordenen 
Arbeiter  weniger  Widerstandskraft  becittan  und  Unf&llen  und  Krank- 
heiten leichter  ausgesetzt  sind  ala  normale  Arbeiter.  Ans  diesem  Grunde 
können  die  Kosten  für  die  Versicherung  der  invaliden  Arbeitsr  wedsr 
von  den  Arbeitgebern  noch  von  den  Arbeitern  selbst,  sondern  mflitsn 
vom  Staate  getragen  werden. 

Via.  Geld,  Kredit,  Wahrang. 

Inhalt:  1.  Der  internationale  Uelilmarkt  und  dieEntwicklnog 
in  den  wichtigeren  Lindern  wtbrend  de«  Monat*  Febrnar. 

2.  Weitere  Vorginge  und  Ueietxgebnn g.  a)  Banken  im  la- 
und  Auslände,  b)  Kredit  wi  rtiohaftlicbe  MattnahmSB  in  Deatschlaod 
und  den  beaeUten  Gebieten  Belgieni,  Kuütand*  nnd  Eamiaieaa,  der  Ukraioc, 
Frankreich,  Italien,  Oeaterreich- Ungarn  und  den  unter  McR.>mgar.  IL-V.  ttikm- 
den  Gebieten  Serbien«,  RnBland,  den  Vereinigten  Buatea  von  Aflaetika,  BnsOiso. 
c)  Bargeldloser  Zahluneaverkebr  in  DwtselilaiKt  dl  BOrsenwessB 
in  Deutschland  und  in  den  beaetaten  Gebieten  BeigieBa  sowie  in  Endsad.  e) 
Währungs-  und  Notenbankwesen  in  Dentachland  nnd  dem  MSSIilSB 
Gebiete  Rumäniens,  der  Ukraine,  Dtaemark,  Italien,  Korwfffsa,  OsalanM, 
Portugal,  der  Schweiz,  den  Vereinigten  Staaten  ron  Amerika,  Japaa,  dn  FUBp- 
pinen,  Argentinien,  Brasilien,  Eenaoor,  Mexiko,  Fem,  Cmguay,  das  sHr>s«wfta- 
nischen  B«publiken  und  Spanien,  China,  Korea. 

3.  Statistik.  Uebersicht  fiber  den  Stand  der  hanptalchlichen 
Notenbanken  und  der  Bankzinssitce. 

1)  Der  internationale  Geldmarkt  nnd  die  Entwioklnlig  in 
den  wichtigeren  L&ndern  wthrend  des  Monats  Febrnar. 
Die  bedeutungsvollen  politischen  Ereigniss«  des  Berichtsmonats  — 
u.  a.  der  Friedensschi uC  mit  der  Ukraine  (9.  Febrnar),  der  deutsche  Vor- 
marsch in  GroßruCland  und  die  im  Zusammenhang  damit  stehende 
Friedensbereitschaft  dieses  Landes  —  sind  nicht  ohne  EinflnC  auf  den 
internationalen  Geldmarkt  und  die  Wechselknrse  geblieben. 
Die  deutschen  Kurse  haben  nach  dem  ROckschlag  im  Januar  im  Be- 
richtsmonat Überall  weitere  Besserung  erfahren ;  in  Schweden  haben  sie 
sich  sogar  über  den  höchsten,  anl&tlich  der  letzten  Steigerung  erreichten 
Stand  erhoben.  Die  Ententedevisen  zeigten  in  der  Schweiz  und  in 
Holland  teilweise  starke  Abwärtsbewegongep,  während  sie  in  Schweden 
allerdings  gleichfalls  eine  Steigerung  erxielen  konnten  (Aber  die  Grtlnde 
vgl.  „foon.  Eur."  v.  16.  Febr.  S.  98).  Da«  der  Uebergang  Englands 
zu  niedrigeren  Gelds&tzen,  wie  angenommen  wurde,  infolge  der  unver- 
änderten S&tze  für  ausländische  Guthaben  und  des  Kapitalansfuhrver- 
bots  auf  die  englischen  Valutakurse  ohne  schädigende  Wirkung  ge- 
blieben sei,  wird  auch  seitens  der  Entente  selbst  besweifelt ').  Die 
Zusammenfassung   aller   verfügbaren  Kräfte   bei    den    Kriegfflhrenden  *) 

1)  „fco-  Enrop."  v.  22.  Febr.  8.  114:  Die  unerikanUchro  ZeitoDgcn  melden  Kinf* 
Ton  anglo-franiösucher  Anleihe  nnd  eoropÜKlieD  Werten  für  engliaeiM  Bcobonng  in 
den  Vereinigten  Staaten. 

2)  Der  Federal  Reserre  Board  nebte  einer  ühermiBigen  KredHgewIhrtiDg  ent- 
gegenzuwirken, indem  er  ein  gemeinsames  Vorgehen  mit  dem  Capital  Issae  Committce 
veranlaßte  („The  Statitt"  v.  16.  Febr.).  —  Die  Kontrolle  de»  Präsidenten  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  wird  auf  alle  Ein-  nnd  Ausfahren  entrerkt,  di«  TTm  d«a 
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und  ihre  Bemühungen,  die  Wirtschafts-  und  Kreditmittel  der  Neutralen 
sich  fortgesetzt  nutzbar  zu  machen  i),  löste  bei  diesen  auch  weiterhin 
entsprechende  Gegenmaßnahmen  aus  *),  zumal  ihr  eigener  Geldbedarf 
stark  blieb  (vgl.  „St.  Galler  Tagbl."  v.  2.  März).  Die  offiziellen 
Diskontsätze  der  maßgebenden  Notenbanken  erfuhren  keine  Ver- 
änderung; nur  die  schwedische  Reichsbank  ermäßigte  ihren  Satz  am 
1.  Februar  mit  Rücksicht  auf  eine  bevorstehende  Anleihe  ^)  von  7  auf 
6V2  Proz.  —  Der  Silberpreis  hielt  sich  im  Zusammenhang  mit  er- 
warteten größeren  mexikanischen  Ausfuhren  *)  etwas  niedriger  als  im 
Vormonat  und  verzeichnete  geringere  Schwankungen  als  damals.  Er 
betrug  im  Monatsdurchschnitt  42,786  gegen  44,34  d  im  Vormonat. 

Die  Flüssigkeit  des  deutschen  Geldmarktes,  die  ihren  Aus- 
druck u.  a.  in  einer  in  diesem  Umfange  bisher  nicht  beobachteten 
Steigerung  der  Sparkassenguthaben  fand  ^},  hielt  im  Berichtsmonat  an 
und  ermöglichte  Käufe  erheblicher  Mengen  schon  für  die  VIII.  Kriegs- 
anleihe bestimmter  Schatzanweisungen,  so  daß  sich  günstige  Aussichten 
für    den  Erfolg    dieser    Anleihe    eröffneten  ^). 

Der  Privatdiskont  blieb  unverändert  4^8  Proz. ;  auch  der  Satz 
für  tägliches  Geld  der  im  Monatsdurchschnitt  4,27  Proz.  betrug, 
veränderte  sich  gegen  den  Vormonat  kaum.  Ultimogeld  bedang 
5  Proz. 

Die  Entwicklung  des  Status  der  Reichsbank  war  weiter  ver- 


Kriegshandelsamt  genehmigt  werden  müssen  („Le  Temps"  v.  17.  Febr.).  —  Die  italienische 
Devisenzentrale  hat  ihre  Tätigkeit  anfgenomnien  {„6c.  Enrop."  v.  22.  Febr.  S.  114). 

1)  Verhandlungen  zwischen  der  Entente  und  den  Neutralen  des  Nordens  zur 
Wiederherstellung  der  Handelsbeziehungen  („£c.  Europ."  v.  15.  Febr.).  —  Handels- 
vertrag zwischen  Spanien  und  Amerika  („Epoca",  Madrid,  v.  2.  Febr.).  —  Um  den 
Einfluß  des  englischen  Handels  in  der  Schweiz  auszudehnen,  treffen  führende  englische 
Finanzkreise  Vorbereitungen,  um  in  der  Schweiz  Filialen  englischer  Banken  zu  gründen 
(„Ostschweiz"  v.  6.  Febr ).  —  England  führte  nach  Holland  5'/,  Mill.  fl  Gold  aus, 
veranlaßte  Nachfrage  nach  Stcrlingzahlungcn  durch  die  Aufhebung  der  Telegraphensperre 
mit  Holland  (,,The  Econ."  v.  16.  Febr.  S.  238)  und  pflog  Verhandlungen  wegen  der 
Aufnahme  von  Krediten  mit  Holland  („£c.  Europ."  v.  15.  Febr.).  —  Italien  erhält  von 
der  Guaranty  Trust  Company  in  den  Vereinigten  Staaten  125  Mill.  Lire  gegen  Hinter- 
legung 6-proz.,  ein  Jahr  laufender  Obligationen  und  begibt  Schatzwechsel  in  London 
(„Wirtschattsdienst''  v.  8.  Febr.  S.  151).  —  Frankreich  erhält  einen  Kredit  in  Japan 
in  Höhe  von  25  Mill.  $  („Frankf.  Ztg."  v.  3.  März).  —  Die  indische  Ecgierung  eröffnet 
nach  ,, Statist"  v.  9.  Febr.  S.  217  ßupienkreditc   für  Amerika. 

2)  Dem  schwedischen  Keichstag  geht  eine  Vorlage  zu,  wonach  die  Gewährung  von 
Inlandskrediten  der  gemeinsamen  Prüfung  der  schwedischen  Reiehsbank  und  einiger 
großen  Banken  unterliegen  soll  („Svenska  Dagblodet ',  Stockholm,  v.  13.  Febr.).  Nor- 
wegen setzt  für  diesen  Zweck  einen  Finanzrat  von  neun  Mitgliedern  ein  („Frankf.  Ztg." 
V.  7.  Febr.). 

3)  Schweden  nahm  bei  den  größten  schwedischen  Bankinstituten  eine  5-proz.  An- 
leihe in  Höhe  von  50  Mill.  Kr  zum  Kurse  von  96  auf  („Svenska  Dagbladet"  v. 
20.  Febr.). 

4)  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  liefern  Mexiko  bis  April  eine  Mill.  £ 
Gold,  wogegen  Mexiko  die  Ausfuhr  des  Silbers  freigibt  („The  Statist"  v.  23.  Febr. 
S.  301). 

5)  In  den  ersten  beiden  Monaten  des  Jahres  1918  sind  die  Einlagen  bei  den 
Sparkassen  um  1850  gegen  900  Mill.  M  in  der  entsprechenden  Zeit  des  Vorjahres  ge- 
wachsen („Die  Sparkasse"  v.  1.  April). 

6)  Eeichsbankpräsident  Havenstein  in  der  Zentralausschußsitzung  vom  27.  Febr. 
(„Nordd.  Allg.   Ztg.'-  v.  27.  Febr.). 
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hbltnismäßig  gänstig.  Die  guamt«  Anlage  erfahr  eine  EDtlastung,  d«r 
Notenumlauf  eine  geringfügige  Zanahme'). 

Der  englische  Oeldmarkt,  der  nach  wie  vor  voUkommen 
von  der  Krieg sfinanziemng  beherrscht  wurde,  leigte  aich^  wie  ans 
den  Ausfuhrungen  Bonar  Laws ')  hervorgeht,  den  gewaltigen  Anforde- 
rungen der  Regierung  nicht  in  der  erwtlnschten  Weise  gewaohaan*). 
Durch  die  Steuerzahlungen,  die  eine  bisher  noch  nie  erreichte  Hshe 
aufwiesen  („Statist"  r.  28.  Febr.  S.  299j,  wurden  dem  Markte  vorüber- 
gehend groSe  Mittel  entzogen  und  hierdorch  aoch  die  Ergebnisse  der 
National  War  Bonds- Verk&nfe  ungtlnstig  beeinflolt  *).  Die  Regiemng 
verfolgte  weiter  die  in  der  letzten  Zeit  eingeschlagene  Politik  der  Er- 
mftßignng  der  Zinssttze;  die  Rate  ftlr  Troasnrv  Bills  wurde  am  14.  Fe- 
bruar von  4  Proi.  auf  87,  Proz.  herabgesetzt  -.  zugleich  ennl£igte  die 
Bank  von  England  den  den  Clearingbanken  bewilligten  Satz  ftlr  8- 
t&gige  Einlagen  von  37,  Proz.  auf  3  Proz.,  m-ährend  sie  ftlr  ausländische 
Outhaben  wie  bisher  4*/,  Proz.  bewilligte  („Statist"  v.  16.Febr.).  Demzu- 
folge gew&hrten  die  Clearingbanken  ihrerseits  für  inl&ndische  Einlagen 
nur  noch  8  Proz.  (bisher  S'/,  Pros.),  die  Discount  Honses  8  Proz.  (bisher 
37,  Proz.)  für  tägliches  Geld  und  S^L  Proz.  (bisher  3*/^  Proz.)  fflr 
kurzfällige  Depositen.  Die  mit  dieser  Zinspolitik  erstrebte  Herabminde- 
rung der  schwebenden  Schulden  wurde  nur  nnvollkommen  erreicht*) 
und  deshalb  eine  Einstellung  der  Schatzwechaelverktnfe  wiederholt  vor- 
geschlagen („Times"  v.  16.  Febr.). 

Der  Privatdiskont  schwankte  zwischen  37t  und  47i(  Pros., 
der  Satz  fttr  tägliches  Oeld  zwischen  27,  Pros,  und  8*/,  Proz. 

Die  Ausweise  der  Bank  von  England*)  zeigten  die  üblichen 
Veränderungen.  Bemerkenswert  ist  die  weitere  Ausdehnung  des  Noten- 
umlaufs um  1,4  Mill.  £  auf  47,8  Mill.  £,  die  ungeachtet  der  Zunahme 
des  Umlaufs  an  Currency-Notes 0  von  212,0  MilL  £  anf  218,4 
Mill.  £  im  Laufe  des  Monats  erforderlich  wurde. 

1)  Die  SteigeniDg  dea  KotenninUafs  mnS  oidit  onbadioft  eint  Eatvertiiii(  der 
Valul»  rnr  Folge  hiben,  wie  du  Beispiel  DratM-hlandK  beweiirt  („TelegraaT*  ».  8.  Fsbr). 

2)  Die  AafleguDK  einer  neaeo  Krieg«anleihe  muBu  wegen  der  froAcn,  biihw  aar 
ZDm  kleinen  Teil  inräckgeubltcn  BankenToncfa&MC  für  die  Z«icfaa«ag  der  3.  Kricfs- 
anleibe  nnterbleiben.  Nach  Bonar  Law  i«t  die  Anfbriii(iiaK  tob  wSchsntlichem  Oeld 
darch  Verkiafe  Ton  National  War  Bonds  das  bcat*  Behdbinittel  Ar  EDcUnd  >,. Daily 
Telejfr."  v.  27.  Febr.). 

3)  Es  ist  bezeiclineud,  dafi  troU  des  SberaM  |;äaitifen  KonrereioiuanKebats  voa 
12,6  MiU.  £  3V,-proz.  Nen-Säd-Wales-Aaleibe  in  eine  5V«-proi.  Anleihe  das  Ganurtie- 
konsortium  24  Pros,  selbst  äbemebmen  mnBte  („Frankf.  Ztg."  T.  10.  Mtrx).  —  Die  iroo 
der  Bank  von  England  zugestandene  Beleihang  der  Stfidce  der  1.  Kriegsanleihe  nm 
vollen  Nennwert  gegen  1  Prot,  unter  Bankdiskont  wurde  auf  2  weitere  Jahr«  verltogert 
(„Econ."  T.  23.  Febr.).  —  Die  Börsenkurse  der  Kriegsanleihen  waren  wenig  befriedigend. 

4)  Die  w&chentlichen  Ergebnisse,  die  sich  anf  29,5,  24,6,  18,8  und  21,9  MiU.  £ 
stellten,  reichten  bei  weitem  nicht  aus  lur  Deckung  der  flUlig  werdenden  Treaiury  Bills 
(„Moming  Post"  t.   14.  Febr.). 

5)  Am  2.  M&rx  standen  an  Treasurv  Bills,  Ways  and  Means-VorsehüaMn  und  War 
Eipend.  Cert.  insgesamt  1310,8  Mill.  £  aus  gegen  1360,6  MilL  £  am  31.  Des.  1917. 

6)  Die  Handelskammer  von  Norwich  trat  mit  dem  Von<chlag  herror,  das  englisebe 
Bankgcsct2  nach  deutschem  MoKtcr  umzugestalten  und  die  Ausgabe  von  Noten  gegen 
diskontierte  Wechsel  sowie  die  Dritteldecknng  des  Notenumlaufs  durch  Gold  und  Cur- 
rency  Notes  zuzulassen  (,.The  Times"  v.  25.  Febr.). 

7)  Die  englische  Regiemng  soll  die  Anscabe  von  5  sh-Noten  vorber^iK-n  Fin. 
Times"  v.   1.  Febr.). 
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Auf  dem  französischen  Greldmarkt  hielt  im  Berichtsmonat 
trotz  zweifellos  vorhandenen  Ueberflusses  verfügbarer  Mittel  die  ge- 
drückte Stimmung  i)  und  die  Zurückhaltung  der  Geldgeber  an.  Die 
Deckung  des  sich  weiter  steigernden  2)  Geldbedarfs  des  Staates  in  kurz- 
fristiger Form  beunruhigte  fortgesetzt  und  forderte  zu  scharfer  Kritik 
heraus  ^). 

Der  Status  der  Bank  von  Frankreich  entwickelte  sich 
nach  einer  vorübergehenden  Erleichterung  in  der  ersten  Februarwoche, 
in  welcher  300  Mill.  frcs  Vorschüsse  seitens  des  Staates  wohl  aus  Ein- 
gängen aus  der  Kriegsanleihe  zurückgezahlt  werden  konnten,  in  den 
letzten  Wochen  wieder  ungünstig.  Der  Staat  nahm  vom  7.  Februar 
bis  28.  Februar  450  Mill.  frcs  Vorschüsse  auf,  so  daß  eine  Neubean- 
spruchung von  150  Mill.  frcs  trotz  der  Rückzahlungen  in  der  ersten 
Woche  eintrat.  Die  Höchstgrenze  der  Notenemission  mußte  am  7.  Februar 
auf  27  Milliarden  frcs  erhöht  werden.  Auffällig  ist  bei  der  beträcht- 
lichen Steigerung  des  Notenumlaufs  um  774  Mill.  frcs  der  scharfe  Rück- 
gang der  fremden  Gelder  um  340  Mill.  frcs. 

Die  trostlose  Lage  des  Geldmarktes  in  Großrußland,  der 
weitere  Gewalteingriffe  *)  der  Bolschewiki  über  sich  ergehen  lassen  mußte, 
hat  sich  im  Berichtsmonat  keineswegs  gebessert.  Während  auf  der  einen 
Seite  Guthaben  nur  schwer  —  meist  nur  unter  dem  Vorwand  des  Lohn- 
zahlungsbedarfs —  und  mit  großen  Opfern  flüssig  gemacht  werden 
konnten,  wurde  auf  der  anderen  Seite  das  Land  weiter  mit  papiernen 
Geldzeichen  ')  überschwemmt. 

Der  auf  dem  Geldmarkte  der  Vereinigten  Staaten  auch 
ini  Berichtsmonat  anhaltende  Mangel  an  flüssigen  Mitteln  erforderte 
weitere,  die  freie  Entwicklung  des  Wirtschaftslebens  beengende  Maß- 
nahmen. Wenn  es  auch  dem  money  pool  durch  die  bereitwillige  Her- 
gabe größerer  Summen  gelang,  ein  Steigen  der  Geldsätze  über  6  Proz. 


1)  Dem  „Temps"  v.  28.  Febr.  und  2.  März  zufolge  wurde  ein  Schutzkomitee  für 
französische  industrielle,  kaufmännische  und  Bankinteressen  in  Rußland  gebildet.  Die 
französische  Regierung  zahlte  auch  den  Februarkupon  der  russischen  Anleihen. 

2)  Die  Forderungen  für  Heereskredite  vermehrten  sich  gegen  das  1.  Vierteljahr 
1918  um  903  Mill.  frcs,  denen  eine  geringe  Verminderung  der  Kreditforderangen  für 
das  Zivilbudget  um  54  Mill.   frcs  gegenübersteht    („feo.  Europ."  v.  22.  Febr.   S.  120). 

3)  „Le  Temps"  v.  17.  Febr.  schreibt:  „L'^tat  en  se  mettant  ä  l'abri  d'^chgances 
trop  brfeves,  fevite  des  hasards  qui  pourraient  lui  coüter  eher.  La  politique  des  consoli- 
dations  est  de  tonte  sagesse."  —  Vgl.  auch  die  Auslassungen  Abel  Gardeys  in  der  Eammer- 
sitzung  vom  27.  Febr.  bei  der  Budgetbcratnng. 

4)  Alle  Barguthaben  und  Eftektendepots  in  den  Privatbanken  wurden  beschlag- 
nahmt („Frankf.  Ztg."  v.  21.  Febr.  I.  Morgenbl.)  und  die  Geschäfte  der  Privatbanken 
auf  die  Staatsbank  übertragen  ^„Times"  v.  6.  Febr.).  —  Die  Eigentümer  der  beschlag- 
nahmten Goldgegenstände  (vgl.  Chr.  1917  S.  856  Anm.  3)  erhalten  für  1  g  Gold  77,  ßbl, 
während  Barrengold  ohne  Entgelt  beschlagnahmt  wird  („ficon.  Eur."  v.  8.  Febr.  S.  91). 

5)  Im  „Petrogradski  Goloj"  (v.  6.  Febr.)  wird  der  Papiergeldumlauf  in  Bußland 
auf  44  Milliarden  Rbl,  in  der  „Times"  (v.  22.  Febr.)  auf  60  MiUiarden  Rbl  und  in 
der  „Cöte  Europfeenne"  auf  150  Milliarden  frcs  geschätzt.  —  Da  die  Beiohsdruckerei 
wegen  Rohmaterial-  und  Kohlenmangels  nur  noch  60  statt  wie  bisher  150  Mill.  Rbl 
täglich  ausgeben  kann,  wurden  Privatdruckereien  mit  der  Herstellung  von  Papiergeld 
beauftragt  („Nowaja  Pctrogradskaja  Gaseta"  v.  15.  und  13.  Febr.)  und  kleine  Abschnitte 
der  Freihcitsanleihe  als  Geldzeichen  ausgegeben  („Petrogradski  Golos"  v.  15.  Febr.). 
Trotzdem  mußte  die  Moskauer  Abteilung  der  Reichsbank  wegen  Mangels  an  Geldzeichen 
auf  unbestimmte  Zeit  geschlossen  werden  (ebenda  v.  6.  Febr.). 
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hinaus  zu  verhindern,  80  mußte  doch  der  FedersI  R«««rTe  Board  mit 
dem  Ersuchen  an  die  Banken  herantreten,  bei  Oeldaoaleihongen  all« 
nicht  kriegswichtigen  Betriebe  anazoschalten  und  in  ertt«r  Linie  di« 
Kriegsindustrie  zu  bevorzugen ').  Untar  diesen  Umstanden  iat  der  geringe, 
weit  hinter  dem  Voranschlag  zurtlckbleibende  Ertrag  aus  dem  Verkauf 
der  Kriegssparmarken  erklärlich  *;.  Die  Auflegung  einer  langfristigen 
Anleihe  wurde  weiter  verschoben  und  die  Kriegafinanziernng,  die  nach 
offiziellen  Angaben  monatlich  etwa  1  Milliarde  $  erfordert«  („Statist" 
v.  9.  M&rz  S.  389),  ließ  sich  nur  so  durchführen,  dal  d«r  Sohatieekretär 
die  Banken  aufforderte,  allwöchentlich  1  Proz.  ihrer  flttaaig«n  Mittel 
in  Treasury  certificates  of  ind.  anzulegen  *).  Den  Wechs«lkan«n  sucht« 
die  Federal  Reserve  Bank,  New  York,  wahrscheinlich  mitveranlalt  durch 
die  starken  Goldabflüsse  gerade  nach  Japan,  durch  Ernennung  der  Bank 
von  Japan  zur  Korrespondentin  *)  eine  Stutze  zu  geb«n  *).  Den  Ver- 
bündeten wurde  der  Zinssatz  fUr  Vorschüsse  auf  6  Proz.  erhöht  *).  Der 
Satz  für  tägliches  Geld  schwankte  im  Februar  zwischen  3  und 
6  Proz.  Im  Monatsdurchschnitt  betrug  er  4,76  Proz.  gegenüber  4,318 
im  Januar. 

2.  Weiter«  Torg&ng«  und  Gasetsgebung. 

a.i  Banken  im  In-  und  Auslande. 

Es  wurden  übernommen:  von  der  Allgemeinen  Deutschen  Cre- 
dit- Anstalt,  Leipzig,  (vgl.  Chr.  1917  S.  868):  Die  Bankfirma  Ernst 
Börner,  Marienberg  (Sa.);  —  von  der  Bayerischen  Hypotheken-  und 
Wechsel-Bank,  München,  (vgl.  Chr.  1917  S.  118):  eine' Kommanditb«- 
teiligung  an  der  Bankfirma  Karl  Schmidt,  Hof;  —  von  der  LObanar 
Bank  A.-G.,  Löbau,  (vgl.  Chr.  1917  S.  868):  die  Eberabacher  Buk 
A.-6.,  Ebersbach  (Sa.) ;  —  von  der  Rheinischen  Handelsgeeelbcbaft  m. 
b.  H.,  Düsseldorf:  eine  Interessenbeteiligung  an  der  Barmer  Creditbank 
A.-G.,  Bartanen;  —  von  der  Süddeutschen  Disconto-Geaellschaft  A.-6., 
Mannheim,  (vgl.  Chr.  1917  S.  785):  das  Bankhaus  J.  J.  Castell,  Offen- 
burg; —  von  der  Williams  Deacon's  Bank  Ltd.,  Manchester:  eine  In- 
teressenbeteiligung an  der  Anglo-South  American  Bank  Ltd.,  London, 
(vgl.  Januarchron.)  und  der  London  and  Brazilian  Bank  Ltd.,  London, 
(vgl.  Chr.  1917  S.  498);  —  von  der  Crediet  Vereeniging.  Amsterdam, 
unter  Erhöhung  ihres  Aktienkapiuls  von  6  auf  20  Mill.  hfl :  die  Bank- 
firma W^ertheim  &  Gomperts,  Amsterdam ;  —  von  der  Centralbank  der 
deutschen  Sparkassen,  Prag:  die  Teschener  Volksbank,  Teschen :  — 
von  der  Bank  A.-G.  Södra  Sverige,  Boras:  die  Boras  Enskildabank, 
Boras;    —    von   der   Kopparbergs    Enskildabank,    Falun:   die   Tjtnste- 

1)  „Statist"    Tom  16.  Febr. 

2)  In  dem  am  30.  6.  18  scUieBeodeo  Rechnungxjafar  wUicb  600  IfiU.  $  abgCMtxt 
werden,  bU  xnm  23.  1.  18  waren  nur  25,2  MilL  $  untericbrarfat  („The  Eoon."  i, 
23.  Febr.).  .  •  g«  v  ^ 

3)  „SUtüf  vom  16.  Febr.,  „The  Ec«n.'  t.  16.  llire  8.  465. 

4)  Die  beiden  Institute  treten  in  ein  lautendei  KontokorrentTerfaUtni>  und  treffen 
ihre  währnngspolitischen  MaBnahmen  in  gegenseitigam  Einvernehmen  („Wirt>chaft«dien*t  ' 
8.  Marx  18). 

5^  Um  Schiffsraum  für  Kriegszwecke  zu  gewinnen,  wurde  die  Ansfnhr  einfcsrhranki. 
Tgl.  „New  York  Times'  v.  12.  Febr. 

6)  „Frankf.  Ztg."  vom  15.  Min  18  nach  dem  ..Temp-". 
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mannabanken  ;  —  von  der  Societä,  Bancaria  Tieinese,  Bellinzona  (Schweiz) : 
die  Banca  Cantonale  Tieinese,  Bellinzona;  —  von  der  Royal  Bank  of 
Canada,  Montreal,  (vgl.  Chr.  1917  S.  785):  die  Northern  Crown  Bank, 
Winnipeg;  —  von  der  Bank  of  Italy,  San  Francisco,  (vgl.  Chr.  1917 
S.  785) :  die  San  Joaquin  Valley  Bank  und  die  San  Joaquin  Valley 
National  Bank,  Stockton,  die  Santa  Rosa  Bank,  Santa  Rosa,  sowie  eine 
InteressenbeteUigung  an  der  Safe  Deposit  Bank,  San  Jose. 

Zweigstellen  eröffnen:  Die  Allgemeine  Deutsche  Credit- An- 
stalt, Leipzig,  in  Marienberg  (s.  oben)  und  in  Ebersbach  (Sa.);  —  die 
Bank  für  Handel  und  Industrie,  Berlin,  (vgl.  Chr.  1917  S.  858)  in 
Duisburg  und  Dortmund;  —  der  Bremer  Bank-Verein,  Bremerhaven, 
in  Geestemünde;  —  die  Direction  der  Disconto-Gesellschaft,  Berlin, 
(vgl.  Chr.  1917  S.  784)  in  Bochum  und  Dortmund;  —  die  Mitteldeutsche 
Privat-Bank  A.-G.,  Magdeburg,  (vgl.  Chr.  1917  S.  858)  in  Kranichfeld 
(Thür.) ;  —  die  Colonialbank,  London,  (vgl.  Januarchr.)  in  Bathurst 
(Gambia),  sowie  in  Ibadan,  Onitsha  und  Zaria  (Nigeria) ;  —  die  National- 
bank of  South  Africa  Ltd.,  Pretoria,  (vgl.  Chr.  1917  S.  858)  in  Dar- 
es-Salaam  and  Tanga  (Deutsch-Ostafrika)  sowie  in  Karibib  (Deutsch- 
Südwestafrika)  ;  —  die  Guaranty  Trust  Company,  New  York,  (vgl.  Chr. 
1917  S.  285)  in  Barcelona,  Genua  und  Rom;  —  die  Mercantile  Bank 
of  the  Americas,  New  York,  (vgl.  Chr.  1917  S.  722)  in  Barcelona;  — 
die  National  City  Bank  of  New  York,  New  York,  (vgl.  Chr.  1917  S.  785) 
in  Caracas  (Venezuela). 

Gegründet  wurden,  zum  Teil  durch  Verschmelzung :  in  Berlin  mit 
15  Mill.  M  die  Deutsche  Girozentrale  (als  Bankanstalt  der  deutschen 
kommunalen  Giroverbände) ;  —  in  Hamburg  mit  10  Mill.  M  die  Deutsche 
Schiffsbeleihungsbank  A.-G. ;  —  in  München  die  Bayerische  Bauvereins- 
bank G.  m.  b.  H.  (mit  staatlicher  Beihilfe);  —  in  Bremen  die  Bank- 
firma Schröder,  Heye  u.  Weyhausen  (durch  Verschmelzung  der  Privat- 
bankhäuser E.  C.  Weyhausen  und  Schröder  &  Weyhausen);  —  in  Jena 
mit  1  Mill.  M  die  W.  Koch  jr.  A.-G.  unter  Uebernahme  des  Bankge- 
schäfts von  W.  Koch  jr.,  Jena;  —  in  Kopenhagen  mit  5  Mill.  Kr  die 
Nordisk  Bank  Aktieselskab ;  —  in  London  die  London  Councy,  West- 
minster  and  Parr's  Bank  (durch  Verschmelzung  der  London  County 
and  Westminster  Bank  Ltd.,  London,  [vgl.  Chr.  1917  S.  722]  und  der 
Parr's  Bank  Ltd.,  London) ;  —  in  Bergen  mit  2  Mill.  Kr  die  Bergens 
Skibshypothekbank ;  —  in  Trondjem  mit  2  bis  3  Mill.  Kr  die  Trond- 
jems  Finans  Aktieselskab;  —  in  St,.  Gallen  mit  5  Mill.  frcs  die  Bank 
in  St.  Gallen  unter  Uebernahme  der  Bankfirma  Brettauer  &  Co. ;  — 
in  Bilbao  der  Banco  Industrial  de  Espaiia ;  —  in  Peking  die  Huaiyeh 
Bank ;  —  in  Sorocoba  (Brasilien  —  Sao  Paulo)  eine  landwirtschaftliche  Bank 
(laut  „Bank"  Märzheft  1918  S.  242  sind  in  Sao  Paulo  im  letzten  Jahre 
auf  staatliche  Anregung  47  ländliche  Kreditgenossenschaften  m.  b.  H. 
gegründet  worden,  die  gleichzeitig  als  Agenturen  des  Banco  do  Brazil, 
Rio  de  Janeiro,  (vgl.  Chr.  1917  S.  564)  tätig  sind);  —  in  Mexiko  mit 
1  Mill.   amerik.  ijji  die  Compaiiia  Bancaria  comercial  Mexicana. 

Unter  dem  25.  Febr.  wurde  das  Gesetz,  betr.  Firma  und  Grund- 
kapital der  Seehandlung,  (Chr.  1917  S.  786)  veröffentlicht  (PrGS. 
S.   15). 
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Die  Neustadter  Bank  A.-G.,  Neustadt  (8».),  (Tgl.  Chr.  1917 
S.  858)  erhöht  ihr  Kapital  um  0,4  auf  1  MUL  M. 

Die  deutschen  Bankniederlassungen  in  Brasilien 
wurden  unter  Staatsaufsicht  gestellt. 

b)  Ereditwirtschaftliche  HaEnahmen. 

In  Deutschland  oder  den  besetsten  Gebieten  wurden  ver- 
öffentlicht :  1)  Bildung  eines  Finanzbeirats  beim  Reichaschatsamt  (.Nordd. 
AUg.  Ztg."  Nr.  67  v.  6.  Febr.) ;  2)  AUg.  Vt  da«  preul.  Jnstitmin.  aber 
die  Bestimmung  einer  Zahlungsfrist  im  Mahnverfahren,  v.  2.  Febr. 
(JMBl.  S.  36);  3)  Erl.  des  preuS.  Handelsmin.,  betr.  Anmeldung  das 
Vermögens  von  Angehörigen  feindlicher  Staaten,  v.  20.  Febr.  (HMBl. 
S.  96;  vgl.  Januarchr.);  4)  Bek.  des  preuB.  Staaumin.  ttber  die  Ge- 
nehmigung der  Notverordnung  v.  SO.  Aug.  1917  tur  &g&nrang  dar 
V.  v.  14.  Sept.  1916,  betr.  den  Erwerb  von  Reiohskhegaanleihe  für 
Stiftungen  etc.  (vgl.  Chr.  1917  S.  562),  durch  die  beiden  Hftuser  d«« 
Landtages,  v.  25.  Febr.  (PrGS.  8.  18) ;  5)  V.  des  GG.  in  Belgien  Obst- 
die  Regelung  des  Finanawesens  des  fl&mischen  und  des  wallonischen 
Verwaltungsgebietes,  v.  24.  Jan.  (FlandGVBL  S.  291);  6)  dgL  som 
Schutze  der  Eigentumer  von  Aktien  belgischer  OeeelUchaftan,  v.  18.  Febr. 
(FlandGVBL  S.  267);  7)  dgl.,  betr.  Hinterlegungsstalle  für  die  auf  Grund 
der  Verordnungen  über  Zwangsverwaltung  und  Liquidation  abgefQhrt«n 
und  noch  abzuführenden  Guthaben  und  Wertpapiere,  v.  21.  Febr. 
(FlandGVBL  S.  215);  8)  Bek.  des  GG.  in  Belgien,  betr.  Einreichung 
der  Anträge  für  in  Belgien  beschlagnahmte  Güter,  v.  21.  Febr.  (Fland- 
GVBL S.  192);  9)  V.  des  GG.  in  Warschau,  betr.  Verlängerung  der 
Wechsel-  und  Scheckrechtsfristen,  v.  27.  Febr.  (PolnVBl.  8.  569;  vgl 
Chr.  1917  S.  860) ;  10)  V.  des  Ob.Ost,  betr.  Verl&ngerung  der  Wechsel-  und 
Scheckrechtsfristen,  V.  7. Febr.  (ObostBVBl.  8.733;  vgLChr.l917S.  787); 
11)  Wechselstuben- Vorschrift  fflr  das  gesamte  b«s6tite  Rumänien  mit 
Ausnahme  des  Teils  der  Dobrndscha,  der  bis  zum  Bukarester  Frieden 
zum  Königreich  Bulgarien  gehörte,  v.  1.  Febr.  (Rum.Ver.-BL  des  Ober- 
komm.  Nr.  3;  vgl.  Chr.  1917  S.  724). 

Durch  Art.  VIII  des  Friedensvertrages  mit  der  Ukraine  v. 
9.  Febr.  („Reichstage-Drucksache"  Nr.  1293  und  „Nordd.  AUg.  Ztg." 
Nr.  76  V.  11.  Febr.)  werden  die  öffentlichen  und  privaten  Rechtsbe- 
ziehnngen  zwischen  den  Mittelmächten  und  der  Ukraine  wieder- 
hergestellt, durch  Art.  6  bis  13  des  deutsch-ukrainischen  Zu- 
satzvertrages (..Reichstags-Drucksache"  Nr.  1293  S.  13  ff.  und  , Nordd. 
Allg.  Ztg."  Nr.  77  v.  11.  Febr.)  die  Ausnahmegesetze  aufgehoben  und 
die  Schadenersatz-  und  sonstigen  privatrechtlichen  Fragen  geregelt. 

In  Frankreich  wurde  ein  Dekret  v.  15.  Febr.  über  den  Kredit 
an  den  kleinen  und  mittleren  Handel  sowie  die  kleine  und  mittlere  In- 
dustrie veröffentlicht  („L'ficon.  Fran^."  v.  23.  Febr.  S.  238;  vgL  Chr. 
1917  S.  198). 

In  der  italienischen  „Gazetta  Ufficiale"  v.  24.  Jan.  werden 
neue  Zwangsmaßnahmen  gegen  feindliche  Untertanen  bekanntgemacht 
(„Nachr.  f.  HandeL  Ind.  u.  Landw."  v.  23.  Febr.;  vgl.  Chr.  1917  S.  2Ö7). 

In  Oesterreich-Ungarn  wurden  erlassen :  1 )  V.  des  Finanzmin. 
v.  7.  Febr.    zur  Durchführung   des    Gesetzes  v.  30.  Jan.,    betr.  die  ge- 
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bührenrechtliche  Behandlung  von  Wechseln  im  Falle  der  Hinaus- 
schiebnng  der  Wechselzahlung  infolge  gesetzlicher  Stundung  oder  höherer 
Gewalt  (OestRGBl.  S.  156;  vgl.  Januarchron.) ;  2)  Gesetz  v.  21.  Febr., 
betr.  die  Verwendbarkeit  der  Teilschuldverschreibungen  der  vom  Herzog- 
tum Krain  aufgenommenen  Anleihe  im  Nennbetrage  von  4400  000  K 
zur  fruchtbringenden  Anlegung  von  Stiftungs-,  Pupillar-  und  ähnlichen 
Kapitalien  (OestRGBl.  S.  221;  vgl.  Januarchron.);  3)  V.  der  Min.  der 
Finanzen,  des  Handels  und  des  Ackerbaues,  betr.  Einschränkung  der 
Ein-  und  Durchfuhr  von  Waren  aus  feindlichen  Staaten,  v.  24.  Febr. 
(OestRGBl.  S.  209);  4)  dgl.,  betr.  die  Regelung  der  Einfuhr,  v.  24.  Febr. 
(OestRGBl.  S.  211;  vgl.  Chr.  1917  S.  198);  5)  Kundm.  des  Finanzmin., 
betr.  die  Einbringung  von  Ansuchen  um  Einfuhrbewilligung,  v.  24.  Febr. 
(OestRGBl.  S.  213);  6)  für  die  unter  österr.-ungar.  M.-V.  stehenden 
Gebiete  Serbiens  V.  der  K.  u.  K.  M.-V.  v.  24.  Jan.  wegen  Aenderung 
der  V.  V.  8.  Juni  1917,  betr.  die  Entrichtung  von  Stempel-  und  anderen 
Gebühren  (SerbVBl.  XL  Stück;  vgl.  Chr.  1917  S.  420). 

Im  Anschluß  an  die  Ungültigkeitserklärung  der  Staatsschuld  Ruß- 
lands wurden  in  Dänemark,  Deutschland,  England,  Frank- 
reich, den  Niederlanden,  der  Schweiz,  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  teils  private  Schutzkomitees  gebildet,  teils 
amtliche  Maßnahmen  ergriffen,  um  die  Rechte  der  einheimischen  Gläu- 
biger Rußlands  zu  wahren. 

Der  Nr.  17  v.  2.  März  der  „Nachr.  f.  Handel-,  Ind.  u.  Landw." 
ist  eine  Uebersetzung  des  Gesetzes  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  betr.  den  Handel  mit  dem  Feinde,  v.  6.  Okt.  1917  (vgl. 
Chr.  1917  S.  787)  beigefügt.  —  Nach  „The  Wall  Street  Journal«,  New 
York,  v.  21.  Jan.  veröffentlichte  der  Kurator  für  feindliches  Eigentum 
seinen  1.  Bericht. 

Das  brasilianische  Gesetz  v.  16.  Nov.  1917,  betr.  Zwangs- 
maßnahmen gegen  feindliche  Untertanen,  (vgl.  Chr.  1917  S.  787)  ist  im 
„Wirtsch.  Nachrichtendienst"  v.  1.  März  S.  203  abgedruckt.  —  Durch 
Gesetz  v.  30.  Dez.  1916  wurde  die  Regierung  von  Sao  Paulo  zur  Er- 
richtung von  staatlichen  Sparkassen,  durch  ein  weiteres  Gesetz  zur 
Gründung  von  ländlichen  G-enossenschaftsbanken  (s.  oben  unter  a)  er- 
mächtigt (ebenda  S.  204). 

c)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr. 

In  Deutschland  wurden  veröffentlicht:  1)  Vf.  des  Reichs-Post- 
amts, betr.  erweiterte  Annahme  bestätigter  weißer  Reichsbankschecke, 
V.  22.  Febr.  (PostBl.  S.  45) ;  2)  Erl.  des  preuß.  Kriegsmin.,  betr.  Feld- 
Postanweisungen  und  -Zahlkarten,  v.  27.  Febr.  (AVBl.  S.  109).  ~ 
Ueber  Gründung  der  Deutschen  Girozentrale  s.  oben  unter  a.    " 

d)  Börsenwesen. 

In  Deutschland  sind  nach  der  Bek.  des  RKzl.  v.  2.  Febr. 
(RGBl.  S.  71)  Mitteilungen  über  Prei.se  von  Wertpapieren  (vgl.  Chr. 
1917  S.  788)  künftig  allgemein  zwischen  Personen  —  bisher  nur 
zwischen  inländischen  — ,  die  Bankiergeschäfte  gewerbsmäßig  betreiben, 
gestattet;  nach  der  Bek.  des  RKzl.  v.  23.  Febr.  (RAnz.  v.  5.  März) 
sind  solche  Mitteilungen  auch  an  Privatpersonen  zulässig,  wenn  der 
Zeitpunkt    der  Kursfeststellung   6  Wochen    zurückliegt.  —  Auf    Grund 

Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkswirtsch,  Chronik.  1918.  VIII 
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des  Oesetses  znr  Aenderang  des  R«ich8stemp«Ig«s«tsM  ▼.  81.  Okt  1917 
(vgl.  Chr.  1917  S.  726)  bat  der  BR.  darch  Beschlul  vom  24.  Jaa. 
Termingescb&fte  an  der  Bremer  BauniwollbOrM  vom  SchluCnotea- 
Stempel  befreit  (RZBl.  8.  114  und  ZZBL  8.  88).  —  An  der  Mann- 
heimer Börse  finden  vom  1.  Febr.  ab  wieder  amtliche  Korsnotierungea 
flir  Dividendenpapiere  statt  („Frankf.  Ztg."  v.  31.  Jan.  Abendbl.). 

Der  Kaiserl.  Oeneralkommissar  fttr  die  Banken  in  Belgien  (vgL 
Chr.  1917  8.  862)  ordnete  die  SoblieSang  der  freien  Börse  in  BrOsMl 
mit  dem  15.  Febr.  an;  künftig  darf  der  börsenmalige  Verkehr  nnr  noch 
im  Oebaade  der  Brüsseler  Börse  stattfinden  (FlandGVBl.  8.  126). 

Ueber  die  neuen  Bestimmungen  der  Londoner  Börse,  betr.  die 
Mitgliedschaft  von  im  Ausland  geborenen  Böraenmitgliedem,  vgl.  „Tb» 
Fin.  Times"  v.   16.  Febr. 

e)  W&hrungs-  und  Notenbankwesen. 

Zur  Behebung  des  Kleingeldmangels  in  Deutschland  hat  die 
Eisenbahndir.  Mainz  bei  den  Lohosahlungen  ein  besonderes  Verrechnungs- 
verfahren durchgeführt  Näheres  s.  ,Kordd.  Allg.  Ztg."  Nr.  76  ▼. 
11.  Febr.  Ueber  die  Mittig.  des  Reichsbankdirektoriums  an  die  Handels- 
kammer zu  Dresden,  betr.  Verkaufe  ins  Ausland  in  der  Wahinng  de« 
Auslandes,  siehe  „Handel  und  Oewerbe"  v.  23.  Febr.  8.  286. 

Für  das  besetste  Gebiet  Rumäniens  wurde  das  Wertver- 
h&ltnis  fttr  1  bulgar.  Lewa  (vgl.  Jannarchron.)  auf  0,80  M  festgesetzt 
(RumMVBl.  8.  569)  sowie  eine  Anordn.,  betr.  Silberlei  (vgl.  Jannarchron.) 
V.  22.  Febr.  erlassen  (RumMVBl.  8.  555). 

Durch  Art.  VII  unter  I  c  des  ukrainischen  Friedensver- 
trages V.  9.  Febr.  („Reichstags- Drucksache"  Nr.  1293  und  .Nordd.  Allg. 
Ztg."  Nr.  76  V.  11.  Febr.)  wurde  das  Umrechnungsverhältnis  auf  1000 
deutsche  Reichsmark  in  Gold  der  ukrainiHchen  Volksrepublik  ■» 
462  Rbl  Gold  des  früheren  ruHsischen  Kaiserreichs  (1  Rbl  ^  ^}^^  Im- 
perial), oder  1000  österreichische  und  ungarische  Kroneu  Gold 
ss:  893  Karbowanjec  76  grosch  Gold  der  ukrainischen  Volksrepublik 
=  393  Rbl  78  Kopeken  Gold  des  früheren  russischen  KaiHeneichs 
(1  Rbl  =  i/i5  Imperial)  festgesetzt,  d.  h.,  dal  1000  Karbowanjec 
Gold  =  2I6'i  Reichsmark  Gold  sind,  oder  daS  das  neue  ukraioixrhe 
Geld  auf  demselben  MUnzfuS  aufgebaut  ist  wie  der  alte  russische  GoMrubel. 
In  Dänemark  wurden  für  die  Einfuhr  von  Edelsteinen,  Perlen 
und  Schmucksachen  aus  Ekielmetall  Erleichtetningen  zugestanden  (.,Nacbr. 
f.  Handel,  Ind.  u.  Landw."  v.  20.  Febr.). 

Die  neuen  italienischen  Scheidemünzen  zu  20  cts  (vgl.  Jsnuar- 
chron.)  müssen  für  alle  Betr&ge  unter  5  Lire  angenommen  werden 
(„Nachr.  f.  Handel,  Ind.  u.  Landw."  v.  23.  Febr.). 

Die  am  28.  Febr.  ablaufende  Befreiung  der  Bank  von  Nor- 
wegen von  der  Verpflichtung  znr  Einlösung  ihrer  Noten  in  Gold  und 
zur  Prägung  von  Goldmünzen  für  private  Rechnung  (vgl.  Chr.  1917 
8.  64)  wurde  verlängert  („Frankf.  Ztg."  v.  27.  Febr.  L  Morgenbl ). 

In  Oesterreich  wurden  erlassen:  1)  V.  des  Finanzmin.  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Justizmin.,  betr.  die  Erfüllung  gewisser  auf  Rubel 
lautender  Verbindlichkeiten,  v.  27.  Febr.  (OentRGBl.  S.  222);  2)  V.  der 
Min.  der  Finanzen,  des  Handels  und  des  Ackerbaues  v.  8.  Febr.,  wo- 
mit das  Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr  mehrerer  Artikel  ergänzt  oder 
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abgeändert  und  unter  anderem  die  bisher  im  Reisendenverkehr  bis  zum 
Höchstbetrage  von  20  K  gestattete  Ausfuhr  von  Silbermünzen  gänzlich 
untersagt  wird  (OestRGBl.  S.   163). 

In  Portugal  wurde  durch  V.  v.  15.  Aug.  1917  die  Außerkurs- 
setzung weiterer  Silber-  und  Kupfermünzen  der  früheren  Regierung  und 
deren  Ersetzung  durch  Noten  zu  10,  5  und  2  Centavos  angeordnet 
(„Deutsches  Handelsarchiv"  Februarheft  1918    S.  133;    vgl.  Chr.  1917 

5.  422  u.  564).  —  Durch  V.  v.  13.  Nov.  1917  wurde  die  Umlaufsfrist 
dieser    Münzen    verlängert    („Nachr.    f.    Handel,    Ind.    u.    Landw."    v. 

6.  März). 

Nach  einer  Meldung  der  „Neuen  Zur  eh.  Ztg."  v.  15.  Febr.  hat  die 
Schweizerische  Nationalbank  neuerdings  die  Abgabe  von  Gold 
an  die  Industrie  eingeschränkt.  —  Ferner  wurde  durch  Bundesrats- 
beschluß V.  1.  Febr.  das  Einschmelzen  und  die  Verarbeitung  schweize- 
rischer Scheidemünzen    untersagt    (,, Gesetzsammlung"    Bd.   30   S.   347). 

Die  Bundes-Reserve-Bank,  NewYork,  hat  mit  der  Bank 
von  Japan,  Tokio,  ein  Abkommen  wegen  gegenseitiger  Vertretung 
abgeschlossen  („The  Evening  Post",  New  York,  v.  24.  Jan.;  vgl.  Chr. 
1917  S.  501). 

Laut  „Bank"  Märzheft  1918  gibt  die  Philippine  National 
Bank,  Manila,  zur  Behebung  des  Kleingeldmangels  Papiergeld  zu 
10  und  20  Centavos  aus  (vgl.  Chr.  1917  S.  721   Anm.  4). 

Ueber  Geldwesen  in  Argentinien  siehe  „Weltwirtschaftl.  Archiv" 
12.  Bd.  Heft  2  v.   15.  Febr.  S.  201  ff.  (vgl.  Chr.  1917  S.  868). 

In  Brasilien  wurden  die  Auslandswecbselgescbäfte  der  Kontrolle 
der  Camara  Syndical  unterstellt  („Wirtschaftl.  Nachrichtendienst"  v. 
1.  März  S.  203). 

In  Ecuador  wurde  im  Oktober  1917  die  Junta  Consultiva  zur 
Ueberwachung  und  Stabilisierung  der  ausländischen  Wechpelkurse  er- 
richtet („Wirtschaftl.  Nachrichtendienst"  v.  22.  Febr.  S.   173). 

Ueber  die  Gründung  einer  mexikanischen  Zentralnotenbank,  der 
Bank  der  Mexikanischen  Republik,  mit  40  Mill.  $  siehe 
„Handelsblad"  v.  18.  Febr.,  „Agence  econ.  et  fin."  v.  15.  Febr.  u. 
„Frankf.  Ztg."  v.  17.  Febr. 

Näheres  über  die  auf  S.  637  (Chr.  1917)  gemeldete  Ausgabe  von 
Papier-  und  Silbergeld  in  Peru  siehe  „Wirtschaftl.  Nachrichtendienst" 
V.  22.  Febr.  S.   170. 

Ueber  die  Bestimmungen  für  die  Notenausgabe  des  Banco  de  la 
Republica  in  Uruguay  (Januarchron.)  vgl.  ,,Telegraaf"  v.  9.  Febr. 

Ueber  die  Entwicklung  der  Wechselkurse  in  den  südameri- 
kanischen Republiken  und  in  Spanien  im  Jahre  1917  hat  die 
Deutsche  Ueberseeische  Bank,  Berlin,  wiederum  (vgl.  Chr.  1917  S.  126) 
graphische  Darstellungen  herausgegeben. 

Ueber  Maßnahmen  zur  Hebung  des  Wertes  der  Noten  der  Bank 
von  China  siehe  „Wirtschaftl.  Nachrichtendienst"  v.  27.  Febr.  S.  188 
(vgl.  auch  Januarchron.). 

Die  Bank  of  Chosen  (früher  Bank  von  Korea)  wurde  durch 
die  japanische  Regierung  zur  Notenausgabe  ermächtigt  und  zum  Agenten 
der  Regierung  bestellt  („The  North-China  Herold"    v.  1.  Dez.   1917. 
„Nordd.  Allg.  Ztg."  Nr.  125  v.  9.  März  1918).  VIII* 


ilg  8.  Statistik. 

Deberiicht  über  den  BtaDd  der  deutichen  und  einiger  anslinditehen 
Notenbanlcen    sowie   dea    Ban Iczinaf uttet    an    den    wichtigeren    BAraen- 

plitcen  im  Februar  1918. 
Betrif«  In  llilUooen  Mark. 
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Wegen  Umrechnung  der  fremden  Valnten  nsw.  Tgl.  Chronik  1913,  S.  1038  nntaa. 


1)  Für  die  Reichnbank  die  gesamte  bankmäßige  Deckung,  d.  h.  Wechsel,  Seheeki  ond 
diskontiert«  Schatianweisunifen.  2)  EinschlieBlich  der  Vorschüsse  an  den  StaaU  3)  Ein- 
schließlich der  377  MiU.  M  betragenden  Anlagen  des  Issue-Department.  4)  Totalreaerre  am 
13.  Februar:    639   MiU.  M,   am  27.    Februar:   623  MiU.   M.     VerhiltnU   der   Beserve   in   den 
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Vn.  Arbeiterverhältnisse. 

Inhalt:  Der  Arbeitsmarkt  im  Februar  1918.  Die  Arbeitsloeenstatistik 
der  Arbeiterverbände.  Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise.  Der  weibliche  Arbeits- 
markt. Der  Arbeitsmarkt  in  Berlin  und  in  der  Provinz  Brandenburg.  Ent- 
schädigung der  infolge  Kohlenmangels  feiernden  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
kriegswichtiger   Betriebe.    Die  Frauenarbeit   während   der  üebergangswirtschaft. 

Die  Kriegsindustrie  war  auch  im  Monat  Februar  voll  beschäftigt. 
Stellenweise  bewirkte  allerdings  die  Kohlenknappheit  gewisse  Betriebs- 
einschränkungen. 

Der  wichtigste  Gradmesser  für  die  Lage  des  Arbeitsmarktes, 
nämlich  die  Arbeitslosenziffern  der  Arbeiterverbände,  weist  auf 
eine  Verbesserung  des  Arbeitsmarktes  gegenüber  dem  Vormonat  hin. 
Nach  den  Feststellungen  von  34  Arbeiterverbänden,  die  für  1  126  768 
Mitglieder  berichteten,  betrug  die  Arbeitslosenziffer  Ende  Februar  9308 
oder  0,8  v.  H.  Gegenüber  dem  Vormonat,  der  mit  0,9  v.  H.  abschloß, 
ergibt  sich  also  eine  Verbesserung. 

Einen  näheren  Einblick  in  die  Arbeitslosigkeit  der  großen  Ver- 
bände, deren  Arbeitslosenziffern  die  Gesamtarbeitslosenziffern  maßgebend 
beeinflussen,  gewährt  die  nachfolgende  Uebersicht,  welche  die  Ziffern 
für  die  sechs  größten  Arbeiterverbände  seit  Ende  November  1917 
wiedergibt : 


Mitgliederzahl 

Ende  Februar 

1918 

Arbeitslosigkeit  v.  H.  der  vom 
Bericht  erfaßten  Mitglieder 

A  rbeiterverbände 

Ende 
Febr. 

Ende 
Jan. 

Ende 
Dez. 

Ende 
Nov. 

1918 

1917 

Metallarbeiter   ' 

Fabrikarbeiter 

Holzarbeiter 

Bauarbeiter 

Textilarbeiter 

Transportarbeiter 

414  803 

109  185 

92  065 

82073 

77442 
65878 

0,2 
0,3 

0,8 
1,1 
5,* 
0,5 

o,s 
0,8 
1,0 
1,8 

4,» 
0,3 

0,2 
0,4 
0,9 
1,8 

S.« 
0,2 

0.« 

0,1 

0,6 
0,3 
4,6 

0,B 

Danach  hat  bei  der  Mehrzahl  der  Verbände  die  Arbeitslosenziffer  von 
Ende  Januar  auf  Ende  Februar  abgenommen;  beim  Textilarbeiter-  und 
Transportarbeiterverband  zeigt  sich  jedoch  eine  Zunahme. 

Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise  läßt  im  Februar  für  beide 
Geschlechter  einen  geringfügigen  Rückgang  des  Andranges  der  Arbeit- 
suchenden erkennen.  Im  Februar  kamen  auf  100  offene  Stellen  bei 
den  männlichen  Personen  58  Arbeitsuchende  gegen  62  im  Vormonat; 
bei  dem  weiblichen  Geschlecht    sank  die  Andrangziffer  von  99  auf  93. 

Die  Lage  des  weiblichen  Arbeitsmarktes  soll  einer  be- 
sonderen Betrachtung  unterzogen  werden.  Die  nachfolgende  Uebersicht 
gibt  für  wichtige  weibliche  Berufsarten  die  Zahl  der  Arbeitsgesuche, 
bezogen  auf  100  offene  Stellen,  für  die  Monate  Februar  und  Januar  1918 
sowie  für  Februar  1917  wieder:  (s.  nächste  Seite) 
Vom  Januar  zum  Februar  1918  hat  die  Andrangziffer  zugenommen  be 
den  Metallarbeiterinnen  und  Spinnstoffarbeiterinnen,   um  nur  die  wich 
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Zahl  der 
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10 180 

««7 
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97 
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Freie  Beroturten 

670 

«7S 

»36 
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tigsten  Berufsartan  heraossogreifen.  Bei  den  Fabrikarbeitarinneii  und 
bei  den  Dienstboten  seigt  sich  eine  Abnahme  der  Andrangziffer. 

Wie  allmonatlich  soll  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  in  Berlin 
and  in  der  Provinz  Brandenburg  nach  dem  Bericht  des  Verbandes 
M&rkischer  Arbeitsnachweise  (vgl.  die  Wiedergabe  de*  Berichts  im 
Reichs- Arbeitsblatt,  H&rzheft  1918,  8.  201  and  202)  besonders  ge- 
schildert werden.  Vor  allem  sei  hier  aof  die  Kennzeichntmg  des  Ar- 
beitsmarktes für  weibliche  Personen  verwiesen. 

Danach  brachte  aach  der  Februar  weitere  Einschrinkungen  in  ^t 
allen  Industriebetrieben  wegen  des  Rohlenmangels  and  der  steigenden 
Rohstoffknappheit  mit  sich.  Daher  entsprach  die  Zahl  der  offenen 
Stellen  in  einzelnen  Berufsgruppen  durchaus  nicht  dem  Angebot,  ao 
daß  sich  sowohl  auf  dem  Arbeitsmarkt  fttr  männliche,  als  besonders 
auch  fttr  weibliche  Personen  ein  Steigen  der  nicht  unterzubringenden 
Stellensuchenden  bemerkbar  machte. 

In  der  Landwirtschaft  wurde  die  Vermittlonntitigkeit  der  Arbeits- 
nachweise  im  Hinblick  auf  die  beginnenden  FVfihjahrsbesteUnDgen  reger.  Ok|KMch 
noch  viele  Gefaneene  in  der  Landwirtschaft  bescbiftigt  sind,  stieg  die  Nadurase 
nach  Pferdeknechten  und  Tafelöhnem.  Vielfach  haben  Barichen  ans  den  OroB- 
städten  Arbeit  als  Kleinknecbte  und  kabjunKen  angenommen.  Vor  allem  waren 
Arbeiterfamilien  gesucht,  die  aber  schwer  zu  beschaffen  waren ;  auch  daa  Angebot 
von  Landmädchen  blieb  bei  weitem  hinter  der  Nachfra^^  zurück. 

Die  Metallindustrie  brachte  gegen  den  Vormonat  noch  weitete  Ein- 
schränkungen, 80  daß  es  vielfach  zu  Verkürzung  der  Schichten,  Ausfall  der 
Nachtarbeit  und  Entlassungen  kam.  Die  verminderte  Nachfrage  war  beaonden 
für  ungelernte  Arbeitskräfte  fühlbar,  während  troU  der  Verringerung  der  Auftrige 
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der  Mangel  an  Facharbeitern  im  allgemeinen  anhielt.  Maschinenschlosser,  Dreher, 
Schmiede,  Mechaniker  und  Monteure  wurden  viel  verlangt,  während  die  Be- 
schäftigung der  Bauschloeser,  Klempner  und  Rohrleger  durch  den  Bohstoffmangel 
ungünstig  beeinflußt  wurde. 

In  der  chemischen  Industrie  blieb  die  Nachfrage  nach  männlichen 
Arbeitskräften  auf  der  Höhe  des  Vormonats,  während  an  weiblichen  Arbeit- 
suchenden ein  Ueberangebot  vorhanden  war. 

In  der  Papier-  und  Lederindustrie  mußte  wegen  der  Papier-  und 
Lederknappheit  zu  weiteren  Einschränkungen  geschritten  v'erden.  In  der  Buch- 
binderei waren  die  bisher  tätigen  Blräfte  noch  voll  beschäftigt;  Aushilfspersonal 
aber  wurde  wenig  verlangt.  Aus  dem  Tapezierergewerbe  lagen  bedeutend  weniger 
Aufträge  vor.  Die  Privatsattlerei  konnte  in  dem  früheren  Umfang  nicht  weiter 
geführt  werden,  während  die  MUitärausrüstungsbetriebe  noch  rege  Tätigkeit  hatten. 

Die  Nahrungsmittelindustrie  bot  wegen  der  Rohstoff knappheit  wenig 

fünstige  Beschäftigungsverhältnisse.  Aus  Marmelade-,  Honig-,  Konserven-  und 
en  verschiedensten  Ersatzmittelfabriken  lagen  wenig  neue  Aufträge  vor,  nur 
Angermünde  meldet  rege  Tätigkeit  der  Kartoffeltrocknungsbetriebe.  An  Bäckern 
und  Fleischern  war  ein  geringes  Ueberangebot  vorhanden,  Bierbrauer  und  Mälzer 
konnten  nicht  genügend  beschafft  werden ;  das  Angebot  von  Zigarren-  und  Tabak- 
arbeitern überstieg  die  Nachfrage  um  ein  geringes. 

Das  Bekleidungs-  und  Reinigungsgewerbe  zeigte  gegen  den  Vor- 
monat nur  geringe  Veränderungen.  Der  Mangel  an  Stoffen  und  Nähgarn  machte 
sich  in  der  Herrenmaßschneiderei  stark  fühlbar,  so  daß  die  Lage  ruhig  war.  Da- 
gegen war  die  Beschäftigung  in  der  Damenmaßschneiderei  lebhafter.  Für  Uniform- 
schneiderei wurden  ArbeitsKräfte  fast  ausschließlich  für  Ausbesserungen  und  In- 
standsetzungsarbeiten gesucht.  Der  Bedarf  an  Schuhmachern  hielt  auch  im  Be- 
richtsmonat an.  Die  Lage  der  Kürschner  hat  sich  ungünstiger  gestaltet.  Guben 
meldet  völliges  Darniederliegen  der  Wollhutfertigung,  dagegen  guten  Geschäfts- 

fang  der  HaarhuthersteUung.  Im  Frisier-  und  Barbiergewerbe  hielt  der  seit 
[onaten  gemeldete  starke  Mangel  an  Gehilfen  una  weiblichen  geübten  Kräften  an. 

Das  Baugewerbe  erfuhr  auch  im  Berichtsmonate  keine  wesentliche  Bele- 
bung, da  die  Bautätigkeit  der  ungünstigen  Witterung  und  Baustoffknappheit  wegen 
fast  völlig  ruhte.  Maurer,  Ofensetzer  und  Zimmerer  wurden  wenig  verlangt.  Dach- 
decker wurden  bei  leidlichen  Witterungsverhältnissen  reichlicher  gesucht.  Glaser 
und  Stukkateure  waren  noch  zufriedenstellend  beschäftigt. 

Das  Vervielfältigungsgewerbe  erfuhr  trotz  Werkstoff  mangels  keine 
Einschränkung.  Die  Nachfrage  nach  Buchdruckern  und  Schriftsetzern  war  sehr 
rege,  auch  Lithographen  und  Steindrucker  wurden  lebhaft  verlangt.  Das  Angebot 
nach  weiblichen  Buchdruckhilfsarbeitern  erreichte  annähernd  die  Nachfrage. 

Im  Gastwirtschaftsgewerbe  konnte  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  sowohl 
für  männliches  als  auch  für  weibliches  Personal  im  allgemeinen  ein  Ausgleich  er- 
zielt werden ;  nur  an  Herd-  und  Küchenmädchen  machte  sich  Mangel  bemerkbar. 

Ungelernte  Arbeiter  waren  in  steigender  Anzahl  verfügbar,  da  die  Indu- 
strien wegen  der  allgemeinen  Einschränkung  vielfach  zu  weiteren  Entlassungen 
schreiten  mußten.  Kutscher,  Verkehrsarbeiter  und  Möbelpacker  waren  begehrt. 
Im  übrigen  war  überall  ein  starkes  Ueberangebot  von  ungelernten  männlichen 
und  weiblichen  Arbeitskräften  vorhanden. 

Im  Handelsgewerbe  ist  gegen  den  Vormonat  keine  wesentliche  Verände- 
rung eingetreten.  Aus  der  geringen  Anzahl  von  offenen  Stellen  erklärt  es  sich,  daß 
die  Arbeitsuchenden  nur  zum  Teil  untergebracht  werden  konnten.  Unter  den 
weiblichen  kaufmännischen  Angestellten  waren  geübte  Stenotypistinnen  wie  bis- 
her rege  verlangt,  Kontoristinnen,  Lageristinnen  und  Verkäuferinnen  dagegen 
waren  wegen  der  allgemeinen  Betriebseinschränkungen  nur  schwer  zu  vermitteln. 

Der  Arbeitsmarkt  für  weibliche  Personen  wurde  durch  die  allgemeinen 
Einschränkungen  bei  weitem  schwerer  getroffen,  als  der  für  männliche  Personen; 
die  Zahl  der  Arbeitsuchenden  war  gegen  den  Vormonat  noch  im  Steigen  be- 
griffen. Vor  allem  fehlten  neue  Aufträge  der  Rüstungsindustrie  fast  vollständig. 
Auch  nach  auswärts  wurden  wenig  Rüstungsarbeiterinnen  verlangt.  Die  Zahl 
der  Arbeitsuchenden  wurde  vermehrt  durch  größere  Entlassungen  von  Frauen 
aus  den  militärischen  Bekleidungs-  und  Instandsetzungswerkstätten,  was  besonders 
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kUB  Cottbus  und  Guben  gmtHAii  wurde.  Die  allgemeiae  Eat^Aannng  auf  den 
ArbeiUmarkt  für  weibli<4«  P«wonen  h«tt«  beiciu  «iaen  IdMD  Kürkrang  te 
Löhne  zur  Folge,  der  (ich  in  fast  allen  BerafBwaigaa  boMrUwr  macht  MH» 
in  den  Vormonaten  herracht«  trotz  der  ailgemeinca  AibcitahBappbeit  bei  ngfg 
Nachfrage  weiter  groSer  Maagd  an  hänalicbem  Dieoatperaonal,  da  die  arbaitdoMa 
Stellensuchenden  der  verhUtniamASig  geriagen  L&hne  und  auch  körperUebar  Dn- 
geeignetheit  wegen  zur  Uebemahme  von  HaoaateU«»  nicht  zu  bewegen  find. 

Wie  bereits  angedeutet,  brachte  die  Kohlenkuappheit  der  Winter- 
monate  stellenweise  empfindliche  Störungen  des  Betriebs  der  einMlaan 
Werke  mit  sich.  Um  den  ongtlnstigen  Wirkungen  dieser  Betriebsein- 
schr&nkuDgen  fttr  die  Arbeiterschaft  entgegenxnkommen,  erlial  der 
Bundesrat  in  seiner  Sitzung  vom  81.  Januar  1918  die  nachstehenden 
Bestimmungen  Über  die  Bereitstellung  von  Reichsmitteln  fUr  die 
Entschädigung  der  infolge  Eohlenmangels  feiernden  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  kriegswichtiger  Betriebe  der  Btlstnngs-  nnd  Em&hmngs- 
industrie : 

Um  die  jederseitige  Wiederaufnahme  der  infolge  Eohlenmangels 
eingestellten  oder  beschrtnkten  Arbeit  in  den  kriegswichtigen  Betrieb«D 
SQ  ermöglichen,  werden  seitens  de«  Beiciu  besondere  Uittel  bereit- 
gesteilt.  Ans  diesen  Mitteln  werden  den  Arbeitgebern  Zoschttase  für 
die  Entschädigung  ihrer  feiernden  Arbeiter  nach  llaJgabe  nachstehender 
Gnmdsätze  gew&hrt: 

1.  Die  Znachüase  werden  kricf^wichtigen  Bcäieben  der  BSstuigs-  and  £>• 
nihrnngsinduitrie  sewUirt.  Ob  es  steh  am  einen  derartigen  Betrieb  nandtH,  ent- 
•cheidet  im  Zwetfeidas  Kriegsamt 

2.  Die  Oewihrung  von  Zaschüasen  kommt  nor  in  Betracht  bei  Einstellung 
oder  BeschriUikane  der  Arbeit  in  der  Zeit  vom  2.  Januar  bia  31.  Min  1918,  so- 
weit die«e  unmittelbar  oder  mittelbar  durch  Kohlenmangal  herbeigeffihrt  U^  Ob 
eine  EiaBtellune  oder  Beschrinknng  der  Arbeit  dnidi  Koidenmangel  hcfbcig^ 
führt  ist,  entscheidet  im  Zweifel  das  KrieKsamt 

3.  Erreichen  Arbeiter  oder  Arbeitennnen  infolg«  der  BiBstaUwic  oder  Be> 
•cbränkunf  der  Arbeit  einer  Kalendirwoche  die  in  dem  Betrieb  oho«  Üeberarbcit 
übliche  Zahl  von  Arbeitüstunden  nicht,  m  erhalten  sie  für  die  anagefeUenen  Ar- 
beitMtunden  eine  Entachidigung.  Sind  in  einem  Betrieb  inagesamt  so  viele  Ar- 
beitsstunden ausgefallen,  wie  auf  fünf  ArbeiUlage  ohne  Ceberarbeit  regelmlBig 
entfallen,  ao  wird  für  die  einem  weiteren  Arbeitstag  entsprechende  Zahl  von  Ar- 
beitsstunden eine  Entachidigung  nicht  gewihrl  Diöer  Wegfall  der  Entschidignng 
wiederholt  sich  bei  weiterem  Ausfall  von  Artteitastanden  nicht. 

4.  Die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  müssoi  g«nB  aamnessenen  Lohn  snch 
andere  geeignete  Arbeit  übernehmen,  als  sie  biaher  geleistet  aaben ;  die  Entlohnoag 
für  die  Arbeitsstunden  darf  jedoch  nicht  geringer  sein  als  die  nadi  Ziffer  &  m 
gewährende  Entschädigung.  Wird  die  Uebemahme  anderer  Aibait  nnbereehtigt 
verweigert,  so  wird  eine  Kntschädigune  nicht  gewfthrt. 

5.  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,   aeren  durchschnittlicher  Tagesverdienst  das 
Doppelte    des   auf   Grund  der   Keichsversicherungsordnong  für  sie  fest( 
Ortslohns    nicht   übersteigt,   erbalten   für  die   auigefaUeDea  Aibeitsstani 
Entschädigung  in  Höhe  ihres  durchscbnittlichen^nndenTerdienstes. 

Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  deren  durchschnittlicher  Tagesverdienst  das 
Doppelte  des  Ortslohns  Obersteigt,  erhalten  für  die  ausgefallenen  Arbeitsstunden 
eine  Entschädigung  in  Höhe  von  sieben  Zehnteln  ihres  durchschnittlichen  Stunden- 
verdienstes; die  Entschädigung  beträft  jedoch  mindestens  dss  Doppelte  und  höchstens 
das  Vierfache  des  Betrags,  der  bei  Entlohnung  mit  dem  Ortslohn  auf  die  Arbeits- 
stunde entfallen  würde. 

Der  Ermittlung  der  durchschnittlichen  Verdienste  sind  die  Ergebnisse  tob 
mindestens  zwei  Lohnzahlungszeiten  zugrunde  zu  legen.  Besondere  Zuschüsse 
für  Ueberstunden,  Nachtarbeit  und  äonntagsarbeit  bleiben   aufier  Betracht 
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6.  Um  Unbilligkeiten  zu  verhüten,  kann  das  Kriegsamt  für  bestimmte  Be- 
zirke oder  für  einzelne  Betriebe  8ätze  bis  zur  Höhe  des  in  benachbarten  Industrie- 

febieten  bestehenden  höchsten  Ortslohns  festsetzen,  die  für  die  Bemessung  der 
Intschädigung  nach  Ziffer  5  maiägebend  sind.    Für  einheitliche  Wirtschaftsge- 
biete ist  der  höchste  Ortslohn  festzusetzen,  der  innerhalb  des  Gebietes  gut. 

7.  Die  Entschädigung  für  so  viele  ausgefallene  Arbeitsstunden,  wie  in  dem 
Betrieb  auf  fünf  Arbeitstage  ohne  Ueberarbeit  regelmäßig  entfallen,  trägt  der  Ar- 
beitgeber allein.  Von  der  für  weitere  ausgefallene  Arbeitsstunden  gezahlten  Ent- 
schädigung werden  ihm  fünf  Siebentel  vom  Eeiche  zurückvergütet. 

8.  Die  Rückvergütung  ist  von  dem  Arbeitgeber  bei  der  Gemeindebehörde  des 
Betriebssitzes  zu  beantragen.  Die  Gemeindebehörde  reicht  den  Antrag  der  Landes- 
zentralbehörde weiter.    Diese  legt  ihn  dem  Keichskanzler  (ßeichsschatzamt)  vor. 

9.  An  Stelle  des  Kriegsamts  (Ziffer  1,  2,  6)  tritt  in  Bayern,  Sachsen  und 
Württemberg  das  foiegsministerium. 

In  den  früheren  Uebersichten  wurde  bereits  das  Problem  der 
Frauenarbeit  während  des  Krieges  bebandelt.  Es  wurde  vor  allem 
auf  die  schweren  gesundheitlichen  Schädigungen,  welche  die  Kriegs- 
arbeit für  die  Frauen  mit  sich  bringt,  hingewiesen.  Die  kommende 
Uebergangs Wirtschaft  bringt  neue  Schwierigkeiten.  Sie  führt 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  zu  zahlreichen  Entlassungen.  Wenn  nicht 
rechtzeitig  abmildernde  Maßnahmen  getroffen  werden,  werden  all  die 
ungünstigen  Folgen  eintreten,  die  mit  einer  massenhaften  jdrwerbs- 
losigkeit  verbunden  sind.  Die  Gesellschaft  für  soziale  Reform  hat  sich 
mit  diesem  Problem  beschäftigt  und  eine  Eingabe  an  den  Bundesrat 
und  Reichstag  betr.  die  Behandlung  der  Frauenarbeit  in  der  Ueber- 
gangswirtschaft  gerichtet. 

Nach  dieser  Eingabe  hat  eine  zahlenmäßige  Zunahme  der  Frauenarbeit  statt- 
gefunden, und  die  gleichzeitige  Abnahme  der  Zahl  der  arbeitenden  Männer  hat 
dazu  geführt,  daß  der  Anteil  der  Frauen  an  der  Erwerbstätigkeit,  der  vor  dem 
Kriege  etwa  33  Proz.  betrug,  jetzt  auf  über  55  Proz.  gestiegen  ist.  Mit  dieser 
Steigerung  ist  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  eine  starke  Verschiebung  der 
verschiedenen  Berufe  verbunden.  Aus  der  Landwirtschaft  und  namentlich  aus 
den  stillgelegten  Gewerben  sind  zahlreiche  Frauen  in  die  Munitions-  und  andere 
kriegswichtige  Industrien  übergegangen.  Es  sind  während  des  Krieges  Frauen  in 
Arbeitszweige  gedrungen,  die  ihnen  bis  dahin  als  zu  schwer,  gefä|irhch  oder  als 
gesundheitsschädlich  verboten  waren. 

Es  ist  anzunehmen,  daß  die  Umstellung  der  Kriegswirtschaft  in  die  Friedens- 
wirtschaft und  die  Rückkehr  der  Kriegsteilnehmer  die  Lage  der  Frauenarbeit 
stark  beeinflussen  wird.  Sobald  wir  den  Friedensverhandlungen  im  Westen  näher 
kommen,  wird  der  Beschäftigungsgrad  der  meisten  Kriegsindustrien  sehr  erheb- 
lich abnehmen,  während  ein  großer  Teil  der  Friedensindustrie  aus  Rohstoffmangel 
noch  längere  Zeit  nach  Friedensschluß  brachliegen  wird.  Wenn  schon  hierdurch 
Arbeitskräfte  überflüssig  werden,  so  kommt  für  die  Frauenarbeit  noch  erschwerend 
hinzu,  daß  die  eingezogenen  Männer  zurückkehren  und  eingestellt  werden,  was 
eine  zahlreiche  Entlassung  von  Frauen,  insbesondere  bei  den  Reichs-,  Staats-  und 
Gemeindebehörden  sowie  im  Handelsgewerbe  zur  Folge  haben  wird.  Soll  die 
massenhafte  Erwerbslosigkeit  der  Frauen  nicht  zu  einer  ernsten  Desorganisation 
des  gesamten  Arbeitsmarktes  und  zur  Unterbietung  der  Männer  durch  die  Frauen 
führen,  sind  ernste  Gegenmaßnahmen  erforderlich.  Als  solche  nennt  die  „Gesell- 
schaft für  soziale  Reform"  in  ihrer  Eingabe  die  Wiederherstellung  des  Arbeiterinnen- 
schutzes. Das  Verbot  der  Sonntagsarbeit,  der  Nachtarbeit  und  der  Ueberarbeit 
für  Frauen  und  Jugendliche  ist  sofort  nach  Kriegsschluß  wieder  einzuführen. 
Da  Frauen  während  des  Krieges  in  neue  gesundheitsschädliche  Gewerbszweige 
eingedrungen  sind,  für  die  noch  keine  Bestimmungen  erlassen  waren,  ist  durch 
die  Gewerbeaufsicht  eine  erneute  Prüfung  anzustellen,  in  welchen  Beschäftigungen 
die  Frauenarbeit  zu   verbieten  oder  mit  besonderen  Schutzbestimmungen  zu  um- 
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geben  ist.  Die  ArbeitsTermittlung  muA  unter  Hincaxiehang  der  lODttimB  ia 
fwe  kommenden  gtellen  ausgebaut  werden.  Die  Arbeitgeber  mflaeaa  Terpflichtet 
werden,  bei  EntlaBsungen  von  mehr  ala  50  Arbeiterinnen  eine  nohttteiR  Ktlndi- 

fungsfrist  einzuhalten,  und  der  zuttiodieen  ZentrmlanaknnftaetcUe  acnt  Ta«e  ror- 
er  telephonisch  Mitteilung  machen.  FahrpreiaermtAigang  und  in  der  Heimat 
nachgewiesene  Arbeit  sollen  den  Anreic  zur  Hrimkehr  geben.  Fttr  die  Ciilliwung 
▼on  Arbeiterinnen  sind  Orundsitze  aufzustellen,  die  ffir  offaatUcbe  Betriebe  biadwa 
sind,  aber  auch  den  Privatbetrieben  nabesdegt  werden  eolien.  Eine  iwnngdtoltee 
Streckung  der  Arbeit  empfiehlt  sieb  nach  dem  Kriege  nur  für  die  Ocwem,  (Ue 
in  engeren  Beziehungen  zu  einer  staatlich  kontn^ierten  B<rfutoff renorgvag  atäban. 
Empfehlenstrcrt  wäre  die  Beschrinkung  der  wöchentlichen  ArbeitMcit,  wtkba 
die  Einstellung  von  Mehrarbeitern  ermi^cht  Sie  eateprieht  nach  den  BedArf- 
nissen  der  Industrie  inaofem.  ala  diese  ein  Intereeae  na  der  Sehnffang  «laee  mu- 
reichenden  Arbeiterstandes  für  die  nach  LOeong  des  BohatoCfprobleau  an  er- 
wartende Hochkonjunktur  hat. 

Trotz  der  in  der  Eingabe  Torgeachlacenen  rieiaeitigen  Abwehrmaünahmca 
wird  mit  einer  größeren  Arbeitaloaigkdt  der  Frauen  cn  reehnen  aein.  Deahalb 
muli  die  Erwerbslosen fürsorge  fQr  Frauen  als  unentbehrliche  Ekglnsang  in  den 
oben  dargelegten  Maßnahmen  treten.  Diese  Ffkraorge  umfaSt  die  Aufbrinrnng 
der  Mittel,  den  Kreia  der  Unteratfltzten,  die  Daner  nnd  die  Höhe  der  Unter- 
stützung, bemessen  in  Hundertaitzen  de«  Ortalohnes,  sowie  die  Pflicht  zur  Arbeit. 
Die  Mittel  sind  durch  Reich.  Btaat  und  Gemeinde  aufzubringen.  Bei  besonders 
starker  Belastung  einer  Gemeinde  durch  die  Crwerbalosenunterstfitxnng  iat  dar 
auf  die  Gemeinde  entfallende  Anteil  auf  die  Prorins  sn  fiberaehmen. 

Endlich  wird  in  der  Eingabe  vorgeachlagen,  beim  Kriegenrnt  Beferata  Ha 
Frauenarbeit  einzurichten.  Die  Beeinflussung  aller  Maßnahmen  der  Arbeitsrar- 
mittlung,  Erwerbslosen  fürsorge,  Gesnndheita-,  Wohnung»-  nnd  Kiadcrffinane 
unter  dem  besonderen  Gesiditspunkt  der  Fnnenarbeit  hat  sieh  ala  werirotler 
Faktor  in  der  Kriegswirtschaft  erwiesen  nnd  wird  in  der  Uebemn|;swirtichaft 
mit  ihren  vielleicht  noch  verschärften  Problemen  vollends  nnentbebrbch  sein. 

Es  steht  zu  hoffen,  daß  die  in  Betracht  kommenden  Behörden  dem 
Problem  rechtzeitig  n&her  treten,  damit  die  geftlrchteten  Folgen  der 
Arbeitslosigkeit  wenigstens  gemildert  werden. 

YIII.  Finanzwesen. 

Inhalt:  Der  Reichahaushaltsentwurf  für  1918  19.  Der  bayerisrhe  Finanz- 
minister V.  Breuni^  über  die  Reichsfinanzen.  Die  deutschen  Anleihekredite. 
Aenderung  des  Knegssteuergesetzes.  Kriegsabgaben  der  Reichsbank.  Berliner 
Haushalt  für  1918.  Der  türkische  Haiuhaltsplan  und  die  Lage  der  tfirkiachen 
Finanzen.    Türkische   Kriegsgewinnstener   und   innere   Anleihe.     Neue   Anleihe' 

§läne  in  England.  Die  Versdiuldung  Frankreichs.  Zur  Annullierung  der  riisaiacfaaa 
taaUanleihen.     Der  japanische  Staatshaushalt  ffir   191819.     Kriegskosten   der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Im  Februar  wurde  der  neue  Reichshaashaltsentwnrf  dem 
Reichstage  vorgelegt.  In  den  Vorbemerkungen  zu  dem  Ueberblick 
über  den  Reichshaushaltsentwurf  für  1918/19  beißt  es  unter  anderem: 
,1.  Die  für  die  Durchführung  des  Krieges  benötigten  Alittel  werden  nach 
Bedarf  durch  besondere  Haushaltsvorlagen  angefordert.  Die  fortdauernden  Aus- 
gaben der  Verwaltung  des  Reichsh^es,  des  BeicbsmilitirKerichU  und  der  Ver- 
waltung der  Kaiserlichen  Marine  werden  wfthrend  des  Sieges,  dessen  fernere 
Dauer  sich  nicht  voraussehen  läßt,  wie  bisher  atis  den  Kriegsfonds  bestritten 
werden;  sie  sind  deshalb  in  den  vorliegenden  Haushalt  nicht  eingestellt  worden. 
Die  Kriegsverhältnisse  machen,  wie  im  Vorjahr,  eine  zuverlässige  Veranschlagung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Rechnungsjahres  1918  unm^lich.  Es  sind 
deshalb,  wie  für  1917,  im  allgemeinen  die  Ansätae  des  letzten  Friedensanachlags 
übernommen  worden;  die  wesentlichste  Aenderung  betrifft  die  ordentlichen  Aus- 
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gaben  für  die  Keichsschuld,  die,  wie  im  Haushalt  für  1917,  mit  dem  tatsächlich 
erforderlichen  Betrag  von  rund  5908  MilL  M.  erscheinen.  Zur  Herstellung  des 
Gleichgewichts  im  ordentlichen  Haushalt  reichen  die  Einnahmen  aus  den  bis- 
herigen Kriegssteuern  nicht  aus.  Der  fehlende  Betrag  von  2  875  000  000  M.  wird 
aus  Kriegssteuern  gedeckt  werden.  Die  entsprechenden  Vorlagen  werden  dem 
Reichstage  demnächst  zugehen. 

2.  Im  einzelnen  ist  über  die  Gestaltung  des  Haushaltplans  folgendes  hervor- 
zuheben : 

Bei  den  Einnahmen  ist  im  Haushalt  der  ßeichsschuld  die  von  China  aus  Anlaß 
der  Expedition  nach  Ostasien  zu  zahlende  Entschädigung  —  1917  =  10  008  512  M. 
— ,  mit  deren  Eingang  vorläufig  nicht  gerechnet  werden  kann,  außer  Ansatz  ge- 
blieben. Im  Haushalt  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  sind  die  1917  mit 
1250  Mill.  M.  angesetzten  Kriegssteuern  im  einzelnen  veranschlagt  worden,  und 
zwar:  der  Frachturkundenstempel  mit  einem  Mehr  von  54  500000  M.,  die  Ab- 
gaben vom  Personen-  und  Güterverkehr  mit  127  400000  M.  und  140000000  M., 
die  Kohlensteuer  mit  495  000  000  M.  Weggefallen  ist  die  Stempelabgabe  von  Per- 
sonenfahrkarten mit  23  520  000  M.  und  der  einmalig  erhobene  Zuschlag  zur  außer- 
ordentlichen Kriegsabgabe.  Ferner  ist  im  Haushalt  der  allgemeinen  Finanzver- 
waltung der  1917  mit  13  769  000  M.  angesetzte  Zuschuß  aus  dem  Hinterbliebenen- 
versicherungsfonds, welcher  im  laufenden  Jahre  aufgezehrt  wird,  weggefallen. 

Bei  den  fortdauernden  Ausgaben  des  ordentlichen  Haushalts  sind  soweit  wie 
möglich  die  Regelung  der  Gehälter  nach  Dienstaltersstufen  und  die  Veränderungen 
in  den  Ausgabeansätzen  berücksichtigt,  die  sich  aus  wechselnden  Preisverhältnissen 
oder  aus  tatsächlichen  Betriebsbedürfnissen  ergeben.  Dagegen  ist  davon  abge- 
sehen worden,  die  nach  den  Durchschnitten  der  Vorjahre  bemessenen  Ansätze 
fortzuschreiben,  weU  hierfür  die  Ergebnisse  der  mehr  als  zur  Hälfte  oder  ganz 
unter  Kriegsverhältnissen  verlaufenen  Rechnungsjahre  1914  bis  1916  keine  aus- 
reichende Grundlage  boten. 

Beim  außerordentlichen  Haushalt  werden  318  MUl.  M.  angefordert.  Sie  be- 
treffen Ausgaben  beim  Reichswirtschaftsamt  und  bei  der  Reichs- Eisenbahn  Ver- 
waltung, welche  nach  den  bestehenden  Grundsätzen  auf  die  Anleihe  zu  übernehmen 
sind.  Beim  Reichswirtschaftsamte  handelt  es  sich  um  den  Wohnungsfürsorge- 
fonds, für  den  infolge  Ausdehnung  seiner  Zweckbestimmung  auf  Kriegsbeschädigte 
und  Witwen  von  im  Kriege  Gefallenen  wie  im  Vorjahre  10  MUl.  M.  vorgesehen 
sind.  Der  weitere  Ansatz  von  300  Mill.  M.  gründet  sich  auf  §  12  des  Gesetzes 
vom  7.  November  1917  über  die  Wiederherstellung  der  deutschen  Handelsflotte. 

3.  Zur  Schuldentilgung  werden  bereitgestellt: 

a)  von  der  Postverwaltung 

b)  von  der  Eisenbahnverwaltung 

c)  von  Togo 

d)  von  Südwestafrika 

e)  aus  allgemeinen  Reichsmittcln 

f)  der  Ueberschaß  aus  dem  Münzwesen  mit 

zusammen     91  128323  M. 

welche  gemäß  §  5  der  Keichsschuldenordnung  zum  Ankauf  einer  entsprechenden 
Anzahl  von  Schuldverschreibungen  verwandt  werden  sollen. 

Für  die  Rückzahlung  der  4'/,-proz.  auslosbaren  Reichsschatzanweisungen  der 
VI.  und  VII.  Kriegsanleihe  sind  16  940000  M.  vorgesehen. 

4.  Sollte  das  Rechnungsjahr  1918  Ueberschüsse  ergeben,  so  würden  sie  vor- 
läufig in  der  Reichskasse  verbleiben. 

5.  Der  Schatzanweisungskredit  ist  wie  1917  auf  6  Milliarden  M.  bemessen, 
um  der  Finanzverwaltung  für  die  Flüssigmachung  der  Kriegsanleihekredite  einen 
größeren  Spielraum  zu  gewähren. 

6.  Die  ungedeckten  Matrikularbeiträge  sind  nach  dem  Satze  von  80  Pf.  für 
den  Kopf  der  Bevölkerung  von  1910  auf  51  940  794  M.  berechnet. 

Der  ordentliche  Haushalt  schließt  in  Einnahme  und  Ausgabe  mit  7  332  699  306  M. 
gegen  4  491  876060  M.  im  Vorjahre.  Die  Steigerung  ist  in  der  Hauptsache  auf  das 
Anwachsen  der  für  die  Verzinsung  der  Reichsschuld  erforderlichen  Summen 


6375984  M. 

855151    ,. 

62  045    „ 

299  609    „ 

75035534    .. 

swesen  mit 

8  500  000    „ 
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▼on  3  561  61a  «48  U. 

auf  5  ^7  57«  »49   " 

lurückiuführen.  Die  Einnahmen  miw  den  Kriecwtenern  ttaigan  tob  1^  i^?^ 
aaf  2875  Mill  M.  Der  »ußerordenüiche  Handuüt  tagt  mit  106068323  IL  Ein- 
nahmen und  426068  323  M.  Aufgaben  einen  Fehlbetrag  von  318  MilL  IL,  der 
durch  Anleihe  aufzubringen  iat*  -..,..  #  _  o  «i 

Der  Reichihaushaltientwnrf  weUt  einen  Fehlbetrag  TOn  tut  3  Mil- 
liarden, genau  von  2875  MiU.  M.,  auf.  Zur  Deckung  dicMS  BetnfH  at^  Hr 
aUe  Fälle  die  Erträgniaae  der  Krienateoer  bereit,  die  lur  Vermimtenaff  der  BaiAfi- 
Bchulden  dienen  soUen.  Dieae  ßrtrigniaae  wurden  uiqtrttDrikh  «nfl'/,-»  M- 
liarden  eeschäut.  Nach  einer  Mitteilung  aber,  die  w»  onfeB  Jr^^^L 
KeichsBcnaUsekreULr  gemacht  hat,  werden  «ie  mindertena  6  Milnerdeii  betnaea 
und,  wie  jetit  fcateteht,  werden  aie  noch  etwa  »/,  Millianle  d«t«ber,  abo  unceObr 
b\\  Milliarden  ergeben.  Ea  beateht  aber  die  Abaicht,  daa  nene  Deficit  durdi  nene 
Steuern  zu  decken. 

Mit  der  Lage  der  Reichef innnten  bMcb&ftigte  uch  Anfnng 
Februar  auf  eine  Interpellation  Graf  Preyaing  hin  die  bayerische 
Reichsratskammer. 

Der  Finanzminister  v.  Breunig  fObrte  datu  n.  a.  ana,  daA  etwa  10  MBM- 
arden  jährlich  mehr  an  fortlaufenden  Einnahmen  sn  beMhaffca  aeien,  aJa  tot  dem 
Kriege  erforderlich  waren.  Er  rechne  bei  einer  noch  kvaca  KriegMlaner  mit  etwa 
14  Milliarden  fortlaufender  Auaeaben.  Zu  ihrer  Deckung  werde eiaerteilad—  Kii«p- 
eteuergesetz  eine  Ausdehnung  erfahren,  andemteila  müBte  ein  erheblicher  Betncvoa 
neuen  Steuern  im  laufenden  Jahre  bewilligt  und  ein  grotar  Beat  ia  naher  Zunaft 
beschafft  werden.  Der  Minister  fuhr  fort:  Es  ist  daher  adbatTenOndlich,  dafi  sieh 
die  Regierung  der  Notwendigkeit  weitgehender  Forderangea  an  die  Opferwilliriwi» 
aller  VolkskreiHe  nicht  verschliefien  darf,  wenn  nicht  daa  ganse  KieditgeMBda 
zum  Zusammensturz  gebracht  werden  aoU.  DaA  ea  unter  aolclicn  Dmetiadea  iJr 
den  Reichsschatzsekretir  und  jeden  bundeaataatliehen  Finansminiatcr  Tt»  beeoa- 
derem  Wert  ist,  tunlichst  einen  enUprecbenden  Beitnc  inr  Abbfirdung  ilitaar 
Lasten  vom  Gegner  zu  verlangen,  ist  so  selbetTerstindUeh,  daS  die  wiraerfaolte 
Betonung  dieser  Auffassung  ala  überflüasig  eracheinen  mOehte.  Freilich  Ton  der 
weiteren  Entwicklung  der  militirischen  und  poiltjaehaa  Gcaamtlage  wird  ea  ab- 
hängen, wieweit  die  Reichsleitung  eine  solche  Fordenug  cur  Geltung  cn  brinMa 
in  der  Lage  ist.  So  schwer  demnach  auch  die  Lasten  dca  Reichea  aaaasbieibueh 
werden  müssen,  so  kann  dodi  erwartet  werden,  daB  daa  Wiederanfblfihea  naeh 
dem  Kriege  dem  deutschen  Volke  ohne  Fortdauer  der  gegeawirtigea  naUaehaa 
Entbehrungen  die  Mittel  an  die  Hand  geben  wird,  dieae  Caatea  sa  tragen.  Dir 
Minister  besprach  sodann  die  schwierige  Lage  dea  bayeriachen  und  aller  bnndee- 
staiitlichen  Haushalte  durch  die  immer  weitere  Ausddinung  der  Keichaetencn 
und  sagte:  Wenn  die  wirtschaftliche  und  poUtiache  Seibat indigkcit  der  Bundea- 
staaten  erhalten  bleiben  soll,  so  darf  bei  keiner  der  tob  aeiten  dee  Beich*  geplanten 
BesteuerungsmaUnahmen,  die  als  notwendig  erachtet  werden  können,  anf  dem  Ge- 
biet der  direkten  Steuern  weiter  übergegriffen  werden.  Daß  die  Abwehr  einer 
weiteren  Belastung  mit  direkten  Steuern  zugunsten  dea  Reichs  in  keinerlei  Zu- 
sammenhang steht  mit  etwaigen  partikularistischen  Beatrebungoi  ergibt  sich  daraua, 
dafi  sie  mit  seltener  Einmütigkeit  von  allen  Bundesstaaten  einschliefllich  E^aafi- 
Lothringens  für  unbedingt  notwendig  erachtet  wird.  Sollte  trotzdem  im  Reich 
noch  mit  höheren  Belastungen  vorgegangen  werden,  so  könnte  eine  bedauerliche 
Rückwirkung  auf  die  Lage  der  bundeastaatlichen  Hauahalte  nicht  ausbleiben. 
Der  Minister  schloB :  Aus  diesen  in  allgemeinen  Umrisaen  Torgeführten  Tataaehea 
werden  Sie  den  tiefen  Ernst  der  Finanzlage  aller  öffentlichen  Verbände  erkennen. 
Allein  alles  Banken,  aller  Pessimismus  sind  unbq^ndet,  wenn  Sie  auf  die  eot- 
sprechenden  Verbältnisse  unserer  Gegner  blicken.  Diese  müßten  weit  mehr 
Schulden  machen  als  wir  im  P'alle  einer  Fortsetzung  des  Krieges.  Ich  bin  sicher, 
daß  Sie  mit  mir  das  zuversichtliche  Vertrauen  haben,  daß  Deutschland  und 
das  deutsche  Volk  sich  emporringen  wird  aus  der  harten  Prüfung,  wenn  die  innere 
Geschlossenheit  staatlicher  Ordnung  erhalten  bleibt  und  die  echte  Bürgertugend 
eine    bleibende  Stätte   findet:    Sparsamkeit,   Opfermut,   Arbeitsamkeit  und   treue 
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Pflichterfüllung.  Dann  wird  sich  gemäß  den  Erfahrungen  aus  der  Geschichte 
auch  aus  dieser  katastrophalen  Umwälzung  neues  Leben  und  eine  neue  kraftrolle 
wirtschaftliche  Entfaltung  für  unser  Volk  entwickeln. 

Dem  Reichstage  ist  die  Anleihedenkschrift,  die  die  bis  Ende  1917 
begebenen  sieben  Kriegsanleihen  umfaßt,  Anfang  Februar  zugegangen. 
Danach  stellten  sich  die  Anleihekredite  bis  zum  31.  Dezember 
auf  98  841493  791  M.  Hiervon  waren  am  30.  September  1917 
83  559  764  709  M.  flüssig  gemacht  worden.  Es  blieben  15  281  729  262  M. 
zur  Verfügung,  worauf  größere  Beträge  in  Schatzanweisungen  und 
Wechseln  für  Valutazwecke  und  zur  Stellung  von  Sicherheiten  aus- 
gefertigt worden  sind.  Eine  Begebung  für  Reichsrechnung  hat  in 
diesen  Fällen  nicht  stattgefunden. 

Das  gesamte  auf  Grund  des  Anleihekredits  begebene  Schuldkapital 
betrug  am  30.  September  1917 

an  5-proz.  Schuldverschreibungen  5 1  044  539  200  M. 

.,    4-proz.                     „  I  129  817  300    „ 

„    3V,-proz.                 „  J  971  027  800    „ 

„    3-proz.                     „  I  630  988  300    „ 

„    5-proz.    Schatzanweisungen  2158730700    „ 

„    4'/,-proz.              „  4038979900    „ 

,,    4-pioz.                  „  80000000    „ 

„    unTerzinglichen  Schatzanweisungen  23017629500    „ 

zusammen  85071  712  700  M. 

Von  den  Schuldverschreibungen  im  Gesamtbetrage  von  55  776  372  600 
Mark  waren  am  30.  September  1917  12  123  286  200  M.  =  21,736  Proz. 
in  das  ßeichsschuldbuch  eingetragen.  Die  Eintragung  der  bei  der 
6.  Kriegsanleihe  für  das  ßeichsschuldbuch  gezeichneten  Beträge  war  an 
dem  genannten  Zeitpunkt  noch  nicht  beendigt. 

Der  gesamte  bis  30.  September  1917  in  Schuldverschreibungen 
und  verzinslichen  Schatzanweisungen  begebene  Anleihebetrag  verzinst 
sich  im  Durchschnitt  mit  4,969  Proz. 

Am  16.  Februar  ging  dem  Reichstag  ein  Gesetzentwurf  betr. 
Aenderung  des  Kriegssteuergesetzes  zu,  der  folgendermaßen 
lautet: 

§  1.  Der  §  38  des  Kriegssteuergesetzes  vom  21.  Juni  1916  (Eeichs-Gesetzbl. 
S.  561)  erhält  folgenden  Wortlaut: 

Die  Einnahme  aus  der  Kriegsabgabe  ist  zur  Abminderung  der  ßeichsschuld 
zu  verwenden,  soweit  sie  nicht  zur  Deckung  von  Fehlbeträgen  der  Rechnungsjahre 
1916  und  1917  erforderlich  ist. 

J!  2.  Soweit  die  zur  Deckung  eines  Fehlbetrags  des  Rechnungsjahrs  1917 
er  Kriegsabgabe  erforderlichen  Beträge  in  Stücken  der  Kriegsanleihe  ent- 
richtet werden,  tritt  ein  gleicher  Betrag  dem  Anleihesoll  und  der  Anleiheermäch- 
tigung im  §  2  des  Haushaltsgesetzes  für  das  Rechnungsjahr  1918  hinzu. 

Der  am  28.  Februar  vorgelegte  Gesetzentwurf  über  Kriegs- 
abgaben  der  Reichsbank  sieht  für  das  Jahr  1917  eine  ähnliche 
Abgabe  vor,  wie  sie  für  1915  und  1916  festgesetzt  war,  aber  erhöht 
auf  130  Mill.  M.  statt  bisher  100  Mill.  M. 

Berlins  neuer  Haushalt  für  1918  geht  in  Einnahme  und  Ausgabe 
mit  rund  439000000  M.  auf  gegen  377  000000  M.  im  Vorjahr.  An  Steuern  sollen 
erhoben  werden:  190  Proz.  Einkommensteuerzuschlag,  165  v.  H.  Gewerbesteuer 
(wie  im  Vorjahr),  173  v.  H.  (gegen  174  v.  H.  im  Vorjahr)  der  staatlich  veran- 
lagten Grund-  und  Gebäudesteuer,  die  in  Form  der  Grundwertsteuer  mit  3,10  M. 
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vom  Tausend  (wie  im  Vorjthr)  de«  gemeinen  Wert«  der  tteuerpflicbtigen  Grand 
stücke  erhoben  wird. 

Der  türkische  Staatsh  aosbal  tsplan  weist  84016698  Pfd. 
an  Einnahmen  und  61966  856  Pfd.  an  Aufgaben  auf.  Da  die  Eriega- 
gewinnsteuer  noch  nicht  geDebmigt  ifct,  wuide  sie  von  den  Einnahmen 
abgetrennt  und  wird  hinzugefügt  werden,  wenn  die  Kammer  noch  vor 
ihrem  Schluß  zur  BeBchlußfassung  Ober  die  EriegrgewiiiOMeuer  kommt 
Dazu  wird  der  ,,Nordd.  Allff.  Ztg."  noch  meiter  berichtet: 
Konstantinopel,  22.  Febraar.  Die  Kammer  bat  gcatem  die  Beratung  dea 
Budgets  für  daa  ntchste  Jahr  begonnen.  Fioantminiatcr  Dacbarid  Bei  gab  eiae 
aufübriicbe  Darstellung  des  Budgets  und  der  Fioaoalage  der  Türkei,  sowie  der 
wirtgcbaftlichen  ZukunftKfragen  des  Landes.  Die  Aufstellung  dea  Budgets  aei 
vom  Geiste  der  Sparsamkeit  geleitet,  der  auch  weiterhin  alle  Handlungen  der 
Begierung,  sowie  überhaupt  das  wirtschaftliche  Leben  und  namentlich  den  Leben»- 
mittel-  und  sonstigen  Verbrauch  werde  leiten  müaaen  (denn  ea  gelte,  kfioftigen 
Geschlechtern  gröUere  Lasten  zu  erapaicn).  Der  MiDiatcr  Tenaäcrte,  daB  dia 
Regierung  Nacbtragaauagaben  mit  Ausnahme  der  militAriselMa  uid  Jener  Aoa- 
gaben  vermeiden  werde,  die  zur  Wiederansiedlnng  der  BerAlkenug  notweo<Ug 
seien.  Mit  den  auBerordeotUcben  militAriachen  Anagaben  werde  daa  fftr  daa 
kommende  Budget  rornaebene  Defizit  nngeflhr  14  BillioDen  crreidMa  und  im 
Wege  TOD  Finanzoperationen  gedeckt  werden  mfiaaen,  fiber  die  der  Miniater  jüngst 
in  Deutschland  unterbandelt  habe.  Die  dicabezfiglicben  Uebereinkommea  wOnten 
demnächst  der  Kammer  zugehen.  Für  die  ersten  6  Monate  werde  die  Aoleiiie 
36'/.  Mill.  betragen,  davon  4  Mill.  in  Mark  für  in  Dentachland  abgcacbloaaeae 
Ktufe,  während  32'/,  Mill.  in  Konstantinopel  flfiaeig  gemacht  werden  in  Form 
einer  inneren  Anleihe  zu  5  Proz  bei  einer  l-proa.  AmortiaieniDe.  Für  den 
Dienst  dieser  Anleihe  seien  der  Verwaltung  der  Mfntliebea  Bcbuld  eenügende 
Pränder  namhaft  gemacht  und  übergeben  worden.  Diese  werde  6  Machen  tot 
Fälligkeit  jedes  Kupons  nach  Deutschland  einen  entsprechenden  Betrag  Papier» 
geld  übersenden,  dessen  Gegenwert  von  Deutschland  in  Gold  gezahlt  werden 
würde.  Die  Anleihe  biete  auf  diese  Weise  den  Zeichnern  Vorteile,  wie  in  keinem 
anderen  Lande  Der  Minister  ist  der  Meinung,  daB  das  einbeiroische  Kapital  in 
der  Lage  sein  werde,  bis  zu  40  Mill.  zu  zeichnen,  aber  Deulsc-bland  werde  gleich- 
wohl für  März  und  April  sofort  11  Mill.  Ton>rbießen  und  auch  den  nirbtgezeich- 
neten  Teil  der  Anleihe  decken.  In  diesem  Falle  werden  Noten  ausgegeben  werden, 
die  11  Jahie  nach  dem  Kriege  in  Gold  rückzahlbar  sind.  Die  Verpflichtung 
Deutscblands,  Noten  mit  Fälligkeit  bis  zu  II  Jahren  nach  dem  Kriege  schon  jetzt 
einzulösen,  zeige,  wie  aufrichtig  es  seine  Verpflichtung  nehme,  daa  gesamte  tür- 
kische Papiereeid  in  Gold  einzulösen.  Von  der  letzten  Emission  deutscher  Bcbats- 
bonds  seien  hier  17  Mill.  zum  gröfiten  Teil  in  Banken  untergebracht  worden. 
Die  Aufgaben  des  laufenden  Jahres  betragen,  sagte  der  Minister,  bis  jetzt  128  Mill. 
Pfd.,  die  gei-amten  Kriegsausgaben  einschliefilich  der  in  Deutscblsnd  gekauften 
Kriegsgeräte  und  militäriRcben  Erfordernisse  ungefähr  230  Mill.,  die  zuMinmen 
mit  155  Mill.  Pfd.  Schulden  vor  dem  Kriege  die  gesamte  Schuld  der  TiJrkei 
auf  etwa  388  Mill.  Pfd.  erhöben.  Die  bisher  aufgenommenen  Anleiben  be- 
tragen in  Deutschland  200  Mill.,  bei  österreicbiscbungariscbrn  Banken  10  Mill.. 
doch  stellen  sich  die  durch  Deutschland  tatsächlich  gezahlten  Summen  auf 
70  Mill.  Pfd.  Die  Genügsamkeit  des  türkischen  Volkes  gebe  der  Türkei  das 
Recht,  zu  hoffen,  daß  nach  dem  Kriege  die  Abwicklung  der  Dentachland  ge- 
echuldeten  Summen  leicht  und  vorteilhaft  vor  sich  gehen  werde.  Die  Türkei  hat, 
fuhr  der  Minister  fort,  während  des  ganzen  Krieges  die  Kupons  der  alten  Schulden 
ungeschmälert  weiter  ausbezahlt,  und  zwar  nicht  nur  an  Besitzer  in  den  ver- 
bündeten, sondern  auch  in  den  feindlichen  Ländern,  für  deren  Rechnung  un- 
gefähr 8  Mill.  Pfd.  in  der  0»maniscben  Bank  hinterlegt  sind. 

Wie  der  türkische  Finanzminister  Dschavid  Bey  bereits  bekannt  gegeben,  bat 
das  Finanzminigterium  einen  Gesetzentwurf  über  die  Kriersgewin  n- 
steuer  aufgearbeitet,  welcher  der  Kammer  vorgelegt  und  von  dieser  einem 
Spezialausschuß   zur   Beratung   überwiesen   wurde.     Der    ausführliche   Motiven- 
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bericht  zu  diesem  37  Artikel  umfassenden  Gesetzentwurf  erwähnt  gemäß  den 
Nachrichten  der  Zentralgeschäftsstelle  für  deutsch-türkische  Wirtschaftsfragen, 
daß   für  die   neue   Steuer  das  in  Deutschland,   Oesterreich  und  Frankreich  an- 

fewandte  System  (Zugrundelegung  des  Durchschnittgewinns  der  drei  letzten 
'riedensjahre  als  Normalgewinn)  sJs  Vorlage  gedient  hat.  Bemerkenswert  ist  die 
ziemlich  weitgehende  Steuerbefreiung  bzw.  der  tunlichste  Verz^icht  auf  Abgabe 
schriftlicher  Steuererklärungen,  zu  der  sich  die  Kegierung  aus  verschiedenen 
Gründen  veranlaßt  sah. 

Zum  ersten  Male  tritt  man  in  der  Türkei  auch  an  eine  innere 
Anleihe  heran,  worüber  in  der  „Frankf.  Ztg."  u.  a.  folgendes  be- 
richtet wurde: 

Berlin,  26.  Februar.  Der  Finanzminister  hat  nunmehr  in  der  Kammer  über 
das  Ergebnis  seiner  jüngsten  Berliner  Verhandlungen  berichtet.  Diese  werden 
es  der  Türkei  ermöglichen,  erstmals  für  einen  Teil  der  Bedürfnisse  den  Weg  einer 
inneren  Anleihe  zu  beschreiten.  Die  ottomanische  Nation  schließt  sich  damit 
dem  Vorgehen  aller  anderen  kriegführenden  Großstaaten  an;  sie  allein  mußte 
bisher  bei  dem  Verfahren  der  ausschließlichen  Kriegsfinanzierung  durch  Noten 
verbleiben,  und  wenn  es  sich  auch  zunächst  um  einen  Versuch  bescheidenen  üm- 
fanges  handelt,  so  darf  man  doch  im  Interesse  der  Solidität  des  türkischen 
Finanzwesens  wünschen,  daß  er  glückt  und  seine  Wiederholung  finden  möge. 
Zurzeit  kommt  die  Geldbeschaffung  für  die  nächsten  6  Monate  in  Betracht,  nach- 
dem die  letzten  deutsch-türkischen  Kreditraten  erschöpft  sind.  Benötigt  werden 
im  Halbjahr  März-August  wiederum  monatlich  6  Mill.  t.  Pfd.,  nämlich  zusammen 
36'/,  Mill.  Pfd.  Davon  empfängt  die  Türkei  von  uns  kreditweise  4  Mill.  Pfd.  in 
Eeichsmark  für  ihre  deutschen  Einkäufe.  Der  Rest  von  32'/,  Mill.  Pfd.  soll  den 
Höfhstbetrag  einer  in  Konstantinopel  aufzulegenden  5-proz.,  mit  1  Proz.  p  a. 
tilgbaren  Anleihe  bilden.  Pfänder  dafür,  die  im  einzelnen  noch  nicht  namhaft 
gemacht  sind,  sollen  der  Verwaltung  der  öffentlichen  Schuld  zwecks  Durch- 
führung des  Dienstes  überantwortet  werden.  Die  deutsche  Unterstützung  besteht 
in  einer  11-jährigen  Goldzahlungsgarantie  für  Zinsen  und  Tilgung,  die  der  Emis- 
sion ihren  besonderen  Reiz  verleihen  wird,  daneben  in  emissionstechnischen  Bei- 
hilfen derart,  daß  wir  erstens  während  der  Vorbereitung  und  Durchführung  der 
Subskription  einen  Vorschuß  von  11  Mill.  Pfd.  (gleich  dem  Bedarf  für  März  und 
April)  gewähren,  und  zweitens  die  Spitze,  die  durch  die  Zeichnungen  nicht  ge- 
deckt werden  sollte,  auf  demselben  Vorschußwege,  der  bisher  beschritten  wurde, 
unsererseits  kreditweise  zuschießen.  Als  Zeichnungspreis  nimmt  Dschavid  Bei 
anscheinend  etwa  den  Parikurs  in  Aussicht;  denn  von  einer  Aufrundune  des 
Nominales  der  Emission  als  Deckung  für  ein  Disagio  spricht  er  nicht.  Wohl 
aber  hat  er  die  Meinung  ausgedrückt,  daß  sogar  bis  zu  40  Mill.  vom  türkischen 
Kapital  gezeichnet  werden  könnten. 

Ueber  eine  bevor^teheude  neue  englische  Kriegsanleihe 
schreibt  die  „Frankf.   Ztg.": 

Die  Nachricht  klingt  wahrscheinlich;  denn  die  schwebende  Schuld  des 
Landes  hat  beängstigenden  Umfang  angenommen :  Ende  Januar  waren  neben  den 
amerikanischen  Verbindlichkeiten  in  Umlauf  1084,70  Mill.  £  Schatzwechsel,  ferner 
222,80  Mill.  £  „vorübergehende  Vorschüsse",  vermutlieh  hauptsächlich  bei  der 
Bank  von  England,  300  Mill.  £  National  War  Bonds,  402,60  Mill.  k  Exchequer 
Bonds,  138  Mill.  £  Kriegsspar-  und  Kriegsausgabenzertifikate  usw.  Darum  ist 
auch  die  weitere  Meldung  nicht  unmöglich,  daß  man  insgesamt  2000  Mill.  £  Zeich- 
nungen zu  erhalten  wünscht.  Es  sei  daran  erinnert,  daß  bereits  die.  letzte  im 
Januar  v.  J.  aufgelegte  Anleihe  einschließlich  der  freilich  sehr  erheblichen  Kon- 
vertierungen 2100  MiU.  £  erbrachte.  Damals  wurden  4-proz.  steuerfreie  Anleihen 
zu  pari  und  5-proz.  steuerpflichtige  zu  95  Proz.  ausgegeben.  Während  nun  die 
steuerfreie,  4-proz.  Anleihe  sich  im  Kurse  besserte  (zurzeit  101,78),  weil  sie  mit 
der  Verlängerung  des  Krieges  und  der  Erhöhung  der  Kriegslasten  immer  reiz- 
voller wird,  ist  es  mit  der  öproz.  so  gegangen  wie  mit  allen  englischen  anderen 
Kriegsanleihen:  sie  ist,  obwohl  sie  bis  längstens  1947  zu  pari  rückzahlbar  ist,  in 
der  letzten  Zeit  zu  93'/,  gehandelt  worden.  Die  erste,  zu  95  Proz.  emittierte 
3'/,-proz.  Anleihe  steht  zurzeit  85'/^,  ungeachtet  die  Bank  von  England  sie  seinerzeit 
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1  Proc.  unter  Banksatz  roll  auf  3  Jahre  belieben  hat.  DieM  3  Jahre  laufen  jatat 
ab,  und  man  plant  in  England  dieae  einzigartig^  Beleihunr  nicht  su  TariliifWB, 
macht  «ich  allerdings  bei  der  Kündigung  auf  nicht  unerbeoUche  Vcriuate  fäuBC 
Auch  drüben  wird  jetzt  dieaea  ron  nna  MiBeficitnbähnBd  baleoehtate  Espmmmt 
als  einer  der  vielen  Miligriffe  in  der  m^Mmn  Knagifiaaaiknmg  offw  vanntailt 


Ueber  die  Verschaldang  Frankreich!  berichtet  die „  Vo«- 
siscbe  Zeitung"  (31.  Januar)  folgende«: 

Die  militärischen  und  ■onatigen  Krienananbeo  aind  in  den  Jahren  1914—1017 
(in  Millionen  frei.)  von  6100,9  auf  34471^  die  Sebulden  ron  Mfi  auf  48833; 
die  sonstigen  Ausgaben  tod  128,9  auf  2786,9  mtiena.  Zwaamme«  ataUt  aUb 
für  diew  drei  Posten  das  Budget  nunmehr  auf  86519,2,  10156,4  und  7737,2.  Dua 
jetzt  in  der  Kammer  rorgelegte  proTiaoriache  Budget  ffir  1918  fotdart  ak  laal—de 
Ausgaben :  4SS9  f&r  Schäden  und  2909,9  f&r  aonaUge  Anagaben.  Die  aitttiriaelMO 
und  damit  in  Verbindung  stehenden  aufierordaatoeheB  KriagMUHfibeB  werden 
für  da*  erste  Vierteljahr  1918  mit  9263,5  auagewieaen;  ea  eABhea  aieh  alao  die 
drei  obigen  Posten  mithin  auf  957823,  \b(Mfi  und  10647,1.  Dm  ergibt  mm- 
sammen  eine  Verschuldung  von  ca.  121'/,  MiUiairden  froa.  ffir  1918.  Da  aber  bei 
den  militärischen  Ausgaben  nur  das  erate  Quartal  mit  etwa  9'/,  MilliardeB  ea- 
gesetzt  ist,  so  müSte  man  den  gleicheB  Bettag  noch  dreimal  einaetsea,  jroaedi 
sich  die  ungeheure  Gesamtverscbuldung  TOn  148'y4  Milliarden 
man  dazu  noch  die  Bonderbudgeta,  die  Daridian  an  fremde  J  _ 
80  e^ibt  sich  ein  so  gewaltiger  Rechnungapoaten,  daü  man  die  weitere 
des  Kriqiea  durch  Frankreich  nicht  recht  reratoien  kann. 

Die  „Frankf.  Ztg."  v.  17.  Februar  acbrieb  Über  diese  Dinge  Dodi: 
Der  Bericht  der  Budget-Kommiaaion  der  fraasAsiacben  Depntiertenkammer 
enthält  folgende  Zahlen  über  die  Ausgaben  und  Kinnahmen  des  Landes  aait  Kiiagi- 
ausbruch  bis  Ende  Dezember  1917; 

Kosten  der  Landet-  Laafsad«  BBBahmeii  1$  30O  liiU.  (res. 

verteidiKang  8;  MO  Hill.  (res. 

Dienst  d.  Suataehnld  lO  700     „       „ 
ZivilverwaltuDK  8  600     „       ., 

Oesamtbetrai;  der  be- 

willigfen  Kredite    106500  IfiU.  (res. 

Aus  vorstehenden  Ziffern  geht  zunächst  ein  offen  eingestandenes  Defizit  in 
der  Schatzamt- Rechnung  von  5",  Milliarden  free,  hervor,  d.  h.  um  dieaen  Be-' 
trag  ist  das  Schatzamt  im  Rückstande  mit  fälligen  Zahlungen.  In  Wirklichkeit 
dürfte  der  Betrag  ein  wesentlich  hSherer  sein,  (tenn  die  zum  Jahreaende  berans- 
gekommene  dritte  4-proz.  Kriegsanleihe  iat  mit  dem  vollen  Betrage  eingestellt, 
während  die  Einzahlungen  auf  die  Zeichnungen  erst  im  ersten  Quarta]  (Hs  lau- 
fenden Jahres  erfolgen.  Hiervon  abgesehen  ist  die  amtliche  Bertitigun^  zu  unter- 
streichen, daü  von  106  Milliarden  Ausgaben  nur  46  Milliarden  konsolidiert  lünd, 
während  60  Milliarden  trotz  der  kurz  vorher  erfolgten  Aumbe  der  4-proi.  Kriegs- 
anleihe durch  Schaffung  künstlicher  Kredite,  wovon  ein  Drittel  im  Ausland,  ge- 
deckt sind. 

Wie  aus  Petersburg,  10.  Februar,  gemeldet  wird,  ist  folgendee 
Dekret  über  die  Annullierung  der  Staatsanleihen,  angenommen 
in  der  Sitzung  des  Zentralezekutivausachusses  vom  8.  Februar,  veröffent- 
licht worden : 

1.  Alle  Staatsanleihen,  die  von  der  Reirierung  der  russischen  Bourgeosie  auf- 
genommen sind,  werden  vom  1.  Dezember  1917  (a.  St)  ab  für  ungültig  erklärt, 
die  Dezemberkupons  nicht  mehr  bezahlt. 

2  Ebenso  werden  alle  Garantien  ungültig,  die  von  diesen  Regierungen  für 
Anleihen  verschiedener  Unternehmungen  gegeMn  sind. 

3.  Alle  ausländischen  Anleihen  werden  bedingungslos  und  ohne  jede  Ans- 
nahme  annulliert. 


Dml.  BeitalswsA«! 

20000 

f,        *• 

Krisesaal.  «.  ObU«. 

31  000 

tp        II 

Boostigs  sahwsbssde 

SeiiskI« 

15400 

»1       ff 

AoaUnd.  Ysfbindl. 

19  JOO 

Tf                  H 

101  000 

UitL  (ras. 
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4.  Kurzfristige  Obligationen  bleiben  in  Kraft.  Prozente  werden  nicht  be- 
zahlt, die  Obligationen  selbst  gelten  wie  Kreditscheine. 

5.  Minderbemittelte  Bürger,  die  annullierte  innere  Anleihe  bis  zu  10  000  Rbl. 
besitzen,  worden  durch  Anteile  der  neuen  Anleihe  der  russischen  sozialistischen 
förderativen  Räterepublik  entschädigt. 

6.  Einlagen  in  den  staatlichen  Sparkassen  und  deren  Zinsen  sind  unantast- 
bar. Die  im  Besitz  der  Sparkassen  befindlichen  annullierten  Anleihen  werden 
auf  die  Schuld  der  Republik  übernommen. 

7.  Ueber  Entschädigung  von  Genossenschaften  und  dergleichen  werden  be- 
sondere Bestimmungen  ausgearbeitet. 

8.  Die  Leitung  der  Liquidation  der  Anleihen  hat  der  Oberste  Volkswirt- 
schaftgrat. 

9.  Die  Ausführung  ist  Aufgabe  der  Staatsbank. 

10.  Die  Feststellung  der  Minderbemittelten  erfolgt  durch  besondere  Kom- 
missionen. Diese  haben  das  Recht,  Ersparnisse  in  vollem  Betrage  zu  annullieren, 
die  nicht  auf  dem  Wege  der  Arbeit  erworben  sind,  selbst  wenn  diese  die  Summe 
von  5000  Rbl   nicht  übersteigen. 

Ueber  die  „Nationalisierung  der  Handelsflotte"  wird  folgende  Mitteilung 
veröffentlicht : 

Alle  Schiffsunternehmungen,  die  Aktiengesellschaften,  Handelshäusern  und 
Großunternehmungen  gehören,  werden  durch  Dekret  des  Volksrates  für  nationales 
Eigentum  der  Republik  erklärt.  Eine  Ausnahme  bilden  näher  bestimmte  kleinere 
Fahrzeuge. 

Femer  wird  das  Projekt  des  Dekrets  über  die  Konfiskation  der  Aktienkapi- 
tale der  früheren  Privatbanken  veröffentlicht.  Demgemäß  werden  alle  diese  Kapi- 
tale in  vollem  Umfange  konfisziert  und  der  Volksbank  der  russischen  Republik 
übergeben.  Alle  Bankaktien  werden  annulliert  und  jede  Dividendenauszahlung 
eingestellt. 

Unter  der  Bezeichnung  „Volkskommissariat  für  Finanzen"  wird  ein  Finanz- 
kollegium gegründet. 

Ueber  den  japanischen  Staatshaushalt  für  1918/19  be- 
richtet die  „Frankf.  Ztg. : 

Die  Ausgaben  Japans  im  Finanzjahr  1918/19  werden  auf  722  MUl.  Yen 
veranschlagt,  d.  h.  auf  125.7  Mill.  mehr  als  im  Vorjahr  (1  Yen  =  2,09  M.).  Die 
Mehraufwendungen  entfallen  zu  einem  großen  TeU  auf  Rüstungsausgaben  und 
sollen  ihre  Deckung  finden  durch  das  normale  Anwachsen  der  Einnahmen  (69,90  Mill.), 
Ueberschüsse  früherer  Jahre  (39,38  MiU.)  und  erhöhte  Besteuerung  (15,40  Mill.). 
Neue  Stenern  sollen  für  Sirup  und  Mineralwasser,  Steuererhebungen  für  seidene 
Gewebe  eingeführt,  die  Postgebühren  und  der  Tabakpreis  hinaufgesetzt,  dagegen 
die  Passagierabgabe  und  die  Abgabe  für  Keriosinöl  beseitigt  und  die  Akzise  für 
Baumwollgewebe  ermäßigt  werden.  Außer  den  ordentlichen  Ausgaben  sollen  in 
zwei  Posten  114,95  Mill.  Yen  an  außerordentlichen  Kriegsausgaben  bewilligt 
werden,  die  teils  aus  Anleihen  und  verschiedenen  Einnahmen,  teils  durch  eine 
neue  Kriegsgewinnsteuer  gedeckt  werden  sollen.  Diese  Steuer  soll  mit  20  Proz. 
von  Gesellschaften  und  15  Proz.  von  Einzelpersonen  von  dem  Gewinn  erhoben 
werden,  der  20  Proz.  des  Friedensgewinns  überschreitet.  Sie  soll  im  nächsten 
Jahr  16  und  in  einem  vollen  Jahre  32  MUl.  Yen  bringen.  Der  Tilgungsfonds 
soll  für  das  nächste  Rechnungsjahr  mit  50  Proz.  aufrechterhalten,  von  1919/20 
ab  aber  auf  30  Mill.  verringert  werden,  um  das  Mehr  von  20  Mill.  für  die  natio- 
nale Verteidigung  zu  verwenden.  383  MiU.  Yen  sollen  durch  Anleihen  aufge- 
bracht werden.  Hiervon  dienen  300  MiU.  zur  Unterstützung  der  Verbündeten, 
der  Rest  zu  öffentlichen  Arbeiten,  Eisenbahn-,  Fernsprechanlagen  usw.,  sowie  zu 
Kriegsausgaben.  Die  Finanzbeihüfe,  die  Japan  und  die  japanische  Regierung 
den  Verbandsgenossen  gewährt  haben,  wird  auf  1300  MiU.  Yen  beziffert.  Das 
für  industrielle  Unternehmen  während  des  letzten  Jahres  gezeichnete  Kapital  be- 
trägt insgesamt  1560  MiU.  Ferner  sei  noch  erwähnt,  daß  seit  Ausbruch  des 
Krieges  der  Ausfuhrüberschuß,  soweit  er  durch  die  Zollstatistik  nachgewiesen 
wird,  1175  Mill.  Yen  betrug.  Der  aus  der  Zollstatistik  nicht  ersichtliche  Ausfuhr- 
überschuß wird  auf  weitere  700  Mill.  Yen  geschätzt. 

Jahrb.  1.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkawirtsoh.  Chronik.  1918,  IX 
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lieber  die  Kriegskoateu  der  Vereinigten  Staeten  meldete 
Reuter  aus  Washin^D,  9.  Februar: 

Nach  SchäUuDgen  de*  Schatnmtae  tuamjBengwtillte  Zahlen  laigen,  daA 
10  Kriegsmonate  den  VerciniKten  Staaten  nnKeflUir  7100  MilL  |  wkoetet  haben. 
Ueber  die  Hälfte  davon,  nJUnlieh  4121  Mill.  |  wnrden  den  V«Mbdet«  ala  An- 
leihe ausbezahlt.    Der  Beet  «teilt  aaerikaniacbe  Aufaben  ffir  •%ane  Kiieptweeke 


dar.  Diese  Zahlen  enthalten  nicht  die  eteteniiaigM  BegteraofianaBbiB.  Sie 
zeigen  auch  eine  Zunahme  der  Kriepanigaben  nm  mehr  ab  100  MdL  f  noaat- 
Uch.  Die  Oeitmtenigahen  bU  Ende  April,  dem  .lahreetag  dM  Bntritu  Amerika« 
in  den  Krieg,  werden  auf  10  Milliarden  |  «achaUd.  wovon  vagefahr  die  Hälfte 
Anleiben  an  die  Verbfindeten  daraieUea.  iMe  &gebii«M  Ton  twei  KriegeaaWhaB 
haben  •/,  der  KrieMkoetaa  gedeckt.  Dieaa  Ki%naWhen  haben  57%  MOL  t  ge- 
bracht, und  1250  Mill.  f  konnten  durch  SteMra  eritob«  werden  Bi«  nun  1.  De- 
zember war  die  Auagabe  ffir  die  Armee  in  aDca  ihrM  Teilen  1  Milliarde  460  Mill. 
$.  Seit  dem  1.  Detember  betragen  diew  Aeagabea  aehltnupwciee  nabean  600  Mill. 
t,  M  dafi  die  Getamtanalagen  dee  KiiendnaiteaMate  atehr  ab  2  Milliardea  | 
betragen.  Für  die  Marine  wnrden  706  Mill.  |  aeit  KriepUgiu  aaMMben.  Da« 
Schiftsbauprogramm  der  Regiernng  koetete  Üe  nun  DoHOiDer  125  lull.  %. 
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Volkswirtschaftliche  Chronik. 

März  1918. 

L  Prodaktion  im  allgemeinen. 

Inhalt:  Beschäftigungsgrad  im  März. 

Das  „Reichs-Arbeitsblatt"  schreibt  in  seiner  Gesamtübersicht  über 
den  Monat  März  :  „Die  hohen  Anforderungen  des  Kriegswirtschaftslebens, 
denen  die  deutsche  Industrie  seit  Jahren  gerecht  zu  werden  verstand, 
haben  im  März  in  keiner  Weise  nachgelassen;  die  Leistungsfähigkeit 
der  Industrie  hat  damit  vollkommen  Schritt  gehalten.  Die  wichtigsten 
Gewerbezweige  vermochten  ihre  Anspannung  noch  zu  erhöhen,  unter- 
stützt durch  Verbesserung  der  Verkehrsverhältnisse. 

Die  Geschäftslage  im  Bergbau  und  Hüttenwesen  zeigte  auch  im 
vergangenen  Monat  einen  weiteren  Aufschwung.  Wie  dort  führt  die 
Eisen-  und  Metallindustrie  die  günstige  Gestaltung  ihrer  Lage  zum  Teil 
auf  die  Besserung  der  Verkehrsverhältnisse  zurück.  Die  Industrie  des 
Maschinenbaues  sowie  die  elektrische  und  die  chemische  Industrie  er- 
freuten sich  größtenteils  ebenso  guten  Geschäftsganges  wie  im  Vormonat. 

Die  Nachweisungen  der  Krankenkassen  lassen  für  die  am  1.  April 
in  Beschäftigung  stehenden  Mitglieder  im  Vergleich  zum  Anfang  März 
eine  Abnahme  um  insgesamt  1813  Beschäftigte  erkennen.  Diese  Ab- 
schwächung  ist  so  geringfügig,  daß  sie,  in  Verhältnisziffern  ausgedrückt, 
0,0  V.  H.  lautet.  Auch  bei  Betrachtung  des  Anteils  der  beiden  Ge- 
schlechter zeigen  sich  die  verhältnismäßigen  Verschiebungen  als  außer- 
ordentlich geringfügig,  denn  die  Beschäftigung  bei  dem  männlichen  Ge- 
schlecht, das  6126  Beschäftigte  weniger  als  im  Monat  zuvor  verzeichnet, 
hat  um  0,1  v.  H.  abgenommen,  während  sie  bei  den  weiblichen  Be- 
schäftigten, die  der  Zahl  nach  eine  Zunahme  um  4313  erfahren  haben, 
eine  Steigerung  um  0,1  v.  H.  aufwies.  Verglichen  mit  der  Feststellung 
am  1.  März  (bei  einem  Gesamtrückgang  um  0,1  v.  H.),  macht  sich  eine 
Verringerung  des  Bückganges  bemerkbar.  Gegenüber  dem  Vorjahr 
jedoch  ist  die  Entwicklung  in  diesem  Jahre  ungünstiger  gewesen;  im 
Vorjahr  fand  eine  Zunahme  um  1,2  v.  H.  statt.  Die  Beschäftigung  der 
Männer  hatte  damals  um  1,0  v.  H.  zugenommen,  und  auch  die  der  Frauen 
war  stärker  als  diesmal,  da  sie  damals  um  1,3  v.  H.  gewachsen  war. 
Bei  der  Beurteilung  der  Bewegung  ist  zu  berücksichtigen ,  daß  die 
Kriegsgefangenenarbeit  in  den  Ergebnissen  der  Krankenkassenstatistik 
nicht  einbegriffen  ist. 
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Die  ZuBammenstellaog  fOr  die  Betri«bskrftDkenksss«B- 
mitglieder,  die  einen  Vergleich  mit  dem  Vormonat  gesuttet,  zeigt 
für  das  m&nnliche  Geschlecht  eine  Zunahme  nur  im  Baugewerbe,  in  der 
chemischen  Industrie  und  in  geringem  Umfange  in  der  Holeindustrie, 
wie  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  im  fibrigen  ist  eine  Abnahme 
festzustellen,  die  verh&ltnism&Big  am  st&rluten  in  der  Nahmngs-  und 
Oenuümittelindustrie  wie  im  Spinnstoff-  tind  Bekleidungsgewerbe  aus- 
gefallen ist  Unter  den  eine  Abnahme  der  m&nnlichen  Beschäftigung  auf- 
weisenden Oewerbezweigen  befindet  sich  auch  die  elektrische  Industrie 
mit  0,7  und  die  Metall-  und  Maeckinenindustrie  mit  0,S  ▼.  EL  Was 
die  weiblichen  Beschäftigten  anbelangt,  so  haben  auch  hier  Baugewerbe 
wie  Land-  und  Forstwirtschaft  eine  Zunahme  der  Beschäftigung  zu  ver- 
zeichnen. Die  chemische  Industrie  hat  dagegen  nicht  wie  bei  den 
Männern  eine  Zunahme,  sondern  eine  Verringerung  der  weiblichen  Be- 
schftftigtenzahl  aufzuweisen.  Die  Abnahme  ist  verhältnismäCig  am  ge- 
ringsten in  der  Nahrungs-  und  OenuCmittelindustrie  wie  in  der  elek- 
trischen Industrie. 

Nachstehend  ist  die  Bewegting  der  Beschäftigten  in  den  einzelnen 
Gtowerbegruppen,  soweit  sie  in  der  Berichterstattung  der  Betriebekranken- 
kassen zum  Ausdruck  kommt,  vom  1.  M&rx  bis  1.  April  dargestellt. 
Die  Zahl  der  versicherungspäichtigen  Mitglieder  betrug  am  1.  April  1918: 
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Pflichtaitcliedcr 
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nnfihigen  Knnkaa 

gccMden  VotmoMt 
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mUtuL 

wrifaL 
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50 
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99 
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29051 
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Bekleidung 

89 
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Baugewerbe 
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Von  den  berichtenden  Unternehmungen  gaben  345  die  Zahl 
ihrer  Arbeiter  im  Berichtsmonat  auf  531  805  Arbeiter  an. 

Neben  der  Besch&ftigtenzahl  im  Berichtsmonat  verzeichneten 
326  Unternehmungen  auch  die  Zahl  der  im  Vormonat  beschäftigten 
Arbeiter.  Hier  waren  am  letzten  Tage  des  Berichtsmonats  insgesamt 
515  187  gegen  616  565  Arbeiter  am  Schlüsse  des  Vormonats  tätig.  Die 
Abnahme  ist  auf  einen  Kückgang  der  weiblichen  Arbeitskräfte  zurück- 
zuführen. Die  Zahl  der  beschäftigten  Männer  hat  im  März  um  etwas 
flber  500  zugenommen. 
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An  der  Abnahme  der  Beschäftigtenzahl  sind  in  erster  Linie  die 
Eisen-  und  Metallindustrie,  ferner  in  geringerem  Maße  Spinnstoffgewerbe, 
Nahrungs-  und  Genußmittelgewerbe  und  Maschinenbauindustrie  beteiligt. 
Eine  Zunahme  der  Beschäftigtenzahl  ist  besonders  in  der  elektrischen 
Industrie  zu  verzeichnen.  Die  übrigen  Gewerbegruppen  weisen  keine 
nennenswerten  Veränderungen  auf. 

Nachstehend  geben  wir  die  Veränderungen  in  den  einzelnen  Ge- 
werben tabellarisch  wieder: 


Beschäftigte  am 
letzten  Tage  des 

Zu-  oder  Al^nahme 

Be- 

Gewerbegmppen 

triebe 

Berichtsmonats 

insgesamt 

männl.     welbl. 

insges. 

männl. 

Anzahl 

V.  H. 

Anzahl 

Bergbau  und  Hüttenbetrieb 

27 

55  74« 

49688 

. — 

269 

—    0,6 

-    316 

+     45 

Eisen-  und  Metallindustrie 

55 

215700 

«55  560 

— 

256 

—    0,1 

+  1645 

—  1917 

Industrie  der  Maschinen 

81 

132547 

107  974 

— 

483 

—    0,4 

—    350 

-    «35 

Elektrische  Industrie 

•7 

II  606 

6606 

+ 

140 

+    I,« 

—    411 

+    557 

Chemische  Industrie 

37 

70371 

53498 

+ 

235 

+    0,3 

+    «63 

—     4« 

Spinnstolfgewcrbe 

14 

8595 

2469 

— 

289 

-    3.» 

—      42 

—    247 

Holzindustrie 

7 

844 

568 

— 

«32 

-  «3.S 

-      78 

-     54 

Nahrangs-  und  Genußmittel 

15 

4  993 

I  642 

— 

246 

—   4.'    —     24 

—    222 

Bekleidungsgewerbe 

16 

3071 

659 

+ 

26 

+    0,9  i  +        5 

+      21 

Glas  und  Porzellan 

8 

2335 

I  246 

— 

3 

—   0,1    -f      10 

—     «3 

Papierind.   und  Buchdruck. 

34 

5898 

3462 

— 

110 

—    1,8    —     49 

—     61 

Sonstige    Gewerbe    (einschl. 

1 

Baustoffe  und  Schiffahrt) 

15 

3486 

I  528 

+ 

9 

+    0,$    —     35 

+      3« 

Summe 

326 

515  «87 

384900 

— 

«378 

—   0,1 

+    518 

—  2036 

343  der  berichtenden  Unternehmungen  teilten  neben  der  Be- 
schäftigtenzahl im  Berichtsmonat  auch  den  Stand  der  Arbeiterschaft 
im  gleichen  Monat  des  Vorjahres  mit.  In  diesen  343  Unternehmungen 
waren  im  Berichtsmonat  531566  Arbeiter  gegenüber  478  334  im  März 
1917  tätig.  Es  ist  also  gegenüber  dem  Vorjahr  eine  Zunahme  der 
Arbeiterschaft  um  53  232  oder  11,1  v.  H.  eingetreten.  An  der  Zunahme 
sind  die  männlichen  Arbeitskräfte  doppelt  so  stark  wie  die  weiblichen 
beteiligt. 

Ein  Rückgang  der  Beschäftigung  im  Vergleich  zum  Vorjahr  ist  in 
bemerkenswertem  Maße  lediglich  im  Nahrungs-  und  Genußmittelgewerbe 
festzustellen.  Die  übrigen  Industriezweige  weisen  fast  sämtlich  einen 
höheren  Beschäftigungsgrad  auf.  Besonders  günstig  erscheinen  die 
Zahlen  der  chemischen  Industrie,  der  Eisen-  und  Metallindustrie,  der 
Industrie  des  Maschinenbaues  und  der  Holzindustrie.  Hervorzuheben 
ist,  daß  in  den  bedeutendsten  Industrien  die  Zunahme  der  Beschäftigten- 
zahl auf  die  stark  erhöhte  Einstellung  von  männlichen  Arbeitskräften, 
namentlich  in  der  chemischen  Industrie,  der  Eisen-  und  Metallindustrie 
und  im  Maschinenbau,  zurückzuführen  ist.  Nur  die  elektrische  Industrie 
und  das  Spinnstoffgewerbe  haben  ihre  weiblichen  Arbeitskräfte  vermehrt. 

Nach  den  Feststellungen  von  36  Fachverbänden,  die  für  1176  387 
Mitglieder  berichten,  betrug  die  Arbeitslosenzahl  Ende  März 
10  206  oder  0,9  v.  H.  Im  Februar  wurde  nur  von  34  Verbänden  be- 
richtet und  eine  Arbeitslosenziffer  von  0,8  v.  H.  festgestellt.    Die  gering- 

X* 


-     136    - 

ftigige  Zanahme  dem  Vormonat  gegenüber  ist  zam  Teil  auf  die  Schwankung 
in  der  Zahl  der  berichtenden  Verbände  zurttckcuftthren,  cum  Teil  ist 
sie  allerdings  auch  tatsächlicher  Art,  da  sich  im  Spinnstoff-  und  Be- 
kleidungsgewerbe die  Arbeitsloeenziffer  bei  gleichzeitiger  Abnahme  in 
einigen  anderen  Berufsgruppen  erhöht  hat.  Im  Vergleich  zum  Man 
der  vier  vorhergehenden  Jahre  ist  die  Arbeitslosenziffer  gesunken. 

Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise  Ifttt  im  Berichtsmonat 
ftir  beide  Geschlechter  einen  weiteren  geringfflgigen  Rückgang  des  An- 
dranges der  Arbeitsuchenden  erkennen.  Im  M&n  kamen  auf  100  offene 
Stellen  bei  den  männlichen  Personen  56  Arbeitsuchende  (gegen  68  im 
Vormonat);  beim  weiblichen  Geschlecht  sank  die  Andrangsciffer  von 
93  auf  85,  so  da£  sich  auf  dem  Arbeitsmarkt  der  Frauen  das  Angebot 
nur  zu  etwas  über  vier  Fünfteln  mit  der  Nachfrage  deckte.  Nach  den 
Industrieberichten  hat  sich  auf  dem  Arbeitsmarkt  der  Männer  teilweise 
ein  stärkeres  Angebot  von  Arbeitskräften  bemerkbar  gemacht." 

II.  Landwirtschaft  und  verwandt«  Gewerbe. 

Inhalt:  Aobau-  und  Emteflächeoetiiebuniien  in  Deutucbland.  Verkehr 
mit  landwirtachaftlichen  Grundstöcken.  Landwfrtachafüiche  I'roduktion  im  Aus- 
lände: Oesterreich:  EierrersorgunK.  Ungarn:  Fnttcr-  and  Strsosttoh. 
Schweiz:  Getreidebau;  Holzhandel.  Norwegen:  Rationiening.  Dänemark: 
Anbauflächen;  Butterausfuhr.  Irland:  Flachsanbau.  Frankreich:  Wetzen- 
preis.  Vereinigte  Staaten:  Schiffsraum.  Aegypten:  Oetieideban.  Hol- 
land: Kaffeeersau.  Weltmarkt  Ungarn:  Rinder- und  Schafhandel.  Schweiz: 
Saatmaishandel;  Brot- und  Mehlrationen.  Norwegen:  Veraotgnng  durch  Dlne- 
mark.  Dänemark:  Getreideordnuug.  Vidizählnng.  Schweden:  Mindwt 
preise.  Niederländisch-Ostindien:  Maisausfuhrrerbot.  England:  Lebeas- 
mittebnangel.  Frankreich:  Versorgung  und  Ackerbau.  Vereinigte  Staaten: 
Frachten;  Kleinverkaufspreiae ;  DünKemitteiindustrie.  Argentinien:  Oetraide- 
preise.  Kanada:  Einheitsmehl;  Einneitsbrot.  O «••itcrre ich:  Bl^l•-  und  Mohn- 
bau. Schweden:  Norwegischer  Salpeter ;  dänisc!  Bkandinarischer 
WarenausUusch.  Vereinigte  Staaten:  Ov\  at  bei  den  Farmern. 
Ungarn:  Höchstpreise.  Oesterreich:  Hen  und  Stroh.  Ungarn:  Mscer- 
schwein-  und  Eierpreise.  Ukraine:  Bodenerzengnisae.  Dänemark:  Sehwone- 
fleisch.  Xorwegen:  Kriegsbutter.  England:  Zwangsrationierung;  National- 
küchen. Frankreich:  Neue  Bestimmungen:  Brot.  Gastwirtschaften:  Getieide- 
handel.    Australien:  Weizen.    Vereinigte  Staaten:  Weizen. 

In  Deutschland  wird  im  Jahre  1918  eine  besondere  Anbau- 
und  Ernteflächenerhebung  geplant,  deren  Durchführung  nach 
der  folgenden  amtlichen  Verordnung  vom  21.  März  1918  stattfinden 
soll     Diese  lautet,  wie  folgt: 

§  1.  In  der  Zeit  vom  6.  Mai  bis  1.  Juni  1913  werden  festgestellt:  Die  An- 
bau- und  Ernteflächen  beim  feldmäßisen  Anbau  von 

1.  Weizen  ^ 

a)  Winterfrucht, 
h)  Sommerfrucht; 

2.  Spelz  —  Dinkel,  Fesen  — .  Emmer  und  Einkorn  f  Winter-  und  Sommerfrucbt , 

3.  Roggen 

a)  Winterfrucht, 

b)  Sommerfrucht  ; 

4.  Gerste 

a)  Winterfrucht, 

b)  Sommerfrucht; 
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5.  Gemenge  aus  den  Qetxeidearten  1—4; 

6.  Hafer; 

7.  Gemenge  aus  Getreide  aller  Art  mit  Hafer ; 

8.  Körnermais; 

9.  sonstigen  Getreidearten  (Buchweizen,  Hirse); 

10.  Hülsenfrüchten 

1.  zur  Körnergewinnung 

a)  Erbsen  und  Peluschken, 

b)  Speisebohnen  (Stangen-  und  Buschbohnen), 

c)  Linsen  und  Wicken, 

d)  Ackerbohnen  (Sau-  und  Pferdebohnen), 

e)  Lupinen, 

f)  Gemenge  aus  Hülsenfrüchten  aller  Art, 

g)  Gemenge  aus  Hülsenfrüchten  aller  Art  mit  Getreide, 

11.  zur  Grünfuttergewinnung  (Hülsenfrüchte  aller  Art.  rein  oder  im  Gemenge 
untereinander  oder  mit  Getreide),  auch  Lupinen  zum  Unterpflügen; 

11.  Oelfrüchten  , 

a)  Kaps  und  Bübsen, 

b)  alle  übrigen  Oelfrüchte  (Mohn,   Leindotter,  Senf,  Sonnenblumen  und 
andere) ; 

12.  Gespinstpflanzen  (Flachs,  Lein,  Hanf,  Nessel  und  anderes; 

13.  Kartoffeln 

a)  Frühkartoffeln, 

b)  Spätkartoffeln; 

14.  Rüben 

a)  Zuckerrüben, 

b)  Eunkel-  (Futter-)rüben, 

c)  Kohlrüben  (Steckrüben,  Bodenkohlrabi,  Wruken,   Dotschen), 

d)  Mohrrüben,  Möhren,  Karotten; 

15.  Glemüse 

a)  Weißkohl, 

b)  alle  sonstigen  Kohlarten, 

c)  Zwiebeln, 

d)  alle  sonstigen   Gemüsesamen    (Spargel,  Topinambur,    Schwarzwurzel, 
Mairüben,  rote  Eüben,  Sellerie.  Gurken  und  andere) ; 

16.  Futterpflanzen  zur  Grünfutter-  und  Heugewinnüng 

a)  Klee  aller  Art,  Luzerne,  auch  mit  Beimischung  von  Gräsern, 

b)  alle  sonstigen  Futterpflanzen  (Serradella  als  Hauptfrucht,  Esparsette, 
Mais  und  andere),  auch  in  Mischung; 

17.  sonstigen    Gewächsen    aller    Art  (Handelsgewächse,    Grassämereien,    Hopfen, 
Tabak,  Zichorien,  Korbweiden  und  andere; 

sowie  die  Bewässerungs-  und  anderen  Wiesen,  die  gesamten  bestellten  und  nicht 
bestellten   Ackerflächen  und  die  Weideflächen. 

§  2.  Die  Erhebung  erfolgt  gemeindeweise  durch  Befragung  der 
Grundeigentümer  und  Bewirtschaf ter  (Betriebsinhaber).  Ihre  Aus- 
führung obliegt  den  Gemeindebehörden  in  Verbindung  mit  den  zu  diesem  Zweck 
ernannten  Sachverständigen  oder  Vertrauensleuten;  zu  ihrer  Unterstützung  sind 
schreib-  und  rechnungsgewandte  Personen  zuzuziehen. 

§  3.  Die  Erhebung  erfolgt  durch  Ortslisten  nach  dem  beigefügten  Muster  1, 
dessen  Inhalt  für  den  Umfang  und  die  Art  der  Ausführung  der  Erhebung  maß- 
gebend ist 

§  4.  Die  Erhebung  ist  so  vorzubereiten,  daß  bis  zum  1.  Mai  1918  an  der 
Hand  der  Grundstückskataster  oder  entsprechender  oder  ähnlicher  Unterlagen 
(Grundsteuermutterrollen.  Grundsteuerbücher,  Einkommensnachweisuagen,  Be- 
sitzstandsverzeichnisse, Gütergeschosse,  Flurbücher  u.  dgl.)  die  Namen  der  Eigen- 
tümer und  Bewirtschafter  und  die  Flächengröße  der  im  Gremeindeflurbezirk  be- 
legenen Grundstücke  ermittelt  und  in  die  Ortsliste  eingetragen  sind. 

§  5.  AUe  Anbauflächen  sind  zur  Ortsliste  der  Gemeinde  anzugeben,  in  deren 
Flurbezirk  sie  belegen  sind.  Die  Gemeindebehörden  haben  die  Richtigkeit  der 
Flächenangaben  zu  überwachen  und  insbesondere  nachzuprüfen,   ob  die  Gesamt- 
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heit  der  durch  die  Ortalüte  faitgMtJBUtea  Anbaa-  und  MMutigcB  FUdua  mh  4m 
n«ch  §  4  ermittelten  Flächen  fiberaoatimint. 

§  6.  Der  Keichskaiizler  kann  AnaiuJunea  too  den  Vonchrifteo  der  U  4 
nnd  0  und  die  Verlängerung  der  Fri«t  de«  g  1  «nliwen. 

§  7.  Die  Qrundeigentamer,  die  Bewirtgehaflcr  uid  ihre  8t«Ur«trater  sind 
verpflichtet,  den  mit  der  Erb«baiig  BwoftractMi  Sbar  die  EitiBtaau-Pecht-  und 
sonstigen  XuuunggrerhUtniMe  •owie  fiber  die  Venraadaag  nad  den  Aabeu  der 
Grundistücke  Auskonft  xn  erteflen. 

Die  znatändige  BehSrde  oder  die  too  ihr  beeoftncteB  Vtnoum  dad  befngt, 
zur  Ermittlung  richtiger  Angaben  fiber  die  Anbeu-  and  ErBtefliehe«  die  Omiid- 
■tücke  der  zur  Angabe  Verpflichteten  cn  betreten,  Mwwingwi  ttnfuAiaaa  m>- 
wie  die  Oeschiftabncher  der  Bewirtechafter  einxaeaheD,  tmtk  Uariehttich  der 
Grö0e  der  landwirtachaftUchen  Ofttcr  oder  einadiMr  OiaadaMdk«  AMknnft  von 
Behörden  einzuholen. 

g  8.  Die  HerstelluDg  and  VenoidaBf  der  Draekaacben  erfolgt  durch  die 
Landeezentralbehörden . 

§  9.  Die  LandeazentralbebOcdaa  eriaaeea  die  BeetiiaiaagM  wmt  AnafShmag 
dieeer  Verordnung.  Sie  könnea  beeHmmen,  daH  Beben  oder  aa  Stelle  ron  Orte- 
listen  Fragdwgen  ra  Terwendea  riad;  lie  fcBaaea  die  EUiebaag  each  auf  andere 
Frfichte  eretrecken  nnd  eoaetige  Aandenugea  der  Fkaeaag  der  Orteliste  ror- 
nehmen,  insbesondere  ein  aadena 


Die  Ausfflhmngsbeetimjnaana  aiad  den  Kii^peiaihniBgeamte  und  dem 
Kaiserlichen  Statistischen  Amte  me  tam  1.  Mai  1918  cinzneenden. 

§  10.  Die  LandeaeentralbebOrden  haben  eine  nach  Beairken  der  nnterao  Ver- 
waltungsbehörden   M^iederte  Zoeaaunenstellung   der  Brnbaieae  dar 
nach  oem  Muster  «um  Kriegeeraihningeentte  und  dem  lieietirtlrhiB  P 
Amte  bis  nun  8.  Juli  1918  einni senden. 

§  11.  Die  Reichskartoffelstelle  wird  ermichtigt,  eine  besondere 
Erhebung  über  die  EmtefUcben  beim  f>idiHI|,an  Anbau  von  FrühkartofMa 
vorzunehmen.  Sie  erlifit  die  niheren  .nuslimiaaimii.  Die  Vorwchrift  im  9  {7 
findet  entsprechende  Anwendung. 

§  12.  Wer  TorsUxlich  die  Angaben,  zu  denen  er  nach  dieeer  Verordnung 
oder  den  zu  ihrer  AuKführung  erlaaeenen  Bestimmnnsen  verpflichtet  ist.  nicht 
oder  wissentlich  unricbtie  oder  unvoUatiadig  macht  oder  wer  der  Vorschrift  im 
§  7  Abs^  2  zuwider  das  Betreten  der  Chvaditaeke  oder  die  Eiaaicht  in  die  Ge- 
schäftsbücher verweigert,  wird  mit  GeSagaia  Ue  la  6  Mooatca  oder  mit  Geld- 
strafe bis  zu  zehntausend  Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  bcatrafu 

Wer  fahrlässig  die  im  Ab«.  1  eenanntea  AagBbitB  nicht  oder  unrichtig  oder 
unvollständig  macht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  sn  SOOO  M.  beetraft 

§  13.  Die  durch  Bundesratsbeschlnfi  vom  1.  Mai  1911  angeordnete  Anbau- 
erhebung  unterbleibt  im  laufenden  Jahre. 

§  14.    Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkündung  in  Kraft. 

Ueber  den  Verkehr  mit  landwirtschaftlichen  Ornnd- 
Btücken  ist  eine  bemerkenswerte  Bekanntmachung  dea  Bundearata 
für  Deutschland  vom  15.  Mftrz  1918  erlassen.  Die  Bestimmungen  sind 
folgende : 

§  1.  Die  Auflassung  eines  Grundstücks,  die  Bestellung  eines  dinglichen 

Hechtes  zum  Genüsse  der  Erzeugnisse  eines  Grundstücks  sowie  jede  Vereinbarung. 

welche  den  Genuß  der  Erzeugnisse  oder  die  Verpflichtung  zur  Uebereignang  eines 

Grundstücks   zum  Gegenstand   hat,    bedarf,    wenn    das   Grundstück   über 

*ünf  Hektar  grofi  ist,  zu  ihrer  Wirksamkeit  der  Genehmigung  der  zu  - 

ständigen  Behörde.    Die  Genehmigung  kann  auch  unter  Auflagen  erteilt  werden 

§  2.  Die  Genehmigung  ist  nicht  erforderlich  bei  ßeehtagesehiften 

1.  des    Reichs,    eines    Bundesstaats,    einer  Gemeinde    oder    einer    anderen 

Körperschaft  oder  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  oder  einer    vom   Staate   als 

gemeinnützig  anerkannten  Verönigang,  die  sich  mit  innerer  Kolonisation.  Qrund- 

entschnldung  oder  Errichtung  von  Wohnungen  befaüt ; 
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2.  zwischen  Ehegatten  oder  Personen,  die  untereinander  in  gerader  Linie 
verwandt  oder  verschwägert  oder  in  der  Seitenlinie  bis  zum  zweiten  Grade  ver- 
wandt sind; 

3.  die  nach  anderen  Vorschriften  der  Genehmignne  durch  den  Landesherrn 
oder  einer  Verwaltungsbehörde  bedürfen  und  diese  erhalten  haben ; 

4.  bei  denen  die  zuständige  Behörde  bescheinigt,  daß  es  einer  Genehmigung 
nicht  bedarf. 

§  3.  Die  Genehmigung  darf  nur  versagt  werden,  wenn  das  Grund- 
stück zum  Betriebe  der  Land-  oder  Forstwirtschaft  bestimmt  ist  und  wenn 

1.  durch  die  Ausführung  des  Rechtsgeschäfts  die  ordnungsmäßige  Bewirt- 
schaftung des  Grundstücks  zum  Schaden  der  Volksernährung  gefährdet  er- 
scheint oder 

2.  das  zum  Betriebe  der  Landwirtschaft  bestimmte  Grundstück  an  jemanden 
überlassen  wird,  der  die  Landwirtschaft  nicht  im  Hauptberuf  ausübt  oder  früher 
ausgeübt  hat,  oder 

3.  das  Rechtsgeschäft  zum  Zwecke  oder  in  Ausführung  einer  unwirtschaft- 
lichen Zerschlagung  des  Grundstücks  erfolgt,  oder 

4.  durch  me  Ausführung  des  Rechtsgeschäfts  die  Aufhebung  der  wirtschaft- 
lichen Selbständigkeit  eines  landwirtschaftlichen  Betriebes  durch  Vereinigung 
mit  einem  anderen  zu  besorgen  ist,  oder 

5.  die  Uebereignung  eines  Grundstücks  unter  Ausnutzung  der  Notlage  des 
Eigentümers  zu  unbilligen  Bedingungungen,  insbesondere  einem  erheblich  ninter 
dem  Wert  zurückbleibenden  Preise  erfolgen  soll. 

§  4.  Ist  im  Grundbuch  auf  Grund  eines  nicht  genehmigten  Rechtsgeschäfts 
eine  Rechtsänderung  eingetragen  so  kann  die  zuständige  Behörde,  falls  nach 
ihrem  Ermessen  die  Genehmigung  erforderlich  war,  das  Grundbuchamt  um  die 
Eintragung  eines  Widerspruchs .  ersuchen.  §  54  Abs.  1  der  Grundbuchordnung 
bleibt  unberührt. 

Ein  nach  Abs.  1  eingetragener  Widerspruch  ist  zu  löschen,  wenn  die  zu- 
ständige Behörde  darum  ersucht  oder  wenn  die.  Genehmigung  erteilt  ist. 

§  5.  Wird  das  Rechtsgeschäft  nicht  oder  unter  Auflagen  genehmigt,  so 
steht  jedem  Teile  binnen  zwei  Wochen  seit  der  Bekanntmachung  der  Entscheidung 
an  ihn  die  Beschwerde  zu;  die  Entscheidung  über  die  Beschwerde  ist  endgültig. 
Soll  die  Genehmigung  versagt  oder  unter  einer  Auflage  erteilt  werden,  so  sind  beide 
Teile,  soweit  tunlich,  zu  hören. 

§  6.  Die  zuständige  Behörde  kann  dem  Eigentümer  oder  Besitzer  von  leben- 
dem oder  totem  Inventar,  das  zu  einem  landwirtschaftlichen  Grundstück  ge- 
hört oder  sich  auf  ihm  befindet,  die  Veräußerung  oder  die  Entfernung 
des  Inventars  oder  einzelner  Stücke  von  dem  Grundstück  unter- 
sagen, wenn  hierdurch  die  ordnungsmäßige  Bewirtschaftung  des 
Grundstücks  zum  Schaden  der  Volksernährung  gefährdet  werden 
würde.  Gegen  die  Untersagung  ist  die  Beschwerde  zulässig.  Die  Entscheidung 
über  sie  ist  endgültig. 

Die  Vorschrift  gilt  nicht  bei  Maßregeln  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung. 

g  7.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzig- 
tausend Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  wird  bestraft: 

1)  wer  ohne  die  erforderliche  Genehmigung  ein  Grundstück  aufläßt  oder  sich 
auflassen  läßt,  oder  den  Besitz  eines  Grundstücks  einem  anderen  überträgt 
oder  von  einem  anderen  erwirbt; 

2)  wer  die  bei  Erteilung  der  Genehmigung  gemachten  Auflagen  nicht  erfüllt; 

3)  wer  Inventar  veräußert,  entfernt  oder  an  sich  bringt,  wenn  ein  Verbot  nach 
g  6  vorliegt. 

Ist  die  Handlung  fahrlässig  begangen,  so  tritt  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  ein. 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestimmungen  zur  Ausführung 
dieser  Verordnung;  sie  bestimmen  insbesondere,  welche  Behörde  die  zuständige 
Behörde  und  die  Verwaltungsbehörde  im  Sinne  dieser  Verordnung  ist. 

Die  Landeszentralbehörden  bestimmen  für  ihr  Gebiet  den  Tag  des  Inkraft- 
tretens der  §§  1  bis  7  dieser  Verordnung,  sie  können  die  Inkraftsetzung  auf  be- 
stimmte Gebietsteile  und  einzelne  Bestimmungen  beschränken  und  zeitlich  be- 
grenzen :  sie  können  die  Grundstttcksgrenze  abweichend  vom  §  1  bestimmen  und 
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die  Vorschriften  der  VerordnuDg  ani  Bcwchtigangi  Muddutea,  für  welche  dk 
anf  Qrundetäcke  sich  beziehenden  VoraehriftaB  gattea. 

§  9.    Weilergehende  Undeereehüicbe  Beetimmanceu  bleiben  unberfthn. 

§  lÖ.  Dieee  Verordnung  tritt  mit  dem  Tase  der  Verkündung  in  Kraft.  D«r 
Bundesrat  bestimmt  den  Zeitpunkt  ihres  AnflerkrafttraUaa. 

Die  zuständigen  preuUiKchen  Minister  haben  hieran  die  nachstehendes 
Ausfährungsbestimmungen  erlaaaen: 

1.  ZoBtlndige  Behörde  im  8inne  der  Bekanntmachunc  tat  der  Landrat  — 
in  Stadtkreisen  der  Bürgermeister  —  das  Kreiaes,  in  dem  du  GnuMlatAck  ganz 
oder  zum  Teil  liegt.  Liegt  das  GraadatAek  in  «afciata«  KiaiaaB,  ao  aoU  die  Ge- 
nehmigung nur  von  dem  Landrat  (B&rgamMislar)  erteilt  «acdan,  ia  daaaao  Kreia 
der  gröSte  Teil  des  Grundstüeka  betegen  iat.  Ia  ZwaifelaOUaa  iat  dia  Bataebai- 
dung  de*  BÖfiernngrarisidenten,  bei  reraeUadeaen  Prorincen  daa  lOaiatan  fir 
Landwirtachtft,  Domuen  und  Forataa  anxamfaa. 

2.  Verwaltungsbehörde  im  Sinne  der  Bekaantmachung  ({  t,  Nr.  8j  sind  dia 
Minister,  die  Provinzialverwaltungsbdiürden  und  die  Oiiariaaaaagerichte  als  Fidei- 
kommißbehörden . 

3.  Die  §§  1—7  der  Bekanntmachung  ti«ten  am  18.  MXrz  1918  ia  Kraft. 

Ueber  die  landwirtschaftliche  Produktion  im  Aas- 
lande können  im  Folgenden  verschiedene  Berichte  des  Deut- 
schen Landwirtschaftsrats  wiedergag«ben  werden.  So  heilt 
es  u.  a. : 

BerUn,  36.  Mlis  lOia 

Der  Statthalter  im  Erzhenoetum  Oesterreiek  ob  dar  Eaaa  hat  anter 
dem  20.  Februar  (»Wiener  I^andw.  Zeitung*  vom- 16.  Mint)  eiae  Varadaaag  batr. 
die  Eierversorgung  in  Oberösterreich  erlaaaen.  Nach  dmulbtß  wird 
dem  Geflügelhalter,  d.  i.  jedermann,  der  im  eigaaeB  BaMaiw  CMMgal  kilt.  für 
jede  in  seinem  Haushalt  ständig  verpflegte  Pccwm  ja  eiae  Legakenne  frei- 
gegeben, d.  h.  bei  Veranlacting  und  Anfericgong  dar  Liatemieiit  nicht  ein- 
nrechnet.  Von  jeder  über  (ueae  Anzahl  weiter  vathMbandea  uanae  sind  dem 
Geflügelhalter  auf  Grund  dea  S  S  <>«  KaiaerL  Vanfdaoag  tob  24.  Mai  1917 
60  Eier  als  Jahresliefernac  sor  Abgabe  aa  daa  laallBitlgiin  legilimierten  Ein- 
käufer (bzw.  die  Eieraammdstdle)  rorgaaehriebaa.  Aa  ebaa  dieae  Stellen  sind 
auch  alle  über  diese  Anzahl  hinaoa  annUaadaa  aad  im  eigaaea  Hanshalte  nicht 
zum  Gebrauch  gelangeaden  Eks  abcnfUiraa.  Dia  bereita  vor  dem  1.  Janaar  1917 
einer  oberöeterreiehischen  BJeneiweitungigenoaaeinaehaft  aagebörifean  OaÜfigtl* 
halter  haben  diese  Liefer8<<huld  durch  Abgabe  der  Bier  an  inre  Oeaoascaaefiaft 
zu  erfüllen. 

Jeder  Geflügelhalter  hat  der  ihn  treffenden  Jahresllef erschuld  in  fünf  Zeit» 
abschnitten  zu  genügen  und  von  den  Eiern  ein  Fünftel  im  Monat  März,  ein 
Fünftel  im  Monat  .\pril,  ein  Fünftel  im  Monat  Mai,  ein  Fünftel  in  den  Monate« 
Juni  und  Juli  und  ein  Fünftel  in  den  Monaten  Anrnst  und  September  aban- 
führen.  Die  Erfüllung  dieser  Tetllieferangen  fdas  sind  12  Eier  pro  Liefahcaae 
und  Zeitabschnitt)  kann  in  jedem  Zeitabschnitt  auf  einmal  im  voraas  oder  ia 
Wochenraten  erfolgen,  wobei  -  soweit  eine  Deberliefening  in  den  Vorwochen 
nicht  vorliegt  —  die  WochenlieferunKen  in  den  Monaten  lUn,  April  und  Mai 
nicht  weniger  als  drei  Eier,  in  den  Monaten  Juni,  Juli,  August  und  .September 
aber  nicht  weniger  als  je  zwei  Eier  in  der  1.  und  3.  und  je  ein  Ei  in  der  2  und 
4.  Woche  dieser  Monate  betragen  dürfen.  Mehrlieferungen  innerhalb  etneo  Zeit- 
abschnittes werden  auf  den  folgenden  Abschnitt  angerechnet. 

Beim  Verkauf  durch  den  Geflügelhalter  darf  für  ein  Ei  nicht  mehr  ab 
24  h  =  '20'/.  Pf.  gefordert  werden. 

Im  Kleinhandel  dürfen  somit  folgende  Preise  für  daa  Ei  nicht  übenschzitten 
Verden:  In  den  vom  legitimierten  Einkäufer  unmittelbar  versorgten  Oemeiaden 
28  h  =  24  Pf.;  in  den  im  Wege  der  Hauptsammelstellen  versorgten  Gamaiaden 
31  h  =  26'     Pf.;  in  den  .Städten  Linz.  Urfahr.  Steyr  und  Wels  32  h  =  27  Pf. 

Für  geleuchtete  und  gestempelte,  tagesfrische  Bier  der  oberöeterreichiscben 
Eierverwertungsgenossenschaften   mit  dem  Mindestgewicht  von   55  g  darf  seitens 
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dieser  Genossenschaften  ein  Quaiitätszuschlag  von  1  h  für  das  Ei  genommen 
werden.  Für  ßruteier  von  Rassehühnern  gilt  ein  Abgabepreis  in  doppelter  Höhe 
des  allgemeinen  Erzeugerpreises  als  angemessen.  Zur  Abgabe  und  zum  Versenden 
von  Bruteiern  ist  die  Bewilligung  der  zuständigen  politischen  Bezirksbehörde  not- 
wendig. Bei  Kleineiern,  das  sind  Eier  unter  38  g,  stellt  sich  bei  sonst  gleichen 
Preisspannungen  der  Erzeugerpreis  auf  20  h  =  17  Pf. 

In  Ungarn  hat  der  Ackerbauminister,  wie  die  „Wiener  Landwirtschaftliche 
Zeitung"  vom  20.  März  mitteilt,  die  bei  Futter-  und  Streustroh  verkauf  en 
der  Vieh-  und  Futterverkehrs-A.  G.  an  Privatparteien  gültigen  Preise  herabgesetzt 
und  wie  folgt  festgestellt:  Heu,  locker  36  K.,  gepreßt  42  K  ;  Sommerstroh,  locker 
24  K.,  gepreßt  30  K. ;  Winterstroh,  locker  18  K.,  gepreßt  24  K. ;  Schüttstroh  26  K. ; 
Maisstengel  und  Schleißen,  Besenstrohstengel  und  Rohr  20  K.  pro  100  kg. 

Der  Berner  „Bund"  vom  16.  Mäi'z  berichtet:  Wie  wir  vernehmen,  ist  die 
Vermehrung  des  Inlandsgetreideanbaues  der  Schweiz  nicht  weit 
unter  dem  offiziell  vorgeschriebenen  Areal  geblieben.  Das  beste  Resultat  ver- 
zeichnet der  Kanton  Bern,  der  80—85  Proz.  der  angeordneten  Vermehrung  durch- 
geführt hat.  Der  Rest  der  noch  vorzunehmenden  Anbauvermehrung  muß  nach- 
träglich durchgeführt  werden,  indem  auch  eine  Vermehrung  des  Anbaues  von 
Sommergetreide  eintritt. 

Der  Berner  „Bund"  (Schweiz)  vom  16.  März  veröffentlicht  folgende,  die 
Allgemeinheit  interessierende  Darstellung  aus  dem  Geschäftsbericht  der  v'olksbank 
Wolhusen  über  das  Jahr  1917 :  „Der  Holzhandel,  der  hauptsächlich  in  unserer 
Giegend  floriert,  hat  die  früher  ungekannten  Preise  behaupten  können.  Die  Nach- 
frage wird  unseres  Erachtens  nicht  nachlassen,  und  mit  dem  Einsetzen  der  Bau- 
tätigkeit nach  dem  Kriege  wird  die  Wahrscheinlichkeit  kleiner,  daß  die  Preise  in 
der  nahen  Zukunft  eine  nach  abwärts  tendierende  Bewe^ng  einschlagen  werden. 
Die  Position  der  Landwirtschaft  ist  eine  gute  und  wird  auch  weiterhin  eine 
günstige  bleiben.  Ihr  fehlt  jedoch  hauptsächlich  in  unserem  Kanton  ein  zentrales 
Hypothekarinstitut,  das  sich  der  KUein-  und  Mittelbauern  annehmen  würde.  Die 
Schwierigkeiten,  die  sich  dem  Kleinbauer  beim  Placieren  von  gekündigten  Hypo- 
theken in  den  Weg  stellen,  können  oft  nur  durch  große  finanzielle  Opfer  über- 
wunden werden.  Es  darf  zudem  nicht  übersehen  werden,  daß  die  Umstellung 
des  Betriebes  der  Landwirtschaft  auf  die  Friedenszeit  auch  weniger  befriedigende 
Verhältnisse  bringen  kann.  Der  tüchtige  Landwirt  sollte  daher  schon  jetzt  dafür 
sorgen,  daß  rationell  gearbeitet  wird,  um  der  später  wieder  einsetzenden  aus- 
wärtigen Konkurrenz  gewachsen  zu  sein.  Unsere  Landwirte  dürfen  auch  die 
Tatsache  nicht  aus  den  Augen  verlieren,  daß  der  Erlös  der  reichen  Abholzungen 
der  Wälder  nicht  als  Erträgnis  zu  buchen  ist,  sondern  einer  reinen  Vermögens- 
verschiebung gleichkommt,  die  bei  einer  späteren  Bewertung  der  Liegenschaften 
schwer  in  die  Wagschale  fallen  wird.  Vor  allem  aber  sollte  darauf  hingearbeitet 
werden,  daß  die  Güterpreise  auf  Grund  der  gegenwärtigen  Erträgnisse  nicht  über- 
mäßig in  die  Höhe  geschraubt  werden,  denn  ein  Rückschlag  müßte  in  späteren 
Jahren  die  Käufer  von  Grund  und  Boden  und  außerdem  die  Liegenschaftsbesitzer 
überhaupt  schwer  treffen." 

„Aftenposten"  vom  12.  März  bringt  ein  Interview  mit  dem  Direktor  der 
staatlichen  Rationierung  in  Norwegen,  Five,  dem  folgende  Angaben 
entnommen  sind:  Die  Fett-  und  Kartoffelrationierung  wird  jetzt  vorbereitet.  Das 
Volk  muß  darauf  vorbereitet  werden,  daß  trotz  der  großen  Kartoffelernte  die 
Vorräte  knapp  werden,  vor  allem  wegen  des  großen  Bedarfes  an  Saatkartoffeln, 
der  etwa  1 — 1'/,  MUl.  dz  betragen  wird.  Das  Volk  muß  sich  daran  gewöhnen, 
Kartoffeln  durch  Kohlrüben  zu  ersetzen,  von  denen  Norwegen  200000  dz  aus 
Dänemark  erhalten  wird. 

In  Dänemark  beträgt  die  gesamte  mit  Weizen  besäte  Fläche  laut  „Poli- 
tiken" vom  15.  März  etwa  57  000  ha,  d.  h.  2,4  v.  H.  mehr  als  im  Vorjahre;  die 
Anbaufläche  für  Roggen  etwa  217  000  ha,  d.  h.  18  v.  H.  mehr  als  1917 
(184  000  ha). 

In  einer  Sitzung  des  Butterexportaussehusses  in  Dänemark  wurde 
laut  „Nationaltidende"  vom  14.  März  mitgeteilt,  daß  die  für  England  aufge- 
stapelten 10000  Ztr.  Butter  nun  ausgeführt  werden  würden.  Der  Preis  beträgt 
wie  für  die  anderen  Länder  8,60  Kr.  pro  kg  =  4,84  M.  für  1  Pfund.    Verband- 
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luDgen  über  ein  neue«  Abkommen  ab  1.  April  1918  wenlaa  «iagalMtet  L«tt 
.Berlinnke  Tidende*  vom  14.  M&rz  handelt  es  «ich  um  12000  Ztr.  tum  PreiM 
von  8  Kr.  pro  kg  =  4,50  M.  für  1  Pfund. 

Aus  Belfast  wird  dem  .Gconomiat*  vom  23.  Febnur  berichtet:  Beifaat  and 
die  große  Leinen  Industrie  von  Ulster  sdicB  sieh  vor  ein  mraltiges  Problam 
gestellt:  Bisher  hat  Rußland  vier  Fünftel  der  nhea  Fkaar  ganittet,  und  da  der 
Bezug  von  dort  unmöglich  wird,  sind  dringend  MaSnahmeo  utMg,  am  Flachs  tu 
beschaffen,  bis  das  Gleichgewicht  wiederhergestellt  und  eine  danemde  Veraocgonf 
für  die  Zukunft  gesichert  ist.  Der  Bedarf  an  Flugteog  •  Leinewand  ist  )etet  ge- 
bieterisch, und  obgleich  vor  November  noch  etwas  Flachs  aas  RaflUnd  fiingin«, 
ist  die  Knappheit  jetzt  so  grofi,  daß  Leinen  in  an rerfil achtem  Zaatande  fftr  ue 
nächsten  Monate  fast  zu  den  unmöglichen  Dingen  gebOien  wird. 

Um  dafür  zu  sor^,  daß  die  kommende  Flachsernte  für  alle  möglichen 
Anforderungen  genügt,  ist  das  Leinengewerbe  Ulsters  zu  einem  großen  Garantie- 
verband  organisiert  worden.  Das  Kapital  ist  auf  2  MilL  £  featceeeUt  werden, 
wovon  die  Industrie  500000  £  garantiert,  wUirend  von  der  Be^runr  «wartet 
wird,  daß  sie  für  den  Rest  die  Verantwortung  fibemimmt.  Der  Zweck  ist  klar 
und  bestimmt  und  zielt  in  erster  Linie  auf  die  FOrdemng  vermehrten  Flachs- 
anbaues in  Irland  ab.  Za  diesem  Zwecke  wird  die  Be^ierang  wahrscheinlich 
Prämien  von  5  £  für  den  Acre  gewähren  und  die  Seat  liefem.  Schon  jetzt  ist 
den  Landwirten  für  die  nächste  Ernte  ein  Preis  ron  30  ah.  für  minderen  and 
40  sb.  für  besten  Flachs  für  den  Stone  (der  Stone  betrigt  in  Belfast  16,75  engL  Pfd. 
=:  7,397  kg,  in  Dovrnpatrick  24  engl.  Pfd.  »>  10,886  tg)  garantiert  worden. 

Die  Leinenindustric  betont,  daS  sie  iwar  lebhaftes  Intereaae  an  dar  Sache 
nimmt,  aber  in  keiner  Weise  mit  den  Landwirten  in  Wettbewerb  treten  wilL  Sie 
hat  5000  Acres  (4000  davon  in  Tlster)  gepachtet,  wofür  die  Landwirte  20  £  Pacht 
erhalten,  mit  einem  Zuschlae  von  4  £,  wenn  sie  die  Aussaat  übernehmen.  AuBerdem 
hat  der  Verband,  da  das  Matgut  bisher  aas  BaSland  kam  —  der  irische  Land- 
wirt ließ  dies  außer  acht  and  führte  sogar  Leinsaat  als  Futtermittel  im  Betrag^e 
von  158350  £  jährlich  ein  —  so  viel  kanadiaohe  Teinaeat  gekauft,  daß  damit 
wenigstens  10000  Acres  bestellt  werden  können. 

»Temps*  meldet:  Die  französische  Begiarnng  beachtoit,  den  Preis  für 
Weizen  auf  75  free.  ^^  60,75  M..  und  für  dte  an«ieren  Getnidearten  ans  der 
Ernte  1918  auf  55  frca.  «  44,56  M.  für  den  Doppekentoer  an  arhSban. 

Charakteristisch  für  die  Maßnahmen  in  der  Bchiffsraum frage,  zu  denen 
g^riffen  werden  muß,  ist  folgende  Reutermeldung  aas  Washington  in  den 
.Financial  News*  vom  5.  Märt:  Das  Kriegahandelaamt  hat  ein  zeitweilige«  Verbot 
für  Einfuhr  von  Mais  aas  Südamerika  ergehen  lassen,  tun  dadurch  die  Heran- 
schaffung von  Weizen  aus  Südamerika  au  steigern  und  somit  die  Vereinigten 
Staaten  in  den  Stand  zu  setzen,  ihre  festgelegte  Verpflichtung  zur  Verschittong 
von  30000  t  Weizen  monatlich  nach  der  Sdoimz  zu  erfüllen.  Da  die  meisten 
dieser  maiaerzeugenden  Länder  auch  große  Weizenmengen  zu  Terkaufen  habaiL 
so  erwartet  man,  daß  die  Wirkung  des  Einfuhrverbotes  auin  bestehen  wird,  daS 
der  bisher  für  Mais  benutzte  Schiffsraum  nunmehr  zur  Weizenbeförderung  ver- 
wendet werden  wird.  Im  nächsten  Monat  werden  die  Vereinigten  Staaten  ihre 
Maisverschiffung  nach  den  Verbandsländem  sehr  verstärken  und  die  Weizen- 
verschiffungen verringern.  Besondere  Vorkehrungen  sind  getroffen,  um  täglich 
500000-700  000  Bushels  Mais  zur  Verschiffung  an  die  Küste  zu  befördern. 

Der  „Manchester  Guardian*  vom  11.  März  gibt  ein  Exchange -Tdegramm 
aus  Kairo  wieder,  dem  zufolge  nach  amtlicher  Schätzung  die  in  diewm  Jahre  m  i  t 
Getreide  bestellte  Fläche  in  Aegvpten  die  de»  Vorjahres  um  35  v.  H 
übertrifft. 

.Octrooi  en  Merkblad*  (Haag)  vom  5.  März  berichtet:  In  letzter  Zeit  sind 
in  Hoogezand  Waggonladungen  Hyazinthen  eingetroffen,  die  nach  Verarbeitung 
in  den  Drogerien  gemahlen  werden  und  als  Kaffee-Ersatz  Verwendung  finden 
Der  hieraus  bereitete  Kaffee  schmeckt,  wie  die  (.liemiker-Zeitung  für  Holland 
sagt,  dem  echten  Kaffee  sehr  ähnlich. 
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Weltmarkt. 
Getreidepreise  in  Mark  für  1000  kg, 
für  amerikanische  Märkte  umgerechnet  nach  dem  Friedenskurs  1  $  = 
für  London  umgerechnet  nach  dem  Friedenskurs  1  £  =  20,50 

23.  März 


New  York :    Weizen  :  Winterweizen 
Sommerweizen 
Roggen :  loco   Nr.  2 
Hafer:      White  olipped 
Chicago :         Roggen :   loco 
Mais:   für  Mai 
„    Juli 
Hafer :  für  März 
„     Mai 
Winnipeg:  Weizen:  Manitoba  Nr.  1 

Buenos  Aires,  14.  März  1918. 

Diese  Woche 


Cents 

f.  1  Bnshel 

226 

226 

265 

9_97* 

1*7'/. 
126V, 

897, 
857. 
221 


M. 

348,70 
348,70 
408,90 
230,90 

211,45 
208,55 
208,10 
198,85 
341  — 


=  4,20  M., 
M. 

16.  März 
M. 

348,70 

3S3.S5 
43«,05 
225,75 
432,75 
209,80 
204,10 

195,95 
191,30 

341-— 


Weizen 

Mais 

Hafer 


Pesos  M. 

für  100  kg  für  d.  Tonne 
Friedenskurs 
(1,78) 


13,10 

6,65 


234,0» 
118,35 


Bradstreets  Statistik.     (In  1000  t.) 


Vorige  Woche 
Pesos  M. 

für  100  kg    für  d.  Tonne 
Friedenskurs 

»3,1»  *34,«» 

6,65  118,35 

6,25  11 1, «5 

1918         1918 


1917 


12.  März    5.  März    10.  März 
1323         3770 


Nachweislicher  Vorrat  an  Weizen  in  den  Vereinigten  Staaten 

und  Kanada  östlich  des  Felsengeb.  1265 

Nachweislicher  Vorrat   an  Mais   in   den  Vereinigten  Staaten 

und  Kanada  östlich  des  Felsengeb.  322  266  368 

19.   März   1918. 

In  Ungarn  wird  durch  eine  Kegierungs Verordnung  vom  3.  März  („Wiener 
Landw.  Ztg."  vom  9.  März)  über  den  Verkehr  mit  Kindern  und  Schafen 
der  Ackerbauminister  ermächtigt,  im  Interesse  der  Sicherstellung  des  Rindvieh- 
und  Schafbedarfes  des  Landes  und  des  Heeres  den  Verkehr  von  Kindern  und 
Schafen  im  Einvernehmen  mit  dem  das  Amt  für  Volksernährung  leitenden  Mi- 
nister zu  beschränken  und  die  Bedingungen  des  Einkaufes  dieser  Tiere  festzu- 
setzen. Lebendes  Kindvieh  (auch  Stiere  udd  Kälber)  sowie  Schafe  (auch  Lämmer) 
dürfen  nur  mit  Einkaufszertifikaten  gekauft  werden.  Zur  Förderung  der  Vieh- 
zucht sowie  Versorgung  der  größeren  inländischen  Konsumplätze  kann  der 
Ackerbauminister  Ausnahmen  zidassen.  Die  Einkaufszertifikate  stellt  die  Veterinär- 
behörde erster  Instanz  aus,  eventuell  auch  jene  Behörde  und  jenes  Organ,  das 
der  Ackerbauminister  hierzu  ermächtigt.  Die  Besitzübertragung  der  obengenannten 
Tiere  ist  gleichfalls  nur  auf  Grund  von  Einkaufszertifikaten  zulässig;  auch  bei 
Ausstellung  neuer  Viehpässe  ist  das  Einkaufszertifikat  stets  vorzuweisen. 

Durch  A'^erfügung  des  schweizerischen  Militärdepartements  (Berner 
„Bund"  vom  5.  März)  werden  für  den  Verkehr  mit  Inlandmais-Saatgut 
folgende  Höchstpreise  festgesetzt : 

1.  Für  den  Ankauf  von  Inlandmais-Saatgut  beim  Saatgutprodu- 
zenten durch  den  Saatgutverbraucher  oder  Inhaber  der  Bewilligung  zum  Saat- 
guthandel der  Inlandgetreidestelle:  a)  für  saatfertig  ausgelesene  Ware,  die 
100  kg  netto  oder  brutto  für  netto  (Sack  für  Ware),  loko  Hof,  Abgangsstation 
oder  Saraenmarkt,  90  frcs.  (=  729  M.  für  die  Tonne),  b)  für  nicht  saatfertig 

f ereinigte  Ware,  die  100  kg  netto  oder  brutto  für  netto  (Sack  für  Ware),  loko 
Tof  oder  Abgangsstation,  70  frcs.  (=  567  M.  für  die  Tonne). 
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2.  Für  den  Wiederverkauf  durch  dea  Inhaber  der  Bewitligvns  der  in- 
landsgetieidestelle  für  saatfertig  aiiMpUfine  Ware:  Ffir  Utngfn  von  5  kg  und 
mehr,  netto  oder  brutto  für  netto  (8«ck  für  Warej  iabecrifien  alle  Koeteo  da« 
Verkäufers  für  Zufuhr  der  Ware  zu  aeiiiein  Magazin  naa  Abfahr  deradben  aaf 
die  Abgangssution  (CamioDDagej.  für  Verladung  und  llagasiDicniiiK  aowie  fBr 
Nichtbahntrannporte,  die  Zufuhr  zum  Hauae  dea  Uafen  bia  zu  einer  Eatferanaf 
von  4  km  inb^ffen :  Frarbt«pei)en  und  beaoodcR  Bpeaeii  für  Zufuhr  auf  «Sten 
Entfernung  faflen  zu  Laaten  dea  KAnfera,  1  frc.  pro  Kilogramm  Für  MeaCM 
von  weniger  als  5  kg.  alle  Speaen,  anagenommcn  Foattaxe,  zu  Laaten  dea  Vcr- 
kiufer«,  1,20  frc.  pro  Kilogramm. 

Die  in  der  Verfügung  vom  2.  Juli  1917.  betreffend  Vermahlung  ron  Maia- 
kom.  Uöchstpreine  für  Maiikom  und  dcaaen  Mahlprodnkte,  featmctcten  HAdM» 
preise  ffir  Verbrauchsmais  behalten  auch  fftr  InlandverbrancbaBMia  ikre  OtMgkdt. 

Das  schweizerische  Militirdepartement  hat  am  20.  Febraar  (Bemar 
.Bund*  vom  4.  Mirz)  Tcrfögt: 

Für  den  Monat  Mirz  1918  werden  die  Brot-  und  Mehlrationen.  wie 
folgt  feaUretetzt: 

a)  Für  die  polizeilich  angemeldete  Berölkerang  wird  die  normale  Ration, 
unter  Vorbehalt  der  unter  d  angeführten  Beatimmong,  auf  22&  g  Brot  pro  Tag 
und  350  g  Mehl  pro  Monat  fe««meUt 

b)  I^e  Zusauration  ffir  Schwerarbaitar  betrigt  400  g  pro  Tag;  die  dieaar 
Kategorie  angebürenden  Bettigabereebtigten  werden  iwai  Znaatsbrotkarten  er- 
halten. 

c)  Unter  Vorbehalt  der  unter  b  und  d  dieaea  Artikela  yorgeaabenea  Bealim- 
mungen  wird  die  ZusaUration  für  Minderbemittelte,  die  Brot  lu  herabgtaetttaa 
Preisen  beziehen,  in  der  Regel  auf  50  g  Brot  pn>  Tag  featgcaetct.  ImmarUa 
sollen  die  Gemeindebrotkartenstellen  die  Anzahl  der  jeder  Familie  abatgebänan 
Zusaubrotkarten  in  den  Fällen  herabsetzen,  wo  eine  aolche  Reduktion  durch  die 
Umstände  gerechtfertigt  erscheint. 

d)  Für  alle  Kinoer  unter  2  Jahren  wird  die  Ration  auf  ISO  g  Brot  pro  Tag 
und  500  g  Mehl  pro  Monat  festgesetat;  aie  haben  somit  kein  Anrecht  auf  die 
Zu  Satzbrotkarte. 

.Aftemposten*,  Kristiania,  vom  9.  Mirz  teilt  Einzelheiten  über  die  Leben  •- 
m  ittel  Versorgung  Norwegens  durch  Dänemark  mit:  Dtoemark  wird 
im  März  und  im  April  10000  t  Brotkorn  (zur  Hälfte  Roggen  und  zur  Hälfte 
Gerste)  zum  Preise  von  0,55  Kr.  •«  0,62  M.  ffir  daa  Kilogramm,  fob.  dänischen 
Hafen  an  Norwagen  liefern,  und  Norwegen  erhält  aofleroiem  daa  Vorkaufsrecht 
auf  weitere  10000  t  zu  0,40  Kr  =  0,45  if  ffir  daa  Kilogramm  fob.  Auafuhrfaaieo 
für  August  und  September.  Dänemark  iat  überdies  zur  Liefemnc  von  200000  t 
Brotkorn  aus  der  kommenden  Ernte  bereit  falls  Norwegen  sich  aolort  entacheidet 
Wegen  der  großen  Kart<iffelknappheit  in  Norwegen  wird  Dänemark  20000  t  Kohl- 
rüben zum  Preise  von  0,10  0.12  Kr.  =  11— ß'/,  Pf.  daa  Küograaun  ab  Liefe- 
ningsort  ausführen,  auch  hat  es  die  Lieferung  rongelben  Wurmn  (gnlaröddrr'. 
roten  Rüben,  getrockneten  Kartoffeln,  aowie  von  5000  t  Zncker  sugcaieBat  .\.tiib 
von  der  dänischen  Butter-  und  Eierausfuhr  soll  Norwegen  einen  baträobt lieben 
Teil  erhalten,  während  die  Speckansfnhr  Dänemarks  wahraAcinlicb  in  etwa 
10  Wochen  aufhören  wird. 

Nach  „Roskilde  Dagblad*  vom  4.  März  hat  der  da n lache  Minister  des 
Innern  im  Folketing  den  Antrag  gestellt,  bis  Ende  Sn>tember  an  die  nor- 
wegische Regierung  200000  dz  Getreide  zu  liefern.  Um  die  jceptante  Liefe- 
rung durchführen  zu  können,  will  man  die  Landwirte  auffordern,  über  ihre  Liefe- 
rungspflicht hinaus  Gerste  und  Hafer  zu  30  Kr.  für  100  kg  r=  337,50  M  für 
die  Tonne  an  den  Staat  abzuliefern.  Falls  erforderlich,  soll  die  Brotration  in 
einem  oder  in  mehreren  Monaten  zwischen  Mai  und  September  um  1  k^'  für  die 
Person  herabgesetzt  werden.  Gleichzeitig  wurde  der  Antrag  gestellt,  in  Norwegen 
20000  t  Salpeter  zu  hb  Kr.  =  61,88  M.  für  100  kg  fob.  norwegischen  Hafen 
einzukaufen.  Der  Salpeter  soll  an  die  dänischen  Landwirte  zu  35  Kr.  =-  39,.>S  M. 
für  100  kg  verkauft  werden.  Der  Verlust  der  Staatakaaae  aoll  zum  Teil  dadurch 
ausgeglichen  werden,  daß  der  Preis  für  die  ersten  100000  dz  Getreide,  die  an 
Norwegen  sofort  zu  liefern  sind,   ebenso  hoch  berechnet  wird,    wie  für  den  Sal- 
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peter,  während  der  Preis  für  die  zweite  Hälfte  der  Getreidelieferung  15  Kr.  = 
16.87  M.  niedriger  sein  soll. 

Wie  „Ribe  Stiftstidende"  vom  5.  März  berichtet,  hat  die  dänische  Re- 
gierung im  Folketing  eine  neue  Getreideordnung  für  1918  eingebracht,  um 
der  Bevölkerung  die  nötigen  Mengen  von  Getreide,  Kartoffeln  und  Zuckerrüben 
und  der  wichtigsten  Erzeugnisse  daraus  zu  sichern.  Beabsichtigt  wird  eine  Herab- 
setzung des  Brotpreises  um  0,15  Kr.  =  17  Pf.  für  4  kg  Brot,  des  Zuckerpreises  um 
0,07  Kr.  ^  8  Pf.  für  das  Kilogramm.  Man  rechnet  damit,  daß  die  gemäß  der 
neuen  Getreideordnung  geplanten  Maßnahmen  einen  Staatszuschuß  von  86,5  Mill. 
Kr.  =  97  3  Mill.  M.  erfordern  werden. 

Wie  „Frederiksborg  Amtstidende"  vom  8.  März  mitteilt,  hatte  die  dänische 
Viehzählung  vom  5.  Februar  folgende  Ergebnisse: 

5.  Febr.  1918  1917 

Pferde  510615  572412  (Juli) 

Rindvieh  2  141  684  2  458  000  (Juli) 

Schweine  513000  788814  (Dezember) 

Schafe  274000  268000  (Februar) 

Der  Rückgang  des  Pferdebestandes  beträgt  gegenüber  dem  Februar  1917  nur 
27  000  Stück.  Die  Abnahme  des  Rindviehbestandes  um  13  v.  H.  innerhalb 
7  Monaten  ist  immer  noch  geringer,  als  man  wegen  der  großen  Ausfuhr  ange- 
nommen hatte.  Der  Schweinebestand  war  seit  1876  nie  so  gering.  Man  be- 
rechnet, daß  er  bis  zum  Juni  auf  380000  Stück  sinken  wird. 

Um  den  Reiz  der  Erweiterung  des  landwirtschaftlichen  Anbaues  möglichst 
zu  erhöhen,  hat,  laut  „Svenska  Dagbladet"  vom  27.  Februar,  der  Ausschuß  für 
Erhöhung  des  Produktionsvermögens  der  schwedischen  Landwirtschaft  vorge- 
schlagen, für  die  Ernte  1918'19  den  Landwirten  Mindestpreise  seitens  der 
Regierung  zu  gewähren  und  zwar  sollen  für  je  100  kg  Weizen  39  Kr.  =  43,88  M., 
für  Roggen  38  Kr.  =  42,75  M.,  für  Gerste  35  Kr.  =  39,38  M.,  für  eßbare  Erbsen 
55  Kr.  =  61,88  M.,  für  Eßkartoffelu  10,50  Kr.  =-  11,81  M.  gezahlt  werden.  Auch 
für  die  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei  sollen  die  Preise  so  bemessen  werden, 
daß  die  Karloffelerzeuger  mit  mindestens  8,50  Kr.  =  9,56  M.  für  100  kg  rechnen 
können. 

Die  Kiederländische  Preßagentur  erfährt  aus  Butavia  (Niederländisch- 
Ostindien),  daß  die  Maisausfuhr  verboten  worden  ist. 

Der  „Statist"  bringt  am  9.  und  16.  Februar  unter  anderem  folgende  Aus- 
führungen über  den  Mangel  an  Lebensmitteln  in  England:  „Wirklich 
übel  steht  es  mit  der  Schweineversorgung;  zurzeit  sind  im  Vereinigten  König- 
reich weniger  als  3  MiU.  Schweine  vorhanden,  eine  davon  in  Irland.  Da  Schweine- 
fleisch 133  sh  für  den  Zentner  bringt,  gegen  50  sh  vor  dem  Kriege,  haben  die 
Landwirte  ihre  Schweinezucht  schwerlich  ohne  Kampf  aufgegeben.  Man  hat  ihnen 
aber  allmählich  alles  Schweinefutter  entzogen,  erst  Magermilch,  dann  Gerste,  dann 
Kleie,  dann  Hafer,  den  zu  verfüttern  strafbar  ist,  und  dann  Mais,  der  nicht  mehr 
eingeführt  wird.  Man  muß  also  auf  die  Schweinesorte  von  Cornwall  zurück- 
greifen, die  gut  bei  Gras-  und  Waldmast  gedeiht.  Heu  gibt  es  nicht,  weil  die 
Regierung  alles  für  sich  braucht.  Kleemehl,  Feldkohl,  Wurzeln,  Kohlrabi,  Kar- 
toffeln und  allerhand  Hausabfall  kann  benutzt  werden.  Aber  man  muß  sich  klar 
machen,  daß  der  Mangel  an  Schweinefleisch  und  Speck  hauptsächlich  die  Folge 
von  Regierungsverordnungen  ist,  und  bei  deren  Wegfall  schneller  verschwinden 
würde  als  Knappheit  an  Rindfleisch,  da  die  Sau  zweimal  im  Jahre  Junge  wirft. 
Im  Januar  wurden  nur  18810  fette  und  5396  magere  Schweine,  gegen  den  üb- 
lichen Durchschnitt  von  79526  und  15  221  verkauft."  „Weizen  ist  von  33  auf  76, 
Gerste  von  25  auf  63,  Hafer  von  20  auf  46  sh  für  den  Quarter  gestiegen,  obgleich 
die  Ernte  größer  war  als  vor  dem  Kriege.  Der  Preis  von  Mais  ist  von  25  sh  auf 
80  sh,  der  von  Futterreis  von  9  auf  26,  von  Futterzucker  von  12  auf  34,  von 
Leinsaat  von  50  auf  125  sh  für  den  Zentner  gestiegen."  „Die  Weizenpreise  sind 
82  sh  für  kanadischen  und  argentinischen  und  84  sh  für  australischen  und  feinen 
indischen  Weizen.-' 

In  der  französischen  Akademie  für  Ackerbau  in  Paris  hielt  der  fran- 
zösische Minister  für  Versorgung  und  Ackerbau   am  27.  Februar  eine  An- 
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üprache,  mos  der  folgende  Sitxe  henronnbeben  «od:  „Drei  Jaluc  lang  hat  ui 
unbezähmbarer  Qegoer  fast  rdllig  von  der  Welt  abraehnitteD  ■mgehilrtn.    Dm 

fröfite  Teil  des  deutschen  Bodens  ist  minder  fmchttMr  »i»  naaar  Acker.  Und 
ennoch,  trotz  dieser  Uofnichtbarkeit,  troU  der  Bloekad^  tiota  dee  Mangeb  «o 
Arbeitekräften  und  Düngemitteln,  trotx  Ahnahme eeinwVieliheitendei  hat  DeatieJi- 
land  TOD  seinen  Erzeugniaeen  gelebt,  dank  der  Anatxtagaag  dee  deotaehea  Bmwb. 
Man  muß  ganz  offen  sagen,  dafi  die  AiwtieiM;iing  aaaarcr  landbabaneadaB  B*- 
TölkeruDg  nicht  geringer  war.  Aber  trate  aller  AiKtreiiroag  iiad  BaaerahOie 
ohne  Herren,  Acker  ohne  Bestellung  geblieben.  Wir  dfirten  onaere  Tjindaleiite 
nicht  Hcbelten.  Die  Zahl  derer,  die  aoa  Emiamaa,  Hocgloeickeit,  EcKhlaffnog  im 
Kampfe  ihren  Feldern  den  Racken  gekeart,  iat  gaaa  Uan.  Oaa  Heil  ruht  in 
einer  so  schweren  Zeit  nur  in  der  Znaammenfaasong  aller  Kiifte." 

Nach  dem  „Journal  of  Commerce",  New  York,  vom  25.  Januar,  wurde  d« 
bisherige  Rekord  in  Frachten  gebroeben;  iwei  I>ampfer  ron  2000  und  3800  t 
wurden  gechartert,  um  Kohle  ron  Qlaegow  nach  Barcelona  zu  bringen.  Der 
kleinere  Dampfer  erhielt  365  sh,  der  giMiie  375  ah  pro  Toone. 

Wie  das  Februarheft  der  Loaoinoer  amtlichen  JLabour  Oasette"  ameii- 
kanischen  Statistiken  entnimmt,  sind  in  den  Vereinigten  Staaten  in  der 
Zeit  vom  15.  September  bis  15.  Oktober  1917  die  Kleinverkaufspreise  fQr 
Nahrungsmittel  um  3  t.  H.  geetiegen.  Genaüba  Juli  IttU  ergibt  sich  eine 
Steigerung  von  53  v.  H.  Die  Statiatik  amfaSt  27  Wanacattaagan,  dnvoa  kidiaa 
in  dem  BerichUmonat  17  Preiaerfaöhaagan  erfaluea,  5  PwiahetaiiailiiiiiaMi,  5  aiad 
im  Preis  unverindert  geblirt>en.  Die  fröSle  fJteigeiHiia  seiet  flnhwnnnerhmalf 
(laid)  mit  25  v.  H.,  Speck  iat  nm  9  t.  H.,  Milch  am  Sj.  H.,  Efar  am  5  t.  H. 
geatieKen.    Maia  ist  um  15  r.  H.  billiger  geworden,  Mehl  um  4  t.  H.,  Zaefcar  am 

Nach  der  „Chicago  Tribüne".  Paris,  vom  27.  MIrs  bat  die  amerikanische 
Regierung  die  ganze  Dfingemi  ttelindu  strie,  finschliefllich  Ein-  und  Aus- 
fuhr, unter  Staatskontrolle  gestellt. 

In  Argentinien  sind  (wie  der  Wirtachaftadieast  roai  15.  Min  meldet)  die 
Getreidepreise  jeUt  definitir,  wie  folgt,  featgeeet«»  (in  PMoa  Oold  per  1000  kg 
fob.  Buenos  Aires): 
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olleiu   Hanna  hat, 

wie  „.Toumal   of  Commerce", 

Montreal,   vom  22.  Februar  aus  OtUwa  berichtet,  die  end^ltiee  Erklimng  ab- 

fegeben.  dafi  demnächst  Einheitsmehl  in  Kanada  eingetfihrt  wird.  Die 
anadischen  Mühlen  dürfen  nicht  mehr  als  265  Pfd.  Frühjahrsweizen  oder  275  Pfd. 
Winterweizen  zur  Herstellung  Ton  196  Pfd.  Mehl  yerwenden ;  ebenso  werden  An- 
ordnuneen  zur  HerstelluDK  eines  Einbei  tsbrotes  erlsasen.  Die  Mühlen  müssen 
alle  2  Wochen  der  Aufsicntsbehörde  genaue  Nachweisongen  über  ihre  Tätigkeit 
liefern. 

12.  M&rz   I9I8. 

In  Oesterreich  werden  durch  eine  Verfügung  des  Ackerbaumintsteriums 
vom  22.  Februar  („Wiener  Landw.  Ztg."  vom  2.  März)  infolge  anhaltenden  Mangels 
an  Fettstoffen  alle  Landwirte,  die  nach  den  Verhältnissen  ihrer  Wirtschaft  hierzu 
in  der  Lage  sind,  aufgefordert,  sich  durch  freiwillige  Anmeldung  von  Raps  unter 
den  nachfolgenden  Bedingungen  zu  verpflichten:  11  Jedem  Landwirte,  welcher 
ich  rechtverbindlich    verpflichtet,    Sommerraps    und    Sommerrübsen    in    diesem 
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Jahre  rechtzeitig  anzubauen,  wird  vom  Kriegsverbande  der  Oel-  und  Fettindustrie, 
Wien  I,  Seitzergasse  1,  für  jedes  Hektar  mit  ßaps  bestellter  Anbaufläche  eine 
Flächenzulage  von  200  K.  (=  170  M.)  zugesichert.  2)  Das  Saatgut  wird  dem 
Eapsbauer  auf  Verlangen  geliefert.  Für  100  kg  ßapssaat  werden  100  K.  (=  85  M.) 
ausschließlich  Sack  ab  der  dem  Lagerorte  der  Vorräte  nächstgelegenen  Eisenbahn- 
station berechnet.  3)  Die  Anmelder  können  den  Bezug  von  sticktoff haltigem 
Dünger  (Ammoniumsulfat)  im  Ausmaße  von  150  kg  pro  Hektar  beanspruchen, 
der  Ihnen  zum  Preise  von  49  K.  {=  41,65  M.)  pro  100  kg  netto  ausschließlich 
Sack  ab  Versandstation  nach  Maßgabe  der  von  diesem  Düngemittel  dem  Acker- 
bauministerium zur  Verfügung  stehenden  Mengen  zugewiesen  werden  wird. 
4)  Gegen  100  kg  abgelieferte  Eapssaat  wird  jedem  Anmelder  auf  seine  Anforde- 
rung die  Rücklieferung  von  35  kg  Bapskuchen  zum  Preise  von  20  K.  {=  17  M.) 
pro  100  kg  für  den  eigenen  Bedarf  seiner  Wirtschaft  zugesichert.  Die  freiwillige 
Anmeldung  zum  Rapsanbau  hat  beim  Gemeindevorsteher  spätestens  bis  zum 
10.  März  d.  Js.  zu  erfolgen  und  zu  enthalten:  Namen  und  Wohnort,  Post-  und 
Eisenbahnstation  des  Anmelders,  Anbauort  und  Anbaufläche  in  Hektar,  die 
Menge  des  benötigten  Saatgutes  und  des  erwünschten  Ammoniumsulfates,  endlich 
auch  die  allfällige  Anforderung  von  Oelkuchen. 

Das  österreichische  Ackerbauministerium  gibt  unter  dem  22.  Februar 
(„Wiener  Landw.  Ztg."  vom  2.  März)  über  die  freiwillige  Anmeldung  zum  An- 
loau  von  Mohn  bekannt:  Infolge  anhaltenden  Mangels  an  Fettstoffen  werden 
alle  Landwirte,  die  nach  den  Verhältnissen  ihrer  Wirtschaft  dazu  in  der  Lage 
sind,  aufgefordert,  sich  durch  freiwillige  Anmeldung  zum  Anbau  des  Mohnes 
unter  den  nachfolgenden  Bedingungen  zu  verpflichten:  1)  Der  Uebernahmepreis 
beträgt  für  100  kg  gesunden,  gut  ausgereiften,  zeitgemäß  getrockneten  und  ge- 
reuterten  Mohnsamen  250  K.  (=  212,50  M.).  2)  Das  Saatgut  wird  dem  Mohn- 
bauer auf  Verlangen  geliefert.  Für  100  kg  Mohnsaat  werden  150  K.  (127,50  M.) 
ab  Bahnstation  des  Lebernehmers  berechnet.  3)  Die  Anmelder  können  den  Be- 
zug von  stickstoffhaltigem  Dünger  (Ammoniumsulfat)  im  Ausmaße  von  150  kg 
pro  Hektar  ansprechen,  der  ihnen  zum  Preise  von  49  K.  pro  100  kg  lose  ge- 
schüttet, ab  Versandstation  nach  Maßgabe  der  dem  Ackerbauministerium  von 
diesem  Düngemittel  zur  Verfügung  stehenden  Mengen  zugewiesen  wird.  4)  Schließ- 
lich wird  den  Anmeldern  auf  Anforderung  die  Rücklieferung  von  35  kg  Oelkuchen 
znm  Vorzugspreise  von  40  K.  (=  34  M.)  pro  100  kg  für  je  100  kg  angelieferten 
Mohn  für  den  eigenen  Bedarf  ihrer  Wirtschaft  zugesichert.  Die  freiwillige  An- 
meldung zum  Monnanbau  hat  beim  Gemeindevorsteher  spätestens  bis  10.  März 
d.  Js.  zu  erfolgen  und  hat  zu  enthalten:  Namen  und  Wohnort  des  Anmelders, 
Anbauort  und  Anbaufläche  in  Hektar,  die  Menge  des  benötigten  Saatgutes  und 
des  erwünschten  Ammoniumsulfates,  allfällige  Anforderung  von  Oelkuchen. 

„Svenska  Dagbladet"  vom  23.  Februar  berichtet :  Die  Regierung  in  Schweden 
hat  den  V.  H.  A.  ermächtigt,  sobald  als  möglich  10000  t  norwegischen  Sal- 
peter zum  Preise  von  höchstens  55  Kr.  =  61,88  M.  für  100  kg  einzukaufen  und 
dazu  einen  Betrag  von  6  Mill.  Kr.  zu  verwenden.  Auch  die  Abmachungen  des 
Ausschusses  mit  verschiedenen  schwedischen  Düngemittelfabriken  wegen  Lieferung 
für  das  kommende  Verbrauchsjahr  sind  von  der  Regierung  genehmigt  worden. 

„Svenska  Dagbladet"  vom  21.  Februar  sehreibt:  Die  schwedische  Re- 
gierung hat  dem  V.  H.  A.  3,75  Mill.  Kr.  =  4,22  Mill.  M.  zur  Bezahlung  von 
10000  Faß  Butter  zur  Verfügung  gestellt,  die  auf  Grund  der  skandinavischen 
Warenaustauschabmachungen  in  Dänemark  eingekauft  worden  sind.  Dieser 
Preis  würde  einen  Verkaufspreis  von  8  dänischen  Kr.  für  1  kg  =  4,50  M.  für 
1  Pfd.  bedingen.  Der  Ausschuß  will  indessen  auch  für  diese  Butter  keine  höheren 
Preise  verlangen  als  für  inländische  Butter.  Die  Regierung  hat  deshalb  weitere 
1,12  Mill.  Kr.  =  1,26  Mill.  M.  zur  Deckung  der  daraus  erwachsenden  Verluste 
angewiesen. 

Ritzaus  Bureau  meldet,  daß  in  Kopenhagen  vom  27.  Februar  bis  5.  März 
eine  skandinavische  Warenaustauschkonf erenz  statfand,  auf  der  die 
Delegierten  der  drei  Länder  gleichlautende  Vorschläge  zur  Aufrechterhaltung  und 
Fortsetzung  des  Warenaustausches  machten.  Die  Konferenz  schlägt  vor,  ständige 
Delegationen  für  die  Fortsetzung  der  Verhandlungen  zu  ernennen  und  ständige 
Bureaus  zu  errichten. 


148 


Dinemark  sichert  Norwegon  betilchtliche  Mengeii  an  Bottar,  Fldach,  KIml 
Speck,  Eiern,  renchiedene  Wnn«ig«irlclue,  renebied«>e  Simtntto,  Zocker  ua 
gewisse  Kohütoffe  für  die  Induatrie  cu. 

Um  dem  Kornmangel  Norwegens  teUweiM  alMuhelfeii,  hmt  Dttoeourk  ffir 
die  gegenwärtige  Konitumperiode  210000  t  sor  Verfägiiii(  mt«Ut  Nonrana  hat 
seinerseits  Dänemark  eine  betrichtliche  Mean  HaciafB  UMBormciMbaaSilMlar 
tur  Verfügung  gestellt,  aufier  gewisaen  chwBWAwi  Prodaktm,  En  wmI  MlBcnliflB. 

Schweden  stellt  Dinemark  betrldiUielM  Maagan  Waiw,  Suhlwana,  Hota> 
Maschinen,  Papier  und  Terpentin  zar  Vertügnng. 
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5.  Mäiz  1918. 

Die  Regierung  in  Ungarn  hat  am  23.  Februar  die  neuen  Höchstpreise 
der  aus  der  Ernte  1918  stammenden  landwirtschaftlichen  Produkte  bekanutce- 
geben.  Danach  ^Iten  für  das  ganze  Landesgebiet  folgende  Höchstpreise  für 
1000  kg  Nettogewicht  in  Reichsmark  (umgerechnet  nach  dem  Friedenskurs).  Die 
in   Klammern  beigefügten  Preise  sind   die  jetzigen  Höchstpreise  in  Deatachland. 
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Sonnenblnmensameu  1275  (Hanfsamen    470, 
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Der  obige  Kartoffelpreis  bezieht  sich  nicht  auf  vor  dem  1.  August  letzten 
Jahres  in  Verkehr  gesetzte  Frühkartoffeln.  Sämtliche  Preise  gelten  ab  Verlade- 
station gegen  Kassezahlung  ausschließlich  Sack,  dessen  Preis  besonders  ange- 
rechnet werden  kann.  Für  Kartoffeln  sind  nach  dem  1.  November  letzten  Jahres 
über  den  Höchstpreis  folgende  Zuschläge  zu  bezahlen:  Bei  Lieferung  bis  Ende 
Dezember  42'/,  Pf.,  bis  Ende  Januar  85  Pf.,  bis  Ende  Februar  1,70  M.,  bis  Ende 
März  2,55  M.,  bis  Ende  April  3,40  M.,  bis  Ende  Mai  4,25  M.,  bis  Ende  Juni 
5,10  M.  pro  100  kg.  Für  frostfreie  Packung  können  pro  10  (XX)  kg  68  M.  be- 
rechnet werden.  —  Selbst  wenn  man  berücksichtigt,  daß  die  Goldentwertung  in 
Ungarn  eine  stärkere  ist  als  bei  uns,  sind  obige  Preise  doch  bedeutend  höher 
als  in  Deutschland.  So  würde  der  Höchstpreis  für  Weizen  in  Ungarn  mit  600  K. 
nach  dem  heutigen  Wechselkurse  gleich  400  M.  sein,  statt  510  M.  nach  dem 
Friedenskurse. 

.  Die  oberösterreichische  Statthalterei  hat  mit  Verordnung  vom  11.  Fe- 
bruar („Wiener  Landw.  Ztg."  vom  23.  Februar)  neue  Preise  festgesetzt,  zu  welchen 
die  Abgabe  von  Heu  und  Stroh  an  Verbraucher  durch  die  Verteilungsstelle 
in  Linz  zu  erfolgen  hat.  Begründet  wird  diese  Preissteigerung  mit  den  wesent- 
lich erhöhten  Spesen  der  Verteilungsstelle  in  Linz.  Die  neuen  Preise  für  Heu 
und  Stroh,  welche  diese  Verteilungsstelle  zu  fordern  berechtigt  ist,  sind  für  100  kg 
folgende:  1.  Heu,  lose,  33,70  K.  =  28,65  M.,  2.  Heu,  gepreßt,  35,70  K.  =  30,35  M., 
3.  Handdruschstroh,  lose,  23,70  K.  =  20,13  M.,  4.  Handdruschstroh,  gepreßt, 
25,70  K.  =  21,85  M.,  5.  Maschinendruschstroh,  lose,  21,70  K.  =  18,45  M., 
6.  Maschinendruschstroh,  gepreßt,  23,70  K.  =  20,15  M.),  Häcksel  31,70  K.  = 
26,95  M.  Der  in  der  Stadthaltereiverordnung  vorgesehene  Zuschlag  von  50  h 
für  1  dz  für  die  VerteilungssteUe  Linz  hat  zu  eutfallen.  Hingegen  bleiben  die 
in  der  Verordnung  des  Amtes  für  Volksernährung  vom  29.  Mai  1917  vorgesehenen 
Zuschläge  in  Kraft.    Diese  Preise  gelten  ab  1.  Januar  1918. 

lA  Ungarn  hat  der  Minister  für  Volksernährung  die  Behörden  in  einer 
Zirkularverordnung  angewiesen,  die  Magerschweine  mästenden  Landwirte 
aufzufordern,  ihren  Tierbestand  dem  Landes-Schweine- Verkehrsbureau  freiwillig 
anzubieten.  Für  den  Fall  der  freiwilligen  Anbietung  erhalten  die  Land- 
wirte eine  Extravergütung  von  1  K.  für  1  kg.  Sollte  diese  Aktion  nicht  von 
dem  erwünschten  Erfolge  begleitet  sein,  wird  die  Regierung  im  ganzen  Lande 
die  Eequirierung  der  Magerschweine  anordnen. 

In  Ungarn  wurden  für  die  Zeit  vom  25.  Februar  bis  zum  3.  März  die 
Eierpreise  für  den  Engroseinkauf,  wie  folgt,  festgestellt:  für  Originalware 
640  K.  =  544  M.,  für  klassierte  und  lampierte  Eier  680  K.  =  578  M.  pro  Kiste 
zu  1440  Stück. 

Der  Berner  „Bund"  vom  21.  Februar  sehreibt:  „Wir  haben  gestern  Gelegen- 
heit gehabt,  mit  einem  im  öffentlichen  Leben  der  Ukraine  stehenden  Ukrainer 
zu  sprechen,  der  soeben  über  Archangelsk-England  und  Frankreich  aus  der  Uk- 
raine nach  der  Schweiz  gekommen  ist.  Auf  die  Hauptfrage,  wie  es  mit  den  Vor- 
räten an  Boden  erzeugnissen  der  Ukraine  eigentlich  stehe,  wurde  uns 
geantwortet: 

Jahrb.  f.  Nationaldk.  n.  Stat.,  Volkswirtsch.  Chronik.  1917.  XI        ' 
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,A1b  ich  noch  in  meiner  Heimat  weilte  —  e«  war  im  Daiember  —  kooat« 
man  Weizenbrot,  vollkommen  weili  und  rein,  in  Hülle  und  Fftlle  bekonuMB. 
Wenn  das  jetzt  in  den  BUbiten  nicht  mehr  lo  wire,  m>  würde  dies  vor  aUan  aof 
die  Traoiiportverhiiltnisge  corückxuführeii  aein,  die  antv  dea  fortdanonid«»  iana- 
politiBchen  Kämpfen  allerdingt  aehr  so  laidea  h«b«a.  Die  akrainiacheii  Banem 
haben  auch  heute  noch  genag  Oetitide,  ä»  friien  ea  aber  nicht  berana.  auch  nicht 

fegen  üeld,  denn  das  Qdd  hat  dort  lomlt  wenig  Wert,  maa  kaao  aamit  nichts 
aufen.    Die  Bauern   wollen   Waren  (Manufakturwaren)  gegen  ihr  Getreide  ein- 
tauschen, darum  warten  sie.    So  verhilt  es  sich  auch  in  OrotoiMand.* 

.Berlingake  Tidende*  rom  22.  Februar  teilt  mit:   .Infolge  der  stark 
ringemne  de»  Schweiaebestswdes  haben  die  Schlachtungen  derart  oach^ 
di^auf  dem  dkninchen  Markt  fast  kein  friaebes  Senweinef  leiieh  aofso- 
traben  isL    Der  Exportausschnfi  hat  deshalb  beschlossen.  TorUufig  die  Ausfnhr 
von  Schweinefleisch  einttutellen,  damit  die  ganze  Zacht  bis  saf  weilores  dem 
einheimischen  Markte  zugute  kommen  soll.* 

Nach  .Tidens  Tegu',  Kristiania,  vom  22.  Februar  kommt  ieUt  in  Norwegen 
Kriegsbutter  ans  gehkrtetem  Walfett  zu  4,40  Kr.  das  Kilogramm  —  2,48  M. 
das  Pfund  in  den  Handel. 

.Times-  vom  18.  Februar  schreiben:  Das  englische  Nahrungsmittelmini- 
sterium  bereitet  einen  Plan  vor,  bei  der  Dtirchffihniag  der  Zwangsratioaie- 
rune  auch  Brot  in  den  Bereich  der  beschlagnahmten  Artikel  ansoseUieSen. 
Ein  Mittel,  das  Volk  bi«  zur  nichsten  Ernte  durchsubringeo,  ist  die  Streckung 
des  Brotes  durch  Kartoffelzuaats.  Die  Kartoffelernte  war  fan  lotsten  Jahre  so 
reichlich,  dafi  nach  Abzug  des  normalen  Verbraaches  ungeflbr  2'/.  MUl.  t  übrig 
bleiben  dürften.  Cm  diesen  UebenchuB  nadi  MA^ichkeit  so  Teronwcben.  hat 
die  R^erung  zunichst  einmal  den  Kartoffelpieis  tob  6  £  auf  3  £  10  d  herab- 

Sesetzt.  Das  Nshrunnmittelfflinistcriiini  empfiehlt  eine  Streckung  des'  Mefales 
urch  ZusaU  von  mindestens  5  Proz.  Kartoffeln.  Das  sind  15  Ib.  auf  den  Soek 
Mehl  (280  Ib.).  Durch  diese  Maßnahme  wflrden  die  MaUbeetlode  3  bis  4  Wochw 
länger  ausreichen.  Uebcrdies  würde  hierdurch  bedeutend  an  Schiffsraum  ge- 
spart werden,  da  die  Kartoffeln  sich  schon  im  Lande  befinden.  Das  Nahntnci- 
mittelministerium  trigt  sich  daher  mit  dem  Oedanken,  den  Zusatz  von  Kartoffän 
zum  Brot  bald  zwangsweise  einzuführen. 

.Nieuwe  Rotte^amsche  Courant*  meldet:  Der  englische  Lebensmittel- 
kontrolleur Lord  Rhondda  hat  einen  groAen  Plan  stir  Eunichtung  ron  natio- 
nalen Küchen  vorbereitet,  die  Lebraamittel  im  QroAen  einknuen,  zubereiten 
und  verabreichen  sollen.  Es  handelt  aich  nicht  um  dne  Wohltiti^keitseinrichtung. 
In  Frankreich  wurden  die  folgenden  neuen  Bestimmungen  er- 
lassen : 

1.  Brot:  Es  bleiben  erlaubt:  gewöhnliches  und  Snppeabrot,  Erstehen  von 
75  g,  langes  Brot  (pain  long  roul^)  von  80  cm  Linge  und  700  g  Gewicht  Zur 
Herstellung  darf  nur  Weizenmehl  und  seine  Eraatiäoffe  unter  Zutat  ron  Haie. 
Wasser,  Salz  und  Kartoffeln  verwendet  werden.  Alles  übrige  Brot  ist  Terboten. 
Die  Form  kann  sich  nach  örtlichen  Uepflogenbeiten  richten.  Der  Verkauf  mnfi 
nach  Gewicht  erfolgen,  nur  bei  Brüteben  und  dem  langen  Brot  durf  er  nach 
Stück  geschehen ;  wenn  aber  gewöhnliche»  Brot  nicht  voriianden  ist,  müssen 
diese  beiden  Brotarten  nach  Gewicht  und  zum  Preise  des  gewöhnlichen  Brotes 
verkauft  werden.  Somit  sind  für  das  BrOtchen  dort,  wo  Brotkarten  eingeführt 
sind,  100  g  und  für  das  lange  Brot  800  g  abztigeben.  Der  Brotrerkauf  in  der 
Form  von  Butterbrot  oder  bdegten  Brotschnitten  ist  verboten.  Als  Kranken- 
brot bleibt  nur  Schrot-  und  mit  Kisestoff  heigeatdltes  Brot  aus  besonders  dazu 
ermächtigten  Fabriken  erlaubt.  In  den  Gemeinden  mit  Brotkarten  darf  Brot  nur 
geeen  Abschnitte  abgegeben  werden;  die  Abschnitte  dürfen  nicbt  verkauft  und 
nicht  im  voraus  an  die  Bäcker  gegeben  werden. 

2.  Konditorwaren:  völlig  verboten,  mit  Ausnahme  de«  Zwiebacks  für 
die  Armee.  Gezuckerte  Früchte  dürfen  nicht  unter  Verwendung  von  Zucker 
und  Honig  hergestellt  werden.  Bei  sfifien  Speisen  und  Eis  ist  die  Verwendung 
von  Milch,  Eiern,  Zucker  und  Mehl  verboten.  Nur  gewöhnliche  Schokolade 
mit  nicht  mehr  als  36  v.  H.  Kakaogehalt,  sowie  Kakao  und  Schokoladenpulver 
bleiben  erlaubt. 
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3.  Gastwirtschaften:  Verboten  ist  die  Verabfolguug  von  irischer  und 
konservierter  Butter,  geronnener  oder  saurer  Milch,  Sahne  jeder  Art;  Weichkäse 
jeder  Art,  sofern  er  nicht  mehr  als  36  g  Fett  auf  100  g  getrockneten  Stoff  ent- 
hält. Ebenso  ist  die  Hergabe  von  Zucker  verboten.  Nur  in  Speisewagen  und 
auf  Bahnhöfen  darf  nach  9  Uhr  morgens  frische  und  kondensierte  Much  und 
Sahne  mit  irgend  einem  anderen  Getränk  zuaammen  abgegeben  werden,  ebenso 
darf  nur  in  ihnen  zwischen  9  und  11  Uhr  vormittags  und  2'/.)  und  &'/.,  Uhr  nach- 
mittags feste  Nahrung  abgegeben  werden.  In  allen  Gastwirtschaften,  auch  in 
Klubs  und  Hotels,  selbst  wenn  auf  dem  Zimmer  serviert  wird,  dürfen  bei  Mahl- 
zeiten über  6  frcs.  nur  2  Gerichte  und  nur  ein  Brötchen  oder  100  g  Brot  neben 
Suppe,  Vorspeise  oder  Austern  und  Nachtisch  geliefert  werden,  Käse  ist  ver- 
boten. 

4.  Sonstige  Bestimmungen:  Verfüttern  von  Weizen  und  von  zur 
menschlichen  Nahrung  geeignetem  Weizenmehl  und  Brot  aus  Mehl  oder  feinen 
Ersatzstoffen  ist  verboten.  Getreide,  das  zur  menschlichen  Nahrung  dient,  sowie 
Hafer,  darf  nicht  zur  Herstellung  von  Alkohol  verwendet  werden. 

In  Frankreich  hat  die  Kammer  in  Beratung  des  Gesetzes  über  die  Or- 
ganisation der  französischen  Getreideerzeugung  den  ersten  Artikel  angenommen, 
der  den  freien  Handel  mit  Brotgetreide  für  die  Dauer  des  Krieges  und 
bis  Ende  der  ersten  auf  die  Beendigung  der  Feindseligkeiten  folgenden  Ernte 
aufhebt. 

Wie  „DaUy  Mail"  vom  8.  Februar  sich  aus  Sydney  berichten  läßt,  hat  ein 
Ausschuß,  der  erwählt  ist,  um  die  Regierung  von  Neu-Südwales  wegen  der  Weizen- 
anhäufungen zu  beraten,  beschlossen,  die  austr  ali sehe  Kegierung  aufzufordern, 
bei  der  britischen  Regierung  vorstellig  zu  werden,  sie  möchte  wegen  des  verfüg- 
baren Schiffsraums  mit  den  Vereinigten  Staaten  verhandeln,  um  den  austra- 
lischen Weizen  nach  den  Vereinigten  Staaten  und  nach  Kanada  zu  trans- 
portieren. Eine  weitere  Anhäufung  drohe  die  australische  Landwirtschaft  zu  ver- 
nichten. 

Nach  dem  „New  York  Herald",  Paris,  vom  21.  Februar  hat  in  den  Ver- 
einigten Staaten  der  „Landwirtschaftliche  Ausschuß  des  Senats'  einen  Vor- 
schlag angenommen,  wonach  der  Preis  für  einen  Bushel  Weizen  auf  2,50  $  == 
385,75  M.  für  die  Tonne  für  die  Ernte  1918  erhöht  werden  soll. 

m.  Industrie,  einschließlich  Bergban  und  Baugewerbe. 

Inhalt:  1)  Bergbau:  Geschäftslage  von  Kohlen-  und  Kalibergbau  während 
des  Monats  März. 

2)  Eisenge werbe,  Metalle  und  Maschinen:  Beschäftigungsgrad  im 
März.  —  Marktbericht  für  Januar  bis  März  1918. 

1.  Bergbau. 

Ueber  die  Geschäftslage  im  Kohlen-  und  Kalibergbau  während 
des  Vormonats  März  berichtet  das  „  Reichs- Arbeitsblatt" :  Die  Berichte 
aus  dem  ßuhrkohlengebiet  für  den  Monat  März  sprechen  von 
gleich  flottem  Geschäftsgang  für  Kohlen  und  Koks  wie  im  Vormonat. 
Da  sich  die  Gestellung  von  Eisenbahnwagen  bedeutend  bessei;  als  in 
den  vergangenen  Monaten  gestaltete,  konnte  ein  glatter  Absatz  er- 
zielt werden.  Auch  früher  liegengebliebene  Bestände  konnte  abbefördert 
werden.  Lebhaft  gestaltete  sich  dazu  der  Verkehr  auf  den  Wasser- 
wegen. Die  Arbeiterzahl  konnte  vermehrt  werden ;  auch  weibliche 
Kräfte  wurden  neu  eingestellt.  Die  Löhne  bewegten  sich  fortdauernd 
in  steigender  Richtung.  Teilweise  mußte  mit  Ueberschichten  gearbeitet 
werden.  —  Die  gleichen  Verhältnisse  lassen  die  Berichte  aus  dem 
Saargebiet  erkennen.  —  Auch  Oberschlesien  konnte  eine  Besserung 
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des  Gesch&fuganges  feststellen,  doch  gestalteten  sich  die  Verkehnver- 
h&ltnisse  noch  nicht  so  günstig  wie  im  Weetan.  Ee  malten  dahar 
noch  Vorräte  auf  die  Halde  gestttrat  werden.  —  Die  niederschle- 
sischen  Gruben  können  gegenüber  dem  Vormonat  keine  Ver&nderang 
berichten,  befinden  sich  jedoch  in  benerer  Lage  aU  im  gleichen  Monat 
des  Vorjahres.  —  Aus  den  sichsiachen  St«inkoblenb«rgw«rk«i 
lauten  die  Berichte  gut.  Der  Qesch&ftagang  geetaltete  aicb  beeaar 
als  im  Vormonat,  blieb  jedoch  gegenüber  dem  Vorjahr  etwaa  carück. 
—  Aas  Bayern  wird  trots  Featstallung  ainea  kleinen  Rückgangas 
über  gate  Beschäftigung  berichtat. 

Ans  den  Braunkohlengebiaten  erfahren  wir,  dal  die  Kohlen- 
förderung und  Brikettarzengong  baasar  als  im  Vormonat  und  im  Vor- 
jahr und  durchaus  zafriedenstellend  war.  Ea  machte  sich  jedoch  immar 
noch  der  Wagenmangel  fühlbar.  — In  niadarsoblesiscben  Omban 
wurde  Ueberarbeit  geleistet.  Vom  1.  Mtrz  ab  gab  «m  teilwaisa  in 
Mitteldeutschland  Lohnerhöhungen.    Arbeitarmangal  maohta  sich  fühlbar. 

Die  Produktion  der  Kaligraben  war  im  allgameioan  gut,  and 
der  Absatz  konnte  lebhafter  vonstatten  gehen.  Die  Lage  war  baaaar 
als  im  Vorjahr. 

2.  Eisengewerbe.  —  Metalle  und  Maachinen.  . 

Das  „Reichs- Arbeitsblatt"  berichtet :  Dia  Eiaanste  in  gruben  melden 
keine  Ver&nderung  ihrea  Oaach&ftagangas.  Blei-,  Zink-  und  Kupferars- 
gruben  waren  im  Monat  Mtn  gat  beäch&ftigt,  klagen  jedoch  über  Arbeitar- 
mangel. Hier  und  da  matte  Ueberarbeit  galaiatat  werden.  Lohnaafbeaaa 
rangen  wurden  vorgenommen.  —  Aus  Suddeatschland  wird  nach  wie  vor 
Über  sehr  gute  Beschftftigung  der  Roheisen  werke  und  Eisenhütten  berichtet. 
Zinkhütten,  Kupfer-  and  Messingwerke  stellen  keinen  wesentlichen  Unter- 
schied gegenüber  dem  Vormonat  feat ;  sie  waren  gat  beschäftigt.  Gegen- 
über dem  Vorjahr  ist  nur  bai  einem  Werk  ein  schwacher  Rückgang 
zu  verzeichnen. 

Nach  den  Berichten  aus  den  EisengieSaraien  Weatdaatachlands 
waren  die  Betriebe  im  Monat  M&rz  im  Durchschnitt  angespannt  t&tig. 
Vielfach  konnte  ein  besserer  Geschäftsgang  als  im  Vormonat  als  Folge 
der  besseren  Verkehrs verh&ltnisse  festgestellt  werden.  Auch  fiegen- 
tiber  dem  Vorjahr  nahm  die  Erzeugung  teilweise  zu.  Die  Werke  Mittel- 
und  Norddeutschlands  geben  durchaus  gute  Besch&ftignng  an.  Ea  war 
gegenüber  dem  Vormonat  keine  wesentliche  Veränderung  zu  verspüren. 
Auch  aus  Schlesien  und  Süddeutschland  lauten  die  Nachrichten  durch- 
aus günstig. 

Bei  den  Stahl-  und  Walzwerken  stellen  die  Berichte  aus 
allen  Gebieten  des  Reiches  fortdauernd  günstige  Beschaftignngsver- 
hältnisse  fest ;  zum  Teil  wird  sogar  von  äußerster  Anspannung  gesprochen. 
Lohnerhöhungen  wurden  vorgenommen.  Arbeitermangel  macht  sich 
natürlich  immer  noch  fühlbar.  In  der  Draht-  und  Röhrenindustrie, 
ferner  bei  den  Blechwalzwerken,  Emaillierwerken  und  in  der  Nickel- 
industrie ist  die  Geschäftslage  fast  überall  gleich  geblieben.  Auch 
gegenüber    dem   Vorjahr    konnte   keine    wesentliche    Veränderung    ver- 
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zeichnet  werden.  Aus  der  Kleineisenindustrie  erfahren  wir,  daß  über 
all  genügend  Aufträge  eingingen.  Mancherorts  hat  die  Nachfrage  zu' 
genommen ;  jedoch  ist  im  allgemeinen  sowohl  gegenüber  dem  Vormonat 
als  auch  dem  gleichen  Monat  des  Vorjahres  gegenüber  kein  auffallender 
Unterschied  zu  bemerken.  Es  mußte  teilweise  mit  Ueberstunden  und 
Doppelschichten  gearbeitet  werden.  Vom  1.  März  ab  wurden,  wie  be- 
richtet wird,  Lohnerhöhungen  vorgenommen.  Auch  die  Blech-  und 
Metallwarenindustrie  war  im  Durchschnitt  gut  beschäftigt.  Die  Eisen- 
möbelfabriken verzeichnen  keine  Veränderung  gegenüber  dem  Vormonat, 
waren  jedoch  bei  wesentlich  höherer  Nachfrage  besser  als  im  Vorjahr 
beschäftigt. 

In  der  Edelmetallindustrie  machten  sich  zunehmende  Schwierig- 
keiten geltend,  so  daß  die  Lage  für  die  Zukunft  keine  erfreulichen  Aus- 
sichten eröffnet. 

Die  Maschinenbauanstalten  Nord-,  West-  und  Mitteldeutsch- 
lands waren  im  Durchschnitt  auch  im  Berichtsmonat  gut  beschäftigt. 
Die  Berichte  lassen  zum  Teil  eine  Besserung  gegenüber  dem  Vormonat 
und  auch  gegenüber  dem  gleichen  Monat  1917  erkennen.  In  Süddeutsch- 
land  und  Schlesien  lagen  die  Verhältnisse  unverändert  gut. 

Die  Dampfmaschinen-  und  Lokomotivbauanstalten,  ferner  die  Dampf- 
kesselfabriken und  die  Fabriken  für  landwirtschaftliche  Maschinen  so- 
wie die  Betriebe  für  Verbrennungsmotoren  und  Zentralheizungen  und 
die  Armaturenwerkstätten  berichten  nach  wie  vor  über  guten  Geschäfts- 
gang. Einige  glauben  bessere  Aussichten  für  die  Zukunft  zu  haben. 
Gegenüber  dem  Vorjahr  wird  an  manchen  Orten  ein  Rückgang  festge- 
stellt. Die  Fabriken  für  Werkzeugmaschinen  erfreuten  sich  eines  sehr 
guten  Beschäftigungsgrades.  Die  Verhältnisse  wiesen  gegenüber  dem 
Vormonat  wie  auch  gegenüber  dem  Vorjahr  keine  wesentliche  Ver- 
änderung auf. 

Die  Unternehmungen  für  Brücken-  und  Eisenhochbau  waren  im 
Monat  März  im  allgemeinen  weniger  gut  als  im  Februar  beschäftigt. 
Auch  gegenüber  dem  Vorjahr  mußte  die  Lage  als  ungünstiger  be- 
zeichnet werden.  Desgleichen  gestaltete  sich  der  Absatz  der  Fabriken 
für  Hebezeuge  ziemlich  mäßig  und  war  geringer  als  in  den  Vergleichs- 
monaten. Keinerlei  Veränderung  ergab  sich  bei  den  Unternehmungen 
für  Drahtseilbahnen  und  Verladeanlagen,  die  gut  beschäftigt  waren, 
ferner  bei  den  Fabriken  zur  Herstellung  von  Apparaten  für  die  Zucker- 
industrie und  für  Naßappreturmaschinen,  nach  denen  nach  wie  vor  ge- 
ringe Nachfrage  herrschte.  Der  Bedarf  an  Nahrungsmittelmaschinen 
war  gut  und  zum  Teil  besser  als  in  den  Vormonaten.  Die  Werkstätten 
zur  Herstellung  von  Holzbearbeitungs-  und  Kellereimaschinen  waren 
andauernd  gut  beschäftigt.  Es  mußte  zum  Teil  mit  Nachtschichten  ge- 
arbeitet werden.  Auch  hier  bewegten  sich  die  Löhne  in  steigender 
Richtung.  Schiffswerften  und  Fabriken  für  Eisenbahnwagen  sowie 
Kraftwagenbauanstalten  waren  fast  durchweg  gut  beschäftigt,  ohne 
gegenüber  dem  Monat  Februar  irgendwelche  Veränderung  aufzuweisen. 
Im  Vergleich  zum  März  1917  konnte  die  Lage, fast  überall  als  günstiger 
bezeichnet  werden.    Die  optisch-mechanischen  Werkstätten  waren  trotz 
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eines  Rtickganges  gegenüber  dem  gleichen  Mon«t  de«  Vorjahi^  nodi 
gut  beschäftigt.  Die  Nachfrage  nach  Wagen  aller  Art  war  miSig  gut 
und  unverändert  gegenüber  dem  Vormonat  wie  dem  gleichen  Monat 
des  Vorjahres. 

Die  Unternehmungen,  die  den  Bau  von  Dynamomaschinen, 
Elektromotoren,  Transformatoren  sowie  von  ärtzlichen  elektro- 
technischen Apparaten  besorgen,  waren,  ohne  weeentlichen  Untersehi^d 
gegenüber  dem  Vormonat,  im  ganzen  recht  gnt  beechAftigt.  Oegen- 
aber  dem  gleichen  Monat  des  Vorjahres  konnte  bei  sam  Teil  vermehrten 
Arbeitskräften  ein  beuerer  Oeachäftagang  erzielt  werden. 

Die  Schwachstrom-  and  Starkstromindustrie  hatten 
andauernd  starke  Nachfrage.  Oegenflber  dem  Vormonat  wie  dem  Vor- 
jahr waren  keine  wesentlichen  Veränderoagen  festsuittellen.  Auch  die 
Industrie  fttr  Einrichtung  elektrischer  Anlagen  verzeichnete  einen  un- 
verändert guten  Geschäftsgang.  Die  Lage  wies  auch  gegenüber  dem 
Vorjahr  keine  wesentliche  Veränderung  auf.  Auch  die  Kabelwerke 
konnten  fast  durchweg  die  gleiche  Tätigkeit  wie  im  Monat  Februar 
feststellen.  Gegenüber  dem  März  1917  wurde  teilweise  ein  Rückgang 
des  Beschäftigungsgrades  gemeldet.  Auch  hier  stiegen  die  I/ihne  fort- 
gesetzt. 

Ueber  die  Entwicklung  der  Marktrerhältnisse  in  Eisen- 
gewerbe während  des  ersten  Vierteljahres  1918  erstattet  „Stahl  und 
Eisen"  folgenden  Bericht: 

I.  Rheinland  -  Westfalen.  Angespannte  Beschäftigung  der 
gesamten  Montanindustrie  für  Heeresbedarf  ohne  jede  Unterbrechung 
kennzeichnet  die  Marktlage  während  der  Berichtszeit.  Betriebserschwer- 
nisse wegen  ungenügender  Eohlenznftihren  waren  nicht  selt«n,  und  die 
Folge  davon  war,  daß  Angebote  fUr  Walz-  und  Fertigfabiikate  kaum 
zu  erhalten  waren  und  die  Lieferfristen  immer  weiter  verlängert  wardao 
mußten.  Gegen  Ende  der  Berichtüzeit  traten  erfreulicherweise  wesent- 
liche Besserungen  in  der  Wagenstellung  ein,  die  auch  bessere  Ver- 
hältnisse   auf   dem   Gebiete    der  Kohlen  Versorgung    in  Aussicht    stellen. 

Die  Zechen  unseres  Bezirks  haben  in  den  Monaten  Januar  und 
Februar  erhebliche  Mengen  Kehlen,  Koks  und  Brikett«  auf  Lager  werfen 
müssen  und  waren  auch  im  März  noch  gezwungen,  Koks  aus  der  Her- 
stellung neu  hinzuzulegen,  während  von  den  Lagerbeatänden  an  Kohlen 
und  Briketts  im  März  infolge  der  Wagengestellungsverhältnisse  schon 
etwas  verladen  und  versandt  werden  konnte.  Nach  Ansicht  der  Eisen- 
bahnverwaltung wird  der  Umfang  der  Wagenversorgung  in  den  nächsten 
Monaten  weiter  zunehmen.  Sämtliche  Zechen  sind  selbstverständlich 
bereit,  alles  aufzubieten,  um  ihre  Lagermengen  sobald  als  möglich  zu 
verladen,  da  der  Brennstoffbedarf  nach  wie  vor  groß  und  dringend  ist. 

Auf  dem  Erzmarkte  zogen  die  Preise  stetig  an  und  stiegen  fttr 
phosphorarmes  schwedisches  Eisenerz  so  sehr,  daß  die  Werke  mit  den 
Abschlüssen  in  dieser  Erzsorte  sehr  zurückhaltend  wurden. 

Die  Versorgnngsmöglichkeit  in  Roheisen  entsprach  dem  Bedarf e 
nicht  im  vollen  Umfange.  In  erster  Linie  fand  mittelbarer  und  un- 
mittelbarer Heeresbedarf  gemäß  monatlicher  Zuteilung  Berücksichtigung 


—    155    — 

Das  neutrale  Ausland  belebte  den  Roheisenauslandsmarkt  mit  zahl- 
reichen Nachfragen,  jedoch  konnten  diese  mit  Rücksicht  auf  den  Inlands- 
bedarf nur  teilweise  Erfüllung  finden. 

In  Stabeisen  waren  die  Walzenstraßen  ununterbrochen  für  Heeres- 
bedarf, namentlich  in  härteren  Stahlsorten,  stark  beschäftigt,  Koblen- 
knappheit  beeinträchtigt  aber  vielfach  die  Herstellung.  Die  Lieferfristen 
mußten  infolgedessen  ausgedehnt  und  Angebote  für  eilige  Lieferungen 
zumeist  abgelehnt  werden. 

In  den  Grobblechwerken  war  die  Beschäftigung  nicht  mehr 
so  stark  wie  früher,  da  Verladungen  nach  dem  Auslande  nicht  statt- 
fanden. Zum  Teil  konnten  die  Werke  im  Monat  März  mit  kurzer  Zeit- 
bestimmung liefern. 

In  Feinblechen  war  der  Bedarf  nach  wie  vor  dringend.  Der 
Bedarf  der  Heeresverwaltung  konnte  voll  befriedigt  werden. 

In  der  Geschäftslage  der  syndizierten  Erzeugnisse  des  Stahlwerks- 
verbandes traten  in  den  letzten  Monaten  wesentliche  Aenderungen  nicht 
ein.  Die  Anforderungen  der  Heeresverwaltung  und  der  Kriegsmittel 
herstellenden  Betriebe  nehmen  nach  wie  vor  die  volle  Leistungsfähigkeit 
der  Werke  derart  in  Anspruch,  daß  die  Unterbringung  des  dringenden 
Bedarfes  vielfach  Schwierigkeiten  begegnete. 

Die  Röhrengießereien  waren  während  der  Berichtszeit  in 
dem  bisherigen  Umfange  für  den  Inlandsbedarf  und  wieder  fast  aus- 
schließlich für  Heereszwecke  beschäftigt.  Auch  die  Lebhaftigkeit  des 
Ausfuhrabsatzes  hielt  unvermindert  an.  Die  Preise  für  Rohrenguß  und 
andere  Gießereierzeugnisse  erfuhren  keine  Aenderung. 

Die  Maschinenfabriken  waren  gut  beschäftigt. 

II.  Oberschlesien.  Allgemeine  Lage.  In  der  Berichtszeit 
waren  die  Werke  ebenso  lebhaft  wie  bisher  beschäftigt.  Die  Nach- 
frage, die  fast  ausschließlich  vom  Heeresbedarf  beherrscht  war,  konnte 
nicht  immer  im  vollen  Umfange  befriedigt  werden,  zumal  da  die  Ent- 
wicklung der  Erzeugung  und  des  Versandes  zeitweise  durch  die  Ver- 
kehrsverhältnisse beeinflußt  wurde.  Die  Selbstkosten  wurden  durch  die 
fortdauernde  Steigerung  der  Preise  für  alle  Rohstoffe,  Löhne  und  Ab- 
gaben von  Monat  zu  Monat  höher,  während  die  Erlöse  sich  nicht  dem- 
entsprechend erhöhten.  Infolge  des  regen  Inlandsbedarfes  konnte  die 
starke  Na"chfrage  des  neutralen  und  verbündeten  Auslandes  nur  in  dem 
festgesetzten  Umfange  berücksichtigt  werden. 

Kohle.  Obwohl  die  Versandverhältnisse  sich  nach  Eröffnung  der 
Oderschiffahrt  besserten,  war  ein  weiteres  Anwachsen  der  Bestände 
nicht  zu  umgehen.  Die  Kohlenversorgung  der  Abnehmer  gestaltete  sich 
deshalb  noch  nicht  völlig  befriedigend.  Der  Bedarf  der  Eisenbahn  mit 
Betriebskohlen  konnte  gedeckt  werden,  während  die  Gaswerke  unter 
gelegentlichen  Lieferungsausfällen  zu  leiden  hatten.  Der  Bedarf  an 
Industriekohlen  stieg  durch  die  Wiederaufnahme  der  Versorgung  der 
Zementfabriken  und  einer  größeren  Anzahl  von  Ziegeleien  sowie  infolge 
von  Abrufen  der  Zuckerfabriken.  Der  Versorgung  der  Städte  und 
anderer  Verbraucher  kam  die  vorwiegend  milde  Witterung  des  Berichta- 
vierteljahres  zustatten. 
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Koks.  Die  Lage  des  Eokamarktes  war,  wie  in  Brennstoffen  über- 
haupt, im  laufenden  Vierteljahre  aolerordeutUch  fest.  Zontchst  ward« 
der  Bedarf  der  besetzten  Gebiete  im  Osten,  der  sehr  erheblich  «ar, 
befriedigt;  sodann  kamen  die  Liefenngen  für  wichtige  Kriegsbetriebe, 
für  das  neutrale  Ausland,  für  Oesterreich- Ungarn  usw.  Ea  blieben  daher 
für  Heizzwecke  nur  beschränkte  Uengen  zur  Veffflgang,  die  möglichst 
nach  allen  Gebieten  verteilt  wurden.  In  Kleinkoks  war  der  Abeats 
gleichfalls  rege.  Koksgras  wurde  vielfach  verwendet,  um  ihn  mit  der 
Kohlo  zur  Kesselheizung  zu  vermischen. 

Erze.  Die  Lage  des  Erzmarktes  blieb  im  weeentlichen  die  gleiche 
wie  im  Vorvierteljahr. 

Roheisen.  Trotz  angestrengtester  Tätigkeit  vermocht«  die  Er- 
zeugung unter  dem  Einflul  des  Winters  die  steigende  Nachfrage  nicht 
zu  decken.  In  den  Preisen  trat  während  des  abgelaufenen  Vierteljahres 
keine  Aenderung  ein. 

Formeisen.  Außer  dam  Bedarfe  für  die  schleaischen  und  b*t- 
lichen  Fahrzeugbauanstalten  wurden  geringe  Mengen  an  die  Händler  ge- 
liefert. Im  übrigen  konnte  der  Privatbedarf  nach  wie  vor  nur  wenig 
berücksichtigt  werden,  da  der  verfügbare  Rohstahl  für  Kriegsswecke 
bereitge.stellt  werden  mnSte.     Der  Preis  blieb  unverändert. 

Eisenbahnoberbaumittel.  Das  Königliche  Eisenbahn-Zentral- 
amt,  das  im  vergangenen  Vierteljahre  auf  Teillieferungen  vercichtet 
hatte,  kam  wieder  mit  größeren  Anforderungen  heraus,  die  in  der  Haupt- 
sache erfüllt  werden  konnten.  Ebenso  wurden  die  Bestellungen  des 
Feldeisenbahnchefs  auf  Schienen  und  Schwellen  und  sonstige  Geleisteile 
befriedigt.     Die  Preise  erfahren  keine  Aenderung. 

Walzeisen.  Die  Zuweisung  von  Aufträgen  in  Walzeisen  war 
auch  im  Berichtsvierteljahr  andauernd  außerordentlich  lebhaft.  Ins- 
besondere stellte  der  landwirtschaftliche  Bedarf  höhere  Anforderungen. 
Die  außerordentlich  rege  Nachfrage  aus  dem  neutralen  und  verbündeten 
Auslande  konnte  in  nicht  geringem  Maße  befriedigt  werden.  Die  Preis- 
lage war  unverändert 

Grobbleche.  Die  Werke  waren  auch  im  Berichtsvierteljahre 
bis  zur  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit;)  beschäftigt.  Ein»  Aenderung 
der  Preise  trat  nicht  ein. 

Feinbleche.  In  Feinblechen  aller  Art  wurden  die  an  die  Werke 
gestellten  Anforderungen  noch  gesteigert,  so  daß  die  Abnehmer  sich  recht 
ausgedehnte  Lieferfristen  gefallen  lassen  mußten  and  bis  auf  weiteres 
noch  mit  solchen  zu  rechnen  genötigt  sein  werden.  Auch  für  Feinblech« 
fand  keine  Preisftnderung  statt 

Röhren.  Die  Geschäftslage  in  Röhren  änderte  sich  gegen  das 
letzte  Vierteljahr  nicht  wesentlich.  Es  muß  auch  hier  nach  wie  vor 
mit  ungewöhnlich  langen  Lieferfristen,  sowohl  in  Gas-  wie  in  Siede- 
röhren, gerechnet  werden.  Die  Nachfrage  vom  neutralen  Auslande  blieb 
weiter  stark. 

Draht.  Der  Bedarf  der  Heeresverwaltung  ist  andauernd  groß: 
für  die  Weiterverarbeitung  bleiben  infolgedessen  nur  geringe  Mengen 
übrig. 
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Gießereien,  Maschinenfabriken,  Eisenbauwerk- 
stätten. Im  wesentlichen  lagen  und  liegen  die  Verhältnisse  in  der 
Eisengießerei,  im  Maschinenbau,  in  den  Blechbearbeitungswerkstätten 
und  im  Eisenhoch-  und  Brückenbau  so  wie  im  letzten  Vierteljahr  1917, 
wobei  festgestellt  werden  kann,  daß  namentlich  in  der  Eisengießerei 
und  im  Maschinenbau  die  Beschäftigung  durch  die  starken  Anforderungen 
der  oberschlesischen  Gruben  und  Hütten  für  Ausbesserungs-  und  Instand- 
setzungsarbeiten äußerst  angespannt  ist.  Im  Eisenhochbau  ließen  die 
Aufträge  etwas  nach. 

IV.  Handel  und  Verkehr. 

Inhalt:  Wirtschaftspolitische  Vereinbarungen  in  den  Friedensverträgen 
Deutschlands  mit  Kußland  und  Finnland.  Französisch-spanisches  Handelsab- 
kommen. Außenhandel  (Statistik)  Englands,  Spaniens  und  Japans.  Handels- 
flotten Zentral-  und  Südamerikas.  Ueberlassung  schwedischen  und  holländischen 
Schiffsraums  an  die  Ententemächte.  Oberitalienische  Kanalbauten.  Wasser- 
straßenverbindung der  Ostsee  mit  dem  Schwarzen  Meer  über  Düna  und  Dnjepr 
Freihafen  in  New  York.    Eisenbahnpolitik  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

Der  am  3.  März  1918  zwischen  dem  Deutschen  ßeiche, 
Oesterreich-Ungarn,  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits 
und  Rußland  andererseits  geschlossene  Friedensvertrag  sieht 
die  folgende  Regelung  der  deutsch-russischen  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  vor:  Im  großen  und  ganzen  wird  der  deutsch- 
russische  Handelsvertrag  von  1904  wiederhergestellt.  Einzelne 
Aenderungen  sind  durch  den  Weltkrieg  und  durch  Rücksichten  auf  das 
Interesse  Deutschlands  veranlaßt.  Das  „Wolffsche  Bureau"  berichtete 
darüber  am  5.  März  1918  folgendes:  „Zum  Teil  tragen  die  Aende- 
rungen Unzuträglichkeiten  Rechnung,  die  sich  im  Laufe  der  Zeit  im 
deutsch-russischen  Handelsverkehr  geltend  gemacht  hatten.  Nament- 
lich haben  wir  durch  die  Festlegung  der  freien  Durchfuhr  die 
direkte  Verbindung  im  Handelsverkehr  über  Rußland  nach  Persien 
und  Afghanistan  erreicht,  die  uns  bisher  gesperrt  waren.  Von  Be- 
deutung ist  ferner,  daß  jedenfalls  bis  zum  Jahre  1925,  bis  zu  welchem 
Zeitpunkt  auf  alle  Fälle  das  vereinbarte  Handelsprovisorium  in  Geltung 
bleibt,  der  russische  Zolltarif,  auch  soweit  er  bisher  ungebunden 
war,  nunmehr  bindend  festgelegt  ist,  und  daß  wir  bis  zu  diesem 
Zeitpunkt  gegen  russische  Zollerhöhungen  geschützt  sind.  Der  rechts- 
politische Zusatzvertrag  verflichtet  Rußland,  zunächst  die  Schäden  zu 
ersetzen,  die  unseren  diplomatischen  und  konsularischen  Vertretern  und 
den  kaiserlichen  Dienstgebäuden  bei  Ausbruch  des  Krieges  zugefügt 
worden  sind.  Sodann  werden  alle  bisherigen  Staatsverträge  zwischen 
Deutschland  und  Rußland  mit  Ausnahme  politischer  Kollektivverträge, 
an  denen  unsere  Feinde  beteiligt  sind,  grundsätzlich  wiederhergestellt. 
Auch  alle  deutschen  Privatrechte  in  Rußland,  die  durch  Kriegsgesetze 
oder  durch  Gewaltakte  verletzt  sin&,  werden  hergestellt  oder  in  Geld 
ersetzt.  Besonders  ist  hierzu  erwähnen,  daß  der  russische  Schulden- 
dienst gegenüber  den  deutschen  Gläubigern  alsbald  nach  der  Ratifika- 
tion   des  Vertrags    wieder    aufzunehmen  ist,    und   daß  die  bereits  fällig 
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gewordenen  Verbindlichkeiten  in  kurzer  Frist  in  bezableu  sind.  U«b«r 
den  Ersatz  der  deutschen  Vermfigenswerte,  die  nicht  durch 
Kriegsgeeetze,  sondern  durch  reTolntionftre  Enteignungsgesetze  geschädigt 
worden  sind,  ist  unter  grundsätzlicher  Anerkennung  der  Entuchädigungs- 
pflicbt  eine  weitere  Vereinbarung  vorbehalten.  Besondere  Bestimmungen 
sind  über  die  Enteignung  der  auf  beiden  Seiten  eingerichteten  Seque- 
strationen, Liquidationen  und  Treuhh&nderschaften  getroffen  worden; 
hier  werden  wohlerworbene  Rechte  Dritter  gewahrt *'. 

In  dem  zugleich  mit  dem  Friedensvertrag  zwischen  Deutsch- 
land und  Finnland  vom  7.  M&rz  1918  abgeachloaMnen  Handela- 
und  Schiffahrtsabkommen  wird  (naeb  einem  Bericht  des  „Wolff- 
schen  Bureaus")  bestimmt,  dafi  die  Angehörigen  eines  jeden  der  ver- 
tragschließenden Teile  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  in  beiug  aaf  den 
Handel  und  sonstige  Gewerbe  dieselben  Rechte  and  Begflnstigungen 
aller  Art  genießen,  die  den  Inl&ndem  zustehen  oder  zustehen  werden. 
Aktiengesellschaften,  Gesellschaften  mit  beechr&nkter  Haftung  und  andere 
kommerzielle,  industrielle  und  finanzielle  Gesellschaften  mit  Einschlnl 
der  Versicherungsgesellschaften  aolleu  auch  in  dem  Gebiete  des  anderen 
Teiles  als  gesetzlich  bestehend  anerkannt  werden  und  insbesondere  das 
Recht  haben,  vor  Gericht  als  Klfcger  und  Beklagte  aufzutreten.  Die 
Zulassung  solcher  Gesellschaften  zum  Gewerbe-  und  Geschäftsbetrieb 
sowie  zum  Erwerbe  von  Grundstücken  usw.  iif  dem  Gebiete  des  anderen 
Teiles  bestimmt  sich  nach  den  dort  geltenden  Vorschriften;  doch. sollen 
die  Gesellschaften  jedenfalls  dieselben  Rechte  genieten,  welche  den 
gleichartigen  Ghesellschaften  irgendeines  dritten  Landes  zustehen. 
Boden-  und  Gewerbserzengnisse  sollen  nach  dem  Grundsatz  der  Meist- 
begünstigung behandelt  werden.  Diese  Bestimmungen  beziehen 
sich  indessen  nicht  auf  die  Begünstigungen  des  Greiuverkehrs,  auch 
nicht  auf  die  Begünstigungen,  die  einer  der  vertragiehlielenden  Teile 
dem  einen  mit  ihm  zoUgoeinten  Lande  oder  Gebiete  gew&hrt,  und  auch 
nicht  auf  die,  die  Deutschland  Oeate^reich-Unga^^  oder  einem  anderen 
mit  ihm  durch  ein  Zollbttndnis  verbundenen  Lande,  das  an  Dentsoh- 
land  unmittelbar  oder  durch  ein  anderes  mit  ihm  oder  Oesterreich- 
Ungarn  zollverbUndetes  Land  mittelbar  angrenzt,  oder  seinen  eigenen 
Kolonien  usw.  etwa  gewähren  wird.  W&hrend  des  Bestehens  dieses 
Abkommens  wird  der  finnische  Zolltarif  nach  dem  Stande  Tom 
1.  Januar  1914  gegenüber  Deutschland  in  Anwendung  kommen.  Der 
Tarif  kann  w&hrend  dieser  Zeit  Deutschland  gegenüber  weder  erhöht, 
noch  durch  Zölle  auf  bisher  zollfreie  Waren  erweitert  werden.  Auch 
bezüglich  der  Eisenbahnen  und  der  Seeschiffahrt  wird  die  Meist- 
begünstigung vereinbart.  Hinsichtlich  des  Schutzes  des  gewerblichen 
Eigentums  und  des  Urheberrechtes  gelten  die  Bestimmungen  der  re- 
vidierten Fari.ser  Uebereinkunft  vom  2.  Juni  1911  und  der  revidierten 
Beriier  Uebereinkunft  vom  13.  November  1908.  Der  Post-  und  Tele- 
graphen verkehr  soll  nach  den  Bestimmungen  des  Weitpostver- 
trages und  seiner  Nebenabkommen  aufgenommen  werden.  Die  n&heren 
Festsetzungen  erfolgen  durch  Abkommen  zwischen  den  beiderseitigen 
Verwaltungen.     Schon   jetzt    wird    vereinbart,    daC  die  Telegramme  bis 
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auf  weiteres  über  Schweden  geleitet  werden  und  daß  die  Wortgebühr 
füi-  ein  gewöhnliches  Telegramm  25  Centimes  betragen  soll.  Zur  Rege- 
lung der  Konsularverhältnisse,  der  Nachlässe,  des  Rechtsschutzes 
und  der  Rechtshilfe  in  bürgerlichen  Angelegenheiten  sollen  tunlichst 
bald  Verträge  abgeschlossen  werden,  die  den  Anschauungen  und  Ver- 
hältnissen der  Gegenwart  entsprechen.  Bis  dahin  sollen  der  deutsch- 
russische Konsularvertrag,  die  deutsch-russische  Konvention  von  1874, 
das  Haager  Abkommen  über  den  Zivilprozeß  vom  17.  Juli  1905  usw. 
gelten.  Ein  Vertrag  über  die  gegenseitige  Auslieferung  von  Ver- 
brechern und  über  die  Rechtshilfe  in  Strafsachen  soll  auf  neuzeitiger 
Grundlage  abgeschlossen  werden.  Jeder  vertragschließende  Teil  wird 
die  zeitliche  Wanderung  seiner  Angehörigen  in  das  Gebiet  des  anderen 
Teiles  zur  Beschäftigung  in  den  landwirtschaftlichen  Betrieben  ge- 
statten. Dieses  Abkommen  soll  zwei  Wochen  nach  dem  Austausch  der 
Bestätigungsurkunden  in  Wirksamkeit  treten.  Eine  Zusatzerklärung 
besagt,  daß  das  Abkommen  vorerst  keine  Aenderung  der  Vorschriften 
bewirken  soll,  die  in  bezug  auf  Gesellschaften  gewisser  Art  die  finnische 
Staatsangehörigkeit  zur  Bedingung  machen.  Jedoch  sollen  auch  in 
dieser  Hinsicht  die  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  den  Finnländern 
tunlichst  bald  gleichgestellt  werden. 

Ueber  den  Entwurf  eines  französisch-spanischen  Handels- 
abkommens wurde  in  der  „Fi-ankfurter  Zeitung"  vom  12.  März 
1918  auf  Grund  von  Berichten  der  Madrider  ,,Epoca"  folgendes  mit- 
geteilt : 

Spanien  wird  nach  diesem  Vertrag  nach  Frankreich  Erze,  verarbeitete 
Wolle.  Gewebe,  Garne,  Hanf,  Baumwolle-  und  Juteartikel,  Scüuhwaren,  Eisen- 
und  .Stahiwaren,  Wagen.  Fahrzeuge  aller  Art,  Reis,  Zwiebeln,  Kartoffeln,  Olivenöl, 
Feigen.  Graupen  und  Konserven  schicken.  Frankreich  wird  Spanien  algerische 
Kalkphosphate,  Kopra  aus  Madagaskar,  Teer,  Maschinen  und  Werkzeuge,  elek- 
trisches Material,  chemische  und  pharmazeutische  Erzeugnisse,  Maschinenersatz- 
teile. Seide  und  Flockseide  sowie  Pflanzenfasern  liefern.  Frankreich  wird  die 
Einfuhr  aller  Weine  bis  zur  Höhe  von  250000  hl  monatlich,  ferner  Orangen, 
Bananen  und  anderer  frischer  Früchte  in  einer  Menge,  die  dem  Durchschnitt 
der  Einfuhr  in  den  gleichen  Monaten  der  letzten  fünf  Jahre  entspricht,  sowie 
von  Kork  bis  zum  Höchstbetrag  des  Durchschnittes  der  letzten  fünf  Jahre  ge- 
statten. Die  spanische  Regierung  wird  Ausfuhrzölle  erheben  können,  um 
dadurch  die  Preise  auf  den  inneren  Märkten  zu  regeln. 

Ein  Konsortium  von  spanischen  Banken  und  Ausfuhrgeschäften,  sowie 
ein  französisches  Bankkonsortium  werden  zur  Erleichterung  des  Ankaufs  der 
spanischen  Erzeugnisse  gebildet.  Vom  spanischen  Konsortium  wird  ein  monat- 
licher Kredit  von  35  MUl.  Pesetas  an  Frankreich  gewährt  werden.  Der  Kredit 
soll  durch  eine  Hinterlegung  französischer  Schatzanweisungen  in  Spanien  garan- 
tiert werden,  die  in  Pesetas  und  vorzugsweise  in  spanischen  Werten  in  Spanien 
zahlbar  sind.  Der  Vertrag  soll  bis  zum  31.  Dezemer  in  Kraft  bleiben.  Er  wird 
mit  dem  Abkommen  zwischen  Spanien  und  den  Vereinigten  Staaten 
verknüpft,  d.  h.  wenn  der  spanisch-französische  Vertrag  nicht  verwirklicht 
werden  kann,  würde  auch  das  spanisch-amerikanische  Abkommen  nicht  in  Kraft 
treten. 

Zur  Statistik  des  Außenhandels  Englands  im  Jahre  1917 
wurde  im  Handelsteil  der  „Frankfurter  Zeitung"  vom  19.  März  1918 
folgendes  bemerkt: 
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Die  vom  enEliachen  HuideUunt«  nanmehr  Teröffentlichten  Jfthieaxiffeni  im 
britischen  Außeonandeli  geben  intereaMOt«  AnfoehlüaM  über  die  Venchiebangea 
in  den  letzten  vier  Jahren.  Vier  F&nftel  dee  Qewmtbandali  bildet  der  AnaUnach 
unter  den  KriwsTerbündeten,  d.  h.  erstreckt  eich  Mueehlitilidi  auf  Kriegaliefo- 
rungen.  deren  Betahlong  zum  Teil  finaociert,  d.  h.  geetnad«!  wird,  roter  Be- 
rücksichtigung der  Tateacbe,  daA  die  Ziffern  de*  abcelaafeneB  Jähret  1917  die 
R^eningsgeach&fte  einachlieiBen,  während  in  den  roroeqrebeBden  Jahren  ledig- 
lich die  Umsätze  der  privaten  Betätignnc  in  d«a  Stetieoken  Aufnahme  fanden, 
unter  Betfickiichtigung  der  enonnen  Pr5a«rtiah«ngw  aeit  Kriegaanabrnrh.  die 
im  Durchschnitt  auf  150  Proz.  cu  achltzen  aind.  ergibt  aich  ein  aeharfer  Rück- 
gang der  umgesetzten  Mengen  —  die  unanableibUche  Wirkung  der  Tltigkeit  der 
Unteraeebote  —  ein  vollständiger  Verfall  der  anflerhalb  der  aiceotUchen  Kii»- 
wirtschaft  stehenden  Industrie-  und  HandelsbetättKung  und  eiD*  kritiaehe  \er- 
schlechterung  der  Handelsbilanz.  Die  naoJifolgenaen  Zifiem  aprediaa  fBr  den 
Zahlenkundigen  eine  beredte  Sprache  für  die  sich  Terschärfeade  Anaachaltung 
de*  englischen  Welthandds,  die  am  deutlichsten  in  dem  Rückgang  der  Wieder- 
ausfuhr zum  Ausdruck  kommt. 

(in  1000  £)  1913  1915  1916  1917 

Gssamteinfuhr  7t>«'35  853  ^SJ  948507  •  0*5  »57 

GsnuDUosfuhr  654310  453  931  603  847  5948^1 

PaariviUt  der  HsodeUbilam  )33  9i5  3M931  544 Mo  470  395 

Wie  in  den  , Nachrichten  für  Handel,  Indoatrie  und  Landwirt- 
schaff  A-om  27.  März  1918  mitgeteilt  wird,  zeigte  der  Aulen- 
handel  Spaniens  im  Jahre  1917  infolge  der  Einfuhrverbote  und 
-beschränknngen,  die  allen  Ländern  auferlegt  wurden,  infolge  mangeln- 
der Arbeitskräfte  und  des  Unteraeeboot- Kriege*  eine  kleine  Abnahme. 
Die  eingeftihrten  Lebensmittel  (lebende  Tiere  anagenommen)  ergaben 
im  Vergleich  mit  den  Resultaten  dee  Jahres  1916  einen  Minderwert, 
der  allgemein  ist  für  die  verschiedenen  Arten  der  ausgefflbrten  Waren. 
Dennoch  weist  die  Handelabilani  einen  AktivUberschuS  von 
554  000  0Q0  Pesetas  gegen  448  5O0  000  im  Jahre  1916  and  etwa 
275  000000  im  Jahre  1916  auf.  Die  untenstehende  Tabelle  zeigt  im 
einzelnen  die  Ergebnisse  dee  spanischen  AuSenhandels  im  Jahre  1917, 
verglichen  mit  den  beiden  vorhergehenden  Jahren : 

1915                  1916  1917 
Einfahren                                  (MUlioaM  Passtas) 

Lebende  Tiere                           3,«                      5,0  5,T 

RohftoHe                                534,«                 456.»  365,1 

Ferügeneugni»«                  ao?,»                 154,4  «33,1 

Nafarongunittel              ittfi                 196.«  131,» 


9*7.» 

9«»,S 

736.« 

Ansfnhren 

Lebende  Tiere 
Rohstoffe 

Fertigerzeugnisse 
Nahmogsnaittel 

605,» 

40«,i 

10,« 
»59.« 
558,» 
53».' 

3.« 
»40.1 
539.» 
507,« 

1 241,4  •36«,«  «»90,s 

Spaniens  Goldeinfuhr  betrug  im  Jahre  1917  ungefähr  591  Mill  Peseta* 
gegen  355  Mill.  im  Jahre  1916  und  220  MiU.  Pesetas  im  Jahre  1915. 

Nach  derselben  Quelle  belief  sich  die  Gesamtausfuhr  Japans 
im  Jahre  1917  auf  1603  Mill.  Yen  und  die  Gesamteinfuhr  auf 
1036  Mill.  Yen ;  das  ist  ein  Ausfuhrüberschuß  von  567  MUl.  Yen.    Ver- 
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glichen  mit  dem  Jahre  1916,  zeigt  die  Ausfuhr  einen  Zuwachs  von 
4751/2  Mill.  Yen  und  die  Einfuhr  eine  Vermehrung  von  279  Mill. 

Bei  der  Ausfuhr  machten  den  hauptsächlichsten  Zuwachs  aus :  Bohnen  und 
Erbsen  (+  17'/,  Mill.  Yen),  Zucker  (+  9^/,  MUl.),  Kohlen  {+  6  Mill.),  Eoh-  und 
Abfallseide  (+  94  MUL),  BaumwoUgarne  {+  30'/,  MUl.),  Kupfer  (+  21  MUL), 
Baumwollgewebe  (+  öS'/j  MUl.)  und  Papier  (+  6  MiU.).  Die  stärkste  Zunahme 
bei  der  Einfuhr  bildeten  Oelkuchen  (+  18'/,  MUL),  RohbaumwoUe  (+  55  MUL), 
Wolle  (+  18'/.j  MUl.),  Soda  (+  6  Mill.)  und' Eisen  (+  109  MiU.) 

Nach  Angabe  der  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Land- 
wirtschaft" vom  16.  März  1918  besaßen  die  süd-  und  zentral- 
amerikanischen    Staaten    Ende  1917  folgende  Handelsflotten: 


Brasilien 

283  Schiffe  von   266  605  Tons 

Argentinien 

'83 

,.      155  «32      .. 

ChUe 

87 

..        89515      „ 

Kuba 

35 

29288      „ 

Mexiko 

31 

..       33  975      .. 

Uruguay 

27 

20  298 

Peru 

12 

26590     „ 

Venezuela 

II 

5298      ,. 

Paraguay 

5 

I     309               M 

Kolumbien 

2 

1056               „ 

Nach  einer  amtlichen  Meldung  des  schwedischen  Telegraphen- 
bureaus vom  1.  März  1918  ist  an  diesem  Tage  „in  Erwartung  der 
Beendigung  der  Verhandlungen  in  London  zwischen  Schweden  und 
den  Ententemächten  über  eine  Handelsübereinkunft"  eine  vor- 
läufige Handelsschiffahrts-Uebereinkunft  geschlossen  worden, 
nach  der  die  freie  Einfuhr  nach  Schweden  für  ungefähr  75  000  t 
wichtiger  Waren  gesichert  ist,  u.  a.  für  26  000  t  Mais,  3000  t  Futter- 
küchen, 25  000  t  Phosphat,  150000  t  Mineralöl  und  25000  Sack  Kaffee. 
Die  Gegenleistung  Schwedens  besteht  hauptsächlich  darin,  daß  ein 
Schiffsraum  von  100  000  t  zur  Befrachtung  im  Interesse  der  Al- 
liierten während  dreier  Monate  für  Reisen  in  den  europäischen  Fahr- 
wassern Lizenz  erhalte.  In  diesem  Schiffsraum  ist  kein  in  Schweden 
liegendes  Schiff  enthalten.  Mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  wird  eine  besondere  Uebereinkunf t  getroffen,  nach  der  die 
Ausfuhr  von  2500  t  Kaffee,  5500  t  Mineralöl  und  etwa  100  t  Medizinal- 
waren nach  Schweden  erlaubt  wird,  während  gewisse  in  den  Händen 
der  Vereinigten  Staaten  liegende  Schiffe  die  Erlaubnis  erhalten,  im 
amerikanischen  Interesse  die  Reise  nach  südamerikanischen  Häfen  vor- 
zunehmen. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Ententemächte  mit  Holland 
über  die  Abtretung  holländischen  Schiffsraums  (vgl.  oben  S.  97) 
teilte  der  Haager  Korrespondent  der  „Frankfurter  Zeitung"  am  13.  und 
18.  März   1918  folgendes  mit: 

Haag,  13.  März  1918:  Der  niederländische  Minister  des  Aeußeren  gibt  in 
einer  längeren  Note  der  Zweiten  Kammer  ausführliche  Mitteilungen  über  den 
Stand  der  Unterhandlungen  für  das  Wirtschaftsabkommen  mit  den  alliierten  Ee- 
gierungen.  Kurz  gefaiät  ist  es  der  Wunsch  der  Alliierten,  sich  nicht  nur  der  in 
amerikanischen  und  englischen  Häfen  liegenden  niederländischen  Schiffe  zu  be- 
mächtigen, sondern  auch  noch  die  300000  t  Schiffsraum,  die  in  den  niederländi- 
schen Häfen  aufliegen,  herauszuzwingen. 
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Amerika  b»t  aeit  vielen  Monsten  die  niederlindiadMii  Bebiff«  in  den  aute- 
rikiuiischen  Häfen  widerreclitlich   featgehaiten.   ihnen  Buni.     '  'Uen 

verweigert,   und  »eit  Ende  1917  wird   in  London   mit  deii  .  er- 

handelt, wag  Holland  als  üeirenleiatanK  bieten  muH,  dainii  r.  du-  ».<  in.g-'teii 
Artikel  in  Nahrungsmitteln,  üanKer,  Booatoffen  luw.  erhAlt.  I>ie  Alliierten  «agten 
die  ailerdringlicbsten,  unterhalb  de*  NormalmaAea  bleibenden  Kationen  für  Futter- 
und  Düngemittel  zu,  wenn  Holland  lich  verpflirbte.  die  Auiifuhr  der  landwirt» 
Kcbafüiohen  .Artikel   nach  Deutachland   (Butter,  Kiae.  Vieh,   Eier  uaw.j   entweder 

fanz  einzustellen   oder  doch  stark  zu   beachränken.     Für  die  Fischerei   soll  «ich 
loUand  verpflichten,  nicht  mehr  als  3000  t  Fische  im  Vierteljahr  an  die  Zentral- 
mächte  zu  liefern,   und   außerdem   toll   eine   Anzahl    Fischerboote  bocitgestelU 
werden,  die  die  Fischerei  an  der  Westküste  Englands,  also   tumiDsten  En2laD<1i> 
ausführen.    Die   Uauptleistung   Hollands  soll   folgende  sein : 
wird   zugestanden,  die  Schiffe   zu   benatzen,   die  sie  für  ihre  . 
von  und  nach  Niederlündisrh  -  Indien    und  den  alliierten    und  ueulriUeu  Landern 
nötig  haben.     Der  gesamte  übrig  bleibende  Schiffsraum,  also  etwa  '  .  Mill  t.  wird 
für  die  Alliierten   reserviert.     Hierbei   ist  also  die  niederlindische  (Je».> 
also  auch  die  in  den  niederländischen  Häfen  rerbieibende  Flotte  in  die  I. 
des  Abkommens  eingestellt.     Da  die  Schiffe  jedoch,  die  die  Ein-  und  Ausiunr  tui 
die  Niederlande  besorgen,   lediglich   für  die   Niederlande  zur  Verfügung  testeilt 
werden,  so  scheint  aus  den  Mitteilungen  des  Miniatent  herrorzugelien,  da  sich 
die  Alliierten  gewissermafien  auch  als  Eigentfliner  der  ,rar  Verffigtuig  gestellten  ■ 
niederländischen  Schiffe  betrachten 

Die  niederlän>iii>che  Regierung  gibt   nach   den  DarlcrnagMi  eines  Ministers 
zu,  daU  die  in  der  Mncbt  der  Alliierten  befindlichen  niecMtediacben  Ckhiffe,  vor 
allem  die  in  Amerika  festgehaltenen  Schiffe,  doch  nicht  wiederzuerbügen  «eiea, 
und  dafl  schlieiilich  Amerika  dazu  schreiten  könnte,  ohne  weiteres  and  gesen  Jen 
Willen  der  Eigentümer  der  Schiffe  die  niederländischen  Schiffe  in  Benir 
nehmen.      Die    niederländische    Regierung:    erteilt    daher    den     niederln 
Schiffseieentümern   die  Erlaubnis,   inre  Schiffe  für  eine  Reise   ron  höcK 
Tagen,  oie  aber  die  üefahrzone  nicht  berühren  darf,  zu  verclurtern.     Du 
ländiscbe  Regierung  war  sich  wohl  bewulit.  daß  ein  Abkommen  mit  den  Alliieritn 
auch  seine  Wirkung  auf  Deutschland   nicht   verfehlen  könnte,   and   dafi  deshalb 
auch   mit  Deutschland   zunächst  verhandelt  werden   müsse.     Denn   für 
Deutschland    aufzuführenden    landwirtschaftlichen   Produkte   liefert   Dv. 
unentbehrliche  Artikel,   wie  z.  B.  die  Steinkohle,   und  aofiatdem  kt  Deutscnianu 
in  der  Lage,   die   freie  Fahrrinne  in   der  Nordsee  zu   schHaieg  and  hiermit  die 
Wirkung  eines  holländischen  Abkommens  mit   den  Alliierten   3ber  die  Schiffs- 
Verwendung  illusorisch  zu  machen. 

Die  ersten  Einwände,  so  führt  der  Bericht  ans,  wurden  von  df<"'^><<><-  ■^te 
erhoben  bei  der  Ausfahrt   der  .Nieaw«  ftmrtMilnin'      Klarer  »eut>  -che 

Regierung  noch  in  der  .N'orddeutsehen  Allgemeinen  Zeitung*  ihre:  ~  ,  ankt 
auseinander.  Es  wurde  deutscherseits  Einspruch  dagegen  erhoben,  daii  die  noch 
in  den  niederländischen  Häfen  liegende  Tonnage  die  Häfen  verließ.  Andererseita 
aber  stehen  die  alliierten  Regierungen  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  gesamte 
niederländische  Flotte,  also  auch  oie  in  den  niederländischen  Häfen  liegenden 
Schiffe,  in  Fahrt  gesetzt  werden  müßten.  Die  alliierten  Regierungen  wollen  nur 
dann  zugeben,  daß  die  in  Amerika  festgehaltenen  Schiffe  nach  Holland  fahren, 
wenn  als  Austausch  das  gleiche  oder  ein  ähnliches  Schiff  nach  Amerika  zurück- 
fährt. Aber  auch  diesen  Au.stausch  würden  sie  zurücknehmen,  wenn  nicht  die 
gesamte  Tonnage  eingesetzt  wird. 

Nun  entsteht  allmählich  für  die  Niederlande  eine  Notlage,  die  besonders  im 
Monat  Mai  durch  den  Nahrungsmittelmangcl  ihren  akutesten  Standpunkt  erreicht 
haben  wird.  Die  niederländische  Regierung  wünscht  deshalb  einstweilen  100000  t 
Weizen  zu  erhalten,  da  das  Zustandekommen  des  Abkommens  sich  verzögert 
Die  Alliierten  benutzen  nun  diese  Gelegenheit,  um  den  Niederlanden  die  Pistole 
auf  die  Brust  zu  setzen.  Sie  erklären  sich  bereit,  diese  100000  t  Weizen  zu 
liefern,  wenn  die  Niederlande  so  handelten,  als  ob  das  von  den  Alliierten  ge- 
forderte Abkommen  bereits  zustande  gekommen  sei.  d.  h.  also  mit  anderen  Worten, 
daß  die  Entente  schon  jetzt  sich  des  gesamten  Schiffsraoms  der  Niederlande  be- 
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mächtigen  und  mit  diesem  nach  Gutdünken  verfahren  wird.  Diese  Auffassung 
wird  durch  eine  Zusatznote  des  Ministers  des  Aeußern  bestätigt,  in  der  gesagt 
wird,  daß  die  alliierten  Regierungen  ihre  Zusage  zurücknehmen,  wenn  die  nieder- 
ländischen Schiffe  nicht  in  die  Gefahrzone  gebracht  werden  sollen.  Die  nieder- 
ländischen Schiffe  werden  also  genau  %vie  die  Schiffe  der  Entente  behandelt,  und 
sie  sollen  wohl  Reisen  durch  die  Gefahrzone  zu  Truppentransporten  oder  für  die 
Etappe  übernehmen. 

Haag,  18.  März  1918.  Der  niederländische  Minister  des  Aeußern  teilte 
heute  nachmittag  in  der  Zweiten  Kammer  folgendes  mit: 

Sie  haben  aus  meinen  früheren  Mitteilungen  ersehen,  daß  die  Regierung 
vorläufig  bis  zum  Zustandekommen  des  endgültigen  Wirtschaftsabkommens  mit 
den  alliierten  Regierungen  an  diese  das  Ersuchen  gerichtet  hat,  zunächst  einen 
Vorschuß  von  100000  t  Weizen  zu  geben  von  den  400000,  die  die  Niederlande 
bei  einer  definitiven  Regelung  auf  Grund  des  Londoner  Vorabkommens  erhalten 
sollen.  Die  alliierten  Regierungen  stimmten  dem  zu,  jedoch  unter  der  Bedingung, 
daß  vorläufig  jener  Teil  des  niederländischen  Schiffsraumes,  der  bei  einer  end- 
gültigen Regelung  den  Alliierten  zur  Verfügung  gestellt  werden  soll,  bereits  jetzt 
abgetreten  wird.  Es  wurde  im  Hinblick  auf  die  Konferenz  der  AUüerten  in 
London,  die  am  18.  stattfindet,  ersucht,  die  Entscheidung  der  niederländischen 
Regierung  vor  diesem  Tage  mitzuteilen.  Die  Regierung,  die  an  die  Volksernährung 
zu  denken  hatte,  war  im  Begriff,  auf  diese  vorläufige  Regelung  einzugehen,  als 
von  selten  der  Alliierten  plötzlich  die  Forderung  gestellt  wurde,  daß  der  genannte 
Tonnenraum  auch  in  die  Gefahrzone  fahren  solle.  Das  Fahren  außerhalb  der 
Gefahrzone  war  in  London  von  niederländischer  Seite  als  eine  Hauptbedingung 
für  das  Zustandekommen  einer  Regelung  aufgestellt  worden,  und  die  Alliierten 
hatten  diese  Bedingung  gebilligt. 

Die  Gründe,  die  dazu  geführt  haben  mögen,  diese  neue  Forderung  zu  stellen, 
möchte  ich  nicht  erörtern.  Die  Berechtigung  einer  derartigen  Forderung  kann 
die  niederländische  Regierung  nicht  anerkennen.  Auch  nimmt  sie  in  keiner 
Weise  die  in  einigen  Ländern  jetzt  gehegte  Auffassung  als  die  ihrige  an,  wonach, 
wenn  die  Schiffsnot  eines  der  kriegführenden  Länder  ins  Uebermäßige  steigt, 
dieses  völkerrechtlich  berechtigt  sein  sollte,  neutrale  Schiffe,  und  zwar  massen- 
weise, dazu  zu  zwingen,  ausschließlich  Dienste  in  seinem  Interesse  zu  leisten. 
Völkerrechtlich  wird  eine  derartige  Befugnis  lediglich  bei  ganz  besonderen  Aus- 
nahmefällen möglich,  nämlich,  wenn  es  sich  darum  handelt,  sofort  ein  durchaus 
nötiges  strategisches  Ziel  zu  erreichen. 

Nach  reiflicher  Ueberlegung  ließ  die  niederländische  Regierung  die  alliierten 
Regierungen  wissen,  daß  sie  sowohl  vom  politischen  als  vom  wirtschaftlichen 
Standpunkt  aus  die  ernstesten  Einwände  gegen  die  gestellten  Forderungen  ge- 
macht hat,  sie  schob  jedoch  ihre  endgültige  Antwort  noch  auf.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Weizennot,  die  die  Niederlande  während  des  kommenden  Sommers  be- 
droht, und  mit  Rücksicht  auf  die  Wahrscheinlichkeit,  daß  eine  Verweigerung  zur 
Folge  haben  muß,  daß  alle  Ueberseezufuhr  abgeschnitten  wird,  hielt  die  nieder- 
ländische Regierung  es  für  ihre  Pflicht,  sich  zuvor  zu  vergewissern,  ob  in  einem 
derartigen  Falle  Brotgetreide  aus  Zentraleuropa  zu  erhalten  sei.  Die  nieder- 
ländische Regierung  wandte  sich  also  an  die  deutsche  Regierung  mit  der  Frage, 
ob  sie  innerhalb  zweier  Monate  Holland  mindestens  100000  t  Weizen  liefern 
könne.  Die  Antwort  lautete  entschieden  verneinend.  Die  deutsche  Regierung 
erklärte,  daß  sie  zwar  gern  bereit  sein  würde,  den  Niederlanden  zu  helfen,  daß  das 
jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der  einzelnen  Verbündeten  nicht  mög- 
lich sei.  Auch  bezüglich  der  Uebermittelung  kleinerer  Mengen  Getreide  könne 
eine  Sicherheit  nicht  gegeben  werden. 

Unter  diesen  Verhältnissen  hielt  sich  die  Regierung  für  gezwungen,  die 
Forderung  anzunehmen,  daß  die  alliierten  Regierungen  mit  der  Lieferung  von 
100000  t  Getreide  für  den  15.  April  für  die  niederländische  Bevölkerung  be- 
^nnen.  Die  niederländische  Regierung  machte  jedoch  ihre  Zustimmung  von 
folgenden  Bedingungen  abhängig:  Erstens  muß  es  feststehen,  daß  die  Niederlande 
auf  die  Verteilung  des  niederländischen  Schiffsraums  und  auf  die  Versorgung  des 
Landes  in  dem  Maße  rechnen  kann,  wie  es  in  dem  Londoner  Vorabkommen  an- 
gegeben ist,  bezüglich  dessen  die  Regierung  jetzt  ihre  endgültigen  Vorschläge  den 
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Alliierten  in  den  Uauptziigen  miuet«Ut  hmt  Fero«r  maA  die  Baukerkohle  ffir 
den  Transport  der  für  die  niederlindüche  Venomuir  beatimmten  ntioniertaa 
Uiiter  den  hierfür  bezeichneten  niederllndiiehen  SchiBeo  gefibea  werden.  Bei 
der  Fahrt  durch  die  Gefahrzone  muß  ron  den  «lliierten  Bqpvnngen  garantiert 
werden:  1)  daü  die  Schiffe  keine  Truppen  oder  Kikipmateruuien  tranaportieren ; 
2)  dafi  sie  nicht  bewaffnet  sein  dürfen :  3)  daB  ea  dm  MawnacJiaften  rdlatiadic 
freistehen  soll,  ob  sie  an  der  Fahrt  in  die  Gefahrrone  teUnefamen  woDen;  4)  dal 
eventuell  vernichtete  Schiffe  sofort  nach  dem  Krieg  durch  andere  cneUt  werden. 
So  weit  glaubt  die  Kegierung  gefaen  ta  mfiaaes.  Sie  hat  eich  hienn  durch 
die  Not  gezwungen  eefühlt,  nicht  aUein  dem  Mntterlande,  aondem  auch  den  Ko- 
lonien gegenüber.  Dadurch  sichert  sich  die  niederlAndiache  Regierung  aniierdem 
einen  wichtigen  Teil  der  niederlindischeo  Flotte,  was  für  die  Gegenwart  und  die 
Zukunft  des  niederländiachen  Volke«  ron  fiberwiegender  Bedentang  iat  Weiter 
kann  die  Kegierung  nicht  gehen. 

Der  „Pester  Lloyd"  vom  21.  M&rx  1918  veröffeotlicht  eine  Mit- 
teilung der  „Agenzia  Nazionale  della  Stunpa",  nach  der  die  leisten 
Schwierigkeiten,  die  sieb  der  raschen  Lösong  der  Frage  de«  Schiff- 
fahrtawegea  von  Mailand  nach  Venedig  (vgl.  Chronik  für  1917, 
S.  708)  entgegenätellten,  behoben  wurden.  Ee  wird  hiertu  folgende« 
aufgeführt : 

Der  neue  Schiffahrtaweg  wird  aich,  von  Venedig  auageheod,  aua  fünf  rer 
schiedenen  Abschnitten  zusammenaetcen.  Der  ente  AMehnltt  twiachen  Venedif 
und  Brondolo  wird  aus  den  bereits  vorhandenen  Kanilen  beatehen,  die  als  Teil 
des  venezianischen  Hafens  Domänenbeaita  Und.  Der  iweite  Abschnitt  wird  Bron- 
dolo mit  dem  Po  durch  die  CavaneUa-Einaeakung  verbinden,  die  Brenta  und  die 
Etsch  durchqueren  und  eine  Linge  von  25  km  haben.  Den  dritten  Teil  de« 
Schiffahrtitwege«  bildet  der  Po  bis  zum  Einflufi  der  Adda  in  einer  Linee  von 
274  km.  Der  vierte  Abschnitt  wird  durch  die  Adda  bis  Pizzighettone  gebildet, 
wo  der  fünfte  Abschnitt  mit  einem  neu  zu  errichtenden  Kanal  bis  Mailand  be- 
ginnt. Die  Qesamtlänge  de«  Schiffahrtswegea  wird  480  km  betragen  und  aeine 
für  die  nächste  Zeit  in  Aussicht  genommene  Herstellung  ungefihr  90  Hill.  lire 
kosten.  Dieser  Schiffahrtsweg  wird  bedeutende  Erspao>iaae  im  Transportwesen 
bringen.  Bei  Waren  schweren  Oewichts,  die  auLgeachfittet  werden  können,  dürfte 
sich  ein  I^ransportsatz  von  4,60  bis  5,50  Lire  l&  die  Tonne  ersehen.  Nach  der 
gleichen  Quelle  werden  femer  die  Vorstadien  cor  Verbindung  Mailands  mit  den 
oberitalieni-fchen  Seen  durch  Wasserwege  eifrig  fortgesetzt ;  es  werde  der  Zeitponkt 
nicht  mehr  allzusehr  entfernt  sein,  in  dem  die  lombardische  Uauptetadt  einen 
billigen  Uandeisweg  mit  der  Schweiz  und  den  anderen  nördlichen  Völkern  er- 
halten dürfte.  Durch  diese  neuen  SchiffahrUkan&le  soll  den  Scbiffahrurer- 
bindungsplänen,  die  Basel  mit  der  Nordsee  und  der  Donau  vpr1>in(lpn  wollen. 
Konkurrenz  gemacht  werden. 

Unmittellbar  nach  dem  Abschluß  des  „Oatfriedens'  ist  in  Deuiscb- 
land  der  Plan  einer  Wasser straßenverbindang  der  Ostsee 
mit  dem  Schwarzen  Meer  über  Düna  und  Dnjepr  aufgetaucht. 
Die  „Vossische  Zeitung"  vom  11.  März  1918  teilte  hierüber  folgende«  mit : 

Der  grandiose  Plan  einer  durchgehenden  Schiffahrtaverbindung  von  der 
Ostsee  zum  Schwarzen  Meer,  von  Riga  nach  Cherson,  der  i.  B.  den  Tranntort 
von  Petroleum  von  Batum  nach  Harnburg  um  3000  km  abkürzen  würde,  bildet 
den  Gegenstand  einer  umfassenden  Denkschrift,  die  im  Auftrage  des  Senate  der 
Stadt  Lübeck  von  der  Lübecker  Handelskammer  nach  eingehenden  Verhandlungen 
mit  dem  Börsenkomitee  der  SUdt  Riga  verfaSt  und  nunmehr  den  zuständigen 
Stellen  übermittelt  worden  ist.  Wir  sind  in  der  Lage,  den  Inhalt  dieser  Denk- 
schrift im  folgenden  wiederzugeben  : 

Zwischen  dem  Oberiauf  der  Düna  und  des  Dnjepr  soll  eine  nur  wenig  mehr 
vm  j  '*"KS  Kanalverbindung  hergestellt  und  diese  beiden  gewaltigen  Ströme 
Kußlands  reguliert  werden.    Das  Ziel   dieaer   Waaaerbauten  iat  die  HenteUung 
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einer  voll  schiffbaren  Verbindung  der  baltischen  mit  der  Schwarzen-Meer-Küste. 
Dieser  Kanalplan  reicht  lange  zurück.  Schon  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
wurde  der  ßeresinakanal  gebaut,  der  aber  heute  fast  unbenutzbar  ist.  Das  In- 
teresse an  einer  Verbindung  zwischen  Düna  und  Dnjepr  ist  jedoch  in  Rußland 
immer  lebendig  geblieben.  Besonders  hat  das  Rigaer  IJörsenkomitee  seit  mehr 
als  40  Jahren  große  Opfer  an  Arbeit  und  Geld  für  die  Vorbereitung  der  Pläne 
gebracht;  so  hat  in  der  Hauptstadt  der  heute  selbstänaigen  Ukraine,  in  Kiew, 
am  1.  Juni  1912  ein  Kongreß  von  200  Vertretern  aller  Interessentenkreise  getagt, 
der  die  energischste  Förderung  der  Kanalpläne  forderte. 

Schon  vor  Ausbruch  des  russisch-japanischen  Krieges  hatte  sich  ein  eng- 
lisches und  später  ein  französisches  Finanzsyndikat  zur  Herstellung  jenes  Wasser- 
weges gebildet.  Es  sollte  unter  starker  ausländischer  Beteiligung  eine  Aktienge- 
sellschaft mit  einem  Aktienkapital  von  25  Mill.  und  einem  Obligationskapital  von 
262  Mill.  Rbl.  gebildet  werden,  für  dessen  4Vj-proz.  Verzinsung  die  russische 
Regierung  die  Garantie  übernehmen  sollte.  Der  friihere  Finanzminister  Kokowzow 
soll  grundsätzlich  gegen  die  Garantieleistung  nichts  einzuwenden  gehabt  haben. 
Auch  der  Zar  soll  das  Projekt  begünstigt  und  davon  die  Beseitigung  der  für 
Rußland  dauernd  so  wichtigen  Dardanellenfrage  erwartet  haben. 

Auch  das  russische  Verkehrsministerium  hatte  der  Frage  seit  langem  seine 
besondere  Aufmerksamkeit  zugewendet.  Bereits  im  Jahre  1901  ist  der  Professor 
V.  Bloch  vom  russischen  Verkehrsminister  Chilkow  mit  der  Ausarbeitung  des 
Planes  für  einen  Verbindungskanal  zwischen  dem  Baltischen  und  dem  Schwarzen 
Meer  mit  einer  Tiefe  von  2'^|^  m  beauftragt  worden.  Im  Frühjahr  1914,  also 
wenige  Monate  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges,  war  das  Regierungsprojekt  fertig- 
gestellt und  der  Hauptverwaltung  der  Wasserwege  und  Chausseen  überwiesen 
worden.  Die  für  die  Ausführung  erforderlichen  Kredite  sind,  soweit  die  Kana- 
lisierung der  großen  Dnjeprstromschnellen  zwischen  Jekaterinoslaw  und  Alex- 
androwsk  in  trage  kommen,  von  der  Reichsduma  in  Höhe  von  30  Mill.  Rbl., 
verteilt  auf  5  Jahre,  bewilligt  worden.  Das  Rigaer  Börsenkomitee,  das  sich  mit 
der  Rigaer  Stadtverwaltung  und  dem  Fabrikantenverein  zu  einer  Riga-Cherson- 
Kanal- Kommission  zusammengeschlossen  hat,  hatte  für  Ende  1915  auf  die  Be- 
willigung weiterer  Kredite  gerechnet. 

Auf  Grund  der  technischen  Vorarbeiten,  die  mit  einem  Tiefgang  von  un- 
gefähr 2  m  gerechnet  hatten,  war  bei  einer  Bauiänge  von  2465  km  mit  einer 
Bausumme  von  131'/,  Mill.  Rbl.  gerechnet  worden.  Mit  der  vollen  Rentabilität 
dieser  einschließlich  Verwaltung,  Bauzinsen  usw.  auf  155  Mill.  Rbl.  abgerundeten 
Summe  hat  man  im  Wege  einer  auf  jährlich  6,7  Mill.  Rbl.  veranschlagten  Ver- 
kehrssteuer   von   l'/j   Kopeken    pro  Pud  (gleich  16,38  kg)   für  Holzwaren   und 

2  Kopeken  für  andere  Waren,  sowie  auf  Grund  der  Elektrisierung  der  großen 
Düna-  und  der  Dnjeprstromschnellen  (mit  jährlich  13,7  Mill.  Rbl.  Reinertrag) 
ohne  weiteres  rechnen  zu  können  geglaubt.  Ea  muß  aber  bemerkt  werden,  daß 
die  Kosten  für  den  ganzen  Plan,  wenn  die  Wasserstraße  für  See-  und  Kriegs- 
schiffverkehr brauchbar,  der  Tiefgang  daher  viel  größer  sein  sollte,  bis  auf  800  Mill. 
Rbl.  veranschlagt  werden.  Das  Rigaer  Börsenkomitee  verlangt  auf  Grund  der 
Erfahrungen  auf  preußischen  Wasserstraßen  eine  einheitliche  Tiefe  von  mindestens 

3  m  und  die  Möglichkeit  des  sicheren  Verkehrs  von  Fahrzeugen  bis  zu  1200  t 
Tragfähigkeit. 

Neben  dem  Plan  der  Wasserstraße  Riga-Cherson  hat  sich  die  russische 
Oeffentlichkeit  immer  auch  mit  einer  Variante  des  Planes  beschäftigt,  der  zufolge 
die  Linie  nicht  nach  Riga,  sondern,  von  Witebsk  an  der  Düna  ausgehend,  nach 
Petersburg  führen  sollte.  Die  Petersburger  Verbindung  ist  aber  um  320  km 
länger  und  Petersburg  jährlich  mindestens  5  Monate  durch  Eis  geschlossen, 
während  Riga  durchschnittlich  nur  etwas  über  einen  Monat  nicht  eisfrei  ist.  Da- 
neben wird  auch  eine  Verbindung  der  Düna  mit  der  Wolga  geplant,  die  der  Riga- 
Cherson- Wasserstraße  zugute  kommen  würde. 

Die  Denkschrift  beschäftigt  sich  weiter  sehr  ausführlich  mit  den  Vorteilen 
der  geplanten   Wasserstraße  für  Riga  und  für  Deutschland. 

Was  Riga  betrifft,  so  würde  die  Regulierung  der  künftigen  deutschen  und 
der  russischen  Düna  ein  Entwässerungsgebiet  von  84  qkm  (d.  i.  von  mehr  als  der 
halben  Größe  des  Stromgebietes  der  Elbe)  dem  Handel  erschließen.  Durch  diese 
Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkawirtsoh.  Chronik.  1918.  XII 
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Befruchtung  dm  Bigna  U«iideb  wflrdaa  MwiiM  Vmchklk,  dte  iidi  au  dar  Ab- 
BchnüruDg  de*  groSen  mansehen  Hintaund«  emben  wfiideB,  w«tt  gemadifc 
werden,  von  der  nOAten  Wichtigkeit  ist  aber,  wie  bentti  eugasn  enrihnt, 
die  Abkürzung  der  IHnaportwege  aoa  Südrufiland  nach  nordeoropliaenai  Hifen. 
Der  WaMerweg  von  Odeasa  nach  Hamburg,  der  heute  um  Eniöp«  herumführt 
und  7454  km  betrigt,  würde  durch  die  Riga-Cbenon-VerbiDdiing  auf  3885  km 
herabgedrückt,  alao  etwa  um  die  UUfte  rerkfint  wardea.  Bei  ebier  Fabig»- 
achwindigkeit  von  9  km  für  die  Stande  auf  der  domo  WaiMntraSe  wOrd«  ein 
Dampfer  oder  Schleppkahn  vom  Sebwarxen  Meer  bia  udt  Biga  tw6tf  Tage  branebea. 
für  die  Fahrt  nach  Hamburg  würde  die  Tranaportnit  nm  ain  Drittal  rerkflrzt 
werden.  Es  iat  klar,  daß  aolche  Zeiterspamiaae  aicb  in  aehr  bedeataadcn  Krarht- 
verbilliguogeD  ausdrücken  würden.  Die  noOen  maaiachaa  OatraidaaqMrte  nehmaa 
bisher  ibreu  Weg  zu  15  v.  H.  über  d!«  baltiaehaa  HMn,  dafl^gaa  ni  75  bi» 
80  V.  U.  durch  daa  Scbwarse  Maar.  Man  kann  daiana  anaaaaaB,  waa  dl«  Her- 
atellung  der  kürzesten  Waaaaimbindung  aus  Mittel-  oad  SAdmllaiMl  aar  Oa(- 
aee  für  den  ruasiacben  Oetraidebandel  und  für  die  Venorputg  der  ana  BwMand 
Qetreide  besiabaDden  Staaten  bedeuten  wfirde.  Waa  aber  für  das  Oetiaide  (ilt, 
gilt  in  erheblichem  ümfangaucb  für  die  übrige  maaiache  Ans-  und  Einfuhr. 

Die  Vorteile  für  Deutschland  in  der  Denkacbrift  wardan  folgand» 
acht  Punkte  aufgezählt : 

1.  Die  durdi  einen  leistnngafibigen,  faat  2S00  km  lanmi  Wa«arw«|;  be- 
dingten bedeutenden  Frachterapamisae  wilrden  RnAlaoda  AwTn ahmffihigkwt  ffir 
deutsche  Industrieerzeugniaae  und  deutache  Handelagfitar  aller  Art  gewaltig  atlrkea. 

2.  Diese  Frachtveroindungen  würden  cncleieb  den  Beaug  niaaiaehar  Bodaa- 
and  Erwerbserzeugnisse  für  Deutschland  erbeoUeh  Tari>illi|ai. 

3.  Die  hierdurch  bedingte  engere  wirtachaftlidie  Verueebtang  Dentachlands 
und  Rußlands  wire  auch  politisch  für  die  Zukunft  nm  gfofler  Bedeatang, 

4.  Die  von  deutschen  Ost-  und  NordseehAfen  betriebene  Oataaeacnif fahrt 
würde  eine  iuflerst  wertvolle  bedeutende  Befruchtong  erfahren. 

5.  Die  ohnehin  durch  den  Wettbewerb  der  bolUadiaeben  nnd  bdgiacbaa 
H&fen  stark  beeinträchtigte  Stellung  der  deutacben  Nordsediifen  (Hambtürg  nad 
Bremen)  würde  infolge  der  Zurückdringung  dar  Schiffahrt  von  den  Scbwaiua> 
Meer-Häfen  um  Gibraltar  herum  erheblieb  gewinnea. 

6.  Der  Kaiser-Wilhelm-Kanal  würde  aua  dieser  AUenknng  grofler  Teile  dar 
bisherigen  Schwarze-Meer- Verschiffungen  nach  allen  nord-  und  nordweatenra|)A- 
iscben  Ländern  bedeutenden  Natien  lieben. 

7.  Die  durch  den  kürzeren  Seeweg  bedingte  ErnMuitia  an  Seewiiiiffsraum 
bedeutet  eine  dauernde  wünschenswerte  Erleichterang  der  sn  beaorgenden  lange 
anhaltenden  Frachtraumnot 

8.  Die  Ernährung  Deutschlands  wire  nicht  mdir  TOn  der  Offenhaltung  dea 
Mittel meerweges  sowie  des  Donauweges  abhängig. 

Die  Denkschrift  schliefit  mit  einem  zuaammenfaaaenden  Auablick  auf  daa 
hervorragende  Interesse  Deutachlands  an  der  Auafübmag  diaaea  Waaaerwegea 
nnd  tritt  dafür  ein,  dafi  Deutschland  RuOland  bei  d«  Finansienuig  der  auf 
russischem  Grebiet  vorzunehmenden  Arbeiten  finanziell  unterstütse. 

Ueber  den  Plan  der  ErrichtuDg  einea  Freihafens  in  New  York 
wird  in  den  „Nachrichten  für  Handel,  Indoatrie  und  Landwirtschaft" 
vom  16.  März  1918  folfcendes  mitgeteilt: 

Die  Handelsorganisationen  der  an  der  Einfuhr  beteiligten  Kreise  haben  bei 
der  Regierung  den  Vorschlag  angeregt,  einen  Teil  des  New  Yorker  Hafens  znm 
Freihafen  zu  machen.  Sie  beziäien  sich  in  ihren  Bemühungen  auf  die  Häfen 
von  Kopenhagen,  Hamburg,  Bremen,  Antwerpen  und  anderer  europäischer  und 
asiatischer  Länder  und  verlangen  auf  jeden  Fall  einen  Ersatz  für  die  „angeb- 
lichen" Vorteile  eines  Freihafens.  In  Verfolgung  der  Angelegenheit  hat  es  sich 
herauggestellt,  daß  die  bestehenden  Gesetze  die  Errichtung  eines  Freihafens  unter- 
binden; denn  die  Verfassung  verhindert  die  Bevorzugung  irgendeiner  Hafenstadt, 
eine  Tatsache,  die  von  den  anderen  atlantischen  Häfen  der  Vereinigten  Staaten 
betont  wird.  Seit  ungefähr  20  Jahren  besteht  ein  Gesetz  in  Amenka,  das  die 
Einfuhr   von    Rohstoffen    nach   den  Vereinigten   Staaten   für  Fabrikationszwecke 
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und  darauf  folgende  Ausfuhr  ohne  Entrichtung  eines  Eingangszolls  gestattet. 
Dieses  Gesetz  vereint  in  sich  alle  Vorteile,  so  wird  wenigstens  behauptet,  die  ein 
Freihafen  gewährt,  und  es  gewährt  auch  den  verschiedenen  Erzeugern,  gleich- 
gültig ob  im  Innern  des  Landes  oder  an  den  Küsten,  die  Gelegenheit  zu  weit- 
gehender Betätigung.  Die  Vermahlung  des  kanadischen  Weizens  bildet  ein  Bei- 
spiel; denn  die  Mimlen  in  Minneapolis  und  in  Buffalo  kaufen  große  Mengen  in 
Winnipeg  oder  anderen  kanadischen  Städten  und  vermählen  es  in  ihren  Mühlen. 
Der  vorgeschriebene  Einfuhrzoll  auf  diesen  Weizen  wird  sofort  nach  Eingang 
über  die  Grenze  bei  den  ZoUbehörden  entrichtet,  worauf  er  vermählen  und  nach 
dem  Ausgangshafen  verschickt  wird.  Der  Eingangszoll  wird  den  Mühlen  zurück- 
erstattet, sobald  der  Beweis  erbracht  wird,  daß  das  bestimmte  Mehl  ausgeführt 
ist,  ausschließlich  einer  Gebühr  von  1  v.  H.,  die  zur  Bestreitung  der  Verwal- 
tungskosten erhoben  wird.  Dieses  Gesetz  wird  auch  in  weitgehendem  Maße  von 
der  chemischen  und  kosmetischen  Industrie  angewandt,  die  in  New  York  z.  B. 
große  Mengen  von  Rohstoffen  unter  ZoUkontroUe  oder  mit  Zollentrichtung  ein- 
führt, worauf  die  Erzeugnisse  hergestellt  und  wiederausgeführt  werden.  Ganz 
bedeutende  Mengen  von  dem  sogenannten  Floridawasser  für  den  spanisch- ameri- 
kanischen Markt  werden  auf  diese  Weise  hergestellt.  Alkohol  ist  eines  der  wich- 
tigsten Bestandteile  dieser  Waren,  und  es  wäre  für  die  amerikanischen  Erzeuger 
unmöglich,  mit  fremden  Ländern  in  Wettbewerb  zu  treten,  wäre  nicht  die  Mög- 
lichkeit durch  das  genannte  Gesetz  gegeben,  den  Einfuhrzoll  für  die  ausgeführten 
Waren  zurückzuerhalten.  Es  wird  behauptet,  daß  die  Betätigung  unter  diesem 
Gesetze  keinerlei  Schwierigkeiten  verursacht.  Es  wird  nur  verlangt,  daß  ein  Er- 
zeuger in  entsprechend  großem  Maßstab  arbeitet,  um  die  Bestellung  eines  Auf- 
sichtsbeamten  der  Zollbehörde  bezahlt  zu  machen,  welche  Kosten  der  Erzeuger 
tragen  muß.  Die  Gegner  des  Freihafenplans  führen  an,  daß  die  bestehende  Ein- 
richtung der  Lagerhäuser  für  unverzollte  Waren  das  System  des  Freihafens  er- 
setzt. Sie  sagen  auch,  daß  der  Plan  eines  Freihafens  nicht  von  jenen  Geschäfts- 
kreisen kommt,  die  bereits  die  bestehenden  Einrichtungen  unter  dem  oben  ge- 
nannten Gesetz  und  die  Lagerhäuser  für  unverzollte  Waren  benutzen.  Die 
Bestrebungen  der  Handelskammer  in  Philadelphia  haben  die  Federal  Tariff  Com- 
mission  veranlaßt,  die  Frage  aufzuwerfen,  wie  sich  die  Stadt  die  Ausführung  des 
Planes  denkt,  denn  unter  den  Fürsprechern  selbst  sind  geteilte  Meinungen  in 
bezug  auf  Tragung  der  Kosten,  und  welcher  Behörde  die  Anlage  unterstellt 
werden  würde.  Die  Tariff  Commission  ist  der  Ansicht,  daß  die  Regierung  keines- 
wegs die  Kosten  tragen  wird,  und  es  ist  zweifelhaft,  ob  privates  Kapital  heran- 
gezogen werden  kann,'  um  die  verschiedenen  Baulichkeiten  und  Docks  zu  er- 
richten. Die  allgemeine  Ansicht  geht  dahin,  daß  der  Kongreß  keine  Schritte  in 
der  Angelegenheit  unternehmen  wird,  bevor  er  überzeugt  ist,  daß  die  gegenwärtigen 
Einrichtungen  den  Anforderungen  genügen.  Es  ist  deshalb  fraglich,  ob  der  Plan 
zur  Ausführung  kommen  wird,  da  augenscheinlich  Sonderinteressen,  wie  Land- 
spekulationen usw.,  im  Spiele  sind. 

Die  neue  Eisenbahnpolitik  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  (vgl.  oben  S.  98 f.),  die  unter  dem  Druck  des  Krieges 
eingeleitet  worden  ist,  und  ihre  voraussichtlichen  Folgen  in  der  Friedens- 
zeit wurden  in  der  „Frankfurter  Zeitung"  vom  16.  März  1918  folgender- 
maüen  besprochen : 

Beide  Häuser  des  Kongresses  haben  jetzt  die  Verfügung  genehmigt,  durch 
die  Präsident  Wilson  die  Verwaltung  sämtlicher  amerikanischen  Eisenbahnen  der 
Bundesregierung  unterstellt  hat.  Als  Kriegsmaßnahme  hatte  der  Präsident  diesen 
Schritt  begründet,  weil  das  Nebeneinander-,  Durcheinander-,  Gegeneinanderarbeiten 
zahlloser  Privatbahnen  den  Notwendigkeiten  der  Kriegsvorbereitung  und  Kriegs- 
rüstung nicht  mehr  gewachsen  war.  Dieses  technische  Versagen  des  Privatbahn- 
systems konnte,  rein  sachlich  betrachtet,  genügen,  um  die  Uebernahme  der  Ver- 
waltung in  öffentlichen  Betrieb  zu  motivieren.  Es  kamen  aber  noch  zwei  vom 
Präsidenten  nicht  erwähnte  Gründe  hinzu,  und  wahrscheinlich  hat  erst  deren 
Gewicht  die  tiefgewurzelte  Abneigung  des  Amerikaners  gegen  einen  so  kühnen 
Eingriff  in  die  Rechte  des  Privateigentums  überwunden.    Erstens  waren  mit  der 
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ganzen  rasend  ansteigenden  Kriegsteuerung  auch  die  Unkortea  dea  BahnbetitalM 
80  gewachsen,  daB  nur  eine  außerordentliche  Erhöhung  der  Tarife  di«  Baha» 
gesdlschaften  vor  dem  finanziellen  Zusammenbruch  bewahren  konnte.  Eine  M 
starke  Erhöhung,  daß  sie  von  der  genehmigenden  Bundeabehdrde  der  Oeachlfti- 
welt  und  dem  ganzen  Volke  nicht  zugemutet  werden  konnte,  •olaoge  es  sich  am 
rein  priratwirtschafliiche  Ausbeutung  de«  öffentlichen  Verkehrs  hjUKulte.  Zweiteaa 
wurden  die  Bahngeaellschaften  mit  den  entapredwDd  der  Krientmerang  hoch- 
schnellenden  Ansprächen  ihrer  Arbeiter  und  Angeatellten  nicht  mehr  fertig; 
immer  drohender  erhob  sich  die  Gefahr  umfassender  Anaat&nde.  Aus  dieaeo 
beiden  Gründen  lag  die  Uebernahme  in  BnndesTerwaltaac  genau  so  sehr  im  In- 
teresse der  Bahneigentümer  (Aktionire  und  Anleihegliiwiger)  wie  in  dem  der 
Allgemeinheit  und  der  Krieeftihrung. 

Es  handelt  sich  bei  dieaer  MaBnahme  der  Washingtoner  Rq^emng  kaJBM 
wegs  um  das,  was  wir  als  EiaeobahnTerstaatlichuaK  bezeichnen  w&rden.  Dia 
Bahnen  bleiben  nicht  nur  formell,  sondern  tataichlich  PriTatcigeatiim.  Die 
Bundesregierung  übernimmt  nur  die  Verwaltung  der  Bahnen,  und  zwar  bis  znm 
Ablauf  von  18  Monaten  nach  Friedensschluß.  Den  GeMÜeehaften,  ihren  Teil- 
habern und  ihren  GUubigern  dürfte  die  behördliche  Krianrerwaltung  ihres  Eigeo- 
tums  sogar  sehr  zugute  kommen.  Ihnen  garantiert  die  BondaHCRierung  dia 
Durchnittaertrag  der  letzten  3  Jahre  und  sie  verpflichtet  aieh,  die  BahnnuafeB 
mindeiitenR  in  dem  gleichen  Zustande  zurückzugeben,  in  dem  sie  iie  &bernomBMa 
hat.  Wird  aber  der  Bund  die  Eisenbahnen  überhaupt  zarAdMiMa7  Dm  iat  dl« 
eewichtinte  Frage,  die  sich  gleich  auf  die  erste  Proklamatwa  dea  PrIaidanteB 
hin  in  Amerika  und  bei  den  europiischen  Interessenten  erhobok  hat  Die  Ver- 
einigten Staaten  haben  seit  Jahrzehnten  so  große  Mühe,  die  Notwendigkdteo  ihiea 
öffentlichen  Verkehrs  und  ihre*  ganzen  Wirtachaftslebens  den  PrivatintetcsMa 
der  Bahngesellschaften  gegenüber  durchzusetzen,  daß  der  Gedanke  der  EiaenbsJiB- 
Verstaatlichung,  die  in  Deutschland  so  erfolgreich  durchgeführt  wurde,  sich  aat- 
dr&ngen  muß.  Von  führenden  Amerikanern  hat  bisher  nur  Herr  Bryan  dienea 
Gedanken  vertreten,  ist  aber  dabei  auf  wenig  ernsthafte  Zustimmung  ratofien. 
Die  Vereinigten  Staaten  bedecken  ein  so  nngäieores  Gebiet,  daß  die  einacitlieh« 
Leitung  ihres  gesamten  Bahnwesens  nach  einheitlichen  Gesichtqxtnkten  auf  taeh- 
nische,  wirtschaftliche  und  auch  psychologische  Schwierigkeiten  stoBen  mBBt% 
die  in  den  kleineren  VerhUtnissen  europiliKher  Staaten  nicht  in  dem  Maße  auf- 
getreten sind.  Dazu  kommen  die  schweren  Bedenken,  die  bei  dem  politischen 
Parteixystem  Amerikas  einer  so  gewaltigen  Vermehrung  des  Beamtenbeerea  and 
der  Vereinigung  einer  so  bedeutenden  wirtschaftlichen  und  sozialen  Macht  ia 
den  Händen  der  ieweiligen  Parteir^gierung  entgegenstehen.  Auf  der  anderen 
Seite  haben  gerade  die  Verkehrsscbwierigieiten  der  bisherigen  Kriegateit  dea 
Amerikanern  gebieterischer  denn  je  klar  gemacht,  daß  ohne  eine  Verein heitlichang 
ihres  zersplitterten  Bahnwesens  nicht  mehr  auszukommen  aein  wird.  Verein- 
barungen zwischen  den  Bahngesellschaften  wurden  jedoch  bisher  aufs  stirkste 
perhorresziert,  weil  sie  zwar  technisch  zu  Fortschritten,  wirtschaftlich  aber  sn 
gemeinsamer  Ausbeutung  der  Verfrachter  führten.  Man  kann  nun  heute  mit  der 
Wahrscheinlichkeit  rechnen,  daß  die  Vereinigten  Staaten  nach  dem  Kriege 
zwischen  allen  diesen  gegeneinanderlaufenden  Erwägungen  einen  W^  anchen 
werden,  der  nicht  Verstaatlichung  bedeutet,  aber  auch  nicht  vollständige  Bäek- 
gabe  der  Eisenbahnen  in  den  Zustand  vor  Dezember  1917. 

Der  Schatzsekretär  Mc  Adoo,  der  gegenwärtig  als  Generaldirektor  sämtlicher 
amerikanischen  Bahnen  funktioniert,  hat  sich  kürzlich,  offenbar  auch  im  Namen 
des  Präsidenten,  vor  dem  zuständigen  Senatsauaschuß  über  diese  Fragen  ge- 
äußert Er  hat  ausgeführt,  er  sei  nicht  für  dauernde  Uebernahme  der  Eisen- 
bahnen durch  den  Bund.  Aber  es  werde  nach  dem  Krieg  eine  neue  Situation 
entstanden  sein,  die  es  unmöglich  machen  werde,  zu  dem  alten  System  zurück- 
zukehren. .Neue  und  durchgreifende  Gesetze*  würden  erforderlich  sein,  um  ,eine 
gewisse  Form  von  Regieruagskontrolle*  zu  sichern.  Dies  sind  freilich,  für  sich 
betrachtet,  etwas  un^stimmte  Ausdrücke,  aber  in  dem  Zusammenhange,  in 
dem  sie  gebraucht  wurden,  und  in  dem  Munde  des  Herrn  Mc  Adoo,  der  für 
behördliche  Eingriffe  in  das  Wirtschaftsleben  bisher  sehr  wenig  übrig  hatte, 
gewinnen    sie    eine    recht    bestimmte    und    recht  weitgehende   BMCUtung.      Die 
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Amerikaner  haben  in  dieser  Richtung  zuerst  unter  dem  Einflüsse  Eoosevelts, 
dann  unter  dem  Wilsons  und  schließlich  unter  der  Wirkung  der  Kriegserfah- 
rungen sehr  stark  umgelernt.  Am  eindrucksvollsten  ergibt  sich  das  aus  dem  in 
Finanzdingen  sachkundigsten  und  unabhängigsten  amerikanischen  Blatte,  der 
New  Yorker  „Evening  Post".  Bis  in  die  letzten  Jahre  hinein  einseitigste  Vor- 
kämpferin des  Manchestertums  auf  allen  Gebieten  der  Wirtschafts-  und  Sozial- 
poUtlk,  ist  sie  jetzt  so  weit,  die  seinerzeit  von  ihr  leidenschaftlich  bekämpfte 
Eisenbahngesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  ausdrücklich  zu  rechtfertigen. 
Sie  sagt  darüber: 

Das  Gesetz  von  1887  (das  die  Ueberwachungsbehörde  der  Interstate 
Commerce  Commission  geschaffen  hat)  setzte  den  groben  Bevorzugungen 
in  den  Frachtsätzen  ein  Ende  und  damit  auch  den  ruinösen  Tarifkämpfen  zwischen 
den  BahngeseUschaften.  Das  Gesetz  von  1890  (Antitrustges  et  z)  gab  der 
Regierung  Vollmacht,  der  Monopolisierung  industrieller  Einrichtungen  und  Preise 
sich  zu  widersetzen.  Das  Gesetz  von  1906  (das  der  Bundesregierung  noch  stär- 
kere Eingriffe  in  das  Eisenbahnwesen  ermöglichte)  kam  als  unmittelbare  Ab- 
wehr eines  Versuches,  die  Verwaltung  des  gesamten  amerikanischen  Verkehrs- 
wesens einigen  wenigen  ehrgeizigen  Diktatoren  in  die  Hand  zu  spielen. 

Diese  Entwicklung  fortschreitender  Regierungsüberwachuug  der  amerikani- 
schen Eisenbahnen  wird  nach  dem  Kriege  energisch  weitergeführt  werden  müssen : 
80  meint  nun  selbst  die  manchesterliche  „Evening  Post".  Natürlich  werden  für 
die  künftige  Bahnpolitik  der  Vereinigten  Staaten  auch  die  Erfahrungen  ins  Gewicht 
fallen,  die  man  jetzt  während  des  Krieges  mit  der  Bundesverwaltung  machen  wird. 
Grundsätzlich  dürfte  damit  an  jener  Entwicklung  kaum  etwas  geändert  werden. 
Zur  vollen  Verstaatlichung  werden  die  Kriegserfahrungen  schwerlich  locken 
können.  Die  Eisenbahnen  werden  voraussichtlich  wieder  Besitz  ihrer  Gesell- 
schaften werden.  Ihre  Verwaltung  und  ihr  Betrieb  werden  jedoch  in  allen  wesent- 
lichen Punkten  der  Herrschaft  und  Leitung  des  Bundes  unterstehen,  und  nur 
die  Durchführung  des  Betriebes  im  einzelnen  wird  noch  Sache  des  Privatunter- 
nehmens sein.  P.  Arndt. 

V.  Versicherungswesen. 

Inhalt:  1.  Privatversicherung.  Deutschland:  Ergebnisse  deutscher 
Lebensversicherungsgesellschaften  1917.  Bemühungen  um  Beseitigung  der  Unter- 
versicherung zufolge  Preissteigerungen.  Geplante  Errichtung  einer  Provinzial- 
Lebensversicherungsanstalt  Hannover.  Deutsch-österreichisches  Seetransport- Ver- 
sicherungsäj'ndikat.  Englisches  Erstaunen  über  das  Gedeihen  der  deutschen  See- 
versicherung während  des  Krieges.  Deutsch-ukrainische  Transportversicherung. 
Die  deutsche  Versicherung  und  der  Friede  mit  Finnland.  Ausland:  Die  See- 
versicherung in  den  neutralen  Ländern.  Türkisches  Versicherungswesen.  Fran- 
zösisches Kückversicherungsmonopol.  Französische  Militärversicherung.  Zu- 
sammen.schluß  italienischer  Versicherungsgesellschaften.  Ergebnisse  der  eng- 
lischen Feuerversicherung.  Englische  Automobilversicherung.  Einwirkung  des 
Ü-Bootkrieges  auf  die  englische  Seeversicherung.  Verband  britischer  Versiche- 
rungsgesellschaften. Englisches  Versicherungsmonopol.  Amerikanische  staatliche 
Versicherung  gegen  Seekriegsverluste. 

2.  Sozialversicherung.  Deutschland:  Ergebnisse  der  Unfallver- 
sicherung 1916.  Anträge  auf  Erhöhung  der  Gehaltsgrenze  in  der  Angestellten- 
Versicherung.    Sozialversicherung  in  den  Friedensschlüssen. 

1.  Privatversicherung. 

Ueber  ihre  Geschäftsergebnisse  im  Jahre  1917  haben  eine 
Anzahl  führender  deutsche  Lebensversicherungs-Gesell- 
schaften der  „Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung"  berichtet.  Daraus 
ist  folgendes  zu  entnehmen : 

Die  Direktion  der  Friedrich  Wilhelm  Lebensversicherungs-A.-G.  erklärt, 
daß  sich   die  Ergebnisse  im   abgelaufenen   Jahre  1917  sowohl  in  bezug  auf  die 
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SteJcerunir  de«  Neugewshifto  al«  »uch  «uf  die  Sterblichkeit  erheblich 
haben  Der  dieBmäRge  Abschluß  wird  im  Zeichen  der  Hebung  des  Vermch^ 
rmiKseeachäfU  stehen  und  nicht  ungünatJMr  wuWlea  al»  im  Vorjahre.  Der 
AbwWuß  wird  allerding»  nachteilig  beeinflulJt  durch  die  Steigerung  der  OebUtar 
und  Unkosten.  Die  Antragwumme  hat  gegenüber  der  im  Jahre  1916  eine  erbeb- 
liche Steigerung  erfahren.  Für  die  rorauMichtliche  Entwicklung  des  VeiMcb»- 
nuinKe8<£ifU  nach  dem  Kriege  ist  auf  der  einen  Seite  lu  beachten,  dafl  dar 
Versicherungsgedanke  durch  den  Krieg  in  allen  Kreisen  eriiebUdi  an  Vertirei- 
tun«  (tewonnen  hat  und  daS  die  werbenden  Krifte,  die  jetet  mm  Ted  mihtinsch 
einKezogen  sind,  dann  wieder  ToUxIhlig  lur  Verffinng  «tdien  werden  Dem- 
geiMDÜber  wird  allerdings  auf  der  anderen  Seite  für  das  künftige  \  ersichemn^fs- 
lewerbe  die  Frage  ron  ausschlaggebender  Bedeatong  sein,  ob  die  hohen  Em- 
iünfte  weiter  Kreise  des  Volkes  m  gegenwirtiMm  Dmteag«  for^cMelMa  wttdm. 
Ist  dies  der  Fall,  so  kann  mit  fortMÜireitaader  Znnahme  dca  Vecii£henuigM|«- 
sch&fU  gerechnet  werden;  sinken  dag«gea  die  Einkommen  wesenUich,  so  wW 
man  mit  Rückschligen  rechnen  mfiisen.  Von  groCer  Bedeutung  werden  auch  die 
künftigen  SteuerrffhUtnisee  sein.  _        .  ..    .    ,      l-      j     .r,      v.«. 

Die  Direktion  der  V  i  c  t  o  r  i  a- VenieiMnuigMeseUschaft  erklÄrt,  die  Gescbifts- 
lage  im  Kriegsjahre  1917  habe  im  allgemeinen  ebie  eriid>licbe  Bevenuig  erfahren 
und  demgemiß  könne  man  auch  aiJ  eine  Vennehmng  de«  OeMmtresultaU  für 
das  al»e&iufene  Jahr  rechnen.  Tatsache  sei  es,  dafi  etne  erhebliche  Stagerang 
der  Antrige  gegenüber  dem  Vorjahr  einntreten  ist.  Aurh  die  erst'söt  «nigw 
Jahren  bestehende  .Versicherung  anormaler  Lriten*  habe  sich  gut  eingefttrtMd 
verspreche  einen  grofien  Umfang  aninnehmen.  Die  Victoria- VerwcberanMteedl- 
schaft  habe  in  der  großen  Lebensversichening  bisher  insgesamt  nind  30  Mül.  M^ 
für  Kriegssterbefälle  geiahlt,  an  Kricnanleihe  habe  die  Victona  für  sich  und 
ihre  Kundschaft  bisher  über  326  Mill.  iL  geieichnet.  Im  neuen  Oeschift^^ 
sei  eine  weitere  Steigerung  der  Antrige  eingätieten,  was  wohl  auf  den  alMiMiMa 
GeldüberfluU  und  auf  die  großen  VenUenste  der  Arbeiterschaft  cnrfieksuffilirn 
ist.  Die  Volksversicherung  insbesondere  habe  sich  in  stärkerem  Maße  als  die 
anderen  Versicherungszw««  gehoben.  Der  VersicbenutRSgedanke  sei  in  den 
letzten  Jahren  in  weiteste  Kreise  gedrungen,  und  das  Bedürfnis  nach  \^etae- 
rung  habe  sich  noch  niemals  «nvor  so  stark  geseigt  wie  in  diesen  Kriegsjabren. 
Dieser  Umstand  werde  allerdings  der  künftigen  Entwicklung  de«  Versichernngs- 

Sewerbes  zugute  kommen,  alles  werde  jedoch  von  der  wirtschaftlichen  Lage  nach 
em  Kriege  ^hilngen.  .  .  wmb 

Die  Direktion  der  .Nordstern  Ver»icherungs-A.-G.»  iußertsich,  »»«*«<[*= 
Da«  Lebensversichemngsgeach&ft  unserer  Gesellschaft  hat  im  GeschUtmhr 
1917  einen  merklichen  Aufsäwung  genommen,  da  die  insgesamt  beantragteVer- 
sichernngssumme  weit  mehr  als  das  Doppelte  derjenigen  de«  Jshre«  1916  betragen 
hat.    Wenn  auch  die  Ergebnisse  der  letsten  Friedensjahre  noch  Itngst  nicht  er- 
reicht sind,  so  ist  doch  die  Wiederbelebung  de«  Geschifts,  die  übrigens  such  n%rh 
den    bisherigen    Ergebnissen    im  Jahre    1918    «nliilt],  nnrerkennbar.     Der    Au'. 
Schwung,  der  um  80  erfreulicher  ist,  als  der  größte  Teil   d«  mit  der  Werbft:;!iL- 
keit  betrauten  Organe  zu  den  Fahnen  einWrufen    worden  ist,  erklirt   sich  i.    l- 
allein  aus  der  günstigen  wirtschaftlichen  Konjunktur,  sondern  auch  aus  ver»iiji. 
denen   Maßnahmen   der  Gesellschaft  die  eine   Hebung   des  Neii{[ewdiUU  cum 
Ziele  haben.    (Einschluß  des  Kriegsrisikos  auch  für  den  gegenwirosen  Kneg  tu 
günstigen    Bedingungen.  Ausdehnung  der   Werbetätigkeit   auf   die  Vcr 
von  Frauen  und  jugendlichen  Personen,  Neugestaltung  der  Bedingunj: 
Versicherung  gesundheitlich-  beeinträchtigter  Risiken  n.  a.  m.)     Die  c 
Störungen   bei   der  Einziehung  der  I*rämien.  welche  sich   in  den  erst' 
Jahren  bemerkbar  machten,  sind  allmählich  fast  völlig  behoben   worden,  ua  »ir 
durch  Stundungen.  Gewährung  von  Vorauszahlungen  und  Darlehen  zur  Deckung 
der  fällig  gewordenen  Prämien   und   andere  Maßnahmen   den  Versicherten  weit- 
gehendst  entgegengekommen  sind.    Der  ganze  Versicherungsbeetand.  der  in  den 
vorhergehenden  Jahren  infolge  des  Fehlens  eines  ausreichenden  Neuzugangs  eine 
allmähliche  Abnahme  aufwies,  hat  sich   im  Jahre  1917  wieder  zum  ersten  Male 
um  fast  17  Mill.  M.  gehoben.    Die  Sterblichkeit  unter  den  Versicherten,  mit  Au» 
nähme  der  Kriegssterblichkeit,  war  für  die  Versicherten  recht  günstig,  indem  sich 
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die  Nettoschäden  wesentlich  niedriger  stellten  als  in  den  vorhergehenden  Kriegs- 
jahien  und  den  letzten  Friedensjahren.  Die  Zahl  der  KriegssterbefäUe  hat  im 
Jahre  1917  zwar  eine  weitere  Erhöhung  erfahren,  immerhin  sind  aber  die  ein- 
getretenen Kriegsschäden  wesentlich  geringer  als  im  Jahre  1916  und  noch  nicht 
einmal  halb  so  groß  wie  im  Jahre  1915,  ein  Bild,  das  sich  ohne  weiteres  aus  der 
veränderten  Art  der  Kriegführung  der  letzten  Jsihre  erklärt.  Trotz  des  Beamten- 
mangels, unter  dem  die  Gesellschaft  zu  leiden  hatte,  haben  wir  eine  rege  Tätig- 
keit bei  der  Zeichnung  der  Kriegsanleihen  entfaltet.  Die  Gesellschaft  beteiligte 
sich  an  ihnen  nicht  nur  für  eigene  ßechnung  mit  erheblichen  Summen,  sondern 
wirkte  auch  als  Zeichnungsstelle  für  das  Publikum,  und  endlich  ermöglichte  sie 
durch  Einführung  der  sogenannten  Kriegsanleiheversicherung  den  nicht  über  dis- 
ponibles Vermögen  verfügenden  Kreisen  den  Erwerb  von  Kriegsanleihe  gegen 
mäßige  laufende  Beiträge.  Die  Gesellschaft  hofft,  daß  die  Lebensversicherung 
wie  die  gesamte  Volkswirtschaft  nach  dem  Kriege  einen  ungeahnten  Aufschwung 
nehmen  wird;  Bedingung  dafür  allerdings  sei,  daß  die  allgemeinen  Lohn-  und 
Besoldungsverhältnisse  sich  auch  nach  dem  Kriege  noch  auf  einem  angemessenen 
Niveau  halten,  und  daß  die  Lebensversicherung  nicht  noch  mehr  als  bisher 
bereits  durch  Steuern  belastet  wird,  welche  geeignet  sind,  ihren  Wert  wesentlich 
zu  beeinträchtigen. 

In  der  2.  Kammer  des  sächsischen  Landtags  ist  folgender 
Antrag  gestellt  worden :  „Die  Kammer  wolle  beschließen ,  die 
Staatsregierung  zu  ersuchen,  noch  in  diesem  Landtag  einen  Gesetz- 
entwurf einzubringen,  wonach  das  Gesetz  über  die  Landesbrand- 
versicherungsanstalt  vom  1.  Juli  1910  dahin  abgeändert  wird, 
daß  in  der  Abteilung  für  Gebäudeversicherung  die  Landesbrandver- 
sicherungsanstalt  für  den  an  einem  versicherten  Gegenstand  entstehen- 
den Schaden  nicht  bis  zur  Höhe  der  Versicherungssumme  haftet,  sondern 
bis  zur  vollen  Höhe  des  entstandenen  Schadens,  ohne  Unterschied,  ob 
die  der  Beitragsberechnung  zugrunde  liegende  Versicherungssumme 
höher  oder  niedriger  ist.  Die  Höhe  der  Schadenvergütung 
soll  sich  —  unter  voller  Wahrung  des  Grundsatzes,  daß  dem  Ver- 
sicherungsnehmer mehr  als  der  Betrag  des  Schadens  nicht  zu  ersetzen 
ist  —  richten  nach  dem  Versicherungswerte  des  versicherten  Gegen- 
standes zur  Zeit  des  Versicherungsfalles  oder  nach  der  Höhe  des 
zur  Zeit  der  Wiederherstellung  des  vorigen  Zustandes  notwendigen 
Aufwandes." 

Eine  Denkschrift  des  hannoverschen  Provinzialausschusses  an  den 
Provinziallandtag  tritt  für  die  Errichtung  einer  selbstän- 
digen Provinzial-Lebensversicherungsanstalt  Hannover 
ein,  nachdem  seitens  des  Verbandes  öffentlicher  Lebensversicherungs- 
anstalten bereits  seit  1913  die  Lebensversicherung  in  der  Provinz 
Hannover  unmittelbar  betrieben  worden  ist. 

Die  Denkschrift  gibt  zwar  zu,  daß  das  Entstehen  öffentlicher  Lebensver- 
sicherungsanstalten von  der  Privatassekuranz  nicht  freudig  begrüßt  worden  ist, 
und  daß  letztere  insbesondere  das  Bedürfnis  ihrer  Einführung  bestritten  hat.  Sie 
führt  dann  aber  aus:  Die  tatsächlichen  Erfolge  der  öffentlichen  Lebensversiche- 
rung, ihre  machtvolle  Entwicklung  sprächen  indessen  für  das  Vorhandensein 
solchen  Bedürfnisses  in  den  breitesten  Schichten  der  Bevölkerung.  Auch  habe 
die  Erfahrung  und  die  Statistik  über  die  Verbreitung  der  Lebensversicherung 
innerhalb  Deutschlands  gezeigt,  daß  für  das  Nebeneinanderbestehen  öffentlicher 
und  privater  Lebensversicherungsunternehmungen  Raum  genug  vorhanden  sei. 
Ein  Monopol  beanspruche  die  öffentliche  Lebensversicherung  für  sich  so  wenig, 
wie  die  Privatversicherung  ein  solches  für  sich  beanspruchen  dürfe. 
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Es  komme  in  der  Hanptaache  dmnni  an,  ob  die  Provinz  ein  erheblich» 
InteresM  daran  habe,  die  einmal  vorhandene  öffentliche  Lebenavenicheroi^  ü> 
eigene  Verwaltang  zu  nehmen.  Da  icheine  e*  zunichat  achon  aus  allgemeinen 
Qrüoden  unerwünscht,  datt  ein  wichtiarer  Zweig  der  fiffentlichea  Verwaltung  in 
der  Provinz  betrieben  werden  ohne  daii  die  Organe  der  provinsieUen  Selbstver- 
waltuDg  den  ihnen  gebührenden  Einflufl  darauf  haben.  Auch  die  Allgemeiaheit 
mÜBBe  Wert  darauf  legen,  daii  die  Tätigkeit  der  öffentlichen  Lebensveraichcnuig 
innerhalb  der  Provinz  derselben  KontroUe  nnteratehe  wie  die  BeUtigoog  anf  tha- 
liehen  Gebieten.  Gerade  die  in  der  Prorins  arbeitenden  privaten  Mtenawaiehe- 
rungsgesellschaften  und  die  sonst  der  Lebensversicherung  nahestaheadca  Kreiae 
mfiflten  zweifellos  Wert  darauf  legen,  daß  die  öffentliche  Lebaoevcnielienuig  nicht 
von  einem  außerhalb  der  Provinz  und  ihrer  KontroUe  stehenden  Verbände  be- 
trieben werde,  sondern  von  der  eigenen  Selbstverwaltung,  die  fiberwacht  wird  nnd 
genötigt  ist,  im  Provinziallandtage  auch  öffentlich  über  ihre  Gesch&ftafflhrnng 
Rechenschaft  abzul»en.  Es  komme  weiter  in  Betracht,  daß  jede  Lebensrenidi»- 
rungsanstalt  ihrer  I^tur  nach  eine  KapitalansammInngasteUe  ist  Es  ktane  aber 
nicht  gleichgültig  sein,  wo  die  von  der  öffentlichen  Ld>ensveniclMnuig  ange- 
sammelten Kapiulien  angelegt  werden. 

Für  die  sofortige  Errichtung  der  Anstalt  spreche  auch  endlich  noch  tilgende 
Erwigung.  Nach  allen  vorliegenden  Anzeichen  mfiase  bestimmt  damit  sereehnet 
werden,  daß  ein  allgemeines  Wettlaufen  der  Lebensversieherungsuntemramnngen 
mit  Beendigung  des  Krieges  einsetzen  werde  zwecks  Wiederaufbaues  der  dnrai 
den  Krieg  zerstörten  oder  doch  stark  erschütterten  Organisation  des  Werbedieiiatoa 
nnd  zwecks  Ausgleichs  der  sonstigen  KrienachXden.  Eine  VenicbeningBantcr- 
nehmung,  welche  sich  nicht  rechtzeitig  an?  diesen  Wettbewerb  vorbereiiai  tind 
zur  rechten  Zeit,  d.  h.  gleichzeitig  mit  den  anderen  gleichartigen  DntemAmiiageB 
in  den  Wettbewerb  eintreten  wurde,  unterlige  der  0«bhr,  in  dem  allMmeiaaB 
Wettbewerb  den  kürzeren  zu  ziehen  nnd  ilu«  Entwicklung  zu  geOhraeo  oder 
doch  um  viele  Jahre  zu  verzögern. 

Aus  allen  diesen  Erwigungen  erscheint  dem  I*rovinzialau«8chußidia  Deber- 

ffihrung  des  Direktbetriebes  des  Verbandes  öffentlicher  Lebensversiebernnnaa- 

'  stalten  in  den  Provinzialbetrieb  der  eigenen  Lebensversicherungsanstalt  im  ßiter- 

esse   der   Provinz    wie   der  Allgemeinheit   und   die  unverzügliche  Durchführung 

dieser  Maßnahmen  dringend  geboten. 

Ein  Zusammenschluß  der  Seetransport- Versiche- 
rungen Deutschlands  and  der  Donaomonarchie  ist  zustande  gekommen. 
29  österreichische  und  angarische  Transportversichernngsgesellschafteo, 
denen  sich  die  Filialen  der  deutacben  und  ansl&ndischen  Transport- 
versicherungsgesellschaften angeechlossen  haben,  haben  sich  xa  einem 
Seetransport- Versicherungsverband  ztuammengeschlossen.  Das  Syndikat 
soll  sun&cbst  bis  1920  besteben. 

Englands  Erstaunen  über  das  Gedeihen  der  dent- 
schen  Seeversichernng  w&hrend  desKrreges  geht  ans  einem 
Aufsatz  des  Londoner  Fachblattes  „SjTen  and  Sbipping"  hervor,  in 
welchem  es  als  geradezu  unglaublich  bezeichnet  wird,  daß  im  Jahre 
1916  die  Prämieneinnahmen  der  deutschen  Seeversicherungsgesellschaften 
140  Hill.  M.  betragen  haben  sollen,  denn  diese  betrug  im  Jahre  1915 
nur  96  Mill.  M.,  im  Jahre  1914  102  MUl.  M.,  1913  109  MilL  M.  and 
1910  82  Mill.  M. 

Auf  den  ersten  Blick  kommt  man,  so  sagt  das  Blatt,  auf  die  Vermutung, 
daß  die  hohen  Zahlen  für  1916  nicht  das  Ergebnis  einer  nüchternen,  tataächlichen 
Feststellung  sind,  sondern  auf  freier  Erfindung  beruhen.  Indessen  wird  nns  be- 
stätigt, daß  wir  ernsthaft  mit  diesen  Zahlen  rechnen  müßten,  unter  diesen  üm- 
stenden  erhebt  sich  die  interessante  Frage:  Woher  stammt  diese«  Einkommen? 
Die  offenbar  einzigen  Quellen  sind  der  bausche  Handel  und  der  Binnentransport 
mnerhalb  der  Grenzen  der  Mittelmächte.    Die  deutsche  Handelsflotte  ist  von  allen 
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Meeren  weggefegt,  mit  Ausnahme  von  der  Ostsee,  und  selbst  hier  sind  die  in 
Betracht  kommenden  Risiken  nicht  derartig,  daß  sie  hohe  Prämiensätze  recht- 
fertigen. Deutschland  betrieb  ein  beträchtliches  Versicherungsgeschäft  mit  Spanien ; 
aber  man  sollte  doch  annehmen,  daß  von  ihm  jetzt  nicht  mehr  Geschäfte  mit 
Spanien  abgeschlossen  werden  als  mit  Brasilien  oder  Argentinien.  In  der  Ver- 
gangenheit erfreute  sich  Deutschland  eines  großen  Kückversicherungsgeschäftes ; 
aber  England,  Frankreich,  Italien  und  die  Vereinigten  Staaten  müssen  diese  Ein- 
nahmequellen sehr  beträchtlich  verringert  haben.  Indessen  vermuten  wir  doch, 
daß  der  Hauptteil  der  deutschen  Prämieneinnahmen  aus  dem  Rückverssicherungs- 
geschäft  stammt;  denn  es  wäre  lächerlich,  zu  glauben,  daß  die  norwegischen  und 
anderen  neutralen  Reeder  ihr  Eigentum  unmittelbar  bei  deutschen  Gesellschaften 
versichern,  wo  sie  doch  sehen,  daß  die  deutschen  U-Boote  ihre  Gunst  so  un- 
parteiisch verteilen  und  neutrale  Schiffe  ebenso  wie  britische  versenken.  Die  einzig 
logische  Schlußfolgerung  ist  die,  daß  die  Prämieneinnahmen  der  deutschen  See- 
yersicherunesgesellschaften  hauptsächlich  aus  Rückversicherungen  herrühren,  die 
ihnen  durch  ihre  überall  befindlichen  neutralen  Agenten  zugeführt  werden.  Die 
französische  Regierung  hat  es  für  nötig  gehalten,  eine  Schwarze  Liste  dieser  Ver- 
treter aufzustellen,  auf  der  sich  auch  eine  Anzahl  solcher  mit  Wohnsitz  in  der 
Schweiz  befindet.  Es  ist  übrigens  lehrreich,  zu  bemerken,  daß  sich  das  schweize- 
rische Geschäft  seit  1912  verdoppelt  hat,  und  zwar  läuft  viel  hiervon  auf  deutsche 
Rechnung.  Die  Versicherungsnehmer  müssen  daher  sorgfältig  darauf  achten,  daß 
sie  durch  ihre  Versicherungen  den  Feind  nicht  in  irgendeiner  Form  unterstützen. 

Die  deutschen  Transportversicherungsgesellschaften 
sind  gegenwärtig  damit  beschäftigt,  sich  für  das  Versicherungsgeschäft 
im  deutsch-ukrainischen  Handelsverkehr  zusammenzu- 
schließen. Das  soll  derartig  geschehen,  daß  innerhalb  des  deutschen 
Transportversicherur  gsverbandes  eine  Verrechnungsstelle  eingerichtet 
wird,  die  das  Eisiko  der  einzelnen,  die  Versicherungen  abschließenden 
Gesellschaften  unter  alle  Mitglieder  verteilt.  Diese  Maßnahme  soll  auch 
bezwecken,  daß  Propaganda  und  Personal  gespart  und  gegenseitige 
Konkurrenz  verhindert  werde.  Nach  den  Bestimmungen  der  neuen  Ein- 
fuhrhandelsvereinigungen bleibt  übrigens  den  einzelnen  Firmen  der  Ort 
des  Versicherungsabschlusses  überlassen. 

In  dem  zugleich  mit  dem  Friedensvertrag  zwischen 
Deutschland  und  Finnl^tud  jetzt  abgeschlossenen  Handels- 
und  Schiffahrtsabkommen  wird  bestimmt,  daß  die  Angehörigen 
eines  jeden  der  vertragschließenden  Teile  im  Gebiete  des  anderen  Teiles 
in  bezug  auf  Handel  und  sonstige  Gewerbe  dieselben  Rechte  und  Be- 
günstigungen aller  Art  genießen,  welche  den  Inländern  zustehen  oder 
zustehen  werden.  Aktiengesellschaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  und  andere  kommerzielle,  industrielle  und  finanzielle  Gesell- 
schaften mit  Einschluß  der  Versicherungsgesellschaften  sollen  auch  auf 
dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  als  gesetzlich  bestehend  anerkannt 
werden  und  insbesondere  das  Eecht  haben,  vor  Gericht  als  Kläger  und 
Beklagter  aufzutreten.  Die  Zulassung  solcher  Gesellschaften  zum  Ge- 
werbe- oder  Geschäftsbetrieb  sowie  zum  Erwerb  von  Grundstücken  usw. 
in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  bestimmt  sich  nach  den  dort  gelten- 
den Vorschriften ;  doch  sollen  die  Gesellschaften  jederzeit  dieselben 
Rechte  genießen,  welche  den  gleichartigen  Gesellschaften  irgendeines 
dritten  Landes  zustehen. 

Das  Seeversicherungsgeschäft  wird  augenscheinlich,  so  heißt  es  in 
der  Londoner  Zeitschrift  „Syren    and  Shipping",    als  ein  wahres  Gold- 
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land  betrachtet.  Sonst  wlre  es  anbegreiflioh,  wie  die  Seeversicbe- 
rungeaellschaften  in  den  neutralen  Lftndern  eine  so  ge- 
waltige Ausdehnung  nehmen  konnten.  Selbst  in  der  Schweiz  ist  des 
Seeveraicberungsgeschäft  ungehener  gewachsen.  Dabei  ist  besonders 
lehrreich,  daß  der  größte  Teil  des  Oesch&fts  mit  aaslandischen  Kunden 
gemacht  wird.  1912  hatten  die  schweizerischen  Seeversichemngsgesell- 
schaften  nur  2i^l^  Mill.  frcs.  Bruttopr&mieneinnahmen  zu  verzeichnen ; 
seitdem  sind  diese  auf  das  Doppelte  gestiegen.  Aber  nur  ein  Viertel 
des  Gesch&fts  ist  mit  Firmen  innerhalb  der  schweizerischen  Grenzen 
abgeschlossen  worden.  Es  ist  ganz  eigenartig,  dal  das  Seeversicherungs- 
geschaft  in  einem  Binnenlande  einen  derartigen  Aufschwung  nimmt. 
Aber  es  ist  zu  beachten,  daß  diese  schweixerischen  Versicherungsgesell- 
schaften hauptsächlich  in  deutschem  Interesse  t&tig  sind,  und  zwar  unter 
der  Leitung  deutscher  RUckversicherungsgeeellschaften.  Soweit  wir  hören, 
hat  sogar  der  Umstand,  daß  Frankreich  einige  schweizerische  Oesell- 
schaften  auf  die  Schwarze  Liste  geseut  hat,  keine  starke  Verringerung 
des  Gesch&ftsumfanges  herbeigeführt. 

Seit  Beginn  des  Weltkrieges  sind  in  Norwegen  nicht  weniger 
als  60  neue  Versicherungsgesellschaften  mit  einem  Aktien- 
kapital von  70  Mill.  Er.  gegründet  worden,  von  denen  36  MilL  ein- 
gezahlt worden  sind.  Davon  gehören  nur  8  der  I^bensversicherung  an 
mit  einem  Kapital  von  1,8  Mill.  Kr.,  wodurch  sich  das  in  diesem  Zweige 
angelegte  KapiUl  auf  5,6  Mill.  Kr.  erhöht  Die  übrigen  gehören  der 
Feuer-  und  besonders  der  Seeversicherung  an. 

Ueber  den  Stand  des  Versicherungswesens  in  der  Türkei  be- 
richtet eine  Konstantinopler  Zuschrift  der  „Norddeutschen  Allgemeinen 
Zeitung"  folgendes. 

unter  Mitwirkung  berTorrasender  deutscher  und  österreichischer  Versiche- 
ruBgBgesellscbaften  ist  hier  die  Nationale  VersicheninngeseUacbaft  der  Türkei 
gegründet  worden  Ihr  Kapital  beträgt  176000  Pfund  p/,  Mill.  M ).  Sie  hat  ihre 
Tätigkeit  bereits  aufgenommen,  vorläufig  will  sie  nur  das  Feuer-  und  LebensTpr- 
gicherungseeschäft  betreiben.  Der  Zeitpunkt  für  diese  Neugründung  ist  gfineti^-.  >U 
während  des  Krieges  sämtliche  VergicherunesgeseUsehaften  der  Verbandastaaten 
verschwunden  gind,  der  Wettbewerb  also  bedeutend  kleiner  geworden  ist. 

Vor  dem  Kriege  befand  «ich  das  ganze  VernchemngigescbXft  in  den  Binden 
ausländigchcr  Gesellschaften.  Es  gab  nur  eine  einzige  ottomaniscbe  Vetwcbeningi- 
gesellschaft,  die  Soci^t^  g^n^rale  d'asiurances  Ottomane.  Nirht  weniger  als  164  aus- 
ländische VerficheniDgggesellscbaften  arbeiteten  in  der  Türkei.  woTon  sich  &2  mit 
der  Feuervergicherung  (darunter  allein  32  englische),  49  mit  der  Seeversicbenuig, 
46  mit  der  Lebengrersicherung  und  17  mit  der  Unfall-,  Spiegelglas-  und  Diebstahl- 
versicheruDg  befaßten.  Der  groSe  Wettbewerb,  den  sie  sich  machten  und  der  die 
Prämiensätze  immer  tiefer  hinabdrückte,  so  dai}  sie  aus  dem  türkischenOesebifte 
keinen  Nutzen  mehr  zogen,  beweg  die  hiesigen  Agenten  der  fremden  Versicbemngs- 
gesellschaften,  sich  zu  einem  Kartell  zusammenzuschließen.  Sie  arbeiteten  einen 
einheitlichen  Tarif  aus,  der  für  alle  GMcUschaften  verbindlich  war  und  dessen 
ünterbietung  mit  einer  Konventionalstrafe  belegt  wurde.  Aehnliche  Kartelle  wurden 
auch  in  8m}Tna,  Saloniki  und  anderen  Städten  gebildet.  Das  Konstantinoplcr 
Kartell  war  fest  begründet  und  hielt  bis  zum  Kriege  zusammen,  es  konnte  eonr 
gegen  den  Einspruch  der  Regierung  eine  Erhöhung  ihres  Tarifes  um  die  Hälfte 
vornehmen. 

Der  türkischen  Regierung  waren  die  fremden  Vcrsicheningsgeedlschaften 
stets  ein  Dorn  im  Auge,  und  sie  guchte  ihre  Zahl  und  ihr  Titigkettsffä>iet  ein- 
zuschränken.   Schon   unter  Abdul  Hamid,   im  Jahre  1905,   wurde  ein  Geaeta  er- 


—    175    — 

lassen,  das  ihren  Geschäftsbetrieb  regeln  sollte.  Dieses  Gesetz  wurde  aber  von 
den  Botschaftern  der  Großmächte  abgelehnt.  Es  forderte  Kautionsstellung,  Ein- 
tragung in  ein  Kegister,  öffentliche  Bekanntmachung  jeder  Statutenänderung  usw. 
Insoesondere  gegen  die  Kautionsstellung  sträubten  sich  die  Versicherungsgesell- 
schaften. Die  jungtürkische  Regierung  nahm  den  Kampf  gegen  die  fremden  Ver- 
sicherungsgesellschaften mit  größerer  Entschiedenheit  auf.  In  dem  neuen  Gesetze 
über  die  fremden  Aktiengesellschaften  war  den  Versicherungsgesellschaften  ein 
eigener  Abschnitt  gewidmet.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  entsprachen  denen 
des  alten:  Registrierungszwang,  Kautionsstellung  usw.  Die  Botschafter  lehnten 
auch  dieses  Gesetz  ab  und  verlangten  seine  Abänderung.  Die  Regierung  setzte 
schließlich  ihren  Willen  teilweise  durch.  Die  fremden  Versicherungsgesellschaften 
konnten  jetzt  nicht  mehr  so  frei  schalten  und  wallen  wie  ehemals,  sondern  unter- 
lagen der  Aufsicht  der  türkischen  Regierung  und  mußten  sich  den  türkischen 
Gesetzen  fügen.  Auch  durch  die  Besteuerung  der  Agenten  suchten  die  Türken 
den  fremden  Versicherungsgesellschaften  die  Existenz  zu  erschweren.  Damals  gab 
es  in  der  Türkei  etwa  1500  Versicherungsagenten. 

Was  die  Bemühungen  der  Regierung  nicht  vermochten,  brachte  der  Krieg 
mit  einem  Schlage  fertig:  bei  Eintritt  der  Türkei  in  den  Weltkrieg  stellten  alle 
Versicherungsgesellschaften  der  feindlichen  Länder  ihren  Betrieb  ein,  und  die 
Agenten  verließen,  soweit  sie  Angehörige  der  feindlichen  Staaten  waren,  das  Land. 
Es  blieben  nur  die  deutschen,  österreichisch-ungarischen  und  bulgarischen  Ge- 
sellschaften und  die  wenigen  der  neutralen  Staaten  übrig.  Diese  waren  jetzt  den 
drückenden  Wettbewerb  der  englischen  Gesellschaften  los.  Mit  dem  Worte  „eng- 
lisch" hatte  der  Morgenländer  stets  die  Begriffe  von  großem  Reichtum  und  ge- 
schäftlicher Solidität  verbunden. 

Der  wichtigste  Versicherungszweig  ist  die  Feuerversicherung.  Die  Türken 
sträubten  sich  anfängUch  dagegen,  weil  sie  darin  einen  Eingriff  m  die  göttliche 
Vorsehung  erblickten.  Inzwischen  sind  sie  aber  anderen  Sinnes  .geworden.  Auch 
der  Lebensversicherung  standen  die  Muhammedaner  ursprünglich  mißtrauisch 
gegenüber.  Bei  den  großen  Bränden,  von  denen  Konstantinopel  heimgesucht  zu 
werden  pflegt,  sind  die  jährlich  ausbezahlten  Schadenesummen  beträchtlich.  Die 
Mehrzahl  der  Häuser  sind  Holzhäuser,  die  obendrein  dicht  zusammengebaut  sind. 
Die  Straßen  in  diesen  Holzhäuservierteln  sind  eng  und  winklig  und  ohne  Bäume. 
Wasser  ist  selten  vorhanden.  In  den  letzten  Jahren  haben  die  Versicherungs- 
gesellschaften Holzhäuser  in  bestimmten  Vierteln  gar  nicht  mehr  versichert,  das 
Risiko  war  ihnen  zu  groß. 

Im  Lebens  Versicherungsgeschäfte  beherrschten  anfangs  die  amerikanischen 
Gesellschaften  das  Feld.  Später  ging  das  Vertrauen  zu  ihnen  jedoch  zurück.  Die 
Lebensversicherungsabschlüsse  nehmen  in  der  Türkei  zu.  Auch  die  Muhammedaner 
tragen  dazu  bei. 

Die  Seeversicherung  ist  der  älteste  der  in  der  Türkei  betriebenen  Versiche- 
Tungszweige.  Da  die  Hauptgeschäfte  im  Auslande  abgeschlossen  wurden,  blieb 
für  die  hiesigen  Agenturen  nur  die  Nachlese,  wie  Versicherung  von  Unfällen  im 
Hafen.  Viele  Ballen  und  Kisten  fallen  durch  die  Sorglosigkeit  der  Hamale  von 
den  Leichtern  ins  Meer.  Damit  wird  auch  heute  noch  ein  arger  Schwindel  be- 
trieben, indem  absichtlich  Ballen  mit  wertlosem  Inhalt,  die  aber  hoch  versichert 
sind,  im  Meer  verschwinden. 

Die  übrigen  Versicherungszweige  sind  von  geringer  Bedeutung.  Die  Laden- 
inhaber machen  von  der  Spiegelglas  Versicherung  Gebrauch,  und  die  Fremden  von 
der  Unfallversicherung.  Ob  nach  dem  Kriege  die  Versicherungsgesellschaften  der 
Versandsstaaten  ihre  Tätigkeit  in  der  Türkei  wieder  aufnehmen  werden,  erscheint 
zweifelhaft,  sicherlich  wird  ein  großer  Teil  von  ihnen  die  Türkei  meiden. 

Ein  französisches  Monopol  für  ßückversicherun'gen, 
die  vor  dem  Kriege  in  deutschen  Händen  waren,  soll  nach  einer  Er- 
klärung des  französischen  Finanzministers  geschaffen  werden. 

Eine  durch  die  französische  Kammer  angewiesene  Kommission 
hat  einen  neuen  Plan  ausgearbeitet  bezüglich  der  Versicherung 
aller    zum    Heeresdienst    Einberufenen    im    Todesfall.     Jeder 
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Versicherte  erhftlt  ohne  Unterschied  des  Stande»  oder  Ranges  1000  frc«. 
Die  Anzahl  der  Versicherten  bel&nft  sich  auf  6  Uillionen. 

Sechs  italienische  Versicherungsgesellschaften  haben 
sich  zn  einem  Konsortium,  dem  Consorzio  Italiano  di  sicurti  xa- 
sammengeschlossen.  Das  Konsortium  arbeitet  mit  21  Hill.  Lire  Grund» 
kapital,  wovon  2*/^  Mill.  eingezahlt  sind.  Die  Oescb&ft«  dieser  ver- 
einigten Versichernngs-  und  Rückwersicherungsgesellschaften  entreeken 
sich  auf  alle  gesetzlich  zulässigen  Zweige  der  Versicherung  und  BAck- 
Versicherung;  in  Italien  und  im  Auslände.  Die  Primieneionahmen  der 
genannten  Oesellschaften  beliefen  sich  im  Jahre  1917  auf  znsemmen 
20  Mill.  Lire.  Als  Sitz  des  Konsortiums  wurde  Rom  bestimmt :  fflr 
Seeversicherung  ist  Qenua  Hauptgeschäftsstelle. 

Ueber  das  englische  Feuervericherungsgesch&ft  im 
Jahre  1917  ist  der  Londoner  Zeitschrift  .Statist"  zu  entnehmen,  dai 
sich  der  Gewinn  etwas  Ober  dem  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  hielt. 
Bei  der  Mehrzahl  der  Oesellschaften  war  er  großer  als  1916. 

Die  Dividenden  wurden  aber  nur  in  seltenen  Fillen  und  auch  da  aar  am 
eine  Kleinigkeit  erhöht.  In  normalen  Jahren  wurden  die  Gewinne  tum  crMtan 
Teil  den  ii-^ädenreser^-en  überwiesen,  wihrend  in  den  Krienjahren  der  Haopt- 
wert  auf  größtmöglichste  Flüssigkeit  gelegt  wurde.  Auf  Effekten  moBteB  ftbenll 
große  Betrüge  abKeachrieben  werden;  viele  Gesellschaften  waren  geaMgt,  eineo 
erheblichen  Teil  der  Gewinne  diesem  Zwecke  ta  opfern. 

Die  Verluste  durch  Brände  in  England  waren,  wie  die  WirtachaftlidwB 
Nachrichten  des  Deutschen  Ueberseedienstes  weiter  boichten,  in  1917  darchwec 
größer  als  1916,  wogegen  auch  die  Einnahmen  der  Primien  gestiegen  sintT 
■Größere  Brände  venuwchten  1917  Schäden  in  der  ülAte  ron  rund  ^1  Mill.  £ 
gegen  3,3  Mill.  £. 

In  Europa  wurden  die  englischen  Gesdl»'li>rii'n  hei  dem  Brande  in  Sakmiki 
stark  in  Mitleidenschaft  gezogen;  die  Sdiädct  :ort  auf  4  Mill.  £  geschätst. 

Im  Juli  brannten  in  Drontheim  (Norwegen)  i  i  £  Waren  ab,  die  sieb  auf 

dem  Wege  von  England  nach  Rußland  oe^deo;  in  Schweden  worden  im  No- 
vember zwei  große  Zellulosefabriken  durch  Fener  zerstört  Sehaden:  600000  £ 
für  von  England  gekaufte  Waren.  Auch  hier  wird  BrandstiftanK  doreh  Deatadia 
als  Ursache  angegeben.  In  Rußland  sind  andauernd  große  Brände  vorgekomoMB, 
die  wohl  zum  Teil  auf  das  Konto  der  revolutionären  Ereignisse  sa  setaen  sind. 

Im  März  verbrannten  in  Wladiwostok  amerikanische  Liefemngen  für  Ruß- 
land im  Werte  von  4  Mill.  £.  In  Nanking  und  Tientsin  gingen  vermutlich  durch 
Brandstiftung  von  England  gekaufte  Waren  im  Werte  von  über  600000  £  ver- 
loren. In  Schanghai  brannte  im  Oktober  eine  BaumwoUspinneid  im  Werte  von 
130000  £  und  im  November  ein  zroßer  Teil  des  Bund  in  Canton  im  Werte  von 
150000  £  ab.  In  Japan  hatten  die  englischen  Geaellschaftea  durch  Brände  in 
Osaka  im  Februar,  April  und  Mai  Schäden  von  zusammen  850000  £  zu  beklagen, 
in  Yokokama  einen  solchen  von  140000  £.  In  den  en([Uaehen  Kolonien  hu>en 
sich  die  Verluste  in  engen  Grenzen  g^alten,  lediglich  m  Nensedand  brannten 
im  Oktober  in  Dennevirke  Anlagen  und  Vorräte  im  Werte  von  200000  £  ab. 

In  England  ist  eine  „Trading  with  the  Enemy  Proclamation" 
erschienen  über  das  ausländische  Oesch&ft  der  englischen 
Feuerversichemngsgesellschaf ten.  Bisher  war  es  den  eng- 
lischen Feuerversicherungsgesellschaften,  die  Niederlassungen  in  einem 
fremden  Lande  hatten,  erlaubt,  ihr  Versicherungsgesch&ft  dort  weiter 
ausüben  zu  lassen  mit  oder  durch  Personen  oder  Körperschaften,  die 
in  den  Schwarzen  Listen  angegeben  waren.  Die  Erlaubnis  ist  aul- 
gehoben.    Zwei  Ausnahmen    sind   jedoch    allgemein  zugelassen  fflr  alle 
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Versicherungsgesellschaften:  1)  Die  laufenden  Verträge  über  Feuerver- 
sicherung dürfen  auch  mit  Hilfe  von  Personen  oder  Körperschaften, 
die  in  den  Schwarzen  Listen  stehen,  erfüllt,  vollendet  und  ausgeführt 
werden;  2)  haben  die  englischen  reuerversicherungsgesellschaften  die 
Erlaubnis,  Rückversicherungen  mit  nicht  feindlichen  Versicherungs- 
gesellschaften einzugehen  für  Personen  oder  Körperschaften,  die  in  den 
Schwarzen  Listen  stehen  und  bei  den  fremden  Gesellschaften  einge- 
tragen sind. 

Die  englischen  Gesellschaften  für  Versicherung  gegen 
Kraftfahrzeugunfälle  geben  bekannt,  daß  sie  den  Prämienbetrag 
von  Neujahr  an  erhöhen.  Begründung:  der  Krieg.  Darüber  herrscht 
große  Entrüstung  bei  den  englischen  Kraftfahrern,  die  nicht  einsehen 
wollen,  wieso  sich  das  Risiko  für  die  Gesellschaften  durch  den  Krieg 
erhöht  hat,  und  im  Gegenteil  feststellen,  daß  die  Gewinne  der  Unfall- 
versicherungen sich  gesteigert  haben. 

Der  schon  vor  längerer  Zeit  geplante  Verband  der  britischen 
Versicherungsgesellschaften  hat  sich  nun  gebildet.  Er  zählt 
123  Gesellschaften  als  Mitglieder.  Seine  hauptsächlichen  Zwecke  sind 
Schutz,  Begünstigung  und  Förderung  von  Versicherungsgeschäften  aller 
Art,  sowie  Ergreifung  vereinbarter  Maßnahmen,  die  in  solchen  Fällen 
zweckmäßig  erscheinen,  wo  die  von  Mitgliedern  des  Verbandes  abge- 
schlossenen Geschäfte  durch  die  Handlungen  oder  Absichten  irgendeiner 
Regierung  oder  sonstigen  Behörde  im  In-  oder  Ausland  beeinträchtigt 
werden  könnten.  Die  Befugnisse  der  Gesellschaft  sind  dahin  einge- 
schränkt, daß  sie  nicht  eher  für  eine  besondere  Gruppe  des  Versiche- 
rungsgeschäfts eine  bindende  Erklärung  abgeben  oder  eine  derartige 
Handlung  vornehmen  darf,  bevor  ihr  nicht  das  Recht  dazu  durch  die 
betreffende  vertretende  Körperschaft  zugestanden  ist.  Solche  Körper- 
schaften werden  den  Namen  Gruppenausschüsse  führen.  Eine  Reihe 
bestehender  Verbände  sind  als  solche  bereits  anerkannt  worden. 

Im  Hinblick  auf  die  neuerdings  zutage  getretene  Unmöglichkeit, 
den  vollen  Versicherungsbetrag  für  sehr  wertvolle  Frachten  auf  dem 
Privatversicherungsmarkte  unterzubringen,  hat  das  englische  Hän- 
de Is  am  t  das  Kriegsversicherungsamt  ermächtigt,  für  diejenigen  Teile 
solcher  Frachten,  die  auf  dem  offenen  Markte  nicht  gedeckt  werden 
können,  Seeversicherungen  zu  gewähren.  Die  offizielle  Verfügung 
betont  zwar  ausdrücklich,  daß  diese  Einrichtung  keineswegs  eine  Kon- 
kurrenz für  den  offenen  Seeversicherungsmarkt  darstellen  und  auch  nur 
dann  zur  Verfügung  stehen  solle,  wenn  der  Verfrachter  jede  andere 
Möglichkeit  des  Versicherungsmarktes  erschöpft  sähe ;  trotzdem  stößt 
die  Verfügung  aber  doch  auf  den  lebhaften  Widerspruch  der  Versiche- 
rungsgesellschaften, welche  die  Regierungsmaßnahme  sogar  als  ein 
Monopol,  das  sie  durchbrechen  müssen,  ansehen.  Allen  voran  hat  in- 
folgedessen Lloyds  Bureau  Gegenmaßregeln  ergriffen,  indem  es  atlantische 
Seeversicherungen  zu  Prämien  abschloß,  die  niedriger  sind  als  die  der 
Regierung.  Auf  den  weiteren  Fortgang  dieses  Konkurrenzkampfes  darf 
man  gespannt  sein. 
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Dem  Liverpooler  „Journal  of  Commerce"  zufolge  begleitet  das  gleich- 
namige New  Yorker  Blatt  die  HerabeeUaog  der  Krieg«ver«icherung»- 
prämie  des  amerikanischen  staatlichen  Kriegsversiche- 
rnngsamtes  auf  4  Proz.  für  Schiffe,  die  die  U-Bootzone  durchfahren, 
mit  folgender  Bemerkung :  „Obgleich  die  U-Bootbedrohung  eingestan- 
denermaßen gef&hrlich  war,  als  die  deutsche  Seerftubertttigkeit  auf  der 
Höhe  stand,  glaubt  man,  daB  dieser  Bedrohung  jeUt  das  Rückgrat 
gebrochen  ist  Das  Kriegsversichemngsamt  steht,  wie  man  h0rt,  finanxiell 
ausgeeeicbnet,  wenn  auch  amtliche  Zahlen  nicht  herausgegeben  werden. 
Zwar  sind  einige  schwere  Verluste  zu  decken  gewesen,  aber  es  ist 
doch  ein  Gewinn  zu  verzeichnen.  Der  Unterschied  zwischen  Prtmieo 
und  Verlusten  bel&uft  sich  auf  mehrere  Millionen  Dollar,  aber  noch 
schwebende  Risiken  sind  äußerst  hoch." 

Das  New  Yorker  „Journal  of  Commerce"  enthält  über  die  staat- 
liche Stelle  für  Versicherung  gegen  Seekriegsverlaste 
auch  die  folgenden  Angaben : 

Hit  dem  Eintritt  Amerikas  in  den  Krieg  gelangte  diese  AmtasteUe  lotet  sn 
nOfterer  Bedeutung.  Unprünglicb  mit  nur  b  Bmmtm  beseUt,  tlhlt  sie  jetat 
deren  über  1000.  Nach  2  oder  3  Wochen  setsle  sie  die  Rate  für  die  Fahrt  nach 
europäischen  Ländern  wegen  der  ichweren  Verluste  durch  Versenkungen  au 
5  V  H.,  am  27.  Juli  1917  weiter  auf  6'/,  »•  H.  hiuauf.  Am  6.  Oktober  aber 
machte  da«  Schatzamt,  dem  4ie  VersichcrnnmteUe  unterstellt  ist,  die  Herjb- 
aetzuDg  der  Rate  auf  5  t.  H.  .wegen  eotsnceehender  Abnehme  des  Risikos«  be- 
kannt und  am  22.  November  1917  eine  weitere  HersbesUnng  aof  4  v.  H.  mit  der 
gleichen  Begründung.    Dabei  ist  es  bis  jetzt  gebUeben. 

Während  dieser  ganzen  Zeit  hat  das  Vorbandensein  nnd  die  Tktigkeit  dicaer 
Stelle  auf  dem  priraten  Versicherungsmarkt  festigend  gewirkt.  Sie  griff  ein,  als 
die  privaten  Versicherungsanstalten  selbst  sn  der  Rate  »on  10  t.  H..  bis  sn  der 
sie  nach  Erklärung  des  unbeschränkten  ü- Bootkrieges  nnd  vor  dem  Eintritt 
Amerikas  in  den  Krieg  gegangen  waren,  nicht  alle  Risiken  übernehmen  konnten. 
Bei  diMO-  Rate  blieben  sie  wUirend  der  Zeit  der  schwersten  Verluste.  Von  Bep- 
tember  an  gingen  «ie  damit  allmählich  auch  bis  anf  4  r.  H.  herunter  und  nehmen 
jetzt  wieder  in  erheblicherem  Mafie  an  dem  Geschäft  teiL  Viele  Versichenings- 
anstalten  haben  zugestandenermaBen  gioSe  Gewinne  damit  gemacht,  aber  «e  er- 
klären, daß  ein  erfolgreicher  Vorstoi  der  dentsehen  Flotte  oder  das  Aaftntan 
von  einer  oder  zwei  .Möven"  ihren  ganzen  Gewinn  in  S4  Stunden  snntchte 
machen  könnte.  Vor  dem  Kriege  waren  in  New  York  nur  24  Versichemngs- 
eesellschaften  in  der  Seeversicherung  tätig,  jeUt  sind  es  87,  dsmnter  53  smen- 
canische. 

Die  staatliche  Versicherungsstelle  Idinte  schon  am  27.  April  dieVeralche- 
mng  von  Segelschiffen,  die  in  der  Kriegszone  fuhren,  ab;  im  Herbst  wnrde 
solchen  Schif^n  die  Fahrt  durch  Verweigeruag  der  Ausfuhrerlaubnis  nnmOguch 
gemacht. 

Vom  26.  Juni  an  wurde  allen  Reedern  die  Verpflichtung  zur  Versicherong 
auferlegt,  wobei  ihnen  die  Wahl  zwischen  der  staatlichen  Stdie  und  privaten  Ver- 
sicherungsanstalten gelassen  wurde.  Für  die  staatliche  Versicherung  wurden  ge- 
wisse Voraichtsmaßregeln  (in  der  Kriegszone)  zur  Bedingung  gemacht,  wie  rauch- 
lose Feuerung,  Einhiillung  in  Dampf,  Schutzfarben  usw.  Schiffe,  die  den  Vor- 
schriften der  Flotte  über  Armierung  nicht  nachkamen,  mofiten  1  v.  H.  meht 
bezahlen. 

Während  des  Sommers  wurde  die  staatliche  Stelle  ermächtigt,  eine  Rück- 
versicherung bei  jeder  anderen  staatlichen  Versicherungsstelle  innerhalb  des  Ver- 
bandes zu  nehmen.  Das  ist  auf  Grund  eines  (}egaiseitigkeitsprogTamm8  in  aus- 
giebigstem Maße  geschehen. 

Gesetzlich  ist  der  Staatssekretär  ermächtigt  wordm,  den  Reedern  die  Ver- 
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Sicherung  des  Lebens  und  der  Habe  der  Besatzungen  vorzuschreiben,   wovon  er 
GrebraucK  gemacht  hat. 

Versenkungen  amerikanischer  Schiffe  in  der  Kriegszone  sind  bisher  nicht  in 
schwerem  Maße  vorgekommen. 

2.  Sozialversicherung. 

Das  Reichsversicherungsamt  hat  Nachweisungen  über  die  ßech- 
nungsergebnisse  der  Träger  der  Unfallversicherung  für  das  Jahr 
1916  veröffentlicht.  Daraus  geht  hervor,  daß  die  Zahl  der  Unfälle 
absolut  wie  relativ  nicht  unbeträchtlich  gestiegen  ist,  und 
zwar  beläuft  sich  die  Zahl  der  Getöteten  auf  9951,  die  der  Schwerver- 
wundeten auf  103  184  Personen.  Im  einzelnen  ist  folgendes  hervorzu- 
heben : 

lieber  die  Zahl  der  Versicherten  lassen  sich  bestimmte  Angaben  nicht  machen, 
weü  in  den  land-  und  forstwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  mit  der  Zahl 
von  17403000  versicherten  Personen,  die  durch  Schätzung  auf  Grund  der  Er- 
gebnisse der  landwirtschaftlichen  Betriebsstatistik  vom  Jahre  1907  gewonnen 
wurde,  seither  unverändert  weiter  gerechnet  wird.    Die  68  gewerblichen  Berufs- 

fenossenschaften  bringen  genaue  Nachweisungen  über  die  Zahl  der  beschäftigten 
'ersonen  und  der  Vollarbeiter  (zu  300  Arbeitstagen).  Hiernach  hat  sich  die  Zahl 
der  versicherten  Personen  von  7  547  338  im  Jahre  1815  auf  7  442  518  im  Jahre 
1916  vermindert,  dagegen  ist  die  Zahl  der  Vollarbeiter  von  6692104  auf  6702518 
gestiegen.  Diese  Inkongruenz  läßt  darauf  schließen,  daß  bei  verminderter  Arbeiter- 
zahl mit  größerer  Intensität  gearbeitet  wurde.  Zu  diesen  Trägern  der  Unfallver- 
sicherung kommen  noch  die  Ausführungsbehörden  mit  1231052  (1915  =  1194243) 
versicherten  Personen  (973  660)  Vollarbeitern. 

Bei  allen  Trägern  der  Unfallversicherung  zusammen  wurden  im  Jahre  1916 
erstmalig  entschädigt  103184  Unfälle  gegen  96227  im  Jahre  1915.  Von  den  Ver- 
letzten wurden  9951  (1915  8969)  getötet  und  681  (644)  wurden  als  dauernd  völlig 
erwerbsunfähig  befunden.  Entschädigt  werden  bekanntlich  nur  die  Unfälle,  die 
eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als  13  Wochen  zur  Folge  hatten,  das  ist  nur 
ein  kleiner  Teil  der  gemeldeten.  Insgesamt  wurden  im  Jahre  1916  606056  Un- 
fälle gemeldet  gegen  591 504  im  Jahre  1915. 

Auf  1000  Vollarbeiter  bezogen,  betrug  bei  den  gewerblichen  Berufsgenossen- 
schaften die  Zahl  der  gemeldeten  Unfälle  65,57  (1915  63,96),  der  entschädigten 
Unfälle  8,29  (7,49),  der  Getöteten  0,95  (0,85). 

Sehr  stark  ist  die  Zunahme  der  verletzten  Arbeiterinnen  und  jugendlichen 
Arbeiter.  In  welchem  Maße  sich  die  Zahl  der  Beschädigten  dieser  Kategorien 
vermehrt  hat,  ist  aus  den  Berichten  der  Berufsgenossenschaften  nicht  ersichtlich, 
weil  wohl  die  Verletzten,  nicht  aber  die  Beschäftigten  nach  Alter  und  Gesohlecht 
geschieden  werden.  Die  nachstehende  Zusammenstellung  läßt  die  während  des 
Krieges  eingetretene  Verschiebung  deutlich  erkennen. 

Zahl,    Alter   und  Geschlecht   der  Verletzten   bei  den  68  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften. 


Jahr 

Erwachsene 

nnter  16 

[iicue 
Jahren 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

1913 

69  180 

2749 

2550 

301 

1914 

61  315 

2727 

2265 

273 

1915 

44127 

3098 

2663 

231 

1916 

45717 

5930 

3512 

379 

Wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  diese  Zahlen  sich  nur  auf  die  entschädigten 
Unfälle,  also  nur  auf  die  schweren  Verletzungen  beziehen,  dann  wirkt  die  im 
Jahre  1916  eingetretene  Steigerung  wahrhaft  erschreckend.  Die  Zahl  der  ver- 
letzten Männer  ist  im  Vergleich  zum  Vorjahr  gestiegen,  weit  stärker  ist  aber  die 
Steigerung  der  Zahl  der  verletzten  Frauen  und  Kinder.    Bei  den  landwirtschaft- 
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liehen  BerufsgenoMenschaften  ut  die  Zahl  der  TerieUten  Fnuea  und  Kinder  «b- 
solut  weit  (fröUer,  doch  ist  wihrend  de*  SMiget  eine  nlflhe  Slaigenuig  wie  M 
den  gewerblichen  BerufageuoeienBchiften  nicht  eingetretea. 

Zfthl,  Alter  und  Qeschleeht  der Verletiten  bei  den  49  leadwtrtteh«(i- 
lleben  Beraftgeooiienfobtften. 


Jahr 

ErwaehMM 
minnUeh         wdbUeh 

nnter 
mtnoUdi 

ruucMWv 

16  JahrMi 
weihUeii 

1913 
1914 
1915 
1916 

38839 
34  345 
»5857 
24980 

171*5 
«5  34* 

i»r«5 

•4  3»4 

1608 
149» 
1863 

S4S 
S87 
$«7 

S73 

Die  Ursachen  für  die  Steigerung  der  Unfallhinfigkeit  liegen  itut  der  Hand. 
Nicht  nur  dafl  Frauen  und  jngendlidte  Arbeiter  in  weit  ■tArkerem  MaAe  cor  Cr- 
werbstätigkeit  herangezogen  werden,  rie  werden  auch  bei  recht  geflbrlicben  Ver- 
richtungen  verwendet.  Fflr  die  Stdgemng  der  Unfallbinfigkeit  kommt  auch  die 
oft  weit  ausgedehnt«  Arbeitaseit  wesentlich  in  Betracht.  Alle  UemOhungen  auf 
nnbeschrknkte  Wiedereinführung  der  Hcfauubestimmuncen  der  Gewerbeordnung 
für  weibliche  und  jucendUrhe  Arbeiter  waren  bisher  ertolgio«.  Die  wiederholtea 
Bundgehreiben  des  l^eichekanzlers  an  die  Bundesregienin|en,  die  diesen  Gegen» 
stand  betreffen,  können  im  günstigsten  Falle  eine  unzureichende  Beesemng  dar 
Zustände  herbeiführen.  Ein  wunder  Punkt  ist  auch  die  Be*afsichHgnng  der  B^ 
triebe.  Die  Zahl  der  technischen  AufsichUbeamten  zeigt  nach  den  Nachwdsnngea 
nur  einen  unbedeutenden  Rückgang,  das  kommt  aber  daher.  da8  die  durch 
Heeresdienst  ihrem  Wirkungskrei*  entsogenen  Bcuntea  miteezinlt  w«rden.  '  Tat- 
sichlich  lifit  die  Revision  da  Betriebe  dlca  ni  wfiaaelwa  nbrig. 

Die  sozialdemokratische  Reichatagsfraktion  hat  zum  Etat  des  Beichs- 
▼irtschaftsamts  die  Resolution  eingebracht,  den  Herrn  B«ich8kansl«r 
za  ersuchen,  im  Bundesrat  den  ErlaB  einer  sich  auf  das  Ermächtigungs- 
gesetz vom  4.  August  1914  stützenden  Verordnung  herbeizuführen, 
durch  die  die  Oehaltsgrenze  für  die  Versicherungspflicht  im  Ver- 
sicherungsgesetz für  die  Angestellten  auf  8000  M.  erhöht  und  dement- 
sprechend neue  Beitrag.tklassen  geschaffen  werden. 

Im  Reichstag  ist  ferner  ein  sozialdemokratischer  Antrag  eingebracht 
und  einstimmig  angenommen  worden,  wonach  beim  AbschlnC  der 
künftigen  Friedensverträge  dahin  gewirkt  werden  soll,  dal 
Vereinbarungen  über  eine  Mindestforderung  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiter- 
scbutzes  und  der  Sozialversicherung  zwischen  den  vertragschließenden 
Staaten  herbeigeführt  werden  und  für  die  Ausgestaltung  eines  inter- 
nationalen Arbeiterschutzes  und  der  Sozialversicherung  die  Orondlage 
einer  weiteren  Entwicklung  geschaffen  wird. 

Via.  Geld,  Kredit,  Währang. 

Inhalt:  1)  Der  internationale  Geldmarkt  und  die  Entwick- 
lung in  den  wichtigeren  Ländern  während  des  Monats  März. 

2)  Weitere  Vorgänge  und  Gesetzgebung,  a.  Banken  im  In-  und 
Auslande,  b.  Kredit  wirtachaftliche  MaBnahmen  in  Deutschland  und 
den  besetzten  Gebieten  Belgiens,  Rußlands,  Rumäniens,  in  Belgien,  Dänemark, 
Frankreich,  Ungarn,  Rußland,  der  Türkei,  Liberia,  China,  c  Schuldbuch- 
wesen im  besetzten  Gebiete  Belgiens,  d.  Bargeldloser  Zahlungsverkehr 
in  Deutschland,  den  besetzten  Gebieten  Rußlands,  in  Frankreich,  e.  ^Jörsen- 
wesen  in  Deutschland  und  den  beseuten  Gebieten  Rußlands,    f.   Währungs- 
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und  Notenbankwesen  in  Deutschland  und  den  besetzten  Gebieten  Bußlands, 
Rumäniens,  in  Deutsch-Ostafrika,  Bulgarien,  Frankreich,  Luxemburg,  den  Nieder- 
landen, Portugal,  der  Ukraine,  Schweden,  der  Türkei,  Japan. 

3)  Statistik.    Uebersicht  über  den  Stand  der  hauptsächlichen 
Kotenbanken  und  der  Bankzinssätze. 

1.  Der  internationale  Geldmarkt  und  die  Entwicklung 
in  den  wichtigeren  Ländern  während  des  Monats  März, 
Auf  die  Gestaltung  des  internationalen  Geldmarktes 
wirkten  neben  finanz-  und  währungspolitischen  Maßnahmen  oder  Ver- 
einbarungen der  kriegführenden  Länder  und  der  neutralen  Staaten 
wieder  die  politischen  und  militärischen  Ereignisse  (u.  a.  Friedensschluß 
der  Mittelmächte  mit  Rußland  ^)  am  3.  März,  mit  Finnland  *)  am  7.  März, 
Beginn  der  großen  Westoffensive  am  21.  März)  offensichtlich  ein. 
"Während  die  Wechselkurse  der  Mittelmächte  im  neutralen  Aus- 
lande fast  durchweg  ansehnliche  Steigerungen  aufwiesen,  erfuhren  die 
Wechselkurse  der  Ententestaaten  weitere  und  teilweise  beträchtliche 
Abschwächungen  ^).  Besonders  auffallend  war  der  Rückgang  gegenüber 
Spanien.  Das  Aufgeld  des  Peseta  gegenüber  dem  Franc  stieg  trotz 
des  Wirtschaftsabkommens  von  38,9  Proz.  (27.  Febr.)  auf  45,2  Proz. 
(3.  April),  das  gegenüber  dem  £  von  28,2  Proz.  (26.  Febr.)  auf  36,3  Proz. 
(2.  April).  Die  Aufhebung  des  Ausfuhrverbotes  für  Rubelnoten  seitens 
der  rassischen  Regierung  hatte  einen  stärkeren  Rückgang  der  rassischen 
Währung  in  Paris  zur  Folge  („L'i^Jcon.  Europ."  v.  29.  März,  S.  194) 
und  gab  Veranlassung  zu  besonderen  Maßnahmen*)  in  anderen  Ländern. 
Li  den  neutralen  Ländern  zeigten  die  russischen  Wechselkurse  ange- 
sichts der  starken  Nachfrage  nach  russischen  Zahlungsmitteln  ^)  seitens 


1)  Hierbei  warde  seitens  Rußlands  die  Wiederanf nähme  des  Schuldendienstes 
gegenüber  den  Angehörigen  der  Mittelmächte  versprochen. 

2)  In  London  wurde  der  Wechselkurs  auf  Hclsingfors  im  Mai  1917  mit  50  f.M, 
im  Oktober  1917  mit  36  f.M  und  Anfang  März  1918  mit  27  f.M  für  1  £  notiert  („The 
Econ."  V.  2.  März,   S.  385). 

3)  England  schloß  mit  der  Schweiz  ein  Finanzabkommen,  nach  dem  die  Schweiz 
jährlich  100 — 125  Mill.  frcs.  Kredite  einräumt.  Frankreich  erhält  in  Spanien  bis  zum 
Jahresschluß  monatlich  einen  Kredit  von  35  Mill.  frcs  („Ec.  Europ."  v.  8.  uud  22.  März, 
S.  130  und  178).  —  In  London  wurden  weitere  italienische  Schatzwechsel  mit  S'/g  Proz. 
untergebracht  („The  Statist"  v.  30.  März).  —  Kanada  verhandelt  mit  den  Vereinigten 
Stanten  von  Amerika  wegen  eines  Kredits  von  300  Mill.  $  zur  Besserung  der  kanadischen 
Wechselkurse  („Zürch.  Post"  v.  19.  März).  —  Schweden  bewilligte  Oesterreich-Üngarn 
einen  Kredit  gegen  Ueberlassuag  von  Oel  und  Petroleum  seitens  Oesterreich-Üngarns.  — 
Die  Vereinigten  Staaten  von  Amtrika  unterhandelten  mit  Norwegen  wegen  eines  Wirt- 
schaftsabkommens („Ec.  Europ."  V.  1.  März).  —  Die  schwedische  Reifhsbank  erhöhte 
am  21.  März  ihren  Diskontsatz  von  6'/,  Proz.  auf  7  Proz.  Vgl.  hierzu  die  Ausfährungen 
Prof.  Cassels  über  die  schwedische  Valuta  in  der  „Voss.  Ztg."  vom  3.  Mai.  —  „Verdens- 
gang"  (v.  27.  Februar)  macht  auf  die  Verlegung  des  finanziellen  Schwerpunktes  der 
Welt  von  London  nach  New  York  aufmerksam.  —  Es  ist  bezeichnend,  daß  Chile  die 
Entrichtung  der  Zölle,  die  früher  nur  in  Gold  oder  in  Wechseln  auf  London  zulässig 
war,  von  jetzt  ab  auch  in  Wechseln  auf  New  York  gestattet  (,, Statist"  v.  16.  März,  S.  436). 

4)  Der  amerikanische  Federal  Rserve  Board  untersagte  die  Einfuhr  russischer 
Banknoren  („Ag.  Ec.  et  Flu."  vom  27.  März).  —  In  London  wurde  der  Handel  mit 
Rubelbilletten   wieder  aufgenommen   („Handelsblad"  v.   19    März). 

5)  In  Deutschland  wurde  am  4.  Man  das  Verbot  der  Ein-  und  Durchfuhr  voa 
Rubelnoten  wieder  aufgehoben  (RGBl.  S.  107).  —  In  Berlin  wurde  ein  Konsortium  zum 
Ankauf  von  Rubelnoten  gegründet  (,,Frankft.  Ztg."  v.  21.  März). 
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der  Mittelmächte  eine  Anfwfcrtobewegnng  („Norgee  H.  og  Sjöf.  T."  v. 
16.  März,  „Fr»nkft.  Ztg."  v.  20.  Mtri),  —  Der  Silberpreis  in 
London  erfuhr  im  Zusammenhang  mit  grSSerer  Nachfrsige  seitens  der 
Silberlander  eine  ansehnliche  Steigerang  von  42'/,  d  aof  46  d.  Im 
Monatsdurchschnitt  stellte  sich  der  Preis  auf  iS,646  d  gegen  42,786  d 

im   Vormonat. 

Am  deutschen  Geldmarkt  hielt  die  OeldflOsaigkeit  trots  der 
erheblichen  Kapitalansprüche  seitens  des  Reiches »),  daneben  aber  auch 
seitens  der  Industrie  und  der  Banken*),  anvermindert  an.  Wie  die 
Zunahme  der  Spareinlagen  bei  den  Sparkassen  und  die  Entwicklang 
der  Depositen  bei  den  Banken»)  erkennen  lUt,  sUnden  für  die  vom 
18.  März  bis  18.  April  zur  Zeichnung  aufgelegte  achte  Kriegsanleihe«) 
reichliche  Mittel  zur  Verfügung»).  —  Bei  der  Reichsbank  stellte 
sich  das  Ergebnis  der  Einzahlungen  auf  die  achte  Kriegsanleihe,  die 
vom  28.  M»rz  an  geleistet  werden  konnten,  bereit«  an  diesem  Tag» 
ganz  wesentlich  höher  als  das  entsprechende  gelegentlich  irgendeiner 
der  vorangegangenen  Anleihen  („Berl.  Tageblatt"  v.  4.  April). 

Der  Privatdiskont  hielt  sich  unverindert  auf  4»/,  Pros,  and 
darunter.  Für  t&gliches  Geld  worden  4 — 4"j,  Proi.  bewilligt;  im 
Monatsdurchschnitt  stellte  sich  der  Bat«  aaf  4,196  Proz.  gegen  4,272  Prot 
,im  Vormonat,     ültimogeld  wurde  mit  5  Pro«,  bezahlt. 

Die  Lage  am  englischen  Geldmarkt  gestaltete  sich  wenig 
einheitlich.  Je  nachdem  die  Betrkge  der  ffcUig  werdenden  Schatz- 
wechsel*) oder  die  der  Regierung  zufließenden  Gelder  überwogen, 
schw&chten  sich  die  Oeldleihsttze  ^)  ab  oder  erfahren  eine  Steigerung. 
Die  Bank  von  England  stellte  dem  Markt,  dem  dorch  Abwanderang 
ausländischer  Guthaben  (, Bankers  Magazine",  Mira  1918),  besonders 
aber  durch  die  fälligen  Steuerzahlungen  Mittel  enUogen  wurden,  Geld 
zu  4  Pröz.  (bisher  6«/,  Proz.)  zur  Verfügung  (vgl.  „Statist"  v.  9.  M&rr, 
S.  387;  „Econ."  v.  23.  März,  S.  494).  Gleichzeitig  setzte  sie,  um  der 
mit  einer   Riesenpropaganda»)   veranstalteten    „Bosineas  Men's  Week" 

1)  Die  KriegakcMtM  iMtncen  j«t(t  monatlich  3'/,  MUlianl«ii  M.  Die  Kriegdcradite 
wurden  darch  den  BcMirti«  am  22.  lltn  am  15.  auf  ini|eMmt  124  MUlianleo  M. 
eriiöht 

2)  Im  enten  Vierteljahr  1918  machten  die  KapitalerbOhnngn  ODd  NeagrÜDdaBgto 
Ton  AktieDj;«>en«:haften  nnd  Gea.  m.  b.  H.  300,7  MiU.  U  g«c«i  341,6  MUL  M  in  der 
gleichen  Zeit  dei  Vorjahres  au»  (,iB*'>''"i  April  1B18). 

3)  Wie  die  Jahresberichte  ersichtlich  machen,  nahmen  die  Einlaccn  und  Kre- 
ditoren bei  den  8  Berliner  Großbanken  im  Jahre  1017  too  10,0  Milliardeo  M  auf 
16,0  Milliarden  M  zu  ( .FrankfU  Zg."  v.  25.  April). 

4)  Wie  bei  den  letzten  beiden  Anleihen  wurden  5-proi.  Beiebsanleiben  und  4'/,-pniS- 
aoslosbare  SchaUanweisungen  zu  08,0  Pro*.,  5-proa.  Anleihen  (Schnldburheintragnngw) 
lu  97,80  Proz.  aufgelegt. 

5)  Wie  der  Präsident  der  Reichsbank  in  der  ZentraUanebuBaitsang  aasfahrtc. 
sind  an  Scbatzanweisnngen  (ür  die  VIII.  Kriegsanleihe  rond  1  Milliarde  If  mehr  ab- 
gesetzt worden  als  zur  entsprechenden  Zeit  bei  der  VII.  Anleihe  (..Nordd.  Allg.  Ztg." 
T.  30.  lltrz). 

6)  Am  16.  Ifirz  ging  der  Umlanf  wieder  unter  1  Milliarde  £  nr&ek. 

7)  Die  Londoner  AIctienbanken  setzten  den  ZinxsaU  für  BöneoengagemeBia  von 
5Vt  Pro»-  «Ol  5  Proz.  herab  („Statist"  ▼.  2.  Mira,  8.  344). 

8)  Die  englische  Presse  war  angefüllt  Ton  Ankündigungen,  nnd  nicht  weniger  als 
150000  freiwillige  Helfer  waren  für  den  AbaaU  Ulig  („ Times"  v.  27.  Febr.). 
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für  den  Absatz  von  National  War  Bonds  ^)  einen  Erfolg  zu  sichern, 
den  Rediskontsatz  für  Schatzwechsel  und  War  Expenditure  Certificates, 
die  in  Nat.  War  Bonds  umgewandelt  werden  sollen,  auf  SY^  Proz.  herab 
(„The  Statist"  v.  9.  März,  S.  387).  Die  deutsche  Offensive,  die  ge- 
planten Steuervorlagen  (vgl.  „Ein.  Times"  v.  15.  März)  und  die  Ent- 
wicklung der  Verhältnisse  in  Rußland  *)  beunruhigten  den  Geldmarkt 
und  die  Börsen.  Um  in  den  Besitz  der  Sicherheiten  für  den  von  Uru- 
guay gewährten  Valutakredit  zu  kommen,  wurden  von  der  Regierung 
weitere  Wertpapiere  zwecks  Ueberlassung  zur  Leihe  aufgerufen  („Sta- 
tist" V.  30.  März).  Die  Durchführung  der  mehrfach  geplanten  Bank- 
fusionen mußte  aufgeschoben  werden,  bis  der  für  diese  Trage  besonders 
eingesetzte  parlamentarische  Ausschuß  (vgl.  „Daily  Telegr."  v.  6.  März) 
die  Genehmigung  erteilt  hat. 

Der  Privat diskonts atz  hielt  sich  zwischen  3^/jg  und  S^/g  Proz. 
Tägliches  Geld  bedang  2^j^ — SVg  Proz.  und  stellte  sich  im  Monats- 
durchschnitt auf  8,005  Proz.  gegen  3,229  Proz.  im  Vormonat. 

In  den  Ausweisen  der  Bank  von  England^)  waren  nur  gering- 
fügige Veränderungen  auf  den  einzelnen  Kouten  zu  verzeichnen.  Be- 
merkenswert ist  das  Anwachsen  des  Metallvorrats  auf  einen  seit  Juni 
1916  nicht  verzeichneten  Höchststand  (61,4  Mill.  £  am  3.  April)  und 
die  weitere  Ausdehnung  des  Notenumlaufs,  mit  der  ein  weiteres  An- 
schwellen der  im  Verkehr  befindlichen  currency  notes  (von  218,4  Mill.  £ 
auf  230,9  Mill.  £)  einherging*). 

Auf  den  französischen  Geldmarkt  scheint  die  am  21.  März 
einsetzende  deutsche  Offensive  eine  besonders  starke  Wirkung  ausge- 
übt zu  haben.  Die  aus  den  von  der  Invasion  bedrohten  Gebieten  nach 
der  Hauptstadt  und  aus  dieser  infolge  der  Beschießung  ins  Hinterland 
flutenden  Menschenmassen  suchten  schnellstens  ihre  Mittel  flüssig  zu 
machen  und  riefen  dadurch  vorübergehend  eine  Stimmung  hervor,  wie 
sie  seit  den  Paniktagen  des  August  1914  nicht  mehr  in  die  Erscheinung 
getreten  war.  Die  Rückforderungen  trafen  vorwiegend  die  privaten 
Banken  (Credit  Lyonnais),  während  die  Einlagen  der  Bank  von  Frank- 
reich einen  im  Kriege  noch  nicht  beobachteten  Zuwachs  fremder  Gelder  von 


1)  Hierbei  wurden  130,8  Mill.  £  gezeichnet  („Ecod."  vom  16.  März).  —  Vom 
1.  April  werden  neue  Serien  ausgegeben,  bei  denen  die  Fälligkeit  um  '/,  Jahr  hinaui- 
geschoben  weiden  ist  („Statist"  vom  23.  März). 

2)  Bonar  Law  gab  zu,  daß  ts  zweifelhaft  sei,  ob  das  ganze  an  Kußland  vorge- 
streckte Geld  zurückerstattet  werden  würde  („Nordd.  Allg.  Ztg."  v.  8.  März).  —  Die 
Emi^sionshäuser  russischer  Wertpapiere  schlössen  sich  zu  einem  Srhutzkomitee  zusammen. 
Die  Zinszahlungen  auf  russische  Werte  wurden  mit  dem  1.  April  eingestellt  („Prankft. 
Ztg."  V.  6.  April). 

3)  In  ähnlicher  Weise  wie  seinerzeit  Sir  Edward  Holden  sprach  sich  auch  Lord 
Benson  über  die  Rf  form  der  Bank  von  England  nach  df  utschem  Must«  r  aus.  —  In 
seiner  Abschiedsrede  wies  Lord  Cunliffe  darauf  hin,  daß  Ecformvorschläge  auch  seitens 
der  Bankverwaltung  in  Vorbereitung  seifn  („The  Econ."  v.  23.  März,  S.  498). 

4)  Als  Mittel  gegen  die  wtitere  Vermehrung  des  Zahlungsmittelbedarfs  wurde  der 
Vorschlag  gemacht,  daß  bei  Schecks  unter  50  sh  der  Scheckstempel  in  Fortfall  kommen, 
und  daß  die  Abnahme  der  gezeichneten  National  War  Bonds  auch  in  Teilzahlungen 
zulässig  sein  möchte  (vgl.  „Econ."  v.  2.  März). 
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2622  MilL  frca  auf  3192  Mill.  frca  erfuhren*).  Der  ongttnBtigen  Bat- 
wicklang  der  Devisenkurse  versuchte  man  —  abgesehen  von  den 
Valutaabkommen  mit  dem  Auslände  —  durch  verschiedene  neue  Mal- 
nabmen  zu  steuern  *). 

In  den  Ziffern  dee  Status  der  Bank  von  Prankreich  fand 
die  oben  gekennzeichnete  Panikstimmung  ihren  deutlichen  Ausdruck. 
Die  Ansprüche  des  Staates  überstiegen  jedes  seit  Kriegsausbruch  be- 
obachtete Mafi,  sie  erhöhten  sich  allein  in  der  Woche  vom  28.  Man 
bis  4.  April  um  800  Mill.  frcs  und  betragen  in  der  Zeit  vom  28.  Fe- 
bruar bis  4.  April  1918  1850  MilL  frcs.  Der  Zahlungsmittel  bedarf  war 
erheblich,  der  Notenumlauf  stieg  infolgedessen  in  der  gleichen  Zeit  um 
1540  Mill.  frcs. 

Der  Geldmarkt  der  Vereinigten  Staaten  konnte  aaeh 
im  Berichtsmont  nicht  ans  sich  selbst  heraus  »u  normalen  Verh&ltnisMO 
gelangen  und  den  an  ihn  gestellten  Ansprachen  gentigen  (vgl.  „Statut" 
V.  16.  Mfcr«  S.  487).  Wiederum  multe  der  money  pool  ihm  mit  einer 
namhaften  Summe  tu  Hilfe  kommen.  Die  T&tigkeit  dieses  Syndikats, 
die  sich  ursprunglich  nur  auf  die  Regulierung  der  S&txe  fflr  tAgUchas 
Geld  erstreckte,  wurde  nunmehr  auf  alle  Oeldoperationen  ausgedehnt, 
gleichzeitig  mit  der  Nebenabsicht,  das  Unterbringen  der  kommenden 
dritten  Kriegsanleihe  zu  erleichtem.  Bis  zu  deren  Auflegung  half  die 
Regierung  sich  durch  den  Verkauf  von  Treasury  certificatee  of  indebted- 
nass*).  Die  seit  Monaten  bestehende  KuSerst  angespannte  Lage  auf 
dem  Geldmarkt  *)  hoffte  die  Regierung  durch  die  GrOndung  einer  grölen 
Kriegshilfsbank    (War    Finance    Corporation)    beseitigen    zu    können»). 


1)  Vgl  hienra  die  heftiftn  AnKriffe  der  Abgeordneten  Labrone  und  Jobcrt 
die  Banken  in  den  KammerTerbuidlanKen  am  29.  Min.  Labrone  ngU  wOrtUeh:  U 
poarnü  signaler  qu'k  l'heore  actnella  il  7  a  dea  rtfeBta  de  la  Baaqae  de  Fraae*  q«l 
ont  nne  partie  de  leurs  intiriU  »oai  liqaertr«. 

2)  Ein  Rundschreiben  des  Finanimioiateri  Tvm  7.  Utn  braebU  dao  ImportMTM 
die  Bestimmungen  des  Erlaacs  vom  30.  Janoar,  betreffend  nicht  Torber  genehmigt* 
Einfuliren,  erneut  in  Erinnemng  und  drohte  energische  Durrhfühmng  der  gegen  Ver- 
(töBe  Torgesehenen  MaSDahmen  an.  —  Ein  Too  der  Depnüertenkammer  am  29.  llln 
angenommenes  OereU  stellt  jede  1000  frca  abanteigetide  KapitUrenMidaag  tuA  dam 
Auslände  sowie  die  Einfuhr  jeder  Art  Wertpapiere  ans  dem  Anslaade  nnter  Straf*. 
(„Econ.  Euiop."  T.  5.  Apr.I,  8.  210,  217.) 

3)  Diese  Zertifikate  haben  inxwischen  eine  Verxinsnng  TOn  4'/,  Pro»,  enckkt. 
Mo  Adoo  hoffte  auf  diese  Weise  3  Uilliarden  $  binden  in  kOnnen  die  als  Zeicbnna^ 
grundlsge  für  die  kommende  Anleihe  dienen  sollen  („Statist"  T.  16.  Mtn).  An  TrcM- 
ury  oeriificates  of  indebiedneM  sind  im  Umlauf  für  die  3.  Kriegsanleihe  1,4  Uilliardea 
$,  daneben  1125  MiU.  $  für  die  Besahlnng  der  im  Juni  fUligen  Stenem  (Xhrooiele" 
T.  9.  Mtrz  S.  976). 

4)  Erst  neuerdings  wiederum  konnte  die  American  Woolen  Co.  die  Ton  der  Be- 
giemng  erhaltenen  Aufirige  in  H»he  von  100  Mill.  $  nur  dadurch  in  Angriff  nebmm, 
daO  die  Regierung  der  Gesellschaft  mit  einem  Vorschoase  Ton  16,4  Mill.  f  to  Hilf« 
kam  (Chrooicle  9.  März   1918  S.  962). 

5)  Der  Aufgabenkreis  der  neuen  Gesellschaft  scblieBt  in  sich:  Rediskontiemng 
▼on  gedeckt<>n  kurzfnstlgen  ZahlungnTerspret-hen  („notes"!  mit  den  Bnndesreserrebanken, 
Regulierung  aller  Neuemissionen  über  100  000  $,  Onterstütxnng  der  Sparbanken  gegee 
die  Gefahren  alUagroßer  Abbebungen  mit  Hilfe  Ton  Votachüsaen  anf  deren  Anlagen, 
Kursuntcrstütiungen  für  Staatsanleihen.  Das  Kapital  der  neuen  Gesellüchaft  —  600  Mill.  $ 
—  übernimmt  die  Regierung.  Die  War  Finance  Corporation  darf  bis  in  4  Milliarden 
$  notes  ausgeben.     Die   Bestimmungen    haben  in  Amerika    erhebliche  Bedenken   wegen 
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Ueberhaupt  griff  sie  immer  scharfer  in  die  Verhaltnisse  des  Geldmarktes 
ein,  wie  der  jüngste  Erlaß  des  Börsenkomitees  erkennen  läßt^). 

Die  Rückwirkung  der  hohen  Kredite  an  die  Verbündeten  ^),  deren 
monatliche  Summe  nach  neueren  Meldungen  heruntergesetzt  werden 
soll  ^),  zeigte  sich  in  einer  auffallenden  Entwertung  der  Dollardevise  an 
den  neutralen  Börsen. 

Der  Satz  für  tägliches  Geld  bewegte  sich  zwischen  S^/^  und 
6  Proz. ;  er  betrug  im  Monatsdurchschnitt  auf  5,126  Proz.  gegenüber 
4,75  Proz.  im  Vormonat. 

2.  Weitere  Vorgänge  und  Gesetzgebung. 
a)  Banken  im  In-  und  Auslande. 

Es  wurden  übernommen:  von  der  Allgemeinen  Deutschen  Credit- Anstalt, 
Leipzig,  (vgl.  Februarchron.) :  der  Credit-  und  Sparverein  zu  Schwarzenberg,  e. 
G.  m.  u.  H.,  Schwarzenberg  (Sa.),  sowie  die  Bankfirma  E.  Haibenz,  ebenda;  — 
von  der  Bank  für  Handel  und  Industrie,  Berlin,  (vgl.  Februarchron.) :  die  Bank- 
geschäfte von  Heinrich  Haymann,  Amberg  (Bayern),  Siegfried  Haas,  Bensheim 
a.  d.  B.  (Hessen),  und  B.  Kaufmann  &  Pappenheim,  Trier ;  —  von  der  Commerz- 
und  Disconto-Bank,  Hamburg-Berlin,  (vgl.  Chr.  1917  S.  858):  das  Bankhaue 
Sal.  L.  Cohn,  Lübeck;  —  von  dem  Hessischen  Bankverein  A -G.,  Cassel:  die 
Bankfirma  J.  Lenzberg,  Lemgo;  —  von  der  Mitteldeutschen  Privat- Bank  A.-G., 
Magdeburg,  (vgl.  Chr.  1917  S.  858) :  die  Vorschußbank  zu  Zschopau  A.-G.,  Zscho- 
pau ;  —  von  der  Ostbank  für  Handel  und  Gewerbe,  Posen  und  Königsberg,  (vgl. 
Chr.  1917  S.  419):  das  Bankgeschäft  von  Emil  Scheinmann,  Marggrabowa;  —  von 
dem  A.  Schaaffhausenschen  Bankverein,  Köln,  (vgl.  Chr.  1917  S.  722):  die  Emme- 
richer Creditbank  A.-G.,  Emmerich ;  —  von  der  Vereinsbank  in  Hamburg,  Ham- 
burg :  die  Vereinsbank  in  Kiel  A.-G.,  Kiel ;  —  von  dem  Bankhaus  S.  Bleichröder, 
Berlin :  eine  Kommanditbeteiligung  an  der  Bankfirma  H.  Aufhäuser,  München. 

In  England  wurde  zur  Begutachtung  der  Bankfusionen  eine  Kom- 
mission eingesetzt.  Der  London  Joint  Stock  Bank  und  der  London  City  and 
Midland  Bank  wurde  daraufhin  die  Genehmigung  zur  Verschmelzung  bis  zur 
Berichterstattung  der  Kommission  zunächst  verweigert. 

Zweigstellen  eröffnen:  die  Bank  Zwiazku  Spölek  Zarobkowych  A.-G., 
Posen,  (vgl.  Chr.  1917  S.  498)  in  Danzig  und  Lublin;  —  der  Chemnitzer  Bank- 
Verein  A.-G.,  Chemnitz,  (vgl.  Chr.  1917  S.  858)  in  Dresden;  —  die  Essener  Cre- 
dit-Anstalt  A.-G.,  Essen  a.  d.  Ruhr,  in  Emmerich  (s.  oben) ;  —  die  Mitteldeutsche 
Privat-Bank  A.-G.,  Magdeburg,  (s.  oben)  in  Blankenhain  (Thür.)  und  Nossen 
(Sa.);  —  die  Neustädter  Bank  A.-G.,  Neustadt  (Sa.),  (vgl.  Februarchron.)  in 
Stolpen;  —  die  Thüringische  Landesbank  A.-G.,  Weimar,  (vgl.  Chr.  1917  S.  722) 

der  Inflationsgefahr  hervorgerufen  (Frankf.  Ztg."  v.  22.  März,  „Chronicle"  v.  9.  Febr. 
S.  540,  „Daily  Telgr."  v.  5.  April,  „The  Econ."  v.  30.  März  S.  537). 

1)  Das  Börsenkomitee   macht  bekannt,   daß   die  Zulassung  von  Wertpapieren  von 
jetzt   ab   nur  noch  erfolgt,   wenn  die  Bescheinigung  des  „Capital  Issue  Committee"  bei-  , 
gebracht   wird,   laut   welcher  die  Neuausgabe    genehmigt  ist   („Chronicle"   v.   9.   Febr. 
S.  530). 

2)  Am  2.  April  1918  betrugen  die  Gesamtvorschüsse  1032,1  Hill.  £,  wovon  Eng- 
land allein  544  Mill.  £  erhalten  hatte  („Statist"  v.  6.  April). 

3)  Vom  1.  April  1918  ab  sollen  die  monatlichen  Vorschüsse  von  100  Mill.  £  auf 
etwa  70  Mill.  £  herabgesetzt  werden,  und  zwar  weil  der  Frachtraummangel  eine  .An- 
häufung uuversandteu  Kriegsgeräts  verursacht  hat.  Für  England  bleibt  es  bei  dem 
Monatssatze  von  40  Mill.  £  („Statist"  v.  6.  April).  —  Weitere  kleine  Maßnahmen  zur 
Besserung  der  Wechselkurse :  Einforderung  eines  Affidavits  für  Coupons  und  Divideu- 
denscheine,  die  aus  dem  Auslande  kommen;  die  ausländischen  Korrespondenten  der 
zugelassenen  Devisenhändler  müssen  eine  Erklärung  des  Inhalts  unterschreiben,  daß  sie 
nicht  im  Interesse  eines  Feindes  von  Amerika  Geschäfte  vornehmen  („Chronicle"  v.  9.  Febr.). 
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in  Arn»Udt  —  die  Lloyd«  Bank  (Fnujce)  uid  N»tion*l  ProTiaeial  Buk  LuL. 
London,  (vgl.  Chr.  1917  8.  634)  in  MmmUIb;  -  die  London  Oountj-  and  W«t- 
mingter  Bank  Ltd.,  London,  (»gl.  Januarchron.)  iowie  da«  Bankhami  J.  P.  Mor- 
nn  &  Co.,  New  York,  in  Lyon ;  -  die  Menamtile  OTCwea«  Corporati<m  et 
New  York,  New  York,  in  Macaraibo  (Vene«aela);  —  die  National  City  Bank 
of  New  York,  New  York,  (rgl.  Febrnarchron.)  in  BaUvia;  die  International 
Banking  Corporation,  New  York,  (TgL  Januarchn>n.)  in  ÖanUigo  de  loa  Cabal 
leroe  (Haiti);  —  die  Yokohama  Specle  Bank  Ltd.,  Yokohama,  (»gl.  Januarefaroo.) 
in  ManUa,  Buenos  Airea  und  Santiago;  —  die  Bank  of  Choeen  (vgl.  Qu.  1917 

8.  286)  in  Tieling  (Mandachurei).  

Durch  VV  dea  MO.  in  Rum  knien  t.  18.  Mn  (R«unVBI.  8.  419)  wurde 
der  Deutschen  Bank  und  der  Dreadner  Bank,  Bertin,  (rgl.  Chr.  1917 
8   722)  die  Errichtung  einer  Zweigniederiaaaung  in  Bukareat  geaUttet. 

Gegründet  wurden:  in  Berlin  (ähnlich  wie  in  Hamborg.  Tri.  Februar- 
chron.)  mit  10  MiU.  M  die  Deutache  Schiffapfandbriefbank  A.-G.  (ürkiuide,  bett. 
Genehmigung  xur  Ausgabe  von  lnhaber»chuld»eiachi«ibttngen  durch  die  Deutach« 
Schiffspfindbrielbank  siehe  KAnr  v.  19.  Min),  «owie  mit  0336  Mill  M  unter 
Debernahme  der  Neuen  Apotheker-CreditT«reinigung  A.-0.,  Benin,  die  Neo« 
Apothekerbank  A.-0.:  -  in  Duisburg^mit  7  MilL  M  die  Dentacbe  SehittakndÜ- 
bank  A.-0.;  -  mit  je  1  MiU.  M  inlialle  die  HypothekenachuUbank  SwdiMB- 
Anhalt  A.-G.  und  in  Köln  die  HypothekenachnUbank  für  die  Rheinprorin«;  —  in 
Hamburg  mit  20  Mill.  M  die  Aktienceeellschaft  für  In-  und  Auslandsantemeh- 
mungenf-  in  Lodi  mit  1  MiU.  M  die  Denteche  Geooeaeoaehaftabank  in  fV)!« 
A.-G:,  (Satzung  siehe  PolnVBl.  8.  588);  in  Sofia  die  Awatro-Bolgarako  Knditaa 
Banka-  —  in  Kopenhagen  mit  4  bis  10  Mill.  Kr  die  KjAbenharna  Bank;  —  in 
London  mit  1  Miß.  £  die  British  Metal  and  Chemical  Bank ;  —  in  L«nber|r  mit 
3  MUl.  K  eine  ukrainische  Bank;  —  in  Bora«  (Schweden)  mit  5  bis  10  MiU.  Kr 
die  Aktiebolag  Bora*  Bank;  -  in  Stockholm  mit  10  MiU.  Kr  (unter  Beteiligiing 
der  Regierung)  die  Srenska  Kronana  CYedit- Aktiebolag,  mit  2  bi«  6  MiU.  Kr  ak 
Aktiebolag  Pnratemiaaion  und  mit  20  Mill.  Kr  unter  TJebemahme  der  Komman- 
ditbolag  Landtmanna-  och  Kreditkaasan  D  Aronowitach  &  Co.  die  Bankakti*- 
bolag  MeUersU  Sverige  (Bank  für  Mittelschweden  A.-G.);  —  in  New  York  mit 
2  Sfil.  8  die  Foreign  Trade  Banking  Corporation  und  mit  500  (ron  der  Regierung 
übernommenen)  Mill.  J  die  War  Finance  Corporation;  —  in  Hartford  (Connecticat) 
mit  2  MUl.  $  die  American  MercantUe  Bank  of  Brazil  mit  Niederlassung  in  Pnra 
(BraaUien);  —  in  Rio  de  Janeiro  mit  25000  Conto«  der  Banco  de  Portttgal  paim 
0  BrazU;  —  in  Peking  mit  10  MUl.  Yen  die  Nisahin  Kawaza  Qinko  (The  Char- 
tered  Exchange  Bank  of  China) :  -  in  Japan  mit  20  Mill.  Yen  eine  Schiffahypo- 
thekenbank  (^aatsgarantie  für  5  v.  H.  Dividende  auf  10  Jahre). 

Kapitalerhöhungen  nahmen  ror:  die  Deutsche  Handelsbank  A.-O., 
Frankfurt  a.  M.,  um  0,25  auf  0,75  MiU.  M;  -  die  MetaUbank  &  MetaUurgische 
GeseUschaft  A.-G.,  Frankfurt  a  M.,  um  10  auf  50  MiU.  M;  -  die  Rheiniadi» 
Hypothekenbank  A.-G.,  Mannheim,  um  0,5  auf  27,5  Mill.  M ;  —  die  Stolberw 
Bank  A.-G.,  Stolberg,  um  0.6  auf  1,064  MUl.  M;  -  die  Treuhandbank  fttr 
Sachsen  A.-G.,  Dresden,  um  0,25  auf  0,75  Mill.  M 

b)  Kreditwirt  achaftliche  Hatnahmen. 

In  Deutschland  oder  den  besetzten  Gebieten  wurden  ver- 
öffentlicht :  1)  Bek.  des  RKzl.,  betr.  Liquidation  amerikanischer  Unter- 
nehmungen, V.  4.  M&rz  (RGBl.  S.  111;  vgl.  Chr.  1917  S.  869);  2)  dgL 
über  russische  Staatsanleihen  und  staatlich  garantierte  Wertpapiere, 
V.  8.  März  (RAnz.  v.  11.  M&rz);  8)  V.  des  BR  ,  betr.  Auszahlung  des 
Uebemahmepreises  für  enteignete  Bestandteile  und  Znbehörstücke  von 
Grundstücken,  v.  10.  März  (RGBl.  S.  126);  4)  dgl.  über  die  Vorlegungs- 
frist bei  Zins-,  Renten-  und  Gewinnanteilscheinen,  v.  28.  März  (RGBl. 
S.  153);  5)  Bek.  des  Staatssekr.  des  Innern,  betr.  das  Verfahren  vor 
der  Reichsentsch&digungskommission,  v.  22.  M&n  (Mitt.  dos  BLTiegsaua- 


-     i87    - 

Schusses  der  deutschen  Industrie  S.  2935) ;  6)  Preuß.  Gesetz,  betr.  Ab- 
änderung des  Ausführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  vom 
20.  September  1899  (GS.  S.  177),  v.  2.  März  (PrGS.  S.  17),  durch  welches 
auch  die  preußischen  öffentlichen  Sparkassen  als  Hinterlegungsstellen 
für  Wertpapiere  in  bestimmten  Fällen  zugelassen  werden;  8)  Vf.  des 
preuß.  Finanzmin.  v.  23.  Febr.  (FMBl.  S.  67),  des  preuß.  Justizmin.  v. 
2.  März  (JMBl.  S.  58),  des  Staatssekr.  des  Reichs-Marine-Amts  v. 
7.  März  (MVBl.  S.  77),  des  Kriegsmin.  v.  17.  März  (AVBl.  S.  141), 
des  Reichs-Postamts  v.  19.  März  (PostBl.  S.  69),  der  Kgl.  Eisenbabn- 
direktion  in  Berlin  v.  23.  März  (Amtsbl.  der  Kgl.  Eisenbahndir.  in 
Berlin  S.  119),  der  MV.  in  Rumänien  v.  12.  März  (RumMVBl.  S.  574), 
betr.  die  8.  Kriegsanleihe  (vgl.  Chr.  1917  S.  635);  9)  Vf.  des  preuß. 
Finanzmin.  und  des  preuß.  Landwirtschaftsmin.,  betr.  Verjährung  des  An- 
spruchs auf  Einlösung  von  Rentenbriefen,  v.  29.  Jan.  (FMBl.  S.  56); 
10)  Vf.  des  preuß.  Finanzmin.,  betr.  die  Zinsen  bei  Besitzsteuer-  und 
Kriegssteuererstattungen,  v.  2.  März  (FMBl.  S.  101;  vgl.  Chr.  1917 
S.  787);  11)  dgl,,  betr.  die  Begleichung  der  Kriegssteuer  durch  Kriegs- 
anleihestücke, V.  6.  März  (FMBl.  S.  102;  vgl.  Januarchron.);  12)  dgl., 
betr.  Erstattung  oder  Zurückzahlung  von  Kriegsabgabe,  v.  9.  März 
(FMBl.  S.  102) ;  18)  AUg.  Vf.  des  preuß.  Justizmin.,  betr.  die  Bestimmung 
außerordentlicher  Hinterlegungsstellen  für  Wertpapiere,  v.  25.  März 
(JMBl.  S.  90;  s.  auch  oben  Nr.  6);  14)  Vf.  der  Kgl.  Eisenbahndirektion 
in  Berlin,  betr.  Annahme  der  Zinsscheine  der  Reichskriegsanleihe  bei 
den  Eisenbahnkassen,  v.  21.  März  (Amtsbl.  der  Kgl.  Eisenbahndir.  in 
Berlin  S.  121;  vgl.  Chr.  1917  S.  196);  15)  V.  des  GG.  in  Belgien  über 
die  Liquidation  amerikanischer  Unternehmungen,  v.  26.  März  (Fland- 
GVBl.  S.  321);  16)  Bek.  des  Verwaltuugschefs  beim  GGt.  Warschau, 
betr.  Abänderung  der  Ausführungsbest.  betr.  das  Verbot  des  Handels 
mit  Kriegsanleihen  feindlicher  Staaten,  v.  5.  März  (PolnVBl.  S.  570; 
vgl.  Chr.  1917  S.  635);  17)  V.  des  Oberbef.  in  Rumänien,  betr.  Liqui- 
dation amerikanischer  Unternehmungen,  v.  12.  März  (RumVBl.  S.  416) ; 
18)  dgl.,  betr.  die  Verlängerung  der  Fristen  zur  Zahlung  von  Patent- 
gebühren, V.  19.  März  (RumVBI.  S.  433). 

In  dem  „Verordnungsblatt  für  die  von  deutschen 
Truppen  besetzten  Teile  Livlands  und  Estlands",  heraus- 
gegeben vom  Gouvernement  Riga  1),  wurden  folgende  wichtigere  kredit- 
wirtschaftliche Verordnungen  veröffentlicht,  im  Jahre  1917:  1)V. 
des  Oberbef.  der  8.  Armee  über  die  Zwangsverwaltung  im  besetzten 
Teile  Livlands  v.  27.  Okt.  (S.  1  und  93) ;  2)  dgl.,  betr.  das  Verbot  von 
Zahlungen  nach  feindlichen  Staaten  in  den  von  deutschen  Truppen  be- 
setzten Gebieten  Livlands  und  Estlands,  v.  27.  Okt-  (S.  2);  3)  dgl., 
betr.  die  vorläufige  Regelung  von  Zahlungsverpflichtungen  der  Banken 
und  Kreditinstitute  im  Gebiet  des  Gts.  Riga,  v.  28.  Okt.  (S.  4) ;  4)  dgl., 
betr.  die  Folgen  der  nicht  rechtzeitigen  Zahlung  einer  Geldforderung 
im  Gebiet  des  Gts.  Riga,  v.  28.  Okt.  (S.  5  und  148) ;  5)  dgl,  betr.  die 
gerichtliche  Bewilligung   von  Zahlungsfristen  im  Gebiet  des  Gts.  Riga, 

1)  Weiterhin  als  „LivEstVBl."  bezeichnet. 
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-v.  28.  Okt  (S.  6  n.  148);  6)  dgl.,  betr.  die  Anwendoog  daes  fremden 
Bechts  auf  Schuld verh&ltniase,  v.  6.  Dez.  (8.  69);  .7)  Stempelsteoar- 
ordnung  für  das  Verwaltungsgebiet  de«  Gt«.  Riga,  ▼.  7,  De«.  (8.  49), 
nebst  Ausftthrungsvorschriften  v.  7.  Der.  (S.  67);  8)  V.  des  Oberbef. 
der  8.  Armee,  betr.  Verl&ngemng  der  Stundung  der  bankmfttigen  Geld- 
forderaogen  an  Banken  und  Kreditinstitute,  t.  '26.  Des.  (8.  92);  9)  dgl., 
betr.  die  Rechtspflege  —  mit  Ausnahme  der  Straf gerichtsbarkeit  — 
im  Befehlubereiche  des  Kaiserlich  Deutschen  Ota.  Riga,  t.  27.  Dez. 
(S.  73),  durch  deren  §  46  der  Lauf  aller  uvilrechtlichen  Fristen  und 
Verj&brungeu  gegen  Angehörige  der  Mittelmachte  bis  81.  U&rx  1918 
gehemmt  und  durch  §  46  die  Fristen  de«  Wechsel-  und  Scheckrechts 
bis  zum  81.  M&rz  1918  verlängert  werden:  —  im  Jahre  1918: 
10)  dgl.,  betr.  die  Ver&uCerung  und  Belastung  von  Liegenschaften  fOr 
die  Gebiete  der  Gts.  Riga  und  Oesel,  v.  29.  Jan.  (S.  127),  nebet  Aa*- 
ftthrungsanweisung  (8.  128);  11)  dgl.  fttr  das  Ot.  Oesel,  DagO,  Moon 
aber  die  Aufhebung  von  Anordnungen  der  russischen  Regierung,  v. 
9.  Febr.  (8.  130);  12)  dgl.,  betr.  Anmeldepflicht  der  Forderungen  des 
russischen  Staates,  v.  20.  liara  (8.  141);  18)  dgl  über  VerlingeniDg  der 
im  §  46  der  Rechtspflege- Verordnung  v.  27.  De«.  1917  (s.  oben  Nr.  9) 
für  die  Hemmung  der  Verjährung  usw.  feetgesetxten  Frist,  v.  26.  Min 
(8.  141);  14)  dgl.,  betr.  Verl&ngerung  der  Wechsel-  und  Scheckrechts- 
Fristen  im  Befehlsbereiche  des  Kaiserlich  Deutschen  Gts.  Riga  (s.  oben 
Nr.  9),  y.  28.  M&rz  (S.  142);  16)  dgl.,  betr.  Verl&ngemng  der  Stundung 
der  bankm&Sigen  Geldforderuugen  an  Banken  und  Kreditinstitute  im 
Gebiete  des  Gts.  Riga  (s.  oben  Nr.  8),  v.  28.  Mkrz  (8.  142);  16)  Bek. 
des  Stadthauptmanns  in  Riga,  betr.  Aendernng  des  Stempeltarifs  (s. 
oben  Nr.  7),  v.  20.  M&r«  (8.  143). 

Die  in  den  Friedensyerti«gen  der  Mittelmftchte  mit  RnSland 
und  Finnland  enthaltenen  wirtschaftlichen  Bestimmungen  sind  in  der 
Beilage  der  „Nachr.  f.  Handel,  Ind.  n.  Landw."  v.  16.  Mtrs  zusammen- 
gestellt (vgl.  auch   „Nordd.  Allg.  Ztg."  Nr.  116,   124  und  127). 

Im  Anschluß  an  die  üngflltigkeitserklftrung  der  russischen 
Staatsschuld  wurde  auch  in  Belgien  ein  Schutzkomitee  gebildet 
(„Maandag  Ochtenblad"  v.  18.  M&rz;  vgl.  auch  Februarchron.). 

In  D&nemark  wurde  unter  dem  20.  Mftrc  ein  Gesetz  erlassen, 
nach  dem  unbemittelte  Landwirte  unter  gewissen  Voraussetzungen 
staatliche  Betriebsdarlehen  erhalten  können  („Nachr.  f.  Handel,  Ind. 
n.  Landw."*  v.  25.  April). 

In  Frankreich  wurden  unter  dem  13.  M&rz  Ausfflhrungsbest. 
zu  dem  Gesetz  über  den  Kredit  an  den  kleinen  und  mittleren  Handel 
sowie  die  kleine  und  mittlere  Industrie  veröffentlicht  (vgl.  Februarchron.) 

In  Ungarn  dürfen  nach  einer  Regierungs-V.  im  laufenden  Jahre 
höhere  Dividenden  als  in  den  drei  dem  Jahre  1916  vorangegangenen 
Jahren  nur  ausgeäcfaüttet  werden,  wenn  eine  entsprechende  Kaution 
fflr  die  voraussichtliche  Kriegsgewinnsteuer  hinterlegt  wird  („Oest. 
Volksw."  v.  9.  M&rz). 

Die  Einfuhr  nach  Rußland  wird  wieder  ftlr  solche  Gegenstände 
zugelassen,  die  für  die  russische  Wirtschaft  als  nötig  angesehen  werden 
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(„Nachr.  f.  Handel,  Ind.  u.  Landw."  v.  19.  März).  —  Im  „Bulletin  de 
Statistique",  Novemberheft  1917,  S.  828  ist  das  Gesetz,  betr.  Rechts- 
schutz der  als  vernichtet,  verloren  oder  gestohlen  erklärten  russischen 
Inhaberpapiere,  v.  19.  Aug.   1917  abgedruckt. 

In  der  Türkei  sind  durch  V.  v.  6.  Aug.  1917  die  früher  er- 
lassenen Zahlungsverbote  (vgl.  u.  a.  Chr.  1917  S.  662)  auf  griechisch© 
Staatsangehörige  ausgedehnt  worden  („Deutsches  Handels-Archiv"  April- 
heft S.  251). 

In  Liberia  wurde  die  Liquidierung  der  deutschen  Geschäfte  an- 
geordnet („Wirtsch.  Nachr.-Dienst"   Nr.  458  v.   11.  April). 

In  China  wurde  am  17.  Jan.  das  nach  japanischem  und  englischem 
Vorbild  entworfene  Gesetz  über  den  Handel  mit  dem  Feinde  genehmigt 
(„The  London  and  China  Telegraph",  London,  v.  11.  März). 

c)  Schuldbuchwesen. 

Für  das  besetzte  Gebiet  Belgiens  wurde  durch  Bek.  des 
Leiters  der  Finanzabteilung  bei  dem  GG.  in  Belgien  v.  11.  März 
(FlandGVBl.  S.  270)  der  Dienst  für  das  belgische  Staatsschuldbuch  bis 
auf  weiteres  aufgehoben. 

d)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr. 

In  Deutschland  wurden  veröffentlicht:  1)  Gesetz  v.  25.  März,  betr. 
Aenderung  des  Postscheckgesetzes  v.  26.  März  1914  (RGBl.  S.  149); 
2)  Bek.  des  RKzl.  v.  25.  März,  betr.  Aenderung  der  Postscheckordnung 
V.  22.  Mai  1914  (RGBl.  S.  150)  nebst  Ausführungsbest.  des  Reichs- 
Postamts  V.  25.  März  (PostBl.  S.  67) ;  3)  dgl.  v.  25.  März,  betr.  Aende- 
rung der  Postordnung  v.  28.  Juli  1917  (RGBl.  S.  151);  4)  Vf.  des 
Reichs-Postamts,  betr.  Postscheck-  und  Zahlungsanweisungen  mit  dem 
Vermerk  „Barzahlung",  v.  7.  März  (PostBl.  S.  51);  5)  dgl.,  betr.  Weg- 
fall weiterer  Empfangsbescheinigungen  bei  der  Ueberweisung  von  Be- 
zügen auf  ein  Konto  des  Zahlungsempfängers,  v.  13.  März  (PostBl. 
S.  53;  vgl.  Chr.  1917  S.  421);  6)  dgl.,  betr.  Ueberweisung  von  Dienst- 
einkommen, Ruhegehalt  usw.  auf  Postscheckkonto,  v.  22.  März  (PostBl. 
S.  60;  vgl.  Chr.  1917  S.  861);  7)  Erl.  des  Kriegsmin.,  betr.  bargeld- 
losen Zahlungsverkehr,  v.  18.  März  (AVBl.  8.  152;  vgl. .  Chr.  1917 
S.  636). 

Für  die  von  deutschen  Truppen  besetzten  Teile  Livlands 
und  Estlands  hat  der  Oberbef.  der  8.  Armee  unter  dem  24.  Dez. 
1917  eine  V.,  betr.  Banküberweisungen  in  das  Gebiet  des  Gts.  Riga, 
veröffentlicht  (LivEstVBl.  S.  92). 

Das  in  Frankreich  unter  dem  7.  Jan.  erlassene  Gesetz  über 
Einrichtung  eines  Amtes  für  den  Verrechnungs-  und  Postscheckverkehr 
(vgl.  Chr.  1917  S.  861)  sowie  das  Dekret  über  dessen  Dienstanweisung 
ist  im  Januarheft  des  „Bulletin  de  Statistique"  abgedruckt. 

e)  Börsen wesen. 

Nach  einer  Erklärung  des  Reichswirtschaftsamts  ist  in  Deutsch- 
land die  Versendung  mechanisch  vervielf ältigter  K u r s li s t e n  für 
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nicht  zagelassene  Werte  selbst  swischen  Bankfirmen  anrallnig  („Vom. 
Ztg."  V.  17.  M&rz).  —  An  der  Bremer  Börse  finden  vom  1.  M&ra  ab 
wieder  amtliche  Eursnotierongen  fUr  Dividendenpapiere  statt  („Voaa. 
Ztg."  V.  2.  u.  24.  Febr.;  vgl.  Februarchron.).  —  Für  die  Börse  in 
Königsberg  L  Pr.  hat  der  preafi.  Handelsmin.  unter  dem  I.  Min 
einen  2.  Nachtrag  (v.  18.  Dez.  1917)  cor  BSrsenordnung  genehmigt 
(HMBl.  S.  102). 

Die  Erhebung  einer  Stempelabgabe  beim  Umsatz  von  Wertpapieren 
wurde  fttr  das  Ot.  Biga  durch  V.  nebst  Ausfohrungsbeet.  v.  7.  Dei. 
1917  (LivEstVBl.  8.  67),  fttr  das  QQu  Warschan  durch  V.  nebet 
Ausftthrungsbest.  v.   16.  M&rz  (PolnVBl.  8.  678)  angeordnet. 

{)  W&hrungs-  und  Notenbankwesen. 

In  Deutschland  oder  den  besetzten  Oebieten  wurden  ver- 
öffentlicht: 1)  Bek.  des  RKzL,  betr.  Aufhebung  des  Verbots  der  Ein- 
und  Durchfuhr  von  Rubeln,  v.  4.  März  (RGBl.  8.  107;  vgL  Chr.  1917 
8.  199);  2)  Gesetz  Ober  Eriegsabgaben  der  Reicbsbank,  v.  20.  MAn 
(RGBl.  8.  131;  vgl.  Chr.  1917  8.  196);  S)  Erkl&rung  des  Staatndrr. 
des  Reichsschatzamts  über  die  Annahme  von  Kriegsanlethe  an  Zahlnngs- 
statt  (RAnz.  v.  16.  M&rz) ;  4)  V.  des  GG.  in  Warschau,  betr.  die  Anter- 
kurssetznng  von  deutschen  SilbermUnzen,  v.  1.  M&rz  (PolnVBL  8.  670; 
vgl.  Chr.  1917  8.  600);  6)  V.  des  Ob.  Ost  Aber  Zahlungsmittel  im  Ge- 
biet des  Oberbefehlshabers  Ost,  v.  20.  Mira  (OboetBVBl.  8.  746;  vgl. 
Januarcbron.) ;  6)  V.  des  Oberbef.  in  Rum&nien,  betr.  Kurs  der  mieitcli— 
Zaren-  oder  Romanow-Rubel  (1  Rbl  —  1,60  M.),  v.  8.  M&rz  (RumMVBl. 
8.  576);  —  (durcb  Heeree-Tagesbefehl  Nr.  266  v.  27.  M&n  des  AOK. 
V.  Mackensen  wurde  den  Heereskaesen  die  Annahme  von  Papier-Earbo- 
wanzen,  Eerenski-  und  Duma-Rubeln  untersagt) ;  7)  Bek.  des  Chefs  dee 
Generalstabs  des  Gts.  Riga  über  den  Verkehrawert  des  Rubels,  t. 
14.  Sept.  1917  (LivEstVBl.  8.  11);  8)  V.  dee  Oberbef.  der  8.  Armee 
ttber  die  Zahlungsmittel  im  Gebiet  des  Gts.  Riga,  t.  28.  Okt.  1917 
(LivEstVBl.  8.  5,  85  u.  98) ;  9)  dgl.,  betr.  die  Oeldwechselgeseb&fte  im 
Gebiete  des  Gts.  Riga,  v.  28.  Okt.  1917  (LivEstVBl.  8.  6  n.  98); 
10)  dgl.,  betr.  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Gold,  sowie  den  Handel 
mit  Goldmünzen  im  Gebiet  des  Gts.  Riga,  v.  28.  Okt.  1917  (LivEstVBl. 
8.  7  u.  94);  11)  dgl.  ttber  die  gewerbliche  Verarbeitung  von  Münzen 
des  Deutschen  Reiches  im  Gebiet  des  Gts.  Riga,  v.  28.  Okt.  1917 
(LivEstVBl  S.  7.  n.  94);  12)  Bek.  der  Hanptwechselstube  Riga,  betr. 
Umwechslung  russischer  Ereditrubel  in  Darlehnskassenscheine  der  Dar- 
lehnskasse  Ost,  v.  29.  Okt.  1917  (LivEstVBl.  8.  20);  13)  Bek.  dee  O. 
von  Riga,  betr.  Festsetzung  des  Rnbelkurses,  v.  30.  Okt  1917  (LivEstVBl. 
S.  8);  14)  V.  des  Oberbef.  der  8.  Armee,  betr.  das  Annahmeverbot  för 
Papierrubel  russischer  Wahrung  im  Gebiet  des  Gt«.  Riga,  v.  16.  Nov. 
1917  (LivEstVBl.  8.  24  u.  93)  nebst  Ausführungsbeet.  des  G.  von  Riga, 
V.  17.  Not.  1917  (LivEstVBl.  8.  24). 

Ueber  „Notenpresse  und  Eriegsmttnze  in  Deutsch-Ostafrika' 
siehe  „Wirtschaftsdienst"  v.  15.  u.  22.  M&rz. 
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Die  Bulgarische  Nationalbank,  Sofia,  (vgl.  Januarchron.) 
eröffnet  in  Drama  (Mazedonien)  eine  Agentur. 

Im  „Ec.  Europ."  v.  29.  März  (S.  202)  ist  das  französische 
Gesetz,  betr.  Außerkurssetzung  der  silbernen  vor  1871  geprägten  2,  1, 
V2  frcs-  und  20  cts-Stücke  veröffentlicht.  —  Ueber  die  Tätigkeit  der 
Bank  von  Frankreich  während  des  Jahres  1917  siehe  ,,Ec.  Eranij."  v. 
9.  März  S.  296  ff.  u.  v.  16.  März  S.  329  ff. 

In  Luxemburg  werden  durch  Beschluß  der  Großherz.  Regierung 
V.  16.  März  („Deutsches  Handels-Archiv"  Aprilheft  S.  271)  An-  und  Ver- 
kauf von  Münz-  und  Papiergeld  geregelt.  —  Ueber  die  Umlaufsfähigkeit 
deutschen  Geldes  in  Luxemburg  siehe  „Nachr.  f.  Handel,  Ind.  u.  Landw." 
V.  6.  April. 

In  den  Niederlanden  wurden  Maßnahmen  zur  Behebung  des 
sich  auch  dort  fühlbar  machenden  Kleingeldmangels  angeregt  („Tele- 
graaf"  v.  16.  März  Abendbl.). 

Ueber  die  weitere  Fristverlängerung  für  die  Außerkurssetzung  ver- 
schiedener portugiesischer  Silbermünzen  siehe  „Deutsches  Handels- 
Archiv"  Aprilheft  S.  255. 

Die  ßegierung  der  Ukraine  hat  die  Kiewer  Filiale  der  Russischen 
Staatsbank  in  die  Ukrainische  Volksbank  umgewandelt  und  eigenes 
Papiergeld  ausgegeben.  Die  Geldeinheit  bildet  die  Hrywnia  (2  Hrywnien 
^  1  Karbowanjec  ==  1  großrussischer  Rubel),  die  in  100  Schah  geteilt 
ist.  Münzen  sollen  in  Gold  zu  10  Hrywnien,  in  Silber  zu  1  Hrywnia, 
als  Scheidemünzen  zu  1,  2,  10,  20,  5ö  Schah,  Banknoten  zu  2,  5,  10, 
20,  100,  500,  1000  Hrywnien  ausgegeben  werden  („Pester  Lloyd"  v. 
26.  März). 

Die  schwedische  Reichsbank  ist  durch  eine  Kgl.  V.  v.  22.  Febr., 
die  auf  Grund  eines  am  1.  März  in  Kraft  getretenen  und  bis  zum 
28.  Febr.  1919  geltenden  Gesetzes  erlassen  ist,  von  der  Verpflichtung, 
bei  der  Münze  eingeliefertes  Gold  in  Barren  einzulösen  und  Privaten 
die  Ausprägung  von  Gold  bei  der  Münze  zu  gestatten,  zunächst  weiter 
bis  31.  Juli   1918  befreit  worden  (vgl.  Chr.  1917  S.  501). 

In  der  Türkei  wurden  veröffentlicht:  1)  Ges.  v.  24.  Febr.,  betr.  u.  a. 
die  Erlaubnis  zur  weiteren  Ausprägung  und  Ausgabe  von  3  Mi.ll.  türk.  £ 
Silbermünzen  („Der  Neue  Orient"  Bd.  3  Heft  2  S.  111);  2)  Ges.  v. 
12.  März,  betr.  Ausgabe  und  Prägung  von  weiteren  1,5  Mill.  türk.  £ 
Silbermünzen  (ebenda  S.  112);  3)  Ges.  v.  12.  März,  betr.  Ankauf  ver- 
zinslicher Schatzscheine  der  deutschen  Regierung  (ebenda  S.  112); 
4)  Ges.  V.  12.  März,  betr.  Abschluß  eines  Vorschusses  von  56,5  Mill. 
türk.  £  seitens  der  deutschen  Regierung  und  Ausgabe  von  50  Mill. 
türk.  £  Papiergeld  (ebenda  S.  112;  vgl.  auch  „Frankft.  Ztg."  v.  14.  März 
Abendbl.  u.  v.  26.  März  Abendbl.). 

In  Japan  ist  das  Kleingeld  in  Papier  (vgl.  Chr.  1917  S.  725) 
bis  zum  Betrage  von  10  Yen  gesetzliches  Zahlungsmittel  („Der  Neue 
Orient"  Bd.  2  Heft  10  S.  501). 
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Uebersicht  über  den  BtkDd  der  dentichen  nnd  einiger  «nslindiachen 
Notenbanken    i<owie   des    Bankzinsf aSes    an    den    wichtigeren    Böraen- 
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Vn.  Arbeiterrerhältnlsse. 

Inhalt:  Der  Arbeitsmarkt  im  Monat  März  1918.  Die  ArbeitelosenBtatistik 
der  Arbeiteryerbände.  Die  Arbeitsnachweisstatistik.  Der  weibliche  Arbeitsmarkt. 
Der  Arbeitsmarkt  in  Berlin  und  in  der  Provinz  Brandenburg.  Die  Löhne  der 
Arbeiterschaft  während  des  Krieges.  ; 

Die  deutsche  Industrie  entsprach  auch  im  Monat  März  den  starken 
Anforderungen,  welche  die  Kriegswirtschaft  an  sie  stellte.  Im  Zu- 
sammenhang mit  einer  Besserung  der  Verkehrsverhältnisse  konnte  der 
Beschäftigungsgrad  vielfach  noch  gesteigert  werden.  Im  Baugewerbe 
ergab  sich  auch  im  Monat  März  keine  Besserung  der  Lage. 

Die  aus  den  Angaben  der  Arbeiterverbände  allmonatlich  berechnete 
Arbeitslosenziffer  hat  sich  Ende  März  gegen  den  Vormonat 
etwas  erhöht.  Nach  den  Feststellungen  von  36  Arbeiterverbänden,  die 
für  1  176  387  Mitglieder  berichteten,  betrug  die  Arbeitslosenzahl  Ende 
März  10  206  oder  0,9  v.  H. ;  der  Februar  hatte  eine  Ziffer  von 
0,8  v.  H.  gebracht. 

Gibt  man  für  die  6  größten,  über  60  000  Mitglieder  zählenden 
Verbände,  die  rund  70  v.  H.  der  Gesamtmitgliederzahl  umfassen,  die 
Arbeitslosenziffer  wieder,  so  ergibt  sich  folgendes  Bild : 
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der  vom 

Mitgliederzabi 
Ende  März 
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0,2 
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0,1 

0,3 

0,3 
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0,7 
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.     1,0 

Bauarbeiter 
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1,5 

I,* 

1,8 

Textilarbeiter 

77981 

5.« 

5,* 

4.» 

Transportarbeiter 

66979 

0,2 

0,5 

0,3 

Demnach  zeigt  von  Ende  Februar  auf  Ende  März  der  Verband 
der  Textilarbeiter,  der  Fabrikarbeiter  und  der  Bauarbeiter  eine  Zu- 
nahme, der  Verband  der  Transportarbeiter  und  der  Holzarbeiter  hin- 
gegen eine  Abnahme  der  Arbeitslosenziffer. 

Während  die  Arbeitslosenstatistik  also  eine,  wenn  auch  geringe, 
Zunahme  der  Arbeitslosigkeit  aufweist,  läßt  die  Statistik  der 
Arbeitsnachweise  insbesondere  beim  weiblichen  Geschlecht  einen 
Rückgang  des  Andranges  der  Arbeitsuchenden  erkennen.  Im  März 
kamen  auf  100  offene  Stellen  bei  den  männlichen  Personen  56  Arbeit- 
suchende gegen  58  im  Vormonat.  Beim  weiblichen  Geschlecht  sank 
die  Andrangsziffer  von  93  auf  85,  so  daß  sich  auf  dem  Arbeitsmarkt 
der  Frauen  das  Angebot  nur  zu  etwas  über  vier  Fünftel  mit  der  Nach- 
frage deckte. 

Im  einzelnen  ergaben  sich  für  die  wichtigsten  weiblichen  Be- 
rufsarten im  Februar  und  März  1918  sowie  im  März  1917  folgende 
Verhältnisziffern : 
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Zahl  der 

Aal  100  oCtaM  Stellen  kamca 

Wichtige  Bcrafurun 

Vermitt- 

....  AiMtv^Dche  im 

lUn 

Min 

Fabr. 

Mifal*!« 

1918 

1017 

1918 

TjndwirtMhaftliefae  ArMterinnra               * 

4  5«o 

39 

SS 

35 

MetallarbeitcriDDen 

ij  109 

III 

1» 

•34 

ArbeitcriDDCD  io  der  cbemiiehco  iDdottrir 

7  HO 

7» 

7» 

7« 

SpiniutoffarbeitcriDDcn  (einschl.  Firbcrti-  Bsd 

AppretararbeiterinocD) 

336J 

3*6 

3*9 

334 

1  104 

99 

89 

107 

56« 

«3 

104 

101 

„     ..     H<JsiiMiaitri« 

5S4 

73 

106 

94 

TabakarbeiteriDnen  asw. 

«97« 

ilt 

96 

KI 

Schneiderinneo,  Patimacherinoen  oiw. 

6779 

«*4 

187 

««5 

Bäglerinneo,    WiscberinDca    <B    Waadi-c  uad 

PUttaDitalten  utw. 

4«3 

»5 

90 

79 

BuchdruckereinrbeiteriDDta 

806 

»7 

So 

94 

FabrikarbeitcriDDcn 

9  4*» 

103 

«37 

117 

Anf^tellle  Im  IlandeUgewerbc 

3006 

«45 

349 

30» 

KeUnerinnen,  BüfeUfrluleio 

6782 

119 

118 

««7 

Hotelximmerniidefaeii,  B«MUieBeriiiB«n 

634 

77 

108 

86 

Kochpenonal  in  Oastvirtoehafteii 

678 

66 

76 

88 

Herd-  n.  Köchenmidchen   in  Oaatwirtoehaftcn 

«969 

56 

6S 

60 

Pats-,  Waach-,  Laoffraueo,  An(«lrteriiia«B  naw. 

«97S« 

77 

75 

»5 

DienatbotcD,  Haiupenonal 

7091 

30 

44 

3» 

Sonatig*  Tagelöhnerinnen 

8981 

103 

130 

108 

Freie  Bemfaaiten 

811 

'73 

too 

«75 

Wie  diese  Uebenticht  zeigt,  sank  fast  bei  allen  der  hier  wieder- 
gegebenen weiblichen  Bemfsarten  die  Andrangziffer  vom  Febrnar  auf 
den  M&rz  1918.  Bei  den  Dienstboten  und  dem  Hauspersonal  kommen 
nunmehf  auf  100  Angebote  nur  30  Arbeitsgesnche.  Recht  hoch  iat 
immer  noch  die  Andrangsziffer  der  weiblichen  Angestellten  im  Handels- 
gewerbe: auf  100  offene  Stellen  kommen  245  Arbeitsuchende;  gegen- 
über dem  Februar,  an  dem  die  Verhaltnisziffer  302  betrag,  sank  der 
Andrang  jedoch  bedeutend. 

Die  Lage  des  Arbeitsmarktes  in  Berlin  und  in  der  Provinz 
Brandenburg  soll  mit  Rücksicht  auf  die  groBe  Bedeutung,  welche 
gerade  diesem  Arbeitsmarkt  für  das  deutsche  Wirt«6haftsleben  zn- 
kommt,  nach  dem  Bericht  des  Verbandes  M&rkiacher  Arbeitsnachweise 
(vgl.  die  Wiedergabe  des  Berichts  im  Reichs- Arbeitsblatt,  Aprilheft 
1918,  S.  285)  besonders  geschildert  werden. 

Danach  brachte  der  Monat  März  gegen  den  Vormonat  keine  wesent- 
liche Ver&nderuDg  der  allgemeinen  Lage  des  Arbeitsmarktes.  In  der 
zweiten  Hälfte  des  Monats  machte  sich  eine  gewisse  günstige  Belebung 
fühlbar,  die  zum  Teil  auf  die  durch  den  Vierteljahrswechsel  erb<ibten 
Anforderungen  zurückzuführen  ist  und  die  auch  durch  die  vor  dem 
Osterfest  stets  vorhandene  vorübergehende  allgemeine  Entspannung  nicht 
aufgehalten  wurde.  Der  Arbeitsmarkt  war  im  Vergleich  zu  den  Vor- 
monaten im  allgemeinen  aufnahmefähiger;  die  Zahl  der  offenen  Stellen 
hat  sich  im  Verhältnis  zu  den  Stellesuchenden,  wenn  auch  nur  gering, 
gehoben,    so   daß   die  Zahl    der   nicht   unterzubringenden  Arbeitskräfte 


—    195    — 

gegen  Ende  des  Monats  im  Sinken  begriffen  war.    Der  günstige  Stand 
der  BeschäftiguDgsverhältnisse  im  Vorjahre  wurde  aber  nicht    erreicht. 

Die  Landwirtschaft  brachte  gegen  die  Vormonate  eine  wesentlich  regere 
Nachfrage,  da  die  beginnenden  Frühjahrsbestellungen  die  Einstellung  weiterer 
Arbeitskräfte  notwendig  machten,  vor  allem  wurden  in  der  Provinz  Arbeiterfamlien, 
Kleinknechte,  Hütejungen  und  Landmädchen  verlangt;  wegen  des  geringen  An- 
gebots aber  konnten  die  Aufträge  nur  zum  beschränkten  Teil  ausgetührt  werden. 
Besonders  der  Mangel  an  Landmädchen  machte  sich  in  mittleren  und  kleineren 
landwirtschaftlichen  Betrieben  durch  die  Einschränkung  der  Milchwirtschaft 
fühlbar,  vielfach  wurden  junge  Burschen  zum  Anlernen  als  Ackerknechte  ver- 
mittelt. —  Auch  nach  Gärtnern  stieg  die  Nachfrage,  während  das  Angebot  äußerst 
gering  blieb. 

Die  Metallindustrie  brachte  gegen  den  Vormonat  im  allgemeinen  keine 
vermehrten  Aufträge.  Die  Nachfrage  nach  Facharbeitern  blieb  trotzdem  rege,  so 
wurden  insbesondere  Schmiede,  Maschinenschlosser,  Mechaniker,  Monteure,  Dreher 
und  Einrichter  gesucht,  während  der  Geschäftsgang  für  Bauschlosser,  Klempner 
und  Rohrleger  ruhiger  war.  Ungelernte  und  weibliche  Arbeitskräfte  dagegen 
wurden  im  Verhältnis  zum  Angebot  wenig  verlangt,  da  die  allgemeinen  Ein- 
schränkungen in  der  gesamten  Eüstungs-  und  Sprengstoffindustrie  auch  im  Be- 
richtsmonat anhielten. 

Die  chemische  Industrie  wies  eine  leichte  Besserung  in  den  Arbeits- 
verhältnissen auf;  männliche  Arbeitskräfte  wurden  reichlich  verlangt,  auch  nach 
weiblichen  Kräften  wurde  die  Nachfrage  in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  reger. 

Die  Papier-  und  Lederindustrie  war  wie  im  Vormonate  durch  den 
Materialmangel  ungünstig  beeinflußt.  In  der  Privatlederindustrie  war  die  Lage 
im  allgemeinen  ruhig,  für  die  Heeresindustrie  war  Nachfrage  insbesondere  nach 
Sattlern.  Tapezierer  waren  der  Osterumzüge  wegen  gut  beschäftigt.  Das  Buch- 
bindergewerbe zeigte  durch  die  geregelte  Zufuhr  von  ßohstoffen  im  allgemeinen 
eine  Belebung. 

Die  Holzindustrie  brachte  gegen  den  Vormonat  keine  bemerkenswerte 
Aenderung.  Aus  Landsberg  wird  günstige  Lage  der  Schneidemühlenbetriebe  ge- 
meldet. Das  Zurückhalten  der  Heeresaufträge  beeinflußte  die  Korbmacherei  un- 
günstig. Die  Nachfrage  nach  Böttchern  überstieg  noch  das  Angebot.  Küchen- 
möbelmaler  waren  gut  beschäftigt. 

Das  Nahrungsmittelgewerbe  war  wie  in  den  Vormonaten  durch  den 
Rohstoffmangel  beeinträchtigt.  Die  Marmelade-,  Honig-,  Konserven-  und  die 
verschiedensten  Ersatzmittelfabriken  brachten  wenig  neue  Aufträge,  nur  Anger- 
münde und  Küstrin  melden  befriedigende  Tätigkeit  der  Kartoffelverarbeitungs- 
betriebe. Das  Angebot  von  Fleischern  und  Bäckern  überstieg  die  Nachfrage  um 
ein  Geringes,  doch  handelte  es  sich  dabei  meist  nicht  um  ältere  selbständig 
arbeitende  Kräfte.  Bierbrauer  und  Mälzer  wurden  mehr  verlangt,  als  beschafft 
werden  konnten. 

Im  Bekleidungsgewerbe  blieb  die  Herrenmaßschneiderei  -  ruhig,  auch 
die  Damenkleiderei  und  Müitärschneiderei,  bei  der  es  sich  in  der  Hauptsache  nur 
um  Ausbesserungs-  und  Instandsetzungsarbeiten  handelte,  brachte  keine  nennens- 
werten Neuaufträge.  Nur  die  Damenmaßschneiderei  wies  noch  günstigere  Be- 
schäftigungsverhältnisse auf.  Die  Heeresnäharbeiten  sind  überall  wesentlich  ein- 
geschränkt worden,  so  melden  Guben,  Landsberg  und  Cottbus  größere  Ent- 
lassungen aus  militärischen  Bekleidungs-  und  Instandsetzungswerkstätten.  Die 
Nachfrage  nach  Schuhmachern  für  Ausbesserungsarbeiten  blieb  lebhaft.  Kürschner 
wurden  wenig  verlangt,  für  die  Hutmacherei  lagen  erhöhte  Aufträge  vor.  Der 
Mangel  an  Gehilfen  im  Barbier-  und  Frisierergewerbe  ließ  nicht  nach. 

Das  Baugewerbe  brachte  mit  dem  Eintritt  günstigen  Wetters  eine  be- 
merkenswerte Belebung.  Wenn  auch  die  Bautätigkeit  im  allgemeinen  beschränkt 
ist,  so  war  der  Bedarf  an  Zimmerern,  Dachdeckern  und  Stukkateuren  doch  rege. 
Glaser  und  Steinsetzer  waren  knapp,  während  Maurer  noch  reichlich  verfügbar 
blieben.  Das  Angebot  an  Malern  und  Anstreichern  blieb  hinter  der  Nach- 
frage zurück,  auch  Holz-  und  Wagenlackierer  wurden  rege  verlangt,  während 
die  Aufträge  nach  Blech-  und  Eisenlackierern  aus  dem  Angebot  gedeckt  werden 
konnten. 
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Das  VerTielfiltiguD^igewerbe  hstta  regen  Bedarf  an  Buckdruekera 
und  Bcbriftsetzern.  Auch  Steindnicker  and  StetnoruckiiUfMrbeiter  wurden  wie 
bisher  r^e  Terlangt.  ' 

Im  GastwirtichaftBgewerbe  michten  «ich  die  aeiua  BandaarataTer- 
ordnungen  über  den  Schleichlundel  bemerkbar.  Daa  Angebot  roo  Kdlnem  wurde 
mit  Beginn  der  SommergescUUtazeit  reeer.  Zapfer,  Uaoa-  and  Kflchenmidcben 
waren  bei  starker  Nachmge  kaum  cu  beachaffen. 

Es  boten  sich  bei  dem  Umzagitermin  eute  Arbeityiagenhiiten,  vor  allem 
für  Möbelpacker.  Transportkntscher,  Aaahilfakrifte  für  oen  Oatertietrieb  wurden 
eingestellt    Nach  Pförtnern  und  Fahratnhlffihrem  war  die  Nachfrage  rege. 

Da«  Handelagewerbe  wiea  gegen  den  Vormonat  keine  bemerkenswerte 
Veränderung  auf.  Die  offenen  Stellen  für  minnliche  Angestellte  entapraehea  be- 
sonders im  Hinblick  auf  die  Hilfsdienstpflichtigen  nicht  dem  Angebot  Weib- 
liche Kontorangestellte,  insbeaondere  aber  Maafihinenachreiberinnen,  wurden  tob 
Kriq;sgeaellachaften  und  der  GroUinduatrie  Hei  Teriangt,  wthrend  die  Beachif- 
tigangsverh&ltniase  für  VerUnferinnen  ungünatiger  blieben. 

Der  Arbeitsmarkt  für  weibliche  Personen  zeigte  in  der  ersten  Hllfte 
des  Berichtsmonats  etwa  das  gleiche  Bild,  wie  im  Vormonate;  die  Nachfrage 
entsprach  in  fast  allen  Berufsaweigen  nicht  dem  erhöhten  Angebot,  vor  alleoi 
blieb  die  Rüstungsindustrie  still,  auch  ron  aoawirts  \*fta  wenig  Aaftrige  rot. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  Vormonats  begann  die  Vermittlung  von  Spargellaad- 
arbeitern  nach  auswärts.  In  den  Wochen  vor  Ostern  und  den  Umzugsterminen 
stieg  die  Nachfrage  nach  Aufwärterinnen,  Reinemachefrauen  und  Wiaeheciaaaa 
ganz  bedeutend,  so  dal)  das  Angebot  den  Aufträgen  kaum  entsprach.  Bemerkaoe- 
wert  blieb  zum  Ostertermin  der  grofie  Mangel  an  hAoalichem  Dieaatpvaonal;  der 
erhöhten  Nachfrage  konnte  nur  etwa  an  '/•  gmfigt  werden. 

Bereits  in  einer  früheren  Uebersicht  wurde  auf  eine  Lohner- 
hebung  des  Kaiserlich  Statistischen  Amtes  hingewieaen,  die  Klarheit 
über  die  während  des  Krieges  geschaffenen  Lohnverhältnisse  bringen 
sollte.  Um  die  Unterlagen  zu  der  Erbebang  za  erlangen,  hatte  sich 
das  Amt  an  die  Uatemehmungen  und  V^erbände,  die  sich  an  der  monat- 
lichen Berichterstattung  über  die  Lage  des  Arbeitsmarktes  für  das 
Reichs-Arbeitsblatt  beteiligen,  mit  einem  Fragebogen  gewandt,  auf  dem 
für  die  beiden  letzten  vollen  Wochen  der  Monate  März  und  September 
1914,  1915  und  1916  Lobnangaben  zu  machen  waren.  Die  Erhebung 
wurde  für  das  Jahr  1917,  d.  h.  für  die  beiden  letzten  vollen  Wochen 
der  Monate  M&rz  und  September  fortgesetst.  Wie  im  Reichs-Arbeits- 
blatt, Aprilheft  1918,  mitgeteilt  ist,  liegen  fUr  1917:  374  brauchbare 
beantwortete  Fragebogen  vor,  die  sich  auf  12  Qewerbegmppen  verteilen. 

Wie  im  Reichs-Arbeitsblatt  näher  mitgeteilt  ist,  läßt  das  Gesamt- 
bild über  die  Durch.schnittslöbne  der  erwachsenen  Arbeiter  auch  fOr 
die  Berichtszeit  vom  März  bis  September  1917  ein  weiteres  beet&ndiges 
Anwachsen  erkennen,  das  sowohl  bei  den  männlichen  wie  bei  den 
weiblichen  erwachsenen  Arbeitern  zu  mehr  als  einer  Verdoppelung  der 
Löhne  im  September  1917  gegenüber  denen  im  März  1914  geführt  hat; 
setzt  man  den  Durchschnittstagesverdienst  der  männlichen  und  weib- 
lichen Arbeiter  im  März  1914  gleich  100,  so  stieg  er  bei  den  männ- 
lichen Arbeitern  im  September  1917  auf  209,1,  bei  den  weiblichen 
Arbeitern  auf  212,7.  Nach  anfänglichem  Sinken  der  Löhne  im  September 
1914  ist  in  den  folgenden  Stichzeiten  der  Durchschnittstagelohn  der 
männlichen  Arbeiter  ununterbrochen  gestiegen  bis  auf  10,79  M.  im 
September  1917.  Bei  weitem  am  stärksten  war  die  Zunahme  von 
September  1916  auf  März  1917,  nämlich  20,3  v.  R:  diese  Erscheinung 
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dürfte  auf  das  Inkrafttreten  des  Hilfsdienstgesetzes  und  den  gerade 
damals  infolge  aes  sogenannten  Hindenburg-Programms  stark  anwachsen- 
den Bedarf  der  Rüstungsindustrie  zurückzuführen  sein;  in  der  Zeit- 
spanne März  1917  zu  September  1917  ist  die  Zunahme  nicht  mehr  so 
stark,  nämlich  nur  19,8  v.  H.  gewesen.  Der  Durchschnittstagesverdienst 
der  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  stellte  sich  in  den  8  erwähnten 
Stichzeiten  auf  5,16  M.,  5,12  M.,  5,88  M.,  6,55  M.,  7,00  M.,  9,08  M. 
und  10,79  M. 

Der  Durchschnittstageslohn  der  weiblichen  Arbeiter  ist  im  März 
1917  gegen  September  1916  nicht  in  demselben  Maße  gestiegen  wie 
im  September  1916  gegenüber  März  1916,  nämlich  nur  um  15,3  v.  H. 
gegen  16,6  v.  H. ;  dagegen  erfuhr  er  im  September  1917  gegen  März 
1917  eine  Zunahme  wie  in  keinem  der  Bei-ichtsabschnitte  zuvor,  nämlich 
um  20  V.  H. ;  er  stellte  sich  auf  4,87  M.  gegenüber  2,29  M.  im  März 
1914;  seit  dem  auch  hier  festgestellten,  anfänglichen  Sinken  im  Sep- 
tember 1914  (auf  1,94  M.)  ist  er  ohne  Unterbrechung  gestiegen,  und 
zwar  auf  2,25  M.  (März  1915),  2,55  M.  (September  1915),  3,02  M. 
(März  1916),  3,52  M.  (September  1916),  4,06  M.  (März  1917),  bis  schließ- 
lich auf  4,87  M.  (September  1917). 

Die  Erhebung  bringt  auch  Angaben  über  die  Löhne  in  den  einzel- 
nen Industriezweigen.  Die  Bedeutung  dieser  Angaben  ist  jedoch 
dadurch  stark  gemindert,  daß  lediglich  Durchschnittslöhne  für  ganze  In- 
dustriezweige wiedergegeben  werden.  Es  wird  also  der  Durchschnitts- 
lohn für  die  gesamte  Maschinenindustrie,  und  nicht  etwa  für  die  wich- 
tigen Berufsarten  im  einzelnen  wiedergegeben.  Immerhin  kommt  auch 
den  mitgeteilten  Durchschnittslöhnen  für  ganze  Industriezweige  eine 
gewisse  Bedeutung  zu,  wenn  man  lediglich  die  Steigerung  des  Lohns 
in  dem  zeitlichen  Verlauf  von  1914  auf  1917  verfolgen  will.  Im  fol- 
genden sollen  nach  dem  Reichs-Arbeitsblatt  diese  Durchschnittslöhne 
mitgeteilt  werden. 

In  der  Maschinenindustrie  stieg  der  Durchschnittslohn  für  das  männliche 
Arbeitertagewerk  von  5,32  M.  (März  1914)  auf  10,79  M.  (September  1917),  d.  h. 
um  102,8  V.  H. ;  in  demselben  Gewerbezweig  ist  der  Lohn  der  weiblichen  Arbeiter 
während  des  Krieges  von  2,28  M.  auf  4,88  M.,  d.  h.  um  114  v.  H.  gestiegen.  — 
Die  elektrische  Industrie  wies  für  den  durchschnittlichen  Lohn  der  mannlichen 
Arbeiter  die  stärkste  verhältnismäßige  Zunahme  von  4,52  M.  auf  10,93  M.,  also 
um  141,8  V.  H.,  und  für  den  Lohn  der  weiblichen  Arbeiter  eine  Steigerung  von 
2,75  M.  auf  6,18  M.,  d.  h.  124,7  v.  H.  auf.  —  In  der  Eisen-  und  Metallindustrie 
stieg  der  Durchschnittslohn  der  Männer  von  5,55  M.  im  März  1914  auf  11,81  M. 
im  September  1917,  also  um  112,8  v.  H.,  und  der  Frauen  sogar  von  2,06  M.  auf 
5,67  M.,  d.  h.  um  175,2  v.  H.  Die  entsprechenden  Zahlen  für  die  chemische 
Industrie  lauten  für  Männer  5,14  M.  (März  1914)  und  9,89  M.  (September  1917), 
bedeuten  also  eine  Steigerung  von  92,4  v.  H. ;  für  die  weiblichen  Arbeiter  lauten 
die  Zahlen:  2,36  M.  bzw.  5,18  M.,  was  119,5  v.  H.  Zunahme  bedeutet.  —  Nach 
den  Berichten  der  der  Papierindustrie  angehörigen  Werke  stieg  der  Lohn  für  die 
männlichen  Arbeiter  von  3,93  M.  auf  7,37  M.,  d.  h.  um  87,5  v.  H.  des  im  März 
1914  verdienten  Lohnes;  der  für  die  weiblichen  Arbeiter  von  2,15  M.  auf  4,09  M., 
d.  h.  um  90,2  v.  H.  des  Anfangslohnes.  —  In  der  Gewerbegruppe  Holz-  und 
Schnitzstoffe  stellen  sich  die  in  Rede  stehenden  Zahlen  auf  4,22  M.  (März  1914) 
und  7,80  M.  (September  1917)  bei  den  Männern  und  1,99  M.  (März  1914)  und 
Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkswirtsoh.  Chronik.  1918.  XIV 
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3,81  M.  (September  1917)  \m  den  Fr*uen,  «o  (UA  bei  jeneo  die  8tei|;ening  81^  t.  H^ 
bei  diesen  dl,5  v.  H.  betrigt  —  Qeringer  sind  die  8teigemnj;en  in  dem  Nahraan- 
und  GenuQmittelgewerbe ,  der  Leder-  und  Ournmändiutne.  der  Industrie  der 
Steine  und  Erden ;  in  dem  entgenannten  hat  der  Durchachnittalohn  für  die  minn- 
lichen Arbeiter  im  September  1917  im  Verhältoia  cum  Min  1914  eine  Geaamt- 
zunahme  von  5,70  M.  auf  7,51  M.,  alao  um  31,8  t.  H.  und  bei  den  Frauen  von 
2,10  M.  auf  3,72  Ü.,  also  um  71,1  ▼.  H.  erfahrea.  Für  die  Leder-  und  Uummi- 
industrie  stellen  sich  die  Zahlen  auf  5,04  M.  und  7,79  M.  fflr  die  Minner  und 
2,80  M.  und  4,15  M.  für  die  Frauen,  waa  einer  8teifernii(  Ton  54,6  bew.  48^  t.  H. 
entspricht.  In  der  Industrie  der  Steine  und  Erden  cmt  der  Durchschnittalolui 
ffir  das  männliche  Arbeitertagewerk  Ton  4.45  M.  auf  imiL,  d.  h.  um  58,9  t.  H.. 
fflr  das  weibliche  Arbeitertagewerk  von  1,67  M.  auf  2^7  M.,  d.  h.  um  71,9  v.  U. 
Auch  das  Vervielfältigungagewerbe.  daa  Spinnatoffgewerbe  und  das  Be- 
kleidungsgewerbe lassen  eine  Btä^mng  oer  LOhae  erkenoen ;  jedoch  war  aie  hier 
nicht  so  erheblich  wie  in  den  ronrfirterten  Gewerbebetrieben;  auch  kftnneo  die 
eewonnenen  Zahlen  deshalb  nicht  als  vollkommen  typisch  erachtet  werden,  weil 
die  Zahl  der  befragten  und  antwortenden  Werke  besonders  gering  war,  daa  Spinn- 
stoffgewerbe äußerem  innerhalb  der  einzelnen  Zweige  eine  besonders  venehiedea- 
artige  Entwicklung  aufweist,  was  in  der  Umstellung  der  Industrie  infolge  des 
Rohstoffmangels  begründet  sein  dürfte. 

Oetrennt  von  den  Lohnen  werden  auch  Angaben  ttber  die  ArbeitK- 
seit  gemacht.  Es  wird  die  regelm&Bige  wocbent&gliche  reine  Arbeits- 
zeit, d.  b.  die  Arbeitsseit  innerhalb  eines  Tages  unter  Abrechnung  der 
Pausen,  jedoch  ohne  Anrechnung  der  Uebersiunden  mitgeteilt  Auf  die 
Wiedergabe  dieser  Arbeitezeit  soll  hier  verzichtet  werden,  da  gerade 
die  außer  acht  gelassenen  Ueberstunden  von  wesentlicher  Bedeutung 
für  die  tats&chliche  Oestaltnng  der  Arbeitezeit  und  damit  auch  der 
Löhne  sind. 

Yin.  Finanzwesen. 

Inhalt:  GeseU  zur  Torlinfigen  BonlunE  des  Bekhahauahalu  für  191^ 
AufleguDK  der  8.  Kriegsanleihe.  Der  nene  15-Mifliarden- Kredit.  Kosten  des  Welt- 
kri^;es.  Die  englischen  KrieKSschnidTerschreibungen.  PranzJSsische  Floanzen 
Italiens  5.  Kriegsanleihe.  Türlriscbe  Anleihe  in  Deutschland.  Auflenns  hol- 
ländischer Schatzwechsel.  Vom  russischen  Budget.  Ausgaben  und  Schulen  der 
australischen  Staaten.     Indische  Finanzen. 

Ein  Gesetz  zur  vorläufigen  Regelung  desReichshauit- 
halts  für  das  Rechnungsjahr  1918  (ROBl.  8.  161)  machte  sich 
im  M&rz  notwendig.     Ek  bestimmte  in  seinem  §  1 : 

.Bis  zur  gesetzliehen  Feststellung  des  Reichsbaushaltsplans  für  das  Rech- 
nungsjahr 1918  wird  der  Reichskanzler  ermächtigt,  für  die  .Monate  April,  Mai  und 
Juni  alle  Ausgaben  zu  leisten,  die  zur  Erhaltung  gesetzlich  bestehender  Einrich- 
tungen und  zur  Durchführung  eesetzlich  beschlossener  Mafinahmen  erforderlich 
sindi,  ferner  die  rechtlich  begründeten  Verpflichtungen  de«  Reichs  zu  erfüllen  und 
endlich  Bauten,  für  die  durch  den  Haushaltsplan  eines  Vorjahr«  bereits  Bewilli- 
gungen stattgefunden  haben,  fortzusetzen.* 

Es  betraf  ferner  die  Ausgabe  von  Summen  im  Post-  und  Eisen- 
bahnetat und  der  Kriegskosten,  und  ein  zweite«  Oeaetz  bestimmte  Aehn- 
liches  für  den  Hanshalt  der  Schutzgebiete. 

Die  8.  Kriegsanleihe  wurde  im  H&rz  zur  Zeichnung  aufgelegt 
zu  denselben  Bedingungen  wie  die  7.  Kriegsanleihe. 
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Ein  neuer  15-Milliarden-Kredit  wurde  vom  Reichstag  be- 
willigt. Durch  diesen  Kredit,  den  elften  seit  Kriegsbeginn,  erhöhte 
sich  die  Summe  der  Kriegskredite  auf  124  Milliarden  M.  Bei  der  Ein- 
bringung der  Kreditvorlage  führte  der  Schatzsekretär  Graf  Reedern 
u.  a.  folgendes  aus  (in  der  Reichstagssitzung  vom  1 9.  März) : 

„Der  am  1.  Dezember  v.  J.  den  verbündeten  Regierungen  zur  Verfügung 
gestellte  Kjedit  von  15  Milliarden  ist  seiner  Erschöpfung  nahe.  Wie  im  gesamten 
Verlauf  der  letzten  1'/,  Jahre  haben  auch  die  letzten  Monate  ein  vreiteres  An- 
ziehen der  monatlichen  Kriegskosten  gebracht.  Während  von  September  1915 
bis  zum  August  1916  die  monatlichen  Kriegskosten  sich  ziemlich  konstant  um  die 
Summe  von  2  Milliarden  bewegten,  hat  im  September  1916  mit  den  Anfängen 
des  sogenannten  Hindenburgprogramms  ein  ziemlich  scharfes  Anziehen  der  Kosten 
eingesetzt,  das  für  den  Eest  des  Jahres  1916  den  Monatsdurchschnitt  schon  auf 
etwas  über  2^/^  Milliarden,  für  die  erste  Hälfte  1917  auf  rund  3  Milliarden  und 
in  den  letzten  5  Monaten  auf  3,750  Milliarden  anschwellen  ließ.  Wenn  in  diesen 
Kosten  auch  eine  Reihe  gleichfalls  erhöhter  Heimatsausgaben  enthalten  sind, 
z.  B.  in  den  letzten  Monaten  500  Millionen  Rückzahlungen  von  Familienunter- 
stützungen an  die  Kommunalverbände,  Teuerungszulagen  an  Beamte  usw.,  so  ist 
doch  die  Steigerung  in  erster  Linie  auf  die  erhöhten  unmittelbaren  Anforderungen 
des  Heeres  zurückzuführen. 

In  England  sind  die  im  Dezember  bewilligten  Kriegskosten  gleichfalls  er- 
schöpft, und  bei  der  Anforderung  der  neuen  Kredite  hat  der  Schatzkanzler  eine 
Berechnung  der  Tageskriegskosten  im  letzten  Etatsjadir  gegeben.  Wenn  er  sie  im 
Durchschnitt  mit  130  Mill  pro  Tag  des  letzten  Jahres  angibt,  so  zeigt  meine 
Monatsbereehnung  für  die  letzten  5  Monate,  daß  wir  noch  etwas  unter  diesen  Kriegs- 
kosten geblieben  sind. 

Ich  sprach  früher  schon  zweimal  von  den  Weltkriegskosten.  Ihre  Be- 
rechnung wird  immer  schwieriger,  denn  ich  weiß  nicht,  was  Asien  und  Südamerika 
aufwenden.  Ich  lasse  deshalb  die  anderen  Kontinente  außer  Betracht  und  be- 
schränke mich  auf  die '  erschreckenden  Ziffern  in  Europa,  aber  erschreckend  in 
höherem  Maße  für  unsere  Gegner  als  für  uns.  Ich  berechne  die  bisherigen  Kriegs- 
kosten  Europas  auf  nicht  weniger  als  550  Milliarden  und  bin  der  Ueberzeugung, 
daß  von  ihnen  die  Entente  mindestens  370  Milliarden,  die  Gruppe  der  Zentral- 
mächte mit  ihren  Verbündeten  nicht  mehr  als  180  Milliarden  ausgegeben  hat. 
Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  entfallen  auf  Deutschland  rund  1600  M., 
auf  England  über  2400  M.,  auf  Frankreich  über  2500  M.,  und  in  Italien  haben 
die  Kriegskosten,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  gerechnet,  schon  annähernd  die 
österreichischen  auf  den  Kopf  der  dortigen  Bevölkerung  entfallenden  Kriegskosten 
—  1000—1100  M.  pro  Kopf  —  erreicht.  Ich  bemerke  hierbei  gegenüber  hervorge- 
tretenen Anzweiflungen,  daß  in  meinen  Berechnungen  die  Vorschüsse  an  die  Ver- 
bündeten natürlich  bei  der  Entente  wie  bei  uns  gleichmäßig  in  Rücksicht  gezogen, 
also  in  beiden  Fällen  einmal,  aber  auch  nur  einmal  mitberücksichtigt  sind." 

Hierzu  mag  eine  von  amerikanischer  Seite  herrührende  Aufstellung 
über  die  Kosten  des  Weltkrieges  bis  Ende  1917  mitgeteilt 
werden,  die  laut  „Norges  Handels-  og  Sjöfartstidende"  („Prankf.  Ztg." 
V.  10.  März)  sich  folgendermaßen  stellt  (s.  nächste  Seite  oben). 

Die  täglichen  Unkosten  vom  1.  August  1914  bis  31.  Dezember  1917 
wären  demnach  im  Durchschnitt: 

1914  1915         .  1916  1917 

(in  Millionen  Dollars)  52,7  71,8  97,7  142 

Würde  der  Krieg  bis  zum  1.  August  1918  fortgesetzt  werden,  so 
werden  die  direkten  Ausgaben  für  die  4  Kriegsjahre  155  600000000  $ 
ergeben. 

XIV* 
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(in  MiUionen  DoUu«)                  1»U  1»15            1916  1917  ZQ«m. 

Vereinigte  Stoaten                                —  —                 —  *  7«»  «» ^oo 

GroBbritanmen                                    900  S  «S«>           7  6oo  1*500  10250 

Frankreich                                            '600  4600            6600  6800  19O00 

Enßland                                                »3<»  4  40O            5600  6400  irroo 

Italien                                                     -  ^S»            *  3<»  » 9<»  5  »S» 
Belirien,  Serbien,  Bnminien 

imd  Portugal             600  I  500            1650  I  750  S  S<» 

Verband 4400  16400  «3  7S«>  37  OSO  »i  600 

DeutaohUnd                                     »»00  5  400           6800  9  3SÖ  »3  7 SO 
Owtcrreiob-Ungam,    Türkei 

nnd  Bulgarien           tjoo  4  4«>           5  100  5600  16400 

IfittelmftohU 3500  9800  11900  14950  40  »SO 

Zosammen               790O  s6  too  3S  ^SO  S'ooo  I3>  7S0 

Im    «nglischen   Unterhaas   hftt   Bonar  Law  Mitt«  M&rz   daa 
Ergebnis     des      letctwtfchentlichen     Kriegsschuld  ver- 
schreibungs-Feldznges    bekannt    gegeben    und    ftthrte   aas, 
der   Verkauf    der    von    der    Bank    von    England    ausgegebenen    Serien 
nationaler  Kriegsscbuldversohreibangen    beliefe   sich  auf  127  870240  £ 
nnd   hiervon   sei   London   mit   mehr   als   76  MUl.  £   beteiligt.     Hierzu 
mußten   die   von  der  Post  ausgegebenen  Schuldverschreibungen  im  Be- 
trage von  2  900000  £  und  femer  die  8100000  £  ausmachenden,   von 
den  Kriegssparkassen  ausgegebenen  Zertifikate  hinzugerechnet  m-erdeu, 
dann   ergebe   »ich    die    groSe   Gesamtsumme    von    138  870240  £.     Der 
Gesamtbetrag  der  seit  Anfang  Oktober  vorigen  Jahres,  wo  die  Ausgabe 
begonnen  habe,   verkauften  Kriegsschuld  verschreibangen  stelle  sich  auf 
670   Mill.   £.      Der    Erfolg    de«    Feldsogea    mflsM   nicht    nur    in    dem 
vermehrten    Verkauf    von    Kriegssohaldyartchreibangen,    sondern    auch 
in    dem     Verkauf    von    Kriegssparkassenxertifikaten    gesehen    werden. 
Im    September    habe    die    Begebung    von    Kriegssparkassentertifikaten 
2  800000    £     betragen,     wahrend     im    Februar     sich    die    Zahl    auf 
8100000  gestellt  habe.     Bekanntlich  hat  das  britische  Schatzamt  sich 
entschlossen,  die  zur  Kriegskostendeckung  erforderlichen  Betrftge  wochen- 
weise  durch    Kriegsschuldverschreibungen   aufbringen    zu    lassen.     Der 
neue  Anleihefeldzng  hat,  nach  Bonar  Law,  etwa  2,8  Milliarden  M.  er> 
bracht.    Jetzt  sucht  der  Schatzkanzler  (so  führt  der  „Berl.  Börsen-Cour." 
zu  dieser  Nachricht  aus)   die  Dinge  so  darzustellen,  als  ob  es  sich  bei 
dieser  Summe    gleichsam    um    den  Normalertrag   einer  einzigen  Woche 
handle.     Davon    kann    natürlich    keine  Rede  sein;    es  ist  eine  Kriegs- 
anleihe ohne  den  Namen  einer  solchen.    Daß  der  Geldstrom  nicht  gleich- 
mäßig  fließt,    geht   aus  der  Summe    von  670  Mill.  £  hervor:    dem  Ge- 
samtbetrag der  seit  Anfang  Oktober   verkauften  Kriegsschuldverschrei- 
bungen.    In    diesen    23  Wochen    betrug    der    Anleihebedarf   ann&hernd 
1000  Mill.  £ ;  also  mindestens  400  Mill.  mehr,  als  die  Kriegsschuldver- 
schreibungen erbracht  haben. 

Ueber  die    französischen  Finanzen    schrieb  am  2.  Mftrz  der 
„Berl.  Börsen-Cour."  : 
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„Es  ist  recht  auffallend,  wie  wenig  mitteUsam  der  gegenwärtige  Finanzminister 
ist.  Er  ist  bis  jetzt  alle  Einzelheiten  über  die  Anleihezeichnungen  schuldig  ge- 
blieben, auch  darüber,  wieviel  im  Ausland,  besonders  bei  den  Verbündeten,  ge- 
zeichnet worden  ist.  Eine  merkliche  Besserung  der  Finanzlage  hat  die  Anleihe 
nicht  gebracht;  zwar  konnten  der  Bank  von  Frankreich  600  Mill.  frcs.  Kriegs- 
vorschüsse zurückgezahlt  werden,  da  aber  wieder  neue  genommen  werden  mußten, 
so  beträgt  die  Schuld  bereits  wieder  12  650  Mill.,  während  sie  vorher  12  800  Mill. 
erreicht  hatte. 

Der  Finanzminister  hat  für  die  Kriegsausgaben  im  ersten  Quartal  einen  Zu- 
schlagskredit von  135V,  MiU.  frcs.  und  für  das  zweite  Quartal  einen  Kredit  von 
10?56  MiU.  frcs.  verlangt.  Hiervon  sind  9519'/8  MiU.  für  eigentliche  Kriegsaus- 
gaben, die  eine  Zunahme  von  503  MUl.  gegen  das  erste  Quartal  ausmachen,  und 
736  MiU.  für  außerordentliche  Ausgaben  der  Zivilverwaltung.  (Minderbetrag 
54  Mül.) 

Nach  der  „Nordd.  AUg.  Ztg."  wurde  Ende  März  ein  Vorschlag  des  fran- 
zösischen Ministers  für  Finanzen,  den  Betrag  der  Vorschüsse  an  alliierte  und  be- 
freundete KegieruDgen  um  744  MiU.  frcs.  auf  7166  MiU.  frcs.  zu  erhöhen,  für 
gut  befunden.  In  dem  letztgenannten  Betrag  ist  der  Anleihedienst  der  russi- 
schen Anleihen  inbegriffen,  der  auch  während  des  Monats  März  geregelt  fort- 
gesetzt werden  soll.  Nach  den  letzten  Aufgaben  waren  bei  Ausbruch  des  Krieges 
ungefähr  9  MiUiarden  direkte  oder  garantierte  russische  Anleihen  in  französischem 
Besitz,  für  deren  Coupondienst  monatlich  32  Mill.  frcs.  nötig  sind.  Interessenten 
haben  beschlossen,  eine  Kommission  zum  Schutz  der  französischen  Interessen  in 
Rußland  zu  bilden." 

Laut  „Secolo"  ergab  die  fünfte  Kriegsanleihe  Italiens, 
deren  Zeichnungstermin  nunmehr  abgelaufen  ist,  5  Milliarden  Lire, 
einschließlich  der  Konversionen,  gegen  3,6  Milliarden  bei  der  letzten  An- 
leihe vor  einem  Jahre.  Der  Finanzminister  hatte  vorher  erklärt,  er 
erwarte  ein  Ergebnis  von  6   Milliarden  Lire. 

Die  Türkei  hat  eine  neue  Anleihe  von  etwas  über  1  Mil- 
liarde M.  in  Deutschland  aufgenommen. 

In  Holland  sind  60  Mill.  Gulden  Schatzwechsel  und  Schatzscheine 
aufgelegt  und  um  etwa  den  gleichen  Betrag  überzeichnet  worden. 

Ueber  das  russische  Budget  für  1917  schreibt  die  „Frankf . 
Ztg."  :  „Die  russische  Finanzmisere  wird  illustriert  durch  die  jetzt  über 
London  bekannt  werdenden  Zahlen  des  Budgets  für  1917.  Darin 
figurieren  die  Einnahmen  mit  21,950  Milliarden  Rubel,  von  denen  aber 
16  Milliarden  auf  die  Banknotenausgabe  des  Jahres  entfallen,  und  die 
Ausgaben  mit  28,503  Milliarden  Rubel,  es  ergibt  sich  somit  ein  rech- 
nerisches Defizit  von  6,5  Milliarden  Rubel." 

Die  Ausgaben  der  australischen  Einzelstaateh  und 
der  Bundesregierung  aus  Anleihemitteln  während  der  drei  letzten  Rech- 
nungsjahre (Juli  bis  Juni)  betrugen  laut  „Economist"  zusammen  (in 
Pfund  Sterling): 

für  ööentliche  für  Kriegs-  insgesamt 

arbeiten  zwecke  * 

1914/15         23  loi  918  14  471  118  37573036 

1915/16         22497306  37423568  59920874 

1916/17  15  057  904 53099841  68157745 

Insgesamt     60657128  104994527  165  651  655 

Am  30.  Juni  1917  beliefen  sich  die  Staatsschulden  der  sechs  Einzel- 
staat«n    auf   372  517  623  £  gegen   357  813  771   £   im  Jahr   vorher.    Die   Bundes- 
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schuld  betruR  169  177  767  £,  und  die  U«MmtachuldeDl«»t  AaUnliM«  523  40^6(2  £ 
(unter  BerückBichtigunE  der  Doppelanfffihrang  eini^  Poatao).  Bia  Ende  dM 
laufenden  Rechnungsjahre«  iJuoi  1918)  wird  sich  die  OeMmUcbaldenlast  wahr- 
scheinlich auf  61Ü  bis  O'JO  MUl.  £  belaufen,  wovon  faat  ein  Drittel  Kriemchald 
sein  wird,  während  der  Beet  Kapitalaufwendunf^  fflr  Eiaenbahnen  und  andere 
öffentliche  Arbeiten  darstellen  wird. 

lieber  die  indischen  FinaDzen  meldet  Reuter  laut  „Financial 
News",  daC  Sir  William  Merer  bei  der  Einbringung  dee  Staatafaaaa- 
haltsvoranschlages  ftlr  das  laufende  Jahr  einen  UeberschuC  von  6  750000  £ 
and  für  das  folgende  einen  solchen  von  •chfttzungeweijM  2260000  £ 
bekanntgeben  konnte.  Neue  Steuern  werden  daher  nicht  vorge- 
schlagen. Eine  Kriegsanleihe  in  lubegrenater  Hohe  soll  wieder  wie 
voriges  Jahr  aufgenommen  werden.  (Wahrscheinlich  ist  dies  dahin  xa 
verstehen,  sagt  die  „Nordd.  Allg.  Ztg."  dazu,  daC  der  Versuch  fort- 
gesetzt werden  soll,  die  100  Miil.  £  der  englischen  Staatsschuld,  fOr 
die  die  indische  Regierung  die  Verpflicbttmg  zur  Zinszahlung  Über- 
nommen hat,  durch  eine  Anleihe  aufzubringen.) 


IX.  Kleingewerbe,  einschließlich  Mittelstandsbewegoni;. 

Inhalt:  Darlehnahilfskaaaen  für  GewerbeUeibeiKle.  BeratoBoimter.  Zu- 
sammenlernnc  ron  Betrieben.  ZasammailagBag  *0B  BiekanibctiiMien.  Nacht- 
arbeit in  Biclereien. 

In  erster  Linie  aus  dem  Oeftlhl  schuldigen  Dankes  gftgen  unsere 
K&mpfer,  dann  aber  auch  aus  dem  Gedanken  heraus,  nach  Beendigung 
dee  Krieges  so  schnell  als  mOglich  wieder  geordnete  wirtschaftliche 
Verhältnisse  herbeizuffihren,  machten  sich  Bestrebungen  zur  Schaffung 
von  Därlehnskassen  geltend,  die  es  den  Kriegsteilnehmern  ermöglichen 
sollten,  ihren  durch  den  Krieg  zertrUmmerten  Erwerb  wieder  ao&u- 
richten. 

Schon  im  Jahre  1915  wurde  dem  Oedanken  von  Tersdiiedenen 
Seiten  durch  Anregungen  und  Vorschl&ge  bei  der  Regierung  Ausdruck 
gegeben.  Am  25.  August  1915  fand  die  Frage  eine  eingehende  Be- 
sprechung im  Reichstage,  und  besonders  wirkungsvoll  war  ein  Appell 
unseres  genialen  Heerführers  Hindenburg,  der  Aber  seinen  Schlachten- 
planen nicht  die  Sorge  um  die  Zukunft  seiner  Soldaten  vergali  und  die 
Wichtigkeit  der  wirtschaftlichen  Wiederherstellung  erkannte.  Aach  die 
moralische  Wirkung  aaf  die  Leistungsfähigkeit  des  Kriegers  ist  nicht 
zu  unterschätzen;  sicher  wird  er  mit  größerer  Hingabe  den  Anforde- 
rungen genügen,  wenn  er  weiß,  daß  in  der  Heimat  für  den  Aufbau 
seiner  Existenz  gesorgt  wird,  als  wenn  drückende  Sorgen  seine  Hand- 
lungsfähigkeit beeinflussen. 

Der  preußische  Handelsminister  erließ  im  Dezember  desselben  Jahres 
eine  Verfügung,  in  der  bereits  gewisse  Richtlinien  für  die  Fürsorge- 
Einrichtung  gegeben  werden.  Am  durchgreifendsten  wird  zweifellos 
die  Beschaffung  von  Arbeitsgelegenheit  sein,  weil  sie  gleichzeitig  den 
Arbeitern  und  den  Unternehmern  Erwerb    bietet.     An  Aufträgen  wird 
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es  voraussichtlich  in  den  meisten  Gewerben  nicht  fehlen.  In  dem  Bau- 
gewerbe wird  sich  beispielsweise  nach  dem  langen  Stillstande  der  Bau- 
tätigkeit ein  großer  Bedarf  in  der  Aufführung  neuer  Bauten  sowohl, 
insbesondere  der  Schaffung  von  Kleinwohnungen,  als  auch  an  Reparatur- 
arbeiten  zeigen.  Die  Staatsbehörden  werden  den  Anregungen  auf  Auf- 
tragserteilung an  die  Handwerker  sich  nicht  verschließen  können.  Viel 
schwieriger  aber  wird  die  Beschaffung  der  notwendigen  Materialien 
sein,  die  nur  in  sehr  beschränktem  Umfange  vorhanden  sein  werden 
und  deren  Heranschaffung,  infolge  des  Mangels  an  Transportmitteln, 
großen  Schwierigkeiten  unterliegen  wird.  Die  Rohstoffbeschaffung 
bildet  deshalb  ein  besonderes,  und  zwar  sehr  schwieriges  Kapitel  der 
Uebergangswirtschaft.  Um  den  Betrieb  der  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden wieder  in  Gang  zu  bringen,  sind  andrerseits  flüssige  Geld- 
mittel erforderlich,  die  es  den  Betriebsinhabern  ermöglichen,  ihren 
"Verpflichtungen  nachzukommen  und  zugleich  damit  die  notwendigen 
Betriebsmittel  zu  sichern.  Diesem  Bedürfnis  soll  durch  Gründung  von 
Darlehnshilfskassen  entsprochen  werden. 

Der  Reichskanzler  wandte  sich  mit  einem  Rundschreiben  an  die 
Bundesregierungen  und  forderte  zum  Bericht  darüber  auf,  inwieweit  in 
dieser  Richtung  bereits  in  den  verschiedenen  Bezirken  vorgearbeitet 
worden  ist.  Die  Anregung  fiel  auf  fruchtbaren  Boden ;  in  Preußen, 
Sachsen,  Oldenburg  und  anderen  Staaten  wurden  sogleich  entsprechende 
Maßnahmen  getroffen.  In  Preußen  beruht  die  Kasse  auf  provinzieller 
Grundlage.  Die  Provinzialverwaltungen  schießen  das  Geld  vor,  das 
ihnen  dann  vom  Staate  zugebilligt  wird.  In  Hamburg  ist  am  8.  Fe- 
bruar d.  Js.  ein  Gesetz  veröffentlicht  worden,  das  die  drei  amtlichen 
Vertretungen  von  Handel,  Industrie  und  Handwerk,  die  Handels-,  Ge- 
werbe- und  Detaillistenkammer,  mit  der  Gründung  von  Darlehnshilfs- 
kassen betraut.  Die  Kassen  sollen  nicht  nur  den  Kriegsteilnehmern, 
sondern  allen  Gewerbetreibenden,  ,  deren  Betrieb  durch  den  Krieg  ge- 
litten hat,  zugänglich  sein.  Für  die  Organisierung  der  Kassen  und 
deren  Ueberwachung  ist  ein  Ausschuß  eingesetzt  worden,  der  sich  aus 
zwei  Senats-  und  fünf  Bürgerschaftsmitgliedern  zusammensetzt.  Der 
Staat  Hamburg  stellt  für  die  Darlehnsgewährung  6  Millionen  M.  zur 
Verfügung,  welche  anteilig  den  Kassen  zum  Zwecke  der  Gewährung 
von  Darlehnen  in  den  betreffenden  Kreisen  gegen  eine  Verzinsung  von 
4  Proz.  leihweise  überlassen  werden.  Die  Kassen  sind  auf  Antrag 
und  mit  Genehmigung  des  Ausschusses  befugt,  von  den  Darlehnsnehmern 
einen  höheren  Prozentsatz  zur  Deckung  der  Unkosten  zu  fordern. 

Während  die  Gründung  dieser  Darlehnshilfskassen  für  die  Kammern 
nicht  obligatorisch  ist,  verpflichtet  sie  das  Gesetz  zur  Einrichtung  von 
Beratungsstellen.  Die  Beratungsstellen  sollen  den  Zweck  haben,  den 
betreffenden  Kreisen  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  zu  stehen,  sie  auf  den 
rechten  Weg  zur  Erlangung  einer  Existenz  zu  verweisen.  Der  Höchst- 
betrag eines  dem  Einzelnen  zu  gewährenden  Darlehns  soll  in  der  Regel 
3000  M.  nicht  überschreiten.  Es  soll  ihm  Gelegenheit  gegeben  werden, 
es  allmählich    in  möglichst  wenig  drückender  Form    zurückzuerstatten. 
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Der  Staat  kommt  für  Verluste  bi«  zu  eioem  Viertel  auf,  dartiber  hinaiu 
sollen  die  beteiligten  Kreise  für  etwaige  Verluste  eintreten.  Eine 
Sicherheit  hierfür  soll  durch  Sammlang  entaprechender  Beitr&ge  oder 
durch  Garantiezeichnungen  geboten  werden.  Außerdem  wird  in  dem 
Gesetz,  falls  dieser  Weg  nicht  gangbar  erscheint,  anf  Antrag  die  Ein- 
führung eines  Umlage  verfahrene  vorgesehen,  durch  welche«  Ewangsweis« 
von  den  beteiligten  Betrieben  die  nötigen  Mittel  beschafft  werden.  Die 
drei  Kammern  haben  sich  bereit  erkl&rt,  drei  getrennte  Kassen  für 
die  ihnen  unterstehenden  BerufssULnde  einzurichten.  Die  Gewerbekammer 
Hamburg  hat  durch  Garantiezeichnangen  einen  namhaften  Betrag  zu- 
sammengebracht,   der   die   Gründung   der   Darlehnshilfskassen    sichert. 

Die  Beratungsstellen  sind  in  der  Form  von  Berat nngsAmtern 
bei  der  Gewerbekammer  sowie  der  Detaillistenkammer  bereit«  ins  Leben 
getreten.  Sie  beschränken  sich  nicht  darauf,  Hilfsorgane  der  Kassen 
EU  sein  und  lediglich  die  Antr&ge  bei  Erteilung  eines  Darlehns  zu 
prüfen,  sondern  es  sind  gleichzeitig  noch  weitere  Einrichtungen  ge- 
troffen, die  für  die  Hilfe,  welche  den  betreffenden  Kraisan  geboten 
werden  soll,  außerordentlich  wertvoll  sein  werden.  Das  Beratongsaint 
der  Gewerbekammer  umfaßt  gleichseitig  ein  Einigtingsamt,  eine  Ein- 
ziehungsstelle von  Forderungen,  ein  Schiedsgericht,  ein  Treobandinstitnt, 
eine  Rechtsauskunftsstelle  und  eine  Kreditaaskunftsstelle.  Es  darf  er- 
wartet werden,  daß  durch  das  Nebeneinanderarbeiten  dieser  verschie- 
denen Einrichtungen  die  Darlehnshilfskasse  wesentlich  entlastet  wird. 
Es  wird  in  vielen  Fällen  möglich  sein,  den  betreffenden  Antragstellern 
zu  helfen,  ohne  die  Darlehnshilfskasse  in  Anspruch  zu  nehmen.  Andrer- 
seits werden  die  Verhältnisse  im  einzelnen  Falle  durch  das  Beratnngi^- 
amt  so  klargelegt  werden  können,  daß  die  Darlehne  nur  an  solche 
Gewerbetreibende  gegeben  werden,  denen  sie  wirklich  Nutzen  bringen. 
Betriebe,  welche  bereits  vor  dem  Kriege  auf  schwachen  Füßen  ge- 
standen haben,  sollen  nicht  gewaltsam  aufrechterhalten  werden,  viel- 
mehr soll  den  Inhabern  ein  geeigneter  Weg  zu  einer  entsprechenden 
unselbständigen  Stellung  gewiesen  werden.  Das  Beratungsamt  der  Ge- 
werbekammer wird  von  einem  Juristen  geleitet.  Es  ist  zu  hoffen,  dal 
auf  diesem  Wege  das  für  den  Zweck  ausgesetzte  Kapital  reiche  Früchte 
bringen  wird. 

Dem  Ausschuß  des  Reichstages  sind  von  Mittelstandsfreunden  An- 
träge zugegangen,  welche  die  StilUegung  und  Zusammenlegung  von 
Betrieben  auf  das  unbedingt  notwendigste  Maß  beschränkt  und  für 
deren  möglichst  baldige  Wiederaufrichtung  Vorsorge  getroffen  wiesen 
wollen. 

Die  Kammern  und  deren  Gesamtvertretung,  der  deutsche  Hand- 
werks- und  Gewerbekammertag,  haben  sich  mit  dieser  Frage  besonders 
eingehend  befaßt  und  wiederholt  darauf  hingewiesen,  daß  vor  der  Organi- 
sation der  Einstellung  oder  Zusammenlegung  von  Betrieben  die  Kammern. 
welche  die  Verhältnisse  genau  kennen  oder  sie  festzustellen  in  der  Lage 
sind,  gehört  werden.  Die  an  den  Reichstag  gerichteten  Anträge  wollen 
beiden  Teilen,  den  beteiligten  Arbeitgebern  wie  den  Arbeituehmern  bzw. 
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den  Organisationen  Gelegenheit  geben,  sich  gleich  bei  Einstellung  des 
Verfahrens  vertreten  zu  lassen,  um  ihnen  dadurch  rechtliches  Gehör  zu 
verschaffen.  Ferner  sollen  sie  Sitz  und  Stimme  in  dem  vorbereitenden 
Ausschuß  erhalten.  Die  unmittelbare  Stillegung  und  Zusammenlegung 
soll  nur  bei  absoluter  Kriegsnotwendigkeit  vom  Reichswirtschaftsamt 
im  Benehmen  mit  der  zuständigen  Landesregierung  angeordnet  werden. 
Für  mittelbare  Stillegungen  und  Zusammenlegungen  durch  Entziehung 
von  Aufträgen,  Rohstoffmaterialien,  Transportmitteln,  Betriebsmitteln, 
Arbeitern  und  Angestellten  soll  das  Reichswirtschaftsamt  oder  die 
Staatsregierung  als  Beschwerdeinstanz  bestellt  werden.  Außerdem  sollen 
Zentralbeschwerdeinstanzen  zur  Entscheidung"  solcher  Beschwerden  ge- 
schaffen werden,  die  hinsichtlich  der  Torrn  und  des  Inhalts  odei'  der 
Höhe  der  den  stillgelegten  oder  zusammengelegten  Betrieben  auf  Grund 
der  Vereinbarung  der  sämtlichen  Beteiligten  zu  gewährenden  Entschädi- 
gungen erhoben  werden.  Ferner  wurde  beantragt,  daß  für  die  Ueber- 
gangszeit  Maßnahmen  getroffen  werden,  die  geeignet  sind,  den  im  Kriege 
stillgelegten  Betrieben  tunlichst  bald  wieder  aufzuhelfen ;  namentlich 
durch  gleichmäßige  Verteilung  von  Rohstoffen  und  Betriebsmaterialien 
sowie  durch  vorzugsweise  Abgabe  von  bei  Kriegsende  noch  im  Besitz 
der  Heeresverwaltung  befindlichen  Rohstoffen  und  Betriebsmaterialien 
zu  möglichst  billigen  Preisen. 

Zu  der  gleichen  Angelegenheit  äußert  sich  das  Reichswirtschafts- 
amt bei  Vorstellung  des  deutschen  Handwerks-  und  Gewerbekammer- 
tages, daß  nach  Uebergang  der  Bearbeitung  dieser  Frage  auf  das  Reichs- 
wirtschaftsamt die  Kriegsamtstellen  vom  Kriegsamt  veranlaßt  worden 
sind,  sich  auf  vorbereitende  Arbeiten  zu  beschränken  und  von  irgend- 
welchen endgültigen  Maßnahmen  abzusehen.  Es  wird  ferner  vom  Reichs- 
wirtschaftsamt eine  Besprechung  mit  Vertretern  des  deutschen  Hand- 
werks- und  Gewerbekammertages  über  die  in  Betracht  kommenden 
Fragen  in  Aussicht  gestellt.  Zum  Schlüsse  wird  versichert,  daß  das 
Amt  bestrebt  sein  wird,  dem  deutschen  Handwerk  die  Ueberwindung 
der  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Schwierigkeiten,  soweit  irgend 
möglich,  zu  erleichtern. 

In  seiner  bekannten  warmherzigen  Weise  hat  sich  auch  der  Ab- 
geordnete Hammer  im  Abgeordnetenhause  für  eine  schonende  Behandlung 
des  Handwerks  in  dieser  Richtung  eingesetzt.  Unter  Zugrundelegung 
eines  reichen  Zahlenmaterials  und  sonstiger  Belege,  welche  zeigten,  in 
wie  weitgehender  Weise  das  Handwerk  durch  Stillegung  "geschädigt 
worden  ist,  bittet  er,  die  Entscheidung  nicht  wie  bisher  den  Kriegs- 
amtsstellen zu  überlassen,  sondern  damit  die  Verwaltungsorgane  zu  be- 
trauen, die  durch  ihre  enge  Fühlung,  namentlich  mit  dem  Handwerk, 
bereits  Erfahrungen  gesammelt  haben  und  den  Bedürfnissen  des  Mittel- 
standes Verständnis  entgegenbringen. 

Der  preußische  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  veröffentlichte 
am  18.  März  einen  Erlaß  des  Reichskanzlers,  in  welchem  er  darauf 
hinwies,  daß  die  Notwendigkeit  äußerster  Kohlenersparnis  weitere  wirt- 
schaftlich-organisatorische Maßnahmen    im  Bäckereigewerbe,    als    einem 
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wesentlichen  Verbraucher  an  Eohlenmaterial,  erforderlich  macht.  Die 
Verschiedenheit  der  Verhältniase  in  dem  Gewerbe  machen  »8  notwendig, 
daß  die  Durchführung  der  Maßnahmen  nicht  von  einer  Zentralstelle  aus 
erfolgt,  sondern  wie  bisher  unter  der  Mitwirkung  der  Krieg8amt«t«lle 
den  Kommunalverbänden  obliegt.  Gemeinsame  Erörterungen  mit  Ver- 
tretern der  am  Bäckereigewerbe  beteiligten  Kreise  hatten  das  Ergebnis, 
daß  es  für  zweckmäßig  erachtet  wird,  den  mit  der  Zusammenlegung 
betrauten  Kommunalvarb&nden  gewisse  Anhaltspunkte  ftlr  ihr  Vorgehen 
an  die  Hand  zu  geben.  Eine  Zusammenlegung  soll  nur  da  erfolgen, 
wo  durch  diese  Maßnahme  wirklich  eine  nennenswert«  Kohlenerspamia 
erzielt  wird.  Die  Freimachung  hilfedienstpflichtiger  Arbeitskräfte  wird 
weiter  den  in  dem  Hilfsgesetz  vorgeeeheDen  Ausscbflsaen  vorbehalten. 
Für  die  Beurteilung  des  Umfanges  des  Kohlenverbrauches  wird  emp- 
fohlen, die  Unterlage  durch  eingehende  Verhandlungen  mit  Sachver- 
ständigen und  Prüfung  jsder  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Bäckerei 
zu  beschaffen.  Hierbei  wird  anzustreben  »ein,  das  Verhältnis  zwischen 
Großbetrieben  und  handwerksmäßigen  Betrieben  nicht  zu  verschieben. 
Soweit  eine  solche  Verschiebun«];  erforderlich  sein  sollte,  soll  sie  nor 
nach  eingehender  Beratung  mit  Vertretern  der  Großbetriebe  und  der 
handwerksmäßigen  Betriebe  vorgenommen  werden.  Auf  ein  enges  Zu- 
sammenwirken der  Kommunalverbände  mit  den  am  Bäckereigewerbe 
beteiligten  Kreisen  wird  besonderes  Gewicht  gelegt  werden  müssen, 
lieber  die  Frage  der  Zusammenlegung  von  handwerksmäßigen  Bäckereien 
werden  sich  die  Kommunalverbände  zweckmäßig  mit  der  zuständigen 
Backerinnung  in  Verbindung  setzen,  die  um  so  mehr  in  der  Lage  sein 
wird,  zweckdienliche  Vorschläge  zu  machen,  als  der  Bäckerinnnngs- 
verband  „Germania"  bestrebt  ist,  die  Innungen  zu  beraten  und  ihnen 
Anhaltspunkte  für  die  Prüfung  der  Betriebe  auf  ihre  Wirtschaftlichkeit 
hin  an  die  Hand  zu  geben.  Ferner  soll  den  berufenen  Vertretungen 
der  in  den  Backereien  beschäftigten  Arbeiter  Gelegenheit  gegeben 
werden,  sich  zu  der  Zusammenlegung  zu  äußern.  Die  Frage  der  Ge- 
winnbeteiligung bzw.  EntAchädigung  der  stillgelegten  Betriebe  soll  der 
Entscheidung  im  einzelnen  Falle  vorbehalten  bleiben.  Als  allgemeiner 
Grundsatz  wird  jedoch  festzuhalten  sein,  daß  die  fortarbeitenden  Be- 
triebe ans  der  ihnen  durch  die  Zusammenlegung  erwachsenen  Mehr- 
arbeit keinen  besonderen  Gewinn  ziehen,  daß  der  Mehrgewinn  vielmehr 
den  stillgelegten  Betrieben  zugeführt  werden  muß.  An  dem  Nacht- 
backverbot will  die  Reichsleitung  nach  wie  vor  festhalten.  Für  die 
Wiederaufnahme  der  Arbeit  in  den  stillgelegten  Betrieben  wird  zurzeit 
im  allgemeinen  besondere  Vorsorge  noch  nicht  getroffen  werden  können, 
doch  empfiehlt  es  sich,  den  im  Felde  stehenden  Meistern  stillgelegter 
Bäckereien  schon  jetzt  eine  möglichst  sichere  Gewähr  dafür  zu  bieten, 
daß  sie  bei  ihrer  Rückkehr  aus  dem  Heeresdienst  den  eingestellten 
Betrieb  wieder  aufnehmen  können,  sobald  dies  naoh  Lage  der  Verhält- 
nisse irgend  möglich  ist. 

In    einem    Erlaß    über    die    Nachtarbeit    in    den    Bäckereien    vom 
7.  Februar   macht   der   preußische    Minister   ffir  Handel   und    Gewerbe 
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darauf  aufmerksam,  daß  der  Betrieb  von  Bäckereien  und  Konditoreien, 
in  denen  zur  Nacht  in  der  Zeit  zwischen  8Yj  Uhr  abends  und  51/2  Uhr 
morgens  Gehilfen  oder  Lehrlinge  beschäftigt  werden,  den  Bestimmungen 
der  Bekanntmachungen,  betreffend  den  Betrieb  von  Bäckereien  und 
Konditoreien,  vom  4.  März  1896  unterliegt;  diese  Bestimmungen  sind 
bei  der  Zulassung  von  Nachtarbeit  zu  beachten,  und  ihre  Befolgung  ist 
den  Betriebsinhabern  in  den  Zulassungsverfügungen  ausdrücklich  zur 
Pflicht  gemacht.  Außerdem  ist  bei  jeder  Zulassung  von  Nachtarbeit 
darauf  zu  achten,  daß  die  9-  oder  8-stündige  Betriebsruhe  eingehalten 
wird.  Vor  der  Zulassung  von  Nachtarbeit  soll  regelmäßig  der  Bäcker- 
innung und  einer  Vertretung  der  Bäckergesellen  (dem  Gesellen ausschuß 
oder  einer  Gesellenorganisation)  Gelegenheit  zu  einer  Aeußerung  gegeben 
werden. 

X.  Soziale  Hygiene. 

Inhalt:  Gesetzentwürfe  zur  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  und 
gegen  die  Verhinderung  von  Geburten.  Bevölkcrungsausschuß  des  preußischen 
Abgeordnetenhauses.  Sächsischer  Gesetzentwurf  über  Wohlfahrtspflege.  Klein- 
kinder- und  Haltekinderfürsorge.  Einzelne  Maßnahmen  zur  Bäuglingsfürsorge. 
Preußischer  Gesetzentwurf  über  das  Hebammenwesen.  Kinderfürsorge,  insbeson- 
dere Kinderfürsorge  der  Landesversicherungsanstalten.  Tuberkulosebekämpfung 
(Ernährung  der  Kranken,  Ausbildung  besonderer  Fürsorgeschwestern,  Maßnahmen 
im  Ausland).  Alkoholismusbekämpfung  in  den  Vereinigten  Staaten.  Rund- 
schreiben des  Reichskanzlers  über  Arbeiterinnenschutz.  Heilbehandlung  der 
Invalidenversicherung  1916.  Wohnungsfürsorge  (preußisches  Wohnungsgesetz, 
preußischer  Ministerialerlaß,  bayerische  Maßnahmen). 

Am  16.  Februar  1918  hat  der  Reichskanzler  dem  Reichstag  die 
Entwtlrfe  eines  Gesetzes  zur  Bekämpfung  der  Geschlechts- 
krankheiten und  eines  Gesetzes  gegen  die  Verhinderung 
von  Geburten  vorgelegt  (RT.-Drucksache  No.  1287).  Neben  dem 
unmittelbaren  Zweck  der  Bekämpfung  einer  Volkskrankheit  teilt  das 
erste  der  genannten  Gesetze  mit  dem  zweiten  die  Aufgabe,  der  Be- 
völkerungspolitik zu  dienen.  Die  Erörterung  über  beide  Gesetze  ist 
noch  in  vollem  Fluß ;  sobald  sie  verabschiedet  sind,  wird  in  diesen  „Jahr- 
büchern" über  Inhalt,  Vorgeschichte  und  Bedeutung  der  beiden  Gesetze 
ausführlicher  gesprochen  werden. 

Der  Bevölkerungsauss  chuß  des  preußischen'Abgeord - 
netenhauses  beschloß  Anfang  März,  die  Regierung  zu  ersuchen, 
1 ;  darauf  hinzuwirken,  daß  im  ganzen  Lande  dem  Bedürfnis  entsprechende 
Entbindungsmöglichkeiten  geschaffen  und  schleunigst  auch  Mittel  bereit- 
gestellt werden,  um  in  geeigneten  Fällen  Gemeinden  und  Gemeinde, 
verbände  bei  der  Errichtung  von  Entbindungsanstalten  zu  unterstützen- 
2)  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  möglichst  in  allen  bestehenden  Krauken- 
hänsern  besondere  Räume  für  Entbindungszwecke  (Wocheniätuben)  ab- 
gezweigt werden,  3)  die  private  Wohltätigkeit  tunlichst  auf  Stiftungen 
zugunsten  der  Schaffung  von  Entbindungsmöglichkeiten  hinzulenken.  — 
Unter  dem  23.  April  gab  dieser  BevölkerungsausschuG  des  Abgeordneten- 
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hauses  seinen  ersten  Tagesbericht  heraus  (Drucks.  Xo.  904),  der  einen 
zusammenfassenden  Ueberblick  Aber  das  Tataachenmaterial,  die  Ur- 
sachen des  Geburtenrückgangs  und  die  Mittel  zur  Bekämpfung  gibt. 

Besondere  Erwähnung  verdient  der  im  Januar  dem  s&chsischen 
Landtage  zugegangene  Gesetzentwurf  der  s&cbsiBchen  Regierung, 
der  den  ersten  umfassenden  Versuch  einer  staatlichen  BevOlkerungs- 
politik  bringt  und  unter  dem  Namen  der  staatlichen  Wohlfahrtspflege 
die  hier  in  Frage  kommenden  Aufgaben  zusammenfaßt. 

Vier  Zweige  der  Wohlfahrtapflege  will  die  ■äfthrisch«  Begieraiig,  wie  au« 
einer  Darstellung  in  der  .Nordd.  Allg.  Ztg.*  (26.  Jan.)  herrorgebt,  soDichst  diesem 
Aufgabenkreise  aneiiedern:  die  8&uflings-  und  Kleinkinderpflege,  die  Wohnnng»- 
pflege,  die  Knippelpflege  und  die  'niberkulcwd>eklmp(ung.  Als  Tiiccr  der  Wohl- 
fahrtspflege sind  die  B«irksverbiode  vorgeaehen,  die  etwa  den  preuwaelMO  Kreisen 
entsprechen,  und  die  grSSeren  bezirksfreten  GÜXdte.  Für  jede  der  rier  Zweig- 
aufgaben  schafft  sich  das  Laadcsamt  eine  UntenbteQnaa;.  Am  BflndUehslen 
werden  die  Pläne  der  sichsix^n  Regierung  zur  SiagiingspäiBKe  daigdMt.  Hicixn 
wird  bereits  eine  Art  Mindestorogramm  entwickelt,  das  den  BezirUTcraiaden  zu 
erfüllen  vorgeschrieben  ist.  Es  umfafit  im  wesentlichen  folgende  Punkte:  Die 
Bezirke  haben  Bezirkspflegerinnen  anzustellen,  soweit  solche  nicht  bereiu  berufea 
sind.  Sie  haben  die  persönliche  Aufsiebt  über  die  im  F&iaorsebezirke  vorbandenea 
Säaglioee  sowie  die  unehelichen  und  Pflegekinder  unter  6  Jahren  insbesondere 
durch  Hausbesucbe  zu  führen,  hierbei  die  Mutter  und  Pfleftemutter.  aber  auch 
die  Schwangeren   zu   verst&ndigen   und  zum  Besuche  'i-     "  -«teilen 

anzuhalten.   Der  zweite  Programmpunkt  betrifft  die  Kr-  ..ultung 

von  Mutterberatungsstellen,  die  der  Leitung  «nes  Arztes  ouer  einer  Aer/tin  unter- 
stehen. Sodann  wird  den  Bezirksrerb&nden  die  Gewihmng  Ton  Btillbeihilfen  auf- 
erlegt, soweit  eine  Reichswoclienbilfe  nicht  auch  nach  dem  Kriege  besteben  bleibt 
oder  Lücken  aufweist.  Endlich  sind  die  Pflegebezirke  zur  Verteilung  von  Merk- 
blättern an  Schwangere  und  Mütter  veniflichtet.  Was  die  Aufsiebt  Ober  die  Pflege- 
kinder anlangt,  so  wird  erwogen  werden,  ob  eiae  poUseüiehe  Erlaubnis  zur  ent- 
geltlichen Haltung  von  Pflegäindem  gefordert  wefden  soll  oder  ob  eine  Melde- 
pflicht hinreichend  sein  wird,  um  ungeeignete  Personen  von  der  Pflege  aossu- 
schalten.  Für  alle  unehelichen  und  in  Puege  gcgAenen  Kinder  ist  die  Berufs- 
TOrmundschaft  einzurichten.  Zur  Erledigung  der  Anomtit^eit  wird  für  jeden 
Fürsoreebezirk  ein  Fürsorgeausschufl  groildet,  der  n.  a.aienOagen  Einrichtungen 
ins  Leben  zu  rufen  und  im  Gang  zu  halten  hat,  die  Stillbeihilfen  festsetzt  und 
bewilligt,  die  Fürsorgetätigkeit  leitet  und  beiufsichtigt  und  alljährlich  einen  Haus- 
haltsplan aufsetzt. 

In  diesem  Vorgehen  zeigt  sich  —  neben  der  Ausdehnung  der  8t*at- 
lichen  Fürsorgetätigkeit  auf  ein  zusammengefaßtes  Gebiet,  wie  es  bisher 
in  dieser  Art  noch  nicht  gesetzgeberisch  zusammengefaßt  war  —  auch 
der  große  sozialhygienische  Fortschritt,  daß  die  ä&uglings- 
fttrsorge  nicht  mehr  in  eng  hygienisch-medizinischem  Sinne  gefaßt,  sondern 
mehr  noch  als  bisher  ins  Soziale  erweitert  wird :  durch  die  gleich- 
zeitige Mitberücksichtigung  des  Kleinkindes  und  des 
Haltekinderwesens. 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  ist  auch  der  bevorstehende  preu- 
ßische Gesetzentwurf  für  Jugendfürsorge  anztisehen.  Nach 
Pressemitteilungen  kündigte  der  preußische  Minister  des  Innern  eine 
gesetzliche  Regelung  des  Haltekinderwesens  an,  die  eine  wesent- 
liche Besserung  dieser  Verhältnisse  zu  bringen  bestimmt  ist. 
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Im  sächsischen  Ministerium  des  Innern  ist  ein  Dezernat  für  Be- 
völkerungspolitik errichtet  worden,  in  Polen  wird  ein  Ministerium  für 
öffentliche  Gesundheitspflege,  soziale  Fürsorge  und  Arbeiterschutz  ge- 
bildet, in  Oesterreich  ist  die  Regierungsvorlage  über  die  Errichtung 
eines  Gesundheitsministeriums  vom  Abgeordnetenhaus  Mitte  März  in 
allen  Lesungen  angenommen  worden;  der  Antrag  des  Reichstags  auf 
Errichtung  eines  Reichswohlfahrtsamtes  hat  keine  Gegenliebe  beim 
Bundesrat  gefunden. 

Der  Verband  für  Säuglingsfürsorge  dehnt  vom  1.  Mai  ab  die  Klein- 
kinderberatung bis  zum  schulpflichtigen  Alter  aus  („Frankf.  Ztg."). 

In  Hannover  fand  in  Gegenwart  des  Oberpräsidenten  und  anderer  Regierungs- 
vertreter  eine  Besichtigung  und  Vorführung  des  neu  eingeführten  Unterrichts  der 
Säuglingspflege  in  den  oberen  Klassen  der  Volksschulen  statt.  Die  Kinder  zeigten, 
daß  sie  den  Stoff  reichlich  aufgefaßt  hatten,  gut  darstellen  konnten  und  die  bei 
der  praktischen  Säuglingspflege  notwendigen  Fähigkeiten  auszuüben  imstande 
wareh.  Es  wurde  damit  der  Beweis  erbracht,  daß  die  Säuglingspflege  in  den 
Schtilen  behandelt  werden  kann  und  zu  befriedigenden  Ergebnissen  führt.  Die 
Anwesenden,  auch  die  Aerzte,  waren  über  das  Gesehene  höchst  befriedigt. 

Für  Württemberg  ist  ein  Landesausschuß  des  Vereins  ,jDeutschlands 
Spende  für  Säuglings-  und  Kleinkinderschutz"  ins  Leben  gerufen  worden.  Der 
b ad i  sehe  Landesausschuß  für  Säuglingsfürsorge  hat  seine  Tätigkeit  auf  die  Für- 
sorge für  das  Kleinkind  ausgedehnt;  der  Staatsbeitrag  wurde  erhöht.  Im  März 
1918  griff  in  Baden  eine  Reform  der  Ernährungsfürsorge  für  Säuglinge  Platz ; 
sie  wurde  aus  der  allgemeinen  Lebensmittelversorgung  ausgeschieden,  und  gleich- 
zeitig wurde  auch  die  Versorgung  der  Schwangeren  und  Wöchnerinnen  neu  geregelt. 

Nach  größerer  Staatshilfe  in  der  Säuglingsfürsorge  ruft  der  Jahres- 
bericht des  Auguste  Viktoria-Hauses,  dessen  beratende  Tätigkeit  von  61  Auskünften 
im  Jahre  1911  auf  606  im  Jahre  1916  17  gewachsen  ist;  der  durch  die  Kriegs- 
verhältnisse herbeigeführte  finanzielle  Notstand  der  Anstalt  könne  nur  durch 
Keichshilfe  beseitigt  werden.  Daß  der  preußische  Staat  sich  mit  besonderem 
Interesse  den  Aufgaben  der  Säuglingsfürsorge  weiter  annehmen  wolle,  wurde  vom 
Ministerialdirektor  Kirchner  schon  auf  der  Novembertagung  der  Preußischen 
Landeskonferenz  für  Säuglingsschutz  betont;  er  sagte  u.  a. :  Die  Staatsregierung 
hat  die  Absicht,  in  nächster  Zeit  erhebliche  Mittel  zur  Verfügung  zu  stellen,  um 
u.  a.  die  Fürsorgestellen  für  Säuglinge^  zu  unterstützen.  Ganz  besondere  Sorgfalt 
werden  wir  aufwenden,  um  diejenigen  Frauen,  welche  sich  in  den  Dienst  des 
Volkswohls  stellen,  zu  stützen.  Wir  wollen  die  Fürsorgerinnen  zu  einem  Stande 
erheben,  der  sich  leistungsfähig  und  freudig  in  den  Dienst  des  Vaterlandes 
stellt.  Die  Staatsregierung  wird  ihre  ganze  Arbeitskraft  in  den  Dienst  der  Sache 
stellen.  In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  1.  März  1918  konnte  dann 
auch  bei  der  Beratung  des  Medizinaletats  von  Rednern  aller  Parteien  mit  Freude 
begrüßt  werden ,  daß  von  der  Regierung  500  000  M.  zur  Bekämpfung  der 
Säuglingssterblichkeit  bereitgestellt  werden.  Anschließend  daran  wurden  Ver- 
besserung des  Hebammenwesens,  Ausgestaltung  der  Hebammen -Lehranstalten 
durch  Angliederung  von  Kinderheimen ,  Schonung  der  Milchviehbestände,  Er- 
haltung der  im  Kriege  geschaffenen  ReichswochenhUfe  als  dauernde  Einrichtung 
gefordert.  v 

Ein  Gesetzentwurf  über  das  Hebammenwesen  in  Preußen  ist 
am  18.  April  1918  dem  Landtag  vorgelegt  worden  (Drucks,  d.  Abg.- 
Hauses  Nr.  885).  In  16  Paragraphen  regelt  er  die  Zulassung  zur 
Hebammentätigkeit,  die  Pflichten  der  Hebamme,  Annahme  und  Wir- 
kungskreis der  Bezirkshebammen,  Genehmigung  der  Zulassung  und  Aus- 
bildung der  Hebammen.     Der  Entwurf  bezweckt,   wie  die  Begründung 
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ausführt,  die  Mißstände  zn  beseitigen,  die  bezüglich  der  Tauglichkeit, 
der  räumlichea  Verteilung  und  der  Einkommenverh&ltnisse  der  Heb- 
ammen bestehen.  Daher  Genehmigungspflicht,  Beschränkung  der  Zahl. 
Anstellung  von  Bezirkshebammen. 

Die  Fürsorge  für  größere  Kinder  &afert«  sich  erneut  in 
der  Organisierung  des  Landaufenthalts  der  Stadtkinder  und  in  den 
Bestrebungen  der  Jugendfürsorge,  die  erziehliche  mit  gesundheitlichen 
Aufgaben  verbinden.  Nach  dem  Bericht  des  preulischen  Ministerium»  des 
Innern  über  den  Stand  der  Fürsorgeerziehung  im  Jahre  1916  teilt  die 
„Nordd.  Allg.  Ztg."  u.  a.  mit,  die  eingelieferten  Minderjährigen  zeigten 
eine  vorgeschrittene  Verwahrlosung,  die  Zahl  der  Kranken,  besonders 
der  Lungenkranken,  sei  größer,  dahingegen  sei  der  verschiedentlich  be- 
obachtete Rückgang  der  Weiblichen  auffallend. 

DieKinderfnrsorge  der  LandesTersicherungsanttalten  derUaote- 
gtädte  und  Kheioprorinz.  die  lich  der  Waisen teisorgiiiig  besonder«  angenommen 
haben,  hat  im  Jahre  1916  (nach  dem  „Reichs-ArbeiUblatt")  sehAne  Fortachritte  ge- 
macht. Die  LandesTenioiiamnnanaUlt  der  HaneestXdte  hatte  im  Jahre  1916 
567  Rentenwaiaen  (gegen  400  im  Jahre  1915)  und  bat  neben  dem  Erholungs- 
heim io  Grott-IIangdort  noch  ein  solches  in  Lensterhof  errichtet.  Im  Jahre  1916 
sind  für  Waisenfürsorge  (nach  Abzug  der  Bftekerstattungenj  von  dieaer  Landes- 
versicherungganstalt  2u6  122  M.  aufgewendet  worden.  NJunentlich  auch  die  hier 
besonders  interessierende  Heilffirsorge  für  tnberkulfise  und  tuberkuloseverdächtige 
Kinder  lebender  Versicherter  hat  im  Jahre  1916  ebenfalls  recht  gute  Fort»chritt« 
gemacht.  Die  zur  Verfügung  gestellten  Mittel  in  Höbe  von  4O000  M.  reichten 
nicht  aus,  so  dafi  mit  Genehmigonc  des  BetohsTersiebenuwsamts  weitere  16000  M. 
zur  Verfügung  gestellt  wurdeaTlnageaamt  brfaiwiea  lich  im  Jahre  1916  353 
(1915:288)  tuberKolöse  und  taberkulasererdlchtige  Kinder  lebender  Versicherter 
in  Heilfürsorge.  Die  Gesamtkosten  hierfür  beliefen  sich  auf  48  461  M.  (1915: 
41 105  M.).  Auch  bei  der  LebensverKicberungsanstalt  Rheinprovinz  hat  das  Heil- 
verfahren für  Kinder  wesentliche  Fortschritte  gemacht.  Waren  bis  Ende  1915 
nur  215  Heilverfahren  beendet,  ao  lautete  diese  Zahl  für  1916  auf  1374  mit 
77  547  Pflegetagen  und  212990  M.  Kosten  (anf  jedes  Kind  also  56  PflegeUge  mit 
155  M.  oder  2,77  M.  täglich).  An  Anträgen  waren  i.  J.  1916  1788  eingegangen. 
von  denen  15:^1  übernommen  wurden,  und  zwar  für  WaiseanDteoempfluiger  257. 
für  Kinder  von  Rentenempfäugem  129.  von  Kriegern  486,  von  sonstigen  Versicherten 
659.  Die  Kuren  dauerten  4—13  Wochen  und  wurden  in  Kinderhdlstätten.  8ool- 
bädern  und  ländlichen  Krankenhäusern  ausgeführt.  Mit  vollem  Erfolg  wurden 
809  aus  der  Heilbehandlung  entlassen,  mit  teUweisem  Erfolg  506.  ungeheilt  oder 
aus  sonstigen  Gründen  57. 

Steigende  Sorge   bereitete  die  Tuberkulose. 

In  einem  Erlaß  des  preußischen  Staatskommissars  für  Volkser- 
nfthrung  über  die  Regelung  der  Kranken  Versorgung  wird,  von  der  Tat- 
sache ausgehend,  daß  in  den  letzten  Monaten  die  Sterblichkeitsciffer 
von  1913  um  50  Proz.  überschritten  worden  ist,  angeordnet,  daß  die 
für  die  Insassen  der  Lungenheilanstalten  geltende  Normalration  auch 
auf  die  tuberkulösen  Hauskranken  anzuwenden  ist.  Angestrebt  soll 
werden,  daß  an  alle  Tuberkulösen  eine  Kartoffelration  von  10  Pfd. 
pro  Kopf  und  Woche  abgegeben  wird.  Die  Wochenkopfmenge  an 
Fleisch  soll  600  g  betragen,  eine  Menge,  die  —  nach  dem  Erlaß  — 
durch  Voranschlag  der  Reichsfleischstelle  sichergestellt  worden  iat. 
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Die  jetzige  Normalration  für  Tuberkulöse  beträgt  zurzeit :  Brot :  2  kg  wöchent- 
lich, Fleisch :  500  g  wöchentlich,  Milch :  1  1  pro  Kopf  und  Tag,  Butter :  mindestens 
250  g  wöchentlich,  Käse:  400  g  monatlich,  Bier:  4  Eier  wöchentlich,  Nährmittel 
(Graupen,  Grütze,  Haferfabrikate  usw.),  Hülsenfrüche  (Erbsen,  Bohnen,  Linsen) 
und  Teigwaren  nach  Maßgabe  der  jeweils  zur  Verfügung  stehenden  Bestände, 
pro  Kopf  und  Monat  insgesamt  2000  g,  Brotaufstrich  (Marmelade,  Kunsthonig, 
Rübensaft)  pro  Kopf  und  Monat  insgesamt  1000  g,  Kartoffeln :  10  Pfd.  wöchent- 
lich.   Dazu  ist  ausdrücklich  zu  bemerken,  daß  diese  Sätze  Mindestsätze  sind. 

Da.s  Deutsche  Zentralkomitee  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose 
veranstaltete  im  Januar  in  Berlin  einen  Ausbildungslehrgang  für  Fürsorge- 
schwestern.  In  seiner  Eröffnungsrede  wies  der  Vorsitzende  des  Arbeits- 
ausschusses, Geh.  Regierungsrat  Dr.  Freund,  darauf  hin,  daß  der  Krieg 
für  die  Ausbreitung  der  Tuberkulose  sehr  günstige,  für  ihre  Bekämpfung 
sehr  ungünstige  Voraussetzungen  geschaffen  habe.  Mit  um  so  größerer 
Entschiedenheit  müsse  der  Kampf  aufgenommen  werden.  Der  inner- 
halb des  Zentralkomitees  gebildete  Arbeitsausschuß  für  das  Fürsorge- 
stellenwesen  habe  es  sich  daher  zum  Ziele  gesetzt,  das  Deutsche  Reich 
mit  einem  engmaschigen  Netz  von  Fürsorgestellen  zu  umspannen,  deren 
wirksame  Tätigkeit  wesentlich  von  der  Tüchtigkeit  der  Fürsorge- 
schwestern abhänge.     An  dem  Kursus  nahmen  40  Schwestern  teil. 

Der  Oberpräsident  von  Schleswig-Holstein  hat  in  einem  Erlaß  die  Notwendig- 
keit betont,  in  den  Mittel-  und  Landstädten  sowie  auf  dem  platten  Lande  die 
Tuberkulosefürsorge  zu  organisieren.  Die  Landesversicherungsanstalt  Berlin  hat 
beschlossen,  in  Beelitz  eine  besondere  Erholungsstätte  für  tiiberkulös  gefährdete 
Kinder  einzurichten.  Der  Berliner  Sanitätsrat  Dr.  Eabnow  ist  auf  Einladung 
der  türkischen  Regierung  nach  Anatolien  gereist,  um  Plätze  für  Tuberkulose- 
Heilstätten  ausfindig  zu  machen  („Nordd.  Allg.  Ztg."). 

Aus  dem  Bericht  über  den  Stand  der  Tuberkulosebekämpfung  in  der  Schweiz 
im  Jahre  1916/17  („Gegen  die  Tuberkulose",  Beilage  zum  Bulletin  des  schweizeri- 
schen Gesundheitsamts,  1917  Nr.  8)  ist  unter  anderem  zu  ersehen,  welche  Maß- 
nahmen zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose  in  einigen  von  den 
kriegführenden  Staaten  während  des  jetzigen  Weltkrieges  ge- 
troffen worden  sind.  Nach  diesem  auszugsweise  in  den  „Veröffentlichungen  des 
Kaiserlichen  Gesundheitsamts"  wiedergegebenen  Berichte  wurde  Frankreich  in- 
folge des  Krieges  von  der  Tuberkulose  schwer  heimgesucht,  und  zwar  sollen 
dort  bereits  über  100000  Heeresangehörige  wegen  dieser  Krankheit  entlassen 
worden  sein.  (Nach  einer  Zeitungsmitteilung  aus  Genf  sollen  bis  zum  1.  Oktober 
1917  88  179  tuberkulöse  französische  Soldaten  dem  ärztlichen  Untersuchungsaus- 
schuß vorgeführt  worden  sein.)  Da  die  Gefahr  nahelag,  daß  durch  diese  sog. 
tuberkulösen  Verwundeten  die  Zivilbevölkerung  in  vermehrtem  Maße  angesteckt 
werden  würde,  haben  Behörden  und  private  Vereinigungen  Maßnahmen  ergriffen, 
um  die  Oeffentlichkeit  über  die  drohende  Gefahr  aufzuklären.  Auf  Anregung 
des  Zentralausschusses  zur  Unterstützung  tuberkulöser  KriegsteUnehmer  wurden 
in  zahlreichen  Departements  Fürsorgestellen  eröffnet,  Gesundheitsstationen  einge- 
richtet, Tuberkulosespitäler  oder  SpitalabteUungen  bereitgestellt  und  für  die  ge- 
fährdeten Kinder  der  tuberkulösen  Krieger  besondere  Unterbringungsstellen  gegrün- 
det, wo  sie  während  ihres  gemeinsamen  Aufenthalts  unterrichtet  und  beschäftigt 
werden.  Diese  Einrichtungen  sollen  nach  dem  Kriege  der  gesamten  Bevölkerung 
zugute  kommen  und  den  Ausgangspunkt  einer  panmäßigen  Bekämpfung  der 
Tuberkulose  bilden. 

In  England,  wo  die  Tuberkulosebekämpfung  durch  die  Vorschriften  des 
Lokalverwaltungsamts  vom  19.  Dezember  1912  neu  geregelt  worden  war,  bestanden 
am  30.  April  1916  außer  120  Heilstätten  mit  6500  Betten  288  Tuberkulose-Kranken- 
anstalten mit  11  227  Betten  und  355  Fürsorgestellen.    257  beamtete  Tuberkulose- 
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ärzte  überwachten  in  ihrem  Kreise  die  Tuberkulöiten  und  trafen  die  zur  Ver- 
hütung von  UebertragUDKen  erforderlichen  Mattn&hmen.  Im  Jahre  1915  wurden 
den  Behörden  in  England  96400  FUle  von  TuberkuloM  aogecaict,  und  die  Koat«a 
der  Tuberkulogebekämpfung  and  der  FOraoige  beli«(en  sioo  in  dem  am  31.  Min 
1916  zu  Ende  gegangenen  Rechnungsjahre  auf  ongefihr  11  Hill.  frea..  wovon 
der  Staat  die  Hälfte  trug. 

In  Italien  wurde  durch  Qeaetz  vom  35.  Juli  1917  die  Bekämpfung  der 
Tuberkulove  und  die  Fürsorge  für  die  Tuberkulönen  zur  Aufgabe  der  Allgemein- 
heit erklärt.  Die  Durchführung  i«t  den  Prorinzen  und  Oemeinden  übertragen 
und  die  .Spar-  und  Leihkasae*,  eine  ataatliebe  Bank  für  Wohlfahrtacwecke,  er- 
mächtigt, diesen  zur  ErsteUung  von  Heilatätten,  8eeboq>ifeB,  FreiluftMhuien  jähr- 
lich bis  zu  2,3  Mill.  frea.  zu  gewähren,  die,  vom  Staat  vetsiiut,  in  Uoeen  Fristen 
getilgt  werden  können.  Die  Geltongadaner  des  Oenttee  iat  auf  10  Jahre  aage- 
setzt.  Ueberdies  verabfolgt  der  Staat  an  die  Betriebe  von  Heilattttea,  Ftoom- 
und  Unterstützungsatellen  1,1  Mill.  Lire.  Das  vom  Staat  raebeoe  Betep4el  hat 
auch  die  Gemeinden  und  Privatpersonen,  inabeeondere  in  den  Oroflstädten,  zur 
Gewährung  von  Mitteln  für  die  Tuberkuloaebekämpfung  angespornt. 

In  der  Schweiz  wurde  durch  Bundesratabeschluli  der  Artikel  19  des  Mili- 
tärversicherungsgeaetzea  vom  23.  September  1914  am  1.  Juni  1917  allgemein  in 
Kraft  geseut  und  darauf  das  Militärdepartement  angewieaen,  allen  toberkulö« 
erkrankten  Wehrmännern,  denen  die  Berecntigung,  auf  Bondearata kneten  bdundeit 
zu  werden,  zuerkannt  worden  ist,  das  Krankengeld  auf  Grund  des  Militärver- 
sicherungsgesetzes von  1901  unverkürzt  anszuzuilen.  Danach  fällt  die  biiher 
bei  vordienstlicber  Entstehung  der  Tuberkulöee  geübte  grundaätzlicbe  UiTii:> 
Setzung  des  Krankengeldes  fort,  und  es  darf  eine  Kürzung  auf  die  Bilfu-  ■'.■■r 
Dauer  der  Krankenhaus-  und  Hauspflege  gemäS  Art.  29  nor  vorgenommen  werden, 
wenn  der  Versicherte  ledig  ist  und  käne  Angehörigen  zu  antefstüuen  hat.  Zu 
dem  seit  1913  geplanten  eidgenössischen  Tuberkulosegesetz  wurden  die  Vorarbeiten 
in  dem  Berichtsjahr  wieder  aufgenommen ;  ein  neuer  Entwurf  wurde  ausgearbeiteil' 
über  dessen  Inhalt  jedoch  noch  keine  Angaben  gemacht  werden  können. 

Die  Alkoholismusbek&mpfung  hat  in  den  Vereinigten  Staaten 
einen  weithin  sichtbaren   Erfolg  errungen. 

Seit  Jahren  ist  das  Ziel  der  Alkoholgegner.  da0  ein  absolutes  Verbot  der 
Herstellung,  der  Einfuhr  und  des  Verkaufs  dkoholhalüser  Getränke  in  die  Bimdee- 
verfassung  aufgenommen  werde.  Jetzt  haben  beide  Häuser  des  Kon^raeaea  einen 
solchen  Verfassungszusatz  angenommen,  der  Senat  im  Angiut  dieaea  Jahrea  mit 
65  g^en  20  Stimmen,  und  nun  dieser  Tage  mit  2S2  gegen  128  Stimmen  das 
Repräsentantenbaus.     Der  künftige  Verfassnngaartikel  soll  lauten: 

Nach  einem  Jahre,  gerechnet  vom  Inkrafttreten  dieaea  Artikels,  wird  hiw- 
mit  die  Herstellung,  der  Verkauf  und  Transport  berauschender  Flüssigkeiten  zu 
Trinkzwecken  innerhalb  der  Vereinizten  Staaten  verboten;  ebenso  die  Einfuhr 
nach  und  die  Ausfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten  nach  allen  ihrer  Recht- 
sprechung unterworfenen  Gebieten. 

Eine  Zustimmung  des  Präsidenten  zu  diesem  Beächlnsse  ist  nicht  erforder- 
lich. Dagegen  muß  er  den  einzelstaatlichen  Parlamenten  unterbreitet  und  von 
zwei  Dritteln  der  Bundesstaaten  ratifiziert  werden.  Es  bleibt  zunächst  fraglich, 
ob  32  Staaten  für  das  absolute  Alkoholverbot  zu  haben  sein  werden.  Für  ihr 
eigenes  Gebiet  hatten  bis  Kriegsausbruch  23  Ejinzelstaaten  Herstellung,  Einfuhr 
und  Verkauf  alkoholhaltiger  Getränke  untersagt,  in  drei  weiteren  hatten  sich 
Exekutive  und  Volksvertretung  auf  diesen  Grundsatz  festgelegt. 

Eine  erneute  Mahnung  zum  Schutz  der  Arbeiterinnen 
erging  vom  Reichskanzler  (Reichswirtschaftsamt).  In  zwei  Erlassen 
vom  '24.  Juli  und  24.  August  1917  waren  bestimmte  Weisungen  ffir 
die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen,  namentlich  in  bezug  auf  Arbeits- 
zeit,   Nachtarbeit,    Ueberstunden,    gegeben    worden.      In    den    weitaus 


—     213     — 

meisten  Bezirken  haben  sich  diese  Richtlinien,  wenn  auch  nach  Ueber- 
windung  anfänglicher  Schwierigkeiten,  durchführen  lassen.  In  einigen 
sehr  industriereichen  Bezirken  besonders  im  Westen  ist  es  aber  trotz 
der  Bemühungen  der  zuständigen  Gewerbeaufsichtebeamten  noch  nicht 
gelungen,  die  Nachtarbeit  und  die  Ueberarbeit  in  dem  erwünschten 
Maße  einzuschränken.  Bei  den  darüber  gepflogenen  eingehenden  Ver- 
handlungen hat  sich  ergeben,  daß  es  sich  dabei  um  Betriebe  handelt, 
deren  ungestörter  Portgang  für  die  Schlagfertigkeit  des  Heeres  und 
für  die  Ernährung  der  Bevölkerung  unbedingt  erforderlich  ist,  denen 
es  aber  bisher  nicht  möglich  gewesen  ist,  eine  genügende  Zahl  von 
Arbeiterinnen  anzuwerben,  um  sie  allgemein,  soweit  sie  nachts  be- 
schäftigt werden,  in  achtstündigen  Schichten  zu  beschäftigen  oder 
Ueberarbeit  ganz  zu  vermeiden.  In  dem  neuen,  vom  9.  Januar  1918 
datierten  Rundschreiben  des  Reichskanzlers  an  die  Bundesregierungen 
heißt  es  nun: 

Da  die  rechtzeitige  Herstellung  der  für  das  Heer  und  die  Bevölkerung  im- 
entbehrlichen  Erzeugnisse  unter  allen  Umständen  sichergestellt  werden  muß  und 
demgegenüber  zurzeit  alle  anderen  Eücksichten  zurückgestellt  werden  müssen, 
80  wird  man  sich  damit  abzufinden  haben,  daß  für  einzelne  Betriebe,  wo  diese 
Voraussetzungen  nachgewiesenermaßen  zutreffen,  vorübergehend  zugelassen  wird, 
Arbeiterinnen  und  jugendliche  Arbeiter  in  weiterem  Umfange  heranzuziehen,  als 
dies  in  dem  ßundschreiben  vom  11.  August  1917  vorgesehen  ist.  Dabei  bitte 
ich  jedoch  die  Gewerbeaufsichtsbeamten  anzuweisen,  folgende  Grundsätze  zu  be- 
achten : 

1.  Schwache  und  kränkliche,  schwangere  und  stillende  Arbeiterinnen  dürfen 
zur  Nacht-  oder  Ueberarbeit  nicht  herangezogen  werden.  Die  Bestimmungen  des 
§  137  Abs.  6  der  GewO.  (8-wöchige  Euhezeit  vor  und  nach  der  Niederkunft) 
müssen  unter  allen  Umständen  gewahrt  bleiben. 

2.  Die  Heranziehung  von  Arbeiterinnen  jeden  Alters  zu  24-8tündigen  oder 
ähnlich  langen  Wechselschichten  ist  ausgeschlossen. 

3.  Werden  Arbeiterinnen  über  18  Jahre  an  der  Nachtarbeit  beteiligt,  so 
m^üssen  sie,  wenn  irgend  möglich,  in  8-stündigen  Arbeitsschichten  beschäftigt 
werden ;  jedenfalls  dürfen  aber  ihre  Arbeitsschichten  einschließlieh  der  Pausen 
12  Stunden  nicht  übersteigen. 

4.  Für  Arbeiterinnen  zwischen  16  und  18  Jahren  darf  eine  neue  Erlaubnis 
zur  Nachtarbeit  in  Schichten,  die  einschließlich  der  Pausen  länger  als  8  Stunden 
dauern,  nicht  erteilt  werden.  Für  Betriebe,  denen  eine  solche  Erlaubnis  schon 
erteilt  ist,  kann  sie  mit  der  Beschränkung  verlängert  werden,  daß  nur  diejenigen 
Arbeiterinnen  unter  18  Jahren  weiter  an  der  Nachtarbeit  beteiligt  werden  dürfen, 
die  sie  schon  jetzt  leisten. 

5.  Arbeiterinnen  jeden  Alters,  die  in  längeren  als  9-stündigen  Schichten 
einschließlich  der  Pausen  beschäftigt  werden,  dürfen  in  zwei  Wochen  höchstens 
zu  sechs  Nachtschichten  herangezogen  werden. 

6.  Arbeiterinnen  zwischen  14  und  16  Jahren  dürfen  an  eigentlicher  Nacht- 
arbeit —  Ziffer  3,  4,  5  —  nicht  beteiligt  werden. 

7.  Zugelassen  werden  kann  eine  Beschäftigung  der  Arbeiterinnen  zwischen 
14  und  18  Jahren  in  verlängerten  Morgen-  und  Abendschichten,  d.  h.  vor  6  Uhr 
morgens  und  nach  6  Uhr  abends,  wenn  ihre  Arbeit  auf  zwei  höchstens  9-stündige 
Schichten  einschließlich  der  Pausen  beschränkt  bleibt  und  an  ihrer  Arbeitsstelle 
kein   eigentlicher  Nachtbetrieb  stattfindet. 

8.  Eine  neue  Erlaubnis  zur  Ueberarbeit  für  Arbeiterinnen  unter  18  Jahren 
darf  nur  innerhalb  der  Grenzen  erteilt  werden,  die  in   den  §§  138a  und  139  der 
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Q«wO.  g^ezogen  und.  Für  Betriebe,  denen  eine  «olche  ErUnbnU  «chon  erteilt 
üt,  kann  sie  mit  der  Beachrinkong  verliajmt  werden,  d»Ü  nur  diejenigen  Arbett»- 
rinnen  unter  18  Jahren  weiter  in  der  Deberarbeit  beteiligt  werden  dOrfen,  die 
sie  achon  jetzt  leisten. 

Selbst  die  harte  Kriennotwendigkeit  darf  nicht  an  einem  Baabban  an  Qe- 
anndheit  und  Kraft  der  Frauen  führen.  Für  den  Wiederaofban  wuerea  Volks- 
körpers müssen  wir  schon  jetzt  auf  die  tunlichst  durchgreifende  Sdionnng  der 
gewerblich  tätigen  Frau  durch  ächutzmaflnahmen  bedacht  aein. 

In  der  Heilbehandlang  der  Invalidenveraiehernng  sind  im 
Jahre  1916,  wie  das  Reichsversicberangsamt  mitteilt,  insgasamt  95  760 
Versicherte  mit  einem  Qesamtaafwande  von  20  846  108  H.  in  Heilba- 
handlung  genommen  worden.  Die  Zahl  der  Behandelten  und  demgem&t 
auch  der  Kostenaufwand  hat  gegen  1916  erheblich  zugenommen.  Zum 
ersten  Male  ist  die  Zahl  der  wegen  Lungentuberkalose  st&ndig  be- 
handelten  M&nner  and  Frauen  ann&hemd  gleich  groS,  w&hrend  in  dan 
letzten  Friedensjahren  nur  etwa  halb  so  viel  Frauen  wie  M&nner  be- 
handelt worden  sind.  Auch  bei  den  anderen  Krankheiten  ist  die  Zahl 
der  Frauen  bedeutend  gestiegen.  Von  den  QMamtkosten  der  Heilbe- 
handlung haben  Krankenkassen,  BerofsgenoMansohaften,  Oemeinden,  die 
Reichsversicherungsanstalt  ftlr  Angestellte  usw.  4  688  032  M.  erstattet, 
so  daß  yon  den  Tr&gem  der  Invalidenversicherung  tats&chlich  nur 
16  258  076  M.  für  die  Heilbehandlung  aasgegeben  sind.  Die  Ergeb- 
nisse der  Heilbehandlang  im  Jahre  1916  dürfen  als  gut  bezeichnet 
werden.  Von  den  28  149  Versicherten,  die  an  Lungen-  oder  Keblkopf- 
tuberknlose  erkrankt  waren,  wurde  bei  22  405,  das  sind  87  v.  H., 
ein  Erfolg  ersielt.  Aehnlich  gdnstige  Erfolge  sind  auch  bei  anderen 
Erkrankungen  aufzuweisen. 

Wie  daa  .Zentralbl.  d.  christl.  Oewerksch."  mitteflt,  wurde  in  aiaar  Bagabe 
der  Zentralstelle  für  InvalidenTersicherung  an  Bundeatag  und  Reiehstag  n.  a. 
die  Forderung  erhoben,  den  Qeanndheitasustand  der  Jugendlichen  ron  14  bia 
21  Jahren  nach  Kriegsende  allgemein  irztlieh  untersuchen  zu  lassen  und  dauernd 
zu  überwachen. 

In  der  Wohnungsfrage  waren  die  letzten  Monate  aaCerordent- 
lich  rege.  Nicht  nur  die  Veröffentlichung  und  das  Inkrafttreten  des 
preußischen  Wohnungsgesetzentwurfes  und  die  Pl&ne  zar  Wohnungs- 
fürsorge  seitens  des  Reiches,  auch  mannigfache  Anregungen  aus  allen 
Kreisen  und  namentlich  die  MaBnahmen  der  Oemeinden  zur  Vorsorge 
gegen  eine  Wohnungsnot  nach  dem  Kriege  sind  zu  nennen.  Auf  alles 
dies  hier  einzugehen,  ist  bei  dem  bescbrtnkten  Räume  der  Chronik 
nicht  möglich.     Nur  kurz  sei  folgendes  verzeichnet : 

Nach  langen  Vorbereitungen  und  macherlei  Hin  and  Her  zwischen  dem 
Herrenhaus  und  Abgeordnetenhaus  ist  nun  endlich  auch  für  Preußen  ein  Woh- 
nungggesetz  zustande  gekommen,  nachdem  gesetzgeberische  Versuche  aus  den 
Jahren  1904  und  1913  gescheitert  waren.  Das  Gesetz  ist  am  28.  Mirs  1918  ver- 
öffentlicht worden  und  bereiU  am  1.  April  1918  in  Kraft  getreten. 

Sowohl  bei  den  Verhandlungen  im  Abgeordnetatbaus  wie  im  Herrenhaus 
war  mehrfach  betont  worden,  daß  das  Wohnungsgeaets  nur  als  der  erste  Schritt 
zu  einer  gründlichen  Verbesserung  des  Wohnungjweaeas  «wertet  werden  kann 
Das  Abgeordnetenhaus  hat  in   einer   Reihe  von  EntechlieMBgeo  seine  Wünsche 
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Jüi  die  weiteren  MsißnahmeD  der  Regierung  auf  diesem  Gebiet  aufgestellt.  Die 
wichtigsten  Punkte  dieser  Entschließungen  bilden  die  geeignete  Gestaltung  des 
Verkehrswesens,  Erlaß  eines  Baugesetzes,  welches  den  Bedürfnissen  neuzeitlichen 
Städtebaus  entspricht,  reichseesetzlicher  Ausbau  des  Erbbaurechts,  Einrichtung 
von  Anstalten,  welche  die  aUmähliche  Tilgung  der  Anliegerbeiträge  in  Renten- 
form ermöglichen. 

Die  Vorlage  wurde  in  der  vom  Ausschuß  vorgeschlagenen  Form  schließlich 
einstimmig  angenommen,  nachdem  ein  Antrag  v.  Rheinbaben,  der  die  Vorlage 
ungefähr  in  der  ursprünglichen  Form  der  Regierungsvorlage  wiederhergestellt 
hätte,  mit  geringer  Mehrheit  abgelehnt  worden  war.  Das  mit  dem  Wohnungs- 
gesetz eng  verbundene  Bürgschaftssicherungsgesetz  wurde  ohne  Erörterung  en 
bloc    angenommen. 

Ein  Programm  staatlicher  Abhilfemaßnahmen  liegt  zuvörderst 
in  einem  Erlaß  der  preußischen  Minister  der  öffentlichen  Ar- 
beiten und  des  Innern,  der  die  Befürchtung  eines  Mangels  an  mittleren 
und  namentlich  an  Kleinwohnungen  ausspricht,  zu  Erhebungen  über  die  leer- 
stehenden Wohnungen  und  den  zu  erwartenden  Wohnungsbedarf  (Kriegsheiraten 
usw.)  anregt  und  auf  die  Möglichkeit  der  Zerlegung  größerer  Wohnungen 
hinweist;  es  wird  auch  zur  Erwägung  gestellt,  vorübergehend  auch  Dach-  und 
Kellerwohnungen  wieder  zuzulassen  und  öffentliche  Gebäude,  Schulen  u.  dgl.  für 
die  Aufnahme  von  Familien,  sowie  Turnhallen  und  Lagerräume  für  die  Aufnahme 
von  Ledigen  auszuwählen.  Verschiedentlich  wurde  dieser  Erlaß  bemängelt,  ein- 
mal weil  er  nur  eine  behelfsmäßige  Abhilfe  vorsieht,  mit  der  nur  eine  vorüber- 
gehende Erleichterung  erzielt  werden  kann,  weiter  weil  er  insbesondere  unter- 
läßt, Mittel  und  Wege  zur  Beförderung  des  Neubaus  von  Kleinwohnungen  anzu- 
geben. Dies  wird  wenigstens  einigermaßen  nachgeholt  durch  einen  Aufsatz  in 
der  „Nordd.  AUg.  Ztg."  (Nr.  322,  vom  10.  November),  der  augenscheinlich  amt- 
lichen Ursprungs  ist.  Hier  wird  den  Gemeinden  empfohlen,  „einem  sofortigen 
Einsetzen  der  Bautätigkeit  nach  Friedensschluß  durch  Fertigstellung  beabsichtigter 
Bebauungspläne  und  Durchführung  der  Verfahren  noch  während  des  Krieges 
die  Wege  zu  ebnen.  Die  Gemeinden  müssen  ferner  zweckmäßig  die  für  die  Durch- 
führung der  oben  erwähnten  baulichen  Maßnahmen  als  aucn  für  die  Bautätig- 
keit in  der  ersten  Zeit  erforderlichen  Baustoffe  überschläglich  zu  ermitteln  suchen 
und  mit  den  Kriegsamtsstellen  wegen  Zuweisung  dieser  Baustoffe  nach  Kriegs- 
ende sich  schon  jetzt  ins  Benehmen  setzen.  Schließlich  wrd  rechtzeitig  ein  ge- 
nauer Wohnungsnachweis  einzurichten  sein,  der  spätestens  bei  Rückkehr  der  ersten 
Krieger  in  Wirksamkeit  treten,  mit  An-  und  Abmeldezwang  versehen  sein  und 
80  stets  einen  Ueberblick  über  die  Zahl  der  Wohnungen  jeder  Art  gestatten  müßte, 
geeignetenfalls  auch  mehrere  benachbarte  Gemeinden  umfassen  könnte." 

Besonders  wichtig  erscheint  es  der  Kritik,  namentlich  in  der  „Frankf.  Ztg.", 
daß  der  Staat  für  Baugeld  sorgt,  und  der  geeignete  Weg  ist  (nach  der  „Köln.  Ztg."], 
diejenigen  Vermieter  bei  der  Gewährung  von  Hypothekarkredit  seitens  der  städti- 
schen Sparkassen  und  öffentlich-rechtlichen  Versicherungsanstalten  zu  bevorzugen, 
die  die  oben  genannten  amtlichen  Richtlinien  zu  befolgen  bereit  sind.  —  Die 
Einbringung  cfes  preußischen  Wohnungsgesetzes  rollt  die  Probleme  erneut  auf, 
worauf  im  Augenblick,  da  die  Beratung  dieses  Gesetzentwurfes  bevorsteht,  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden  soll. 

Auch  in  Bayern  hat  das  Ministerium  des  Innern  'Anordnungen  an  die 
staatlichen  und  gemeindlichen  Verwaltungskörper  veröffentlicht,  um  sie  zu  recht- 
zeitiger Bereitstellung  von  Kleinwohnungen  zu  veranlassen.  Hier  wird  die  Frage 
der  Beschaffung  der  Baustoffe  und  der  Arbeitskräfte  in  erster  Linie  gestellt.  Die 
Militärverwaltung  hat  sich  in  bezug  auf  die  Abgabe  von  Baustoffen,  insbesondere 
auch  von  Leichtbauten  bei  der  Demobilisierung  zum  Entgegenkommen  bereit  er- 
klärt. Die  Anordnungen  zählen  dann  die  Mittel  auf,  die  der  Staat  zur  Förderung 
des  Kleinwohnungsbaues  aufwendet.  Ueber  die  Vereinfachung  und  Verbilligung 
der  Bauweise  für  Kleinwohnungen,  Erleichterung  der  Bauvorschriften,  Ersatz 
teuerer  Baustoffe  durch  billigere  und  Einführung  von  sogenannten  Bautypen  zum 
Zwecke   der  Massenherstellung    von   Bauteilen   durch  Handwerk  und   Industrie 
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werden  besondere  Anordnungen  in  AnMieht  mtcllt.  Ein  im  bajeriacben  Ministeriiua 
des  Innern  bearbeiteter  Bericht  über  die  WohnungsfärK»«  in  Barem  1913  bis 
1916  wendet  sich  besonders  gegen  das  militirische  BaoTCroot,  lobt' die  Tätigkeit 
der  Gemeinden  und  gemeinützigen  Banvereioig^angen,  wthrend  fibor  die  Wohnann- 
beschaffung  durch  private  Arbeiteeber  nur  wenig  Oünstiges  beriefatet  wenfaa 
konnte.  Bchöne  Erfolge  hat  die  oajreriiche  Verkehrsrerwaltaiig  in  der  Boeit- 
stellung  von  Wohnungen  für  ihr  Oieostpenonal  anfsiiweisen,  so  &ä  in  der  Prmm 
(z.  B.  „Münck-Augsb.  Ab.-Ztg.")  ^emig*  wntde,  ob  die  Bta«Ur«gienug  akkt 
auch  für  die  übrigen  Oeichlftobcrciche  eise  gWefacMitete  Wohnungrf&iaocg»  ia 
Erwägung  ziehen  wollte.  —  Die  neae  Abiadernng  des  Myeriaeben  Zwangsabtretaam- 
eesetze*  dient  auch  der  Eleinwobnaiigtf&rMme:  wann  dar  LeerbcaUnd  der 
Wohnun^n  unter  einen  gewissen  Hnndertaati  (3  Prot.)  hemiitargenngeD  ist  and 
das  Bedürfnis  auf  andere  Weise  nicht  zu  befriedigen  ist,  soll  die  VorsnaaeUung 
für  eine  Zwangsabtretung  gegeben  sein. 
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Volkswirtschaftliche  Chronik. 

April  1918. 
I.  Produktion  im  allgemeinen. 

Inhalt:   Beschäftigungsgrad  im  April. 

Das  „Reichs-Arbeitsblatt"  schreibt  über  die  Beschäftigung  im 
Monat  April:  Im  April  1918  sind  keine  merklichen  Wandlungen  in  der 
Tätigkeit  der  deutschen  Industrie  gegenüber  der  Lage  im  März  zu  ver- 
zeichnen. Das  Bild  gegenüber  den  Vormonaten  hat  sich  nicht  wesent- 
lich verändert.  Nach  wie  vor  ist  die  Leistungsfähigkeit  der  Industrie 
den  an  sie  gestellten  hohen  Anforderungen  gewachsen.  Die  Beschäf- 
tigung hielt  sich  auch  dem  Vorjahr  gegenüber  annähernd  auf  derselben 
Höhe.  Einige  kriegswichtige  Gewerbezweige  konnten  durch  Vergröße- 
rung ihrer  Anlagen,  und  durch  Verbesserung  der  Verkehrsverhältnisse 
unterstützt,  ihre  Umsätze  noch  erhöhen. 

Die  Lage  im  Berg-  und  Hüttenwesen  blieb  durchaus  gut ;  dasselbe 
lassen  die  Berichte  aas  der  Eisen-  und  Metallindustrie  sowie  aus  dem 
Maschinenbau  erkennen ;  Lohnerhöhungen  werden  für  diese  und  manche 
andere  Industrien  aus  allen  Teilen  des  Reiches  gemeldet.  In  der 
elektrischen  und  chemischen  Industrie  lagen  zahlreiche  Aufträge  vor, 
so  daß  die  Tätigkeit  ebenso  rege  wie  in  den  Vormonaten  blieb.  Nur 
im  Spinnstoffgewerbe  war  die  Geschäftslage  in  vielen  Teilen  des  Reiches 
wenig  günstig.  Auch  im  Bekleidungsgewerbe  hatten  einige  Zweige 
der  Konfektion  geringe  Umsätze. 

Die  Nachweisungen  der  Krankenkassen  lassen  für  die  am 
1.  Mai  in  Beschäftigung  stehenden  Mitglieder  im  Vergleich  zum  An- 
fang April  eine  Zunahme  um  insgesamt  192 133  Beschäftigte  oder 
2,3  V.  H.  erkennen.  An  der  Steigerung  ist  das  männliche  Geschlecht 
mit  116172  (2,9  v.  H.),  das  weibliche  mit  76  961  (1,8  v.  H.)  beteiligt. 
Dem  April  gegenüber  ist  eine  wesentliche  Zunahme  eingetreten,  im 
Vergleich  zum  Mai  1917  ist  die  Steigerung  nicht  ganz  so  bedeutend 
(2,9  V.  H.). 

Was  die  Zusammenstellung  für  die  Betriebskrankenkassen- 
mitglieder, die  einen  Vergleich  mit  dem  Vormonat  gestattet,  an- 
belangt, so  zeigt  sich  für  das  männliche  Geschlecht  fast  überall  eine 
Zunahme  der  Beschäftigung,  besonders  im  Baugewerbe,  bei  den  Holz- 
und  Sohnitzwaren  sowie  in  der  Metall-  und  Maschinenindustrie.  Eine 
Jahrb.  f.  NationalSk.  a.  Stat.,  Volkawirtach.  Chronik.  1918.  XVI 
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größere  Abnahme  macht  sich  nar  in  der  Spinnstoff indiiHtrie  E!.-a.? 
Lothringens  bemerkbar.  Die  Zahl  der  weiblichen  Pfüchtmitgli):  :>  r 
zeigt  vor  allem  eine  Zunahme  in  der  Land-  und  Forstwirtschaf:. 
Baugewerbe  und  in  der  Uolx-  und  Schnitzwarenindustrie.  Der  K^'  k- 
gang  in  der  Besch&ftigungszahl  ist  meist  nicht  sehr  hoch,  immerhin 
in  der  elektrischen  Industrie  und  im  Spinnstoffgewerbe  Elsat- Lothringens 
ziemlich  bedeutend  (4,5  bzw.  6  v.  H.) 

Nachstehend  ist  die  Bewegung  der  Beschäftigten  in  den  einzelnen 
Gewerbegruppen ,  soweit  sie  in  der  Berichterstattung  der  Betriebs- 
krankenkaäsen  zum  Ausdruck  kommt,  vom  1.  April  bis  1.  Mai  darge- 
stellt. Die  Zahl  der  versicherungspflichtigen  Mitglieder  betrag  am 
1.  Mai  1918: 


Zahl  der 
beriofatMi- 

PfliobtoitgU«!«- 
abi6|dieb  dv  ariMito- 

Zn-  oder 
fSgcB  deo 

AbBahm« 
Vormonat 

deoKaaen 

uofliiigco 
minDl. 

Krasken 
weibL 

in  Proaent 
mtnal.          weibl. 

Luitl-    and    Fontwirtachafl, 

Gärtnerei 

:6 

«457 

7  «49 

+   «,* 

+  11,« 

IteuU-,  MaMhiDCDindustrie 

749 

66506$ 

118  701 

+  ».1 

+  0,4 

dsTon  in  laheinl-Wertf. 

48 

41790 

161J1 

+   «.« 

+    «.« 

tS8 

303  »43 

98097 

+   «•• 

—  0,1 

Elektri«rhe  Inüuiilrie 

25 

3SS9S 

48  131 

+   «.» 

—  4.» 

Chemuche  Indiutrie 

1 13 

93894 

41685 

+  i.i 

+  3.» 

äpiautoffgawcrb« 

830 

53  495 

«»9  933 

+    0.» 

—  «.» 

fSeUcdcB 

64 

6995 

17008 

+  0,. 

—  •,» 

^^  •"     Kgr.  Sachen 

»•7 

11847 

»»«45 

+  '.« 

—  0,» 

184 

•3437 

38069 

+  ••« 

+  0,1 

EU.-Lo(hringen 

4» 

1  67« 

4684 

—  »,» 

-  5.» 

HoU-   und  ScfaniUwareii 

8x 

9488 

4  745 

+  3.« 

+  3,* 

Vahmngi-  nod  Oenufimittel 

»73 

»4  33« 

34846 

—  o.« 

—  0,« 

B«kleidiiiig 

76 

49'5 

ti  »59 

+  i.i 

+  o.» 

Bangewerfa« 

aoi 

JOMS 

7  79« 

+  5.» 

-(-«6,t 

Wird  die  Zu-  und  Abnahme  der  Mitglieder  nach  Oberversiche- 
rungsftmtem  betrachtet,  so  findet  man  bei  den  Orundsahlen  ffir  die 
männlichen  Mitglieder  eine  größere  Zunahme  in:  Königsberg,  Gum- 
binnen,  AUenstein,  Dancig,  Groß- Berlin,  Potsdam,  Frankfurt  (Oder;, 
Stettin,  Köslin,  Posen,  Breslau,  Liegnitz,  Oppeln,  Magdeburg,  Merse- 
burg, &furt,  Schleswig,  Minden,  Dortmund,  Cassel,  Wiesbaden,  DfisseU 
dorf,  Speyer,  Bautzen,  Chemnitz,  Dresden-N.,  Leipzig,  Zwickau,  Stutt- 
gart mit  Neckarkreis,  Karlsruhe,  Mannheim,  Darmstadt  mit  Provinz 
Starkenbnrg,  Gotha,  Braunschweig,  Gera,  Dessau,  Bremen  und  Ham- 
burg. 

Eine  größere  Abnahme  der  m&nulichen  Mitglieder  ist  nirgends 
vorhanden. 

Bei  den  weiblichen  Mitgliedern  zeigt  sich  eine  größere  Zunaiiui< 
in:  Königsberg,  Gumbinnen,  AUenstein,  Danzig,  Potsdam,  Frankfurt 
(Oder),  Stettin,  Köslin,  Stralsund,  Posen,  Bromberg,  Breslau,  Liegnitz, 
Oppeln,  Magdeburg,  Merseburg,  Hannover,  Minden,  Dortmund,  Cassel, 
Wiesbaden,  Cöln  (Rhein),  München,  Speyer,  Regensburg,  WUrzburg, 
Bautzen,  Chemnitz,  Dresden-N.,  Leipzig,  Zwickau,  Stuttgart  mit  Neckai-, 
Schwarzwald-,  Jagst-  und  Donaukreis,  Freiburg  (Breisgau),  Mannheim, 
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Darmstadt  mit  Provinz  Starkenburg  und  Oberfaessen,  Schwerin,  Gotha, 
Braunschweig,  Meiningen,  Gera,  Dessau,  Arnstadt  und  Bremen. 

Eine  größere  Abnahme  bei  den  weiblichen  Mitgliedern  zeigt  sich 
in :  Groß-Berlin,  Aachen  und  Bayreuth. 

Von   den    berichtenden    Unternehmungen    gaben    308    Unter- ' 
nehmungen    die  Zahl    ihrer  Arbeiter  im  Berichtsmonat  auf  375  847  an. 

Neben  der  Beschäftigtenzahl  im  Berichtsmonat  verzeichneten  304 
Unternehmungen  auch  die  Zahl  der  im  Vormonat  beschäftigten  Arbeiter. 
Hier  waren  am  letzten  Tage  des  Berichtsmonats  insgesamt  372  937 
gegen  357  309  Arbeiter  am  Schluß  des  März  tätig.  Die  Zunahme  ist 
vor  allem  auf  einen  Zugang  der  männlichen  Arbeitskräfte  zurückzu- 
führen. 

Eine  Zunahme  in  der  Beschäftigungszahl  ist  besonders  in  der 
Maschinenindustrie,  in  der  chemischen  wie  in  der  Eisen-  und  Metall- 
industrie zu  verzeichnen.  Die  übrigen  Gewerbegruppen  weisen  keine 
nennenswerten  Veränderungen  auf. 

306  berichtende  Unternehmungen  teilten  neben  der  Beschäftigungs- 
zahl im  Berichtsmonat  auch  den  Stand  der  Arbeiterschaft  im  gleichen 
Monat  des  Vorjahres  mit.  In  diesen  306  Unternehmungen  waren  im 
Berichtsmonat  375  753  Arbeiter  gegenüber  339  931  im  April  1917  be- 
schäftigt. Es  ist  also  gegenüber  dem  Vorjahr  eine  Zunahme  der 
Arbeiterschaft  um  35  822  oder  10,5  v.  H.  eingetreten. 

Nachstehend  geben  wir  die  Veränderungen  in  den  einzelnen  Ge- 
werben tabellarisch  wieder : 


S 

Beschäftigte  am 

Zu-  oder  Abnahme 

1 

letzten  Tage  des 

Qewerbegruppen 

Bericbtsmonats 

insgesamt 

männl.  |  weibl. 

insgesamt 

männl. 

Anzahl 

V.  H. 

Anzahl 

Bergbau  nnd  Hüttenbetrieb 

3Ö 

69093 

61  261 

-1- 

572 

+  0,8 

+     644 

-    84 

Eben-  and  Metallindustrie 

49 

77761 

50931 

— 

907 

+  i.a 

-1-   1256 

-  253 

Industrie  der  Mascbinen 

83 

122053 

92309 

-f-12757 

+  11,7 

+   3008 

—  251 

Elektrische  Industrie 

17 

6890 

3220 

+ 

48 

-1-  0,7 

+       37 

-1-     10 

Chemische  Industrie 

33 

69795 

54138 

+ 

1277 

+  1,9 

+   1037 

-1-  238 

Spinnstoffgewerbe 

i6 

9  993 

2727 

— 

168 

—  1.' 

—      31 

—  166 

Holzindustrie 

8 

I  290 

750 

+ 

57 

+    4.8 

+      .16 

+     41 

Nahrongs-  nnd  Genußmittel 

15 

4842 

1821 

— 

36 

—  0,7 

+     242 

-  278 

Bekleidungsgewerbe 

'5 

2881 

603 

— 

2 

—  0,1 

+       20 

—     22 

Glas  und  Porzellan 

4 

982 

625 

— 

10 

—    1,0 

—        3 

—       7 

Papierindustrie  und  Buchdruck 

26 

5018 

2771 

+ 

58 

+    ',3 

-t-       20 

+     38 

Sonstige  Gewerbe  (einschließlich 

Baustoffe  und  Schiffahrt) 

8 

2339 

1333 

+ 

168 

+    7,7 

-f       84 

-1-     84 

Summe 

304 

372937 

27248g 

+  1 

5628 

+  4,* 

+  6330 

—  650 

Nach  den  Feststellungen  von  34  Fachverbänden,  die  für  1162815 
Mitglieder  berichten,  betrug  die  Arbeitslosenzahl  Ende  April 
9746  oder  0,8  v.  H.  Im  März  wurde  von  36  Verbänden  berichtet  und 
eine  Arbeitslosenziffer  von  0,9  v.  H.  festgestellt.  Es  bedeutet  dies 
eine    geringe    Verbesserung   gegenüber   dem    Vormonat.     Im    Vergleich 
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zum  April  der  vier  vorhergehenden  Jahre  ist  die  Arbeitslosenriffer 
nicht  unwesentlich  gesunken.  Sie  stand  im  April  1917  auf  1,0  und 
hatte  1916  2,9  v.  H.  betragen;  auch  in  der  Friedenszeit  April  1914 
war  die  Arbeitslosigkeit  wesentlich  hoher,  n&mlich  2,8  v.  H. 

Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise  l&tt  im  Berichtsmonat 
fttr  beide  Geschlechter  eine  Steigerang  des  Arbeitsandranges  erkennen. 
Im  April  kamen  auf  lOU  offene  Stellen  bei  den  m&nnlichen  Personen 
62  Arbeitsuchende  (gegen  56  im  Vormonat) ;  beim  weiblichen  Geschlecht 
90  (gegen  85  im  Vormonat).  Diese  Angaben  decken  sich  nngef&hr  mit 
den  Berichten  aus  der  Industrie. 


iL  Laiidwirtsfhaft  und  verwandte  (jewerbc 

Inhalt:    Saatenstandubcrichtc :   Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika ; 
Schweiz;  Bulgarien.  —  Vereinigte  Staaten:  Getreide vorriUe;  Getreide- 
ausfuhr;    Vieh-  und   Fleiachbeetand.  —    UegelungsmaOnahmen :    Oeiterreich: 
Brot  und  Mehl.    Ungarn:  Mahlqualttäten.    Schweiz:  Milcbpreia.    England: 
Gerrierfleisch.     Australien:    Getreiderorrat.     Kufiland:   Preise.     Deutsch- 
land:   Getreidemarkt.     Weltmarkt.    Vereinigte   Staaten:   Sichtbare  Vor- 
räte.    Ukraine:   Getreidepreise     Oesterreich:    Eier.    Ungarn:   Hrotpreis; 
Milchpreis;  Schafschlachtung.    Dänemark:   Vieh.    Schweden:   Uöcbsipreise 
für  Zucker.    Fleiscbpreise.    Norwegen:  Beachlaenahme.    England:  Kartoffel- 
anbau.   Oesterreich:  Schlachtvieh;  Kartoffelanbau  :  Milch  verkehr ;  GemÜNe  und 
Obst     Ungarn:    Magerschweine.     Schweiz:    Höchstpreise.      Niedrrhi  n  lie: 
RinderzähiuDg ;   Brotration.    Spanien:    Wetzen höchstpreis.    Englan< 
preis;  Ausmahlung;  Kartoffelernte.  Frankreich:  Kartoffeieinfuhr;  Gi'ti 
Vereinigte    Staaten:    Verbrauch    an    Weizenmehl.      KuBIand:    iirutprei«. 
Oesterreich:  Pferdehandel;  Kaps  und  Rfibeen ;  Wiesen  and  Weiden,    rnpnrn: 
Schweinehöchstpreis;    Eierhöchstpreis.    8  c h  w e i z :  Landwirtschaf t ;  Srt: 
Norwegen:    Meblration.      Dinemark:    Viehmarkt    Schweden: 
höchstpreis.      England:    Getreide;    Viehmarkt;    Uübnenchlachtung.    Argen- 
tinien: Ernteüberschufl. 

Aus  der  landwirtschaftlichen  Produktion  können  zu- 
nächst einige  Saatenstandsberichte  mitgeteilt  werden.  So  war 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  datiert  Washing» 
ton,  8.  April,  nach  den  amtlichen  Ermittelungen  der  Saatenstand  in 
Prozenten  folgender: 

1.  April  1.  Des.  1.  April  1.  April  1.  April 
1918           1917            1917             1916  1915 

Winterweizen  78,11  79,1  63,4  78.1  88,s 

Winterrog^n  85,8  84,1  86,0  ij,*  89,» 

Der  Statistiker  der  New  Yorker  Produktenbörse  berechnet  auf  Grund  dieser 
Zahlen  einen  Ernteertrag  für  Winterweizen  von  560  Mill.  Bnahel  (zu  27,2kg) 
ge^n  430  resp.  656  Mill  Bushel  gleichzeitig  1917  resp.  1916  resp.  1915  und  für 
Winterroggen  von  S6  Mill.  Bushel  gegen  66  resp.  46  resp.  46  Mill.  Bnahel 
zum  gleichen  Zeitpunkte  der  drei  Vorjahre. 

Gegenüber  dem  für  Dezember  recht  schlechten  Stand  von  79,3  ist  die  Weisss- 
note  für  Anfang  April  mit  78,6  eine  wesentlich  bessere.  Ob  dieser  relativ  bessere 
Stand  nun  eine  Folge  günstiger  Witterung  während  des  Winters  ist  oder  eine 
Folge  dessen,  daß  erofle  und  im  Dezember  am  allerschlechtesten  stehende  Fliehen 
ausgewintert  und  daher  jetzt  nicht  mehr  begutachtet  sind,  wird  der  im  nächsten 
Monat  fällige  Saatenstand  aufweisen,  der  die  Auswinterung  angibt. 

Ueber  den  Saatenstand  in  der  Schweiz  liegt  nach  der  .Schweiz. 
Landw.  Marktzeitung"  folgender  Bericht  vor: 
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(5  =  sehr  gut,   4  =  gut,  3  =  mittel,  2  ■■ 


1916 

4,3 
4,3 


1917 

3,8 
3,' 


1918 

4,1 
4,1 


Der  Stand  der  Wiesen  war 
6chlecht,  1  =  sehr  schlecht) : 

je  Anfangs  April     1914  1915 

NaturwieseD  4,1  4,3 

KuDstwinsen  4.I  4,1 

Die  Wintersaaten  blieben  in  der  Entwicklung  stark  zurück;  namentlich 
die  späten  Weizen-  und  Kornsorten  sind  noch  wenig  entwickelt.  Bei  den  zu  spät 
ausgeführten  Saaten  wird  auch  vielfach  über  Auswinterung  geklagt.  Verhältnis- 
mäßig gut  stehen  die  Roggenäcker;  namentlich  der  früh  gesäte  JJoggen  zeigt  einen 
dichten  Bestand.  Immerhin  ist  auch  beim  Weizen  und  Korn  die  Auswinterung 
nicht  so  stark,  wie  vielfach  befürchtet  wurde.  Im  schweizerischen  Mittel  betragen 
die  Begutachtungsnoten  (in  Prozent  einer  10-jährigen  Durchschnittsernte) : 

1918 

94 
97 
98 
96 
98 

Die  Vorarbeiten  für  die  Frühjahrsaussaat  vollzogen  sich  bisher  unter  den 
denkbar  günstigsten  Verhältnissen.  Die  Frühjahrsaussaat  ist  schon  größtenteils 
beendigt.  Die  günstigen  Bedingungen,  unter  denen  sie  ausgeführt  werden  konnte, 
lassen  eine  gute  Entwicklung  der  Sommerfrucht  erwarten. 

Ueber  Bulgarien  wird  nach  einer  Meldung  des  „Wolffschen  Telegraphen- 
büros" aus  Sofia  von  zuständiger  Seite  mitgeteilt,  daß  die  obwaltenden  klimatischen 
Verhältnisse  im  ganzen  Lande  eine  sehr  gute  Ernte  versprechen ;  der  Saatenstand 
sei  überall  ausgezeichnet. 

Ueber  die  Getreidevorräte  der  Vereinigten  Staaten 
bringt  die  „Landw.  Marktzeitung"  (Berlin,  XXIX,  27/28)  eine  amt- 
liche Schätzung.     Es  heißt  darüber: 

Nach  einer  Kabelmeldung  aus  Washington  vom  8.  März  schätzt 
der  Ackerbauminister  die  Vorräte,  die  sich  am  1.  März  noch  in  den 
Händen  der  Landwirte  befanden,  wie  folgt: 

Weizen: 


je  auf  1.  April 

1914 

1915 

1916 

191 

Winterweizen 

99 

99 

100 

94 

Korn  (Spelz) 

lOI 

99 

lOI 

97 

Winterroggen 

97 

98 

102 

94 

Wintergerste 

98 

lOI 

lOI 

95 

Mische!  fruclit 

99 

98 

ICD 

92 

Ernteertrag 

Vorräte  in  den  H 

'änden  der  Farmei 

r          bereit! 

Jahr 

in 

in 

in  Prozenten 

verbraucht 

1000  Bu. 

1000  Bu. 

der  Ernten 

in  1000  Bu, 

1917/18 

650  830 

1 1 1  300 

17,1 

539  930 

1916/17 

640000 

loi  400 

15,8 

538  boo 

1915/16 

I  oii  510 

241  700 

23,9 

76q8io 

1914/15 

891  018 

152  900 

17,» 

738117 

1913/14 

763  380 

«5'  913 
Mais: 

'9,9 

611  467 

1917/18 

3  "59  500 

I  292  900 

40,9 

I  866  600 

1916/17 

2  583  000 

789  400 

3°,« 

I  793  boo 

1915/16 

3  054  500 

1  138  800 

37,3 

I  915  700 

1914/15 

2  672  804 

910900 

34,1 

I  761  904 

1913/14 

2  446  988 

866  234 
Hafer: 

SS,* 

1580754 

1917/18 

I  587  300 

595  200 

37,» 

992  100 

1916/17 

I  252000 

394  000 

3',5 

858000 

1915/16 

I  540  400 

596600 

38,7 

943800 

1914/15 

I  141  060 

379400 

33,2 

761  660 

1913/14 

I  121  768 

41954' 

37,'i 

702  227 
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Es  wurden,  wie  die  „Timea"  vom  4.  März  einem  vom  2.  Febniar 
datierten  New  Yorker  Marktbericht  entnimmt,  aus  den  Vereinigten 
Staaten  ausgeführt: 

in  diewm  im  rorigcB 

Erntejahre 

Weiun   (Botheb)  57613000  147838000 

Mail  „  8730000  2633J000 

Mehl  (F>B)  3211000  s  940  000 

lieber  den  Vieh-  und  Fleischbeatand  der  Vereinigten 
Staaten  schreibt  „Modem  Miller",  Cbikago,  vom  2.  Februar: 

Nach  dem  amtlichen  Bericht  war  der  Viehbestand  der  Vereinigten 
Staaten : 

■in  1.  2.   1918  un  1.  2.  1917 

Schweine  7  <  374  000  67  503  000 

Rindvieh  43646000  41689000 

Schafe  48900000  47616000 

Pferde  21563000  21  2100O0 

Manltiere  4  824  000  4  723  000 

Unter  dem  Rindvieh  waren  2S  284  000  Milchkühe.  In  den  Kühl- 
häusern in  Chikago  lagerten  am  I.  Februar  1918  1861)86  217  Pfd. 
(453,6  g)   Fleisch   gegen    129  731340  Pfd.  am  gleichen  Tage  de«  Vor« 

Jahres. 

Ueber  die  BegelnngsmaBnahmen  der  land wirtachaft- 
lichen  Produktion  und  des  Verbrauchs  bringt  der  Wochen- 
bericht des  Deut.sclien  Landwirtschaftsrata  folgende  Nachrichten: 

Berlin,  80.  April  1918. 

In  Oesterreicb  bestimmt  eine  Verordnung  des  OesamtminiKtiriiim''  vom 
19.  April  (.Wiener  Landnr.  Ztg."  vom  24.  April):  Insofern  die  Verhältnisse  eine 
solche  Mattnabnie  erforderlich  machen,  ist  die  Regierung  —Jedoch  nur  im  Ilabmen 
der  unabweislichen  Notwendigkeit  —  ennichtigt^  die  zur  Sicherstellung  der 
VerBOrgune  der  ßerdlkerung  mit  Brot  und  Mehl  erforderlichen  Ge- 
treide- bzw.  Mehlmengen  ohne  Rücksicht  auf  die  als  zulissig  erklärten  Verwen- 
dungen  von   beschlagnahmtem  Getreide  eigener  Ernte  in  Anspruch  zu  nehmen. 

In  dem  offiziellen  Kommentar  zu  dieser  Verordnung  hetfit  es  unter  anderem : 

Die  Brot-  und  Mehlversorgung  ist  infolge  des  Umstandes,  dafi  die  im  Wtge 
des  Aufkaufes  im  Inlande  aufbringbaren  Mengen  stark  gesunken  und  auch  die 
rumänischen  Erntevorräte  nahezu  verbraucht  sind,  derart  schwieriger  geworden, 
daß  bis  zum  Einlangen  der  Zuschübe  aus  der  Ukraine,  mit  welchen  erat  E^de 
Mai  gerechnet  werden  kann,  Maflnahmen  getroffen  werden  mfiasen,  die  es  er- 
möglichen,  jene  Getreidemengen,  die  für  die  allgemeine  Versorgung  erforderlich 
sind,  auB  der  Inlandsproduktion  heranzuziehen.  Durch  die  vorstehende  Verord- 
nung des  GesamtminiHtcriuniB  wird  die  Regierung  erraäohtict.  die  zur  Sicher- 
Btellung  der  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  Brot  und  Mehl  erforderlichen  Ge- 
treide- und  Mehlnicngen  im  Rahmen  der  unbedingten  Motwendiekeit  im  Inlande 
auch  dann  in  Anspruch  zu  nehmen,  wenn  dadunä  die  den  Landwirten  nach  den 
bisher  geltenden  Vorschriften  belassenen  Vorräte  eine  gewisse  Schmälerung  er- 
fahren. 

Die  Regierung  ist  sich  der  Tragweite  dieser  Mal2nahme  voll  bewußt  und 
vermag  die  neuerlichen  Opfer,  die  sie  im  Interesse  der  Allgemeinheit  der  Land- 
wirtschaft auferlegen  muB,  in  ihrer  ranzen  Schwere  zu  ermessen.  Sie  weiß  aber 
auch,  daß  die  an  die  Landwirte  ergehende  Aufforderung,  die  ihnen  noch  zur  Ver- 
fügung stehenden  Nahrungsmittel  mit  ihren  bedrängten  Mitbürgern  zu  teilen, 
nicht   vergeblich  sein   wird,   zumal   es   »ich  ja   nur  um  eine  vorläufige  leihweise 
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Ueberlassung  von  Vorräten  handelt,  welche  von  den  Selbstversorgern  erst  für  eine 
spätere  Zeit  benötigt  und  bis  dahin  aus  den  ukrainischen  Zuschüben  zurück- 
erstattet sein  werden. 

Da  durch  die  eingeleitete  Maßnahme  Vorräte  erfaßt  werden,  die  zur  Deckung 
des  Eigenbedarfs  bestimmt  waren,  erscheint  es  nur  billig,  den  Landwirten  durch 
die  Zuerkennung  höherer  Uebernahmspreise  eine  teilweise  Entschädigung  zu 
bieten.  Die  politischen  Landesstellen  werden  daher  ermächtigt,  den  Landwirten 
unter  der  Voraussetzung  der  rechtzeitigen  Ablieferung  der  neuen  Kontingente  zu 
den  geltenden  Getreidepreisen  bei  Weizen  und  Roggen  einen  Zuschlag  von  15  K. 
=  12,75  M.,  bei  Gerste  von  13  K.  =  11,05  M.  und  bei  Mais  von  12  K.  =  10,20  M. 
pro  Doppelzentner  zu  gewähren.  Eine  Erhöhung  der  Mehlpreise  infolge  dieser 
Zuschläge  wird  nicht  eintreten. 

In  Ungarn  hat,  wie  die  „Wiener  Landw.  Ztg."  vom  24.  April  mitteilt, 
der  Minister  für  Volksernährung  angeordnet,  daß  die  Kontraktmühlen  der  Kriegs- 
produkten-A.-G.  von  nun  an  folgende  Mahlqualitäten  erzeugen  müssen:  Aus 
Weizen  18  Proz.  Backmehl,  21  Proz.  Kochmehl  und  51  Proz.  Brotmehl,  zusammen 
90  Proz.  Mehl;  aus  ßoggen  94  Proz.  Gleichmehl.  Die  bisherigen  Höchstpreise 
bleiben  auch  weiter  in  Kraft. 

In  der  Schweiz  nahm  der  Nationalrat  den  vom  Ständerat  bereits  letzte 
Woche  gefaßten  Beschluß  an,  wonach  der  für  Milch  vom  1.  Mai  eintretende 
Aufschlag  von  7  Rappen  zu  3  Rappen  vom  Konsumenten  übernommen  werden 
muß,  während  der  Bund  3  Rappen  und  die  Kantons  1  Rappen  übernehmen. 

Dem  Geschäftsberichte  der  größten  Gefrierfleischfirma  Europas,  der  Aktien- 
gesellschaft W.  Weddel  &  Co.,  London,  entnimmt  das  Liverpooler  „Journal  of 
Commerce"  in  seinen  Nummern  vom  27.  März  und  2.  April  unter  anderem: 
England  hat  jetzt  80—90  große  Gefrieranlagen,  die  insgesamt  289000  t 
Fleisch  aufnehmen  können,  eine  Menge,  die  der  in  normalen  Zeiten  für  4  Mo- 
nate reichenden  Gefrierfleischeinfuhr  entspricht.  Dabei  sind  die  zahlreichen  in 
England  befindlichen  Gefrieranlagen  mit  weniger  als  je  1000  t  Fassungsraum  noch 
nicht  einmal  berücksichtigt.  Will  man  wirklich  neue  Gefrieranlagen  errichten, 
so  soll  man  solche  in  den  großen  militärischen  Lägern  herstellen,  und  zwar  mit  Ein- 
heitsmaschinen, die  schnell  überall  hingeschafft  werden  können. 

Wie  „Lloyds  List"  vom  4.  März  aus  Sydney  meldet,  lagerten  nach  An- 
gaben des  australischen  Getreideamtes  Ende  des  Vorjahres  bei  Sehiffahrts- 
vertretern  402187  t  und  in  den  Mühlen  22420  t  der  Getreideernte  von  1915,16, 
ferner  2,8  Mill.  t  bzw.  155  720  t  von  der  Ernte  1916/17,  so  daß  man  mit  einem 
Gesamtgetreidevorrat  in  Höhe  von  3,4  Mill  t  in  das  neue  Jahr  eintrat. 
Ende  Januar  rechnete  man  mit  annähernd  6  Mill.  t  in  Australien  ausfuhrbereit 
lagernden  Getreides. 

„Iswestja  Petrogradskago  Sowjeta"  vom  31.  März  berichtet: 
Von  der  Petersburger   Zentral- Versorgungsbehörde  sind   neue  Requi- 
sitionspreise für  folgende  Artikel  festgesetzt: 

Rbl. 
Roggenbrot  (das  Pod)  8  =  52      Pf.    für    1  Pfd.  • 

Weizenbrot  (das  Pud)  9,.'i(i  =  62        „       „     „      „ 

Brot  aus . gesiebtem  Mehl  (das  Pud)  11, —  =  72  /    „       „     „      „ 

Einfaches  Roggenmehl  (das  Pud)  7, —  =  46       ,,        „     „      ,, 

Gesiebtes  Roggenmehl      „        „  8, —  =  52        „        „     ,,      „ 

Einfaches  Weizenmehl     „        ,,  8,30  =  54       „       ,,     „      ,, 

Gesiebtes  Weizenmehl      „        „  9,70^64       ,,       „     ,,      „ 

Eier  (die  Kiste)  2,b0  =    5,88,,       „     „      „ 

Frische  Milch  (das  Wcdro)  17, —  =    2,95  „       „     1   Lit. 

Sterilisierte  Milch   (das   Wcdro)  20, —  =    3,50  „       „     „      ,, 

Kondensierte  Milch,  gezuckert  (die  Büchse)      3, —  =    6,4.')  „       „     „      „ 
Kondensierte  Milch,  ungeznckert  1,80=    ^,S!t  „       „     „      „ 

Sahne  (das  Pud)  60,— =  394  M.  für  1    Ztr. 

Quarkkäse  (das  Pud)  3°,'— =197    „      „     „      „ 

An  den  deutschen  Getreidemärkten  hat  in  der  abgelaufenen  Woche  das 
Augebot  in  allen  Saatartikeln  weiter  zugenommen. 
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Weltmarkt. 
GetreidepreiM  in  Mark  für  1000  kg. 
ftr  amcrikanisclie  llirktc  omgerecfaoct  nach  dem  Fricdtnakon   l  j 
für  London  nach  dem  Frirdentkur«   i   £  — ^  xo,6o  it. 


4.«0  M. 


* 

t.  Apru 
Genta 

20.  AprU 

f. 

1  Boahcl 

M. 

M. 

New  York: 

Weixen :  Winterwelaen 

226 

348.T* 

348,70 

Sommerweicen 

226 

34».»» 

348.'» 

Boggen:  loco  Nr.  2 

265 

438,10 

438,to 

Hafer:  white  dippcd 

95'/. 

»rs.'o 

284,40 

Boggen:  loeo 

260 

4*9.»« 

4«9.i6 

Chicago: 

Maia:  f&r  Mai 

>»7V. 

2io,«e 

2IO,«» 

»   Jon» 

— 

241,«» 

,.        ..   Jo" 

•4»*/. 

MS.t» 

24O,«0 

Hafer:,,    Mai 

81 

»34.«* 

240,«» 

,.       ..    Joli 

73'/. 

212,16 

214,1» 

Winnepeg: 

Weilen:   Manitoba  Mr.   1 

221 

34«,- 

34«.- 

BucDM  Aires,  12.  April  1918.  . 

Diese  Woche 

Vorige  Woche 

Feto*                      M. 

PCM» 

M. 

f&r  100  kg      für  die  Tonne         fSr 

100  kg      ffir 

die  Tonne 

Friedentkan 

Fried  ennknn 

(1.78) 

Weiaea 

»3.»^                »35.«» 

13,26 

»35.»» 

Uaia 

5.t>                  93.«» 

<>.t6 

111,26 

Hafer 

6,.e 

io6,ae 

Siehtbare  Vorrite  in  den  Vereinigten  Staaten  and  Kanada. 
in  Tonnen  22.;4.  1918       15./4.  1918       Zn-  besw.  Abnahme        2W4-  1917 

Weilen  i.  d.  Ver.  St.         87000  94000  —  7000  1041 000 

in  Kanada  211  000  —  —  840  000 


Mail 


in         298  000                   — 

— 

1881  000 

438000             441000 

—  3000 

241000 

Bradttreeta  StatitMk. 

(In  1000  t.) 

1918 

1918 

1917 

10.  Apr 

il               3.  AprU 

7.  Aprtl 

Kachweisl.  Vorrat  an  Weizen  in  den 
Vereinigten  Staaten  aod  Kanada 
östl.  des  Feliengebirge«  837 

Ka^weial.  Vorrat  an  Maia  in  den  Ver- 
einigten Staaten  nnd  Kanada  OstL 
des  Felsengebirges  493 


Ms 


53S 


3453 


3»4 


Berlin,  23.  April   19ia 

Die  Höhe  der  mit  der  ukrainischen  Regierung  Tcreinbarten  Getreide- 
p reise  ist  in  folgender  Weise  festgesetzt: 

Nach  der  offiziellen  Mitteilung  ist  ein  bis  zum  15  Juni  d.  J.  geltender 
fester  Umrechnungskurs  von  1  M  =  75  Kopeken  vereinbart.  Dies  würde  einem 
Rubelljurs  von  1,33  M.  gegenüber  dem  Friedenskurs  von  2,15  M.  entsprechen. 
Danach  würde  das  Disagiu  oder  die  Entwertung  des  russischen  Rubels  gegenüber 
der  deutschen  Reichsmark  nur  38  Proz.  betragen.  Nach  diesem  Umrechnungs- 
kurse beträgt  nunmehr  der  vereinbarte  Roggenpreis  von  5  Rbl.  406  M.  für  die 
Tonne  und  der  Weizenpreis  von  6  Rbl.  48v  M.  pro  Tonne.  Dazu  würden  noch 
kommen  Spesen  und  Transportkosten  nach  Deutschland.  Schätzen  wir  dieselben 
auf  150  M.  für  die  Tonne,  so  würde  der  Roggen  frei  Berlin  auf  550  M.  und  der 
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Weizen  640  M.  kommen.  Auch  diese  Preise  sind  mit  Kücksicht  darauf,  daß  in 
Friedenszeiten  die  Getreidepreise  in  der  Ukraine  tief  unter  den  deutsehen  Preisen 
liegen,  noch  als  abnorm  hoch  zu  bezeichnen.  Jetzt  ist  es  umgekehrt,  denn  der 
Höchstpreis  für  Roggen  in  Deutschland  beträgt  270  M.  für  die  Tonne  und  für 
Weizen  290  M..  und  zurzeit  sind  diese  Preise  sogar  auf  170  bzw.  190  M.  herab- 
gesetzt. Deutschland  zahlt  also  an  die  ukrainischen  Landwirte  für  die  Tonne 
Roggen  140  M.  mehr  und  für  die  Tonne  Weizen  fast  200  M.  mehr  als  an  die 
deutschen  Landwirte.  Frankreich  hat  demgegenüber  noch  kürzlich  den  Weizen- 
preis für  die  inländische  Ernte  dieses  Jahres  auf  75  frcs  für  100  kg  =  607,50  M. 
für  die  Tonne  festgesetzt. 

In  Oesterreich  hat  die  Schlesische  Landes-Preisprüfungsstelle  für  die 
Gerichtsshofsprengel  Troppau  und  Teschen  mit  Beschluß  vom  5.  April  („Wiener 
Landw.  Ztg."  vom  17.  April)  nachstehende  Richtpreise  für  frische  Eier 
festgesetzt,  und  zwar  für  die  politischen  Bezirke:  Freiwaldau  und  Freudenthal 
40  h  =  34  Pf..  Jägerndorf  42  h  =  36  Pf.,  Troppau  44  h  =  37  Pf. ;  für  die  Ge- 
richtsbezirke Wagstadt  46  h  =  39  Pf.,  Königsberg  48  h  ==  41  Pf.,  für  ganz 
Ostschlesien  52  h  =  44  Pf.  Diese  Preise  gelten  ab  Produktionsstätte.  Der  Pro- 
duzent, der  seine  Erzeugnisse  außerhalb  der  Produktionsstätte  verkauft,  ist  ebenso 
wie  der  Händler  berechtigt,  diesen  Preisen  einen  Zuschlag  bis  zu  10  Proz.  für 
Verschleißregie  und  bis  zu  5  Proz.  für  bürgerlichen  Gewinn  hinzuzurechnen. 

In  Budapest  hat,  wie  der  „Pester  Lloyd"  vom  17.  April  mitteilt,  der 
Magistrat  den  ßrotpreis  um  4  h  =  3'/,  Pfg.  und  die  Gebühr  für  das  Backen 
um  2  =  1"/,  Pf.  pro  Kilogramm  erhöht.  Die  erhöhten  Preise  sind  am  18.  April 
in  Kraft  getreten. 

In  Budapest  sind,  nach  dem  „Pester  Lloyd"  vom  17.  April,  neue  Preise 
für  Milch  festgesetzt.  Dieselben  betragen  für  Kannenmilch  in  offenen  Gefäßen 
108  h  =  92  Pf.,  Flaschenmilch  im  Kleinhandel  118  h  =-  1  M. 

In  Ungarn  ist  es,  wie  der  „Pester  Lloyd"  vom  17.  April  mitteUt,  bis  auf 
weiteres  verboten,  Mutterlämmer  und  Mutterschafe,  die  noch  nicht 
4  Jahre  alt  sind,  zu  schlachten  oder  abzustechen,  wenn  nicht  die  Notwendig- 
keit der  Zwangsschlachtung  oder  des  Zwangsabstechens  vorliegt.  Diese  Verord- 
nung, die  sich  auf  Kroatien-Slavonien  nicht  erstreckt,  tritt  sofort  in  Kraft. 

Der  Schriftführer  des  Ernährungsrates  in  Dänemark,  Prof.  MöUgard, 
äußerte  sich,  laut  „Aalborg  Stiftstidende"  vom  9.  April,  dahin,  daß  es  mit  Rück- 
sicht auf  die  Futtervorräte  erforderlich  sei,  in  den  nächsten  Monaten  weitere 
200000  Stück  Vieh  abzuschlachten.  Dagegen  soll  in  nächster  Zeit  eine 
Verfügung  herauskommen,  die  mit  Rücksicht  auf  den  Wollbedarf  der  Textil- 
industrie das  Abschlachten  von  Lämmern  verbietet. 

Vom  1.  April  ab  gelten ,  laut  „Svenska  Dagbladet"  vom  30.  März,  in 
Schweden  neue  Höchstpreise  für  Zucker  und  Sirup.  Der  Klein- 
handelspreis beträgt  für  Würfelzucker  90  Gere  =  1,01  M.,  für  gemahlenen  Zucker 
82-83  Gere  =  92—93  Pf.,  für  dunklen  Sirup  51  Oere  =  57  Pf.,  für  gelben  Sirup 
61  Oere  =  69  Pf.  für  1  kg. 

Das  Steigen  des  Fleischpreises  in  Schweden  geht,  nach  „Svenska 
Dagbladet"  vom  6.  April,  ungehemmt  weiter.  In  den  letzten  Tagen  wurden  in 
Stockholm  5,50  Kr.  =  6,20  M.  für  1  kg  erstklassige  Ware  bezahlt.  Der  einzige 
Trost  ist  die  immer  noch  recht  reichliche  Zufuhr,  denn  Rindfleisch  ist  fast  die 
ganze  Speise,  die  heute  den  Haushaltungen  zur  Verfügung  steht.  Indessen  hat 
dies  eine  ungeheure  Nachfrage  mit  sich  geführt,  so  daß  die  Zufuhr  unmittelbar 
vom  Verbrauch  aufgenommen  wird.  An  eine  weitere  Steigerung  der  Zufuhr  ist 
nicht  zu  denken:  Kalb-  und  Lammfleisch  steht  nur  in  ganz  unbedeutenden 
Mengen  zur  Verfügung. 

Der  Proviantsdirektor  in  Norwegen  hat,  laut  „Tidens  Tegn"  vom  7.  April, 
befohlen,  bei  den  Produzenten  von  norwegischem  Korn  und  Erbsen  alle 
diejenigen  Vorräte  für  den  Staat  zu  beschlagnahmen,  die  insgesamt  über 
1000  kg  ausmachen,  nachdem  der  Bedarf  des  Besitzers  an  Saatkorn,  Kraftfutter 
und  Hausverbrauch  abgezogen  ist.  Die  Beschlagnahme  erfolgt  nur,  wenn  der 
Besitzer  sich  weigert,  zu  den  Höchstpreisen  gute  XVaren  zu  verkaufen.  Der  Ver- 
kauf oder  die  Beschlagnahme  muß  bis  zum  25.  April  beendet  sein.  Für  die  Zeit 
nach  erfolgter  Aussaat  sind  schärfere  Bestimmungen  getroffen. 
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Dom  britiHobe  LebensmittelerzeugungMmt  erlieO  einen  Aofruf  an  die 
Landwirte,  die  diesjährige  Kartoffelbestellung  auf  1  Mill.  Acre»  aut- 
zudehnen.  Der  Grund  für  dIeM  Mafioahme  liegt  nach  Angabe  eines  Beamten 
des  genannten  Amtes  darin,  daß  das  «Mmte  Oelftnde  hinter  den  britischen 
Linien  vor  der  Kaiserschlacht  für  den  Kartoff elanban  eur  Verpflegung  der  eng- 
lischen Truppen  reserviert  und  bereiu  gepflügt  und  fftr  die  Bestellung  Dereit  war 
Nachdem  dieses  Oel&nde  durch  die  Schlacht  verloren  gegangen,  angesichu  der 
amerikaniiichen  Truppentransport«  aber  auf  Kartoffebendungeo  aus  Amerika  nicht 
zu  rechnen  ist,  wird  die  englische  Landwirtachaft  ersucht,  den  Kartoffelanbau 
entsprechend  zu  vergröfiem,  was,  wie  der  Beamte  zugibt,  beinahe  ein  Ding  der 
Unmöglichkeit  ist. 

Berlin,  16.  April   19  18. 

In  Oesterreich  wird  dnrcb  einen  ErlaA  des  Kriegaministerinma  rom 
21.  Mirx  (.Wiener  Landw.  Ztg."  vom  10.  April)  bestimmt: 

Zwecks  Verbesserung  der  Schlacht viehauf bringung  ist  ab  20.  d.  M. 
allen  für  den  Ueeresbedarf,  einschliettlich  für  (iamisonen,  abliaemden  Schlacht- 
viehorganisationen  ein  Zuachlac  von  1  K.  pro  1  kg  Lebendjjewiebt  an  zahlen. 
Ferner  ist  ab  1  April  d.  J.  das  der  Verrechnung  «ugmnde  liegende  Lebendgewicht 
in  der  Weise  bestimmt,  daS  jenes  Gewicht  maSgebend  ist,  welches  von  den 
militärischen  Uebernahmeoricanen  mit  Abzug  von  3  Proc.  fOr  normale  Fütterung 
und  Tränke  tatsächlich  festgestellt  wird. 

In  Uestcrreicb  gestattet  das  Amt  für  Volksernihmnc  (wie  die  .Wienor 
Landw.  Ztg."  vom  10.  April  mitteiltj  auch  in  diesem  Jahre  Ülen  Abeehlai  von 
KartoffeTanbaurerträgen  unter  gewissen  Voranasetznngen  und  bat  den 
Kreis  der  Verbraucher,  die  solche  Vertrüge  auch  auBcrbalb  ihns  Kronlandes  ab- 
schlieOen  können,  bereits  be«timmt.  Qesuche  um  Bewilli^ng  zum  Abschlösse 
voii  Kartoffelverträgen  innerhalb  des  eigenen  Kronlandes  sind  bei  der  potitiscben 

Landesbehörde  einzubringen,  die  darfib«' endgültig  entscheidet,  und    ' V  die 

Genehmigung  der  abgeschlosaeneu   Verträge  obliegt    Vertrige,  di«-  her 

eingeholte  Mwilligung  der  Landesbehörden  abeeschloaseo  wurden,  «^wi.,  ..icht 
genehmigt  werden.  Die  Bewilligung  zum  Abscuosse  von  Veitrigen  werden  dte 
politischen  Landesbehörden  in  der  Kegel  nur  Gemeinden  mit  mehr  als  20000  Ein* 
»ohnern,  Konsumentenvereiniguneen  mit  mehr  als  20000  Teilndiniern  oder  In- 
dustrieunternehraungen  erteilen,  tii>'  mlndi-Htens  5000  Arbeiter  beachiftigen.  Wenn 
eine  Gemeinde   und   Konsumentc;.  oder    Induslrieuntemebronngen,   die 

sich   in   derselben   Gemeinde  befin  träge  abzuschtietten   beabsichtigen,  so 

wird  der  Gemeinde,  da  sie  für  alle  Gemei  ndeinsassen  gleichmiAig  ra  sorgoihat, 
der  Vorzug  gegeben,  doch  kann  die  politische  Lan«iesbefadrde  diese  Bewerber, 
d.  h.  Gemeinde.  Konsumentenverbände  und  Indusirieunternebmungen  auch  zu 
gemeinsamem  Vorgehen  verhalten.  Verträge,  die  nach  dem  15.  Juli  1918  zur 
Genehmigung  vorgelegt  werden,  werden  nicht  berückiiichtigt. 

In  Oesterreich  wird  durch  eine  Verordnung  des  Landesprisidenten  in 
Schlesien  vom  2S.  März  (.Wiener  I.«ndw.  Ztg."  vom  10.  April)  der  Verkehr 
mit  Kuhmilch  in  Oberschlesien,  wie  fo^t,  geregelt:  Die  Produzenten  fiir 
Kuhmilch  sind  verpflichtet,  die  gesamte  von  ihnen  erzeugte  Milch,  soweit  sie 
nicht  für  den  Eifrenbedarf  verwendet  werden  darf  oder  zur  Erfüllung  eines  be- 
hördlichen Auftrages  zur  Erzeugung  und  Lieferung  von  Butter  verwendet  wird, 
an  die  von  der  Behörde  bestimmten  Sammelstellen  oder  Versorgungssstcllen  zu 
liefern.  Die  entgeltliche  oder  unentgeltliche  Abgabe  der  Milch  seitens  der  Pro- 
duzenten an  andere  als  diese  Stellen  oder  an  an(wre  Personen  ist  verboten,  sofern 
die  jjolitische  Behörde  nicht  eine  solche  Abgabe  anordnet.  -  Der  Ankauf  ver- 
botswidrig abgegebener  Milch  zum  Zwecke  des  Weiterverkaufes  und  die  Mit- 
wirkunf^  bei  einem  solchen  Handel  ist  verboten. 

Die  Menge  der  dem  Produzenten  für  den  Eigenbedarf  zu- 
stehenden Milch  wird  von  der  politischen  Landesbehörde  jeweils  bestimmt. 
Bei  der  Berechnung  des  Eigenbedarfs  sind  die  Angehörigen  des  Haushaltes  (der 
Wirtschaft)  des  Produzenten  und  die  nachstehend  angeführten  Personen  mitzu- 
rechnen: 1)  Ausgedingsberechtigte,  denen  vertragsmäiiiig  Milch  als  Ausgedin^ 
gebührt.    2)  Landwirtschaftliche  Arbeiter  und   Angestellte,  denen   vertragsmäfiig 
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Milch  als  Lohn  gebührt.  3)  Ehegatten  und  Kinder  bis  zum  14.  Lebensjahre  der 
unter  Punkt  2  angeführten  Personen.  Ziegenbesitzern  werden  bei  der  Berech- 
nung der  ihnen  zukommenden  Kuhmilchmenge  die  Melkungsergebnisse  der 
Ziegen  in  Anrechnung  gebracht.  —  Eine  Anforderung  von  Ziegenmilch  findet 
nicht  statt. 

Gleichzeitig   beschränkt   in    Oesterreich    eine   Verordnung  des   Landes- 

Eräsidenten  in  Schlesien  („Wiener  Landw.  Ztg."  vom  10.  April)  den  Milchver- 
rauch der  Selbstversorger  auf  0,5  1  für  den  Kopf  und  Tag;  für  andere 
Verbraucher,  und  zwar  für  stillende  Mütter  und  Kinder  unter  1  Jahr  auf  1  1; 
für  Kinder  von  1  —  2  Jahren  auf  0,75  1;  für  Kinder  von  2  —  6  Jahren  und  für 
Personen  auf  über  70  Jahre  auf  0,25  1. ;  für  alle  übrigen  Personen  auf  0,1  1.  Für 
Schwerkranke  können  erhöhte  Milchmengen  bewilligt  werden.  Krankenhäusern  usw. 
wird  von  den  Bezirksbehörden  ein  entsprechendes  Kontingent  von  Milch  zu- 
gewiesen. 

In  Oesterreich  wurden  mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  mährischen  Statt- 
halterei  vom  22.  März  („Wiener  Landw.  Ztg."  vom  10.  April)  aus  Anlaß  der  am 
1.  Januar  1918  eingetretenen  Erhöhung  der  Frachtgebühren  für  Bahnbeförderung 
von  Milch  und  Milchkannen  die  bestehenden  Milchhöohstpreise  um  2  h 
für  das  Liter  erhöht.  Die  Höchstpreise  stellen  sich  daher  nunmehr  folgender- 
maßen: 1)  für  molkereimäßig  behandelte  Kannenmilch  80  h  =  68  Pf.,  2)  für 
molkereimäßig  behandelte  Flaschenmilch  86  h  =  75  Pf.,  für  gewöhnliche  Milch 
76  h  =  64'/,  Pf.  für  das  Liter. 

In  Oesterreich  wird,  wie  die  „Wiener  Landw.  Ztg."  vom  3.  April  mit- 
teilt, auf  Grund  der  Verordnung  des  Amtes  für  Volksernährung  vom  22.  März 
1917,  betreffend  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Gemüse  und  Obst,  be- 
kannt gemacht,  daß  die  vom  k.  k.  Amte  für  Volksernährung  autorisierte  Gcmüse- 
nnd  Obstversorgungsstelle,  gemeinnützige  Gesellschaft  m.  b.  H.  mit  dem  Sitze  in 
Wien,  I.  Plankengasse  4  (Gemüse-Obst-Stelle  „Geos"),  vorläufig  die  nachstehen- 
den Gemüsesorten  zu  folgenden,  vom  Amte  für  Volksernährung  genehmigten  Be- 
dingungen erwerben  will,  Sorten  und  Preise  in  Kronen  für  den  Doppelzentner 
1)  Kraut  (Weißkohl)  bis  einschl.  31.  August  1918  50,  ab  1.  September  1918  25 
.2)  Kohl  (Wirsingkohl)  bis  einschl.  31.  August  1918  75,  ab  1.  September  40 
3)  frühe  Karotten  (rot)  bis  einschl.  31.  Juli  1918  75;  4)  Karotten  (rot)  bis  einschl. 
31.  August  1918  60:  5)  Karotten  (rot)  und  Speisemöhren  (rot)  ab  1.  September 
1918  30;  6)  öpeisemöhren  (gelb  oder  weiß)  20;  7)  Kohlrabi  (Oberkohlrabi)  bis 
einschl.  31.  Juli  1918  100,  vom  1.  August  1918  bis  einschl.  31.  August  1918  80, 
.ab  1.  September  1918  40;  8)  Grünkohl  (Kraus-,  Blätter-  oder  Winterkohl)  50; 
9)  Wrucken  (Dorschen,  Steckrüben,  Kohlrüben)  20;  10)  Mairüben  bis  einschl. 
15.  Juli  1918  35;  11)  Stoppelrüben  (Halm-,  Wasserrüben)  20;  12i  rote  Rüben 
(Salatbeete)  30;  13)  Zwiebeln  50;  14)  grüne  Schnittbohnen  in  Hülsen  60;  15)  grüne 
Erbsen  in  Hülsen  50;  16.  Spinat  (feldmäßiger  Anbau)  50. 

Der  „Pester  Lloyd"  vom  29.  März  teilt  mit,  daß  in  Ungarn  der  Minister 
für  Volksernährung  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Fettbedarfs  der  Armee  und 
der  unversorgten  Zivilbevölkerung  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister 
die  Requirierung  der  zur  gewerblichen  Mästung  geeigneten,  mehr  als  40  kg 
schweren  Magerschweine  angeordnet  hat.  Mit  der  Requirierung  wurde  das 
Schweineverkehrsbureau  betraut.  Die  Requirierung  erstreckt  sich  auch  auf  jene 
Magerschweine,  die  wohl  auf  Grund  einer  regulären  behördlichen  Bewilligung, 
jedoch  erst  später  der  Mästung  hätten  zugeführt  werden  sollen  oder  erst  am  Be- 

finne  der  Mästung  stehen.  Liegen  jedoch  die  Vorbedingungen  der  sachgemäßen 
[ästung  vor,  kann  das  Schweinebureau  diese  Magerschweine  vertraglich  binden 
und  die  Requirierung  dadurch  aufheben.  Die  Verordnung  enthält  auch  Vor- 
schriften betreffend  die  Schonung  des  Zuchtmaterials.  Landwirte,  die  nachweisbar 
Rassenzucht  betreiben,  können  ihre  Rassentiere  von  der  Requirierung  befreien 
lassen.  Auch  für  den  eigenen  Haus-  und  Wirtschaftsgebrauch  muß  eine  ent- 
sprechende Anzahl  von  Tieren  zurückgelassen  werden.  Bestände  unter  5  Stück 
Schweinen  werden  überhaupt  nicht  requiriert.  Gegen  Requirierungsverfügungen 
ist  der  Rekurs  an  das  Landcs-Volksernährungsamt  zulässig. 

Wie  der  „Ostschweiz"  vom  3.  April  vom  schweizerischen  Militärdeparte- 
ment mitgeteilt  wird,  werden  mit  Wirkung  vom   1.  April  neue  Höchstpreise 
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tax  Monopolwaren  featgcaetzt.  Die  neue  VerpchleiÄpriünie  für  die  DeUH- 
händler  beträgt  nunmehr  im  Durciischnitt  für  Rei»,  Zucker.  Teigwaren,  Mai»-, 
Hafer-  und  üerstenprodukte  16  v.  H.  »tatt  der  geforderten  20- &  r.  H.  Wie 
das  Departement  weiter  mitteilt,  war  es  nicht  zu  umgeheo,  auch  die  Abgabe- 
preise des  Oberkriegskommissariatea  für  Rei*  und  Zucker  etwas  zu  erhöhen.  Der 
Aufschlag  beträgt  8  Kappen  pro  1  kg  Mais  und  3  Bappea  pro  1  kg  Zucker. 
Dieser  Aufschlag  entspricht  keineswegs  der  eingetretenen  Verteuniog  durch  das 
neuerliche  gewaltige  Ansteigen  der  Schiffsfracnten.  Von  neuen  Käufen  kostet 
das  Kilogramm  Müa  über  1,30  Ire«,  und  das  Kilogramm  Zucker  über  1,50  frc«. 
franko  Schweizer  Station.  Die  Behörde  hat  nach  Prüfung  aller  Verhältnisse  TOr- 
gezogen,  heute  einen  ganz  bescheidenen  Aufschlag  vorzunehmen,  statt  die  alten 
Warenbestände  zu  den  bisherigen  Preisen  zu  liquidieren,  und  in  diesem  Falte 
gezwungen  zu  sein,  später  einen  viel  grüttercn  Aufschlag  eintreten  zu  lassen.  Die 
Abgabepreise  für  Weizen  und  daher  auch  für  das  Mehl  und  das  Brot  bletbea 
unverändert.  Die  neuen  Preise  stellen  sich  im  Detailhandel  pro  Kilogramm  wie 
folgt:  Kristallzucker  aUer  Art  1.36  frc.  (=  1,10  M.),  Grieflzucker  1,40  frc. 
(=-  1,13  M.),  Stockzucker  1,44  frc.  (  =  ^  1,17  M.),  Grosdecheta  1,44  frc.  (-  1,17  M.), 
Mehlzucker  1,48  frc.  (=  1,20  M.),  Würfelzucker  in  Säcken  1.48  frc.  (==  1,20  M.j, 
in  Paketen  l.dO  frc.  H  1.22  Jl.)  und  in  Kisten  1,52  frc.  (»  1,23  M.).  Ffir 
Reis:  pro  Kilogramm  Speiaeieis  1,06  fre.  H  86  Pf.),  Reis43«me  1,16  frc. 
(=  94  Pf.);  Teigwaren:  offen  pro  Kilogramm  IM  ^re.  (=  1,09  M.),  in  Special- 
Packung  1,54—1,58  frc.  (=  1,25-1,28  M.),  Speisehafermehl,  offen  1,46  frc. 
(c=  1,18  M.)  und  in  Spezialpackung  1^  bcw.  1,62  fre.  -  (—  1,28  bzw.  1,31  M.j. 
BoUgerste  pro  Kilogramm  (1,30  frc  (—  IfA  M.),  SpeiseRcntenehl,  offen  1,30  fro. 
(=  1,05  M.),  Efimaia  80  cU.  (=  65  Pf.):  Weizenflocken  1,20  frc.  (=  97  Pf.) 
und  in  Spezialpackung  1,32  frc.  (—  1,07  M.)  bezw.  1,36  frc  (<°  1.10  M.j.  Die 
Detailpreise  gelten  für  die  Abnbe  von  Waren  der  Detailverkaufsstellen  ohne 
Rücksicht  auf  das  Quantum.  Für  die  Mahlprodnkte  aus  Getreide  aller  Art 
werden  folgende  Höchstpreise  festgesetzt:  Vollmehl  84  free.  (— 68  MJ,  Futtermehl 
aus  Teigwarenweizen  56  frcs.  (—  45  M).  Kleie  37  fies.  (=  30  M.),  Haferanstogs- 
mehl  96  frcs.  (=  78  M.),  Haferfnttermehl  62  frcs.  (—  50  M.),  Haferflaum  26  free. 
h=  21  M.),  Haferspreu  22  frcs.  (>=>  18  M.)  und  OcrBtenfitttennahl  mit  Spelm 
56  frcs.  (=  45  M.).  Sämüiche  festgeseUten  Preise  sisd  absointe  Höchstpreiae 
und  dürfen  durch  keinerlei  Nebenverrechnung  von  Spesen  oder  dergleichen  über- 
schritten werden.  Die  festgesetzten  Zurkrrpreise  gdten  nur  für  Konsumzucker, 
für  Industriezucker  werden  bMondere  Preise  fest^setet  Bei  auBeronlentlichen 
Verhältnissen  einzelner  Gemeinden  oder  ganzer  GcccBdcn  sind  die  KantOBC  beflgt, 
die  festgesetzten  Preise  herabzusetzen  oder  zu  erhohen. 

„Nieuwe  Rotterdamgebe  Courant"  entnimmt  im  Morgenblatt  vom  24.  Min 
dem  „Staatscourant"  die  folgenden  Elrgebnisse  der  in  den  Niederlanden  ab- 
gehaltenen Rind  Viehzählungen : 

19t0  Zählung  im  Msi/Jani  i  578697 

1917  „  „    Mlrt-April  1528819 

1918  „  „    Feiirasr-Mftrx       l  34S  998 

In  Holland  mußte,  wie  der  wirtschaftliche  Nachrichtendienst  vom  10.  April 
mitteilt,  die  Brotration  auf  200  g  täglich  ermäiiigt  werden,  und  das  Durch- 
halten der  Viehbestände  erscheint  immer  ernster  gefiüirdet. 

In  Spanien  wurde  (nach  dem  Wirtschaftlichen  Nachrichtendienst  vom 
10.  April)  der  Höchstpreis  für  Weizen  ab  Lager  oder  Waggon  Bahnstation 
auf  40  Pesetas  per  100  kg  (=  324  M.  für  die  Tonne)  festgeaeUt 

Wie  das  „Board  of  Agriculture"  im  Februarheft  1918  berichtet,  sind  die 
Preise,  welche  die  englischen  Milchhäudler  vom  1.  April  bis  30.  Sep- 
tember an  die  Milchproduzenten  zu  zahlen  haben,  wie  folgt,  festgesetzt: 

April  I  >h  6  d  per  Gallone  (=  34      Pf.  f.  d.  I-ilcr) 

Mai  und  Juni  1  ,,  o  „     „        „         (•=  »a'/t  »     

Joli  «  „  J  .,     ,.        „        (=  J<»'/t  ..    ..   ..      " 

August,  September  l  „  3  , (=  38       „     „    „      „ 
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Nicht  inbegriffen  sind  die  Kosten  für  die  Ablieferung  der  Milch  an  des 
Käufers  Adresse ;  indessen  haftet  der  Produzent  für  die  Anlieferung  der  Milch  an 
den  Käufer.  Wenn  keine  unvorhergesehenen  Umstände  eintreten,  gelten  diese 
Preise  als  Höchstpreise.  Sollte  jedoch  während  des  Frühsommers  eine  ernstliche 
Trockenheit  eintreten,  so  kann  der  Nahrungsmittelkontrolleur  nach  Beratung  mit 
dem  Vorsitzenden  des  Landwirtschaftsministeriums  die  Preise  erhöhen.  Bei  dem 
Vergleich  dieser  Milchpreise  mit  denen  des  Vorjahres  ist  zu  berücksichtigen,  daß 
bei  den  Preisen  im  Jahre  1917  die  Kosten  der  Ablieferung  vom  Produzenten  bis 
zum  Abnehmer  einbegriffen  waren. 

Der  Wirtschaftliche  Nachrichtendienst  vom  10.  April  teilt  mit:  In  Eng- 
land ist  die  Ausmahlungsquote  in  schneller  Folge  —  an  drei  aufeinander- 
folgenden Tagen  —  scharf  hinaufgesetzt  worden.  Sie  beträgt  jetzt  90-94  Proz. 
(je  nach  Mehlreichtum  der  Sorte).  Nach  „Daily  Mail"  vom  13.  März  sind  nament- 
lich in  den  letzten  Monaten  die  Kartoffellieferungen  von  Irland  stark 
zurückgegangen. 

In  Großbritannien  wird  (nach  dem  Wirtschaftl.  Nachrichtendienst  vom 
10.  April)  die  diesjährige  Ernte  an  Kartoffeln  von  der  Regierung  vom 
1.  November  ab  vollständig  übernommen.  Die  Regierung  wird  einen  Mindest- 
preis von  5,15  £  für  die  Tonne  (■-=  116  M.  für  die  deutsche  Tonne)  zahlen. 

Für  Milch  wurden  von  April  ab  neue  Preise  festgesetzt.  Im  Klein- 
handel darf  die  Gallone  kosten  2/.8,  Mai/Juni/Juli  2/.—  ,  August  September  2/.4; 
das  Liter  kostet  hiernach  ca.  8  d  (=58  Pf.)  bis  6  d  (=51  Pf.).  Die  Produzenten 
erhalten  im  Mai/Juni  pro  Gallone  1/.—,  im  August  1/.3,  während  sie  im  Winter 
1918/18  mindestens  1,.10  (=  41  Pf.  pro  Liter)  erhalten  werden. 

Neue  Kartoffeln  waren  am  21.  März  für  1/.6  das  Ib.  =  1,69  M.  für 
das  deutsche  Pfund  zu  haben,  Zwiebeln  kosteten  6  d,  rote  Rüben  2 — 3  d  =  0,17 
—0,25  M.  das  Stück,  Spargel  10/.6-25/.—  =  10.76—25,62  M.  das  Bündel,  Treib- 
hausrhabarber 3  d  =  0,25  M.  das  Bündel.  Gartenrhabarber  8  d  =  0,68  M.  das 
Bündel,  Radieschen  5  d  =^  0,43  M.  das  Bund,  Apfelsinen  6  d  =  0,51  M.  das 
Stück,  Blumenkohl  6—10  d  =  0,51-0,85  M.  der  Kopf. 

Nach  Durchführung  des  von  der  französischen  Kammerkommission  an- 
genommenen Kaffee-Einfuhrmonopols  wird  sich,  wie „Econoraist Europeen" 
vom  22.  März  berechnet,  vom  1.  Juli  1918  ab  der  Preis  des  Kaffees  frei  Havre 
auf  108,20  frcs.  =  87,65  M.  für  50  kg  stellen.  Der  Kleinhandelspreis  wird  er- 
heblich höher  sein.  Der  Ankaufspreis  in  Santos  beträgt  nur  36,40  frcs.  =  29,50  M., 
die  Nebenkosten  (Maklergebühren  usw.)  15,45  frcs.,  zusammen  51,85  frcs,  die  in 
Havre  entstehenden  Kosten  für  Ausschiffung,  Rollgeld  usw.  sind  7,20  frcs.  Da- 
gegen beträgt  die  Seefracht  41,65  frcs.  =  33,75  M.  zuzüglich  einer  Seeversiche- 
rungsquote von  8  Proz.  =  7,30  frcs.,  so  daß  der  in  Santos  für  36,40  frcs.  er- 
standene Kaffee  in  Havre  schließlich  108,20  frcs.  kostet. 

Der  französische  Landwirtschafts-  und  Versorgungsminister  hat  am 
19.  März  ein  die  Lage  kennzeichnendes  Rundschreiben  an  die  Präfekten  erlassen, 
in  dem  er  zunächst  die  Landbevölkerung  für  die  Entsagung  gegenüber  den  neuen 
Verbrauchseinschränkungen  an  Getreide  und  für  ihre  Anstrengungen  warm  be- 
lobt. Dafür  will  er  sie  zunächst  damit  belohnen,  daß  er  den  Termin  für  die  Be- 
standsanzeige von  Getreide  auf  den  15.  Mai  hinausschiebt.  Bis  dahin  iingemeldete 
Weizenbestände  unterliegen  nicht  der  Preisherabsetzung  von  7  frcs.  für  den  Doppel- 
zentner. Dann  kündigt  er  ihnen  Preiserhöhung  für  die  Ernte  1918  und 
zwar  für  Weizen  auf  75,  für  Sorgho  auf  50,  für  alles  andere  Getreide  und  Bohnen 
auf  55  frcs.  an.  Damit  soll  eine  gerechte  Bezahlung  ihrer  Mühen  und  ein  Aus- 
gleich für  die  Teuerung  geschaffen  werden.  Daneben  aber  verwarnt  er  die  Land- 
bevölkerung ernstlich,  nun  nicht  etwa  Bestände  der  Ernte  1917  zurückzuhalten, 
um  1918  höhere  Preise  zu  erzielen. 

Um  den  Verbündeten  bis  zur  nächsten  Ernte  den  nötigen  Weizen  liefern 
zn  können,  hat  die  amerikanische  Lebensmittelverwaltung  Bestimmungen  er- 
lassen, wodurch  in  Amerika  der  Verbrauch  von  Weizenmehl  auf  1'/,  Pfd.  je  Kopf 
und  Woche  herabgesetzt  wird.  Die  zwei  weizenlosen  Tage  in  der  Woche  bleiben 
bestehen.  In  öffentlichen  Speisehäusern  darf  jeder  Gast  zu  jeder  Mahlzeit  nur 
2  Unzen  (die  Unze  =  28,3  g)  Brot  erhalten.  Die  Bäcker  werden  aufgefordert, 
das  Gewicht  des  „Siegesbrotes"  von  1  Pfd.  auf  '/^  Pfd.  herabzusetzen.  Weitere 
Bestimmungen  werden  folgen. 
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Vom  25.  Februar  traten  in  Peteribarg  nach  „Rabotachaja  i  Kreatjaoakaja 
Krasnaja  Arinija  i  Flott"  vom  6.  Mira  folgende  Urotpreiae  für  das  I'iid  ia 
Kraft:  Im  Groühandel  mit  Zustellunf^:  Roggenbrot  3.M  Rbl.,  Brot  au»  gebeuteltem 
Mehl  12.T0  Rbl.,  Weizenbrot  gewöhnlicher  Vermahlung  ohne  Hefe  11,10  Rbl.  Im 
Kleinverkauf  kostete  das  russische   Pfund  Ronenbrot  25  Kop.  (—  65'/.  Pf.  tür 


das  deutsche  Pfund),  aus  gebeuteltem  Mehl  33  Kop.  (=  86'/,  Pt-  fit  daa  deutsche 
Pfund),  Weizenbrot  gewöhnlicher  Vermahlung  29  Kop.  (—  76  Pf.  fOr  daa  deutsch« 
Pfund). 

Berlin,  9.  April  1918. 

In  Oesterreich  ist  nach  einer  Verordnung  der  oberöaterreichiachen  Statt- 
halterei  vom  21.  März  („Wiener  Ljindw.  Ztg."  vom  30.  Mi«)  der  Pf  erdehandei 
im  Umherziehen  von  Haus  zu  Haus  in  ganz  Oberteterreich  verboten. 

In  Oesterreich  sind  nach  einer  Ministerialverordnung  vom  16.  Mirx 
(„Wiener  Landw.  Zig."  vom  27.  März)  Rapa  und  Rflbsen  aua  der  inländischen 
Ernte  des  Jahres  1918  zufpinsten  des  Htaates  beschlaenahmt.  Der  Ueber- 
nahmepreis  für  usancemäflige  Ware  beträgt  für  Raps  140  K.  ffir  den  Doppel- 
zentner, 1ÜT  Rübsen  135  K.  für  den  Uoi>pcUentner.  beide*  loko  der  dem  Lager- 
orte  der  Vorräte  nächstgelegenen  Bahnstation  in  Käufer*  Bicken  und  gegen 
Barzahlung  bei  Präsentierung  der  luibnarotlichen  AulEabebeacheinigung  (Duplikai- 
frachtbrief).  Zur  (Jebernahme  der  beschlagnahmten  Waren  iat  die  österreichische 
KoDtrüllbiink  für  Industrie  und  Handel  in  Wien  I,  Tuchlauben  7a  bestimmt.  Die 
Futtermittelzentrale  hat  jenen  Landwirten,  welche  sich  auf  Urund  der  Kund- 
machung des  Ackerbauministeriums  vom  10.  Juli  1917  bzw.  vom  22.  Februar  1918 
durch  ^eiwillige  Anmeldung  zum  Anbau  von  Rap*  und  Rübi>en  verpflichtet 
haben,  35  kg  Rapskuchen  zum  Preise  von  20  K.  für  den  Doppelzentner  nach  je 
100  kg  abgelieferten  Raps  für  den  Bedarf  ihrer  Wirtschaft  zur  Verfügung  in 
stellen. 

Nach  einer  Verordnung  de*  Ackerbauministcr*  in  Oesterreich  vom 
18.  März  („Wiener  Landw.  Z^."  vom  23.  Mirz)  ist  jeder  Qmndeigentflmer  t«t- 
jiflicbtet,  seine  sämtlichen  Wiesen,  Weiden  und  Alpen  der  Futtergewinnong 
oder  Beweidung  durch  landwirtschaftliche*  Nutzvieh  dienstbar  zn  machen.  — 
Die  politixohe  &zirksbehörde  kann  über  Antrag  der  Erntekommission  aus  triftigen 
wirtschaftlichen  Gründen  Ausnahmen  von  dieser  Verpflichtung  bewilligen.  Wenn 
die  rechtzeitige  Verwendung  von  Wiesen,  Weiden  und  Aloen  zur  Futtergewinnung 
oder  Beweidung  gefährdet  ist  oder  wenn  befürchtet  weruen  miili,  dali  die  nötigen 
Vorarbeiten  hierzu  infolge  Einberufung  dea  Besitzers  oder  Bewirtachafter*  cur 
militärischen  Dienstleistung  oder  infolge  anderer  durch  den  Krieg  verursachter 
Hemmnisse  nicht  vorgenommen  werden  können,  ao  hat  zunächst  die  Erntekom- 
mission innerhalb  ihres  Wirkungskreises  durch  Beratung,  durch  Zuweisung  von 
Arbeitskräften  und  landwirtschaftlichen  Betriebsmitteln,  sowie  in  andoerge^BM 
erscheinender  Weise  für  eine  entspiecbende  Hilfeleistung  Borge  zu  trann.  Wcaa 
die  rechtzeitige  Durchführung  der  zur  Instandsetzung  der  Wiesen.  Weiden  und 
Alpen  erforderlichen  Arbeiten  trotz  dieser  MaSnahmen  nicht  gesichert  werden 
kann,  so  obliegt  deren  Besorgung,  insofern  nicht  von  der  politischen  Bezirks- 
behörde eine  Ausnahme  bewilligt  wurde,  der  Gemeinde.  Die  Gemeinde  ist  be- 
rechtigt, die  ihr  dadurch  erwachsenden  tatsächlichen  Kosten  aus  dem  Ertrage  der 
Wiesen,  Weiden  und  Alpen  anzusprechen. 

In  Ungarn  ergänzt  eine  Regierungsverordnung  („Wiener  Laindw.  Ztg."  von» 
■iO.  März)  die  am  20.  November  vorigen  Jahres  erschienene  Verordnung  über  die 
Schweinehöchstpreise  dahin,  dafi  der  Höchstpreis,  der  beim  Verkauf  von 
lebenden  Schweioen  im  Gewicht  von  mehr  abi  40,  aber  höchstens  50  kg  für  den 
Mäster  oder  den  Viehhalter  gefordert  oder  gezahlt  werden  darf,  mit  7^0  K.  pro 
Kilogramm  (318,75  M.  für  den  Zentner)  festgestellt  wird. 

Der  Berner  „Bund"  teilt  über  die  Getreidehöchstpreise  in  Ungarn 
mit:  Oft  geäußerten  Wünschen  der  Landwirte  entsprechend,  die  Getreidepreise  zu 
erhöhen  und  schon  zur  Zeit  des  Frühjahrsanbaues  zu  publizieren,  wird  die  Re- 
gierung eine  Verordnung  erlassen,  durch  die  die  Höchstpreise  um  etwa  50  Proz. 
erhöht  werden.  Dagegen  soll  der  Preis  für  Brotmehl  im  Interesse  der  ärmeren 
Bevölkerung  unverändert  bleiben,  während  die  Preise  für  feinere  Mehlsorten  ent- 
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sprechend  erhöht  werden.  Das  Getreide  soll  schon  beim  Drusch  requiriert  und 
der  freie  Verkehr  überhaupt  nicht  gestattet  werden.  Die  Versorgung  der  Bevölke- 
rung wird  einheitlich  durch  die  Behörden  erfolgen. 

In  Ungarn  sind  durch  eine  Bekanntmachung  des  das  Landesernährungs- 
amt leitenden  Ministers  vom  14.  März  („Wiener  Landw.  Ztg.''  vom  23.  März) 
Höchstpreise  für  den  Eiereinkauf  en  gros  vom  17.  März  bis  10.  April 
festgesetzt,  und  zwar  für  Originalware  vom  17.  bis  26.  März  595  K ,  vom  27.  März 
bis  2.  April  öSO  K.,  vom  3.  bis  10.  April  560  K.,  für  klassifizierte  und  durchleuchtete 
Ware  in  neuen  Kisten,  in  frische  und  trockene  Holzwolle  oder  frisches  Stroh  ver- 
packt, 635  K.,  bzw.  620  K.  und  600  K.  für  1440  Stück  samt  Kiste. 

Aus  dem  Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1917  der  Spar-  und  Leihkassc  in 
Thun  (Schweiz)  teilt  der  Berner  „Bund"  folgende  treffenden  Ausführungen 
mit:  Die  Landwirtschaft  kann  auch  diesmal  auf  ein  gutes  Jahr  zurückblicken. 
Das  will  aber  noch  lange  nicht  heißen,  daß  nun  die  Bauern  ohne  Unterschied 
den  Kriegsgewinnern  zuzuzählen  sind,  wie  dies  nun  weitverbreitete  Ansicht  in 
den  Städten  ist.  Bei  der  bestehenden  Ueberschuldung  der  kleinbäuerlichen  Be- 
triebe war  vielmehr  eine  Erhöhung  der  Eendite  unbedingt  nötig.  Schwere  Krisen 
wären  sonst  gerade  in  unseren  Kreisen  unausbleiblich  gewesen.  Wenn  der  Klein- 
bauer in  den  letzten  Jahren  etvv'as  mit  den  laufenden  Schulden  und  den  rück- 
ständigen Hypothekenzinsen  aufräumen  konnte,  so  bedeutet  dies  keineswegs  eine 
Ansammlung  von  Gewinn,  sondern  im  allgemeinen  nur  eine  Gesundung  der  be- 
stehenden Verhältnisse,  die  im  Interesse  der  Gesamtheit  sehr  zu  begrüßen  ist. 
Sein  Los  ist  bei  dem  gegenwärtig  herrschenden  Mangel  an  Arbeitskräften  in  Ver- 
bindung mit  dem  Zwang  zu  vermehrtem  Anbau  noch  immer  kein  beneidens- 
wertes. Auch  er  verspürt  die  Teuerung  in  seinem  Betriebe,  und  wenn  er  gewisse 
Grundsätze  über  Arbeitszeit  und  Minimalstundenlohn  auf  seinen  Betrieb  anwenden 
wollte,  so  würden  Lebensmittelknappheit  und  Teuerung  noch  ganz  anders  in  die 
Erscheinung  treten.  Bedauerlich  ist  nur,  daß  die  Erhöhung  der  Rendite  sofort 
die  Güterpreise  weit  über  den  Ertragswert  der  normalen  Jahre  steigen  läßt,  so 
daß  wir  beim  Sinken  der  Preise  für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  wieder  mit 
überschuldeten  Heimwesen  zu  rechnen  haben  werden.  Durch  behördliche  Vor- 
schriften und,  wie  auch  schon  vorgeschlagen  worden,  durch  Maßnahmen  der 
Banken  ist  hier  aber  kaum  Abhilfe  zu  schaffen.  Da  hilft  einzig  Aufklärung 
und  bessere  Einsicht  in  den  beteiligten  Kreisen. 

Die  eidgenössische  Anstalt  für  Sehlachtviehversorgung  in  der 
Schweiz  teilt  im  Berner  „Bund"  vom  2.  April  mit:  Das  Schweizerische  Volks- 
wirtschaftsdepartement hat  auf  Antrag  der  Aufsichtskommission  der  eidgenössi- 
schen Anstalt  für  Schlachtviehversorgung  einer  Erhöhung  der  Ankaufspreise  für 
Großvieh  von  20  cts.  per  Kilogramm  Lebendgewicht  seine  Genehmigung  erteilt. 
Diese  Erhöhung  wird  begründet  durch  den  alljährlich  im  Frühjahr  wieder- 
kehrenden Mangel  an  Schlachtware,  die  in  gegenwärtiger  Zeit  in  genügenden 
Quantitäten  kaum  aufzutreiben  ist.  Andererseits  haben  hierzu  die  in  den  letzten 
Monaten  erhöhten  Schlachtungen,  sowie  der  Rückgang  der  Mast,  bedingt  durch 
die  Knappheit  der  Kraftfuttermittel  und  deren  hohe  Preise,  wesentlich  beigetragen. 
In  der  letzten  Zeit  mußten  hauptsächlich  für  bessere  Ware  immer  höhere  Preise 
angelegt  werden.  Um  weitere  Preistreibereien  zu  verhindern,  hat  das  Schweize- 
rische Volkswirtschaftsdepartement  auf  Antrag  der  Aufsichtskommission  der  eid- 
genössischen Anstalt  für  Schlachtviehversorgung  beschlossen,  für  Ochsen,  Rinder 
und  junge  fette  Kühe  einen  Höchstpreis  von  2,40  frcs.  per  Kilogramm  Lebend- 
gewicht mit  Wirkung  ab  1.  April  festzusetzen  und  gleichzeitig  den  Höchstpreis 
für  Fleisch  erster  Qualität  von  Großvieh  des  Rindergeschlechts  auf  4  frcs.  per 
Kilogramm  zu  erhöhen. 

Ferner  hat  das  Departement  verfügt,  daß  ab  1.  April  1918  der  Verkauf  von 
Kalbfleisch  nur  noch  am  Sonnabend  gestattet  ist.  Diese  Maßnahme  wurde  ge- 
troffen, um  den  Konsum  von  Kalbfleisch  im  Interesse  der  Milchversorgung  weiter 
einzuschränken.  Im  Laufe  der  Woche  wird  sich  die  Aufsichtskommission  der 
eidgenössischen  Anstalt  für  Schlachtviehversorgung  neuerdings  versammeln,  um 
über  weitere  Maßnahmen  betreffend  die  Fleischversorgung  zu  beraten  und  zur 
Frage  der  Einführung  des  Schlachtviehmonopols  Stellung  zu  nehmen. 

Laut  „Aftenposten"  vom  22.  März  sind  in  Norwegen  folgende  Lebens- 
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mittelrationen  für  die  kommende  BlarteDperiode  fesgeaetzt:  300  g  Zucker  nad 
äO  g  Kaffee  wöchentlich,  ferner  an  Getreide,  Mehl  und  Produkten  hierao*  eis« 
Menge,  die  200  g  Mehl  täglich  entspricht 

Wie  „Frederiksborg  Amtstidende"  Tom  22.  März  zu  entnehmen  ist,  weiat 
der  Kopenhagener  Vieh  markt  immer  geringere  Zufuhren  auf.  In  der 
zweiten  Märzwoche  wurden  dem  Markte  nur  2122  Stück  Vieh  gegen  2168  Stück 
in  der  Vorwoche  zugeführt.  Die  Pretae  stiegen  bei  der  geruigeD  Zufuhr  um 
2—5  Oere.  Lämmer  Icommen  nur  noch  in  geringen  Mengen  auf  den  Markt. 
Für  12— 14  Pfd.  schwere  Tiere  werden  etwa  1(X)  Kr.  bezahlt;  1  Pfd.  Lammflei»ch 
stellt  sich  demnach  auf  mindestens  10  Kr.,  wenn  man  den  Abgang,  der  durch 
das  Fell  usw.  entsteht,  berücksichtigt. 

Die  schwedische  Regierung  hat  laut  ,.8renska  Dagbladet"  vom  10.  Min 
angeordnet,  daß  die  Höchstpreise  für  Kartoffeln,  die  nach  der  Verord- 
nung erst  nach  dem  31.  Märe  in  Kraft  treten  sollten,  schon  rom  10.  März  ab 
angewendet  werden  dürfen.  Dagegen  wird  der  Grofihandelspreis  auf  der  ganzen 
Linie  um  1  Kr.  für  100  kg  erhöht.  Der  Kartoffelmangel  ließ  schon  befürchten 
daS  der  Bedarf  an  Saatkartofleln  nicht  genügend  gedeckt  werden  könne.  Dieae 
Befürchtungen  sind  jedoch  unberechtigt.  Dem  LeoenamittelanaachuB  ist  es  ge- 
lungen, BO  viel  Kartoffeln  einzulagern,  dafl  der  Bedarf  der  Kleingirten  usw.  ge- 
deckt werden  kan«. 

Die  Getreideabliefernngen  in  England  betmgen  (in  Qoartcn)  lant 
„Times"  vom  4.  März: 

Weiten  Geists  Hafer 

in  der  cnten  Hüft«  (26  Wochen) 

dieses  Emtejabra  l  $31 604       1878  716      400137 

Utsten         „  «052004       11514$!       776896 

Auf  dem  Viehmarkt  in   Perth  wurden  laut  ,3cot«nan"  Tom  9.  Min 
für  Stiere,   Kühe   und   Kälber  der  echten  Durham-RaaM  40593  £  12  ah  erzielt 
,en  20498  Pfd.  für  eine  nur  um  40  flaupt  geringere  Zahl  im  leUten  Jahre, 
wurden  bezahlt  für 

99  Kühe  im  Dorcbiefaoiu  108  PM.  6  th    od 

»60     ,.,..,  III     „     o  ,,    10  „ 


Somit  betritt  der  Durehschnitttpreb  f&r  das  &anpt     110  Pfd.  5  ik    9  d 

Ein  schottischer  Käufer,  der  gegen  riele  •fidamerikaniache  Klafar 
mußte,  zahlte  3700  Guineen  für  einen  2-jUirigen  Stier,  während  bei  den  fathcna, 
diesjährigen  Verkäufen  in  Perth  und  Aberdeen  nur  3100—3200  Guinea  geeahlt 
wurden. 

Laut  „Economist"  rom  2.  Man  hat  Prof.  Robert  Wallac«  Ton  der  Uni- 
versität Edinburgh  einen  scharfen  Protest  erhoben,  woaaeh  80  t.  H.  der  Lege- 
hühner zu  B^nn  der  Legezeit  geschlachtet  werden  sollen.  Diesen  Vor- 
schlag bezeichnet  er  als  „vielleicht  die  stOreodate  und  unwirtachaftliehste  Aa- 
Ordnung,  die  bisher  ergangen  ist,  und  geeignet,  eine  der  wertvollsten  Qudkfi 
heimischer  Lebensmitteleneu^ng  jetzt  und  rar  die  Zukunft  ernstlich  zu  schädi- 

§en".  Der  Professor  meint,  der  Diktator  hätte  im  (Segenteil  anre^n  sollen,  dafl 
ie  Besitzer  ^anz  kleiner  Grundstücke,  die  ihre  Erzeugnisse  nicht  verkaufen 
können,  möglichst  viel  Hühner  halten,  die  man  sehr  gut  mit  rohem  Kohl  oder 
mit  KartoffelD.  gekochten  Kohlstrünken  unter  Zusatz  dea  Unkrautsamens  und 
der  kleinen  Kurner,  die  die  Müller  aus  dem  Getreide  aasscheiden,  füttern  könne. 
„Wenn  die  Hausschlachtung  der  Legehennen  wirklich  durch  Futtermangel  ge- 
rechtfertigt ist,  wie  kommt  es  dann,  daß  man  Hunderttausend  von  Hunden  und 
Katzen  am  Leben  läßt?  Solange  man  ferner  keine  Maßregeln  trifft,  um  die  Ver- 
nichtung staatlicher  Qetreidevorräte  von  riesigem  Werte  durch  Ratten  zu  ver- 
hindern, gibt  es  keine  Entschuldigung  für  den  Hennenmord  zum  Zwecke  der 
Ersparung  von  Nahrungsmitteln." 

Das  von  den  Kammern  genehmigte  argentinische  Abkommen   fibe 
den  Ernteüberschuß  mit  Frankreicn   und  England  lautet,  nach  „La 
Prensa",  Buenos  Aires,  vom  22.  Januar,  wie  folgt:   Die  Regierungen  von  Fnnk- 
reich  und  England  kaufen  von  der  argentinischen  Republik  den  Ueberschuß  der 
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Ernte  In  Weizen,  Hafer  und  Leinsaat,  sowie  eventuell  andere  Produkte  der  Ernte 
in  Höhe  von  ungefähr  2'/,  Mill.  t,  die  bis  zum  1.  November  1918  ausgeführt 
sein  müssen.    Frankreich  und  England  bezahlen  die  folgenden  Mindestpreise: 

Papierpesos 
für  loo  kg  Weizen  12,6« 

„     100    „    Hafer  7,— 

,,     lOo    „    Leinsaat  15, — 

lieferbar  in  guter  Qualität  und  frei  an  Bord. 

Die  Regierungen  von  Frankreich  und  England  sind  nicht  verpflichtet,  ihr 
Kaufrecht  auszuüben,  falls  die  Preise  für  den  Doppelzentner  am  Platze  höher  sind 
als:  15  argentinische  Papierpesos  für  Weizen,  7  Pesos  für  Hafer  und  15  Pesos 
für  Leinsaat. 

Die  argentinische  Regierung  eröffnet  England  einen  Kredit  von  100  MiU. 
Goldpesos,  oder  deren  Aequivalent  in  Papierpesos,  und  Frankreich  einen  Kredit 
in  gleicher  Höhe.  Die  gegen  diese  Kredite  aufgenommenen  Summen  werden  mit 
5  Proz.  jährlich  verzinst.  Die  argentinische  Regierung  ist  berechtigt,  gegen  die 
Regierungen  von  Frankreich  und  England  die  von  letzteren  geschuldeten  Beträge 
zu  ziehen,  sobald  der  Wechselkurs  des  Goldpeso  in  Buenos  Aires  die  Höhe  von 
50  d  auf  London  und  5,60  frcs.  auf  Paris  nicht  übersteigt.  Die  argentinische 
Regierung  darf  die  in  Pfund  Sterling  mit  England  und  in  Francs  mit  Frankreich 
geführten  Schuldsummen  nicht  benutzen,  um  direkt  oder  indirekt  Rimessen  nach 
den  Vereinigten  Staaten  auszuführen. 

Die  sich  bei  Schluß  dieses  Abkommens  (1.  November  1918)  ergebende  Schuld- 
summe wird  von  den  Regierungen  von  England  und  Frankreich  in  geprägtem 
Golde  bezahlt  werden,  und  zwar  spätestens  24  Monate  nach  Unterzeichnung  dieses 
Vertrages  (14.  Januar  191S),  falls  bis  zum  Verfalle  kein  anderweitiges  Abkommen 
zwischen  den  Vertragschließenden  getroffen  ist.  Die  Regierungen  von  Frankreich 
und  England  hinterlegen  bei  den  bei  ihnen  akkreditierten  argentinischen  Gesandt- 
schaften Schuldscheine  über  die  in  Anspruch  genommenen  Summen.  Die  ge- 
währten Kredite  dienen  zum  Kauf  der  vorstehend  bezeichneten  Produkte,  können 
aber  auch  zur  Bezahlung  anderer,  nicht  genannter  Artikel  benutzt  werden. 

Um  der  argentinischen  Regierung  ihrerseits  die  Möglichkeit  zu  geben,  diese 
Kreditoperation  auszuführen,  ist  folgendes  Gesetz  erlassen  worden :  Der  Banco 
de  la  Nacion  wird  bevollmächtigt,  der  Regierung  einen  einmaligen  Kredit  in  Höhe 
von  200  Millionen  Goldpesos  oder  deren  Aequivalent  in  Papierpesos  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  zu  welchem  Zwecke  §  11  des  Bankgesetzes  Nr.  4507  für  die 
Dauer  des  Abkommens  außer  Kraft  gesetzt  ist. 

m.  Industrie,  einschließlich  Bergbau  und  Baugewerbe. 

Inhalt:  1]  Bergbau:  Geschäftslage  im  Kohlen-  und  Kalibergbau  während 
des  Monats  April.  —  Der  Ruhrkohlenmarkt  im  April. 

2)  Eisengewerbe,  Metalle  und  Maschinen:  Beschäftigungsgrad 
im  April. 

1.    Bergbau. 

Ueber  die  Geschäftslage  im  Kohlen-  und  Kalibergbau  während 
des  Monats  April  berichtet  das  „Reichs- Arbeitsblatt" : 

Im  Ruhrkohlengebiet  war  im  Monat  April  der  Geschäfts- 
gang für  Kohle  und  Koks  ebensogut  wie  im  Vormonat.  Von  den  zur 
2!eit  des  Wagenmangels  auf  Halde  gestürzten  Mengen  konnte  wieder 
ein  beträchtlicher  Teil  verladen  und  zum  Versand  gebracht  werden. 
Auch  auf  dem  Wasserwege  herrschte  ein  lebhafter  Verkehr.  Nach  wie 
vor  bewegen  sich  die  Löhne  in  steigender  Richtung,  oft  mußten  die 
Ueberschichten  beibehalten  werden.  Aehnliche  Verhältnisse  lassen  die 
Berichte  aus  dem  Aachener  Bezirk  erkennen.  —  In  Schlesien  war  die 
Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.  Volkswirtsch.  Chronik.  1918.  XVII 
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Nachfrage  oach  Kohle  wie  im  Vormonat  dauernd  sehr  lebhait.  la 
Niederschlesien  scheinen  die  Löhne  im  April  durchweg  erhöht  worden 
za  sein.  In  den  s&chsischen  Steinkohlenbergwerken  ist  im  Ge- 
schäftsgang eine  wettere  Besserung  gegenüber  dem  Monat  M&rz  sa 
verzeichnen.  Auch  hier  haben  wesentliche  Lohnerhöhungen  stattge- 
funden. 

FUr  die  Braunkohlengewinnung  wird  sowohl  aus  dem  mittel- 
deutschen Braunkohlengebiet  als  auch  von  den  Niederlansitzer  Werken 
über  einen  guten  Oescbftftsgang  berichtet.  Der  im  vorigen  Monat  er- 
w&hnte  Mangel  an  Facharbeitern  scheint  sich  nach  wie  vor  ftthlbar 
SU  machen.  Die  Löhne  bewegen  sich  meist  weiter  in  aufsteigender 
Richtung. 

In  der  Ealiindustrie  war  der  Oeecb&ftsgang  safriedenstellend 
and  besser  als  im  Vormonat,  aber  nicht  ganz  so  gut  wie  im  April 
1917,  obgleich  Arbeitermangel  vorhanden  war.  Die  Wagengestellang 
war  im  Berichtsmonat  wieder  tiemlich  günstig. 

Ueber  die  Lage  des  Ruhrkohlenmarktes  im  April  wird  der 
„Kölnischen  Zeitung"   geschrieben: 

Der  Monat  April  hat  bei  einer  Wagengestellong,  die  sich  gegen 
Ende  des  Monats  recht  günstig  entwickelt  hat,  einen  ziemlich  erheb- 
lichen Versand  in  Ruhrkohlen  gebracht  Hoffentlich  h&lt  diese  Liefe- 
rungsweise im  Mai  und  in  den  kommenden  Monaten  an,  um  eine  Ver- 
sorgung entferntester  Gebiete  herbeizuführen.  Die  Wagengestellung 
ist  im  übrigen  bei  den  einzelnen  Zechen  noch  nicht  gleichm&lig  genug, 
am  die  Aufladung  von  den  Halden  so  zu  gestalten,  wie  das  zur  Er- 
zielung einer  möglichst  großen  Leistung  allerseits  erwünscht  ist  Die 
Ansprüche,  die  der  Reichskommissar  für  die  Kohlen  Verteilung  an  die 
Zechen  stellt,  nehmen  immer  noch  zu,  und  es  ist  für  die  amtlich* 
Verteilungsstelle  beim  Kohlensyndikat  in  Essen  in  der  Tat  eine  fast 
nicht  mehr  zu  bew&ltigende  Aufgabe,  allen  diesen  Anforderungen  za 
entsprechen.  Es  ist  nach  Lage  der  Verhältnisse  dringend  zu  wünschen, 
daß  das  V-Programm  des  Reichskommissars ,  das  seinerzeit  seinen 
Zweck,  aus  den  Kohlen  Verbrauchern  die  wichtigsten  herauszunehmen, 
erfüllt  hat,  nunmehr  als  eine  Maßnahme  betrachtet  wird,  die  abzu- 
bauen ist,  und  daß  damit  dem  Wettrennen  der  Verbraucher,  in  die 
Liste  der  vordringlich  zu  bedienenden  Abnehmer  aufgenommen  zu 
werden,  ein  Ende  bereitet  wird.  Jedenfalls  ist  anzunehmen,  dal  die 
Aufnahme  in  die  Liste  solcher  V- Verbraucher  erheblich  erschwert  wird, 
nm  nicht  das  Programm  mangels  Liefemngsmöglichkeit  der  2^hen 
gänzlich  wertlos  zu  machen.  An  erster  Stelle  muß,  nach  den  Er- 
fahrungen für  den  Reichskommissar,  wohl  heute  die  Frage  stehen :  „Auf 
welche  Weise  bringe  ich  jetzt  in  der  Zeit  der  guten  Beförderungs- 
möglichkeiten  die  größte  Brennstoffmenge  in  Bewegung  und  am 
weitesten  zu  ihrem  endgültigen  Bestimmungsort?"  In  bezug  auf  die 
Beförderung  auf  dem  Rhein  sind  jedenfalls  die  Transportverh&ltnisse 
noch  nicht  voll  ausgenutzt,  und  es  kann  in  der  Beziehung  erheblich 
mehr  geschehen.  Es  wäre  wirklich  jammerschade,  und  gegenüber  den 
"Verbrauchern,  die  der  Reichskommissar  selbst  infolge  ihrer  geographischen 
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Lage  als  jetzt  vornehmlich  vorweg  versorgungsbedürftig  ansieht,  eine 
Unterlassung,  wenn  die  Schiffsbeförderung  nicht  bis  zur  letzten  Tonne 
ausgenutzt  würde.  Es  ist  für  den  Reichskommissar  gewiß  außerordent- 
lich schwer,  den  Ansprüchen  gegenüber,  die  alle  in  ihrer  Art  berechtigt 
sind,  einen  Mittelweg  zu  finden,  und  zweifellos  ist  in  solcher  Lage  oft 
morgen  falsch,  was  heute  richtig  war.  Aber  die  Transportmöglichkeiten 
sind  doch  das  Rückgrat  aller  Anordnungen,  und  es  ist  bei  der  Wasser- 
verladung, deren  volle  Ausnützung  der  Reichskommissar  ja  zweifellos 
selbst  gern  sehen  möchte,  doch  zu  beachten,  daß,  je  größer  die  Anzahl 
der  Eisenbahnwagen  ist,  die  nach  den  Ruhrhäfen  rollen,  desto  mehr 
die  gesamte  Wagengestellung  —  im  Interesse  der  Gesamtheit  —  zu- 
nimmt. Ein  Wagen,  der  zum  Hafen  rollt  und  keine  36  Stunden 
braucht,  um  schon  wieder  leer  bei  der  Zeche  zu  stehen,  kann  in  der- 
selben Zeit  mindestens  dreimal  so  viel  Mengen  befördern,  als  wenn  er 
zur  Strecke  versandt  wird.  Da  heute  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  was 
den  Rhein  betrifft,  Brennstoffe  in  kurzer  Frist  auf  dem  Schiffswege 
bis  Straßburg,  Kehl  usw.  vorzuschieben,  so  wird  in  idealer  Weise  auch 
in  Süddeutschland  jetzt  und  für  den  Winter  das  Eisenbahnnetz  um. 
jeden  Wagen  entlastet,  der  heute  nach  dem  Oberrhein  auf  dem  Wasser- 
wege verfrachtet  wird,  statt  erst  im  Herbst  und  Winter.  Nachdem  der 
Anfang  des  Aprils  ungünstige  Wasserstände  gebracht  hatte,  sind  die 
Schiffahrtsverhältnisse  gegen  Ende  des  Monats  und  weiter  günstig  ge- 
worden. Das  Wasser  wechselte  am  Kauber  Pegel  vom  3.  bis  Monats- 
schluß zwischen  1,75  und  1,92  m. 

Im  allgemeinen  waren  die  Schwankungen  im  Wasserstand  nur 
mäßig,  so  daß  die  Abladetiefe  der  bergwärts  fahrenden  Kähne  von  Tag 
zu  Tag,  dem  Wasserzuwachs  folgend,  bis  Monatsschluß  bis  zu  2,20  m 
erhöht  werden  konnte,  wodurch  schon  eine  erheblich  bessere  Aus- 
nutzung des  verfügbaren  Kahnraums  erreicht  wurde.  Der  Zuwachs  im 
oberrheinischen  Stromgebiet  war  noch  zu  unbedeutend,  so  daß  sich 
noch  kein  stetiger  Wasserstand  bilden  konnte,  der  eine  größere  Ab- 
ladetiefe zulässig  erscheinen  ließ.  Die  Wasserverhältnisse  im  Ober- 
rhein entwickelten  sich  günstig,  eine  Erscheinung,  die  sich  stets  nach 
einem  längeren  Anhalten  eines  niedrigen  Wasserstandes  einzustellen 
pflegt.  Die  in  der  letzten  Zeit  von  einem  Fachmann  im  Wasserbau 
wiederholt  vertretene  Auffassung,  daß  bei  Niederwasser  unbedenklich 
nach  Straßbnrg  mit  einem  um  40  cm  größeren  Tiefgang  hätte  gefahren 
werden  können,  als  tatsächlich  gefahren  wurde,  findet  in  Kreisen  der 
die  Schiffahrt  praktisch  ausübenden  Reedereien  keine  Zustimmung. 
Jedenfalls  werden  sie  nicht  geneigt  sein,  die  bisher  geübte  Vorsicht 
außer  acht  zu  lassen  und  Versuche  zu  unternehmen,  die  gerade  auf 
der  oberrheinischen  Stromstrecke  mit  einer  erheblichen  Gefährdung  der 
ganzen  Schiffahrt  verbunden  wären.  Die  Anfuhren  in  Kohlen  und  Koks 
nach  den  Duisburg-Ruhrorter  Häfen  haben  eine  erfreuliche  Zunahme 
erfahren;  die  Anfuhren  erfolgten  jedoch  nicht  gleichmäßig,  so  daß 
namentlich  gegen  Monatsschluß  an  einigen  Tagen  eine  Ueberlastung 
einzelner  Kipper  eintrat,  was  zu  kleinen  Anstauungen  führte.  Bei 
einer    weiter    zunehmenden    Anfuhr    wird    es    notwendig    werden,    das 
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Kipperpersonal  zu  verstarken,  damit  nnvermeidliche  Unebenheiten  in 
den  Zufuhren  durch  Ueberscbichten  oder  Nachtflchicht«a  anageKlichen 
werden  können.  Die  Verladungen  in  den  am  Rhein  angeschlr.ssene« 
Zechenhftfen  vollzogen  sich  regelmäßig,  und  der  in  ausreichendem  Um- 
fange einlaufende  Leerraum  fand  im  allgemeinen  eine  schnelle  Ab- 
fertigung. Die  H&fen  im  Rhein-Herne-Eanal  sind  nach  wie  vor  über- 
füllt, infolgedessen  die  Beladung  der  Schiffe  mit  groSem  Aufenthalt 
verbunden  ist,  was  auf  den  Umlauf  der  den  Kanal  befahrend^n  .Schiffe 
hemmend  einwirkt. 

2.   Eisengewerbe.  —  Metalle  und  Maschinen. 

Ueber  den  Geschäftsgang  im  Eisengewerbe,  sowie  in  der  In- 
dustrie der  Metalle  und  Müscliinon  ward  dem  „Reichs- Arbeitsblatt* 
berichtet : 

Bei  den  Eisensteiugr  u  ueu  i>i  <ii»  «.Ttisirumig  \iiii*£irtenbahn- 
wagen  gegenüber  dem  Vormonat  besser  geworden,  so  daß  ein  regel- 
mäßiger Absatz  möglich  war. 

Die  Roheisen  werke  und  Eiaenhflttan  West-  wie  Mittel- 
deutschlands haben  einen  befriedigenden,  meistens  guten  Oesch&fts- 
gang.  Zum  Teil  haben  auch  hier  Lohnerhöhungen  stattgefunden.  Die 
Blei-,  Zink-  und  Kupfererzgrnben  melden  ein  gleiches,  ebenso  die  Zink- 
hütten, wenngleich  auch  hier  über  Arbeitermangel  geklagt  wird.  In 
verschiedenen  Gegenden  fanden  Lohnerhöhungen  statt,  vereinzelt  mußte 
in  Ueber-  und  Doppelschichten  gearbeitet  werden.  In  den  Kupfer- 
und  Messingwerken  ist  eine  Ver&nderung  gegenüber  dem  Vormonat 
nicht  erkennbar. 

In  den  Eisengießereien  Westdeutschlands  war  die  Beschäf- 
tigung ebenso  gut  wie  im  Vormonat,  so  daß  Eum  Teil  mit  Ueberstunden 
gearbeitet  werden  mußte.  .\us  Mittel-  und  Norddeutschland  lauten 
die  Berichte  verschieden,  vereinzelt  ist  eine  Verschlechterung  gegen- 
über dem  M&rz  an  verzeichnen.  In  Sachsen  war  die  Beschäftigung 
zufriedenstellend,  in  Schlesien  war  sie  gut  und  hat  sich  gegenüber  dem 
Vormonat  noch  etwas  gebessert. 

Für  die  Stahl-  und  Walzwerke  Suddeutschlands  und  Schlesiens 
lauten  die  Berichte  aus  verschiedenen  Gebieten  des  Reiches  günstig,  so 
daß  oft  mit  Ueberstunden  gearbeitet  werden  mußte.  Wiederholt  haben 
nicht  unerhebliche  Lohnerhöhungen  stattgefunden.  Die  Besch&ftignngs- 
verhältnisse  bei  den  Blechwalzwerken  sind  dauernd  gut,  eine  Verände- 
rung gegen  den  Vormonat  hat  nicht  stattgefunden.  Dasselbe  gilt  für 
die  Röhrenwerke  sowie  für  die  Draht-  und  Kleinindustrie,  die  bis  zur 
Grenze  der  Leistungsfähigkeit  beschäftigt  war;  nur  in  der  Herstellung 
von  Konservendosen  hielt  die  im  März  erwähnte  Abschwächung  der 
Beschäftigung  gegen  1917  an. 

Dem  Vorjahr  gegenüber  verzeichneten  48  Unternehmungen  der 
Eisen-  und  Metallindustrie  mit  77 384  Arbeitern  eine  Zunahme 
um  2561  Beschäftigte  oder  3,4  v.  H.:  auf  die  männlichen  Arbeiter 
entfiel   eine    solche   um    1733,    auf   die   weiblichen    um   1*223.     Von  49 
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berichtenden  Betrieben  mit  77  761  Arbeitern  wurden  im  Berichtsmonat 
1,2  V.  H.  an  Arbeitern  mehr  als  im  Vormonat  beschäftigt. 

Die  Maschinenbauanstalten  in  den  verschiedenen  Teilen 
des  Reiches  waren,  von  einzelnen  Ausnahmen  abgesehen,  auch  im  April 
ebensogut  wie  im  Vormonat,  zum  Teil  noch  besser  beschäftigt. 

Im  Dampfmaschinen-,  Lokomotiv-  und  Lokomobilbau 
ist  gegenüber  dem  Vormonat  keine  wesentliche  Aenderung  ei"kennbar. 
Die  Berichte  über  die  Lage  der  Dampfkesselfabriken  lauten  nicht  ein- 
heitlich ;  zum  Teil  war  sie  gut,  zum  Teil  hat  eine  gewisse  Abschwächung 
im  Geschäftsgang  stattgefunden.  Dagegen  war  das  Geschäft  in  der 
Herstellung  landwirtschaftlicher  Maschinen  ebenso  lebhaft  wie  im  Vor- 
monat. Mangel  an  Tacharbeitern  wird  auch  hier  wiederholt  gemeldet. 
Die  Fabriken  für  Werkzeugmaschinen  erfreuten  sich  eines  unverändert 
guten  Beschäftigsungsgrades ;  dagegen  war  derselbe  bei  den  Unter- 
nehmungen für  Brücken-  und  Eisenhochbau  im  Monat  April  gegen  den 
Vormonat  etwas  abgeschwächt. 

In  der  Drahtseilbahnindustrie  war  die  Lage  wie  im  Vor-, 
monat  gut,  ebenso  im  Bergwerksmaschinenbau  und  Maschinenbau  zur 
Kohlen-  und  Erzaufbereitung  sowie  in  dem  für  die  Zuckerindustrie. 
Dasselbe  gilt  vom  Schiffsmaschinenbau.  An  geschulten  Arbeitskräften 
herrschte  immer  noch  Mangel ;  in  einzelnen  großen  Betrieben  wurden 
Lohnerhöhungen  vorgenommen.  Die  Fabriken  für  Eisenbahnwagen 
sowie  Kraftwagenbau  sind  weiter  voll  beschäftigt. 

Die  Fabriken  zum  Bau  von  Dynamos,  Elektromotoren  und 
Transformatoren  sowie  für  die  Herstellung  ärztlicher  elektrotech- 
nischer Apparate  waren  im  Berichtsmonat  ebensogut  beschäftigt  wie 
im  Vormonat  und  zum  Teil  noch  besser  wie  im  Vorjahre.  Die  Schwach- 
und  Starkstromindustrie  hat  keine  wesentlichen  Veränderungen  im  Be- 
schäftigungsgrad aufzuweisen.  In  der  Industrie  für  Einrichtung  elek- 
trischer Anlagen  kann  der  Geschäftsgang  zumeist  als  lebhaft  bezeichnet 
werden.  Wesentliche  Aenderungen  gegenüber  dem  Vormonat  und  dem 
Vorjahre  sind  nicht  festzustellen.  Die  Werke  für  Kabel-  und  Leitungs- 
drähte hatten  ebensogut,  zum  Teil  noch  mehr  zu  tun  wie  im  März. 
Gegenüber  dem  Vorjahr  ist  der  Beschäftigungsgrad  unvorajndert  be- 
friedigend geblieben.  Bisweilen  wurde  Mangel  an  Schwerarbeitern  ge- 
meldet.    Wiederholt  war  Ueberarbeit  und  Nachtschicht  notwendig. 

IV.  Handel  und  Verkehr. 

Inhalt:  Deutsch-türkische  Verträge.  Handelsabkommen  Deutschlands  mit 
der  Schweiz  und  Holland.  Englische  Wirtschaftspolitilc  nach  dem  Kriege.  Groß- 
handelspreise in  England.  Belgische  Zollpolitik.  Holländische  Handelspolitik. 
Französische  Kapitalanlagen  im  Auslande.  Ausnutzung  Marokkos  durch  Frank- 
reich. Türkisches  Zollgesetz.  Handelsverträge  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  mit  Norwegen,  Spanien  und  Japan,  ßussisch-japanischer  Handelsver- 
trag. Außenhandel  (Statistik)  Ugandas  und  des  Sudans.  Schiffsverkehr  im 
Panamakanal.  Schiffsverkehr  von  Santos.  Vereinheitlichung  der  deutschen  Eisen- 
bahnen.   Schiffahrtssubsidien  in  Japan. 
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Am  10.  April  1918  hat  der  Austausch  der  Ratifikationsurkandeo 
zu  den  am  11.  Januar  1917  in  Berlin  unterzeichneten  deutsch- 
türki  sehen  Rech ts vertragen  (vgl.  Chronik  für  1917,  8.  327 f.) 
stattgefunden.  Nach  den  Schlußbestimmungen  der  Verträge  treten  die 
Abmachungen  drei  Monate  nach  dem  Austausch  in  Kraft.  Hienu 
schrieb  der  Berliner  Vertreter  der  „Frankfurter  Zeitung"  am  LS.  April 
1918  folgendes: 

.Damit  hat  ein  Vertragswerk  seinen  Abschluß  gefunden,  das  für  die  Türke 
den  Üebergang  aus  dem  von  mittelalterlichem  Geiste  erfüllten  S7(tem  dc^  ^•  »ge- 
nannten KapituUtionsrechts  zu  der  internationalen  Rechtalue  eines  mo- 
dernen europäischen  Staate«  bedeutet  Zwar  hat  die  Türkei  adion  Im  September 
1914,  ehe  sie  selbst  in  den  Wellkrieg  eintrat,  durch  ein  Irade  des  Sultans  die 
Kapitulationen  für  abgeschafft  erklärt,  nachdem  die  Entente  vergeblich  gesudtt 
hatte,  durch  das  Lockmittel  eine»  Verzicht»  auf  die  Kapiiulation»rechl<>  iiic  wohl- 
wollende Neutralität  des  osmanischen  Reiche»  zu  erlangen.  Aber  die?^ 
Aufhebung  eines  Rechtsznstandc« ,  der  durch  Verträge  zwischen  dar  i  n'l 

den  europäischen  GroOmächten  gewchert  war,  begegnete  dem  Wider»prucli  der 
anderen  Vertragsparteien  und  konnte  nicht  als  zu  Recht  bestehend  angeseoMi 
werden.  Es  ist  daher  von  besonderer  Bsdeutnng.  daO  nunmehr  Deutschland  al» 
erste  Großmacht  der  Türkei  die  Last  de»  Kapitularismos  abgenommen  uiid  mit 
ihr  auf  der  Grundlage  vollkommener  Gleichheit  und  G«gen»eitigk«ät  für  <ii  ' 
samtheit  der  Rechtsbeziehungen  zwischen  beiden  Ländern  ein  sorgfältig 
gearbeitete«  Vertragsnystem  geschaffen  hat.  Die  türkischen  Staatsmänner  ni:»i\ 
wiederholt  zum  Au»druck  gebracht,  daO  die  Befreiunu  von  den  Kapitulationen 
für  die  Türkei  das  wcaentlichste  Kriegaziel  bedeute.  Für  den  osmanischea  oUAt 
war  es  besonders  nach  der  Aufnahme  Japan»  in  die  Reihe  der  mit  dem  moderoeo 
Völkerrecht  versehenen  Staaten  ran  unerträglicher  Gedanke.  daO  immer  noch 
fremde  Mächte  das  Recht  hatten,  auf  türkischem  Gebiet  .1  ust ir.hohcitsakte 
Vorzunehmen,  Straf-  und  Zirilprozesse  zu  ent*rheiden  und  Urteile  ">  volUtrr,  ken. 
Auch  war  es  eine  schwere  Hemmung  für  die  Durrhfühninp  finai.  n. 

daß   nach   dem   Kapitulationsrecht   die  Türkei   in   ihrem   Zoll-  r- 

wesen  bei  jeder  neuen  Maßnahme,  die  die  Interessen  der  Fremden  berührte,  von 
der  Zustimmung  der  Großmächte  abhängig  war.  Die«!  Beschrtukiingen  und 
Hemmnisse  sind  nunmehr  in  dem  Verhältnis  zwischen  Dentachland  und  der 
Türkei  nach  den  erwähnten  Rechtsverträgen  weggefallen.  Es  ist  anzunehmen, 
daß  die  anderen  Staaten  dem  deutschen  Beispiel  folgen  werden.  NN  le  nnilich  von 
Wien  aus  mitgeteilt  wurde,  hat  als  nächste  Macht  unser  Verbündeter  an  der 
Donau  ähnliche  RechUverträge  mit  der  Türkei  abgeschlossen.  .^Lil',  '^'nT^ 
eine  verschiedenartige  Behandlung  der  Fremden  in  der  Türkei  dergestalt,  daß  die 
Angehörigen  de»  einen  Staates  der  türkischen  Justizhoheit  untTworfen  werden, 
die  Angehörigen  eines  anderen  Staate«  aber  nicht,  einen  unerträglichen  Zustand 
schaffen  würde.  Die  Bresche,  die  «nmal  in  da»  Kapitulationssjstem  plegt  worden 
ist.  muß  daher  zur  Aufgabe  der  ganzen  bisherigen  Rechtsstellung  führen.  I'nmcr 
aber  wird  es  in  den  Augen  der  Türkei  das  besondere  V^erdienst  Deutschland» 
bleiben,  daß  es  geholfen  hat.  die  Bresche  zu  schlagen.  Infolgedessen  bedeuten 
die  liechtsveriräge  auch  für  die  zukünftigen  politischen  Ur/iMmneen  zwischen 
Deutschland  und  der  Türkei  ein  wertvolles  Hindemittcl.     ■'  '•  5^  wü?" 

an.  bei  Anwendung  der  Verträge  die  Türkei  in  ihren  Bestr  nach  Moder- 

nisierung ihrer  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  nacli  besten  Kräiten  zu  unter- 
stützen und  ihr  über  den  sachlich  schwierigen,  mit  mancherlei  Reil)ungen  ver- 
bundenen Uebergangszustand  hinwegzuhelfen.  Die  Türkei  hat  durch  Abeendung 
einer  großen  Anzahl  junger  .luristen  nach  Deutschland  ihre  Absicht,  sich  deutsch«» 
Eeohtswescn  zum  Muster  zu  nehmen,  deutlich  kundgeUn.  Mögen  »ich  auch 
deutsche  .Turisten  finden,  die  bereit  sind,  das  türkische  Recht  thcoretiscJi  und 
praktisch  kennen  zu  lernen  und  zu  seinem  Ausbau  beizutragen.* 

üeber    die    Erneuerung    des    am    4.    September    1917    von     dem 
Deutschen    Reiche    mit    der    Schweie    abgeschlossenen    Wirt- 
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Schaftsabkommens  (vgl.  Chronik  für  1917,  S.  607  f.)  ist  im  April 
1918  verhandelt  worden.  Am  27.  April  1918  teilte  der  Berner  Ver- 
treter der  „Frankfurter  Zeitung"  mit,  von  amtlicher  schweizer  Seite 
habe  man  sich  über  den  Stand  der  Verhandlungen  folgendermaßen  ge- 
äußert :  Der  Erneuerung  des  Handelsabkommens  mit  Deutschland  stellen 
sich  große  Schwierigkeiten  entgegen.  Deutschland  hält  immer  noch  an 
einem  Aufschlag  von  90  frcs.  für  die  Tonne  Kohle  fest.  Von  sehr 
großer  Tragweite  sind  die  deutscherseits  gestellten  Bedingungen  für 
die  Verwendung  der  Kohle.  Danach  würde  die  Ausfuhr  der  Schweiz 
nach  den  mit  Deutschland  im  Kriege  befindlichen  Ländern  sehr  stark 
eingeschränkt,  und  zwar  insbesondere  für  die  Erzeugnisse  der  Maschinen- 
industrie. Außerdem  begehrt  Deutschland,  daß  ohne  Verzug  eine 
Kontrollorganisation  gleich  der  S.  S.  S.  geschaffen  werde.  Dabei 
hat  es  selbstverständlich  die  Meinung,  daß  diese  Einrichtung,  wie  die 
S.  S.  S.,  durchaus  schweizerischen  Charakter  haben  sollte.  So  würde 
man  auf  jeden  Fall  für  das  schweizerische  Wirtschaftsleben  Wirkungen 
haben,  die  zurzeit  noch  nicht  vollständig  überblickt  werden  können. 
Da  indessen,  so  schließt  die  Mitteilung,  beiderseits  der  feste  Wille  vor- 
handen ist,  darf  die  Hoffnung  auf  eine  annehmbare  Verständigung 
noch  nicht  aufgegeben  werden.  —  Ueber  die  Punkte,  deren  Regelung 
Schwierigkeiten  bereitete,  hatte  sich  die  „Norddeutsche  Allgemeine 
Zeitung"  am  24.  April  1918  von  deutscher  Seite  ausführlich  geäußert. 
Die  „Frankfurter  Zeitung"   veröffentlicht  hiervon  folgenden  Auszug: 

Zu  den  Wirtschaftsverhandlungen  mit  der  Schweiz  bringt  die  „Norddeutsche 
Allgemeine  Zeitung"  einen  sicherlich  von  amtlicher  Stelle  ausgehenden  beachtens- 
werten Artikel,  in  dem  dagegen  protestiert  wird,  als  wollten  wir  die  militärischen 
Erfolge  zu  einem  guten  Geschäft  an  der  Schweiz  ausnützen,  weil  Deutschland 
den  Kohlenpreis  von  90  auf  180  frcs.  pro  Tonne  erhöhen  will.  Die  günstige 
militärische  Lage  sei  keineswegs  gleichzustellen  mit  einer  Besserung  der  Produk- 
tionsverhältnisse. Alle  wirtschaftlichen  Kräfte  würden  im  Gegenteil  besonders 
stark  angewendet.  Deutschland  habe  seine  wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  der 
Schweiz  von  jeher,  besonders  während  des  Krieges  auf  die  Grundlage  der  Freund- 
schalt gestellt.  Das  sei  auch  vom  schweizerischen  Bundesrat  wiederholt  anerkannt 
worden.  Deshalb  könne  man  auch  die  Behauptung  entschieden  zurückweisen, 
als  ginge  Deutschland  auf  eine  Vergewaltigung  der  Schweiz  aus.  Dann  fährt 
der  Artikel  fort:]  ' 

Eines  aber  muß  einmal  gesagt  werden :  Es  hat  in  Deutschland  keinen  guten 
Eindruck  gemacht,  daß  jedesmal,  wenn  irgendeine  deutsche'  Forderung  aufge- 
stellt wurde,  häßliche  Motive  ihr  unterlegt  worden  sind,  während  umgekehrt  das 
so  unfreundliche  Vorgehen  der  Ententestaaten  milde  beurteilt  und  jedes  schein- 
bare Entgegenkommen  sogar  mit  offener  Begeisterung  aufgenommen  worden  ist. 
Wir  erinnern  an  den  amerikanischen  Getreidevertrag  vom  Dezember  1917,  der 
heute  nach  vier  Monaten  noch  nicht  die  kleinste  praktische  Bedeutung  gehabt 
hat,  damals  aber  zu  einem  Hymnus  auf  die  selbstlose  Güte  Amerikas  benutzt 
wurde,  so  daß  selbst  der  Nichtschweizer  ein  Gefühl  des  Bedauerns  darüber 
empfand,  daß  die  Schweiz  genötigt  sei,  ihrer  Genugtuung  in  so  über.ichwenglicher 
Weise  Ausdruck  zu  verleihen.    Und  dieser  Tage  wieder  ist  ein  sogenanntes  Ent- 

fegenkommen  Englands  in  der  Frage  der  Baumwollzufuhr  mit  einer  Dankbar- 
eit  aufgenommen  worden,  die  vermuten  lassen  könnte,  es  handle  sich  um  eine 
Wohltat  größten  Stils.  Dabei  ist  das  Uebereinkommen  verklausuliert  und  läßt 
sich  in  seinem  praktischen  Nutzen  überhaupt  nicht  abschätzen,  da  die  Auf- 
hebung des  Verbots  der  ßaumwoUeinfuhr  verbunden  ist  mit  einer  verschärften 
Kontrolle  der  Verwendung. 
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Nun  Tergleiche  man  dunit  dw  Beuiteiliuig,  die  Deutachlusd«  Bemühungen 
um  die  Lieferung  ron  Kohlen  gefunden  haben.  OeUgentlich  wird  einmal  zu^ 
geben,  daß  in  Deutschland  «elbat  groAe  Schwierigkeiten  in  der  Kohlenprodukuon 
und  Kohlen  Verteilung  herrschen,  und  dafi  man  immerhin  die  ungfinstifaB 
Arbeiter-  und  TransportverhUtniaae  al«  mildernde  Umitinde  gelten  laaaen  miMe, 
wenn  da«  für  die  Scnweix  in  Anaaicbt  genommene  Kontingent  nicht  eincelialten 
werden  könnte.  Daa  iat  aber  auch  allea.  Niemab  ist  gCMt  worden,  dafi  ea  von 
Deutschland  überhaapt  ein  Zeichen  der  ehrlichen  Freandschaft  mA,  wenn  der 
wichtigste  Rohstoff,  an  dem  fibenll  groBer  Mangel  berracht,  unter  eriMbUehoB 
Schwierigkeiten  in  die  Seh  weis  gebrmeht  wird,  obwohl  die  Oneiiliirtinig—,  die 
die  Bchwelz  zu  bieten  vermag,  jgoingcr  aind,  als  die  DarfaietUDno  aadvar  aaa- 
traler  Länder.  Deutschland  ersielte  TOn  Holland  und  Schweden  Oegcalieteungen 
wichtiger  Verbrauch^ter,  wie  aie  die  Sehweis  nicht  mehr  bieten  kann,  und  nbt 
trotzdem  ein  ansehnliches  Quantum  Kohlen  stAndig  an  die  Sehweix  ab.  Man  oat 
davon  gesprochen,  daA  die  Sehweix  ihre  Qegenf orderungen  entsprechend  der  Er- 
höhung des  Kohlenpreiaea  steigem  soll.  Aber  man  lüt  nicht  geMCti  dafi  die 
Basu  Für  solche  Otsenfordeningen  fiberlianpt  nicht  mdir  beateht.  DwtaehUBd 
bekommt  von  der  Schweiz  nur  noch  sehr  geringe  Menna  eigener  ErMOgniMe, 
da  die  Entente  den  Austausch  verkehr  zwisdien  der  Scnweis  und  den  7>n&al- 
mächten  mehr  und  mehr  eingeengt  hat.  Heute  ist  es  nicht  mehr  möglich,  irgend- 
ein Erzeugnis  nach  Deutschland  zu  exportieren,  das  Kobstoffe  aus  der  Entente 
entbUt  Der  sogenannte  KompensationsTerkehr  iat  entgegen  den  Bestimmnnna 
des  S.  8.  S.-Vertrages  einseitig  aufgehoben  worden,  and  die  Sehweix  wiurde  oei 
Abschlutt  dea  enrten  WirtschafUTCrtraM  im  September  1916  mit  Deutachland 
auf  die  Verwendung  eigener  EruacnHse  Terwieaen.  Aber  auch  in  dieser  Be- 
ziehung Bind  Einschränkungen  eingemen,  da  die  Ententeeteeten  aelbet  auf  die 
eigenen  Produkte  der  Schweu  immer  mehr  Beschlag  |el«t  haben  (wir  «rinnen 
nur  an  die  Beschrinkung  der  Auitfuhr  der  kondnaMmn  MOeh,  dk  dasn  geObit 
hat,  dafi  der  ganze  Export  nach  Deutschland  nahem  nns  einrnteUt  w«den 
mufite),  so  dafi  auch  die  scheinbare  Freiheit  in  der  Verffigung  noer  eigene  Er- 
zeugnisse nicht  mehr  besteht 

Die  Entente  läfit  keine  Gelegenheit  Torfibeigahen,  der  Schweiz  DemfttiganMi 
zuzufügen.  Schweizer  Firmen  mttasen  sidi  TOn  englischen  und  fransMaoai 
Konsulaten  Einblick  in  ihre  Qesehlfts-  und  Dienstbücher  gefallen  lassen  und 
alle  möglichen  Erklärungen  abgeben,  dafi  sie  mit  den  Zentralmäcbten  auch  nicht 
die  Keringste  indirekte  Beziehung  haben.  Jede  Firma,  die  deutsche  AngesteUte 
beacnlftigt,  wird  von  der  Ausfuhr  nach  der  Entente  ohne  weiteres  anageadUoeaen. 
Ea  senügt  heute  nicht  mehr,  daß  eine  Firma  die  peinliche  Beobechtang  d» 
S.  S.  S.-Beatimmungen  nachw«iat,  es  wird  auch  verlangt,  daS  aie  sich  fiber  ihre 
Geschiftsverhiltnisse  und  fiber  ihre  Vertrige  ausweist,  damit  feetgestdlt  werden 
kann,  ob  eine  Verbindung  mit  Deutschland  beateht  Die  fransiSaiache  Botschaft 
läfit  durch  eigene  Beamte  kontrollieren,  und  zwar  wird  dieae  Kontrolle  in  der 
schroffsten  Weise  durchgeführt.  Geschäftagdieiffiniase  gibt  es  für  England  und 
Frankreich  in  einem  »olchen  Falle  nicht.  Die  deuts<3ien  Unterhinoler  haben 
auf  diese  Notlage  der  Schweiz  immer  Rücksicht  genommen.  Die  Schweizer  Ge- 
schäftswelt läfit  sich  notgedrungen  den  Druck,  den  Frankreich,  England  und 
Amerika  ausüben,  gefallen,  erhebt  sieh  aber  sofort  gemeinsam  mit  der  Schweizer 
Presse  zu  einem  flammenden  Protest,  wenn  Deutschend  gezwungen  ist,  den  durch 
den  Krieg  veränderten  Produktiunsverhiltnissen  Rechnung  zu  tragen.  Ein  solehea 
Vorgehen  ist  nicht  nur  ungerecht,  sondern  auch  unklug,  weil  es  den  deutschen 
Unterhändlern  im  eigenen  Lande  die  Position  erschwert  Daaaelbe  gilt  auch  für 
die  Schweizer  Unterhändler. 

Es  wird  dann  in  dem  Artikel  auf  eine  besonders  exaltierte  Schweizer  Prease- 
stimme  hingewiei^en  und  geitagt,  dafi  es  sich  bei  den  Abmachungen  Aber  die 
KohlenliefeniDg  überhaupt  nicht  um  einen  Handel  im  Sinne  einer  Ausbeutung 
geschäftlicher  Konjunkiur  drehe.     Dann  wird  weiter  auegeführt: 

.Die  deutschen  Unterhändler  haben  der  Schweiz  lediglich  auseinandergeaetzt, 
wie  sich  ihrer  Meinung  nach  die  Fortsetzung  der  Kohlcnlicferung  ermöglichen 
läfit  unter  Berücksichtigung  der  äußerst  schwierigen  deutschen  Verhältnisse. 
Deutschland  kann   seine   Kohlen   heute  wirtschaftlich  und  politisch  anderwärta 
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besser  verwerten  als  in  der  Schweiz.  Auch  für  andere  Staaten  ist  der  Besitz 
deutscher  Kohle  eine  Lebensfrage.  Deutschland  kann  dort  größere  Vorteile  er- 
zielen als  in  der  Schweiz,  ohne  ähnlichen  Mißdeutungen  und  Angriffen  ausge- 
setzt zu  sein.  Man  denke  nur  an  die  bedeutenden  Aufgaben,  die  Deutschland 
im  Osten  zu  erfüllen  hat,  um  zu  verstehen,  welche  Verwendungsmöglichkeiten 
sich  für  deutsche  Kohle  bieten.  Die  Entente  kümmert  sich  um  die  Not  der 
Schweiz  sehr  wenig,  sie  hat  es  heute  so  weit  gebracht,  daß  die  Schweiz  vor  einer 
wirtschaftlichen  Katastrophe  steht.  Deutschland  will  es  zu  einer  solchen  nicht 
kommen  lassen  und  ist  deshalb  bereit,  seine  Kohle  weiter  an  die  Schweiz  abzu- 
geben. Aber  diese  Würdigung  der  Notlage,  in  der  sich  die  Schweiz  befindet, 
setzt  unbedingt  voraus,  daß  man  sich  auch  in  der  Schweizer  Presse  um  die 
wahren  Beweggründe  Deutschlands  kümmert  und  endlich  einmal  aufhört,  die 
Deutschen  als  Wucherer  und  Räuber  zu  charakterisieren,  der  Entente  dagegen 
immer  nur  edle  Motive  unterzuschieben.  Es  ist  nicht  vorteilhaft,  wenn  sich  in 
Deutschland  die  Meinung  festsetzt,  daß  die  Schweiz  ganz  in  den  Bannkreis  der 
Entente  geraten  ist.  Diese  Meinung  muß  aber  befestigt  werden,  wenn  im 
schwierigsten  Augenblick,  den  die  Schweiz  durchmacht,  Deutschland  wie  ein 
Feind  behandelt  wird.  Das  gilt  auch  für  die  geplante  Neuregelung  der  Kontrolle 
über  die  Verwendung  deutscher  Kohle.  Die  Entente  läßt,  wie  schon  gesagt,  ab- 
solut nicht  mehr  zu,  daß  irgendein  aus  ihrem  Bereich  stammender  Eohstoff 
nach  Deutschland  geht.  Es  gibt  heute  nichts  mehr,  das  für  die  Ausfuhr  nach 
Deutschland  verwendet  werden  darf.  So  hat  Deutschland  auch  ein  Recht,  die 
Verwendung  seiner  Kohle  zu  kontrollieren.  Hat  die  Schweiz  die  Ausdehnung 
der  8.  S.  S.-KontroUe  geduldet,  so  muß  sie  als  Gegengewicht  sich  auch  eine  ver- 
schärfte Kontro  le  durch  Deutschland  gefallen  lassen.  Die  deutsche  S.  8.  8.  will 
in  ihren  Machtbefugnissen  absolut  nicht  weiter  gehen  als  die  8.  8.  S.  der  Entente. 
Aber  ein  voller  Ausgleich  ist  nunmehr  zur  unbedingten  Notwendigkeit  geworden, 
da  sich  die  Entente  die  unbegrenzte  Aufsicht  nicht  nur  über  den  Export  nach 
Deutschland,  sondern  auch  über  die  Geschäftsverbindung  schweizerischer  Firmen 
angemaßt  hat. 

Was  Deutschland  unternimmt,  ist  nichts  anderes  als  die  ihm  aufgezwungenen 
Folgerungen  aus  dem  Vorgehen  der  Entente,  und  die  Schweiz  handelt  im  eigenen 
Interesse,  wenn  sie  in  Deutschland  nicht  die  Frage  aufkommen  läßt,  warum  wir 
einem  Land,  von  dem  wir  wirtschaftliche  Gegenleistungen  nicht  mehr  erhalten, 
und  aus  dem  so  häufig  Mangel  an  Rücksicht  auf  die  Empfindungen  eines  seit 
vier  Jahren  in  schwerer  Kriegsnot  befindlichen  Volkes  und  Mangel  an  Ver- 
ständnis für  die  Folgen  und  Erfordernisse  der  Kriegslage  heraustönt,  überhaupt 
noch  etwas  liefern. 

Im  April  1918  fanden  zwischen  Vertretern  des  Deutschen 
Reichs  und  Holland  Verhandlungen  über  die  Erneuerung  des  am 
31.  März  1918  abgelaufenen  Wirtschaftsabkommens  (vgl.  Chronik 
für  1917,  S.  693)  statt.  Es  handelte  sich  dabei,  wie  einem  Bericht  der 
„Frankfurter  Zeitung"  vom  23.  April  1918  zu  entnehmen  ist,  im  wesent- 
lichen darum,  daß  Deutschland  den  Holländern  Kohlen  und  Holz  liefert 
und  Holland  den  Deutschen  dafür  im  Austauschverkehr  Lebensmittel, 
wie  Fette,  Butter,  Käse,  Gemüse  und  Frühkartoffeln,  zur  Verfügung 
stellt.  Außerdem  fanden  zwischen  einer  holländischen  und  deutschen 
Kommission  Verhandlungen  statt  zur  Herbeiführung  einer  Vereinbarung 
über  den  Austausch  des  in  Holland  liegenden  Schiffsraums  gegen 
holländische  Schiffe,  die  sich  zurzeit  in  der  Macht  der  Entente  befinden 
und  die  Getreide  nach  Holland  bringen  sollen.  Es  sollte  eine  Ver- 
einbarung getroffen  werden,  nach  der  holländische  Schiffe  ungehindert 
aus  den  heimatlichen  Häfen  nach  Uebersee  ausfahren  dürfen,  wenn 
holländischer  Schiffsraum  von  gleichem  Umfange  aus  Uebersee  nach 
holländischen  Häfen  einläuft. 
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"Wie  der  Vortreter  der  „Frankfurter  Zeitang"  in  Haag  am  27.  April 
1918  berichtete,  ist  nach  einer  Rentenneldung  in  England  der  Be- 
richt der  Kommission  für  Handels-  nnd  Indnstriepolitik  nach 
dem  Kriege  erschienen.  Die  Kommission  war  im  Februar  1916  von 
Aaqniih  ernannt  worden.     In  dem  Bericht  heiBt  es: 

Die  Kommission  konnte  ihre  Arlxiit  über  die  Schiffahrt  und  den  Schifftban 
nicht  zu  Ende  führen.  Der  Bericht  berührt  daher  nicht  die  Schiffahrta- 
fragen  nach  dem  Kriege.  En  wird  jedoch  bemerkt,  der  Mangel  an  Schiffsraum, 
der  in  der  ganzen  Welt  nach  dem  Kriese  eintreten  werde,  dilrfe  e«  zwar  für 
wünschensweft  erscheinen  laaaen,  während  einer  bestinimten  Zeit  die  Benutzung 
englischer  Häfen  durch  den  jetzigen  Feind  zu  beschränken.  Die  Kommission 
rät  jedoch  davon  ab,  irgendwelche  MaHregeln  zu  ergreifen,  die  die  Benutzung 
englischer  Häfen  für  fremde  Schiffe  im  allgemeinen  behindert.  Da«  Wiederauf- 
leben der  britischen  Industrie  und  der  Kauifahrtciflotte  hängt  nach  der  .Meinung 
des  Berichtes  in  hohem  MaAe  davon  ab,  in  welchem  Umfange  den  feindlichen 
Ländern  eine  Schadenseraatzleistung  abgecwnng«n  werden  könne;  dies  müsse 
deshalb  in  möglichst  ausgiebiger  Weise  geschehen.  Die  Kommission  hält  es  nicht 
für  ausführbar  oder  für  wirtschaftlich  möglich,  da0  da*  Reich  in  Zukunft  bei 
«einen  Rohmaterialien  unabhängig  von  anderen  Ländern  bleibe  Em  müsse  jedoch 
mit  Rücksicht  auf  die  industriellen  und  militärischen  Verbältnisse  für  die  Roh- 
materialien gesorgt  werden,  deren  Zufuhr  in  Kriegneiten  wahrscheinlich  unter- 
bunden werden  könne.  Die  Fremden,  die  sich  mit  der  Zufuhr  solcher  Roh- 
materialien befaßten,  müßten  von  der  Regierung  unter  einer  bestimmten  Aufsicht 
gehalten  werden.  Nach  dieser  Aufsicht  müsse  sich  jeder  in  jedem  eintdnen  Falle 
richten.  Die  Kommisaion  hält  es  jedoch  für  unverständig,  dafi  die  jetzigen  Feinde 
von  der  Teilnahme  an  der  Entwicklung  der  materiellen  Hilfsquellen  des  Reiehea 
ausgeschlossen  werden  sollen.  Die. Kommission  wünscht  gesetzgeberische  kfaA- 
iinhmen,  die  ausländischen  Interessen  in  jedem  einzelnen  Falle  festzustellen  Sie 
hält  es  für  unerwünscht,  die  Beteiligung  von  Ausländem  an  Handels-  oder  in- 
dustriellen Unternehmungen  in  England  einzuschränken.  Ausgenommen  hiervon 
sollen  nur  einige  bestimmte  Fälle  sein,  in  denen  Garantien  nötig  sind.  Die  Kom- 
mission häjt  e»  für  eine  rückständige  Politik,  ausländische  Banken  an  der  Nieder- 
lassung in  England  zu  verhindern,  aber  jede  einzelne  Niederlassung  müsse  Ton 
einer  besonderen  Konzession  abhängig  gemacht  werden.  Die  Kommission  hUt 
es  ferner  für  nutig.  daß  während  einer  bestimmten  Zeit  nach  dem  Kriege  be- 
sondere Einschränkungen  für  feindliche  Untertanen  eingeführt  werden,  die  in 
strengen  Niederlassungserlaubnissen  unter  polizeilicher  Aufsicht  bestehen  sollen. 
Aber  abgesehen  von  diesen  gesetzgeberischen  Maßnahmen  erachtet  es  die  Kom- 
mission für  unnötig  und  unausführbar,  die  gennwärtigen  Feinde  zu  verhindern, 
Agenturen  zu  errichten  und  sich  selbst  an  Handels-  und  industriellen  Unter- 
nehmungen zu  beteiligen.  Ausgeschlossen  werden  wiederom  einzelne  besondere 
Fälle  und  auch  dies  nur  für  kurze  Zeit.  Die  Kommission  ist  (iegner  einer  be- 
stimmten Regierungskontrolle.  Sie  sieht  jedoch  vor.  das  Handelsministerium  in 
die  Lage  zu  versetzen,  sich  über  die  Bildung  von  Kombinationen  zu  informieren, 
und  schlägt  eine  Regierungsuntersuchung  in  besonderen  Fällen  vor. 

Ueber  die  zukünftige  Wirtschaftspolitik  des  Reiches  macht  die 
Kommission  folgende  V'orscnläge.  Die  Regierung  muß  die  Entwicklang  der  In- 
dustriezweige fördern  und  sicherstellen.  Industriezweige,  die  für  die  Aufrecht- 
erhaltung der  industriellen  Stellung  des  Reiches  von  Wichtigkeit  sind,  müssen 
ebenfalls  gefördert  werden.  Mit  allem  Ernst  muß  danach  gestrebt  werden,  den 
ausgesprochenen  Wünschen  der  Kronländer,  der  Kolonien  und  Indiens  nach  einer 
Revision  nnd  Entwicklung  ihrer  wirtüchaftlichen  Beziehungen  zu  England  zu  ent- 
sprechen. Auch  muß  versucht  werden,  den  Handel  zwischen  dem  britischen 
Reich  und  den  Verbündeten  Englands  zu  fördern.  Auf  Grund  eines  Abkommens 
m't  den  Verbündeten  Englands  dürfen  die  jetzigen  Feinde  wenigstens  vorläufig 
nicht  in  die  Lage  versetzt  werden,  ihren  Handel  mit  dem  britischen  Reiche  in 
neuem,  unbeschränktem  Umfinge  wie  vor  dem  Kriege  oder  unter  den  gleichen 
Bedingungen  wie  die  Verbündeten  oder  Neutralen  forUusetzen.    Die  HaupUweige 
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iler  Industrie  müssen  um  jeden  Preis  instand  gehalten  werden.  Andere  Zweige 
der  Industrie  müssen  durcli  Binfuhriölle  oder  durch  eine  sonstige  Regierunjrs- 
unterstützung  geschützt  werden.  Die  hierfür  in  Betracht  kommenden  Betriebe 
müssen  sorgfältig  ausgewählt  werden.  Den  britischen  überseeischen  Kronländern 
und  Kolonien  muß  eine  Vorzugsbehandlung  zuteil  werden.  Die  Kündigung  von 
bestehenden  Handelsverträgen  mit  den  jetzigen  Verbündeten  und  Neutralen 
ist  unnötig  und  unzweckmäßig.  Man  muß  jedoch  die  jetzige  Gelegenheit  be- 
nützen, zu  versuchen,  den  englischen  Handel  mit  den  Verbündeten  zu  fördern. 
Die  Kommission  will  die  Einfuhr  von  Gütern  feindlichen  Ursprungs  abhängig 
machen  von  Konzessionen,  und  diese  Einfuhr  in  außergewöhnlichen  Fällen 
während  6  Monaten  nach  dem  Kriege  verbieten. 

In  den  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft" 
(vom  12.  April  1918)  werden  nach  dem  „Statist"  die  Indexzahlen  der 
englischen  Großhandelspreise  für  45  Artikel  angegeben,  zu- 
sammengestellt in  der  Fortsetzung  der  Sauerbeckschen  Zahlenangaben. 
(Der  Durchschnitt  für  die  11  Jahre  1867/77  wird  als  =  100  an- 
gesehen.) 


Juni  1914 

8l,2 

Janu.ir    1916 

123.« 

Februar  1917 

164,0 

Januar    1915 

96,4 

Februar 

127,0 

März 

169,0 

Februar 

100,9 

März 

130,4 

April 

173.0 

März 

103,7 

April 

134.2 

Mai 

175-0 

April 

105,9 

Mai 

135.* 

Juni 

180,4 

Mai 

107,2 

Juni 

131, 0 

Juli 

176,9 

Jani 

106,4 

Juli 

130,.^ 

August 

175,7 

Juli 

I06,4 

August 

'34,5 

September 

1-6,4 

August 

107,0 

September 

134,4 

Oktober 

180,« 

September 

107,8 

Oktober 

141,5 

November 

182,9 

Oktober 

110,0 

November 

150,8 

Dezember 

185,1 

November 

131,1 

Dezember 

'54,3 

Januar    1918 

186,2 

Dezember 

118,4 

Januar    1917 

'59,3 

Februar 

187,3 

Aus  der  oben  angeführten  Feststellung  geht  hervor,  daß  die  Aufwärtsbe- 
wegung in  den  Großhandelspreisen  sich  fortsetzt,  obgleich  manche  Artikel  jetzt 
unter  llegierungskontrolle  stehen.  Die  Durchschnittszahl  der  4')  Artikel  gin^ 
während  des  Februarmonats  zu  der  bi.sher  unerreichten  Höhe  von  187,3  hinauf. 
Die  einzige  Abteilung,  in  der  ein  Rückgang  im  letzten  Monat  zu  verzeichnen  ist, 
war  die  für  Textilwaren,  wo  der  geringere  Preis  für  Flachs  die  höheren  Notie- 
rungen für  Baumwolle,  Hanf  und  Seide  mehr  als  ausgeglichen  hat.  Obgleich 
der  Ausfuhrpreis  für  Kohle  leicht  herabging  und  der  Preis  für  Eisen,  Kupfer  und 
Blei  unverändert  blieb,  bewirkte  der  Zinnpreis,  der  am  Ende  des  letzten  Monats 
319  £■  für  die  Tonne  geschätzt  wurde,  ein  Hinaufgehen  der  Zahl  für  Minerale 
um  1,5  V.  H. 

In  Belgien  ist  das  Zoll-  und  Steuer wesen  für  das  flä- 
mische und  das  wallonische  Verwaltungsgebiet  durch  eine  mit 
Wirkung  vom  1.  Januar  1918  ab  in  Kraft  gesetzte  Verordnung  des 
deutschen  Generalgouverneurs  vom  24.  Januar  1918  folgendermaßen 
geregelt  worden : 

Artikel  3. 

Das  flämische  und  das  wallonische  Verwaltungsgebiet  bilden  auch  ferner 
zusammen  ein  Zoll-  und  Handelsgebiet,  umgeben  von  gemeinschaftlicher  Zoll- 
grenze. 

Alle  Gegenstände,  die  im  freien  Verkehre  des  einen  Verwaltungsgebiets  be- 
findlich sind,  können  in  das  andere  Verwaltung.sgebiet  eingeführt  werden  und 
dürfen  in  letzterem  einer  weiteren  staatlichen  Abgabe  nicht  unterworfen  werden. 
Schriftstücke,  die  in  dem  einen  Verwaltungsgebiete  der  Stempelsteuer  oder  der 
Enregistreraentsgebühr  ordnungsmäßig  unterlegen  haben,  dürfen  in  dem  anderen 
Verwaltungsgebiete  zu  einer  weiteren  Stempelsteuer  oder  Enregistrementsgebühr 
nicht  herangezogen  werden. 
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Arük«!  4. 

Die  Oesetzgebune  über  dms  geaamte  Ztdlwewn,  fiber  die  Erbebang  der  Ver- 
brauchsabgaben, eiDHchlieUlioh  der  Monopole,  und  über  die  Eotrichtung  einer 
StempelBteuer  und  einer  KDregiülremeotagebülir  aoU  für  beide  Verwaltungsgebietc 
eine  einheitliche  sein. 

Die  BestimmunKen,  nach  denen  ein  Teil  de*  Betzam  dei  Zölle  und  Ver- 
brauchsabgaben an  den  Kommunalfonds  und  an  den  ^>e(ialfondt  abtuführen 
ist,  bleiben  ebenso  wie  die  Vorschriften  ülier  die  Verwaltung  und  Verteilung 
dieser  Fonds  unberührt. 

Wie  in  den  „Nachrichten  für  Handel,  Indaatrie  ond  Landwirt* 
Schaft"  mitgeteilt  wird,  glaubt  ein  in  „In-  en  Uitvoer"  (8.  April  1918) 
veröffentlichter  Artikel  auf  Gefahren  hinweisan  su  eollen,  die  den 
.Niederlanden  in  handelspolittacher  Hinsicht  nach  der  Mei- 
nung des  erw&hnten  Blattes  infolge  der  Umgestaltung  der  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  der  jetzt  im  Kriege  miteinander  befindlichen  Völker 
drohen,     '^h  heißt  dort  unter  andei^m,  wie  folpt : 

Da  Holland  keine  Schutzzölle  erhebt,  die  als  Kampfmittel  auf  dem  Qebiele 
der  Handelspolitik  dienen  können,  lebt  unser  AnBcnhandel  rollkommen  Ton  der 
Gnade  der  Meistbegünstigungsklausel.  Gerade  auf  diesem  Gebiete  kann 
der  Friede  große  Ueberraschungen  mit  sich  bringen,  und  unsere  Diplomaten,  die 
alsdann  für  unsere  Ausfuhrinteressen  einzutreten  haben,  werden  die  Möglichkeit 
Holcher  Ueberraschungen  im  Auge  bebalten  müssen.  In  erster  Linie  haben  wir 
mit  der  Möglichkeit  zn  rechnen,  dafl  nach  dem  Kiitge  ein  Wirtschafts- 
kampf ausbrechen  wird.  Selbstrerständlich  wird  dies  durch  das  Mittel  der  Zoll- 
tarife geschehen.  Sind  in  diesem  Falle  für  die  Niederlande  keine  besooderen  Ab- 
machungen getroffen  worden,  dann  wird  unser  Exporthandel  sehr  sa  Mdeo 
haben.  Dies  wird  vor  allem  der  Fall  sein,  wenn  Deutschland  sich  an  dem  Wirt- 
schaftskampfe beteiligen  wird.  Enthalten  die  deutschen  Tarife  keine  di«  hol- 
Mndischen  Interessen  schützende  besonders  HptirifHrstViiifii.  dann  wird  ror  alltai 
die  Ausfuhr  unserer  landwirtschaftlichen  ErteognisaeaiifnaBberwindliche Schwierig- 
keiten stoßen.  Für  unsere  Butter  und  unseren  Eise,  für  die  seit  langer  Zat 
Deutschland  der  Hauptabnehmer  ist,  werden  nur  sdir  schwierig  neue  Absats- 
gebiete  gefunden  werden  können.  Unsere  Qem&seausfuhr  jedoch,  die  vor  Krien- 
ausbruch  einen  gewaltigen  Umfang  angenommen  hatte  und  zum  übergroßen  Tw 
nach  Deutschland  gerichtet  war,  würae  vemichKt  sein.  Es  sei  darauf  hinge- 
wiesen, dafl  unsere  frischen  Gemüse,  die  —  Kohl.  Erdbeeren  und  Frühkartoffän 
ausgenommen  —  abg^abenfrei  nach  Deut.>*chland  eingeführt  werden  konnten,  diese 
Zolifreiheit  der  Hauptsache  nach  auf  (irund  der  Vertrige  zwischen  Deutschland 
einerseits  und  Italien  und  Belgien  andererseits  erhalten  hi^n;  es  handelt  «ich 
hier  also  um  zwei  Länder,  die  mit  Deutschland  im  Kriege  sind  und  die,  falls  es 
zum  Wirtschaftskampfe  kommt,  vermutlich  dabei  beteiligt  sein  werden.  Was 
hier  über  die  Zolltarife  gesagt  ist,  g^lt  auch  ron  der  deutschen  Kaligcsetxgebung. 
Das  Reicbskaligesetz  hat  der  Regierung  die  Befugnis  eingeräumt,  die  vom  Aus- 
land zu  zahlenden  Preise  fej<tzustellen ;  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafl  die 
deutsche  Regierung  nötigenfalls  diese  Befugnis  als  Kampfmittel  gebrauchen  wird 

Nach  einer  Mitteilung  in  „Financial  Times*'  vom  6.  April  1918 
ist  vom  1.  April  1918-  ab  in  Frankreich  durch  Gesetz  die  Ver- 
sendung jedes  Betrags  über  ICKX)  frca.  in  bar  oder  Wertpapieren  ins 
Ausland  verboten  worden.  Für  Beträge  über  1000  frcs.  ist  eine  be- 
sondere ErTaubnis  des  Finanzministers  erforderlich.  Nach  diesem  Ge- 
setze dürfen  ferner  fremdländische  Effekten  oder  Aktien  ohne  Erlaubnis 
nicht  eingeführt  werden.  Der  Zweck  des  Gesetzes  ist  laut  „Figaro" 
der,  französische  Privatkapitalisten  oder  -Spekulanten  zu  verhindern, 
im  Ausland,  sei  es  durch  Ereditgesch&fte,  sei  es  durch  Versen- 
dungen   von   Barmitteln    oder    Effekten,    größere    Best&nde    von 
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IBarmitteln  oder  Papieren  anzulegen  oder  im  Ausland  zum 
Zwecke  der  Hinterlegung  Wertpapiere,  Besitz  oder  Erzeugnisse  irgend- 
welcher Art  zu  kaufen,  ausgenommen  Waren,  die  zur  Einfuhr  nach 
Prankreich  innerhalb  einer  Höchstfrist  von  3  Monaten  bestimmt  sind. 
Ueber  die  wirtschaftliche  Ausnvitzung  Marokkos  durch 
Frankreich  während  der  Kriegszeit  wurde  in  der  „Frankfurter 
Leitung-'   vom  20.  April   1918  foltcendos  ge.=chrieben  : 

Das  System  der  französischen  Kolonialpolitik  ist  hinlänglich  bekannt.  Es 
^ielt  in  wirtschaftlicher  Beziehung  auf  einen  möglichst  engen  Anschluß  des  über- 
seeischen Besitzes  an  das  Mutterland  hin  und  befolgt  dabei  die  mittelalterlichen 
Methoden  der  merkantilistischen  Auffassung  eines  Colbert.  Die  Kolonien  werden 
diu-ch  Differenzialzölle  zugunsten  des  Mutterlandes  gezwungen,  minderwertige 
französische  Produkte  zu  höheren  Preisen  als  den  auf  dem  Weltmarkt  geltenden 
aufzunehmen,  während  ihre  Erzeugnisse  in  Frankreich  denen  des  übrigen  Aus- 
landes in  der  Zollbehandluug  gleichgestellt  sind.  Treffend  hat  unser  Staatssekretär 
des  Reichskolonialamtes  dieses  Verfahren  als  „Schmarotzertum  an  der  niederen 
Rasse"  gekennzeichnet.  Auch  dort,  wo  die  Republik  noch  nicht  die  überseeischen 
Gebiete  ihrer  politischen  Oberhoheit  vollkommen  unterstellen  konnte,  versuchte 
sie,  dieses  egoistische  Verfahren  durchzusetzen.  Die  Marokko-Deutschen,  Kauf- 
leute sowohl  als  auch  Unternehmer,  haben  das  vor  dem  Kriege  zur  Genüge  kennen 
gelernt. 

Während  des  Krieges  macht  sich  das  Bestreben  Frankreichs,  den  großmög- 
lichsten  Nutzen  aus  seinen  überseeischen  Besitzungen  zu  ziehen,  in  verstärktem 
Maße  bemerkbar.  Am  auffallendsten  ist  die  Behandlung,  die  es  seinem  „Schutz- 
gebiete" Marokko  angedeihen  läßt,  wo  die  Aussaugung  der  Eingeborenen  ein  be- 
sonders hohes  Maß  erreicht  hat.  In  die  Welt  hinaus  posaunt  Frankreich  aller- 
dings, daß  es  eine  hohe  Kulturmission  in  Marokko  erfülle,  in  zahllosen  Artikeln 
verbreitet  das  Propagandabüro  des  Generalresidenten  Lyautey  in  Rabat,  jenes 
durch  die  Marokkogreuel  traurig  berühmten  Generals,  daß  es  täglich  und  stünd- 
lich an  dem  Wohle  der  Marokkaner  arbeite  und  seine  befriedigende  Tätigkeit 
nichts  anderes  als  Verbreitung  von  Gesittung,  Ivultur  und  wirtschaftlichem  Wohl- 
stande bedeute.  Aber  Frankreich  straft  sich  selber  Lügen.  Hinter  den  nüchternen 
Ziffern  des  soeben  bekannt  gewordenen  Handelsausweises  der  letzten  Jahre  ver- 
birgt sich  die  Wahrheit.  Danach  hat  Frankreich  es  verstanden,  im  Laufe  der 
drei  ersten  Kriegsjahre  zum  eigensten  Vorteile  den  Export  —  die  Ausfuhr  nach 
anderen  Ländern  als  der  Repuolik  wurde  verboten  —  von  35  000  auf  223000  t, 
und  zwar  vorwiegend  Getreide,  zu  steigern.  Diese  Steigerung,  die  auch  in  Neu- 
ländern wirtschaftlicher  Möglichkeiten  einzig  dastehen  dürfte,  bedeutet  nichts 
anderes  als  rücksichtslose  Ausbeutung,  denn  sie  konnte  nur  auf  Kosten  des  ein- 
heimischen Bedarfs  durchgeführt  werden.  Tatsächlich  herrscht  gegenwärtig  in 
Marokko  eine  Ernährungskrisis,  die  um  so  bedrohlichere  Formen  angenommen 
hat,  als  die  Einfuhr  von  solchen  Lebensmitteln,  die  die  Ententestaaten  noch  ab- 
geben können,  infolge  der  Frachtraumnot  praktisch  auf  Null  reduziert  worden 
ist.     In  einigen  Bezirken  leiden  die  Eingeborenen  geradezu  Hunger. 

Die  Betrachtung  der  Handelsbewegung  ihrem  Werte  nach  läßt  weiter  be- 
zeichnende Schlüsse  auf  PVankreichs  Kolonialpolitik  und  Eingeborenenfürsorge  zu. 
Danach  hat  sich  der  Wert  der  Ausfuhr  1913/16  von  31  auf  68  Mill.  frcs.  ge- 
steigert, und  es  ergibt  sich  also  ein  auffallendes  Mißverhältnis  zwischen  der  Steige- 
rung der  Ausfuhr  der  Menge  nach,  die  sich  ungefähr  versiebenfachte,  und  dem 
Werte  nach,  der  sich  dagegen  nur  wenig  mehr  als  verdoppelte.  Die  Erklärung 
dieser  Erscheinung  liegt  in  der  Tatsache,  daß  die  französischen  Intendanturbe- 
hörden den  Eingeborenen  statt  der  Weltmarktpreise  nur  ganz  bedeutend  geringere 
Uebernahmepreise  bewilligen.  Darin  liegt  —  und  das  hat  selbst  die  französisch- 
marokkanische Presse  zugestanden  —  eine  bewußte  Auspowerung  der  Einge- 
borenen, die  um  den  wahren  Erfolg  ihrer  Arbeit  gebracht  werden.  Der  Miß- 
stand tritt  um  so  schärfer  auf,  wenn  man  Menge  und  Wert  der  Einfuhr  vergleicht. 
Die  Menge  ging  von  1913  auf  1916  auf  die  Hälfte  zurück,  der  Wert  dagegen 
stieg  erheblich.    So  ist  der  marokkanische  Eingeborene  gezwungen,  die  französischen 
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Produkte  mit  dem  doppelten  als  dem  normftlen  Preue  «n  betableo,  also  dner 
Verteuerung  Rechnung  ru  tragen,  die  in  dieaera  AuamaS  durch  die  auch  in 
anderen  Landern  bekannten  wirticbaftlichen  Kückwirkungen  dea  Kriege«  auf  die 
Industrie  ausreichende  Erklärung  nicht  findet.  Die  marokkaniache  Uandela- 
gtaiistik  iut  somit  ein  vielsagende«  Dokument  der  „Kluturmiaaion",  die  Fnnkmeh 
in  Marokko  zu  erfüllen  behauptet 

Nach  der  „Bulgarischen  HandelszeitaDg"  vom  17.  April  1918  b»t 
die  türkische  Kammer  den  von  der  Regierung  vorgelegten  Entwurf 
eines  Zollgesetzeu  mit  einigen  Ab&nderungen  angenommen.  Das 
neue  Gesetz  ist  den  in  Europa  üblichen  nachgebildet  und  erwies  sich 
seit  Einführung  de«  neuen  Zolltarif»  aU  notwendig,  um  dem  Schmuggel 
und  den  Zollhinterziehungen  einen  RieKel  vorzuschieben. 

Als  Zollzone  gilt  ein  «ich  10  km  landeinwirU  und  4  Meilen  scewirts  er- 
streckender Streifen.  In  dieser  Zone  sind  die  Beförderung  und  das  Laden  und 
Löschen  von  Waren  bei  Nacht  verboten;  doch  können  Ausnahmen  zugestanden 
werden,  so  für  die  mit  der  Eisenbahn  ankommenden  Waren  und  für  solche,  die 
notwendigerweise  nur  bei  Nacht  verladen  werden  können.  Die  l{<gierunprori«ge 
hob  die  Auafuhrabgabe  von  1  v.  U.  de«  Wertes  auf;  die  Kammer  «trieb  indes 
diesen  Paragraphen  und  stellt«  den  früheren  Zustand  wieder  her.  Die  Durch- 
fuhrabgaben wurden  gestrichen.  Die  Dampfer,  die  den  Verkehr  zwischen  den 
größeren  Häfen  der  I^rkei  besorgen,  dürfen  in  Zukunft  nur  in  Gegenwart  eines 
Beamten  dea  Zollamts  ihre  Ladung  löschen.  Solange  die  Kapitulationen  in  Kraft 
waren,  war  es  den  türkischen  Zollbehörden  unmöglich,  ausländische  Hcbilfe  an- 
zuhalten, was  den  Schmoll  außerordentlich  l^ünstigte.  In  Zukunft  wird 
jedes  in  einen  türkischen  Hafen  einlaufende  Bchiff,  mit  Ausnahme  der  Kriegs- 
schiffe, von  einem  Beamten  der  Zollverwaltung  untersucht  werden,  der  gegritaes- 
falls  die  Scbiffsluken  versiegeln  kann.  Kein  Handeladampfer  kann  ohne  <ueae 
Untersuchung  an  der  Küste  anlegen  oder  in  einen  Grenzfluß  einfahren.  Andere 
Bestimmung  regeln  die  Verzollung  der  auf  dem  Landweg  eingeführten  Waren, 
die  Untersuchung  der  Postpakete  und  des  Gepäcks  der  Iteisenden  usw.  Im  Hin- 
blick auf  die  Bestimmung  im  neuen  türkischen  Zolltarifgesetc,  daS  bei  Zweifda 
über  die  Natur  der  Ware  zu  einer  chemischen  Untersuchung  geschritten  werden 
muß,  werden  einzelne  Aemter  zur  Vornahme  solcher  Untersuchungen  befugt  Das 
neue  Zollgesetz  teilt  die  Zollämter  in  drei  Klassen:  1)  solche,  wo  alle  Zollförm- 
lichkeiten erfüllt  werden  können;  2)  solche,  wo  alle  Zollförmlichkeiten  erfüllt 
werden  können,  mit  Ausnahme  der  chemischen  Untersuchungen,  und  3)  solche, 
wo  keine  Zollförmlichkeilen  erfüllt  werden  können,  außer  Untersuchung  des  Ge- 
päcks der  Reisenden,  Ueberwachung  des  rein  örtlichen  Verkehrs  und  der  Aus- 
fuhr.   Das  neue  Gesetz  tritt  in  seclu  Monaten  in  Kraft 

Zeitangameldungen  zufolge  hat  die  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  den  Handels-  und  Schiffahrtsver- 
trag mit  Norwegen  vom  4.  Juli  1827  gekündigt.  Der  Vertrag, 
der  Bestimmungen  enthält,  wonach  Amerika  sich  verpflichtet  bat,  im 
Falle  eines  Krieges  neutrale  norwegische  Schiffe  nicht  zu  beschlag- 
nahmen, läuft  am  2.  Februar  1919  ab.  Die  Amerikanische  Regierung 
hat  gleichzeitig  ihre  Bereitwilligkeit  erklärt,  über  den  Abschlnfi  eines 
neuen  Vertrags  zu  verhandeln. 

Wie  die  „Nachrichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft" 
vom  22.  April  1918  nach  englischen  Quellen  („Economist")  mitteilen, 
bewilligt  einem  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  Spanien  getroffenen  Abkommen  zufolge  Amerika  seit  dem 
1.  März  1918  die  monatliche  Ausfuhr  von  35000  Ballen  ßaumwoU- 
waren,  und  seit  dem  1.  April  von  4000  t  Petroleum  (außer  den  8000 
bereits  zugesicherten).     Ferner   ist   die  Ausfuhr   zugestanden    für  Tele- 
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graphenmaterial,  Tabak,  Lokomotiven  und  andere  Maschinen,  Kupfer- 
draht und  chemische  Produkte;  20000  Petroleumfässer,  eine  gewisse 
Menge  von  Paraffin  und  Naphthalin  dürfen  sofort  verschifft  werden. 
Als  Gegendienst  bewilligt  Spanien  die  Ausfuhr  von  Fuhrwerken,  rohen 
und  bearbeiteten  Häuten,  Olivenöl,  Wollwaren  in  beschränktem  Umfange ; 
Kupfer,  Blei  und  andere  Mineralien  hingegen  unbeschränkt.  Die  Ge- 
fahr des  Seetransports  soll  gleichmäßig  getragen  werden.  Dieses  Ab- 
kommen gilt  bis  zum  Ende  des  laufenden  Jahres. 

Am  4.  April  teilte  das  Wolffsche  Telegraphenbureau  mit,  daß  nach 
einer  amtlichen  Reuter-Nachricht  gemäß  einer  zwischen  Japan  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  geschlossenen  Ver- 
einbarung Japan  Amerika  400000  t  Schiffsraum  gewährt,  wovon 
150000  t  sofort  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Die  japanische  Re- 
gierung wird  den  Unterschied  zwischen  den  Charterungssätzen  der  Al- 
liierten und  den  für  den  fernen  Osten  geltenden  Sätzen  ausgleichen. 
Dazu  sind  18  Millionen  Yen  erforderlich.  Weitere  100000  t  neuer 
Schiffe  werden  zwischen  Mai  und  September  geliefert  und  zwar  so,  daß 
eine  Tonne  Schiffsraum  für  eine  Tonne  Stahl  ausgetauscht  wird.  Die 
übrigen  200000  t  werden  später  geliefert,  entsprechend  den  Bedingungen 
für  den  Bau  dieser  Schiffe,  die  beiderseits  als  sehr  günstig  betrachtet 
werden.  Die  ganze  Angelegenheit  wurde  durch  den  amerikanischen 
Botschafter  unter  umfassender  freundlicher  Mitwirkung  der  Regierung 
und  der  Reeder  geregelt. 

Die  russische  Vorläufige  Regierung  hat  am  24.  Oktober  1917 
der  japanischen  Regierung  ihre  Absicht  kundgegeben,  den  russisch- 
japanischen Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  28.  Juli 
1907  zu  beendigen.  Infolge  dieser  Kündigung  tritt  der  Vertrag  mit 
dem  24.  Oktober  1918  außer  Wirksamkeit  (vgl.  Chronik  für  1917, 
S.  907). 

Der  Bericht  über  Handel  und  Finanzen  Ugandas  im  Jahre 
1916/17  zeigt,  wie  ,, Lloyd's  List"  vom  18.  März  1918  schreibt,  daß  der 
Gesamthandel  die  Rekordziffer  von  2  373004  £  aufweist,  das  bedeutet 
einen  Zuwachs  von  580520  £  oder  32,38  v.  H.  im  Vergleich  mit  den 
vorhergehenden  12  Monaten. 

Der  Wert  der  Einfuhr  von  949895  £  zeigt  einen  Eeinzuwachs  von  302047  £. 
Die  Ausfuhr  erreichte  mit  637793  £  die  höchste  Ziffer  (gegen  das  Jahr  1915/16 
-f- 134112  £).  Man  muß  dabei  in  Betracht  ziehen,  daß  einmal  die  Warenpreise 
beträchtlich  gestiegen  sind  und  daß  zweitens  viele  Waren  auf  Vorrat  eingeführt 
wurden,  um  einer  späteren  Preis-  und  Frachtsteigerung  zuvorzukommen.  Die 
Einfuhr  aus  Großbritannien  nach  Uganda  betrug  413705  £  (gegen  das  Jahr  1915  16 
-f- 154677  £).  Die  Einfuhr  aus  sonstigen  fremden  Ländern  nahm  um  19  949  £ 
ab  (im  Jahre  1913/14  war  sie  um  178422  £  gesunken)  und  stellte  somit  nur 
24,67  V.  H.  der  gesamten  Einfuhr  dar.  Der  Wert  der  Einfuhr  aus  Großbritannien 
und  britischen  Besitzungen  betrug  652702  £;  dabei  entfielen  63,38  v.  H.  auf  Groß- 
britannien und  31,26  v.  H.  auf  Indien,  Birma  und  Ceylon. 

Die  „Times"  vom  21.  März  1918  teilen  mit,  daß  der  Außen- 
handel des  Sudan  infolge  der  durch  den  Krieg  bedingten  Ausnahme- 
zustände einen  entschiedenen  Antrieb  erhalten  habe.  Im  vorigen  Jahre 
stieg  der  Gesamthandel  auf  6  628072  £  E.  (£  E.  Aegyptisches  Pfund) 
im  Vergleich  mit  6  037  336  £  E.  im  Jahre  1916.  Es  handelt  sich  also 
um  eine  Zunahme  von  30  v.  H. 
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Die  Einfuhr  belief  «ich  auf  2976957  £  El  Sie  wie*  tUmit  eine  Zunahm« 
TOD  15  T.  H.  auf.  Die  Ausfuhr  »üeg  auf  3465980  £  E.,  iraa  eine  Zunahme  roü 
50  V.  H.  bedeutet.  Die  Wiederauatuhr  untertchied  sich  hierngcn  wenig  rom 
V'^orjahrc.  Der  Großhandel  mit  Aegyptan  blieb  aufrecht  erbalten,  da  Aegyptea 
auf  den  Sudan  mit  seinem  Oetreide  und  •onati^en  Lebensmitteln  ang^ieaen  war 
Andererseit«  bot  der  8udan  ein  gute«  Abaatss^iet  für  Igypüachen  Zu  '  'Uter 
den  Ausfuhrwerten  erscheint  Getreide  mit  433750  £  E.,  Banmwulle  mit  -   K., 

Gummi  mit  157488£E.,  Lebensmittel  mit  231848i'E.  und  Mäutemit  .  >  ..m  tE 
Das  letzte  Jahr  hat  nicht  allein  das  höchste  Resultat  ffir  den  AuBenhandel  er- 
bracht, es  ist  auch  zum  ersten  Mal,  dafi  das  Land  einen  Ueberschuit  der  Ausfahr 
Qber  die  Einfuhr  und  zwar  in  Höhe  von  509000  aufweist 

In  deu  „Nacbricbteu  fUr  Handel,  Industrie  and  Landwirtacbaft" 
vom  16.  April  1918  finden  sich  folgende  Angaben  Ober  den  Verkehr 
im  P  a  u  a  m  a  k  a  II  a  1 : 

Der  Kanal  wurde  am  15.  August  1914  eröffnet  Der  errte  Bericht  nmfaBte 
einen  Zeitraum  von  10'/,  Monaten,  in  dem  108S  Schiff«  den  Kanal  durchfuhren : 
die  gesamte  Ladungstonnage  betrug  496979'.^  t  Im  Jahre  'l'y^<'>.  als  der  Kanal 
wegen   des   ErJrut<iobc<i  in   Culebra  Cut  zweimal  4  und  4  geschloasen 

war,  betrug  die  Anzahl  der  Schiffe  787  und  die  Ladungstoi  )ii046  t    Im 

Geschiftsjahre  1916  17,  das  im  Juni  abuchloB,  verkehrten  IbTü  ivhiffc  mit  einer 
Ladung  von  7229255  t  im  Kanal.  Im  Januar  1918  waren  es  17'i  Si-hiffe;  jedoch 
ohne  die  Reeierungsschiffe  der  Vereinigten  Staaten;  die   "^  ''»ge  betrug 

561000  t     Bis  zum  1.  April  1917   verkehrten,  vom  Tage  nung  an  ge- 

rechnet, 3249  Schiffe  mit  einer  Ladung  von  13453386  t;  45  r.  ti.  waren  britisdie 
und  32  V.  H.  den  Vereinigten  Staaten  tugehörende  Schiffe.  Der  Kanal,  der 
43,84  Seemeilen  lang  ist,  hat  einen  Durchschnittaverkehr  von  99380  tS. 

Die  Schiffsauk  ilnf  t  e  im  Hafen  vom  Santoit  (Br««tlieu; 
wahrend  dea  Jahres  1917  gibt  „Wileman's  Brasilien  Review",  wie 
folgt,  an : 

1916  1917                 1916  1917 
Aatahl                          Tobbsd 

BrastllaDlscbe               $8$     700               518 16(>  616449 

FnuiifisiKhe                  8j       59               *99  8oj  190  }SS 

Spaoiwbe  '                     $1       60                |tt8  659  113  97$ 

Niederlftodiychp              44        10                189  SS'  4*7$' 

BritiMbe                        181      103                780946  46485} 

ItalicDiscbe                    9$       57               307  S39  I9}7>8 

Verschied.  Linder        uq     108 395  359  4"  648 

Total     12681197            1650  «13  1033749 

Nach  der  „Frankf.  Ztg."  vom  22.  April  1918  hat  der  dentsche 
Bundesrat  auf  den  Beschluß  des  Reichstags  wegen  Einsetzung  einer 
Fachkommission  zur  Prüfung  der  voraossicbtlichen  wirtschaftlichen  und 
finanziellen  Wirkungen  einer  Vereinheitlichung  der  Staats- 
eisenbahnen unter  Einbeziehung  der  Binnenwasserstralen 
folgendes  beschlossen: 

Der  Bundesrat  ist  bereit,  im  Sinne  de«  Reichstagsbeschlnsae«  vom  27.  Mirz 
1917  vnrzu^hen;  es  empfiehlt  sich  jedoch,  der  zu  bildenden  Fachkommission 
schon  bei  ihrem  Zusammentritt  das  geeignete  Material  zur  Beurteilung  der  vor- 
aussichtlichen wirtschaftlichen  und  finanziellen  Wirkuneen  einer  Vereinheitlichung 
der  deutschen  Staatseisenbahnen  vorzulegen,  damit  für  die  Verhandlun^n  von 
vornherein  eine  feste  Grundlage  gewonnen  wird.  In  Uebereinstiramung  hiermit 
haben  die  Bundesregierungen   mit  Staatsbahn  besitz  sich   bereit  erklirt,  zunächst 

1)  Vgl.  auch  den  Anfnatz  von  Hennig,  Die  bisheri)|;e  Eatwickluni^  des  Paosma- 
kanals,  in  diesen  „Jahrböcheni",  III.  F.  56.  Bd.,  8.  350  fg. 
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dieees  Material  ihrerseits  zu  sammeln  und  in  einei  Denkschrift  zusammenzu- 
Btellen.  Sie  sind  jedoch  wegen  der  infolge  des  Krieges  bestehenden  Ueberlastung 
aller  beteiligten  Stellen  ai^erstande,  die  Sammlung  und  Bearbeitung  dieses 
umfangreichen  Materials  alsbald  auszuführen.  Die  Einbeziehung  der  Wasser- 
straßen in  die  Verhandlungen  kann  erst  erfolgen,  nachdem  die  auf  die  Erörterung 
über  das  Eisenbahnwesen  bezüglichen  Fragen  zu  einer  gewissen  Klärung  gekommen 
sein  werden. 

Die  japanische  Regierung  hat,  nach  einer  Meldung  des  „Japan 
Weekly  Chronicle",  beschlossen,  die  Schif fahr tssubsidien- Kon- 
trakte für  zwei  Jahre  zu  erneuern,  vom  Januar  1918  bis  Ende  De- 
zember 1919. 

Die  zu  unterstützenden  Linien  sind  nach  dem  erwähnten  Blatt  folgende: 
1)  Die  Antwerpen-Linie,  mit  Schiffen  von  5500  bis  12000  ßeg.-T. ;  die  Schnellig- 
keit muß  14—16  Knoten  betragen,  eine  ßeise  in  zwei  Wochen  oder  26  im  Jahr. 
Die  Gesellschaft,  die  diesen  Dienst  mit  der  staatlichen  Beihilfe  aufrechterhält, 
ist  die  Nippon  Jusen  Kaisha.  2)  Die  Puget  Sound-Linie  des  Nordamerikanischen 
Dienstes,  sechs  Schiffe  von  5500  bis  12  000  Keg.-T.,  mit  14—16  Knoten  (Je- 
Bchwindigkeit,  eine  Reise  in  zwei  Wochen,  26  Fahrten  im  Jahr.  3)  San  Francisco- 
Linie.  Drei  Schiffe  von  12  500  bis  13500  Reg.-T.;  18-20  Knoten,  eine  Reise  im 
Monat,  14  Fahrten  im  Jahr  (Toyo  Kisen  Kaisha).  4)  Westküste  Südamerika- 
Linie.  Drei  Schiffe  von  6000  bis  9700  Reg.-T.;  13-15  Knoten,  eine  Reise  in 
zwei  Monaten,  sechs  Fahrten  im  Jahr  (Toyo  Kisen  Kaisha).  5)  Melbourne-Linie 
des  Austral-Dienstes.  Drei  Schiffe  von  5000  bis  7500  Reg.-T.;  15—17  Knoten, 
eine  Reise  im  Monat,  zwölf  Fahrten  im  Jahr  (Nippon  Jusen  Kaisha).  Die  Summe 
der  Unterstützungen  für  obige  Linien  beträgt: 


Dienst 

1918 
Yen 

1919 
Yen 

Europa 

I  689  850 

1569672 

Nordamerika 

2619925 

2  509  187 

Südamerika 

284  863 

269  350 

Australien 

169  470 

188  497 

Zusammen 

4  764  108 

4  536  706 
P 

Arndt. 


V.  Versicherangswesen. 

Inhalt:  1.  Privatversicherung.  Deutschland.  Aktiven  und 
Passiven  der  deutschen  Versicherungsgesellschaften  Ende  1916.  Das  Feuerver- 
sicherungsgeschäft  1917.  Das  Hagel  Versicherungsgeschäft  1917.  Ausland.  Kriegs- 
verlust  der  schwedischen  Handelsflotte.  Französische  Versicherung  gegen  Be- 
schießung. Englische  Sterblichkeitsziffern  nach  Versicherungserfahrungen.  Staat- 
liche Versicherung  der  Kriegsteilnehmer  in  den  Vereinigten  Staaten.  " 

2.  Sozialversicherung.  Deutschland.  Krankenversicherung  und 
Wochenhilfe  während  des  Krieges.  Fristen  Verlängerung  in  der  Angestelltenver- 
sicherung. Rentenausschüsse  in  der  Angestelltenversicherung.  Ausland.  Schwei- 
zerische Unfallversicherung.  Internationale  Sozialversicherung  in  den  Friedens- 
und Handelsverträgen. 

1.    Privatversicherung. 
Ueber  den  Stand  der  Aktiven  und  Passiven  der  deutschen 
Versicherungsgesellschaften    am    Schlüsse     des    Jahres 
1916  in  Mark  sind  dem  „Nationalökonom"  (Wien)  folgende  Angaben 
zu  entnehmen. 

Die   Fonds,    welche   die    deutschen   Versicherungsgesellschaften    verwalten, 
hatten  im  Jahre  1916  eine  Zunahme  von  '/j  Milliarde  M.  zu  verzeichnen  und 
Jahrb.  f.  KationalSk.  u.  Stat.,  Volkswirtsch.  Chronik.  1918.  XVIII 
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erreichten  die  Summe  von  9,6  MilliArden.  Von  dem  Zuwachae  enÜAllea  auf 
Wertpapiere  allein  271  Mill.,  bo  dafi  wohl  der  Anteil  der  deatseheo  Veraicheraiig»- 
institute  an  den  Kriegsanleihen  bis  Ende  1916  mit  rund  300  MilL  Mi^enommea 
werden  darf.  Die  bedeutende  Vermehrung  der  Fond«  wird  ia  anler  Lanie  dordi 
die  SteigeninK  der  Lebensrewidieningi  -  Prämiennw  na  herfaeigBtührt,  welch« 
im  Jahre  1916  den  Betrag  Ton  6  Milliarden  emiobUn. 

Die  erate  Tabelle  enthält  die  AktiTen  der  OeealUchiften,  welche  End« 
1916  ohne  Wechsel  der  Aktionire  und  ohne  Mtuidete  Frimiea  9087M8187  M. 
erreichten  und  sich  auf  die  einseinen  AnlagefbcmaD  iolgaBdarmaSan  rvteütaB: 


M. 

2710«. 

S70O«i. 

361  Oea. 

358  0«i. 

883  Oea. 

1916 

191» 

1914 

1910 

1909 

Ka«a-  nod  Bankeinlagen 

181851799 

».» 

«.« 

*.* 

3.S 

M 

Omndberitx 

1924136S0 

«.» 

«.t 

».» 

>.* 

M 

Wertpapiere 

1581  915  66j 

«7,« 

«5.» 

ii,a 

lO.I 

IO.t 

Policedarlehen 

543*10907 

6,0 

6,f 

6,» 

S.» 

4.« 

HTpothekeo 

5925508616 

65.1 

68,t 

7M 

73.« 

74.» 

Eikompte  und  Lombarden 

16  759  518 

0,1 

0,1 

0.» 

0,i 

.     "•* 

SftokTerricber.-Verrechnangen 

371  68190« 

4.t 

3.T 

$.* 

»,• 

}" 

Soutig*  AkUTen 

»SS^SS'J» 

*.• 

«,» 

».• 

1.* 

^06799818; 

100 

100 

100 

100 

100 

Seit  1886  war  die  Entwicklung  der  Aktiren   ohne  Akttoninreehaai 
und  gestondete  Pr&mien  in  Mark: 


1886 

1  189621  618 

1010 

6315536183 

1990 

1  613919448 

1914 

8  141  985  844 

1900 

3250146491 

1915 

8570960103 

loon 

4617049945 

1916 

9067998  187 

Die  LebensTernchernngaanstalten  «am  mein  bedeutende  Fond«,  die  er«t  nach 
vielen  Jahren  fillig  werden,  wihrend  bei  allen  fibrigen  VenicJierungBbranchen 
blofi  die  Sicherheitsfonds  Toranasichtlich  festgelegt  bleiben.  Daraus  erklirt  sich 
der  Unterschied  der  Kapitalsanlagen.  Wthrend  die  Lebensversiche- 
mngsgesellschaften  toi  6802'/^  MilL  Aktiven   nicht  weniger  als  5366949679  M. 

stalten 

betrugen  Ende  1916  die  aoageUehen 

um  80  Mill.  mehr  gegen  das  Vorjahr.  Es  ist  demnach  1916  nur  ein  reriilltait- 
mkfii^  geringer  Teil  des  Ki^>italazuwachscs  auf  Ujrpotheken  ausgeliehen  worden, 
da  für  Kriegsanleihen  groBe  Summen  gezeichnet  wurden. 

Wertpapiere  waren  Ende  1916  fOr  1  581915663  (1  310686244)  M.  rorhanden. 
davon  entfailen  auf  die  Unfall-  und  Elementarversicherungsanstalten  rund 
1002806000  (838600)  M.  Die  Wertpapiere  haben  im  Berichtsjahre  infolge  der 
Beteiligung  an  der  Kriegsanleihe  um  271  Mill.  cngenommen. 

Die  Kassenbestände  und  Bankeinlagen  betrugen  182851  799  (150063  793)  M., 
wovon  auf  die  Sozietäten  allein  38  Mill.  M.  entfallen.  In  Immobilien  waren 
192  413  650  (190373000)  M.  angelegt.  Die  Lebensvermchernngs-OeaeUschaften 
haben  nach  Abzug  der  Sicherstell ungsfonds  netto  1021750  (1155839)  M.  als 
Eautionsdarlehen  ausgeliehen.  Die  Polieendarleben  der  Lebensversicnerungs- 
Gesellschaften  betragen  543,2  gegen  534,5  Mill.  im  Vorjahre ;  es  sind  gegenwärtig 
nur  10  Proz.  der  Prämien reserven  von  den  Versicherten  als  Polioendarlehen  in 
Anspruch  genommen,  ungeachtet  des  Krieges. 

In  der  zweiten  Tabelle  sind  die  Verpflichtungen  der  Gesellschaf- 
ten dargestellt,  wovon  der  größte  Teil  auf  die  Verpflichtungen  gegenüber  den  Ver- 
sicherten entfällt.  Die  Prämienreserven  für  eigene  Rechnung  haben  Ende  1916 
die  Höhe  von  6486024  651  M.  erreicht,  um  301,9  Mill.  mehr  gegen  1915.  Die 
Prämienreserven   sind   bei   den    meisten    Geaellachaften   reichlich   Demessen.     So 
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haben  die  FeuerverBicherungs-AktiengeseUschaften  nicht  weniger  als  81,4  Proz. 
der  eigenen  Prämien  als  Prämienreserven  zurückgelegt,  die  Rückversicherungs- 
Gesellschaften  ca.  164'/,  Proz.  inklusive  der  Lebensversicherungsreserven. 

Die  Gewinnreserven  der  Versicherten  haben  sich  im  Berichtsjahre  um 
33V,  Mill.  M.  erhöht;  es  wurden  nämlich  an  die  Versicherten  177,2  Mill.  zur 
Verteüung  gebracht,  dagegen  der  Gewinn  von  1916  per  210  566  012  (198  236  750)  M. 
zugeschrieben. 

Außer  den  rechnungsmäßigen  Deckungsmitteln  besitzen  die  deutschen  Ver- 
sicherungsgesellschaften bedeutende  Kapitalien,  welche  den  Versicherten  eine  wert- 
volle Superdeckung  bieten  : 

Ende  1916      Ende  1915     Ende  1914      Ende  1900 
in  1000  M. 

Vermögensreserven  890237  817504  747*42  3^9  944 

Eingezahltes  Aktienkapital  199816  I94  9I5  191198  13^503 


Zusammen    1090053        i  012  419  938340 

Dazn  Verpflichtung  der  Aktionäre       524937  513583  5»4  788 


462  447 
426  806 


I  614  990        1526002        I  453  129  889253 

Die  Aktionäre  haben  Ursache,  mit  dem  Ergebnisse  zufrieden  zu  sein,  denn 
sie  erhielten  für  das  Jahr  1916  43019  853  M.  als  Dividende;  die  Zinsen  der 
Aktienkapitalien  und  Vermögensreserven  haben  nahezu  die  Hälfte  dieses  Gewinnes 
geliefert. 

Der  gesamte  Reingewinn  der  deutschen  Versicherungsge- 
sellschaften erreichte  1916  370415  000  M.,  um  35,5  Mill.  mehr  als  im  Vor- 
jahre. 

Die  Rentabilität  der  einzelnen  Versicherungsbrknchen  haben 
wir  nachstehend  in  Prozenten  der  jährlichen  Nettoprämieneinnahmen  zur  Dar- 
stellung gebracht: 

In  Prozenten  der  Nettoprämien 


1916 

1915 

1911/14 

1906/10 

Lebensversicherung ') 

18,5 

15,5 

19,1 

17.» 

Unfallversicherung 

13,0 

«4,1 

8,8 

10,0 

Feuerversicherung 

3«,« 

26,8 

10,9 

14,4 

Glasversicherung 

1,5 

7,« 

4,1 

7,0 

Hagelversicherung 

11,5 

18,1 

16,0 

1.7 

Transportversicherung 

0,4 

0,1 

2,6 

2,9 

Wasserleitungsversioherung 

27,5 

29,! 

21,4 

12,5 

Einbruchversicherung 

21,9 

41,8 

30,3 

27,« 

Viehversiehemng 

9.Ü 

4,3 

—0,6 

—0,8 

Rückversicherung 

2,9 

3.8 

1,9 

1,1 

Kreditversicherung 

2,9 

37,4 

0,3 

0,5 

Sturmsehädenversicherung 

1,8 

8,7 

37,9 

■94,7 

Kautionsversichening 

2,1 

-4,' 

4,7 

11,7 

Maschinenversichening 

— o,s 

14,6 

5,5 

—31.» 

Veruntreunngsversichemng 

16,1 

43,« 

i6,.«i 

— 

Wertgegenständeversicherung 

0,4 

40,7 

17,8 

—  157,0 

Mietverlustversicherung 

— 

— 

6,2 

— 

Fahrzengversicherung 

2,8 

54,7 

— 20,7 

— 

Hypotheken  Versicherung 

—50,0 

—964,0 

-540,7  ^ 

— 

Autoversicherung 

■> 

—90,0 

26,0 

— 

Fliegersehädenversicherung 

2,8 

—75,3 

— 

— 

Valorenversicherung 

90,9 

— 

— 

— 

Prämienüberschuß 

15,8 

14,4 

11,8 

IO,7 

1)  Nach  Abzug   der   31-proz.  Dotierung   der  Prämienreserveu   in   der  Lebensver- 
sichernng. 

2)  1912/1914. 
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Die  Sch«deDZ»hlungen  erforderten  f&r  eigene  Bechnong  in  Muntlieben 
VersicberuDggbrancheo  971 046053 M.,  d*n>n  waren  *m  JmhreMchlu  456613733  M. 
=  47  Proz.  noch  aDber«hlt  Der  Krug  liei  ee  •!•  nötig  «rtebeinen,  für  du  um- 
fangreiche auHÜinditfche  Oeachlft  bedentende  Sonunen  all  Schadenreten  en  zu  be- 
seiten, da  die  Venechnong  in  vielen  FlUen  nnmöglich  war.  Auch  für  die 
Krieg«8chäden  wurden  groAe  Betrige  abgdegt 

Zum  Schlüsse  laaaen  wir  noch  die  Anutellung  der  Primieneinnahmen  und 
SchadenzahluDgen  in  allen  Branchen  folgen;  e*  waren  in  Mark: 


V                             Prftmieneinnahm« 

Im  Jahre  1016 

BcUden  f&r 

Brutto        für  eig.  B«ehn. 

Netto 

•ig.  Rechn. 

LebeniTenicherungf,  priTito 

716002874 

687  196660 

671907615 

483962519 

OtfeatL 

6376968 

3  987  853 

«  4«H  530 

80S914 

UnlaUTcnicbeniog 
HaftpflicbtTenieherung 

35«'7  9«8\ 
47  77t>354/ 

64651997 

61 17a  161 

28664851 

Feuerveriicherung,  priraJe 

3198JJ970 

181793  "9' 

'73  799  556 

65  49»  484 

„                öffentliche 

118  010  818 

102  967  562 

102899408 

36  39»  336 

GlaiveniobemDg 

10438380 

9  562  962 

9  286  398 

6077  561 

HagelTenichemog 

58  344  «57 

56  626  936 

56  5»5  389 

4«  »57  873 

ViehTenicberung 

20612992 

18614  *** 

17  77«  964 

12871  «98 

Transportveriicherung 

307  279  22s 

141 085  067 

«33  545  75» 

105476615 

RückTenicheniDg 

493  18s  616 

3»7S55  493 

275  149388 

182739643 

WawerleitDDgtTenicheniDg 

3  304  343 

2 818  176 

2  763  400 

904664 

EiDbmchTenicbeniDg 

I7  785  3«* 

11  177634 

1 1  460  500 

4342012 

SturmschldenTereicberuBg 

179104 

36899 

39  495 

20362 

KreditTereicbenuig 

36»  974 

«58474 

139  «3«' 

5"  »49 

>  »30  3«3 

565  «»9 

438  4«S 

185  303 

IfMehioeDTenieheraag 

1075666 

304367 

»9»  555 

221  703 

25616 

11891 

«3  439 

3847 

VemntreuangtTenidMrwig 

»41003 

93648 

6897« 

33  977 

FahneDgrenichernng 

'     110150 

110  150 

217472 

94116 

HTpothekenTenieheniDg 

50836 

»917 

36537 

39465 

AutoTcmcheniDg 

3336 

—  266 

-1980 

-5838 

FliegerverairbeniDg 

•  373  548 

565988 

536801 

411  041 

Valoren  Tenichemog 

34639 

««45 

»«45 

158 

a  158846816 

1  603  008  195 

1510570151 

971046053 

Das  Feuerveraicherungsgesch&ft  im  Jahr«  1917  hat  nach 
den  .,MitteilungeD"  de«  Verbandes  der  Privatgeaellachaften  einen 
außerordentlich  ungünstigen  Verlauf  genommen.  Insgesamt 
wurden  bei  den  der  Voreinigung  der  in  Deutschland  arbeitenden  Privat- 
feuerversicherungs-Oeeellschaften  angehörenden  Versicherern  223  Schäden 
über  100000  M.  ges&hlt  gegen  91  in  1916  und  121  in  1915.  Die  An- 
meldungssumme  betrug  rund  117  Mill.  M.  (gegen  rund  27,63  Hill,  im 
Jahr  vorher).  An  Schaden  über  200000  M.  wurden  121  (36)  fest- 
gestellt, über  600000  M.  42  (17),  über  1  Mill.  M.  24  (4)  und  über 
3  Mill  9  (0).  Diese  Zunahme  der  Schadenbetr&ge  im  einzelnen  sei 
nicht  auf  die  Wertsteigerungen  infolge  der  Kriegs  Verhältnisse  zurück- 
zufahren, sondern  darin  begründet,  daß  die  Br&nde  im  allgemeinen 
durch  die  geringe  Fürsorge  für  Maßnahmen  der  Feuersicherung,  darunter 
auch  die  schlechtere  Löschhilfe,  durch  die  zu  große  Anhäufung  von 
Werten  in  einem  Gefahrsbereich  und  in  erster  Linie  durch  die  in  die 
Rüstungsindustrie  hineingetragene  Sprengstoffexplosionsgefahr  eine  Aus- 
dehnung genommen  haben.  Weitaus  an  erster  Stelle  stehe  daher  die 
chemische  Industrie  mit  42  Schaden    und  47,9  Mill.  M.  Schadensumme 
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(i.  V.  18  bzw.  3,8  Mül.  M.,  1915  7  bzw.  1,5  Mill.  M.),  und  die  Metall- 
industrie mit  44  (3)  Schäden  und  18,3  (2,2)  Mill.  M.  Die  Feuerver- 
sicherungsgesellschaften  würden  in  Kürze  dabin  gelangen  müssen,  für 
die  Industrien,  die  große  Verluste  bringen,  eine  allgemeine  Erhöbung 
der  Prämien  eintreten  zu  lassen. 

Ueber  das  Hagelversicherungsgeschäft  1917  läßt  sich, 
nachdem  die  Geschäftsberichte  sämtlicher  größeren  Hagelversicherungs- 
gesellschaften für  das  vergangene  Jahr  erschienen  sind,  ein  Rückblick 
gewinnen.  Rund  40  Mill.  M.  sind  1917  an  Entschädigungen  einschließ- 
lich Abschätzungskosten  an  die  deutsche  Landwirtschaft  gezahlt  worden. 
Die  Prämien  waren  auch  1917  feste  Prämien  bei  den  Aktiengesell- 
schaften und  Vorprämien  und  Nachschüsse  bzw.  Umlagen  bei  den 
Gegenseitigkeitsgesellschaften.  Die  Gesamtbeiträge  bei  den  einzelnen 
Gesellschaften  betrugen  zwischen  103  und  195  Pf.  pro  100  M.  Ver- 
sicherungssumme. Der  Unterschied  in  der  ßeitragshöhe  ist  im  wesent- 
lichen auf  das  verschiedene  Tätigkeitsgebiet  der  einzelnen  Gesell- 
schaften zurückzuführen.  Die  Rückstellungen  fast  sämtlicher  Gesell- 
schaften zeigen  Erhöhungen. 

Ueber  die  Kriegsverluste  der  schwedischen  Handels- 
flotte sind  der  schwedischen  Versicherungszeitschrift  „Gjallarhornet" 
folgende  Angaben  zu  entnehmen,  welche  die  ersten  drei  Kriegsjahre 
umfassen. 

Verloren  gingen  durch  Vollverluste  infolge  Kriegsereignisse 

99  Dampfer      mit  I2i  730  Bruttotonnen  und     87  283  Nettotonnen 

47  Segler  „       16763  „ „       14850 

146  Fahrzeuge  mit  138493  Bruttotonnen  und  102  133  Nettotonnen 

Die  Verluste  bestehen  teils  aus  versenkten  oder  sonstwie  zerstörten  Fahr- 
zeugen, teils  aus  aufgebrachten  und  als  Prisen  beschlagnahmten  Fahrzeugen. 
Letzteres  betraf  indessen  nur  5  Dampfer  und  3  Segler  mit  zusammen  5384  Brutto- 
tonnen. "Das  Verhältnis  der  Kriegsverluste  zur  gesamten  Handelsflotte  war  für 
Dampfer  75  v.  H.  der  Anzahl  und  11,9  v.  H.  des  Gesamttonnengehalts,  für  Segler 
3,1  v.  H.  und  9,4  v.  H.  des  Gesamttonnengehalts.  Der  Gesamtabgang  der  schwe- 
dischen Handelsflotte  betrug: 

Dampfer  Segler 

Anzahl     Bruttotonnen     Anzahl     Bruttotonnen 


Kriegsverluste 

99 

121  730,56 

47 

13-762,50 

Sonstige  Unfälle      ' 

42 

52614,75 

69 

17667,17 

Abgewrackt  oder  kondemniert            13 

3  944.9S 

87 

11909,77 

An  das  Ausland  verkauft 

III 

127  826.6O 

84 

i5  737,«9 

265 

306  116, 84 

287 

62076,73 

Auf   den   Gesamtbestand 

vom 

1.  Januar  1914  von 

1314       I 

026  237 

1512          1 

178057 

Die  Versenkungen  und 

1  Zerstörungen 

im  Kriege  verteilen  sich  auf: 

Dampfer 

Segler 

Jahr         Anzahl 

Bruttotonnen 

Anzahl 

Bruttotonnen 

1914               9 

10405,34 

— 

— 

1915             22 

32331,75 

2277,68 

1916             32 

34694,15 

22 

9831,85 

1917             31 

40578,58 

«5 

2  989,39 

94  118009,82  44  15098,87 
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Dunpler  8«flcr 

Kriegijabr      Anubl     Brattotonnen  Amabl      BmttotoiuMD 

1.  »4  3i*<>i,*i                   7             »«77.«* 

2.  16  24«$o,&«                    6              2  ts8,»t 

3.  54  6«  49l,«l 31 io66i,tt 

~94  118009,»«                 44            «509».«T 

Anf  die  lUrken  KriegiTcrliut«  im  letzten  Kriegsjahr  wird  beeonder«  hin- 
gewieaen.    Im  einzelDen  verteileD  «ich  die  KriegeTcrliute  anf: 

Mioaa            32             4'  699,«*  3              ■  S44>>* 

U-Boote         51             64913,7»  39            iiS>9.t» 

PriMD             5              3  7*0,14  3             1 663,»» 

BoBitigc        10 11386,1»  1 '03M* 

99         III  730,»«  47          16  r*«.»» 

Hierbei  sind  einige  Verliute,  bezüglich  deren  Uraaebe  nicht  senau  ermittelt 
werden  konnte,  ob  e*  «ich  um  Minen  oder  Torpediening  handelte,  den  .»onstinn* 
zugerechnet  worden.  Die  \'erla»te  durch  Minen  haben  abgenummen,  dorcB  D- 
B<wte  zugenommen. 

Der  „Zeitschrift  {flr  Venichenmj^w6Mn"  iBtfibwdie  fransOsiache 
Versicherung  gegen  BeachieSnng  an  entnehmen,  dat  durch 
das  Gesetz  vom  31.  M&rz  1918  eine  Nenordnung  auf  diaeem  Ge- 
biete erfolgt  und  die  Versicherung  gegen  Sch&den,  die  durch,  eine 
feindliche  Beschießung  verursacht  werden,  nur  noch  nach  Einholong 
staatlicher  Erlaubnis  gestettet  ist.  Ein  Erlaü  des  Arbeitsministers  be- 
stimmt die  Beitr&ge. 

Es  sind  darin  5  Zonen  feetgeseUt,  nach  denen  »ich  die  Höhe  de«  Beitraf» 
richtet  Dd>er  die  angegebene  Entfemnng  hinans  darf  keine  derartige  Venieke- 
TUDß  abgeschlossen  wo^en.  Die  Beitrige  fflr  1000  frcs.  betragen  ffir  Be- 
»chieSungen : 


von  der  Front  gerechnet 

bei 

Loftangriffen 

doreh  Kanonen 

ffir  jede  Oefahr 

1.  Zone  (bis  25  km) 

2.  „      (  25—50  km) 

3.  „      (  50—100  km) 

4.  „      (100—150  km) 

5.  „      (150-250  km) 

100    frei. 

SO       .. 

S        » 

3       .. 

120  (roi.                 150    fns. 

30    »                     60        „ 

1    «                       6,»o  „ 

»     ..                       4.«»  .. 

keine  Veraicbemag ! 

Für  Paris  und  das  Seinedepartement  sind  folgende  Beitragasitze  angeordnet : 
Gegen  eine  Beschädigung  von  Wohnhüusem  durch  Luftangriffe  3  frc«.,  durch 
KanoneDBchüsse  2  frcs.,  für  jede  Gkfahr  4,25  frcs.  Für  Fabriken  und  Werkstätten 
entsprechend  6,  3  und  7,50  frc«.  —  Für  kdiperliche  Verletzungen,  die  den  Tod 
oder  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  nach  sich  ziehen,  sind  3  Zonen  testgelegt. 
Weiterhin  ist  die  Versicherung  untersagt.  In  der  1.  (15  km)  ist  die  Botnf»- 
höhe  freigelassen.    Für  die  beiden  anderen  betrigt  de  nach  obiger  Einteilung: 


2.  Zone  (15—30  km) 

30 

30 

50 

3.      „      (30—250  km) 

20 

10 

«5 

Die  Beiträge  sind  für  Jahresdauer  berechnet,  bei  Teilzahlungen  darf  aber  keine 
Erhöhung  vorgenommen  werden. 

In  „Temps''  vom  6.  v.  M.  beklagt  sich  ein  Versicherungsuntemehmer  bitter 
über  die  schroffen  Mafinahmen,  wodtirch  die  Regierung  die  verängstigten  franzö- 
si8chen_  Landleute  vor  Ausbeutung  zu  schützen  suche.  Durch  da«  Verbot,  irgend 
etwas  über  die  Versicherung  gegen  die  obigen  (3efahren  zu  veröffentlichen,  sei 
das  Werbegeschäft  völlig  unterbunden ;  sonut  fehle  die  für  den  Ausgleich  uner- 
setzliche große   Zahl,   und   infolgedessen   werde  die  Elrhöhung  der   Beiträge  zur 
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Notwendigkeit.  Ungerecht  sei  es  ferner,  daß  die  Versicherung  gegen  Luftangriffe 
jetzt  auch  ohne  weiteres  das  Wagnis  der  Fernbeschießung,  wovon  früher  kein 
Mensch  geträumt  hätte,  mitdecken  müsse.  Ebenso  hart  sei  die  Zwangsbestimmung, 
die  Versicherungssumme  bei  Fälligkeit  an  jedem  Orte,  ohne  Ausnahme,  ohne 
Verzug  und  ohne  Vorbehalt  auszuzahlen.  Desgleichen  unerträglich  die  Ein- 
schnürung in  den  einheitlichen  Tarif.  —  Für  uns  Deutsche  ist  besonders  der 
Schluß  recht  bemerkenswert,  in  dem  es  heißt:  „Seit  Anfang  des  Jahres  1915 
hatten  die  englischen  Gesellschaften  sich  daran  gemacht,  die  Versicherung  gegen 
Beschießung  einzuführen.  Millionen  von  Franken  sind  seitdem  in  Gestalt  von 
Versicherungsbeiträgen  aus  den  Händen  unserer  Landsleute  nach  England  ge- 
flossen. Und  als  endlich  auch  die  französischen  Gesellschaften  sich  regten  und 
sich  zum  Arbeiten  anschickten,  da  stellte  man  sich  gegen  sie:  man  will  sie  buch- 
stäblich erdrosseln  durch  die  Zwangsmaßregel,  mir  nichts  dir  nichts  zu  einem 
von  der  Eegierung  vorgeschriebenen  Beitragssatze  Versicherungsgeschäfte  machen 
und  in  bestimmten  Fällen  zur  Entlastung  der  Regierung  als  Lückenbüßer  für 
Kriegsschäden  eintreten  zu  müssen.  In  solcher  Weise  werden  die  französischen 
Versicherer  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  sich  vom  Versicherungsmarkt  zurück- 
zuziehen, lind  die  Versicherungsnehmer  sind  gezwungen,  wie  vordem,  sich  an  eng- 
lische Unternehmer  zu  wenden.  Und  das  alles  gerade  in  dem  Zeitpunkte,  wo 
man  ein  Gesetz  erlassen  hat,  das  die  Abwanderung  des  französischen  Kapitals 
verhindern  soll." 

Aus  dem  von  „Lloyd's  List"  abgedruckten  Jahresbericht  der  größten 
englischen  Volksversicherungsgesellschaft  „Prudential"  in 
London  geht  hervor,  daß  diese  Gesellschaft  22^/^  Mill.  Versicherungver- 
träge laufen  hat,  die  sich  auf  alle  Kreise  Englands  verteilen.  Die  G-e- 
sellschaft  glaubt  sich  daher  zu  der  Annahme  berechtigt,  daß  die  von 
ihr  in  der  Volksversicherungungsabteilung  auf  Grund  von  Todesfällen 
gezahlten  Ansprüche  in  genauem  Verhältnis  zu  den  Verlusten  der 
britischen  Flotte  und  des  britischen  Heeres  ständen.  Eine  Statistik 
über  die  Todesfälle  der  männlichen  Versicherten  der  Volksversiche- 
rung in  den  Jahren  1913,  1915,  1916  und  1917  zeigt  für  das  Jahr 
1913  eine  nahezu  völlige  Uebereinstimmung  der  Sterblichkeit  der  Ver- 
sicherten im  militärischen  Alter  und  der  im  gleichen  Alter  Stehenden 
der  Gesamtbevölkerung.  Im  Jahre  1915  hat  sich  die  Sterblichkeit  beim 
Alter  21  um  das  Fünffache  gegenüber  der  Zeit  vor  dem  Kriege  erhöht, 

1916  um  das  Neunfache  und  1917  sogar  um  das  Zwölffache.  Diese 
Ziffern  umfassen  sämtliche  21-jährigen,  gleichviel  ob  sie  sich  im  Heeres- 
dienst   befinden    oder    einen    bürgerlichen    Beruf    ausüben.      Im   Jahre 

1917  zeigten  die  20-jährigen  eine  Sterblichkeit,  die  so  hoch  war,  wie 
die  der  64-jährigen.  Dennoch  war  es  der  Gesellschaft  ohne  Erhebung 
Ton  Zuschüssen  möglich,  ihren  Verpflichtungen  nachzukommen. 

Die  „Zeitschrift  für  Versicherungswesen"  bringt  näheres  über  die 
staatliche  Versicherung  der  Kriegsteilnehmer  in  den 
Vereinigten  Staaten  Amerikas.  Die  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten  hat  danach  ungeachtet  des  Widerspruches  und  der 
Warnungen,  die  aus  den  Reihen  der  Lebensversicherungsgesellschaften 
ergingen,  ihren  Plan  in  die  Tatsache  umgesetzt  und  betreibt  die 
Versicherung  der  Kriegsteilnehmer  mit  einer  besonderen  Versiche- 
rungsgesellschaft, die  den  Namen  „U.  S.  A.  Life  Insurance  Company" 
führt,  und  deren  Haftpflicht,  da  es  sich  um  eine  Einrichtung  der 
Regierung  handelt,  unbeschränkt  ist.  Die  Kriegsteilnehmer  be- 
zahlen   für  je    1000    $    Lebensversicherung,    die   Prämienbefreiung   im 
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Falle  g&nzlicher  ErwerbsanftÜiigkeit  einschlieSt,  einen  jährlichen  Bei- 
trag von  ungefähr  8  $.  Die  Veniichening  endet  nach  Ablauf  von 
5  Jahren,  sofern  nicht  der  Versicherte  sie  unter  den  noch  bekanntzu- 
gebenden besonderen  Bedingangen  erneuert,  wa»  er  ohne  neue  ärztliche 
Untersuchung  tun  kann.  Da  der  geforderte  Beitrag  die  reine  Risiko - 
prämie  nach  der  gewöhnlichen  amerikanischen  Sterblichkeitstafel  ist, 
muß  natürlich  mit  oinem  erheblichen  Verluste  aus  Kriegssterblichkeit 
gerechnet  werden.  Dies  ist  bereits  in  dem  grandlegenden  Oesetse  vor- 
gesehen, indem  dort  geschrieben  ist,  daS  die  Vereinigten  Staaten  die 
Verwaltangskosten  und  die  Uebersterblichkeit  su  tragen  haben,  die  aus 
den  Gefahren  des  Krieges  entstehen.  Das  neue  Unternehmen  ist  mit 
dem  üblichen  Aufgebot  an  Werbemitteln  und  Tamtam  durchgeführt 
worden.  Die  Zeitung  berichtet  über  den  Erfolg  einer  „Versicheronge- 
woche",  deren  Erfolg  auSerordentlich  groß  war,  so  da£  bereits  im 
Februar  d.  J.  nahezu  1  Mill.  Soldaten  und  Seeleute  freiwillig  Ver- 
sichernngen  im  Betrage  von  etwa  8  Milliarden  $  abgeachlouen  haben, 
was  nahezu  */,  des  Betrages  ist,  den  alle  Versicherangsgeeellschaften 
in  den  Vereinigten  Staaten  an  Lebensversicherungen  bestehen  haben. 
Man  rechnet  mit  einem  ungeheuren  Aufschwung  des  Lebensversiche- 
rungswesens nach  dem  Kriege  durch  diese  MaEnahme  der  Regierung. 
Die  bestehenden  Lebensversicherongsgeeellschaften  stehen  allerdings 
nach  wie  vor  der  Angelegenheit  kühl  gegenflber. 

2.  Sozialversicherung. 

Der  Bundesrat  hat  eine  Verordnung  erlassen,  durch  deren 
§  1  während  des  Krieges  die  Durchführung  der  Bekanntmachung  vom 
22.  November  1917  betr.  Krankenversicherung  erleichtert  wird. 
Die  daselbst  vorgesehene  Erhöhung  dee  Omndlohnee  von  5  und  6  M. 
auf  8  und  10  M.  kann  danach  ohne  Satzungsänderung  dorch  den  Kassen- 
vorstand  beschlossen  werden.  Eine  solche  BeschluSfasaung  bedarf  der 
Zustimmung  des  Oberversicherungsamts.  Durch  §  8  wird  bestimmt, 
daB  auch  diejenigen  auf  volle  Wochenhilfe  ans  Kassenmitteln  An- 
spruch haben,  denen  mit  Rücksicht  auf  vertragsmäBige  Sachleistungen 
ihrer  Arbeitgeber  unter  entsprechender  Kürzung  ihrer  Beiträge  die 
Barleistungen  der  Kasse  nicht  gezahlt  oder  gekürzt  werden.  Der  Arbeit- 
geber hat  der  Kasse  dafür  nichts  zu  erstatten.  Eine  einfache  BeschluS- 
fassung  durch  den  Kassenvorstand  und  die  Zustimmung  des  Versicherungs- 
amts wird  für  genügend  erklärt,  die  ermäßigten  Beiträge  entsprechend 
der  Steigerung  der  Kassenausgaben  infolge  dieeer  Wochenhilfe  za  er- 
höhen. 

Der  Bundesrat  hat  am  28.  März  eine  Verordnung  erlasssn, 
durch  deren  §  1  die  Verlängerung  einer  Anzahl  in  dem  Versichemnga- 
gesetz  für  Angestellte  (§§  50  und  201)  vorgeschriebener  Fristen 
festgelegt  wird,  und  zwar  bis  zum  Ablauf  des  Kalenderjahres,  das  dem 
Jahre  folgt,  in  dem  der  gegenwärtige  Krieg  beendet  ist.  Somit  werden 
die  Fristen  hinausgeschoben  für  die  Nachzahlung  der  rückständigen 
Beiträge,  durch  welche  die  erloschene  Anwartschaft  auf  die  Versicherungs- 
leistungen wieder  auflebt,  und  für  den  Antrag  auf  Stundung  der  rück- 
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ständigen  Beiträge,  wenn  die  Anwartschaft  während  der  Wartezeit  er- 
loschen ist.  Ferner  ist  die  gesetzliche  Trist  für  die  Beitragszahlung 
im  Falle  der  freiwilligen  Fortsetzung  der  V'ersicherung  oder  der  Auf- 
rechterhaltung der  erworbenen  Anwartschaft  verlängert.  Weiterhin 
wird  in  §  2  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Zurückweisung  von  Bei- 
trägen, die  erst  nach  Ablauf  gewisser  Fristen  entrichtet  werden  (§  205 
des  Versicherungsgesetzes  für  Angestellte)  eingeschränkt.  Nach  §  3 
werden  auch  Fristen,  die  das  Gesetz  (§  209  Abs.  3,  §  288  Abs.  2) 
für  die  Geltendmachung  von  Ansprüchen  auf  Rückerstattung  von  Bei- 
trägen vorschreibt,  verlängert,  so  daß  sie  nicht  vor  dem  1.  Juli  des 
Kalenderjahres  ablaufen,  das  dem  Jahre  folgt,  in  dem  der  Krieg  be- 
endet ist.  Nach  §  4  ist  die  Rückwirkung  für  die  Fälle  des  §  3  aus- 
geschlossen, wenn  die  Rückerstattungsansprüche  am  Tage  der  Ver- 
kündigung der  Verordnung  bereits  verjährt  sind. 

Das  Angestelltenversicherungsgesetz  spricht  davon,  daß 
die  Rentenausschüsse  nach  Bedarf  von  der  Reichsversicherungs- 
anstalt für  Angestellte  mit  Genehmigung  des  Bundesrates  errichtet 
werden.  In  Wirklichkeit  besteht  aber  seither  nur  ein  einziger  Renten- 
ausschuß für  das  ganze  Reich  mit  dem  Sitze  in  Berlin.  Er  hatte  schon 
bisher  eine  gewaltige  Arbeitslast  zu  bewältigen.  Im  Jahre  1916  ver- 
zeichnete er  118864  Eingänge  und  130644  Ausgänge.  Die  Zahl  der 
verschiedenen  zur  Erledigung  anhängig  gemachten  Sachen  betrug 
33  785,  von  denen  fast  ein  Drittel,  nämlich  10  852,  als  unerledigt  in 
das  Jahr  1917  übernommen  werden  mußten.  Dabei  beschäftigte  der 
Rentenausschuß  bereits  außer  den  höheren  Beamten  rund  150  Bureau- 
und  Kanzleibeamte.  Auch  ist  zu  beachten,  daß  die  Haupttätigkeit  des 
Rentenausschusses  erst  mit  Beginn  des  Jahres  1918  einsetzt,  da  erst 
jetzt  infolge  der  Möglichkeit  der  Erfüllung  von  Wartezeiten  die  allge- 
meine Festsetzung  von  Leistungen  stattfindet.  Im  Reichstag  wurde 
deshalb  eine  Anfrage  eingebracht,  ob  nicht  beabsichtigt  sei,  dem 
Willen  des  Angestelltenversicherungsgesetzes  entsprechend  eine  Ver- 
mehrung der  Rentenausschüsse  vorzunehmen ;  in  der  vom  Reichskanzler 
erteilten  Antwort  wird  dies  verneint.  Beim  Vorhandensein  mehrerer 
Rentenausschüsse,  so  heißt  es  zur  Begründung,  könne  nicht  die 
wünschenswerte  Einheitlichkeit  in  der  Auslegung  des  Begriffes  der 
Berufsunfähigkeit  gewahrt  werden.  Außerdem  seien  jetzt  nicht  die 
erforderlichen  Beamten  zu  neuen  Ausschüssen  zu  erlangen. 

Die  Abteilung  der  obligatorischen  Unfallversiche- 
rung der  Schweiz  ist  am  1.  April  eröffnet  worden :  die  Verwirklichung 
der  ersten  Etappe  der  obligatorischen  Sozialversicherung  wird  für  un- 
gefähr 600  000  Arbeiter  in  über  30  000  industriellen,  gewerblichen  und 
öffentlichen  Betrieben  auf  gemeinschweizerischem  Boden  wohltätige  Be- 
deutung erlangen. 

In  einer  amtlichen  Kundgebung  der  Anstalt  wird  hierzu  ausgeführt,  die 
Anstalt  werde  es  sich  zur  Aufgabe  machen,  zu  zeigen,  daß  die  soziale  Versiche- 
rung auf  dem  Boden  der  autonomen,  öffentlichen  Anstalt  für  diese  Staatsaufgabe 
die  richtige  Grundlage  bUdet,  indem  sie,  getragen  von  dem  Geiste  der  Gerecntig. 
keit  und  des  Willens  zur  Hilfe,  und  unterstützt  von  gleichgesinnten  Richtern, 
die  Unfallversicherung  in  prompter  und  möglichst  einfacher  Vollziehung  des  Ge- 
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MtzM  ZU  verwalten  sich  bestrebt  Sie  wird  es  «ch  aogelenn  aein  laaiten,  ohae 
Verzag  auch  den  Ausbau  der  freiwilligen  Venichemiig  an  die  Hand  an  nehmao. 
um  so  die  Nachteile  der  FürsorgetÄtigkeit  dea  Staatea  fflr  einen  eincelnen  Stania 
baldmöglichst  zu  überwinden.  Un  kommenden  Betriebe  wird  die  Anstalt  ihr  Be- 
mühen vor  allem  daran  wenden,  durch  die  beaten  Maflnahmen  lur  UnfallTer- 
hütung  Unfällen  vorzubeugen  und  ronekominene  VerletniDgen  donh  aiae  aorg- 
fältige  Organisation  de«  ärztlichen  Diaiatea,  durch  RekonTiieweotenfflraorge, 
durdi  Art^itstherapie  und  durch  Vermittlnng  von  ArbeitaMkgenbeit  für  Vor- 
stammelte  die  Arbeiufähigkeit  als  da*  wertfollfte  Ont  der  Venieberten  zu  er- 
halten. 

Das  Deutsche  Komitee  fflr  internationale  Sosial- 
versicherung  ist  in  einer  Eingabe  an  den  Reichskantler  dafür  ein- 
getreten, daß  in  die  abzoschlieSenden  Friedens-  and  Handels- 
verträge in  weiterer  Fortbildung  früherer  Einxel vorginge  allgemein 
eine  Klausel  aufgenommen  wird,  nach  welcher  die  vertragschlieEenden 
Regierungen  sich  verpflichten,  die  auf  dem  Gebiet  der  SosialTenioh*- 
rang  und  des  Arbeitsaasschnsses  getroffenen  oder  noch  zu  treffenden 
Vergflnstigungen  tunlichst  einander  gleichwertig  und  ihren  Arbeitern 
und  Angestellten  gegenseitig  zag&nglich  an  machen.  In  der  beige- 
ftigten  Begründung  wird  darauf  hingewiesen,  dat  die  j&hrlichen  Aaf- 
wendangen  für  die  deutsche  Sozialversicherung  zurzeit  schon  die  so 
gewaltige  Summe  von  mnd  1  Milliarde  M.  betragen  und  eine  weitere  nicht 
unerhebliche  Steigerung  unvermeidlich  sein  wird.  Bei  so  starker  Vor- 
belastung des  deutschen  Wirtschaftslebens  wird  dessen  Wiederaufban 
nach  dem  Kriege  sicii  um  so  schwieriger  gestalten,  je  grOCer  der  Ab- 
sfand zwischen  den  sozialpolitischen  Aufwendungen  DeutMsblands  and 
denen  des  Auslandes  sich  gestaltet  Dabei  kommt  ferner  in  Betracht, 
daß  68  ebenso  sehr  im  Interesse  des  allgemeinen  Kulturfort«chritts,  wie 
im  Interesse  Deutschlands  liegt,  rechtxeitige  Vorsorge  dahin  ca  treffen, 
daß  in  der  einschlägigen  Oeeetxgebang  der  ▼erschiedenen  Staaten  ton- 
lichst  Oleichwertiges  and  damit  die  Vorbedingung  für  ein  Gegenseitig- 
keitsverh&ltnis  geboten  wird.  Die  Deutsche  Oesellschaft  für  soziale 
Reform  und  die  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands 
haben  gleichartige  Kundgebungen  veranstaltet. 

Via.  Geld,  Kredit,  W&hrong. 

Inhalt:  1)  Der  internationale  Geldmarkt  and  die  Entwicklung 
in  den  wichtigeren  Ländern  während  des  Monats  April. 

2)  Weitere  Vorgänge  und  Gesetzgebung,  a)  Banken  im  In-  und 
Auslande,  b)  Kredit  wirtschaftliche  Mafinahmen  in  Deutachland  und 
den   besetzten   Gebieten    Rufilands,    England,    Frankreieh,    Italien,   GroBrufiland. 

c)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr  in  Deutachland  und  den  Niederlanden. 

d)  Börsenwesen  in  England  und  Ungarn,  e)  Währung«-  und  Noten- 
bankwesen in  den  besetzten  Gebieten  Belgiens  und  Rumäniens,  Italien,  den 
Niederlanden,  Niederländisch-Indien,  Oesterreich- Ungarn,  Portugal,  der  Ukraine. 

3)  Statistik.  Uebersicht  über  den  Stand  der  hauptsächlichen 
Notenbanken  und  der  Bankzin  ssätze. 

1.  Der  internationale  Geldmarkt  und  die  Entwicklung 
in    den   wichtigeren  Ländern    während  des  Monats  April. 

Der  internationale  Geldmarkt  wurde  wie  in  den  Vormonaten 
auch    im    April    wesentlich    beeinflußt    durch    die   Kreditgeschäfte    der 
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kriegführenden  mit  den  neutralen  Ländern  ^).  Diese  ihrerseits  waren 
bestrebt,  in  erster  Linie  wieder  die  berechtigten  Kapitalansprüche  der 
heimischen  Wirtschaft  zu  befriedigen  („Berlinske  Tidende"  v.  7  Mai)  *). 
Bemerkenswert  ist,  daß  sowohl  in  den  nordischen  Ländern  als  auch  in 
der  Schweiz  für  fremde  Banknoten  vorübergehend  weit  höhere  Kurse 
bewilligt  wurden  als  für  Auszahlungen.  Diese  Entwicklung,  die  zum 
Teil  auf  den  starken  Bedarf  der  Mittelmächte  an  Zahlungsmitteln  für 
die  Ukraine  zurückgeführt  wurde,  dürfte  in  Wirklichkeit  vor  allem 
eine  Folge  des  Kapitalausfuhrverbotes  Frankreichs  gewesen  sein.  Im 
übrigen  erfuhren  die  Wechselkurse  der  kriegführenden  Mächte  in 
den  neutralen  Ländern  fast  durchgängig  Abschwächungen,  die  sich  für 
die  Mittelmächte  wieder  in  engeren  Grenzen  hielten  als  für  die  Ent- 
enteländer. In  Spanien  stieg  beispielsweise  das  Aufgeld  des  Peseta 
gegenüber  dem  französischen  Franken  von  43,8  Proz.  (gegen  Ende 
März)  auf  56,2  Proz.  (am  1.  Mai),  dasjenige  gegenüber  dem  Pfund 
Sterling  in  der  gleichen  Zeit  von  35,5  Proz.  auf  47,5  Proz.  —  Der  Silber- 
preis*)  in  London  erfuhr  im  Berichtsmonat  angesichts  der  stark  ak- 
tiven Zahlungsbilanz  der  Silberwährungsländer  eine  weitere  Aufwärts- 
bewegung bis  auf  49y^  d.  Im  Monatsdurchschnitt  stellte  er  sich  auf 
47,155  d  gegen  43,546  d  im  Vormonat. 

Für  die  nach  wie  vor  überaus  günstige  Verfassung  des  deutschen 
Geldmarktes*)  legte  das  Ergebnis  der  8.  Kriegsanleihe,  das  nach 
den  vorläufigen  Ziffern  sich  auf  6  510  278  Einzelzeichnungen  mit 
14  766  247  100  M  5)  beläuft  —  ein  Teil  der  Feld-  und  Uebersee- 
zeichnungen  steht  noch  aus  —  beredtes  Zeugnis  ab.  Das  Einzahlungs- 
geschäft gestaltete  sich  diesmal  noch  günstiger  als  bei  den  früheren 
Anleihen.  Bis  zum  ersten  Pflichteinzahlungstermin  (27.  April),  an  dem 
30  Proz.  der  Zeichnungen  zu  erlegen  waren,  beliefen  sich  die  Ein- 
zahlungen bereits  auf  12  710  Mill.  M,  d.  s.  86,07  Proz.  des  gesamten 
Zeichnungsergebnisses  *).    Dabei  war  die  Summe  der  bei  den  Darlehns- 


1)  Abkommen  zwischen  Dänemark  und  Deutschland  sowie  Oesterreich-Üngam  („Ber- 
linske Tidende"  v.  20.,  21.  März).  —  Schwedische  Banken  eröffneten  Finnland  einen  Kredit 
von  10  Mill.  Kr  („Oeaterr.  Volksw."  v.  20.  April).  —  Die  spanische  Handelskammer  schlägt 
Eröffnung  eines  Kredites  zugunsten  englischer  Banken  vor  („Wirtschaftsdienst"  v.  3.  Mai) ; 
ein  weiteres  Finanzabkommen  zwischen  England  und  Spanien  wurde  geplant  („Berl.  Börsen- 
Cour."  V.  5.  Mai).  —  Zwischen  der  Schweiz  und  den  Ententeländern  wurden  erneut 
Wirtschaftsabkommen  getroffen  („Basler  Nachr."  v.  1.  Mai,    „N.  Zur.  Ztg."  v.  4.  Mai). 

2)  Der  Finanzbeirat  in  Schweden  warnt  vor  weiterer  Kreditgewährung  an  das 
Ausland  („Stockholms  Dagblad"  v.  19.  April).  —  Holland,  das  seit  Anfang  1917  vom 
Ausland  250  Mill.  hfl  Wertpapiere  übernommen  hat,  bereitet  ein  Verbot  der  Effekten- 
einfuhr vor  („Frankf.  Ztg."  v.  16.  Mai). 

3)  Das  englische  Schatzamt  setzte  den  Abgabekurs  der  ßupientratten  weiter  auf 
1  sh  ö'Vsi  d,  für  Kabelauszahlungen  auf  1  sh  6  d  herauf,  so  daß  die  indische 
Silberrupie  ein  Aufgeld  bis  zu  14  Proz.  gegenüber  dem  Pfund  Sterling  bedang  („Frankf. 
Ztg."  V.  14.  Mai).  —  Holland  setzte  für  Silber  einen  Höchstpreis  von  109,75  hfl  für 
das  Kilogramm  fein  fest  („Nieuwe  Rottcrd  Cour."  v.  5.  April). 

4)  Der  Zuwachs  der  Einlagen  bei  den  deutschen  Sparkassen  stellt  sich  für  die 
ersten  vier  Monate  auf  2850  Mill.  M  gegenüber  1360  Mill.  M  in  der  entsprechenden 
Zeit  des  Vorjahres  („Die  Sparkasse"  v.  15.  Mai). 

5)  Aufjerdem  wurden  an  älteren  Kriegsanleihen  zum  Umtausch  in  4'/,-proz. 
Schatzanweisungen  angemeldet  125  804  600  M. 

6)  Vgl.  hierzu  die  Ausführungen  des    Beichsbankpräsidenten   in   der  Zentralaus- 
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kasMn  fttr  die  Zwecke  der  achten  Kriegsanleihe  entnonuneneo  Dar- 
lehen sehr  gering.  Am  30.  April,  dem  aaf  den  ersten  Pflichtein- 
zablungstermin  folgenden  Aasweistage  der  Reicfasbank  waren  an  Dar- 
lehen für  Zwecke  der  achten  Kriegsanleihe  146,6  Hill.  M  — •  1,1  Pros. 
des  bis  dahin  vollgezahlten  Nennwertes  anageliehen  („Berl.  TagbL" 
V.  4.   Mai). 

Die  im  Laufe  des  Monats  beobachtete  geringfügige  EJ'hObnng  der 
Gelds&tze  kam  bei  dem  Privatdiskont,  der  sich  nnver&ndert  anf 
4  Yg  Proz.  und  darunter  hielt,  nicht  zum  Ausdruck.  Demgegenüber 
erfuhr  der  Sats  fttr  t&gliches  Geld,  der  sich  swiachen  4^4  and 
4Yj  Proz.  bewegte,  eine  kleine  Steigerung  und  stellte  sich  im  Monats- 
durchschnitt auf  4,302  Proz.  (im  Vormonat  4,196  Pros.).  Für  Ultimo - 
geld  wurden  4*/i  Proz.  bis  5  Proz.  bewilligt. 

Anlagen  und  Notenumlauf  der  Reichsbank  zeigten  nach  der 
Anspannung  der  letzten  M&rxwoche  einen  erfreulichen  Bückgang.  Ans 
währungspolitischen  Gründen  wurde  dem  Goldbestand  in  der  dritten 
Aprilwoche  wiederum,  und  zwar  xom  dritten  Male  seit  Ausbruch  de« 
Krieges,  ein  größerer  Betrag  (64  MilL  M)  entsogen. 

Auf  die  Anspannung  des  englischen  Geldmarktes  com 
Quartalstermin  folgte  bald  nach  den  Osterfeiertagen  eine  Erleichterung, 
da  Regierung  und  Zentralbank  erhebliche  Betr&ge  (nach  dem  „Statist" 
V.  13.  April  14,5  Mill.  £)  zur  Auszahlung  brachten.  Wenn  sich  trots- 
dem  der  Absatz  an  National  War  Bonds  *)  unbefriedigend  gestaltete  *), 
so  lag  dies  einmal  daran,  daS  die  grölen,  in  der  „Geech&ftAnannswoche" 
gemachten  Anstrengungen  noch  nachwirkten,  anderseits  aber  zweifel- 
los an  einer  starken  Zurückhaltung  der  Geldgeber  angesichts  der  Un- 
sicherheit der  militärischen,  politischen  und  wirtschaftlichen  Liage*). 
An  der  Politik  der  niedrigen  Zinss&tze  fttr  inl&ndisehe  knrafristige  Ab- 
lagen wurde  daher  weiter  festgehalten. 

Der  Privatdiskont  wurde  au  Beginn  des  Monau  mit  S"/^ 
notiert  und  hielt  sich  dann  unverändert  auf  3*/j,  Proz.,  während  der 
Satz  für  tägliches  Geld,  das  am  Monatsbeginn  vorübergehend 
31/4  Proz.  bedang,  zwischen  2y^  und  2Yi  Proz.  schwankte. 

Die  Entwicklung  des  Status  der  Bank  von  England  war  nor- 
mal Einer  allmählichen  Steigerung  des  Notenumlaufs  um  1,6  Mill.  £ 
auf  49,4  MilL  £  stand  eine  solche  des  Barvorrats  um  0,7  auf  61,4  Mill.  £ 


schaOsitzang  Tom  29.  April,  des  SUatackntln  dM  Baiebaahatxunu  im 

23.  April. 

1)  Infolge  Erhahnag  der  Einkommeiuteuer  ao(  30  Proz.  wurde  dar  Ansgabeprei« 
für  die  4-proz.,  von  Einkommensteaer  freien  Nktional  War  Bond«,  der  biaher  100  Prot. 
war,  anf  101*/,  erhöbt  („WirtMhafÜ.  Nachr.-Dienst"  v.  4.  Mai). 

2)  Die  Wochengommen  betmgen  im  April  troU  der  rom  8.  Us  15.  April  in 
Schottland  veranstalteten  „Kriegswaffenwoche"  nur  11,3,  18,2,  17  4  nnd  14,8  Mill.  £ 
und  blieben  damit  hinter  den  vom  National  War  Savings  Committec  als  Normaldardi- 
schnittsbetrag  verlangten  25  Mill.  £  (,3uti«t"  T.  4.  Mai)  weit  larüek  („Fin.  Times" 
V.  23.  April).  Nach  einer  Aufstellnng  des  „Statist"  vom  4.  Mai  müBte  xur  Deckung  der 
Ansgaben  der  wöchentliche  Verkauf  von  National  War  Bonds  dorchscbniulich  nicht 
25,  sondern  37,6  Mill.  £  betragen. 

3)  Nach  „Fin.  Times"  vom  3.  Mai  hat  anch  der  Conncil  of  for.  bondholders  einen 
Aosschuß  zur  Wahrnehmung  der  Interessen  englischer  Inhaber  russischer  Werte  ein- 
gesetzt. 
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gegenüber.      Der    Umlauf    an    Currency    notes    nahm    um    weitere 
7,1  Mill.  £  zu  und  belief  sich  am  1.  Mai  auf  238,1  Mill.  £. 

Die  Lage  auf  dem  französischen  Geldmarkt  war  im  Be- 
richtsmonat wenig  durchsichtig.  Die  verstärkte  Werbetätigkeit  für  die 
alten  bons  du  tresori),  die  durch  die  Ausgabe  der  bons  de  la  de- 
fense nationale  nahezu  völlig  verdrängt  worden  waren,  ferner  der  in 
der  Presse  wieder  erörterte  Plan  einer  internationalen  Kriegsanleihe 
der  Verbündeten  (vgl.  Neymarck  in  der  „Information")  und  mehr  noch 
die  starke  Inanspruchnahme  der  Bank  von  Frankreich  durch  den 
Staat  lassen  darauf  schließen,  daß  der  Absatz  der  Nationalverteidigungs- 
wechsel  und  -Obligationen  immer  mehr  ins  Stocken  geraten  ist.  Das 
Moratorium  wurde  erneut  um  90  Tage  verlängert,  obwohl  Großbanken 
(vgl.  die  Jahresberichte  des  Credit  Lyonnais  und  der  Societe  Generale) 
und  Handelskammern  seinen  Abbau  dringend  forderten. 

Der  Status  der  Bank  von  Frankreich  verschlechterte  sich 
wieder  erheblich,  da  dem  Staate  vom  28 .  März  bis  2.  Mai  fast  2  Mil- 
liarden Vorschüsse  gewährt  werden  mußten;  im  Zusammenhang  damit 
wuchs  der  Notenumlauf  um  über  1^2  Milliarden  frcs.  Der  Zufluß 
fremder  Gelder  setzte  sich  fort  (-}-  325  Mill.  frcs).  Da  eine  Sicherung 
der  Grundlagen  der  Notenausgabe  für  den  Staatskredit  und  das  Wirt- 
schaftsleben immer  wichtiger  erschien,  drängten  in  der  Kammer  die  der 
Industrie  und  dem  Handel  nahestehenden  Abgeordneten  auf  die  baldige 
Bestätiguug  des  zwischen  der  Bank  und  dem  Finanzminister  getroffenen 
Abkommens  über  die  Erneuerung  des  Privilegs  ^),  während  die  Sozialisten 
eine  Verschleppungstaktik  befolgten  und  die  Frage  erst  nach  Beendi- 
gung des  Krieges  erörtern  wollten.  Eine  Gesetzesvorlage,  die  die 
Ausdehnung  der  Kriegsgewinnsteuer  auf  die  Bank  vorsah,  wurde  mit 
11  gegen  9  Stimmen  im  Sinne  des  Berichterstatters  Landry  abgelehnt, 
dagegen  die  von  der  Kommission  in  den  Entwurf  hineingearbeiteten 
Zusatzbestimmungen  (vgl.  „Le  Temps"  vom  6.  März)  und  die  auf 
25  Jahre  vorgeschlagene  Dauer  des  Privilegs  angenommen  (vgl.  „]fec. 
Fran9."  v.  20.  April). 

Auf  den  österreichisch-ungarischen  Geldmärkten  trat  im 
Zusammenhang  mit  der  Ausgabe  von  900  Mill.  K  ungarischer  Schatz- 
scheine und  der  verzinslichen  Kassenscheine  der  Oesterreichisch- 
ungarischen    Bank')  (vgl.  S.  46)    eine  leichte  Erhöhung  der  Geld- 


1)  Durch  Dekret  vom  24.  April  hat  das  Finanzministeriam  den  Zinssatz  der  Bons 
da  tr6sor         anf  3      Proz.   für  die   Bons   von  1  Monat  bis  2  Monate  ansschließlich 

..    3'/,      „       „      „         „         „    2 Monaten,,     6        „  ■     „ 

»    4  „       „      „         „         „    6        „        „1  Jahr 

„    5  „       „      „         „         „    1  Jahr  Laufzeit 

festgesetzt. 

2)  Die  Angabe  in  der  Dezemberchronik  1917  (S.  855),  wonach  die  Privilegser- 
nenernng  bereits  von  der  Kammer  angenommen  worden  sei,  beruht  anf  einer  falschen 
Information.  Die  Gesetzesvorlagen  wurden  damals  nur  vom  Finanzminister  der  Kammer 
vorgelegt  und  von  dieser  den  Kommissionen  für  Handel  und  Industrie  und  für  das 
Budget  zur  Prüfung  überwiesen.  Der  Bericht  der  Kommissionen  (Berichterstatter  Lan- 
dry) wurde  der  Kammer  am  12.  März  1918  erstattet. 

3)  Seit  dem  2.  April  gibt  die  Oesterreichisch-imgariache  Bank  3'/,-proz.  anf 
3  Monate  und  4-proz.  auf  6  Monate  laufende  Kassenscheine  auf  den  Inhaber  in  Ab- 
schnitten zu  100  000,    10  000  und  5000  K  —   seit  dem  25.  April  auch  zu  1000  K  — , 
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B&tze ')  ein.  Die  Notenbank  mufite  ffir  die  Zwecke  der  Kriegsfinanxie- 
rung  nach  einer  Pause  von  mehreren  Monaten  erneat,  und  iwar  zur 
Befriedigung  dea  österreichischen  Geldbedarfs  (vgl.  , Neues  Wiener 
Tageblatt"  v.  28.  April),  mit  twei  Darlehen  von  je  954  Mill.  K  in  An- 
spruch *)  genommen  werden,  was  eine  weitere  beträchtliche  Vermehrang 
des  Notenumlaufs ')  zur  Folge  hatte. 

In  Oroßrußland  konnten  sich  die  Bolschewiki  die  cur  Aufrecht- 
erhaltung ihrer  Herrschaft  nötigen  Mittel  *)  nur  durch  weitere  schranken- 
lose Ausgabe  von  Banknoten*)  und  anderen  Papiergeldzeichen*)  ver- 
schaffen, da  die  schw&chliche  Steaerpolitik ')  und  die  Versuche,  Finanx- 
hilfe  vom  Ausland  ^)  zu  erhalten,  erfolglos  blieben.  Ebensowenig  konnte 
die  Anfang  April  angekündigte  innere  8  Milliardenanleihe  für  Eisen- 
bahnzwecke („Voss.  Ztg."  V.  7.  April)  untergebracht  werden  trotz  der 
Zusicherung  der  Regierung,  daB  s&mtliche  Betrtge,  die  der  Regierung 
nach  dem  1.  Januar  1918  geliehen  würden,  als  onantastbar  gelt«n 
sollten  („Agence  ^con.  et  fin."  v.  22.  April). 

Die  angespannte  Lage  auf  dem  Geldmarkt  der  Vereinigten 
Staaten  wurde  auch  im  Berichtsmonat  nicht  beseitigt.  Die  Bean- 
spruchung  aller   vorhandenen  Mittel   seitMis  der  Regierung  durch  eine 


Mwi«  auf  den  Nam«D  Imntcnd«  (nar  ftr  Oirokoatoiohabw)  ia  dnreh  100  000  teilbaren 
Betrigen  (kleinster  AlwehniU  200  000  K)  ans,  die  bei  der  Bank  ndbkootiert  nod  rar 
Einaahlang  auf  die  Kriegsanleihe  verwendet  werden  kOnnen  (j,\\' itXMch.-Ztg.  der  Zentralm." 
T.  5.  April  S.  302  nnd  t.  10.  Mai  S.  426).  Bta  wn  15.  April  waren  nnr  243  3  MilL  K 
6-monatige  und  2,2  Uill.  K  3monatin  atgwiUt  („fnakt.  Ztf."  ▼.  26.  April  Ab.). 

1)  PriTatdiskont  in  Wien:  17.  Jan.  2'/«  Mt  3'/,:  6-  Mtn  3'/,;  22.  Mira  3'/«  bb 
3'/.;  26.  April  3'/,;  in  Bndapcrt:  17.  Jan.  3'/«:  k-  Min  3*/«:  22.  Mira  3'/«  bia  3'/.: 
26.  April  3V4. 

2)  Die  Vorsch&ae  der  Bank  an  den  SaUiTtMiiaehaa  Staat  erreichen  damit  die 
Hohe  Ton  15  Milliarden  K  C.Neae  Freie  Praaae",  Wiaa,  T.  7.  Mai),  während  die  G«- 
aamtacbold  Cngan»  bei  der  Bank  nor  6,2  Milliarden  K  b«tr«ct  G.Nordd.  Allg.  Ztg." 
T.  24.  April  Nr.  208).  —  Ueber  den  Bericht  der  firterreichiacfaen  StaataMbnldenkootroU- 
kommiasion,  nach  dem  Oeetcrreich  die  Notenbank  ftl>er  das  QootenTerhlltnis  Unaae 
in  Ansprach  genommen  habe,  Tgl.  „Nene  Freie  Preaae",  Wien,  t.   18.  Mai. 

3)  Am  15.  April  20,3  MUliarden  K  grgenüber  18,4  Milliarden  K  aa  31.  D*- 
sember  1917  (,  Nordd.  AUg.  Ztg."  t.  24.  April  Nr.  208). 

4)  Laut  BudgetToranschlag  für  das  1.  Halbjahr  1918:  24'/,  MQUarden  Rbl.  Der 
Berichterstatter  Qukowski  fügte  bioxo,  daS  er  durchaus  nicht  wisae,  auf  welche  Weiae 
man  diese  Mittel  aufbringen  könne,  nachdem  die  Verstaatlichang  der  Banken  dea 
Kredit  nach  innen  und  außen  ruiniert  habe  („Frankf.  Ztg."  t.  22.  April  Ab.). 

5)  Laut  „Iswestija"  t.  3.  Mai  wurden  tlglich  im  Darchsehnitt  in  den  er*t«a 
4  Monaten  1918  93  Mill.  Rbl  gegenüber  70  MiU.  Bbl  in  dea  leUten  3  Monaten  1917 
ausgegeben.  Der  Notenamlauf,  der  am  1.  Jannar  1918  24  Milliarden  Rbl  betrug,  wiii 
für  Ende  April  auf  34'/,  Milliarden  Rbl  beziffert. 

6)  Die  Summe  der  weiteren  Geldturrogatc  (Tgl.  Chr.  1917  S.  856  nnd  1918 
S.  111)  wird  bereits  auf  4—5  Milliarden  Rbl   gescbitzt  („Frankf.  Ztg."  t.   10.  Mai  Ab.). 

7)  Laut  „Iswestija"  t.  3.  Mai  wurde  die  Einführung  der  Ton  der  Sowjetregierung 
geplanten  starken  Besitz-  nnd  Einkommeosteuer  Ton  den  Banem  Terhindert.  Die  Luxos- 
und  Landsteuer  brachte  nur  geringe  Betrtge,  und  die  Steigerung  der  an  sich  schon 
hohen  indirekten   Beetenerung  wurde  als  unsozial  Terworfen. 

8)  Ueber  den  Vorschlag  zu  einem  neuen  amerikanisch-rasaiscben  Abkommen  TgL 
„N^d.  Allg.  Ztg."  T.  24.  Mirz  Nr.  153,  über  die  Ablehnung  Amerikas  und  Japans 
„L'EvSnemcnt",  Paris,  v.  4.  April,  über  angebliche  bemerkenswerte  finanzielle  Ange- 
bote von  amerikanischen  und  österreichischen  Kapitalisten  „Le  Tempa"  rom  2S.  April. 
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dritte  Anleihe  ^)  und  weitere  erhebliche  Vorschüsse  an  die  Verbündeten  *) 
ließen  den  Satz  für  tagliches  Geld  zeitweise  wieder  auf  6  Proz. 
kommen.  Um  eine  größere  Stetigkeit  in  den  Geldsätzen  zu  erreichen, 
vereinbarten  die  dem  New  Yorker  Clearinghaus  angeschlossenen  Banken 
bestimmte  Zinssätze   für  Depositen^). 

2.  Weitere  Vorgänge  und  Gesetzgebung. 

a)  Banken  im  In-  und  Auslande. 

Es  wurden  übernommen:  Von  der  Bank  für  Handel  und  Industrie, 
Berlin  (vgl.  Märzchron.):  die  Bankfirma  F.  M.  Müller,  Zeitz;  —  von  der  Bank 
für  Thüringen  vormals  B.  M.  Strupp  Actiengesellschaft,  Meiningen  (vgl.  8.  47) : 
eine  InteressenbeteUigung  an  der  Schwarzbiu-gischen  Landesbank  zu  Sonders- 
hausen A. -G.,  Sondershausen;  —  von  der  Bayerischen  Disconto-  und  Wechsel- 
bank, Nürnberg  fvgl.  Chr.  1917  8.  858) :  das  Bankhaus  Arnold  Kosenthal,  Aschaffen- 
bure; —  von  aer  Bayerischen  Handelsbank,  München  (vgl.  8.  47):  das  Bank- 
fesdiäft  von  Bernhard  Heübronner  in  Ichenhausen  und  Günzburg;  —  von  der 
«ayerischen  Hypotheken-  und  Wechsel- Bank,  München  (vgl.  S.  112) :  die  Bank- 
firmen M.  Kugle  in  Dillingen  imd  Lauingen,  Josef  Grat  in  Simbach,  J.  Bibers 
Witwe  in  Krumbach,  Josef  Lippschütz  in  Krumbach,  sowie  die  FUiale  Krumbach 
der  Firma  A.  Bees,  Augsburg;  —  von  der  Bayerischen  Vereinsbank,  München 
(vgl.  Chr.  1917,  S.  721) :  die  Bankgeschäfte  Siegmund  Kassel  in  Aschaffenburg, 
B.  Clausen  in  Ansbach,  Braun  &  Schaidler  in  Lindau,  SLxt  in  Dingolfing  und 
J.  Bertmeier  in  Pfarrkirchen ;  —  von  dem  Barmer  Bank- Verein  Hinsberg,  Fischer 
&  Comp.,  Barmen  (vgl.  8.  47):  die  Clever  Creditbank  A.-G.,  Cleve;  —  von  dem 
Hessischen  Bankverein  A.-G.,  Cassel  (vgl.  Märzchron.) :  die  Bankfirma  Jacob 
Grunewald,  Gießen ;  —  von  der  Schwarzburgischen  Lanaesbank  zu  Sondershausen 
A.-G.,  Sondershausen  (s.  oben):  das  Bankhaus  M.  S.  ßaUin,  EUrich  a.  H. ;  —  von 
der  London,  Provincial  and  South-Western  Bank  Ltd.,  London  (vgl.  Chr.  1917 
8.  785):  Interessenbeteiligungen  an  der  British  Bank  of  South  America  Ltd., 
London,  und  der  Irving  National  Bank,  New  York,  (vgl.  Chr.  1917  8.  358);  — 
von  der  Escompte- Gesellschaft  für  Industrie  und  Handel,  Prag:  die  Prager  Es- 
compte-Gesellschaft,  Prag;  —  von  der  Industriebank,  Goeteborg  (vgl.  Chr.  1917 
8.  120):  die  Aktiebolag  Malmö  Folkbank,  Malmö;  —  von  der  Skandinaviska 
Kreditaktiebolag,  Goeteborg:  die  Oerebro  Enskildabank,  Oerebro;  —  von  der  Ir- 
ving Trust  Cy.,  New  York:  die  Market  &  Fulton  National  Bank,  New  York;  — 
von  der  Bank  of  Montreal,  Montreal  (vgl.  Chr.  1917  8.  722) :  die  Bank  of  British 
North  America,  London  (mit  mehr  als  150  Zweigniederlassungen  in  Canada). 

Zweigstellen  eröffnen:  Die  Bank  für  Handel  und  Industrie,  Berlin  (a. 
oben)  in  Gera  (Reuß);  —  die  Bayerische  Hypotheken-  und  Wechsel- Bans, 
München  (s.  oben)  in  Mindelheim;  —  die  Mitteldeutsche  Privat- Bank  A.-G., 
Magdeburg  ^vgl.  Märzchron.)  in  Blankenburg  (Harz);  —  die  Pfälzische  Bank 
A.-G.,  Ludw^gshafen  a.  Rh,  in  Bad  Tölz;  —  die  Rheinische  Creditbank,  Mann- 

1)  Die  dritte  Liberty  Loan  wurde  zu  einem  Zinssatz  von  4'/4  Proz.  und  einem 
Betrage  von  3  Milliarden  $  am  6.  April  zur  Zeichnung  aufgelegt.  Sie  erbrachte 
4  170  019  659  $.  Die  Stücke  der  neuen  Anleihe  sind  mit  keinerlei  Umtauschberechtigung 
für  künftige  Anleihen  ausgestattet,  wie  dies  bei  den  bisherigen  Anleihen  der  Fall  war. 
Die  Stücke  der  ersten  Anleihe  zu  3*/,  Proz.  sind  mit  dem  Umtauschrecht  für  alle  An- 
leihen während  des  Krieges  zu  höherem  Zinssatz  ausgestattet,  die  der  zweiten  zu  4  Proz., 
nur  für  die  nächste,  also  die  jetzige  Anleihe,  zn  4'/^  Proz.  nnd  nur  für  6  Monate 
vom  Tage  der  Auflegung  dieser  Anleihe  ab. 

2)  Der  Gesamtbetrag  der  Vorschüsse  der  Vereinigten  Staaten  an  die  Alliierten 
belauft  sich  nunmehr  auf  5764  Mill.  $  („Frankf.  Ztg."   v.  16.  Mai). 

3)  Die  Depositengelder  werden  in  drei  Klassen  eingeteilt,  erstens  solche  der 
Korrespondenten,  zweitens  die  der  Sparkassen,  Gesellschaften,  Syndikate  etc.  und  drittens 
Zeitdepositen.  Bei  Zeitdepositen  sind  S'/j  Proz.  das  Maximum.  Depositen  der  zweiten 
Klassen  erhalten  nur  3  Proz.  Bei  den  Depositen  der  ersten  Klasse  ist  das  Maximum 
ebenfalls  3  Proz..  und  zwar  daan,  wenn  der  Diskontsatz  der  Federal  Beserve  Bank 
6  Proz.  ist  („Bradstreet's"  v.  23.  März). 

Jahrb.  f.  National5k.  u.  Stat.  Volkswirtsch .  Chronik.  1918.  XIX 


—    266    — 

heim  (vri.  Chr.  1917  8.  858)  in  Werthäin  ».  M.;  —  die  Yokohama  Speci«  Buk 
Ltd    Yokoh»m»  (vd.  Minechron.)  in  Soer»b»T»  fNiederUndMch-Iudien). 

'  Gegründet  wurden:  mit  je  1  MULM  in  EMen  die  Hn>otbekeDi>chuUb*nk 
für  den  Aeinisch-weBtttlischen  Indiutriehecirk  und  in  Fr»nkfun  a.  M.  die  Hypo- 
thekenschutzbank  für  HeMen-NaMau  nod  Heaaen;  —  in  SnhindoJ  j^al«mrien) 
die  PopuJarna  Banka;  —  in  London  mit  0^4  MiU.  £  die  PtttogMM  lVa&  Oor- 
poration '  —  in  Paria  mit  30  Mill.  frca  anter  Üd>emahme  der  fraiuSaiachen  Niader- 
Uasungen  des  engliachen  BankhaiwM  Oox  A  Oo.  die  Ban9iie  Coz ;  —  in  Maikmd 
mit  1  Mill.  Lire  &e  Soeieti  Generale  Oommiaaionaria ;  —  m  MolfetU  (Italien)  mit 
1  Mill.  Lire  die  Banca  Oommerciale  Pugiieae;  —  in  Rom  mit  1  Mill.  Lire  die 
Banca  Agazzi,  Gooci  e  C:  —  in  Turin  mit  2  Mill.  Lire  der  Credito  6ubalpino; 

—  in  Ä^tn^mMT  (Niederlande)  mit  1  MilL  hfl,  durch  VerachmeUung  der  Bankfirma 
D  A.  Wiaselink  in  ai^"«"  und  der  Heiderachen  Bank  in  Helder.  die  Bank  tob 
Wiaaelink  (A.-G.);  —  in  Konnvinger  (Norwegea)  mit  2  MilL  Kr  die  Kongariager 
Privatbank;  -  in  Goeteborg  mit  12  MÜL  &  die  Aktiebolag  Virdeför^altning; 

—  in  Stockholm  mit  5  MiU.  Kr  die  Aktiebolac  Skandinariaka  Kreditkaaaan;  — 
in  Oyon  (Spanien)  mit  10  MUl.  Peaetaa  der  Banoo  Minero  loduatrial  de  Astuiaa; 

—  in  Konstantinopel  mit  0,06  MUL  £  die  Bank  für  Handel  und  Kredit;  —  ia 
New  York  mit  257  MUL  t  durch  Venehmelaang  dar  Oantral  Truat  Cy.  und  der 
Union  Trust  Cy.  die  Central  Union  Truat  Ojr. 

Kapitalerhöhungen  nahmen  vor:  die  Banner  Oaditbank  A.-0.,  Barmen, 
um  0,3  auf  2,1  MUl.  M ;  —  die  Bheiniach-Schleaiacbe  VaraScherunn-Bank  A.-Q., 
BarUn,  um  2  auf  8  MUL  M;  —  die  SchWbank  A.-G.,  Kappeln  a.  Sehlei,  um  0,25 
auf  0,75  MUl.  M. 

Ueber  den  Nachtrag  zu  dem  Statut  der  Kur-  and  NeamKrki- 
schen  Bitterachaf tlichen  Darlehnakaaae,  betr.  Anlegung 
eines  KursauBgleichsfonds,  vgL  RAnz.  v.  S.  ApriL 

In  Norwegen  wurden  durch  Oeaetz  v.  9.  Mkrz  OrOndungen 
Mnd  Eapitalserhöhungen  von  Banken  einem  Konzeaaionazwang 
unterworfen  („Nachr.  f.  Handel,  Ind.  u.  Landw."  v.  22.  Mai). 

b)  Kreditwirtachaftliche  Matnahmen. 

In  Deutschland  oder  den  besetzten  Gebieten  wurden  ver- 
öffentlicht: 1)  V.  des  BB.  betr.  VerauBerung  von  Aktien  oder  son- 
stigen Oeschlflsanteilen  von  Kolonialuntemebmungen  ins  Ausland,  v. 
20.  Jan.  (RGBl.  8.  177);  2)  dgl  über  die  Einwirkung  krieg8wirt8ch*ftr 
lieber  Maßnahmen  auf  Beallasten,  H3rpotheken,  Orandschulden  und 
Rentenschulden,  v.  11.  April  (RGBl.  8.  183);  8)  dgl.  über  die  Geltend- 
machung von  Ansprüchen  von  Personen,  die  im  Ausland  ihren  Wohn- 
sitz haben,  v.  26.  April  (RGBl.  S.  359;  vgl.  Chr.  1917  8.  869);  4)  dgL, 
betr.  die  Fristen  des  Wechsel-  und  Scheckrechta  ftlr  Elsaß-Lothringen, 
V.  25.  April  (RGBL  8.  360;  vgL  Chr.  1917  8.  869);  5)  Bek.  des  RKzL, 
betr.  die  Postprotestauftr&ge  mit  Wechseln  und  Schecken,  die  in  ElsaJ- 
Lothringen  zahlbar  sind,  v.  30.  AprU  (RGBl.  8.  367;  vgL  Chr.  1917 
S.  869);  6)  preuß.  Gesetz  über  die  staatliche  Verbfirgung  zweiter  Hypo- 
theken (Bürgschaftssicherungsgesetz)  v.  10.  April  (PrGS.  8.  43)  nebst 
Anweisung  des  preuß.  Finanzmin.  v.  8.  Mai  (FMBl.  S.  136);  7)  Allg. 
Vf.  des  preuß.  Justiz-  und  des  preuß.  Finanzmin.  über  die  Mitteilungs- 
pflicht der  Registergerichte  in  Reichsstempelsachen,  v.  17.  April  (JMBl. 
8.  130);  8)  Allg.  Vf.  des  preuß.  Justizmin.  und  des  preuß.  Min.  des 
Innern  v.  22.  April  zur  Ausführung  des  Gesetzes  v.  2.  März  1918,  betr. 
Abänderung  des  Ausftihrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  v. 
20.  Sept.  1899  (GS.  8.  17),  (JMBL  8.  156;  vgl.  M&rzchron.);  9)  Vf.  de« 
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Reichs-Postamts  v.  9.  April  (PostBl.  S.  77)  und  der  Kgl.  Eisenbahn- 
direktion  in  Berlin  v.  7.  April  (AmtsBl.  der  Kgl.  Eisenbahndir.  in  Berlin, 
S.  151),  betr.  Förderung  der  8.  Kriegsanleihe  (vgl.  Märzchron.);  10)  V. 
des  Verwaltungschefs  beim  GGt.  Warschau,  betr.  Liquidation  amerika- 
nischer Unternehmungen,  v.  5.  April  (PolnVBl.  S.  604;  vgl.  Chr.  1917 
S.  860);  11)  V.  des  Ob.Ost,  betr.  den  Betrieb  von  Hypothekeninstituten 
im  Bezirk  der  Militärverwaltungen  Kurland  und  Litauen,  sowie  der 
Militärkreisverwaltung  Suwalki,  v.  4.  April  (ObostBVBl.  S.  751); 
12)  Bek.  des  G.  v.  Riga  zu  der  V.  des  Armee- Oberbef.  v.  20.  März  über 
die  Pflicht  zur  Anmeldung  sämtlicher  Forderungen  des  russischen  Staates 
v.  3.  April  (LivEstVBl.  S.  149;  vgl.  Märzchron.);  13)  dgl,  betr.  Ver- 
längerung der  Zahlungsfristen,  v.  6.  April  (LivEstVBL  S.  150;  vgl. 
Märzchron.);  14)  V.  des  Oberbef.  der  8.  Armee,  betr.  Verleihung  des 
Rechtes  zur  Aufnahme  von  Darlehen  an  den  Stadthauptmann  von  Riga, 
V.  9.  April  (LivEstVBl.  S.  164). 

Eine  Zusammenstellung  der  für  den  Aufbau  der  Friedenswirtschaft 
in  England  eingesetzten  Ausschüsse  ist  der  Nr.  44  der  „Nachr.  f. 
Handel,  Industrie  u.  Landw."  v.  29.  April  beigefügt. 

In  Frankreich  wurden  unter  dem  18.  April  veröffentlicht 
(„L'i^con.  Fran?."  v.  27.  April,  S.  525):  1)  das  Gesetz  über  Maßnahmen 
gegen  Steuerhinterziehungen,  das  u.  a.  gewaltsame  Oeffnung  der  Safes 
vorsieht  (vgl.  Chr.  1917  S.  724);  2)  das  Gesetz  über  den  gesetzlichen 
Zinsfuß  (5  Proz.  für  private,  6  Proz.  für  Handelsgeschäfte;  vgl.  Chr. 
1917  S.  724). 

In  Italien  werden  Kapitalerhöhungen  von  Aktiengesellschaften 
bis  6  Monate  nach  Friedensschluß  der  Regierurigsgenehmigung  unter- 
stellt („Ag.  Ec.  et  Fin."  v.  8.,  9.  u.  13.  April).  —  Ferner  wurde  der 
Oeffentlichkeit  dienenden,  seit  zwei  Jahren  dividendenlosen  Unter- 
nehmungen gestattet,  ihre  in  Gold  oder  fremder  Währung  zahlbaren 
Obligationen  bis  1  Jahr  nach  Friedensschluß  in  Inlandswährung  mit 
einem  Höchstaufschlag  von  25  Lire  auf  100  Lire  auszubezahlen  („Idea 
Nazionale"  v.  18.  April). 

In  Rußland  wurde  eine  Vf.  des  Kommissariats  für  Handel  und 
Industrie  veröffentlicht  („Djalo  Naroda"  v.  18.  April),  wonach  An-  und 
Verkauf,  Verpachtung  oder  Verpfändung  sowie  Uebertragung  und  Ab- 
tretung jedes  Handels-  und  Industrieunternehmens  bis  auf  weiteres  ver- 
boten wird. 

c)  Bargeldloser  Zahlungsverkehr. 

In  Deutschland  wurden  veröffentlicht:  1)  Vf.  des  Reichs-Post- 
amts, betr.  Gebührenverrechnung  für  Zahlkarten  über  Kriegsanleihe- 
zeichnungen und  über  Zahlungen  der  Verkehrsanstalten,  v.  5.  April 
(PostBl.  S.  74);  2)  dgl.,  betr.  Aenderung  des  Betrags  auf  Zahlkarten, 
V.  6.  April  (PostBl.  S.  75);  3)  Allg.  Vf.  des  preuß.  Justizmin.,  betr. 
den  Postscheckverkehr  der  Kassen  der  Justizverwaltung,  v.  4.  April 
(JMBl.  S.  97);  4)  Vf.  des  preuß.  Finanzmin.,  betr.  Aenderungen  im 
Postscheckverkehr,  v.  18.  April  (FMBl.  S.  119);  5)  dgl.,  betr.  Post- 
schecke und  Zahlungsanweisungen  mit  dem  Vermerk  „Barzahlung",  v. 
19.  April  (FMBl.  S.  135);  6)  Allg.  Vf.  des  preuß.  Finanzmin.  u.  anderer 
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Minister,  betr.  Annahme  von  OatAchrÜtsanBeigan  öffentlicher  Sparki 
an  ZahlungssUtt,  v.  26.  April  (ZZBL  8.  220);  7)  Vf.  der  Kgl.  EiMn- 
bahndirektion  in  Berlin,  betr.  Ueberweisang  von  Oehaltsbetagen  im 
Oirowege,  v.  4.  April  (Amtsbl.  der  Kgl.  Eisenbahndir.  in  Berlin,  8.  153). 
Ueber  die  EinfOhrang  des  Poatscbeckverkehrs  in  den  Nieder- 
landen (vgl.  S.  49)  siehe  .Archiv  fflr  Poet  and  Teiegraphie",  Beiheft 
Enm  Amtsblatt  des  Reichs- Postamt«,  Nr.  4,  April  1918,  8.  161. 

d)  Börsenwesen. 

An  der  Londoner  BOrse  soll  die  Abwicklang  der  vor  dem  Krieg« 
eingegangenen,  ursprünglich  bis  ein  Jahr  nach  Kriegsende  hinaosge- 
Bchobenen  Terminverpflichtongen  jetxt  erfolgen  („Alg.  Handelsblad"  y. 
80.  April). 

In  Budapest  wurden  alle  Termin-,  Prämien-  und  Stellage- 
geschäfte im  Privatverkehr  verboten  („Frankf.  Ztg.*  v.  29.  April, 
MorgenbL,  a.  „Oectarr.  Volksw."  t.  11.  Mai). 

e)  W&hrangs-  and  Notenbankwesen. 

Fttr  das  okkupierte  Oebiet  Belgiens  hat  der  Oeneralkom- 
missar  für  die  Banken  über  den  Umtausch  von  Zinkmttnzen  unter  dem 
22.  April  eine  Bek.  erlassen  (FlandOVBL  8.  420). 

In  dem  besetsten  Oebiet  Rumänie'ns  wurden  sur  Var- 
hindernng  von  Spekulationsgeschäften  die  amtlichen  Wechselstuben  an- 
gewiesen, deutsches,  österreichisch-ungarisches,  türkisches  und  balga- 
risches Geld  an  Heeresangehörige  nur  bei  Urlaubsreisen  in  das  be- 
treffende Land  und  nur  in  beschränkten  Beträgen  abtugeben  (Heeree- 
Tagesbefehl  des  O.K.  v.  Mackensen  Nr.  267  v.  2.  April). 

In  Italien  wurden  sämtliche  silberne  Scheidemünzen  mit  dem 
SO.  April  außer  Kars  gesetst  („Stampa"  v.  20.  Man;  vgl.  Chr.  1917, 
8.  717  Anm.  4). 

Die  Niederländische  Bank  setzte  den  Preis  für  Industriegold, 
das  an  Bankiers  unter  gewissen  Bedingungen  (vgl.  S.  51)  abgegeben 
wird,  auf  1800  hfl  (Münzpari  1653,44  hfl)  für  das  kg  fein  fest 
(„Handelsblad"  v.  20.  April).  —  Die  Niederländisch- Indische 
Regierung  kündigte  das  1921  ablaufende  Privileg  der  Javaschen  Bank, 
Batavia  („Frankf.  Ztg."   v.  11.  April,  AbendbL). 

InOesterreich  wurden  veröffentlicht:  1)  Oesetz,  betr.  die  Aus- 
stattung der  Landesgoldmünzen  und  der  Silbermünzen  der  Kronen- 
w&hrung,  v.  14.  April  (OestRGBl.  S.  391);  2)  V.  des  Finanzmin.,  betr. 
die  ausnahmsweise  Einlösung  der  außer  Umlauf  gesetzten  Nickelmünzen 
au  10  Heller,  v.  15.  April  (OestRGBl.  8.  360).  —  Für  das  russische 
Okkupationsgebiet  wurde  der  Rabelknrs  auf  2,30  K  erhöht 
(„Oest  Volkswirt"  v.  13.  April;  vgl.  Chr.  8.  61). 

In  Portugal  wurde  bestimmt,  daß  Zollzahlnngen  je  zur  Hälfte 
in  Gold  und  in  Papiergeld  erfolgen  müssen  („Frankf.  Ztg."  v.  29.  April, 
MorgenbL). 

Für  den  Warenverkehr  mit  der  Ukraine  wurde  der  bis  zum 
15.  Juni  geltende  Umrechnungskurs  auf  1  Rbl  oder  1  Karbowanze  =■ 
1,333  M  oder  2  K  festgesetzt  („Frankf.  Ztg."  v.  17.  April). 
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üebeiaicht  nbei  den  Btand  der  dentsohen  und  einiger  ansländischen 
Notenbanken    sowie   des    Bankzinsfußes    an    den    wichtigeren   Börsen- 
plätzen im  April  1918. 
Beträge  in  Millionen  Mark. 


Deutsches  Reich 


Reichs. 
bank 


Privat- 
noten- 
banken 


Snmme 


Ausweis  vom 
15.  I    30.    I  15.  130. 1    15. 
April 


30. 


Bank  von 
Frankreich 

(nach  ..L'Eco- 

nomitte 

Francaii") 


Anaweis  t. 


18. 
April 


2. 
Mai 


Bank  von 
England 

(nuh  „The 
SUtlit") 


Ausweis  y. 

17.    I      1. 

April  I   Mai 


▲ktlT». 

Barvorrat:   a)  im  Inlande 
fGold    .     .     . 


MetaU 


\8ilber 


2409 
119 


2345 
120 


2  706 
207 


2707 
208 


Summe 
Sonstige  Geldsorten    .     . 
b)  im  Auslande 
Gold 


2528 
1472 


2465 
'545 


»595 
»5»7 


*532 
1585 


Gesamtsumme  d.  Barvorrats 


4000 


2913 


1650 


«915 


I  650 


1246 


««53 


4010 


107 


4112 


4117 


4563 


4565 


1246 


«53 


Anlagen: 

Wechsel ') 

Lombard 

Effekten 


Sonstige  Anlagen 


«3965 
6 

84 
'997 


13888 

8 

87 

I  912 


112 

69 

24 

78 


III 
70 
22 

71 


14077 

75 
108 

2075 


»3  999 

78 

109 

'983 


3065 

903 

»79 

*) 

16023 


3028 

824 

'79 

') 

'6554 


Bank.  Dep. 
Gov.  See. : 
1192  I  1152 

OtherSeo.: 
2164     2103 


Summe   der   Anlagen 


16052 


'5895 


283 


274 


16335 


16  169 


20  170 


20585 


3733 


3632 


Summe  der  Aktiva 


20o;2|i9  905 


395 


38' 


20447 


20  286 


24733 


25150 


4979 


4885 


PasdTa. 

Srundkapital 

Keservefonda 

Notenumlauf 

Verbindlichkeiten : 

TäifUchP"^*'«"*****"      • 
f aiiK  I  Og"g°tl.  Guthaben 

'  Summe 

Sonstige  Verbindlichkeiten 


180 

95 
11727 

I7375 


180 

95 
II  821 


7055 


56 

'5 

'59 

'35 


56 

15 

'57 

124 


236 
110 

11886 


75'0 


236 

HO 

11978 
7179 


'55 
28 
21  248 

2643 
34 


'55 
28 
21654 

2  574 
32 


298 

61 

979 

2824 
815 


298 
61 

lOIO 

281 1 
703 


7375 
675 


7055 
754 


'35 
30 


124 
29 


7510 
705 


7179 
783 


2677 
625 


2  606 

707 


3639 

2 


35'4 

2 


Snmme  der  Passiva 


20052119905395381204472028624733125150     4979     4885 


Deckung: 

der  Noten   durch   den   ge- 
samten Barvorrat   .     .     . 
durch     den     inländischen 

Metallvorrat 

der  Noten  u.  sonstigen  täg- 
lich fälligen  Verbindlich- 
keiten durch  den  gesamten 

Barvorrat 

BaaluiiisfiLB 

während     des    Monats 
April 


in  Prozenten 


34,1     33,9 


21,6 


20,9 


70,« 
42,0 


20,9  I  21,2 

in  I      In 

Berlin  Wien 

5 .—  5 — 


38,2 


67,7 


42,5 


34,6 


21, s 


38,0 


in 
Paris 

5,- 


21,2 

in 
London 

5,- 


34,4 
21,1 

21,5 


21,6 

'3,7 

'9,1 


St.  Feteriburg 
6,- 


21,1 
13,0 

18,8 


127,4 
127,4 


27,0 


124,1 
124,1 

*) 
27,7 


in 

in 

Amsterdam 

New  Tork 

4V, 

4,— 

Wegen  Umrechnung  der  fremden  Valuten  usw.  vgl.  Chronik  1913,  S.  1038  unten. 


1)  Für  die  Reichsbank  die  gesamte  bankmäßige  Deckung,  d.  h.  Wechsel,  Schecks  und 
diskontierte  Schatzanweisungen.  2)  Einschließlich  der  Vorschüsse  an  den  Staat.  3)  Ein- 
»chliefilich  der  377  Mill.  M  betragenden  Anlagen  des  Issue-Department.  4)  Totalreserve  am 
17.  April:  646  Mill.  M..  am   1.  Mai:  621   Mill.  M.     Verhältnis  der  Reserve  zn  den  Denositen 
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vn.  Arbclterrerhlltnfs»«. 

Inhalt:  Der  ArbeitsmArkt  im  April  1918.  Die  ArtMiUloaenautiittik  der 
Arbeiterverbände.  Der  weibliche  Arbeitammrkt.  Die  Berichte  der  Arbeitanach- 
weiaverbände.  Der  Berliner  .^rbeitamarkt.  Geaetsentwurf  betreffend  Aufbebnng 
dee  §  153  d«(  Gewerbeordnung.    Entwurf  einea  ArbeJUkammergeaeUea. 

Auch  im  Monat  April  1918  war  die  deutsche  lodnatrie  in  voller 
Besoh&ftiguDg.  Gegenüber  dem  Vormonat  hat  «ich  da«  Bild  kaum 
geändert. 

Die  Arbeitalosenziffer,  die  allmonatlich  aas  den  NaohweiBen 
der  Arbeiterverb&nde  berechnet  wird,  weist  im  April  gegenOber  dem 
M&rs  eine  kleine  Verbesserung  auf.  Nach  den  Feststellungen  von 
34  Arbeiterverb&nden,  die  fUr  1  162  816  Mitglieder  berichteten,  betrag 
die  Arbeitslosensahl  Ende  April  9746  oder  0,8  v.  H.  Im  Mftrz  wurde 
eine  ArbeitaloBenziffer  von  0,9  v.  H.  festgestellt. 

Der  Verlauf  der  Arbeitslosigkeit  bei  den  6  grOtten  Verbftndan, 
die  rund  70  v.  H.  der  Oesamtmitgliederzahl  mit  ibrem  Mitglieder- 
bestande umfassen,  wird  durch  folgende  Aufstellung  veranschaulioht. 


MitclMenaU 

Ende  April 

1918 

▲rbiUdtwiskeH  t.  H.  der  too 
Bericbt  erfaBten  Mii^ifder 

Fachrerbftode 

Bad« 
April 

Eod« 

Min 

Ende    1  Ende 
nbr.   1    Jan. 

ISlt 

Metallarbeiter 

Fabrikarbeiter 

HoUarixitm^ 

Bauarbeiter 

Textilarbeiter 

TrauportarbeiUr 

426966 
115 78» 
92869 
82821 
76569 
67680 

0.» 

o.» 
0.» 
o.» 
5.« 
o.» 

0,»' 
o.« 
0,7 

5.« 
o,t 

o,t        o.t 
0,*        o,t 
o,«          «•• 
1,4      ,      M 

S.«     .     4.» 

0,5     !     0,2 

Demnach  ist  die  Arbeitslosenziffer  beim  Holzsrbeiter\'erband  Ende 
April  auf  demselben  Stande  geblieben  wie  Ende  M&rz :  beim  Transport- 
arbeiter%'erband  hat  sie  etwas  ingenommen,  bei  den  flbrigen  Verb&nden 
jedoch  abgenommen. 

Die  Statistik  der  Arbeitsnachweise  Ifttt  im  Berichtsmonat 
für  beide  Geschlechter  eine  Steigerung  des  ArbeitAandranges  erkennen. 
Im  April  kamen  bei  den  m&nnlichen  Personen  auf  100  offene  Stellen 
62  Arbeitsuchende  gegen  66  im  Vormonat;  beim  weiblichen  Geschlecht 
90  gegen  86  im  Vormonat.  Aus  diesen  Zahlen  lassen  sich  kaum  weit- 
tragende Schlüsse  auf  eine  Veränderung  des  Arbeitsmarktes  ziehen. 

Der  weibliche  Arbeitsmarkt  soll  wie  bisher  besonders  be- 
handelt werden.  Für  die  folgende  üebersicht,  welche  die  Verbal tnis- 
ziffem  für  die  wichtigsten  weiblichen  Berufsarten  wiedergibt,  sind  nur 
diejenigen  Berufsarten  aosgew&hlt,  bei  denen  die  Zahl  der  Vermitt- 
lungen in  irgendeinem  Monat  des  Jahres  1917  mehr  als  600  betrug 
(s.  nebenstehende  Tabelle). 

Wie  die  üebersicht  ergibt,  haben  sich  die  Verhältnisaiffem  von  Ende 
März  1918  auf  Ende  April  1918  nur  unbedeutend  geändert.  Ein 
starker    Rückgang   trat    insbesondere    bei    den    Textilarbeiterinnen    em. 
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Zahl  der 

Auf  100  offeäe  Stell 

en  kameW 

Wichtige  Bernfsarten 

Vermitt- 

.... Arbeitsgesuche  im' 

lungen  im 

April 

April 

März 

April  1918 

1918 

1917 

1918,,  . 

T.findwirtschaftlicbe  Arbeiterionen 

5609 

44 

62 

u;W-' 

Metallarbeiterinnen 

15630 

112 

110 

:!  .H»_;,:ii 

Arbeiterinnen  in  der  chemischen  Industrie 

2982 

79 

83 

■   ' -7-*-i; 

Spinnstoffarbeiterinnen  (einschl.  Färberei-  und 

Appreturarbeiterinnen) 

4009 

272 

403 

3*6- 

Buchbinderei-  u.  Kartonnagenarbeiterinnen  usw. 

I  076 

97 

lOI 

99 

Arbeiterinnen  in  der  Lederindustrie 

698 

9« 

95 

83:.. 

„             im  Holzgewerbe 

570 

87 

75 

73  -  : 

Tabakarbeiterinnen  usw. 

I  890 

125 

117 

122 

Schneiderinnen,  Putzmacherinnen  usw. 

7  121 

118 

157 

124 

Büglerinnen,    Wäscherinnen    in    Wasch-    und 

Plättanstalten  usw. 

I  030 

70 

106 

Ss'  ' 

Buchdruckereiarbeiterinnen 

374 

94 

92 

87     •; 

Fabrikarbeiterinnen 

II  740 

112 

■  121 

«03 

Angestellte  im  Handelsgewerbe 

2306 

238 

411 

24s     ■ 

Kellnerinnen,  Büfettfräulein 

6681 

119 

115 

119 

Hotelzimmermädchen,  Beschließerinnen 

732 

85 

93 

77     • 

Kochpersonal  in  Gastwirtschaften 

661 

63 

96 

66 

Herd-  u.  Küchenmädchen   in  Gastwirtschaften 

3039 

55 

69 

56 

Putz-,  Wasch-,  Lauffrauen,  Aufwärterinnen  usw. 

19722 

83 

83 

77      ■: 

Dienstboten,  Hauspersonal 

9104 

30 

46 

30 

Sonstige  Tagelöhnerinnen 

9440 

116 

124 

103       : 

Freie  Bernfsarten 

1  052 

163 

222 

173 

Bei  den  Dienstboten  und  beim  Hauspersonal  kommt  auf  100  offene 
Stellen  immer  noch  die  niedrige  Zahl  von  36  Arbeitsuchenden. 

Die  Berichte  der  Arbeitsnachweisverbände  über  die  Be- 
schäftigung im  April  lassen  für  die  Provinz  Westpreußen  sowie  für 
Mecklenburg-Schwerin  ungefähr  dasselbe  Bild  wie  im  Vormonat  er- 
kennen. In  Pommern,  Elsaß-Lothringen  und  Bremen  war  die  Nach- 
frage nach  Arbeitskräften  für  die  Landwirtschaft  nicht  ganz  zu  decken. 
In  Pommern  hat  sich  in  der  kaufmännischen  Stellenvermittlung  eine 
lebhafte  Tätigkeit  entwickelt.  In  den  zum  Verbände  der  Thüringer 
Staaten  gehörenden  Arbeitsnachweisen  hat  der  Arbeitsmarkt  gegenüber 
dem  Vormonat  eine  starke  Belebung  erfahren.  Sowohl  die  Zahl  der 
Arbeitsuchenden  als  die  der  offenen  und  besetzten  Stellen,  hat  zuge- 
nommen. Dagegen  wird  aus  Westfalen  und  Lippe  sowie  aus  Baden 
für  männliche  Personen  von  einer  rückläufigen  Bewegung  berichtet, 
während  für  weibliche  Personen  eine  gewisse  Belebung  des  Arbeits- 
marktes zu  beobachten  war.  In  Württemberg  hat  die  günstige  Lage 
für  die  Arbeitsuchenden  auch  im  Berichtsmonat  angehalten. 

Mit  Rücksicht  auf  die  große  Bedeutung,  welche  dem  Berliner 
Arbeitsmarkt  zukommt,  sei  der  Bericht  des  Verbandes  Märkischer 
Arbeitsnachweise  über  die  Lage  in  Berlin  und  der  Provinz  Branden- 
burg besonders  wiedergegeben  (vgl.  die  Wiedergabe  des  Berichts  im 
„Reichs-Arbeitsblatt",  Maiheft  1918,  S.  363  und  364). 

Danach  machte  sich  mit  Eintritt  der  wärmeren  Jahreszeit  auf 
dem  Arbeitsmarkt  eine  leichte  Belebung  in  der  Beschäftigungsgelegen- 
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heit  bemerkbar,  wenngleich  gegen  Ende  des  HonaU  sicli  die  Lage  fftr 
weibliche  Arbeitskräfte  merklich  verschlechterte. 

Die  Lmndwirtiehftft  hatte  erhöhten  Bedarf  an  Arbeiukriften ;  Arfoeitar- 
iamilien,  Kleinknechte  und  Landmideben  konnten  nicht  hinreichend  beachafft 
werden.'  Da«  Angebot  Ton  Fraoen  mit  Kindern,  die  w&hrend  des  SomiiMn 
Landarbeit  luchen,  überstieg  die  Nachfrage,  da  e*  iich  mei»t  um  fBr  I^wdaitNit 
nsceeignete  Kräfte  handelte.  Infolge  de*  Nachlaaaens  der  indtutiiaUea  BesehU- 
^rangsgdegenheit  in  UroU-Kerlin  war  es  m{lgUeh,  mibliahe  Azbeitskräfte  für  die 
^•rgelemte  in  grötteren  Mengen  nach  answirto  ra  staDsD.  OIrtner  wurden 
leohut  gesucht,  konnten  aber  nur  vereinzelt  beachafft  werden. 

In  der  Metallindustrie  war  die  Nachfrage  nach  Facharbeitern,  insbe- 
sondere nach  Maw'liineiis)  hliissei  ii  Mechanikern,  Werkzeugmachern,  Drehern  und 
Schmieden  sehr  rege. 

In  den  Ziegeleibetrieben  der  Prorins  herrschte  sor  Zeit  noch  Stillstand. 

Infolge  RohstoffmaneeU  herrseht  im  Spinnstoff gewerbe  sowie  in  der 
Haarhutherstellung  flaue  Lage. 

In  der  Lederindustrie  waren  Sattler  in  geringer  Zahl  rttngbat;  da- 
gegen  waren  Lederzusohneider  und  Ledertnrichter  sehr  knapp. 

In  der  Holzinduttrie  sind  Arbeitakrftftc.  ror  allem  Tischler  in  be- 
schränktem Umfange  verfügbar. 

An  Fleischern  und  Sickern  herrscht  ein  geringes  Angebot,  selbstllUg 
arbeitende  Gesellen  oder  Meister  waren  dagegen  nicht  ra  beschafto. 

Das  Baugewerbe  TerlangteveriüUtiiiütlSig  wenig  AibeitakrUte.  Zimmer- 
lente  und  Bauhilfsarbeiter  waren  nicht  genfigend  rochaadcn,  Mauer  und  Tap»- 
lierer  konnten  dagegen  in  ansreiehender  ZaQ  beschafft  werden. 

Das  Vervielfiltignngsgewerbe  wies  regen  Bedarf  an  Axbeitakitftan 
aller  Art,  wie  Buchdruckern,  ftsbriftaetacrB,  Steindmckem  usw..  auf,  die  auf  dem 
freien  ArbeiUmarkt  nicht  zu  beschaffen  waren.  Das  Ende  der  Umzun-  und 
Psterreinigungsarbeiten  hatte  ein  Sinken  der  Nachfrage  nach  Verkehrs- 
arbeitern und  Kutachem  zur  Folge. 

Auf  dem  ArbeiUmarkt  für  weibliehe  Personen  machte  sich  Kegen  Eade 
das  MonaU  ein  Bückgang  des  BeschUtignngsgrades  bemerkbar.    Der  UdiendiaB« 
an  weiblichen   ArbeitskriFten   anf  dem  GroS-BerUner  ArbeiUmarkte  hatte  sor 
Folge.  daß  auswirt^  Beschiftignngsgelegenheit  mdur  Anziehungskraft  aiufibte. 


so  daß  größere  Mengen  AitMiterinnen,  besonders  Pulver-  und  MäachinenartMte- 
rinnen,  für  auswÄrnge  Betriebe  abg««abaa  werden  konnten.  In  geringeni  Um- 
fang waren  Arbeitskrifte  anch  nur  ron  der  Nahrungsmittdindnme  und  den 
Baugewert>en  verlangt.  Auch  Erdarbeiterinnen  worden  nur  in  beechrinkter  Zahl 
eingestellt  Die  Knappheit  an  gut  anagebildetem  weibliehen  Kontorpersonal  UUt 
an,  während  unausgebildete  Kr&fte,  die  aidi  dar  Bflnitlti|^t  anwenden  wollen, 
reichlich  verfügbar  sind.  Der  Mangel  an  wethUdiam  flanapersonal  hält  nach 
wie  vor  an. 

Ende  April  gingen  dem  Reichstag  zwei  sozialpolitische 
Vorlagen  zu :  die  eine  sollte  den  §158  der  Gewerbeordnung  aofheben, 
die  andere  Arbeitskammem  einführen. 

Die  Novelle  zur  Oewerbeordnung  besteht  atie  einem einsigoo 
Satz  und  lautet:  Der  §  153  der  Gewerbeordnang  wird  aufgehoben. 
Der  §  153,  der  Strafandrohungen  wegen  Mißbranchs  des  Eoalitions- 
rechts  zum  Gegenstand  hat,  ist,  wie  die  Begrtindung  de«  OeseUentwurfs 
ausführt,  dauernd  Gegenstand  von  Angriffen  ans  entgegengesetsten 
Lagern  gewesen.  Nach  der  Meinung  der  einen  sollte  er  die  Koalitions- 
freiheit ungebührlich  einschränken,  nach  der  Ansicht  der  anderen  sollte 
der  Schutz  durchaus  ungenügend  sein,  den  er  gegen  einen  Mißbrauch 
der  Koalitionsfreiheit,  insbesondere  gegen  den  Koalitionszwang,  bietet. 
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"Wie  die  Begründung  weiter  ausführt,  haben  sich  die  Verhältnisse 
mehr  und  mehr  dahin  entwickelt,  daß  der  §  153  in  seiner  Anwendbar- 
keit beschränkt  ist  und  zum  größten  Teile  Fälle  trifft,  in  denen  eine 
Bestrafung  nach  dem  allgemeinen  Kechtsempfinden  nicht  mehr  einem 
Bedürfnis  entspricht.  Das  Hauptanwendungsgebiet  dieser  Strafvor- 
schrift bildeten  bisher  die  Fälle,  in  denen  Beleidigungen  oder  leichte 
Körperverletzungen  im  Sinne  des  Strafgesetzbuches  vorlagen,  aber  ein 
Antrag  auf  Strafverfolgung  nicht  gestellt  oder  zurückgenommen  war. 
Nach  der  Auffassung  des  Entwurfs  bieten  die  allgemeinen  Vorschriften 
des  Strafgesetzbuches,  insbesondere  die  Strafbestimmungen  wegen  Be- 
leidigung, Körperverletzung,  Freiheitsberaubung,  Nötigung,  Bedrohung 
und  Erpressung,  Handhaben,  um  strafwürdige  Fälle  zu  treffen.  Außer- 
dem trifft  der  §  153,  wenn  er  sich  auch  in  der  Form  gleichmäßig  gegen 
Arbeitgeber  wie  Arbeiter  richtet,  tatsächlich  fast  ausschließlich  die 
Arbeiter,  da  den  Arbeitgebern  andere  Zwangsmittel  zur  Verfügung 
stehen,  um  widerstrebende  Berufsgenossen  zur  Gefolgschaft  zu  be- 
stimmen, so  daß  sie  im  allgemeinen  keinen  Anlaß  haben,  von  einem  der 
durch  §  153  der  Gewerbeordnung  verbotenen  Mittel  Gebrauch  zu 
machen.  Dieses  nicht  beabsichtigte  Ergebnis  hat  in  der  organisierten 
Arbeiterschaft  die  Auffassung  entstehen  lassen,  daß  die  Strafvorschrift 
eine  gegen  sie  und  ihre  Organisationen  sich  richtende  Ausnahmebe- 
stimmung sei.  Die  Anwendung  des  §  153  wirkt  aber  um  so  mehr  ver- 
bitternd, weil  die  Arbeiter  nur  bei  ihren  Kämpfen  um  eine  bessere 
Lebenshaltung  oder  bei  ihrem  Wirken  zur  Stärkung  der  Organisation, 
der  sie  angehören  und  die  zu  fördern  sie  sich  verpflichtet  halten,  in 
die  Lage  kommen,  gegen  die  darin  ausgesprochenen  Verbote  zu  ver- 
stoßen. Die  Aufhebung  des  §  153  der  Gewerbeordnung  wurde  vom 
Reichstag  und  Bundesrat  angenommen. 

Um  den  Entwurf  des  Arbeit skammergesetzes  entspann 
sich  hingegen  ein  heftiger  Kampf.  Die  Regierungsvorlage  will  öffent- 
lich-rechtliche Vertretungen  mit  einem  unparteiischen  Vorsitzenden 
schaffen,  deren  Mitglieder  in  gleicher  Zahl  aus  Wahlen  der  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  hervorgehen,  und  deren  Zweck  es  ist,  den  wirtschaftlichen 
Frieden  zu  pflegen  und  sowohl  die  gemeinsamen  Interessen  der  Arbeit- 
geber und  der  Arbeiter  wie  auch  die  besonderen  Interessen  dieser 
beiden  Gruppen  wahrzunehmen. 

Bereits  in  einer  früheren  Uebersicht  wurde  der  Entwurf  der  Arbeiter- 
verbände zu  einem  Arbeitskammergesetz  besprochen.  Der  Hauptunter- 
schied zwischen  diesem  Entwurf  und  der  Regierungsvorlage  liegt  in 
dem  Aufbau  der  Kammern.  Während  die  Gewerkschaften  beruflich 
gemischte  Kammern  auf  rein  örtlicher  Grundlage  haben  wollen,  er- 
strebt die  Regierungsvorlage  Arbeitskammern  ftlr  einen  Gewerbezweig 
oder  mehrere  verwandte  Gewerbezweige. 

Nach  §  1  des  Regierungsentwurfs  sind  für  die  Arbeitgeber  und 
die  Arbeiter  eines  Gewerbezweigs  oder  mehrerer  verwandter  Gewerbe- 
zweige, soweit  nach  dem  Stande  der  gewerblichen  Entwicklung  ein 
Bedürfnis  besteht,  auf  fachlicher  Grundlage  Arbeitskammern  zu 
errichten.     Die  Arbeitskammem  sind  rechtsfähig. 
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Das  Wesen  der  Arbeitskammern  ist  in  §  2  o&her  anuchrieben. 
Danach  sind  die  Arbeitskammern  berufen,  den  wirtschaftlichen  Frieden 
zu  pflegen.  Sie  sollen  die  gemeinsamen  gewerblichen  und  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  der  in  ihnen  ver- 
tretenen Oewerbezweige  sowie  die  auf  den  gleichen  Gebieten  liegenden 
besonderen  Interessen  der  Arbeiter  und  die  auf  dem  Gebiete  de*  Arbeits- 
yerh&ltnisses  liegenden  besonderen  Interessen  der  Arbeitgeber  wahr- 
nehmen. 

Die  Aufgaben  der  Arbeitskammem  sind  in  §  3  n&her  darge- 
legt.    Es  gehört  zu  den  Aufgaben  der  Arbeitskammem : 

1)  ein  gedeihliches  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeiter 
zu  fördern  und  das  gewerbliche  Einigongsweaen  zu  pflegen, 

2)  die  Staats-  und  Gemeindebehörden  in  der  FOrderong  der  im. 
§  2  bezeichneten  Interessen  durch  tatslchliche  Mitteilungen  und  Er« 
stattung  von  Gutachten  zu  unterstützen.  Auf  Ansuchen  der  Staats- 
und Gemeindebehörden  und  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes  haben 
sie  bei  Erhebungen  (iber  die  gewerblichen  und  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse der  in  ihnen  vertretenen  Gewerbesweige  in  ihrem  Bezirke 
mitzuwirken  sowie  Gutachten  zu  erstatten,  insbesondere  über  a)  den 
Erlaß  von  Vorschriften  auf  Grund  der  §§  106  d,  105  e  Abs.  1,  §  120 
Abs.  S,  §§  120  e,  120  i,  128  Abs.  2,  §§  139  a,  154  Abs.  4  der  Gewerbe- 
ordnung, femer,  soweit  nicht  FachauMchttme  nach  dem  Hausarbeita- 
gesetze  vorhanden  sind,  auf  Grund  der  §§  8,  4,  10,  14  bis  16  des 
Bausarbeitgeeetses  und,  soweit  die  Arbeitgeber  in  Bergwerken,  Salinen, 
Anfbereitungsanstalten  oder  unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oder 
Gruben  und  die  von  ihnen  beschäftigten  Arbeiter  in  Frage  kommen, 
der  Erlaß  von  Bergpolizeiverordnnngen,  die  den  Schutz  des  Lebens  oder 
der  Gesundheit  der  Arbeiter  und  die  Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten 
und  des  Anstandes  durch  die  Einrichtung  des  Betriebes  bezwecken, 
b)  die  in  ihrem  Bezirke  für  die  Auslegung  von  Verträgen  und  fUr  die 
Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
bestehende  Verkehrssitte, 

3)  Wünsche  und  Anträge,  die  ihre  Angelegenheiten  berühren,  zu 
beraten, 

4)  Veranstaltungen  und  Maßnahmen,  welche  die  Hebung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  und  der  allgemeinen  Wohlfahrt  der  Arbeiter,  insbe- 
sondere auch  die  Pflege  des  jugendlichen  Nachwuchses  zum  Zwecke 
haben,  anzuregen  und  auf  Antrag  der  Vertreter  der  hierfür  getroffenen 
Einrichtungen  an  deren  Verwaltung  mitzuwirken, 

5)  beim  Abschluß  von  Tarifverträgen  mitzuwirken, 

6)  soweit  nicht  Fachausschüsse  nach  dem  Hausarbeitgesetze  vor- 
handen sind,  auf  Ansuchen  der  Staats-  und  Gemeindebehörden  in  ge- 
eigneter Weise,  insbesondere  durch  Vernehmung  beteiligter  Gewerbe- 
treibender und  Hausarbeiter  sowie  von  Auskunftspersonen  die  Höhe 
des  von  den  Hausarbeitem  tatsächlich  erzielt«n  Arbeitsverdienstes  xa 
ermitteln,  dessen  Angemessenheit  zu  begutachten  und  Vorschläge  für 
die  Vereinbarung  angemessener  Entgelte  fUr  die  Hausarbeiter  zu  machen, 
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7)  nicht  gewerbsmäßige  Arbeitsnachweise  zu  fördern, 

8)  bei  der  Arbeitsbeschaffung  für  Kriegsbeschädigte  und  andere' 
durch  den  Krieg  in  Arbeitslosigkeit  geratene  Personen  mitzuwirken. 

Die  Arbeitskammern  können  Umfragen  über  die  Arbeitsverhältnisse 
und  sozialen  Einrichtungen  der  in  ihnen  vertretenen  Gewerbezweige  in 
ihrem  Bezirke  selbständig  veranstalten. 

Nach  §  8  werden  die  Arbeitskammern  durch  Beschluß  des  Bundes- 
rats errichtet.  Vor  Errichtung  soll  Berufs  vereinen  der  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  aus  den  beteiligten  Gewerbezweigen  Gelegenheit  gegeben^ 
werden,  sich  gutachtlich  zu  äußern.  In  dem  Beschlüsse  sind  die  Ge-, 
werbezweige,  für  welche  die  Arbeitskammern  errichtet  werden,  sowie, 
Bezirk,  Name  und  Sitz  der  Arbeitskammern  zu  bestimmen.  Durch  die. 
Landeszentralbehörde  oder,  wenn  der  Bezirk  der  Arbeitskammer  über 
das  Gebiet  eines  Bundesstaats  hinausgeht,  durch  den  Bundesrat,  kann 
die  Bildung  von  Abteilungen  für  Gewerbezweige  oder  für  bestimmte 
Arten  von  Gewerbebetrieben  oder  für  bestimmte  Bezirke  angeordnet 
werden.  In  gleicher  Weise  können  Aonderungen  vorgenommen  werden. 
Betreffen  die  Aenderungen  solche  Arbeitskammern,  deren  Bezirk  über 
das  Gebiet  eines  Bundesstaats  nicht  hinausgeht,  und  bezwecken  sie  nicht 
eine  Erweiterung  des  Bezirkes  auf  das  Gebiet  anderer  Bundesstaaten, 
80  können  sie  durch  Verfügung  der  Landeszentralbehörde  erfolgen.  Zur 
Aufhebung  einer  Arbeitskammer  ist  jedoch  nur  der  Bundesrat  befugt. 
Erstreckt  sich  der  Bezirk  der  Arbeitskammer  über  mehrere  Bundes- 
staaten, so  sind  die  in  diesem  Gesetze  den  Behörden  übertragenen  Be- 
fugnisse, soweit  nicht  etwas  anderes  vereinbart  ist,  von  den  Behörden 
desjenigen  Bundesstaats  wahrzunehmen,  in  welchem  die  Arbeitskammer 
ihren  Sitz  hat. 

Auch  hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  das  Einigungswesen 
gehen  die  beiden  Entwürfe  auseinander.  Dem  fachlichen  Aufbau  der 
Kammern  der  Regierungsvorlage  entsprechen  auch  fachliche  Einigungs- 
einrichtungen. Als  eine  Art  von  örtlichem  Unterbau  sind  hier  die  ge- 
werbegerichtlichen Einigungsämter  aufrechterhalten  worden.  Nach 
§  45  der  Regierungsvorlage  können  die  Einigungsämter  der  Arbeits- 
kammern bei  Streit  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  der  in  ihnen 
vertretenen  Gewerbezweige  über  die  Bedingungen  der  Fortsetzung  oder 
Wiederaufnahme  des  Arbeitsverhältnisses  angerufen  werden,  wenn  es 
an  einem  hierfür  zuständigen  Gewerbegerichte  fehlt  oder  die  beteiligten 
Arbeiter  in  den  Bezirken  mehrerer  Arbeitskammern  beschäftigt  sind. 
In  den  gleichen  Streitsachen  können  die  gemäß  §  44  gebildeten  gemein- 
schaftlichen Einigungsämter  angerufen  werden,  wenn  die  beteiligten 
Arbeiter  in  den  Bezirken  mehrerer  Arbeitskammern  beschäftigt  sind. 
In  Reichs-  und  Staatsbetrieben  der  Eisenbahnen  und  der  Post,  in  denen 
weder  eine  Betriebseinstellung  noch  eine  gemeinsame  Arbeitsnieder- 
legung zulässig  ist,  können  die  Einigungsämter  der  Arbeitskammern 
bei  Streit  über  die  grundsätzliche  Gestaltung  der  Arbeitsbedingungen 
angerufen  werden. 


—    376    — 

UebereinstimmuDg  besteht  zwischen  dem  Regierungsentwarf  and 
dem  Gewerkschaftseotwnrf  in  der  dem  Hilfsdienstgesetz  nachge- 
bildeten Ausgestaltung  des  Einignngsverfahrens.  Indem  das 
Einigongsamt  schon  bei  Anrufung  nur  von  einer  Seite  t&tig  zu  werden 
und  mangels  Einigung  in  der  Regel  einen  Schiedsspruch  abzugeben  hat, 
soll  der  Wille  zur  Verhandlung  und  friedlichen  Beilegung  von  Arbeiter- 
streitigkeiten gestärkt  werden.  Der  Schiedaspmch  soll  jedoch  nur 
moralische  Bedeutung  haben  und  nicht  vollstreckbar  sein. 

Vor  allem  unterscheiden  sich  Regierungsentwurf  und  Oewerkschafts- 
entwurf  noch  durch  den  Geltungsbereich.  Während  der  Oewerk- 
Bchaftsentwnrf  auch  die  Landwirtschaft  und  die  Angestellten  einbezieht, 
glaubt  der  Regierungsentwurf,  daß  fhr  die  Landwirtschaft  die  Landee- 
gesetzgebung  Sorge  zu  tragen  habe ;  fflr  die  Angestellten  st«llt  der  Be- 
gierungsentwurf besondere  Angestelltenkammem  in  AoMiobt. 

Till.  Finanzwesen. 

Inhalt:  Ergebnis  der  8.  denUchen  Kriegsanleihe  Die  Denen  Beicbasteuer- 
anlsgen.  Auf  der  Rede  des  Schatssekietlrs  daso.  ZasoUac  sar  sIrhstsnhsB 
Staatseinkommenateuer.  Ungarische  iFinanseo.  Innen  Ai»Mfc»  in  der  TBxkd. 
Englands  Finanzlage  und  neue  Steaem.  FranzAsisehe  VicftdjslireskTeditfordenuigsn. 
Amerikas  VorschüsM  an  die  Entente  und  S[ziankost«a  Amerika«.  RuMiMhe 
Finanzen.  Orieehische  Btaatseinnahnien.  Japans  GuthatwB  ia  New  York.  Aegjp- 
tiicber  Staatshanshalt    Zwangsanleihe  in  Neuseeland.    Staatsschuld  Mexikos. 

Das  Ergebnis  der  8.  deutschen  Kriegsanleihe  stellt 
sich  nach  Ablauf  der  Feldzeichnungsfrist  endgtiltig  auf  mehr  als 
15  Milliarden,  genau  15  001425  400  IL  Nach  Ablauf  der  heimischen 
Zeichnungsfrist  hat  der  Reichsbankprisident  Exz.  Havenstein  am 
29.  April  im  ZentralausschuB  der  Reichsbank  das  EIrgebnis  besprochen 
und  dabei  u.  a.  ausgeführt : 

.Das  bisherige  E^rgebni«  der  Anleihe  ist  —  mit  Auaschloä  des  Umtaoscbes 
—  nunmehr  auf  14  766  247  100  M.  festgestellt,  über  1'/«  Milliatden  mehr,   als  die 
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bisher  größte,  die  6.  Kriegsanleihe,  erbracht  hat,  und  die  noch  ausstehenden  Feld- 
zeichnungen,  für  die  die  Zeichnnngsfrist  läuft,  weiden  die  Gesamtsumme  der 
vollen  15.  Milliarde  noch  weiter  annähern.  An  5-proz.  Reicbsanleihe  sind  gezeichnet 
13  297  633  700  M.,  davon  2  840251  800  M.  an  Schuldbuchforderungen,  an  4V,-proz. 
Beicbsschatzanweisungen  1 468  613  400  M.,  an  älteren  Kriegsanleihen  zum  Um- 
tausch in  4V„-proz.  Heichsschatzan Weisungen  gemeldet  125  804  900  M. 

Noch  mehr  als  die  früheren  ist  auch  diese  Anleihe  wieder  eine  Anleihe  des 
ganzen  Volkes  geworden.  Bei  aUen  Gruppen  der  Vermittlungsstellen  weisen  die 
Zeichnungen  das  gleiche  günstige,  gegen  die  früheren  Anleihen  stark  erhöhte 
Ergebnis  auf.  Besonders  erfreulich  ist,  daß  auch  diesmal  wieder  Sparkassen  und 
Genossenschaften  eine  besonders  starke  Steigerung  gegen  die  letzten  beiden  An- 
leihen gebracht  haben.  Es  sind  gezeichnet  worden:  bei  der  Keichsbank 
811 029  100  M.,  bei  Banken  und  Bankiers  8  205  769  000  M.,  bei  den  Sparkassen 
3  778  633  700  M.,  bei  den  Kreditgenossenschaften  1430780700,  bei  den  Lebens- 
versicherungsgesellschaften 414  790  900  M.  und  bei  den  Postanstalten  125  243  700  M. 

Demnach  ergibt  sich  im  Vergleich  mit  den  früheren  Ejriegsanleihen  das 
folgende  Bild  (s.  untenstehende  Tabelle). 

Von  den  bisher  bewilligten  124  Milliarden  M.  Kriegskrediten  sind  damit 
87  730  000  000  M.  in  langfristigen  Anleihen  konsolidiert,  und  ich  habe  keinen 
Zweifel,  daß  die  eich  immer  stärker  entwickelnde  Sparkraft  und  Opferwilligkeit 
des  deutschen  Volkes  sich  auch  weiter  glänzend  bewähren  wird.  Der  Kuriosität 
halber  möchte  ich  erwähnen,  daß  vor  einigen  Wochen  durch  verschiedene  New 
Yorker  Zeitungen  die  Mitteilung  gelaufen  ist,  ich  hätte  Anfang  vorigen  Jahres 
erklärt,  Deutschland  müsse  zusammenbrechen,  wenn  seine  Kriegskosten  auf 
100  Milliarden  stiegen,  und  daß  daran  die  Folgerung  geknüpft  wurde,  Deutsch- 
land müsse  somit,  da  seine  Kriegskredite  nunmehr  124  Milliarden  betrügen,  be- 
reits als  bankerott  angesehen  werden.  Diese  Behauptung  ist  eine  glatte  Erfindung, 
und  ich  möchte  sie  nur  als  einen  neuen  Beweis  der  Kampfesweise  unserer  Feinde 
festnageln.  Wer  mich  kennt,  weiß,  daß  ich  während  der  ganzen  Dauer  des 
Krieges  und  bis  in  die  allerjüngste  Zeit  stets  meiner  Ueberzeugung  dabin  Aus- 
druck gegeben  habe,  daß  Deutschland  finanziell  und  wirtschaftlich  den  Krieg 
jedenfalls  länger  aushalten  werde  als  jeder  seiner  Feinde.    Dieses  arbeitsamste, 

fedanken reichste  und  organisationsfähigste  aller  Völker,  dieses  von  tiefstem 
'flichtgefühl  beseelte  und  von  höchstem  Staatsbewußtsein  getragene  Volk,  dessen 
Spar-  und  Finanzkraft  mit  jedem  Jahr  des  Krieges  höher  wächst,  wird  die  Lasten 
des  Krieges,  und  seien  sie  noch  so  schwer,  leichter  tragen  und  schneller  wett- 
machen können  als  irgendeiner  seiner  Gegner. 
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2)  Infolge  des  stark  schwankenden  Einlösungagewinnes  nicht  berechnet. 

3)  Ohne  Berücksichtigung  der  umgetauschten  Beträge. 
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Aber  nicht  nur  in  dem  ZdehnangMwebniB  überragt  dieae  Anleihe  all« 
früheren,  sondern  auch  in  der  Oröfle  und  ^hneUigkeit  dir  Einaahlung^n,  und 
das  spricht  am  deutlichst«n  für  die  HtÄrke  der  d<Btach«B  wirtachaftlichen  Kraft 
und  für  die  geHunde  und  gute  Verfaaaung  des  Geldmarirte».  Am  27.  d.  M.,  dem 
ersten  Pflichtzeichnungstage,  bis  zu  dem  30  Pro*,  tod  dao  Z«ichnuDgen  eine»- 
zahlt  werden  sollten,  waren  nicht  weniger  als  12  710  Hill.,  d.  i.  86,0?  Pros,  das 
gesamten  Zeichnungsergebnisses  —  gegen  80^  Prot,  bei  aer  7.  und  76,43  Pro«, 
bei  der  6.  Anleihe  —  tataichlich  bereits  eingesahlL  Für  da»  Wacbaeo  der 
deutschen  Sparkraft  ist  es  beteichnend,  dafl  aof  die  Hilfe  der  Darlehnskaasea  fftr 
Kriegszwecke  immer  weniger  zurückKesriffen  wird.  Für  die  8.  Anleilie  worden 
bis  zum  23.  April  nur  56  Hill.  M.  Darlehen  entnommen,  d.  h.  noch  nieht  V,  Proz. 
der  bis  dahin  eingezahlten  12  210  Mill.  Für  alle  8  KnegsaaMbeB  kofea  bei  den 
Darlehnskassen  nur  noch  762  Mill.  M.  d.  h.  nur  0,9  Proz.  aller  Eänsahlungen  auf 
die  Anleihen." 

Die  Zahl  der  Zeichnungen  hat  mit  6'/,  Uill.  Stück  gegenüber  der 
7.  Kriegsanleihe  am  beinahe  1,8  Mill.  zugenommen.  Es  aiad  nftmlich 
insgesamt  eingegangen : 


Stfielnahl  dar 

aber  ingwaag 

M. 

Zeichnnogen 

bis 

200  U. 

3801  571 

26s  162045 

„               TOD 

300 

J, 

500    .. 

»9«94S 

378824817 

600 

tt 

1000    „ 

778675 

710072963 

1  100 

»> 

2000    „ 

49«  »93 

602  67 1  028 

2  100 

n 

5«»   -. 

297142 

1  129  229470 

5  100 

,j 

10000   „ 

l«f  »77 

1019  414  750 

10  100 

»1 

200ÜO   ,. 

54  «7» 

875  796  2*0 

20  100 

»» 

50000   ,, 

43  33» 

1  428  297  180 

50100 

„ 

100000   „ 

16521 

1211464329 

100  100 

1» 

50000Ü   „ 

«0353 

»455  «»4  «57 

it            1» 

joo  100 

** 

1  000000   „ 

i8«5 

I  267597319 

über 

I  000  000   „ 

1  106 

3424910842 

6510278 

14766247  100 

Mitte  April  wurden  dem  Reichstag  die  neuen  Reichasteaer- 
entwflrfe   vorgelegt,   die   folgendes   zum   wesentlichen  Inhalt   haben: 

1.  Das  Branntweinmonopol. 
Aller  erzeugter  Branntwein  ist  an  die  Monopolrerwaltong  absoliefem.  Wo 
ausnahmsweise  dea  Brennern  die  Rückbehaltnng  des  Branntwaoes  gestattet  wird, 
muä  ein  Branntweinaufschlag  entrichtet  werden.  Die  KontingeBtiemng  nnd  der 
Durchschnittsbrand  bleiben  bestehen.  Das  neu  zu  errichtende  Monopolamt 
besteht  aus  der  Verwaltungsabteilnng  und  der  Qeechiftsabteilung.  Diese  ist  die 
bisherige  Spirituszentrale  Dazu  tritt  ein  Beirat  ans  20  Mitgliäem,  dem  «Bge- 
hören :  5  Mitglieder  des  Bundesrats,  5  Mitglieder  des  Beichstags,  b  landwirtschvt- 
liche  Brenner,  5  von  der  MonopoWerwaltong  rorgeeehlagene  Vertreter  der  gewerb- 
lichen Brenner.  Die  Verkaufspreise  sind  so  festsnsetien,  daA  dem  Beiche  nach 
Abzug  aller  Kosten  eine  Reineuinahme  für  ein  Hektoliter  ron  800  M.  rerbleibt 
Der  Preis  für  Trinkbranntwein  wird  teuer,  der  für  gewerblichen  Branntwein  billig 
festgesetzt  Die  Monopolverwaltung  wird  auch  die  einfacheren  Trinkbranntweine 
herstellen,  die  Destillateure  werden  abgefunden.  Bei  der  Herstellung  von  Markan- 
branutwein  ist  noch  eine  besondere  Abgabe  von  1  M.  für  den  Liter  zu  bezahlen. 

2.  Biersteuergesetz. 
Es  wird  Besteuerung  des  fertigen  Bieres  vorgesehen  im  Augenblick  der  Ent- 
fernung aus  der  Brauerei  oder  des  Verbrauchs  in  der  Brauerei.  Die  Rohstoff- 
überwachung wird  ergänzt  durch  eine  Buchführung  über  die  Bierbereitung.  Die 
Steuer  betr^  10  M.  für  das  Hektoliter  bei  2000  U  hergestellter  Biermenge  und 
steigt  bei  größerer  Produktion  staffelweise  bis  auf  12  M.  50  Pf. 
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3.  Weinsteuer. 
Die  Weinsteuer  wird  erhoben  beim  Hersteller  oder  Händler,  wenn  der  üeber- 
gang  des  Weines  zum  Verbraucher  stattfindet.    Sie  beträgt  20  Prozent  vom  Werte. 
Ein   Weinprüfungsamt   steUt  in  Zweifelsfällen   den  Wert  fest.     Es  ist  Nachbe- 
steuerung für  die  Weine  der  letzten  drei  Jahre  vorgesehen. 

4.  Schaumweinsteuer. 
Die  bisherige  Staffelung  von  1   bis  3  Mark  wird  durch  den  einheitlichen 
Satz  von  3  M.  für  die  Flasche  ersetzt. 

5.  Besteuerung  von  Mineralwässern  und  künstlich  bereiteten  Ge- 
tränken,  und   Erhöhung   der   Zölle   für   Kaffee,   Tee,    Kakao   und 

Schokolade. 
Die  Steuersätze  für  Mineralwässer,  Limonaden  und  konzentrierte  Kunst- 
limonaden sind  gestaffelt  von  '/.  Pf.  bis  1,20  M.,  je  nach  Eaumgehalt  der  Gefäße. 
Der  KaffeezoU  wird  auf  130  M.  für  einen  Doppelzentner,  der  Zoll  für  Kakao- 
bohnen auf  50  M.,  für  Tee  auf  220  M.,  für  Schokolade  auf  140  M.  für  den  Doppel- 
zentner festgesetzt. 

6.  Erhöhung  der  Post-  und  Telegraphengebühr. 

Abweichend  von  bisherigen  Sätzen  soll  das  Porto  in  Zukunft  betragen:  für 
Briefe  bis  20  g  im  Ortsverkehr  10  Pf.,  für  Briefe  bis  250  g  im  Ortsverkehr  15  Pf., 
für  Fernpostkarten  10  Pf. 

Ferner  sind  Erhöhungen  vorgesehen  für  Drucksachen,  G«schäftspapiere, 
Pakete  usw.  Die  Telegrammgebühren  werden  auf  8  Pf.  für  das  Wort  erhöht. 
Von  der  Reichsabgabe  befreit  oleiben  unter  anderem  Pressetelegramme. 

7.  Kriegssteuer  der  Gesellschaften  für  das  4.  Kriegsgeschäftsjahr, 
Die  Gesellschaften  waren  schon  früher  gesetzlich  verpflichtet  worden,  60 
Prozent  des  im  vierten  Kriegsjahr  erzielten  Mehrgewinnes  als  Sonderrücklage  in 
ihre  Bilanz  einzustellen.  Die  Abgabe  ist  je  nach  der  Höhe  des  Mehrgewmnes 
gestaffelt  von  10—50  Prozent. 

8.  Aenderung  des  Beichsstempelgesetzes, 

die  neben  sonstigen  Neuerungen  gegenüber  dem  bisherigen  Eechtszustand  vor 
allem  eine  erhebliche  Verschärfung  der  bisherigen  Sätze  und  die  Er- 
fassung bisher  freigelassener  Werte  bringt.  Diese  betreffen  den  Umsatzstempel 
bei  Kauf-  und  Anschaffungsgeschäften  von  Wertpapieren  und  beim  Börsenkauf 
von  Waren,  den  Gründungsstempel  bei  Gesellschaftsverträgen,  den  Emissions- 
stempel,  eine  Talonsteüer  und  die  Geldumsätze. 

9.  Aenderung  des  Wechselstempelgesetzes. 

Die  Sätze  betragen  für  Wechsel  unter  250  M.  15  Pf.,  von  250  bis  500  M. 
30  Pf.,  von  500  bis  750  M.  45  Pf.,  von  750  bis  1000  M.  60  Pf.,  für' jede  weitere 
1000  M.  60  Pf.  mehr. 

10.  Umsatzsteuer. 

Der  Umsatzsteuer  unterliegen  die  im  Imlande  gegen  Entgelt  ausgeführten 
Lieferungen  und  sonstigen  Leistungen  solcher  Personen,  welche  eine  auf 
die  Erzielung  von  Einnahmen  aus  den  Leistungen  gerichtete  selbständige  ge- 
schäftliche oder  berufliche  Tätigkeit  ausüben.  Lieferungen,  die  auf  Grund  einer 
Versteigerung  erfolgen,  sind  unbeschadet  der  eigenen  Steuerpflicht  des  Versteigerers 
wegen  seiner  Tätigkeit  auch  dann  steuerpflichtig,  wenn  der  Auftraggeber  eine 
selbständige  geschäftliche  Tätigkeit  nicht  ausübt.  Diese  Vorschrift  gilt  nicht  für 
die  Versteigerungen  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  usw.  Die  Steuer  beträgt 
5  vom  Tausend  des  Werts  der  Ware  oder  Leistung. 

Außerdem  werden  mit  einer  besonderen  Luxussteuer  belegt:  aj  Edel- 
metalle und  Edelsteine,  b)  Kunstwerke,  c)  Antiquitäten,  d)  photographische  Hand- 
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^parat«,  e)  Flügel,  Klmnere,  Uarmonieo  und  mechanische  Spielnerke,  f)  Hand- 
waffen, g)  Motorfahrzeuge  für  Land  und  Waiaer,  h)  Teppich«,  i)  Pelcwerke. 

Der  Steuersatz  beträgt  für  Edelmetalle  und  EdeUtetne  20  nocent.  für  die 
übrigen  10  Prozent  vom  Werte. 

Von  der  Besteuerung  sind  ausgenommen  Ums&tce  an«  dam  Ausland 
and  die  außerhalb  des  Kleinhandels  erfolgenden  Ums&tM  «ngafUutar  Oenn- 
stände  im  Inland  sowie  Uma&txe  in  das  Aasland,  Kieditcewahinnc  aad  DmHtM 
von  Geldforderungen,  insbesondere  ron  Wechsdn,  Scbeen  nnr^  verpaehtnaMa 
und  Vermietungen  von  Grundstücken,  BefflrderangMi  (Penonen-  and  Ofttarrarkaar), 
Versicherungen. 

Der  erhöhten  Luxusateoar  antariia|an  nicht  Original  werke  der  Plastik, 
Malerei  und  Graphik  deutscher  labender  oder  inneihalb  der  leisten  5  Jahre  rar- 
Btorbener  Künstler^  die  unmittelbar  vom  Kttaatlar  oder  nach  aaiaem  Tod«  tob 
seinem  Ehegatten,  seinen  Abkömmlingen  oder  ariniai  Eham  dnieh  Verkaaf  oder 
durch  AnssteUungSTerbände  von  Künstlern  vertiieben  werden.  Die  Frist  von  5 
Jahren  wird  vom  Abschlnfl  des  Umsatigeachiftaa  über  das  Werk  ab  rarechnet. 
Bei  Origioalwerken  der  Malerei,  der  Pla«tik,  dar  Graphik,  bei  Antiquitäten  nsw., 
sofern  sie  für  die  Geschichte,  die  Kultorgeadiiehte  oder  die  ürnaehidite  der 
Pflanzen-  und  Tierwelt  von  Bedeutung  dad,  iat  jedaa  Verbreiten  Ins  Ausland 
steuerpflichtig,  und  zwar  selbst  dann,  weaa  diaae  OagaBatlnde  zur  gewerblichaa 
Weiter veriulieru Dg  im  Auslande  bestimmt  sind.  Dia  8teMn>fi>cht  beim  VarbriBMa 
ins  Ausland  tritt  nicht  ein,  wenn  der  Hersteller  dar  Oagaaitlnde  am  Taga  aar 
Aasfuhr  noch  nicht  50  Jahre  tot  ist. 

11.  Gesetf  gegen  die  Steuerflucht. 
Zur  Verhinderung  der  Stenaiflacht  wird  die  Verpflichtung  cor  Staoamhlung 
für  die  Personalsteuer  auf  5  Jahre  nach  Verlagnng  des  Wobnattsea  aratnckL  Vor 
der  Abwanderung  ist  Sicherheit  zu  leisteo  (W  Prozent  des  VanaSgens).  War 
die  Steuer  hinterzieht,  wird  mit  Frau  und  Kiadara  expatriiert.  Zahlt  er  die  Steoar 
später  nach,  erlangt  er  seine  StaatsaagebSrigfcait  wieaar. 

12.  Das  BiertolL 
Der  Bierzoll  wird  erhOht  in  OefUen  über   16  Litern  auf  19,36  M^   unter 
15  Liter  auf  25  M. 

Das  finanzielle  Ergebnis. 
Die  Erträge  oder  Mehrerträge  werden  «achätxt  in  Millionen  Mark  bei  der 
Kriegasteuer  der  Gesellschaften  auf  600,  Boraenstener  usw.  214,  Gmsatz-  und 
Laxosstener  1000,  Erhöhung  der  Postgebühren  125,  beim  Branntweinmonopol  auf 
650,  bei  der  Biersteuer  auf  340,  Weinsteuer  106,  Schaumweinsteaer  20,  Mineral- 
wäaaer  usw.  50,  ZoU  auf  Kaffee,  Tee,  Kakao,  Schokolade  75  MiU.  M. 

Ueber  diese  Pläne  im  Rahmen  der  groten  Beichsfinans- 
reform  sprach  sich  die  „Frankf.  Ztg."  (v.  17.  April)  a.  a.  folgender- 
maßen aus : 

Auf  Schritt  und  Tritt  ist  die  Entwicklung  der  Kriegabestenening  in  Deutsch- 
land durch  die  bisherige  Unfreiheit  des  Reichs  in  Finanzfragen  behindert  worden ; 
sie  wurde  dadurch  fortgesetzt  schon  in  der  Abgrenzung  il^er  Aufgabe  zu  einer 
Selbstbescheidung  gezwungen,  die  immer  weniger  zu  den  durch  die  lange  Kriege- 
dauer  gestellten  Anforderungen  paflte.  Als  da-  Krieg  aoatoach,  glaubte  man  zu- 
nächst die  ganzen  Deckungsfracen  bis  nach  Frieoeaaadilafl  rnban  lassen  zu 
können;  erst  im  Lauf  des  zweiten  Kriegswinter«  entschlofl  man  sich  zur  Be- 
schaffung neuer  Einnahmen.  Damals,  als  zum  ersten  Mal  Kriegssteuern  im  Reich 
beschlossen  wurden,  wäre  der  psychologische  Moment  zur  Einführung  einer  all- 
gemeinen direkten  Beaitzbelastung  durch  das  Reich  gewesen;  die  Stimmung  der 
Bevölkerung  hätte  eine  solche  Aktion  als  etwas  Selbstverständliches  gutgeheißen, 
tind  auch  die  einzelstaatlichen  Finanzverwaltungen  hätten  sich  gegen  eine  mora- 
lisch 80  starke  Forderung  nicht  ernsthaft  zur  Wehr  setzen  können.    Der  damalige 
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Schatzsekretär  verpaßte  den  günstigen  Moment;  er  begnügte  sich  damit,  wenigstens 
die  während  d96  Krieges  neu  entstandenen  Vermögen  durch  die  Kriegsgewinn- 
steuer zugunsten  des  Keichs  zu  treffen,  im  übrigen  aber  eine  Reihe  indirekter 
Abgaben  auszuarbeiten,  die  als  durchaus  provisorisch  und  widerruflich  hingestellt 
wurden.  Damit  war  ein  Präzedenzfall  geschaffen ;  dem  gegenwärtigen  Schatz- 
sekretär wäre  es  danach,  auch  wenn  er  gewollt  hätte,  sehr  erschwert  gewesen, 
eine  andere  Politik  zu  treiben  und  den  Ferner  der  ersten  Vorlage  bei  der  zweiten 
Steuerverhandlung  im  Frühjahr  vorigen  Jahres  zu  korrigieren.  Tatsächlich  blieb 
denn  auch  Graf  Roedern  im  ganzen  in  den  Bahnen  Helfferichs.  Die  Steuern,  die 
er  vor  Jahresfrist  an  den  Reichstag  brachte,  wurden  zwar  von  vornherein  als 
dauernde  Einnahmen,  als  Teile  der  definitiven  Gesamtreform  aufgefaßt,  aber  es 
waren  doch  auch  diesmal  nur  einzelne  herausgerissene  Stücke,  und  bei  ihrer 
Auswahl  hatte  man  sich  wieder  durchaus  von  der  Absicht  leiten  lassen,  alle  prin- 
zipiellen Diskussionen  nach  Möglichkeit  zu  vermeiden.  Die  Kriegsgewinnsteuer 
wurde  verschärft;  es  blieb  aber  bei  dem  Verzicht  auf  das,  was  die  erste  und 
vornehmste  Aufgabe  jeder  Kriegsbesteuerung  sein  sollte,  auf  eine  kräftige  und 
einheitliche  Erfassung  auch  des  alten  Besitzes.  Sachlich  konnte  es  für  diesen 
Verzicht  gar  keine  Rechtfertigung  geben ;  ausschließlich  die  Unfertigkeit  der 
deutschen  Steuerverfassung  und  das  Reservatrecht  der  Bundesstaaten  waren  seine 
Ursache. 

Dafür,  daß  jetzt,  beim  dritten  Abschnitt  der  Steuerreform,  die  bisherige 
Taktik  des  Ausweichens  vor  jeder  Reform  der  deutschen  Steuerverfassung  auf- 
gegeben werden  muß,  scheint  auch  Graf  Roedern  Verständnis  zu  besitzen.  Er 
deutete  bereits  in  seiner  Etatrede  aus  dem  vergangenen  Dezember  an,  daß  er 
daran  denke,  eventuell  schon  jetzt  die  (Jesamtreform  der  Reichsfinanzen  in  An- 
griff zu  nehmen ;  zur  selben  Zeit  waren  offenbar  Verhandlungen  mit  den  Finanz- 
ministern über  die  zukünftige  Verteilung  von  Reichs-  und  Landessteuern  im 
Gange,  und  das  Schatzamt  hat,  wie  aus  der  Rede  des  preußischen  Finanzministers 
vom  14.  März  hervorgeht,  in  diesen  Verhandlungen  den  Bundesregierungen  das 
entscheidende  Zugeständnis  entrungen,  daß  das  Gebiet  der  Reichsbesteuerung  er- 
weitert werden  muß  und  daß  sich  unter  den  kommenden  Reichssteuern  auch 
direkte  Abgaben  befinden  werden.  Der  große  Fortschritt,  der  in  dieser  prin- 
zipiellen Verständigung  liegt,  wird  indes  dadurch  wesentlich  eingeschränkt,  daß 
er  erst  nach  dem  Kriege  in  Kraft  treten  soll ;  solange  der  Krieg  fortdauert,  soll 
nach  den  Erklärungen  des  preußischen  Finanzministers  alles  so  bleiben,  wie  es 
war.  Damit  werden  die  tiefgehenden  Mängel  unserer  Kriegsbesteuerung  auf  un- 
bestimmte Zeit  prolongiert;  die  dritte  Teilreform,  die  uns  in  die  fünfte  und 
sechste  Milliarde  hineinführen  wird,  soU  danach  an  den  wichtigsten  Problemen 
der  gesamten  Reform  ebenso  ängstlich  vorbeigehen  wie  die  beiden  ersten. 

Ehe  der  Reichsschatzsekretär  Graf  Roedern  zu  den  einzelnen 
Vorlagen  sich  äußerte  (Reichstag  23.  und  25.  April),  sprach  er  sich  da- 
selbst zunächst  allgemeiner  über  die  Reichs finanzen  aus.  Das 
Wichtigste  aus  seiner  Rede  sei   hier  auszugsweise  wiedergegeben: 

Meine  Herren,  bei  einer  Betrachtung  unserer  Steuerpolitik  ergibt  sich  zu- 
nächst ganz  von  selbst  die  Frage:  waren  wir  auch  in  unserer  Steuerpolitik  allen 
unseren  Gegnern  voran  ?  Da  möchte  ich  bei  dieser  Beantwortung  eine  kleine 
Einschaltung  machen.  Die  Frage  wäre  der  volkswirtschaftlichen  Untersuchung 
meines  Erachtens  wert,  ob  man  zu  gleicher  Zeit  eine  Anleihepolitik  und  eine 
heroische  Steuerpolitik  treiben  kann.  Unsere  bisherige  Steuerpolitik  ist  hier  sehr 
häufig  erörtert  worden.  Sie  bestand,  um  es  kurz  zu  wiederholen,  darin,  die 
jedesmal  aufgelaufenen  Mehrzinsen  für  inzwischen  bewilligte  Kredite  durch  neue 
Steuern  aufzubringen,  von  denen  wir  uns  ganz  klar  waren,  daß  sie  nicht  alle 
schon  jetzt  im  Kriege  voll  laufen,  sondern  daß  auf  ihren  vollen  Ertrag  erst  in 
der  üebergangszeit  zu  rechnen  sein  wird. 

Diese  Politik  ist  hier  im  hohen  Hause  mehrfach  gebilligt  worden,  und  wenn 
ich  mich  recht  erinnere,  haben  auch  bei  der  letzten  Etatsberatung,  bei  der  ja  diese 
Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  Volkswirtscb.  Chronik.  1918.  XX 
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Frage  ichon  flüchtig  geatreift  wurde,  die  Mehrzahl  der  Bedner  der  P«rteien  aieh 
auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  nicht  nur  im  vorigen  Jahre,  aonderB  aaeh  in 
diesem  Jahre  der  Mehrertrag  der  Zinaen  unter  allen  Umständen  durch  nene 
Steuern  aufgebracht  werden  mfiAte 

Meine  Uerreo,  für  sehr  Tid  ernster  als  die  Angriffe  derjenigen,  die  die  nnse 
Steuerreform  bis  nach  dem  Kriege  rertacen  wollen,  halte  ich  die  Angriffe  ans 
dem  anderen  Lager,  daß  wir  auf  stederUchem  Gebiet  doch  weitaas  noch  nicht 
genug  getan  hätten  und  auch  jetzt  noch  nicht  Uten.  Dabei  möchte  ich  hervor- 
heben, daß  uns  auf  diesem  Oebiete  meiner  Uebecxeognu  nach  nnr  England  ab- 
solut und  relativ  voraus  ist  Aber  ich  schalte  hier  wieder  die  leise  Frage  ein : 
kann  man  zugleich  gute  Anleihepolitüt  und  nte  Steuerpolitik  treiben?  Es  ist 
mir  zweifelhaft.  England  hat  dieae  Stcoarpoutik  —  das  unterliegt  rar  keinem 
Zweifel  -  jedenfalls  betrieben  and  —  aaeh  daran  ist  gar  kein  Zweifel  —  gleich 
im  ersten  KriegHJahre  und  dann  immer  weiter  durch  immer  stirkcm  Ansnuuung 
aller  vorhandenen  äteuerquellen.  Aber  ich  unterstreiche:  aller  bereits  vetliandenen 
Steuer(|uellen.  Neu  scheint  mir  auch  in  England  doch  bisher  nur  die  Kriegs- 
gewinnsteuer  zu  sein.  Die  berühmte  organisaturiache  Neuordnung  des  Steuer- 
systems, eine  Forderung,  die  mir  in  der  Preaee  in  der  letsten  Zeit  so  manchmal 
begegnet  ist,  finde  ich  auch  dort  nicht.  .... 

Aber  trotz  allem,  England  ist  uns  in  der  Krieesbestenerung  etwas  roraus, 
und  es  konnte  das  sein,  weil  es  als  Einheitsstaat  unendlich  riel  leiehter  alle  Steuer- 
quellen  bis  zum  letzten  ansnatsen  konnte  als  ein  Bundesstaat,  und  weil  es,  wenig- 
stens in  der  ersten  Zeit,  auch  vom  Wdthandel  nicht  abgesperrt  war  und  infolge- 
dessen seine  Finanzzölle  bis  zum  letzten  so  ansnatsen  konnte,  wie  es  das  getan 
hat.  Vielleicht  —  ich  lasse  es  dahingestellt  —  iat  aadi  bei  uns  in  der  ersten  Zeit 
nicht  mit  einem  so  langen  Krieg  gerechnet  worden,  aber,  meine  Herren,  wenn 
man  vom  Rathaas  kommt,  ist  man  kliwl  J*t<^  aber  gilt  ea,  nicht  rflekwirts  zu 
schauen,  sondern  zu  fibolegen :  wie  holen  wir  den  Vonpruag,  den  England 
zweifellos  auf  diesem  Gebiete  hat,  am  raschesten  wieder  ein  ?  De  eeheint  es  mir 
richtig,  daß  wir  uns  ein  Beispiel  an  den  Flandern kimpfem  nehmen,  die  den 
Vorsprung  der  Englinder,  den  sie  in  drei  Jahren  erzielt  hatten,  jetzt  in  einem 
Monate  wieder  eins^olt  haben.  Ich  will  mich  dabei  auf  dieeen  einen  Monat  für 
ans  hier  nicht  festlegen. 

Meine  Herren,  ich  sagte,  daß  die  bandeastaatUche  VerCueunc  uns  im  Gegen- 
satz zu  England  behindert  bitte,  alle  Steuern  sofort  für  neue  Knenaweeke  dem 
Reiche  direkt  nuUbar  zu  machen.  EMe  reinen  finanzpolitieclMa  Ma«Jila>,  daS 
wir  als  Bundesstaat  nicht  wie  ein  Einheitsstaat  an  die  Eänkommenbestenerung 
heniDKehen  konnten,  sind  ohne  weiteres  ziuugeben.  Ich  gebe  auch  abat  weiteres 
den  Nachteil  unserer  Kricsagewinnsteuer  zu,  der  darin  oestand,  daß  wir  nicht 
an  das  Mehreinkommen  herangehen  konnten,  eondem  das  Mehrrermögen  zur 
Grundlage  unserer  Besteuerung  machen  mußten.  Aber,  meine  Herren,  unser 
staatsrechtlicher  Aufbau  ist  eben  ein  anderer  wie  der  eines  Einheitssteitee,  and 
ich  möchte  betonen,  ea  ist  kein  rein  stenerlicher  Formalismus,  sondern  es  sind 
zwingende  materielle  Gründe,  wenn  ich  sage:  wir  müssen  dieser  Tatsache  auch 
steuerlich  Bechnuns  tragen. 

Da  miichte  iax  auf  eins  aufmerksam  ■lerhiin,  meine  Herren.  Die  Ein- 
kommensteuer ist  nun  einmal  die  letzte  Steuer,  fiber  die  die  Bundesstaaten  fiir 
sich  und  für  den  Haushalt  ihrer  Gemeinden  noch  frei  verfügen  können.  Die 
Realsteuern,  die  recht  eigentlich  die  Steuern  der  Gemeinden  sind,  kommen  doch 
in  allen  Bundesstaaten  in  erster  Linie  nur  den  Gemeinden  zugute.  Die  Ver- 
brauchsabeaben  hat  im  Laufe  der  letzten  40  Jahre  fast  alle  das  Reich  an  sich 
gezogen.  Die  Verkehrssteuern  sind  den  Bundesstaaten  bis  auf  einen  ziemlich 
kleinen  Rest  auch  genommen  worden.  Auch  an  das  Vermögen  sind  wir  beim 
Wehrbeitrag  und  auch  bei  der  Kriegsgewinnsteuer  schon  heranKegangen  und 
werden  es  wohl  bei  dem  später  nicht  zu  vermeidenden  Ausbau  der  Erbschafts- 
steuer wieder  tun  müssen.  Da  ist  es  also  doch  wohl  zu  begreifen,  wenn  in  den 
einzelnen  Landtagen  die  dortigen  Finanzverwaltungen  um  dieses  Letzte,  um  die 
Einkommensteuer,  kämpfen  wie  die  Löwin  um  ihr  Junges.  Es  ist  eben  die  Er- 
haltung der  letzten  Steuerquelle,    über  die  die  Bundesstaaten  frei  verfügen.  .  .  . 
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Nun,  meine  Herren,  zum  Exempel  I  Die  Gesetzgebung  von  1916  brachte  uns 
indirekte  Abgaben  in  einer  geschätzten  Höhe  von  650  Mill.  M.  Sie  wären  also 
1916  mit  325  Mill.,  1917  und  1918  mit  je  650  Mill.,  also  mit  1  Milliarde  625  Mill. 
einzusetzen.  Die  Gesetzgebung  von  1917  brachte  Kohlen  und  Verkehr  mit  einem 
ge.schätzten  Betrage  von  rund  800  Mül.,  also  für  1917  400  Mül.,  für  1918  800  Mill., 
zusammen  1200  MiU.  1918  kommen  die  Getränkesteuern,  die  Postabgaben  und 
die  Warenumsatzabgaben  —  ich  will  die  Börsensteuer  einmal  als  ein  Neutrum 
außer  Betracht  lassen ;  eigentlich  könnte  man  sie  der  Besitzsteuer  ganz  ruhig 
zuzählen,  aber  auf  eine  Kleinigkeit  kommt  es  hier  nicht  an  — .  Wir  nahen  also 
in  dem  Hauptsteuerbukett  für  1918  etwa  2  Müliarden  260  Mill.  indirekte  Be- 
lastung vorgesehlagen.  Sie  wären  für  1918  mit  der  Hälfte,  wenn  es  gut  geht, 
also  mit  1180  MiU.  einzusetzen;  das  ergibt  für  die  ganze  Zeit  1625  Mill.,  plus 
1200  MiU.  plus  1180  MUl.,  gleich  4005  MiU.,  d.  h.  rund  4  MiUiarden.  Dabei  waren 
auch  die  Luxus-  und  die  Weinsteuer  schon  als  indirekte,  als  Verbrauchsbelastung 
gerechnet.  Aber  die  wUl  ich  ruhig  in  dem  Bukett  lassen.  Sie  werden  also  aus 
den  Zahlen,  die  ich  Ihnen  für  die  direkten  Steuern  gebe,  sehen,  daß  es  wirklich 
auf  eine  Kleinigkeit  nicht  so  ankommt.  Demgegenüber  die  direkten  Steuern.  Da 
müssen  Sie  den  Wehrsteuerbetrag  mitberechnen;  denn  er  ist  im  Hochsommer 
1914  zum  ersten  Male,  dann  im  Frühjahr  1915  und  dann  im  Jahre  1916  noch 
einmal  mit  seinen  Baten  erhoben  worden,  ist  also  der  Kriegsführung  zugute  ge- 
kommen und  hat  auf  der  anderen  Seite  auch  den  Steuerzahler  während  des 
Krieges  belastet.  Dann  kam  im  Jahre  1916  die  damals  bewilligte  Kriegssteuer 
und  im  Jahre  1917  der  20-proz.  Zuschlag,  die  zusammen  mit  einem  Betrage  von 
ungefähr  5,7  Müliarden  einzusetzen  sein  würden.  Dann  kommen  zwei  Baten  der 
Besitzsteuer  mit  200  MiU.  M.,  und  dann  kommt  der  Vorschlag,  den  wir  Ihnen 
jetzt  machen,  die  Neubehandlung  der  Kriegsgewinnsteuer  mit  einem  geschätzten 
Betrage  von  etwa  600  Mill.  M.  Das  sind  doch  im  ganzen  für  die  5  Etatsjahre 
7,5  MüUarden  direkte  Steuern,  die,  das  betone  ich,  erhoben  worden  sind,  oder  die 
in  diesem  Jahre  noch  erhoben  werden,  während  ein  TeU  der  indirekten  Steuer 
während  des  Krieges  zweifeUos  noch  nicht  zur  Erhebung  hat  gelangen  können.  .  .  . 

Meine  Herren,  zu  den  Momenten  die  wir  bei  der  endgültigen  Auseinander- 
setzung werden  berücksichtigen  müssen,  gehört  neben  vielen  anderen  jetzt  noch 
nicht  übersehbaren  Punkten,  so  z.  ß.  der  Höhe  der  Entschädigung,  auf  die  ich 
hoffe,  auch  der  eines  Abbaues  der  Geldinflation,  von  der  ich  vorhin  sprach. 
Diese  Geldinflation  mußte  zu  der  beklagenswerten  Hebung  des  Preisniveaus 
führen,  unter  der  gerade  der  Mittelstand  am  allermeisten  zu  leiden  hat. 

Meine  Herren,  wir  werden  dann  bei  der  endgültigen  Beform  auch  die  Frage 
der  Monopole  zu  prüfen  haben,  und  dazu  möchte  ich  heute  schon  eines  bemerken. 
Für  ein  AUheUmittel  halte  ich  sie  auch  nicht.  Ein  Allheilmittel  gibt  es  auf  dem 
steuerlichen  Gebiete,  das  wir  nachher  bearbeiten  müssen,  meiner  üeberzeugung 
nach  nicht.  Ein  Monopol  —  und  zwar  ein  großes  und,  wie  ich  hoffe,  im  Frieden 
recht  ertragreiches  Monopol  —  bringen  wir  schon  jetzt  in  der  Gestalt  des  Brannt- 
weinmonopols. Was  weiter  möglich  ist,  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Mineralöle, 
des  Stickstoffs  usw.,  das  werden  wir  dann  später  auf  Grund  der  wiijtschaftlichen 
Entwicklung  bei  Kriegsende  beurteilen  müssen.  Jetzt  können  wir  meiner  üeber- 
zeugung nach  nur  das  in  Angriff  nehmen  und  nach  Möglichkeit  abschließend 
erledigen,  was  unter  allen  Umständen  ein  Teil  der  späteren  Gesamtreform  sein 
wird.  Das  muß  meiner  üeberzeugung  nach  aber  bald  geschehen,  wenn  wir  nicht 
später  vor  einer  nach  Zeit  und  Arbeitskräften  gar  nicht  mehr  zu  bewältigenden 
Aufgabe  stehen  wollten,  und  das  muß  meiner  üeberzeugung  nach  auch  mit  fester 
Hand  geschehen,  wollen  wir  jetzt  nicht  Stück-  und  Flickwerk  leisten,  was  am 
Schlüsse  nur  zu  nochmaligen  Erhöhungen  eben  dieser  selben  Steuern  führen 
würde. 

Damit  komme  ich  auf  den  Vorwurf,  der  Ihnen  und  mir  ja  in  den  letzten 
Tagen  in  der  OeffentUchkeit  recht  häufig  begegnet  ist.  Er  wird  der  Eegierung 
und  dem  Eeichstag  wegen  der  Steuergesetzgebung  des  vorigen  Jahres,  und  er 
wird  den  verbündeten  Eegierungen  wegen  der  Vorschläge  dieses  Jahres  gleich- 
mäßig gemacht.    Meine  Herren,  es  heißt,  sie  soUen  „FUckwerk"  sein.   Nun,  meine 
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Herren,  e«   »cheinen    mir  doch  guic  geburige  Stücke  eine«  «pitereo  AnzugM  zu 
«ein,  die  Sie  voriges  Jahr  eingesetzt  haben  und  die  Sie  in  dieeem  Jahre  einaetian 

wollen 

ich  frage  mich,  wie  denn  die  anderen  Staawo  mit  dieaem  angebUelMn  Fliek- 
werk  es  gehalten  bat>en,  und  ich  wire  auBerordentlieh  dankbw,  wenn  mir  die 
EjriegMteuergeeeugebung  irgendeines  Knlturataatea  gauigl  wfirde,  durch  die  er 
in  igrofiziigiger  Politik*  und  ,orgaiiischer  Fortentwieklw^  wihnnd  der  Kriega- 
zeit  seine  Steuergesetzgebung  auf  eine  Tdliig  neue  Baaia  gwtaUt  bitte.  Vor  allem 
wIre  es  mir  interessant,  einen  solchen  Bundesataat  keanea  ra  lemea. 

Dem  sftchsiBchen  Landtag  ist  Elnde  April  eine  Erginiung 
zum  Haushaltaplan  zugegangen.  Es  werden  darin  weiter  an- 
gefordert rund  50  Mill.  M.  zum  ordentlichen  und  rund  1 1  Mill.  H. 
zum  außerordentlichen  Etat.  Ein  bedeutender  Teil  dieeer  Mehrausgabe 
soll  durch  einen  prozentualen  Zuschlag  zur  Staatseinkommen- 
steuer eingebracht  werden,  der  von  10  Proz.  bis  100  Proz.  bei  einem 
Einkommen  von  200000  M.  ansteigt.  Die  Einkommen  aus  Oecell- 
schaftsunternehmen  sollen  höheren  Zuschl&gen  unterliegen,  die  je  nach 
der  Höhe   des  Einkommens   zwischen    15  und  150  Prot,  sich  bewegen. 

Ueber  die  ungarischen  Finanzen  führte  der  Finanzminister 
Popovic  Ende  April  bei  der  Verhandlung  über  das  Budgetprovisorium 
aus,  da8  die  Obligationssohnld  Ungarns  bei  der  Bank  sich  in  der  letzten 
Zeit  nicht  erhöht  habe.  Die  gesamte  Schuld  bei  der  Bank  betrage 
6,2  Milliarden.  Die  Summe  der  Kriegsausgaben  Ungarns  könne  der- 
seit  mit  monatlich  750 — 800  Mill.  beziffert  werden,  gegenüber  740 
bis  760  Mill.,  welche  er  bei  der  Beratung  des  letzten  Budgetprovi- 
soriums genannt  habe.  Die  Knegsanagaben  gestalten  sich  derart,  dal 
die  Regierung  für  diesen  Zweck  bisher  20870  Mill.  K.  cur  Verfügung 
gestellt  habe.  Demgegenüber  betrügen  Ungarns  StaatMchuidenanleihen 
nominell  15  981,4  Mill.,  der  Stand  der  sonstigen  schwebenden  Anleihen 
10865,8  Mill.  E.,  zusammen  26  847,2  Mill.  K.  Schliatlich  bemerkte  der 
Minister,  daß  die  Erhöhung  der  monatlichen  Kriegsaasgaben  in  größeren 
Auslagen  zur  Untersttltzang  der  Familien  der  Eingerfickten  und  Ein- 
käufen der  Armee  ihre  Ursache  finde. 

In  der  Türkei  wurde  eine  neue  innere  Anleihe  aufgelegt. 
Der  Anleihedienst  wird  sichergestellt  durch  6000(X)  Pfund  vor  dem 
Anteil,  der  der  o.smanischen  Regierung  aus  den  UeberschUssen  der  der 
türkischen  Staatsschuld  konzedierten  Einnahmen  zukommt,  und  durch 
die  Einnahmen  aus  der  Schlaf-  and  Schlachtviehsteuer  in  den  Pro- 
vinzen. 

^         Zur  Finanzlage  in  England  wurde  der    „Frankf.  Ztg"  über 
Zürich,  11.  April,  gemeldet: 

Mit  bemerkenswerter  Pünktlichkeit  veröffentlichte  das  englische 
Schatzamt  am  Schluß  des  Fiskaljahres,  am  31.  M&rz,  die  Jabresziffem. 
Das  Budget  von  1916  ergab  bei  638  Mill.  £  Einnahmen  2290  Mill.  £ 
Ausgaben,  das  abgelaufene  Jahr  schließt  mit  707  Mill.  £  Einnahmen 
und  2696  Mill.  £  Ausgaben  ab.  Die  Einnahmen  fibersteigen  den  Vor- 
anschlag um  69  Mill.  £,  dagegen  waren  die  Ausgaben  406  Mill.  £ 
höher,  als  veranschlagt.    Das  Defizit  wurde  gedeckt  durch  Ausgabe  von 
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Schatzobligationen  (National  War  Bonds,  Exchequer  Bonds  und  War 
Savings  Certificates)  im  Betrage  von  770  £,  kurzfristige  Schatzwechsel 
50t*  Mill.  £,  Schuldenaufnahmen  im  Auslande,  speziell  in  den  Vereinigten 
Staaten,  620  Mill.  £;  der  Restbetrag  von  110  Mill.  £  floß  aus  rück- 
ständigen Einzahlungen  auf  die  im  Vorjahre  ausgegebene  Kriegsanleihe 
dem  Schatzamte  zu.  Von  letzterer  Summe  abgesehen  blieben  die  Aus- 
gaben des  Schatzamtes  im  abgelaufenen  Fiskaljahre  unfundiert,  Eng- 
land deckte  die  Kriegskosten  lediglich  mit  künstlichen  Krediten  und 
Zuschüssen  des  amerikanischen  Verbündeten.  Das  Schatzamt  fabriziert 
Geld,  anstatt  sich  die  Mittel  zur  Kriegführung  aus  Steuern  und  Kriegs- 
anleihen zu  beschaffen.  Die  gesamten  Ausgaben  seit  Kriegsausbruch  be- 
tragen 6950  Mill.  £,  hiervon  wurden  gedeckt  1790  Mill.  £  durch 
budgetäre  Einnahmen,  während  vom  Defizit  5160  Mill.  £  nur  1880 
Mill.  £  durch  Ausgabe  von  Kriegsanleihen  —  unter  Berücksichtigung 
der  Konsolskonversionen  —  fundiert  wurden,  1148  Mill.  £  durch 
kurzfristige  Schatzwechsel  und  unbeglichene  Steuervorschüsse,  1166 
Mill.  £  mit  durchschnittlich  fünfjährigen  Schatzobligationen,  987  Mill.  £ 
durch  Auslandsverpflichtungen  Deckung  fanden.  Andererseits  besitzt 
das  englische  Schatzamt  allerdings  Forderungen  an  Kolonien  in  Höhe 
von  180  Mill.  £  und  an  Verbündete  im  Betrage  von  1264  Mill.  £, 
wovon  auf  Bußland  allein  500  Mill.  £  entfallen;  der  Wert  dieser 
Aktiven  sinkt  mit  der  Andauer  des  Weltkrieges. 

Weiter  berichtete  die  „Nordd.  Allg.  Ztg."  darüber  : 
Die  britischen  Haushalte  wurden  während  der  Krieeszeit  sehr  vorsichtig 
aufgestellt.  Sowohl  die  Einnahmen  wie  auch  die  Ausgaben  ruhten  auf  abge- 
wägten Ziffern.  Trotz  alledem  wies  das  effektive  Ergebnis  am  Ende  der  Rech- 
nungsjahre ein  üeberschreiten  bei  der  Einnahme-  und  Ausgabeseite  auf.  Für 
die  unerwarteten  höheren  Ausgaben  hatten  die  jeweiligen  Schatzkanzler  als  Recht- 
fertigungsgründe die  unvorhergesehenen  Kriegsausgaben  anzuführen.  Sie  ver- 
weisen auf  die  Ausdehnung  der  Kriegsschauplätze,  den  immer  stärker  ausge- 
prägten Materialkrieg,  die  Notwendigkeit,  den  Verbündeten  zur  Seite  zu  stehen  usf. 
Auf  der  anderen  Seite  konnten  sie  betonen,  daß  auch  die  Einnahmen  über  die 
erwarteten  Summen  gesteigert  worden  sind.  Also  waren  ihre  Budgets  auch  nach 
dieser  Seite  hin  vorsichtig  aufgestellt.  Der  Ueberschuß  der  tatsächlichen  Ein- 
nahmen gegenüber  den  Voranscnlägen  betrug  in  den  4  Rechnungsjahren: 


1914/15 

17.5  Mill.  £ 

1915/16 

31.8      ..      .. 

1916/17 

71.«      ..      .. 

1917/18 

ca.   62,0      „ 

insgesamt     182,5  Mill.  £ 

Diese  Mehreinnahmen  gegen  die  Voranschläge  resultieren  zum  überwiegenden 
Teil  aus  den  vermehrten  Einnahmen  an  Steuern.  Die  Ergiebigkeit  der  Steuern 
erwies  sich  höher,  als  sie  geschätzt  wurde.  In  den  gleichen  Rechnungsperioden 
fiberschritten  die  Steuereinnahmen  die  Voranschläge: 


1914/15 

um     15  Mill.  £ 

1915/16 

V       '4      »      .. 

1916/17 

.,      5/      "     " 

1917/18 

.,      30     „     „ 

insgesamt  um  1 16  Mill.  £ 
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Wenn  die  gesamten  bndgctären  Einnahmen  während  de«  Krieget  den 
Kriegsauggaben  in  der  gleichen  Zeit  gecenfiber^teUt  weiden,  so  ist  aus  dem 
Bilde  ersichtlich,  in  welchem  Mafie  En^and  sein  aofgectelltea  Prinzip.  Kriesa- 
kosten  durch  Steuern  zu  decken,  Terwurklichen  konnte.  Vom  1.  August  1914 
bis  23.  März  1918  betragen  die  fiesamtauaraben  de*  Schatacs  einschließlich  der 
Vorschfisse  an  die  Verbfindeten  6885  MiU.  £.  Da  aber  der  Bchaukanzler  die 
Vorschüsse  an  die  Verbündeten  als  ein  Aktivum  anschlägt,  würde  die  rein  budge- 
täre  Staatsschuld  4385  MiU.  t  hoch  sein.  Werden  die  budgetiren  Einnahmen 
vom  1.  August  1914  bis  23.  Mira  1918  in  HAhe  von  1763  Mill.  £  der  rein 
budgettren  Staaatsschnld  gegenübergestellt,  so  decken  die  bndgetirao  Einnahmca 
die  Ausgaben  zu  36  Proz.  Betrachtet  man  aber  das  VerUUtak  zwischen  <i«i 
beiden  ooigen  Ziffern,  zwischen  Gesamtanagaben  und  Gesamteinnahmen,  alao 
Utaichliche  KriegsauMaben  6885  MilL  £  und  Einnahmen  1763  Hill.  £,  so  iat  der 
Prozentsata  lediglich  £>,6  Proz.  hoch. 

Immerbio  Htellt  auch  dieses  letzt«  prozentuale  Verhältnis  von  Kriegskoataa 
und  deren  Deckung  durch  Steuern  eine  beachtenswerte  Leistung  dar,  wenn  auch 
Elngland  weit  davon  entfernt  ist  und  bleibt,  das  Schwergewicht  seiner  Kriega- 
finanzierung  in  Steuern  zu  finden. 

Am  22.  April  brachte  Bonar  Law  das  Budget  ein  and  ftihrt« 
ttber  Kredite  und  Steuern  unter  anderem  folKendea  ana: 

Die  Kredite  für  das  laufende  Jahr  werden  auf  2öJ0  Mill.  £  geKshittt.  8i« 
stellen  eine  tägliche  Ausgabe  Ton  6980000  £  dar.  Die  Anleihen  an  die  AllüectM 
werden  auf  900  Mill.  und  die  an  die  Dominions  auf  50  MiU.  gesehätst  Die  Qe- 
samtauagaben  werden  mit  2  972 197 000  £,  die  Geaamteinnahnien  mit  8420QO00O £ 
angesetzt.  Die  neuen  Steuern  woden  roranaaiehtUeh  ein  Ertrignia  ron  67  960000  £ 
bringen.  Die  gesamten  am  Ende  des  Tergangenea  Jahres  erhobenea  Ktiega- 
steuem   betragen   1044  Mill.,   didenigen  DentacElaoda,   366  MOL     Das  Msamte 


kriegssteuerertria^nis  am  Ende  aea  uafeoden  Jahres  wird  mit  1686  MilT.  ange- 
seUt.  Die  neue  Portoabgabe  ist  für  Briefe  n»  1  Pennr  auf  1'/,  Pence  und  rar 
Postkarten  ron  '/,  Pennv  auf  1  Pennjr  «riiOht  wocden  und  wird  3400000  £  ein- 


bringen. Die  Erhöhung'  der  Scheekateaqpet  ron  1  auf  2  Panee  soll  750000  £  in 
diesem  Jahr  eiubriogen.  Die  Einkoounenatener  ist  eriiOht  worden  von  .'>  sh  aaf 
6  sh  für  1  £  bei  Einkommen  über  500  £  jährlich  und  soU  11250000  £  ein- 
bringen. Die  Ergänzungssteuer  ist  von  3  sh  6  d  auf  4  sh  6  d  für  1  £ 
bei  Einkommen  über  250ii  t'  erhöht  worden  und  soU  9  750000  £  einbringen.  Daa 
neue  Einkommensteuersystem  für  Farmer  soU  2500000  £  in  diesem  .islire  ein- 
bringen. Die  Spirituosenabgabe  ist  erhöht  von  14  sh  9  d  auf  30  ah  ffir 
die  GaUone  und  wird  10500000  £  in  diesem  Jahre  bringen.  Die  Biecsteaer  ist 
▼erdoppelt  worden  und  wird  in  diesem  Jahre  ein  Erträgnis  ron  9  700000  £  haben. 
Die  Tabaksteuer  ist  von  6  sh  5  d  auf  8  sh  2  d  f£  1  Pfd.  erhöht  und  wird 
dieses  Jahr  7  500000  £  einbringen.  Die  Znsatzstener  für  Zucker  wird  im 
laufenden  Jahre  ein  Erträgnia  von  12400000  £  haben.  Die  Luxussteuer  wird 
auf  2  Pence  für  den  Schilling  kommen. 

Im  Unterhause  wurden  die  Budgetentschlieflungen  vorläufig  angenommen. 
Die  Entschließung  über  die  Einkommensteuer  erhöht  die  Steuer  auf  Emkommen, 
die  nicht  Arbeitseinkommen  sind,  von  5  auf  6  sh,  EinkoaBien  unter  500  £  sollen 
wie  bisher  2  sh  3  d  zahlen.  Danach  soll  der  Sats  steigen,  bis  Arbeitsein- 
kommen von  25000  £  auf  5  sh  3  d  kommen. 

Der  französische  Finanzminister  hat  Mitte  April  der 
Deputiertenkammer  die  Kreditforderungen  für  das  zweite 
Quartal  1918  unterbreitet.  Dieselben  betragen  10256  Mill.  frc»., 
wovon  9520  Mill.  frcs.  für  die  Landesverteidigung,  736  Mill.  frcs.  für 
außerordentliche  Ausgaben  des  Zivilbudgets,  das  bekanntlich  bereits 
für  das  ganze  laufende  Jahr  aufgestellt,  aber  noch  nicht  vom  Parla- 
ment   genehmigt   ist.     Die  Gesamtsumme    der  bewilligten    Kredite  seit 
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Kriegsausbruch  übersteigt  126  Milliarden  frcs. ;  hiervon  entfallen 
105  950  Mill.  frcs.  auf  militärische  Ausgaben,  10155  Mill.  frcs.  auf  den 
Zinsendienst  der  Staatsschuld. 

Die  amerikanischen  Vorschüsse  an  die  Entente  be- 
trugen nach  kürzlichen  Mitteilungen  Mitte  März  rund  5  Milliarden  $. 
Hier  handelt  es  sich  lediglich  um  die  seit  April  1917  gewährten 
Kredite:  zu  diesen  müssen  noch  die  vor  der  amerikanischen  Kriegs- 
erklärung gewährten  gerechnet  werden.  Berücksichtigt  man  dies,  so 
erhält  man  folgendes  Bild: 


(in  Mill.  $ 

vor 
der  amerikanischen 

nach 
Kriegserklärung 

Zusammen 

England 

1131,1 

2520,0 

3651,4 

Frankreioii 

736.7 

1440,0 

2176,7 

Rußland 

148,5 

187,0 

335,s 

Italien 

25.0 

S50.0 

575,0 

Belgien 

— 

93,1 

93.* 

Serbien 

— 

6,0 

6,0 

Knba 

— 

15.0 

15,« 

2041,6  4811,4  6853,0 

Also  in  deutschem  Geld  recht  nahe  an  30  Milliarden  M. 

Nach  „New  York  Times"  betragen  in  den  ersten  10  Monaten  des 
Krieges  die  Kriegskosten  der  Vereinigten  Staaten  rund 
7100  Mill.  $,  d.  h.  710  Mill.  $  pro  Monat  und  24  Mill.  $  pro  Tag. 
Mehr  als  die  Hälfte  dieser  Riesensumme,  nämlich  4121  Mill.  $  sind 
in  der  Form  von  Anleihen  an  die  Verbandsgenossen  gegangen.  Während 
dieser  ersten  10  Monate  sind  die  Kriegskosten  von  Monat  zu  Monat 
um  je  über  100  Mill.  $  gestiegen.  Durch  die  beiden  bisher  aufge- 
nommenen Freiheitsanleihen  sind  von  der  Gesamtsumme  5792  Mill.  $ 
aufgebracht  worden.  1250  Mill.  $  wurden  durch  Steuern  aufgebracht. 
Die  Kriegssteuern  treten  erst  noch  in  Kraft  und  werden  zusammen 
mit  der  dritten  Freiheitsanleihe  die  Kriegskosten  für  die  kommenden 
Monate  bestreiten.  Für  die  Armee  sind  bis  zum  Februar  1918  über 
2  Milliarden  $  ausgegeben  worden,  für  die  Flotte  ungefähr  705  Mill.  $. 

Ueber  russische  Finanzen  berichtet  Reuter  aus  Petersburg 
(23.  April),  daß  die  Bolschewikiregierung  die  Staatsausgaben  für  die 
ersten  6  Monate  1918  auf  241/2  Milliarden  Rbl.  veranschlagt.  Der 
Finanzkommissar  bemerkte  in  einer  äußerst  pessimistischen  Rede,  daß 
die  Deckung  einer  solchen  Summe  unmöglich  sei.  Riesige  Beträge 
gingen  durch  die  Hände  der  örtlichen  Sowjets,  aber,  fügte  er  hinzu, 
niemand  wisse,  wo  das  Geld  hingehe. 

Die  griechischen  Staatseinnahmen  aus  Monopolen,  Tabak,  Siegel- 
rechten usw.  betrugen  nach  einem  im  „Maasboden"  wiedergegebenen  Bericht  der 
Internationalen  Finanzkommission  in  Athen  im  Jahre  1917  33523091,34  Drachmen, 
wozu  noch  14  262  000  Drachmen  aus  Abgaben  des  Schiffsverkehrs  im  Piräue 
kommen.  Die  entsprechenden  Zahlen  des  Vorjahres  waren  34  229959,93  und 
25  827  000.  Trotz  der  wesentlichen  höheren  Lasten  des  griechischen  Staates  sind 
also  die  Einnahmen  ganz  erheblich  zurückgegangen. 
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Nach  .Wall  Street  Joornal*  betrifft  da*  Guthaben  der  japanitcbeB 
Kegiernng  in  New  York  uagefUu  120  Mill.  9.  Man  lact,  daü  die  japaaiaclM 
Regierung  die  Fond«  ihrer  PoataparkaMen  ia  UMrikaaiacEeo  Wertpapieren  an- 
zulegen beabsichtigt.  Die  japaniachen  Poataparkaaaen  kahkn  auf  Einlaren  i  ▼.  H. 
jährnch  Zinien,  w&hrend  die  japaniachen  Kapitalaanlagen  in  den  Vereinigten 
Staaten  5  bis  6  v.  H.  erzielen. 

Der  neue  ägyptische  Staatahanahalt  uigi  Einnahm«»  n»  22900000 
ägrpt.  Pfd.  und  Ausgaben  ron  23  250000  igypt.  Pfd..  ao  daS  ein  FtUbatr^c  tob 
35Ö0Q0  Igvpt  Pfd.  Tcrblaibt,  der  dem  Baacnrefonda  so  eataefamaa  ist  Die 
ZiJilen  bäeuten  eine  Steigening  Ton  50  t.  H.  ngen&ber  dem  Vonuiachlag  de* 
.lahrea  191213  und  von  mehr  als  3000000  igrP^  Pfd.  int  Vatgleieh  zum 
Vorjahre. 

Neuseeland  gibt  20  Mill.  £  4V,-proz.  Anleihe  aus.  Jeder  BAifar,  weicher 
sich  dieser  Zeichnung  entzieht,  muD  als  Strafe  die  dreifaebe  Etekoauneaateuer 
entrichten  und  zwangsweise  einen  beatimmten  Betrag  der  Anleihe  flbaraeiunea. 
Hier  geht  also  ein  Mitglied  der  uns  feiadUek«  Koalition  auf  dem  gefiUuttdMB 
Wege  der  Zwangsanleihe  voran. 

Nach  amtlicher  Schiuung  beträgt  die  Staatsachald  Mexikos  4'.ri&46606 
mexikanische  Peao«  und  die  rückstindüe  Rente  081&9  4AO  Pesos  oder  'X\  l'esoa 
auf  den  Kopf  der  Berölkernng.  in  <ueaeB  Swaasen  sind  die  Verpflichtungen 
der  üegierung  Huertas,  die  durch  die  havtife  Btgianing  nicht  anerkannt  werocn, 
nicht  inbegrinen. 


H3  Jahrbücher  für 
5  Nationalökonomie 

J35  lind  St&tistik 
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